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Einige Feftftellungen über marx und Engels. 
Von K. Kautsky. . 
1. Marx. 

Wie früher ſchon ſo oft, haben auch bei den jüngſten Parteidiskuſſionen 
die Gegner der Marxiſten uns durch Berufungen auf Marx und Engels zu 
ſchlagen verſucht. Zwei derartige Berufungen ſeien hier näher betrachtet, da 
ſich deren Haltloſigkeit nicht ohne weiteres ergibt. 

Die eine geſchah auf dem Nürnberger Parteitag bei der Diskuſſion über 
die Parteiſchule. Von Eisner wurde im Anſchluß an einen Artikel Mauren⸗ 
brechers der Satz verteidigt, die Arbeiterbildung habe darin zu beſtehen, den 
Arbeitern die wichtigſten Einzeltatſachen namentlich der Geſchichte beizubringen, 
dagegen ſei es geradezu ſchädlich, ſie mit den großen Zuſammenhängen in 
Geſchichte und Okonomie, mit materialiſtiſcher Geſchichtsauffaſſung und Wert⸗ 
theorie bekannt zu machen. Die könnten ſie ja doch nicht verſtehen. Die 
Arbeiterbildung ſollte alſo in der Weiſe jener Univerſitätsbildung betrieben 
werden, die Mephiſto ſo fein verſpottet: 

Wer will was Lebendiges erkennen und beſchreiben, 
Sucht erſt den Geiſt herauszutreiben. 

Dann hat er die Teile in ſeiner Hand, 

Fehlt leider! nur das geiſtige Band. 


Dem Proletarier ſollten ſeine Lehrer nur die Teile in die Hand geben, das 
geiſtige Band aber für ſich behalten. Man ſoll den Arbeitern bloß Geſchichten 
erzählen, nicht aber ſie in wiſſenſchaftliches Denken einführen. 

Andererſeits meinte Maurenbrecher, der Unterricht in den Parteiſchulen 
habe den Arbeitern nicht Theorie, ſondern Entſchloſſenheit und Willenskraft 
beizubringen. Dazu ſolle man ihnen große Taten und die Schickſale ſtarker 
Männer, Laſſalles, Napoleons, Friedrichs II., Bismarcks uſw., vorführen. 

Darüber ließe ſich natürlich ſehr viel ſagen. Wir ſind der Anſchauung, 
daß den Proletariern Entſchloſſenheit und Willenskraft durch die Kämpfe des 
Lebens beigebracht werden. Wer ſie daraus nicht gewinnt, den werden ein 
paar Biographien auch zu keinem Helden machen. Was den Arbeitern fehlt, 
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was ihnen das Leben nicht beibringt, das iſt die Erkenntnis ihrer Stellung 
in der Geſellſchaft und ihrer daraus erwachſenden hiſtoriſchen Aufgaben, das 
iſt alſo die „Theorie“. 

Aber dieſe Frage wollen wir jetzt nicht weiter erörtern, wir wollen uns 
nur den Zeugen anſehen, auf den Eisner ſich berief. Hätte er ſich auf den 
Pfarrer Naumann geſtützt, ſo wäre das vollkommen berechtigt geweſen. Eben 
jetzt veröffentlicht dieſer in der „Neuen Deutſchen Rundſchau“ einen Artikel, 
in dem er genau wie Eisner und Maurenbrecher erklärt, den Proletariern 
brauche von der Sozialdemokratie nicht ökonomiſche Erkenntnis beigebracht zu 
werden, ſondern ein ſtarkes Wollen. Das heißt mit anderen Worten, das, 
was man die Arbeiter lehren müſſe, ſei nicht wiſſenſchaftlicher Sozia⸗ 
lismus, ſondern Gefühlsſozialismus. 

Daß die für das Proletariat nötige ethiſche Erhebung und Erbauung ihm 
am beſten durch die Biographien hervorragender Männer eingeflößt werden, 
dieſer Gedanke liegt den theologiſchen Doktoren des Nationalſozialismus ſehr 
nahe. Gerade von dieſer Auffaſſung ließen ſich die chriſtlichen Propagandiſten 
bei der Niederſchrift der Evangelien und ſonſtiger erbaulicher Legendenſamm⸗ 
lungen leiten. 

Aber freilich wäre Eisner ausgelacht worden, hätte er Friedrich Naumann 
herangezogen. Er berief ſich vielmehr auf Karl Marx, auf den Mann, der 
mehr als jeder andere dahin gewirkt hat, aus den Köpfen der Proletarier 
den Gefühlsſozialismus durch wiſſenſchaftlichen Sozialismus zu verdrängen. 

Seine famoſe Auffaſſung glaubt Eisner zu ſtützen durch einen Marxſchen 
Satz, in dem bemerkt wird, die Arbeiter, wenn ſie die Arbeit aufgäben und 
Literaten würden, richteten theoretiſch ſtets Unheil an. 

Für die Frage der Arbeiterbildung iſt dieſer Satz freilich belanglos. Es 
ſteht hier kein Wort davon, daß die Arbeiter unfähig ſeien, den hiſtoriſchen 
Materialismus und die Werttheorie zu verſtehen. Er wendet ſich bloß dagegen, 
daß Arbeiter „Literaten von Profeſſion“ werden. Immerhin könnte er zu 
falſchen Auffaſſungen Veranlaſſung geben, es iſt daher gut, ſeinen wahren 
Sinn aus dem Zuſammenhang, in dem er ſteht, feſtzuſtellen. 

Marx ſchrieb den Satz in einem Briefe an Sorge am 19. Oktober 1877. 
Damals begann in die deutſche Sozialdemokratie ein Geiſt einzudringen, der 
Marx ſehr beſorgt machte. Ideen machten ſich in unſeren Reihen breit, die dann 
das Sozialiſtengeſetz wegfegte, die aber nach deſſen überwindung im Reviſionis⸗ 
mus ihre Auferſtehung feierten. Höchberg predigte zu jener Zeit einen „ethiſch⸗ 
äſthetiſchen“ Sozialismus, Schäffle, Dühring und andere akademiſche Lehrer 
gewannen Einfluß auf die Arbeitermaſſen durch Vermittlung einzelner Partei⸗ 
genoſſen, Arbeiter, die, ohne gründliche Vorbildung, bloß auf ihre Intelligenz, 
ihr ſtarkes ſozialiſtiſches Empfinden und ihre Federgewandtheit geſtützt, zu 
Berufsſchriftſtellern geworden waren und nun jeder neuen ſozialiſtiſchen Er⸗ 
ſcheinung, jeder neuen Mode haltlos gegenüberſtanden, dabei aber durch ihre 
unleugbaren literariſchen und agitatoriſchen Fähigkeiten Einfluß auf die Maſſen 
gewannen und ſo in dieſen anſtatt Klarheit und Einheitlichkeit Verworrenheit 
und Verwirrung ſäten. Am meiſten machte ſich in dieſer Beziehung Johann 
Moſt bemerkbar. | 


Briefe und Auszüge von Briefen von J. Ph. Becker, J. Dietzgen, F. Engels, K. Marx 
und andere an F. A. Sorge. S. 158 ff. 
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Darüber ſchrieb Marx: 

„In Deutſchland macht ſich in unſerer Partei, nicht ſo ſehr unter den Maſſen 
als unter den Führern (Höherklaſſigen und ‚Arbeitern“) ein fauler Geiſt geltend. 
„„Der Kompromiß mit den Laſſalleanern hat zum Kompromiß auch mit anderen 
Halbſeiten (9) geführt, in Berlin (ſiehe Moſt) mit Dühring und feinen „Bewunderern“, 
außerdem aber mit einer ganzen Bande halbreifer Studioſen und überweif er Doktors, 
die dem Sozialismus ‚höhere ideale‘ Wendung geben wollen, das heißt die materia- 

liſtiſche Baſis, die ernſtes objektives Studium erheiſcht, zu erſetzen ſuchen durch 
moderne Mythologie, mit ihren Göttinnen der Gerechtigkeit, Freiheit, Gleichheit 
und Fraternité (Brüderlichkeit). Herr Dr. Höchberg, der die ‚Zukunft‘ herausgibt, 
iſt ein Vertreter dieſer Richtung und hat ſich in die Partei eingekauft“ — ich unter⸗ 
ſtelle mit ‚ven edeljten‘ Abſichten, aber ich pfeife auf ‚Abfichten‘.. Etwas Miſe⸗ 
rableres als ſein Programm der ‚Zukunft‘ hat ſelten mit mehr „beſcheidener An- 
maßung' das Licht erblickt. 

„Die Arbeiter ſelbſt, wenn fie, wie Herr Moſt und Konſorten, die Arbeit auf- 
geben und Literaten von Profeſſion werden, ſtiften ſtets ‚theoretifch‘ Unheil 
an und ſind ſtets bereit, ſich an Wirrköpfe aus der Augehez gelehrten“ Kaſte an⸗ 
zuſchließen.“ 

Es gehört eine eigenartige Auffaſſungsgabe dazu, in dieſen Sätzen ein 
Plädoyer dafür zu ſehen, daß die Aufklärung des Proletariats bei denen, 
die ihm „moderne Mythologie“ beibringen wollen, beſſer aufgehoben ſei als 
bei jenen, die ſich's zur Aufgabe ſtellen, ihm das Verſtändnis der „materia⸗ 
liſtiſchen Baſis, die ernſtes objektives Studium erheiſcht“, zu erſchließen. Von 
einer Warnung vor theoretiſcher Aufklärung des Proletariats iſt hier keine 
Spur zu finden, ſondern nur eine Warnung davor, daß die Arbeiter zu „Lite⸗ 
raten von Profeſſion“ werden, die über alles und jedes ohne gründliche Vor⸗ 
bildung ſchreiben, da ſie ſich dann nur zu leicht von jedem „Wirrkopf aus 
der gelehrten Kaſte“, der den Doktor- oder gar Profeſſortitel trägt, imponieren 
laſſen, was aber bei ihrem Einfluß in der Partei nicht bloß die Infizierung 
ihrer Perſon, ſondern auch die weiter Proletarierſchichten mit bürgerlicher 
Konfuſion bedeutet. 

Wie wenig Marx mit dieſem Satze ſagen wollte, daß die Arbeiter ſich 
nicht mit ökonomiſch⸗hiſtoriſcher Theorie oder deren Propagierung beſchäftigen 
ſollten, daß ſie dazu nicht fähig ſeien, das weiß jeder, den die große Ehrfurcht 
vor der Wiſſenſchaft nicht gehindert hat, den Schriften von Marx näherzu⸗ 
treten. So ſchrieb er zum Beiſpiel in ſeinem „Nachwort“ zur 2. Auflage des 
„Kapital“, S. 814 (24. Januar 1873, vier Jahre vor ſeinem Briefe an Sorge): 

„Das Verſtändnis, welches das ‚Kapital‘ raſch in weiten Kreiſen der 
deutſchen Arbeiterklaſſe fand, iſt der beſte Lohn meiner Arbeit. Ein 
Mann, ökonomiſch auf dem Bourgeoisſtandpunkt, Herr Meyer, Wiener 
Fabrikant, tat in einer während des Deutſch⸗Franzöſiſchen Krieges veröffent⸗ 
lichten Broſchüre treffend dar, daß der große theoretiſche Sinn, der als 
deutſches Erbgut galt, den ſogenannten gebildeten Klaſſen Deutſchlands 
durchaus abhanden gekommen iſt, dagegen in ſeiner Arbeiterklaſſe neu 
auflebt.“ 

Wie weit entfernt Marx von der Meinung war, die Arbeiter ſollten ſich 
nicht mit ökonomiſcher Theorie beſchäftigen, ſolche nicht lehren und nicht 
darüber ſchreiben, dafür ſei nur eine bezeichnende Tatſache vorgebracht. 

Im Jahre 1850 veröffentlichte der Schneider Eccarius einen Artikel über 
„Die Schneiderei in London oder der Kampf des großen und des kleinen 
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Kapitals“ in der von Marx und Engels herausgegebenen „Revue der Neuen 
Rheiniſchen Zeitung“. Die Redaktion begleitete den Artikel mit folgender 
Anmerkung: 

„Der Verfaſſer dieſes Artikels iſt ſelbſt Arbeiter in einem der Londoner 
Schneiderſhops. Wir fragen die deutſchen Bourgeois, wie viele Schriftſteller ſie 
zählen, die fähig wären, in ähnlicher Weiſe die wirkliche Bewegung aufzufaſſen? 

„Ehe das Proletariat ſeine Siege auf Barrikaden und in Schlachtlinien erficht, 
kündigt es die Ankunft ſeiner Herrſchaft durch eine Reihe intellektueller Siege an. 

„Der Leſer wird bemerken, wie an die Stelle der ſentimentalen moraliſchen 
und pſychologiſchen Kritik, wie fie Weitling und andere ſchriftſtellernde Arbeiter 
geltend machten gegen die beſtehenden Zuſtände, hier eine rein materialiſtiſche und 
freiere Auffaſſung, von keinen Gemütsmucken geſtört, der bürgerlichen Geſellſchaft 
und ihrer Bewegung gegenübertritt“ (5. und 6. Heft. S. 128). 


Auch hier finden wir wieder eine Spitze gegen „ſchriftſtellernde Arbeiter“, 
aber hier zeigt ſich's deutlich, daß Marx gegen die Beſchäftigung der Arbeiter 
mit der ökonomiſchen Theorie und deren Verfechtung in der Preſſe nicht nur 
nichts einzuwenden hatte, ſondern ſogar erwartete, die Arbeiter könnten auf 
dieſem Gebiet die Bourgeoiſie ſchlagen. Er wendet ſich bloß gegen jene ſchrift⸗ 
ſtellernden Arbeiter, die ſich das Studium der materiellen Wirklichkeit durch 
„ſentimentale moraliſche und pſychologiſche“ — heute würden wir ſagen ethiſch⸗ 
äſthetiſche — Kritik zu erſparen ſuchten: 

Gerade das Beiſpiel von Eccarius beweiſt, daß Marx ſeinen perſönlichen 
Einfluß nicht dazu aufbot, Arbeiter vom Studium der ökonomiſchen Theorie 
und von der Zeitungsſchreiberei abzuhalten, ſondern daß er ſie dazu vielmehr 
aufmunterte, wobei er allerdings ſuchte, ihnen die nötige ſolide theoretiſche 
Grundlage beizubringen. 

Der Schneider Eccarius ſelbſt gab 1868 eine theoretiſche Unterſuchung 
heraus, „Eines Arbeiters Widerlegung der nationalökonomiſchen Lehren John 
Stuart Mills“. In der Vorrede kommt er auf ſeinen eben erwähnten Artikel 
zu ſprechen und bemerkt weiter: | 

„Derſelbe Artikel öffnete mir die Spalten der englifchen Arbeiterzeitungen, und 
ich habe ſeitdem meine Mußezeit hauptſächlich damit zugebracht, Zeitungsartikel 
für Arbeiterzeitungen zu ſchreiben. Ob meine literariſchen Arbeiten ſtets der Mei⸗ 
nung entſprachen, welche die Redaktion der ‚Neuen Rheiniſchen Zeitung‘ im vor⸗ 
ſtehenden kundgibt, muß ich anderen zu beurteilen überlaſſen. Durch die perſönliche 
Freundſchaft und den Umgang mit Karl Marx wurde meine Aufmerkſamkeit vor⸗ 
zugsweiſe auf die politiſche Okonomie gelenkt“ — 


und nicht etwa auf die Biographien Friedrichs II. und Napoleons. 

In der Tat, politiſche Okonomie, das iſt das A und O eines jeden, der 
den proletariſchen Klaſſenkampf wiſſenſchaftlich begreifen und nicht etwa bei 
ſentimentaler moraliſch⸗pſychologiſcher Kritik ſtehen bleiben will. Es gibt aber 
keine politiſche Dfonomie ohne Werttheorie. Ein Lehrer des Proletariats, der 
dieſe für ſeine Schüler beiſeite laſſen will, beweiſt damit, daß er ſelbſt von 
politiſcher Okonomie keine Ahnung hat. | 

Eisner ereiferte ſich über einen Schüler der Parteiſchule, der ſich heraus⸗ 
genommen hatte, einen Kurſus von zwanzig Vorträgen über die Werttheorie 
zu halten. Ich kenne dieſe Vorträge nicht und habe kein Urteil über ſie. Aber 
ſo ungeheuerlich erſcheint es mir keineswegs, daß ein Arbeiter zwanzig Vor⸗ 
träge über die Werttheorie hält. Eng mit dieſer verbunden iſt die Theorie 
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des Mehrwerts, des abſoluten und relativen Mehrwerts. Die Lehre vom 
abſoluten Mehrwert umfaßt die Kapitel vom Arbeitsprozeß und vom Arbeits⸗ 
tag. Die Lehre vom relativen Mehrwert umfaßt das Verhältnis zwiſchen 
Arbeiter und Maſchine, Frauenarbeit, Kinderarbeit. Endlich umfaßt die Wert⸗ 
theorie die Lehre vom Wert und Preis der Arbeitskraft, die Theorie des 
Arbeitslohnes, Zeitlohn, Stücklohn, nationale Verſchiedenheit der Arbeitslöhne. 
Und über alles das ſoll ein Arbeiter nicht fähig ſein, zu ſprechen und zwanzig 
Vorträge darüber zu halten? Und alles das ſoll für die Aufklärung der 
Arbeiterſchaft von keinem Belang ſein, dagegen unentbehrlich die Biographien 
einiger Staatsmänner und Feldherren? 

Sollten ſich durch die Ausführungen Eisners und Maurenbrechers einige 
Genoſſen abgeſchreckt fühlen, der Werttheorie näherzutreten, hinter der ſie ein 
geheimnisvolles unentwirrbares Chaos leeren Spekulierens ohne praktiſche Be- 
deutung vermuten, ſo werden dieſe Zeilen vielleicht beitragen, ihnen zu zeigen, 
welche große Bedeutung nicht nur für ihr Denken, ſondern auch für ihr prak⸗ 
tiſches Verhalten die Werttheorie hat, wie ſie den Leitfaden bildet, ohne den 
ſie ſich unmöglich mit Sicherheit zurechtfinden in den Verhältniſſen, die ſie 
täglich und ſtündlich umgeben. 


2. Engels. 


Ebenſo wie Marx wurde jüngſt auch Engels gegen uns aufgeboten. 

Die katholiſchen Pfaffen lieben es bekanntlich, von großen Gegnern ihrer 
Kirche, zum Beiſpiel von Voltaire, zu erzählen, ſie hätten ſich zu Ende ihres 
Lebens bekehrt und ſeien fromm geworden. Ein ähnliches Märchen wird ſeit 
einem Jahrzehnt von Friedrich Engels erzählt. Er ſei in den letzten Monaten 
vor ſeinem Tode zur Erkenntnis gelangt, welch großen Irrtum ſeine revolu⸗ 
tionäre Geſinnung bedeutete, und habe die Grundlage zum Reviſionismus ge⸗ 
legt, den vollſtändig zu entwickeln ihm freilich nicht mehr vergönnt war. Dieſe 
Aufgabe hinterließ er ſeinen Nachfolgern. 

Als ſein politiſches Teſtament, in dem er dies bezeugte, gilt ſeine Ein⸗ 
leitung zu den Marxſchen „Klaſſenkämpfen in Frankreich“, die er im März 
1895 ſchrieb. 

In der jüngſten Zeit, in den Diskuſſionen über die Budgetbewilligung, 
wurde ſie wieder als Waffe gegen uns Marxiſten hervorgeholt, jo vom Ab⸗ 
geordneten Heymann in einer Verſammlung in Stuttgart. 

Wer die Einleitung ohne vorgefaßte Meinung lieſt und ihren Gedanken⸗ 
gang mit den ſonſtigen Ausführungen vergleicht, die Engels in den letzten 
Jahren ſeines Lebens machte und veröffentlichte, kann freilich nicht im Zweifel 
ſein, wie die letzte Schrift unſeres Meiſters aufzufaſſen iſt, die kurz vor ſeinem 
Tode erſchien. Er findet überall den gleichen revolutionären Gedankengang 
und ſtets die gleiche Überzeugung, daß die Taktik, welche die deutſche Sozial⸗ 
demokratie von ihrem Beginn an verfolgte, unter den gegebenen Verhältniſſen 
die zweckmäßigſte ſei. Nirgends eine Spur davon, daß dieſe bei Engels Tod 
ſchon drei Jahrzehnte lang verfolgte Taktik irgendwie zu ändern ſei. 

Ich habe den Beweis dafür ſchon vor zehn Jahren geführt („Neue Zeit“, 
XVII, 2, in dem Artikel „Bernſtein und die Dialektik“, S. 47) und brauche 
ihn heute nicht zu wiederholen. Meine Darſtellung wurde von den Reviſioniſten 
nicht widerlegt, aber trotzdem krebſen ſie immer wieder mit der Engelsſchen 
Einleitung. Und man muß ja geſtehen, daß manches Wort, für ſich allein 
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genommen, zu beſtätigen ſcheint, Engels habe erwartet, die Sozialdemokratie 
werde durch das allgemeine Stimmrecht inſtand geſetzt, ohne revolutionären 
Kampf friedlich in den „Zukunftsſtaat“ „hineinzuwachſen“. 

Da wird es Zeit, einmal Engels ſelbſt darüber zu hören, woher dieſer 
Schein ſtammt und wie wenig er davon erbaut war. 

Die ſchwere Krankheit, an der Engels litt, zwang ihn, ſich in ſeiner 
Korreſpondenz äußerſt zu beſchränken. Es ſind nur wenige Zeilen, die er mir 
über ſeine Einleitung ſchrieb, aber ſie ſind bezeichnend. 

Die Einleitung zu den Marxſchen Klaſſenkämpfen iſt datiert vom 6. März 
1895. Wenige Wochen darauf erſchien das Buch in der Offentlichkeit. Ich 
hatte Engels gebeten, mir den Abdruck der Einleitung vor ihrem Erſcheinen 
in der „Neuen Zeit“ zu geſtatten. 

Darauf antwortete er mir am 25. März: 

„Dein Telegramm ſofort beantwortet: ‚Mit Vergnügen.“ Per Streifband folgt 
der Text in Korrekturabzug mit Titel: Einleitung zum Neudruck von Marx' ‚Die 
Klaſſenkämpfe in Frankreich 1848/50“ von F. E. Daß der Inhalt im Abdruck der 
alten Artikel aus der Revue der ‚N. Rh. Z. (Neuen Rheiniſchen Zeitung) beſteht, iſt 
im Text geſagt. Mein Text hat einiges gelitten unter umſturzvorlagen⸗ 
furchtſamlichen Bedenken unſerer Berliner Freunde, denen ich unter 
den Umſtänden wohl Rechnung tragen mußte.“ 


Um das zu verſtehen, muß man ſich erinnern, daß die ſogenannte Umſturz⸗ 
vorlage, die zur Erſchwerung der ſozialiſtiſchen Propaganda erhebliche Ver⸗ 
ſchärfungen beſtehender Geſetze beantragte, am 5. Dezember 1894 dem deutſchen 
Reichstag vorgelegt wurde, der ſie am 14. Januar einer Kommiſſion überwies, 
wo über drei Monate lang (bis 25. April) darüber beraten wurde. Gerade 
in dieſer Zeit wurde die Engelsſche Einleitung verfaßt. 

Wie ernſt Engels die Situation auffaßte, erhellt aus einer ſpäteren Stelle 
desſelben Briefes, wo er ſchrieb: 


„Eine Wahlreform, die uns ins Parlament bringt, halte ich in Sſterreich für 
abſolut ſicher, es ſei denn, eine plötzliche allgemeine Reaktionsperiode bräche herein. 
Auf eine ſolche ſcheint man in Berlin gewaltſam hinzuarbeiten, aber 
leider weiß man dort ſelbſt von heute auf morgen nicht, was man will.“ 


Schon früher, am 3. Januar, unmittelbar ehe er ſich an die Abfaſſung 
der Einleitung machte, hatte Engels mir geſchrieben: 


„Ihr bekommt, wie es ſcheint, ein recht lebhaftes Jahr in Deutſchland. Wenn 
der Herr v. Köller ſo fortfährt, iſt nichts unmöglich: Konflikt, Auflöſung, Staats⸗ 
ſtreich. Natürlich wird man auch mit weniger verlieb nehmen. Die Junker wären 
mit verſtärkten Liebesgaben ſchon zufrieden, aber um dieſe zu erhalten, wird man 
an gewiſſe Gelüſte perſönlicher Herrſchbegier appellieren, dieſen bis zu einem ge⸗ 
wiſſen Grade nachgeben müſſen, wo dann auch die Faktoren des Widerſtands mit 
ins Spiel kommen, und da tritt der Zufall, das heißt das Nichtgewollte, Nicht⸗ 
berechenbare, ins Spiel. Um die Liebesgaben zu ſichern, muß man mit dem Konflikt 
drohen — iſt man einen Schritt weiter gegangen, dann wird der urſprüngliche 
Zweck, die Liebesgabe, Nebenſache, dann ſteht Krone gegen Reichstag, Biegen oder 
Brechen, dann kann's luſtig werden. Ich leſe gerade Gardiners ‚Personal Govern- 
ment of Charles I.‘ (Das perſönliche Regiment Karl J.), die Dinge ſtimmen oft bis 
zur Lächerlichkeit mit dem heutigen Deutſchland. So die Argumente wegen der: 
Immunität der im Parlament begangenen Handlungen. Wäre Deutſchland ein 
romaniſches Land, ſo wäre der revolutionäre Konflikt unvermeidlich, 
ſo aber — nix Gewiſſes weiß man nicht, wie Jollymeier (Schorlemmer) ſagt.“ 
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So ernſt und konfliktreich faßte Engels die Situation zu jener Zeit auf, 

wo ihn die Reviſioniſten verkünden laſſen, die Ara unbedingter geſetzlicher und 
friedlicher Entwicklung ſei herangebrochen und für immer geſichert, die Ara 
der Revolutionen liege hinter uns. 
— Es iſt klar, daß Engels bei einer ſolchen Auffaſſung der Situation alles 
vermied, was gegen die Partei von den Gegnern hätte ausgenutzt werden 
können, daß er in der Sache natürlich unbeugſam blieb, aber ſich ſo zurück⸗ 
haltend als möglich ausdrückte. 

Als aber der „Vorwärts“, wohl um die Kommiſſionsberatungen der Um⸗ 
ſturzvorlage günſtig zu beeinfluſſen, einige Stücke der Einleitung in einer Weiſe 
zuſammenſtellte und veröffentlichte, daß ſie für ſich allein jenen Eindruck her⸗ 
vorriefen, der nach den ſpäteren Behauptungen der Reviſioniſten von Engels 
beabſichtigt war, da entbrannte dieſer in hellem Zorn. In einem Brief vom 
1. April ſchrieb er: 

„Zu meinem Erſtaunen ſehe ich heute im „Vorwärts“ einen Auszug aus 
meiner Einleitung ohne mein Vorwiſſen abgedruckt und derartig zurecht- 
geſtutzt, daß ich als friedfertiger Anbeter der Geſetzlichkeit quand 
meme (um jeden Preis) daſtehe. Um fo lieber iſt es mir, daß das Ganze 
jetzt in der ‚Neuen Zeit' erſcheint, damit dieſer ſchmähliche Eindruck ver⸗ 
wiſcht wird. Ich werde Liebknecht ſehr beſtimmt darüber meine Meinung ſagen 
und auch denjenigen, die, wer ſie auch ſeien, ihm dieſe Gelegenheit gegeben 
haben, meine Meinung zu entſtellen.“ 

Er ahnte nicht, daß bald nachher vertraute Freunde, die in erſter Linie 
berufen waren, ſeine Meinungen vor Entſtellungen zu ſchützen, zur Anſicht 
kommen ſollten, dieſe entſtellte Meinung ſei ſeine wirkliche geweſen, und was 
ihm ſchmachvoll erſchien, bedeute die herrlichſte Großtat ſeines Lebens: der 
revolutionäre Kämpfer habe als „friedfertiger Anbeter der Geſetzlichkeit um 
jeden Preis“ geendet. 

Als das geſchah, war Friedrich Engels ſchon tot und nicht mehr imſtande, 
dem Unfug zu wehren, der mit ſeinen Worten getrieben wurde. 

Möge es den Briefen, die er mir geſchrieben, gelingen, dieſem Unfug ein 
Ende zu machen und ſein Andenken von jenem „ſchmählichen Eindruck“ zu 
reinigen, den er ſo bitter empfand. Unſer großer Meiſter ſtarb wie er gelebt, 
als glühender Revolutionär. 


Zur Reform der Strafprozeßordnung. 


Von Hugo Heinemann. 


1. Einleitung. 

Seit mehr als einem Jahrzehnt bemühen ſich Bundesrat und Reichstag 
um die Verbeſſerung unſerer Strafprozeßordnung, nachdem die Bundesregie— 
rungen offiziell anerkannt hatten, daß das geltende Recht das Vertrauen des 
Volkes ſich nicht zu erringen vermocht habe, insbeſondere deshalb, weil der 
Angeklagte darin ſo unſelbſtändig geſtellt ſei und ſo wenig Verteidigungs— 
möglichkeiten habe, daß vielfach ein gerechtes Urteil nicht zu erzielen ſei. Alle 
Verſuche, zu einem brauchbaren Ergebnis zu gelangen, ſind bisher jedoch ge— 
ſcheitert. Da aber die Klagen, daß unſere Strafrechtspflege länger nicht mehr 
erträglich ſei, immer allgemeiner und lauter wurden, ſah ſich das Reichs⸗ 
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juſtizamt veranlaßt, eine aus Profeſſoren, Richtern, Rechtsanwälten und 
Reichstagsabgeordneten — die ſozialdemokratiſche Partei war natürlich nicht 
vertreten — zuſammengeſetzte Kommiſſion von ſogenannten Sachverſtändigen 
einzuberufen, die geeignete Vorſchläge machen ſollte. Als die Protokolle dieſer 
Kommiſſion erſchienen waren, erkannte die Kritik faſt einſtimmig an, daß die 
Arbeit von ſo kleinlichem bureaukratiſchen Geiſte erfüllt ſei, ſo ſehr des großen, 
leitenden Geſichtspunktes entbehre, in wiſſenſchaftlich⸗techniſcher Beziehung ſo 
ſubaltern ſei und das geltende Geſetz unter völliger Entrechtung des An⸗ 
geklagten ſo unheilbar verſchlechtere, daß die Vorſchläge ohne Verſuch einer 
Amendierung ſchlechtweg zum alten Eiſen zu werfen ſeien. 

Auf der Grundlage aller dieſer ſeit Jahrzehnten gemachten Vorarbeiten 
tritt nunmehr endlich die Reichsregierung mit ihrem Entwurf zur Strafprozeß⸗ 
ordnung hervor. Es iſt keine Novelle zum geltenden Rechte, ſondern ein voll⸗ 
ſtändig neues Geſetz, dem eine ganz eingehende, etwa 400 Druckſeiten füllende 
Begründung beigegeben iſt. 

Der Entwurf erfordert in dieſer Zeitſchrift ſorgfältige Beſprechung. Denn 
die Arbeiterſchaft hat an einem möglichſt guten Strafverfahren ein erhebliches 
Intereſſe, nachdem der Klaſſenkampf in einer früher nie gekannten Weiſe dazu 
geführt hat, die politiſche und gewerkſchaftliche Arbeiterbewegung möglichſt 
auch mittels der Anwendung der Kriminalſtrafe zu unterdrücken. Es iſt eine 
notwendige Folge des Klaſſenſtaats, daß ihm die Strafe in dem politiſchen 
Kampfe, den die ausgebeutete Klaſſe gegen die ausbeutende und herrſchende 
um die Herrſchaft im Staate führt, ein Inſtrument zur Niederhaltung der 
ausgebeuteten Elemente und zur Aufrechterhaltung der Macht der beſitzenden 
Klaſſe iſt. Bei dieſer Sachlage iſt es ſelbſtverſtändlich von höchſtem Werte 
für den Arbeiter, daß ihm wenigſtens das Strafverfahren die Möglichkeit 
gewährt, ſeine Entlaſtungsbeweiſe dem Gericht vollſtändig vorführen und 
gegen den Belaſtungsbeweis ſich ausreichend verteidigen zu können. 

Verdient ſchon deshalb der Entwurf volle Beachtung, ſo dies um ſo mehr, 
als die dringende Gefahr vorliegt, daß diesmal die Arbeit der Regierung 
nicht vergeblich getan ſein und der Entwurf, vielleicht mit einigen kleinen Ab⸗ 
änderungen, Geſetzeskraft erlangen wird. Dies läßt ſich aus einer ganzen 
Reihe von Gründen vermuten. Einmal iſt die aus der Feder des Geheim⸗ 
rats v. Tiſchendorf ſtammende Begründung außerordentlich geſchickt gearbeitet, 
ſie iſt gut disponiert, ſtiliſtiſch klar und zeugt von voller Beherrſchung der 
Literatur und Geſetzgebung des In⸗ und Auslandes. Man merkt überall den 
Verſtand eines ſcharfſinnigen Juriſten und gebildeten Mannes. 

Dieſe Tatſache wird um ſo beſtechender auf Kritik und Parlament wirken, 
als die übrigen auf rechtspolitiſchem Gebiet liegenden Geſetzentwürfe des letzten 
Dezenniums keinen der genannten Vorzüge aufweiſen und als die Arbeit 
der vorerwähnten Sachverſtändigenkommiſſion in ihrer geſpreizten Selbſtüber⸗ 
hebung und troſtloſen Flachheit einen höchſt unangenehmen Eindruck hinter⸗ 
ließ. Der Geiſt mancher ihrer Mitglieder, der Herren Baſſermann und Lenz⸗ 
mann, verleugnete ſich an keiner Stelle. Und wenn erſterer die von ihm mit⸗ 
erzeugte Mißgeburt im Reichstag damit verteidigt hat, daß die Leiſtungen 
der Kommiſſion lediglich von einigen nicht in die Kommiſſion berufenen Pro⸗ 
feſſoren aus Brotneid angegriffen würden, ſo weiß man nicht, ſoll man 
bei dieſem Urteil mehr den höchſten Rekord der Torheit oder der Dreiſtigkeit 
bewundern. 
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Es kommt hinzu, daß der Entwurf in überaus gewandter Weiſe ſich der 
Blockpolitik anpaßt. Die Begründung operiert überall mit Schlagworten, die 
ſcheinbar die ſeit langem von der Demokratie für den Strafprozeß aufgeſtellten 
Forderungen zu verwirklichen trachten. Der Prüfſtein, ob ein Strafprozeß 
ſich den Forderungen der Gegenwart anpaßt oder von feiger, bureaukratiſcher 
Furcht vor der ſelbſtändigen Stellung des Angeklagten erfüllt iſt, die für die 
Reform des Strafprozeſſes entſcheidende Frage, neben der alle übrigen an 
Bedeutung verblaſſen, iſt die Regelung des Vorverfahrens. Hier finden 
nun die Motive zum Entwurf Worte gegen den unſer geltendes Recht 
beherrſchenden verrotteten Inquiſitionsprozeß von einer Treffſicherheit und 
Schärfe, wie ſie vernichtender für unſer Geſetz nicht gedacht werden können. 
Daneben werden von der Offentlichkeit mit Energie geforderte Neuerungen, 
Berufung und Beſeitigung des Zeugniszwanges der Preſſe, wenigſtens bis zu 
einem gewiſſen Grade oder richtiger, wie wir ſehen werden, dem Namen 
nach, verwirklicht. 

Die Herren Mugdan und Wiemer erhalten alſo die wohlfeile Gelegenheit, 
vor ihre Wähler hinzutreten und unter Aufwendung von wenig Geiſt mit 
vollem Munde die Errungenſchaften der Blockparteien zu preiſen, und die 
„Voſſiſche Zeitung“ wird unter Anführung einiger mißverſtandenen Zitate aus 
Gneiſts berühmten „Vier Fragen“ und vielen Phraſen ſich dem würdig 
anſchließen können und die von ihr nie vorübergelaſſene Möglichkeit, ſich zu 
blamieren, erhalten. Zwar handelt es ſich in Wahrheit nur um Schein— 
konzeſſionen, aber dies verſchlägt nichts, denn darauf beruht ja Exiſtenz und 
Weſen der Blockpolitik. 

In Wahrheit denkt der Entwurf gar nicht daran, die Stellung des An⸗ 
geklagten zu verbeſſern und die ihn vor der Übermacht der Juſtizbureaukratie 
ſchützenden Rechtsgarantien zu verſtärken. Dem Entwurf ſelbſt liegt nichts 
ferner, als die Konſequenzen zu ziehen aus den vortrefflichen Worten der 


Begründung gegen das das Licht der Parteiöffentlichkeit ſcheuende inquiſitoriſche 


Vorverfahren und gegen die dadurch dem Angeklagten während des ganzen 
Verfahrens geraubte wirkliche Verteidigungsmöglichkeit. In der Tat bleibt 
alles beim alten, es iſt eitel Schein, wenn die Behauptung aufgeſtellt und 
der Eindruck erweckt wird, als ob im Vorverfahren die Parte öffentlichkeit 
hergeſtellt und dem Verteidiger geſtattet würde, den Verhandlungen im Vor⸗ 
verfahren beizuwohnen oder gar auf deſſen Ergebnis einzuwirken. Es ſoll 
allerdings nicht geleugnet werden, daß dies hier und da einmal eintreten 
wird, wo ein gleichgültiger Diebſtahls⸗ oder Kuppelfall eines geſtändigen Be⸗ 
ſchuldigten zur Anklage ſteht. Da, wo es ſich aber um wirklich erhebliche, 


für Freiheit und Recht des Staatsbürgers bedeutſame, insbeſondere um alle 


in das politiſche und gewerkſchaftliche Leben hinübergreifende Anklagen handelt, 
werden die Türen des Zimmers des Unterſuchungsrichters dem einzigen, den 


das Verfahren angeht, dem Angeklagten, genau ſo wie bisher verſchloſſen ſein. 


Der Entwurf aber bleibt hierbei nicht ſtehen. In unſerer ganzen Straf⸗ 
prozeßordnung hat der Beklagte eigentlich nur ein einziges wirkliches Recht, 
das ihm gegenüber der Omnipotenz der Staatsanwaltſchaft eine gewiſſe Selb- 
ſtändigkeit und Verteidigungsfreiheit gewöhnt, das iſt das Recht, daß die 
von ihm geladenen Zeugen und Sachverſtändigen in der Hauptverhandlung 
vernommen werden müſſen. Das Geſchenk des mit dem volkstümlichen 
Etikett: „Berufung“ verſehenen Rechtsmittels ſoll nun damit erkauft werden, 
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daß dieſes einzige Recht dem Angeklagten geraubt und damit die Macht der 
Juſtizbehörden auf Koſten des Anſpruchs des einzelnen auf genügenden Rechts⸗ 
ſchutz bis ins Ungemeſſene geſteigert wird. Dem Angeklagten werden zwar 
zwei Inſtanzen gewährt. In keiner aber kann er die Erhebung der von ihm 
für notwendig erachteten Beweiſe erzwingen. 

Hierüber, ſowie über die anderen die ſtaatsbürgerliche Freiheit auf das 
ernſteſte bedrohenden Vorſchläge des Entwurfs gleitet die Begründung mit 
einer Geſchicklichkeit hinweg, um die ſie der gewandteſte Taſchenſpieler beneiden 
könnte. Die ſchwerſten Eingriffe in die Rechte des Beklagten werden mit 
wenigen, eiligen Worten als ganz harmloſe, unſchädliche Streichungen von 
Vorſchriften dargeſtellt, die angeblich einen allgemein als überflüſſig erkannten, 
nutzloſen Ballaſt im geltenden Rechte bilden. 

Nun, wen ſein Beruf tagtäglich in die Gerichtsſäle der Strafgerichte führt, 
wer die Praxis unſerer Gerichte und die immer mehr zunehmende Tendenz 
des Reichsgerichts kennt, die Reviſionen der Angeklagten unter Hinweis auf 
die tatſächliche Feſtſtellung zu verwerfen und die in erſter Inſtanz ergangenen 
Urteile, wenn irgend möglich, aufrechtzuerhalten, vermag all die Fußangeln 
und Fallſtricke zu ſehen, die der Entwurf der Verteidigung des Angeſchuldigten 
legt. Darüber können alle tönenden Worte und alle glatten Verſprechungen 
der Begründung nicht hinwegtäuſchen. Ein gebranntes Kind ſcheut das Feuer. 
Wir haben wahrlich in den letzten Jahrzehnten hinreichende Proben der juri⸗ 
ſtiſchen Auslegungskunſt erlebt, die über klare Geſetzesbeſtimmungen ſich hin⸗ 
wegſetzt und Handlungen für ſtrafbar erklärt, an die der Geſetzgeber bei 
Schaffung des Strafgeſetzes auch nicht entfernt gedacht hat. Der § 2 unſeres 
Strafgeſetzbuchs, der Eckſtein der ganzen Strafgeſetzgebung, der den in den 
Verfaſſungsurkunden bereits aufgeſtellten, die magna charta der bürgerlichen 
Freiheit bildenden Grundſatz wiederholt, daß Strafe nur dann eintreten darf, 
wenn ſie geſetzlich vor Begehung der Handlung feſtgelegt war, findet ſich nur 
noch in den Lehrbüchern des Strafrechts. Seine praktiſche Bedeutung hat 
er zum guten Teil verloren. Ganz beſonders die Arbeiterſchaft ſpürt es tag⸗ 
täglich von neuem und mit der Verſchärfung des Klaſſenkampfes täglich 
mehr an ihrem Leibe, daß jedes Erſtarken der politiſchen und gewerkſchaft⸗ 
lichen Bewegung, ihr erfolgreiches Vordringen gegen die herrſchende Klaſſe 
und das Herrentum des kapitaliſtiſchen Unternehmers dazu führt, mittels der 
Auslegung der Strafgeſetze, die in Wahrheit neue ſtrafrechtliche Tat⸗ 
beſtände ſchafft, neue Waffen gegen das politiſch und gewerkſchaftlich organi⸗ 
ſierte Proletariat zu ſchmieden. Dieſem Syſtem gegenüber beſtand der einzige 
Schutz des Angeklagten darin, daß die Strafprozeßordnung wenigſtens in der 
Hauptverhandlung keine Beſchränkung des vom Anklagten für notwendig er⸗ 
achteten Entlaſtungsbeweiſes geduldet hat. Tritt aber an Stelle dieſer Vor⸗ 
ſchrift die vom Entwurf vorgeſchlagene Beſtimmung, daß dem Richter die 
Macht zuſtehen ſoll, ihm „ungeeignet“ erſcheinende Beweismittel zurückzu⸗ 
weiſen, dann iſt der Angeklagte völlig unter die Botmäßigkeit des Gerichts 
geſtellt. Was die Praxis aus dieſem Kautſchukbegriff machen wird, darüber 
ſind wir nicht auf Vermutungen angewieſen, das lehren uns die Erfahrungen 
der Vergangenheit genugſam. 

Für die ſozialdemokratiſche Partei iſt der Entwurf abſolut unannehmbar. 
Er läßt nicht nur die unerträglichen Mängel des gegenwärtigen Verfahrens 
fortbeſtehen, ſondern verſchlechtert noch die Stellung des Beſchuldigten im 
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Prozeß. Ganz beſonders in politiſchen Prozeſſen wird ſich dieſe Entrechtung 
des Angeklagten ſchwer fühlbar machen. Daß aber für einige kleine Zu⸗ 
geſtändniſſe der Regierung eine Waffe in die Hand gegeben wird, mit der ſie 
erreichen kann, was ſie mit Hilfe des vom Reichstag begrabenen Umſturz⸗ 
und Zuchthausgeſetzes vergeblich zu erlangen trachtete, dafür werden wir uns 
bedanken. 

Aufgabe der folgenden Artikel ſoll es ſein, im einzelnen den volks⸗, ins⸗ 
beſondere arbeiterfeindlichen Charakter des Entwurfs nachzuweiſen. 


enguſche wandlungen. 


Von Th. Rothſtein (London). 


Es iſt recht eigentümlich, daß zu einer Zeit, wo der Liberalismus nicht nur 
in Deutſchland, ſondern in ganz Europa von England bis Rußland ſo kläg⸗ 
lich verſagt, hier und da in unſeren Reihen noch immer von einem Zuſammen⸗ 
gehen mit der ſogenannten bürgerlichen Demokratie geträumt wird. Zwar 
wird die Tatſache nicht geleugnet, daß, mit einigen knappen Ausnahmen, die 
durch ihre geringe Anzahl und Ohnmacht die Regel eben beſtätigen, das vor⸗ 
mals liberale Bürgertum jetzt durch und durch reaktionär iſt und an ſeinen 
eigenen Prinzipien Verrat übte. Allein man tröſtet ſich und bemüht ſich, auch 
andere zu überzeugen, daß daran nicht das Bürgertum ſelbſt, ſondern die 
Sozialdemokratie die Hauptſchuld trüge, die mit ihren revolutionären Phraſen 
und revolutionärem Auftreten die bürgerlichen Elemente abſchrecke und in die 
Reaktion treibe. Daraus wird dann die Folgerung gezogen, daß wenn wir 
uns vernünftiger und beſcheidener aufführen, auch das Bürgertum zum 
Liberalismus zurückkehren und dadurch ein Zuſammengehen ermöglicht wird 
zum Wohle des Vaterlandes und der beiden Parteien. 

Nun unterliegt es keinem Zweifel, daß die Furcht vor dem revolutionären 
Auftreten des Proletariats in der Mauſerung des Liberalismus zur Reaktion 
eine große Rolle ſpielte. Sobald das Bürgertum ſich vom Proletariat ge⸗ 
drängt ſieht, gibt es den weiteren Kampf um die „Verbürgerlichung“ der 
Geſellſchaft und des Staates auf und liefert der Reaktion ſogar manche der 
bereits eroberten Poſitionen aus, damit ſie nicht in die Hände der neuen 
Angreifer fallen. Denn das Bürgertum verſteht ganz gut, daß die weitere 
Moderniſierung der geſellſchaftlichen und ſtaatlichen Einrichtungen zwar ihm 
ſelbſt eine Notwendigkeit, jedoch dem Proletariat noch wichtiger iſt, indem ſie 
letzterem ein Terrain ſchafft, auf dem es ſeine Kräfte nach allen Richtungen 
hin entfalten und dadurch den Klaſſenkampf mit größerer Wucht führen kann. 
Das Bürgertum zieht es deshalb vor, lieber ſeine eigene Entwicklung zu ver⸗ 
krüppeln, als der des Proletariats Vorſchub zu leiſten, und ſchließt ſich den 
reaktionären Mächten an. 

Indes man braucht nur die Frage zu ſtellen, woher kommt das revolu⸗ 
tionäre Auftreten des Proletariats überhaupt, um einzuſehen, wie ganz un⸗ 
zulänglich zur Erklärung des Verfalls der bürgerlichen Demokratie und des 
Liberalismus das angeführte Moment iſt. Das Klaſſenbewußtſein iſt dem 
Proletariat nicht angeboren. Das Proletariat entſteht aus dem Kleinbürgertum, 
ländlichem und ſtädtiſchem, und lange noch bewegt es ſich in den Bahnen 
der bürgerlichen Anſchauungen. Natürlich unterläßt es auch auf dieſer Stufe 
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nicht, an den Ketten zu rütteln, die ihm die kapitaliſtiſche Entwicklung auf⸗ 
erlegt. Allein ſolange noch die Bourgeoiſie eine aufſtrebende Klaſſe iſt, die 
nach der Umgeſtaltung der Geſellſchaft aus einer feudalen zu einer bürger⸗ 
lichen ſtrebt, bleibt das Proletariat noch immer in ihren Anſchauungen ge⸗ 
fangen und wird ſich keineswegs bewußt, daß es eine beſondere, auf eigenen 
und der Bourgeoiſie gegenſätzlichen Intereſſen beruhende Klaſſe iſt. Erſt 
wenn das Bürgertum ſeine hiſtoriſche Aufgabe verrät und ſich mehr und 
mehr der Reaktion zuwendet, wird das Klaſſenbewußtſein im Proletariat ge⸗ 
boren, um allmählich jenes Stadium in den gegenſeitigen Beziehungen der 
beiden Klaſſen zuſtande zu bringen, das vorher geſchildert worden iſt. 

Dies alles mag als Binſenwahrheit erſcheinen; allein wenn man bemerkt, 
wie noch immer wieder ein Zuſammengehen mit dem reaktionären Bürgertum 
gepredigt wird, kann die hiſtoriſche Tatſache nicht oft genug unterſtrichen 
werden, daß es nicht die revolutionäre Taktik des Proletariats iſt, die die 
Bourgeoiſie in erſter Linie in die Reaktion treibt, ſondern umgekehrt, es ſind 
die reaktionären Gelüſte der Bourgeoiſie, die das Proletariat von ihr trennen 
und mit einem revolutionären Klaſſenbewußtfein erfüllen. Freilich dadurch 
wird noch die andere Frage nicht gelöſt, nämlich wie es kommt, daß die 
Bourgeoiſie von ihrer eigenen Miſſion abſieht und ſich der Reaktion in die 
Arme wirft. Allein das gehört zu einem anderen Kapitel, das wir noch unten 
kurz ſtreifen werden. 

Indes gibt es keine beſſere Illuſtration der von uns oben angeführten 
Sätze, als die ſeit einigen Jahren ſich in England vollziehende 
Scheidung der Klaſſen und Parteien, wie ſie ſich im Niedergang der 
Liberalen und Aufſteigen des Sozialismus ausdrückt. Als die liberale Partei 
Ende 1905, nach zehnjähriger Wanderung in der Wüſte, wieder einmal ans 
Ruder kam, da beſtand zwar bereits eine Arbeiterpartei, die bei den allgemeinen 
Wahlen mit einem Schlage 29 Mandate eroberte, allein ſie war noch zu 
ſchwach, um ihren Gegnern außerordentliche Furcht einzujagen und ſie in das 
reaktionäre Lager zu treiben. Im Gegenteil, ſie war für die liberale Partei 
ein Menetekel, das ſie noch mehr zum fortſchrittlichen Handeln anſpornen 
mußte und vor irgendwelchem Verrat an ihren Verſprechungen warnte. So 
wurde die Sachlage von den Liberalen auch aufgefaßt. In einer ſeitdem be⸗ 
rühmt gewordenen Programmrede in Albert Hall entwickelte kurz vor den 
Wahlen der damalige liberale Führer und Premier Campbell⸗Bannerman 
ein großes Bild der von ihm und ſeiner Partei beabſichtigten Reformen, und 
John Burns, der geweſene Sozialdemokrat, dem aber noch kurz vorher die 
Arbeiterpartei ihr Zutrauen ausgeſprochen hatte, wurde ins Miniſterium auf⸗ 
genommen als Chef jenes Reſſorts (das Miniſterium der Lokalverwaltung), 
dem die Fürſorge für Sozialreform in erſter Linie zuſteht. Die Liberalen 
wurden darauf mit einer noch nie dageweſenen Mehrheit ins Parlament ge⸗ 
wählt und bekamen damit nicht nur die Aufgabe, ſondern auch die volle 
Möglichkeit, ihr großes Programm durchzuführen. 

Seitdem ſind zweieinhalb Jahre verfloſſen, und wie haben ſich die Dinge 
geſtaltet? Betrug auf Betrug, Schikane auf Schikane, offene Reaktion und 
verſteckte Reaktion — das iſt das Fazit der zweieinhalbjährigen Wirtſchaft 
der Liberalen! Auf dem Gebiet der auswärtigen Politik haben ſie ſich ganz 
offen den Traditionen der Konſervativen und der Imperialiſten, unter dem 
Vorwand der „Kontinuität“, angeſchloſſen. Zu dieſem Kapitel gehört die 
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emſige Fortſetzung der Politik der Iſolierung Deutſchlands, die neuaufgetauchte 
Freundſchaft mit der ruſſiſchen Regierung, die Auslieferung Perſiens an Ruß⸗ 
land und das reaktionäre Gebaren auf der Haager Friedenskonferenz mit 
ihrer Legaliſierung der Seeräuberei und Ablehnung des Antrags auf Be— 
ſchränkung der Rüſtungen. Auf dem Kolonialgebiet haben wir die Drang— 
ſalierung, nach ruſſiſchem Muſter, von Indien — die Verhaftungen und Depor- 
tationen ohne Gericht, die Ausnahmegeſetze gegen die Preſſe uſw. —, die 
feierliche Reinwaſchung des Schreckensregimes in Agypten (die Denſhawai⸗ 
Affäre), die Zulaſſung des haarſträubenden Vorgehens der Nataler Regierung 
bei der Unterdrückung der künſtlich provozierten Revolte der Eingeborenen und 
die feige Abwälzung des Problems der Kuliſklaverei, das die Liberalen ſelbſt 
zu löſen ſtark verpflichtet waren, auf die Schultern des Transvaal (das ſpeziell 
zu dieſem Zwecke die bei der Friedensſchließung 1902 verſprochene Selbſt⸗ 
verwaltung befam).” Endlich auf dem Gebiet der Sozialpolitik begegnen wir 
nacheinander Verſuchen, den feierlichſt abgegebenen Verſprechen zu entſchlüpfen 
und die Arbeiterſchaft um ihre Erwartungen zu betrügen. Betreffs der Wieder⸗ 
herſtellung des Gewerkſchaftsrechtes wurde bekanntlich der Verſuch gemacht, die 
Haftbarkeit der Gewerkſchaftskaſſen genau jo feſtzuſtellen, wie fie in den be- 
kannten Taff⸗Vale⸗Urteilen interpretiert worden war, und nur der mutige 
Widerſtand der Arbeiterpartei war es, der die Regierung zwang, von ihren 


Abſichten Abſtand zu nehmen.“ Genau dasſelbe wiederholt ſich jetzt mit den 


Vorlagen über Alterspenſionen und dem Achtſtundentag für die Bergarbeiter. 
Der Achtſtundentag für die Bergarbeiter hat ſich als ein Neunſtundentag 
entpuppt, da die Ein⸗ und Ausfahrt nicht eingerechnet werden,“ und die Alters⸗ 
penſionen werden für eine Art Almoſen erklärt, die nur dem „Arbeitswilligen“ 
gewährt werden ſollen, und dazu noch erſt, wenn er das Alter von ſiebzig 
Jahren erreicht hat.“ Für die Arbeitsloſen aber wird noch weniger getan 


1 Wie lächerlich die Haager Friedenskonferenz auch war, nahmen die engliſchen Radikalen 
ſie doch ſehr ernſt, und nichts erfüllte ſie mit ſo viel Freude als der ſeinerzeit berühmt ge— 
wordene Artikel Campbell⸗Bannermans in der erſten Nummer der liberalen Wochenſchrift 
„Ihe Nation“, in der er für die Beſchränkung der Rüſtungen auf der Haager Konferenz 
energiſch eintrat. Das Nichterfüllen dieſes feierlich abgegebenen Verſprechens war eine tiefe 
Enttäuſchung für die jungen Liberalen und Radikalen. 

2 Die Einführung chineſiſcher Kulis in das Transvaal bildete den Hauptpunkt in den 
Anklagen gegen die Tory⸗Regierung nicht nur lange vor, ſondern auch während der all— 
gemeinen Wahlen im Januar 1906. Die Liberalen hatten eine ganze Literatur über das 
„Chinese Slavery“ geſchaffen, und in den Wahlen ſpielte eine Hauptrolle das Bild eines 
chineſiſchen Kulis, der in Ketten gelegt in die Goldgrube herabſteigt, während die Geſpenſter 
der gefallenen englischen Soldaten dabei ſtehen und ſich fragen, ob fie dafür ihr Blut ver— 
goſſen hätten. Jedoch als im neuen Parlament eine Debatte darüber entſtand, ſchämte ſich 
der junge Churchill, der koloniale Unterſtaatsſekretär, nicht, im Namen der Regierung zu 
erklären, daß die Bezeichnung „Chineſiſche Sklaverei“ eigentlich eine „terminologiſche Un⸗ 
genauigkeit“ geweſen ſei. 

3 Siehe unſeren Artikel „Der Kampf um das Gewerkſchaftsrecht“, „Neue Zeit“, XXIV, 
Nr. 52. 

* Jüngſt hat die Regierung manche Anderungen verſprochen, wie ſie ſich aber geſtalten 
werden, iſt noch nicht zu überſehen. 

5 Zur dritten Leſung ging Genoſſe Snowden in einer ausgezeichneten Rede mit der 
Regierung ſcharf ins Gericht, indem er erklärte, daß die Vorlage ihn und ſeine Partei „an⸗ 
geekelt habe“, und obwohl ſie für die Bill ſtimmen werden, die Regierung dadurch ihre Dank— 
barkeit nicht ernten werde, daß die Regierung mit ihrer Vorlage einen . begangen nn uſw. 
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als unter der vorigen konſervativen Regierung, und die Staatliche Armenpflege 
wird mit einer Grauſamkeit verwaltet, die ganz ohne ihresgleichen ſeit einem 
Vierteljahrhundert ijt. . 

Das ift nur ein kurzes Sündenregiſter der liberalen Regierung, ſeitdem 
fie zur Macht kam. Man muß wiſſen, wie hoch ſich die Hoffnungen bei 
einer Bevölkerung, die zehn Jahre hindurch von bitterer Reaktion geplagt 
worden war, geſpannt hatten, als endlich eine liberale Regierung, voll von 
Begeiſterung und geſtützt auf ein umfaſſendes Programm, ans Ruder ge⸗ 
langte, um zu verſtehen, wie ſchwer jede ihrer reaktionären oder betrüge⸗ 
riſchen Leiſtungen in die Wagſchale fiel und an Bedeutung weit über ihr 
eigentliches ſpezifiſches Gewicht hinausging. Wo ein großes Vertrauen herrſcht, 
dort wird der Wortbruch zu einer potenzierten Gewiſſenloſigkeit; die liberale 
Regierung aber hat nicht nur Wortbrüche, ſondern Verrat an Grundjägen 
begangen. 

Nun fragt es ſich, woher dieſes reaktionäre Verhalten einer liberalen 
Regierung, die hinter ſich die große Maſſe der Wähler hatte und im Parlament 
ſelbſt über eine ungeheure Mehrheit verfügte? Wurde ſie etwa durch das 
revolutionäre Auftreten des Proletariats bedrängt? Man betrachte nur die 
Arbeiterpartei — die einzige, die hier in Betracht kommt — und bemerke, wie 
leiſe ſie auftritt. Zwar beſteht ſie teilweiſe aus Sozialiſten, die außerhalb des 
„hohen Hauſes“ ihre ſozialiſtiſchen Überzeugungen ziemlich entſchieden bekunden; 
dieſe Sozialiſten aber üben keinen Einfluß auf die Partei aus — wollen es 
auch nicht —, und die Partei als Ganzes bewegt ſich durchaus in den Bahnen 
des alten radikalen Trade Unionismus. Als eine ſelbſtändige Partei tritt ſie 
freilich unabhängig von den Liberalen auf, nicht ſelten auch gegen ſie. Aber 
die Art und Weiſe, wie ſie es tut, enthält nichts von einem Bewußtſein der 
Klaſſen⸗ und Parteigegenſätze, trägt vielmehr den Charakter einer parlamen⸗ 
tariſchen Oppoſition, wie etwa der der Liberalen gegen ein konſervatives 
Miniſterium. 

Von einer grundſätzlichen Bekämpfung der liberalen Regierung iſt gar 
keine Rede. Im beſten Falle bekämpft man ihre einzelnen Vorlagen, und 
von Zeit zu Zeit Fritifiert man ihre Maßnahmen. Meiſtenteils werden die 
miniſteriellen Vorlagen überhaupt nicht angegriffen, ſondern mit Haut und 
Haar ganz gemütlich heruntergeſchluckt.“ Sogar die Nachwahlen werden nicht 
mehr angefochten, um den Liberalen nicht mehr Schaden zu verurfachen, und 
wo eine Lokalorganiſation eine Kandidatur aufſtellt, iſt die Arbeiterpartei nicht 
minder als die liberale wütend. Kurz, fie iſt nicht mehr als eine „Oppofition. 


1 In der jungfabianiſchen Wochenſchrift „The New Age“ vom 11. Juli dieſes Jahres 
ſchreibt S. G. Hobſon, ein vornehmes Mitglied der Fabiangeſellſchaft und der I. L. P., wie: 
folgt: „Die Maſſe der J. L. P. iſt geſund und tüchtig, aber ſie wird von einer Junta ge⸗ 
wandter Leute geführt, die mit dem neuen Geiſte immer weniger in Berührung kommt 
Sie haben erwartet, die Trade Unioniſten zu beherrſchen, aber ihre Erwartungen haben ſich 
nicht erfüllt.. .. Sie predigen den Sozialismus in den öffentlichen Verſammlungen, im 
Banane aber dürfen fie nicht frei handeln. ” 

„Iſt die Arbeiterpartei wirklich im Aufſtand?“ fragt Genoſſe Hobſon in „New Age“ 
vom 4. Juli und antwortet: „Ich glaube, kein aufmerkſamer Beobachter wird die Tatſache 
beftreiten, daß die Arbeiterpartei mit jedem Monat immer mäßiger und reaktionärer wird. . 
Ihre Aktion zeigt ſo klar, wie man es nur wünſchen kann, daß ihre Politik durchaus von. 
dem nonkonformiſtiſchen Aberalismus beherrſcht iſt.“ 
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Seiner Majeſtät“, die hofft, einmal auch auf den Regierungsbänken zu fißen, ' 
und betrachtet ſich bereits als vollkommen hoffähig.? a 

Eine ſolche Partei kann den Liberalen keine allzu große Furcht einjagen, 
jagt ſie auch nicht ein. Was die Liberalen fürchten, iſt die Entwicklung dieſer 
Partei zu einer ſozialiſtiſchen; das ſollte aber nicht die Reaktionsgelüſte der 
Liberalen fördern, ſondern umgekehrt ihre Neigung, Zugeſtändniſſe zu machen. 
Tatſächlich, was die Behandlung der Arbeiterpartei wie ihrer Mitglieder ſeitens 
der Regierung anbetrifft, ſo beſteht keine Urſache, ſich zu beklagen. Die Redner 
der Arbeiterpartei werden immer auf das höflichſte angehört, ihre Anträge 
werden mit großer Aufmerkſamkeit beachtet und debattiert, und ihren Wünſchen 
wird nicht minder gern entgegengekommen als denen der eigenen Parteimänner, 
und vielleicht noch mehr. Wieder einmal alſo muß gefragt werden: Wenn 
es nur das dreiſte Auftreten des Proletariats wäre, wodurch das liberale 
Bürgertum in die Reaktion getrieben wird, wie kommt es, daß auch ohne ein 
ſolches Auftreten eine liberale Partei wie die engliſche mehr und mehr ihre 
Prinzipien verrät? 

Es iſt klar, daß die Erklärung dieſer Erſcheinung gar nicht dort zu ſuchen 
it, wo man uns hinweiſt. Überhaupt kommt das ſubjektive Moment hier gar 
nicht in Betracht, vielmehr die geſamte ſozialökonomiſche Lage des Bürger: 
tums in dem gegebenen hiſtoriſchen Moment. Der Liberalismus war ſeit jeher 
weſentlich der politiſche Ausdruck des Individualismus im eigenſten Sinne 
des Wortes, das heißt der Negation der ſtaatlichen Aktion einerſeits und der 
Zuverſicht auf die eigenen Kräfte des Individuums andererſeits. So ſchrieb 
das vornehmſte Blatt der engliſchen Bourgeoiſie einmal, am Scheideweg der 
engliſchen Geſchichte: „Der größte Teil der Arbeit des Liberalismus beſtand in 
der Säuberung des Geſetzbuchs von allen gutgemeinten, aber doch mißlungenen 
Verſuchen, die Menſchen zur Sittlichkeit polizeilich zu zwingen und ſie auf 
väterliche Weiſe zu ihrem Glücke zu leiten. Er proklamierte die Grundſätze 
der individuellen Verantwortlichkeit, der individuellen Initiative und der pri- 
vaten Vereinbarung in ſolchen Fällen, wo es kollektiver Handlung bedurfte.“ 
Somit — um nur die fortſchrittliche Seite hervorzuheben — wirkte der Libe— 
ralismus für perſönliche Freiheit, für die Dezentraliſation und Beſchränkung 
der Funktionen des Staates, für feine Befreiung von allen feudalen (ein- 
ſchließlich monarchiſchen) Einrichtungen und Überlieferungen, für die Selbft- 
verwaltung der Kolonien, für die Unabhängigkeit der kleinen Nationen uſw. 
Das war alles der Inbegriff des Liberalismus, wie er ſich nicht nur in der 
Theorie, ſondern auch in der Praxis ausdrückte. 

Wie war aber eine ſolche ſozialpolitiſche Anſchauung möglich? Nur unter 
der Bedingung, daß das Bürgertum ſich ſeiner ökonomiſchen Macht ſicher 


1 Diefe Hoffnung wurde mehrere Male von Ramſay Macdonald ausgeſprochen, ein- 
mal ſogar in Verbindung mit einer anderen Hoffnung, nämlich daß die Zeit noch kommen werde, 
in der eine Arbeiterregierung die Pairswürde und ſonſtige Auszeichnungen verleihen werde! 

Die Herren Crookes, Shackleton e tutti quanti find ſtändige Beſucher der könig⸗ 
lichen „Garden- parties“, ſehen auch nicht ein, warum fie es nicht tun dürfen. Ihre ſozia⸗ 
liſtiſchen Kollegen Keir Hardie, Snowden und andere haben ſich bis jetzt ferngehalten; letztens 
aber wurde Keir Hardie gar nicht eingeladen — vermutlich weil er gegen den Revaler Beſuch 
opponiert hatte — und da ging es los. So ein parlamentariſches „Privilegium“ ſoll einem 
Arbeiterdeputierten nicht vorenthalten ſein, es iſt ſeitens des Königs ein Konſtitutionsbruch uſw. 

3 „Times“, 14. Auguſt 1885. 
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fühlte. Nur ein ſolches Kapitaliſtentum vermag für die Beſeitigung des 
Staates und die Autonomie des Individuums einzutreten, das ſich ſeiner 
Aufgabe gewachſen und allen ſeinen Konkurrenten überlegen fühlte; nur ein 
ſolches konnte die koloniale Selbſtverwaltung und die Freiheit aller Völker 
befürworten, das keinen anderen Gegner auf dem Weltmarkt zu fürchten hatte 
außer der kulturellen und wirtſchaftlichen Rückſtändigkeit dieſes Marktes ſelbſt. 
Der Liberalismus war ſomit die Ideologie der nicht bloß aufſtrebenden, 
ſondern auch der machtbewußten Bourgeoiſie. 

Nun aber war England jenes Land, in dem das Kapitaliſtentum ſich am 
mächtigſten entwickelte. Nachdem die induſtrielle und Handelsmacht Spaniens, 
der Niederlande und Frankreichs nach der Reihe gebrochen oder lahmgelegt 
war, ſtieg England raſch zum wichtigſten induſtriellen Staate der Welt 
empor und konnte bereits in den dreißiger Jahren des vergangenen Jahr⸗ 
hunderts vom ewigen Monopol auf dem Weltmarkt träumen. Zwar ſind 
dieſe Träume nicht erfüllt worden, und die Beſeitigung der letzten Reſte der 
Schutzzölle im Jahre 1846 — ſelbſt ein Akt des ſtaatsnegierenden Libera⸗ 
lismus — hat weder die induſtrielle Monopolſtellung Englands noch die 
Agrarproduktion des für die Lieferung des Rohmaterials beſtimmten Aus⸗ 
landes verewigt; allein eine lange Zeit hindurch blieb England der bei weitem 
größte Induſtrieſtaat der Welt, der keine Konkurrenten fürchtete und fie nur 
in dunkler, ferner Zukunft ſah. In England erhielt deshalb der Liberalismus 
auch ſeinen höchſten Ausdruck. Zwar vermochte er ſich gegenüber dem 
Agrariertum nicht in aller Reinheit durchzuſetzen, und der antiquariſche 
Staatsmechanismus einerſeits ſowie die Fabrikgeſetzgebung andererſeits blieben 
lange Zeit ein Denkmal ſeiner praktiſchen Dürftigkeit. Allein auch mit dieſen 
Beſchränkungen war der engliſche Liberalismus eine ſtolze, allumfaſſende An⸗ 
ſchauung, die auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens ſich geltend machte 
und alle Einrichtungen und das geſamte Handeln Englands beherrſchte. Über⸗ 
haupt aber war er dem ſpäteren kontinentalen Liberalismus weit überlegen, 
indem der letztere, wenn auch manchmal in der Theorie renommierend, im 
praktiſchen Leben darin ſeine Grenze fand, daß das von ihm vertretene Kapi⸗ 
taliſtentum nur mit der Hilfe des Vaters Staat gegenüber dem mächtigen 
engliſchen Kapitaliſtentum ſich entwickeln konnte und ſomit von jeher auf ein 
lahmlegendes Kompromiß mit den Mächten der Reaktion angewieſen war. 
Daher verfaulte der feſtländiſche Liberalismus bald auf den erſten Stadien 
ſeiner Lebenslaufbahn — und um ſo eher und ſchneller, je ſpäter er 
hiſtoriſch aufgetreten war —, während der engliſche erſt jetzt zu verrotten 
begann. Denn nach dem oben Angeführten iſt es klar: wurde erſt einmal der 
Siegeszug des engliſchen Kapitalismus unterbrochen oder ſogar bloß gehemmt, 
wie es ſeit dem Auftreten der deutſchen und amerikaniſchen Konkurrenz 
geſchah, ſo mußte der Liberalismus auch allmählich ſeine Anziehungskraft ver⸗ 
lieren, indem das Bürgertum immer mehr die Unzulänglichkeit der indivi⸗ 
duellen Tatkraft bemerkte und im harten Kampfe mit den von ihren Staaten 
ausgerüſteten Rivalen ſich übertroffen ſah. Es machte ſich allmählich eine 
Reaktion gegen den Liberalismus bemerkbar, die von manchen Leuten vom 
Schlage der Fabians als eine Wandlung vom Individualismus zum Sozia⸗ 
lismus aufgefaßt wurde, die aber in Wirklichkeit nichts anderes als eine 
Wendung von der Negierung zur Anerkennung des Staates, als Werkzeug 
der weiteren kapitaliſtiſchen Entwicklung, bedeutete. Dieſe reaktionäre Be⸗ 
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wegung iſt es, die unter dem Namen „Imperialismus“ das alte England 
immer mehr verdrängt und ein neues auf den Trümmern aller bisherigen 
Traditionen aufbaut. 

Dies alſo ſind die Urſachen des Verfalls des engliſchen Liberalismus, der 
ſo klar gerade jetzt, wo er am Ruder ſteht, an den Tag kommt. Hier helfen 
keine Bitten, keine Mahnungen, keine Moralpredigten — der Geſchichte ehernes 
Muß hat hier das Wort. Möge die Arbeiterklaſſe noch ſo leiſe auftreten, 
mögen die liberalen Führer ſelbſt von den beſten Abſichten geleitet werden — 
die Asquith, die Greys, die Haldanes, die Burns, die alle können nicht um⸗ 
hin, reaktionär zu handeln, da die Klaſſe, deren Geſchäfte ſie beſorgen, ſelbſt 
reaktionär geworden iſt. 

Und hier kommt der Umſtand hinzu, der das Bild der gegenſeitigen Wir- 
kung des revolutionären Benehmens des Proletariats und der Reaktionsluſt 
der Bourgeoiſie noch mehr trübt. Als Folge des Verfalls des Liberalismus 
in den letzten Jahren gärt es in der Arbeiterklaſſe immer mehr — es wächſt 
das Klaſſenbewußtſein, es weht ein neuer Geiſt in der gewerkſchaftlichen Be— 
wegung, es hebt ſich die Welle des Sozialismus. Aber die Arbeiterpartei 
bringt weder in ihrem raſchen Wachſen noch in ihrem Benehmen dieſe viel⸗ 
ſeitige Gärung auch nur einigermaßen zum Ausdruck. Die Arbeiterpartei iſt 
und bleibt noch lange nichts als eine parlamentariſche Fraktion, die zwar hinter 
ſich Hunderttauſende hat, die aber von niemand kontrolliert wird, faſt keine 
Direktiven bekommt und in allen Fragen der praktiſchen Politik durchaus auf 


1 Vor einigen Monaten hielt der bekannte Soziologe Benjamin Kidd einen Vortrag in 
der Oxforder Univerſität über „Individualismus und Nachher“, in dem er ganz deutlich die 
herrſchenden imperialiſtiſchen Anſchauungen quaſi philoſophiſch begründete. „Es gibt“, ſagte 
er, „viele verſchiedene Meinungen über die Ausdehnung der Funktionen des Staates ..., 
die aber alle dadurch ausgezeichnet ſind, daß ſie eine mehr organiſche Auffaſſung der Geſell— 
ſchaft enthalten. Es war eines der Grundprinzipien des Individualismus der Vergangene 
heit, daß die Intereſſen des Individuums, das feine Zwecke im Wettbewerb mit feinen Mit⸗ 
menſchen verfolgt, mit dem höchſten Wohle der Geſellſchaft zuſammenfallen. Was wir jetzt 
beobachten, iſt, zuſammen mit der Ausdehnung der ſtaatlichen Funktionen, das Wachſen einer 
Überzeugung, daß die beiden Dinge nicht dasſelbe ſind und daß das höchſte Wohl des 
Gemeinweſens nicht durch den ungeregelten Wettbewerb der Privatintereſſen zu erreichen iſt. ... 
In der Rivalität zwiſchen Nationen und Völkern geht es oft wie in der Rivalität zwiſchen 
den individuellen Formen des Lebens. Wenn ein neues Milieu entſteht, findet die natürliche 
Auswahl ſehr oft die beſte Grundlage zur Anpaſſung in ſolchen Formen, die früheren Typen 
eigentümlich waren. So wird oftmals gar nicht bemerkt, wie viel das heutige Deutſchland 
ſeine großen Erfolge dem Umſtand ſchuldet, daß Einrichtungen aus einer früheren Periode, 
die vom Staate geleitet wurden, ſich dort viel beſſer konſerviert haben als in England, wo 
unſere lange Periode eines erfolgreichen Individualismus die ihnen zugrunde liegenden Ideen 
abgeſchwächt hat. Man ſpricht von unſerem Zeitalter als einer Zeit der Amerikaniſation der 
Welt. In einem anderen, tiefen und wahren Sinne wird wahrſcheinlich das folgende Zeit— 
alter dasjenige der Germaniſation der Welt fein. Denn es wird die umfangreiche Aus— 
arbeitung und Anwendung der Lehren ſein, deren erſte Anfänge in der Geſchichte des modernen 
Preußen zu leſen find, die den Staaten der Zukunft ihren Erfolg ſichern werden. . .. Hier 
wird man ſchon den großen Gedanken unſerer Geſchichte finden . . . einerſeits die feſteſte 
Überzeugung von der Überlegenheit der Privatinitiative unter freiwilliger Kooperation, 
andererſeits die entgegengeſetzte Überzeugung, daß es notwendig iſt, die kollektive Aktion des 
Staates zu entwickeln, und daß das kollektive Bewußtſein, indem es durch den Staat wirkt, 
allein imſtande iſt, die großen Folgerungen des öffentlichen Wohles durchzuführen. Mir 
ſcheint, daß dieſe beiden Prinzipien die Zukunft beherrſchen werden.“ 
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eigene Fauſt handelt. Gerade dieſe Fraktion hauptſächlich hat es bewirkt, daß 
die Partei ſich bis jetzt noch kein Programm gab — angeblich weil ein Pro⸗ 
gramm zu Zerſplitterungen führen würde, tatſächlich aber, um volle Freiheit 
des Handelns zu haben. Wozu aber dieſe Freiheit benutzt wird, darüber 
haben wir bereits manchen Hinweis gegeben, und iſt auch folgendes charak⸗ 
teriſtiſch. Während die Fraktion es jüngſt für möglich hielt, mit der ſo⸗ 
genannten Liberal⸗Labour⸗Fraktion ein Abkommen zu ſchließen, wonach ſich 
beide Teile verpflichten, bei den Wahlen nicht gegeneinander aufzutreten und 
regelmäßig gemeinſame Sitzungen abzuhalten, um über gemeinſames Vorgehen 
zu beraten, hat die Fraktion ſich bereits mehrere Male entſchieden geweigert, 
ſozialiſtiſche Kandidaturen anzuerkennen, die Aufſtellung von Arbeiterkandida⸗ 
turen in ſolchen Wahlkreiſen gutzuheißen, in denen hervorragende Liberale 
bereits aufgeſtellt wurden, ja ſie hat ſich geweigert, den einzigen ausgeſprochenen 
Sozialiſten im Parlament, den Genoſſen Viktor Grayſon, zu ihren Sitzungen 
zuzulaſſen! Es iſt demgemäß klar, daß die Arbeiterpartei, wie ſie jetzt iſt, 
nicht mehr das ausdrückt, was bei ihrem Entſtehen das Hauptmoment war, 
nämlich die entſchiedene Revolte des Proletariats gegen den Liberalismus; 
noch weniger aber drückt ſie jene Momente aus, die die Stimmung unter den 
Maſſen jetzt beeinfluſſen. 

Denn — das iſt jedem Beobachter des engliſchen Lebens klar — was die 
Volksmaſſen jetzt beſeelt, iſt in erſter Linie eine tiefe Verachtung für den Libe⸗ 
ralismus (den Freihandelsfetiſchismus eingeſchloſſen) und in zweiter Linie ein 
immer weiter um ſich greifendes Verſtändnis für den Sozialismus. Für das 
erſte liefern die letzten Nachwahlen wohl den augenſcheinlichſten Beweis. Seit 
Beginn dieſes Jahres fanden 14 Nachwahlen ſtatt, und mit einer einzigen 
Ausnahme, die dadurch erklärlich iſt, daß es der Wahlkreis des verſtorbenen 
populären Premier Campbell⸗Bannerman und der liberale Kandidat ſein ehe⸗ 
maliger Sekretär war, haben die Liberalen überall an Stimmenzahl ſehr ver⸗ 
loren — insgeſamt 12000 Stimmen —, während die Protektioniſten, die 
Schutzzöllner, ebenſoviel und noch mehr (14000 Stimmen) gewonnen haben. 
In manchen Wahlkreiſen ſchrumpfte die liberale Mehrheit auf eine lächerlich 
geringe Ziffer zuſammen und in anderen ſchlug ſie in eine Minderheit um. 
Das iſt ein, wie wir ſagten, ſchlagender Beweis dafür, daß die Maſſen ſich 
immer mehr vom Liberalismus abkehren, während die Arbeiterpartei ſich 
geradezu ihm nähert. 

Nun aber kann es auf den erſten Blick erſcheinen, daß dieſe antiliberale 
Stimmung eine durchaus reaktionäre ſei, da ſie nichts anderes als eine Über⸗ 
tragung von 10000 bis 12000 Stimmen an die Konſervativen bedeute. Diele 
Annahme wird noch mehr dadurch verſtärkt, daß in ſechs Fällen unter den 
vierzehn auch Arbeiterkandidaten da waren, die ſämtlich durchfielen, — in 
einem Falle, in Mancheſter, wo der Kandidat unſer Genoſſe Irving war, ſogar 
kläglich. Nichtsdeſtoweniger iſt eine ſolche Annahme falſch. Wir haben mit 
Abſicht von den Siegern nicht als Konſervativen, ſondern als Protektioniſten 
geſprochen, um das Moment hervorzuheben, das für die Ergebniſſe der Nach⸗ 
wahlen entſcheidend war. Die Nachwahlen wurden ſämtlich unter der Parole 
der Sozialreform ausgefochten, und es war hauptſächlich die Geſchicklichkeit, 
mit der die Konſervativen das protektioniſtiſche Programm mit ſeinen plauſiblen 
Argumenten von mehr Beſchäftigung und mehr Mitteln für ſozialpolitiſche 
Reformen ausſpielten, die ihnen den Sieg verſchaffte. Man mag noch ſo niedrig 
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denken von der Intelligenz der engliſchen Arbeitermaſſen, die auf einen ſolch 
plumpen Köder anbiſſen, allein das von ihnen bei dieſer Gelegenheit bekundete 
Empfinden für die Übel, die ihre Klaſſe bedrücken, iſt gegenüber der bisher 
üblichen Indifferenz eine bedeutſame Erſcheinung, die keineswegs einfach als 
reaktionär aufgefaßt werden darf. Tatſächlich bedeutet dieſe Erſcheinung einen 
großen Fortſchritt und legt für das Erwachen des Klaſſenbewußtſeins unter 
den proletariſchen Maſſen ein wertvolles Zeugnis ab. 

Dazu kommt aber der noch wichtigere Umſtand, daß gegenüber den beiden 
bürgerlichen Kandidaten die Arbeiter überhaupt eigene Kandidaturen auf— 
zuſtellen wagten. Wir haben ſchon erwähnt, daß die Leitung der Arbeiterpartei 
dieſe Kandidaturen, weil ſie für die Liberalen gefährlich ſeien, nicht genehmigt 
hat. In manchen Fällen hat ſie ſie ſogar bekämpft. In einem doppelten Wahl⸗ 
kreis (Dundee), wo es bereits einen Arbeiterdeputierten gibt, ſchämte ſich der 
letztere nicht, offen den neuen Kandidaten anzugreifen, und in einem anderen 
( Mancheſter) erließ der bekannte Schriftſteller Wells, ein Mitglied der I. L. P. 
und der Fabian⸗Geſellſchaft, einen offenen Brief an die Arbeiterwähler, nicht 
für den Sozialdemokraten, ſondern für den Liberalen zu ſtimmen. Unter ſolchen 
Umſtänden iſt es nicht zu verwundern, daß die Arbeiterkandidaten ſämtlich 
durchfielen. Was konnten die unglücklichen Kandidaten auf die großen, von 
den Liberalen beſchafften Plakate erwidern, die die Wählerſchaft darauf auf⸗ 

merkſam machten, daß dieſe angeblichen Arbeiterkandidaturen von der Arbeiter: 
partei ſelbſt verleugnet würden und folglich nur im Intereſſe der Tories auf⸗ 
geſtellt ſeien? Es iſt vielmehr zu verwundern, daß dieſe Kandidaten trotz alle— 
dem doch recht glatt abgeſchnitten haben und faſt überall Tauſende Stimmen 
auf ſich vereinigten. Noch mehr bezeichnend aber iſt die Tatſache, daß die 
Organiſationen, von denen fie aufgeſtellt waren, faſt in allen Fällen nicht etwa 
ſozialiſtiſche, ſondern einfache trade⸗unioniſtiſche waren, wodurch noch deut— 
licher wird, daß die breiten Maſſen der Arbeiter keineswegs mit den liberali⸗ 
ſierenden Leitern der offiziellen Arbeiterpartei übereinſtimmen und ſich nicht 
zu einer liberalfreundlichen Politik bereden laſſen. Es ſei noch erwähnt, daß 
alle dieſe Kandidaturen, denen die Genehmigung des Arbeiterparteivorſtandes 
verweigert worden war, ſich als ſozialiſtiſche erklärten und als ſolche den 
ganzen Wahlkampf durchfochten. Das zeigt, welches die eigentliche Stimmung 
unter der Arbeiterſchaft iſt und wie ſie gründlich von der offiziellen Arbeiter⸗ 
partei verfälſcht wird, die ihre Kandidaten nur unter der Etikette „Arbeiter⸗ 
kandidat“ aufzuſtellen erlaubt. Wenn man dieſe Tatſachen beachtet, bekommt 
man ein ganz anderes Bild von den Ergebniſſen der Nachwahlen, als es die 
nackten Ziffern zeigen. 

Jedoch um einen richtigen Einblick in die Stimmung der Arbeiterklaſſe 
zu gewinnen, muß man ſie nicht bei den Nachwahlen, ſondern im Lande, in 
den Gewerkſchaften, in den politiſchen Vereinen, in den öffentlichen Verſamm— 
lungen uſw. beobachten. Dort iſt es mit Händen zu greifen, wie der ſozialiſtiſche 
Gedanke wächſt. Die Gewerkſchaften ſind zu einem wahren Tummelplatz der 
ſozialiſtiſchen Theorien geworden, und nicht Geſchäftsangelegenheiten, ſondern 
politiſche Fragen üben Anziehungskraft auf die Mitglieder aus. Vorbei iſt 
die Zeit, in der die Politik als Tabu erklärt war. Jetzt kann jeder ſozial⸗ 
demokratiſch geſinnte Arbeiter dreiſt feine Anſchauungen auf den gewerkſchaft— 
lichen Verſammlungen vertreten und dabei auch noch Beifall erzielen. Selbſt 
die ſtete Angliederung immer neuer Gewerkſchaften an die Arbeiterpartei, wie 
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es unlängſt mit der mächtigen Bergarbeiter⸗Föderation der Fall war, iſt 
nicht ſo aufzufaſſen, daß die Arbeiter erſt jetzt die erſte Stufe des Klaſſen⸗ 
bewußtſeins erreicht haben, nämlich die des Verſtändniſſes für eine ſelbſtändige 
Arbeiterpolitik. Auf dieſer Stufe ſtand die große Maſſe zwar noch vor fünf 
Jahren, jetzt aber iſt ſie bereits überſtiegen, und man muß das ſtarke Zu⸗ 
ſtrömen der organiſierten Arbeiter zur Arbeiterpartei von einem viel höheren 
Standpunkt aus betrachten. Zwar findet dieſer Standpunkt noch keinen Aus⸗ 
druck in den Anſchauungen und der Taktik der Männer, die an der Spitze 
ſtehen; aber ſchon der Huller Kongreß bewies, wie ſich dieſer Standpunkt 
allmählich in den Entſcheidungen der Partei geltend macht. Kein Zweifel, 
früher oder ſpäter werden auch die Führer gezwungen ſein, ihm Folge zu 
leiſten, — ſonſt werden ſie, wie gar mancher Liberal⸗Labour⸗Mann, abtreten 
müſſen. 

Aber auch die eigentlichen ſozialiſtiſchen Parteien, die Sozialdemokratiſche 
(S. D. P.) und die Unabhängige Arbeiterpartei (I. L. P.), bezeugen mit ihrem 
ſteten Wachſen an Mitgliedern und Wirkſamkeit, wie der ſozialiſtiſche Ge⸗ 
danke immer ſtärker um ſich greift. Natürlich wächſt die I. L. P. raſcher als 
ihre Konkurrentin. Mit einem ſicheren Verſtändnis für die Gefährlichkeit der 
einen und der anderen macht die bürgerliche Preſſe eine großartige Reklame 
für die I. L. P., indem ſie deren Führer mit Komplimenten überſchüttet, ſie als 
die einzigen „wahren“ Repräſentanten des engliſchen Sozialismus anerkennt, 
ihnen das Wort zur Erklärung des „ſozialiſtiſchen“ Standpunktes in bezug 
auf dieſe oder jene Frage der Politik erteilt, ihre Artikel und Schriften be⸗ 
ſpricht uſw. Daher wird die I. L. P. in den weiten Schichten der Bevölkerung 
mehr bekannt als die S. D. P., und der erſteren ſtrömen die neuen Sozia⸗ 
liſten in größerer Zahl zu. Beſonders die bürgerliche Intelligenz, die vom 
Liberalismus enttäuſcht iſt, wendet ſich der I. L. P. zu, wodurch dieſe vielleicht 
noch mehr opportuniſtiſch wird, zurzeit aber an geiſtigen und materiellen Mitteln 
gewinnt. Doch auch die S. D. P. kann faſt jeden Tag neue Sektionen und neue 
Mitglieder verzeichnen, und zwar ſolche, die aus echt proletariſchen Schichten 
hervorkommen und die Agitation in die Gewerkſchaften und in die Konferenzen 
der Arbeiterpartei tragen. Ihre öffentlichen Verſammlungen werden von Tau⸗ 
ſenden und aber Tauſenden beſucht, ihre Literatur verkauft ſich mehr als je, 
und ihr Einfluß iſt viel größer, als ihre Gegner es zu geſtehen wagen. In 
der Frage des Frauenſtimmrechtes hat ſie den Kampf gegen das beſchränkte 
Wahlrecht in das Lager ſeiner Verfechter, die I. L. P. und die Arbeiterpartei, 
ſelbſt getragen und dort die Führer dieſer Parteien aufs Haupt geſchlagen. 
In ähnlicher Weiſe wurde die bekannte Huller Reſolution von ihren Vertretern 
gegen den heftigen Widerſtand der Führer der Arbeiterpartei und die paſſive 
Oppoſition der I. L. P. durchgeſetzt. Das zeigt, wie trotz alledem und alledem 
auch der marxiſtiſche „Doktrinarismus“ ſich Bahn bricht. 

Betrachten wir zuletzt das große Publikum, ſo iſt auch dort nicht zu ver⸗ 
kennen, wie der Sozialismus an Boden immer mehr gewinnt. Mag auch der 
größte Teil der jetzt in großem Umfang von den Schriftſtellern der I. L. P. 
verfertigten Literatur recht wäſſerig ſein, ſo liefert doch die große Nachfrage 
nach ihr den beſten Beweis, wie ſehr das Publikum ſich für den Sozialismus 
intereſſiert. Ganz überraſchend aber offenbarten ſich die Fortſchritte, die der 
Sozialismus im Denken der Bevölkerung gemacht hat, auf dem jüngſt in 
London ſtattgefundenen „allanglikaniſchen Kongreß“. Es war ein Zu⸗ 


Sr 
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ſammentreffen der Leuchten der anglikaniſchen Kirche — Biſchöfe, Theologen, 
Prieſter aus aller Welt, der mehr als eine Woche dauerte und ſo zahlreich 
beſucht war, daß, während die Plenarſitzungen im größten Saale Londons, 
der Albert Hall, die beinahe 12000 Menſchen aufnehmen kann, ſtattfanden, 
die Sektionsſitzungen in allen größeren Sälen von ganz London abgehalten 
wurden. Der Kongreß war zu einer Maſſendemonſtration für den angli- 
kaniſchen Glauben beſtimmt, und es war ſchon an ſich bezeichnend, daß außer 
den üblichen himmliſchen und kirchlichen Gegenſtänden die Tagesordnung auch 
noch eine Reihe ganz weltlicher Fragen enthielt. So beſchäftigte ſich eine 
Sektion mit der Frage der Sozialreform im allgemeinen, eine zweite behandelte 
die Frage der Arbeitsloſigkeit, eine dritte diskutierte das Sweatingſyſtem uſw. 
Natürlich war es alles meiſtens leeres Gerede von chriſtlicher Liebe. Aber in 
einer Sektion ging es anders her. Dort wurde nicht mehr und nicht weniger 
als der Sozialismus ſelbſt diskutiert, und was waren dort für Redner! Einer 
nach dem anderen erhoben ſich Geiſtliche und Theologen und brachen eine 
Lanze für den Sozialismus, — nicht etwa für einen Allerweltsſozialismus, 
ſondern den nackten Sozialismus des Proletariats. Da war der Hausprediger 
der Londoner Univerſität, Carlyle, der erklärte, daß die „heutige Geſellſchaft 
nicht auf einer ſittlichen Grundlage, ſondern auf der Herrſchaft der blinden 
ökonomiſchen Macht beruhe“, und daß „der Sozialismus dieſes Übel dadurch 
beſeitigen wird, daß er die ungeheure Macht des Kapitals aus den privaten 
Händen in die der Geſellſchaft übertragen wird“. Ein anderer, ein Geiſtlicher 
aus Stratford (ein Arbeiterviertel in London), bemerkte, daß „die jetzige Ge— 
ſellſchaftsordnung bankrott ſei, und dies ſei es, was die Leute zum Sozialis⸗ 
mus treibe“. Noch ein dritter, der Direktor der Schule für Geiſtliche in Leeds, 
erklärte, daß „er aus einer Gegend komme, wo die Schmelzöfen nie kalt und 
die Schmieden nie ſtumm ſeien. Der Sozialift bei den letzten Nachwahlen 
habe auf ſich 1200 Stimmen vereinigt, — das ſei eine freudige Botſchaft für 
die ganze Welt. Der Sozialismus ſei von einem göttlichen Optimismus und 
einer Begeiſterung erfüllt, und ihm gehöre die Zukunft.“ Eine vierte, die 
Diakoniſſin Eleanor aus Woolwich, ermahnte die Zuhörer, den Sozialismus 
vom Standpunkt der proletariſchen Sozialiſten zu ſtudieren uſw. Als dieſe 


Reden und noch viele andere in dem großen Saale erſchallten, da wurde es 


dem Vorſitzenden, dem Biſchof von Maſſachuſetts, recht unheimlich zumute, 
und er drückte ſein Bedauern aus, daß „kein chriſtlicher Mann aus der Reihe 
derer, die die ſchweren Verantwortlichkeiten der Leitung großer Aktiengeſell⸗ 
ſchaften tragen, ſich zum Worte gemeldet habe“. Endlich erteilte er das Wort 


gan Herrn Temple, den Sohn des verſtorbenen Erzbiſchofs von Canterbury, 


des oberſten Biſchofs von England. Der junge Herr erklärte ſich ſofort für 
keinen Sozialiſten, meinte aber, daß das Chriſtentum die jetzige auf Konkurrenz 
aufgebaute Geſellſchaftsordnung nicht gutheißen kann und eine ſolche herbei— 
zuführen helfen muß, die auf der Grundlage der brüderlichen Kooperation 
beruhen wird. Nach einer ſolchen Erklärung ſeitens eines Sohnes des oberſten 
Biſchofs blieb dem Vorſitzenden nichts übrig als zu ſchweigen, und die weitere 
Diskuſſion geſtaltete ſich zu einer glänzenden Demonſtration für den Sozialismus. 

Dieſes Zwiſchenſpiel auf dem großartigen allanglikaniſchen Kongreß beſitzt 
eine höchſt wichtige ſymptomatiſche Bedeutung. Die Geiſtlichkeit in England 
war ſeit jeher eng mit dem Volke verbunden, und ihre Stimmung war immer 
ein ausgezeichneter Gradmeſſer deſſen, was unter dem Volke lebte und webte. 
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Auch iſt es nicht ohne Bedeutung, daß es gerade die anglikaniſche Geiſtlichkeit 
iſt, die dieſe vielverſprechenden Symptome bekundete. Iſt doch die anglikaniſche 
Staatskirche Fleiſch vom Fleiſche der ländlich⸗konſervativen Klaſſe, die einſt 
um die alten Volksrechte, zuſammen mit dem Chartismus, gegen den neu auf⸗ 
kommenden und deshalb die Geſellſchaft zerſetzenden Kapitalismus kämpfte 
und die meiſten Fabrik- und ſonſtigen ſozialen Reformen durchſetzte. Seitdem 
iſt dieſe Klaſſe ſtark verbürgerlicht worden, die Kirche aber, dank ihrer mate⸗ 
riellen und organiſatoriſchen Unabhängigkeit, hat noch ein gutes Stück des 
alten, antikapitaliſtiſchen Geiſtes erhalten. Dadurch ſind ihre Mitglieder jetzt 
viel mehr dem Wirken der ſozialiſtiſchen Ideen zugänglich, als zum Beiſpiel 
die Geiſtlichkeit der Diſſidenten, der Sekten, die Geiſtlichkeit der bürgerlichen 
Demokratie, die nur mit radikalen Phraſen ſpielt und ſich höchſtens zum Ge⸗ 
fühlsſozialismus emporarbeitet. Die Tendenz der anglikaniſchen Geiſtlichkeit 
neigt mehr zum proletariſchen, das heißt marxiſtiſchen Sozialismus, die der 
diſſidentiſchen aber geht in das Lager der opportuniſtiſchen Sozialiſten. Tat⸗ 
ſächlich zählt die 8. D. P. viele anglikaniſche Geiſtliche in ihren Reihen, die 
I. L. P. aber faſt durchweg diſſidentiſche. 

Es iſt natürlich unmöglich, auch nur einen Teil der Erſcheinungen zu er⸗ 
wähnen, die auf die Fortſchritte des ſozialiſtiſchen Gedankens im weiten Pu⸗ 
blikum hindeuten. Auch iſt es nicht nötig. Ein ſozialer Prozeß kann niemals 
in allen Einzelheiten beſchrieben, höchſtens kann er angedeutet werden. In 
unſerem Falle iſt der Prozeß noch obendrein in ſeinen Anfangsſtufen, und da 
ziemt es ſich, mehr zu beobachten als zu beſchreiben. Wir hätten auch nicht 
unternommen, das zu ſchildern, was wir geſchildert haben, wenn die Um⸗ 
wandlung, die ſich in England vollzieht, nicht gerade eine ſchlagende Wider⸗ 
legung jener Argumente wäre, die dem ewigen Predigen von der „Zuſammen⸗ 
faſſung aller fortgeſchrittenen Parteien gegen die Reaktion“ zugrunde liegen. 
In England tritt die Arbeiterklaſſe, ſoweit ſie überhaupt als eine politiſche 
Partei organiſiert iſt, ſehr leiſe auf. Auch iſt der Liberalismus gegen dieſe 
Partei ſehr freundlich und gewährt ihr alle möglichen Zugeſtändniſſe, damit 
ſie in ihrer jetzigen Stimmung beharre. Nichtsdeſtoweniger iſt dieſer Liberalis⸗ 
mus entſchieden reaktionär geworden und erzeugt ſelbſt wie unter den Arbeiter⸗ 
maſſen ſo auch unter dem zu idealiſtiſchen Anſchauungen geneigten Publikum 
jene Art Enttäuſchung und jenen Widerſtand, die zum ſozialiſtiſchen Bewußt⸗ 
ſein führen. Und da will man uns einreden, daß wir ſelbſt mit unſeren „revo⸗ 
lutionären Phraſen“ die Schuld an der Reaktion tragen! 


Die franzöfifye Gemeinde als politiſcher faktor. 
N Von Eh. Rappoport (Paris). 
1. Zur Geſchichte der franzöſiſchen Gemeinde. 

Der Emanzipationskampf des franzöſiſchen Bürgertums, der acht Jahr⸗ 
hunderte dauerte, war zugleich ein unaufhörlicher Guerillakrieg um die Gemeinde, 
Gemeindefreiheit, Gemeinderecht und -privileg. „In der Gemeinde“, heißt es 
bei Tocqueville, „ruht die Kraft der freien Völker. Die Gemeinden ſind für 
die Freiheit das, was die Elementarſchulen für die Wiſſenſchaft ſind.“ Die 
Gemeinde bildet das Mittel- und Bindeglied zwiſchen Familie und Staat. Sie 
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folgt der erſteren und geht dem zweiten voraus: ſie iſt ein Komplex von 
patriarchaliſchen und adminiſtrativen Funktionen. Sie zeigt bald das wohl— 
wollende Geſicht eines Pflegevaters, bald die derben Züge eines Polizeibüttels. 
Auguſtin Thierry und Guizot haben die Leidensgeſchichte der Gemeinden in 
lebendiger Schilderung dargeſtellt. Guizot drückt ſich folgendermaßen über ihren 
Urſprung aus: „Die Gemeinden des Mittelalters ſind aus einer Ackerfurche 
(sillon) und aus einem Kramladen hervorgegangen.“ (Guizot, Geſchichte der 
Ziviliſation in Europa.) 
Über den Kampf des Bürgertums um die Macht in der Gemeinde leſen 
wir bei dem berühmten Geſchichtſchreiber: „Nirgends finden wir wieder eine 
ſolche Geſellſchaftsklaſſe, die, von niederer Abſtammung, in ihren An⸗ 
fängen ſchwach, verachtet, faſt unbemerkbar, ſich durch eine ununterbrochene 
Bewegung und eine unermüdliche Arbeit erhebt, mit jedem Zeitalter ſtärker 
wird, der Reihe nach alles an ſich zieht, was ſie umgibt, die Macht, Reichtum, 
Einfluß, Bildung, den Charakter der Geſellſchaft und der Regierung umändert 
und am Ende ſo übermächtig wird, daß man von ihr ſagen kann, daß ſie die 
Nation ſelbſt bilde.“ 
Die Gemeinden wurden, ehe das Bürgertum den Gipfel ſeiner Macht er⸗ 
klommen, ungefähr wie die Juden im Mittelalter behandelt. Man gab und 
nahm ihnen nicht die Freiheit, ſondern beſtimmte Freiheiten und Vorrechte, 
je nach den Geldbedürfniſſen der jeweiligen Machthaber: Biſchöfe, Fürſten 
und Könige. Seit Ludwig dem Sechſten (1108 bis 1137) bis Karl dem Schönen 
(1322 bis 1328) — innerhalb einer kurzen Zeitſpanne von etwa zwei Jahr⸗ 
hunderten — ſind in den königlichen Verordnungen 236 Akte, die die Ge— 
meinden betreffen, aufzuzählen. Manche Gemeinden eroberten oder erkauften 
ſich eine ſelbſtändige Verwaltung, die eine Art Konſularregierung bildete. So 
ſchreibt der Dichter Racine am 24. November 1661: „Wenn ich Ihnen ſage, 
daß man dieſe Woche die Konſuln oder Conſes wählen wird, ſo läßt es Sie 
gleichgültig. Es iſt aber ein ſchönes Ding, den Gevatter Webermeiſter und 
den braven Tiſchlermeiſter in roter Tracht, wie einen Gerichtspräſidenten, 
Urteile ſprechen und den erſten Platz beim Kirchendienſt einnehmen zu ſehen. 
So etwas ſehen Sie in Paris nicht.“ (Korreſpondenz. Brief an den Abbé 
Levaſſen. Band VI, Seite 424. Hachette.) 
Man kennt das tragiſche Ende des bürgerlichen Vorkämpfers Etienne 
Marcel (ermordet 1358). Seine geſchichtliche Rolle ſchildert Auguſtin Thierry 
mit folgenden Worten: „Dieſer Gemeindevorſteher (échevin) des vierzehnten 
Jahrhunderts war ein wunderbarer Vorläufer. Er wollte und unternahm Dinge, 
die bloß den modernen Revolutionen anzugehören ſcheinen: die ſoziale und 
adminiſtrative Zuſammenfaſſung des Landes; die Ausbreitung politiſcher und 
bürgerlicher Rechte; das Prinzip der Übertragung königlicher Macht an die 
Nation; die Umwandlung der Ständeverſammlungen (Etats-Generaux), unter 
dem Einfluß des dritten Standes, in eine Nationalvertretung; die Souveränität 
des Volkswillens dem Vertreter der königlichen Gewalt gegenüber; Paris als 
Führerin der öffentlichen Meinung; die Diktatur der Demokratie und der 
Terrorismus im Namen des öffentlichen Wohles; die Übertragung der Königs- 
gewalt von einer Dynaſtie an eine andere zur Erreichung von Reformen und 
im plebejiſchen Intereſſe — dies alles findet man in den drei Jahren, die 
vom Namen des Gemeindevorſtehers Marcel beherrſcht ſind.“ Marcel brach 
mit dem Bauernaufſtand zu gleicher Zeit zuſammen. 
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Von der Renaiſſancezeit bis zur F vollzieht ſich allmählich 
die Zentraliſation Frankreichs, das den partikulariſtiſchen Charakter ſtufen⸗ 
weiſe abſtreift und den nationalen annimmt. Heinrich IV., Richelieu, Lud⸗ 
wig XIV. und die Revolution von 1789 wirken alle insgeſamt in derſelben 
Richtung: der Kampf des Bürgertums um die Macht in der Gemeinde nimmt 
einen einheitlichen Charakter an. 

Das beſchränkte und ſchwankende Gemeindeprivileg tritt hinter das ge⸗ 
ſetzlich geſicherte nationale Gemeinderecht zurück. Die Revolution befreit die 
Gemeinde von ihrer ſklaviſchen Abhängigkeit vom Abſolutismus und ſeinen 
Kreaturen. Es iſt die eigentliche Geburtsperiode Frankreichs als nationale 
Einheit, als Nation. Der territorialen und moraliſchen Zerſtückelung folgt die 
lebendige Landeseinheit, auf deren allgemeinem Boden neue Klaſſengegenſätze 
ſich entwickeln. Die Jahre 1789 bis 1795 ſind die Blütezeit der Gemeinde⸗ 
freiheit. Sämtliche Bürger beſitzen das Verſammlungs⸗ und Petitionsrecht. 

Der eiſerne Beſen Bonapartes fegte auch die Kommunalfreiheit hinweg. 
Die Leidensgeſchichte der Gemeinde fängt von neuem an und dehnte ſich faſt 
über ein ganzes Jahrhundert aus. Die Gemeindeverwaltung wird vom Kaiſer, 
ſpäter, während der Reſtauration, vom König ernannt. Die Revolution von 
1848 läßt die Gemeinde wieder für einen Augenblick aufatmen, nur damit 
dieſe ſofort unter dem ſchmählichen Dekadenz-Deſpotismus „Napoleons des 
Kleinen“ zuſammenſchrumpfe. Erſt nach dem verunglückten Staatsſtreich von 
1876 beginnt man ernſtlich an die relative Unabhängigkeit der Gemeinde zu denken. 


2. das Geletz vom 5. April 1884. 


Das beſtehende Gemeinderecht Frankreichs wird durch das Geſetz vom 
5. April 1884 geregelt. Es iſt ein Kompromiß von ſtaatlicher Bevormundung 
und Gemeindeſelbſtändigkeit. Die Gemeinderäte werden auf vier Jahre durch 
direkte, allgemeine und geheime Stimmabgabe gewählt. Die Gemeinden haben 
Eigentums⸗ und Budgetrecht, unterliegen aber der Kontrolle der Zentralgewalt, 
die ſich das Auflöſungsrecht vorbehielt. Die Gemeinden haben die lokalen 
Intereſſen zu wahren. Sie haben aber zugleich eine politiſche Bedeutung, da 
die Gemeinderäte die Senatswähler ſind. Der Senat, der dem Geſetz nach 
der Kammer gegenüber eine privilegierte Stellung einnimmt, wird indirekt 
durch die auf Grund des allgemeinen Stimmrechtes gewählten Gemeinderäte 
gewählt. 

Der franzöſiſche Senat iſt, wie allgemein bekannt, republikaniſch⸗konſervativ, 
da die ländlichen Gemeinden ſeine Zuſammenſetzung beſtimmen. Folgende 
Tabellen werden dieſen Umſtand in draſtiſcher Weiſe kennzeichnen. 

Nach dem Geſetz vom 5. April 1884 wählen Gemeinden mit 


500 und weniger Einwohner 10 Gemeinderäte 


501 bis 1500 E 12 = 
150112500 - 16 - 
2501 3500 a 21 = 
3501 = 10000 z 23 

10001 = 30000 E 27 
30001 = 40000 = 30 
40001 = 50000 E 32 
50001 = 60000 a 34 
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60001 und mehr 
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Paris und Lyon ſind beſonderen Bedingungen unterworfen. 

Bei der Senatswahl hat eine Gemeinde von weniger als 500 Einwohnern 
10 Urwahlſtimmen und eine mit 60000 und mehr nur 36 Stimmen. Die 
Bauern haben gegenüber den Großſtädtern ein mehr als dreißigmal größeres 
Stimmrecht. 

Nun waren zur Zeit der Veröffentlichung des Geſetzes (1884) aus 36000 
franzöſiſchen Gemeinden 27000 mit einer Bevölkerung von weniger als 1000 Ein- 
wohner. Alſo: 27000 Gemeinden oder drei Viertel der ſämtlichen Gemeinden, 
von denen jede weniger als 1000 Einwohner beſitzt, ſind Dorf- oder Kräh⸗ 
winkelgemeinden. Die ländliche und kleinſtädtiſche Bevölkerung, die in der 
überwältigenden Mehrheit konſervativ oder ſogar reaktionär iſt, ſchreibt die 
Geſetze für die mehr fortgeſchrittene ſtädtiſche Bevölkerung vor oder verlangſamt 
ihren Gang. Dieſer Umſtand iſt von gewaltiger Bedeutung für das ſoziale 
und politiſche Schickſal Frankreichs. Mit eiſerner Naturnotwendigkeit zeichnet 
er ihm ſeine kleinbäuerlichen und kleinbürgerlichen Bahnen vor. Der vorwärts⸗ 
ſtrebende revolutionäre Heißſporn der Großſtadt wird an den „ehernen“ Felſen 
der kleinbäuerlichen Rückſtändigkeit wie ein Prometheus geſchmiedet. 

Seit 1884 haben dieſe Verhältniſſe ſich nicht gebeſſert, ſondern verſchlimmert. 
Auf Grund des Geſetzes vom 5. April 1884 hatten am 3. Mai dieſes Jahres 
die 36222 Gemeinden Frankreichs 428 768 Gemeinderäte zu wählen. Aus den⸗ 


ſelben 
18714 Gemeinden zu je 10 Räten 
13054 z 1 


Mit anderen Worten, mehr als die Hälfte der Gemeinden beſitzen gegen— 
wärtig eine Bevölkerung von höchſtens 500 Seelen. Alſo die größere Hälfte 
Frankreichs beſteht aus Dorfgemeinden. Wenn man aber die Zahl der Ge— 
meinden, von denen jede eine Bevölkerung von 501 bis 1500 beſitzt, mit⸗ 
rechnet, ſo erhalten wir 31768 kleine und ganz kleine Gemeinden auf rund 
36000 Gemeinden überhaupt. Das macht etwa acht Neuntel Krähwinkel⸗ 
gemeinden ſtatt drei Viertel des Jahres 1884. 

Dieſe Zahlen ſind Bände wert für das Verſtändnis Frankreichs. 

Weitere Zahlen beſtätigen nur dieſes Verhältnis: 


2470 nennen wählen 16 Räte 
872 = 21 - 
830 5 = 28 
Wenn wir dieſe Zahlen mit denen der Tabelle J vergleichen, bekommen wir: 
2470 Gemeinden mit höchſtens 2500 Einwohner 
3500 


872 e - = 
830 = = 10000 = 
4172 = z _ 10000 


Die Zahl der Gemeinden, die über 10000 Einwohner beſitzen, ergibt fich 
aus folgender Tabelle: 


212 Gemeinden (Bevölkerung 10000 bis 30000) wählen 27 Sur 


24 - ( - 30000 = 4000) = 30 
8 > ( g 40000 = 5000) = 832 
7 - ( - 50000 = 60000) = 834 
30 - ( - über 60000) 86 
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Paris wählt 80 Räte. Die drei Millionen der Pariſer Bevölkerung be⸗ 
ſitzen ein mindeſtens ſiebenhundertmal geringeres Stimmrecht zum Senat 
als die Bauern. 

Die Zahl der Gemeinden mit über 10000 Einwohner iſt folglich 281 auf 
eine Geſamtzahl von 36222 Gemeinden. 

Das Ergebnis bleibt immer gleich. Die Zwerggemeinde herrſcht. Die 
politiſche und ſoziale Frucht dieſer Herrſchaft iſt der konſervative Senat, deſſen 
Lebensaufgabe das Bremſen bildet, wirtſchaftliche Rückſtändigkeit, kleinbürger⸗ 
licher Allerweltsſozialismus, phantaſtiſcher Individualismus, Anarchismus, 
Anarchoſyndikalismus und ſonſtige Schönheiten. Unſer tägliches Gebet in 
Frankreich ſollte heißen: Gott der kapitaliſtiſchen Entwicklung! rette uns von 
der Herrſchaft der bäuerlichen Zwerggemeinde! 


3. Die Parteien im Uchte der Gemeindewahlen. 

Die Akten über die letzten Gemeindewahlen (3. und 10. Mai) ſind noch 
nicht geſchloſſen. Ihre beſondere politiſche und ſoziale Wichtigkeit ergibt ſich 
aus folgenden Umſtänden: In den nächſten Jahren — 1909 und 1912 — 
werden Senatswahlen ſtattfinden. Auf der parlamentariſchen Tagesordnung 
befinden ſich faſt ſämtliche Reformen, die das ſtehende Inventar — jeit 1869! — 
des Programms der radikalen Partei bilden: Einkommenſteuer, Altersverſiche⸗ 
rung; Abſchaffung der Militärgerichte, Verſtaatlichung einiger privaten Mono⸗ 
pole uſw. Dieſe Reformen ſind ſchon in manchen Monarchien längſt ver⸗ 
wirklicht. Trotzdem werden ſie von den herrſchenden Klaſſen aufs heftigſte 
bekämpft aus Gründen, auf die wir noch zurückkommen. Der Senat ſoll 
wieder einmal ſeine erprobte Bremſe ſpielen laſſen. 

Ein zweiter Umſtand verlieh den letzten Gemeindewahlen eine beſondere 
Wichtigkeit. Die allzu ſchüchterne Taktik der Regierung in der Durchſetzung 
und Ausführung des Geſetzes über die Trennung von Kirche und Staat fand 
ihren Abſchluß in der Zurückweiſung ſeiner endgültigen praktiſchen Verwirk⸗ 
lichung an die Gemeinden. Das abgeſchaffte Konkordat Napoleons I. wurde 
in manchen wichtigen Punkten — ſo zum Beiſpiel Kirchenerhaltung — durch 
36000 Gemeindekonkordate erſetzt. Dadurch zwang die Regierung die Pfaffen 
und die um ſie kreiſende Reaktion in den Wahlkampf hinein, in dem ſie ſich 
die Eroberung der Gemeinde zum Ziele ſetzten. 

Man hat in Paris keinen Begriff davon, welche gewaltige reaktionäre 
Propaganda gegenwärtig auf dem Lande, beſonders in manchen Departements 
vor ſich geht. Während die Sozialiſten und oft ſogar einfache Republikaner 
alle Mühe haben, Lokale für ihre Verſammlungen aufzutreiben, ſtehen der 
Reaktion unentgeltlich 60000 Kirchengebäude für eine ſyſtematiſche anti⸗ 
republikaniſche und antiſozialiſtiſche Propaganda zur Verfügung. Die Reaktion 
wäre wirklich albern, wenn ſie dieſe ſonderbare Gunſt nicht ausnutzte. Vor 
der Trennung konnten die Schwarzen, die ſich in einem Abhängigkeitsverhältnis 
von der Regierung befanden, dieſe fürchten. Die Trennung brachte ihnen die 
vollkommenſte Freiheit. Arbeiterverſammlungen werden von Spitzeln und 
Polizeikommiſſären überwacht. Die reaktionäre Propaganda in der Kirche iſt 
abſolut frei — trotz mancher geſetzlichen Vorſchriften, die praktiſch nicht be⸗ 
folgt werden. Das ſyſtematiſche Wühlen der Schwarzen kann in der Zukunft 
der Republik unerwartete Schwierigkeiten bereiten. Die Gemeindewahlen 
geben der Reaktion einen erwünſchten Anhaltspunkt für ihre Wühlarbeit. 
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Wie verhielten ſich die führenden großen politiſchen Parteien angeſichts 
der Gemeindewahlen? Der Radikalismus ſpaltete ſich — die Bezeichnung iſt 
eigentlich ungenau, da dort, wo es keine organiſierte Partei gibt, auch keine 
Parteiſpaltung vorkommen kann. Der Radikalismus zerfiel in den Regierungs⸗ 
radikalismus, die große Mehrheit, und den unabhängigen anſtändigen demo: 
kratiſchen Radikalismus, eine kleine, einſtweilen einflußloſe Minderheit. Der 
Regierungsradikalismus erklärte vor allem den Krieg bis aufs Meſſer an die 
geeinigten Sozialiſten oder, wie man hier kurz ſagt: die „Geeinigten“ 
(„Unifies*), die er abſichtlich mit den Hervéiſten in denſelben Topf warf. 

Der „unabhängige“ Radikalismus, den man auch als den Blockradika⸗ 
lismus bezeichnen kann, ſchwärmt immer von den Fleiſchtöpfen der ſeligen Block⸗ 
taktik, die nicht bloß das momentane Bündnis, ſondern die förmliche Ver: 
ſchmelzung des Sozialismus mit dem regierenden Radikalismus bedeutete. Er 
will den braven Combes zurückbekommen, der gegenwärtig als Schred- 
geſpenſt für die um Clemenceau⸗Briand⸗Viviani in den Wandelgängen des 
Senats herumirrt. 

Die Blockradikalen fanden es für klüger, die „Geeinigten“ gegen die Be⸗ 
ſchuldigung des Hervéismus in Schutz zu nehmen. Ihre ſchwache Stimme 
aber verhallte klanglos im läſternden, verleumderiſchen Gezeter des offiziellen 
Regierungsradikalismus, der die Geiſter vergiftete und gegen den Sozialismus 
aufhetzte. 

Eine angeblich neue politiſche Macht tritt auf die politiſche Bühne — die 
Demokratiſche Vereinigung („Union Démocratique“). Dieſer ſtolz klingende 
Name dient lediglich als Feigenblatt für die altbekannten Sünder, die unter 
dem Namen Progreſſiſten und unter der Führung Melines gründlich ab⸗ 
gewirtſchaftet hatten. Man hat den alten Wein — reaktionärer Eſſig wäre 
richtiger — in neue Schläuche zu füllen verſucht — und nicht ohne Erfolg. 

Da die Demokratiſche Vereinigung, deren Loſung: weder Revolution noch 
Reaktion — mit anderen Worten: weder vorwärts noch zurück, ſondern am 
Platze und an der gefüllten Krippe bleiben! — das Regime Clemenceau⸗ 
Briand⸗Viviani zu ihrem geiſtigen und politiſchen Eigentum machte, für das 
fie eine bedeutende Schutz- und Trutztruppe bildet, jo konnte fie bei den 
Gemeindewahlen ſtolz Hand in Hand mit dem Regierungsradikalismus auf⸗ 
marſchieren. Den Sieg der Regierung hielt ſie für ihren eigenen Sieg und 
umgekehrt. Den Kampf gegen den Sozialismus hatte ſie gemeinſam mit der 
Regierung geführt, in der zwei ehemalige „Genoſſen“ ſitzen, die noch unſeren 
vorletzten internationalen Kongreß in Amſterdam mit ihrer Gegenwart be— 
ehrten (Briand hielt dort ſogar eine flammende Rede für den Generalſtreik!). 

Das Ergebnis der Wahlen war ebenſo zweideutig wie die radikal— 
progreſſiſtiſche Koalition ſelbſt. Das Miniſterium des Innern erklärte offiziell, 
daß der Radikalismus geſiegt habe. Da ſich gegenwärtig nur noch die 
dümmſten Reaktionäre vor dieſem Namen fürchten und unter ſeiner Flagge 
alles getroſt ſegelt, was vorher als rückſtändig und konſervativ verſchrien 
war, jo hat die offizielle Siegesmär keine Bedeutung. Ihre Angaben find 
ebenſo willkürlich wie ihre Herrſchaft. 

Leider keineswegs zweideutig iſt aber der Mißerfolg der Sozialiſten, der 
in der bürgerlichen Preſſe natürlich koloſſal übertrieben wurde, den zu leugnen 
jedoch ebenſo töricht wie für unſer unermüdliches Vorwärtsdringen ſchädlich 
wäre. In Paris haben wir faſt keinen Stimmenzuwachs zu verzeichnen. Der 
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Gewinn von etwa 10000 Stimmen wird durch die bedeutend größere Zahl 
der abgegebenen Stimmen überhaupt nicht zu unſerer Befriedigung aus⸗ 
geglichen. Dafür verlieren wir drei Gemeinderäte. Wir verlieren Toulouſe, 
Breſt, Dijon. Wir hofften faſt mit Sicherheit Lille und Roubaix zurück⸗ 
zugewinnen, aber vergebens. Zwar iſt der Stimmenzuwachs im Norddepartement 
bedeutend größer als im Seinedepartement mit Paris, aber geſchlagen ſind 
wir doch. Bloß auf dem Lande haben wir an kleineren Orten faſt überall 
einen Stimmenzuwachs zu verzeichnen, was beſonders nach dem oben Geſagten 
erfreulich iſt. Zu entſchiedenen Siegen konnten wir es aber in den ländlichen 
Gegenden nicht bringen. 

Man ſtritt ſich, wie es naturgemäß iſt, in den Parteikreiſen vielfach um 
die Frage über die Urſachen unſerer Schlappe. Die gemäßigten Elemente 
ſchoben natürlich die ganze Schuld auf die Intranſigenz der geeinigten Partei. 
Die bürgerliche Demokratie ſollte beſſer, anſtändiger, feiner behandelt werden. 
Ohne den bürgerlichen Block — flüſterten dieſe Hyperklugen — können wir 
überhaupt nicht exiſtieren. Dieſe Erklärung iſt ſchon deshalb unhaltbar, weil 
die Wahltaktik der „Geeinigten“ nichts weniger war als intranſigent. Der 
Nationalrat wies mit Entrüſtung jedes Bündnis mit der Reaktion von ſich, 
geſtattete aber gemeinſames Vorgehen mit den Radikalen ſogar bei dem erſten 
Wahlgang, wo es anders nicht ging. Die Blockſchwärmer und Realutopiſten, 
die nicht bloß den Sozialismus, ſondern auch den ehernen Gang der Geſchichte 
ſelbſt nach ihren Herzenswünſchen revidieren möchten, vergeſſen dabei eins. 
Zu einem Zuſammengehen wie zu einer Heirat gehören gewöhnlich zwei. Die 
echten und rechten Radikalen aber, die ſich an der Regierungskrippe mäſten, 
find keineswegs geneigt, mit irgendwem die Beute zu teilen. Der Regierungs⸗ 
radikalismus weiß, daß er ſeine Macht aus der Bekämpfung des Sozialismus 
ſchöpft. Verliert er dieſen Lebensgrund, ſo verliert er zugleich auch das Leben. 
Da, wo unſere Genoſſen — wie in Montpellier, Lille und Roubaix — beim 
zweiten Wahlgang für die Radikalen gegen die Reaktion ſtimmten, wurden 
ſie ſchmählich von den bürgerlichen Demokraten im Stiche gelaſſen. 

Eine andere Erklärung ſcheint uns mehr zutreffend. Schon nach dem 
letzten Parteitag in Nancy haben wir in dieſer Zeitſchrift! die Befürchtung 
ausgeſprochen, daß der Anarchoſyndikalismus und Hervéismus unſere Werbe⸗ 
arbeit ungemein erſchweren würde, da ſie ein verhängnisvolles Mißverſtändnis 
zwiſchen der Partei und den Volksmaſſen ſchaffen. Das hat ſich leider Wort 
für Wort beſtätigt. Paris, der Haupttummelplatz dieſes Neokonfuſionismus, 
hatte am teuerſten die Zeche bezahlt. Hier wirtſchafteten die anarchiſtiſchen 
Elemente am lauteſten. Zwei Schimpfblätter, „La Guerre Sociale“ und 
„L'Action Directe“, von Anarchiſten und Anarchoſyndikaliſten redigiert 
und geſchrieben, bringen regelmäßig zugleich Artikel von Parteigenoſſen, die 
ſogar, wie Lafon, in der Parteileitung ſitzen — Commission Administrative 
Permanente genannt — oder bis zu ihrem letzthin erfolgten freiwilligen Aus⸗ 
tritt ſaßen, wie Hervé. Dieſe genannten Blätter bekämpfen die Partei be⸗ 
ziehungsweiſe eine Parteifraktion nach alter hergebrachter anarchiſtiſcher Weiſe 
mit den vergifteten Waffen der Verleumdung und Beſchimpfung. Ein Mit⸗ 
arbeiter der „La Guerre Sociale“, Genoſſe Jobert, der als Parteikandidat von 
der Seineföderation aufgeſtellt wurde, erklärte als Hauptartikel ſeines Pro⸗ 
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gramms „die Zerſtörung der öffentlichen Gewalten“ (la destruction des pou- 
voirs publics), das heißt die Beſeitigung jeder öffentlichen Verfaſſung, alfo 
auch des Parlamentes und der Gemeinde, für die er kandidierte. Auch der 
Anarchoſyndikaliſt Lafon war Kandidat. 

Solange dieſe anarchiſtiſchen Wirren die franzöſiſche Arbeiterbewegung be⸗ 
unruhigen, ſolange die geeinigte Partei dieſem Wirrwarr nicht energiſch ent- 
gegentritt, iſt ein Fortſchritt des Sozialismus trotz der günſtigſten Verhältniſſe, 
die ſich aus dem unvermeidlichen Zuſammenbruch des Radikalismus ergeben, 
in abſehbarer Zeit kaum denkbar. Wir beſchuldigen niemand, aber wir ſind 
auch unſeren Freunden die Wahrheit oder das, was wir nach unſerer innerſten 
Überzeugung für die Wahrheit halten, ſchuldig. 

Daß dieſe Auffaſſung keine ſubjektive oder ſektiereriſche iſt, zeigt der vor 
einigen Wochen im Zentralorgan unſerer Partei, im „Le Socialiste“ erſchienene 
Aufſatz vom Genoſſen Eduard Vaillant, der zu der herrſchenden Parteirichtung 
gehört. Eduard Vaillant ſchreibt unter anderem: „Dank der Impulſivität des 
franzöſiſchen Charakters ... fanden ſich Leute (in der Partei), die das Gleich⸗ 
gewicht des Urteils verloren und ſich fragten, ob die Partei nicht eher eine 
ſyndikaliſtiſche Taktik befolgen ſolle. Das hätte bedeutet, in die Konfuſion, der 
wir entgingen, wieder hineinzufallen, und zwar auf eine andere Weiſe, die 
weniger gefährlich, aber nicht beſſer als die vorhergegangene iſt, da ſie uns 
beim geſetzten Ziele (le but visé) vorbeiführt.“ 

Nur möchten wir zu den treffenden Worten Vaillants bemerken, daß die 
„Anarchoſyndikaliſten“ das Gleichgewicht des Urteils nicht verlieren konnten, 
da ſie es nie beſeſſen hatten. Und es iſt das große Verdienſt der marxiſtiſchen 
Parteiminderheit, die Konſequenzen des Entgegenkommens dem Anarchoſyndi⸗ 
kalismus gegenüber vorausgeſehen und vor ihnen die Partei gewarnt zu haben. 
Dieſes Entgegenkommen hat dieſelben parteiſchädigenden Folgen gehabt, wie die 
Taktik des Entgegenkommens gegenüber der bürgerlichen Demokratie — ein 
neuer Beweis des eminent praktiſchen Wertes der marxiſtiſchen Theorie. 


Die Zzioniſtiſch⸗ſozialiſtiſche Utopie. 
Von S. Roſin (Genf). 
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Auf dem Stuttgarter Kongreß ſpielte ſich eine kleine Tragikomödie ab, die 
für die große Mehrzahl der Kongreßteilnehmer völlig unbekannt blieb und 
bei der kleinen Gruppe von Genoſſen, die davon unterrichtet waren, bald in 
Vergeſſenheit geriet. Dies war die Frage der Anteilnahme der zioniſtiſchen 
Sozialiſten am Kongreß. Das Internationale Sozialiſtiſche Bureau erkannte 
ihnen eine Beratungsſtimme in der Sektion Rußlands zu. Tatſächlich ſind 
die zioniſtiſchen Sozialiſten aber außerhalb der Internationale geblieben, indem 
die ſozialdemokratiſche Sektion Rußlands, an die ſie ſich wandten, ſie nicht 
aufnahm, und die Frage über die Lage der zioniſtiſchen Sozialiſten in der 
Internationale wird daher auf der nächſten Sitzung des internationalen 
Bureaus wieder zur Verhandlung kommen. 

Was repräſentiert nun dieſe Organiſation und warum proteſtierte die 
Sozialdemokratiſche Arbeiterpartei Rußlands und beſonders der „Bund“ ſo 
energiſch gegen deren Teilnahme am Kongreß? 
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Das Weſen des modernen, ſogenannten politiſchen Zionismus wurde auf 
dem erſten konſtituierenden Kongreß der Zioniſten im Auguſt 1897 formuliert. 
Es iſt dies „das Beſtreben, für das jüdiſche Volk eine öffentlich⸗rechtlich ge⸗ 
ſicherte Heimſtätte in Paläſtina zu beſchaffen“. . 

Nach dem Gedanken der Begründer des Zionismus mit Dr. Herzl an der 
Spitze ſollte dieſer Plan durch diplomatiſche Unterhandlungen mit den euro⸗ 
päiſchen Mächten und der Pforte verwirklicht werden, die dahin wirken ſollten, 
daß man den Juden freiwillig Paläſtina abtrete und ſich die letzteren ihre 
koloniale Feſtigung in Paläſtina mit Hilfe verſchiedener kapitaliſtiſcher Unter⸗ 
nehmungen ſichern. 

Solange — lehrten die Zioniſten — die Juden zerſtreut zwiſchen anderen 
Völkern leben werden, als unwillkommene Gäſte auf fremdem Feſt, werden 
ſie überall läſtig fallen, von überall hinausgedrängt werden; als die Schwächeren, 
werden ſie immer die erſten Opfer der Konkurrenz und der nationalen Feind⸗ 
ſchaft ſein. Aus dieſen peſſimiſtiſchen Vorausſetzungen folgte logiſch die In⸗ 
differenz dem politiſchen und ſozialen Kampfe gegenüber, welcher in den 
Ländern wütet, wo die Juden als zufällige, temporäre und faſt nur gelittene 
Elemente erſcheinen. Die Juden — lehrten die Jünger des Zionismus — müſſen 
endlich aufhören, all ihre Kräfte und Fähigkeiten an fremde Völker und fremde 
Länder zu verſchwenden und ſie nur der Sache der eigenen Befreiung widmen. 

Die zweite praktiſche Schlußfolgerung der zioniſtiſchen Weltanſchauung war 
die, daß die allgemein nationale Sache jeglichen inneren Kampf, ob er einen 
Klaſſen⸗ oder anderen Charakter trüge, aus dem Judentum hinausdrängen müſſe. 

Die zioniſtiſche Agitation fand Widerhall im Herzen der deklaſſierten 
jüdiſchen Intelligenz und Kleinbourgeoiſie, ſtieß aber auf Gleichgültigkeit bei 
dem jüdiſchen Proletariat und den Großkapitaliſten. 

Zur Zeit der Entſtehung des Zionismus begann das jüdiſche Proletariat 
in Rußland unter dem Einfluß des „Bundes“ bereits die ſozialiſtiſche Welt⸗ 
anſchauung für ſeinen Geiſt zu gewinnen. Was die jüdiſchen Kapitaliſten an⸗ 
belangt, jo hat natürlicherweiſe die Übertragung ihrer Kapitalien nach Palä⸗ 
ſtina für ſie nichts Verführeriſches. Und ſo kamen die Zioniſten zu einer 
nationalen Bewegung ohne Anteilnahme der Nation, wenigſtens ohne die 
lebensfähigen Klaſſen der jüdiſchen Nation. Bei dieſer Sachlage verſpürten 
die Zioniſten gar zu bald die ganze Haltloſigkeit ihrer Poſition. Die Hoff⸗ 
nung, die jüdiſche Bourgeoiſie für die Reihen der Zioniſten zu werben, mußten 
ſie bald fallen laſſen, um ſo ſtärker fühlten ſie die Notwendigkeit, eine Stütze 
in der Perſon des jüdiſchen Arbeiters für ihre Sache zu finden. 

Man mußte daher irgend ein für den Arbeiter anziehendes Gegenwarts⸗ 
programm ausarbeiten. Aber die Verwirklichung des letzteren mußte unab⸗ 
wendbar zu einem Zuſammenſtoß führen zwiſchen dem in der Diaſpora — 
in Rußland namentlich — herrſchenden politiſchen und ökonomiſchen Regime 
und dem nationalen Drucke, man ſah ſich folglich gezwungen, Gegenwarts⸗ 
politik zu treiben, zur Organiſation einer politiſchen Partei Zuflucht zu nehmen, 
was, wie wir vorhin ſahen, gar nicht der Natur des Zionismus entſprach. 
Die Zioniſten fanden jedoch einen Ausweg aus dieſer Lage. Sie arbeiteten ein 
Programm einer kulturellen und ökonomiſchen Tätigkeit im Rahmen des Erlaubten 
aus, ein Programm, das an den Säulen des Zarismus nicht zu rütteln wagte. 

Dieſes beſchleunigte die Zerſetzung des Zionismus und brachte auf die 
Szene verſchiedenartige zioniſtiſche Arbeiterorganiſationen. 
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In den erſten Anfängen beabſichtigte keine einzige Organiſation der 
„Arbeiterzioniſten“ (Poalei⸗Zion), ſich vom bürgerlichen Zionismus abzutrennen 
und ihm eine Klaſſenorganiſation des jüdiſchen Proletariats gegenüberzuſtellen. 
Die zioniſtiſchen Arbeiterorganiſationen verfolgten lediglich den Zweck, die 
Arbeiter zu zioniſieren, in ihnen die Idee des bürgerlichen Zionismus zu 
wecken und denſelben zu demokratiſieren, alſo eigentlich nur einen Druck auf 


die „hohen“ Sphären des Zionismus durch Zuführung demokratiſcher Elemente 


auszuüben. Die Gründer dieſer Organiſationen verſchoben den Kampf um den 
Sozialismus bis auf jene ſeligen Zeiten, wo die Juden auf ihrer eigenen 
Scholle ſeßhaft ſein werden. Vorläufig predigten ſie, gleich allen Zioniſten, 
dieſelbe Solidarität der Intereſſen aller Klaſſen des Judentums, dieſelbe In⸗ 
differenz der Befreiungsbewegung gegenüber, die ſich dort entwickelt, wo die 
Juden leben, und ließen nur einen ſehr beſcheidenen legalen Kampf um die 
Beſſerung der ökonomiſchen Lage zu. 

Bald jedoch begannen im Programm des Arbeiterzionismus Wandlungen 
vorzukommen. Sich von der ruſſiſchen Wirklichkeit ganz loszumachen, gelang 
ihnen nicht. Die Tätigkeit der Zioniſten begann, trotz ihrer Mäßigkeit, von 
ſeiten der ruſſiſchen Regierung auf Widerſtand zu ſtoßen, die Verfolgungen 
der Juden waren zu ſehr fühlbar, um die Maſſen davon abhalten zu können, 
unmittelbar darauf zu reagieren. Es begann die Ara der Pogrome, die voll- 
ſtändig den Arbeiterzionismus in ſeiner anfänglichen Form vom Horizont ver⸗ 
ſchwinden ließ, und es wurde klar, daß der Kampf mit der Autokratie unab⸗ 
wendbar ſogar für den Zionismus ſei, obwohl ihm das Schickſal Rußlands gleich⸗ 
gültig iſt. Von dieſem Augenblick an revolutioniſiert ſich der Arbeiterzionismus, 
und unter dem Druck der revolutionären Ereigniſſe, die mit beſonderer Augen⸗ 
ſcheinlichkeit die Haltloſigkeit des Zionismus demonſtrierten, ſahen ſich einige 
Gruppen der Arbeiterzioniſten genötigt, in ihr zioniſtiſches Programm revo- 
lutionäre und ſozialiſtiſche Poſtulate aufzunehmen. 

Wir wollen nur noch bemerken, daß auch der Begriff „Zionismus“ mit 
der Zeit aufhört, ſeiner traditionellen wörtlichen Bedeutung zu entſprechen. 


Von der Erwirkung des eigentlichen Zion nehmen die zioniſtiſchen Sozialiſten 


Abſtand, bewahren jedoch in voller Kraft die Forderung der Hffentlich-vechtlich 
geſicherten Heimſtätte auf irgendwelchem dazu ſich ergebenden Territorium. 
II. 


Der Umſtand, daß die zioniſtiſchen Sozialiſten ſich die ſozialiſtiſche Ideologie 
angeeignet haben, verliert bei ihnen jegliche Bedeutung neben der Aufrecht⸗ 


erhaltung des Hauptpunktes des Programms der kleinbürgerlichen Zioniſten — 
der Erwirkung eines Territoriums. Die Auswanderung des Proletariats, 


wenigſtens ſeines klaſſenbewußten Teiles, in ein fremdes Land, ſich als Ziel 
des Klaſſenkampfes und der Klaſſenzuſammenfügung des jüdiſchen Prole⸗ 
tariats ſetzen, heißt ſchließlich nichts als das Proletariat vom Klaſſen⸗ und 
vom direkten revolutionären Kampfe ablenken und ſeine Aufmerkſamkeit etwas 
Utopiſchem, außerhalb der Sphäre des Klaſſenkampfes und ſeiner Kampfmittel 
Liegendem zuwenden. Die zioniſtiſchen Sozialiſten verſuchen, aus dieſer zwei⸗ 
deutigen Lage zu entſchlüpfen, indem ſie ſich mit der Analyſe des Zuſtandes 
der ökonomiſchen Kräfte im Judentum befaſſen. Nach deren Meinung ergibt 
uns dieſe Analyſe, daß der Territorialismus auf dem Wege der Entwicklung 
des jüdiſchen Proletariats und überhaupt des normalen Klaſſenkampfes im 
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Judentum liegt. Kurz gefaßt bringt uns dieſe Analyſe zu folgendem (aus⸗ 
führlich dargelegt bei Lestſchinsky „Der jüdiſche Arbeiter“): Auf Grund ſtatiſti⸗ 
ſchen Materials über die Lage des jüdiſchen Proletariats in Rußland bemühen 
ſich die zioniſtiſchen Sozialiſten, feſtzuſtellen, daß die jüdiſchen Arbeiter faſt 
ausſchließlich im Kleingewerbe und in kleinen Werkſtätten tätig ſind, wo ſie 
ihre Lage nicht erfolgreich beſſern können, weil das Handwerk ohne große 
Ausbeutung der Arbeiter nicht Schritt halten kann mit der Fabrikkonkurrenz. 
Ein Teil der jüdiſchen Arbeiter findet auch in der Großinduſtrie Beſchäftigung, 
aber auch hier iſt ihr Platz in der Manufaktur — im techniſch rückſtändigen 
Gebiet der Produktion, die eine unbedeutende Kapitalanlage erfordert. 

Das jüdiſche Proletariat iſt ſomit aus dem Großbetrieb verdrängt, ſteht in 
keinerlei Beziehung zu dem jüdiſchen Großkapital, iſt durch die Zerſtreuung in 
den kleinen Werkſtätten entkräftet und kann bei ſolchen Bedingungen keinerlei Rolle 
in dem politiſchen und nationalen Daſein ſpielen, indem es zur Degeneration 
zuſammen mit dem abſterbenden Handwerk und der Manufaktur verurteilt iſt.“ 

Von dieſer Analyſe ausgehend, behaupten die zioniſtiſchen Sozialiſten, daß 
das jüdiſche Proletariat, einmal aus dem Prozeß der kapitaliſtiſchen Entwick⸗ 
lung ausgeſchloſſen, kein aktiver Begründer des Sozialismus ſein könne, und 
daß der normale Klaſſenkampf innerhalb des Judentums unmöglich ſei. Dieſe 
Eventualität werde es nur dann geben, wenn dazu objektiv materielle Be⸗ 
dingungen geſchaffen ſein werden, wo es der jüdiſchen Nation gelingen würde, 
als ſelbſtändiger Organismus zu exiſtieren, das jüdiſche Kapital einen eigenen 
inneren Markt und das jüdiſche Proletariat einen angemeſſenen Platz in der 
jüdiſchen Großinduſtrie innehaben werde. 

Auf ſolche Weiſe gelangen die Theoretiker des zioniſtiſchen Sozialismus 
wohlgemut zur Idee des Territorialismus. 

Die Deklaration, die im Jahre 1903 die Nachricht von der Gründung der 
Partei der zioniſtiſchen Sozialiſten brachte, formuliert auf folgende Weiſe die 
Idee des Territorialismus und die Aufgaben des jüdiſchen Proletariats bei 
der Realiſation dieſer Idee: Um die nötigen Bedingungen zu einem freien 
ſozialökonomiſchen und nationalpolitiſchen Leben zu ſchaffen, müſſen die jüdiſchen 
Maſſen ein freies Territorium erringen, wo ſie ſich national konzentrieren 
und ein national⸗ autonomes Daſein führen könnten. 

Der Territorialismus iſt die Baſis, auf welcher das ganze Programm der 
zioniſtiſchen Sozialiſten beruht, und er iſt zugleich auch der Hauptpunkt in 
der Meinungsverſchiedenheit mit dem „Bund“. Die Sozialdemokratiſche Arbeiter⸗ 
partei Rußlands und der „Bund“ traten in Stuttgart gegen die zioniſtiſchen 
Sozialiſten auf, aus dem Grunde, weil die Propaganda der Idee des Terri⸗ 
torialismus der Entwicklung des Klaſſenbewußtſeins beim jüdiſchen Proletariat 
großen Schaden zufügte, einen um ſo gefährlicheren Schaden, als er ſorg⸗ 
fältig mit ſozialiſtiſcher und revolutionärer Phraſeologie koſtümiert iſt. 

Wenn die zioniſtiſchen Sozialiſten auf die gegenwärtige Lage des jüdiſchen 
wirtſchaftlichen Lebens zu ſprechen kommen, behaupten ſie meiſt nur unzweifel⸗ 
hafte Tatſachen, welche niemand zu beſtreiten geſonnen iſt. Dieſe Tatſachen be⸗ 
trachten ſie aber, wenigſtens in deren weſentlichem Teile, als unveränderlich 


»Wir finden viele näheren Angaben über die Lage des jüdiſchen Proletariats in Ruß⸗ 
land bei Dr. S. Margolin, Die wirtſchaftliche Lage der jüdiſchen arbeitenden Klaſſen in 
Rußland. Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik, XXVI, 1. Band. Der Autor 
verteidigt einen dem Zionismus feindlichen Standpunkt. 
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bis zu dem Augenblick eines ſchroffen Zuſammenbruchs, der nach ihrer Meinung 
nach zwei Richtungen hin möglich wäre: entweder degeneriert die jüdiſche 
Nationalität und verſchwindet vom Horizont, oder ſie erobert für ſich durch 
Koloniſation ein Territorium und beginnt ein ſelbſtändiges ökonomiſch⸗ſtaat⸗ 
liches Daſein zu führen. Daß in den inneren und äußeren Lebensbedingungen 
des jüdiſchen Volkes überhaupt und des Proletariats insbeſondere während 
der geſchichtlichen Periode bis zum Zuſammenbruchsmoment irgend eine Evo- 
lution vorkommen könne, wird von den zioniſtiſchen Sozialiſten, als wahren 
Utopiſten und Metaphyſikern, vollſtändig überſehen. Wir verfügen über allzu 
mangelhafte Angaben, um über den Charakter der Evolution aufgeklärt zu 
werden, die ſich im ökonomiſchen Leben des jüdiſchen Volkes vollzieht. Eine 
ſtatiſtiſche Unterſuchung auf dem Gebiet des jüdiſchen Lebens hat erſt vor 
kurzem begonnen, und wir beſitzen faſt gar keine Ziffern, um das Vergangene 
mit dem Gegenwärtigen zu vergleichen. Aber auch dasjenige ſpärliche Material, 
das wir beſitzen, zeigt deutlich, daß — wenigſtens in Rußland — auch die 
jüdiſche Produktion in den Strom des kapitaliſtiſchen Lebens hereingezogen wird. 

Leider können wir wegen Mangel an Raum die Frage über die Ent⸗ 
wicklung der ökonomiſchen und kulturellen Kräfte des Judentums nicht länger 
betrachten. Eines unterliegt für uns keinem Zweifel: zum Territorialis⸗ 
mus führt ſie nicht. N 
Wenn auch die jüdiſchen Maſſen gegenwärtig leicht genug ihren gewohnten 
Ort verlaſſen und zu Tauſenden auswandern, ſo ſoll man dennoch nicht ver⸗ 
geſſen, daß dieſer Haufen durch Armut, Verzweiflung, ausnahmsweiſe drückende 
Lebensbedingungen, durch die Unmöglichkeit, mehr oder minder tiefe kulturelle 
und wirtſchaftliche Wurzel im Leben zu faſſen, in Bewegung geſetzt wird. 

Und die Maſſen, die durch ſolchen Anſporn getrieben werden, ſuchen vor 
allen Dingen Brot und können daher unmöglich Schöpfer eines neuen Lebens, 
Pioniere in der Koloniſierung neuer Territorien ſein. 

Wenn aber die Lebensbedingungen des jüdiſchen Volkes ſich in dem Sinne 
verändern werden, daß das jüdiſche Proletariat für ſeine Kräfte Betätigung 
und feine kulturell⸗ nationalen Forderungen Befriedigung in den Ländern, wo 
es jetzt lebt, finden wird, ſo wird es ebenſo ſchwer fallen, dasſelbe von der Not⸗ 
wendigkeit eines Territoriums zu überzeugen und es auf die Suche danach zu 
ſenden, wie es jetzt unmöglich iſt, dies bei den jüdiſchen Kapitaliſten und bei den 
mehr oder minder wohlhabenden Schichten der jüdiſchen Bevölkerung zu erreichen. 

Der Territorialismus iſt kein Zukunftsideal, welches im Prozeß des natio⸗ 
nalen Lebens und im Klaſſenkampf des jüdiſchen Proletariats ſich verwirk⸗ 
lichen ſoll, ſondern eine Utopie der Gegenwart, durch die Stagnation im 
nationalen Leben, durch die rückſtändige Produktion, die Verzweiflung über 
den Pauperismus hervorgerufen. Das Erkünſtelte und aller Begründung 
Bare im Territorialismus der zioniſtiſchen Sozialiſten tritt beſonders grell im 
praktiſchen Teile ihres Programms hervor — in den von ihnen bezeichneten 
Wegen zu ſeiner Verwirklichung. In den erſten Momenten ihrer Entſtehung, 
als ſie noch nicht ſo raffiniert in der Maskierung ihrer Blutsverwandtſchaft 
mit dem bürgerlichen Zionismus waren, ſchloſſen ſie in ihr Programm 
ein — unter der Rubrik von Mitteln zur Realiſierung des Territoria⸗ 
lismus: „die freien Verhandlungen mit den politiſchen Vertretern der 
Staaten, die Kolonialpolitik betreiben, und die Gründung politiſcher und 
finanzieller Inſtitutionen auf kollegialer Grundlage“ (ſiehe die Deklaration). 
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Dies alles hat natürlich nichts Gemeinſames mit dem Klaſſenkampf des 
Proletariats und ſeinen Intereſſen. Späterhin, als auf der Rampe „die hiſto⸗ 
riſche Notwendigkeit“ und die „Beachtung der Methode des wiſſenſchaft⸗ 
lichen Sozialismus“ erſchienen waren, erwähnte man dieſer Jugendſünden 
nicht mehr, und es begann die Suche nach einer realen hiſtoriſchen Kraft, die 
berufen wäre, den Territorialismus zu verwirklichen. Solch eine Kraft fand 
man endlich in der jüdiſchen Auswanderung, und der erſte Kongreß der zio⸗ 
niſtiſchen Sozialiſten (Anfang 1906) erklärte mit Autorität, daß „der koloni⸗ 
ſatoriſche Emigrationsprozeß in ſeiner Entwicklung einen realen Grund und 
Boden für das Entſtehen der zukünftigen jüdiſchen Geſellſchaft vorbereitet“. 
Die Spontaneität der jüdiſchen Emigration, die aus deren Notwendigkeit her⸗ 
vorgeht, ihre Tendenz zur Konzentration, die Hinderniſſe, denen dieſe Emi⸗ 
gration auf ihrem Wege begegnet, und die ſie zwingen, immer neue Wege zu 
ſuchen, dies alles ſind der Meinung der zioniſtiſchen Sozialiſten nach Be⸗ 
dingungen, die der Verwirklichung des Territorialismus förderlich ſind. Der 
Strom der Emigration muß eingedämmt, wiederum in die rückſtändigen Länder 
geleitet werden, wohin die jüdiſchen Emigranten als Koloniſatoren, als Vertreter 
einer höheren Kultur ſich begeben werden und wo ſie den Grundſtein zu einer 
öffentlich⸗rechtlich geſicherten Heimſtätte für die jüdiſche Nation legen könnten. 

Trotz der augenſcheinlichen Utopie des Territorialismus und ſeines Wider⸗ 
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ſpruchs mit den Aufgaben, die ſich das jüdiſche Proletariat ſtellt, finden die 


zioniſtiſchen Sozialiſten dennoch Anhänger unter den jüdiſchen Arbeitern, 
und ihre Propaganda, daß das „territoriale Bewußtſein“, wie ſie es nennen, 
einen dem Klaſſenbewußtſein entſprechenden Ort beim jüdiſchen Arbeiter inne⸗ 
haben müſſe, findet einen gewiſſen Widerhall. 

Den gegebenen Verhältniſſen in der jüdiſchen Produktion und der Fülle des 
Lumpenproletariats im Judentum entſpricht durchaus nicht eine wirkliche Not⸗ 


wendigkeit und Unumgänglichkeit eines Territoriums für die Juden. Dieſen 


Bedingungen entſtammt der Territorialismus, lediglich als kleinbürgerliche 
Utopie, als phantaſtiſches Märchen. Dieſes Märchen erzählt nichts von der 
Zukunft des jüdiſchen Volkes, es zeigt nur die Abweſenheit einer Zukunft bei 
derjenigen Klaſſe, die die Schöpferin dieſes Märchens iſt. 

Aber dieſe auf den erſten Blick unſchuldige Utopie des ausgehungerten 
Handwerkers und des haltloſen Intelligenten trägt eine Demoraliſierung in 
die Reihen des jüdiſchen Proletariats hinein. 

Die zioniſtiſchen Sozialiſten reden von Klaſſenbewußtſein und Klaſſen⸗ 
kampf — und verdunkeln gleichzeitig das Klaſſenbewußtſein und lenken vom 
Klaſſenkampf ab, indem ſie vor dem jüdiſchen Proletariat ſolche Ziele in den 
Vordergrund ſtellen, die im Prozeß des Klaſſenkampfes nicht erreicht werden 
können. In ihrem Beſtreben, allgemein nationale Güter zu gewinnen, kul⸗ 


tivieren ſie das Bewußtſein der Intereſſenſolidarität aller Klaſſen des Juden⸗ 


tums. Die nationalen Forderungen, als Mittel im Klaſſenkampf, werden 
durch nationaliſtiſche Tendenzen erſetzt, werden zum Selbſtzweck, was ſich der 
Entwicklung des ſozialiſtiſchen Bewußtſeins des jüdiſchen Proletariats ſtörend 
in den Weg ſtellt. 5 

Das iſt meiner Anſicht nach der Grund, weshalb die Sozialdemokratiſche 
Arbeiterpartei Rußlands zuſammen mit dem „Bunde“ fortfährt, einen energiſchen 
Kampf mit den zioniſtiſchen Sozialiſten zu führen, in voller Überzeugung, daß 
ſie dadurch der Internationale einen beträchtlichen Dienſt erweiſen. 
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Die Landtagswahlen in Oldenburg. 
Don Kdolf Schulz (Bant). 


Am 17., 18. und 19. September fanden im Großherzogtum Oldenburg die 
Wahlen zum Landtag ſtatt, und da das Wahlſyſtem ein indirektes iſt, zunächſt 
die Wahlmännerwahlen. Das zwar geheime, aber indirekte und längſt nicht 
gleiche und allgemeine Wahlſyſtem und der vorwiegend agrariſche Charakter des 
Oldenburger Landes bringen es mit ſich, daß von einer lebhaften Wahlbewegung 
nichts zu verſpüren iſt. Das Cliquenweſen herrſcht vor, und auf dem Lande iſt es 
den Arbeitern infolge ihrer großen wirtſchaftlichen Abhängigkeit nicht möglich, ſich 
als ſelbſtändige politiſche Partei mit eigenen Wahlmännern an der Wahl zu be⸗ 
teiligen. In dieſem Jahre war die Beteiligung an der Wahl aber doch eine 
ſtärkere als in früheren Jahren. Der letzte Landtag hat die Einführung des 
direkten Wahlrechtes beſchloſſen;!! außerdem ſtand in ſicherer Ausſicht die Reform 
der Schulgeſetzgebung, die auf Beſeitigung der geiſtlichen Schulaufſicht und Er- 
weiterung des Lehrziels durch Reduzierung der Schülerzahl in den einzelnen Klaſſen 
gerichtet war. Da die Einführung des direkten Wahlrechtes eine Anderung des 
Staatsgrundgeſetzes bedingt, hat ſich der nächſte Landtag noch einmal mit der 
Wahlrechtsreform zu beſchäftigen, ehe dieſe endgültig zum Abſchluß gelangt. Da⸗ 
neben harren im nächſten Landtag eine Reihe anderer Geſetzesvorlagen, die eine 
fortſchrittliche Entwicklung des Landes verſprechen, der Erledigung. Dieſer Um⸗ 
ſtand und die Tatſache, daß die Sozialdemokratie in faſt allen größeren Orten des 
Landes eigene Wahlmänner aufgeſtellt hatte, veranlaßten eine lebhaftere Wahl⸗ 
beteiligung. Die Wahlrechtsfeinde und Gegner einer modernen Schulgeſetzreform 
waren eifrig an der Arbeit, gegen die Sozialdemokratie zu agitieren. Vor allem 
war es die agrariſche Bevölkerung, die alles mobil machte und eine faſt beiſpiel⸗ 
loſe Agitation entfaltete. Wochenlang vor der Wahl waren die Sendboten der 
Leitung des Bundes der Landwirte aus Hannover unter den Bauern tätig, um 
dieſe ſcharf zu machen gegen die „ſozialdemokratiſche Gefahr“ und um durch die 
Wahl von möglichſt vielen Agrariern die geplante fortſchrittliche Geſetzgebung zu 
verhindern. In ſpaltenlangen Artikeln in der Kreisblattpreſſe machte man ſcharf 
gegen die vom letzten Landtag beſchloſſene und durchaus nicht genügende Wahl- 
rechtsreform und forderte die Entrechtung des Proletariats durch ein Pluralwahl⸗ 
ſyſtem nach ſächſiſchem Muſter. Unſere Forderungen lauteten demgegenüber: Frei⸗ 
heitlicher Ausbau der Wahlrechtsreform; Trennung der Schule von der Kirche, 
Erweiterung des Lehrziels der Schule und obligatoriſcher Beſuch; weitere Ent- 
laſtung der unteren Steuerſtufen und gänzliche Befreiung der Stufen bis zu 
750 Mark. Dieſes Programm brachte aber nicht nur die Agrarier, ſondern den 
ganzen bürgerlichen Miſchmaſch auf die Beine, und dadurch kam eine Koa⸗ 
lition der Bürgerlichen gegen die Sozialdemokratie in den meiſten Wahl⸗ 
kreiſen zuſtande. 

Und trotz der wüſten gegneriſchen Agitation und trotz der Kriſe hat die 
Sozialdemokratie nicht nur keinen Rückgang, ſondern einen erheb- 
lichen Stimmenzuwachs zu verzeichnen. Allerdings haben auch die gegne— 
riſchen Stimmen erheblich zugenommen. Aber dieſer Stimmenzuwachs der Gegner 
iſt kein Beweis für einen angeblichen Niedergang der Sozialdemokratie. Lediglich 
unſerer politiſchen Regſamkeit haben unſere Gegner ihren Stimmenzuwachs zu 
danken. Denn von einer wirklichen Wahlbewegung war nur dort die Rede, wo 
die Sozialdemokratie auf den Plan trat. Die vorwiegend agrariſchen Verhältniſſe, 
die damit verbundene größere wirtſchaftliche Abhängigkeit der Landarbeiter, der 
Mangel von genügenden Stützpunkten unſererſeits in den weitverzweigten, ſchwer 


1 Vergl. „Neue Zeit“, XXVI, 2, S. 152, Richard Wagner, Antwort & das Olden⸗ 
burger Beiſpiel. 
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zugänglichen Orten mußten ein Übergewicht der Gegner von vornherein ergebe 
Darüber war ſich die Sozialdemokratie nicht im unklaren. Bemerkenswert 
iſt aber die Tatſache, daß dort, wo der Kapitalismus und Snduftri 
lismus ein beſitzloſes Proletariat geſchaffen haben und die wirtſchaf 
lichen und ſozialen Gegenſätze markant hervortreten, wir zum Te 
ein erhebliches Anſchwellen der ſozialdemokratiſchen Stimmen zu ve 
zeichnen haben. Dieſer Stimmenzuwachs wäre ohne die andauernd 
Kriſe noch augenſcheinlicher. Wo wirklich ein Stimmenverluſt eingetreten i 
liegt er an der Kriſe und an örtlichen Verhältniſſen. Hierzu iſt in erſter Linie d 
überaus ungünſtige Anſetzung der Wahlzeit zu rechnen. Hunderten vı 
Arbeitern, die ſtundenweit vom Wohnort arbeiteten, war es nur unter erheblich: 
Opfern an Zeit und Lohn möglich, ihr Wahlrecht auszuüben. Gegen das Jahr 19 
mögen etwa insgeſamt 2500 Stimmen mehr abgegeben worden ſein. Gena 
Zahlen laſſen ſich leider nicht angeben. Rund gerechnet entfallen davon: 
Auf die Sozialdemokratie Auf die Bürgerlichen 


1900555 5200 Stimmen 5700 Stimmen 
1908 99 = 7300 - 
Mehr 900 Stimmen 1600 Stimmen 


Dieſe Ziffern widerlegen nicht nur das Gerede vom Niedergang der Sozia 
demokratie glänzend, ſondern ſind auch nach anderer Richtung intereſſant. 

Der nächſte Landtag wird mit 44 Abgeordneten beſetzt ſein. Während nun a 
die 7300 bürgerlichen Stimmen 39 bis 40 Abgeordnete entfallen, erhalten d 
6100 ſozialdemokratiſchen Stimmen nur 4, im günſtigſten Falle 5 Abgeordnete! Die 
Widerſinnigkeit und völlige Ungleichheit liegt eben in dem gegenwärtigen indirekte 
Wahlſyſtem, das durch dieſe Ziffern draſtiſch als Privilegienwahlrecht charakteriſie 
wird. 

Der Ausfall der Wahlmännerwahlen läßt ein abſchließendes Urteil auf d 
Zuſammenſetzung des Landtags zu: er wird noch mehr als ſein Vorgäng 
einen ausgeprägt agrariſchen Charakter tragen. Die Liberalen verlieren ein 
Anzahl Mandate an die Agrarier. Die Sozialdemokraten behaupten ihren alte 
Beſitzſtand. Infolge dieſer Zuſammenſetzung hat die Befürchtung, daß die Gegn: 
der Wahlrechts⸗ und Schulgeſetzreform dieſe wieder illuſoriſch machen werde 
größere Wahrſcheinlichkeit erlangt. Schuld daran tragen vor allem die Liberale 
durch ihre jämmerliche Haltung ſelbſt, die in den allermeiſten Fällen von vor 
herein aus Haß gegen die Sozialdemokratie mit den Agrariern gemeinſame Sack 
machten. So haben ſie im Fürſtentum Lübeck einen Pakt mit den Agrariern g 
ſchloſſen, um einen Sieg der Sozialdemokratie zu verhindern. Auch ſonſt haben d 
Liberalen vielfach mit den Agrariern die Mandate ſtillſchweigend geteilt und ſich i 
einen erbärmlichen Kuhhandel mit den Brotverteurern eingelaſſen. Wenn jetzt di 
ſelben Liberalen über das übergewicht der Agrarier jammern, ſo iſt dies Heuchele 
Der Oldenburger Liberalismus hat durch fein Paktieren mit den Agrariern bewieſer 
daß er genau jo wahlrechtsfeindlich ift wie dieſe und nur zum Scheine inſoweit fü 
ein beſſeres Wahlrecht eintritt, als es ſeinen liberalen, das heißt ſeinen kapitaliſtiſche 
Intereſſen nicht weh tut. f 

Der nächſte Landtag wird alſo höchſtwahrſcheinlich die Anſätze einer halbweg 
fortſchrittlichen Entwicklung in Oldenburg im Keime erſticken. Nicht eine geſund 
großzügige Politik im Intereſſe des Fortſchritts und auf der Baſis des Allgemeir 
wohls, ſondern nackte und reaktionäre Intereſſenpolitik wird noch mehr als bishe 
die Arbeiten des Landtags beeinfluſſen. 

Trotzdem darf die Sozialdemokratie mit dem Ergebnis des Wahlkampfes durck 
aus zufrieden ſein; ſie hat nicht nur ihre Poſition glänzend behauptet, ſonder 
auch im Oldenburger Lande das Proletariat mehr und mehr zur Erkenntnis ſeine 
Klaſſenlage gebracht — und das iſt die Hauptſache. 
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Die Landtagswahlen in finnland. 
Von M. Martna. 


Der erſte aus den allgemeinen Wahlen hervorgegangene Landtag vom Juli 
1907 wurde am 6. April 1908 aufgelöſt; die Neuwahl fand am 1. Juli ſtatt. Die 
Auflöſung ſollte eine Maßregelung der Sozialdemokratie ſein, und die bürgerlichen 

Parteien, namentlich die Altfenomanen, glaubten zuverſichtlich einen Sieg zu erringen. 

Über den Ausgang der Wahlen ſchreiben nun die „Sosialistinen Aikakauslehti“ 
etwa folgendes: ö 

Nach den erſten, für die Sozialdemokratie günſtigen Wahlen (1907) tröſteten 
ſich die Bürgerlichen damit, ſie ſeien nur das erſte Mal derart ausgefallen. Durch 
lügenhafte Vorſpiegelungen hätten die ſozialdemokratiſchen Agitatoren große, un: 
gebildete Volksmaſſen angezogen. Das würde ſich aber nicht wiederholen. Nun, 
die Neuwahlen haben die Bürgerlichen vollſtändig Lügen geſtraft. Sie fanden in 
einer für die Sozialdemokratie ſehr ungünſtigen Zeit ſtatt. Die Fraktion hatte im 

Landtag noch nichts durchſetzen können, und die Furcht vor der ruſſiſchen Reaktion 
mußte viele von der Sozialdemokratie abſchrecken. Alle bürgerlichen Parteien ver⸗ 
einigten ſich gegen die Sozialdemokratie, und dennoch errang ſie noch drei Man⸗ 
date mehr als früher. Die Mittelloſen ſtimmten für die Sozialdemokratie, die Be- 
mittelten für die Bürgerlichen. 

Die klaſſenbewußte Anhängerſchaft der Sozialdemokratie, die gegen die kapi⸗ 

taliſtiſche und für die ſozialiſtiſche Geſellſchaftsordnung kämpft, wird mit Recht als 

das Produkt der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung angeſehen. Bei uns iſt aber 
die ſozialdemokratiſche Partei größer als in den anderen Ländern, während die 
kapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe erſt in den Anfängen ſteht. Sie iſt bei uns jeden⸗ 
falls ſchwächer entwickelt als in den meiſten anderen Ländern, wo die Sozialdemo⸗ 
kratie Fuß gefaßt hat. Es kann alſo nicht der Kapitalismus in der gewöhnlichen 
Form geweſen ſein, was dem Gedeihen unſerer Partei ſo mächtig Vorſchub geleiſtet 
hat. Das erhellt auch daraus, daß wir in den Städten weniger als auf dem Lande 
Stimmen erhielten. 1907 erhielten die Sozialiſten in den Städten 33,3 Prozent 
und auf dem Lande 37,6 Prozent Stimmen. Der Kapitalismus iſt aber in den 
Städten entwickelter als auf dem Lande. 

Welches ſind alſo die Schichten der Landbevölkerung, die für die Sozialdemo⸗ 
kratie ſtimmen und ſich zu ihr halten? Die Frage klärt ſich ſofort, wenn wir ſehen, 
unter welchen Klaſſen die Sozialdemokratie auf dem Lande am meiſten Anhänger 
zählt. Das iſt die Klaſſe der Torppari, der Zwergpächter. Welche ſoziale Schicht 
iſt aber die Klaſſe der Torppari? Iſt ſie ein Erzeugnis des Kapitalismus? Das 
wird jeder verneinen! Unſer Kapitalismus iſt erſt einige Jahrzehnte alt, während 
die Inſtitution der Torppari in das achtzehnte und ſelbſt in das ſiebzehnte Jahr⸗ 
hundert zurückreicht. Sie iſt alſo ein Produkt der vorkapitaliſtiſchen Zeit. 

Andererſeits iſt eine Agrarorganiſation, wie wir ſie bei uns noch gegenwärtig 

beſitzen, anderwärts nicht unbekannt. Abgeſehen von Schweden, wo eine ähnliche 

Inſtitution noch jetzt anzutreffen iſt, gab es vor 150, 100, 50 Jahren noch in 
vielen europäiſchen Ländern Verhältniſſe, die unſerer Torppari ähnlich waren, 
freilich in vielen Ländern verbunden mit der Leibeigenſchaft, welche wir nie gehabt. 
Anderwärts hat der Kapitalismus dieſe feudalen Agrarorganiſationen bereits zeitig 
beſeitigt. Unſere Torppariinſtitution iſt alſo eine dem Feudalismus verwandte Ein⸗ 
richtung. 

Für uns iſt dieſe Tatſache wichtig. Unſere Torpparieinrichtung hat ſich lange 
erhalten und befindet ſich ſeit der Ausbreitung des Kapitalismus in einer Um⸗ 
gebung, welche ihr nicht behagt. Und das iſt der Umſtand, der die Torppari zur 
Sozialdemokratie treibt. 

Das beſtimmt auch die Richtung in der Partei, welche uns die Agrarfrage be— 
ſonders wichtig erſcheinen läßt, die bei uns jetzt brennend iſt und auf der Tages⸗ 
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ordnung ſteht. Wir müſſen in der Agrarfrage dem Fortſchritt den Weg bahnen, 


das heißt die Überbleibſel des Feudalismus befeitigen. Das iſt der Brennpunkt 
unſeres Agrarprogramms. 
Die Wahlreſultate waren folgende: 


1907 1908 
Stimmen | Prozent 1 1 Stimmen Prozent 1 
Sozialdemokratie 329946 | 36,7 80 310082 | 88,43 83 
Altfenomanen 243573 27,1 60 205633 25,4 54 
Jungfinnen 121604 13,5 24 114819 14,1 27 
Schwediſche Boltspantel 112267 ] 12,5 24 103307 | 12,8 25 
bnd 51242 5,7 10 48 667 6,4 9 
Chriſtliche Arbeiter. 13801 1,5 2 | 20553 35 2 


Während der Wahlen von 1907 waren Stimmberechtigte 1272126, von denen 
889347 ihre Stimme abgaben. Bei den letzten Wahlen wurden 806850 Stimmen 
abgegeben oder 10 Prozent weniger als 1907. Der Rückgang der Stimmenabgabe 
erklärt ſich daraus, daß diesmal die Wahlen am 1. und 2. Juli, 1907 dagegen im 
März ſtattfanden. Die ſommerliche Arbeitszeit hat viele von der Wahl abgehalten. 
Aber auch die Auflöſung des Landtags, die drohende Reaktion, welche die Arbeiten 
der Volksvertretung lähmt und nichts Gutes erwarten läßt, hat vielen die Politik 
verleidet. Dazu hat die bürgerliche Preſſe viel beigetragen. 


Der Landtag hält ſeit dem 1. Auguſt Sitzungen, welche, wenn ſie nicht durch 


den Zaren unterbrochen werden, 90 Tage dauern. 


literariſche Rundſchau. 


Sint Jahrbuch für den preußiſchen Staat, 5. Jahrgang 1907, heraus⸗ 
gegeben vom K. Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamt. Berlin 1908, Verlag des 
K. Statiſtiſchen Landesamtes. XII und 308 Seiten Oktav. 

Das neue Statiſtiſche Jahrbuch für den preußiſchen Staat zeichnet ſich durch 
ſeinen billigen Preis — das in Leinwand gebundene Buch koſtet bloß 1 Mark — 
aus. Wir finden da ſchon vorläufige Ergebniſſe der Berufs⸗ und Gewerbezählung, 
wenn dies auch freilich einige Enttäuſchung bereitet. Wir erhalten nämlich nur 
eine Tabelle über die überhaupt gezählten Perſonen und einen Vergleich dieſer 
Zahlen mit denen der Berufszählung von 1895 und der Volkszählung von 1905. 

Es liegen auch eine Anzahl Angaben über die Zahl der Gewerbebetriebe des 
Jahres 1907 vor, wonach eine Verminderung von zirka 112000 Gewerbebetrieben 
ſeit 1895 ſtattgefunden hätte. Doch wird man gut tun, dieſe Angaben wie auch 
die der Steigerung der Landwirtſchaftsbetriebe um zirka 100000 als nach keiner 
Richtung beweiskräftig zu betrachten, weil die Angaben nur vorläufige ſind und 
noch mannigfacher Nachprüfung zu bedürfen ſcheinen. 

Dieſer Anfang läßt vielleicht hoffen, daß im Laufe dieſes Jahres erhebliche 
Teile der Betriebs⸗ und Berufszählung veröffentlicht werden. 

Die Hauptabſchnitte des Jahrbuchs ſind überſchrieben: Fläche und Bevölke⸗ 
rung, Berufs- und Erwerbsverhältniſſe der Bevölkerung, Grundeigentum und Ge⸗ 
bäude, Bodennutzung einſchließlich Viehzucht, Jagd und Fiſcherei, Bergbau, Salinen 
und Hütten, Gewerbe im engeren Sinne, Verkehrsmittel und Verkehr, Bank⸗ und 
Kreditweſen, Erwerbs- und Wirtſchaftsgeſellſchaften, Verſicherungsweſen, Brände, 
Wohlfahrtspflege, Geſundheitspflege, Kirche und Gottesdienſt, Unterrichtsweſen, 
Rechtspflege und Strafvollzug, Finanzen, Die geſetzgebenden Körperſchaften. Ein 
alphabetiſches Regiſter erleichtert die Benutzung des Werkes. ad. br. 
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zcitſchriſtenſchau. 


Die amerikaniſche Zeitſchrift „The International Socialist Review“ bringt 
in der Auguſtnummer einen Brief von Clarence Clowe (Tientſin) über „Die 
Lage in China“. In China kennt man ſchon ſeit Jahrtauſenden eine Gewerk- 
ſchaftsbewegung; werden den Arbeitern die Löhne herabgeſetzt, ſo ſtreiken ſie ein⸗ 
mütig, und Streikbrecher ſind dort unbekannt. Aber eine gute Exiſtenz haben ſie 
ſich nicht erkämpfen können; die Arbeiter leben in äußerſter Armut, bewohnen eine 
Art Hundeſtälle und leben von verdorbenem Reis, der ihnen die Beri⸗beri⸗Krankheit 
bringt. Sie kämpfen nur gegen Verſchlechterung, nicht für Verbeſſerung ihrer Löhne. 
Es iſt die Aufgabe des Sozialismus, ihnen das Bewußtſein ihrer Kraft als Maſſe 
beizubringen. Wie leicht könnten dieſe Arbeiter durch einen Maſſenſtreik eine politiſche 
Umwälzung herbeiführen! Die herrſchende Mandſchudynaſtie will einem Aufſtand 
vorbeugen und hat deshalb eine Verfaſſung entworfen, ſie dürfte aber an Rück⸗ 
ſtändigkeit der preußiſchen gleichkommen. Die Reformpartei in China, eine Partei 


der beſitzenden Klaſſen, agitiert bloß für eine politiſche Reform, für die Einführung 


eines Parlamentes. Sie wird geſtützt durch die Maſſe der ausgewanderten Chineſen, 
die im Ausland zu Wohlſtand gekommen ſind und europäiſche Anſchauungen kennen 
lernten. Vergeblich hat die chineſiſche Regierung verſucht, dieſe durch das Hervor— 
kehren des Patriotismus auf ihre Seite zu bringen. Man darf erwarten, daß unter 
den vielen chineſiſchen Studierenden in Europa, Amerika und Japan auch einige 
die ſozialiſtiſchen Lehren kennen lernen und ihren Landsleuten das Evangelium des 
Sozialismus bringen werden. Der Kommunismus iſt kein ganz unbekannter Ge⸗ 
danke in China; bei der großen Erhebung der Taipings, die mit europäiſcher Hilfe 
unter Führung des Engländers Gordon blutig unterdrückt wurde, ſpielten kom— 
muniſtiſche Tendenzen mit. Die herrſchenden Klaſſen in China wollen jetzt die 
Armee reorganiſieren und das japaniſche Beiſpiel nachahmen. Dann wird auch die 
Zeit für das Proletariat kommen. 

Joſ. E. Cohen kritiſiert in einem Aufſatz „Kufbauender Sozialismus“ (Con- 
structive Socialism) die Genoſſen, die unter dieſem Namen ein Syſtem von Reformen 
als den ganzen Inhalt des Sozialismus aufſtellen. Wir brauchen allerdings ein 
Programm mit poſitiven Forderungen, und überall, wo Sozialdemokraten Ver⸗ 
beſſerungen durchſetzen können, ſollen ſie es tun. Aber deshalb ſind alle kleine 
Reformen, die ſie in den von ihnen beherrſchten Kommunen einführen, noch kein 
Sozialismus. In einem Programm des konſtruktiven Sozialismus finden wir die 
Forderungen: Alle öffentlichen Dienſte ſollen öffentliches Eigentum ſein; jedem ſoll 
das Privateigentum, das er aus eigener Kraft erwirbt, verbürgt werden; die In⸗ 
duſtrie ſoll ſyſtematiſch und genoſſenſchaftlich eingerichtet werden; keiner dürfe mehr 
durch die Arbeit anderer reich werden; die Arbeitsverhältniſſe ſollen verbeſſert und 
Verſicherungen aller Art eingeführt werden; alle Arbeits- und Erholungsgelegen- 
heiten ſollen jedem in gleichem Maße zugänglich ſein. Darin beſteht der ganze 
Sozialismus dieſer Genoſſen; von Mehrwert und Klaſſenkampf wird nicht geredet. 
Wenn ſie die rationelle Wirtſchaft der beſtehenden Staatsbetriebe, wie zum Beiſpiel 
des Poſtweſens, rühmen und dieſe verallgemeinern wollen, ſo wird ein ſolcher 
Sozialismus für die Poſtangeſtellten, die ihre eigene ſchlechte Lage, ihre Abhängig— 
keit, die Plackereien von oben nur allzu gut kennen, wenig Verlockendes haben. 
Die „konſtruktiven“ Genoſſen wollen den Bauern verſprechen, ihr Eigentum werde 
uns heilig ſein. Solche Verſprechungen könnten wir noch mehrere geben, um damit 
Wahlſtimmen zu bekommen. Aber genügt es nicht, daß wir erklären, wir wollen 
alles Eigentum aufheben, das auf Ausbeutung beruht? Könnte den Bauern nicht 
derſelbe Maßſtab der Sicherheit des Lebensunterhaltes wie anderen Klaſſen ge= 
nügen? So weit ging das Streben nach Abſchwächung unſerer Forderungen, daß 
man das Verbot der Kinderarbeit unter 16 Jahren, das ſogar die Republikaner 
und Demokraten in ihrem Programm haben, als utopiſch verſchrie. Wieviel unter 
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unſeren Forderungen utopiſch iſt, wird ſich erſt herausſtellen können, wenn wir ver⸗ 
ſuchen, ſie zu verwirklichen. Ein Reformprogramm iſt notwendig, aber die Herzen 
der Proletarier gewinnt man nur durch prinzipielle Aufklärung über den Kapitalismus. 

Über „Studenten und Sozialismus“ (College Men and Socialism) ſchreibt 
Henry Flury, der Vorſitzende der Sektion Philadelphia des Vereins ſozialiſtiſcher 
Studenten. In Amerika hat ſich das akademiſche Studium in den letzten Jahren 
ſtark geändert; die klaſſiſchen und Geiſteswiſſenſchaften treten verhältnismäßig zurück, 
während die Zahl der Studenten der Naturwiſſenſchaft und Technik rieſig an⸗ 
ſchwillt. Dies hatte bereits zur Folge, daß für die Immatrikulation immer höhere 
Anforderungen geſtellt werden. Trotzdem nimmt die Zahl ſo ſtark zu, daß eine 
immer ſchwerere Konkurrenz entſteht. Die Arbeitsloſigkeit wächſt unter den Studierten, 
unter den Arzten, Chemikern, Lehrern, Ingenieuren immer mehr. Nach der Statiſtik 
waren im Jahre 1890 15 Prozent, im Jahre 1900 26 Prozent in dieſen Fächern 
ſtellenlos; 1910 werden es wohl 40 Prozent ſein. „Das Geſetz der Wildnis“, der 
ſchonungsloſe Kampf ums Daſein herrſcht auch in der Intelligenz. Damit hängt 
zuſammen, daß der Sozialismus unter den Studenten Boden zu gewinnen beginnt. 
Ein Verein ſozialiſtiſcher Studenten (Intercollegiate Socialist Society) wurde 1906 
gegründet und hat ſchon Sektionen an mehreren Univerſitäten. 

„Die Verhältniſſe in Kuba“ werden von George Whitfield (Havanna) be⸗ 
handelt. Unter der amerikaniſchen Herrſchaft hat ſich der Kapitalismus ſtark ent⸗ 
wickelt; Eiſenbahnen wurden gebaut und Fabriken errichtet, wozu die niedrige 
Lebenshaltung der kubaniſchen Arbeiter beſonders Anlaß bot. Dieſe Kapitaliſten 


petitionieren deshalb bei der Regierung, die vorläufige Okkupation zu einer dauernden 


zu machen, trotzdem den Kubanern vom 1. Februar 1909 ab Selbſtregierung ver⸗ 
ſprochen worden iſt. Ob dieſe wirklich eingeführt wird, muß alſo die Zukunft 
lehren. In Kuba hat man mehrere Gewerkſchaften, vor allem in der Zigarren⸗ 
induſtrie, die die Hauptinduſtrie Havannas iſt. Die ſozialiſtiſche Partei Kubas wurde 
von Manuel Cendoya, dem Leiter des letzten Zigarrenarbeiterausſtandes, organi⸗ 
ſiert und zählt 4000 Mitglieder. Seit einiger Zeit wird ein Halbwochenblatt „El 
Socialista“ herausgegeben. 

In dem von Guesde herausgegebenen Wochenblatt „Le Socialisme* be⸗ 
handelt Ch. Rappoport in einem Aufſatz „Die Lehre der Tatſachen“ (La lecon 
des faits) die aus dem Blutbad in Draveil zu ziehenden Lehren. Dieſe Ereigniſſe 
haben die Schwäche der Partei und die Machtloſigkeit der (ſyndikaliſtiſchen) Kon⸗ 
föderation der Arbeit (C. G. T.) klar gezeigt. Trotz ihrer dringendſten Aufrufe iſt 
die Maſſe der Arbeiter gleichgültig geblieben. Von den führenden Organen der 
Partei wurden die Syndikaliſten ſtets umſchmeichelt, anſtatt daß man ſie auf ihre 
Fehler aufmerkſam machte. Jedesmal, wo die Tatſachen der kritiſchen Haltung der 
Parteiminorität recht geben, müſſen die Urſachen der Schwäche aufgedeckt werden. 
Sie liegen in der Theorie und in der Praxis des Syndikalismus. Zuerſt in der 
blanquiſtiſch⸗anarchiſtiſchen Idee, daß eine energiſche Minorität im ſozialen Kampfe 
ausreicht; der wiſſenſchaftliche Sozialismus hat dagegen die Revolution zu einer 
Sache der ganzen Volksmaſſe gemacht, die nur als Frucht eines gereiften Kapita⸗ 
lismus möglich iſt. Dann kommt als Schwäche der Syndikaliſten ihre unaufhör⸗ 
liche politiſche Betätigung in Betracht. Gerade weil ſie die Politik verpönen, ſind 
ſie genötigt, ſich ſelbſt fortwährend mit der Politik zu befaſſen, weil ſie die ſozia⸗ 
liſtiſche Partei nicht als politiſche Vertretung des Proletariats anſehen und des⸗ 
halb an deren Stelle treten wollen. Die Konföderation läßt fortwährend Kriegs⸗ 
erklärungen gegen die Regierung los, und darunter gerät das Hauptziel der Ge⸗ 
werkſchaften, der ſtille ſtetige Ausbau der Organiſation, in den Hintergrund. Eine 
Beſſerung kann erſt eintreten, wenn die internationale Taktik auch in Frankreich 
durchgeführt wird. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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2. Jahrgang 


Die halbe Milliarde. 


Berlin, 3. Oktober 1908. 


Herr Sydow, der neue Leiter der Reichsfinanzen, iſt ein geſchickterer Mann 
als ſein Vorgänger; nicht nur, weil er gleich aufs Ganze geht, ſondern auch, 
weil er das zu ſtreicheln weiß, was der Philiſter die öffentliche Meinung 
nennt und als ſeine idealſte Gottheit verehrt. Ganz im Gegenſatz zu allen 
bureaukratiſchen Gewohnheiten hat Herr Sydow die allgemeinen Umriſſe ſeiner 
großen Pläne in einer bürgerlichen Zeitſchrift veröffentlicht, und es iſt nicht 
ohne eine gewiſſe Bauernſchlauheit, wie dieſer wackere Apotheker dem ſiechen 
Körper des Reiches ſeine Tränklein miſcht und tropfenweiſe einflößt. 
Soweit ſich nach den offiziöſen Andeutungen die Sache überſehen läßt, 
ſoll als Paradeſtück der ſogenannten „Reichsfinanzreform“ die Umwandlung 
der bisherigen Erbſchafts⸗ in eine Nachlaßſteuer voranmarſchieren, die auch den 
an Kinder und Ehegatten fallenden Nachlaß über 20000 Mark treffen und 
bei einer Staffelung von / bis 3 Prozent und einem Zuſchlag von 1¼ Pro⸗ 
zent auf den Nachlaß von nicht wehrpflichtig Geweſenen ungefähr 100 Mil⸗ 
lionen einbringen ſoll; außerdem ſoll das Reich bei fehlendem Teſtament als 
Erbe vor entfernten Verwandten rangieren, wobei freilich kaum viel heraus⸗ 
ſchauen wird. Nach der ſchmetternden Fanfare dieſes Vortrabs folgt dann 
ein langer Trauermarſch indirekter Steuern: eine Zigarrenbanderoleſteuer mit 
einem ungefähren Betrag von 60, eine Bierſteuer mit 100, eine Banderole— 
ſteuer auf Flaſchenweine mit 30, eine Branntweinſteuer in Form eines Roh- 
ſpiritusmonopols mit 100, eine Elektrizitäts⸗ und Gasſteuer für Kraft und 
Licht mit 60, eine Inſeratenſteuer mit 30 Millionen Mark, und endlich ſollen 
noch die Matrikularbeiträge in der Weiſe „reformiert“ werden, daß auf den 
Kopf der Bevölkerung ein Betrag von 80 Pfennig ſtatt der bisherigen 40 Pfennig 
entrichtet werde. Zugleich ſoll ihre Feſtlegung auf fünf Jahre erfolgen. 
In mehrfacher Beziehung iſt dies Steuerbukett nicht ungeſchickt zuſammen⸗ 
geſtellt, jo in der Verkoppelung der Wehr- mit der Nachlaßſteuer, und namentlich 
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auch darin, daß die Inſeratenſteuer mit eingeflochten iſt. Herr Sydow wird 
auf das lumpige Viertelhundert von Millionen, das ſie einbringen ſoll, gar 
nicht rechnen, und was läge ihm auch viel an dieſem Tropfen auf einen 
heißen Stein? Aber indem er ſie vorſchlägt, erreicht er zunächſt, daß die 
bürgerlichen Blätter, ohne Unterſchied der Parteirichtung, einſtweilen die 
„heiligen Güter der Nation“, für die ſie alle kämpfen, eine jede in ihrer Art, 
reſolut beiſeite ſchieben, um den eigenen werten Leib vor jedem Anbohren durch 
die Steuerſchraube zu ſichern. Er hat dieſen Zweck auch bereits erreicht, denn 
gegen die Inſeratenſteuer iſt bisher unendlich viel mehr Druckerſchwärze und 
Papier verſchwendet worden als gegen alle anderen von Herrn Sydow ge— 
planten Steuern zuſammengenommen. 

Auch wäre es verfehlt, zu ſagen, Herr Sydow handle ungeſchickt, indem 
er auf die Wünſche der freiſinnigen Blockgenoſſen ſehr geringe Rückſicht nehme, 
wie dieſe ſelber beweglich klagen. Die Enttäuſchung ſchärft ihren Blick, und 
ſie argwöhnen nicht ohne Grund, Herr Sydow wolle zwei Eiſen im Feuer 
haben, ſich die direkten Steuern durch die Freiſinnigen, die indirekten dagegen 
durch die Ultramontanen bewilligen laſſen. Wenn ſie ihn aber mit ernſter 
Miene davor warnen, ſich zwiſchen zwei Stühle zu ſetzen, was niemals gut 
tue, ſo kann man ſich leicht die erquickende Heiterkeit vorſtellen, womit Herr 
Sydow dieſe ſtaatsmänniſche Mahnung entgegennehmen wird. Er braucht die 
Freiſinnigen, um die Nachlaßſteuer durchzuſetzen, gegen die die Brotwucherer⸗ 
preſſe wie beſeſſen tobt, und ihm dieſe Steuer abzuſchlagen, ſind die Freiſinnigen 
auch gar nicht in der Lage. Aber für die indirekten Steuern iſt er nicht auf 
den Freiſinn angewieſen, und bei dieſem entſcheidenden Fiſchzug wird er ſich 
ihrer jchönen Augen wegen nicht mäßigen. Von ſeinem Standpunkt kann 
man ihm das auch nicht einmal verdenken, denn jedes neue Jahr kann die 
Regierung nicht eine halbe Milliarde neue Steuern fordern, und Herr Sydow 
weiß, daß was diesmal verſpielt wird, ſo bald nicht wieder eingeholt werden kann. 

Aber die freiſinnigen Steuerwünſche waren doch „ſo klar“ ausgeſprochen, 
wie Herr Kopſch jammert, der große Staatsmann des Freiſinns, dem eben 
Herr Barth die lieblichſten Komplimente ins Album geſchrieben hat. An 
dieſer Jeremiade werden Herr Sydow und Fürſt Bülow jedoch wieder nur 
ihren ausbündigen Spaß haben. Wenn es eine prinzipielle Politik zu ver⸗ 
ketzern gilt, wiſſen die Freiſinnigen nicht genug von ihren „praktiſchen Ge⸗ 
ſichtspunkten“ zu reden, aber wenn es ſich nun wirklich um eine Praxis 
handelt, die an intellektuellen Kräften nicht mehr beanſprucht als der ge⸗ 
wöhnlichſte Pferdehandel, ſo ergeben ſie ſich den heiterſten Illuſionen. Als 
ob die Regierung um freiſinniger „Wünſche“ willen auch nur ein Tüttelchen 


von dem opfern würde, was ſie ohne weiteres von den Ultramontanen be⸗ 


kommen kann. 

Das Zentrum iſt in den Fragen der indirekten Steuern in keiner Weiſe 
gebunden. Es iſt ſogar einer ſeiner Führer geweſen, der den vermutlich 
heiterſten von allen heiteren Sophismen erfunden hat, womit die indirekten 
Steuern zu beſchönigen verſucht worden ſind. Herr Reichenſperger meinte 
ſeinerzeit, ſie ſeien eine unmerkliche Laſt, ähnlich der Laſt der Luftſäule, die 
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von der Wiege bis zur Bahre jeden Menſchen begleite, die jeder Menſch zwar 
trage, aber nicht empfinde — als wenn ſolch kundiger Thebaner von ſeiner 
Luftſäule nicht zu Brei zerdrückt werden würde, wenn ihm Kopf und Bruſt⸗ 
kaſten plötzlich zu hohlen luftleeren Räumen würden! Zögert der Freiſinn, 
in den Pott der indirekten Steuern zu ſteigen, die er ſo oft verflucht hat, ſo 
löſt ihn das Zentrum ab; der Block fliegt auseinander, und Fürſt Bülow 
wird Herrn Spahn ebenſo zärtlich die Hand drücken, wie ſie Fürſt Bismarck 
unter ähnlichen Umſtänden Herrn Windthorſt drückte: das Gemeinwohl geht 
eben über alles, und wenn der Liberalismus ſich ihm verſagt, ſo mag er ſich 
dahin trollen, woher er gekommen iſt. 

Es iſt jedoch nicht wahrſcheinlich, daß es der Freiſinn ſo weit kommen 
laſſen wird; die Lasker und Bennigſen waren gegenüber den Kopſch, Mugdan 
und Wiemer noch wahre Mammuts an Charakter und Geiſt. Der heutige 
Freiſinn wird alles hinunterſchlucken, wie er bisher vor keiner Demütigung 
zurückgebebt iſt; er iſt viel zu weit gegangen, als daß er noch hoffen könnte, 
durch eine von vornherein hoffnungsloſe Oppoſition ſein für immer ramponiertes 
Anſehen wiederherzuſtellen. 

So ſehen die Dinge für Herrn Sydow zwar hoffnungsvoll genug, aber 
für die große Maſſe der Steuerzahler, die bis auf die nackte Haut geſchoren 
werden ſoll, traurig genug aus. Indeſſen geſchieht ihr nur, wie ſie gewollt 
hat; ſie muß den bitteren Katzenjammer nach dem patriotiſchen Freudenrauſch 
der letzten Reichstagswahl durchkoſten. Das iſt ihr nicht ſchon ein⸗, ſondern 
ſogar zweimal paſſiert; nach den Reichstagswahlen von 1878 und nach den 
Reichstagswahlen von 1887, wie jetzt nach den Reichstagswahlen von 1907. 
Solange die Kälber ihre Metzger wählen, dürfen ſie ſich nicht wundern, ohne 
viele Zeremonien an die Schlachtbank geſchleppt zu werden. 

Der eine Troſt iſt wenigſtens dabei, daß dies koſtſpielige Retten des 
Vaterlandes vor dem Umſturz mit jedem Male koſtſpieliger wird, und daß 
eine halbe Milliarde neuer Steuern aufs Jahr ein Denkzettel iſt, der auch 
den denkträgſten Spießbürger zum Denken anregt. Zumal da die ergötzlichſte 
Katzbalgerei zwiſchen den bürgerlichen Parteien über die Verteilung der nieder⸗ 
drückenden Laſt all ihrem würdevollen Patriotismus ins Geſicht ſchlägt. Einig 
ſind ſie darin alle, von der „Deutſchen Tageszeitung“ bis zur „Freiſinnigen 
Zeitung“, daß es ein Gebot der nationalen Ehre ſei, die halbe Milliarde zu 
beſchaffen, aber wenn es ſich darum handelt, wer ſich dieſer nationalen Ehre 
am würdigſten erzeigen ſoll, ſo prügeln ſie ſich wie die Gaſſenjungen, um nur 
ja der leiſeſten Berührung durch die Hand dieſer Ehre zu entgehen. Von der. 
widerlichſten Seite zeigen ſich dabei, wie gewöhnlich, die junkerlichen Brot⸗ 
wucherer, die durch ihr journaliſtiſches Mundſtück mit dem Wanken der 
Throne drohen, um des bißchens Nachlaßſteuer willen. Ihr Prozentpatrio⸗ 
tismus iſt ja nicht erſt ſeit heute oder geſtern bekannt, aber wie ſchäbig er 
iſt, überraſcht doch bei jeder neuen Probe. 

Glücklich, wer ſich an dieſem widerlichen Hexenſabbat nicht anders zu be— 
teiligen braucht, als daß er ihn mit grimmigem Hohne der Verachtung den 
Volksmaſſen denunziert, um ſie aufzupeitſchen gegen das beiſpielloſe Attentat 
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auf ihr bißchen Hab und Gut. Mit der Sorte „nationaler Ehre“, die durch 
die halbe Milliarde neuer Steuern gerettet werden ſoll, hat die Arbeiterklaſſe 
nichts zu ſchaffen; ſie darf auf den ganzen nationalen Tamtam pfeifen, womit 
die Weißblutung der Maſſen beſchönigt werden ſoll. Ihr Intereſſe gebietet, 
die Verwirrung im Lager ihrer Todfeinde nicht zu löſen, ſondern zu ſteigern, 
und wenn ſie den Schlag nicht abwenden kann, die Sühne zu rüſten für den 
Tag der nächſten Wahlen. 

Unter dem Bergſturz neuer Entbehrungen, der auf das Proletariat gewälzt 
werden ſoll, wird es ſich um ſo gewaltiger emporrecken. 


maurenbrecher und das Budget. 
Don K. Kautsky. 


J. 

In Parteiverſammlungen in Sorau und Forſt erklärte kürzlich der Genoſſe 
Maurenbrecher nach dem Bericht der „Märkiſchen Volksſtimme“: 

„Uns iſt der Geduldsfaden jetzt geriſſen, und es iſt die höchſte Zeit, die Stel⸗ 
lung jener Theoretiker zu erſchüttern, die eine ganz abſtrakte und aller Wirklichkeit 
abholde Theorie lehren.“ Dieſen Theoretikern gegenüber, den „Epigonen von Marx 
und Engels“, „die der Maſſe nur die Köpfe . gilt es, die „alte, ſieg⸗ 
gewohnte Taktik“ zur Geltung zu bringen. 

Bisher hat alſo Maurenbrecher mit uns abſtrakten Theoretikern Geduld 
gehabt. Er, der vor fünf Jahren noch die Sozialdemokratie bekämpfte, der 
ſein ſozialdemokratiſches Herz erſt an dem Tage entdeckte, an dem der National⸗ 
ſozialismus bankrott zuſammenbrach; der erſt zur Sozialdemokratie ging, als 
ihm bloß die Wahl blieb zwiſchen den ebenfalls bankrotten Freiſinnigen und 
der ſiegreichen Sozialdemokratie, er duldete es bisher langmütig, daß wir 
auch weiterhin den Parteigenoſſen die Köpfe verkleiſterten, wie wir es ſeit 
mehr als einem Menſchenalter getan ohne je zu wanken nicht bloß in guten, 
ſondern auch in böſen Tagen der Partei. Aber nun iſt ſeine Geduld zu Ende, 
nun muß er „die Theoretiker erſchüttern“, um die „alte, ſieggewohnte“ Taktik 
zur 5 zu bringen! 

In ſeinem Beſtreben, das zu tun, hat er eine Reihe von Fragen behandelt, 
die jetzt allgemein diskutiert werden und über die nicht allgemeine Klarheit 
herrſcht. Da lohnt es ſich, Maurenbrechers Ausführungen näher zu betrachten, 
auch wenn man ſich durch ſie gar nicht „erſchüttert“ fühlt. 

Die „alte, ſieggewohnte Taktik“, für die ſich Maurenbrecher ins Zeug legt, 
ſoll darin beſtehen, daß das Parlament als der einzige Weg bezeichnet wird, 
auf dem das Proletariat politiſche Macht erringen kann: 

„Im Parlament wollen wir praktiſche Arbeit leiſten, Geld für ſoziale Beſtre⸗ 
bungen herauszuholen ſuchen, um in einzelnen Schritten den Weg zur Umwandlung 
des Klaſſenſtaats zu gehen.“ 

Daß unſere „praktiſche Arbeit“ bloß im Herausholen von Geld beſtehen 
ſoll, iſt vielleicht nur ein Fehler der Berichterſtattung. Praktiſche Arbeit im 
Parlament jedoch wollen wir „abſtrakten“, „aller Wirklichkeit abholden“ 
Theoretiker auch. Aber im Unterſchied zu Maurenbrecher bleiben wir dabei 
nicht ſtehen, ſondern denken etwas weiter. 
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Maurenbrecher erklärt, das vorſtehend gezeichnete Wirken ſei das Um und 
Auf unſerer politiſchen Tätigkeit. Darauf müßten wir uns unter allen Um⸗ 
ſtänden beſchränken, niemals darüber hinausgehen. 

Das wäre ganz ſchön, wenn wir allein in der Welt wären, uns unſer 
Kampffeld und unſere Taktik nach unſerem Belieben einrichten könnten. Aber 
wir haben mit Gegnern zu tun, die alles aufbieten, um das Proletariat am 
Siege zu verhindern. Das wird ja Maurenbrecher wohl zugeben, daß der 
Sieg des Proletariats das Ende jeder kapitaliſtiſchen Ausbeutung bedeutet. 
Erwartet er, daß die Ausbeuter gutwillig zuſehen, wie wir eine Poſition nach 
der anderen erobern und ihre Expropriierung vorbereiten? Dann lebt er in 
einer gewaltigen Illuſion. Wenn der Parlamentarismus Formen annehmen 
ſollte, die die Herrſchaft der Bourgeoiſie bedrohen, wird ſie lieber dieſen 
Formen des Parlamentarismus, vor allem dem allgemeinen, gleichen, direkten 
Wahlrecht ein Ende zu machen ſuchen, als daß ſie ruhig vor dem Proletariat 
kapitulierte. 

Es ſteht alſo nicht bei uns allein, ob wir uns auf den rein parlamenta⸗ 
riſchen Kampf beſchränken wollen oder nicht. 

Das Proletariat kann nur dann den Parlamentarismus mit voller Kraft 
für ſeinen Klaſſenkampf ausnutzen und durch ihn das Maximum deſſen er⸗ 
ringen, was es im Parlament überhaupt erringen kann, wenn es ſtets ent⸗ 
ſchloſſen iſt, die Macht des Parlamentes gegenüber der Regierung und den 
Zugang zum Parlament durch das allgemeine, gleiche, direkte und geheime 
Wahlrecht mit allen Machtmitteln, die ihm zu Gebote ſtehen, zu verteidigen 
und auch vor außerparlamentariſchen Mitteln dabei nicht zurückzuſchrecken. 

Wo eine proletariſche Partei nicht dazu entſchloſſen iſt, wo ſie der Über⸗ 
zeugung lebt, die Regierungen und die herrſchenden Klaſſen ſeien unüber⸗ 
windlich, da hängt die Möglichkeit ihrer Ausnutzung des Parlamentes ganz 
vom Gutdünken der herrſchenden Klaſſen und der Regierungen ab; da darf 
dieſe Partei nicht Macht für den rückſichtsloſen Kampf und durch den rück⸗ 
ſichtsloſen Kampf gegen die Gegner des Proletariats zu gewinnen ſuchen, 
ſondern ſie muß ſich darauf beſchränken, Konzeſſionen durch eine entgegen— 
kommende Haltung zu erkaufen; ſie muß trachten, die Fähigkeit zu Bünd— 
niſſen mit bürgerlichen Parteien und das Wohlwollen der Regierungen zu 
erlangen. 

Die ökonomiſche Entwicklung und der Klaſſenkampf kümmern ſich aber 
nicht um die politiſchen Bedürfniſſe ſolcher Parlamentarier; dieſe mögen ſich 
noch ſo verſöhnlich gebärden, die Klaſſengegenſätze verſchärfen ſich von Tag 
zu Tag und erzeugen immer wieder zeitweiſe große Konflikte, die alle Berech— 
nungen der Nurparlamentarier über den Haufen werfen. Nirgends kann man 
auf dem Wege des Entgegenkommens Erhebliches für das Proletariat er— 
langen, überall, wo man dieſe Politik verſuchte, ſo in Frankreich, mußte ſie 
wieder aufgegeben werden, weil ſie an den harten Tatſachen ſcheiterte. Aber 
nirgends hat ſie gewirkt, ohne das Proletariat ſchwer zu ſchädigen. Denn 
nirgends kann eine derartige Politik des Entgegenkommens die Politik der 
geſamten Arbeiterklaſſe ſein. Deren ökonomiſcher Gegenſatz zur beſtehenden 
Geſellſchaft iſt unüberwindlich. Es können ſtets nur einzelne Schichten der 
Arbeiterſchaft, die ſich durch lokale oder berufliche Verhältniſſe gelegentlich 
begünſtigt glauben, den Illuſionen jener ſozialiſtiſchen Nurparlamentarier zu⸗ 
gänglich werden, die Maſſe muß in ſchroffer Oppoſition verharren. 
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So führt die Politik des Entgegenkommens, die in der Budgetbewilligung 
ihren demonſtrativen Ausdruck findet, ſtets zu einer Spaltung des Proletariats 
und damit zu ſeiner Schwächung, wie die Parteigeſchichte außerhalb Deutſch⸗ 
lands deutlich genug beweiſt. Nur unter dem Banner des Klaſſenkampfes 
und nicht unter dem des parlamentariſchen Kuhhandels kann das geſamte 
Proletariat vereinigt werden, kann dieſes dahin gelangen, ſeine volle Kraft zu 
entfalten. 

Aber auch das Anſehen der Sozialdemokratie in der Volksmaſſe muß leiden, 
wenn ſie die nurparlamentariſche Methode annimmt. Dieſes Anſehen beruht 
auf der kühnen und rückſichtsloſen Oppoſition, die ſie von Anfang an übte. 
Sie iſt bisher der Fels geweſen, an dem alle Gewalttat der Gegner zerſchellte, 
aber auch alle Verführungskünſte abprallten. Das bezeugte ihre Kraft und 
ihr Siegesbewußtſein, dadurch imponierte ſie aller Welt, dadurch gewann ſie 
das feſte Zutrauen aller Unterdrückten und Ausgebeuteten. 

Dieſer Eindruck geht verloren, wenn ſie eine Partei wird wie alle anderen, 
wenn ſie ſich ihre unbeugſame Oppoſitionsſtellung ebenſo abhandeln läßt wie 
Zentrumsleute und Freiſinnige. Der Reſpekt vor der Regierung, die ſolches 
zuwege bringt, muß wachſen, der vor der Sozialdemokratie abnehmen. 

Unſere Partei hat daher auch noch vor kurzem dieſe Methode entſchieden 
verworfen. Es geſchah auf dem Parteitag zu Dresden, gerade in dem Jahre, 
in dem Maurenbrechers Nationalſozialismus bankrott wurde. In der Dresdener 
Reſolution heißt es: 

„Der Parteitag verurteilt auf das entſchiedenſte die reviſioniſtiſchen Beſtrebungen, 
unſere bisherige bewährte und ſieggekrönte, auf dem Klaſſenkampf beruhende Taktik 
in dem Sinne zu ändern, daß an Stelle der Eroberung der politiſchen Macht durch 
Überwindung unſerer Gegner eine Politik des Entgegenkommens an die beſtehende 
Ordnung der Dinge tritt. 

„Die Folge einer derartigen reviſioniſtiſchen Taktik wäre, daß aus einer Partei, 
die auf die möglichſt raſche Umwandlung der beſtehenden bürgerlichen in die ſozia⸗ 
liſtiſche Geſellſchaftsordnung hinarbeitet, alſo im beſten Sinne des Wortes revolu⸗ 
tionär iſt, eine Partei tritt, die ſich mit der Reformierung der bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft begnügt.“ 


Dieſe Reſolution wurde mit 288 gegen 11 Stimmen angenommen. Man 
ſieht, das, was Maurenbrecher als die Stellung einiger „abſtrakten Theoretiker“ 
erſcheint, iſt in Wirklichkeit die Stellung der großen Maſſe der Partei. Die 
„alte, ſieggewohnte Taktik“ dagegen, die er ſelbſt uns beibringen möchte, ſteht 
in vollem Gegenſatz dazu, ſie iſt die alte, aber keineswegs ſieggewohnte Taktik 
der Nationalſozialen, die das Proletariat vom Klaſſenkampf weg in die 
Regionen des Kuhhandels verlocken wollten. Es iſt jene Taktik, an der der 
Nationalſozialismus zugrunde gegangen iſt und jetzt der Blockfreiſinn zugrunde 
geht. Trotzdem möchte ſie Maurenbrecher in unſere Partei einſchmuggeln, und 
ſein „Geduldsfaden“ iſt deshalb geriſſen, weil er ſchon etliche Jahre Mitglied 
der deutſchen Sozialdemokratie iſt und dieſe noch immer eine ſozialdemokratiſche 
Taktik befolgt und nicht eine nationalſoziale. 


il 


Seine allgemeine taktiſche Auffaſſung illuſtrierte Maurenbrecher durch einige 
Ausführungen über die bayeriſche Budgetbewilligung, die er a: voll 
fommen gerechtfertigt findet. 
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Er führte aus: 

„Was iſt ein Budget? Ein Budget iſt der finanzielle Voranſchlag von Staat 
und Gemeinde für diejenige Periode, in der ihre Finanzgebarung läuft. Es iſt ſehr 
umfangreich und wird in Einzelberatung poſitionsweiſe zur Verhandlung und auch 
zur Abſtimmung gebracht. Danach folgt erſt die Geſamtabſtimmung. Theoretiſch 
iſt alſo die Geſamtabſtimmung über das Budget weiter nichts als die 
Summe aller vielverſchlungenen Einzelabſtimmungen. Jede Partei wird 
dabei die Summe ziehen, welche Poſten angenommen, welche abgelehnt worden ſind, 
und danach die Geſamtabſtimmung vornehmen. Grundſätzlich lehnen wir die Aus⸗ 
gaben für Heer, Marine und Kolonien ab, ebenſo die Einnahmen, die aus indirekten 
Steuern gezogen werden ſollen. Beim Reichsbudget überwiegt das bei der Einzel— 
beratung Abgelehnte, deshalb wird auch das Budget bei der Geſamtabſtimmung 
abgelehnt. In Bayern verhielt es ſich nun diesmal aber anders, da hat ſelbſt der 
„Vorwärts“ unter den 600 Millionen nur 15 Millionen herausgerechnet, die für die 
Sozialdemokraten unannehmbar ſeien. Für jeden Menſchen, der ſo die Sache 
nüchtern überdenkt und überlegt, daß die Genoſſen mehr als fünf Sechſtel im ein⸗ 
zelnen angenommen haben, ergibt ſich ohne weiteres, daß dann das Budget auch 
bei der Geſamtabſtimmung angenommen werden muß. Es iſt wie bei einem Geſetz; 
wenn da die entſcheidenden Paragraphen angenommen werden und ſchließlich auch 
einige mangelhafte darunter ſind, wird es doch in ſeiner Geſamtheit angenommen.“ 


Dieſe Auffaſſung eines Budgets iſt die eines kalkulierenden Kaufmanns, 
nicht die eines kämpfenden Politikers. Sie läßt vollkommen eine Frage außer 
Betracht, die Grundfrage, die jeder Politiker ſich zuerſt ſtellen muß: Wem 
bewillige ich das Budget? 

Das Budget bewilligen, das heißt, der Regierung das Recht geben, die 
im Finanzgeſetz vorgeſehenen Steuern einzuheben, es heißt, der Regierung die 
Verfügung über Hunderte von Millionen freigeben, ſowie die Verfügung über 
Tauſende von Menſchen, Arbeitern und Beamten, die aus dieſen Millionen 
bezahlt werden. 

Manche Leute glauben, das Budget bewilligen, heiße, den Arbeitern und 
Beamten des Staats ihr Einkommen bewilligen, das Budget ablehnen, heiße, 
dieſe Kategorien dem Hungertod ausliefern. Nichts irriger als das. Die 
Staatsarbeiter ſind unentbehrlich für den Fortgang der Staatsmaſchinerie. 
Sehr entbehrlich iſt dagegen eine volksfeindliche Regierung. Nicht die Staats⸗ 
arbeiter werden durch die Budgetbewilligung brotlos gemacht, wenn dieſe ihr 
Ziel erreicht, ſondern die augenblickliche Regierung. Dieſe muß dann gehen, 
die Staatsarbeiter bleiben. Nicht gegen jene richtet ſich die Budgetverweige— 
rung, ſondern gegen die Regierung, die ſie ausbeutet und unterdrückt und 
alle ihr unbequemen Elemente ausmerzt. Die Budgetverweigerung iſt eines 
der Mittel im Kampfe um ein Regierungsſyſtem, unter dem die Staatsarbeiter, 
ſoweit ſie nützliche Arbeit verrichten, in jeder Beziehung weit beſſer geſtellt 
ſind als heute. 

Die Ablehnung des Budgets als einen gegen die Staatsarbeiter gerichteten 
Schritt hinzuſtellen, hat ungefähr ebenſoviel Berechtigung, wie die Klagen 
unſerer Gegner und der von ihnen aufgehetzten Kleinbürger über die vielen 
Streiks, als ob dieſe nicht gegen die Unternehmer gerichtet wären, ſondern 
gegen die Konſumenten, als ob ſtreikende Bäcker das Brot verteuerten und 
jtreifende Maurer die Wohnungen. 

Das konnten auch viele unſerer bisherigen Wähler nicht verſtehen, und es 
trieb ſie bei der letzten Reichstagswahl in das Lager unſerer Gegner. Aber 
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das iſt kein Grund für die Arbeiter, nun auf jede Arbeitsverweigerung zu 
verzichten, ſondern nur ein Grund, ſolche Wähler über den wirklichen Stand 
der Dinge aufzuklären. Und wie mit der Arbeitsverweigerung ſteht's mit der 
Budgetverweigerung. 

Alſo auf die Art der Regierung und nicht auf die Art des Budgets kommt 
es bei der Geſamtabſtimmung darüber in erſter Linie an. Selbſt wenn das 
Budget ſonſt annehmbar wäre, dürfte man es einer dem Proletariat feind⸗ 
lichen Regierung nicht bewilligen, denn das hieße, ihr Hunderte von Millionen, 
alſo eine koloſſale Macht in die Hand geben.! Auch die beſten und wirkſamſten 
Kulturmittel können in den Händen einer ſkrupelloſen Regierung zur Unter⸗ 
drückung des Volkes ausgenützt werden. Was kann zum Beiſpiel nötiger und 
nützlicher ſein als Volksſchulen? Aber einem verpfafften Miniſterium, das nur 
klerikale Lehrer anſtellt, alle freiheitlich denkenden Lehrer maßregelt, die Schule 
zur ſyſtematiſchen Verdummung der Kinder benützt, dürfte man keinen Pfennig 
für Schulzwecke bewilligen. Alſo nicht bloß auf die einzelnen Poſten im 
Budget kommt es an, ſondern auch, und in erſter Linie, auf die Regierung. 
Dieſe und nicht die Einzelpoſten wird ſich ein Politiker zuerſt anſehen, ehe 
er das Budget bewilligt. 

Die Geſamtabſtimmung über dieſes iſt ein Vertrauensvotum für die Re⸗ 
gierung. Bewilligt man ihr das Budget und erklärt man gleichzeitig, man 
habe kein Vertrauen zu ihr, ſo bezeugt man damit nur ein erhebliches Maß 
politiſcher Naivität. Man erklärt dann: Ich traue dir nicht über den Weg, 
aber ich vertraue dir die Verfügung über ein paar hundert Millionen im 
Jahre an. 

Ganz anderer Art iſt die Abſtimmung über die Einzelpoſitionen des Budgets. 
Maurenbrecher freilich bezweifelt das. Er ruft uns zu: 

„Wer ſagt, daß die Geſamtabſtimmung beim Budget etwas anderes ſei als 
die Einzelabſtimmung, der muß beweiſen, wie und warum das anders iſt.“ 


Es iſt faſt dreißig Jahre her, daß ich mich zum erſtenmal dieſer Aufgabe 
zu unterziehen hatte, bei einer Diskuſſion mit Moſtianern, die ebenſo wie 
heute Maurenbrecher nicht einſehen wollten, daß die Geſamtabſtimmung über 
das Budget etwas ganz anderes ſei als die über die einzelnen Poſten. Sie 
behaupteten das damals freilich nicht als Nurparlamentarier, ſondern als 
Antiparlamentarier; ſie meinten, weil es unſere Pflicht ſei, das ganze Budget 
abzulehnen, dürfe unſere Partei auch nicht an der Beratung der Einzelpoſten 
teilnehmen. Das richtete ſich gegen die Praxis, die unſere Partei ſeit jeher 
im Parlament geübt. 

Was damals ein paar Anhänger Moſts nicht begriffen, muß heute einigen 
auserwählten Lehrern des Proletariats klar gemacht werden. Auch ein Fort⸗ 
ſchritt. 

Bei der Geſamtabſtimmung über das Budget handelt es ſich in erſter Linie 
darum, wem man es bewilligt, wem man die koloſſalen Machtmittel, die es 
umfaßt, in die Hand legt. Bei der Abſtimmung über die einzelnen Poſitionen 
des Budgets handelt es ſich dagegen in erſter Linie darum, was man be- 


Damit ſei nicht zugegeben, daß ſich etwa das bayeriſche Budget bei der Addierung 
der Einzelpoſten als annehmbar erweiſt, nur 15 Millionen von 600 unannehmbar ſeien. 
Das bayeriſche Budget iſt ſpottſchlecht, noch ſchlechter als das preußiſche. Sollte das geleugnet 
werden, iſt der Beweis leicht zu liefern. 
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willigt. Ich ſage in erſter Linie, denn vollſtändig läßt ſich das perſönliche 
und das ſachliche Moment nicht trennen. Es gibt zum Beiſpiel auch Einzel⸗ 
poſitionen, die Vertrauenspoſitionen ſind. 

Bei der Geſamtabſtimmung ſtimmen alle Anhänger der Regierung ge— 
ſchloſſen für dieſe, weil es ſich dabei eben darum handelt, dieſe zu ſtützen und 
aktionsfähig zu machen. 

Das gilt aber nicht für die Einzelpoſitionen. Es gibt eine Reihe unter 
dieſen, bei denen die Geſchloſſenheit der Parteien aufhört, wo reine Zweck— 
mäßigkeitsgründe entſcheiden und nicht die Rückſicht auf die Regierung, wo 
es auch Sozialdemokraten möglich iſt, unter Umſtänden mit Mitgliedern anderer 
Parteien zuſammen eine Mehrheit zu bilden, um eine Forderung der Regierung 
zu Fall zu bringen oder der Regierung eine Parteiforderung aufzuzwingen. 
Es kann ſich dabei freilich ſtets nur um relativ untergeordnete Dinge handeln, 
denn in allen großen Fragen wird die Mehrheit gegen uns ſtets zuſammen⸗ 
ſtehen, das geht aus der Natur der Klaſſengegenſätze hervor. Aber auch Er— 
rungenſchaften geringerer Natur ſind nicht unwichtig und wert, daß man ſich 
um ſie bemüht. Dabei kann es ſogar vorkommen, daß eine Oppoſitionspartei 
der Regierung neue Einnahmequellen eröffnet, nicht um der Regierung ver- 
mehrte Einnahmen zuzuführen und ſie dadurch zu ſtärken, ſondern um ſie zu 
hindern, ſich andere, ſchädliche Einnahmequellen zu eröffnen. Die Oppoſition 
tut das, nicht um der Regierung zu nützen, ſondern um ſie zu hindern, dem 
Volke zu ſchaden. 

Es wird der Sozialdemokratie nie einfallen, einer gegneriſchen Regierung 
aus freien Stücken eine Einkommenſteuer anzubieten. In der Geſamtabſtimmung 
über das Budget verweigern wir ihr alle Steuern. Aber wir wiſſen, daß der 
Regierung das Budget doch von der Mehrheit bewilligt wird, und ſo dürfen 
wir uns auf die Ablehnung des Geſamtbudgets nicht beſchränken, ſondern 
müſſen trachten, ihm ſoviel als möglich alle Giftzähne auszureißen. Da kann 
es gelegentlich vorkommen, daß wir, um neue indirekte Steuern vom Volke 
abzuhalten, an deren Stelle eine progreſſive Einkommenſteuer zu ſetzen ſuchen. 

Die Beratung und Abſtimmung über die einzelnen Poſitionen des Budgets 
findet alſo unter ganz anderen Verhältniſſen ſtatt und erfordert eine ganz 
andere Taktik als die über das Geſamtbudget. Bei der erſteren handelt es 
ſich in erſter Linie darum, welche Form das Budget erhalten ſoll; es liegt 
da bei einzelnen Poſten die Möglichkeit vor, daß eine Minorität durch ge⸗ 
ſchicktes Auftreten die Mehrheit gewinnt, oft ſelbſt im Gegenſatz zur Regierung. 
Aber ſo viel auch eine Oppoſitionspartei auf dieſe Weiſe erreichen mag, nament⸗ 
lich wenn ſie energiſch und ſachkundig iſt und einer indolenten und unwiſſenden 
Mehrheit und Regierung gegenüberſteht, es iſt nicht zu erwarten, daß der 
Geſamtcharakter des Budgets dadurch geändert wird und ebenſowenig der 
Geſamtcharakter der Regierung. Solange das aber nicht der Fall iſt, ſolange 
die Regierung eine gegneriſche bleibt, muß ihr bei der Geſamtabſtimmung doch 
das Budget verweigert werden. 

Die Abſtimmungen über die einzelnen Poſitionen des Budgets und die 
Geſamtabſtimmung darüber ſind im Weſen ebenſo verſchieden voneinander, 
wie es etwas ganz anderes iſt, ob ich einen Bauplan in ſeinen Einzelheiten 
prüfe oder ob ich den Baumeiſter, der mir ihn überreicht, für geeignet halte, 
den Bau richtig auszuführen, und ich ihm das dazu nötige Geld anweiſe. 
Selbſt wenn ich fände, daß an dem Plane die guten Seiten die ea e 
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überwiegen, brauchte ich noch lange nicht Vertrauen zur Gewiſſenhaftigkeit 
und Ehrlichkeit des Baumeiſters zu faſſen. Mein Urteil über den Baumeiſter 
oder über die Regierung muß auf anderem Wege gewonnen werden als durch 
eine Addition der einzelnen Poſitionen des Bauplans oder des Budgets. Wer 
ſeine Geſamtabſtimmung zum Budget bloß vom Ergebnis dieſer Addition ab⸗ 
hängig macht, wie Maurenbrecher, mag ein paſſabler Kalkulator ſein, aber 
er iſt ein ſpottſchlechter Politiker. 


Zur Reform der Strafprozeßordnung. 


Von Hugo Heinemann. 


2. Einſchränkung der Kompetenz der Schöffengerichte. 


Der Entwurf zur Strafprozeßordnung enthält zuvörderſt die Beſtimmung, 
daß die bisherigen Vorſchriften über die Schöffengerichte beſtehen bleiben. 
Neben dieſe Gerichte ſoll aber in Zukunft der Amtsrichter als Einzel⸗ 
richter treten. Dieſer habe bei Übertretungen und einigen leichteren Ver⸗ 
gehen ohne Mitwirkung von Schöffen zu entſcheiden. Durch die geplante 
Zuziehung von Schöffen zur Strafkammer entſtehe, wie die Motive bemerken, 
eine ſo erhebliche Mehrbelaſtung der Laien mit richterlichen Geſchäften, daß 
es dringend geboten ſei, von der Befaſſung der Laienrichter mit ſolchen Sachen 
abzuſehen, bei denen ihre Mitwirkung ohne Schaden entbehrt werden könne. 
Als ſolche dürften ſämtliche Übertretungen und eine Reihe beſonders leichter 
Vergehen angeſehen werden. | 

Das klingt im erſten Augenblick ganz harmlos und verſtändig. Wer jollte 
ſich dafür begeiſtern, daß es zu einer großen Haupt- und Staatsaktion gemacht 
wird, wenn der Maulkorb von Schulzes Hund einen Zentimeter zu ſchmal 
iſt oder wenn der Droſchkenkutſcher Müller ſeinen Durſt geſtillt und deshalb 
ſein Pferd einen Augenblick ohne Aufſicht gelaſſen hat oder wenn Schmidt 
während des Gottesdienſtes nach der Anſicht des Schutzmanns zu ſchnell an 
einer Kirche vorbeigefahren iſt? Jede Vereinfachung des Verfahrens erſcheint 
hier vernünftig. Und inſoweit wird man es durchaus billigen, wenn die inter⸗ 


(Fortſetzung. ) 


nationale kriminaliſtiſche Vereinigung fordert, daß der ſchwerfällige, umſtänd⸗ 


liche Apparat unſerer Strafprozeßordnung bei jenen kleinſten Straftaten, den 
Übertretungen der polizeilichen Ordnung, ausgeſchaltet wird und dieſe gering⸗ 
fügigſten Delikte nicht nach denſelben Grundſätzen behandelt werden wie die 
ſchwerſten Eingriffe in die Rechtsgüter des einzelnen Staatsbürgers oder der 
Geſamtheit. 

Die Sache hat aber noch eine andere tiefernſte Seite. So wie die Ver⸗ 
hältniſſe in Deutſchland, insbeſondere in Preußen, ſich entwickelt haben, hat 
die Beſtrafung der ſogenannten Übertretungen häufig erſt in zweiter Linie den 
Zweck der Aufrechterhaltung der polizeilichen Ordnung. In erſter Linie ſoll 
oft damit etwas ganz anderes erzielt werden, nämlich die Unterdrückung 
des proletariſchen Klaſſenkampfes oder wenigſtens ſeiner Betätigung. 
Erſcheint uns auch der Glaube, daß es möglich ſei, die größte Bewegung der 
Gegenwart zu töten, indem man gegen ſie Papierkügelchen ſchleudert, als 
Ausgeburt tollſten Aberwitzes, der ſubalterne preußiſche Polizeigeiſt iſt darin 
anderer Meinung. Man kann ohne jede Übertreibung ſagen: ein großer Teil 
der Polizeiverordnungen wird ausſchließlich zu dem Zwecke geſchaffen, um 
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der aufſtrebenden politiſchen und gewerkſchaftlichen Bewegung Schwierigkeiten 
zu bereiten, und im Falle der Übertretung dieſer Verordnungen erfolgt das 
polizeiliche Einſchreiten nur gegen den den herrſchenden Klaſſen unbequemen 
politiſchen Gegner. In allen anderen Fällen führen dieſe Verordnungen das 
behaglichſte Stilleben. Von ihrer Exiſtenz erfährt und merkt niemand etwas. 
Hier endigt das Gebiet des Rechtes, es beginnt der unverhüllteſte Klaſſenkampf. 

Man denke nur an die ſogenannten Verfrommungsverordnungen, 
deren Spitze ſich ausſchließlich gegen ſozialdemokratiſche Flugblätter richtet. 
Die Polizei weiß zwar, daß man dieſe trotz aller polizeilichen Nadelſtiche 
nicht verhindern kann. Immerhin ſtört und beläſtigt man damit die Vertreter 
und Verbreiter ſozialdemokratiſcher Ideen. 

Dasſelbe gilt von dem immer üppiger neben dem Reichsſtrafrecht 
wuchernden Landesſtrafrecht. Es gehört bei uns zum guten nationalen Ton 
für den Juriſten, ſich für die Rechtseinheit zu begeiſtern. Iſt dieſe auf irgend 


einem Gebiet erreicht, ſo kann man ſich in ebenſo geſpreizten als inhaltloſen 


und darum doppelt widerwärtigen nationalen Phraſen nicht genug tun, um 
der Freude über das Aufhören der Rechtszerſplitterung Ausdruck zu geben. 
Nur merkwürdig, daß derſelbe Juriſt, der am Abend vorher auf dem Souper 
ſeiner juriſtiſchen Geſellſchaft nicht laut genug in das Hoch auf die glücklich 
neu errungene Rechtseinheit einſtimmen konnte, am anderen Morgen, nachdem 


er den Frack mit der Robe vertauſcht hat, ſeine heiligſte Aufgabe darin ſieht, 


mit heißem Bemühen und höchſtem juriſtiſchen Scharfſinn herauszutüfteln, 


daß die Rechtseinheit auf dem betreffenden Gebiet keine vollſtändige ſei, daß 


das Reich die Materie nicht erſchöpfend geregelt habe, vielmehr daneben noch 
das Landesſtrafrecht in Kraft geblieben ſei. 

Dieſer Widerſpruch erklärt ſich einmal aus dem jedem rückſtändigen 
Staatsweſen, alſo auch dem unſerigen, innewohnenden Beſtreben, möglichſt 
viele bisher als indifferent oder erlaubt angeſehene Tatbeſtände dem Strome 
der Kriminaliſierung zu überliefern. Dieſe Strafſucht hat bei unſeren höchſten 
Gerichtshöfen einen Grad erreicht, daß man ſich oft verwundert fragen muß, 
ob es denn wirklich für das Deutſche Reich kein erſtrebenswerteres Ziel gebe, 
als möglichſt wenig unbeſtrafte Staatsbürger zu zählen. In erſter Linie aber 
kommt in Betracht, daß die weitgehende Aufrechterhaltung des Landesitraf- 
rechtes mit ſeinen vielen veralteten, den beſchränkten Untertanen auf jedem 
Schritt im öffentlichen Leben begleitenden Strafandrohungen der Staatsgewalt 
die beſte Gelegenheit gibt, jeder Form der politiſchen Betätigung des kämpfenden 
Proletariats entgegenzutreten. 

Um nur ein Beiſpiel 1 ſei an das preußiſche Preßgeſetz 
erinnert, das nach Anſicht des Kammergerichtes in weſentlichen Punkten noch 
heute neben dem Reichspreßgeſetz in Geltung iſt. Insbeſondere ſollen die Be⸗ 
ſtimmungen betreffend das Plakatweſen noch in Kraft ſein. Das Kammer⸗ 
gericht legt dieſe Vorſchriften nun dahin aus, daß Plakate, die Ankündigungen 
über geſetzlich nicht verbotene Verſammlungen, über öffentliche Vergnügungen, 
über geſtohlene, verlorene oder gefundene Sachen, über Verkäufe oder andere 
Nachrichten für den gewerblichen Verkehr enthalten, mit polizeilicher Ge⸗ 
nehmigung ausgeſtellt werden dürfen. Bei Plakaten, die einen anderen In⸗ 
halt haben, iſt dies ſelbſt mit polizeilicher Zuſtimmung nicht der Fall. 
Da die Vorſchriften in dieſer Auslegung allgemein nicht beachtet werden, 
machen ſich im Deutſchen Reiche täglich viele Tauſende von Menſchen ſtrafbar, 
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zum Beiſpiel gilt dies fortdauernd von den Beamten des Eiſenbahnminiſteriums, 
die dulden, daß in allen Bahnhöfen Anzeigen des Vereins chriſtlicher junger 
Männer, von Mädchenheimen uſw. angeſchlagen werden, was nach Anſicht 
des Kammergerichtes durchaus unzuläſſig iſt. Das Kammergericht bedauert 
zwar tränenden Auges, daß es zu einer ſolchen dem modernen Leben und 
modernen Verkehr feindlichen Auslegung kommen müſſe, aber der Richter habe 
nur die eine heilige Aufgabe, das Geſetz, mag es auch noch ſo ſchlecht ſein, 
zur Anwendung zu bringen. Nun, das Kammergericht kann ſich tröſten. Die 
Verwaltungsbehörden haben aus dem Dilemma einen ſehr bequemen prak⸗ 
tiſchen Ausweg gefunden. Sie wenden die Vorſchriften einfach gegen die An⸗ 
gehörigen der herrſchenden Klaſſe nicht an, trotz der Beſtimmung unſerer Straf⸗ 
prozeßordnung, daß die Staatsanwaltſchaft bei jeder Straftat einſchreiten 
müſſe. Das Strafgeſetz iſt ausſchließlich dazu beſtimmt, dieſe Klaſſe gegen den 
frechen Proletarier zu ſchützen, der ſeine Lebensſtellung zu erhöhen trachtet. 
Wehe zum Beiſpiel den Armſten der Armen, den unter den elendeſten Lohn⸗ 
und Arbeitsverhältniſſen vegetierenden Bäckergeſellen! Streiken dieſe und macht 
der Verband, um den Streik oder Boykott erfolgreich durchführen zu können, 
bekannt, daß dieſer oder jener Bäckermeiſter die Forderungen der Gehilfen 
bewilligt habe, ſo erhebt ſich ſofort das Geſetz in ſeiner ganzen Majeſtät. 
Entfernung des Plakats und Strafmandat iſt die Folge der ſchweren Übeltat. 

Dieſe verſchiedene Behandlung der verſchiedenen Klaſſen der Bevölkerung 
geſchieht heute ganz offen und ohne jede Scheu. Die liberalen Parteien er⸗ 
heben gegen dieſe empörende Verletzung ihres angeblich höchſten Prinzips, der 
Rechtsgleichheit, die doch das vornehmſte Inventarſtück des Liberalismus iſt, 
keinerlei Widerſpruch mehr. Sie fühlen ſich ſelber immun gegen die polizei⸗ 
lichen Nadelſtiche und haben daher nichts dagegen einzuwenden, daß das 
Strafgeſetz ganz unverblümt in den Dienſt des Klaſſenkampfes tritt. 

Es iſt an dieſer Stelle unmöglich, der Geſetzgebung und Rechtſprechung 
überall dahin zu folgen, wo es ihrer Findigkeit gelungen iſt, Tatbeſtände zu 
entdecken, die, weil der politiſchen und gewerkſchaftlichen Arbeiterbewegung 
förderlich, durch Polizeiſtrafgeſetze oder Aufrechterhaltung des Landesſtraf⸗ 
rechtes kriminalrechtlich zu ahnden ſind. Nur ſei an die zahlloſen Mittel 
erinnert, mit denen man in Deutſchland die Ausübung des Koalitions⸗ 
rechtes den Arbeitern unmöglich macht. Hierin iſt in erſter Linie der Grund 
für das finſtere Mißtrauen der Arbeiterſchaft gegen die Juſtiz zu ſuchen, das 
ſich — darüber ſollten ſich die herrſchenden Klaſſen klar ſein — längſt zu 
einem leidenſchaftlichen Gefühl rechtlicher Vergewaltigung in dieſer breiten 
Volksklaſſe verdichtet hat. Als die Reichsgeſetzgebung das Koalitionsrecht not⸗ 
gedrungen gewährte, weil ſie ſich dem nicht mehr entziehen konnte, nahm ſie 
ſofort mit der einen Hand faſt alles, was ſie mit der anderen gewährt hatte. 
Indem der zweite Abſatz des § 152 der Gewerbeordnung den unbeſchränkten 
Rücktritt von der Koalition geſtattet, ſtellt er die Verpflichtungen der Mit⸗ 
glieder aus Arbeiterkoalitionen rechtlich mit den Spielſchulden auf dieſelbe 
Stufe und ſanktioniert im ſchreienden Gegenſatz zu dem ſonſt im ganzen Rechte 
geltenden Grundſatz, daß Verträge gehalten werden müſſen, aus Feindſchaft 
gegen die Gewerkſchaften den Treubruch. Und vollends der § 153, der eine 
Handlung lediglich deshalb, weil ſie von dem gewerblichen Arbeiter behufs 
Verbeſſerung ſeiner Lebenshaltung vorgenommen iſt, zu einer ſtrafbaren 
macht, ſtellt ſich als das denkbar einſeitigſte, die Ausbeutung des Proletariats 
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begünſtigende Klaſſengeſetz dar. Dieſe Ausnahmegeſetzgebung verdankt 
die Arbeiterſchaft — das ſollte ſie niemals vergeſſen — dem Liberalismus! 
Sein einflußreichſter Führer, Eduard Lasker, hat ſich damit ein Denkmal 
ewiger Schmach geſetzt. 

Die Landesgeſetzgebung hat ſich aber hiermit nicht begnügt. Sie ſinnt un⸗ 
unterbrochen, wie ſie das theoretiſch geſtattete Koalitionsrecht praktiſch be— 
ſeitigen kann. Bezüglich des Streikpoſtenſtehens iſt ihr dies völlig gelungen. 
Das Reichsgericht hat zwar anerkannt, daß das Streikpoſtenſtehen durch § 152 
der Gewerbeordnung gewährleiſtet ſei, zugleich aber hinzugefügt, daß den „Ge— 
fährdungen, welche mit dem Streikpoſtenſtehen verbunden ſein können, in 
anderer Weiſe durch Polizeiverordnungen entgegengetreten werden kann“. Dieſe 
Worte haben bei den Verwaltungsbehörden ſofort verſtändnisvollſte Aufnahme 
gefunden. Seitdem nun ſpielen ſich die Sachen regelmäßig folgendermaßen 
ab: So oft ein Unternehmer ſich an ſeinem Geldbeutel durch die Streikpoſten 
bedroht fühlt, wendet er ſich in der ſicheren Erwartung, daß ihm der polizei- 
liche Schutz nicht fehlen werde, an die Polizei und meldet dort, daß „ſeine“ 
Arbeitswilligen von den Streikpoſten beläſtigt werden, wobei er unter Be: 
läſtigung die bloße Aufforderung an die Arbeitswilligen zur Niederlegung der 
Arbeit, alſo die einfache Ausübung des Koalitionsrechtes verſteht. Der Revier⸗ 
vorſtand ſchickt darauf eine Anzahl ſeiner Beamten zur Fabrik, in der geſtreikt 
wird, mit der Anweiſung, jeden Streikpoſten fortzuweiſen. Wer von dieſen 
der Anordnung nicht ſofort Folge leiſtet, erhält auf Grund des Straßen- 
polizeireglements ein zumeiſt auf 30 Mark lautendes Strafmandat. Dieſer 
Zuſtand wird nun vollends dadurch unerträglich, daß das Kammergericht, das 
als höchſtes Gericht für ganz Preußen in dieſer Frage zuſtändig iſt, den Ge⸗ 
richten das Recht entzieht, nachzuprüfen, ob die Aufforderung des Schutzmanns 
an den Streikpoſten, ſich zu entfernen, notwendig und zweckmäßig geweſen 
ſei, oder ob dieſe Vorausſetzung nicht vorgelegen habe. Es komme lediglich 
darauf an, ob der Schutzmann von der Anſicht ausgegangen ſei, daß der 
Streikpoſten im Intereſſe der polizeilichen Ordnung zu entfernen ſei. Mag 
dieſe Anſicht auch eine noch ſo falſche, unbegründete und leichtfertige ſein, es 
genügt, daß der Schutzmann fie hatte, um jedes Nichtbefolgen ſeiner An⸗ 
ordnung ſtrafbar zu machen. Dieſe jetzt vom Kammergericht ganz konſequent 
feſtgehaltene Rechtſprechung weiſt alſo dem Richter lediglich die vornehme 
Aufgabe zu, in der Seele des Schutzmanns die Gedanken zu leſen, die dieſer 
bei ſeinem Vorgehen gegen die Streikpoſten hatte. So oft ein Richter ſich er⸗ 
laubt, neugierig nach den Gründen der polizeilichen Anordnung zu forſchen, 
ruft ihm das Kammergericht ein barſches „Nie ſollſt du ihn befragen“ zu. Der 
ſakroſankte Glaube des Schutzmanns, die Streikpoſten ſtörten Sicherheit und 
Verkehr, genügt, um ein Reichsgeſetz außer Kraft zu ſetzen. Nun fügt zwar 
das Kammergericht hinzu: Wenn allerdings die Anordnungen der Aufſichts⸗ 
beamten gar nicht den Zweck verfolgten, die Sicherheit und Ruhe auf der 
öffentlichen Straße zu wahren, ſondern ganz anderen Intereſſen dienen ſollten, 
zum Beiſpiel wenn der Aufſichtsbeamte lediglich beabſichtigte, das Streikpoſten⸗ 
ſtehen als ſolches zu verbieten, dann ſei der Ungehorſam gegen die polizeiliche 
Anordnung nicht ſtrafbar. Daß dieſe angebliche Einſchränkung der polizeilichen 
Macht und Willkür praktiſch völlig wertlos iſt, leuchtet ohne weiteres ein. 
Die einzige Folge dieſer Rechtſprechung des Kammergerichtes iſt geweſen, daß 
allmählich auch der ſubalternſte Polizeigeiſt begriffen hat, welches Schema er 
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zu wählen habe, um ſeiner Anordnung die Autorität des Geßlerhuts zu ver- 
leihen, dem jeder die Reverenz zu erweiſen hat. Der Schutzmann ſchickt 
— dies kehrt mit mathematiſcher Regelmäßigkeit in jeder Verhandlung gegen 
einen Streikpoſten wieder — ſeiner Ausſage die Bemerkung voraus, daß er 
den Beklagten beileibe nicht deswegen fortgewieſen habe, weil dieſer Streik⸗ 
poſten geſtanden habe, ſondern nur, weil er befürchtete, daß die Streikpoſten 
die ee Ordnung ſtören könnten. Dieſe Formel genügt ſodann, um das 
dem Unternehmertum ſo unbequeme Streikpoſtenſtehen zu verhindern. 

Führt man dieſe Rechtſprechung unter Entfernung der juriſtiſchen Hülle 
auf ihren wahren Inhalt zurück, ſo heißt dies, daß der Arbeiter, ſo oft er 
von dem ihm in der Theorie eingeräumten Rechte praktiſchen Gebrauch 
macht, beſtraft wird. Jeder, den ſein Beruf mit den Kreiſen der von dieſer 
Judikatur Betroffenen zuſammenführt, wird mir beiſtimmen, daß nichts in den 
letzten Dezennien das Rechtsgefühl der arbeitenden Klaſſe ſtärker verletzt und 
aufreizender gewirkt hat als dieſe Rechtſprechung des Kammergerichtes. Der 
Reichstag lehnte das in der Zuchthausvorlage ausgeſprochene Verbot des 
Streikpoſtenſtehens ab, weil er den offenen Weg einer einſeitigen Unter⸗ 
drückungsgeſetzgebung zu betreten ſich ſcheute. Der durch die Annahme dieſes 
rechtsgültig zuſtande gekommenen Geſetzes angerichtete Schaden aber wäre 
verſchwindend klein geweſen gegenüber dem jetzigen, im abſoluteſten Polizei⸗ 


. 
5 2 
Es 


ſtaat kein Vorbild findenden Rechtszuſtand, der jedem Schumann durch ſein 


der Kontrolle der Gerichte entzogenes „So will ich's, ſo befehl' ich's“ aus⸗ 
nahmslos das Recht gewährt, ein Grundrecht der Arbeiter außer Kraft zu ſetzen. 

In gleicher Weiſe iſt die Landesgeſetzgebung auch ſonſt und, da ihr die 
der Koalitionsfreiheit höchſt abgeneigten Gerichte Hilfe leiſten, mit Erfolg be⸗ 
müht, in das Reichsrecht einzubrechen und auf dem Umweg einzelſtaatlicher 
Geſetze das Koalitionsrecht der Arbeiter zu vernichten. Es ſei zum Beiſpiel 
an die landesrechtliche Beſtrafung der Koalition der landwirtſchaftlichen 
Arbeiter erinnert. Dieſe wird von den Gerichten, insbeſondere der höchſten 
landesgerichtlichen Inſtanz Preußens, dem Kammergericht, als zuläſſig er⸗ 
achtet, obwohl das landesgeſetzliche Koalitionsverbot ganz offenſichtlich in die 
durch § 240 des Reichsſtrafgeſetzbuchs geregelte Materie der widerrechtlichen 
Nötigung eingreift. Weiter gehört hierher die Beſtrafung des Kontraktbruchs 
der ländlichen Arbeiter und des Geſindes, die eine ſpezifiſch ſächſiſche Er⸗ 


findung darſtellenden Boykottverordnungen, der grobe Unfugsparagraph, zu 


deſſen weſentlichſten Aufgaben die Unſchädlichmachung des Koalitionsrechts 
gehört, mag es ſich um Verrufserklärungen, um eine Warnung vor Zuzug 


durch die Preſſe oder irgendein anderes zur wirkſamen Durchführung der 


Koalition notwendiges Mittel handeln. 


Wer ſich alles dies vergegenwärtigt, ſich alſo klar darüber geworden iſt, 


daß das Gebiet der Übertretungen dasjenige iſt, auf dem in erſter Linie 
unter den feierlichen Formen des Rechts der Kampf gegen die moderne Arbeiter⸗ 
bewegung ausgefochten wird, der wird ſich mit aller Entſchiedenheit dem Vor⸗ 
ſchlag widerſetzen müſſen, daß das Verfahren in dieſen ſcheinbar kleinſten 
Sachen von irgendeiner der ſonſt vom Geſetz für notwendig erachteten Garantien 
befreit wird. Ganz im Gegenteil. Hier, wo die Polizei durch das ihr ver⸗ 
liehene Recht des Erlaſſes von Polizeiverordnungen ſogar geſetzgebender Faktor 
iſt, ſind zum Schutze des Staatsbürgers ganz beſondere Kautelen notwendig. 
Es iſt daher eine ausgeſprochene arbeiterfeindliche Maßregel, wenn der 
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Entwurf dieſe die Arbeiterbewegung als ſolche angehenden Strafſachen unter 
Verſchlechterung des geltenden Rechtszuſtandes der ausſchließlichen 
Jurisdiktion des Berufsrichters anvertraut und die in der Zu— 
ziehung der Laienrichter liegenden Garantien beſeitigt. 

Daß dieſe Garantien ſtarke und wertvolle ſind, wiſſen die Motive zum 
Entwurf ſelbſt ſehr gut. Wir leſen dort: 

„Die Zuziehung von Laien zur Rechtſprechung bietet große, bei abwägender 
Prüfung als ausſchlaggebend anzuerkennende Vorteile. Nach den unter der 
Herrſchaft der Reichsjuſtizgeſetze gemachten Erfahrungen haben die Schöffen⸗ 
gerichte ihre Aufgabe in befriedigender Weiſe erfüllt. Sie haben außer Zweifel 
geſetzt, daß die Mitwirkung der Laien für die Aufklärung des Sachverhalts 
wie für die Beurteilung der feſtgeſtellten Straftat eine wertvolle Hilfe bietet.... 
Sie tragen bei der Urteilsfällung zu einer dem Volksempfinden entſprechenden 
Entſcheidung bei. Namentlich gewährleiſtet ihre Mitwirkung eine 
beſonders eingehende Verhandlung der Sache und eine gründliche 
Prüfung der Ergebniſſe der Beweisaufnahme.“ 

Dieſe Worte ſind durchaus zutreffend. Es kann gar keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß die Zuziehung der Laienrichter dafür bürgt, daß mit dem Ver⸗ 
fahren unter allen Umſtänden ein größeres Maß von Offentlichkeit, Gründ— 
lichkeit, Friſche und eine würdige Stellung der Verteidigung verbunden iſt. 
Die juriſtiſche Routine, Selbſtüberhebung und Haſt können ſich weniger auf- 
dringlich breit machen. Die bloße Anweſenheit der mit den Ergebniſſen des 
Vorverfahrens unbekannten Laienrichter zwingt den Vorſitzenden dazu, von 
ſeiner Aktenkenntnis zu abſtrahieren, die Zeugen ſorgfältiger zu vernehmen, 
zuzuhören, was ſie ſagen, und den Parteien den für die Wahrheitsermittlung 
unbedingt erforderlichen Spielraum während der Beweisaufnahme zu laſſen. 

Wie wird nun die Eliminierung der Laienrichter bei den Anklagen wegen 
Übertretungen von der Begründung motiviert? Sie ſagt: In dieſen Fällen 
bereitet in der Regel die Aufklärung des Sachverhalts keine be— 
ſondere Schwierigkeit; ſoweit ſich Zweifel ergeben, liegen ſie über: 
wiegend auf rechtlichem Gebiet. Dieſe Begründung iſt völlig faden⸗ 
ſcheinig. Sie wirkt allerdings im erſten Augenblick durch ihre Kühnheit ver⸗ 
blüffend, jedoch nur, ſolange man ſie nicht nachprüft. Von vornherein muß 
es als logiſcher Unſinn erſcheinen, den ein amtliches Schriftſtück auszuſprechen 
Bedenken tragen ſollte, daß reale Vorgänge leichter oder ſchwerer zu entwirren 
ſind, je nachdem ſie juriſtiſch qualifiziert werden. Ob die juriſtiſche Abſtraktion 
eine Erſcheinung des wirklichen Lebens Vergehen oder Übertretung nennt, 
ändert doch wahrlich nichts an dieſem tatſächlichen Geſchehnis. In Wahr⸗ 
heit macht gerade bei Übertretungen die Feſtſtellung des Tatbeſtandes oft die 
größten Schwierigkeiten. Wer weiß nicht, wie häufig bei ſolchen Verhandlungen 
der Schutzmann Dinge wahrgenommen hat, von denen hundert unbeteiligte 
Zeugen nicht das geringſte geſehen oder gehört haben? Da will der Schutz⸗ 
mann mit aller Beſtimmtheit und Deutlichkeit den Streikpoſten aus der ganzen 
Gegend des Streikgebiets fortgewieſen haben. Dieſer ſei jedoch in gröblichſter 
Renitenz der höflichen Aufforderung nicht nachgekommen, habe vielmehr laut 
gelärmt, jo daß ſich ein großer Auflauf gebildet habe. Alle übrigen in uns 
mittelbarſter Nähe befindlichen Perſonen dagegen haben gehört, daß der Schutz— 
mann ſeine freundliche Aufforderung in die Worte: „Scheren Sie ſich weg!“ 
gekleidet hat. Durch dieſe grobe Bemerkung aufmerkſam geworden, ſeien aller⸗ 
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dings zwei bis drei Paſſanten einen Augenblick neugierig ſtehen geblieben. 
Der Angeklagte dagegen ſei ruhig weitergegangen und erſt, als er nach geraumer 


Zeit zurückkehrte, ohne weiteres ſiſtiert worden. Oder ein anderes Beiſpiel. 


Der wegen groben Unfugs unter Anklage Geſtellte wird mit aller Beſtimmt⸗ 
heit vom Schutzmann als derjenige bezeichnet, der ſich in dem ein Hoch auf 
das allgemeine Wahlrecht hervorbrüllenden Haufen durch beſonders lautes 
Schreien hervorgetan habe. Die übrigen an dem Vorgang völlig unintereſſierten 
Zeugen dagegen haben nur einen leiſen, feierlichen Geſang gehört, an dem 
der abſeits von der Menge gehende Angeklagte ſich in keiner Weiſe beteiligt 
habe. Solche Fälle ſind etwas Alltägliches. Gewiß iſt auch der Schutzmann 
von der Richtigkeit deſſen, was er ſagt, überzeugt. Aber wie vor den Augen 
jenes bekannten ruſſiſchen Admirals überall japaniſche Kriegsſchiffe auftauchten, 
ſo ſieht eben die Phantaſie des Schutzmanns überall Verbrechen, und die Vor⸗ 
gänge, in denen der Schutzmann als Kronzeuge allen anderen unbeteiligten 
Zeugen entgegentritt, machen hinſichtlich ihrer tatſächlichen Aufklärung be⸗ 
ſondere Schwierigkeiten. Nur geſchieht dieſe leider nur allzu ſelten. Unſere 
Strafprozeßordnung enthält die unglückſelige Beſtimmung, daß in Über⸗ 
tretungsſachen das Gericht den Umfang der Beweisaufnahme beſtimmt, 
daß es von jeder weiteren Zeugenvernehmung Abſtand nehmen darf, wenn es 


die Sache für genügend aufgeklärt hält, und daß in dieſem Falle Beſchrän⸗ 


kungen der Verteidigung in der Reviſionsinſtanz nicht gerügt 
werden können. Die Folge iſt, daß für die Strafkammer, deren Mitglieder 
ſich im täglichen Einerlei miteinander völlig eingearbeitet haben, vielfach die 
Sache erledigt iſt, ſobald der Beamte vernommen iſt und ſeine den An⸗ 
geklagten belaſtende Ausſage gemacht hat. Jeder Entlaſtungsbeweis wird mit 


der Begründung abgelehnt, die Sache ſei genügend aufgeklärt. Das Verfahren 


iſt ja „nicht vevifibel“. Vor dem Schöffengericht iſt eine ſolche Prozedur in⸗ 
folge der Mitwirkung der von dem Einfluß der Routine nicht gelähmten 
Laienrichter bei weitem nicht ſo leicht möglich. 

Wir faſſen das Geſagte dahin zuſammen: Es iſt für die Arbeiter⸗ 
ſchaft ein ſchwerer Schaden, wenn die Übertretungen, insbeſondere 
die für die Arbeiterbewegung beſonders wichtigen Polizeiſachen, 
künftighin dem Einzelrichter überwieſen und im Gegenſatz zum 
geltenden Rechte das Laienelement ausgeſchaltet werden ſollen. 
Schon dieſer Vorſchlag allein macht den Entwurf unannehmbar. 

(Fortſetzung folgt.) 


die lächſiſche Wahlrechtsreform im Sumpfe. 
Von Herm. Fleißner. 


Nach den Reichstagswahlen im Jahre 1903 kam in Sachſen die vom 
arbeitenden Volke ſchon längſt mit Nachdruck geforderte Wahlrechtsreform in 
Fluß. Wie ein Sturzbad hatten die „roten Wahlen“ auf die ſächſiſche Regie⸗ 
rung gewirkt. Herr v. Metzſch, der damalige Miniſter des Innern, erklärte, 
daß das bösartige Dreiklaſſenwahlſyſtem, die Pfuſcharbeit von 1896, nicht 


länger aufrechtzuerhalten ſei. In einer Denkſchrift wies die Regierung die | 


unerhörte Ungerechtigkeit dieſes Dreiklaſſenſyſtems zahlenmäßig nach. Im 
Januar 1904 unterbreitete ſie dem Landtag Vorſchläge zu einer Wahlrechts⸗ 
reform; ſie wünſchte ein Berufswahlrecht, das die ſozialdemokratiſche Partei 
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mit einer Anzahl Mandate abſpeiſte. Der Vorſchlag war reaktionär genug; 
immerhin anerkannte er die unumgängliche Notwendigkeit von ſozialdemo— 
kratiſchen Abgeordneten im Landtag. Doch die Zweite Kammer mit ihrer 
kompakten konſervativen Mehrheit hatte es noch nicht ängſtlich. Sie pfiff auf 
die Feſtſtellung der königlichen Thronrede, daß eine Wahlrechtsreform dringend 
nötig ſei, lehnte den Regierungsvorſchlag ab, ohne in eine ernſtliche Beratung 
der Wahlreform einzutreten. Im nächſten Landtag 1905/06 blieb zunächſt 
alles ſtill. Die Thronrede ſchwieg ſich aus. Die Regierung harrte der Dinge, 
die da kommen ſollten, mit abſoluter Wurſchtigkeit. Man konnte ihr das 
ſchließlich nicht verdenken, da die konſervativ-nationalliberale Zweite Kammer 
derart impotent und negierend ſich gezeigt hatte. Draußen im Volke aber, 
und nicht nur bei den Arbeitern, wurden die Forderungen nach Beſeitigung 
des beſtehenden Wahlunrechtes immer dringlicher. So zwar, daß ſich die 
nationalliberalen und freiſinnigen Abgeordneten veranlaßt fühlten, je eine 
Interpellation einzubringen, in der die Regierung gefragt wurde, wie es 
mit der Wahlrechtsreform ſtehe. Mit vornehmer Nachläſſigkeit antwortete 
Herr v. Metzſch, er wiſſe von nichts, die Regierung denke nicht daran, aber- 
mals Vorſchläge zur Wahlrechtsänderung zu machen. Die Mehrheit war durch 
dieſen Gleichmut der Regierung ſehr indigniert, brachte es jedoch nicht weiter 
als zu einigen allgemeinen Redensarten. 

Die Art und Weiſe, wie man hier mit den wichtigſten politiſchen Inter⸗ 
eſſen der großen Volksmehrheit des Landes Fangball ſpielte, dürfte beiſpiellos 
ſein. Doch die Geduld des Volkes war zu Ende. In ganz Sachſen loderte 
der Zorn der Maſſen in wuchtigen und nachhaltig wirkenden Proteſten auf. 
Es kam zu den bekannten Straßendemonſtrationen, die von derſelben beſitzenden 
und herrſchenden Klaſſe, die das Volk in dieſe Empörung hineingetrieben hatte, 
mit Blut getauft wurden. Das Volk mußte, wie noch bei jeder großen und 
ernſthaften Aktion im Klaſſenſtaat, ſchwere Opfer bringen. Am grünen Tiſche 
der Regierung und in der Stube der Landboten aber bewirkten dieſe energiſchen 
Willenskundgebungen des Volkes einen bemerkenswerten Umſchwung. Die 
Regierung war plötzlich ganz anderer Meinung geworden, indem ſie bei der 
Etatsberatung und auf eine ſozialdemokratiſche Interpellation erklärte, der 
Frage der Wahlrechtsreform wieder nähertreten zu wollen. Das Ergebnis jener 
impoſanten Volksbewegung, die die Aufmerkſamkeit weit über die Grenzen des 
Landes hinaus auf die Sache lenkte und den Landtag wiederholt zur Er— 
örterung zwang, war dieſes neue Verſprechen der Regierung und der Rücktritt 
des Miniſters v. Metzſch. An deſſen Stelle trat Graf v. Hohenthal-Bergen, der 
ſein Amt mit der feierlichen und beſtimmten Erklärung antrat, die Wahlrechts⸗ 
reform durchzuführen. Auf dem Gemeindetag in Bautzen verkündete er in einer 
Begrüßungsrede die Grundzüge der Reform, und einige Wochen ſpäter wurde ein 
Wahlrechtsentwurf der Regierung publiziert, um der Offentlichkeit noch vor dem 
Zuſammentritt des Landtags Gelegenheit zur Beſprechung der Vorlage zu geben. 
Sie brachte ein Gemiſch von Körperſchafts⸗, Blural- und allgemeinen Wahlen, 
worüber in einem Artikel an dieſer Stelle ausführlich geſprochen worden iſt.“ 

Was nun im nächſten Landtag folgte, das muß als völlig würdelos be— 
zeichnet werden. Es ſtellte alles in Schatten, was bisher an Indolenz bei 
der Behandlung der Wahlrechtsreform geleiſtet worden war! Es war einfach 
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ekelhaft, zu erleben, wie ſich die beiden zur Wahlrechtsreform berufenen 
Parteien, Konſervative und Nationalliberale, um die Beute herumſtritten. 
Hier hat es ſich ſo recht deutlich gezeigt, wie blaſſe Sozialiſtenfurcht und rück⸗ 
ſichtsloſer Egoismus die Parteien, die im Reichsblock als ein Faktor größter 
Poſitivität in Rechnung geſtellt werden, auf der erbärmlichſten und gemein⸗ 
gefährlichſten Unfruchtbarkeit feſtſitzen. Und doch müßten ſie gerade in dieſem 
Falle, wo ihre Kreiſe nicht direkt von der Sozialdemokratie geſtört werden 
können, am eheſten zeigen, was ſie und daß ſie etwas zu leiſten imſtande ſind. 
Sonſt laufen ſie Gefahr, daß ſozialdemokratiſche Politik, eine ſozialdemokratiſche 
Mehrheit im Parlament als eine willkommene Erlöſung von derart allgemeinſchäd⸗ 
lichen Verhältniſſen betrachtet wird. Doch die ſoll eben gerade mit Todſicherheit für 
alle Zeiten unmöglich gemacht werden. Gegen die Sozialdemokratie — das iſt der 
Punkt, auf dem ſich auch die ſächſiſche Regierung mit den Konſervativen und 
Nationalliberalen zuſammenfindet. Nur um das Quantum und um die Kautelen“ 
feilſcht man. Die guten Leute ſind alle miteinander der naiven- Meinung, daß 
mit der „Kontingentierung“ der ſozialdemokratiſchen Vertretung im Parlament 
die ſozialdemokratiſche „Gefahr“ beſeitigt iſt; daß man den ſozialdemokratiſchen 
Einfluß im öffentlichen Leben auf dieſe Weiſe ſozuſagen reglementieren, ihn 
aufhalten oder unwirkſam machen kann. Die kurze Geſchichte des Dreiklaſſen⸗ 
wahlunrechtes in Sachſen müßte dieſe Illuſion gründlich zerſtört haben. Doch 
das ſtarre Feſthalten an den kapitaliſtiſchen Privilegien läßt bei den herrſchenden 
Klaſſen vernünftige und logiſche Erwägungen nicht aufkommen. 

Regiſtrieren wir nun zunächſt, wie ſich die Angelegenheit unter dem neuen 
Miniſter weiter entwickelte. 

Der neue Landtag 1907/08 wurde außergewöhnlich zeitig — am 15. Oktober — 
einberufen, damit er die Wahlrechtsreform fördern und zum Abſchluß bringen 
könne. Erſt am 3. Dezember jedoch — gerade ein Jahr nach dem blutigen 
Wahlrechtsſonntag in Dresden — kam es in der Zweiten Kammer zur erſten 
allgemeinen Vorberatung der Wahlrechtsvorlage der Regierung. Miniſter 
v. Hohenthal, dem eine gewiſſe Energie in der Förderung der Wahlrechts⸗ 
reform im Verhältnis zur früheren Schlamperei nicht abzuſprechen iſt, hielt 
eine Rede, die er mit der hochtönenden Phraſe ſchloß: Der Worte ſind genug 
gewechſelt, nun laßt uns endlich Taten ſehen. Er ahnte wohl nicht, daß das 
Wortewechſeln jetzt erſt richtig losgehen ſollte. Sonſt wäre er vielleicht nicht 
damit einverſtanden geweſen, daß man in einer 23 Mann ſtarken, beſonders 
gebildeten Wahlrechtskommiſſion, der die Vorlage überwieſen wurde, monate⸗ 
lang geheim verhandelte. Den Kommiſſionsmitgliedern wurde ſogar ein 
Schweigegebot auferlegt! Ein Vorgang, der in der parlamentariſchen Ge⸗ 
ſchichte ſeinesgleichen nicht haben dürfte. Dieſe Wahlrechtsdunkelkammer, die 
ebenfalls die unendliche Furcht vor der Sozialdemokratie zeigt, deren Kontrolle 
man ſich entziehen wollte, wird auf immer ein Schandmal der bürgerlichen 
Politik in Sachſen bleiben. Die Konſervativen hatten ſich die Mehrheit in 
der Kommiſſion geſichert, bei deren Zuſammenſetzung es ſchon zu allerlei 
Rankünen kam. Es vergingen Wochen, Monate — man hörte nichts über 
die Arbeiten der Wahlrechtshändler. Die ſozialdemokratiſche Preſſe Sachſens 
drang unausgeſetzt auf Offentlichkeit der Verhandlungen, ein Verlangen, dem 
ſich ſchüchtern ſchließlich auch einige bürgerliche Blätter anſchloſſen. 

So viel war von vornherein ſchon klar geweſen, daß die Regierungsvorlage 
bei allen Parteien auf ſtarke Gegnerſchaft ſtieß. Was aber dann? Das war 
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die wichtige Frage, die allgemein aufgeworfen wurde, und deren Beantwortung 
die Regierung mit Lammesgeduld entgegenſah. Es ging nicht vom Fleck, die 
Unſicherheit und der Unwille über dieſe Geheimniskrämerei hatten einen un⸗ 
erträglichen Grad erreicht. Eines ſchönes Tages konnte man trotz allem 

Schweigegebot in der Preſſe leſen, was in dieſer famoſen Geheimkommiſſion 
vorgegangen oder vielmehr nicht vorgegangen war. Es ſtellte ſich heraus, 
daß nach monatelangem Schachern und Reden die Kommiſſion überhaupt noch 
nicht dazu gekommen, zur Regierungsvorlage pofitiv Stellung zu nehmen. Man 
hatte ſich damit begnügt, nein zu jagen, und ganz im allgemeinen über Wahl- 
rechtsgrundſätze verhandelt, ohne jedoch zu dem geringſten Reſultat zu kommen. 

Schließlich war auch die Geduld der Regierung zu Ende. Es kam zu einem 
großen Krach. Hohenthal verlangte kategoriſch die Beratung der Regierungs- 
vorlage. In der Zweiten Kammer brachten die drei Freiſinnigen eine Inter⸗ 
pellation ein, die bezweckte, die Offentlichkeit der Kommiſſionsverhandlungen 
herbeizuführen. Der Präſident Dr. Mehnert erklärte von vornherein, daß er 
jede Erörterung von Vorgängen in der Wahlrechtskommiſſion verhindern werde. 
Als der Begründer der Interpellation dennoch derartige Verſuche machte, griff 
der Präſident ein, es regnete Ordnungsrufe und kam zu einer ſtürmiſchen 
Szene, wie ſie im ſächſiſchen Parlament wohl ſeit Jahrzehnten nicht zu ver⸗ 
zeichnen war. Die Maſſen des Publikums auf den Tribünen blieben nicht 
ſtumm und teilnahmlos, wie Mehnert es wünſchte; er ließ deshalb ſämtliche 
Tribünen räumen. In ſeiner Erregung hatte er ſogar den Würdenträger eines 
deutſchen Bundesſtaates mit hinausgeworfen, auch die Vertreter der Preſſe 
mußten den Saal verlaſſen. Nach dieſem Vorfall war Herr Dr. Mehnert 
einige Tage krank, und Miniſter v. Hohenthal reiſte kurzerhand von Dresden 
nach Tirol zur Erholung. Am 17. März beſchloß man, der Not gehorchend, 
nicht dem eigenen Triebe, die Geheimhaltung der Verhandlungen in der Kom⸗ 
miſſion aufzuheben und einen Bericht über die bisherige Muddelei herauszugeben. 
Die Berichterſtattung beſorgte inzwiſchen die ſozialdemokratiſche Preſſe ſehr 
gründlich. 

Aus den Mitteilungen iſt erſichtlich, daß in der Kommiſſion heilloſe Zer⸗ 
fahrenheit, Unſtimmigkeit und Unfähigkeit zu poſitiven Leiſtungen herrſchten. 
Wenn man ſchon darüber ſich einig war, daß dem allzu ſtarken Eindringen 
der Sozialdemokraten in das Parlament vorgebeugt werden müſſe, ſo gingen 
doch die Meinungen, wie das am beſten und ſicherſten zu erzielen ſei, weit 
auseinander. Anträge und Anregungen der verſchiedenſten Art purzelten nur 
ſo durcheinander. Ein Wuſt von Material und Zahlen wurde herbeigeſchleppt, 
um die Wirkungen dieſes oder jenes Syſtems genau prüfen zu können. Wahr⸗ 
ſcheinlichkeitsberechnungen mit Hilfe früherer Wahlziffern und der Wahlberech— 
tigten wurden aufgemacht. Schien es dann ſo, als ob endlich etwas dabei 
herauskommen ſolle, da gerieten die beiden Mehrheitsparteien wieder an⸗ 
einander von wegen des Anteils der Beute an einem neuen Wahlrecht. Die 
Konſervativen haben mit eiſerner Konſequenz an dem Standpunkt feſtgehalten, 
von ihrer derzeitigen Poſition nichts aufzugeben. Die Nationalliberalen aber 
möchten jo viel wie möglich für die Intereſſengruppe, die ſie vertreten, heraus⸗ 
ſchlagen. So mußte dieſer entwürdigende Wahlrechtskuhhandel zum guten 
Teile ein Gezänk um agrariſche und induſtrielle Intereſſen werden, aber jede 
dieſer Parteien focht mit Gründen, die auf Täuſchung der anderen berechnet 
waren, obwohl ſie ſich beide bis auf den innerſten Kern durchſchauten. Immer 
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lagen fie im Hinterhalt einander auf der Lauer. Ein Nänfe- und Intrigen⸗ 
ſpiel auf Koſten der Maſſen des Volkes, wie es widerlicher in der Politik 
kaum gedacht werden kann! 

So ging es bis Mitte Mai. Man wußte um dieſe Zeit — nachdem die 
Kommiſſion zirka fünf Monate beſtand! — nicht, was nun eigentlich werden 
ſollte. Nicht ein einziges wichtigeres Reſultat außer der Negation des 
Regierungsentwurfes. Die Differenzen zwiſchen Regierung und Landtag 
waren notdürftig beſeitigt. Graf v. Hohenthal erklärte, eventuell einigen Ab⸗ 
änderungen ſeiner Vorlage zuſtimmen zu wollen. Doch auch daraus wurde 
nichts. Man lehnte die Körperſchafts⸗ und Verhältniswahl ſtrikte ab; es 
blieb das Pluralwahlrecht. Und nun wurde dieſer ganzen Hintertreppenpolitik 
die Krone aufgeſetzt: es bildete ſich unter der Hand eine aus Konſervativen 
und Nationalliberalen beſtehende private und allergeheimſte Wahlrechts⸗ 
unterkommiſſion, die ſich bemühte, ein „Kompromiß“ zwiſchen Landtag und 
Regierung zu machen, obwohl bei den Mehrheitsparteien gar keine Grundlage 
zum Kompromiſſeln vorhanden war, denn ſie wußten bis daher ja überhaupt 
nicht, was ſie wollten. Die eigentliche, offiziell beſtimmte Kommiſſion wurde 
ausgeſchalten, die Kuhhandelei ſetzte man in der anderen in unverbindlicher 
Weiſe fort. Es iſt bezeichnend, daß erſt auf dieſe Weiſe gerettet werden 
konnte, was überhaupt noch zu retten war. Was dabei herausgekommen iſt, 
muß als eine direkte Verhöhnung des arbeitenden Volkes angeſprochen werden. 
Der Kompromißvorſchlag, der von der Kommiſſion in die Regierungsvorlage 
notdürftig „hineingearbeitet“ worden iſt, ſtellt für die Schaffung eines anderen 
Wahl, rechtes“ dieſe Grundſätze auf: 

Das aktive Wahlrecht iſt an folgende Bedingungen geknüpft: Alter 
von fünfundzwanzig Jahren, zweijährige Staatsangehörigkeit und 
zweijähriger Wohnſitz am Wahlort. Wer zwei Jahre vor Aufitellung 
der Wahlliſten ſeinen ſteuerlichen Verpflichtungen gegen Staat oder Gemeinde 
nicht gerecht geworden iſt, wählt nicht. Das paſſive Wahlrecht ſetzt ein 
Alter von dreißig Jahren, vierjährige Staatsangehörigkeit und ebenſo 
langen Aufenthalt im Königreich Sachſen ſowie eine Steuerleiſtung 
von 30 Mark voraus. 

Die Pluralſtimmen werden wie folgt zugeteilt: Eine Pluralſtimme gilt 
der Anſäſſigkeit oder dem Alter; dabei iſt unter Anſäſſigkeit der Beſitz 
eines Grundſtücks von mindeſtens 75 Steuereinheiten zu verſtehen, und 
die Altersgrenze ſoll auf fünfzig Jahre feſtgeſetzt werden. Die zweite 
Stimme wird der Selbſtändigkeit oder Vorbildung zugebilligt, wobei unter 
Selbſtändigkeit die Führung eines ſelbſtändigen Betriebs verſtanden wird, in 
dem noch mindeſtens zwei andere Perſonen tätig ſind. Staatsbeamte und 
Kommunalbeamte mit einem Einkommen von mehr als 1800 Mark jährlich 
ſollen gleichfalls als ſelbſtändig gelten. Für die Zubilligung der Stimme 
für Vorbildung iſt die Ableiſtung des Einjährig enzeugniſſes erforderlich. 
Die dritte Zuſatzſtimme bedingt eine Steuerleiſtung von 2200 Mark 
und darüber. 

Die Wahlkreiseinteilung ſoll ſich an die hiſtoriſche Entwicklung an⸗ 
lehnen. Den beſtehenden Verhältniſſen ſoll inſoweit Rechnung getragen 
werden, als die großen Städte Wahlkreiſe für ſich bilden, die mittleren zu 
einer Anzahl von Wahlkreiſen zuſammengeſchweißt und die kleinen Städte 
zum platten Lande geſchlagen werden. Es werden 96 Wahlkreiſe gebildet. 
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Dieſe „Grundſätze“ bedeuten eine neue brutale Vergewaltigung und Ent— 
rechtung der breiten Maſſen. Der zweijährige Wohnſitz am Wahlort würde 
bei jeder Wahl ganz ſicher Zehntauſenden von Arbeitern das Wahlrecht 
nehmen. Und was dann noch an Stimmeneinfluß für ſie übrig bleibt, das wird 
genommen durch die Art der Verteilung der Mehrſtimmen. Man begreift 
dieſes Monſtrum eines Wahlrechtsvorſchlags nur, wenn man die Situation 
kennt, die ihn gezeitigt. Das iſt offenbare und gewollte Vergewaltigung der 
beſitzloſen Klaſſe. Man wollte jede Ungewißheit darüber beſeitigen, daß etwa 
der Sozialdemokratie mehr Mandate zufallen, als ihr gnädigſt gewährt ſein 
ſollen. Deshalb lieber zu viel Unrecht als zu wenig. Es iſt ſehr wahr: 
ſcheinlich, daß unter ſolchem Wahlſyſtem unſere Partei in Sachſen ſo entrechtet 
bleibt wie unter dem Dreiklaſſenwahlrecht. Man wollte die Unzufriedenheit 
beſeitigen, aber auch die beſitzende Klaſſe vor der Sozialdemokratie ſchützen; 
letzteres beſorgt das Kompromiß gründlich, die Unzufriedenheit des Volkes 
aber würde unter einer derartigen neuen Entrechtung lawinenartig wachſen. 

Wie ſich die Regierung dazu ſtellen wird, iſt noch ungewiß. In der Wahl: 
rechtskommiſſion hat der Miniſter ausgeführt: „Ich will ja gar nicht darauf 
beſtehen, daß die Hälfte der Abgeordneten nach dem Kommunalprinzip ge- 
wählt werden ſoll, auch gebe ich anheim, den Wahlakt ſelbſt anders zu 
geſtalten, wie es hier vorgeſchlagen wird; das muß ich aber ſchon jetzt 
erklären, daß ich ebenſowenig für ein plutokratiſches Pluralſyſtem 
wie für ein Syſtem zu haben bin, das in der Frage der drohenden Majori— 
ſierung von Beſitz und Bildung durch die große Maſſe nicht diejenigen Kau⸗ 
telen bietet, die nach menſchlichem Ermeſſen als ausreichend betrachtet werden 
können. Vielleicht findet ſich nach mir ein Miniſter, der eine ſolche Ver: 
antwortung zu tragen gewillt iſt, ich bin hierzu nicht geneigt.“ Ein andermal 
meinte er, die Regierung könne einem Kompromiß nur zuſtimmen, wenn es 
etwas Beſſeres bringe, als die Vorlage enthält. Demnach müßte für die Re⸗ 
gierung dieſes Kompromiß unannehmbar ſein. Allzu große Steifnackigkeit darf 
man aber auch dem Miniſterium Hohenthal nicht zutrauen. 

Nach einer außerordentlich langen Dauer iſt der Landtag im Juni nicht 
geſchloſſen, ſondern vertagt worden, ein Fall, der ganz ſelten iſt. Beinahe 
acht Monate hat er getagt, um die Wahlreform zu erledigen. Zuwege brachte 
er nichts weiter als „Grundſätze“ einer unmöglichen Karikatur deſſen, was 
man Wahlrecht nennt. Ende September trat die Wahlrechtskommiſſion wieder 
in Tätigkeit, vier Wochen ſpäter iſt der Landtag zu einer Nachſeſſion berufen. 
Die Situation iſt zurzeit hoffnungslos. Ein Regierungsrat arbeitet, wie die 
Preſſe mitteilte, privatim und unverbindlich eine neue Wahlkreiseinteilung aus. 
Auch dieſe wichtige Frage iſt ja noch offen geblieben. 

So ſteckt die Wahlrechtsreform völlig im Sumpfe. Seit fünf Jahren iſt 
ſie bei Regierung und Landtag auf der Tagesordnung! Ein trauriges und 
ſkandalöſes Ergebnis. Wenn ſo die poſitive Arbeit der bürgerlichen Parteien 
für die Intereſſen des Volkes ausſieht, dann muß Abſcheu jeden vernünftigen 
Menſchen erfüllen. Man vergegenwärtige ſich nur an einem Beiſpiel, was 
alles vorgekommen: Erſt ſchlägt die Regierung ein Berufswahlrecht vor, die 
Nationalliberalen lehnen es ab, weil ſie Körperſchaftswahlen wollen. Dann 
kommt die Regierung mit dieſem Wahlrecht, das ſie erſt für unannehmbar 
erklärt. Nun verwerfen aber die Nationalliberalen das Körperſchaftswahl— 
recht, und ſo weiter mit Grazie. Die Konſervativen ſind heute noch im ſtillen 
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für Beibehaltung des Dreiklaſſenſyſtems. Ihre Liebe zur Reform iſt ſehr 
platoniſch. 

Die ſächſiſche Sozialdemokratie wird auf neue Wahlrechtskämpfe ſich ein⸗ 
richten müſſen. Nur ſie allein iſt berufen, die Wahlrechtsreform vorwärts zu 
treiben. 


* * 
* 


Anfang Juni veröffentlichte die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ einen 
Artikel „Zur Wahlrechtsfrage in Sachſen“, der von dem Regierungsorgan 
„Leipziger Zeitung“ ohne Kommentar abgedruckt wurde und viel Staub auf⸗ 
wirbelte. Der Meinung, daß dieſer Artikel ſich mit den Anſichten der ſäch⸗ 
ſiſchen Regierung decke, iſt unſeres Wiſſens nicht widerſprochen worden. Er 
nahm ſehr ſcharf Stellung gegen die Verſchleppung der Wahlrechtsreform. 
Den konſervativen Führern in Sachſen wurde ganz unverblümt geſagt, daß 
ſie allein ſchuld wären, wenn die Begriffe „konſervativ“ und „reaktionär“ für 
gleichbedeutend gehalten würden. Der Artikel ſchloß mit folgenden ſehr aggreſ⸗ 
ſiven Sätzen: 

„Zum Glück iſt Graf Hohenthal nicht ängſtlich veranlagt, und außerdem 
iſt es gewiß, daß es der Regierung bitter ernſt iſt mit der Wahlrechtsfrage. 
Es wird einmal nicht ihre Schuld ſein, wenn ſich ſpäter das ſächſiſche Volk 
in ſeinen Hoffnungen getäuſcht ſehen ſollte! Wenn alſo die Mehrheitsparteien 
ſich nicht noch in letzter Stunde entſchließen, der Regierung im Vertrauen auf 
deren ſtaatsmänniſche Einſicht und ihren guten Willen weitere Konzeſſionen 
zu machen, ſo kann Sachſen mit großer Wahrſcheinlichkeit darauf 
rechnen, daß es noch in dieſem Jahre zu einer Landtagsauflöſung kommt. 
In dem dann entbrennenden Wahlkampf aber würde die Regierung faſt alle 
Trümpfe in der Hand haben, und das wäre gut; leider aber würden zugleich 
den größten Vorteil aus dieſem Kampfe die Sozialdemokraten ziehen, und das 
wäre um ſo mehr zu beklagen, da Sachſen ſowieſo einen üppigen Nährboden 
der ſozialiſtiſchen Beſtrebungen bildet.“ 

Es iſt natürlich lächerlich, wenn die ſächſiſche Regierung mit Schuldloſig⸗ 
keit ſich ſalvieren will. Sie hat die große untilgbare Schuld, dem elendeſten 
aller Wahlſyſteme 1896 zugeſtimmt zu haben. Daraus ergab ſich alles Spätere. 
Eine Landtagsauflöſung wäre tatſächlich noch das einzige, was der Regierung 
übrig bleibt, wenn ſie ernſt genommen und konſequent ſein will. Viel würde 
an der Situation aber auch dadurch nicht geändert. Denn das Dreiklaſſen⸗ 
ſyſtem wird immer wieder Mehrheiten ergeben gleich jenen, die den jetzigen 
Stand der Dinge herbeigeführt haben. Liberale Elemente von Bedeutung, die 
mit der Sozialdemokratie in ehrlicher Waffenbrüderſchaft das Unrecht ſtürzen 
könnten, gibt es in Sachſen nicht. Die paar freiſinnigen Lärmmacher bleiben ganz 
außer Rechnung. Mit den „Trümpfen“ der Regierung für eine Auflöſung 
des Landtags iſt es übrigens auch nicht weit her. Sie hat mit ihrer Vorlage 
ja alle Parteien gegen ſich. Nur wenn ſie ein Wahlrecht vorſchlagen würde, 
wie die Sozialdemokratie es verlangt, hätte ſie die über wa Maſſe des 
ſächſiſchen Volkes hinter ſich. 


* 


Nachſchrift. In der Wahlrechtskommiſſion hat inzwiſchen das alte Spiel 
von neuem begonnen. Regierungsrat Heink hat ihr eine neue Wahlkreis⸗ 
einteilung vorgelegt. Demnach wären zu bilden: 21 Wahlkreiſe der exemten 
Städte, 16 Wahlkreiſe rein ſtädtiſchen Charakters, 48 ausſchließlich für Land⸗ 
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gemeinden und 11 aus Stadt- und Landgemeinden kombiniert. Ein Konſer⸗ 
vativer hat dieſem Vorſchlag bereits einen anderen entgegengeſtellt. Die ſtock— 
konſervativen „Dresdener Nachrichten“ treten in einem Leitartikel vom 30. Sep⸗ 
tember in Anbetracht der wachſenden Unzufriedenheit weiteſter Kreiſe des 
Volkes mit ſehr ſcharfen Worten für poſitive Erledigung der Wahlrechtsfrage 
ein. Wenn nicht alle Anzeichen trügen, geht Sachſen einer ſehr kritiſchen Situa⸗ 
tion entgegen. 


Kinderausbeutung und volksſchule in Baden. 
Von G. K. Lehmann. 


Baden hat, obgleich es im Verhältnis zu anderen deutſchen Bundesſtaaten 
ſich einer liberalen Selbſtverwaltung rühmen kann, eine Volksſchule, die den 
heutigen Anforderungen nicht nur nicht entſpricht, ſondern ſeine Landſchulen 
ſind im Vergleich zu denen der übrigen deutſchen Bundesſtaaten — nur 
Mecklenburg ausgenommen — direkt rückſtändig. Das gab ſelbſt ein Mit⸗ 
glied des Oberſchulrats, der verſtorbene Landtagsabgeordnete Dr. Weygold, 
zu, der in der Landtagsſitzung vom 6. Mai 1906 ſagte: „. .. Richtig iſt, 
daß unſere Volksſchulen auf dem Lande zurück ſind, ſoweit es ſich 
um die ſchriftliche Fertigkeit, alſo um Schönſchreiben, Aufſatz⸗ 
bildung und Rechtſchreibung handelt.“ 

Nach einer am 1. Dezember 1900 vorgenommenen Erhebung beſtand die 
badiſche Volksſchule in den mittleren Städten und auf dem Lande aus 
6163 Schulklaſſen mit 226511 Schülern; hiervon hatten 5883 Klaſſen mit 
215071 Schülern wöchentlich nur 16 Stunden Unterricht. Auch in den 
größeren Städten finden wir unter 948 Schulklaſſen mit 41542 Schülern noch 
182 Klaſſen mit 7495 Schülern, in denen wöchentlich nur 16 Unterrichts⸗ 
ſtunden erteilt werden, jo daß insgeſamt von 268053 Schülern 222566, das 
ſind 83 Prozent, nicht mehr als 16 Unterrichtsſtunden in der Woche erhielten. 
Dementſprechend iſt auch der Schulaufwand geringer als in anderen Bundes— 
ſtaaten. Nach einem badiſchen Fachblatt betrug der Aufwand 1901 für einen 
Volksſchüler in Bremen 77 Mark, in Hamburg 74, in Anhalt 51, in Preußen 48, 
in Oldenburg 44, in Heſſen 48, in Württemberg 42 und in Baden nur 40 Mark. 

Die Folge dieſer ſchlechten Schulbildung der Jugend waren ſtändige 
Klagen all jener Kreiſe, welche mit der ſchulentlaſſenen Jugend ſei es zur 
Weiterbildung oder im Handwerk zu tun hatten. Die Halbtagsſchüler der 
Landorte waren gegenüber denen der Städte mit ihrem erweiterten Lehrplan 
dermaßen im Rückſtand, daß, wenn die Schüler beider Kategorien den gleichen 
Fortbildungsunterricht beſuchten, die der Landorte darunter außerordentlich 
zu leiden hatte. Selbſt die Handwerkskammerberichte beklagen ohne Ausnahme 
die ungenügenden Schulkenntniſſe der Lehrlinge vom Lande und führen die 
häufig mangelnde Tüchtigkeit der jungen Handwerker meiſt auf den Mangel 
an Schulkenntniſſen zurück. 

Dieſen allgemeinen Klagen und dem ununterbrochenen Drängen namentlich 
der ſozialdemokratiſchen Landtagsfraktion zufolge hat die Regierung ſich vor 
zwei Jahren endlich dazu entſchloſſen, nicht etwa mit dem Syſtem der Halb— 
tagsſchule zu brechen, aber doch dieſe auszubauen. Sie brachte daher, den 
verſchiedenen Anregungen der Zweiten Kammer folgend, vor zwei Jahren 
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einen Geſetzentwurf ein, wonach die Zahl der auf einen Lehrer entfallenden 
Schüler von durchſchnittlich 100 auf 70 herabgeſetzt und die wöchentlichen 
Unterrichtsſtunden auch in der Halbtagsſchule in den fünf oberen Klaſſen 
von 16 auf 20 Stunden hinaufgeſetzt werden ſollten. In der Begründung 
wurde zu dieſem Geſetzesvorſchlag ſehr richtig geſagt, „bei der beſchränkten 
Unterrichtszeit könne nicht ſo viel geleiſtet werden, daß die Volks⸗ 
ſchule die ihr zukommende Aufgabe erfülle, die breite Maſſe der 
Bevölkerung mit all denjenigen Kenntniſſen und Fertigkeiten aus⸗ 
zurüſten, die den einzelnen inſtand ſetzen ſollen, ſeine Kräfte auf 
den verſchiedenen Gebieten des bürgerlichen und beruflichen Lebens 
nutzbringend zu entfalten“. 

Der neue Lehrplan hat, als er kaum ein halbes Jahr in Kraft war, den 
heftigſten Widerſtand ſeitens der kleinbäuerlichen Kreiſe erfahren. Denn aus 
nicht weniger als 202 Gemeinden iſt dem jetzt tagenden Landtag eine Petition 
zugegangen, in der verlangt wird, es ſolle der neue Lehrplan aufgehoben oder 
es doch den Gemeinden überlaſſen bleiben, die wöchentliche Unterrichtszeit über 
16 Stunden hinaus auszudehnen. 

In den ſehr umfangreichen Ausführungen der Petition wird zunächſt die 
materielle Seite der Frage kurz geſtreift und behauptet, daß die wegen der 
Vermehrung der Lehrkräfte und des dadurch bedingten Neubaus von Schul⸗ 
häuſern zu bringenden finanziellen Opfer in keinem Verhältnis zu den zu er⸗ 
reichenden Erfolgen ſtünden, um dann mit allem Nachdruck zu betonen: „Die 
Erhöhung der Unterrichtszeit auf zwanzig Wochenſtunden läßt ſich 
durch nichts rechtfertigen, aber durch viele Gründe als direkt 
ſchädlich dartun!“ 

Die ländlichen Bürgermeiſter und Gemeindevertreter, welche die Reſolution 
unterſchrieben haben, treten mit herzerfriſchender Offenheit dafür ein, daß nur 
die beſitzende Klaſſe eine beſſere Schulbildung brauche. 


„Ein Bauernknecht“, heißt es unter anderem, „ein Taglöhner, ein Wald⸗ 
arbeiter, vollends gar weibliche Perſonen, die ihr ganzes Leben in haus⸗ oder land⸗ 
wirtſchaftlicher Berufsarbeit zubringen, erhalten für ihre Leiſtungen nicht mehr 
Lohn, wenn ſie Berficherungs:, Agio⸗, Termin- und Wertpapierrechnungen verſtehen, 
Ellipſen konſtruieren, geometriſche Ornamente entwerfen, elektriſche Vorgänge und 
Wirkungen erklären können, als wenn ſie von alldem nichts wiſſen. Dieſe mühſam 
erworbenen höheren Kenntniſſe haben für ſie alſo keinen praktiſchen und, weil ſie 
ungenützt ſich ſehr bald verflüchtigen, auch keinen idealen Wert.“ 


Man kann natürlich mit demſelben Rechte behaupten, daß die Kenntnis 
des Leſens und Schreibens für den Waldarbeiter keinen praktiſchen Wert hat, 
weil ſein Lohn dadurch nicht höher wird und weil er es ohnehin bald wieder 
verlernt. 

Für die eigenen Kinder jedoch wünſcht dieſe ländliche herrſchende Klaſſe 
beſſere Schulbildung und verlangt ſogar im Intereſſe dieſer eine Verbeſſerung 
des Lehrplans in den unteren Klaſſen. Es heißt hierüber in der Petition: 


„Soll ein Junge vom Lande einen höheren Beruf ergreifen, ſo bringen ihn 
ſeine Eltern oder Fürſorger in der Regel ſchon aus dem vierten Schuljahr 
in eine höhere Lehranſtalt in der Stadt, für ihn braucht man alſo den 
hochgeſchraubten Lehrplan der Oberklaſſen der Volksſchule nicht, da⸗ 
gegen wäre es für ihn ſehr wertvoll, wenn der Lehrplan für die vier unteren 
Klaſſen der Volksſchule ſo eingerichtet wäre, daß er den Anforderungen der 
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Aufnahmeprüfung in eine höhere Lehranſtalt beziehungsweiſe der Elementar— 
kenntniſſe Rechnen, Leſen und Schreiben beſſer genügen könnte, als es bei dem ſeit— 
herigen Lehrplan in der Regel möglich war. Es iſt nämlich eine unumſtößliche und 
durch Umfrage bei den betreffenden Schulvorſtänden leicht beweisbare Tatſache, 
daß Schüler des vierten Jahrganges der badiſchen Volksſchule, wenn ſie nicht 
tüchtig durch Privatunterricht nachgeholfen erhalten, nicht in die unterſte Klaſſe 
einer höheren Lehranſtalt aufgenommen werden können, oder wenn ſie nachſichts— 
voll aufgenommen worden ſind, nur ſehr ſchwer mitkommen.“ 


Selbſt die Halbtagsſchule mit ihren 16 Stunden wöchentlichem Unterricht 
ſoll ſich den Bedürfniſſen jener wenigen Schüler wohlhabender Eltern an— 
paſſen, die nach vierjährigem Beſuch in eine höhere Lehranſtalt eintreten. 

Die Haupturſachen des dem Landtag und der Regierung ſehr überraſchend 
gekommenen Petitionsſturmes ſind jedoch ökonomiſcher Natur. In erſter 
Linie bekämpft der Bauer die Ausdehnung des Schulunterrichtes deshalb, 
weil er die Kinderarbeit beſchränkt, weil das neue Schulgeſetz als 
Kinderſchutzgeſetz wirkt. Mehrere Gemeinden waren ehrlich genug, das 
auszuſprechen und der gemeinſamen Petition entſprechende Bemerkungen 
hinzuzufügen: 

„Der Landwirt, der trotz Vermehrung ſeiner Einnahmen bei dem auf dem 
Lande herrſchenden Arbeitermangel und bei den erhöhten Betriebskoſten 
auf die Hilfe ſeiner Kinder in der Feldarbeit angewieſen ſei, empfinde 
es als eine Härte, wenn ſeine Kinder fünf Stunden auf Schule und 
Turnen verwenden müßten.“ 


Die ökonomiſchen Gründe für die gewünſchte Einſchränkung des Schul⸗ 
unterrichtes treten noch ſchärfer bei einer zweiten Petition hervor, welche 
51 Schwarzwaldgemeinden eingereicht haben. Es heißt da: 

„Wenn dieſe Beſtimmungen in vollem Umfang zur Durchführung gelangen, ſo 
bedeutet dies für den Schwarzwälder Bauer eine Schädigung ſeiner wirtſchaftlichen 
Lage, die er dauernd ſchwer empfinden wird. Für ihn iſt die Verwendung 
der größeren Kinder zum Hüten des Viehes und auch ſonſt zu leichteren 
Arbeiten in Haus und Feld eine Lebensbedingung. Dienſtboten und land⸗ 
wirtſchaftliche Arbeiter ſind ſelbſt um teures Geld nicht in ausreichender Zahl zu 
bekommen, und eine Verwendung Erwachſener zum Viehhüten iſt ganz ausgeſchloſſen, 
da hier faſt durchweg die parzellierten Weiden beſtehen, die zum ge— 
meinſchaftlichen Weiden und zur Vereinigung einer großen Herde unter 
einem Hirten in keiner Weiſe geeignet ſind, ſondern eben von jedem 
Weidebeſitzer für ſich allein ausgenützt werden müſſen, ſelbſt wenn er 
nur wenige Stück Vieh zu halten vermag.“ 


Alſo weil die Bauern ihre kleinen Viehweiden nicht zu einer großen Ge— 
meindeweide zuſammenlegen wollen, müſſen die ſogenannten Hirtenſchulen 
in der Unterrichtszeit und damit im Lehrziel beſchränkt werden. Und wie die 
Fabrikanten von Lancaſhire vor mehr als einem halben Jahrhundert den Unter: 
gang der engliſchen Induſtrie behaupteten, wenn ſie in der Ausbeutungsfreiheit 
der Kinder durch Geſetze behindert würden, ſo behaupten jetzt die Viehzüchter 
des Schwarzwaldes, daß die Ausdehnung der Schulpflicht eine entſprechende Ein⸗ 
ſchränkung des Weidebetriebs und damit auch eine Verſchlechterung der Milch und 
des Fleiſches zur notwendigen Folge haben müßte. „Zu den Intereſſen des 
Tierbeſitzers kommt noch das Intereſſe der Allgemeinheit“, heißt es 
in der Petition. Dasſelbe Geſchrei haben wir im Lande Baden übrigens ſchon 
einmal von denſelben Schwarzwaldbauern gehört, nämlich als im Jahre 1894 
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für die aus Tirol und Vorarlberg hergeholten Hütekinder der Schulzwang 
eingeführt wurde. Auch damals hat man behauptet, die Viehhaltung werde 
zugrunde gehen, wenn die Hütekinder zum Schulbeſuch gezwungen würden. 
Heute hat man ſich mit dieſem Schulzwang ſo ziemlich abgefunden, wenn auch 
die rückſtändigen und beſonders ausbeutungsſüchtigen Elemente noch murren. 
So bezeichnete der dem Zentrum naheſtehende Freiherr v. Stotzingen in der 
Sitzung vom 19. Juni der Erſten badiſchen Kammer die Verpflichtung der 
fremden Hütekinder zum Schulbeſuch als eine „deplazierte Humani⸗ 
tät“, und er verlangte, wie er das vorher auch in der Landwirtſchaftskammer 
getan hatte, die Aufhebung dieſer Beſtimmung. Leider konnte ſich der edle 
Freiherr bei Erhebung ſeiner reaktionären und inhumanen Forderung darauf 
berufen, daß dieſe fremden Hütekinder in Bayern und Württemberg nicht zum 
Schulbeſuch gezwungen werden. 

Auch hier ſpielen, wie man ſieht, die wirtſchaftlichen Verhältniſſe die ent⸗ 
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den eigenen, geſchweige denn den fremden Kindern gegenüber zurücktreten. 
Aber trotzdem könnte die Landſchule erheblich mehr leiſten, wenn nicht die 
herrſchende Klaſſe das lebhafteſte Intereſſe daran hätte, die allgemeinen Kennt⸗ 
niſſe der Kinder der ſogenannten unteren Schichten nicht über ein gewiſſes 
Maß hinauskommen zu laſſen. Auf dem Gebiet des Volksſchulweſens bleibt 


der Sozialdemokratie in Staat und Gemeinde noch außerordentlich viel zu tun: 


Schritt um Schritt muß hier, wie kaum auf einem anderen Gebiet, der bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft der Boden abgerungen werden. 


Uterariſche Rundſchau. 


Georg Gärtner, Die Nürnberger Krbeiterbewegung 1868 bis loos. Verlag 
und Druck: Fränkiſche Verlagsanſtalt und Buchdruckerei, G. m. b. H., Nürnberg. 
III u. 220 Seiten. Oktav, geb. 2,50 Mk. 


Jeder unſerer Parteitage ſchafft eine kleine Literatur, die dem Parteihiſtoriker 
neue, wenn auch nicht immer vollſtändig behauene Bauſteine liefert. Auch die hier 
angezeigte Schrift wäre wohl kaum erſchienen, wenn nicht vierzig Jahre nach dem 
Nürnberger Arbeitertag die deutſche Sozialdemokratie einen Parteitag in dieſer 
Stadt halten wollte. In kluger Beſcheidenheit nennt der Verfaſſer ſein Buch „Eine 
Chronik der örtlichen Parteiereigniſſe!. Es ſind Annalen der Nürnberger Partei⸗ 
geſchichte, die vielfach in die Geſchichte der geſamten deutſchen Sozialdemokratie 
verflochten iſt. Erinnerungen an harte Kämpfe, an zähe Arbeit, an große Erfolge, 
aber auch an vielen böſen Parteikonflikt werden durch dieſes Buch wachgerufen. 
Lange Zeit war der Verfaſſer ein Beobachter und ein Mitkämpfer, er gehört heute 
ſchon zu den alten Parteigenoſſen Nürnbergs, er kann vieles aus eigener Erinnerung 
erzählen. Trotzdem klagt er über das vollſtändige Verſiegen aller Quellen der Partei⸗ 
geſchichte mit Ausnahme der Zeitungen. Das mag eine Mahnung ſein, die lokale 
Parteigeſchichte in allen wichtigen Orten unſerer Bewegung möglichſt bald in An⸗ 
griff zu nehmen, weil ſonſt vieles für immer vergeſſen bleiben wird. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß eine Lokalgeſchichte ſo manches enthält, was nicht 
über den Ort des Ereigniſſes hinaus auf die Dauer zu wirken vermag. Selbſt⸗ 
verſtändlich iſt deshalb das mit großem Fleiße und vieler Liebe gearbeitete Buch 
in erſter Linie für die Nürnberger Arbeiter ein überaus wertvolles Geſchenk, eine 
reiche Quelle der Belehrung und vielfach auch der Unterhaltung. Aber auch die 
Genoſſen anderer Orte werden mit Intereſſe die Anfänge der Arbeiterbewegung 
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in Nürnberg, die dortige Vorgeſchichte des Nürnberger Arbeitertages, die Ent— 
wicklung Grillenbergers, die ſchweren Kämpfe der Nürnberger Genoſſen unter dem 
Sozialiſtengeſetz, die Verfolgungen unter dem gemeinen Rechte, die Entſtehung des 
erſten Arbeiterſekretariats, die Entwicklung der Gewerkſchaften kennen lernen wollen. 
Wer die Geſchichte der deutſchen Sozialdemokratie gründlich ſtudieren will, der wird 
ſich auch das Buch von Gärtner auf ſein Bücherbrett ſtellen und es öfters von 
dort herunternehmen. 

5 Mit der fleißigen Sammlung der Materialien und mit der objektiven, ruhig⸗ 

ſachlichen Darſtellung der Ereigniſſe hat Gärtner eine wichtige Vorausſetzung für 
eine ſpätere Geſchichte der Nürnberger und der fränkiſchen Arbeiterbewegung ge- 
ſchaffen. 

Die muſterhafte Druckausſtattung und die wertvollen Beilagen, wie zum Beiſpiel 
die erſte Nummer des „Demokratiſchen Wochenblattes“, des von Anton Memminger 
redigierten Vorläufers der Nürnberger Parteizeitungen, dann die photographie— 
getreue Abbildung einer wunderlichen Entſcheidung der mittelfränkiſchen Regierung 
wegen der Beſchwerde betreffs des Verbots eines Tanzkränzchens vom 20. Januar 1879 
ſeien hier dankend hervorgehoben. ad. br. 


. 
es Chriſtentums vom Standpunkt der Molferirtihhelehre umb ber. Mech 
söiffenfchaft. Paderborn 1908, Bonifaziusdruckerei. 388 Seiten. 4,50 Mark. 
| Hohoff iſt eine überaus eigenartige Perſönlichkeit: von echter Religioſität durch: | 
glühter ſtrenggläubiger Katholik und gleichzeitig Sozialiſt und unerſchrockener Wahr: 
heitsſucher. Die Liebe zur Wahrheit hat ihn zum begeiſterten Anhänger der Wert— | 
theorie, wie überhaupt der ökonomiſchen Lehren von Karl Marx werden laſſen. 
Selbſtverſtändlich weiſt er die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung zurück, da ſie 
ſeiner katholiſchen Weltauffaſſung diametral gegenüberſteht; er verſucht alſo die 
ökonomiſche Lehre von Marx in Einklang zu bringen mit — der Kirche, mit den 
Lehren der Kirchenväter und der ſcholaſtiſchen Wiſſenſchaft! 1 

Am beſten charakteriſiert wohl die Auffaſſung Hohoffs folgende Stelle ſeines 
Buches: | | 
Der heilige Albertus der Große jagt: „Wenn es ſich um Glaubens- oder 

Sittenlehre handelt, ſo verdient der heilige Auguſtinus mehr Glauben als die 
Philoſophen, falls ſie anderer Meinung ſein ſollten; iſt aber von der Arznei⸗ 
kunde die Rede, jo würde ich einem Galen oder Hippokrates mehr Glauben bei- 
meſſen; auf dem naturhiſtoriſchen Gebiet endlich gilt mir Ariſtoteles mehr als 
jeder andere wegen ſeiner Vertrautheit mit der Natur.“ — Auf dem Gebiet der 
politiſchen Okonomie gilt uns Karl Marx mehr als jeder andere. ö 

Nun verſucht Hohoff nachzuweiſen, daß Marx eben nicht anderer Meinung ſei 
als die Kirche, daß ſeine Lehre von der Arbeit als Quelle des Wertes, von dem 
Mehrwert als dem angeeigneten Produkt fremder Arbeit, ſich genau mit dem deckt, 
was die Kirchenväter und Scholaſtiker lehrten. Triumphierend erklärt er: 

Entweder hat Marx mit ſeiner Wert⸗ und Mehrwertlehre recht, dann iſt die 
Kirche und die Scholaſtik glänzend gerechtfertigt. Oder Marx' Werttheorie iſt 
falſch, dann hat die kirchliche Wiſſenſchaft und Geſetzgebung des ganzen Mittel- 
alters in der Wucherfrage ſchwer geirrt, und alle Anklagen, aller Hohn und 
Spott, der gegen ſie geſchleudert worden iſt und noch heute wird, iſt vollſtändig 
berechtigt. 

Wie er den Beweis führt, daß die Mehrwertlehre ſich mit den ökonomiſchen An⸗ 
ſchauungen des Thomas von Aquin, des Albertus Magnus uſw. deckt, das iſt 
jedenfalls leſenswert. Noch mehr aber die Abfuhr, die er den Kritikern der Marx⸗ 
ſchen Lehre widerfahren läßt, ſowohl den liberalen Profeſſoren als den Leuchten 
der katholiſchen Wiſſenſchaft, Ratzinger, Cathrein uſw. Mit heiligem Zorne zieht 
er gegen jene zu Felde, die zugunſten der kapitaliſtiſchen Profitmacherei die Wahr- 
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heit fälſchen, lieber das Chriſtentum und ſeine Lehren, als die Intereſſen der 
Kapitalswucherer preisgeben. Weiſt er doch nach, daß ſelbſt Leos XIII. Enzyklika 
Rerum novarum vom Jahre 1891 (von der Hohoff behauptet, daß ſie „eine Be⸗ 
ſtätigung der Arbeitswerttheorie beziehungsweiſe der Marxſchen Wertlehre enthält“) 
böswillig gefälſcht worden iſt, und daß die Redaktionen katholiſcher Zeitſchriften 
und Zeitungen ſich weigerten, der Wahrheit die Ehre zu geben. 
| Wie immer man ſich zu der Art und Weiſe, wie Hohoff fein Thema behandelt, 
ſtellen mag, man lieſt ſein Buch mit wirklichem Genuß, denn es iſt das Buch eines 
mutigen und aufrichtigen Streiters für die Wahrheit. Ein Gegner der revolu⸗ 
tionären Sozialdemokratie iſt er, aber einer der wenigen, die nicht mit vergifteten 
Waffen gegen uns kämpfen wollen, und deshalb wird er im eigenen Lager ver⸗ 
leumdet und mundtot gemacht. Jeder, dem die Wahrheit ebenſo heilig iſt wie 
dieſem Manne, kann nur mit Hochachtung von ihm ſprechen. J. Karski. 


Albert Cohn, Anſere Wohnungsenquete im Jahre 1907. Im Auftrag des 
Vorſtandes der Ortskrankenkaſſe für den Gewerbebetrieb der Kauf⸗ 
leute, Handelsleute und Apotheker bearbeitet. Berlin, Verlag der Orts⸗ 
krankenkaſſe für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker, 
Georgenkirchſtraße 40. 

Der für 1907 erſchienene Bericht reiht ſich ſeinen Vorgängern an ſozial⸗ 
politiſcher Bedeutung würdig an. Es iſt ein außerordentlich verdienſtvolles Unter⸗ 
nehmen, das der rührige Vorſtand dieſer Krankenkaſſe ins Leben rief. Mit Recht 
findet es von Jahr zu Jahr bei einer ſteigenden Anzahl anderer Krankenkaſſen 
Nachahmung. Selbſtverſtändlich ſind ſolche Unterſuchungen den Hausbeſitzervereinen 
ſehr unangenehm, und raſch waren dieſe daher mit jenen ſeit Beſtehen unſerer 
Partei üblichen Denunziationen zur Hand, die der Vorſitzende des Preußiſchen 
Landesverbandes des Haus- und Grundbeſitzes dahin zuſammenfaßte: „Die Enqueten 
haben nicht etwa den Zweck, Beſſerung zu ſchaffen, ſondern in ſozialdemokratiſchem 
Sinne Haß und Zwietracht zu ſäen.“ Den gehäſſigen Worten folgte die häßliche 
Tat: der Preußiſche Landesverband des Haus- und Grundbeſitzes richtete am 
21. April 1907 an die Gewerbedeputation des Berliner Magiſtrats, als Aufſichts⸗ 
behörde der Krankenkaſſe, eine Beſchwerde, in der verlangt wurde, der Magiſtrat 
ſolle die Verwendung von Kaſſenmitteln für derartige Erhebungen beziehungsweiſe 
die Veröffentlichung derſelben überhaupt unterſagen, weil derartige Erhebungen 
nicht in den Bereich der Zuſtändigkeit der Krankenkaſſe fielen. Der Berliner 
Magiſtrat entſprach aber dem Wunſche der Hausbeſitzer nicht, erklärte vielmehr: 
„Die Feſtſtellung der Wohnungsverhältniſſe iſt für die Krankenkaſſen inſoweit von 
Bedeutung, als in vielen Fällen von der Beſchaffenheit der Wohnung die Entſchei⸗ 
dung abhängt, ob Krankenhauspflege, Überweiſung in Heilſtätten oder in Er⸗ 
holungsſtätten ſtattfinden ſoll oder ob der Patient in der Wohnung bleiben darf. 
Wenn die Ergebniſſe dieſer Enquete zuſammengeſtellt den Kaſſenvertretern, den 
Kaſſenmitgliedern und damit auch weiteren Kreiſen zugänglich gemacht und wenn 
für dieſen Zweck Druckkoſten aufgewendet werden, ſo können wir darin einen Ver⸗ 
ſtoß gegen das Geſetz und damit einen Grund zum Einſchreiten nicht anerkennen.“ 
Auch der Oberpräſident der Provinz Brandenburg, an den ſich die Hausbeſitzer nun 
wandten, trat den Ausführungen des Magiſtrats durchweg bei. Jetzt verſuchen die 
Hausbeſitzer noch ihr Glück beim Handelsminiſter! 

Die in dem Bericht geſchilderten Zuſtände bilden nicht allein eine ſchwere An⸗ 
klage gegen den Haus⸗ und Grundſtückswucher, ſondern nicht minder gegen die 
Ausbeutung der Handlungsgehilfen durch ihre Prinzipale. Iſt es doch eben die 
ungenügende Entlohnung, die die Maſſen der Handelsangeſtellten zwingt, ſo billige 
Wohnungen aufzuſuchen, daß dieſe „als Zimmer viel zu klein, als Särge etwas zu 
groß ſind“. Selbſt mäßigen Anſprüchen der Hygiene (für Wohnungen 16 bis 20, 
für Schlafräume 20 bis 25 Quadratmeter) entſprachen nur drei Fünftel der Räume, 
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in denen die erkrankten Mitglieder der Kaffe ſich aufhielten. Ein Viertel der Wohn— 
räume hatte nicht einmal die von der Berliner Baupolizei verlangte Mindeſthöhe 
von 2,80 Meter. In Hinterhäuſern wohnten ein Drittel der Handlungsgehilfen 
und zwei Drittel der — noch ſchlechter entlohnten — Handelshilfsarbeiter! 

Der 51 Seiten große Bericht bringt eine Fülle von Mitteilungen über das 
Wohnungselend des Handelsproletariats, das ſich zumeiſt als Mitglieder einer 
höheren Geſellſchaftsklaſſe betrachtet und, wie dieſe Erhebung zeigt, an Elend nicht 
minder viel aufzuweiſen hat wie das Fabrikproletariat. Acht große photographiſche 
Aufnahmen beſonders elender Wohnräume geben ein erſchreckendes Bild der Not. 
Wird dieſes nicht die Geſetzgebung aufwecken, Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen, 
ſo doch ſicher die noch immer ſo indifferenten Schichten des Handelsproletariats. ew. 


Profeſſor Dr. Karl Rathgen, Staat und Kultur der Japaner (Band 27 der 
„Monographien zur Weltgeſchichte“). Bielefeld und Leipzig 1907, Velhagen & 
Klaſing. Preis 4 Mark. 

Infolge der großen Kriege in Oſtaſien und der politiſchen Machtverſchiebungen 
in ihrem Gefolge hat ſich das Intereſſe des Abendlandes für Japan weſentlich 
verſtärkt, und es iſt nur natürlich, daß die Literatur dieſem neu erwachten Be⸗ 
dürfnis entgegenkommt. Zwar iſt an wiſſenſchaftlichen Werken über den Gegen— 
ſtand kein Mangel, und einige von dieſen entſprechen den höchſten Anforderungen; 
aber gute, populär gehaltene Schriften über Japan gibt es nur wenige, obwohl die 
Zahl der feuilletoniſtiſchen Schilderungen gerade hier Legion iſt. Es wird nicht 
viele Gebiete der Literatur geben, deren durchſchnittliches Niveau ſo niedrig iſt wie 
das der belletriſtiſchen Bücher über Japan. 

Man durfte es daher mit Freuden begrüßen, daß ein fo anerkannt hervor- 
ragender Kenner Japans wie Rathgen eine kurze populäre Darſtellung der Ent⸗ 
wicklung Japans bietet. Zum Teil ſind allerdings dieſe hochgeſpannten Erwar⸗ 
tungen durch das vorliegende Buch enttäuſcht worden. Es iſt freilich außer⸗ 
ordentlich ſchwierig, ein ſo großes Thema, die Darſtellung der wirtſchaftlichen, 
politiſchen, ſozialen und kulturellen Entwicklung eines Volkes mit ſo reicher Ver⸗ 
gangenheit auf wenigen Seiten zu behandeln; denn der Raum der 140 Seiten 
wird zur größeren Hälfte von den zahlreichen Illuſtrationen in Anſpruch genommen. 
Aber gerade deshalb hätte der Autor um jo mehr beſtrebt ſein müſſen, die Grund⸗ 
züge der geſchichtlichen Entwicklung ſcharf hervortreten zu laſſen. Das iſt Rathgen 
nur teilweiſe gelungen. Vielfach bleibt die Darſtellung ziemlich an der Oberfläche, 
und die Überſicht wird noch dadurch erſchwert, daß weder die einzelnen Gegen— 
ſtände in geſchloſſenen Darſtellungen noch das Ganze der Entwicklung einheitlich 
zur Anſchauung gebracht werden. So kommt es, daß zum Beiſpiel der Einfluß der 
chineſiſchen Philoſophie und des buddhiſtiſchen Mönchtums zuerſt und dann erſt die 
Entſtehung, Ausbildung und der Verfall des Feudalweſens behandelt werden, ohne 
welches aber jene Erſcheinungen und beſonders ihre Wirkungsweiſe auf japaniſchem 
Boden unverſtändlich bleiben. N 

Im ganzen kann man ſich des Eindrucks nicht erwehren, daß die Fülle des 
Stoffes dem Autor über den Kopf gewachſen iſt. Wer ſich daher eingehender über 
die ſoziale Geſchichte Japans informieren will, der wird ſich noch immer am beſten 
an Fukudas ausgezeichnete Ausführungen („Die geſellſchaftliche und wirtſchaftliche 
Entwicklung Japans“) halten. Für einen allgemeinen überblick der geſamten Ent— 
wicklung hingegen dürfte immerhin Rathgens neues Buch ſchon um ſeiner vielen 
vorzüglichen Illuſtrationen willen zu empfehlen ſein, die vorzüglich ausgewählt und 
gut reproduziert ſind. N 

Unter ihnen befindet ſich auch ein Bild des großen Buddha von Kamakura. 
Es iſt um fo mehr befremdend, wenn Rathgen die Behauptung aufſtellt, der japa= 
niſchen Kunſt ſei alles Große und Gewaltige fremd. Ein ſolches Urteil iſt ſchon 
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der Kunſt wahrſcheinlich mit denen der Japaner nicht ganz decken. Außerdem aber 
ſpielen gerade hier die Gedanken verbindungen eine große Rolle, die ſich dem auf⸗ 
drängen, der ein Monument betrachtet, deſſen hiſtoriſche Bedeutung er kennt. So 
wird vielleicht einem Japaner das Grabmal des Theoderich bei Ravenna kaum 
einen Eindruck machen, während es uns mächtig erregt. Wie viele Europäer haben 
ſich aber in die Gedankenwelt Japans ſo weit eingelebt, daß ſich bei ihnen die⸗ 
ſelben Ideenverbindungen einſtellen wie bei den Japanern ſelbſt? Aber auch den 
Europäer ergreift vor der gewaltigen Figur des großen Buddha in ſeiner ruhigen 
Erhabenheit ein Schauer der Ehrfurcht. Auch er wird ſich dem Eindruck der 
dämoniſchen Wildheit des Höllenfürſten Emma nicht entziehen können; und wer 
ſich mit der Geſchichte des Landes nur etwas vertraut gemacht hat, dem wird der 
Eindruck unvergeßlich bleiben, den das Grabmal des gewaltigen Jyeyaſu in Nikko 
in ſeiner einfachen Größe macht. 

Gerade die Großartigkeit der alten im Vergleich zur Zierlichkeit der ſpäteren 
japaniſchen Kunſt zeigt, wie viel mehr auch die bildende Kunſt von den ſozialen 
Verhältniſſen abhängt als von den anthropologiſchen. G. Eckſtein. 


notizen. 


Organiſationsfragen. Mit den Organiſationsverhältniſſen in unſerer Partei 
iſt es ſichtlich beſſer geworden. Nichtsdeſtoweniger bleibt noch viel zu tun übrig, 
um das Verhältnis der politiſch Organiſierten zu den gewerkſchaftlich Organiſierten, 
zur Leſerzahl der Parteipreſſe und zur Reichstagswählerzahl auszugleichen. Das 
Verhältnis iſt jetzt folgendermaßen: politiſch Organiſierte 587336, Leſerzahl der Partei⸗ 
preſſe 1060000, gewerkſchaftlich Organiſierte 1900000, Reichstagswählerzahl 1907 
3250000. Noch ſchlimmer würde freilich das Verhältnis ausfallen, wenn wir die 
Zahl der politiſch Organiſierten mit der der Arbeiter überhaupt verglichen. Legen 
wir die Ziffern der Unfallverſicherung zugrunde, die ja auch nicht erſchöpfend ſind, 
ſo wären ungefähr 20 Millionen Arbeiter und Arbeiterinnen in Handel, Induſtrie 
und Landwirtſchaft zu organiſieren! 

Nach dem Jahresbericht des Parteivorſtandes für 1908 ſind in Oſtpreußen erſt 
3573 oder 7,9 Prozent im Verhältnis zu den Reichstagswählern, in Weſtpreußen 
1185 oder 5,9 Prozent, in Poſen 463 oder 7,1 Prozent, in Oberſchleſien 601 oder 
3,8 Prozent, im Saargebiet 370 oder 5,1 Prozent, in Mecklenburg 4702 oder 9,3 Prozent, 
in Elſaß⸗Lothringen 3311 oder 4 Prozent organiſiert. Ale 

Die Gründe für dieſe Erſcheinung brauchen an dieſer Stelle nicht auseinander: 
geſetzt zu werden. Wie aber bauen wir unſere Organiſation weiter aus? 

Die Mittel der Haus- und Werkſtättenagitation, Enqueten uſw. haben ſich be⸗ 
währt und mögen weiter in Anwendung kommen. Auch durch die Tätigkeit der 
Parteiſekretäre werden die politiſchen Organiſationen zweifellos viel gewinnen. 
Aber namentlich dort — und das iſt vielfach der Fall —, wo die Parteiſekretäre 
eine ganze Reihe von ausgedehnten Wahlkreiſen zu bearbeiten haben, können ſie 
die organiſatoriſchen Aufgaben nicht in dem Maße erfüllen, wie das notwendig 
wäre. Die Vorbereitung der Kommunal-, Landtags- und Reichstagswahlen, be⸗ 
lehrende Vorträge aller Art nehmen einen erklecklichen Teil ihrer Zeit in An⸗ 
ſpruch. Sie können ſich eben nur auf wertvolle Anregungen beſchränken. Die 
eigentliche Werbearbeit für die Organiſationen verbleibt ſonach doch den örtlichen 
Vorſtänden und Mitgliedern. Selbſt die Vorſtände fühlen ſich großenteils 
aber ſchon durch andere Inanſpruchnahme ſtark überlaſtet, ſie vermögen ſchon gar 
nicht — namentlich wenn der Verein bereits Hunderte von Mitgliedern zählt — zu 
überſehen, was alles der Bearbeitung und Erledigung bedarf. Es iſt nun eine 
alte Erfahrung, daß durch nichts die Tätigkeit eines Genoſſen mehr angeregt werden 
kann, als wenn man ihn zur Arbeit mit heranzieht. Deshalb ſchlage ich vor, daß 


Notizen. 71 


die Orts⸗ und Wahlvereine ſogenannte Organiſationsausſchüſſe ins Leben 
rufen, die ſich mit nichts anderem zu befaſſen haben, als mit der Erweiterung des 
Kreiſes der Mitglieder. Sie haben regelmäßige — wöchentliche oder vierzehn— 
tägige — Sitzungen abzuhalten, in denen geeignete Mittel und Wege erwogen 
werden ſollen. Sie haben in den Verſammlungen Bericht zu erſtatten und ſo auf 
jede Art und Weiſe den Organiſationsgedanken zu fördern. Ich verſpreche mir 
viel davon. L. Radlof. 


Gewerkſchaftliche Arbeiterbewegung von Finnland. Seit dem 1. Juli dieſes 
Jahres gibt die Zentralorganiſation der finniſchen Gewerkſchaften monatlich ein 
eigenes Organ „Suomen Ammatijarjestö* (Finniſche Gewerkſchaftsorganiſation) 
unter der Redaktion des Vorſitzenden der Zentralorganiſation Gero Haapalainen 
heraus. Es bringt Leitartikel über gewerkſchaftliche Angelegenheiten und Nach— 
richten über die einheimiſche und ausländiſche Arbeiterbewegung. 


Zeitſchriftenſchau. 


In der „Critica sociale“ vom 1. und 16. Juli veröffentlicht Genoſſe 
Ruini einen Artikel über „Die Wohnungsfrage in Rom“, dem wir einige Daten 
entnehmen. Nach verſchiedenen freilich ſehr unvollſtändigen offiziellen Erhebungen 
braucht Rom, um nur dem jährlichen Bevölkerungszuwachs zu genügen, 6000 neue 
Räume im Jahre, auch ohne von einer Sanierung der unerhörten Übervölkerung der 
Wohnungen zu reden. Von 1900 bis 1907 blieb die Produktion um 15000 Räume 
hinter dem Bedürfnis zurück. Außerdem wurden in dieſer Zeit etwa 2000 Wohn: 
räume niedergeriſſen, mindeſtens ebenſoviel von öffentlichen Verwaltungen und 
religiöſen Orden beſetzt und gegen 1000 von neuen Hotels. Macht ein Defizit von 
20000 Räumen. Um dieſes in fünf Jahren zu beſeitigen und für die neuen An⸗ 
forderungen dieſer fünf Jahre ſowie für die unvermeidlichen Demolierungen auf— 
zukommen, müßten bis 1913 60000 neue Wohnräume gebaut werden. 

Nach den Berechnungen des Stadtrats Genoſſen Montemartini kann die pri— 
vate Spekulation kaum mehr als 4500 Räume im Jahre bauen, die Baugenoſſen— 
ſchaften 1000, macht 27500 Räume. Das Inſtitut für Arbeiterwohnungen und das 
für Beamtenwohnungen verfügen zuſammen über 23 Millionen Lire, was den Bau 
von 13600 Räumen erlaubt. Bleibt ein Defizit von 20000 Räumen, für das 
Montemartini das direkte Eingreifen der Stadt fordert. Der Autor des Artikels 
meint aber, daß es vor allem geboten ſei, die privaten Bauunternehmungen zu 
begünſtigen. Wenn dieſe ſo träge ſind, ſo ſei daran der Umſtand ſchuld, daß durch 
die Preisſteigerung aller Elemente — des Materials, des Bodens, der Arbeits: / 
kraft — das Bauunternehmen trotz der Nachfrage nach Wohnungen keine beſonders 
verlockende Kapitalanlage darſtellt. Ruini rät daher, die neuen Bauten auf eine 
Reihe von Jahren hinaus von Abgaben zu befreien (die Abgabe beträgt 30 Pro— 
zent des Bruttoertrags!), den Privatleuten den Kredit zu erleichtern und den Oktroi 
für Baumaterialien zurückzuvergüten. Für die in Rom ungemein zahlreichen, aber 
wenig kapitalkräftigen Baugenoſſenſchaften ſchlägt Autor vor, nur die wirklich zu— 
verläſſigen durch Überlaffung von Bauplätzen und Kredit zu unterſtützen und der 
italieniſchen Form des Einzelbeſitzes der genoſſenſchaftlich erbauten Wohnungen 
entgegenzutreten. Auch ſeien Einkaufsgenoſſenſchaften für Baumaterialien zu or— 
ganiſieren unter Oberaufſicht der Stadt und des Inſtituts für Arbeiterwohnungen. 

Die Jurückweiſung des Geſetzes über die wirtſchaftliche Verbeſſerung der 
Hochſchullehrer behandelt in den „Pagine libere“ vom 31. Juli ein unter dem 
Pſeudonym Spectator verſteckter Genoſſe. Italien bezahlt ſeine Hochſchullehrer 
ſchlechter als irgend ein anderes Kulturland: 3000 Lire Anfangsgehalt für den 
außerordentlichen, 5000 für den ordentlichen Profeſſor. Bei einer Bevölkerung von 


72 Die Neue Zeit. 


32475253 Köpfen (1900) und einem Studentenbeſtand von 26401 (1902/03) hat es 
24 Hochſchulen, während Deutſchland in den entſprechenden Jahren bei einer Be⸗ 
völkerung von 56367178 Köpfen und 45738 Studierenden nur 21 Univerfitäten 
zählte. Die italieniſchen Univerſitäten ſind daher ungenügend mit Studienmaterial 
ausgeſtattet und haben ohnehin relativ geringere Auswahl an tüchtigen Dozenten. 
Dazu kommt, daß bei der Ernennung, die auf Grund eines Wettbewerbes erfolgt, 
vielfach Protektion den Ausſchlag gibt. Sind die Profeſſoren einmal ernannt, ſo 
müſſen ſie in der großen Mehrzahl der Fälle als Rechtsanwälte, Ingenieure uſw. 
ihren Unterhalt verdienen. So gibt es einen Profeſſor, der ſeinen Beruf in Rom, 
ſein Lehramt in Mailand ausübt, mehrere Profeſſoren an ſardiniſchen Univerſitäten 
leben in Rom. Die Folge iſt, daß viele Fächer ganz ungenügend behandelt werden, 
daß den Univerſitäten der richtige Geiſt der freien Forſchung fehlt. Aus der 
dieſer Sachlage entſprechenden Geringſchätzung der Hochſchule iſt die Zurückweiſung 
des neuen Geſetzes entſprungen, das vielen der beſtehenden Übel hätte abhelfen 
können. Oda Olberg. 
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Die Balkankrife. 
Berlin, 10. Oktober 1908. 


Unvermutet ſind die Schatten eines Weltkriegs emporgetaucht, und die 
Pflicht der internationalen Arbeiterklaſſe, dafür zu ſorgen, daß der Weltfrieden 
erhalten bleibt, eine Pflicht, die keinen Augenblick verſäumt werden darf, tritt 
in dringlichſter Form an ſie heran. Sie darf ihrer um ſo weniger vergeſſen, 
als die Unfähigkeit der europäiſchen Diplomatie, den Frieden zu hüten, bei 
dieſem Anlaß ſich ſo grell offenbart hat wie nur je. 

Man mag jagen, daß ſowohl die Annexion Bosniens durch Oſterreich wie 
die Proklamierung der bulgariſchen Unabhängigkeit an dem tatſächlichen Zuſtand 
der Dinge nichts ändere, ihn vielmehr nur bekräftige, daß die Verletzung des 
Berliner Vertrags von 1878 mehr ſcheinbar als wirklich ſei. Um ſo unverant⸗ 
wortlicher iſt dann gerade, daß dies Spiel mit dem Feuer in einem Augenblick 
beliebt wird, wo es nur die eine Wirkung haben kann, hemmend in den inneren 
Geſundungsprozeß der Türkei einzugreifen. Es kann wirklich nichts ſchmeichel⸗ 
hafter! für das chriſtliche Europa ſein als die Tatſache, daß heute der Welt⸗ 
frieden abhängt von der beſonnenen und überlegenen Einſicht der Ungläubigen. 

Eine andere Frage iſt, ob die Jungtürken die Macht beſitzen werden, 
ihren reaktionären Gegnern die Handhaben zu entwinden, die dieſen durch die 
ſenile Eitelkeit des öſterreichiſchen Kaiſers und durch die alberne Großmanns⸗ 
ſucht des bulgariſchen „Zaren“ in die Hand gedrückt worden ſind. So frivole 
Herausforderungen find immerhin etwas anderes als die angeblichen Beleidi- 
gungen, die der franzöſiſche Botſchafter Benedetti im Juli 1870 in Ems 
dem preußiſchen König zugefügt haben ſollte, und wenn die reaktionäre Partei 
in Konſtantinopel ſich auf die Taſchenſpielerkünſte eines Bismarck verſtehen 
ſollte, was am Ende nicht ſo ſchwer wäre, ſo kann ſie der türkiſchen Regie⸗ 
rung das Leben ſehr ſauer machen. 

Vergebens bemüht ſich die bürgerliche Preſſe, den bulgariſchen Zarenkönig 
als Sündenbock vorzuſchieben und den großen Sünder Sſterreich zu en 
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von wegen ſeiner „Kulturtaten“ in Bosnien und der Herzegowina. Der 
Humbug hat kurze Beine gehabt, denn es unterſteht keinem Zweifel mehr, 
daß Bulgarien und Oſterreich unter einer Decke geſpielt haben. Ja, nach der 
Rede Aehrenthals in der öſterreichiſchen Delegation ſind auch Rußland und 
Italien im Einvernehmen geweſen. Dann würde es ſich alſo um eine Aktion 
der europäiſchen Diplomatie handeln, die von langer Hand vorbereitet wäre, 
und die geplante Einberufung eines europäiſchen Kongreſſes würde nur den 
Zweck haben, „Kompenſationen“ für die an der Orientfrage beteiligten Mächte 
zu ſchaffen, das heißt die ganze orientaliſche Frage aufzurollen und den Welt⸗ 
krieg um ſo ſicherer vorzubereiten. Dafür ſpricht der Eifer, den die ruſſiſche 
Regierung für den Kongreß einſetzt, und das wachſende Widerſtreben, das 
England gegen ihn bekundet. Wie ernſt in London die Lage aufgefaßt wird, 
zeigt eine Rede des Handelsminiſters Winſton Churchill, der im engliſchen 
Kabinett bisher am eifrigſten für eine Einſchränkung der Rüſtungen eingetreten 
war, nun aber meint, daß die augenblickliche Kriſis lehre, wie unentbehrlich 
es ſei, die britiſchen Inſeln durch eine Flotte zu ſchützen, die machtvoll genug 
ſei, von vornherein jeden Angriff unwirkſam zu machen. 

Das führt ſozuſagen von ſelbſt auf die für uns Deutſche am Ende wichtigſte 
Frage, welche Rolle die deutſche Diplomatie gegenüber dem drohenden Un⸗ 
gewitter übernommen habe. Im Ausland glaubt man vielfach, ſie ſtehe ſchürend 
und treibend hinter dem öſterreichiſchen Vorgehen, und die Sache hat ja in⸗ 
ſofern etwas für ſich, als die Welt ſeit lange gewohnt iſt, das offizielle 
Deutſchland an der Spritze zu ſehen, wenn es irgendwo gilt, einer Reform⸗ 
bewegung Knüppel zwiſchen die Beine zu werfen. Dennoch glauben wir, daß 
Fürſt Bülow ſich mit vollem Rechte durch ſeine Offiziöſen gegen die heim⸗ 
tückiſchen Abſichten verwahren läßt, die ihm von ausländiſchen Blättern unter⸗ 
ſtellt werden. Er läßt vielmehr verkünden, daß er keine Ahnung von den 
öſterreichiſchen Abſichten gehabt habe, aber ſie als treuer Bundesgenoſſe unter⸗ 
ſtützen werde. Das ſieht ſeiner Politik durchaus ähnlich; aus Dank für die 
„Sekundantendienſte“, die ihm die öſterreichiſche Diplomatie bei der trübſeligen 
Marokkoaffäre geleiſtet hat, will er jetzt den „Sekundanten“ Oſterreichs bei 
deſſen orientaliſchen Plänen ſpielen. Daß er dabei wieder auf eine Seite gerät, 
die der deutſchen Diplomatie keine Lorbeeren eintragen wird, kümmert ihn 
augenſcheinlich wenig. Sympathien hat ſie ja ohnehin nicht mehr in der 
ziviliſierten Welt zu verlieren. 

Ihre Intereſſen und die Intereſſen der deutſchen Nation gehen dabei 
meilenweit auseinander. Die Nation hatte ſchon nicht das geringſte Intereſſe 
an dem marokkaniſchen Abenteuer, und ſie würde ſehr ſchlechte Geſchäfte 
machen, wenn ſie zum Dank dafür, daß die öſterreichiſche Diplomatie in 
Algeciras der traurigen Iſoliertheit der Bülowſchen Politik noch ein Feigen⸗ 
blatt lieh, nun gar die öſterreichiſche Zeche im Orient ſollte mitbezahlen helfen. 
Bismarcks geflügeltes Wort von den Knochen des pommerſchen Grenadiers, 
die die orientaliſche Frage nicht wert ſei, gehört zu ſeinen Geiſtesblitzen, die 
dem Philiſter gar ſo einleuchtend erſcheinen, weil ſie gar ſo wohlfeil ſind und 
eben deshalb nicht entfernt die Frage erſchöpfen, die ſie kurzerhand abtun 
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wollen; unter Umſtänden kann die Entwicklung der orientaliſchen Frage ſehr 
wohl Lebensintereſſen der deutſchen Nation berühren, zum Beiſpiel wenn ſich 
das Zarentum in Konſtantinopel feſtſetzen wollte. Aber in dem konkreten 
Falle gibt es ſchlechterdings kein nationales Intereſſe, das die Unterſtützung 
Oſterreichs erheiſchte. 

Es ſei denn die „Dankbarkeit“ wegen Algeciras, aber darüber wird man 
nirgends ſo lächeln, wie gerade in der Hofburg, wo man ſich über nichts klarer 
iſt, als darüber, daß die Dankbarkeit in der Politik nichts zu ſuchen hat. 
Man braucht nicht erſt in die entfernten Zeiten zurückzugehen, denen das Wort 
vom Danke des Hauſes Oſterreich ſeine Entſtehung verdankt, aber als im 
Jahre 1849 der Zar Nikolaus die habsburgiſche Monarchie vom Untergang 
rettete, indem er den ſiegreichen Aufſtand der Ungarn niederwarf, erklärte 
Fürſt Schwarzenberg, der leitende Miniſter in Wien, daß die Welt über 
Oſterreichs Undank erſtaunen werde, und die öſterreichiſche Diplomatie machte 
wenige Jahre darauf im Krimkrieg dieſe Ankündigung wahr. Dies mag nach 
Kants kategoriſchem Imperativ höchſt verwerflich ſein, allein es iſt ja der 
Ruhm und Stolz der Diplomatie, daß ſie über die Biedermanns⸗Ethik er⸗ 
haben iſt, und nichts erſcheint deshalb abgeſchmackter, als wenn uns Bülows 
Offiziöſe mit ſentimentalen Schrullen über die angeblichen Verpflichtungen 
Deutſchlands gegen den öſterreichiſchen Bundesgenoſſen beläſtigen. 

Indeſſen wie es die deutſche Diplomatie halten will, das iſt am Ende 
ihre Sache; unſere Sache iſt, feſtzuſtellen, daß die großen Maſſen des deutſchen 
Volkes wie überhaupt nicht, ſo auch in dieſem Falle nicht daran denken, der 
auswärtigen Politik des Reichskanzlers den Steigbügel zu halten. Die Dinge 
liegen diesmal viel einfacher, als ſie ſonſt in den orientaliſchen Wirren zu 
liegen pflegen; alle die komplizierten Fragen, die bei der Emanzipation der 
Balkanſtaaten von der türkiſchen Oberhoheit aufzutauchen pflegen, ſpielen nicht 
mit. Der bulgariſch⸗öſterreichiſche Vorſtoß gegen die Türkei, gerade wo ſich 
dieſe in einer ausſichtsreichen Reformbewegung befindet, iſt ein Abenteuer, 
das um ſo verwerflicher erſcheint durch den Geſichtspunkt, der es als harm⸗ 
los erſcheinen laſſen ſoll; wenn es den tatſächlichen Zuſtand doch nicht ändert, 
ſondern nur eitle Zwecke, aber eine verhängnisvolle Wirkung hat, ſo muß es 
vom politiſchen Standpunkt aus ebenſo, ja noch viel ſchärfer verurteilt 
werden als vom moraliſchen, und irgend ein Intereſſe, geſchweige denn irgend 
eine Pflicht, es zu unterſtützen, hat die deutſche Nation nicht. 

Dieſe Tatſache unumwunden auszuſprechen, wird auch dadurch nicht über⸗ 
flüſſig, daß die Gefahr eines Weltkriegs vielleicht noch nicht von heute auf 
morgen droht. In Konſtantinopel ſträubt man ſich mit Vernunft dagegen, 
in den chriſtlichen Hauptſtädten hat man aber andere triftige Gründe, das 
Schickſal nicht gar ſo dreiſt herauszufordern. Dieſen Gründen — und nicht 
etwa der ſtaatsmänniſchen Einſicht der europäiſchen Diplomatie — verdankt 
Europa, daß es ſeit einem Menſchenalter von keinem Kriege verheert worden 
iſt. Heutzutage iſt kein Weltkrieg möglich, worin nicht jede Krone, mag ſie 
noch ſo angeſtammt und noch ſo unzweifelhaft vom Tiſch des Herrn genommen 
ſein, nicht jeden Tag die Gefahr läuft, wie Glas zu zerſplittern, und der Trieb 
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der Selbſterhaltung iſt eine fichere Bürgſchaft dafür, daß diplomatische Spiele, 
wie ſie noch vor vierzig Jahren zwiſchen dem Berliner Bonaparte und dem 
Pariſer Bismarck möglich waren, heute nicht mehr möglich ſind. 

Aber die Dinge ſelbſt haben auch ihre Logik, und das internationale Wett⸗ 
rüſten kann in der bisherigen Weiſe nicht weitergehen, ohne daß es ſich doch 
einmal in einer furchtbaren Kataſtrophe entlädt. Für dieſen Fall bereit zu 
ſein, haben alle Nationen den dringendſten Anlaß, und deshalb muß man 
ſolche Dinge, wie die gegenwärtige Balkankriſe, rückſichtslos und rührig aus⸗ 
beuten, um das diplomatiſche Gaukelſpiel in intmer größeren Mißkredit zu 
bringen und in den Maſſen das Bewußtſein zu wecken, daß ſie, und ſie allein, 
berufen und fähig ſind, über die nationalen Intereſſen zu entſcheiden. Man 
darf damit nicht warten, bis der Krieg wirklich ſchon an die Tore pocht, denn 
dann iſt es zu ſpät. Und gerade die gegenwärtige Balkankriſe iſt in ihrer 
frivolen Nichtigkeit beſonders geeignet, die Köpfe zu klären, die bisher immer 
noch von den Dünſten umnebelt geweſen ſind, die aus der diplomatiſchen 
Hexenküche emporſteigen. 

Sollte in der Tat die deutſche Diplomatie den öſterreichiſchen Antaſtungen 
des Weltfriedens ihre Unterſtützung leihen, wie die offiziöſe Preſſe ankündigt, 
ſo wird es eine um ſo ernſtere Pflicht der Arbeiterklaſſe ſein, gegen dieſe Ge⸗ 
fährdung des Weltfriedens energiſchen Einſpruch zu erheben. Fürſt Bülow 
ſieht es zwar nicht gern, daß die auswärtige Politik in der „Haſenheide“ ge⸗ 
macht wird — und wir begreifen dieſe Abneigung vollkommen —, aber er 
wäre ein ſo ſchlechter Fürſtendiener, wie er ein guter Fürſtendiener ſein will, 
wenn er nicht in ſeinem ſtillen Kämmerlein erwöge, was die „Haſenheide“ 
über Dinge zu ſagen hat, bei denen es ſich um ihre Knochen handelt. 

Mit ſuffiſanten Diplomatenwitzen aus der Rokokozeit läßt ſich heute ſelbſt 
im neudeutſchen e keine auswärtige Politik mehr machen. 


— 


nationalpſpchologie oder Klaffenftandpunkt?' 
Von N. Trotzky. 


1 


In einem bedeutenden Teile der ſozialiſtiſchen Internationale läßt ſich eine 
überaus große, bisweilen geradezu in Teilnahmloſigkeit übergehende Zurück⸗ 
haltung beobachten, ſo oft es ſich um Fragen der auswärtigen Politik handelt. 
Dieſer Zug iſt das Erbe jener Periode der europäiſchen Geſchichte, die auf 


1 Das Erwachen Aſiens, namentlich die türkiſche Revolution mit den internationalen 
Verwicklungen, die ſie erzeugt, machen für die geſamte internationale Sozialdemokratie das 
Verſtändnis des Orients zu einer dringenden praktiſchen Angelegenheit. Für unſere deutſche 
Parteipreſſe iſt aber über die Beziehungen Oſterreichs zu den Völkern des Oſtens die „Wiener 

A Arbeiter⸗Zeitung“ naturgemäß ein wichtiges Informationsmittel. Schon das würde es recht⸗ 
x fertigen, daß wir vorliegender Kritik des Auslandsredakteurs unſeres Wiener Bruderorgans 

ua Raum geben. Wir haben um jo mehr Veranlaſſung dazu, als dieſer Redakteur ſeit einiger 
Zeit dazu übergegangen iſt, die ausländiſche Politik der deutſchen Sozialdemokratie direkt in 

lad ſein Fahrwaſſer lenken zu wollen. Da haben wir alle Urſache, einem ſachkundigen Kritiker 
ſeines Standpunktes das Wort zu erteilen. Die Redaktion. 
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den Deutſch⸗Franzöſiſchen Krieg, die Kommune und den Zerfall der alten 
Internationale folgte. Inmitten der mächtigen induſtriellen Entwicklung 
und der Feſtigung der europäiſchen Reaktion wurde die ganze Energie 
unſerer Partei von der Organiſierung der vom Kapital proletariſierten 
Maſſen in Anſpruch genommen. Revolutionäre Zuſammenſtöße zwiſchen den 
Klaſſen fehlten in gleicher Weiſe wie kriegeriſche Verwicklungen unter den 
Staaten. Der bewaffnete Friede und das europäiſche Gleichgewicht zwangen 
die Sozialdemokratie, ihre Aufmerkſamkeit in erſter Linie den Laſten des Mili⸗ 
tarismus im Innern zuzuwenden. Der rein diplomatiſche Charakter der 
internationalen Politik trug neben manchen anderen Urſachen zu einer gewiſſen 
nationalen Abſonderung der proletariſchen Parteien bei. 

Der Ruſſiſch⸗Japaniſche Krieg, die ruſſiſche Revolution und das Erwachen 
Aſiens — dieſe Umſtände ändern von Grund aus die Situation. 

Jenes hohe Maß von Aufmerkſamkeit, das der Stuttgarter Kongreß der 
Frage der internationalen Verwicklungen widmete, zeugt davon, daß der 
Sozialismus zu der neuen politiſchen Situation Stellung nimmt, und die 
neulich ſtattgefundene Friedensdemonſtration der Arbeiterſchaft zu Berlin be⸗ 
deutet einen mächtigen praktiſchen Schritt nach vorwärts auf dem Wege der 
aktiven Einmiſchung der Sozialdemokratie in die auswärtige Politik der kapi⸗ 
taliſtiſchen Regierungen. Aus einem Prinzip unſeres Programms, aus dem 
Solidaritäts gefühl der proletariſchen Maſſen iſt der Internationalismus im 
Begriff, ſich zu einer Tatſache der direkten und unmittelbaren revolutionären 
Mitarbeiterſchaft der Arbeiterklaſſen in den verſchiedenen Ländern um⸗ 
zuwandeln. Man kann dieſe neue Phaſe der politiſchen Entwicklung nur will⸗ 
kommen heißen! Auf dem Weltmarkt der gegenwärtigen Politik, wo ſich die 
gewaltigen Kräfte der kapitaliſtiſchen Entwicklung kreuzen, wo deren Gegenſätze 
mit dem Argument der Waffen gerüſtet aufeinanderprallen — da iſt es für 
jede einzelne Arbeiterpartei am leichteſten, ihre privaten Siege und Errungen⸗ 
ſchaften an dem Maßſtab der Weltbeziehungen zu meſſen und auf dieſe Weiſe 
ſich der Augenbinde der nationalen oder gar lokalen Beſchränktheit zu entledigen. 

Vielleicht hat gerade das unklare Bewußtſein, daß es in dieſer Sphäre am 
ſchwerſten ſei, gewiſſe einlullende Vorurteile vor rauhen Schlägen zu bewahren, 
hier und da manchen veranlaßt, voller Unruhe aufzuhorchen. 

So brachten, noch bevor die engliſche Deputation in Berlin eintraf, die 
„Sozialiſtiſchen Monatshefte“ eine flüchtige, aber hinreichend beſtimmte Würdi⸗ 
gung der ſich vorbereitenden Manifeſtation. 1 

„Man darf ſich darüber nicht täuſchen“, ſchrieb Karl Leuthner, „daß 
auch ſozialdemokratiſche Kundgebungen dieſer Art wenig beachtet, als bloße 
Sache der Form und Formeln angeſehen werden.“ Vom wem? Von der Maſſe 
etwa, die zu ſolchen Demonſtrationen mit der revolutionären Bereitſchaft er⸗ 
ſcheint, das Wort zur Tat werden zu laſſen? Natürlich nicht! Von der Regierung 
vielleicht, die die waffenloſen politiſchen Demonſtrationen mit der Mobilmachung 
der Truppen beantwortet? Gleichfalls nicht! Von wem alſo? Offenbar von 
jenen Politikern, die das Rauſchen ihrer Feder für einen diplomatiſchen Faktor 
größter Wichtigkeit halten, die Maſſenmanifeſtationen aber als ein techniſches 
Detail, als ein dekoratives Nebenbei der ſozialiſtiſchen Politik behandeln. 


1 Karl Leuthner: Die Aufgabe der deutſchen Sozialdemokratie in der auswärtigen 
Politik. „Sozialiſtiſche Monatshefte“, Heft 18/19, S. 1129. 
1908-1909. I. Bd. 
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Was jedoch Schlägt Leuthner als Erſatz vor? Seine Anſchauung muß um 
ſo lehrreicher ſein, als er ſchon ſeit langem und emſig in der „Wiener Arbeiter⸗ 
Zeitung“ alle Wandlungen der internationalen Politik verfolgt — weshalb 
er auch für ſich das Recht in Anſpruch nehmen zu können glaubt, der deutſchen 
Sozialdemokratie einige Schlußfolgerungen aus ſeinem Beobachtungsmaterial 
als Richtſchnur zu empfehlen. 

Vor allem hält es Karl Leuthner für nötig, die „unfehlbare Schablone“ 
über Bord zu werfen, die die heutigen internationalen Konflikte und Kriege 
als „das natürliche Produkt der kapitaliſtiſchen Konkurrenz und des Dranges 
nach neuen Märkten“ hinſtellt. Frei von jeder Schablone, wie er iſt, gelangt 
Leuthner zu dem völlig neuen und höchſt lehrreichen Schluſſe, daß „das geiſtige 
Element heute in der äußeren Politik eine geſteigerte Wichtigkeit“ beſitze, und 
daß „ſich ſelbſt in Rußland die alten Eroberungs⸗ und Vorherrſchaftsgedanken 
des Zarentums längſt mit volkstümlichen Ideen verquickt, in volkstümliche 
Strömungen umgeſetzt haben“. 

Das „geiſtige Element“, das die gegenwärtige internationale Politik durch⸗ 
dringt, erweiſt ſich nach den Beobachtungen Leuthners als nichts anderes wie 
der allgemeine Deutſchenhaß. Die Engländer, Franzoſen, Ruſſen, Slawen 
überhaupt — haſſen Deutſchland. Dieſer Haß habe ſeinen Urſprung in der 
Verleumdung, der Dummheit und Unwiſſenheit, dem Neide und anderen ver⸗ 
wandten „geiſtigen Elementen“. Und dieſer allgemeine Haß ſei eben der Haupt⸗ 
quell der Kriegsgefahr. Unter ſolchen Umſtänden „konkretiſiere ſich für die 
deutſche Sozialdemokratie die Aufgabe, dem Frieden zu dienen in der Be⸗ 
kämpfung des Deutſchenhaſſes“. Dies aber erreiche ſie am beſten, wenn ſie 
die deutſche Regierung in Fragen der auswärtigen Politik in Schutz nehme. 
„Ihr Zeugnis für die Friedensliebe des deutſchen Volkes, des Deutſchen 
Reiches, fände einen tiefen und weiten Nachhall. Es iſt in den Tagen nach 
Reval nicht mehr die Zeit, Vorgänge der auswärtigen Politik als Agitations⸗ 
mittel in der inneren zu verwerten.“ 

Die Alarmpolitik der deutſchen Regierung iſt nach Leuthner ſtets und in 
jedem Einzelfall nur das zufällige Reſultat der perſönlichen Nervoſität — 
daher bedeute ſie keine Gefahr. Die feige Provozierungspolitik Oſterreichs auf 


dem Balkan erſcheine „nur als das böſe Mißgeſchick der Ungeſchickten“. In 


beiden Fällen — honny soit qui mal y pense (es iſt eine Schande, ſchlecht 
davon zu denken)! Dies iſt der Standpunkt, den Genoſſe Leuthner mit Kon⸗ 
ſequenz in ſeiner Auslandspolitik durchführt, indem er uns zeigt, wie die wahre 


Auslandspolitik gemacht werden muß, um nicht „als bloße Sache der Form 


und Formeln angeſehen zu werden“. Wenn die gelbe Preſſe Englands, Frank⸗ 
reichs oder Rußlands, die um nichts beſſer oder ſchlechter iſt als die gelbe 
Preſſe Deutſchlands oder Oſterreichs — und warum in der Tat ſollte ſie beſſer 
oder ſchlechter ſein? —, einen ihrer regelmäßigen deutſchfeindlichen Artikel zur 
Welt bringt, ja dann iſt dies die Willensäußerung der Nation, dann ſind 
dies „volkstümliche Strömungen“, dann iſt dies der blindwütende, der ge⸗ 
fährliche, der unerklärliche, der myſtiſche, der allgemeine Deutſchenhaß. Und 
dieſes Gefühl, das die Völker Englands, Frankreichs und Rußlands in gleicher 
Weiſe beſeele, könne die deutſche Sozialdemokratie nur durch ein Mittel aus 
der Welt ſchaffen: indem ſie in der auswärtigen Politik die Waffe der Oppo⸗ 
ſition aus der Hand lege und die Verantwortung für die Politik des Fürſten 
Bülow auf ſich nehme. 
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Wir müſſen eingeſtehen, daß dieſer Gedankengang für uns nichts Über⸗ 
zeugendes enthält. Vielleicht deshalb, weil wir uns noch nicht frei gemacht 
haben von der „unfehlbaren Schablone“ der materialiſtiſchen Analyſe zugunſten 
der neuen Werte jenes „hiſtoriſchen Wiſſens“, von dem Leuthner in etwas 
nebelhafter, aber um ſo verlockenderer Form ſpricht. So vermögen wir nicht 
die Anſicht zu teilen, daß die deutſche Sozialdemokratie der Welt einen beſſeren 
Dienſt leiſten würde, wenn ſie die Verantwortung für die Politik der imperia⸗ 
liſtiſchen Nervoſität auf die eigenen Schultern lüde. So erlauben wir uns 
auch daran zu zweifeln, daß auf dieſem Wege jenes unbedingte Vertrauen, 
das die deutſche Partei in Millionen und aber Millionen Herzen unter den 
anderen Nationen ſich zu erwerben wußte, auf die deutſche Regierung über⸗ 
gehen werde; ja wir bekennen uns zu der Anſicht, daß dies das beſte Mittel 
ſei, um das Mißtrauen, das in die Regierung geſetzt wird, auch auf die 
Sozialdemokratie auszudehnen. 

Indes dieſe Seite der Frage intereſſiert uns im gegebenen Augenblick 
weniger: wenn der konſequente Reviſionismus auf dem Gebiet der auswärtigen 
Politik für die deutſche Partei eine Gefahr bedeutete, ſo würde er einer informier⸗ 
teren und überzeugenderen Kritik begegnen, als wir ſie zu geben imſtande ſind. 

Dagegen halten wir es aus dem zwiefachen Rechte des ruſſiſchen Sozia⸗ 
liſten und fleißigen Schülers der deutſchen Sozialdemokratie für unbedingt 
notwendig, mit aller Entſchiedenheit gegen Leuthners Verſuch Front zu machen, 
der darauf hingeht, auf den Kurs der deutſchen Sozialdemokratie Einfluß zu 
bekommen, mit Hilfe von vollkommen falſchen — ſchief aufgefaßten, über⸗ 
triebenen oder entſtellten — faktiſchen Darſtellungen, wenigſtens ſoweit 
es ſich um Rußland handelt. 


II. 


Ein höchſt beredtes Muſter der Politik im Stile Karl Leuthners bot die 
„Wiener Arbeiter⸗Zeitung“ in ihrem Artikel anläßlich der Revaler Entrevue 
zwiſchen Eduard VII. und Nikolaus II. 

Nachdem ſie darauf hingewieſen hat, daß die engliſch⸗ruſſiſche Entente 
gegen Deutſchland ihre Spitze habe, obwohl auch ſelbſtverſtändlich das amt⸗ 
liche Rußland ſich hüte, dies offen anzuerkennen, fährt die „Arbeiter⸗Zeitung“ 
fort: „Allein das amtliche Rußland hat ſich ſchon in den Zeiten des Abſo⸗ 
lutismus oft durch die öffentliche Meinung ſeine Wege beſtimmen laſſen, und 
der an den Wahnſinn ſtreifende Haß gegen alles Deutſche, wie er 
aus der geſamten ruſſiſchen Preſſe in wilden Verleumdungen und 
tückiſchen Lügen gegen das Reich wie gegen die Deutſchen Dfter- 
reichs hervorbricht, nährt in gewiſſen Londoner Politikern die Hoffnung, 
daß die Ruſſen doch einmal ihre Haut zu Markte tragen werden, um die 
Kraft des verhaßten Konkurrenten Englands in verzweifeltem Ringen zu 
ſchwächen“ (Nr. 160). Wir müſſen geſtehen, daß uns ein Gefühl der tiefſten 
Verlegenheit überkommt, indem wir dieſen ungeheuerlichen Paſſus zitieren, 
der wohl beſſer auf den Seiten der nationalliberalen und alldeutſchen Blätter 
geblieben wäre, anſtatt in die Spalten eines proletariſchen Organs überzu⸗ 
ſiedeln. Iſt es denn wirklich gar ſo ſchwer, zu begreifen, daß „die geſamte 
ruſſiſche Preſſe“ keinen Haß hegen könne „gegen alles Deutſche“, weil für 
einen ſolchen keine Ausnahme kennenden Haß Deutſchland ein zu ungleich⸗ 
artiges Objekt und Rußland ein zu ungleichartiges Subjekt iſt! 
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Vor allem käme es einer Arbeiterzeitung wohl zu, für die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Preſſe eine Ausnahme von der Regel zu machen. Freilich haben wir 
jetzt in Rußland keine legalen Organe. Damit iſt aber noch nicht geſagt, 
daß unſer Wort die Arbeitermaſſen nicht erreicht. Und wir können ohne das 
geringſte Schwanken behaupten, daß ſowohl die Blätter, die von unſeren 
Parteiorganiſationen in illegalen Druckereien herausgegeben werden, als auch 
diejenigen, die im Ausland erſcheinen, nicht nur nicht von Haß gegen Deutſch⸗ 
land und die Deutſchen Oſterreichs angeſteckt find, ſondern vielmehr durchaus 
jener ſaloppen Denkart fernſtehen, die kein Bedenken trägt, auf der einen Seite 
„alles Deutſche“ und auf der anderen „alles Ruſſiſche“ zu einem Haufen auf⸗ 
zuſchichten. Dieſe Preſſe als quantité négligeable völlig überſehen, hieße auf dem 
Niveau der europäiſchen Diplomatie ſtehen, die die Jungtürken erſt in dem Augen⸗ 
blick gewahr wurde, als ſie dem Padiſchah das Meſſer an die Kehle ſetzten. 

Ebenſo wie die Sozialdemokratie ſind auch diejenigen Parteien einer 
legalen Preſſe beraubt, die ſich mit ihr in den Haupteinfluß auf das Bauern⸗ 
tum teilen: nämlich die Sozialrevolutionäre und die Trudowiks (Arbeits⸗ 
gruppe). Mithin müſſen die revolutionären Parteien, die in der zweiten 
Duma bei dem durch den Senat verhunzten Kurialſyſtem Wittes 212 Stimmen 
beſaßen (64 Sozialdemokraten und 148 Narodniki) und denen allein das 
Recht zuſteht, im Namen des Volkes zu ſprechen, von jeglicher Verantwortung 
für das Verhalten jener Preſſe losgeſprochen werden, die Stolypin und jeine 
Provinzſatrapen zu dulden die Gewogenheit haben. Und ein ſozialdemokra⸗ 
tiſcher Schriftſteller, welcher es für nötig fand, die deutſchen Arbeiter mit der 
Haltung der ruſſiſchen Preſſe gegenüber allem, was „deutſch“ iſt, bekannt zu 
machen, hätte, meinen wir, jene Tatſache klar und deutlich hervorheben müſſen. 

Trifft es aber — fragen wir weiter — wenigſtens in bezug auf jenen Teil 
der legalen Preſſe, welche den konterrevolutionären Sturm überlebte, zu, daß 
die „wilden Verwünſchungen und tückiſchen Lügen gegen alles Deutſche“ ihren 
einzigen und ganzen Lebensinhalt ausmachen? Nein, auch das trifft nicht im 
entfernteſten zu. Vor allem nicht, was die Provinzblätter anbetrifft. In der 
Mehrzahl ſind es parteiloſe Organe, die in der Mitte zwiſchen kadettiſchem 
Liberalismus und revolutionärer Demokratie ſtehen. Zwar iſt ihr Radikalismus 
überaus unbeſtändig und blaß, und trotz ihrer großen Verbreitung genießen 
ſie faſt gar keinen ſelbſtändigen politiſ chen Einfluß; dennoch aber würde 
man ſelbſt bei genaueſtem Zuſehen in dieſen Organen auch nicht eine Spur 
von Haß gegen „alles Deutſche“ entdecken können. 

Somit käme nur noch die hauptſtädtiſche Preſſe in Frage. Aber auch 
deren Verhalten zu Deutſchland iſt ein derartiges, daß es beileibe nicht durch⸗ 
weg grau in grau gemalt werden darf. Gehen wir von links nach rechts, 
von den Kadetten zu den ee ſo tritt es mit Geſetzmäßigkeit 
zutage, daß, j t 
für die_regierenden Sphären D nds ſind. Am wenigſten ſtabil iſt die 
altung der „Nowoje Wremja“, die alle Schwankungen des Regierungskurſes 
mitmacht. Aber der korrupteſte und einflußreichſte Mitarbeiter dieſer kor⸗ 
rupten und einflußreichen Zeitung charakteriſierte — in Verbindung mit dem 
Eulenburg⸗Prozeß — das „fromme Deutſchland“ und ſeinen „ſtolzeſten der 
chriſtlichen Throne“ als „Kreml der chriſtlichen Geſellſchaft“. Die Stolypinſche 
„Rossija“ proteſtiert entſchieden gegen diejenigen, die „Deutſchland zum 
Gegenſtand ſteter und ſchroffer Angriffe machen, indem fie ihm ... liſtige 
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Machenſchaften zur Laſt legen, für die nicht die geringſten poſitiven Anhalts⸗ 
punkte vorliegen“. 

Die oktobriſtiſche „Golos Prawdy“ empfiehlt „eine Politik möglichſt gleich- 
mäßigen Wohlwollens gegenüber allen Großmächten der Welt, ſei es Deutſch— 
land oder Japan oder Frankreich oder England“. — Endlich ſchlägt die 
„St. Peterburgskija Wedomosti“, das reaktionäre und ſubventionierte Blatt 
des Fürſten Uchtomsky, nicht mehr und nicht weniger als folgendes vor: Das 
Bündnis mit Frankreich nicht zu feſtigen, ſondern die Verträge mit ihm höf⸗ 
lich zu löſen; freundſchaftlich, aber ein für allemal das Band mit den öſter⸗ 
reichiſchen und Balkanſlawen zu zerreißen; gute Beziehungen zu pflegen zu den 
treuen und im Geſchäft wie in der Politik ehrlichen Deutſchen. Und noch in 
den jüngſten Tagen war es Fürſt Meſchtſchersky, der pathetiſch die ſeitens der 
deutſchen Regierung dem Zarismus erwieſenen Liebesdienſte den Ränken des 
tückiſchen Albion gegenüberſtellte. 

Was ſehen wir alſo? Von der „geſamten ruſſiſchen Preſſe“ mußten wir 
zunächſt die illegalen Organe ausſcheiden, dann den größten Teil der Provinz⸗ 
preſſe und zuletzt die konſervativen und reaktionären Blätter. Mithin blieben 
nur noch die Preßorgane der Kadettenpartei und der verwandten Nich- 
tungen. In dieſem Teil der Preſſe kann man tatſächlich eine ſyſtematiſche 
Hetze gegen Deutſchland konſtatieren. Wir können hier ganz ruhig die Frage 
unerörtert laſſen, ob der Feldzug der Kadetten gegen Deutſchland durch den 
angeblichen Deutſchenhaß hervorgerufen ſei oder durch den tiefſinnigen, echt 
liberalen Plan, die zariſche Regierung aus den Armen Deutſchlands zu reißen 
und ſie dem Zauber des Londoner Parlamentarismus zuzuführen. Nicht zu 
bezweifeln iſt aber die Tatſache, daß die „Arbeiter⸗Zeitung“ oder richtiger ihr 
Redakteur für die Auslandsrubrik ein völlig phantaſtiſches Gemälde entwirft, 
indem er uns mit einem ſo großen Wortaufwand von der tollwütigen Kam⸗ 
pagne der geſamten ruſſiſchen Preſſe gegen alles Deutſche erzählt. Könnte es 
denn auch anders ſein? Die ruſſiſchen Volksmaſſen, das heißt in erſter Linie 
die Bauernſchaft, haben bis jetzt entweder an dem politiſchen Leben gar nicht 
teilgenommen oder aber, wenn dies geſchah, revolutionär neben dem Prole⸗ 
tariat gehandelt. Der eine wie der andere Fall ſchließt die Möglichkeit einer 
bewußten und aktiven Unterſtützung der Eroberungspolitik des Zarismus 
aus. Damit die Volksmaſſen von nationalem Haſſe durchdrungen werden, 
bedarf es langer Jahre entwickelten politiſchen Lebens und in erſter Linie der 
Schule des bürgerlichen Parlamentarismus. Beide Bedingungen fehlten bei 
uns vollſtändig. Was aber die Preſſe anbetrifft, welche bei uns die aus⸗ 
wärtige Politik „machte“, ſo wandte ſie ſich niemals an das Volk und hatte 
auch zu ihm keinen Zutritt. Jedenfalls betonte dieſe privilegierte Preſſe im Laufe 
einer langen Reihe von Jahren ſtets, daß Rußlands Erbfeind das „tückiſche Eng⸗ 
land“ ſei und nicht das „ehrliche Deutſchland“, — und wenn die neue inter⸗ 
nationale Kombination, von deren Haltbarkeit wir übrigens durchaus nicht über⸗ 
zeugt ſind, im gegenwärtigen Augenblick die Regierungsorgane zu einem Front⸗ 
wechſel zwingt, ſo werden ſelbſt dieſe letzteren nicht wagen, mit Karl Leuthner 
zu behaupten, daß die von ihnen verteidigten „Eroberungs- und Vorherrſchafts⸗ 
gedanken des Zarismus ſich in volkstümliche Strömungen umgeſetzt“ hätten. 

Das von uns oben angeführte Zitat bildet keinen Ausnahmefall. Viel⸗ 
leicht daß es nur allzu offen jenem Gedanken Ausdruck verleiht, der wie ein 
gelber Faden (von einem roten zu ſprechen, fehlt uns die Kühnheit) durch 
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die ganze äußere Politik der „Arbeiter⸗ Zeitung“ hindurchgeht, und dies be⸗ 
ſonders in denjenigen Fällen, wo es ſich um derart „wenig erforſchte“ Länder 
handelt, wie Rußland oder die Balkanhalbinſel.! Die einzigen Faktoren, die 
man hier gelten läßt, das ſind die nationalen Antagonismen, ja ſelbſt der 
Kampf des Slawentums gegen das Deutſchtum — gewiſſermaßen als ab⸗ 
ſtrakte überhiſtoriſche Kräfte. Von Klaſſenkampf, internationaler Solidarität 
der Arbeiter und ähnlichen banalen Dingen wird man hier höchſt ſelten etwas 
zu hören bekommen — viel ſeltener, als man es zu erwarten berechtigt wäre. 
Einen nicht unweſentlichen Grund für dieſe einem Sozialiſten ſo wenig an⸗ 
ſtehende Neigung, Rußland als ein einziges Ganzes zu betrachten, bildet un⸗ 
zweifelhaft der über jede Sorgfalt erhabene Mangel an Informiertheit. In der 
Tat braucht man nur im „Oſterreichiſchen Arbeiterkalender für 1907“ den 
hiſtoriſch⸗philoſophiſchen Aufſatz: „Urſachen und Weſen der ruſſiſchen Revo⸗ 
lution“ von Karl Leuthner nachzuleſen, um eine Vorſtellung zu bekommen von 
den Urſachen und dem Weſen der zahlreichen — milde ausgedrückt — Miß⸗ 
verſtändniſſe, die dem Wiener Parteiorgan bei der Beurteilung der inneren 
und äußeren Politik Rußlands untergelaufen find.” An ſich ſelbſt iſt dieſer 
Mangel an Informiertheit nur geeignet, mehr oder minder harmloſe Kurioſi⸗ 
täten zu zeitigen. Wehe aber, wenn ſie mit tendenziöſer Voreingenommenheit 
gepaart iſt, die ſich um ſo freier fühlt, je weniger ſie durch Kenntnis der Tat⸗ 
ſachen beengt iſt. Wenn wir nicht fehlgehen, entſpringt die tendenziöſe Fär⸗ 
bung, der Mangel an Informiertheit unſeres Verfaſſers aus der ſozialiſtiſchen 
Blaſiertheit, der es als Sache ſchlechten literariſchen Geſchmacks erſcheint, die 
Erklärung für hiſtoriſche Tatſachen in den Klaſſenbeziehungen zu ſuchen, und 
die eine launenhafte Sucht nach nationalen Charakteriſtiken und pfycholo⸗ 
giſchen Farbeneffekten erzeugt. 
a III. 

„Wie ein Rätſel ſtarrt uns der ruſſiſche Staats⸗ und Völkerkoloß ent⸗ 
gegen. . .. Neben ſklaviſcher Unterwürfigkeit ſehen wir lebensverachtenden 
Heldenmut, neben faſt völliger Roheit und Stumpfheit des Intellektes ein 
ſchier unfaßbares Drängen nach Erkenntnis und Klarheit. Nach der Orgie 
des Zarismus und mitten in ihr erſcheint ein Zeitalter des ſelbſtloſen Opferns. 
Noch erkennen wir nicht ganz die Seele der ruſſiſchen Völker ...“ uſw. 
So ſchreibt die „Wiener Arbeiter⸗Zeitung“ in der Empfehlung, mit der ſie 
den Gorkiſchen Roman „Die Mutter“ bei ihren Leſern einführte. Mit welcher 


1 So leſen wir in einer der letzten Nummern (272) der „Arbeiter-Zeitung“, daß die ver⸗ 
leumderiſchen Gerüchte von den Abſichten Oſterreichs, Bosnien einzuverleiben, „in Rußland, 
mit den ‚Times‘ zu reden, die ‚ichlafenden Hunde“ geweckt haben, die denn kräftiglich in der 
geſamten Preſſe knurren und belfern“. 

2 Der genannte Aufſatz bildet im wahrſten Sinne des Wortes eine Blütenleſe von 
hiſtoriſchen Kurioſitäten. Wir halten es nicht für angängig, an dieſer Stelle den Inhalt 
desſelben näher zu prüfen, weil dies zu viel Raum beanſpruchen und uns beſtenfalls nur 
um den armſeligen Schluß bereichern würde, daß Karl Leuthner wohl getan hätte, ſich für 
den Arbeiterkalender ein anderes Thema auszuſuchen. Dafür aber können wir es uns nicht 
verſagen, hier auf eine Stelle in feinem Jubiläumsartikel über Tolftoi zu verweiſen, wo er 
den öſterreichiſchen Arbeitern erzählt, daß „die Fraktionsführer der (ruſſiſchen) Revolution, 
zwar meiſt nicht mehr Ariſtokraten, aber dank den reichen Schr iftſtellerhonoraren, die die 
ruſſiſche Leſeluſt gewährt, auf ariſtokratiſche Art lebend, mitten in der Revolution Badereiſen 
und Landaufenthalt nicht entbehren konnten“. Dieſen erſtaunlichen Ausfall könnte man un⸗ 
qualifizierbar nennen, wenn er nicht ſo töricht und komiſch wäre. 8 
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Leichtigkeit wirft man hier in den gleichen Topf die Merkmale durchaus ver⸗ 
ſchiedener geſellſchaftlicher Gruppen, beziehungsweiſe einer und derſelben 
Gruppe auf verſchiedenen Stadien ihrer Entwicklung, um dann das ſo er⸗ 
haltene chaotiſche Gemenge „Seele der ruſſiſchen Völker“ zu taufen. Ließen 
ſich denn nicht ebenſogut als Parallele derartiger Verquickung verſchiedenſter 
Dinge zu einem Ganzen die Orgien des Kapitalismus mit dem proletariſchen 
Idealismus zuſammenwerfen; die Stumpfheit des katholiſchen Bauern, der 
die Grazer Univerſität ſtürmt, mit der Intelligenz des Wiener ſozialiſtiſchen 
Arbeiters, der nicht anſtehen würde, ſich zum Schutze der freien Wiſſenſchaft 
zu erheben; die idiotenhafte Roheit des galiziſchen Gendarmen mit dem fana- 
tiſchen Heroismus des rutheniſchen Studenten — und ließe ſich dann nicht 
von dieſer Miſchung, zu der man noch die Behutſamkeit der k. k. Diplomatie 
und die über alles hinweghaſtende Oberflächlichkeit der Journaliſten hinzu⸗ 
nehmen müßte, ebenſogut ausrufen: „So ſieht die Seele der öſterreichiſchen 
Völker aus“? Man könnte ohne weiteres an dieſer billigen pſychologiſchen 
Redensart vorbeigehen, wenn hier eine bloße Zufälligkeit vorläge. Dies iſt 
aber nicht der Fall — ſondern wir haben es leider mit einer Gepflogenheit 
zu tun, die faſt zum Syſtem erhoben worden iſt. Schon mehr als einmal 
nämlich wurde in dem Wiener Parteiorgan der unglückſelige Verſuch unter⸗ 
nommen, den Gang der ruſſiſchen Revolution durch die Eigenſchaften der 
Pſyche der ruſſiſchen Völker zu begründen — wobei jedesmal dieſe Pſyche 
ohne ſonderliche alchymiſtiſche Weisheit aus raſch hier und da aufgeleſenen 
pſychologiſchen Antitheſen vorher konſtruiert wurde. Neulich konnten wir 
ſehen, wie dasſelbe Verfahren auch in bezug auf die türkiſche Revolution an⸗ 
gewendet wurde. „Etwas Geheimnisvolles, Rätſelhaftes liegt über 
den Ereigniſſen, die ſich in der Türkei abſpielen.“ Und was iſt das? „Es 
iſt wie die ungeheure Verſchwörung eines ganzen Volkes, bei der die 
planenden Berechnungen erfahrener Leiter die Handlung des Ganzen durch— 
dringen.“ Der Verfaſſer zählt die möglichen materialiſtiſchen Erklärungen 
für die Planmäßigkeit und den ruhigen Verlauf der türkiſchen Revolution 
auf, um ſie aber eiligſt zu verwerfen und zu dem Schluſſe zu gelangen: „So 
viel Fragen, ſo viel unlösbare Rätſel.“ Natürlich bleibt dann nichts anderes 
übrig, als dieſe Rätſel in der Seele der türkiſchen Völker aufzulöſen, die gleich jeder 
nationalen Seele dazu verdammt iſt, bei allen geſchichtlichen Ereigniſſen die 
Rolle des verantwortlichen Redakteurs zu ſpielen — wobei die Armſte nicht 
nur die ganze Laſt der inneren Gegenſätze der ſozialen Ordnung zu tragen 
hat, ſondern obendrein noch die romantiſche Schwäche einiger Publiziſten für 
das Geheimnisvolle und Rätſelhafte. 

Es iſt hier nicht unſere Abſicht, das Verhältnis zwiſchen dem national⸗ 
pſychologiſchen Faktor einerſeits und den Klaſſenfaktoren der hiſtoriſchen Ent⸗ 
wicklung andererſeits einer Analyſe zu unterziehen. Indes erlauben wir uns, 
als feſtſtehend anzunehmen, daß der Sozialiſt erſt alle Möglichkeiten der Klaſſen⸗ 
erklärung erſchöpft haben muß, ehe er für ſich das Recht in Anſpruch nehmen 
darf, das „Rätſelhafte“ und „Geheimnisvolle“ in die Kehrichtgrube des natio— 
nalen Geiſtes abzuladen. Der umgekehrte Weg bedeutet ein überaus großes 
Wagnis. Der abſtrakt pſychologiſche Standpunkt, ein jo harmlossbelletriſtiſches 
Ausſehen er im Anfang auch haben mag, verſchlingt ſchließlich den Klaſſen⸗ 
beziehungsweiſe ſozialiſtiſchen Standpunkt ebenſo, wie die ſieben mageren Kühe 
Pharaos die ſieben fetten verſchlungen haben. 
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Der national⸗pſychologiſche Impreſſionismus führt ſchließlich zur Annahme 
des Standpunktes derjenigen Partei in dem betreffenden Lande, die ſelbſt den 
nationalen Standpunkt vertritt. Daher entpuppt ſich auch unſer Sozialiſt in 
der Türkei als Jungtürke und in Rußland als Kadett. Und wir ſehen tat⸗ 
ſächlich, daß für die „Arbeiter-Zeitung“ ebenſo wie für die revolutionären 
Nationalliberalen des jungtürkiſchen Komitees die Konſtantinopeler Ausſtände 
oder die nationalen Forderungen der bulgariſchen Bauern in Mazedonien 
nichts anderes bedeuten als Auswüchſe eines gefährlichen Scheinradikalismus, 
die man ſobald als möglich beſeitigen müſſe. Und wir ſehen, daß in den 
Augen der „Arbeiter⸗Zeitung“ ganz Rußland ſowohl in ſeiner inneren wie in 
ſeiner äußeren Politik die Farbe des monarchiſchen Liberalismus annimmt. 
Geradeſo wie die Kadetten reduziert ſie das Drama der ruſſiſchen Revolution 
auf einen Kampf „um die Grenze der konſtitutionellen Befugniſſe“. Geradeſo 
wie ſie überſieht ſie völlig die ruſſiſche Sozialdemokratie, die übrigens bei einer 
derartigen Auffaſſung der Revolution als ein einfaches hiſtoriſches Miß⸗ 
verſtändnis erſcheinen muß. Geradeſo wie die Kadetten begrüßt ſie unbedacht 
den „neuen Kurs“ in der ruſſiſchen auswärtigen Politik, für den ſie mit echt 
liberalem Optimismus Anzeichen in der Dumarede Iswolskys zu erblicken 
glaubt. Geradeſo wie die Kadetten ignoriert ſie die warnende Stimme der 
ſozialdemokratiſchen Fraktion, die ſeinerzeit den groben Schwindel mit dem 
„neuen Kurs“ aufdeckte und die Teheraner Rolle des Oberſten Ljachow prophe⸗ 
zeite.... Und endlich, wenn fie an die Fragen der ruſſiſch⸗deutſchen und ruſſiſch⸗ 
öſterreichiſchen Beziehungen herantritt, unterliegt ſie dem Einfluß desſelben 
Kadettismus, nur mit einem großen Minuszeichen davor. Alle Klaſſen und 
alle Parteien ſchillern da ohne Unterſchied in dem gleichen „kadettiſchen“ Haſſe 
gegen Deutſchland und die Deutſchen Oſterreichs. Und in der Vorſtellung des 
Redakteurs der „Wiener Arbeiter⸗Zeitung“ löſt ſich Rußland unmerklich in 
dem kadettiſchen Panſlawismus auf. 

Wir haben oben dem Gedanken Raum gegeben, daß der Redakteur der 
„Arbeiter⸗Zeitung“ für den auslandspolitiſchen Teil den „banalen“ Klaſſen⸗ 
ſtandpunkt aus literariſch⸗äſthetiſchen Rückſichten aufgebe, ſozuſagen ermüdet 
von der Eintönigkeit der ſozialiſtiſchen Terminologie. Wir möchten nun gerne 
glauben, daß unſere Annahme richtig iſt, und daß tiefergehende Tendenzen 
nicht mit im Spiele ſind. Selbſtverſtändlich iſt es ganz überflüſſig, beſonders 
hervorzuheben, daß das äſthetiſche Kriterium nicht maßgebend ſein kann, und 
daß es den öſterreichiſchen Arbeitern zu großem Vorteil gereichen würde, wenn 
man ihnen anſtatt national⸗ ä 
klärungen für die Tatſachen und Geſchehniſſe böte. Wir unterfangen uns 
aber, die Anſicht auszuſprechen, daß man ſelbſt vom Standpunkt der literariſchen 
Aſthetik ſehr gewichtige Argumente gegen dieſe Belletriſtik des nationalen Geiſtes 
ins Treffen führen könne. In geringer Quantität ließen ſie ſich noch vielleicht 
vertragen, auf die Dauer aber müſſen dieſe Myſtik der nationalen Beſonnen⸗ 
heit oder des nationalen Haſſes, dieſe pſychologiſchen Antitheſen der Stumpf⸗ 
heit und der Opferwilligkeit, dieſer Kultus des „Rätſelhaften“ und „Geheimnis⸗ 
vollen“ der nationalen Pſyche unausbleiblich Überdruß erzeugen, weil ſie nur 
allzuſehr nach jenen Völkercharakteriſtiken ſeligen Angedenkens ſchmecken, denen 
ſchon Heinrich Heine (ſiehe „Engliſche Fragmente“) in gelehrten Kompendien 
und in Bierkellern ihren Platz anwies. 
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dic Präſidentenwahl 
und die Parteien in den bereinigten Staaten. 
Don Algernon See. 
T. 


Die politiſche Lage in den Vereinigten Staaten in dieſem Jahre iſt eine 
ganz eigentümliche, und es wäre ſehr unklug, über den Ausgang der am 
3. November dieſes Jahres abzuhaltenden Wahlen irgendwelche Vorher— 
ſagungen machen zu wollen. In gewiſſer Beziehung ſind die Ausſichten für 
eine ſtarke Zunahme des ſozialiſtiſchen Votums nicht ſo günſtig wie vor vier 
Jahren, obwohl nicht bezweifelt werden kann, daß das ſozialiſtiſche Denken 
und Fühlen unter den Maſſen große Verbreitung gefunden hat und dieſe 
mächtig beeinflußt. 

Wir haben jetzt ſieben Parteien im Felde — eine mehr als im Jahre 
1904 —, dieſer Zuwachs wird von der ſogenannten Independence Party (Un⸗ 
abhängigkeitspartei) gebildet, welche in dieſem Jahre von dem Millionär und 
Zeitungsbeſitzer William R. Hearſt auf das politiſche Leben der Nation los⸗ 
gelaſſen wurde. Von dieſen ſieben Parteien ſind drei faſt ohne Bedeutung. 

Die Prohibitioniſten, deren einziger Programmpunkt iſt, die Herſtellung 
und den Verkauf von alkoholiſchen Getränken zu verbieten, haben ſeit einem 
Vierteljahrhundert auf ihre Partei zwiſchen 130000 und 260000 Stimmen 
vereinigt; dieſe höchſte Zahl erreichten fie 1892 und 1904, und es iſt kein 
Grund vorhanden, daß ſie jetzt dieſe Stimmenzahl überſteigen werden. 

Die Populiſtiſche Partei, welche im Jahre 1892 mehr als eine Million 
Stimmen auf ihre Kandidaten vereinigte, trug ſich ſelbſt zu Grabe, als ſie im 
Jahre 1896 mit den Demokraten ein Bündnis abſchloß; nach den Wahlen des 
genannten Jahres verſuchten die Populiſten wieder als ſelbſtändige Partei 
aufzutreten, jedoch ohne nennenswerten Erfolg. Das agrariſche Element, 
welches den größten Teil ihrer Stärke ausmachte, blieb bei den Demokraten, 
während die wenigen proletariſchen Elemente, welche dieſer Partei im Jahre 
1892 eine einigermaßen revolutionäre Richtung aufdrängten, meiſt bei den 
Sozialiſten Zuflucht ſuchten. Vor acht Jahren erhielten die Populiſten bei 
der Präſidentenwahl 50000 Stimmen; vor vier Jahren, als der konſervative 
Flügel der Demokratiſchen Partei in dieſer wieder die Oberhand gewann, 
wuchſen ſie auf 116000, und in dieſem Jahre wird es ihnen nicht beſſer gehen. 

Die neben der Sozialiſtiſchen Partei beſtehende Organiſation, die den Namen 
Sozialiſtiſche Arbeiterpartei führt, iſt jetzt an Zahl und Material eine 
bedeutungsloſe Sekte, ohne irgendwelche Lebenskraft, ihre geringen Reſte werden 
nur durch die fanatiſche Anhänglichkeit an ihren Führer Daniel De Leon und 
durch den fanatiſchen Haß gegen die Sozialiſtiſche Partei und die Gewerk— 
ſchaften zuſammengehalten. Es dürfte viele überraſchen, wenn die Kandidaten 
dieſer Partei ſo viele Stimmen erhalten ſollten wie vor vier Jahren, das heißt 
etwa 33000 Stimmen im ganzen Lande. 

Wir können daher dieſe drei Organiſationen ganz aus dem Kreiſe unſerer 
Betrachtungen laſſen und uns den anderen vier politiſchen Parteien zu⸗ 
wenden, nämlich der Republikaniſchen Partei, der Demokratiſchen 
Partei, der Sozialiſtiſchen Partei und der Unabhängigkeitspartei. 
Es iſt vielleicht nicht unangebracht, die europäiſchen Leſer darauf Ae e 


1908-1909. I. Bd. 


86 Die Neue Zeit. 


zu machen, daß drei der gegebenen Namen in keiner Weiſe dem Charakter 

der betreffenden Partei entſprechen; die Demokratiſche Partei iſt ſehr un⸗ 

demokratiſch; eine monarchiſche Partei haben wir hier nicht, folglich bezeichnet 

auch der Name Republikaniſche Partei nicht ee was man gemeiniglich 

unter dieſer Bezeichnung in Europa verſteht, und das hauptſächlichſte Merk⸗ 

mal der Unabhängigkeitspartei iſt deren beiſpielloſe Abhängigkeit von ihrem 
Gründer und Gönner. Eine geſchichtliche Skizzierung dieſer Parteien möge 
zum Verſtändnis der Vorgänge in dieſem Lande beitragen. 


II. 


XL Die Demokratiſche Partei ift den Jahren nach die älteſte, da fie 1828 
ins Leben gerufen wurde. Ihre Gegnerin war anfänglich die Partei der 
Föderaliſten und der Nationalen Republikaner, ſpäter die Whigpartei. Bei 
der Gründung repräſentierte die Demokratiſche Partei die landwirtſchaftlichen 
Intereſſen, im Gegenſatz zu den Handel treibenden Klaſſen. Aber mit der 
Entwicklung des Konfliktes zwiſchen den Intereſſen des Sklaven haltenden 
Südens und den Intereſſen des induſtriell aufblühenden Nordens wurde die 
Demokratiſche Partei immer mehr das politiſche Organ der Sklavenhalter. 
Vom Jahre ihrer Gründung bis 1860 war dieſe Partei meiſt am Ruder, da 
die Politik der Whigs zu furchtſam und wankend war, um die Elemente des 
Nordens zu vereinigen oder dem Einfluß der reichen und vereinten Ariſtokratie 
des Südens Widerſtand bieten zu können. Die grundlegenden Forderungen 
der Demokratiſchen Partei waren: prinzipielle Oppoſition gegen eine ſtarke 
Zentralregierung und Aufrechterhaltung der Souveränitätsrechte der einzelnen 
Staaten. Im Einklang hiermit forderte ſie Freihandel oder die Erhebung 
eines nur geringen Zolles im Gegenſatz zum Hochſchutzzollſyſtem, welches von 
den Whigs und ſpäter von der Republikaniſchen Partei befürwortet wurde. 
Die Herrſchaft der Demokratiſchen Partei wurde durch die Wahlen des 
Jahres 1860, die den Bürgerkrieg herbeiführten, ebenſo wie durch den Sieg 
der Nationalregierung in dieſem Kampfe, der nicht nur die Abſchaffung der 
Sklaverei, ſondern auch die Aufrechterhaltung der Integrität der Union zur 
Folge hatte, unterbrochen. In den 48 Jahren, die ſeither verfloſſen ſind, 
haben die Demokraten nur für zwei Termine von je vier Jahren das Prä⸗ 
ſidentenamt innegehabt, im Bundesſenat hatten ſie eine Majorität während 
einer Periode von ſechs und einer von zwei Jahren und im Repräſentanten⸗ 
haus für zwei Perioden von je ſechs und einer von vier Jahren. Dieſe Perioden 
fielen nur in ſehr ſeltenen Fällen zuſammen, ſo daß die Demokraten das Heft 
| Ja Regierung vollſtändig nur von 1893 bis 1895 in Händen halten, ſeit dem 
f aben fie überhaupt keinen dieſer drei Zweige der Regierung 
deherrſcht. : 


Man erſieht hieraus, daß während eines halben Jahrhunderts die Demo⸗ 
kratiſche Partei faſt ausnahmslos in der Oppoſition war, aber das hat ſie 
nicht verhindert, durchweg reaktionär zu ſein. Ihre Stärke hat ſie in dem 
„ſoliden Süden“ — den 16 Staaten, in welchen vor dem Jahre 1865 die 
Sklaverei herrſchte —, wo fie ſich durch Entrechtung und Einſchüchterung der 
Neger und durch die Solidarität der weißen Bevölkerung — ein Reſultat der 
Furcht vor der „Negerherrſchaft“ — in Macht erhält. Aber auch in den. 
großen Städten des Nordens haben die Demokraten ihre Feſtungen, von denen 
die meiſten in den Händen politiſcher „Maſchinen“ find, wie zum Beifpiel 
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Tammany Hall in New Pork, die ihre Fonds aus den Beiträgen reicher 
Korporationen beziehen, namentlich ſolcher, die Straßenbahnen, Elektriſchlicht⸗ 
anlagen, Telephonlinien uſw. betreiben, oder ſonſt von der Gunſt der ſtädtiſchen 
Beamten und Behörden abhängen, ferner durch Erpreſſung, ausgeübt an 
großen und kleinen Geſetzesübertretern, und durch den Handel mit gutbezahlten 
Beamtenſtellen. Durch Beſtechung, Einſchüchterung und Wahlbetrug, welche 
von den Anhängern dieſer Maſchinen geübt werden — und dieſe Anhänger 
ſchließen ſowohl die millionenreichen Politiker wie auch die verkommenſten 
Vertreter des Lumpenproletariats ein —, durch den Einfluß einer ausgehaltenen 
Preſſe und die Freundſchaft der katholiſchen Kirche, durch gelegentliche Dema⸗ 
gogie, die auf die Maſſen wirkt, und durch andere nicht weniger verwerfliche 
Mittel, durch die politiſche Impotenz der ſogenannten „beſſeren Klaſſen“, welche 
beſtändig die herrſchende Korruption beweinen, aber unfähig ſind, ſie zu be⸗ 
ſeitigen, haben dieſe demokratiſchen Maſchinen es vermocht, ihre Herrſchaft in 
den meiſten großen Städten der Union zu befeſtigen. 

Die Demokratiſche Partei kann nicht länger von ſich behaupten, daß ſie 
irgend eine beſondere Geſellſchaftsklaſſe oder irgend ein ausgeſprochenes politiſches 
Prinzip vertritt. Eigentümliche Zuſtände im Süden und in den großen Städten 
des Nordens haben es ihr ermöglicht, ſich als ſelbſtändige Partei zu behaupten, 
nachdem ſie jede ökonomiſche oder politiſche Wirklichkeit verloren hatte. Durch 
die politische Pſychologie des amerikaniſchen Volkes, welches ſich auf feinen 
„praktiſchen Sinn“ ſo vieles einbildet und nicht gewillt iſt, ſeine Stimmen an 
eine dritte Partei „wegzuwerfen“, das aber, wenn es mit den beſtehenden Zu⸗ 
ſtänden unzufrieden iſt, ſich wiederholt mit der Hoffnung narrt, daß die andere 
große Partei ihm eine beſſere Verwaltung geben werde, wurde den Demokraten 
die Sache ſehr erleichtert. 

Im Jahre 1896, als der Enthuſiasmus ſich bemerkbar machte, mit welchem 
die Bewegung der Populiſten mit ihrem Miſchmaſch an Reformforderungen 
empfangen wurde, ſpielte ſich plötzlich die Demokratiſche Partei als eine radikale 
Partei auf, mit William Jennings Bryan als ihrem Bannerträger, mit 
der Entwertung unſerer Währung als hauptſächlichſter Wahlparole und mit 
nebelhaften Verſprechungen, die großen Finanziers und Monopoliſten zu unter⸗ 
drücken und den Sprung — nach vorwärts oder rückwärts — ins „goldene 
Zeitalter“ für das ganze Gemeinweſen zu wagen. Es fehlte damals nur wenig 
und die Partei hätte den Sieg errungen. Die Kapitaliſten waren wirklich er⸗ 
ſchreckt und unternahmen nach den Wahlen ſofort Schritte, die Organiſation 
der Demokratiſchen Partei in Zukunft beſſer beherrſchen zu können. 

Im Jahre 1900 nominierten die Demokraten nochmals William Jennings 

ryan als Präſidentſchaftskandidaten und ſpielten ſich nochmals als eine 
radikale Partei auf. Aber der Radikalismus in dieſem Jahre war gänzlich 
modifiziert. Oppoſition gegen die Kolonialpolitik auf den Philippinen war 
diesmal die hauptſächlichſte Wahlparole, Freiſilberprägung war untergeordnet, 
und alle Forderungen, welche auch nur die geringſte ſozialiſtiſche Färbung 
hatten, wurden entweder fallen gelaſſen oder ignoriert. Die Republikaner 
ſiegten wieder mit noch größerer Majorität. 

Die Zunahme der ſozialiſtiſchen Stimmen im Jahre 1900 und ſpäter wieder 
bei den Kongreßwahlen im Jahre 1902, zuſammen mit der durch den großen 
Kohlengräberſtreik dieſes Jahres verurſachten Erregung, boten einer kühnen 
radikalen Partei eine verlockende Gelegenheit. Wäre Bryan oder ein anderer 
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populärer Führer im Jahre 1904 auf Grund eines radikalen Programms 
nominiert worden, ſo würde er wahrſcheinlich den Sieg errungen haben. Aber 
gerade weil eine ſolche Möglichkeit vorhanden war, ſtrengte der konſervative 
Flügel der Demokratiſchen Partei alle Kräfte an, ſie zu beherrſchen, und 
dies gelang ihm auch. Bryan war auch damals wieder gewillt, ſeinem Lande 
zu dienen; Hearſt betrachtete ſich noch als geeigneter, den Moſes zu ſpielen 
und das „gemeine Volk“ ins gelobte Land zu führen; aber die Konſervativen 
waren reicher, und ſie hatten auch im Süden und in den korrupten muni⸗ 
zipalen Maſchinen eine mächtige Stütze. Alton B. Parker, ein Juriſt von 
nicht anzuzweifelnder Bourgeoisreſpektabilität, wurde nominiert und ein kon⸗ 
ſervatives Programm aufgeſtellt. Das ſozialiſtiſche Votum verdreifachte ſich, 
die Stimmenzahl der Republikaner nahm zu, eine Million Demokraten ent⸗ 
hielten ſich der Abſtimmung und die Demokratiſche Partei erlitt eine Nieder⸗ 
lage, wie ſie ſchlimmer oder auch nur in demſelben Maße keiner politzſchen 
Partei in der Geſchichte Amerikas zuteil geworden war. 

Aber der „ſolide Süden“ blieb doch noch faſt unberührt, und ebenſo Mi 
die großen Städte bei der Demokratie. Und ſie hatte noch immer das Preſtige 
des naiven „geſunden Menſchenverſtandes“ für ſich, der aus dem typiſchen 
Amerikaner in der Politik ſo leicht einen Gimpel macht. Die Partei wurde 
auf dieſe Weiſe zuſammengehalten, und in der Bruſt des „gemeinen Volkes“ 


lebte noch die ſtille Hoffnung, eines Tages werde die Demokratiſche Partei 


wieder radikal werden und ſiegreich aus dem Kampfe hervorgehen. Und als 
im Herbſt des vorigen Jahres die „Ara nie dageweſener Proſperität“, für 
welche die Republikaniſche Partei ſich das ausſchließliche Verdienſt anmaßte, 
plötzlich ein Ende nahm und das Land von einer ſchweren induſtriellen 
Depreſſion heimgeſucht wurde, da entſtand die Frage: Iſt die Demokratiſche 
Partei fähig und willens, ſich den Verhältniſſen gewachſen zu zeigen und 


die allgemeine Unzufriedenheit in einer mächtigen radikalen Bewegung zu 


kriſtalliſieren? 
III. | 
Ehe wir zur Betrachtung der allerletzten Ereigniſſe übergehen, möge noch 


eine geſchichtliche Überficht des Werdeganges und Charakters der Republlika⸗ 


niſchen Partei Platz finden. 

Die Partei wurde im Jahre 1854 ins Leben gerufen, als der Intereſſen⸗ 
konflikt zwiſchen dem auf Sklaverei beruhenden Wirtſchaftsſyſtem und der 
kapitaliſtiſchen Induſtrie in eine Kriſe auslief, durch welche die frühere Whig⸗ 
partei vernichtet wurde und eine Neugruppierung der wirtſchaftlichen Inter⸗ 


eſſen zuſtande kam. Im Jahre 1860 kam ſie zum erſten Male ans Ruder, 


und unter ihrer Führung wurde der Kampf für nationale Einheit und Ab⸗ 


ſchaffung der Sklaverei durchgefochten. Das zuſtande gebracht zu haben, bildet 


noch heute eines der bedeutenden moraliſchen Guthaben der Republikaniſchen 
Partei. Bis zum Jahre 1875 war ſie in unbeſtrittenem Beſitz der Bundes⸗ 
gewalt, für die folgenden 22 Jahre waren die Demokraten imſtande, die Macht 


mit ihr zu teilen, aber ſeit 1897 ſind die Republikaner wieder volſſtändig { 


Herren derſelben. 


Die Republikaniſche Partei iſt die konſequente Vertreterin eines ſchnell über- 
handnehmenden und jetzt ſehr ſtark entwickelten Kapitalismus. Durch den 


Schutzzoll hat ſie das Wachstum der Induſtrie ſehr befördert. Die Finanz⸗ 
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geſchäfte hat ſie, ſpeziell durch das hier beſtehende nationale Bankſyſtem, be⸗ 
ſtändig in die Hände der großen Finanzintereſſenten geſpielt, welche in dieſem 
Lande faſt mit den großen Induſtrie⸗ und Eiſenbahnintereſſenten identiſch 
ſind. Durch ſtaatliche Subſidien in Geſtalt von Vorſchüſſen und garantierten 
Anleihen und Schenkung öffentlicher Ländereien hat ſie den Bau von Eiſen⸗ 
bahnen gefördert. Sie gab dabei mehr Geld her, als der Bau mancher Linien 
koſtete, aber trotzdem blieben dieſe abſolutes Eigentum der Aktiengeſellſchaften, 
welche von den Machern der Hochfinanz beherrſcht werden. Mittels Kontrakten 
für den Bau von Kriegsſchiffen, Docks und Kriegsſchiffshäfen, für Waffen, 
Munition, Ausrüſtung der Armee und der Marine, für Regulierung der Flüſſe, 
Anlage von Häfen, Errichtung von Regierungsgebäuden hat ſie ſolche Kapita⸗ 
liſten noch mehr bereichert, die imſtande waren, durch die Macht ihres Reich⸗ 
tums oder durch Beſtechung der Beamten die Gunſt der Regierung für ſich 
zu gewinnen. 

Die Koſten hierfür haben natürlich das Kleinbürgertum, die Farmer und 
die arbeitende Klaſſe getragen, aber trotzdem haben alle dieſe Klaſſen durch 
die ungeheure Zunahme der Induſtrie an den ſich hieraus ergebenden Vor⸗ 
teilen teilgenommen. Während eines großen Teiles der republikaniſchen Herr⸗ 
ſchaft war die Nachfrage nach Arbeitern ſo groß, daß der gewaltige Ein— 
wanderungsſtrom, der dadurch veranlaßt wurde, mit Leichtigkeit aufgenommen 
werden konnte. Die Löhne waren, ſelbſt wenn man die höheren Lebens⸗ 
koſten in Betracht zog, hoch über den europäiſchen Sätzen, und bis zu den 
letzten zehn oder fünfzehn Jahren dauerte dieſe Steigerung der Löhne an. 
Im Weſten wurden neue Ländereien für Niederlaſſungen infolge der vielen 
Eiſenbahnbauten zugänglich, und dieſe abſorbierten die überflüſſige Bevölke⸗ 
rung, wodurch eine Überflutung des Arbeitsmarktes verhindert wurde. Die 
rapide Zunahme der Bevölkerung, welche von 1870 bis 1890 ſich verdoppelt 
hatte, verhinderte ein Sinken der Preiſe für landwirtſchaftliche Produkte, trotz 
der ungeheuren Zunahme dieſer Produkte. Mit einem Worte, während dieſer 
ganzen Zeit waren die Vereinigten Staaten ein immens proſperierendes Land, 

fo daß der Ausſpruch Emerſons: e ee 

günſtige Gelegenheit” bis zu einem gewiſſen Grade gerechtfertigt war. Dieſe 
Tatſache erklärt in hohem Maße den ungezähmten Individualismus, der für 
die Amerikaner ſo charakteriſtiſch iſt, ein Individualismus, der den großen 
Nutzen geſchäftlicher Organiſation zugeſteht, aber es für den typiſchen ameri⸗ 
kaniſchen Arbeiter ſehr ſchwer macht, die Exiſtenz wirklicher Klaſſen in der 
Geſellſchaft anzuerkennen, der ihn veranlaßt, die Erfolge der Reichen und 
Mächtigen einzig und allein deren höheren Fähigkeiten zuzuſchreiben, den 
Erfolg anzubeten und alle Mittel zu entſchuldigen, durch welche er errungen 
wurde, und, falls er ſelbſt arm und bedrückt iſt, die Urſache hierfür ſich ſelber 
zuzuſchieben, anſtatt das Geſellſchaftsſyſtem, welches ihn in dieſe Lage zwingt, 
hierfür verantwortlich zu machen. Obwohl die ökonomiſchen Urſachen für dieſe 
ultraindividualiſtiſche Pſychologie bereits aufgehört haben, ändert ich dennoch 
die Denkweiſe unter den neuen Bedingungen nur ſehr langſam. 

Dieſe neuen Verhältniſſe haben innerhalb der letzten zehn oder fünfzehn 
Jahre ſchnell und mit Gewalt ſich geltend gemacht. Die öffentlichen Lände⸗ 
reien ſind tatſächlich erſchöpft, wodurch der Konkurrenzkampf auf dem Arbeits⸗ 
markt ſehr intenſiv wird. Die Konzentration des Eiſenbahneigentums hat den 
großen Kapitaliſten es ermöglicht, die Landwirtſchaft wie mit tödlichem Griffe 
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in der Fauſt zu halten und den Farmer faſt auf das ökonomiſche Niveau des 
Proletariers herabzudrücken, ihm bloß dem Namen nach die Verantwortlich⸗ 
keit des Beſitzes zu laſſen, ohne daß er ſich der Vorteile desſelben erfreuen 
könnte. 

Während dieſer letzteren Periode blieben die Löhne im großen und 
ganzen ſtationär oder fielen vielleicht noch etwas, das heißt während die 
Löhne in manchen Berufen geſtiegen ſind, iſt die Zahl der ſchlecht bezahlten 
Arbeiter und Fabrikhände viel ſchneller gewachſen als die Zahl der gut be⸗ 
zahlten Handwerker, wodurch der Durchſchnittslohn geringer wurde. Die 
Konzentration des Induſtrieeigentums, die ſolche gigantiſche Fortſchritte vor 
etwa acht Jahren zu machen begann, ermöglichte es, die Produktion viel 
ſparſamer zu geſtalten, und dies hat ungünſtig auf die Lage ſowohl der 
Arbeiter wie auch der kleinen Fabrikanten und Kaufleute eingewirkt. Und trotz 
alledem haben die Finanz⸗ und Induſtriemagnaten, trunken durch den Erfolg 
der letzten Proſperitätsperiode, in wahren Saturnalien geſchwelgt, während 
welcher die Verfälſchung von Waren, die Erpreſſung monopoliſtiſcher Preiſe, 
die Erdrückung der ſchwächeren Rivalen mittels geſetzloſer Methoden, die 
Korruption der legislativen und richterlichen Inſtanzen, die Gründung be⸗ 
trügeriſcher Geſchäftsunternehmen, Entwendung der Fonds der Aktiengeſell⸗ 
ſchaften durch die Direktoren der Geſellſchaften und der Truſtfonds durch die 
Verwalter derſelben Hand in Hand gingen mit einem heftigen Kampfe gegen 
die Arbeiterorganiſationen des Weſtens, während man ſich im Oſten die Dienſte 
des Richtertums für einen mehr das innere Weſen der Gewerkſchaft treffenden 
Angriff ſicherte. Wenn der Spruch wahr iſt, daß „die Götter den verblenden, 
den ſie verderben wollen“, ſo muß der Sturz unſerer Bourgeoiſie nicht ſehr 
fern ſein. Verſchiedene offizielle Unterſuchungen, die Anhängigmachung vieler 
Prozeſſe im Widerſtreit kapitaliſtiſcher Intereſſen, ferner die Arbeiten ſolcher 
Schriftſteller wie Ida Tarbell, Lincoln Steffens, Upton Sinclair, Charles 
Edward Ruſſel, Thomas W. Lawſon und der anderen ſogenannten „Sumpf⸗ 
wühler“ (Muck raker) haben uns einen vollen Blick in die Geſchäftsführung 
der großen Lebensverſicherungsgeſellſchaften, mehrerer großen Banken und 
Truſtkompanien, des Kupfertruſts, der Schlächtereigeſellſchaften, der Standard 

Oil Company, der hauptſächlichſten Eiſenbahnen und vieler anderen wichtigen 
Korporationen geſtattet. Der Witz, welchen Prinz Heinrich während ſeines Be⸗ 
ſuchs hier machte, indem er unſer hochreſpektables Wort „Captains of industry“ 

ee tee? ern traf tatfächlich eine bet T zu geläufige 

rſcheinung. Unſere hervorragendſten Bürger wurden nicht nur als Aus⸗ 
beuter bloßgeſtellt, ſondern auch als gewohnheitsmäßig ſchuldig der Beſtechung, 
Fälſchung, Erpreſſung, Unterſchlagung und des Betrugs im ſtrikteſten legalen 
Sinne des Wortes. 

Die Republikaner waren ſo glücklich, zur Zeit, da die Entwicklung der 
„wild gewordenen Finanz“ ihren Höhepunkt erreichte und deren innere 
Fäulnis ſich nicht mehr verbergen ließ, im Weißen Hauſe einen Mann vom 
Typus eines Rooſevelt zu haben. Gegen ſeinen Willen zum Vizepräſidenten 
gemacht und im Jahre 1901 durch die Tat des wahnſinnigen Mörders 
Cſolgosz zum Präſidenten geworden, haben Umſtände und Temperament ſich 
dazu vereint, aus Rooſevelt den Diktator der Republikaniſchen Partei, an⸗ 
ſtatt zu deren Werkzeug zu machen, wie das die meiſten Präſidenten vor 
ihm waren, und haben ihn befähigt, ſeine Partei zu zwingen, einen Kurs ein⸗ 
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zuſchlagen, welcher ihr wahrſcheinlich für weitere vier Jahre die Herrſchaft 
ſichern wird. 

Rooſevelt iſt energiſch, eigenſinnig, brutal heftig, impulſiv und befehleriſch. 
Andererſeſts iſt er auch ein weitſichtiger Politiker, fähig, die Konſequenzen 
ſeiner Handlungsweiſe im voraus zu berechnen, ein guter Beurteiler der 
Pſychologie der Maſſen, wenn auch nicht einzelner Individuen; er iſt durch 
und durch perfid und zögert keine Minute, einen Freund zu verlaſſen, wenn 
dieſer Freund ihm nicht länger von Nutzen iſt, oder durch ſkrupelloſe Fäl⸗ 
ſchungen den Charakter irgend eines Mannes anzuſchwärzen, wenn dieſer ſich 
ſeine Feindſchaft zugezogen hat. Er verkörpert in i die lechteſten Seiten 


1 amerikani übertriebenem 
f es faſt blendend iſt. Während mehrerer Jahre war er der 

gelt der Maſſen, der Mittelklaſſe ſowohl wie auch der Arbeiter, namentlich 
des jüngeren und tatendurſtigeren Elementes nicht nur in ſeiner eigenen 
Partei, ſondern auch unter den Demokraten. Er wurde als „der Mann der 
Tat“ bezeichnet, ſein Emblem iſt der „große Stock“, und der beliebteſte an 
feiner vielen Reden iſt „Schlag kräftig zu“. Aber ſo viel er auch „tut“, 
ſpricht noch mehr. Die nz ten morali 
Plattheiten gibt er von mit dem ſcheinbaren Ernſt eines Jeſaias oder 

ante. ee ar Nonfevelt In r al 
it fein Enthuſigsmus über feine Entdeckung der zehn Gebote.” Der Wit iſt 
ein guter, aber eine ſolche Anmaßung und tugendhafte Hervorhebung nichts— 
ſagender Phraſen iſt es gerade, wodurch ſich das amerikaniſche Volk auf der 
Stufe der eben durchgemachten ſozialen Entwicklung am leichteſten beſchwatzen 
läßt. Seine perſönliche Popularität und die Tatſache, daß die älteren Führer 
ſeiner eigenen Partei, durch die Entwicklung der Verhältniſſe erſchreckt, ſich zu 
keiner konſequenten Politik entſchließen konnten, geſtatteten dem Präſidenten, 
durch ſkrupelloſen Mißbrauch ſeiner Amtsgewalt die Parteiorganiſation gänz⸗ 
lich unter ſeine Herrſchaft zu bringen. Dies gelang ihm, wie keinem ſeiner 
Vorgänger. Und auf dieſe politiſche Organiſation der Großbourgeoiſie ver- 
pflanzte er eine Politik des Pſeudoradikalismus, welche in Verbindung mit 
dem Preſtige der Partei und ſeiner Energie und infolge der traditionellen 
Impotenz der Demokraten auf nationalem Felde die Republikaner wahr⸗ 
ſcheinlich diesmal noch von den Folgen der gegenwärtigen, ihnen ſehr un: 
gelegenen induſtriellen Depreſſion retten wird. 

Kurz nach ſeiner Wiederwahl im Jahre 1904 — und wir berichten dies 
auf die Autorität eines geachteten Schriftſtellers, welcher wohl informiert zu 
ſein behauptet und deſſen Angaben nie beſtritten wurden — rief Präſident 
Rooſevelt die Präſidenten der großen Eiſenbahngeſellſchaften zuſammen und 
gab ihnen einige väterliche Ratſchläge. Der Bericht über dieſen Vorgang, 
wie ihn Jackſon Tinker beſchreibt, lautet wie folgt: 

„Rooſevelt ſagte den Eiſenbahnpräſidenten freimütig, er ſei der Über: 
zeugung, daß ſie gegen ihre eigenen Intereſſen handelten, wenn ſie ſich gegen 
eine maßvolle Aufſicht der Eiſenbahnen durch die Bundesbehörden ſtemmten. 
Er ſagte: ‚Meine Herren, durch Ihr Vorgehen werden Sie bloß eine noch 
viel radikalere Geſetzgebung herausfordern, nämlich Übernahme der. Eijen- 
bahnen in Regierungsbetrieb.“ Einer feiner Beſucher war ſprachlos, und ſich 
an ihn wendend ſagte Rooſevelt in feiner brüsken Weiſe: ‚Die Republikaniſche 
Partei wird für eine Weile keine ſolche Scheinmanöver mehr unternehmen, 
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und auch die Demokratiſche Partei wird in dieſer Generation keinen jolchen 
Verſuch wagen. „Wer denn? fragte der Beſucher atemlos, und die Antwort 
kam ſchnell zurück: „Die Sozialdemokratie, das wird der nächſte Zug auf dem 
politiſchen Schachbrett ſein, außer wenn wir Republikaner das Volk be⸗ 
friedigen und die exiſtierenden Zuſtände reformieren können. Tun wir dies 
nicht, dann werden wir niedergeſchmettert.“ 

Iſt die Geſchichte nicht wahr, jo verdient ſie es ſicherlich zu ſein. Jeden⸗ 
falls hat der Präſident ſeit dieſer Zeit beſtändig gegen die „ſteinreichen Ver⸗ 
brecher“ gedonnert, hat dem Kongreß wiederholt den Erlaß von Geſetzen zur 
Regulierung der Eiſenbahnen und der großen kapitaliſtiſchen Korporationen 
empfohlen und hat den Bundesgeneralanwalt veranlaßt, in den Gerichten 
zahlreiche Gerichtsverfahren einzuleiten, um die Beachtung des zwiſchenſtaat⸗ 
lichen Handelsgeſetzes, des Shermanſchen Antitruſtgeſetzes und anderer Geſetze 
zu erzwingen, welche oſtentativ den Zweck haben, den kleinen Kaufmann in 
ſeinem Geſchäftsverkehr mit den Korporationen vor Übervorteilung zu ſchützen. 
Die Reſultate entſprachen nicht den Erwartungen. Die Geſetze werden noch 
übertreten, obgleich in einigen vereinzelten Fällen die großen Geſetzesverächter 
zu geringen Strafen verurteilt wurden, Strafen von einigen tauſend Dollar, 
die zu verhängen viele Tauſende gekoſtet hat, und für Vergehen, durch welche 
die Geſellſchaften Millionen „gemacht“ haben, wie der terminus technicus hier 
lautet. Aber immerhin hat auch ſchon der Anſchein eines Angriffs auf die 
Truſts unſeren „praktiſchen“ und oberflächlichen Maſſen, ſoweit ſie nicht 
durch die ſozialiſtiſche Kritik eines Beſſeren belehrt ſind, große Genugtuung 
gewährt, und dies hat bis zu einem gewiſſen Grade die Großkapitaliſten er⸗ 
ſchreckt, die befürchten, daß eines ſchönen Tages aus dem Scheinangriff ein 
wirklicher werden könnte. Der Kredit für dieſe populäre Politik kam gänzlich 
dem Präſidenten zugute und hat deſſen Partei gegen den Willen vieler Führer 
gezwungen, die jetzt ſprichwörtlich gewordene „My policies“ Rooſevelts — Meine 
Politik — ausdrücklich zu billigen. Das einzige, was die Großkapitaliſten bis 
jetzt verhindert hat, ihre ganze Macht dazu zu benutzen, um Rooſevelt zu 
ſtürzen — und ſie hätten das tun können, wenn ſie bloß es hätten wollen 
aufs Außerſte ankommen laſſen —, war die Tatſache, daß er der fortſchritt⸗ 
lichen Arbeiterbewegung keine Gunſt bewieſen hat. Er hat immer bloß an 
die Bourgeoiſie und an die Arbeiter von bürgerlicher Denkweiſe appelliert, 
welche noch immer ſehr zahlreich unter uns ſind. Er hat nie eine Gelegenheit 
vorübergehen laſſen, zu erklären, daß er keine beſondere Klaſſe vertrete, daß 
er vielmehr für den ehrlichen Mann eintrete, gleichviel ob reich oder arm, 
und gegen den unehrlichen Mann, od reich oder arm, und wann immer er 
zu Arbeitern ſprach, tat er es nur, um ſie wie Schulkinder abzukanzeln, ihnen 
die Notwendigkeit des Gehorſams gegen die Geſetze wie die Ruchloſigkeit 
ihres Neides auf die Reichen zu Gemüte zu führen und ſie davor zu warnen, 
auf die gefährlichen Agitatoren zu horchen. Und namentlich durch ſeinen ge⸗ 
häſſigen Angriff auf Moyer und Haywood während deren Prozeß rettete er 
ſich viele Freunde unter der herrſchenden Klaſſe, während er andererſeits die 
Augen vieler Arbeiter in bezug auf die wahre Natur ſeines Radikalismus 
öffnete. (Schluß folgt.) 
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die zweite denkſchrift 
über die berſicherung der Privatangeftellten und die Arbeiter. 
Von Paul Lange (Hamburg). 


Dem Reichstag iſt unterm 11. Juli 1908 die zweite vom Reichsamt des 
Innern bearbeitete „Denkſchrift, betreffend die Penſions⸗ und Hinterbliebenen⸗ 
verſicherung der Privatangeſtellten““ zugegangen. Sie ſtellt den Grundſatz auf, 
daß eine Verbeſſerung der ſtaatlichen Verſicherung zugunſten der Privat⸗ 
angeſtellten — ganz gleich, ob ſie 1000 oder 10000 Mark Jahresgehalt be⸗ 
ziehen — erfolgen ſolle. Auch eine Verſicherung der Arzte, Rechtsanwälte uſw. 
wird in der Denkſchrift mit in Erwägung gezogen; dieſe ſoll nach Belieben des 
Bundesrats geſchehen können. Die Arbeiter aber ſollen auf alle Fälle 
von einer Erhöhung der Verſicherungsleiſtungen ausgeſchloſſen 
bleiben. 

Das Reichsamt des Innern hat damit eine volle Schwenkung vollzogen; 
denn noch 1898/99 bei der Beratung über die Abänderung des Invaliden— 
verſicherungsgeſetzes erklärten ſich die Regierungsvertreter ſelbſt gegen die 
freiwillige Verſicherung derjenigen Betriebsbeamten, Techniker und Hand⸗ 
lungsgehilfen, deren Jahresarbeitsverdienſt 2000 bis 3000 Mark beträgt: 
„Das Reich ſei nicht dazu da, eine Reichslebensverſicherung zu gründen und 
den Privatgeſellſchaften Konkurrenz zu machen“, hieß es damals (Reichstags⸗ 
druckſache Nr. 270, Seſſion 1898/99). Die Triebkräfte für dieſen Wandel der 
Anſchauungen ſind in dem Artikel „Die ſtaatliche Verſicherung und die Rettung 
des neuen Mittelſtandes“ („Neue Zeit“, 2, S7 angedeutet worden; 
es braucht daher hier nicht darauf eingegangen zu werden. 

Die Denkſchrift vom 11. Juli 1908 behauptet, daß ein Ausbau des 
Invalidenverſicherungsgeſetzes zugunſten der Privatangeſtellten nicht 
möglich ſei, und zwar werden drei Argumente ins Feld geführt: 

1. Höhere Lohn- und Beitragsklaſſen können im Invalidenverſicherungs⸗ 
geſetz nicht eingeführt werden, weil nach § 36 dieſes Geſetzes der Grundbetrag 
der Invalidenrente nach den vom Verſicherten geleiſteten 500 höchſten Bei⸗ 
trägen (das Geſetz kennt bekanntlich 5 Beitragsklaſſen) berechnet wird. Die 
Privatangeſtellten ſind in jüngeren Jahren meiſt in den unteren Lohnklaſſen 
verſichert und ſteigen erſt ſpäter in höhere Klaſſen. „Jeder ſolche erſt in 
höheren Lebensjahren ſich vollziehende Übergang eines Verſicherten in höhere 
Lohnklaſſen verſchlechtert naturgemäß die Finanzlage des Verſicherungs⸗ 
trägers. Dieſer empfängt von dem Verſicherten die erhöhten Beiträge nur 
für die wenigen dem Übergang folgenden Jahre, während er für die ge— 
ſamte zurückliegende, verſicherungstechniſch aber beſonders wichtige Zeit nur 
die niedrigeren Beiträge erhält. Der Grundbetrag der Invalidenrente findet 
unter ſolchen Umſtänden nicht mehr ſeine Deckung durch die 500 höchſten 
Beiträge.“ Auf dieſen Einwand kommen wir noch zurück. Es ſei hier jedoch 
bemerkt, daß das Reichsamt des Innern völlig die Tatſache ignoriert, daß 
gerade der Aufbau neuer Lohnklaſſen in Verbindung mit einer Steigerung der 
Verſicherungsleiſtungen auch in den unteren Klaſſen für die Verſicherten ein 
Aquivalent für eine Anderung der Rentenberechnung ſein könnte. 


1 Die erſte Denkſchrift ift in dem Artikel: Der neue Mittelſtand, Kun, Zeit“, XXV, 2, 
S. 317 ff., beſprochen worden. 
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2. Die von den Privatangeſtellten gewünſchte Einführung der Berufs⸗ 


invalidität! und der Beginn der Altersrente mit dem vollendeten fünf- 
undſechzigſten Lebensjahr könne „wegen der Höhe der Koſten“ nicht auch den 


Arbeitern zugebilligt werden. Die Denkſchrift berechnet, daß die Einführung 


des Begriffs „Berufsinvalidität“ in die heutige Invalidenverſicherung 
für das Reich eine ſteigende Mehrbelaſtung von zurzeit jährlich etwa 66 Mil⸗ 
lionen Mark und das Doppelte für die Verſicherungsträger bedeuten würde. 
Die Herabſetzung der Altersgrenze würde zurzeit angeblich eine jährliche Mehr⸗ 


ausgabe von über 40 Millionen Mark verurſachen, wovon über 12 Millionen 


auf das Reich entfallen würden. 


3. Wenn man das Invalidenverſicherungsgeſetz zugunſten der Privat⸗ 


angeſtellten ausbauen wolle, ſo vertage man damit auch ihre Hinterbliebenen⸗ 
verſicherung „bis zur Einführung der allgemeinen Hinterbliebenenverſicherung 
der Arbeiter“. Warum dann eine Vertagung eintreten „muß“, wird nicht 
geſagt; jedenfalls aber geht aus dieſen Worten hervor, daß die Reichsverwaltung 
gar nicht daran denkt, die allgemeine Hinterbliebenenverſicherung der Arbeiter 
in abſehbarer Zeit einzuführen. 


l 


Dieſe drei „Gründe“ zeigen, daß man im Reichsamt des Innern für den a 


von ihm in der Denkſchrift vorgeſchlagenen Weg einer Sonderverſicher ung 
für Privatangeſtellte nur einen wirklichen Beweggrund hatte, nämlich 
den, die Arbeiter davon auszuſchließen. Die Herausnahme der Privat⸗ 


angeſtellten aus dem Invalidenverſicherungsgeſetz würde mancherlei Schwierig. 


keiten und Unzuträglichkeiten mit ſich bringen, daher ſollen für ſie neben der 
Sonderverſicherung die im heutigen Invalidenverſicherungsgeſetz ausgeſprochenen 
Verſicherungsrechte beſtehen bleiben.” Dadurch wird aber gerade das herauf⸗ 
beſchworen, was das Reichsamt des Innern als erſten Einwand gegen den 
Aufbau neuer Lohnklaſſen im Invalidenverſicherungsgeſetz geltend machte. Es 
werden nämlich die Privatangeſtellten mit Rückſicht auf ihre Sonderverſiche⸗ 
rung nach Erreichung eines Arbeitseinkommens von 2000 Mark fernerhin nur 
ſo viel freiwillige Invalidenverſicherungsbeiträge leiſten, als zur Aufrecht⸗ 


erhaltung ihres Anſpruchs aus dem Invalidenverſicherungsgeſetz notwendig 


iſt, und dadurch die Verſicherungsträger in der vom Reichsamt des Innern 
geſchilderten Weiſe benachteiligen. Das heißt alſo, wie die „Deutſche Induſtrie⸗ 
beamtenzeitung“ in Nr. 21 ganz richtig ſagt, die ſchlecht entlohnten Arbeiter⸗ 


Die Denkſchrift ſchlägt für eine Sonderverſicherung der Privatangeſtellten eine „Berufs⸗ 
invalidität im weiteren Sinne“ vor, und zwar ſagt ſie: „Die neue Verſicherung ſoll die 
Angeſtellten der verſchiedenſten Berufsſtellungen und Berufszweige umfaſſen, deren 
theoretiſche und praktiſche Ausbildung und Beſchäftigung ſehr verſchieden iſt. Die 
von den Beteiligten gewünſchte Einführung der Berufsinvalidität im engeren Sinne 
würde zur Folge haben, daß die Angeſtellten, welche den Anforderungen ihres Berufszweigs 


nach dem Maße ihrer körperlichen oder geiſtigen Kräfte nicht mehr völlig genügen, auf Antrag 
penſioniert werden müßten, auch wenn ſie anderweitig in vollem Umfang tätig ſein könnten 


und eine ſolche Tätigkeit in Wirklichkeit ausübten. . . . Aus dieſen Gründen wird der Ver⸗ 
ſicherte, deſſen Invalidität feſtzuſtellen iſt, im Vergleich zu einem körperlich und geiſtig geſunden 
Privatangeſtellten in irgend einer durch die neue Verſicherung erfaßten Berufsſtellung zu be⸗ 
trachten ſein, mag ſie mit der bisherigen verwandt oder völlig verſchieden von ihr ſein.“ 

2 Der gelernte Arbeiter mit 1800 Mark Jahresarbeitseinkommen würde dann nur nach 


1 


dem Invalidenverſicherungsgeſetz verſichert, der Angeſtellte mit 1200 Mark Gehalt aber f 


außerdem Mitglied der Sonderverſicherung ſein. Der Angeſtellte über 2000 Mark Gehalt 
iſt lediglich Pflichtmitglied der Sonderverſicherung. 
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kategorien müſſen zum guten Teil die Verſicherungsbeiträge für die beſſer 
bezahlten Angeſtellten aufbringen. 

Der Sonderverſicherung ſollen nach der Denkſchrift alle männlichen 
und weiblichen Privatangeſtellten ohne Unterſchied des Gehalts vom 
vollendeten ſechzehnten Lebensjahr unterſtehen. Wer Privatangeſtellter 
iſt, weiß man nicht genau. Die Denkſchrift ſagt, „es wird der Kreis der 
Verſicherten im allgemeinen in Anlehnung an die Beſtimmungen 
des §1 Abſatz 1 Ziffer 2 und 3 des Invalidenverſicherungsgeſetzes 
abzugrenzen ſein.! Ferner würden die Betriebsleiter und die in leitender 
Stellung ſtehenden Angeſtellten ſowie die in Apotheken beſchäftigten Gehilfen 
und Lehrlinge einzubeziehen ſein. Die Anlehnung an die genannte Beſtim⸗ 
mung empfiehlt ſich um ſo mehr, als die praktiſche Abgrenzung dieſes 
Perſonenkreiſes durch die langjährige Rechtſprechung des Reichsverſicherungs⸗ 
amtes annähernd klargeſtellt iſt.“ Das „Handlungsgehilfen⸗Blatt“, Organ des 
Zentralverbandes der Handlungsgehilfen und ⸗gehilfinnen Deutſchlands, wandte 
hiergegen unterm 12. Auguſt 1908 ein: 


„Wenn der Begriff „Privatangeſtellter“ in der hier vorgeſchlagenen Weiſe feit- 
gelegt werden ſollte, ſo würden damit ohne weiteres die Schreiber und Kanzliſten 
der Rechtsanwälte, Notare, Patentanwälte, Gerichtsvollzieher, Auktionatoren, Be— 
rufsgenoſſenſchaften uſw. von der Sonderverſicherung ausgeſchloſſen ſein; denn nach 
der vom Reichsverſicherungsamt im Jahre 1899 gegebenen Anleitung zum Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetz ſind die hier von uns genannten Perſonen nach S 1 Ziffer 1 
(nicht 2 oder 3) verſicherungspflichtig. Des ferneren verweiſen wir darauf, daß 
auch die im Handels⸗ und privaten Verſicherungsgewerbe mit einfacheren Arbeiten 
betrauten Angeſtellten gleichfalls von der Sonderverſicherung ausgeſchloſſen werden 
könnten. Der Begriff „Privatangeſtellter« gegenüber dem Arbeiter iſt auch durch 
das Reichsverſicherungsamt noch nicht einwandfrei klargeſtellt und wird es auch 
nie werden, dazu ſind die Verhältniſſe im wirtſchaftlichen Leben zu vielgeſtaltig.“ 


An Streitigkeiten über die Auslegung des Sonderverſicherungsgeſetzes würde 
es alſo nicht fehlen. 

Als Wartezeit, die die männlichen Verſicherten zurücklegen müſſen, ehe 
ſie Anſpruch auf die Verſicherungsleiſtungen erwerben, ſind hundertzwanzig 
Beitragsmonate vorgeſehen. Hundertzwanzig Beitragsmonate der Verſiche⸗ 
rung find, wie das „Handlungsgehilfen⸗Blatt“ in der bereits erwähnten 
Nummer ausführt, „in der Praxis etwa vierzehn Jahre: mit dem ſech— 
zehnten Lebensjahr tritt die Verſicherungspflicht ein, wenn der Betreffende 
Gehalt bezieht. Lehrlinge werden daher zumeiſt nicht verſicherungspflichtig ſein. 


8 1 Ziffer 2 und 3 des Invalidenverſicherungsgeſetzes lauten: 

2. Betriebsbeamte, Werkmeiſter und Techniker, Handlungsgehilfen und ⸗lehrlinge (aus— 
ſchließlich der in Apotheken beſchäftigten Gehilfen und Lehrlinge), ſonſtige Angeſtellte, deren 
dienſtliche Beſchäftigung ihren Hauptberuf bildet, ſowie Lehrer und Erzieher, ſämtlich ſofern 
ſie Lohn oder Gehalt beziehen, ihr regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt aber 2000 Mark nicht 
überſteigt, ſowie 

3. die gegen Lohn oder Gehalt beſchäftigten Perſonen der Schiffsbeſatzung deutſcher See— 
fahrzeuge ($ 2 des Geſetzes vom 13. Juli 1887, Reichs-Geſetzblatt S. 329) und von Fahr⸗ 
zeugen der Binnenſchiffahrt, Schiffsführer jedoch nur dann, wenn ihr regelmäßiger Jahres— 
arbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt 2000 Mark nicht überſteigt. Die Führung der Reichs⸗ 
flagge auf Grund der gemäß Artikel II § 7 Abſatz 1 des Geſetzes vom 15. März 1888 
(Reichs⸗Geſetzblatt S. 71) erteilten Ermächtigung macht das Schiff nicht zu einem deutſchen 
Seefahrzeug im Sinne dieſes Geſetzes. | 
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Die Verſicherungspflicht wird für dieſe erſt ein bis zwei Jahre ſpäter in 
Kraft treten. Infolge der zwei⸗ oder dreijährigen Millitärdienſtpflicht 
wird die Vollendung der hundertzwanzigmonatigen Beitragsleiſtung wiederum 
hinausgeſchoben, ſo daß die Wartezeit, wenn man ſie vom ſechzehnten Lebens⸗ 
jahr ab rechnet, etwa vierzehn Jahre dauern würde. Dabei iſt an eine 
Unterbrechung der Beitragsleiſtung durch Krankheit oder Stellenloſigkeit noch 
gar nicht gedacht!“ Nachträglich, im letzten Abſchnitt der Denkſchrift, deutet 
das Reichsamt des Innern an, daß für die Hinterbliebenenfürſorge 
eine Wartezeit von ſechzig Beitragsmonaten genüge. Das geſchieht wohl aus 
der Erwägung heraus, daß die jüngeren Angeſtellten zumeiſt noch keine Witwen 
und Waiſen hinterlaſſen werden. | 

Die Wartezeit der weiblichen Verſicherten, die, „um einer Verſchiebung 
auf dem Arbeitsmarkt vorzubeugen“, dieſelben Beiträge zahlen ſollen wie die 
männlichen, iſt auf ſechzig Beitragsmonate veranſchlagt. Dieſe kürzere 
Friſt ſoll ein Aquivalent „für den Fortfall der Witwenbezüge und in den 
meiſten Fällen auch der Waiſenbezüge“ ſein. Außerdem wird die Gewährung 
eines Sterbegeldes für die weiblichen Verſicherten erwogen, welche Hinter⸗ 
bliebene hinterlaſſen, zu deren Lebensunterhalt die Verſtorbene beigeſteuert hat. 

Bezüglich der Beitragsberechnung und der Höhe der Verſicherungs⸗ 
leiſtungen bietet die Denkſchrift folgende Vorſchläge: Der Beitrag wird 
unter Bildung nachſtehender Gehaltsklaſſen auf 8 Prozent des Gehalts be⸗ 
meſſen, wovon Unternehmer und Angeſtellte je die Hälfte tragen. Das 
Reich gewährt — entſprechend den Wünſchen gewiſſer demagogiſcher bürger⸗ 
lichen Angeſtelltenführer (zum Beiſpiel Reichstagsabgeordneter W. Schack) 
und anderer ſich in der bürgerlichen Angeſtelltenbewegung breit machender 
Perſönlichkeiten (zum Beiſpiel Reichstagsabgeordneter Dr. Streſemann) — 
keinerlei Zuſchuß oder Beihilfe. Die Verſicherungsleiſtungen würden nach 
der Denkſchrift wie folgt zu berechnen ſein: Der jährliche Penſionsanſpruch 
auf Alters- oder Invalidenrente beträgt ein Viertel des Wertes der 
während der Wartezeit geleiſteten Beiträge. Im übrigen erhöht ſich der 
jährliche Penſionsanſpruch um ein Achtel des Wertes der nach Vollendung 
der Wartezeit geleiſteten Beiträge. Siehe folgende Tabelle: 


Es beträgt 
nach Ablauf der 
In den nebenbezeichneten Gehaltsklaſſen Wartezeit der die Steigerung 
ſind alle Privatangeſtellten zu verſichern, Jahresbetrag des Anſpruchs die Höhe des 
Klaſſe deren jeweiliges Jahresgehalt beträgt des Penſions⸗ für jeden monatlichen 
anſpruchs aus weiteren Beitrags 
den erſten 120 Monatsbeitrag 
Monatsbeiträgen 
Mark Mark Mark Mark 
A bis s „ 84 0,35 2,80 
B von 550 = 850 . 144 0,60 4,80 
o 1159 204 0,85 6,80 
D „1150 1500 264 1,10 8,80 
E 1500 = 1800 336 1,40 11,20 
F - 1800 = 2400 420 | 1,75 14,— 
G „2400 = 3000 | 540 2,25 18,.— 
H - 3000 = 4000 696 2,90 23,20 
I - 4000 = 5000 900 3,75 30,.— 
K über 5000 1152 4,80 38,40 
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Dieſe Tabelle läßt deutlich erkennen, daß ſich für die höchſt entlohnten 
Kreiſe der Angeſtellten nicht unbedeutende Renten ergeben würden; die große 
Maſſe der Angeſtellten aber hätte danach Verſicherungsleiſtungen zu empfangen, 
die ſich von den Almoſen der jetzigen Invalidenverſicherungsleiſtungen nicht 
ſehr unterſcheiden. Die Denkſchrift gibt für die verſicherten männlichen 
Angeſtellten folgende Anleitung zur Rentenberechnung, der eine 5 von 
120 Beitragsmonaten zugrunde gelegt iſt: 

„Er hat zur Feſtſtellung ſeines Anſpruchs nur den Wert der erſten 120 Monats⸗ 
beiträge zuſammenzuzählen und hiervon / zu nehmen. Fügt er dieſem Viertel noch 
1/s des Wertes der weiterhin entrichteten Monatsbeiträge hinzu, jo ſtellt die Summe 
beider Beträge den Jahresbetrag ſeines Penſionsanſpruchs im Falle des Eintritts 
ſeiner Erwerbsunfähigkeit dar. Tritt ſtatt der Erwerbsunfähigkeit der Tod ein, ſo 
erhält ſeine Witwe vierzig Prozent oder dieſes Anſpruchs, jedes hinterlaſſene 
Kind bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahre acht Prozent oder 2s des An⸗ 
ſpruchs. Hinterläßt er Doppelwaiſen, ſo erhält jedes Kind bis zu dem gleichen 
Termin 15s des Anſpruchs.“ 

Eine freiwillige Verſicherung anderer Berufsgruppen, ſowie die frei⸗ 

willige Höherverſicherung der Verſicherungspflichtigen ſoll ausgeſchloſſen, 
dagegen eine Weiterverſicherung derjenigen, die aus der Verſicherungspflicht 
ausſcheiden, zuläſſig ſein. Beim gänzlichen vorzeitigen Ausſcheiden aus der 
Verſicherung kann eine Abfindung gewährt werden. 
Zur Durchführung der Sonderverſicherung iſt die Gründung einer „Reichs- 
verſicherungsanſtalt für Privatangeſtellte“ vorgeſehen, die den Ver⸗ 
ſicherten ebenſowenig ein Selbſtverwaltungsrecht gewähren ſoll, als das In⸗ 
validenverſicherungsgeſetz. An Stelle der nach dem Invalidenverſicherungsgeſetz 
zu klebenden Wochenmarken wird eine Anmeldekarte für die Verſicherungs⸗ 
behörde und ein Quittungsbuch für den Verſicherten vorgeſchlagen. An 
Stelle dieſer Verſicherungsanſtalt will die Denkſchrift den Wünſchen des 
Zentralverbandes deutſcher Induſtrieller entſprechend „gleichwertige 
Erſatzinſtitute“, das heißt auch Betriebskaſſen nach Belieben des Bundesrats 
zulaſſen. Über die an dieſe Erſatzinſtitute zu ſtellenden Anforderungen ſagt 
das Reichsamt des Innern: 

„Es erſcheint nicht angängig, zu verlangen, daß die einzelnen Berechtigten 
(Penſionäre, Witwen und Waiſen) mindeſtens je einen den neuen Leiſtungen gleich 
hohen Anſpruch haben; auch wird man die Gleichwertigkeit nicht ſchon dann ver- 
neinen dürfen, wenn ſtatt der Witwen- und Waiſenbezüge nur Bezüge an die 
Hinterbliebenen im allgemeinen gewährt werden. Ebenſo darf eine verſchieden 
lange Wartezeit nicht ohne weiteres als Grund angeſehen werden, die Anerkennung 
der Gleichwertigkeit abzulehnen.“ 

Alſo das Unternehmertum wird in dieſen Betriebspenſionskaſſen be⸗ 
ſtimmen, welcher Art die Verſicherungsleiſtungen ſein ſollen. Auf die 
Bedenken, daß die Betriebspenſionskaſſen die Freizügigkeit der Angeſtellten 
unterbinden, erklärt die Denkſchrift für den Fall, daß ein Angeſtellter die 
Stelle wechſeln und dadurch aus der Betriebspenſionskaſſe ausſcheiden würde: 

„Dieſe Bedenken würden ſich nur dadurch beſeitigen laſſen, daß für den Aus⸗ 
ſcheidenden die zur Deckung ſeines erworbenen Anſpruchs rechneriſch erforderliche 
Prämienreſerve ermittelt und an die Reichsanſtalt behufs Übernahme der Anſprüche 
abgeführt würde.“ 

Dieſer Vorſchlag beſeitigt, wie das „Korreſpondenzblatt der General- 
kommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands“ in Nr. 32 ſagt, dieſe Bedenken 
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nicht. „Denn er gibt keinen Hinweis, was geſchehen ſoll, wenn ein Angeſtellter, 
der bei der Reichsanſtalt verſichert war, infolge Stellenwechſels einer Betriebs⸗ 
penſionskaſſe beitreten ſoll, oder wenn ein Angeſtellter, der bisher bei einer 
Betriebspenſionskaſſe verſichert war, bei einem Werk angeſtellt wird, das gleich⸗ 
falls eine Betriebspenſionskaſſe hat. Nimmt man nun an, daß auch hier die 
Überweiſung ſtattfinden könnte, und bedenkt man, daß jeder Privatangeſtellte 
ſeine Stellung insgeſamt mindeſtens viermal wechſelt, ſo kann man ſich einen 
Begriff machen, was die Übertragung der Rechte der Verſicherten von einer 
Kaſſe auf die andere für überflüſſige Rechnerei und Umſtändlichkeiten ergeben 
würde.“ Und das alles den Unternehmern zuliebe, die ihren Angeſtellten den 
Stellenwechſel verleiden möchten. 

Dieſe kritiſche Überficht zeigt den arbeiterfeindlichen und reaktionären Charakter 
der Denkſchrift. Sie bringt Vorſchläge, die auch die Angeſtellten keineswegs 
befriedigen können. Die Privatangeſtellten, die in ihrer überwiegenden Mehr⸗ 
zahl nur ſo viel Einkommen haben, daß ſie kaum die dringendſten Ausgaben 
für ihren Lebensunterhalt beſtreiten können, ſollen die Hälfte der Verſicherungs⸗ 
beiträge aufbringen — vielfach wird, wie das der „Konfektionär“ in Nr. 33, 1908, 
bereits angekündigt hat, das Unternehmertum auch die andere Hälfte auf ſie 
abwälzen. Das Reich aber wird keinen Pfennig dabei aufwenden. 
Im übrigen ſei bemerkt, daß auch aus dieſer zweiten, als unverbindlich be⸗ 
zeichneten Denkſchrift nicht hervorgeht, ob und wann die darin niedergelegten 
Pläne in Erfüllung gehen werden. Von der jo notwendigen Unfallverficherung, 
der Angeſtellten wird nichts erwähnt; ob ſie — die die Unternehmer belaſten 
würde — durch die Sonderverſicherung mit erſetzt werden ſoll? 

Die Sonderverſicherung wurde jüngſt von Profeſſor Moldenhauer, 
Dozenten für Verſicherungswiſſenſchaft an der Handelshochſchule zu Köln, 
in einem in Nr. 32, 1908, der „Werkmeiſterzeitung“ nachgedruckten Artikel 
„eine ſoziale Ungerechtigkeit“ genannt, weil es unbillig iſt, 

„in gleicher oder ähnlicher Lage ſich befindende Geſellſchaftsklaſſen verſchieden 
zu behandeln. Die wirtſchaftliche und ſoziale Lage der Privatbeamten iſt aber in 
vielen Fällen gleich der der Arbeiter, in manchen beſſer, in einigen ſchlechte r. 
Ein ſolches Verfahren kann nur Unzufriedenheit hervorrufen und iſt wenig ge⸗ 
eignet, die Arbeiter aus dem ſozialdemokratiſchen Fahrwaſſer zu bringen. Es muß 
aber dieſes Ziel der Wiedergewinnung der großen Arbeitermaſſen für den Staat 
bei allen ſozialpolitiſchen Aufgaben im Auge behalten werden. Und was wird die 
Folge einer ſolchen differenzierenden Verſicherungspolitik ſein? Es iſt mit der 
Privatbeamtenverſicherung ein Vorbild errichtet, das zu erreichen die Arbeiter alle 
ihre Kräfte einſetzen werden.“ 


Profeſſor Moldenhauer vergißt, daß die Sonderverſicherung gerade um 
deswillen vorgeſchlagen wird, um gewiſſermaßen die Angeſtellten von den 
Arbeitern zu trennen. Die Arbeiterſchaft betrachtet man in bürgerlichen Kreiſen 
offenbar als für immer an die Sozialdemokratie verloren. Man ſpekuliert 
mit der Sonderverſicherung auf die Angeſtellten, man will ſie beſchwichtigen 
— was ſich am Ende auch als verfehlte Spekulation herausſtellen wird. 
Recht aber hat Profeſſor Moldenhauer, daß die klaſſenbewußten Arbeiter alle 
Kräfte zur Verbeſſerung der ſtaatlichen Verſicherung nach den Beſchlüſſen des 
Münchener ſozialdemokratiſchen Parteitags 1902 einſetzen werden. 

Die im „Hauptausſchuß für die ſtaatliche Penſionsverſicherung der Privat⸗ 
angeſtellten“ vertretenen Führer der rückſtändigſten Vereine der Angeſtellten 
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haben bereits erklärt, daß der hier geſchilderte reaktionäre Charakter der Denk⸗ 
ſchrift ihren Wünſchen entſpricht. Andererſeits aber tritt neben den gewerk⸗ 
ſchaftlichen Organiſationen der Privatangeſtellten auch derjenige Teil der 
bürgerlichen Privatangeſtellten, deren Organiſationen nicht völlig unter dem 
Einfluß der Unternehmer oder politiſcher Demagogen ſtehen und die ſich in 
der „Freien Vereinigung für die ſtaatliche Penſionsverſicherung der Privat⸗ 
angeſtellten“ zuſammengeſchloſſen haben, entſchieden für den Ausbau des In⸗ 
validenverſicherungsgeſetzes ein und bezeichnet es als einen „ſchmachvollen Zu⸗ 
ſtand“, daß ſich die Reichsverwaltung nicht getraut, die nötigen Mittel zu 
einer „vollkommenen und befriedigenden Löſung“ der Frage flüſſig zu machen. 


Ein Arbeiter über Arbeiterbildung. * 
5 


Von Franz Förffer, Maler. 


Nachdem Genoſſe Eisner, verſchanzt hinter einer gelegentlichen, in berechtigter 
Verärgerung getanen Außerung den „theoretiſierenden“ Arbeiter als bedauerns⸗ 
wertes Geſchöpf gezeichnet, das in ſeiner Halbbildung nicht weiter ernſt zu nehmen 
iſt, ja ſogar die Partei ſchädigt, müßte es eigentlich einen denkenden ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Arbeiter abſchrecken, ſich noch mit Theorien zu beſchäftigen, geſchweige 
darüber zu ſchreiben. Doch ich wage es. 

Die Fragen, die ich erörtern will, ſtreifte ſchon Genoſſe Kautsky in ſeinem 
Artikel: „Einige Feſtſtellungen über Marx und Engels.“ 

Die Verfechter der Nürnberger Bildungsmethode, die Genoſſen Maurenbrecher 
und Eisner, behaupten: daß die ſozialdemokratiſche Arbeiterſchaft von der Wert⸗ 
theorie, beziehungsweiſe materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung nichts zu wiſſen 
braucht. Warum? Weil ſie erſtens nicht genügende Vorkenntniſſe haben, zweitens 
nicht über die nötige Zeit verfügen, um den — nach ihrer Anſicht — nötigen Stoff 
durchzuarbeiten, und drittens, weil die Kenntnis jener Theorien für den Arbeiter 
und ſchließlich auch für andere einen überflüſſigen Luxus darſtellt, ohne den man 
ganz gut auskäme, was uns Genoſſe Maurenbrecher mit ſeiner Perſon beweiſt. Ja, 
er ſteht nicht an, zu erklären, daß die Theorie, von der Maſſe aufgenommen, die 
Aktionsfähigkeit der Partei lähmen könne. 

Ich verzichte darauf, den Logiker Maurenbrecher ob dieſer Behauptung zu ver⸗ 
ſpotten, obgleich dieſer Verzicht angeſichts der Situation große Überwindung koſtet. 

Eine Anzahl Genoſſen, die mit der Höhe des Verſtändniſſes für unſere Auf⸗ 
gaben in unſeren eigenen Reihen nicht ganz zufrieden waren, glaubten der kurioſen 

Behauptung Eisners und Maurenbrechers zuſtimmen zu können, ohne vielleicht die 
Frage einſtweilen genauer zu unterſuchen. Beſonders wundernehmen würde es, 
wenn in Gewerkſchaftskreiſen für die Nürnberger Bildungsmethode Stimmung vor— 
handen wäre, da gerade ſie Grund hätten, ſich dagegen zu wenden. Es iſt zum min⸗ 
deſten ſehr verfrüht, die vorgeſchlagene Bildungsmethode zum Schibboleth des Re⸗ 
viſionismus zu machen. 

Wenn nun die Verfechter der neuen Lehrmethode ſagen, dem Arbeiter gehen 
die zum Verſtändnis der in Rede ſtehenden Materie nötigen Elementarkenntniſſe 
und das methodiſche Denken ab, fo trifft das nur ſehr bedingt zu. Denn hinge 
das Verſtändnis und die Anerkennung der Werttheorie und der materialiſtiſchen 
Geſchichtsauffaſſung nur vom bloßen Denken ab, ſo könnte doch nicht unſere ganze 
bürgerliche Sozialwiſſenſchaft ihr verſtändnislos und ablehnend gegenüberſtehen. 
Dem iſt aber bekanntlich nicht ſo. Unzählige Beiſpiele wären anzuführen, daß 
ſonſt ſehr vernünftigen Leuten, manche heißen ſogar Profeſſor, die tollſten Verſtöße 
gegen die Logik unterlaufen, ſobald ſie Dinge, die außerhalb ihres bürgerlichen 
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Klaſſenintereſſes liegen, beurteilen müſſen. Es ſind oft Verſtöße, über die ein 
klaſſenbewußter Arbeiter mitleidig lächelt. Die Wirkungen der von Marx und 
Engels aufgedeckten Bewegungsgeſetze unſerer Wirtſchaft ſind der Arbeiterklaſſe 
genügend am eigenen Leibe demonſtriert worden. Ihre Theorien laſſen uns bereits 
Vorhandenes, Bekanntes verſtehen. Der Arbeiter iſt mehr denn Angehörige anderer 
Klaſſen disponiert, die ſozialiſtiſchen Theorien zu verſtehen, da neben dem Drange 
nach Erkenntnis ſein Klaſſenintereſſe ihm helfend zur Seite ſteht. Für ihn ſind die 
ſozialiſtiſchen Theorien nicht Doktorfragen, ſondern Lebensfragen. Denn be⸗ 
herrſcht er ſie, ſo werden ſie in ſeiner Hand zu einer mächtigen Waffe im Kampfe 
gegen ſeine Unterdrücker. 

Der wiſſenſchaftlich gebildete neue Parteianhänger, der aus nichtproletariſchen 
Klaſſen kommt, daher des ſcharfen proletariſchen Klaſſenbewußtſeins entbehrt, hat 
ſich dagegen erſt endgültig von den Feſſeln einer ihm anerzogenen bürgerlichen 
Weltanſchauung zu befreien. Naturgemäß bereitet ihm die proletariſche Betrachtungs⸗ 
weiſe verhältnismäßig viel größere Schwierigkeiten, da enorme Energie in der Zeit 
jahrelanger Hochſchulbildung nutzlos verbraucht wurde. Er iſt meiſtens müde und 
aufgebraucht, und nun ſoll er die Kraft aufwenden, ſich in eine ganz andere, ihm 

| völlig fremde Betrachtungsmethode einzuarbeiten. „ Von dieſem Geſichtspunkt aus 

kann man es dem Genoſſen Maurenbrecher nachfühlen, daß er ſoviel wie möglich 

von der alten Ladung auf das neue Schiff hinüberzuretten verſucht. Hier hätte 
eine längere Duarantäne ſehr gut getan. 

„Wenn nun ſchon der Arbeiter denkt, dann ſoll er aber vor allem ſich mit 
Geſchichte beſchäftigen“, das heißt Geſchichte von einer etwas wunderlichen Sorte. 
Maurenbrechers Methode, ſich in eine Unzahl geſchichtlicher Epiſoden zu verlieren, iſt 
ein recht gefährlicher Sport. Schon manchem wuchſen dabei die Dinge über den Kopf, 
ſo daß er vor Bäumen den Wald nicht ſah. Die Einzelheiten ſind ihm wichtiger 
als die Zuſammenhänge. Beſonders ſtark iſt bei dem Arbeiter die Gefahr der 
Verwirrung durch Betrachtung ihm weſensfremder Vorgänge, wie aus dem Zu⸗ 
ſammenhang geriſſener und durch keine Theorie etwa verdaulich gemachter Bio⸗ 
graphien „großer“ Männer und Fürſten. Die Arbeiter, die das zweifelhafte Glück 
haben, Hörer Maurenbrechers ſein zu dürfen, erwartet ein Wuſt hiſtoriſcher Einzel⸗ 
heiten, ohne das verbindende Band der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung, denn 
die iſt nur für die Führer da. Den Arbeitern würde ſie das „Hirn verkleiſtern“. 
Iſt dies erreicht, dann iſt der Boden vorbereitet, auf dem Genoſſe Maurenbrecher 
die Saat ſeiner bürgerlichen Weltanſchauung, in der er — bewußt oder unbewußt — 
noch mit beiden Füßen ſteht, ausſtreuen kann. 

Aus dieſer auf der Oberfläche haftenden Betrachtungsweiſe, auf die Mauren⸗ 
brecher die Arbeiter beſchränken will, ergibt ſich denn auch, daß er und ſeine 
Freunde der jeweiligen politiſchen Konſtellation in Süddeutſchland eine Bedeutung 
zuſprechen, die ihr nicht zukommt. Man verlor ſich in Kleinigkeiten, die ſich, wenn 
die Ernüchterung eingetreten iſt, als Illuſionen herausſtellen werden. 

Wenn Genoſſe Maurenbrecher und ſein Freund Eisner ſagt: „Die Theorie 
hindert raſche Entſchlüſſe, ſie iſt für den gewerkſchaftlichen Kleinkampf ſchädlich“, 
ſo ſollten doch gerade ſie, oder doch ihre gewerkſchaftlichen Freunde wiſſen, daß 
mit dem bloßen Fühlen und Wollen ernſthafte Kämpfe nicht zu führen ſind. 
Denn da die Ziele des gewerkſchaftlichen ebenſo wie des politiſchen Kampfes vor⸗ 
wiegend ökonomiſche ſind — oder wollen Sie auch dies beſtreiten, Genoſſe Mauren⸗ 
brecher? —, ſo iſt es unſere Aufgabe, als klaſſenbewußte Proletarier eine möglichſt 
klare Darſtellung vom Weſen der Volkswirtſchaft und der bürgerlichen Geſellſchaft 
zu erlangen. Dies erreichen wir durch Beobachtung und Beurteilung der Erfahrung, 
um dadurch das Geſetzmäßige der Bewegung zu ermitteln, die ausſchlag⸗ 
gebenden Bedingungen für den Eintritt eines Vorganges, den Zuſammen⸗ 
hang der Erſcheinungen aufzufinden. Ein Blick in die Vergangenheit und Zu⸗ 
kunft der Geſellſchaft iſt nur möglich vermöge der Erkenntnis eines geſetz⸗ 
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mäßigen Zuſammenhanges aller Erſcheinungen, nur möglich, wenn wir 
die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung anwenden. Sie allein befähigt 
uns, die politiſche wie die gewerkſchaftliche Bewegung vernünftig und 
zweckmäßig im Dienſte der Arbeiterklaſſe zu verwerten, ja ſie in gewiſſen 
Grenzen zu beherrſchen. 

Ohne Frage iſt alle unſere Kenntnis von der unendlichen Fülle des gefell- 
ſchaftlichen Lebens nur Stückwerk. Die einzelnen Brocken unſeres mehr oder minder 
umfangreichen Wiſſens müſſen verbunden werden durch eine ſozialiſtiſche Welt⸗ 
anſchauung; dieſe, und mit ihr die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung, faßt die 
zahlloſen Einzelheiten der menſchlichen Wirtſchaft in Gegenwart und Vergangen⸗ 
heit zu einem Ganzen zuſammen. Sie gibt den Schlüſſel, dieſe zu verſtehen. Das 
Verſtehen unſerer Wirtſchaft iſt nicht davon abhängig, daß man eine mehr oder 
minder große Maſſe von Kenntniſſen in ſich aufgeſpeichert hat, ſondern daß das viele 
oder wenige „Wiſſen“, über das man verfügt, harmoniſch durch eine geklärte An— 
ſchauung, durch eine „Theorie“ verbunden iſt. Darum kann ein Arbeiter oft ge- 
bildeter, weiſer ſein als ein ſchwergelehrter Hiſtoriker oder Nationalökonom. 

Von der theoretiſchen Erkenntnis iſt auch die Werbe- und Stoßkraft unſerer 
Partei abhängig. Nicht den blinden Glauben brauchen wir, ſondern die wiſſen— 


ſchaftliche überzeugung, die uns Gewißheit und Kraft gibt. Die Bewegungs⸗ 
freiheit der Maſſe wird dadurch nicht geſchwächt, ſondern geſtärkt. Gerade die 


Einſicht, die Kenntnis der in Betracht kommenden Faktoren garantiert den Erfolg. 
Ein Mangel an Einſicht kann durchaus nicht erſetzt werden durch „gute Führer“. 
Denn abgeſehen davon, daß wir mit unſeren demokratiſchen Grundſätzen in einen 
argen Konflikt kommen, wenn wir Führern kritiklos nachlaufen, zeigt uns die Ge⸗ 
ſchichte der Arbeiterbewegung bis in die neueſte Zeit hinein, daß eine nicht ge⸗ 
nügend die Zuſammenhänge erkennende Arbeiterſchaft im entſcheidenden Augenblick 
auch dem beſten Führer leicht die Gefolgſchaft verſagt. 

Vielleicht werden die Vorgänge, die ſich auf dem Parteitag in Nürnberg ab- 
ſpielten, das Gute zeitigen, daß ſich die Genoſſen mehr denn bisher mit theoretiſchen 
Fragen beſchäftigen. 


Leipziger wohnungsfragen. 
Von K. Lüttich (Ceipzig). 
Seitdem im Herbſt vorigen Jahres das Statiſtiſche Amt der Stadt Leipzig feſt⸗ 


ſtellte, daß die Zahl der leerſtehenden Wohnungen in Leipzig auf die Hälfte des 


Normalſatzes gefallen war, iſt die Wohnungsfrage wieder in den Vordergrund der 
Diskuſſion getreten. Verſchiedene andere Anzeichen, ſo das fortgeſetzte Steigen der 
Mietpreiſe in faſt allen Stadtteilen, deuten darauf hin, daß eine Beſſerung für die 
nächſte Zeit nicht zu erwarten iſt, und es kann kaum noch bezweifelt werden, daß 
man in Leipzig einer Wohnungskalamität wieder einmal recht nahe 
gerückt iſt. Das Hauptübel iſt, wie ſchon erwähnt, der Wohnungsmangel, und 
um das Gefährliche der gegenwärtigen Situation überſchauen zu können, iſt es 
zweckmäßig, einen Vergleich mit den Verhältniſſen in früheren Jahren zu ziehen. 

Das Statiſtiſche Amt hat als normalen Satz der leerſtehenden zu den über: 
haupt vorhandenen Wohnungen 3 Prozent angenommen, und dieſer Normalſatz wird 
auch neuerdings im „Reichsarbeitsblatt“ feſtgehalten. In Leipzig iſt dieſer Satz in 
den letzten zwölf Jahren nur dreimal überſchritten worden, während er früher weit 
häufiger und zum Teil nicht unerheblich überſchritten worden iſt. Es ſtanden 
Wohnungen leer im Jahre 1890 6,74 Prozent, 1891 6,23 Prozent, 1892 6,32 Prozent, 
1893 5,40 Prozent, 1894 4,52 Prozent, 1895 3,29 Prozent. Nunmehr geht es 
aber rapid bergab, denn 1896 waren nur noch 1,51 Prozent, 1897 nur noch 
0,82 Prozent und 1898 1,03 Prozent leerſtehender Wohnungen vorhanden. Welche 
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Zuſtände in dieſen Jahren größter Wohnungsloſigkeit geſchaffen wurden, läßt 
ſich daran erkennen, daß 1898 416 Perſonen in der Baracke am Lindenauer 
Armenhaus untergebracht, 1208 Perſonen im Exmittiertenhaus, 143 im Kramer⸗ 
haus am Neumarkt und 63 Perſonen im Connewitzer Armenhaus aufgenommen 
worden ſind. Auch in anderen Gebäuden, unter anderem in die damalige Pleißen⸗ 
burg wurden Wohnungsloſe untergebracht. Außerdem erhielten 167 Parteien 
3621,46 Mark Beihilfe zur Erlangung von Wohnung. 1896 mußten 2263 Kinder 
und 1899 2200 Kinder die Leipziger Bezirksſchulen verlaſſen, weil ihre Eltern in 
Leipzig keine Wohnung erhalten konnten und nach auswärts ziehen mußten. Glück⸗ 
licherweiſe nahm in den darauffolgenden Jahren die Wohnungsnot etwas ab. 
Die leerſtehenden Wohnungen betrugen 1899 1,17 Prozent, 1900 1,68 Prozent, 1901 
1,97 Prozent, 1902 2,88 Prozent, 1903 3,99 Prozent, 1904 4,20 Prozent. Kaum 
war der Normalſatz wieder erreicht beziehungsweiſe um etwas überſchritten, als 
die Hausbeſitzer auf dem Plan erſchienen, um einer „Überproduftion“ an Wohnungen 
entgegenzutreten. Der Vorſtand der Hausbeſitzervereine beſchloß im Jahre 1905, 
„eine Petition an den Stadtrat zu richten und denſelben zu bitten, die ihm zu Ge⸗ 
bote ſtehenden Mittel anzuwenden, um ein weiteres Steigen der Zahl der leer⸗ 
ſtehenden Wohnungen zu verhindern“. Und im Mai 1906 wurde in einer an Rat 
und Stadtverordnete gerichteten Petition der Hausbeſitzervereine der Weſtvororte 
Stellung genommen gegen die geplante Erbauung billiger Wohnungen durch die 
Meyerſche Stiftung im Südweſten der Stadt, weil „dieſes Projekt die Hausbeſitzer 
von Leipzig⸗Weſt unendlich ſchwer ſchädigen muß“. Die Tatſachen aber zeigten 
etwas anderes. Während nämlich die Hausbeſitzer gegen die „überproduktion“ an 
Wohnungen petitionierten, hatte ſich bereits ein Umſchwung zum Nachteil der 
Mieter vollzogen. Die Zahl der leerſtehenden Wohnungen war wieder erheblich 
zurückgegangen. Sie betrug zwar 1905 noch 3,96 Prozent, fiel aber bereits 1906 
unter den Normalſatz, nämlich auf 2,68 Prozent und 1907 gar auf 1,55 Prozent. 
Noch eine Stufe abwärts, und die Wohnungsnot mit all ihren Begleiterſcheinungen, 
wie ſie Ende der neunziger Jahre herrſchte, iſt wieder erreicht. Schon im ver⸗ 
floſſenen Jahre war der Bedarf an Wohnungen um 1290 größer als der Zuwachs 
an neuen Wohnungen. Vor allem aber fehlte es an kleinen Wohnungen. Während 
im Jahre 1905 die kleinen leerſtehenden Wohnungen 53 Prozent aller leerſtehenden 
Wohnungen ausmachten, ſind ſie im Jahre 1907 bereits auf 34 Prozent herabgeſunken. 
Das muß zur Verſchärfung der Wohnungsnot beitragen. Nicht allein daß die 
Wohnungen in der inneren Stadt immer ſeltener werden, auch in den Vororten 
hat die Wohnungsnot bereits einen erſchreckenden Umfang angenommen. Greifen 
wir als Beiſpiel die weſtlichen Vororte heraus, wo vor zwei und drei Jahren die 
Hausbeſitzer am meiſten über Überproduktion jammerten, ſo zeigt ſich folgendes 
Bild. Die Zahl der leerſtehenden Wohnungen im Verhältnis zu den überhaupt 
vorhandenen Wohnungen betrug: 


1904 1905 1906 „1907 

Prozent Prozent Prozent Prozent 
in Leipzig⸗Kleinzſchoche . 10,22 7,12 3,35 1,22 
z EIN Schleuß gg 2 13H 8,43 3,85 
„„ Blagwig 2 0 3,8 5,16 
z z Linden 9 6,00 3,40 1,47 
VIE Wehren 6,82 3,98 137 


Mit Ausnahme von Leipzig-Schleußig, wo noch nach der letzten Zählung der 
Normalſatz überſchritten war, iſt die Zahl der leerſtehenden Wohnungen überall 
noch unter den Satz gefallen, der 1907 für Geſamt⸗Leipzig feſtgeſtellt wurde. Be⸗ 
denklich erſcheint in erſter Linie das ſprunghafte Heruntergehen der Zahl der leer⸗ 
ſtehenden Wohnungen. 

Und nicht beſſer wie in Leipzig und den einverleibten Vororten ſteht es mit 
der Wohnungsfrage in den ländlichen Gemeinden um Leipzig herum. Mit 
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Ausnahme von zwei Orten (Stötteritz und Wahren) hat die Zahl der leerſtehenden 
Wohnungen ebenfalls gegen das Vorjahr zum großen Teil abgenommen. Die Be- 
völkerung wird immer weiter hinausgedrängt, die Nachfrage nach Wohnungen über⸗ 
ſteigt immer mehr das Angebot, die Mietpreiſe gehen in die Höhe, und eifrige 
Spekulanten ziehen der Bevölkerung nach den ländlichen Ortſchaften nach und ſorgen 
auf ihre Weiſe, daß die Wohnungskalamität nicht ab⸗ fondern zunimmt. 

Je mehr die Nachfrage nach Wohnungen das Angebot überſteigt, um ſo mehr 
ſteigen die Wohnungsmieten. Der Mangel an geeigneten Wohnungen führt alſo 
ohne weiteres zu hohen Mietpreiſen. So betrug in Leipzig der Durchſchnitts⸗ 
preis für eine ganze leerſtehende Wohnung im Jahre 1904 515 Mark, 1905 534 Mark, 
1906 575 Mark, 1907 710 Mark, ferner für ein heizbares Zimmer in derſelben Zeit 
139 Mark, 142 Mark, 149 Mark, 165 Mark und für einen einzelnen Wohnraum 
109 Mark, 111 Mark, 117 Mark, 134 Mark. Aber die Verteuerung der Mieten 
wirkt nicht nur direkt, ſondern auch indirekt nachteilig für die Bevölkerung. Denn 
mit der Erhöhung der Wohnungsmieten zeigt ſich auch eine Erhöhung der Mieten 
für Läden und andere Geſchäftslokale, und dieſe erhöhte Ausgabe der Geſchäfts— 
inhaber wird wieder durch erhöhte Einnahmen auszugleichen verſucht, was nur 
dadurch möglich iſt, daß die Waren verteuert werden. Hat doch erſt kürzlich das 
Armenamt der Stadt Leipzig feſtgeſtellt, daß Leipzig eine teure Stadt iſt und daß 
insbeſondere die Preiſe für die notwendigſten Lebensmittel höher ſind als zum 
Beiſpiel in Frankfurt a. M. und Berlin. Nun wird zwar auch von den Haus- 
beſitzern das fortgeſetzte Steigen der Wohnungsmieten nicht beſtritten, aber fie 
ſuchen dieſe Tatſache durch die Behauptung abzuſchwächen, daß ja auch die Löhne 
in derſelben Weiſe geſtiegen ſeien. In Wirklichkeit ſind die Löhne keineswegs in 
derſelben Weiſe geſtiegen wie die Wohnungsmieten, aber ſelbſt wenn man dieſe 
ganz unzutreffende Behauptung als wahr unterſtellen wollte, ſo bleibt es dennoch 
ein ſtarkes Stück, was ſich die Hausagrarier leiſten, wenn ſie annehmen, daß jede 
Lohnerhöhung ausſchließlich ihnen zugute kommen müſſe. Daß Einkommen und 
Wohnungsmiete nicht im richtigen Verhältnis zueinander ſtehen, hat das Statiſtiſche 
Amt der Stadt Leipzig bereits im Jahre 1900 feſtgeſtellt, und man kann mit Sicher⸗ 
heit annehmen, daß ſich das damals feſtgeſtellte ungünſtige Verhältnis noch weiter 
zuungunſten der Mieter verſchoben hat. Im Jahre 1900 betrug der Anteil der 
Miete am Einkommen in den Einkommensklaſſen bis 1100 Mark 23 Prozent, bis 
2200 Mark 19,02 Prozent, bis 4300 Mark 19,36 Prozent, bis 8300 Mark 15,70 Pro⸗ 
zent, bis 16000 Mark 11,64 Prozent, bis 26000 Mark 8,43 Prozent und über 
26000 Mark 4,42 Prozent. Hier zeigt ſich recht deutlich, daß die Minderbemittelten 
am empfindlichſten unter der Wohnungsmiſere zu leiden haben, denn je geringer 
das Einkommen, deſto größer iſt der Teil, der zur Miete verwandt werden muß, 
und wenn man auch hier den vom Statiſtiſchen Amt aufgeſtellten Normalſatz be- 
rückſichtigt, wonach nicht mehr als der ſiebente Teil des Einkommens auf Woh⸗ 
nungsmiete entfallen ſoll, ſo wird dieſer Normalſatz im Durchſchnitt erſt bei einem 
Einkommen von 6000 Mark erreicht. 

Gerade die ärmere Bevölkerung muß alſo dieſen Normalſatz bei weitem über⸗ 
ſchreiten, das heißt fie muß mehr, zum Teil ganz bedeutend mehr für Wohnungs— 
miete aufwenden, als wie das nach ihrem Einkommen, unter Berückſichtigung aller 
anderen nicht minder notwendigen Ausgaben zuläſſig iſt. Die hohen, in keinem 
Verhältnis zum Einkommen ſtehenden Wohnungsmieten bilden denn auch zumeiſt 
die Urſache dazu, daß Schlafgängerweſen und Aftervermietung um ſich 
greifen. Die Hausbeſitzer haben allerdings hierfür eine andere Erklärung, denn 
im Jahre 1905 hieß es einmal im Leipziger Hausbeſitzerorgan, daß das, was 
gewöhnlich Wohnungsnot genannt werde, vor allem eine Folge der rohen Sitten 
und Bedürfnisloſigkeit der Arbeiter ſei, die für häusliche Behaglichkeit oft kein Ver⸗ 
ſtändnis hätten und, wenn ſie wirklich eine größere Wohnung mieteten, dies nur 
täten, um ſie mit Schlafleuten vollzupfropfen und daraus einen hohen Profit zu 
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ziehen. Als ob die Arbeiter aus reinem übermut ihr Heim mit fremden Perſonen 
teilen, als ob ſie ſich noch mehr Beſchränkungen und Entbehrungen auferlegen oder 
gar Gefahren in familiärer, hygieniſcher oder anderer Beziehung ausſetzen würden, 
wenn ſie nicht durch die Not zu dieſem Schritte getrieben würden. Auf die Woh⸗ 
nung kann man eben nicht verzichten, da aber die heutigen Wohnungsmieten in 
vielen Fällen für die einzelne Familie unerſchwinglich ſind, ſo bleibt eben in der 
Regel nur der Weg des Abvermietens mit allen ſeinen unerfreulichen Begleit⸗ 
erſcheinungen übrig. 

Es läßt ſich gewiß nicht behaupten, daß Leipzig zu den ungeſündeſten Städten 
gehöre, und auch, ſoweit die Wohnungsverhältniſſe dabei in Betracht kommen, 
liegen hier die Verhältniſſe nicht am ſchlechteſten. Wo aber die Wohnungen knapp 
und die Mieten immer höhere werden, muß eine Überfüllung der Wohnungen ein⸗ 
treten, und damit wächſt die Zahl derjenigen Wohnungen, die den Anforde⸗ 
rungen der Geſundheitspflege nicht entſprechen. Schon im Jahre 1903/04 hat 
die Leipziger Ortskrankenkaſſe die Wohnungen ihrer kranken Mitglieder auf ihren 
hygieniſchen Wert prüfen laſſen, und dabei hat ſich herausgeſtellt, daß, unter An⸗ 
nahme eines Mindeſtluftraums von 20 Kubikmeter pro Perſon, von 1260 kranken 
Männern 1025 oder 81,3 Prozent und von 440 kranken Frauen 327 oder 74,3 Pro⸗ 
zent keine den hygieniſchen Anforderungen genügende Wohnung hatten, und 453 
oder 36 Prozent der kranken Männer und 129 oder 29 Prozent der kranken Frauen 
hatten ſogar weniger als 10 Kubikmeter Luftraum zur Verfügung. Nach Profeſſor 
Koch ſind „gerade die überfüllten Wohnungen als die eigentliche Brutſtätte der 
Tuberkuloſe anzuſehen“. Die ſchon erwähnte Enquete der Leipziger Ortskranken⸗ 
kaſſe hat aber ergeben, daß von 537 Lungenkranken 8 Prozent, und zwar 35 männ⸗ 
liche und 8 weibliche Perſonen, ihr Bett mit anderen Perſonen, vorwiegend mit 
Kindern, teilen mußten. 31 lungenkranke Patienten wohnten in dunkeln und 51 
in feuchten Räumen. Wie ſollen denn kranke Menſchen geneſen, wenn ſie in Woh⸗ 
nungen hauſen, die nach allen hygieniſchen Anforderungen ſelbſt für geſunde 
Menſchen ungenügend ſind! Aus den Jahresberichten der Leipziger Ortskranken⸗ 
kaſſe iſt erſichtlich, daß die auf Lungentuberkuloſe zurückzuführenden Sterbefälle 
unter den weiblichen Mitgliedern prozentual viel häufiger ſind als unter den männ⸗ 
lichen Mitgliedern. Es ſtarben nämlich an Lungenſchwindſucht 1905 32,30 Prozent 
männliche und 42,52 Prozent weibliche Perſonen, 1906 31,27 Prozent männliche 
und 45,85 Prozent weibliche Perſonen, 1907 30,44 Prozent männliche und 43,61 Pro⸗ 
zent weibliche Perſonen. Man wird nicht fehlgehen, wenn man dieſe auffällige 
Erſcheinung nicht zuletzt mit der Wohnungsfrage in Verbindung bringt, denn die 
weiblichen Perſonen ſind in der Regel mehr an die Wohnung gefeſſelt als die 
männlichen Perſonen, und ſoweit ſie ihren Unterhalt ſelbſt beſtreiten müſſen, ſind 
ſie infolge ihres geringeren Verdienſtes dazu verurteilt, die allerbilligſten und dem⸗ 
nach auch die am wenigſten einwandfreien Wohnungen zu benutzen. 

Eine Menge anderer Fragen ſtehen mit der Wohnungsfrage in engſter Ver⸗ 
bindung und hängen direkt von ihr ab. Was nutzen die Erfolge der Lungenheil⸗ 
ſtätten, wenn in geſundheitsſchädlichen Wohnungen das alte Leiden wieder von 
neuem gefördert wird, was nutzen alle Einrichtungen zum Zwecke einer erfolgreichen 
Säuglingsfürſorge, wenn nicht bereits auf dem Gebiet der Wohnungsfrage die 
Wurzel des übels beſeitigt wird. Familienleben, Jugenderziehung, Sittlichkeit, 
Kampf gegen den Alkoholismus, Heimarbeiterfrage und vieles andere iſt mehr oder 
weniger von der Wohnungsfrage abhängig. b 

Wenn trotz ſolcher Zuſtände das Streben der Hausbeſitzerorgane dahin geht, 
jede Beſſerung für die Mieter zu verhindern, ſo geht daraus ohne weiteres hervor, 
wie ſchwach die große Zahl der Mieter den weit weniger zahlreichen Hausbeſitzern 
gegenüberſteht. Selbſt in weniger ungünſtigen Zeiten iſt es den Hauswirten ohne 
nennenswerten Widerſpruch möglich geweſen, ſich alle Rechte anzueignen und den 
Mietern alle Pflichten aufzuerlegen. Man braucht in dieſer Beziehung nur an den 


A. Lüttich: Leipziger Wohnungsfragen. 105 


von den Hausbeſitzern den Mietern faſt durchgängig aufoktroyierten Mietkontrakt 
zu erinnern, durch den nicht nur ſämtliche dem Mieter günſtige Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs außer Kraft geſetzt, ſondern Beſtimmungen getroffen worden 
ſind, die dem Hauswirt eine unbeſchränkte Herrſchaft über den Mieter ſichern. Die 
Hauswirte haben es verſtanden, ſich in feſte Organiſationen zuſammenzuſchließen, 
durch das Geſetz iſt ihnen auch die Mehrheit und die Macht in der Gemeinde— 
vertretung geſichert, und ſie bringen jederzeit dieſe Macht rückſichtslos in An⸗ 
wendung. Dagegen ſind die Verſuche, auch die Mieter in beſonderen Mietervereinen 
zuſammenzuführen, gründlich fehlgeſchlagen. Gegründet von Vertretern der beſitzen— 
den Klaſſe ſind dieſe Mietervereine oft genug nur ein Mittel geweſen, um gewiſſen 
Sonderbeſtrebungen einzelner Perſonen Vorſchub zu leiſten, teilweiſe ſogar volks⸗ 
feindlichen Zwecken zu dienen. Der eigentliche Zweck einer Mietervereinigung trat 
dabei völlig in den Hintergrund, und die Bedeutungsloſigkeit dieſer Vereinigungen 
trat um ſo mehr hervor, je weniger ſie mit poſitiven Erfolgen auf dem Gebiet des 
Wohnungsweſens aufwarten konnten. Etwas mehr Erfolg kann man ſchon den— 
jenigen Einrichtungen zuſchreiben, die die Errichtung von billigen und geſunden 
Wohnungen bezwecken. Leipzig ſteht mit ſolchen Einrichtungen an der Spitze der 
ſächſiſchen Städte. Das größte derartige Unternehmen iſt die Stiftung für Er⸗ 
bauung billiger Wohnungen (Meyerſche Häuſer) in Leipzig mit 1278 Wohnungen. 
Dann folgt die gemeinnützige Baugeſellſchaft mit 376 Wohnungen, ferner der Verein 
Oſtheim mit 331 Wohnungen, der Bauverein zur Beſchaffung preiswerter Woh- 
nungen mit 320 Wohnungen und noch einige kleinere Vereinigungen. Aber auch 
das ſind ſelbſtverſtändlich nur Palliativmittel, die nennenswert auf die Wohnungs⸗ 
not und ihre Begleiterſcheinungen nicht einzuwirken vermögen. 

Die Wohnungsfrage läßt ſich eben nicht in beſonderen Vereinchen und auch 
nicht durch private Wohltätigkeit löſen. Sie iſt hervorgegangen aus den herrſchenden 
wirtſchaftlichen und politiſchen Zuſtänden und kann nur im Zuſammenhang mit 
den letzteren geregelt werden. Bedarf es ſomit keiner beſonderen Mieterorgani— 
ſationen, ſo dürfte es doch von Vorteil ſein, wenn die Arbeiterſchaft, die ja in der 
Hauptſache die Mieter bildet, in ihren Organiſationen etwas nachdrücklicher Staat 
und Gemeinde an die Pflichten erinnert, die dieſe Körperſchaften auch auf dem 
Gebiet des Wohnungsweſens zu erfüllen haben. Und das ſoll nicht nur dann ge⸗ 
ſchehen, wenn eine Wohnungsnot im Anzug iſt. 

Was bisher von der Leipziger Stadtverwaltung geſchehen iſt, reicht bei weitem 
nicht aus, um die Übeljtände im Wohnungsweſen erträglicher zu geſtalten oder 
Wohnungskalamitäten unmöglich zu machen. Gerade die Entwicklung der Wohnungs⸗ 
verhältniſſe in den letzten Jahren beweiſt, daß die Hilfe der Stadt, ſei es durch 
Eigenproduktion von Wohnungen, ſei es durch die Unterſtützung ſogenannter ge— 
meinnütziger Baugeſellſchaften, eine ganz andere hätte ſein müſſen. 

Nicht beſſer ſteht es mit der ſo wichtigen Wohnungskontrolle. Zwar be— 
ſtehen auch in Sachſen Miniſterialverfügungen, die nach dem Beiſpiel anderer 
Staaten und insbeſondere ſüddeutſcher Städte auf Einrichtungen betreffend Woh— 
nungskontrolle, Wohnungsaufſicht, Wohnungsnachweiſe und dergleichen hindeuten. 
Was aber in dieſer Beziehung bisher in Leipzig geſchehen iſt, erfährt man aus 
dem ſtädtiſchen Verwaltungsbericht. Danach ſind eine Zeitlang Wohnungsreviſionen 
durch eine Abteilung der Ratswache vorgenommen worden. 567 derartige Re- 
viſionen im Jahre 1903 hatten 125 Anzeigen wegen Wohnungsüberfüllung und 
andere geſundheitliche Mißſtände zur Folge. 1904 wurden bei 386 Reviſionen 
140 Anzeigen erſtattet. 1905 heißt es aber in dem amtlichen Bericht, daß ſich 
herausgeſtellt habe, daß das gegenwärtige Reviſionsverfahren nicht zu dem ge— 
wünſchten Ziele führen wird, daß es vielmehr beſonderer hygieniſch geſchulter 
Wohnungsinſpektoren bedarf, denen ehrenamtliche Wohnungspfleger beigeordnet 
werden ſollen. 1906 wurde die Einführung von Wohnungsinſpektoren für das 
folgende Jahr in Ausſicht geſtellt. Verwirklicht iſt dieſe Abſicht aber bis heute 
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nicht, und als die ſozialdemokratiſche Stadtverordnetenfraktion am 1. April 1908 
beantragte: den Rat zu erſuchen, baldigſt eine Vorlage an das Kollegium zu bringen, 
durch die ein ſtädtiſches Wohnungsamt mit Wohnungsinſpektion und Wohnungs⸗ 
nachweis errichtet wird, da wurde dieſer Antrag mit 37 gegen 24 Stimmen ab⸗ 
gelehnt. Natürlich war es in erſter Linie die Hausbeſitzerpartei, die den Antrag zu 
Fall brachte, obgleich das Organ der Leipziger Hausbeſitzer noch am 1. März 1908 
geſchrieben hatte: „Soweit man die Tätigkeit ſtädtiſcher Wohnungsinſpektoren ver⸗ 
folgt, iſt man noch nie darauf geſtoßen, daß durch ſie unerträgliche Auflagen ge⸗ 
macht worden wären. Aber umgekehrt wird hundertfach berichtet, daß namentlich 
den kleinen Hausbeſitzern durch die ſachkundigen, koſtenloſen Ratſchläge des In⸗ 
ſpektors bequeme und billige Mittel und Wege angegeben wurden, leichte und auch 
ſchwere Mängel und übelſtände abzuſtellen, und dadurch auf wohlfeile Weiſe nicht 
nur dem Mieter die Wohnung zu verbeſſern, ſondern dem Hauswirt gleichzeitig 
den Wohnungswert zu erhöhen, weil ſelbſtverſtändlich der Mietwert um ſo höher 
ſteigt, je einwandsfreier eine Behauſung iſt.“ 

Für die Dauer werden ſich ja die Vertreter der beſitzenden Klaſſe in dem Stadt⸗ 
parlament den neuzeitlichen Forderungen nicht widerſetzen können. Aber ihre bis⸗ 
herige Stellungnahme beweiſt, daß in erſter Linie der Arbeiter, der Mieter, energiſch 
ſeine Intereſſen vertreten muß. In der nachdrücklichſten Weiſe muß von Staat 
und Gemeinde Förderung des Wohnungsweſens, hauptſächlichſte Berückſichtigung 
der Intereſſen der minderbemittelten Mieter, Beſeitigung des Hausbeſitzerprivilegs 
in den Gemeindevertretungen, Beſchränkung der Grund- und Bodenſpekulation uſw. 
gefordert werden. Die geiſtige und phyſiſche Hebung der ärmeren Volksſchichten 
durch hygieniſche Maßnahmen, namentlich durch energiſche und opferwillige Mit⸗ 
wirkung bei der Löſung der Wohnungsfrage bildet einen weſentlichen Beſtandteil 
einer geſunden Kommunalpolitik. 
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Niceforo, Alfredo, Lo studio scientifico delle classi povere. Trieſt, Verlag 
G. Mailänder. 105 Seiten. 1,50 Lire. 


In dieſem Büchlein, das den Abdruck eines in Trieſt gehaltenen Vortrags 
darſtellt, legt Genoſſe Niceforo Methode und Hauptreſultate ſeiner anthropologiſchen 
Studien über den Pauperismus klar. Bisher wäre man mit metaphyſiſchen Me⸗ 
thoden an das Studium der Armut gegangen oder hätte lediglich ihre wirtſchaft⸗ 
liche oder moraliſche Seite ins Auge gefaßt und das eigentliche Studienobjekt, den 
in Armut aufgewachſenen und lebenden Menſchen unbeachtet gelaſſen. Dieſem 
Menſchen müſſe ſich nun die Wiſſenſchaft zuwenden und ihn beobachten in bezug 
auf ſeine körperlichen — anatomiſchen und phyſiologiſchen — Charaktere (Größe, 
Entwicklung des Bruſtkorbes, Schädelumfang, Gewicht, Atmung, Muskelkraft, Frucht⸗ 
barkeit, Krankheitshäufigkeit, Sterblichkeit uſw.), in ſeinen phyſiopſychiſchen und 
pſychiſchen Außerungen (allgemeine Senſibilität, Entwicklung der Sinne, des Ge⸗ 
fühlslebens, der Reflex⸗ und der willkürlichen Bewegungen, der Intelligenz und 
des Willens) und in ſeinen ethnographiſchen Kennzeichen (Bildung, Häufigkeit der 
Verbrechen, Sitten, Aberglauben uſw.), um ſich dann den Urſachen, der Atiologie 
dieſer Charaktere zuzuwenden. Als innere Urſachen will Niceforo die Raſſe und die 
individuelle pſycho⸗organiſche Konſtitution gelten laſſen; als äußere Urſachen die 
Einflüſſe des natürlichen Milieus, dann die der Wohnung, der Arbeitsbedingungen, 
der Nahrung, die allgemeine wirtſchaftliche Lage und ſchließlich das pſychiſche 
Milieu. Natürlich muß eine Gegenüberſtellung mit den entſprechenden Charakteren 
der beſitzenden Klaſſen vorgenommen werden. 

Die Beobachtungen erſtreckten ſich im ganzen auf 3625 Individuen, die nach 
Altersgruppen zuſammengefaßt wurden, wobei ausſchließlich ſolche mit gleichem 
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anthropologiſchem Typus zum Vergleich herangezogen wurden. Die Ergebniſſe 
zeigten, daß verwertbare Durchſchnittszahlen ſchon bei Gruppen von dreißig Per— 
ſonen erzielt wurden, da bei Vergrößerung der Gruppe keine oder doch nur mini: 
male Abweichungen der Durchſchnittsergebniſſe eintraten. Als Kennzeichen der 
Armut und der Wohlhabenheit wurden die üblichen gewählt (Wohnung, Beruf der 
Eltern, Einkommen). 

Die Reſultate, zu denen Niceforo gekommen iſt, ſind nicht überraſchend und 
ſtimmen überein mit denen der Vorarbeiter auf dieſem Gebiete, die doch zahlreicher 
ſind, als der Autor anzunehmen ſcheint — wir erinnern an Bertillon, Weiter: 
gaard, Rodolfo Livi. Beſtändig und in allen Altersſtufen findet man bei den 
Armen niederen Wuchs, geringere Körperkraft, geringere Senſibilität und vor allem 
zahlreichere Anomalien anatomiſcher und phyſiologiſcher Art als bei den Kindern 
beſitzender Klaſſen. Weiter will Niceforo durch ſeine Meſſungen geringere Schädel— 
kapazität gefunden haben und — bei brachyzephalen Unterſuchungsobjekten — 
größere Brachyzephalie (82,16 Schädelindex gegen 81,88) bei den Armen als bei 
den Beſitzenden. Auch die vielfach feſtgeſtellten ungünſtigeren Gewichtsverhältniſſe 
der mittelloſen Klaſſen ſind durch Niceforos Arbeiten beſtätigt. Intereſſant iſt, daß 
experimentell feſtgeſtellt werden könnte, daß die Arbeiterkinder — die doch nach der 
Anſicht aller Gutgeſinnten an die Arbeit „gewöhnt“ ſein ſollen und deshalb weniger 
darunter leiden — am Kraftmeſſer viel ſchneller ermüden, als die Kinder der Be— 
ſitzenden: die Arbeiterkinder fangen mit 18 Kilogramm an und ſinken nach zehn 
Stößen auf 7 Kilogramm, während die Kinder wohlhabender Familien mit 19 Kilo: 
gramm einſetzen und auf 12 Kilogramm ſinken. Daß der Autor den höheren 
Prozentſatz der Blondheit und Blauäugigkeit unter den Kindern der Armen als 
Beweis phyſiologiſcher Armut anſieht, befremdet einigermaßen. Sein Material iſt 
in Lauſanne gewählt, wo von einem Raſſentypus wohl nicht gut die Rede ſein 
kann. Das geringe übergewicht der Arbeiterkinder unter den Blonden und Blau⸗ 
äugigen erklärt ſich wohl reichlich aus dem Zuzug aus der deutſchen Schweiz, der 
in den arbeitenden Klaſſen ſtärker iſt als in der Bourgeoiſie. Soweit ein Vorwiegen 
der Blonden bei phyſiologiſcher Minderwertigkeit feſtgeſtellt wurde, handelt es ſich 
um Volksgruppen mit vorwiegend brünettem Raſſentypus. 

Die Anſicht der modernen Raſſenanthropologen à la Lapouge, daß die Armut 
nicht die Urſache, ſondern die Folge der Minderwertigkeit ſei, weiſt der Autor 
zurück, mit Hinblick auf Experiment und Beobachtung. Es handle ſich um konſtante 
Beeinträchtigung der Körperentwicklung durch äußere Ungunſt. 

Man diskutiere heute ſo oft darüber, ob der Wohlſtand der arbeitenden Klaſſen 
gewachſen ſei oder nicht. Niceforo meint, daß die beſte Antwort durch die mittlere 
Körpergröße gegeben ſei; je mehr dieſe ſich der der beſitzenden Klaſſen desſelben 
Typus nähere, je weniger Elend liege vor, je weniger laſte Überarbeit und Unter⸗ 
ernährung auf der Arbeiterſchaft. In der Tat beſtätigen die auf koloſſalem Material 
beruhenden Meſſungen Livis dieſe Behauptung vollkommen. 

Wie jeder ſpezialiſierte Forſcher überſchätzt Niceforo ſein Spezialfach. Verlangt 
er doch, daß künftighin jede ſoziale Monographie einer Bevölkerungsgruppe den 
phyſiſchen und phyſiologiſchen Charakter dieſer Gruppe berückſichtigen müſſe. Wenn 
das berechtigt iſt, ſoweit allgemeine Daten der Bevölkerungsbewegung in Betracht 
kommen — Geburtenfrequenz, Morbidität, Mortalität, Selbſtmordziffer uſw. —, ſo 
geht es wohl zu weit, wenn man Schädelmeſſungen und Senſibilitätsprüfungen 
fordert. Zwiſchen der wirtſchaftlichen Lage und dem Gang der Bevölkerungs⸗ 
bewegung iſt der Kauſalnexus erkennbar oder kann durch eine Hypotheſe hergeſtellt 
werden; zwiſchen Wohlſtand und Schädelumfang iſt dieſer Nexus heute noch ganz 
dunkel, kann alſo wohl Gegenſtand der Spezialforſchung, aber nicht Element der 
Erkenntnis ſein. 

Genoſſe Niceforo wird demnächſt in deutſcher Sprache „biologiſche und 0 5 
Unterſuchungen über den Pauperismus“ veröffentlichen. 
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Die Schule. Von Ludwig Gurlitt. 16. Band der Sammlung ſozialpſychologiſcher 
Monographien „Die Geſellſchaft“, herausgegeben von M. Buber. Frankfurt a. M., 
Literariſche Anſtalt Rütten & Loening. 112 Seiten. 1,50 Mark. 


Ludwig Gurlitt hat ſich durch ſein lebhaftes Eintreten für Moderniſierung des 
höheren, insbeſondere des Gymnaſialunterrichtes (in „Der Deutſche und ſeine 
Schule“ und einer Anzahl kleinerer Broſchüren und Artikel) in weiteren Kreiſen 
bekannt gemacht. Und ſo tritt er denn auch in vorliegender Monographie für eine 
Reihe von Forderungen ein, in denen alle fortſchrittlich Geſinnten mehr oder 
weniger einig find: Bekämpfung der Schultyrannei und ⸗pedanterie, des Gelehrten⸗ 
zopfes, des Konfeſſionsunterrichtes, des grammatikaliſchen Betriebs; anſtatt deſſen 
möglichſt freies Gewährenlaſſen des jugendlichen Geiſtes, mehr Körperpflege, mehr 
allgemeine Menſchenbildung! Hier und da ſchießt er freilich über das Ziel hinaus. 
Es heißt doch zum Beiſpiel den Wert der Geſchichte völlig verkennen, wenn er 
davor warnen zu müſſen glaubt, „das Leben im Toten und in der Vergangenheit 
zu ſuchen“ (S. 24). Und mit ſeiner Abneigung gegen den humaniſtiſchen Unter⸗ 
richt hängt ein deutlicher Zug zum Alldeutſchtum hin zuſammen, der ſich in Forde⸗ 
rungen kundgibt wie: „die Anlehnung an ausländiſche Vorbilder aufgeben“, „das 
Nationale pflegen“ (ebenda), und in Sätzen wie dem: „Das deutſche Volk will 
fremde Geiſtesfeſſeln nicht länger tragen, will im eigenen Hauſe nach eigenen Be⸗ 
dürfniſſen und Geſetzen leben, will ſich eine bodenſtändige Kultur ſchaffen und 
in Glaubens-, in Rechtsſachen, in den Künſten und der geſamten inneren wie 
äußeren Lebensgeſtaltung zu nationaler Selbſtändigkeit gelangen“ (S. 48). Ja, auch 
der Schlachtruf: „Los von Rom!“ miſcht ſich hinein: „Das Mittelalter wird erſt 
dann beendigt, Deutſchland wird erſt dann ein rein germaniſcher Staat, unſere 
Kultur erſt dann national geſund, einheitlich und ſtark ſein, wenn die Einflüſſe 
Roms abgeſchüttelt und überwunden find.” „Deshalb iſt ... der Kampf gegen das 
Lateiniſche unerläßlich für jeden Patrioten, der deutſches Weſen aus dem alten 
Banne befreien will“ (S. 47). Mit ſolchen alldeutſchen Purzelbäumen hat das Er⸗ 
ziehungsideal der deutſchen Sozialdemokratie nichts zu tun. Aber abgeſehen davon, 
enthält Gurlitts Schrift vieles, was auch uns ſympathiſch iſt. Außer dem oben 
ſchon Genannten die Koedukation (die gemeinſame Erziehung von Knaben und 
Mädchen), die Förderung des Handfertigkeits- und techniſch⸗praktiſchen wie des An⸗ 
ſchauungsunterrichtes überhaupt, die Loslöſung der Schule von der Kirche und 
anderes mehr. 

Was wir dagegen faſt ganz vermiſſen, das iſt die Darlegung des ſozialen 
Untergrundes, des Zuſammenhanges der Schule mit den wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen und der Klaſſenſchichtung der Geſellſchaft. Wohl wird gelegentlich die 
Klaſſenſcheidung unſeres heutigen Schulweſens beklagt und im Schlußabſchnitt, in 
Anlehnung an amerikaniſche Vorbilder, die Einheitsſchule gefordert. Aber das iſt 
nicht der beherrſchende Grundgedanke der Schrift. Bezeichnend für deren Geſamt⸗ 
charakter iſt ſchon die Tatſache, daß ſie ſich faſt ausſchließlich mit den Fragen der 
höheren Schule beſchäftigt, während die Volksſchule, die doch, wie der Verfaſſer 
ſelbſt S. 98 ſagt, 90 Prozent der deutſchen Kinder heranbildet, ſich mit wenigen 
Seiten zufrieden geben muß. Daher findet man denn auch manche Inkonſequenzen, 
die jenem Prinzip der Einheitsſchule ſchnurſtracks widerſprechen: ſo, daß die Vor⸗ 
bildung der Offiziere in Kadettenhäuſern gefordert wird (S. 5), daß den Unterbau 
auch der Einheitsmittelſchule in allen Klaſſen doch „das obligate Latein“ bilden 
fol (S. 41), daß die Privaterziehung durch Hauslehrer bei kinderreichen Familien 
dem öffentlichen Schulunterricht vorgezogen (S. 90), daß dem (an ſich gewiß ſehr 
erwägenswerten) „Landerziehungsheim mit Familiencharakter“ die beſte Entwick⸗ 
lung prophezeit wird, obwohl Gurlitt doch ſelbſt gleich nachher ausführt, daß es 


Vergl. dagegen unſere Vorſchläge in dem Artikel „Unſere höheren Schulen“ in der 
„Neuen Zeit“, XX, 1, S. 805 ff. 
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nur „für die reichen Söhne des Landes“ in Betracht kommt (S. 97). Überhaupt 
ſieht er nur die ſchönen Seiten des Familienlebens. Wenn er uns da S. 79 das 
ſchöne Bild des „Bürſchchens“ vorführt, „das ſeinem Vater den Pinſel und die 
Farben reicht“, und im Zuſammenhang damit die gute alte Zeit preiſt, wo „der 
Knabe in die Werkſtatt des Vaters, das Mädchen an die Seite der Mutter in 
Küche und Keller, im Garten und auf der Bleiche gehörte“, ſo brauchen wir nur 
an das Elend der Kinder- und Heimarbeit etwa im Thüringer Wald oder im Erz— 
gebirge zu denken, um die Romantik und die (objektive) Unwahrheit jenes „an⸗ 
mutigen“ Bildes zu erkennen. Hier hat ſein bodenſtändiger deutſcher Familienſinn 
den ſonſt ſo modern ſein wollenden Pädagogen in der Tat ins tiefſte Mittelalter 
hineingeführt, für deſſen Kunſt nicht bloß, ſondern auch für deſſen „beneidenswerte“ 
Zunfterziehung er ſich denn auch begeiſtert (S. 32, 78). übrigens will er auch den 
Religionsunterricht nicht aus der Schule verbannen, wenn er auch weniger auf 
fromme Worte und das Seelenheil als auf chriſtliche Nächſtenliebe und opfer⸗ 
willigen Gemeinſinn gehalten wiſſen will (S. 50). 

So verbindet ſich in Gurlitts Monographie mit Gutem und Modernem doch 
auch Bedenkliches und Reaktionäres. Sie leidet auch darunter, daß ſie zu viel in 
den ihr vorgeſchriebenen engen Rahmen ſpannen will. Aber ſie iſt allgemein⸗ 
verſtändlich und flott, wenn auch ein wenig nervös geſchrieben und beweiſt, daß 
ſie von einem Kenner der Verhältniſſe herrührt. Wir können ſie daher trotz der 
gemachten Ausſtellungen allen denen empfehlen, die ſich für die heute zur Dis⸗ 
kuſſion ſtehenden Probleme des höheren Schulweſens intereſſieren und nach einer 
raſchen, durch eine anregende Lektüre vermittelten Orientierung auf dieſem Gebiet 
verlangen. Akademikus. 


Ztatiſtiſches Jahrbuch für Elſaß-Lothringen, 1. Jahrgang 1907, herausgegeben 
vom Statiſtiſchen Bureau des kaiſerlichen Miniſteriums für Elſaß⸗Lothringen. 
Straßburg 1907, Straßburger Druckerei und Verlagsanſtalt, vormals R. Schultz 
& Co. XVI und 236 Seiten Oktav. 


Abgeſehen von den im Jahre 1885 und 1902 herausgegebenen ſtatiſtiſchen 
Handbüchern für Elſaß⸗Lothringen, deren hoher Preis einer Verbreitung hinderlich 
war, beſaßen wir keine zuſammenfaſſende Darſtellung des Zahlenmaterials über die 
Reichslande. Das vorliegende Statiſtiſche Jahrbuch, das nun wohl alljährlich er⸗ 
ſcheinen wird, enthält reichliches Material zur Beurteilung der Verhältniſſe in 
Elſaß⸗Lothringen, zum Teil freilich ſehr veraltetes Material, doch läßt ſich das 
Bemühen feſtſtellen, die Daten des Vorjahrs anzuführen, wo ſolche vorlagen. Daß 
aber die Angaben der Berufszählung von 1895, die nun wirklich bloß noch als Ver⸗ 
gleichsmaterial der letzten Zählung Bedeutung haben, wiedergegeben werden, iſt 
eine Verſchwendung des Raumes und aus ſtatiſtiſch⸗:ädagogiſchen Gründen zu be- 
klagen. Soweit ſich für neuere Daten vergleichende Mitteilungen aus früherer Zeit 
angeben ließen, geſchah dies. 5 

Es iſt natürlich nicht möglich, in einer kurzen Anzeige den reichen Inhalt 
dieſes Jahrbuchs vorzuführen. Es ſei bloß auf einzelnes hingewieſen, ſo auf die 
Statiſtik der Wanderungen ſeit 1871, auf den Vergleich der Größenklaſſen der Orte 
nach den Ergebniſſen der Volkszählung ſeit 1871. Manche Angaben finden wir, 
die man meiſt vergeblich in ſtatiſtiſchen Jahrbüchern ſucht, ſo einzelne Lohnnach— 
weiſungen, eine Statiſtik der Buchdruckereien, ſtatiſtiſche Angaben über Bezirks⸗ und 
Gemeindefinanzen, Gemeindeſchulden, die Ausgaben für Armenweſen uſw. 

Das gut ausgeſtattete Buch, das auch ein eingehendes alphabetiſches Regiſter 
beſitzt, iſt ſteif kartonniert, was die Benutzung erleichtert. Einige intereſſante Dia⸗ 
gramme ſind beigeheftet, auch zwei ſchematiſche Karten über die Zu- und Abnahme 
der Bevölkerung und über die Säuglingsſterblichkeit. Die einzelnen größeren Ber- 
waltungsbezirke ſind durch Vierecke wiedergegeben, ſo daß die Karte von einem 
Setzer zuſammengeſtellt werden kann. So vortrefflich dieſer Gedanke für die Ver⸗ 
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öffentlichung ſtatiſtiſcher Karten in Zeitungen geweſen war, ſo peinlich iſt ihr Ein⸗ 
druck in ſpeziellen ſtatiſtiſchen Publikationen. Der wenigen Mark Erſparnis wegen 
ſollten ſtatiſtiſche Amter des Deutſchen Reiches und einzelner Bundesſtaaten von 
der Veröffentlichung wirklicher Landeskarten nicht abſehen. Es möge doch der Er⸗ 
wägung der techniſchen Berater der ſtatiſtiſchen Amter anheimgegeben werden, ob 
ſich nicht für die einzelnen Verwaltungsbezirke Typen herſtellen ließen, aus deren 
Aneinanderreihung ſich auch das Geſamtbild des Landes oder Reiches herſtellen 
ließe, ſo daß man auf dem Wege des Satzes ein Bild des ganzen Landes erhalten 
könnte. Dieſes Statiſtiſche Jahrbuch iſt um den Preis von 1 Mark zu erhalten. 
ad. br. 


notizen. 


Staatliche Förderung des Krbeitsnachweiſes in der Schweiz. Seit mehr als 
einem Jahrzehnt ſtudieren die offiziellen eidgenöſſiſchen Sozialpolitiker an den Pro⸗ 
blemen der Arbeitsloſenverſicherung und des Arbeitsnachweiſes herum. Was das 
erſtere anbelangt, iſt man zu dem Schluſſe gekommen, man könne mit Rückſicht 
auf die Lage der Bundesfinanzen dermalen nichts tun. Die Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung iſt alſo einſtweilen erledigt. Hinſichtlich des Arbeitsnachweiſes 
hat man aber doch etwas tun müſſen, um nicht gar zu armſelig dazuſtehen. Ein 
Bundesbeſchlußentwurf ſieht die Bundesunterſtützung kommunaler und kantonaler 
paritätiſcher Arbeitsnachweiſe bis auf ein Drittel ihrer Koſten vor unter der 


Vorausſetzung, daß ſie ſich an der interlokalen, zentraliſierten Arbeitsvermittlung 


beteiligen, durch paritätiſche Aufſichtskommiſſionen verwaltet werden, Streik, Sperre 
und Ausſperrung den Arbeitſuchenden mitteilen, ſpeziell weibliche Abteilungen 
führen und für ihre Tätigkeit keine Gebühren erheben. Außerdem trägt der Bund 
die Koſten der Zentralſtelle, und das Eidgenöſſiſche Statiſtiſche Bureau ſoll die 
Arbeitsmarktberichterſtattung beſorgen. 

Außer der Subvention der öffentlichen Arbeitsnachweiſe iſt noch die Unter- 
ſtützung des Arbeitsnachweiſes der Naturalverpflegungsverbände mit 50 Centimes 
pro Vermittlung vorgeſehen, ſofern er ſich mit den Arbeitsämtern verbindet, ſo daß 
die Naturalverpflegungs⸗Arbeitsnachweiſe Filialen der Arbeitsämter wären. 

Im allgemeinen entſpricht dieſe Regelung den Wünſchen, die das Schweize⸗ 
riſche Arbeiterſekretariat in ſeiner Publikation über „Arbeitsloſigkeit und Arbeits⸗ 
nachweis“ kundgegeben hat. Der Schweizeriſche Arbeiterbund hat ſich jedoch ver⸗ 
anlaßt geſehen, gegen die Bundesunterſtützung der Naturalverpflegungs⸗Arbeits⸗ 
nachweiſe Front zu machen mit einer Eingabe an die vorberatenden Kommiſſionen. 
Dieſe Art „Arbeitsnachweis“ qualifiziert ſich nämlich als eine zwangsweiſe 
Deportation arbeitsloſer Wanderer durch die Polizei, indem den die 
Unterſtützung Beanſpruchenden die freie Entſchließung über Annahme oder Nicht⸗ 
annahme einer Stelle durch Zurückbehalten ihrer Papiere unmöglich gemacht wird. 
Dieſer Arbeitsnachweis iſt auch ein regelrechter Streik- und Sperrebrecher⸗ 
nachweis. Außerdem haben die Wandernden unter einem ſchändlichen Spionage⸗ 
und Denunziationsweſen zu leiden. 

Der Arbeiterbund verlangt nun, daß entweder dieſe Art Arbeitsnachweiſe nach 
dem Muſter der ſtädtiſchen paritätiſchen Arbeitsämter völlig umgeſtaltet werde oder 
daß ihr die zugedachte Subvention abzuſprechen ſei. 

Die Eingabe des Arbeiterbundes wünſcht ferner die Subvention von Reiſe⸗ 
unterſtützungskaſſen, die auf den Arbeitsämtern zu errichten ſind, und berechnet 


den jährlichen Ausfall zu Laſten der Bundeskaſſe bei Rückerſtattung der Hälfte bis 


ein Drittel der Auslagen an die Arbeitsämter auf höchſtens 2250 Franken. 
Endlich hält wohl der Arbeiterbund mit Recht die Arbeitsmarktberichterſtattung 
durch die Zentralſtelle ſchweizeriſcher Arbeitsämter für geeigneter als die durch das 
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Eidgenöſſiſche Statiſtiſche Bureau, dem doch der Zuſammenhang mit den tatſächlichen 
Verhältniſſen und der notwendige Einblick in die den Arbeitsmarkt beeinfluſſenden 
Faktoren ſchwerer fällt als der mit dem Organismus eng verbundenen Zentralſtelle. 

Man wird ſehen, was für einen Einfluß die Eingabe auszuüben vermag. 
Jedenfalls ſollten ſich die Beratenden und Beſchließenden das vor Augen halten, 
daß ohne die organiſierte Arbeiterſchaft ein Arbeitsnachweis ſich auf die Dauer nicht 
oder nur ſchlecht halten kann und daß daher deren Wünſche in weiteſtgehendem 
Maße Berückſichtigung finden müſſen. J. Lorenz. 


Zéitſchriftenſchau. 


„Le mouvement socialiste“ führt im Auguſtheft die Studie von A. Merr⸗ 
heim über „Die Anternehmerorganiſationen in der Metallinduſtrie“ weiter, die 
im vorigen Hefte angefangen wurde. Der Autor hat dieſe Arbeit übernommen, 
weil der Kampf der Arbeiter eine feſte Grundlage nur in einer eingehenden 
Kenntnis der ökonomiſchen Verhältniſſe finden kann. Mit dieſer Kenntnis ge⸗ 
wappnet, werden die Arbeiter einſehen, wie ſie ſich in den Händen einer kräftig 
organiſierten Handvoll Großkapitaliſten befinden, ſie werden ſehen, wie ihr Kampf 
jeden Tag ſchwieriger wird und immer mehr Energie braucht und auch immer 
feſter gefügte Organiſationen an Stelle der kleinen zerſplitterten Verbande. Zum 
Verſtändnis der wirtſchaftlichen Verbände werden in dieſen beiden Heften die tech⸗ 
niſchen Grundlagen und die ſtatiſtiſchen Daten über die Eiſeninduſtrie gegeben. 

Die Entwicklung dieſer Induſtrie wurde hauptſächlich durch den wiſſenſchaft⸗ 
lichen und techniſchen Fortſchritt bedingt. In der erſten Hälfte des neunzehnten 
Jahrhunderts waren ſchon Hochöfen in Betrieb, in die durch die Hochofengaſe 
ſelbſt erhitzte Luft eingeblaſen wurde. Der gewaltige Aufſchwung der Metall⸗ 
induſtrie, den in der Mitte jenes Jahrhunderts die durch den Eiſenbahnbau hervor⸗ 
gerufene Nachfrage bewirkte, brachte raſch mehrere Verbeſſerungen der Technik mit 
ſich; der Siemens⸗Martinſche und der Beſſemerprozeß ſchufen die Bedingungen für 
eine maſſenhafte Stahlfabrikation. Für die franzöſiſche Eiſeninduſtrie wurde vor 
allem von größter Bedeutung das von Thomas Gilchriſt 1875 eingeführte Ver⸗ 
fahren, das Roheiſen in einem mit baſiſchen Erden (Dolomitenkalk) beſchickten 
Ofen durch Einblaſen von Luft nicht nur von Kohle, ſondern auch von dem das 
Eiſen ſpröde machenden Phosphor zu reinigen. Denn in Lothringen, an der 
deutſchen Grenze, im Departement Meurthe⸗et⸗Moſelle, liegen reiche Erzlager, die 
zwar in Angriff genommen waren, aber ein wegen ſeines Phosphorgehaltes wenig 
geſchätztes Eiſen lieferten. Ein Pfund Lothringer Eiſen war, wie man ſagte, im⸗ 
ſtande, den ganzen Inhalt einer Beſſemer Birne zu verderben. Durch das Thomas⸗ 
Verfahren verkehrte ſich die Sachlage auf einmal in ihr Gegenteil. Es ſtellte ſich 
heraus, daß das oſtfranzöſiſche Eiſen nach der Entfernung des Phosphors das beſte 
engliſche Eiſen an Qualität übertraf. Damit ſah ſich Frankreich plötzlich im Beſitz 
ungeheurer Lager eines Erzes, das die bisherigen Induſtriezentren, wie England, 

ſich aus anderen Ländern holen mußten. Ein weiterer techniſcher Fortſchritt, der erſt 
anfängt, angewandt zu werden, aber eine große Zukunft hat, iſt der elektriſche Ofen; 
die Quelle der elektriſchen Kraft liefert die Verbrennung der Hochofengaſe ſelbſt. 

Seit der Erfindung des Thomas⸗Verfahrens hat ſich die Eiſeninduſtrie in 
Meurthe⸗et⸗Moſelle gewaltig emporgeſchwungen; fie liefert jetzt 70 Prozent der ganzen 
Eiſenproduktion Frankreichs. Der Aufſchwung wäre noch raſcher gegangen, wenn 
man über den nötigen Koks an Ort und Stelle verfügt hätte. Dieſer wird jetzt vom 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Syndikat geliefert zu ausnahmsweiſe geringen Preiſen; der 
Grund liegt darin, daß dieſe deutſchen Kapitaliſten ſich mit den franzöſiſchen Be⸗ 
ſitzern der wertvollen Erzlager verbündet und Aktien ausgetauſcht haben, weil ſie 
einander brauchen. Das Syndikat hat ſogar für den Transport des Erzes nach 
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Weſtfalen Tarifbegünſtigungen der preußiſchen Eiſenbahn bekommen. Deutſche und 
andere ausländiſche Kapitaliſtengruppen ſind zahlreich an der Lothringer Eiſen⸗ 
induſtrie beteiligt. Dieſe neu emporgekommene Induſtrie im Oſten iſt techniſch die 
am weiteſten vorgeſchrittene. Während Nordfrankreich 14 Hochöfen in Betrieb hat 
mit 14000 Arbeitern und einem Tagesprodukt von 1400 Tonnen und Mittel⸗ und 
Südfrankreich 29 Hochöfen mit 35000 Arbeitern und einem Tagesprodukt von 
1950 Tonnen, hat der Oſten 69 Hochöfen in Betrieb mit 16600 Arbeitern und 
einem Tagesprodukt von 7100 Tonnen. Nicht nur weiſt der Oſten ein höheres 
Produkt pro Ofen auf, ſondern auch die Arbeiter ſind zum größten Teile durch 
mechaniſche Vorrichtungen erſetzt. Daran iſt zugleich zu ermeſſen, wie rückſtändig 
in techniſcher Hinſicht die übrige franzöſiſche Induſtrie noch iſt. Der Vorrang des 
Creuſot, wo die Schneider, die franzöſiſchen Krupps, herrſchen, geht jetzt immer 
mehr verloren; ſeine Erzlager erſchöpfen ſich, die Arbeiterzahl nimmt ab, und ſeine 
Kapitaliſten erwerben in Lothringen neue Beſitztümer, um dorthin ihre Induſtrie 
überzuführen. 5 

Auf dieſe Eiſeninduſtrie baut ſich eine ganze Induſtrie der Verarbeitung auf; 
im ganzen find (im Jahre 1901) in der Metallinduſtrie 708000 Arbeiter beſchäftigt. — 

In dieſem Hefte des „Mouvement“ wird mit dem Abdruck eines ausführlichen 
„Protokolls des Marſeiller Gewerkſchaftskongreſſes von 1892“ begonnen, das im 
Archiv des Marſeiller Gewerkſchaftsverbandes aufbewahrt wurde. Dieſer Kongreß 
war bemerkenswert, weil dort eine Reſolution zur Empfehlung des General⸗ 
ſtreiks angenommen wurde, wobei als Berichterſtatter der Kommiſſion, der mit 
feuriger Beredſamkeit dieſe Reſolution verteidigte, der ſpätere Miniſter Briand 
auftrat. Das Protokoll bringt über den Inhalt der Debatten und die Argumente 
nichts, ſondern nur die Aufeinanderfolge der Redner: „Bürger A, ein Anhänger des 
Generalſtreiks, erörtert verſchiedene Mittel zu feiner Verwirklichung. Bürger B ſetzt 
den Nutzen und die Notwendigkeit des Generalſtreiks auseinander. Auf die Frage 
eines Bürgers über das Wort Generalſtreik gibt Bürger Briand eine den Frager 
zufriedenſtellende Antwort“ uſw. Der Wert einer ſolchen Veröffentlichung iſt ſehr 
gering. | 

Im Septemberheft derſelben Zeitfchrift findet ſich als Fortſetzung der Überficht 
über die franzöſiſchen Arbeiterorganiſationen ein Aufſatz von R. Lenoir über „Der 
Verband der Metallgießer“. Dieſer Verband wurde 1894 gegründet; eine Auf⸗ 
zählung der Kongreſſe wird gegeben. Die Mitgliederzahl ſtieg allmählich zu 8000, 
die ſich über 85 lokale Gewerkſchaften verteilten (die Geſamtzahl der Former und 
Gießer in Frankreich iſt 20000 oder mit verwandten Berufen zuſammen 30000). 
Dann ging die Mitgliederzahl zurück, zuerſt infolge ſchwerer Kämpfe, dann durch 
die Abſplitterung einzelner Gruppen, die ſich teilweiſe dem allgemeinen Metall⸗ 
arbeiterverband (Union fédérale de la Metallurgie) anſchloſſen. Die Streitigkeiten 
mit dieſem Verband füllen die Geſchichte der letzten Jahre und auch viele Seiten 
dieſes Aufſatzes. Der allgemeine Verband wollte dieſe lokalen Vereine ohne weiteres 
in ſich aufnehmen; die Gießer wollten es nur, wenn ſie eine untereinander feſt⸗ 
verbundene Gruppe in dem großen Verband bleiben könnten. Der Autor bekämpft 
lebhaft die Idee, daß ein engherziger, zünftiger Geiſt ſeine Gewerkſchaft dabei leitet, 
und er führt als Belege dafür an, daß ſie in Fragen des Generalſtreiks, des Anti⸗ 
militarismus und des Antipatriotismus zu den revolutionärſten Sektionen der All⸗ 
gemeinen Arbeitskonföderation gehöre. Er gibt ſelbſt als ein Element der Schwäche 
die geringen Beiträge an: 45 Centimes (37 Pfennig) monatlich pro Mitglied; eine 
der Urſachen dafür liegt in der Konkurrenz verſchiedener Gewerkſchaften, bei der 
die niedrigſten Beiträge als Lockmittel dienen müſſen. Der Stundenlohn beträgt 
als Minimum in Paris 70 Centimes, in anderen Orten weniger; die Arbeitszeit 
iſt, wo die Organiſation durchdrang, zehn Stunden. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Don altpreußiſcher Sparfamkeit. 
Berlin, 17. Oktober 1908. 


Für die halbe Milliarde neuer Steuern, die dem deutſchen Volke auf- 
gehalſt werden ſoll, läßt ſich die Regierung nun auch nicht lumpen; ſie gibt 
das Verſprechen, möglichſt ſparſam zu wirtſchaften oder, wie es im patrio⸗ 
tiſchen Jargon heißt, zur altpreußiſchen Sparſamkeit zurückzukehren. Der 
Reichskanzler hat ein Rundſchreiben erlaſſen, das die Behörden auf den neuen 
Weg des Heils leiten ſoll, und Herr Gamp — ausgerechnet Herr Gamp — 
hat ſogar ſchon ein ganzes Sparſamkeitsprogramm entworfen, das den Bei⸗ 
fall der Blockpatrioten gefunden hat, wenigſtens wenn die Blockzeitungen recht 
unterrichtet ſind. 

Es gibt aber unter ihnen noch ketzeriſche Gemüter, die darüber ſpotten, 
daß dem Rieſen Defizit mit Zwirnsfäden die Glieder eingeſchnürt werden 
ſollen dadurch, daß man die Zahl der Briefbeſtellungen einſchränkt oder die 
Eiſenbahnzüge „weniger luxuriös“ erleuchtet oder die Paſſagiere in den Eiſen⸗ 
bahnwagen enger zuſammenpfercht oder beim Ausrangieren abgenutzter Wagen 
nach italieniſchem Muſter die äußerſte Zurückhaltung übt. Von dieſem und 
ähnlichem Kaliber ſind nämlich die Sparſamkeitsrezepte des Herrn Gamp. Wir 
halten jedoch den Spott darüber für ſehr unbillig, und es gereicht uns zur 
Genugtuung, eine Lanze zu brechen für die Echtheit des Patriotismus, der 
dieſen Sparſamkeitsprediger beſeelt. Will er und will der Reichskanzler zur alt⸗ 
preußiſchen Sparſamkeit zurückkehren, ſo ſind ſie ganz auf dem richtigen Wege, 
denn dieſe Sparſamkeit iſt nie etwas anderes geweſen als kleinliche Knauſerei 
an allen Kultur⸗ und Verkehrsaufgaben. Die Rückkehr zur altpreußiſchen 
Sparſamkeit bedeutet nichts anderes als die Kaſſierung der beſcheidenen Fort— 
ſchritte, die auf dieſem Gebiet gemacht worden ſind; ſie mildert nicht die Plage 
der neuen Steuerlaſt, ſondern iſt nur eine Plage mehr zu dieſer Plage. 

Um an einem ſchlagenden Beiſpiel zu erhärten, was es mit der „altpreußi⸗ 


ſchen Sparſamkeit“ auf ſich hatte, ſo braucht man nur zu vergleichen, was 
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darin und in nichts anderem beſtand die altpreußiſche Sparſamkeit. Leider iſt 
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vor zweihundert Jahren der erſte Beamte des Königreichs Preußen, das da⸗ 
mals 1 bis 2 Millionen Einwohner umfaßte, an Gehalt bezog und was heute 
der erſte Beamte des Deutſchen Reiches von 60 Millionen Einwohnern an 
Gehalt bezieht, damals jährlich 123000 Taler, heute — wenn man den ver⸗ 
ſchiedenen Geldwert mitberückſichtigt — vielleicht den zehnten oder einen noch 
geringeren Teil davon. Hof und Heer verſchlangen dazumal einen noch be⸗ 
deutenderen Teil des Staatseinkommens als heutzutage; es gab noch viel mehr 
und noch viel koſtſpieligere Sinekuren, und wehe dem Unglücklichen, der dieſen 
Drohnen die Notwendigkeit oder gar die Pflicht der Sparſamkeit gepredigt 
hätte! Sparſam oder vielmehr geizig bis zur Filzigkeit war der altpreußiſche 
Staat nur, wo es galt, Kulturaufgaben zu erfüllen, Ackerbau, Handel und 
Verkehr zu fördern, den Schulunterricht zu pflegen, oder wo er den Hunger⸗ 
riemen anziehen konnte für die Maſſe der Beamten, die tatſächlich die Staats⸗ 
geſchäfte beſorgten. 

Man könnte vielleicht einwenden, vor hundert Jahren habe ein beſonders 
prachtliebender und verſchwenderiſcher König in Preußen geherrſcht, aber im 
Weſen der Sache wurde gar nichts unter ſeinen Nachfolgern geändert. Sie 
verſchwendeten in anderer Weiſe, aber ſie verſchwendeten deshalb nicht weniger; 
der eine warf das Geld zum Fenſter hinaus für den königlichen Titel, der 
andere für „lange Kerle“, der dritte für Raubkriege, der vierte für Mätreſſen, 
aber geſpart worden iſt am preußiſchen Hofe ſo wenig wie je an einem anderen 
Hofe. Wenn der Hohenzoller in Berlin ſich baumlange Rieſen aus Irland 
für ſeine Garde, aber der Wettiner in Dresden ſich die Sixtiniſche Madonna 
von Raffael aus Italien für ſeine Galerie kommen ließ, ſo war das ein 
Unterſchied im Geſchmack, und unter den deutſcheſten Patrioten wird es heute 
nicht allzu viele geben, die behaupten möchten, daß der Hohenzoller einen beſſeren 
Geſchmack gehabt habe als der Wettiner. 

Jedoch Geſchmack hin und Geſchmack her — die größte Verſchwendung 
wurde im alten Preußen mit dem Heere getrieben; geſtattete der durch die 
Arbeit der Bevölkerung ſteigende Wohlſtand, die Steuerſchraube feſter an⸗ 
zuziehen, jo wurde fie unfehlbar feſter angezogen, und was an neuem Ertrag, 
abfiel, wurde unfehlbar dazu verwendet, neue Bataillone und Regimenter zu 
errichten. Die Stärkung des Militarismus war das unerſchüttertſte Prinzip 
des altpreußiſchen Staates, das mit eiſerner Konſequenz aufrechterhalten wurde; 
der Unglückliche, der dem alten Fritz jemals vorgeſchlagen hätte, einen Mehr⸗ 
ertrag der Steuern etwa für die Volksſchule ſtatt für das Heer anzuwenden, 
hätte mit dem Krückſtock des genialen Staatsmannes unangenehme Bekannt⸗ 
ſchaft gemacht. Herr Gamp freilich wäre davor ſicher geweſen, denn er hat 


dieſes Helden Geiſt im tiefſten Innern richtig erfaßt; wenn er das Reiſen 


möglichſt ungemütlich machen will, jo iſt das echt preußiſch gedacht; ließ doch, 
a Friedrich zu gleich edlen Sparzwecken die Landſtraßen abſichtlich verfallen. 
jede bildung⸗ und kulturförder 


ie hiſtoriſche Entwicklung gottlos genug, ſelbſt vor den herrlichſten Ruinen 


nicht in ſtummer Bewunderung ſtehen zu bleiben, und ſo hat ſie auch die 
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altpreußiſche Sparſamkeit über den Haufen gerannt. Das preußiſche Reich iſt 
noch lange kein perikleiſches Athen, noch lange kein medizäiſches Florenz, aber 
es iſt auch nicht mehr der banauſiſch⸗barbariſche Staat, der Preußen in den 
Tagen des achtzehnten Jahrhunderts war. Die Anhänger der altpreußiſchen 
Sparſamkeit haben alſo einen gewiſſen Anlaß zu berechtigtem Unwillen, und 
ſo muß man ihnen nicht grollen, wenn ſie die drängende Finanznot benutzen, 

dem Reiche das bißchen Kulturfirnis abzuwiſchen, das ſich nach und nach im 
Laufe der Jahrzehnte angeſetzt hat. 

Die altpreußiſche Sparſamkeit hat aber nicht nur einen Schalk hinter ſich, 
ſondern ſogar deren zwei. Wird ſie von Gamp und Genoſſen benutzt, um 
unter dem Scheine patriotiſcher Sorge um die Finanzen des Reiches kultur⸗ 
widrige Zwecke zu fördern, ſo auch von Eugen Richters ſel. Erben, um unter 
dem Scheine patriotiſchen Unwillens die Verſchwendung der Reichsfinanzen 
zu bekämpfen. Es lohnt nicht, die kleinen Leute erſt herzuzählen, die ſich in 
dieſem Fache verſuchen; ihren verſtorbenen Meiſter erreichen ſie doch nicht. 
Es mögen jetzt etwa vierzig Jahre her ſein, ſeitdem Eugen Richter ſeine 
Tätigkeit als großer Finanzkünſtler damit begann, den „ausgeſtopften Haupt⸗ 
mann“ zu entdecken, von dem die ſittliche Entrüſtung der Philiſter monate⸗ 
lang zehrte. Es handelte ſich um eine etatsmäßig ausgeworfene Hauptmann⸗ 

ſtelle im erſten Garderegiment, die auf Grund irgend eines alten Herkommens 
nicht beſetzt, ſondern deren Einkünfte in irgendwelcher Form der Mannſchaft 
der Kompagnie zugute kamen. Das war ſicherlich ein Unfug, aber der 
fürchterliche Lärm, der ſich darüber erhob, war eine Lächerlichkeit. Als ob es 
einen alten hiſtoriſchen Organismus gäbe, an dem ſich nicht wunderliche 
Schnörkel dieſer Art mehr oder weniger angeſetzt hätten. Wer dem Orga⸗ 
nismus ſelbſt zu Leibe will, wird ſich bei ſolchen Schnörkeln nicht lange auf⸗ 
halten; wer aber den Organismus anerkennt, hat kein Recht, ein großes 
Lamento darüber zu erheben. 

Wir erinnern an den Fall, weil er in ſeiner Art typiſch geblieben iſt für 
die bürgerliche Kritik am Militarismus. Wir beſtreiten nicht, daß dieſe 
Kalkulationspolitik ganz brav und ehrbar geweſen, aber wir beſtreiten, daß 
ſie von irgendwelcher politiſcher Bedeutung iſt, es ſei denn, daß ſie die Steuer⸗ 
zahler über den Kern der Fragen täuſcht, den man im Auge haben muß, 
wenn man wirkſam die neuen Steuerlaſten abwehren will. Am wenigſten 
hat ſie das Recht, ſich auf die altpreußiſche Sparſamkeit zu berufen. Denn 
in den Tagen, wo dieſe geherrſcht haben ſoll, war es mit all den koſtſpieligen 
Schnörkeln des Abſolutismus im allgemeinen und des Militarismus im be⸗ 
ſonderen viel ärger beſtellt als heute. Was die Zivilverwaltung anbetrifft, 
ſo haben wir ſchon auf den gewaltigen Unterſchied in den Gehältern des da⸗ 
maligen und des heutigen leitenden Miniſters hingewieſen; in der Armee gab 

es aber nicht nur einen „ausgeſtopften Hauptmann“, ſondern Dutzende von 
„ausgeſtopften Feldmarſchällen, Generälen, Generalleutnants“ uſw., genug, 
eine Unmaſſe der ſinnloſeſten Sinekuren, bis der geſegnete Tag von Jena 
dieſer altpreußiſchen Sparſamkeit den Kehraus tanzte und die Not das ver⸗ 
roſtete Eiſen des altpreußiſchen Staates brach. 
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Die Not hat dann auch den preußiſchen Militarismus ſparen gelehrt, und 
wenn Genoſſe Bebel vor einigen Jahren im Reichstag ſagte, ſobald man einmal 
die Vorausſetzungen des Militarismus zugäbe, laſſe ſich gegen die ökonomiſche 
Wirtſchaft der Militärverwaltung nicht viel einwenden, ſo traf er den Nagel 
auf den Kopf. Sie iſt ungleich ſparſamer, als ſie zur Zeit der altpreußiſchen 
Sparſamkeit jemals geweſen iſt. Nicht als ob ſie nicht noch ſparſamer ſein 
könnte, auch unter den Vorausſetzungen des heutigen Militarismus, aber wer 
über den Hund wegkommt, muß auch über den Schwanz weg, und wer den 
boruſſiſchen Militarismus mit Haut und Haaren verſchluckt, dem brauchen ein 
paar überflüſſige Adjutanten oder ein überflüſſiges Luxusſchiff des Kriegsherrn 
nicht vor die unrechte Kehle zu kommen. Solche Auswüchſe und Schnörkel 
finden ſich an jedem großen hiſtoriſchen Organismus, der mehr oder minder 
an ſeine Überlieferungen gebunden iſt; es iſt wie mit den Falten der Wange 
und den Runzeln der Stirn, die man nicht wegſchaffen kann, wenn man den 
ganzen Kopf als ehrwürdiges Greiſenhaupt verehrt und verklärt. 

Das kleine Übel läßt ſich nicht aus der Welt ſchaffen, wenn man das 
große Übel nicht antaſten will. Was hat denn Eugen Richter, von dem wir 
gern anerkennen, daß er ein ebenſo guter Kalkulator, wie ſchlechter Politiker 
war, mit ſeiner Kritik am Militarismus erreicht? Wir fürchten, daß ſich ſogar 
der „ausgeſtopfte Hauptmann“, durch den er vor vierzig Jahren ſeine Lanze 
rennte, heute noch eines munteren Daſeins erfreut. Seien wir aber freigebig 
und nehmen wir an, daß die Reichsſchulden von vier Milliarden ohne Eugen 
Richters vierzigjährige Tätigkeit noch zehn Millionen oder unſertwegen hundert 
Millionen höher wären. Was wäre denn damit geändert? Die Baſtion des 
Defizits donnert doch zu Tal, auch wenn an dieſer oder jener Ecke einiger 
Schnee abſtäubt. 

Inzwiſchen jeder nach ſeiner Kraft, und wir wollen an ſich gar nichts 
gegen das Bemühen einwenden, den „ausgeſtopften Hauptmann“ und der⸗ 
gleichen Dinge endlich zu beſeitigen. Aber man ſoll ſich damit nicht groß tun 
als mit einer Sache, die am Weſen der Finanznot irgend etwas ändert, und 
vor allem ſoll man endlich mit dem Trödel der altpreußiſchen Sparſamkeit 
einpacken, der — an ſich ſchon ſinnlos — den Rückwärtſern aller Art nur 
eine bequeme Handhabe bietet, das zu beſeitigen, was im neudeutſchen Reichs⸗ 
organismus etwa noch an moderner Kultur vorhanden iſt. 


Die Vorgänge auf dem Balkan. 


Don PBarsus. 


Die neueste Geſchichte Europas beginnt mit der ruſſiſchen Revolution. 
Einerlei, ob es ſich um Verfaſſungskämpfe in Oſterreich handelt oder um die 
Reichstagswahlen in Deutſchland oder um die türkiſche Revolution oder um 
eine bosniſche Konſtitution oder darum, daß Ferdinand von Koburg die Krone 
der bulgariſchen Zaren auf feinen germaniſchen Schädel ſetzt — wir bekommen 
keine vollkommene Erklärung der Ereigniſſe, ob groß oder klein, wenn wir 
nicht dieſen geſchichtlichen Faktor mit in die Rechnung ſetzen. 
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Die ruſſiſche Revolution, obwohl ſelbſt nur ein Bruchſtück, nur der An⸗ 
fang einer Entwicklung, hatte doch alle wirkenden politiſchen Kräfte der 
Staaten in die Höhe getrieben und die Konflikte verſchärft, und ſelbſt in ihrem 
Falle, niedergeſchlagen von einer blutigen Soldateska, zieht ſie die Staaten 
nach ſich. Sieht man die gewaltigen politiſchen Nachwirkungen der ruſſiſchen 
Revolution in Europa und außerhalb Europas, ſo gewinnt man erſt eine 
Vorſtellung von der großen geſchichtlichen Tragweite jener ruſſiſchen Ereig⸗ 
niſſe, wenn ſie ſich hätten voll entfalten können, und begreift die Angſt, 
welche die Regierungen und alle herrſchenden Gewalten angeſichts der ruſ⸗ 
ſiſchen Revolution erfaßt hatte. Aber obwohl beſiegt, iſt ſie nicht tot und 
ſchöpft aus ihrer Niederlage neue Kräfte. Sie verwandelt den Triumph des 
Staates über ſie in eine Quelle fortgeſetzter Verluſte und Demütigungen für 
ihn. Was ſeine Stärke ausmachte, der Sieg über das eigene Volk, wird zu 
ſeiner Schwäche. Der Sieg über die Revolution bedeutet die Vernichtung des 
Staates. Und alles, was in der Welt der Politik geſchieht, ſeitdem die ruſ⸗ 
ſiſche Revolution niedergeſchlagen worden iſt, beſtätigt das aufs neue. So 
auch jetzt die Ereigniſſe auf der Balkanhalbinſel. 

Das plötzliche Hervortreten Oſterreichs mit dem Projekt der Sandſchak⸗ 
bahn, das den Anſtoß gab zu der ſich überſtürzenden Entwicklung der Er⸗ 
eigniſſe auf der Balkanhalbinſel, wäre unmöglich geweſen, wenn Rußland 
noch als mächtiger Großſtaat daſtände. Aber die Staatsmacht Rußlands lag 
in Trümmern. Der Zuſammenſtoß mit Japan zeigte, daß man zu einem 
modernen Kriege nicht bloß Gewehre und Geſchütze, ſondern auch noch einen 
parlamentariſch ausgebauten Staat und freie Bürger als Soldaten und 
nationale Begeiſterung braucht. Eine ſolche Armee könnte in Rußland nur 
die Revolution ſchaffen, und die Revolution war niedergeſchlagen. Als nun 
Oſterreich ſo handelte, wie wenn Rußland gar nicht exiſtierte, ſo hatte die 
ruſſiſche Regierung als Antwort darauf nur das demütigende Bewußtſein ihrer 
Ohnmacht. In ſeiner großen Rede in der Duma anläßlich des öſterreichiſchen 
Vorgehens im Sandſchak Novibazar erklärte der ruſſiſche Miniſter des Außern 
Iswolsky am 5.18. April 1908: „Wir dürfen, wir können nichts unter⸗ 
nehmen, was uns zu einem bewaffneten Zuſammenſtoß mit irgend jemand 
bringen könnte, denn Rußland braucht vor allem den Frieden, braucht die 
Wiederherſtellung ſeiner Kräfte nach den äußeren und inneren Erſchütterungen 
der letzten Jahre.“ Das gibt uns den Schlüſſel zum Verſtändnis der ruſ⸗ 
ſiſchen Politik im europäiſchen Orient. 

Eine Taktik der Ohnmacht wird leicht zu einer Taktik der Bosheit. Da 
man Oſterreich nicht hindern konnte, im Sandſchak Novibazar ſich häuslich ein⸗ 
zurichten, ſuchte man nach Gelegenheiten und Vorwänden, um die Verwirrung 
im Orient möglichſt zu ſteigern. Deshalb der Ruf nach Kompenſationen 
und das Verlangen nach einem neuen europäiſchen Kongreß, das ſchon 
damals von der ruſſiſchen Regierung geſtellt wurde. Neben Italien wurden 
ſchon damals Bulgarien und Serbien von der ruſſiſchen Regierung vor⸗ 
geſchoben. Das Projekt der Adriabahn tauchte auf, und die mazedoniſchen 
Reformen gewannen auf einmal in den Augen der ruſſiſchen Diplomaten eine 
aktuelle Bedeutung. „Statt gegen die Eiſenbahn im Sandſchak zu prote⸗ 
ſtieren“ — erklärte in der obenerwähnten Programmrede Herr Iswolsky — 
„ind wir vor die Mächte mit dem Vorſchlag getreten, alle jene anderen 
Eiſenbahnpläne auf der Balkanhalbinſel zu unterſtützen, die ſich für die Balkan⸗ 
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ſtaaten nützlich erweiſen können.“ Wir ſehen, der Zuſammenhang wird hier 
von der ruſſiſchen Regierung vor dem ruſſiſchen Parlament offen zugegeben: 
es handelt ſich bei der Adriabahn nicht um dieſe ſelbſt, ſondern um ein poli⸗ 
tiſches Gegenſtück zu Oſterreich; nicht um wirtſchaftliche Intereſſen handelt es 
ſich, nicht um die Handelsentwicklung der Balkanländer, ſondern darum, 
Oſterreich ein Paroli zu bieten, neue politiſche Intereſſengruppen zu ſchaffen 
und ſo die Verwirrung zu ſteigern. 

Dieſe intrigante Taktik iſt ſelbſtverſtändlich keine neue Erfindung des Herrn 
Iswolsky. Sie gehört zu den glorreichſten Überlieferungen der ruſſiſchen 
Diplomatie, aber nicht nur dieſer allein. Zwei Staaten betreiben im edlen 
Wettbewerb miteinander die gleiche Politik auf der Balkanhalbinſel: Rußland 
und Oſterreich. Beide ſuchen fie in jenem politiſchen Wetterwinkel Europas 
ein Gleichgewicht der Schwäche zu ſchaffen. Die Türkei wird geſchwächt, 
aber zugleich werden die von ihr losgelöſten Kleinſtaaten in ihrer Entwicklung 
gehindert. So wird die Artiſchocke präpariert, bis der Augenblick kommt, um 
ſie zu verſpeiſen. Die geſchichtlichen Tatſachen dieſer Entwicklung ſind in der 
letzten Zeit oft genug in Erinnerung gebracht worden. Ich verweiſe zum 
Beiſpiel auf das Verhalten Rußlands gegenüber Bulgarien: wie es ein 
ſelbſtändiges Bulgarien ſchuf, um die Türkei zu ſchwächen, zugleich aber auch 
durch die Trennung Oſtrumeliens dieſes Bulgarien in ſeiner Entwicklung 
hinderte, daß Bulgarien erſt durch Kriege im Gegenſatz zur Politik der ruſſiſchen 
Regierung ſeine Vereinigung mit der ſtammverwandten Bevölkerung Oſt⸗ 
rumeliens hat durchſetzen können und während eines Vierteljahrhunderts, ſeit 
ſeiner Befreiung aus der türkiſchen Knechtſchaft in der zariſchen Regierung, 
die zur Erreichung ihrer Ziele vor keinem Mittel ſcheute, bis zum Aufſtand 
und Meuchelmord, den ſchlimmſten Feind ſeiner Selbſtändigkeitsbeſtrebungen 
fand. Daß dieſe Perfidie nicht bloß den vielgeliebten „ſlawiſchen Brüdern“ 
gegenüber geübt wurde, zeigt aus der jüngſten Geſchichte des Orients das 
Verhalten der zariſchen Diplomatie in der Kretafrage: erſt wurde die Be⸗ 
wegung auf Kreta, weil ſie das türkiſche Reich zerſetzte, gefördert und Griechen⸗ 
land begünſtigt, dann aber, als Griechenland dazu ſchritt, ſich mit Kreta zu 
vereinigen, wandte ſich die zariſche Regierung ſchroff dagegen, ſie wirkte am 
meiſten mit, um die Türkei zum Kriege zu treiben; während des Krieges nahm 
ſie entſchieden Stellung gegen Griechenland; als aber Griechenland beſiegt und 
geſchwächt wurde und von dieſer Seite keine Gefahr einer unliebſamen Macht⸗ 
entfaltung mehr drohte, da änderte die zariſche Diplomatie wieder ihre Taktik, 
arbeitete auf die Trennung Kretas von der Türkei hin und bewirkte, daß 
Kreta einen griechiſchen Prinzen zum Herrſcher bekam, um ſo die perſönliche 
Union beider Länder herzuſtellen. Doch das ſind, wie geſagt, bekannte Tat⸗ 
ſachen. Das Neue an der Taktik des Herrn IJswolsky war, daß fie für Ruß⸗ 
land unzeitgemäß war, ſintemalen Oſterreich für ſeinen Teil ſich nicht mehr 
mit der Taktik des Abwartens begnügte, ſondern zugriff, um Ernte zu halten. 

Das Mürzſteger Programm war nicht ein Programm der Entwicklung 
der Balkanländer, ſondern der Aufrechterhaltung jenes Gleichgewichtes der 
Schwäche, an dem Oſterreich wie Rußland bis zum Augenblick der Entſcheidung 
gleich intereſſiert waren. Die Aufrechterhaltung des Status quo bedeutete: kein 
Staat ſoll über die ihm geſteckten Grenzen hinausgehen; und doch wurde jeder 
der Balkanſtaaten durch ſeine Entwicklung gedrängt, ſich auf Koſten der 
anderen auszudehnen. Das Mürzſteger Programm ſtellte ſich alſo die 
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unmögliche Aufgabe, die Entwicklung der Balkanhalbinſel dadurch zu fördern, 
daß man jeden einzelnen Balkanſtaat in ſeiner Entwicklung hinderte. Dieſer 
Widerſpruch war freilich nicht erſt von den ruſſiſchen und öſterreichiſchen 
Diplomaten zuletzt geſchaffen worden, ſondern ergab ſich aus der ganzen 
diplomatiſchen Geſchichte des europäiſchen Orients. Die Geſchichte der Balkan⸗ 
ſtaaten iſt längſt nicht mehr ein Kampf gegen die Türkenherrſchaft, er iſt die 
Auflehnung aller auf der Balkanhalbinſel fortſchrittlich wirkenden wirtſchaft⸗ 
lichen und politiſchen Kräfte gegen die künſtlichen Schöpfungen, Machenſchaften 
und Kombinationen der europäiſchen Diplomatie. Unter dem Anprall 
dieſer Kräfte hätte auch, früher oder ſpäter, das Mürzſteger Programm Schiff⸗ 
bruch leiden müſſen. Die Schwäche Rußlands ausnützend, eilte Oſterreich der- 
Entwicklung voraus und verſuchte, aus der Unzulänglichkeit jenes Status quo, 
den es ſelbſt für unantaſtbar erklärte, für ſich Vorteile zu ziehen. 

Die Orientfrage wird gewiß nicht dadurch gelöſt, daß man die Balkan⸗ 
ſtaaten an Oſterreich angliedert. Mit einem gewiſſen Rechte könnte man 
ſagen, die Ausdehnung der Grenzen Oſterreichs bis nach Konſtantinopel würde 
die Orientfrage nicht aus der Welt ſchaffen, ſondern ſie bloß in eine innere 
öſterreichiſche Angelegenheit verwandeln. Sie wird auch nicht dadurch gelöſt, 
daß man die Herrſchaft des Padiſchah durch die des Zaren erſetzt. Die Be⸗ 
deutung der nationalen Gemeinſchaft der Slawen ſoll deshalb nicht beſtritten 
werden. Doch zeigt ja das Schickſal Polens im Zarenreich, daß dies noch 
keine Gewähr der nationalen Entwicklung darſtellt. Selbſt wenn man die 
ſlawiſche Frage aus ihren allgemeinen ſozialen Zuſammenhängen herauslöſt, 
jo bleibt es doch noch unentſchieden, ob es für die Südſlawen des Balkans 
nicht vorteilhafter ſein würde, durch Angliederung an Oſterreich dieſes in ein 
ſlawiſches Reich zu verwandeln, als ſich unter dem Zarenregime von der 

Maſſe der Großruſſen niederdrücken zu laſſen. 

N Die Orientfrage iſt eine wirtſchaftliche und eine politiſche Frage. Die 
politiſchen Schwierigkeiten liegen in dem Konglomerat von Nationen, die auf 
der Balkanhalbinſel zuſammengepfercht ſind und die ſich numeriſch ungefähr die 
Wagſchale halten: 6 Millionen Türken, 4 Millionen Bulgaren, 6,6 Millionen 
Rumänen, ungefähr 5 Millionen Serben, Bosniaken und Montenegriner, zirka 
3 Millionen Griechen. Dieſe nationalen Unterſchiede ſind übrigens noch von 
religiöſen untermiſcht und dadurch zum Teil verſchärft, zum Teil in Verwirrung 
gebracht: es gibt viele mohammedaniſche Slawen, die ſich mehr als Türken 
fühlen, denn als Slawen. 

Die Löſung der nationalen Wirrniſſe des Orients iſt längſt theoretiſch 
abgeleitet und geſchichtlich gegeben. Sie heißt: Demokratie. Nur in einem 
politiſch vollkommen freiheitlich ausgeſtalteten Staat können ſich die Nationen 
frei entwickeln. Das iſt Grundſatz. Auf der Balkanhalbinſel iſt aber die 
Demokratie auch die unerläßliche Vorausſetzung zur Schaffung eines großen 
Staatsgebildes. Denn die Weltgeſchichte, die in jenen Gegenden bereits ein 
großes Reich unter der Türkenherrſchaft bildete, kann unmöglich damit ab- 
ſchließen, daß ſie dieſes Reich in Fetzen reißt und jeden dieſer Fetzen ohne 
Zuſammenhang mit der Vergangenheit, ohne Ausſicht für die Zukunft ſich ſelbſt 
überläßt. Unſere Zeit fordert und fördert noch viel ſtärkere politiſche Kon⸗ 
glomerationen als die vergangenen Jahrhunderte. Selbſt die großen nationalen 
Staaten Weſteuropas genügen ihr nicht mehr. Die Zukunft im Orient gehört 
einem Bund der Balkanſtaaten. Aber wenn in dem Vorgehen der euro— 
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päiſchen Diplomatie im Orient Zielklarheit war, jo beſtand fie darin, ein 
politiſches Zuſammenwirken der Nationen und die Entwicklung der Demokratie 
in den Balkanſtaaten zu verhindern. Eher noch ließe man ſich die türkiſche 
Herrſchaft auf dem Balkan gefallen, als die Aufrichtung der Völkerſolidarität. 
So viel man Kleinſtaaten fabrizierte, ſo viel Intereſſenſtreitigkeiten ſchuf man, 
und man gab jedem Kleinſtaat einen Fürſten zum Regenten, der ſein dynaſtiſches 
Intereſſe dem nationalen Intereſſe unterſchob. Das bulgariſche Volk zum 
Beiſpiel könnte ſich leicht von ſeiner Intereſſengemeinſchaft mit dem ſerbiſchen 
Volk überzeugen, der Koburger Prinz Ferdinand aber wird ſtets bulga⸗ 
riſcher Patriot bleiben, weil er weder mit den Bulgaren noch mit den Serben 
etwas gemeinſam hat und unter dem bulgariſchen Nationalintereſſe das Intereſſe 
ſeiner Sippſchaft verſteht. 

Die wirtſchaftliche Entwicklung der Länder des Balkans hängt zu⸗ 
ſammen mit der Handelsentwicklung Südeuropas und Aſiens. Hier wirken 
hiſtoriſche Kräfte, die ſich unbedingt Bahn brechen müſſen, aber gerade deshalb 
zu politiſchen Zuſammenſtößen führen müſſen, wenn ihnen nicht in der Politik 
Rechnung getragen wird. Die Länder der Levante gehören zuſammen, ſie 
haben den gleichen weltgeſchichtlichen Aufſchwung und den gleichen Nieder⸗ 
gang mitgemacht. Weniger die Herrſchaft der Türken, als vielmehr die Ab⸗ 
lenkung des Weltverkehrs nach dem Atlantiſchen Ozean bedingte ihren Unter⸗ 
gang. Die wirtſchaftliche Stagnation dauerte Jahrhunderte und zog eine 
politiſche und kulturelle Zerrüttung nach ſich. Nun ſind aber nicht nur An⸗ 
zeichen vorhanden, ſondern es liegen längſt handgreifliche Tatſachen vor, daß 
die Länder des europäiſchen Mittelmeers und der Levante zu einem neuen 
wirtſchaftlichen und kulturellen Leben erwachen. Vieles und Verſchiedenartiges 
kommt ihnen zugute: die kapitaliſtiſche Überproduktion in den Induſtrieſtaaten 
Europas, der Überfluß an Geldkapital ebenſoſehr, wie die Entwicklung des 
Schiffsverkehrs durch den Suezkanal, die induſtrielle Erſchließung der Küſten 
Aſiens, der große Handelsverkehr des Stillen Ozeans und techniſche Um⸗ 
wälzungen, wie die Entwicklung der Elektrotechnik, welche die großen Waſſer⸗ 
kräfte des Balkangebirges in enorme Reichtumsquellen verwandeln wird. Das 
weltverlorene Eckchen Europas hat die beſten Ausſichten, zum Mittelpunkt des 
Weltverkehrs zu werden. Wenn Oſterreich eine induſtrielle Zukunft hat und 
wenn Italien ſie hat, ſo werden die beiden von der induſtriellen Zukunft 
der Balkanländer noch gewiß überboten. Nur ſtanden bis jetzt die Balkan⸗ 
ſtaaten ſich gegenſeitig politiſch im Wege. Das hielt die wirtſchaftliche Ent⸗ 
wicklung des Ganzen zurück. Immerhin ſind nicht unerhebliche Fortſchritte zu 
verzeichnen. So betrug das Eiſenbahnnetz der Balkanhalbinſel im Jahre 1880 
nur erſt 2856 Kilometer, nunmehr hat es bereits das neunte Tauſend über⸗ 
ſchritten, beträgt 9047 Kilometer. Die Ausfuhr der Balkanſtaaten beträgt gegen⸗ 
wärtig über 600 Millionen Mark jährlich, die Einfuhr mehr als 800 Millionen. 
Noch wichtiger iſt, daß der Handelsverkehr vielgeſtaltiger wurde, ſich neue 
Bezugsquellen und Abſatzmärkte erſchloß. Währenddem früher Oſterreich 
und England ſo ziemlich den geſamten Handelsverkehr des Balkans be⸗ 
ſorgten, ſehen wir jetzt immer ſchärfer auch andere Induſtrieländer hervor⸗ 
treten, Frankreich, Deutſchland, auch Belgien, welch letzteres zum Beiſpiel in 
den letzten Jahren bei der Warenausfuhr Bulgariens von unbedeutenden 
Anfängen an die erſte Stelle gerückt iſt. Aber ein Handelsverkehr, der ſich 
auf ein halb Dutzend Kleinſtaaten verteilt, kann ſich ſelbſtverſtändlich nicht ſo 
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vorteilhaft entwickeln, als wenn dieſe nebeneinander liegenden wirtſchaftlich 
zuſammenhängenden Gebiete ein gemeinſames, großes politiſches Gebilde dar- 
ſtellen. Wie der allgemeine Handelsverkehr, ſo iſt im beſonderen der Schiffs⸗ 
verkehr zerſplittert, und zerſtückelt ſelbſt die Eiſenbahnen. Dieſe Länder ſind 


aufeinander angewieſen, da ſie aber politiſch getrennt ſind, ſo bekämpfen ſie 


einander, ſtatt ſich gegenſeitig zu fördern, und ſuchen jeder auf Koſten des anderen 
zur Macht zu gelangen. Und was Rußland, was HÖfterreich nicht zuſtande 
bringen können, das wird auch ein anderer Staat auf dem Balkan, ſagen wir 
etwa Bulgarien, wenn es die Vorherrſchaft gewinnt, nicht fertig bringen können. 
Die Löſung des Problems liegt nicht in dem Übergewicht des einen Balkanſtaates 
über die anderen, vielmehr in der politiſchen Einigung der Balkanſtaaten. 
Eine Orientpolitik, die nicht von den Intereſſen dieſer oder jener kapita⸗ 
liſtiſchen Großmacht, oder gar dieſer oder jener Dynaſtie ausgeht, ſondern die das 
gemeinſame Intereſſe der Kulturentwicklung Europas im Auge hat, hat des⸗ 
halb nur eine, dafür aber klare und beſtimmte Aufgabe: die Demokratie— 
ſierung der Balkanſtaaten. Dazu gehört aber vor allem, daß man der 
ſelbſtſüchtigen Diplomatie der kapitaliſtiſchen Staaten die Wege nach dem 
Orient verlegt. Die Balkanländer brauchen kein Protektorat, keine europäiſche 
Einmiſchung, ſie werden ſchon ſelbſt mit ihren Schickſalen fertig, wenn man 
fie ſich ſelbſt überläßſt. Das wäre für Europa ſchon deshalb von eminentem 
Vorteil, weil ſchon längſt viel weniger Konfliktſtoff im Orient ſich bildet, als 
dorthin von außen, ſeitens der europäiſchen Großmächte hineingetragen wird. 
Daß eine ſolche Politik nicht im Intereſſe der zariſchen Regierung liegt, 
vielmehr der geſamten Geſchichte der ruſſiſchen Orientpolitik widerſpricht, alle 
ihre Hoffnungen und Ausſichten zunichte macht, iſt leicht einzuſehen. Kenn⸗ 
zeichnend aber iſt, daß gerade in dieſem Punkt die ruſſiſche Regierung die 
Zuſtimmung aller Kreiſe der ruſſiſchen Bourgeoiſie bis zur äußerſten bürger⸗ 
lichen Linken gefunden hat. Die ruſſiſchen Demokraten unter der Führung 
des Herrn Miljukoff entwickelten bei der Beſprechung der Orientfrage in 
der Duma Anſichten, die der Regierung nur durch ihren übertriebenen Patrio⸗ 
tismus unbequem werden konnten. Die Orientfrage war für ſie nicht eine 
bulgariſche oder türkiſche oder griechiſche oder ſerbiſche oder ſlawiſche oder 
europäiſche, ſondern eine ruſſiſche Frage — die Frage der Machtentfaltung 
Rußlands auf Koſten anderer Staaten. „Unſer traditionelles Ziel im Balkan“ 
— erklärte Herr Miljukoff — „läßt ſich doch wohl kaum fo friedlich mit 
dem einſeitigen Erfolg der mit uns konkurrierenden Macht ausſöhnen. Ich 
weiß nicht, wie der Miniſter des Auswärtigen denkt, aber als ich im weſtlichen 
Mazedonien reiſte und den Anfang deſſen ſah, was jetzt ſo üppig aufblühte 
und Früchte zu tragen verſpricht, konnte ich nicht umhin, Neid“ zu empfinden. 
.. Der Miniſter des Auswärtigen, der die Möglichkeit hatte, noch im Sep⸗ 
tember vorigen Jahres ſich mit Baron Aehrenthal zu verſtändigen, konnte dieſe 
Erfolge der öſterreichiſchen Politik vorausſehen. ... Ich ſage nicht, daß es 
nötig war, Proteſt zu erheben; es war vor allem notwendig vorzubeugen, 
und das brachte unſere Diplomatie nicht fertig. . .. An Stelle eines Proteſtes, 
meint ferner der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, entſchied ſich die 
ruſſiſche Diplomatie dafür, mit dem Vorſchlag der Unterſtützung anderer 
parallelen Eiſenbahnpläne aufzutreten. Gewiß, nachdem wir den Moment 
verpaßt hatten, blieb uns nichts anderes zu tun übrig, als was unſer 
Miniſterium des Auswärtigen getan hatte.“ 
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Durch ſolche Reden wurde die ruſſiſche Regierung offenbar nur zu einem 
deſto energiſcheren Vorgehen auf der bereits beſchrittenen Bahn angeſtachelt. 
Statt die auswärtige Politik, dieſen wundeſten Punkt der zariſchen Regierung, 
zu einem vorteilhaften Angriffspunkt der Oppoſition zu machen, hat die ruſ⸗ 
ſiſche Demokratie, unter obligatem Geſchimpfe und einer zur Schau getragenen 
Beſſerwiſſerei, der Regierung den Rücken gedeckt. Sie glaubte freilich, durch 
den „poſitiven“ Standpunkt, den ſie in der auswärtigen Politik einnahm, 
einen beſſeren, mehr realen Kampfesboden gewonnen und zugleich ihre Regie⸗ 
rungsfähigkeit oder wenigſtens ihre ſtaatsmänniſche Weisheit vor aller Welt 
und vor allem vor der Regierung bewieſen zu haben. In Wirklichkeit über⸗ 
nahm ſie dadurch nur die moraliſche Verantwortung für die Handlungen der 
Regierung, ohne dieſe Handlungen beeinfluſſen zu können. Man kann ihr 
dabei nicht einmal den Milderungsgrund zuſprechen, daß ſie es aus poli⸗ 
tiſcher Einfalt getan habe. Sie hat es getan aus politiſcher Schlauheit und 
Feigheit. Denn die bürgerliche Demokratie in Rußland ſucht ſeit den erſten 
Tagen ihrer Exiſtenz nach Einigungsmomenten mit der Regierung, um ihr 
klar zu machen, daß die bürgerliche Demokratie nur dem Anſchein nach demo⸗ 
kratiſch ſei und die Regierung ſelbſt nur aus Verſehen reaktionär. Sie glaubte 
deshalb tatſächlich, durch dieſe Haltung in der auswärtigen Politik ſich der 


Regierung unentbehrlich machen zu können. Sie erreichte damit nur, daß ſie 


dñjetzt die diplomatiſchen Niederlagen der Regierung mitmacht, ſtatt aus dieſen 
Niederlagen oppoſitionellen Stoff zu ſchöpfen. 

Die einzige Partei, die in der Duma entſchieden Stellung nahm gegen die 
auswärtige Politik der zariſchen Regierung im allgemeinen und gegen ihre 
Orientpolitik im beſonderen, war die Sozialdemokratie. Die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Fraktion verweigerte den Etat des Miniſteriums des Außern und 
führte unter anderem folgende Gründe an: „daß unſere äußere Politik ſtets 
den Charakter von Abenteuern trug, daß dieſe Politik die Intereſſen der 
breiten Volksmaſſen vollkommen ignorierte und nur den ſelbſtſüchtigen Inter⸗ 
eſſen einzelner Gruppen der privilegierten Klaſſen diente, daß ſie ſtets und 
überall die ſoziale und politiſche Reaktion mit allen Mitteln bis zur bewaff⸗ 
neten Einmiſchung unterſtützte.“ Dieſe Erklärung wurde ſelbſtverſtändlich mit 
Hohngelächter aufgenommen. Aber das Verhängnis blieb nicht lange aus. 
Mit der Sozialdemokratie ſtellte ſich auch die Weltgeſchichte auf den „rein 
negativen“ Standpunkt und führte alle Machenſchaften der Diplomatie und 
alle ſtaatsmänniſchen Klügeleien der Parteien ad absurdum. 

Ein neuer Faktor trat auf, der alle bisherigen Kombinationen über den 
Haufen warf. Dieſer neue Faktor war die türkiſche Revolution. 

Die türkiſche Revolution kam unerwartet. Sie hat aber ihre äußere und 
innere Geſchichte. Ihre äußere Geſchichte hängt zuſammen mit der euro⸗ 
päiſchen Diplomatie, die bewußt und unbewußt auf die Vernichtung der Türkei 
hinwirkte. Die Okkupation von Novibazar gab einen mächtigen Anſtoß, um 
die Revolution zu beſchleunigen; die ruſſiſche Politik der Kompenſationen tat 
ein übriges. Es wurde klar, daß die Türkei aufhören werde zu exiſtieren, 
wenn ſie nicht in ſich ſelbſt die Kraft zur politiſchen Wiedergeburt finden würde. 

Die innere Geſchichte der türkiſchen Revolution hängt zuſammen mit der 
allgemeinen Entwicklung der Balkanhalbinſel. Wenn es noch eines Beweiſes 
bedurfte, daß dieſe Länder eine ſoziale und kulturelle Umgeſtaltung durch⸗ 
machen, ſo iſt er eben durch die türkiſche Revolution erbracht worden. Haben 
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auch die jüngſten Ereigniſſe der auswärtigen Politik ihren Ausbruch hervor— 
gerufen und ihren Siegeslauf bedingt, ſo war ſie doch durch dieſe äußeren 
Momente kaum mehr beeinflußt, als etwa die ruſſiſche Revolution durch den 
Japaniſchen Krieg. Sie war unvermeidlich wie jene. Wie jeder unter anderen 
Verhältniſſen entwickelte zentraliſierte Staat bei ſeiner Begegnung mit dem 


Kapitalismus, ſuchte auch die türkiſche Deſpotie die kapitaliſtiſche Entwicklung 
bald zu hindern, bald ſie ihren eigenen Zwecken unterwürfig zu machen, und 


endete damit, daß ſie das Land der kapitaliſtiſchen Ausbeutung auslieferte, 
ohne aus der kapitaliſtiſchen Entwicklung politiſche Macht zu ſchöpfen. Unter 
dem Aushängeſchild der Herrſchaft des Sultans wurde die Türkei zu einer 


kapitaliſtiſchen Kolonie unter fremder Verwaltung. Ganz abgeſehen von den 


Eiſenbahnen, die internationalen Geſellſchaften gehören, ſtehen bekanntlich die 
Finanzmittel des Reiches unter ausländiſcher Kontrolle, ſie ſind für Schulden 
verpfändet. Die dette publique ottomane zog im Laufe der Zeit den größten 
Teil der Finanzverwaltung an ſich, ſie verſtand es, die Steuerſchraube ſo vor⸗ 
züglich zu gebrauchen, daß ſie ſeit 1880 ihre Einnahmen beinahe verdoppelte. Die 
Regierung war nicht nur im Falle großer außerordentlicher Ausgaben, ſondern 
ſelbſt bei der Auszahlung der Gehälter an die Armee von der Bank Ottoman 


abhängig. Schließlich blieben der türkiſchen Regierung tatſächlich keine anderen 


Funktionen übrig, als ſich durch Beſtechungen zu bereichern; dafür aber war 
wer Backſchiſch zahlte Herr im Lande. So waren denn die Türken, die Be⸗ 
herrſcher des Balkans nicht minder beherrſcht, als die von ihnen beherrſchten 
Nationen, und hatten ſicher keine geringeren Gründe zur Revolution, als jene 
zu Aufſtänden. Deshalb auch der innige Zuſammenhang zwiſchen der türkiſchen 


Revolution und dem mazedoniſchen Aufſtand. Deshalb die große Wirkung, die 


ſie ausübt auf die politiſche Umgeſtaltung und Konſolidierung der Balkanſtaaten. 

Die türkiſche Revolution, die der Türkei die Wege der politiſchen Ent— 
wicklung aufſchließt, bedeutet zugleich die Befreiung der Balkanſtaaten 
von der Fremdenherrſchaft des europäiſchen „Konzerts“. Darum 
drängt ſie nach allen Seiten zur Löſung der beſtehenden Verhältniſſe. 

Total verändert erſcheint vor allem die Stellung Oſterreichs. | 

Vor der Revolution durfte Oſterreich als der Vertreter des politiſchen Fort⸗ 
ſchritts auf dem Balkan auftreten. Es war nicht viel an dieſer öſterreichiſchen 
Ziviliſation, immerhin gab es ihm eine Vorzugsſtellung. Was brachte Dfter- 
reich nach Bosnien? Es brachte die Finanzmittel des Großſtaats, die 
ihm erlaubten, Eiſenbahnen zu bauen und Straßen zu legen über die Ge⸗ 
birge und durch die Wälder. Es brachte Kapital, zwar nicht übermäßig 
viel, doch genügend, um die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Landes zu zer⸗ 
rütten. Und es brachte Gendarmen. Das Gendarmeriekorps, das iſt der 
öſterreichiſche Staat in Bosnien; das Gendarmeriekorps bedeutet aber Schutz 
des Eigentums. Das iſt alles; doch wie das in jenen Gegenden wirkte, 
dafür beſitzen wir das Zeugnis eines Politikers, dem man am allerwenigſten 
Voreingenommenheit für Oſterreich vorwerfen könnte. Herr Miljukoff teilte 


in ſeiner von uns erörterten Rede in der Duma als Ergebnis ſeiner Wahr⸗ 


nehmungen in Mazedonien mit: „In Mazedonien hofft man viel mehr auf 
eine öſterreichiſche Okkupation, als auf eine ruſſiſche Einmiſchung.“ Alſo 
lieber öſterreichiſch als türkiſch — das war die Loſung vor der Revolution. 

Nun war man aber in den okkupierten Gebieten mit der öſterreichiſchen 
Herrſchaft keineswegs zufrieden, und die Unzufriedenheit wuchs. Das Kapital, 
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dem der öſterreichiſche Staat durch ſeine Eiſenbahnen und Gendarmen die 
Wege im Lande bahnte, machte ein Ende der Naturalwirtſchaft des bosniſchen 
Bauern, es eröffnete ihm aber nicht einmal den Ausweg in die Fabrik, ſondern 
ſtellte ihm das Auswandererſchiff zur Verfügung, um ſich in Amerika eine 
neue Heimat zu ſuchen. Das Ergebnis ſind verfallene Hütten, eine dezimierte 
Bevölkerung und ſteigender Verdruß der Volksmaſſen. Zugleich vollzog ſich 
eine Anderung in den oberen Schichten der Bevölkerung. Unter der türkiſchen 


5 


Herrſchaft waren die einheimiſchen Händler und Dorfwucherer obenan, die 


die Mittelsperſonen abgaben im Verkehr der türkiſchen Behörden mit der Be⸗ 
völkerung und aus dieſer Stellung für ſich politiſchen Einfluß und wirtſchaft⸗ 
liche Vorteile zogen. Sie wurden raſch von den aus Oſterreich herein⸗ 
ſchwärmenden Ausbeutern, die mit modernen Mitteln, wie Aktiengeſellſchaften, 
Bankkapital uſw., arbeiteten, wenn nicht verdrängt, doch überflügelt. Mit 
der türkiſchen Beamtenkorruption verſchwand auch ihr politiſcher Einfluß. In⸗ 
deſſen zogen ſowohl die Aktiengeſellſchaften und Banken wie der öſterreichiſche 
Staat aus dem gleichen Milieu neue Elemente an ſich heran. So entſtand 
eine neue Bourgeoiſie, die aber keineswegs gouvernemental, ſondern oppo⸗ 
ſitionell geſinnt iſt. Dieſe Emporkömmlinge ſagen ſich nicht mit Unrecht: was 
der Deutſche in Bosnien kann, das können wir auch, und ſie fühlen ſich 
„national“. Dieſe nationale Stimmung der bosniſchen Bourgeoiſie wurde noch 
geſtärkt durch ihre Berührung mit den Kroaten und Tſchechen — Oſterreich 
wirkte nicht germaniſierend, ſondern ſlawiſierend. Die Jugend ging auf die 


Univerſität nach Prag, Agram, Wien und machte dort eine nationaliſtiſche 
politiſche Schulung durch. Dieſe nationaliſtiſch geſinnte Intelligenz ſucht 


konſequenterweiſe Anſchluß in den Volksmaſſen, ſie wird infolgedeſſen demo⸗ 
kratiſch. Die erſte Folge des Aufkommens dieſer neuen demokratiſchen Strömung 
war das politiſche Zurückdrängen der alten herrſchenden Geſchlechter. Da⸗ 
durch wurde aber erſt das Geſichtsfeld frei zum Kampfe gegen die öſter⸗ 
reichiſche Regierung und den öſterreichiſchen Einfluß. Dieſer Kampf wurde 
verſchärft einerſeits durch die unſichere, unbeſtimmte Stellung Bosniens als 
Okkupationsgebiet, das nicht mehr die türkiſche Herrſchaft über ſich hat, aber 
auch keine Rechte in Öfterreich beſitzt, andererſeits durch die nationalen Kämpfe 
der Slawen in Oſterreich und Ungarn. 

Es gab demnach in Bosnien Zerſetzungsmomente genug, um den natio⸗ 
nalen Verdruß zu fördern. Es fehlte aber dem aufkommenden Nationalismus 
eine politiſche Richtlinie und ein politiſcher Zuſammenhang. Denn ſo ſehr 
man auch über Oſterreich ſchimpfte, konnte man doch nicht im Ernſte daran 
denken, unter das alte türkiſche Regime zurückzukehren; und an dem Beiſpiel 
des ſtammverwandten Serbien ſah man, daß auch in der Bildung von Klein⸗ 
ſtaaten nicht die Löſung des Problems liege. Der Bewegung fehlte der reale 
politiſche Boden, um ſo mehr gefiel ſie ſich in allgemeinen nationalen Redensarten. 

Die Sache bekam auf einmal ein anderes Geſicht mit dem Siege der 
türkiſchen Revolution. Jetzt wurde auch für die nationalen Beſtrebungen in 
Bosnien die Loſung gegeben. Dieſe Loſung iſt: Verfaſſung. 

Bis dahin war die Frage Bosniens eine türkiſche Frage, und ſo wird ſie 
jetzt noch von der Diplomatie aufgefaßt. Die türkiſche Frage iſt aber nunmehr 


unter dem Einfluß der türkiſchen Revolution zu einer bosniſchen Frage 
geworden. Weniger um die Türkei, die ſich auf ein geſchichtlich überliefertes 
Eroberungsrecht ſtützt, oder um Oſterreich, das ſein Eroberungsrecht in Bosnien 
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erſt neu einweiht, handelt es ſich, als vielmehr um die Rechtloſigkeit der 
bosniſchen Bevölkerung. Bis jetzt dachte man gar nicht daran, ſchien es 
gar nicht zu wiſſen, daß ein Okkupationsgebiet ein rechtloſes Volk bedeutet. 
Man dachte an das Land, an die Wälder und Viehweiden, und nicht an die 
Menſchen, die das Land bewohnen. Indem die Türken ſich politiſche Rechte 
eroberten, brachten fie die politiſchen Rechtsanſprüche der bosniſchen Bevölke⸗ 
rung zum Bewußtſein der Politiker. 

Die Autorität der reformierten Türkei geht ihrer Macht voraus. Es iſt 
der Schattenwurf ihrer ſteigenden Macht, durch den ſie verdunkelt wird. Der 
türkiſchen Revolution bereiten Schwierigkeiten jene großen politiſchen Folgen, 
die ſie als geſchichtliches Ereignis von großer Tragweite nach ſich ziehen muß. 

Mit dem Ausbruch der türkiſchen Revolution begann auch in den öſter⸗ 
reichiſchen Okkupationsgebieten eine ſtarke Gärung. Die junge Demokratie und 
die alten politiſchen Macher und türkiſchen Zwiſchenträger, die aus der Über⸗ 
legenheit des öſterreichiſchen Kapitals und aus dem Verluſt der alten patriarcha⸗ 
liſchen Türkenherrſchaft, unter der man ſo gut Geſchäfte machen und zugleich 
als Beſchützer und Beſchirmer der Nation ſich hat aufſpielen können, die man 
ausbeutete, ſie traten zuſammen, um das Volk unter der Forderung einer 
Verfaſſung zu einigen. Und ſie finden unbedingt Anklang in den Volksmaſſen, 
denen das Elend im Nacken ſitzt. Neben einer konſtitutionellen Türkei konnte 
Bosnien als Okkupationsgebiet nicht auf die Dauer aufrechterhalten werden. 

Oſterreich zog die Schlußfolgerung aus dieſer durch die Revolution ge⸗ 
ſchaffenen Sachlage, indem es Bosnien annektierte. Vom Standpunkt der 
öſterreichiſchen Orientpolitik war die Annexion unvermeidlich; ob ſie Oſterreich 
politiſche Vorteile bringen wird, iſt eine andere Frage. Das ſlawiſche Element 
wird dadurch jedenfalls im öſterreichiſchen Reichsrat verſtärkt, und die natio⸗ 
nalen Kämpfe werden nicht vermindert, ſondern verſchärft werden. 

Zugleich gibt Oſterreich das einſt okkupierte Sandſchak Novibazar auf. 
Es iſt kennzeichnend, daß die politiſche Preſſe, die ſo viel Lärm ſchlug wegen 
der formellen Angelegenheit der Annexion, dieſen anderen Fall, bei dem Oſter⸗ 
reich tatſächliche Vorteile preisgibt, faſt vollſtändig außer acht ließ. Die Auf⸗ 
gabe des Sandſchak Novibazar beſagt: Dfterreich zieht die Finger aus dem 
Feuer. Das iſt ein ſehr realer politiſcher Erfolg der türkiſchen Revolution. 
Statt dieſen Erfolg als erſten Schritt zur Konſolidierung der Türkei zu würdigen, 
gefällt ſich eine böswillige Kritik darin, das junge türkiſche Regime für den 
Verluſt Bosniens verantwortlich zu machen, weil es den Namen hat aufgeben 
müſſen, nachdem das Ding bereits längſt verloren gegangen war. 

Ganz beſonders die ruſſiſche Preſſe, von den echt ruſſiſchen Pogrompolitikern 
bis zu den Konſtitutionelldemokraten, ſchäumt förmlich vor Wut über an⸗ 
geſichts der jüngſten Ereigniſſe auf dem Balkan. Sie ſekundiert damit nur 
der ruſſiſchen Diplomatie, deren perfides Spiel in der Orientpolitik diesmal 
elenden Schiffbruch erlitt. 

Die ruſſiſche Diplomatie ſah erſt in der türkiſchen Revolution ein Gegen⸗ 
gewicht zu Oſterreich. Deshalb die neutrale Haltung der ruſſiſchen Regierung. 
Sie unterließ aber keinen Augenblick ihr Doppelſpiel der äußerlichen Wahrung 
der Integrität der Balkanſtaaten und ihrer geheimen Zerſetzung. Es unter: 
liegt jetzt, nach der Auseinanderſetzung zwiſchen Aehrenthal und Iswolsky, 
keinem Zweifel, daß der ruſſiſchen Regierung die Abſicht Oſterreichs, Bosnien 
formell zu annektieren, bekannt war. Sie proteſtierte nicht dagegen — was 
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hätte es auch genützt! — und wenn ſie auch eine gewiſſe formelle Verwahrung 
einlegte, ſo erklärte ſie doch, nach den eigenen Worten des Herrn Iswolsky, 
daß dies keinen Casus belli bilden würde. Statt offen und geradezu ihren 
Standpunkt zu vertreten, ging die ruſſiſche Diplomatie vielmehr den Weg, den 
ihr auch Herr Miljukoff empfohlen hatte, und wühlte im geheimen, um 
„Kompenſationen“ zu ſchaffen. Man hatte ſich die Sache ſo zurecht gelegt, 
daß nach der Annexionserklärung zunächſt Bulgarien ſeine Unabhängigkeit 
erklären würde, dann käme Serbien mit ſeinen Forderungen, Montenegro, 
Griechenland uſw., und auf einem europäiſchen Kongreß würde man die 
Gegenſätze hübſch ſchüren und aufeinanderprallen laſſen. Oſterreich war aber 
ſchlau genug, Bulgarien vortreten zu laſſen. Das brachte fürs erſte das diplo⸗ 
matiſche Spiel der ruſſiſchen Regierung aus dem Konzept. 

Die politiſche Publiziſtik Rußlands, die ſich mitgetroffen fühlte von der 
Schlappe der ruſſiſchen Diplomatie, geriet völlig außer Faſſung. Erſt ſtürzte 
ſie über den Fürſten Ferdinand her. „Den Fürſten Ferdinand“, ſchrieb die 
‚Nowoje Wremja‘, „würde niemand hindern, ſich zum König zu ernennen 
nach der Annexion von Bosnien und der Herzegowina, aber er übereilte 
ſich ſo ſehr, die Königskrone zu erreichen, daß er aus den Händen Oſterreichs 
den geweihten Schlüſſel nahm und den Deutſchen die Tür zu jenem Heiligtum 
aufmachte, wo die Reſte der ſlawiſchen Freiheiten aufbewahrt wurden.“ Dieſe 
Auslaſſungen bedürfen wohl keines Kommentars: alles wäre alſo danach gut 
und recht, wenn nur Bulgarien Oſterreich nachfolgte, ſtatt ihm voranzugehen. 
Aber wäre denn dann durch das Vorgehen Bulgariens weniger Verwirrung 
geſchaffen, der Frieden weniger gefährdet? Eher mehr! Folglich kommt es dem 
ruſſiſchen Offizioſus nicht auf den Frieden an, ſondern darauf, gegen Oſter⸗ 
reich zu hetzen. Nun kommt er und mit ihm die geſamte ruſſiſche Preſſe aus 
dem Schimpfen über Oſterreich nicht heraus; zugleich werden die Deutſchen 
mitgenommen. Doch das hilft über jenes troſtloſe Gefühl der inneren Leere 
nicht hinaus, das den Lohgerber beſchleicht, wenn ihm die Felle fortgeſchwommen 
ſind. So wird denn nach dem Schuldigen geſucht. „Das ruſſiſche Publikum“, 
ſchreibt die Nowoje Wremja‘, „hat das Recht, in Erfahrung zu bringen, ob 
wir bei der Zuſammenkunft in Buchlau Bosnien verkauft haben oder nicht?“ 
Die Frage kommt zu ſpät, Bosnien iſt ſchon 1878 von der ruſſiſchen Re⸗ 
gierung preisgegeben worden, um das nichtſlawiſche Beſſarabien dafür einzu⸗ 
tauſchen. Herr Iswolsky kann wahrlich nichts dafür, er ſoll nur den Prügel⸗ 
knaben abgeben für das Mißlingen einer Diplomatie, an der alle mitſchuldig 
ſind, die Regierung ſowohl wie die bürgerlichen Parteien in Rußland. 

Und indem man über Bulgarien herfällt, weil es zum Störenfried geworden 
iſt, hetzt man zugleich mit aller Macht Serbien zum Kriege auf. „Ihm, dem 
deutſchen Fürſten“, ſchreibt die Nowoje Wremja‘, „erſchien dieſer Schritt leicht 
und natürlich, aber in Belgrad wird man die Sache anders auffajien.... 
Fürſt Ferdinand hat alles getan, was von ihm abhing, damit Bosnien jedem 
ſerbiſchen Bauern als ein Opfer erſcheint, das von den eigenen Brüdern ge⸗ 
ſchlachtet wurde.“ | 

Und wieder, um die eigene Ohnmacht zu decken, verlangt die zariſche Re⸗ 
gierung nach einem europäiſchen Kongreß. Aber wenn jemand die poli⸗ 
tiſche Schuld trägt für die unhaltbaren politiſchen Zuſtände im europäiſchen 
Orient, ſo ſind es dieſe Kongreſſe der Großmächte. Sie haben nichts gelöſt 
und nichts geordnet, ſondern nur Unzulänglichkeiten und Unzuträglichkeiten 
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geſchaffen. Jetzt weniger denn je liegt die Notwendigkeit vor, die Schickſale 
der Balkanſtaaten durch die ihnen fremden Großſtaaten entſcheiden zu laſſen, 
ſtatt ihre eigene Entwicklung abzuwarten. Es liegt kein beunruhigender 
Präzedenzfall vor. Oſterreich hat kein neues Gebiet annektiert, vielmehr das 
früher okkupierte Novibazar freigegeben. Es iſt auch gar nicht daran zu denken, 
daß Oſterreich zu weiteren Okkupationen ſchreitet. Das Vorgehen Bulgariens 
iſt an ſich bedeutungslos; Bedeutung kann es nur gewinnen, wenn ſich daran 
eine verſtärkte Agitation zur Angliederung Mazedoniens anſchließt. Doch 
ſehen wir ja, daß gerade in Mazedonien ſich die ſtärkſten Sympathien für die 
reformierte Türkei gezeigt haben. Schließlich iſt gar nicht abzuſehen, warum 
die Frage, ob Mazedonien türkiſch bleibt oder bulgariſch wird, für die 
Völker Europas mehr Bedeutung haben ſollte, als etwa die Frage, ob 
Schweden und Norwegen zuſammen bleiben oder ſelbſtändige Staaten bilden? 
Man muß ſich gewöhnen, auch die Balkanſtaaten ſich ſelbſt zu überlaſſen. 
Das ganze akute Intereſſe und ſämtliche europäiſchen Konflikte um den Orient 
entſtanden aus dem Grunde, weil man die Balkanhalbinſel als präſumtive 
europäiſche Kolonie betrachtete. Das muß jetzt aufhören. Die türkifche 
Revolution hat dieſen Plänen die Wege verlegt. Alſo, Hände weg von der 
Balkanhalbinſel! Und je mehr die türkiſche Reformbewegung fortſchreitet, 
deſto mehr werden auch die kleinen ſlawiſchen Staaten auf dem Balkan kennen 
lernen, daß ihr Heil nicht darin liegt, dem Ehrgeiz der ihnen aufoktroyierten 
kleinen Fürſten zu dienen, ſondern darin, ſich der türkiſchen Revolution anzu⸗ 
ſchließen, um zu Hauſe mit den Überbleibſeln der Reaktion aufzuräumen. 

Kommt der Kongreß der Großmächte zuſtande, ſo werden die Völker Europas 
vor allem dafür zu ſorgen haben, daß er nicht ſtörend in die Balkanangelegen⸗ 
heiten eingreift und daß der Friede gewahrt bleibt. 

* * 


* 

Nachſchrift. In dem Augenblick, da ich die Korrekturen dieſes Artikels 
erhalte, wird das Programm der europäiſchen Konferenz veröffentlicht, 
auf das Herr Iswolsky und Sir Edw. Grey übereingekommen find. Seine 
Wirkung iſt, wie nicht anders zu erwarten war, nicht eine Beſchwichtigung, 
ſondern eine Aufrüttelung aller Intereſſengegenſätze und Aufreizung aller 
Leidenſchaften. Die türkiſche Regierung, die bis dahin eine bewundernswerte 
Kaltblütigkeit bewieſen hatte, läßt durch ihre offiziöſe Preſſe erklären, „anſtatt 
einer Konferenz würde nunmehr die türkiſche Armee die Antwort auf die 
Tagesfragen geben“. Aber auch die anderen Intereſſenten ſind unzufrieden: 
Oſterreich ſowohl wie Serbien; auch aus Italien liegt bis jetzt keine Zuſtim⸗ 
mung vor. Die franzöſiſche Preſſe begegnet dem Konferenzprogramm mit ſehr 
geteilten Gefühlen, und noch weniger erbaut zeigt man ſich in Deutſchland. 
Der einzige, der ſich vergnügt die Hände reibt, iſt Herr Iswolsky, dem es 
gelungen zu ſein ſcheint, den giftigen Brei einzurühren. 

Wir begegnen in der Preſſe der Meinung, daß Herr Iswolsky, der jetzt 
im Netze der europäiſchen Politik herumſpringt wie der Floh im Siebe, das 
Ganze nur eingefädelt habe, um ſeine perſönliche diplomatiſche Schlappe zu 
decken. Ich glaube im vorſtehenden gezeigt zu haben, daß dies eine ſehr 
oberflächliche Auffaſſung wäre, daß es ſich vielmehr um die traditionelle ruſ— 
ſiſche Zerſetzung der Türkei, verſchärft durch die gegenwärtige militäriſche 
Schwäche des Zarenreichs, handle und daß hinter dieſer Politik nicht allein 
die zariſche Regierung, ſondern auch die ruſſiſche Bourgeoiſie ſtehe. Auch die 
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Maske der „unbeteiligten Macht“, unter der jetzt Rußland auftritt, iſt Herrn 
Iswolsky erſt in den letzten Tagen klar und offen ſeitens der ruſſiſchen 
Preſſe aller Schattierungen — mit Ausnahme der Arbeiterpreſſe — empfohlen 
worden. 

Indeſſen iſt in der Türkei ſelbſt ein neues Symptom der nationalen 
Wiedergeburt zu verzeichnen, das großer Beachtung wert iſt — der intenſiv 
durchgeführte Boykott öſterreichiſcher Waren. Wir haben in dieſem Falle die 
türkiſche Bourgeoiſie vor uns, die ſich zuſammenſchließt und zum erſten 
Male ſelbſt ihre Kraft zu fühlen bekommt. Sie ſtellt zugleich durch dieſen 
Kampf einen, wenn auch vorübergehenden, Zuſammenhang mit der Nation 
her. Dieſe Bewegung iſt nicht reaktionär; ſie kann, wie die Dinge jetzt ſtehen, 
nur der Revolution zugute kommen — vorausgeſetzt allerdings, daß die tür⸗ 
kiſche Regierung ſich nicht ſelbſt, angeſtachelt durch die patriotiſche Stimmung 
des Volkes, zu Unbeſonnenheiten hinreißen läßt. Eine ſolche ſchlimmſter Art 
wäre der Krieg. a 


Die Präfidentenwahl 


und die Parteien in den Dereinigten Staaten. 
Don Algernon See. 
IV. 
Und jetzt kommen wir zur diesjährigen Wahlkampagne. 
Die nationale Parteikonvention der Republikaner war die erſte — 
abgeſehen von der unſerigen, die ſchon im Mai ſtattfand und über welche ich 
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bereits in der „Neuen Zeit“ berichtet habe. Die Konvention der Republi⸗ 


kaner fand wie die unſerige in Chicago ſtatt und begann am 16. Juni. 
Amerikaniſche Parteikonvente mit einziger Ausnahme derjenigen der Sozia⸗ 
liſten laſſen keine freie Diskuſſion zu. Aber immerhin gibt es in der Ge⸗ 
ſchichte der amerikaniſchen Politik keine Konvention, die von der Partei⸗ 
maſchinerie mehr oder auch nur annähernd ſo vollſtändig beherrſcht worden 
wäre wie die letzte republikaniſche. Es erſchienen dort wie gewöhnlich zahl⸗ 
reiche Delegationen rivaliſierender Fraktionen innerhalb der Partei, aber in 
jedem Falle entſchied das Nationalkomitee, deſſen Vorſitzender ein perſönlicher 
Vertreter Rooſevelts war, für Zulaſſung der Freunde und Anhänger des 
Präſidenten. Vom Präſidenten bezeichnete und ihm genehme Perſonen präſi⸗ 
dierten in der Konvention und bildeten die Majorität in jedem Komitee. Ein 
perſönlicher Repräſentant des Präſidenten brachte von Waſhington ein fertiges 
Programm, das auch faſt ohne jede Amendierung und ohne jede Diskuſſion 
zur Annahme gelangte. Dieſes Programm oder — wie der ortsübliche Aus⸗ 
druck hier lautet — dieſe Platform iſt ein Lobgeſang auf Rooſevelt und eine 
Erklärung zugunſten einer Fortſetzung der von dieſem eingeſchlagenen Tolitik. 
Und endlich iſt der aufgeſtellte Kandidat, William Konrad Taft, 
früher Bundesrichter, dann Gouverneur der Philippinen und zuletzt Kriegs⸗ 
ſekretär im Kabinett Rooſevelts, der anerkannte Kandidat des Präſidenten, 
deſſen Wortführer und Laufburſche zugleich er während mehrerer Jahre war. 

Der einzige Vorfall in der Konvention, der nicht dem von Waſhington 
hingeſchickten Programm entſprach, war das Erſcheinen Samuel Gompers', 
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Präſidenten der American Federation of Labor, des großen Gewerkſchafts⸗ 
bundes, vor dem Reſolutionskomitee, um für die Annahme einiger Programm— 
punkte im Intereſſe der Arbeiterbewegung zu plädieren. 

Präſident Gompers hat immer in der ſchärfſten Weiſe der Agitation der 
Sozialiſten innerhalb der Gewerkſchaften opponiert. Nach ihm muß die Ge— 
werkſchaft in erſter Linie ſich auf die ökonomiſche Aktion — das Label 
(Kontrollmarke), den Streik und Boykott — verlaſſen und darf dieſe nur da⸗ 
durch vervollſtändigen, daß ſie die geſetzgebenden Körperſchaften der einzelnen 
Staaten und des Bundes um den Erlaß gewiſſer ihr günſtiger oder um Ab⸗ 
lehnung vorgeſchlagener, den Intereſſen der organiſierten Arbeiterſchaft feind- 
licher Geſetzesvorlagen angeht. Während vieler aufeinanderfolgender Jahre be— 
wies die Erfahrung, wie richtig es war, daß unſere Genoſſen eine ſolche Politik 
verurteilten, die aus den Arbeitern einen bloßen Schwanz der herrſchenden Par⸗ 
teien macht. Durch feindliche Geſetzgebung und mehr noch durch richterliche 
oder exekutive Auslegung der beſtehenden Geſetze wurde die rein ökonomiſche 
Kampfesart der Gewerkſchaften mehr und mehr unterbunden, während die 
Beamten der American Federation of Labor, wenn ſie vor den Kongreß⸗ 
kommiſſionen erſchienen, um für oder gegen Geſetzesvorlagen einzutreten, die 
die Intereſſen der organiſierten Arbeiterſchaft berühren, mit wachſender Nicht⸗ 
achtung behandelt wurden. Dementſprechend find auch die Berichte Gompers’ 
an die jährlichen Konventionen der American Federation of Labor, inſofern 
ſie die Wirkſamkeit der „Lobby“ (der Hintertreppenpolitik) der Föderation vor 
den diverſen Legislaturen betreffen, nur eine Geſchichte kläglicher Mißerfolge. 
Angeſichts dieſer Erfahrung ſattelte Gompers vor etwa zwei Jahren plötzlich 
um, ohne jedoch offen ſeinen früheren Standpunkt aufzugeben. Anſtatt der 
früheren Parole: „Keine Politik in der Gewerkſchaft“ hieß es jetzt im Gegen⸗ 
ſatz zu den Sozialiſten: „Keine Parteipolitik in der Gewerkſchaft“, und 
während der Wahlen für das Repräſentantenhaus im Jahre 1906 gab er als 
Kampfparole aus: „Stehe zu deinen Freunden und ſtrafe deine Feinde.“ 

Ohne die einzelnen zur Föderation gehörenden Gewerkſchaften, ſei es durch 
eine Konvention oder durch Urabſtimmung, zu befragen, faßte die Exekutive 
der Föderation einen halben Beſchluß, ſich aufs politiſche Feld zu wagen. 
Einzelne Abgeordnete der beiden älteren Parteien, die in der vorhergehenden 
Seſſion des Kongreſſes mehr oder weniger ehrlich Arbeitervorlagen unterſtützt 
hatten, wurden als Männer bezeichnet, die wiedergewählt zu werden ver— 
dienten, während andere, die ſich Arbeitervorlagen gegenüber beſonders 
feindlich erwieſen, als Arbeiterfeinde bezeichnet wurden, die eine Niederlage 
verdienten. Allgemein wurden die Kandidaten der älteren Parteien auf- 
gefordert, ſich für den Fall der Erwählung auf gewiſſe Vorlagen zu ver⸗ 
pflichten, und die Föderation oder vielmehr deren Beamte verſuchten in einer 
Anzahl Wahlkreiſe manchen Kandidaten zur Erwählung oder zu einer 
Niederlage zu verhelfen. Mehrere Kandidaten, die als Arbeiterfeinde bes 
zeichnet waren, wurden geſchlagen, aber das wäre bei einigen auch ein⸗ 
getreten, wenn Gompers geſchwiegen hätte; in anderen Fällen, und namentlich 
betreffs des Kandidaten Joſef G. Cannons, des Sprechers (Vorſitzenden) des 
Repräſentantenhauſes, eines Erzreaktionärs und Arbeiterfeindes, war die 
Gompersſche Kampagne ein eklatanter Fehlſchlag. Es kann auch nicht im 
großen und ganzen behauptet werden, der ſechzigſte Kongreß hätte irgendwelche 
Beweiſe dafür geliefert, daß die Politiker der alten Parteien ſich irgendwie 
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hätten beeinfluſſen laſſen durch die Belohnungen, die Gompers den Arbeiter⸗ 
freunden verſprochen, oder durch die Strafen, die er den Arbeiterfeinden an⸗ 
gedroht hatte. | 

In dieſem Jahre beſchloſſen Gompers und Genoſſen, denen die Leitung 
der Geſchäfte der Föderation obliegt, einen anderen Weg einzuſchlagen, auch 
diesmal wieder, ohne den Konvent der Föderation oder die mit ihr ver⸗ 
bundenen einzelnen Gewerkſchaften zu befragen. Die Sozialiſtiſche Partei, die 
ihren Standpunkt in der Arbeitergeſetzgebung klar und deutlich definiert hatte, 
wurde gänzlich ignoriert, ſtatt deſſen wendeten die Genannten ſich an die 
Konventionen der beiden großen kapitaliſtiſchen Parteien, denen ſie gewiſſe 
Forderungen im Namen der Arbeiterbewegung des Landes vorlegten. Die 
wichtigſten davon waren: 

1. Ein Geſetz zur Regulierung der gerichtlichen Einhaltsbefehle in Kämpfen 
zwiſchen Kapital und Arbeit. | 

2. Ein Geſetz, durch welches die Gewerkſchaften ausdrücklich als Organi⸗ 
ſationen bezeichnet werden, die nicht unter die Beſtimmungen fallen, welche 
gegen Truſts oder gegen „den Handelsverkehr beſchränkende Kombinationen“ 
erlaſſen ſind. 5 

3. Ausdehnung des achtſtündigen Arbeitstags auf alle Regierungsarbeiter 
und Arbeiter, welche für Unternehmer von Regierungsarbeiten beſchäftigt ſind. 

4. Ein Bundeshaftpflichtgeſetz. 

Bei ſeiner Anſprache an die Kommiſſion der republikaniſchen Konvention 
bediente ſich Gompers eines drohenden Tones, den er bisher bei ſolchen Ge⸗ 
legenheiten noch nicht angewandt hatte. Er warnte die republikaniſchen 
Politiker vor der immer mehr anſteigenden Unzufriedenheit und Unruhe unter 
den Arbeitern und machte dunkle Andeutungen, daß ſich die Maſſen zu 
gewaltſamer Revolution erheben würden, wenn die Abſtellung der gerecht⸗ 
fertigten Beſchwerden von den Beherrſchern des Landes verweigert werden 
ſollte. Aber dieſe Drohungen machten wenig Eindruck. Die Politiker haben 
lange genug die Karriere Gompers' und die furchtſame und unſtete Politik 
der Föderation beobachtet, um nicht ſicher zu ſein, daß, wie das Sprich⸗ 
wort ſagt, „ſein Bellen mehr weh tue als ſein Beißen“. Tatſächlich würden, 
wie die Verhältniſſe jetzt liegen, die herrſchenden Klaſſen Amerikas einen ge⸗ 
waltſamen Ausbruch, wie Gompers ihn angedeutet hatte, nur mit Freuden 
begrüßen. Sie wiſſen, daß ſolch ein Aufſtand nur ſchwach und unorganiſiert 
und deshalb leicht niederzuſchmettern ſein dürfte, ſie wiſſen auch, daß die 
Gompersſche Politik nur dazu angetan iſt, eine durchgehende, ſelbſtbewußte 
und ſelbſtdisziplinierte Organiſation des Proletariats zu verzögern, die allein 
imſtande wäre, ſie in ihrer Herrſchaft zu bedrohen. + 

Die von der republikaniſchen Konvention in bezug auf die Gewerkſchaften 
angenommene Reſolution war ein wahrer Fauſtſchlag ins Geſicht der organi⸗ 
ſierten Arbeiterſchaft, ſoweit dieſe von Gompers repräſentiert wird. Namentlich 
in bezug auf Einhaltsbefehle iſt die Erklärung der Republikaner in deren 
Wahlprogramm gleichbedeutend mit einer Bekräftigung der bis jetzt von den 
Gerichten geübten Praxis. Und dieſe Zurückweiſung wurde dadurch nur noch 
nachdrücklicher gemacht, daß William H. Taft als Präſidentſchaftskandidat 
nominiert wurde, ein Mann, der es ſchon vor fünfzehn Jahren mit der or⸗ 
ganiſierten Arbeiterſchaft verdorben hat, weil er als Bundeskreisrichter in 
Ohio die Arbeiterorganiſationen mit Einhaltsbefehlen aufs freigebigſte bedachte. 
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Seit der Konvention haben die Republikaner, da ſie inzwiſchen eingeſehen 
hatten, daß die den Arbeitern zuteil gewordene Behandlung gar zu nichtachtend 
und ſomit unklug war, verſucht, ihren Kandidaten etwas weißzuwaſchen, aber 
ohne beſonderen Erfolg. 

V. 

Die demokratiſche Parteikonvention trat in Denver (Kolorado) am 
7. Juli zuſammen. Für den oberflächlichen Beobachter mochte es ſcheinen, daß 
Bryan dieſe Konvention ebenſo vollſtändig beherrſchte wie Rooſevelt die ſeiner 
Partei in Chicago. Es gab jedoch einen Unterſchied. In der republikaniſchen 
Konvention war es Rooſevelt in Perſon, der als Herr und Meiſter offen auf⸗ 
trat. In der demokratiſchen Konvention dagegen wurde es Bryan möglich, als 
großer Volkstribun aufzutreten, deſſen Einfluß die Politiker ſich nicht entziehen 
konnten. Aber für alle diejenigen, die tieferen Einblick in die Vorgänge hinter 
den Kuliſſen nahmen, war es offenbar, daß Bryan diesmal ſeinen Frieden mit 
den reaktionären Führern ſeiner Partei und namentlich mit Tammany Hall 
und anderen Zentren munizipaler Korruption gemacht hatte. Etwas weit⸗ 
ſichtiger als in den Jahren 1896 und 1900, wo ſie die Herrſchaft über die 
Partei ſich aus den Händen hatten entwinden laſſen, vorſichtiger als im Jahre 
1904, wo ſie ihre Macht mit ſolcher Anmaßung gebrauchten, daß die Maſſen 
ihnen ganz entfremdet wurden, ließen die korrupteſten und reaktionärſten 
Elemente der Demokratiſchen Partei Bryan im Vordergrund, applaudierten 
jeder radikalen Phraſe, die geeignet ſchien, Stimmen zu fangen, aber doch zu 
nichts verpflichtete, und zogen ſich diskret in den Hintergrund zurück und be⸗ 
gnügten ſich damit, alle Hebel und Drähte in Händen zu behalten, mit denen 
die Partei, falls ſie bei den Wahlen erfolgreich ſein ſollte, beherrſcht werden 
könnte. | 

Die Zugeſtändniſſe, welche die demokratiſche Konvention an Gompers und 
ſeine Mitpetenten gemacht hat, ſind ſehr gering, in Wirklichkeit bedeuten ſie 
nichts. Aber wenigſtens wurde er von dieſer höflich behandelt, und der An⸗ 
ſchein wurde zu erwecken geſucht, daß man einen Teil deſſen, was er verlangte, 
bewilligt habe. Der erſte, zweite und vierte der obenerwähnten Punkte wurden 
in einer Form angenommen, die ſich wenig von der unterſchied, in der Gompers 
ſie der Konvention vorlegte; ſie wurden aber von dem bedeutungsvollen Zuſatz 
begleitet, wonach die Demokratiſche Partei ſich verpflichte, „die Würde der 
Gerichte aufrechtzuerhalten“, ſowie von der nachdrücklichen Erklärung, daß die 
Demokratiſche Partei für die „Rechte des Eigentums“ einſtehe. Betreffs des 
dritten Punktes mußte Gompers ſich mit der Erklärung der Konvention be⸗ 
gnügen, daß „wir den achtſtündigen Arbeitstag für alle Regierungsarbeiten 
begünſtigen“, was natürlich etwas ganz Verſchiedenes iſt von einem beſtimmten 
Verſprechen, den achtſtündigen Arbeitstag einzuführen. 

Dabei gibt es einen Punkt für die Gewerkſchaften, der noch wichtiger iſt 
als der der Einhaltsbefehle und von gleicher Wichtigkeit wie der der Befreiung 
von den Antitruſtgeſetzen, aber Gompers hatte nicht einmal verſucht, ihn den 
Konventionen der beiden alten Parteien vorzulegen. Dieſer Punkt betrifft das 
Recht der Gewerkſchaften, den Boykott gebrauchen zu dürfen, was die Ge⸗ 
richte in mehreren Fällen als ungeſetzliche Verſchwörung erklärt, und wofür 
ſie diejenigen, die ſich ſeiner bedienten, zu ſchweren Strafen verurteilt hatten. 

So wenig ihm auch zugeſtanden wurde, ſo verklauſuliert auch dieſe Zu⸗ 
geſtändniſſe waren und trotz der Tatſache, daß ſie von Elementen gemacht 
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wurden, von denen man auch nicht eine Minute erwarten darf, daß ſie die 
gemachten Verſprechungen einhalten werden, ſo war Gompers dennoch ge⸗ 
zwungen, zur Wahrung ſeines Preſtiges zu erklären, daß er einen großen 
Sieg errungen habe, weshalb er ſich zur aktiven Unterſtützung der Demo⸗ 
kratiſchen Partei verpflichtete. Andere bekannte Arbeiterführer, Nichtſozialiſten, 
deren Eigenliebe nicht ſo direkt beteiligt war, gaben freimütig zu, daß die 
American Federation of Labor um Brot gebettelt, aber einen Stein erhalten 
hatte. 

Kurz gefaßt iſt die Situation betreffs der legalen Beſchwerden der Gewerk⸗ 
1 und der Verſprechungen der Demokratiſchen Partei folgende: 

. Über die Frage der Einhaltsbefehle: Die Demokratiſche Partei ſagt, 
daß inhaltsbeſchle in Arbeitskämpfen nur dann erlaſſen werden ſollten, wenn 
die Gründe für deren Erlaß auch in anderen Fällen ſtichhaltig wären, 
und daß Perſonen, die der Verletzung eines Einhaltsbefehls beſchuldigt ſind, 
nur vor Geſchworenen prozeſſiert werden ſollten und nicht vor den Richtern 
allein. Aber es wird noch immer in der Macht des Richters liegen, zu ent⸗ 
ſcheiden, ob die Gründe für den Erlaß eines Einhaltsbefehls den neuen Be⸗ 
ſtimmungen entſprechen, und den Befehl zu erlaſſen, falls ſeine Entſcheidung 
bejahend ausfällt. In Wirklichkeit wurden Einhaltsbefehle bei Arbeitskämpfen 
bisher allgemein auf die gleichen legalen Gründe hin erlaſſen wie Einhalts⸗ 
befehle in gewöhnlichen Fällen. Die Ungleichheit war nicht eine legale, ſondern 
ergab ſich aus der ökonomiſchen Schwäche des Arbeiters gegenüber dem Kapi⸗ 
taliſten. Der einzige entſprechende Ausweg wäre ein Geſetz, das den Erlaß 
von Einhaltsbefehlen in gewiſſen beſonderen Fällen verbietet, in denen jetzt 
gewöhnlich ſolche erlaſſen werden. Aber zu einem ſolchen Ausweg würde keine 
kapitaliſtiſche Partei ſich verſtehen, und Gompers wagte es auch nicht, ſo 
etwas zu verlangen. Wenn auch die demokratiſche „Planke“ (Forderung) zum 
Geſetz erhoben würde, wäre der Richter, wenn es ihm paßt, noch immer in 
der Lage, Einhaltsbefehle zu erlaſſen, in denen einer Gewerkſchaft oder deren 
Mitgliedern verboten wird, irgend etwas zu unternehmen, das nach Anſicht 
des Richters „nicht wieder gut zu machenden Schaden“ dem Unternehmer oder 
ſonſt jemandem zufügen könnte. Auch wenn die demokratiſche Planke Geſetz 
würde, blieben immer noch Einhaltsbefehle möglich wie der vom Jahre 1893 
des Richters Taft, des jetzigen republikaniſchen Präſidentſchaftskandidaten — ein 
klaſſiſches Beiſpiel für den Mißbrauch dieſer Gerichtsprozedur —, in dem Eiſen⸗ 
bahnarbeitern verboten worden war, unter ſich übereinzukommen, die Arbeit 
niederzulegen, und zwar deshalb, weil ein ſolches Übereinkommen der Eiſen⸗ 
bahn und dem Gemeinweſen einen nicht wieder gut zu machenden Schaden zu⸗ 
fügen könnte. Die Klauſel betreffs Prozeſſierung vor Geſchworenen beſagt 
bloß, daß dieſe über die Tatſache zu entſcheiden haben werden, ob der An⸗ 
geklagte wirklich eine von dem Richter verbotene Handlung begangen hat, be⸗ 
ſchränkt aber nicht die Macht des Richters, willkürliche Entſcheidungen zu 
treffen und dann Strafen wegen Verletzung derſelben zu verhängen. 

2. Über die Boykottfrage: Die Gerichte haben entſchieden, es ſei für 
Arbeiter ungeſetzlich, unter ſich zu vereinbaren, von gewiſſ en feindlichen Firmen 
nicht zu kaufen, und andere Perſonen zu überreden, ein Gleiches zu tun, oder 
eine Liſte von Firmen zu veröffentlichen, von denen Arbeiter nicht kaufen 
ſollten. Das Wahlprogramm der Demokratiſchen Partei ſagt kein Wort über 
dieſe Entſcheidungen. 
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3. über die allgemeine Lage der Gewerkſchaften: In einem oder 

zwei kürzlich vor die Gerichte gekommenen Fällen entſchieden dieſe, daß die 
Gewerkſchaften „ungeſetzliche, den Handel beſchränkende Vereinigungen“ ſind 
und deshalb unter das Antitruſtgeſetz fallen. Gegen eine ſolche Auslegung 
erklärt ſich die Demokratiſche Partei in allgemeinen Worten. 
4. Über den Achtſtundentag: In einem frommen Wunſche ſpricht ſich 
die Demokratiſche Partei zugunſten des Achtſtundentags aus, macht aber keine 
beſonderen Verſprechungen, dieſen geſetzlich einzuführen, wenn die Wahl zu 
ihren Gunſten ausfallen ſollte. 

5. Über ein Bundeshaftpflichtgeſetz: Hierüber ſagt das Wahlprogramm 
der Demokratiſchen Partei, daß ſie für ein ſolches Geſetz ſei, aber nur „inner⸗ 
halb der Grenzen der Bundesgeſetzgebung“. Aber gerade dies war der ſtrittige 
Punkt, und das Eiſenbahnhaftpflichtgeſetz wurde im letzten Winter deshalb 
für verfaſſungswidrig erklärt, weil es angeblich über die Machtſphäre der 


Bundesgeſetzgebung hinausgegangen ſei. Man muß ferner bedenken, daß die 


Demokratiſche Partei traditionell die Doktrin der Rechte der ſouveränen Einzel⸗ 
ſtaaten des Bundes aufrecht erhält, daß fie in ihrem Programm noch be— 
ſonders das Verſprechen gibt, die Würde der Gerichte unangetaſtet zu laſſen. 
Es iſt daher nicht zu erwarten, daß ſie es unternehmen wird, eine Entſcheidung 
wie die obige umzuſtoßen. Nach allem darf daher mit vollem Rechte be⸗ 


hauptet werden, daß der Sieg der Demokratiſchen Partei auch nicht um ein 


Jota die Lage der Gewerkſchaften vor dem Geſetz oder die Lage des Arbeiters 
gegenüber dem Kapitaliſten verbeſſern wird. 

Gompers und der Exekutivausſchuß der American Federation of Labor 
haben an die einzelnen mit ihr verbundenen Gewerkſchaften und deren Mit⸗ 
glieder einen Appell erlaſſen, ſich der Bewegung „zur Belohnung der Freunde 
und zur Beſtrafung der Feinde“ anzuſchließen, indem ſie den demokratiſchen 
Kandidaten zum Siege verhelfen und zum Wahlfonds der Demokratiſchen 
Partei beitragen. Bis jetzt iſt man von ſeiten der Gewerkſchaften dem Appell 
ſehr kühl entgegengekommen, und es iſt nicht wahrſcheinlich, daß mit dem 
Fortſchreiten der Wahlkampagne das Entgegenkommen ein etwas herzlicheres 
ſein wird. Viele Gewerkſchaften haben, anſtatt den Appell zu beherzigen, 
durch Reſolutionen geantwortet, in denen Gompers und ſeine Kollegen zurecht⸗ 
gewieſen werden, weil ſie ihre Machtbefugniſſe überſchritten und verſuchten, 
die Arbeiterſtimmen an kapitaliſtiſche Parteien zu verſchachern. Es ſcheint 
Grund zur Annahme vorhanden zu ſein, daß, wenn die Wahlen vorbei ſind 
und Bryan geſchlagen iſt, wie es allen Anſchein hat, die Koterie, die während 
ſo vieler Jahre die Leitung der American Federation of Labor in Händen 
hatte, ſich in einer ſehr lächerlichen Poſition befinden und in die Defenſive 
gedrängt werden wird, wie noch nie zuvor. 

Bryan ſelbſt verſucht alles mögliche, ſich jedermann mundgerecht zu machen. 
Einen Monat nach der Konvention in Denver wurde er formell von ſeiner 
Nomination in Kenntnis geſetzt, und in ſeinem Annahmeſchreiben gab er ſich 
die größte Mühe, ſeiner Partei zu verſichern, daß er kein gefährlicher Radikaler 
ſei. Er ſtellte hierbei auch den Grundſatz auf, daß ein Wahlprogramm für 
die Partei ebenſo bindend iſt in dem, was es zu ſagen unterläßt, wie in dem, 
wofür einzutreten es die Partei poſitiv verpflichtet, daß der aufgeſtellte Kan⸗ 
didat nicht nur verpflichtet iſt, alle die Maßnahmen zu unterſtützen, für welche 
die Konvention ſich ausgeſprochen hat, ſondern daß dieſer ebenſo verpflichtet 
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iſt, ſolche Maßnahmen zurückzuweiſen, welche die Konvention nicht angenommen 
hat. Der Grundſatz iſt neu, wenigſtens die formelle Anerkennung iſt neu, wenn 
auch die Abſicht gar zu offen daliegt. Bryan wünſcht die konſervativen 
Elemente in ſeiner Partei darüber zu beruhigen, daß er über den Radikalis⸗ 
mus hinaus ſei, der ihnen im Jahre 1896 und dann im Jahre 1900 ſo ſehr 
zuwider war, und daß er jetzt ein abſolut „zuverläſſiger“ Kandidat ſei. Einige 
Tage ſpäter, bei der Notifikation des Vizepräſidentſchaftskandidaten Kern, ſtellte 
Bryan ſich wieder auf das andere Bein. Vielleicht hatte er in der Zwiſchen⸗ 
zeit erkannt, daß er ſich durch ſein Annahmeſchreiben viele radikale Elemente 
in ſeiner Partei entfremdet habe, und ſo verſuchte er denn bei dieſer Gelegen⸗ 
heit, dieſe wieder an ſich zu feſſeln, indem er vor ihnen einige Verbeugungen 
machte. „Die Sozialiſten find Leute, die ehrlich bemüht ſind, ein Heilmittel 
für die beſtehenden Übel zu finden“, war er gütig genug zu erklären, und 
fuhr fort, uns Komplimente zu machen, unſeren Mut und unſere hohen Ideale 
zu loben und uns zu verſichern, daß, obgleich die Demokratiſche Partei für 
den Individualismus eintrete, die Sozialiſten doch für ihn ſtimmen ſollten. 
Das verhinderte allerdings nicht, daß der frühere Präſident des Nationalen 
Fabrikantenbundes und einer der bitterſten Feinde des Sozialismus und der 
organiſierten Arbeiterbewegung Amerikas, David M. Parry, in einem offenen 
Briefe erklärte, obgleich er für den republikaniſchen Kandidaten ſtimmen werde, 
betrachte er dennoch die eventuelle Wahl Bryans nicht als eine Gefahr für 
die Intereſſen des Kapitals, ein Ausſpruch, der ſeither von E. H. Harriman, 
dem größten Eiſenbahnmagnaten, wiederholt wurde. Und das letzte Stückchen 
Bryans war, zu erklären, daß er und nicht der republikaniſche Kandidat Taft 
den legitimen Erben des Präſidenten Rooſevelts darſtelle, der berufen ſei, 
deſſen Politik fortzuſetzen. Aber in bezug auf die gräßlichen Revolten gegen 
die Neger in Springfield, der Stadt des Negerbefreiers Abraham Lincoln, in 
bezug auf die Verbrennung von Negern bei lebendigem Leibe in Texas und 
anderen ſüdlichen Staaten, in bezug auf die faſt unglaublichen Enthüllungen 
über die nicht dem Namen, aber der Sache nach beſtehende Sklaverei, ver⸗ 
bunden mit der Anwendung der Tortur und der Peitſche, wie ſie unter dem 
Mantel des Strafgeſetzes in Georgia und Nordkarolina zum Profit der 
dortigen reichen Pflanzer und Unternehmer gehandhabt wird, in bezug auf 
alle dieſe grauſamen Praktiken verhielt ſich Bryan diskret ſchweigſam, ebenſo 
wie er es auch ratſam gefunden hatte, in bezug auf die Verfolgung und Pro⸗ 
zeſſierung unſerer Genoſſen Moyer und Haywood ſo lange ſtill zu bleiben, 
bis die Arbeiterſchaft des Landes den Kampf ohne ſeine Hilfe gewonnen hatte. 
Die Unterſtützung der Pflanzer des Südens iſt ihm ebenſo wertvoll wie die 
der reichen Grubenbeſitzer des Weſtens. 
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Die letzte Partei, über die es nötig iſt, ſich hier des längeren auszulaſſen, 
iſt auch die jüngſte auf dem politiſchen Felde Amerikas — die ſogenannte 
„Independence Party“, die in einer Ende Juli in Chicago 5 
Konvention vom Stapel gelaſſen wurde. 

William Randolph Hearſt iſt eine eigenartige Erſcheinung in der ameri⸗ 
kaniſchen Politik und amerikaniſchen Journaliſtik. Von ſeinem Vater ererbte 
er einen Reichtum, der auf viele Millionen geſchätzt wird und hauptſächlich 
aus den Silbergruben des Weſtens ſtammt. Nach einer ſehr flott verlebten 
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Jugend, die ja bei der Jeunesse dorée der ganzen Welt üblich iſt, die aber 
in ſeinem Falle noch etwas über das bei den amerikaniſchen Millionärſöhnen 
übliche Maß hinausging, ſtürzte er ſich vor etwa zwölf Jahren in die Jour⸗ 
naliſtik New Yorks. Das Wort „ſtürzte“ muß man hier wörtlich nehmen, 
denn ſeine Methoden glichen faſt denjenigen, wie wir ſie bei den rückſichts⸗ 
loſen, gigantiſche Summen verwettenden Spielern auf der Börſe beobachten. 
Er kaufte eine bankrotte tägliche Zeitung, das „New Vork Journal“, die eine 
etwas dunkle, aber um ſo ſkandalöſere Exiſtenz hinter ſich hatte, und begann 
Geld in dieſes Unternehmen hineinzuſtecken. Unter Hearſt war die Zeitung 
nicht weniger ſkandalſüchtig, aber ſie hörte jedenfalls auf, im verborgenen zu 
vegetieren. Er kaufte eine andere tägliche Zeitung bloß zu dem Zwecke, ſich 
den Telegraphendienſt der „Associated Press“ zu ſichern, der nur einer 
gewiſſen Anzahl Zeitungen in jeder Stadt zugänglich iſt, und nachdem er ſo 
ſein Ziel erreicht hatte, ließ er dieſe zweite Zeitung eingehen. Er engagierte 
die fähigſten und populärſten Journaliſten, Berichterſtatter, Korreſpondenten 
und Karikaturiſten und zahlte ihnen Gehälter, wie ſie bisher in der Zeitungs⸗ 
welt unbekannt waren. Er führte den Gebrauch enormer Überſchriften ein 
— ſechszöllige Buchſtaben —, die er oft in Rot drucken läßt, um ſo die Auf⸗ 
merkſamkeit des Publikums zu wecken. Er iſt der Erfinder deſſen, was jetzt 
unter dem Namen „Gelbe Journaliſtik“ bekannt iſt; darunter muß die 
Ausbeutung eines jeden ſenſationellen Vorkommniſſes verſtanden werden, ſei 
es ein Mord oder Selbſtmord, ein Eiſenbahnunglück oder ein Scheidungs⸗ 
prozeß in der hohen Geſellſchaft (und je ſaftiger die Einzelheiten, deſto detail⸗ 
lierter der Bericht), ein Fauſtkampf oder ein Kriegsgerücht, ein Bankrott oder 
die Geburt eines zweiköpfigen Kalbes oder auch die Heilung eines hoffnungs⸗ 
los Invaliden durch die Berührung des Schienbeins der heiligen Anna — 
gleichgültig ob die Geſchichte wichtig iſt oder nicht, gleichgültig ob ſie wahr 
iſt oder nicht, wenn nur die Nachricht die Neugierde der Menge erregt und 
die niedrigſten Leidenſchaften kitzelt. Bringt der Tag keine Vorkommniſſe, die 
in ſolch ſenſationeller Weiſe behandelt werden können, dann müſſen ſie eben 
erdichtet werden. Solche falſche Nachrichten haben ſogar noch den beſonderen 
Vorteil, daß ſie am erſten Tage gegeben und am nächſten dementiert werden 
können, natürlich beides in gleich ſenſationeller Behandlung. Schon vor Hearſt 
war der amerikaniſche Journalismus gemein und verlogen genug, aber Hearſts 
Beiſpiel und mehr noch ſeine Konkurrenz haben die Preſſe noch mehr er⸗ 
niedrigt. Keine andere Zeitung hat weder an Verlogenheit noch an verſteckter 
Lüſternheit die Hearſtſchen Produkte je erreichen können, wenn es auch an 
gutem Willen hierzu nicht gefehlt hat. Während einiger Jahre verlor Hearſt 
m „Journal“ eine Unmenge Geld, was er ſich aber nicht verdrießen ließ. Er 
hat ſicherlich in dieſe Zeitung mehrere Millionen hineingeſteckt, ehe er auch 
nur die Einnahmen mit den Ausgaben balancieren konnte, aber jetzt und 
wahrſcheinlich auch ſchon während der letzten Jahre zahlen ſich feine Zei⸗ 
tungen enorm. Er beſitzt jetzt Morgen- und Abendblätter in Boſton, Chicago, 
San Francisco und anderen Städten neben New Pork, und die Geſamt⸗ 
auflage aller ſeiner Zeitungen geht in viele Millionen. Sein hauptſächlichſter 
Leitartikler Artur Brisbane, Sohn des Albert Brisbane, der vor einem halben 
Jahrhundert Führer der Fourieriſten in dieſem Lande war, ſoll ein Gehalt 
von 75000 Dollar (300000 Mark) jährlich beziehen, aber wie hoch auch das 
Gehalt ſein möge, er iſt es wert, denn feine Leitartikel find klar und volks⸗ 
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tümlich, die Maſſen anſprechend, wenn auch ni tetief durchdacht und ſelten 
ganz ehrlich. Sie werden von Tauſenden und aber Tauſenden geleſen, die 
für Hearſt und die anderen charakteriſtiſchen Merkmale ſeiner Zeitungen ſchon 
lange nichts mehr übrig haben, vielmehr von dieſen angeekelt werden. 
Während der Wahlkampagne des Jahres 1896, als faſt alle demokratiſchen 
Zeitungen des Oſtens entweder direkt für die republikaniſchen Kandidaten 
eintraten oder aber ſich neutral verhielten, beſchloß Hearſt, der ſein Leben 
lang ein Demokrat geweſen war, die Kandidatur Bryans energiſch zu unter⸗ 
ſtützen. Damit ſetzte er ſich bei den Maſſen einen Stein ins Brett, und bis 
auf den heutigen Tag hat er ſich in der Rolle des Extremradikalen inner⸗ 
halb der Demokratiſchen Partei gefallen. Den Gedanken einer Klaſſenteilung 
der Geſellſchaft hat er jedoch ſtets von ſich gewieſen, und die ſozialiſtiſche Be⸗ 
wegung hat er vielleicht noch etwas ſchmutziger behandelt als die anderen 
kapitaliſtiſchen Zeitungen. Dagegen maßt er ſich an, im Namen des „kleinen 
Mannes“ im Gegenſatz zur „Plutokratie“ zu ſprechen. Der kleine Geſchäfts⸗ 
mann namentlich war ſein Schützling. Er ſpekulierte dabei auf die Neigung 
und Hoffnung des amerikaniſchen Arbeiters, dereinſt auch ein kleiner Kaufmann 
zu werden, und auf dieſe Weiſe gelang es ihm, dem Proletariat plauſibel zu 
machen, daß es gleichfalls unter die Bezeichnung des „kleinen Mannes“ falle. 
In halber und unzuverläſſiger Weiſe ſpielte er die Rolle eines „Arbeiter⸗ 
freundes“, hat aber dieſe Freundſchaft nie ſo weit gehen laſſen, daß die 
kleinen Geſchäftsleute dadurch vor den Kopf geſtoßen und ihm entfremdet 
würden. Und ebenſo vorſichtig wie Bryan war auch Hearſt, nur ja dem 
reaktionären Süden nicht zu nahe zu treten — immer den Zeitpunkt im Auge 
behaltend, wo er die Nachfolge Bryans als Führer der Demokratiſchen Partei 
antreten und dabei die Unterſtützung ſowohl der Pflanzer des Südens wie auch 
der Arbeiter des Nordens und der Kleinbürger beider Landesteile brauchen werde. 
Vor fünf oder ſechs Jahren kündigte er in der marktſchreieriſchſten Weiſe 
an, daß „die Arbeiterſchaft die natürlichſte Bundesgenoſſin der Demokratie 
ſei“; und während einer kurzen Zeit ſchien es, als ob Hearſt und Gompers 
auf politiſchem Felde Verbündete würden. Aber Gompers war zu vorſichtig, 
um ſich nach irgend einer Seite hin feſtzulegen, und ſo wurde aus dem 
Hearſtſchen Pronunziamento nichts. Im Jahre 1904 machte Hearſt einen 
ſenſationellen (und ſehr koſtſpieligen) Verſuch, die demokratiſche Präſident⸗ 
ſchaftsnomination zu erlangen, aber vergebens, denn ſelbſt wenn der radikale 
Flügel der Demokratiſchen Partei die Konvention dieſes Jahres beherrſcht 
hätte, wäre Bryan und nicht Hearſt nominiert worden; wie die Dinge aber 
lagen, wurde die Konvention von den Konſervativen abſolut kontrolliert, und 
Richter Parker erhielt die Nomination. Um „regulär“ zu bleiben, das heißt 
um ſich nicht für die Zukunft bei den Demokraten unmöglich zu machen, 
unterſtützte Hearſt den demokratiſchen Wahlvorſchlag, legte aber hierbei nicht 
beſonderen Enthuſiasmus an den Tag. Im darauffolgenden Jahre bewarb 
er ſich um die demokratiſche Nomination für das Mayorsamt in der Stadt 
New Pork, aber es ſtellte ſich bald heraus, daß die reguläre Parteiorgani⸗ 
ſation, Tammany Hall, einen anderen Kandidaten vorziehen werde, und ſo 
organiſierte er für dieſen Zweck ein beſonderes politiſches Inſtrument, die 
„Municipal Ownership League“ (Liga für Erweiterung des Gemeindebeſitzes), 
von der er ſich als Mavyorskandidat aufſtellen ließ. Die Hauptforderung 
dieſer politiſchen Vereinigung, wie das übrigens ſchon aus dem Namen hervor⸗ 
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geht, war der ſtädtiſche Betrieb der Straßenbahnen, Gas- und Elektriſch⸗Licht⸗ 
anlagen, Telephone und anderer öffentlichen Dienſte. Es fehlten ihm nur 
wenige tauſend Stimmen, um gewählt zu werden. Die Demokraten ſiegten 
mit einer nur ſehr geringen Majorität, die Stimmen der Republikaner waren 
ſehr ſtark zurückgegangen, ebenſo auch die unſerigen, weil die Maſſe der 
Arbeiterſchaft der Meinung war, daß die Wahl Hearſts ein „Schritt in rechter 
Richtung“ ſei und er gute Ausſichten habe, gewählt zu werden, was natürlich 
bei unſerem Kandidaten nicht zutraf. Nach der Wahl behauptete Hearſt, daß 
er gewählt, aber von Tammany Hall „hinausgezählt“ worden ſei, was nicht 
unwahrſcheinlich ſchien, denn im allgemeinen helfen die beiden politiſchen 
Maſchinen der alten Parteien ſich in ſolchen Sachen bereitwillig aus. Nach 
jahrelanger Prozeſſierung gelang es endlich in dieſem Jahre, die bei der 
Mayorswahl des Jahres 1905 abgegebenen Stimmen nachzuzählen, und hier⸗ 
bei ſtellte ſich die Haltloſigkeit der Hearſtſchen Behauptung heraus. Im 
Jahre 1906 reorganiſierte Hearſt ſeine Partei und taufte ſie „Independence 
League“ — Unabhängigkeitsliga, worin das erſte Wort nur andeuten ſollte, 
daß die neue Organiſation von den beiden alten Parteien unabhängig iſt. 
Im Jahre 1906 war Hearſt der Kandidat dieſer Liga und auch der regu⸗ 
lären Demokratiſchen Partei für das Gouverneursamt des Staates New York 
und wurde abermals geſchlagen. Die Republikaner ſiegten, weil ſie als Kan⸗ 


didaten den Anwalt Charles E. Hughes aufgeſtellt hatten, einen Mann von 
rr ung de der ſich kurz vorher als Anwalt für die 
ömmiſſion zur Unterſuchung der Geſchäftsmethoden der Lebensverſicherungs⸗ 
Feſellſchaften berühmt gema atte, indem er rückſichtslos deren Korruption 
und Betrügereien bloßlegte. In dieſer und in der nächſtjährigen Wahl gewann 
die Sozialiſtiſche Partei die bei den Wahlen des Jahres 1905 verloren ge- 
gangenen Stimmen wieder und verſtärkte dabei auch ihre Organiſation bedeutend. 
Später dehnte Hearſt ſeine Liga auch auf andere Staaten aus mit der 
offenkundigen Abſicht, entweder die Demokratiſche Partei zu zwingen, ihn 
diesmal als ihren Präſidentſchaftskandidaten aufzuſtellen oder ihr durch eine 
unabhängige Parteigründung Oppoſition zu machen. Es iſt bereits oben 
geſagt, daß die Demokratiſche Partei die Nomination wieder an Bryan gab, 
der in der Zwiſchenzeit ein ſehr gemäßigter „Radikaler“ geworden war. Hearſt 
hatte ſomit keine andere Wahl, er mußte entweder die Demütigung ruhig 
hinnehmen oder ſeine „Unabhängigkeitspartei“ aufs nationale Glatteis bringen. 
Er wählte das letztere. Die Konvention dieſer Partei war ebenſo vollſtändig 
von einem einzigen Manne beherrſcht wie die der zwei alten Parteien. Es 
war kein Geheimnis, daß Hearſt all den Enthuſiasmus, der in ſeinen Blättern 
berichtet wurde, bar bezahlte. Er diktierte ein Wahlprogramm, das wohl 
geeignet wäre, eine immenſe Zahl Arbeiterſtimmen auf ſich zu vereinigen, 
wenn es hier keine ſtramm organiſierte und aktiv ſozialiſtiſche Partei im Felde 
gäbe. Dieſes Programm iſt zum großen Teile eine Abſchrift mancher Gegen⸗ 
wartsforderungen unſerer Partei, vermiſcht mit Forderungen, die darauf be— 
rechnet ſind, den Farmer und die kleinen Kaufleute einzufangen, es entbehrt 
jedoch jeder Einheitlichkeit und jedes prinzipiellen Standpunktes, wenn man 
nicht die allgemeine Oppoſition als ſolchen anſehen will. Hearſt diktierte auch 
die Nomination, und die Präſidentſchaftskandidatur ging an einen gewiſſen 
Thomas L. Hisgen, einen Petroleuminduſtriellen, deſſen Ruhm darin beſteht, 
daß er mit mehr oder weniger großem Erfolg der Standard Oil Company Kon⸗ 
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kurrenz gemacht und mit dieſer fich jahrelang prozeſſiert hat. Als Kandidat 
für die Vizepräſidentſchaft wählte Hearſt den ſüdländiſchen Journaliſten, John 
Tempel Graves, über den nicht viel geſagt zu werden braucht, ausgenommen 
daß er, bis er in die Dienſte Hearſts trat, ein enthuſiaſtiſcher Anhänger 
Bryans war und ein Negerhaſſer der verächtlichſten Art iſt, der vieles dazu 
beigetragen hat, die Morde gegen die Neger in Atlanta vor einigen Jahren 
anzuſtiften. Während des letzten Jahres ſchrieb er für die Hearſtſche Morgen⸗ 
zeitung in New Pork Leitartikel. Hätte Gompers ſich nicht an die Demokraten 
verſchrieben, ſo würde ſicherlich auf dem Hearſtſchen Wahlvorſchlag für das 
eine oder das andere Amt ein Arbeiterführer figurieren, jetzt aber hatte das 
keinen Nutzen mehr, denn die konſervativen Gewerkſchaftler waren ſchon an 
die Demokraten verſprochen, während die Forſchrittler ſich um das Banner 
der Sozialiſtiſchen Partei ſcharen, und ſo glaubte Hearſt wohl, daß es 
unter dieſen Umſtänden nutzlos ſein würde, an die Arbeiterklaſſe ſpeziell zu 
appellieren. 
VII. 

über die Sozialiſtiſche Partei brauche ich in dieſem Artikel nicht weiter 
zu ſchreiben, da ich ihr bereits vor einigen Wochen einen ausführlichen 
Artikel gewidmet habe. Es möge bloß hinzugefügt werden, daß ſie an Mit⸗ 
gliedſchaft beſtändig zunimmt. Die bei der Nationalexekutive eingelaufenen 
Beiträge laſſen erkennen, daß die Organiſation jetzt etwa 45000 reguläre 
Beiträge zahlende Mitglieder hat, daß ſie in dem am 30. Mai zum erſten 
Male in New York erjchienenen „Evening Call“ ein zweites Tageblatt in 
engliſcher Sprache erhielt — ſeit zwei Jahren haben wir den „Daily Socialist“ 
in Chicago, während der jüdiſche „Vorwärts“ ſchon einige Jahre vorher ge 
gründet wurde und die deutſche „New Norker Volkszeitung“ ſeit 1878 um 
unterbrochen erſcheint. Die Berichte aus allen Teilen des Landes zeigen, 
wie unſere Verſammlungen ſich eines bisher nie gekannten Zuſpruchs erfreuen 
und unſere Literatur eine über alle Maßen günſtige Aufnahme findet. Viele 
bürgerliche Zeitungen wie auch einige Enthuſiaſten in den eigenen Reihen 
behaupten, daß wir bei dieſen Wahlen auf Debs und Hanford, unſere Banner 
träger, eine Million Stimmen vereinigen werden, aber ich betrachte dieſe Zahl 
als übertrieben. Wenn wir nur drei Viertel dieſer Stimmenzahl auf unſer 
Kandidaten vereinigen, was einen Zuwachs von 85 Prozent über das Reſulta 
von 1904 bedeuten würde, werden wir ſehr gut abgeſchnitten haben. Selb 
wenn wir nicht mehr als die frühere Zahl erreichen ſollten, werden wir dock 
aller Wahrſcheinlichkeit nach den dritten Platz beibehalten, denn es iſt nich 
gut annehmbar, daß Hearſt eine halbe Million Stimmen aufbringen wird 
Wir haben den Zeitpunkt in unſerer Entwicklung erreicht, wo wir nicht meh 
irgendwelche aus demagogiſchen Zwecken ins Leben gerufene „radikale“ Bar 
teien zu befürchten brauchen, wie das noch vor wenigen Jahren der Fal 
war. Wir dürfen ſogar von dieſen eventuellen Nutzen erwarten, inſofer! 
ſolche Manöver viele Perſonen doch zum Denken veranlaſſen und fie von 
den alten Parteien losreißen. Bei unſeren „praktiſchen“ amerikaniſchen Stimm 
gebern iſt das durchaus keine leichte Sache; hier vielleicht noch mehr als au 
dem politiſchen Felde eines anderen Landes gilt das Sprichwort: „Der erſt 
Schritt iſt der ſchwerſte.“ | 
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Jugend und Bildung im Proletariat. 
Von Richard Perner (Brandenburg). 


Euch geziemt nur eine Luſt, 
Nur ein Gang durch Sturm und Nacht, 
Der aus eurer dunklen Bruſt 
Einen Sternenhimmel macht! 
. Friedr. Hebbel, „An die Jünglinge“. 

Auf dem Nürnberger Parteitag hat die deutſche Sozialdemokratie für die Frage 
der proletariſchen Jugendbildung eine vorläufige Löſung gefunden, die die mannig⸗ 
fachſten Anregungen in der glücklichſten Weiſe zuſammenfaßt. Dennoch wird nicht 
ausbleiben, daß bei der praktiſchen Durchführung dieſes Parteitags⸗ 
beſchluſſes abermals die Meinungen weit auseinandergehen. Eine auf 
gegenſeitige Verſtändigung gerichtete Diskuſſion wird daher jetzt, wo der zu be- 
ſchreitende Weg vorgezeichnet iſt, nicht weniger erſprießlich ſein als die Debatten, 
die dem Nürnberger Beſchluß vorangegangen ſind. Im folgenden ſoll verſucht 
werden, auf Bedürfniſſe der proletariſchen Jugend hinzuweiſen, die häufig un⸗ 
bewußt und daher auch unausgeſprochen bleiben, von deren Befriedigung jedoch 
das Gedeihen unſerer Jugendbewegung weſentlich mit abhängt. 

Übereinſtimmend iſt bisher in allen zur Frage der Jugendorganiſation laut 
gewordenen Anregungen betont worden, daß vor allem die körperliche Tüchtig⸗ 
keit und geiſtige Geſundheit der arbeitenden Jugend gefördert werden müſſe. 
Gewiß — aber vor Verweichlichung iſt die proletariſche Jugend ſchon durch ihre 
Notlage mehr geſchützt als die bürgerliche. Und die ſorgloſe Heiterkeit des Gemüts, 
der frohſinnige Betätigungsdrang überſchüſſiger Körperkräfte, die bei harmoniſcher 
Erziehung von Kindheit an das Lebensalter zwiſchen vierzehn und achtzehn aus⸗ 
zeichnen mögen, kommen leider bei der proletariſchen Jugend nur ſehr kümmerlich 
zum Vorſchein. Sie künſtlich zu züchten, dürfte ein verfehltes Experiment ſein. 
Es muß genügen, wenn verhütet wird, daß ſie in Roheit umſchlagen, und dazu 
kann allerdings geſelliges Spiel und ſportliche, beziehungsweiſe turneriſche Übung, 
bei der freiwillige Disziplin ihren heilſamen Einfluß geltend macht, viel Gutes 
ſtiften. Es darf aber nicht verkannt werden, daß einſeitige Beſchäftigung 
mit Sport und Spiel die Gefahr in ſich birgt, zu geiſtloſer Fexerei 
auszuarten, und dieſe Gefahr iſt heute ſchon größer, als mancher 
glauben mag. 

Wer an ſich ſelbſt empfunden hat, wie ſchwer das Los einer proletariſchen 
Jugend die geiſtige Entwicklung bedrückt, wird ungleich größeren Wert auf die 
Milderung dieſes Druckes legen. Vom „Bildungshunger der Maſſen“ war oft 
die Rede. Wie jedes Schlagwort führt auch dieſes leicht zu mißbräuchlicher An⸗ 
wendung. Bildungshunger in dem Sinne, daß Vermehrung des Wiſſens und 
Umformung des Wiſſens zur abgerundeten Weltanſchauung als das Unentbehrlichſte 
zum Leben erkannt wird, gibt es wie in jeder anderen Geſellſchaftsſchicht auch 
in der proletariſchen „Maſſe“ nur bei wenigen, und dieſe Hungrigen finden in der 
Regel den Weg auch im Finſtern. 


„Doch iſt es jedem eingeboren, 
Daß fein Gefühl hinauf und vorwärts dringt. . ..“ 


Daß dies Gefühl in jedem geweckt und gepflegt wird — darauf kommt's zu⸗ 
nächſt an. Ich glaube, daß es in keinem Alter ſich ſo mächtig regt wie zwiſchen 
vierzehn und achtzehn. Und ich bin weiter der Meinung, daß es bei zahlloſen 
Arbeiterkindern zuſammenſchmilzt mit der Vorſtellung, die ſie von den ſozialiſtiſchen 
Zielen haben. Denn wir leben in einer Zeit, wo der Sozialismus anfängt, Tra⸗ 
dition zu werden in den Arbeiterfamilien. Wo der Knabe ſchon während ſeiner 
Schulzeit Gelegenheit findet, ſozialiſtiſche Schriften zu leſen, wo er beim ſonntäg⸗ 
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lichen Spaziergang aus den Geſprächen, die Vater mit den Genoſſen führt, die 
erſten Brocken der proletariſchen Gedankenwelt aufſchnappt, wo jeder Streik und 
jede Wahlbewegung zu Erlebniſſen in ſeiner jungen Seele werden, da iſt es 
überflüſſig, darum zu ſtreiten, ob es „ratſam“ ſei, die jungen Leute gleich nach der 
Schulentlaſſung über politiſche Fragen diskutieren zu laſſen. Hermann Wolf hat 
vollkommen recht, wenn er in Nr. 49 der „Neuen Zeit“ vom 4. September 1908 
(S. 844) als Ergebnis ſeiner praktiſchen Erfahrung in der proletariſchen Jugend⸗ 
bewegung die Meinung vertritt: „Die proletariſche Jugend iſt vollſtändig reif für 
die Lehren des Sozialismus.“ Und ebenſo richtig iſt ſeine fernere Behauptung, daß 
die jetzige Generation der Jugend auf einer höheren Stufe ſtehe als die vorher⸗ 
gehenden Generationen. 

Anders ſteht es mit einer anderen Schlußfolgerung, die Hermann Wolf aus 
ſeiner praktiſchen Betätigung in der Jugendbewegung zieht. Er fordert ſelbſtän⸗ 
dige Jugendorganiſationen und begründet dies damit, daß den Jugendlichen 
die von Erwachſenen geleiteten Vortragsabende nicht genügen, weil ſie ſich dort 
zu paſſiv verhalten müſſen. Die Beobachtung iſt richtig, aber die Schlußfolge⸗ 
rung halte ich für falſch. Zu den angenehmſten Jugenderinnerungen mancher unter 
uns zählen die Stunden, da wir bei regelmäßigen zwangloſen Zuſammenkünften 
über die höchſten Probleme der Menſchheit ſtritten, und zwar ohne Anleitung und 
ohne Aufſicht Erwachſener. Ein Buch von Häckel, Kautsky oder Tolſtoi war da 
mehr als genug. Sehr wahrſcheinlich würde einem Erfahrenen vom bloßen Zu⸗ 
hören ſchlimm geworden ſein. Indeſſen brauchten wir auch niemand, um dennoch 
ſchrittweiſe zum Verſtändnis des Geleſenen vorzudringen. Gerade dies gegenſeitige 
funkenſtiebende Aneinanderreiben mehr oder minder temperamentvoll vorgetragener 
Meinungen war vielleicht nützlicher als die beratenden Auseinanderſetzungen irgend 
eines „Berufenen“, mit dem wir ſchließlich doch nur ein ſchüchternes Frage⸗ und 
Antwortſpiel hätten treiben können. Noch ungünſtiger aber wären dieſe fruchtbaren 
Auseinanderſetzungen beeinflußt worden, wenn wir einem Verein angehört hätten, 
in dem wir gezwungen waren, mit Hinz und Kunz zu debattieren und ſtrenge par⸗ 
lamentariſche Ordnung zu halten. Das ſchöne Vorrecht der Jahre zwiſchen vier⸗ 
zehn und achtzehn iſt, daß im weſentlichen die Freundſchaft den perſönlichen 
Umgang beſtimmt. Nur Freunde werden ſich in dieſem Alter ſo furchtbar an⸗ 
einander wetzen, daß die Köpfe ſiedend heiß dabei werden. Die Anſichten eines 
perſönlich unſympathiſchen Menſchen hätten damals unmöglich den leidenſchaft⸗ 
lichen Bekehrungseifer hervorrufen können, den wir an unſere Freunde ſo reichlich 
verſchwendeten. Deshalb ſollten wir der proletariſchen Jugend nicht allein theo⸗ 
retiſch möglichſt viel Freiheit und Selbſtbeſtimmungsrecht einräumen, ſondern ſie 
auch praktiſch dadurch vor läſtigen Feſſeln bewahren, daß wir keine feſten 
Jugendorganiſationen bilden. Ein Bedürfnis danach wird bei den Jugend⸗ 
lichen ſelbſt nur ſelten zu finden ſein. Schaffen wir allerorts Heimſtätten, wo 
die werktätige Jugend ihren Feierabend und ihren Sonntag in zwangloſer Behag⸗ 
lichkeit unter ſich verbringen kann. Statten wir dieſe Räume mit guten Büchern und 
Zeitſchriften aus und überlaſſen wir es den „Jungen“ ſoweit als irgend möglich 
ſelbſt, ſich mit den Geiſtern, die in den Büchern lebendig ſind, herumzuſchlagen. 

Ob man den Jugendlichen neben den allgemein zugänglichen Bildungsveranſtal⸗ 
tungen der Arbeiterſchaft noch beſondere Vorträge bieten muß, iſt auch noch 
fraglich. Jedenfalls iſt aber wünſchenswert, ihnen den Zutritt zu jenen Bildungs⸗ 
abenden nach Möglichkeit zu erleichtern. Die Jugendlichen werden daraus reichen 
Stoff für ihre eigenen Disputationen empfangen und vor allem — ſofern nur der 
Vortrag ein im beſten Sinne wiſſenſchaftlicher iſt — die Wohltat des methodiſchen 
Denkens kennen lernen, das auf jeden, der das Opfer unſerer heutigen Volksſchule 
ward, wie ein ſtählendes Bad wirkt. 

Einer Bildungsmöglichkeit muß noch gedacht werden, die im Nürnberger 
Beſchluß nicht ausdrücklich benannt iſt, aber bei ſeiner ſinngemäßen Befolgung 
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leicht mit berückſichtigt werden kann. Es iſt das Reiſen. Vom geſchloſſenen Vereins⸗ 
weſen für Jugendliche iſt neben mancherlei anderem auch dies zu befürchten, 
daß es die Wanderluſt abſtumpft. Jene echte Wanderluſt nämlich, die ſich nicht 
an einem Sonntagsausflug nach dem nächſten Dorfe begnügt oder an einer ge: 
legentlichen Turnfahrt, ſondern „bis ans Ende der Welt“ ſtrebt. Wollen wir die 
Arbeiterjugend im Sinne der proletariſchen Weltanſchauung erziehen, wie es der 
Nürnberger Beſchluß vorſchreibt, dann iſt auch die rechte Anleitung des Wander⸗ 
triebs ein wichtiger Teil dieſer Aufgabe. Unwiederbringlich dahin iſt die Poeſie 
des Handwerksburſchenlebens auf der Landſtraße, aber köſtlicher als je zuvor könnte 
heute das Reiſen für den jugendlichen Arbeiter ſein, wenn er ſchon zwiſchen dem 
vierzehnten und achtzehnten Jahre mit geſundem Wandertrieb erfüllt und beizeiten 
angehalten würde, dafür zu ſorgen, daß ihm ſpäter auf der Wanderſchaft die 
ſchlimmſten Entbehrungen erſpart bleiben. Ich denke an Einrichtungen, wie 
ſie die deutſchen Arbeitervereine in der Schweiz geſchaffen haben, und 
an die Reiſekaſſen der däniſchen Arbeiter, aus denen ſie den wandernden 
Mitgliedern neben dem Reiſegeld freies Nachtquartier gewähren. Die deutſchen 
Gewerkſchaften haben faſt ausnahmslos Reiſeunterſtützung eingeführt, und das 
Herbergsweſen unterſteht ſchon in allen größeren Orten der Aufſicht der Gewerk⸗ 
ſchaftskartelle. Es dürfte daher nicht ſchwer fallen, ſich der jugendlichen Arbeiter 
auf der Reiſe in einer Weiſe anzunehmen, die ihnen das Bewußtſein der Menſchen⸗ 
würde keine Stunde mehr verloren gehen läßt und ihnen den ungeſchmälerten 
Genuß der freien Wanderſchaft ſichert. Evangeliſche Jünglings⸗ und katholiſche 
Geſellenvereine verdanken ihren Anhang im jugendlichen Proletariat nicht zuletzt 
der Fürſorge, die ſie auf dieſem Gebiet entfaltet haben. 

Sorgen wir außerdem dafür, daß im empfänglichſten Alter dem jugendlichen 
Arbeiter die Pforten zu den Tempeln echter Kunſt aufgetan werden, läutern wir 
ſeinen Geſchmack am Jungborn des Volkslieds und entzünden wir in ihm durch 
eine würdige Form, unſere Feſte zu feiern, die brennende Sehnſucht nach Verwirk⸗ 
lichung unſerer Ziele. Nichts könnte die Schwungkraft der proletariſchen Bewegung 
ſtärker beflügeln, nichts zur Überwindung ihrer inneren Gebreſten fo viel beitragen, 
als einträchtiges Zuſammenwirken in dieſer Art Jugendfürſorge. 


Litcrariſche Kundſchau. 


F. v. Reitzenſtein, Argeſchichte der Ehe. Stuttgart, Franckhſche Verlagsbuch⸗ 
handlung. 1 Mark. 


Die Franckhſche Verlagshandlung, welche ſich durch Herausgabe des „Kosmos“ ein 
großes Verdienſt um die Verbreitung naturwiſſenſchaftlicher Kenntniſſe erwirbt, läßt 
nun auch eine Reihe von Bändchen als „Kulturgeſchichte der Ehe“ erſcheinen, welche 
in Ausſtattung und Preis denen des erwähnten Unternehmens gleichen. Die Ein⸗ 
leitung zu dieſem Werk ſoll die „Urgeſchichte der Ehe“ bilden. Bei der großen 
Beliebtheit der „Kosmos“ ⸗Bändchen iſt zu erwarten, daß auch das neue Unter⸗ 
nehmen viel Anklang und ſtarken Abſatz finden wird, beſonders da ein ſtarkes Be⸗ 
dürfnis nach populären Darſtellungen dieſes Gebiets unzweifelhaft beſteht. Dieſes 
Bedürfnis macht ſich auch in Arbeiterkreiſen ſtark bemerkbar und findet heute keine 
genügende Befriedigung. Engels' „Urſprung der Familie“ iſt in manchen wichtigen 
Partien heute veraltet, und ſo fehlt uns eine zuſammenfaſſende Darſtellung dieſes 
ſo wichtigen Gegenſtandes. 

Reitzenſteins Schrift füllt aber dieſe Lücke trotz mancher Vorzüge nicht aus. 
Sie bringt zwar vielfach recht intereſſantes Material, das der Autor auch oft gut 
zu gruppieren weiß; aber die Einſicht in die tieferen Zuſammenhänge läßt viel zu 
wünſchen übrig. Zwar erklärt Reitzenſtein wiederholt, daß die Umgeſtaltung der 
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ehelichen Verhältniſſe in erſter Linie von wirtſchaftlichen Faktoren abhänge. Aber 
die Durchführung dieſes Gedankens bleibt weit hinter dem Maß von Verſtändnis 
der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung zurück, welches man ſeit dem Erſcheinen 
von Groſſes „Formen der Familie und Formen der Wirtſchaft“ wohl auch von 
einem bürgerlichen Ethnologen erwarten dürfte. Am ſchärfſten tritt dieſer Mangel 
bei der Behandlung des Mutterrechts hervor, welches Reitzenſtein noch immer 
gleichbedeutend iſt mit Mutterfolge. Aber auch ſonſt bleibt die Darſtellung ziemlich 
an der Oberfläche. Immerhin iſt das beigebrachte Material ſelbſt von Intereſſe, 
und wer nicht tiefere Einblicke in die Wandlungen der primitiven Ehe beanſprucht 
und erwartet, wird das Büchlein mit Vergnügen leſen können. 

Natürlich müſſen die Mängel in der Auffaſſung des Autors um ſo ſchärfer 
hervortreten, je komplizierter die wirtſchaftlichen Verhältniſſe werden, welche die 
Grundlage des Eherechts bilden, und je mehr die Klaſſenkämpfe in ſeinem Ausbau 
hervortreten. Deshalb darf es nicht wundernehmen, daß bereits das zweite Bändchen 
der Reihe, „Entwicklungsgeſchichte der Liebe“, hinter dem erſten entſchieden 
weit zurückbleibt, und ſo darf man allerdings von den folgenden, die erſt erſcheinen 
ſollen, nicht viel Gutes erwarten. G. Eckſtein. 


Guſtav Hennig, Sehn Jahre Gibliothekarbeit. Geſchichte einer Arbeiterbibliothek. | 
Ein Wegweiſer für Bibliothekverwaltungen. 39 Seiten. Leipziger Buchdruckerei 
A.⸗G. 40 Pfennig. a 


Dieſes kleine Buch, wohl die erſte größere Arbeit über unſere Arbeiter⸗ 
bibliotheken, iſt ein erfreuliches Zeichen für die Fortſchritte der proletariſchen 
Bildungsbewegung. Die Broſchüre hat zunächſt den Zweck, die Entwicklung einer 
Arbeiterbibliothek, die des ſozialdemokratiſchen Wahlvereins Leipzig⸗Plagwitz⸗ 
Lindenau⸗Schleußig, während der Jahre 1898 bis 1908 zu zeigen; eine Entwicklung, 
die allerdings von einer großen und intenſiven Arbeit ein beredtes Zeugnis ab⸗ 
legt. Der Eifer der Bibliothekleitung, die bei einer Mitgliederzahl von 5000 und 
einem Bücherbeſtand von 3300 Bänden 26000 Entleihungen in einem Jahre (1907) 
verzeichnen kann, muß als geradezu muſtergültig bezeichnet werden. Man kann nur 
wünſchen, daß alle unſere Bibliotheken gleiche Frequenzziffern aufzuweiſen hätten. 
Die Tabellen der meiſtgeleſenen Bücher zeigen, was eine gut geleitete Bibliothek 
für die Weiterbildung der Arbeiterſchaft leiſten kann. So ſind zum Beiſpiel in der 
ſchönen Literatur die meiſtgeleſenen Bücher Werke von Keller, Raabe, Zola, 
Ruppius, Beyerlein, Anzengruber, Kielland, Storm uſw. Von den ſozialiſtiſchen 
Werken weiſt Bebels „Frau“ die meiſten Entleihungen auf. Der Verfaſſer ſchildert 
dann die Erfahrungen mit einer Jugendbibliothek für Kinder und erläutert 
dem Leſer an der Hand von praktiſchen Beiſpielen und Formularmuſtern den tech⸗ 
niſchen Betrieb der Bibliothek, Expedition, Katalog, Regiſtratur, Statiſtik uſw. Da 
gerade in dieſer Hinſicht manches bei der Verwaltung der Arbeiterbibliotheken noch 
im argen liegt, ſind dieſe Kapitel ganz außerordentlich wertvoll. Es mag geſtattet 
ſein, darauf hinzuweiſen, daß die Methode, jeden Fall der Entleihung ſofort auf 
der Leſerkarte zu notieren, doch wohl die Expedition zu ſehr erſchwert. Viel ein⸗ 
facher und auch für den Benutzer angenehmer iſt die Einführung von Quittungen 
über die empfangenen Bücher, auf der auch die Signatur des zurückgegebenen 
Buches vermerkt werden kann. Dieſe Quittungsſcheine — die auch in Berliner 
Bibliotheken ſehr häufig Verwendung finden — können neben den Leſerkarten be⸗ 
ſtehen bleiben oder auch dieſe erſetzen. Zu der Frage der Zentraliſation macht 
Genoſſe Hennig den durchaus diskutierbaren Vorſchlag, die Zentraliſation aller 
Bibliotheken eines Ortes nur für kleinere und mittlere Städte durchzuführen. Für 
große Städte empfiehlt er die Schaffung von Generalkatalogen für die Geſamt⸗ 
bücherbeſtände aller Filialbibliotheken. Für unbedingt erforderlich hält er einen 
einheitlichen, planmäßigen Ausbau des geſamten Bibliothekweſens der Arbeiter⸗ 
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ſchaft. Zu dieſem Zwecke plädiert er auch am Schluſſe feiner leſenswerten Schrift 
für eine Konferenz der Bibliothekare der größeren Arbeiterbibliotheken 
— ein Gedanke, der im Intereſſe der deutſchen Arbeiterſchaft einer ernſthaften Er⸗ 
wägung wert iſt. 

Dieſes kleine inſtruktive Werkchen, das der Verlag übrigens recht geſchmackvoll 
ausgeſtattet hat, bietet jedem Bibliothekar eine wahre Fülle wertvoller und prak⸗ 
* Fingerzeige und iſt ihm daher die weiteſte Verbreitung zu wünſchen. 

Bernhard Schuſter, Berlin. 5 0 u 


| Au 7 Fe u, 
zeitfihriftenfchan. 


Die Septembernummer der engliſchen Zeitſchrift „The Socialist Review“ 
enthält einen Aufſatz von Brougham Villiers über „Sozialismus und die 
Kationalſchulden“. Wie ſollen ſich die Sozialiſten gegenüber den Nationalſchulden 
verhalten? Um dieſe Frage zu beantworten, ſtellt Villiers zunächſt ein theoretiſches 
Fundament für ſein prahleriſches Programm auf. Wir dürfen uns nicht damit 
zufriedenſtellen, daß wir ſagen: der Beſitz von Staatsſchuldſcheinen iſt nur eine 
Form der Ausbeutung der ſteuerzahlenden Bürger, und wir erkennen deshalb die 
Verpflichtung des Zinſenzahlens nicht an. Das ginge an, wenn wir an einem Tage 
auf einmal alle Ausbeutung aufheben könnten. „Dann würde der Effektenbeſitzer, 
der am vorigen Abend als Paraſit der Geſellſchaft ſchlafen ging, am nächſten 
Morgen als freies Mitglied einer ſozialiſtiſchen Geſellſchaft mit geſicherter Exiſtenz 
aufwachen. Aber bloß die Staatsſchuld ablehnen, ohne zugleich den ſozialiſtiſchen 
Staat zu ſchaffen, wäre eine grauſame und verhängnisvolle Politik. Damit würde 
eine Anzahl ungeeigneter Perſonen als Arbeitsloſe auf den Arbeitsmarkt geworfen 
werden, und zugleich würde der Kredit zerſtört, den der Staat braucht, um für 
produktive Arbeit der Zukunft Geld leihen zu können. Der rationelle Sozialiſt ſieht 
im Kredit des kapitaliſtiſchen Staates eine Sache der höchſten Wichtigkeit, da davon 
die Anleihen abhängen, auf denen er den ſozialiſtiſchen Staat der Zukunft auf⸗ 
zubauen hofft.“ Dieſe theoretiſche Begründung, daß eine poſitivere Staatſchulden⸗ 
politik für unſere Partei nötig iſt, beruht auf dem merkwürdigen Gedankengang, 
daß wir, ſolange wir nicht unſeren Zukunftsſtaat aufbauen können, die Intereſſen 
der Kapitaliſten zu ſchützen haben. Als ob nicht die kapitaliſtiſchen Parteien dazu 
ausreichen! Der Autor ſieht auch nicht, daß gerade dieſe Ehrfurcht vor den Inter⸗ 
eſſen der Effektenbeſitzer das ſchlimmſte Hindernis für eine wirklich durchgreifende 
Reformpolitik ſein muß, ob dieſe vom Proletariat oder von einem fortſchrittlichen 
Bürgertum durchgeführt werden ſoll. Die kleinbürgerliche Furcht, daß der Staat 
ſich die Börſe nicht zum Feinde machen darf, weil man ſie für Anleihen braucht 
(wie nach der Februarrevolution in Frankreich; wie bei den Kadetten in Rußland), 
verhindert eine radikale Umgeſtaltung der Dinge. Der Autor zeigt in dieſer Hinſicht 
— wie auch in dem Glauben, daß der Sozialismus nur mittels kapitaliſtiſcher An⸗ 
leihen aufzubauen iſt —, daß er ganz auf bürgerlichem Boden ſteht. Von dieſem 
Standpunkt, als dem eines bürgerlichen Reformfreundes, betrachtet, enthält ſein 
Aufſatz vernünftige Vorſchläge. Die koloſſale engliſche Staatsſchuld iſt hauptſächlich 
durch Kriege unter Toryregierungen entſtanden, während die Whigminiſterien mehr 
an Schuldentilgung dachten. Goſchens Finanzreform 1888, bei der der Zinsfuß von 
3 auf 2½ Prozent herabgeſetzt wurde, macht fie im Jahre 1923 zum Nennwert 
ablösbar; bis dahin iſt Ablöſung nur zum Kurswert möglich, der faſt immer höher 
iſt. Nun iſt aber nicht eine große Schuld an ſich vom übel, ſondern die Tatſache, 
daß kein Beſitz dem gegenüberſteht. Unſer Ziel ſoll deshalb ſein, das Geld, das 
man ſonſt zur Ablöſung bei hohem Kurſe verwenden würde, lieber für produktive 
Arbeiten zu verwenden, die das Staatskapital allmählich vergrößern. Der Sozia⸗ 
lismus will ja ſtatt der Staatsſchulden einen immer wachſenden Staatsbeſitz ſchaffen. 
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Die Toryregierung von 1895 hörte auch mit der Ablöſung auf, weil der Kurs zu 


hoch war, aber nur, um das Geld für laufende Ausgaben zu verwenden, ein ganz 


ungerechtfertigtes Verfahren, das dem Kredit des Staates mehr ſchadete als der 


ſüdafrikaniſche Krieg. Wir müſſen fordern, daß das Geld dann zu einem Fonds 
für produktive Anlagen angeſammelt wird, damit wir 1923 wirklich ablöſen können. 
Das beſte Mittel wäre eine Anlage in Forſtkultur. Damit würden drei Ziele zu⸗ 


gleich gefördert werden: Arbeitsloſe würden produktiv verwendet, das Land würde 
bewaldet und ſchließlich würde durch Verkauf dieſes Staatsbeſitzes die National⸗ 
ſchuld abgelöſt werden. Schließlich weiſt der Autor noch darauf hin, daß der Staat 


durch Betrieb des Bankgeſchäftes viele Kapitalien ſich heranziehen könne; dazu wäre 


nur nötig, daß an den Poſtſparkaſſen auch beliebig große Summen nicht gegen 


feſten, ſondern gegen wechſelnden Zins angenommen würden. 
„Der große Verſuch“ iſt ein kurzer Aufſatz des Johannesburger Journa⸗ 


liſten überſchrieben, der ſchon früher über die Arbeitsloſigkeit am Rande ſchrieb.“ 


Es ſollte von den Johannesburger Machthabern „verſucht“ werden, ob der Schrei 


nach Arbeit bei den Weißen aufrichtig gemeint war. Ein Komitee — das haupt⸗ 


ſächlich die Geldmagnaten vertrat — ließ die Arbeitsloſen eine Erklärung unter⸗ 
ſchreiben, daß ſie jede Arbeit in den Minen verrichten wollten gegen dieſelben Löhne, 
die die Kaffern bekommen. Da zeigte ſich, daß 1000 Mann, Holländer und Eng⸗ 
länder, ſich ſofort zur Unterſchrift meldeten, während nur 300 Mann nötig waren; 
ſo hoch war die Not unter der weißen Bevölkerung geſtiegen. Aber die Arbeit, die 
ihnen zugemutet wurde, war ſo ſchrecklich, daß ſie am nächſten Tage ſtreikten. Da 
mußten die Minenbeſitzer einige Zugeſtändniſſe machen; andere Arbeit wurde ihnen 
angeboten, Akkordarbeit, bei der die Kräftigſten wenigſtens einen anſtändigen Lohn 
herausſchlagen konnten; damit iſt zugleich ein Gegenſatz zwiſchen den Arbeitern 
ſelbſt geſchaffen. Es bleibt auch immer noch Überfluß an Kaffern, die billiger und 
widerſtandsloſer ſind als die Weißen. Die Weißen werden einerſeits durch die 


Progreſſive (Minenbeſitzer-) Partei, andererſeits durch die Afrikaniſche Partei der 
Zeitung „Het Volk“ nationaliſtiſch getrennt, und dadurch wird das Klaſſenbewußt⸗ 


ſein der Arbeiter zurückgedrängt. „Het Volk“ fürchtet, daß eine klaſſenbewußte 


Arbeiterpartei entſteht, die im Intereſſe der proletariſierten Weißen eine Aufteilung 


der großen Bauerngüter fordern werde. So wird eine gründliche antikapitaliſtiſche 


Politik verhindert. 


In „Sozialismus und die Familie“ (Socialism and the Home) beſpricht 


Katharine Bruce Glaſier die Behauptung der Gegner, daß der Sozialismus 


die Familie zerſtören will. Dieſer Vorwurf hat deshalb ſo viel Bedeutung, weil 
in England die Maſſe der Arbeiter ihr „home“, ihr Heim, das Familienband ſo 
hoch halten. Nun kann ein wirkliches Familienleben nur auf gegenſeitige Liebe 
gegründet werden, während alle anderen wirtſchaftlichen Erwägungen nur ver⸗ 
derblich wirken können. Der Sozialismus wird aber alle Menſchen, Männer und | 
Frauen, derart frei und ſelbſtändig machen, daß fie der Neigung ihres Herzens 
vollkommen folgen können. Alſo wird der Sozialismus, anſtatt die Familie zu zer⸗ 


ſtören, erſt die Grundlage zu einem richtigen Familienleben ſchaffen. Nun wird 


als Beleg für unſere Familienfeindſchaft angeführt, daß wir die Kinder durch den 


Staat unterhalten laſſen wollen. Zum Teil mag bei ſolchen Forderungen die An⸗ 
ſchauungsweiſe von Perſonen mitſpielen, die ſelbſt kein Familienleben kennen ge⸗ | 
lernt haben und alles von der rein materiellen Seite anſehen. Aber vor allem 
finden ſolche Forderungen ihren Grund im kapitaliſtiſchen Elend, das jetzt ein 
ſcharfes und kräftiges Eingreifen des Staates zum Schutze der Schwachen nötig 
macht, ohne daß damit ein Programm für die ſozialiſtiſche Zukunft gegeben wird. 


1 „Neue Zeit“, XXVI, 2, S. 726. 
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Epigonen. 
a eee Berlin, 24. Oktober 1908. 


Unter den Geſchoſſen, die in den Kämpfen der Gegenwart gern gebraucht 
werden, ſteht in erſter Reihe der Vorwurf des Epigonentums. Am häufigſten 
wird er gegen diejenigen Hiſtoriker, Okonomen und Politiker gerichtet, die auf 
den Grundlagen, die Karl Marx gelegt hat, weiterzubauen bemüht ſind, und 
nicht nur von Gegnern, die es nicht beſſer wiſſen und es nicht einmal beſſer 
wiſſen wollten, wenn ſie es beſſer wiſſen würden, ſondern auch aus der Mitte 
der Partei heraus, deren „Maſſen“ neuerdings beſchworen worden ſind, ſich 
gegen die „Marx⸗Epigonen“ zu erheben. 

Uns mit dem konkreten Falle näher zu befaſſen, haben wir an dieſer Stelle 


keinen Anlaß. Aber es lohnt ſich wohl, einmal die Frage des Epigonentums 


näher zu beleuchten. Sollen die „Maſſen“ ſich gegen die „Marx⸗Epigonen“ 
empören, ſo müſſen ſie doch vor allem wiſſen, woran ſie die „Marx⸗Epigonen“ 
erkennen können. Sonſt würden ſie ja nur aufgefordert werden, ſich gegen 
irgendwelche Perſönlichkeiten zu wenden, die ihnen als „Marx⸗Epigonen“ 
denunziert werden, und wir ſind weit entfernt, bei denjenigen Parteigenoſſen, 
die aus heißem Drange, die Partei zu retten, den Heerruf gegen die „Marx⸗ 
Epigonen“ erſchallen laſſen, dieſe demagogiſche Methode vorauszuſetzen. Suchen 
wir alſo zu ergründen, was ſie Sachliches damit gemeint haben können. 
Epigonen heißt auf deutſch Nachgeborene, und in dieſem allgemeinen Sinne 
hat es in der Geſchichte der Wiſſenſchaft immer nur Epigonen gegeben. Schon 
die älteſten griechiſchen Philoſophen, mit denen dieſe Geſchichte für unſere 
wiſſenſchaftliche Erkenntnis beginnt, waren die Epigonen ägyptiſcher, perſiſcher 
oder irgendwelcher ſonſtigen orientaliſchen Weisheit. Solche Epigonen ſind 
alſo alle Männer der Wiſſenſchaft geweſen, auch die genialſten und größten. 
Kein einzelner vermag ſich von dem geiſtigen Erbe der Vergangenheit los⸗ 
zuſagen. Das mag eine Schranke der menſchlichen Vollkommenheit ſein, wie 
Goethe ſagt: Weh dir, daß du ein Enkel biſt! Aber derſelbe Goethe hat noch 
11 
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= draftiicher gejagt, wohin man kommt, wenn man über dieſe Schranke hinaus 
| will, in ſeinem Epigramm: 

Ein Quidam ſagt: „Ich bin von keiner Schule! 

Kein Meiſter lebt, mit dem ich buhle; 

Auch bin ich weit davon entfernt, 

Daß ich von Toten was gelernt.“ 

Das heißt, wenn ich ihn recht verſtand: 

„Ich bin ein Narr auf eigne Hand.“ 


Nun wird man uns einwenden, das ſei ein Spiel mit Worten; in dieſem 
allgemeinen Sinn erhebe niemand gegen niemanden den Vorwurf des Epigonen⸗ 
tums. Epigonen in tadelnswertem Sinne ſeien eben nur ſolche Leute, die 
ohne die Fähigkeit ſelbſtändigen Schaffens immer nur die Worte der Meiſter 
wiederzukäuen wüßten, ohne deren Geiſt zu verſtehen oder genauer ohne dieſen 
Geiſt im Sinne der fortſchreitenden hiſtoriſchen Entwicklung umzubilden. Marx 
ſei ja undenkbar ohne Hegel und ohne Ricardo, allein deshalb denke niemand 
daran, ihn einen Epigonen Hegels und Ricardos zu nennen. Aber es habe 
doch Leute genug gegeben, die eben nur die Worte Hegels und Ricardos nach⸗ 
gebetet hätten und Epigonen im ſchlimmſten Sinne des Wortes geweſen ſeien. 

Dies zu beſtreiten ſind wir weit entfernt. Die große Maſſe der Hegelianer, 
die in den dreißiger und vierziger Jahren des vorigen Jahrhunderts die Welt 
mit dem Schall ihrer Namen erfüllten, iſt heute mit Recht vergeſſen und ver⸗ 
ſchollen; geblieben ſind nur die Namen der Männer, die die Philoſophie Hegels 
gemäß der fortſchreitenden hiſtoriſchen Entwicklung umzugeſtalten verſtanden, 
etwa — von Marx und Engels ganz abgeſehen — David Strauß und Bruno 
Bauer auf theologiſchem, Viſcher auf äſthetiſchem, Laſſalle auf juriſtiſchem 
Gebiet. Ebenſo wie bei Hegel liegt die Sache bei Ricardo und ſogar noch 
ſchlimmer, denn der Ricardo der deutſchen Freihändler, die in den fünfziger 
und ſechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts die Welt mit dem Schall ihrer 
Namen erfüllten, war ſchon ein ſehr verfälſchter Ricardo, verſchandelt durch die 
praktiſchen Intereſſen der engliſchen (Cobden), der franzöſiſchen (Baſtiat) und 
endlich der deutſchen Bourgeoiſie (Prince-Smith und Konſorten). Die große 
Maſſe dieſer Epigonen iſt denn auch mit Recht vergeſſen und verſchollen, 
während die Männer, die die fruchtbaren Keime Ricardos zu entwickeln ver⸗ 
ſtanden haben, alſo etwa — von Marx und Engels wieder abgeſehen — 
Mill, Thünen und Rodbertus, heute noch mit Ehren genannt werden. 

Um nun aber auf die „Marx⸗Epigonen“ zu kommen, ſo iſt es um ſie etwas 
anders beſtellt, als um die Epigonen Hegels und Ricardos. Hegel und Ricardo 
wollten, jeder in ſeiner Art und jeder auf ſeinem Gebiet, abſolute Syſteme 
aufgeſtellt und ewige Geſetze entdeckt haben. Mit ſolchen Anſprüchen macht 
die hiſtoriſche Entwicklung gewöhnlich kurzen Prozeß und ſcheidet dadurch ſehr 
ſchnell ihre erſten Schüler und ihre unechten Epigonen. Marx jedoch beanſprucht 
nur, eine wiſſenſchaftliche Methode gefunden zu haben, die von vornherein 
„allem abſoluten Syftem und allen ewigen Geſetzen den Kehraus tanzte. „Marx⸗ 
Epigonen“ in dem Sinne, wie es Epigonen Hegels und Ricardos gegeben 
hat, kann es alſo gar nicht geben; wer die Worte dieſes Meiſters einfach 
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wiederholen, wer die von ihm, durch ſeine wiſſenſchaftliche Methode gewonnenen 
Reſultate als für immer unanfechtbare Sätze verteidigen wollte, der würde 
mit Marx überhaupt nichts zu tun haben, der würde ihn nicht einmal nach⸗ 
beten, ſondern einfach verleugnen. 

Aber nun kann eine wiſſenſchaftliche Methode auch als unwiſſenſchaftliche 


Schablone gehandhabt werden, eine Gefahr, vor der namentlich Engels oft 
genug gewarnt hat, und in dieſem Sinne mag es auch „Marx⸗Epigonen“ 


geben. Jedoch wenn es ſie geben ſollte, ſo ſind ſie nicht durch dieſes oder jenes 
Schlagwort, ſondern nur durch den „Beweis des Geiſtes und der Kraft“ zu 
beſeitigen. Man widerlegt ſie, indem man durch eine richtigere Anwendung 
der Methode beſſere Ergebniſſe ſchafft, oder indem man der marxiſtiſchen 
Methode überhaupt eine richtigere Methode entgegenſtellt. Wenn zum Bei- 
ſpiel ein „Marx⸗Epigone“ ein Werk über die Agrarfrage ſchreibt und ein 
Gegner der „Marx⸗Epigonen“ ein Werk über dieſelbe Frage veröffentlicht, ſo 
iſt dagegen durchaus nichts einzuwenden; im Gegenteil iſt dies der richtige 
Weg, die wiſſenſchaftliche Methode, die Marx entwickelt hat, zu widerlegen, 
wenn ſie falſch, oder zu beſtätigen, wenn ſie richtig iſt. 

Allein auf dieſen Weg begeben ſich die Gegner der „Marx⸗Epigonen“ nur 


in ſeltenen Ausnahmefällen; gemeiniglich begnügen ſie ſich mit allerlei Schlag⸗ 


worten oder im günſtigſten Falle mit theoretiſchen Haarſpaltereien über die 
Methode, womit ſchlechterdings gar nichts geleiſtet worden iſt oder je geleiſtet 
werden kann. Auch dieſer Pudding kann nur durch Eſſen erprobt werden. 
Man kann nicht ohne einen gewiſſen Ingrimm daran denken, wieviel Kraft 
und Zeit ſeit zehn Jahren an dieſe nutzloſen Diskuſſionen drüben gewandt 
worden iſt und hüben gewandt werden mußte, wieviel Kraft und Zeit, die 
tauſendmal beſſer verwandt worden wäre, praktiſche Proben auf die wiſſen⸗ 


schaftliche Methode von Marx zu machen. Alle diejenigen, die ſolche prak⸗ 


tiſche Proben zu machen bemüht ſind, und ſei es mit den beſcheidenſten 
Kräften und den beſcheidenſten Erfolgen, haften nicht an den Worten des 


Meiſters, ſondern handeln in ſeinem Geiſte, während diejenigen, die ſie deshalb 


„Marx⸗Epigonen“ ſchelten, ſelbſt nur Epigonen im unerquicklichſten Sinne des 


Wortes ſind, unerfreulichere Epigonen ſogar, als die große Maſſe der deutſchen 


Hegelianer und die große Maſſe der deutſchen Freihändler geweſen iſt. 
Nehmen wir einmal die beliebten Schlagworte: Zurück auf Kant! und 

Zurück auf Lange! Kants Ethik war völlig zugeſchnitten auf die kleinbürger⸗ 

lichen Zuſtände, in denen er lebte; von den ſittlichen Konflikten, wie ſie die 


; Klaſſengegenſätze der großinduſtriellen Geſellſchaft jeden Tag erzeugen, hatte 
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er nicht einmal die blaſſeſte Ahnung und konnte ſie auch gar nicht haben. 
Auf ſeine Ethik zurückgehen, heißt die Glieder eines Rieſen mit den verſchliſſenen 
Fetzen eines Kinderkleides bedecken wollen, heißt auf Worte eines Meiſters 
ſchwören, die längſt ihren hiſtoriſchen Sinn verloren haben, heißt ſomit das 
troſtloſeſte Epigonentum bekunden. | 

Mit den Epigonen Langes ſteht es nicht anders. Wir ſchätzen ihn hoch 
als ein Kind ſeiner Zeit; er war ſicherlich ein ehrlicher Mann und ein auf⸗ 


richtiger Freund der Arbeiterklaſſe. Aber über ſeine wiſſenſchaftliche Bedeutung 
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darf man ſich deshalb nicht täuſchen. Er kannte das „Kapital“ von Marx, 
alſo das klaſſiſche Meiſterwerk des hiſtoriſchen Materialismus, ſehr genau, und 
doch hat er in ſeinen zwei umfangreichen Bänden über die Geſchichte des 
Materialismus die hiſtoriſch⸗materialiſtiſche Methode nicht mit einer Silbe er⸗ 


wähnt; er hat ſie nicht nur nicht begriffen, er hat ſie nicht einmal geſehen, ſo 


nahe er ſie berührte. Auf Lange zurückgehen, heißt deshalb nichts anderes, 
als die wiſſenſchaftliche Methode von Marx überhaupt aus der hiſtoriſchen 
Entwicklung ausſchalten, und das iſt denn freilich der Kernpunkt des ganzen 
Lärmes, der über die „Marx⸗Epigonen“ erhoben wird. 

Es liegt uns durchaus fern, für dieſe Übeltäter eine Lanze zu brechen; 
die „Neue Zeit“ wäre auch der ungeeignetſte Platz dafür. Haben ſie geſündigt, 
ſo vernichte man ſie. Aber man vernichte ſie durch die Waffen, die auf wiſſen⸗ 
ſchaftlichem Gebiet allein gelten: durch beſſere Reſultate oder durch beſſere 
Methoden. Solange das nicht geſchieht, ſo lange werden die „Maſſen“ mit 
den „Marx⸗Epigonen“ allerdings immer noch beſſer fahren, als mit den Epi⸗ 
gonen irgendwelcher bürgerlicher Denker, die der mächtige Wellenſchlag des 
proletariſchen Klaſſenkampfes längſt auf den Strand geworfen hat. 


Offener Brief an den Öenofjen Kautsky.“ 


Werter Genoſſe! 


Sie ſetzen ſich in Nr. 2 des laufenden Jahrganges der „Neuen Zeit⸗ mit | 


einer Rede auseinander, die ich in Forſt gehalten habe und die Sie aus dem 
Bericht der „Märkiſchen Volksſtimme“ kennen. Ich weiß nicht, ob Sie, da 
Sie dem Verſammlungsleben ja ziemlich fernſtehen, eine genaue Vorſtellung 
darüber haben, wie unzureichend ſolche Berichte gemeinhin zu ſein pflegen, 
namentlich wie unexakt die Berichterſtatter gerade diejenigen Sätze aufzufaſſen 
pflegen, in denen für den Redner gerade die beſondere Nuancierung ſeiner 
Auffaſſung liegt. Jedenfalls wird jeder im Verſammlungsleben erfahrene 
Redner mir zugeben, daß faſt nie ein Bericht wirklich zufriedenſtellend Ton 
und Farbe der Rede wiederzugeben vermag, wird es daher ſeinerſeits zu ver⸗ 
meiden ſuchen, die nur in einem ungenauen Bericht vorliegenden Ausführungen 
eines anderen zum Gegenſtand einer Polemik zu machen. Daß man als 
Redner nicht in der Lage iſt, alle ſolche ungenauen Berichte nachträglich zu 
berichtigen, iſt für jeden, der in dieſen Dingen Erfahrung hat, einfach ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Die Praxis aller unſerer Redner hat längſt auf dieſe ewigen 
Richtigſtellungen verzichtet. Dafür iſt es aber, ich möchte ſagen, ein ſtill⸗ 
ſchweigendes Einvernehmen, daß man von der Loyalität der anderen voraus⸗ 
ſetzt, daß ſie nur vom Autor ſelbſt geſchriebene Artikel oder von ihm durch⸗ 
geſehene Berichte (zum Beiſpiel im Parteitagsprotokoll) zur Unterlage ihrer 
Angriffe nehmen. Wenn Sie glaubten, meine Ausführungen durchaus zum 
Gegenſtand einer Polemik machen zu müſſen, ſo hätten Sie meines Erachtens 
zunächſt die Aufgabe gehabt, mich zu einer klaren und unzweideutigen Dar⸗ 


Vorliegende Zuſchrift war bereits am 10. Oktober an mich abgeſandt worden, ge⸗ 
langte aber wegen meiner Reiſe nach Brüſſel und London erſt am 19. in meine Hände. Die 
Verzögerung der Veröffentlichung trifft alſo nicht den Autor. K. Kautsky. 
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legung meiner Auffaſſungen zu veranlaſſen (als Redakteur des wiſſenſchaft⸗ 
lichen Zentralorgans der Partei hätten Sie dazu die leichteſte Möglichkeit 
gehabt) und dann gegen dieſe und nicht gegen einen unkontrollierbaren Ver⸗ 
ſammlungsbericht zu polemiſieren. 

Aber mag ſein, daß dieſer Appell an die Loyalität ein Reſiduum national⸗ 
ſozial⸗bürgerlicher Auffaſſung iſt, das Sie mit Stumpf und Stiel aus der 
Partei auszurotten beſtrebt ſind. Darum laſſen Sie uns nach dieſer Rechts⸗ 
verwahrung zur Sache kommen. 

Sie werfen mir Nurparlamentarismus, parlamentariſchen Kuhhandel und 
Entgegenkommen an die beſtehende Ordnung der Dinge vor. Ich kann dem⸗ 
gegenüber nur wiederholen, was ich wirklich geſagt habe, was aber der 
Bericht, den Sie benutzten, nicht deutlich gemacht hat: Ich ſtehe (und nicht 
ich allein!) auf dem Standpunkt, daß zurzeit der reformiſtiſche Weg der 
parlamentariſchen Arbeit der einzige iſt, der die Arbeiterklaſſe weiterbringt 
und ihre politiſche Macht, ihren Einfluß im Staate ſteigert. 

Ich habe niemals behauptet und werde niemals behaupten, daß in alle 
Ewigkeit dieſer Weg der einzig mögliche und der raſcheſte oder ſicherſte ſei. 

Alles Herumargumentieren mit der ſtändigen „Verſchärfung der Gegen⸗ 
ſätze“ kann nicht darüber hinwegtäuſchen, daß auf abſehbare Zeit in Deutſch⸗ 
land keine Periode revolutionärer Entwicklung zu erwarten iſt. Nicht das 
geringſte Anzeichen ſpricht dafür, daß in der für politiſche Zukunftsberech⸗ 
nungen überhaupt in Frage kommenden Zeit mit einer Wiederkehr revolutio⸗ 
närer Bewegungen in Deutſchland zu rechnen iſt. Ich weiß ſehr wohl, daß 
die Arbeiterbewegung erſtmals organiſiert wurde in dem Glauben an die un⸗ 
mittelbar bevorſtehende deutſche Revolution und in der Meinung, dieſe werde 
ſich nach dem Vorbild von 1792 im proletariſchen Sinne weitertreiben und 
überſtürzen laſſen. Ich weiß auch, daß Engels und Bebel bei ihren Zukunfts⸗ 
weisſagungen Anfang der neunziger Jahre noch immer mit einer ſolchen 
Situation, hervorgerufen durch einen Deutſch⸗-Franzöſiſch⸗Ruſſiſchen Krieg, 
glaubten rechnen zu können. (Der urkundliche Beweis dafür ſteht im Sorgeſchen 
Briefwechſel, S. 371.) Aber ich weiß auch, daß alle dieſe Hoffnungen oder 
Annahmen, ſo feſt begründet ſie zu ſein ſcheinen, tatſächlich Irrtümer und 
falſche Rechnungen waren. Die geſchichtliche Erfahrung hat jedesmal von 
neuem bewieſen, was bekanntlich auch Engels 1895 geſagt hat, daß die Periode 
revolutionärer Entwicklung auf abſehbare Zeit für Deutſchland vorbei iſt. 

Sie ſelbſt, verehrter Genoſſe, ſind regelmäßig, wenn Sie eine nun endlich 
doch wieder kommende revolutionäre Periode glaubten vorausſagen zu können, 

durch die hiſtoriſche Erfahrung gründlich enttäuſcht worden. Denken Sie nur 
an die Artikelſerie „Allerhand Revolutionäres“ zu Beginn der ruſſiſchen Re⸗ 
volution und an das Vorwort zur „Ethik“. In letzterem haben Sie die Mei⸗ 
nung ausgeſprochen, die nächſten Jahre ſeien für ruhige, ungeſtörte wiſſen⸗ 
ſchaftliche Arbeit nicht günſtig; die Arbeiterſchaft gehe einem Kampfe entgegen, 
der, „wer weiß wie lange“, für jeden Sozialdemokraten ruhiges Arbeiten aus⸗ 
ſchließen werde. Und nun haben Sie ſelbſt, wie der Verlag anzeigt, Muße 
gefunden, ein dickes Buch über die Entſtehung des Chriſtentums zu ſchreiben. 
Auch Sie rechnen praktiſch nicht mehr mit dem unmittelbaren Bevorſtehen 
revolutionärer Zuſammenſtöße. 

Wir leben zurzeit in Deutſchland in einem Zuſtand, in dem man ſich auf 
längere Friſten im großen und ganzen auf die beſtehende Machtverteilung 


in 
F 


150 | Die Neue Zeit. 


einrichten muß. Wir müſſen, im Staatsleben genau wie in der Gewerkſchaft, 
im großen mit der Tatſache rechnen, daß die Grundlage der heutigen Macht⸗ 
verteilung auf längere Zeit hin unerſchüttert bleibt. Die Gewerkſchaften 
können heute noch nicht daran denken, den kapitaliſtiſchen Unternehmer einfach 
an die Luft zu ſetzen; die politiſche Partei hat heute noch nicht die Kraft, die 
beſtehenden Verfaſſungen zu ſtürzen. Überall ſehen wir, wie in der wirklichen 
Arbeit die verantwortlichen Vorkämpfer der Arbeiterklaſſe „eine Politik des 
Entgegenkommens an die beſtehende Ordnung treiben“ und ſich „mit der Re⸗ 
formierung der bürgerlichen Geſellſchaft begnügen“, um die bekannten Aus⸗ 
drücke der Dresdener Reſolution zu gebrauchen. Damit iſt dem grundſätz⸗ 
lichen Ziele unſerer Arbeit kein Abbruch getan. Wir ſind alle Sozialiſten und 
ſind alle der Meinung, daß die Arbeiterklaſſe erſt zufrieden ſein kann, wenn 
ſie das ganze Produktionsſyſtem des Kapitalismus beſeitigt ſieht. Aber es 
lebt in der ganzen Partei, Sie eingeſchloſſen, kein einziger, der jemals geſagt 
hätte, daß wir heute ſchon ſo weit wären, dieſes Beſeitigen als aktuelles Ziel 
einer beſtimmten und einheitlichen Aktion für die nächſte Zukunft zu faſſen. 
Wir alle, ſoweit uns die Möglichkeit poſitiver Mitarbeit gegeben iſt, ſind Re⸗ 
formiſten und rechnen mit einer langen Dauer der Periode des ſchrittweiſen, 
reformiſtiſchen Aufſtiegs. 

Aber Sie verſchieben den Streitfall, wenn Sie nun darauf hinweiſen, daß 
die Arbeiterklaſſe im Kampfe um den Zugang zum Parlament auch außer⸗ 
parlamentariſche Mittel gelegentlich wird anwenden müſſen. Das hat niemand 
geleugnet, und ich am wenigſten! Vielleicht iſt Ihnen nicht unbekannt ge⸗ 
blieben, welche Stellung ich perſönlich in der Frage des politiſchen Maſſen⸗ 
ſtreiks und ähnlicher Preſſionsmittel 1906 und wieder auf dem letzten Preußen⸗ 
tag eingenommen habe. Aber das hat gar nichts mit der grundſätzlichen Frage 
zu tun, ob wir im ganzen zurzeit auf parlamentariſches Fortſchreiten oder 
auf kurze, entſcheidende Machtkämpfe außerhalb des Parlamentes rechnen. 
Sind es doch gerade Reformiſten geweſen, die in der preußiſchen Wahlrechts⸗ 
frage zuerſt zu ſtärkeren Aktionen rieten. 

Auch was Sie über die Gefährdung des Wahlrechtes durch die in ihrer 
Machtſtellung parlamentariſch bedrohte Kapitaliſtenklaſſe ſagen, iſt weder neu 
noch ändert es grundſätzlich etwas an dem, was ich eben ſagte. Es mag 
ſchon ſein, daß ein Wahlrechtsraub der Anlaß werden könnte, eine neue revo⸗ 
lutionäre Situation zu ſchaffen. Dazu aber würde zweierlei nötig ſein: ein⸗ 
mal müßten wir die ungeheure Mehrzahl der Bevölkerung hinter uns haben, 
und zweitens müßte dieſe Maſſe ſo leidenſchaftlich für den Parlamentarismus 
entflammt ſein, daß ſie Leben und Freiheit dafür in die Schanze ſchlägt, ſich 
den Zugang zum Parlament nicht mehr nehmen zu laſſen. 

Aber, verehrter Genoſſe, gerade das, was Sie perſönlich betreiben, 
hindert das Eintreten dieſer Bedingungen im gegebenen Falle. Sie haben 
1895 den Standpunkt vertreten, und die Mehrheit der Partei iſt Ihnen darin 
gefolgt, daß die Kleinbauern nicht zu uns gehören können. Sie haben 1907 
nach der Reichstagswahl die ökonomiſche Notwendigkeit nachgewieſen, daß 
auch die Kleinbürger von uns abfallen müſſen. Sie haben 1908 bei der 
Budgetdebatte geſagt, die bayeriſchen Arbeiter ſeien noch teils Kleinbürger 
oder Kleinbauern, teils ſteckten ſie noch in kleinbürgerlichem Denken befangen; 
und damit ſeien auch ſie nicht die eigentliche Kerntruppe unſerer Bewegung. 


So haben Sie ſeit mehr als einem Jahrzehnt die nützliche Beſchäftigung des 


ei 
1 


9 


Offener Brief an den Genoſſen Kautsky. 151 


Zwiebelſchälens in die Parteipolitik übertragen, haben eine Maſſenſchicht des 


Gerade dieſe politiſche Überlegung ſollte Sie hindern, das theoretiſche 


Volkes nach der anderen theoretiſch fortgewieſen; wie wollen Sie denn, im 
Falle, daß wir ſie brauchen, die übergroße Mehrheit der Nation auf unſere 
Seite bringen? Wenn wir nun wirklich einmal einen Staatsſtreich mit der 
Revolution beantworten müßten, wie ſoll denn die Leidenſchaft zur Revo⸗ 
lution in die übergroße Mehrzahl der Bevölkerung kommen, wenn ſie nicht 
ſchon lange zu uns gehört und ſchon lange mit und für uns gewählt hat? 


Zwiebelſchälen gar zu ſehr zu übertreib 5 
| nd auf der anderen Seite: Wie jollen denn unſere eigenen Leute für ein 


Parlament Kopf und Kragen daranſetzen, wenn ſie ſeit Jahrzehnten belehrt 


ſind, daß dieſes Parlament im weſentlichen ihnen doch nicht zu helfen ver⸗ 


möge? Wenn vom „bürgerlichen Parlamentarismus“ nur mit wegwerfender 
Nichtachtung geſprochen wird? Sie ſpielen ein ſehr gefährliches Spiel, wenn 
Sie ſeit Jahren bei jeder Gelegenheit rufen: „Paßt auf, das Wahlrecht wird euch 
doch wieder genommen!“, wenn Sie die Zuſpitzungstheorie immer wieder dahin 
erweitern, daß es eine ökonomiſch⸗-hiſtoriſche Notwendigkeit ſei, daß uns das 
Wahlrecht wieder geraubt wird. Damit ſchaffen Sie gerade diejenige pſycho— 
logiſche Situation, die einen Wahlrechtsraub möglich macht; unſere Leute 


werden durch Sie an die Ungeheuerlichkeit eines Wahlrechtsraubs ſchon vorher 


in Gedanken gewöhnt; im Augenblick, wenn er kommt, iſt ihnen die Sache 
ſchon ſo „notwendig“ und ſelbſtverſtändlich, daß ſie gar nicht mehr die Kraft 
haben, darüber in ſiedende Aufregung zu geraten. Und daß bei jeder Revo⸗ 
lution die Leidenſchaft der Überraſchung, die plötzliche Entdeckung, daß man 
vergewaltigt werde, das pſychologiſch Entſcheidende iſt, wiſſen Sie ebenſogut 
wie ich. Sie verſtehen es hieraus vielleicht, warum ich in dem auf dem 
Parteitag jo ſtark diskutierten Artikel gejagt habe: Ihre „Theorie“ (ich bitte, 
die Anführungszeichen zu beachten!) könne eher ſchaden als nützen. Sie 
ſchläfert ein, ebbt Leidenſchaften ab, tötet Aktionen im Moment ihres Ent⸗ 
ſtehens und — tut das alles im Namen der Revolution! 

Was ich gegen Sie einzuwenden habe, läuft immer wieder darauf hinaus, 


daß Sie mit lauter Möglichkeiten operieren, die noch nicht Wirklichkeiten ſind. 


Sie wollen, wir ſollen unſere Taktik ſchon jetzt darauf einrichten, daß uns das 


Wahlrecht möglicherweiſe wieder genommen wird. Sie prophezeien den Bayern, 
daß die Gegenſätze in Bayern ſich ebenſo zuſpitzen werden wie in Preußen, 
und das ſoll ſchon heute für die Taktik im bayeriſchen Landtag maßgebend 
ſein. Aber warten wir dieſe Dinge doch erſt ruhig ab, bis ſie da ſind! Dann 
iſt immer noch Zeit, der veränderten Situation entſprechend auch unſere Taktik 
zu ändern. Und benutzen wir inzwiſchen die parlamentariſchen Möglichkeiten, 
uns einen derartig großen Anhang zu ſichern, daß die Regierung uns gar 
nicht mehr vergewaltigen kann, wenn ſie auch wollte. Das iſt die einzige 
Taktik und damit auch die einzige Theorie, die mit der Wirklichkeit ſtimmt. 

Und damit iſt auch meine Auffaſſung über das Budget gegeben. Ich habe 
geſagt: Die Geſamtabſtimmung über das Budget iſt nichts weiter als eine 
Summierung der vielen Einzelabſtimmungen. Iſt die Summe poſitiv, ſtimmt 
man zu; iſt ſie negativ, lehnt man ab. Das iſt die einzige „Theorie“ über 


das Budget, die mit der Wirklichkeit ſtimmt, direkt aus der Wirklichkeit fließt 


und dem praktiſchen Handeln aller Parteien entſpricht, ſolange es Parlamente 
gibt. Das nenne ich eine realiſtiſche Theorie, und ſolche werde ich meinerſeits 
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niemals Arbeitern vorenthalten. Sie aber und Ihre engeren Geſinnungs⸗ 
genoſſen ſind mit dieſem realiſtiſchen Ausſprechen deſſen, was iſt, nicht zu⸗ 
frieden; Sie ſuchen hinter der äußeren Erſcheinung noch nach einem inneren 


Weſen, einer zweiten, tieferen Bedeutung der Begriffe. Sie treiben Metaphyſik 


und nicht realiſtiſche Theorie. | 
Sie Tagen, bei der Geſamtabſtimmung kommt in Frage, wem wir das 


Budget bewilligen; bei den Einzelabſtimmungen machen wir den Bauplan, 
bei der Geſamtabſtimmung ſuchen wir den Baumeiſter, der ihn ausführen ſoll. 
Verzeihung, das iſt einfach nicht wahr! Auch jede Einzelabſtimmung iſt eine 
Bewilligung an die Regierung, an diejenige Regierung, die gerade da iſt. 
Dürfen wir zwar ſachlich Ausgaben und Einnahmen feſtſetzen, aber ſie niemals 
dieſer Regierung bewilligen, ſo dürfen wir überhaupt keine Einzelpoſition 
annehmen, auch keine Einkommenſteuer bewilligen, auch ſonſt keinem Geſetz 
zuſtimmen. Denn überall ſtimmen wir damit „dieſer Regierung“ zu, geben 
ihr Machtmittel, erhöhen ihre Autorität uſw. Was Sie jagen, gilt in Wahr⸗ 
heit von der ganzen parlamentariſchen Arbeit, nicht bloß von der Geſamt⸗ 
abſtimmung über das Budget. Aber Sie wagen nicht, die Konſequenz Ihrer 
politiſchen Metaphyſik zu ziehen und die Parole: Heraus aus den kom⸗ 
promiſſelnden Parlamenten! wirklich im Ernſte zu vertreten. Bloß an die 
Geſamtabſtimmung zum Budget hängen Sie dieſe ganze theoretiſche Be⸗ 
gründung, die früher einmal gegen den Parlamentarismus im ganzen galt. Der 
Liebknecht von 1869 und die Jungen von 1890 waren konſequenter als Sie. 
Aber eben durch dieſe glückliche Inkonſequenz iſt Ihre ganze „Theorie“ gerichtet. 


2 


In Wahrheit gilt alles das, was Sie von der Geſamtabſtimmung über 


das Budget ſagen, überhaupt nicht von dieſem vereinzelten parlamentariſchen 
Akt, ſondern von der Verfaſſung im ganzen, auf der auch der Parlamentarismus 
ruht. Die Verfaſſung iſt es, die der Regierung dieſe und jene Macht⸗ 
vollkommenheit zuſchiebt. Die Verfaſſung, nicht das Budget, iſt der Punkt, 
wo die prinzipielle Grundlage des beſtehenden Zuſtandes, die gegenwärtige 
Machtverteilung im Staate, zum begrifflichen und juriſtiſchen Ausdruck kommt. 
Das hätten Sie, als meinen Haupteinwand gegen die Budgetmetaphyſik, ſchon 
aus jenem Bericht über die Forſter Verſammlung erſehen können, wenn eben 
dieſer Bericht vollſtändig wäre. Die ganze Debatte über das Budget iſt ein 
Streit um leere Formeln oder rein gefühlsmäßig behandelte Demonſtrationen. 
Die Frage, wie wir zum gegenwärtigen Staate wirklich ſtehen, kommt in 
unſerer Stellung zu ſeiner Verfaſſung zum wirklichen und theoretiſch allein 
richtigen Ausdruck. 

Und da iſt, wie bei allen praktiſchen Fragen, in unſeren Reihen überhaupt 
gar kein Streit. Wir ſind alle grundſätzliche Gegner der heutigen Reichs⸗ und 
Staatsverfaſſungen; und unſer Ziel iſt, ſo viel politiſche Macht zu gewinnen, 
daß wir die Verfaſſung auf demokratiſcher Grundlage neuſchaffen können. Aber 
wir wiſſen, daß wir heute und noch auf längere Zeit hinaus nicht ſo weit 
ſind, daß wir dieſe Anderung aus eigener Kraft durchſetzen können. Darum 
ſtellen wir uns zurzeit auf den Boden der heutigen Staatsordnung; unſere 
Vertreter leiſten ſogar, wo es gefordert wird, den Eid auf die Verfaſſung. 
Niemand in der ganzen Partei nimmt daran Anſtoß. Und wir wollen alle, 
daß unſere Vertreter auf dem Boden der Verfaſſung mitarbeiten, ſo viel ſie 
nur immer können. Mit anderen Worten: wir erkennen auch die verfaſſungs⸗ 


mäßig beſtehende Macht der Regierung tatſächlich an — nicht als grundſätzlich 
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mit unſeren Wünſchen übereinſtimmend, wohl aber als tatſächlich beſtehend 
und als ſo lange unwiderſprochen beſtehen bleibend, bis wir die Macht haben, 
ſie zu ändern. Dieſe Macht aber gewinnen wir gerade dadurch (ſiehe Bebel 
1890), daß wir auf dem Boden der Verfaſſung ſo viel praktiſche Erfolge für 
die breite Maſſe herausſchlagen als nur irgend möglich. 

Es iſt das die allgemein zugeſtandene und überall vertretene Theorie unſerer 
derzeitigen politiſchen Arbeit. Es iſt nicht zu verſtehen, warum gerade die 
eine Geſamtabſtimmung über das Budget davon eine Ausnahme machen ſollte. 
Da ich nun aber methodiſch auf dem Standpunkt ſtehe, na unfere Theorie 


nichts anderes ſein ſoll als die Widerſpiegelung unſerer 


in unſerem Denken, ſo muß i re Ausführun 
Theorie nennen. Sie verſtehen danach vielleicht, warum ich (übrigens nur 
als Retourkütſche!) vom „Verkleiſtern der Köpfe“ und davon ſprach, daß ich 


mir bewußt bin, nichts anderes als die wirklich „alte“ und allein wirklich 
„ſieggekrönte“ Taktik der Sozialdemokratie zu vertreten. Wenn Sie dieſe Taktik 
heute auf einmal nationalſozial nennen, kann ich das nur für eine bedauerliche 
Verwirrung der Begriffe erklären. 

Und damit danke ich Ihnen, daß Sie mir Gelegenheit gegeben haben, mich 
wenigſtens nachträglich auch im wiſſenſchaftlichen Zentralorgan der Partei 
ausſprechen zu können. Mit Parteigruß 


Max Maurenbrecher. 


Der Parteitag von florenz. 
Von Oda Olberg (Rom). 


Der Parteitag von Florenz hat mit großer Mehrheit die auf dem Partei⸗ 
tag von Rom aufgeſtellten Leitſätze beſtätigt. Einer integraliſtiſchen Reſo⸗ 
lution iſt die Majorität zugefallen, aber gleichzeitig iſt der Integralismus, 
dem der Kongreß ein ſo bedingungsloſes Vertrauensvotum gab, ſeiner prak⸗ 
tiſchen Machtſtellung in der Partei entkleidet worden.“ Die Reformiſten haben 
den Parteivorſtand und den „Avanti“ übernommen, ſie ſind die Sieger ge⸗ 
blieben und gedenken eine neue reformiſtiſche Ara vom Parteitag von Florenz 
zu datieren. 

Um den ſymptomatiſchen Wert des reformiſtiſchen Sieges zu verſtehen, 
muß man ſich vergegenwärtigen, wie er zuſtande kam. 

Und dazu gilt es zunächſt, das Parteimilieu vor dem Kongreß zu über⸗ 
ſchauen. Geringe Gegenſätze, unbedeutende Kontraſte kennzeichnen dieſes 
Milieu. Die Syndikaliſten haben der Parteiorganiſation den Rücken gekehrt, 
die Reformiſten gefallen ſich darin, ihre weſentlichen Merkmale zu verſchleiern. 
Als ihr Referent Modigliani einen großen liberalen Wahlblock vorzuſchlagen 
wagte, wurde er einfach fallen gelaſſen. Auch von dem Eintritt in ein Mini⸗ 
ſterium iſt nicht mehr die Rede geweſen, ebenſowenig wie von der „Regierungs⸗ 


In der italieniſchen Partei entſprechen die Reformiſten unſeren Reviſioniſten, die 
In tranſigenten den „Radikalen“, die aber in Italien nicht zuſammenfallen mit den 
Marxiſten. Die Integraliſten bilden die Vermittler; ſie verſuchten eine verſöhnliche 
Politik zwiſchen und über den beiden Richtungen, um die Einigkeit zu ſichern. Sie wollten 
den Streit der Gegenſätze beiſeite ſchieben, um Raum zu ſchaffen für die proletariſche Praxis. 
Die Redaktion. 
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partei der Arbeiter“, von dem Aufgeſogenwerden der Partei durch die Gewerk⸗ 
ſchaften, von den obligatoriſchen Schiedsgerichten und von all den anderen 
ſchönen Dingen, auf die unſere reformiſtiſchen Nurgewerkſchaftler hinſteuern. 
So bezeichnete die ganze Situation vor dem Kongreß ſchon den Sieg des 
Integralismus, der gerade die beiden Extreme, den äußerſten Reformismus 
wie den Syndikalismus, abgelehnt hatte. Wenn ſich die Integraliſten jetzt 
nach rechts wandten, nach der Richtung, die ſie als Entartung zum bürger⸗ 
lichen Radikalismus bekämpft hatten, ſo fanden ſie keinen Angriffspunkt mehr. 
Dieſer Reformismus der Turati, Treves, Bonomi, Cabrini uſw. fehlte 
in der Diskuſſion vor dem Kongreß, wie er auf dem Kongreß gefehlt hat. 
Blieb der gradweiſe Unterſchied, das Mehr oder Weniger bei den 
Wahlbündniſſen, die größere oder geringere Leichtigkeit, für ein Kabinett zu 
ſtimmen. Eben für dieſen Unterſchied iſt es ſchwer, eine Formel in Worten 
zu finden, und ſo hing für die Integraliſten die Möglichkeit, ſich von den 
Reformiſten zu differenzieren, gleichſam von der Gnade dieſer ab. Wenn die 
Reformiſten es nicht für gut fanden, ihre ganze Eigenart herauszukehren, ſo 
fiel die Grenzlinie weg. Die Integraliſten waren alſo von Anfang an wehr⸗ 
los gegen jeden möglichen Einbruch in ihre Reſolution. Der antireformiſtiſche 
Wall, der für die Abſichten des Integralismus ebenſo weſentlich iſt wie ſein 
Ablehnen des Syndikalismus, war ſchon vor dem Kongreß unterminiert. 
Die Intranſigenten auf der anderen Seite hatten das Bewußtſein, als 
geringe Minderheit aufzutreten. Dieſe Gruppe, hinter der vor allem die Or⸗ 
ganiſationen der Provinz Mantua ſtanden, war zu ſehr durch den Mißkredit 
in Mitleidenſchaft gezogen worden, den die ſyndikaliſtiſche Aktion auf die 


ln 
A 1 
rn 


ganze revolutionäre Richtung geworfen hat, um bedeutenden Einfluß in der 


Partei zu haben. Außerdem beſtand hier und dort eine gewiſſe Beſorgnis 
vor einem möglichen reformiſtiſchen Siege, was intranſigente Abteilungen, 
wie die Roms, ihren Vertretern ein integraliſtiſches Mandat geben ließ. Auch 
in dieſer Gruppe zeigte ſich keine Tendenz, die Grenze nach rechts oder links 


beſonders ſcharf zu ziehen. Waren doch die Intranſigenten von Anfang an 


bereit, im Notfall für Morgari zu ſtimmen. Ihre eigenen in der Reſolution 
Bacei⸗Dugoni⸗Lerda niedergelegten Forderungen waren dieſelben wie von 
jeher: kein Wahlbündnis im erſten Wahlgang, kein Votum für ein Kabinett, 
wozu diesmal noch die Forderung kam, die Partei ſolle freundſchaftliche Be⸗ 
ziehungen auch zu den Gewerkſchaften unterhalten, die außerhalb der Kon⸗ 


föderation der Arbeit ſtehen, ſoweit ſie ſich auf dem Boden des Klaſſenkampfes 


befinden. Die Reſte der Fraktion „Avanguardia“, die unter der Führung 
Lazzaris die äußerſte Linke der Partei darſtellte, hatten zwar eine Reſolution 
vorgelegt, die rein negatives Verhalten der Sozialiſten im Parlament forderte, 
waren aber — im Bewußtſein, nicht mehr als 1000 Stimmen zu beſitzen — 
auf eine Verſchmelzung mit den Intranſigenten vorbereitet. 

In dieſem Milieu nun, das mehr abſchattierte übergänge als ſcharfe Linien 
aufwies, ſpielte ſich der Kampf um die Vormacht auf dem Kongreß ab. Und 
bei dem allgemeinen Streben der Mittellinie zu mußte es ein Kampf zwiſchen 
eng verwandten Gruppen werden, zwiſchen den Reformiſten, wie ſie vor den. 


Parteitag traten, und den Integraliſten. In dieſem Kampfe hat nun, durch. 


das Milieu begünſtigt und teilweiſe entſchuldigt, die „Mache“ eine ausſchlag⸗ 


gebende Rolle geſpielt, um ſo ausſchlaggebender, als Morgari es ſtolz ver⸗ 


ſchmäht hat, Geſchicklichkeit mit Geſchicklichkeit zu parieren. 
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Als die Reformiſten auf dem Kongreß gewahr wurden, daß ſie in der 
Minderheit waren, leiteten ſie Verhandlungen mit den Integraliſten ein. 
Morgari, der das Bewußtſein hatte, daß der von ihm gewollte Integralismus 
etwas anderes war als das, was der Reformismus in die integraliſtiſche 
Formel gießen wollte, lehnte ab. Die Mehrheit, die eben die formelle Gleich⸗ 
heit der beiden Tendenzen ſah, brachte die Verſchmelzung zuſtande. Hätte 
Morgari ſeine Reſolution zugunſten der faſt gleichlautenden Vereinbarungs⸗ 
reſolution zurückgezogen, ſo wäre noch einmal, wie in Rom, eine mit refor⸗ 
miſtiſchen Elementen durchſetzte integraliſtiſche Parteileitung zuſtande gekommen. 
Ja, hätte Morgari ſeine Reſolution vertreten können, anſtatt von der Un⸗ 
geduld und Intoleranz des Parteitags daran gehindert zu werden, ſo hätte 
er wahrſcheinlich noch einmal alle Integraliſten — gegen 14000 Stimmen — 
um ſich geſchart. Morgaris Ungeſchick oder — wenn man der Sache einen 
moraliſchen Wert geben will — ſeine vornehme Kampfweiſe bedingten den 
Sieg der Reformiſten. Das Anerbieten, ihre Namen unter feine Reſolution 
zu ſetzen, mag wohl dem fanatiſchen Ernſt ſeines Klarheitsbedürfniſſes zu⸗ 
wider geweſen ſein. So hielt er einer integraliſtiſchen Reſolution gegen⸗ 
über die ſeine integraliſtiſche aufrecht und erklärte, dem Votum für die 
Reſolution Morgari die Bedeutung beizumeſſen, daß dem Integralismus auch 
fernerhin die Aufgabe in der Partei zukäme, die extremen Richtungen zu be⸗ 
kämpfen. 6 

Schon der Umſtand, daß ein anderes Verhalten Morgaris den praktiſchen 
Ausgang des Kongreſſes ganz und gar hätte verändern können, zeigt, daß 
dieſem Ausgang keine ſymptomatiſche Bedeutung zukommt. So wenig 


wir, wenn Morgari geſiegt hätte, von dem Willen der Partei hätten reden 


können, ſich nach rechts zu orientieren, genau ſo wenig können wir das jetzt 


tun. Manches im Verlauf der Verhandlungen deutet vielmehr darauf hin, 


daß die Mehrheit offene Augen hat für von rechts drohende Gefahren. Welchen 
Beifall ernteten nicht die Worte der Redner, die auf die Gefahr des reformi⸗ 
ſtiſchen Nurgewerkſchaftlertums hinwieſen, welchen Widerhall fanden nicht im 
Kongreß die Worte des Genoſſen Ratti, der den Reformiſten zurief: „Ihr 
habt den revolutionären Syndikalismus geſchaffen; eure Fraktion im Parlament 


iſt der wirkſamſte Agitator gegen den Parlamentarismus.“ Auch iſt es viel⸗ 


ſagend, daß nach dem Sieg der Reformiſten, kurz vor Schluß des Parteitags, 
noch ein Antrag Turati verworfen wurde, der auf die Abänderung des 
Organiſationsſtatuts abzielte und forderte, daß mehr als eine einzige Partei⸗ 


ſektion in jedem Orte zuzulaſſen ſei. Schließlich ſind auch die intranſigenten 


Stimmen, die in Rom 1101 betrugen, in Florenz auf 5927 gewachſen, von 
denen wir höchſtens 1000, die der Fraktion „Avanguardia“ gehören und in 
Rom mit den Syndikaliſten verſchmolzen ſind, abzuziehen haben. Von einem 
Streben nach rechts war alſo nichts zu bemerken. Daß eine tatſächliche Orien⸗ 
tierung nach rechts eine Folge des Votums ſein wird, iſt eine andere Sache, 
auf die wir ſpäter kommen werden. 

Zunächſt eine kurze Analyſe der Reſolutionen. Laſſen wir die intranſigente 
Reſolution Bacci-Dugoni-Lerda beifeite, deren Leitſätze wir oben erwähnten, 
ſo haben wir drei Reſolutionen zu beachten, die ſich teilweiſe wörtlich decken: 
die urſprünglich reformiſtiſche, die ſich beſcheiden die der „ſozialiſtiſchen 
Konzentration“ nannte, die zwiſchen Integraliſten und Reformiſten ver⸗ 
einbarte, und die Morgaris. 


. 
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Die reformiſtiſche Reſolution iſt der Zeit nach die erſte. Sie iſt während 
des Gewerkſchaftskongreſſes von Modena unter den Gewerkſchaftsführern 
vereinbart und nachher von den politiſchen Führern, wie Turati, Prampolini 
und Canepa, unterzeichnet worden. 

Nach der Erwägung, daß es nützlich und notwendig iſt, im Einvernehmen 
mit den Gewerkſchaften vorzugehen „unter ſtrengſter Anerkennung der Autonomie 
und fundamentalen Neutralität der wirtſchaftlichen Organiſation, damit dieſe 
alle Arbeiter umfaſſen könne, ohne andere Vorausſetzung als die ihres wirt⸗ 
ſchaftlichen Gegenſatzes zum kapitaliſtiſchen Unternehmertum“, wird als Zweck 
der Beziehungen der Partei zu den Gewerkſchaften bezeichnet, „in den prole⸗ 
tariſchen Reihen die überzeugung zu verbreiten, daß jeder große wirtſchaftliche 
Kampf an ſich ein politiſcher Kampf iſt, und daß der Zweck der proletariſchen 
Organiſation nicht unter dem Geſichtswinkel der kleinen Verbeſſerungen des 
Arbeitsvertrags zu betrachten iſt, die von Fall zu Fall verhandelt werden, 
ſondern gleichzeitig von dem der gründlichen Erneuerung der wirtſchaftlichen 
Verfaſſung der Geſellſchaft“. Es folgt dann die Erklärung über den Generalſtreik 
und über den Syndikalismus, die ſich wörtlich in der Vereinbarungsreſolution 
wiederfindet, weiter die Verwerfung der rein negativen Aktion und die Er⸗ 
klärung, ſich der Einrichtungen des Staates zu bedienen, die auch wörtlich 
übernommen wurden. Dann kommen die Forderungen für ein unmittelbares 
Aktionsprogramm: Arbeiterſchutzgeſetzgebung, Schulreform, Abſchaffung des 
Kornzolls, Verweigerung der Militärausgaben, Agitation für das allgemeine 
Wahlrecht. Schließlich wird beſchloſſen, „daß die Wahlaktion der Partei ſich 
auf dem Boden der angegebenen Reformen entfalte und die bis jetzt befolgte 
Praxis der Autonomie der Wahltaktik, in Gemäßheit des Parteitagsbeſchluſſes 
von Rom (1900), beſtätigt werde“. 

Die Vereinbarungsreſolution ſtellt einen Ausbau dieſer reformiſtiſchen 
Reſolution dar, wobei gute und ſchlechte Elemente aus der Reſolution Morgari 
hinzugefügt wurden. Die dieſer Reſolution wörtlich entnommenen Sätze ſind 
durch Einzug gekennzeichnet. 

Die mit 18252 Stimmen angenommene Reſolution hat folgenden 
Wortlaut: | 

Der zehnte ſozialiſtiſche Parteitag konſtatiert mit Befriedigung, daß durch 
die Aktion der Integraliſten die Partei die traurige Periode tiefen Zwieſpaltes 
überwunden und durch die geringere Hervorkehrung der extremen Richtungen 
größere Herzlichkeit der Beziehungen unter den Genoſſen erreicht hat. 

Er erachtet es für nützlich und notwendig, daß die ſozialiſtiſche Partei, die eine 
Klaſſenpartei iſt, ihre Aktion in Einklang bringe mit der der Gewerkſchaften, und 
erinnert daran, daß dieſe auf ihrem Kongreß in Modena jene Doktrin und Praxis 
abgelehnt haben, die die Aktion des Proletariats auf beſtändige unfruchtbare 
Generalſtreiksverſuche beſchränken wollen, welche Aktion normalerweiſe (das heißt 
mit Ausnahme wirklich revolutionärer Perioden) in der beſtändigen Hebung der 
Arbeiterorganiſationen, begleitet von der ſchrittweiſen Eroberung der politiſchen 
Macht, beſtehen ſoll. ö 
Der Kongreß erinnert ferner daran, daß die Grundſätze und Methoden des 
revolutionären Syndikalismus — wegen des Mißtrauens, das ſie gegen die parla⸗ 
mentariſche Aktion und gegen die Eroberung der politiſchen Macht ſäen, wie wegen 
ihrer ſtaatsfeindlichen Theorien und daraus folgenden Ablehnung jeder ſtaatlichen 
Einmiſchung — den Grundſätzen und Methoden der Partei widerſprechen, wie ſie 
in Genua im Jahre 1892 aufgeſtellt und ſeitdem durch die geſchichtliche Erfahrung 
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3 Proletariats ausgebaut wurden, und erklärt daher die Theorie und Praxis des 
volutionären Syndikalismus für unvereinbar mit den Grundſätzen und Methoden 
r ſozialiſtiſchen Partei. 

Der Kongreß betont von neuem die Reſolution des internationalen Stutt⸗ 
garter Kongreſſes — die der Parteitätigkeit vor allem das Gebiet des politiſchen 
Kampfes des Proletariats und den Gewerkſchaften das des wirtſchaftlichen 
Kampfes der Arbeiterſchaft zuwies und erklärte, daß die Gewerkſchaften ihre 
Pflicht im Befreiungskampf der Arbeiter nur dann voll erfüllen, wenn ſie ihr 
Wirken ganz vom ſozialiſtiſchen Geiſte durchdringen laſſen —, beſchließt, daß die 
ſozialiſtiſche Partei Italiens die innigſten Beziehungen zur Konföderation der Arbeit 
unterhalten ſolle, der die Disziplinierung der Arbeiterbewegung obliegt, und 
ſpricht den Wunſch aus, daß Organe für ein beſtändiges Einvernehmen zwiſchen 
der Vertretung der Partei und der der konföderierten Organiſationen geſchaffen 
werden, um auch über die Haltung bei den Wahlen, in den Gemeindeverwal⸗ 
tungen und im Parlament und die Wahl der Kandidaten zu beſchließen, wo 
dies ohne Schaden für die proletariſche Einheit möglich iſt. 

Der Kongreß erachtet den Generalſtreik in der heutigen Geſchichtsepoche 
für eine gefährliche Waffe, ſowohl wegen ſeiner ſchädlichen unmittelbaren Folgen, 
als weil er das Proletariat von der geduldigen Arbeit der Organiſation, Er⸗ 
hebung und ſchrittweiſen Eroberung ablenkt, erkennt aber an, daß der General⸗ 
ſtreik als äußerſtes Mittel wirkſam ſein kann, unterſtützt durch die ſozialiſtiſche 
Tätigkeit im Parlament, wenn der Widerſtand oder die Vorſtöße der Reaktion 
den Aufſtieg des Proletariats bedrohen, und daß der auf einen Ort oder auf 
eine Arbeiterkategorie beſchränkte Demonſtrationsſtreik in Ausnahmefällen von 
beſonderem Ernſt zur Verteidigung lokaler oder beruflicher Intereſſen des Prole⸗ 
tariats dienen kann. 

In Erwägung, daß der Streik in den Staats- und Gemeindebetrieben keinen 
Kampf des Proletariats gegen ein privatkapitaliſtiſches Unternehmen darſtellt, 
ſondern den Zuſammenſtoß einer Arbeitergruppe mit der Geſamtheit, weshalb die 
Ausſichten auf Erfolg gering find, erachtet der Kongreß, daß die Angeſtellten der 
öffentlichen Dienſte nur nach Verſagen aller anderen Mittel und aus zwingenden 
Gründen ſtreiken ſollten. In Erwägung aber, daß in der heutigen Geſellſchaft 
die Arbeiter der öffentlichen Dienſte kein anderes Mittel zur Verteidigung ihrer 
Rechte haben, und daß in den entſcheidenden Momenten der Geſchichte die Unter⸗ 
brechung der öffentlichen Dienſte eine der wirkſamſten Waffen iſt, durch die das 
Proletariat die Verteidigung der Regierung lahmlegen kann, hält der Kongreß 
jede Maßnahme für gefährlich, die auf geſetzliche Beſchränkung des Streikrechts 
abzielen könnte, und betont darum die Notwendigkeit, jeden Verſuch in dieſem 
Sinne zurückzuweiſen. 

Der Kongreß erachtet des weiteren: Zur Erreichung jener politiſchen Reformen, 
ie den Aufſtieg der Arbeiterbewegung erleichtern, ihre Errungenſchaften befeſtigen 
ind ihr neue erſchließen, genügt nicht die rein negative Aktion beſtändiger Oppoſition, 
die nach ihren Verfechtern den Klaſſenkampf verſchärfen und die unheilbare Un⸗ 
ruchtbarkeit der bürgerlichen Einrichtungen dartun ſoll, und es widerſpricht den 
ſozialiſtiſchen Grundſätzen und Methoden nicht, ſich der Einrichtungen des Staates, 
der Gemeinden, des Arbeitsamtes uſw. zu bedienen, um poſitive Arbeit zu leiſten, 
die auf Erringung neuer vorteilhafterer Stellungen für den Aufſtieg des Prole⸗ 
kariats abzielt, wie dies auch im Statut der Konföderation der Arbeit feſt⸗ 
geſetzt iſt. 8 

Der Kongreß hält jedoch dafür, daß die Tätigkeit bei den Wahlen und im 
Parlament, die nicht auf Teilnahme an der Regierung abzielt, ſich immer von 
der der bürgerlichen Reformer, auch wenn ein vorübergehendes Bündnis be⸗ 
ſteht, unterſcheiden müſſe durch Hervorkehren des ſich aus Endziel und Methoden 

ergebenden Merkmals, um in den Arbeitern das Bewußtſein wach zu erhalten, 
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daß die Klaſſenkonflikte unvermeidlich ſind, ſolange das Privileg des kapitaliſtiſchen 
Eigentums dauert. = N — 
Der Kongreß erachtet weiter für nötig, die ſozialiſtiſche Parlamentsfraktiog 

durch direkte Vertreter der Arbeiterorganiſation zu ergänzen. | 
Für die Wahltaktik betätigt der Kongreß die Autonomie der Wahlkreiſe unter 

der Bedingung, daß man die Unterſtützung nichtſozialiſtiſcher Kandidaten, die das 
vom Kongreß aufgeſtellte Programm annehmen, als Ausnahmetaktik anſieht. 
In bezug auf das Wahlprogramm erklärt der Kongreß, daß das Maximal- 
programm der Partei die notwendige Unterlage für jedes Minimalprogramm iſt, 
das die ſozialiſtiſchen Merkmale auch in der Wahlagitation bewahren will. Er 
hält dafür, daß die Partei, ohne auf andere Reformen zu verzichten, für deren 
Eroberung ſich etwa Gelegenheit bieten könnte, für die nächſte Legislaturperiode 
ein ſofort durchführbares Minimalprogramm aufſtellen muß mit den folgenden 
Forderungen: Abſchaffung des Kornzolls — progreſſive Steuer — allgemeines 
Stimmrecht — Verkürzung der Dienſtzeit — Verwerfung neuer Militärausgaben 
Reform, Ausbau und Weltlichkeit der Volksſchule. ; A 
In bezug auf die parlamentariſche Taktik bejchließt der Kongreß, daß die 
Parlamentsfraktion mit den Vertretern der Partei und der Konföderation der Arbeit 
alle wichtigen Beſchlußfaſſungen über ihre Taktik beraten müſſe. | 


Wie man fieht, iſt der größte Teil des Textes dieſer Reſolution, die die 
Reſolution Morgari niederſtimmte, von Morgari ſelbſt geliefert worden. In 
der Reſolution Morgari iſt die Ablehnung des Syndikalismus kürzer gefaßt, 
und es wird nur die „Praxis des revolutionären Syndikalismus als un⸗ 
vereinbar mit den Methoden der ſozialiſtiſchen Partei“ bezeichnet. Die Stelle 
von der Ablehnung der Teilnahme an der Regierung, die natürlich in der 
reformiſtiſchen Reſolution fehlte, iſt in der Reſolution Morgari wie folgt ein 
gekleidet: | 

„Der Kongreß erklärt, daß die Tätigkeit bei den Wahlen und im Parlament 
für die Verteidigung des Proletariats und für die Eroberung der auf das ſozig⸗ 
liſtiſche Endziel gerichteten Reformen nicht auf Teilnahme an der Regierung abzielt“ 


Für die Wahltaktik enthielt die Reſolution Morgari den weiteren Zuſatz, 
„daß die Proklamierung ſozialiſtiſcher Kandidaten dort obligatoriſch fein ſolle, 
wo proletariſche Organiſationen, die der ſozialiſtiſchen Partei nicht feindlich 
gegenüberſtehen, ſich gegen die Unterſtützung anderer Kandidaten aus 
ſprechen“. Über die parlamentariſche Taktik ſchließlich ſetzte die Reſolution 
Morgari feſt, i | 

„daß die Parlamentsfraktion eine Zuſammenkunft mit den Vertretungen der 
Partei und der Konföderation der Arbeit haben muß, ſobald eine dieſer drei 
Körperſchaften eine Abänderung der Taktik für zweckmäßig hält, ſei es, um einen 
Verſuch reaktionärer Geſetzgebung durch Obſtruktion zurückzuweiſen im Verein mit 
proletariſchen Aktionen im Lande, die auch im Generalſtreik gipfeln können, ſei 
es, um aus einer politiſchen Situation Vorteil zu ziehen, zugunſten dringender 
proletariſchen Intereſſen, bei einem unvermeidlichen Zuſammenfallen ſozialiſtiſcher 
Stimmen mit denen anderer Gruppen, die dadurch zur Regierung gelangen oder 
ſich an der Regierung erhalten können.“ | 


Man ſieht, daß kein weſentlicher Teil der Reſolution Morgari in der ver 
einbarten fehlt, und weiter, daß faſt alle integraliſtiſchen Elemente kleine 
Schutzwälle gegen ein mögliches Eindringen des zum bürgerlichen Radika⸗ 
lismus hinüberneigenden Reformismus darſtellen. So zum Beiſpiel die an 
ſich recht unglückliche Erklärung über das Streikrecht in den öffentlichen 
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Dienſten. Dieſes Recht iſt von den Reformiſten, ehe ſie ſich in Kongreßtoilette 
warfen, ſehr oft in Frage geſtellt worden. Der faſt kindiſche Rat der Reſo⸗ 
lution, nur aus zwingenden Gründen zu ſtreiken, weil die Ausſichten auf 
Erfolg gering find, hätte mit dieſer Motivierung auch den unqualifizierten 
Arbeitern, den Arbeitern in Monopolbetrieben, den ſchlecht organiſierten uſw. 
gegeben werden können. In Wirklichkeit hat man aber eine unanſtößige Form 
geſucht, um das Streikrecht zu betonen. Daß man die Verkürzung des Streik⸗ 
rechtes mit Rückſicht auf „entſcheidende Momente der Geſchichte“ verwirft, 
nötigt ein Lächeln ab. Zum Glück fragen dieſe „entſcheidenden Momente“ nicht 
nach den Geſetzen. 

Trotz aller Mängel, trotz des offenkundigen Charakters des Flickwerkes 
ſtellt aber das integraliſtiſche Programm den Verſuch dar, durch theoretiſche 
Formeln wie durch praktiſche Beſtimmungen der Entartung des Refor⸗ 
mismus zum bürgerlichen Radikalismus zu ſteuern. Dieſer Verſuch 
iſt in der diesjährigen Reſolution noch deutlicher als in der Reſolution des 
vorigen Parteitags. 


* a. 
* 


Was die Kongreßverhandlungen betrifft, ſo hat, wie ſchon gejagt, 
der politiſche Reformismus nicht das Wort genommen. Turati ſelbſt hat 
— unter großer theoretiſcher Selbſtverleugnung — die Arbeiterbewegung auf 
jenen Mittelweg gewieſen, der zwiſchen dem revolutionären Syndikalismus 
und jener Tendenz liegt, die den Klaſſenkampf abſchwächen, die Hinderniſſe 
umgehen, durch Kooperation der Klaſſen ſchneller zum Ziele kommen will, 
kurz, der Tendenz des Reformismus, wie er ſich vor dem Kongreß zeigte. 
Nur als Nurgewerkſchaftlertum hat der Reformismus in Florenz Farbe 
bekannt, indem er zum Beiſpiel durch den Mund des Genoſſen Rigola er⸗ 
klärte, die Konföderation der Arbeit werde im Einvernehmen mit der Partei 
vorgehen, wenn der Parteivorſtand im Sinne der Konföderation verfahre. 
Im anderen Falle würde die Konföderation ihre eigenen Wege gehen und 
ſich damit tröſten, daß nicht aller Sozialismus Monopol der Partei ſei! 

Und auch alle Angriffe gegen den Reformismus richteten ſich gegen ihn 
nur, ſoweit er Nurgewerkſchaftlertum iſt. Mit ſicherem Inſtinkt wendeten ſich 
gerade die Arbeiter — auch der Reformiſt Chieſa — gegen die Verachläſſigung 
der ſozialiſtiſchen Erziehungsarbeit unter dem Proletariat, jener Erziehungs⸗ 
arbeit, für die die Reformiſten nicht Spott genug haben, die ſie von der Höhe 
ihrer „Wiſſenſchaft“ in das Reich des „Köhlerglaubens“ verweiſen. Ohne 
dieſe Erziehungsarbeit, die eben das Bewußtſein der großen geſchichtlichen 
Aufgabe des Proletariats wecken ſoll, iſt die Gewerkſchaftsbewegung kein 
revolutionäres Element. Das hat mit bewegten Worten der Redner der 
Intranſigenten, Genoſſe Ratti, ein Mailänder Arbeiter, geſagt: 

„Wo wir früher die ſozialiſtiſche Propaganda hintrugen, ſank die Zahl 
der Verbrechen und der Alkoholismus ging zurück; die ſozialiſtiſchen Arbeiter 
waren die beſten. Heute iſt das alles anders geworden. Ihr habt dem Prole⸗ 
tarier ſeine Jugendideale genommen, ſeinen religiöſen Glauben und ſeinen 
Patriotismus, und ihm keinen neuen idealen Lebensinhalt gegeben. 
So treibt ihn die Lohnerhöhung in die Schenken, macht ihn mehr zum Tier, 
als er vorher war.“ 

Dieſe Worte ſollten den „Realpolitikern“ in unſeren Reihen zu denken 
geben, die dem Bewußtwerden der individuellen Intereſſen die Sache der 
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ſozialen Revolution am beſten anzuvertrauen glauben. Es iſt eigentlich die 
Hauptnote des an theoretiſcher Vertiefung armen Parteitags geweſen, dieſes 
Betonen der revolutionären Aufgabe der ſozialiſtiſchen Propaganda, das als 
Anklage kam gerade aus den Gegenden, wo, wie in Mailand und Genua, 
die Reformiſten ihre Wundertaten poſitiver Arbeit haben vollbringen können. 


Aus dieſem Kongreß nun, wo der Reformismus kaum einen Bekenner auf 
der Rednerbühne fand, gehen die Reformiſten als Sieger hervor. Das iſt 
eine ebenſo unverkennbare Tatſache wie der integraliſtiſche Charakter der ſiegen⸗ 
den Reſolution. Und aus dieſer Tatſache folgt eine neue Orientierung des 
Parteivorſtandes und des „Avanti“, ein Ruck nach rechts durch die leitenden 
Parteiſtellen. Praktiſch dürfte alſo dies Parteitagsergebnis, das nominell den 
bisherigen Zuſtand beſtätigt, weſentliche Veränderungen nach ſich ziehen. Es 
liegt in der theoretiſchen Verſchwommenheit des Integralismus, in ſeinem 
Subjektivismus begründet, daß ſeine Reſolution in reformiſtiſchen Händen ſich 
faſt bis zum echten Reformismus dehnen läßt. Im übrigen liegt es in der 
Logik der Dinge, daß die Reformiſten, auch wenn ſie mit einer integraliſtiſchen 
Reſolution zur Herrſchaft kamen, die Herrſchaft als Reformiſten ausüben 
werden. Allein der Glaube an die Überlegenheit ihrer Formel bringt das 
mit ſich. Auch haben ſie den Parteivorſtand dem beſtändigen Einfluß der 
Konföderation der Arbeit ausgeſetzt, deren Leitung in Händen von Ultra⸗ 
reformiſten liegt. All dieſe Umſtände laſſen uns eine reformiſtiſche Ara vor⸗ 
ausſehen, deren Grundlage eine Abſtimmungskombination auf dem Parteitag, 
nicht ein Überzeugungsmwechjel in der Parteimehrheit iſt. Der Gefahren dieſer 
Situation mögen die Reformiſten eingedenk bleiben. Machtſtellungen, die ein 


glücklicher Zufall oder ein geſchickter Handſtreich ſichert, ſind ſchon manchem 


verderblich geworden. 


Die öffentliche Arbeitslofenfürforge in der e 


Von Dionys Sinner. 


Die Arbeitsloſigkeit oder relative Übervölferung iſt auch in der Schweiz 
keine neue Erſcheinung, aber bis in die neuere Zeit herein ſtand ihr das 
Bürgertum völlig verſtändnislos gegenüber. „Wer arbeiten will, findet immer 
Arbeit!“ war das ſeine ganze Weisheit erſchöpfende Sprüchlein, das in der 
bürgerlichen Preſſe wie in den Parlamenten und Verſammlungen von den 
großen Politikern und Gelehrten zu vernehmen war. 

Mit dieſen und ähnlichen „Gründen“ wurde auch von dem geſamten 
Bürgertum das im Jahre 1893 von der ſozialdemokratiſchen Partei 
geſtellte Initiativbegehren betreffend die Einführung des Rechtes auf 
Arbeit bekämpft. Dieſes mit 52387 Unterſchriften verſehene Initiativbegehren 
hatte folgenden Wortlaut: 

„Das Recht auf ausreichend lohnende Arbeit iſt jedem Schweizer Bürger ge⸗ 
ae e Die Geſetzgebung des Bundes hat dieſem Grundſatz unter Mitwirkung 
der Kantone und der Gemeinden in jeder möglichen Weiſe praktiſche Geltung zu 
verſchaffen. 

Insbeſondere ſollen Beſtimmungen getroffen werden: 

a. zum Zwecke genügender Fürſorge für Arbeitsgelegenheit, namentlich durch eine 
auf möglichſt viele Gewerbe und Berufe ſich erſtreckende Verkürzung der Arbeitszeit; 
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D. für wirkſamen und unentgeltlichen Arbeitsnachweis, geſtützt auf die Fach⸗ 
organiſationen der Arbeiter; 

e. für Schutz der Arbeiter und Angeſtellten gegen ungerechtfertigte Entlaſſung 
und Arbeitsentziehung; 

d. für ſichere und ausreichende Unterſtützung unverſchuldet ganz oder teilweiſe 
Arbeitsloſer, ſei es auf dem Wege öffentlicher Verſicherung gegen die Folgen der 
Arbeitslofigkeit, ſei es durch Unterſtützung privater Vereinigungsinſtitute der Arbeiter 
aus öffentlichen Mitteln; 

e. für praktiſchen Schutz der Vereinsfreiheit, insbeſondere für ungehinderte 
Bildung von Arbeiterverbänden zur Wahrung der Intereſſen der Arbeiter gegen⸗ 
über den Arbeitgebern und für ungehinderten Beitritt zu ſolchen Verbänden; 

f. für Begründung und Sicherung einer öffentlichen Rechtsſtellung der Arbeiter 
gegenüber ihren Arbeitgebern und für demokratiſche Organiſation der Arbeit in 
den Fabriken und ähnlichen Geſchäften, vorab des Staates und der Gemeinden.“ 


Das war zu viel für das Bürgertum. Die Initiative wurde zunächſt in 
der bürgerlichen Preſſe als „Utopie“ und „Staatsſozialismus“ bekämpft, ſo⸗ 
dann vom Bundes⸗, National⸗ und Ständerat und endlich in der Volks⸗ 
abſtimmung vom 3. Juni 1894 mit 308 289 gegen 75880 Stimmen ver- 
worfen. 

Einer „vernünftigen“ Sozialreform und einem „beſonnenen Fortſchritt“ hin⸗ 
gegen waren die bürgerlichen Politiker nicht abgeneigt, und ſo beſchloſſen wenige 
Tage nach der Verwerfung des ſozialdemokratiſchen Initiativbegehrens, am 
12. bezw. 26. Juni, die beiden Parlamente, „den Bundesrat einzuladen, zu 
unterſuchen und darüber Bericht zu erſtatten, ob und eventuell in welcher 
Weiſe eine Mitwirkung des Bundes bei Inſtitutionen für öffent⸗ 
lichen Arbeitsnachweis und für Schutz gegen die Folgen unver— 
ſchuldeter Arbeitsloſigkeit möglich und gerechtfertigt ſei“. 

Damit war der Schein der „altbewährten Arbeiterfreundlichkeit“ und des 
Ruhmes der Schweiz, „an der Spitze der Sozialreform zu marſchieren“ — ein 
Ruhm, den bekanntlich alle Staaten für ſich in Anſpruch nehmen —, gerettet. 

Der Bundesrat verfolgte die Angelegenheit pflichtgemäß weiter und ver⸗ 
langte von verſchiedenen Seiten Gutachten über die Forderung des Arbeits⸗ 
nachweiſes und der Arbeitsloſenunterſtützung mit Bundesmitteln. Von den 
ihm zugegangenen Gutachten war das dem Umfang wie dem Inhalt nach 
bedeutendſte dasjenige des Schweizeriſchen Arbeiterſekretariats in 
Zürich, das überhaupt die beſte Schrift in der geſamten Literatur darüber 
ſein dürfte. Der Verfaſſer des Gutachtens, Genoſſe Greulich, Chef des Arbeiter⸗ 
ſekretariats, gelangte zu folgenden Forderungen: 

Reduktion der Arbeitszeit bei Arbeitsmangel durch gemeinſchaftliche 
Verſtändigung der organiſierten Arbeiter und Unternehmer und Entſchädigung 
der Arbeiter für den damit verbundenen Lohnausfall; 

Beſchränkung der Zahl der gewerblichen Lehrlinge in einem 
Betrieb; 

Recht der Arbeiterorganiſationen, in Kriſenzeiten Geſuche um Arbeits- 
zeitverlängerung zu begutachten; 

Beſchaffung von Arbeit für die Beſchäftigungsloſen bei ſtärkerer 
Arbeitsloſigkeit durch Staat und Gemeinde, Ausführung dieſer Arbeiten in 
1 Arbeitsloſenunterſtützung und Arbeitsnachweis. Bericht an das Schweizeriſche In⸗ 


duſtriedepartement vom Schweizeriſchen Arbeiterſekretariat. Zürich 1901, Kommiſſionsverlag 
der Buchhandlung des Schweizeriſchen Grütlivereins. 288 Seiten. 
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Regie, vorzugsweiſe Beſchäftigung von Schweizer Bürgern zum ortsüblichen 
Lohne; 

Unterſtützung von nichtbeſchäftigten Arbeitsloſen durch „Notſtandsunter⸗ 
ſtützung“, die gleichzuſtellen iſt der Unterſtützung von Landwirten bei 
Elementarſchäden, und Beiträge des Bundes an die daraus den Gemeinden 
erwachſenen Ausgaben; 

Unterſtützung der gewerkſchaftlichen Arbeitsloſenkaſſen und 
eventueller kommunaler obligatoriſcher Arbeitsloſenverſicherungen. 

Außerdem ſchlug Greulich vor: die Organiſation von kommunalen Arbeits 
ämtern und die Errichtung eines eidgenöſſiſchen Arbeitsamtes als Zentralſtelle; 

die Ermäßigung der Fahrkoſten auf die Hälfte bei Überſiedlung an eine 
auswärtige Arbeitsſtelle, Reiſeunterſtützung an Bedürftige; 

bei der Vergebung öffentlicher Arbeiten Ausſchluß von Unternehmern, die 
an einſeitigen Unternehmerarbeitsnachweiſen beteiligt ſind, öffentliche paritätiſche 
Arbeitsnachweiſe boykottieren oder den Arbeitern das Koalitionsrecht rauben. 

Die Summe der Subventionierung dieſer Einrichtungen berechnete Greulich 

auf 410000 Franken jährlich im Maximum, davon 160000 Franken für die 
Gewerkſchaften, 150000 Franken für die kommunale | 
und 100000 Franken für die Arbeitsämter. 
Das Ergebnis der geſamten Aktion und der verſchiedenen Gutachten war 
nach elf Jahren, im Juni 1905, der Beſchluß der Bundesverſammlung, 
entſprechend dem Antrag des Bundesrats, von einer bundesgeſetzlichen Löſung 
der Arbeitsloſenfrage „zurzeit“ abzuſehen und dem Bundesrat einen neuer 
lichen Auftrag zu erteilen dahingehend, „die Frage der Arbeitsloſenfürſorge 
weiter zu prüfen und Bericht und Antrag darüber vorzulegen: a. ob und 
unter welchen Bedingungen die Unterſtützung des Bundes für Bekämpfung der 
Arbeitsloſigkeit gewährt werden könne; b. ob und wie ein Zuſammenwirken 
der Verwaltungen des Bundes, der Kantone und der Gemeinden behufs zweck⸗ 
mäßiger Einteilung der öffentlichen Arbeiten anzuſtreben ſei; e. der Bundesrat 
wird ferner beauftragt, über die Forderung des Arbeitsnachweiſes . | 
eine Vorlage einzubringen.“ 

Die Quinteſſenz dieſes Beſchluſſes der Bundesverſammlung deckt ſich m 
jenem von 1894, und zum Teil iſt ſogar der Wortlaut der gleiche. Dabei 
ſieht es immer io aus, als ob allerſeits der gute Wille vorhanden wäre, etwas, 
und zwar etwas Rechtes, zu tun, weshalb die unabgeklärte ſchwierige Materie 
eben immer wieder aufs neue unterſucht werden müſſe. Man verſteht es ſo 
ausgezeichnet, die planmäßige und böswillige endloſe Verſchleppung eines 
Stückchens Sozialpolitik „wohlmeinend“ zu verſchleiern und auf dieſe Weile 
die Arbetterſchaft irrezuführen und zu täuſchen. 

In Ausführung des neuerlichen Beſchluſſes der Bundesverſammlung hat 
das Induſtriedepartement in Bern unſeren Genoſſen Stadtrat Vogelſanger 
in Zürich um ein Gutachten über den Arbeitsnachweis und den demo⸗ 
kratiſchen Regierungs⸗ und Nationalrat Dr. Hofmann in Frauenfeld um ein 
ſolches über die Arbeitsloſigkeit erſucht. Beide haben ihre Aufgabe über⸗ 
raſchend ſchnell erfüllt und im Frühling 1906 ſehr umfangreiche und informative 
Gutachten an das genannte Departement abgeliefert. 

Vogelſanger beſtätigt in ſeiner Arbeit, was man vorher ſchon wußte, 
daß der öffentliche paritätiſche Arbeitsnachweis in der Schweiz noch ſehr un⸗ 
zulänglich entwickelt iſt und daß kaum ein Dutzend der größeren Städte 
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Arbeitsämter beſitzen. Das von ihm aus dem Ausland, namentlich aus Süd⸗ 
deutſchland, beigebrachte Material läßt die Rückſtändigkeit der Schweiz auf 
dieſem Gebiet nur um ſo deutlicher hervortreten. Die 10 ſchweizeriſchen Arbeits⸗ 
ämter verzeichneten im Jahre 1905 59696 Arbeitſuchende, 64623 offene und 
45024 beſetzte Stellen. Neben den Arbeitsämtern beſchäftigen ſich auch Natural⸗ 
verpflegungsſtationen mit der Arbeitsvermittlung. Von 223035 Durchreiſenden 
wurden im Jahre 1904 4340 an offene Stellen gewieſen. Abgeſehen von der 
relativen Bedeutungsloſigkeit dieſer Arbeitsvermittlung kommt zur Beurteilung 
dieſer Tätigkeit der Naturalverpflegungsſtationen noch der bedenkliche Umſtand 
in Betracht, daß es faſt ausſchließlich die Polizei iſt, die deren Geſchäfte be⸗ 
ſorgt, und daß die Arbeiter dabei kein Mitwirkungsrecht haben. 

Größere Bedeutung haben mit Ausnahme der Stellenvermittlung der Kauf⸗ 
leute auch die gewerkſchaftlichen Arbeitsnachweiſe und die der Unternehmer⸗ 
organiſationen nicht zu erlangen vermocht. In der Hauptſache wickelt ſich 
der Verkehr auf dem Arbeitsmarkt auch in der Schweiz noch immer in der 
Form des ſogenannten „Umſchauens“ ab, das je länger je mehr ſozial, wirt⸗ 
ſchaftlich und ethiſch anfechtbar iſt. 

Vogelſanger fordert die Subventionierung der kommunalen Arbeitsämter, 
der Arbeitsvermittlung der Naturalverpflegungsſtationen und der kauf⸗ 
männiſchen Stellenvermittlung mit Bundesmitteln, und kommt dabei auf die 
ſehr beſcheidene Summe von 40000 Franken. Die Arbeitsmarktſtatiſtik für 
ein Monatsbulletin ſoll das eidgenöſſiſche ſtatiſtiſche Bureau bearbeiten, die 
Zentralſtelle der Arbeitsämter alſo davon befreit werden. 

Das Hofmannſche Gutachten bietet in ſehr anerkennenswerter Weiſe 
eine Überſicht über die in der Schweiz beſtehenden Einrichtungen 
für die Arbeitsloſenfürſorge. Zunächſt ſtellt der Verfaſſer, was durchaus 
nicht überflüſſig war, die Tatſache der perſönlich unverſchuldeten, von den 
Verhältniſſen der beſtehenden kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe verurſachten 
Arbeitsloſigkeit feſt. So wurden im Dezember 1900 bei der allgemeinen 
ſchweizeriſchen Volkszählung in der Stadt Zürich 2222 Arbeitsloſe (1,47 Prozent 
der Geſamtbevölkerung) gezählt. Da ſich bei der ſtädtiſchen Arbeitsloſen⸗ 
kommiſſion nur 1115 Arbeitsloſe gemeldet hatten, ſo zeigt der Vergleich, daß 
ſich die Hälfte der Beſchäftigungsloſen nicht meldeten, und daß 
daher die Statiſtik ſolcher Kommiſſionen kein erſchöpfendes Bild der wirklich 
vorhandenen Arbeitsloſigkeit bietet. Hofmann bemerkt zutreffend dazu: „Vor 
ſolchen Tatſachen muß auch der Einwand verſtummen, daß die Armee der 
Arbeitsloſen ſich zur Hauptſache aus arbeitsſcheuen und liederlichen Leuten 
oder minderwertigen Arbeitskräften zuſammenſetze.“ Der leitende Ausſchuß 
des interkantonalen Verbandes für Naturalverpflegung macht die gleiche Feſt⸗ 
ſtellung und hebt weiter hervor, „daß mit einer verblüffenden Regelmäßig⸗ 
keit Jahr für Jahr dieſelben Zahlen wiederkehren, jo daß von bloßem ziel⸗ 
und planloſem Wandern nicht die Rede ſein könne und es klar werde, daß 
der Wanderbewegung ganz beſtimmte Geſetze zugrunde liegen“. Dieſe Geſetze 
liegen im Weſen der kapitaliſtiſchen Produktion, und eine Tabelle mit den 
Zahlen der in den Jahren von 1894 bis 1904 von den Naturalverpflegungs⸗ 
ſtationen unterſtützten Wanderer läßt deutlich auch den Einfluß des Wechſels 
von Proſperität und Kriſe auf dieſe Verhältniſſe erkennen. Das Jahr 1894 
war ein Kriſenjahr, und die Statiſtik verzeichnet 219453 Wanderer (61 Prozent 
Schweizer und 39 Prozent Ausländer); das Proſperitätsjahr 1896 lieferte das 
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Minimum mit 129234 in dem zehnjährigen Zeitraum. 1900 war das kritiſche 
Jahr, in dem die Proſperität zu Ende ging und die Kriſe begann, und es 
brachte 177165 Wanderer gegen 147583 im vergangenen Proſperitätsjahr 1899. 
1902 wurde mit 267333 das Maximum erreicht. Dabei ſchwankte auch das 
Verhältnis des Anteils der Schweizer und der Ausländer an der Zahl der 
Arbeitsloſen beziehungsweiſe der Wanderer, aber immer bildeten erſtere die 
große Mehrzahl (bis zu 63,74 Prozent). | 

Abgeſehen von der Naturalverpflegung, deren Errichtung weiter zurück⸗ 
reicht, iſt die erſte planmäßige Arbeitsloſenfürſorge im Jahre 1893 auf ſozial⸗ 
demokratiſche Initiative hin in der Stadt Bern mit der Verſicherungs⸗ 
kaſſe gegen Arbeitsloſigkeit geſchaffen worden. In Erwägung, daß dieſe 
Einrichtung mit dem Arbeitsnachweis Hand in Hand gehen ſollte, iſt im Jahre 
1895 die Arbeitsloſenkaſſe mit dem Städtiſchen Arbeitsamt ver⸗ 
bunden worden. Die Arbeitsloſenkaſſe hat während ihres fünfzehnjährigen 
Beſtehens mancherlei Wandlungen durchgemacht, aber unverändert blieb der 
fakultative Charakter der Verſicherung, die Beitragsleiſtung der Stadt und die 
Beſchränkung der Arbeitsloſenunterſtützung auf die eigentlichen drei Winter⸗ 
monate Dezember, Januar und Februar. Die Verwaltungskommiſſion iſt 
paritätiſch aus Vertretern der Arbeiter und der Unternehmer zuſammengeſetzt. 
Der Monatsbeitrag der Verſicherten betrug anfänglich nur 40 Centimes, 
1895 wurde er auf 50, 1900 auf 70 Centimes erhöht, die tägliche Arbeits⸗ 
loſenunterſtützung von 1,50 auf 2 Franken für Verheiratete und von 1 auf 
1,50 Franken für Ledige, der ſtädtiſche Jahresbeitrag von 5000 auf 7000, 
ſeit 1900 auf 12000 Franken. Gleichzeitig wurde einſeitig und undemokratiſch 
für die Gemeindearbeiter die Mitgliedſchaft bei der Arbeitsloſenkaſſe obliga⸗ 
toriſch erklärt. Der Zuſtand erwies ſich jedoch als unhaltbar und mußte 1903 
wieder aufgehoben werden. Glücklicher war dagegen der Beſchluß, die 
Städtiſche Baudirektion zu verpflichten, aufſchiebbare Arbeiten, wenn immer 
tunlich, während der Winterszeit und durch arbeitsloſe Mitglieder der Ver⸗ 
ſicherungskaſſe ausführen zu laſſen. 

Die Freiwilligkeit des Beitritts hat bewirkt, daß die Mitgliederzahl der 
Arbeitsloſenkaſſe immer eine beſcheidene blieb. Sie betrug 1893 354, ſtieg 
1902 unter dem Obligatorium für die Gemeindearbeiter auf das Maximum 
von 719 und betrug Ende 1907 508. Die Mitglieder rekrutieren ſich in der 
Hauptſache aus den Bauarbeitern mit ihrer regelmäßigen Arbeitsloſigkeit im 
Winterhalbjahr und ferner aus den ungelernten Arbeitern (Handlanger, Erd⸗ 
arbeiter, Taglöhner), deren es Ende 1907 316 unter den 508 Mitgliedern waren. 
Die große Mehrzahl der Berufsarten iſt gar nicht vertreten. Von verſicherungs⸗ 
techniſchen Grundſätzen kann unter dieſen Umſtänden bei der Berner Arbeits⸗ 
loſenkaſſe — die übrigens trotz alledem am 31. März 1908 ein Vermögen von 
44800 Franken beſaß — nicht die Rede ſein, aber man wird dennoch die 
Organiſation dieſer planmäßigen Arbeitsloſenfürſorge und den beſtimmten regel⸗ 
mäßigen Jahresbeitrag der Stadt Bern von 12000 Franken als eine ſehr 
ſchätzenswerte Einrichtung anerkennen müſſen. Auch Dr. Hofmann kommt zu 
dem Schluſſe, daß die Kaſſe ihren Zweck der Bekämpfung der Arbeitsloſen⸗ 
not auf beſchränktem Gebiet richtig erfüllt. „Sie hat trotz aller theoretiſchen 
und praktiſchen Bedenken, welche man gegen ſie erheben zu müſſen glaubte, 
den Weg gewieſen, auf dem die Gemeinden mit verhältnismäßig geringen 
Koſten eine ſchwere Aufgabe wenigſtens teilweiſe zu löſen vermögen. Die 
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Frage, ob dieſe und ähnliche Kaſſen vom Bunde ſubventioniert werden können 
und ſollen, iſt zu bejahen.“ 

Im Gegenſatz zur Freiwilligkeit des Beitritts der Berner Arbeitsloſenkaſſe 
verſuchte die Stadt St. Gallen die Durchführung der Verpflichtung zur 
Arbeitsloſenverſicherung durch eine ſtädtiſche Kaſſe, an die ebenfalls ein Beitrag 
von 12000 Franken jährlich ſeitens der Stadt vorgeſehen war. Das Obliga⸗ 
torium wurde auch auf die Angeſtellten, die die Arbeitsloſenunterſtützung 
ſo gut wie nie in Anſpruch zu nehmen in die Lage kommen, ausgedehnt, und 
da andererſeits es naturgemäß auch hier die Bauarbeiter und die ungelernten 
Arbeiter waren, die regelmäßig im Winter die Arbeitsloſenunterſtützung be⸗ 
anſpruchten, ſo entſtand teilweiſe in den Mitgliederkreiſen eine ſo ſtarke Un⸗ 
zufriedenheit, daß die Einrichtung nach zweijährigem Beſtande wieder auf⸗ 
gehoben wurde. Der Fall ſpricht indes trotzdem nicht gegen den Ge⸗ 
danken der obligatoriſchen Arbeitsloſenverſicherung an ſich, ſondern er beweiſt 
nur den vorhandenen Gegenſatz von Angeſtellten und Arbeitern, der ja freilich 
mehr ein künſtlich konſtruierter und eingebildeter als tatſächlicher und materiell 
begründeter iſt, und ferner den Mangel an Solidarität der verſchiedenen 
Klaſſen von Lohnarbeitern. 

Der Verſuch der Einführung der obligatoriſchen Arbeitsloſenverſicherung 
ſcheiterte von vornherein in Baſel, wo im Februar 1900 ein Geſetz darüber 
in der Volksabſtimmung mit 5458 gegen 1120 Stimmen verworfen wurde. 
Als einer der Hauptgründe der Verwerfung wurde das Obligatorium erklärt, 
daneben allerdings auch noch die vorgeſehene Beitragsleiſtung der Unternehmer. 
Der Staat ſollte einen Jahresbeitrag von 30000 Franken leiſten. 

Im Jahre 1902 wurde ſodann in Baſel eine ſtändige Arbeitsloſen⸗ 
kommiſſion aus Vertretern der Arbeiter, Unternehmer und gemeinnütziger 
Kreiſe beſtellt, aber erſt 1906 ein Reglement über die Beſchäftigung von 
Arbeitsloſen mit Notſtandsarbeiten aufgeſtellt. Wir erwähnen daraus nur den 

minimalen Taglohn von 3 bis 3,50 Franken netto für ungelernte Arbeiter 
und Verſicherung derſelben gegen Unfall auf Koſten der öffentlichen Ver⸗ 
waltung beziehungsweiſe der Unternehmer, die öffentliche Arbeiten ausführen. 
Die Zahl der gemeldeten Arbeitsloſen belief ſich in den Kriſenjahren 1901/02 
bis 1903/04 auf 1020 bis 1450 und fiel dann in den nächſten Jahren 1904/05 
bis 1906/07 auf 582 bis 745. Auch hier bildeten die Schweizer mit 57 bis 
61,5 Prozent die Mehrzahl. In den ſieben Wintern 1900/01 bis 1906/07 
wurden insgeſamt 150 192,71 Franken, davon 114 178,31 Franken aus der 
Staatskaſſe und 36014,40 Franken freiwillige Spenden, für die den Arbeits⸗ 
loſen in Form von Arbeitslöhnen und in Naturalform, als Mietzinsbeiträge uſw., 
gewährten Unterſtützungen verwendet. 

Im Jahre 1900 gründete der Baſler Arbeiterſekretär Genoſſe 
Dr. Waſſilieff in Anlehnung an den lokalen Arbeiterbund eine beſondere 
Arbeitsloſenkaſſe, die 1901 866 Mitglieder zählte, 1902/03 mit 1174 das 
Maximum erreichte, ſeitdem aber infolge Streichung wegen rückſtändiger Bei⸗ 
träge immer mehr Mitglieder verlor und deren im Jahre 1907 nur 457 zählte. 
Die Mitglieder zahlen je nach dem Tagesverdienſt 40 bis 60 Centimes Monats⸗ 
beitrag, Paſſivmitglieder einen Jahresbeitrag von mindeſtens 10 Franken. Die 
Arbeitsloſenunterſtützung beträgt für alle ſieben Wochentage 1,30 Franken täg⸗ 
lich. Die Kaſſe erhielt für die erſten zwei Jahre einen Staatsbeitrag von je 
1000 Franken, ſeit 1904 erhält ſie einen ſolchen von je 2000 Franken, ferner 
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gewährt ihr der Konſumverein eine Jahresſubvention von 1000 Franken. Ob⸗ 
wohl dieſe Kaſſe, unabhängig von der Jahreszeit, eine Arbeitsloſenunterſtützung 
für die Dauer von ſechs Wochen zahlt, rekrutieren ſich dennoch die meiſten 
ihrer Mitglieder ebenfalls aus Bauarbeitern und ungelernten Arbeitern und 
mußten 20 bis 31 Prozent der Mitglieder unterſtützt werden. Immerhin 
ſchließen die Jahresrechnungen 1907 mit Einnahmeüberſchüſſen, und betrug der 
Vermögensbeſtand 1744,32 Franken. ö | 
Der Kanton Baſelſtadt war auch der erſte Schweizerkanton, der die 
gewerkſchaftliche Arbeitsloſenunterſtützung ſubventionierte. Im 
Jahre 1903 bewilligte er zum erſtenmal der Typographia (Buchdruckerverband) 
einen Beitrag von 300 Franken, 1905 400 Franken, und dieſen Betrag ge⸗ 
währt er ſeitdem regelmäßig alle Jahre. Dazu geſellte ſich noch der Kanton 
St. Gallen mit 540 Franken zum erſtenmal, während er jetzt regelmäßig 
400 Franken jährlich gibt. Die betreffenden Sektionen liefern dieſe Sub⸗ 
ventionen an den Zentralvorſtand des Schweizeriſchen Typographenbundes für 
die Konditionsloſenkaſſe ab. N. 
Anderweitige ſtaatliche oder ſtädtiſche Unterſtützung der gewerkſchaftlichen 
Arbeitsloſenunterſtützung iſt uns nicht bekannt; ſie iſt wahrſcheinlich auch von 
keiner anderen Gewerkſchaft verlangt worden, was als eine Unterlaſſungs⸗ 
ſünde bezeichnet werden darf. Laſſen ſich doch die reichſten Herrenbauern für 
jeden Schweineſtall und architektoniſch korrekt aufgebauten Miſthaufen von 
Kanton und Bund Subventionen auf Koſten der Geſamtheit gewähren. 
An Einrichtungen zur Arbeitsloſenfürſorge beſitzt Baſel ferner eine Arbeits⸗ 
hütte, deren Zweck in der Hauptſache die vorübergehende Beſchäftigung von 
durchreiſenden Handwerksburſchen zu ſein ſcheint, die ſich wohl da das bißchen 
Naturalverpflegung, das ſie erhalten, erſt verdienen müſſen. Auch eine Schreib⸗ 
ſtube beſitzt Baſel, die jedoch ein privates „gemeinnütziges“ Inſtitut iſt. Nach 
Hofmann beträgt der ſehr ſchwankende Verdienſt 2,50 bis 3,33 Franken im 
Minimum pro Tag. 77 
Gegenwärtig liegen dem Großen Rate des Kantons Baſelſtadt zwei 
Geſetzentwürfe der Regierung betreffend die Organiſation der 
Arbeitsloſenverſicherung vor. Danach ſoll eine ſtaatliche Verſicherungs⸗ 
anſtalt für Arbeitsloſe mit fakultativem Beitritt errichtet, ferner den privaten 
(gewerkſchaftlichen uſw.) Arbeitsloſenkaſſen ſtaatliche Unterſtützung gewährt 
werden. Für die erſteren wird ein jährlicher Aufwand des Staates von 
30000 Franken vorgeſehen, während für den anderen Zweck keine beſtimmte 
Summe berechnet iſt. Sie würde vorausſichtlich nicht hoch werden. 
Arbeitshütten gibt es auch in Genf und Bern, „Werkplätze für 
Arbeitsloſe“ in Zürich. Die Genfer Arbeitshütte beſchäftigte 1904/05 
524 Mann. Von 1890 bis 1896 zahlte ſie 35728 Franken an Arbeitslöhnen 
aus. Die Berner Arbeitshütte beſchäftigte 1903/04 1499 Männer halbe oder 
ganze Tage mit Zerkleinern von Brennholz und zahlte dafür 10 476,80 Franken 
Arbeitslöhne. Von den beſchäftigten Arbeitern waren 1083 in Bern nieder⸗ 
gelaſſen und 416 Durchreiſende. 5 
Schreibſtuben haben außer der erwähnten in Baſel die Städte Genf 
Bern, Lauſanne und Zürich. Die Genfer Schreibſtube zahlt jährlich an 
Arbeitslöhnen zirka 20000 Franken bei einem durchſchnittlichen Taglohn von 
3,15 Franken; die Berner im Winter 1903/04 3072,60 Franken an 83 Be⸗ 
ſchäftigte; die Lauſanner zirka 5000 Franken bei einem durchſchnittlichen Tag⸗ 
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lohn von 2,50 Franken und die Züricher 1904 21112,93 Franken bei einem 
durchſchnittlichen Taglohn von 3,61 Franken. | | APR 
In Genf beſteht auch eine Arbeitsloſenkaſſe, ähnlich derjenigen in 
Baſel, die vom dortigen Arbeiterſekretär, Genoſſe Schäfer, gegründet wurde. 
Sie trat am 1. Dezember 1904 in Kraft, hat jedoch die Bedeutung ihres 
Baſler Vorbildes nicht erreicht. Sie zählte Ende 1905 nur 42 Mitglieder 
und zahlte in dieſem Jahre an zwei Arbeitsloſe 26,50 Franken Unterſtützung 
(1,50 bezw. 1,70 Franken pro Tag). Die erſte. Jahresrechnung hatte bei 
4371,55 Franken Einnahmen nur 299,65 Franken Ausgaben, fo daß die 
Rechnung mit einem Überſchuß von 4071,90 Franken ſchloß. Die Kaſſe hat 
offenbar ihren Zweck verfehlt. ö 
Städtiſche Arbeitsloſenkommiſſionen wie jene in Baſel beſtehen in 
Zürich, Winterthur, St. Gallen, Chur uſw. In dieſen Städten werden 
regelmäßig in die Budgets beſtimmte Beträge für die Unterſtützung der 
Arbeitsloſen eingeſtellt, die mit ſogenannten „Notſtandsarbeiten“, wie Holz⸗ 
un, Straßenbauarbeiten uſw., beſchäftigt oder direkt mit Bargeld oder 
Naturalien unterſtützt werden. Die größte Bedeutung hat dieſe Arbeitsloſen⸗ 
fürſorge in Zürich erlangt, wo in den Jahren 1892 bis 1904 regelmäßig eine 
größere Zahl von Arbeitsloſen — 614 bis 1652 — ſich meldeten und Summen 
von 2430 Franken bis 44491 Franken in einem Winterhalbjahr für ihre Unter: 
ſtützung aufgewendet wurden. Für die Unterſtützung ſind gewiſſe Minimal⸗ 
ſätze, auch für die Kinder und Frauen der verheirateten Arbeitsloſen, ferner 
Minimallöhne für die beſchäftigten Arbeitsloſen, zum Beiſpiel 40 Centimes 
pro Stunde in Winterthur feſtgeſetzt. Die Notſtandsarbeiten werden meiſtens 
zum großen Arger der Unternehmer, die auch da ihren Profit holen möchten, 
in Regie ausgeführt. Sie rächen ſich dafür, indem ſie behaupten, daß dabei zu 
viele ſtädtiſche Mittel aufgewendet, die Arbeiten zu teuer ausgeführt würden uſw. 
Der Züricher Stadtrat berichtet aber dieſen kapitaliſtiſch⸗eigennützigen Umtrieben 
gegenüber, daß mit dem Regiebetrieb ſehr günſtige Erfahrungen gemacht wurden. 
Sogar der Vorſtand der gut bürgerlichen „Gemeinnützigen Geſellſchaft“ des 
Bezirks Zürich iſt auf Grund einer von ihm veranſtalteten Enquete zu dem 
Schluſſe gekommen, „daß im Regiebetrieb ein richtiges ſoziales Moment liege“. 
Arbeiterkolonien, die ebenfalls zur Arbeitsloſenfürſorge gezählt werden, 
beſtehen vier in der Schweiz, und zwar Herdern im Kanton Thurgau mit 
60 Inſaſſen, Nußhof im Kanton Bern, die in Verbindung mit der Straf⸗ 
anſtalt Witzwil ſteht und als Übergangsſtation für entlaſſene Sträflinge dient; 
die Arbeiterheime Tannenhof im Kanton Bern mit 50 Koloniſten und Dietis⸗ 
heim im Kanton Baſelland mit 25 Inſaſſen. Neben der Verpflegung wird 
ein winzig kleiner Arbeitslohn gezahlt, aber erſt vom 13. Arbeitstage an; in 
der Arbeiterkolonie Herdern beträgt er im Durchſchnitt 28 ¼ Centimes. Der 
Eintritt in dieſe Anſtalten iſt für den von der Geißel der Arbeitsloſigkeit ge⸗ 
peinigten Proletarier wirklich der letzte Notanker. 
Damit iſt die Zahl der öffentlichen Einrichtungen für die Arbeitsloſen⸗ 
fürſorge in der Schweiz erſchöpft. Erwähnt ſei noch die gewerkſchaftliche 
Arbeitsloſenunterſtützung inkluſive der Reiſeunterſtützung, die 14 Verbände 
gewähren und für die im Jahre 1907 45 235,56 Franken ausgegeben wurden. 
| Ein beſonderes Gebilde iſt der „Hilfsfonds der Stickereiinduſtrie“ 
mit dem Sitze in St. Gallen, der im Februar 1905 von den Unternehmern 
gegründet wurde. Der Fonds wird gebildet durch jährliche freiwillige Bei⸗ 
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träge, Geſchenke und Vermächtniſſe. Aus dieſem Hilfsfonds werden Beiträge 
geleiſtet an die Kriſenkaſſen der gewerkſchaftlichen Organiſationen der Stickerei⸗ 
arbeiter, die jedoch gewiſſe Bedingungen erfüllen müſſen; ſo die Erhebung 
ordentlicher Monatsbeiträge von mindeſtens 50 Centimes, tägliche Arbeits⸗ 
loſenunterſtützung von 2 Franken vom vierten Tage der Arbeitsloſigkeit an 
für höchſtens 50 Tage uſw. Der Hilfsfonds vergütet nach Erfüllung dieſer 
Bedingungen bis zu 50 Prozent der Ausgaben an die Stickerorganiſationen, 

Bemerkenswert iſt nun die Tatſache, daß an alle dieſe Einrichtungen für 
die Arbeitsloſenfürſorge der Bund, der im Jahre 1907 eine Einnahme von 
145,91 Millionen Franken, wovon allein 72,36 Millionen aus den Zöllen, 
alſo aus einer indirekten Steuerquelle, hatte, keinen einzigen Rappen leiſtet 
Dr. Hofmann kommt am Schluſſe ſeines Gutachtens dazu, vorzuſchlagen, dei 
Bund ſolle an die genannten Einrichtungen Subventionen leiſten, die nach 
ſeiner Berechnung gegenwärtig nur 60000 Franken, beim weiteren Ausbau dei 
Arbeitsloſenfürſorge im Maximum 197000 Franken oder rund 200000 Franken 
jährlich betragen würden. Auf die Gewerkſchaften entfielen davon im Minimum 
10000 Franken, im Maximum 82000 Franken. In der Begründung ſeinen 
Vorſchläge jagt Dr. Hofmann unter anderem: „Das Eingreifen des Bundes 
würde mancherlei Vorurteile zerſtreuen und bei der Arbeiterſchaft das be 
ruhigende Gefühl erwecken, daß der Bund beſtrebt ſei, die Wege zur Beſeitigung 
vorhandener Schäden zu ſuchen und bei deren Hebung und Linderung nach 
Kräften mitzuwirken.“ | 

Außerſt billig, bloß mit einer lumpigen Viertelmillion Franken von zirke 
150 Millionen Franken Einnahmen, hätte ſich der Bundesrat den Ruhm 
einer ſozialpolitiſchen Tat erwerben und der Arbeiterſchaft die Helvetia al 
eine „gute Mutter“ in empfehlende Erinnerung bringen können. Aber dei 
ſchweizeriſche Bundesrat will gar nicht in den Verdacht der Arbeiterfreundlich 
keit kommen, und er verſchmäht eine Politik, die bei der Arbeiterſchaft dit 
Illuſion erwecken könnte, daß die demokratiſche Republik doch nicht der nackt 
kapitaliſtiſche Klaſſenſtaat ſei, wie von ihr die böſen und gehaßten Sozialdemo 
kraten behaupten. Und er beantragt daher bei der Bundesverſammlung ir 
feiner Botſchaft vom 7. Dezember 1907, „nach reiflicher Erwägung“, auf du 
Vorſchläge zur Unterſtützung der Arbeitsloſenverſicherung nicht einzugehen 
„Dieſelbe hätte eine erheblich ſtärkere finanzielle Belaſtung des Bundes zun 
Folge als die Unterſtützung des Arbeitsnachweiſes, und wir halten es fü 
unſere Pflicht, weitere Ausgaben zurückzuhalten, bis es ſich gezeigt haber 
wird, welche Summen die Kranken⸗ und Unfallverſicherung, die Militär 
organiſation und die Beſoldungsreform erfordern und wie ſich deren Auf 
bringung geſtaltet.“ | 

Dieſe Ablehnungsgründe könnten als ſehr ſolid erſcheinen, wenn es ſich 
um eine neue Ausgabe von Millionen handelte und wenn nicht unmittelbar 
darauf die Bundesverſammlung bei der Beratung des Budgets pro 1908 im 
Handumdrehen den Kredit für die Förderung des Weinbaus um eine halbe 
Million erhöht und 100000 Franken für die Förderung der Kleinviehzuch 
bewilligt hätte. Und das, trotzdem bereits unter allen möglichen und un 
möglichen Titeln Jahr für Jahr 4 Millionen Franken für die „Förderung 
der Landwirtſchaft“ aufgewendet werden! Die Arbeiter erhalten nichts, un 
ſie für ihre ſozialdemokratiſche Geſinnung zu ſtrafen, weil ſie nicht die Unter 
tanen und das Stimmvieh der herrſchenden Bourgeoiſie ſein wollen. 
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50000 Franken will der Bundesrat für die Förderung des Arbeitsnachweiſes 
aus Bundesmitteln aufwenden. 

50000 Franken ſind das Ergebnis einer großartigen vierzehnjährigen ſozial⸗ 
politiſchen Aktion auf einem ſehr wichtigen Gebiet. Das heißt, es kreißen die 
Berge und gebären eine Maus. Und die Arbeiter haben eine neue Beſtätigung 
ihrer Auffaſſung vom kapitaliſtiſchen Klaſſenſtaat, vom „Vaterland der Reichen“ 
erhalten. 


Literariſche Kundſchau. 
‚Briefe Adolf Dieſterwegs. Im Auftrag des Vorſtandes des Deutſchen Schulmuſeums 


mit Anmerkungen herausgegeben von. Adolf Rebhuhn. Leipzig 1907, Verlag 
von Quelle & Mayer. 156 Seiten. Preis 2 Mark, gebunden 2,60 Mark. 

Eine Gemeindeſchule, die im Hofe eines Grundſtücks in Berlin O verſteckt liegt, 
birgt einen wertvollen Schatz. In ihrer ſogenannten Aula und auf mehreren 
Korridoren verſtreut befinden ſich hohe Bücherſchränke, die das „Deutſche Schul⸗ 
muſeum“ beherbergen. Der Name kann irreführen; man ſucht dahinter zunächſt 
eine Ausſtellung von allen möglichen Schulutenſilien. In Wirklichkeit aber handelt 
es ſich lediglich um eine pädagogiſche Bibliothek. Deshalb hat denn auch vor 
einigen Wochen der Beſitzer der Bibliothek, der Berliner Lehrerverein, den Namen 
des Inſtituts umgeändert in „Deutſche Lehrer⸗Bücherei“. Zu gleicher Zeit iſt auch 
beſchloſſen worden, ſtändige Arbeitskräfte anzuſtellen, ſobald die Bibliothek aus 
ihren jetzigen unzulänglichen Räumen in das im Bau befindliche Lehrervereinshaus 
überführt worden iſt. Bisher iſt dieſe große und wertvolle Bibliothek, die an 
30000 Bände umfaßt, mit ihrem regen Ausleihverkehr nach Berlin und nach außer⸗ 
halb ehrenamtlich verwaltet worden. Die Hauptlaſt ruhte auf den Schultern 
A. Rebhuhns, eines ſchlichten Berliner Gemeindeſchullehrers, der die Bibliothek mit 
hohem wiſſenſchaftlichen Verſtändnis und mit rührender Treue unter Aufopferung 
faſt ſeiner ganzen freien Zeit jahrzehntelang geleitet hat. Rebhuhn hat ſich trotz 

ſeiner Arbeitslaſt noch die Kraft und Friſche bewahrt, um von Zeit zu Zeit die 
pädagogiſche Literatur um ein wertvolles Buch zu bereichern, zu dem ihm ſeine 
bibliothekariſchen Arbeiten die Anregung gegeben hatten. Sein jüngſtes Verdienſt 
beſteht in der Herausgabe von Briefen Dieſterwegs, des hervorragendſten Päda⸗ 
gogen und Schulpolitikers des vorigen Jahrhunderts. 
Man darf froh darüber ſein, daß dieſe wertvolle und wichtige Arbeit den ehr⸗ 
lichen Händen Rebhuhns anvertraut war. Denn Dieſterweg ſpricht in den Briefen 
ſo frei von der Leber weg — noch mehr, als man es ſonſt an ihm gewöhnt iſt —, 
daß irgend ein literariſcher Sudelfink ſich leicht zu Streichungen oder doch zu un⸗ 
angebrachten Kommentaren und Einſchränkungen hätte veranlaßt fühlen können 
Allerdings hat auch Rebhuhn nicht alle ihm erreichbaren Briefe veröffentlicht, un⸗ 
gefähr ein Viertel der im Schulmuſeum aufbewahrten Briefe hat er unberückſichtigt 
gelaſſen. Es handelt ſich dabei nach der Angabe des Herausgebers ausſchließlich 
um ſolche Briefe, die Wiederholungen bringen, oder die eines allgemeinen Intereſſes 
entbehren. Aus denſelben Gründen find auch einige der veröffentlichten Briefe ge- 
kürzt worden. Aber Rebhuhn betont ausdrücklich, daß er ſogenannte Kraftſtellen 
nicht unterdrückt habe, um das Geſamtbild nicht zu fälſchen. 

An Kraftſtellen fehlt es nun in den Briefen Dieſterwegs nicht. Er war ſtets 

eine impulſive Natur, als Lehrer, als Schriftſteller, als Redner, von der frühen 
Jugend an bis an ſeinen Tod. Wenn dem Sechsundſiebzigjährigen auch die alters⸗ 
ſchwache und durch einen Unfall verwundete Hand vor körperlicher Schwäche zittert, 
ſo ſchreibt er doch einem Geſinnungsgenoſſen in unverminderter Kampfesfriſche: 
„Die Luſt zum Streit hat aber noch nicht aufgehört. In dieſer Beziehung bin ich 
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noch der alte.“ Und wahrlich, Dieſterweg hat geſtritten mit der kapfeken Ent⸗ 
ſchloſſenheit und der anfeuernden Unerſchrockenheit eines echten Kämpfers. In ſeinen 
jungen Mannesjahren war es beſonders die freiheitliche Pädagogik und die kraft⸗ 
bildende Methode Peſtalozzis, der er durch Wort und Schrift und Beiſpiel ein be⸗ 
redter Anwalt war. Als ihn ſpäter die zunehmende Reaktion der vormärzlichen 
Zeit immer mehr auf die ſchulpolitiſche Arena drängte, und als gar der plumpe 
Unverſtand der Eichhornſchen Reaktion ihn ganz aus ſeiner Stellung als Seminar⸗ 
direktor in Berlin verjagt hatte, ſchwang er jahrzehntelang kampffreudig ſein blankes 
und ſcharfes Schwert gegen die politiſche und pädagogiſche Reaktion. In den 
fünfziger und ſechziger Jahren hat ſich mancher Dunkelmann, allen voran der je⸗ 
weilige preußiſche Kultusminiſter, unter den ſauſenden Hieben Dieſterwegs gewunden. 
Gerade dieſe Tatſache macht auch die Herausgabe der Dieſterwegſchen Briefe 
zu einer Tat von wertvoller aktueller Bedeutung. Die permanente Schulreaktion 
in Preußen iſt gerade gegenwärtig von einer beſonders tiefſchwarzen Färbung, ſo 
ähnlich, wie ſie nach 1848, in den Zeiten der Schulregulative, war. Da zeigt das 
Beiſpiel Dieſterwegs den Lehrern von heute, wie man gegen die grundſätzliche 
Schulreaktion von oben kämpfen muß: ohne die geringſte Nachgiebigkeit und Lau⸗ 
heit, ſtets das Auge auf den Feind und die Waffe zum Dreinſchlagen bereit. Aller⸗ 
dings hat ſchon Dieſterweg damals das hiſtoriſche Erbübel der deutſchen und be⸗ 
ſonders der preußiſchen Volksſchullehrer erkannt, ihre Knechtſeligkeit und Feigheit, 
überkommen aus den Zeiten, in denen der Lehrer aus den Reihen der Gevatter 
Schneider und Handſchuhmacher, der Hirten auf dem Felde und der abgelegten 
Bedienten der gnädigen Herrn genommen wurde, und in denen untertänigſte Demut 
gegen den gnädigen Herrn und den Pfarrer die oberſte Tugend des Lehrers war. 
1852 ſchreibt Dieſterweg in einem Briefe an ſeinen Herzensfreund Heuſer in Elber⸗ 
feld: „In Schulſachen krebſen wir zurück. Die Mehrzahl der Lehrer iſt es nicht 
beſſer wert. Sieh nur, wie die Kerle, die beſſere Zeiten und Gedanken erlebt haben, 
überall verſtummen und unterkriechen.“ Und in demſelben Briefe wettert er zum 
Schluſſe gegen Junker und Pfaffen: 


geknüpft würde.“ Drei Jahre ſpäter her t es in derselben Tonart: „Bei der Macht 


er Pfaffen und bei der Hundedemut und Bedientenhaftigkeit unſerer meiſten Lehrer 
wird es doch retour gehen.“ Und im Jahre 1860 ſchreibt er an Wander, den be⸗ 
kannten, vielverfolgten Lehrer und Schulpolitiker, mit dem Dieſterweg wie mit 
Eduard Sack Geſinnungsgenoſſenſchaft und Freundſchaft verband: „Wie es mit den 
Schulſachen im Abgeordnetenhaus ausſieht, erkennen Sie nach Ihrem Schreiben 
vollkommen richtig. Kläglich, mehr als kläglich — ‚unter dem Hund“. Tauſende 
von Lehrern petitionieren um die Erhaltung ihrer Knechtung. So weit haben wir 
es gebracht. Iſt es Dummheit, ſo muß man ſie abſetzen; iſt es Heuchelei, ſie an⸗ 

ſpucken. Trotzdem verlangen dieſe Canaillen, daß man ſich für ſie aufopfere.“ 
Auch heute noch ſteht es mit den Schulſachen im preußiſchen Abgeordnetenhaus 
kläglich, mehr als kläglich, unter dem Hund. Aber es fehlt den Lehrern ein Feuer⸗ 
kopf und Dreinſchlager wie Dieſterweg, ſtatt deſſen führt eunuchenhaftes Streber⸗ 
tum in der liberalen Schulpolitik das große Wort, und mit poſſierlicher ſtaats⸗ 
männiſcher Wichtigtuerei wird der glorreiche Gedanke eines Kulturblocks zugunſten 
der Schule, der von den Freikonſervativen bis zu den Freiſinnigen reichen ſoll, er⸗ 
örtert. Schade, daß Dieſterweg ſeine Meinung darüber nicht mehr in einem Briefe 

an Wander oder Heuß er niederlegen kann. Ob Ü m die Deut 
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Dr. Auguſt Engel, Handwerkerfragen. Soziale Tagesfragen, zwangloſe Hefte, 
herausgegeben vom Volksverein für das katholiſche Deutſchland. Sechſtes Heft. 
M.⸗Gladbach, Zentralſtelle des Volksvereins für das katholiſche Deutſchland. 
Preis 1 Mark. 


Das vorliegende Heft ſoll die allgemeinen Handwerkerfragen, insbeſondere ſolche 
ſozialpolitiſcher Natur, erörtern. „Um dem Leſer die richtige Auffaſſung dieſer 
Fragen zu vermitteln, werden dieſe in den geſchichtlichen Zuſammenhang geſtellt 
und bis in ihre letzten Urſachen verfolgt.“ Der Verfaſſer ſchildert daher zunächſt 
„das mittelalterliche Handwerk und ſeinen Verfall“. Er zeigt, wie das Gewerbs— 
leben der deutſchen Städte bis zum vierzehnten und fünfzehnten Jahrhundert all⸗ 
mählich zur Blüte gelangte und im ſechzehnten und ſiebzehnten Jahrhundert in 
Verfall geriet. „Eine noch ungünſtigere Entwicklung“, ſo ſchließt dieſes Kapitel, 
„folgte dann für das Handwerk in der neueren Zeit. Alle die vorgenannten 
Schwierigkeiten konnten den Boden des Handwerkes verengen, ihn aber nicht unter— 
ſpülen. Das geſchieht ſpäter durch das Aufkommen einer neuen Betriebsform, des 
Großbetriebs, der ſich gleichſam unter den Füßen des alten Handwerkes, zwar 
langſam, aber doch ſtetig und ſicher entwickelte und dem Handwerk Arbeitsgebiet 
in weitem Umfang ſtreitig machte. Das iſt der Kernpunkt der modernen Hand- 
werkerfrage.“ Auf die Folgen, die das Aufkommen des Großbetriebs hat, geht der 
Verfaſſer in dem zweiten Kapitel ſeiner Schrift näher ein. Überall dort, wo gleich⸗ 
artige Fabrik⸗ oder Verlagsarbeit einſetzte, habe das Handwerk an Arbeitsgebiet 
Einbuße erlitten. Einzelne andere Handwerkszweige ſeien auf der ganzen Linie 
zurückgedrängt oder bereits nahe daran, ganz zu verſchwinden; anderen ſei ihr 
Arbeitsgebiet nach dieſer oder jener Richtung eingeengt worden. Außerdem habe 
das Handwerk ſtarke Einbuße durch Bedarfsverſchiebungen und durch Anderungen 
in den Abſatzbedingungen erlitten. Der Detailhandel endlich zeige in neueſter Zeit 
eine fortſchreitende Entwicklung zum Großbetrieb. 

Trotzdem hat der Verfaſſer der Schrift die Hoffnung auf Rettung des Mittel⸗ 
ſtandes nicht verloren. Sein Troſt iſt, daß überall dort, wo ein Maſſenbedarf an 
billigen Waren nicht beſteht und wo es gilt, individuellen Bedarf zu befriedigen, 
dem Handwerk ein günſtiger Boden erhalten geblieben ſei. „Individueller Bedarf 
findet ſich überall bei den begüterten Klaſſen. Sie ſind in der Lage, perſönlichen 
Geſchmack zu befriedigen und individuelle Handwerksarbeit zu bezahlen. Iſt der 
Handwerker tüchtig in ſeinem Fache, ſteht er voll auf der Höhe der Zeit, ſo findet 
er hier ein lohnendes Arbeitsfeld. Erinnert ſei an Möbelſchreiner, Schneider, 
Schuhmacher, Buchbinder.“ Gerade dieſe Beiſpiele beweiſen aber, wie ſchlecht es 

mit ſolchem Troſte für die Handwerksmeiſter beſtellt iſt. Denn es iſt eine bekannte 
Tatſache, daß es Großbetriebe gibt, die die denkbar beſten Möbel, Kleider, 
Stiefel, Einbände uſw. liefern, und daß dieſe Geſchäfte oft genug durch die An⸗ 
ſtellung der beſten Arbeiter, durch Verwendung des beſten Materials, durch eine 
glänzende Ausſtattung, durch große Auswahl uſw. ſelbſt dem tüchtigſten Kleinmeiſter 
überlegen ſind. 

Ein weiterer Troſt für den Verfaſſer iſt die wirtſchaftliche Rückſtändigkeit ein⸗ 
zelner Bezirke. Maſſenbedarf pflege ſich in der Regel nur dort allſeitig und in 
größerem Umfang geltend zu machen, wo wirtſchaftliche und Verkehrsentwicklung 
eine Maſſenbevölkerung angeſammelt hätten, deren größter Teil den minder⸗ 
bemittelten Volksklaſſen, namentlich dem Arbeiterſtand angehöre. Das ſeien die 
Großſtädte, die größeren Mittelſtädte und die dichtbevölkerten Induſtriebezirke. 
Dagegen habe das Handwerk in vielen Mittelſtädten, in den Kleinſtädten und auf 

dem Lande noch feſten Boden. Aber auch dieſer muß in demſelben Maße ſchwinden, 
in dem die wirtſchaftliche Entwicklung ſich weiter ausdehnt. 
Endlich tröſtet ſich der Verfaſſer mit den Handwerkszweigen, in denen der 
individuelle Bedarf überall vorherrſchend geblieben ſei. Zu dieſen gehörten 
namentlich die Zweige des Nahrungsmittelgewerbes (Bäcker, Metzger uſw.). Hier 
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ſpreche zu ſehr mit die beſondere Fertigkeit bei Herſtellung der Ware und das ver- 
ſtändnisvolle Eingehen auf perſönliche, beziehungsweiſe familiäre Bedürfniſſe. Außer 
der Bequemlichkeit, die einen naheliegenden Laden wünſche, komme freilich hinzu, 
daß auch die Technik hier nicht revolutionierend gewirkt habe. Wir fänden des⸗ 
halb im Nahrungsmittelgewerbe nur geringe Anſätze zum Großbetrieb; ſtellenweiſe 
ſei der Großbetrieb ſogar zurückgegangen. Auch das Bauhandwerk ſei durch die 
Fortſchritte der Technik wenig oder gar nicht berührt worden. Hier ſtehe in der 
Ausführung der Einzelarbeiten — abgeſehen vielleicht von einigen Spezialitäten — 
der Kleinmeiſter hinter den größeren Betrieben keineswegs zurück. Was hier dem 


* 


Großbetrieb eine Überlegenheit gegenüber dem Kleinmeiſter gewähre, ſei außer dem 


vorteilhafteren Einkauf der Rohmaterialien die Möglichkeit, infolge der zahlreicheren 
Arbeitskräfte größere Aufträge zu übernehmen und namentlich in der Saiſon den 
geſtellten Anforderungen prompter zu genügen. Dieſe Überlegenheit des Kapitals 
aber unterſchätzt der Verfaſſer. Sonſt hätte er nicht unterlaſſen, die Frage zu er⸗ 
örtern, wie viele der ſcheinbar ſelbſtändigen Kleinmeiſter: Bäckermeiſter, Schlächter, 
Bauhandwerker uſw. nur noch Zwiſchenmeiſter ſind, die von Mehlhändlern, Groß⸗ 
ſchlächtereien, Bauunternehmern wirtſchaftlich ganz und gar abhängen. Da der 
Verfaſſer dieſen wichtigen Umſtand auch bei der Würdigung der Handwerkerſtatiſtik 
nicht berückſichtigt, gelangt er zu einem falſchen Bilde von der Bedeutung, die das 
ſelbſtändige Handwerk heute hat. Er tröſtet ſich damit, daß das Handwerk ſich, 
wenn auch die Großbetriebe erheblich zugenommen haben, im weiten Umfang zu 
erhalten vermocht habe. In Wahrheit iſt das Verhältnis ſo, daß das kartellierte 
Großkapital unſer wirtſchaftliches Leben beherrſcht, das ſelbſtändige Handwerk 
aber zur Bedeutungsloſigkeit für die wirtſchaftliche Entwicklung herabgeſunken iſt. 

Demgemäß ſteht es auch mit den „Zukunftsausſichten des Handwerkes“ — denen 
der Verfaſſer ein beſonderes Kapitel ſeiner Schrift gewidmet hat — ſehr ſchlecht. 


Die einzige „Ausſicht“, die die Schrift den Handwerkern eröffnet, iſt die, „daß alle 


die Handwerkszweige, die unter der neuzeitlichen Entwicklung zu leiden hatten, und 
denen noch Nährboden verblieben iſt, ihre Zukunft namentlich in der Qualitäts⸗ 
arbeit zu ſuchen haben“. Er empfiehlt daher eine gründliche fachliche und kauf⸗ 
männiſche Ausbildung ſowie den genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluß der Hand⸗ 
werker. Dies ſind zwar — wenn auch nicht neue, ſo doch ganz verſtändige — Vor⸗ 
ſchläge, die nur den einen Fehler haben, daß ſie das nicht leiſten können, was ſie 
leiſten ſollen, daß ſie nämlich die Kleinmeiſter nicht widerſtandsfähig gegenüber 
dem Großkapital machen. Auch in der Qualitätsarbeit macht das Großkapital dem 
Kleinmeiſter den Vorrang ſtreitig. | 

Das Wirtſchaftsleben hat fich bisher und muß ſich auch in Zukunft nach den 
Geſetzen der Wirtſchaftlichkeit entwickeln: die höhere, leiſtungsfähigere Produktions⸗ 
weiſe verdrängt mehr und mehr die überlebten Verhältniſſe. So gibt es auch für 
das Handwerk kein Halt mehr. Eine möglichſt gute Ausbildung und der genoſſen⸗ 
ſchaftliche Zuſammenſchluß der Handwerker hebt in der Tat die Leiſtungsfähigkeit 
der Handwerker — aber nicht in den engen Grenzen des Kleinbetriebs, nicht im 
Gegenſatz zu der großkapitaliſtiſchen Entwicklung. 

Hieran ändern auch alle Maßnahmen des Staates nichts. Das ergibt ſich aufs 
klarſte aus der Geſchichte der Handwerkergeſetzgebung, die der Verfaſſer kurz 
ſchildert. Die wirtſchaftliche Entwicklung hat ſich Bahn gebrochen, trotzdem dies 
die Geſetzgebung oft genug durch reaktionäre Maßnahmen zu verhindern geſucht 
hat. Ebenſo verſagen in dieſer Beziehung der Befähigungsnachweis und die wei⸗ 
teren Forderungen der Mittelſtandsretter. 

Im letzten Kapitel der Schrift quält ſich der Verfaſſer damit ab, die Hand⸗ 


werker mit den Forderungen der Arbeiter auf Verbeſſerung der Lohn⸗ und Arbeits⸗ | 


verhältniſſe zu verſöhnen. Er will die Handwerker davon überzeugen, daß fie ſich 


mit den Arbeiterforderungen abfinden müſſen. „Daß der Geſelle wie der Fabrik⸗ 
arbeiter ein Recht darauf haben, für ihre Leiſtungen der Zeit entſprechend entlohnt 
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zu werden“, ſei ſelbſtverſtändlich. Und ſchon haben ſich auch die Handwerksgeſellen 
in ihren Gewerkſchaften zuſammengefunden, um ſich die Erfüllung ihrer Forde- 
rungen, wenn nötig, zu erkämpfen. „Da gebietet die einfache Klugheit den Hand⸗ 
werkern, nun nicht durch Kampf gegen das Unvermeidliche eine Kluft zu ſchaffen, 
ſondern mit jenen Gewerkſchaftsorganiſationen Fühlung und Verſtändigung zu 
finden, die im Gegenſatz zu den ſozialdemokratiſchen nicht den Klaſſenkampf, ſondern 
das Prinzip der gütlichen Verhandlung von Organiſation zu Organiſation auf dem 
Boden der gegenſeitigen Anerkennung beider Rechte anerkennen.“ Die Geſellen aber 
belehrt er, daß ſie ihre Forderungen in Grenzen halten müſſen, die mit der 
Leiſtungsfähigkeit des Handwerkers in Einklang ſtänden. Und er verſichert ſogar 
den Handwerksmeiſtern, daß die Gewerkſchaften, wo immer ſie ſich mit den Hand⸗ 
werksmeiſtern über Lohntarife „gütlich auseinanderſetzen“, auf die geringere 
Leiſtungsfähigkeit des Handwerkes Rückſicht nehmen werden. Wir ſind aber über⸗ 
zeugt, daß ſelbſt von den „chriſtlichen“ Arbeitern nur ſehr wenige damit ein⸗ 
verſtanden ſein werden, daß auf ihre Koſten die hoffnungslose Mittelſtandsretterei 
fortgeſetzt werde. 
Hiernach legt die Schrift von Dr. Auguſt Engel ſchließlich nur Zeugnis ab von 
dem Bankrott der bürgerlichen Sozialpolitik. 
Hanau a. M. ee | Guſtav Hoch. 
Elfe Cronbach, Das landwirtſchaftliche Betriebsproblem in der deutſchen 
Nationalökonomie bis zur Mitte des neunzehnten Jahrhunderts. Wien 1907. 


Ein Zitatenſack. Auf 320 Seiten trägt die Verfaſſerin zuſammen, was Juſtus 
Möſer, Johann Heinrich Gottlob von Juſti, Karl Meerwein, Johann Auguſt 
Schlettwein uſw. über die Frage Klein» oder Großbetrieb zu jagen hatten. Das 
Buch entſtand als Arbeit im Seminar des Profeſſors Grünberg in Wien. Drei 
Jahre hat die Verfaſſerin, wie ſie erklärt, gebraucht, um die Literatur zu bewäl⸗ 
tigen, aus 250 Büchern hat ſie Zitate zuſammengeſchleppt. Das Reſultat: ein neuer 
Beweis, wie der Fleiß der Studierenden von Profeſſoren oft mißbraucht wird, ſonſt 

nichts. Kopfſchüttelnd legen wir den ach ſo fleißig gearbeiteten Wälzer beiſeite. 
J. Karski. 


Zcitſchriftenſchau. 


„The International Socialist Review“, unſere amerikaniſche Revue, bringt 
in der Septembernummer einen Aufſatz von Vincent St. John über „Die wirt- 
ſchaftliche Grundlage des induſtriellen Anionismus“ (The economic argument for 
industrial unionism). In Amerika iſt der „induſtrielle Unionismus“ eine Gewerk⸗ 
ſchaftsmethode, der im Gegenſatz zu dem überlieferten „Fachverband“ (Craft Unionism) 
die Arbeiter eines großinduftriellen Betriebs alle zuſammen vereinigen will, ohne 
Rückſicht darauf, ob ſie dort als Zimmerer, Metallarbeiter, Laſtträger, Hilfsarbeiter 
oder Maſchiniſten arbeiten. Die „induſtriellen“ Gewerkſchaftler ſtehen auch darin 
im Gegenſatz zu der im großen Gewerkſchaftsverband herrſchenden Auffaſſung, daß 
fie den Klaſſenkampf anerkennen. In den meiſten Programmen der großen Ge— 
werkſchaften ſteht der Satz, daß ſie die Intereſſen der Unternehmer und der 

Arbeiter in derſelben Weiſe vertreten wollen. Mit dieſem unhaltbaren Grundſatz 
hängt ihre ganze Praxis zuſammen. Sie ſchließen jede für ſich mit den Unter⸗ 
nehmern Tarifverträge ab, die ihren Mitgliedern verbieten, während der Dauer des 
Vertrags zu ſtreiken. Infolgedeſſen können nie alle Arbeiter eines Betriebs zugleich 
in den Kampf treten, da ihre Verträge zu völlig verſchiedenen Zeitpunkten ablaufen. 
Darin zeigt ſich, wie ſehr dieſe Organiſation nach Branchen den Kampf unter den 
modernen Verhältniſſen erſchwert. Dieſe Fachverbände waren gut zur Zeit der 
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kleinkapitaliſtiſchen Betriebe. Den modernen Großbetrieben angepaßt iſt nur die 
klaſſenbewußte induſtrielle Organiſation, die jedem Arbeiter Gelegenheit gibt, ſich 


zu organiſieren. Eine allgemeine Organiſation zum Beiſpiel für alle Eiſenbahner, 
in Sektionen nach Branchen gegliedert, damit jede Branche (Lokomotivführer, Zug⸗ 
perſonal, Weichenſteller uſw.) ihre eigenen Forderungen aufſtellen kann, tritt als 
Vertreter des ganzen Perſonals mit den Direktionen in Verhandlung. Bei den ge⸗ 
ſonderten Branchenverbänden kommt es heute vor, daß organiſierte Lokomotiv⸗ 
führer Züge befördern müſſen, auf denen Streikbrecher die Stellen des organiſierten 
Zugperſonals einnehmen. Ähnliches geſchieht in anderen Rieſenunternehmungen. 


Die Induſtrieverbände ſollen ſelbſt wieder eng miteinander verbunden ſein als 


Glieder eines einzigen großen Gewerkſchaftsbundes. John gibt ſchließlich eine Art 
Programm der Induſtrieverbände, das ſich auf eine mit ſozialiſtiſchem Geiſte durch⸗ 
tränkte Prinzipienerklärung ſtützt. 


Im Septemberheft der öſterreichiſchen ſozialdemokratiſchen Zeitſchrift „Der 


Kampf“ wird die Debatte über „Arbeiterſchaft und Verein „Freie Schule““ weiter⸗ 
geführt. Franz Pattermann beſtreitet, daß die laue Haltung des Bürgertums 
die Urſache der Enttäuſchung der Arbeiter über dieſen Verein war; dieſe iſt viel⸗ 
mehr darin zu ſuchen, daß der Verein nichts Poſitives leiſtete, nicht zum Beiſpiel 
Unterrichtskurſe zur beſſeren Aufklärung der jungen Arbeiter einrichtete. Die Kleriſei 
iſt der beſte Helfer des Kapitalismus und daher der ſchlimmſte Feind der Arbeiter. 


F. W. Teifen beſtätigt die Kraftloſigkeit der bürgerlichen Parteien im Kampfe gegen 


den Klerikalismus. Dies ſoll aber für die Arbeiter ein Grund ſein, ſich nicht aus 
dem Verein und in dem Verein an die letzte Stelle drängen zu laſſen, ſondern um⸗ 
gekehrt ſcharenweiſe hineinzugehen und die ganze Führung zu beanſpruchen. Gerade 
gegen die drohende Verpfaffung der öffentlichen Schulen brauchen die Arbeiter eine 
Organiſation, die ſich des neutralen Unterrichtes annimmt. N 


Gründlicher geht Karl Mann in einem Aufſatz „Proletariat und Religion“ 


auf das Verhältnis der Arbeiterſchaft zum Klerikalismus ein. Wir Intellektuelle, 
ſagt der Verfaſſer, glauben, weil wir ſelbſt durch Vernunftſchlüſſe zu unſerer Welt⸗ 
auffaſſung gekommen ſind, daß bei jedem die Religion durch intellektualiſtiſche 


Momente, durch die Einſicht beſtimmt wird. Dies iſt unrichtig; für die Maſſen 


trifft dies nicht zu. Was man jetzt dem Glauben entgegenhält, wußten unſere Groß⸗ 
väter auch zum größten Teile ſchon. Aber damit der Glaube überwunden wird, 


muß der Wille und die Kraft da ſein, ſich auf Grund des eigenen Denkens ein 


Weltbild zu formen. Die gewaltige moderne Wirtſchaftsumwälzung hat die Menſchen 
bis in die fernſten Dörfer hinein aus dem Banne der überlieferten Lebensformen 
und der überlieferten Denkformen losgelöſt. Im Bewußtſein des einzelnen wird 
die Religion durch Argumente überwunden; daß aber dieſe Argumente auftauchen 
und Kraft haben, das Alte zu zerſtören, liegt in dem ganzen Loslöſungsprozeß des 
einzelnen aus den alten Gemeinſchaften. Die Religion iſt ein ſoziales Phänomen; 
die religiöſe Gemeinſchaft wird zu einer Kirche, die ein Herrſchaftsverband und 


deſſen Beamte eine herrſchende, mit ſtaatlichen Zwangsmitteln verſehene Klaſſe bilden. 


Mit der Auflöſung der alten Gemeinſchaften durch die Entwicklung der Waren⸗ 
produktion entſtehen neue Auffaſſungen, Gruppen und Religionen, die, in der ver⸗ 
ſchiedenſten Weiſe einwirkend, die Menſchen zwingen, ſich ein eigenes Weltbild zu 
formen. Die Religion iſt nicht mehr Gemeinbeſitz einer wenig differenzierten Ge⸗ 
meinſchaft, ſondern ſie iſt zur Privatſache geworden. Der Satz „Religion iſt Privat⸗ 


ſache“ bedeutet: die alten religiöſen Gemeinſchaften ſind ſubjektiviſtiſch zerſetzt. Was 


aus der Individualiſierung der Religion herauswachſen wird, iſt Sache der Zukunft. 
Für heute fordern wir vom Staate, daß er die Religion ganz dem Individuum 
überläßt. Die Loslöſung aus den alten erſtarrten religiöſen Gemeinſchaften voll⸗ 


zieht ſich innerhalb jeder Klaſſe in beſonderer Weiſe. Bei dem Proletariat geht das 


allmählich in mehreren Phaſen. Die Mehrheit des öſterreichiſchen Proletariats (die 
Maſſe der landwirtſchaftlichen Arbeiter, die eben erſt in die Stadt eingewanderten 


; 
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und die in entfernten Dörfern lebenden Induſtriearbeiter, das weibliche Proletariat) 
befindet ſich noch in der erſten Phaſe, hat ſich von den kleinbürgerlichen und bäuer— 
lichen Überlieferungen noch nicht losgelöſt, hängt noch an dem Glauben ihrer Kind— 
heit und fühlt ſich durch Angriffe auf die Religion verletzt. Sie huldigen einem 
religiöſen Sozialismus, nennen Jeſus einen Sozialiſten und vergleichen ſeine Armut 
mit dem Glanze der kirchlichen Würdenträger. Mit der Teilnahme an der Arbeiter: 
bewegung und der aufmerkſamen Verfolgung der ſozialen Kämpfe kommen ſie all⸗ 
mählich dazu, ihren althergebrachten Glauben zu kritiſieren. Da deſſen Überwindung 
einen ſchweren inneren Kampf koſtet, empfinden ſie nachher den Gegenſatz zu der 
alten Ideologie viel ſtärker als den zum Kapitalismus. Sie haſſen die Religion 
und führen den Kampf gegen den Klerikalismus mit höchſter Leidenſchaft. Dieſer 
überſchwengliche Haß der regſamſten Schichten des Proletariats kann unbequeme 
und taktiſch gefährliche Erſcheinungen zeitigen, aber wir dürfen darüber nicht hoch— 
mütig hinweggehen, denn ein inneres Bedürfnis dieſer Proletarier kann man nicht 
unbefriedigt laſſen. Für ſie ſind Vereine wie die „Freie Schule“ da, weil die Partei 
den Klaſſenkampf nicht zum Kulturkampf werden laſſen darf. Erſt eine neue 
Generation, die ſich nicht mit jo viel Mühe aus dem Bannkreis einer Jugend⸗ 
religion loszumachen brauchte, kann ſich auf die höhere Stufe ſtellen, nicht um 
Meinungen zu ſtreiten, ſondern um politiſche und wirtſchaftliche Einrichtungen zu 
kämpfen. Die reifſten Schichten des Proletariats ſind religiös indifferent und führen 
nur den Klaſſenkampf; ihre Einſicht beſtimmt die Taktik der Partei. 
In einem Artikel „Die Zukunft der orientaliſchen Frage“, der ſelbſtverſtändlich 
vor den neueſten Ereigniſſen geſchrieben iſt, behandelt Hugo Schulz die Ein⸗ 
führung der türkiſchen Verfaſſung. Der permanente, ſchon dreißig Jahre tagende 
Kongreß der Mächte über die Orientfrage iſt durch das Auftreten des osmaniſchen 
Volkes ſelbſt plötzlich aufgelöſt worden. Die europäiſche Diplomatie hatte irrtümlich 
den türkiſchen Deſpotismus nach dem Muſter der europäiſchen Deſpotismen des 
achtzehnten Jahrhunderts betrachtet und das dahinter ſtehende Volk nicht geſehen. 
Die islamiſchen Deſpotien ſind immer luftige Gebilde geweſen, die auf dem demo— 
kratiſch organiſierten Volksleben kaum laſteten und daran ihre Grenze fanden. Die 
Monarchie war ein klerikaler Cäſarismus, der Fürſt das Haupt der über Anders⸗ 
gläubige herrſchenden Gottesſoldaten. Klaſſengegenſätze gab es im Islam kaum, 
wenigſtens nicht ſtaatsrechtlich; jeder konnte zur höchſten Würde emporſteigen; bloß 
Verſchiedenheiten von arm und reich gab es. Nur als Herrſchaft der türkiſchen 
Krieger über eine chriſtliche Bauernmaſſe — in Mazedonien — entwickelte ſich eine 
Art Feudalismus. Eine in der Revolte beſtehende ungeſchriebene Konſtitution dämmte 
die Autokratie ein. Abdul Hamid konnte ſich nur halten als Haupt einer Kamorra, 
und nur ſolange nicht moderne Bedürfniſſe und Klaſſengegenſätze entſtanden waren. 
Daß hier die Armee zum revolutionären Faktor wurde, lag einerſeits in der hohen 
Bedeutung einer Armee für die modernen kapitaliſtiſchen Staaten, andererſeits in 
dem ſyſtematiſchen Antimilitarismus, den der Sultan aus Furcht vor der Armee 
trieb und der ihn zum machtloſen Sklaven Europas machte. Die neue türkiſche Ver⸗ 
faſſung wird daher feſten Beſtand haben und eine neue Großmacht ſchaffen, in die 
ſich die europäiſchen Regierungen nicht einzumiſchen haben. Da eine territoriale 
Abgrenzung der Bulgaren, Serben, Griechen uſw. in Mazedonien nicht möglich iſt, 
iſt ihnen mit Losreißung von der Türkei nichts geholfen; nur Lokalverwaltung und 
Autonomie können ihre Fragen löſen. Deshalb liegt für Öfterreich ein freund- 
ſchaftliches Verhältnis zur Türkei und zu den Balkanſtaaten nahe. Auch aus all⸗ 
gemeinen Geſichtspunkten iſt das Erwachen der Türkei, die Loslöſung eines großen 
Teiles der islamitiſchen Welt aus der alten Gebundenheit, für Oſterreich und 
Deutſchland von Intereſſe, da es ihnen ein Feld für friedliche, wirtſchaftliche 
Expanſion bietet. Allerdings wirkt hier der reaktionäre Charakter der deutſchen 
und der öſterreichiſchen Monarchie auf den demokratiſchen Sinn der Türken ab- 
ſtoßend; ſo könnte vermittels des Handelsintereſſes der deutſchen Bourgeoiſie der 
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Umſchwung in der Türkei die Denden l. zu einer Demokratiſierung Deutschlands 8 
ſtärken. 

„Die Renaiſſance des Naturrechtes“ iſt ein Aufſatz von Dr. Richard Eng⸗ 
länder überſchrieben, der eine neue Richtung in der Jurisprudenz, die des „freien 
Rechtes“ behandelt. Früher begründete das Naturrecht theoretiſch die Geſetze mit 
der „Vernunft“ und der „Natur“. Dann kam die hiſtoriſche Schule, die das jedes⸗ 
malige beſtehende Recht als gegeben hinnahm, das Machen der Geſetze der Politik 
überließ und den Juriſten zu einem bloßen Auslegungsapparat ohne eigene Meinung 
machte. Der Juriſt kümmert ſich nicht um die ſoziale Funktion der Rechtsinſtitute, 
ſteht den hinter der Rechtsheiligkeit liegenden wirtſchaftlichen Verhältniſſen ver⸗ 
ſtändnislos gegenüber und wird ſo zum blinden Werkzeug der Inſtitutionen des 
kapitaliſtiſchen Privatrechtes. Er klammert ſich an die ſtrikte Auslegung der Form; 
ſein Geſchäft iſt die logiſche Deduktion und Konſtruktion. Nun weiſen die Frei⸗ 
rechtler (Ehrlich, Stampe, Wurzel, Zittelmann, Rudolph Stammler) darauf hin, 
daß dieſe angebliche ſtrenge Logik nur Selbſtbetrug iſt; der Juriſt kann zwei ent⸗ 
gegengeſetzte Urteile gleich gut „juriſtiſch begründen“. Ein neuerſchienenes Werk 
„Der Kampf um die Rechtswiſſenſchaft“ von „Gnaeus Flavius“ (Dr. Th. Kantoro⸗ 
witſch), woran der Verfaſſer anknüpft, wirft der Jurisprudenz vor, ſie ſtecke noch 
in den Methoden der mittelalterlichen Scholaſtik, während die moderne Wiſſenſchaft 
(Wundt, Avenarius) auf die primäre Rolle des Willens bei den Denkakten hin⸗ 
gewieſen habe. Die Freirechtler wollen den Richter von dem toten Buchſtaben des 
Geſetzes freimachen. Während jetzt ſeine Neigungen und Anſchauungen in gleicher 
Weiſe mitreden, aber mit dem Vorwand der logiſchen Geſetzesinterpretation ge⸗ 
leugnet werden, ſoll ihm dafür offen das Recht zugeſtanden werden, die Geſetze 
nach eigener Anſicht auszulegen, zu ergänzen und abzuändern. Die hauptſächlichſte 
Unzulänglichkeit des heutigen formellen Rechtes zeigt ſich auf dem Gebiete des 
Arbeiterrechtes; dies iſt natürlich, da ſich darin eine neue werdende Welt zeigt, zu 
der der juriſtiſche Ausdruck der alten Welt nicht paßt. In Zeiten geſellſchaftlicher 
Umwälzung tritt immer die Rechtstheorie in den Vordergrund. Den ſozialen Ge⸗ 
ſetzen, aus gegenſeitigen Kämpfen und Kompromiſſen geboren, fehlt die einheitliche 
klare Geſchloſſenheit der alten Geſetzbücher, die von Juriſten geſchaffen wurden. 
Neue Rechtsgrundſätze ſind darin ſtückweiſe niedergelegt, ohne daß ihr Geltungs⸗ 
bereich gegenüber anderen Grundſätzen abgegrenzt wurde. Darauf gründen die 
Freirechtler ihre Forderung. Die offizielle Jurisprudenz verhält ſich zu einer Lehre, 
die behauptet, daß die Juriſtenlogik im Dienſte des Intereſſes ſtehe, ſelbſtverſtändlich 
ablehnend; wir Sozialdemokraten können ſie mit Genugtuung begrüßen. Allerdings 
mit Vorſicht in der Praxis; in einem Lande wie Deutſchland wäre es für das 
Proletariat verhängnisvoll, wenn den Richtern eine freiere Stellung gegenüber den 
Geſetzesbuchſtaben eingeräumt würde. In demokratiſchen Ländern, wenn dafür ge⸗ 
ſorgt würde, daß die Richter aus allen Klaſſen ſtammten, wäre eine freiere Stellung 
der Richter für die Arbeiterklaſſe wertvoll. f 

Max Winter gibt in einem Aufſatz „Der Böhmerwäldler als Lohndrücker“ 
eine ausführliche und ergreifende Schilderung der Armut und der elenden Lage 
der in dem Frondienſt des Fürſten Schwarzenberg ſchuftenden Holzknechte des 
Böhmerwaldes, die als Lohndrücker nach Bayern zu ziehen genötigt ſind und dort 
mitunter mit Meſſerſtichen empfangen werden. 

Joſef Steiner gibt in „Die Lehren eines Generalſtreiks“ eine kritiſche Be⸗ 
ſchreibung der Ereigniſſe in Draveil⸗Vigneux, von denen er Augenzeuge war. Er 
weiſt im einzelnen nach, wie die ſyndikaliſtiſchen Führer nichts taten, um die 
Demonſtrationen durch vorherige Organiſation wirkungsvoll zu machen, wie jede 
organiſatoriſche Fähigkeit ihnen fehlte und alles kopflos dem Zufall überlaſſen 
wurde. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Eint letzte Gelegenheit. 
Berlin, 31. Oktober 1908. 

Seit dem Immediatbericht, den Bismarck vor gerade zwanzig Jahren, 
nachdem Geffcken Bruchſtücke aus den Tagebüchern des Kaiſers Friedrich ver⸗ 
öffentlicht hatte, an den gegenwärtigen Kaiſer richtete, um deſſen Vater als 
halben Landesverräter zu denunzieren, hat die Monarchie in Deutſchland nicht 
wieder einen ſo erſchütternden Stoß erhalten, wie durch die Veröffentlichung 
eines engliſchen Blattes über die Unterhaltung, die ein engliſcher Diplomat 
mit Wilhelm II. gepflogen haben will. 

Die angekündigte amtliche Kundgebung über den Inhalt dieſer Unterhaltung 
iſt bis heute noch nicht erfolgt, und es muß deshalb abgewartet werden, ob 
die Außerungen des Kaiſers in der Tat ſo gefallen ſind, wie der engliſche 
Diplomat angibt. Kein offizielles oder offiziöſes Dementi vermag aber mehr 
die Wirkung des furchtbaren Schlages aufzuheben, der die deutſche Diplomatie 
betroffen hat. Sie ſteht heute in demſelben Rufe, den ſie in den Tagen von Jena, 
in den Tagen der Haugwitz und Luccheſini genoß, und wenn aus Gründen 
der Billigkeit einſtweilen unentſchieden bleiben muß, ob der Kaiſer das geſagt 
hat, was er geſagt haben ſoll, ſo fällt aus Gründen der Politik viel ſchwerer 
ins Gewicht, daß weder im Aus⸗ noch im Inland irgend ein Politiker daran 
zweifelt, daß der Kaiſer ſo geſprochen haben kann. Dieſe Kennzeichnung der 
Politik, die von dem offiziellen Deutſchland betrieben wird, verlöre nichts von 
ihrer Wucht, ſelbſt wenn ſich herausſtellen ſollte, daß die Unterhaltung des Kaiſers 
mit dem engliſchen Diplomaten überhaupt nicht ſtattgefunden hätte, ſondern von 
einem Todfeind des Kaiſers mit raffinierter Bosheit erfunden worden wäre. 

Die Einzelheiten der kaiſerlichen Außerungen ſind in der Tagespreſſe ſo 
eingehend mitgeteilt und erörtert worden, daß ſie hier nicht nochmals auf⸗ 
gezählt zu werden brauchen. Um ſeine freundliche und friedliche Geſinnung 
gegenüber England zu bekunden, hat der Kaiſer angeblich Tatſachen mitgeteilt, 
die die deutſche Diplomatie in den Ruf äußerſter Treuloſigkeit und Un⸗ 
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zuverläſſigkeit alen müſſen, wobei das Mittel dem Zwecke ſo vortrefflich 1 
angepaßt war, daß die engliſche Preſſe die dargebotene Hand der Verſöhnung 
in einer Weiſe zurückweiſt, die der Kaiſer, der ſchon die früheren Zweifel diejer. 
Preſſe an ſeiner Freundſchaft für England als Beleidigung empfunden hat, 


als ſchwerſte Ehrenkränkung empfinden wird. Am höflichſten iſt noch jene 


engliſche Zeitung, die an den freundlichen Geſinnungen des Kaiſers nicht 
zweifeln will, aber hinzufügt, auf dieſe Geſinnungen käme es nicht an, ſondern 
auf die Geſinnungen des deutſchen Volkes, und von deſſen Geſinnungen ſage 
der Kaiſer ja ſelbſt, daß ſie gegen England feindſelig ſeien. 

Dieſe höflichſte Kritik iſt nun freilich auch die treffendſte Kritik. Von allem 
Unglaublichen, das der Kaiſer geſagt haben ſoll, iſt in jedem Sinne das Un⸗ 
glaublichſte ſeiner Behauptung, die mittleren und unteren Schichten der deutſchen 
Nation hegten feindſelige Geſinnungen gegen England. Wir zweifeln ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht daran, daß der Kaiſer dieſe Tatſache für richtig hält, aber 
es würde dann im monarchiſchen Intereſſe liegen, daß die Höflinge, die ihm 
dieſe Tatſache als richtig mitgeteilt haben, ſchleunigſt den erſten beſten Galgen 
zierten. Insbeſondere die deutſche Arbeiterklaſſe, die ja wohl unter den „unteren 
Schichten des Volkes“ verſtanden ſein ſoll, hegt durchaus freundſchaftliche 
Gefühle für England, ſie verwirft einen Krieg zwiſchen Deutſchland und Eng⸗ 
land als das ärgſte Verbrechen an der Ziviliſation, worin ſie mit der eng⸗ 
liſchen Arbeiterklaſſe durchaus einig iſt. Die herrſchenden Klaſſen in England, 
auch ſoweit ſie Deutſchland haſſen, ſind aber viel zu nüchterne und praktiſche 
Politiker, als daß ſie in dem Einvernehmen der deutſchen und engliſchen 
Arbeiter nicht die ſicherſte Bürgſchaft des Friedens ſehen ſollten, und wenn 
der Deutſche Kaiſer ihnen nun die feindſelige Geſinnung des deutſchen Prole⸗ 
tariats anzeigt, aber dafür ſeine freundſchaftliche Geſinnung hervorhebt, ſo 
begreift man, wenn ſie ihm antworten: um ſo ſchlimmer, wenn uns diejenigen 
Schichten der deutſchen Nation haſſen, auf die es ankommt, denn dann müſſen 
wir ja erſt recht gegen Deutſchland rüſten. 

Unter allen untauglichen Mitteln, die der Kaiſer angeblich angewandt, um 
England zu verſöhnen, war dies das weitaus untauglichſte; es zeigt in höchſt 
betrübender Weiſe — immer vorausgeſetzt, daß die Außerungen des Kaiſers 
ſo getan worden ſind, wie ſie der anonyme engliſche Diplomat berichtet —, 
wie ſehr der Kaiſer alles Augenmaß verloren hat für die tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe und Vorkommniſſe in dem großen Lande, deſſen Geſchicke er nach ſeinem 
eigenherrlichen Willen kraft eines göttlichen Rechtes zu leiten beanſprucht. Allein 
ſo betrübend die Tatſache ſein mag, ſo ſind wir doch weit entfernt davon, in 
das Geſchrei des Schmerzes und der Wut einzuſtimmen, das die bürgerliche Preſſe 
darüber anſtimmt, mit der einzigen Ausnahme der blockfreiſinnigen Preſſe, die, 
da der Ordenstag herannaht, wo am Ende wieder ein paar rote Vöglein vierter 
Güte abfallen können, ſich in würdevolles Schweigen zu hüllen für gut befindet. 
In gewiſſer Hinſicht haben wir freilich auch unſeren Spaß an dem Entrüſtungs⸗ 
ſturm, der durch die bürgerliche Preſſe fegt, indem wir uns die verdutzten 
Geſichter der Staatsanwälte vorſtellen, denen urplötzlich ihre Lieblingswaffe 
des Majeſtätsbeleidigungsparagraphen aus der Hand gewunden wird, aber 
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im allgemeinen läßt uns der ganze Spektakel überaus kalt, und wir begnügen 
uns, den Spektakelmachern zu ſagen: Du haſt's gewollt, Georges Dandin! 
Denn an der gänzlichen Entfremdung des Kaiſers von dem wirklichen Leben 
der Nation tragen gerade dieſelben Leute die größte, ja die alleinige Schuld, 
die jetzt über die Früchte dieſer Entfremdung nicht genug zu jammern wiſſen. 
Ohne Zweifel iſt Wilhelm II. ein begabter und fleißiger Mann, der den 
Pflichten ſeines Berufs nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gerecht zu werden 
ſucht; er iſt darin nicht weniger, aber auch nicht mehr, als Tauſende und 
Hunderttauſende von anderen begabten und fleißigen Männern. Allein mit 
dieſem Mann, der in keiner Weiſe ein ehrenwertes Mittelmaß überſchreitet, iſt 
nunmehr eine lange Reihe von Jahren ein Götzendienſt getrieben worden, 
wie ihn gleich ſchmählich und widerwärtiger ſelbſt das kaiſerliche Rom, ja nicht 
einmal das kaiſerliche Byzanz geſehen hat. Wahrhaftig, die Wilden, die einen 
Holzblock zu ihrem Götzen machen und ihn dann prügeln, weil er nicht zaubern 
kann, ſind in ihrer waldurſprünglichen Naivität entſchuldbarer als dieſe 
Zeitungen, die jahrzehntelang den Kaiſer als ein unvergleichliches Genie ums 
ſchmeichelt haben, obgleich die Bildung, womit ſie einherprunken, ihnen ſagen 
mußte, daß eine ſo ſyſtematiſche Kriecherei vor einem Menſchen von Fleiſch 
und Blut, mag er noch ſo gut geartet ſein, eben jene Entfremdung von der 
rauhen Wirklichkeit zeitigen muß, deren Folgen ſie nun ſo ſehr beklagen. 
Dem Großoheim des Kaiſers hat einmal ein furchtloſer Mann geſagt: Es 
iſt das Unglück der Könige, daß ſie die Wahrheit nicht hören wollen. Friedrich 
Wilhelm IV. ſpann ſich allerdings gefliſſentlich in romantiſche Nebel, um die 
Wahrheit nicht zu hören, der gegenwärtige Kaiſer will als ein moderner Menſch 
die Wahrheit hören, aber ſein Unglück iſt, daß er auf keinen Menſchen ſtößt, 
der ihm die Wahrheit zu ſagen wagt. Wir ſprechen nicht von den Höflingen: 
dieſe Sippe iſt immer und überall dieſelbe. Andere aber und höhere Anſprüche 
muß man an die Miniſter ſtellen, und mit ihnen iſt Wilhelm II. ſo unglücklich 
daran, wie keiner ſeiner Vorgänger. Selbſt Manteuffel hat als Leiter der 
preußiſchen Politik gegen Friedrich Wilhelm IV. ein ſteiferes Rückgrat gehabt, 
als Bülow gegen Wilhelm II. In der preußiſch⸗deutſchen Geſchichte iſt nie 
ein Miniſter auf ſo häufige und für einen Mann ſo leicht zu beſtehende 
Proben geſtellt worden, ob er ſeine politiſche Würde höher ſtellt als ſein 
politiſches Amt, aber einſtweilen hat die Welt nur die Dauerhaftigkeit an 
dem miniſteriellen Daſein des Fürſten Bülow zu bewundern gehabt. 
| Es lohnt ſich nicht, darüber zu rätſeln, ob und wie er dieſe neueſte Probe 
beſtehen wird. Denn im letzten Grunde iſt auch Fürſt Bülow nicht der 
Schuldige. Über ſeinen Schatten kann er ſo wenig ſpringen wie ſonſt ein 
Menſch, und wenn er den Reichstag in Fragen der auswärtigen Politik mit 
feuilletoniſtiſchen Schaumſchlägereien abſpeiſt, ſo kann er ſich darauf berufen: 
Ein Schelm gibt mehr als er hat. Aber daß der Reichstag ſich mit ſolchen 
Schaumſchlägereien abſpeiſen läßt in Fragen, für deren richtige Behandlung 
das Volk mit ſeinem Gut und Blut aufkommen muß, das iſt der eigentliche 
Grund des Übels, und viel vernünftiger als das heimliche oder laute Räſo⸗ 
nieren über den Kaiſer wäre die Aufforderung an den Reichstag, die günſtige, 
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in ſolcher Weiſe niemals wiederkehrende Gelegenheit zu benutzen und ſich endlich 
den entſcheidenden Einfluß auf die äußere und die innere Politik zu ſichern, 
der weder dem Kaiſer noch dem Kanzler, ſondern der Volksvertretung gebührt. 
Sicherlich iſt auch das parlamentariſche Regime eine ſehr menſchliche Ein⸗ 
richtung, und wir am wenigſten ſind ſeine unbedingten Bewunderer, aber alles 
was recht iſt: Dinge, wie wir ſie eben jetzt erleben, wären einfach unmöglich, 
wenn ein Parlament, und ſei es auch der deutſche Reichstag in ſeiner gegen⸗ 
wärtigen Verfaſſung, die Zügel der Politik in der Hand hätte. 

So iſt es eine letzte, vielleicht die letzte Gelegenheit, die dem deutſchen 
Parlamentarismus ermöglicht, ein Stück wirkliche Macht zu erobern. Auf der 
einen Seite ein Tiefſtand der deutſchen Diplomatie, wie er ſich nicht einmal 
mit den Brandenburg und Manteuffel von Olmütz, ſondern nur mit den 
Haugwitz und Luccheſini von Jena vergleichen läßt, auf der anderen Seite 
die Forderung, dem Volke jährlich eine halbe Milliarde neuer Steuern auf⸗ 
zuerlegen, um dieſer Diplomatie neue ungeheure Machtmittel in die Hand zu 
geben. Wir möchten dem Reichstag nicht mehr zumuten, als ſein ſchwacher Leib 
vertragen kann, aber wenn er nicht den Bankrott durch den Bankrott zu heilen 
weiß, wenn er die Bewilligung neuer Steuern nicht mindeſtens davon abhängig 
macht, daß ihm das ausſchließliche Recht zugebilligt wird, über Krieg und Frieden 
zu entſcheiden, ſo wird er ein Bild des Jammers ſein, das ſelbſt in der Ge⸗ 
ſchichte des bürgerlichen Parlamentarismus nicht ſeinesgleichen finden mag. 

Ob ſich der Reichstag zu einer halbwegs mannhaften Haltung aufraffen 
oder nach einigem unſchädlichen Räſonieren wieder durch ſchöne Redensarten 
des Fürſten Bülow beſchwichtigen laſſen wird, das müſſen wir natürlich 
dahingeſtellt ſein laſſen. Von unſerem Parteiſtandpunkt aus können wir uns 
mit dem einen abfinden und mit dem anderen auch. Den Wind hat kein 
Aolus in ſeinem Schlauche, der nicht ſo oder ſo der revolutionären Entwick⸗ 
lung der Arbeiterklaſſe etwas Gutes zublieſe. Nur den dringenden Wunſch 
haben wir, daß der gegenwärtige Lärm der bürgerlichen Preſſe nirgends irr⸗ 
tümlich aufgefaßt wird. Bleibt es bei den offenen oder verſteckten Malicen an 
die Adreſſe des Kaiſers, und wenn ſie gleich zentnerweiſe produziert werden, ſo 
iſt damit nicht das geringſte an der Lage der Dinge geändert. Kommt es zu 
nicht mehr, ſo geht es in immer ſchnellerem Galopp hinab nach Jena; will man 
die raſende Fahrt hemmen, ſo muß man ſchon dem Wagen des Phaethon die 
Speichen zerſchlagen. e 


Reform und Revolution. 


Sine Antwort von K. Kautskpy. 
1. Jlloyalität und metaphßſik. / 

Profeſſor Schulze⸗Gävernitz hat jüngſt einen Klageruf darüber ausgeſtoßen, 
daß „der reviſioniſtiſche Flügel der ſozialiſtiſchen Partei zurzeit“ eines Theo⸗ 
retikers wie einer Theorie „entbehrt“. Er richtet ſeine Blicke auf Mauren⸗ 
brecher, der dieſem Mangel abhelfen könnte. 

Das iſt nach zehn Jahren Reviſionismus ein etwas klägliches Bekenntnis 
eines ſeiner Gönner. Die Bernſtein und David, die Schippel und Tugan⸗ 
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Baranowsky, ſie werden von der bürgerlichen Wiſſenſchaft — Pardon, von 
der Wiſſenſchaft — als unfähig fallen gelaſſen. Maurenbrecher ſoll nun leiſten, 
was jene nicht vermocht. 

Am guten Willen dazu wird es ihm ſicher nicht fehlen. Ein Pröbchen 
ſeiner Leiſtungsfähigkeit aber legt er ab in dem offenen . den er an 
mich zu richten ſich gedrängt fühlte. 

Meine Erwiderung ſoll nicht die gleiche Form einer e Anſprache 
tragen. Wogegen ſich Maurenbrecher wendet, das iſt ja nicht irgend eine be⸗ 
ſondere, individuelle Anſchauung, die ich allein vertrete, ſondern der Stand— 
punkt der großen Mehrheit der Partei. In der Tat kritiſiert Maurenbrecher 
in ſeinem Briefe nicht bloß mich, ſondern auch Bebel und Engels, und an 

anderer Stelle ſagte er ſelbſt, er habe eine Kriegserklärung gegen die geſamten 
Marxepigonen losgelaſſen. Wir haben alle Urſache, anzunehmen, daß er uns 
nicht deswegen angreift, weil wir bloße Epigonen ſeien, ſondern vielmehr des⸗ 
wegen, weil wir Schüler von Marx ſind und nicht Nachtreter irgend eines 

Sozialreformers unſerer Zeit. 

Mir perſönlich gilt nur der Vorwurf der Illoyalität, deren ich mich da⸗ 
durch ſchuldig gemacht haben ſoll, daß ich gegen Maurenbrecher auf einen 
bloßen Verſammlungsbericht hin polemiſierte. Verſammlungsberichte ſeien 
doch unzuverläſſig. 

Das letztere ſtimmt, und ebenſo iſt es unleugbar, daß ein Redner nicht 
immer gleich jeden Irrtum eines Berichterſtatters berichtigen wird. 

Maurenbrecher vergißt jedoch eine Kleinigkeit: Die Rede, die er am 
25. September in Sorau und dann am 27. in Forſt hielt, und über die unſer 
Cottbuſer Organ am 29. berichtete, war keine gewöhnliche Agitationsrede, 
ſondern, nach Maurenbrecher ſelbſt, eine Kriegserklärung gegen eine er: 
hebliche Anzahl Parteigenoſſen. Wer eine ſolche Kriegserklärung losläßt, der 
hat ſelbſt die Pflicht, dafür zu ſorgen, daß ſie den Genoſſen in richtiger Form 
mitgeteilt werde. Maurenbrecher war verpflichtet, entweder ſelbſt die Korrektur 
des Berichtes über ſeine Rede zu leſen, wozu ausreichend Zeit war, oder, 
wenn er dazu keine Gelegenheit hatte, etwaige Unrichtigkeiten des Berichtes, 
nachdem er erſchienen war, richtigzuſtellen. Am 5. Oktober ging mein Artikel 
in Druck. Bis dahin war nicht die mindeſte Einwendung gegen den Bericht 

durch Maurenbrecher erfolgt, obwohl faſt die ganze Tagespreſſe auf ihn re⸗ 
agiert hatte. Wenn nun jetzt Maurenbrecher von uns verlangt, daß wir das 
zu tun hätten, was er verſäumt, und uns darum kümmern ſollten, ob der Be⸗ 
richt genau ſei oder nicht; und wenn er das Unterlaſſen dieſer Vorſorge zu 
einem Mangel an Loyalität ſtempelt, ſo bezeugt das, gelinde geſagt, eine 
etwas ſonderbare Auffaſſung. Dieſe wird noch ſonderbarer, wenn man er⸗ 
wägt, daß Maurenbrecher tatſächlich auch jetzt noch nichts gegen den Bericht 
vorbringt, was die Richtigkeit meiner Kritik in irgend einer Weiſe be— 
einflußte. 

Mehr als ſonderbar aber iſt es, wenn Maurenbrecher meinen angeblichen 
Mangel an Loyalität zu einem Merkmal der Richtung, der ich angehöre, zu 
ſtempeln ſucht. In dem Lager, in dem er augenblicklich ſteht, hat man am 
allerwenigſten Urſache, ſich über mangelnde Loyalität anderer zu beſchweren. 
Hält es Maurenbrecher für loyal, daß man Treppengeſpräche belauſcht und 
zu ehrenkränkenden öffentlichen Angriffen gegen Kameraden benutzt? Hält er 
es für loyal, wenn man einen Berliner Stadtverordneten auffordert, er ſolle 
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Material gegen ſeine Kollegen liefern, und wenn man dieſes bereitwillig, aber 
ohne deren Vorwiſſen und ohne Gewähr für die Richtigkeit gegebene Material 
in der Weiſe verwendet, daß man eine Reihe von Genoſſen grundlos, aber 
entſchieden der Lüge zeiht? Hält er es für loyal, wenn Teilnehmer an einer 


Sitzung über dieſe falſche Berichte erſtatten, nach deren Richtigſtellung den 


entſtellten Bericht wiederholen und die Mitteilung jeder weiteren Richtigſtellung 
an Hörer und Leſer der Berichterſtattung hintertreiben? 

Und iſt es loyal von Maurenbrecher ſelbſt, wenn er höhnend darauf hin⸗ 
weiſt, daß ich dem Verſammlungsleben fernſtehe? Er weiß ganz wohl, aus 


welchen Gründen das geſchieht und daß die Urſache davon nicht mangelnder | 


Eifer für die Partei iſt. Der jo feinfühlige, auf Loyalität jo erpichte Mauren: 
brecher möge gefälligſt vor der eigenen Türe kehren. 

Neben der „Illoyalität“ iſt es meine politiſche „Metaphyſik“, an der er 
Anſtoß nimmt. Ich will das Wort gern gelten laſſen, wenn Maurenbrecher 
mit Metaphyſik alles bezeichnen will, was jenſeits des Bereichs ſeines Er⸗ 
kenntnisvermögens liegt. Der Unterſchied zwiſchen Einzelabſtimmung und 
Geſamtabſtimmung beim Budget iſt ihm noch immer nicht klar geworden. 
Das Budget, meint er, ſei ein Geſetz wie jedes andere auch; jedes Geſetz ſei 
ein Vertrauensvotum für die Regierung, jedes vermehre ihre Macht. Führe 
man die Verpflichtung ein, das Budget abzulehnen, dann müſſe man jedes 


Geſetz ablehnen, habe man im Parlament nichts mehr zu ſuchen. Es ſei nur 


inkonſequent von mir, wenn ich dem Beiſpiel der „Jungen“ von 1890 und 
Liebknechts von 1869 nicht folge und nicht die Parole ausgebe: Heraus aus 
den kompromiſſelnden Parlamenten! 

Mit dem letzteren Hinweis iſt Maurenbrecher etwas unvorſichtig. Er be⸗ 
zeugt damit, daß die „Inkonſequenz“, die er mir vorwirft, ſo ziemlich ebenſo 
alt iſt wie unſere Partei ſelbſt — Liebknecht war 1867 in den Reichstag ge⸗ 
wählt worden und blieb drin trotz ſeiner Rede von 1869. 


Der Satz, auf den ſich Maurenbrecher zum Beweis für den Antiparla⸗ 


mentarismus Liebknechts bezieht, ſtht in deſſen Broſchüre „Über die politiſche 
Stellung der Sozialdemokratie“. Im Jahre 1889 gab Liebknecht eine neue 
Auflage heraus und bezeichnete da im Vorwort diejenigen als „unverbeſſer⸗ 
liche Kindsköpfe“, die ſie gegen ihn zitierten, wie es die „Jungen“ damals zu 
tun begannen und die Anarchiſten ſchon Jahre hindurch taten. 

Ich werde mich natürlich nicht eines ſo ſchlechten Tones ſchuldig machen, 
aber etwas Ahnliches kam mir in den Sinn, als ich ſah, welcher Art die 
„politiſche Phyſik“ iſt, die Maurenbrecher unſerer „politiſchen Metaphyſik“ 
entgegenſetzt. 

Wer ſagt denn Maurenbrecher, daß ein Budget ein Geſetz ſei wie jedes 
andere? Schon der Sprachgebrauch macht einen Unterſchied. Budgets werden 
bewilligt, Geſetze gemacht. Das Budget wird eben ſtets von der Regierung 


vorgelegt, ein Geſetz kann auch der Initiative des Hauſes entſpringen. Lehnt 


das Parlament das Budget ab, ſo bedroht es damit ſtets das Fortwirken 
des Staatsorganismus. Die Ablehnung eines Geſetzes braucht nicht dieſe 
Konſequenz nach ſich zu ziehen. Ein Budget wird ſtets nur für einen beſtimmten 
Zeitraum bewilligt, in der Regel für ein Jahr; nur in ſehr rückſtändigen 
Ländern, wie Bayern, für zwei Jahre. Geſetze dagegen, die nicht Ausnahms⸗ 
geſetze ſind, werden für unbeſtimmte Zeit gemacht, für ſo lange, bis ſie wieder 
aufgehoben werden, es ſei denn, daß ſie einem beſonderen Zweck dienen, wo 
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fie ſo lange gelten, bis dieſer Zweck erreicht iſt, wie zum Beiſpiel ein Geſetz 


über den Bau einer Eiſenbahn oder eines Kanals. 


Das Budget wird, das es regelmäßig nur für einen kurzen Zeitraum gilt, 


ſchon dadurch nur der jeweiligen Regierung bewilligt. Ein Geſetz iſt dagegen 
in der Regel darauf berechnet, die verſchiedenſten Regierungen zu überleben. 


Das Budget enthält ferner die Zuſammenfaſſung aller Einnahmen und materiellen 


Machtmittel, die der Regierung zur Verfügung geſtellt werden. Ein Geſetz 


dagegen braucht keineswegs der Regierung Macht zu verleihen, es kann im 
Gegenteil die Macht der Regierung einſchränken, Rechte für die Volksmaſſen 
feſtſetzen, oder es kann der Regierung Macht bloß gegen die herrſchenden 
Klaſſen, nicht gegen die beherrſchten gewähren. Ein Arbeiterſchutzgeſetz, dem 
unſere Partei zuſtimmt, gibt der Regierung wohl neue Befugniſſe, es ſtärkt 
ſie aber nur gegenüber den Unternehmern. Im ſchlimmſten Falle wird es nicht 
ausgeführt, bleibt es auf dem Papier, aber es kann nicht zur Schädigung der 
Arbeiterklaſſe benutzt werden. 

Andererſeits wird man von Geſetzen, die das allgemeine, gleiche, geheime 
und direkte Wahlrecht oder volle Preß⸗, Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit 
feſtſetzen, nicht behaupten wollen, daß ihre Durchſetzung ebenſo wirke wie die 
Bewilligung eines Budgets, daß ſie ebenſo wie dieſes die Gewäh riet von 
Machtmitteln für die Regierung bedeute. 

Man ſieht, es verrät ſonderbare Anſichten von den Funktionen der Geſetz⸗ 
gebung, wenn man behauptet, ſobald wir das Budget einer gegneriſchen Re⸗ 
gierung prinzipiell ablehnten, müßten wir prinzipiell jedes Geſetz ablehnen. 
Maurenbrecher kann ſich den Parlamentarismus offenbar nicht anders vor⸗ 
ſtellen, als wie ihn die bürgerlichen Parteien Deutſchlands tatſächlich betreiben, 
als Feigenblatt des Abſolutismus, als Hilfsmittel der Regierungen, die dann 
den einzelnen Parteien zur Belohnung für geleiſtete Dienſte hie und da ein 
Trinkgeld zuwerfen. Daß der Parlamentarismus groß wurde im Kampfe 
gegen die Regierungen, daß er das dem revolutionären Bürgertum am beſten 
entſprechende Mittel der Einſchränkung der Macht der Regierungen dar⸗ 
ſtellte, daß die Budgetverweigerung dabei eine hervorragende Rolle ſpielte, 


daß ſie die höchſte Kraftäußerung des Parlamentarismus bedeutet und das 
gerade Gegenteil iſt von Antiparlamentarismus, daß die geſetzgeberiſche Kraft 


der Parlamente aus ihrer Macht der Budgetverweigerung hervorgeht — das 
ſcheinen Maurenbrecher böhmiſche Dörfer zu ſein oder, wie ſich unſer Belehrer 
des Proletariats gelehrt ausdrückt, „politiſche Metaphyſik“. Es könnte ja 
recht heiter werden, wenn er einmal in die Lage verſetzt würde, ſeine politiſche 
Phyſik in irgend einem Parlament praktiſch anzuwenden. 

Das dürfte genügen, die Maurenbrecherſche Weisheit zu beleuchten. 

Indes entwickelt er neben ſeinen beſonderen Anſichten noch einige, die 
ſchon öfter von verſchiedenen Seiten geäußert wurden, Naumann, Friedeberg, 
Tugan⸗Baranowsky und anderen. Maurenbrecher gibt mir Veranlaſſung, einige 
dieſer Anſichten zu erörtern. : 


2. Die Prophezeiung der Revolution. 


Außer Illoyalität und politifcher Metaphyſik wirft mir Maurenbrecher 
vor, daß ich die Revolution prophezeie. Bei dieſem Punkte möchte ich länger 
verweilen, weil über unſere „Prophezeiungen“ die ſonderbarſten Anſchauungen 
im Schwange ſind. Ich ſage unſere Prophezeiungen, denn ich befinde mich 
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hier in beſter Geſellſchaft. Maurenbrecher ſelbſt nimmt neben mir Engels 
und Bebel vor. Er hätte auch noch gegen Marx die Anklage revolutionärer 
Prophezeiungen erheben können. 

Er wirft uns vor, daß wir immer die Revolution für einen beſtimmten 
Zeitpunkt prophezeiten und die Prophezeiung nie in Erfüllung gegangen ſei. 

„Sie ſelbſt, verehrter Genoſſe, ſind regelmäßig, wenn Sie eine nun endlich 
doch wieder kommende revolutionäre Periode glaubten vorausſagen zu können, 
durch die hiſtoriſche Erfahrung gründlich enttäuſcht worden. Denken Sie nur an 
die Artikelſerie „Allerhand Revolutionäres“ zu Beginn der ruſſiſchen Revolution 
und an das Vorwort zur Ethik.“ 


Glaubt Maurenbrecher wirklich, daß ich dort etwas geſagt habe, was ich 
heute Bedenken tragen würde, zu wiederholen? 

Im Vorwort zur „Ethik“ ſchrieb ich: 

Wir gehen einer Periode entgegen, in der, wer weiß wie lange, für jeden 
Sozialdemokraten ruhiges Arbeiten ausgeſchloſſen, unſer Wirken ein ſteter Kampf 
fein wird. . . . Gerade jetzt ſind die Schergen des Zarismus eifrig an der Arbeit, 
es den Albas und Tillys der Religionskämpfe des ſechzehnten und ſiebzehnten Jahr⸗ 
hunderts gleichzutun — nicht an militäriſchen Großtaten, ſondern an brutaler Mord⸗ 
brennerei. Die weſteuropäiſchen Verfechter der Kultur und Ordnung und ſonſtiger 
heiligſten Güter der Menſchheit begrüßen das begeiſtert als die Wiederherſtellung 
geſetzlicher Zuſtände. Aber ſo wenig es den Söldnern der Habsburg gelang, trotz 
zeitweiſer Erfolge, Norddeutſchland und Holland wieder katholiſch zu machen, wird 
es den Koſaken der Romanoffs gelingen, das Regime des Abſolutismus wieder⸗ 
herzuſtellen. Er hat noch die Kraft, ſein Land zu verwüſten, nicht mehr aber die, 
es zu regieren. 

„Auf jeden Fall iſt die ruſſiſche Revolution noch lange nicht zu Ende — ſie 
dürfte nicht enden, ſolange die Bauern Rußlands nicht befriedigt ſind. Je länger 
ſie dauert, deſto größer aber die Erregung der Proletariermaſſen Weſteuropas, deſto 
näher die Gefahr finanzieller Kataſtrophen, deſto wahrſcheinlicher, daß auch in 
Weſteuropa eine Ara akuteſter Klaſſenkämpfe beginnt.“ 


Was iſt an dieſen Worten, geſchrieben im Januar 1906, deſſen ich mich 
zu ſchämen hätte? Glaubt etwa Maurenbrecher, die ruſſiſche Revolution ſei 
zu Ende, in Rußland herrſchten wieder normale Verhältniſſe? Und iſt nicht, 
ſeitdem ich obige Zeilen geſchrieben, tatſächlich die ganze Welt in einen Zu⸗ 
ſtand der größten Unruhe geraten? 

Und nun erſt meine „mißglückte Prophezeiung“ im Artikel „Allerhand 
Revolutionäres“. Ich polemiſierte damals gegen Lusnia, der für ausgeſchloſſen 
erklärte, daß ein Krieg um Korea zur Revolution führe, und meinte, es ſei 
eine Überſchätzung, wenn ich ſagte, die ruſſiſchen Arbeiter ſeien ein viel reellerer 
politiſcher Faktor als die engliſchen. Darauf erwiderte ich im Anfang Februar 
1904, zu Beginn des Ruſſiſch⸗Japaniſchen Krieges: 

„Kein Zweifel, die ökonomiſche Entwicklung Rußlands ſteht weit hinter der 
Deutſchlands oder Englands zurück, und ſein Proletariat iſt weit ſchwächer und 
unreifer als etwa das deutſche oder das engliſche. Aber alles iſt relativ, auch die 
revolutionäre Kraft einer Klaſſe.“ 


Ich zeigte dann, aus welchen Gründen das Proletariat Rußlands damals 
eine außergewöhnliche revolutionäre Kraft beſaß und führte weiter aus: 


„Der Kampf wird um ſo raſcher zuungunſten des Abſolutismus entſchieden 
ſein, je energiſcher Weſteuropa ihm ſeine Hilfe verſagt. Dahin zu wirken, das 
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Zarentum ſoviel wie nur möglich zu diskreditieren, iſt heute eine der wichtigſten 
Aufgaben der internationalen Sozialdemokratie. 

„Indes, trotz aller wertvollen Freundſchaften in Weſteuropa wächſt die Be⸗ 
drängnis des Selbſtherrſchers aller Reußen zuſehends. Der Krieg mit Japan kann 
den Sieg der Revolution in Rußland gewaltig beſchleunigen. ... Was ſich nach 
dem Ruſſiſch⸗Türkiſchen Kriege ereignete, würde ſich diesmal in verſtärktem Maße 
wiederholen: ein gewaltiges Aufflammen der revolutionären Bewegung.“ 

Nachdem ich das begründet, fuhr ich fort: 

„Eine Revolution in Rußland könnte zunächſt kein ſozialiſtiſches Regime be⸗ 
gründen. Dazu ſind die ökonomiſchen Verhältniſſe des Landes zu unreif. Sie 
könnte vorerſt nur ein demokratiſches Regime ins Leben rufen, hinter dem aber ein 
ſtarkes und ungeſtümes, nach vorwärts drängendes Proletariat ſtände, das ſich er⸗ 
hebliche Konzeſſionen erringen würde. 

„Ein ſolches Regime müßte auf die Rußland benachbarten Länder gewaltig 
zurückwirken. Einmal durch Belebung und Anfeuerung der proletariſchen Be⸗ 
wegungen daſelbſt, die dadurch den ſtärkſten Anſtoß erhielten, ihrerſeits einen Sturm 
auf die politiſchen Hinderniſſe einer wirklichen Demokratie — in Preußen zunächſt 
auf das Dreiklaſſenwahlſyſtem — zu unternehmen. Dann aber durch Entfeſſelung 
der mannigfaltigſten nationalen Fragen Oſteuropas.“ 


Das ſchrieb ich im Februar 1904. Im Oktober 1905 war die ruſſiſche 
Revolution zur Wirklichkeit und das Proletariat zu ihrem Vorkämpfer ge⸗ 
worden, und traten ſofort die Rückwirkungen auf die benachbarten Länder ein. 
In Oſterreich bekam der Wahlrechtskampf nun unwiderſtehliche Wucht und 
gelangte bald zum Siege, Ungarn geriet an den Rand wirklicher Inſurrektion, 
die deutſche Sozialdemokratie akzeptierte den Generalſtreik, warf ſich mit voller 
Kraft in den Wahlrechtskampf in Preußen, der bereits zu Straßendemon⸗ 
ſtrationen führte, wie ſie Berlin ſeit 1848 nicht geſehen. Gleichzeitig kamen 
die überraſchenden Hottentottenwahlen und der völlige Zuſammenbruch der 


deutſchen Demokratie. Wenn ich aber daneben eine Entfeſſelung der natio⸗ 


nalen Bewegungen Oſteuropas erwartet hatte, ſo wurden dieſe Erwartungen 
weit übertroffen durch das rapide Erwachen des geſamten Orients, in China, 
Indien, Agypten, Marokko, Perſien, der Türkei, was in den letzten beiden 
Ländern bereits zu ſiegreichen revolutionären Erhebungen führte. 

Und im Zuſammenhang damit haben wir eine ſtete Verſchärfung der inter⸗ 
nationalen Gegenſätze, die bereits zweimal, zuerſt wegen Marokkos, dann 
wegen der Türkei, Europa dicht an den Krieg führten. 

Wenn je eine „Zukunftsweisſagung“, falls man das Wort gebrauchen will, 
in Erfüllung gegangen iſt, jo iſt es dieſe, die das Kommen der ruſſiſchen 
Revolution und in ihrem Gefolge eine Ara geſteigerter politiſcher Unruhe und 
Verſchärfung aller ſozialen und nationalen Gegenſätze erwartete. 

Maurenbrecher weiß ſich freilich zu helfen. Daß meine Erwartung von 
1904 nicht eintraf, ſondern die Welt ſeitdem ſtillſtand, dafür hat er einen voll⸗ 
gültigen Beweis darin, daß ich in dieſer Zeit mein Buch über das „Chriſten⸗ 
tum“ verfaßte. Nächſtens wird er uns nachweiſen, die Zeit von 1789 bis 
1815 ſei eine Periode völliger politiſcher Ruhe geweſen, denn in dieſe Zeit 


fallen die beſten Werke Schillers, Goethes, Fichtes. 


Gewiß, ich will es nicht leugnen, die einſtweilige Niederſchlagung der 
ruſſiſchen Revolution habe ich nicht vorausgeſagt. Aber wenn jemand im 


Jahre 1846 die kommende Revolution von 1848 vorausſagte, irrte er damit, 


weil dieſe 1849 niedergeſchlagen wurde? 
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Sicher müſſen wir bei jeder großen Bewegung und Erhebung auch mit 
der Möglichkeit ihrer Niederſchlagung rechnen. Ein Tor, der ſich bei einem 
bevorſtehenden Kampf ſicher fühlt, den Sieg bereits in der Taſche zu haben. 


Wir können indes nur unterſuchen, ob wir großen, revolutionären Kämpfen 


entgegengehen. Das läßt ſich mit einiger Sicherheit erkennen. Über den Aus⸗ 
gang irgend eines dieſer Kämpfe läßt ſich dagegen im voraus nichts ſagen. 
Wir wären aber traurige Burſchen, ja direkte Verräter an unſerer Sache und 
unfähig zu jedem Kampf, wenn wir von vornherein von der Unvermeidlichkeit 
der Niederlage überzeugt wären, nicht mit der Möglichkeit des Sieges rechneten. 

Das Rechnen mit dem Siege iſt es, was Maurenbrecher mir vorwirft. 


Das Kommen der Revolution hatte ich vollſtändig richtig vorausgeſehen, aber 


ich ſagte nicht mit ihrem Kommen auch ſchon ihre Wechſelfälle voraus, ent⸗ 


mutigte nicht die Kämpfenden durch die Prophezeiung der Niederlage: das 


war nach Maurenbrecher ein großer Fehler. 

Er hat wohl das dringende Bedürfnis, ſicher zu gehen und ſich in einen 
Kampf nur dann einzulaſſen, wenn ihm der Sieg garantiert iſt. Eine Nieder⸗ 
lage kann er nicht vertragen. Das zeigte er 1903, wo er nach dem Wahl⸗ 
ausfall die Flinte ohne langes Überlegen ins Korn warf und ins Lager des 
Siegers überging. 

Dieſer Wahlausfall bewies übrigens, daß auch ein ſo vorſichtiger Politiker 
wie Maurenbrecher mit ſeinen Erwartungen und Prophezeiungen gründlich 
Schiffbruch erleiden kann. Er hatte ganz etwas anderes erwartet, ſonſt wäre 
er nicht als nationalſozialer Kandidat ins Feld gezogen. Und heute ſpöttelt 
er über angeblich nicht eingetroffene Erwartungen anderer! 

Neben mir müſſen Engels und Bebel herhalten. Maurenbrecher „weiß“, 
daß beide bei „ihren Zukunftsweisſagungen Anfang der neunziger Jahre noch 
immer mit einer ſolchen Situation, hervorgerufen durch einen Deutſch⸗Fran⸗ 
zöſiſch⸗Ruſſiſchen Krieg, glaubten rechnen zu können“, wobei als „eine ſolche 
Situation“ die „unmittelbar bevorſtehende deutſche Revolution“ bezeichnet 
wird, die ſich „nach dem Vorbild von 1792 im proletariſchen Sinne weiter⸗ 
treiben und überſtürzen laſſe“; und Maurenbrecher „weiß auch“, daß dieſe 
„Hoffnungen“ „tatſächlich Irrtümer und falſche Rechnungen“ waren. Der 
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Beweis für die verfehlten revolutionären Hoffnungen ſei in einem Briefe zu 


finden, den Engels an Sorge richtete (24. Oktober 1891): 
Was finden wir dort? Engels ſchreibt: 


„Trotz der ruſſiſchen Hungersnot wird die Kriegsgefahr größer. Die Ruſſen 
wollen die neue franzöſiſche Allianz raſch und gründlich diplomatiſch ausbeuten, 
und obgleich ich überzeugt bin, daß die ruſſiſche Diplomatie keinen Krieg will und 
die Hungersnot ihn blödſinnig erſcheinen laſſen würde, ſo können doch militäriſche 
und panſlawiſtiſche (jetzt von der ſehr ſtarken induſtriellen Bourgeoiſie) behufs 
Markausdehnung unterſtützte Strömungen das Oberwaſſer bekommen und ebenſo 
in Wien, Berlin oder Paris Dummheiten paſſieren, die den Krieg zum Ausbruch 
bringen. Über dieſen Punkt haben Bebel und ich korreſpondiert, und wir ſind der 
Anſicht, daß, wenn die Ruſſen Krieg mit uns anfangen, die deutſchen Sozialiſten 
A outrance (mit aller Macht) auf die Ruſſen und ihre Bundesgenoſſen, wer ſie 
auch ſeien, loshauen. Wird Deutſchland erdrückt, dann auch wir (Sozialdemokraten), 


während der Kampf im günſtigſten Fall ein ſo heftiger wird, daß Deutſchland ſich 


nur durch revolutionäre Mittel halten kann und daher ſehr möglicherweiſe wir ge⸗ 
zwungen werden, ans Ruder zu kommen und 1793 zu ſpielen. Bebel hat darüber 
in Berlin eine Rede gehalten, die in der franzöſiſchen Preſſe viel Aufſehen gemacht. 
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Ich werde verſuchen, dies den Franzoſen in ihrer eigenen Sprache klar zu machen, 
was nicht leicht iſt. Aber obwohl ich es für ein ſehr großes Pech hielte, 
wenn es zum Kriege käme und dieſer uns vorzeitig ans Ruder brächte, ſo 
muß man doch für dieſen Fall gerüſtet ſein, und es freut mich, daß ich da e 
der weitaus der Tüchtigſte unſerer Leute iſt, auf meiner Seite habe.“ 


Das iſt es, was Maurenbrecher die Revolution prophezeien, Hoffnungen 
auf die unmittelbar bevorſtehende deutſche Revolution ſetzen nennt! Ich frage, 


wo iſt hier nur ein Wort von Prophezeiung? Was hier vorliegt, iſt die Er⸗ 


wägung der Möglichkeiten, die der drohende Krieg mit ſich brachte, und 
denen gegenüber man ſich wappnen mußte. Wenn die Anſicht ausgeſprochen 
wird, daß der Krieg zur Revolution führen werde, ſo iſt dabei keineswegs 
der Wunſch der Vater des Gedankens. Engels hätte es vielmehr für ein 
„ſehr großes Pech“ gehalten, wenn wir damals ſchon ans Ruder gekommen 
wären. Aber er gehörte nicht zu den Politikern, die da glauben, ſie könnten 
bei genügender Schlauheit den Gang der Ereigniſſe ganz nach ihren Wünſchen 
und Bedürfniſſen lenken. 

Was Maurenbrecher als überflüſſiges und mißglücktes Prophezeien er⸗ 
ſcheint, iſt eine Tätigkeit, die jeder denkende und weiterblickende Politiker zu 
üben hat. Nur der geiſtloſe Routinier begnügt ſich mit dem Glauben, daß 
es auch weiterhin ſo gehen werde, wie es jetzt geht. Ein Politiker, der gleich⸗ 
zeitig ein Denker iſt, wird bei jedem eintretenden Ereignis alle Möglichkeiten 
erwägen, die es in ſeinem Schoße tragen kann, und ſie zu ihren fernſten 
Konſequenzen ausdenken. Wohl ſind die Mächte des Beharrens in der Geſell⸗ 
ſchaft ungeheuer groß, in neun von zehn Fällen wird daher anſcheinend der 
Routinier recht behalten, wenn er im alten Trott weiterläuft, ohne ſich viele 
Gedanken über neue Situationen und Möglichkeiten zu machen. Aber einmal 
tritt doch ein Ereignis ein, ſtark genug, die Mächte des Beharrens zu über⸗ 
winden, die durch vorherige Vorkommniſſe ſchon innerlich erſchüttert wurden, 
wenn auch äußerlich noch alles beim alten blieb. Nun ſchlägt plötzlich die 
Entwicklung neue Bahnen ein, wobei alle Routiniers den Kopf verlieren, nur 


ſolche Politiker ſich behaupten, die ſich vertraut gemacht haben mit den neuen 


Möglichkeiten und ihren Konſequenzen. 
Aber man darf nicht etwa glauben, daß wenigſtens im gewöhnlichen Lauf 


der Dinge der geiſtloſe Routinier dem die Zukunft erwägenden oder, nach 


Maurenbrecher, „prophezeienden“ Politiker überlegen wäre. Das könnte nur 
dann gelten, wenn der Politiker die Möglichkeiten, deren Konſequenzen er 
durchdenkt, für Realitäten hielte, nach denen er ſein ſofortiges praktiſches 


Handeln einrichtete. Will Maurenbrecher etwa behaupten, Engels und Bebel 
oder ſonſt einer der „prophezeienden“ Politiker, die er im Auge hat, hätten 


2 


jemals ihre Prophezeiungen in dieſem Sinne aufgefaßt? 

Der geiſtloſe Routinier wird ſich nie gedrängt fühlen, die Gegenwart zu 
ſtudieren, die ihm als bloße Wiederholung der ihm ſchon bekannten Situationen 
erſcheint, in denen er ſich bisher bewegte. Wer dagegen in einer gegebenen 
Situation alle ihre Möglichkeiten und Konſequenzen durchdenkt, kann das nur 
vollführen durch das Studium der gegebenen Kräfte und Mächte, und er wird 
vor allem getrieben, den neu erwachſenden, noch wenig beachteten Faktoren 
ſeine Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 

Was Maurenbrecher als zweckloſes Prophezeien ins Blaue hinein erſcheint, 


itt in Wirklichkeit das Ergebnis tiefen Studiums und daher ſtets von ver⸗ 


—ů— 


Dre 


188 a Die Neue Zeit. 


mehrter Erkenntnis der Wirklichkeit begleitet. Maurenbrecher hätte nur dann 9 


ein Recht, die Engels und Bebel ob ihrer „Prophezeiungen“ anzugreifen, 
wenn ſie ſich als weltfremde Phantaſten erwieſen hätten. Tatſächlich hat noch 
niemand das Proletariat in allen ſchwierigen Situationen beſſer und zweck⸗ 
mäßiger beraten wie eben dieſe „Propheten“, und gerade deswegen, weil ſie 
ſich mit der Arbeit des „Prophezeiens“ abgaben. Wer bisher nur zu oft die 
aufſtrebenden Klaſſen auf Irrwege führte, das waren nicht die Politiker, die 
ſtets nach dem weiteſten Horizont ſtrebten, ſondern die „Realpolitiker“, die 
nicht weiter ſehen, als ihre Naſe reicht, bloß das für eine Realität halten, 
worauf ſie mit ihrer Naſe ſtoßen, und jedes Hindernis für unendlich und un⸗ 
überſteiglich erklären, woran ſie ſich einmal die Naſe blutig geſchlagen haben. 
Aber es gibt noch eine andere Art des „Prophezeiens“ als die eben be⸗ 
ſchriebene. Die Entwicklung einer Geſellſchaft wird in letzter Linie bedingt 
durch die Entwicklung ihrer Produktionsweiſe, deren Geſetze wir heute ſchon 
genau genug kennen, um mit einiger Sicherheit die Richtung der not⸗ 
wendigen geſellſchaftlichen Entwicklung erkennen und daraus auch Rückſchlüſſe 
auf den notwendigen Gang der politiſchen Entwicklung ziehen zu können. | 
Diefe Art des „Prophezeiens“ wird häufig mit der eben hier dargeſtellten 
verwechſelt. Auch Maurenbrecher unterſcheidet ſie nicht voneinander, und doch 
ſind beide voneinander grundverſchieden. Bei der einen handelt es ſich um 
ſehr mannigfaltige Möglichkeiten, die ein beſonderes Ereignis oder eine be⸗ 
ſondere Situation in ihrem Schoße bergen können, deren wahrſcheinlichen 
Konſequenzen wir nachzugehen haben. Bei der anderen handelt es ſich um 
eine notwendige, einzig mögliche Entwicklungsrichtung, deren Erkenntnis wir zu 
ſuchen haben. Bei der erſteren knüpfen wir an beſtimmte, konkrete Tatſachen 
an, die andere kann uns nur allgemeine Tendenzen aufzeigen, ohne über die 
Formen, welche ſie annehmen werden, irgend etwas Beſtimmtes zu ſagen. Man 
darf beide Arten der Unterſuchung auch dann nicht miteinander verwechſeln, 
wenn ſie anſcheinend das gleiche Reſultat ergeben. | | 
Wenn zum Beifpiel jemand jagt, ein Krieg zwiſchen Frankreich und Deutſch⸗ 
land führe zur Revolution, und wenn ein anderer erklärt, die zunehmende 
Verſchärfung der Klaſſengegenſätze in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft führe zur 
Revolution, ſo ſcheint letztere eine Revolutionsprophezeiung ebenſolcher Art 
zu ſein wie die erſtere. Und doch bedeutet jede etwas anderes. Wenn ich von 
einem Krieg zwiſchen Frankreich und Deutſchland ſpreche, ſo iſt das kein Er⸗ 
eignis, deſſen Eintreten ich mit der Sicherheit eines Naturgeſetzes voraus⸗ 
beſtimmen kann. So weit iſt die Wiſſenſchaft noch nicht. Der Krieg iſt nur 
eine unter vielen Möglichkeiten, die eintreten können. Andererſeits aber iſt 
die Revolution, die ſich aus dem Kriege entwickeln kann, an beſtimmte Formen 
gebunden. Es kann dahin kommen, daß in jener der beiden kriegführenden 
Nationen, welche ſich als die ſchwächere erweiſt, der Drang, alle Volkskräfte 
gegen den äußeren Feind zu entfeſſeln, die rückſichtsloſeſte und energiſchſte 
Klaſſe, das Proletariat, an die Spitze der Nation beruft — ähnlich, wie es 
Engels 1891 in Deutſchland für möglich hielt, wenn es gleichzeitig einen Krieg 
gegen das damals an Volkszahl noch nicht ſo weit zurückgebliebene Frank⸗ 
reich und das noch unbeſiegte und nicht von der Revolution zerrüttete Ruß⸗ 
land zu führen hatte. 9 
Die Revolution infolge eines Krieges kann aber auch aus einer Erhebung 
der Volksmaſſe hervorgehen, wenn die Armee gebrochen und der Leiden des 
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Krieges ſatt iſt, und die Regierung geſtürzt wird, nicht um den Krieg energiſcher 
weiterzuführen, ſondern um einen zweckloſen und verderblichen Krieg zu be— 
enden und Frieden mit einem Gegner zu ſchließen, der auch nichts Beſſeres 
verlangt. 

Endlich kann die Revolution als Folge eines Krieges hervorgehen aus einer 
allgemeinen Empörung über einen ſchmählichen und verluſtreichen Friedens⸗ 
ſchluß, einer Empörung, die Armee und Volk gegen die Regierung vereinigt. 

Sind beſtimmte Formen der Revolution für den hier gegebenen Fall von 
vornherein gegeben, ſo bleibt dagegen das Bild der Revolution ganz un⸗ 
beſtimmt, wenn ich ſie als Konſequenz der zunehmenden Verſchärfung der 
Klaſſengegenſätze betrachte. Ich kann ganz beſtimmt behaupten, daß eine Re⸗ 
volution, die der Krieg mit ſich bringt, entweder während des Krieges oder 
unmittelbar danach ausbricht. Wenn ich dagegen von der Revolution als 
dem Reſultat der zunehmenden Verſchärfung der Klaſſengegenſätze ſpreche, ſo 
iſt damit über den Zeitpunkt ihres Eintreffens nicht das mindeſte geſagt. 
Von der Revolution als Folge des Krieges kann ich mit Beſtimmtheit be⸗ 
haupten, ſie ſei ein einmaliger Akt. Von der Revolution, die aus der zu⸗ 
nehmenden Verſchärfung der Klaſſengegenſätze hervorgeht, vermag man dar: 
über gar nichts zu ſagen. Sie kann ein ſehr langwieriger Prozeß ſein, eine 
Revolution infolge eines Krieges mag dabei ſelbſt nur die Rolle einer Epiſode 
ſpielen. über die Revolution als Folge eines Krieges kann nicht von vorn⸗ 
herein mit Beſtimmtheit gejagt werden, ſie werde erfolgreich ſein. Die revo⸗ 
lutionäre Bewegung, die aus der Verſchärfung der Klaſſengegenſätze hervorgeht, 

kann dagegen nur zeitweiſe Niederlagen erleiden, ſie muß ſchließlich ſiegen. 

Andererſeits aber iſt die Vorbedingung der Revolution in dem erſteren 
Falle, der Krieg, wie wir ſchon geſehen haben, etwas, was einmal eintreten 
mag oder auch nicht. Darüber Beſtimmtes ſagen zu wollen, wird niemand 
einfallen. Die Verſchärfung der Klaſſengegenſätze entſpringt dagegen mit Not⸗ 
wendigkeit aus den Geſetzen der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe. Iſt alſo 
die Revolution als Folge eines Krieges nur eine unter vielen Möglichkeiten, 
jo iſt ſie als Folge des Klaſſenkampfes eine Unvermeidlichkeit. 

Man ſieht, jede der beiden Arten von „Prophezeiungen“ hat ihre be⸗ 
ſondere Methode, erfordert ihre beſonderen Studien, und von der Eindring⸗ 
lichkeit dieſer Studien hängt die Bedeutung der „Prophezeiungen“ ab, die 
Leuten, die von ſolchen Studien keine Ahnung haben, als leere Phantaſtereien 
erſcheinen. 

Man würde aber ſehr irren, wollte man glauben, daß wir Marriften allein 

v prophezeien“. Selbſt bürgerliche Politiker, die auf dem Boden des Beſtehenden 
fußen, kommen ohne weite Ausblicke in die Zukunft nicht aus. Die ganze 

Kraft der Kolonialpolitik zum Beiſpiel beruht darauf. Käme es nur auf die 
Kolonialpolitik von heute an, wäre es ſehr leicht, mit ihr fertig zu werden. 
Sie iſt für alle Staaten, ausgenommen England, ein miſerables Geſchäft. 
Aber ſie iſt das einzige Gebiet, auf dem innerhalb der kapitaliſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaft noch große Zukunftshoffnungen wenigſtens anſcheinend winken. Und 
deswegen, wegen der glänzenden Zukunft, die unſere Kolonialſchwärmer 
prophezeien, nicht wegen der kläglichen Gegenwart, übt die Kolonialpolitik 
einen ſo faſzinierenden Reiz auf alle Gemüter aus, die nicht vom Kommen 

des Sozialismus überzeugt ſind. Nichts irrtümlicher als die Anſchauung, daß 
in der Politik nur Augenblicksintereſſen entſcheiden, daß ferne Ideale keine 
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praktiſche Bedeutung haben, daß wir etwa in unſerer Wahlagitation um ſo 
beſſer abſchneiden, je „praktiſcher“, das heißt nüchterner und kleinlicher wir 
uns gebärden, je mehr wir nur von Steuern und Zöllen, von Polizeiſchikanen 
und Krankenkaſſen und ähnlichen Dingen reden und je mehr wir unſere großen 
Zukunftsziele als eine verfloſſene Jugendliebe behandeln, an die man in ſeinem 
Herzen noch gern zurückdenkt, zu der man aber vor der Offentlichkeit am liebſten 
keine Beziehungen mehr unterhält. 

Maurenbrecher freilich iſt anderer Anſicht, er hält es für ſchädlich, wenn 
die Arbeiter ſich Gedanken über die Zukunft machen, ja es ſcheint, daß er 
die Gedanken darüber für um ſo ſchädlicher hält, je richtiger ſie ſind. 

Er wirft mir vor, daß ich aus der Verſchärfung der Klaſſengegenſätze 
ſchließe, die herrſchenden Klaſſen würden verſuchen, dem Proletariat das Wahl⸗ 
recht zu nehmen. Er kann nicht leugnen, daß dieſe Gefahr tatſächlich beſteht, 
aber er wagt zu behaupten, daß der Wahlrechtsraub um ſo eher gelingen 
werde, je mehr die Arbeiter auf dieſe Gefahr aufmerkſam gemacht ſeien. Er 
ruft mir zu: 

„Damit ſchaffen Sie gerade diejenige pſychologiſche Situation, die einen Wahl⸗ 
rechtsraub möglich macht; unſere Leute werden durch Sie an die Ungeheuerlichkeit 
eines Wahlrechtsraubs ſchon vorher in Gedanken gewöhnt; im Augenblick, wenn 
er kommt, iſt ihnen die Sache ſchon ſo ‚notwendig‘ und ſelbſtverſtändlich, daß ſie 
gar nicht mehr die Kraft haben, darüber in ſiedende Aufregung zu geraten. Und 
daß bei jeder Revolution die Leidenſchaft der überraſchung, die plötzliche 
Entdeckung, daß man vergewaltigt werde, das pſychologiſch Entſcheidende iſt, wiſſen 
Sie ebenſogut wie ich.“ 


Ich muß zu meiner Schande geſtehen, daß ich das nicht weiß. Die Art 
revolutionärer Leidenſchaft, die nur dann in Wallung gerät, wenn man un⸗ 
vermutet Prügel bekommt, iſt mir neu. Aber ich will nicht in Abrede ſtellen, 
daß Maurenbrecher hier aus eigener innerer Erfahrung ſpricht. Was er ſo 
ſchön „die Leidenſchaft der Überraſchung“ nennt, das erſcheint mir als ſinnloſe 
Wut, die ſehr wohl in „ſiedende Aufregung“ geraten und toll um ſich ſchlagen 
kann, die aber in der Regel zu nichts führt, weil ſie weder über die eigenen 
Kräfte noch über die der Gegner, über die Situation und ae ihr entſprechenden 
Methoden irgendwie klar iſt. 

Ich war bisher der Meinung, daß der revolutionäre Enthuſtasmus, der 
aus der Größe unſeres Zieles und der Schärfe des Klaſſenkampfes entſpringt, 
völlig ausreicht, uns in jeder entſcheidenden Situation zu den größten Kraft⸗ 
anſpannungen anzutreiben, daß wir auf die „Leidenſchaft der Überraſchung“, 
das heißt auf die Wut über die eigene Dummheit und Vertrauensſeligkeit den 
Gegnern gegenüber verzichten können; daß aber unſere Kräfte ganz andere 
Wirkungen erzielen, wenn wir auf den Schlag, der gegen uns geführt wird, 
vorbereitet ſind, ihm gewappnet und mit voller Kenntnis aller Verhältniſſe 
gegenüberſtehen, als wenn wir uns überrumpeln laſſen und nichts aufzubieten 
haben als „ſiedende Aufregung“. 

Und nicht einmal die muß aus dem überraſchenden Eintreten eines Staats⸗ 
ſtreichs hervorgehen. Die Überraſchung kann auch lähmen oder verwirren. Als 
in Sachſen der Wahlrechtsraub 1896 vollzogen wurde, kam er ſehr über⸗ 
raſchend, und noch hatten meine verruchten Prophezeiungen nicht die ſchädliche 
Wirkung gehabt, die ſächſiſchen Genoſſen mit dieſem Gedanken vertraut zu 
machen. 
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Niemand wird aber behaupten, die Aktion zur Abwehr des Wahlrechts⸗ 
raubs ſei damals deswegen, weil er überraſchend kam, beſonders glänzend 
ausgefallen. | 1 

Unter den vielen glorreichen Entdeckungen, mit denen Maurenbrecher unſer 
Parteiwiſſen in den letzten Wochen bereichert hat, iſt ſicher nicht die geringſte 
die, daß wir uns von unſeren Gegnern überraſchen laſſen müſſen, wenn wir 


ihnen erfolgreich begegnen wollen, daß jede Vorausſicht der kommenden Ent⸗ 


wicklung, alſo auch jedes Wiſſen, jede Theorie „eher ſchadet als nützt“, da 

ſie „einſchläfert“, „Leidenſchaft abebbt“, „Aktionen tötet“. f 
Nur aus der Unwiſſenheit entſpringt revolutionäre Leidenſchaft — bei 

Maurenbrecher. (Fortſetzung folgt.) ’ 


Ein neues Söften der fozialen harmonie. 
Von S. van der Goes. 
I. 


Der bekannte Utopiſt Dr. Franz Oppenheimer, der noch immer von der 
Möglichkeit träumt, die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe zu einer für alle Par⸗ 
teien gleich angenehmen und vorteilhaften Einrichtung zurechtzuſchnitzeln, ließ 
im Laufe dieſes Sommers wieder einmal ſeine Stimme vernehmen, in der 
„Sozialen Praxis“.“ 

Diesmal ſpricht er über die neue Idee eines Pariſer Induſtriellen Milde, 
deren Ziel und Grundlage zwar ziemlich alt ſind, die jedoch diesmal, was 
die Ausführung anbelangt, außergewöhnlich geſchickt angefaßt ſein ſoll. 

In der Tat iſt das, was Monſieur Milde, der Leiter eines Teiles der 
Pariſer Elektrizitätswerke, im Auge hat, ſehr häufig probiert worden, und es 
iſt ungefähr ebenſo oft mißglückt — Oppenheimer iſt der letzte, der dies leugnen 
würde. Aber das Neue bei Herrn Milde ſoll ja gerade darin beſtehen, daß 
er die nunmehr ziemlich bekannt gewordenen Mißſtände Stück für Stück ab⸗ 
geſtellt oder vermieden hat. Inſoweit weicht er nicht von ſeinen Vorgängern 
ab, als auch er die Elemente, aus denen das lautere Gold einer auf Gleich⸗ 


heit und Brüderlichkeit beruhenden Genoſſenſchaft entſtehen ſoll, allein der 


kapitaliſtiſchen Wirklichkeit entnehmen will. Aber der Miſchung der kapita⸗ 
liſtiſchen Elemente hat bisher immer noch etwas gemangelt, das rechte Maß 
aller Stoffe hat man erſt durch langwierige, bittere Erfahrung kennen gelernt. 
Jetzt aber iſt das Rezept gefunden, das nimmer fehlſchlagen kann. Jetzt wird 
es gelingen, jetzt oder nie. 

Monſieur Milde iſt kein Anfänger. Er hat als kapitaliſtiſcher Unternehmer, 
der mit dem gewöhnlichen Kapitalismus nicht zufrieden iſt, bereits ein Probe⸗ 
ſtück geliefert, das nicht ſchlecht ausgefallen iſt. Einmal gingen in Paris 
plötzlich alle elektriſchen Lampen aus und ſtanden alle elektriſchen Maſchinen 
ſtill. Ausgenommen blieb die Gegend der „Champs Elyſées“, der Abteilung 
des Herrn Mildé, wo nichts Beſonderes vorfiel — „dank der Treue ſeines 


Perſonals“. Denn die ſehr läſtige und teure Störung im elektriſchen Betrieb 


wurde durch einen Streik bewirkt, und an dieſem beteiligten ſich die Elektrizitäts⸗ 
arbeiter des Herrn Milde nicht. 


Jahrgang XVII, Nr. 33, 18. Juni: Von der Gewinnbeteiligung der Arbeiter zur 
Produktivgenoſſenſchaft. | g 
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So gut iſt nämlich Monſieur Milde zu feinen Arbeitern, daß dieſe auch 
nicht anders als gut zu Monſieur Mildé ſein können. Er hat es bei ſeinen 
Geldgebern durchgeſetzt, daß ein Teil des Profits, den ſie zur Belohnung dafür 
erhalten ſollten, daß ſie ſo freundlich geweſen waren, das Geld für die Elektri⸗ 
zitätswerke herzugeben, für die Arbeiter in dieſen Werken beſtimmt wurde. 
Und zwar kein kleiner Teil — ganze 5 Prozent des Reingewinns. Nachdem 
alſo die Aktionäre erſt die 5 oder 6 Prozent genoſſen haben, die nun einmal 
alles Kapital, das vernünftig angelegt iſt, ſeinem Beſitzer von ſelbſt liefert 
— und nachdem noch ein Teil des Profits zurückgelegt wurde als Reſerve 
zur Deckung von Verluſten, die auch für das am ſolideſten angelegte Kapital 
niemals ganz ausgeſchloſſen ſind —, kommen die Arbeiter an die Reihe und 
erhalten von je 100 Franken Gewinn, die dann noch übrig bleiben, 5 Franken 
zum Verteilen untereinander. Die übrigen 95 Franken gehören natürlich 
wieder den Aktionären, die ſo gut waren, das Geld zu geben, ohne welches 
die Champs Elyſées im Dunkeln geblieben wären. 

Vielleicht könnte man denken, daß dieſer für das Perſonal beſtimmte Ge⸗ 
winnanteil nur ein trauriges bißchen ſein dürfte: ärmliche 5 Prozent des 
Nettogewinns! Aber dann kennt man die Möglichkeiten der kapitaliſtiſchen 
Produktion ſchlecht. Was die Aktionäre, ohne deren Wohlwollen ſich ein 
hervorragender Stadtteil der franzöſiſchen Hauptſtadt, die ja in gewiſſem Sinne 
zugleich die Hauptſtadt der Welt iſt, mit Kerzen in Flaſchenhälſen hätte be⸗ 
helfen müſſen, was dieſe Aktionäre kaum merken, wenn es von ihrer Dividende 
abgezogen wird: fünf armſelige Franken von den hundert, die ſie erhalten 
außer den Prozenten, die ſie bereits als feſte, normale Rente zugewieſen be⸗ 
kamen, das iſt für die Arbeiter ein Teil ihres Einkommens, den man ſozuſagen 
nicht wegwerfen darf. Herr Franz Oppenheimer teilt uns mit, daß der Ge⸗ 
winnanteil durchſchnittlich an die 38 Prozent des gewöhnlichen Lohnes beträgt. 
Und da wird es einem auf einmal klar, wieviel klüger man tut, die Pro⸗ 
duktionsmittel zu beſitzen, als ſie ſelbſt arbeitend anzuwenden. Und auch, wieviel 
ſeliger es iſt, einen Gewinnanteil zu geben, als einen Arbeitslohn zu empfangen. 
Wenn die Aktionäre des Monſieurs Milde einmal im Jahre zuſammenkommen, 
um ihre Dividenden einzuſtreichen, dabei das Kleingeld auf dem Tiſche liegen 
laſſen und zum Beiſpiel von 1000 Franken Gewinn nicht mehr als 950 nach 
Haufe mitnehmen, dann legt Monſieur Milde dieſe Reſte in eine aparte 
Schublade ſeines Schreibtiſchs für die Arbeiter. Und für dieſe bedeutet das 
dann ſo zwiſchen einem Drittel und der Hälfte von allem, was ſie im ganzen 
Jahre verdienen konnten. Kein Wunder, daß ſie ſolcher Großmut nicht wider⸗ 
ſtehen können, und um ihre Dankbarkeit zu zeigen ſelbſt vor keiner Gemein⸗ 
heit zurückſchrecken. Für dieſe Extraeinnahme verraten und verkaufen ſie ihre 
Kameraden, die in anderen Stadtteilen von Paris arbeiten und nicht ſo glücklich 
waren, Trinkgelder von ihren Unternehmern zu bekommen. 

Herr Milde natürlich preiſt ſeinerſeits die dankbaren und getreuen Dienſt⸗ 
knechte. 

„Dieſe Beſtimmung (von den prachtvollen 5 Prozent Gewinnbeteiligung) 
iſt“, ſagt er, „eine der Urſachen des überraſchenden Gedeihens des Werkes 
geweſen. Sie hat ihm ein Eliteperſonal von ſolcher Ergebenheit geſchaffen, 
daß es ſich den Gewerkſchaften der übrigen fünf elektriſchen Geſellſchaften von 
Paris ferngehalten hat. Niemals iſt unter dieſem zufriedenen Perſonal der 
Gedanke an einen Streik aufgetaucht (ihre Löhne ſtanden aber auch, dank der 
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Gewinnbeteiligung, um 38 Prozent höher als die ihrer Kollegen); ja noch 
mehr: bei dem großen Gewerkſchaftsſtreik des letzten Jahres, der Paris 
48 Stunden lang ohne Licht und Kraft ließ, konnte die Abteilung der Champs 


Elyſées allein ihren Betrieb aufrechthalten, dank der Treue des Perſonals. 
Die Gewerkſchaftsführer konnten, trotz Verſprechungen und Drohungen, die 
Arbeiter nicht von ihrem Poſten locken, weil ſie ſich gerecht behandelt ſahen.“ 

Und ob! muß man ſagen. Nachdem das Kapital aufs ausgiebigſte bedacht 
worden iſt, mit einem Reſtchen abgefunden zu werden, das die Aktionäre ganz 
gut auch noch hätten einſtreichen können — iſt das nicht eine äußerſt gerechte 
Behandlung? Daß die Aktionäre auf dieſe Manier zu einem Spottpreis gegen 
Schaden durch Streik und dergleichen verſichert waren, daran denkt ein Ar⸗ 
beiter nicht, beſonders dann nicht, wenn er die gewerkſchaftlichen Organi⸗ 
ſationen vermeidet, wo einem dergleichen klar gemacht wird. 


II. 


Jedoch Monſieur Mildé wünſcht weder auf den Lorbeeren, die ſeine ge— 
treuen und dankbaren Dienſtknechte ihm gewunden haben, auszuruhen, noch 
begnügt er ſich mit dem Ruhme, ſie durch einen Judaslohn ihrer ſozialen 
Pflicht abwendig gemacht zu haben. Im Gegenteil bekommt er jetzt erſt recht 
Luft zur Arbeit. Herr Milde, der jo viel andere Unternehmer übertroffen hat, 
will ſich nunmehr ſelber übertreffen. Was er getan hat, ſoll nichts ſein im 
Vergleich mit dem, was er ſich zu tun vornimmt. 

Sehr wahrſcheinlich iſt Herr Milde ein Mann, der ſein Schäfchen reichlich 
im Trockenen hat. Man weiß ja, wenn eine Unternehmung gut für die Aktionäre 
iſt, dann iſt ſie gewöhnlich noch beſſer für die Direktion. Das wird zweifellos 
bei dieſer der Fall ſein, die ja ſogar für die Arbeiter gut iſt. Und nachdem 


er an der Spitze einer Unternehmung geſtanden hat, deren Erfolg fabelhaft 


war, hat Herr Milde, der bisher hauptſächlich um den Profit gearbeitet hat, 
augenſcheinlich Luſt bekommen, fortan auch um die Ehre zu arbeiten. 

Sehen wir zu, was er im Sinne hat, der vortreffliche Herr Milde! 

Es ſollen von ihm und ſeinen Freunden — Bewunderer ſeines Scharf⸗ 
ſinns und Beneider ſeines Glückes — drei Geſellſchaften für verſchiedene pro⸗ 
duktive Zwecke errichtet werden. Feſtgeſetzt ſoll werden, daß die Arbeiter, 
nachdem zuerſt 5 Prozent für das Kapital ausgezahlt ſind, die Hälfte des 
übrigen Profits empfangen ſollen. Sie bekommen davon jedoch anfänglich 
keinen Pfennig zu ſehen, ſondern gebrauchen den Betrag dazu, Aktien zu 
kaufen, und ſpäter, wenn alle Aktien abbezahlt ſind, die Gewinnanweiſungen 
zu kaufen, welche die Aktionäre an Stelle der verloſten Aktien empfangen 
haben. So erhält jeder Aktionär ſeine urſprüngliche Einlage nicht einmal, 
ſondern zweimal zurück, natürlich ungerechnet den Gewinn, den er machte, 
während dieſer Ablöſungsprozeß im Gange war. Und ſo werden alle Arbeiter 
ſchließlich Teilhaber des Geſchäftes, nachdem ſie Herrn Mildé und ſeine Freunde 
für deren edelmütige Erfindung mit 100 Prozent belohnt haben. 

Was iſt das Neue an dieſem Plane? Dasjenige, wovon die Entwerfer — und 


mit ihnen Dr. Franz Oppenheimer — meinen, daß ſeine Anwendung das Ge— 


lingen erheblich befördern werde. Der Kniff, Arbeiter zu Kapitaliſten zu 
machen, indem man ihnen Gelegenheit gibt, für einen Teil des Mehrwertes 
Aktien zu kaufen, iſt nicht neu. Ein derartiges Experiment, wie es hier und 
da von Leuten, die etwas Beſonderes haben wollten, verſucht wurde, iſt unſerer 
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Meinung nach nichts anderes als die Liebhaberei eines wohlhabenden Mannes, 
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der ſich eine Fabrik oder ſo etwas hält, wie andere vermögende Leute ſich 


einen Stall mit Rennpferden halten. Das Experiment des Herrn Milde wird, 
wenn alles nach Wunſch geht, den Teilnehmern das vorgeſchoſſene Geld doppelt 


vergüten, was ſicherlich nicht von allen Liebhabereien geſagt werden kann. 


Was aber bis heute ſolchen Verſuchen fehlte, die innerhalb der Grenzen einer 


wohlmeinenden Laune vereinzelt zur Ausführung kamen, das war die Sicher⸗ 


heit, daß die Arbeiter, nachdem ſie erſt einmal Anteilhaber und Beſitzer ge⸗ 


worden waren, im Geſchäft als Arbeiter weiterarbeiten und nicht vielmehr 


nun ihrerſeits Lohnarbeiter ausbeuten würden. 
Die Erfahrung, die bittere Erfahrung, von der wir ſprachen, hat gelehrt, 


daß bisher in ſolchen Fällen die bevorrechteten Arbeiter, kaum daß ſie das J 
Heft in Händen hatten, ſich mit Gier auf die noch nicht ganz kalt gewordenen 


Feſſeln der vorigen Kapitaliſten ſtürzten und ſich fortan den übrigen Arbeitern 


gegenüber als Herren und Meiſter betrugen. Wie ſollte man das verhindern? 


Das war die noch unbeantwortet gebliebene Frage. 

Monſieur Milde — und das iſt nicht nur das Neue, ſondern auch das 
außergewöhnlich Geiſtreiche ſeines Syſtems — läßt feinen Arbeitern ſozuſagen 
keine Zeit, ſich die Untugenden der Kapitaliſten anzueignen. Der Beſitz von 


Aktien ſoll kein bleibender, ſondern ein wandernder, ein abwechſelnder Beſitz 


ſein. Die Stücke ſollen, auch wenn die urſprünglichen Intereſſenten ganz 
ausgekauft ſein werden, von Hand zu Hand gehen und bei jeder Bilanz den 
Eigentümer wechſeln. Heute hat ein Arbeiter eine Aktie, morgen hat er keine. 


Und dadurch wird er, fo erwartet man, gegen die Verführung geſtählt, Kapi⸗ 


taliſt ſein zu wollen. Denn wenn die Bürgſchaft fehlt, daß jemand länger 
als vom Abſchluß einer Jahresrechnung bis zum Abſchluß der folgenden ſich 
als Kapitaliſt wird behaupten können, dann wird er begreiflicherweiſe nicht 
leicht dazu übergehen, die Nichtkapitaliſten zu bedrücken, in deren Reihen er 
ja vielleicht bald wieder zurückkehren muß. 

Das höchſt einfache Mittel einer Verloſung ſoll auf dieſe Weiſe zur Er⸗ 
haltung der guten demokratiſchen Sitten mitwirken, die ja in jeder koopera⸗ 


tiven Aſſoziation, die ſich dieſes ſchönen Namens würdig machen will, unent⸗ 


behrlich ſind. Schon beim erſten Ankauf einer Aktie aus den für die Arbeiter 


reſervierten Gewinngeldern muß der Zufall beſtimmen, in welches Arbeiters 


Hände das Stück fallen ſoll. Die einzige Korrektur der zu erwartenden 
Launenhaftigkeit des Reſultats darf darin beſtehen, daß allein diejenigen 
Arbeiter zur Lotterie zugelaſſen werden, die eine gewiſſe Zeit bei der Aktien⸗ 
geſellſchaft in Dienſt ſtanden. Und ſo geht es weiter. Je länger das Geſchäft 


beſteht, je mehr die auf dieſe Weiſe verſtärkte Anhänglichkeit des Perſonals 


zunimmt, je größer gleichzeitig die Zahl der Aktien, die aus dem Geldſchrank 
der Kapitaliſten unter den Strohſack der Arbeiter wandern, deſto lebhafter 
wird es bei der jährlichen Lotterie zugehen, denn deſto bedeutender wird der 
Einſatz. Natürlich empfängt der Beſitzer des Stückes, ſobald es wiederum 
ein Jahr lang einem anderen gehören ſoll, deſſen Wert in bar, es wird ihm 
nicht ſo ohne weiteres abgenommen, ſondern es wird auf die gebräuchliche 
Manier enteignet. Aber mit alledem iſt er doch zeitweilig kein Aktionär und 
damit kein Machthaber in der Geſellſchaft mehr. Sein Reich iſt vorbei, ſeine 


Sonne geht unter, der Titel, der ihn von anderen unterſchied und über andere 


erhob, hat ausgedient; er war Kapitaliſt und iſt wiederum Proletarier ge⸗ 
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worden. Indem er jo fühlt, daß der irdiſche oder wenigſtens der kapita⸗ 
liſtiſche Beſitz unbeſtändig iſt, wird er — wer wird das leugnen wollen? — 
vollkommen ungeneigt ſein, die Rechte, die dieſer Beſitz ihm ſchenkt, zum Nach⸗ 
teil anderer auszubeuten. 

Alſo durch eine Vorſehung, die weiſer iſt als ſie, vor der Gefahr behütet, 
mit ihrer Armut auch ihre Tugend zu verlieren, werden dieſe Arbeiter, deren 
Los fortan aus der Lotterie des Herrn Mildé gezogen werden ſoll, noch einen 
anderen Schluß ziehen können, den der Schöpfer des Syſtems am Ende nicht 
vorausgeſehen hat. Oder werden ſie nicht nach kurzer Zeit zu der Erkenntnis 
gelangen müſſen, daß der einzige Faktor, der den himmelweiten Unterſchied 
zwiſchen Kapitaliſt und Proletarier ausmacht, der die unüberſchreitbare Linie 


zwiſchen der guten und der verkehrten Seite dieſer Welt zieht, der rein zu⸗ 
fällige Beſitz der Produktionsmittel iſt und nicht irgend ein tiefergehender, 
weil unſtofflicher Unterſchied von Begabung und Wiſſen? Wohl noch nie iſt 
es ſo laut dem Arbeiter in die Ohren gerufen worden, daß das Kapitaliſtſein 
eine Frage des blinden Zufalls iſt. Der Schein wird zerſtört, daß der 
Reichtum ein geſellſchaftliches Attribut von Wiſſen und Charakter iſt. In 
den Geſellſchaften des Herrn Milde ſoll das Kommando über die Geſchäfts⸗ 
führung abwechſelnd den durch die Gunſt der Lotterie auserkorenen Perſonen 
anvertraut werden. Den erfahrenen Rat eines Teilhabers, der die Urſache 
irgend einer wichtigen Verbeſſerung geweſen iſt — man wird ihn das folgende 
Mal entbehren, da der Mann nicht länger Teilhaber iſt. 1 

Kann man ſchärfer beleuchten, daß Geſchicklichkeit und Talent ein großes 
Nichts iſt, ſolange nicht der Beſitz von Produktionsmitteln hinzukommt? 


III. 


Nur über einen Punkt iſt Monſieur Milde nicht beruhigt. 

Zeitweilig ſoll eine beſtimmte Anzahl durch das Glück bevorrechteter älterer 
Arbeiter den Befehl führen. Welches Mittel gibt es, um zu verhindern, daß 
ſie nicht etwa das Syſtem mißbrauchen, ſondern vielmehr, einfacher und 
gründlicher, das Syſtem aufheben? Mit einer einzigen Statutenänderung, die 
auf einer Verſammlung der augenblicklichen Teilhaber beſchloſſen wird, iſt die 
Geſchichte vorbei. 

Eine juriſtiſche Bürgſchaft gegen dieſe Möglichkeit kann, ſcheint es, nicht 
gegeben werden. „Nach Mitteilungen des Herrn Milde”, ſchreibt Oppen⸗ 
heimer, „iſt die Generalverſammlung der Aktionäre berechtigt, die Statuten 
jederzeit beliebig zu ändern.“ „Man wird abwarten müſſen“, fügt er hinzu, 
„ob die Klaſſenſolidarität der Arbeiteraktionäre ihre kapitaliſtiſche Profitgier 
überwiegen wird, wenn ſie erſt in der Lage ſind, das Schickſal der Unter⸗ 
nehmung ſelbſtändig zu beſtimmen.“ Doch, ſagt er, „gewiſſe Zweifel daran 
werden berechtigt ſein, da ſelbſt die erprobteſten Genoſſenſchaftler, ſelbſt die 
Pioniere von Rochdale, es nicht fertig bekommen haben, in ihren Produktiv⸗ 
genoſſenſchaften die brüderliche Verteilung der Gewinne aufrechtzuerhalten.“ 

Auch nach unſerer beſcheidenen Meinung, das wollen wir nicht verbergen, 
beſtehen die Befürchtungen der Herren, die ſo viel Gutes mit den Arbeitern 
vorhaben, nicht zu unrecht. Wir nehmen auch gern auf ihre Autorität hin 
an, daß es ſtets ſo gegangen iſt. Das war ja bereits ziemlich bekannt. In 
unſerer Nachbarſchaft haben wir unlängſt ein Beiſpiel davon geſehen in dem, 
was auf der „hſozialiſtiſchen“ Kolonie des Dr. van Eeden zu Buſſum (bei 
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Amſterdam) geſchah, als es den Arbeitern in der Brotbäckerei, die Geld ein- 
brachte, nicht länger Spaß machte, die Verluſte der anderen Miniaturunter⸗ 
nehmungen zu decken, mit denen man ſich dort die Zeit vertrieb. Die Bäcker 
löſten ſich von der Kolonie ab und ſetzten das Geſchäft auf eigene Fauſt fort; 
eine Wiederholung der Geſchichte im kleinen, die viele Male vorgefallen iſt 
und der man wiederum, trotz des allerkunſtvollſt ausgedachten Syſtems, mit 
Furcht entgegenſieht als einem ſehr möglichen Ausgang auch dieſes neuen 
und größeren Beginnens. 

Allein wir möchten ſowohl Dr. Oppenheimer als Herrn Milde, denen wir 
im übrigen nicht widerſprechen, erſuchen, Ausdrücke wie Klaſſenſolidarität 
und brüderlich teilen in dieſer Verbindung nicht zu gebrauchen. Darunter 
wird, gewöhnlich wenigſtens, meinen wir, etwas anderes verſtanden. Brüder⸗ 
lichkeit unter Arbeitern kann ſich doch wohl kaum auf die Gewinnverteilung 
beziehen. Charles Booth, Frau van Vorſt, die amerikaniſche Dame, die viel 
vom Arbeiterleben geſehen hat, wie auch viele andere, die aus Erfahrung 
ſprechen, rühmen die Hilfsbereitſchaft der Arbeiter untereinander. „Den 
Armſten helfen allein die Bedürftigen“, ſagt der eine. Und „das Mitleid, das 
ſie einander bezeugen, iſt höchſt rührend“. Oder auch: „Die e Brüder⸗ 
lichkeit findet man unter den Schickſalsgenoſſen der Arbeit.“ 

Daß ſie jedoch ebenſo handeln und dieſelbe Tugend ausüben würden, 
wenn es Profite zu verteilen gibt, das iſt, ſoviel wir wiſſen, noch niemals 
behauptet worden. Die Profite, von denen wir hier reden, können allein aus 
unbezahlter Arbeit entſtehen, möge es auch teilweiſe aus eigener unbezahlter 
Arbeit ſein. Und über eines anderen Arbeit zu verfügen, iſt ſtets die Form 
einer Gewalt, die der Selbſtaufopferung und Nächſtenliebe wenig förderlich 
iſt. In dieſer Sphäre kann Achtung vor dem geltenden Rechte und für die 
geſetzlichen Anſprüche aller ſehr wohl beſtehen. Das iſt ſogar eine unentbehr⸗ 
liche Regel, mit deren Nachteilen man ſich heute abfindet, weil man morgen 
ihre Vorteile genießt. Sicherlich aber würden die Arbeiter des Herrn Milde 
gegen alle Regeln der Welt, in der man kapitaliſtiſchen Profit an ſich zieht, 
handeln, wenn ſie nicht dafür ſorgten, daß jeder für ſich ſo viel wie möglich 
einſteckt. Oder ſollten ſie etwa von ihren Vorgängern etwas anderes gelernt 
haben, die ſich mit dem doppelten Betrag ihrer urſprünglichen Einlage aus⸗ 
kaufen ließen? 

Dieſes Berufen auf die Klaſſenſolidarität iſt wirklich drollig. Solidarität 
als Mitglieder welcher Klaſſe? Der Arbeiterklaſſe? Aber ſie werden ja er⸗ 
mahnt, ihre kapitaliſtiſche Profitſucht zu zügeln. Merkwürdige Arbeiter, ſagen 
wir, die ein kapitaliſtiſches Einkommen genießen! Sie haben im Gegenteil 
aufgehört, Arbeiter zu ſein, ſie ſind auf dem Wege, Kapitaliſten zu werden; 
wenigſtens wird ihnen — vorläufig auf dem Papier dieſer Pläne — die Ge⸗ 
legenheit eröffnet, halb Arbeiter, halb Kapitaliſt zu werden. Und ſie würden, 
wenn ſie Gebrauch machten von dem kapitaliſtiſchen Rechte, kraft eines Ver⸗ 
ſammlungsbeſchluſſes die Statuten abzuändern, die ihnen gebotene Gelegen⸗ 
heit erſt recht zu ihrem Vorteil gebrauchen können. Was in aller Welt wird 
ſie davon zurückhalten? 

Was in aller Welt, fügen wir hinzu, ſollte ſie auch davon zurückhalten? 
Sie ſind Arbeiter, die vielleicht einen verhältnismäßig hohen Lohn beziehen, 
der indeſſen nach dem Maßſtab der Bedürfniſſe, die ſich Tag für Tag auch in 
der Arbeiterklaſſe vermehren, ein abſolut ſehr niedriger Lohn iſt. Sie ſind 
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Arbeiter, und ihre Kinder ſind von vornherein beſtimmt, ihnen als Arbeiter 
zu folgen, auf jeden Fall wie ſie in beſchränkten Verhältniſſen und vielleicht 
oft in Dürftigkeit zu leben. Und nun kann das in einem gewiſſen Augenblick 
der Geſchichte dieſer Betriebe für einige von ihnen anders werden. Eine 
gewiſſe Anzahl kann Herr des Kapitals werden, bleibende Eigentümer der 
Früchte, die es abwirft, eines gewinnbringenden Beſitzes, den ſie den Ihrigen 
hinterlaſſen können. Sollte das Geſchäft ſo beſchaffen ſein, daß dies etwas 
bedeutet, ſo bedeutet es ein reichlicheres Einkommen, eine höhere Lebens⸗ 
haltung, mehr Freiheit, mehr Bildung, eine glücklichere Zukunft für die Kinder. 
Sie dürfen nicht nur, ſie müſſen ſo handeln. Nicht ſie wären verantwortlich 
für einen ſozialen Zuſtand, der ihnen keine andere Wahl läßt als die zwiſchen 
den ſicheren Übeln der Lohnarbeit und den lachenden Ausſichten des Kapitals. 

Aber mißglückt dann nicht die kooperative Genoſſenſchaft und bleibt das 
Unternehmen nicht ein gewöhnliches kapitaliſtiſches? Unſere Antwort iſt, daß 
— außer unter beſonderen Umſtänden — mit dem Fortbeſtehen einer Ge⸗ 
noſſenſchaft dieſer Art niemand genützt wird. Ganz gewiß lohnt ſie es nicht, 
daß einige Arbeiter, die Gelegenheit hatten, ihren Zuſtand zu verbeſſern, dieſe 
Gelegenheit ohne Not verſäumen ſollten. 

Wir ſehen es natürlich gern, daß Arbeiter miteinander einen Betrieb be⸗ 
ſitzen und vorteilhaft zu betreiben verſtehen. Um ſo beſſer, ſagen wir, für die 
Menſchen. Aber das Übel fängt bereits an, wenn das Gedeihen des Betriebs 
die Mitglieder der Produktivgenoſſenſchaft der Arbeiterbewegung entfremdet 
oder ſie auch nur gleichgültig dagegen macht. Und das Übel wird noch 
größer, wenn ſie und andere ſich nun einbilden, daß ſie auf dem Wege ſind, 
die kapitaliſtiſche Produktion durch ein höheres ökonomiſches Syſtem zu er⸗ 
ſetzen. Denn ſo viel iſt gewiß, daß immer nur einzelne Arbeiter, von kapita⸗ 
liſtiſchen Sonderlingen oder durch eine andere zufällige und ſeltene Laune der 
Natur unterſtützt, zur genoſſenſchaftlichen Organiſation werden gelangen 
können. Man kann ebenſogut glauben, daß es den beim holländiſchen Eiſen⸗ 
bahnerſtreik von 1903 Entlaſſenen möglich geweſen wäre, konkurrierende 
Eiſenbahnen anzulegen, um jo mit der Staats⸗ und holländiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft abzurechnen, als daß die kleinen Arbeiterunternehmungen das kon⸗ 
zentrierte Kapital aus der Induſtrie verdrängen werden. Die Propaganda 
für genoſſenſchaftliche Produktion — außer als Mittel, um unter beſonderen 
Umſtänden beſtimmten Perſonen zu nützen — kann den Kampf gegen den 
Kapitalismus nur ſchwächen und verwirren. Die ökonomiſche Vorbereitung 
für den Sozialismus beſorgt die kapitaliſtiſche Entwicklung ſelber. Was das 
Proletariat dazu mit kooperativen Einrichtungen beitragen kann, iſt voll⸗ 
kommen unbedeutend. Sein Anteil an der Umwälzung iſt das Schaffen der 
politiſchen Macht, die die ökonomiſche Vorbereitung abſchließt und den poli⸗ 
tiſchen Widerſtand überwindet. Und dieſer Frontangriff gegen die kapitaliſtiſche 
Klaſſe und ihre Staatsmacht erfordert alle unſere Kraft. 


IV. 


Wenn ſich ſomit das kämpfende Proletariat den Luxus derartiger Phan⸗ 
taſien nicht erlauben kann, ſo iſt es andererſeits ſehr begreiflich, daß mitunter 
aus der Bourgeoiſie Perſonen erſtehen, die es gerne einmal auf dieſe Weiſe 
probieren möchten. Hier muß man unterſcheiden zwiſchen dem Menſchenſchlag, 
den Dr. Franz Oppenheimer vertritt, und Leuten wie Monſieur Milde. Der 
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erſtere iſt ein Utopiſt vom Schreibtiſch, der zweite ein Spekulant vom Fabrik⸗ 
kontor. Der eine hat genug von den Mißſtänden der kapitaliſtiſchen Pro⸗ 
duktionsweiſe geſehen, um einige Veränderungen für wünſchenswert zu halten, 
iſt jedoch dem Ziele und den Mitteln des Proletariats gänzlich fremd geblieben. 
Der andere — aber wir haben ja geſehen, mit welchem Erfolg er auf die 
Bedürftigkeit ſeiner Untergebenen zu ſpekulieren pflegt, die ſich reich dünken 
mit der Bagatelle, die die Aktionäre von ihrer Dividende ihnen abgeben. 

Dr. Oppenheimer entwaffnet ſchließlich ſeine Gegner durch die Lächerlich⸗ 
keit ſeiner Reformpläne. Sein Eifern für die Produktivgenoſſenſchaft datiert 
nicht von geſtern. Wir ſahen, daß er das abſolute Mißlingen der mit den 
beſten Vorſätzen begonnenen Unternehmungen dieſer Art durchaus nicht leugnet. 
Nach dem oben zitierten Ausſpruch Oppenheimers kann die Produktivgenoſſen⸗ 
ſchaft nur dann glücken, wenn ſie einen rein kapitaliſtiſchen Charakter an⸗ 
nimmt und demnach aufhört, eine Kooperation von Arbeitern zu ſein. Das 
Mittel, um die machthabenden Mitglieder zu verhindern, die Unternehmung 
zum eigenen Nutzen auszubeuten, ſagt er, iſt noch nicht gefunden. Man ſollte 
meinen, daß dieſe Erfahrung doch endlich die Augen der feurigſten Anhänger 
öffnen und ihre Aufmerkſamkeit auf das richten ſollte, was die Arbeiter⸗ 
bewegung ſelber anſtrebt. Jedoch nichts dergleichen! Jede neue Idee wird 
immer wieder mit dem alten Intereſſe empfangen, der Wirkung jedes neuen 
Syſtems folgt man ſtets aufs neue mit gleicher Andacht. Ob ein Reformplan 
mit dem ſozialen Entwicklungsgang übereinſtimmt, ob er mit den ökonomiſchen 
Verhältniſſen und der daraus hervorgehenden pſychologiſchen Beſchaffenheit 
der betreffenden Perſonen vereinbar iſt: das wird nicht unterſucht. In der 
Geſchichte der genoſſenſchaftlichen Produktion kam es immer wieder zu einem 
pſychologiſchen Moment, deſſen Reſultat die urſprüngliche Beſtimmung des 
Unternehmens vergewaltigte. Wenn aus nichts anderem, ſo müßte ſchon hier⸗ 
aus überzeugend hervorgehen, daß die genoſſenſchaftliche Produktion 
unmöglich zu einer geſellſchaftlichen Reform in großem Stile 
führen kann, da ſie ja unvermeidlich ſelber die Faktoren hervorbringt, die 
ſie zerſtö ren.. 

Nein, ſagt Herr Oppenheimer: es iſt ganz einfach eine Frage der Statuten. 
Die Reformierung des Kapitalismus wird von der juriſtiſchen Schlauheit ab⸗ 
hängen, mit der man die Statuten der neuen Geſchäfte aufſtellt. Wir haben 
geſehen, daß er für die Erfindung des Herrn Milds deshalb ſo ſehr ein⸗ 
genommen iſt, weil ſie wenigſtens beſſer als irgend eine vorhergehende die 
begehrte Sicherheit zu bieten ſcheint. Er verſucht ſogar, ein bißchen zu helfen, 
um, wenn möglich, dieſe Sicherheit noch zu verſtärken. Denn es kommt ja 
nur darauf an, es ſo einzurichten, daß die Arbeiter die Geſchichte nicht ver⸗ 
derben können. Vielleicht, ſo ſchreibt Herr Oppenheimer: 

„Vielleicht werden die philanthropiſchen Stifter gut daran tun, die Ande⸗ 
rung des entſcheidenden Statutenparagraphen nach Möglichkeit zu erſchweren. 

„Das könnte vielleicht — wir kennen das franzöſiſche Aktiengeſetz nicht 
genügend, um mit Sicherheit urteilen zu können — durch Feſtſetzung einer 
ſehr großen Majorität für die Anderung dieſes Paragraphen geſchehen oder 
durch die Beſtimmung, daß ein gewiſſer Bruchteil der Aktien dauernd von 
der Ausloſung ausgeſchloſſen bleibt und in das Eigentum einer gemeinnützigen 
Körperſchaft übergeführt wird, die ihr Stimmrecht im Sinne des ſozialen Ver⸗ 


ſuchs ausüben wird.“ 
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In jedem Falle hofft Herr Oppenheimer das Beſte: „Jedenfalls“, ſagt er, 


| „liegt hier ein außergewöhnlich intereſſantes Experiment vor, deſſen weiterer 


Entwicklung man mit Spannung entgegenſehen darf.“ 


Was Monſieur Milds betrifft, ſo müßten wir erſt ausführlichere Berichte 
beſitzen, um uns eine vollſtändige Idee von ſeinen neuen Unternehmungen zu 
bilden. Beſteht die Möglichkeit, daß innerhalb ziemlich kurzer Zeit ein nennens⸗ 
werter Teil des Kapitalbeſitzes in Arbeiterhände kommt? Soll der Verſuch 
nur eine Nebenbeſchäftigung ſein, mit der ſich Herr Milde die Zeit vertreibt? 
Oder iſt der Verſuch als ein Mittel gedacht, um die Arbeiter, die um ſo 


beſſere Ausſichten erhalten, je länger ſie im Dienſte bleiben, noch feſter an 
die Unternehmung zu binden und noch unwiderruflicher von der Organiſation 
ihrer Fachgenoſſen zu ſcheiden, als es durch Gewinnverteilung allein möglich 
iſt? Hierauf kann erſt ſpäter Antwort gegeben werden. 


Gerade heraus geſagt jedoch würde ein eventuelles Gelingen mehr ſein, 


als Herr Milde billigerweiſe erwarten kann, mehr auch, als ihm zukommt. 


Sein Syſtem hat die Tendenz, die Arbeiter von ihren Mitarbeitern abtrünnig 
zu machen. Er ruhmt ſich der von ihm geleiteten Unternehmung als einer 
Schule von Streikbrechern. Dann aber, wo das Intereſſe ſeiner Unter⸗ 
nehmung in Frage kommt, erinnert er ſich, daß etwas beſteht, was proleta⸗ 
riſche Klaſſenſolidarität heißt und was mit kapitaliſtiſcher Profitſucht nicht 
vereinbar iſt. Aber wie kann er erwarten, daß Arbeiter, die unter ſeiner 
Leitung im großen treulos geworden ſind, getreu im kleinen bleiben werden? 

Herr Milde muß augenſcheinlich noch lernen, was die ſchöne Tugend be— 
deutet, an die er ſich mit einem Appell wendet, der aus dieſem Munde eine 
Unverſchämtheit iſt. Kommt einmal die Zeit, daß die Arbeiter ſeiner Unter⸗ 
nehmungen in der Tat mit einem höheren Ehrgefühl erfüllt werden, dann 
wird es ſchnell mit Herrn Mildés Sympathie vorbei ſein. Denn die Soli⸗ 
darität der Arbeiter iſt ein Kulturfaktor, der ſich . gegen die Utopiſten 
wie gegen die Spekulanten des Kapitals richtet. 


Zur Reform der Strafprozeßordnung. 
Don Hugo Heinemann. 


3. Berufung. 

Die heutige Reformbewegung auf dem Gebiet des Strafprozeßrechtes hat 
ihren Ausgangspunkt genommen von dem ſtarken, volkstümlichen Verlangen 
nach Einführung der Berufung. Wollen wir uns darüber klar werden, ob 
der Entwurf dieſer Forderung nachgekommen iſt, ſo müſſen wir den materiellen 


(Fortſetzung.) 


Inhalt der die Berufung betreffenden Vorſchriften prüfen und dürfen uns 


nicht etwa damit begnügen, zu konſtatieren, daß ſich irgendwo im Entwurf 
ein Rechtsinſtitut findet, das mit dem populären Etikett „Berufung“ verſehen 
iſt. Eine ſolche vorſichtige Unterſuchung iſt gerade in den Tagen der Block— 
politik beſonders am Platze. Das naive Vertrauen auf die Formen des 


Rechts⸗ und Verfaſſungslebens iſt ein alter Erbfehler des Liberalismus, der 


ihm ſelbſt in ſeiner beſten Zeit eigen war. Um wieviel mehr wird man heute 
jede realiſtiſche, in den Kern der Dinge eindringende Betrachtungsweiſe 
gefliſſentlich vermeiden, wo die Partei von eitlen, flachen Strebern geleitet 
wird, denen nichts ferner liegt, als demokratiſche Forderungen verwirklichen 


7 
2 4 


200 | Die Neue Zeit. 


zu wollen, deren einziges Beſtreben vielmehr dahin geht, der Regierung jeden 
Liebesdienſt zu leiſten und gleichzeitig das Volk glauben zu machen, es ſeien 
nunmehr mit Hilfe der Blockpolitik die alten Poſtulate der Demokratie ver⸗ 
wirklicht. Dieſes Spiel hat beim Vereinsgeſetz begonnen. Sorgen wir dafür, 
daß es ſich bei der ungleich tiefer noch die Volksintereſſen berührenden neuen 
Strafprozeßordnung nicht wiederholt. | 

Wir müſſen uns zunächſt fragen, wie es kommt, daß die öffentliche Mei 
nung in den weiteſten Kreiſen des Volkes gerade von der Erweiterung der 
Berufung die Beſeitigung der heute in der Strafrechtspflege herrſchenden 
ſchreienden Mißſtände erhofft, obwohl doch Mündlichkeit und Unmittelbarkeit 
des Verfahrens — dieſe unentbehrlichſten Grundlagen für die Erzielung eines 
gerechten Urteils — für eine Berufung keinen Raum laſſen? Dieſer Widerſpruch 
erklärt ſich daraus: In zahlloſen Fällen wird der Angeklagte erſt durch das 
ihn verurteilende Erkenntnis über die Bedeutung der gegen ihn erhobenen 
Beſchuldigung und den Umfang des gegen ihn ſprechenden Verdachtes völlig 
aufgeklärt. Deshalb allein hat die Überzeugung von der Notwendigkeit der 
Berufung immer mehr an Boden gewonnen. Bis zum Moment des Beginns 
der Hauptverhandlung ſteckt unſer Prozeß tief im mittelalterlichen Inquiſitions⸗ 
verfahren, bis zur Hauptverhandlung iſt der Angeklagte ausſchließlich das 
rechtloſe Objekt der Unterſuchung, nicht der Träger von Rechten. Erſt die 
Hauptverhandlung informiert ihn oft über das, was er eigentlich verbrochen 
haben ſoll, erſt aus den Entſcheidungsgründen erſieht er, welche Tatſachen 
und Beweismittel er zur Erhärtung ſeiner Unſchuld oder zur Erzielung eines 
geringeren Strafmaßes hätte vorbringen müſſen. Die Berufung iſt alſo ein 
Notbehelf, um die Schäden des geheimen inquiſitoriſchen Vorverfahrens einiger⸗ 
maßen wieder gutzumachen. Daß lediglich hieraus die Sehnſucht nach der 
Berufung entſprungen iſt, ergibt ſich ganz klar aus der Tatſache, daß dieſes 
Rechtsmittel ausſchließlich gegen die Urteile der Strafkammern verlangt 
wird. Niemand denkt daran, die Berufung auch gegen die Urteile desjenigen 
Gerichtes zu fordern, bei dem wir wenigſtens bis zu einem gewiſſen Grade 
eine wirkliche mündliche, unmittelbare Verhandlung haben, ohne daß die 
Schatten des Vorverfahrens ſtörend dazwiſchentreten können, dem Schwur⸗ 
gericht. Gegenüber all den bis zum Überdruß wiederholten, aus hochmütigem 
Standesbewußtſein und echt reaktionärem Mißtrauen gegen die Selbſtändig⸗ 
keit des Volkes reſultierenden Angriffen der Berufsjuriſten auf das Schwur⸗ 
gericht bleibt es wahr, daß dieſes das einzige Gericht iſt, bei dem der friſche, 
unmittelbare Eindruck der Hauptverhandlung entſcheidet. In allen anderen 
Fällen haben ſich Vorſitzender und Referent ein feſtes Bild von der Sache 
aus den Akten gemacht, dieſe werden mit in das Beratungszimmer genommen 
und beeinfluſſen das Gericht in außerordentlichem Maße. Je ſorgfältiger der 
Vorſitzende die Akten ſtudiert hat, um ſo weniger kann er ſich von der An⸗ 
ſicht, die er ſich aus dieſer Lektüre gebildet hat, losmachen. Was iſt da nun 
natürlicher, als daß Angeklagter und Zeugen, wenn ſie ſchematiſch in Gemäß⸗ 
heit der Akten befragt werden, auch ſo ausſagen, wie ſie im Vorverfahren 
ausgeſagt haben, um ſich nicht dem Verdacht der Unwahrheit auszuſetzen, und 
daß jede neue, der vorgefaßten Meinung widerſprechende Tatſache mit Miß⸗ 
trauen betrachtet und als ſtörendes Element empfunden wird. 

Unſere Juriſten leugnen zwar oft in wenig ehrlicher Weiſe dieſe ihnen 
ſelbſt genau bekannte Tatſache pathetiſch ab und wollen dem Volke einreden, 
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daß vom Moment des Beginns der Hauptverhandlung ab alles, was in den 
toten Akten ſteht, ſeine Bedeutung verloren hat und nur das lebendige Wort 
der Hauptverhandlung gilt. Es iſt daher anzuerkennen und ſollte bei Be— 
ratung der künftigen Strafprozeßordnung im Reichstag mit allem Nachdruck 
betont werden, daß ſelbſt ein Richter in hoher Stellung jüngſt offen zugeben 
mußte, daß dieſe Behauptung auf Unwahrheit beruht. Bekanntlich unterſagt 
unſer Geſetz die Verleſung der Ausſage eines Zeugen, der erſt in der Haupt⸗ 
verhandlung von ſeinem Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch macht. Das 
Reichsgericht hält es jedoch für zuläſſig, die Ausſage durch Vernehmung des 
Richters oder des Polizeibeamten, vor dem die Ausſage erfolgt iſt, zu re⸗ 
konſtruieren. Die modernen Reformbeſtrebungen und der Entwurf wollen 
dies als Vereitelung des geſetzgeberiſchen Zweckes verboten wiſſen. Mit 
Recht erklärt nun der Oberlandesgerichtsrat Oehlert dieſen Abänderungs⸗ 
vorſchlag für gleichgültig. Er jagt wörtlich:! „Glaubt man denn, daß Die- 
jenigen Richter, die aus den Akten wiſſen, wie der nunmehr das 
Zeugnis verweigernde Zeuge früher ausgeſagt hat, alſo regelmäßig wenigſtens 
der Vorſitzende, von dieſem Wiſſen vollſtändig zu abſtrahieren vermögen 
und daß nicht einmal unbewußt ihr Urteil durch die den Akten entnommene 
Kenntnis beeinflußt wird? Gewiß läuft dies dem Grundſatz der Un- 
mittelbarkeit und Mündlichkeit des Verfahrens zuwider, aber wer 
in der Praxis ſteht, weiß, wie ſchwer es iſt, den Einfluß von Momenten, die 
nicht in der Verhandlung zur Sprache gekommen find, bei der Beratung fern⸗ 
zuhalten, dem Richter das private Wiſſen gewiſſermaßen zu verbieten. Würde 
zum Beiſpiel bei einem Falle der Zeugnisverweigerung das übrige Beweis⸗ 
ergebnis zweifelhaft ſein, ſo würde ſich bei der Beratung die Wagſchale leicht 
zuungunſten des Angeklagten neigen, wenn bei der Beratung mit⸗— 
geteilt wird, daß der Zeuge früher den Angeklagten belaſtet hat.“ 

Ein ſolches mit geheimen Doſſiers operierendes Verfahren iſt vor dem 
Schwurgericht nicht möglich. Die Geſchworenen haben die Akten nicht geſehen, 
ſie dürfen nicht in das Beratungszimmer hineingenommen werden, und vor 
allem, es iſt niemand da, der ihnen Mitteilung aus den Akten machen kann. 
Allerdings verſchwindet auch vor dem Schwurgericht der unheilvolle Einfluß 
des inquiſitoriſchen Vorverfahrens nicht gänzlich. Es bleiben die Vorhaltungen 
des Vorſitzenden an Angeklagte und Zeugen aus den Akten. Aber da die 
Geſchworenen aus dieſen immer nur winzige Teile erfahren, und das unter 
ſteter Kontrolle des Angeklagten, der möglicherweiſe ſofort Gegenbeweis 
gegen die Richtigkeit des Akteninhaltes antreten kann, ſo bleibt hier der friſche, 
unmittelbare Eindruck der Hauptverhandlung der maßgebende. Dieſe kann 
wenigſtens niemals zu einer lediglich theatraliſch herausgeputzten Wiederholung 
ſchon feſtgeſtellter Ergebniſſe herabſinken. 

Dies iſt der Grund, aus dem das Volk Vertrauen in das Verfahren vor 
dem Schwurgericht ſetzt, während das tiefſte Mißtrauen gegen die Strafkammer 
herrſcht und gegen ihre Urteile die Forderung nach Einführung der Berufung 
immer drängender wird. 

Was tut nun der Entwurf? Er beſeitigt zwar die Strafkammern, indem 
er die Mitwirkung des Laienelementes zuläßt, führt auch gegen die Urteile 
der ſo zuſammengeſetzten Gerichte die Berufung ein. Dieſe aber ſoll — ſo 
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unglaublich es klingt — an diejenigen Gerichte gehen, die die Ur⸗ 
ſache ſind, daß unſer Volk das Vertrauen zur Strafrechtspflege 
verloren hat — an die Strafkammern in ihrer heutigen Geſtalt. 

Um die ganze Tragweite dieſer Regelung zu ermeſſen, muß man ſich weiter 
aber noch darüber klar werden, daß der Entwurf auch der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft in vollem Umfang das Recht der Anfechtung eines jeden Urteils zu⸗ 
ungunſten des Angeklagten gibt, ſowohl was die Schuld⸗ als auch was 
die Straffrage anbetrifft. Der Entwurf hält dies für ſo ſelbſtverſtändlich und 
den altbewährten Rechtsgrundſatz: „In dubio pro reo“ (im Zweifelfalle für 
den Angeklagten) für ſo wenig in das Deutſche Reich des zwanzigſten Jahr⸗ 
hunderts hineinpaſſend, daß die Motive auch nicht einen Augenblick die Frage 
aufwerfen, ob es nicht billig ſei, die Berufung lediglich zugunſten des Ver⸗ 
urteilten, nicht zum Nachteil des Freigeſprochenen zuzulaſſen, obwohl 
der gemeine deutſche Strafprozeß lediglich in dieſer Geſtalt das Rechtsmittel 
der Berufung kennt. Das mindeſte, was gefordert werden muß und auch bei 
Gelegenheit der Beratung der Lex Rintelen im Reichstag vorgeſchlagen wurde, 
iſt, daß der Anklagebehörde die Anfechtung eines freiſprechenden Urteils aus 
tatſächlichen Gründen nur zuſtehen darf, wenn ſie neue Tatſachen oder neue 
Beweismittel beizubringen vermag, die geeignet erſcheinen, die Verurteilung 
des Angeklagten oder die Anwendung einer ſchwereren Strafbeſtimmung her⸗ 
beizuführen. 

Der Entwurf dagegen gibt der Staatsanwaltſchaft das uneingeſchränkte 
Recht, ſobald ihr das Urteil des aus Laien und Berufsrichtern zuſammen⸗ 
geſetzten Gerichtes nicht gefällt, die Sache vor die nur aus Berufsrichtern 
beſtehende Strafkammer zu bringen. Mit einem Federſtrich der Anklagebehörde 
wird das erſte Urteil ausgelöſcht, zu einem bloßen Gutachten degradiert und die 
wirkliche Entſcheidung einem Gericht übertragen, das nichts anderes iſt als 
unſere jetzige erſtinſtanzliche, mit Recht ſo ſcharf angegriffene Strafkammer. 

Intereſſant iſt, wie die Motive dieſe Regelung rechtfertigen, fie jagen: 
„Die weſentlichſten Vorzüge der Beteiligung der Laien an der Rechtspflege 
werden durch ihre Mitwirkung in der erſten Inſtanz geſichert; ſie erfüllen 
damit ihre Aufgabe, zur Aufklärung und gründlichen Behandlung des 
Falles beizutragen.“ Was in aller Welt nützt aber dem Angeklagten alle 
Aufklärung und gründliche Behandlung des Falles, wenn der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft, einer rein politiſchen, vom Miniſterium abhängigen Behörde, durch ihr 
bloßes: „So will ich's, ſo befehl' ich's“ die Macht zuſteht, die Sache vor ein 
Gericht zu bringen, das nach dem eigenen, indirekten Zugeſtändnis der Be⸗ 
gründung alle dieſe Vorzüge vermiſſen läßt. Die Normierung des Entwurfes 
iſt alſo ein Spiel, das der Reichstag ſich auf das energiſchſte verbitten ſollte. 
In den Motiven zum Entwurf leſen wir: „Sind auch die häufigen Angriffe 
gegen die Strafkammern wegen unrichtiger Auffaſſung des Tatbeſtandes oder 
falſcher Strafabmeſſung vielfach übertrieben, ſo geht doch aus ihnen hervor, 
daß die Möglichkeit der Nachprüfung auch hier als ein dringendes Bedürfnis 
empfunden wird. Dem kann ſich die Geſetzgebung nicht entziehen.“ Und weiter: 

„Es darf erwartet werden, daß die zurzeit vielfach verbreitete Mißſtimmung 
gegen die Urteile der Strafkammern ſchwinden wird, wenn auch hier Laien 
in gleichberechtigter Stellung mit den Berufsrichtern mitwirken. Gerade auf 
dem Gebiete der Strafrechtspflege muß beſonderer Wert darauf gelegt werden, 
daß die zur Ausübung der Staatsgewalt berufenen Gerichte nicht nur tat 
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ſächlich ihrer Aufgabe gerecht werden, ſondern daß ſie auch in dem Ver— 
trauen der Bevölkerung eine feſte Stütze finden.“ 

Legt die Regierung hiernach Wert auf das Vertrauen des Volkes, ſo wird 
es unſere Aufgabe ſein, dieſes darüber aufzuklären, daß, ſobald man den 
Vorſchlägen des Entwurfes die Maske herunterreißt, die Behauptung von der 
Beſeitigung der Strafkammern eitel Schein und Blendwerk iſt. Sobald es 
der Staatsanwaltſchaft opportun erſcheint, annulliert ſie das erſte Urteil und 
vertraut die endgültige Entſcheidung der Tatfrage der Strafkammer an. 
Die Berufung in der vom Entwurf vorgeſchlagenen Geſtalt iſt nicht im 
Intereſſe der Verteidigung des Angeklagten, ſondern behufs Stärkung der 
Macht der Staatsanwaltſchaft eingeführt. 

Die Regierung macht aber ganze Arbeit. Selbſt die beſprochene Schein⸗ 
konzeſſion gibt ſie nicht umſonſt her, ſelbſt dafür ſollen wirkliche Volksrechte 
eingetauſcht werden. Nach dem geltenden Recht geht die Berufung an die 
mit fünf Richtern beſetzte Strafkammer, von denen, falls der Angeklagte 
verurteilt werden ſoll, mindeſtens vier für die Verurteilung ſich aus⸗ 
ſprechen müſſen. Zwei Stimmen genügen alſo zur Freiſprechung. 
Die Regierung erkennt an, daß darin ein wirkliches Schutzmittel für den An⸗ 
geklagten liegt. Die Begründung rechtfertigt die Beibehaltung der Beſetzung 
der Strafkammern mit fünf Richtern mit folgenden Worten: „Die Fünf⸗ 
zahl des Kollegiums empfiehlt ſich ſchon dadurch, daß ſich die Be- 
völkerung an dieſe Beſetzung gewöhnt hat, ganz abgeſehen davon, daß bei ihr 
die für die Bejahung der Schuldfrage bisher geforderte und auch für die 
Zukunft feſtzuhaltende Zweidrittelmehrheit dem Angeklagten einen 
beſonders wirkſamen Schutz bietet.“ 

Allein auch hier kommt der Pferdefuß ſofort nach. 

Im Gegenſatz zum geltenden Recht ſollen von jetzt ab die Straf— 
kammern, ſoweit ſie über die Berufung gegen die Urteile der Schöffen— 
gerichte entſcheiden, anſtatt mit fünf, nur mit drei Richtern beſetzt 
werden. Die Einführung der Berufung gegen Urteile der Strafkammern, ſo 
ſagen die Motive, nötigt dazu, die Inanſpruchnahme der Richterkräfte bei den 
Landgerichten, ſoweit dies tunlich iſt, einzuſchränken. Es wird daher vor— 
geſchlagen, die Strafkammern als Berufungsgerichte in allen Sachen, die in 
erſter Inſtanz vor dem Amtsgericht mit oder ohne Schöffen verhandelt worden 
ſind, mit drei Richtern zu beſetzen. 

Dieſer Vorſchlag iſt von weiteſttragender praktiſcher Bedeutung. Die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Amtsgerichte wird vom Entwurf ganz außerordentlich erweitert. 
Ein großer Teil der bisher vor den Strafkammern verhandelten 
Sachen ſoll künftig in erſter Inſtanz von den Schöffengerichten 
entſchieden werden, ſobald es der Staatsanwaltſchaft, deren freies 
Ermeſſen an keinerlei geſetzliche Schranke gebunden iſt, gut er⸗ 
ſcheint, die Anklage beim Amtsgericht zu erheben. Insbeſondere gilt 
dies von denjenigen Anklagen, die gegen den organiſierten Arbeiter auf Grund 
ſeiner politiſchen und gewerkſchaftlichen Tätigkeit heraus erhoben zu werden 
pflegen. Widerſtand gegen die Staatsgewalt, Vergehen gegen die öffentliche 
Ordnung, Beleidigung und alle diejenigen Delikte, die in bunter Muſterkarte 
wegen des harmloſeſten Vorgangs dem ſein Koalitionsrecht ausübenden Arbeiter 
zur Laſt gelegt werden: Übertretung des § 153 der Gewerbeordnung, Nötigung, 
Körperverletzung uff. — fie alle bringt ein Machtwort der Anklagebehörde vor 
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das Amtsgericht und damit nach den Vorſchlägen des Entwurfes in der Be⸗ 
rufungsinſtanz an die mit drei Richtern beſetzte Strafkammer. Wie ſehr 
ſich damit die Stellung des Angeklagten im Vergleich zum geltenden Recht 
verſchlechtert, leuchtet ohne weiteres ein. Zur Freiſprechung des Angeklagten 
gehören nach der vorgeſchlagenen Neuordnung zwei Stimmen. Dieſe genügen 
aber auch vor der jetzigen Strafkammer zur Freiſprechung. Unzweifelhaft aber 
hat der Angeklagte weit größere Chancen, dieſe zwei Stimmen unter fünf als 
unter drei Richtern zu finden, ſo daß er im neuen Recht ganz erheblich un⸗ 
günſtiger geſtellt werden würde. . 

Nehmen wir dieſe Tatſache zuſammen mit den Ausführungen des vorigen 
Artikels, jo erhalten wir das Ergebnis: Das Gebiet der kleinen Übertretungen, 
insbeſondere der Polizeiſachen, das ganz beſonders zur Bekämpfung der 
Arbeiterbewegung von den Verwaltungsbehörden verwendet wird, ſoll ganz 
und gar dem Berufsrichtertum unter Ausſchaltung des Laienelements über⸗ 
liefert werden. Die ſchwereren Delikte, die Vergehen, wegen deren ſich der 
organiſierte Arbeiter auf Grund ſeiner politiſchen und gewerk⸗ 
ſchaftlichen Betätigung zumeiſt zu verantworten hat, ſollen in der Be⸗ 
rufungsinſtanz vor der mit drei ſtatt mit fünf Richtern beſetzten Strafkammer 
verhandelt werden, wodurch die Ausſichten der Freiſprechung für den An⸗ 
geklagten bedeutend vermindert werden. 

Nach beiden Richtungen hin bedarf der Entwurf einer gründlichen Um⸗ 
geſtaltung, ſoll nicht die neue Strafprozeßordnung eine einſchneidende Ver⸗ 
ſchlechterung des geltenden Rechts dem deutſchen Volke bringen. FFortſetzung folgt.) 


literariſche Rundſchau. 


Die politiſchen Parteien und ihre Tätigkeit. Heft 1 der „Staatsbürger⸗ Bibliothek“. 
Herausgegeben vom Verband der Windthorſtbünde Deutſchlands. Zweite Auflage. 
(6. bis 15. Tauſend.) M.⸗Gladbach 1901, Verlag der „Weſtdeutſchen Arbeiter⸗ 
zeitung“. 80 Seiten. Preis 30 Pfennig. ö 


Dr. Karl Sonnenſchein, Kann der moderne Student ſozial arbeiten? (1. bis 
3. Tauſend.) M.⸗Gladbach 1908, Volksvereinsverlag. 45 Seiten. Preis 50 Pfennig. 
Daß der in dieſen Blättern mehrfach geſchilderte, vortrefflich organiſierte Volks⸗ 
verein für das katholiſche Deutſchland eifrig an der Arbeit iſt, beweiſen die Hundert⸗ 
tauſende von Flugblättern, die er jährlich in das Land ſendet, darunter ein großer 
Teil verleumderiſcher Hetzblätter gegen die Sozialdemokratie, die nicht höher ſtehen 
als die des Reichslügenverbandes. Daß er aber auch beſſere und geſchicktere Arbeit 
zu leiſten weiß, zeigen die beiden vorliegenden Heftchen, beſonders das letztere. 
Das erſte Heft — wenn auch nicht im Verlag des Volksvereins, ſo doch in 
dem der eng mit ihm verbundenen „Weſtdeutſchen Arbeiterzeitung“ erſchienen — 
gibt jedesmal eine kurze Entſtehungsgeſchichte der betreffenden Partei, druckt ſodann 
ihr Programm ab und ſchließt daran kritiſche Bemerkungen, an deren Schluß ein 
Hinweis auf die wichtigſte Literatur gegeben wird. Im ganzen und großen wird 
wirklich ein verhältnismäßig zutreffendes Bild ſämtlicher deutſchen Parteien ge⸗ 
geben, ſoweit es in einer kurzen populären Broſchüre und von einem beſtimmten 
Parteiſtandpunkt aus möglich iſt. Nur die an der Sozialdemokratie geübte Kritik 
iſt kläglich: „Die Aufhebung des Privateigentums widerſpricht der menſchlichen 
Natur. Über 17 Millionen Deutſche find Miteigentümer (?) von Produktionsmitteln 
und nahezu 60 () Millionen Deutſche von Privateigentum überhaupt, und keiner 
derſelben — außer den katholiſchen Ordensleuten — entäußert ſich freiwillig der⸗ 
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ſelben.“ Alſo widerſprechen die katholiſchen Ordensleute der menſchlichen Natur! 
„Die geſellſchaftliche Regelung der Produktion ſetzt die geſellſchaftliche Regelung 
der Konſumtion voraus; es würde ſo für jeden Menſchen ein genau beſtimmtes 
Maß von Genüſſen in Rechnung geſtellt. Die freie Berufswahl hört ebenſo auf 
wie die Wahl des Genuſſes. Der gleiche Lohn — Geld gibt es nicht — hemmt 
jeden Fortſchritt und zerſtört die Initiative.“ „Die Miliz würde mindeſtens das 
Fünffache () der heutigen Militärausgaben erfordern. . ..“ „Die Ausſcheidung der 
Religion aus dem geſamten öffentlichen Leben bedeutet die Vernichtung unſerer 
Kultur; was ſoll dann die Grundlage für das Recht ſein?“ (S. 75). Unter aus⸗ 
drücklicher Bezugnahme auf unſere „Reviſioniſten“ wird geſagt: „Heute gibt es 
keinen einzigen ſozialdemokratiſchen Grundſatz mehr, der nicht von angeſehenen 
Sozialdemokraten ſelbſt beſtritten würde“ (S. 74). Solche Redensarten wie die letzten 
find ganz dazu geeignet, ſelbſt die wenigen Zentrumsleſer irre zu machen, die allen- 
falls auf den Gedanken kämen, ſich aus dem abgedruckten Erfurter Programm ein 
richtiges Bild von unſerer Partei zu machen. — Das Zentrum ſelbſt wird natürlich 
in den Himmel erhoben: „Durch ſeine ganze Politik geht ein freiheitlicher Zug!“ 
„Wenn ein Angriff auf die Rechte der Volksvertretung unternommen wird, läßt das 
Zentrum es eher auf eine Auflöſung ankommen, als daß es eine Hand breit von 
dem Rechte abgeht!“ (S. 8). Risum teneatis, amici! Aus der Darſtellung ſeiner 


Entſtehungsgeſchichte heben wir noch die in weiteren Kreiſen weniger bekannte Tat⸗ 
ſache hervor, daß eine „katholiſche Fraktion“ ſchon ſeit 1852 im preußiſchen Abᷣ⸗ 


geordnetenhaus beſtanden und nur 1867 bis 1870 pauſiert, ſowie daß ſie bereits 
von 1858 bis 1867 den Namen „Fraktion des Zentrums“ geführt hat. 05 

Weit höher als die anonyme erſte ſteht die zweite, Sonnenſcheinſche Bro⸗ 
ſchüre. Sie trägt — was man gerade bei einer ultramontanen Broſchüre beſonders 
anerkennen muß — individuellen Charakter. Ihr Verfaſſer iſt ein feiner und klarer 
Kopf und dabei ein ehrlicher und wohlmeinender, ja begeiſterter Sozialreformer, 
etwa von dem Schlage der chriſtlichen Demokratie eines Murri oder Abbé Daens 
(in Belgien) oder des jungen Naumann. Das, was Sonnenſchein zur Begründung 
ſeines Themas beibringt, könnte mutatis mutandis auch von uns geſagt werden. 
Trotzdem gehen ſeine Vorſchläge (Stärkung der ſozialpolitiſchen Intereſſen in den 
ſchon beſtehenden katholiſchen Studentenvereinigungen verſchiedener Art, Gründung 
kleinerer Zirkel, Verkehr mit den Arbeitern, Beteiligung an Arbeiterkurſen, gemein⸗ 
ſame Beſichtigung von Fabriken, Wohlfahrtseinrichtungen uſw.) durchaus nicht über 
den bürgerlich⸗ſozialreformeriſchen Horizont hinaus. Nur am Schluſſe zeigt ſich die 
richtige Einſicht darin, daß „kein Mechanismus noch ſo geſchickter Inſtitutionen“ 
die „wirklich umformende Weltanſchauung erſetzen kann“. „Wir ſehen es an der 
faſzinierenden Kraft des ſozialiſtiſchen Kulturideals auch in akademiſchen Kreiſen. 
Und nicht den ſchlechteſten“ (S. 45). 

Das Schriftchen iſt flott und allgemeinverſtändlich geſchrieben, das Salbungs⸗ 
voll⸗Theologiſche durchaus abgeſtreift. Daß der Verfaſſer trotzdem in einem Prieſter⸗ 
ſeminar ſtatt auf einer deutſchen Hochſchule ſeine Ausbildung erhalten hat, läßt 


uns ein merkwürdiges Verſehen auf S. 8 vermuten. Er ſcheint niemals etwas von 


dem Wartburgfeſt von 1817, von der Ermordung Kotzebues durch Sand und den 


ſich anſchließenden „Demagogenverfolgungen“ gehört zu haben, denn er verſetzt die 


Gründung der deutſchen Burſchenſchaft und die Entſtehungszeit der Lieder, „die in 


ſeltſamem Anachronismus heute noch unſere Studenten ſingen, von dem Trotze 
gegen Tyrannen und von der Freiheit des Burſchen“, erſt dreißig Jahre ſpäter, in 
die Zeit kurz vor 1848. NB. Sind dieſe Freiheitslieder wirklich ein „ſeltſamer 


Anachronismus“ in einer Zeit, wo die freiſinnig⸗harmloſe „Freie Studentſchaft“ 
in Marburg wegen Mangel an nationalem Gefühl von Rektor und Senat der 
Univerſität ſuspendiert wurde und gar ſozialiſtiſche Studentenvereine bei Strafe der 


Relegation verfemt ſind? Ph. 


r W ˙* * L oÜP O ee 


206 Die Neue Zeit. 


notizen. 


Das Automobil vergrößert ungemein die Gefährdung der Menſchenleben durch 
den Verkehr. Nach dem Londoner „Economist“ vom 10. Oktober dieſes Jahres 
wurden in den Straßen Londons Perſonen 


- 


Verletzt Getötet 
190); 111 172 
1906 ũ /¹—8 ũ ꝶñu n 212 
1907 N 16, 283 


Dieſe enorme Zunahme iſt ausschließlich dem raſchen Wachstum des Automobil⸗ 
verkehrs zuzuſchreiben. Dafür haben die Steuerzahler die Genugtuung, für die 
Herren Automobilfahrer auch noch erhöhte Aufwendungen machen zu müſſen. Die 
Automobile ruinieren die Straßen weit mehr als gewöhnliche Gefährte, daher 
wachſen die Koſten der Straßenerhaltung rapid. Die durchſchnittlichen Koſten da⸗ 
für betrugen pro e Meile in den Grafſchaften a 

1901 1906 1907 Zunahme 


Pfd. St. Pfd. St. Pfd. St. in Prozenten 
Hertfor dire 54 6 


Gagat Suſe nr, ze 111 119 49 
Hamar, an 7 72 60 
Berkſhir tk er 81 100 63 
Surre ng e eee 248 267 nit 


Es ſind alſo erhebliche Opfer an Gut und Blut, die das Protzentum f 
ſeine Automobilraſerei der Volksmaſſe Alen 
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„The Social Demoerat“ vom September enthält einen Aufſatz von Emil 
Vinck aus Brüſſel über „Proportional vertretung“. Die Proportionalvertretung 
iſt ein wiſſenſchaftliches Syſtem, das an Stelle des Mehrheitsſyſtems treten ſoll, 
damit jede Gruppe und Partei eine der Zahl ihrer Anhänger proportionale 
Mandatzahl bekommt. Da iſt es nötig, daß die zerſplitterten Stimmen, die in den 
verſchiedenſten Gegenden einer ſchwachen Partei zufallen, zuſammengelegt werden. 
Das belgiſche Syſtem mit ſeinen zahlreichen Wahlkreiſen entſpricht dieſem Ideal 
nicht; hier gehen noch viele Stimmen verloren, die in den Einzelkreiſen nicht aus⸗ 
reichen, ein Mandat zu erobern. Die Folge iſt, daß die Mandatzahl der Parteien 
nicht der Stimmenzahl entſpricht; nach der Stimmenzahl von 1900 ſollte die katho⸗ 
liſche Partei 76 Mandate haben, während ſie 85 bekam. Deshalb ſoll in jedem 
Kreiſe dasſelbe Minimum von Stimmen gelten, das einer Partei ein Mandat ge⸗ 
währt, die darüber hinausgehende Stimmenzahl der Parteien ſoll im ganzen Lande 
zuſammengelegt werden und jede Partei ſoll eine Liſte ihrer Kandidaten für das 
ganze Land vorſchlagen, die eine Zuſammenfaſſung aller einzelnen Wahlkreisliſten 
darſtellt. In Belgien hat ein Wähler noch das Recht, beſtimmten Kandidaten der 
von ihm gewählten Liſten einen Vorzugsvermerk zu geben; beſſer iſt es jedoch, wenn 
die Wähler die von der Partei feſtgeſetzte Reihenfolge nicht abändern dürfen, damit 
alle Kandidaten als eine ſolidariſche Maſſe den Kampf für ihre Partei führen. 
Ein Vorzug des Proportionalſyſtems beſteht für Sozialiſten darin, daß es jedes N 
prinzipverderbende Kompromiß mit anderen Parteien überflüſſig macht. Auch wird 
die Wahlagitation einen würdigeren Charakter annehmen können, da nicht mehr 
Sein oder Nichtſein von ein paar Stimmen abhängt; die Agitation wird ſich über 
längere Zeit verteilen und daher einen ruhigeren Charakter annehmen. 

Joſef Nelſon ſchreibt über „Die Notwendigkeit eines ſtaatlichen ärztlichen 
Dienſtes“. Die Zukunft der Medizin liegt in dem Vorbeugen, nicht in dem Heilen 
der Krankheiten. Nicht der Chirurg oder der Pillenverordner, ſondern der "TZ 
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heitsbeamte iſt der Arzt der Zukunft. Jetzt liegt in dem Beruf des Arztes ein 
Widerſpruch; ſeine Exiſtenz hängt von dem Fortbeſtehen der Krankheiten ab, die 
er ſeinem Beruf nach möglichſt bekämpfen ſoll; hier liegt ein Anlaß zu Miß⸗ 
bräuchen vor. Dieſer Widerſpruch kann nur dadurch aufgehoben werden, daß der 
Arzt ein Staatsbeamter wird. Der Geſundheitsbeamte ſoll nicht ein Kommunal⸗ 
beamter ſein, denn in der Kommunalverwaltung herrſchen oft Cliquenintereſſen 
(Hausagrarier), die er als Arzt bekämpfen muß. Die beſſergeſtellten Klaſſen werden 
ſich gegen die Verſtaatlichung der Medizin ſträuben, weil ſie ihre ſpeziellen Arzte, 
die nicht zugleich die Armen behandeln, behalten wollen; darauf braucht man 
jedoch keine Rückſicht zu nehmen. Auch könnte man einwenden, daß der Arzt dann 
zu einem Beamten entarten würde, zu einem Bureaukraten, ohne das perſönliche 
Er das ihn jetzt an ſeinen Patienten bindet. Dem iſt nur durch die Pflege 
eines hohen Idealismus und ſtarken Pflichtgefühls der Arzte zu begegnen; deshalb 
iſt nicht nur eine Verſtaatlichung nötig, ſondern eine Sozialiſierung, eine Verſtaat⸗ 
lichung unter der Wirkung ſozialiſtiſcher Ideen. Für die Arzte ſelbſt, die jetzt in⸗ 
folge der Konkurrenz vielfach eine ſchwere und doch dürftige Exiſtenz haben, wäre 
eine ſolche Anderung auch vorteilhaft. Sie ſollen ſich dabei nicht die oft ſchlecht 
entlohnten Dorfärzte als Muſter vorſtellen, ſondern die Arzte bei der Armee und 
der Flotte, die anſtändig bezahlt werden. Selbſtverſtändlich werden Übergangs⸗ 
zuſtände eine Zeitlang dauern, wobei ein weiter Spielraum für private Betätigung 
bleibt. Die Verſtaatlichung der Krankenhäuſer ſowie die ärztliche Inſpektion der 
Schulkinder wird einer der erſten Schritte in dieſer Richtung ſein. 
| In der regelmäßigen Monatsüberſicht nimmt die Redaktion Stellung zu der 
Anſchuldigung, Hyndman habe durch ſeinen Hinweis auf die deutſchen Rüſtungen 
den engliſchen Jingos in die Hände gearbeitet. Dieſe Auffaſſung iſt bekanntlich 
auch durch engliſche Korreſpondenzen in führenden deutſchen Parteiblättern wieder— 
gegeben worden. Wir haben noch andere Aufgaben, als immer: Frieden, Frieden! 
zu rufen, wenn die Wirklichkeit keinen Frieden verſpricht. Wir müſſen die Wirk⸗ 
lichkeit klar erkennen und ausſprechen. Die Frage iſt: Gibt es eine Kriegsgefahr, 
und was können Sozialdemokraten tun, ſie abzuwenden? Kriegsgefahr gibt es unter 
dem Kapitalismus immer; überall liegen Herde des Konfliktes in dem Intereſſen⸗ 
gegenſatz der Kapitaliſtenklaſſen verſchiedener Nationen. Dazu gehört, daß das 
britiſche Reich dem Expanſionsdrang Deutſchlands im Wege ſteht. Deshalb ſollen 
wir die Augen offen halten, namentlich auch weil mächtige Gruppen hüben und 
drüben Profit aus einem Kriege zu ſchlagen hoffen. Dieſe Tatſachen ſoll man den 
gleichgültigen Maſſen vor Augen führen. 
„La revue socialiste“ enthält in ihrer Septembernummer einen Aufſatz von 
Alezandre André Heſſe über „Die ſozialiſtiſche Partei und die Reformen“. 
In der Partei und im ganzen Proletariat herrſcht, führt der Autor aus, die Auf⸗ 
faſſung, daß Reformen nutzlos ſind, weil doch die herrſchende Klaſſe ſie im eigenen 
Intereſſe verſtümmelt, und ſogar gefährlich, weil ſie die revolutionäre Energie 
lähmen. Dennoch ſtimmt die Partei für Reformen. Dieſer Widerſpruch darf nicht 
bleiben. Der Autor will daher zeigen, in welcher Weiſe die Reformpolitik mit 
den revolutionären Kampfcharakter der Partei vereinbar iſt. Man muß dabei 
zwiſchen den ökonomiſchen Reformen, die den Arbeiter als Arbeiter betreffen, und 
den politiſchen Reformen, die ihn als Bürger berühren, unterſcheiden. über den 
g Wert der erſteren herrſcht keine Meinungsverſchiedenheit. Arbeiterſchutz, Beſchrän⸗ 
kung der Arbeitszeit, Geſundheitsvorſchriflen für die Werkſtatt, Sicherung des 
ö Koalitionsrechtes werden von allen Arbeitern, von der Partei wie von den Gemerf- 
ſchaften gefordert. Sie vergrößern die Kampffähigkeit der Arbeiter und fördern ihr 
revolutionäres Bewußtſein. Hierbei tritt jedoch von ſeiten der Bourgeoiſie das 
Streben auf, Reformen einzuführen, die zwar die Lage des Proletariats verbeſſern, 
aber zugleich ſeine revolutionäre Energie lähmen ſollen. Die feindlichen Parias 
der Geſellſchaft ſollen eingefangen und entwaffnet werden durch eine Reformtätig⸗ 
el die eine konſervative, die Ausbeutung erhaltende Tendenz hat. So wird den 


208 | Die Neue Zeit, 


Staatsbeamten eine Verbeſſerung der materiellen Lage gegeben und zugleich das 
Recht der gewerkſchaftlichen Organiſation genommen. So auch das Streikgeſetz 
Millerands. In ſolche Fallen ſoll man ſich nicht fangen laſſen. Deshalb ſollen 
die Arbeiter ſelbſt in ihren Gewerkſchaftskongreſſen darüber Gutachten abgeben, 
welche Reformen ſie als ihrem Intereſſe gemäß anſehen. (Der Autor ſchließt ſich 
hier, wie viele Reformiſten, der ſyndikaliſtiſchen Anſchauungsweiſe an, nach der die 
ſozialiſtiſche Partei keine Arbeiterorganiſation ſei, ſondern ein Verband von Per⸗ 
ſonen, die die gleiche theoretiſche Auffaſſung haben.) 1 

Die Meinungsverſchiedenheit betrifft alſo die politiſchen Reformen. Während 
die Reformiſten in dieſen eine Vorbereitung zur Revolution erblicken, erachten die 


Revolutionäre Reformen für zwecklos; ſie wollen bloß das Proletariat ſchulen und 


organiſieren zur Eroberung der Gewalt. Da das Parlament ein weſentlich refor⸗ 


mierendes Inſtitut iſt, macht die revolutionäre Auffaſſung die ganze parlamentariſche 


Wirkſamkeit überflüſſig. Dennoch halten die Revolutionäre daran feſt, weil ſie 
ſagen, daß ſie das Proletariat dem Einfluß der bürgerlichen Politiker entziehen 
und die Tribüne als Agitationsbühne benutzen wollen. Guesde will dort den bürger⸗ 
lichen Parteien entgegenhalten, daß alle ihre Reformen zwecklos ſind; ſie münden 
in einen Bankrott aus, und dadurch wird das Proletariat aufgeklärt. Dieſe Doktrin 
darf die Partei ſich jedoch nicht zu eigen machen; denn das Proletariat wird uns, 
die dieſen nutzloſen Reformen Vorſchub leiſteten, mit Recht einen Teil der Schul 4 
aufbürden. Nur die redneriſche Gewandtheit Guesdes kann die Schwäche dieſer 
Doktrin vertuſchen; die einfache Logik der Maſſen kann es nicht. Deshalb verfallen 
einige dem extremſten Reformismus mit der Blockpolitik und durch den Gegenſatz 
andere dem antiparlamentariſchen Syndikalismus. Die ſyndikaliſtiſche Auffaſſung 
iſt deshalb falſch, weil das Proletariat inmitten der bürgerlichen Geſellſchaft lebt, 


ſeinen Zielen nur mittels und innerhalb der einmal beſtehenden Bedingungen dieſer 


Geſellſchaft, wozu der Parlamentarismus gehört, nachſtreben kann. Die politiſche 
Aktion iſt alſo für das Proletariat eine unangenehme Notwendigkeit, aber immerhin 


eine Notwendigkeit als Oppoſitionsmittel. Die bürgerliche Geſellſchaft ändert ſich 


immer, und man weiß nie im voraus, wie weit ſich die Folgen einer anſcheinend 
unwichtigen Reform erſtrecken werden. Deshalb treten wir für Reformen ein; aber 
dabei iſt es nötig, daß bei jeder Reform durch Verſammlungen und andere Mittel 
die Teilnahme des ganzen Proletariats geweckt wird. In dieſem Sinne bereiten 
wir durch unſere Reformtätigkeit die revolutionäre Eroberung der Gewalt durch 
das Proletariat vor. 
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Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geitattet. 


Bülows Schutztruppe. 
x Berlin, 7. November 1908. 


Als wir vor acht Tagen eine kaltblütige Politik gegenüber dem bürger⸗ 
lichen Spektakel über die Enthüllungen des „Daily Telegraph“ für angezeigt 
hielten, ſchien uns bereits der nächſte Tag widerlegen zu ſollen. Die amtliche 
Aufklärung der deutſchen Regierung war im Grunde noch viel blamabler für 
ſie als ſelbſt der Artikel des engliſchen Blattes, und ein noch viel heftigerer 
Entrüſtungsſturm tobte durch die patriotiſchen Blätter, ſo daß man beinahe 
glauben konnte, auch die bürgerlichen Parteien hätten daS Biegen ſatt und 
wollten es nun endlich aufs Brechen ankommen laſſen. 

Dennoch beſtätigte die Aufklärung Bülows nur die melancholiſche Wahr⸗ 
heit, die Laſſalle in einer ſeiner Verfaſſungsreden ausſpricht: daß nämlich die 
Diener der Fürſten immer noch praktiſcher zu handeln wiſſen als die bürger⸗ 
lichen Parteien und ihre Wortführer in Parlament und Preſſe. Wenn der 
Reichskanzler ſonſt ſehr wenig kennen mag, ſo kennt er doch die Pappenheimer 
ſeiner Blockmehrheit, und ein bißchen pfiffiger als ſie iſt er ſchließlich noch. 
Im Anfang der Woche umtoſt von den wildeſten Zornausbrüchen ihres 
Zeitungsgeſchwiſters, ſteht er am Ende der Woche ſchon wieder da als der 
Bändiger, der ſeine Peitſche luſtig über den Hundeſeelen knallen läßt. 

Es war dreierlei, was er in ſeiner Aufklärung behauptete. Zunächſt ver⸗ 
teidigte er den Kaiſer gegen „ungerechte Angriffe“, aber nur inſofern, als er 
ſagte, daß der Kaiſer das Gutachten des Auswärtigen Amtes eingeholt habe, 
ob der im „Daily Telegraph“ veröffentlichte Artikel ſich zur Veröffentlichung 
eigne. Zweitens aber lehnte Bülow für den Inhalt dieſes Artikels, ſoweit 
er das perſönliche Regiment kompromittierte, jede Verantwortung ab, indem 
er ſagte, daß er die Veröffentlichung verhindert haben würde, wenn er ſelbſt 
den Artikel vorher geprüft und ſich nicht auf das Gutachten ſeiner Räte ver⸗ 
laſſen hätte, die er ſomit als die eigentlichen Sündenböcke deklarierte. Drittens 
endlich erklärte Bülow ſich bereit, ſich als Sühnopfer für alles Unheil auf 
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dem Altar des Vaterlandes zu opfern; er habe ſeine Entlaſſung eingereicht, 
aber ſie ſei vom Kaiſer abgelehnt worden. 

Sicherlich war dieſe Erklärung im höchſten Grade blamabel für den ſo⸗ 
genannten Staatsmann, der ſie erließ; ſie verdiente das Sturzbad von Hohn 
und Spott, das ſich im Aus⸗ und im Inland über ſie ergoß, und in jedem 


ziviliſierten Lande würde dies Sturzbad ihren Urheber ſpurlos aus dem poli⸗ 


tiſchen Leben geſchwemmt haben. Aber noch einmal: was man auch ſonſt dem 


Reichskanzler vorwerfen mag, ſo läßt ſich ihm doch nicht beſtreiten, daß er 


ſeine Blockbrüder kennt. Er hat ihnen in ſeiner Erklärung die Rückzugslinien 
vorgezeichnet, auf denen ſie nun wirklich bereit ſind, aus der reckenhaften 
Poſition todwunder Patrioten in den Stall geduldiger Hämmel zurückzu⸗ 
treten: eine mehr oder minder „ehrfurchtsvolle“ Mahnung an den Kaiſer, ſich 
eine größere Zurückhaltung in ſeinen perſönlichen Kundgebungen aufzuerlegen, 
eine „Reorganiſation“ des Auswärtigen Amtes, bei der vielleicht einige unter⸗ 
geordnete Schreiberſeelen fliegen, und endlich die Erhaltung des koſtbaren 
und unerſetzlichen „Staatsmannes“, der edelmütig genug war, ſich wie der 
Römer Curtius in den Abgrund zu ſtürzen, um Sünden zu büßen, die er 
gar nicht begangen hatte. d ir 

Der Reichstag wird zwar erſt in drei Tagen über die Sache verhandeln, 
aber es iſt heute ſchon ſicher, daß die Dinge im weſentlichen den Verlauf 
nehmen werden, den wir eben ſkizziert haben. Die Blätter der Blockparteien 
machen aus ihrem Herzen keine Mördergrube mehr, und es kann ſich höchſtens 
noch darum handeln, mit welchen mehr oder minder „temperamentvollen“ 
Außerungen am nächſten Dienstag gegen das „perſönliche Regiment“ los⸗ 
gedonnert werden wird. Das läuft jedoch nur auf die Stillung einer recht 
müßigen Neugier hinaus; prinzipielle Gegner der Monarchie werden gegen⸗ 
über der ſittlichen Entrüſtung, womit gegenwärtig jeder Spießer auf den Kaiſer 
loshackt, etwas von der Stimmung empfinden, in der Leſſing einmal ſchrieb: 
„Sagen Sie mir von Ihrer Berliniſchen Freiheit zu denken und zu ſchreiben 
ja nichts. Sie reduziert ſich einzig und allein auf die Freiheit, gegen die 
Religion ſo viele Sottiſen zu Markte zu bringen, als man will. Und dieſer 
Freiheit muß ſich der rechtliche Mann nun bald zu bedienen ſchämen.“ Frei⸗ 
lich bitterer als Leſſing zu ſeiner Zeit muß man wohl über die „Berliniſche 
Freiheit“ urteilen, wenn man ſich erinnert, wieviel Menſchenglück den An⸗ 
klagen wegen ſogenannter „Majeſtätsbeleidigung“ geopfert worden iſt, aber 
vor einer wirklichen Majeſkätsbeleidigung wird ſich der rechtliche Mann heute 
doppelt ſorgſam hüten, da ſie ihn in die Gefahr bringt, von dem erſten beſten 
kapitaliſtiſchen Tintenkuli mit einem Bruderſchmatze beehrt zu werden. 

Wie wenig oder vielmehr wie gar nichts ſelbſt mit den gepfeffertſten Ma⸗ 
licen gegen den Kaiſer ausgerichtet werden kann, haben wir ſchon vor acht 
Tagen ausgeführt. Sogar wenn man die Frage in dem flachen Sinne der 
bürgerlichen Preſſe auffaßt, ſo iſt nicht die geringſte Ausſicht und Möglichkeit 
vorhanden, daß der Kaiſer in ſeinem Lebensalter, bei ſeinem Charakter und 
ſeinen Gaben ſich jetzt ſei es auch durch die hanebüchenſten Grobheiten derſelben 
Leute das Konzept korrigieren laſſen wird, die ihn ſeit zwanzig Jahren mit 


ö 


Bülows Schutztruppe. | | 211 


den ausſchweifendſten Schmeicheleien überhäuft haben. Wer ſich das einbildet, 
iſt ſo unerfahren in den einfachſten Grundſätzen der Pſychologie, daß man 
nicht einmal annehmen kann, er wolle ſich ſelbſt, ſondern nur, er wolle andere 
täuſchen. Allein die Frage des perſönlichen Regiments iſt gar keine perſönliche 
Frage; ſie hängt natürlich mit der ganzen politiſchen Entwicklung zuſammen, 
und wir haben ebenfalls ſchon vor acht Tagen darauf hingewieſen, daß die 
eigentliche und entſcheidende Schuld am perſönlichen Regiment auf den Reichstag 
fällt. Er kann dieſem Regiment ſofort einen unzerbrechlichen Riegel vor⸗ 
ſchieben, ſogar ohne alle Deklamation gegen deſſen augenblicklichen Träger, aber 
wenn er ſich mit ſolchen Deklamationen begnügt, ſo beweiſt er eben nur, daß 
er weder die Einſicht noch den Mut beſitzt, das perſönliche Regiment zu be⸗ 
jeitigen, nicht einmal in dem unvergleichlich günſtigen Augenblick, wo ihm der 
finanzielle Bankrott der Regierung die ſichere Handhabe bietet, endlich ein 
Stück reelle Macht zu erobern. ö 

Geht alſo der Reichstag die Wege, die ihm Bülow weiſt, und Parat iſt 
heute ſchon kein Zweifel mehr, ſo iſt er in der Tat nur, wie ihn der alte 
Liebknecht ſchon vor vierzig Jahren genannt hat, das Feigenblatt des Ab- 
ſolutismus, der Lakai des perſönlichen Regiments, und auf ihn fällt die ganze 
Wucht einer Schande, die ſich nur mit der Schande von Jena und mit der 
Schande von Olmütz vergleichen läßt. Die Blockmehrheit iſt dann ſchuldiger 
als jeder andere, der ſeine Hände in dieſen ſchmählichen Dingen gehabt hat. 
Sie weiß, wie die Sprache ihrer Blätter beweiſt, was ſie der nationalen Ehre 
ſchuldet, aber ſie verrät dieſe Ehre um ihrer elenden und eigennützigen Cliquen⸗ 
intereſſen willen, um ihren Nährvater Bülow am Ruder zu erhalten, aus 
deſſen Hand die fetten Liebesgaben für die Junker fallen und die bunten 
Vöglein in die Knopflöcher des Freiſinns flattern. 

An der Spitze von Bülows Schutztruppe marſchieren natürlich die frei⸗ 
ſinnigen Mannen. Sie haben ſich nicht einmal den Luxus des Entrüſtungs⸗ 
ſturms gegönnt, in ihres Nichts durchbohrendem Bewußtſein: Hunde ſind wir 
ja doch! Nunmehr aber hat die freiſinnige Fraktionsgemeinſchaft den Plan 
erwogen, eine Adreſſe des Reichstags an den Kaiſer zu beantragen, wobei 
zwar in aller Welt auch nichts herausgekommen, aber immerhin noch jenes 
Fünkchen von Courage produziert worden wäre, das die Vereinbarerverſammlung⸗ 
in der Novemberkriſe von 1848 und der preußiſche Landtag in der Konflikts⸗ 
zeit der ſechziger Jahre aufzubieten gehabt haben. Jedoch dieſer Plan iſt mit 
Stimmengleichheit abgelehnt worden, weil bei der impulſiven Natur des Kaiſers 
nicht abzuſehen ſei, wie er eine ſolche Adreſſe aufnehmen werde. Und dieſe 
Leute, die wie geſchaffen ſind, in der Seele von Fürſten die Menſchenverachtung 
großzuziehen, wollen dem perſönlichen Regiment an den Kragen! 

Ganz ſo traurige Kunden ſind die Junker bei alledem doch nicht. Der 
Vorſtand der konſervativen Partei hält es zwar auch nicht für angezeigt, der 
Majeſtät von Angeſicht zu Angeſicht gegenüberzutreten, aber er empfiehlt dem 
Kaiſer doch öffentlich eine „größere Zurückhaltung“ und knüpft daran eine 
ſinnige Betrachtung darüber, daß „eine weitere publiziſtiſche Behandlung dieſer 
Vorgänge nicht ſegensreich“ ſein würde. Insbeſondere dem Ausland gegen⸗ 
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über müſſe diejenige Ruhe und Geſchloſſenheit des Volkes zum Ausdruck 
kommen, die „für uns, umdroht von Gefahren, eine politiſche Notwendigkeit 
der Selbſterhaltung iſt“. Das könnte den Blockbrüdern freilich in den Kram 
paſſen. Im Intereſſe des Vaterlandes ſoll der Verrat am Vaterland, mit 
dem der Reichstag umgeht, in tiefes Schweigen gehüllt werden. Man wäre 
verſucht, über die naive Frechheit zu lachen, aber hinter dem kindiſchen Spiel 
wird ſich bald ein bitterer Ernſt offenbaren, und wenn abermals acht Tage 
ins Land gegangen ſind, wird als ſchnöder Vaterlandsverrat gebrandmarkt 
werden, was vor acht T Tagen noch in der Blockpreſſe heiße Sorge ums Vater⸗ 
land war. 5 

Allein uns ſoll's ſchon recht ſein, wenn dieſe elende Komödie inſzeniert | 
werden ſollte. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Gefahren, die eine gemein 
ſchädliche und leichtfertige Politik über Deutſchland heraufbeſchworen hat, nur 
dadurch gebannt werden können, daß die deutſche Nation ſich gegen dieſe 
Politik wendet mit der ganzen „Impulſivität“, die die freiſinnigen Banghaſen 
am Kaiſer fürchten. Wirft die Volksvertretung auch noch ihr Anſehen und 
ihre Ehre in die Maſſe eines beiſpielloſen Bankrotts, vor dem das Ausland 
halb lachend, halb ſchaudernd ſteht, dann wird es um ſo mehr die Pflicht 
des Volkes, eine ſcharfe Grenzlinie zu ziehen zwiſchen ſich und den Bankrot⸗ 
teuren, die in frivolſter Weiſe mit ſeinem Gute und Blüte ſchalten. 

Es liegt in der Hand des Reichstags, dem grauſamen Spiel ein Ziel zu 
ſetzen, aber wenn er ſich pflichtvergeſſen deſſen weigern ſollte, ſo geht das 
Spiel eben weiter, und am wenigſten die Arbeiterklaſſe wird die Närrin ſein, 
in ehrfürchtigem Schweigen vor dem kläglichen Zuſammenbruch ihrer Unter⸗ 
drücker zu verharren, den niemand als dieſe ſelbſt in ihres Sinnes unverbeſſer⸗ 
licher Torheit verſchuldet haben. | 


Owen und Ricardo. 


Zum 50. Todestag Robert Owens (17. November). 
Don K. Rjaſanoff. 
18 

Robert Owen, der große Utopiſt und Verkünder der neuen, der ſozialiſtiſchen 
Ordnung, und David Ricardo, der große Okonomiſt und Theoretiker der kapita⸗ 
liſtiſchen Geſellſchaft — zwei verſchiedenartigere Geſtalten können, wie es ſcheint, 
gar nicht gedacht werden. Und dennoch, trotz des großen Abſtandes der beiden 
voneinander und trotz der Verſchiedenartigkeit ihrer „Endziele“ iſt es nicht 
ſchwer, bei dieſen beiden Genoſſen der gleichen Zeit eine ganze Reihe von 
Zügen zu finden, die ſie einander nahe bringen. 

Faſt zu gleicher Zeit geboren (der eine im Jahre 1771, der andere im 
Jahre 1772), erſcheinen die beiden in gleichem Maße als Kinder der induſtriellen 
Revolutionsperiode des achtzehnten Jahrhunderts. Beide erlangen ſchon in 
früher Jugend die Selbſtändigkeit und ſtürzen ſich in den Strudel des wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens; beide ſind Selfmademen und erbringen glänzende Beweiſe 
für ihren praktiſchen Sinn. Owen erwarb ein ungeheures Vermögen als einer 
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der energiſchſten und unternehmungsluſtigſten Pioniere der Baumwollinduſtrie. 
Ricardo erwarb ein noch viel größeres Vermögen durch kühne und wohl— 
berechnete Spekulationen an der Börſe, wo er als einer der erſten die „Forde- 
rungen der Neuzeit“ begriff. Der eine wie der andere begann endlich ſeine 
öffentliche Tätigkeit mit praktiſchen Vorſchlägen: Owen im Intereſſe der neuen 
Baumwollinduſtrie, Ricardo zugunſten der Einführung eines normalen Geld⸗ 
verkehrs. Bei beiden vereinte ſich in gleichem Maße der poſitivſte praktiſche 
Sinn mit der Liebe zur Theorie, und dieſer wie jener beſaß ſeine theoretiſchen 
Steckenpferde. 5 

Ricardo wuchs auf und verbrachte den größten Teil ſeines Lebens in der 
Börſenwelt, weit entfernt von den Zentren der unmittelbaren Ausbeutung, 
in der Welt der unbeſchränkten freien Konkurrenz. Darum lenkte er, als er 
die Arena der politiſchen Tätigkeit betrat, ſeine ganze Aufmerkſamkeit auf die 
Zerſtörung aller Überbleibſel der alten Ordnung, in denen er das Haupt⸗ 
hindernis für die völlige Entwicklung der in den Tiefen der bürgerlichen Ge- 
ſellſchaft verborgenen Produktivkräfte erblickte. Dagegen ſpielte ſich das Leben 
und die Tätigkeit Owens im Rahmen der jungen, ſoeben erſt geſchaffenen 
Induſtrie ab, die faſt keine mittelalterlichen Feſſeln kannte, und in welcher 
die Tendenzen der Maſchineninduſtrie vollkommen ungehindert ſich entfalten 
konnten, das „tote Inventar“ mit den „lebenden Maſchinen“ einen unerbitt⸗ 
lichen Kampf führte und die verheerenden Wirkungen der Großinduſtrie be⸗ 
ſonders kraß und deutlich zum Ausdruck gelangten. 

Als ſie miteinander bekannt wurden, war Ricardo ſchon der Autor einer 
ganzen Reihe von Schriften über Fragen der politiſchen Okonomie und ar⸗ 
beitete er an ſeinem Hauptwerk, während Owen ſeine vier „Essays on the 
formation of the human character“ veröffentlicht hatte und bereits einen großen 
Ruf als Reformator auf dem Gebiet der Erziehung genoß, der in New Lanark 
wahre Wunder gewirkt hatte. 

Auf dieſem Boden entſtand denn auch zwiſchen beiden eine Annäherung. 

Fragen der Erziehung intereſſierten damals in ſehr ſtarkem Maße die Gruppe 
der Utilitarier, zu der Ricardo gehörte. Bentham war einer der Aktionäre 
von New Lanark. 
Wie Owen in ſeiner Autobiographie ſelbſt erzählt, ſtand er in ſehr 
nahen und freundſchaftlichen Beziehungen zu Ricardo, James Mill und Place, 
obwohl er eine diametral entgegengeſetzte Richtung verfolgte. Während 
Owen dit Notwendigkeit der nationalen Organiſation der Erziehung auf 
der Baſis der allgemeinen Arbeit verfocht, verteidigten die Utilitarier auch 
auf dem Gebiet der Erziehung das Prinzip der freien und unbeſchränkten 
Konkurrenz. 

Nicht minder ſchroff gingen die Anſichten Owens und Ricardos in der 
Bewertung der damaligen Wirtſchaftslage auseinander. Owen hatte bereits 
im Jahre 1815 in ſeinen „Observations on the effect of the manufacturing 
System“ auf die ſchädlichen Folgen hingewieſen, die die ſchnelle Verwandlung 
Englands in ein Land der Großinduſtrie hervorgerufen hatte. Um die Habgier 
der Fabrikanten etwas einzudämmen, die ſie drängte, „die beſten Gefühle der 
menſchlichen Natur der Liebe zur Akkumulation zu opfern“, verlangte er eine 
Parlamentsakte, die für alle Arbeiter den zwölfſtündigen Arbeitstag mit 
anderthalbſtündiger Unterbrechung einführen, die Kinderarbeit unter zehn 
Jahren verbieten und die Elementarſchulbildung für alle Kinder vorſchreiben 
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ſollte. Eine ſolche Forderung der ſtaatlichen Einmiſchung konnte natürlich 
bei den Utilitariern keine Sympathien wachrufen. 

Deren ökonomiſche Anſichten fanden ihren klaſſiſchen Ausdruck in Ricardos 
„Grundgeſetzen der Volkswirtſchaft“, der „volkswirtſchaftlichen Bibel der Utili⸗ 
tarier“, wie ihr Geſchichtſchreiber Leslie Stephen dieſes Werk nannte. Es 
wurde geſchrieben in den Jahren 1815 bis 1816, erſchien aber erſt im März 
1817.2 In der erſten Auflage (das kann auch von der zweiten gejagt werden, 
die zwei Jahre ſpäter erſchien) entſprechen die „Grundgeſetze“ noch vollkommen 
der Charakteriſtik, die Marx in ſeinem „Elend der Philoſophie“ gab. „Ricardo 
weiſt nach“, ſo ſchrieb Marx, „wie der Reichtum unter den Verhältniſſen der 
bürgerlichen Produktion erworben wird, er formuliert dieſe Verhältniſſe in 
Kategorien, in Geſetze. Er weiſt weiter nach, um wieviel dieſe Geſetze, dieſe 
Kategorien für die Produktion der Reichtümer überlegen ſind den Geſetzen 
und Kategorien der feudalen Geſellſchaft. Das Elend iſt in ſeinen Augen 
nur der Schmerz, der jede Geburt begleitet, in der Natur wie in der Induſtrie.“ 
Ricardo ſieht eben nicht und hat auch keine Ahnung davon, daß die kapita⸗ 
liſtiſche Produktionsweiſe einen doppelten Charakter hat, daß ſie ein neues, 
ihr beſonders eigentümliches Elend ſchafft. 

Wie Adam Smith, erwähnt auch Ricardo kaum die Baumwollinduſtrie. 
Für ihn gilt als Standardinduſtrie die Wollinduſtrie, in welcher zu Ende des 
achtzehnten Jahrhunderts noch die Manufaktur vorherrſchend war: die mechaniſche 
Wollinduſtrie entwickelte ſich erſt auf Grund der Praxis der mechaniſchen Be⸗ 
arbeitung der Baumwolle. In Gloueeſterſhire, wo Ricardo ſich im Jahre 1814 
ein Landgut gekauft hatte und wo ſich eines der bedeutendſten Zentren der 
Wollinduſtrie befand, vollzog ſich deren Übergang zur mechaniſchen Induſtrie 
erſt in den zwanziger Jahren des neunzehnten Jahrhunderts. Darum war 
in den erſten Auflagen der „Grundgeſetze“ Ricardo überall, wo er die Frage 
der Maſchinenarbeit berührte, der Anſicht, jede Einführung von Maſchinen, 
durch die Arbeit erſpart werde, in einen Produktionszweig ſei allgemein von 
Vorteil und führe nur ſo viel an Nachteilen mit ſich, als die Überführung 
von Kapital und Arbeit aus einer Beſchäftigung in die andere mit ſich bringe. 
Die Klaſſe der Arbeiter würde ebenfalls aus der Maſchine Nutzen ziehen, da ſie 
nun mehr Waren mit demſelben Geldlohn zu kaufen vermöchte. Ricardo nahm 
ferner an, es würde keine Verkürzung des Arbeitslohns eintreten, da der Kapitaliſt 
die Mittel hätte, dieſelbe Menge Arbeit wie früher zu verlangen und anzuwenden, 
wenn er auch gezwungen ſein dürfte, ſie bei der Produktion einer neuen oder auf 
jeden Fall einer anderen Ware anzuwenden. Er erwartete daher, die Nachfrage 
nach Arbeit würde die gleiche bleiben wie zuvor und der Arbeitslohn nicht ſinken, 
und er dachte, die Arbeiterklaſſe würde ebenſo wie die anderen Klaſſen an den 
Vorteilen der Anwendung von Maſchinen teilnehmen infolge der allgemeinen 
Billigkeit der Waren. 

Auch eine andere Erſcheinung, die für die Großinduſtrie charakteriſtiſch iſt 
— die faſt regelmäßige Periodizität der Weltmarktkriſen —, war Ricardo 


1 Die Notwendigkeit der Fabrikgeſetzgebung wies Owen durch feine Praxis in New 
Lanark nach. Nach der treffenden Bemerkung der jüngſten Geſchichtſchreiber der engliſchen 
Fabrikgeſetzgebung „wies er auf die Ordnungen ſeiner Fabrik als einen Präzedenzfall hin, 
der allgemeine Anwendung finden konnte“ (Hutchins und Harriſon, History of factory 
„ 1903, S. 21). N 

e Letters of Ricardo to Trower. Oxford 1899, S. 30. 
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noch nicht bekannt, als er ſeine „Grundgeſetze“ ſchrieb. Die Kriſen, die die J In⸗ 
duſtrie von 1793 bis 1815 durchlebte, konnte er durch die Getreideteuerung in⸗ 
folge des Mißwachſes von Ernten, der Entwertung des Papiergeldes und der 
Kolonialwaren uſw. infolge der Verengerung des Marktes unter dem Einfluß 
der Kontinentalſperre erklären. 

In gleicher Weiſe konnte Ricardo auch die Erklärung für die Kriſe, die 
nach 1815 hereinbrach, nicht im kapitaliſtiſchen Produktionsprozeß an ſich finden, 
ſondern in einer ganzen Reihe von Erſcheinungen zufälliger oder vorübergehender 
Natur: teils in einem Mißjahr, in Getreidenot, teils im Sinken der Korn⸗ 
preiſe und im übergang vom Krieg zum Frieden. Darum erwähnt er in ſeinen 
„Grundgeſetzen“ die Kriſen nur ſo weit, als er die Frage über „plötzliche 
Anderungen in den Kanälen des Handels“ ſtreifen muß. 

Und dennoch war es gerade dieſe Kriſe und die von Owen auf Grund 
derſelben energiſch betriebene Agitation, die Ricardo veranlaßte, die Frage der 
Bedeutung der Maſchinen und ihrer Einwirkung auf die Lage der Arbeiter⸗ 
klaſſe einer Reviſion zu unterwerfen. 


II. 


Die Lage der Arbeiter nach dem Friedensſchluß im Jahre 1815 war in 
der Tat entſetzlich. Der Arbeitslohn der Weber war in einzelnen Ortſchaften 
faſt auf die Hälfte geſunken. Im Jahre 1815 belief ſich die Armenſteuer auf 
5418000 Pfund Sterling, im Jahre 1817 auf 5724000, und ſie erreichte im 
Jahre 1818 die Rekordſumme von 7780000 Pfund Sterling, rund 160 Mil⸗ 
lionen Mark. „Die innere Geſchichte des Jahres 1816“, jo ſchreibt Spencer 
Walpole in ſeiner Geſchichte Englands nach 1815, „bildet faſt nur eine lange 
Kette ſozialer Wirren. .. Die Arbeiterſchaft war allerorts in einer allge⸗ 
meinen Auflehnung gegen ihre Arbeitsbedingungen ergriffen.“ Die Ludditen⸗ 
bewegung brach mit neuer Kraft aus. Der rote Hahn flog durch ganz Eng⸗ 
land. In London fanden ein Reihe ſtürmiſcher Demonſtrationen ſtatt. 

Die Toryregierung antwortete mit Repreſſalien und ſetzte die Habeas⸗ 
korpusakte außer Kraft. Es wurden einige Perſonen hingerichtet.. Die Re⸗ 
gierung konnte ſich aber dennoch nicht auf polizeiliche Maßregeln allein be- 
ſchränken. Das Unterhaus bewilligte 750000 Pfund Sterling für die Organiſation 

öffentlicher Arbeiten. Es wurde auch eine neue Kommiſſion eingeſetzt, die die 
Armengeſetze- einer Reviſion unterwerfen ſollte. 

Dieſe Maßregeln konnten indeſſen die ſogenannte „öffentliche Meinung“ 
nicht beruhigen. Die wohlhabenden Klaſſen waren durch die Gärung in den 
Maſſen außerordentlich beunruhigt. Ein nicht minder wichtiger Beweggrund 
war das Steigen der Armenſteuer. Und ſo geſchah es denn, daß im Juli 1816 
ein großes Meeting unter dem Vorſitz des Herzogs von York einberufen wurde, 
wo Maßregeln erörtert wurden, die im Kampfe gegen die Arbeitsloſigkeit ver⸗ 
wendet werden ſollten. Es wurde eine beſondere Kommiſſion unter dem Vorſitz 
des Erzbiſchofs von Canterbury gewählt, zu deren Sitzung man auch Owen 
einlud. Als er dort ſeine Anſichten über die Urſachen der Arbeitsloſigkeit ent⸗ 

wickelte, machte man ihm den Vorſchlag, ſie in Form einer Denkſchrift dar⸗ 
zulegen. Als er jedoch ſeine Arbeit vollendete und der Kommiſſion zuſtellte, 


1 „Es iſt mir gleich, ob ich am Leben bleibe oder fterbe, denn es gibt keine Derbyſhire⸗ 
Bänder mehr.“ In dieſen Worten eines hingerichteten Ludditenführers fig ſich trefflich 
der Charakter dieſer Bewegung. 
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war dieſe hochreſpektable und faſhionable Verſammlung der „Aſſoziation für 
die Hebung der induſtriellen Arbeiterklaſſe“ nach dem Ausdruck Owens „ver⸗ 
blüfft und wußte, wie es ſcheint, nicht, was ſie ſagen oder tun ſollte“ („appeared 
to be taken by surprise and appeared at a loss what to say or do“). 

Die Sache war nämlich die, daß die reichen Klaſſen, die Ariſtokratie und 
die hohe Geiſtlichkeit, ſich gründlich in Owen getäuſcht hatten. Sie verhielten 
ſich ihm gegenüber ſehr ſympathiſch, ſolange ſie ihn als eine Art Hagenbeck 
des Proletariats betrachteten, der ein probates Mittel zur Dreſſur zahmer und 
gehorſamer Arbeiter gefunden hatte. Er war anfangs für ſie bloß ein Philanthrop, 
dem es gelungen war, vollkommen patriarchaliſche Beziehungen zwiſchen Unter⸗ 
nehmern und Arbeitern in New Lanark herzuſtellen. Zudem berührte Owen 
nicht im geringſten die politiſchen Inſtitutionen und Privilegien, unter deren 
Schutze es ſich für die „oberen Zehntauſend“ ſo ungebunden und angenehm 
leben ließ. Er verhielt ſich ſehr gleichgültig zu den demokratiſchen Reformen, 
die von den damaligen Radikalen verlangt wurden. Endlich ſympathiſierten 
mit ihm auch einige ſentimentale Fabrikanten, die aus ſeinem Verſuch erſehen 
hatten, daß ſich ein hoher Unternehmergewinn mit einer mehr oder weniger 
humanen Behandlung der Arbeiter vereinigen ließ, und daß es infolgedeſſen 
abſolut nicht notwendig war, ſich dem täglichen Riſiko einer böswilligen Brand⸗ 
ſtiftung oder einer Zerſtörung der Fabrik auszuſetzen. | 

Vermutlich hätte Owen auch ſpäter die Sympathien der höheren Klaſſen 
behalten und eine ebenſolche glänzende Karriere gemacht wie heute zum 
Beiſpiel der Heilsarmeegeneral Booth, wenn er ſich wie der letztere darauf 
beſchränkt hätte, die Rolle eines „Krankenträgers auf dem ſozialen Kriegs: 
ſchauplatz“ zu ſpielen und ſich mit der Rettung verlorener Seelen zu beſchäf⸗ 
tigen, und wenn er ſich ſtreng an das Prinzip gehalten hätte, daß die Re⸗ 
ligion dem Volke erhalten bleiben müſſe. Wie wir aber gleich ſehen werden, 
folgte Owen der Logik ſeiner grundlegenden Prinzipien und hörte darum bald 
auf, ſalonfähig zu ſein. 

Um Owen los zu werden, ſchlug ihm die Kommiſſion vor, daß er ſeine 
Denkſchrift der obenerwähnten Parlamentskommiſſion übergebe. Indeſſen 
lehnte man es dort nach einer ganzen Reihe von Verſchleppungen nicht nur 
ab, Owen anzuhören, ſondern auch ſeine Denkſchrift den Kommiſſionsarbeiten 
beizufügen. 

Es blieb Owen nun nichts anderes übrig, als an die „öffentliche Mei⸗ 
nung“ zu appellieren. Er veröffentlichte ſeine Denkſchrift in der Zeitſchrift 
„Philanthropiſt“ und hierauf in einer beſonderen Ausgabe. Er beſchränkte ſich 
aber nicht darauf, ſondern veranſtaltete einige Verſammlungen und vertrieb 
die Berichte über dieſe Verſammlungen, die in den Zeitungen veröffentlicht 
wurden, auf eigene Rechnung in Zehntauſenden von Exemplaren. Ungeachtet 
ſeiner politiſchen Naivität begriff Owen ausgezeichnet die Bedeutung des 
„Lärmens“ für die Verbreitung von Ideen und verſtand es, die „Reklame“ 
für dieſen Zweck auszunutzen. f 

Worin beſtanden nun die wichtigſten Züge des von ihm vorgeſchlagenen 
„Planes“? Worin erblickte Owen die wichtigſten Urſachen der damals graſſie⸗ 
renden Arbeitsloſigkeit? 

Die Haupturſache der damaligen Kriſis lag nach ſeiner Anſicht in der 
Entwertung der menſchlichen Arbeit. Dieſe Entwertung war hervorgerufen 
durch die allgemeine Einführung von Maſchinen in den europäiſchen und 
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amerikaniſchen Manufakturen, hauptſächlich in den Manufakturen Englands, 
wo dieſe Umwälzung ſehr beſchleunigt wurde durch die Erfindungen von 
Arkwright und Watt. Eine Erfindung löſte die andere ab, und eben die 
ſchnelle Entwicklung der Induſtrie verlieh England die Kraft, ein Viertel⸗ 
jahrhundert lang Frankreich mit ſo viel Erfolg zu bekriegen. Als ſeit 1815 
dauernder Friede eintrat, beſaß England in ſeinen Maſchinen eine koloſſale 
Macht, die auf 100 Millionen menſchlicher Arbeitskräfte veranſchlagt werden 
konnte. An dem Tage jedoch, da der Friedensvertrag unterzeichnet wurde, 
ſchied mit der kriegführenden Staatsgewalt ein enorm reicher Konſument aus, 
für den bis dahin die Produzenten gearbeitet hatten. Als es nun notwendig 
wurde, die Produktion einzuſchränken, da erwies es ſich, daß die mechaniſche 
Kraft billiger war als die menſchliche. Die Maſchinen wurden beibehalten, 
während die Arbeiter in immer größerem Maße auf die Straße geſetzt 
wurden. Die menſchliche Arbeitskraft konnte jetzt für einen Preis gekauft 
werden, der unendlich niedriger war als das für den Unterhalt des Indi⸗ 
viduums abſolut notwendige Minimum. Gegen die Maſchinen aber anzu⸗ 
kämpfen, war für die Arbeiter vollkommen unmöglich. 

Was blieb alſo zu tun übrig? Entweder 1. den Gebrauch der Maſchinen 
in bedeutendem Maße einzuſchränken, 2. Millionen von Perſonen dem Hunger⸗ 
tod preiszugeben oder 3. vorteilhafte Beſchäftigung für die Armen und Arbeits⸗ 
loſen zu finden. 

Das erſtere war unmöglich dank den Bedingungen des modernen indu⸗ 
ſtriellen Lebens; das zweite wäre ein Akt der unerhörteſten Barbarei und 
Tyrannei. Es blieb alſo bloß der dritte Ausweg übrig. Man mußte An⸗ 
ſtalten treffen, daß nicht der Menſch durch die Maſchine, ſondern die Maſchine 
vom Menſchen beherrſcht würde. 

Zu dieſem Zwecke ſchlägt Owen einen beſonderen Plan zur Aufbeſſerung 
der Lage der Armen vor. Er betrachtet es als die wichtigſte Aufgabe, Be⸗ 
dingungen zu ſchaffen, bei denen die junge Generation ſich gute Gewohnheiten 
anſtatt ſchlechter aneigne. Den Kindern muß eine gute Erziehung, den Er⸗ 
wachſenen entſprechende Arbeit gegeben werden. Dieſe muß ſo beſchaffen ſein, 
daß ſowohl die einzelnen Produzenten wie die ganze Geſellſchaft die größt— 
möglichen Vorteile erzielen. Die Menſchen müſſen in Verhältniſſen leben, die 
die Intereſſen aller vereinigen und unnütze Verlockungen ausſchalten. Die 
Produzenten müſſen in Genoſſenſchaften vereinigt ſein. Keine dieſer Genoſſen⸗ 
ſchaften darf zu viel oder zu wenig Mitglieder zählen, damit die Arbeit vor⸗ 
teilhaft und produktiv ſei. Nach Owens Berechnungen darf keine dieſer 
Produktiveinheiten weniger als 500 und mehr als 1500 Mitglieder zählen. 

Owen fügte ſeiner Denkſchrift einen Entwurf der von ihm projektierten 
Kolonie bei. Sie erſcheint in Form eines ungeheuren, quadratförmigen 
Häuſerkomplexes, der für 1200 Perſonen berechnet und von einem Areal von 
1000 bis 1500 Acres Land umgeben iſt. In der Mitte des Quadrats be⸗ 
findet ſich eine Reihe öffentlicher Gebäude, die die geſamte Fläche der Kolonie 
in zwei Parallelogramme teilt. Dieſe Gebäude enthalten eine gemeinſame 
Küche, einen gemeinſamen Speiſeſaal und alle Vorrichtungen, die für die öko⸗ 
nomiſche Zubereitung der Speiſen notwendig ſind, ferner auf der linken Seite 
eine Schule für ältere Kinder, einen Verſammlungsſaal, Bibliothekräume und 
einen Raum zum Aufenthalt für erwachſene Perſonen. Auf der rechten Seite 
findet ſich eine Schule für jüngere Kinder, Leſeſäle und ein Gebethaus. Drei 
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Seiten des Gebäudevierecks enthalten einzelne Wohnungen zu je vier Zimmern. 
Die vierte Seite enthält Schlafräume für alle Kinder, die älter als drei Jahre 
ſind. In der Mitte dieſes Flügels liegen Wohnungen von Aufſehern. Außer⸗ 
dem befinden ſich hier auf der einen Seite das Krankenhaus und auf der 
anderen die Zimmer für Gäſte und Verwandte. In der Mitte zweier anderer 
Flügel ſind Wohnungen der Aufſeher, Arzte, Geiſtliche und Lehrer, und in 
der Mitte des vierten die Lagerräume. Zwei Höfe, die von den Gebäudereihen 
gebildet werden, ſind mit Bäumen bepflanzt und für Spiele und Turn⸗ 
übungen beſtimmt. Die ganze Kolonie iſt von Gärten umgeben. In einiger 
Entfernung von den Wohnhäuſern befinden ſich Pferdeſtälle, ein Schlachthaus, 
Waſchräume, Bleichereien, landwirtſchaftliche Gebäude und Fabrikräume. 
Hinter ihnen liegen Wieſen und Felder. Wie es einem „Praktiker“ gebührt, 
ſtellte Robert Owen einen detaillierten Koſtenanſchlag der Kolonie auf. Es 

waren hiernach erforderlich (in Pfund Sterling): 


1200 Acres Land zu je 30 Pfund Sterling . 36000 
Wohnungen für 1200 Perjonen . 5 RER 
Drei öffentliche Gebäude im Zentrum der Kolonie enn 
Fabrikgebäude, Schlachthaus, Waſchräume Ne 8000 
Mobiliar für 300 Wohnungen zu je 8 Pfund Sterling 2400 
Einrichtung der Küchen, Schulen und Schlafräume 3000 
Landwirtſchaftliche Gebäude (Mühle und Be 5000 
Errichtung der Gärten und Straßen 3000 
Inventar für die Spatenkultuuu 4000 


Verſchiedene s 
ö Im ganzen 96000 


Nach dieſen Berechnungen konnte man alſo bei einem Aufwand von 
80 Pfund Sterling pro Perſon die Arbeitsloſen in eine Lage verſetzen, in 
der ſie ſich ſelbſt ernähren konnten. Nach Owens Anſicht wäre es am beften 
geweſen, wenn die Regierung, von der Nutzloſigkeit jeglicher Palliativ⸗ 
mittel überzeugt und von der Notwendigkeit durchdrungen, ihrer legislativen 
Tätigkeit das Präventivprinzip zugrunde zu legen, dieſen Plan in nationalem 
Maßſtab verwirklicht hätte. Dann wäre der Arbeitsloſigkeit ein Ende geſetzt 
und der heranwachſenden Generation eine gute Erziehung verliehen worden. 

Owen veröffentlichte ferner den Entwurf ſeines Berichtes, den er vor der 
Parlamentskommiſſion zu erſtatten gedachte. Der unerwartete Widerſtand, 
auf den er bei den Elementen ſtieß, auf deren Hilfe er bei der Verwirklichung 
ſeines Planes beſonders gerechnet hatte, mäßigte nicht nur nicht ſeinen Eifer, 
ſondern trieb ihn im Gegenteil noch mehr vorwärts auf dieſer Bahn. In 
der zweiten Verſammlung, die am 22. Auguſt 1817 ſtattfand, erklärte er, daß 
es nutzlos wäre, Kolonien für Genoſſenſchaftlichkeit und Kooperation zu er⸗ 
richten, ſolange es Religionen gäbe, die Haß und Unduldſamkeit zwiſchen den 
Leuten ſäten. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Reihen von Owens Gönnern aus den 
höheren Klaſſen nach dieſer Erklärung ſtark zuſammenſchmolzen. Owen trat 
mit ſeiner Anklage gegen alle Religionen gerade zu der Zeit hervor, da das 


S. Report to the Committee of the Association for the Relief of the manu- 
facturing and labouring Poor, by Robert Owen in „The Life of Robert Owen“, 
written by himself, London 1858. Vol. 1 A p. 53-65. 
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Unterhaus auf den Antrag der Regierung hin 1000000 Pfund Sterling für 
den Bau neuer Kirchen bewilligt hatte, um die religiöſe Erziehung des Volkes 
zu heben. Die „Times“, die Owen noch im März unterſtützt und ihm ihre 
Spalten zur Verfügung geſtellt hatte, wendete ſich unverzüglich von ihm ab. 
„Geſtern“, ſo ſchrieb ſie am Tage nach Owens Erklärung, „iſt über den Plan 
Owens der Vorhang der öffentlichen Sympathie gefallen, der ſich ſchwerlich 
jemals erheben wird. Owen verſpricht den Leuten ein Paradies, jedoch wird 
jeder geſunde Geiſt, der in den Lehren der chriſtlichen Religion erzogen iſt, 
vor einem ſolchen Paradies in Entſetzen geraten.“ 

Auch die Miniſter, die bis dahin Owens Plan als ein intereſſantes Experi⸗ 
ment betrachtet hatten, das die Aufmerkſamkeit des Landes von den dringenden 
politiſchen Reformen ablenken konnte, beeilten ſich nun, ſich von Owen los⸗ 
zuſagen. Und da Owen ſich zu politiſchen Reformen ablehnend verhielt und 
der Reform des Steuerſyſtems keine Bedeutung beimaß, verhielten ſich auch 
die engliſchen Radikalen vollkommen ablehnend ihm gegenüber. Deren Un⸗ 
zufriedenheit wurde noch dadurch verſtärkt, daß man Owen gerade zu der Zeit 
freien Spielraum ließ, da die Regierung gegen ſie aus jedem Anlaß Prozeſſe 
anſtrengte. | 
Im Jahre 1818 unternahm Owen eine Reife nach dem Kontinent, wo er 
ſeinen Plan eifrig propagierte. Er wandte ſich unter anderem mit einem 
Aufruf an die europäiſchen Monarchen und hierauf an diejenigen von ihnen, 
die am Aachener Kongreß teilnahmen. Nach England zurückgekehrt, nahm 
er ſeine Agitation wieder auf. Er verlor noch immer nicht die Hoffnung, fo- 
wohl die Ariſtokratie und die Regierung wie die Arbeiter für ſeine Lehre zu 
gewinnen. 

Im April 1819 erſchien im „Star“ und im „Examiner“ ſein Aufruf an die 

Arbeiterſchaft. „Gebt“, ſo hieß es dort, „den privilegierten Klaſſen deutlich 
zu verſtehen, daß die Verbeſſerungen, die ihr verſuchen wollt, ihnen wie ihren 
Nachkommen keinen Schaden zufügen ſollen, ſondern daß im Gegenteil dieſelben 
Maßregeln, die euch helfen ſollen, auch ihnen zu gleicher Zeit einen weſent⸗ 
lichen Vorteil bringen und ihr Glück und ihren geiſtigen Genuß vermehren 
werden — uns ihr werdet euch ſofort ihre Unterſtützung bei der Verwirklichung 
eurer Pläne ſichern.“ Und er erinnerte abermals die Arbeiter daran, daß der 
„Reiche wie der Arme, der Regierende wie der Regierte in Wirklichkeit die 
gleichen Intereſſen haben“. 
Die Reichen und die Regierenden waren freilich damit einverſtanden, daß 
ihre Intereſſen zu gleicher Zeit die Intereſſen der Arbeiter ſeien; ſie konnten 
es aber nicht verſtehen, daß die Intereſſen der Arbeiter zugleich auch ihre 
Intereſſen ſein ſollten. Ungeachtet der Bemühungen der auf ein kleines Häuflein 
zuſammengeſchmolzenen Gönner Owens aus den Reihen der oberen Klaſſen, 
verhallte ihre Agitation wie die Stimme des „Predigers in der Wüſte“. 

Am 26. Juni 1819 wurde ein neues Meeting unter dem Vorſitz des Herzogs 
von Kent einberufen, auf dem beſchloſſen wurde, eine Kommiſſion einzuſetzen, 

die Owens Plan prüfen und einen Bericht darüber erſtatten ſollte. In dieſe 
Kommiſſion wurde auch Ricardo gewählt. (Schluß folgt.) 


— — 
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Reform und Revolution. 
Eine Antwort von K. Kaufsfy. 


3. Das hineinwadfen in den Zukunftsftaat. 


Maurenbrecher glaubt, daß in der Politik nur derjenige tatkräftig handelt, 
der ſich von den Ereigniſſen überraſchen läßt. Er baut auf die „Leidenſchaft 
der Überraſchung“. Trotzdem kann er auch nicht umhin, zu prophezeien. | 

Er verkündet, wir müßten uns „für längere Friſten“, alſo wohl auf Jahr⸗ 
zehnte hinaus, „auf die beſtehende Machtverteilung einrichten“, „wir müſſen 

. mit der Tatſache rechnen, daß die Grundlage der heutigen Machtverteilung 
auf längere Zeit hin unerſchüttert bleibt“. 

Wenn Maurenbrecher Wert darauf legt, in unſerer Partei für die „Leiden⸗ 
ſchaft der Überraſchung“ Platz zu machen, dann tut er wohl daran, gerade 
jetzt, in einem Zeitalter ſich überſtürzender ökonomiſcher Entwicklung und 
raſcheſter internationaler und ſozialer Machtverſchiebungen, den Genoſſen zu 
raten, ſich auf eine lange Periode geſunden Pflanzenſchlafs vorzubereiten. Die 
Überraſchungen werden dann nicht ausbleiben. Ein Vorſpiel erleben wir eben 
jetzt bei dem kläglichen Debacle des Reichsregiments. a 

Aber Maurenbrecher hat das Pech, daß ſeine Prophezeiung höchſt ernſthaft 
gemeint war. Die Überzeugung von der Unerſchütterlichkeit der beſtehenden 
Regierung, nicht die von der Verſchärfung der Klaſſengegenſätze, iſt die Grund⸗ 
lage, auf die er ſeine Taktik aufbaut. Nicht minder wie auf ihre Unerſchütter⸗ 
lichkeit und Unveränderlichkeit baut er jedoch auf ihren Reformeifer. Von dem 
beſtehenden elenden Regime erwartet er eine reiche Ernte ſozialer Reformen. 
Und er bildet ſich ein, die ganze deutſche Sozialdemokratie teile Nel ſonder⸗ 
bare Schwärmerei: | 

„Wir alle, ſoweit uns die Möglichkeit poſitiver Mitarbeit gegeben iſt, jind 
Reformiſten und rechnen mit einer langen Dauer der Periode des ſchritt⸗ 
weiſen reformiſtiſchen Aufſtiegs.“ 


Es iſt nicht ganz klar, was Maurenbrecher ſich hierbei gedacht hat, auch 
dürfen wir aus Gründen der Loyalität“ nicht auf feine Sorau⸗Forſter Rede 
zur Illuſtrierung ſeines Standpunktes zurückgreifen. Aber nach allem, was 
wir von Maurenbrecher wiſſen, iſt für ihn der „ſchrittweiſe reformiſtiſche Auf⸗ 
ſtieg“ gleichbedeutend mit der Aushöhlung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft, 
dem Hineinwachſen in den Zukunftsſtaat, wie es David in Hannover ent⸗ 
wickelte und wie es ſeitdem des öfteren, ſo auch bei den jüngſten Budget⸗ 
bewilligungsdebatten, verfochten wurde. Dieſe Auffaſſung iſt in letzter Zeit 
in einer Weiſe zum Ausdruck gelangt, die es der Mühe wert machen kann, 
ſie wieder einmal zu betrachten. Vielleicht gelingt es uns dabei, einige Punkte 
klarer herauszuarbeiten, als bisher geſchehen. 

Der Satz vom Hineinwachſen in den Zukunftsſtaat iſt nichts weniger als 
ſinnlos. Er enthält eine tiefe Wahrheit. Wir wachſen in der Tat in den 
Zukunftsſtaat hinein. Gerade Marx war es ja, der dieſen Vorgang darſtellte 
und ſeine Naturgeſetzlichkeit nachwies. 6 

Von zwei Seiten aus wachſen wir hinein: einmal durch die Entwicklung 
des Kapitalismus, durch die Zunahme der Kapitalkonzentration. Wir dürfen 
bei den Leſern der „Neuen Zeit“ wohl vorausſetzen, daß ihnen genügend 
bekannt iſt, wie dieſer Vorgang die ökonomiſchen Grundlagen für eine ſozia⸗ 


(Fortſetzung.) 


| 
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liſtiſche Produktionsweiſe ſchafft. Erheiternd dabei iſt der Umſtand, daß nicht 
wir Marxiſten es ſind, die dieſe Art des Hineinwachſens in den Sozialismus 
leugnen, ſondern diejenigen, die das Hineinwachſen in den Sozialismus 
am lauteſten betonen. Sie waren es, die Bernſtein begeiſtert zujubelten, als 
dieſer behauptete, das Kapital zentraliſiere ſich nicht, ſondern dezentraliſiere 
ſich vielmehr, die Aktiengeſellſchaften ſeien nicht das Mittel, die ganzen geſell⸗ 
ſchaftlichen Produktionsmittel in wenigen Händen zu konzentrieren, ſondern 
vielmehr das Mittel, das Eigentum an den Produktionsmitteln zu „demo⸗ 
kratiſieren“. 

Die guten Leute merkten gar nicht, wie ſie damit ihre eigene Theorie des 
Hineinwachſens in den Sozialismus totſchlagen. Denn hat dieſe Marxkritik 
recht, dann wachſen wir immer weiter vom Sozialismus weg, einer Verſtär⸗ 
kung und Vervollkommnung des Liberalismus zu, deſſen Idealzuſtand ja 
dann erreicht wäre, wenn jeder Arbeiter perſönliches Privateigentum an den 
Produktionsmitteln beſäße. | 

Käme ich zur Überzeugung, daß das Marxſche Geſetz der Kapitalkonzen⸗ 
tration falſch iſt, daß die Entwicklung in entgegengeſetzter Richtung vor ſich 
geht, dann müßte ich die Ziele der Sozialdemokratie als einen ſchweren 
Irrtum betrachten und meiner Partei den Rücken kehren. 

Unſere Parteireformiſten ſind glücklicher veranlagt. Sie bringen es fertig, 
in einem Atem das Marxſche Geſetz der Kapitalkonzentration verächtlich als 
ein veraltetes Dogma zu behandeln, an dem nur noch verſteinerte Marx⸗ 
Epigonen hängen könnten, und doch gleichzeitig auf Grund dieſes Geſetzes 
unſer' unmerkliches, kataſtrophenloſes Hineinwachſen in die ſozialiſtiſche Pro⸗ 
duktionsweiſe zu behaupten. 

Die Vorbereitung des Sozialismus durch die Kapitalkonzentration iſt in⸗ 
des nur die eine Seite des Hineinwachſens in den Zukunftsſtaat. Daneben 
geht innerhalb der Arbeiterklaſſe ebenfalls eine Entwicklung vor ſich, die ein 
Wachſen in der Richtung zum Sozialismus bedeutet. Mit der Zunahme des 
Kapitals wächſt auch die Zahl der Proletarier innerhalb der Geſellſchaft. Sie 
werden deren zahlreichſte Klaſſe. Und gleichzeitig wachſen ihre Organiſationen. 
Die Arbeiter gründen Genoſſenſchaften, die den Zwiſchenhandel ausſchalten und 
eine Produktion für den Selbſtbedarf einrichten; ſie gründen Gewerkſchaften, 
die den Unternehmerabſolutismus eindämmen und auf den Produktionsprozeß 
Einfluß gewinnen wollen; ſie wählen Abgeordnete in die Vertretungen der 
Gemeinden und Staaten, die dort ſtreben, Reformen durchzuſetzen, Arbeiter⸗ 
ſchutzgeſetze zur Annahme zu bringen, die Staats⸗ und Gemeindebetriebe zu 
Muſterbetrieben zu geſtalten und die Zahl ſolcher Betriebe ſtändig zu vermehren. 

Dieſe Bewegung geht ununterbrochen vor ſich, wir ſtehen, wie unſere Re⸗ 
formiſten ſagen, ſchon in der ſozialen Revolution, ja nach einigen ſchon im 
Sozialismus drin. Es bedarf nur einer Weiterentwicklung auf der gegebenen 
Grundlage, keiner Kataſtrophe — dieſe kann den Prozeß des Hineinwachſens 
in den Sozialismus nur ſtören, alſo weg mit allen Gedanken daran, konzen⸗ 
trieren wir uns auf die „poſitive“ Arbeit. 

Dieſer Ausblick iſt ſicher ſehr verlockender Art, und man müßte in der 
Tat teufliſcher Natur ſein, wünſchte man einen ſo herrlichen „ſchrittweiſen 
reformiſtiſchen Aufſtieg“ durch eine Kataſtrophe zu ſtören. Wäre der Wunſch 
der Vater unſerer Gedanken, wir Marxiſten müßten uns ſämtlich für dieſe 
Theorie des Hineinwachſens begeiſtern. Bra 
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Sie hat nur einen kleinen Fehler: das Wachstum, das ſie beſchreibt, iſt 
nicht das Wachstum eines einzigen Elementes, ſondern zweier Elemente, und 
zwar zweier ſehr gegenſätzlicher Elemente: Kapital und Arbeit. Was den 
„Reformiſten“ als das friedliche Hineinwachſen in den Sozialismus erſcheint, 
iſt nur das Wachstum an Kraft der beiden gegenſätzlichen Klaſſen, die ein⸗ 
ander in unüberbrückbarer Feindſchaft gegenüberſtehen, bedeutet nur, daß der 
Gegenſatz zwiſchen Kapital und Arbeit, der anfänglich nur einer zwiſchen einer 
Anzahl von Individuen war, die eine kleine Minderheit im Staate bildeten, 
nun zu einem Kampfe rieſenhafter feſtgeſchloſſener Organiſationen anwächſt, die 
das ganze geſellſchaftliche und ſtaatliche Leben bedingen. So bedeutet das Hinein⸗ 
wachſen in den Sozialismus das Hineinwachſen in große Kämpfe, die das ganze 
Staatsweſen erſchüttern, die ſtets gewaltiger werden müſſen und nur enden 
können mit der Niederwerfung und Expropriierung der Kapitaliſtenklaſſe. Denn 
das Proletariat iſt unentbehrlich für die Geſellſchaft, es kann zeitweiſe nieder⸗ 
geworfen, nie aber vernichtet werden. Die Kapitaliſtenklaſſe dagegen iſt über⸗ 
flüſſig geworden — was Maurenbrecher freilich noch nicht zugibt — die erſte 
große Niederlage in dem Kampfe um die Staatsmacht, die jene Klaſſe erleidet, 
muß zu ihrem völligen und dauernden Zuſammenbruch führen. | 

Wer ſich der Anerkennung dieſer Konſequenzen unſeres teten Hinein⸗ 
wachſens in den Sozialismus verſchließt, muß blind ſein für die Grund⸗ 
tatſache unſerer Geſellſchaft: den Klaſſengegenſatz von Kapital und Arbeit. 
Das Hineinwachſen in den Sozialismus iſt nur ein anderer Ausdruck für die 
ſtete Verſchärfung der Klaſſengegenſätze, für das Hineinwachſen in eine Epoche 
großer, entſcheidender Klaſſenkämpfe, die wir unter dem Namen der ſozialen 
Revolution zuſammenfaſſen dürfen. 

Das wollen die Reviſioniſten freilich nicht wahr haben, aber es iſt ihnen 
bisher nicht gelungen, etwas Triftiges gegen dieſe Auffaſſung vorzubringen. 
Was ſie dagegen einwenden, ſind alles Tatſachen, die, wenn ſie von Belang 
wären und etwas beweiſen würden, nicht das Hineinwachſen in den Sozia⸗ 
lismus, ſondern das Wegwachſen der Geſellſchaft vom Sozialismus hinweg 
dartun würden, wie die ſchon erwähnte Annahme, daß das Kapital ſich nicht 
zentraliſiere, ſondern dezentraliſiere. Dieſer logiſche Widerſpruch iſt im Weſen 
des Reviſionismus begründet: er muß die Marxſche Theorie des Kapitalismus 
anerkennen, will er das Hineinwachſen in den Sozialismus beweiſen. Und 
er muß dieſe Theorie verwerfen, will er die friedliche Fortentwicklung der 
Geſellſchaft, das Mildern der Klaſſengegenſätze, glaubhaft machen. Über dieſen 
Widerſpruch hat er ſich ſtets nur dadurch hinwegzuhelfen gewußt, daß er 
logiſches, konſequentes Denken als dogmengläubige Orthodoxie verdächtigt und 
daß er das Recht der freieſten Meinungsäußerung für ſich in Anſpruch 
nimmt, das Recht, auch die widerſprechendſten Meinungen in einem Atem zu 
vertreten und jede Konſtatierung des Widerſpruchs als unduldſames Groß⸗ 
inquiſitorentum moraliſch zu brandmarken. 

Dabei aber beginnt in den Köpfen der Reviſioniſten und ihrer Nachbarn 
ſelbſt eine Ahnung davon aufzudämmern, daß die Idee des friedlichen Hinein⸗ 
wachſens in den Zukunftsſtaat ein Häkchen hat. ü 

Bezeichnend iſt dafür ein Artikel, den Naumann im Oktoberheft der „Neuen 
Rundſchau“ und dann in der Maurenbrecher noch immer ſo naheſtehenden 
„Hilfe“ über das „Schickſal des Marxismus“ veröffentlicht. Es iſt eine recht 
krauſe Darſtellung dieſes Schickſals, die uns da der ehemalige Führer Mauren 
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brechers gibt. Er vermeint, die Konzentration des Kapitals, die Bildung der 
Unternehmerverbände, ſei etwas, was uns Marxiſten überraſche und in Ver⸗ 
legenheit ſetze, was wir nicht erwartet hätten. Und andererſeits behauptet 
er, erſt die reviſioniſtiſchen Gewerkſchafter hätten gegenüber den Marxiſten die 
Bedeutung des geſetzlichen Arbeiterſchutzes und der gewerkſchaftlichen Organi⸗ 
ſation zur Geltung gebracht. Der gute Mann hat keine Ahnung davon, daß 


Marx es war, der zuerſt auf dem europäiſchen Feſtland dieſe beiden Erjchei- 


nungen propagierte, und daß er ihre Bedeutung ebenſo wie die der Unter— 
nehmerverbände weit früher erkannte als die anderen Sozialiſten. 

Aber die Unwiſſenheit darüber iſt man bei dieſen Herren gewohnt, davon 
brauchte man nicht mehr Notiz zu nehmen. Bemerkenswert dagegen iſt es, 
daß Naumann in ſeinem Artikel die Übermacht des konzentrierten Kapitals entdeckt, 
ſo daß nach ihm die ökonomiſche Entwicklung nicht in den Sozialismus hinein⸗ 
führt, ſondern zu „einem neuen Feudalismus mit unerhört ſtarken wirtſchaft⸗ 
lichen Mitteln“. Gegen die Unternehmerverbände, ſagt er, kommen eee 
ſchaften und Gewerkſchaften nicht auf. 


„Die Führung der Induſtrie liegt für abſehbare Zeiten dort, wo Syndikate 
und Banken miteinander arbeiten. Dort ſind Herrſchaften erwachſen, die durch keine 
ſoziale Revolution aus dem Sattel gehoben werden können, ſolange nicht ſchreck— 
liche Zeiten der Arbeitsloſigkeit und des Hungers einen Maſſengroll verurſachen, 
der dann einfach blind alles über den Haufen wirft, ohne etwas Beſſeres bauen 
zu können. Der Gedanke der ſozialen Revolution iſt ſachlich zu Ende. Das alles 
iſt ſehr peinlich für alle Sozialiſten alten Schlages, auch für uns ſoziale Ideologen, 
die wir einen ſchnelleren Gang der Arbeitererfolge erhofft haben, aber es nutzt 


nichts, wenn wir uns ſelbſt etwas vormachen wollen, die nächſte Periode gehört 


den Induſtrieverbänden.“ 


Das ſieht gerade nicht nach einem Hineinwachſen in den Sozialismus, am 
allerwenigſten aber nach einem friedlichen Hineinwachſen aus. Naumann weiß 
ſelbſt kein anderes Mittel zur Niederwerfung des neuen Feudalismus anzu⸗ 


geben als einen „Maſſengroll“, der alles „über den Haufen wirft“, alſo eine 


ſoziale Revolutiön — aber da vollführt er plötzlich einen logiſchen Purzel⸗ 
baum. Zuerſt geſteht er zu, daß die Unternehmerverbände nur noch durch eine 
ſoziale Revolution aus dem Sattel gehoben werden können. Dann aber be- 
ſeitigt er den Gedanken an eine derartige Revolution durch die einfache Be— 
hauptung, ſie müſſe eine Hungerrevolte ſein, die „einfach alles blind über den 
Haufen wirft, ohne Beſſeres ſchaffen zu können“. Warum das ſo ſein 
muß, warum die Revolution von vornherein zur Unfruchtbarkeit verurteilt iſt, 
bleibt Naumanns Geheimnis. 

Nachdem er aber die Idee der Revolution ohne jede Begründung durch 
einen Federſtrich totgeſchlagen, verfällt er keineswegs völliger Hoffnungsloſig⸗ 
keit, ſondern richtet ſich auf voll fröhlichen Glaubens. Denn er entdeckt, daß 
die Unternehmerverbände unwiderſtehlich ſind nur für Marxiſten, die die 
ökonomiſche Notwendigkeit anerkennen und den freien Willen leugnen. Wir 
brauchen dieſen Willen bloß anzuerkennen, dann werden wir auch mit den 
Unternehmerverbänden fertig, dann verlieren die „unerhört ſtarken Mittel“ des 
„neuen Feudalismus“ ihre Unwiderſtehlichkeit. 

Was die Empörung der Maſſe nicht vermag, das ſoll die Anerkennung 
des freien Willens des einzelnen leiſten, die „Perſönlichkeit“. Der Hinweis 
darauf, das iſt „praktiſche“ „Realpolitik“. | 
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Naumann erzählt uns: 

„Marx wollte von dem Appell an den freien Willen nicht viel wiſſen, weil 
er alles als naturnotwendiges Geſchehen beurteilte. So wenigſtens klingt es in 
ſeiner Theorie. Als Einzelmenſch freilich war er eine Perſönlichkeit von Willens⸗ 
kraft und ein Wecker von Energien. Heute vollzieht ſich nun innerhalb der den⸗ 
kenden Sozialdemokratie eine gewiſſe Rückwanderung von der Naturlehre zur 
Willenslehre und damit zur Grundlehre aller liberalen Bewegungen. Eduard Bern⸗ 
ſtein hat am deutlichſten davon geredet, daß man wieder zu Kants Füßen ſitzen 
müſſe. Auch in den anarchiſtiſchen oder halbanarchiſtiſchen Nebenbewegungen der 
Sozialdemokratie findet ſich derſelbe Zug vom Glauben an ein blind waltendes 
Naturgeſchick im Wirtſchaftsleben hinweg zu der Einſicht, daß der Wille die Dinge 
ſo oder anders geſtaltet. Dieſe Rückkehr zur Willenslehre iſt Folge der Tatſache 
der Feſtigung der neuen Induſtrieherrſchaft. Man merkt, daß ſie nicht von ſelbſt 
ſtürzt, ſondern daß ihr Konzeſſionen durch Willensakte abgerungen werden müſſen.“ 

Der „Man“, der das jetzt erſt merkt, ſind die Verehrer des friedlichen 
Hineinwachſens in den Sozialismus. Wir Marxiſten bedürfen wirklich nicht 
dieſer Erkenntnis. Den Reviſioniſten ſowie ihren anarchiſtiſchen und national⸗ 
ſozialen Ausläufern iſt das dagegen eine enorme Entdeckung. Aber ſie ſind 
Bienen, die aus jeder Blume Honig zu ſaugen verſtehen, und ſo erblicken ſie 
auch in dieſer Entdeckung eine Widerlegung der Marxſchen Anſchauungen — 
ebenſo wie ihre liberalen, nationalſozialen, anarchiſtiſchen und halbanarchiſtiſchen 
Brüder im Geiſte. Sie alle klagen Marx an, daß er nur eine „blind 
waltende“ „automatiſche“ ökonomiſche Entwicklung kannte und vom menſch⸗ 
lichen Willen nichts wußte. Und gerade dieſen Willen zu erzeugen, das ſei 
unſere Hauptaufgabe. 8 

So lehrt nicht bloß Naumann, ſondern auch Friedeberg, ſo lehren jene 
Elemente, die innerhalb der Sozialdemokratie zwiſchen Naumann und Friede⸗ 
berg hin und her pendeln, wie Eisner und Maurenbrecher, ſo lehren auch die 
Theoretiker des Reviſionismus, wie Tugan⸗Baranowsky: 

„Der Verfaſſer des ‚Kapital‘ überſchätzte die Bedeutung der elementaren Seite 
des geſchichtlichen Prozeſſes und begriff nicht die ſchöpferiſche Rieſenrolle der 
lebendigen menſchlichen Perſönlichkeit in dieſem Prozeß“ („Der 9 1 
Sozialismus“, S. 91). 


Alles das beweiſt deutlich, daß die Theorie des friedlichen „Hinein⸗ 
wachſens“ in den Sozialismus ein großes Loch hat, das durch die ſchöpfe⸗ 
riſche Rieſenrolle der lebendigen menſchlichen Perſönlichkeit und ihren freien 
Willen zuzuſtopfen iſt. Aber dieſer freie Wille, der das Hineinwachſen er⸗ 
gänzen ſoll, bedeutet in Wirklichkeit deſſen Aufhebung. Wenn Naumann recht 
hat, daß der Wille frei iſt und „die Dinge ſo oder anders geſtaltet“, dann 
kann er auch die Richtung der ökonomiſchen Entwicklung „ſo oder anders 
geſtalten“, dann iſt ſchlechterdings nicht einzuſehen, welche Gewähr wir dafür 
haben, daß wir gerade in den Sozialismus hineinwachſen. Dann iſt es über⸗ 
haupt unmöglich, irgend eine Entwicklungsrichtung der Geſellſchaft zu er⸗ 
kennen, dann iſt keine wiſſenſchaftliche Erkenntnis der Geſellſchaft möglich. 


4. Die ökonomiſche Entwicklung und der Mille. 


Die Reviſioniſten werden den obigen Ausführungen entgegenhalten, daß 
ein noch viel größerer Widerſpruch bei Marx ſelbſt zutage trete, der als 
Denker keinen freien Willen anerkenne, alles von der notwendigen ökonomiſchen 
Entwicklung erwarte, die automatiſch vor ſich gehe, als revolutionärer Kämpfer 
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aber ſtets in ſtärkſter Weiſe Willen entwickelt und an das Wollen des Prole⸗ 
tariats appelliert habe. Das ſei ein unüberbrückbarer Widerſpruch in der 
Theorie und der Praxis bei Karl Marx, verkünden uns Reviſioniſten, Anar⸗ 
chiſten und Liberale in engſter Gemeinſchaft. 

In Wirklichkeit iſt bei Marx ein derartiger Widerſpruch nicht zu finden. 
Er iſt ein Produkt der Konfuſion ſeiner Kritiker — einer unheilbaren Kon⸗ 
fuſion, da fie immer wiederkehrt. Sie beruht einmal auf der Gleichſetzung 

von Willen mit freiem Willen. Marx hat nie die Bedeutung des Willens und 
die „Rieſenrolle der menſchlichen Perſönlichkeit“ für die Geſellſchaft verkannt, 
er hat nur die Freiheit des Willens geleugnet, was etwas ganz anderes iſt. 
Das iſt ſchon oft genug dargelegt worden, als daß es hier noch einmal aus⸗ 
einanderzuſetzen wäre. 

Dann aber beruht dieſe Konfuſion auf einer ganz merkwürdigen Vorſtellung 
von dem, was Okonomie und ökonomiſche Entwicklung iſt. Alle dieſe gelehrten 
Herren vermeinen, ſie gehe, weil nach beſtimmten Geſetzen, automatiſch, ſelbſt⸗ 

tätig, ohne wollende menſchliche Perſönlichkeiten vor ſich, ſo daß deren Wollen 
neben der Okonomie und über der Okonomie als ein besondere Element 
auftritt, welches dieſe ergänzt und bewirkt, daß ſich die von der Okonomie 
bedingten Dinge „ſo oder anders geſtalten“. Dieſe Anſchauung iſt nur möglich 
in Gehirnen, die die Okonomie ganz ſcholaſtiſch auffaſſen, die ihre Begriffe 
aus Büchern übernommen haben und damit rein gedanklich weiterhantieren, 
ohne die geringſte lebendige Anſchauung des wirklichen ökonomiſchen Prozeſſes 
gewonnen zu haben. Darin ſind ihnen die Proletarier jedenfalls über, und 
darum ſind ſie, trotz Maurenbrecher und Eisner, beſſer veranlagt, dieſen 
Prozeß und ſeine hiſtoriſche Rolle zu begreifen, als die bürgerlichen Theoretiker, 
denen die ökonomiſche Praxis fremd iſt, aber auch als die bürgerlichen Praktiker, 
denen jedes theoretiſche Intereſſe fremd bleibt, jedes Bedürfnis, von der Oko⸗ 
nomie mehr zu begreifen, als für erfolgreiche Profitmacherei erforderlich iſt. 

Die ganze ökonomiſche Theorie wird zu leerer Begriffsſpielerei für jeden, 
der nicht von der Erkenntnis ausgeht, daß die Triebkraft jedes ökonomiſchen 
Prozeſſes der menſchliche Wille iſt. Allerdings nicht ein freier Wille, nicht 
ein Wollen an ſich, ſondern ein beſtimmtes Wollen. Es iſt in letzter Linie 
der Wille zu leben, der aller Okonomie zugrunde liegt, ja der ſchon mit dem 
Leben der mit Eigenbewegung und Erkenntnisvermögen begabten Organismen 
erſteht. Jede Form des Wollens iſt in letzter Linie auf den Willen zu leben 
zurückzuführen. 

Welche beſonderen Formen dieſer Lebenswille des Organismus in jedem 
einzelnen Falle annimmt, das hängt ab von den beſonderen Bedingungen 
ſeines Lebens — dies Wort im weiteſten Sinne genommen, wo es auch die 
Gefährdungen und Hemmniſſe des Lebens, nicht bloß die Mittel ſeiner Er⸗ 
haltung umſchließt. Dieſe Lebensbedingungen beſtimmen die Art ſeines Wollens, 
die Formen ſeines Handelns und deſſen Erfolg. 

Dieſe Erkenntnis bildet den Ausgangspunkt der materialiſtiſchen Geſchichts⸗ 
auffaſſung. Aber freilich, ſo einfach die Verhältniſſe, die auf dieſe Weiſe zu 
erklären ſind, bei den einfacheren Organismen liegen, ſo viele Zwiſchenglieder 
ſchieben ſich zwiſchen den bloßen Willen zu leben und die mannigfachen Formen 
ein, die das Wollen des Organismus auf höheren Stufen einnehmen kann. 

Es kann nicht unſere Aufgabe ſein, das hier 1 darzutun. Aber 
einige Hinweiſe mögen mir geſtattet ſein. 
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Die Lebensbedingungen eines Organismus ſind zweifacher Art: einmal 
ſolche, die immer wiederkehren, ſich im Laufe vieler Generationen nicht ändern. 
Ein dieſen Bedingungen angepaßtes zweckmäßiges Wollen wird hier zur Ge⸗ 


wohnheit, die ſich vererbt und durch natürliche Ausleſe verſtärkt; es wird zum 
Inſtinkt, zum Triebe, dem das Individuum ſchließlich unter allen Umſtänden 


folgt, auch unter außergewöhnlichen Bedingungen, unter denen die Befolgung 


des Triebes nicht das Leben fördert und erhält, ſondern es ſchädigt, vielleicht 


ſogar den Tod herbeiführt. Trotzdem iſt der Urgrund dieſes Wollens ſtets 
der Wille zu leben. 

Neben den Lebensbedingungen, die ſich immer wieder in gleicher Weiſe 
folgen, gibt es aber auch ſolche, die nur ſelten oder in wechſelnder Weiſe ein⸗ 
treten. Hier verſagt der Inſtinkt, hier hängt die Erhaltung des Lebens im 
weſentlichen vom Erkenntnisvermögen des Organismus ab, der es vermag, 
die gegebene Situation zu erkennen und ſich ihr anzupaſſen. Je mehr eine 
Tierart in raſch wechſelnden Lebensbedingungen lebt, deſto mehr wird ſie ihre 
Intelligenz entwickeln, teils dadurch, daß die Organe der Intelligenz ſtärker 
in Anſpruch genommen, teils dadurch, daß die Individuen mit ſchwächerer 
Intelligenz eher ausgemerzt werden. 

Endlich beim Menſchen wird die Intelligenz ſo groß, daß er imſtande 
iſt, ſich künſtliche Organe zu ſchaffen, Waffen und Werkzeuge, um ſich 
unter den gegebenen Lebensbedingungen beſſer behaupten zu können. Aber 
er ſchafft damit gleichzeitig für ſich ſelbſt auch neue Lebensbedingungen, denen 
er ſich anzupaſſen hat. So wird die Entwicklung der Technik, ein Ereig⸗ 
nis hoher Intelligenz, ihrerſeits ſelbſt ein Antrieb zur Fortentwicklung der 
Intelligenz. 

Auch die Entwicklung der Technik iſt ein Ergebnis des Willens zu leben, 
aber ſie zieht eine bedeutſame Modifikation desſelben nach ſich. Das Tier will 
leben, wie es bisher gelebt hat. Mehr verlangt es nicht. Die Erfindung einer 
neuen Waffe oder eines neuen Werkzeugs bringt die Möglichkeit mit ſich, 
beſſer zu leben als bisher, reichlichere Nahrung zu erlangen, mehr Muße, 
mehr Sicherheit, oder endlich neue Bedürfniſſe zu befriedigen, die man bis 
dahin nicht kannte. Je mehr die Technik ſich entwickelt, deſto mehr wird der 
Wille zu leben zum Willen, beſſer zu leben. 

Dieſer Wille kennzeichnet den Kulturmenſchen. 

Die Technik wandelt aber nicht nur das Verhältnis des Menſchen zur 
Natur, ſondern auch das zwiſchen Menſch und Menſch. 


Der Menſch gehört zu den ſozialen Tieren, jenen, deren Lebensbedingungen 


ihnen nicht geſtatten, iſoliert, ſondern nur in Geſellſchaften vereint zu leben. 
Der Wille zu leben nimmt hier die Form des Willens an, mit den Mit⸗ 
gliedern der Geſellſchaft und für ſie zu leben. Die Entwicklung der Technik 
wandelt, wie die übrigen Lebensbedingungen, ſo auch die Bedingungen des 
geſellſchaftlichen Zuſammenlebens und Zuſammenwirkens. Vor allem dadurch, 
daß ſie dem Menſchen Organe verleiht, die von ſeinem Körper getrennt ſind. 
Die natürlichen Werkzeuge und Waffen, Nägel, Zähne, Hörner und dergleichen, 
ſind allen Individuen der gleichen Art (bei gleichem Geſchlecht und Alter) in 
gleicher Weiſe eigen. Die künſtlichen Werkzeuge und Waffen können dagegen 


von einzelnen Menſchen allein beſeſſen und anderen vorenthalten werden. Die 


jenigen, die über ſolche Werkzeuge und Waffen allein verfügen, leben unter 
anderen Lebensbedingungen als jene, die ſie entbehren. So bilden ſich ver⸗ 
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ſchiedene Klaſſen, bei deren jeder der gleiche Wille zu leben andere Formen 
annimmt. 

Ein Kapitaliſt zum Beiſpiel kann unter den Bedingungen, unter denen er 
lebt, nicht exiſtieren, wenn er nicht Profite erzielt. Sein Wille zu leben treibt 
ihn, Profite zu erwerben, und ſein Wille, beſſer zu leben, nach Vermehrung 
der Profite zu ſtreben. Schon das drängt ihn, ſein Kapital zu vermehren; 
aber in gleicher Richtung und noch ſtärker wirkt der Konkurrenzkampf, der 
ihn mit dem Untergang bedroht, wenn er nicht imſtande iſt, ſein Kapital be⸗ 
ſtändig zu vergrößern. Die Konzentration der Kapitalien iſt nicht ein auto⸗ 
matiſcher Prozeß, der ſich ohne den Willen und das Bewußtſein der Beteiligten 
abſpielt. Er wäre gar nicht möglich ohne den ſehr energiſchen Willen der 
Kapitaliſten, reich zu werden und ihre ſchwächeren Konkurrenten aus dem 
Felde zu ſchlagen. Was außerhalb ihres Willens und ihres Bewußtſeins 
liegt, iſt bloß die Tatſache, daß die Reſultate dieſes ihres Wollens und Strebens 
die Bedingungen ſozialiſtiſcher Produktion ſchaffen. Das wollen die Kapitaliſten 
ſicher nicht. Aber damit iſt nicht geſagt, daß im ökonomiſchen Prozeß das 
Wollen der Menſchen und die „Rieſenrolle der ſchöpferiſchen Perſönlichkeit“ 
ausgeſchaltet ſeien. 

Derſelbe Wille zu leben, der die Kapitaliſten beſeelt, wirkt auch in den 
Arbeitern. Aber entſprechend ihren verſchiedenen Lebensbedingungen nimmt 
er bei ihnen andere Formen an. Nicht nach Profiten ſtreben ſie, ſondern nach 
dem Verkauf ihrer Arbeitskraft, nach hohen Preiſen für die Arbeitskraft und 
niederen Preiſen für die Lebensmittel; daraus entſpringen ihre Gründungen 
von Genoſſenſchaften und Gewerkſchaften, ihr Streben nach Arbeiterſchutz⸗ 
geſetzen, daraus endlich die zweite Tendenz, neben der nach Kapitalkonzentration, 
die als Hineinwachſen in den Sozialismus bezeichnet wird. Auch hier bedeutet 
dies nicht jenen willenloſen, unbewußten Vorgang, den man gewöhnlich unter 
dem Worte „Hineinwachſen“ verſteht. 

Endlich kommt „für den geſellſchaftlichen Prozeß noch eine andere Seite des 
Willens zu leben in Betracht. Unter beſtimmten Bedingungen kann der Wille 
eines Individuums oder einer Geſellſchaft zu leben nur betätigt werden durch 
Überwindung des Lebenswillens anderer Individuen. Das Raubtier kann 
nur leben durch Vernichtung anderer Tiere. Oft fordert ſein Wille zum Leben 
aber auch die Verdrängung von Artgenoſſen, die ihm die Beute ſtreitig machen 
oder das Futter ſchmälern. Dies erfordert nicht die Vernichtung der anderen, 
wohl aber die Beugung ihres Willens durch Überlegenheit von Muskel⸗ oder 
Nervenkraft. 

Auch beim Menſchen kommt es zu ſolchen Streitigkeiten, weniger zwiſchen 
Individuen als zwiſchen Geſellſchaften, um die Mittel der Lebensgewinnung, 
von Jagdgründen und Fiſchplätzen an bis zu Märkten und Kolonien. Solche 
Streitigkeiten enden ſtets mit der Vernichtung des einen Teiles oder, und 
häufiger, mit einer Brechung oder Beugung ſeines Willens. Dieſe iſt jedes⸗ 
mal nur ein vorübergehender Vorgang. Aber der Menſch entwickelt daneben 
eine dauernde Beugung des Willens anderer, indem er dauernde Ausbeutungs- 
verhältniſſe entwickelt. 

Die Klaſſengegenſätze ſind Gegenſätze des Wollens. Der Wille zu leben 
der Kapitaliſten findet Bedingungen vor, welche dieſe treiben, den Willen der 
Arbeiter zu beugen und ſich dienſtbar zu machen. Ohne dieſe Beugung des 
Willens gäbe es keine kapitaliſtiſchen Profite, könnten keine Kapitaliſten exiſtieren. 
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Der Wille der Arbeiter zu leben treibt dieſe aber hinwiederum, gegen den 
Willen der Kapitaliſten zu rebellieren. Daher der Klaſſenkampf. 

So ſehen wir den Willen als die Triebkraft des ganzen ökonomiſchen Pro⸗ 
zeſſes. Er bildet ſeinen Ausgangspunkt, er durchdringt jede ſeiner Außerungen. 
Es gibt nichts Abſurderes, als im Willen und der Okonomie zwei Faktoren 
zu ſehen, die voneinander unabhängig ſind. Es ſteckt dahinter die fetiſchiſtiſche 
Auffaſſung, die die Okonomie, das heißt die Formen des geſellſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenarbeitens und Gegeneinanderarbeitens der Menſchen, verwechſelt mit 
den ſtofflichen Gegenſtänden dieſes Arbeitens, den Rohſtoffen und Werkzeugen, 
und ſich einbildet, wie der Menſch Rohſtoffe und Werkzeuge benutzt, um nach 
feinem Gutdünken beſtimmte Gegenſtände zu formen, jo benutze „die ſchöpferiſche 
Perſönlichkeit“ mit freiem Willen die Okonomie, um daraus nach ihren Be⸗ 
dürfniſſen beſtimmte geſellſchaftliche Verhältniſſe „ſo oder anders“ zu bilden. 
Weil der Arbeiter außerhalb der Rohſtoffe und Werkzeuge ſteht, über ihnen 
ſteht, ſie beherrſcht, glaubt der ökonomiſche Fetiſchiſt, der Menſch ſtehe außer⸗ 
halb der Okonomie, er ſtehe über ihr und beherrſche ſie nach freiem Willen. 
Und weil Rohſtoffe und Werkzeuge keinen Willen und kein Bewußtſein haben, 
glaubt er, in der Okonomie gehe alles ohne Willen und Bewußtſein auto⸗ 
matiſch zu. 

Es gibt kein lächerlicheres Mißverſtändnis als dieſes. 

Die ökonomiſche Notwendigkeit bedeutet nicht Willenloſigkeit. Sie entſpringt 
der Notwendigkeit lebender Weſen, leben zu wollen, und der Unvermeidlich⸗ 


keit, dazu die Lebensbedingungen zu benutzen, die ſie vorfinden. Sie iſt die 


Notwendigkeit beſtimmten Wollens. 


Nichts verkehrter alſo als die Anſchauung, die Erkenntnis der ökonomiſchen 


Notwendigkeit bedeute eine Schwächung des Wollens; dieſes müſſe in den 
Arbeitern erſt geweckt werden, und zwar — durch Biographien von Generalen 
und anderen willenskräftigen Männern und durch Vorträge über Willens⸗ 
freiheit. Wenn man den Leuten einredet, daß etwas beſteht, dann ſoll es 


auch ſchon beſtehen und von ihnen beſeſſen werden. Wer an den freien Willen 


glaubt, ſoll dadurch ſchon Willen erwerben, und zwar freien! Man ſehe ſich 
nur einmal unſere Profeſſoren und ſonſtigen bürgerlichen Intellektuellen an, 
die durch die Schule Kants einerſeits und der Verehrung willenskräftiger 
Hohenzollern andererſeits gegangen ſind, welche Fülle unbeugſamſten Willens 
ſie dadurch erworben haben! 

Wenn nicht der Urgrund aller ökonomiſchen Notwendigkeit, der Wille zu 
leben, in den Arbeitern aufs kraftvollſte wirkte, wenn dieſer Wille in ihnen 
erſt künſtlich geweckt werden müßte, dann wäre all unſer Streben vergeblich. 

Damit iſt jedoch nicht geſagt, daß das Wollen der Menſchen ohne Zu⸗ 
ſammenhang ſei mit ihrem Bewußtſein und durch dieſes nicht beſtimmt werde. 
Die Energie des Willens zu leben hängt freilich nicht von unſerem Bewußt⸗ 
ſein ab, wohl aber beſtimmt dieſes die Formen, die jener Wille in gegebenen 
Fällen annimmt, und die Energie, die er einzelnen ſolcher Formen zuwendet. 


Wir haben ja geſehen, daß neben dem Inſtinkt das Bewußtſein den Willen 


lenkt und daß deſſen Formen davon abhängen, in welcher Weiſe und welchem 


Grade das Bewußtſein die Lebensbedingungen erkennt. Da das Erkenntnis⸗ 


vermögen bei verſchiedenen Individuen verſchieden iſt, kann auch ihr gleiches 


Wollen zu leben auf die gleichen Lebensbedingungen verſchieden reagieren, und 


dieſe Verſchiedenheit iſt es, die den Schein der Willensfreiheit erweckt, als hänge 
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die Art des Wollens des Individuums nicht von ſeinen Lebensbedingungen, 
ſondern von ſeinem Willen ab. | 

Nicht durch erbauliche Legenden und Spekulationen über die Willensfreiheit, 
ſondern nur durch Erweiterung der Einſicht in die geſellſchaftlichen Verhältniſſe 
können die Formen des Wollens des Proletariats und die Energie, die es auf 


einzelne darunter aufwendet, in ſeinem Intereſſe beeinflußt werden. 


Der Wille zu leben iſt die Tatſache, von der wir ausgehen müſſen, die 
wir als gegeben vorauszuſetzen haben. Die Formen, die er annimmt, und die 
Intenſität, mit der er ſich äußert, hängen dann bei einzelnen Individuen, 
Klaſſen, Nationen uſw. von ihrer Erkenntnis der gegebenen Lebensbedingungen 
ab, die dort, wo ſie bei zwei Klaſſen einen gegenſätzlichen Willen erzeugen, 
auch Kampfesbedingungen ſind. 

Nur mit den letzteren haben wir es hier zu tun. 

Der Wille als Kampfluſt wird beſtimmt 1. durch den Kampfpreis, der 
den Kämpfenden winkt; 2. durch ihr Kraftgefühl; 3. durch ihre wirkliche 


Kraft. \ 


Je höher der Kampfpreis, deſto ſtärker der Wille, deſto mehr wagt man, 
deſto energiſcher bietet man alle ſeine Kräfte auf, den Preis zu erlangen. 
Aber das gilt nur dann, wenn man überzeugt iſt, daß man über die Kräfte 
und Fähigkeiten verfügt, die zur Erringung des Preiſes erforderlich ſind. Hat 
man nicht das nötige Vertrauen zu ſich ſelbſt, dann mag das Kampfziel noch 
ſo verlockend ſein, es entfeſſelt kein Wollen, ſondern nur ein Wünſchen, eine 
Sehnſucht, die ſehr heiß ſein mag, aber keine Tat gebiert und praktiſch völlig 


zwecklos iſt. 


Das Kraftgefühl wieder iſt ſchlimmer als nutzlos, wenn es nicht auf wirk⸗ 
licher Erkenntnis der eigenen Kräfte wie jener des Gegners, ſondern auf bloßen 
Illuſionen beruht. Kraft ohne Kraftgefühl bleibt tot, erzeugt kein Wollen. 
Kraftgefühl ohne Kraft kann unter Umſtänden zu Taten führen, die den Gegner 
überraſchen und einſchüchtern, ſeinen Willen beugen oder lähmen. Aber dauernde 


Erfolge ſind ohne wirkliche Kraft nicht zu erringen. Unternehmungen, die nicht 


durch wirkliche Kraft, ſondern nur durch Täuſchung des Gegners über die eigene 
Kraft gewonnen wurden, müſſen früher oder ſpäter ſtets ſcheitern und um jo 
größere Entmutigung nach ſich ziehen, je glänzender die Erwartungen geweſen. 

Wenden wir das Geſagte auf den Klaſſenkampf des Proletariats an, ſo 
iſt es klar, welches die Aufgaben derjenigen ſind, die ihn mitkämpfen und 
fördern wollen, und wie die Sozialdemokratie auf ihn wirkt. Unſere erſte und 
wichtigſte Aufgabe iſt die Vermehrung der Kraft des Proletariats. Dieſe können 
wir natürlich nicht nach Belieben vergrößern. Die Kräfte des Proletariats 
ſind in einem beſtimmten Zuſtand der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft durch deren 
ökonomiſche Verhältniſſe beſtimmt und laſſen ſich nicht willkürlich vermehren. 


Aber man kann die Wirkung der vorhandenen Kräfte dadurch ſteigern, daß 


man ihrer Verſchwendung entgegenwirkt. Die bewußtloſen Prozeſſe in der 
Natur bedeuten eine unendliche Verſchwendung von Kräften, wenn wir ſie 
vom Standpunkt unſerer Zwecke aus betrachten. Die Natur hat eben keinen 
Zweck, dem ſie dient. Das bewußte Wollen des Menſchen ſetzt ihm Zwecke, zeigt 
ihm aber auch die Wege, jene Zwecke ohne Verſchwendung von Kräften, mit 
dem geringſten Kraftaufwand zweckmäßig zu erreichen. 

Dies gilt auch für den Klaſſenkampf des Proletariats. Wohl geht er ſchon. 
von Anfang an nicht ohne das Bewußtſein der Beteiligten vor ſich; aber ihr 
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bewußtes Wollen dabei umfaßt nur ihre nächſten perſönlichen Bedürfniſſe. 
Die geſellſchaftlichen Umgeſtaltungen, die daraus hervorgehen, bleiben den 
Kämpfern zunächſt verborgen. Als geſellſchaftlicher Prozeß iſt daher der 
Klaſſenkampf lange ein unbewußter Prozeß und als ſolcher mit all der Kraft⸗ 
verſchwendung behaftet, die allen unbewußten Vorgängen innewohnt. Nur die 
Erkenntnis des geſellſchaftlichen Prozeſſes, ſeiner Tendenzen und Ziele vermag 
dieſer Verſchwendung ein Ende zu machen, die Kräfte des Proletariats zu 
konzentrieren, ſie in großen Organiſationen zuſammenzufaſſen, die durch große 
Ziele vereinigt werden und planmäßig perſönliche und Augenblicksaktionen 
den dauernden Klaſſenintereſſen unterordnen, die ihrerſeits wieder in den Dienſt 
der geſamten geſellſchaftlichen Entwicklung geſtellt ſind. 

Mit anderen Worten, die Theorie iſt der Faktor, der die mögliche Kraft⸗ 
entfaltung des Proletariats aufs höchſte ſteigert, indem er deſſen durch die 
ökonomiſche Entwicklung gegebenen Kräfte aufs weck gebrauchen lehrt 
und ihrer Verſchwendung entgegenwirkt. 

Maurenbrecher faßt die Rolle der Theorie freilich anbers auf. Sie hat 
unſer Tun nicht zweckmäßig zu geſtalten, ſondern es — zu ſpiegeln. Er ver- 
kündet uns, daß er „methodiſch auf dem Standpunkt ſtehe, daß unſere Theorie 
nichts anderes ſein ſoll als eine Widerſpiegelung unſerer praktiſchen Tätigkeit 
im Denken“. Welchen Nutzen eine ſolche „Theorie“ haben ſoll, die nichts 
anderes zu tun hat, als unſerer „praktiſchen Tätigkeit“ nachzulaufen und 
ihr einen Spiegel nicht vors Geſicht, ſondern hinter den Rücken zu halten, 
iſt nicht ganz klar. Aber man täte unrecht, hierin einfach Wahnſinn, wenn 

auch „methodiſchen“ zu erblicken. Der Satz ſoll offenbar nur in philoſophiſchem 

Kauderwelſch dem Anſpruch Ausdruck geben, daß die Männer „der praktiſchen 

| Tätigkeit“, die Gewerkſchaftsleiter und Parlamentarier, nach ihrem perſönlichen 

| Gutdünken handeln mögen, und den Theoretikern und Journaliſten bloß die 
Aufgabe zugeteilt wird, dies Handeln zu „ſpiegeln“ und dem Volke als 
richtig zu erweiſen. Eine ſolche „Theorie“ iſt er gewillt zu dulden. Jede 
andere iſt ein „Verkleiſtern der Köpfe“. 

Die Theorie ſteigert aber nicht bloß die wirkſame Kraft des Proletariats, 
ſondern auch deſſen Kraftbewußtſein. Und das iſt nicht minder notwendig. 

Wir haben geſehen, daß der Wille nicht bloß durch das Bewußtſein, ſondern 
auch durch Gewohnheiten und Inſtinkte beſtimmt wird. Verhältniſſe, die ſich 
immer wiederholen, durch Jahrzehnte, ja durch Jahrhunderte hindurch, er⸗ 
zeugen Gewohnheiten und Inſtinkte, die noch nachwirken, wenn ihre materiellen 
Grundlagen ſchon verſchwunden ſind. Eine Klaſſe kann ſchon längſt ſchwach ge⸗ 
worden ſein, die ehedem durch ihre überlegene Kraft herrſchte, und eine von 
ihr ausgebeutete Klaſſe ſtark, die früher ſchwach war und daher einer aus⸗ 
beutenden Klaſſe erlag. Aber das überkommene Kraftbewußtſein auf beiden 
Seiten wirkt noch lange nach, bis einmal eine Kraftprobe kommt, zum Beiſpiel 
ein Krieg, der die ganze Schwäche der herrſchenden Klaſſe offenbart. Nun 
wird ſich die beherrſchte plötzlich ihrer Kraft bewußt, es kommt zur Revolution, 
zu einem plötzlichen Zuſammenbruch. 

So wirken auch im Proletariat das Gefühl ſeiner urſprünglichen Schwäche 
und der Glaube an die Unbeſiegbarkeit des Kapitals lange nach. 

Die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe erſteht in einer Zeit, in der maſſenhaft 
Proletarier hilflos auf der Straße liegen, als paraſitiſche, für die Geſellſchaft 
überflüſſige Exiſtenzen. Der Kapitaliſt, der ſie in ſeine Dienſte nimmt, wird 
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ihr Retter, ihr „Brotgeber“ oder „Arbeitgeber“, wie man heute ſagt, was 
auch nicht viel ſchöner klingt. Ihr Wille zu leben treibt ſie, ſich zu verkaufen. 
Eine andere Möglichkeit außer dieſer, um zu exiſtieren, ſehen ſie nicht, und 
ebenſowenig eine Möglichkeit, dem Kapitaliſten Widerſtand zu leiſten. Aber 
allmählich wandelt ſich das Verhältnis. Die Proletarier werden aus läſtigen 
Bettlern, die man aus Mitleid beſchäftigt, zu der Arbeiterklaſſe, von der die 
Geſellſchaft lebt, die Perſönlichkeit des Kapitaliſten dagegen wird immer über⸗ 
flüſſiger für den Fortgang der Produktion, was die Aktiengeſellſchaften und 
Truſts ſinnenfällig dartun. Aus einer ökonomiſchen Notwendigkeit wandelt 
ſich das Lohnverhältnis immer mehr in ein bloßes Machtverhältnis, durch 
die Macht des Staates aufrechterhalten. Aber das Proletariat wird zur 
zahlreichſten Klaſſe im Staate und auch im Heere, auf dem die Staats— 
gewalt beruht. In einem induſtriell hochentwickelten Staate, wie Deutſch⸗ 
land oder England, beſäße es wohl heute ſchon die Kraft, die Staatsgewalt 
zu erobern, und fände es heute ſchon die ökonomiſchen Bedingungen, die 
Staatsgewalt zur Verdrängung kapitaliſtiſcher Betriebe durch geſellſchaftliche 
zu benutzen. 

Aber was dem Proletariat fehlt, iſt das Bewußtſein ſeiner Kraft. Nur 
einzelne Schichten beſitzen es, der Geſamtheit fehlt es. Was die Sozialdemo⸗ 
kratie vermag, tut ſie, es ihr beizubringen. Auch hier wieder durch theoretiſche 
Aufklärung, aber nicht durch dieſe allein. Wirkſamer für die Geſtaltung des 
Kraftbewußtſeins als alle Theorie iſt ſtets die Tat. Ihre Erfolge im 
Kampf gegen den Gegner ſind es, wodurch die Sozialdemokratie dem Prole⸗ 
tariat ſeine Kraft am deutlichſten demonſtriert und dadurch ſein Kraftgefühl 
am wirkſamſten hebt. Erfolge, die ſie aber auch wieder dem Umſtand ver⸗ 
dankt, daß ſie von einer Theorie geleitet wird, die es dem bewußten, organi⸗ 
ſierten Teile des Proletariats ermöglicht, in jedem Moment das Maximum 
ſeiner gegebenen Kraͤfte aufzuwenden. 

Die gewerkſchaftliche Tätigkeit wurde außerhalb der angelſächſiſchen 
Welt von Anfang an durch ſozialdemokratiſche Erkenntnis veranlaßt und 
befruchtet. 

Neben deren Erfolgen ſind es die erfolgreichen Kämpfe um die Parla⸗ 
mente und in den Parlamenten, die das Kraftgefühl und die Kraft des 
Proletariats mächtig gehoben haben. Nicht bloß durch die materiellen Vorteile, 
die dabei für einzelne Proletarierſchichten abfielen, ſondern vor allem dadurch, 
daß die beſitzloſen, bisher eingeſchüchterten und hoffnungsloſen Volksmaſſen 
hier eine Kraft auftreten ſahen, die kühn mit allen herrſchenden Mächten den 
Kampf aufnahm, Sieg auf Sieg erfocht und dabei nichts anderes war als 
eine Organiſation dieſer Beſitzloſen ſelbſt. 

Darin beruht die große Bedeutung der Maifeier, darin die der Wahl— 
kämpfe ſowie die der Wahlrechtskämpfe. Nicht immer bringen fie er— 
hebliche materielle Vorteile für das Proletariat, oft ſtehen dieſe in keinem Ver⸗ 
hältnis zu den Opfern des Kampfes, und doch bedeuten ſie, wo ſie ſiegreich 
enden, ſtets ein gewaltiges Anwachſen der wirkenden Kräfte des Proletariats, 


weil ſie ſein Kraftgefühl und damit die Energie ſeines Wollens im Klaſſen⸗ 


kampf mächtig anſtacheln. 
Nichts fürchten aber unſere Gegner mehr als das Wachstum dieſes Kraft⸗ 
gefühls. Sie wiſſen, daß ihnen der Rieſe ungefährlich bleibt, ſolange er 


ſich ſeiner Kraft nicht bewußt wird. Sein Kraftgefühl niederzuhalten, das iſt 
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ihre größte Sorge, ſelbſt materielle Konzeſſionen ſind ihnen weniger verhaßt 
als moraliſche Siege der Arbeiterſchaft, die deren Selbſtgefühl heben. Darum 
kämpfen ſie oft viel energiſcher um die Autokratie in der Fabrik, die Macht 
des „Herrn im eigenen Hauſe“, als gegen Lohnerhöhungen, darum ihre ver⸗ 
biſſene Feindſchaft gegen die Begehung der Maifeier durch Arbeitsruhe, des⸗ 


* 


wegen ihr Streben, das allgemeine und gleiche Wahlrecht überall dort ab⸗ 


zuwürgen, wo es ein Mittel geworden iſt, das ſiegreiche, unaufhaltſame Vor⸗ 
rücken der Sozialdemokratie der Bevölkerung augenfällig zu demonſtrieren. 
Nicht die Furcht vor einer ſozialdemokratiſchen Mehrheit treibt zu ſolchem 
Streben — da könnte man noch manche Wahl ruhig abwarten. Nein, die 
Furcht, die ſtetigen Wahlſiege der Sozialdemokratie müßten dem Proletariat 
ein ſolches Kraftgefühl verleihen und ſeine Gegner ſo einſchüchtern, daß es 
unwiderſtehlich würde, die ſtaatlichen Machtmittel verſagten, die Machtverhält⸗ 
niſſe im Staate ſich völlig wandelten. 

Deswegen müſſen wir darauf gefaßt ſein — Maurenbrecher muß mir ſchon 
dieſe Wiederholung meiner die „Leidenſchaft der überraſchung“ lähmenden 
Prophezeiung nachſehen —, daß unſer nächſter großer Wahlſieg uns eine 
Attacke auf das beſtehende Reichstagswahlrecht bringt — womit ich keineswegs 
ſage, daß dieſe Attacke gelingen wird. Sie kann vielmehr Kämpfe entfeſſeln, 
die den beſtehenden Mächten ſchließlich noch ſchwerere und gefährlichere Nieder⸗ 
lagen bereiten als unſere Wahlſiege. 

Wohl hat unſere Partei nicht bloß Siege zu verzeichnen, ſondern auch 
Niederlagen. Aber dieſe werden um ſo weniger entmutigend wirken, je mehr 


wir uns daran gewöhnen, unſeren Blick über die lokale und augenblickliche 


Beſchränktheit zu erheben, unſere Bewegung in ihrem Geſamtzuſammenhang 
ſeit zwei Menſchenaltern bei allen Nationen zu verfolgen. Das unaufhaltſame 
und rapide Fortſchreiten des Geſamtproletariats trotz einzelner ſehr ſchwerer 
Niederlagen wird dann ſo offenkundig, daß nichts unſere Siegeszuverſicht 
lähmen kann. 

Je mehr wir aber verſuchen, unſere Einzelkämpfe in ihrem Zuſammenhang 
mit der geſamten geſellſchaftlichen Entwicklung zu betrachten, um ſo klarer und 
gewaltiger erſteht vor uns das Endziel all unſeres Strebens, die Befreiung 
der Arbeiterklaſſe und damit der Menſchheit von jeglicher Klaſſenherrſchaft, 
um ſo mehr wird unſere Kleinarbeit geadelt, die ununterbrochen und not⸗ 
wendigerweiſe der Wille zu leben dem Proletariat aufdrängt, um ſo mehr 
wird durch die Größe des Kampfpreiſes ſein Wille aufs höchſte angeſpannt 
zu revolutionärer Leidenſchaft, die nicht die ſinnloſe Aufregung der Über⸗ 
raſchung, ſondern das Produkt klarer Erkenntnis iſt. 

Das iſt die Weiſe, wie die Sozialdemokratie bisher auf das Wollen des 


Proletariats eingewirkt hat, und ſie hat damit ſo glänzende Ergebniſſe erzielt, 


daß für ſie nicht der mindeſte Grund beſteht, ihre Methode für die Methode 
Maurenbrechers einzutauſchen, der uns verſichert, die Kapitaliſtenklaſſe ſei 


ökonomiſch noch unentbehrlich, die beſtehenden Machtverhältniſſe auf unabſeh⸗ 


bare Zeit hinaus unerſchütterlich, theoretiſche Einſicht dem Proletariat un⸗ 
zugänglich, trotz alledem aber nach Belieben Kraftgefühl in ihm zu produzieren 
durch hiſtoriſche Anekdoten. (Schluß folgt.) 
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Konferenzen im Reichsamt des Innern 
zur Abänderung der Arbeiterverſicherung. 
von 3. Früßdorf. ; 


Der Staatsſekretär von Bethmann⸗Hollweg hat ſein Verſprechen, vor Auf- 
ſtellung von Geſetzentwürfen Intereſſenten und Sachverſtändige zu hören, eingelöſt, 
und wenn er auch nicht alle Wünſche erfüllte, ſo muß doch anerkannt werden, daß 
er mehr als ſeine Amtsvorgänger auch den Arbeitervertretern Gelegenheit gab, ihre 
Wünſche mündlich vorzubringen. 

Ob und inwieweit er dieſen in ſeinen Geſetzesvorlagen Rechnung tragen wird 
— worauf es zunächſt ankommt —, iſt freilich abzuwarten. Bei unſerer Stellung 
zur Regierung bleiben wir wohl vor unangenehmen Überraſchungen bewahrt. 

Bereits im Sommer dieſes Jahres fand die Konferenz zwiſchen Vertretern von 
Orts⸗ und Betriebskrankenkaſſenvertretern einerſeits und den Arztevertretern anderer⸗ 
ſeits ſtatt. Dabei handelte es ſich im weſentlichen um die Frage der freien Arzt- 
wahl und um das Arzthonorar. 

Wenn auch die Anſichten der Kaſſenvertreter — was natürlich — nicht in allen 
Fragen die gleichen waren, ſo ſtanden ſie doch einhellig auf dem Standpunkt, daß 
weder die freie Arztwahl noch ein anderes Syſtem durch Geſetz oder Verordnung 
einzuführen ſei und daß die Kaſſen in der Honorarfrage nicht ſchutzlos der terro⸗ 
riſtiſchen Arzteorganiſation preisgegeben werden dürften. 

Die freie Arztwahl iſt eine Sache der Kaſſenmitglieder. Soweit 
die Arzte ſie propagieren, tun ſie es im allgemeinen nur, um das 
Arzthonorar zu ſteigern und um ſich jedem Einfluß der Kaſſenverwal⸗ 
tungen zu entziehen. 

Aber der Arzt darf nicht unbeeinflußt bleiben von den Stellen, die die materielle 
Verantwortlichkeit in den Kaſſen zu tragen haben. Die Selbſtverwaltung in den 

Kaſſen kann nicht bloß darin beſtehen, immer für das nötige Kleingeld zu ſorgen. 

Die Arzte fanden bei dieſer Konferenz in eigenen Reihen (beſonders von Bahn⸗ 
und Knappſchaftsärzten) Bekämpfer der freien Arztwahl; doch möchten wir uns 
deren Gründe nicht vollſtändig zu eigen machen. Es unterliegt keinem Zweifel und 
iſt durch uns ſtatiſtiſch belegt, die freie Arztwahl verurſacht in den Großſtädten 
und auf dem platten Lande, direkt und indirekt, ſo große Koſten, daß ſie weder 
eine Ausdehnung der Verſicherungspflicht der Familienverſicherung, noch der Unter⸗ 

ſtützungseinrichtungen ermöglicht. 

Der Staatsſekretär faßte denn auch am Ende der Konferenz das Ergebnis 
dahin zuſammen, daß wohl kein Syſtem vorzuſchreiben ſei, daß ſich keines ohne 
friedliches Zuſammenarbeiten der Arzte und Kaſſenvertreter bewähre, daß es aber 
geboten ſei — worüber nahezu Einſtimmigkeit beſtand —, Einigungsämter und Schieds⸗ 
gerichte zu bilden, die paritätiſch beſetzt wenn nötig die ſtrittigen Fragen löſen. 

5 ** 


* 


* 

Am 23. Oktober fand die zweite Konferenz ſtatt, als Hauptgegenſtand war die 
zukünftige Organiſation der Krankenverſicherung zu beraten. Gegen 
hundert Perſonen, Vertreter der Regierungen, des Reichsverſicherungsamtes und 
der verſchiedenſten Kaſſenarten — der Unternehmer und der Lohnarbeiter — waren 
zugegen. Die Regierungsvertreter blieben dabei paſſiv. 

Die Arbeitervertreter traten zunächſt für Ausdehnung der Verſicherungspflicht 
und der Mindeſtleiſtungen ein; ſie forderten eine durchgreifende Zentraliſation und 
wollten für große Bezirke nur eine Kaſſe zulaſſen. 

Die Vertreter der Betriebs⸗ und Innungskrankenkaſſen, ſoweit ſie Unternehmer 


waren, traten für Erhaltung ihrer Kaſſenarten ein und redeten dem Föderalismus 
das Wort. 8 
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Die Arbeitervertreter aus den Betriebs- und Innungskaſſen Sprachen ſich, mit 
Ausnahme eines „gelben Vertreters“, für Aufhebung der Betriebs- und Innungs⸗ 
krankenkaſſen aus. Die Gemeindekrankenverſicherung wollte niemand erhalten, ſie 
hat wohl ſelbſt keinen Verteidiger in den Reihen der Bundesregierungen. 

Die freien Hilfskaſſen, das wurde faſt allgemein verlangt, ſollen, ſofern andere 
Kaſſenarten beſtehen bleiben, auch in Zukunft zugelaſſen werden. Wenn aber eine 
allgemeine Zentraliſation erfolge, ſollten auch ſie inſoweit das Feld räumen, als 
ſie nur als Zuſchußkaſſen zu wirken hätten. 

Die Handlungsgehilfenvertreter verlangten für „ihren Stand“ beſondere Berück⸗ 
ſichtigung, damit ſie nicht in der großen allgemeinen Organiſation mit ihren Sonder⸗ 
wünſchen untergehen. 

Am intereſſanteſten geſtaltete ſich die Beratung der Frage, ob die Beiträge bei 
den Kaſſen hinfort zu halbieren und den Unternehmern die Hälfte der Vertretung 
im Vorſtand und der Generalverſammlung einzuräumen ſei. 

Hier konnte man nach den Debatten in der Offentlichkeit erwarten, daß Arbeiter 
und Unternehmer aufeinanderplatzen würden. Doch es kam ganz anders! Die Ver⸗ 
treter der letzteren aus den großen Ortskrankenkaſſen von Berlin, Leipzig, Dresden, 
München, Frankfurt a. M., Straßburg, Stuttgart, Danzig, Köln, Heilbronn und 
andere erklärten nachdrücklich, daß weder zur Halbierung der Beiträge noch der 
Vertretung Gründe vorlägen. Sie ſtellten den Vertretern der Arbeiter, die gerade 
in dieſen Orten faſt ausnahmslos den, Vorſitzenden ſtellen, das beſte Zeugnis über 
deren Kaſſenverwaltung aus. Sie betonten, daß ſie, wenn auch in der Minder⸗ 
heit, ſich nicht zurückgeſetzt fühlten. Die Arbeiter müßten ſich, das ſei das berg 
die Kaſſen nach Möglichkeit ſelbſt gut einrichten. 

Demgegenüber konnte ein ſchwacher unmotivierter Vorſtoß zweier Scharfmacher 
und eines Innungsvertreters nicht auflommen. Der Vorſitzende konſtatierte denn 
auch, „daß die Sache eine ganz andere Wendung genommen habe, als 
erwartet wurde“, 

Uns konnte dieſer Ausgang nicht überraſchen. Schon vor mehreren Jahren 
gaben die Unternehmervorſtände von 43 großen Ortskrankenkaſſen unter Führung 
des Kommerzienrat Dr. Schwabe-Leipzig für die Offentlichkeit und Regierung eine 
gleiche und noch weitergehende Erklärung ab. Ferner hat der Zentralverband von 
Ortskrankenkaſſen im Deutſchen Reiche die Unternehmervertreter über das Ver⸗ 
hältnis in den Ortskrankenkaſſen befragt und feſtgeſtellt, daß die Behauptungen 
parlamentariſcher und journaliſtiſcher Scharfmacher, die Arbeiter nützten die Kaſſen 
zu politiſchen Zwecken aus und terroriſterten die Unternehmervertreter, der Wahr⸗ 
heit ins Geſicht ſchlagen. 

Die Unternehmervertreter haben aber ſehr materielle Gründe, an den gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſen nichts zu ändern; einmal wollen ſie nicht höhere Beiträge 
leiſten, andererſeits wiſſen ſie zu genau, daß ſie gar nicht in der Lage wären, ohne 
die regſte Mitarbeit der Arbeiter die Kaſſen auf die Dauer zu verwalten. 

Die Frage, ob den Kaſſen ein unparteiiſcher Vorſitzender gegeben 
werden ſolle, wurde von Unternehmern und Arbeitern einhellig ver⸗ 
neint. Gerade die Unternehmer bekämpften die Bureaufratifierung 
der Kaſſen aufs heftigſte. Einer von ihnen erklärte im Namen ſeiner 
Kollegen, daß ſie es ablehnen würden, unter einem ſolchen Vorſitzenden 
55 

Die beiden reaktionären Pläne brachen völlig zuſammen. Nicht unerwähnt 
mag bleiben, daß den Herren von der Regierung geſagt wurde, wenn ſie damit 
eine Bekämpfung der Sozialdemokratie beabſichtigten, würden ſie gerade das Gegen⸗ 
teil erreichen. 

Hier zeigte ſich, wie die Regierung und die Öffentlichkeit bisher gefliſſentlich 
irregeführt worden war. f 
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Die dritte Konferenz wurde von Apothekern, Drogiſten, Zahnärzten, Dentijten, 


Kaſſenvertretern und Regierungsbeamten gebildet. Apokheker und Zahnärzte möchten 
die Kaſſen möglichſt ohne Konkurrenz und ohne Widerſtand der Kaſſenvertreter zu 
fetten Weiden für ſich geſichert wiſſen, während die Drogiſten und Dentiſten auch 
„etwas abhaben wollen“. a 

Die Kaſſenvertreter traten gegen freie Apothekenwahl und für größeren Kaſſen⸗ 

rabatt ein; ſie wollen freigegebene Mittel auch aus Drogerien beziehen und wenn 
möglich eigene Apotheken für Kaſſen oder Kaſſenverbände errichten. 

Neben den Zahnärzten müſſen die Dentiſten zugelaſſen werden. Die Zahnärzte 
bedürfen im öffentlichen Intereſſe dieſer Konkurrenz, es gibt vielerorts überhaupt 
keine Zahnärzte, auch reicht ihre Zahl zurzeit auf keinen Fall zur Behandlung der 

Kaſſenpatienten aus. 0 0 
3 K 

Die vierte Konferenz beſtand aus Vertretern der Regierungen, der Kranken- 
kaſſen, der Berufsgenoſſenſchaften und der Verſicherungsanſtalten. Nach den der 
Konferenz zugrunde liegenden Leitſätzen hat die Regierung bereits den Plan auf⸗ 
gegeben, die drei Verſicherungszweige zu vereinigen; der Widerſtand, den ſie damit 
bei den Berufsgenoſſenſchaften findet, iſt zu groß. 

Die Herren Kohlen-, Glas⸗, Textil⸗ und Metallbarone wiſſen zu gut, daß die 
Regierung nichts gegen ihren Willen tut, reicht doch ihr Einfluß über den Staats⸗ 
ſekretär hinaus. 

Es muß aber etwas geſchehen, denn das Reichsverſicherungsamt iſt überlaſtet; 
dazu ſoll es in Zukunft als höchſte Inſtanz für die Krankenverſicherung fungieren. 
Auch fol ihm die Witwen- und Waiſenverſicherung unterſtellt werden. Für deren 
Ausbau iſt natürlich wieder kein Geld da. Die Regierung plant daher durch eine 
veränderte Organiſation eine weſentliche Entlaſtung des Reichsverſicherungsamtes, 
und wir gehen wohl nicht fehl, wenn wir annehmen, daß es ſchließlich nur noch als 
Aufſichtsbehörde und Reviſionsinſtanz tätig ſein ſoll. Das wäre ein ſchwerer 
Schlag für die Arbeiterverſicherung! 

Man beabſichtigt einen ſogenannten Unterbau, ein Verſicherungsamt zu 
ſchaffen, dem ein Teil der behördlichen Befugniſſe zu übertragen wäre, das auch 
allerlei Rentenanträge vorzubereiten hätte. Darüber war die Konferenz hauptſäch⸗ 
lich zu hören. | 

Die Arbeitervertreter jtellten zunächſt ihre Forderungen auf Erweiterung und 
Verbeſſerung der Verſicherung; ſie verlangten aber auch das paritätiſche Mit⸗ 
beſtimmungsrecht bei Bewilligung von Renten und von Heilbehandlung. Sie er— 
klärten, daß die Unternehmer die Beiträge ohnedies abwälzen, daß die Beiträge 
ein Teil des Lohnes ſeien, der dem Arbeiter zuſtehe. Daher hätten die Unternehmer 
nicht das Recht, die Verwaltung der Genoſſenſchaft oder gar das Feſtſetzen der 
Renten für ſich allein zu reklamieren. Bei Mitarbeit der Arbeitervertreter werde 
die Unfall⸗ und Invalidenverſicherung die ihr mangelnde Popularität erlangen; die 
Berufungen und Rekurſe würden ſich an Zahl erheblich mindern und fo das Reichs- 
verſicherungsamt am beſten entlaſtet werden. 

Die Mitwirkung der Arbeiter bei der Rentenfeſtſetzung würde auch eine Be- 
ſchleunigung der jetzt vielfach ſo ſchleppenden Rentenfeſtſetzungen zur Folge haben. 

Darüber waren die hochmögenden Herren ſehr erregt; mit hunderterlei, meiſt 
recht fadenſcheinigen Gründen lehnten fie jede Mitwirkung von Arbeitern und Be⸗ 
amten bei der Rentenfeſtſetzung ab. Sie wollen „Herren im Hauſe“ bleiben. 

Der Herr Staatsſekretär redete warm und mit Nachdruck auf die Herren ein, 
ſie ſollen doch die notwendige Reform durch ihre Ablehnung nicht gefährden; allein 
vergeblich, ſie blieben feſt und wollten kein Tüttelchen ihrer jetzigen beſonderen Rechte 
aufgeben. 

Die Vertreter der Verſicherungsanſtalten — meiſt hohe Regierungsbeamte — 
ſtanden den Plänen der Regierung vorwiegend freundlicher gegenüber, wollten aber 
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auch den Arbeitern keine Mitbeſtimmung bei der Rentenfeſtſetzung und beim Heil- 
verfahren zubilligen. 

Die letzte Konferenz war nahezu ergebnislos; ſie führte wegen der Halsſtarrig⸗ 
keit der Genoſſenſchaftsvertreter zu keinem die Geſetzgebung fördernden Reſultat. 

Der Staatsſekretär machte gute Miene zum böſen Spiel und verſprach, aus 
dem Gehörten Material zu ſchöpfen. Seinen Räten merkte man aber an, daß 
manche ihrer Pläne, die ſie bereits liebgewonnen, wie Seifenblaſen dahingegangen 
waren. 

Die Kohlen-, Glas⸗, Textil⸗ und Metallbarone aber gingen mit dem Bewußtſein 
auseinander: „Wir ſind die Regierenden!“ ö 

Die Arbeitervertreter haben manches dabei gelernt; vor allem iſt es ihnen 
wieder zu Gemüte geführt worden, wie es gemacht wird. 

Was nun? Eine gründliche Reform, das einzig Richtige, iſt nicht zu er⸗ 
warten. Flick⸗ und Stückwerk, das nach keiner Seite befriedigt, wird das Ergebnis 
der „Reform“ ſein. Die deutſchen Arbeiter haben auf der Wacht zu ſein, daß ſie 
ein ſolches Flick- und Stückwerk nicht noch mit dem Verluſt ihres Einfluſſes auf 
die Krankenkaſſen bezahlen. Sie müſſen in der Verteidigung ihrer Kaſſen 
fo feſt fein wie die kapitaliſtiſchen Genoſſenſchaftsvertreter. 


Zur Reform der Strafprozeßordnung. 


Von Hugo Heinemann. 


4. Kollufionshaft. 

„Der Mißbrauch mit der Unterſuchungshaft bisher Unbeſchol⸗ 
tener treibt jährlich Tauſende ſtaatstreuer Männer ins ſozial⸗ 
demokratiſche Lager. 1 5 Dieſes Zugeſtändnis eines bürgerlichen Juriſten 
kann man bald in dieſer, bald in jener Form in faſt jeder Schrift wieder⸗ 
finden, in der die Fachleute ihre über die Unterſuchungshaft gewonnenen Er⸗ 
fahrungen niederlegen. Theoretiker und Praktiker, Profeſſoren und Richter, 
Vertreter der Rechtsanwaltſchaft und der Anklagebehörde ſtimmen darin über⸗ 
ein, daß die Vorſchriften über die Unterſuchungshaft den wohl reformbedürf⸗ 
tigſten und unbefriedigendſten Abſchnitt unſerer Strafprozeßordnung bilden, 
daß in Deutſchland von der Unterſuchungshaft nicht nur ein maßloſer Ge⸗ 
brauch gemacht wird, ſondern daß auch ihre Dauer eine übermäßig und un⸗ 
nötig lange iſt, und daß an dieſen Mängeln Geſetz und Geſetzesanwendung, 
Rechtsnorm und Gerichtspraxis in gleicher Weiſe die Schuld tragen. Und nun 
gar erſt das Volk, das an ſeinem eigenen Leibe die Unterſuchungshaft zu 
ſpüren hat — es fühlt, daß hier ein ſchreiender Mißſtand „ deſſen 
Beſeitigung nicht dringend genug gefordert werden kann. 

Auch die Regierung erkennt, wenn auch nur leiſe und ſchüchtern, dieſe 
Übelſtände an. Die Begründung zum Entwurf ſagt: „Einen vielerörterten 
Mißſtand bildet die Anwendung der Unterſuchungshaft in Sachen, deren 
geringe Bedeutung eine ſo einſchneidende Maßregel nicht rechtfertigt. Im Zu⸗ 
ſammenhang damit ſteht der Mangel von Vorſchriften, die eine 
gründliche Nachprüfung der Verhaftung ſichern.“ Man mache ſich 
nur einmal die ganze Tragweite dieſes Zugeſtändniſſes klar: „Mangel von 
Vorſchriften, die eine gründliche Nachprüfung der Verhaftung ſichern“, das 


Die deutſche Juſtizreform der Zukunft. Von einem Auslandsdeutſchen (1905), S. 375. 
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heißt einer Maßregel, die ſich in ihrem wichtigſten Inhalt, der Freiheits- 
beraubung, in nichts von der Strafhaft unterſcheidet, und die gegen 
Menſchen ſich richtet, denen zunächſt nichts weiter zur Laſt gelegt werden 
kann, als daß ſie ſchuldig ſind, verdächtig zu ſein. 

Die Begründung zum Entwurf erklärt, hier Abhilfe ſchaffen zu wollen. 
Die Motive können nicht oft genug verſichern, daß es dem Entwurf gelungen 
ſei, Vorſchriften aufzuſtellen, die eine erhebliche Einſchränkung der Unter: 
ſuchungshaft zur Folge haben werden. Vergleicht man nun mit dieſen groß⸗ 
ſprecheriſchen Worten die vorgeſchlagenen Geſetzesbeſtimmungen, ſo wird ſofort 
klar, daß in Wahrheit in allen weſentlichen Punkten die heutigen tieftraurigen 
Zuſtände unverändert gelaſſen ſind. Es wird in der Praxis alles beim alten 
bleiben. Dem Entwurf liegt nichts ferner, als der Omnipotenz des Unter⸗ 
ſuchungsrichters und Staatsanwalts irgendwelche Schranken zu ziehen. Wer 
die Verhältniſſe, wie ſie ſich in der Praxis herausgebildet haben, wirklich aus 
eigener Anſchauung kennt, muß geradezu mit Ingrimm erfüllt werden, wenn 
er ſieht, daß ein Geſetzeswerk das Volk glauben machen will, daß die offen⸗ 
kundig ſchwerſten Mißſtände mittels einiger kleinlichen Spielereien und nichts⸗ 
ſagenden Redensarten beſeitigt werden können. 

Dies ſoll im folgenden im einzelnen nachgewieſen werden. 

Beginnen wir mit dem Haftgrund des Kolluſionsverdachtes. Seine 
Geſchichte ſchildert eine von dem ſchweizeriſchen Juriſtenverein! preisgekrönte 
Schrift vortrefflich mit den Worten: „Dem Inquiſitionsprozeß blieb es 
vorbehalten, einen neuen ſtrafprozeſſualen Haftgrund ausfindig zu machen, 
den ſogenannten Kolluſions verdacht, das heißt die Beſorgnis, der auf 
freiem Fuße 1 Angeſchuldigte werde ſeine Freiheit mißbrauchen, um 
die Unterſuchung zu oͤrſchweren. Dagegen fand ſich auch ſchnell ein all- 
mächtiges Remedium, eben die Einſperrung, der Kolluſionsverhaft. Dieſer 
Verhaftungsgrund konnte bequem bei jedem Verbrechen geltend gemacht 
werden, und namentlich allen unangenehmen Bemühungen des Ans 
geſchuldigten, ſeine Verteidigungsmittel zu ſammeln, konnte damit 
vortrefflich entgegengewirkt werden. Tatſächlich genügte allmählich bloßer 
Verdacht, die Möglichkeit, daß der Angeſchuldigte die Unterſuchung ſtören 
oder beläſtigen könnte, um denſelben in Kolluſionsverhaft zu ſetzen. Dagegen 
hat das engliſche Recht niemals etwas von einem Kolluſionsverhaft wiſſen 
wollen. Weil nicht der Richter die Gegenpartei des Angeſchuldigten iſt, wie 
es der inquiſitoriſche Unterſuchungsrichter als alleiniger Vertreter des ſtaatlichen 
Verfolgungsrechtes notwendig ſein muß, ſieht der Engländer in der Kolluſion 
nur einen Akt der Verteidigung, im Hieb liegt die beſte Parade.“ 

Die deutſche Reichsſtrafprozeßordnung, die bei der Regelung des Vor⸗ 
verfahrens ganz und gar im Inquiſitionsprozeß ſtecken geblieben iſt, hat ſich 
natürlich auch den Haftgrund des Kolluſionsverdachtes zu eigen gemacht. Der 
§ 112 lautet: Der Angeſchuldigte darf nur dann in Unterſuchungshaft ge⸗ 
nommen werden, wenn dringende Verdachtsgründe gegen ihn vorhanden ſind 
und Tatſachen vorliegen, aus denen zu ſchließen tft, daß er Spuren der 
Tat vernichten oder daß er Zeugen oder Mitſchuldige zu einer falſchen Aus⸗ 
ſage oder Zeugen dazu verleiten werde, ſich der Zeugnispflicht zu entziehen. 
Dieſe Tatſachen ſind l zu machen. 


1 Karl AN Strafverfolgung und Vorunterſuchung. Leipzig 1897. 
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Die Konſequenzen des Beſchluſſes, durch den der Richter die Kollufions- 
haft verhängt, ſind für den Verhafteten entſetzliche. Zu den mit einer jeden 
Unterſuchungshaft notwendig verbundenen Qualen tritt hier die faſt voll⸗ 
ſtändige Aufhebung der Verteidigungsmöglichkeit des Angeklagten hinzu. 
Er wird damit bis zur Eröffnung des Hauptverfahrens völlig rechtlos geſtellt. 
Einen Verteidiger hat er nur theoretiſch, praktiſch überhaupt nicht. Sorgfältig 
wird der Schuldbeweis von der mit allen Machtmitteln des Staates aus⸗ 
gerüſteten, die Hilfe der geſamten Polizei genießenden Anklagebehörde, die 
unſer Geſetz bald Staatsanwalt, bald Unterſuchungsrichter nennt, vorbereitet. 
Der in ſeiner dumpfen Zelle Sitzende iſt das rechtloſe Objekt dieſer Unter⸗ 
ſuchung. Der Schuldbeweis bleibt vor ihm geheim. Sein Verteidiger darf 
weder die Akten einſehen noch mit ihm ohne Anweſenheit einer Schildwache 
in Geſtalt einer Gerichtsperſon ſprechen. Eine rückhaltloſe, die Sammlung 
des Entlaſtungsmaterials und damit die Wahrheit und Gerechtigkeit fördernde 
Ausſprache zwiſchen dem Beſchuldigten und ſeinem Verteidiger iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich durch das unwürdige Überwachungsſyſtem vollſtändig unmöglich 
gemacht. Dieſe Rechtloserklärung desjenigen, der ſich, was wie Hohn klingt, 
gegen den Belaſtungsbeweis verteidigen ſoll, wird noch verſchärft gegen⸗ 
über dem, der ſo arm iſt, daß er ſich keinen Verteidiger nehmen kann. Er 
iſt völlig vogelfrei. Vermag für den Wohlhabenden, der in Unterſuchungs⸗ 
haft genommen iſt, wenigſtens bis zu einem gewiſſen Grade ſein Verteidiger 
zu ſorgen, um eine ungerechte Verurteilung oder eine ſolche zu einer zu hohen 
Strafe durch rechtzeitige Sammlung des Entlaſtungsmaterials zu verhindern, | 
jo iſt der Proletarier vollſtändig hilflos. 0 

Und dieſe die ganze Exiſtenz eines Menſchen in Frage ſtellenden Maß⸗ 
nahmen läßt unſer Geſetz eintreten, ohne daß irgendwelche den Richter bin⸗ 
dende Schranken gezogen werden. Alles iſt der Willkür überlaſſen. Die Worte: 
Es müſſen Tatſachen vorliegen, aus denen zu ſchließen iſt, daß uſw. ſind 
dehnbarer als Kautſchuk. Der Richter iſt hiernach in der Lage, jede einiger⸗ 
maßen wirkſame und energiſche Sammlung des Entlaſtungsbeweiſes, jede Be⸗ 
fragung einer Perſon über ihre Wiſſenſchaft zur Sache, jede die Verteidigung 
vorbereitende Korreſpondenz zu unterdrücken und als Kolluſion mit der Ver⸗ 
hängung der Unterſuchungshaft zu beſtrafen, womit die gegen den An⸗ 
geklagten gerichteten Kolluſionen, die man ſo oft zum Beiſpiel in Streik⸗ 
prozeſſen wahrnehmen kann, um ſo üppiger wuchern können. 

Einige Beiſpiele mögen die Garantien zeigen, die in Deutſchland die Frei⸗ 
heit des Staatsbürgers und ſein Recht, ſich gegen die Anklage zu verteidigen, 
genießen. An erſter Stelle und immer von neuem, damit er nicht aus dem 
Gedächtnis der geſetzgebenden Faktoren verſchwindet, iſt an den Königs⸗ 
berger Hochverratsprozeß zu erinnern, in dem ſich folgende reizende 
Muſterkarte der Begründung des Kolluſionsverdachtes in den verſchiedenen 
Inſtanzen findet. Der Unterſuchungsrichter verhaftet den Angeſchuldigten mit 
der lakoniſchen Wendung, daß Kolluſionsgefahr beſteht, mithin Flucht: 
verdacht begründet iſt. Wer löſt das Rätſel, daß die Neigung zur Flucht 
dadurch offenbar wird, daß der Angeſchuldigte Spuren der Tat zu vernichten 
trachtet? Sollte man nicht vielmehr meinen, daß das eine das andere aus⸗ 
ſchließt, daß, wer ſorgfältig die Spuren des Verbrechens zu verwiſchen ſucht, 
damit dokumentiert, daß er an Flucht nicht denkt? Das Oberlandesgericht 
Königsberg rechtfertigt den Kolluſionsverdacht mit der Natur der den An⸗ 
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geſchuldigten zur Laſt gelegten Straftat, der Geheimbündelei. So alſo 
ſehen in der Praxis die vom § 112 geforderten Tatſachen aus, aus denen 
auf die Abſicht der Vereitelung des Unterſuchungszwecks zu ſchließen iſt, und 
ſo werden ſie von dem höchſten für die Frage zuſtändigen Gericht, dem 
Oberlandesgericht, aktenkundig gemacht, — ein Begriff, auf den wir unſer 
beſonderes Augenmerk richten müſſen, da der Entwurf, wie wir ſehen werden, 
den Anſchein erwecken will, als ob mit der Erweiterung der Verpflichtung, 
etwas aktenkundig zu machen, alſo mit der Auferlegung an den Richter von einer 
Zeile Schreibarbeit mehr ein gewaltiger Fortſchritt erzielt wird. Mit dürren 
Worten wird in dem angeführten Falle alſo von der notwendigen Voraus⸗ 
ſetzung der Kolluſionshaft, dem ſchuldhaften Eingriff des Angeſchuldigten in 
die Rechtspflege, abgeſehen und dieſes Merkmal durch die ein für allemal feſt⸗ 
ſtehende Kolluſionsnatur des dem Angeſchuldigten zur Laſt gelegten Deliktes 
erſetzt. Und als ſpäter einige der Verhafteten von der Strafkammer aus der 
Haft entlaſſen wurden, weil die Ermittlungen gegen ſie ſo weit abgeſchloſſen 
ſeien, daß eine Kolluſionsgefahr nicht mehr beſtehe, ordnete das Oberlandes⸗ 
gericht Königsberg von neuem ihre Verhaftung auf die Beſchwerde des Staats⸗ 
anwalts mit folgendem denkwürdigen Beſchluß an: Für die Annahme der 
Kolluſionsgefahr ſeien beſtimmend geweſen: 

a. der Umſtand, daß es ſich bezüglich aller Angeklagten um einheitliche 
Straftaten handle, ſo daß das Verfahren gegen den einen ſich ohne weiteres 
auch gegen den anderen richtet, | 

b. der Umſtand, daß die Beſchuldigten der ſozialdemokratiſchen 
Partei, alſo derſelben durch Solidarität ihrer politiſchen Anfichten. 
feſt zuſammengefügten Partei angehören, 

c. der Umſtand, daß eine Reihe von Perſonen mit ihren Angaben zurück⸗ 
gehalten und das Beſtreben gezeigt haben, den Sachverhalt zu vertuſchen. 
Dieſen Gründen irgend ein Wort hinzuzufügen, hieße die Wucht der Argu⸗ 
mente abſchwächen. Die Zugehörigkeit zur Sozialdemokratie als 
Faktor für die Begründung der Kolluſionshaft — das iſt in der Tat 
der Gipfel der preußiſchen Rechtsſicherheit. 

Andere höchſt inſtruktive Beiſpiele, die nicht etwa Ausnahmefälle darſtellen, 
ſondern typiſch dafür find, welche Möglichkeiten unſer heutiges Prozeßverfahren 
gewährt, auf die vageſten Vermutungen hin über Menſchenſchickſale zu ent⸗ 
ſcheiden, führt einer unſerer erfahrenſten und angeſehenſten Verteidiger, Juſtizrat 
Mamroth in Breslau, in der „Deutſchen Juriſtenzeitung“ ! an. Seine Aus⸗ 
führungen ſind ſo durchſchlagend, daß ſich ihnen niemand verſchließen kann, 
der es mit der Rechtsſicherheit unſeres Volkes ernſt nimmt. 

An dieſer Stelle ſind die Mißſtände im weſentlichen ſo unbeſtrittene, ſo 
offenkundige und fo erſchreckend große, daß hier der Prüfftein liegt, ob der 
Entwurf wirklich, wie es die Begründung verſpricht, dem dringenden Ver⸗ 
angen des Volkes nach Reformen nachgekommen iſt und ob er den Staats⸗ 
bürger gegen Miß⸗ und Übergriffe der Juſtizbureaukratie ernſthaft ſchützen 
vill. Was ſchuf nun der Entwurf? Die Antwort lautet: Er läßt die Vor⸗ 
chriften über die Kolluſionshaft in ihrer ganzen Schärfe und Rückſichtsloſigkeit 
ortbeſtehen. Iſt es wirklich mehr als Spielerei, wenn an Stelle der Worte: 
„Der Angeſchuldigte darf nur dann in Unterſuchungshaft genommen werden, 
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wenn Tatſachen vorliegen, aus denen zu ſchließen iſt, daß er Spuren der Tat 
vernichten, oder daß er Zeugen oder Mitſchuldige zu einer falſchen Ausſage, 
oder Zeugen dazu verleiten werde, ſich der Zeugnispflicht zu entziehen“, die 
Faſſung gewählt wird: „Die Unterſuchungshaft darf gegen den Verdächtigen 
nur verhängt werden, wenn Tatſachen vorliegen, welche die Gefahr begründen, 
daß er durch Vernichtung von Spuren der Tat oder durch Beeinfluſſung von 
Zeugen oder Mitſchuldigen die Ermittlung der Wahrheit erſchweren werde.“ 
Würde der Zweck einer Strafprozeßordnung darin beſtehen, ſtiliſtiſche übungen 
anzuſtellen, wie man ein gutes Deutſch ſchreiben lernt, ſo würde die neue 
Faſſung entſchieden eine beſſere Zenſur als die alte verdienen. Solange aber 
die Unterſuchungshaft eine andere, tiefernſte Seite hat, ſolange ſie vernichtend 
in Menſchenſchickſale und Menſchenglück eingreift, den vielleicht Unſchuldigen, 
jedenfalls den einer Schuld nicht Überführten aus dem Kreiſe ſeiner Familie 
und ſeiner Tätigkeit in die einſame Zelle, in Verzweiflung und Ungewißheit 
reißt, wird der Reichstag wohl verlangen dürfen, daß die Regierung ihre 
Aufgabe in etwas anderem als in der Beſeitigung ſprachlicher Schönheits⸗ 
fehler ſieht, und daß das neue Geſetz dem heutigen Zuſtand unerhörter Rechts⸗ 
unſicherheit und Willkür ein Ende bereitet. Sogar in der vom Reichsjuſtizamt 
einberufenen, ſterilen und urreaktionären Strafprozeßkommiſſion, der, abgeſehen 
von dem Kammergerichtsrat Kronecker, niemand angehörte, der für die 
Forderungen des modernen Lebens und der modernen Wiſſenſchaft Herz und 
Verſtändnis hat, ſprachen ſich unter 19 Mitgliedern 9 für die völlige Be⸗ 
ſeitigung der Kolluſionshaft aus, ſoweit ſie die Sicherung des Zeugenbeweiſes 
betrifft. Man erkannte an, daß einerſeits die Maßregel im Intereſſe der 
Rechtspflege überflüſſig, andererſeits in hohem Maße geeignet ſei, die Vor⸗ 
bereitung der Verteidigung für den Angeſchuldigten illuſoriſch zu machen. Selbſt 
diejenigen aber, die ſo weit nicht gehen, halten es wenigſtens für erforderlich, 
ſoll der Willkür nicht, wie bisher, Tür und Tor geöffnet bleiben, daß wegen 
Verdunkelungsgefahr ſeiner Freiheit nur beraubt wird, wer es tatſächlich unter⸗ 
nommen hat, die Unterſuchung zu vereiteln, während die abſichtlich unbeſtimmte, 
verſchwimmende Faſſung des geltenden Rechtes es ganz und gar dem Belieben, 
dem Temperament und der mehr oder minder großen Schneidigkeit des Unter⸗ 
ſuchungsrichters überläßt, inwieweit er allen unbequemen Bemühungen des 
Angeſchuldigten, ſein Verteidigungsmaterial zuſammenzutragen, entgegenwirken 
will. Schon bei der Beratung unſerer Strafprozeßordnung beantragte der 
Abgeordnete Völk, nach dem Vorbild der bayeriſchen Geſetzgebung die Kol⸗ 
luſionshaft auf diejenigen Fälle zu beſchränken, in denen der Beſchuldigte auf 
eine die Ermittlung der Wahrheit hindernde Art auf Zeugen oder Mit⸗ 
beſchuldigte tatſüchlich eingewirkt hat. Richter und ſelbſt Staatsanwälte haben 
in unſeren Tagen dieſen Vorſchlag wieder aufgenommen und es durchaus für 
ungerechtfertigt erklärt, die Kolluſionshaft zu verhängen, ſolange der Beſchuldigte 
keine Schritte unternommen hat, um die Tätigkeit der Gerichtsbehörden zu 
durchkreuzen.“ ] 

Für den Entwurf ſind alle dieſe Vorſchläge nicht vorhanden. Er läßt die 
Kolluſionshaft in ihrer gegenwärtigen Geſtalt fortbeſtehen. Die Begründung 
hält es unter ihrer Würde, die dagegen vorgebrachten Bedenken auch nur 


1 Vergl. Staatsanwalt Feiſenberger in den „Beiträgen zur Reform des Strafprozeſſes“, 
©. 22, Landgerichtsrat Roſenberg in der „Zeitſchrift für die geſamte Strafrechtswiſſenſchaft“, 
26. Band, S. 363, und viele andere. | | 
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eines Wortes zu würdigen. Ja der Entwurf bringt es fertig, den beſtehenden, 
eines Kulturvolkes unwürdigen Zuſtand noch zu verſchlechtern. Von den 
juriſtiſchen Praktikern wird vielfach darüber Klage geführt, daß vom Angeklagten 
zur Hauptverhandlung Zeugen geladen werden, die von der Sache nichts 
wiſſen, und daß dadurch das Verfahren verſchleppt wird. Die Tatſache iſt 
richtig und nicht wegzuleugnen. Sie hat ihre Urſache aber nicht in dem böſen 
Willen des Angeklagten, ſondern in unſerem ſchlechten Geſetz, das dem An⸗ 
geklagten wegen der drohenden Kolluſionshaft nicht geſtattet, mit den Perſonen, 
von denen er glaubt, daß ſie etwas zu ſeinen Gunſten ausſagen können, Rück⸗ 
ſprache zu nehmen und ſich über ihre tatſächliche Kenntnis von der Sache zu 
informieren. Der Entwurf vereinfacht die Sache zugunſten der Juſtizbureau⸗ 
kratie bedeutend. Er entzieht durch Beibehaltung der Kolluſionshaft dem An⸗ 
geklagten die Möglichkeit, ſich über ſeine Beweismittel zu orientieren, ſo daß 
der Angeklagte gezwungen iſt, Zeugen zu laden, von denen er vielleicht zu 
Unrecht vermutet, daß ſie etwas zu ſeinen Gunſten auszuſagen vermögen. 
Dann weint man Krokodilstränen darüber, daß die vom Angeklagten ge⸗ 
ladenen Zeugen nichts Erhebliches bekunden konnten, dieſer mithin das Ver⸗ 
fahren offenſichtlich habe verſchleppen wollen. Alſo, ſo ſchließt der Entwurf, 
muß dem Angeklagten das unbeſchränkte Recht auf Vernehmung der von ihm 
geladenen Zeugen genommen werden. Wenn irgendwo, ſo trifft hier der Satz 
zu: „Ihr laßt den Armen ſchuldig werden, dann überlaßt ihr ihn der Pein.“ 

Auch im übrigen macht der Entwurf der öffentlichen Meinung nicht die 
geringſte Konzeſſion. Es leuchtet ohne weiteres ein, daß im Gegenſatz zur 
Fluchtgefahr die Kolluſionsgefahr ſich vermindert, je mehr die Unterſuchung 
fortjchreitet, die Beweiſe erhoben, die Zeugen vernommen find, kurz, der Sach⸗ 
verhalt feſtgeſtellt iſt. Daraus folgert das Ausland, zum Beiſpiel das öſter⸗ 
reichiſche Recht, daß die Kolluſionshaft auf einen beſtimmten Zeitraum, nämlich 
auf zwei und in beſonderen Ausnahmefällen auf drei Monate zu beſchränken 
ſei und dann von ſelbſt ende, da innerhalb einer ſolchen Friſt jeder arbeit⸗ 
ſame Richter den Tatbeſtand ſo weit aufklären könne, daß eine Verdunklung 
nicht mehr zu befürchten ſei. Nicht einmal dieſes magere Zugeſtändnis, gegen 
das ſelbſt die Anhänger ſtraffſter Staatsgewalt nichts Ernſtliches einzuwenden 
vermögen, hat der Entwurf akzeptiert. CFortſetzung folgt.) 


literariſche Kundſchau. 


Nikolaus Joniak, Das Krbeiterwohnungselend im vheinifch- weſtfäliſchen 
Induſtriebezirk. Frankfurt a. M. 1908, Neuer Frankfurter Verlag, G. m. b. H. 
34 Seiten. 50 Pfennig. 

Das Schriftchen enthält nicht entfernt das, was ſein Titel verſpricht: eine 
wirkliche Darlegung der Wohnungsverhältniſſe im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtrie⸗ 
bezirk. Der Verfaſſer entwirft einige Bilder ſittlicher Verwahrloſung und ſozialen 
Elends. Dafür macht er die Wohnungsverhältniſſe verantwortlich, die er als typiſch 
folgendermaßen zeichnet: 

„Faſt 40 bis 50 Prozent aller Arbeiterwohnungen beſtehen aus zwei Zimmern, 
werden bewohnt von Familien, die ſechs bis zehn Köpfe ſtark ſind und zum Über⸗ 
fluß noch zwei bis drei Koſtgänger beherbergen.... In einem Schlafraum, mit 
zwei Betten ausgeſtattet, der nie gelüftet, noch ſeltener () gereinigt wird und deſſen 
Bettzeug daher einem Haufen ſtinkender Lumpen ähnlich iſt, kampieren oft bis zehn 
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Perſonen, vier Kinder in einem Bett, zwei am Kopf⸗ und zwei am Fußende, ohne 
Rückſicht auf Alter und Geſchlecht. . ..“ 

Daß ſolche Verhältniſſe ſpeziell in den neueren Induſtrieorten, wo die Be⸗ 
bauung mit der induſtriellen Expanſion nicht entfernt Schritt gehalten hat, in nicht 
ſeltenen Fällen anzutreffen ſind, iſt richtig. Aber man darf doch nicht verallgemeinern, 
Die Zuſtände ſind im großen und ganzen erbarmungswürdig genug, ſo daß es der 
Übertreibungen nicht bedarf. Durch unzuläſſige Verallgemeinerung wirkt man 
höchſtens reformhemmend. In den Städten ſieht die Wohnungspolizei im all⸗ 
gemeinen ziemlich ſcharf auf die Beachtung der Vorſchriften, nach denen für den 
einzelnen Koſtgänger ein beſtimmter Luftraum vorhanden ſein muß und die den 
Schlafburſchen zugewieſenen Schlafräume mit der Wohnung der Koſtgeber nicht 
direkt in Verbindung ſtehen dürfen. Joniak hat anſcheinend die einſchlägige Lite⸗ 
ratur und ſtatiſtiſchen Materialien gar nicht benutzt, ſondern lediglich nach den 
Verhältniſſen geurteilt, wie ſie ſich in einzelnen Außenbezirken der Städte heraus 
gebildet haben, wo das fremdländiſche, auf denkbar niedrigſter Kulturſtufe ſtehende 
Element zuſammengewürfelt iſt. Allerdings, er will auch augenſcheinlich keine ein⸗ 
gehende Darſtellung der Wohnverhältniſſe im ganzen Induſtriegebiet geben, er ſucht 
nur eine Begründung für eine Forderung, die ihm am Herzen liegt: Beſchränkung 
der Kinderzahl in Arbeiterfamilien! Für die Durchführung dieſer Forderung macht 
Joniak Reformvorſchläge, die ſich teilweiſe widerſprechen. Einige Anſätze zu guten 
Gedanken erſtickt er in dem Unkraut oberflächlicher Urteile und irrlichtelierender In⸗ 
konſequenz. Auf die direkte Urſache des Wohnungselends, das wirklich groß iſt und 
dringend um Abhilfe ſchreit, geht er gar nicht ein: die Heranholung großer Arbeiter⸗ 
ſcharen, ohne daß für Wohnungsgelegenheit vorgeſorgt iſt. Auch die Erſchwerung der 
Bebauung durch Bodenſpekulanten und Erbbeſitzer, wofür Dr. Boldt in ſeinem Werke 
über die Wertzuwachsſteuer in Dortmund ſpeziell aus Gelſenkirchen intereſſante 
Materialien beigebracht hat, erwähnt er gar nicht. Die Arbeiter beklagt Joniak wegen 
ihres Indifferentismus und ſingt — einen Hymnus auf die Werkswohnungen! Daß 
dieſe eine ſchwere Feſſel ſind, die die Bewegungsfreiheit der Arbeiter hemmt, gewerk⸗ 
ſchaftliche und politiſche Indolenz züchtet, ſchwache Naturen zu Heuchelei, Speichel⸗ 
leckerei und Denunziation verführt, hat Joniak wohl noch nicht erkannt. Und überall 
Oberflächlichkeit! Einmal ſchildert er den moraliſchen Tiefſtand des zugewanderten 
Elementes als der übel Quelle, dann findet er wieder, daß das Wohnungselend 
der Demoraliſation Urſache iſt, denn das Wohnungselend verſchuldet den Kinder⸗ 
reichtum. Schnell dreht er ſich um und ergründet, daß dieſer der ſozialen Not Ur: 
ſache iſt, weil Kinderreichtum zur Beſchränkung in der Wohnung zwingt und vor 
allem eine überbevölkerung verſchuldet, die alle Berufe überfüllt und die Arbeits⸗ 
kraft entwertet. Und ſchließlich kommt Joniak dazu, alles Unheil von den niedrigen 
Löhnen abzuleiten, die den Ernährer der Familie mißmutig machen, dem Schnaps⸗ 
teufel in die Arme treiben und damit den Grundſtein zur ſittlichen Verwahrloſung 
legen. Urſachen und Wirkungen werden durcheinandergewürfelt. Auf den Unter⸗ 
grund der Erſcheinungen und Geſchehniſſe taucht der Verfaſſer leider nicht hinab. 
Schematiſch teilt er die Arbeiterſchaft in zwei Gruppen: in unorganiſierte und or⸗ 
ganiſierte Arbeiter. Die letzteren ſchließt er von dem Vorwurf der Demoraliſation 
aus. Er weiß aber augenſcheinlich nicht, daß das auch unbedenklich für einen 
großen Teil der Unorganiſierten geſchehen muß, jenen Teil, der ſich nicht wegen 
moraliſcher Verlotterung, ſondern aus anderen Gründen der modernen Arbeiter⸗ 
bewegung fernhält. Es iſt die einheimiſche Bevölkerung, die ſeit Generationen den 
Hauptarbeiterſtamm der induſtriellen Werke bildet und nicht nur traditionell, 
ſondern auch durch „Wohlfahrtseinrichtungen“ an das Unternehmen gefeſſelt ift. 
Und Joniak will die Feſſeln noch vermehrt wiſſen: er befürwortet den weiteren 
Bau von Werkswohnungen, ohne auch nur gegen die damit verbundene Abhängig⸗ 
keit Schutzmaßregeln zu verlangen. Ganz mit Recht zieht er gegen die Vermucke⸗ 
rung der Volksſchule los; auch dieſe ſpricht er als Urſache der Demoraliſation an. 
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Das wichtigſte aber iſt: die Gläubigen, ſtreng Kirchlichen ſind in Unterwürfigkeit 


erzogen und bilden als politiſch und gewerkſchaftlich Indifferente, die nur aus 


religiöſen Motiven zur Wahl gehen, ein ſchweres Hemmnis für den wirtſchaftlichen 
und kulturellen Aufſtieg der Arbeiterſchaft. Seiner Forderung nach Aufhebung der 


Staatskirche ſtimmen wir natürlich vollſtändig zu. In der Zerſplitterung der 
Arbeiterbewegung, für die Joniak ganz richtig die klerikalen Demagogen ver⸗ 
antwortlich macht, ſieht er einen großen Schaden und plädiert vernünftigerweiſe 
für einen Zuſammenſchluß zur Erzielung wirtſchaftlicher Vorteile. 

f Aber damit begnügt er ſich nicht. Auch die Empfehlung gewerkſchaftlicher 
Arbeiterkandidaten zum Reichstag gehört zu ſeinen Reformvorſchlägen. Er meint, 
die politiſchen Parteien benutzten die gewerkſchaftliche Bewegung für ihr Sonder: 
intereſſe, das „vielfach ſich in einem Widerſpruch zu der eigentlichen wirtſchaftlichen 


Tendenz der Verbände befindet“. Daß die chriſtlichen Gewerkſchaften dem Zentrums⸗ 


parteiintereſſe Opfer bringen müſſen, hat die Erfahrung ja ſchon gelehrt, die 


Sozialdemokratie kann aber ein Aufgeben gewerkſchaftlicher Intereſſen zugunſten 
der Parteipolitik gar nicht verlangen, weil ſozialdemokratiſche Politik und Arbeiter⸗ 
intereſſe immer konform find. Joniak will zwar nicht leugnen, daß die Sozial⸗ 
demokratie fruchtbaren Anteil an der Bewegung der freien Gewerkſchaften nimmt, 


aber er verlangt grundſätzliche Trennung. Und kurz hinterher folgt ohne Vorbehalt 
die Behauptung, die politiſchen Parteien verſchärften den Zwieſpalt zwiſchen Kapitaliſt. 
und Arbeiter. Solche Bemerkung kann man doch nur machen, wenn man noch 
nichts davon gemerkt hat, daß die ſchönſte Harmonie in die Brüche geht, ſobald 
die Arbeiter wirtſchaftliche Forderungen ſtellen, ganz gleich, ob das von Unorgani⸗ 
ſierten, chriſtlichen Gewerkſchaften, Hirſch⸗Dunckerſchen oder freien Verbänden ge⸗ 
ſchieht. Allerdings, jedesmal, wenn es zu ernſten Kämpfen kommt, dann tobt das 
Unternehmertum nur gegen die Sozialdemokratie, weil es weiß, daß nur dieſe 


konſequent die Intereſſen der Arbeiter vertritt und ſie in letzter Linie auch die 


treibende Kraft bei den von Nichtſozialdemokraten erhobenen wirtſchaftlichen For: 
derungen iſt. Joniak meint es anſcheinend ganz gut mit der Arbeiterbewegung, er 
ſieht in ihr den Kulturhebel der Zukunft, aber über das Weſen der Geſellſchaft, 
die wirtſchaftlichen und ſozialen Zuſammenhänge iſt er ſich noch völlig unklar. 

8 | Wilhelm Düwell. 


Dr. N. Reichesberg, Profeſſor der Nationalökonomie und Statiſtik an der Uni⸗ 
verſität Bern, Soziale Geſetzgebung und Ztatiſtik. Ein Beitrag zur Frage der 
Errichtung eines Eidgenöſſiſchen Sozialſtatiſtiſchen Amtes. Bern 1908, Verlag 
von Scheitlin, Spring & Co. 

Der Verfaſſer hat ſich, wie ſchon der Untertitel verrät, die Aufgabe geſtellt, 

eine Wegleitung zu geben, um das ſeit einiger Zeit aktuell gewordene Problem der 

Ein⸗ und Durchführung einer die ganze Schweiz umfaſſenden Sozialſtatiſtik in be⸗ 

friedigender Weiſe der Löſung entgegenzubringen. Nichtsdeſtoweniger verdient das 

Buch über die engen Grenzen der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft hinaus allgemeine 

Beachtung. Insbeſondere gilt dies von ſeinem erſten Teile, in welchem ſich der 
Verfaſſer über die Aufgaben der ſozialen Geſetzgebung und die Anforderungen der 
ſozialen Geſetzgebung an die Statiſtik verbreitet. 
Unter „ſozialer Geſetzgebung“ will Reichesberg nicht, wie es herrſchende Auf— 
faſſung iſt, bloß die ſtaatliche Fürſorge zugunſten der arbeitenden Klaſſe verſtanden 
wiſſen. Er faßt den Begriff weiter — unſtreitig auch logiſcher und ſachlicher: „Überall 
da, wo verſucht wird, durch legislative Maßnahmen eine Anderung in den wechſel— 
jeitigen Beziehungen der geſellſchaftlichen Elemente herbeizuführen, die Machtſphären 
der verſchiedenen Intereſſentengruppen zu verſchieben, die Daſeinsbedingungen ein- 
zelner Geſellſchaftsklaſſen auszuweiten oder einzuengen, überhaupt die Entwicklung 
des menſchlichen Gemeinſchaftslebens vom Standpunkt eines beſtimmten Geſell— 
ſchaftsideals zu beeinfluſſen, da erhält die Geſetzgebung einen ſozialen“ Charakter 
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und wird ſomit zur ‚Jozialen‘ Geſetzgebung.“ Hieraus ergibt ſich ohne weiteres, 
daß der Charakter der ſozialen Geſetzgebung nicht notwendig ein fortſchrittlicher zu 
ſein braucht; er kann auch reaktionär oder zerfahren ſein, wie dies heute allgemein 
der Fall iſt. Eine notwendige Vorbedingung, für die ſoziale Geſetzgebung einen 
ſicheren Boden zu gewinnen, bildet nach Reichesberg die Erkenntnis der Unverſöhn⸗ 
barkeit der Klaſſengegenſätze. Dieſer Erkenntnis zufolge werde es dann, meint der 
Verfaſſer, als Aufgabe der ſozialen Geſetzgebung klar vorgezeichnet erſcheinen, „auf 
die Entwicklung der geſellſchaftlichen Verhältniſſe in dem Sinne einzuwirken, daß 
die die Klaſſenbildung und den Klaſſenkampf verurſachenden Faktoren in ihrer 
Wirkung allmählich abgeſchwächt würden, um dann ſchließlich vollſtändig aus dem 
geſellſchaftlichen Leben auszuſcheiden“. 

Reichesberg erkennt als das Klaſſenideal des Proletariats die gänzliche Auf: 
hebung der Klaſſen und hält es für das Geſellſchaftsideal, deſſen Verwirklichung 
ſich die ſoziale Geſetzgebung zum Zielpunkt zu ſtecken hat. Es wäre deshalb moh) 
verſtändlicher, wenn er ganz einfach die Vorbereitung jenes Geſellſchaftsideals als 
die Aufgabe der ſozialen Geſetzgebung bezeichnete. Vorbedingung einer klaren und 
zielbewußten ſozialen Geſetzgebung iſt dann allerdings nicht nur die Erkenntnis der 
Unverſöhnbarkeit der Klaſſengegenſätze, ſondern außerdem noch die Erkenntnis der 
Bedeutung des proletariſchen Klaſſenideals für die Geſellſchaft. 

Damit die ſoziale Geſetzgebung in jedem einzelnen Falle ſicher und zweck 
entſprechend vorgehen kann, bedarf es vor allem einer wahrheitsgetreuen und ein 
gehenden Klarlegung der tatſächlichen ſozialen Zuſtände ſowie der Wirkungen dei 
auf Grund der Kenntniſſe dieſer Zuſtände ergriffenen Maßnahmen. Dieſe Klar 
legung weiſt Reichesberg der ſozialen Statiſtik als Aufgabe zu. Die heutige Sozial 
ſtatiſtik wie die Statiſtik überhaupt bezeichnet er als durchaus ungeeignet, für ein 
einſchneidende, prinzipielle ſoziale Reformarbeit eine feſte Unterlage zu geben. Wenn 
behauptet wird, in einzelnen Staaten ſei für die Pflege der Sozialſtatiſtik bereit 
viel geleiſtet worden, ſo führt er dies darauf zurück, daß man, wie man häufig di 
ſoziale Geſetzgebung mit der Arbeitergeſetzgebung zu identifizieren pflegt, unte 
Sozialſtatiſtik eine ſolche verſteht, welche ausſchließlich die die Lage der arbeitender 
Klaſſen charakteriſierenden Tatſachen zu ergründen hat. Auch der Aufgabenkreit 
und die Tätigkeit der arbeitsſtatiſtiſchen Amter befriedigen den Verfaſſer nicht 
wenngleich er anerkennt, daß ihnen eine weſentliche Bereicherung unſerer Kenntniſſ 
zu danken iſt. In den Leiſtungen dieſer Amter erſchöpft ſich eben die Sozialſtatiſti 
als ſolche nicht. Dieſe muß die ſoziale Struktur in ihrer Geſamtheit erforſchen 
und zwar ſtets unter Berückſichtigung der Bedürfniſſe der ſozialen Geſetzgebung 
Damit eine volle Entfaltung der Sozialſtatiſtik zuſtande kommen kann, muß ih 
auch eine ihrem beſonderen Weſen angepaßte Organiſation gegeben werden. Mar 
darf fie nicht mit den ſonſtigen Zweigen der Statiſtik vermengen, ſoll ſie nicht zu 
einer untergeordneten Bedeutung herabgedrückt werden. Reichesberg fordert des 
halb die Schaffung beſonderer ſozialſtatiſtiſcher Amter. | | 

Die Notwendigkeit der Errichtung eines ſolchen Amtes für die Schweiz wir 
in dem Buche in beſonders ausführlicher Weiſe durch Unterſuchung und Kritik de 
Tätigkeitsgebiete und Leiſtungen der amtlichen ſchweizeriſchen, der amtlichen kan 
tonalen und der Statiſtik der freiwilligen Klaſſenintereſſenorganiſationen dargetan 
Die gegebene überſicht läßt keinen Zweifel darüber beſtehen, daß im großen un! 
ganzen überall die Anforderungen, welche die ſoziale Geſetzgebung an die Statiſti 
richten muß, verkannt oder vernachläſſigt werden, ſo wertvoll auch hier manche 
Leiſtungen an ſich ſein mögen. | 

Das Sozialſtatiſtiſche Amt denkt ſich Reichesberg als Zentrale, welche di 
Direktiven für die vorzunehmenden Arbeiten auszugeben und das geſammelte Ma 
terial ſchließlich zu verarbeiten hat. Ihm wäre ein größerer Beirat an die Seit 
zu ſtellen, der eine Reihe von bedeutungsvollen Aufgaben zu erfüllen hätte, wi 
die Anregung der Vornahme von beſtimmten ſozialſtatiſtiſchen Unterſuchungen, di! 
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Begutachtung ſämtlicher Erhebungen, die Veranſtaltung von Enqueten beziehungs⸗ 
weiſe die Vernehmung von Auskunftsperſonen. In dieſem Beirat müßten auch die 
Vertreter ſämtlicher Klaſſenintereſſenorganiſationen Platz nehmen. 

Nachdem der ſchweizeriſche Nationalrat in feiner letzten Frühjahrsſeſſion eine 
Motion betreffend die Errichtung eines Eidgenöſſiſchen Sozialſtatiſtiſchen Amtes 
erheblich erklärt hat, iſt zu hoffen, daß die verdienſtvolle Arbeit Reichesbergs bei 
der Prüfung der Frage durch den Bundesrat die richtige Würdigung finden werde. 


Fi Pal 


Drei Jahre im Weiberzuchthaus. Erlebniſſe und Erfahrungen von Marie Hoff. 
Dresden und Leipzig, Verlag von Heinrich Minden. 
Die Verfaſſerin war wegen „Meineidsverleitung“ zu Zuchthaus verurteilt. 
„Von opferwilliger Liebe getrieben“, wie ſie in der Einleitung erklärt, kam ſie in 
dieſe Bedrängnis. Ein Staatsanwalt, der ſeine Mußeſtunden durch Literaturſtudien 
würzt, hat die Akten nachgeprüft und dieſe Angabe vollkommen beſtätigt gefunden: 
ſie wollte einer Freundin aus einer verzweifelten Situation heraushelfen. Der 
äſthetiſche Staatsanwalt hat auch herausgebracht und der Welt mitgeteilt, daß 
dabei jene ſinnlich⸗überſinnliche Schwärmerei eine Rolle ſpielte, die auch in der 
Nähe des deutſchen Kaiſerthrons ſo üppig emporwucherte. Die Richter waren aber 
damals noch nicht durch den Prozeß Eulenburg mild geſtimmt; obwohl die Frau 
ſiech und krank war, wurde ihr der Prozeß gemacht, und ſie mußte ihre Strafe ab⸗ 
büßen. Ihre Erlebniſſe und Eindrücke teilt ſie uns in dem vorliegenden Bändchen mit. 
Ungemein anziehend tritt uns die Perſönlichkeit der Verfaſſerin ſelbſt aus 
dieſem „menſchlichen Dokument“ entgegen. Sie macht den Eindruck eines Menſchen, 
der dem Leben entronnen iſt. Hinter den Mauern des Zuchthauſes muß ſie Ver⸗ 
zicht leiſten auf Lebenskampf und Lebensglück, und über ihr Gemüt legt ſich eine 
philoſophiſche Geklärtheit, ſie gewinnt ihren Lebensfrieden, freilich untermiſcht mit 
Vorſtellungen von Haß und Vergeltung. Mit ſehenden Augen, voll Wehmut, objektiv 
in ihrem Urteil über die Vorgeſetzten, viel mehr geneigt, zu verzeihen als anzuklagen, 
von echter, klarer Menſchlichkeit erfüllt in ihrem Verhältnis zu den Mitgefangenen, 
ſchildert ſie uns in einer klaren, einfachen Sprache die Zuſtände. Sie erzielt Wir⸗ 
kungen von eminenter Tragik. Hier zum Beiſpiel eine kurze Szene im Gefängnishof: 
Es war an einem heißen Sommertag. Unſere Krankenkolonne war mit der 
Seniorin draußen zur Bewegung. 
Da trat die L., eine Lungenkranke im letzten Stadium, aus der Reihe heraus, 
ſich in völliger Erſchöpfung an die Mauer lehnend. Einen kurzen Augenblick nur 
ſchaute die Aufſeherin mit ſcharf forſchendem Blicke nach ihr hin. Als ſie aber 
beim nächſten Umgang noch nicht in die Reihe zurücktrat, rief ſie der ſichtlich Er⸗ 
ſchöpften in ſtreng tadelndem Tone zu: 
„Warum trittſt du denn nicht in die Reihe? Ihr ſollt nicht ſtehen bleiben!“ 
„Ich kann nicht weiter, Frau Aufſeherin“, klagte die Kranke mit geradezu 
rührend hilfloſem Aufblick. 
® „Dann mußt du dich beim Arzte melden. Eigenmächtig darfſt du nicht ſtehen 
bleiben. Geh' jetzt wieder in die Reihe!“ befahl ſie. Und als die Leidende nicht 
gleich gehorchte, ſetzte ſie mit drohend erhobener Stimme hinzu: „Geh' ſofort in 
die Reihe, ſonſt zeige ich dich an!“ 
Das war aber den Gefangenen zu viel. Sie begannen ſämtlich laut zu murren; ja 
einige von ihnen konnten nicht unterlaſſen, der allgemeinen Empörung Worte zu leihen. 
„Das iſt doch unerhört, wie ſo eine Kranke hier behandelt wird!“ rief eine 
unterſetzte, geſund ausſehende Perſon mit lauter Stimme. „Das ſieht doch jeder, 
daß das arme Tier nicht mehr fort kann!“ 
„Halte den Mund, ſonſt bekommſt du eine Anzeige!“ drohte die Aufſeherin. 
| Aber ſchon begann eine andere Gefangene ihr in unverfälſcht ſächſiſchem 
Dialekt zu ſekundieren. ö 
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„Mir ſein Hunde!“ ſchrie ſie, „niſcht weiter als Hunde! — die Viecher wer'n | 
noch beſſer behandelt wie mir! Mir kenn' gleich uff der Stelle verrecken — da fragt | 


kee Deifel dernach!“ — | 


Die Schilderung der Reviſion im Zuchthaus erinnert an die Schwur⸗ | 
gerichtsverhandlung in Tolſtois „Auferſtehung“, nur daß es eben von der Natur 


abgeſchrieben iſt. Und ſo ſämtliche Schilderungen des Buches, die tragiſch in des 


Wortes edelſtem und ergreifendſtem Sinne ſind. 5 | 


Zkitſchriftenſchau. 


Unſer öſterreichiſches Bruderorgan „Der Kampf“ tritt mit dem Oktoberheft | 
in ſein zweites Jahr ein. Überblickt man den Inhalt des erſten Jahrganges, dann 


werden die Urſachen klar, die es mit an die erſte Stelle unter den wiſſenſchaft⸗ 
lichen Zeitſchriften der Sozialdemokratie ſtellen. Das liegt nicht nur an der be⸗ 
deutenden Anzahl gründlicher Theoretiker, über die die öſterreichiſche Partei ver⸗ 
fügt, ſondern vor allem auch an der innigen Verknüpfung von Theorie und Praxis, 


die die Arbeiterbewegung dort aufzeigt. Gerade in ſeinem ausgeſprochen nationalen 
Charakter, darin, daß es die Theorie in den Dienſt der öſterreichiſchen Arbeiter⸗ 
bewegung zur Löſung ihrer beſonderen Aufgaben ſtellt, liegt ſein internationaler 


Wert; die beſonderen praktiſchen Fragen regen die Theorie an und eröffnen ihr neue 
Bahnen. Von keiner Zeitſchrift gilt es mehr, daß unſere in einen beſchränkten 
Raum zuſammengepferchten Auszüge das Leſen des Originals nicht erſetzen können, 
ſondern gerade dazu anregen wollen. - 


Dies gilt in ſtarkem Maße auch vom erſten Aufſatz, womit der neue Jahrgang | 
anfängt: „Gloſſen zum Nürnberger Parteitag“ von Viktor Adler; die Bedeu⸗ 


tung deſſen, was der Führer unſerer Bruderpartei über die deutſche Partei und 
ihre inneren Kämpfe ausführt, liegt in jedem einzelnen Satze, und ein Auszug kann 
nur den allgemeinen Sinn, nicht die Kraft der Argumente wiedergeben. Adler 
ſkizziert zuerſt an der Hand der Parteiberichte die Eigenart der deutſchen Be⸗ 
wegung: ihren Sinn für Ordnung, Pünktlichkeit, ihre ruhige Vorbereitung, wobei 
aber dem Inſtinkt, der Improviſation nichts überlaſſen wird, ſo daß es oft ſchwer 
wird, günſtige Momente zu ergreifen und auszunutzen. Leidenſchaftliche, ja pein⸗ 
liche Diskuſſionen in der Partei kommen überall vor; in Deutſchland erklären ſie 


ſich aus den ſchwierigen Fragen, die bei der gewaltigen Entwicklung auf Schritt 


und Tritt auftauchen und mit dem einfachen Hinweis auf das Endziel nicht gelöſt 
werden. Die Frage der Budgetbewilligung war an ſich nicht wichtig, aber ſie 
wurde wichtig, weil aus der Frage der Parteitaktik ſofort die der Taktik in der 
Partei, der Parteidisziplin wurde. Weil es ſich um ihre Selbſtändigkeit in der 


Partei handelte, trat die Maſſe der Süddeutſchen fo leidenſchaftlich für die Auf 


faſſung ihrer Abgeordneten ein. Bedauerlich iſt es, daß dabei nationale Leiden⸗ 
ſchaften geſchürt, Main⸗ oder gar Elbelinien errichtet wurden; die Sſterreicher 
wiſſen, welche Schwierigkeiten nicht erſundene, ſondern reale nationale Gegenſätze 
dem Proletariat bereiten. Wenn eine Landesvertretung der Geſamtpartei den Ge⸗ 
horſam verweigert, kann morgen ein Kreis oder eine Gemeindefraktion es der 
Landesorganiſation verweigern. „Die Geſamtpartei gibt jeder einzelnen Organi⸗ 
ſation an Kraft weit mehr, als ſie ihr an Selbſtändigkeit nimmt, ſelbſt wenn ſie 
die Parteidisziplin allzu eng auslegen würde.“ Damit aber ſolche Konflikte vermieden 


werden, wäre es beſſer, die Unterwerfung unter die Disziplin zu erleichtern, indem 


man nicht immer die drückende Form eines zwingenden Beſchluſſes wählt. 
Karl Renner behandelt „Die Wandlungen der Ehriſtlichſozialen“. Die 


chriſtlichſoziale Partei iſt emporgekommen als die Partei des Wiener Kleinbürger⸗ 
tums; dieſe war die Wählerſchaft Luegers in der dritten Kurie. Der Kleinbürger, 5 
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der ſich in Zeiten der Proſperität als Auch⸗Beſitzer fühlt, der ſich über die Begehr⸗ 


lichkeit der Arbeiter empört, wird in Kriſenzeiten zur Oppoſition gegen das Kapital 


getrieben; ſein Programm iſt ein Miſchmaſch aller Programme; ſeine Loſung: die 
richtigen Männer wählen, die gegen Adel, Kapital, Juden und Machthaber 
kämpfen. Zu ihnen geſellt ſich der Antiſemitismus der Reichen, durch die Feind⸗ 
ſchaft der induſtriellen Kapitaliſten gegen Handel und Börſe geweckt. Mit ihrer 


Hilfe gewannen die Chriſtlichſozialen 1896 den Bürgermeiſterſtuhl Wiens. Mit 


der Einführung der fünften Kurie, die die Arbeiter zu Wählern machte, wurde dieſe 
antiſemitiſche Partei erſt recht ſozial; ſie nannte ſich antikapitaliſtiſch und demo⸗ 


kratiſch. In dieſer 1897 anfangenden Epoche führt die Sozialdemokratie einen 


ſcharfen Kampf mit ihr; der ſchöne Traum, durch einen chriſtlichen Sozialismus 


induſtrielle Kapitaliſten und Arbeiter gegen das Geldkapital und die Regierung zu 


vereinigen, erweiſt ſich als eitel. Inzwiſchen fängt Geßmann mit Hilfe der Kapläne 
die vom Wucherkapital bedrückten chriſtlichen Bauern für dieſe Partei ein. Damit 
wandelt ſich die chriſtlichſoziale Partei weiter um; nicht mehr oppoſitionelle Volks⸗ 


partei, ſondern allgemeine bürgerliche Partei will ſie ſein; keine Konkurrentin oder 
beſſer verlogene Nachäffung der Sozialdemokratie, ſondern nichts als deren 
Gegnerin. Sie wird darin durch die ökonomiſche Entwicklung unterſtützt: die regie⸗ 
renden chriſtlichſozialen Männer Wiens ſitzen in den Geldinſtituten, leihen Geld 
von den Juden; die Juden ſitzen hinter anonymen Bankgeſellſchaften verſteckt, die 


am engſten mit der Induſtrie liiert ſind; die Bauern ſind durch ihre Raiffeiſen⸗ 


kaſſen zu Miniaturbankiers geworden; Kapital und Geldwirtſchaft ſind in das 


Kleinbürger⸗ und Bauerntum eingedrungen. Damit iſt die ganze kapitaliſtiſche Welt 
zuſammengerückt, und die chriſtlichſoziale Partei wird zur eigentlichen kapitaliſtiſchen 
Partei, zur Regierungspartei, zur großen konſervativen Partei, die für Autorität 


und Beſitz eintritt. Geſellſchaftlich war dieſe Wandlung notwendig; den einzelnen 
Führern drückt ſie aber den Stempel der Charakterloſigkeit auf. Ein beſtimmtes 
Programm oder Ziel, das ſie verwirklichen könnte, hat die Partei nicht. Ihr Ziel 


iſt die Macht um der bloßen Macht willen, und ſie hat die formelle Methode der 


Machtergatterung, die Wahlkreisgeometrie, am ſkrupelloſeſten durchgeführt. Aber 


in den ihr folgenden Klaſſen wachſen neue Intereſſengegenſätze empor, namentlich 
zwiſchen Agrar⸗ und induſtriellem Kapital. Dieſe hindern die Partei an jeder 
geſetzgeberiſchen Tätigkeit und zwingen ſie immer mehr, zur reinen klerikalen Partei 
zu werden. 

„Die Minoritäten, wie fie entſtehen und wie fie erwachen“, behandelt Joſeff 


Seliger. An der Sprachgrenze zwiſchen dem deutſchen Rand- und dem tſchechiſchen 


Zentralgebiet Böhmens finden keine Verſchiebungen ſtatt; ſie läuft durch bäuerliche 
Gegenden, wo kein Intereſſe den Bauern über die Grenze treibt. Die große 
Wanderbewegung findet nach den deutſchen Induſtriebezirken, mitten im deutſchen 
Lande, ſtatt. Die Induſtrie ſaugt zuerſt die Handwerker und die Landarbeiter der 


nächſten Umgebung auf; dieſe werden durch den Zuzug techniſcher Arbeiter erſetzt, 
die allmählich auch immer maſſenhafter in die Fabriken ziehen. In allen Induſtrie⸗ 


bezirken nimmt der Prozentſatz von Tſchechen zu; nach den ſtatiſtiſchen Erhebungen 


iſt oft die Hälfte der Bevölkerung und darüber bezirksfremd. Im Anfang der Ent⸗ 


wicklung, wenn die Einwanderer noch vereinzelt ſind und im Handwerk oder der 


Landwirtſchaft Arbeit finden, werden ſie national aufgeſogen; fie müſſen jelbjt 
Deutſch reden, und ihre Kinder wachſen in deutſcher Umgebung ganz deutſch auf. 
Sobald die Einwanderung zur Maſſenbewegung wird, ändert ſich das Bild. Die 
Hunderte von Familien bleiben beiſammen in neugebauten Stadtvierteln, ihre 


Kinder wachſen in nationaler Umgebung auf, erlernen kein Deutſch und können 


deutſche Schulen nicht mit Erfolg benutzen. Dann kommt die Forderung tſchechiſcher 
Schulen. Handels⸗ und Gewerbetreibende tſchechiſcher Nation laſſen ſich nieder 


und ſtecken die nationale Fahne auf, um die deutſche Konkurrenz niederzuwerfen 
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nehmer ſtellen tſchechiſche Beamte an, das Bedürfnis nach der deutſchen Sprache 
verſchwindet für die Einwanderer ganz. So entſtehen die nationalen Minoritäten, 
die durch die einſetzende nationale Agitation feſter verbunden und bewußter ge⸗ 
macht werden. 9 

Über „Bosnien und die Herzegowina“ ſchreibt C. Stepanek. Die Maſſe der 
Bauernwirtſchaften in dieſen Landſchaften ſind „Kmetenwirtſchaften“, bei denen der 
Bauer, der Kmet, dem Grundherrn, dem Aga, ein Drittel der Ernte abtreten muß. 
Er iſt eine Art Erbpächter, aber über Streitigkeiten, wenn der Aga ihn vertreiben 
will, entſcheidet nicht das Gericht, ſondern die Behörde (Bezirksamt und Landes⸗ 
regierung), die dem Aga möglichſt beiſteht. Der Kampf zwiſchen den beiden Klaſſen 
hat einen tückiſchen Charakter, Betrug, Spionage, Erpreſſung ſpielen die Haupt⸗ 
rolle, und die Landwirtſchaft geht dabei zugrunde, weil die Bauern nicht zur inten⸗ 
ſiven Wirtſchaft gelangen können. Die Regierung unterſtützt die Ablöſung des 
Pachtverhältniſſes nicht, weil, wie ſie ſagt, die Agas das Geld nicht gut zu ver⸗ 
wenden wiſſen; Kredit iſt für die Bauern kaum zu beſchaffen. Die Schuld an der 
mißlichen Lage trägt die Verwaltung, die jeder Volksinitiative feindlich gegenüber⸗ 
ſteht; mit Koalitions⸗ und Verſammlungsfreiheit, mit Selbſtverwaltung hätte das 
Volk ſchon längſt zur Selbſthilfe gegriffen. Die Arbeiterbewegung — von den 
18000 Induſtriearbeitern in Serajewo ſind ein Fünftel organiſiert — wird auch 
von der Regierung ſchlimm verfolgt. Die unhaltbare Lage der Bauern ſchafft einen 
günſtigen Boden für nationale Erhebungen. Seit dem Erſtehen der türkiſchen Kon⸗ 
ſtitution iſt eine bosniſche Konſtitution, die Aufhebung des bureaukratiſchen Deſpo⸗ 
tismus nicht länger aufzuſchieben. 

N. Trotzky behandelt „Die ruſſiſche Sozialdemokratie“. Der Autor ſchildert 
zuerſt die Rolle der marxiſtiſchen Intelligenz, die nur gelegentlich Führerin großer 
Arbeitermaſſen iſt, dann wieder, in Zeiten politiſchen Stillſtandes, in der Luft 
ſchwebt. Dieſe Lage bewirkt den Widerſpruch und den Wechſel zwiſchen dem 
ideologiſchen Hochmut, das proletariſche „Bewußtſein“ zu beſitzen, und der Ver⸗ 
zweiflung über die Kluft zwiſchen dieſem Bewußtſein und dem realen Daſein der 
Maſſen. In dieſem Widerſpruch liegt auch der Gegenſatz der Fraktionen. Die 
Menſchewiki wollten die Partei aus dem Sektierertum hinausreißen, neue Wege 
ſuchen, ſie förderten neue Gebilde, aber gaben dafür die Kraft der eigenen Partei 
auf; ſie paßten ſich der Taktik der liberalen Oppoſition an, weil das Proletariat 
zur Herrſchaft nicht reif ſei, und fürchteten ſich vor einem ſelbſtändigen Auftreten 
des Proletariats. Die Bolſchewiki dagegen ſuchten ihre Kraft in kräftiger Zentrali⸗ 
ſation, in Formenſtrenge in der Organiſation und den Kampfesmethoden; aller 
Schmiegſamkeit bar, ignorierten ſie die realen Möglichkeiten; dafür hielten ſie aber 
bei dem Niedergang der Revolution ihre Gruppe zuſammen. Dieſe Gruppen ſind 
nicht mit radikalen Sozialiſten und Reformiſten in Weſteuropa zu verwechſeln; ſie 
ſtützen ſich beide auf den Marxismus als Ideologie, aber in ihrem Kampfe ver⸗ 
geſſen ſie den Grundgedanken des Marxismus, die Einheit des Klaſſenkampfes. Die 
Starrheit der Fraktionsroutine iſt jetzt der konſervativſte Faktor, ein Hemmnis der 
Entwicklung geworden. Die Fraktionen werden jedoch ſchon durch die neue Ent⸗ 
wicklung der Sozialdemokratie beiſeite geſchoben. Die theoretiſche Aufklärung 
während der Revolution hat im Proletariat Kader gebildet, die eine gute ſozia⸗ 
liſtiſche Schulung durchmachten. Während die Intelligenz in Maſſe fahnenflüchtig 
wurde, wandten ſich die Arbeiter zuerſt der legalen Gewerkſchaftsbewegung und 
nach deren Unterdrückung einer erneuten illegalen geheimen Tätigkeit zu. Jetzt erſt 
wirft das ruſſiſche Proletariat die politiſche Vormundſchaft der bürgerlichen Demo⸗ 
kratie marxiſtiſcher Weltanſchauung von ſich ab. Vielleicht wird die Zukunft hier 
eine Bewegung zeitigen, die die Vorzüge des deutſchen und des franzöſiſchen Prole⸗ 
tariats, theoretiſche Schulung und revolutionäre Tradition, vereinigt aufweiſt. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Beftrafter verrat. 


„Berlin, 14. November 1908. 


Die Verhandlungen des Reichstags über das perſönliche Regiment haben 
genau den Gang genommen, der vorhergeſehen werden mußte und auch an 
dieſer Stelle vorhergeſehen worden war. Mit dem Kaiſer ſind die Redner 
der bürgerlichen Mehrheit ſcharf genug ins Zeug gegangen, aber den Reichs⸗ 
kanzler haben ſie nach Möglichkeit geſchont. Keine bürgerliche Partei hat 
einen ernſten Verſuch gemacht oder auch nur angekündigt, dieſe Gelegenheit, 


die ſo günſtig war wie keine vor ihr ſeit dem Beſtehen des Reichstags, dem 


bürgerlichen Parlamentarismus ein Stück reeller Macht zu erobern, für dieſen 
Zweck auszunutzen. 
Der Reichskanzler ſelbſt beteiligte ſich nur am erſten Tage der Debatte 


mit einer Rede, die in recht trübſeliger Weiſe zeigte, daß ihm das allezeit 


fröhliche Gottvertrauen doch einigermaßen abhanden gekommen iſt. Er ver⸗ 
ſuchte von den Enthüllungen des „Daily Telegraph“ dies und jenes abzu⸗ 
handeln, mit gar keinem Erfolg, und im übrigen ſprach er die Hoffnung aus, 
daß der Kaiſer ſich in ſeinen perſönlichen Kundgebungen künftig eine größere 
Zurückhaltung auferlegen werde. Mehr als dieſe „Garantie“, die Fürſt Bülow 


ſchon zehnmal geboten hat, hatte er auch jetzt nicht zu bieten. Am zweiten 


Tage der Verhandlung hüllte er ſich dann in völliges Schweigen trotz der 
hageldichten Angriffe, die auf den Kaiſer fielen; ſtatt ſeiner ergriff Herr 
v. Kiderlen⸗Wächter das Wort, der ſtellvertretende Unterſtaatsſekretär im Aus⸗ 
wärtigen Amt, der auch nur den mäßigen Erfolg erzielte, dem hohen Hauſe 
handgreiflich zu zeigen, wie unglaublich minderwertige Kräfte die leitenden 


Geiſter dieſes Amtes ſind. 


Um die Herrlichkeit des Blocks zu erhalten, warf ſomit der Reichstag ſein 
bißchen Anſehen noch mit in den allgemeinen Zuſammenbruch. Kein Wunder, 
daß dieſer Ausgang der mit beiſpielloſer Spannung erwarteten Verhandlung 


in breiten Schichten ſelbſt der bürgerlichen Bevölkerung und auch in einem 
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großen Teile der bürgerlichen Preſſe eine Empfindung bitterer Enttäuſchung 
und elenden Katzenjammers auslöſte. Indeſſen daraus würden ſich die ab⸗ 
gehärteten Blockbrüder nicht viel gemacht haben, wenn ſie nicht alsbald die 
alte Erfahrung hätten erproben müſſen, daß Untreue die eigenen Herren ſchlägt 
und die treuloſeſte Politik allemal auch die dümmſte Politik iſt. Ihre famoſe 
Rechnung war nämlich ohne den Wirt gemacht, das heißt in dieſem Falle 
ohne den Kaiſer. Sie beruhte auf der Vorausſetzung, daß der Kaiſer ſich un⸗ 
beſehen in die recht beſcheidene Rolle fügen würde, die ſie ihm neben ihrem 
geliebten Blockvater Bülow zugedacht hatten, und dieſe Vorausſetzung war 
doch recht gewagt. 

Schon während der Reichstagsverhandlungen ſelbſt fehlte es nicht an 
warnenden Vorzeichen. Die läſſige und müde Art, in der Bülow ſprach, 
deutete auf nichts weniger hin, als auf irgendwelche Siegesſicherheit gegen⸗ 
über dem perſönlichen Regiment, und das völlige Schweigen des Reichskanzlers 
am zweiten Tage der Debatte gegenüber allen Angriffen auf den Kaiſer drängte 
ſelbſt einzelnen bürgerlichen Blättern das geflügelte Wort auf die Lippen: 
Man ſagt, er wolle ſterben. Es iſt ja noch erinnerlich, wie Herr v. Bötticher 
dafür büßen mußte, weil er einer viel harmloſeren Kritik kaiſerlicher Hand⸗ 
lungen im Reichstag nicht ſofort entgegengetreten war. Dazu kam, daß der 
Kaiſer gerade an den Tagen, wo der Reichstag ſtrenges Gericht über ſein 
perſönliches Regiment hielt, ſich eine kleine Ausſpannung von den Strapazen 
dieſes Regiments gönnte. Er reiſte in Süddeutſchland, erfriſchte ſich auf Fuchs⸗ 
jagden, ließ ſich von einem Kabarett luſtige Lieder ſingen und erteilte dem 
Grafen Zeppelin vor jubelndem Volke die „Akkolade“ des Schwarzen Adler⸗ 
ordens, indem er den Grafen für den größten Mann des zwanzigſten Jahr⸗ 
hunderts erklärte. Die Hofbeamten des Kaiſers aber teilten aller Welt durch 
den Telegraphen mit, wie ausgezeichnet ſich Majeſtät amüſiere. 

Aus alledem ergab ſich, daß dem Kaiſer die harte Kritik des Reichstags 
an ſeinem Regiment nicht ſo ſehr imponierte und — wie man wohl aus 
Gründen der Billigkeit hinzufügen muß — auch nicht ſo ſehr zu imponieren 
brauchte, ſolange der Reichstag ſeinen großen Worten nicht die kleinſte Tat 
folgen ließ. Mit der Hoffnung des Fürſten Bülow, daß der Kaiſer ſich 
künftighin eine größere Zurückhaltung auferlegen würde, war es demnach nicht 
allzu gut beſtellt. Und wie ſollte es auch? Die Geſetze der Pſychologie kriechen 
nicht ebenſo vor den liberalen Blockbrüdern, wie die liberalen Blockbrüder 
vorm Fürſten Bülow kriechen. Als vor mehr als hundert Jahren einmal 
ähnliche Hoffnungen gegenüber einem Vorgänger des Kaiſers laut wurden, 
nämlich daß dieſer preußiſche König in demſelben Alter etwa, worin gegenwärtig 
der Kaiſer ſteht, langjährige Gewohnheiten ablegen würde, meinte Mirabeau 
trocken: Es geſchähe zum erſtenmal in der Geſchichte. Es geſchah damals ſo 
wenig, wie es heute geſchehen wird. Und zwar heute um ſo weniger, als es 
ſich damals immerhin nur um rein perſönliche Gewohnheiten des Monarchen | 
handelte, während die gegenwärtige Frage des perſönlichen Regiments, wie 
wir ſchon oft an dieſer Stelle hervorgehoben haben, durchaus keine perſönliche 
Frage iſt. Der Kaiſer iſt viel mehr das Produkt, als der Urheber dieſes 
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Regiments; es entſpringt an ſeinem Teil geſellſchaftlichen und ſtaatlichen 
Zuſtänden, die von Grund aus umgewälzt werden müſſen, wenn mit der 
Urſache auch die Wirkung verſchwinden ſoll. 

So traten denn, ſobald die Schlacht der großen Worte im Reichstag nur 
eben verklungen war, die Dinge ſelbſt wieder in ihre Rechte; der Verrat an 
den Rechten des Volkes, den namentlich die liberalen Blockbrüder inſzeniert 
hatten, um den Blockvater Bülow am Ruder zu erhalten, führte gerade zum 
Sturze dieſes ausgezeichneten Staatsmannes oder doch — wenigſtens vor⸗ 
läufig — zu ſeinem Stolpern. Die Junker, die ſich, ſolange die Gefahr 
drohte, daß der Reichstag die günſtige Gelegenheit zur Erweiterung der par⸗ 
lamentariſchen Rechte ausnützen würde, eine gewiſſe Zurückhaltung auferlegt 
hatten, fordern jetzt klipp und klar die Entlaſſung Bülows. Die „Konſervative 
Korreſpondenz“ und die „Kreuzzeitung“ machen dem Reichskanzler ſowohl 
zum Vorwurf, daß er die Vergnügungsreiſen des Kaiſers während der Reichs⸗ 
tagsverhandlungen nicht verhindert, als auch, daß er den Kaiſer in dieſen 
Verhandlungen nicht genügend verteidigt habe.) 

Beide Vorwürfe ſcheinen in einer gewiſſen Disharmonie zu ſtehen, denn 
der erſte enthält ja auch einen Tadel des Kaiſers, während der zweite jozu- 
ſagen die Untadelhaftigkeit aller kaiſerlichen Handlungen vorausſetzt. Indeſſen 
vom Standpunkt junkerlicher Klaſſenpolitik klingen beide Vorwürfe doch har⸗ 
moniſch ineinander. Die Junker wollen das perſönliche Regiment, ſchon des⸗ 
halb, weil es recht eigentlich die Blüte der Junkerwirtſchaft iſt; der abſolute 
König ſoll ihren Willen tun, aber dabei ſoll „dem Volke die Religion“, das 
heißt der ehrfurchtsvolle Schauer vor den göttlichen Geheimniſſen der 
Monarchie erhalten werden. In beiden Beziehungen hat Bülow verſagt; er 
hat ſo geringen Einfluß auf den Kaiſer, daß er dieſen nicht einmal hat hindern 
können, den empörten Volksmaſſen nicht noch neuen Erregungsſtoff zuzuführen, 
und er hat nicht gehindert, daß der Träger der Monarchie vor allem Volk 
als äußerſt fehlbarer Menſch hingeſtellt wird. Etwas weniger ſcharf als die 
„Konſervative Korreſpondenz“ und die „Kreuzzeitung“ geht die ſpezifiſch 
agrariſche Spielart des Junkertums gegen Bülow vor, wenngleich auch ſie 
ſeine Kanzlertage als gezählt betrachtet; in ihrer hausbacken nüchternen Art 
mag ſie nicht ſogleich den Sperling in der Hand mit der Taube auf dem 
Dache vertauſchen; ſie weiß, was ſie an dem „agrariſchen“ Kanzler beſitzt, 
während ſie in der Erinnerung an die Ara Caprivi beim Kaiſer ihrer Sache 
nicht ſo ſicher iſt. 

Noch hat kein preußiſcher Miniſter gedauert, über dem die Junker das 
Totenglöcklein erklingen ließen, und das drohende Verhängnis würde auch 
dann nicht beſchworen ſein, wenn die Audienz, die Bülow übermorgen beim 
Kaiſer haben wird, noch einmal ſein wohl geſcheiteltes Haupt aus den Wogen 
emportauchen ließe. Der Stoß, den das Anſehen der Monarchie durch die 
Vorgänge der letzten Zeit erlitten hat, iſt ſo heftig geweſen, ja iſt ſo un⸗ 
verwindlich geworden, daß nach der bisherigen Bülow⸗Weiſ' nicht weiter⸗ 
gegaukelt werden kann. Die Blockherrlichkeit wankt in allen Fugen, dank den 
trügeriſchen und verräteriſchen Mitteln, mit denen ſie ſich befeſtigen wollte. 
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Und am wenigſten den liberalen Blockbrüdern ſteht es an, über das Schlimmere 
zu jammern, das nach Bülow kommen kann und gewiß auch kommen wird. 
In ihrer Hand lag es, den Bankrott der Bülowſchen Politik zugunſten der Nation 
zu liquidieren; indem ſie das Anſehen und die Würde des Reichstags noch mit 
in die verlorene Maſſe warfen, haben ſie eben das Schlimmere vorbereitet. 

Schon vor zwei Menſchenaltern war es im Munde der damaligen Liberalen 
eine Trivialität zu ſagen, daß neue Rechte des Volkes nicht durch ewige Nach⸗ 
giebigkeit, ſondern nur durch unermüdlichen Kampf erworben würden; man kann 
den Satz bei Dahlmann, dem Urtyp des bedachtſamen und zaghaften Pro⸗ 
feſſorentums, bis zum Überdruß breitgetreten finden. Aber in den Ohren des 
heutigen Liberalismus klingt er wie orphiſche Weisheit, obgleich auch er ihn 
eben in ſeiner Weiſe, das heißt in mehr komiſcher als tragiſcher Weiſe erprobt 
hat. Was hat alles Klagen der Liberalen über die Peſt der Majeſtäts⸗ 
beleidigungsprozeſſe ſeit Jahrzehnten geholfen? Gar nichts, es ſei denn, daß 
es die „objektivſte Behörde der Welt“ nur noch anſpornte, immer mehr ſolcher 
Prozeſſe anzuſtrengen. Sobald ſich aber die bürgerliche Preſſe entſchloß, nicht 
zu winſeln, ſondern zu handeln, war die vielbeklagte Peſt bis auf die letzten 
Wurzeln ausgerottet; in dieſem Punkte brauchen wir uns vor der 1 
niſchen und engliſchen Preßfreiheit kaum mehr zu ſchämen. 

Mögen ſich alſo die liberalen Blockbrüder in der Angſt vor dem Sem 
verzehren, wir werden durch dieſe Angſt nicht berührt. So ſehr fie auf unfere 
Hilfe hätten rechnen können, wenn ſie ihre politiſche Pflicht erfüllt hätten, ſo 
wenig brauchen wir darum zu trauern, daß ihr Verrat auf dem Fuße beſtraft 
worden iſt. | 


Reform und Revolution. 
Eine Antwort von K. Kautsky. | Schluß.) 


5. Die praktiſchen Konfequenzen unferer Meinungsverfchiedenheiten. 


Die Beantwortung des Maurenbrecherſchen Briefes hat mir Veranlaſſung 
gegeben, etwas weitläufiger, als dieſer Brief ſelbſt erforderte, einige Fragen 
zu erörtern, die heute in weiteren Kreiſen diskutiert werden und mir von all⸗ 
gemeinerem Intereſſe ſchienen. Ehe wir nun von Maurenbrecher Abſchied 
nehmen, ſei noch eine Frage beantwortet, die man von Genoſſen öfters hören 
kann: welchen praktiſchen Zweck ſolche Diskuſſionen eigentlich haben. Ob wir 
eine Revolution oder tiefgehende Machtverſchiebung in abſehbarer Zeit für 
möglich, wahrſcheinlich oder im Gegenteil für ausgeſchloſſen halten, das be⸗ 
einfluſſe doch nicht unſer praktiſches Wirken. Die eine wie die andere Seite 
betreibe die gleiche Praxis, wähle Abgeordnete zum Reichstag, zu den Land⸗ 
tagen, zu den Gemeindevertretungen, ſtrebe dort ſoziale Reformen an, organi⸗ 
ſiere das Proletariat gewerkſchaftlich, auch genoſſenſchaftlich; mache ihm Wiſſen 
durch Bibliotheken und Vorträge zugänglich. An dieſer Tätigkeit nehmen wir 
alle teil, jeder in ſeinem Kreiſe, nach ſeinen beſonderen Kräften und Fähig⸗ 
keiten, wir alle billigen ſie. Warum alſo wegen Doktorfragen über das, was 
die Zukunft bringen wird und worüber niemand Gewißheit hat, Zwietracht 
und Uneinigkeit in unſere Reihen tragen, wo uns doch Einigkeit bitter not tut! 


4 


K. Kautsky: Reform und Revolution. 253 


Letzteres iſt unbeſtreitbar. Ich bin nie der Meinung mancher Reviſio⸗ 
niſten geweſen, die da meinten, die Zwiſtigkeiten in unſeren Reihen ſeien 
höchſt wohltätig, ohne ſtete Diskuſſionen würden wir verſumpfen. Als ob uns 
nicht der ſtändige Kampf mit den Gegnern Veranlaſſung genug gäbe, unſeren 
Geiſt wach zu halten! 

überflüſſige Diskuſſionen in der Partei ſind ſtets nach Möglichkeit zu ver⸗ 


meiden. Sie werden aber nicht bloß unvermeidlich, ſondern nehmen auch einen 


erregten Charakter an, wo Differenzen vorhanden ſind, die unſere Praxis und 
unſere Propaganda auf das tiefſte beeinfluſſen. Und das gilt von unſeren 
Differenzen mit dem Reviſionismus. 

Es iſt ſchon ein Symptom unſerer gegenſätzlichen Praxis, daß beide Rich⸗ 
tungen dieſelbe eben gekennzeichnete Politik unſeres praktiſchen Kampfes mit 
verſchiedenen Namen bezeichnen. Wir Marxiſten nennen ſie Klaſſenkampf, 
die Reviſioniſten ſprechen von Reformen und poſitiver Arbeit. Damit 
löſchen ſie jede Beziehung auf den Klaſſengegenſatz und den Kampf aus. Den 
proletariſchen Klaſſenkampf führen wir allein im Gegenſatz zu den anderen 
Klaſſen. Wer will dagegen nicht ſoziale Reformen und poſitive Arbeit? 

Aber bei der Verſchiedenheit des Ausdrucks bleibt die Differenz nicht 
ſtehen. Die Reviſioniſten heißen jeden willkommen, der poſitive Arbeit leiſten, 
ſoziale Reformen ſchaffen will. Wir ſtehen dagegen vom Standpunkt des 
Klaſſenkampfes jeder bürgerlichen Reformpolitik mißtrauiſch und kritiſch gegen⸗ 
über. Daraus wird ſofort der Vorwurf, wir wollten von Reformen nichts 
wiſſen, fürchteten, Reformen machten die Revolution unnötig, die wir doch 
um jeden Preis wollten. Wir lehrten daher die Arbeiter Reformen gering 
ſchätzen und mit gekreuzten Armen auf die Revolution warten. 

In Wirklichkeit iſt es jedoch gerade unſere „poſitive“ Arbeit, unſer „refor⸗ 
matoriſches“ Wirken, was die Klaſſengegenſätze verſchärft und die Revolution 
unvermeidlich macht. Je mehr Mandate wir erobern, deſto größer die Furcht 
der Beſitzenden vor der Sozialdemokratie. Je energiſcher wir Arbeiterſchutz⸗ 
geſetze fordern und je kraftvoller die Gewerkſchaften ſich betätigen, deſto mehr 
ſchließen ſich die Unternehmer zu Verbänden zuſammen, deſto größer die Wut, 
mit der ſie das Proletariat bekämpfen; deſto mehr wenden ſich aber auch die 


Mittelſchichten von dieſem ab, die ſich früher zeitweiſe mit ihm verbündeten 


und ihm manchen Vorteil brachten; nicht bloß die Handwerker werden von 
uns abgeſtoßen, ſondern auch die Bauern, denen die verbeſſerten Arbeits⸗ 
bedingungen in der Stadt ihre Arbeitskräfte weglocken, nicht allein Knechte 
und Mägde, ſondern ſogar die eigenen Kinder. Und der Kleinhandel empört 
ſich gegen uns ob der Jahmſten und friedlichſten aller „poſitiven“ Schöpfungen, 
der Konſumvereine. Ja ſelbſt die Abſtinenzbewegung macht uns Bierwirte 
und Weinbauern abſpenſtig, trotz aller Verſuche Davids, ihnen einzureden, daß 
die Abſtinenz den Weinkonſum nicht einſchränkt. 

So bedeutet der Fortſchritt der Sozialreform ſtete Verſchärfung der Klaſſen⸗ 
gegenſätze, zunehmende Iſolierung des Proletariats, zunehmenden Widerſtand 
gegen die Sozialreform. Je energiſcher ſie betrieben wird, deſto mehr erſchwert 


ſie ſelbſt ihre weiteren Fortſchritte, jo daß fie überall früher oder ſpäter in 


einem Zuſtand der Stagnation endet. Darunter darf man nicht völligen 
Stillſtand verſtehen, der iſt unmöglich in einer ſo wildbewegten Geſellſchaft 
wie der unſeren; wohl aber ein ſo verlangſamtes Tempo des Fortſchreitens, 
daß es zum Stillſtand, ja zum Rückſchritt wird, wenn man es vergleicht mit 
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dem Tempo der techniſchen und ökonomiſchen Umwälzung und des Wachstums 
der Ausbeutung. 

Dadurch wird die Lage des Proletariats immer unerträglicher, die ſoziale 
Spannung immer gewaltiger, bis eines ſchönen Tages eine Kraftprobe eintritt, 
die zu einer völligen Verſchiebung der Machtverhältniſſe führt. 

In Deutſchland ſind wir ſchon ſeit Jahren in eine ſolche Ara der Sta⸗ 
gnation eingetreten, ſie hat bereits zu einer hochgradigen ſozialen Spannung 
geführt, und ſchon treiben wir Kraftproben entgegen, die dem beſtehenden 
Regime höchſt verderblich werden können. Einem Volke mit einem Schlage 
eine halbe Milliarde neuer Steuern aufzuwälzen, iſt an ſich ſchon ein Unter⸗ 
fangen, das den höchſten Leichtſinn oder die höchſte Notlage anzeigt. Das wird 
gewagt in einer Zeit der gewaltigſten internationalen Unruhe, die ſeit der ruſ⸗ 
ſiſchen Revolution eingetreten iſt; in einer Zeit der tiefſten geſchäftlichen De⸗ 
preſſion, der Steigerung der Lebensmittelpreiſe, die durch die Zölle noch erhöht 
wird, ſowie entſetzlichſter Arbeitsloſigkeit — und dabei kein Einhalten in der 
Politik, die mit Rieſenſchritten zum politiſchen Bankrott führt, kein Einhalten 
in den Flottenrüſtungen, die vielmehr mit verſtärktem Eifer weiter betrieben 
und bald noch durch Luftrüſtungen unendlich ausgedehnt werden. | 

Selbſt ein Regime, das allgemeinſtes Zutrauen genöſſe, dürfte nicht wagen, 
in dieſer Weiſe den Bogen zu überſpannen. Das heutige Regime iſt aber 
eines, deſſen Kopfloſigkeit und Haltloſigkeit oft genug zutage getreten, eben 
erſt in einer Weiſe, die das ungeheuerſte Gelächter der ganzen Welt ent⸗ 
feſſelte. Dieſem poſſenhaften Treiben der ſtärkſten Regierung Europas, das 
an Offenbachſche Operetten erinnert, tritt aber nicht etwa eine ernſthafte 
bürgerliche Demokratie entgegen. Nein, der moraliſche Bankrott des deutſchen 
Abſolutismus fällt zuſammen mit dem der deutſchen Demokratie. Das hat 
uns jetzt von neuem in draſtiſcher Weiſe die klägliche Haltung des Reichstags 
gegenüber dem Kaiſerinterview bewieſen. 

Vielleicht nirgends treibt man ſo ſchnell wie in Deutſchland völligem Zu⸗ 
ſammenbruch der ganzen bürgerlichen Welt entgegen — Maurenbrecher aber 
verkündet uns überlegen, wir müßten uns für unabſehbare Zeit auf das Fort⸗ 
beſtehen der heutigen Machtverhältniſſe einrichten, gleichzeitig aber die ban⸗ 
krotten politiſchen Mächte von heute in eine Quelle großer ſozialer Reformen 
verwandeln! 

Wer könnte von dieſen impotenten Mächten etwas anderes erwarten als 
völlige Stagnation! | | 

Dieſe Zeit der Stagnation kann aber nichts anderes fein als eine Zeit 
der Vorbereitung gewaltigſter Machtverſchiebungen. Wohl kann niemand einen 
beſtimmten Termin ihres Eintretens angeben, aber wir haben keine Urſache, 
ihn in unabſehbare Fernen hinauszuſchieben in einer an Überraſchungen fo 
reichen Zeit wie der unſeren. 

Das iſt eine Ausſicht, höchſt ungemütlich für Leute, die erfüllt ſind von 
dem Glauben an die Unerſchütterlichkeit deutſcher Regierungen, an die Un⸗ 
möglichkeit einer deutſchen Revolution. Dieſer Glaube iſt in der deutſchen 
Bourgeoiſie tief eingewurzelt, er kennzeichnet auch ihre Intellektuellen. Die 
Regierung erobern zu wollen, iſt ihnen nie eingefallen, ſie ſuchten ſtets nur 
die Regierung zu gewinnen. Das war der leitende Gedanke des deutſchen 
Liberalismus, er leitet auch jene Liberalen, die erkannt haben, welche Kraft 
im deutſchen Proletariat liegt, und die ſich beſtreben, dieſe Kraft dem Libe⸗ 
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ralismus dienſtbar zu machen. Vor allem ſuchen ſie dem Proletariat begreiflich 
zu machen, daß es gegen die Regierungen nichts vermöge, daß es auf dieſe 
einwirken und ſie für ſich gewinnen müſſe. Beſonders entſchieden wurde das be⸗ 
tont von den Nationalſozialen, die die Bedeutung des Proletariats für die 
deutſche Politik am beſten unter den bürgerlichen Politikern erkannt hatten. 

Im bürgerlichen Denken aufgewachſene Politiker, die nicht Zweifel an der 
bürgerlichen Weisheit, ſondern nur der Bankrott der bürgerlichen Demokratie ins 
Lager der Sozialdemokratie trieb, verſuchen auch hier den Glauben an die Un⸗ 
erſchütterlichkeit der deutſchen Regierungen zu verbreiten. Je länger die 
Stagnation dauert, je näher dadurch die Möglichkeit einer Revolution rückt, 
deſto mehr fürchten ſie dieſe, deſto energiſcher verurteilen ſie jeden Gedanken 
daran, deſto angſtvoller ſuchen ſie nach Wegen, ſie zu umgehen. 5 

Jeder Standpunkt hat ſeine logiſchen Konſequenzen, denen ſich der ein⸗ 
zelne um ſo weniger entziehen kann, je logiſcher er denkt. So wird derjenige, 
der den Standpunkt des Proletariats mit der Überzeugung verbindet, daß die 
gegebenen Machtverhältniſſe für lange Zeit hinaus unabänderlich ſind, zu 
Konſequenzen getrieben, die unvereinbar ſind mit dem Standpunkt und auch 
der Gegenwartsarbeit der großen Mehrheit unſerer Partei. 

Er kann nicht zugeben, daß die beſtehende Stagnation eine Folge der Ver⸗ 
ſchärfung der Klaſſengegenſätze iſt, die durch die ökonomiſche Entwicklung not⸗ 
wendig herbeigeführt, durch unſere „ſozialreformeriſche“ Aktion aber be⸗ 
ſchleunigt wird. Er muß große, fruchtbare Reformen, einen „ſchrittweiſen 
reformiſtiſchen Aufſtieg“, wie Maurenbrecher ſagt, auch in der gegebenen 
Situation für möglich halten, ohne Veränderung der Machtverhältniſſe. Alſo 
nicht an den Machtverhältniſſen darf die Stagnation liegen, ſondern an einer 
falſchen Taktik, die zu ändern nur von uns abhängt. Wenn die Sozialreform 
nicht vorwärts kommt, ſind alſo nicht unſere Gegner daran ſchuld, ſondern 
wir ſelbſt, unſere verfehlte Taktik. 

Ein Reflex davon findet ſich in dem offenen Briefe Maurenbrechers, wenn 
er mir vorwirft, daß ich die nützliche Beſchäftigung des Zwiebelſchälens in 
die Parteipolitik übertrage, indem ich eine Schicht der deutſchen Nation nach 
der anderen aus der Partei fortweiſe, zuerſt die Kleinbauern, dann die Klein⸗ 
bürger. Er bildet ſich alſo ein, es hänge nur von unſerem Belieben ab, ob 
wir mit Kleinbauern und Kleinbürgern zuſammen eine große Partei bilden 
wollten oder nicht, und wenn das nicht geſchehe, ſei das bloß einer theore⸗ 
tiſchen Schrulle von mir zu verdanken. 

Sehr ſchmeichelhaft iſt dieſe Auffaſſung gerade nicht für die deutſche 
Nation, die ſich willenlos wie eine Zwiebel von einem einzelnen Marxiſten 
ſchälen läßt. Ich muß indeſſen dieſe Überſchätzung meiner Perſon dankend ab⸗ 
lehnen. Ich habe nie Bauern und Kleinbürger von der Partei fortzuweiſen 
die Macht, aber auch nicht die Abſicht gehabt. Ich habe bloß bewieſen, 
warum, und — mit Verlaub — prophezeit, daß wir auf die Bauern und 
Kleinbürger als Maſſe nicht bauen dürften und wir auf ihre Gegnerſchaft 
gefaßt ſein müßten. Die franzöſiſche und öſterreichiſche Zwiebel haben unter 
meinem Schälen nicht zu leiden gehabt, man hat ſich dort ſehr um die Bauern 
und Kleinbürger bemüht, das Reſultat iſt aber dort genau das gleiche wie 
bei uns. Eine Nation iſt eben ein ökonomiſcher Organismus, der ſich nach 
beſtimmten Geſetzen entwickelt, und nicht eine tote Zwiebel, die man nach Be⸗ 
lieben ſchälen oder ungeſchält laſſen kann. 
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Irgend ein vorgefaßter Wunſch, die Bauern von der Partei fortzuweiſen, 
liegt mir fern. Für Länder, die ökonomiſch anders organiſiert ſind wie 
Deutſchland, zum Beiſpiel für Rußland, habe ich ſogar die Erwartung aus⸗ 
geſprochen, die Arbeiter würden nicht vorwärts kommen ohne ein enges Zu⸗ 
ſammenwirken mit den Bauern. 

Ich muß es aber auch ablehnen, den Vorwurf Maurenbrechers als per⸗ 
ſönlichen hinzunehmen. Was er als mein perſönliches Zwiebelſchälen ver⸗ 
höhnt, iſt in Wahrheit die Aktion der großen Mehrheit unſerer Partei. 

Dasſelbe gilt auch von dem weiteren Vorwurf, den Maurenbrecher gegen 
mich erhebt, daß ich vom „bürgerlichen Parlamentarismus nur mit weg⸗ 
werfender Nichtachtung“ ſpreche. Ich habe vom parlamentariſchen Mecha⸗ 
nismus als ſolchem nie mit Nichtachtung geſprochen, ich habe ihn in meiner 
Schrift über den Parlamentarismus für unentbehrlich erklärt und über die 
direkte Geſetzgebung geſtellt. Aber über die Leiſtungen des bürgerlichen 
Parlamentarismus in den letzten Jahrzehnten habe ich allerdings mit Nicht⸗ 
achtung geſprochen, und ich weiß nicht, wie ein Sozialdemokrat anders dar⸗ 
über reden könnte. Auch darin fühle ich mich völlig einig mit unſerer Partei. 
Dieſe Leiſtungen, das ſind doch die Leiſtungen der bürgerlichen Parteien! 
Sollen wir etwa vom deutſchen Reichstag in ſeiner jetzigen Zuſammenſetzung 
noch mit Achtung reden, den abe Zutrauen zu ihm einflößen? 

Welchen Grund ſollten wir haben, die Ohnmacht der gegneriſchen Parteien 
dem Volke zu verheimlichen? Haben wir nicht vielmehr alle Urſache, ſie vor 
dem Proletariat aufs deutlichſte zu beleuchten? 

Aber hier tritt eine zweite Konſequenz der Überzeugung, daß die beſtehenden 
Machtverhältniſſe für lange hinaus unwandelbar ſeien, in Erſcheinung. Wenn 
wir auf eine Anderung der Machtverhältniſſe nicht rechnen dürfen und doch 
eine Ara der fruchtbarſten Reformen möglich ſein ſoll, dann müſſen in den 
bürgerlichen Klaſſen machtvolle Elemente vorhanden ſein, die für ſolche Re⸗ 
formen zu gewinnen ſind, wenn wir nur die richtige Taktik anwenden. So 
kommt man von dieſem Standpunkt nicht nur auf der einen Seite dahin, 
Mißtrauen gegen die bisherige Taktik der Sozialdemokratie und damit gegen 
dieſe ſelbſt zu ſäen, ſondern auch dahin, Vertrauen zu einzelnen Schichten der 
bürgerlichen Elemente zu verbreiten; Vertrauen entweder dadurch, daß man die 
Kraft von ein paar wohlmeinenden Eingängern übertreibt, oder dadurch, daß 
man arbeiterfreundliche Phraſen von Demagogen der Parteien oder der Regie⸗ 
rungen für bare Münze nimmt. Will man ein Zuſammengehen bürgerlicher mit 
proletariſchen Elementen, dann muß eine Intereſſengemeinſchaft hergeſtellt werden. 

Man ſucht einen gemeinſamen Feind ausfindig zu machen, von dem der 
Kapitaliſt durch eine tiefere Kluft getrennt ſei als vom Arbeiter. Einmal 
ſucht man beide zu vereinigen durch einen Kulturkampf gegen die Pfaffen, 
dann wieder durch einen Kampf der Induſtrie gegen das Agrariertum, ja 
ſogar durch die Gemeinſamkeit der lokalen Intereſſen eines Reichsteils gegen⸗ 
über anderen Reichsteilen, etwa Bayerns gegenüber Preußen. Natürlich ſind 
das alles höchſt kurzlebige Illuſionen, wenigſtens in Ländern, wo der Kapi⸗ 
talismus bereits herrſcht, wo er nicht mehr als revolutionäres Gebilde um 
ſeine Exiſtenzmöglichkeit ringt, und wo bereits gleichzeitig mit ihm das Prole⸗ 
tariat zu einer Macht geworden iſt, die ſich ihm ſelbſtändig entgegenſtellt. 
Da erweiſt ſich ſtets der Gegenſatz zwiſchen Kapital und Arbeit ſtärker als 
alle anderen Gegenſätze in der Geſellſchaft und im Staate. 
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Am eheſten kann man noch den Schein einer Intereſſengemeinſchaft zwiſchen 
Kapitaliſten und Arbeitern eines Landes herſtellen gegenüber dem Ausland, 
wenn man die Arbeiterſchaft nur auf ihre nächſten, augenblicklichſten, per⸗ 
ſönlichſten Intereſſen, die guter Löhne und flotten Geſchäftsganges, beſchränkt. 
Je mehr man die ökonomiſche Entwicklung des eigenen Landes auf Koſten 
anderer Länder fördert, deſto beſſer, ſo argumentiert man, gehen die Geſchäfte, 
und je beſſer dieſe, deſto höher nicht bloß Profite, ſondern auch Löhne. 

Das iſt eine höchſt bornierte Auffaſſung, die völlig außer acht läßt, wie 
ſehr der Aufſtieg der Arbeiter eines Landes im Zuſammenhang ſteht mit der 
Machtentwicklung des geſamten internationalen Proletariats; die völlig ver⸗ 
gißt, daß nicht nationale Abſchließung, ſondern internationale Solidarität die 
Bedingung der größten Kraftentfaltung des Proletariats iſt; es iſt auch eine 
höchſt niedrige Auffaſſung, die dem Proletarier den Materialismus im ordinärſten 
Sinne des Wortes einpflanzt, ihn mit jener, den typiſchen Kapitaliſten kenn⸗ 
zeichnenden Gemeinheit erfüllt, die jegliches Tun danach abſchätzt, ob es ſofort 
Geld trägt oder nicht. Dieſe Art Materialismus ſpornt wohl den Wagemut und die 
Energie des Kapitaliſten aufs höchſte an, beim Proletariat wirkt fie ermattend; 
denn ſie bietet wohl dem Kapitaliſten den höchſten Kampfpreis ſeines Strebens, 
beſchränkt dagegen den Proletarier auf den niedrigſten Kampfpreis, den er 
ſich ſetzen kann. Der Gewinn iſt grenzenlos, der dem Kapitaliſten winkt, 
wenn er ausſchließlich der Profitjägerei lebt; es gibt keine Grenze für den 
Reichtum, den er anſammeln kann. Dagegen iſt der Gewinn an Lohn, den 
der Proletarier auf dem Boden der gegebenen Verhältniſſe einheimſen kann, 
auch im günſtigſten Fall ein äußerſt beſcheidener. Nur eine völlige Umwälzung 
der Geſellſchaft iſt für ihn ein Ziel, des Schweißes der Edlen wert, nur im 
Zuſammenhang damit gewinnt auch die Kleinarbeit für die Organiſation einen 
Reiz, der hingebende Arbeit lohnt. Ohne dies revolutionäre Ziel erſcheint 
die Kleinarbeit langweilig, wird ſie nur läſſig oder gar nur geſchäftsmäßig, 
gegen Bezahlung beſorgt. Ohne revolutionären Schwung keine energiſche 
proletariſche Aktion. 

Das Streben, in hochentwickelten Induſtrieſtaaten eine Intereſſengemein⸗ 
ſchaft zwiſchen Kapitaliſten und Proletariern herbeizuführen, muß die letzteren 
alſo aufs äußerſte lähmen, auch dann, wenn es ihnen vorübergehend einige 
materielle Vorteile verſchafft. Selbſt dieſe aber ſind fraglich. 

Die Nationalſozialen betonten die nationale Intereſſengemeinſchaft von 
Kapitaliſten und Arbeitern ſehr laut; ſie rieten dieſen, von der Reichsregierung, 
die doch unerſchütterlich ſei, Volksrechte gegen Kanonen einzutauſchen, um 
dies geflügelte Wort zu gebrauchen, das allerdings nicht von Nationalſozialen 
geprägt wurde, deren Denkweiſe aber ſehr gut kennzeichnet. 

Die Arbeiter ſollten ſich begeiſtern für Imperialismus und koloniale Er⸗ 
oberungen und Flottenrüſtungen. Für die gleiche Politik wird Stimmung 
gemacht in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“, wobei die Schippel und Calwer 
ſie noch ergänzen durch das Eintreten für Schutzzölle. 

Aber dieſe Politik macht es nicht bloß notwendig, daß man den Arbeitern 
jeden weiten Ausblick nimmt und ſie zu kapitaliſtiſchem Materialismus erzieht, 
ſchließlich wendet ſie ſich gegen die Arbeiter ſelbſt, denn ohne eine erhebliche 
Verſchiebung in den Machtverhältniſſen werden ſtets bei jeder ſtaatlichen und 
ökonomiſchen Aktion die Kapitaliſten den Rahm abſchöpfen und die Arbeiter 
die Zeche zu bezahlen haben. So auch bei der angeblichen Intereſſengemein⸗— 
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ſchaft gegenüber dem Ausland. Die Vorteile der Schutzzölle und Flotten⸗ 
rüſtungen fallen den Kapitaliſten zu, ihre Koſten den arbeitenden Volksmaſſen. 
Die Sozialdemokratie trüge die Mitſchuld daran, hätte ſie ſich auf dieſen 
„nationalen“ Leim locken laſſen. f 

Gegenüber den ſchweren Schädigungen des Proletariats durch Schutz⸗ 
zölle und durch die Koſten der Rüſtungen verſchwindet alles, was in den letzten 
Jahren auf parlamentariſchem Weg für einzelne Arbeiterſchichten von den 
Regierungen und bürgerlichen Parteien bewilligt wurde. Aber wer auf dem 
Standpunkt ſteht, daß auch ohne erhebliche politiſche Machtverſchiebungen 
einfach durch eine ſchlaue Taktik aus den herrſchenden Klaſſen erhebliche Re⸗ 
formen herauszuholen ſind, der muß zeigen, daß der Wille dazu vorhanden 
iſt, daß der Anfang zur Reformära ſchon da und dort gemacht iſt, er muß 
das winzigſte Reförmchen in den Himmel erheben, jegliches Konzeſſiönchen 
ohne Zuſammenhang mit der geſamten Verſchlechterung der Dinge betrachten 
und ſeine Bedeutung übertreiben. Er muß dem Proletariat die „verdammte“ 
Bedürfnisloſigkeit erhalten, ſie womöglich noch ſteigern. Was haben wir in 
der Beziehung in den letzten Monaten nicht alles zu hören bekommen. Sogar 
leere Miniſterverſprechungen wurden uns als große Errungenſchaften auf⸗ 
getiſcht! 

Das alles ſind die naturnotwendigen Konſequenzen der Auffaſſung, daß 
wir in abſehbarer Zeit eine durchgreifende Anderung der Machtverhältniſſe 
nicht zu erwarten haben, daß wir auf eine ſolche Anderung nicht hinarbeiten 
dürfen, ſondern uns mit den gegebenen Verhältniſſen abfinden müſſen, und 
daß wir imſtande ſind, auch in deren Rahmen einen ſteten „Aufſtieg“ des 
Proletariats durch kraftvolle Reformen zu erreichen, wenn wir nur mit der 
nötigen Geſchicklichkeit operieren. 

Die Konſequenzen dieſer Auffaſſung ſind, kurz zuſammengefaßt, Verbreitung 
von Mißtrauen gegen die treueſten Freunde des Proletariats und Verbreitung 
von Vertrauen zu ſeinen Feinden. Irreführung des Proletariats über das 
Maß deſſen, was es von den Machthabern gütlich erreichen kann und erreicht 
hat. Ferner Herabſetzung ſeiner Kampfluſt und Kampffähigkeit, indem man 
ihm Mißtrauen gegen die eigene Kraft beibringt und Furcht vor der Über⸗ 
macht ſeiner Gegner; endlich Beſchränkung ſeines Geſichtskreiſes, damit aber 
auch ſeiner Energie, Degradierung zu geſchäftsmäßiger Auffaſſung ſeines 
Klaſſenkampfes, Ertötung ſeines Enthuſiasmus und damit Vorbereitung ſeiner 
ſchließlichen völligen Korrumpierung. 

i konſequent hat dieſen Standpunkt nur der Nationalſozialismus ent⸗ 
wickelt. In der Sozialdemokratie finden ſich bloß vereinzelte Anſätze dazu, 
denn bei uns wird ſeine logiſche Fortführung immer wieder durchbrochen durch 
den Klaſſenkampf. 

Darum iſt es unmöglich, daß dieſer Standpunkt innerhalb unſerer Partei 
zu einer konſequenten Theorie entwickelt wird. Auch Maurenbrecher wird 
die Erwartungen unſerer Herren Profeſſoren nicht erfüllen. Und ebenſo iſt 
es unmöglich, daß dieſer Standpunkt in unſerer Partei jemals dauernd zur 
Herrſchaft kommt. Das „Zwiebelſchälen“, das heißt die Verſchärfung der 
Klaſſengegenſätze und Klaſſenkämpfe, geht eben vor ſich, auch wenn einige 
Ideologen noch ſo ſehr dagegen proteſtieren, und es macht immer wieder alle 
Erwartungen und Verſuche zuſchanden, mit bürgerlicher Hilfe eine groß 
Reformaktion zu inaugurieren. 
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Auf der anderen Seite aber wird das Bedürfnis, um die Revolution durch 
eine große Reformaktion herumzukommen, um ſo ſtärker werden, je mehr ſich 
die Gegenſätze verſchärfen, je näher damit die Revolution kommt. Daraus 
werden die eben geſchilderten reformiſtiſchen Tendenzen immer wieder neue 
Lebenskraft ſchöpfen, wir werden ſie nie ganz los werden. 

Daran iſt ja nicht zu zweifeln: Eine Revolution iſt ein furchtbarer Vor⸗ 
gang, einer, der viel Unheil über jeden von uns verhängen kann, der auch 
dem Proletariat im ganzen die koloſſalſten Opfer auferlegt, ihm zeitweiſe die 
furchtbarſten Niederlagen bringen kann. Es iſt wohl zu begreifen, daß mancher 
dieſem Durchgangsſtadium zu einer höheren Geſellſchaftsform gern auswiche, 
nicht bloß im perſönlichen, ſondern auch im proletariſchen Intereſſe. Aber 
die Entwicklung geht ihren ehernen Gang, ſie richtet ſich nicht nach unſeren 
Wünſchen. Jeder Verſuch, dem großen Entſcheidungskampf auszuweichen, 
bringt uns nicht um dieſen herum, er kann bloß bewirken, uns in der Gegen⸗ 
wart irrezuführen, zu entzweien, zu lähmen. Und darum, um dieſer Wir⸗ 
kungen auf unſere Gegenwartsarbeit willen, müſſen wir entſchieden jedem 
Verſuch entgegentreten, uns die Stellung der heutigen Machthaber als einen 
ehernen Fels hinzuſtellen, an dem alle unſere Bemühungen zerſchellen müſſen. 
Wir haben vielmehr alle Urſache, auf die tönernen Füße hinzuweiſen, auf 
denen der Koloß ruht. 

Wir können und wollen nicht die Revolution beſchleunigen. Ein derartiges 
Ereignis hängt nicht von unſerem Gutdünken ab. Wir haben jedoch auch 
nicht die mindeſte Urſache, ſie zu fürchten und ihr auszuweichen. Wie 
furchtbar ſie für uns werden mag, wir können ſie nicht umgehen, und nur 
hinter ihr winkt der Menſchheit zwar nicht gleich die volle Befreiung, aber 
der Weg zur Befreiung von allem Elend der Klaſſenherrſchaft. f 


Der Kongreß in Touloufe. 
Von Eh. Rappoport (Paris). 
Zur Parteilage. 

Die Zeitſpanne, die zwiſchen dem Kongreß in Nancy (Auguſt 1907) und 
dem in Toulouſe (Oktober 1908) liegt, brachte unſerer Partei mehr Schmerz⸗ 
liches als Erfreuliches. Die Arbeitergemetzel von Narbonne, Draveil und 
Villeneuve⸗St. Georges, die beträchtlichen Verluſte bei den Gemeindewahlen, der 
Rückgang der Mitgliederzahl in einer ganzen Reihe von Föderationen (38) 
werfen auf dieſe Periode einen trüben Schatten. Noch trüber war die innere, 
moraliſche Zerriſſenheit der Partei. Das Verhältnis der Partei zu der Ge⸗ 
werkſchaftsorganiſation, der Confédération du travail (C. G. T.) blieb ein un⸗ 
beſtimmtes trotz der Stuttgarter Reſolution, deren Durchſetzung man der un⸗ 
beſtimmten Zukunft überließ. Noch mehr. Es machte ſich eine Strömung 
geltend, die die förmliche Unterordnung der Partei unter die von anarchiſtiſchen 
und anarchoſyndikaliſtiſchen Elementen geleitete Konföderation offen anſtrebte. 
Es wurde eine unaufhörliche Hetze gegen einen Teil der Partei von den 
Anarchoſyndikaliſten in ihren Blättern und in den Verſammlungen getrieben. 
Die parlamentariſche Tätigkeit der Partei wurde verhöhnt und ſämtliche 
ſozialiſtiſchen Parlamentarier als ſelbſtſüchtige Streber, wenn nicht Schlim⸗ 
meres, hingeſtellt. Das marxiſtiſche Blatt „Le Socialisme“ (Herausgeber 
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Jules Guesde) fühlte ſich verpflichtet, dieſes Treiben an die große Sffentlich⸗ 
keit zu ziehen. Bloß von einigen Provinzblättern unterſtützt, nahm dieſes 
Blatt tapfer und nicht ohne Erfolg die Partei gegen die anarchiſtiſche Flut 
in Schutz. Es trug zur Aufrüttlung und Klärung der Parteimeinung ſein 
Scherflein bei. 

In weiten Parteikreiſen entſtand das Bedürfnis nach Klarheit. Da man 
den Teufel beim Namen nicht nennen und die Parteimehrheit den Schein 
nicht erregen wollte, als ob es ſich darum handelte, die in Limoges und 
Nancy zuſtande gekommene Taktik des Einvernehmens der Parteimehrheit mit 
anarchoſyndikaliſtiſchen und hervéiſtiſchen Elementen aufs neue in Frage zu 
ſtellen, ſo wählte man für die Diskuſſion auf dem Kongreß in Toulouſe einen 
allgemeinen Titel: „Die Aktion der Partei.“ Die Reformiſten benutzten dieſen 
Umſtand, um dem in der letzten Zeit etwas verblaßten Reformismus friſches 
Blut zuzuführen. Der Genoſſe Jaurès ſchlug im Namen der Föderation des 
Tarn vor, die reformiſtiſche Aktion der ſozialiſtiſchen Partei zu definieren. 
Urſprünglich hieß es: den ſozialiſtiſchen Wert der Reformen feſtzuſtellen. 
Jaurés verdanken wir eine große Debatte über die Reformtätigkeit der Partei. 
Durch dieſe wurde die Diskuſſion über den ſogenannten revolutionären Syndika⸗ 
lismus etwas in den Hintergrund gedrängt. Trotzdem nahm er einen bedeu⸗ 
tenden Platz in der Diskuſſion ein. 


Die Debatte über den Reformismus. 


Die konſequenteſten und unerſchrockenſten Reformiſten heißen: Breton und 
Varenne. Sie erblicken alles Heil in der Reformtätigkeit der Partei. Sie 
führen unaufhörlich die Worte im Munde: Aktion, Bewegung, Leben, reale 
Erfolge. Die Partei aber ſei nur dann aktionsfähig, ſie lebt, bewegt ſich und 
erntet Erfolge bloß dann, wenn ſie innerhalb der heutigen Geſellſchaftsordnung 
irgendwelche Teilverbeſſerungen durchſetzt. Sozialiſtiſche Organiſation, ſozialiſtiſche 
Aufklärung, Aufrüttlung des Klaſſenbewußtſeins, des Selbſtändigkeitsgefühls 
und der Würde der Arbeiterklaſſe, die Erkenntnis ihrer ſozialen und geſchicht⸗ 
lichen Aufgaben, „Endziel“ arbeit, dies alles und manches andere, was damit 
zuſammenhängt, ſind für unſere reformiſtiſchen Realpolitiker leere, nichts⸗ 
ſagende Worte, theoretiſche Haarſpaltereien, magere Abſtraktionen, Parade⸗ 
formeln, fleiſch⸗ und blutloſe Negationen. Sie mögen Bürgerrecht in Wolken⸗ 
kuckucksheim beſitzen. Im realen Leben, das zwiſchen den vier Wänden der 
Parlamentsgebäude ſo reichlich pulſiert, haben ſie eine kaum nennenswerte 
Bedeutung. 

Die Reformiſten glauben ſehr geſcheit zu ſein, wenn ſie die „großen edlen 
Ideale“ des Sozialismus, an die die gläubige Maſſe ſich gebunden fühlt, 
nicht offen abſchütteln. Aber ſie haben für ſie nur ein vornehmes Schweigen 
oder eine feierliche Verbeugung übrig, die ja zu nichts verpflichtet. 

Daß fie die eigentliche ſozialiſtiſche Aufklärungs⸗ und Organiſationsarbeit 
nicht beſonders ernſt nehmen, beweiſen die Reformiſten durch ihr Handeln. 
Wegen der unbedeutendſten Reförmchen ſind ſie bereit, die ſchlimmſten Partei⸗ 
konflikte heraufzubeſchwören. So ſtimmte Breton für das Budget der arbeiter⸗ 
mörderiſchen Regierung Clemenceaus trotz der formellen Einigungsbedingungen. 
Er ſuchte ſogar ſeine parteiwidrige Handlung durch keine beſonderen Verhält⸗ 
niſſe zu rechtfertigen. Es geſchah einfach im Namen des opportuniſtiſchen — 
„Prinzips“, der reformiſtiſchen Symbolik. Möge die ſozialiſtiſche Partei zum 
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Gaudium unſerer Feinde in die Brüche gehen, wenn nur die opportuniſtiſche 
Taktik gerettet iſt! 

Nach guter reformiſtiſcher Sitte beſchuldigten Breton und Varenne ihre 
Gegner des Doktrinarismus, Dogmatismus und ſonſtiger Todſünden. Sie 
machten aber nicht den leiſeſten Verſuch, ihre eigene Auffaſſung kritiſch, das 
heißt den Reformismus nach ſeiner Möglichkeit in der heutigen Geſellſchaft 
zu begründen. Es wird von ihnen dogmatiſch und auf den blindeſten 
Glauben an die unbeſchränkte Verbeſſerungsfähigkeit der heutigen Gejell- 
ſchaft hin angenommen, daß die größten und fruchtbarſten Reformen, wenn 
nur unſer Wille da iſt, ſchon heute durchzuſetzen ſind. Es ſcheint, daß es 
nicht den herrſchenden Klaſſen, ſondern der Sozialdemokratie an gutem refor⸗ 
miſtiſchen Willen mangelt. Die eigene Partei wird auf dieſe Weiſe un⸗ 
gerechterweiſe angegriffen und unterſchätzt, der Gegner beträchtlich entlaſtet. 
Die franzöſiſche radikalbürgerliche Demokratie beſitzt ſeit 1869 ein reichhaltiges 
reformiſtiſches Programm, das vergebens ſeiner Verwirklichung harrt. Wer 
iſt daran ſchuld? Der marxiſtiſche Dogmatismus, der ſozialiſtiſche „Stand: 
punkt der Negation“. Im Namen dieſer Reformforderungen hatte die bürger⸗ 
liche Demokratie Frankreichs den bürgerlichen Opportunismus der Herren 
Meline und Ribot zu Falle gebracht, die Macht und die Vorteile der Macht 
an ſich gezogen. An die Regierung gelangt, machte ſie kaum eine Miene, 
ihre Verſprechen einzulöſen, ja ſie handelt in einer großen Zahl von Fällen 
dieſen Verſprechungen direkt entgegen. Wer verſchuldet dieſen offenkundigen 
bürgerlichen Verrat? Die numeriſch unbedeutende ſozialiſtiſche Oppoſition! So 
ſprechen und ſchreiben führende Mitglieder der ſozialiſtiſchen Partei! So 
ſprach in Toulouſe beſonders Breton. Er kritiſierte ſcharf ſeinen Freund 
Jaures wegen ſeines „Verrats“ an — dem bürgerlichen Block. Er hielt ihm 
die glänzende Vergangenheit der Blocktaktik vor, wo Saure „mit ſeiner 
breiten und dicken Schrift“ Reſolutionen verfaßte, die ein Barthon unter⸗ 
zeichnete. Daß das Ende dieſer glorreichen Blocktaktik der Anfang der Eini⸗ 
gung der eigenen Partei war, hat für die Bretons keine beſondere Be⸗ 
deutung. 

Varenne war etwas zurückhaltender als ſein Geſinnungsgenoſſe Breton. 
Auch er iſt ein leidenſchaftlicher Anhänger der Blocktaktik. Er findet aber, 
es ſei nicht an der Zeit, dieſe Taktik mit einer Regierung vom Schlage 
Clemenceaus wieder aufzunehmen. Überdies kann man Blocktaktik treiben — 
im ſtillen. Iſt doch Varenne ſelbſt Redakteur einer radikalen Zeitung, die 
mitunter die ſozialiſtiſche Partei ſcharf angreift, und gleichzeitig iſt er ein 
„disziplintreuer“ Genoſſe! 

Die Hauptredner des gemäßigten Reformismus, die man von den 
extremen Reformiſten als Integraliſten unterſcheiden konnte, waren Tanger, 
ein Freund Vaillants, und Jaurès. Genoſſe Tanger ſprach im Namen der 
Mehrheit der C. A. P. (Commission Administrative Permanente — eigent⸗ 
licher Parteivorſtand). Auch er kritiſierte ſcharf das angeblich negative Ver⸗ 
halten der Marxiſten zu den Reformen. Die Partei erſtarke durch ihre Gegen- 
wartsarbeit. Die Gegner fürchteten unſere Theorien nicht. Die ſoziale Revolution 
vollziehe ſich täglich. Er endigte mit einem Zitat aus der Geſchichte der Kom⸗ 
mune des Genoſſen Dubreuilh: „Wenn der Sozialismus den Sieg will, darf 
er nicht bloß ein Wort bleiben, er muß Fleiſch werden, das heißt Einrichtungen.“ 
Dies iſt die theoretiſche Formel des „revolutionären“ Syndikalismus, wonach 
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die Gewerkſchaften die organiſchen Zellen der ſozialiſtiſchen Geſellſchaftsordnung 
bilden. 

Genoſſe Vaillant hob beſonders die Notwendigkeit der Einigkeit hervor, die 
alle alten Tendenzen zum Verſchwinden bringen ſollte. Er ſprach von einem 
„neuen Geiſte“ im Sozialismus, ohne ihn näher zu definieren. Er betonte 
zugleich die Notwendigkeit der Reformen und den Nutzen der parlamentariſchen 
Tätigkeit. a 

Jaureès, der Hauptvertreter und Theoretiker des gemäßigten Reformismus, 
vertrat ſeinen Standpunkt in einer fünfſtündigen Rede. Obwohl er es ſich 
hauptſächlich zur Aufgabe geſtellt hatte, den „negativen“ Geſichtspunkt der 
Marxiſten zu bekämpfen, trug ſeine ganze Rede einen ausgeſprochen negativen 
Charakter. Er wendete ſich gegen Clemenceau, gegen die Marxiſten, gegen 
die Syndikaliſten. Er unterließ dagegen, den poſitiven ſozialiſtiſchen Wert 
der bürgerlichen Reformen zu begründen, wir meinen den Zuſammenhang 
dieſer Reformen mit dem ſozialiſtiſchen Endziel. Er hob zwar ſehr energiſch 
und mit der ihm eigentümlichen feurigen Beredſamkeit die Notwendigkeit und 
Nützlichkeit der Reformarbeit, die Fruchtbarkeit jeder Reform, die mit einer 
anderen ſchwanger iſt, hervor. Da das aber von niemand beſtritten wird, ſo 
enthält die große und formvollendete Rede von Jaurss keinen einzigen neuen 
Geſichtspunkt über den Reformismus. Wir waren berechtigt, von dem be⸗ 
deutendſten Theoretiker des Reformismus mehr zu erwarten. Seine Kritik des 
marxiſtiſchen Standpunktes iſt keine grundſätzliche. Er zeiht die marxiſtiſchen 
Propagandiſten, nach der üblichen Zitatenmethode, wirklicher oder vermeint⸗ 
licher Widerſprüche. Hervorzuheben iſt ſein Anerkennen des Rechtes auf 
Revolution. Früher rechnete Jaurès bekanntlich nur mit geſetzlichen Möglich⸗ 
keiten. 

Die taktiſche Abſicht von Jaurès ging augenſcheinlich dahin, die Ein⸗ 
ſtimmigkeit des Kongreſſes für eine allgemein gefaßte Reſolution zu gewinnen. 
Er wies kein einziges Kampfmittel zurück. Dafür ſuchte er der Inſurrektion, 
dem Generalſtreik und der direkten Aktion die giftigſten Zähne auszureißen, 
indem er ſie in nebelhafte Ferne entrücken ließ und durch unzählige Ein⸗ 
ſchränkungen unſchädlich machte. Hegel meinte, daß in der Nacht des Ab⸗ 
ſoluten alle Kühe grau find. Im blendenden Glanze der Jaureésſchen Be 
redſamkeit verſchwinden wie durch Zauber die ſchärfſten Gegenſätze. Es iſt der 
Triumph des praktiſchen Pantheismus: alles in allem. | 

Was antworteten nun die „Männer der Negation“ den begeijterten 
Reformiſten? Vor allem „negierten“ ſie keineswegs die Reformen. Mit aller⸗ 
ſchärfſter Energie anerkannten ſie die „Nützlichkeit, Notwendigkeit und 
Möglichkeit“ der Reformen. Als echte Marxdogmatiker wollten ſie aber 
kritiſch die Reformen nach der Möglichkeit ihrer Verwirklichung in der bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft prüfen. Sie wollten zugleich das Verhältnis der Reformen 
zum ſozialiſtiſchen Endziel feſtſtellen. Die Hauptredner der marxiſtiſchen 
Richtung waren Paul Lafargue, Bracke, Compere-Morel und Ch. Rappoport. 
Wir wollen hier, ohne auf die einzelnen Ausführungen der Genannten ein⸗ 
zugehen, ihre allgemeinen Richtlinien hervorheben. Syſtematiſch durchgeführt, 
entwickelt und vervollſtändigt könnten ſie einen nicht unweſentlichen Beitrag 
zu einer wiſſenſchaftlichen Grundlegung einer Theorie der Reformen dienen. 

In der bürgerlichen Geſellſchaft gebe es keine ſozialiſtiſchen Reformen. 
Da die Sozialiſten die politiſche Macht nicht beſitzen, dieſe Reformen durch⸗ 
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zuſetzen, ſo ſind ſie gezwungen, dieſe Reformen durch die herrſchenden Klaſſen 
durchführen zu laſſen. Die Herrſchenden drücken dieſen Reformen ihren bürger⸗ 
lichen Stempel auf. Erſt von dem Augenblick an, da das Proletariat ſich der 
politiſchen Gewalt bemächtigt, wo die Evolution zum revolutionären Durch⸗ 
bruch gelangt, das heißt die Evolution Revolution wird, fängt die Ara der 
ſozialiſtiſchen Reformen an. Das Proletariat kann unmöglich alles auf 
einmal über den Haufen werfen. Es beginnt eine lange Anpaſſungsperiode, 
eine Periode der echt ſozialiſtiſchen Reformen, von Sozialiſten zugunſten des 
Sozialismus durchgeführt. In der bürgerlichen Geſellſchaft dagegen dienen 
die Reformen meiſtens zur Aufrechterhaltung der herrſchenden Ordnung, 
wenigſtens werden ſie bloß als ſolche und aus dieſem Grunde von den 
Herrſchenden zugeſtanden. 

Der Sozialismus kann unmöglich als eine ununterbrochene Kette von ge⸗ 
ſetzlichen Reformen betrachtet werden, da die Reformarbeit an „natürliche 
Schranken“ des kapitaliſtiſchen Regimes ſtößt, und zwar erſtens an das Privat⸗ 
eigentum, das durch Reformen beunruhigt, geſchwächt, aber nicht abgeſchafft 
werden kann; zweitens an den Mangel an Geldmitteln. Großzügige ſoziale 
Reformen koſten viel Geld. Der Militarismus aber ſaugt die unzähligen 
Milliarden der jährlichen Budgets auf. Und der Militarismus ſteht und fällt 
mit der kapitaliſtiſchen Ordnung. Auf dem Wege der Haager Konferenzen 
und bürgerlicher Friedensduſelei wird er nicht aus der Welt geſchafft. 

Alle bürgerlichen Parteien ſind bei ſteigender Organiſationsmacht der 
Arbeiterklaſſe gezwungen, Reformen vorzuſchlagen und zu ſuchen, ſie zu ver⸗ 
wirklichen. Die ſozialiſtiſche Partei allein kennt die Schranken und Grenzen 
dieſer Reformtätigkeit. Dieſe natürlichen Schranken der Reformen ſind eben 
die Rechtfertigung ihrer revolutionären überzeugung. Denn könnte man die 
bürgerliche Geſellſchaft ſchrankenlos und weſentlich reformieren, wozu dann 
die ſoziale Revolution? Mitarbeit mit der Demokratie, Blocktaktik und Budget⸗ 
bewilligung wären die natürlichen und logiſchen Folgen ſolcher Verhältniſſe. 

Da dieſe aber nicht eintreten und die Intereſſengegenſätze in den Zuſtänden 
ſelbſt begründet ſind, ſo entſteht auf dem Boden der Reformarbeit ſelbſt aufs 
neue der Klaſſenkampf. Die Vertreter des Proletariats, indem ſie die Re⸗ 
formen fordern, unterſcheiden ſich von den bürgerlichen Reformern durch Ab- 

ſicht, Zweck und Umfang der erſtrebten Reformen. Die Abſicht bürger⸗ 
licher Reformarbeit iſt die Aufrechterhaltung der herrſchenden Ordnung. Es 
iſt eine konſervative Abſicht. Die der ſozialiſtiſchen Vertreter iſt die Steigerung 
der Kampfesfähigkeit der Arbeiterklaſſe. Ihre Abſichten und Zwecke ſind 
revolutionär. 

Die bürgerlichen Klaſſen betrachten die Reformen als Konzeſſionen, als 
notwendiges Übel. Sie ſuchen daher die Reformen auf das Mindeſtmaß zu 
reduzieren. Die Sozialiſten ſehen in jeder Teilverbeſſerung nur eine geringe 
Abſchlagszahlung. Sie verlangen ſtets mehr, als geboten wird. Die bürger- 
lichen Reformer find die berufenen Lobredner der Reformarbeit, die Sozia⸗ 
liſten ihre pflichtgemäßen Kritiker. Sie müſſen immer wieder auf den Abſtand 
zwiſchen dem Geforderten und dem Angebotenen hinweiſen. Ihre ſozialiſtiſche 
Pflicht iſt die, Illuſionen zu zerſtören, Scheinreformen und reaktionäre Re⸗ 
formen bloßzuſtelen und zu brandmarken. Unſere Vertreter in den Parla⸗ 
menten ſind dazu da, um Reformen zu fordern. Sie müſſen es aber als 
Vertreter der Arbeiterklaſſe und der ſozialiſtiſchen Partei tun. Jede Reform 
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iſt eine komplizierte Erſcheinung. Es gibt verſchiedene Arten und Weiſen, ſie 
durchzuführen. Die Sozialdemokratie kämpft für die Reformen auf ihre 
eigene Weiſe, in ihrem eigenen Intereſſe. Dieſer ſpezifiſche ſozialiſtiſche Ge⸗ 
ſichtspunkt ſchließt daher jede Möglichkeit der ſyſtematiſchen Mitarbeit mit 
den bürgerlichen Parteien, die Möglichkeit der Blocktaktik und Budget⸗ 
bewilligung aus. 

Wenn auch zuzugeben iſt, daß bürgerliche Reformen von Nutzen für die 
Entwicklung des Sozialismus ſein können, ſo folgt daraus nicht, daß ſolche 
Reformen einen ſpezifiſchen ſozialiſtiſchen Wert beſitzen. Auch die Erfindung 
der Buchdruckerei, wie jeder Fortſchritt überhaupt, war und iſt für den Sozia⸗ 
lismus nützlich. Die Buchdruckerei gewinnt aber dadurch nicht einen ſpezifiſchen 
ſozialiſtiſchen Wert. 

Auch die „revolutionären“ Syndikaliſten verlangen Reformen, ſind Re⸗ 
formiſten. Allein ſie wollen dieſe Reformen auf gewaltſame Weiſe durchſetzen. 
Sie wenden das Maximum von Kraft an, um zum Minimum des Effektes, 
des Endergebniſſes zu gelangen. Ihre Mittel ſind ebenſowenig revolutionär 
wie ihr reformiſtiſches Endziel, da eine Gewaltanwendung, die auf refor⸗ 
miſtiſche Zwecke hinzielt, als reformiſtiſch bezeichnet werden darf. 

Dieſem durchaus ſozialiſtiſch gefaßten Gedanken wurde von den Reformiſten 
nichts entgegengehalten, als die bloße Redefloskel: Negation, negative Taktik. 
Die Argumentation der Marxiſten wurde mit keinem einzigen Gegenargument 
entkräftet. Dieſer Umſtand wird nicht hindern, die Marxiſten auch fernerhin 
als blinde Dogmatiker zu verdonnern. 


Söndikalismus und Reformismus. 


Das Zuſammenfinden der franzöſiſchen Reformiſten mit den revolutionären 
Syndikaliſten, das auf den erſten Blick überraſchend wirkt, iſt keine Zufällig⸗ 
keit. Die Mißachtung der Theorie iſt beiden gemeinſam. Die abſolute Frei⸗ 
heit nicht bloß der theoretiſchen Auffaſſungen, ſondern auch von theoretiſchen 
Auffaſſungen, die zu einer gewiſſen Konſequenz zwingen, erleichtert ihnen das 
Hin⸗ und Herpendeln, das ewige Schwanken, durch die wechſelnde Temperatur 
ihres Gefühlſozialismus und die unſtete ſoziale Lage bedingt. | 

Reformiſten und revolutionäre Syndikaliſten haben auch das gemeinſam, 
daß beide auf den augenblicklichen, unmittelbaren Erfolg hinzielen. Der vevoe 
lutionäre Syndikaliſt iſt ſicher, den ſofortigen Sieg in jedem beliebigen Augen⸗ 
blick auf der Straße durch die Gewalt ſich zu erkämpfen. Der Reformiſt hegt 
dieſelben Hoffnungen in bezug auf parlamentariſche Redeſchlachten. Beiden 
genügt der gute Wille, der den objektiven Gang der Geſchichte nicht bloß er⸗ 
ſetzt, ſondern nach Belieben umwandelt. Beide ſind Augenblicksmenſchen. 
Da ihnen die ungehorſame und unfügſame Geſchichte allzuoft böſe Striche 
durch die Rechnung zieht, ſo ſind ſie faſt immer voll moraliſcher Entrüſtung 
über das verräteriſche Verhalten dieſer und jener. 

Dazu kommt die gemeinſame tiefe Abneigung gegen die marxiſtiſchen 
„Dogmatiker“, gegen die ewigen Neinſager, die Trockenen, die Gefühlsloſen, 
die Fataliſten. In Frankreich war und iſt dieſe Abneigung ein ſtarkes Binde⸗ 
glied zwiſchen Reformiſten und revolutionären Syndikaliſten. Die Syndika⸗ 
liſten geſtehen es offen. Stimmt wie ihr wollt — ſchrieb ungefähr Hervs vor 
dem Kongreß in Toulouſe, als Wegweiſer ſeiner Getreuen —, wenn ihr nur 
eine „guesdiſtiſche“ Reſolution zu Falle bringt. 
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Damit ſoll nicht geſagt werden, daß Reformiſten und revolutionäre Syndika⸗ 
liſten immer einverſtanden ſind. Der Gegenſatz zwiſchen geſetzlicher und un⸗ 
geſetzlicher Agitation läßt praktiſch oft eine Kluft zwiſchen ihnen entſtehen. 

Auch auf dem Kongreß kam dieſer Gegenſatz trotz des gemeinſamen Front⸗ 
machens gegen die Guesdiſten ſehr oft zum Vorſchein. Varenne erntete ſogar 
einen faſt einſtimmigen Beifall, als er ſich gegen die Streiks ohne Streikende, 
die Rebellion ohne Rebellen der Anarchoſyndikaliſten erhob. Auch Jaurés 


kritiſierte die ſterile Agitation der Syndikaliſten. 


Theoretiſch waren die revolutionären Syndikaliſten und Antiparlamentarier 
durch Lagardelle, praktiſch durch Jobert und andere vertreten. Schon vor dem 
Kongreß veröffentlichten Lagardelle und Genoſſen in ihrem Organ „L'Action 
Directe“ eine „Erklärung“, die den ganzen Konfuſionismus ihrer Auffaſſungen 
bloßſtellte. Aus dieſer Erklärung erfahren wir, daß der „revolutionäre Syndika⸗ 
lismus die politiſche Geſchichte der letzten Jahre beherrſche“. Die echt prole⸗ 
tariſche Aktion wird durch die der Gewerkſchaft allein vollzogen. Der Streik 
iſt der eigentliche, der „natürliche“ Klaſſenkampf. Durch den Streik werden 
Reformen erkämpft, durch den Streik wird die kapitaliſtiſche Ordnung, der 
Staat zerſtört. Nur die Gewerkſchaft verteidigt Intereſſen, die ſozialiſtiſche 
Partei iſt die Vertreterin von „Meinungen“. Die Gewerkſchaften geſtalten 
direkt die Klaſſenverhältniſſe um. In demſelben Atemzug wird erklärt, daß 
die ſozialiſtiſche Partei die Intereſſen der Arbeiterklaſſe vertritt, alſo „Inter⸗ 
eſſen“, nicht bloß „Meinungen“. Der ſozialiſtiſchen Partei wird inſofern das 
Exiſtenzrecht zugeſtanden, als ſie die „Tendenzen“ des revolutionären Syndika⸗ 
lismus auf parlamentariſchem Boden verwirklicht. Die ſozialiſtiſche Partei ſei 
„der Reflex“ der „Arbeiterinſtitutionen“, der Gewerkſchaften, die Anfang und 
Endziel jeder Arbeiterbewegung bedeuten. 

In demſelben Geiſte ſprach Lagardelle auf dem Kongreß, ohne irgend⸗ 
welchen Eindruck zu machen. Der Kongreß konnte unmöglich die zwei Haupt⸗ 
theſen des Theoretikers des „revolutionären“ Syndikalismus ernſt nehmen: 
1. Nur die Gewerkſchaft iſt eine Klaſſenorganiſation. 2. Nur der Streik iſt 
eine natürliche Form des Klaſſenkampfes. Nach Form und Inhalt waren die 
quaſitheoretiſchen Auseinanderſetzungen Lagardelles ein halbmyſtiſches Be⸗ 
kenntnis eines neuen ſyndikaliſtiſchen Glaubens. Die ungläubigen Kongreſſiſten 
ſchüttelten das Haupt und — gingen zur Tagesordnung über. 

Wichtiger, wenn auch womöglich inhaltloſer war das Auftreten der anti⸗ 
parlamentariſchen „Praktiker“, beſonders Joberts aus der Seineföderation, 
die Paris mit Umgebung umfaßt. Man kennt die beſondere wirtſchaftliche 
und politiſche Lage der Hauptſtadt Frankreichs, die bald von hyſteriſch⸗ 
chauviniſtiſchen Erregungen, bald von einem hyperradikalen Rebellengeiſt be⸗ 
herrſcht wird. Eine ernſte ſozialiſtiſche Aufklärungs⸗ und Organiſationsarbeit 
wurde bis jetzt in großem Maßſtab hier nicht unternommen. Einzelne Ver⸗ 
ſuche mißlangen. Die Marxiſten fanden in Paris keinen günſtigen Boden, 


und gegenwärtig werden ſie von Anarchoſyndikaliſten verdrängt. Der fron⸗ 


dierende, witzige Pariſer Arbeiter und Kleinbürger iſt ein geborener Skeptiker. 
Er beſpöttelt gern ſeinen „Gewählten“, den Deputierten, der leicht verſpricht 
und ebenſo leicht das Verſprechen vergißt. Der Antiparlamentarismus iſt in 
Paris ſozuſagen in ſeiner Heimat. Und man iſt eines Erfolges gewiß, wenn 
man in einer öffentlichen Verſammlung auf „einen Gewählten“, auf einen 

„15000⸗Mann“ (der Betrag der Deputiertendiäten) kräftig loshaut, becher 
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welcher Parteirichtung dieſer angehört. Jobert, ein Gasbeamter, iſt der Führer 
der Pariſer ſozialiſtiſchen Antiparlamentarier, ein gewandter Volksredner, der 
als Kandidat der Partei auftrat, um die „Zerſtörung der öffentlichen Ge⸗ 
walten“ zu verlangen. Er iſt ein ſtändiger Mitarbeiter der „Guerre Sociale“, 
die von Hervé in Gemeinſchaft mit notoriſchen Anarchiſten geleitet wird. Sein 

Programm iſt einfach. Er bekämpft den korrupten Parlamentarismus und ſucht 
die Maſſen mit Haß gegen das herrſchende Elend zu erfüllen. Je gewalt⸗ 
ſamer das Mittel, je ſchärfer die Redewendung, deſto willkommener. Auch 
er will aber, wie er ſelbſt zugibt, ins Parlament gewählt werden, jedoch um 
dort beſſer zu handeln wie die anderen. Er hatte wenig Erfolg auf dem Kongreß. 

Ganz kläglich war das Verhalten der anderen Vertreter der „Action 
Directe“ und „Guerre Sociale“. Sie waren zahm und kleinlaut und fürch⸗ 
teten vor allem ihren Ausſchluß aus der Partei. In der Kommiſſion erklärte 
einer von ihnen mit naiver Offenheit: „Wir ſind junge Leute. Je lauter wir 
ſchreien, deſto mehr Vergnügen macht es uns.“ Compere-Morel, ein außer⸗ 
ordentlich tüchtiger Agitator und marxiſtiſcher Propagandiſt unter den Land⸗ 
arbeitern, wies dokumentariſch nach, daß die Anarchoſyndikaliſten mit der her⸗ 
kömmlichen anerkannten Parteiaktion nichts gemein haben. Die große Mehr⸗ 
heit des Kongreſſes zollte ihm Beifall. 

Eine gründliche theoretiſche Auseinanderſetzung mit dem Anarchoſyndika⸗ 
lismus blieb aus. Sie war auch nicht notwendig. Jaureés kritiſierte ihren 
Antidemokratismus und die alberne Vorſtellung von der Übergabe der Pro⸗ 
duktionsmittel an die einzelnen Gewerkſchaften, was ſelbſtverſtändlich zu einer 
koloſſalen Zunftorganiſation führen würde. Ch. Rappoport wies den Kultus 
der Gewalt zurück, der von Georges Sorel und Genoſſen getrieben wird. Die 
Gewalt ſei nur dann revolutionär, wenn ſie revolutionären Zwecken dient. 
Sie kann mitunter reaktionär ſein. Wie geſagt, ſind die Syndikaliſten auf 
dem Kongreß gründlich durchgefallen. 


Die Refolution. 


In einer dreitägigen inhaltreichen und ruhigen Diskuſſion kämpften die 
verſchiedenen Auffaſſungen entſchieden gegeneinander, beſonders die beiden 
Zentralrichtungen: die marxiſtiſche und die reformiſtiſche. Es lagen einige 
Dutzend Reſolutionen aus verſchiedenen Föderationen vor, deren Inhalt aber 
den meiſten Mitgliedern des Kongreſſes unbekannt blieb, da ſie nur ſchriftlich 
dem Bureau mitgeteilt oder bloß in der Lokalpreſſe abgedruckt wurden. Die 
bekannteſten waren die Seinereſolution und die von Tarn (Jaurés). Die 
Mehrheitsreſolution der Seineföderation wurde ſtark vom anarchoſyndika⸗ 
liſtiſchen Geiſte beeinflußt. Sie enthielt die anarchoſyndikaliſtiſche Dreieinig⸗ 
keit: Generalſtreik, direkte Aktion und Inſurrektion. Dabei kein einziger Hin⸗ 
weis auf die notwendigen Vorausſetzungen zur Durchführung dieſes beſcheidenen 
Programms. Die Reſolution des Tarn war eher einem langen Revueartikel ähn⸗ 
lich. Sie wurde von Jaures ſelbſt als bloßes Orientierungsreferat bezeichnet. 

Unter ſolchen ungünſtigen Umſtänden verſammelte ſich die Reſolutions⸗ 
kommiſſion. Jaurès, Vaillant, Jobert und ihre Freunde ſchlugen der Kom⸗ 
miſſion die etwas abgeänderte Seinereſolution vor. Von der Reſolution des 
Tarn ſtand blutwenig in dieſem Vorſchlag. Die meiſten Konzeſſionen wurden 
den Anarchoſyndikaliſten gemacht, um die Zurückziehung der ana dee 
liſtiſchen Reſolution Jobert zu bewirken, was auch gelang. 
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Die Marxiſten ſchlugen ihrerſeits eine Reſolution vor, in der fie die in 
der Debatte von ihnen entwickelten Geſichtspunkte kurz zuſammenfaßten. Nach 
einer kurzen Diskuſſion erſchien es, als ſei eine Verſtändigung unmöglich. 
Man griff zu einer Subkommiſſion aus vier Mitgliedern (Jauréès, Tanger, 
De la Porte, Compere⸗Morel). Auch dieſe Subkommiſſion konnte ſich nicht 
in der Frage der parlamentariſchen Aktion einigen. Die Marxiſten verlangten 
wenigſtens die Aufnahme des Textes der Londoner Reſolution, die die 
Anarchiſten aus den ſozialiſtiſchen Kongreſſen ausſchließt. Jaurès und be⸗ 
ſonders Vaillant, der die Londoner Reſolution als einen überwundenen 
Standpunkt („vieillerie“) bezeichnete, wollten nicht nachgeben. Endlich gelang 
es Jaurés, eine Formel zu finden, die den Widerſtand der Marxiſten über⸗ 
wand. Die nachſtehende Reſolution wurde von der Kommiſſion einſtimmig 
(bei Stimmenthaltung des Schreibers dieſes) angenommen: 

„Die ſozialiſtiſche Partei, die Partei des Klaſſenkampfes und der ſozialen Re⸗ 
volution, erſtrebt die Eroberung der politiſchen Macht zum Zwecke der Befreiung 
des Proletariats durch Zerſtörung des kapitaliſtiſchen Regimes und Aufhebung der 
Klaſſen. 

„Sie ruft durch ihre Propaganda dem Proletariat unabläſſig in Erinnerung, 
daß es die Erlöſung und völlige Befreiung erſt in der kollektiviſtiſchen oder kom⸗ 
muniſtiſchen Geſellſchaft finden wird. Sie trägt dieſe Propaganda in alle Kreiſe, 
um überall den Geiſt der Forderung und des Kampfes zu wecken. Sie ruft die 
arbeitende Klaſſe zu einem täglichen Bemühen, zu einer fortgeſetzten Aktion für 
verbeſſerte Lebens⸗, Arbeits⸗ und Kampfesbedingungen auf, zur Eroberung neuer 
Garantien, neuer Aktionsmittel. 

„Gerade weil ſie eine Partei der Revolution iſt, weil ſie in ihrem unabläſſigen 
Fordern nicht durch das in ihren Augen verwirkte Recht des kapitaliſtiſchen und 
bürgerlichen Eigentums aufgehalten wird, iſt ſie die eigentlichſte, die tätigſte 
Reformpartei, die einzige, die ihre Aktion bis zur vollſtändigen Reform fortſetzen 
kann, die einzige, die jeder einzelnen Arbeiterforderung die volle Kraft verleihen, 
die einzige, die jederzeit aus jeder Reform, aus jeder Eroberung den Ausgangs⸗ 
und Stützpunkt weitergreifender Forderungen und kühnerer Eroberungen machen kann. 

„Und wenn ſie der Arbeiterklaſſe mit der Nützlichkeit, der Notwendigkeit, der 
Wohltätigkeit jeder Reform auch die Grenzen zeigt, die das kapitaliſtiſche Milieu 
ſelbſt ihr zieht, ſo geſchieht es nicht, um dieſe von der unmittelbaren Arbeit der 
Verwirklichung abzulenken, ſondern um ſie zur Eroberung neuer Reformen anzu⸗ 
feuern und ihr die Notwendigkeit der totalen Reform, der entſcheidenden Umwand⸗ 
lung des Eigentums in dem unabläſſigen Kampfe um Beſſerung immer gegenwärtig 
und fühlbar zu machen.“ 


Die Reſolution ſetzt dann auseinander, daß die Entwicklung der Produktiv⸗ 
kräfte ſelbſt den Kollektivismus vorbereitet, und fährt fort: 


„Parallel mit dieſen Bewegungen der Produktivkräfte muß ſich eine gewaltige 
Erziehungs⸗ und Organiſationsarbeit des Proletariats entwickeln. 

„In dieſem Sinne erkennt die ſozialiſtiſche Partei die weſentliche Bedeutung 
der Schöpfung und Entwicklung der Arbeiterorganiſationen an, die, wie die Ge— 
werkſchaften, Genoſſenſchaften uſw., dem Kampfe und der kollektiven Organiſation 
dienend notwendige Elemente für die ſoziale Umgeſtaltung ſind. 

„In dieſen Kämpfen, bei dieſen Eroberungen wendet die ſozialiſtiſche Partei 
alle Mittel der Aktion an, indem ſie ihren Gebrauch nach dem überlegten Willen 
eines ſtark organiſierten Proletariats regelt. 

„Das Proletariat ſchreitet fort und befreit ſich durch ſein direktes Bemühen, 
durch ſeine kollektive und organiſierte direkte Aktion gegen das Unternehmertum 
und gegen die öffentlichen Gewalten, und dieſe direkte Aktion geht bis zum 
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Generalſtreik, der angewendet wird zur Verteidigung der bedrohten Arbeiter⸗ 
freiheiten, zur Durchſetzung großer Forderungen der Arbeiterſchaft und zu jedem 
gemeinſamen Bemühen des organiſierten Proletariats, das auf die Expropriation 
der Kapitaliſten abzielt. 

„Wie alle im Laufe der Geſchichte ausgebeuteten Klaſſen nimmt auch das 
Proletariat als letzte Zuflucht das Recht auf die inſurrektionelle Gewalt in An⸗ 
ſpruch. Aber es verwechſelt nicht mit den großen kollektiven Bewegungen, die nur 
aus der allgemeinen und tiefen Bewegung des Proletariats hervorgehen können, 
die Scharmützel, in denen ſich etwa Arbeiter der geſammelten Macht des bürger⸗ 
lichen Staates in einem Abenteuer entgegenwerfen. f 

„Die ſozialiſtiſche Partei widmet ſich in einem überlegten, beſtändigen Bemühen 
der Eroberung der politiſchen Macht. Sie ſetzt allen Parteien der Bourgeoiſie, 
allen rückſchrittlichen oder unklaren oder unvollſtändigen Programmen das volle 
kollektiviſtiſche oder kommuniſtiſche Bekenntnis und den unausgeſetzten Kampf für 
die Befreiung des organiſierten Proletariats entgegen, und ſie betrachtet es als 
weſentliche Pflicht der Parteigenoſſen, durch die Wahlaktion an der Steigerung der 
parlamentariſchen und geſetzgeberiſchen Macht des Sozialismus mitzuarbeiten.“ 


Der Text der Reſolution tft faſt ausſchließlich von Jauress verfaßt. Die 
Marxiſten haben ihr einiges hinzugefügt. So wurden auf den Vorſchlag von 
Paul Lafargue ſtatt der Bezeichnung der Gewerkſchaften, als den notwendigen 
„Inſtitutionen“ der zukünftigen Geſellſchaft, was den ſyndikaliſtiſchen Theorien 
entſpricht, die Worte: notwendige Elemente für die ſoziale Umgeſtal⸗ 
tung geſetzt. Ch. Rappoport ſchlug vor, die „direkte Aktion“ als einen zwei⸗ 
deutigen Ausdruck aus der Reſolution zu ſtreichen. Es gelang ihm indes nur, 
den Zuſatz: „kollektive und organiſierte“ durchzuſetzen. 2 

Was in der Reſolution vor allem fehlt, iſt die Widerſpiegelung der groß 2 
Kongreßdebatte über den Reformismus, die genauere Umſchreibung der Stellung 
der Reformen im ſozialiſtiſchen Programm. 

Der Parteivorſtand wurde mit Akklamation wiedergewählt. Über alle Aus⸗ 
ſchlußanträge ging der Kongreß debattelos zur Tagesordnung über. Er endigte 
mit einer Apotheoſe der Einigung. 

Leider dauerte dieſe Einſtimmigkeit nicht lange. Die Syndikaliſten ziehen 
nach wie vor gegen ihre Parteigenoſſen los. Lagardelle tröſtet ſich damit — in 
einem Interview in der „Petite République“ —, daß die Syndikaliſten 
„Störungen“ in die Reihen der Partei hineingetragen haben, und daß die 
Reſolution ihnen wichtige Konzeſſionen machen mußte, was leider den Tat⸗ 
ſachen entſpricht. Das Verhältnis zu der Konföderation bleibt unbeſtimmt. 
Alles wird wahrſcheinlich beim alten bleiben, ſofern es von den leitenden 
Elementen der Partei abhängt. 

Nach zwei Seiten hin ſind wohl kleine Anderungen möglich. Der Reformis⸗ 
mus mag etwas an Preſtige gewinnen. Durch die Toulouſer Reſolution „ 
wannen die Reformiſten den Anſchein eines Sieges. Breton ſchreibt ſogar in 
der Zeitung des Herrn Gérault⸗Richard von einem „Triumph des Reformis⸗ 
mus“. Die Radikalen combiſtiſcher Richtung feiern im voraus die Auferſtehung 
des radikal⸗ſozialiſtiſchen Blocks. Ihre Hoffnungen ſind aber auf jeden Fall 
übertrieben. Vor Miniſterialismus und Millerandismus bleiben wir geſchützt. 

Eine andere Anderung iſt möglich durch die Konföderation. Seit dem ver⸗ 
unglückten ſyndikaliſtiſchen großen „Probemanöver“ in Villeneuve⸗St. Georges 
und ſeit dem Kongreß in Marſeille, wo die anarchoſyndikaliſtiſche Minderheit 
über die gewerkſchaftliche Mehrheit einen Pyrrhusſieg davontrug, will es in 
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den Gewerkſchaften zu keiner Ruhe kommen. Der Selbſterhaltungstrieb der 
Organiſationen ſetzt ſich mit elementarer Macht durch. Je länger deſto lauter 
wird der Proteſt gegen die Zerſetzungstaktik der Anarchoſyndikaliſten. Wenn 
die Gewerkſchaften ſelbſt von innen heraus reinen Tiſch mit den anarchoſyndika⸗ 
liſtiſchen Beſtrebungen machen, ſo wird das mächtig auf die ſozialiſtiſche Partei 
ſelbſt zurückwirken, da in den letzten Jahren deren Taktik hauptſächlich durch 
ihr Verhältnis zur Konföderation beſtimmt wurde. Und ſo wird die Vernunft 


ſich doch endlich durchſetzen. 


Owen und Ricardo. 


Zum 50. Todestag Robert Owens (17. November). 
Von N. Riafanoff. 
III. 

Im Jahre 1817, da Owens Agitation ihren Höhepunkt erreichte, hatte 
Ricardo eine Reiſe durch Frankreich, die Niederlande und das weſtliche Deutſch— 
land unternommen. In einem ſeiner Briefe an Trower (vom 27. Auguſt 1817) 
finden wir eine gutmütig⸗ironiſche Bemerkung über eine Unterredung mit Owen, 
in der angeblich die Errichtung einer beſonderen Kolonie für Ricardo und ſeine 
zahlreiche Nachkommenſchaft behandelt wurde. „Jetzt, da dieſer arme Mann 
von allen verlaſſen wird, ſelbſt von der ‚Times‘, die ihn jo eifrig in den 
Vordergrund gerückt hatte, wird er genügend Zeit übrig haben, um ſeine 
Talente und ſeinen Enthuſiasmus der Ausarbeitung ſeines Planes zu widmen.“ 
Im Jahre 1818 gab Ricardo endgültig ſeine Tätigkeit an der Börſe auf und 
begab ſich in die Arena der öffentlichen Tätigkeit. Nachdem er ein ganzes 
Jahr die Funktionen eines Sheriffs ausgeübt hatte, kaufte er ſich einen Sitz 
im Unterhaus, wo er mit einem Schlage eine hervorragende Stellung errang. 
In ſeinem Kampfe gegen die Mißbräuche des Notenverkehrs, den er mit aller 
Energie im Parlament führte, wie auch im Kampfe gegen die Willkür des 
Toryminiſteriums, das damals ſeine berüchtigten ſechs Akte (Ausnahmegeſetze) 
im Parlament durchzuſetzen ſuchte, fand er Owen auf der Seite der Verteidiger 
der Engliſchen Bank wie des Miniſteriums. Für ihn war das ein weiterer 
Beweis, daß Owen ein ebenſolcher Phantaſt ſei wie Southey, der damals in der 
„Quarterly Review“ die Großinduſtrie verdammte und ſich von Owen erſt los⸗ 
ſagte, als ſich dieſer gegen die Religionen ausſprach.! Außerdem konnte man 
es auf den Meetings im Jahre 1819 deutlich erkennen, daß es ſich jetzt bei der 
Arbeitsloſigkeit hauptſächlich um die landwirtſchaftlichen Arbeiter handelte, und 
daß die Frage der Kriſis in der Landwirtſchaft an erſter Stelle ſtand. Als hierauf 
Ricardo aufgefordert wurde, dem Komitee zur Begutachtung des Owenſchen 
Planes beizutreten, lehnte er zuerſt ab, gab aber ſchließlich dem Drängen der 
anderen Mitglieder nach. Er erklärt ſeine Handlungsweiſe in folgendem Briefe 
an Trower: 

„Ich bin nicht Mitglied eines Komitees, um Owens Plan zu fördern. 
Dieſes Komitee war bloß eingeſetzt, um Owens Plan zu prüfen, nicht aber, 
um ihn gutzuheißen. Vergebens proteſtierte ich, vergebens wies ich nach, daß 
ich mit keinem der grundlegenden Prinzipien Owens einverſtanden jet — man 
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ſagte mir, daß das kein Einwand ſei, weil ich bloß verpflichtet wäre, Owens 
Plan zu prüfen und nicht gutzuheißen. Mit größtem Widerwillen gab ich 
ſchließlich meine Einwilligung. Ich war auf der erſten Verſammlung an⸗ 
weſend, wo ich ausführlich meine Meinungsverſchiedenheiten mit Owen dar⸗ 
legte. ... Owen ſelbſt iſt ein gutmütiger Enthuſiaſt, der bereit iſt, für ſeine 
Lieblingsidee große Opfer zu bringen. Er denkt offenbar, daß eine übergroße 
Bevölkerung für ihre Produktion und ihr Glück nicht mehr bedarf als Land. 
Wir haben freilich Land, ſeine Produktivität kann gehoben werden, darum 
brauchen wir alſo keine überſchüſſige Bevölkerung zu fürchten. Kann aber ein 
vernünftiger Menſch mit Owen glauben, daß eine Geſellſchaft, wie er ſie 
projektiert, gedeihen und mehr produzieren kann als eine ebenſolche Geſellſchaft, 
die nicht von den Intereſſen der Gemeinſchaft, ſondern von Privatintereſſen 
geleitet wird? Spricht die Erfahrung der Jahrhunderte nicht gegen ihn? 
Und dieſer Erfahrung kann er nichts entgegenſtellen als einige ſchlecht be⸗ 
glaubigte Fälle von kommuniſtiſchen Geſellſchaften, wo die Leute unter dem 
ſtarken Einfluß eines religiöſen Fanatismus ſtanden.“ . 

Trotzdem ſich das Komitee dafür ausſprach, daß Owens Plan in dem 
Sinne umgeändert werden müſſe, daß den projektierten Kolonien die Be⸗ 
ſchäftigung mit der Landwirtſchaft zugrunde gelegt werde, erlitt der neue 
Verſuch das gleiche Geſchick wie der erſte. Die Subskription ging ſehr ſchlecht, 
und da zum 1. Dezember 1819 bloß 8000 Pfund Sterling an Stelle der er⸗ 
forderlichen 100000 geſammelt waren, ſo legte die Kommiſſion ihr Mandat nieder. 
Da unternahm William de Crespigny einen neuen Verſuch und brachte am 
16. Dezember 1819 im Unterhaus den Antrag ein, eine beſondere Kommiſſion 
einzuſetzen, „um Owens Plan einer Verbeſſerung der Lage der unteren Klaſſen 
zu unterſuchen“. Bei der Beratung dieſes Antrag kam es im Unterhaus zu 
heftigen Debatten, an denen auch Ricardo hervorragenden Anteil nahm.“ 

Die Debatte wurde mit einer Rede Crespignys eröffnet. Er hob von An⸗ 
fang an hervor, daß die angeregte Frage vorwiegend eine Frage der Humanität 
und keine politiſche ſei. Die Einmiſchung des Staates ſei unabweisbar. Das 
allgemeine Elend müſſe eine allgemeine Unzufriedenheit hervorrufen, und dieſe 
führe ſehr oft zur Revolution. Owens Plan biete die beſte Garantie gegen 
dieſe Eventualität. Alles, was die Befürworter und Gönner Owens wünſchten, 
ſei, daß ſein Plan verſucht werde. Das Maſchinenweſen habe in den letzten 
Jahren die menſchliche Arbeit verdrängt. Es müſſe ſich aber in einen Diener 
des Menſchen verwandeln. Als Smith ſein Werk über den „Reichtum der 
Nationen“ ſchrieb, war das große Ziel die Vermehrung des Reichstums unſeres 
Landes. Und nun will Owens Plan Produktion und Konſumtion in Einklang 
miteinander bringen und damit eine Reorganiſation und Remoraliſation der 
unteren Klaſſen herbeiführen. 

Vanſittart, der Kanzler des Reichsſchatzamtes, ſprach ſich ſchroff gegen die 
„Verwendung von Staatsmitteln für die Verwirklichung eines Planes aus, 
der dem Publikum in einer Rede empfohlen wurde, in der alle Religionen 
als falſch bezeichnet wurden“. Ebenſo kategoriſch ſprach ſich auch einer der 
Führer der Oppoſition, Lord Brougham, gegen Owen aus. Wilberforce, der 
die Ausbeutung der Sklavenarbeit bekämpfte, aber nichts dagegen einzuwenden 
hatte, daß die freie Lohnarbeit der „freien Briten“ ausgebeutet werde, trat 


1 Hanſard, Parliamentary Debates First Series, Vol. XLI, S. 1189 bis 1216. 


N. Rjaſanoff: Owen und Ricardo. 271 


als Verteidiger der chriſtlichen Religion auf, die die Größe Englands und 
ſeinen moraliſchen Fortſchritt begründet habe. 

Anders baute Ricardo ſeine Rede auf. Er erklärte, daß er ein entſchiedener 
Gegner des Owenſchen Syſtems ſei, weil es auf einer Theorie beruhe, die mit 
den Prinzipien der Nationalökonomie unvereinbar ſei. Er könne aber Owen 
auch darum nicht zuſtimmen, weil er die Urſachen der elenden Lage der 
Arbeiterklaſſe durchaus nicht aufgeklärt habe. Die Einführung der Maſchine 
ſei nicht die Haupturſache der Arbeitsloſigkeit. In vorſichtigerer Form wie in 
der erſten und zweiten Auflage ſeiner „Grundgeſetze“ und in ſeinem „Verſuch 
über den Einfluß eines niedrigen Getreidepreiſes auf den Kapitalgewinn“ 
legte Ricardo ſeine Anſicht über den Einfluß der Maſchinen in folgenden 
Worten dar: „Man darf im allgemeinen nicht leugnen, daß die Anwendung 
von Maſchinen die Nachfrage nach Arbeitskraft vermindert. Sie vermehrt 
auch nicht den Konſum von landwirtſchaftlichen Produkten oder Manufaktur⸗ 
waren. Sie können allerdings auch unglücklich angewendet werden und eine 
Überproduktion von Baumwoll- oder Tuchwaren hervorrufen, ſobald aber die 
Produktion dieſer Waren — infolge zu großer Anhäufung — nicht mehr 
Gewinn bringt, widmet der Fabrikant ſeine Zeit und ſein Kapital einem 
anderen Produktionszweig.“ Ricardo ſpricht ſich zugleich kategoriſch gegen 
Owens Antrag aus, den Boden ohne Pferde und Pflüge zu bearbeiten und 
die ſogenannte Spatenkultur anzuwenden, er hat aber nichts dagegen einzu⸗ 
wenden, daß dieſes Syſtem in der Praxis geprüft werde. Die Haupturſache 
der Leiden, die das Land durchlebt, beſteht nach Ricardo in den Hinderniſſen, 
die dem Wachſen der Produktivkräfte, der Akkumulation des Kapitals in den 
Weg geſtellt werden. Dieſer Umſtand rufe ein Mißverhältnis zwiſchen 
Arbeitslohn und Bevölkerung hervor. Es ſei darum notwendig, alle Faktoren 
zu beſeitigen, die das Sinken des Profits herbeiführten. Das ſeien in erſter 
Linie die Korngeſetze, dank welchen der Preis des notwendigſten Gebrauchs⸗ 
artikels, des Getreides, in England ungleich höher ſei als in den anderen 
Ländern. Zweitens müßten die Feſſeln beſeitigt werden, die infolge des Ein⸗ 
fuhrverbots ausländiſcher Erzeugniſſe auf Handel und Induſtrie laſteten. 
Drittens müßte mit dem Syſtem der Staatsanleihen gebrochen und mit der 
ungeheuren Staatsſchuld aufgeräumt werden. Das Mittel, das nun Ricardo 
vorſchlägt — ſein „Steckenpferd“ —, beſteht darin, die beſitzenden Klaſſen 
mit einer entſprechenden Steuer zu belaſten und die Staatsſchuld nach dem 
momentanen Kurſe einzulöſen.' Indeſſen trotz feiner tiefen Meinungsverſchieden⸗ 


1 „Die Anwendung der Maſchinen — niemand bezweifelt das jetzt — hat entſchieden die 
Wirkung, den Reallohn der Arbeit zu erhöhen.“ „Ricardos Works“, London 1888, S. 387. 
2 Eben dieſer Plan und der Kampf, den Ricardo gegen die Korngeſetze führte, ent— 
feſſelte die Entrüſtung ſelbſt „radikaler“ Whigs, wie Lord Brougham. Wenn jemand in 
Ricardo einen genialen Okonomiſten geſehen hat, ſo war es jedenfalls nicht dieſer viel— 
ſchreibende und vielſchwätzende „Löwe“ der Oppoſition der zwanziger Jahre. Die Worte, 
die er über Ricardo gebraucht, hatten einen ganz anderen Sinn als den von Marx in ſeiner 
Schrift „Zur Kritik der politiſchen Okonomie“ angeführten. Gegen Ricardo in der Unter— 
hausſitzung vom 30. Mai 1820 polemiſierend, bemerkte Lord Brougham, Ricardo „argumen- 
tiere, als wäre er von einem anderen Planeten herabgefallen“ (Hanſard, New Series, 
Vol. I, S. 685), und in ſeiner Ricardo-Biographie betont er ausdrücklich, daß Ricardo bei 
weitem kein genialer Okonomiſt war (S. Brougham, Historical Sketches of Statesmen 
in the time of George III., London 1839, S. 172— 191). Merkwürdig, daß dieſes 
„falſche Zitat“ von Marx weder von Brentano noch von Menger bemerkt wurde! 
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heit mit Owen erſuchte Ricardo das Parlament, eine beſondere Kommiſſion 
einzuſetzen, die den Plan Owens objektiv zu prüfen hätte, ſelbſtverſtändlich 
unter Nichtbeachtung der „Teilung des ganzen Landes in Parallelogramme 
oder der Einführung des Kommunismus“. Obwohl der Antragſteller in 
ſeinem Schlußwort betonte, daß Owen ein entſchiedener Gegner der von den 
Radikalen verlangten Wahlreform ſei, wurde ſein Antrag mit 141 gegen 
16 Stimmen verworfen. Ricardo ſtimmte natürlich mit der Minorität.“ 

Ebenſo erfolglos blieben auch alle anderen Verſuche Owens und ſeiner 
Freunde, das Parlament auf dem Wege der Petitionen zu veranlaſſen, ſeinen 
Plan zu prüfen. „Sie lehnten das ab — freilich mit größter Höflichkeit“, ſo 
bemerkt Owen melancholiſch in feiner Autobiographie. 


IV. 


Wir wollen hier auf die parlamentariſche Tätigkeit Ricardos nicht aus⸗ 
führlich eingehen, obwohl ſie die Wandlung in ſeinen Anſichten grell beleuchtet, 
die während des Zeitraums zwiſchen der zweiten und der dritten Auflage ſeines 
Werkes (1819 bis 1821) eintritt.“ Die Frage der Bedeutung der Maſchinen in 
der Produktion lenkt ſeine Hauptaufmerkſamkeit auf ſich. Die Veränderungen 
in der Verteilung von „lebenden Maſchinen“ und „totem Inventar“, auf die 
Owen ſo beharrlich hinwies, veranlaßte ihn, die Frage der Beziehungen zwiſchen 
zirkulierendem und fixem Kapital und ihren Einfluß auf die Verteilung des „Ge⸗ 
ſamtproduktes des Landes“ zwiſchen den drei Klaſſen einer Durchſicht zu 
unterwerfen. Zugleich trat immer ſchroffer die Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
ihm und denjenigen ſeiner Schüler hervor, die „mehr Ricardo“ ſein wollten 
wie Ricardo ſelbſt. 

Im Briefe an Mac Culloch (vom 4. Dezember 1820) finden wir einen 
Hinweis, welches Intereſſe bei Ricardo die Umwälzung erweckte, die ſich da⸗ 
mals in der Wollinduſtrie vollzog. Er ſchreibt: „Die Fabrikanten verſichern 
mich, daß der Arbeitslohn der Arbeiter kaum irgendwelchen Schwankungen 
unterworfen iſt. Wenn die Geſchäfte ſchlecht gingen, könnten ſie zwar keine 
beſtändige Arbeit für ihre Arbeiter finden, ſie zahlten ihnen aber den un⸗ 
verkürzten ſtändigen Lohn und gäben allen die gleiche Arbeit, obwohl nur für 
drei Viertel oder die Hälfte des Arbeitstags. In Wirklichkeit iſt das aber 
eine Verkürzung des Arbeitslohns.“ 

Zu dieſem Zeitpunkt hatten ſich Ricardos Anſichten ſo weit geändert, daß 
er es für ſeine Pflicht hielt, ſeinen Standpunkt in einem beſonderen Kapitel 
„Über Maſchinen“ in der dritten Auflage ſeiner „Grundgeſetze“ (erſchienen 
im April 1821) zu formulieren. Das war die erſte Breſche in dem harmo⸗ 
niſchen Gebäude der klaſſiſchen Nationalökonomie. Ricardo erkannte jetzt un⸗ 
umwunden an, daß die Erſetzung der menſchlichen Arbeit durch Maſchinen 


Der Geſchichtſchreiber der engliſchen radikalen Partei, Harris, nennt dieſe Abſtimmung 
nicht ohne Übertreibung „die erſte Einführung der Frage des Sozialismus in eine moderne 
europäiſche, legislative Verſammlung“ (Harris, History of the radical party in Parlia- 
ment, London 1885, S. 141). 

2 The life of Robert Owen, Vol. I, S. 237. 

2 Die parlamentariſche Tätigkeit Ricardos ift vom engliſchen Okonomiſten E. Cannan 
in dem „Economic Journal“ 1894 beleuchtet worden („Ricardo in parliament“). Das 
iſt aber bloß ein erſter Verſuch, der den Gegenſtand der Forſchung bei weitem nicht er⸗ 
ſchöpft. Cannan verfügte noch nicht über die Briefe an Mac Culloch und Trower, ohne die 
es ſchwer iſt, die Entwicklung in Ricardos Anſichten zu begreifen. 
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oft die Arbeiterklaſſe ſehr ſchädigt, daß „dieſelbe Urſache, die die Nettorevenue 
eines Landes vermehre, gleichzeitig eine überſchüſſige Bevölkerung ſchaffen und 
die Lage der Arbeiterſchaft verſchlechtern könne“. Dieſer Satz war nicht nur 
ein Bruch mit der Ubervölkerungstheorie von Malthus, er war auch unver⸗ 
einbar mit der ganzen Weltanſchauung der engliſchen Utilitarier. Es war, 
um mit Marx zu reden, ein Bekenntnis, daß „die Produktionsverhältniſſe, in 
denen ſich die Bourgeoiſie bewegt, nicht einen einheitlichen, einfachen Charakter 
haben, ſondern einen zwieſchlächtigen, daß in denſelben Verhältniſſen, in 
denen der Reichtum produziert wird, auch das Elend produziert wird“. 

Es verſteht ſich, daß der arme Mac Culloch wegen des „Verrats“ Ricardos 
aus allen Himmeln fiel. Er ſchrieb ihm, daß er „das ganze Werk durch 
dieſes Kapitel vernichtet, daß er der Wiſſenſchaft ſowohl durch ſeine Anſichten 
wie durch die Art, in der er die Entwicklung ſeiner Anſichten ſchilderte, ernſten 
Schaden zugefügt habe“. In feiner Antwort ſchrieb Ricardo: „Ich habe 
nicht behauptet, daß, wenn der Allmächtige uns fertige Dampfmaſchinen ge⸗ 
gegeben hätte, die ohne menſchliche Hilfe funktionieren könnten, dieſes Geſchenk 
für irgend eine Klaſſe von Nachteil wäre. Ganz im Gegenteil. Ich habe aber 
geſagt, daß ein Fabrikant, der im Beſitz von zirkulierendem Kapital iſt, einer 
größeren Anzahl von Perſonen Beſchäftigung geben könne. Wenn es für ihn 
vorteilhaft iſt, dieſes zirkulierende Kapital durch ein gleichwertiges fixes Kapital 
zu erſetzen, ſo wird das unvermeidlich zur Entlaſſung eines Teiles der Arbeiter 
führen, da das fixe Kapital nicht allen Arbeitern, die es zu erſetzen hat, Be⸗ 
ſchäftigung geben kann. Ich geſtehe ein, daß dieſer Satz mir ebenſo richtig 
erſcheint wie irgend ein geometriſcher Lehrſatz, und ich bin ganz erſtaunt, daß 
ich ihn jo lange nicht bemerkt habe.“? 

In einem anderen Briefe heißt es: „Sie ſchreiben: ‚die Intereſſen der 
einzelnen Individuen ſtehen nie (sic!) in einem Gegenſatz zu den Intereſſen 
der Geſellſchaft.“ Das iſt nicht meine Meinung. In der Frage der Maſchinen 
ſtoßen die Intereſſen der Unternehmer und der Arbeiter ſehr oft aufeinander. 
Dasſelbe ſehen wir bei den Intereſſen der Grundbeſitzer und der Geſellſchaft. 
Ferner beſtreite ich, daß wir imſtande ſind, Beſchäftigung zu finden für alle 
Arbeiter, die von der Maſchine verdrängt werden.“ 

Zugleich mit der Anerkennung dieſes Widerſpruchs in der kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaft macht ſich bei Ricardo auch eine weit deutlichere Vorſtellung von 
der Beſonderheit dieſer Geſellſchaft bemerkbar. So N er aus der dritten 
Auflage eine ganze Reihe von Beiſpielen, in denen Jäger und Fiſcher der 
Urzeit im Gewand moderner Kapitaliſten umherſtolzieren und „zur Berechnung 
ihrer Arbeitsinſtrumente die 1817 auf der Londoner Börſe gangbaren Annuitäten⸗ 
tabellen zu Rate ziehen“.“ In einem Briefe an Malthus ſchreibt er: „Hätte 
ein hervorragendes Genie über die Verteilung des Kapitals eines Landes zu 
verfügen, dann wäre er in der Lage, die Induſtrie in kurzer Zeit wieder in 
Tätigkeit zu verſetzen. Die Menſchen irren in ihrer Produktion, es gibt keinen 
Mangel an Nachfrage.“ 


1 Ricardo, Letters to Malthus, Oxford 1888, S. 184. 2 Letters to Mac Culloch, 
1896, S. 109. Daſelbſt, S. 136. 
Marx, Zur Kritik der politiſchen Okonomie, S. 43. Es ſcheint, daß Marx dieſe und 
andere Anderungen in der dritten Auflage nicht bemerkt hat. 
5 Ricardo, Letters to Malthus, S. 174. Das iſt eben jene Stelle, in der Brentano 
„eine Vorahnung“ der ſozialdemokratiſchen Forderungen ſieht! Und dann noch die Behauptung, 
1908-1909. I. Bd. 21 
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Nachdem Ricardo ſeine Anſchauungen geändert, ſuchte er ſie ſowohl in der 
gelehrten Welt wie im Parlament zu verbreiten. Im Klub für politiſche 
Okonomie (Political economy Club) — gegründet im Jahre 1821 —, zu dem 
damals die Hauptvertreter der neuen Schule der politiſchen Okonomie gehörten, 


regte er mehrmals dieſe Frage an, „allein“, ſo ſchrieb er, „mich konnte die 
allgemeine Meinung über dieſe Streitfrage nicht befriedigen“. Weder Mac Culloch 


noch Mill konnten ſich mit ſeinen neuen Anſchauungen einverſtanden erklären. 
Am 30. Mai 1823 polemiſierte er im Parlament während der Beratung über 


die Deputation der Stockporter Handweber gegen Cobbet und betonte aber⸗ 


mals, daß die raſche Ausdehnung des Maſchinenweſens ſchädliche Folgen für 
die Arbeiter habe.“ 

Neben dem Kampfe gegen die Korngeſetze nahm Ricardo jetzt immer regeren 
Anteil an der Beratung aller Anträge und Interpellationen, die der Arbeiter⸗ 
klaſſe galten, und verteidigte mit aller Energie die Verſammlungs⸗, Glaubens⸗ 
und Preßfreiheit für die Volksmaſſe. Und wenn er, ſeinen Grundprinzipien treu 
bleibend, hierbei Fehler beging, ſo tat er das zuweilen unter dem Einfluß Owens. 
Als am 17. Juni 1822 eine Petition beraten wurde, die ein Geſetz gegen das 
Truckſyſtem verlangte, ſprach ſich Ricardo dagegen aus, indem er ſich auf die 
Praxis Owens in New Lanark berief, wo „Owen den Arbeitern aus ſeinen 


Läden die beſten Waren zu billigeren Preiſen verkaufte, als die Arbeiter ſie 


ſonſt erhielten“.? 

Je mehr Ricardo in ſeiner parlamentariſchen Tätigkeit zur Überzeugung 
gelangen mußte, „wie ſchwer es iſt ..., von denen verſtanden zu werden, die 
nichts verſtehen oder von Vorurteilen erfüllt ſind, an denen ſie beharrlich 
hängen“, je häufiger gegen ihn ſelbſt Anklagen wegen Utopismus und Phan⸗ 
taſterei erhoben wurden, deſto milder beurteilte er die „Utopiften und Phantaſten“ 
ſeiner Zeit, deſto wärmer wurden ſeine Außerungen über Owen. In einer 
ſeiner beſten Parlamentsreden zur Verteidigung Richard Carlisles, des Heraus⸗ 
gebers des „Republican“, in der er die Freiheit des Gedankens und des 
Glaubens mit feurigen Worten verteidigte und — gegen Wilberforce — nach⸗ 
wies, daß die Verneinung der Religion vollkommen vereinbar ſei mit der 


Tätigkeit, der Geſellſchaft auf die uneigennützigſte Weiſe zu dienen, erhob er 


ſich zu folgender Verteidigung Owens: 


„Seht zum Beiſpiel Owen aus Lanark. Er hat der Geſellſchaft enorme 


Wohltaten erwieſen, nach einigen ſeiner Anſichten zu urteilen, glaubt er aber 
nicht an das Leben nach dem Tode. Wer wagte es angeſichts dieſes Gegen⸗ 
beweiſes zu behaupten, daß Owen infolge ſeines religiöſen Skeptizismus weniger 
moraliſch geworden ſei? Und kann wirklich ein Mann, der auf Ehrenhaftigkeit 
und Aufrichtigkeit Anſpruch erhebt, behaupten, daß Owen, der ſein Leben den 
Intereſſen anderer Leute gewidmet, eine reinere Seele, ein aufrichtigeres Herz 
beſeſſen und die Notwendigkeit moraliſcher Einſchränkungen und moraliſcher 
Kontrolle mehr empfunden hätte, wenn er von den Vorſchriften der Religion 
mehr durchdrungen geweſen wäre?“ 


daß „alle Fortſchritte in der Produktivität der Arbeit nicht dem Arbeiter, ſondern lediglich 
dem Kapitaliſten zufallen“, die nicht erſt Rodbertus und Marx aufgeſtellt haben, ſondern 
Ricardo ſchon darlegt. Brentano, Die klaſſiſche Nationalökonomie, 1888, S. 9. a 
Hanſard, New Series, Vol. IX, S. 601 bis 602. 2 Daſelbſt, Vol. VII, S. 1123. 
3 Ricardo, Letters to Trower, S. 191. | 


* Hanſard, New Series, Vol. IX, S. 1386, Sitzung des Unterhauſes vom 1. Juli 1823. 
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Zum letzenmal trafen Ricardo und Owen bei der Sitzung des Parlaments⸗ 
komitees zuſammen, die am 20. Juli 1823 zur Unterſuchung der Lage der 
arbeitenden Klaſſen Irlands eingeſetzt worden war. Ricardo ſchrieb darüber 
am 24. Juli 1823 in einem Brief an Trower: „Neben anderen Vorſchlägen 
hörten wir auch mit großer Aufmerkſamkeit den Plan Owens an, der uns 
verſichert, er würde Irland jetzt und auf immer glücklich machen, wenn wir 
ihm 8 Millionen geben wollten.“ 

Bekanntlich wurde Ricardo am 11. September 1823 von einem frühzeitigen 
Tode ereilt. Er raffte ihn auf dem Höhepunkt eines intenſiven geiſtigen 
Schaffens hinweg, während einer ununterbrochenen Reviſion ſeiner grund⸗ 
legenden Ideen. Die zahlreichen Spuren dieſer Arbeit ſind in ſeinem erſt 
jetzt veröffentlichten Briefwechſel mit ſeinen Freunden erhalten geblieben. 

Zu demſelben Zeitpunkt trat auch in Owens Leben ein entſcheidender 
Wendepunkt ein. Sein Vorſchlag, das iriſche Elend durch kommuniſtiſche 
Kolonien zu beſeitigen, wurde ſelbſtverſtändlich abgelehnt. Im Januar 1824 
geriet er in Konflikt mit dem Hauptteilhaber an ſeinem Unternehmen in Lanark, 
Allen. Er gab alle Hoffnung auf, ſeinen Plan in England zu verwirklichen, 
und begab ſich nach Amerika, um ſich nach ſeiner Rückkehr von dort end⸗ 
gültig aus einem Philanthropen in einen Kommuniſten zu verwandeln. 

Schon im Jahre 1820 machte Owen den Verſuch, Ricardos Werttheorie 
zu einer Waffe gegen die kapitaliſtiſche Geſellſchaft zu geſtalten. Sein „Report 
to the County of Lanark of a plan for relieving public distress“ bildet den 
Anfang einer ungeheuren Flugſchriftenliteratur, die in den zwanziger und 
dreißiger Jahren beſtrebt war, die Ricardoſche Wert: und Profittheorie im Inter⸗ 
eſſe des Proletariats gegen die Bourgeoiſie auszunutzen. „Der ganze Owenſche 
Kommunismus, ſoweit er ökonomiſch⸗polemiſch auftritt, ſtützt ſich auf Ricardo.“ 

Aus der offiziellen Geſellſchaft verbannt, fand der Kommuniſt gewordene 


Owen Zuflucht in den Reihen der Arbeiterklaſſe. Schwer kompromittiert durch 


die Nutzanwendungen, die die Wortführer der arbeitenden Klaſſen aus der 


Theorie Ricardos zogen, wurde dieſe Theorie aus der offiziellen Wiſſenſchaft 
verbannt, um ihre weitere Entwicklung und Vollendung bei den Theoretikern 


des Proletariats zu finden. Und dieſe Theoretiker, Sozialiſten gewordene 


Ricardos, haben ſehr viel gelernt in der Schule des Owenismus. 


Grundlſätzliches zur Reform der Arbeiterverſicherung. 
Von Guſtar Hoch (Banau). 


Die bevorſtehende Reform der Arbeiterverſicherung hat eine ganze Reihe von 
Sachverſtändigen veranlaßt, mit mehr oder weniger guten Ratſchlägen an die 


Offentlichkeit zu treten. Von dieſen Sachverſtändigen ſteht uns ſcheinbar Herr 


Profeſſor Dr. Fritz Stier⸗Somlo in Bonn, der Herausgeber des „Reformblatt für 
Arbeiterverſicherung“, verhältnismäßig nahe, da wir einem großen Teile ſeiner Vor⸗ 
ſchläge zuſtimmen können. 

Vor einiger Zeit hat Herr Profeſſor Stier⸗Somlo ſeine Anſichten über „dringende 


Reformpunkte der deutſchen Arbeiterverſicherung“ in einem Vortrag! dargelegt, deſſen 


„Dringende Reformpunkte der deutſchen Arbeiterverſicherung.“ Heft 2 der „Samm⸗ 
lung von Vorträgen und Aufſätzen über ſoziale Reformfragen“. Herausgegeben von dem 
Vorſtand des Heſſiſch⸗Naſſauiſchen Vereins der Geſellſchaft für ſoziale Reform. Gießen, Emil 


Roth. 65 Seiten. Preis 80 Pfennig. 
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Wortlaut jetzt im Verlag von Emil Roth in Gießen erſchienen iſt. Dieſer Vortrag 
zeigt uns, daß Herr Profeſſor Stier⸗Somlo in Wahrheit von einer Auffaſſung aus⸗ 
geht, die nach unſerer Überzeugung grund ſätzlich falſch iſt und ihn Daze drängt, 
ſich gegen die wichtigſten Forderungen der Arbeiter zu erklären. 

In dem Vortrag heißt es unter anderem: „Was die Organiſation der Berufs⸗ 
genoſſenſchaften betrifft, ſo hat ſich dieſe ſeit anderthalb Jahrzehnten derart in das 
Volksbewußtſein eingebettet, daß von einer Beſeitigung der Inſtitution ſelbſt ſchon 
aus dieſem Grunde gar keine Rede ſein kann. Dazu kommt, daß die Organiſation 
als ſolche ganz zweifellos richtig funktioniert und man nichts Beſſeres an die Stelle 
ſetzen könnte. Etwas anderes iſt es, wie weit eine Verwaltung auch der Arbeiter 
an der Unfallverſicherung ſtattfinden ſoll, die heute lediglich in der Hand der Unter⸗ 
nehmer liegt. Jedenfalls müßte dann die Arbeiterſchaft auch die Hälfte 
der Unkoſten für die Unfallverſicherung aufbringen. ... Mit all dem, 
was ich hier angedeutet habe, hängt zuſammen die Frage der Beiträge für die 
Arbeiterverſicherung. Der heutige Zuſtand bei der Krankenverſicherung ent⸗ 
ſpricht nicht mehr unſeren ſozialpolitiſchen Auffaſſungen. . .. Man wird daher nicht 
das Verhältnis von ¼8: ½, wie es jetzt beſteht, ſondern von ½: ½ als das An⸗ 
gemeſſene ... annehmen müſſen. ... Wie weit dann den Arbeitgebern eine 
höhere als die bisherige Teilnahme eingeräumt wird, iſt eine freilich ſehr 
ſchwierige, meinerſeits jedoch mit ja zu beantwortende Frage. Auf dem Gebiet 
der Unfallverſicherung wird eine Anderung des jetzigen Rechtszuſtandes nur dann 
als zuläſſig erſcheinen, wenn die Arbeiter zu den Koſten beitrügen. .. Wollen. 
die Arbeiter eine Beteiligung an der Verwaltung der Unfallverſicherung, ſo werden 
ſie auch Beiträge übernehmen müſſen, eventuell die Hälfte.“ 

Dieſe Ausführungen des Herrn Profeſſors Stier⸗Somlo kommen darauf hinaus: 
nur wer Beiträge für die Verſicherung bezahlt, kann einen Anteil an der Leitung 
der Verſicherungseinrichtung haben. Dieſer Grundſatz hat jedoch nur dann ſeine 
Berechtigung, wenn ſich die Verſicherung einzig und allein auf die Beiträge aufbaut. 
Das iſt in der Tat bei den Verſicherungen der Fall, die der einzelne Verſicherte 
nach ſeinem eigenen Ermeſſen abſchließt. Wenn ich mich in einer ſolchen Verſiche⸗ 
rung verſichern will, dann frage ich mich, ob die Leiſtungen der Verſicherung ein voll⸗ 
wertiges Entgelt meiner Beiträge für die Verſicherung ſind; und nur Ba trete 
ich der Verſicherung bei, wenn ich die Frage bejahen kann. 

Ganz anders verhält es ſich bei der Arbeiterverſicherung. Sie iſt eine Zwangs 
verſicherung, bei der das Recht auf die Leiſtungen der Verſicherung — ſpeziell der 
Unfallverſicherung — nicht aus der Beitragszahlung erwächſt. Leiſten doch die Ar⸗ 
beiter für die Unfallverſicherung keine Beiträge, und dennoch haben die verſicherten 


Arbeiter, wenn ſie einen Schaden durch einen Betriebsunfall erleiden, einen Rechts⸗ 


anſpruch auf die Leiſtungen der Unfallverſicherung. Der Rechtsanſpruch gründet 
ſich hier auf die Arbeit der verſicherten Arbeiter in den Betrieben der Unter⸗ 
nehmer. Die Unternehmer ziehen den Nutzen aus der Arbeit, die die Arbeiter in 


ihren Betrieben verrichten. Folglich haben ſie auch die Unkoſten der Arbeit zu tragen. 


Zu den Unkoſten der Arbeit gehört auch der Betrag, der dazu notwendig iſt, daß die 
Arbeiter die Koſten ihres Lebensunterhaltes beſtreiten. Der Lebensunterhalt bezieht 
ſich aber auf das ganze Leben der Arbeiter, alſo nicht nur auf die Zeit, da die 


Arbeiter im Dienſte der Unternehmer ſtehen und ihren regelmäßigen Arbeitslohn 


| 


erhalten, ſondern auch auf die Zeit der Verdienſtloſigkeit infolge eines erlittenen 


Betriebsunfalls. Für dieſe Zeit ſichert ihnen die Unfallverſicherung ein gewiſſes 
Einkommen, damit ſie auf dieſe Weiſe die Mittel zur Beſtreitung der Koſten ihres 


Lebensunterhaltes erlangen. So ſind die Leiſtungen der Unfallverſicherung für die 
Arbeiter ein Teil der Entſchädigung für ihre Arbeit im Dienſte der Unternehmer | 
— des Arbeitslohns im weiteren Sinne —, und den Unternehmern ftellen ſich die 


Beiträge für die Arbeiterverſicherung als ein Teil der Betriebsunkoſten dar. Die 


Betriebsunkoſten müſſen bei jedem Unternehmen, das auf die Dauer Beſtand haben i 


| 


j 
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ſoll, durch den Betrieb, das heißt durch die Arbeit aller Arbeiter, die in dem 
Betrieb beſchäftigt ſind, gedeckt werden. Demnach iſt es die Arbeit der Arbeiter, 
aus der in letzter Linie die Mittel für die Unfallverſicherung fließen. 

Hieran ändert gar nichts der Umſtand, daß die Beiträge für die Unfallverſicherung 
nicht von den Arbeitern, ſondern von den Uaternehmern abgeführt werden. Denn ent⸗ 
ſcheidend kann nicht ſein, wer der Unfallverſicherung das Geld ins Haus bringt, ſondern 

nur, durch weſſen Arbeit die Gelder zuſammengebracht werden. Und das ſind die Arbeiter. 

Deshalb ſteht auch den Arbeitern in erſter Linie das Verfügungsrecht über die 
Gelder der Unfallverſicherung zu, die Arbeiter müſſen in der Verwaltung der Un⸗ 
fallverſicherung das entſcheidende Wort zu ſprechen haben. Den Arbeitern gebührt 
alſo das Selbſtverwaltungsrecht, auch wenn die Unternehmer nach wie vor die 
vollen Beiträge für die Unfallverſicherung bezahlen müſſen: eine Forderung, 
die ſich auch aus der gegenwärtigen ſozialen Stellung der Arbeiter ergibt. Denn 
für die Arbeiter wird es je länger deſto ſchmählicher, daß ſie in der Verwaltung 
der Unfallverſicherung, bei der es ſich um die Fürſorge für die verunglückten Ar⸗ 
beiter und um den Schutz der Arbeiter vor Unfällen, alſo um ihre eigenen, ſehr 
wichtigen Intereſſen handelt, rechtlos ſind, als unmündig behandelt werden. 

Dieſe Gründe ſprechen aber für das Selbſtverwaltungsrecht der Arbeiter nicht 
nur in der Unfallverſicherung, ſondern in allen Zweigen der Arbeiterverſicherung. 
Ob der Arbeiter infolge eines Unfalls arbeitsunfähig geworden iſt oder durch 
Krankheit oder durch Altersſchwäche: ſtets gehört die Zeit der Arbeitsunfähigkeit 
zu ſeinem Leben, ebenſo auch die Zeit, in der ein arbeitsfähiger Arbeiter keine 
Arbeitsgelegenheit finden kann. Demnach gehören die Leiſtungen der Kranken⸗ 
verſicherung, der Invalidenverſicherung und, ſobald unſere Arbeiterverſicherung auf 

die Arbeitsloſigkeit ausgedehnt werden ſollte, die Leiſtungen der Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung zu dem Arbeitslohn im weiteren Sinne. Die Mittel zur Durchführung 
dieſer verſchiedenen Zweige der Arbeiterverſicherung können dann auch nur aus 
ein und derſelben Quelle fließen: der Arbeit der Arbeiter. Deshalb fordert die 
Reſolution unſeres Parteitags zu München im Jahre 1902 mit vollem Rechte für 
alle Zweige der Arbeiterverſicherung „volle Selbſtverwaltung durch die Verſicherten“. 
Dieſelbe Forderung enthält auch die Reſolution des internationalen Sozialiſten⸗ 
kongreſſes zu Amſterdam im Jahre 1904. 

Die weitere Frage, ob die Arbeiter einen Teil ihres Arbeitslohns im engeren 
Sinne, alſo des Teiles ihres Lohnes, den ſie zur freien Verfügung vom Arbeitgeber 
erhalten, zur Beſtreitung der Koſten der Arbeiterverſicherung wieder abliefern ſollen, 
ſteht mit dem Selbſtverwaltungsrecht der Arbeiter in keinem ſachlichen Zuſammen⸗ 

hang. Solange der Arbeitslohn im engeren Sinne — wie es gegenwärtig der Fall 
iſt — bei den allermeiſten Arbeitern noch lange nicht ausreicht, die Koſten eines 
unſerer Kultur entſprechenden Lebensunterhaltes in der Zeit zu beſtreiten, in der 
die Arbeiter ihren regelmäßigen Verdienſt haben, darf der Geſetzgeber den Arbeitern 
ihren Lohn nicht noch mehr ſehmälern. Deshalb bemüht ſich die Sozialdemokratie, 
die Frage, wer die Beiträge für die Arbeiterverſicherung bezahlen ſoll, ſo zu be— 
antworten, daß die Arbeiter möglichſt wenig belaſtet werden. Eine Verkoppelung 
der Beitragszahlung mit dem Selbſtverwaltungsrecht aber in der Weiſe, wie es 
Herr Profeſſor Stier⸗Somlo getan hat, iſt nur möglich, wenn man das eigentliche 
Weſen der Arbeiterverſicherung verkennt. 


Uiterariſche Rundſchau. 


J. Reinke, Bnedels KRonismus und feine Freunde, Ein freies Wort für freie 
—iſſſenſchaft. Leipzig 1907, Johann Ambroſius Barth. 39 Seiten. 

Der reaktionäre Kieler Botaniker druckt in dieſer Broſchüre ſeine bekannte im 

preußiſchen Herrenhaus gehaltene Rede gegen den Moniſtenbund wörtlich ab und 
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fügt dieſer eine Einleitung zur Rechtfertigung ſeines Vorgehens und einige Zuſätze 
zur näheren Begründung hinzu. „Der außerordentlich heftige Angriff, den der 
Deutſche Moniſtenbund ... gegen unſere geſetzlich und verfaſſungsmäßig feſtgelegte 
Staatsreligion führt, ließ mich darauf bedacht ſein, ob nicht ein Staat, der ſich 


einen chriſtlichen nennt und an der chriſtlichen Weltanſchauung feſtzuhalten gewillt 


iſt, auf Maßregeln der Verteidigung, der Abwehr ſolcher Angriffe ſich beſinnen 
müſſe .. ſelbſtverſtändlich nur mit geiſtigen Waffen ...“ — dieſe Einleitung kenn⸗ 


zeichnet den Geiſt des Verfaſſers zur Genüge. Gegen die von ihm vorgeſchlagene 


geiſtige Waffe, den Unterricht in biologiſchem Wiſſen auf Gymnaſien, wird wohl 
keiner etwas einzuwenden haben. Der Verfaſſer weiſt dann an einem Beiſpiel, dem 


Kapitel über die Moneren, nach, daß Haeckels Ausführungen in den „Lebens⸗ 


wundern“ ſich nicht mit den Ergebniſſen der wiſſenſchaftlichen Unterſuchungen ver⸗ 
tragen, ſondern ein ſehr unwiſſenſchaftliches Gemiſch von Tatſachen und haltloſen 
Verallgemeinerungen und Phantaſien darſtellen. Für diejenigen, die ſolche Schriften 
Haeckels, wie die Welträtſel und die Lebenswunder, für rein populärwiſſenſchaft⸗ 
liche Darſtellungen halten, mag dieſe Warnung angebracht ſein. Aber dieſe 
Schriften bieten ſich ſelbſt offen als Kampfſchriften für eine neue, dem Chriſtentum 
entgegentretende Weltanſchauung dar; es verſteht ſich alſo, daß ſie weit außerhalb 
des ſtreng wiſſenſchaftlich Erwieſenen gehen und einer wiſſenſchaftlichen Kritik zahl⸗ 
reiche Angriffspunkte bieten können. 

Die Angriffe, die Haeckel von mehreren Seiten erfährt, ſind aber ebenſoſth e 
rein wiſſenſchaftliche Arbeiten, ſondern ebenfalls Kampfesſchriften, aber durchweg 
ſolche von reaktionärer Geſinnung. Zum Beweis, daß Haeckel auf jedem von ihm 
berührten Gebiet eine die Sachkenner empörende Unwiſſenſchaftlichkeit zeigt, führt 
Reinke den Theologen Loofs für den theologiſchen und die Philoſophieprofeſſoren 
Paulſen und Adickes für den philoſophiſchen Teil als Schwurzeugen an. Dies be⸗ 


weiſt ſelbſtverſtändlich nicht mehr, als daß die Haeckelſchen Anſchauungen mit den 


offiziellen theologiſchen und philoſophiſchen in Widerſpruch ſtehen; ihrer Natur nach 
ſind dieſe Disziplinen nicht wiſſenſchaftlich, ſondern reaktionär⸗dogmatiſch. Wichtiger 
iſt es, daß er auch den Phyſiker Chwolſon zitiert, der Haeckel jeden Schimmer einer 
Ahnung moderner phyſiſcher Prinzipien abſpricht. Es lohnt ſich, dieſer Sache ein 
paar Worte zu widmen, da hier Haeckel in der Tat vollkommen Unrichtiges gibt und 
dennoch die Sache nicht ſo ſchlimm iſt, wie die modernen Ketzerrichter ſie darſtellen. 

Es handelt ſich um den zweiten Hauptſatz der mechaniſchen Wärmetheorie, von 
dem Haeckel einfach behauptet, er ſei irrig (Welträtſel, Volksausgabe, S. 100). Eine 


ſolche Behauptung zeugt allerdings von Unkenntnis der ſicheren, unerſchütterlichen 


Grundlagen, auf denen dieſes Geſetz beruht; daher das reaktionäre Geſchrei. Die⸗ 
jenigen aber, die ob dieſes Ausſpruchs Haeckel als unwiſſenſchaftlich herabſetzen 
möchten, ſeien auf den weltberühmten ſchwediſchen Chemiker Spante Arrhenius 
hingewieſen, der ſich neulich in ähnlicher Weiſe äußerte: „Es kann das zweite 
thermodynamiſche Geſetz in ſeiner jetzigen Faſſung nicht richtig ſein.“ Die Sache 
liegt ſo, daß Haeckel durch eine mißverſtändliche Form, in die der Satz oft gekleidet 
wird, irregeführt wurde, und gegen dieſe Form wendet ſich auch Arrhenius. Das 
Geſetz beſagt, daß die Welt ſich immer in einer beſtimmten Richtung fortentwickle; 
die mißverſtändliche Form drückt ſie derart aus, daß ſie ſich immer mehr einem 
Endzuſtand der Ruhe und des allgemeinen Gleichgewichts nähere. Hiergegen erhebt 
ſich Haeckel mit Recht, wenn er ſagt, die Bewegung der Welt könne nie aufhören, 
ein Ende der Welt ſei gerade ſo undenkbar wie ein Anfang. Unrecht hat er bloß, 
wenn er in der Vertretung dieſer Auffaſſung die phyſikaliſchen Ausdrucksformen 
ungeſchickt handhabt und das ganze Geſetz unrichtig nennt. Wenn aber ſein Gegner 
behauptet, daß die Welt allerdings einen Endzuſtand erreichen müſſe, ſo hat er 
noch viel mehr unrecht als Haeckel. So ſieht es mit der ſchweren Sünde Haeckels 
gegen die Phyſik aus, die alle Reaktionäre freudig einander nachſchreiben und in 
die Welt hinauspoſaunen. 90 A. P. 


. 
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Die Oktobernummer der „International Socialist Review“ trägt den 
Charakter einer Wahlagitationsnummer; der Umſchlag enthält ein Bild des ſozia⸗ 
liſtiſchen Kandidaten Eugene Debs auf ſeiner Agitationsreiſe, inmitten des Per⸗ 
ſonals ſeines Extrazugs, und die Nummer fängt an mit einem Aufſatz von ihm 
über „Die Eiſenbahner und der Zozialismus“. Die Eiſenbahner ſind in Amerika 
ſtärker organiſiert als irgend eine andere Arbeitergruppe; von 285000 Lokomotiv⸗ 
führern, Heizern, Zugbegleitern und Weichenſtellern ſind höchſtens 31000 un⸗ 
organiſiert, und dieſe ſind zum größten Teile noch nicht lange genug angeſtellt, um 
in die Organiſationen aufgenommen zu werden. Aber dieſe Organiſationen darf 
man kaum Gewerkſchaften nennen; mit Ausnahme der Weichenſteller⸗Union find fie 
nicht einmal der American Federation of Labor, dem großen Gewerkſchafts⸗ 
verband von Gompers, angeſchloſſen; die Führer verkünden die Lehre, daß zwiſchen 
Arbeitern verſchiedenen Berufs und verſchiedenen Einkommens keine Gemeinſchaft 
beſtehe. Sie huldigen der Intereſſenharmonie zwiſchen Kapital und Arbeit; obgleich 
ſie ein verſchwommenes Bewußtſein davon haben, daß Streikbrechen unehrenhaft 
iſt, beſchränkt ſich ihre Solidarität auf den eigenen Verein; ſie verrichten Streik⸗ 
brecherdienſte, wenn andere Organiſationen im Streik ſtehen, weil der Tarifvertrag 
mit den Geſellſchaften ihnen heiliger iſt als die Arbeiterſolidarität. Sie ſind alſo 
keine Kampfvereine, ſondern nur Unterſtützungsvereine, die ihre Mitglieder für 
Invalidität und Todesfall verſichern. Es verſteht ſich, daß in dieſen Organiſationen 
der Sozialismus wenig Fortſchritte machen konnte. Aber in der letzten Zeit haben 
ſich die Verhältniſſe geändert. Die Kriſe hat die Eiſenbahner maſſenweiſe arbeitslos 
gemacht; ein Viertel der Geſamtzahl, 400000, liegen auf dem Pflaſter. Vor zwei 
Jahren, mitten in der Proſperitätsperiode, hatte Debs ſie auf die kommende Arbeits⸗ 
loſigkeit hingewieſen, aber die Führer verhöhnten ihn darüber. Jetzt werden die Eiſen⸗ 
bahner zum Nachdenken kommen, zumal ein Geſetz, das auf Anlaß der ſchonungs⸗ 
loſen Maßregelungen nach dem verlorenen Eiſenbahnerſtreik von 1892 die ſchwarzen 
Liſten verbot, neulich vom höchſten Gerichtshof für ungültig erklärt wurde. 

In „Rem und reich in Amerika“ gibt John Martin einige Daten und 
Betrachtungen über die Verteilung des Reichtums. Eine offizielle Einkommenſtatiſtik, 
wie in Deutſchland, fehlt hier, deshalb iſt man auf Schätzungen und auf Angaben 
über das Vermögen angewieſen. Nach dem Vermögenszenſus betrug der „National⸗ 
reichtum“ Amerikas 1860 16 Milliarden Dollar, 1900 dagegen 94 Milliarden, 
während die Bevölkerung ſich in dieſer Zeit nur um das Zweieinhalbfache ver— 
mehrte. „Die Vereinigten Staaten ſind jetzt zweifelsohne das reichſte Volk der 
Welt“, ſagt Lawſon in ſeinem Werke „American Finance“. Dieſes Vermögen 
iſt aber zum größten Teile in den Händen einer kleinen Minderheit konzentriert. 
Die Anzahl der Millionäre in Amerika iſt nicht bekannt; jeden Augenblick tauchen 
neue Namen auf, von denen niemand je gehört hatte, die 20, 30, 50 Millionen be⸗ 
ſitzen; ein New Yorker Bankier ſchätzt ihre Anzahl in New York allein auf 5000. 
Wenn bekannt wäre, ſagte ein konſervativer Schriftſteller, wie hoch der Beſitz der 
126000 reichſten Familien Amerikas iſt, würde kein Agitator mehr zu wiſſen brauchen. 
Unterhalb dieſer Millionäre ſteht die Mittelklaſſe mit Einkommen von 3000 bis 
30000 Dollar jährlich, Direktoren, Kaufleute, Bankiers auf dem Lande, Profeſſoren. 
Dann kommt die Maſſe der Arbeiter. Nehmen wir die Minderheit der in ſchmutzigen 
Höhlen lebenden Paupers aus, ſo erfreut ſich die Maſſe der Arbeiter in Proſperitäts⸗ 
zeiten eines gewiſſen Wohlſtandes, „wenige brauchen ohne Abendeſſen zu Bett zu 
gehen“. Welchen Anteil haben dieſe an der gewaltigen Zunahme des National⸗ 
reichtums? Carroll D. Wright, der durch feine Zahlen die heutige Ordnung zu ver- 
teidigen ſucht, gibt 1902 als mittleres Einkommen der 18 Millionen Lohnarbeiter 
400 Dollar an. Das Arbeitsbureau gab in dem Bulletin vom Juli 1907 Zahlen an, 
aus denen hervorgeht, daß von 1896 bis 1906 die Löhne um 24 Prozent und die Lebens⸗ 
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mittelpreiſe um 21 Prozent geſtiegen find. Alſo blieben die Löhne ſich in Wirklichkeit. 
gleich, während der Nationalreichtum um 25 Milliarden ſtieg. Es kommt hinzu, daß 
400 Dollar kaum ausreichen, eine Familie ſogar ohne Kinder anſtändig zu ernähren. 

In den Noten am Schluſſe des Heftes gibt der Herausgeber eine Schätzung 
der Stimmenzahl bei der Präſidentenwahl auf Grund einer Zuſammenſtellung der 
in jedem Staat erwarteten und ihm mitgeteilten Zahlen. Er findet als Geſamt⸗ 
zahl 600000. Wie der Telegraph berichtet, wurde dies a durch die wirkliche 
Abſtimmung noch um 150000 übertroffen. 

„La revue Socialiste“ vom Oktober enthält einen Aufſatz von E. Fournière 
über den „Toulouſer Kongreß und die ſozialiſtiſche Politik“. In dieſem Aufſatz, 
der vor dem Kongreß geſchrieben wurde, führt der Autor aus, daß der Kongreß 
die Partei in einem ſehr verwirrten Zuſtand findet. Die Einheit umfaßt wohl alle, 
von den friedlichſten Reformiſten bis zu den hitzigſten Anarchiſten, aber die 
Gruppen haben ſich nicht aſſimiliert, die Gegenſätze nicht ausgeglichen. Weder die 
Marxiſten noch die Reformiſten ſind imſtande, die Führung zu übernehmen. Woran 
liegt das? Weil die Partei keine klare Politik hat. Die klare reformiſtiſche Praxis 
wird verwirrt durch eine revolutionäre Idee; durch dieſen Widerſpruch kann man 
nicht zu einer einheitlichen Klarheit kommen. Müſſen wir alſo unſere revolutionäre 
Vergangenheit von 1848 und 1871 aufgeben? Wir müſſen unſere Vorgänger nicht 
nachahmen, ſondern ſie verbeſſern. Wir brauchen alſo eine klare reformiſtiſche 
Politik. Dieſe beſteht nicht darin, daß wir den Block wiederherſtellen und uns mit⸗ 
den Radikalen verbinden. Damit wird der Demokratie nicht gedient. Wir haben 
ſchon zu vieles mit den Radikalen gemeinſam; in unſerem Programm der Augen⸗ 
blicksforderungen unterſcheiden wir uns kaum von ihnen, und dabei kann die revo⸗ 
lutionäre Phraſe keine ſtrenge Trennung von ihnen ſichern. Aber dieſes gemein⸗ 
ſame Programm iſt nur ein Sammelſurium der verſchiedenſten Forderungen, die 
unſere Partei früher aufſtellte, um die Arbeiter anzuziehen und die bürgerliche 
Politik durch unerfüllbare Forderungen zu diskreditieren, dem aber alle Einheit 
fehlt. Es wäre die wichtigſte Aufgabe des Kongreſſes, ein einheitliches ſozia⸗ 
liſtiſches Reformprogramm feſtzuſtellen, das vom Gedanken einer organiſchen Ent⸗ 
wicklung aller geſellſchaftlichen Inſtitutionen beherrſcht wird. Unſere heutige Taktik 
iſt dagegen geradezu ein Hintertreiben dieſer Entwicklung; in der Frage der Be⸗ 
amtenorganiſationen zum Beiſpiel heizen wir die Maſchine zum Platzen, indem wir 
die öffentliche Meinung erbittern, feindlich ſtimmen und der Reaktion gefügig 
machen. In unſerem Programm ſoll für den Generalſtreik kein Raum ſein; wir 
müſſen als politiſche Partei der Arbeiterklaſſe die geſetzlichen Mittel zur ökono⸗ 
miſchen Befreiung verſchaffen und ihr nicht ihre ſpeziellen Mittel zur Verbeſſerung 
ihrer Lage nehmen. Auch ſchickt ſich die Empfehlung des Generalſtreiks nicht für 
eine Partei, die nicht ganz aus Arbeitern beſteht und deren Mitglieder alſo nicht 
alle ſeine Folgen auf ſich nehmen können. Er ſtärkt bloß die Reaktion. 

Bemerkenswert iſt in dieſem Hefte eine Beſprechung eines Werkes von Edgard 
Milhaud, eines Mitarbeiters der Revue, über die „Veſteuerung der Einkommen 
aus Wertpapieren“. Der Autor verteidigt die Auffaſſung, daß die Einkommen, 
die mit der Couponſchere verdient werden, nicht vom Staate beſteuert werden 
ſollen, weil das im Hinblick auf die Konverſionen ungerecht wäre und für den 
Staatskredit gefährlich; ſollen ſie auch nicht ganz ſteuerfrei bleiben, ſo ſollen die 
Einkommen aus Wertpapieren doch weniger als andere Einkommen belaſtet werden. 
Der Redakteur Fourniere, der dieſes Werk beſpricht, rühmt es und empfiehlt es 
den ſozialiſtiſchen Abgeordneten namentlich jetzt, bevor der Senat der Abgeordneten⸗ 
kammer die Einkommenſteuervorlage nach Streichung der Beſteuerung der Coupon⸗ 
einkommen zurückſchickt. Offenbar ſcheint die „organiſche“ Entwicklung der Geſell⸗ 
ſchaft die Schonung der Couponſchere zu erfordern. 
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In dem eben erſchienenen Buche Kautskys liquidiert die deutſche Arbeiter⸗ 
bewegung ein Erbe, das ihr von der Bildung des deutſchen Bürgertums 
hinterlaſſen worden iſt, aus der Zeit, wo dieſe Bildung noch einen großen 
hiſtoriſchen Sinn hatte und befruchtend überſtrömte auf die geiſtige Entwick⸗ 
lung höher entwickelter Kulturvölker: ein reiches und ſtolzes Erbe, einen 
Schatz, den vom kümmerlichen Geſchlecht der bürgerlichen Epigonen die Ger 
wiſſenloſeren verwuchert, die Redlicheren doch nicht zu heben vermocht haben. 
Ehe wir auf das Buch ſelbſt eingehen, ſei ein Rückblick auf ſeine Vorgeſchichte 
geſtattet. : 

Es hat genau ein Jahrhundert gewährt, ſeitdem Leſſing im Jahre 1778 
die entſcheidende Frage aller Evangelienkritik ſtellte und Bruno Bauer im 
Jahre 1878 die entſcheidende Antwort gab. Indem Leſſing aus der „Schutz⸗ 
ſchrift für die vernünftigen Verehrer Gottes“, die der Hamburger Reimarus 
handſchriftlich hinterlaſſen hatte, die „Fragmente“ mitteilte, die zu ihrer Zeit 
ſo gewaltiges Aufſehen erregten, erkannte er zwar den Scharfſinn an, womit 
die Schutzſchrift die hiſtoriſchen Erzählungen des Alten wie des Neuen Teſta⸗ 
mentes kritiſch zerſetzte, aber er fragte zugleich: Wenn die bibliſchen Schriften 
und zumal die Evangelien ſo viel Märchen und Sagen, ſo viel Lug und Trug 
enthalten, wie hat ſich dann aus dieſem ſumpfigen Untergrund die welt⸗ 
geſchichtliche Erſcheinung des Chriſtentums entfalten können? Wegen dieſer 
„unklaren“ und „unwahren“ Stellung muß ſich Leſſing heute noch von ſeinen 
bürgerlichen Bewunderern rüffeln laſſen, was jedoch nur ein Beweis mehr 
dafür iſt, daß er den Nagel auf den Kopf getroffen hatte. Leſſing war ein 
zu geſcheiter Kopf, um nicht zu erkennen, daß man mit einer Religion, die 
das römiſche Weltreich ſich unterworfen und den weitaus größten Teil der 
ziviliſierten Menſchheit 1800 Jahre lang beherrſcht hat, nicht fertig wird, 
indem man ſie einfach für einen von Betrügern zuſammengeſtoppelten Unſinn 
erklärt. 

Im Jahre 1878 gab dann Bruno Bauer die entſcheidende Antwort auf 
die Frage in ſeinem Buche über Chriſtus und die Cäſaren, der reifſten Frucht 
vierzigjähriger Forſchungen. Das Chriſtentum iſt nicht das Werk eines ein⸗ 
zelnen Menſchen, nicht das Werk einer göttlichen Offenbarung; es hat nie ein 
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Chriſtentum gegeben, das, fix und fertig aus dem Judentum entſtanden, mit 
feſter Dogmatik und Ethik die Welt erobert hat; das Chriſtentum iſt der 
griechiſch römiſchen Welt nicht aufgenötigt worden, ſondern als Weltreligion 
das eigenſte Produkt dieſer Welt. Die verſchwommene Mythentheorie von 
David Strauß, bei der jeder in den evangeliſchen Erzählungen gerade ſo viel 
für hiſtoriſch halten konnte, wie ihm beliebte, verwarf Bruno Bauer als un⸗ 
wiſſenſchaftlich; indem er nachwies, daß ſich von dem ganzen Inhalt der 
Evangelien faſt nichts hiſtoriſch erweiſen läßt, ſo daß er ſelbſt die Exiſtenz 
eines Jeſus Chriſtus beſtritt, reinigte er den Boden, auf dem die Frage ge⸗ 
ſtellt werden konnte: Woher ſtammen die Gedanken und Vorſtellungen, die 
im Chriſtentum zu einer Art Syſtem verknüpft worden find, und wie ge 
langten ſie zur Weltherrſchaft? 

Bruno Bauer wies nun nach, daß ſich dieſe Gedanken und Vorſtellungen 
bereits alle in der antiken Literatur finden, ehe von einer chriſtlichen Religion 
geſprochen werden konnte, namentlich bei dem alexandriniſchen Juden Philo, 
der noch im Jahre 40 unſerer Zeitrechnung, aber in hohem Alter lebte, und 
dann auch bei dem römiſchen Stoiker Seneca, der im Jahre 65 unſerer Zeit⸗ 
rechnung ſtarb. | 

Die zahlreichen Schriften Philos verſchmolzen allegoriſch⸗rationaliſtiſch auf⸗ 
gefaßte Überlieferungen des Judentums mit griechiſcher Philoſophie, und ſie 
enthalten alle weſentlich chriſtlichen Vorſtellungen: die angeborene Sündhaftig⸗ 
keit des Menſchen, den Logos, das Wort, das bei Gott und Gott ſelbſt it, 
das den Mittler macht zwiſchen Gott und Menſch; die Buße nicht durch Tier⸗ 
opfer, ſondern durch das Darbringen des eigenen Herzens an Gott; endlich 
den weſentlichen Zug, daß die neue Religionsphiloſophie die bisherige Welt⸗ 
ordnung umkehrt, ihre Jünger unter den Armen, Elenden, Sklaven und Ver⸗ 
worfenen ſucht und die Reichen, Mächtigen, Bevorrechteten verachtet und daß 
damit die Verſchmähung aller weltlichen Genüſſe und die Abtötung des Fleiſches 
vorgeſchrieben ſind. In der Predigt der bedürfnisloſen und enthaltſamen 
Tugend war auch Seneca groß; er mimte den armen Lazarus des Evan⸗ 
geliums, während er in Wirklichkeit der reiche Mann desſelben bibliſchen 
Gleichniſſes war und bei ſeinem Tode ein Vermögen von — nach unſerem 
Gelde — einigen ſechzig Millionen Mark hinterließ. | 
Es iſt das unvergängliche Verdienſt Bruno Bauers — ein Verdienſt, das 
um ſo mehr hervorgehoben zu werden verdient, als es von der offiziellen Ge⸗ 
lehrſamkeit ſyſtematiſch totgeſchwiegen wird —, den Weg gewieſen zu haben, 
auf dem die Frage, wie das Chriſtentum entſtanden iſt, einzig und allein 
wiſſenſchaftlich gelöſt werden kann, und dies Verdienſt wird keineswegs da⸗ 
durch geſchmälert, daß Bruno Bauer ſelbſt noch nicht an das Ziel dieſes 
Weges gelangt iſt. Er ging nicht etwa nur darin zu weit, daß er die hiſto⸗ 
riſche Exiſtenz Jeſu überhaupt beſtritt — denn dieſe Frage wurde ziemlich 
nebenſächlich, wenn alle Gedankenelemente des Chriſtentums in der antiken 
Literatur vor der angeblichen Wirkſamkeit dieſes angeblichen Heilands vor⸗ 
handen waren —, ſondern er wußte auch nicht durchgreifend nachzuweiſen, 
woher dieſe Gedankenelemente ihren Urſprung genommen hatten und weshalb 
ſie zur Weltherrſchaft gelangt ſeien. Es fehlt freilich nicht an trefflichen 
Fingerzeigen auch nach dieſen beiden Richtungen hin in Bauers Schriften, 
aber ſeine ideologiſche Geſchichtsauffaſſung, die ihn in ſeiner Jugend ſchon 
mit ſeinen damaligen Freunden Marx und Engels überworfen hatte, hinderte 
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ihn daran, den Urſprung des Chriſtentums bis in ſeine letzten und tiefſten 
Gründe zu verfolgen. 

So blieb noch ein weſentlicher, ja in gewiſſem Sinne der weſentlichſte 
Teil der Aufgabe zu erledigen, die ein Jahrhundert lang die glänzendſten 
und ſcharfſinnigſten Geiſter des deutſchen Bürgertums beſchäftigt, die viel⸗ 
leicht den vornehmſten Ruhmestitel dieſer Klaſſe in der internationalen 
Wiſſenſchaft gebildet hatte; weder die engliſche noch die franzöſiſche Bibel⸗ 
kritik konnte ſich mit der deutſchen meſſen. Allein das Jahr, wo Bruno 
Bauer ſein abſchließendes Werk veröffentlichte, war das Jahr des Sozialiſten⸗ 
geſetzes und der kaiſerlichen Parole, daß dem Volke die Religion erhalten 
werden müſſe. Und ſchon lange vorher war die bürgerliche Bildung von der 
Höhe herabgeſunken, die ſie in den Tagen Goethes und Hegels erreicht 
hatte; Bruno Bauer ſtand längſt im Rufe eines „literariſchen Sonderlings“. 
Das Hauptorgan der akademiſch⸗literariſchen Kritik meinte, ſein letztes Buch 

verdiene nicht Widerlegung, ſondern nur Spott, während ſich das Haupt⸗ 
organ der gebildeten Bourgeoiſie nicht minder grollend von einem Werke ab⸗ 
wandte, das „dunkle, namenloſe Maſſen“ heraufbeſchwöre, ſtatt wenigſtens 
den Rabbi von Nazareth in einer goldig ſchimmernden Wolle einherſchreiten 
zu laſſen, wie die Götter Homers. | 

So machte ſich denn, um einen Ausdruck des Hof⸗ und Salontheologen 
Harnack zu gebrauchen, die „hiſtoriſch⸗kritiſche Arbeit“ daran, die „Geſchicht⸗ 
lichkeit der Evangelien in großem Umfang wiederherzuſtellen“. Harnack ſelbſt 
wurde das Haupt dieſer Richtung, die ſich beſtrebte, einen Jeſus zu kon⸗ 
ſtruieren, der für die herrſchenden politiſchen Strömungen durchaus un⸗ 
gefährlich war und doch den auseinanderſtrebenden Richtungen der Zeit 
möglichſt weit entgegenkam, um ſie zuſammenzuhalten, einen Jeſus, der Kon⸗ 
ſervative und Liberale unter ſeiner Fahne zuſammenhalten konnte, kein 
Wundertäter und doch ein Wundertäter, kein Auferſtandener und doch ein 
Auferſtandener, kein Meſſias und doch ein Meſſias, kein ſozialer Reformer 

und doch der Verkünder einer tatkräftigen ſozialen Botſchaft. Auf die dreiſten 
rabuliſtiſchen Künſte, mit denen einſt David Strauß von der offiziellen Theo⸗ 
logie bekämpft worden war, ließ ſich Harnack nicht mehr ein; dazu war er 
ein viel zu modern denkender Mann, ja in weſentlichen Punkten ſtellte er ſich 
auf die Seite von Strauß, nur daß er die vielen Hintertüren, die deſſen 
Mythentheorie gelaſſen hatte, immer wieder benutzte, um zu entwiſchen; von 
Bruno Bauer wußten Harnack und ſeine Genoſſen natürlich nichts zu ſingen 
und zu ſagen. 

Dennoch war auch dieſe Evangelienkritik, ſo ſehr ſie von der Tendenz be⸗ 

herrſcht war, dem Volke die Religion zu erhalten, bis zu einem gewiſſen 
Grade von der modernen Arbeiterbewegung beeinflußt. Dieſe Bewegung 
gleicht jenem ſcharfen Oſtwind, von dem Schopenhauer ſagt, daß er durch 
alles hindurchblaſe, alles Tun und Denken und Schreiben der Zeit beeinfluſſe, 
allem und jedem ſeinen Stempel aufdrücke. Der Jeſus Harnacks iſt ein 
modiſcher Sozialliberaler, der den entſchiedenen Willen hat, den Pelz zu 
waſchen unter der Vorausſetzung, daß er ihn nicht naß zu machen braucht. 
Jeſu Predigt iſt im tiefſten Grunde individualiſtiſch, aber im tiefſten Grunde 
auch ſozialiſtiſch. Im beſonderen betrachtet Harnack freilich Jeſum als ein 
Kind ſeiner Zeit, aber nur zu dem Zwecke, alles, was ihm in den Evangelien 
nicht paßt, aus Jeſu hiſtoriſchem Milieu wegzudeuten; ſo erläutert er zum 
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Beiſpiel, daß der in einem kapitaliſtiſchen Zeitalter ſo bedenkliche Spruch: 

Gib jedem, der dich bittet, „aus der Zeit und der Situation“ verſtanden 
werden müſſe; es ſei damit nur die augenblickliche Not des Bittenden ge⸗ 

meint, die mit einem Stück Brot oder einem Schluck Waſſer geſtillt werden 
könne. Im allgemeinen aber hat Jeſus nach Harnack nur den Menſchen ins 
Auge gefaßt, den Menſchen, der ſtets derſelbe bleibe, möge er ſich nun auf 
einer auf⸗ oder abſteigenden Linie bewegen, möge er im Reichtum ſitzen oder 
in der Armut. Jeſus hat keine Geſetze gegeben, die für Paläſtina noch fo 
heilſam geweſen wären, aber heute würde er auf Seite derer ſtehen, die ſich 
kräftig bemühen, die ſchwere Not des armen Volkes zu lindern. 

Mit den „kräftigen Bemühungen“ dieſes verwaſchenen Sozialliberalismus 
war nun aber der anſchwellenden Arbeiterbewegung nicht einmal ein Stroh⸗ 
halm in den Weg gelegt, und ſo fiel ihr Schatten immer drohender auch in 
die Theologie. Gegen die Richtung Harnack erhob ſich eine andere Richtung, 
die in dem Bremer Geiſtlichen Kalthoff, der leider ſchon vor einigen Jahren 
in noch kräftigem Lebensalter geſtorben iſt, ihren beredteſten Vorkämpfer fand. 
Kalthoff unterwarf die Geſchichtsklitterungen Harnacks einer unbarmherzigen, 
aber nicht unverdienten Kritik. „Um aus dem Menſchen Jeſus, und ein bloßer 
Menſch ſoll ja dieſer Jeſus unter allen Umſtänden bleiben, eine weltliche Er⸗ 
ſcheinung wie das Chriſtentum abzuleiten, mußte die liberale Theologie ſich 
von der Methode der modernen Geſchichtsforſchung, von ihren ſicherſten Er⸗ 
gebniſſen und elementarſten Geſetzen vollſtändig unberührt halten; ſie mußte 
in dem alten liberalen Heroenkultus fortleben, in dem Glauben an die auf 
ſich ſelbſt geſtellten Individuen als die treibenden Faktoren der Weltgeſchichte, 
während die Wiſſenſchaft wie überall, ſo auch in dem Entwicklungsgang der 
Geſchichte die inneren Zuſammenhänge aufſucht und auch die Individuen nicht 
als vom Himmel gefallene Wunder, ſondern als natürliche Wirkungen natür⸗ 
licher, namentlich ſoziologiſcher Urſachen betrachtet. Dieſe Kritik Kalthoffs 
an Harnack traf deshalb nicht weniger, ja nur um ſo mehr ins Schwarze, 
weil ſie gar nicht einmal vom Standpunkt des hiſtoriſchen Materialismus 
ausging, über den Kalthoff in den herkömmlichen, bürgerlichen Vorurteilen 
befangen war. | 

In der Darſtellung, die Kalthoff jelbit von der Entſtehung des Chriſten⸗ 
tums gab, knüpfte er an die beſten Überlieferungen der klaſſiſchen Evangelien⸗ 
kritik an, von Leſſing bis Bruno Bauer. Er ging von dem Satze aus, mit 
dem Leſſing ſchon den Hauptpaſtor Goeze in die Flucht geſchlagen hatte: 
Die Bibel iſt nicht die Religion; das Chriſtentum war, ehe Evangeliſten und 
Apoſtel geſchrieben hatten; mit Recht hat die katholiſche Kirche ſtets die Kirche 
als das Urſprüngliche und die Bibel als das Abgeleitete betrachtet. Weit 
entfernt davon, die hiſtoriſche Entſtehung des Chriſtentums zu erzählen, ſind 
die Evangelien vielmehr nur hiſtoriſche Urkunden, in denen ſich die Ent⸗ 
wicklungskämpfe der werdenden Kirche widerſpiegeln. 

Über Bruno Bauer ging Kalthoff aber noch hinaus, indem er den ſozialen 
Urſprüngen des Chriſtentums nachſpürte. Er fand, daß die chriſtliche Religion 
im Mittelpunkt der römiſchen Welt entſtanden ſei, in Rom ſelbſt, in deſſen 
von jüdiſchen Elementen ſtark durchſetzten Bevölkerung; von Rom aus iſt die 
evangeliſche Geſchichte nach Paläſtina projiziert worden; es iſt gar nicht die 
Abſicht der Evangelien, von einem Menſchen namens Jeſus, von einem 
Zimmermannsſohn aus Nazareth zu erzählen; wen ſie uns ſchildern wollen, 
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das iſt der kanoniſche Chriſtus, die perſonifizierte Idee der Kirche. Was den 

heutigen Frommen das Chriſtentum iſt, eine Religion des Individuums, ein 

perſönliches Heilsprinzip, das war dem alten Chriſtentum eine Torheit und 
ein Argernis, die rechte Sünde wider den heiligen Geiſt. Wie viele Juden 
und Sklaven am Kreuze geſtorben ſein mögen: der gekreuzigte Chriſtus des 
Neuen Teſtamentes iſt kein einzelner von dieſen allen, er iſt ihre ideale Zu⸗ 
ſammenfaſſung in der Kreuzesgeſchichte der chriſtlichen Gemeinde. Kalthoff 
machte auch kein Hehl daraus, daß ihm die Erleuchtung durch die moderne 
Arbeiterbewegung gekommen ſei, was ihm freilich nicht minder zum Verhängnis 
wurde als zum Vorzug: da er nicht die ökonomiſche Bildung beſaß, um 
zwiſchen dem antiken Sklaven und dem modernen Proletarier zu unterſcheiden, 
ſo kam durch die unbefangene Analogie, die er zwiſchen beiden zog, ein falſcher 
Zug in ſeine Schriften, die den in der theologiſchen Literatur ſeltenen Vorzug 
hatten, bei geringem Umfang viel zu ſagen. 

War nun aber der Bremer Paſtor Kalthoff über den Berliner Profeſſor 
Harnack gekommen, ſo kam nunmehr der Berliner Profeſſor Pfleiderer über 
den Bremer Paſtor Kalthoff. Dieſe dritte Richtung der modernen Theologie 
fand oder findet noch ein Haar in dem Spiele mit dem Feuer; ſie will weder 
etwas von Harnack noch von Kalthoff wiſſen; ſie ſucht vielmehr „die richtige 
Mitte zwiſchen einem romantiſchen Perſonalismus, der die Bedeutung der 
Umwelt überſieht, und einem ſozialen Evolutionismus, der die Bedeutung der 
Perſönlichkeit in der Geſchichte unterſchätzt“. Solche „richtige Mitte“ läuft 
gewöhnlich auf ein qualvolles Drehen und Wenden hinaus zwiſchen der 
mahnenden Stimme des wiſſenſchaftlichen Gewiſſens und der mahnenden 
Stimme der gut bürgerlichen Geſinnung, die dem Volke die Religion erhalten 
will. Jedoch in dieſem Falle iſt Herr Pfleiderer in ſeltſamem Zickzack ſchließlich 
auch bei Bruno Bauer gelandet. . 

Er ſucht nachzuweiſen, daß der Apoſtel Paulus der hiſtoriſche Stifter der 
chriſtlichen Kirche geweſen ſei, ſoweit bei einer weltgeſchichtlichen Erſcheinung 
überhaupt von einem Stifter geſprochen werden kann. Ohne Paulus wäre 
das Chriſtentum eine der zahlreichen Sekten geblieben, die in dem damaligen 
Judentum exiſtierten, und mit dem Untergang des jüdiſchen Staates wahr⸗ 
ſcheinlich verſchwunden. Die Theologie des Paulus ſieht nun aber vom geſchicht⸗ 
lichen Leben und den geſchichtlichen Lehren Jeſu faſt ganz ab; was Paulus 
geleiſtet hat, feiert Pfleiderer mit den Worten: „Er hat den urchriſtlichen 
Enthuſiasmus ſittlich gezügelt und veredelt, ſeine revolutionäre, auf das nahe 
Weltende fieberhaft geſpannte und die beſtehende Geſellſchaftsordnung radikal 
verneinende Stimmung hat er überwunden und damit die Möglichkeit ge⸗ 
ſchichtlichen Beſtehens und Sichentwickelns der neuen Religion begründet. ... 
Er hat Staat, Ehe, Eigentum und Arbeit in ihre Rechte eingeſetzt und den 
kommuniſtiſchen Neigungen, der Müßiggängerei und Bettelei der älteſten Meſſias⸗ 
gemeinden einen Riegel vorgeſchoben.“ Alſo — Heil dem Apoſtel Paulus! 

Aber von demſelben Paulus rühren auch alle die verzwickten Dogmen her, 
die den modernen Theologen wie Blei im Magen liegen. Mit dieſer „pau⸗ 
liniſchen Theologie“ muß alſo aufgeräumt werden, indem man auf das „ge⸗ 
ſchichtliche Leben“ und die „geſchichtlichen Lehren“ Jeſu zurückgeht. Allein um 
die pauliniſche Theologie zu beſeitigen, entfaltet Pfleiderer ſie als ein Produkt 
ihrer Entſtehungszeit, als ein Konglomerat von jüdiſcher Religion, griechiſch⸗ 
römischer Philoſophie und heidniſchen Kulten, wobei er über Bruno Bauer 
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hinaus darlegt, wieviel ſie gerade in ihren hehrſten und zarteſten Geheimniſſen, 
in den Sakramenten von der Taufe und dem Abendmahl, in der göttlichen 
Geburt Jeſu, in ſeinem Sterben und Wiederauferſtehen, der perſiſchen Mithra⸗ 
religion verdankte, die in der vorderaſiatiſchen Heimat des Paulus herrſchte. 
Mit dem Zurückgehen auf den „geſchichtlichen“ Jeſus landet dann Pfleiderer 
wieder weit hinter Bruno Bauer; ſeine „richtige Mitte“ iſt ſo etwas wie die 
Echternacher Springprozeſſion. 

So viel über die Bibelkritik des letzten Menſchenalters, deren Vertretern 
wir weder Gelehrſamkeit noch Scharfſinn noch auch nur Ehrlichkeit abſprechen 
wollen. Aber ihre angeblich „vorausſetzungsloſe“ Wiſſenſchaft iſt tatſächlich 
an die Vorausſetzungen der herrſchenden Klaſſen gebunden, und zwar um ſo 
enger, je weniger die einzelnen es wahr haben möchten. Kalthoff, der am 
wenigſten ein Hehl daraus macht, daß er die moderne Arbeiterbewegung 
ins reviſioniſtiſche Fahrwaſſer lenken möchte, iſt noch am freieſten davon. 
Ihnen allen fehlt die wiſſenſchaftliche Methode, die Kautsky beſitzt, der an 
ſeinem Teil nicht beanſpruchen kann und natürlich auch nicht beanſprucht, an 
Beſchlagenheit in den alten Kirchenvätern mit Harnack oder Pfleiderer einen 
erfolgreichen Wettkampf zu unternehmen. 


II. 


Nach einem kurzen Überblick über die heidniſchen und chriſtlichen Quellen, 
die von der Perſönlichkeit Jeſu berichten und als hiſtoriſchen Kern nicht mehr 
übrig laſſen, als im günſtigſten Falle, daß zur Zeit des Kaiſers Tiberius ein 
Prophet hingerichtet wurde, von dem die Sekte der Chriſten ihren Ur⸗ 
ſprung herleitete, behandelt Kautsky in drei großen Abſchnitten die Geſellſchaft 
der römischen Kaiſerzeit, das Judentum und die Anfänge des Chriſtentums. 

Die beiden erſten Abſchnitte ſind, jeder für ſich, ein Abriß der römiſchen 
und der jüdiſchen Geſchichte, die als ſolche eine eigene Bedeutung beanſpruchen 
können. Bei keinem Geſchichtſchreiber des alten Roms, von Niebuhr bis 
Ferrero, finden ſich die Urſprünge der römiſchen Weltherrſchaft gleich ein⸗ 
leuchtend und klar dargeſtellt. Und zwar wiederum nicht, weil Kautsky ſich 
an umfaſſender Forſcherarbeit mit Männern wie Mommſen auf deren eigent⸗ 
lichem Arbeitsgebiete meſſen könnte, ſondern weil er eine wiſſenſchaftliche Me⸗ 
thode handhabt, die ihrer Methode weit überlegen iſt. Die richtige und tiefe 
Erkenntnis der modernen Arbeiterbewegung gibt auch hier den Schlüſſel, um 
die Pforte zu öffnen, an der die bürgerlichen Hiſtoriker unſicher umhertaſten, 
deſto unſicherer, je falſcher ſie die moderne Arbeiterbewegung auffaſſen. 

Unzweifelhaft findet ſich im römiſchen Weltreich eine ökonomiſche Entwick⸗ 
lung, die der modernen auffallend gleicht: Rückgang des Kleinbetriebs, Fort⸗ 
ſchreiten des Großbetriebs und noch raſchere Zunahme des großen Grund⸗ 
beſitzes, der Latifundien, die den Bauern enteignen und, wo ſie ihn nicht 
durch Plantagenwirtſchaft oder ſonſtige Großbetriebe erſetzen, ihn doch aus 
einem freien Eigentümer in einen abhängigen Pächter verwandeln. Geblendet 
durch dieſe äußere Analogie, werfen nun die bürgerlichen Hiſtoriker antiken 
und modernen Kapitalismus, antiken und modernen Sozialismus, antike und 
moderne Demokratie, antikes und modernes Proletariat kunterbunt durch⸗ 
einander. Einen dieſer wunderlichen Heiligen, der ein beſonderes Werk über 
die „Geſchichte des antiken Sozialismus und Kommunismus“ geſchrieben hat, 
den Erlanger Profeſſor Pöhlmann, erledigt Kautsky in einer Anmerkung 
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durch den Hinweis, daß dieſer wackere Patriot die Klaſſenkämpfe der antiken 
Proletarier, ja der verſchuldeten Agrarier, die Schuldentilgungen der Junker, 
die Plünderungen und Bodenverteilungen durch die Beſitzloſen auf eine Stufe 
mit dem modernen Sozialismus ſtellt, um zu beweiſen, daß die Diktatur des 
Proletariats unter allen Umſtänden nichts bewirke als Sengen und Brennen, 
Morden und Schänden, Teilen und Schwelgen. 

Über dieſe plumpe Mache verliert Kautsky mit Recht nicht viele Worte. 


Aber das Problem ſelbſt iſt damit nicht erſchöpft; eine Biographie Mommſens, 


die uns nahezu gleichzeitig mit Kautskys Buch zukam, zeigt es in viel feinerer, 


ja geradezu tragiſcher Weiſe. Wir erſehen aus ihr, daß Mommſen ſich ſchon 


in jungen Jahren mit dem modernen Kapitalismus beſchäftigt, das Buch von 
Engels über die Lage der engliſchen Arbeiter als ſchleswig⸗holſteiniſcher 


Zeitungsredakteur im Jahre 1848 publiziſtiſch verwertet, ja ſchon vorher in 


Paris mit Viktor Conſiderant und anderen Fourieriſten verkehrt und eifrig 


ſoziale Probleme diskutiert hat. Allein zum Verſtändnis des modernen Sozia⸗ 
lismus gelangte Mommſen doch nicht ſo weit, um durch dies Medium die 


antiken Klaſſenkämpfe zu verſtehen; er gebrauchte ihn nicht als Methode, 
ſondern als Schablone und kam zu jenen Quidproquos über antiken Kapita⸗ 
lismus und Sozialismus, die ihm Marx gelegentlich im „Kapital“ vorwirft. 
Jedoch ſeine gründlichen Forſchungen über antike Demokratie und antikes 
Proletariat wirkten nun zurück auf ſeine Einſchätzung der modernen proleta⸗ 
riſchen Demokratie („mit allen anderen Parteien kann man ſich vertragen, 


mit dieſer nicht“), bis das letzte Wort des mehr als achtzigjährigen, an der 
verbrecheriſchen Torheit der herrſchenden Klaſſen verzweifelnden Greiſes das 
Bekenntnis „zur Tüchtigkeit, zur Opferwilligkeit, zur Disziplin“ der Sozial⸗ 


demokratie wurde, unter der Bedingung freilich, daß ſie von der „Gemüts⸗ 
roheit“ ablaſſe, nur die Intereſſen der Arbeiterklaſſe zu vertreten. Hier hätten 


wir die Bekehrung des feingebildeten Römers zum Chriſtentum, wenn nur 
nicht auch dieſer Vergleich hinkte. Denn das Chriſtentum verzichtete in der 


Tat auf jene „Gemütsroheit“, auf die die Sozialdemokratie niemals ver⸗ 


zichten wird. 


Kautsky iſt durch fein genaues Verſtändnis der modernen Arbeiter- 


bewegung vor allen jenen ſchiefen Vergleichen und tollen Verwechſlungen 


geſchützt, die ſich ſelbſt in den klaſſiſchen Werken eines ſo berühmten und ver⸗ 
dienten Hiſtorikers finden, wie Mommſen war. Mag die Verdrängung des 
bäuerlichen Kleinbetriebs durch den Latifundienbetrieb mit Sklavenbetrieb im 
Altertum ganz ähnlich ausſehen wie die Auflöſung des Handwerks durch die 


große Induſtrie in der neueren Zeit, ſo unterſcheiden ſich beide Prozeſſe doch 
durch den kleinen Unterſchied, daß es ſich bei jenem um einen techniſchen 
Rückſchritt, bei dieſem um einen techniſchen Fortſchritt handelt. An der 


Sklavenwirtſchaft ging die antike Kultur unter. Sie konnte nicht zurück zu 
bäuerlicher Wirtſchaft, da die Bauern fehlten; ſie konnte nicht vorwärts zur 
kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe, da die freien Arbeiter fehlten. 

Der antike Kapitalismus entſtand in ähnlicher Weiſe wie der moderne, 
durch jene Methoden, die Marx in dem Kapitel über die „urſprüngliche 
Akkumulation“ geſchildert hat: Enteignung des Landvolkes, Plünderung der 
Kolonien, Sklavenhandel, Handelskriege und Staatsſchulden; er hatte dieſelben 


verheerenden und zerſtörenden Wirkungen, aber er konnte ſeine Beute nur in 
einem tollen Genußleben verſchwenden und die Geſellſchaft verarmen, während 
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der moderne Kapitalismus ſeinen Profit zum größten Teil benutzt, um höhere 
Produktionsmittel zu erzeugen, die Produktivität der menſchlichen Arbeit zu 
ſteigern. Dieſer hiſtoriſche Fortſchritt war der antiken Welt abgeſchnitten, ſie 


kam nicht über die Schwelle der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe hinüber; erſt 


mußten in der Völkerwanderung zahlreiche Völker freier Bauern das ganze 
Römerreich überſchwemmen, ehe die Reſte der Kultur, die es geſchaffen hatte, 
die Grundlagen einer neuen geſellſchaftlichen Entwicklung abgeben konnten. 
Mit dieſen aphoriſtiſchen Andeutungen wollen wir nur einen allgemeinen 
Begriff von der Methode Kautskys geben; in die Einzelheiten ſeiner Unter⸗ 
ſuchung können wir ihm nicht folgen, zumal da ſeine gedrängte Form die 


Heraushebung einzelner Glieder aus der eng zuſammenſchließenden Kette ſeiner 


Schlußfolgerungen nicht geſtattet, ohne daß ſie ſogleich ſchief werden oder 


doch, aus dem Zuſammenhang geriſſen, ſchief erſcheinen. Genug, daß Kautsky 


aus der ſozialen Zerſetzung der römiſchen Geſellſchaft und des römiſchen 


Staates „das Denken und Empfinden der Kaiſerzeit“ abzuleiten weiß, die 
Gedankenelemente, die in den Schriften der Philo und Seneca und dann in 
den Evangelien ihren Niederſchlag gefunden haben. Es iſt kein anmutiges Bild, 


Verfall an allen Ecken und Enden, ökonomiſcher, politiſcher und damit auch 


wiſſenſchaftlicher und moraliſcher Verfall: Abwendung vom Gemeinweſen und 


Beſchränkung auf das eigene Ich, Feigheit und Mangel an Selbſtvertrauen, 
Sehnſucht nach der Erlöſung durch einen Kaiſer oder einen Gott, nicht durch 


eigene Kraft oder die Kraft der eigenen Klaſſe; Selbſtzerknirſchung nach oben, 


pfäffiſche Anmaßung nach unten; Blaſiertheit und Lebensüberdruß und wieder 
Sehnſucht nach Senſation, nach Wundern; Überſchwenglichkeit und Ekſtaſe, 
ebenſo wie Heuchelei, Lüge und Fälſchung. Selbſt die mildernden Erſchei⸗ 


nungen wie Wohltätigkeit gegen Arme, Humanität gegen Sklaven, Erweite⸗ 
rung der Nation zum Begriff der Menſchheit ſind Verfallsprodukte; wir ſehen 


fie vertreten — und weshalb wir fie gerade jo vertreten ſehen, weiſt Kautsky 


in ſcharfſinnigſter Weiſe nach — von Bluthunden und Wüſtlingen, wie den 
Kaiſern Tiberius, Nero, Caracalla, oder von geckenhaften Modephiloſophen, 


wie Seneca, Apollonius von Tyana, Plotin und anderen. 


Aus ſich ſelbſt heraus konnte dieſe verfallende Maſſe keine neue Welt | 
geſtalten, dazu bedurfte es anderer Elemente, und dieſe lieferte das Judentum. 


III. 


Von ihm handelt Kautsky im zweiten Abſchnitt ſeiner Schrift, der vielleicht 


noch feſſelnder iſt als der erſte, ſchon aus dem mehr äußerlichen Grunde, weil 
die Geſchichte des Judentums viel unbekannter, viel mehr noch in Sagen ge⸗ 
hüllt und namentlich auch viel tendenziöſer entſtellt iſt als die Geſchichte des 
alten Roms, namentlich durch den elenden Zank der Anti- und der Philo⸗ 


ſemiten. Wir wollen uns gar nicht in den niederen Regionen dieſes Zankes 


aufhalten, aber ſelbſt wenn man nur die Fehde Mommſens und Treitſchkes 
über das Judentum neben Kautskys Darſtellung hält, ſo ſieht man auch hier, 
welch gewaltigen Fortſchritt der hiſtoriſche Materialismus in der Erkenntnis 
geſchichtlicher Zuſammenhänge geſchaffen hat. | 
Die eigentümliche Stellung des Judentums ſchon in der alten Welt iſt 


weſentlich entſtanden nach dem babyloniſchen Exil. Nicht vorher, denn bis 
dahin waren die Iſraeliten kein Volk, das ſich von anderen Völkern jener 
Umgebung ſo ſtreng unterſchied, daß es unter ihnen aufgefallen wäre, aber 
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auch nicht erſt nachher, ſeit der Zerſtörung Jeruſalems durch die Römer, wie 
gewöhnlich angenommen wird. Nicht dieſe zweite, ſondern bereits die erſte 
Zerſtörung Jeruſalems durch Nebukadnezar ſchuf jene abnorme Situation, die 
das Judentum zu einer einzigartigen Erſcheinung in der Geſchichte machte. 
Freilich ſcheidet kein noch ſo einſchneidendes Ereignis die Geſchichte eines 
Volkes in zwei völlig getrennte Hälften. Wenn die Iſraeliten nach dem baby- 
loniſchen Exil ein Handelsvolk wurden, das ſich über den ganzen Umkreis der 
antiken Welt verbreitete, ſo waren die Vorbedingungen dazu ſchon in der Zeit 
vor dem Exil geſchaffen. Die Iſraeliten ſiedelten ſich in dem Grenzland 
Paläſtina, das von wichtigen Handelsſtraßen durchzogen war, als ein Beduinen⸗ 
ſtamm nomadiſcher Viehzüchter an, der als ſolcher ſchon Sinn und Vorliebe 
für den Warenhandel hatte. Der Handel entwickelte ſich bei den Iſraeliten 
in ungleich höherem Maße als das Handwerk. Was Kautsky im Zuſammen⸗ 
hang damit in den Kapiteln über die Gottesvorſtellung im alten Iſrael, über 
Handel und Philoſophie, über Handel und Nationalität ausführt, gehört zu 
den glänzendſten Partien ſeines Werkes und ſei jedem empfohlen, der ſich über 
den „plumpen Materialismus“ der marxiſtiſchen Methode ereifert. 
Trotz ſeiner hohen Handelsblüte blieb, wie überall im Altertum, ſo auch 
in Paläſtina die Landwirtſchaft die Grundlage der Geſellſchaft, und je größere 
Reichtümer der Handel ins Land brachte, um ſo ſchneller verkam der Bauer, 
in einem ähnlichen ökonomiſchen Prozeß, wie er ſich auch in Athen und Rom 
vollzog, nur daß auf den iſraelitiſchen Bauer die Schuldknechtſchaft um ſo 
härter drückte, als das kleine Land nicht ununterbrochen glückliche Kriege 
führen konnte, die billiges und zahlreiches Sklavenmaterial lieferten. Die 
entrüſteten Proteſte gegen dieſe Auswucherung der Bauernſchaft finden wir 


in den Propheten des Alten Teſtamentes aus denen Kautsky einige be⸗ 
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gefommen,“ Alle dieſe Proteſté konnten aber den Gang der Dinge nicht auf⸗ 
halten, und das kleine Iſrael wäre noch viel ſchneller abgeſtorben als das 
große Rom, wenn es nicht vorher ſchon übermächtigen Feinden zur Beute 
gefallen wäre. 0 

Zunächſt wurde das nördliche Iſrael im Jahre 722 vor unſerer Zeitrechnung 
von den Aſſyrern überwältigt, die die „Blüte der Bevölkerung“ in aſſyriſche | 
und nordiſche Städte verjchleppten und an ihre Stelle Leute aus rebelliſchen 
babyloniſchen Städten ſetzten. So gelang es, die iſraelitiſche Nation aus⸗ 
zurotten, bis auf Jeruſalem mit ſeinem Landbezirk Judäa. Dieſer Reſt wurde 
erſt 135 Jahre ſpäter von den Babyloniern erobert, deren König Nebukadnezar 
die geſamte Bevölkerung Jeruſalems in die Gefangenſchaft führte. Auch ſie 
würden auf die Dauer ihre Nationalität eingebüßt haben, wenn die Babylonier 
nicht von den Perſern überwältigt worden wären, die den gefangenen Juden 
bereits in deren zweiter Generation die Rückkehr nach Jeruſalem geſtatteten. 

Die fünfzig Jahre des Exils brachten nunmehr die gewaltigſten Anderungen 
im Judentum hervor, wofür wir im einzelnen wieder auf Kautsky verweiſen 
müſſen. Was man als „Raſſe⸗“ oder „Religionseigenſchaften“ der Juden hinzu⸗ 
ſtellen gewohnt iſt, weiſt Kautsky als die notwendigen Wirkungen ökonomiſcher 
Zuſtände nach. Im Exil beſtand das Judentum fort als Nation, gerade das 
Exil ſchärfte und ſtärkte ſein nationales Bewußtſein, aber als eine Nation 
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ohne Bauern, als eine Nation von ausſchließlich ſtädtiſcher Bevölkerung. Das 


gehört bis heute zu den weſentlichſten Eigenſchaften des Judentums, die nichts 


anderes ſind, als die durch das lange ſtädtiſche Leben und den Mangel an 
Zuzug aus der Bauernſchaft auf die Spitze getriebenen Eigenſchaften des 
Städters. Die Rückkehr aus dem Exil nach Jeruſalem hat daran nicht viel 
geändert, denn Paläſtina blieb ein unterworfenes Land, und die Herſtellung 
eines nationalen Staats war den Juden verſchloſſen; ſie blieben Städter, wie 


ſie Händler blieben. 


Kautsky ſchreibt keine Apologie des Judentums, wie es denn niemals Sache 
eines marxiſtiſchen Hiſtorikers ſein kann, Apologien zu ſchreiben. Aber mit 
Recht weiſt er die öden Schlagworte ab, mit denen ſelbſt ein Mann wie 
Mommſen die hiſtoriſche Frage des Judentums abzutun verſucht hat, Schlag⸗ 
worte etwa derart, daß den Juden die „Pandoragabe politiſcher Organi⸗ 
ſation“ verſagt geweſen ſei, daß fie „ein wirkſames Element der nationalen 
Dekompoſition“ geweſen ſeien uſw., Schlagworte, die nicht ſowohl unwahr 
als unſinnig ſind. „Der letzte Verſuch des Judentums, das römische Joch ab⸗ 
zuſchütteln, entfaltete eine nationale Kraft, gab der Welt ein Denkmal von 
Ausdauer, Heldenmut und Hingebung, von dem Kautsky mit Recht ſagt, daß 
es aus dem Schmutz allgemeiner Feigheit und Selbſtſucht jener Zeit einſam, 
aber um ſo gewaltiger hervorragte. 

Es war nicht das geſamte Judentum Jeruſalems, das den hoffnungsloſen 
Rieſenkampf gegen den übermächtigen Feind drei Jahre lang, bis zum Sep⸗ 
tember des Jahres 70 unſerer Zeitrechnung, aufs tapferſte, ſicherſte und ſcharf 
ſinnigſte führte, jeden Zoll Bodens mit Leichen bedeckend, ehe es ihn aufgab, 
um ſchließlich, von Hunger und Krankheiten entkräftet, in den brennenden 
Ruinen ſein Grab zu finden. Die Prieſter, die Schriftgelehrten, die Kauf⸗ 
herren, ſie hatten ſich zum großen Teil ſchon bei Beginn der Belagerung in 
Sicherheit gebracht. Es waren die kleinen Handwerker und Krämer wie die 
Proletarier Jeruſalems, die zu den Heroen ihrer Nation wurden, im Verein 
mit proletariſierten Bauern Galiläas, die ſich nach Jeruſalem durchgeſchlagen 
hatten. | 

In dieſer Atmoſphäre entſtand die chriftliche Gemeinde. Sie bietet ganz 
und gar nicht jenes lachende Bild, das Renan in ſeinem Roman von Jeſus 
entwirft, indem er verſichert, dieſes ſchöne Land habe zu Jeſu Zeiten in Fülle, 
Fröhlichkeit und Wohlbehagen geſtrotzt, jo daß ſich jede Geſchichte der Ente 
ſtehung des Chriſtentums zu einer lieblichen Idylle geſtalte. 

So lieblich, fügt Kautsky hinzu, wie der wunderſchöne Monat Mai 1871 
in Paris. 
IV. ̃ 

Im Widerſpruch mit Kalthoff, der die Entſtehung der chriſtlichen Gemeinde 
nach Rom verlegt, findet Kautsky, daß nicht der mindeſte Grund vorliege, 
an der Angabe der Apoſtelgeſchichte zu zweifeln, wonach ſie in Jeruſalem 
entſtanden ſei. In der Tat ſprechen alle inneren Gründe dafür. 

Die eigentlich konſtitutiven Elemente des Chriſtentums, der Monotheismus, 
der Meſſianismus, der Auferſtehungsglaube, der eſſeniſche Kommunismus ſind 
innerhalb des Judentums entſtanden; in ihrer Vereinigung fand, wie Kautsy 
eingehend nachweiſt, das jüdiſche Proletariat oder doch ein Teil davon ſein 
Sehnen und Wünſchen am beſten befriedigt. Die Zuſtände, die im ganzen 
geſellſchaftlichen Organismus des römiſchen Weltreichs herrſchten, machten dieſen 
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Organismus, namentlich in ſeinen proletariſchen Teilen, immer empfänglicher 
für die neuen, dem Judentum entſtammenden Tendenzen, aber dieſe Tendenzen 
löſten ſich, ſobald ſie dem Einfluß der außerjüdiſchen Umgebung unterlagen, | 
nicht nur vom Judentum los, ſondern traten ihm ſogar feindſelig gegenüber. | 
Sie miſchten ſich nun mit den Tendenzen der abſterbenden griechiſch⸗ römiſchen 
Welt, die den Geiſt der kräftigen nationalen Demokratie, der im Judentum 
bis zur Zerſtörung Jeruſalems herrſchte, völlig in ſein Gegenteil umkehrten, 
mit willenloſer Ergebung, Knechtſeligkeit und Todesſehnſucht verſetzten. g 
Aus dieſer Zeit, aus dem zweiten Jahrhundert unſerer Zeitrechnung, 
ſtammen die Evangelien, die erſten ſchriftlichen Berichte, die wir über die 
Entſtehung des Chriſtentums beſitzen. In ſeinen Anfängen eine proletariſche 
Organiſation, deren kommuniſtiſchen Charakter Kautsky neueren Anzweiflungen 
gegenüber ſchlagend nachweiſt, beruhte das Chriſtentum mehrere Generationen 
hindurch auf mündlicher Überlieferung. Seine erſten Vertreter mochten rede⸗ 
gewaltige Leute ſein, allein mit Leſen und Schreiben vermochten ſie nicht 
umzugehen; dieſe Künſte lagen der Volksmaſſe damals noch ferner als heute. 
Zunächſt blieb die chriſtliche Lehre und die Geſchichte ihrer Gemeinde auf münd⸗ 
liche Überlieferungen beſchränkt, Überlieferungen fieberhaft erregter, unſäglich 
leichtgläubiger Leute, Überlieferungen von Vorgängen, die nur ein kleiner 
Kreis miterlebt hatte, ſoweit ſie ſich überhaupt ereignet hatten, die alſo von 
kritiſch unbefangenen Elementen der Bevölkerung nicht geprüft werden konnten. 
Erſt als ſich gebildetere, ſozial höher ſtehende Leute dem Chriſtentum zu⸗ 
wandten, begann die ſchriftliche Fixierung ſeiner Überlieferungen, aber auch 
noch nicht zu hiſtoriſchen, ſondern zu polemiſchen Zwecken, zur Verfechtung 
beſtimmter Anſchauungen und Forderungen. & Den Evangelien iſt eine ab⸗ 
wiegelnde Tendenz gemeinſam, die um ſo mehr hervortritt, je ſpäter ſie ent⸗ 
ſtanden ſind; der wilde Nee des Proletariats, der im Lukasevangelium 


ö t 
würden, reviſioniſtiſch gebämzfl 
Hier tritt Kautsky nun wieder in einen Widerſpruch zu Kalthoff und auch 


zu Bruno Bauer. Beide haben die hiſtoriſche Exiſtenz Jeſu beſtritten, und | 
| 
| 
| 


inſofern mit gutem Grunde, als ſich ein hiſtoriſcher Beweis für diefe hifto- 
riſche Exiſtenz nicht führen läßt. Auch hatte und hat die ganze Frage nur 
ein ſehr nebenſächliches Intereſſe, ſobald einmal nachgewieſen iſt, was zuerſt 
durch Bruno Bauer geſchah, daß es nicht einen einzigen chriſtlichen Gedanken 
gibt, der nicht ſchon vor der Zeit, wo Jeſus gelebt und gewirkt haben ſoll, 
in der griechiſch⸗römiſchen oder jüdiſchen Literatur heimiſch geweſen wäre. 
Inſofern würden wir auch kein beſonderes Verdienſt Kautskys darin ſehen, 
daß er, im Widerſpruch mit Bruno Bauer und Kalthoff, die hiſtoriſche Exi⸗ 
ſtenz Jeſu ſo ſicher nachweiſt, wie ſich überhaupt durch mittelbare Schluß⸗ 
folgerungen die Exiſtenz einer hiſtoriſchen Perſönlichkeit nachweiſen läßt. 
Allein bei Kautsky ſteht die Frage in einem tieferen und weiteren Zuſammen⸗ 
hang. Er ſagt ganz richtig, daß wenn die chriſtliche Gemeinde ſich aus freier 
Phantaſie das Jeſusbild geſchaffen hätte, dies Bild nicht von ſo ſinnloſen 
Widerſprüchen wimmeln würde wie in den Evangelien. Mag man die Bil⸗ 
dung und den Scharfſinn ihrer Verfaſſer noch ſo tief ſtellen, ſo würden ſie 
ihre Tendenz, den rebelliſchen Jeſus immer mehr in einen leidenden zu ver⸗ 
wandeln, der nicht wegen eines Aufruhrs, ſondern einzig und allein wegen ſeiner 
unendlichen Güte und Heiligkeit durch die Bosheit und Schlechtigkeit heim⸗ 
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tückiſcher Neider gemordet worden ſei, viel konſequenter durchgeführt haben, wenn 
nicht einmal ein galiläiſcher Rebell Jeſus als Rädelsführer jüdiſcher Proletarier 
von den Römern ans Kreuz geſchlagen worden wäre und ſein Tod auf ſeine 
Anhänger einen ſolchen Eindruck gemacht hätte, daß er in der Überlieferung 
der chriſtlichen Gemeinde wohl entſtellt, übermalt, verwiſcht, aber nicht mehr 
völlig verſchwiegen werden konnte. Legt der ungeheuerliche Widerſinn, als 
der namentlich die Paſſionsgeſchichte Jeſu in den Evangelien erſcheint, dieſe 
tatſächliche Vorausſetzung unabweisbar nahe, ſo wird ſie ſelbſt nun wieder 


ein Leitfaden durch das Dickicht heulender Widerſprüche, wie Kautsky in 


einem eigenen Kapitel darlegt, das zu den anziehendſten Teilen ſeines Buches 
gehört. 


nicht dagegen, daß er gelebt hat, wenn wir auch nicht mehr von ihm ſagen 


Auch das Schweigen der weltlichen Geſchichtſchreibung über Jeſu ſpricht 


können, als daß er in Galiläa geboren und in Jeruſalem gekreuzigt iſt. Von 
der Zeit, in die Jeſu Tod verlegt wird, bis zur Zerſtörung Jeruſalems waren 
Straßenkämpfe etwas ganz Gewöhnliches in Jeruſalem, und ebenſo die Hin⸗ 


richtungen einzelner Aufrührer. Ein ſolcher Straßenkampf einer kleinen Gruppe 


von Proletariern und die darauf folgende Kreuzigung ihres Rädelsführers, 


der aus dem ſtets rebelliſchen Galiläa ſtammte, mochte ſehr tiefen Eindruck 
auf ſeine überlebenden Anhänger machen, ohne daß die Geſchichtſchreibung 


von einem ſo alltäglichen Vorkommnis irgendwelche Notiz zu nehmen brauchte. 


Der Stifter der chriſtlichen Kirche iſt Jeſus freilich auch dann nicht ge⸗ 


weſen, wenn ſeine Anhänger wirklich den Urkeim der chriſtlichen Gemeinde 


gebildet haben ſollten. Die damalige Welt wimmelte von ſolchen Meſſiaſſen a 


und ſolchen religiöſen Sekten, und wenn die chriſtliche Gemeinde im Laufe 


der nächſten Jahrhunderte ſie alle überflügelte, ſo geſchah es, weil ſie, man 


möchte ſagen, in einem darwiniſtiſchen Kampfe ums Daſein ſich über das 
geſamte Reich auszudehnen und alle die Elemente des neuen Denkens und 


Empfindens in ſich aufzunehmen wußte, die aus der geſellſchaftlichen Um 


wandlung ihrer Zeit erſtanden, weil ſich ihre Organiſation anpaſſungsfähiger 


als jede andere für die Bedürfniſſe des großſtädtiſchen Proletariats und 
ſchließlich auch anpaſſungsfähiger als jede andere für die Bedürfniſſe des | 


Reiches ſelbſt erwies. 

Wer dieſe Entwicklung im einzelnen verfolgen will, ſei abermals auf 
Kautskys Buch verwieſen. ie 

In einem Schlußkapitel vergleicht Kautsky Chriſtentum und Sozialdemo⸗ 
kratie. Der Vergleich liegt nahe, wenn man auf der einen Seite erwägt, daß 
die chriſtliche Gemeinde, entſtanden als proletariſch⸗kommuniſtiſche Organiſation, 
zu einer Macht emporwuchs, der ſich die römiſchen Kaiſer beugten, um dann 
ſelbſt die rieſigſte Ausbeutungs⸗ und Unterdrückungsmaſchine der Welt zu 
werden, auf der anderen Seite aber, daß ſich die ſozialiſtiſche Arbeiterbewegung 
aus den unſcheinbarſten Anfängen ebenfalls zu einer mächtigen Organiſation 


entwickelt hat, die Kaiſer und Könige beneiden können, und aus ihrer eigenen 


Mitte hier oder da Stimmen laut geworden ſind, die zum Paktieren mit den 


herrſchenden Gewalten raten. 


Mit dieſen Analogien ſteht es aber doch nicht beſſer als mit allen ähn⸗ 


lichen Vergleichen zwiſchen antiken und modernen Zuſtänden. Kautsky legt 


die inneren Zuſammenhänge dar, die eine ſolche Zukunft der modernen Sozial 
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demokratie ausſchließen, und wir möchten hinzufügen, daß, ſolange der Geiſt, 


der in ſeinem Buche lebt, in der Partei lebendig iſt, die Entwicklung, die 


das Chriſtentum genommen hat, für ſie unmöglich iſt. Nicht als ob dies Buch 
nicht auch ſeine Lücken und Mängel hätte, nicht als ob nicht in manchem 
Punkte eine andere Auffaſſung möglich und vielleicht richtiger wäre als die 
Auffaſſung Kautskys. Aber ſo viele ſolcher Lücken und Mängel man auf⸗ 
weiſen mag, ja in gewiſſem Sinne, je mehr man ihrer aufweiſt, um ſo mehr 
tritt der große hiſtoriſche Sinn hervor, der das Buch geſchaffen hat, und der, 
ſolange er die Partei beſeelt, ſie allein ſchon vor allen hiſtoriſchen Abwegen 
behüten wird. | 

Vielleicht wäre es richtiger oder doch klüger geweſen, unſere Beſprechung 


von Kautskys Schrift an anderem Orte zu veröffentlichen als gerade an dieſer 


Stelle. Indeſſen Leſſing meint einmal: Notwehr entſchuldigt Selbſtlob. Und 


wenn das Erſcheinen von Kautskys Buch zuſammenfällt mit individuellen oder 


kollektiven Kriegserklärungen an die „verknöcherten Dogmatiker“ und „Marx⸗ 


Epigonen“, ſo wird man durch ſolche Bannflüche auch theologiſch angehaucht 


und muß Zeugnis ablegen für den Beweis des Geiſtes und der Kraft — trotz 
einem alten Kirchenvater. Und dieſen Beweis hat Kautsky mit ſeinem Buche 


geliefert, das — weltlich geſprochen — der Partei zur Ehre gereicht, und je 
mehr es von den Parteigenoſſen geleſen werden wird, auch zu deſto größerem 


Nutzen gereichen wird. 


Der Proletarier in der belgiſchen Kunſt. 
Don John Schikowski. 


Die Ausſtellung von modernen belgiſchen Gemälden, graphiſchen Arbeiten 


und Plaſtiken, die gegenwärtig im Berliner Sezeſſionshaus ſtattfindet, iſt zwar 
offiziell von zwei privaten Künſtlervereinigungen — einer Brüſſeler und einer 


Antwerpener — veranſtaltet worden, aber, wie der Katalog anzeigt, „unter 


Aufſicht und Mitwirkung der belgiſchen Regierung“ und „unter dem hohen 
Schutze des Herrn Miniſters der Wiſſenſchaften und Künſte“. Bei der feier⸗ 


lichen Eröffnung waren Vertreter der deutſchen Reichsregierung und des 
preußiſchen Kultusminiſteriums anweſend, und in den Begrüßungsreden wurden 
allerhand diplomatiſche Phraſen gedrechſelt. Dieſe überflüſſige und wenig ge⸗ 
ſchmackvolle Ouvertüre wird, fürchten wir, manchem Kunſtfreund die Illuſionen 


benommen haben. Denn wir ſind bei uns zulande ſeit geraumer Zeit daran 


gewöhnt, jeder künſtleriſchen Veranſtaltung, bei der irgendwelche Organe der 


Regierung mitwirken, von vornherein mit dem äußerſten Mißtrauen entgegen⸗ 
zutreten. Die engliſche Ausſtellung des vorigen Winters und die ſkandalöſe 
Affäre des Pariſer Herbſtſalons waren nicht geeignet, dieſes Mißtrauen zu 


bannen. Indeſſen fühlen wir uns in jedem Falle zu unbefangener Prüfung 
verpflichtet und ſind ſelbſtverſtändlich gern bereit, das Gute auch dann rück⸗ 
haltlos anzuerkennen, wenn es ſich in unſympathiſcher Aufmachung präſentiert. 

Die Aufgabe, die die belgiſche Kunſtſchau ſich geſtellt hat, iſt — nach den 
eigenen Worten der Ausſtellungsleitung —, „ein charakteriſtiſches Geſamtbild 
der verſchiedenartigſten Ausſtrömungen der modernen belgiſchen Schule inner⸗ 
halb der letzten Jahre zu bieten“. Dieſe Aufgabe iſt inſofern gelöſt worden, als 


faſt alle bekannten Größen der zeitgenöſſiſchen belgiſchen Kunſt im Sezeſſions⸗ 
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haus vertreten ſind. Ich wüßte in der Tat nicht mehr als vier oder fünf 
Namen lebender Künſtler zu nennen, deren Fehlen ſchmerzlich vermißt wird. 
Maler, Bildhauer, Kunſthändler, private Sammler und öffentliche Muſeen 
haben aus ihren Vorräten beigeſteuert. In dieſer Hinſicht iſt eine faſt lücken⸗ 
loſe Vollſtändigkeit erreicht worden — ein Reſultat, das nur derjenige unter⸗ 
ſchätzen kann, der die Schwierigkeiten nicht kennt, mit denen ſolche Ausſtellungs⸗ 
arrangements immer, und in erhöhtem Maße bei ausländiſchen Unternehmungen, 
zu kämpfen haben. 

Erheblich weniger günſtig ſtellt ſich das Reſultat aber dar, wenn wir nicht 
die Namen der Künſtler, ſondern die Werke ſelber prüfen. Da fällt vor allem 

ſofort auf, daß ein ganzes großes Stoffgebiet faſt vollſtändig ausgeſchloſſen 
iſt, und zwar ein Stoffgebiet, deſſen vielſeitige und zum großen Teile meiſter⸗ 
hafte Behandlung gerade der modernen belgiſchen Kunſt das charakteriſtiſche 
Gepräge verleiht: ich meine das Arbeiterbild. Jeder Kenner weiß, welchen 
breiten Raum die Darſtellungen aus dem Proletarierleben in der zeitgenöſſiſchen | 
| belgiſchen Malerei einnehmen und welche künſtleriſche Bedeutung ihnen inne⸗ 
1 DH Wie kann man ein „charakteriſtiſches Geſamtbild der verſchieden⸗ 
artigſten Ausſtrömungen der modernen belgiſchen Schule“ zu geben meinen, 
wenn man von den in dieſes Gebiet fallenden Meiſterwerken eines Charles 
de Groux, Leon Frederic, Konſtantin Meunier, Alexander Struys und anderen 
auch nicht ein einziges zeigt? Daß es ſich bei dieſer ſehr auffallenden Lücken⸗ 
haftigkeit um einen oder mehrere Zufälle handelt, iſt ausgeſchloſſen: dazu iſt 
das Verfahren zu konſequent. Dagegen darf man wohl die Vermutung nicht 
von der Hand weiſen, daß die hohe Protektion der deutſchen Reichsregierung 
und das dem Unternehmen entgegengebrachte Wohlwollen des preußiſchen 
Kultusminiſters die belgiſchen Arrangeure zu allerhand zarten Rückſichten ge⸗ 
nötigt hat. Man fürchtete offenbar, durch Vorführung der in ihren Tendenzen 
zuweilen ſtark „ſozialiſtiſch angehauchten“ Kunſtwerke Anſtoß zu erregen. So 
wurde das „charakteriſtiſche Geſamtbild der belgiſchen Schule“ verfälſcht, indem 
man einen ſeiner bezeichnendſten und intereſſanteſten Züge nicht zur Geltung 
kommen ließ. 

Wenn ich in nachſtehendem den Verſuch mache, einen Überblick über die 
Entwicklung des Proletarierbildes in der modernen belgiſchen Kunſt zu geben, 
ſo kann dieſer Überblick ſelbſtverſtändlich nur äußerſt knapp und relativ dürftig 
ſein. Erörterungen, die das Thema einigermaßen erſchöpfen wollten, würden 
einen Band füllen. Aber immerhin werden die kargen Umriſſe vielleicht genügen, 
um die Unterlaſſungsſünden, deren ſich die leitenden Männer der belgiſchen 
Ausſtellung ſchuldig gemacht haben, ins rechte Licht zu rücken. 

Die Revolution des Jahres 1830, durch die die gewaltſame Lostrennung 
Belgiens von Holland bewirkt wurde, hatte im belgiſchen Bürgertum eine 
Hochflut der nationalen Begeiſterung hervorgerufen. Das nationale Prinzip 
ſollte auf allen Gebieten des geiſtigen Lebens zur Geltung kommen und 
ſchließlich auch die Kunſt nach dieſem Prinzip umgeſtaltet werden. Man griff 
zurück auf die letzte große Blüteepoche der flämiſchen Malerei im ſiebzehnten 
Jahrhundert und erwählte ſich den pathetiſchen Barockſtil des Rubens zum 
Vorbild. Guſtav Wappers, Eduard de Biefve, Louis Gallait und andere 
bedeckten rieſengroße Leinwandflächen mit theatraliſch aufgebauten und aus⸗ 
ſtaffierten Szenen aus der vaterländiſchen Geſchichte. Noch heute hängen 
dieſe grotesken Schinken, für die die belgiſche Regierung damals hohe Summen 
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gezahlt hat, in den Schreckenskammern der Brüſſeler Gemäldegalerie. Als 
dann die Stürme des Jahres 1848 auch nach Belgien hinüberwehten, vollzog 
ſich eine Umwandlung in den künſtleriſchen Anſchauungen. Die Maler, die 
bis dahin nur für die Taten ihrer nationalen Helden geſchwärmt hatten, 
wurden plötzlich von demokratiſchem Geiſte beſeelt. Sie entdeckten, daß das 
ſogenannte niedere Volk, das an den politiſchen Umwälzungen einen ſehr 
wichtigen Anteil genommen hatte, eine immerhin ernſt zu nehmende Be: 
völkerungsklaſſe ſei. Die bürgerliche Kunſt hatte das Leben des Proletariers 
bis dahin nur von der idylliſchen Seite betrachtet. Träumeriſche Hirtenknaben 
in reinlichen und geſchmackvollen Gewändern blieſen auf der unvermeidlichen 
Flöte; Schnitter und Winzer verrichteten ſpielend, mit graziöſen Gebärden, in 
Flur und Weinberg ihre Arbeit; auf ſchön geſchmückter Tenne tanzten fröh⸗ 
liche Knechte mit lachenden Mägden. Jetzt wandte man auch den Schatten⸗ 
ſeiten des Arbeiterlebens ſeine Aufmerkſamkeit zu. Zwar blieb die äußere 
Kunſtform noch die alte, durch die Nachahmung des Rubensſtils und die 
bombaſtiſche Hiſtorienmalerei geſchaffene, aber das Stoffgebiet erfuhr eine 
weſentliche Veränderung und Erweiterung. A. Hunin kann als der charak⸗ 
teriſtiſche Vertreter dieſer neuen Richtung gelten, die in der belgiſchen Kunſt 
zunächſt nur eine ſehr beſcheidene Stellung neben der herrſchenden Hiſtorien⸗ 


malerei einnahm. Hunin iſt ein wohlmeinender Menſchenfreund, der ein ſo— 
genanntes „Herz für das Volk“ hat. Ihn rührt das Elend des Proletariers, 


aber er kennt es nur ganz oberflächlich und gibt ſich keine Mühe, auch nur 


ſeine äußere, ſinnfällige Erſcheinung zu beobachten und ehrlich wiederzugeben. 


Die Armut dünkt ihn häßlich, und um ſeinem an den bekannten „ewigen 


Schönheitsidealen“ gebildeten Geſchmack zu genügen, ſchminkt er ſeine Prole⸗ 
tarier und läßt er ſie poſieren. Auf Hunins Gemälden werden hungernde 
Arbeiterkinder zu klaſſiſchen Epheben und bettelnde Frauen zu Rubensſchen 


Madonnen. Zu derſelben Gruppe gehört als Nachzügler A. Hennebieg, dem 


der einheimiſche Proletarier nicht maleriſch genug erſcheint und der daher ſeine 
Modelle und Motive in den romantiſchen Gefilden der römiſchen Campagna 
ſucht, und Charles Verlat, der feinen in üÜberlebensgröße dargeſtellten 
Landarbeitern heroiſche Geſten und Poſen verleiht. Alle dieſe Romantiker 
ſahen und fühlten die Schönheit in der unverfälſchten Natur noch nicht, und 


auch der ungleich realiſtiſchere Joſef Stevens iſt noch recht weit von einer 


wirklich modernen Auffaſſung entfernt. In ſeinem bekannten und oft reprodu⸗ 


zierten Gemälde der Brüſſeler Galerie ſchildert er eine großſtädtiſche Straße 


am frühen Morgen. Lumpenſammlerinnen ſuchen im dämmernden Frühlicht 
die Winkel ab, und hungrige Hunde balgen ſich um die umherliegenden Ab⸗ 
fälle. Auch Joſefs berühmter Bruder Alfred Stevens begann ſeine 
Künſtlerkarriere als Maler von Bettlern und Vagabunden, um ſchließlich als 
gewandter und ſchicker Porträtiſt der eleganten Damenwelt der Liebling der 
Pariſer Hautevolee zu werden. Den Höhepunkt dieſer Entwicklungsreihe der 
älteren belgiſchen Proletariermalerei bezeichnet Charles de Groux (1825 
bis 1870), Er wurde in feiner Technik und Auffaſſung durch den großen 
franzöſiſchen Realiſten Courbet beeinflußt und fing, dem Zeitgeſchmack ent⸗ 
ſprechend, als Hiſtorienmaler an. Sein ſtarker Wirklichkeitsſinn verwies ihn 
indeſſen bald auf das Leben der Gegenwart. Er ſuchte die Anregung zu 
ſeinen Arbeiten in den unterſten Schichten der Bevölkerung. Die hoffnungs⸗ 


los Leidenden und rettungslos Verkommenen ſtellte er dar: halbvertierte 


> 
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Strolche, umherirrende Obdachloſe, Trunkenbolde, grenzenloſes Elend und 


viehiſches Laſter ſind ſeine hauptſächlichen Themata. Er kannte die Leiden 
der Armut aus eigener Erfahrung, und er geſtaltete ſie als Künſtler mit 


ſcharfer Hervorhebung philanthropiſcher Nebenabſichten. Er doziert, plädiert 


und predigt in ſeinen Gemälden und betont nach unſerem heutigen Geſchmack 
viel zu ſtark die Tendenz. Trotzdem gewinnen wir beim Anblick ſeiner Haupt⸗ 


werke — „Der Trunkenbold“, „Das Leichenbegängnis“, „Die Ahrenleſerinnen“ 


im Brüſſeler, „Die Obdachloſen“ im Antwerpener Muſeum — eine ſehr hohe 
Achtung vor ſeinem Künſtlertum. Seine Technik iſt ſchlechthin meiſterhaft. 


Die Großzügigkeit ſeiner ganzen Auffaſſung geht oft weit über Courbet hinaus 


und erinnert zuweilen, zum Beiſpiel in den „Ahrenleſerinnen“, an die beſten 


Schöpfungen Millets. Durch die Monumentalität ſeiner ſchlichten, kräftigen | 


Konturen und eindrucksvollen Silhouetten hat Charles de Groux die künſtle⸗ 
riſche Entwicklung Meuniers weſentlich beeinflußt. | 


Alle dieſe Künſtler ſchildern noch nicht den modernen, zum Klaſſenbewußt⸗ | 
fein erwachten Proletarier. Sie erzählen nur, ſoweit ſie überhaupt auf dem 


Boden der Wirklichkeit ſtehen, von dem Jammer und der troſtloſen Ver⸗ 


kommenheit der Elendeſten unter den Armen. Eine neue Auffaſſung des 


Stoffes griff in der belgiſchen Kunſt erſt Platz, als der Sozialismus als 


achtunggebietender Faktor in das politiſche Leben eingetreten war. Den Um 


ſchwung bekundet das große Gemälde „Morgendämmerung!“ (Laube) von 
Charles Hermanz, das im Jahre 1875 erſchien und damals gewaltiges 

ufjehen erregte. Es ſtellt in lebensgroßen Figuren einige Arbeiter dar, die 
auf dem Wege zu ihrem Tagewerk einem bezechten, vom Balle kommenden 
Wüſtling begegnen. Wenn man das grell pointierende, nach Senſation 


haſchende Bild heute in der Brüſſeler Galerie betrachtet, ſo begreift man 
allerdings nicht die Begeiſterung, mit der es ſeinerzeit vom Publikum und 


von den Künſtlern aufgenommen wurde. Aber die Neuheit und Kühnheit der 


rein ſtofflichen Auffaſſung machte Epoche. Eine Fülle von Nachahmungen 


entſtand. Ein Teil der belgiſchen Maler begann der niedergehenden Bour⸗ 


geoiſie den aufſtrebenden Proletarier bald als Muſter, bald als Schreckbild 
vorzuführen. Caxpentier ſchilderte eine elegante Damengeſellſchaft, die auf 


einer Landpartie in eine ſozialiſtiſche Arbeiterverſammlung gerät, und Henri { 
Luyten malte ſein gewaltiges Streikbild. Auf einem ernſten und tiefen 
Studium der modernen Proletarierſeele beruhen aber vor allem die Meiſter⸗ 


werke des vielſeitigen Leon Frederic (geb. 1856), der ſich auch als Schöpfer 


realiſtiſcher Kinderbilder und feierlich ſtiliſierter Landſchaften betätigte. Seine 
Darſtellungen aus dem Leben des Landarbeiters und das wunderbare Tri⸗ 
ptychon „Das Tagewerk der Kreidehändler“ gehören zu den hervorragendſten 
Werken der modernen belgiſchen Kunſt. Das letztgenannte Gemälde ſchildert 
auf ſeinen drei Flügeln den Auszug (Morgendämmerung), die Mahlzeit 
(Mittag) und die Heimkehr (Abend) der Familie. Auf öder, herbſtlicher 
Landſtraße wandern die Kreidehändler, mit ſchweren Körben bepackt, hinaus; 
am Wege ſitzend nehmen ſie ſtumpf und ſchweigend ihr kärgliches Mahl ein, 
während die Mutter dem Säugling die Bruſt gibt; und auf derſelben Straße 
kehren ſie abends müde und verdroſſen heim. Mit ergreifender Naturwahrheit 
ſind die Typen des Elternpaars und der fünf Kinder charakteriſiert. Das 
fahle Grau des Himmels und der monotonen Landſchaft ſpiegelt das troſtloſe 
Werkeltagseinerlei des Proletarierlebens wider. 
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Über den künſtleriſchen Entwicklungsgang und die Bedeutung Konſtantin 

Meuniers (1831 bis 1905) ausführlich zu ſprechen, fehlt es hier an Raum. 

Fiſt die alles überragende Perſönlichkeit in der belgiſchen Kunſt des neun⸗ 
zehnten Jahrhunderts, ein gewaltiges und wahrhaft modernes Genie, das 
wie kein anderes es verſtanden hat, dem Geiſte unſerer Zeit Ausdruck zu 
geben. Dem arbeitenden Volke war ſein Lebenswerk gewidmet von dem 
Augenblick an, da er — anfangs der achtziger Jahre — im Bergwerks- und 
Induſtriebezirk von Charleroi Fuß faßte. Die beiden Väter des franzöſiſchen 
Proletarierbildes, Millet und Courbet, hatten dem urſprünglich etwas weich⸗ 
lichen und ſüßlichen belgiſchen Farbenſchlemmer die erſte Anregung gegeben: 
aus dem delikaten Koloriſten wurde ein herber Linienkünſtler, aus dem Linien⸗ 
künſtler ein Plaſtiker. Das Arbeiterleben der Gegenwart bot ihm den Stoff. 
In unzähligen Gruppen, Statuen, Büſten und Reliefs ſtellte er die Berg⸗ 
und Fabrikleute, die Laſtträger, Fiſcher, Säemänner und Schnitter ſeiner 
Heimat dar. Dabei intereſſierte ihn die Erſcheinung des einzelnen Indi⸗ 
viduums weniger als der charakteriſtiſche Typus der Berufsklaſſe. Nicht als 
Naturaliſt, der am fein beobachteten Detail, an individuellen Zufälligkeiten 
ſeine Freude hat, ſondern als ein ins Große ſtrebender Stilkünſtler trat 
Meunier an ſeine Aufgabe heran. Und fo gelang es ihm, in plaſtiſchen 
Werken, deren geſchloſſene Kraft und ruhige Schönheit mit den hervorragendſten 
Denkmälern der antiken Kunſt wetteifern, den monumentalen Typus des 
modernen Proletariers zu ſchaffen. 
Ein weiter Abſtand trennt dieſen Größten von der zahlreichen Schar derer, 
die auf demſelben Stoffgebiet neben und nach ihm wirkten und wirken. 
Immerhin findet ſich auch unter ihnen ſo manche ernſte, ſelbſtändige und 
eigenartige Perſönlichkeit. An den früheſten maleriſchen Interpreten des 
flämiſchen Volkslebens, an den alten Pieter Brueghel, knüpft der ſeltſame 
Eugen Laermanz an, der mit den primitivſten Kunſtmitteln, in ſchlichten 
Linien und eintönigen Farbenflächen, ergreifende Bilder aus dem Daſein der 
Enterbten gibt. Laermans' ſtofflicher Auffaſſung, wenn auch nicht ſeinem 
künſtleriſchen Stil nahe verwandt erſcheint der jung verſtorbene Eprard 
Larock („Der Kohlenſucher“ im Brüſſeler, „Der Idiot“ im Antwerpener 
Muſeum), während A. Leveque mit ſeinen drei großen Gemälden „Der Holz⸗ 
hacker“, „Der Metzger7 und „Der Totengräber“ an die mächtige und feier⸗ 
liche Linienſprache Meuniers erinnert. Zum Schluſſe, aber nicht als letzter 
in der künſtleriſchen Rangordnung, ſei noch Alexander Struys genannt, 
deſſen tief empfundene und mit ehrlichem, rückſichtsloſem Naturalismus aus⸗ 
geſtaltete Darſtellungen aus dem Proletarierleben jedem Beſucher der großen 
belgiſchen Galerien unauslöſchliche Eindrücke hinterlaſſen. 
Bon alledem gibt die im übrigen intereſſante und teilweiſe lehrreiche Aus⸗ 
ſtellung im Sezeſſionshaus keinen Begriff. Sie läßt nicht einmal ahnen, 
welchen Raum und Rang das Proletarierbild in der heutigen belgiſchen Kunſt 
einnimmt. Faſt alle von mir erwähnten Gemälde ſind in den königlichen 
Muſeen des Kulturlandes Belgien zu ſehen. Den unmündigen Deutſchen aber 
darf man ſie nicht präſentieren, wenn man ſich das Wohlwollen der Reichs⸗ 
regierung und die ſachverſtändige Protektion des preußiſchen Kultusminiſters 
erhalten will. 
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die Entwicklung des Weltalls. 


Don Anton Pannekoek. 


5. Die entwicklung der Sterne. 

In dem Problem, wie fich die Sonnenwärme erhält, ſahen wir zwei mächtige 
Faktoren auftreten, deren Widerſpiel nun überhaupt die Weltentwicklung 1 
ſtimmt, zwei Hauptformen der Energie und ihren gegenſeitigen Formwe 
nämlich die Anziehung und die Wärme. 

Die Anziehung, die alle Körper und alle kleinſten Teilchen der Welt au 
einander ausüben, ſucht zu vereinigen, die Wärme dagegen zu trennen. Die 
Anziehung ſucht nach der Ruhe einer endgültigen, nie zu löſenden Vereinigung, 
die Wärme iſt ſelbſt die ewige Unruhe. Die Anziehung ohne Wärme würde 
alle Materien der Welt zu einem ſtarren toten Klumpen zuſammenpreſſen, die 
Wärme ohne Anziehung würde ſie ins Endloſe zerſtreuen. Gegen dieſe beiden 
mächtigen Hauptformen der Energie, deren Wechſel die Weltentwicklung bildet, 
ſind die anderen Energieformen, die wir kennen, nur unbedeutend. Sie treten 
ja auch in koloſſalen Dimenſionen auf, als Anziehung von Weltkörpern, die 
Geſchwindigkeiten von Zehnern und Hunderten von Kilometern in der Sekunde 
bewirkt, und als Temperaturen von Zehntauſenden von Graden, die weit 
über den Bereich unſerer chemiſchen Experimente hinausreichen. 

Die Entwicklungsreihe beginnt mit einer ausgedehnten, dünnen Nebelmaſſe, 
die nur bei einer ſehr niedrigen Temperatur beſtehen kann; nur wenn die 
Bewegung der kleinſten Teilchen träge iſt, kann ihre, infolge der weiten Ent⸗ 
fernung ſchwache, gegenſeitige Anziehung ſie zuſammenhalten. Man kennt 
durch Beobachtung viele ſchwach ſchimmernde Nebelmaſſen von ungeheurer 
Ausdehnung am Himmel. Nun beſteht zwar die Hauptzahl der ſogenannten 
Nebelflecke wahrſcheinlich aus dichtgedrängten Sternenhaufen, und auch die 
übrigen, die aus leuchtendem Gas beſtehen, kann man nicht einfach jo be 
trachten, als ſtellten ſie den Urzuſtand unſeres Sonnenſyſtems dar, denn bei 
ſo niedriger Temperatur, wie wir dafür annehmen, würde unſer Urnebel un⸗ 
ſichtbar ſein. Aber immerhin beweiſen die Nebelflecke am Himmel, daß es | 
im Weltenraum ausgedehnte Gasmaſſen gibt, und damit wird die Grundlage 
unſerer Theorie durch Erfahrungstatſachen geſichert. Wie ſich die wirklich von 
uns geſehenen oder photographierten Nebelmaſſen am Himmel zu den theoretiſch | 
angenommenen Anfangsſtufen der Sonnenentwicklung verhalten, iſt noch eine 
Frage, die wiſſenſchaftlicher Unterſuchung bedarf. | 

Es wird hier wohl gehen wie jo oft: die phyſiſche Theorie gibt ein all⸗ 
gemeines abſtraktes Muſter, während die vielgeſtaltigen Formen der Wirklich⸗ 
keit dieſem Muſter in unendlichen Variationen einen konkreten, vom Allgemeinen 
abweichenden Inhalt geben. Das Leuchten der ſichtbaren Nebelmaſſen braucht 
nicht ein Anzeichen hoher Temperatur zu ſein; wir kennen auch ein „kaltes 
Glühen“, die Lumineſzenz, bei der die lichtbewirkenden Vorgänge nicht durch 
hohe Temperatur, ſondern durch elektriſche oder chemiſche Prozeſſe hervor⸗ 
gerufen werden; wo dieſe Prozeſſe zu ſchwach ſind, wird der Nebel unſichtbar 
bleiben. Dieſes kalte Leuchten läßt aus der Natur des Lichtes Aufſchlüſſe über 
die Natur der lichtausſtrahlenden Materien gewinnen; da finden wir, neben 
dem leichteſten der irdiſchen Stoffe, Waſſerſtoff, noch ein uns übrigens ganz 
unbekanntes Gas, während von den anderen Elementen nichts zu ſpüren iſt. 
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Nehmen dieſe bloß keinen Anteil an dem Leuchten oder ſind ſie überhaupt 
nicht da? Die Theorie, daß alle Elemente, alſo alle Materie, im Grunde 
aus einer Urſubſtanz beſtehen, und daß die ſchweren Elemente ſich im Laufe 


der Entwicklung aus den leichteren gebildet haben, hatte immer viel Ver⸗ 


lockendes und iſt wiederholt verfochten worden, aber trotz der jüngſten Unter⸗ 


ſuchungen über die Umwandlung von Radium und Helium bleibt ſie vorläufig 


reine Spekulation. 


Wenn eine dünne, kalte Gasmaſſe, die wir als Urform annehmen, vor jeder 
Einwirkung der Außenwelt verſchloſſen wäre, ſo würde ſie immer in demſelben 


Zuſtand bleiben, wo Wärme und Anziehung ſich gleichſam im Gleichgewicht 


halten. Aber ſie ſteht mit der Außenwelt in Wechſelwirkung, ſie ſtrahlt, wenn 


auch wenig, doch immerhin etwas Wärme aus und wird umgekehrt von 
anderen Himmelskörpern beſtrahlt. Dieſer Austauſch von Energie verhindert 
die Ruhe und den Stillſtand und bildet den Hebel eines Entwicklungsprozeſſes, 
der immer wieder neue Weltformen hervorbringt. 


Unter dem Einfluß der Ausſtrahlung zieht ſich die Nebelmaſſe zuſammen 


und wird zugleich wärmer. Das ſcheint auf den erſten Blick ein Widerſpruch 
zu ſein, iſt jedoch ganz ſichergeſtellt, zuerſt durch die Rechnungen des amerika⸗ 
niſchen Mathematikers Lane: wenn eine frei im Raume ſchwebende Gasmaſſe 
durch Strahlung Wärme verliert, wird ſie nicht kälter, ſondern wärmer. 


Dieſer Satz widerſpricht nicht dem Energiegeſetz. Durch die Zuſammenziehung 


der Gasmaſſe wird neue Wärme erzeugt, die zuvor als verborgene Diſtanz⸗ 
energie der einander in größerer Entfernung anziehenden Teilchen da war, 
und dieſe neu erzeugte Wärme reicht aus, den Verluſt durch die Strahlung 
zu erſetzen und noch die Temperatur der Maſſe zu ſteigern. Der Satz Lanes 


beſagt alſo: als Folge des Wärmeverluſtes ſchrumpft die Maſſe immer um ſo 


viel zuſammen, daß dadurch mehr Wärme entſteht, als zum Erſatz des Ver⸗ 
luſtes notwendig wäre. Dieſer Satz deckt zugleich die Urſache auf, wodurch 
die Zuſammenziehung des Nebels, die wir vorher nur als eine wahrſcheinliche 


Tatſache kannten, auf Grund beſtimmter phyſiſcher Geſetze notwendig 


ſtattfinden muß. Wäre keine Ausſtrahlung da, ſo wäre alles im Gleich⸗ 
gewicht geblieben bei einer beſtimmten Zerſtreuung der Teilchen und einer 


——ͤ 


dementſprechenden Temperatur; wo aber die Strahlung ſtattfindet, muß eine 
immer wachſende Schrumpfung mit einer immer größeren Erhitzung der Maſſe 
eintreten. 

So widerſpricht der Satz Lanes keinem Naturgeſetz. Dennoch erſcheint es 
uns ſeltſam und widerſpruchsvoll, daß aus einem Verluſt von Wärme gerade 
das Umgekehrte, ein Gewinn an Wärme hervorgehen ſoll. Allein das Selt⸗ 
ſame der Tatſache verſchwindet, wenn man ſieht, wie auch die Weltentwicklung 
durch ein allgemeines Geſetz des Widerſpruchs beherrſcht wird, dem wir in 
allerhand Formen begegnen. Wenn immer ganz einfach Wärmeverluſt eine 
Erkältung, Wärmegewinn eine Erhitzung bewirkte, wenn Widerſtand gegen 


eine Bewegung Verzögerung, Antrieb Beſchleunigung verurſachte, ſo wäre die 
Weltentwicklung eine ganz dürftige, einfache Reihe von Selbſtverſtändlichkeiten, 


die mit ein paar Sätzen zu erſchöpfen wären. Aber weil dem nicht ſo iſt, weil 
Wärmeverluſt im Gegenteil Erhitzung, Widerſtand Beſchleunigung, Antrieb 
Verzögerung bewirkt, weil alſo ein Geſetz herrſcht, das offenbar den Ausſagen 


der einfachen klaren Vernunft zuwiderläuft, deshalb erzeugt die Weltentwick⸗ 
lung eine reiche Mannigfaltigkeit der verſchiedenſten Formen und Wirkungen, 


— 
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deshalb bietet ſie einen fortwährenden Wechſel der aufs höchſte geſteigerten 
und dann wieder zuſammenbrechenden Gegenſätze dar. Dieſes Geſetz verdient 
wegen ſeiner Wichtigkeit für die Weltentwicklung alſo eine eingehende Er: 
örterung. 

Am eheſten war es bekannt als Reſultat theoretiſcher Rechnungen über 
die Bewegung eines Planeten, der in ſeinem Laufe gehemmt wird durch den 
Widerſtand einer dünnen Materie (Staub oder Gas), die den Raum erfüllt, 
worin er ſeine Bahn durchmißt. Durch dieſen Widerſtand wird ſeine Bewegung 
nicht verzögert, ſondern beſchleunigt, indem er ſich zugleich der Sonne nähert 


und ſeine Bahn ſich verkleinert. Daß es ſich ſo verhalten muß, iſt aus den 


. 


einfachen Geſetzen der Planetenbewegung leicht zu erklären. Während der 


Planet ſich um die Sonne bewegt, beſchreibt die bald kürzere, bald längere 
Verbindungslinie eine Fläche; nach einem der von Kepler entdeckten Geſetze 


bewegt der Planet ſich immer mit ſolcher Geſchwindigkeit, daß in gleicher Zeit 


eine gleiche Fläche beſchrieben wird. Die Geſchwindigkeit eines Planeten wechſelt 


mit der Entfernung von der Sonne; nach dem Energiegeſetz wird ſie größer, 
wenn er der Sonne näher, kleiner, wenn er ihr ferner iſt. Die in einer Zeit 


einheit beſchriebene Fläche, die ſogenannte Flächengeſchwindigkeit, bleibt jedoch 


unveränderlich für einen Planeten. Da die der Sonne am nächſten ſtehenden 


Planeten ſich durchſchnittlich am raſcheſten bewegen und die mittlere Ge 
ſchwindigkeit bei ſteigender Entfernung abnimmt, jedoch weniger raſch als die 


Entfernung ſelbſt zunimmt, ſo iſt die Flächengeſchwindigkeit für entferntere 
Planeten größer als für die der Sonne näher ſtehenden. Iſt die Bahn eines 


Planeten viermal größer als die eines anderen, jo iſt ſeine mittlere Ge 


ſchwindigkeit die Hälfte, die Flächengeſchwindigkeit das Doppelte von denen des 


anderen. 
Wird nun bei irgend einem Planeten einmal die Bewegung etwas ge⸗ 


hemmt, ſo wird dadurch ſeine Flächengeſchwindigkeit verringert, und er kann 


ſich nur in einer Bahn weiterbewegen, wo er dieſe kleinere Flächengeſchwindig? 


keit weiter beibehält, das heißt in einer Bahn, die der Sonne näher liegt, 
und wo eine größere durchſchnittliche Geſchwindigkeit beſteht als in der 


vorigen. Die Hemmung bewirkt alſo, daß er durch die Anziehung der Sonne 


dichter zu ihr hingezogen wird und eine kleinere Bahn mit der dazu gehörigen 
größeren Geſchwindigkeit annimmt. Ein fortdauernder Widerſtand wird in 
ähnlicher Weiſe die Flächengeſchwindigkeit allmählich verringern und be 
wirken, daß die Bahn des Planeten ſich in einer Art Spirale immer mehr 
zuſammenzieht und die mittlere Geſchwindigkeit allmählich wächſt. Um⸗ 
gekehrt muß ein Antrieb, den ein Planet in ſeiner Bahn erfährt, ſeine Flächen⸗ 
geſchwindigkeit vergrößern, alſo ihn von der Sonne entfernen, und in dieſer 
größeren Bahn durchſchnittlich langſamer laufen laſſen als vorher. Eine höchſt 
wichtige Anwendung dieſes Satzes werden wir nachher in der Entwicklung 
der Himmelskörper finden. 

Was für einzelne Planeten gilt, die um die Sonne kreiſen, das gilt in 
ähnlicher Weiſe für die kleinen Gasteilchen eines ausgedehnten Weltkörpers, 
nur mit dem Unterſchied, daß die Bewegungen hier verwickelter ſind und daß 
wir ihre größere oder geringere Geſchwindigkeit als einen höheren oder 
tieferen Wärmegrad beobachten. Der Energieverluſt durch Ausſtrahlung von 
Wärme wirkt, als ob er die Bewegung der Teilchen hemme, dadurch nähern 
fie ſich dem Mittelpunkt mehr und bekommen eine größere durchſchnittliche 
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Geſchwindigkeit, mit anderen Worten: die Maſſe zieht ſich zuſammen und 
wird wärmer. Wie bei dem einzelnen Planeten Energie durch Strahlung ver⸗ 
loren, aber durch die Annäherung an die Sonne ſo viel neue Bewegungs⸗ 
energie aus der unſichtbaren Energie der Diſtanz gebildet wird, daß ſich der 
Verluſt dadurch mehr als erſetzt, ſo auch bei den kleinſten Gasteilchen durch 
die gegenſeitige Annäherung. 


Der Satz, der zunächſt widerſpruchsvoll erſchien, wird nach dieſen Aus⸗ 


führungen verſtändlich geworden ſein. Die ausgedehnte dünne Gasmaſſe zieht 
ſich immer mehr zuſammen, wird dadurch fortwährend heißer, ſtrahlt durch 
ihre größere Hitze immer mehr Wärme aus, erzeugt alſo die nämliche Anderung 
immer heißer und ſtürmiſcher. 
| Geht dieſe Entwicklung nun aber unbeſchränkt weiter, ohne je ein Ende 
zu finden? Selbſtverſtändlich nicht. Indem ſie immer ſtärker ihre eigenen Be⸗ 
dingungen erzeugt, erzeugt ſie ſchließlich zugleich die Bedingungen ihres Auf⸗ 
hörens. Die Maſſe kann ſich nicht unaufhörlich zuſammenziehen, da die 
Teilchen endlich zu nahe aneinander kommen. Doch ſchon lange vorher hat 
der Satz Lanes ſeine unbedingte Gültigkeit verloren. Er gilt nur für ſehr 
dünne Gaſe, wo die einzelnen Teilchen weit voneinander entfernt ſind und 
einander ſo wenig hindern, daß ſie einzeln für ſich mit frei herumlaufenden 
Planeten verglichen werden können. Je mehr die Maſſe ſich verdichtet, je 
mehr die Teilchen ſich nähern, um ſo mehr verlieren ſie ihre alte Bewegungs⸗ 
freiheit und um ſo mehr weichen ihre Eigenſchaften von denen ab, deren 
Gültigkeit bei dem Geſetz Lanes vorausgeſetzt wird. Wenn die Teilchen ſchon 
ziemlich dicht zuſammengepreßt ſind, ſo können ſie ſich nicht mehr ſo leicht 
weiter zuſammenpreſſen; bei einem beſtimmten Strahlungsverluſt zieht ſich die 
Maſſe immer weniger zuſammen, als das Geſetz Lanes beſagt. Die neu ent⸗ 
ſtehende Wärme wird immer geringer, je ſchwieriger die weitere Verdichtung 
wird, bald reicht ſie gerade nur aus, den Strahlungsverluſt zu erſetzen, die 
Temperatur ſteigt nicht mehr. Schließlich reicht ſie auch dazu nicht mehr aus, 
die Temperatur beginnt abzunehmen, die ſchon ſehr dichte Maſſe wird kälter. 
Dann verlieren die Teilchen allmählich ihre gaſige Beweglichkeit, die Maſſe 
wird flüſſig, eine feſte Kruſte kommt darauf, die letzte Rotglut verglimmt und 
als eine kalte, dunkle, dichte Weltkugel fliegt weiter durch den Weltenraum, 
was als ein kalter, dünner Nebel angefangen hatte. 

Damit iſt die Lebensgeſchichte des Sternes zu Ende, die Anziehung hat 
geſiegt und die vorher weit zerſtreuten Teilchen zu einem feſten Klumpen 
zuſammengepreßt. Die ungeheure Energiemenge, die zuvor als Diſtanzenergie 
unſichtbar vorhanden war, iſt verſchwunden; ſie iſt zu Wärme geworden, die 
in der Übergangszeit die Maſſe zur höchſten Weißglut erhitzt hatte, aber zuletzt 
ganz in die weite Welt hinausgeſtrahlt wurde. Anfang und Ende ſind kalt 
und tot, aber dazwiſchen liegt die Hitze, das Leben oder beſſer die Quelle des 
Lebens; daß unſere Sonne ſich in dieſem heißen Zwiſchenſtadium befindet, 
ermöglicht das Leben auf der Erde. 

Unſere Sonne befindet ſich auf einer gewiſſen Entwicklungsſtufe; andere 
Beiſpiele bietet uns die Sternenwelt in Hülle und Fülle. Unter den Sternen 
ſehen wir eine große Verſchiedenheit der phyſiſchen Beſchaffenheit, die der 
Hauptſache nach als Verſchiedenheit der Entwicklungsſtufe gedeutet werden 
muß, wenn wir auch noch nicht jeder einzelnen Form einen beſtimmten Platz 
in der Reihe dieſer Stufen anzuweiſen vermögen. Die Hauptmaſſe der Sterne 
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iſt von weißer, etwas bläulicher Farbe (wie der Sirius) und offenbar heißer 
als die Sonne; ein bedeutender Teil mit gelbem Lichte ſtimmt mit der Sonne 
überein; eine kleinere Zahl iſt rötlich und kälter als die Sonne; allmäßeeg 
gehen dieſe Haupttypen durch Zwiſchenſtufen ineinander über. 

Der allgemeinen Auffaſſung nach ſind die weißen Sterne die früheſten, 
die rötlichen die ſpäteſten Entwicklungsſtufen; dafür ſpricht, daß die weißen 
Sterne viel weniger dicht als die Sonne ſind; ſomit wäre unſere Sonne 
ſchon in der Abkühlung begriffen. Doch gibt es auch Aſtronomen, die teil⸗ 
weiſe die Entwicklung umkehren; die Größe und die chemiſche Zuſammen⸗ 
ſetzung der Maſſen wird dazu noch eine Verſchiedenheit der En bo 
ſtufen verurſachen. 

Die wirklichen Entwicklungsformen der Sterne am Himmel, die zu er⸗ 
forſchen die Aufgabe der Aſtrophyſik bildet, werden nur im ganzen und großen | 
die eben auf Grund phyſiſcher Geſetze ſkizzierte Norm befolgen und im ein⸗ | 
zelnen eine große Mannigfaltigkeit aufweiſen. 


Richard Dehmel.“ 


Don Raul Frölich. 


Kürzlich äußerte Genoſſe Wendel in einem Parteiblatt, in unferer modernen 
Malerei ſpiegle ſich die heutige Bourgeoiſie, eine genießende, keine kämpfende 
Klaſſe. Farbenpracht und Schönheit lebten in ihren Bildern, keine große 
Gedanken! 

Finden ſich ähnliche Erſcheinungen nun auch in der Dichtung, die mehr 
als die Malerei mit dem geſellſchaftlichen Leben zuſammenhängt? Nicht jeder 
der modernen Dichter eignet ſich dazu, an der Hand ſeiner Werke den Einfluß 
des geſellſchaftlichen Lebens der Bourgeoiſie auf die Dichtkunſt nachzuweiſen. 
Lilieneron zum Beiſpiel nicht, der nicht im Gedankenkreis des Großbürgertums 
lebt. Er iſt der Offizier, der Junker geblieben, trotz ſeiner modernen Form. 
Anders Richard Dehmel, das andere Haupt der Modernen. Dehmel lebt in 
der Geiſteswelt der Bourgeoiſie. Seine Werke eignen ſich auch deshalb zu 
einer kritiſchen Unterſuchung, weil Dehmel als Fertiger vor uns ſteht. Er 
dürfte uns künftig kaum durch weſentlich neue Anſchauungen von Welt und 
Menſchheit überraſchen. Sein letztes Werk „Zwei Menſchen“ war nur ein 
Fortführen des Alten in beſtimmter Richtung, und jetzt iſt er mit der Heraus⸗ 
gabe ſeines Geſamtwerkes beſchäftigt, ein Beweis, daß er ſelbſt mit ſich ab⸗ 
geſchloſſen hat. 

Schon ein flüchtiger Überblick über einzelne Werke Dehmels zeigt, daß ſeine 
Stärke in der Schilderung von Gefühlen und Stimmungen liegt. Stimmung 

10 und Gefühl ſind ihm das Höchſte. Er bevorzugt beide aber noch um ſo mehr, 
je unbeſtimmter, unfaßbarer, unheimlicher ſie find, je mehr fie verſchwimmen, 
verhauchen, ſich ins Atheriſche auflöſen. Über all ſeinen Gedichten liegt ein 
Gefühls⸗ und Stimmungsglanz, der den Leſer blendet, aber ebenſowenig wie 


1 Dieſer Artikel iſt die erſte literariſche Arbeit eines Proletariers, die als ſolche, wie 
wir glauben, von unſeren Leſern mit großem Intereſſe geleſen werden wird. Sie werden des⸗ 
halb auch verſtehen, weshalb eine gewiſſe Unbeholfenheit der Auffaſſung und des Ausdrucks, die 
gelegentlich hervortritt, von uns nicht beſeitigt worden iſt. Die Redaktion. 
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der duftige Farbenhauch auf Schmetterlingsflügeln einem Betaſten ſtand hält. 
Hinter all dem Geflimmer verbergen ſich gewöhnlich nur ſehr wenige, oftmals 
recht triviale und meiſt ſehr unklare Gedanken. Dehmel ringt immer nach 
Klarheit, er ſingt Hymnen auf die Klarheit, er frohlockt, die Klarheit erreicht 
zu haben. Kann er aber mitteilen, was er als klar erkannt hat? Nein. Er 
hat eben die Klarheit nicht gefunden, er glaubt ſie nur empfunden zu haben. 
Gefühl iſt alles! Und er klagt, wenn „das Fühlen in Denken ausartet“. Es 
iſt aber gerade das Verlangen einer jeden aufſtrebenden Klaſſe, die ein feſtes 
Ziel im Auge hat, ſich über jedes Gefühl klar zu werden, das Fühlen in 
Denken umſchlagen zu laſſen. Eine niedergehende Klaſſe dagegen, und be⸗ 
ſonders ihre Ideologen ſchrecken vor der grauſamen Erkenntnis der Dinge 
zurück; ſie ſchwelgen lieber in Gefühlen und Stimmungen. 

Bei dem Streben, Stimmungen feſtzuhalten, bleibt nun Dehmel nicht ſtehen. 
Wie vieles bei ihm geheimnisvoll erſcheint, weil es unklar iſt, ſo bannt ihn 
der Zauber des Geheimnisvollen: er geheimniſt in die einfachſten Dinge noch 
etwas Beſonderes hinein, indem er zu ihrer Darſtellung ungewöhnliche Worte 
und Vergleiche verwendet: 


Jeder Laut wird bilderreicher, 
das Gewohnte ſonderbarer. 


Dies Streben nach dem Eigentümlichen, Abſonde e tritt überall in 
ſeinen Gedichten hervor. Da „jeufzt die Luft hohl“, dann „hört er den ge⸗ 
düngten Acker ſchweigen“ und ähnliches noch im Überfluß. Freilich läßt man 
ſich hin und wieder ein ſolches Paradoxon gefallen, aber in ihrer aufdring⸗ 
Ihen Menge müſſen fie abgeſchmackt wirken, wie Dehmel überhaupt nicht nur 
einmal den Schritt vom Erhabenen zum Lächerlichen wagt. 

Das Vorherrſchen von Gefühlen und Stimmungen in Dehmels Lyrik ent⸗ 

ſpricht durchaus der Farbenpracht in der modernen Malerei. Erhöht wird die 
Übereinſtimmung mit dieſer noch durch den Mangel an Handlung. Dehmel 
kann ſich nicht zu der ſchaffensfreudigen Erkenntnis Fauſts aufſchwingen: Im 
Anfang war die Tat! Er hat eine ſouveräne n für die Tat, die 
ihm nichts iſt als „des Baumes Schatten“. 
Die Bourgeoiſie wird beherrſcht von der eee Anſchauung des 
Individualismus, der dem kapitaliſtiſchen Konkurrenzkampf entſpricht. Solange 
die Bourgeoiſie noch für ihre politiſche Anerkennung zu kämpfen hatte, trat dieſe 
Anſchauung freilich zurück; die Bourgeoiſie fühlte ſich als Klaſſe, ſie kämpfte 
als Klaſſe. Zugleich ſah ſie ihre Intereſſen als die Intereſſen der ganzen 
Geſellſchaft an; ſie identifizierte ſich ſelbſt mit der ganzen Geſellſchaft. Je 
mehr ſich indeſſen unter dem Schutze bürgerlicher Freiheit der Kapitalismus 
entwickelte, um jo mehr verloren die Intereſſen der Bourgeoiſie die Eigen- 
ſchaft, geſellſchaftliche Intereſſen zu ſein. Die individualiſtiſchen Tendenzen 
bekamen die Oberhand. Bei dem heutigen niedergehenden Kapitalismus, der 
die wirtſchaftliche Macht des einzelnen über eine große Zahl von Arbeits⸗ 
ſklaven verbindet mit der völligen Ausſichtsloſigkeit der Bourgeoiſie als Klaſſe, 
herrſcht der Individualismus unumſchränkt. 

Richard Dehmel iſt ein ausgeprägter Individualiſt. Er ſelbſt ſteht im 
Zentrum aller ſeiner Gedichte. Und wo er nicht allein ſteht, wo er nicht bloß 
ſein Fühlen ausſpricht, da iſt meiſt nur noch ein Weib vorhanden. Dehmel 
und das Weib — die eheliche Individualität. Mann und Weib in ihrer 
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Paarung, ſie ſind das A und O, außer ihnen exiſtiert nichts von Belang, 

deſſen find ſie ſich bewußt, und fie jauchzen den Urakkord: WIR Welt! 
WRöWlt ſtammelten die Menſchen, als fie noch reine Tiere waren; 
ſtammeln's wieder, alle wieder, die als reine Götter ſich paaren! 


Werden in Dehmels Dichtungen ausnahmsweiſe mehrere oder gar viele 
Menſchen erwähnt, ſo ſind ſie vom Dichter immer nur als Einzelweſen ge⸗ 
dacht, höchſtens als Menge, niemals ballen fie ſich zur Geſellſchaft zuſammen. 
Die Geſellſchaft beſteht für Dehmel nicht als organiſche Einheit, er kennt 
nur das Individuum. Er kennt deshalb auch nur Kämpfe des einzelnen, die 
Kämpfe gegen die kompakte Maſſe der anderen ſein können, wenn der ein⸗ 
zelne nur eine ſtarke Individualität iſt: von geſellſchaftlichen, von Klaſſen⸗ 
kämpfen weiß Dehmel nichts. 7 

sit jo Dehmel Individualiſt, jo findet er doch in der Welt nicht die In 
dividualitäten, die ihm genügen. Das Wirkliche überhaupt kann ihm nichts 
bieten. Er ſieht im Wirklichen immer nur das Unvollkommene, und da ihm 
der Sinn für die Entwicklung abgeht, ſo verbindet er mit der Flucht aus der 
Geſellſchaft die Flucht ins Tranſzendentale. Alles ſtrebt bei ihm nach dem 
Abſtrakten, Weſenloſen, Verſchwimmenden. Nur ſelten ſind ſeine Menſchen 
handfeſte Kerle, meiſt Perſonifikationen eines Gefühlskonglomerats. Die Ge 
fühle ſelbſt werden abſtrakt. In dem Gedicht „Notturno“ gedenkt Dehmel 
des Freundes, der ihm half: ; 19 

daß mein Herz die Sehnſucht fand, . 
die große Sehnſucht ohne Ziel. g 0 


Das iſt, wie Dehmel ſelbſt jagt, nicht die Sehnſucht nach etwas Be⸗ 
ſtimmtem, es iſt nur das Gefühl der Sehnſucht, das abſtrakte Sehnen an und 
für ſich. An anderer Stelle ſpricht er von ſeinem Herzen; das dürſtet nach 
etwas Seeliſchem — aber nicht nach einer Seele, auch nicht nach Seelen 
oder abſtrakt nach der Seele. Das iſt alles viel zu wirklich, viel zu faßbar 
und begreifbar, es muß abſtrakter ſein denn abſtrakt: ſein Herz dürſtet nach 
Seele. Dieſe Abſtraktion feiert Triumphe im „Jeſus als Künſtler“. Hier 
ſchildert Dehmel, wie er ſich zwiſchen Marmorſtatuen in einem großen Saale 
findet: 


Doch ich, ich hocke in der dunklen Ecke 
und fühle meines Leibes Magerkeit 
und meiner Stirne graue Sorgenfalten 
und meiner Hände rauhe Häßlichkeit. 


Er iſt ſelber nur der arme, wirkliche Menſch inmitten der Marmorleiber, 
der Abſtraktionen des Menſchen, der einzig wahren, übernatürlichen, un⸗ 
wirklichen Menſchen. Da kommt Leben in eine Marmorgeſtalt. Es iſt Jeſus, 
das Idealindividuum Dehmels. Jeſus lächelt die Steinſtatuen an, die das 


durch auch Leben erhalten und ihm nachfolgen. Da kommt er ſchließlich bei 
ehmel an; der will auch zum metaphyſiſchen Leben erlöſt fein | 


und will ihm küſſen feinen milden Mund, 

da brechen perlend ſeine Wunden auf, 

die bleiche Stirne zuckt, er ſpricht 

— ihm ſchießen Tränen durch den blutigen Bart — 
ſpricht: Deine Stunde iſt noch nicht gekommen! 
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pirkt fortwährend auf ihn. Dieſe Wirkungen der Geſellſchaft find anderer 
Art als die Wirkungen des einzelnen auf den einzelnen. Sie find unerbittlich, 
zor ihnen gibt es kein Entrinnen. Der Bourgeoiſie machen ſie ſich geltend 
ſauptſächlich durch den unheimlichen Wechſel von Hochkonjunktur und Kriſe; 
ven Individualiſten ſtören ſie fortwährend in ſeinen Kreiſen. Er muß mit 
ſer ihm unbewußten Geſellſchaft rechnen als mit einem Fatum. Tatſächlich 
ehen wir, daß die meiſten Handlungen von Dehmels Menſchen unter der 
Birkung von irgend einer mächtigen beſtimmenden Kraft ſtehen. Er ſucht 
ieſe in der Natur, in der zur gegebenen Zeit irgend eine Stimmung vor⸗ 
ſerrſcht, die auf den Entſcheidungen der Menſchen laſtet. Da hüllen ſteile, 
inſtere Felswände die Menſchen in drückende Schatten ein, durch hohe 
Zappeln fingert grell der Mond, Faulbaumduft ſchwängert die ſchwüle Atmo⸗ 
phäre und dumpfer Donner grollt von ferne, wo der Großſtadtdunſt hockt. 
das alles verbindet ſich, fließt ineinander über und ballt ſich zum alles be⸗ 
wingenden Verhängnis zuſammen, deſſen drückende Laſt den Willen der 
Nenſchen, ihre Gefühle und Wünſche beſtimmt. Dieſen Fatalismus kann man 
ſeſonders auch in den wenigen Proſawerken Dehmels beobachten. 

Den Stoff zu ſeinen Gedichten nimmt Dehmel hauptſächlich aus dem 
tebesleben. Die Liebe iſt von je eine Domäne für das Schaffen der Dichter 
ſeweſen. Sie wird aber in den Dichtungen um jo mehr zurückgedrängt, je 
nehr die Dichter von geſellſchaftlichen Kämpfen begeiſtert werden. Das Vor⸗ 
ſerrſchen erotiſcher Dichtungen in einer Zeit deutet in der Regel auf poli⸗ 
iſche Stagnation oder die Herrſchaft einer genießenden Klaſſe hin. Bei den 
Ipologeten des Junkertums von den Minneſängern bis zu den Romantikern 
ft die Liebeslyrik von naiver Brutalität, während Sentimentalität die Erotik 
er Kleinbürger kennzeichnet. Die heutige Bourgeoiſie iſt eine Klaſſe, die am 
ande ihres Lateins angekommen iſt. Ihr ruft die Zukunft ein grauenhaftes 
asciate ogni speranza! entgegen. Philoſophie und Kunſt dieſer Klaſſe ſind 
ſeshalb weſentlich metaphyſiſch⸗fataliſtiſch, wie wir es bei Dehmel gefunden 
ſaben. Da dieſer Klaſſe aber zugleich fortwährend immer neue Goldfluten 
uſtrömen, ohne daß ſie Zeit dafür zu opfern brauchte, ſo greift ſie nach der 
Balgendeviſe: Nach uns die Sintflut! und ſtürzt ſich hinein in die wahn⸗ 
vitzigſten, raffinierteſten Genüſſe. 

Auch das ſpiegelt ſich in Dehmels Dichtungen, in ſeiner Erotik. Natürlich 
gietet er darin nicht das grobſinnliche, ekelhafte Genußleben, wie wir es bei 
injeren herrſchenden Klaſſen kennen. Dafür iſt Dehmel zu feinſinnig. Aber 
hoch iſt in ſeinen ſchwülen Venusliedern mit ihrer verfeinerten Sinnlichkeit 
nichts anderes als unſere moderne kapitaliſtiſche Überkultur verkörpert. 
Zug für Zug finden wir fo in Dehmels Werken ein zwar veredeltes, aber 
och treues Abbild der modernen Bourgeoiſie. 

Und doch gibt es Leute, die bei Dehmel ſozialiſtiſche Denkweiſe oder doch 
in Sympathiſieren mit der Arbeiterbewegung finden wollen. Gewiß hat er 
uch einzelne Arbeiterlieder gedichtet. Wie verträgt ſich das mit dem, was 
vir bisher nachzuweiſen verſuchten? Nun, faſt alle dieſe Dichtungen ſtammen 
ius der erſten Periode ſeines Schaffens. Damals mußte die ganze Richtung 
er Modernen um ihre Anerkennung kämpfen. Sie proteſtierte fortgeſetzt 
egen das Alte. Was war da natürlicher, als daß dieſe Dichter mit den 
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politiſchen Proteſtlern, bei denen ſie auch eher Verſtändnis fanden, in näher 
Verbindung kamen! Das iſt der Boden, dem Dehmels Arbeiterlieder ent 
ſproſſen ſind. Charakteriſtiſch für Dehmel iſt dabei, daß gerade dieſe Lieder 
das Erntelied, Die Magd, Nur Zeit uſw., in einem einfachen, hehren Stil 
geſchrieben ſind, den wir ſonſt kaum bei ihm finden, eine Erſcheinung, di 
auch bei Dehmels Ebenbild in der Malerei, bei Fidus, feſtzuſtellen iſt 
Deſſen Arbeitergeſtalten, ſo wenig ihrer ſind, ſind Prachtwerke von Einfach 
heit und Kraft, jo gern er ſich ſonſt auch in metaphyſiſch⸗erotiſcher Abſtraktiof 
tummelt. Außer dieſer Einfachheit haben die Arbeiterlieder Dehmels nu 
wenige Vorzüge. Die Anſchauungen in ihnen find durchaus unklar un 
unbeſtimmt. Anklänge an ſozialiſtiſches Denken ſind vorhanden, ſo in den 
Gedicht „Nur Zeit“, aber auch nur Anklänge. Ausſchlaggebend muß bei Be 
urteilung dieſer Frage ſein, wie ſich Dehmel zum Klaſſenkampf des Prole 
tariats ſtellt. 
In des „Dichters Arbeitslied“ ruft ſich Dehmel ſelbſt zu: 

Bleib nicht zu lange in dem Reich der blauen Träume. 

Hier raſten Menſchen am Straßenrand, 

ihre Hände ſind vom Alltag ſchwarz. 


Was erwartet man nun vom Dichter? Soll er die ſchwarzhändigef 
Menſchen in den Kampf führen? O nein! 


Bring ihnen her den Abglanz der freien Räume; 
ſie möchten alle gern in ein Märchenland, 
ihr Sonntagskleid iſt edelſchwarz. 


Eine nette Auffaſſung von den Bedürfniſſen und Forderungen der Arbeiter 
In der „Predigt ans Großſtadtvolk“ rät er den Arbeitern direkt von ihren 
Kampfe um „Freiheit, Gleichheit und dergleichen“ ab und ruft ihnen zu: 


Geht doch a und ſeht die Bäume wachſen — 


ihr ſteht 10 ſchafft euch Zuchthausmauern — 
ſo geht doch, ſchafft euch Land! Land! rührt euch! 
vorwärts! rückt aus! 


So verweiſt Dehmel das Proletariat in die Natur, wenn es fh gege 
geſellſchaftliche Unterdrückung wendet. Ein neuer Beweis, daß Dehmel di 
Geſellſchaft nicht kennt. 

Da bleibt dann ſchließlich nur noch der „Märtyrer“. In dieſem Sturm 
lied verherrlicht er einen Bergmann, der ſozialiſtiſche Flugblätter nachts übe 
ein gefrorenes Moor trägt, dabei einbricht und verſinkt. Das Gedicht gipfel 
in den prächtigen Verſen: 

O rauher, o rauher, mein rauhes Lied! | 

fein Witwengewimmer, kein Waiſengeſtöhn! | 

Nach Opfern ſchreit der Sturm im Ried, 

doch fernher rauſcht der Frühlingsföhn. | 
Dann beben die Schollen, es ſprießt die Saat, 
die Ernte der Schnitter des Elends naht! 


Iſt das nicht Klaſſenkampf? Grollt da nicht die kommende Revolution 
Dieſe Deutung iſt gemacht worden, aber Dehmel ſelbſt hat ſie zerſtört. E 
rezitierte kürzlich im ſozialdemokratiſchen Verein in Leipzig auch den „Märtyrer“ 
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llerdings nur auf wiederholtes Drängen. Doch der „Märtyrer“ war nicht 
er alte. Eine große Zahl von Anderungen hatte er zu erleiden gehabt, über 
eren Vorzüge ſich ſtreiten läßt, aber die vor allem den Zweck hatten, die 
stelle zu decken, wo Dehmel verwundbar war. 
Jetzt heißt es nicht mehr: 
Die Ernte der Schnitter des Elends naht! 
modern: 
Es naht der Auferſtehungstag! 


Wir wollen kein Wort ſagen zu dieſer abgeſchmackten Plattheit. Aber 
azmit hat Dehmel ſelbſt grauſam die Illuſion zerſtört, als ob er ein ſozia⸗ 
ſtelnder Dichter ſei. Das Kennzeichen Dehmels bleibt vielmehr beſtehen: 
jehmel iſt ein Dichter der modernen Bourgeoiſie, einer genießenden, keiner 
impfenden Klaſſe. 


Aus der ruſſiſchen Literatur: Sfanin. X 


Don K. Lampert. 


„Der Weltanſchauungsroman des jungen Rußlands. Der Urſprung der ſexuellen 
evolution.“ Mit dieſer reklamenhaften, handgreiflich auf Senſation ausgehenden 
kündigung iſt im Verlag G. Müller (München und Leipzig) die deutſche Über⸗ 
tzung des Romans: Sſanin von M. Artzi baſchew erſchienen. So ſehr unter 
deren Umſtänden das Erſcheinen dieſes Werkes zu begrüßen wäre, fo wenig darf 
von dem in der Ankündigung und noch mehr im Vorwort des Herrn André 
illiers aufgeſtellten Standpunkt betrachtet werden. „Der Roman wurde zum 
rogramm der Geſellſchaft“, er hatte die „ungeheuren Wirkungen“, die vor ihm 
mr drei Werke: Jewgenij Onejgin (von Puſchkin), Väter und Söhne (von 
urgenjew) und die Kreutzerſonate (von Tolſtoi) gehabt haben“, er hat „in kurzer 
eit die geſamten Anſchauungen der ruſſiſchen Geſellſchaft von Grund aus ver⸗ 
wert zum Ausdruck gebracht“ uſw. — jo ſchreibt in feinem Vorwort Herr Villiers 
id verſucht dem Leſer glaubhaft zu machen, daß in der ſexuellen Frage das Kredo 
ir geſamten ruſſiſchen Geſellſchaft enthalten ſei, das heißt richtiger gejagt ihrer 
ntelligenz, denn ein ruſſiſches Volk leugnet der Herr einfach ab. 

Wie iſt es denn gekommen — ſo fragt er — daß die ruſſiſche Intelligenz, die 
ahrzehntelang revolutionär“ war, „mit einem Male für ihre Geſamtäußerungen 
ir noch erotiſche Beziehungen finden kann?“ Und er antwortet: „Die Revolution 
ng in Stücke, die revolutionären Parteien zerfielen ..., die Intelligenz zog ſich 
n der Betätigung zurück.“ ... „Doch die aufgepeitſchten Erregungen des natio⸗ 
len Temperaments laſſen ſich nicht einfach in die Ecke ſtellen“ ... und auf der 
che nach etwas Neuem ſtieß die Intelligenz auf die ſexuelle Frage — denn „der⸗ 
tige Vibrationen löſen ſich am leichteſten in geſchlechtlichen Reizen aus“, und für 
eſe „unbewußten Empfindungen“ das „erlöſende Wort“ ausgeſprochen zu haben, 
win liegt die Bedeutung des Romans, auf den auch verſchiedene „Organiſationen 
r Sſaniniſti, die Propagandavereine der freien Liebe, die Verbindungen zum 
igehinderten Geſchlechtsgenuß unter Gymnaſiaſten und Gymnaſiaſtinnen, orgiaſtiſche 
ubs“, zurückgehen. ö 

Kurz, lieſt man das Vorwort des Herrn Villiers, ohne ſich zuvor über den 
halt des Buches ſelbſt unterrichtet zu haben, jo bekommt man unfehlbar den 
indruck, daß der Roman ein durch und durch gemeines, ſchmutziges Werk, die ruſ⸗ 
che Intelligenz aber von pornographiſchem Geiſte durchſeucht ſei. Beides iſt 
undfalſch, und ein aufmerkſamer, unbefangener Leſer wird bald gewahr, welch 
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krankhafte übertreibung es iſt, in Sſanin ausſchließlich die ſexuelle Seite zu ſehen 
Die gegen die ruſſiſche Intelligenz erhobenen Beſchuldigungen gebührend zurück 
zuweiſen, wird ihm aber unmöglich ſein, da die deutſchen Leſer in ihrer Mehrzah 
mit den ruſſiſchen Verhältniſſen nicht vertraut genug ſind. | 

Die Handlung des Romans iſt äußerlich ſehr einfach. Sſanin, ein junge 
Mann, der die für feine Entwicklung entſcheidenden Jahre außerhalb der Famil 
zugebracht hat, kehrt nach langer Abweſenheit in feine Vaterſtadt zurück und wir 
dort Zeuge und auch Teilnehmer einer ganzen Reihe von Liebesabenteuern, die jid 
zwiſchen der jüngeren Generation der Stadt abſpielen. Bald ſind es gut bürger 
liche Spießer, wie der Arzt Rjaſanzew, der feine Braut zwar zärtlich liebt, abe 
dennoch nächtliche Fahrten nach entlegenen Stadtteilen nicht verſchmäht, bald glatt 
geleckte, innerlich hohle, geſinnungsrohe Offiziere, wie Sarudin, der Sſanin 
Schweſter, die ſchöne, ſtolze, kluge Lyda, verführt, ſie in namenloſes Elend ſtürz 
und zum Geſpött feiner ſauberen Kumpane macht; bald endlich Intelligenzler, wi 
der wegen „politiſcher Umtriebe“ relegierte Student Swaroſchitſch, der ohne jeden 
feſten Halt wie ein Rohr im Winde ſchwankt, ſich über jede ſeiner Handlunge 
und Gedanken das Hirn zermartert und, zu ſchwach, um zu leben, ſich ſchließlich ein 
Kugel durch den Kopf jagt. | 

Unter allen dieſen jämmerlich ſchwachen oder widerwärtig ſelbſtzufriedenen 
ſatten Menſchen ſteht Sſanin mit feinem freien, ruhigen Blicke, dem leichte 
ſpöttiſchen Lächeln und den Überzeugungen eines Individualiſten. „Ich lebe fü 
mich“, erklärt er. „. .. Mein Leben, das ſind meine Empfindungen, die angenehme 
und unangenehmen; was hinter ihren Grenzen liegt, darauf pfeif' ich... In 
Genuß liegt das Ziel des Lebens.“ In dieſen Worten liegt das ganze Glaubens 
bekenntnis Sſanins, und dieſes Prinzip befolgt er in feinem ganzen Leben — fi 
ſagt wenigſtens der Verfaſſer. s 

In Wirklichkeit aber wiſſen wir vom Leben Sſanins — außer dem kurzen Zeit 
raum, worin der Roman ſich abſpielt — nur fo viel, daß er ſich am politifchei 
Kampfe betätigte, ihn dann aufgab, weil er ihn langweilte, daß er bummelte 
hungerte und ſich ſchlecht und recht durchſchlug, daß er endlich für irgend eine Re 
daktion ſchrieb. Und das iſt alles. | A 

Zweifellos hat dem Verfaſſer das Bild eines echten Individualiſten vor 
geſchwebt, der keinen Zwang, keine Verſtellung, keine Pflichten weder für ſic 
noch für andere kennt und kennen will, der ſich keinen Geſetzen von Menſchen 
hand fügt, weil fie ſchlecht find, und für den die Natur kein Gut und Bo 
kennt. Um aber dieſen Typus wirklich konſequent durchzuführen, hätte Artzi 
baſchew vor allem zeigen müſſen, wie ſein Sſanin lebt. Leben heißt ſo vie 
wie unter Menſchen leben; der Menſch iſt nun einmal ein „geſelliges Tier“ 
und auch Sſanin hat die Jahre außerhalb des Elternhauſes wohl nicht wie ein 
neuer Robinſon auf einer einſamen Inſel zugebracht. Doch Artzibaſchew vermeide 
es gefliſſentlich, zu zeigen, wie Sſanin mit feinem Grundſatz: „Ich lebe nur fi 
mich“ in der menſchlichen Geſellſchaft durchkommt. Die menſchliche Geſellſchaft ü 
ſtets in irgend einer Weiſe organiſiert, und wer in ihr lebt, muß ſich notgedrungen 
täglich und ſtündlich ihren Geſetzen fügen. Und hierin zeigt ſich die Unhaltbarkei 
eines jeden Individualismus, daß ſeine Helden, um konſequent zu ſein, um ſich 
entfalten zu können, gewiſſermaßen außerhalb des Lebens geſtellt werden müſſen 
Dieſem Verhängnis iſt auch Sſanin nicht entgangen, denn das Dahinvegetieren in 
feinem Vaterſtädtchen, am Tiſchlein⸗deck⸗dich des mütterlichen Hauſes iſt alles ehei 
als das wahre, rauſchende und wogende Leben mit allen ſeinen Kämpfen und 
Leiden. ’ 

Der ganze Individualismus Sſanins offenbart ſich — abgeſehen von all 
gemeinen Redereien — faſt ausſchließlich auf dem Gebiet des Sexuellen. Und das 
iſt kein Zufall. Dies Gebiet gehört zu denjenigen des menſchlichen Daſeins, wo 
die geſellſchaftliche Organiſation — im weiteſten Sinne — verhältnismäßig wenig 
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borgeſchritten iſt. Hier findet das Individuum das freieſte Feld feiner Betätigung, 
hier ſtellen ſich der Äußerung ſeiner Gefühle, ihrer Umſetzung in die Tat die 
ſchwächſten Hinderniſſe entgegen. Hier endlich hat die Heuchelei der menſchlichen 
Geſellſchaft ihre widerlichſten Auswüchſe gezeitigt. Und der ideelle Kampf gegen 
das engherzige, bornierte Philiſtertum läßt ſich faſt nirgends mit leichteren Waffen 
ühren als auf dieſem Gebiet. Darin liegt unſeres Erachtens der Schlüſſel, wes⸗ 
halb gerade das Sexuelle in dieſem Roman einen fo breiten Raum einnimmt. Wir 
zeben gerne zu, daß die allzu naturaliſtiſche Schilderung des Sexuellen, die Nei⸗ 
zung, in allem nur dieſe eine Seite zu ſehen, endlich die Predigt der freien Hin⸗ 
zebung an die Regungen des ſexuellen Triebes, daß alles dies häufig ein Gefühl 
des Widerwillens, ja ſtellenweiſe direkt des phyſiſchen Ekels erregt. Aber darin 
das für die Beurteilung des Werkes Maßgebende zu ſehen, es für nichtswürdig, 
chmutzig, ja pornographiſch zu erklären, hieße das Kind mit dem Bade ausſchütten. 
tur vom Standpunkt eines bis zu ſeinen letzten Konſequenzen hin ſich auslebenden 
Individualismus iſt der Roman zu betrachten; auf niedrige Senſation geht er nicht 
ms. Die Fabel aber, er habe direkt zum moraliſchen Niedergang, zur Sitten⸗ 
zerderbnis geführt, entſpringt nur dem angſterfüllten Hirn des ruſſiſchen Philiſters, 
der vor lauter Schrecken über ein furchtlos in die Welt geſchleudertes kühnes Wort 
zun die harmloſeſten, längſt bekannten Erſcheinungen im Leben der ruſſiſchen 
jugend als neues Sodom und Gomorra aufleben ſieht. Übrigens iſt dieſe Schauer⸗ 
när ſchon längſt durch nüchterne und gewiſſenhafte Beobachter des ruſſiſchen 
zebens, jo zum Beiſpiel durch Pjeſchechonow in der Revue „Russkoje Bogatstwo“, 
bgetan worden. | 

Ohne nun auf die anderen, künſtleriſch und pfychologifch gleich bemerkens⸗ 
derten Seiten des Romans einzugehen, wenden wir uns zu der zweiten Behaup⸗ 
ung des Herrn Villiers, nämlich daß ſich die ruſſiſche Intelligenz jetzt für nichts 
deres als für das Sexuelle intereſſiere. Vor allem ſei mit allem Nachdruck darauf 
ingewieſen, daß Herr Villiers hier — ob nun bewußt oder unbewußt — zwei 
anz grundverſchiedene geſellſchaftliche Gruppen in einen Topf wirft: die 
oirkliche revolutionäre Intelligenz, jene Tauſende von Märtyrern und 
delden, die ihr Leben und ihr alles der Befreiung Rußlands geweiht haben und 
uch jetzt noch, trotz Reaktion, trotz Galgen und Kerker, nach Kräften im ſtillen ihr 
Berk fortſetzen — und die vielleicht noch größere Zahl jener pſeudo⸗ radikalen 
Ritläufer, die es, wie bei jeder großen Volksbewegung, ſo auch in der ruſſiſchen 
evolution gegeben hat, jene große Maſſe, die ſich dem Sieger an die Ferſen 
eftet, um dann raſch wieder abzufluten, wenn ſich die Schale des Glückes nach der 
nderen Seite neigt. Die Aufmerkſamkeit dieſer Elemente mag die ſexuelle Frage 
etzt in einem etwas übertrieben hohen Grade feſſeln, aber das iſt immer noch 
immelweit von den Märchen über den „wilden ſexuellen Rauſch“ uſw. entfernt. 
m übrigen iſt dies erhöhte Intereſſe für die feruelle Frage nichts weiter als ein 
luswuchs der Reaktion nach der nervenaufreibenden Spannung der revolutionären 
jahre, ein Zeichen der Stagnation im politiſchen und ſozialen Leben des Landes, 
enau ebenſo wie es auch der Hang zum Myſtizismus, Spiritismus, zur Theo⸗ 
ophie uſw. iſt, der ſich jetzt in gewiſſen oberen Schichten der ruſſiſchen Geſellſchaft 
nangenehm bemerkbar macht. 

Die Behauptung aber, die ruſſiſche revolutionäre Intelligenz ſei von 
em ergriffen, was „Sſaninſcher Rauſch“ genannt wird, muß mit aller Schärfe als 
ine der elendeſten Verdächtigungen gebrandmarkt werden, die je über die 
. ruſſiſchen Revolution in die Welt geſetzt worden ſind, und indem er 
| 


e verbreitet, kennzeichnet ſich Herr Villiers als Helfershelfer der ruſſiſchen und der 
reußiſchen Reaktion. ä 
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Max Adler, Marx als Denker. Zum 25. Todesjahr von Karl Marx. Berlin 1908 
Verlag Buchhandlung Vorwärts, Berlin SW 68. 96 Seiten. Preis 1,20 Mark 


Die Schrift Max Adlers iſt die erweiterte Wiederholung eines Vortrags, dei 
der Verfaſſer der Freien Vereinigung ſozialiſtiſcher Akademiker und Studenten in 
Wien gehalten hat. Worauf es ihr ankommt, iſt ein überblick über die Gedanken 
elemente, die an dem Aufbau der Lehre von Karl Marx wirkſam geweſen find, um 
dadurch ſowohl zu zeigen, in wie innigem Zuſammenhang die theoretiſchen Grund 
lagen des modernen Sozialismus mit der kritiſchen Arbeit der deutſchen Philoſophi 
ſtehen, als auch welche Einheit des philoſophiſchen Standpunktes, welche Geſchloſſen 
heit und Konſequenz der Gedankenentwicklung die Geiſtesarbeit des jungen Ma 
mit ſeiner reifen Zeit verbindet. 

Es iſt faſt überflüſſig, zu ſagen, daß die Löſung dieſer Aufgabe einem phil 
ſophiſch ſo hervorragend begabten Kopfe wie Max Adler in vorzüglicher Weiſe ge 
lungen iſt. Wenn wir vor einigen Jahren einer Gedächtnisſchrift, die er zu Kant 
hundertſtem Todestag veröffentlichte, nicht ohne manche kritiſche Bedenken gegenüber 
ſtanden, ſo ſind wir gegenüber ſeiner Gedächtnisſchrift auf Marx in der ungleich 
erfreulicheren Lage, zu bekennen, daß wir ſie von Anfang bis zu Ende mit lebhaftejtem 
Intereſſe gelefen haben und fie angelegentlich jedem empfehlen können, dem an 
einem erſchöpfenden Verſtändnis des Denkers liegt, zu deſſen Ehren ſie erjchienen 
iſt. Sie iſt freilich keine Agitationsſchrift im populären Sinne des Wortes; ſie ſetz 
eine gewiſſe Vertrautheit mit der philoſophiſchen Schulſprache voraus, die nicht 
mehr jedermanns Sache iſt und ſchwerlich jemals wieder jedermanns Sache werden 
wird, allein über die Grenze des Notwendigen hinaus iſt Max Adler im Getrag 
dieſer Sprache nicht gegangen. 

Beſonders wohltuend berührt in ſeiner Schrift die objektive Würdigung Hegels 
Der Streit um Kant hätte nie ſolche Schärfe und ſolchen Umfang angenommen 
wenn es ſich nur um die hiſtoriſche Bedeutung des Königsberger Philoſophen ge 
handelt hätte, die niemand beſtreiten kann; die berufene Forderung aber, auf Kan 
zurückzugehen, von den Irrwegen, auf die nach Kant die „Begriffsromantiker“ Fichte 
und Hegel geraten fein ſollen, mußte rückhaltlos und rückſichtslos zurückgewieſen 
werden, gerade auch um dem Denker Marx ſeine hiſtoriſche Bedeutung zu ſichern 

Max Adler legt nun in dankenswerter Weiſe den Weg von Kant zu Hegel als 
eine notwendige Entwicklung dar. Für Kant iſt die Erfahrung das nicht weite 
Abzuleitende; ſie iſt einfach vorauszuſetzen, oder beſſer geſagt: mit ihr iſt anzufangen 
Das Denken hat gegenüber dem Erfahrungsſtoff, wenn es kritiſch ſein will, nich 
etwa die Frage aufzuwerfen, woher die Erfahrungsmannigfaltigkeit komme oder 
warum ſie gerade ſo und nicht anders ſei, ſondern nur die Frage, wieſo daz 
Denken die Dinge überhaupt in ſich aufnehmen könne, wieſo ein Wiſſen von dem 
Erfahrungsſtoff, der nun einmal da iſt, in einer für alle Menſchen gültigen Weiſt 
möglich ſei. Für Hegel dagegen iſt gerade dies der Stein des Anſtoßes, bei dem 
ſtehen zu bleiben, was nun einmal da iſt. Die Erfahrung in ihrer bloßen Zu 
fälligkeit dürfe nicht einfach angenommen werden. Im prinzipiellen Gegenſatz gegen 
den Standpunkt der Erkenntniskritik verkündet Hegel daher ſchon im Beginn ſeiner 
Enzyklopädie den Grundſatz, worin die Eigenart ſeiner nicht mehr formalen, ſondern 
inhaltlich intereſſierten Problemſtellung zu unverkennbarem Ausdruck kommt, daß 
die denkende Betrachtung die Notwendigkeit ihres Inhaltes aufzuzeigen habe, alſo 
ſowohl das Sein als auch die Beſtimmungen des Seins in ſeinen einzelnen Er⸗ 
ſcheinungen erſt beweiſen müſſe. 

So mußte Hegel die Philoſophie Kants als eine äußerlich konſtruktive und 
grundſätzlich verfehlte Denkrichtung ablehnen. Dabei war er aber weit entfernt 
davon, in irgend eine „Begriffsromantik“ zu geraten. Sehr gut und treffend che 
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Nax Adler: „Wie ſehr dieſe großartige Denkweiſe Hegels einem Realismus zuſtrebte, 
zer alle Wahrheit der Philoſophie nur aus der Selbſterfaſſung des objektiven Welt⸗ 
nhaltes zu gewinnen ſuchte, wie ſehr deshalb auch dieſer Denker in der methodifchen 
Frundlage ſeiner Lehre aller müßigen Spekulation ſowie willkürlicher Schwärmerei 
bhold ſein mußte, das zeigt ſich nun auch darin, daß gerade Hegel, der fo ver— 
chriene Ideenkonſtrukteur, ſich wiederholt in ſcharfer Polemik gegen jene Auffaſſung 
on der Philoſophie wendet, welche ihre Aufgabe nur dahin zu beſtimmen weiß, 
er Wirklichkeit einen idealen Schein gegenüberzuſtellen.“ Max Adler ſagt damit 
igentlich nichts Neues; Marx und Engels haben ſchon in der „Heiligen Familie“ 
nd Laſſalle im „Syſtem der erworbenen Rechte“ darauf hingewieſen, daß die leere 
zchaumſchlägerei und Wortmacherei der „Begriffsromantik“ nur von den bürger⸗ 
hen Nachfahren Hegels verſchuldet worden ſei, aber es iſt ſehr dankenswert, daß 
erade ein Mann, dem man keinerlei Voreingenommenheit gegen Kant vorwerfen 
mn, es einmal wieder mit allem Nachdruck ausſpricht. 

Die wirkliche Schranke der Hegelſchen Philoſophie war ihre metaphyſiſche Form. 
zie iſolierte das menſchliche Denken nicht mehr in unbegreiflicher Weiſe gegenüber 
er Natur, ſondern dies Denken war ihr nur ein Teil des Weltprozeſſes, aber die, 
die Max Adler ſich ausdrückt, „Eigengeſetzlichkeit des Weltprozeſſes“ war für Hegel 
ie myſtiſche Eigenbewegung eines in außerzeitlichen Verhältniſſen lebenden abſoluten 
zeiſtes, während Marx ſie in die profane Bewegung des in konkreten, raumzeitlichen 
ſerhältniſſen lebenden Geiſtes der Menſchen verlegte. So vollzog Marx zugleich 
ie Fortbildung wie die Umwälzung der Hegelſchen Philoſophie, was Max Adler 
unmehr in lichtvoller Weiſe an der geiſtigen Entwicklung des Denkers Marx darlegt. 
Hierauf näher einzugehen, müſſen wir uns aus Rückſicht auf unſeren Raum 
erſagen und mehr noch aus Rückſicht auf den Wunſch, daß unſere Leſer ſelbſt das 
usgezeichnete Schriftchen leſen. Niemand wird es aus der Hand legen, ohne in 
areren und ſchärferen Umriſſen den königlichen Bau zu ſehen, den Marx errichtet 
at und den abzubröckeln jo viele Kärrner ſich vergeblich bemühen. 


N 


udo Moritz Hartmann, Theodor Mommfen. Eine biographiſche Skizze. Mit 
einem Anhange: Ausgewählte politiſche Aufſätze Mommſens. Gotha 1908, Friedrich 
Andreas Perthes, Aktiengeſellſchaft. 257 Seiten. 

Der Verfaſſer, ein Schüler Mommſens, lehnt es ſelbſt ab, eine Biographie des 
erühmten Hiſtorikers geſchrieben zu haben, die künſtleriſchen und wiſſenſchaftlichen 
uſprüchen genüge. Aber als eine Vorarbeit für eine ſolche Biographie iſt die 
schrift durchaus anzuerkennen; fie enthält intereſſante Beiträge zum Leben und 
Schaffen Mommſens, namentlich für die Leſer, die ſich ſelbſt ihren Vers darauf zu 
sachen verſtehen, wie wir es in einem wichtigen Punkt an anderer Stelle dieſes 
eftes zu tun verſucht haben. 


ans Aanrud, Erzählungen. Leipzig 1908, Georg Merſeburger. 250 Seiten. 
3 Mark. 8 


Die Bücher des jungen norwegiſchen Volks- und Bauerndichters Hans Aanrud 
ten in keiner Arbeiterbibliothek fehlen, die die zeitgenöſſiſche Erzählungsliteratur 
es Auslandes berückſichtigen kann; fie gehören jedenfalls eher dahin, als das 
eiſte von dem rein artiſtiſchen, im ſchlechten Sinne modernen Zeug, das die fabrik⸗ 
‚äßigen Überſetzer gerade aus dem Norden in Maſſen importieren. Die Erzählung 
Sidſel Langröckchen“ und die zwölf Kinder⸗ und Tiergeſchichten „Kropzeug“ eignen 
ch vorzüglich auch für die Jugendabteilungen unſerer Bibliotheken und für die 
ibliotheken der Jugendorganiſationen. Jetzt hat der Verlag von Georg Merſe⸗ 
urger in Leipzig, in dem dieſe beiden Bände vor einiger Zeit in guten über⸗ 
tungen und zu billigen Preiſen erſchienen find, ein neues Werk Aanruds heraus⸗ 
ebracht, das in der Heimat des Dichters großen Erfolg gehabt hat, die „Erzäh⸗ 
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lungen“. Es ſind Schilderungen, meiſt humoriſtiſcher Färbung, aus dem Lebe 
norwegiſcher Kleinbauern, einer weit abſeits gelegenen, von der Entwicklung ver 
geſſenen Welt, aus der aber der Verfaſſer eine Fülle prächtiger Motive ſchöpft 
Die Menſchen mit ihren altväteriſchen Sitten und Lebensgewohnheiten werden in 
draſtiſchen Zügen charakteriſiert: wie ſie in ihrem engen Kreiſe ſich einzurichten 
und durchzuſchlagen wiſſen, wie fie lieben und einander auf die Hühnerauge 
treten und nicht zuletzt, wie ſie auch ihren Herrgott bei den vorgeſchriebenen Konto 
begleichungen übers Ohr zu hauen verſtehen. 

Jede einzelne dieſer kurzen Geſchichte hat ihre feine Pointe, die weniger au 
irgendeiner geſchickt arrangierten Situation, als aus der reſolut zugreifenden, ſchar 
profilierenden Charakteriſierungskunſt des Verfaſſers erwächſt. Und wenn der deutſch 
Leſer merkt, daß dieſe treuherzigen Landbewohner im Grunde genommen doch rech 
geriebene Burſchen ſind, ſo wird er auch alsbald konſtatieren, daß dieſelben Wirt 
ſchafts⸗ und Lebensbedingungen, trotz aller Schlagbäume der Länder und National 
täten, immer wieder dieſelben Menſchen hervorbringen, und daß beiſpielsweiſe de 
pfälziſche oder heſſiſche Kleinbauer im Denken und Fühlen ſeinem norwegiſche 
Klaſſengenoſſen viel näher ſteht als irgendeinem Bürgersmann und Großſtadt 
menſchen ſeiner engeren Heimat. 

Die Erzählungen ſind überdies eine höchſt ergötzliche Lektüre, denn der Ver 
faſſer iſt ein Humoriſt im beſten Wortſinne, das heißt er ſchaut mit den Auge 
des Menſchenfreundes in die Kleinwelt, die er ſchildert. Die Überſetzung, die von 
Friedrich Leskien beſorgt iſt, lieſt ſich wie gutes deutſches Original. K. Korn 


Ernſt Preczang, Im Strom der Seit. Gedichte. 164 Seiten. Preis gut kartonier 
1,50 Mark, elegant gebunden 2 Mark. Stuttgart 1908, Verlag J. H. W. Dietz Nachf 
Ein prächtiges Buch, dem wir gerne einen Platz auf recht vielen Weihnachts 
tiſchen von Arbeiterfamilien eingeräumt ſehen möchten. Der Verfaſſer hat ſein 
Lieder wirklich aus dem „Strom der Zeit“ geſchöpft. Wollte er jedoch mit dieſen 
Titel zugleich ein nachſichtiges Urteil über den äſthetiſchen Wert ſeiner Sami 
befürworten, ſo würde er allzu beſcheiden geweſen ſein. 
An unſerem Teile ſind wir nicht ſo unäſthetiſch, an Lieder, die aus dem Leber 
der Arbeiterklaſſe entſpringen, nur einen äſthetiſchen Maßſtab zu legen. Di 
Aſthetik iſt nicht ein völlig abgeſchloſſenes Gebiet für ſich; mit dem Zirkel Laffeı 
ſich die Grenzen nicht ziehen, wo ſich Empfindung, Erkenntnis und Wille ſcheiden 
In der Dichtung einer aufſtrebenden und kämpfenden Klaſſe werden Erkennen 
und Wille immer mehr oder minder laut mitſprechen; fie deshalb aber unäſthetiſch 
nennen, hieße das Gebiet der Aſthetik arg verdunkeln und verengern, hieße da 
äſthetiſche Urteil ſo erniedrigen, daß es überhaupt wertlos werden würde. 
Immerhin aber — beſſer iſt beſſer, und wenn Gedichte aus Arbeiterkreiſe 
auch vor dem ausſchließlich äſthetiſchen Urteil beſtehen, ohne deshalb an Friſch 
und Glut, an dem herben Erdgeruch ihrer Klaſſe einzubüßen, ſo ſollen ſie un 
deſto willkommener ſein. Und deshalb begrüßen wir dieſe Gedichte Preczangs mi 
beſonderer Freude. Sie begleiten das Leben des modernen Arbeiters in all feine 
Kämpfen und Sorgen, in all ſeiner Freud' und all ſeinem Leid, in all ſeinen 
Lieben und Haſſen, in all feinem Grollen und Spotten, immer aber in den Grenze 
künſtleriſchen Maßes. Dazwiſchen klingt dann auch manch Liebes- und Meer⸗ un 
Wanderlied, nach der alten und ewig jungen Weiſe, nicht gefucht-originell, abe 
friſch und natürlich wie das Lied des Vogels. | 
Eine eigene Hervorhebung verdienen Gedichte, die an das Gebiet der Ballad 
ſtreifen, wie Hans Jörg und Trine Brecht, von denen wir gerne noch mehrere i 
der Sammlung ſehen würden, wenn ſie, wie wir hoffen und wünſchen, bald ein 
neue Auflage erlebt. 
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Die Saat des Kadmos. 
„Berlin, 21. November 1908. 

Die Möglichkeit, die wir vor acht Tagen ließen, daß nämlich des Kanzlers 
wohlgeſcheiteltes Haupt noch einmal aus den Wogen emportauchen würde, 
hat ſich inzwiſchen zur Wirklichkeit gewandelt. Aus der Unterredung zwiſchen 
Kaiſer und Kanzler iſt Fürſt Bülow ſiegreich hervorgegangen, wenn er auch 
als Siegesbeute, als „Garantie“ gegen die Fortſetzung des perſönlichen Regi⸗ 
ments, nicht mehr davonträgt als eine nichtsſagende Redefloskel, aus der ein 
bürgerliches Blatt ſogar „eine ſchroffe Abſage an den Willen des Volkes, des 
Reichstags und des Bundesrats“ herausleſen will. 

Ein gezeichneter Stamm bleibt der Kanzler deshalb doch. Über die Frage, 
weshalb ihn die Axt noch nicht gefällt hat, laufen verſchiedene Lesarten um. 
Nach der einen ſoll der plötzliche Tod eines höfiſchen Generals, mitten in 
luſtigen Kabarettvorſtellungen und Fuchsjagden, dem Kaiſer den „großen Ernſt“ 
der Lage klar gemacht haben. Die ſo ſchreiben, wiſſen offenbar nicht, eine 
wie bittere Kritik ſie an der Monarchie üben. Was die Verhandlungen des 
Reichstags nicht vermochten, das ſoll der zufällige Tod eines Höflings bewirkt 
haben, deſſen einziges Verdienſt darin beſtand, ſich die kaiſerliche Gunſt erworben 
zu haben! Die anderen verzichten auf ſolchen nichtigen Anekdotenkram und ſuchen 
den Grund von Bülows vorläufigem Bleiben in der politiſchen Lage der Dinge, 
namentlich darin, daß die Halb⸗Milliarden⸗Barke, die eben mit vollen Segeln 
in den Hafen einläuft, nicht noch im letzten Augenblick gefährdet werden ſolle. 
Die ſo urteilen, ſind offenbar auf richtiger Fährte. Bülows Sturz wäre die 
Zertrümmerung des Blocks geweſen, und eine gleich bequeme Majorität war 


nicht ſofort wieder zuſammenzubringen: die ultramontane Truppe iſt eine koſt⸗ 


ſpieligere Söldnerſchar als die freiſinnige Truppe, die ſich mit einigen roten 
Vögeln vierter Güte abſpeiſen läßt. 

Unter den Junkern ſelbſt haben wohl einige Meinungsverſchiedenheiten 
geherrſcht. Nach den heftigen Vorſtößen der „Konſervativen See 
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und der „Kreuzzeitung“ gegen Bülow erſchienen abwiegelnde Notizen in 
der Junkerpreſſe; die Anſicht der „Deutſchen Tageszeitung“, die dem Reichs⸗ 
kanzler zwar kein langes politiſches Leben mehr prophezeite, aber ihn einſt⸗ 
weilen beibehalten wiſſen wollte, ſcheint ſchließlich geſiegt zu haben. Das 
läßt ſich vom junkerlichen Standpunkt aus auch begreifen; eine halbe Mil⸗ 
liarde neuer Steuern iſt am Ende kein Pappenſtiel, zumal da aufgeſchoben noch 
nicht aufgehoben zu ſein braucht und auch wirklich nicht iſt. Hat Bülow 
die Rieſenbeute gelandet, ſo wird er das Schickſal der ausgepreßten Zitrone 
haben. Sein Konto iſt allzu ſchwer belaſtet, beim Kaiſer wie bei den Junkern. 

Es paßt vortrefflich zu dieſem Zuſammenhang, daß der Reichskanzler im 
Reichstag wieder erſchien — nicht etwa um der Volksvertretung Rechenſchaft 
abzulegen über ſeine Verhandlungen mit dem Kaiſer —, ſondern um eine 

rührende Moralpauke zu halten über die Pflicht der Nation, eine halbe Mil⸗ 
liarde neuer Steuern aufzubringen für die Bedürfniſſe einer Regierung, die 
eben gehäufte Beweiſe ihrer vollendeten Unfähigkeit auf den verſchiedenſten 
Gebieten der äußeren und inneren Politik abgelegt hat. Da war der große 
Staatsmann wieder ganz er ſelber; mit glatter Zungenfertigkeit trug er die 
platteſten Trivialitäten vor über die Notwendigkeit, dem überhandnehmenden 
Luxus zu ſteuern: ein Gerede, das einem harmloſen Nachmittagsprediger viel- 
leicht ganz gut zu Geſichte ſtehen würde, aber als politiſche Rede eines an⸗ 
geblichen Staatsmannes vor einem angeblichen Parlament eine beiſpielloſe 
Genügſamkeit auf beiden Seiten vorausſetzt. Man könnte einen Preis darauf 
ſetzen, wer von beiden dem anderen Teil eine größere Mißachtung bezeigt 
habe, der Reichskanzler, indem er dem Reichstag dieſe Weisheit vortrug, oder 
der Reichstag dem Reichskanzler, indem er dieſe Weisheit hinnahm, als ſei 
billigerweiſe von einem Fürſten Bülow nichts Beſſeres zu erwarten. 1 

Nach der Generaldebatte über die neue Steuerlaſt ſoll dann noch einmal 
die Verhandlung über die monarchiſche Kriſis aufgenommen werden. Mit 
großen Erwartungen ſieht man ihr aber wohl nirgends entgegen. Die ſozial⸗ 
demokratiſchen Anträge werden abgelehnt werden, weil ſie das perſönliche 
Regiment in ſeiner Wurzel auszurotten geeignet ſind, und auf die bloßen 
Redereien der bürgerlichen Parteien über eine Sache, die ſie längſt in Grund 
und Boden verfahren haben, kommt nichts an. Sie werden ſich bemühen, 
den einzigen Gewinn, den die Intereſſen der Nation aus der ganzen Kriſis 
gezogen haben, die unverwindliche Schädigung des monarchiſchen Bewußtſeins 
in den Kreiſen, wo es überhaupt noch beſtand, wieder aus der Welt zu 
ſchaffen, was erfreulicherweiſe auch ganz wirkungslos ſein wird, da ſich die 
galoppierende Schwindſucht nicht durch Kamillentee kurieren läßt. 

In erſchütterndem Gegenſatz zu all dieſem hohlen Treiben ſteht die düſtere 
Kataſtrophe auf der Zeche Radbod. Sie iſt geſtern im Dreiklaſſenparlament 
zur Verhandlung gelangt, wobei ſich vor allem Volke zeigte, daß die angeblich 
herzbrechende Teilnahme der beſitzenden Klaſſen für die Opfer des grauen⸗ 
haften Unglücks eitel Getue iſt. Die beredten Anklagen des ſozialdemokratiſchen 

Redners gegen die Habſucht des Kapitals und die ſtrafbare Nachläſſigkeit der 

Behörden, die mehr als dreihundert braven Männern einen elenden Tod be 
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reitet haben, wurden von den Mehrheitsparteien in einer Weiſe beantwortet, 
die höchſtens daran zweifeln ließ, ob man ſich in einem Idiotenheim oder auf 
einem Kaſperletheater befinde. | 

Der konſervative Redner klagte die Bibel wegen hetzeriſchen Redensarten 
an; der nationalliberale Redner produzierte den hervorragenden Gallimathias, 
die Sozialdemokratie ſei ſeit Marx ſehr heruntergekommen, da Marx doch den 
Nutzen des Kapitalismus anerkannt habe, und der freiſinnige Redner rieb ſich 
neckernd die Hände: Arbeiterkontrolleure? jawohl, aber weshalb für die Berg⸗ 
beiter zum größten Teil Sozialdemokraten? Dabei hat der Mann noch oben⸗ 
drein recht: der Widerſtand der Grubenbeſitzer und der Regierung gegen die 
Einführung von Arbeiterkontrolleuren würde unzweifelhaft aufhören, wenn 
geſetzlich vorgeſchrieben würde, daß dieſe Kontrolleure aus den parlamen⸗ 
ariſchen Arbeitern des Freiſinns genommen werden müßten. Dann hätte die 
rivolſte Ausbeutung ſelige Tage. 
Würdig ſolcher parlamentariſchen Gevattern war der Handelsminiſter. 
daß die Bergbehörden und die Grubenverwaltungen an der Kataſtrophe auf 
zer Zeche Radbod ohne jede Schuld ſeien, das verſtand ſich von vornherein 
son ſelbſt für jeden preußiſchen Bureaukraten, und es wäre am Ende zu viel 
erlangt geweſen von Herrn Delbrück, daß er ſo mir nichts dir nichts aus 
einer Bureaukratenhaut hätte fahren ſollen. Aber gegenüber einem ſo grauen⸗ 
ollen Ereignis hätte man auch von dem trivialſten Bureaukraten erwarten 
ürfen, daß er wenigſtens auf den trivialſten Bureaukratenkniff verzichtete. 
Nan kennt ja die Methode der Bureaukratie, die, wenn ſie angeklagt wird, 
und ſei es auf die wuchtigſten Beweiſe hin, ſich dadurch rettet, daß ſie die 
lnkläger zu Angeklagten macht und fie der Klaſſenjuſtiz ausliefert, die auch 
och immer — mit ſeltenen Ausnahmen — gewußt hat, was ihres Amtes war. 
s iſt derſelbe, nur etwas kompliziertere Fall, wenn Bureaukratie und Bour⸗ 
eoifie gleichmäßig angeklagt find und die Ankläger nicht nur der Klaſſen⸗ 
Atiz, ſondern auch oder vielleicht auch allein der Hungerkur der Bourgeoiſie 
usgeliefert werden, die an ſich ſchon völlig ausreicht, unbequeme Menſchen 
m die Ecke zu bringen. 
Angeſichts dieſer altbekannten Praxis — was ſoll man zu der wohlfeilen 
zoſe ſagen, womit Herr Delbrück, natürlich unter dem jauchzenden Toben 
iejes würdeloſen Parlamentes, ſich hinſtellte und vom Genoſſen Leinert die 
kamen der Bergleute zu wiſſen verlangte, die dem ſozialdemokratiſchen Redner 
re Anklagen gegen die Urheber der Kataſtrophe von Radbod übermittelt 
uten? Außerhalb des hohen Hauſes lacht doch jeder vernünftige Menſch 
ber die platte Komödie, oder würde darüber lachen, wenn ſie nicht bei einer 
überaus traurigen Gelegenheit geſpielt würde. Genoſſe Leinert war nun 
rn bereit, ſeine Zeugen zu nennen, aber natürlich nur unter genügender 
ürgſchaft des Handelsminiſters dafür, daß ſie wegen ihres Zeugniſſes nicht 
ſchädigt würden. Da er in der Diskuſſion nicht mehr zum Worte kam, 
ollte er in einer perſönlichen Bemerkung ſeine Bereitwilligkeit erklären, „um 
ir Sache zu dienen“, wurde aber durch den Präſidenten v. Kröcher am 
prechen gehindert, da der Sache zu dienen nicht Zweck der perſönlichen 
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Bemerkungen ſei. Und ſelbſt dieſer ſchnodderige Witz wurde belacht, von 
einer Verſammlung, zu deren erſchöpfender Kennzeichnung man wirklich bis 
auf den unterſten Grund des unparlamentariſchen Sprachſchatzes greifen müßte. 
Inzwiſchen — wenn ſie die Saat des Kadmos ſäen wollen, ſo werden die ge⸗ 
harniſchten Männer zur rechten Zeit aus der Erde wachſen, und als Patrioten 
dürfen wir uns freuen, daß Deutſchland niemals wieder ſolche Affenkomödie 
ſehen wird, wie den „nationalen Aufſchwung“ der Reichstagswahlen von 1907, 
Nachſchrift. Da guter Rat über Nacht kommt, ſo hat ſich der preußiſche 
Handelsminiſter am zweiten Tage der Debatte bereit erklärt, die Bürgſchaft zu 
übernehmen, die Genoſſe Leinert von ihm verlangt hatte. Er hat damit zu⸗ 
gleich einen dankenswerten Beweis dafür geliefert, wie gut es iſt, daß einige 
Hechte im trüben Karpfenteich des Dreiklaſſenparlamentes ſchwimmen. 


Das proletariſche Elend in England und deutſchland. 
Don Th. Rothſtein. 


Unter dem Titel: „Die Lebenskoſten in deutſchen Städten“ ver 
öffentlichte unlängſt das engliſche Handelsminiſterium (Board of Trade) in 
einem dicken Gelbbuch von mehr als 500 Seiten Folio die Ergebniſſe einer 
ſpeziellen Enquete über Wohnungsweſen, Nahrungsmittelpreiſe und 
Löhne der Arbeiterklaſſe in den Hauptinduſtriezentren des Deutſchen Reiches. 
Das Buch iſt eigentlich die Fortſetzung eines anderen, bereits im Januar 
dieſes Jahres erſchienenen, das in ähnlicher Weiſe das Vereinigte Königreich 
(England) behandelte, und es iſt der Vorläufer eines dritten Buches, das 
dieſelben Verhältniſſe in Frankreich darlegen wird. Die ganze Unterſuchung 
ſteht im Zuſammenhang mit jenen berühmten „Zollpolitik⸗Blaubüchern“ 
über die Handels⸗ und Induſtrieverhältniſſe in England und im Ausland, 
die noch 1903 und 1904 von demſelben Miniſterium, aus Anlaß der von 
Joſef Chamberlain damals erſt angefangenen protektioniſtiſchen Agitation, 
veröffentlicht wurden und die Verteidigung des Freihandels als ihren Haupt⸗ 
zweck verfolgten. Das jetzige Gelbbuch iſt ſomit keine von rein wiſſenſchaft⸗ 
lichem Drange diktierte Leiſtung. Damit ſoll natürlich gegen die in ihm ent⸗ 
haltenen tatſächlichen Angaben auch nicht der leiſeſte Verdacht ausgeſprochen, 
wohl aber davor gewarnt werden, daß man die Angaben ohne Kritik hin⸗ 
nimmt. So ſind beiſpielsweiſe wohl durchaus zuverläſſig die Angaben über 
die deutſchen Arbeiterwohnungen. Wenn aber das Gelbbuch die unzuläng⸗ 
lichen Wohnungseinrichtungen und die hohen Mietpreiſe mit den hohen 
Nahrungsmittelpreiſen zuſammenwirft und dadurch den Anſchein zu erwecken 
ſucht, als ob die erſteren Mißſtände für Deutſchland als ein protektioniſti⸗ 
ſches Land charakteriſtiſch ſeien, ſo muß man doch demgegenüber erklären, 
ſo ſchlecht und teuer die deutſchen Arbeiterwohnungen auch ſind, dies doch 
nicht die Folge des Schutzzolles iſt. | 


„Report of an Enquiry by the Board of Trade into working class rents, 
housing and retail prices, together with rates of wages in certain occupations | 
in the principal industrial towns of the German Empire.“ With an introduetory 
Memorandum and a comparison of conditions in Germany and the United King- 
dom. (Cd. 4032.) Price 4s. 11 d. 
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So zieht ſich durch das ganze Gelbbuch hindurch eine ſtete Verwechſlung 
der Wirkungen der einen oder anderen Art Zollpolitik mit denen der all- 
gemeinen kapitaliſtiſchen Wirtſchaft, was am kraſſeſten bei dem Vergleich der 
deutſchen mit den engliſchen Verhältniſſer hervortritt. 

Das Werk iſt keineswegs eine Kompilation des bereits vorhandenen 
Materials, ſondern das Ergebnis einer durchaus neuen, ſelbſtändigen Unter⸗ 
ſuchung, die von den Beamten des Handelsminiſteriums ausgeführt wurde 
mit Hilfe deutſcher Stadtbehörden, Arbeiterorganiſationen und anderer mehr. 
Die Unterſuchung umfaßt 33 Städte, davon 19 preußiſche, 5 ſächſiſche, 
3 bayeriſche und 6 in anderen Teilen des Reiches — Induſtrieorte von ver⸗ 
ſchiedener Größe, von Berlin und Hamburg bis Aſchaffenburg, Staßfurt und 
Oſchersleben. 

Ebenſo umfangreich iſt der Kreis der von den Forſchern unterſuchten Ge⸗ 
werbe; er umfaßt die Berg⸗, Textil⸗, metallurgiſche und chemiſche Induſtrie, 

Schiffbau, Brauerei, Zucker⸗ und Bauinduſtrie uſw. Um einen Einblick in 
die Lebensweiſe der deutſchen Arbeiter zu gewinnen, wurden mehr als 
5000 Arbeiterhaushaltbudgets in verſchiedenen Orten analyjiert und die 
Nahrungsmittelpreiſe durch genaue Unterſuchung feſtgeſtellt, und zwar für den 
Monat Oktober 1905 — denſelben, auf den ſich die Angaben in dem früheren 
0 Gelbbuch über das Vereinigte Königreich beziehen. Außer den Angaben 
über Wohnungsweſen, Nahrungsmittelpreiſe und Löhne enthält das Gelbbuch 
0 noch ſehr viel anderes Material über die Lebens⸗ und Arbeitsverhältniſſe in 
Deutſchland, zum Beiſpiel über Arbeitszeit, Tarifvereinbarungen, Arbeiter: 
ſchutzgeſetze, Arbeiterorganiſationen, ſtädtiſche Steuern uſw. 
An erſter Stelle behandelt der Bericht das Wohnungsweſen. In allen 
Städten wurden zahlreiche Arbeiterwohnungen von den Forſchern perſönlich 
beſucht und etwa 107000 Mietpreiſe miteinander verglichen. Als Engländer, 
bei denen den dominierenden Typus einer Arbeiterwohnung ein kleines Ein⸗ 
familienhaus von etwa vier bis fünf Zimmern bildet, fallen den Berichterſtattern 
zuerſt die Mietkaſernen auf und ſie bemerken dabei, daß Bremen und teil⸗ 
weiſe auch Remſcheid, Solingen und Krefeld die einzigen Städte ſeien, die 
noch Einfamilienhäuſer beſitzen. Die Mehrheit der deutſchen Arbeiterwohnungen 
gehöre zum Dreizimmertypus, beſtehend aus Stube, Kammer und Küche. Doch 
ſeien auch Zweizimmerwohnungen nicht ſelten. Einzimmerwohnungen, obwohl 
überall zu treffen, ſeien jedoch nicht charakteriſtiſch; dagegen ſeien Wohnungen 
aus vier Zimmern kaum irgendwo außer Leipzig zu finden, und Wohnungen 
aus fünf Zimmern ſeien faſt unbekannt. 
Das, bemerken die Herausgeber des Gelbbuchs in einem anderen Teile des 
Werkes, ſtehe in ſtarkem Kontraſt mit den Verhältniſſen in England, wo ein 
Vier⸗ oder ſogar Fünfzimmerhäuschen die vorherrſchende Art einer Arbeiter: 
wohnung bildet. 

Nun aber die Mietpreiſe! Berlin ausgenommen, geſtalten ſich die üblichen 
Mietpreiſe wie folgt:: Für zwei Zimmer (in 22 Städten) von 10,80 Mark 
bis 14 Mark, für drei Zimmer (in 32 Städten) von 14 bis 19 Mark und für 

vier Zimmer (in 15 Städten) von 17 bis 24 Mark pro Monat. Vergleicht 
man dieſe Ziffern mit denen für Berlin, und zwar nur in bezug auf Zwei⸗ 


Die Herausgeber geben nicht an, wie fie das deutſche Geld ins Engliſche umrechneten. 
Im nachſtehenden haben wir 1 Schilling für 1 Mark und 1 Penny für 8 Pfennig gerechnet. 
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und Dreizimmerwohnungen, da es dort größere Arbeiten ee kaum gibt, 


ſo bekommt man das folgende Bild: 


Für zwei Zimmer Für drei Zimmer 
Berlin. . . . von 20,— bis 24 Mark von 28 bis 37 Mark pro Monat 
Sonſtige Städte - 10,80 = 14 - >14. e . 


Das ſind recht belehrende Ziffern. Während der durchſchnittliche Miet | 
preis für eine Zweizimmerwohnung ſonſt 12 Mark ift, zahlt man dafür in 


Berlin nicht weniger als 22 Mark pro Monat, und während in allen Städten 
eine Dreizimmerwohnung durchſchnittlich für 16,66 Mark pro Monat zu be⸗ 


kommen iſt, ſteigt der durchſchnittliche Mietpreis für eine Wohnung dieſer 
Art in Berlin bis 32,60 Mark. Nimmt man den Durchſchnittsmietpreis für 


Berliner Wohnungen aller Art gleich 100 an, ſo bekommt man für die Durch⸗ 


ſchnittsmietpreiſe in anderen Städten die folgenden Ziffern: 


Stuttgart.. 97 Eſſen 62 Nürnberg. . 53 Königshütte 47 
Düfleldorf . . 79 Solingen 61 Aachen. 53 Stett˙•. n 
Dortmund. 68 Bochum 57 Krefeld. 52 Magdeburg 
Aſchaffenburg. 67 Elberfeld. 57 Bremen 52 Chemnitz 40 
Hamburg 66 Barmen 57 Plauen 52 Zwickan 
Mannheim . 64 Remſcheid . 56 Leipzig.. 51 Braunſchweig. 37 
Königsberg 62 Breslau 36 Danzig 49 Staßfurt 
Münden . 62 Dresden. 54 Mülhauſen . 48 Oſchersleben 28 


Danach iſt zu ſehen, daß die Preiſe für Wohnungen in Stuttgart beinahe 
ſo hoch ſind wie in Berlin; dagegen ſind ſie in Düſſeldorf um 21 Prozent, in 


Dortmund um 32 Prozent niedriger uſw. bis Oſchersleben, wo die Wohnungs⸗ 
mieten um volle 72 Prozent niedriger ſind als in Berlin. Überhaupt, nimmt 
man die 33 Städte in ihrer Prozentreihe (Exponentziffern) im Verhältnis zu 
Berlin, ſo ſieht man, daß 8 zwiſchen 60 und 70 liegen, 12 zwiſchen 50 und 


60, 10 unter 50 und bloß 2 über 70. 


Vergleichen wir jetzt dieſe Mietpreiſe mit jenen, die in England für ö 


Arbeiterwohnungen üblich ſind, ſo bekommen wir die folgende Tabelle: 


Verhältnis des durchſchnitt? 


15 . en Sr Monat in 5 i lichen ar dem we 
Zwei: [14 11 bis 14 95:100 
Drei: 8 14 = 19 100 : 100 
Bier! RE TG ne 1773 102,5: 100 

99: 100 


Man ſieht, daß die Mietpreiſe in England nicht niedriger ſind als in 


Deutſchland — ja eher etwas höher. Die Herausgeber jedoch finden, daß 
dieſes Ergebnis nicht genau iſt, da nicht in allen Städten die Mietpreiſe für 


Zwei⸗, Drei⸗ und Vierzimmerwohnungen feſtgeſtellt wurden, und kommen auf 
Grund gewiſſer ſtatiſtiſcher Betrachtungen, die wir nicht näher beſchreiben 
wollen, zum Schluſſe, daß das wahre Verhältnis der durchſchnittlichen Miet- 


preiſe in Deutſchland zu denen in England wie 101: 100 iſt. Sie bemerken 
aber, daß in den engliſchen Mietpreiſen auch die Gemeindeabgaben ein⸗ 


geſchloſſen ſind. Zieht man dieſe ab, ſo ſchlägt das obige Verhältnis um in 


123: 100. Alſo iſt der Mietpreis in Deutſchland um 23 Prozent 
höher als in England. 


Der nächſte Abſchnitt behandelt Verbrauch und Preiſe der Nahrungs⸗ 
mittel. Zur Beurteilung des Durchſchnittsbudgets der deutſchen Arbeiter⸗ 
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familie wurden über 5000 . . und verglichen; das 
Reſultat war folgendes: 


Geſamter Verdienſt der Familie 


pro Woche in Mark 85 Zahl der Budgets 

Unter 20 i 198 
Von 20 und unter 25 87 
= = 30 e eee 
30 2985 en e 
35 3 „„ 4000 69 

= 40 und darüber / 
5046 


Alſo mehr als ein Drittel, faſt die Hälfte aller Familien leben mit weniger 


als 30 Mark pro Woche, während nur ein kleiner Bruchteil — kaum ein 


Siebentel hat eine halbwegs anſtändige Exiſtenz — mit 40 Mark und mehr 
pro Woche. Aber dieſe Ziffern, ſo niedrig ſie ſind, beziehen ſich nicht einzig 
auf die Einnahmen der Familienhäupter, ſondern auch jene der Frauen und 
der Kinder umfaſſen. Wenn wir den Beſtand der Familien der verſchiedenen 
Budgetgruppen nach der Zahl der zu Hauſe lebenden, alſo keine ſelbſtändige 
Exiſtenz führenden Kinder prüfen, ſo zeigt ſich, daß die durchſchnittliche Zahl 


ſolcher Kinder in der Familie um ſo höher iſt, je größer die Wocheneinnahme. 


Err Ze ee ee nr — —— 


Wöchentliches Durchſchnittliche Zahl 


Familienbudget der zu Hauſe Durchſchnittlicher Familienverdienſt in Mark 


in Mark wohnenden Kinder Mann Frau Kind Zuſammen 

I. Unter 20 2,37 16,84 0,70 0,06 17,60 
II. 20 und unter 25 2,28 21,56 0,90 0,16 22,62 
I 251 25,28 1,38 0,38 27,04 
IV. 30 „ 2,DL 29,04 1,92 0,82 31,78 
S 40 2,79 32,04 2,64 1,92 36,60 
VI. 40 und darüber 3,76 33,20 2,74 12,68 48,62 


Man ſieht, woher ein gut Teil der höheren Einkommen ſtammt: während in 
den ärmeren Gruppen der Verdienſtbeitrag der Frau und der Kinder höchſtens 
13 Prozent ausmacht, leiſten dieſe Mitglieder der Familie in der beſtgeſtellten 


Gruppe nicht weniger als 31 Prozent und mehr des geſamten Einkommens. 


Daher der ungewöhnliche „Reichtum“! 
Was aber verzehren dieſe Familiengruppen an Nahrungsmitteln? 
Nachſtehende Tabelle gibt die wöchentlichen Ausgaben in Mark an: 


1 II III IV V VI 
Brot und Mehl. . 2,44 2,62 2,84 3,04 3,40 4,50 
Sleih . h. . . 2324 2,34 2,78 3,36 3,78 5,19 
[990 1,18 1,32 1,60 1,74 2,44 
505, 0,48 0,52 0,58 0,64 0,78 
082 1,10 1,28 1,38 1,58 1,38 
0,26 0,48 0,60 0,68 0,76 1 
0,22 0,24 0,30 0,36 0,42 0,52 
ier 0,64 1,02 1,30 1,52 1,66 2,16 
Kartoffenn . 0,78 0,80 0,82 0,84 0,94 1,20 
der 2: 202... 084 0,36 0,38 0,40 0,42 0,52 


In der Originaltabelle gibt es noch viele andere Poſten; wir zitierten nur 
die wichtigſten. Als wöchentliche Durchſchnittsausgaben für Lebensmittel ergibt 
2 bei den verſchiedenen Gruppen folgendes: 
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Mit Bier Ohne Bier 

Gruppe Mark Mark 
E %ſ a 12,12 
EFM ᷣ he HEN 14,60 
II., RE RN 5 16,82 
C0 RUN N SR 1 18,82 
% PO EETO 21,14 
VER: 0 . 28,68 27, 36 


Man ſieht, wie mit dem 18 1 des Einkommens auch die Ausgaben für 
Nahrungsmittel anwachſen, jedoch nicht in gleichem Verhältnis. Gerade 


umgekehrt: je größer das Einkommen, deſto verhältnismäßig kleiner iſt die 


Ausgabe für Nahrungsmittel. So bildet die letztere (ohne Bier) bei der erſten 


Gruppe 68,7, bei der zweiten 64,5, bei der dritten 62,3, bei der vierten 59,2, 
bei der fünften 57,7 und bei der ſechſten 56,3 Prozent des Einkommens. Die 
ſchlechtgeſtellten Gruppen — und dieſe, wie wir bereits ſahen, bilden faſt die 
Hälfte der unterſuchten Schichten — haben, nachdem ſie ihre elementarſten 
organiſchen Bedürfniſſe auf kümmerliche Weiſe befriedigt haben, noch kaum 


etwas für höhere Bedürfniſſe übrig. Bülow aber ruft ihnen zu: Treibt keinen 3 


Luxus, ſpart, damit wir Machthaber Milliarden für Kriegsſchiffe, Kanonen 
und ähnliches Zeugs hinauswerfen können. 


Vergleichen wir dieſe Ziffern mit den engliſchen. Das Gelbbuch zitiert auf f 


Grund der in dem Blaubuch vom Jahre 1904 enthaltenen Angaben die folgen⸗ 


den wöchentlichen Durchſchnittsausgaben der verſchiedenen Verdienſtgruppen 


in England für die wichtigſten Nahrungsmittel, ſowie die Geſamtausgaben 


pro Woche für ſämtliche Nahrungsmittel (die Gruppen entſprechen den oben⸗ 


angeführten für Deutſchland, und das Geld iſt überſetzt in Mark): 


I und II III I V VI 
Brot und Mehl. l 3,30 3,28 3,34 4,30 
Fleiſch und Sue 2 4,14 5,14 5,40 7,18 
Fiſch u 900 0,70 0,80 17 1,32 
Milch,, dg 0,94 1,26 1,34 1,62 
(Eternal MAG 0,68 0,88 11 1,38 
,, a 0,42 0,48 0,48 0,64 
Butter u. G. „ 2,08 2,34 2,50 3,68 
Kartoff enn 9% 0,78 0,84 0,82 1,14 
Zucker, e 0,80 0,86 0,90 1,24 
Tee, Kaffee, Kakao e 1,20 1,5344 1,84 
Verſchiedenes 216 2,78 3,52 6,06 5,43 


Geſamte Nahrungsmittel „1488 17,82 20,74 24,28 29,77 


Daß die engliſchen Arbeiterfamilien faſt für jeden Poſten wie für die Ge⸗ 


ſamtheit der Nahrungsmittel mehr ausgeben als die deutſchen, iſt nicht zu ver⸗ 
kennen. Prozentual, zur Menge des Verdienſtes, geſtalten ſich bei den wichtigſten 
Verdienſtgruppen die wöchentlichen Ausgaben für Nahrungsmittel in 
England und Deutſchland wie folgt: 


England Deutſchland 
Gruppe Ilz! CR 62 
= INN ee OD 59 
j SE 58 


Die Sprache dieſer Ziffern iſt ſehr deutlich; genauer aber wird das Bild, 
wenn wir die Menge der einzelnen Nahrungsmittel, die wöchentlich in den 


3 ö 


8 
— — 
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deutſchen Arbeiterhaushalten in den verſchiedenen Verdienſtgruppen verzehrt 


wird, ſowie die Ausgaben dafür mit den für England geltenden Größen 
vergleichen, indem wir die letzteren gleich 100 annehmen und die deutſchen 


dementſprechend in Prozentziffern ausdrücken. Die folgende Tabelle, die ſich 
auf die drei mittleren Verdienſtgruppen und auf die wichtigſten Nahrungs⸗ 
mittel bezieht, ſtellt jo einen Vergleich dar (M bedeutet die konſumierte Menge, 
A die Ausgaben pro Woche): 


Gruppe III - Gruppe IV Gruppe V 

M A N M A 
iind Mehl! 84 87 89 92 99 102 
Fleiſch und 1 in 90 100 Jo L0N 
. 08 88 90 77 a. 79 
1359 132 130 10 o 118 
N 66 68 78 75 78 88 
Butter und andere Fette 115 115 112 1 
51 105 148 100 155 115 
2 4 41 47 


Daraus geht Ber daß mit Ausnahme von Milch, Butter und ſonſtigen 
Fetten und Kartoffeln, ſowie auch in einem Fall von Eiern die durchſchnittliche 
Arbeiterfamilie in Deutſchland weniger Nahrungsmittel verbraucht als eine 
engliſche, wenngleich ſie manchmal dafür mehr Geld ausgibt. 

Die Schuld für das letztere trägt der Umſtand, daß in Deutſchland die 
Nahrungsmittelpreiſe bedeutend höher als in England ſind. Das 


Gelbbuch ſtellt auf Grund ſorgfältiger Unterſuchungen die folgende ver— 
gleichende Tabelle der Preiſe der wichtigſten Nahrungsmittel in 


Deutſchland und England im Oktober 1905 auf: 
Verhältnis des 


Deutſchland England deutſchenPreiſes 

zum engliſchen 
Mark Mark — 100 
Zucker, weißer, pro Pfund 95 (453 g) 0,18 bis 0,20 0,16 119 
Butter pro Pfund 1,08 = 1,22 1,10 105 


Rartoffeln pro 7 Pfund engl. 0 ke) 0,18 - 
Mehl pro 7 Pfund engl. g 1 0,64 - 0,80 140 
Milch pro Quart (zirka 1 Liter) , 0,82 75 
Ochſenfleiſch pro Pfund engl. (453 g). 0,62 - 
Hammelfleiſch pro Pfund engl. (453 g) 0,62 - 0,78 0,32 - 0,40 137 
Schweinefleiſch pro Pfund engl. (453g) 0,72 0,88 0,60 = 0,68 123 


Speck pro Pfund engl. (453 g) . 0,70 =: 0,88 0,56 0,72 123 
alone 9,76 90,88 0,56 9.64 1385 
Steinkohle pro Zentner 9,86 1,32 0,76 1 124 


Man ſieht, daß mit Ausnahme von n Milch und Kartoffeln die Nahrungs⸗ 


mittelpreiſe in Deutſchland um 20 bis 40 Prozent höher als in 


England ſind. Im allgemeinen glaubt das Gelbbuch, daß wenn der Durch⸗ 
ſchnittspreis für Nahrungsmittel in England gleich 100, ſich der entſprechende 
Durchſchnittspreis in Deutſchland mit 117 ausdrückt. Doch erkennt es an, 
daß der deutſche Arbeiter nicht um ſo viel teurer lebt, da er zum Beiſpiel 
ſich mehr von Kartoffeln und Milch nährt, die in Deutſchland billiger ſind 
als in England. Es ſtellt deshalb Berechnungen auf, wieviel ein eng- 
liſcher Arbeiter in Deutſchland und ein deutſcher Arbeiter in 


England für die von ihnen in ihrer Heimat gebrauchten Nahrungs⸗ 
mittel 1 würden, und kommt zu dem Schluſſe, daß ein eng- 
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liſcher Arbeiter für ſeine üblichen Nahrungsmittel ſtatt 14,80 Mark in 
Deutſchland 17,44 Mark ausgeben müßte — eine Erhöhung im Ver⸗ 
hältnis von 100: 118, und ein deutſcher Arbeiter für feine üblichen Nahrungs⸗ 
mittel ſtatt 12,16 Mark in England 11,30 Mark ausgeben würde — eine 
Ermäßigung im Verhältnis von 108: 100. % 

Betrachtet man die Nahrungsmittelpreiſe in jeder der 33 deutſchen Städte, 
die unterſucht wurden, und vergleicht ſie mit denen von Berlin, als 100 an⸗ 
genommen, ſo bekommt man die folgenden Ziffern: | 


Barmen iin Düſſeldorf . 102 Eſſen 5 
Mannheim. . 109 Elberfeld. . 102 Zwic kan 3 
Mülhaufen . . 109 Plauen: 092 Oſchersleben . 98 
Stuttgart.. 108 Königsberg . . 101 Staßfurt 98 
München . 107 Braunſchweig . 101 Magdeburg . . 97 
Nürnberg. . 107 Solingen 101 Hamburg ⸗Altona 97 3 
Remſcheid . 105 Aſchaffenburg . 101 Danzig 97 1 
Bremen . 10 Leipzig 101 Bochum | 
Chemnitz. . 105 Krefed 100 Dortmund. . . 96 
Dresden. 103 Berlin 900 Breslau. 9 5 
Aachen 103 Stettin 9 maine 5 


Im allgemeinen gibt es unter den 32 Städten nicht weniger als 19, in 
welchen die Nahrungsmittelpreiſe höher als in Berlin ſind, und zwar um 
1 bis 10 Prozent. Dagegen gibt es nur 12, in denen die Preiſe um 1 bis 
14 Prozent niedriger ſind. Kombinieren wir jetzt alle Ziffern für Nahrungs⸗ 
mittel und Heizung mit den vorher angeführten über die Wohnungsmieten 
zuſammen, ſo bekommen wir folgendes e der Preiſe aller Lebens⸗ ji 


bedürfniſſe: 2 
Stuttgart 106 Dresden 93 Down 15 
Mannheim . 100 Königsberg. 93 Stettin 
Berlin 100 Macher,» Par an de Braunſchweig . 88 u 
Barmen 99 Elberfeld 93 Bochum 8 0 
München 98 Solingen 98 Danzig a 
Düſſeldorf, 97 Chemnitz; 92 Bren, en | 
Mülhauſen . 97 Plauen 92 Magdeburg . . 86 | 
Nürnberg 96 Eſſen Zwic kan 
Remſcheid . 95 Leipzig 91 Staßfurt 8 1 
Bremen 98 Hamburg⸗ Altona. 91 Oſchersleben . 84 N | 
Aſchaffenburg 94 Krefeld 90 Königshütte 78 A 


Danach iſt Stuttgart die teuerſte unter allen 33 Städten, dann folgen 
Mannheim und Berlin, das erſtere infolge der hohen Nahrungsmittelpreiſe, 
das letztere infolge der hohen Wohnungsmieten. Das Gelbbuch findet, daß 
ein deutſcher Arbeiter, der nach der Art des engliſchen lebte, für 
Wohnung, Nahrung und Heizung 119 auszugeben hätte, wenn der 
engliſche Arbeiter in England dafür 100 ausgibt. Das heißt, daß das Leben 
in Deutſchland, nach den engliſchen Normen gemeſſen, um etwa 20 ro 4 
teurer als in England ift. 

Der letzte Gegenstand, den das Gelbbuch behandelt, iſt Arbeitslohn und 
Arbeitszeit. Neben zahlreichen Angaben über einzelne Städte gibt das Gelbe 
buch folgende Tabelle über den wöchentlichen Durchſchnittslohn in den 
drei Gewerben, die in allen Städten (mit Ausnahme von Berlin) der bein 
Länder zu finden ſind. 2 
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England Deutſchland en nn 

Baugewerbe Mark Mark engliſchen in Prozent 

Maurer 357,48 bis 40,48 N 

Steinmetzen . 37,16 9 26,88 bis 31,24 75 

Zimmerer . 86,16 = 39,32 26,88 = 81,24 77 

Bleigieß er. . 85,82 - 35,72 24, — = 28,48 70 

60 9748 24,— 29,64 78 

Unqualifizierte . 23,48 ⸗ 27,— 19,48 24, 86 
Metallgewerbe 

6 26 32, 85 

, 36, 27,.— = 38,— 88 

C 36, 28%, ) — 90 

4 38. 25,48 30, 77 

Unqualifizierte . 18,— - 9,— 18. 22 100 
Buchdruckerei 

Setzer 28 38. 24,72 25,88 83 


Die obigen Gewerbe zuſammen (dur ſchnittlich): 83 


Man ſieht, die Löhne ſind in Deutſchland bedeutend niedriger als in Eng⸗ 
land. Nimmt man den einfachen arithmetiſchen Durchſchnitt, ſo erhält man 
ein Verhältnis des deutſchen zum engliſchen Lohne wie 83: 100. 
Dann die Arbeitszeit. Das Gelbbuch gibt für die genannten Gewerbe 
die folgenden Ziffern des Durchſchnitts der Arbeitszeit pro Woche: 


Verhältnis der Arbeits⸗ 


Deutſchland England ſtunden in Deutſchland 
zu denen in England 
Baugewerbe Stunden Stunden in Prozent 
Maurer und Steinmetzen . 59 52 ½ 112 
TVVVVVVVVT 53 111 
igen rs | 53 ½ 108 
e 53 ½½ 110 
Unqualifi zierte . 59 52 77 112 
Metallgewerbe 
„ 2.2 rglle 53 112 
999% 53 112 
Shads. 59½ 53 112 
iererrr 9% 53 112 
Ananalifizierie.. ...... 59½ 53 112 
Buchdruckerei 
C 54 52 7 103 


Die obigen Gewerbe zuſammen (durchſchnittlich): 111 


Man ſieht, daß mit Ausnahme der Buchdruckerei die Zahl der Arbeits⸗ 
ſtunden in Deutſchland um 8 bis 12 Prozent höher iſt als in England. 
Durchſchnittlich überſteigen die Arbeitsſtunden in Deutſchland die in England 
um mehr als 10 Prozent. Das Gelbbuch fügt hinzu: „Wenn die deutſchen 
wöchentlichen Löhne ſich zu denen in England jo verhalten wie 83: 100, 
während die Arbeitsſtunden wie 111: 100, fo müſſen wohl die Stunden: 
verdienſte des deutſchen Arbeiters zu denen des engliſchen ſich ungefähr wie 
75: 100 verhalten.“ In anderen Worten: der deutſche Arbeiter, der in 
dieſen Gewerben beſchäftigt iſt, verdient bloß drei Viertel deſſen, was 
ſein engliſcher Fachgenoſſe bei derſelben Arbeit verdient. 
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Kombinieren wir jetzt die in den obigen Ausführungen erlangten Refultate, 
ſo kommen wir zu dem Schluſſe, daß während der deutſche Arbeiter einen Lohn 


190 ent des el ausmacht, er für ſeine Lebens 
hloſſen, zirka 20 Prozent mehr zahlt. Das heißt, 
der Arbeiter in Dent Hand Arbeitet En verdient weniger und lebt Schlechter 


als der Arbeiter in England. Das iſt das Fazit der ganzen Unterſuchung. 


Wie wir ſchon andeuteten, werden ſich unſere kritiſchen Bemerkungen mehr 
auf die Tragweite der Ziffern als auf die Ziffern ſelbſt beziehen. Die Ziffern 
zu kontrollieren, iſt überhaupt unmöglich; ſie müſſen deshalb ſo, wie ſie ſtehen, 
angenommen werden. Dagegen iſt die Interpretation der Ziffern eine Sache 
der Logik und kann, auch ohne Wiederholung der rein ſtatiſtiſchen Arbeit, 
geprüft werden. Wohl iſt es anzuerkennen, daß die Herausgeber des Gelb⸗ 
buchs ſich ſehr wenig mit weitſchweifenden Interpretationen beſchäftigen. Sie 
führen die Ziffern an, ziehen die unmittelbaren Schlüſſe und überlaſſen die 
weiteren Auslegungen dem Leſer. Allein, wie wir ſchon bemerkt haben, läßt 
ſich die Tendenz des Werkes nicht verkennen. Die Ziffern ſind abſichtlich ſo 
gruppiert, daß gewiſſe Folgerungen gar nicht zu vermeiden find, und ſollten 
die Herausgeber jede Verantwortlichkeit für dieſe Folgerungen zurückweiſen, 
ſo kann man gegen ſie die geſamte bürgerliche Preſſe anführen, die ihre Ziffern 
eben in ein und demſelben Sinne auslegt. 

Worin dieſe Tendenz beſteht, haben wir zum Teil ſchon geſehen. Das 
Gelbbuch iſt dazu beſtimmt, zu zeigen, daß man unter dem Freihandel beſſer 
lebt als unter dem Schutzzollſyſtem. Zum Beweis wurde Deutſchland ge⸗ 
nommen, die Lebensverhältniſſe ſeiner Arbeiterklaſſe unterſucht und mit denen 
der Arbeiterklaſſe Englands verglichen. Wie wir aber bereits zeigten, verübten 
dabei die Herausgeber einen groben Fehler, indem ſie die ſchlechten Wohnungs⸗ 
verhältniſſe und ſchlechten Arbeitsbedingungen, die in Deutſchland herrſchen, 
einzig auf das Konto der deutſchen Schutzzollpolitik ſchrieben. Das trifft nicht voll⸗ 
ſtändig zu. Nur ganz entfernt, ſo daß man ſie kaum in Betracht ziehen kann, 
hängen die höheren Mietpreiſe der Wohnungen und die Löhne wie die Arbeits 
zeit vom Zollſyſtem ab, und indem die Herausgeber des Gelbbuchs das Gegen⸗ 
teil davon annehmen, haben ſie denſelben Fehler begangen wie ihr Gegner 
Chamberlain, der den geſamten Fortſchritt der deutſchen Arbeiterklaſſe während 
der letzten 15 bis 20 Jahre dem deutſchen Schutzzollſyſtem zuſchrieb. 

Allein mit dieſer Glorifizierung des Freihandels iſt die Tendenz des Gelb 
buchs nicht erſchöpft. Es will auch glauben machen, daß es bloß dem Freihandel 
zu verdanken iſt, wenn der engliſche Arbeiter viel beſſer lebt als der deutſche. 
Dieſe Methode ſteht im engſten Zuſammenhang mit der geſamten Ver⸗ 
dummungspolitik, die die engliſchen herrſchenden Klaſſen ſeit jeher dem unter⸗ 
jochten Proletariat gegenüber mit ſo viel Erfolg betreiben. Stets haben ſie, 
ſobald die Arbeiterklaſſe in Verzweiflung geriet, ſie auf die noch ſchlimmere 
Lage des Proletariats der anderen Länder verwieſen, damit ſie in den größeren 
Leiden der anderen einen Troſt für die ihrigen findet. Dieſe Methode wurde 
bereits vor 65. Jahren von dem alten Kämpfer Bronterre O'Brien gebrand⸗ 
markt, indem er, anläßlich eines in dieſem Sinne unternommenen Verſuchs 
der damaligen Regierung, ſchrieb: „Was iſt das für eine mörderiſche Logik, 
die den Engländer mit dem Hunger und den Unterdrücker mit ſeinem Ge 
wiſſen dadurch zu verſöhnen ſucht, daß ſie hinweiſt, es gebe 300 Meilen weiter 
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noch mehr Elend und Unterdrückung als hier, mit anderen Worten, daß keine 
10000 Engländer über Hunger oder Tod ſich beklagen dürfen, ſolange Frank⸗ 
reich (damals war es Frankreich, nicht Deutſchland!) 20000 in demſelben Zu⸗ 
ſtand vorführen kann.“ Allein dieſe Methode war immer wirkſam, und jetzt, 
wo die Arbeiterklaſſe Englands wieder einmal gefährliche Symptome der 
Empörung aufweiſt, wird zu der erprobten Methode wieder Zuflucht ge— 
nommen. Das Gelbbuch verfolgt neben der Verherrlichung des Freihandels 
noch den weiteren Zweck, das engliſche Proletariat durch einen Vergleich 
mit dem ausländiſchen auf ſeine günſtige Lage aufmerkſam zu machen und 
dadurch ihm einen „vernünftigen“ Begriff von den Anſprüchen, die es ſtellen 
darf, einzuflößen. Daher iſt es ſehr wichtig, die Tragweite der im Gelbbuch 
angeführten Ziffern auch in dieſer Richtung hin zu prüfen. Wir müſſen genau 
ihre Bedeutung abſchätzen und ihnen nicht mehr Wert zulegen, als ſie beſitzen. 

Was alſo hat uns das Gelbbuch gezeigt? Es hat uns bewieſen, daß der 
deutſche Arbeiter in kleineren und teureren Wohnungen lebt, daß er mehr 
für ſeine Nahrungsmittel zahlt und daß er mehr Stunden arbeitet und weniger 
pro Stunde (oder pro Stück Arbeit) verdient als der engliſche. Die Schluß 
folgerung iſt, daß der engliſche Arbeiter beſſer geſtellt iſt als der deutſche. 
Dies darf aber nicht auf das geſamte engliſche Proletariat verallgemeinert 
werden, denn es iſt nur für einen Bruchteil desſelben gültig. 

Nehmen wir zum Beiſpiel die Wohnungsverhältniſſe. Wohl iſt der 
Mietpreis der wichtigſte Beſtandteil der Koſten einer Wohnung, er iſt aber 
nicht der einzige. Zum Beſitz einer Wohnung gehören noch Beleuchtung, 
Heizung und Reinigung, und jeder von dieſen Poſten iſt infolge gewiſſer 
Eigentümlichkeiten des engliſchen Lebens ſehr hoch. Wohl iſt das Petroleum 
oder Gas in England billiger als in Deutſchland, es wird aber bedeutend 
mehr verbraucht infolge der nebeligen, rauchigen und rußigen ſtädtiſchen 
Atmoſphäre, die es früher dunkeln läßt, beſonders im Winter, und oft ganze 
Tage in Nacht verwandelt. Ahnlich iſt es mit der Heizung. Auch Steinkohle 
iſt in England billiger, muß aber infolge des in England üblichen Syſtems 
der offenen Kamine in ungeheuren Mengen verbraucht werden, um das Haus 
zu wärmen. Und dann die Reinigung! Die ſchmutzige Luft der engliſchen 
Induſtrieſtädte füllt das Haus mit Staub, Ruß und ſonſtigem Dreck un⸗ 
aufhörlich an und nimmt die geſamte Kraft und Zeit der engliſchen Hausfrau 
in Anſpruch. 

Was alſo der engliſche Arbeiter an niedrigerer Miete gewinnt, geht bei 
ihm in anderer Hinſicht verloren, und die Lebensmittelkoſten, ſoweit ſie von 
den Wohnungsbedingungen beeinflußt ſind, bleiben ungefähr dieſelben wie auf 
dem Feſtland. 

Kleidung, Wäſche, Schuhwerk uſw. verſchlingen gerade in England, wenn 
auch in einzelnem billig, viel mehr Geld als auf dem Feſtland, weil die Luft 


Speziell in bezug auf die Geräumigkeit der engliſchen Wohnungen muß man be— 
merken, daß erſtens die engliſchen Zimmer durchſchnittlich bedeutend kleiner ſind als die 
deutſchen, und zweitens daß das Haus in England viel mehr benutzt wird als auf dem 
Feſtland, wo das Straßenleben und geſellſchaftlicher Verkehr in Reſtaurants, Cafés und öffent⸗ 
lichen Gärten viel reger iſt. Daher iſt die Bedeutung eines geräumigeren Hauſes in Eng— 
land keineswegs mit kontinentalen Normen zu meſſen. In England iſt eine kleine Wohnung 
ganz unerträglich, und eine Vierzimmerwohnung trägt nicht mehr zur Gemütlichkeit des Lebens 
bei, als eine Dreizimmerwohnung auf dem Feſtland. 
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der engliſchen Induſtrieſtädte in einer unglaublich kurzen Zeit alles verdirbt 
und ſtete Erneuerung, Reinigung und Waſchen notwendig macht. Eine durch⸗ 
ſchnittliche Arbeiterfamilie in England gibt zwar für Kleidung, Wäſche und 
dergleichen nicht mehr aus wie eine in Deutſchland, aber dieſe Erſparnis wird 
auf ähnliche Weiſe erreicht wie bei der Heizung — man geht ſchmutzig und 
lumpig, und man ſinkt auf ein niedrigeres Niveau der Lebenshaltung. Das, 
beiläufig bemerkt, iſt die Erklärung der Erſcheinung, die jeden feſtländiſchen 
Beobachter in Erſtaunen ſetzt, daß der engliſche Arbeiter viel ſchmutziger iſt 
als der ausländiſche. 5 
Zu beachten iſt noch, daß die in dem Gelbbuch enthaltenen Angaben ſich 
nur auf einige Gruppen der Arbeiterklaſſe beziehen, und zwar die beſtgeſtellten. 
Die drei Gewerbe, die das Gelbbuch unterſucht, gehören zu den beſtorgani⸗ 
ſierten ſowohl in England wie in Deutſchland; die drei Budgetgruppen, die 
in bezug auf die Nahrungsmittelpreiſe verglichen werden, ſind auch die beſt⸗ 
verdienenden, und nur die Mietpreiſe ſind für beinahe alle Schichten der 
Arbeiterbevölkerung angegeben. Das Maximum des Verdienſtes uſw. iſt wohl 
in England höher als in Deutſchland, das Minimum aber iſt niedriger, 
während die Mittelſtufen im großen und ganzen gleich ſind. Es hat aber in 
England, noch mehr als überall, nur ein Bruchteil der Arbeiterbevölkerung 
das Maximum von allem, was die Lebenshaltung bedingt, während der weit 
größte Teil des Proletariats auf viel niedrigerer Stufe ſteht. Nirgends wie 
in England iſt die Kluft zwiſchen den beſt- und den ſchlechtgeſtellten Schichten 
der Arbeiterklaſſe ſo groß, tief und unüberbrückbar. Der Fortſchritt der eng⸗ 
liſchen Arbeiterklaſſe, von dem man ſo viel in England wie im Ausland ge⸗ 
ſchrieben hat, muß faſt gänzlich aufs Konto der „Arbeiterariſtokratie“ geſtellt 
werden, die kaum ein Sechſtel, gewiß nicht mehr als ein Viertel der geſamten 
engliſchen Arbeiterklaſſe ausmacht. Die Lage der übrigen Maſſe iſt gewiß 
nicht beſſer, wahrſcheinlich noch ſchlimmer als die Lage der entſprechenden 
Maſſen in allen anderen Kulturſtaaten Europas. Da haben wir in erſter 
Reihe die 800000 bis 900000 Paupers, die offiziellen Armen, die in keinem 
Lande in einer auch nur annähernden Zahl zu finden ſind. Dann gibt es 
die Schicht der chroniſch Arbeitsloſen — wahrſcheinlich auch nie unter einer 
halben Million —, die bereits für immer aus der Produktion herausgeworfen 
ſind und in keinem Lande der Welt ihresgleichen haben. Dann gibt es die 
vielen Hunderttauſende, die in der Heimarbeit beſchäftigt ſind und nur mit 
Hilfe der privaten Wohltätigkeit ihre ſchauderhafte Exiſtenz weiterzuſchleppen 
vermögen. Und dann die unüberſehbare Zahl der „unskilled“, der Un⸗ 
gelernten, die täglich zu Tauſenden an den Toren der Docks ſtehen, um einen 
Sixpence (50 Pf.) zu verdienen. 46 Menſchen ſind voriges Jahr in London allein 
Hungers geſtorben, wie gerichtlich konſtatiert wurde. In welchem Lande gibt 
es ſolche Erſcheinungen? Vor einigen Jahren unternahm der Londoner Graf⸗ 
ſchaftsrat mittels ſeiner Inſpektoren eine Zählung der Perſonen, die in einem 
gewiſſen Teile der Stadt zwiſchen 1 und 5 Uhr nachts obdachlos durch die 
Straßen wanderten. Es wurden 1463 Männer, 116 Frauen, 46 Burſchen 
und 4 Mädchen aufgezählt, außerdem noch 100 Männer und 68 Frauen 
unter den Brücken und an anderen ähnlichen Stellen gefunden. Und die 
Nacht war dazu noch eine Winternacht (29. Januar), in der jeder, der nur 
einen Penny beſaß, ein Obdach aufſuchte. In ſolchen Obdächern (Common 
Lodging Houses) wurden in jener Nacht 23442 Perſonen untergebracht, und 
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| 857 Perſonen, die das Obdach am Tage benutzt hatten, wurden weggewieſen, 


da ſie den erforderlichen Penny nicht beſaßen. Das iſt eine Armut, wie ſie 


in dieſem Umfang nirgend anderswo zu finden iſt. Und ebenſo verhält es ſich 


in Glasgow, Liverpool, Birmingham, Leeds und anderen Induſtrieſtädten. 
Es gibt in allen Städtebezirken von England und Wales (alſo außer Schottland 
und Irland) nicht weniger als 242000 Einzimmerwohnungen und mehr als 
558000 Zweizimmerwohnungen. In beiden Arten Wohnungen ſind nicht 


weniger als 2¼ Millionen Perſonen untergebracht. Das Gelbbuch erwähnt, 


daß in Berlin 24000 Familien in Kellern leben. Aber in Liverpool, das 


ein Drittel ſo groß iſt als Berlin, leben 11000 Familien in Kellerwohnungen! 


, c — . . . — — — — EEE 


Das Elend in England iſt verbreiteter, tiefer und grauſamer als irgend⸗ 
wo. Wenn zwei voneinander unabhängige Forſcher wie Charles Booth und 
Bowntree für zwei jo in jeder Hinſicht verſchiedene Städte wie London und 
York nach genauen ſtatiſtiſchen Unterſuchungen zu ein und demſelben Schluſſe 
kommen, nämlich daß ungefähr ein Drittel der Bevölkerungen an der 
Hungergrenze vegetiert, ſo darf man wohl dieſes Verhältnis für das 
geſamte induſtrielle England annehmen und die Zahl dieſer Bevölkerung, wie 
der verſtorbene liberale Führer Campbell⸗Bannerman einſt zugeſtanden hat, 
auf nicht weniger als 12 Millionen feſtſetzen. Das aber iſt ſchon wenigſtens 
anderthalbmal ſoviel, als die glückliche „Arbeiterariſtokratie“ zählt. 

Daraus iſt zu ſehen, wie höchſt irreführend die Verallgemeinerung 
der Ziffern wäre, die im Gelbbuch in bezug auf die Lebensverhältniſſe ge- 
wiſſer Schichten der Arbeiterklaſſe in England angeführt ſind. Sicher, Eng⸗ 
lands Zollſyſtem iſt vernünftiger als das deutſche und für die Arbeiter weit 
vorteilhafter. Wenn trotzdem der größere Teil der Arbeiterklaſſe Englands 
ſchlechter daran iſt als die deutſche, ſo kommt das auf Rechnung der ver⸗ 


heerenden Wirkungen eines Kapitalismus, der vier Generationen ungehindert 


geſchaltet und gewaltet hat. 


bewerkſchaftsbeamte und Partei. 
Von H. Jäckel. 


Es iſt ſowohl von der Partei⸗ wie von der bürgerlichen Preſſe nach 


Nürnberg ſehr hervorgehoben worden, daß die Gewerkſchaftsbeamten in den 


Kämpfen um die Budgetfrage faſt durchweg gegen die Reſolution des Partei⸗ 
vorſtandes Stellung genommen haben. Mit ſichtlichem Behagen teilten die 


gegneriſchen Zeitungen der Welt dieſe Tatſache mit als ein Symptom der Zer⸗ 
ſetzung der alten Sozialdemokratie, und ganz beſonders die linksliberale Preſſe 
glaubt in dem Erſtarken der Gewerkſchaften und der zunehmenden Zahl ihrer 


Beamten die ſicherſte Gewähr für eine Umwandlung der Partei aus einer 
revolutionären in eine reformiſtiſche erblicken zu können. Schließlich hielt es ein 
noch zur Sozialdemokratie gehöriger Schriftſteller mit ſeiner Ehre für vereinbar, 
in einem ſozialiſtenfeindlichen Blatte dieſe Auffaſſung ausdrücklich zu akzeptieren. 
Zweifellos ſind in der Gewerkſchaftsbewegung Faktoren wirkſam, die ſolche 
Hoffnungen der Gegner rechtfertigen; Faktoren, welche die Arbeiterklaſſe auf 
eine abſchüſſige Bahn bringen würden — wie es in England der Fall war —, 
wenn nicht die auf ſicherer theoretiſcher Baſis wirkende Sozialdemokratie dem 


entgegenſtände. Je mehr die Zahl der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter 
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anſchwillt und je mannigfaltiger die ſpezifiſch gewerkſchaftlichen Aufgaben der 
Verbände werden, um ſo mehr entfernt ſich die Gewerkſchaftsbewegung von 
ihrem Ausgangspunkt. Dieſer liegt in der — bewußten oder unbewußten — 
Empörung der Arbeiter wider die kapitaliſtiſche Aneignung der von der Ar⸗ 
beiterklaſſe im Produktionsprozeß erzeugten Güter. Aus dieſer Empörung 
entwickelt ſich der organiſierte Kampf. Der organiſierte Kampf der Arbeiter⸗ 
klaſſe wird geführt auf politiſchem und wirtſchaftlichem Gebiet. Die Bewegung 
teilt ſich demnach in die politiſche und die gewerkſchaftliche. Aber beide Be⸗ 
wegungen ſind Mittel zum Zwecke der Beſeitigung der Urſachen der Arbeiter⸗ 
bewegung, der Beſeitigung der Lohnſklaverei. Solange die beiden Zweige der 
Bewegung noch ſchwach ſind und die einheitliche Aktion der Geſamtbewegung 
eine unbedingte Notwendigkeit iſt, bleibt der Zuſammenhang des gewerkſchaft⸗ 
lichen und des politiſchen Kampfes unverkennbar. Je mehr aber die beiden 
Zweige erſtarken, um ſo mehr erſcheint jede einzelne Bewegung als Selbſt⸗ 
zweck. Die politiſche Betätigung des Proletariats äußert ſich zunächſt in den 
parlamentariſchen Kämpfen. In Gemeinderäten, Landtagen und im Reichstag 
ſitzen zuſammen Tauſende ſeiner Vertreter. Sie alle verſuchen möglichſt viel 
im Intereſſe des Proletariats herauszuſchlagen, und es iſt dies notwendig, 
um die revolutionäre Stoßkraft des Proletariats zu heben. Aber dieſe erfolg⸗ 
reiche parlamentariſche Tätigkeit erſcheint ſchließlich nach langer übung als 
Hauptſache. Der Parlamentarier will „praktiſche und poſitive Arbeit“ 
leiſten. Er wird Staatsmann. Die äußere Form, nicht der innere Gehalt 
der Bewegung iſt ihm das Entſcheidende und Wichtigere. Er bringt den 
Regierungen Vertrauen entgegen und verlangt Vertrauen. Das, was der auf⸗ 
geklärte Arbeiter bisher als Mittel zum Zwecke der Beſeitigung der Klaſſen⸗ 
geſellſchaft betrachtete, wird zum Selbſtzweck. 

Ahnliche Wandlungen vollziehen ſich bei den Gewerkſchaftsbeamten. 
Die politiſchen Zuſtände Deutſchlands ließen dieſe Wandlungen lange nicht 
hervortreten. Die Not des Sozialiſtengeſetzes ſchweißte alle auf dem Boden 
der modernen Arbeiterbewegung ſtehenden Proletarier feſt zuſammen. Der Ge⸗ 
werkſchaftler war gleichzeitig Sozialdemokrat und umgekehrt. Unter Hintanſetzung 
ſeiner perſönlichen Intereſſen war jeder einzelne bereit, der gemeinſamen Sache 
das Höchſte, ſich ſelbſt, zu opfern. Unbedingtes Vertrauen der Maſſe zu den 
in gleicher Weiſe wie ſie ſelbſt leidenden Führern erhöhte die Kraft und Wucht 
des Kampfes. Faſt könnte man jene Zeit als das heroiſche Zeitalter der 
Arbeiterbewegung bezeichnen. 

Der Fall des Sozialiſtengeſetzes brachte die Scheidung in Gewerkſchaftler 
und ausſchließlich politiſch tätige Genoſſen. Die Zahl der in den Gewerk⸗ 
ſchaften zuſammengeſchloſſenen Arbeiter iſt ſeitdem um Hunderttauſende ge⸗ 
wachſen. 1890 waren es kaum 300000, heute ſtehen bereits zwei Millionen 
Streiter unter ihren Fahnen. Aus ſchwankenden, wenig widerſtandsfähigen 
Gebilden ſind organiſatoriſch feſtgefügte, innerlich wohlausgebaute Körper⸗ 
ſchaften geworden. Weitverzweigte, umfaſſende Unterſtützungseinrichtungen ſind 
eingeführt. Die notwendige Verwaltungsarbeit noch neben der Berufsarbeit 
abends nach Feierabend zu machen, iſt zur Unmöglichkeit geworden. Die An⸗ 
ſtellung von Beamten drängte ſich den organiſierten Arbeitern als eine ge⸗ 
bieteriſche Notwendigkeit auf, und trotz ſteigender Animoſität ſind die Arbeiter 
genötigt, immer mehr Beamte anzuſtellen. In raſtloſer Tätigkeit iſt die ſteigende 
Zahl der Gewerkſchaftsbeamten genötigt, die gewerkſchaftlichen Intereſſen der 
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Arbeiter zu fördern. Zeit und Gelegenheit zu theoretiſcher Weiterbildung iſt 
vielfach nicht gegeben. Neben der reichen durch die Unterſtützungs⸗- und andere 
Einrichtungen notwendigen Verwaltungsarbeit gibt es unzählige Streitigkeiten 
zu ſchlichten, welche die Gegenwartsintereffen der Arbeiter berühren. Unzählige 
neue Fragen tauchen fortgeſetzt auf. Die Zahl der Lohnbewegungen nimmt 
durch die Ausbreitung der Arbeiterbewegung über das ganze Reich ſelbſt⸗ 
verſtändlich immer mehr zu. Mit rein praktiſchen, oft recht kleinlichen und 
nur die Gegenwartsintereſſen der Arbeiter berührenden Fragen hat ſich tagein 
tagaus der Gewerkſchaftsbeamte zu befaſſen. Das kann nicht ohne Einfluß 
bleiben auf ſein Fühlen und Denken. Sein Sinn wird auf das rein „Praktiſche“ 
gerichtet. Auch ſein Streben beſchränkt ſich leicht darauf, „poſitive Arbeit“ 
zu leiſten. Der Mann, der mit Leib und Seele Sozialdemokrat war, der der 
bürgerlichen Geſellſchaft den Krieg bis aufs Meſſer erklärte, fängt an, in 
ſeinem Eifer, die bürgerliche Geſellſchaft als Ganzes zu bekämpfen, nachzu⸗ 
laſſen; er erwartet viel von der Gegenwartsarbeit. Das „Endziel“ iſt ihm 
wenig. Es liegt ja in ſo weiter Ferne, die Bewegung iſt alles. 
Dieſe für den einzelnen ſich unmerklich vollziehende Wandlung des Denkens 
des in praktiſcher Arbeit aufgehenden Gewerkſchaftsbeamten wird noch ge— 
fördert durch einen anderen Umſtand. Die Entlohnung des Beamten der Ge— 
werkſchaften iſt gewiß nicht hoch. Sie war in den Anfängen ſehr karg, exit 
in neuerer Zeit iſt es etwas beſſer geworden. Gehälter von 2000 bis 
2500 Mark werden in normalen Zeiten auch von den qualifizierten Arbeitern 
der Großſtädte erreicht. Mögen auch einige wenige Gewerkſchaftsbeamte höhere 
Einkommen erzielen, weil ſie aus verſchiedenen Quellen ſchöpfen, die Mehrzahl 
kommt über obige Beträge nicht hinaus. Ihre Exiſtenz wird alſo nicht 
weſentlich gehoben. Aber ein das Denken und Fühlen der Arbeiterklaſſe in 
revolutionärem Sinne beeinfluſſender Faktor fällt weg: die Unſicherheit der 
Exiſtenz. Dieſe zwingt den Proletarier immer aufs neue, ſeine Kraft für 
Beſeitigung der ganzen bürgerlichen Geſellſchaft einzuſetzen, ſeinen Blick auf 
das Endziel der Sozialdemokratie zu richten. Die Unſicherheit der Exiſtenz 
des Proletariers erzwingt trotz teilweiſer Hebung ſeiner Lebenslage die Exiſtenz 
einer revolutionären proletariſchen Partei. Der Mangel dieſer Exiſtenzunſicher⸗ 
heit beim Gewerkſchaftsbeamten — eine abſolute Sicherheit der Exiſtenz hat 
allerdings auch er nicht, wie überhaupt niemand — fördert die gezeichnete 
Wertſchätzung der „praktiſchen Arbeit“ durch ihn. Und die praktiſche Arbeit 
des Gewerkſchaftsbeamten nötigt zu Kompromiſſen mit den Kapitaliſten. 

Man einigt ſich auf das zunächſt Erreichbare — oft unter Vermittlung 
außerhalb der Arbeiterbewegung ſtehender, den herrſchenden Klaſſen an- 
gehörender Leute. Aber dieſe ganze praktiſche Arbeit hat mit Sozialismus 
nichts zu tun. Die Klaſſengeſellſchaft wird durch gewerkſchaftliche Errungen⸗ 
ſchaften in keiner Weiſe berührt. Jahrelange einſeitige Gewerkſchaftsarbeit 
muß den Gewerkſchaftsbeamten ſchließlich zur Überſchätzung dieſer rein prak⸗ 
tiſchen Arbeit — ganz beſonders bei mangelhafter theoretiſcher Bildung — 
führen. Dieſe Überſchätzung wird auf die politiſche Betätigung des Proletariats 
übertragen. 6 | 

Der Reviſionismus bewegt ſich in gleicher Entwicklung. Ein großer 
Teil der proletariſchen Vertreter in den parlamentariſchen Körperſchaften wird 
den Reihen der Gewerkſchaftsbeamten entnommen. Reviſioniſten und Gewerk— 
ſchaftsbeamte arbeiten ſo unbewußt zuſammen. Die letzteren werden wie viele 
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aus dem Bürgertum zur Partei gekommene Theoretiker die Stützen des Revi⸗ | 
ſionismus. Das unbewußte Kompromiſſeln mit der beſtehenden Ordnung, 
das Abweichen von der bisher geübten ſtreng prinzipiellen Propaganda iſt 
ſomit nicht das Werk einiger zwar intelligenter, aber übelwollender Menſchen, ö 
ſondern die unvermeidliche Folge der mit dem Wachstum der Arbeiter⸗ | 
bewegung notwendigen Arbeitsteilung. Damit ergibt ſich aber auch die Not⸗ 
wendigkeit und Unvermeidlichkeit der fortgeſetzten Ideenkämpfe in der Partei. 
Nur durch rückſichtsloſe Darlegung der Urſachen oben bezeichneter Wand 
lungen der Auffaſſungen, durch ſcharfe Präziſion der theoretiſchen Grundlagen 
der Arbeiterbewegung im Sinne „unſerer Meiſter“, durch entſchiedene Be⸗ 
tonung des Endziels und des Klaſſenkampfcharakters der proletariſchen Be⸗ | 
wegung kann ein Hinabgleiten auf abſchüſſigen Bahnen verhindert und da⸗ 
durch der Arbeiterklaſſe in ihrem ferneren Marſche Irrung, Kräftevergeudung 
und Schmerz erſpart werden. Große ſoziale Kämpfe werden immer ſcheitern, | 
wenn ſie nicht aufs Ganze gehen und unverrückt ihr letztes Ziel im Auge 
behalten. Das zu verhindern muß die vornehmſte Aufgabe der Partei in der 
Zukunft ſein. Es wird verhindert werden, wenn es gelingt, die Maſſen, die | 
organifierten Arbeiter zu durchdringen mit dem Geiſte Marx' und Engels’, | 
Je mehr von den zahlloſen Vertrauensleuten der Gewerkſchaften und der 
Partei den Werdeprozeß des Proletariats, die Geſetze der kapitaliſtiſchen Pro⸗ 
duktion und die Bedingungen des proletariſchen Klaſſenkampfes erkannt haben, 
um ſo ſicherer wird die Arbeiterbewegung fortſchreiten auf den alten be⸗ 
währten Bahnen und ungeachtet aller gewerkſchaftlichen und parlamentariſchen 
Errungenſchaften mit Kraft das Endziel zu erreichen ſuchen. Alſo muß die 
Loſung nicht, wie Maurenbrecher ſagt, heißen: Weg mit Marx von den Ar⸗ 
beitern, ſondern: Mehr Marx und immer wieder Marx in die Köpfe der 
Proletarier! Noch ſind die Maſſen der Arbeiter durchaus erfüllt von revo⸗ 
lutionärem Geiſte. Der unverdorbene Proletarier, welcher täglich nur mit 
ſeinen Gefährten in der Fabrik verkehrt, iſt revolutionär in ſeinem Fühlen 
und Denken. Keine gewerkſchaftliche Errungenſchaft, kein parlamentariſcher 
Erfolg kann ihn befriedigen. Alles, was die herrſchende Klaſſe ihm gibt, reizt 
nur ſein Verlangen nach Beſeitigung der Klaſſengeſellſchaft ſelbſt. Dieſes infolge | 
einer vierzigjährigen prinzipiell ſozialiſtiſchen Propaganda gefeſtigte Denken 
der vorgeſchrittenen Arbeiter ſetzt ſie in Widerſpruch zu den infolge lang⸗ 
jähriger praktiſcher Gewerkſchaftsarbeit Opportunitätspolitik befürwortenden 
Beamten der Gewerkſchaften. Hieraus reſultiert zum Teil — aber nur zum 
Teil, es wirken auch andere Umſtände mit, ſo zum Beiſpiel die infolge des 
Entſtehens ſtarker Unternehmerverbände notwendig gewordene veränderte Streik 
taktik uſm. — die Animoſität der Maſſen gegen die Beamten. Hierin 
wurzelt ein Teil der inneren Kämpfe der Gewerkſchaften. Die Gewerkſchafts⸗ 
beamten propagieren intenſiv ihre Anſchauungen. Die ſozialiſtiſchen Arbeiter, 
der Kern der Gewerkſchaften, bäumen ſich auf gegen die neue Weiſe. Aber 
die Angeſtellten ſind zum großen Teil den Mitgliedern geiſtig überlegen. Die 
Tauſende neuer Gewerkſchaftsmitglieder, welche in den letzten Jahren gewonnen 
wurden, ſchwanken hin und her. Da gilt es, jenem Kern der gewerkſchaftlich 
organiſierten Arbeiter die Waffen zu geben, die ſie befähigen, im Intereſſe 
der Geſamtbewegung und damit auch im Intereſſe der Gewerkſchaftsbeamten 
die notwendigen Ideenkämpfe ausfechten zu können. Und die Sozialdemokratie 
iſt ſtark genug, dieſe Waffen zu liefern. Sie wird ſie liefern. 
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die nationalratswahlen in der Schweiz. 
Von Dionys Sinner. 


Am 25. Oktober fanden in der Schweiz die Nationalratswahlen ſtatt, die, wir 
möchten ſagen, ſeit den 1905 ſtattgefundenen vorletzten Wahlen planmäßig und 
eifrig vorbereitet worden waren und auf deren Ergebniſſe man auf allen Seiten 
ſehr geſpannt war. 5 
N Vor drei Jahren war die junge, aufſtrebende ſozialdemokratiſche Partei von 
den bürgerlichen Parteien — den ſogenannten „hiſtoriſchen Parteien“, die in der 
Tat ihre Glanzzeit hinter ſich haben — mit Schwindel und Brutalität vergewaltigt 
und ihre ohnehin beſcheidene Vertretung im Nationalrat von 6 auf 2 Mann redu⸗ 
ziert worden. Im Jahre 1902 hatten 7 ſozialdemokratiſche Abgeordnete in den 
Nationalrat ihren Einzug gehalten, aber der Tod hatte einen von ihnen in der 
Perſon des Genoſſen Stephan Gſchwind, der Vertreter der Arbeiterſchaft des 
Kantons Baſel⸗Land war, hinweggeriſſen und unſere Fraktion auf 6 vermindert, 
da ſein Nachfolger wohl ein „Sozialpolitiker“, aber kein Sozialdemokrat war. 
Die Vergewaltigung unſerer Partei bei den Neuwahlen von 1905 hatte eine 
faſt unbeſchreibliche Erbitterung und Empörung in den Reihen der klaſſenbewußten 
Arbeiter hervorgerufen, durch die die Klaſſengegenſätze und Klaſſenkämpfe in nie 
dageweſener Art verſchärft wurden. Die ſchärfſte Kritik fand empfänglichen und 
fruchtbaren Boden, aber auch den ernſten Willen, zu arbeiten, unermüdlich und mit 
Begeiſterung auf der ganzen Linie zu arbeiten, zu agitieren und zu organiſieren, 
um die Zahl der Mitſtreiter zu vermehren und die der gedankenloſen, unwiſſenden 
proletariſchen Mitläufer der bürgerlichen Parteien zu verringern. So wurde eine 
lebhafte Agitation für die Verbreitung der ſozialdemokratiſchen Parteipreſſe und 
zwar mit Erfolg entfaltet, ebenſo auf der anderen Seite für die Gründung neuer 
ſozialdemokratiſcher Organiſationen an allen Orten, wo die Möglichkeit hierfür be⸗ 
ſtand, unermüdlich gewirkt. Namentlich im Kanton Zürich iſt von unſeren Genoſſen 
in dieſer Beziehung viel geleiſtet und ſo die Partei geſtärkt und gefördert worden. 
Die gewerkſchaftliche Arbeiterbewegung hat in den letzten drei Jahren eben⸗ 
falls bedeutende Fortſchritte gemacht, trotz oder vielleicht gerade wegen der vielen 
und großen Hinderniſſe, die ſie zu überwinden hat. Sie zählt heute ungefähr 
100000 Mitglieder, und mit der größeren Anziehungskraft des größeren Körpers 
werden die Gewerkſchaften in den nächſten Jahren weitere erhebliche Erſtarkung 
erfahren. 
ö Auch die Konſumgenoſſenſchaften, die nach der ganzen Lage der Dinge eben- 
falls ein förderndes Moment für die Sozialdemokratie ſind, haben ſich ganz be⸗ 
deutend weiterentwickelt und tiefe Wurzeln in den Reihen der Arbeiterſchaft gefaßt. 
Dieſe auf den verſchiedenen Gebieten erfolgte fortſchrittliche Entwicklung hat 
aber auch die bürgerlichen Kreiſe angeſtachelt, ihre politiſchen und wirtſchaftlichen 
Organiſationen zu vermehren und auszubreiten. Zahlreiche Sekretäre von „Arbeiter⸗ 
organiſationen“ betreiben das Zuſammenſchweißen des Unternehmertums und die 
Bekämpfung der Arbeiterbewegung gewerbsmäßig gegen ſehr gute Bezahlung, ebenſo 
die Aufſtellung neuer Strafgef etzparagraphen in Form von Antiſtreik- oder Streik⸗ 
brecherſchutzgeſetzen, die epidemieartig in verſchiedenen Kantonen (Zürich, Bern, 
Graubünden, Genf) entſtanden oder noch in Vorbereitung ſind (Kanton Waadt) 
und bei deren Schaffung die Regierungsräte (kantonalen Miniſter) gern die Hand⸗ 
langer machen. 
0 In mehreren Kantonen hat ſich in den letzten Jahren die ganze „Sozialpolitik“ 
in der Schaffung ſolcher polizeilichen Ausnahmegeſetze gegen die Arbeiter erſchöpft, 
und es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß in den nächſten Jahren ſchon durch ein eid⸗ 
genöſſiſches Gewerbegeſetz dieſe verſchiedenen kantonalen Antiſtreikgeſetze kodifiziert 
werden, um dadurch die Arbeiterklaſſe des ganzen Landes zu treffen. 
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Auf eidgenöſſiſchem Boden iſt übrigens in ſozialpolitiſcher Beziehung in der 
letzten Amtsperiode des Nationalrats beziehungsweiſe der Bundesverſammlung 
(National⸗ und Ständerat zuſammen) nicht mehr geſchehen als auf kantonalem 
Geſetze wurden ja manche gemacht, aber nur für die bürgerlichen Intereſſen und 
den kapitaliſtiſchen Klaſſenſtaat, ſo zum Beiſpiel das neue Zivilgeſetz und die 
Militärreform, die eine jährliche Mehrausgabe von mindeſtens 5 Millionen Franken 
für militäriſche Zwecke zur Folge hatte. Zum Schluſſe der letzten Seſſion, zehn 
Tage vor den Neuwahlen, erledigte der Nationalrat noch die Unfall- und Kranken 
verſicherung, und zwar in einer die Arbeiter einigermaßen befriedigenden Form. 
Es war reine Wahlarbeit, um nicht mit ganz leeren Händen vor die Arbeiter⸗ 
wähler hintreten zu müſſen. Aber bei dem völlig überflüſſigen Zweikammerſyſtem 
kommt die Vorlage erſt an den Bundesrat und von dieſem ſodann wieder zurück 
an den Nationalrat, und was dieſer nach den Wahlen aus der Vorlage machen 
wird, bleibt abzuwarten. | 

Der Nationalrat zählt 167 Mitglieder, die in 49 Wahlkreiſen mit ſehr une 
gleicher Vertretung gewählt werden. So gibt es einen Wahlkreis (Zürich) mit 9, 
2 Wahlkreiſe mit je 7, 4 mit je 6, 5 mit je 5, 6 mit je 4, 15 mit je 3, 10 mit je 
2 und 6 Kreiſe mit je 1 Vertreter. Für 161 Abgeordnete beſteht demnach die 
Liſtenwahl, die nach dem Syſtem der abſoluten Majorität erfolgt. Die Wahlkreis⸗ 
einteilung ſelbſt iſt eine rein willkürliche, für die einzig beſtimmend die Herrſchaft 
der radikalen Partei und die Entrechtung der Minderheitspartei iſt. Die Liſten⸗ 
wahl ohne Proportionalität iſt ein Unſinn, der in der Praxis zur ſchreiendſten und 
empörendſten Ungerechtigkeit und Vergewaltigung führt. i 

Unſere Genoſſen ſtellten in 24 von den 49 Wahlkreiſen 39 Kandidaten auf 
gegen 25 Wahlkreiſe und 45 Kandidaten im Jahre 1905. Entgegen dem Beſchluß 
des ſchweizeriſchen Parteitags, möglichſt in allen Wahlkreiſen ſozialdemokratiſche 
Kandidaten aufzuſtellen, unterließ man die Aufſtellung von ſolchen ſelbſt in Wahl⸗ 
kreiſen, in denen unſere Partei bei früheren Wahlen bereits eine ſchöne Stimmen⸗ 
zahl erlangt hatte. So erhielten vor drei Jahren im Lauſanner Wahlkreis die 
ſozialdemokratiſchen Kandidaten 797 bis 3816 Stimmen, im Kanton Luzern 2714 
(war damit in die Stichwahl gekommen), im Kanton Schaffhauſen 1417 Stimmen. 
Wenn man angeſichts ſolcher Stimmenzahlen bei Neuwahlen nicht mehr mitmacht 
und nicht wieder mit eigenen Kandidaten ins Feld rückt, ſo bedeutet das die politiſche 
Abdankung der Partei. Die Urheber dieſer parteipolitiſchen Selbſtmordtaktik ſind 
die Führer in jenen Wahlkreiſen, es kann aber auch der Maſſe der Parteigenoſſen 
der Vorwurf nicht erſpart werden, daß ſie ihre Pflicht nicht getan, weil ſie der 
verfehlten Taktik der Führer nicht die beſſere Taktik des Proletariats entgegen⸗ 
geſtellt und dieſer zum Siege verholfen haben. Im Kanton Waadt (Lauſanne) 
bedeutet dieſe politiſche Abſtinenz noch etwas anderes, nämlich die kampfloſe über⸗ 
laſſung und Auslieferung der Arbeiterſchaft an die „Anarchoſozialiſten“ oder 
„Anarchoſyndikaliſten“, die nach ſolchen groben taktiſchen Fehlern erſt recht leichtes 
Spiel haben. 

In den Kantonen Thurgau und Freiburg wurden zum erſtenmal ſozialdemo⸗ 
kratiſche Kandidaten aufgeſtellt, im Kanton Baſel⸗Land ebenfalls zum erſtenmal ein 
ſolcher neben dem ſozialpolitiſchen Vertreter, während dieſer Kanton früher in dem 
Genoſſen Gſchwind einen ſozialdemokratiſchen neben zwei bürgerlichen Abgeordneten 
hatte. 

In den meiſten Wahlkreiſen gingen die „Freiſinnigen“ oder „Radikalen“ mit 
den Demokraten als einiger Ordnungsbrei zuſammen mit ausſchließlicher Parteiliſte, 
der die ſozialdemokratiſche oder auch eine katholiſche Liſte gegenüberſtanden. In 
Winterthur nahmen die Bürgerlichen unſeren Genoſſen Dr. Studer auf ihre Liſte, 
in einem Teſſiner Wahlkreis gingen die Radikalen und Sozialiſten zuſammen gegen 
die katholiſche Partei vor, und auf der gemeinſamen Liſte ſtand unſer Genoſſe Ferri. 
In Genf verbündeten ſich unſere Genoſſen mit den Linksradikalen, und von der 
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ſozialdemokratiſchen Partei ſtand Genoſſe Arbeiterſekretär Schäfer auf der gemein⸗ 

ſamen Lifte. Im 39. aargauiſchen Wahlkreis gingen unſere Genoſſen mit einer 
Gruppe Radikaler gemeinſam vor. In St. Gallen und Rorſchach gingen Sozial— 
demokraten, Demokraten und Katholiken zuſammen gegen die Liberalen. 

Gewählt wurden im erſten Wahlgang nur die Genoſſen Dr. Studer-Winter⸗ 
thur, Ferri⸗Teſſin, Scherrer⸗St. Gallen in Rorſchach, Pfarrer Eugſter 
in Appenzell; im zweiten Wahlgang Dr. Brüſtlein-Bern in Baſel, Dr. med. 
Rickli in Langental und Greulich in Zürich. 

Unſere Kandidaten haben insgeſamt rund 100000 Stimmen erhalten, wovon 

jedoch verſchiedene Tauſende bürgerliche abzuziehen ſind, die unſere Kandidaten 
erhielten, welche auf gemeinſamen Liſten ſtanden. Berückſichtigt man die Kantone 
und Wahlkreiſe, in denen unſere Partei keine Kandidaten aufgeſtellt hatte, in denen 
ſie aber mindeſtens 10000 Stimmen haben dürfte, ſo darf man die 100000 ganz 
ruhig als die derzeitige Stärke der ſchweizeriſchen Sozialdemokratie 
bezeichnen. 

Und auf dieſe 100000 Stimmen, die ein Viertel der Geſamtzahl der ab⸗ 
gegebenen Wählerſtimmen ausmachen, hat die ſozialdemokratiſche Partei nur 
7 Abgeordnete, während 300000 bürgerliche Stimmen, in denen aber 
Tauſende ſozialdemokratiſche inbegriffen ſind, 160 Vertreter gewählt haben. 
Das heißt, auf je 14285 ſozialdemokratiſche und auf je 1875 bürgerliche Stimmen 
kommt ein Vertreter. 

Und das nennt man „gleiches“ Wahlrecht! 

Auf die verſchiedenen Parteien verteilen ſich die 167 Nationalratsſitze ſo: frei⸗ 
ſinnig⸗demokratiſche 104, katholiſche 35, Zentrum (Millionärpartei) 15, Sozialiſten 7, 
ſozialpolitiſche Gruppe 4, Wilde 2. Das numeriſche Verhältnis der bürgerlichen 
Parteien iſt im großen ganzen unverändert geblieben, die einzige Verſchiebung iſt 
durch die neuen 5 Sitze der ſozialdemokratiſchen Partei bewirkt worden, die ſie den 
Freiſinnigen (4) und Katholiken (1) abgenommen hat. 

In nahezu allen Wahlkreiſen iſt die ſozialdemokratiſche Stimmenzahl im Ver⸗ 
gleich zu 1905 mehr oder weniger erheblich gewachſen, und dort, wo ein Rückgang 
eingetreten iſt, liegt die Schuld an unſeren Parteigenoſſen ſelbſt, die ihre Pflichten 
nicht erfüllt und die Agitation wie Organiſation unverzeihlich arg vernachläſſigt 
haben. Gewiſſenhafte Pflichterfüllung kann die ſozialdemokratiſche Stimmenzahl im 
Laufe der Jahre um das Doppelte erhöhen, und die erfreulichen Fortſchritte der 
Partei in der großen Mehrzahl der Wahlkreiſe ſollten ein kräftiger Anſporn zu 
neuer, vermehrter und begeiſterter Tätigkeit auf der ganzen Linie ſein, um unſere 
Sache zum Siege zu führen. 


örobe fälſchung. 


Bernſtein ſendet uns folgendes Schriftſtück: 
Zurückweiſung. 

In dem Artikel „Reform und Revolution“ ſchreibt Karl Kautsky: 

„Sie waren es, die Bernſtein begeiſtert zujubelten, als dieſer behauptete, 
das Kapital zentraliſiere ſich nicht, ſondern dezentraliſiere ſich vielmehr, die 
Aktiengeſellſchaften ſeien nicht das Mittel, die ganzen geſellſchaftlichen Pro⸗ 
duktionsmittel in wenigen Händen zu konzentrieren, ſondern vielmehr das Mittel, 
das Eigentum an den Produktionsmitteln zu „demokratiſieren“ („Neue Zeit“ vom 
13. November 1908, S. 221). 

Ich erkläre dieſe Sätze für eine grobe Fälſchung meiner bezüglichen 
Ausführungen und bemerke dazu, daß ich den ſcharfen Ausdruck „grobe Fäl⸗ 
ſchung“ zu dem Zwecke gewählt habe, Kautsky zu nötigen, in einer etwaigen 


| 
334 Die Neue Zeit 


Antwort meine bezüglichen Sätze wörtlich und in ihrem Zuſammenhang 
zu zitieren. 
Schöneberg-Berlin, den 14. November 1908. | 
Ed. Bernjtein | 
Ein kurioſer Kauz, dieſer Bernſtein, der ſich einbildet, wenn man jemand grob 
beſchimpfe, ſei das der Weg, ihn zu einer ſachlichen Auseinanderſetzung zu 


„nötigen“. In Wirklichkeit hatte ich gute Luſt, als ich die „Zurückweiſung“ las, 
dieſes neueſte der Bernſteinſchen „Dokumente des Sozialismus“ dem Papierkorb 
einzuverleiben. Nichts verpflichtet mich, Beſchimpfungen zu veröffentlichen. Wenn 


ich mich dazu herbeilaſſe, ſie abzudrucken und ſogar ſachlich zu beantworten, ge⸗ 


ſchieht es im Intereſſe der Klarheit; trotz, nicht wegen des Bernſteinſchen guten Tons. 
Freilich bin ich mit der Antwort in einiger Verlegenheit, da ich nicht recht 
weiß, was ich eigentlich verbrochen habe. Bernſtein befindet ſich in merkwürdiger 


Selbſttäuſchung, wenn er glaubt, damit, daß er grob werde, ſei er auch deutlich. 


Statt klipp und klar zu ſagen, welche ſeiner Ausführungen und Sätze ich gefälſcht 


habe, drückt er ſich darum herum durch Anwendung des ebenſo ſchönen wie nebel⸗ 


haften Wörtchens „bezüglich“. 


Eben erſt hat Bernſtein in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ (8. Oktober) 


gegen Karski polemiſiert, der ſchrieb: | 
„Die Aktiengeſellſchaften find nicht, wie Bernſtein meint, das Mittel, den 


kapitaliſtiſchen Profit auf eine große Anzahl Perſonen zu verteilen, ſondern ſie 


ſind eines der erprobteſten Mittel, den Beſitz in wenigen Händen zu konzen⸗ 
trieren.“ 


In dem „bezüglichen“ Monatsheft erklärt Bernſtein keineswegs dieſe Dar⸗ 


ſtellung ſeiner Auffaſſung für eine grobe Fälſchung, ſondern er unternimmt es, 


nachzuweiſen, daß ſeine von Karski vorgebrachte und beſtrittene Auffaſſung richtig fei! \ 
Wenn ich mich alſo daran mache, Bernſteins „bezügliche“ Sätze zum xten Male 
— ein etwas langweiliges Geſchäft — vorzuführen, ſo tue ich es aufs Geratewohl, 


[R 


ohne zu wiſſen, wo meine grobe Fälſchung ſtecken ſoll. 


Dieſe Sätze finden ſich in den „Vorausſetzungen des Sozialismus“. Dort 
ſpricht Bernſtein S. 46 bis 54 von der „Einkommensbewegung in der modernen 


Geſellſchaft“. Er führt die Marxſche Theorie der Konzentration des Kapitals vor 


und ſagt: 
„Der Leſer (des erſten und dritten Bandes des „Kapital“ behält den Ein⸗ 
druck, daß die Zahl der Kapitalinhaber beſtändig — wenn nicht abſolut, ſo im 


Verhältnis des Wachstums der Arbeiterklaſſe — zurückgeht. In der Sozialdemo⸗ 
kratie herrſcht demgemäß die Vorſtellung vor und drängt ſie ſich immer wieder 
dem Geiſte auf, daß der Konzentration der induſtriellen Unternehmungen eine 


Konzentration der Vermögen parallel läuft. 

„Das iſt aber keineswegs der Fall. Die Form der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft wirkt der Tendenz: Zentraliſation der Vermögen durch Zentraliſation der 
Betriebe in ſehr bedeutendem Umfang entgegen. Sie erlaubt eine weitgehende 


Spaltung ſchon konzentrierter Kapitale und macht Aneignung von Kapitalen 0 
durch einzelne Magnaten zum Zwecke der Konzentrierung gewerblicher Unternehmer 


überflüſſig.“ 


Bernſtein ſucht dies durch einige Zahlen aus der Statiſtik der Truſts zu er⸗ 
läutern, „die tatſächlich ganz anders auf die Verteilung der Vermögen wirken, als 


es dem Fernerſtehenden erſcheint“, ſowie durch die Zahlen der Einkommenſteuern 
in verſchiedenen Ländern, um daraus den Schluß zu ziehen: 


„Es iſt alſo durchaus falſch, anzunehmen, daß die gegenwärtige Entwicklung | 


eine relative oder gar abſolute Verminderung der Zahl der Beſitzenden aufweiſt. 
Nicht ‚mehr oder minder, ſondern ſchlechtweg mehr, das heißt abſolut und 
relativ wächſt die Zahl der Beſitzenden.“ 

Und weiter: 
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„Die Aktie ſtellt in der ſozialen Stufenleiter die Zwiſchenglieder wieder her, 
die aus der Induſtrie durch die Konzentration der Betriebe als Produktionschefs 
ausgeſchaltet wurden. 

„Indes hat es mit dieſer Konzentration auch ſeine Bewandtnis.“ 

Nun geht Bernſtein daran, die Konzentration der Betriebe zu unterſuchen 
(S. 55 bis 66), und er kommt zu dem Ergebnis, daß die zweifellos vorhandenen 
Fortſchritte des Großbetriebs mehr als wettgemacht werden durch die Neubildungen 
von Kleinbetrieben. Die Betriebſtatiſtik zeigt alſo dieſelbe Entwicklung wie die 
Einkommenſtatiſtik: N 

„Einkommenſkala und Betriebſkala zeigen in ihrer Gliederung einen ziemlich 
ausgeprägten Parallelismus, beſonders ſoweit die Mittelglieder in Betracht 
kommen. Wir ſehen dieſe nirgends abnehmen, vielmehr faſt überall ſich er- 
heblich ausdehnen.“ 5 

Dieſer Gedankengang war es, den ich mir herausnahm, in den „bezüglichen“ 

Sätzen meines Artikels zur Darſtellung zu bringen. Vergeblich zerbreche ich mir 
den Kopf darüber, wo meine Fälſchung ſtecken ſoll. 

Eines allerdings muß ich zugeben: Bernſteins Auseinanderſetzung iſt keine 
widerſpruchsloſe. 

Auf S. 47 wendet er ſich gegen die ſozialdemokratiſche Auffaſſung, daß „der 
Konzentration der induſtriellen Unternehmungen eine Konzentration der Vermögen 
parallel läuft“. Er meint dort, die Unternehmungen konzentrierten ſich, aber dank 
der Aktienform würden die Vermögen dezentraliſiert. S. 65 dagegen meint er, daß 
nicht bloß die Vermögen, ſondern auch die Betriebe ſich nicht konzentrieren. Er 
behauptet jetzt, daß „Einkommensſkala und Betriebſkala in ihrer Gliederung einen 
ausgeprägten Parallelis mus zeigen“. Wenige Seiten vorher hatte er einen der⸗ 
artigen Parallelismus beſtritten. 

Weiter erklärt Bernſtein, die Zahl der Beſitzenden nehme abſolut und relativ 
zu (S. 50). Da ich ihm entgegengehalten hatte, daß, wenn dies der Fall wäre, die 
Beſitzloſen, alſo die Proletarier, wenigſtens relativ abnehmen müßten, bemerkte er 
(S. 53): „Ich hatte nirgends geſagt, daß die Proletarier nicht zunehmen.“ Alſo 
wer nimmt zu? Auf S. 50 die Beſitzenden, auf S. 53 die Nichtbeſitzenden. 

Bernſtein erklärt ferner, daß die Klaſſengegenſätze ſich mildern, die Ausbeu⸗ 
tung der Arbeiter abnimmt. 

Auf meinen Einwand aber, daß die Zunahme der Beſitzenden die Zahl der 
Elemente vermehre, die an der Erhaltung des Beſtehenden ein Intereſſe hätten, er⸗ 
widert er, daß die Zunahme der Beſitzenden das Intereſſe der Beſitzloſen am Sozia⸗ 
lismus vielmehr ſteigern werde: 

„Es möchte weniger Mehrarbeit koſten, einige Tauſende Privilegierter 
in Üppigfeit zu erhalten, wie eine halbe Million und mehr in unbilligem Wohl- 
ſtand“ (S. 51). 

Mit anderen Worten: Mit der Zunahme der Beſitzenden wächſt die Mehr- 
arbeit und die Ausbeutung der Beſitzloſen, es verſchärft ſich deren Gegenſatz 
gegen ihre Ausbeuter. 8 

Endlich: Auf S. 47 polemiſiert Bernſtein gegen die Marxſche Theorie der Kon⸗ 
zentration des Kapitals; in dem eingangs erwähnten Artikel der „Sozialiſtiſchen 
Monatshefte“ ſucht Bernſtein zu beweiſen, daß Marx ganz ſeiner Meinung ſei und 
wir Marxiſten eben von Marx nichts verſtänden. | 

Auf alle dieſe Widerſprüche, auf den ganzen Gedankenkuddelmuddel Bernſteins 

habe ich allerdings nicht hingewieſen, da ich von ſeinen Gedankengängen nur jene 
hervorhob, um derentwillen er von ſeinen Verehrern bejubelt wurde. Dieſe ſeine 
Gedanken habe ich in eine einheitliche, klare und präziſe Form gekleidet. 

Will Bernſtein behaupten, daß ich mich damit einer groben Fälſchung ſchuldig 

gemacht habe, dann bekenne ich mich „diesbezüglich“ für ſchuldig. K. Kautsky. 
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frauenelend und frauen, ſchutz“ in Italien. 
Von Friedrich Kleeis. 


Das Frauenelend hat in Italien einen Umfang angenommen wie kaum in 
einem anderen Lande der ziviliſierten Welt. In natürlichem Zuſammenhang damit 
ſteht, daß in der durch Not aller Art entkräfteten Bevölkerung auch das Kinder⸗ 
elend in großem Maße anzutreffen iſt. In der letzten Zeit hat das italieniſche 
Arbeitsamt wiederholt Erhebungen aufgenommen, welche das Elend all dieſer 
Frauen und Kinder offen enthüllen, die in Stadt und Land zu einem drückenden, 
ſchlecht entlohnten Frondienſt verdammt ſind. Eine Erhebung vom Jahre 1905 er⸗ 
ſtreckte ſich auf die geſamte italieniſche Induſtrie und umfaßte 14150 Betriebe mit 
einer Geſamtzahl von 829 151 Perſonen. Von dieſen waren 414236, alſo ziemlich 
genau die Hälfte, Frauen. Von ihnen entfielen mehr als 75 Prozent allein auf 
die Textilinduſtrie. Was das Alter der beſchäftigten Arbeiterinnen betrifft, fo 
waren nach der Erhebung in der Textilinduſtrie im Durchſchnitt von je 100 Arbei⸗ 
terinnen unter 12 Jahren 3,5 Prozent, von 12 bis 15 Jahren 18,5 Prozent und 
von 15 bis 21 Jahren 37,3 Prozent. Die ſtärkſte Kinderbeſchäftigung findet ſich in 
Como, wo nach der Erhebung in der Textilinduſtrie 6 Prozent (6962 Kinder) der 
gezählten weiblichen Arbeitskräfte Kinder unter 12 Jahren waren. 

Entſetzlich niedrig ſind die Löhne. Der durchſchnittliche Tagelohn der Arbeite⸗ 
rinnen unter 15 Jahren (Kinder und jugendliche) ſchwankte zwiſchen 40 und 79 Gene 
teſimi (100 Centeſimi = 80 Pfennig). Nach neueren Feſtſtellungen findet man die 
niedrigſten Löhne der Erwachſenen (bis zu 75 Centeſimi pro Tag) in den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieben, und zwar bei 59,3 Prozent der Arbeiterinnen, in den Papier⸗ 
fabriken (25,5 Prozent), Tabakmanufakturen (1,4 Prozent), Baumwollfabriken (4,4 Pro⸗ 
zent) und Wollfabriken (7,5 Prozent). Höhere Löhne (das heißt Löhne über 2 Lire 
[a 80 Pfennig]) pro Tag findet man bei den Landarbeitern überhaupt nicht, ſehr ſelten 
bei Seidenarbeitern (1,4 Prozent), Bandarbeitern (1,9 Prozent) uſw. Am ſchlechteſten 
liegen die Verhältniſſe in Süditalien, wo zum Beiſpiel in der Papierinduſtrie 83 ½ Pro⸗ 
zent der Arbeiterinnen über 15 Jahre nur bis 75 Centeſimi pro Tag verdienen. 

Das Kinderelend tritt unter anderem dadurch in die Erſcheinung, daß es in 
Italien mehr als 35000 verlaſſene Kinder gibt — Waiſenkinder, obwohl ſie noch 
Vater und Mutter haben. Kein Wunder, daß die Kinderkriminalität in ſtetem 
Wachstum begriffen iſt. Etwa 50000 Kinder und Minderjährige werden alljährlich 
wegen Vergehen gegen die Strafgeſetze verurteilt. Dem Prozentſatz nach kommen 
auf 100000 Kinder im Durchſchnitt 338,37 Kriminelle. In Sizilien erhöht ſich die 
Anzahl ſogar auf 700,81. Und auf den italieniſchen Inſeln iſt die phyſiſche und 
moraliſche Verwahrloſung der Kinder noch größer. | | 

Zu dem materiellen Elend geſellt ſich ſelbſtverſtändlich auch eine unglaubliche 
geiſtige Armut des weitaus größten Teiles der Italienerinnen. Hier findet der 
Sozialismus eine ungeheure Aufgabe, und er hat bereits mit einigem Erfolg ſeine 
welthiſtoriſche Aufgabe erfüllt. „Ich muß dankbar feſtſtellen“, jagt Lino Ferriani 
in Rom, ſtellvertretender Generalprokurator, der ſich entſchieden dagegen verwahrt, 
ein Sozialiſt zu ſein, „daß dank der Aufklärungsarbeit des Sozialismus ein Strahl 
von Aufklärung in der Frau aus dem Volke und in der Bäuerin langſam zu 
dämmern beginnt, eine Aufklärung, die die weibliche Seele etwas verfeinert, ihr 
eine ſchwache Ahnung ihrer Menſchenrechte beibringt und ſie und ihre Kinder, 
wenn auch nur ſehr langſam, auf eine beſſere Zukunft vorbereitet, eine Zukunft, 
die ihre Menſchenwürde reſpektiert, die heute ſo tief niedergetreten iſt.“ 

Was hat nun der italieniſche Staat zur Linderung dieſer Not getan? Trotz 
der Agitation der Sozialdemokratie, einer bürgerlichen Frauenvereinigung und einiger 
bürgerlichen Frauenzeitſchriften recht wenig. Das erſte und bisher faſt einzige war 
der Erlaß des Geſetzes vom 19. Juni 1902, betreffend die Frauen- und Kinderarbeit. 
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Dasſelbe ſchließt Kinder unter 13 Jahren von unterirdiſchen Arbeiten, unter 15 Jahren 

von der Nachtarbeit aus und begrenzt für 10 bis 12jährige Kinder die tägliche Arbeits⸗ 
zeit auf 8 Stunden. Minderjährige Arbeiterinnen ſind ebenfalls von unter⸗ 
irdiſchen Arbeiten und von der Nachtarbeit ausgeſchloſſen. Ihr Maximalarbeitstag 
beträgt 12 Stunden. Von dem Schutze der erwachſenen Arbeiterin wie von 
dem der männlichen Arbeiter ſieht das Geſetz ab. Nur iſt im Artikel 6 des Geſetzes 
noch vorgeſehen, daß die Beſchäftigung von Arbeiterinnen in Fabriken und Werk⸗ 
ſtätten während des erſten auf die Entbindung folgenden Monats verboten iſt. 

Faſt gleichzeitig trat auch ein Geſetz betreffend die Errichtung eines ſtaatlichen 
Arbeitsamtes in Kraft. Es ſoll Erhebungen über Arbeiterverhältniſſe, Statiſtiken uſw. 
aufnehmen, Arbeitergeſetze ſammeln und die ſoziale Geſetzgebung vorbereiten. Dem 
Amte iſt ein Komitee beigegeben, dem auch Arbeitervertreter angehören. 

Bereits bei der Beratung des erwähnten Kinder- und Frauenſchutzgeſetzes 
forderten die Deputiertenkammer und der Senat die Regierung auf, einen Geſetz⸗ 
entwurf betreffend Errichtung einer Mutterſchaftsverſicherung vorzulegen. Es 
war auch eine der erſten Aufgaben des Arbeitsamtes, dieſen Auftrag zu erledigen. 
Nach umfangreichen Erhebungen des Amtes, bei denen unter anderem feſtgeſtellt 
wurde, daß die mittlere jährliche Geburtenfrequenz für 1000 Arbeiterinnen im Alter 
von 15 bis 50 Jahren nur 45 beträgt, während ſie bei der Geſamtheit der weiblichen 
Bevölkerung in denſelben Altersgrenzen 120 Promille ausmacht, legte im Jahre 1905 
das Miniſterium der Deputiertenkammer auch einen Geſetzentwurf für eine Mutter- 
ſchaftskaſſe vor. Danach ſollten nur jene Frauen verſichert werden, für die das 
Frauenſchutzgeſetz die Arbeitsruhe im Falle der Entbindung vorſchreibt. Die Bei⸗ 
träge ſollten je zur Hälfte von den Unternehmern und den Verſicherten aufgebracht, 
die Verſicherten ſollten je nach ihrem Verdienſt in ſieben Klaſſen eingeteilt werden. 
Ebenſo wurde klaſſenweiſe die Unterſtützung feſtgeſetzt, die in der niedrigſten Klaſſe 
1 Lire und in der höchſten 3,15 Lire pro Tag betragen ſollte. Die Beitrags⸗ 
entrichtung war wie in der deutſchen Invalidenverſicherung durch Kleben von Bei⸗ 
tragsmarken gedacht. Die Kammer überwies den Entwurf einer Kommiſſion, die im 
Jahre 1906 Bericht erſtattete. Sie hatte die Vorſchläge im allgemeinen unverändert 
gelaſſen, nur hatte ſie beſchloſſen, daß der Staat der Kaſſe einen Zuſchuß von 
jährlich 250000 Lire leiſten ſoll. Die Kammer lehnte aber den Entwurf in dieſer 
Form ab und übergab ihn nochmals einer Kommiſſion. Im April 1908 erſtattete 
auch dieſe einen Bericht über ihre Arbeiten. Danach iſt der Entwurf weſentlich 
umgeſtaltet worden. Von der Klaſſifizierung der Verſicherten hat man abgeſehen. 
Für jede Arbeiterin, die dem Fabrikgeſetz unterſteht und ſich im Alter von 15 bis 
50 Jahren befindet, hat der Unternehmer jährlich 75 Centeſimi zu zahlen, der dieſen 
Betrag vom Lohn abzieht. Der Unternehmer muß ſeinerſeits 75 Centeſimi dazu 
zahlen. Sobald eine Arbeiterin niederkommt, hat der Unternehmer ihr 30 Lire 
auszuzahlen, die ihm die Landesverſicherungskaſſe zurückerſtattet. 

Das einzig Gute an dem Entwurf iſt das Fehlen bureaukratiſcher Schwierig⸗ 
keiten. Dagegen ſind die Unterſtützungen viel zu gering. Die Kommiſſion be⸗ 
gründet dieſe damit, daß nach ihren Feſtſtellungen von 197482 befragten Arbeite⸗ 
rinnen über 15 Jahren zirka 81 Prozent täglich nur bis zu 1,50 Lire verdienen. 

Es iſt kaum daran zu zweifeln, daß der Entwurf in dieſer Form Geſetz wird 
— ein Anfang, der wirken wird wie der Tropfen auf den heißen Stein. 


Iiterariſche Rundſchau. 


W. Wereſſajew, Meine Erlebniſſe im Ruſſiſch-Japaniſchen Kriege. Stuttgart, 
Rob. Lutz. 393 Seiten. 5 Mark. 

Man wird beim Leſen dieſes Buches unwillkürlich gedrängt, einen Vergleich 

mit Zolas „Debacle“ zu ziehen, und man bedauert, daß Wereſſajew nicht die Ge⸗ 
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ſtaltungskraft und Wucht des franzöſiſchen Dichters zu Gebote fteht. Und dock 
obwohl der ruſſiſche Autor nur perſönliche Beobachtungen kunſtlos aneinanderreih 
indes der Franzoſe aus den Mitteilungen zahlreicher Teilnehmer am Kriege typiſch 
Tatſachen zuſammenträgt, fie mit vollendeter Kunſt auf das wirkſamſte gruppiert 
und durch erfundene Einzelheiten plaſtiſcher und eindringlicher geſtaltet, zeigt ſei 
Gemälde bei weitem keinen jo jammervollen Zuſammenbruch wie der trockene B 


richt des Militärarztes. Gegenüber der Fäulnis des ruſſiſchen Regierungsapparat 


erſcheint das zweite franzöſiſche Kaiſerreich noch als eine ſolide und ſittliche In 
ſtitution. Wohl zeigte ſich 1870 bei den franzöſiſchen Armeen Korruption und Kopf 


loſigkeit in hohem Maße, aber alle ihre Unzulänglichkeit verſchwindet gegenüber de 


gewiſſenloſen Gaunerei der ruſſiſchen Bureaukraten und Offiziere, die angeſichts de 


Feindes die eigene Armee beſtehlen und von allem Notwendigen entblößen; gegen 


über der ſchamloſen Feigheit zahlreicher ruſſiſcher Offiziere, die kaum einen Vor 
wand ſucht, hinter dem ſie ſich verſteckt; gegenüber der frechen Liederlichkeit de 
Metzenregiments, das im ruſſiſchen Lager herrſcht; gegenüber der infamen Rück 
ſichtsloſigkeit, mit der die Kommandierenden alle Forderungen der Kriegführung 
der Bequemlichkeit ihres Lotterlebens unterordnen; endlich gegenüber der idiotiſchen 
Dummheit, die das ganze Heer erfüllt. Gegenüber alledem ſtehen die Armeen de 
Mac Mahon und Bazaine noch großartig da. ö d 4 

Und entbehrt der Zuſammenbruch des dritten Napoleon, der feine Truppen fı 
den Kampf begleitet, nicht einer gewiſſen Tragik, ſo hinterläßt der der Romanoff' 
nur ein Gefühl unfäglichen Ekels. N 

In eine ganz andere, höhere Welt erhalten wir Einblick am Schluſſe dei 
Buches, wo Wereſſajew uns von dem Streikkomitee der Eiſenbahner erzählt, das 
nach dem Zuſammenbruch für einige Zeit in Sibirien zur herrſchenden Macht ge 
langt war: ſo weit ſein Einfluß reicht, finden wir Anſtand, Ordnung, Vernunft 
Alles in ſeinem Bereich geht glatt und geräuſchlos, iſt zweckmäßig und gütig. 

Der Zar und die Bande feiner Paraſiten wußten Rußland nur zu plündern 
und ins Verderben zu treiben, die Proletarier verſtanden es aufzurichten und zu 
planmäßigem, gedeihlichem Tun zu leiten. Schlagend tritt hier die große poli⸗ 
tiſche und ſoziale Überlegenheit des Proletariats über die heute herrſchenden Klaſſen 
hervor. | | 
Man liebt es jo gern, dem Proletariat feine Unreife vorzuhalten, ſelbſt in 
unſeren Reihen werden ſolche Stimmen laut. Die pſychologiſche Grundlage des 
Reviſionismus iſt im Grunde nichts anderes als ein Mißtrauen zum Proletariat 
und eine Überſchätzung der herrſchenden Klaſſen. Und doch leidet das Proletariat 
ſchon zu ſehr durch Kleinheitswahn, durch Mangel an Selbſtbewußtſein, es bedarf 
dringend einer Hebung ſeines Zutrauens zu ſich ſelbſt. | 


eigt uns Wereſſajews Buch, leider nur ſehr flüchtig und vorübergehend, die 
große ſittliche und politiſche Überlegenheit des induſtriellen Proletariats Rußlands 
über deſſen Herrſcher und Ausbeuter, ſo laſſen uns dieſelben Stellen doch auch eine 


der Urſachen erkennen, die bewirkten, daß dieſes proletariſche Regime trotz ſeiner 
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Überlegenheit ſo kurzlebig war. Ganz anders wie auf die induſtriellen, organi⸗ * 
ſierten Arbeiter wirkte auf die Maſſe der Soldaten der Zuſammenbruch des herr⸗ 
ſchenden Regimes. Was der zitternde Philiſter vom Siege des Proletariats be- 
fürchtet, das galt von den Soldaten der mendſchuriſchen Armee in den Tagen der 
ſiegreichen Revolution. Sie wußten fie nur zu ſinnloſer Auflehnung zu benutzen, 
dazu, zu plündern, ſich zu beſaufen, die Offiziere zu beſchimpfen und zu ſchlagen. 

In der Bevölkerung Rußlands überwiegt eben noch nicht das induſtrielle X 
Proletariat, ſondern der Bauer, und der überwiegt auch in der Armee. Ein 
Bauer, dem fein Dorf noch ſeine Welt, deſſen ganze Intelligenz bloß auf das Dorf 
zugeſchnitten iſt. So weit der Horizont ſeines Kirchturmes reicht, iſt er ſelbſtändig, 
kraftvoll, weiß er genau, was er will. Außerhalb des Dorfes war er dagegen 
völlig hilf⸗ und haltlos. Ward er der Armee eingereiht, dann geriet er in einen 
ungeheuren Organismus, den er abſolut nicht begriff. Und niemand verſuchte es 
dort, ſeine Intelligenz unter den neuen Verhältniſſen zu entwickeln. Nur an ſeine 
Unterwürfigkeit, nicht an ſein Denken wurden Anſprüche geſtellt. So wurde der zu 
Hauſe ſo kluge, mitleidsvolle, ſittliche Bauer in der Armee nur zu leicht zum 
Idioten, zum Lumpen, zur Beſtie. Dieſe Elemente verſtanden nur zu rebellieren, 
nicht aber neue ſoziale Gebilde aufzubauen und zu verteidigen. Sobald ſie aus 
ihrem Freiheitsrauſch erwachten und erkannten, daß ſie in der fremden Welt ganz 
hilflos daſtünden, unterwarfen ſie ſich wieder der Führung, an die ſie gewöhnt 
waren, und ließen ſich zur Niedermetzlung ihrer eigenen Befreier mißbrauchen. 

Das ſcheint eine trübe Ausſicht für die ruſſiſche Revolution zu bieten. Denn 
das induſtrielle Proletariat iſt ihr Träger geworden, gerade deswegen aber darf * 
auf die Unterſtützung der Revolution durch die Bourgeoiſie nicht mehr gerechnet 
werden. Nur in der Bauernſchaft findet das Proletariat eine Klaſſe, die nicht in 
ökonomiſchem Gegenſatz zu ihm ſteht und die ohne Revolution nicht mehr in eine 
befriedigende Lage gelangen kann. Aber was hilft das, wenn der Bauer verſtändnis⸗ 
los iſt für alles, was außerhalb ſeines Dorfes vorgeht? 

Zum Glück gilt das von der Maſſe der Bauernſchaft nur bis zur Revolution. * 
Dieſe ſelbſt hat die Bauern zu intenſiver Beſchäftigung mit der Staatspolitik ver⸗ 
anlaßt, und dieſe Beſchäftigung hat ſeitdem nicht aufgehört. Eben jetzt iſt die 
zariſche Regierung ſelbſt bemüht, dem Bauern deutlich zu zeigen, daß ſeine Inter⸗ 
eſſen nicht im Dorfe entſchieden werden. Um ſich und dem Großgrundbeſitz einen 
bäuerlichen Anhang zu ſchaffen, will ſie die Agrarfrage in der Weiſe löſen, daß ſie 
die wohlhabenden Bauern auf Koſten der anderen begünſtigt, deren Proletariſierung 
ſie fördert. Das heißt aber nichts anderes, als die Erbitterung der großen Mehr⸗ 
heit der Bauernſchaft aufs höchſte ſteigern und ſie weit enger noch als bisher dem 
ſtädtiſchen Proletariat anſchließen. 

So iſt das Anſehen des Zarismus in der Bevölkerung heute weit mehr unter⸗ 
graben, iſt deren politiſches Verſtändnis weit reger, als es zur Zeit des japaniſchen 
Krieges der Fall war. Das tritt nicht zutage wegen der augenblicklichen Mutloſig⸗ 
keit, die die ganze ruſſiſche Geſellſchaft niederdrückt. Es muß um ſo ſtärker wirken, 
ſobald dieſe Mutloſigkeit weicht. 

Die Demoraliſation von Bureaukratie und Armee aber hat inzwiſchen weitere 
Fortſchritte gemacht, dank ihrem „Siege“ über die Revolution. Was uns Wereſſajew 
darüber erzählt, iſt ſeitdem nicht überwunden oder auch nur eingedämmt, ſondern 
nur ſchamloſer geworden. K. K 


H. v. Gerlach, Kuguſt Bebel. Ein biographiſcher Eſſay. 64 Seiten. München, 
Albert Langen. a 
Die Skizze des Herrn v. Gerlach lieſt ſich ganz angenehm, ſie iſt von warmer 
Sympathie, zwar nicht für die Ziele, aber für die Perſon Bebels getragen und 
in ihren tatſächlichen Angaben über deſſen äußeren Lebenslauf im ganzen richtig. 
Mitunter mit ſtarker Anlehnung an Mehring. So ſind die erſten drei Seiten faſt 
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wörtlich abgeſchrieben aus Mehrings „Geſchichte der deutſchen Sozialdemokratie“ 
(III, 18, 19). Die Quelle wird, wie in der neueren Literatur üblich, nicht genannt, 
dafür aber bemerkt, Mehring irre, wenn er Bebels Vater einen Polen nenne. Tat⸗ 
ſächlich findet ſich dieſer Irrtum nur in der erſten Auflage, in der zweiten hat ihn 


Mehring ſelbſt verbeſſert. 


Der bürgerliche Durchſchnittsleſer, der nicht Originalität verlangt und mit 
leichter Oberflächlichkeit vorlieb nimmt, wird von dem Büchlein vollſtändig be⸗ 


friedigt werden. 


Ein tieferes Verſtändnis für Bebels Gedankenleben und ſeine Leiſtungen darf 


man Herrn v. Gerlach freilich nicht zumuten. Er begreift gerade noch den Prak⸗ 


tiker und den Kämpfer Bebel. Dem Denker ſteht er ganz verſtändnislos gegen⸗ 


über, und darum erſcheint es ihm, als ſei Bebel gar kein ſelbſtändiger Denker, 


ſondern ſtets in geiſtiger Abhängigkeit von anderen geweſen. 
Selbſt da, wo er Bebels Geiſtesſchärfe rühmt, haut er völlig daneben. So er⸗ 


zählt er zum Beiſpiel zur Beleuchtung ſeiner „fabelhaft raſchen Auffaſſung“ fol⸗ 


gendes Hiſtörchen: 


„Eines Tages fragte er Liebknecht, was das eigentlich mit der Hegelſchen 
Staatsphiloſophie auf ſich habe. Er hatte gerade irgendwo davon gelejen. Lieb 


knecht ſetzte ihm in ſeiner nonchalanten Weiſe mit ein paar leicht hingeworfenen 


Sätzen auseinander, wie der Satz Hegels: ‚Alles, was iſt, iſt vernünftig‘ von 
den Reaktionären zur Verteidigung ihrer Haltung benutzt werde. Wenige Tage | 
darauf hielten die Laſſalleaner eine Verſammlung ab. Bebel und Liebknecht gingen 
hin. Ein Laſſalleaner berief ſich an unrechter Stelle auf Hegel. Darauf ergriff 
Bebel das Wort, widerlegte den Mann und behandelte die Hegelſche Philo⸗ 
ſophie jo ausgiebig und jo treffend, daß Liebknecht zu feinem Nachbar ſagte: 
„Man ſollte meinen, der Bebel habe in den paar Tagen den ganzen Hegel ge⸗ 
frejien.‘ Dabei hatte Bebel natürlich (sic!) nichts von Hegel geleſen, ſondern nur 
die kurzen Andeutungen Liebknechts inzwiſchen an der Drehbank in ſeinem Kopfe 


gründlich verarbeitet“ (S. 32). 
Das ganze Geſchichtchen iſt erfunden, wenn auch jedenfalls nicht von Herrn 
v. Gerlach, und es beleuchtet nur deſſen wiſſenſchaftliche Naivität, wenn er es für 


bare Münze nimmt und es für möglich hält, man könne durch bloßes Verarbeiten 


„im Kopfe an der Drehbank“ aus ein paar nachläſſig hingeworfenen Sätzen die 
Hegelſche Philoſophie herſtellen. Es bezeugt aber auch, wie wenig Herr v. Gerlach 


die Gewiſſenhaftigkeit Bebels ahnt, der ſich hütet, über Dinge zu ſprechen, die er | 


nicht genau kennt. 


Bei einem derartigen Verſtändnis iſt es kein Wunder, wenn in der Biographie | 


Bebels theoretiſche Überzeugung nur als ein künſtlich „aufgepfropfter Doktri⸗ 


narismus“ erſcheint, an dem er eigentlich ganz unſchuldig ſei. Unſer Biograph 


vermeint wohl, Bebel dadurch in den Augen ſeiner Leſer noch zu erheben, wenn 


er deſſen Marxismus nicht als eine durch eigene Lebensarbeit gewonnene Über 


zeugung, ſondern als das Produkt einer Verführung durch böſe Dämonen hin⸗ 


ſtellt. Zuerſt Liebknecht und dann ich ſollen die Mephiſtos ſein, die dieſen Fauſt 


umſtricken: 
„Theoretiſch iſt er eigentlich nie er ſelbſt geworden, ſondern hat immer im 


Banne fremder Meinungen geſtanden. Seitdem ihn Liebknecht zu Marx bekehrt 


hat, glaubt er an den Marxismus. Wer ihm als der korrekteſte Interpret des 


Marxismus erſcheint, iſt ſeine Autorität. Einſt war es Liebknecht. Jetzt iſt es 
Kautsky. ... Sein Reſpekt vor der Wiſſenſchaft iſt unbegrenzt. Der Marxismus 


iſt für ihn die Wiſſenſchaft. Überzeugt ihn Kautsky davon, daß irgend ein Vor⸗ 
haben der Reviſioniſten dem reinen Marxismus widerſpreche, ſo iſt ſeine Stel⸗ 


lung gegeben“ (S. 57). 
Über Bebels geiſtige Abhängigkeit von Liebknecht, der den Ahnungsloſen „vor⸗ 


ſichtig und ſyſtematiſch“ mit Marxismus infiziert habe, wird noch öfter in dem 
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Schriftchen geſprochen. Einmal wird Liebknecht der Kopf, Bebel das Herz der 
deutſchen Arbeiterbewegung genannt (S. 25). 

Schiefer kann man das Verhältnis beider nicht auffaſſen. 

Sicher hat Bebel von Liebknecht viel gelernt. Um vierzehn Jahre älter als 
jener, hatte der letztere die große Bewegung von 1848 als Kämpfer mitgemacht, 
die engliſchen Verhältniſſe ein Jahrzehnt lang in der Nähe beobachtet, franzöſiſche 
Geſchichte, namentlich Revolutionsgeſchichte und franzöſiſchen Sozialismus ſtudiert, 
dabei viele Jahre mit Marx in enger Gemeinſchaft gelebt. Ein ſolcher Mann konnte 
den Horizont des jungen Bebel ſicher erheblich erweitern. 

Aber dieſer war keineswegs auf Liebknecht allein angewieſen, um den Marxis⸗ 
mus kennen zu lernen. Man darf nicht vergeſſen, daß Laſſalle das, was an 
marxiſtiſcher Literatur damals vorhanden war, ebenſo genau kannte wie Liebknecht; 
daß er ebenſo wie dieſer mit Marx in perſönlichem Verkehr ſtand. Und bei aller 


Verſchiedenheit der politiſchen und philoſophiſchen Auffaſſung zwiſchen Laſſalle und 


Marx kam die Beſonderheit des Marxismus in den ſechziger Jahren bei Laſſalle 
ſtärker zum Ausdruck als bei Liebknecht. Einmal deswegen, weil jener für die 
Grundlage aller Politik, die Okonomie, ſtärkeres Intereſſe beſaß als dieſer, dann 
aber, weil Liebknecht ein Dutzend Jahre lang von Deutſchland weg geweſen war, 
das gerade in dieſem Zeitraum eine rapide ökonomiſche Entwicklung durchgemacht 
hatte. Als Liebknecht nach der Amneſtie von 1860 wieder nach Deutſchland zurück⸗ 
kehrte, waren die Verhältniſſe der Klaſſen von denen des Jahres 1848 erheblich 
verſchieden. In dieſe neuen Verhältniſſe mußte Liebknecht ſich erſt hineinfinden. 

Im Jahre 1848 hatte es in Süddeutſchland, wo Liebknecht wirkte, einen prole⸗ 
tariſchen Klaſſenkampf kaum gegeben, es galt vielmehr, erſt die Bedingungen des 
Klaſſenkampfes zu ſchaffen, die Demokratie und die Einigung Deutſchlands. 

Als Liebknecht 1862 zurückkehrte, galt ihm anfangs auch noch das als die 
Hauptſache, ſtand ihm die Loslöſung des Proletariats von der bürgerlichen Demo⸗ 
kratie erſt in zweiter Linie, die der norddeutſche Laſſalleanismus in den Vorder⸗ 
grund rückte. Klaſſengegenſatz und Klaſſenkampf wurden vom Laſſalleanismus mehr 
betont als von Liebknecht. Dieſer war ebenſo wie Bebel in den erſten Jahren ſeit 
Laſſalles Auftreten in gewiſſem Sinne ein Suchender, und gerade weil er älter war 
als Bebel, weil er bereits beſtimmte Anſchauungen und Traditionen gewonnen hatte, 
dauerte es länger als bei dieſem, bis auch bei ihm der proletariſche Klaſſenkampf 
die Hervorhebung fand, die die neuen Verhältniſſe Deutſchlands erheiſchten. 

Wie auf alle deutſchen Sozialiſten jener Zeit, gewannen auch auf Bebel die 
theoretiſchen Auffaſſungen Laſſalles größten Einfluß; darin unterſchied er ſich durch⸗ 
aus nicht von ſeinen Genoſſen. Wie verſchieden Laſſalleaner und Eiſenacher über 
die Fragen der Organiſation und Taktik denken mochten, in der Theorie ſtanden 
ſie alle auf dem gleichen Boden. Durch die Laſſalleſchen Schriften war Bebel 
ſchon trefflich darauf vorbereitet, das „Kapital“ von Marx zu verſtehen, das 1867 
erſchien und das er 1869 im Gefängnis las. Bald darauf kam er mit Marx und 
Engels in brieflichen Verkehr. 

Alles das hat auf Bebels theoretiſche Auffaſſungen eingewirkt, durch alle dieſe 
Kanäle wurde ihm Marxismus zugeführt. Zur feſten überzeugung konnte aber 
dieſe Theorie nur deshalb für ihn werden, weil ſie den Tatſachen entſprach, die 
die politiſche und ökonomiſche Entwicklung Deutſchlands ihm damals zeigte. 

Und das iſt überhaupt der einzige Weg, wie bei einem Menſchen, der inmitten 
der widerſtreitendſten Intereſſen und Meinungen aufwächſt, ſchließlich beſondere 
Auffaſſungen die anderen verdrängen und ſich feſtwurzeln. Sn wählt jene Theorie, 

die durch die Tatſachen, die man kennt, am beſten beſtäligt wird, und verwir 
jene, die zu ihnen im Widerſpruch ſteht. 

Das alles eriſtferk für Herrn v. Gerlach nicht. Die Literatur, die Bebel las, 
die allgemeine theoretiſche Auffaſſung der Partei, den brieflichen Verkehr mit Marx 
und Engels, endlich, und vor allem, die Sprache der Tatſachen, das alles überſieht 


72 Kain; BR, Be PR 2 A fh: 


75 


342 Die Neue Zeit. 


er, um einzig und allein die Suggeſtivkraft der dämoniſchen Liebknechtſchen Perſön⸗ 
lichkeit wirken zu laſſen! 

Soll ich da noch von meinem Einfluß reden? Als ich Bebel zuerſt ſprach, 1876, 
war ich ein grüner Junge, zweiundzwanzig Jahre alt, ein Werdender, indes er 
bereits klar und bewußt auf der Höhe ſtand, zu der er ſich emporgerungen hatte 
und die er behaupten ſollte. 

Als Beweis für ſeine Behauptung erſcheint dem Herrn v. Gerlach die Tatſache, 
daß Bebels Haltung gegenüber dem Reviſionismus mit der meinen übereinſtimmt. 
Aber dieſe Haltung iſt die gleiche, die Bebel eingenommen, ſeitdem er zu einer be⸗ 
ſtimmten Anſchauung über den Sozialismus gekommen war. Nicht das iſt ſonderbar, 
daß er bei dieſer Überzeugung verblieb, die feine ganze Lebensarbeit leitete, durch 
die er ſeine größten Siege erfocht, ſonderbar wäre vielmehr das Gegenteil. Ja, 
wenn er ſich etwa ein oder zwei Jahre nach Engels oder Liebknechts Tode zu 
Anſchauungen bekehrt hätte, die er noch ein bis zwei Jahre vor dieſem Tode mit 
aller Entſchiedenheit bekämpft; wenn er Reviſioniſt geworden wäre, ohne daß eine 
Tatſache oder eine wiſſenſchaftliche Entdeckung auftauchte, die bis dahin unbekannt 
geweſen war, und die ſeine bisherige überzeugung unhaltbar machte: in dieſem 
Falle hätte man wohl von einem „aufgepfropften Doktrinarismus“ reden und meinen 
können, Bebels Überzeugung ſei ihm nicht in Fleiſch und Blut übergegangen, er 
ſei „theoretiſch nie er ſelbſt“, ſondern immer von einzelnen Perſonen abhängig 
geweſen. 

Indes ein Schelm gibt mehr als er hat. So darf man auch von Herrn 
v. Gerlach nicht Verſtändnis für Bebels theoretiſchen Sinn erwarten. Dieſer wird 
ſich ſchon damit begnügen müſſen, daß Leute wie Marx und Engels ihn gerade 
wegen ſeiner ſo ſeltenen Vereinigung von praktiſcher und theoretiſcher Begabung 


hochſchätzten. 
su 


eiſtreichen, er weni arfſinnigen Mann“ nennt, deſſen 
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eurteilten. 
K. Kautsky. 


Mohammed Aiſchin, Die Freiheitsbewegung in der Türkei. (Ein Verſuch 
hiſtoriſcher Forſchung.) Einzig autoriſierte überſetzung von A. J. Ramm. Berlin, 
Verlag J. Ladyſchnikow. 90 Seiten. 1,50 Mark. 


Der Verfaſſer beklagt ſich darüber, daß es keine gründlich unterrichtenden Werke 
über die Türkei gibt. Wir würden dieſes Urteil in eine mehr bedingte Form faſſen; 
allein je ernſter die Forderungen, die ein politiſcher Schriftſteller an die politiſche 
Literatur ſtellt, deſto lieber iſt es uns. Leider genügt Herr M. Aiſchin ſelbſt auch 
den allerbeſcheidenſten Forderungen nicht, die man an die Tagesliteratur zu ſtellen 
berechtigt iſt. Die Broſchüre iſt eine höchſt oberflächliche, zuſammenhangloſe Wieder⸗ 
gabe einiger äußerer Momente aus der neueſten Geſchichte der Türkei. Politiſche 
Geſichtspunkte wird man in ihr vergebens ſuchen; es ſei denn, daß man eine 
übertriebene, drollig wirkende Angſt vor Spitzeln als politiſchen Geſichtspunkt 
gelten läßt: „Die Türkei iſt hauptſächlich ein Land der Spitzel ..., auf jeden Be⸗ 
wohner der Türkei kommen zwei Spitzel .., in jeder Familie, die nicht nur aus 
Mann und Frau beſteht, gibt es einen Spitzel .., in jeder Schule gibt es unter 
den Kleinen unbedingt einen Spion“ — und ſo weiter, ſchier endlos. Mit einigem 
Intereſſe lieſt man bloß die paar Auszüge aus türkiſchen politiſchen Flugblättern, 
die der SaHaller im Texte mitteilt. E 
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„The Socialist Review“ vom Oktober bringt über „Sozialismus und die 
eue Wiſſenſchaft“ einen Aufſatz von F. C. Conſtable, der eine Bekämpfung des 
ı einer früheren Nummer unter demſelben Titel erſchienenen Aufſatzes von 
„Herbert (vergl. „Neue Zeit“, Nr. 41, S. 536) bildet. Die Lehre der ausſchließ⸗ 
chen natürlichen Zuchtwahl mag richtig ſein, aber ſie hat mit dem Sozialismus 
ichts zu tun. Die Frage des Sozialismus iſt eine Frage der Einwirkung der 
mgebung auf den Menſchen. Was iſt die Umgebung, das Milieu, das den 
Renjchen beſtimmt? Marx hat dargetan, daß es die Arbeit, die Produktion zum 
ebensunterhalt iſt. Darin zeigt ſich ſchon, daß für den Menſchen die Sache ganz 
sonders liegt. Ein niederes Weſen, eine Tiergeſellſchaft oder die primitivpſte 
enſchliche Familie iſt noch ganz der natürlichen Umgebung unterworfen; ihre 
Arbeit“ zum Lebensunterhalt iſt noch unbewußt. Je mehr ſich der Menſch ent⸗ 
ickelt, um ſo mehr wird ſeine Arbeit bewußt, das heißt ſchafft er ſich ſelbſt ſeine 
mgebung. Das iſt der große Unterſchied zwiſchen Tierleben und Menſchenleben, 
aß die Mißſtände, die Umgebung, die ihn beſtimmen, das Produkt des Menſchen 
löſt, ſeines eigenen Willens ſind. Allerdings wird unſer Milieu nicht durch den 
zillen der Geſamtheit, ſondern durch den Willen einer kleinen Minorität von Be⸗ 
zern der Produktionsmittel beſtimmt. Deshalb iſt es ungünſtig für die Mehrheit. 
as iſt eben das Ziel des Sozialismus, den Willen und das Intereſſe der Mehr⸗ 
it in der bewußten Beſtimmung unſeres Milieus an die Stelle des Willens jener 
einen Gruppe zu ſtellen. Die Frage des Sozialismus liegt alſo außerhalb der 
ologiſchen Frage; er iſt eine Frage der bewußten Herſtellung günſtiger Umſtände. 

Wenn behauptet wird, daß wir durch den Sozialismus, durch die Aufhebung 
s Kampfes ums Daſein, der Ausmerzung der Untauglichen entgegenwirken, jo 
erden dabei zwei verſchiedene Arten ſchwacher Individuen zuſammengeworfen. 
ie eine Art derjenigen, die jetzt in dem Kampfe ums Daſein unterliegen, ſind jene, 
e nur deshalb ſchwach und weniger tauglich ſind, weil ſie in ungünſtigen Um⸗ 
Anden aufwuchſen, weil ſchlechte Wohnung, ungenügende Nahrung, dürftiger Unter: 
cht ihre Kraft vernichtete. Dieſe Art bildet die Mehrzahl derjenigen, die im 
onkurrenzkampf vielleicht ausgemerzt werden. Mit dem Sozialismus hört ſie 
nfach zu beſtehen auf, weil die ungünſtigen Umſtände verſchwinden. Wird aber 
icht die andere Art der ſchwachen Individuen, jene, die erblich belaſtet und deren 
nlagen minderwertig ſind, durch den Sozialismus künſtlich am Leben erhalten, 
ährend ſie jetzt ausgemerzt wird? Es iſt ein Irrtum, den Sozialismus als eine 
rt Philanthropie auf großer Stufenleiter anzuſehen. Weshalb wird heute Philan⸗ 
ropie, Wohltätigkeit geübt? Weil die Kapitaliſten, die ihre Reichtümer auf dem 
lend der Maſſen aufbauen, dieſes Elend doch am liebſten nicht in ihrer unmittel⸗ 
wen Umgebung ſehen wollen. Sie wollen ihr Gewiſſen beruhigen, indem fie etwas 
eld zur Milderung des Elends hingeben. Damit wird nicht dem arbeitsloſen 
rbeiter, ſondern meiſt nur dem arbeitsunfähigen geholfen. Die heutige Wohltätigkeit, 
e zum Kapitalismus notwendig gehört, erhält vor allem die Degenerierten am 
ben, die zum Arbeiten nicht gewillt oder fähig ſind. Dagegen werden dieſe 
inderwertig veranlagten Individuen unter dem Sozialismus zwar perſönlich in 
ücklichere Verhältniſſe kommen, aber ihre Raſſe, ihre Anlage wird allmählich aus⸗ 
erben. Solche zum Beiſpiel, die ihrer Natur nach faul ſind, werden durch die 
fentliche Meinung beeinflußt werden. Auch iſt dieſe minderwertige Klaſſe eine 
eine Minderheit. Die oft empfohlene Methode der „Eugenie“, das heißt geſell⸗ 
Jaftliche Beeinfluſſung der Gattenwahl zum Zwecke der Heranzüchtung einer 
ſſeren Raſſe, wäre für den Sozialismus eine Unmöglichkeit; ſie würde, wäre ſie 
öglich, nur dazu dienen, eine neue Ariſtokratie der Geburt zu ſchaffen, die über 
ir Maſſe ſtände. 
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„Der Zozialismus in Irland“, der Aufſatz eines anonymen Iren, der fe 
„Shaun“ nennt, beſpricht die Frage, ob die irischen Arbeiter ſich ſelbſtändig mi 
den engliſchen Klaſſengenoſſen organiſieren ſollen. Er beſchreibt, wie die Homerule 
bewegung nur eine Bewegung der Bauern war, die die Landarbeiter unterdrücken 
und von einer wirklichen Demokratie nichts wiſſen wollten; daher hielten di 
Arbeiter oft zu den Grundbeſitzern. Als das Ziel der Selbſtregierung für Irlant 
nahe ſchien, trat das Intereſſe für alle anderen Fragen zurück. Hätte ma 
dies Ziel erreicht, ſo wären die eigenen wirtſchaftlichen Probleme Irlands an di 
Reihe gekommen. Jetzt hat ſich ein demokratiſcher Flügel von der alten Landlig 
abgeſpalten, der ſich als radikalſte nationale Partei für den Sozialismus erklärt 
Die iriſchen Sozialiſten ſind jetzt in Zweifel, ob ſie ſich nicht dieſer Partei mi 
ihrem notwendigen radikalen Ziele anſchließen müſſen; dieſe Verlegenheit ſtamm 
daher, daß die britiſche Arbeiterpartei kein eigenes iriſches Programm hat. 

„The Social-Democrat“ enthält einen Aufſatz „Nürnberg und Neweaſtle 
von H. Quelch. In Nürnberg handelte es ſich um die Frage des Reformismuf 
oder des prinzipiellen Sozialismus: ob die Arbeiterklaſſe ſich gegen die beſtehend 
Ordnung auflehnen und für ihre völlige Befreiung kämpfen oder ob ſie ſich al 
Hauptziel die Verbeſſerung des heutigen Syſtems ſtellen ſoll zu dem Zwecke, den 
Kapitalismus erträglich zu machen, ein Ziel, das mit allen Mitteln, auch dem dei 
Teilnahme an der Regierung, anzuſtreben ſei. Bei der Wahl in Neweaſtle, wi 
das Komitee der Arbeiterpartei den Liberalen gegenüber keinen eigenen Kandidaten 
aufſtellen wollte, während die Arbeiter am Orte ſelbſt um den Sitz kämpfen 
wollten, handelte es ſich um denſelben Gegenſatz. Nur mit dem Unterſchied, daß 
die Genoſſen am Ort in Nürnberg die reformiſtiſche, in Neweaſtle die prinzipiell 
Haltung einnahmen. In beiden Fällen hatte die Zentralleitung recht, als ſie Dis 
ziplin forderte. Da viele ſeiner Freunde, ſagt der Autor, dieſe Meinung nich 
teilen werden, gibt er dafür die Gründe an. Die engliſche Arbeiterpartei iſt en 
Kompromiß zwiſchen Sozialiſten und Nichtſozialiſten; ihr Ziel iſt nicht der Sozia 
lismus, nicht einmal eine Reihe radikaler ſozialer Reformen, ſondern bloß die Er 
oberung möglichſt vieler Mandate für das Parlament. Dieſes Ziel muß alſo ihr 
Taktik beſtimmen. In Neweaſtle hatten die Liberalen bei den allgemeinen Wahlen 
ein nichtſozialiſtiſches Mitglied der Arbeiterpartei als Kandidat aufgeſtellt. Deshall 
verſteht es ſich, daß die Zentralleitung dieſes gute Einvernehmen nicht ſtören wollt 
und nicht guthieß, daß die Genoſſen am Orte ſelbſt das Mandat erkämpfen wollten 

Hier zeigt ſich, wie richtig die Taktik der ſozialdemokratiſchen Partei war, fid 
von der Arbeiterpartei fernzuhalten, weil ſonſt ihre Freiheit der ſozialiſtiſchen Pro 
paganda beeinträchtigt wäre. Unſer Ziel, der Sozialismus, ift nur durch Sozia 
liſten zu erkämpfen. Die Eroberung von Parlamentsmandaten kann dazu mit 
helfen, aber nur dann, wenn ſie nicht als Hauptziel betrachtet wird, dem ſogar di 
Agitation für das Prinzip zu weichen hat. Im Parlament bleiben wir doch vor 
läufig eine kleine Minorität; ihre Bedeutung muß daher mehr agitatoriſch als geſetz 
geberiſch ſein, und der Schwerpunkt ihrer Aktion liegt außerhalb, nicht innerhall 
des Parlamentes. Dies iſt unſere Auffaſſung. Aber die Führer der Arbeiterparte 
haben eine andere Auffaſſung; ſie betrachten ſich als Teilnehmer an der Regierung 
ihres Landes. Mit Nichtſozialiſten zu einem nichtſozialiſtiſchen Ziele verbunden, ſin! 
die Sozialiſten in der Arbeiterpartei verpflichtet, dieſes Ziel nicht zu gefährden. 

Dieſe Schlüſſe des Autors wären richtig, wenn er das Weſen der engliſchen 
Arbeiterpartei richtig darſtellen würde. Dieſe wird aber nicht bloß durch die Ab 
ſichten dieſes oder jenes Führers beſtimmt, ſondern iſt ein lebendiger, ſich entwickeln 
der Organismus. Vorkommniſſe wie das in Neweaſtle beweiſen vielleicht gerade 
daß ſich Kräfte in ihr regen, die ſie gegen den Willen ihrer politiſchen Führer fort 
treiben und ſie immer mehr zu einem Organ des ſozialiſtiſchen Klaſſenkampfes machen 
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Ein Stück Derfaffung. 
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| Seit einer Reihe von Tagen hat der Reichstag in der Generaldebatte über 
die ſogenannte Reichsfinanzreform verhandelt, ohne daß dabei etwas Erkleck⸗ 
liches herausgekommen wäre. 
Freilich iſt das Steuerbukett, das Herr Sydow zuſammengepflückt hatte, 
von allen Rednern aller Parteien jämmerlich zerpflückt worden, ſo daß naive 
Gemüter, die alles das wörtlich nehmen, was mit pathetiſcher Entrüſtung und 
Zorniger Stimme laut verkündet worden iſt, auf den harmloſen Einfall ge⸗ 
raten könnten, der Kelch werde diesmal an ihnen vorübergehen. Jedoch ſolche 
naiven Gemüter wird es nach den Erfahrungen der letzten Jahrzehnte kaum 
noch in Deutſchland geben; ſind die Schwüre der Liebenden ins Waſſer ge⸗ 
ſchrieben, ſo nicht minder die Schwüre der bürgerlichen Parteien, die ſich mit 
noch fo heftigen Gebärden vor dieſer oder jener neuen Steuer bekreuzigen. 
Zwar nicht nach Tiſche, aber in der dritten Leſung lieſt man's ganz anders. 
Intereſſanter als das Feilſchen und Schachern um die einzelnen Steuern, 
das nunmehr in der Kommiſſion beginnen wird, iſt die Frage konſtitutioneller 
Garantien, die vom Freiſinn wie vom Zentrum angeſchnitten worden iſt, das 
heißt von denjenigen bürgerlichen Parteien, von denen die eine oder die andere 
dabei ſein muß, wenn eine Mehrheit für die Bewilligung der halben Milliarde 
gebildet werden ſoll. Selbſtverſtändlich ſind die von dieſen Parteien einge- 
brachten Anträge nicht auf die gleiche Stufe zu ſtellen mit den ſozialdemokratiſchen 
Anträgen, die dem Parlament nach dem greulichen Zuſammenbruch der offi⸗ 
ziellen Reichspolitik ein Stück reeller Macht erobern wollen; mit den Wünſchen 
des Freiſinns und des Zentrums kann ſich die Regierung in aller Seelenruhe 
abfinden, ohne daß dem Scheinkonſtitutionalismus irgend ein Haar gekrümmt 
zu werden braucht. Nach der alten Methode, bei der ſie nun ſchon ſo oft 
hineingefallen ſind, aber mit immer gleicher Wolluſt wieder hineinfallen, 


jammert namentlich die freiſinnige Preſſe: Wir ſind ja ſo beſcheiden, wir 
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wollen ja nichts Ungebührliches, nur ein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz, wie 


| 


es in der preußiſchen Verfaſſung vorgeſchrieben ift, wie es in Bayern, Sachſen 
und anderen deutſchen Staaten längſt beſteht. Mit ſolchen pflaumenweichen 
Erklärungen iſt noch nie etwas erreicht worden; wer fürchtet denn ein an⸗ 
greifendes Heer, das von vornherein erklärt, es wolle nur mit ſtumpfem 


Schwerte fechten? 

Jedoch in einer Beziehung liegt die Sache anders als ſonſt bei ſolchen 
Haupt⸗ und Staatsaktionen der bürgerlichen Oppoſition. Die einen, die 
bürgerlichen Parteien, die einer vor dem Aus- wie dem Inland zum Geſpött 
gewordenen Regierung fünfhundert Millionen neuer Steuern bewilligen ſollen, 


müſſen auf die Menſur, ſei es auch mit zitternden Knien, während die anderen, 
die Männer der Regierung, nach ihrer bisherigen Haltung gegenüber dem 


Parlamentarismus ſich nicht einmal auf ein ſcheinbares Zugeſtändnis einlaſſen 


können, ohne vor allem Volke zu geſtehen, daß ſie ſich windelweich in den 
Knochen fühlen. Das Junkertum kennzeichnet die Situation von feinem Stand? 
punkt aus ganz treffend, wenn es jagt: nun erſt recht nicht; eher mag der | 


Block in tauſend Stücke gehen, ehe ſeinem freiſinnigen Flügel irgend ein Zu⸗ 
geſtändnis gemacht werden darf, das nach einer „konſtitutionellen Garantie“ 
ausſieht. 

Wenn es wahr iſt, was in der bürgerlichen Preſſe behauptet wird, daß 


nämlich Fürſt Bülow die bürgerlichen Anträge auf Erlaß eines Miniſter⸗ 
verantwortlichkeitsgeſetzes nur dann ſeiner ſtaatsmänniſchen Beachtung würdigen 


würde, wenn ſie die Blockmehrheit angenommen hätte, ſo wäre mit dem junker⸗ 


lichen Proteſte die Sache erledigt. Denn der Einwand freiſinniger Blätter, es | 


hieße die Diktatur der Rechten proklamieren, wenn ihr Widerſpruch genügen 


ſolle, die ganze Sache zu beſeitigen, ſchlägt deshalb nicht durch, weil der Block 
bisher überhaupt nur unter der Diktatur der Rechten gelebt hat. Treffenden 
würde es ſein, die elende Heuchelei der Junker aufzudecken, die ſich in den 
Mantel eines keuſchen Patriotismus hüllen, indem ſie die Forderung konſtitu⸗ 


tioneller Garantien für einen mehr oder minder ruchloſen „Kuhhandel“ er⸗ 
klären, da es ſich doch um die nationale Pflicht handle, dem Reiche die Mittel 
zu gewähren, deren es zum Leben bedürfe. 


Seitdem es ein oſtelbiſches Junkertum gibt, hat es von ſolchen „Kuh⸗ | 


handeln“ gelebt, von „Kuhhandeln“ im verächtlichſten Sinne des Wortes, bei 
denen es in aller Gemütsruhe die nationalen Intereſſen verriet, ſobald nur 
fette Profite für ſeine Klaſſe abfielen. Die Namen Jena und Olmütz prangen 
auf der Ehrenliſte ſeiner Verdienſte ums Vaterland, und ſie wahrlich nicht 
allein. Damit ſoll nicht beſtritten werden, daß auch Liberale und Ultramontane 


ſich auf dem „Kuhhandel“ haben ertappen laſſen; die Liberalen, als ſie ihre 


politiſchen Ideale in den Schornſtein hingen, ſobald Bismarck ihnen die Be⸗ 


friedigung ihrer kapitaliſtiſchen Intereſſen zuſicherte, die Ultramontanen, als 


ſie chriſtlichen Sinnes dem „diokletianiſchen Chriſtenverfolger“ vergaben, ſobald 
er ihnen eine reaktionäre Wirtſchaftspolitik verbürgte. Aber es iſt ein Miß⸗ 
brauch dieſes edlen Wortes, das ſchließlich in allen bürgerlichen Wörterbüchern 


obenan geſchrieben ſteht, wenn es darauf angewandt werden ſoll, daß eine | 


Be 
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Volksvertretung einer völlig bankerotten Regierung eine halbe Milliarde neuer 
Steuern bewilligen 1995 ohne genügende Sicherheit gegen die Fortſetzung dieſer 
bankerotten Politik. In dieſem Falle konſtitutionelle Garantien zu verlangen, 
heißt nicht „Kuhhandel“ treiben, ſondern das Mindeſtmaß von Pflicht erfüllen, 
das die Volksvertreter dem Volke ſchulden. 
Natürlich fehlt dem Freiſinn die Courage, ſeinem konſervativen Block⸗ 
genoſſen die Wahrheit über den „Kuhhandel“ zu geigen; ja, es gibt unter den 
freiſinnigen Reichstagsabgeordneten einzelne Idioten, die ſogar an dem Vor⸗ 
wurf des „Kuhhandels“ noch nicht genug haben, ſondern ihn übertrumpfen, 
indem ſie voll ſittlicher Entrüſtung erklären, fie ſeien keiner „Erpreſſerpolitik“ 
fähig. Immerhin liegt die Sache ſo einfach und klar, daß die freiſinnige 
Mehrheit doch vor der ungeheuerlichen Zumutung zurückſchreckt, ohne Mucken 
und Murren eine zermalmende Laſt auf den Nacken der Nation zu wälzen, 
auf Geheiß einer Regierung, die eben unter dem Hohngelächter der zivili⸗ 
ſierten Welt zuſammengebrochen iſt; ſie will wenigſtens einen Verſuch machen, 
ſo zu tun, als wenn ſie etwas tun wolle, und ſie beginnt mit der kläglichen 
Fürbitte, daß es ſo herzlich wenig ſei, was ſie verlange, uneingedenk der 
fluurchtbaren Schläge, die ſie im Jahre 1887 beſah, als fie auch jeden Mann 
und jeden Groſchen bewilligte, und ſich nur das Triennat ausbat, als ein 
kleines Trinkgeld, auf das es der Regierung doch gar nicht anzukommen 
brauche. 

Mit ſolchem Gewimmer ſind, wie wir ſchon ſagten, noch niemals Volks⸗ 
rechte erobert worden, und die konſervativen Blätter haben alle Wahrſchein⸗ 
lichkeit für ſich, wenn ſie behaupten, daß der Anſturm der bürgerlichen Oppo⸗ 

ſition wie das Hornberger Schießen ausgehen werde. Es fragt ſich dann, 
was der Freiſinn weiter tun wird? Wird er den Block preisgeben und end⸗ 
lich einmal den Verſuch mit einer prinzipiellen Politik machen? Oder wird 
er fi an den Block klammern und auch die letzte Neige der Schande leeren? 
Vor dieſer Wahl ſteht er, wenn die Regierung halsſtarrig bleibt, und daß er 
ſich ſelbſt vor dieſe Wahl geſtellt hat, iſt am Ende viel wichtiger als die 
Frage, ob der Freiſinn wieder auf den Rücken fallen oder ſich endlich einmal 
auf die Beine ſtellen wird. 

Denn es beweiſt, daß auch die deutſchen Spießbürger das grauſame Spiel 
nachgerade ſatt haben und die Firma von Gottes Gnaden den Konkurs an⸗ 
gemeldet hat, den vor ſechzig Jahren ein biederer Philiſter allzu voreilig ver⸗ 
kündete. Sie haben ſich unendlich viel vormachen laſſen und ſich ſelbſt un⸗ 
endlich viel vorgemacht, aber was ihnen in den letzten Wochen zugemutet 
worden iſt, das geht ihnen doch über den Spaß, und es gewinnt den tröſt⸗ 
lichen Anſchein, daß ſich der „monarchiſche Gedanke“ von dieſem Schlage 

nicht wieder erholen wird. Es liegt hierin einer jener alleräußerſten Fälle vor, 
von denen Laſſalle in ſeiner erſten Verfaſſungsrede ſpricht, wo das allgemeine 
Bewußtſein auch ein Stück reeller Macht iſt. Laſſalle meinte damals: „Ich 
ſetze den Fall, die Regierung wollte zum Beiſpiel ein Strafgeſetz erlaſſen, das, 
wie es deren in China gibt, wenn einer einen Diebſtahl begeht, ſeinen Vater 
dafür beſtraft. Dagegen würde ſich das allgemeine Bewußtſein zu mächtig 


. 
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auflehnen. Alle Staatsbeamten und Geheimräte jogar würden die Hände 
über dem Kopfe zuſammenſchlagen, ſogar die Mitglieder des Herrenhauſes 
würden dagegen Einſprache tun, und Sie ſehen alſo, meine Herren, in 
gewiſſen Grenzen iſt das allgemeine Bewußtſein, die allgemeine Bildung 
gleichfalls ein Stück Verfaſſung.“ Ein Strafgeſetz, wie es Laſſalle im Auge 
hatte, iſt nun zwar noch nicht erlaſſen worden, aber niederſchmetternder könnte 
der Eindruck eines ſolchen Geſetzes auch nicht ſein, als die Leiſtungen des 
perſönlichen Regimentes geweſen ſind, die alle Staatsbeamten und Geheim⸗ 
räte und ſogar die Mitglieder des Herrenhauſes die Hände über dem Kopfe 
zuſammenſchlagen laſſen. 

Es kommt nur darauf an, dies Stück Verfaſſung zu verwirklichen. Wie 
wir ſchon andeuteten, ſpricht die Wahrſcheinlichkeit mehr dafür als dagegen, 
daß mit den Anträgen der bürgerlichen Oppoſitionsparteien auf Erlaß eines 
Miniſterverantwortlichkeitsgeſetzes noch nicht viel ausgerichtet ſein werde, ja, 
daß auch ſolch ein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz je nachdem noch kein be⸗ 
ſonders großer Fortſchritt zu ſein brauche. Die Wirkung würde dann aber 
nur ſein — und wo ſie etwa verſagen ſollte, käme es darauf an, ſie zu er⸗ 
zielen —, daß ſich das „allgemeine Bewußtſein“ um ſo weniger beruhigte, 
und dadurch würden die nationalen Intereſſen ungleich mehr gefördert werden, 
als etwa durch ein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz nach bayeriſchem oder 
ſächſiſchem Muſter, das unſeres Wiſſens auch noch keine umwälzenden Folgen 
gehabt hat. Wenn die Junker und die Regierung ſich darauf verſteifen, auch 
nicht um Handbreite dem Verlangen der Nation nach Bürgſchaften gegen eine 
abenteuerliche und leichtfertige Politik nachzugeben, ſo beſtätigen ſie die alte 
Erfahrung, daß ſie die wirkſamſten Revolutionäre ſind; wir haben keinen 
Grund, ihre Taktik zu bewundern oder gar zu unterſtützen, aber wir brauchen 
nicht zu trauern, wenn ſie mit dem Kopf an die Mauer rennen; um ſo eher 
wird ſich das Stück Verfaſſung, von dem wir ſprachen, praktiſch verwirklichen. 

Von welcher Seite man die Sache immer betrachten mag, ſo iſt klar, daß 
die Verſuche der Regierung, ſich aus der Sackgaſſe zu befreien, in die ſie 
durch ihres Sinnes unglaubliche Torheit geraten iſt, immer neue Einbußen an 
ihrem Anſehen herbeiführen werden. Das iſt höchſt erfreulich und muß in 
jeder Weiſe gefördert werden, denn die Intereſſen dieſer Leute ſtehen in 
ſchreiendem Gegenſatz zu den Intereſſen der Nation. Je mehr das Anſehen 
dieſer Regierung ſinkt und je weiter ſich die Überzeugung verbreitet, daß in 
gleichem Maße das Anſehen der Nation ſteigt, um ſo raſcher wird ſich 
das Stück Verfaſſung durchſetzen, das in dem „allgemeinen Bewußtſein“ ent 
halten iſt. * 

Das Wie? und Wo; iſt ſchließlich eine leicht zu löſende Frage. Denn der 
„Druck von außen“, ſobald er einmal die gehörige Kraft erlangt hat, kehrt 
ſich den Teufel an die Spintiſierereien parlamentariſcher Flohknacker; er hält 
ſich an die einfache Tatſache, daß der Daumen auf dem Geldbeutel genügt, 
die halsſtarrigſten Junker und Junkergenoſſen kirre zu machen. 
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Die Reichskriſis und die Sozialdemokratie. 


Von Varpus. 
1. Die politiſche Krifis. 

Die politiſche Einſicht des Deutſchen Kaiſers hat ſich mit den Jahren nicht 
gerade vermindert. Die Impulſivität ſeines Auftretens hat eher abgenommen 
als zugenommen. Sein jüngſtes engliſches Interview war nicht ſchlimmer als 
ſeinerzeit das Krügertelegramm. Wenn es dennoch einen Aufruhr in der 
bürgerlichen Offentlichkeit ſchuf, ſo liegt das an dem politiſchen Moment. Die 
Reichspolitik befindet ſich ſchon längſt auf einer ſchiefen Ebene. Das 
Interview und ſeine Aufnahme in England und dem übrigen Ausland haben 
das in ein grelles Licht geſtellt; das löſte das Gefühl des Verdruſſes aus, 
und nun mußten die Worte des Kaiſers für eine Politik büßen, für die der 
Kanzler und der Reichstag die volle Verantwortung tragen.“ 
| Es ift nicht das Deutſche Reich allein, das vom politiſchen Mißgeſchick 
verfolgt wird. Frankreich hatte ſein Faſchoda und hat jetzt ſein Marokko. 
Wie lange iſt es her, daß wir Großbritannien in den ſchlimmſten Ver⸗ 
wicklungen an allen Ecken und Enden der Welt ſahen? Schon wurde der 
Zuſammenbruch des britiſchen Weltreichs prophezeit. Tatſächlich bereitet dem 
kapitaliſtiſchen England die Aufrechterhaltung ſeines Imperiums noch immer 
ſchwere Sorgen. Wie war es zur Zeit des Burenkriegs mit Hohn und 
Spott überhäuft! Der Erfolg deckt alles; doch man zweifelt ſelbſt in den 
kapitaliſtiſchen Kreiſen Englands, ob der Burenkrieg die Opfer wert war, die 
er dem Lande koſtete. Spanien mußte im Kriege um die Philippinen die 
letzten Reſte ſeiner Weltmacht aufgeben. Italien trat einen ſchmählichen 
Rückzug vor Abeſſinien an. Wie es Rußland im Kampfe mit Japan erging, 
genügt, erwähnt zu haben. 

Von Europa aus wurde alle Welt beherrſcht — alle Welt lehnt ſich jetzt 
gegen Europa auf. Das iſt ein geſchichtlicher Prozeß, der viel älter iſt als 
die Bildung von kapitaliſtiſchen Staaten in Europa, der mit der Einführung 
der Feuerwaffen in Europa beginnt und mit der Entwicklung von Militär⸗ 
ftaaten bei den unterdrückten Völkern abſchließt. Die Herrſchaft Europas über 
die fremden Erdteile wurde indeſſen unter der Entwicklung einer kapitaliſtiſchen 
Weltproduktion zugleich zu einer wirtſchaftlichen Herrſchaft; dadurch wurde 
Europa von jenen Ländern abhängig. Das kapitaliſtiſche Europa wurde reich 
und mächtig auf Koſten der übrigen Welt — die kapitaliſtiſche Entwicklung 
der außereuropäiſchen Welt erſcheint nunmehr als Gefahr für das kapitaliſtiſche 
Europa. Wir ſehen, wie die Vereinigten Staaten von Nordamerika die ge⸗ 
ſamte Neue Welt von Europa unabhängig gemacht haben und mit dieſem 
einen Kampf um die Weltherrſchaft führen, der bereits bis nach Europa ſelbſt 
hinübergegriffen hat. In Oſtaſien haben die Machtentfaltung von Japan 
und die Reformbewegung in China dem politiſchen Vordringen der euro- 
päiſchen Induſtrieſtaaten die Wege verlegt. Nunmehr ſchafft die türkiſche Re⸗ 


In ſeiner Finanzrede teilte Fürſt Bülow mit, daß am 31. Auguſt dieſes Jahres die 
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volution eine Entwicklung, die Klein⸗ und Weſtaſien dem europäiſchen Ein⸗ 
fluß entziehen dürfte. Südafrika iſt auf dem Wege, ein ſelbſtändiges poli⸗ 
tiſches Gemeinweſen zu bilden. Und dergleichen mehr. Wir ſind noch nicht 
am Ende dieſes geſchichtlichen Prozeſſes, aber die wirtſchaftliche und politiſche 
Auflehnung der fremden Völker gegen das kapitaliſtiſche Europa ſchafft 
ſteigende Verwicklungen und übt dadurch einen Druck auf die Staaten Europas 
aus, der ſie in Streit und Kampf zueinander bringt. f 

Dieſe Auseinanderſetzung zwiſchen Europa und der übrigen Welt iſt eine 
wichtige, aber freilich nicht die einzige Urſache jener Machtverſchiebungen, die 
die Pläne der europäiſchen Diplomatie auf Schritt und Tritt durchkreuzen. 
Auch die politiſche Entwicklung der Länder Europas ſelbſt kommt den kapi⸗ 
taliſtiſchen Regierungen nur zum Bewußtſein, wenn ſie an den vollendeten 
Tatſachen ſich die Köpfe einrennen — denn im umgekehrten Falle, wenn eine 
unvorhergeſehene Entwicklung ſie in die Höhe bringt, ſo glauben ſie doch, ſie 
hätten es gemacht. 

Wie kommt es zum Beiſpiel, daß die franzöſiſche Regierung jetzt auf 
eine ſteigende politiſche Autorität des franzöſiſchen Staates hinblicken kann? 
Sie dankt das der neuen Verteilung der politiſchen Kräfte Europas. Wodurch 
wird dieſe hervorgerufen? Durch die Ausſchaltung des Zarenreichs aus der 
Reihe der Großmächte. War dies das Ergebnis einer zielbewußten Politik der 
franzöſiſchen Regierung? Nein, es war das gerade Gegenteil von dem, was 
die franzöſiſche Diplomatie beabſichtigte und erwartete. Die franzöſiſche Re⸗ 
gierung ſetzte ihre ganze Hoffnung auf die Steigerung der Macht des zariſchen 
Rußlands. Ein verlockendes Bild ſchwebte vor den Augen der franzöſiſchen 
Bourgeoiſie: unter dem Schutze des ruſſiſchen Abſolutismus wollte ſie den 
ruſſiſchen Bauern bis aufs Hemd ausziehen und den ruſſiſchen Arbeiter bis 
aufs Blut ausbeuten, und mit Hilfe der ruſſiſchen Armee gedachte ſie ihre 
großen politiſchen Pläne zu verwirklichen, wobei ſie ſich nur noch darüber 
unſchlüſſig war, ob das in Aſien, Afrika oder Europa geſchehen ſollte. Frank⸗ 
reich bezahlte die ruſſiſchen Schulden, aber ſolange die Macht des Zarentums 
im Steigen war, hatte es, wie Faſchoda zeigte, das Nachſehen. Als die mili⸗ 
täriſche Macht des zariſchen Rußlands zuſammenbrach, war der Verluſt 
ſcheinbar auf ſeiten Frankreichs wie auf ſeiten Deutſchlands der gleiche: auf 
beiden Seiten verſchwand eine Illuſion, mit der man als einem gewichtigen 
politiſchen Faktor rechnete. Aber da eine Größe wegfiel, konnte eine neue 
Gruppierung der Kräfte eintreten, und die Machtverſchiebung vollzog ſich zur 
ungunſten Deutſchlands, weil die Intereſſengegenſätze der übrigen Induſtrie⸗ 
ſtaaten zu Deutſchland am größten ſind. Damit iſt der Abſchluß einer Ent⸗ 
wicklung erreicht, die mit der Revolution von 1848 einſetzt. 

Bis 1848 gab es in Frankreich einen großen Gedanken, der 0 der 
immer ſchärfer hervortretenden Gegenſätze die Nation zuſammenhielt: die 
Revolution. In der Juniſchlacht beſiegte die franzöſiſche Bourgeoiſie das 
franzöſiſche Proletariat und verriet damit ihre eigene Revolution. Damit 
wurde die Grundlage gelegt zu jener Zermürbung der nationalen Kraft, die 
erſt zum Regime Napoleons III., dann zur Kataſtrophe von 1870 führte. Der 
Verrat der franzöſiſchen Bourgeoiſie gab bekanntlich den Anſtoß zur Konter⸗ 
revolution in den übrigen Staaten Europas. Wie dort die Bourgeoiſie das 
Proletariat, ſo beſiegten hier die Regierungen die Völker. Die Macht und 
das Anſehen der reaktionären Regierungen ſtiegen ungemein. An Stelle des 
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revolutionären Frankreichs, das die Völker führte, übernahmen Rußland 
und Preußen die politiſche Leitung Europas. Das heißt mit anderen 
Worten: das politiſche Übergewicht in Europa gewinnen die rückſtändigen 
Staaten, in denen die Induſtrie noch zicht jo weit vorgeſchritten war und 
die Regierung ihre Armee ſowohl auf den herrſchenden Adel wie auch auf 
eine ſtumpfe Bauernmaſſe ſtützen konnte. 

Damit zugleich trat an Stelle der Revolutionen eine neue Kriegsära. 
Das iſt ſehr begreiflich: die Probleme der Revolution ſind Probleme der 
inneren politiſchen Entwicklung der Staaten, die Politik der konſervativen 
Regierungen geht auf ihre äußere Machtentfaltung hinaus. Zar Nikolaus J., 
der ſich nach dem Fiasko der Märzrevolution als Herr von Europa aufſpielt, 
geht zuerſt vor, um der Türkei das Schickſal Polens zu bereiten; das Elend 
der ruſſiſchen Zuſtände bringt aber im Krimkrieg ſeine Macht zum Scheitern. 
Damit iſt, neben der Schwächung Frankreichs durch den Zwieſpalt der Nation, 
ein neuer Faktor gegeben, der Preußen zugute kommt, das nunmehr ungeſtört 
ſeine Annexionen durchführt. Aber hinter dem Triumphwagen Preußens wird 
in Staub und Blut die deutſche Freiheit geſchleift. 

Nach dem Sieg über Oſterreich läßt ſich auch die deutſche i von 
Bismarck beſiegen. Nunmehr kommt der Deutſch⸗Franzöſiſche Krieg und die 
Gründung des Reiches. Man weiß, was folgte. Die Sieger über die deutſche 
Revolution wurden zu Herrſchern über das Reich. Die beſiegte Bourgeoiſie 
ſchloß ſich ihnen verräteriſch an — fo entſtand der Nationalliberalismus. Y 

Von nun an übernimmt das Deutſche Reich die Hegemonie in Europa. 
Deutſchland herrſcht in Europa, und Preußen kommandiert über Deutſchland. 
Dieſe Herrſchaft iſt zugleich die Herrſchaft eines politiſchen Prinzips: die 
Herrſchaft der Militärgewalt über die Revolutionen, der Regierungen 
über die Völker. Es iſt die Anbetung der Kriegsgewalt und des Säbel— 
regiments, verkörpert durch das Deutſche Reich und ſeinen eiſernen Kanzler. 
Es war ein blutiger Rauſch, der mit Deutſchland das geſamte kapitaliſtiſche 
Europa erfaßte. Krieg zieht Krieg nach ſich, wie Revolution — Revolution. 
Angeſichts der militäriſchen Gewalt und des Kriegstaumels in Deutſchland 
waren Kriegsrüſtungen der übrigen Staaten unvermeidlich. Aber darüber 
hinaus wurde die rein materielle Gewalt der Armee zum leitenden politiſchen 
Prinzip erhoben. Überall wurden Armeen gedrillt, während die Intereſſen der 
inneren politiſchen Entwicklung der Länder ignoriert wurden. Armeen und 
Steuern, um ſie zu bezahlen; mit der Unzufriedenheit der Volksmaſſen rechnete 
man nicht. Wie die Regierungen, glaubte auch die Bourgeoiſie eine unfehl⸗ 
bare politiſche Antwort den Maſſen gegenüber zu beſitzen und drohte ihnen 
nicht minder oft mit dem Maſſaker, als dieſe vor 1848 mit dem Aufſtand 
drohten. War in der erſten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts die Revo⸗ 
lution das Schreckgeſpenſt der Regierungen, ſo wurde in ſeiner zweiten Hälfte 
die Armee zum Schreckgeſpenſt der Völker. 

So durchlebte Europa unter preußiſcher Führung ein weiteres Viertel⸗ 
jahrhundert des Militärregimes und der politiſchen Stagnation. 

Das Deutſche Reich blieb in der Form, in der es 1870 auf dem Kriegs⸗ 
felde zuſammengeleimt wurde. Die Armee und das Strafgeſetzbuch, das ſind 
die Grundpfeiler der deutſchen Einheit. Darüber hinaus iſt das Reich eine 
abſtrakte Idee, ein Staat ohne Staatsgebiet, denn abgeſehen von dem ſchmalen 
Streifen Elſaß⸗Lothringen gehört das Land den Bundesſtaaten, die ſich in 
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ſeine Verwaltung teilen. Weder die Eiſenbahnen noch Poſt und Telegraphie 
find einheitlich für das ganze Reich. Das Steuerſyſtem iſt in der größten 
Verwirrung, wobei das Reich und die Bundesſtaaten bei jedem Anlaß in 
Gegenſatz zueinander geraten. Die Geſetzgebung iſt geteilt; aber ſelbſt wo die 
Geſetze vom Reich herrühren, werden die Richter von den Bundesſtaaten ge⸗ 
ſtellt. Die Reichsverfaſſung kennt keine Reichsregierung — keine Miniſter⸗ 
reſſorts, kein Miniſterkabinett. Statt deſſen gibt es dreierlei. Da iſt zunächſt 

der Bundesrat, der Ausſchüſſe aus ſeiner Mitte für die verſchiedenen Staats⸗ 
angelegenheiten bildet. Aber dieſe Ausſchüſſe ſind bloß Vertretungen der Bundes⸗ 
regierungen, kein Reichsminiſterium. Auch ſteht dem Bundesrat nur die Kon⸗ 
trolle über die Ausführung der Geſetze zu, nicht dieſe Ausführung ſelbſt. 
Zweitens, der Reichskanzler. Er führt den Vorſitz im Bundesrat und leitet 
ſeine Geſchäfte: ſo weit geht ſeine Kompetenz noch nicht über die des Bundes⸗ 
rats hinaus. Drittens, der Kaiſer, dem die eigentliche Regierungsgewalt zu⸗ 
ſteht; ſeine Anordnungen bedürfen jedoch der Gegenzeichnung des Reichs⸗ 
kanzlers. Kraft ſeiner Befugnis, die Reichsbeamten zu ernennen, ſtellt der 
Kaiſer dem Reichskanzler Staatsſekretäre zur Verfügung — ſie ſind die Diener 
der Krone und die Gehilfen des Reichskanzlers. Der Kaiſer ernennt auch den 
Reichskanzler. Die Folge dieſer Zuſtände iſt erſtens die Desorganiſation der 
Regierungsgewalt, die nur durch die Perſon — des Kaiſers oder des Kanzlers 
— geeinigt erſcheint, und zweitens ein Kampf um die Macht zwiſchen Kaiſer 
und Kanzler. Es handelt ſich demnach nicht bloß um die Ernennung und 
die Verantwortlichkeit der Miniſter. Der Fall liegt vielmehr ſo, daß es im 
Reich überhaupt keine Miniſterien gibt, ſondern die Regierungsgeſchäfte 
perſönlich, ſei es vom Kaiſer oder vom Kanzler, geleitet werden, allerdings 
unter der Zuhilfenahme eines Heeres abhängiger Beamten. 

Ich habe bei dieſen ſtaatsrechtlichen Erörterungen etwas länger verweilt, 
weil ja die politiſche Kriſis im Reich ſich auf die Frage des perſönlichen 
Regiments zugeſpitzt hat. Das iſt aber bloß die parlamentariſche, äußerſt un⸗ 
genügende Erſcheinungsform der Kriſis, ihr Weſen liegt viel tiefer. 

Die deutſche Bourgeoiſie hat ſich in keiner Weiſe um die politiſche Ent⸗ 
wicklung des Reiches gekümmert. Vor allem wurde ihre Aufmerkſamkeit durch 
andere Intereſſen in Anſpruch genommen. Die Einigung Deutſchlands, trotz⸗ 
dem ſie unvollſtändig blieb, erwies ſich als gewaltiger Faktor der wirtſchaft⸗ 
lichen Entwicklung. Die Induſtrie kam in die Höhe. Die erlangte große 
politiſche Autorität des Reiches half ihrerſeits der Entwicklung des deutſchen 
Welthandels. Der kriegeriſche Ruhm, die erlangte Machtſtellung hoben das 
Selbſtbewußtſein der deutſchen Bourgeoiſie und ſteigerten deren Unternehmungs⸗ 
geiſt. Dieſe Faktoren, unterſtützt durch den Handelsverkehr mit Amerika, den 
die deutſche Auswanderung förderte — die ihrerſeits das Ergebnis der Prole⸗ 
tariſierung der Bauernmaſſen und des Handwerkertums war —, alles das 
bewirkte, daß der deutſche Handel, trotz der wirtſchaftlichen Depreſſion der 
ſiebziger und achtziger Jahre, in aller Welt vordrang und in allen Handels⸗ 
plätzen ſich einniſtete. Das war die Arbeit der deutſchen Bourgeoiſie während 
dieſes Zeitraums. 

Es war eine wirtſchaftliche Unterminierungsarbeit. Nachdem ſie vollendet 
war, ſetzte die entwickelte deutſche Großinduſtrie ihre Hebel an. Das Ergebnis 
dieſes Kampfes gegen alle Welt iſt — Gegenkampf. Die deutſche Konkurrenz 
macht ſich auf allen Märkten geltend. Das deutſche Kapital iſt an allen 
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politiſchen Verwicklungen mit beteiligt. Und die geſamte Welt lehnt ſich gegen 
Deutſchland auf. 

Die deutſche Bourgeoiſie unterließ es, das Reich durch innere politiſche 
Ausgeſtaltung zu feſtigen — inzwiſchen schuf ihm die kapitaliſtiſche Entwick- 
lung auf allen Seiten Feinde. 

Ein übriges, um Deutſchland von aller Welt zu iſolieren, tat die Schutz— 

zollpolitik. Da die deutſche Bourgeoiſie die Intereſſen der Revolution preis⸗ 
gab, jo mußte fie den erſten Platz im Staate den Siegern über die Revo⸗ 
lution einräumen, den Junkern. Dieſe präſentierten dem Staate die Rechnung 
für ihre Henkersarbeit. Mit ihnen im Bunde waren bekanntlich die Eiſen⸗ 
induſtriellen. Die Eiſeninduſtrie iſt intereſſiert an der Bereicherung des Fiskus, 
da ſie für den Militarismus arbeitet. Sie iſt ſchon aus dieſem Grunde für 
neue Steuern und Zölle zu haben. Außerdem ſichert ſie ſich als ſtark kon⸗ 
zentrierte Induſtrie die Möglichkeit, unter dem Schutze der Zölle durch Preis⸗ 
treiberei den Staat zu übervorteilen und die geſamte Induſtrie von ſich ab⸗ 
hängig zu machen. So kam eine Handelspolitik zuſtande, die den Intereſſen 
der deutſchen Induſtrie, die immer neue Handelsverbindungen ſchuf und ſich 
zu einer Weltproduktion entwickelte, ſchnurſtracks zuwiderlief und die Gegen⸗ 
ſätze in den internationalen Beziehungen des Reiches verſchärfte. 

Und immer wieder erſcheint die Militärgewalt als die einzige Staatsräſon. 
Die Arbeitermaſſen proteſtieren gegen dieſes Regime. Sie werden unterdrückt. 
Die deutſche Bourgeoiſie hilft, die deutſche Freiheit noch mehr einzuſchränken, 
und untergräbt die Kraft der Nation durch die Verſchärfung des Klaſſenkampfes. 

Der Sturz Bismarcks offenbarte bereits das Fiasko dieſer Staatspolitik. 

Von dem Tag an beginnt die Abrechnung der Geſchichte mit einer Politik, 
die zielbewußt auf eine Vergewaltigung der ſozialen Entwicklung Europas 
hinausging. 

Bismarck war durchaus konſequent in ſeinem Kulturkampf wie in dem 
Sozialiſtengeſetz. Seine politiſche Zentralidee war der allgewaltige Militär- 
ſtaat. Neben dieſem konnte er keine andere Autorität dulden, alſo auch nicht 
die der katholiſchen Kirche. Daß dieſe Autorität unter dem Einfluß der ſozialen 

Entwicklung von ſelbſt verſchleißt, lag außerhalb ſeiner ſozialen Erkenntnis. 
Und warum ſollte er nicht glauben, mit der Sozialdemokratie ebenſo fertig 
werden zu können, wie er mit der bürgerlichen Revolution fertig geworden 
war? Doch diesmal ſtieß er auf andere Volksmaſſen. Andererſeits hat jede 
Gewaltpolitik Grenzen ihrer Wirkſamkeit, und Bismarck hat ſie intenſiv genug 

ausgenützt. Es erwies ſich zugleich, daß auch ſein perſönliches Kanzlerregiment 
bereits den Bogen zu ſtraff geſpannt hatte. Die unbeſtimmte Stellung der 

Regierungsgewalt in der Reichsverfaſſung, die ihm perſönlich als Kanzler ſo 

ſehr zugute kam, machte nunmehr, umgekehrt, ſeinen Sturz zu einem leichten 
Spiel. 

Die neue Regierung, da ſie in einen Gegenſatz zu Bismarck trat, verſuchte 

zunächſt eine neue Politik. In der Handelspolitik haben wir dieſer Periode 
die Capriviſchen Handelsverträge zu verdanken. Bald jedoch zeigte es 
ſich klar, daß man, um dieſe Handelspolitik fortzuſetzen, vor allem mit der 
Junkerherrſchaft brechen muß. Davor wich die Regierung ängſtlich zurück. 
Noch raſcher vollzog ſich die Umkehr in der inneren Politik. Hier verſuchte 
die Regierung erſt, ſich den Arbeitern anzubiedern. Sie förderte damit bloß 

das Anſehen der Sozialdemokratie. Während die Regierung glaubte, mit 
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einem bißchen Wohlwollen auskommen zu können, fand ſie bei den Arbeitern 
jene Forderungen der Demokratie, die ſie längſt überwunden zu haben 
glaubte. Ein Gegenſatz zum Regierungsſyſtem tat ſich auf, der bis auf die 
Märzrevolution zurückführte. Nichts war vergeſſen, das Totgeglaubte lebte 
wieder auf, das Proletariat präſentierte die große Rechnung der bürgerlichen 
Revolution, aber nicht mehr im Namen der Bourgeoiſie, ſondern im Intereſſe 
ſeines eigenen Klaſſenkampfes, der ſich gegen die geſamte bürgerliche Staats: 
ordnung wandte. Da ſuchte die Regierung wieder Rettung im Syſtem Bis⸗ 
marck. Aber der Glaube an dieſes Syſtem war bereits auch in den bürger⸗ 
lichen Kreiſen erſchüttert — die Regierung bekam die gewünſchten Zwangs⸗ 
geſetze nicht. 

Indeſſen kam es in den anderen Kulturſtaaten Europas zu einer ſchroffen 
Wendung der Regierungspolitik. Zuerſt in Frankreich, dann in Italien, dann 
in Oſterreich. In allen dieſen Staaten ging der Anderung der Politik ein 
eklatanter Zuſammenbruch des Regierungsſyſtems voran. In Frankreich 
deckte die Affäre Dreyfus auf, daß die Armee in die Hände einer Clique 
ausgeliefert wurde, deren Intrigenſpiel und ſelbſtſüchtige Intereſſen für das 
Land keine geringere Gefahr darſtellten, als jenes perſönliche Regiment, um 
das jetzt in Deutſchland geſtritten wird. In Italien zeigte der Zuſammen⸗ 
ſtoß mit Abeſſinien die geringe Zuverläſſigkeit der Armee, während die un⸗ 
aufhörlichen Korruptionsprozeſſe die Verwahrloſung der Staatsverwaltung 
aufdecken. In Oſterreich kam man ſo weit, daß die Regierung vollkommen 
iſoliert ſtand und nicht einmal auf die Armee, in der die nationale Zerſetzung 
immer mehr um ſich griff, ſich ſtützen konnte. Überall ſah man ein, daß man 
Anſchluß an die Volksmaſſen ſuchen müſſe. 

Nur in Deutſchland hielt man noch immer feſt an den aus dem Sieg über 
die Revolution entnommenen Regierungsmaximen. Bevor Deutſchland politiſch 
„eingekreiſt“ war, wurde es deshalb erſt als der reaktionärſte Staat 
Weſteuropas iſoliert. Die ganze Politik der Ara Bismarck ſeit der März⸗ 
revolution führte dazu, das offizielle Deutſchland bei den Völkern unbeliebt 
zu machen. Es wäre verfehlt, das ignorieren zu wollen. Wenn man in den 
deutſchen Regierungskreiſen ſich über die mangelnden Sympathien Europas 
beklagt, ſo können die Völker Europas mit Recht dem entgegenhalten: „Wofür 
ſollen wir euch unſere Sympathien entgegenbringen? Dafür, daß ihr die Revo⸗ 
lution beſiegt? oder dafür, daß ihr Frankreich gedemütigt habt? oder dafür, 
daß ihr euer eigenes Volk unterdrückt? oder dafür, daß ihr die Reaktion in 
ganz Europa unterſtützt?“ Gewiß, es iſt eine Animoſität in Europa gegen 
Deutſchland vorhanden — nicht gegen das deutſche Volk, aber gegen die 
deutſche Regierung und jene Kreiſe, auf die ſie ſich ſtützt. Die Solidarität 
des Proletariats aller Nationen wirkt dem entgegen, aber freilich unter der 
Vorausſetzung, daß das deutſche Proletariat, das ſelbſt am meiſten unter dieſem 
Regierungsſyſtem zu leiden hat, es auf das ſchärfſte bekämpft. 

Wenn wir in den Anfängen der Regierungszeit Wilhelms II. den ſchüch⸗ 
ternen Verſuch zu verzeichnen haben, ſich von den Bismarckſchen Traditionen 
freizumachen, ſo verfällt das Regime bald darauf in ein blindes Nachäffen 
der Politik Bismarcks. Doch hat die Gewaltpolitik, wie wir geſehen haben, 
ſchon unter Bismarck verſagt; jetzt blieb nur ihre äußere Erſcheinungsform, 
das Kraftmeiertum. Man lebte vom Anſehen der Ara Bismarck, indeſſen ihre 
Machtunterlagen ſchwanden. 
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Was in Frankreich durch den blutigen Zuſammenſtoß zwiſchen Bourgeoiſie 
und Proletariat in der Revolution mit einem Schlage geſchah, der Zerfall 
der Nation und die Verſchleißung der nationalen Kraft, das vollzog ſich in 

Deutſchland im Laufe einer langſamen, aber regelrechten Entwicklung. Die 

mangelnde Demokratie beziehungsweiſe die politiſche Reaktion und die Ver⸗ 

ſchärfung der Klaſſengegenſätze entfremdeten die Arbeitermaſſen dem Staate. 
Das war die doppelte Schuld der deutſchen Bourgeoiſie. 

Die Armee wurde entſeelt durch den Fortfall des nationalen Gedankens, 

der ſie noch 1870 begeiſterte. 
| Indeſſen begnügte man fich nicht mit der Machtſtellung Deutſchlands in 
Europa, man wollte aus Deutſchland eine Seemacht bilden, die ſtark genug 
wäre, die Welt zu beherrſchen. Damit begab man ſich aber auf ein Gebiet, auf 
dem die Machtverhältniſſe für Deutſchland von vornherein ungünſtig lagen. 
| Als Landmacht hatte Deutſchland die geſchichtliche Erfahrung und die 
Tradition der Erfolge — als Seemacht nichts von alledem. Als Landmacht 
konnte es ſowohl England wie Frankreich durch ſeine Volkszahl imponieren — 
für ſeine Stellung als Seemacht kam die Volkszahl viel weniger in Betracht. 
Zur See hatte England unbedingt das Übergewicht ſchon durch ſeine Kriegs⸗ 
macht. Vor allem aber beruht Englands Suprematie zur See auf ſeinen 
maritimen Stützpunkten, während Deutſchland ſolche vollkommen mangeln. 
Man mochte in Deutſchland noch ſo ſehr verſichern, daß man nicht daran 
denke, in einen maritimen Wettbewerb mit England zu treten, ſo hatte doch 
der ganze Kriegsflottenbau keinen Sinn, wenn man nicht entſchloſſen war, 
ſeine weltpolitiſchen Pläne eventuell auch gegen den Willen Englands durch: 
zuſetzen. Aber freilich, erſt nachdem die Kriegsflotte Rußlands vernichtet 
und ſeine militäriſche Macht zuſammengebrochen war, nachdem Frankreich 
ſich mit England verbunden hatte, da erſt iſt man ſich in Deutſchland voll 
bewußt geworden, daß man England eigentlich nicht ein Härchen hat krümmen 
wollen. Denn nunmehr ſtand man vor dem offenbaren Bankrott der ganzen 
deutſchen Seemachtspolitik. Was man auch anfängt, überall findet man die 
Wege durch England verlegt und muß ſich eingeſtehen, daß man gegen den 
engliſchen Widerſtand nicht aufzukommen vermag. 

Der Zuſammenbruch des ruſſiſchen Abſolutismus, der ſo verhängnisvoll 
für Deutſchland wurde, war ſeinerſeits kein Zufall. Nach dem Krimkrieg 
begann bekanntlich auch in Rußland eine Reformära. Dieſe Reformen blieben 

Flickwerk, in der Hauptſache gewiß aus inneren Gründen, deshalb aber nicht 
minder unter dem Einfluß der allgemeinen politiſchen Stagnation in Europa, 
die überall ein Syſtem der politiſchen Unzulänglichkeiten aufrechterhielt. Getreu 
den Traditionen der europäiſchen Konterrevolution ſah der Zarismus ſein ein 
und alles in der Armee. Gerade deshalb ließ ihn in der Stunde der Not die 
Armee im Stiche. Es zeigte ſich, daß die Stärke der Armee in ihrem Geiſte 
liegt, der unzertrennbar iſt vom Geiſte des Volkes, daß das kleinkalibrige Ge⸗ 
wehr als politiſches Gegenſtück die Freiheit des Volkes erheiſcht. 
Die ruſſiſche Revolution eröffnete eine neue Entwicklung. Dieſe iſt 
noch nicht vollendet, aber das Verbrechen an Europa, das der Zarismus be⸗ 
ging, indem er half, die Märzrevolution niederzukämpfen, hat das ruſſiſche 
Volk in ſeinen heldenmütigen Revolutionskämpfen reichlich geſühnt: es hat die 
wichtigſte Breſche gebrochen in das Syſtem der Reaktion, das Europa ſeit 
mehr als einem halben Jahrhundert beherrſchte. 
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Der politiſche Bankrott des Zarismus hat die Schwäche Deutſchlands nicht 
erſt erzeugt, aber er hat ſie aufgedeckt. Dieſe Schwäche zeigte ſich natürlicher⸗ 
weiſe zuerſt dort, wo Deutſchland die geringſten Stützpunkte hatte — auf dem 
Waſſer. Das Kaiſerinterview erregte deshalb ſo viel Erbitterung und Miß⸗ 
mut in den bürgerlichen Kreiſen, weil es die Ohnmacht Deutſchlands aufdeckte. 
Worauf dann die Bourgeoiſie ihre eigene Ohnmacht und die innere Schwäche 
des Reiches aufdeckte. | 

Vielleicht das am meiſten Kennzeichnende in dem ganzen Tohuwabohu, das 
der Publikation des Interviews nachfolgte, war die Haltung der Bundes⸗ 
regierungen, die diesmal es wagten, gegen den Kaiſer aufzutreten. Durch 
die Siege Preußens wurde den Bundesfürſten ſamt und ſonders ein heil⸗ 
loſer Reſpekt eingejagt. Nach 1870 wagten ſie nicht mehr aufzumucken. 
Schon betrachteten ſie ſich als die Untergebenen des Königs von Preußen. 
Daß ſie ſich diesmal in der Oppoſition zuſammenfanden, zeigt, wie ſehr die 
Autorität Preußens geſunken iſt. Gefährlich wurde das für das preußiſche 
Regiment freilich noch lange nicht. 

Was ſonſt beim Konflikt mit der Krone zum Ausdruck kam, war Ratloſig⸗ 
keit und Haltloſigkeit. Erreicht wurde nichts, aber das Fiasko des Regierungs⸗ 
ſyſtems iſt vollendet: es hat ſein Anſehen nach außen wie nach innen 
verloren. 

Das Kaiſerinterview, der Lärm gegen das perſönliche Regiment und die 
Unfähigkeit der Bourgeoiſie, Wandel zu ſchaffen, alles zuſammen hat eine der⸗ 
artige Zerfahrenheit und Schwäche der Reichspolitik gezeigt, daß das Ganze 
für England mehr wert iſt als eine gewonnene Schlacht. 

Indeſſen erklärt der Kanzler des Reiches, die Dinge in der Welt ſeien 
„in Fluß geraten“. Tatſächlich bringt jeder Tag Kunde, daß überall in der 
Welt die Gegenſätze aufeinander geraten. Die Zeit iſt gekommen, wo die 
Staaten die Prüfung abzulegen haben auf ihre innere Feſtigkeit. 

Welches Bild aber zeigt das Reich? 

Seine Machtſtellung iſt erſchüttert. Sein Anſehen iſt geſchwunden. Die 
Regierungsgewalt iſt desorganiſiert, der Staat unvollendet, in konfuſer Ver⸗ 
faſſung. 

In dem Moment, wo man die nationale Begeiſterung e findet man 
Verdruß, Zerwürfniſſe, Klaſſenkampf. 

In dem Moment, wo man die Armee braucht, iſt dieſe in eine Spielerei 
ausgeartet. 

In Deutſchland ſind die Dinge am ſchlimmſten, weil hier die Errungen⸗ 
ſchaften der Revolution ſehr gering waren, weil es unter Preußens Führung 
die ganze Zeit im Angelpunkt der europäiſchen Reaktion ſtand und, durch 
die Siege berauſcht, am hartnäckigſten das verderbliche Militärregime unter⸗ 
hielt und noch immer ſich von ihm nicht zu befreien vermag. 

Faſſen wir zuſammen! Nach dem Siege über die 1848er Revolution 
glaubte die Bourgeoiſie, mit Hilfe der Armee gegen das Volk regieren zu 
können. Das war eine vollſtändige Wendung ihrer Politik, da ſie früher 
ihre Macht auf die Revolutionen baſierte, die ſie mit dem Volke durchführte. 
Das Ergebnis dieſer neuen bürgerlichen Politik war, daß die Regierungen 
zur Herrſchaft über die Parlamente gelangten. Der Parlamentarismus ſelbſt 
wurde zu einem Schemen, zu einer Form ohne Inhalt, nachdem man das 
Eingreifen der Volksmaſſen, das Korrektiv der Revolution ausſchaltete. Es 
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entſtand eine neue Bureaukratie mit ihrer Cliquenherrſchaft, ihrem Intrigen⸗ 
ſpiel und ihrer Korruption. Schließlich zeigte es ſich, daß man wohl ohne 
das Volk und gegen das Volk den Staat regieren, aber nicht ohne das 
Volk Krieg führen kann. Nunmehr ſteht die Bourgeoiſie in Deutſch— 
land wie in ganz Europa vor dem Problem, den Staat demokratiſch zu ent⸗ 
wickeln, wenn ſie ſeine Machtentfaltung ſteigern will. Sie fürchtet aber die 
Demokratie. 
In den anderen parlamentariſchen Staaten ſahen ſich die Regierungen, 

wie bereits erwähnt, veranlaßt, Konzeſſionen an die Volksmaſſen zu machen. 
Es gelang ihnen deshalb freilich nicht, die Nation zu einigen. Die Frage 
wirft ſich von ſelbſt auf, ob die Bourgeoiſie in den entwickelten kapitaliſtiſchen 
Staaten überhaupt noch imſtande iſt, für irgend einen nationalen Zweck Be⸗ 
geiſterung zu erzeugen, die Volksmaſſen in Bewegung zu ſetzen. Die Klaſſen⸗ 
gegenſätze, die Sozialdemokratie und die Sünden von 1848 ſtehen ihr im 
Wege. So viel aber iſt auf jeden Fall klar, daß, wenn ſie etwas erreichen 
ſoll, ſie es nur noch auf dem Wege der Demokratie erreichen kann. Außer⸗ 
halb dieſer iſt der politiſche und militäriſche Zerfall, iſt die Auflöſung des 

Staates. 

| Die Demokratie aber kann, bei der nunmehrigen ſozialen Zuſammenſetzung 
der Nationen, nicht umhin, vor allem mit dem Proletariat zu rechnen. 

Das gibt uns den Ausgangspunkt, um die Taktik zu beſtimmen, die das 


1 angeſichts der politiſchen Wirrniſſe in Europa einzuſchlagen hat. 
(Schluß folgt.) 


Die Agrarpolitik der ruſſiſchen Regierung. 
Von K. Moroſoff (Petersburg). 
1. 
Wenn man die Tätigkeit des konterrevolutionären Miniſteriums Stolypin 
überblickt, ſpringt als ihr Charakteriſtikum folgendes in die Augen: In den 
Städten iſt ſie eine lediglich zerſtörende und beſchränkt ſich auf Maßregeln, 
die eine Unſchädlichmachung der Feinde der alten Staatsordnung und Ver: 
nichtung ihrer Poſitionen, wie demokratiſche Verbände und oppoſitionelle 
Preſſe, bezwecken. Im Dorfe liegt die Sache ganz anders — hier iſt die Re⸗ 
gierung, unabhängig von dieſer Tätigkeit rein deſtruktiven Charakters, eifrig 
mit der Durchführung eines ſehr poſitiven Agrarprogramms beſchäftigt. 

Die Urſachen dieſer Doppelpolitik ſind leicht zu enträtſeln. Die Bauern⸗ 
ſchaft bildet den maßgebenden Faktor einer jeden Revolution in Rußland; ihr 
kommt in dem großen Streite zwiſchen dem jungen und alten Rußland die 
entſcheidende Stimme zu. Es liegt alſo durchaus im Intereſſe der Regie: 

rung, durch eine Abſplitterung der Bauern von der revolutionären Bewegung 
der letzteren ihre beſten Säfte zu entziehen. In der weiſen Einſicht, daß ſich 
dieſes Ziel mit Repreſſalien allein nicht erreichen läßt, hat die Bureaukratie 
zu Agrarreformen ihre Zuflucht genommen. 

Die Agrarfrage iſt in den Jahren 1905/06 auf die Tagesordnung geſetzt 
worden. Man darf aber nicht glauben, daß auch die Agrarkriſe erſt in den 
letzten Jahren entſtanden ſei. Wirtſchaftliche Erſchöpfung, chroniſcher Brot— 
mangel, periodiſche Hungerjahre, koloſſale Sterblichkeitsziffern ſind ſchon längſt 
die ſtändigen Begleiterſcheinungen des Bauerndaſeins in Rußland, wurden 
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aber von der abſolutiſtiſchen Regierung äußerſt wenig berückſichtigt. Von Zeit 
zu Zeit, namentlich nach hervorragenden Hungersnöten, wurden Kommiſſionen 
zur „Kenntnisnahme der Notſtände des Bauernſtandes“ eingeſetzt; dieſe Kom⸗ 
miſſionen funktionierten gewöhnlich mehrere Monate, ſogar ein Jahr oder 
noch länger, ſammelten Material, befragten „ſachkundige“ Leute, arbeiteten 
Geſetzesvorlagen aus, verfaßten Reſolutionen, worauf dann aber alles beim 
alten blieb. Von praktiſchen Reſultaten dieſer umſtändlichen und ſehr koſt⸗ 
ſpieligen Arbeiten war nichts zu hören, während die geſamte innere Regie⸗ 
rungspolitik unabläſſig den letzten Reſt von Wohlſtand bei der Bauernmaſſe 
untergrub und ſchließlich einen Zuſtand faſt unrettbarer Verarmung herbei⸗ 
führte. Erſt in den Jahren 1905/06, als die Bauern ſich daran machten, auf 
eigene Fauſt eine Löſung der Agrarfrage zu erzwingen, und die Bauernrevo⸗ 
lution einen großen Teil des ackerbautreibenden Rußlands überflutete, ent⸗ 
ſchloß ſich die Regierung, auch in der Agrargeſetzgebung ernſtere Maßregeln 
zu ergreifen; die Bauernbewegung war es mithin, durch die Agrarreformen 
in den Vordergrund des Intereſſes gerückt wurden. 

Durch die Verhältniſſe gezwungen, ſich mit der Agrarreform, dieſer 
größten Reform der ruſſiſchen Gegenwart, zu befaſſen, ſorgte die Regierung 
in Rückſicht auf die Intereſſen des Großgrundbeſitzes vor allem dafür, den 
Volksvertretern jede Beteiligung an' der Agrarreform unmöglich zu machen. 
Das Miniſterium Goremykin legte der erſten Reichsduma keinen einzigen 
Geſetzentwurf auf dieſem wie übrigens auch auf allen anderen Gebieten vor. 
Dann wurde die erſte Duma aufgelöſt und eiligſt, um der zweiten jede andere 
Entſcheidung vorwegzunehmen, auf Grund des 87. Artikels! der „grund⸗ 
legenden Geſetze“ eine Reihe Agrargeſetze erlaſſen und energiſch durchgeführt. 

Die in der zweiten Reichsduma verleſene Stolypinſche Agrardeklaration 
wies darauf hin, die Regierung betrachte es als ihre Aufgabe, den bäuerlichen 
Grundbeſitz zu „heben“ und für eine „Beſſerung der beſtehenden Formen der 
Landbenutzung“ Sorge zu tragen. Das Reſümee der miniſteriellen Agrarpolitik 
geben folgende Worte aus einer Rede Stolypins in der dritten Reichsduma: 
„Unantaſtbarkeit des Privateigentums und daraus reſultierend die Schöpfung 
eines kleinen Grundbeſitzes, faktiſche Berechtigung, aus der Gemeinde auszu⸗ 
ſcheiden, und Löſung der aus der Aufgabe einer Verbeſſerung der Landbenutzung 
erwachſenden Fragen.“ Wie die Regierung dieſe Aufgaben verſteht und praktiſch 
verwirklicht, werden wir gleich zeigen. 5 

Die Agrarmaßregeln des Miniſteriums Stolypin laufen im Grunde darauf 
hinaus, daß aus den verkäuflichen Privatländern mitſamt den Kabinetts⸗ und 
Domänenländereien ein Staatsländerfonds gebildet und aus dieſem Vorrat 
denjenigen Bauern Land verkauft wird, die den Wunſch und die erforderlichen 
Mittel haben, ihren Landbeſitz zu „heben“ oder ihre bisherigen „Formen der 
Landbenutzung zu beſſern“. Alle zur Mobiliſierung, Fondsbildung und zum 
Verkauf der Ländereien notwendigen Operationen wurden von der Bauernbank 
ausgeführt. 

Ein zweiter Punkt der von der Regierung in Angriff genommenen Agrar⸗ 
reform iſt die Regulierung und Förderung der Überfiedlungen auf „freie“ 


Der 87. Artikel gewährt der Regierung das Recht, in der Zwiſchenperiode, wenn 
eine Duma aufgelöſt und eine andere noch nicht zuſammengetreten iſt, zeitweilige Verord⸗ 
nungen zu treffen, die im Laufe zweier Monate von der neuen Duma genehmigt werden 
müſſen, widrigenfalls ſie außer Kraft treten. 
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Länder in Sibirien und im Uralgebiet. In dieſer wichtigen Sache iſt aber 
bis heute außer guten Vorſätzen noch nichts geleiſtet worden. 
! Auf dem Gebiet des Bauernrechtes ift am 9. November 1906 ein Ukas 
von bahnbrechender Bedeutung erlaſſen Kvorden, der jedem Familienälteſten 
das Recht gibt, von der Dorfgemeinde einen entſprechenden Teil des im 
Gemeinbeſitz des „Mir“, das heißt der Dorfgemeinde befindlichen Landes für 
ſich als Privateigentum zu fordern. Der Ukas berechtigt ſomit jedes ſelbſtän⸗ 
dige Glied der Dorfgemeinde, aus der Gemeinſchaft auszutreten. 

Eine weitere bedeutſame Neuerung in der Bauerngeſetzgebung iſt der Ukas 
vom 5. Oktober 1906, der einen vollkommenen Umſturz der früheren Ordnung 
bedeutet, nach welcher eine Teilung des Familienbeſitzes und ein Wohnorts— 
wechſel in den Dörfern nur mit Einwilligung der Dorfgeſellſchaft vorgenommen 
werden konnten. Die Bauern werden jetzt in dieſer Hinſicht den anderen 
Ständen rechtlich gleichgeſtellt. Derſelbe Ukas erweitert das Wahlrecht der 
Bauern zu den Semſtwos, den Provinziallandtagen, freilich nicht ſehr er⸗ 
heblich; nebenbei enthält der Ukas eine ſehr geringfügige Beſchränkung der 

ſouveränen Gewalt der Landvögte, dieſer deſpotiſchen Machthaber auf dem 

Lande, und gewährt den Bauern das Recht, als Mönche (ö) in Klöſter zu 

gehen und Lehranſtalten zu beſuchen, ohne aus der Gemeinde auszuſcheiden. 

In bezug auf den Staatsdienſt ſind die Bauern nunmehr auch den 
höheren Ständen gleichgeſtellt, wobei ſie ebenfalls, ohne aus der Gemeinde 

auszuſcheiden, ſtaatsdienſtliche Amter bekleiden dürfen; auch der Übertritt in 
eine andere Dorfgemeinde iſt ohne ſpezielle Genehmigung der bisherigen 

Heimatsgemeinde ermöglicht. 

Die „Durchführung“ der Regierungspolitik in den Gemeinden iſt beſonders 
zu dieſem Zwecke eingeſetzten ſogenannten „Landordnungskommiſſionen“ an⸗ 
vertraut, die aus folgenden obligatoriſchen Mitgliedern beſtehen: 3 Bauern⸗ 
deputierte, 3 Vertreter der Semſtwos oder Provinziallandtage (die Semſtwos 
werden vom Adel beherrſcht), 6 Staatsbeamte und der lokale Adelsmarſchall 
als Vorſitzender. In den Kommiſſionen bilden mithin die Beamten und der 
landbeſitzende Adel die erdrückende Majorität (10 Stimmen gegen 3 Vertreter 
des Bauernſtandes). 

Bei der hervorragenden Bedeutung der Bauernbank für die Agrarpolitik 
der Regierung dürfte es vorerſt von Intereſſe ſein, über den Charakter und 
die Rolle dieſer Bank einige Bemerkungen vorauszuſchicken. 

Deren Gründung (1882) wurde von der Regierung damit motiviert, daß 
erſtens dieſe Maßregel geeignet ſei, „phantaſtiſchen Träumen von einer 
zweiten, ergänzenden Landverteilung an die Bauern, die bis heute in den 

Köpfen der Dorfbevölkerung ſpuken“, ein Ende zu machen, und zweitens „den 
mittleren und Großgrundbeſitzern eine vorteilhafte Liquidation ihrer Güter zu 
erleichtern”. Im Jahre 1895 wurde die Bank reformiert. Während der 

Debatten im Reichsrat kam die Anſchauung zur Geltung, die Aufgabe der 

Bauernbank ſei nicht ſowohl eine Verſorgung der ärmſten Bauerngemeinden 
mit Land als die „Schöpfung einer Klaſſe kleiner Grundbeſitzer, wie ſie überall 
als Quelle wirtſchaftlichen Wohlſtandes und 11 08 5 Stütze der bürgerlichen 
Ordnung aufblühe“ („Die Agrarfrage in Ziffern“, S. 87). Dieſe Auffaſſung 
wurde auch vom Reichsrat gebilligt; bei dieſer Gelegenheit ſprach ſich Nr 
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direkt in dem Sinne aus, es könnten aus dieſer Maßregel (der Tätigkeit der 
neuen Bank — Bodenankauf und Bodenverkauf) „auch für viele Grundbeſitzer 
aus dem Adelſtand Vorteile erſprießen“, ferner „könnte die neue Banktätig⸗ 
keit beſonders weitgehende Bedeutung in den weſtlichen Provinzen und im 
Weichſelgebiet erlangen, wo die örtlichen Regierungsbeamten mehrfach an die 
Bank Geſuche gerichtet hatten, Landgüter aufzukaufen, um auf dieſem Wege 
das ruſſiſche Element in der Landesbevölkerung zu verſtärken“.! 

Die offiziell anerkannte Aufgabe der „Bauernbank“ lief alſo darauf hinaus, 
ſtatt den Bauern den Großgrundbeſitzern alle aus der Ländermobiliſation ent⸗ 
ſpringenden Vorteile zuzuwenden, ihnen möglichſt vorteilhafte Liquidations⸗ 
bedingungen zu ſchaffen, und dann auch durch Schöpfung einzelner begüterter 
Kleinbauern mit Privatlandbeſitz und Stärkung des ruſſiſchen Elementes in 
den Grenzländern eine weitere Feſtigung der „Ordnung“ im Lande zu er⸗ 
zielen. Das war auch tatſächlich die Richtung, in der ſich die ganze Tätigkeit 
der Bank bisher bewegt hat. 

Die Organiſation und Tendenz der Bauernbank, einer ganz im Intereſſe 
des Adels und der Bureaukratie geſchaffenen und geleiteten Inſtitution, ſteht 
ſomit in völligem Gegenſatz zu den Bedürfniſſen der erdrückenden Mehrheit 
desjenigen Standes, mit dem die Bank im Grunde nichts als den Namen 
gemein hat. Die Bedingungen für Kredit und Bodenkauf ſind derartig, daß 
unter der ganzen unermeßlichen kredit⸗ und landbedürftigen Bauernbevölkerung 
nur wenige verhältnismäßig wohlhabende Elemente die Möglichkeit haben, von 
den Dienſten der Bank Gebrauch zu machen. Einige Zahlen zur Beſtätigung. 
In den Jahren 1883 bis 1904 inkluſive ſind im ganzen von Käufern aus 
dem Bauernſtand 8,2 Millionen Deßjätinen (1 Deßjätine = 109 ⅛ Ar) Land 
angekauft worden (die Bankvorſchüſſe dazu betrugen 487 Millionen Rubel), 
darunter aber kaum 20 Prozent (1,5 Millionen Deßjätinen) von armen Bauern; 
die übrigen 80 Prozent wurden von relativ wohlhabenden Bauern erſtanden. 
Ein ſo klägliches Ergebnis der nunmehr zweiundzwanzigjährigen bisherigen 
Tätigkeit der Bauernbank berechtigt natürlich zu keinen ſehr roſigen Erwar⸗ 
tungen in bezug auf die zukünftige Bedeutung der Bank für die Hebung des 
Bauernwohlſtandes und die Beſeitigung der ſchweren Landnot unter der 
Bauernſchaft Rußlands. | 

Wie früher, in den Jahren „inneren Friedens“, verfolgt auch in der re⸗ 
volutionären Gegenwart die Bauernbank ihre wirtſchaftlich und politiſch reak⸗ 
tionären Ziele. Als die Sturmflut der ruſſiſchen Revolution die feudalen 
Privilegien mitſamt ihren Trägern fortzuſpülen drohte, trat die Regierung in 
altgewohnter Weiſe für die Großgrundbeſitzer ein und machte aus der Bank 
einen Rettungsanker für die bedrohten treuen Untertanen. Gleichzeitig ſollte 
die Tätigkeit der Bank einen Erſatz für die von den Volksvertretern der erſten 
und zweiten Duma geforderte Löſung der Agrarfrage bieten und die ge⸗ 
forderte zwangsweiſe Enteignung des Großgrundbeſitzes, mit oder ohne „ge 
rechtſame Vergütung“, überflüſſig machen. 

Ende 1905, in unmittelbarem Anſchluß und augenſcheinlichem urſächlichen 
Zuſammenhang mit der Agrarbewegung, begann eine äußerſt lebhafte Liqui⸗ 
dation der Gutsherrnländer. Vom 3. November 1905 bis zum 1. April 1907 
betrug die Summe der durch die Bank den Bauern zum Kauf angebotenen 
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Länder über 12 Millionen Deßjätinen (12175520) oder 11,9 Prozent des 
geſamten in Privatbeſitz befindlichen Landes. Beſonders großartig geſtaltete 
ſich die Liquidationsbewegung in denjenigen Provinzen, wo auch die Agrar: 
bewegung am intenſivſten war (in den Gouvernements Simbirsk, Saratow, 
Penſa). In dieſen Gouvernements nahm die Mobiliſation der Gutsherrn— 
länder die Dimenſionen einer gänzlichen Liquidation des Großgrundbeſitzes 
an. Unter ſolchen Umſtänden hielt es die Regierung, wie geſagt, für ihre 
Pflicht, zugunſten des Großgrundbeſitzes einzutreten. Im November 1905, als 
die Agrarbewegung ihren Höhepunkt erreicht hatte, erſchien ein Ukas, der eine 
weſentliche Erweiterung des Tätigkeitsfeldes der Bauernbank vorſchrieb. Dem- 
gemäß entfaltete die Bank in der Zeit vom November 1905 bis zur Mitte des 
Jahres 1907, wo die Agrarbewegung bereits abgeſchwächt war, eine außer⸗ 
ordentlich lebhafte Tätigkeit. Vom 3. November 1905 bis 1. Oktober 1908 ſind 
im ganzen 5561482 Deßjätinen im Werte von 608685132 Rubel zum An⸗ 
kauf durch die Bauernbank zugelaſſen worden. Dieſer energiſchen Tätigkeit 
der Bauernbank war es zuzuſchreiben, daß die Landpreiſe nicht ſanken und 
ſo die andernfalls unausbleiblichen Folgen der Agrarbewegung im Sinne einer 
Ermäßigung der Landpreiſe zunichte gemacht wurden. Als größter Käufer 
diktierte die Bank dem Ländermarkt die Preiſe. In welcher Weiſe die Bank 
auf die Liquidationsbewegung des Großgrundbeſitzes reagierte, iſt aus folgenden 
charakteriſtiſchen Beiſpielen erſichtlich, die die Preiſe zeigen, welche die Bank 
einzelnen Landverkäufern aus dem Großgrundbeſitz für die Deßjätine zahlte. 


Taxationsſumme der Bank | 
Beſitzer Ortſchaften in den Jahren Differenz 
1906 1904 | 
Rubel Rubel Rubel 
Popandopulo . . Gouv. Wolhynien 225 125 100 
ws Podolien 234 181 53 
Rimski⸗Korſakow . = Bodolien 210 119% 91 
erainorprprpr Tambow 213 133 80 
Fürſt Wolkonsk i Tambow 194 162 32 
ET - Riafan 191 148 43 


Aus dieſen Ziffern geht hervor, daß die Bank im Jahre 1906 noch weit 
höhere Preiſe zahlte als 1904, vor der Agrarbewegung, obgleich bereits 1904 
die Preiſe ſtark heraufgeſchraubt waren. Die engherzige Klaſſenpolitik der Re⸗ 
gierung und der von ihr inſpirierten Bauernbank erhellt aus dieſen Angaben 
in ganz unzweideutiger Weiſe. 

Beſonders intereſſant und für die jetzige Tätigkeit der Bank bezeichnend 
find einige durch die Preſſe bekannt gewordene Fälle, wie zum Beiſpiel die 
Affäre mit dem Gute des Vizegouverneurs Liſchin (Gouvernement Grodno), 
das von dieſem Beamten für 260000 Rubel erſtanden war. Nachdem er aber 
den Wald in ſeinem Gute gefällt und für 100000 Rubel verkauft hatte, war 
es dermaßen entwertet, daß die Bank, an die ſich Liſchin wandte, es nicht 
mehr kaufen wollte. Da fuhr Liſchin — wie die „Retsch“ berichtet — nach 
Petersburg, tat die nötigen Schritte und erzielte mit ſeiner Reiſe den Erfolg, 
daß nunmehr ſein wertloſes entholztes Gut von der Bank für 238000 Rubel 
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erſtanden wurde. Da von einem Verkauf des Gutes durch die Bank für 
dieſen Preis keine Rede ſein kann, bewirtſchaftet ſie den erworbenen Beſitz 
ſelber. „Kaufmann Woronin“ — berichtet die Zarizynſche Zeitung — „kaufte 
das Landgut Karpowka, 20000 Deßjätinen, für 750000 Rubel und verkaufte 
durch die Bank einen Teil desſelben den Bauern für 1200000, wobei er 
alſo 450000 Rubel als Reingewinn ‚erarbeitete und außerdem 2700 Deß⸗ 
jätinen beſten Landes im Werte von 540000 Rubel übrig behielt; kurz, die 
Bank verhalf dem Grundbeſitzer zu einem ‚Profit‘ im Betrag von rund 
1 Million. Damit war die Sache aber noch nicht abgetan. Das von den 
Bauern erſtandene Land erwies ſich als unbrauchbar, da es durchweg aus 
Salzſteppe beſtand. Die Bauern verzichteten auf das gekaufte Land, trotzdem 
ſie dabei die bar angezahlten 130000 Rubel unwiederbringlich verloren; die 
Salzſteppenländer wurden zum ‚Staatsländerfonds‘ geſchlagen, den die Re⸗ 
gierung ‚zur Befriedigung des Landmangels unter den landarmen und land⸗ 
loſen Bauern‘ ſammelt. Das iſt das Syſtem, nach dem die Bauernbank eine 
„Löſung“ der Agrarfrage anſtrebt.“ ' 

Bauernbank und Landordnungskommiſſionen, die gemeinſam über den 
Länderfonds verfügen, betreiben aus allen Kräften den Verkauf an wohlhabende 
Bauern und an die Dorfwucherer, die ſogenannten „Bauernfreſſer“, alſo die⸗ 
jenigen Elemente, die ſich als Stütze der politiſchen Reaktion bewährt haben, 
zum großen Nachteil der wirklich bedürftigen Bauernſchaft. Die „Sammel⸗ 
berichte“ der Bank vom Jahre 1906 zeigen, daß nur etwa 50 bis 60 Prozent 
der von der Bank aufgekauften Ländereien in die Hände der landarmen 
Bauern kommen, alles übrige Land fällt anderen Kategorien von Käufern zu. 
Der Verkauf des Länderfonds geht ſehr langſam vonſtatten. Vom 3. November 
1905 bis zum 1. Oktober 1908 ſind von Bauern durch die Bank dank den 
Vorſchüſſen der Bank 2529319 Deßjätinen und Bankgüter im Betrag von 
645287 Deßjätinen — in Summa 3174606 Deßjätinen — erſtanden worden. 
Dieſes Quantum überſteigt nur ſehr wenig die vor der Periode geſteigerter 
Tätigkeit der Bank durch deren Vermittlung alljährlich an die Bauern verkaufte 
Landmenge (in den Jahren 1899 bis 1904 betrug der durchſchnittliche jähr⸗ 
liche Zuwachs 848 000 Deßjätinen). Am 

Während nun die Bauernbank einerſeits den angeblich nur für land⸗ 
bedürftige Bauern beſtimmten Länderfonds ſammelt, expropriiert fie anderer- 
ſeits die landarme Bauernſchaft, indem fie Bauernländer, die fie ſelbſt 
vorher unter äußerſt drückenden Bedingungen abgetreten hat, wegen Ver⸗ 
ſäumung der Zahlungstermine wieder an ſich zieht. In den letzten anderthalb 
Jahren bringen die ruſſiſchen Zeitungen öfters Anzeigen der Bank von feil⸗ 
gebotenen Bauernländern. Die Regierung gibt ſich den Anſchein, als ob ſie 
mit der einen Hand den Bauern etwas gäbe, während ſie mit der anderen 
ihnen tatſächlich ihr Land abnimmt. 

Was die Tätigkeit der zum Zwecke einer „Durchführung“ der Agrarmaß⸗ 
regeln in den Gemeinden eingeſetzten Landordnungskommiſſionen betrifft, ſo 
beſtanden deren erſte glänzende Reſultate darin, daß ſie von den Bauern 
boykottiert wurden. „Um für 200 bis 250 Rubel pro Deßjätine Land zu er⸗ 
werben, brauchen wir keine Kommiſſionen, das verſtehen wir ſelber“ — mit 
ſolchen Worten motivierten die Bauern den Boykott. „Wir haben es mit den 
Kommiſſionen verſucht und Land gekauft, aber uns mit dieſem Kaufe eine 
Laſt auf den Hals geladen, unter der wir zuſammenbrechen; jetzt mag die 
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Duma beſchließen, wie es mit dem Lande werden ſoll, die Duma iſt unſere 
letzte Zuflucht“ („N. S. Obosrenie“, Nr. 2, 1906, S. 58). 
Welche Ziele ſich die Landordnungskommiſſionen ſteckten und auch faktiſch 
anſtrebten, erhellt am beſten aus einer Rede des Vorſitzenden der Kommiſſion 
in Jekaterinoslaw, Geheimrat Rittich. Seine Auffaſſung von der künftigen 
Tätigkeit der Kommiſſion lief darauf hinaus, daß der Schwerpunkt ihrer Auf⸗ 
gabe nicht ſowohl darin liege, den Großgrundbeſitzern und der Krone Land 
abzukaufen und die Bauern damit zu verſorgen, als vielmehr darin, die Wirt⸗ 
ſchaft der Bauern auf dem bereits in ihrem Beſitz befindlichen Boden zu 
regulieren, für ſeine beſſere Verteilung unter die Glieder der Dorfgemeinden 
und beſſere Bearbeitung des Bodens Sorge zu tragen, wozu der Übergang 
vom gemeinſchaftlichen zum Privatbeſitz in Form einzelner kleiner Bauernhöfe 
gefördert werden müſſe („Narodny Trud“, Nr. 8, 1906, S. 41). „. . . Die 
Majorität der (erſten) Duma“ — äußerte ſich der Vorſitzende der Kommiſſion 
in Boriſſow — „hat ſich, durch allerlei ſozialiſtiſche Utopien irregeführt, für 
Expropriation des Privatgrundbeſitzes als einzig radikale Löſung der Agrar: 
frage ausgeſprochen. Ein derartiges Mittel, das unſere ganze, auf dem 

Privateigentum baſierende wirtſchaftliche Ordnung zu erſchüttern droht, konnte 
nicht durchgeführt werden“ (daſelbſt). 

Dieſen in den zitierten Reden jo ſcharf betonten Standpunkt des Groß⸗ 
grundbeſitzes teilten ſämtliche Kommiſſionen; er war die eigentliche Richtſchnur 
ihrer Tätigkeit. Eine der weſentlichſten Kundgebungen der ſchließlich organi— 
ſierten Kommiſſionen beſtand in energiſchem Proteſt gegen die Bauernbank, 
die für den adeligen Grundbeſitz viel zu niedrige Preiſe zahle (). Bei der 
Ausnutzung des Länderfonds iſt ihr Beſtreben dahin gerichtet, an Stelle des 
Gemeinbeſitzes der Bauerngemeinde neu entſtandene einzelne Bauernhöfe zu 
ſetzen; dadurch, daß der Ankauf von Land durch begüterte Bauern begünſtigt 
wird, ſoll der Dorfkommunismus untergraben und ſeine Zerſtörung befördert 
werden. Die Politik der Kommiſſionen iſt alſo im großen und ganzen die 
gleiche wie die der Bauernbank, nur daß die Kommiſſionen noch energiſcher 
für die Intereſſen der Großgrundbeſitzer eintreten als die Bank. 

Der Länderfonds, über den die Regierung verfügt, betrug am 1. Januar 
1908 etwa 14 Millionen Deßjätinen. Dieſer an ſich ſehr bedeutende Vorrat 
macht aber nur 27 Prozent der nach den Angaben des Miniſteriums zur Be- 
ſeitigung der Landnot erforderlichen Landmenge aus. Dazu kommt noch, daß 
der Vorrat äußerſt ungleichmäßig und keineswegs im Verhältnis zu den Be 
dürfniſſen der Bevölkerung über die Provinzen verteilt iſt; die meiſten vor- 
rätigen Ländereien liegen gerade in jenen Gouvernements, wo der Landmangel 
relativ weniger fühlbar iſt. Eine weitere Ausdehnung des Fonds, etwa bis 
auf 30 Millionen Deßjätinen, iſt aber bei den gegebenen Verhältniſſen 
unmöglich, da ſeine Anſammlung ſtreng an die Bedingung freiwilligen Länder— 
verkaufs gebunden iſt; auf dieſem Wege kann die Regierung unmöglich einen 
für die Bedürfniſſe der ganzen Bevölkerung ausreichenden Vorrat in ihre 
Hände bekommen. Maſſenhaftes Angebot von Land war, wie bereits er— 
wähnt, eine Folge der Agrarbewegung und nur durch dieſe ermöglicht. Mitte 
1907 waren die Bauernaufſtände überall eingedämmt, in vielen Gegenden 
völlig erdrückt, und die Panik unter den Gutsbeſitzern hatte ſich gelegt. Die 
reaktionäre dritte Duma hat auch ſehr dazu beigetragen, den geſunkenen Mut 
der Gutsbeſitzer wieder aufzurichten. Die Landadeligen ſind nämlich der An— 
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ſicht, daß die ihrer Meinung nach viel zu „liberalen“ Agrarmaßregeln Stolypins 
ihnen ſehr geſchadet haben; von der dritten Duma, in der ſie ja tatſächlich 
die leitende Rolle ſpielen, erhoffen die Landjunker, ſie werde die Agrarfrage 
ins „rechte Geleiſe“ bringen, oder mit anderen Worten, ſie werde über ſämt⸗ 
liche eingeleiteten Maßnahmen gegen die bisherige Ausbeutung der Bauern 
durch den Landadel hinwegſchreiten und die Agrarfrage einfach von der Tages⸗ 
ordnung ſtreichen. 

Ein wichtiger, vielleicht ſogar entſcheidender Umſtand, durch den die Regie⸗ 
rung verhindert wird, den Länderfonds weſentlich zu vergrößern, iſt ihr Geld⸗ 
mangel. In einem offiziellen Rundſchreiben an die lokalen Landordnungs⸗ 
kommiſſionen heißt es wie folgt: „Jede Verzögerung beim Verkauf der im 
Beſitz der Bauernbank befindlichen Länder iſt ſowohl vom finanziellen Stand⸗ 
punkt als im Intereſſe der bevorſtehenden Regulierung der Agrarverhältniſſe 
in gleicher Weiſe unerwünſcht. Die Einnahmen der Bank von ihren in Pacht 
gegebenen Gütern reichen kaum zur Deckung der laufenden Zahlungen für 
ihre eigenen Verpflichtungen aus.“ Die Einnahmen der Bank ſind alſo der⸗ 
artig, daß ſie nicht einmal ihre Zinszahlungen decken, von einem weiteren 
Anwachſen des Länderfonds kann mithin keine Rede ſein. 


Ein weiteres Mittel zur „Löſung“ der Agrarfrage ſollen die Überſiedlungen 
darſtellen. Bevor man an dieſe Frage herantritt, muß man ſich vergegen⸗ 
wärtigen, daß die Regierung früher, vor der Revolution, in ihrem Beſtreben, 
die beſtehenden hohen Landpreiſe aufrechtzuerhalten und den Gutsbeſitzern billige 
Arbeitskraft zu ſichern, mit allen Mitteln der Überfiedlung aus dem Innern des 
Reiches entgegentrat. Erſt ſeit dem Losbrechen der Bauernaufſtände trat ein 
völliger Umſchwung ein: um die mißvergnügten, meuteriſchen Elemente der Land⸗ 
bevölkerung loszuwerden, begann die Regierung ſehr lebhaft für eine Überſiedlung 
der Bauern aus den inneren Gouvernements in „freie“ Länder zu agitieren. 

Die koloniſatoriſche Tätigkeit der Regierung iſt bisher eine ganz regelloſe 
geweſen. Vor allem iſt der für Koloniſten beſtimmte Bodenvorrat faſt erſchöpft, 
jo daß auch bei Benutzung ganz unfruchtbarer Bezirke nicht mehr als 300000 
Überſiedler jährlich untergebracht werden können, alſo etwa ein Sechſtel des 
jährlichen Zuwachſes der Bevölkerung in Rußland. Aber auch in den ge 
gebenen Grenzen ergreift die Regierung keinerlei Maßregeln, um den Über⸗ 
ſiedlungsbedürftigen die Liquidierung ihrer Wirtſchaft zu erleichtern, die Reiſe⸗ 
koſten zu ermäßigen, die Neueinrichtung am Orte der Anſiedlung zu ermöglichen. 
Von den drei elementaren Erforderniſſen der Anſiedlung — gute Luft, frucht⸗ 
barer Boden und geſundes Waſſer — wird, wie ein Rayonvorſteher der 
Koloniſationsgebiete ſich ausdrückte, von der Regierung nur dem erſten in 
ausreichender Weiſe Rechnung getragen. Es werden alſo, wie erſichtlich, den 
Überſiedelten untaugliche Grundſtücke angewieſen. Die Reſultate dieſer Koloni⸗ 
ſation ſind denn auch ſehr kläglich: die Anſiedler halten es auf dem „freien“ 
Lande eben nur ſo lange aus, bis ſie ihre Geldmittel und den ſpärlichen 
Vorſchuß der Regierung verzehrt haben und völlig ruiniert ſind. 

Die Agitation der Regierung hatte bedeutenden Erfolg. Die Zahl der nach 
Sibirien Übergeſiedelten betrug 
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Eine ſo koloſſale Ziffer wie die von 1907 iſt für Rußland etwas Un⸗ 
erhörtes; bis zum Jahre 1905 hatte das Maximum (im Jahre 1899) 223209 
Menſchen betragen. Man ſollte meinen, daß ein derartiger Aufſchwung der 
Überſiedlungsbewegung der Regierung die größte Freude machen würde. Es 
kam aber anders: ſchon im Mai 1907 war ſie genötigt, eine Schwenkung zu 
machen und durch eine Verordnung des leitenden Hauptes der Landordnungs⸗ 
behörden Maßregeln vorzuſchreiben, die der Völkerwanderung Halt gebieten 
ſollten. Es ſtellte ſich nämlich heraus, daß der Bodenvorrat für die Hundert⸗ 
tauſende von Übergeſiedelten nicht ausreichte. Die Koloniſten fanden kein Unter⸗ 
kommen und gerieten in eine ſehr bedauernswürdige Lage. Die koloniſatoriſche 
Tätigkeit der Regierung hat den landarmen Bauern wenig Segen gebracht. 
5 N | 
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Von größter Bedeutung für die Entwicklung der Agrarverhältniſſe und die 
weiteren Schickſale der ruſſiſchen Bauernſchaft war das Geſetz vom 9. November 
1906, das den Bauern das Recht verlieh, die Ausſcheidung aus der Dorf⸗ 
gemeinde zu verlangen. Ohne auf die Einzelheiten dieſes Geſetzes näher ein⸗ 
zugehen, wozu ein eigener Aufſatz erforderlich wäre, können wir an dieſer 
Stelle nur ganz allgemein auf ſeine Motive und ſeine Reſultate hinweiſen. 

In ihren revolutionären Aktionen traten die Bauern vielfach als einheitliche 

Körperſchaft — als Dorfgemeinde oder „Mir“ — auf; der „Mir“ wandte ſich 
an den Gutsherrn mit der Forderung, ſeine Domänen zu verlaſſen und das 
Land dem „Mir“ zu übergeben; im Namen des „Mir“ ergriffen die Bauern 
vom Inventar, Kornvorrat uſw. des Gutsherrn Beſitz. Gegen dieſen Anſturm 
der Bauerngemeinden in geſchloſſenen Reihen waren die üblichen Exekutionen 
machtlos; um den Widerſtand der kompakten Maſſe zu überwinden, mußte 
ein Mittel gefunden werden, das geeignet war, innerhalb des „Mir“ Zwie— 
tracht zu erzeugen und ihn in mehrere feindliche Lager zu ſpalten. Das war 
nun auch der Hauptzweck des Ukas vom 9. November. Man erwartete, jeder 
aus der Gemeinde ausſcheidende Bauer würde einen Teil des Gemeindelandes 
für ſich als Privatbeſitz in Anſpruch nehmen, wobei Mißhelligkeiten und Feind— 
ſeligkeiten nicht ausbleiben konnten. 

Außerdem bezweckte der Ukas ein Anwachſen der geſonderten Bauernhöfe 
und Geſindewirtſchaften. In der Tat waren durch die alte Geſetzgebung 
ökonomiſch ſehr ungleichartige Elemente feſt an die Gemeinde gebunden, und 
die Bauern wurden vielfach durch den Kollektivbeſitz in ihrer wirtſchaftlichen 
Selbſttätigkeit außerordentlich gehemmt; die wohlhabenderen Glieder des „Mir“ 
waren meiſt außerſtande geſetzt, ihre Wirtſchaft weiter auszubauen. Dieſe 
Hinderniſſe wurden durch den Ukas beſeitigt; die begüterten und unternehmenden 
Elemente der Dorfbevölkerung erhielten die Möglichkeit, Kraft zu gewinnen 
und die Krallen wachſen zu laſſen. 

Die Zugehörigkeit zur Gemeinde war niemals ein freiwilliger, zwangloſer 
Zuſtand der geſamten Bauernſchaft geweſen; daher konnte ein Geſetz, das 
den Austritt aus ihr erleichterte, von manchem Bauern als wohltätige Be— 
freiung vom Joche einer rückſtändigen Geſetzgebung aufgefaßt werden. Das 
Geſetz trug ſomit an ſich einen unverkennbar fortſchrittlichen Charakter. Aber 
die Art ſeiner Handhabung durch die Regierung macht die Lage der Bauern 
noch unerträglicher. Denn bei ſeiner Durchführung werden die lokalen Ver⸗ 


Im April 1908 wurde dieſe Vorſchrift durch ein Rundſchreiben nochmals beſtätigt. 
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hältniſſe völlig außer acht gelaſſen, die Gemeinde wird an Orten zerſtört, wo 
ſie noch tief im Boden wurzelt und die Bevölkerung ohne ſie ebenſowenig 
wie ohne Luft exiſtieren kann. 

Meiſtens verweigert die Gemeinde ihre Einwilligung, und dann wird die 
Ausſcheidung nach Ablauf des geſetzlichen (monatlichen) Termins zwangsweiſe 
unter Beihilfe des Landvogts (zemsky natschalnik) durchgeſetzt. Dieſe gewalt⸗ 
ſame Vernichtung der Bauerngemeinde richtet nicht geringeren wirtſchaftlichen 
Schaden an, als es früher durch ihre zwangsweiſe Aufrechterhaltung geſchah. 
Übrigens hat das Geſetz vom 9. November kein ſehr weitgehendes Entgegen⸗ 
kommen bei der Bevölkerung erfahren: die Zahl der bisher Ausgeſchiedenen 
beläuft ſich auf zirka 5 Prozent. Auch hat das Miniſterium Stolypin ſelbſt zu⸗ 
geben müſſen, daß bei der praktiſchen Durchführung des Ukas vom 9. November 
„einige Unebenheiten und Mängel“ zum Vorſchein gekommen ſeien, und hat 
jetzt der Reichsduma einige neue Punkte zu deſſen „Ergänzung und Vervoll⸗ 
ſtändigung“ vorgelegt. 

Auch das neuerteilte Recht, ohne die Einwilligung der Dorfgemeinde den 
Wohnort zu wechſeln, wie auch das Recht, ſtaatsdienſtliche Amter zu bekleiden, 
ohne dabei aus der Gemeinde austreten zu müſſen, kann nur für ſehr wenige, 
und zwar nur die bemitteltſten Glieder der Gemeinde einige Bedeutung ge⸗ 
winnen. Die erdrückende Majorität der Bauernſchaft bleibt nach wie vor der 
recht⸗ und ſchutzloſeſte von allen Ständen des Staates. 

Von den ſonſtigen Maßnahmen des Miniſteriums Stolypin auf dem Gebiet 
des Bauernrechtes hat trotz der großen prinzipiellen Bedeutung einzelner Schritte 
keine einen weſentlichen Einfluß auf die ſoziale Lage des Bauernſtandes ausgeübt. 

Wie die meiſten „Staatsmänner“, iſt auch Stolypin, der beiläufig geſagt 
vielfach mit Bismarck verglichen worden iſt, äußerſt geneigt, ſeine Tätigkeit für 
eine durchweg volksbeglückende und ſpeziell ſeine Agrarreform für den Ausfluß 
größter Staatsweisheit zu halten. Der Premierminiſter macht auch kein Hehl 
daraus, daß ſeine Agrarpolitik darauf ausgehe, Rußland mit einem Schlage 
„glücklich“ zu machen. Das Grundprinzip dieſer Politik bezeichnet er als 
„Prinzip des ſtaatlichen Sozialismus, wie es auch im Weſten mehrfach An⸗ 
wendung gefunden“ habe. Was aber die „Agrarreformen“ der ruſſiſchen 
Regierung mit „ſtaatlichem Sozialismus“ gemein haben, iſt aus den obigen 
Ausführungen erſichtlich. Jedenfalls muß der Verſuch, eine regierungstreue 
und politiſch „zuverläſſige“ Klaſſe feſt im Boden wurzelnder kleiner Land⸗ 
eigentümer zu ſchaffen, abſolut ſcheitern. 

Die Landwirtſchaft iſt völlig zerrüttet, die ökonomiſchen Kräfte der Be⸗ 
völkerung erſchöpft. Der Innenmarkt iſt in einen kläglichen Zuſtand geraten 
und die faſt ausſchließlich auf den letzteren angewieſene ruſſiſche Induſtrie 
zu chroniſchem Siechtum verurteilt. Eine Erſcheinung iſt namentlich für die 
künftigen Geſchicke Rußlands von drohend ſymptomatiſcher Bedeutung: während 
in allen Kulturſtaaten ein intenſiver Entwicklungsprozeß der „Stadt“ auf 
Koſten des „Landes“ konſtatiert wird, ſteht in Rußland im Gegenteil in den 
letzten Jahren der Bevölkerungszuwachs in den Städten hinter dem der Dörfer 
zurück. Das läßt ſich wohl nur als Zeichen eines ſchweren kulturellen Still⸗ 
ſtands deuten. Dieſer im weſentlichen durch die finanzielle und ökonomiſche 
Politik der Regierung erzeugte Zuſtand wird durch ihre politiſchen Maßnahmen 
noch verſchlimmert. Bei ſolchen Verhältniſſen kann von einem kräftigen Klein⸗ 
bauernſtand wohl kaum die Rede ſein. 
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Das Reſümee der obigen Ausführungen wäre in Kürze folgendes. Durch 
die Bauernbewegung in die Enge getrieben, ſchritt die Regierung zu Agrar⸗ 
reformen, beſchränkte ſich dabei aber auf ſehr unweſentliche Zugeſtändniſſe, die 
darauf abgeſehen waren, die meuternden Moſſen einigermaßen zu beſchwichtigen. 
Alle anderen Agrarmaßnahmen der Regierung bezweckten eine Spaltung und 
gegenſeitige Aufhetzung der verſchiedenen Elemente der Bauernſchaft gegen⸗ 
einander, was ſie durch Verkauf von Ländereien durch die Bauernbank und 
Parzellierung des gemeinſam bearbeiteten Gemeindelandes in ſelbſtändige 
Bauernhöfe zu erreichen ſucht. Ganz und gar auf die Vorteile des Groß— 
grundbeſitzes und einer relativ geringen Anzahl wohlhabender Bauern bedacht, 
kann die Agrarpolitik Stolypins für die Maſſe der Bauernſchaft nur ver⸗ 
derbliche Folgen nach ſich ziehen; weit entfernt, eine Löſung der Agrarfrage 


anzubahnen, verſchärft fie die überkommenen Mißſtände und zieht den Knoten 


noch feſter zuſammen. Sie kann weder den ruſſiſchen Bauern befriedigen 


noch dem Verfall der ruſſiſchen Landwirtſchaft und damit der ruſſiſchen Finanzen 
ſteuern. Solange ihr das nicht gelingt, iſt aber ein normales Leben in Ruß⸗ 


land, ein Abſchluß der Revolution nicht möglich. 


Das Unglük auf Zeche Radbod. 


Von einem Bergmann. 


Am 12. ember hat ſich auf Zeche Radbod bei Hamm ein Grubenunglück 
ereignet, bei welchem 343 Menſchen tot blieben und 29 Mann verletzt wurden. 


In das Gefühl des Mitleids mit den Opfern der Kataſtrophe miſchen ſich die 


Fragen: „Welches ſind die Urſachen des Unglücks?“ und: „Wie ſind ſolche 


Maſſenunglücke zu verhüten?“ 


Die Urſachen faſt aller größeren Unglücke ſind Schlagmetter- und Kohlen⸗ 
ſtaubexploſionen. Seltener kommen Unglücke vor durch Reißen des Förderſeils 
oder Übertreiben der Förderkörbe. Grubenbrände mit ſtarker Rauchentwicklung, 
plötzliche Waſſereinbrüche und Sprengſtoffexploſionen ſind ebenfalls imſtande, 


eine größere Zahl von Menſchenleben zu vernichten. Sie ſind jedoch ſeltener, 
und die Zahl der Toten wird nicht jo groß wie im Falle Radbod. 


Die Schlagwetter ſind eine Miſchung von atmoſphäriſcher Luft und einem 
leichten Kohlenwaſſerſtoffgas, dem Grubengas, Ather, deſſen chemiſche Formel 
CH: iſt. Die Miſchung wird bei 5 Prozent CH u exploſibel, erreicht bei 9,5 Pro⸗ 


zent ihre größte Exploſionsſtärke und verliert ſie vollſtändig bei 15 Prozent. 


Das ſpezifiſche Gewicht des Gaſes beträgt 0,56. Es iſt alſo leichter als 


die Luft und ſammelt ſich daher in den oberen Teilen der Strecken (Firſte), 
in den durch Brüche oder ſonſtwie entſtandenen Löchern und Hohlräumen im 


hangenden Gebirge und in anſteigenden Betrieben, die noch keine obere Offnung 


beſitzen. 


Die meiſten Schlagwetter entſtrömen im Ruhrrevier den Fettkohlenflözen. 

Je tiefer dieſe liegen und je weniger ſie von Grubenbauen berührt worden 

ſind, um ſo größer iſt die Stärke der Entgaſung. Befinden ſich in der Kohle 
oder im Nebengeſtein hohle Räume, die mit Gas angefüllt ſind, ſo ſteht dieſes 

unter hohem Druck, ſo daß es, ſobald ſich Grubenbaue nähern, mit großer 

Gewalt als „Bläſer“ in dieſe eindringt. Infolge des großen Druckes, unter 

dem das Gas ſteht, ſättigen ſich auch poröſe Nebengeſteine damit, und man 
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findet in der Nähe von gashaltigen Kohlenflözen des öfteren Sandſteinſchichten, 
die gasführend ſind. 

Gegen die plötzlich auftretenden Bläſer bohrt man vor der Arbeitsſtelle ein 
mehrere Meter tiefes Loch in die Kohle, ſo daß eine etwaige Gasanſammlung 
durch das Loch langſam entweichen kann. 

Auf belgiſchen Gruben haben ſich ſchon mehrere Male plötzliche Gas⸗ 
ausbrüche gezeigt, die mit einer plötzlichen chemiſchen Zerſetzung der Kohle in 
Verbindung gebracht wurden. In Deutſchland „ſoll“ bis heute ein einziger 
ſolcher Fall vorgekommen ſein. Mit einem derartigen Gasausbruch verſucht 
auch der Reichstagsabgeordnete Behrens im „Tag“ die Exploſion zu erklären. 
Eine ſolche Annahme entlaſtet zwar die Beſitzer der Grube und die Behörde, 
ihre Richtigkeit iſt aber durch nichts bewieſen. 

Auch durch Barometerſturz ſucht man eine plötzliche ſtarke Entgaſung zu 
erklären. Im Falle Radbod iſt dies Unſinn. Barometerſtürze üben nur auf 
Zechen mit weiten, ausgedehnten Bauen, in denen viele abgebaute Hohlräume 
vorhanden ſind, ihre Wirkung aus. Der Druck der atmoſphäriſchen Luft hält 
den Gaſen in dieſen Hohlräumen das Gleichgewicht. Sinkt das Barometer 
um ½o feiner Höhe, jo wird der fünfzigſte Teil der Gaſe aus den Hohl 
räumen in die Grubenbaue dringen. Auf Radbod ſind noch keine 
größeren Hohlräume vorhanden, denn die Zeche iſt erſt ſeit zwei Jahren 
im Betrieb. Nennenswerte Gasmengen konnten deshalb dort nicht austreten. 
Auf die Entgaſung aus der anſtehenden Kohle aber übt ein Barometerſturz 
keinen Einfluß aus. Die Gaſe beſitzen zum Beiſpiel 20 Atmoſphären Spannung 
in der Kohle. Ob fie nun 1 Atmoſphäre oder */s Atmoſphären Luftdruck 
nebenbei überwinden müſſen, iſt vollſtändig gleichgültig. 

Um den Gefahren, die die Schlagwetter in ſich bergen, zu begegnen, ſind 
eine Reihe von bergpolizeilichen Verordnungen erlaſſen. Die Hauptbeſtimmung 
lautet: „Alle zur Gewinnung, Förderung und Fahrung beſtimmten Gruben⸗ 
baue ſind ſo zu bewettern, daß Anſammlungen ſchädlicher Gaſe jeder Art und 
zu hohe Wärme tunlichſt vermieden werden.“ Des weiteren iſt dann beſtimmt, 
daß die Luftmenge pro Mann und Minute in jeder Bauabteilung mindeſtens 
3 Kubikmeter betragen muß. Genügt dieſe Luftmenge nicht, um die Menge 
des CH. unter 1 Prozent zu halten, fo muß die Luftzufuhr entſprechend er⸗ 
höht werden. Ferner werden Luftgeſchwindigkeit, Luftverteilung, Luftmeſſung 
geregelt. Außerdem ſind über die Grubenlampen und die Verwendung von 
Sprengſtoffen eine Reihe Vorſchriften erlaſſen. 

Doch alle dieſe Beſtimmungen ſind nicht imſtande, kleinere Exploſionen zu 
verhindern. Es ſprechen da hunderterlei Zufälligkeiten mit, die ſich niemals 
vermeiden laſſen. Die genaue Befolgung der Vorſchriften ſchränkt jedoch die 
Anzahl der Exploſionen erheblich ein. Und auf jeden Fall wird die Aus⸗ 
breitung der Exploſion verhindert, wenn alles in Ordnung iſt. 

Die Befolgung der Vorſchriften ſtößt aber auf mancherlei Schwierigkeiten, 
die in verſchiedenen Urſachen ihren Grund haben. Der Gebirgsdruck verändert 
fortwährend die Querſchnitte der Strecken, ſo daß ſich das gegenſeitige Ver⸗ 
hältnis der einzelnen Wetterſtröme verſchiebt. Wo heute noch 100 Kubikmeter 
durchgehen, ſind es morgen vielleicht nur noch 60 Kubikmeter. Die übrigen 
40 Kubikmeter drücken ſich mit einem anderen Wetterſtrome durch. Darum 
muß an den die Luftſtröme in die richtigen Wege leitenden Droſſelklappen des 
öfteren reguliert werden. Aber auch die Wettertüren, Wettermauern, Wetter⸗ 
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ſcheider werden undicht, ſo daß ſozuſagen Kurzſchluß entſteht und die friſche 
Luft, ohne Betriebe zu beſtreichen, direkt in den Ausziehſtrom übergeht. 
Der Gebirgsdruck veranlaßt auch ein Ausbrechen der den Strecken über⸗ 
lagernden Schichten. Es entſtehen Hohlräume über den Hölzern, die mit Gas 
gefüllt ſind. 

Bei ſämtlichen Arbeiten, ganz gleich, ob Neuausführungen oder Repara⸗ 
turen, ſpielt nun die Ausbildung des Arbeiters eine bedeutende Rolle. 
Nur derjenige Bergmann, der klar erkennt, zu welchem Zwecke ſeine Arbeit 
ausgeführt werden muß, wird ſie auch dieſem Zwecke angepaßt richtig aus⸗ 
führen. Deshalb ſind neue Anlagen, die in außerordentlich kurzer Zeit ihre 
Belegſchaften durch den Zuzug fremder ungelernter Arbeiter vergrößern, 
vor allen anderen zu Verſtößen gegen die Wetterführung disponiert. Das 
größte Übel liegt jedoch in der ungenügenden Anzahl von beſchäftigten 
Arbeitern. Die Beamten erhalten von der Verwaltung den Befehl, daß ſie 
nur eine beſtimmte Zahl Leute zu Reparaturarbeiten verwenden dürfen. Da⸗ 
mit dieſer Befehl auch befolgt wird, macht man das Einkommen der Be— 
amten von der Höhe der Kohlenförderung (des Solls) abhängig; 
die Verwaltung behält ſich aber außerdem noch das freie Verfügungsrecht über 
die „Prämie“ vor. Sie iſt alſo nicht nur in der Lage, den Beamten zu 
entlaſſen, ſondern auch mit Entziehung der Prämien zu beſtrafen. Der Mangel 
an Arbeitern zwingt nun den Beamten, den Leuten viel Arbeit aufzugeben 
und darunter die Ausführung leiden zu laſſen. Selbſtverſtändlich leidet die 
Geſamtwetterführung darunter. Die Bergbehörde findet nun bei ihren Be— 
fahrungen kleinere Verſtöße; grobe Verſtöße ſtellt ſie überhaupt nicht feſt, denn 
gegen Betriebsführer wird ſehr ſelten Anklage erhoben! Sie beſtraft den 
Steiger und ſtößt ſich nicht im geringſten daran, daß die Verwaltung durch 
das „Prämien⸗ und Sollſyſtem“ die Hauptſchuld trägt. Deshalb iſt keine 
Beſſerung zu erwarten, ſolange die verantwortlichen Beamten von der Gnade 
und Ungnade der Beſitzer abhängig bleiben. 

So war es auch auf Zeche Radbod. Die Verwaltung trieb die Steiger 
und dieſe trieben die Leute an. Dazu kamen die vielen ungelernten Ar⸗ 
beiter, die keine Schlagwetter kannten. Die Grube baute in den äußerſt 
gasreichen Flözen der oberen Fettkohlenpartie. Das Grubenfeld war kilometer⸗ 
weit im Umkreis noch unverritzt, ſo daß die Gasentwicklung ſehr ſtark 
erfolgte. Trotzdem brauchte die Zeche keine Schlagwetterexploſion 
zu fürchten. Sie jagte 8000 Kubikmeter Luft pro Minute durch die Grube. 
Dieſe Luftmenge mußte jede Exploſion von einer derartigen Ausdehnung ver⸗ 
hindern, wie ſie in Wirklichkeit auf Zeche Radbod Platz gegriffen hat. Der 
Behörde und auch der Zechenverwaltung wäre es gar nicht unlieb, wenn die 
Exploſion als reine Schlagwetterexploſion angeſehen und eine Erklärung für 
das ungeheure Auftreten des Gaſes erfunden würde. Sie könnten dann ruhig 
ſagen, wir haben Luft genug geſchafft und das Auftreten größerer Gasmengen 
können auch wir nicht verhindern. Folglich ſind wir unſchuldig und ſolche 
große Unglücke ſind unvermeidlich. Die Entzündung der Gaſe kann dann als 
ſelbſtverſtändlich dem Arbeiter oder Steiger aufgebürdet werden, denn Beſitzer 
und Behörde waren zur Zeit der Exploſion nicht in der Grube. Der Schein 
des Rechtes bleibt gewahrt und — alles bleibt beim alten. 

Der Kohlenſtaub für ſich allein kann keine Exploſion hervorrufen. Zu 
ſeiner Entzündung bedarf es höherer Hitzegrade, als ſie die gewöhnliche Lampen⸗ 
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flamme erzeugt. Deshalb treten Roblenfianberploftänen nur in Verbindung 
mit Sprengftoff- oder Schlagwetterexploſionen auf. | 

Die Fettkohlenflöze im Ruhrgebiet neigen mehr als Gas⸗ und Magerkohlen 
zur Staubbildung. Es iſt früher angenommen worden, daß der Staub dieſen 
letzten beiden Kohlenſorten nicht explodiere. Auf der berggewerkſchaftlichen 
Verſuchsſtrecke in Gelſenkirchen⸗Bismarck iſt jedoch das Gegenteil feſtgeſtell 
worden. Der Staub der Fettkohlen, die an und für ſich ſehr milde, weicht 
Kohlen ſind, iſt äußerſt leicht. Infolge ſeiner Fettigkeit nimmt er auch 
kein Waſſer an. Das Waſſer läuft über ihn hinweg, ohne ihn zu feuchten 
Nur mit ſtarkem Drucke darauf geſpritztes Waſſer iſt imſtande 
ihn wirkſam zu bekämpfen. Die Staubbildung iſt um ſo größer, je ar | 
die Kohle unter Druck Steht. Sie wird außerdem durch die Temperatur 26 
Gebirges und die Geſchwindigkeit des Wetterſtroms beeinflußt. 

Alle dieſe die Staubbildung ungünſtig beeinfluſſenden Faktoren treffen au 
Zeche Radbod zuſammen. Der Gebirgsdruck richtet ſich nach der Mächtig 
keit der überlagernden Schichten. Dieſe beträgt zirka 700 Meter. Der Drud! 
iſt alſo ſehr ſtark und die Kohlen werden zermahlen. Die Geſteinstemperatm 
iſt infolge der großen Teufe ebenfalls ſehr hoch. Die Wettergeſchwindiglei 
beträgt an ſehr vielen Stellen mehrere Meter 5 Sekunde, ſo daß ſehr vie 
Staub aufgewirbelt und mitgenommen wird. In den niedrigen Strecker 
ſchütteln ſich die aufgehäuft vollgeladenen Wagen ab oder werden von der 
Kappen, der Decke des Stollen, abgeſtrichen. Dadurch wird die Staubbildung 
ungemein gefördert. 

Die Vorbedingungen waren alſo vorhanden, die Radbod zu einer ge 
fährlichen Kohlenſtaubzeche machten. Hier hätte nun eine Berieſelungs 
leitung vorhanden ſein müſſen, die ſtets genügend Waſſer unten 
ſtarkem Drucke lieferte. Aber das Gegenteil war der Fall. Die Waſſer 
leitung kam von einem auf der erſten Sohle liegenden Baſſin im Schacht I. 
herunter. Sie führte mit mehreren ſtarken Krümmungen auf der zweiten und 
dritten Sohle in den Bau. Der Druck des Waſſers, der theoretiſch auf den 
zweiten Sohle 5 Atmoſphären, auf der dritten Sohle 13 Atmoſphären betrug 
wurde durch die Reibung in den engen Rohren zum größten Teile aufgezehrt 
Das Waſſer lief ohne Druck aus der Leitung, ſo daß eine gründlich 
Befeuchtung ſelbſt bei fortwährendem Waſſernachfluß kaum s 


—— 


lich war. Aber auch das Waſſer blieb des öfteren aus. Das haben 
Steiger und Arbeiter offen erklärt. 

Von der Behörde und der Verwaltung wird vielleicht verſucht werden 
dieſen Vorwurf abzuſchwächen. Aber es ſind genügend Zeugen vorhanden, di. 
das Gegenteil beſchwören können. 

Die Unglücksaffäre liegt klar zutage. Durch einen xbeliebigen, nebenſäch 
lichen Zufall iſt eine Schlagwetterexploſion entſtanden. Der nich 
genügend berieſelte Kohlenſtaub iſt mitexplodiert. Die Exploſion ha 
ſich infolge ſeines Vorhandenſeins auf ein oder zwei Steigerreviere ausgedehnt 
Die ungeheure Lufterſchütterung hat in dem kleinen aufgeſchloſſenen Felde 
der Zeche alle übrigen Reviere zu Bruch geworfen. Die mit der Exploſion 
verbundene Hitzewelle hat an vielen Stellen das Feuer angefacht. | 

Die Bewetterung genügte im großen ganzen. Einzelmißſtände, die mit dem 
Syſtem zuſammenhängen, waren vorhanden, ſie ſind jedoch nebenſächlich 
Hauptſache iſt: Die Berieſelungsleitung . zu wenig Waſſer 
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und dieſes hatte nicht genügenden Druck. Die Verwaltung und die 
Bergbehörde haben es gewußt. Sie haben keine Abhilfe geſchaffen. Deshalb 
find beide ſchuldig. Der größte Teil der Schuld trifft die Berg— 
behörde, da ſie dazu verpflichtet iſt, die Befolgung der Bergpolizei zu Ton- 
trollieren. 5 

Die im Anfang aufgeſtellte Frage: „Wie laſſen fich ſolche Maſſenunglücke 
verhüten?“ deckt ſich mit der anderen Frage: „Wie läßt ſich eine Geſundung 
der heutigen Verhältniſſe im Bergbau herbeiführen?“ 

Die Grundidee, auf welcher ſich alle weiteren Vorſchläge harmoniſch auf- 
bauen laſſen, iſt folgende: 

Dem Steiger als Mittelsperſon zwiſchen Unternehmer und Arbeiter müſſen 
genügend Mittel zur Verfügung geſtellt werden, um den Anforderungen 
der Bergpolizei zu genügen. 

Um ihn vor Repreſſalien der Unternehmer zu ſchützen, muß das „Soll- 
und Prämienſyſtem“ verboten werden. 

Um ſeine Differenzen mit den Arbeitern zu vermeiden, müſſen zwiſchen 

eebmern und Arbeitern Vereinbarungen getroffen werden, die 
eine gerechtere Lohnfeſtſetzung gewährleiſten. 
Die Arbeiterkontrolleure ſcheinen ſich dieſer Grundidee nicht anzupaſſen. 
Sie wären auch nicht notwendig, wenn die Bergbehörde Unternehmern und 
Arbeitern unparteiiſch gegenüberſtände. Da aber Beſitzer und Behörde heute 
und wahrſcheinlich auch für lange Jahre gemeinſam Beſitzerintereſſen vertreten, 
ſo ſind Arbeiterkontrolleure eine unbedingte Notwendigkeit, um 
Beamte und Arbeiter vor Vergewaltigungen zu ſchützen. Erfahrene Arbeiter 
werden aber auch manche Gefahr erkennen und ihre Abwendung veranlaſſen. 
Der ganze weitere Ausbau der Schutzbeſtimmungen iſt Kleinarbeit. Es 
iſt deshalb ein Reichsberggeſetz zu fordern, weil dieſe Kleinarbeit vor dem 
Forum des Reichstags einer ganz anderen Wertſchätzung gewürdigt wird als 
im preußiſchen Dreiklaſſenlandtag. 


| Literarifhe Rundſchau. 


G. W. Plechanow, Ossnownyje woprossy marxisma (Die Grundfragen des 
Marxismus). St. Petersburg 1908. 

Im November dieſes Jahres waren es fünfundzwanzig Jahre, ſeitdem die Bro⸗ 
ſchüre des Genoſſen Plechanow „Sozialismus und politiſcher Kampf“ in ruſſiſcher 
Sprache erſchien. Dieſe Broſchüre bezeichnete einen völligen Bruch mit den alten 
Vorurteilen der „Narodniki“ (Volkstümler); ſie wies der niedergeſchlagenen revo— 
lutionären Bewegung einen neuen Weg, auf dem ſie zwar kein ſchneller, aber ein 
ſicherer Sieg erwartete; in der ruſſiſchen Wirklichkeit ſelbſt wies ſie jenen Prozeß 

der ſozialökonomiſchen Entwicklung nach, der langſam, aber hartnäckig das alte 

Regime untergrub; und ſie prophezeite endlich, daß die mit derſelben Unvermeidlich⸗ 
keit wie der Kapitalismus wachſende ruſſiſche Arbeiterklaſſe dem ruſſiſchen Abſolu⸗ 
tismus den Todesſtoß verſetzen und als gleichberechtigtes Mitglied in die Reihen 
der internationalen Armee des Proletariats treten werde. 
| Die Broſchüre des Genoſſen Plechanow war aber auch in anderer Beziehung 
epochemachend. Sie beſchränkte ſich nicht darauf, die Lehre der alten „Narodniki“ 
| zu kritiſieren: in einer glänzenden Skizze, die trotz ihrer fünfundzwanzig Jahre die 
Friſche ihrer Farben nicht verloren hat, gab Plechanow eine Darſtellung der 
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„Grundfragen“ des wiſſenſchaftlichen Sozialismus. „Wie Darwin die Biologie 
durch ſeine erſtaunlich einfache und zugleich ſtreng wiſſenſchaftliche Theorie der 
Entſtehung der Arten bereicherte, ſo zeigten uns die Gründer des wiſſenſchaftlichen 
Sozialismus in der Entwicklung der Produktivkräfte und im Kampfe dieſer Kräfte 
gegen die rückſtändigen „geſellſchaftlichen Produktionsbedingungen“ das große 
Prinzip der Veränderung der „Arten der geſellſchaftlichen Organiſation“. 
Die revolutionäre Praxis Rußlands, der es an einer revolutionären Theorie 
mangelte, verfügte nun über eine wahre „Algebra der Revolution“. 1 
Genoſſe Plechanow empfahl den ruſſiſchen Revolutionären den wiſſenſchaft⸗ 
lichen Sozialismus nicht als eine fertige Schablone, nicht als „eine endgültige 
Wahrheit letzter Inſtanz“. „Es verſteht ſich von ſelbſt“ — ſo ſchrieb er damals 
„daß die Entwicklung des wiſſenſchaftlichen Sozialismus noch nicht vollendet iſt 
und ebenſowenig vor den Werken von Engels und Marx Halt machen kann, wie 
die Theorie der Entſtehung der Arten mit dem Erſcheinen der Hauptwerke des 
engliſchen Biologen als endgültig vollendet gelten konnte. Auf die Feſtſtellung der 
Grundprinzipien der neuen Lehre muß eine detaillierte Erforſchung der mit ihr in 
Verbindung ſtehenden Fragen folgen, eine Erforſchung, welche die von den Autoren 
des Kommuniſtiſchen Manifeſts“ vollbrachte wiſſenſchaftliche Umwälzung vervoll⸗ 
kommnen und vollenden ſoll.“ f ; | 
Seitdem dieſe Zeilen geſchrieben wurden, war Genoſſe Plechanow neben der 
„Heranbildung von Elementen zur Schaffung einer ſozialdemokratiſchen Arbeiter⸗ 
partei“ unermüdlich damit beſchäftigt, die Grundfragen des Marxismus zu er⸗ 
forſchen, wobei er ſich immer mehr auf der Geſchichte der Philoſophie und Kultur 
konzentrierte. Und zugleich verteidigt er fortgeſetzt dieſe Prinzipien gegen die An⸗ 
griffe des ruſſiſchen und internationalen Reviſionismus, der ſtets beſtrebt iſt, den 
Marxismus zu „vervollkommnen“ und zu „verbeſſern“ oder Grundſätze des 
Marxismus durch alte, längſt verbrauchte bürgerliche „Dogmen“ zu erſetzen. | 
Auch die jüngſte Arbeit des Genoſſen Plechanow iſt der philofophifch-hiftorifchen 
Seite des wiſſenſchaftlichen Sozialismus gewidmet. Der Marxismus iſt für ihn 
eine feſtgefügte Weltanſchauung. Und er proteſtiert gegen die neu aufgetauchten 
Verſuche, die hiſtoriſche und ökonomiſche Seite dieſer Weltanſchauung von ihrer 
philoſophiſchen Begründung zu trennen, gegen die Verſuche, dem Marxismus eine 
neue „Grundlage“ zu geben, indem er — am häufigſten unter dem Einfluß philo⸗ 
ſophiſcher Stimmungen, die im gegebenen Moment in den Reihen der Ideologen 
der Bourgeoiſie herrſchen — mit der Lehre dieſes oder jenes Philoſophen, mit 
Kant, Mach, Avenarius uſw. verquickt wird. i | 
Der Materialismus von Marx und Engels ſtützte fich auf die Lehre Spinozas, 
die von Feuerbach ihres theologiſchen Außeren entkleidet wurde. Wie Feuerbach, 
ſo erkannten auch ſie die Einheit, aber nicht die Identität von Denken und Sein 
an. Die Verbeſſerungen, die Marx in die Feuerbachſche Philoſophie hineintrug, 
beſtehen hauptſächlich darin, daß er die Wechſelwirkung zwiſchen Objekt und 
Subjekt von jener Seite betrachtete, in der das Subjekt aktiv hervortritt. Indem 
der Menſch auf die Natur außer ihm wirkt und ſie verändert, verändert er zugleich 
ſeine eigene Natur. f 0 
„Nicht das Denken beſtimmt das Sein, ſondern das Sein beſtimmt das Denken.“ 
Dieſer Gedanke liegt der ganzen Philoſophie Feuerbachs zugrunde. „Und“ — jo 
fügt Genoſſe Plechanow hinzu — „derſelbe Gedanke wird von Marx und Engels 
der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung zugrunde gelegt.“ Das iſt nicht ganz zu⸗ 
treffend. In vollem Einklang mit ſeiner Kritik des abſtrakten Individuums Feuer⸗ 
bachs änderte Marx dieſen Satz in grundlegender Weiſe. In ſeiner Faſſung lautet 
er: „Es iſt nicht das Bewußtſein der Menſchen, das ihr Sein, ſondern umgekehrt 
ihr geſellſchaftliches Sein, das ihr Bewußtſein beſtimmt.“ Noch heute iſt es 
der Grundfehler aller philoſophiſchen Syſteme, die die Beziehungen zwiſchen Denken 
und Sein zu erklären ſuchen, daß ſie eben jenen Umſtand ignorieren, „daß das ab⸗ 
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ſtrakte Individuum, das Ich, das dieſe Philoſophen analyſieren, in Wirklichkeit 
einer 5 8 Geſellſchaftsform angehört und ein Teil der geſellſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe iſt“. 


Nachdem Genoſſe Plechanow die methodokrgifche Bedeutung der materialiſtiſchen 


Geſchichtsauffaſſung hervorgehoben, weiſt er in einem beſonderen Kapitel auf die 


Unterſchiede der dialektiſchen Methode von Marx und Engels von jener vulgären 


Evolutionstheorie hin, die ganz auf dem Prinzip aufgebaut iſt, daß weder die Natur 


noch die Geſchichte Sprünge macht, und daß alle Veränderungen im Weltall all⸗ 
mählich eintreten. Genoſſe Plechanow weiſt in den Arbeiten der heutigen Natur⸗ 


forſcher, insbeſondere der Neolamarckiſten, eine ganze Reihe von Argumenten zu⸗ 
gunſten jener Evolutionstheorie nach, die von Marx und Engels aufgefaßt wurde. 


Am intereſſanteſten ſind jene Abſchnitte der jüngſten Schrift Plechanows, in 


denen er den Nachweis erbringt, daß „die heutigen Forſcher — ohne ſich in den 
meiſten Fällen darüber Rechenſchaft zu geben — durch den heutigen Stand der 


Sozialwiſſenſchaft genötigt werden, den von ihnen erforſchten Erſcheinungen eine 


materialiſtiſche Erklärung zu geben“. Er führt eine Reihe von Beiſpielen an, die 


bezeugen, daß die Ideologie der Geſellſchaft von dem Stand der Produktionskräfte 


und den geſellſchaftlichen Beziehungen beſtimmt wird, die auf dem Boden der 


Okonomie der gegebenen Geſellſchaft erwuchſen. Jede neue wiſſenſchaftliche Forſchung 


auf dem Gebiet der Urgeſchichte, der Mythologie und Kunſtgeſchichte erbringt neue 


Argumente zugunſten der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung. Genoſſe Plechanow 


könnte zu den in ſeiner Schrift angeführten Forſchungen noch zahlreichere Ab- 


handlungen anderer Forſcher — auf dem Gebiet der hiſtoriſchen und ſoziologiſchen 
Wiſſenſchaften — hinzufügen, die, gleich jenem Parvenü Molieres, der Proſa ſprach, 
ohne es zu ahnen, neues Material anhäufen, das die Richtigkeit der philoſophiſch⸗ 


hiſtoriſchen Anſichten des Marxismus immer wieder beſtätigt. Nach den Worten 
Plechanows, die er vor fünfundzwanzig Jahren ausſprach, „gibt es keinen Zweig 
der Soziologie, der durch die philoſophiſch⸗hiſtoriſchen Anſichten des Marxismus 


nicht einen neuen außerordentlich weiten Geſichtskreis erworben hätte“. 
Auch die jüngſte vorliegende Arbeit des Genoſſen Plechanow iſt eine neue 


Seite in jenem „Werke“, das von der geſamten heutigen Wiſſenſchaft zugunſten des 


Marxismus geſchrieben wird, und in dem er ſelbſt im Verlauf ſeiner fünfund⸗ 
zwanzigjährigen literariſchen Tätigkeit als Marxiſt mehr als eine glänzende Seite 


geſchrieben hat. N. Rjaſanoff. 


Dr. med. Guſtav Aſchaffenburg, Profeſſor für Pſychiatrie an der Akademie für 


praktiſche Medizin in Köln a. Rh., Gefängnis oder Irrenanſtalt. Neue Zeit⸗ und 
Streitfragen, herausgegeben von der Geheſtiftung zu Dresden, 5. Jahrgang 4. Heft. 
Dresden 1908, Verlag von Jahn & Jänſch. 24 Seiten. 1 Mark. 


Für unſere Belehrung bedürfen wir Ssozialiſten zwar nicht mehr der Kon⸗ 


ſtatierung, daß unſere heutige Strafjuſtiz elendiglich Fiasko erlitten hat; für unſere 
Agitation kann es uns jedoch immerhin von Wert ſein, wenn in vorliegender 


1 


Broſchüre von autoritativer bürgerlicher Seite das „hoffnungsloſe Scheitern 


‚ unferer heutigen Strafrechtspflege“ (S. 24) konſtatiert wird. Ebenſo muß 


es unſere Zuſtimmung finden, wenn der Verfaſſer auf Seite 13 ausführt: „Könnten 
wir unſere ſozialen Verhältniſſe umgeſtalten, könnten wir jedem einzelnen ſeine 
ſichere Exiſtenz gewährleiſten, könnten wir die Trinkſitten aus der Welt ſchaffen, 
könnten wir die Jugendeindrücke zum Verlöſchen bringen, die verſäumte Erziehung 
nachholen, es wären wohl viele zu retten.“ In dieſem Satze liegt das Zugeſtändnis, 
daß eine wirkſame Kriminalpolitik außerhalb des Rahmens des Sozialismus un⸗ 
möglich iſt! | 

Auch ſonſt können wir uns im allgemeinen mit den Forderungen Aſchaffen⸗ 


burgs einverſtanden erklären. Er fordert mehr Irrenanſtalten und Trinkerheilſtätten 


an Stelle der Gefängniſſe, er verlangt, daß die Zuchthäuſer nicht zur Züchtigung, ſon⸗ 
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dern zur Erziehung ihrer Inſaſſen dienen ſollen, er tritt warm ein für die endliche 
Einführung der verminderten Zurechnungsfähigkeit und plädiert für einen wirkſamen 
Jugendſchutz. Heftig bekämpfen müſſen wir jedoch die Forderung des Verfaſſers 
nach Einführung des „unbeſtimmten Strafurteils“, einer Forderung, die von den 
meiſten Anhängern der ſogenannten modernen Strafrechtsſchule vertreten wird und 
die dieſer ſonſt ganz ſympathiſchen Richtung einen Stich ins Reaktionäre gibt. 
Unter „unbeſtimmtem Strafurteil“ wird die Einrichtung verſtanden, daß der Miſſe⸗ 
täter zwar verurteilt wird, daß jedoch die Dauer der Strafe im Urteil nicht be⸗ 
ſtimmt, ſondern davon abhängig gemacht wird, ob und wann ſich der Sträfling als 
genügend durch den Strafvollzug gebeſſert erweiſt. Erſt dann erfolgt die Ent 
laſſung. Da nun nach richtiger, von vielen Fachleuten geteilter Anſicht wohl noch 
nie ein Verbrecher gebeſſert unſere Gefängniſſe verlaſſen hat, müßte das Prinzip 
des unbeſtimmten Strafurteils in der kapitaliſtiſchen Strafrechtspflege folgerichtig 
zur lebenslänglichen Einſperrung führen. Auf „politifche Verbrecher“ angewandt, 
ergäbe dies Prinzip ganz beſonders reizvolle Perſpektiven! 0 

Das Schriftchen iſt leicht und flüſſig geſchrieben und für jeden Laien ver 
ſtändlich. Dr. Siegfriedg 


M. Wintſchewsky, Stories of the Struggle. Chicago 1908, Verlag von Kerr & Co 


Der Verfaſſer dieſer Skizzen iſt einer der literariſch begabteſten und älteſten 
jüdiſchen Sozialiſten. Seine Gedichte, Feuilletons und Novelletten haben viel zun 
ſozialiſtiſchen Erziehung des jüdiſchen Proletariats in England und Amerika bei⸗ 
getragen. Urſprünglich zum Rabbiner beſtimmt, wurde er durch das Leſen del 
ruſſiſchen und deutſchen Literatur von feiner Laufbahn abgelenkt und in die ſozial 
revolutionäre Bewegung geworfen. In den ſiebziger Jahren lebte er in Königsberg 
wo er bei Einführung des Ausnahmegeſetzes verhaftet und ſchließlich ausgewieſen 
wurde. Er ging nach London, wo er in Wort und Schrift unter den jüdiſchen 
Arbeitern für den Sozialismus wirkte. Seit Ende 1894 lebt er in den Vereinigten 
Staaten, wo er ſeine Tätigkeit in ſelbſtloſeſter Weiſe fortſetzt. Er ſchreibt ebenſo 
leicht Deutſch, Engliſch und Ruſſiſch wie ſeine jüdiſche Mutterſprache. Die fünfzehn 
Skizzen, die er jetzt bei Kerr in Chicago veröffentlichte, tragen die Spuren feiner 
Lehr⸗ und Wanderjahre in Rußland, Deutſchland, Frankreich, England und den 
Vereinigten Staaten. Innerhalb des Rahmens der ſozialiſtiſchen Gedankenwell 
zeichnet er kurze Ausſchnitte aus dem Leben einzelner einfacher Soldaten der großen 
ſozialiſtiſchen Armee der Welt. Ein ſozialiſtiſcher Sitzredakteur, eine jüdiſch⸗ruſſiſche 
Studentin, ein jüdiſcher ſtummer Proletarier in New York, oder eine aufgeregte 
Diskuſſion im Pariſer Leſeklub, eine Nebenſzene eines Sozialiſtenkongreſſes lieferte 
der ſcharfen Beobachtungsgabe Wintſchewskys Stoff genug, eine lebensvolle Skizze 
zu zeichnen. Es ſind Bilder aus dem Kampfe, die ſich durch edlen Humor, reine 
Menſchlichkeit und tiefen Glauben an den Sozialismus auszeichnen. Sie legen auch 
Zeugnis ab von dem unerſchöpflichen Fonds des Idealismus, der dem jüdiſchen 
Proletariat innewohnt. | M. Beer. 


zcitichriftenſchau. | 


sn „LeMouvement Socialiste“ von September und Oktober führt A. Merr⸗ 
heim ſeine Studie über „Die Antern eh merorganiſationen der Metallinduſtrie in 
Frankreich“ weiter. In Frankreich haben ſich die Unternehmer nicht weniger ſtarl 
organiſiert als in Amerika und in Deutſchland. Die Organiſationen ſind zweierlei 
Art: einerſeits ein großer Verband zur gegenſeitigen Unterſtützung gegen die 
Arbeiter, mit Streikverſicherungskaſſen, anderſeits Syndikate zur Aufhebung der 
gegenſeitigen Konkurrenz und zur Schröpfung der Abnehmer. Das Ziel die 
‘ | 
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Syndikate beſteht nicht nur in der Regulierung der Produktion zur Verhinderung 
allzu großer Preisſchwankungen, und in der Aufhebung der Konkurrenz. Auch die 
Beeinfluſſung des Parlaments zur Verhinderung von Arbeiterſchutzgeſetzen und zur 
Erlangung von Krediten für Kriegs- und Morinezwecke und zur Ergatterung der 
Aufträge für das Syndikat ſteht in dem Vordergrund ihrer Bemühungen. In der 
„Chambre syndicale des constructeurs de navires et machines marines“ ſind die 
Schiffsbauwerften vereinigt. Sie haben die Preiſe der Schiffe emporgetrieben, ſo 
daß fie gegenüber denen des Auslands den doppelten Preis und die dreifache Her- 
ſtellungszeit koſten. Damit nun nicht die Reeder ihre Schiffe in England bauen 
laſſen, haben die Schiffbauer ein Geſetz erwirkt, das zum Schutz der nationalen 
Induſtrie jedem Reeder, der im Inland bauen läßt, eine Konſtruktionsprämie aus 
der Staatskaſſe zuweiſt. Dieſes Geſetz wurde durch ein weiteres Geſetz von 1906 
noch ausgedehnt. Es geſchah dies infolge einer kräftigen Agitation der Fabrikanten, 
die darin von ihren Arbeitern unterſtützt wurden. Beſtimmte hohe Prämien (pro 
Tonne 100 bis 145 Franken, für die Maſchinen 20 bis 27 Franken pro 100 Kilo⸗ 
gramm) werden darin feſtgeſetzt, mit der Bedingung, daß die Maſchinen in Frank⸗ 
reich konſtruiert ſein müſſen und daß höchſtens ein Zehntel der Arbeiterſchaft aus 
Ausländern beſtehen darf. Selbſtverſtändlich werden dieſe einſchränkenden Be⸗ 
ſtimmungen nirgends beachtet; die Schiffbauer ſtecken die Prämie auch dann in 
die Taſche, wenn ſie die Maſchinen aus England kommen laſſen. 

Damit hört die parlamentariſche Aktion dieſer Kapitaliſten nicht auf. Sie be⸗ 
einfluſſen die finanzielle Politik des Marineamtes, drängen die Miniſter zu immer 
höheren Kreditforderungen für immer neue Flottenrüſtungen. Daß die Kriegsſchiffe 
im Inland teurer bezahlt werden, als ſie im Ausland koſten würden, verſteht ſich; 
in einem Kommiſſionsbericht des Parlaments wurden als Preiſe für drei gleich 
große Panzerſchiffe, die gleichzeitig gebaut wurden, angegeben: in England 38, in 
Deutſchland 45 ½½, in Frankreich 50 Millionen Franken. Da iſt es leicht verſtänd⸗ 
lich, daß die Werften 22, 26, ſogar 41 Prozent Dividende zahlen. Eine andere 
Folge iſt, daß die franzöſiſchen Unternehmer nichts tun, um ihre Technik zu ver⸗ 
beſſern; durch Prämien gegen die Konkurrenz des Auslands geſchützt, bleiben ſie 
in ihrer veralteten Betriebsroutine ſtecken, zu der auch eine lange Arbeitszeit und 
niedrige Löhne der Arbeiter gehören. Die Arbeiter haben von dieſer Bevorzugung 
der nationalen Induſtrie keinen einzigen Vorteil; ihre Forderungen werden immer 
noch mit dem Hinweis auf die ausländiſche Konkurrenz abgelehnt. 

Ahnlich wie die Schiffbauer ſtehen auch die Fabrikanten von Kriegsmaterial 
dem Staate gegenüber. Sie ſind in der „Chambre syndicale des Fabricants et 
Constructeurs de matériel de guerre“ feſt organiſiert. Es verſteht ſich, daß dabei 
die Submiſſionen des Kriegsminiſteriums zu einer Farce werden; das Miniſterium 
beteiligt ſich ſelbſt an dem Schwindel, da es die niedrigen Angebote außerhalb des 
Syndikats ſtehender Unternehmer nicht beachtet. Dieſes Syndikat ſorgt dafür, daß 
das Kriegsmaterial fortwährend durch neue Aufträge erneuert wird. Wenn nötig, 
hilft eine kleine Kriegshetze mit; während der Marokkoaffäre wurde, ohne daß das 
Parlament dabei befragt wurde, von Miniſtern, Kommiſſionsreferenten und Bureau⸗ 
chefs in privater Abmachung Kriegsmaterial für nicht weniger als 223 Millionen 
Franken beſtellt. Kein Miniſter iſt imſtande, der großen politiſchen Macht dieſer 
Syndikate entgegenzutreten. 

Auch die Konſtrukteure von Eiſenbahn- und Straßenbahnmaterial verſuchen ein 
Monopol herzuſtellen. Ihre techniſchen Einrichtungen ſind veraltet, ihre Arbeiter⸗ 
ſchaft wird ſchlecht entlohnt und ſchlimm ausgebeutet; daher iſt es kein Wunder, 
wenn ihre Produkte den amerikaniſchen und engliſchen nachſtehen, ſowohl in Preis 
als in Herſtellungszeit. Noch eine ganze weitere Anzahl von Syndikaten in der 
Metallinduſtrie wird aufgezählt; bei allen, wie bei den vorigen, gibt der Autor 
eine ausführliche Liſte der beteiligten Geſellſchaften und der Namen der Direktoren 
und Vorſtandsmitglieder. | 
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Beſondere Erwähnung verdient noch ein Truſt, der die „weiße Kohle“ zu 
monopoliſieren verſucht, die „Compagnie Générale des Railways et d’Electrieite®, 
Dieſe Geſellſchaft, die 1894 gegründet wurde, in der Kriſe 1904 mehrere große 
Unternehmungen verſchluckte, und jetzt ein Kapital von 35 Millionen beſitzt, iſt in 
den Händen des belgiſchen Bankiers Baron Empain mit ſeinen Angehörigen. In 
ihren Händen befinden ſich Eiſenbahn⸗ und Straßenbahngeſellſchaften in Belgien, 
Frankreich, Rußland und Amerika und mehrere franzöſiſche und belgiſche elektriſche 
Unternehmungen. Neben ihr iſt der große Unternehmerverband, das „Comité des 
Forges de France“ damit beſchäftigt, die Hand auf die Waſſerkräfte der zur Rhone 
ſtrömenden Alpenflüſſe zu legen. Faſt alle Waſſerfälle der Dauphine ſind ſchon 
durch Aktiengeſellſchaften erworben, und der Staat, der jetzt dieſe Ausnutzung ge⸗ 
ſetzlich regeln will, ſteht vor der vollendeten Tatſache des kapitaliſtiſchen Eigentums. 
Keine parlamentariſche Macht wird den Kapitaliſten dieſes Beſitztum wieder 
nehmen können. N 

In der Reihe der Einzeldarſtellungen der Arbeiterorganiſationen in Frankreich 
behandelt Paul Ader „Die Organiſation der Landarbeiter des Züdens“, Da 
die Organiſation der Weinarbeiter ſchon früher in den Aufſätzen über die Winzer⸗ 
revolte behandelt wurde, gibt er hier einen ausführlichen Bericht über den Kongreß 
in Narbonne. Durch die Weinkriſe, die die Arbeitervereine in den Strudel und in 
das allgemeine Winzerkomitee hineinzog, wurde die Arbeitergewerkſchaft ſehr ge⸗ 
ſchwächt, aber ſie fängt an, ſich wieder emporzuarbeiten. Sie beſitzt jetzt 71 Abteilungen 
mit 3300 zahlenden Mitgliedern; dieſer Kern reißt bei Aktionen 20000 Kämpfer mit 
ſich und wächſt jeden Tag. Ein Beſchluß wurde gefaßt, ſich mit anderen Land⸗ 
arbeitervereinen zu einer großen Gewerkſchaft zu vereinigen. | 

„Der Kongreß der Konföderation der Rrbeif in Modena“ wird von Arturo 
Labriola kritiſiert. Dieſer Kongreß der reformiſtiſchen Organiſation der italieniſchen 
Gewerkſchaftler — die Syndikaliſten fanden ihre Hauptkraft in den lokalen Arbeits⸗ | 
börſen (Gewerkſchaftskartellen) — wurde von bürgerlichen Leitungen als ein Auf⸗ 
geben der revolutionären Neigungen der Arbeiterſchaft gefeiert. Der Autor ſieht 
hier das erſte Beiſpiel einer wirklich und offen konſervativen Arbeiterbewegung. 
Die Hauptarbeit dieſes Kongreſſes beſtand in einer Reglementierung der Streiks, 
die dahin geht, deren Führung aus den Händen der impulſiven lokalen Arbeits⸗ 
börſen in die der Konföderation zu bringen; die Sammlung von Unterſtützungen 
wird in der Konföderation zentraliſiert, und dafür beanſprucht dieſe das Recht, zur 
Beendigung eines Streiks zu raten, und wenn trotzdem weitergeſtreikt wird, jede 
Unterſtützung zu verweigern. Dieſes Reglement, ſagt ein konſervatives Organ, kann 
nur dahin wirken, daß es keine Streiks in Italien mehr gibt; der Sekretär der 
Konföderation, Rigola, hat das ſelbſt als Zweck des Reglements angegeben. Weiter 
wurde das Verhältnis zur Politik feſtgeſtellt und beſchloſſen, daß die Konföderation 
alle Parteien der Linken (auch Republikaner und bürgerliche Radikale, die für das 
Kriegsbudget ſtimmen) als ſeine Bundesgenoſſen betrachtet. Dieſe Arbeiterorgani⸗ 
ſationen machen ſich damit zum Schwanz, zur Schutztruppe jener politiſchen Parteien. 
Den Grund dieſer Erſcheinung ſucht der Autor in der augenblicklichen Lage der 
italieniſchen Induſtrie. Dieſe iſt im ſtarken Aufſchwung begriffen und kann jetzt 
keine ſchlimmen Störungen durch Streiks vertragen. Daher will ſie lieber etwas 
mehr geben und eine Arbeiterariſtokratie heranzüchten, als durch Streiks beläſtigt 
werden. Bei Streiks droht den Arbeitern des hochinduſtriellen Nordens noch dazu 
die Konkurrenz der ſüdlichen Arbeiter, denen durch die Kriſe der Weg ins Ausland 
abgeſchnitten iſt. Daher eine Intereſſengemeinſchaft zwiſchen den Arbeitern und 
den oft ſehr radikalen republikaniſchen Unternehmern; viele Tarifverträge werden 


abgeſchloſſen, wobei ſozialiſtiſche Advokaten als Vermittler dienen und ſchöne 
Summen als Gebühren einſtecken. 
—— ———b —— ———̃— ͤ ͤ 
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Ein neues Olmütz? 
Berlin, 5. Dezember 1908. 


Die Verhandlungen des Reichstags über die konſtitutionellen Garantien 
haben mit einer allgemeinen Enttäuſchung geendet, wie nicht anders zu er⸗ 
warten war. Die Aufforderungen der ſozialdemokratiſchen Redner, endlich ein⸗ 
mal energiſchen Gebrauch zu machen von den Waffen, die dem Reichstag ſo 
bequem zur Hand liegen, fanden in den bürgerlichen Parteien kein Echo; das 
Höchſte, wozu ſich der brave Freiſinn aufſchwang, war eine lange Schön⸗ 
rednerei des Herrn Naumann, von der Genoſſe Singer treffend ſagte, niemand 
werde erkennen können, wohinaus ſie ſteuere. Es war die Jeremiade eines 
tapferen Soldaten, der vor den offenen Türen eines Zeughauſes, das von 
oben bis unten mit Waffen geſpickt iſt, ſich in melancholiſchen Betrachtungen 
darüber ergeht, wie er ſich gegen unausgeſetzte Mißhandlungen wehren könne. 
Es tut uns leid, jagen zu müſſen, aber die Wahrheit darf man doch nicht 


ver weigen: dieſer Reichstagsmebrbeit iſt Fürſt Bülow als „Staatsmann“ 
immer noch überlegen. Er befolgte nicht wörtlich, aber doch dem Sinne nach 
das junkerliche Rezept: Nun erſt recht nicht; er ließ durch ſeinen Stellvertreter 


v. Bethmann⸗Hollweg eine Erklärung abgeben, die nicht gehauen und nicht 
geſtochen, aber mit einem leiſen Scheine des Entgegenkommens umhüllt war, 
was vollkommen genügte, die erregten Gemüter der bürgerlichen Tribunen zu 
beſänftigen. Danach war die Mehrheit des Reichstags nicht einmal zu be⸗ 
wegen, alsbald die Anderung der Geſchäftsordnung vorzunehmen, die ſie aus 
eigener Machtvollkommenheit vornehmen konnte, um die Stellung des hohen 
Hauſes gegenüber der Regierung zu befeſtigen; die Anträge zur Reform der 
Geſchäftsordnung wurden gemeinſam mit den Anträgen zur Reform der Ver⸗ 
faſſung auf die lange Bank einer Kommiſſionsberatung geſchoben, von der 
niemand weiß, wann ſie mit ihren Verhandlungen fertig ſein wird. 
Möglich, vielleicht ſelbſt wahrſcheinlich, daß ſie ſchließlich, etwa im Sinne 


der freiſinnigen Anträge, ein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz vorſchlagen wird. 
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Aber wenn man dies Ergebnis noch ſo hoch einſchätzen will, höher noch, als 
es vermutlich verdienen wird, ſo hängt es immer noch vom Bundesrat ab, 
wie er ſich dazu ſtellen will. In dieſer Beziehung hat die Erklärung Bethmann⸗ 
Hollwegs alle Türen offen gelaſſen, und wenn bis dahin die halbe Milliarde 
neuer Steuern unter Dach und Fach gebracht ſein wird, ſo werden ſich ſtaats⸗ 
männiſche Bedenken in Hülle und Fülle einſtellen. Die bürgerliche Mehrheit 
des Reichstags hat nicht die geringſte Verpflichtung dafür übernommen, daß 
ſie ſich weigern wird, an die ſogenannte „Reichsfinanzreform“ heranzugehen, 
ehe ihr konſtitutionelle Garantien auch nur in dem beſcheidenen Sinne der 
freiſinnigen Anträge bewilligt worden ſind. N 

So hat ſie ſich vom Reichskanzler trotz alledem matt ſetzen laſſen, und 
das Gefühl allgemeiner Enttäuſchung, das dieſe Debatten hinterlaſſen haben, 
iſt begreiflich genug. Allein es iſt ſehr wenig damit getan, über dieſen elen⸗ 


den Reichstag zu räſonieren, dem in ſo erbarmungswürdiger und hiſtoriſch 


beinahe beiſpielloſer Weile der Wille zur Macht fehlte. Was in aller Welt 
berechtigt irgend jemanden dazu, eine konſequente und kräftige Politik von 
den Erkorenen der Hottentottenwahlen zu erwarten oder gar zu beanſpruchen? 
Sie werden eher durch das engſte Mauſeloch kriechen, ehe ſie es auf einen 
ernſten Konflikt mit der Regierung ankommen lafjen.X Und fo lange dem fo 
iſt, hat eine Regierung, die ſich außerhalb des eigenen Hauſes nicht ſehen 
laſſen kann, ohne ausgelacht zu werden, immer noch leichtes Spiel innerhalb 
des eigenen Hauſes. Die Erklärung der Regierung war nicht gehauen und 
nicht geſtochen, aber die Regierung weiß wenigſtens, wohinaus ſie will. Die 
Rede des Herrn Naumann war ſowohl gehauen wie geſtochen, aber der 


Sprecher des Freiſinns weiß nicht, was er will. Dies iſt der Unterſchied, und 


er iſt freilich zum Weinen und Wehklagen. 


Worauf es ankommt, das iſt — um im preußifch-patriotifchen Bilde zu 


bleiben — die Wiederbelebung der friderizianiſchen Taktik. Der alte Fritz 


pflegte von ſeinen Söldnern zu ſagen: An ihr Ehrgefühl zu appellieren, iſt 


troſtloſe Zeitverſchwendung, ſie können nur ins Feuer gebracht werden, wenn 
ſie ihre Offiziere mehr fürchten als den Feind. So iſt Hopfen und Malz 


verloren, wenn man an das politiſche Ehrgefühl der bürgerlichen Reichstags 
mehrheit appelliert; ſie iſt nur ins Feuer zu bringen, wenn ſie ihre Wähler 
mehr fürchtet als die Regierung. Das iſt der ſpringende Punkt. Solange 
die Erkorenen der Hottentottenwahlen noch die Möglichkeit haben, ihre Wähler 


zu nasführen, werden ſie immer geneigt ſein, ſich mit der Regierung zu ver⸗ 
tragen, die ſich nicht nasführen läßt. Die Ehre und die Wohlfahrt der Nation 
find ihnen dann nur ein tönendes Erz und eine klingende Schelle; ſie klam⸗ 


mern ſich dann mit Händen und Füßen an ihre Mandatsherrlichkeit, und das 


wird nicht anders werden, bis ihre Wähler ſie in den Kampf zurücktreiben, 
wie — um abermals im preußifch-patriotifchen Bilde zu bleiben — der alte 


Fritz ſeine weichenden Grenadiere bei Kolin mit dem Rufe: Ihr Racker, wollt 
ihr denn ewig leben? 
Um überhaupt davon zu reden, jo find alle Parlamente ohne den Druck 


vo außen nicht einen Schuß Pulver wert. Das ausgezeichnete Werk des 
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Genoſſen Cunow, das eben erſchienen iſt, kommt gerade zur rechten Zeit, um 


zu zeigen, daß auch die Parlamente der großen franzöſiſchen Revolution, die 
immerhin wie Koloſſe über die heutigen Parlamente emporragen, ſtets geneigt 
waren, in die jämmerlichſte Halbheit und Schwäche zu verfallen, wenn ihnen 


nicht der Druck von außen aufgeholfen hätte. Parlamente geraten nur dann 
in Flammen, wenn der Boden, worauf ſie ſtehen, Feuer ſpeit. Das iſt nicht 


ſowohl ihre Schuld als ihr Schickſal, und es gibt keine Sünde eines Parla⸗ 
mentes, die nicht in letzter Inſtanz feine Wähler zu verantworten hätten. 


Eine bürgerliche und ſonſt ſehr loyale Zeitſchrift meinte dieſer Tage, ſeit 
Olmütz ſei keine ſolche Schmach über Deutſchland gekommen, wie der gegen⸗ 


wärtige Zuſammenbruch des perſönlichen Regiments. Das iſt nicht nur im 
allgemeinen Sinne richtig, ſondern auch in dem beſonderen Sinne, daß der 


biedere deutſche Bürger aus ſeinem ſanften Philiſterſchlummer ſeit Olmütz nie 


ſo unſanft aufgerüttelt worden iſt wie gegenwärtig. Der damalige Miniſter⸗ 
präſident Manteuffel befolgte dieſelbe Politik wie der heutige Reichskanzler. 
Er machte dem erregten Spießbürger das Zugeſtändnis, das Heer zu mobili- 
ſieren, was immerhin doch ein größeres Zugeſtändnis war als die Erklärung 
des Herrn v. Bethmann⸗Hollweg, aber nachdem er dem tobenden Walfiſch 
dieſe Tonne zum Spielen hingeworfen hatte, ſpazierte er wohlgemut durch 


das Joch von Olmütz, und der biedere Philiſter legte ſich wohlgemut wieder 
aufs Ohr. 
Soll und wird es diesmal ebenſo kommen? Sicherlich, wenn es nach den 


Abſichten der Regierung und des Reichstags geht. Aber noch ſind wir nicht 
ſo weit; gerade die allgemeine Enttäuſchung, die die Reichstagsverhandlungen 
über die konſtitutionellen Garantien hervorgerufen haben, iſt ein Beweis dafür, 
daß die Wähler ſich doch noch nicht in hergebrachter Demut über den Löffel 


barbieren laſſen wollen. Zudem hält ſie die neue Steuerlaſt wach, die wie 
eine drohende Gewitterwolke am Horizont ſteht. Bleiben ſie munter, ſo iſt 


bei alledem dadurch noch nichts verloren, daß der deutſche Reichstag bewieſen 
hat, wie ſehr er das Schickſal aller Parlamente teilt und ein wie ſchwach— 
mütiger Geſelle er iſt, wenn er auf eigenen Füßen marſchieren joll. 


Nur dürfen ſich die Wähler nicht daran genügen laſſen, auf den Reichstag 
zu ſchelten und tapfer die Fauſt in der Taſche zu ballen. Das haben ihre 


Vorfahren in den Tagen von Olmütz reichlich genug getan, ohne daß dadurch 
irgend etwas an dem Stande der Dinge geändert worden wäre. Sie müſſen 


! 


einen Willen haben und ihren Gewählten klar zu machen verſtehen, daß dieſer 


| Wille befolgt werden muß. Das iſt nicht ſchwerer getan als geſagt. Erklären 
die bürgerlichen Wähler in ihren Blättern und in ihren Verſammlungen, daß 
ſie keinen Abgeordneten wiederwählen werden, der auch nur einen Pfennig 


1 
1 


neuer Steuern bewilligt, ehe konſtitutionelle Garantien gegen die Wiederkehr 


des perſönlichen Regiments geſchaffen worden find, dann iſt ihre Sache durch- 


geſetzt, und viel gründlicher durchgeſetzt, als wenn ſich Bundesrat und Reichstag 
auf ein noch ſo ſchönes Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz einigen. 
Denn der Einwand, daß mit ſolchen papierenen Bürgſchaften an und für 


ſich ſehr wenig erreicht ſei, hat ſeinen guten Sinn, gleichviel in welcher Ab⸗ 


7 
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ſicht er vorgebracht werden mag. Bayern, Sachſen und andere deutſche Staaten 
ſind mit ihren Miniſterverantwortlichkeitsgeſetzen nicht beſſer daran, als der 
preußiſche Staat und das Deutſche Reich ohne ſolch Geſetz. Die oſtelbiſchen 
Junker ſind ſehr anſpruchsvolle Leute und wollen das Rohr des Schein⸗ 
konſtitutionalismus, worin ſie ihre Pfeifen ſchneiden, nicht einmal ſcheinbar 


x 


beeinträchtigt ſehen, aber ſelbſt unter ihnen wird hier und da eine Stimme 


in dem Sinne laut, daß ein papierenes Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz ihnen 
kein Leid antun, aber der bequemſte Weg ſein würde, in leidlicher Manier 


über den europäiſchen Skandal hinwegzukommen, den der Zuſammenbruch des 


perſönlichen Regiments verurſacht hat. Und ein Geſetz, das in holdem Ein⸗ 
vernehmen zwiſchen Regierung und Reichstag über die Miniſterverantwortlich⸗ 
keit zurecht gemacht würde, mit kleinen Zugeſtändniſſen der Regierung und 


mit großen Zugeſtändniſſen des Reichstags, würde gewiß keine beſondere Er⸗ 


rungenſchaft ſein. b 
Ganz anders, wenn es erkämpft, wenn es der Regierung durch den Reichs⸗ 
tag abgerungen wird. Dann iſt es nicht mehr ein papierener Schein, ſondern 
eine reelle Wirklichkeit; es ſoll dann nicht neue Macht ſchaffen, ſondern nur 
neue Macht verbriefen. Es iſt wie im Kriege, wo alle pergamentenen Rechts⸗ 
anſprüche, mögen ſie noch ſo unanfechtbar ſein, nicht ſo viel bedeuten wie 
der Sieg in der Schlacht. Hätte der Reichstag, ſofort nach der Veröffentlichung 
der Enthüllungen im „Daily Telegraph“, den Reichskanzler von ſeinem Platze 
vertrieben, ſo wäre das ungleich mehr wert geweſen als ein papierenes 


Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz, aber wenn jetzt die bürgerliche Reichstags⸗ 
mehrheit durch die Wähler gezwungen wird, keinen Pfennig neuer Steuern 


zu bewilligen, ehe die Miniſterverantwortlichkeit bewilligt worden iſt, ſo handelt 
es ſich nicht bloß um ein papierenes Geſetz, ſondern um einen Beweis reeller 
Macht, durch die allein das perſönliche Regiment gebändigt werden kann. 
So liegt es in der Hand der Wähler, zu entſcheiden, ob die gegenwärtige 
Kriſis ſich zu einem neuen Olmütz auswachſen ſoll, bei dem die nationale 
Schande dem unverbeſſerlichen Hochmut der Unterdrücker nur zu einem neuen 
Triumph über die feigherzige Geduld der Unterdrückten verhilft. a 


zur Neugeftaltung unferer Parteiorganifation. 
Von Wilh. Dittmann (Frankfurt a. M.). 


Vorbemerkung. 


Schon bald nach der letzten Reorganiſation unſeres Parteiſtatuts, die 1905 
auf dem Jenaer Parteitag erfolgt iſt, find wiederholt Anregungen gemacht 


worden, einzelne Beſtimmungen des Statuts erneut zu ändern. Nachdem nun⸗ 
mehr mit dem Inkrafttreten des neuen Reichsvereinsgeſetzes auch manche 
weſentliche Vorausſetzungen, von denen in Jena noch ausgegangen werden 


mußte, fortgefallen ſind, kam in der Partei allgemein die überzeugung zum 
Durchbruch, daß eine erneute Reviſion des Organiſationsſtatuts zweckmäßig 


und notwendig ſei. Nach dem Vorbild des Bremer Parteitags ſetzte daher 
der Nürnberger Parteitag eine Kommiſſion ein, die den Auftrag erhielt, 


ar - 
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einen neuen Organiſationsentwurf auszuarbeiten und dem nächſten, in 
Leipzig ſtattfindenden Parteitag zur Beſchlußfaſſung zu unterbreiten. 

Während nun vor dem Zuſammentritt der in Bremen gewählten Kom⸗ 
miſſion bereits monatelang in Preſſe und Verſammlungen eine ſehr lebhafte 
Diskuſſion über die Neugeſtaltung der Organiſationsverhältniſſe ſtattgefunden 
hatte und dem Bremer Parteitag bereits umfangreiche und ſpezialiſierte Ab⸗ 
änderungsvorſchläge unterbreitet worden waren, ſo daß die Kommiſſion von 
vornherein über die Anſichten im Lande unterrichtet war, fehlt es diesmal faſt 
gänzlich an mehr als gelegentlichen oder ſich auf Einzelheiten beziehenden 
Meinungsäußerungen der Parteigenoſſen über die Frage. Es leuchtet aber 
ohne weiteres ein, daß es ſowohl für die Arbeit der Organiſationskommiſſion 
wie für die Behandlung der Sache auf dem Leipziger Parteitag vorteilhafter 
iſt, wenn die Diskuſſion möglichſt frühzeitig einſetzt und eine möglichſt 
allgemeine wird. Es dürfte deshalb angebracht ſein, zu einer ſolchen Dis⸗ 
kuſſion den Anſtoß zu geben. 

Unſere Parteiorganiſation iſt kein willkürlich nach abſtrakten Ideen kon⸗ 
ſtruiertes Gebilde, ſondern ein hiſtoriſch gewordener und vervollkommneter 
Organismus, deſſen Fortentwicklung eine Folge des Erſtarkens unſerer Partei⸗ 
bewegung iſt und deſſen Formen ſich aus den Betätigungsmöglichkeiten und 
formen des Parteilebens ergeben. So wie im ſozialen Leben die Rechts: 
anſchauungen und vverhältniſſe durch die wirtſchaftlichen Veränderungen eine 
allmähliche Umwandlung erfahren und dieſe Umwandlung ſchließlich, mit oder 
ohne Kataſtrophe, zu einer anderen Rechtsordnung führt, ſo vollzieht ſich 

auch die Umbildung der Organiſationsverhältniſſe in der Partei. Einrichtungen 
und Zuſtände, die einer beſtimmten Entwicklungsſtufe der Partei entſprachen 
und ſich in ihr ganz vorzüglich bewährten, wurden von der Entwicklung über⸗ 
holt und genügten nicht mehr, ſie wurden, teils mit, teils ohne Reibungen, 
durch neue erſetzt, die dem veränderten Stande der Bewegung beſſer entſprachen. 
Das gilt für die Geſamtpartei wie für die lokale Entwicklung. In unſerer 
Partei ſpielt ſich eben en miniature derſelbe dialektiſche Prozeß ab wie in der 
allgemeinen Geſellſchaft, nur daß durch den demokratiſchen Grundzug unſerer 
Bewegung und das Fehlen von Klaſſengegenſätzen in ihrem Schoße die Aus⸗ 
gleichsmöglichkeiten und damit die Garantien für ein verhältnismäßig fried⸗ 
liches Hineinwachſen von einer Entwicklungsphaſe in die andere weit größer ſind. 

Wenn wir jetzt wiederum vor der Frage ſtehen, welche Folgerungen ſich 
aus der veränderten geſetzlichen Baſis und aus dem gegenwärtigen Entwicklungs⸗ 
ſtadium der Partei für ihre organiſatoriſche Weiterbildung ergeben, ſo iſt die 
Grundlage für ein zutreffendes Urteil am beſten durch eine zuſammen⸗ 

faſſende Würdigung der bisherigen Organiſationsentwicklung der 
Partei zu gewinnen. Die Reorganiſation ſtellt ſich dann als organiſche Fort⸗ 
entwicklung des hiſtoriſch Gewordenen dar. 


1. Hiſtoriſcher Rückblick. 
Die loſe Organiſation. 


Als 1890 das Sozialiſtengeſetz gefallen war und die Partei auf dem Partei⸗ 
tag in Halle daran ging, ihre Kräfte wieder zu ſammeln und organiſatoriſch 
zuſammenzufaſſen, da konnte das nur in ſehr loſer Form geſchehen. Das 
Verbot des Inverbindungtretens für politiſche Vereine, das in faſt 


allen einzelſtaatlichen Vereinsgeſetzen enthalten war, machte es allein ſchon 
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unmöglich, der Parteiorganiſation die Form eines feſtgeſchloſſenen, bezirks⸗ 
und ortsweiſe gegliederten Zentralvereins zu geben oder ſie in föde⸗ 
raliſtiſcher Weiſe aufzubauen auf Wahlkreis: oder Ortsvereinen. Die Partei 
war genötigt, die geſetzlichen Fallſtricke möglichſt vorſichtig zu umgehen, um 
ihre Organiſation nicht jeden Augenblick der Gefahr der behördlichen Auf⸗ 
löſung auszuſetzen. Außerdem glaubte die Partei ſich ſo einrichten zu müſſen, 
daß ſie von einer etwaigen Wiederkehr des ausnahmegeſetzlichen Zu⸗ 
ſtandes nicht allzu hart betroffen werden konnte. Vereinsgeſetzliche Rückſichten 
und Mißtrauen in den neuen Stand der Dinge waren daher beſtimmend für 
die Geſtaltung der Organiſation. Man wählte den Ausweg, die ganze Organi⸗ 
ſation aufzubauen auf loſe Parteimitgliedſchaften, öffentliche Ver⸗ 
ſammlungen und ein Syſtem von Vertrauensperſonen. Die Partei- 
zugehörigkeit wurde ideell an das Bekenntnis zu den Grundſätzen des 
Programms der Partei, materiell an die Bedingung, ſie „nach Kräften zu 
unterſtützen“, geknüpft. Im übrigen wurde auf die Unüberwindbarkeit 
unſerer Bewegung ſowie auf das Geſchick und die Intelligenz der 
Parteigenoſſen, ſich an Situationen und Verhältniſſe anzupaſſen, vertraut. 
In öffentlichen Verſammlungen, als den alleinigen Repräſen⸗ 
tationen der Parteimitgliedſchaften, mußten nunmehr alle Partei⸗ 
angelegenheiten ihre Erledigung finden. Hier hatte auch die Wahl wie die 
Rechenſchaftsablegung der Vertrauensperſonen zu erfolgen, durch 
welche die Parteimitgliedſchaften miteinander und mit der Zentrale, der Partei⸗ 
leitung, allein in Verbindung treten durften. Statuten, Geſchäftsordnungen, 
Mitgliederliſten, feſte und regelmäßige Beiträge oder andere Kennzeichen einer 
geſchloſſenen Organiſation durften für die Parteimitgliedſchaften nicht ein⸗ 
geführt werden. Das Parteiprogramm, das allgemeine Organiſations⸗ 
ſtatut und die allgemeinen parlamentariſchen Regeln bildeten die einzigen 
Grundlagen für die Verhandlungen und Beſchlüſſe; für die Größe der Partei⸗ 
mitgliedſchaften waren zunächſt nur in den Reichstagswählerſtimmen 
Anhaltspunkte vorhanden, alle Parteimittel wurden durch freiwillige Bei⸗ 
träge aufgebracht, die Vertrauensperſonen mußten ſich von leitenden 
Stellungen in Vereinen, Ausſchüſſen oder ſonſtigen Körperſchaften politiſchen 
Charakters fernhalten, um jede Möglichkeit zu vermeiden, die Partei⸗ 
organiſation der Auflöſung auf Grund des Verbindungsverbots auszuſetzen. 
So waren der neugeſchaffenen Parteiorganiſation alle Ecken der Be⸗ 
ſtimmtheit abgeſchliffen, und fie glich gewiſſermaßen einer Molluske, 
die jedem Griffe ausweicht und bei allen Verſuchen, ſie zu faſſen, unbeſchädigt 
bleibt. Weder mit Polizeibrutalitäten noch mit heimtückiſch geſtellten Geſetzes⸗ 
fallen war der Organiſation in dieſer Form beizukommen, wie außer Polizei 
und Gerichten auch die Machthaber der neuen Ara zu ihrem Leidweſen er⸗ 
fahren mußten, als 1895/96 der famoſe Köller-Coup gegen die Parteileitung 
mit einem kläglichen Fiasko endete. Die Partei dagegen befand ſich zunächſt 
wohl dabei. Für das Entwicklungsſtadium, in dem ſie ſich damals befand, 
war die Bewegungsfreiheit am Orte, wie ſie jetzt möglich war, die 
Hauptſache. Die Beziehungen mit anderen Orten, Kreiſen, Bezirken ſowie 
mit der Zentrale waren im allgemeinen noch gering, und ihre Erſchwerung 
hatte darum wenig Bedeutung, konnte zudem ja auch leicht paralyſiert werden. 
Immerhin hatte der organiſatoriſche Zuſtand, wie er der Partei durch die 
vereinsrechtlichen Schranken aufgezwungen war, auch für die örtliche Partei⸗ 
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bewegung ſeine Schattenſeiten und Nachteile, die um fo deutlicher hervor— 
treten mußten, je kräftiger die Bewegung ſich entwickelte und zum inneren 
Ausbau der Organiſation drängte. 


Die inoffiziellen Parteivereine. 

An allen Orten, wo die Bewegung eine nennenswerte Stärke beſaß, be- 

ſtanden neben der formellen loſen Parteiorganiſation noch örtliche Vereine, 

die bereits unter dem Ssozialiſtengeſetz als Bildungs⸗ oder Vergnügungs⸗ 

vereine oder in ſonſtigem harmloſen Gewand oder aber als ſogenannte 

„Wahlvereine“ anläßlich der letzten Reichstagswahl gegründet worden waren; 

an anderen Orten vollzog ſich die Gründung lokaler Vereine bald nach Be— 
ſeitigung des Ausnahmezuſtandes. 

In dieſen lokalen Parteivereinen fand ſich der Kern der Genoſſen zu 
gegenſeitiger Belehrung und Weiterbildung ſowie zu energiſcher Förderung 
der Parteibeſtrebungen zuſammen. Sie bildeten daher auch geiſtig und orga⸗ 
niſatoriſch den Mittelpunkt der örtlichen Parteibewegung, und in 
den Parteiverſammlungen wurde gewöhnlich nur beſtätigt, was vorher im 
Verein beſchloſſen worden war. Der Verein hatte die demokratiſchen und 
organiſatoriſchen Einrichtungen, auf die die offizielle Partei verzichten mußte, 
kollegiale Leitung, Statuten, Mitgliederverzeichniſſe, regelmäßige und feſte Bei⸗ 
träge uſw. Die Mängel der offiziellen Parteiorganiſation wurden jo zum 
Teil ausgeglichen durch die inoffizielle Vereinsorganiſation, gegen die auto⸗ 
kratiſchen Tendenzen, die ſich aus der formellen Stellung der Parteivertrauens⸗ 
perſonen etwa entwickeln konnten, war ein Gegengewicht geſchaffen in dem 
demokratiſchen Vereinsleben. 

War die Exiſtenz der Vereine ſo ein Vorteil für die Bewegung, ſo war 
andererſeits aber doch in dem Nebeneinanderbeſtehen der offiziellen, oft 
mehr fiktiven, und der inoffiziellen, meiſt aber faktiſchen Parteiorganiſation ein 
Dualismus vorhanden, der unter Umſtänden hemmend auf die Erledigung 
der Parteigeſchäfte und die Feſtigung und Entwicklung der Organiſations⸗ 
verhältniſſe einwirken mußte. Kompetenzkonflikte und innere KRei- 
bungen waren nicht ſelten die unausbleiblichen Folgen dieſes Zwitter⸗ 
zuſtandes, ſobald die Harmonie zwiſchen Parteivertrauensperſon und Vereins⸗ 
leitung geſtört war oder die außerhalb des Vereins ſtehenden Genoſſen in 
wichtigen Fragen nicht mit den Vereinsmitgliedern übereinſtimmten. Ein 
Ausweg aus dieſem Dilemma war zunächſt nicht vorhanden, es machte ſich 
aber um ſo mehr fühlbar, je mehr ſich das Parteileben differenzierte 
und dezentraliſierte. Die immer mehr Platz greifende Beteiligung an den 
Kommunalwahlen, in manchen Bundesſtaaten auch an den Landtagswahlen, 
ſowie der mit dem allgemeinen Wachstum der Bewegung immer mehr ver⸗ 
vollkommnete Ausbau des Agitationsapparats drängten immer mehr zu einer 
feſtgeſchloſſenen, in ſich gegliederten Organiſation, wie ſie nur in der Vereins⸗ 
form möglich iſt. So verſchob ſich das Verhältnis immer mehr zu— 
gunſten der Vereine. Da ſie aber nicht die formelle Parteiorganiſation re⸗ 
präſentierten und kein Genoſſe verpflichtet war, ihnen anzugehören, ver⸗ 
mochten ſie trotzdem keine große Anziehungskraft auf das Gros der Partei⸗ 
anhänger auszuüben und wieſen deshalb meiſtens nur verhältnismäßig geringe 
Mitgliederzahlen auf. Pſychologiſche Momente trugen neben wirtſchaft— 
lichen weiter mit dazu bei, die Entwicklung zu verlangſamen. Das nach dem 
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Falle des Sozialiſtengeſetzes eingetretene Wachstum der Partei hatte in 
manchen Kreiſen derſelben die Vorſtellung erzeugt, daß die Organiſationsform, 
unter der die Partei ſo große Fortſchritte gemacht, die idealſte von der Welt 
ſei und daß jede Anderung an ihr geradezu einen Frevel an der Partei 
bedeute. Nach derſelben Richtung wirkte die chroniſche Wirt chaftskriſe 
beim Falle des Sozialiſtengeſetzes, die bis in die Mitte der neunziger Jahre 
des vorigen Jahrhunderts anhielt und die organiſatoriſche Betätigung wie 
die Fortentwicklung der Organiſation lähmte. 


as 


Der Sieg des Vereinsprinzips. 


Erſt als in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre ein nie dageweſeneß 
wirtſchaftlicher Aufſchwung einſetzte, als infolgedeſſen die wirtſchaft⸗ 
lichen Organiſationen der Arbeiterklaſſe an Umfang und innerer Ge⸗ 
ſchloſſenheit gewaltige Fortſchritte machten, und als ſchließlich 1900 das 
Verbot des Inverbindungtretens politiſcher Vereine der Konzentration 
unſeres geſamten öffentlichen Lebens hatte geopfert werden müſſen, 
da war endlich auch der Boden genügend vorbereitet für einen Umſchwung 
in der inneren Geſtaltung unſerer ebenfalls rieſig weiter gewachſenen poli⸗ 
tiſchen Bewegung. Allmählich zwax, doch unaufhaltſam vollzog ſich nun der 
Wandel, das Vereinsprinzip rang ſich ſiegreich durch. Der Mainzer 
Parteitag 1900 nahm eine Anderung der Organiſation vor, die eine über⸗ 
gangszeit für die Umbildung der Organiſation einleitete. Die Vertrauens⸗ 
perſonen wurden zwar als offizielle Parteirepräſentanten beibehalten, aber es 
wurde nunmehr geſtattet, ihre Wahl auch in Vereinsverſammlungen 
vorzunehmen und den Vereinsvorſitzenden mit dem Amte zu betrauen. Die 
Parteizugehörigkeit wurde weiter von der „dauernden Unterſtützung der 
Partei durch Geldmittel“ abhängig gemacht, was in der Praxis auf 
Zahlung regelmäßiger feſter Beiträge hinauslief. Von nun an vollzog ſich die 
lokale Organiſationsentwicklung immer ſchneller in der Richtung zur Vereins⸗ 
bildung. Allgemein wurde bald dem Vereinsvorſitzenden die dauernde Wahr⸗ 
nehmung des Vertrauensmannsamtes übertragen, und die öffentlichen Partei⸗ 
verſammlungen kamen gänzlich in Fortfall. So wurde der Dualismus 
der neunziger Jahre aus der lokalen Parteiorganiſation beſeitigt, | 
indem die lofe Parteimitgliedſchaft durch den geſchloſſenen, in ſich 
gegliederten Verein erſetzt wurde. Seitdem datiert der Aufſchwung 
unſerer Organiſationen, denn nunmehr mußte jeder, der als Partei⸗ 
genoſſe gelten wollte, auch Mitglied des Parteivereins ſein. Als Einrichtungen 
der offiziellen Parteiorganiſation gewannen nun auch die inneren Einrich⸗ 
tungen des Vereins eine ganz andere Bedeutung wie vorher. Jetzt vermochten 
die genaue Mitgliederkontrolle und die zwingende Beitragsverpflichtung ihren 
Einfluß auf die Vermehrung des Mitgliederbeſtandes und die Auf⸗ 
beſſerung der Parteifinanzen wirkſam auszuüben, jetzt war die Bahn 
frei für die einheitliche und planmäßige Ausgeſtaltung des Partei⸗ 
lebens. 

Die Wahlkreisorganiſation. 

Ahnlich wie in den Parteiorten vollzog ſich während derſelben Zeit auch 
die Entwicklung in den Wahlkreiſen. Das gemeinſame Intereſſe bei den 
Reichstagswahlen hatte die verſchiedenen Orte eines Wahlkreiſes naturgemäß 
miteinander in Fühlung gebracht, und auf dieſe en Beziehungen ha 


N Wilh. Dittmann: Zur Neugeſtaltung unſerer Parteiorganiſation. 385 


ͤ 


die Partei auch 1890 wieder die hächſte Zuſammenfaſſung ihrer örtlichen 


Parteimitgliedſchaften aufgebaut. In öffentlichen Kreisparteiverſamm— 


lungen, an denen Genoſſen aller Orte des Wahlkreiſes teilnehmen konnten, 
wurde über die gemeinſamen Intereſſen des ganzen Kreiſes verhandelt und 


der Kreisv ertrauensmann gewählt, deſſen Aufgabe es war, den dauernden 
Zuſammenhalt zwiſchen den Orten des Kreiſes zu pflegen. Verſchiedentlich 
hatte man ſtatt der Kreisvertrauensperſonen ſogenannte Kreiskomitees ein- 
geſetzt, die aber meiſtens für Vereine erklärt und aufgelöſt worden waren. 
Mit der Erſtarkung der örtlichen Organiſationen war das Bedürfnis nach 


mehr Fühlung im ganzen Kreiſe ebenfalls ſtärker geworden. Als daher 1900 
das Verbot des Inverbindungtretens gefallen war und das Vereinsprinzip 
die örtlichen Organiſationen immer mehr zu beherrſchen begann, fand es bald 
auch auf die Kreisverhältniſſe Anwendung. Teils auf dem Umweg über die 
Kreiskomitees vollzog ſich allmählich eine Entwicklung zum Zuſammenſchluß 
der bisher ſelbſtändigen Ortsvereine in Wahlkreisvereine mit Orts⸗ 
filialen. Die Kreisparteiverſammlungen wurden erſetzt durch Verſammlungen 
von Delegierten der Ortsfilialen: die ſogenannten Kreiskonferenzen; der 
Kreisvertrauensmann wurde abgelöſt durch den Kreis vorſtand, welcher 


nunmehr die Parteigeſchäfte für den ganzen Wahlkreis zu führen hatte. In 
manchen Großſtädten, wo ſich Ort und Wahlkreis deckten, fiel Ortsverein 


und Wahlkreisverein natürlich zuſammen, und das Wachstum der Bewegung 


führte dort zu einer Dezentraliſation im Innern, die in gewiſſem Sinne 


der Ortsgliederung der mehr ländlichen Wahlkreiſe ähnelt, während umgekehrt 


in einzelnen ganz großen Orten, wie Berlin, Hamburg, Breslau, Dresden, 
die Wahlkreiseinteilung eine Orts zergliederung im Gefolge haben mußte, 
deren desorganiſatoriſche Wirkungen wieder paralyſiert werden mußten. So er⸗ 
oberte ſich die Vereinsform nicht nur die Orts⸗, ſondern auch die Wahlkreis⸗ 
organiſationen und führte zur Schaffung feſter Grundſätze und Normen für 
das Parteileben, deſſen ſachkundige und allſeitige Förderung vielfach die An- 
ſtellung beſoldeter Parteiſekretäre erforderlich machte. 


Die Bezirksorganiſation. 

Mit dem feſteren organiſatoriſchen Zuſammenſchluß in den Orten und 
Wahlkreiſen ging weiter das Streben parallel, auch die Wahlkreisorgani— 
ſationen einander näher zu bringen. Auch dieſes Streben hatte ſeinen 
Ausgangspunkt in der Agitation für die Reichstagswahlen, für deren einheit⸗ 
liche Geſtaltung die Wahlkreiſe von der Parteileitung zu Bezirken zuſammen⸗ 
gelegt wurden. In den einzelnen Teilen des Reiches hatte man, je nach dem 
Stande der Entwicklung, teils ſchon ſofort nach dem Falle des Sozialiſten⸗ 
geſetzes, teils ſpäter, vereinzelt auch erſt in den letzten Jahren, für eine Mehr⸗ 
zahl von Wahlkreiſen ſogenannte Provinzialparteitage abgehalten und 
Provinzialkomitees zur einheitlichen Betreibung der Agitation gebildet. 


Dieſe Einrichtungen erhielten nach dem Falle des Verbindungsverbots und 


dem Aufſchwung der Parteibewegung in den Orten und Wahlkreiſen erhöhte 
Bedeutung und wurden weiter ausgebaut zu Bezirksverbänden, Be— 
zirkskomitees und Bezirkskonferenzen. Die Zuſammenfaſſung der Wahl⸗ 
kreiſe erfolgte in der Regel für ein einheitliches Wirtſchaftsgebiet, des 
öfteren auch nach der bundesſtaatlichen Zuſammengehörigkeit der 
Wahlkreiſe. In einzelnen Gegenden iſt die Gruppierung noch zu keinem 
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rechten Abſchluß gelangt, da es für manche ländliche Kreiſe an einem abſolut 

gegebenen Wirtſchaftszentrum, das ſie anziehen müßte, fehlt. Dieſe Kreiſe 
find in den letzten Jahren zum Teil zwiſchen den ihnen benachbarten Agi⸗ 
tationsbezirken hin und her gependelt. Es handelt ſich dabei um induſtriell 
wie politiſch noch ſehr unentwickelte Kreiſe, deren Bedeutung für die Partei 
daher auch nur ſehr gering iſt. Im allgemeinen iſt die Bezirksbildung ziemlich 
abgeſchloſſen. Die Parteigeſchäfte der Bezirksverbände werden eee meiſt 
durch angeſtellte Parteiſekretäre geleitet. | 


Die Landesorganiſation. 


In Süd⸗ und Mitteldeutſchland, wo die Handhabung der Vereinsgeſeh 
gebung und die einzelſtaatlichen Wahlrechtsbeſtimmungen vielfach weniger 
reaktionären Charakter trugen als in Preußen, haben unſere Genoſſen ſchon 
vor Jahren die Landespolitik in ihren Betätigungskreis einbeziehen können. 
Dadurch war das Bedürfnis geweckt worden, alle Wahlkreiſe eines Bundes⸗ 
ſtaats einander näher zu bringen, ſogenannte Landesorganiſationen zu 
bilden, durch welche die . Landesparteiintereſſen eine einheitliche 
Förderung erfahren konnten. In manchen Kleinſtaaten deckt ſich das Gebiet 
der Landesorganiſation mit dem des Bezirksverbandes, oder mehrere der 
kleinſten Kleinſtaaten bilden gar eine einheitliche Bezirks⸗ und Landesorgani⸗ 
ſation. In den mittleren Bundesſtaaten, in Sachſen und Bayern, ſetzt ſich 
die Landesorganiſation aus einer Mehrzahl von Bezirksverbänden zu⸗ 
ſammen, in Sachſen aus vier, in Bayern aus drei. In Preußen verwehrte 
uns das berüchtigte Dreiklaſſenwahlrecht lange Zeit eine regere Anteilnahme 
an der Landespolitik, das Land iſt räumlich ſehr ausgedehnt, ſeine einzelnen 
Teile weiſen eine wirtſchaftlich ſehr verſchiedene Struktur und ein ebenſo ver⸗ 
ſchiedenes kulturelles Niveau auf. Alle dieſe Gründe wirkten zuſammen, daß 
in Preußen die Landesorganiſation erſt vor Jahresfriſt durch Zu⸗ 
ſammenſchluß der preußiſchen Bezirksverbände der Geſamtorganiſation ge⸗ 
ſchaffen werden konnte. Nachdem die Partei nunmehr auch in den preußiſchen 
Landtag eingedrungen iſt, hat die Landesorganiſation für Preußen auch ſofort 
einen vollwertigen Inhalt bekommen, der ſie den übrigen Landesorganiſationen 
gleichſtellt. | 

Der vorläufige Abſchluß. g 

So drängte die Organiſationsentwicklung in den Orten, den Wahlkreiſen 
und den Bezirken und Bundesſtaaten zu immer feſterem Zuſammenſchluß, und 
bald ſah ſich die Partei genötigt, über die in Mainz getroffene Organiſations⸗ 
änderung hinauszugehen und das inzwiſchen Gewordene parteioffiziell 
anzuerkennen und feſtzulegen. Nachdem auf dem Bremer Parteitag 
1904 mit dem Beſchluß über die Anſtellung von Bezirksparteiſekretären 
die Bezirksverbände ohne weiteres als integrierende Beſtandteile der allgemeinen 
Parteiorganiſation anerkannt worden waren, vollzog der Jenaer Parteitag 
1905 in aller Form die vollſtändige Anerkennung der eingetretenen Neu⸗ 
bildungen. Das Jenaer Organiſationsſtatut ſetzt die Vereinsform als die 
alleinige Grundlage der Organiſation feſt und läßt die loſe Organi⸗ 
ſation nur noch zur Ergänzung und als Ausnahme für Bundesſtaaten zu, 
in denen die Vereinsform geſetzlich nicht möglich iſt. Der Zwang zur Vereins⸗ 
bildung wurde nicht nur für die Orts⸗, ſondern auch für die Wahlkreis⸗ 
organiſationen ausgeſprochen, ebenſo wurde der Zuſammenſchluß der Wahl⸗ 
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kreiſe zu Bezirksverbänden und Landesorganiſationen obligatoriſch 
gemacht. Der in dieſen Beſchlüſſen zum Ausdruck kommende Gedanke der 
Organiſationszentraliſation wurde in materieller Hinſicht noch doku⸗ 
mentiert durch die Feſtſetzung einer von den Wahlkreisorganiſationen an den 
Parteivorſtand zu entrichtenden feſten Beitragsquote von 20 Prozent der 
Mitgliederbeiträge. Die Finanzen der Geſamtpartei haben dadurch eine 
weſentliche Aufbeſſerung erfahren und find auf eine feſte und geſunde Grund- 
lage geſtellt worden. 

Unſere Parteiorganiſation hat ſich alſo ſeit 00 Falle des Sozialiſtengeſetzes 
unter der Einwirkung der ihr neu zugewachſenen Aufgaben und ihrer ge— 
ſteigerten Funktionen aus einem molluskenartigen Zuſtand zu einem feſten 
und wohlgegliederten Organismus entwickelt. Das weitere Wachstum 
dieſes Organiſationskörpers gemäß der ihm innewohnenden Entwicklungs⸗ 
tendenzen bewußt und planmäßig zu fördern, das iſt die Aufgabe, die jetzt 
zu löſen iſt. (Schluß folgt.) 


Zur Reform der Strafprozeßordnung. 


Von Hugo Heinemann. 


5. fluchtverdacht. 

Abgeſehen von dem Falle der Kolluſion iſt nach unſerer Strafprozeßordnung 
Unterſuchungshaft zuläſſig, wenn dringende Verdachtsgründe gegen den An⸗ 
geſchuldigten vorhanden ſind und er der Flucht verdächtig iſt. Das Geſetz 
fügt hinzu: Der Verdacht der Flucht bedarf keiner weiteren Begründung, wenn 
ein Verbrechen den Gegenſtand der Unterſuchung bildet. Der Entwurf bringt 
dieſe Vermutung der Fluchtgefahr in Wegfall. Die Motive bemerken hierzu: 
„Die Vorſchrift hat zu unerwünſchten Folgen geführt. Denn in der Praxis 
iſt dadurch mitunter die Annahme hervorgerufen worden, daß ſich in den 
Fällen, in denen ein Verbrechen den Gegenſtand der Unterſuchung bildet, 
auch die Prüfung erübrige, ob nicht die Umſtände des Einzelfalls die Gefahr 
der Flucht des Beſchuldigten beſeitigen. Infolge des Wegfalls der Vor— 
ſchrift werde es künftig auch in den dort bezeichneten Fällen ſtets der Angabe 
beſtimmter, die Fluchtgefahr begründender Tatſachen bedürfen.“ An Stelle dieſer 
geſtrichenen Beſtimmung will der Entwurf jedoch eine andere ſetzen, nämlich 
daß zur Begründung der Fluchtgefahr die Feſtſtellung weiterer Tatſachen nicht 
erforderlich ſei, wenn nach den Umſtänden des Falles anzunehmen iſt, daß 
wegen der Tat auf eine die Dauer eines Jahres überſteigende Frei— 
heitsſtrafe zu erkennen ſein werde. Die Begründung rechtfertigt dieſe 
Vorſchrift mit dem Hinweis auf das praktiſche Bedürfnis, in dieſem Falle die 
Fluchtgefahr zu vermuten, da die Furcht vor einer beſonders ſchweren Strafe 
für den Verdächtigen regelmäßig einen ausreichenden Beweggrund zur Flucht 
bilden wird. Zu einer ſchematiſchen Verhängung der Haft, jo wird beſchwich— 
tigend hinzugefügt, könne dieſe Vorſchrift nicht Anlaß geben, da ſie dem 
Richter die Berückſichtigung aller für das Strafmaß in Betracht kommenden 
Umſtände, ſoweit ſie zur Zeit der Entſcheidung über die Haft bekannt ſeien, 
zur Pflicht mache. Im übrigen habe der Richter auch dann, wenn nach ſeiner 
Auffaſſung auf die gedachte hohe Strafe zu erkennen ſein werde, zu prüfen, 
ob nicht beſondere Umſtände der Annahme der Fluchtgefahr entgegenſtänden. 


(Fortſetzung.) 
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Alles das ſind Worte, nichts als Worte. Die Anderungen, die der Ent⸗ 
wurf hier in Vorſchlag bringt, ſind lediglich Spielerei. Es ſoll der Anſchein 
erweckt werden, als ob der heutige Rechtszuſtand, der die gerechte Entrüſtung 
des Volkes hervorgerufen hat, geändert werde. In Wahrheit dürfte der Richter 
vielleicht genötigt ſein, ſein Verhaßt unß e üne ein wenig zu modifizieren, 
um es der Faſſung des Entwurfes anzupaſſen. Im praktiſchen Effekt wird 
alles beim alten bleiben. Ja der Entwurf bringt das Kunſtſtück fertig, das 
geltende Recht, das man kaum noch für verſchlechterungsfähig gehalten hat, 
nach rückwärts zu revidieren. Sollten die Blockparteien die Vorſchläge des 
Entwurfes annehmen, ſo würden ſie mit der Rechtsſicherheit des Volkes ein 
geradezu frivoles Spiel treiben. 

Wenn der Entwurf meint, daß die Faſſung des geltenden Rechtes die 
Praxis dazu verführt habe, bei Verbrechen von der Prüfung abzuſehen, 
ob nicht die Umſtände des Einzelfalls den Fluchtverdacht beſeitigen, ſo 
unterſtellt er, um einen Fortſchritt dem Volke vorzuſpiegeln, daß die Gerichte 
bisher das Recht gröblich verletzt haben. Unſere Strafprozeßordnung kennt 
keine Beſtimmung, daß bei gewiſſen Straftaten die Unterſuchungshaft eintreten 
müſſe, vielmehr iſt dem Richter ſtets die Prüfung zur Pflicht gemacht, ob 
ein Grund zur Verhaftung im konkreten Falle vorliege. Wären aber unſere 
Gerichte wirklich einem ſo bureaukratiſchen Stumpfſinn unheilbar verfallen, 
daß ſie, auch wenn wegen der offenbar vorliegenden Milderungsgründe die 
Verhängung einer ganz geringen Strafe zu erwarten iſt, die Unterſuchungs⸗ 
haft eintreten laſſen, ſo würde die vom Entwurf vorgeſchlagene Neuregelung, 
daß Fluchtverdacht zu präſumieren ſei, wenn vermutlich auf eine mehr als 
einjährige Freiheitsſtrafe zu erkennen ſein wird, erſt recht eine überaus be⸗ 
denkliche Beſtimmung darſtellen. 

Man werde ſich nur über folgende unbeſtrittene und unbeſtreitbare Tat⸗ 
ſache vollkommen klar: Selbſt in der Hauptverhandlung, in der wir ein wirk⸗ 
liches mündliches, unmittelbares Verfahren haben, in der der Grundgedanke 
des inquiſitoriſchen Prozeſſes aufgegeben und der Angeklagte von der formellen 
Mitwirkung an der Unterſuchung nicht ausgeſchloſſen iſt, ſelbſt in dem Stadium, 
in dem die ganze Beweisaufnahme unter des Angeklagten und ſeines Ver⸗ 
teidigers Kontrolle ſich abſpielt und die von ihm geladenen Zeugen ver⸗ 
nommen werden müſſen, iſt es ein reines Lotterieſpiel, wie hoch die Strafe 
ſchließlich vom Gericht bemeſſen wird. Unſere ganze Strafzumeſſung, ſagt 
v. Liſzt' treffend, ſchwebt in der Luft. Dieſe höchſte und feinſte Leiſtung der 
„vergeltenden Gerechtigkeit“ erweiſt ſich bei näherer Betrachtung als ein 
Taſchenſpielerkunſtſtück, bei welchem der Künſtler ſich nicht einmal die Mühe 
gibt, die andächtigen Zuſchauer zu täuſchen. Iſt es doch eine offenkundige Tat⸗ 
ſache, daß örtliche Überlieferungen, perſönliche Anſchauungen, Zufälle aller Art, 
nicht feſte Grundſätze für die Strafzumeſſung im Einzelfall maßgebend ſind. 

Um wie viel weniger läßt ſich nun erſt im Vorverfahren ſagen, welche 
Strafe der Angeſchuldigte erhalten wird. Das Material iſt hier noch un⸗ 
vollſtändig und ſoll erſt zu einem der Wahrheit entſprechenden Geſamtbild 
verdichtet werden, es iſt durchaus einſeitig, da der Schuldbeweis vor dem 
einzigen, den das Verfahren angeht, dem Angeklagten, von den Inquiſitions⸗ 
organen ſorgfältig geheim gehalten wird und der Entlaſtungsbeweis noch nicht 


1 Strafrechtliche Aufſätze, 1. Band, S. 332. 
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erhoben iſt. Auf dieſe Weiſe kommen alltäglich Fälle vor, wie ſie der Juſtizrat 
Mamroth in der „Deutſchen Juriſtenzeitung“, Nr. 11 von 1908, S. 629, be⸗ 
richtet. Ein verhafteter Angeſchuldigter wurde nach ſeiner Einlieferung kurz 
vernommen und beſtritt jede Schuld. Der Verteidiger bat um Akteneinſicht. 
Der Unterſuchungsrichter lehnte wegen Gefährdung des Unterſuchungszwecks 
ab, und das Beſchwerdegericht billigte dieſe Entſcheidung mit folgenden Worten: 
„Es wird jetzt das in den Akten angebotene, wider und für den Angeſchuldigten 
ſprechende hauptſächlichſte Beweismaterial geſammelt und geſichtet, was nach 
der Natur der in Rede ſtehenden Straftaten ohne Mitwirkung des An⸗ 
geſchuldigten und des Verteidigers erfolgen kann, hierüber wird der An⸗ 
geſchuldigte in nicht ferner Zeit eingehend zu vernehmen ſein und vernommen 
werden, und bis zu dieſer bis jetzt noch nicht erfolgten Vernehmung läßt ſich 
dem Unterſuchungsrichter nicht entgegentreten, wenn er der Anſicht iſt, daß, 
bevor er mit dem Angeſchuldigten über die einzelnen Anſchuldigungen unter 
Zugrundelegung des Beweismaterials verhandelt habe, durch eine Akteneinſicht 
der Unterſuchungszweck gefährdet werde.“ Nun vernahm der Unterſuchungs⸗ 
richter vier bis fünf Monate lang Zeugen. Dann erſt hielt er den Moment für 
gekommen, um „unter Zugrundelegung dieſes Beweismaterials“ die „ein⸗ 
gehende“ Befragung des Angeſchuldigten vorzunehmen, und unmittelbar darauf 
ſchloß er die Vorunterſuchung. In der Hauptverhandlung mußte der einzige 
die Anſchuldigung tragende Zeuge auf die erſte Vorhaltung der Verteidigung 
Angaben machen, die der Anklage allen Boden entzogen und auch den Staats⸗ 
anwalt nötigten, ſie ohne weiteres fallen zu laſſen. 

Das iſt nicht etwa ein beſonders exzeptioneller Fall, er gehört zum Haus⸗ 
gebrauch unſerer Praxis. Als vor einer Reihe von Jahren ſich einmal auch 
die bürgerliche Preſſe über eine ſenſationelle Verhaftung aufregte, da es ſich 
diesmal nicht um einen Arbeiter, ſondern um eine begüterte Perſon handelte, 
antwortete der Juſtizminiſter Schönſtedt mit ſtoiſcher Ruhe im preußiſchen 
Abgeordnetenhaus, er könne dieſem Falle eine beſondere Bedeutung nicht bei⸗ 
meſſen. So unheilbare Wunden dieſer Mann auch der preußiſchen Juſtiz ge⸗ 
ſchlagen hat, hier hatte er vollkommen recht. Der Fall lag nicht außer⸗ 
gewöhnlich, er ereignet ſich alltäglich im Deutſchen Reiche, nur findet er bei 
den bürgerlichen Parteien keine Beachtung, da es zumeiſt Proletarier ſind, die 
unter dieſem ungerechteſten aller Rechtsinſtitute zu leiden haben. 

Das Schlimmſte aber iſt, daß das Material zur Zeit, wo die Verhaftung 
beſchloſſen wird, nicht bloß unvollſtändig iſt, nicht bloß einſeitig lediglich die 
belaſtenden Momente enthält, ſondern daß der Richter nicht einmal dieſes 

Belaſtungsmaterial, auf Grund deſſen er die Unterſuchungshaft anordnet, auf 
ſeine Richtigkeit und Objektivität hin zu prüfen in der Lage iſt. Der Richter 
trifft ſeine ſo überaus folgenſchwere Entſcheidung zumeiſt lediglich auf Grund 
der Akten. Was aber enthalten dieſe in dem Augenblick, wo der Haftbefehl 
erlaſſen wird? Nichts anderes als die von unteren Polizeibeamten, alſo von 
wenig vorgebildeten, vielfach im Sinne der Anklage präokkupierten Perſonen 
aufgenommenen Protokolle. Und dieſes höchſt bedenkliche Aktenmaterial kann 

der Richter nicht einmal inſoweit kontrollieren, als notwendig iſt, um feſt⸗ 
zuſtellen, inwieweit es verſtändnislos und parteiiſch niedergeſchrieben iſt. 

Dies alles muß man ſich vergegenwärtigen, um zu ermeſſen, welches leicht- 
fertige Spiel es mit der Freiheit des Staatsbürgers treiben heißt, wenn der 
Entwurf vorſchreibt, daß der Fluchtverſuch zu präſumieren ſei, falls vermutlich 
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auf eine mehr als einjährige Freiheitsſtrafe zu erkennen ſein werde. Ein 
ſolches Urteil läßt ſich zumeiſt beim Beginn der Unterſuchung mit einiger 


Sicherheit überhaupt nicht fällen, es muß willkürlich ausfallen und kann nicht 


den geringſten Anſpruch auf Richtigkeit und Zuverläſſigkeit erheben. So 


tadelnswert es iſt, wenn das geltende Recht die Vermutung des Flucht⸗ 
verdachtes bei Verbrechen, alſo den ſchwerſten Straftaten, vorſchreibt, ſo iſt 


. 
8 


damit dem Richter wenigſtens ein objektiver Maßſtab vom Geſetzgeber in 
die Hand gegeben. Wird aber der Vorſchlag des Entwurfes Geſetz, ſo heißt 


dies den blinden Zufall wüten laſſen, an Stelle der Gerechtigkeit das Haſard⸗ E 
ſpiel in das Recht einführen. Jeder einigermaßen beſchäftigte Rechtsanwalt 


und jeder Staatsanwalt kennen die Judikatur der einzelnen Strafkammern 


bei ihrem Gericht ganz genau, ſie wiſſen, daß die unter dem Vorſitz des 


Herrn X. ſtehende Kammer ſich in übermäßig hohen Strafen nicht genug tun 


kann, und daß ſie dieſelbe Tat weit ſtrenger bewertet als die unter dem Vorſitz ; 


des Herrn Y. richtende Kammer. Die Folge des Vorſchlags des Entwurfes 
müßte nun ſein, daß der Angeklagte, weil er das Unglück hat, daß ſein Name 


mit dem Anfangsbuchſtaben A anfängt und ſeine Handlung daher von der 


Strafkammer des Herrn X. abgeurteilt wird, in Unterſuchungshaft zu nehmen 
iſt, während dieſe Folge nicht eintreten darf bei dem gleich Schuldigen B., 
der von Herrn M. abgeurteilt werden wird. Denn A. wird aller Vorausſicht 
nach von dem ſtrengen X. eine hohe, ein Jahr überſteigende Strafe erhalten, 
während Y. die Sache viel milder anſehen wird. 

Es kann gar keinem Zweifel unterliegen, daß die angeblich auf Beſeiti⸗ 
gung der gegenwärtigen unerträglichen Mißſtände abzielende Regelung des 


Entwurfes geradeswegs zu einer Verſchärfung der Unterſuchungshaft führen 


wird. Die Folge wird ſein, daß in zahlreichen Vergehensfällen, in denen 


heute niemand an eine Verhängung der Unterſuchungshaft denkt, dieſe mit 


der Motivierung, daß nach den Umſtänden des Falles auf eine die Dauer 


eines Jahres überſteigende Freiheitsſtrafe zu erkennen ſein werde, eintreten 5 


wird. Was verſchlägt es, wenn ſpäter in der Hauptverhandlung ſich die Un⸗ 
ſchuld des Angeklagten ergibt oder ſich herausſtellt, daß die Tat mit einer 
ganz geringen Freiheitsſtrafe geſühnt erſcheint? Dann hat eben die ſeitens der 


Behörden mit dankenswertem Eifer und pflichtgemäßer Sorgfalt betriebene 


Unterſuchung „die Umſtände des Falles“ zugunſten des Angeklagten auf⸗ 


geklärt. Ganz beſonders in Streikprozeſſen und in Zeiten politiſcher Auf 


regung kann die vorgeſchlagene Neuregelung zu ganz bedenklichen Konſequenzen 


führen. Vor kurzem beantragte ein Staatsanwalt in einem von mir geführten 
Prozeß gegen einen wegen eines geringfügigen Streikvergehens angeklagten 
organiſierten Arbeiter die Beſtrafung mit einer Gefängnisſtrafe von 1¼ Jahren 
und die ſofortige Verhaftung mit der Begründung, daß die Banden, die die 
heutige Geſellſchaftsordnung untergraben, mit Gewalt niedergehalten werden 
müſſen. Die Strafkammer erkannte auf eine ganz geringe Freiheitsſtrafe. 
Nun ſtelle man ſich vor, daß der Vorſchlag des Entwurfes Geſetzeskraft 
erlangen wird. Kann man zweifeln, daß der Staatsanwalt, wenn er einen 
ſolchen Antrag auf ſofortige Verhaftung bei Beginn der Unterſuchung 


ſtellt, in den meiſten Fällen bei dem Einzelrichter, der die Sache nicht auf 


Grund eigener, ſondern nur aus fremden Ermittlungen, den ganz un⸗ 
zureichenden polizeilichen Protokollen her kennt, Erfolg haben wird? Hier er⸗ 
ſcheint die Tat in ſchaurigſter Beleuchtung, hier leſen wir vom abſcheulichen 
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| Terrorismus der Streikenden, hier erzählt der Unternehmer von ihren gräß⸗ 


lichen Gewalttaten, alles Geſpenſter, die ſich im klaren Sonnenlicht der öffent⸗ 


lichen, unmittelbaren, mündlichen Hauptverhandlung nicht mehr aus ihrem 


Verſteck hervorwagen. Im Beginn des Verfahrens dagegen würden dieſe in 
den Akten niedergelegten Tatſachen zur Verhaftung ausreichen. Daraus könnte 


man gegen den Richter, der den Haftbefehl erläßt, nicht einmal einen Vor⸗ 
wurf erheben. Der Entwurf mutet ihm eben eine unlösbare, widerſinnige 


Aufgabe zu. Niemand, dem nicht die Gabe des Hellſehens verliehen iſt, kann 


am Anfang der Unterſuchung deren Finale vorausſehen. 
Aus alledem ergibt ſich mit unabweislicher Notwendigkeit die Forderung 


auf Streichung der Beſtimmung des Entwurfes, daß bei Voraus ſehbarkeit 


einer beſtimmten Strafe der Fluchtverdacht keiner weiteren Begründung be⸗ 


darf und ſchlechtweg zu vermuten iſt. Wird tatſächlich auch in beſonders 
ernſt liegenden Fällen die Höhe der zu erwartenden Strafe einen Grund zur 
Verhängung der Unterſuchungshaft bilden, ſo iſt es doch etwas ganz anderes, 
wenn das Geſetz ausdrücklich eine Vorſchrift aufſtellt, wie ſie in vorſtehendem 
wiedergegeben iſt. Dadurch wird der Richter geradezu verleitet, Anträgen der 


Anklagebehörde, die ſich ſpäter als durchaus unſachgemäß herausſtellen, Folge 


zu leiſten. 


Aus dem gleichen Grunde iſt es praktiſch auch völlig wertlos, wenn der 


Entwurf, um bei geringfügigen Sachen die Unterſuchungshaft auszuſchalten, 


vorſchreibt, daß regelmäßig von ihrer Verhängung Abſtand zu nehmen ſei, 


wenn nach Lage der Sache anzunehmen iſt, daß gegen den Verdächtigen auf 
keine ſchwerere Strafe als Gefängnis von 1 Monat oder Haft oder 3000 Mark 
Geldſtrafe zu erkennen ſein werde. Die Motive ſehen darin die Krönung des 
Gebäudes, Verhaftungen bei wirklich unbedeutenden Sachen ganz zu vermeiden. 
Sie ſind außerordentlich ſtolz auf dieſes dem deutſchen Volke dargebrachte 
Geſchenk, fügen jedoch ſofort ängſtlich hinzu, daß die Strafgrenzen, die ſich 


auf die im einzelnen Falle zu erwartende Strafe beziehen, naturgemäß nicht 
hoch gegriffen werden dürfen, „denn zur Zeit der Entſcheidung über die Haft 


iſt eine unzutreffende Abſchätzung der Strafe, die den Verdächtigen treffen 
wird, leicht möglich, und die Tat kann ſich im Laufe des weiteren Verfahrens 
als echeblich ſtrafwürdiger darſtellen, als bei der Entſcheidung über die Haft 


anzunehmen war. Dies nötigt dazu, bei der Einſchränkung der Unterſuchungs⸗ 
haft hier mit Vorſicht zu verfahren.“ Die Regierung kann beruhigt ſein. Die 
ſtraffe, rigoroſe Strafjuſtiz wird durch die Vorſchläge des Entwurfes nicht die 
geringſte Einbuße erleiden. Praktiſch wird gegenüber dem geltenden Rechte 
gar nichts geändert werden. Mit den Worten: „Zur Zeit der Entſcheidung 
über die Haft iſt eine unzutreffende Abſchätzung der Strafe, die den Verdäch⸗ 


tigen treffen wird, leicht möglich“ ſpricht die Begründung ſelbſt der vom 


Entwurf gewollten Regelung das Urteil. Ein auf derart unmögliche, will⸗ 


kürliche und vage Schätzungen aufgebauter Maßſtab wird dem Angeklagten 
gar nichts nutzen. 

Nicht verſchoben wird das Geſamtbild durch einige kleine Verbeſſerungen 
des Entwurfes, wohin in erſter Linie neben der Einführung von Haft⸗ 


ſurrogaten das — abgeſehen von Ausnahmefällen — vorgeſchriebene Verbot 


der Verhängung der Unterſuchungshaft bei Straftaten gehört, die mit keiner 


ſchwereren Strafe als Gefängnis bis zu 3 Monaten bedroht ſind. Erhebliche 
praktiſche Bedeutung haben dieſe geringfügigen Konzeſſionen nicht. 


. 
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An dem, worauf es allein ankommt, wenn mit den grauenhaften Mißſtänden 
auf dem Gebiet der Unterſuchungshaft ernſtlich aufgeräumt werden ſoll, geht 
der Entwurf ſcheu vorüber, obgleich alle Reformvorſchläge in dieſer Beziehung 
einig find.' Das erſte, was gefordert werden muß, iſt die Ausdehnung der 
notwendigen Verteidigung auf alle Haftſachen, in denen der An⸗ 
geſchuldigte die Beiordnung eines Verteidigers beantragt. Mindeſtens ſollte 
jedem wegen eines Verbrechens oder Vergehens Verhafteten auf ſein Ver⸗ 
langen von Amts wegen ein Verteidiger beſtellt werden. Die Beraubung der 
Möglichkeit, ſich ungehindert zu betätigen, iſt gerade in demjenigen Stadium 
des Verfahrens, von dem hier die Rede iſt, für den davon Betroffenen mit 
beſonders großen Nachteilen verknüpft. Es handelt ſich um den ernſteſten 
Augenblick ſeines Lebens. Der mit den ungeheuren Machtmitteln des Staates 
ausgeſtatteten Anklagebehörde gegenüber will der von der Außenwelt Ab⸗ 
geſchnittene ſeine Freiſprechung erkämpfen oder ſich wenigſtens durch die 
Sammlung aller entlaſtenden Beweiſe eine möglichſt geringe Strafe ſichern. 
Und gleich dem Angeſchuldigten ſollte auch der Staat es als in ſeinem Inter⸗ 
eſſe liegend erachten, daß ein gerechtes Urteil gefällt wird. Zur Aufdeckung 
der Wahrheit aber gehört die Verteidigungsmöglichkeit des Angeſchuldigten. 
Wird ihm dieſe durch die Unterſuchungshaft in weiteſtem Umfang beſchränkt, 
ſo müßte es der Staat für ſeine vornehmſte Pflicht halten, die durch die 
Unterſuchungshaft mit Notwendigkeit eintretende, aber durch ihren 
Zweck nicht gerechtfertigte Folge nach Möglichkeit auszugleichen, das 
heißt dem nicht auf freiem Fuße Befindlichen, der ſelbſt an der Wahr⸗ 
nehmung ſeiner Rechte behindert iſt und deſſen Mittel ihm die Annahme 
eines Verteidigers nicht geſtatten, von Amts wegen einen ſolchen zu beſtellen. 

Aus den engherzigſten fiskaliſchen Gründen iſt dieſe Forderung, die ſich 
von ſelbſt verſtehen ſollte, unerfüllt geblieben. Die Begründung glaubt die 
einmütige Forderung der Wiſſenſchaft ebenſo wie die Geſetzgebung des Aus⸗ 
landes gleichmäßig ignorieren zu dürfen. Letztere wird von den Motiven 
immer nur da als Vorbild herangezogen, wo es gilt, dem Volke Rechte zu 
nehmen, zum Beiſpiel um die Ausſchaltung des Laienelementes in den Über 
tretungsſachen zu rechtfertigen. Wo es ſich dagegen für den Staat um die 
Erfüllung der einfachſten Anſtandspflicht handelt, die durch ihn ſelbſt bewirkte 
Lahmlegung der Verteidigungsfreiheit, ſoweit es möglich iſt, auszugleichen, 3 
ignoriert der angeblich ſozialpolitiſch fortgeſchrittenſte Staat die auswärtige 
Geſetzgebung gänzlich, die hier vorbildlich wirken könnte. Durch Geſetz vom 
8. Dezember 1897 iſt in Frankreich beſtimmt, daß der Unterſuchungsrichter in 
allen Fällen, ſelbſt in Nichthaftſa chen, den Beſchuldigten nach durch 
geführtem Verhör darüber belehren muß, daß er ſich einen Verteidiger ſelbſt 
wählen dürfe oder verlangen könne, daß ihm ein ſolcher von Amts wegen 
beigegeben werde. Damit vergleiche man nun die Engherzigkeit des Entwurfes, 
der nicht einmal dem durch die Unterſuchungshaft wehrlos Gemachten dieſe 
Rechtswohltat gewähren will. 

Die Beiordnung eines Verteidigers kann aber nur dann ihren Zweck er 
füllen, wenn das Geſetz ihm die Möglichkeit gewährt, das Nichtvorliegen der 
Vorausſetzungen für die Verhängung der Unterſuchungshaft nachzuweiſen. 


Vergl. hierzu: Hugo Heinemann, Die Stellung des Angeklagten. Berlin 1906, 
J. Guttentag, S. 21 ff. 
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Hier liegt der Grund, aus dem die Regelung der Unterſuchungshaft der un⸗ 
befriedigendſte Teil unſerer Strafprozeßordnung iſt. Das Geſetz verſagt hier 
dem Angeklagten dasjenige Mittel, das ſonſt als die weſentlichſte Garantie 
für einen gerechten Richterſpruch gilt: die kontradiktoriſche Verhand— 
lung. Ohne ſie kann A. nicht gezwungen werden, dem B. 20 Mark zu 
zahlen, und darf C. nicht zu einer Geldſtrafe von 10 Mark verurteilt werden. 
Da aber, wo die Freiheit eines Menſchen auf dem Spiele ſteht, deſſen Schuld 
überhaupt noch nicht erwieſen iſt, kennen wir dieſes allein wirkſame Schutz⸗ 
mittel nicht, das für die Hauptverhandlung vom Geſetzgeber als ſolches auch 
anerkannt iſt. Die Wiſſenſchaft hat, zum Teil im Anſchluß an die Geſetz⸗ 
gebung fremder Staaten, bis ins einzelne gehende Vorſchläge gemacht, wie in 
einem ſchleunigen, von dem Hauptprozeß unabhängigen Verfahren 
dem von der Polizei oder der Staatsanwaltſchaft vorläufig Feſtgenommenen 
vor definitiver Verhängung der Unterſuchungshaft durch den Richter Gelegen⸗ 
heit zu geben iſt zu mündlicher Verteidigung, zu kontradiktoriſcher Erörterung 
der gegen ihn vorliegenden Verdachtsmomente und vor allem der Frage, ob 
wirklich die Annahme des Fluchtverdachtes im gegebenen Falle gerechtfertigt 
erſcheint. Der Entwurf hat ſich davon nichts zu eigen gemacht, vielmehr den 
gegenwärtigen Rechtszuſtand in ſeiner ganzen Furchtbarkeit und Traurigkeit 
fortbeſtehen laſſen. 

Der Entwurf weiß dies ſelbſt auch ſehr wohl. Den Motiven wird daher 
die Aufgabe zugeteilt, durch tönende Phraſen das Volk über dieſe Miſere 
hinwegzutäuſchen. Hören wir, was dieſe ſagen. „Für eine gründliche Nach⸗ 
prüfung der Berechtigung des Haftbefehls wird dadurch Sorge getragen, daß 
der Verhaftete das Recht erhält, ſeine Einwendungen gegen den Haftbefehl 
mündlich demjenigen Richter vorzutragen, der in der Sache informiert und 
zur Entſcheidung über die Aufrechterhaltung des Haftbefehls berufen iſt. Nach 
dem geltenden Rechte iſt dem Verhafteten nur der Weg der Beſchwerde an 
die höhere Inſtanz gegeben; ein Weg, der bei der Schriftlichkeit des Beſchwerde⸗ 
verfahrens für viele Verhaftete ohne praktiſche Bedeutung iſt und zudem das 
Verfahren verzögert. Die Regelung des Entwurfes ermöglicht auch dem un⸗ 
gewandten Verhafteten, ſeine Einwendungen an zuſtändiger Stelle vorzu⸗ 
bringen; ſie gibt andererſeits dem Richter Gelegenheit, einen perſönlichen Ein⸗ 
druck zu gewinnen, der für die Entſcheidung über die Haft von maßgebender 
Bedeutung ſein kann; ſie ſetzt endlich den Verteidiger in den Stand, mündlich 
und damit wirkſamer für die Freilaſſung des Verhafteten einzutreten. Erſt 
nach der Verwerfung der Einwendungen durch den zuſtändigen Richter ſoll 
das Beſchwerderecht Platz greifen.“ Welchen Niederſchlag finden nun dieſe 
treffenden Worte im Entwurf ſelbſt? 

Da wird zunächſt beſtimmt: „Iſt der Richter, der den Verhafteten ver⸗ 
nimmt, zur Entſcheidung berufen, ſo hat er über Einwendungen, die gegen 
die Verhaftung erhoben werden, ſogleich zu beſchließen und, wenn ſie zurück⸗ 
gewieſen werden, dem Verhafteten zu eröffnen, daß ihm das Recht der Be⸗ 
ſchwerde zuſteht.“ 

Das iſt der Normalfall. Und in dieſer Beziehung iſt gegenüber dem gel⸗ 
tenden Geſetz nicht das geringſte geändert. Es iſt einfach unwahr, wenn 
die Begründung dies behauptet, um gegenüber dem heutigen Rechtszuſtand 
einen Fortſchritt herauszukonſtruieren. Wie ſchablonenhaft, mechaniſch und 
. für den Verhafteten völlig wertlos aber dieſe Vernehmung iſt, darüber 
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find alle Sachkundigen einig. Hier liegt ja gerade der Grund, aus dem die 
Regelung der Unterſuchungshaft die bürgerliche Freiheit auf das ernſteſte ge⸗ 
fährdet. Deshalb wird auch die einzige Neuerung des Entwurfes, daß der 
Verhaftete auf ſein Verlangen ſtets dem zur Entſcheidung berufenen Richter 
zuzuführen iſt, dem Beſchuldigten gar nichts nutzen. Welchen Wert kann es 
haben, daß dieſer dem Richter den die Aufhebung der Unterſuchungshaft 
rechtfertigenden Sachverhalt vortragen darf, wenn er nicht gleichzeitig in der 
Lage iſt, durch Vorführung ſeiner Beweismittel den Akteninhalt zu 
entkräften. Solange dies nicht der Fall iſt, ſolange der Richter nicht in den 
Stand geſetzt wird, ſich eine eigene, ſelbſtändige Überzeugung gegenüber den 
von Staatsanwalt und Polizei vorgenommenen, in den Akten feſtgelegten Er⸗ 
mittlungen zu bilden, ſind eben den Juſtizbehörden die Behauptungen des 
Angeklagten unbewieſene, dem feſtgeſtellten Sachverhalt widerſprechende und 
daher unglaubhafte und unbeachtliche einſeitige Parteibehauptungen. 

Wie die unabweislich zu verlangende ſummariſche, kontradiktoriſche, münd⸗ 
liche Verhandlung der Prozeßparteien über die Verhängung der Unter⸗ 
ſuchungshaft im einzelnen zu geſtalten iſt, iſt eine Frage von ſekundärer Be⸗ 
deutung. Unbedingt feſtzuhalten iſt nur daran, daß die vom Angeſchuldigten 
oder ſeinem Verteidiger geſtellten Zeugen vernommen werden müſſen. 

Daß der Entwurf dieſen entſcheidenden Punkt, neben dem alle anderen 
Fragen in der Materie der Unterſuchungshaft an Bedeutung zurücktreten, 
völlig ignorieren zu können vermeinte, zeigt, wie gering die Regierung von 
der Blockmehrheit des Reichstags denkt. Je nach der Wertſchätzung, die die 
bürgerliche Freiheit im ganzen Staatsleben genießt, geſtaltet ſich regel⸗ 
mäßig das Strafverfahren. Wie niedrig muß nach Anſicht der Regierung die 
bürgerliche Freiheit bei den liberalen Parteien im Kurſe ſtehen, daß man dieſe 
Normierung der Unterſuchungshaft den geſetzgebenden Faktoren vorzuſetzen 
gewagt hat. (Fortſetzung folgt.) 


Wo ſtehen wir? 
Ein Wort zur Verſtändigung von Nax Maurenbrecher. 


Wenn ich noch einmal das Wort ergreife, um mich zu den Ausführungen 
des Genoſſen Kautsky zu äußern, ſo beabſichtige ich nicht, aus perſönlicher 
Rechthaberei oder Krakeelſucht die Häkelei über Kleinigkeiten weiterzuſpinnen. 
Es koſtet ja freilich ein ziemliches Maß von Selbſtüberwindung und Selbſt⸗ 
zucht, auf die unglaubliche Menge von Ablenkungsverſuchen, Übertreibungen, 
falſcher Wiedergabe meiner und auch ſeiner eigenen Ausführungen, falſcher 
Konſequenzmacherei und breiter Austretung von unbeſtrittenen Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeiten — auf alles das nicht einzugehen und in ſchweigendem Optimismus 
der Urteilskraft und dem Gedächtnis des Leſers die Entſcheidung zu über⸗ 
laſſen. Aber mir fehlt einfach der Mut, den Leſerkreis dieſes Blattes mit 
ſachlich überflüſſigen, nur durch Kautskys Polemiſiermethode bedingten Re⸗ 
kriminationen zu langweilen. Mag er es für ſein redaktionelles Vorrecht 
halten, auf einen Brief von 5 Seiten mit vollen 30 Seiten zu antworten; ich 
meinerſeits würde ſelbſt als Redakteur eines eigenen Blattes nicht wagen, in 
ſolchen Progreſſionen zu polemiſieren, geſchweige dort, wo ich nur ein iettenes 
Gaſtrecht genieße. 
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Die Frage, auf die es allein ankommt, und die ich nicht verwiſcht ſehen 
möchte, iſt die: Stehen wir in Deutſchland heute ſchon vor der Türe des 
proletariſchen Sieges? Oder haben wir für dieſen noch mit längeren Friſten 
zu rechnen? Was heißt es, auf die Kätjerdebatten und tauſenderlei anderes 
verweiſen? Die Frage iſt: Bringen dieſe Debatten die proletariſche Herr— 
ſchaft näher? Ich glaube an keine politiſchen Unruhen im echten und großen 


Sinne des Wortes, die aus dieſen Fragen kommen werden. Aber wenn auch 


— die Frage bleibt immer: Erobern dadurch wir die politiſche Macht? 

Ich habe geſagt und wiederhole es hier: „Auf abſehbare Zeit iſt in 
Deutſchland keine Periode revolutionärer Entwicklung zu erwarten.“ „In der 
für politiſche Zukunftsberechnungen überhaupt in Frage kom⸗ 
menden Zeit“ iſt in Deutſchland mit einer Wiederkehr revolutionärer Ent⸗ 


F wicklungen nicht zu rechnen. „Die Periode revolutionärer Entwicklungen iſt 


auf abſehbare Zeit für Deutſchland vorbei.“ „Wir leben zurzeit in einem 
Zuſtand, in dem man ſich auf längere Friſten im großen und ganzen auf 
die beſtehende Machtverteilung einrichten muß.“ Und ich will dieſen Gedanken 
Nach etwas näher beleuchten. 

Im Kommuniſtiſchen Manifeſt heißt es bekanntlich: „Alle bisherigen Be⸗ 
wegungen waren Bewegungen von Minoritäten oder im Intereſſe von Minori⸗ 
täten. Die proletariſche Bewegung iſt die ſelbſtändige Bewegung der une 
geheuren Mehrzahl im Intereſſe der ungeheuren Mehrzahl.“ Im Zu⸗ 


ſammenhang damit ſteht die Schilderung, daß immer mehr alle anderen 
Klaſſen der alten Geſellſchaft mit Ausnahme der Bourgeoiſie im Proletariat 
verſinken und es eben dadurch zur „ungeheuren Mehrzahl“ machen. Und das 
Maanifeſt ſieht „die Zeit, wo der Klaſſenkampf ſich der Entſcheidung nähert“, 
erſt dann gekommen, wenn dieſe „ungeheure Mehrzahl“ annähernd erreicht iſt. 


Im „Offenen Antwortſchreiben“ ſetzt Laſſalle auseinander, daß 89 bis 
96 Prozent der Bevölkerung als die Nichtbeſitzenden zu den natürlichen An⸗ 


hängern des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins gehören. Er ſagt, es ſei 
die erſte Aufgabe des Vereins, den Ruf nach dem allgemeinen gleichen Wahl⸗ 
recht wirklich durch dieſe 89 bis 96 Prozent der Bevölkerung fortzupflanzen. 
Er meint freilich, das werde eine Aufgabe weniger Jahre ſein, und darin hat 
er ſich bekanntlich geirrt. Immer aber bleibt beſtehen, daß er einen durch- 


— — 


ſchlagenden politiſchen Erfolg erſt erwartet, wenn dieſe Majorität von 89 
bis 96 Prozent wirklich erreicht iſt. 

Liebknecht hat noch in den Debatten mit den Jungen davon geſprochen, 
daß wir erſt über 90 Prozent der Bevölkerung gewinnen müßten, ehe wir 


daran denken können, den Sieg zu erringen. „Wenn wir auch ſtark ſind, 


wohlan, gegen uns ſtehen 80 Prozent der Bevölkerung; wenn wir prokla⸗ 
mieren, wir wollen nicht durch Geſetz, ſondern durch Zertrümmerung des 


Geſetzes unſer Ziel erreichen; nun wohlan, wir haben 20 Prozent, unſere 
Gegner 80 Prozent, ſie haben die Armee, die Kanonen und die Polizei, ſie 
ſtecken uns ins Zuchthaus oder beſſer noch ins Narrenhaus; denn dahin ge⸗ 


Alſo auch ich habe mit der Notwendigkeit von Zukunftsberechnungen (Kautsky ſagt: 


Prophezeiungen) gerechnet. Der Unterſchied iſt nur, daß ich richtige Berechnungen meinte, 


0 


und daß Kautsky demgegenüber ſeine falſchen Prophezeiungen rechtfertigen will. 
2 Daß Kautsky meinen Ausdruck: „auf abſehbare Zeit“ beſtändig in das Gegenteil: 


„auf un abſehbare Zeit“ mißhört, iſt ein Fechterkunſtſtück, deſſen ein Mann ſeines Namens 


ſich eigentlich ſchämen ſollte. 
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hörten wir! Gehen wir fort, wie wir begonnen haben, dann wird es beſſer 
werden; mit jedem Schritt vorwärts wächſt unſere Macht. .. „Von den 
80 Prozent, die gegen uns ſind, würden mindeſtens noch neun Zehntel zu 
uns gehören, wenn ſie ihr Intereſſe verſtänden. Dieſe bis jetzt indifferente 
Maſſe müſſen wir erobern; haben wir ſie erobert, ſo haben wir 
den Sieg“ (Protokoll 1890, S. 57 und 95/96). Auch hier iſt zu ſagen, daß 
Liebknecht ſowohl den damaligen Stand der Partei überſchätzt hat (ſiehe darüber 
die nebenſtehende Tabelle), als ganz beſonders, daß er die Zeit, die zu dieſer 
Entwicklung nötig war, gewaltig unterſchätzte: er hat in ähnlichem Zuſammen⸗ 
hang von acht bis zehn Jahren geſprochen (Protokoll 1897, S. 210). Aber 
grundſätzlich bleibt beſtehen, daß auch Liebknecht damit gerechnet hat, daß wir 
erſt, wenn wir dieſe Majorität haben, die Zeit des entſcheidenden Um⸗ 
ſchwunges herankommen ſehen werden. | 
Engels hat in der bekannten Vorrede zu den „Klaſſenkämpfen in Frank⸗ 
reich“ im Anfang des Jahres 1895 erwartet, daß die Maſſe der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Wähler in rieſigem Ausmaß und in kürzeſter Zeit wachſen werde. 
„Geht das ſo weiter, ſo erobern wir bis Ende des Jahrhunderts den größeren 
Teil der Mittelſchichten der Geſellſchaft, Kleinbürger wie Kleinbauern, 
und wachſen aus zu der entſcheidenden Macht im Lande, vor der alle anderen 
Mächte ſich beugen müſſen, ob ſie es wollen oder nicht. Dies Wachstum 
ununterbrochen in Gang zu halten, bis es dem herrſchenden Re⸗ 
gierungsſyſtem von ſelbſt über den Kopf wächſt, das iſt unſere 
Hauptaufgabe.“ Auch er rechnet, wie namentlich die Parallele mit dem 
Chriſtentum lehrt, daß der Moment der entſcheidenden Anderung der be⸗ 
ſtehenden Machtverteilung erſt kommt (mag er nun durch gewaltſamen Bruch 
der Rechtsordnung oder durch „friedlichen“ Zwang und friedliche „Beugung“ 
der Herrſchenden kommen), wenn die Arbeiterpartei die ungeheure Mehrheit 
der Bevölkerung hinter ſich hat. 8 ! | 
Ich führe dieſe Ausſprüche nicht an, weil ich meine, damit etwas Neues 
zu ſagen. Aber ich gebe ſie im Wortlaut, damit der ſonnenklare Gedanke, den 
ſie enthalten, nicht durch nachträgliche „Interpretationen“ verdunkelt werde. 
Die Führer der erſten Generation, und zwar alle Führer, mochten ſie ſonſt 
unter ſich noch ſo große Differenzen haben, haben auf dem Standpunkt ge⸗ 
ſtanden, daß die große entſcheidende Aktion, die wirklich durchgreifende Ande⸗ 
rung der beſtehenden Machtverhältniſſe erſt möglich iſt, wenn die klaſſen⸗ 
bewußte Arbeiterſchaft die übergroße Mehrheit der Bevölkerung bildet oder 
wenigſtens auf ihrer Seite hat. Es bleibt dabei, und alle Flauſen einer falſch 
geübten Dialektik können daran nichts ändern, daß dieſes Rechnen auf die 
ungeheure Mehrheit der Bevölkerung die einzig „alte und ſieggekrönte Taktik“ 
der Sozialdemokratie iſt, die es gibt. 
Nun liegt es ja ſchon in den angeführten Zitaten ſelbſt und iſt auch ſchon 
in meinem erſten Artikel geſagt worden, daß unſere erſte Generation ſich über 
die Länge des Weges, der zur ungeheuren Mehrheit führt, ſtark getäuſcht 
hat. Der Enthuſiasmus einer weltgeſchichtlich neuen Bewegung hat ihnen, 
wie das immer geſchehen iſt und geſchehen wird, den Blick gekürzt für die 
lange Ebene, die noch zwiſchen ihnen und dem Berge ihres Glaubens lag. 
Das iſt für ſie kein Vorwurf; denn für ſie war dieſer Enthuſiasmus eine 
notwendige Illuſion, ohne die ſie überhaupt niemals begonnen hätten, die 
geſchichtlich nötige Bewegung wirklich ins Leben zu rufen. Aber dieſes ge⸗ 
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chichtliche Urteil darf uns nicht hindern, die Illuſion preiszugeben, ſobald fie 
ich als Feſſel und nicht mehr als Triebkraft erweiſt. 

Wie ſtehen wir in der Frage der Mehrheitsgewinnung heute? Oder, um 
Lautskys Worte zu gebrauchen, was iſt „Die wirkliche Kraft“, die dem ſub⸗ 
ektiven „Kraftgefühl“ des Proletariats erſt die eherne Grundlage gibt? Die 
inzige Methode, die dafür objektive und wirklich vergleichbare Zahlen liefert, 
ſt bekanntlich die, daß man die Ziffer der Wahlberechtigten (nicht der 
übgegebenen Stimmen!) mit der der ſozialdemokratiſchen Wähler bei den 
Reichstagswahlen vergleicht. Das Zuſammenſtellen rein unſerer wachſenden 
Stimmenzahlen ohne Rückſicht auf das Schwanken der Wahlbeteiligung und 
das Wachſen der Zahl der Wahlberechtigten überhaupt, wie es Engels in 
jenem Vorwort von 1895 getan hat und wie es die Übung unſerer Tages⸗ 
zeitungen leider noch heute iſt, gibt kein richtiges Bild, weil eben nicht wir 
allein in dieſen 37 Jahren gewachſen ſind. Stellen wir, um auch hier das 
elementare Grundmaterial jeder politiſchen Rechnung dem Leſer in ſeiner 
nackten Urſprünglichkeit vor Augen zu legen, die Zahlenreihe vollſtändig zu⸗ 
ſammen, ſo ergibt ſich folgendes Bild: | 


Zahl der „ Beg e 

Jahr Wahlberechtigten e ſozialdemokratiſche 
Wähler 
1871 7656275 101 927 1,33 
1874 8523446 351670 4,13 
1877 8943028 493447 5,63 
1878 9124311 437158 4,79 
1881 90903811 311961 3,43 
1884 9382792 549990 5,96 
1887 9769802 763128 7,81 
1890 10145877 1427298 14,07 
1893 10628292 1786738 16,81 
%% 11441094 2107076 18,42 
/ Dr 12531248 3010771 24,03 
1907 13 352880 3259029 | 24,41 


Ich vermag nicht anzugeben, warum die Zahl der Wahlberechtigten 1881 trotz ge— 
ſtiegener Bevölkerung kleiner iſt als drei Jahre zuvor, während ſie in dem einen Jahre 
von 1877 auf 1878 um etwa 181000 ſtieg. Ich entnehme die Ziffern bis 1890 dem be— 
kannten Buche von Specht über die Wahlſtatiſtik, 1893 bis 1907 aus der Reichsſtatiſtik 
ſelbſt. Hat Specht falſche Zahlen? (ich kann das im Augenblick nicht nachprüfen). Oder 
hat die ſozialiſtengeſetzliche Reaktion ſo vielen Arbeitern das Wahlrecht geraubt? Sind die 
Armenunterſtützungen gleichzeitig geſtiegen? | 
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6 Prozent der Wahlberechtigten auf einmal hat ſpringen laſſen. Dazwiſchen 
liegen breite Strecken, in denen die Steigerung nur 2 bis 3 Prozent betrug 


und es kommt auch die fatale Wirkung der letzten Wahl recht draſtiſch zum 


Ausdruck, wo wir trotz günſtiger Wahlparole und trotz eines abſoluten 
Wachstums von mehr als einer Viertelmillion an „wirklicher Kraft“ ſo gut 


wie gar nichts gewonnen haben. 


Angeſichts dieſer nüchternen Zahlen iſt es nicht politiſche Borniertheit 
ſondern einfach ſchlichte Ehrlichkeit, wenn wir ſagen, daß wir noch auf 
längere Friſten damit zu rechnen haben, daß wir zu entſcheidenden Aktionen 
zu ſchwach ſind. Was nützt uns das überſpannteſte „Kraftgefühl“, wenn die 
nackten Zahlen uns lehren, daß es nur eine hyſteriſche Illuſion iſt, die in den 
realen Tatſachen keinen Grund hat! Wer ſich wirklich berechtigt glaubt, 
„Lehrer des Proletariats zu fein“, ſoll den Mut des gebildeten Mannes 
haben, der auch von liebgewordenen Illuſionen ſich und andere freimachen kann. | 

Es iſt doch wirklich eine klägliche Situation, wenn wir heute darühe 
diskutieren, wie wir in der letzten entſcheidenden Stunde die politiſche Macht 
wirklich erobern werden. Die ganze Frage nach „Reform oder Revolution“ 
im Kautsky⸗Luxemburgſchen Sinne iſt eine Sorge unſerer Kinder, noch nicht 
aktuelles Problem von heute. Das einzige Problem, das heute aktuell iſt, iſt 
die einfache Frage: Was tun wir, um unſere Anhängerſchar von 
24 auf mindeſtens 75 Prozent der Wahlberechtigten zu erhöhen? 
Haben wir das in einem Menſchenalter fertig gebracht, dann dürfen wir wire 
den Reſt den dann lebenden Parteigenoſſen überlaſſen. 

Es iſt eine erfreuliche Tatſache, daß wir theoretiſch in der | 
dieſer Aufgabe alle bis jetzt noch übereinſtimmen. Eben darum glaubte ich 
dieſen meinen Artikel „Ein Wort zur Verſtändigung“ nennen zu dürfen. Enge } 
hat 1895 gejagt, „dies Wachstum ununterbrochen! in Gang zu erhalten“, 
ſei heute unſere Hauptaufgabe. Kautsky ſagt auch jetzt wieder: „Unſere erſte 
und wichtigſte Aufgabe iſt die Vermehrung der Kraft des Proletariats. Und 
nichts anderes habe ich damals und heute gejagt.” Die einzig wirkliche 
Vermehrung unſerer Kraft aber iſt die Vermehrung der Anhänger⸗ 
zahl, die das klaſſenbewußte Proletariat in der Geſamtueſg 
hinter ſich hat. 

Oder iſt ſchon auf dieſem Punkte die Übereinſtimmung nicht mehr da? 
Glaubt Kautsky nicht mehr an das Ideal der Mehrheitsgewinnung! 
Meint er, die kompakten Arbeitermaſſen der großen Städte, auch wenn ſie 
numeriſch eine Minderheit in der Nation ſeien, ſeien kraft ihrer Unentbehr⸗ 


Ununterbrochen! Der Marxiſt Engels hat es noch nicht für nötig gehalten, die 
Naturnotwendigkeit eines Rückſchlags wie den von 1907 hiſtoriſch⸗ ökonomiſch zu beweiſen. 
Er hat im Gegenſatz zu ſeinen Epigonen von heute nicht nur einen ſolchen Rückſchlag über⸗ 
haupt noch nicht für möglich gehalten, ſondern hat ausdrücklich (ſiehe oben!) damit gerechnet, 
daß die Kleinbürger und Kleinbauern für die Arbeiter als Bundesgenoſſen unentbehrlich 
ſind, wenn dieſe ſich „zur entſcheidenden Macht im Lande auswachſen“ wollen! 

“ Kautsky freilich läßt mich ſagen, daß wir „auf eine Anderung der Machtverhältniſſe 
nicht hinarbeiten dürfen“. Das iſt nun freilich die tollſte Unterſtellung, die mir jemals 
vorgekommen iſt. Ich glaube, überhaupt von nichts anderem geredet zu haben als davon, daß 
eine Erweiterung unſerer Machtſtellung die unentbehrliche Vorbedingung für jede größere 
Aktion iſt, daß jede Aktion verfrüht iſt, die uns bei noch unentwickelter Machtſtellung über⸗ 
raſcht. Aber Kautsky ſcheint völlig verlernt zu haben, die Ausführungen eines Parteigenoſſen 
überhaupt noch nach ihrem Zuſammenhang und ihrem Grundgedanken zu verſtehen! 
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lichkeit in der Produktion, kraft ihres Idealismus, kraft ihres kompakten Bei⸗ 
einanderwohnens uſw. heute ſchon ſtark genug, eine iſolierte Aktion mehr 
oder weniger revolutionären Charakters zu unternehmen? Meines Wiſſens hat 
er das noch nie offen gejagt; und ich will mich ſehr hüten, in feinen Fehler 
N der Konſequenzmacherei zu verfallen. Aber ich muß offen geſtehen, daß hinter 
manchen ſeinen Worten, bewußt oder unbewußt, tatſächlich doch dieſer Ge— 
danke zu ſtehen ſcheint. Ich denke dabei zum Beiſpiel an das, was er in 
der Budgetdebatte über den bayeriſchen Arbeiter, oder was er und Mehring 
in der Maſſenſtreikfrage gejagt haben. Und an manchen Stellen auch feiner 
letzten 30 Seiten ſchillert dieſe Grundlage durch. Alſo darüber ſollte er 
ſich erſt einmal ausſprechen, nackt und deutlich, ohne Zähne noch 
Klauen: Glaubt er noch für irgendwelche nahe oder ferne Zukunft an die 
Gewinnung der „ungeheuren Mehrzahl“ des deutſchen Volkes? Oder ſetzt er 
| ſtillſchweigend ſeine Hoffnung auf Berlin, Leipzig, Hamburg und andere Städte, 
die wir heute ſchon haben? Oder meint er, man könne die Aktion mit einer 
Minderheit machen, und dem Sieger werde dann ſchon von ſelbſt die Mehr⸗ 
heit zufallen? Hier iſt das Rhodus, auf dem der Sprung des Propheten vor⸗ 
gemacht werden 9090 5 
Was Kautsky das „Kraftgefühl“ nennt, iſt tatſächlich die Stimmung des 
großſtädtiſchen Arbeiters, der in ſeiner Welt nur noch Arbeiter ſieht, und 
darum meint, es ſeien in der Welt überhaupt nur noch er und ſeine Genoſſen 
eine wirkliche Macht. Aber der „Theoretiker“ ſoll ſich nicht treiben laſſen von 
der Stimmung ſeiner nächſten Umgebung. Er ſoll das Ganze überſchauen 
und ſoll den Mut haben, auch unbequeme Wahrheiten der Maſſe in ſeiner 
Nachbarſchaft offen zu ſagen. Dazu ſtudiert er, dazu iſt er Akademiker, dazu 
iſt er (wie Kautsky von ſich ſagt) ein „tiefer Denker“, daß er dem rein in⸗ 
ſtinktiven Drängen der Maſſen Richtung, Maß und Ziel geben kann. Ein 
erbärmlicher Kerl, wer ſich trotz aller Fülle der Erkenntnismöglichkeiten, die 
ihm offen ſtehen, in letzter Linie doch durch das dumpfe Gefühl der Maſſe 
treiben läßt und das gar noch ſtolz ein „Vorangehen“ und Pfadfinden nennt! 
| Es muß einfach gejagt werden, daß das Rechnen auf eine iſolierte Aktion 
großſtädtiſcher Elemente beim ſozialen Zuſtand des heutigen Deutſchland eine 
blanquiſtiſche Raſerei und ein Verbrechen an dem Vertrauen der Arbeiter 
wäre. Man ſoll ſich nicht damit herausreden, daß „über den Ausgang 
irgend eines dieſer Kämpfe ſich im voraus nichts ſagen ließe“. Es läßt ſich 
darüber ſehr einfach ſagen, daß dieſer Ausgang die völlige Vernichtung der 
mühſam aufgebauten Organiſationen fein würde, ohne daß auch nur ein 
Quentchen Erfolg ihm entſpräche! Das wiſſen gerade die, die den Klaſſen⸗ 
kampf der Arbeiter täglich führen; und daher ſind alle, ausnahmslos alle 
Leiter der großen Gewerkſchaften trotz ihres rein proletariſchen Klaſſencharakters 
Gegner der Kautskyſchen Theorien.“ 


1 Kautsky monopoliſiert für ſich und ſeine Richtung das Wort „Klaſſenkampf“ und 
ſchiebt uns das Stichwort „Poſitive Arbeit“ zu. Sind die Gewerkſchaftler keine Proletarier? 
Stammen nicht gerade ſie aus der proletariſchen Welt? Woher nehmen wir armen Schächer 
aus akademiſchen Kreiſen den Mut, etwas über die wirkliche Arbeiterſtimmung zu wiſſen, 
wenn nicht aus der Beobachtung der tatſächlichen Haltung unſerer Gewerkſchaftsführer? Es 
nimmt ſich merkwürdig aus, wenn der Mann, der auf eine ſeltene einmütige Ablehnung in 
Kreiſen der Gewerkſchaftler ſtößt, von ſich allein ſagt, daß er den proletariſchen Kampf als 
„Klaſſenkampf“ führe. f 
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Ich will den Faden nicht weiterſpinnen. Nur das eine ſei noch über die 
Budgetfrage geſagt. Mag ſein, daß die radikale Ablehnung aller ſtaatlichen 
Budgets in der erſten Generation ein Hebel der Agitation und des Auf⸗ 
rüttelns der Maſſen war — heute iſt ſie zum Hemmſchuh fernerer Agitations⸗ 
wirkung geworden. Früher war kein Gegner da, der die indifferenten Maſſen 
gegen uns einnahm; die Aufgabe war bloß, die Indifferenten zu wecken. Heute 


gibt es (außer in der Jugend) keine Indifferenten alten Stils mehr; heute, 


bei einer Wahlbeteiligung von ſtellenweiſe mehr als 90 Prozent, gibt es nur 
noch Gegner, die wir umzuſtimmen und zu überzeugen haben. Heute beutet 
der Gegner die Budgetverweigerung gegen uns aus, und die Leute glauben 
wirklich, wir ſeien Heuchler und Betrüger. Darum müſſen wir dieſen feind⸗ 
ſeligen Glauben durchbrechen, indem wir den Leuten zeigen, daß wir tatſächlich 


am meiſten für ſie getan, nicht bloß beantragt haben. Die Budgetverweigerung 
um jeden Preis, vorher eine meinethalben gefühlsſtarke Dekoration, iſt heute 
zum Hindernis unſerer ferneren Propaganda geworden. Sie muß fallen, wenn 
anders wir an der Aufgabe feſthalten, von 24 auf 75 Prozent der wahl⸗ 


berechtigten Männer zu ſteigen. 


Die ſtatiſtiſche Methode der Prophezeiung. 


Von &. Kautsky. 


Wenn Maurenbrecher meint, alle die 30 Seiten meines Artikels hätten ihm 
gegolten, bildet er ſich zu viel ein. Der Leſer wird bemerkt haben, daß es ſich mir 
nicht um die Perſon Maurenbrechers handelte, ſondern um ſein Thema. Und ſo 


gleichgültig mir jene, ſo wichtig dieſes: die Revolution. 

Aber was ich darüber zu ſagen hatte, habe ich erörtert. Auf Maurenbrechers 
perſönliche Anzapfungen zu antworten, glaube ich nicht notwendig zu haben. Ich 
kann mich alſo zum Abſchluß der Polemik auf ein paar Worte beſchränken. 


Er erzählt uns, „die Führer der erſten Generation, und zwar alle Führer 


haben auf dem Standpunkt geſtanden, daß die große entſcheidende Aktion, die 
wirklich durchgreifende Anderung der Machtverhältniſſe erſt möglich iſt, wenn die 
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klaſſenbewußte Arbeiterſchaft die übergroße Mehrheit der Bevölkerung bildet oder A 


wenigſtens auf ihrer Seite hat“. 8 

Ob wir dieſe übergroße Mehrheit haben, das zeige uns bloß die Wahlſtatiſtik, 
ein Vergleich der ſozialdemokratiſchen Stimmenzahlen zu den Geſamtzahlen nicht 
der Stimmenden, ſondern — der Wahlberechtigten. Ehe unſere Stimmen nicht 
„mindeſtens 75 Prozent der Wahlberechtigten“ ausmachen, dürfen wir an eine „ent 
ſcheidende Anderung der Machtverhältniſſe“ nicht denken. Das wird aber lange 
Zeit dauern, denn die Wahlſttatiſtik zeigt, daß wir recht langſame Fortſchritte 
machen. Die Anderung der Machtverhältniſſe kann für unſere Generation gar nicht 
in Frage kommen, ſie wird eine Sorge unſerer Kinder ſein. | 
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Zu dieſer Prophezeiung kommt Maurenbrecher in der Weiſe, daß er die bis⸗ 


herige Linie der Entwicklung ohne weiteres verlängert und meint, in demſelben 


Tempo und derſelben Weiſe, wie es bisher ging, werde es weitergehen, bis unſere 


Stimmen 75 Prozent der Wahlberechtigten erreicht haben. Billiger tut er es nicht. 


Er hält es für vollkommen unzuläſſig, daß man unſere Stimmen mit den anderen 


abgegebenen Stimmen vergleicht. Wer wahlberechtigt iſt und zu Hauſe bleibt, iſt 
unſer Gegner. 


Vergleicht man nun die Zahl der abgegebenen Stimmen mit der der Wahl⸗ 
berechtigten, ſo findet man, daß von je 100 Wahlberechtigten ihre Stimme ab⸗ 


gaben: 
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Eine Wahlbeteiligung von mehr als 75 Prozent der Wahlberechtigten iſt dem⸗ 
ach) nur in aufgeregten Zeiten zu erzielen. Nur dreimal gaben bisher mehr als 
5 Prozent der Wahlberechtigten ihre Stimme ab, 1887 77,4 Prozent, 1903 76,1 
ind 1907 84,7 Prozent. 

Wenn Maurenbrecher alſo erklärt, die entſcheidende Auseinanderſetzung mit 
mſeren Gegnern ſolle erſt erfolgen, wenn die ſozialdemokratiſchen Stimmen 
mindeſtens“ 75 Prozent aller Wahlberechtigten ausmachen, jo heißt das, ſie darf 
it dann erfolgen, wenn tatſächlich alle Parteien von der Sozialdemokratie ver⸗ 
ſchluckt ſind, wenn es in Deutſchland außer den Leuten, die ſich in der Regel um 
Politik nicht kümmern, nur noch Sozialdemokraten gibt. Alſo am Nimmerleinstag. 

Man ſieht, welche famoſen Reſultate die exakte ſtatiſtiſche Methode der Prophe⸗ 
zeiung bietet. 

Was geſchieht aber, wenn wir bereits ſo weit ſind, 50 Prozent der Wahl⸗ 
berechtigten gewonnen zu haben? Das bedeutet die große Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen (ſelbſt bei einer Wahlbeteiligung von 85 Prozent der Wahlberechtigten 
58 Prozent aller Stimmen), wahrſcheinlich aber auch ſchon die der Mandate. Sicher 
bekommen wir dieſe lange ehe wir 75 Prozent der Wahlberechtigten erlangt haben. 
Was nun? Wir haben die Mehrheit im Reichstag, dürfen jedoch nach Mauren⸗ 
brecher noch nichts tun, was einen Kampf um die Macht heraufbeſchwören könnte. 
Wir dürfen alſo keinen Gebrauch von der Mehrheit machen, denn das hieße doch, 
einen „Zwang auf die Herrſchenden“ ausüben, der unſtatthaft iſt, ſolange wir nicht 
mindeſtens unſere 75 Prozent der Wahlberechtigten haben. Der Reichstag hat eine 
ſozialdemokratiſche Majorität, aber Bülows ferner Erbe amtiert luſtig weiter, als 
wenn nichts geſchehen wäre. Wir gehen jeder „großen, entſcheidenden Aktion“ aus 
dem Wege, unſere Gegner aber auch, denn nur unter dieſer Bedingung iſt es 
möglich, die entſcheidende Auseinanderſetzung bis zu dem Zeitpunkt hinauszuſchieben, 
der uns die 75 Prozent bringt. 

Und wie lange ſoll dieſe unſäglich lächerliche Situation dauern? 

Für Maurenbrecher ändert ſich nichts, weder im Charakter noch im Tempo 
unſeres Fortſchreitens, mögen wir nun 30, 50 oder 70 Prozent der Wahlberechtigten 
umfaſſen. 8 

Nun hat unſer Anteil an der Zahl der Wahlberechtigten in den letzten ſiebzehn 
Jahren um 10 Prozent zugenommen. Geht es in dem Tempo weiter, dann wird 
die Erringung der 25 Prozent, die notwendig ſind, unſere Stimmenzahl von 50 
auf 75 Prozent zu bringen, allein reichlich ein Menſchenalter beanſpruchen. 

Die alberne Situation, die wir eben beſchrieben, müßte alſo ein Menſchen⸗ 
alter lang andauern — vorausgeſetzt, daß wir unſere bisherige propagandiſtiſche 
Kraft beibehalten und nicht völlig das Vertrauen der Volksmaſſe verlieren, wenn 
wir als Majorität das politiſche Leben jahrzehntelang in voller Stagnation er⸗ 
halten und vor der „großen, entſcheidenden Aktion“ zurückſchrecken. 

Soll ich die ganze Kindlichkeit und Widerſinnigkeit dieſer Auffaſſung erſt be⸗ 
weiſen? Soll ich zeigen, daß weder Laſſalle, noch Liebknecht, noch Engels irgend 
etwas damit zu tun haben? Daß alle drei mit der Revolution als praktiſchem Faktor 
rechneten? Ich glaube, nach dem gegebenen Pröbchen iſt das überflüſſig. 

f i ier ei der tief unter parlamentariſchem Kreti⸗ 
nismus fleht. Dies Wort hat bekanntlich Marx geprägt, nicht, wie behauptet 
Wurde, die „Leipziger Volkszeitung“. Es beſagt nicht, daß die Parlamentarier 
Kretins ſeien; Marx meinte darunter „ein Leiden, das ſeine unglücklichen Opfer 
mit der erhabenen Überzeugung erfüllt, daß die ganze Welt, ihre Geſchichte und 
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oder nicht. 
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ihre Zukunft durch eine Majorität von Stimmen in dem beſonderen Vertretungs⸗ 
körper gelenkt und beſtimmt werde, der die Ehre hat, ſie zu ſeinen Mitgliedern zu 
zählen“, und daß alles und jedes, was außerhalb der Mauern des Hauſes vor ſich 
geht, Kriege, Revolutionen, Eiſenbahnbauten, die Koloniſierung ganzer neuer 
Kontinente uſw., nichts ſei im Vergleich zu den parlamentariſchen Verhandlungen 
(Revolution und Konterrevolution in Deutſchland, S. 107). 1 

Alles das exiſtiert auch für Maurenbrecher nicht, nicht die ruſſiſche Revolution 
und nicht die Balkankriſe, nicht das Steigen der Getreidepreiſe und die wirtſchaft⸗ 
liche Depreſſion, nicht der Reichsbankrott und die Kriegsgefahr: er ſieht nur die 
Wahlſtatiſtik der Vergangenheit, nicht die Situation der Gegenwart, nicht die 
wahrſcheinlichen Geſtaltungen der Zukunft, wenn er die Frage erörtert, ob eine 
erhebliche Machtverſchiebung im Laufe der jetzigen Generation zu erwarten ſei, das 
heißt unter den gegebenen Verhältniſſen, ein Stimmungsumſchlag der Maſſe der 
Bevölkerung, der rapid die Zahl unſerer Anhänger verdoppelt und verdreifacht 


* 
Ich muß Maurenbrecher wirklich um Entſchuldigung bitten, daß ich ihn ſo 
ernſthaft genommen habe. Es ſoll mir nicht wieder paſſieren. 5 


Kautsküs Logik. | Bi | 
Tine abermalige Zurücweifung. | 


Kautskys Antwort auf meine Zurückweiſung hat mich nicht überraſcht. Ich 
kenne die Weiſe zur Genüge. Im Tone hochfahrend und ausgeſucht inſultierend, 
in der Sache — b 1 

Ich laſſe das Wort offen, der Leſer wird es nach dem Folgenden ſelbſt finden. 
Um was handelt es ſich? Wiederholen wir Kautskys Worte. Er ſchrieb von 
mir, ich ſagte: | / a 

„Das Kapital zentralifiere ſich nicht, ſondern dezentraliſiere ſich vielmehr, 
die Aktiengeſellſchaften ſeien nicht das Mittel, die ganzen geſellſchaftlichen Pro⸗ 
duktionsmittel in wenigen Händen zu konzentrieren, ſondern vielmehr das 
Mittel, das Eigentum an den Produktionsmitteln zu ‚demokratiſieren““ | 

So wörtlich Kautsky. Wie ich durch Sperrung hervorhebe, werden in dieſen 
mir unterſtellten Behauptungen zweimal ausſchließende Gegenſätze formuliert. Ich 
ſagte angeblich das eine und beſtritt damit ausdrücklich oder in der Sache das 
andere. Stimmt das? 4 

Der erſte Gegenſatz erſcheint in der Tat als abſolut. Wer da jagt, das Kapital 
dezentraliſiert ſich, kann nicht zugeben, daß es ſich zentraliſiert. Das iſt ſo „laß 
daß es ſelbſt der Oberkonfuſionarius begreift, der zehn Jahre lang in der „Neuen 
Zeit“ ſein Unweſen treiben durfte. 4 

Nun iſt aber Kapital ein Begriff, der vieles umſchließt und daher vielerlei be⸗ 
deuten kann. Kapital kann Unternehmungskapital, es kann aber auch für alle möge 
lichen Zwecke (Konſum uſw.) freies Geldkapital heißen. Wenn nun jemand be⸗ 
hauptet, das freie Geldkapital dezentraliſiere ſich, behauptet er damit auch ſchon, 1 
das Unternehmungskapital zentraliſiere ſich nicht? Sicherlich nicht. Eine bedeutende 
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lnzahl der Geſchäfte, die aus kleinen Anfängen zu Rieſenunternehmungen heran⸗ 
suchjen, ſind zum Beiſpiel heute Eigentum vieler, für die der Anteil am Geſchäft 
nweiſung auf Geldeinkünfte — Konſumtionskapital — iſt. Wie weit die Zer⸗ 
glitterung ſolcher Anteile ſelbſt dort gehen kann, wo das Eigentum „in der 
zamilie“ bleibt, zeigt unter anderem die Geſchichte der Londoner „Times“, bei der 


eichnen, ohne zu „ſchimpfen“? 

Aber Kautsky erbringt „Beweiſe“. Sehen wir ſie an. 

Er beruft ſich zunächſt auf meine vor kurzem geführte Polemik wider 
J. Karski, die in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ ihren Anfang nahm (Heft 20, 
5.1267) und in der „Leipziger Volkszeitung“ eine Fortſetzung gefunden hat. In 
hiefer Polemik, die auch von der Wirkung der Aktiengeſellſchaften handelte, hätte 
ch einen Satz Karskis über meine Äußerungen bezüglich der Wirkung der Aktien⸗ 
zeſellſchaften auf die Verteilung des Profits nicht für eine „grobe Fälſchung“ er⸗ 
lärt, ſondern die Richtigkeit meiner Anſicht zu beweiſen geſucht. 
Dieſer Vergleich iſt jo ſchief wie nur möglich. Karski hatte eine ganz andere 
Begenüberſtellung vorgebracht wie Kautsky. Er jonglierte nicht mit dem Begriff 
„Kapital“, ſondern ſprach einfach von Beſitz und Profit. Erſt als er von mir 
n die Enge gejagt war, flüchtete er unter die Zauberdecke Kautskys und zitierte 
us deſſen Gegenſchrift gegen mich einige Sätze, die ähnlich lauteten wie der obige. 
Darauf habe ich ihm in der „Leipziger Volkszeitung“ erwidert: 
ö „Daß die Aktie unter anderem ein Mittel iſt, den großen Kapitaliſten Macht⸗ 
el zur Verfügung zu ſtellen, weiß ſelbſt der jüngſte Lehrknabe der politiſchen 


| 
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Ökonomie. Aber was beweiſt es für die Ab- und Zunahme der Rapitaliften 
klaſſe? Nichts. Die Arttonder der Allgemeinen Elektrizitätsgeſellſchaft in Berli 
ſind darum nicht ärmer oder weniger geworden, daß ſie geholfen haben, Herr 
Rathenau zum Induſtriekönig zu machen“ („Leipziger Volkszeitung“ vom 29. Di’ 
tober dieſes Jahres). | 

Hier ift, wie man ſieht, wiederum der ſpringende Punkt — die Unterſcheidun 
von Beſitzanteil und Unternehmungskapital — mit möglichſter Schärf 
betont. Kautsky hat die Polemik geleſen, er kennt dieſen erneuten Proteſt gegen 
das Durcheinanderwerfen der zwei Begriffe, und wenn er trotzdem gegen mich da 
Spiel fortſetzt, welchen Begriff von ſeiner Logik müßte ich haben, um bei ihm au 
nur die kleinſte Spur von gutem Glauben vorausſetzen zu dürfen? 

Ahnlich verhält es ſich mit den Widerſprüchen, die Kautsky mir nachwe | 
will. Wenn ich auf S. 47 der „Vorausſetzungen“ ſage, die Form der Aktiengeſell 
ſchaft wirke „der Tendenz der Zentraliſation der Vermögen durch Zentraliſatich 
der Betriebe in ſehr bedeutendem Umfang entgegen“ und verhindere damit de 
Parallelismus der Entwicklung, ſo bezieht ſich das, wie jeder ſieht, auf di 
dort betonte induſtrielle Konzentration. Im weiteren Verlauf weiſe ich aber dam 
nach, daß jene Konzentration nicht die ganze Induſtrie beherrſcht, ſondern daf 
neben ihr und teilweiſe ſogar auf Grund ihrer immer wieder im Gewerbe neu 
Klein⸗ und Mittelbetriebe erſtehen, daß ähnliches im Handel der Fall iſt, währen 
in der Landwirtſchaft der Großbetrieb überhaupt nur langſam Fortſchritte macht 
und nach dieſen Feſtſtellungen kommt dann auf S. 65 der zweite Satz, daß Ein 
kommensſkala und Betriebsſkala „trotz jener Konzentration einen ziemlich aus 
geprägten Parallelismus zeigen, beſonders ſoweit die Mittelglieder in Betrach 
kommen“. Das ſteht in keinem grundſätzlichen Widerſpruch zu jenem erſten Satze 
Nur kleinliche Buchſtabenreiterei, die ein einzelnes Wort herausklaubt und 4 
Rückſicht darauf, daß das erſte Mal eine Teilerſcheinung, das zweite Mal abe 
das Geſamtbild in Frage iſt, ohne Rückſicht auf die jedesmalige Qualifikation ar 
den Buchſtaben ſich klammert, kann einen ſolchen Widerſpruch herausdeduzieren. 

Auf Buchſtabenreiterei beruht ferner die Deduktion, daß ich angeblich gleich 
zeitig Beſitzloſe unb Beſitzende zunehmen laſſe, was ein Widerſpruch ſei. Hier 
liegt der Fall aber noch ſchlimmer für Kautsky. Er hat mir das nämlich Thon 
früher vorgehalten und iſt von mir wiederholt darauf verwieſen worden, daß 
ich mit dem allgemeinen Sprachgebrauch unter Beſitzenden Leute verſtehe, die 1 
ihre Exiſtenz nicht auf Arbeit angewieſen find, und unter Beſitzloſen Leute, den 
ihre Arbeit nur proletariſches Einkommen verſchafft, ſo daß alſo zwiſchen gabe 
noch ſehr große Schichten der Bevölkerung ſtehen: Klein⸗ und Zwergbauern, Klein. 
handwerker, kleine Beamte, kleine Geſchäftsleute — eine millionenköpfige Armee, 
die nach oben und unten Rekruten abgibt, wie ſie von oben und unten Rekruten 
bekommt. Das habe ich Kautsky ſeinerzeit auf die gleiche Bemerkung im „Vor⸗ 
wärts“ entgegengehalten und, wie vorher in den „Vorausſetzungen“, betont, daß 
einen abſoluten Rückgang nur die gewerblichen Zwergbetriebe und ihre Vertreter 
zeigten. Aus dem „Vorwärts“ iſt es von mir in die Sammelſchrift „Zur Geſchichte 
und Theorie des Sozialismus“ übernommen worden, wo es S. 408 und 418/419 
ſteht — welche Worte ſoll ich für eine Polemik wählen, die unter Verſchweigung 
von alledem mir immer wieder dieſelbe Albernheit unterſchiebt, ich ließe die zwe 
Hälften der Geſellſchaft gleichmäßig wachſen? 

Dann ſoll ein unlösbarer Widerſpruch darin liegen, daß ich erklärt habe, die 
Klaſſengegenſätze milderten ſich und die Ausbeutung der Arbeiter nehme ab, 
während der ebenfalls von mir aufgeſtellte Satz, daß die Zunahme der Beſitzenden 
für die Arbeiter kein Grund ſei, von ihren Beſtrebungen nach einer anderen Ge⸗ 
ſellſchaftsordnung abzulaſſen, da es „weniger Mehrarbeit koſten möchte, ene 
tauſend Privilegierte in Üppigfeit zu erhalten, wie eine halbe Million oder me 
in unbilligem Wohlſtand“, Zunahme der Mehrarbeit alſo Zunahme der Aus 
beutung und damit Verſchärfung der Gegenſätze bedeute. . 
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Welch eine Beweisführung! 

Zunächſt ſieht man hier an dem von Kautsky ſelbſt erbrachten Zitat, wie gut 
er weiß, in welchem Sinne ich das Wort „Beſitzende“ gebrauche. Dann aber habe 
ich nicht geſchrieben, daß die Klaſſengegenſätze ſich „mildern“, ſondern nur, 
daß die Formen des Klaſſenkampfes mildere würden — ſoll ich annehmen, daß 
die Logik Kautskys ſo ſchwach iſt, dieſen Unterſchied nicht zu begreifen? Dann kann 
ich in meinen Schriften nirgends einen Satz finden, wo ich Abnahme der Ausbeu⸗ 
tung der Arbeiter als meine Anſicht hinſtelle. Aber ſelbſt wenn ich es getan hätte, 
wäre auch dann noch nicht der Widerſpruch da, den Kautskys Logik entdeckt hat. 
Es handelt ſich für die ſoziale Forſchung nicht nur darum, ob die Ausbeutung zu⸗ 
oder abnimmt, ſondern auch, in welchem Tempo das eine oder andere geſchieht. 
Wenn die Vermehrung der Beſitzenden die Wirkung hat, daß die Mehrarbeit 
langſamer abnimmt, als dies beim Zuſammenſchmelzen der Zahl der Beſitzenden auf 
wenige Magnaten der Fall ſein würde, dann würden Sinken der Ausbeutungsrate 
und der zitierte Satz ſehr gut nebeneinander beſtehen können. 

Aber ich habe ihn überhaupt nur erſt hypothetiſch gebraucht, weil das Problem 
ja viel zu komplizierter Natur iſt, um mit einigen Hinweiſen erledigt werden zu 
können. Er hat in meiner Schrift nur den Zweck, die Ausbeutung deſſen, was ich 
dort über die Zunahme der Beſitzenden feſtſtellte, für ſoziale Schönfärberei zu 
verhindern. 

Das verſchweigt Kautsky, wie er alles verſchweigt, was den Sätzen meiner 
Schrift, die er aus ihrem Zuſammenhang reißt, denjenigen Sinn gibt, den ſie dort 
haben. Nur auf dieſe Weiſe, wobei er obendrein nicht einmal vor direkter Ver⸗ 
drehung meiner Worte zurückſchreckt, ſo wird dem ganz objektiven Begriff Dezen⸗ 
traliſierung der Kapitalanteile, von der ich obendrein nur als einer Gegentendenz 
ſpreche, bei ihm im Handumdrehen — eins, zwei, drei, keine Hexerei — „Demo⸗ 
kratiſierung“, was in dieſem Zuſammenhang ein moraliſch-ſchönfärberiſcher 
Begriff iſt. Nur mit ſolchen Mitteln kann er jenen „Gedankenkuddelmuddel Bern⸗ 
ſteins“ künſtlich herſtellen, den in „eine einheitliche, präziſe und klare Form“ ge⸗ 
bracht zu haben er ſich brüſtet. Ich danke für eine „Einheitlichkeit“, die Unter⸗ 
nehmungskapital und Konſumtionskapital als ein und dieſelbe ökonomiſche Kate⸗ 
gorie behandelt. Ich muß mir eine „Präziſierung“ verbitten, die jeden Krauter, der 
mit zwei oder drei Geſellen arbeitet, für einen Beſitzenden erklärt; und ich ver: 
wahre mich entſchieden gegen eine klare Form“, deren Durchüchtigkeit darin be⸗ 
feht, daß lie aus dem Gate, eine beitimmte Figur ſei kein Sechseck, die Folgerung 
ableitet, dann ſei fie alſo grün. Wenn Kautsky in ſolchen Sprüngen Logik findet, 
Tann ich ihm mildernde Umſtände zubilligen und den Vorwurf „Grobe Fälſchung“ 
zurücknehmen. Sonſt aber muß es bei ihm bleiben. 
| Berlin W 30, 30. November 1908. Ed. Bernſtein. 
| * * 

* 
| Ich hoffe, unſere Leſer werden es nicht mißdeuten, wenn ich auf eine Fort⸗ 
ſetzung der Auseinanderſetzung mit Bernſtein verzichte, die vor allem die Not⸗ 
wendigkeit mit ſich brächte, ausführlich darzulegen, was Bernſtein in früheren 
Jahren wirklich geſagt hat. i 
So meint er jetzt: „Ich kann in meinen Schriften nirgends einen Satz finden, 
wo ich Abnahme der Ausbeutung der Arbeiter als meine Anſicht hinſtelle.“ 
Ich erlaube mir, ihn bloß an folgenden Satz aus ſeinen „Gloſſen zur öſter⸗ 
reichiſchen Programmdiskuſſion“ („Sozialiſtiſche Monatshefte“, Dezember 1901) zu 
erinnern. Es heißt dort: 
25 „Vom Satz: ‚eg wächſt der Grad ihrer — der Arbeiter — Ausbeutung‘ kann 
man nicht behaupten, er ſei theoretiſch unanfechtbar. Ihm ſteht die Tatſache 
gegenüber, daß Profitrate, Zins und Agrarrente heute eine fallende Tendenz 
haben“ (S. 952). Und Bernſtein bezeichnet weiterhin den Satz von der wachſenden 
Ausbeutung als ein „Zugeſtändnis an alteingewurzelte Vorurteile“. 


| 


Man ſieht, Bernſteins Gedächtnis für feine eigenen Schriften iſt ſehr ſchwach. —— 
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Angeſichts deſſen wäre es eine mühſame Arbeit, gegenüber der neueſten „Klar 
legung“ Bernſteins in jedem einzelnen Falle feſtzuſtellen, was er eigentlich geſagt. 
Eine mühſame und dabei nutzloſe Arbeit, denn niemand wird jetzt noch glauben, 
daß wir dadurch zu einer Einſicht in die wirkliche Bewegung des Kapitals kommen 
könnten. Die Konfuſion wird nur immer größer, ſie hat jetzt ſchon den ſchnurrigen 
Begriff eines „Konſumtionskapitals“ geſchaffen. 
Wie Bernſtein ſich die wirkliche Bewegung des Kapitals in feiner Geſamt⸗ 
heit vorſtellt, ob es ſich für ihn zentraliſiert oder dezentraliſiert, iſt jetzt ein völlig 
unentwirrbarer Rebus geworden. Ich werde mich hüten, bei einem erneuten Ver⸗ 
ſuch, ihn zu löſen, nochmals den Ruf meiner Ehrlichkeit aufs Spiel zu ſetzen. | 
Ich begnüge mich damit, auf einen Mitſchuldigen zu verweiſen, deſſen Auße, 
rung mir eben zugekommen iſt, nicht etwa die eines orthodoxen Marxiſten, ſondern 
eines ſozialliberalen Profeſſors, der den Marxismus entſchieden ablehnt und Bern 
ſtein äußerſt wohl will. . 
In der gerade jetzt herausgekommenen 5. Auflage feiner „Arbeiterfrage“ ſchreibt 
Profeſſor H. Herkner: | 
„Unter den zahlreichen Entgegnungen, welche die Bernſteinſche Schrift Her: 
vorrief, bietet allein die von K. Kautsky wiſſenſchaftliches Intereſſe. Sie korri⸗ 
giert in manchen Punkten die Auffaſſung, die Bernſtein über die Zentraliſations⸗ 
und Konzentrationstendenzen ausgeſprochen hatte. Bernſtein war in einer leicht⸗ 
verſtändlichen Reaktion gegen die von ihm früher vertretene Auffaſſung in der 
Tat etwas zu weit gegangen. Die Ergebniſſe der betriebsſtatiſtiſchen Aufnahmen 
von 1895 laſſen die Lebensfähigkeit der kleineren und mittleren Betriebe günſtiger 
erſcheinen, als ſie in Wirklichkeit iſt. Das hatte Bernſtein nicht genügend 5 
achtet“ (S. 678). 5 4 
Herkner iſt offenbar auch ein grober Fälſcher voll bewußter Unehrlichkeit — um 

den „ausgeſucht inſultierenden Ton“ anzuwenden, den Bernſtein ſo verwerflich 
findet — nämlich bei mir. K. Kautsky. 


Schadenerſatzanſpruche aus boßkott und Sperren: 
Von Rudolf Wiſſell (Cübeck). 


Der Hamburger Gewerkſchaftskongreß hat nach eingehender Verhandlung 
über den Boykott als gewerkſchaftliches Kampfmittel ſeine Auffaſſung über 
die hier in Betracht kommenden Fragen in zwei Reſolutionen niedergelegt 
Die eine Reſolution faßt die Auffaſſung der Gewerkſchaften über dieſes Mittel 
des gewerkſchaftlichen Kampfes und die Vorausſetzungen, unter denen es An⸗ 
wendung finden kann, zuſammen und regelt die Wege, die bei der Anwendung 
einzuſchlagen ſind; die andere weiſt die Verſuche der neueren Rechtſprechung 
bei der Beurteilung des Boykotts die Prüfung auch darauf zu erſtrecken, ob 
ein Boykott Ausſicht auf Erfolg bietet oder ob der Zweck des Boykotts eine 
Anderung der wirtſchaftlichen beziehungsweiſe ſozialen Verhältniſſe zur Folge 
habe, entſchieden zurück. Die zweite Reſolution ſagt, daß die Rechtſprechung 
ſich auf die Prüfung zu beſchränken habe, ob die Mittel des Boykotts gegen 
die beſtehenden Geſetze verſtoßen. Darüber hinausgehende Prüfungen und auf 
dieſen Prüfungen beruhende Entſcheidungen könnten nur die ſubjektive Auf 
faſſung der Richter über wirtſchaftliche beziehungsweiſe ſoziale Fragen wider⸗ 
ſpiegeln; die Regelung dieſer Fragen aber ſei lediglich Aufgabe der Geſetz⸗ 
gebung. Die Verſuche, durch die Rechtſprechung eine ſolche Regelung herbei⸗ 

Wegen Stoffandrang mußte dieſer Artikel, der bereits im Auguſt uns zuging, bis 
jetzt liegen bleiben — wie ſo viele andere. Die Redaktion. 
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zuführen oder an ihr teilzunehmen, ſei ein Eingriff in die wirtſchaftliche Frei⸗ 
heit und trage die Gefahr einer neuen Klaſſenjuſtiz in ſich. 

Dieſe Reſolution iſt nicht vom Referenten vorgeſchlagen geweſen, der in ſeinen 
Ausführungen ſich mehr im Rahmen der erſten Reſolution hielt, ſondern iſt das 
Ergebnis der in der Diskuſſion geſchehenen Beſprechung der neueren Rechtſprechung. 
Die Kenntnis und Erörterung dieſer Rechtſprechung iſt für die Gewerkſchaften 
von nicht zu unterſchätzender Bedeutung. Aus der mangelnden Kenntnis der 
Stellung der Gerichte könnten den Arbeitern ſehr unliebſame Erfahrungen 
erwachſen, die für die Gewerkſchaften mit Opfern an Geld und für einzelne 
Perſonen unter Umſtänden mit Opfern an Freiheit erkauft werden müßten. 
Eine zuſammenfaſſende Darſtellung der Rechtſprechung auf dem Gebiet des 
Boykotts wurde bisher nicht verſucht. Man hat aber in der Diskuſſion auf dem 
Gewerkſchaftskongreß den Wunſch ausgeſprochen, daß die Generalkommiſſion 
eine ſolche Darſtellung veranlaſſen möge, und ſie wird dem ſicher auch aus 
den eben erwähnten Gründen entſprechen. Ich beabſichtige nun nicht, eine 
ſolche Darſtellung hier zu geben, ſondern will heute nur ganz zuſammenfaſſend 
die aus der neueren Rechtſprechung zu entnehmenden weſentlichſten Grundzüge 
und die ſich daraus ergebenden Konſequenzen darſtellen. Dabei bin ich ge— 
nötigt, auch die Sperren mit in den Bereich der Erörterung zu ziehen, weil 
der Tatbeſtand bei dieſen juriſtiſch durchaus der gleiche iſt. 

Ees handelt ſich ſowohl beim Boykott wie bei den Sperren um eine Ver⸗ 
rufserklärung. Der Unterſchied zwiſchen beiden beſteht zumeiſt nur darin, daß 
der Boykott die durch eine größere Mehrheit geſchehene Verrufserklärung eines 
einzelnen oder doch verhältnismäßig weniger iſt, zu dem Zwecke, ihm den 
Abſatzmarkt zu ſperren, während die Sperre, von ſeiten der Arbeiter, der 
Verſuch iſt, dem Unternehmer oder mehreren die Produktion zu unterbinden, 
oder, von ſeiten der Unternehmer, die Arbeiter an der Verwertung ihrer 
Arbeitskraft zu hindern, alſo ſie von der Produktion auszuſchließen. Der 
Boykott wie die Sperre iſt alſo die planmäßige Abſperrung vom Abſatz⸗ oder 
620 Arbeitsmarkt. Zum Teil geht ja beides Hand in Hand. 

Geeſetzlich verboten iſt eine ſolche Verrufserklärung durch Boykott und 
Sperre an und für ſich nicht. Nach § 153 der Gewerbeordnung iſt eine 
Verrufserklärung verboten, die zu dem Zwecke erfolgt, andere von Ver⸗ 
abredungen und Vereinigungen zur Erlangung günſtiger Lohn- und Arbeits⸗ 
bedingungen abzuhalten oder zu veranlaſſen, an ihnen teilzunehmen oder 
ihnen Folge zu leiſten. Soweit zu einem ſolchen Zwecke ein Boykott 
1 eine Sperre (Ausſperrung) erfolgt, würde der Boykott oder die Sperre 
nicht ſtatthaft ſein, wohl dagegen zu dem Zwecke, die Gegenpartei zu be- 
ſtimmten anderen Zugeſtändniſſen zu bewegen. Wenigſtens iſt dieſes in der 
Theorie ſo. In der Praxis kommt es jedoch durch die Rechtſprechung ſchon 
immer mehr zu dem Ergebnis, daß die Anwendung des Boykotts zu einer 
unerlaubten Handlung wird. Die Rechtſprechung hat ſich bisher um die prin⸗ 
zipielle Entſcheidung, wann ein Boykott erlaubt iſt und wann nicht, herum⸗ 
gedrückt und hat nur die Sachlage des konkreten Falles zum Gegenſtand der 
Erörterung gemacht. Aber es iſt in dieſer Rechtſprechung doch die immer 
deutlicher werdende Tendenz zu verfolgen, die Anwendung des Boykotts zu 
erſchweren. Hatte man bisher nur geprüft, ob die Mittel des Boykotts er⸗ 
laubt waren, ſo iſt man nunmehr dazu übergegangen, auch zu prüfen, ob der 
er, das Ziel des Boykotts gegen die guten Sitten verſtoße und ob der 
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Boykott einen Erfolg verſpreche. Unter Bejahung der erſten und der Yen 
neinung der zweiten Frage ift dann die Zuläſſigkeit des Boykotts verneim 
und die Schadenerſatzpflicht der Veranſtalter ausgeſprochen. Damit hat ſich 
die Juſtiz aus eigener Machtvollkommenheit die Funktion angeeignet, durch 
die Rechtſprechung das gewerbliche oder ſoziale Leben zu beeinfluſſen. 

Um das zu verſtehen, iſt es notwendig, die in Betracht kommenden Ent 
ſcheidungen kurz darzuſtellen. Dabei ſehe ich ab von der Erörterung der von 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ergangenen Entſcheidungen 
und halte mich nur an die weſentlicheren, nach 1900 ergangenen. Die dre 
erſten Fälle betreffen Ausſperrungen von Arbeitern durch Unternehmer, bir 
fünf anderen Boykottierung von Unternehmern durch Arbeiter. | 


| 


1. Im Juli 1900 wurden die Werftarbeiter in Hamburg, unter ihnen auch die 
der Hamburg-Amerika⸗Linie und der Schiffswerft von Blohm & Voß, entlaſſen, um 
dadurch die Wiederaufnahme der Arbeit durch die in den Ausſtand getretenen 
Nieter der Reiherſtieg⸗Schiffswerft zu erzwingen. Eine Kündigungsfriſt braucht. 
nach dem beſtehenden Arbeitsvertrag nicht eingehalten zu werden. Mehrere Arbeiten 
der beiden genannten Betriebe klagten gegen ihre Arbeitgeber auf Schadenerjat 
und begründeten das ſo: Dadurch, daß die Beklagten ihnen planmäßig die Arbeits 
gelegenheit in ihrem Fache an ihrem Wohnort genommen habe, ſeien fie in Nos 
und Elend gekommen. Ein ſolches Verhalten zu dem Zwecke, andere ſtreikend 
Arbeiter, auf welche die Kläger keinen Einfluß hätten, zur Wiederaufnahme den 
Arbeit zu bewegen, verſtoße gegen die guten Sitten. Die Klage wurde abgewieſen 
Das Vorgehen der Werftbeſitzer ſei kein Arbeitskampf mit unerlaubten Mitteln 
Die Werften hätten es nach den vorausgegangenen Lohnbewegungen aus wirk 
ſchaftlichen Gründen für gut befunden, dieſen Lohnbewegungen für abſehbare Zei 
durch einen Gegenangriff ein Ende zu bereiten. Auch wenn die Werftbeſitzer nur dk 
Gelegenheit benutzen wollten, den Lohnforderungen und den damit unvermeidlich 
verbundenen Beunruhigungen entgegenzutreten und die Arbeitslage in einer für fit 
günſtigen Weiſe feſtzulegen, ſei dieſer Lohnkampf nicht mit unerlaubten Mitteln ge: 
führt, die gegen die guten Sitten verjtoßen, fo ſehr man ihn auch bedauern möge 

2. Wegen Eintretens für ſeine Kollegen war der Arbeiter K. 1903 in emen 
Berliner Fabrik entlaſſen worden, hatte jedoch durch Vermittlung des Arbeits 
nachweiſes des Verbandes der Berliner Metallinduſtriellen in einer anderen Fabri 
wieder Arbeit nachgewieſen erhalten und ſie auch angetreten. Die frühere Arbeit 
geberin richtete dann an den genannten Verband die Mitteilung, daß ſich K. in 
ihrer Werkſtätte agitatoriſch hervorgetan habe; ſie ſei der Anſicht, daß es im Inter 
eſſe der Allgemeinheit angebracht wäre, K. bis auf weiteres von der Arbeit u 
ſperren. Das geſchah denn auch, und K. wurde von ſeinem jetzigen Arbeitgeber 
wieder entlaſſen. Beim Nachfragen auf der Arbeitsnachweisſtelle wurde ihm di 
Erteilung eines neuen Nachweisſcheins verſagt mit dem Eröffnen, daß er ber 
haupt keinen Schein mehr bekomme. Der nunmehr von K. gegen ſeine frühere 
Arbeitgeberin erhobene Schadenerſatzanſpruch wurde vom Reichsgericht durch Urteil 
vom 17. April 1904 anerkannt. Die indirekt durch die Beklagte veranlaßte Maß⸗ 
nahme des Verbandes ſei eine unerlaubte Handlung. „Die Verhängung der Arbeits⸗ 
ſperre hat für die Dauer ihres Beſtandes Folgen, die der vollſtändigen Ausſchließung de 
betreffenden Arbeiters von der Beſchäftigung in einem größeren Betrieb der Metall- 
branche nahekommen, und es kann mit Grund die Frage aufgeworfen werden, o | 
nicht eine Einrichtung, die einem Unternehmerverband einen jo eminenten Eingri 
in die Betätigung der Arbeitskraft eines anderen ermöglicht, und bez. die Betäti- 
gung der dadurch gegebenen Gewalt als gegen das Geſetz verſtoßend anzuſehen 
ſei. Nach S 113 Abſatz 1, 2, 3 der Gewerbeordnung iſt der Arbeitgeber ver⸗ 

pflichtet, dem Arbeiter beim Abgang ein Zeugnis über die Art und Dauer ſeiner 
Beſchäftigung zu erteilen; es iſt ihm aber verboten, wider deſſen Willen da n 


A 
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ausdrücklich oder verſteckt ein Urteil über ihn auszuſprechen, und er macht ſich 
ſtrafbar, wenn er gegen das Verbot im dritten Abſatz des S 113 handelt. Nach 
N dieſen Vorſchriften ſoll ſonach der Arbeitnehmer in die Lage verſetzt werden, ſich 
bei der Aufſuchung neuer Arbeitsgelegenheit über Ort, Dauer und Art ſeiner 
früheren Beſchäftigung auszuweiſen, es ſoll aber verhindert werden, daß ein 
etwaiges abfälliges Urteil des bisherigen Arbeitgebers denjenigen, bei denen der 
Arbeiter ſich um Beſchäftigung bewirbt, ohne weiteres, das heißt ohne daß ſie be⸗ 
ſondere Erkundigungen einziehen, zur Kenntnis gebracht werde. Es liegt auf der 
Hand, daß der Erfolg dieſer Beſtimmungen, die dem Arbeiter die Gewinnung 
neuer Arbeitsgelegenheit erleichtern ſollen und ſich daher als zu deſſen Gunſten 
getroffene Schutzvorrichtungen darſtellen, durch eine Einrichtung, wie ſie der ge⸗ 
nannte Arbeitgeberverband in ſeiner Arbeitsnachweisſtelle geſchaffen hat, in weit⸗ 
gehender Weiſe beeinträchtigt wird, und es liegt gewiß nicht fern, ſolche Einrich⸗ 
tungen als Umgehungen jener geſetzlichen Vorſchriften anzuſehen. Wie das Reichs⸗ 
gericht bereits mehrfach ausgeſprochen hat, muß auch in den Kämpfen, die der 
gewerbliche Wettbewerb und in beſonderer Schärfe der Intereſſen- und Klaſſen⸗ 
gegenſatz zwiſchen den Arbeitgebern und Arbeitnehmern im gewerblichen Groß⸗ 
betrieb mit ſich bringt, bei Verfolgung an ſich erlaubter Zwecke die Einhaltung von 
Schranken in der Weiſe verlangt werden, daß als unzuläſſig nicht bloß Kampf⸗ 
mittel, die in an ſich rechtswidrigen Handlungen beſtehen, ſondern auch ſolche eine 
Schädigung des Gegners mit ſich bringende Maßregeln anzuſehen ſind, die nach 
den allgemein beſtehenden Sittenanſchauungen ſchlechthin oder doch unter den ge⸗ 
gebenen Umſtänden als unbillig und ungerecht erſcheinen. Die fragliche Maßregel 
enthält einen ſehr ſchweren Eingriff in das wirtſchaftliche Leben des davon Be⸗ 
troffenen; denn es wird ihm die Gewinnung von Arbeitsgelegenheit auf einem 
gewerblichen Gebiet, das bezüglich der Zahl der darin beſchäftigten Arbeiter in 
allererſter Reihe ſteht, in weiteſtgehender Weiſe beſchränkt und erſchwert, der Über- 
gang zu einem anderen gewerblichen Gebiet aber iſt auch für einen Arbeiter, der 
keine beſondere Fachausbildung genoſſen hat, regelmäßig mit großen Nachteilen 
verbunden; es gelingt ihm der Natur der Sache nach meiſt nicht ſofort, in einem 
ihm zunächſt fremden Gebiet eine für ihn geeignete Beſchäftigung zu finden, und 
er muß ſich faſt immer mit geringerem Lohne begnügen, als er ihn in einem 
Arbeitszweig, für den ihm die durch längere Übung erworbenen Fertigkeiten und 
Kenntniſſe zuſtatten kämen, erzielt haben würde. Die von der Kommiſſion verfügte 
Maßregel muß gegenüber dem Verhalten des Klägers als eine gegen die Billigkeit 
verſtoßende Härte bezeichnet werden.“ 

ö 3. Im Dezember 1904 hatte ein Schleifer X. als Streikpoſten den Begleiter von 
willigen durch einen Stoß mit dem Ellenbogen beiſeite geſchoben, um zu 
den Arbeitswilligen zu gelangen und mit ihnen über die Sachlage zu ſprechen. In 
dem gegen ihn eingeleiteten Strafverfahren wurde X. jedoch freigeſprochen, weil 
das Gericht auf Grund ärztlichen Gutachtens annahm, daß er ſich in einem Zuſtand 
krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit befunden habe und ſeine freie Willens⸗ 
| 


beſtimmung dadurch ausgeſchloſſen geweſen ſei. Den gleichen Ausgang hatte ein 
ſchon früher gegen ihn eingeleitetes Strafverfahren genommen. Nach Beendigung 
des Streiks im März 1905 wurde dem Kläger auf Veranlaſſung der Vereinigung der 
Berliner Metallwarenfabrikanten die Ausſtellung eines ſogenannten Handzettels von 
der Arbeitsnachweisſtelle des Vereins mit Rückſicht auf das Vorkommnis im 
Dezember 1904 verweigert. X. klagte gegen den Verein auf Schadenerſatz und Auf⸗ 
hebung der Sperre. Das Landgericht wies ſeine Klage glatt ab. Das Kammer⸗ 
gericht erachtete den Anſpruch inſoweit für begründet, als Schadenerſatz für die 
Zeit ſeit dem 1. Juni 1906 gefordert wurde. Bis dahin ſei nach dem Verhalten des 
Klägers im Dezember 1904 die Verſagung des Handzettels an ſich berechtigt ge- 
weſen. Aber die Ausſperrung habe mit dem Augenblick aufgehört, eine ſittlich be⸗ 
rechtigte Maßregel zu ſein, als ſpäteſtens Ende Mai 1906 die Beklagte durch das 


eingeholte ärztliche Gutachten Kenntnis erlangt habe, daß ſich der Kläger bei dem 
* | 
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Vorfall im Dezember 1904 in einem ſeine Zurechnungs fähigkeit ausſchließenden Zustand 
befunden habe. Sie hätte deshalb alsbald die Aufhebung der Sperre veranlaſſen 
müſſen. Darin, daß fie das nicht getan habe, ſei eine den Verein zum Schadenerſatz 
nach § 826 und 31 des Bürgerlichen Geſetzbuchs verpflichtende Handlung zu finden 

Das Reichsgericht wies am 4. April 1907 die Klage gänzlich ab. Die von der 


Beklagten geſchaffene Arbeitsnachweisſtelle habe zunächſt den Zweck, den Vereins⸗ 
mitgliedern die Gewinnung von Arbeitskräften und den Beſchäftigung ſuchenden 
Arbeitern die Auffindung von Arbeitsgelegenheit zu erleichtern; ſie ſolle aber zu⸗ 0 
gleich dazu dienen, einzelne Perſonen, die von dem Leiter der Nachweisſtelle oder 
von dem Vereinsvorſtand für ungeeignet gehalten würden, in einer der dem Verein 
angehörenden Werkſtätten beſchäftigt zu werden, von dieſen fernzuhalten. Das 15 
nicht verboten. Eine Umgehung der — bei der vorigen Sache beſprochenen — 
ſtimmungen des S 113 der Gewerbeordnung komme nicht in Frage. Der Handen 
ſei dem Kläger zunächſt wegen ſeiner Handlung verſagt worden, die er während 
eines Streiks gegenüber einem Arbeitswillige geleitenden Manne begangen, und 
dieje Verſagung ſei vom Vorſtand des Vereins, nach feiner nicht widerlegten Angabe, 
aufrechterhalten, weil er erfahren habe, daß der Kläger erhebliche Beſtrafungen er⸗ 
litten habe und in einer Weiſe krank ſei, die im Intereſſe der Vereins mig 
ſeine Fernhaltung von ihren Betrieben geboten erſcheinen laſſe. Es beſtehe ken 
Geſetz, durch das den Arbeitgeberverbänden verwehrt werde, durch irgend eine 
Einrichtung eine Vorprüfung der ſich um Beſchäftigung meldenden Arbeiter darüber 
vorzunehmen, ob ſie nach ihrer Vergangenheit und insbeſondere ihrer körperlichen 
und geiſtigen Beſchaffenheit etwa als zur Annahme in einem der dem Verband 1 
gehörenden Betrieb von vornherein ungeeignet anzuſehen ſeien. Das verſtoße auch 
nicht gegen die guten Sitten, und nur in der Art, wie dabei verfahren werde, 
könne unter Umſtänden eine unrechtmäßige Handlung zu finden ſein. Wenn die 
Vorinſtanz das letztere annehme und die Maßregelung mit Rückſicht auf den Bu: 
ſtand, in dem der Kläger ſich zur Zeit feiner Handlung im Dezember 1904 bez 
funden habe, ſo werde ſie der Verteidigung der Beklagten nicht gerecht, die 1 
Verſagung des Handzettels nicht nur mit dem Vorgang im Dezember begründe, 
ſondern auch mit den zu ihrer Kenntnis gelangten ſonſtigen Umſtänden. In Be. 
rückſichtigung dieſer Umſtände erſcheine das Verhalten des Vereins nicht als un⸗ 
ſittlich im Sinne des § 826 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Wie es einem einzelnen 
Unternehmer trotz des Mitleids, das dem Kläger bis zu einem gewiſſen Grade nicht 


verſagt ſein möge, nicht verargt werden könne, wenn er es ablehne, einen Mann 
von der körperlichen und geiſtigen Beſchaffenheit des Klägers in ſeinem Betrieb 
zu beſchäftigen, ſo könne auch den Vertretern des beklagten Vereins nicht 
Vorwurf eines gegen die guten Sitten verſtoßenden Verhaltens gemacht werden, 
wenn ſie die Anordnung getroffen hätten, daß dem Kläger ein Handzettel des 
Vereins nicht erteilt und ihm dadurch die Möglichkeit, bei einem der zum Verein 
gehörenden Betrieb angenommen zu werden, entzogen werde. 

4. Zwiſchen der Beſitzerin eines Vergnügungslokals in Bremen und den 1 
dieſem Lokal beſchäftigten Muſikern waren 1904 über die Höhe der Bezahlung 
Differenzen entſtanden. Die Forderungen der Muſiker wurden durch den Geſchäfts⸗ 
führer der e mit der Bemerkung abgewieſen, wenn ſie ben den bie ee 


dem betreffenden Lokal durch Poſten Flugblätter verteilt, in denen die Urſache d 5 50 9 
Kampfes kurz geſchildert wurde und in denen es hieß: g 
„Arbeitsbrüder! Ihr ſelbſt habt zu wählen, wo 980 die ee die ihr 1 | 
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daher an euer Solidaritätsgefühl. Unterſtützt uns dadurch, daß ihr nicht in einem 
zokal verkehrt, wo die berechtigten Wünſche der Arbeiter in keiner Weiſe Berück⸗ 
ichtigung finden.“ | 
Die Inhaberin des Lokals reichte Schadenerſatzklage ein, und das Landgericht 
ſielt fie für begründet, weil das Maß des bei derartigen Boykotts gewöhnlich zur 
Inwendung kommenden Druckes überſchritten ſei. Während in der Regel nur die 
Mitwirkung der intereſſierten Arbeiter, das heißt der Arbeiter eines beſtimmten 
Zerufszweigs, in Anſpruch genommen werde, indem dieſe aufgefordert werden, bei 
em boykottierten Arbeitgeber nicht in Arbeit zu treten, ſollten in dieſem Falle 
licht nur die intereſſierten Arbeiter, ſondern es ſollte das geſamte in dem Lokal 
er Klägerin verkehrende Publikum, obwohl es an ſich bei den Lohnverhältniſſen 
icht intereſſiert war, zur Erreichung des Zweckes mitwirken. Das Oberlandesgericht 
dies jedoch die Klage ab. Weder ſei die Freiheit der Klägerin, noch ein ſonſtiges 
Recht derſelben widerrechtlich verletzt, noch gegen ein den Schutz eines anderen be- 
ae Geſetz verſtoßen, und dann ſei auch nicht der Wahrheit zuwider eine 
katſache behauptet oder verbreitet, welche den Kredit der Klägerin gefährden oder 
onſtige Nachteile für ihren Erwerb oder ihr Fortkommen hätten herbeiführen können. 
5. In einem ähnlichen in Hamburg ſpielenden Falle wurde jedoch die Ent⸗ 
chädigungspflicht der Boykottveranſtalter anerkannt. Im Auguſt 1905 kamen die 
Nuſiker eines Hamburger Lokals mit dem Beſitzer auch über die Höhe der ihnen zu ge⸗ 
pbährenden Vergütung in Differenzen. Zwiſchen den Parteien war folgendes vereinbart: 
3 „Kündigung zwiſchen Herrn S. und den ihm vom Nachweis geſtellten Muſikern 
udet nicht ſtatt, jedoch verpflichtet ſich der kontrahierende Nachweis, Herrn ©. fo 
ange ſtets nach beſtem Vermögen Muſik zu ſtellen, ſolange dieſer die hier ein⸗ 
gangenen Verpflichtungen erfüllt und nicht durch ausdrückliche Erklärung an den 
begenkontrahenten von dem Vertrag zurücktritt. Herr S. hingegen verpflichtet 
ch ſeinerſeits, nur durch ausdrückliche Erklärung an den Gegenkontrahenten von 
em Vertrag zurückzutreten. Irgendwelche Neuerungen techniſcher oder finanzieller 
datur können nur im Einverſtändnis beider vertragſchließenden Parteien zur Ein⸗ 
ührung gelangen.“ 
Der Wirt trat durch ausdrückliche Erklärung vom Vertrag zurück und bezog 
eitdem feine Muſiker nicht mehr vom Arbeitsnachweis des Verbandes. Vom Muſiker⸗ 
erband wurde die Sperre über das Lokal verhängt und dieſe in der Preſſe und 
urch Flugblätter bekannt gemacht. Während in der Zeitung mitgeteilt wurde, daß 
begen entſtandener Differenzen das Lokal geſperrt ſei, wurde im Flugblatt mit⸗ 
eteilt, daß das wegen Nichtanerkennung der Organiſation geſchehen. Die Kollegen 
das heißt die Muſiker — wurden erſucht, in dem Lokal nicht in Arbeit zu treten, 
is die Sache von der Kommiſſion für geregelt erklärt werde, und im weiteren hieß 
8 im Flugblatt: „Wir bitten die Arbeiter, uns dadurch zu unterſtützen, daß die⸗ 
elben das Lokal meiden“, und: „Gewerkſchaften und ſonſtige Arbeitervereine er⸗ 
uchen wir, auf obiges Bezug zu nehmen.“ Das Landgericht, das Oberlandesgericht 
nd auch das Reichsgericht haben den vom Wirte erhobenen Schadenerſatzanſpruch 
ür begründet anerkannt. Ri 
Das Reichsgericht jagt: „Der von beiden Vorinſtanzen .. vertretenen Auf⸗ 
aſſung, daß den Beklagten eine rechtswidrige Handlung im Sinne von 8 826 des 
zürgerlichen Geſetzbuchs zur Laſt falle, iſt beizutreten. 
1 „Allerdings iſt, wie der jetzt erkennende Senat bereits ausgeführt hat, in 
em Lohn⸗ und Klaſſenkampf zwiſchen Arbeitnehmern und Arbeitgebern der Boykott 
icht ein ſchlechthin gegen die guten Sitten verſtoßendes unerlaubtes Kampfmittel, 
u er wird dies auch nicht ohne weiteres dadurch, daß dabei von der einen oder 
deren Seite, insbeſondere von den Arbeitnehmern durch die Preſſe oder ſonſt 
urch Druckſchriften die Unterſtützung weiterer, an dem Streite an ſich unbeteiligter 
5 reife angerufen wird, wohl aber kann dieſe Maßnahme durch die Art, wie fie ins 
| Berk geſetzt wird, den Charakter einer unerlaubten Handlung annehmen, und eine 
olche Sachgeſtaltung liegt hier vor. 
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teiligen, insbeſondere ihn an feinem Vermögen ſchädigenden Verhalten zu veranlaſſen 
„In dieſer Weiſe aber ſind die Beklagten vorgegangen. Sie haben nirge 18 


6. In Kiel war 1904 ein Bäckerſtreik ausgebrochen, deſſen weſentlichſtes Zie 
die Beſeitigung des Koſt⸗ und Logisweſens beim Meiſter war. Im Verlauf 
Kampfes wurde über ſolche Meiſter, die die Forderungen der Gehilfen nicht 
willigt hatten, der Boykott verhängt und zur Durchführung desſelben durch F 
blätter, Aufrufe und Inſerate aufgefordert. Mehrere der vom Boykott Betroff 
klagten gegen die Veranſtalter auf Schadenerſatz. Das Landgericht entſprach 
Klageantrag, das Oberlandesgericht wies die Klage ab und das Reichsgerich 
ſtätigte die Abweiſung. Es liege kein zureichender Grund vor, die beiden eina 
naheſtehenden Kampfmittel — Streik und Boykott — bezüglich ihrer Stattha 
keit grundſätzlich verſchieden zu beurteilen und den Boykott im Lohn⸗ und Kla 
kampf der Arbeiter und Arbeitgeber an ſich als eine unerlaubte und gegen 
guten Sitten verſtoßende Maßnahme zu betrachten. Im ſpeziellen Falle rechtferti 
die zur Durchführung des Boykotts angewandten Mittel eine abweichende 
urteilung nicht. Es heißt im Reichsgerichtsurteil: EN 

„Die Beklagten haben ſich in ihren Kundgebungen aller perſönlichen 
feindungen oder Verdächtigungen der Kläger enthalten und ſich im weſentli 
darauf beſchränkt, die Kreiſe, an die ſie ſich wendeten, zu bitten, die Sache 
Bäckergeſellen dadurch zu unterſtützen, daß ſie bei ihrem Bezug von Backwaren 
jenigen namentlich bekannt gegebenen Gewerbetreibenden bevorzugten, welche die 
von den Geſellen bekämpfte Einrichtung abgeſchafft und ihren Arbeitern den 
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Minimallohn von 22 Mark für die Woche bewilligt hätten. Dieſes an ſich nicht. 
merlaubte Vorgehen der Beklagten hat auch dadurch nicht den Charakter einer 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Handlung angenommen, daß die bezeichnete 
Bitte nicht bloß an die Arbeiter von Kiel und Umgegend, ſondern allgemein an 
ie Bevölkerung dieſes Bezirkes gerichtet und vazu die Preſſe benutzt worden iſt. 
Zs iſt nicht unſittlich, auf dieſem Wege weitere Kreiſe für eine Sache zu inter⸗ 
ſſieren und dadurch eine ausgiebige Hilfe für die Erreichung eines angeſtrebten 
Zieles zu gewinnen, ſolange nicht bei den hierauf gerichteten Kundgebungen be— 
ondere verwerfliche Mittel zur Anwendung gebracht werden.“ 

7. Während des Bäckerſtreiks in Berlin 1906 war über verſchiedene Bäcker⸗ 
neiſter wegen Nichtanerkennung der Forderungen der Geſellen der Boykott ver⸗ 
hängt und namentlich durch Flugblätter wirkſam gemacht worden. Einer der Be— 
roffenen erhob die Klage auf Erſatz des ihm durch den Boykott erwachſenen 
Schadens. In allen Inſtanzen wurde der Anſpruch für begründet erachtet. In 
en Flugblättern ſei vor dem Kläger gewarnt worden und er als der Kundſchaft 
es Publikums perſönlich unwürdig hingeſtellt, offenbar zu dem Zwecke, ſeine wirt⸗ 
ſchaftliche Exiſtenz zu untergraben und ihn dauernd erwerbs- und brotlos zu machen. 
„Hierin“ — fo ſagt das Reichsgerichtsurteil vom 8. April 1907 — „iſt die Feſt⸗ 
tellung zu erblicken, daß es den Beklagten nicht darum zu tun geweſen iſt, das 
Berhalten des Klägers ihnen gegenüber und ſein Geſchäftsgebaren zur Kenntnis 
es Publikums zu bringen, um dieſem eine objektive Beurteilung zu ermög⸗ 
ichen, ſei es in deſſen Intereſſe, ſei es in ihrem eigenen Intereſſe dem Publikum 
jegenüber, ſondern daß ſie mit der Verbreitung der Flugblätter in einer gehäſſigen, 
ben Kläger perſönlich herabwürdigenden Weiſe lediglich den Zweck verfolgt haben, 
den Kläger wirtſchaftlich zu ruinieren. Bei einer ſolchen Sachlage kann von einem 
berechtigten Intereſſe im Sinne des S 824 Abſatz 2 (Bürgerliches Geſetzbuch) nicht 
ie Rede ſein; es greift vielmehr der § 826 Platz, deſſen Vorausſetzung das Be⸗ 
ufungsgericht einwandfrei feſtgeſtellt hat. In dieſer Beziehung iſt es auch ohne 
Belang, daß die in den Flugblättern über den Kläger behaupteten Tatſachen wahr 
ein ſollten; denn auch in der Mitteilung wahrer Tatſachen kann namentlich im Hin⸗ 
ie auf ihre Form und ihren Zweck ein Verſtoß gegen die guten Sitten liegen....“ 
15 (Schluß folgt.) 
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5. Plenge, Die Finanzen der Großmächte. Separatabzug. Tübingen 1908, 
eo Buchhandlung. 

85 Die Arbeit Plenges über die Finanzen der Großmächte iſt zuerſt in der 
Bücherſchen „Zeitſchrift für die geſamte Staatswiſſenſchaft“ (1908, Heft 4 erſchienen. 
Lie iſt im weſentlichen die Kritik einer von Dr. Fr. Zahn verfaßten Broſchüre 
N benfalls über die Finanzen der Großmächte. Zahn war Mitglied des Kaiſerlichen 
Statiſtiſchen Bureaus zu Berlin und iſt jetzt Leiter des Statiſtiſchen Bureaus in 
jayern. Plenge bemerkt deshalb mit Recht, daß die Gefahr beſtehe, die Zahnſche 
arſtellung würde bei den Verhandlungen über die Reichsfinanzreform als ſicheres 
beismaterial für den internationalen Vergleich genommen werden. Dabei iſt 
aber die Zahnſche Arbeit in jeder Hinſicht unzuverläſſig. Nicht einmal 
die Zahlen, geſchweige denn die Worte Zahns geben die Wahrheit. „Es fällt uns 
nit peinlicher Regelmäßigkeit auf“, ſagt Plenge, „daß Zahn um ſo ſtärker 1 
e bedeutſamer das Ergebnis für die kommende Finanzreform iſt, und 
daß er in ſeinen beſonders kraſſen Irrtümern jedesmal zugunſten unſerer offi⸗ 
ſiellen Finanzpolitik irrt.“ 

Plenge hat ſich die Mühe gegeben, die wichtigſten Zahlen ſorgfältig zu prüfen, 
und es darf hinzugefügt werden, daß er keinen Lobgeſang auf die offizielle Finanz⸗ 
politik anſtimmt. | 
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Wir können hier nicht mit Plenge auf alle Fälſchungen Zahns eingehen. 1 4 
Ein Beiſpiel möchten wir aber doch anführen. Zahn behauptet, in Ruklanı 
„müſſe ein verhältnismäßig kleiner Teil der Bevölkerung alle Abgaben aufbringen“ 
Aber ſelbſt nach den Angaben Zahns iſt dort der Steuerdruck (das Verhältnis de 
indirekten Steuern zu den direkten) am ſtärkſten, und doch „komme die ganze groß, 
Unterſchicht der ruſſiſchen Bevölkerung für finanzielle Leiſtungen überhaupt N 
in Betracht“. 4 

Plenge kommt zu ganz anderen Schlüſſen. Von ſeinen äußerſt gewiſſenhaft zu 
ſammengeſtellten Tabellen mögen hier nur einige wiedergegeben werden. € 


Auf 1 Mark direkte Steuern kamen indirekte: * 

1829 1861 1878 199 

Deutſchland (Preußen). . . . 1,36 1,88 1,63 2,94 
Großbritannien, 98 3, 3,07 1,47 
Flap), 2,29 3,32 2,60 
Oſtertreic ),. — 1,70 2,60 
Rußland u — 2,41 7,14 


In Preußen⸗ Deutſchland wie in Rußland haben alſo die indirekte er 
Steuern in den letzten Jahren ſtark zugenommen, in Frankreich und h 
ſonders in England dagegen abgenommen. Prozentual berechnet, ei 4 
oder ſinkt (—) der Steuerdrud von 1878 bis 1906 folgendermaßen: 


Deutihland . . . 2... 80,4 ra Ei 
Großbritannien. — 52,1 1 
Frankreich.. 217 > 3 
Oſt erreich 5329 & 1 
Rußlandde 98 5 7 


Die deutſche Regierung kann wirklich auf ihre „Sozialpolitik“ ſtolz ſein: 
kommt in der Ausbeutung der Bevölkerung gleich nach Rußland! . 3 
Pro Kopf der Bevölkerung betrugen die direkten und indirekten Steuern: N 


Direkte Steuern Indirekte Steuern 1 

1878 1906 1878 1906 

Mark Mark Mark Mark 
Deutſchland (Reich und e 6,52 8,68 10,62 25,52 
Großbritannien eee, 32,08 35,38 
Frankreich 12, 17,38 9 Fe 
Oſterreich hh 7% d, 


Rußland REDE 2,69 8,62 19,20 

In Deutſchland iſt a ein gerigges Steigen der direkten und ſehr ch 

Steigen der indirekten Steuern eingetreten. 

Zu welchen Zwecken werden in den „Kulturſtaaten“ die Volksgroſchen 1 6 
wendet? Darauf gibt folgende Tabelle Antwort. 

e en 1875 und 1906 pro Kopf der Bevölkerung in Mark 


Deutſchland Frankreich Großbritannien 

1878 1906 1878 1906 1878 1906 
1 05 eee 14,63 13,87 17,32 10,14 13,81 
Fleet 4,50 3,50 7,88 6,77 1 
Staatsſchuld. . 0,12 2,10 18,01 18,03 16,65. 140% 


Zuſammen 1088 21,23 35,388 43,18 88,56 44,47 EE 


„Es iſt erſchreckend“, bemerkt hierzu Plenge, „daß in den drei großen Kul 
ländern die Rüſtungsausgaben erheblich ſchneller gewachſen ſind als die Be 
rung, und man ſieht nicht ohne Überraſchung, daß in Deutſchland, dem Land 
ſtärkſten Bevölkerungszunahme, der geſamte Rüſtungsaufwand der were Be⸗ 
völkerung verhältnismäßig am meiſten vorangeeilt iſt.“ 

In einer anderen Tabelle gibt Plenge die Verhältniszahlen der Rüſtungs 
ausgaben von 1906 zu denen von 1875 und erhält als Reſultat, daß 9 in den 
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1 Jahren für Deutſchland um 276,8 Prozent, für Frankreich um 132,7 und für 
Jroßbritannien um 167,8 Prozent gewachſen ſind. 

Wir ſehen, in welchem Sinne Deutſchland allen anderen Großmächten vorangeht.. 
Der Arbeit Plenges iſt die weiteſte Verbreitung zu wünſchen. M. 


Zeitſchriftenſchau. 


„Der Kampf“ beginnt ſein Novemberheft mit einem Aufſatz von Viktor 
Idler über „Die Landtagswahlen in Niederöſterreich“. Unſere Partei hat weniger 
kreiſe erobert, als ihr nach dem Reichstagswahlrecht zufallen würden, weil das 
gandtagswahlrecht ungünſtiger iſt. Es fordert dreijährige Seßhaftigkeit, geht bei 
eder Armenunterſtützung verloren und enthält die Wahlpflicht, die hauptſächlich 
en bürgerlichen Parteien zugute kommt. Aber die Arbeiter werden viel mehr als 
urch die Gebrechen des Geſetzes durch die Verbrechen der Verwaltung benach— 
eiligt. „Der Wiener Magiſtrat und die niederöſterreichiſche Statthalterei haben 
ich des Mißbrauchs der Amtsgewalt in einem Umfang ſchuldig gemacht, der nur 
ils Maſſenverbrechen gewertet werden kann.“ Zum Teil aus Fahrläſſigkeit, zum 


ozialen Beamten ſtellen das parteipolitiſche Intereſſe ſtets über alle Amtspflichten; 
ie Ergatterung von Mandaten für ihre Partei iſt ihnen das höchſte Gebot, dem jede 
dere Rückſicht untergeordnet wird. So gehen viele Arbeiter ihres Wahlrechts ver⸗ 
uſtig. Die ſchlimmſte Folge dieſer chriſtlichſozialen Betrügereien liegt nicht in der 
Berringerung unſerer Mandatzahl, ſondern in der Verunſtaltung der ganzen Wahl- 
wbeit. Jeder Wahlkampagne geht voraus ein Kampf um die Wählerliſte, der von 
mſeren Genoſſen mit zäher Ausdauer und bewundernswerter Energie geführt wird, 
iber doch politiſch unproduktive Arbeit darſtellt, die beſſer der Aufklärung, dem 
kampf um die Gehirne gewidmet wäre. Die Wahlpraktiken unſerer Gegner führen 
lotwendig zu einer Verwilderung der Wahlſitten, zu einer gehäſſigen Kampfesweiſe. 
Hlücklicherweiſe geht in unferer Wahlarbeit die Politik noch nicht in der Wahltechnik 
mter. Ein einziges Bedenken wäre vielleicht zu erheben: ein zu geringer Teil der 
Agitationsarbeit wird hier und da den eigentlichen Lohnarbeitern zugewandt; und 
doch muß auch die Maſſe dieſer Lohnarbeiterſchaft für uns noch gewonnen werden. 
15 Heinrich Weber ſchreibt über „Elemente unſerer auswärtigen Politik“. Der 
Standpunkt, auf den ſich Marx und Engels in ihrer Beurteilung der internationalen 
Politik ſtellten, war der der europäiſchen Demokratie. Rußland war der Feind, 
er dieſe Demokratie wiederholt zu Boden geſchlagen hatte. Würde die Macht des 
Zarismus durch die weſteuropäiſchen Staaten, die dabei als unbewußte Agenten 
der europäiſchen Demokratie auftraten, gebrochen, dann würde das Nationalitäten⸗ 
orinzip zum Durchbruch kommen; ein nationales Deutſchland, Polen, Ungarn würde 
N dann entſtehen. Dieſe Auffaſſung zog nicht in Rechnung die kleinen geſchichtsloſen 
Nationen, die entweder bedeutungslos oder Helfershelfer der Reaktion waren; ſie 
ollten aufgelöſt und aufgeſogen werden. Von dieſem Programm iſt nur ein kleiner 
Teil von der Bourgeoiſie verwirklicht worden; dann trat für das Proletariat die 
innere Politik überall in den Vordergrund des Intereſſes. Dieſe Beſchränkung 
führte in Oſterreich zu einer Abneigung gegen jede Großmachtspolitik; „Los von 
Ungarn“ war damals die Loſung unſerer Wortführer. Die Weiterentwicklung der 
Doppelmonarchie hat jedoch eine weitere Auffaſſung bewirkt. Das l der 
geſchichtsloſen Nationen hat die ſpeziellen ſchwierigen öſterreichiſchen Fragen ge⸗ 
ſchaffen; das Nationalitätsprinzip gewinnt einen neuen Inhalt. Dieſe Entwicklungs⸗ 
te udenzen fanden im ſozialdemokratiſchen Bewußtſein ihren Ausdruck als Forderung 
der nationalen Autonomie. Dieſe Forderung hat aber eine große Bedeutung für die 
internationalen Verhältniſſe. Wenn Sſterreich die nationale Autonomie innerhalb 
ſeines ganzen Reiches verwirklicht, ſo werden dieſe freien und durch den Zuſammen— 
hluß ſtarken nationalen Gemeinſchaften eine gewaltige Anziehungskraft auf die 


eil mit voller Abſicht; das Miniſterium aber iſt nicht eingeſchritten. Die chriſtlich⸗ 
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außerhalb Oſterreich lebenden Volksgenoſſen ausüben. In Oſterreich, Ung 
Serbien, Bosnien und der Türkei leben zum Beiſpiel zuſammen 9 Millionen Se 
kroaten; ähnlich würden Polen, Rumänen, Ruthenen große Völkerſchaften bil 
Ein ſolches Oſterreich würde bewirken, daß das Zarenreich zuſammenſtürzt und 
ruſſiſche Einfluß auf dem Balkan vernichtet wird. Nun mag dies phantaſtiſch 
ſcheinen, weil nicht das Proletariat, ſondern die Bourgeoiſie über die auswä 
Politik gebietet, und weil der Hauptteil dieſes Programms auf dem Gebiet 
inneren Politik verwirklicht werden muß. Aber es bietet uns eine Grundlage 
Beurteilung aller auswärtigen Fragen. Wir können daher zum Beiſpiel nicht 
Friedensvorſchlag von Jaures zuſtimmen, der „keine Reviſion der Karte Europ 
als Hauptforderung enthält. Wir müſſen aus dieſem Grundſatz heraus auch ge 
den jetzt emporkommenden öſterreichiſchen Imperialismus auftreten, der auf 
Balkan auf Eroberung und Unterjochung unentwickelter Völker ausgeht. 

In einem Artikel „Vräſidentenwahl und Proletariat in den Vereinigte 
Staaten“ gibt Adolf Hepner einige Ausführungen über die amerikaniſche Arbeiter 
ſchaft und das Verhältnis zur Politik. Trotz des langſamen Steigens der ſozia⸗ 
liſtiſchen Wahlſtimmen nimmt Hepner doch an, „daß die Vereinigten Staaten das 
Muſter zur friedlichen Löſung aller ſozialen Probleme geben werden,“ weil in Amerika 
das Volk, wenn es will, durch ſeine erwählten Vertreter die Geſetze umgeſtalte 
kann. „In zwanzig Jahren werden wir dort die europäiſchen Länder eingeholt 
haben und können dann fruchtbarere Arbeit leiſten als die europäiſchen Sozialiſten“ 

„Der Staat und die Kartelle“ wird von Otto Bauer behandelt. Die Klein 
bürger wollen ſich gegen die Schädigung ſeitens der Kartelle durch ein Kartellgeſ 
ſchützen. Die Arbeiterſchaft teilt ihre Illuſionen nicht, wird aber doch verſucher 
müſſen, beſonders auffällige Schäden der Kartellwirtſchaft zu beſeitigen. Aber 
erſte Bedingung iſt dabei, daß das Koalitionsrecht der Arbeiter vollkommen von 
Kartellgeſetzgebung getrennt bleibt. Auch müſſen nicht nur die Kartelle, ſondern 
monopoliſtiſchen Unternehmungen getroffen werden, ſonſt wird einfach durch Bild: 
von Truſts das Geſetz umgangen. Von den vielen ſchwierigen Problemen, 
bei einer ſolchen Geſetzgebung auftreten, behandelt Bauer einige eingehender, 
Regelung der Kartellpreiſe und die Frage des Privat- oder Staatsmonopols. Kann 
der Staat die Kartellpreiſe durch geſetzliche Maßnahmen regeln? Er tut es fe 
heute durch ſeine Zollgeſetzgebung und durch die Eiſenbahntarife. Ein beſtimmter 
Zoll bedeutet, daß dem Inlandkartell erlaubt wird, einen den Auslandpreis 
den Zoll und die Fracht überſteigenden Inlandpreis zu fordern. Das ift ı 
Preisfeſtſetzung, neben der für keine zweite Raum it. Für Oſterreich aber bef 
der beſondere Fall, daß ſeine Zölle von Ungarn mit beſtimmt werden; de 9 
könnte eine ſtaatliche Feſtſetzung der Höchſtpreiſe hier als ein Erſatz der z 
politiſchen Freiheitsbeſchränkung dienen. Die Gefahr iſt dabei, daß die Bureau 
kratie einige Kartelle begünſtigt, wodurch ihre Macht gewaltig geſteigert und 
einer Quelle der politiſchen Korruption wird. Gegen die im allgemeinen ungeſchulte 
und in Vorurteilen befangene Bureaukratie wird die Pfiffigkeit der Geſchäftsleute 
immer Auswege finden. Bei der Regelung des die Preiſe feſtſetzenden Kart 
bureaus und des rechtſprechenden Kartellamtes werden die größten Kautelen 
Unabhängigkeit und gerechte Entſcheidungen getroffen werden müſſen. Von ei 
ſolchen Kartellgeſetzgebung wäre eine Einſchränkung der Kapitalkonzentration ni 
zu erwarten. Die Schwierigkeit einer genügenden Beeinfluſſung der Privatmonop 
führt immer wieder zu dem Vorſchlag von Staatsmonopolen. Bei einer ſtaatlich 
Monoßbliſierung des Großhandels mit Eiſen wäre die korrumpierende Allmach 
Eiſenkartells gebrochen. Ein ſolches Verkaufsbureau würde ſich aus Inland oder 
land den Bedarf ſichern und das Eiſen ohne Gewinn den Induſtriellen liefern. Aller 
dings würde dem Eiſenkartell eine große Macht bleiben; die Klagen würden nicht ver⸗ 
ſtummen, und von einer Verſtaatlichung der Eiſenproduktion könnte noch keine Rede ſein. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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1 Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet. 


Religion ift Privatſache. 
Berlin, 12. Dezember 1908. 


Die ultramontane Preſſe regt ſich über das Verzeichnis empfehlenswerter 
Jugendſchriften auf, das der Bildungsausſchuß der ſozialdemokratiſchen Partei 
herausgegeben hat. Namentlich haben es ihr einige Schriften angetan, die für 
die reifere Jugend empfohlen worden ſind, wie Dodels Schrift über Moſes 
und Darwin und einige andere. Sie meint höhniſch, ſchon der Titel ſage 
genug; es zeige ſich wieder einmal, wie die Sozialdemokratie praktiſch ihren 
Programmſatz behandle, wonach Religion Privatſache ſein ſolle; ſie ſuche als 
empfehlenswerte Jugendſchriften gerade ſolche heraus, die der chriſtlichen Re⸗ 
ligion direkt entgegenſtänden, um das junge Herz für die ſozialiſtiſchen Ideen 
empfänglich zu machen. 
Es iſt zuzugeben, daß die ultramontane Preſſe damit in den Spuren eines 
ſo berühmten Naturforſchers und minder berühmten Politikers wandelt, wie 
Virchow war. Virchow hat bekanntlich einmal auf einer Naturforſcherverſamm⸗ 
lung die Einführung der darwiniſtiſchen Lehren in die Schule damit bekämpft, 
daß ſie über kurz oder lang „alle die Schrecken bringen können, die ähnliche 
Theorien wirklich im Nachbarland angerichtet haben“. Konſequent durch⸗ 
geführt hätten fie eine ungemein bedenkliche Seite, und „hoffentlich“ werde 
2s niemand entgangen ſein, daß der Sozialismus mit ihnen Fühlung genommen 
habe. Virchow begab ſich dadurch in holdeſte Übereinftimmung mit der „Kreuz⸗ 
zeitung“, die die Attentate Hödels und Nobilings der Deſzendenztheorie und 
peziell der „Affenabſtammung des Menſchen“ in die Schuhe ſchob. 
Allein damals ſchon, vor dreißig Jahren, erhob ſich Häckel entrüſtet gegen 
die, wie er meinte, „Denunziation“ Virchows, die ihn als „Bundesgenoſſen 
der Sozialdemokratie an den Pranger ſtelle und die Deſzendenztheorie für 
105 Greueltaten der Kommune verantwortlich machen“ wolle. Häckel hatte 
uch allen Grund zu dieſem Proteſt, denn man braucht ja nur ſeinen Namen 


zu nennen, um zu wiſſen, daß er an beſchränktem Sozialiſtenhaß mit Virchow 
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und der „Kreuzzeitung“ durchaus wetteifern konnte und kann. Und Herr 
Häckel war auch keine Ausnahme unter den deutſchen Schülern Darwins, die 
faſt alle einig darin waren, ihre Deſzendenztheorie als Waffe gegen die revolu⸗ 
tionäre Arbeiterbewegung zu gebrauchen oder zu mißbrauchen. Mit beſonderer 
Emphaſe berief ſich Treitſchke in ſeinen Pamphleten gegen den Sozialismus 
darauf. 

Wenn ſich alſo von jeher der Darwinismus mit dem Sozialiſtenhaß trefflich 
vertragen hat, jo läßt ſich ſelbſt nicht einmal behaupten, daß er der chriſtlichen 
Religion direkt entgegenſtände. Darwin ſelbſt hat ſich über dieſe Frage be⸗ 
kanntlich nur beiläufig und ſehr zurückhaltend geäußert, und was Häckel in 
ſeinen „Welträtſeln“ an antireligiöſer Polemik vorbringt, iſt von einem Kaliber, 
daß jeder brave Landpfarrer die Fähigkeit beſitzt, es in einer ſchläfrigen Nach⸗ 
mittagspredigt zu widerlegen. Auf keinen Fall ſteht der Darwinismus der 
chriſtlichen Religion feindſeliger gegenüber, als ihr die geſamte Naturwiſſen⸗ 
ſchaft feindſelig gegenüberſteht, und der gewaltige Aufſchwung, den die Natur⸗ 
wiſſenſchaften in den letzten Jahrhunderten genommen haben, iſt ein Produkt 
nicht des Sozialismus, ſondern — Ehre, dem Ehre gebührt! — des Kapita⸗ 
lismus. Bekanntlich hat auch Darwin den Anſtoß zu ſeinen bahnbrechenden 
Forſchungen von einem im Dienſte des Kapitalismus geſchriebenen Buche er⸗ 
halten, von der Bevölkerungslehre des Pfaffen Malthus. 

Es iſt richtig, daß die Lehren Darwins der moſaiſchen Schöpfungsgeſchichte 
übel mitſpielen, aber was hat die moſaiſche Schöpfungsgeſchichte mit der 
chriſtlichen Religion zu tun? Man kann ſie anerkennen und doch ein Gegner 
des Chriſtentums ſein, wie die gläubigen Juden zeigen, und man kann ſie 
verwerfen, ohne dem Chriſtentum ein Haar zu krümmen, wie die große Zahl 
namhafter Naturforſcher beweiſt, die fromme Chriſten geblieben ſind. Dieſe 
Naturforſcher haben in der Tat die Religion als ihre private Sache betrachtet, 
die ihnen in ihre wiſſenſchaftliche Arbeit nichts dreinzureden habe, und ganz 
in gleichem Sinne handelt die Sozialdemokratie, wenn ſie der Arbeiterjugend 
naturwiſſenſchaftliche Erkenntnis zu vermitteln ſucht, ohne deren religibſe 
Überzeugung irgendwie anzutaſten. Gegen ihr Programm würde ſie erſt dann 
verſtoßen, wenn ſie der Arbeiterjugend naturwiſſenſchaftliche Erkenntnis vor 
enthielte, aus Sorge darum, daß dieſe Erkenntnis irgendwelche religiöſe Ger 
fühle verletzen könne, denn dann würde ſie die Religion eben nicht als Privat⸗ 
ſache, ſondern als ein Heiligtum der ganzen Menſchheit betrachten, vor der I 
fich die wiſſenſchaftliche Forſchung einfach ins Mauſeloch zu verkriechen hätte. 

Die Angriffe der ultramontanen Preſſe auf das Jugendſchriften verzeichnis 
des Bildungsausſchuſſes ſind alſo ein komiſches Quidproquo, aber zugleich 
eine dreiſte Anmaßung, die das Herrſchaftsbedürfnis des Pfaffentums kurzweg 
als Religion verkleidet. An dieſer Unterſcheidung feſtzuhalten, haben die Ar⸗ 
beiter aber allen Anlaß, auch wenn ſie oder gerade weil ſie in der Religion 
nur eine Privatſache ſehen. Dieſer Satz ſchließt notwendig den anderen Satz 
ein, daß jede Religion, ſobald fie zum Werkzeug politiſcher oder ſozialer Unter⸗ 
drückung, ſobald ſie zum Kappzaum wiſſenſchaftlicher Forſchung gemacht 
werden ſoll oder gemacht wird, rückſichtslos bekämpft werden muß. 
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Es handelt ſich dabei um eine reinliche Trennung, deren Notwendigkeit 
zu erkennen nicht einmal ein eigenes Verdienſt der modernen Sozialdemokratie 
iſt. Sie tritt damit nur ein Erbe der bürgerlichen Aufklärung an. Leſſing 
wollte der lutheriſchen Orthodoxie als religiöſer Lehrmeinung nicht das ge- 
ringſte Leid antun; im Gegenteil ſchützte er ſie durch ſeinen Kampf gegen die 
halbe Aufklärung vor jeder Verfälſchung oder Verflachung, aber als ein ortho- 
doxer Pfaffe die weltliche Obrigkeit gegen ihn aufrief, ſchüttelte er den teuren 
Gottesmann aufs unbarmherzigſte. In Frankreich machten die Jakobiner dem 
Pfaffentum den kürzeſten Prozeß, aber ſie waren, und namentlich ihre Häupter 
Danton und Robespierre, die abgeſagteſten Feinde aller antireligiöſen Gauke⸗ 
leien, die dem Volke die Religion verekeln wollten. Dem Volke die Religion 
verekeln iſt derſelbe hoffnungsloſe Kampf gegen Windmühlen, wie dem Volke 
die Religion erhalten. Sind die Wurzeln noch lebensfriſch, aus denen die Re⸗ 
ligion in der Geſellſchaft oder in der Natur emporwächſt, ſo kann man ſie ſo 
wenig ausrotten, wie man eine Wirkung beſeitigen kann, ſolange die Ur⸗ 
ſache beſtehen bleibt; ſind ihre Wurzeln aber verdorrt, ſo ſtirbt ſie unauf⸗ 
haltſam ab. 
Dieſe Erkenntnis iſt ſo einfach und klar, daß gegen ſie in der Partei kaum 
iX verſtoßen wird. Fraglicher könnte fein, ob die Kehrſeite der Medaille immer 
genügend beachtet, ob die Religion, auch wo ſie nicht ein unbewußtes Produkt 
eines geſellſchaftlichen oder natürlichen Zuſammenhanges iſt, ſondern als ein 
ſehr bewußtes Werkzeug politiſcher oder ſozialer Unterdrückung auftritt, nicht 
über Gebühr geſchont wird. Der Eifer, womit die Geſcheitelten und Geſchorenen, 
um mit Leſſing zu ſprechen, ihre zärtlichen Empfindungen für ihr einträgliches 
Paſtorat oder dergleichen für die heilige Sache der Religion ausgeben, die 
nach dem ſozialdemokratiſchen Programm nicht angefochten werden dürfe, 
pricht eher dafür als dagegen. Dieſen braven Männern iſt der Kamm an⸗ 
ſcheinend ſehr geſchwollen, und nach ihrer neueſten Attacke auf das Jugend— 
chriftenverzeichnis des Bildungsausſchuſſes lohnt es wohl einmal, ihnen zu 
agen, daß wenn die Religion Privatſache ſein mag, jo doch die Knechtes⸗ 
dienſte, die die angeblichen Diener der Religion den unterdrückenden Klaſſen 
eiſten, nichts weniger als Privatſachen ſind. 

Ebenſowenig verſtößt es gegen das ſozialdemokratiſche Programm, das 
Eindringen religiöſen oder gar theologiſchen Denkens in die Partei abzuwehren. 
Wir meinen das natürlich nicht in dogmatiſchem Sinne, denn ſolche Verſuche 
vären von vornherein hoffnungslos. Aber wir haben ſelbſt einmal gehört, 
vie einer — noch dazu ſehr vorgeſchrittenen — Arbeiterſchaft die Zumutung 
Haufibel zu machen geſucht wurde, das „Kommuniſtiſche Manifeſt“ in reli⸗ 
ſiöſem Sinne auszulegen und mit religiöſer Begeiſterung zu vertreten. Die 
Theologie iſt zwar keine Wiſſenſchaft, aber nach Leſſing gibt es keine Er⸗ 
cheinung auf der Welt, an die gleich viel menſchlicher Scharfſinn verſchwendet 
vorden iſt, und ſo mag, wer theologiſch zu denken gelernt hat, ein ſehr ſcharf⸗ 
inniger Mann ſein können. Allein ſein Scharfſinn wird von beſonderer Art 
ein; wer aus dem Grundſatz aller chriſtlichen Theologie, daß drei gleich eins 
ſt, ſei es auch mit der eiſernſten Logik, ſeine Schlußfolgerungen zu ziehen 
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gewöhnt worden iſt, wird kaum je wieder zu dem an ſich ja beſcheidenen Genuß 
der ſchlichten weltlichen Logik gelangen, deren die Arbeiterbewegung wie des 
lieben Brotes bedarf. | 
Soll die Religion Brivatfache ſein, jo muß ebenſo aller religiöſer wie aller 
antireligiöſer Dunſt von dem Parteileben als ſolchem ferngehalten werden. 


die Reichskriſis und die Sozialdemokratie. 


Von Parsus. 


2. Arbeiterpolitik. g | 

Die kapitaliſtiſche Welt ift wieder in eine Periode der Kataſtrophen ein: 
getreten. Allerdings iſt kein allgemeiner Zuſammenbruch zu erwarten etwa in 
dem Sinne, daß die kapitaliſtiſche Produktion einfach nicht mehr weiter kann, 
die Börſe auseinanderläuft, die Geſchäftsleute ratlos umherirren und die Welt 
ſich gar nicht anders zu helfen weiß, als indem ſie ſich dem organiſierten 
Proletariat ausliefert. Dieſe Idee gehörte niemals zu den Gedankengängen 
des wiſſenſchaftlichen Sozialismus, ſie war bloß die Viſion des Proletariers, 
der zum Klaſſenbewußtſein erwachte, und half ihm, Mut zu faſſen angeſichts 
der ungeheuren wirtſchaftlichen und politiſchen Schwierigkeiten, die ſich vor 
dem Proletariat in ſeinem Klaſſenkampf auftürmten. Eine Geſellſchaftsordnung 
ändert überhaupt nie von ſelbſt ihre Form, ſondern ſie wird mit Hilfe der 
politiſchen Gewalt umgeſtaltet. Die Produktionsentwicklung erzeugt ſoziale 
Gegenſätze und löſt politiſche Kämpfe aus; dieſe letzteren ſchaffen ſchließlich 
eine politiſche Ordnung, die der Produktionsentwicklung neue Kräfte zuführt, 
dadurch ſelbſt neue Stützpunkte und Entwicklungsſtimule empfängt und jo 
die Geſellſchaft neu geſtaltet. Solange eine Geſellſchaftsklaſſe nicht politiſch 
niedergekämpft worden iſt, hält ſie ihrerſeits mit den Mitteln der politiſchen 
Gewalt die Geſellſchaftsordnung aufrecht, in der ihre Macht wurzelt. 70 
Wir befinden uns mitten in Sturm und Drang. Die Regierungen und 
die herrſchenden Klaſſen ſind ſich deſſen wohl bewußt — jedenfalls mehr als 
die Völker. Die Volksmaſſen, die abſeits von der Leitung der Staatsgeſchäfte 
ſtehen und noch mehr von jenen Kreiſen, in denen die kapitaliſtiſchen Weltpläne 
geſchmiedet werden, merken bloß, daß ſich dort Unruhe und Unſicherheit geltend 
machen, und werden überraſcht durch den wilden Ausbruch politiſcher Leiden 
ſchaften bei Gelegenheiten, die ſonſt unbeachtet vorübergingen. Bald iſt es 
die amerikaniſche Gefahr, die das kapitaliſtiſche Europa in Aufruhr ver⸗ 
ſetzt, und zwar das eine Mal, weil ſich die Vereinigten Staaten von Europa 
abſchließen, das andere Mal, weil ſie die Herrſchaft der europäiſchen Staaten 
auf dem Weltmarkt bedrohen. Dann wieder iſt es die mongoliſche Ger 
fahr: weil Japan ſich zu einem Induſtrieſtaat entwickle, deshalb fühle ſich 
Europa bedroht, weil in China die Reformbewegung erſtarke, deshalb müſſe 
Deutſchland Panzerſchiffe bauen! Oder es iſt die deutſche Gefahr: die 
Deutſchen — rufen die engliſchen Jingos — ſeien auf allen Märkten ein⸗ 
gedrungen, fie verderben überall das Geſchäft, laſſen niemand mehr auf 
kommen, ſie ſind die Störenfriede der Welt! Oder es iſt die engliſche 
Gefahr: weil England die Meere beherrſcht. Oder die Mazedonier ſind 
an dem Unfrieden ſchuld, der das politiſche Gleichgewicht Europas ſtört, weil 
ſie um ihre Freiheit kämpfen; die Türken, weil ſie Revolution machen; die 
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Bulgaren, weil fie die türkische Revolution ſtören; Oſterreich iſt ſchuld, 
weil es annektiert; die Bosniaken beziehungsweiſe Serben, weil ſie ſich nicht 
annektieren laſſen wollen. Frankreich iſt ſchuld, weil es Armeen nach Indo⸗ 
china und nach Marokko ſendet; Belgien, weil es bis zur offiziellen Annexion 
des Kongo über keine offizielle Kolonialarmee verfügte. Soviel es Zentren 
der kapitaliſtiſchen Weltpolitik gibt — ſo viel Gefahren für den Beſtand der 
kapitaliſtiſchen Welt; ſoviel Staaten — ſo viel Schuldige; und jede politiſche 
Regung an irgend einem Ende der Welt, jeder Kampf einer Nation, eines 
Staates um wirtſchaftliche Selbſtändigkeit — und dieſe Kämpfe mehren ſich —, 
ſie bringen alle weltpolitiſchen Beziehungen durcheinander und übereinander. 
Die Idee eines europäiſchen Krieges, eines Weltkriegs, die noch vor wenigen 
Jahren ſo ungeheuerlich erſchien, daß man ſie kaum zu faſſen vermochte, ſie 
iſt in den Bereich der naheliegenden Möglichkeiten gerückt. Ich habe in meinem 
vorangehenden Artikel (in Nr. 10) darauf hingewieſen, wie dieſe heraufziehende 
Kriegsgefahr die innere Schwäche der kapitaliſtiſchen Staaten zum Bewußtſein 
der Regierungen und der herrſchenden Klaſſen bringt. Dieſe innere Schwäche iſt 
bedingt worden — ich wiederhole es hier — durch die Verſchärfung der Klaſſen⸗ 
gegenſätze, die ihrerſeits eine Folge der kapitaliſtiſchen Produktionsentwicklung 
iſt; durch die politiſche Stagnation, die ſeit dem Niederſchlagen der März⸗ 
revolution in Europa unter der Führung von Preußen und Rußland herrſchte; 
durch die Entwertung der nationalen Ideen der Bourgeoiſie und den Verfall 
ihrer öffentlichen Meinung; durch großkapitaliſtiſche Welteroberungspläne, die 
den Volksmaſſen ebenſo fremd bleiben, wie zur Zeit der abſolutiſtiſchen 
Monarchien die dynaſtiſchen Eroberungskriege ihnen fremd waren. Dieſelbe 
kapitaliſtiſche Bourgeoiſie, die ſich das Proletariat zum Todfeind gemacht hat, 
braucht die Arbeitermaſſen als politiſche Bundesgenoſſen, und ſie ſtellt an 
dieſe Maſſen die höchſten Anſprüche, die es überhaupt gibt, ſie will, daß 
Millionen ihr Leben und die Exiſtenz ihrer Familie in die Schanze ſchlagen — 
wofür? Sie bleibt die Antwort ſchuldig. Sie weiß wohl, welches Brofit- 
intereſſe ihr dabei winkt, aber ſie findet keine geeignete Loſung, um es in 
ein allgemeines Intereſſe umzulügen. 
Wenn man dieſe ſtürmiſche und widerſpruchsvolle Entwicklung in einem 
kritiſchen Punkte zuſammenfaſſen könnte, an dem ſich alles bricht, dann 
wäre die taktiſche Frage für die Sozialdemokratie leicht zu löſen: dann brauchten 
wir bloß als fromme Herde zuſammenzuhalten, bis die Stunde des jüngſten 
Gerichtes kommt, da die Böcke von den Schafen geſchieden werden; dann hörte 
jeder Zufall auf, aber auch jeder Witz und jedes Können. Es gibt keinen 
ſolchen kritiſchen Punkt, es gibt nur kritiſche Zeiten, die vom Proletariat 
mehr oder weniger ausgenutzt werden können, wobei es ſehr auf ſeine Tat⸗ 
kraft, ſein Klaſſenbewußtſein, ſeine politiſche Schulung und ſeine ſozialrevolu⸗ 
tionäre Einſicht ankommt. Und dieſe kritiſchen Zeiten ſelbſt haben ihre Wand⸗ 
lungen. Die Kriſis verſchärft ſie, der Aufſchwung überbrückt ſie. Ab und zu 
ſchreckt die Entwicklung gleichſam vor ihren eigenen Folgen zurück. Der An⸗ 
fang vollzog ſich weit außerhalb Europas in der Kolliſion zwiſchen Japan 
und China. Als ſich ſpäter die Vereinigten Staaten in die Kämpfe auf den 
Philippinen einmiſchten, erſchien das ein ungeheuerliches Beginnen. Über⸗ 
raſchend, wie der Ausbruch dieſer Kämpfe, war ihr Ausgang und die geſamte 
politiſche Entwicklung Nordamerikas ſeit jener Zeit. Großbritannien zögerte 
lange, bis es den Kampf gegen die Burenrepubliken wagte. Noch länger 
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waren die Vorbereitungen Japans — und Englands — zu der Auseinander⸗ 
ſetzung mit Rußland, obwohl ihre Unvermeidlichkeit gleich nach der ruſſiſchen 
Okkupation Port Arthurs offenbar wurde. Darauf ſetzte die ruf ſiſche 
Revolution ein und brachte alle Konflikte zwiſchen den kapitaliſtiſchen 
Staaten zum Stillſtand. Das politiſche Auftreten des ruſſiſchen Proletariats 
drängte alle kapitaliſtiſchen Streitpunkte in den Hintergrund. Das kapita⸗ 
liſtiſche Europa war wieder einig, weil es die Grundlagen ſeiner Herrſchaft 
in allen Staaten bedroht ſah. Was wir damals nur haben ahnen können, 
jetzt ſteht es als geſchichtliche Tatſache hinter uns: die Kämpfe, die wir an 
der Newa auszukämpfen hatten, waren Weltkämpfe; der Sieg der ruſſiſchen 
Revolution mußte alle politiſchen Verhältniſſe in Europa erſchüttern und 
überall dem kämpfenden Proletariat einen ungeheuren Machtzuwachs ver⸗ 
ſchaffen. Die kapitaliſtiſche Welt hielt ſtille, eine große Angſt kam über die 
Bourgeoiſie. Nun ſind zwar die Zuſtände in Rußland noch immer ſo, daß 
die Regierung nur mit Hilfe des Kriegszuſtandes herrſcht, indem ſie das Land 
von der Armee beſetzt hält, allein nach und nach gewann die europäische 
Bourgeoiſie doch wieder ihre Zuverſicht, da ſie glaubt, die ruſſiſchen Arbeiter 
werden nicht ſo ſchnell wieder aufkommen. Damit zugleich beginnt die Liqui⸗ 4 
dation der ruſſiſchen Revolution in Europa, und das iſt eine gewaltige Ver⸗ 5 
kettung von Intereſſengegenſätzen. ve 
Den Anfang der neuen Entwicklung machte Oſterreich durch die Annexion 
des Sandſchak Nowibaſar. Die Folgen waren ſo weittragend, daß, wenn die 
öſterreichiſche Regierung ſie vorausgeſehen hätte, ſie ſicher den verhängnis⸗ 
vollen Schritt unterlaſſen hätte, wie ſie ja auch bereits die neue Annexion 
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ſichern. Die türkiſche Revolution beherrſcht jetzt das Intereſſe und neben ihr 5 
ein Rattenkönig von Kriegsverwicklungen im europäiſchen Orient. Sollte es 
zu einem Kriege zwiſchen den Balkanſtaaten und Oſterreich kommen, ſo würde 
die politiſche Spannung in Europa auf das äußerſte geſteigert werden, denn 
dieſer Krieg, wie auch ſein Ausgang wäre, müßte alle politiſchen Verhältniſſe 
in Europa aus dem Zuſammenhang bringen. Auch die Rückwirkung auf die 
ruſſiſche Revolution würde nicht ausbleiben; welcher Art dieſe Rückwirkung 
ſein würde, erhellt unter anderem daraus, daß ſchon jetzt die bereits perfekt ge 
weſene ruſſiſche Anleihe in Paris durch die Balkanwirren in Frage geſtellt wurde. 

Mögen nun die kritiſchen Zeiten Jahre oder Jahrzehnte dauern, ſchließlich 
wird, ſchlecht oder recht, wieder ein politiſches Gleichgewicht hergeſtellt werden, 
in Europa ſowohl wie in der ganzen Welt. 1 

Gelingt es der Kapitaliſtenklaſſe, inmitten dieſes Wirrwarrs von wirtſchafts 
lichen Kolliſionen, politiſchen Kämpfen und Kriegen ihre Herrſchaft aufrecht? 
zuerhalten und zu ſichern, ſo wird ſie ſpäter wieder die Zügel der Regierungs⸗ 
gewalt ſtraffer anziehen und dem Proletariat deutlich genug zu Gemüte führen, 
daß der Staat eine Maſchine iſt, um die Maſſen zu beherrſchen. | 

Darum nur keinen Fatalismus! Es iſt Kinderweisheit, alles dem Laufe 
der Ereigniſſe überlaſſen zu wollen. Die Geſchichte ſchafft bloß Wechſel⸗ 
beziehungen, löſt Kräfte aus, ſie hat es nicht übernommen, für uns zu denken; 
unſere Aufgabe iſt es, die Zuſammenhänge zu erkennen und, darauf geſtützt, 5 
zu ſuchen, durch Wirkung und Gegenwirkung zum Ziele zu gelangen. » 

Sehen wir nun zu, welche Schlußfolgerungen aus der geſchilderten politifchen 
Entwicklung für die Taktik der Sozialdemokratie gezogen werden können. 
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Das Nächſtliegende iſt, daß wir unſere Ideologie, die überlieferten 
taktiſchen Anſichten einer Reviſion unterwerfen. Denn es iſt die Eigenſchaft 
jeder Ideologie, daß ſie die Verhältniſſe überdauert, denen ſie entſprungen iſt, 
und ſich dann als Welt der Einbildung der wirklichen Welt entgegenſetzt. 
Doch gibt es allerdings Unterſchiede. Je tiefer die Erkenntnis, deſto weiter 
trägt ſie, ſo daß man ſogar mit einem gewiſſen Rechte ſagen kann, daß man 
aus der Vergangenheit weit mehr für die Zukunft als für die Gegenwart 
lernen kann. Wir beſitzen eine große geſchichtsphiloſophiſche Erkenntnis: die 
Idee des Klaſſenkampfes und der Eroberung der politiſchen Macht durch das 
Proletariat. Weil ſie aber tief in die Vergangenheit reicht und weit über die 
Gegenwart hinausragt, hat ſie ſchon manche politiſche Tagesmaxime ad absurdum 
geführt, die ſich ſo vorzüglich in der Praxis bewährte, ſolange der Tag lebte. 
In dieſem Augenblick haben wir mit der ideologiſchen Erbſchaft der neun⸗ 
ziger Jahre abzurechnen. Es war die trübſeligſte Zeit der nachrevolutionären 
Periode: die großen Gegenſätze auf dem Weltmarkt hatten ſich bereits ab- 
gezeichnet, aber die engliſche Kapitaliſtenklaſſe vermochte noch nicht die ganze 
Tragweite des ihr entſtandenen wirtſchaftlichen Gegengewichtes zu erfaſſen, 
das deutſche Weltkapital wagte ſich nur ſchüchtern politiſch hervor, in Amerika 
führte noch immer das Farmertum das Regiment; Europa ſtand unter dem 
Drucke der amerikaniſchen Getreidemaſſen, da die europäiſche Bourgeoiſie nicht 
genug Energie in ſich fand, um das billige Getreide als Machtmittel der 
induſtriellen Entwicklung zu gebrauchen; kein großzügiger Gedanke, kein weit⸗ 
ausgreifender Vorſatz ſowohl bei den Regierungen wie bei den bürgerlichen 
Parteien; die Sozialdemokratie ſetzte ſich in den Parlamenten feſt, wurde aber 
noch überall als Eindringling betrachtet, den man am Ende mit Gewalt los 
werden müßte; die Trade Unions in England gelangten an einen toten Punkt, 
während die großzügige Entwicklung der deutſchen Gewerkſchaften erſt in ihren 
Anfängen war; die Traditionen der Märzrevolution waren verblaßt, das 
politiſche Regime in Europa ſchien unerſchütterlich zu ſein, und dieſer Eindruck 
wurde durch die Herrſchaft Alexanders III. in Rußland noch ſehr weſentlich 
verſtärkt. Es war die Zeit der parlamentariſchen Mittelſtandsretterei, des 
Antiſemitismus, der Bauernbündelei uſw. Die große geiſtige Macht der in 
den Revolutionen geſchaffenen Ideologie, das iſt der wiſſenſchaftliche Sozia⸗ 
lismus, half dem Proletariat über dieſe Zeit hinweg. Aber auch die neunziger 
Jahre hinterließen ihre ideologiſche Spur in der Sozialdemokratie, das ſind 
die reviſioniſtiſchen Irrlichter, die zwar nicht imſtande ſind, eine Richtung an⸗ 
zugeben, aber, wenn man ihnen folgt, durch ihren Mangel an Ziel und Feſtig⸗ 
keit vom Wege abbringen. Der Reviſionismus iſt die Ungewißheit, er raubt 
ſeinen Anhängern den Mut der Entſchließung, er iſt die ewige Frage: „Warum 
nicht auch anders?“ Weil das große geſchichtliche Ziel ihren Augen ent⸗ 
ſchwunden iſt, ſind ſie bereit, die Geſamtintereſſen der Bewegung für jeden 
Kleinerfolg, jeden Nebenzweck preiszugeben. Die Zeiten ſind längſt anders 
geworden, wir durchleben die größten Konflikte auf dem Weltmarkt wie in 
der Politik, die Exiſtenz der Staaten wird aufs Spiel geſetzt, das Großkapital 
beherrſcht alles, nicht der Mittelſtand, ſondern die Börſe und die Kolonial⸗ 
politik ſtehen im Vordergrund des Intereſſes. Aber befangen von der engen 
Doktrin einer kleinlichen Zeit, begreifen die Reviſioniſten die neue Wendung 
der Dinge nicht, ſetzen ſie die Stimmungen eines Jahrzehnts der Geſchichte 
eines Jahrhunderts entgegen und merken nicht einmal, wie ſie in einen immer 
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ſchlimmeren Gegenſatz zu den Maſſen geraten, die durch die Zuſpitzung der 
Kämpfe in eine immer gereiztere Stimmung verſetzt werden. Die Zurückweiſung 
der reviſioniſtiſchen Flaumacherei, die in den neunziger Jahren weſentlich ein 
theoretiſcher Kampf war, iſt jetzt, da es vor allem auf ein energiſches, ent⸗ 
ſchloſſenes Auftreten ankommt, eine ſehr weſentliche „realpolitiſche“ Forderung. 

Jahrzehnte hindurch gingen die Regierungen und ganz beſonders die 
deutſche Reichsregierung darauf hinaus, die Arbeitermaſſen zu Straßenkämpfen 
zu provozieren. Die Sozialdemokratie ließ ſich dadurch nicht einſchüchtern, aber | 
ſie hatte angeſichts dieſer Taktik der Regierung große Sorgen und eine harte 
Arbeit, um die Maſſen politiſch zurückzuhalten. Indes haben die Kämpfe 
in Belgien, Oſterreich und Rußland ſowie die Zuſammenſtöße in Italien und 
Frankreich gezeigt, daß die Sache keineswegs ſo einfach ſei, wie ſie zum Bei⸗ 
ſpiel dem deutſchen Kriegsminiſter Bronſart v. Schellendorf erſchienen 
war, der mit ein paar Feuerſpritzen das aufſtändiſche Volk auseinanderjagen 
wollte. Das iſt das eine. Das andere iſt, daß die Regierungen jetzt anderes 
zu tun haben, als das Volk auf die Straße zu locken. Was ſie ſich früher 
herbeiwünſchten, um ein Exempel zu ſtatuieren, das fürchten ſie jetzt; ſie 
wollen es ſicher nicht. Während der großen Straßenkundgebungen in Berlin 
erklärte Bülow, er werde Militär aufmarſchieren laſſen. Wäre es damals 
zu einer Schießerei gekommen, wie ſtünde jetzt das Reich da? Die politiſche 
Stellung Deutſchlands hat ſich auch ohnedies während der letzten Monate 
zuſehends verſchlimmert — wie aber erſt, wenn es eine Zeit der inneren Um | 
ruhen geweſen wäre? Ein Blutvergießen in den Straßen Berlins wäre gewiß 
nicht das geeignete Mittel, das Anſehen des Reiches zu heben. 1 

Ich führe dies an, nicht um für ein beſtimmtes Kampfmittel beſondere 
Propaganda zu machen. Ich bin vielmehr der Meinung, daß die Partei alle 
ihre Kampfmittel, die parlamentariſchen wie die außerparlamentariſchen, in 
der nächſten Zeit wird ſchärfer in Gebrauch nehmen können. Die Partei 
kann jetzt mehr einſetzen und auch mehr wagen als je zuvor. Doch wichtiger ö 
noch als die Intenſität iſt der Gegenſtand des Kampfes. ‘ 

Da drängt fi) uns nun als nächſtes Kampfobjekt das auf, was gegen 
wärtig im Brennpunkt der Staatspolitik ſteht: der Krieg. Die kapitaliſtiſche 
Bourgeoiſie treibt die einzelnen Staaten in den Krieg — wir arbeiten dem 
Krieg entgegen. Die Sozialdemokratie hat oft genug erklärt: Wenn es zu 
einem europäiſchen Krieg kommen ſollte, dann würden ſich die Regierungen 
erſt mit den Völkern auseinanderſetzen müſſen — nun wohl, die Zeit iſt 
bereits gekommen, es helfen keine allgemeinen Erörterungen mehr, die Aus⸗ 
einanderſetzung muß ftattfinden, fie kann nicht mehr hinausgeſchoben werden. 
Wir ſtehen mitten in dieſer Auseinanderſetzung, indem wir der national⸗ 
patriotiſchen Propaganda entgegentreten. Wenn die Bourgeoiſie früher den 
nationalen Gedanken hervorkehrte, um die Klaſſengegenſätze zu verſchleiern, ſo 
tut fie es jetzt, um den Krieg zu entfeſſeln. Jede Betätigung der inter 
nationalen Solidarität des Proletariats iſt unter dieſen Umſtänden 
eine Handlung von höchſter Aktualität. Eine ganz beſondere Bedeutung gewinnt 
darum die Maifeier. Wir ſind jetzt berechtigt, an die Maſſen heranzutreten 
und ihnen zu erklären: „Laßt alle Rückſichten fallen, legt die Arbeit am erſten 
Mai nieder, zeigt eure Solidarität, wenn ihr dem Krieg entgegenwirken wollt.“ 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß wir das Profitintereſſe, die kapitaliſtiſchen 
Gegenſätze aufdecken müſſen, die hinter den nationalen Redensarten ſtecken, 
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und am allerwenigiten ſelbſt die nationale Schwärmerei mitmachen dürfen. Das 
Liebäugeln mit dem Nationalismus, das iſt in dieſem Augenblick mehr als eine 
ideologiſche Schrulle, es iſt ein Verrat an der Sache des Proletariats. Je näher 
aber die Kriegsgefahr, deſto leichter wirkt der patriotiſche Taumel anſteckend. 

Auch der Kriegspatriotismus verſteht zu imponieren, wenn er große 
Probleme aufwirft. Aber ſelbſt wenn es ihm nicht gelingt, das Volk zu be⸗ 
geiſtern, ſo iſt ſein Werk ſchon zur Hälfte getan, wenn er einen Haß gegen 
die fremde Nation entfeſſelt. Darum muß die Sozialdemokratie jeder Nation 
vor allem darauf bedacht ſein, objektiv über die anderen Staaten zu urteilen 
und zu unterſcheiden lernen, was kapitaliſtiſche Staatspolitik und was der 
Wille der Volksmaſſen iſt. | 

Mehr denn je müſſen wir jetzt die proletariſche Ideenwelt der bürger⸗ 
lichen Ideenwelt entgegenſetzen. Wir müſſen die Nationen in Klaſſen ſpalten, 
um das Proletariat zu einigen. Ging in den letzten Jahrzehnten die Ent⸗ 
wicklung der Sozialdemokratie dahin, daß das Proletariat zu einer nationalen 
Macht in jedem einzelnen Staate wurde, ſo muß jetzt, da die Staaten 
Europas ſelbſt daran ſind, ihre politiſchen Schranken zu ſprengen, das Schwer⸗ 
gewicht auf ein politiſches Zuſammenwirken des europäiſchen Proletariats 
gelegt werden. Sollte es uns auch nicht gelingen, auf dieſe Weiſe den Krieg 
zu verhindern, ſo bilden wir doch jene Macht heran, die notwendig iſt, um 
die durch den Krieg und nach dem Krieg geſchaffene Situation im Sinne des 
Proletariats auszunutzen. 

Unſere zweite Aufgabe iſt die, die ſteigende Sorge der Staaten um ihre 
innere Konſolidierung zu demokratiſchen Errungenſchaften auszunutzen. 
Dabei treffen wir gelegentlich auf unſerem Wege die bürgerlichen Parteien. 
Das war zum Beiſpiel ſoeben im Reich der Fall. Die Kriegsgefahr offenbarte 
vor der deutſchen Bourgeoiſie die Gefahren des perſönlichen Regiments; der 
Kampf gegen das perſönliche Regiment offenbarte alle politiſchen Unzulänglich⸗ 
keiten des Staates. Daß wir da mit bürgerlichen Elementen zuſammengehen 
können, iſt ohne weiteres klar, nur dürfen wir uns keinen Illuſionen darüber 
hingeben, daß wir und die Bourgeoiſie auch in dieſem gemeinſamen Kampfe 
verſchieden weit gehen, mit verſchiedenen Mitteln kämpfen und verſchiedene 
Intereſſen verfolgen. Das Kampfmittel der Bourgeoiſie iſt ihre politiſche 
Autorität. Sie verfügt zwar über einen wichtigen politiſchen Faktor, nämlich 
über die wirtſchaftliche Macht, aber ſie wird ſich hüten, dieſe aufs Spiel 
zu ſetzen. Ihre Taktik beſteht deshalb in dem moraliſchen Druck auf die Re⸗ 
gierung. Dieſer iſt allerdings vorhanden. Das parlamentariſche Auftreten der 
bürgerlichen Parteien macht deshalb einen ganz anderen Eindruck, als das 
der Sozialdemokratie. Verſteht unſere Partei ihr Auftreten im Parlament nicht 
auf andere Weiſe zu unterſtützen, ſo bleibt ſie darum unfehlbar im Schwanze 
der bürgerlichen Oppoſition. Ganz umgekehrt wie bei den bürgerlichen Par⸗ 
teien, liegt unſere Stärke nicht in unſerem parlamentariſchen Anſehen, ſondern 
in den Maſſen, die wir in Bewegung zu ſetzen vermögen. Und wenn auch 
die Bourgeoiſie gegen das perſönliche Regiment kämpft, ſo will ſie doch zu⸗ 
gleich eine ſtarke, möglichſt unabhängige Regierungsgewalt, denn ſie braucht 
dieſe gegen niemand ſonſt als gegen das Proletariat. Darum wäre eine 
Taktik, die darauf hinausginge, ja nur die bürgerliche Oppoſition nicht zu 
„ſtören“, durchaus verfehlt. Wir ſind unfehlbar verraten, wenn wir uns der 
politiſchen Führung der Bourgeoiſie anvertrauen. Wir brauchen vielmehr den 
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Druck der Maſſen, um die bürgerlichen Parteien vorwärts zu treiben, und 


wir brauchen ihn, um den Kampf weiterzuführen, wenn uns die Bourgeoiſie 


im Stich läßt. 


Verfehlt wäre es, die liberalen Anwandlungen der Bourgeoiſie als grund⸗ | | 
ſätzliche Anderung ihrer Politik auffaſſen zu wollen. Sie find vorübergehend, 
ergeben ſich aus den Verwicklungen der auswärtigen Politik. Wir ſehen denn 


auch, wie zu gleicher Zeit der reaktionäre Zuſammenſchluß des Unternehmer⸗ 


tums immer feſter um ſich greift. 


Wir dürfen nicht auf die liberale Ideologie bauen, ſondern müſſen unſere 
Aufmerkſamkeit auf die politiſchen Umſtände richten, die die Bourgeoiſie ver⸗ 
anlaſſen, ihren Liberalismus hervorzukehren. Dieſe müſſen wir uns zunutze 


kommen laſſen. 


Daraus ergibt ſich, daß wir nicht bei den Forderungen ſtehen bleiben ö 


können, die der politiſche Moment der Bourgeoiſie diktiert. Einerlei, ob es 
ſich um ein verantwortliches Reichsminiſterium, um das preußiſche Landtags⸗ 


wahlrecht oder um ein Reichsbergbaugeſetz handelt, die Zeit iſt günſtig, damit 


wir unſere Forderungen mit äußerſter Energie vertreten. 


Auch dürfen wir nicht außer acht laſſen, daß es Rechte gibt, die man 


ſich dadurch erwirbt, daß man ſie gebraucht. Dahin gehören die Straßen⸗ 
kundgebungen der Maſſen. Sie ſtehen jetzt in Deutſchland auf der Tages⸗ 


ordnung. Denn die bisher üblichen Agitationsmittel der Partei reichen nicht 
mehr aus. Die Preſſe wendet ſich wohl an die Maſſen, aber ſie nimmt ſich 


den einzelnen vor. Über die Verſammlungen iſt die Partei hinausgewachſen. 


Wenn man in Berlin an einem Abend dreißig Verſammlungen abhält, ſo hat 
man doch die Maſſen nicht beiſammen, ſondern ſie ſind in dreißig Teile geteilt. 


Es iſt etwas anderes, wenn hunderttauſend Perſonen die Straßen füllen. Die 


Arbeiter müſſen lernen, ſich als Maſſe zu fühlen, ſie müſſen auch lernen, 


ſich als Maſſe zu bewegen, ſie müſſen lernen, die Straße zu beherrſchen. 


Arbeiterpolitik ſei die Loſung. Wenn das Proletariat in jedem Staat 


ſich als Klaſſenmacht abſondert, ſeine eigenen politiſchen Forderungen vertritt 
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und die Arbeiter in ganz Europa zuſammenhalten, während die kapitaliſtiſchen 5 
Staaten in politiſchen Stürmen ſich gegenſeitig die Machtſtellung erſchüttern, 


ſo haben offenbar die Arbeiter den taktiſchen Vorteil gegenüber der Bour⸗ 


geoiſie. Von der Intenſität der kapitaliſtiſchen Kämpfe hängt es dann hin⸗ 4 
wiederum ab, ob das Proletariat mehr oder weniger vordringt, welche jpeziellen 


politiſchen Probleme, von welcher Tragweite, es aufwirft. 


Zur neugeſtaltung Unſerer Parteiorganiſation. 
Von Wilh. Dittmann (Frankfurt a. M.). 
2. Aktuelle Probleme. 
Einheitlichkeit der Organiſation. 
Mit dem Inkrafttreten des neuen Reichsvereinsgeſetzes iſt die äußere 


(Schluß.) 


Möglichkeit zu weiterer Vervollkommnung und Vereinheitlichung 


der Grundlage und der Gliederung unſerer Parteiorganiſation gegeben. Die Aus 
breitung und innere Kräftigung der Bewegung haben außerdem eine Reihe von 
Fragen zur Löſung heranreifen laſſen, die für die demokratiſche Ausgeſtal⸗ 


tung des inneren Parteilebens immer wichtiger und aktueller geworden ſind. 
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Der einheitliche Rechtszuſtand für das ganze Reich, wie er durch das 
neue Reichsvereinsgeſetz geſchaffen worden iſt, ermöglicht jetzt die Aufhebung 
der Ausnahme⸗ und Sonderbeſtimmungen, die im Jenaer Organi⸗ 
ſationsſtatut aus geſetzlichen Rückſichten noch vorgeſehen werden mußten. Da 
die Vereinsorganiſation jetzt in allen Bundesſtaaten möglich iſt, fällt zunächſt 
die Ausnahmebeſtimmung über die Vertrauensperſonen von ſelbſt. Weiter 
liegt auch keine Notwendigkeit mehr vor, neben der feſten Vereinsorgani⸗ 
ſation zur Ergänzung noch die loſe Parteimitgliedſchaft zuzulaſſen, denn 
nachdem die Verpflichtung zur Mitgliederanmeldung bei der Polizeibehörde 
gefallen iſt, gibt es keinen „„wingenden Grund“ mehr, der einen Partei⸗ 
genoſſen verhindern könnte, einem Parteiverein beizutreten. 

So kann alſo jetzt der letzte Reſt der früheren loſen Organi— 
ſationsform als überflüſſig geworden und abgeſtorben aus dem Organi⸗ 
ſationskörper ausgemerzt werden. Vereinsmitgliedſchaft und Partei— 
mitgliedſchaft können für völlig identiſch erklärt werden. Außer 
durch den Fortfall der erwähnten Beſtimmungen läßt ſich das auch poſitiv 
zum Ausdruck bringen, wenn als materielle Vorausſetzung für die 
Parteizugehörigkeit ſtatt der „dauernden Unterſtützung durch Geldmittel“ 
die Zahlung des Mitgliedsbeitrags in einem Parteiverein gefordert 
wird. Damit iſt dann der logiſche und konſequente Abſchluß der Vereins- 
entwicklung innerhalb der Partei gegeben. 

Vorläufig wenigſtens iſt nicht abzuſehen, nach welcher Richtung das 
Vereinsprinzip weitere Fortſchritte in der Partei machen könnte. Gewiß haben 
ſich verſchiedentlich die Parteiorganiſationen zweier benachbarter Wahlkreiſe 
aus Zweckmäßigkeitsgründen zu einem Verein zuſammengeſchloſſen, und 
zweifellos ſind ſolche Fuſionen noch an manchen Stellen, wo die politiſche 
Wahlkreisabgrenzung ein einheitliches, engbegrenztes Wirtſchaftsgebiet ſinnlos 
zerſtückelt und dadurch auf Schritt und Tritt Komplikationen ſchafft, durch⸗ 
aus empfehlenswert und notwendig, aber als Regel wird doch für abſehbare 
Zeit noch der Verein für den einzelnen Wahlkreis gelten müſſen. Bisher 
liegen auch keine Anzeichen dafür vor, daß der Vereinsrahmen etwa auf 
die Bezirksverbände übertragen werden könnte. Noch viel weniger 
dürfte die Frage der Umwandlung der Partei in einen einzigen Zentral⸗ 
verein mit Gauen und Wahlkreis⸗ und Ortsfilialen, wie ſie anläßlich der 
letzten Parteireorganiſation propagiert wurde, jetzt wieder aufgeworfen werden. 
Zur Schaffung eines ſolchen Gebildes liegt keinerlei innere Notwendigkeit vor, 
und die Kautſchukbeſtimmungen des neuen Reichsvereinsgeſetzes über die Be⸗ 
griffe „Verein“ und „Offentlichkeit“ laſſen es auch geraten erſcheinen, auf 
dieſem Gebiet nicht ohne Not zu experimentieren. 


Eingliederung der Frauenorganiſation. 


Die weſentlichſte Neugeſtaltung, die durch das neue Reichsvereinsgeſetz für 
die Partei ermöglicht worden iſt, iſt ohne Zweifel die Eingliederung der 
bisher ſeparaten Frauenorganiſation in die Geſamtpartei. Unter derſelben 
loſen Form der Organiſation, die der Geſamtpartei im erſten Jahrzehnt 
nach dem Falle des Sozialiſtengeſetzes aufgezwungen war, hat ſich auch die 
Frauenbewegung, und zwar unmittelbar bis zum Inkrafttreten des Reichs⸗ 
vereinsgeſetzes, entwickeln müſſen. Vertrauensperſonen und öffentliche 
Frauenverſammlungen waren die Repräſentanten der Bewegung; die in⸗ 
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offiziellen Vereine konnten aber nur als Bildungsvereine beſtehen und 
durften ſich nicht direkt mit Politik beſchäftigen, da Frauen die Mitglied⸗ 
ſchaft in politiſchen Vereinen verboten war. So wenig wie die Ge 
ſamtbewegung hatte die kleinliche Polizeigeſetzgebung die Frauenbewegung 
niederhalten können, und ſchließlich erwieſen ſich die geſetzlichen Fallſtricke 
auch hier als ein viel größeres Hindernis für unſere Gegner als für uns. 
Die bürgerliche Frauenbewegung erwies ſich als viel weniger anpafjungs * 
fähig an die geſetzlichen Zuſtände wie die proletariſche, und ſo hob man die 
vereinsrechtlichen Schranken auf, um der erſteren den Konkurrenzkamp 5 
mit der letzteren zu erleichtern, und weil man angeſichts der immer ſtärkeren 
Hineinziehung der Frau in das wirtſchaftliche Leben ihre völlige 
politiſche Rechtloſigkeit doch nicht mehr aufrechterhalten konnte. 5 

Eine ſelbſtändige Frauenorganiſation neben der Geſamtorganiſation hat 
nunmehr naturgemäß ihre Berechtigung verloren, ſie muß jetzt aufgehen in 
der allgemeinen Organiſation der Partei. Innerhalb derſelben dem 
weiblichen Element Sonderrechte zu gewähren, geht aus Gründen der 
Demokratie nicht an. Das ſchließt aber nicht aus, daß die Frauen zu 
möglichſt weitgehender Mitarbeit in allen Inſtitutionen und zu 
allen Repräſentationen der Partei herangezogen werden. Das iſt 
ſogar notwendig, wenn die Partei durch die Eingliederung der Frauen 
bewegung nicht nur eine breitere Baſis für ihre Organiſation, ſondern 


Regeln über die Berückſichtigung des weiblichen Elementes werden ſich aller- 
dings ſchwer aufſtellen laſſen. Man wird vielmehr auf die Rührigkeit der 
Genoſſinnen und die Winſicht und das Entgegenkommen der Ge⸗ 
noſſen bauen müſſen. Im Organiſationsſtatut wird man deshalb auch 
höchſtens den Grundj atz der größtmöglichſten Heranziehen und Berückſichti⸗ 
gung der Frauen im Parteileben ausſprechen können. Im übrigen wird es f 
Sache der Parteivertretertagungen ſein, für die Durchführung dieſes 
Grundſatzes zu ſorgen. | 

Die Zuläſſigkeit geringerer Mitgliedsbeiträge für Frauen erh 
ſich ja ohne weiteres aus der im allgemeinen noch ſchwächeren wirtſchaftlichen 
Poſition der Frauen und dem vielfach vorliegenden Fehlen perſönlichen Ein⸗ 
kommens. Das Fortbeſtehen der bisherigen Frauenbildungs vereine 
zum Zwecke der theoretiſchen Weiterbildung der Frauen dürfte wohl 
in vielen Fällen ſchon an der finanziellen Doppelbelaſtung ſcheiten. 
andernteils iſt dieſer Zweck aber auch durch beſondere Frauenſektizſc 
innerhalb der Parteiorganiſationen zu erreichen. 19 


Organiſierung der Jugend. 1 

Die Einſchränkung der Organiſationsgrundlage, wie ſie das Jugendlichen 8 
verbot des neuen Reichsvereinsgeſetzes geſchaffen hat, konnte für unſere Or⸗ 
ganiſationen praktiſch kaum ins Gewicht fallen, wie die Altersſtatiſtiken der⸗ 
ſelben zeigen. Die Organiſierung der proletariſchen Jugend ſteckt eben noch 
in den Kinderſchuhen. Sie kann erſt bei einem gewiſſen Reifegrad der 
allgemeinen Arbeiterbewegung ernſthafte praktiſche Fortſchritte machen. 
Das wird viel zu wenig berückſichtigt, wenn über „Vernachläſſigung“ der 
Jugendbewegung geklagt wird. An Ber uchen, erzieheriſch und bildend auf 
die proletariſche Jugend einzuwirken, hat es in der Partei nie gefehlt; was 
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fehlte, waren die allgemeinen Vorbedingungen für das Gedeihen ſolcher 
Unternehmungen. Wenn die Parteileitung gemeinſam mit den Gewerkſchaften jetzt 
auf Beſchluß des Nürnberger Parteitags an die Schaffung eines beſonderen 
Jugendorgans herantritt, ſo dürfte für manche, beſonders jüngere Genoſſen 
die Mitteilung neu und intereſſant ſein, daß dies Organ ſeine Vorläufer 
nicht nur in der „Jungen Garde“, in der „Arbeitenden Jugend“ und in der 
* haben wird, ſondern noch auf weit ältere Geſchwiſter zurückblicken kann. 
Im Jahre 1879, alſo unter der Herrſchaft des Sozialiſtengeſetzes, iſt 
in Leipzig unter der Redaktion von Wilhelm Hafenclever und Bruno 
Geiſer und der Mitarbeit von Minna Kautsky, Rudolf Lavant, Auguſt 
Bebel, A. Dodel, A. Douai, Wilhelm Fritſche, A. Geib, Wilhelm Liebknecht und 
anderen bereits ein Organ für die proletariſche Jugend erſchienen. Es führte 
den Namen „Deutſcher Jugendſchatz“ und erſchien wöchentlich, und zwar 
mit einer Beilage „Geſundheitspflege und Jugenderziehung“. Alſo 
ſchon vor drei Jahrzehnten haben die Führer der Partei ſich bemüht, einen 
geiſtigen Sammelpunkt für die proletariſche Jugend zu ſchaffen. 
Wenn es für die Dauer nicht gelungen iſt, ſo deshalb nicht, weil es in dieſen 
drei Jahrzehnten zunächſt notwendigere und unaufſchiebbarere Aufgaben im 
Emanzipationskampf der Arbeiterklaſſe zu löſen galt: die politiſche, ge— 
werkſchaftliche und genoſſenſchaftliche Erziehung, Schulung und 
Organiſierung des erwachſenen männlichen und weiblichen Prole— 
3 Nun dieſe eine gewiſſe Höhe erreicht hat, ſind auch die natür⸗ 
ichen Vorbedingungen für die Erziehung, Schulung und Organiſierung der 
Proletarierjugend da. 

| Das vereinsgeſetzliche Verbot für Jugendliche unter 18 Jahren, politischen 
Vereinen anzugehören oder auch nur politiſche Verſammlungen zu beſuchen, 
zwingt im weſentlichen zu derſelben loſen Organiſationsform, unter der 
ich die allgemeine Parteiorganiſation und die Frauenbewegung entwickeln 
nußten. Es liegt in der Natur der Sache, daß Partei und Gewerk— 
chaften ſie gemeinſam in die Hand nehmen und nach jeder Richtung 
m fördern ſuchen. Den lokalen Jugendvereinen kann nur ein politiſch 
teutreler Charakter verliehen werden. In dieſem Sinne hat der Nürn⸗ 
derger Parteitag bereits zur Frage der Jugendorganiſation Stellung ge— 
iommen, und bei der Neugeſtaltung des Organiſationsſtatuts kann lediglich 
zrundſ ätzlich dasſelbe zum Ausdruck gebracht werden, ohne daß auf weitere 
Einzelheiten eingegangen werden kann. Die proletariſche Jugendbewegung 
vird ſich genau ſo wie die allgemeine Parteibewegung und die Frauen⸗ 
wegung ihre Ellenbogenfreiheit erkämpfen müſſen. 


Ausbau des Bildungsweſens. 


Von der Jugendorganiſation und von der Frauenbewegung leiten enge 
deziehungen hinüber zu den Bildungsbeſtrebungen, die ſeit einer Reihe 
on Jahren von der Partei und den Gewerkſchaften ſyſtematiſch in die Hand 
enommen worden find. Sowohl die Erziehung und Belehrung der Jugend 
die die theoretiſche Fortbildung der Genoſſinnen müſſen als Spezialaufgaben 
er lokalen Arbeiterbildungs ausſchüſſe angeſehen werden, wie denn 
uch das zu ſchaffende Jugendorgan am beſten in engſter geiſtiger Fühlung⸗ 
ahme mit dem Zentralbildungsausſchuß und dem beſonderen Frauenorgan, 
nſerer „Gleichheit“, erſcheinen wird. Die Bildungsausſchüſſe haben über⸗ 
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haupt in der Arbeiterbewegung noch ein ungemein großes, vieljeitiges und 5 
dankbares Arbeitsfeld vor ſich, das ſie in ſteter und engſter Fühlung mit 


Partei und Gewerkſchaften beackern müſſen. Das Unterrichts⸗ und Vortrags⸗ 


weſen innerhalb der Organiſationen wie auch auf allgemeiner Grundlage, die 
Darbietung künſtleriſcher Genüſſe und edler Unterhaltung können noch un⸗ 
gemein gefördert werden. Die Parteiſchule zur Ausbildung von Partei⸗ 


funktionären, die Parteikorreſpondenz zur Materiallieferung an Redner 
und Schriftſteller ſowie das Partei-Preßbureau zur Verſorgung der 
Parteipreſſe mit Nachrichten, alle dieſe in den letzten Jahren geſchaffenen In⸗ 
ſtitutionen ſind dem Streben entſprungen, das geiſtige Rüſtzeug der Partei 
immer mehr zu vervollkommnen. Bei der bevorſtehenden Reorganiſation des 


Parteiſtatuts wird man nicht umhin können, ihre organiſche Eingliede⸗ 
rung in den Körper der Organiſation vorzunehmen, wenn es auch nur 


ſo weit zu geſchehen braucht, daß ihr Zweck angegeben und für ihre Wirk⸗ 
ſamkeit auf beſondere Beſtimmungen verwieſen wird. 


Organiſationstechniſche Fragen. 


Die Erſtarkung unſerer Organiſationen hat naturgemäß auch eine gewal⸗ 
tige Vermehrung der Verwaltungsgeſchäfte mit ſich gebracht, die 
außerordentlich viel Zeit und Kraft abſorbieren. Da die Bewegung überall 
auf lokaler Grundlage in erzwungener Iſoliertheit emporgewachſen iſt, haben 
die mit den Verwaltungsgeſchäften betrauten Genoſſen an vielen Orten 
gleichzeitig langſam ſuchen, taſten und experimentieren müſſen, ehe ſie zu 


einer halbwegs konſtanten Verwaltungspraxis gelangen konnten. Der 
öftere Wechſel in dieſen Amtern trug gleichfalls dazu bei, es zu keinen feſten 


x 


Gepflogenheiten und Regeln kommen zu laſſen. So iſt es erklärlich, daß die 
Partei auch heute noch in der zweckmäßigen und rationellen Führung 
der Verwaltungsgeſchäfte weit zurückſteht hinter den auf zentraliſtiſchen 
Baſis groß gewordenen Gewerkſchaften, deren Verwaltungspraxis von der 


Zentrale bis in die kleinſten Details einheitlich und ſyſtematiſch fort: | 


entwickelt und vervollkommnet werden konnte. 


Erſt in den letzten Jahren konnte dieſen Fragen auch in der Partei mehr 
Beachtung geſchenkt werden. Beſonders ſeitdem die Verwaltungsgeſchäfte 
einen gewiſſen Umfang erlangt haben und immer mehr von angeſtellten 
Beamten erledigt und geleitet werden, iſt es naturgemäß zu immer größerer 


Stetigkeit, Einheitlichkeit und Zweckmäßigkeit auf dieſem Gebiet ge 


kommen. Seitdem mehren ſich auch die Beſtrebungen, für die Geſamt⸗ 
partei geregelte und einheitliche Verwaltungs verhältniſſe zu 
ſchaffen, ohne die weder eine genaue Berichterſtattung an die Zentrale 
noch eine zuverläſſige Parteiſtatiſtik möglich iſt, Mängel, die beſonders 
deutlich hervortreten, wenn man einen Vergleich mit den Gewerkſchaften zieht. 
Dieſe Zuſtände haben die vornehmlich dafür intereſſierten Parteikreiſe wieder 
holt zu Anregungen an den Parteitag veranlaßt, und es beſteht begründete 
Ausſicht, daß dieſe Fragen bei der bevorſtehenden Reorganiſation ebenfalls f 
ihre Löſung finden werden. Es liegt in der Natur der Sache, daß das im 


Organiſationsſtatut ſelbſt kaum anders zum Ausdruck gelangen wird als in 


geſetzten Termins und der Neufeſtſetzung eines Termins für die Ver- 
öffentlichung des Vorſtandsberichtes an den Parteitag. 


einer Anderung des für die Berichterſtattung an die Parteizentrale feſt⸗ f 
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| Gegenwärtig haben wir in unſeren Organiſationen überhaupt keinen ein- 
heitlichen Zeitpunkt für Beginn und Ende des Geſchäftsjahres; teils wird am 
1. Januar, teils am 1. Juli und teils auch noch an anderen Daten mit dem 
Geſchäftsjahr begonnen. Das Material, das die Berichterſtattung für die 
Statiſtik liefert, ſtammt deshalb auch nicht aus einheitlichen Zeitabſchnitten. 
Hierin läßt ſich ohne Zweifel Wandel ſchaffen durch Feſtſetzung eines 
einheitlichen Geſchäfts jahres für die einzelnen Organiſationsglieder der 
Partei. Wollte man das bürgerliche Jahr — vom 1. Januar bis 31. De⸗ 
zember — dabei zugrunde legen, ſo würde der Vorſtandsbericht in ſeinem 
Material bereits unerwünſcht veraltet ſein, wenn er dem im Herbſt ſtatt⸗ 
findenden Parteitag vorgelegt wird. Da man aus praktiſchen Gründen — Witte⸗ 
rung, Sommerferien — wie aus politiſchen Gründen — Beginn der Parlamente 
— als Tagungszeit für den Parteitag wohl Mitte September wird bei- 
behalten müſſen, ſo wird man andererſeits für Beginn und Schluß des Ge⸗ 
ſchäftsjahres auch nicht die Jahresmitte — vom 1. Juli bis zum 31. Juni — 
feſtſetzen können, da dann nicht genügend Zeit zur ordnungsgemäßen Be⸗ 
arbeitung und rechtzeitigen Veröffentlichung des Vorſtandsberichtes verbleibt. 
Es iſt aber durchaus notwendig, daß der Bericht künftig frühzeitiger 
als bisher veröffentlicht wird, damit er bereits vorliegt, wenn die Orts⸗ und 
Wahlkreisorganiſationen ſich mit dem Parteitag und den Delegiertenwahlen 
| zu ihm beſchäftigen. In dieſem Jahre erſchien der Bericht erſt, als die Friſt 
zur Einreichung der für die gedruckte Vorlage an den Parteitag beſtimmten 
Anträge bereits abgelaufen war. Das iſt ohne Zweifel ein mißlicher Zuſtand, 
für den allerdings niemand perſönlich verantwortlich gemacht werden kann; 
die Schuld liegt an den Einrichtungen. 
Hält man an Mitte September für den Parteitag feſt, ebenſo an 
der jetzt geltenden dreiwöchigen Veröffentlichungsfriſt für die Anträge, ſo 
kommt man — zurückrechnend — auf Mitte Auguſt als Endtermin für 
die Einreichung der Anträge an den Parteivorſtand. Nun muß man 
von dieſem Termin ab weiter einen Zeitraum von mindeſtens einem Monat 
zurückrechnen, innerhalb deſſen die Orts⸗ und Wahlkreisorganiſationen Stel⸗ 
lung zum Parteitag nehmen. Damit kommt man dann auf Mitte Juli 
als ſpäteſten Termin für die Veröffentlichung des Vorſtandsberichtes. 
Rechnet man für deſſen Ausarbeitung und Drucklegung nochmals vier oder ſechs 
Wochen zurück, ſo gelangt man zum 15. oder 1. Juni als dem Datum, an welchem 
das letzte Berichtmaterial an den Parteivorſtand gelangt ſein muß. 
Folgt man von oben her dem Gliederungsaufbau der Organiſation, ſo 
ſtößt man auf die Bezirks⸗ und Landesorganiſationen als diejenigen 
Organiſationsglieder, die bis zu dieſem Zeitpunkt ihrer Berichterſtattungs⸗ 
pflicht an die Zentrale genügt haben müßten. Vergegenwärtigt man ſich weiter, 
daß deren Berichterſtattung auf derjenigen der Wahlkreisorganiſationen 
baſiert, ſo kommt man bei Anrechnung einer weiteren vierwöchigen Friſt zum 
1. Mai als dem Termin für die Berichterſtattung der Wahlkreis⸗ 
organiſationen an die Bezirksverbände und an die Zentrale. Da ſich die 
Wahlkreisvereine aus Ortsfilialen oder in Großſtädten aus Diſtrikten 
zuſammenſetzen, ſo wird als Endtermin, auf den zurückgegangen werden 
muß, ſchließlich der 1. April herauskommen. 
Aus dieſen Erwägungen, die auf langjähriger praktiſcher Erfahrung im 
Organiſationsgetriebe fußen, empfiehlt es ſich alſo, das Geſchäftsjahr der 
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Parteiorganiſation zuſammenfallen zu laſſen mit dem Etatsjahr 
des Reiches, der Bundesſtaaten und der Kommunen, das heißt es 
vom 1. April des einen bis zum 31. März des anderen Jahres zu datieren. 
Da erfahrungsgemäß in der Regel das zweite Quartal in der Parteiorgani⸗ 
ſation einen weſentlichen Fortſchritt über den Status am Schluſſe des erſten 
Quartals nicht bringt, ſind vom Geſichtspunkt der Aktualität, ſoweit der 
Stand der Bewegung und die Kaſſenverhältniſſe in Frage kommen, 
dagegen keinerlei Bedenken gerechtfertigt. Nachträglich auftauchende parla⸗ 
mentariſche und allgemein politiſche Fragen von Wichtigkeit, für 
deren Behandlung der Vorſtandsbericht ja nicht auf das Urmaterial der Or⸗ 
ganiſationsglieder angewieſen tft, laſſen ſich natürlich noch bis zur Druck ⸗ 
legung berückſichtigen oder können dem mündlichen Bericht vorbehalten 
bleiben. EA 
Die Einführung einheitlichen Verwaltungsmaterials für die em: 
zelnen Glieder der Organiſation iſt gleichfalls eine der Fragen, mit denen 
ſich die Organiſationskommiſſion zu befaſſen haben wird, ebenſo laut einem 
ihr überwieſenen Antrag auch die Prüfung der Frage, „inwieweit unſere 
Parteigeſchäfte aller Art eine richtige geſchäftliche Organiſation 
haben“. Dieſe Fragen werden in ihrer Bedeutung für die Partei ſehr oft 
unterſchätzt. Dabei iſt zum Beiſpiel eine zuverläſſige Parteiſtatiſtik nurn 
möglich, wenn ſie auf einheitlichem Urmaterial aufgebaut iſt; als ſolches 
kommt aber vornehmlich das Verwaltungsmaterial der unterſten Organe 
ſationszellen in Frage. Um die Einheitlichkeit und rationelle Geſtaltung der 
Verwaltungspraxis ſtändig zu fördern, dürfte ſich die bereits früher angeregte 
Herausgabe eines Leitfadens und eines Mitteilungsblatts — vielleicht 
in Anlehnung an die „Parteikorreſpondenz“ — empfehlen. . 

Die organiſationstechniſchen Fragen gewinnen eine um ſo größere 
Bedeutung für die Partei, je mehr ſie wächſt und ihre ganzen Verhältniſſe 
ſich zu konſolidieren beginnen. Es geht der Partei darin, wie es jedem Ge 
ſchäftsbetrieb geht. In kleinen und einfachen Verhältniſſen erledigen Leitung 
und Dispoſition ſich ſo nebenher und bedürfen keiner beſonderen Regelung 
und keiner beſonderen Organe. 5 

Anders gestaltet ſich dagegen die Sache auf größerer Stufen leite 2 
Wie in einem induſtriellen oder kommerziellen Großbetrieb alles abhängt von 
der zweckmäßigen Anordnung und Verteilung der Arbeit ſowie von der ratio⸗ 
nellen Ausnutzung und Anwendung aller Hilfsmittel, ſo hängt auch in einem 
ſo rieſigen und komplizierten Organismus, wie es unſere Partei geworden iſt, 
von dem exakten Ineinandergreifen aller Räder und Rädchen des 
Getriebes immer mehr die Aktionsfähigkeit und Stoßkraft ab. Alle verfüge 
baren Kräfte richtig zu bewerten und überall an der rechten Stelle zur An 
wendung zu bringen, iſt heute in der Organiſation nur möglich durch plan⸗ 
mäßige und zielbewußte interne Vorarbeit. So beeinflußt die Organi⸗ 
ſationstechnik die politiſche Taktik und wirkt dadurch indirekt ein auf die * 
konſequente und weitgehende Anwendung des Prinzips. * 

Dieſe Zuj ammenhänge verdienen um ſo mehr Beachtung in der Partei, N 
je mehr durch die immer größere Zuſpitzung der politiſchen Gegenſätze bei den 
Wahlkämpfen zum Reichstag, zum Landtag und zu den Gemeindevertre⸗ 
tungen der Kampf mit geiſtigen Waffen zurücktritt und organiſations⸗ 
techniſche und mechaniſche Mittel die Entſcheidung beeinfluſſen. 
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Innere Verfaſſungsfragen. 
Die organiſationstechniſchen Fragen greifen auch über in die Sphäre der 
inneren Verfaſſungsfragen der Partei, für deren Ausgeſtaltung ſie zum 
Teil die Vorbedingungen und Unterlagen liefern müſſen. Das trifft beſonders 
zu bei der Frage nach dem zweckmäßigſten Vertretungsſyſtem für die 
Parteitagungen. Auf dieſem Gebiet herrſcht noch ein großes Gewirr. Die 
verſchiedenſten Syſteme werden in allen möglichen Variationen zur Anwendung 


gebracht. Doch macht ſich nunmehr eine Entwicklung nach einer beſtimmten 
Richtung geltend, und zwar auch hier zunächſt vom lokalen Boden aus. 
Die meiſt halbjährlichen Generalverſammlungen der aus einer Mehrzahl 
von Ortsfilialen beſtehenden Wahlkreisvereine und die Jahreskonferenzen der 
Agitationsbezirke mußten naturgemäß von vornherein als Delegierten: 
verſammlungen abgehalten werden. Wie die Bewegung noch klein war, ſo 
daß eine möglichſt zahlreiche Beſchickung durch jeden Ort nur erwünſcht ſein 
konnte, beſtanden vielfach überhaupt keine Vorſchriften über die Dele— 
giertenzahl oder es war nur eine Beſchränkung in der Höchſtzahl für 
jeden Ort vorgeſehen. Mit dem Wachstum der Bewegung machte ſich all- 
mählich die Notwendigkeit fühlbar, beſtimmte Normen über die Ver— 
tretung auf ſolchen Tagungen zu ſchaffen. So kam man für die Konfe⸗ 
renzen der Agitationsbezirke zunächſt zu einer Art proportionaler Vertretung 
der einzelnen Reichstagswahlkreiſe nach den Reichstagswählerſtimmen. 

Je mehr ſich das Vereinsprinzip innerhalb der Parteiorganiſation durch⸗ 
ſetzte, deſto mehr ging man dazu über, ſtatt der Reichstagswählerſtimmen die 
Mitgliederzahlen der Organiſationen zum Maßſtab zu nehmen, und 
die Kreiskonferenzen wurden meiſtens ſofort auf dieſer Baſis ins Leben ge⸗ 
rufen. Die Mitgliederſteigerungen der letzten Jahre haben dann weiter immer 
mehr zum Ausbau des Proportionalſyſtems für dieſe Tagungen geführt, 
und ſchließlich wurde in der Partei auch die Frage der Proportionalwahl 
zum Parteitag eingehender erörtert. | 

Gegenwärtig beſteht für jeden Wahlkreis, ob groß oder klein, das Recht, 
den Parteitag durch drei Delegierte beſchicken zu können. Da jeder Kreis 
die Delegationskoſten ſelber tragen muß, beſteht dieſe mechaniſche Gleichheit 
aber nur theoretiſch, praktiſch hindert die Finanzfrage die Mehrzahl der 
Wahlkreiſe an der vollen Ausnutzung des Delegationsrechtes, ja viele Kreiſe 
ſind auf den Parteitagen überhaupt nicht vertreten. Da die Parteifinanzen in 
einem gewiſſen Einklang ſtehen mit der Mitgliederzahl und der Bedeutung 
des betreffenden Kreiſes für die Geſamtbewegung, ſo iſt tatſächlich auch gegen⸗ 
wärtig bereits eine allerdings indirekte und primitive Art von Pro: 
portionalvertretung zu den Parteitagen in Geltung. Man könnte deshalb 
der Meinung fein, daß eine Anderung des beſtehenden Zuſtandes nicht not- 
wendig ſei. | 

Wenn man aber die rapide Mitgliederſteigerung betrachtet, die in 
den letzten Jahren überall eingeſetzt hat und die durch die gegenwärtige Kriſe 
nur temporär aufgehalten werden kann, ſo zeigt ſich eine fortgeſetzte Ver— 
mehrung in der Zahl derjenigen Wahlkreiſe, für die eine volle Aus⸗ 
nutzung des jetzigen Delegationsrechtes immer weniger eine vornehmlich 
finanzielle Frage iſt. Andererſeits haben aber auch in den Induſtrie— 
zentren die Mitgliederziffern eine ſo gewaltige abſolute Zahl erreicht, daß 
die Gerechtigkeit doch eine ſtärkere Vertretung dieſer Kreiſe auf den 
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Parteitagen erfordert, als ſie jetzt möglich iſt. Die Einheit, der ein möglichſt 
gleichmäßiger Einfluß in der Partei geſichert werden muß, iſt eben doch in 
erſter Linie der einzelne Parteigenoſſe, die Perſon; das örtliche Milien 
kommt erſt an zweiter Stelle. | 

So führt der gegenwärtige Zuſtand einesteils zu einer immer ſtärkeren 
und ſchließlich zu ſtarken Frequenz der Parteitage und andernteils zu 
einer gar zu kraſſen Benachteiligung der großen und größten Kreiſe. 
Einer anderweitigen Regelung der Delegationsfrage kann man daher jetzt nicht 
aus dem Wege gehen. 

Daß man dabei zu keinem anderen Delegationsſyſtem als dem der pro⸗ 
portionalen Vertretung nach der Mitgliederzahl greifen kann, braucht 
bei dem demokratiſchen Charakter unſerer Partei wohl nicht näher begründet 
zu werden. Über das „Wie“ der proportionalen Vertretung dürften wohl 
noch ſtarke Meinungsverſchiedenheiten herrſchen, die aber vornehmlich 
darauf beruhen werden, daß es an jeglicher Unterlage für die Wirkungen 
eines konkreten Vorſchlags fehlt. Dadurch wird ohne Zweifel viel mit 
vermeintlichen Benachteiligungen und Ungerechtigkeiten gerechnet, und es 
entſtehen ganz ſchiefe Auffaſſungen. Bei dieſem Punkte macht ſich beſonders 
ſchmerzlich der Mangel einer allgemeinen und detaillierten Partei- 
ſtatiſtik fühlbar. 

Für den gedachten Zweck iſt ein nach Agitations- (nicht Regierungs⸗ 
Bezirken geordnetes Verzeichnis ſämtlicher Reichstagswahlkreiſe mit 
Angabe der Mitgliederziffern für jeden einzelnen Kreis notwendig; außer⸗ 
dem iſt erforderlich, in dieſem Verzeichnis für jeden einzelnen Kreis feſtzuſtellen, 
ob und wie ſtark er auf den letzten drei oder noch beſſer fünf Partei- 
tagen vertreten geweſen iſt. Mit einem ſolchen Verzeichnis kann man ſich 
dann die Wirkungen jedes einzelnen konkreten Vertretungsvorſchlags für jeden 
Wahlkreis, jeden Agitationsbezirk und für die Geſamtpartei aufs genaueſte 
vergegenwärtigen. 

Eine wichtige Frage iſt die, ob man eine beſtimmte Präſenzziffer für 
den Parteitag feſtlegen oder wie bisher darin Spielraum laſſen will. Bei 
einem Obligatorium für die Delegation wird die Geſamtpartei die Dele⸗ 
gationskoſten tragen müſſen, wenigſtens ſoweit es ſich um Kreiſe handelt, 
die eine gewiſſe finanzielle Leiſtungsfähigkeit noch nicht erreicht haben. Da 
wir faſt 400 Reichstagswahlkreiſe haben, andererſeits aber erfahrungsgemäß 
aus praktiſchen Gründen über 300 Delegierte — zu denen dann noch 50 oder 
mehr andere Funktionäre kommen — am beſten nicht hinausgegangen wird, 
ergibt ſich dann auch zugleich die Konſequenz, das proportional bemeſſene 
Kontingent von Delegierten nicht nach Wahlkreiſen, ſondern nach Agi⸗ 
tationsbezirken zu verteilen und Normen aufzuſtellen, nach denen 
innerhalb der Agitationsbezirke eine weitere gerechte Verteilung auf die 
Wahlkreiſe zu erfolgen hätte. 

Die Stimmung für eine feſte Präſenzziffer mit ihren Konſequenzen dürſte 
in der Partei aber kaum beſonders groß ſein, und man wird jedenfalls lieber | 
bei einer beweglichen Präſenz bleiben wollen. Dann dürfte es fich aber 
empfehlen, im Organiſationsſtatut ſelbſt keine Verhältnisziffern zu 
nennen, ſondern nur das Prinzip feſtzulegen und es jedem Parteitag zu 
überlaſſen, nötigenfalls die Mitgliederzahlen neu zu beſtimmen, die künftig zur 
Entſendung von einem, zwei, drei und mehr Delegierten berechtigen ſollen. 
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Soweit ſich die Situation bei dem Mangel abſolut zuverläſſigen Materials 
gegenwärtig überſchauen läßt, dürfte für die nächſten Jahre etwa folgende 
Skala in Betracht kommen können: 


1. Anrecht auf Insgeſamt etwa 


Es haben Wahlkreiſe Mitglieder je Delegierte Delegierte 
. bis 2000 1 120 
2000 5000 2 83 
6585000 10000 a 57 
„% e = 20000 4 20 
A über 20000 5 20 
300 


Hierbei ift angenommen, daß die Kreiſe mit mehr als 5000 Mitgliedern 
ihr Delegationsrecht voll ausnutzen, die Kreiſe mit Mitgliederzahlen von 
2000 bis 5000 ſich teils mit einem Delegierten begnügen und von den 
Kreiſen mit weniger als 2000 Mitgliedern die meiſten überhaupt keinen 
Delegierten ſchicken. Sollten dieſe Annahmen durch das oben geforderte, auf 
Erfahrungstatſachen während der letzten drei oder fünf Jahre aufzubauende 
Material weſentlich korrigiert werden, ſo würde natürlich auch eine ent⸗ 
ſprechende Anderung in der vorſtehenden Skala notwendig ſein. 

Nicht minder wichtig wie die proportionale Verteilung der Parteitags⸗ 
delegationen auf die einzelnen Landesteile und Wahlkreiſe iſt auch der Modus 
der Wahl ſelbſt. Auch dieſe Frage befindet ſich gegenwärtig in Fluß. Er⸗ 
folgte die Delegiertenwahl früher meiſt in Mitglieder⸗ oder Generalverſamm⸗ 
lungen, in denen entweder alle Mitglieder oder auch nur Delegierte Stimm⸗ 
recht hatten, ſo hat man neuerdings vielfach Urw ahlen für dieſen Zweck zur 
Einführung gebracht. Das Hauptmotiv dafür war meiſt, eine größere Zahl 
der Abſtimmenden zu erzielen und die vielfach indirekte Wahl zu beſeitigen. 
Teils hat man dabei die Wahlen in Orts⸗ reſpektive Diſtriktsverſammlungen 
im Anſchluß an Referate über den Parteitag und teils völlig getrennt von 
Verſammlungen in beſonderen Wahlakten vornehmen laſſen. 

Diabei haben ſich aber allerlei Mißhelligkeiten ergeben. Zunächſt erfordert 
ee Urwahl eine fo erhebliche Aufwendung an Zeit und Mühe, daß man 
die Frage aufgeworfen hat, ob dadurch der Nutzen der direkten Wahl und 
der ſtärkeren Wahlbeteiligung nicht aufgewogen werde. Die ſchwerſten Be- 
denken aber ſind ideeller Art, betreffen den Zweck der Wahl. Der 
Parteitag ſoll ein möglichſt getreues Spiegelbild der Geſamtpartei— 
genoſſenſchaft im Reiche darſtellen, und daher müſſen auf ihm die in den 
einzelnen Wahlkörperſchaften herrſchenden Auffaſſungen über die aktuellen 
politiſchen Fragen wie über die inneren Parteifragen möglichſt getreu zum 
Ausdruck gelangen können. Der Delegiertenwahl ſelbſt muß daher eine möglichſt 
klare Stellungnahme zu dieſen Fragen vorausgegangen ſein, und zwar 
durch den Wahlkörper als Geſamtheit. Iſt der Wahlkörper, wie das 
bei Urwahlen der Fall iſt, in einzelne iſolierte Wahlabteilungen zerlegt, ſo iſt 
eine einheitliche Stellungnahme ſehr in Frage geſtellt. Dadurch iſt es un⸗ 
möglich, die Delegiertenwahl unter dem allein richtigen Geſichtspunkt der ſach⸗ 
lichen Stellungnahme des Kandidaten vorzunehmen. 

Der Grundgedanke, der der Einführung der Urwahlen zugrunde liegt, iſt 
ein durchaus richtiger: mehr Demokratie! Die Form, in der dieſer Ge⸗ 
danke ſich zunächſt durchzuſetzen begonnen hat, erſcheint jedoch noch ſehr ver⸗ 
beſſerungsbedürftig. Hält man daran feſt, daß der ſachliche Stand— 


436 | Die Neue Zeit, 


punkt zu der Tagesordnung des Parteitags das Entſcheidende zu fen 
hat, ſo tritt die Frage nach der Perſon des Delegierten ſehr ſtark zurück. 
Selbſtverſtändliche Vorausſetzung muß ſein, daß der Delegierte ſich in allen 
weſentlichen Punkten in völliger innerer übereinſtimmung mit feiner 
Wählerſchaft befindet. Auch ohne gebundenes Mandat wird der Dele 
gierte dann der wirkliche Vertreter feiner Mandatgeber ſein. Wer ſich bee 
wußt iſt, von dem Standpunkt der Wählerſchaft weſentlich abzuweichen, den 
ſollte ſo ehrlich ſein und ein Mandat nicht annehmen, andererſeits aber 
ſollte die Wählerſchaft ihrerſeits ſo konſequent ſein, niemals aus Rückſichten 
und Sentimentalitäten gegen einzelne Perſonen ihr Veto im Rate der Geſamt⸗ 
partei annullieren oder gar gegen ſich kehren zu laſſen. Das iſt der ſpringende 3 
Punkt, an dem die Reform der Delegiertenwahl einzuſetzen hat! 0 
Es gilt Maßnahmen zu treffen, durch die der Geſamtwille der Wähler⸗ 
ſchaft zum Ausdruck gebracht wird, und Garantien zu ſchaffen, daß der 10 
Delegierte ſein Mandat im Sinne ſeiner Mandatgeber ausübt. | 
Etwas heikler Natur iſt die bei der Reorganiſation erneut zu prüfende Frage 4 
des Ausſchlußverfahrens gegenüber Parteimitgliedern, die ſich eines groben 
Verſtoßes gegen das Parteiprogramm oder einer ehrloſen Handlung ſchuldig a 
gemacht haben. Das gegenwärtige Verfahren ſelbſt dürfte fich kaum weſentlich * 
verbeſſern laſſen. Es enthält für die Partei, für den Antragſteller und für 5 


den Angeſchuldigten ausreichende Garantien, um eine objektive Erledigung 
des betreffenden Falles zu verbürgen. Wenn trotzdem darüber geklagt wird, 5 
ſo liegt das zweifellos vor allem in der Natur ſolch unangenehmer Aufgaben . 
und weniger in dem Verfahren begründet. Soweit das letztere aber doch der ; 
Fall iſt, dürfte daran der Umstand ſchuld fein, daß es an einem parteioffiziellen 1 
Modus fehlt, nach dem im allgemeinen Streitfälle zur Erledigung gebracht werden 
können. So wird jeder Streitfall, um ihn überhaupt parteioffiziell zur 
Unterſuchung und Entſcheidung bringen zu können, als Ausſchlußverfahren 3 
anhängig gemacht, auch wenn niemand mit einem Ausſchluß rechnet. 2 

Darin offenbart ſich ein Mangel unſeres Parteigerichts verfahrens. ö 
Uns fehlen im Organiſationsſtatut minder ſchwere Delikte, ſowie Vorſchriften u 
und Organe zu ihrer Ahndung. Dem ließe fich etwa auf folgende Weiſe ab: . 
helfen: Jeder Differenzfall muß zunächſt bei einem Schiedsgericht anhängig 
gemacht werden, deſſen Vorſitzender von der Bezirksleitung beſtimmt wird und 
deſſen Beiſitzer aus den Mitgliedern der betreffenden Wahlkreis⸗ (nicht nur Orts) 
organiſation gewählt ſind. In allen Fällen, in denen das Schiedsgericht zu 
der Auffaſſung kommt, daß die Vorausſetzungen für einen Ausſchluß⸗ 
antrag vorliegen, erklärt es ſich für unzuſtändig und gibt die Sache an 
den Parteivorſtand zur Einleitung des Ausſchlußverfahrens weiter, das dann 1 
ganz nach den jetzigen Vorſchriften vor ſich geht. Alle Fälle, die durch eine 
Rüge oder gar auf noch gelindere Weiſe zu erledigen ſind, gelangen über⸗ 
haupt nicht an den Parteivorſtand, ſondern finden innerhalb des Bezirks- 
verbandes ihre Erledigung. Gegen den Spruch des Wahlkreisſchiedsgerichtes 85 
iſt Berufung an das erweiterte Bezirkskomitee und gegen deſſen Ent⸗ 
ſcheidung an die jährliche Bezirkskonferenz zuläſſig. Die Entſcheidung 
der letzteren iſt endgültig. Wenn ſich das erweiterte Bezirkskomitee oder die 
Bezirkskonferenz für die Einleitung des Ausſchlußverfahrens entſcheiden ſollte, 
muß dasſelbe natürlich ebenfalls durch den Parteivorſtand weiter betrieben 
werden. Auf dieſe Weiſe brauchte die Geſamtpartei ſich nur mit wirklich ſchwer⸗ 
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liegenden Fällen zu befaſſen, und die leichteren Fälle könnten ebenfalls eine 
hrer Bedeutung entſprechende Ahndung finden, ohne daß das ſchwere Geſchütz 
des Ausſchluſſes aufgefahren zu werden brauchte. 


Schlußbemerkung. 


Die auf den vorſtehenden Blättern verſuchte zuſammenfaſſende Dar- 
tellung der bisherigen Organiſationsentwicklung und der gegenwärtig aktuellen 
Organiſationsprobleme iſt keineswegs eine erſchöpfende, aber das Weſent⸗ 
ichſte dürfte ſie wohl doch vor Augen führen und ſo dazu beitragen, daß 
ine Grundlage für die Diskuſſion über die Reorganiſation der Partei 
zeſchaffen wird. Das iſt vornehmlich ihr Zweck. Es kam mir aber auch 
veſentlich darauf an, auf die inneren Züſammenhänge der ‚vielen Einzel⸗ 
ragen untereinander hinzuweiſen. Nur zu oft werden dieſe nicht genügend 
beachtet, und jo fehlt vielfach noch das richtige Verſtändnis für die Wichtig⸗ 
eit der ſyſtematiſchen und konſequenten Ausgeſtaltung der Organi- 
ationsverhältniſſe. Mein Bemühen, auch nach dieſer Richtung hin einige 
Anregungen zu geben, dürfte der Sache wohl gleichfalls von Nutzen ſein. 

Bei der diesmaligen Reorganiſation muß man ſich vergegenwärtigen, daß 
einerlei äußere Gründe von Wichtigkeit mehr vorliegen, die verhindern 
önnten, daß eine Organiſation aus einem Guſſe geſchaffen wird. Daher 
ollte man auch ganze Arbeit machen und überall ſowohl aus der neugeſchaffenen 
jejeglichen Grundlage wie aus dem gegenwärtigen Entwicklungsſtand der Partei 
ale notwendigen Konſequenzen ziehen. ä 


Schadenerſatzanſprüche aus Boßhkott und Sperren. 
Von Rudolf Wiſſell (Cübeck). Schluß.) 


In allen bisher angeführten Entſcheidungen iſt die Grundfrage die ge— 
veſen: „Sind die zur Durchführung des Boykotts oder der Sperre angewandten 
Mittel erlaubt oder nicht?“ Iſt die Antwort im bejahenden Sinne aus⸗ 
gefallen, wie in den Fällen unter 3, 4 und 6, dann iſt die Haftung verneint 
ind im anderen Falle — bei den Entſcheidungen unter 2, 5 und 7 — bejaht 
vorden. (Bei der unter 1 mitgeteilten Entſcheidung iſt entſchieden, daß die 
Sperre an ſich erlaubt iſt.) Aber in mehrere dieſer Urteile ſpielt doch ſchon 
ine andere Frage hinein, nämlich die, ob der Zweck des Boykotts ein er⸗ 
aubter ſei. Doch immer noch iſt dieſe Frage die nebenſächliche, ſie iſt nicht 
ntſcheidend, und man beantwortet fie ſchnell und leicht. Ganz anders aber 
n der gleich folgenden Entſcheidung, die am 7. Auguſt 1907 vom Kammer⸗ 
zericht in Berlin ergangen iſt. 

8. Seit Jahren führen die Berliner Schneider den Kampf zur Beſeitigung der 
Heimarbeit und um Errichtung von Betriebswerkſtätten. Über die Firmen, die ſich 
hieſer Forderung widerſetzten, wurde 1906 der Boykott verhängt und zur Durch- 
ührung derſelben durch die Preſſe und durch Flugblätter aufgefordert. Eine der 
zom Boykott betroffenen Firmen erwirkte eine einſtweilige Verfügung des Land— 
jerichtes, in der bei Androhung einer Strafe von 500 Mark für jeden Fall des 
zuwiderhandelns dem Schneiderverband unterſagt wurde, das Boykottflugblatt zu 
verbreiten. Die einſtweilige Verfügung wurde, nachdem fie auf geſchehene mündliche 
berhandlung vom Landgericht wieder aufgehoben war, vom Kammergericht be— 
tätigt, und zwar mit folgender Begründung: 
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„Die zur Erreichung dieſes Zweckes (der Errichtung von Betriebswerkſtätten 
und der Abſchaffung der Heimarbeit) unternommene Geſchäftsſperre mit der von 
dem geſamten Publikum, jedenfalls von allen Heimarbeitern verlangten Teilnahme 
iſt eine unzuläſſige. Dieſe enthält einen zu weitgehenden Eingriff von Privat⸗ 
perſonen in die Geſchäftstätigkeit Dritter. Die Beſeitigung der Heimarbeit muß 
mit volkswirtſchaftlichen Vorteilen und Nachteilen verbunden ſein. Durch die Heim 
arbeit kann der Lohn der Arbeiter gedrückt und können die Arbeitskräfte in un⸗ 
erlaubter Weiſe ausgenutzt werden. Andererſeits verſchafft die Heimarbeit zahl⸗ 
reichen Perſonen, auch verarmten Perſonen höherer Stände (Mädchen, Ehefrauen 
und Witwen) eine angemeſſene Erwerbsgelegenheit, durch deren Beſeitigung ſie 
mehr oder weniger brotlos würden; das Verbot der Heimarbeit würde den in 
eigener Werkſtätte arbeitenden Handwerksmeiſtern die Aufträge der Geſchäfte ent⸗ | 
ziehen und dieſe Meiſter in den Dienſt der Kaufgeſchäfte zwingen. Die Beklagten 
behaupten ſelbſt, daß die meiſten Heimarbeiter der Beſeitigung dieſer Arbeit wider⸗ 
ſprechen. Wie der Kläger durch das Gutachten des gerichtlichen Sachverſtändigen 
Roſenbaum ferner glaubhaft gemacht hat, iſt ohne Heimarbeit der Betrieb zahl⸗ 
reicher und mittlerer Konfektionsgeſchäfte nicht möglich, eine Annahme, die dadurch 
nicht erſchüttert wird, daß, wie die Beklagten unter Beweiserbieten behaupten, ein⸗ 2 
zelne Geſchäfte ſich zur Errichtung von Betriebswerkſtätten entſchloſſen haben; das 
Verbot der Heimarbeit würde daher die volkswirtſchaftlich erwünſchte Erhaltung 
der kleineren und mittleren Geſchäfte dieſer Art zugunſten der ſich noch mehr er 
weiternden großen Geſchäfte beſeitigen. Die Frage nach der Beſeitigung oder Bez 
ſchränkung der Heimarbeit iſt daher von außerordentlicher Bedeutung für das 
wirtſchaftliche Leben. Die Entſcheidung einer ſolchen Frage darf nicht der Ent. 
ſcheidung der beteiligten Arbeiter und noch weniger einer Organiſation überlaſſen 
werden, welche . . . nur zum Teil aus Intereſſenten beſteht und welche überhaupt 
nicht die beteiligten Arbeiter vertritt, ſondern ſich nur zu deren Vertretern auf⸗ 
geworfen hat. Ein ſolcher Verband darf nicht zur Entſcheidung einer Frage von | 
jo großer Tragweite durch einſeitige Verfügungen in das Wirtſchaftsleben ein⸗ 9 
greifen, während, wie der Vertreter des Klägers mit Recht hervorhebt, die berufenen 
ſtaatlichen Organe vor jedem behördlichen oder geſetzlichen Eingriff in die Pro- 
duktionsverhältniſſe die Verhältniſſe und die vorausſichtlichen Folgen der beab⸗ 
ſichtigten Maßnahmen jahrelang auf das ſorgfältigſte prüfen. Die Frage, die die 
Beklagte ſich anmaßt zu entſcheiden, darf auch nicht auf die gleiche Stufe mit den 
Frage nach der Lohnerhöhung oder der Verkürzung der Arbeitszeit geſtellt werden. 
Denn ſie betrifft die Art und Weiſe des Gewerbebetriebs und die Einrichtung ben 
kaufmänniſchen Geſchäfte.“ . 


Die Auffaſſung der Richter über die Zuläſſigkeit eines gewerkſchaſtlchen 3 
Verſuchs, Einfluß auf die Geſtaltung beſtimmter ſozialer Verhältniſſe zu ge, 
winnen, ſoll zunächſt außer Betracht bleiben. Worauf es hier vor allem an⸗ 
kommt, iſt die Hervorhebung der Tatſache, daß hier zuerſt der Zweck des 4 
Boykotts als das zur Beurteilung der Schadenerſatzpflicht entſcheidende 
Moment in den Vordergrund gerückt iſt. Damit iſt ein ſubjektives 3 
Moment in die Rechtſprechung hineingetragen, das in der Tat die größte 
Gefahr einer neuen Klaſſenjuſtiz in ſich birgt. Das Ermeſſen des Richter 
iſt die Richtſchnur für die Beurteilung der Zuläſſigkeit des 
Boykotts. Nicht nach klaren Rechtsnormen wird entſchieden, ob „das zu 
läſſige Maß der wirtſchaftlichen Freiheit“ überſchritten iſt oder nicht. | 

Ich ſagte ſchon, daß die erſten Anfänge der in dieſem Urteil klar in Gr 
ſcheinung getretenen Entwicklung in manchen der oben beſprochenen Entſchei⸗ 
dungen ſchon erkennbar waren. So heißt es im Urteil des Oberlandesgerichtes 
in der Kieler Sache: > 


. 
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„Ob die Forderungen der Geſellen begründet und zweckmäßig waren, iſt hier 
cht zu unterſuchen, bis zum Gegenbeweis muß angenommen werden, daß die 
eklagten fie dafür hielten, ebenſo wie die Kläger für ſich mit Recht in Anſpruch 
ahmen, daß ſie die Forderungen abgelehnt haben nicht aus Hartherzigkeit oder 
tandeshochmut, ſondern nur aus der Überzeugung von ihrer Verkehrtheit. Das 
iel des Boykotts war daher kein unſittliches, ſondern ein rechtlich 
nd ſittlich erlaubtes.... 

„Aber auf der anderen Seite iſt den Beklagten nicht widerlegt, daß fie, als 

nhaber von Vertrauensſtellungen, die ihnen die Standesgenoſſen zur Wahrung 
rer wirtſchaftlichen Intereſſen übertragen hatten, ſich zu dieſem Vorgehen für 
rechtigt und verpflichtet gehalten haben, daß nicht Herrſchſucht und Agitations⸗ 
dürfnis, ſondern die Überzeugung von der Notwendigkeit, ungenügende und un⸗ 
inſtige Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen der Standesgenoſſen abzuändern, ſie dazu 
Stimmt und geleitet hat.“ 
Das kann doch nur dahin verſtanden werden, daß, wenn die Geſellen 
re aufgeſtellten Forderungen nicht für begründet gehalten hätten, daß, wenn 
e Veranſtalter des Boykotts ſich zu dieſem nicht für berechtigt und verpflichtet 
halten hätten — die Unterſtellung einer ſolchen Möglichkeit und die Erörterung 
rſelben zeigt, was von deutſchen Richtern als Triebfedern der Arbeiterbewegung 
trachtet wird —, auch das Ziel des Boykotts für die Entſcheidung in Betracht 
zogen und daß dann der Boykott als unſittlich und damit zum Schadenerſatz 
rpflichtend angeſehen worden wäre. Und die gleiche Folgerung kann man 
ich aus folgender Stelle der Reichsgerichtsentſcheidung in dieſer Sache ziehen: 
„Die Annahme, daß das Verhalten der Beklagten wegen des von ihnen ver- 
lgten Zweckes als wider die guten Sitten verſtoßend anzuſehen ſei, erſcheint ſchon 
inn hinfällig, wenn ſie die von ihnen angeſtrebte Anderung der Arbeitsverhält- 
ſſe der Bäckergeſellen als in deren Intereſſe geboten angeſehen haben, und es 
un auch den Beklagten der Beweis dafür, daß dies der Fall geweſen ſei, nicht 
igeſonnen werden.“ 


Aber das waren nur erſt die erſten Andeutungen, in welcher Richtung ſich 
e Rechtſprechung entwickeln werde, und ſie hat in dieſer Richtung in der 
erliner Entſcheidung — iſt's auch die erſte — ſchon in der Tat einen recht 
hen Gipfel erklommen. In der Literatur allerdings war er ſchon erreicht. 
ch verweiſe da auf die Schrift eines Hamburger Juriſten, Dr. Rudolf 
Broecker: „Schadenerſatzanſprüche aus dem Lohnkampf“. Dieſe 
chrift fällt ſchon um deswillen in der Flut volkswirtſchaftlicher Abhand⸗ 
ngen auf, die Streik, Ausſperrung und Boykott zum Gegenſtand haben, 
eil ſie wohl die einzige iſt, die vom juriſtiſchen Standpunkt aus die privat⸗ 
chtlichen Wirkungen beſpricht, die ſich an die Benutzung der im gewerk⸗ 
Jaftlichen Kampfe üblich gewordenen Kampfmittel knüpfen. Broecker ver: 
tt darin einen Standpunkt, der ſich mit der Auffaſſung des obigen Urteils 
Prinzip völlig deckt, obſchon er nur vom Streik ſpricht. Ich habe an 
derer Stelle („Korrreſpondenzblatt der Generalkommiſſion“ 1906, S. 620, 
0 und 654 ff.) dieſe Broſchüre eingehend beſprochen. Hier intereſſiert nur 
e Auffaſſung, die auf unſer heutiges Thema Bezug hat. Broecker meint, 
ß jedesmal dann, wenn ſich die Anwendung eines Streiks uſw. als Verſtoß 
gen die guten Sitten darſtelle, eine gemeinſchaftliche Schadenerſatzpflicht der 
n Streik uſw. Anwendenden gegeben ſei. Ein Verſtoß gegen die guten 
iiten werde ſtets da gegeben fein, wo unter Berückſichtigung der wirt— 
jaftlichen, ſozialen und politiſchen Entwicklung an ſich erlaubte 
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Handlungen ſich als ſchädigende Maßregeln darſtellen, die nach Anſchauung 
der maßgebenden Perſönlichkeiten nicht mehr in Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen ergriffen werden, beziehungsweiſe über die Wahrnehmung b 
tigter Intereſſen hinausgehen. Streik unter Kontraktbruch könne nicht als 
Mittel zur Verfolgung berechtigter Intereſſen im Lohnkampf gelten, und des 9: 
halb ſei als Regel aufzuſtellen, daß überall, wo Arbeitseinſtellungen unter 
Kontraktbruch erfolgten, eine Schadenerſatzpflicht gegeben ſei, falls nicht 19 
ordentliche Umſtände die zwingende Notwendigkeit, unter Kontraktbruch z 
ſtreiken, rechtfertigen würden. 
Aber auch dann, wenn unter Einhaltung der Kündigungsfei 
gestreift werde, ſei im einzelnen Falle eine Erſatzpflicht denkbar. 
Broecker konſtruiert folgenden Fall: Die Arbeiterſchaft einer Fabrik habe ach 
langen Lohnkämpfen alle Forderungen, die ſie erſtrebte und die ſie für einen 
längeren Zeitpunkt als entſchiedenes Maximum bezeichnet hatte, durchzufegen en 
vermocht. Ganz kurze Zeit nach dieſem Siege ſchließe fie ſich dem Stre 
einer Nachbarfabrik an und ſuche weitergehende Konzeſſionen vom Arbeitgeber 
zu erhalten. Dieſer „Sympathieſtreik“ beginne unter Einhaltung der Finde 
gungsfriſt. Der Streik könne als Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gelten, 
wenn bei den Arbeitern der Nachbarfabrik, bei denen die Verhältniſſe viel 
leicht ganz anders und viel ſchlechter lagen, eine ſolche anzunehmen ſei. 63 
entſpräche ſicher der Billigkeit und ſei auch ganz allgemein anerkannt, Wahr- 
nehmung berechtigter Intereſſen nicht nur da anzunehmen, wo eigene perſön⸗ 
liche Intereſſen, ſondern auch da, wo Intereſſen des die betreffenden Pe r⸗ 
ſonen umfaſſenden Standes oder Berufs in Frage ſtehen. 
Wie nun aber, ſo frägt Broecker weiter, wenn im angenommenen Sale 
davon gar feine Rede ſei, wenn der Grund des Streiks in der Nachbarfabril 
in lokalen, der Arbeiterſchaft der Fabrik mißliebigen Verhältniſſen zu ſuchen 
ſei? Da ſei nun zweierlei zu unterſcheiden. Als Sympathieſtreik könne der 
Streik keine rechtliche Wirkung äußern. Die Wahrnehmung berechtigter J Inter⸗ 
eſſen liege in dieſem Falle darin, daß zugunſten der Berufsgenoſſen in der 
Nachbarfabrik auf deren Unternehmer indirekt ein Druck ausgeübt werde. Im 
Verhältnis der Arbeitnehmer zum Arbeitgeber der Nachbarfabrik ſtelle ich 
daher der Sympathieſtreik als Juläſſige Beihilfe zu dem in der Nachbarfabrif 
ausgebrochenen Streik dar. Im Verhältnis der Arbeitnehmer zum Arbeit 
geber der eigenen Fabrik aber könne von einer Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen nach der oben gegebenen Vorgeſchichte des Streiks keine Rede ſein; 
und hier greife daher trotz Einhaltung der Kündigungsfriſt § 826 des Sa r⸗ 
lichen Geſetzbuchs Platz. 
Alſo auch hier ſoll die ſubjektive Auffaſſung „der maßgebenden Pers, 
keiten“ entſcheiden, wenn an ſich erlaubte Handlungen zum Verſtoß gegen di 
guten Sitten werden. Das ſei, ſo meint Broecker, ja ſchwer, weil in den per 
ſchiedenſten Kreiſen des Volkes auch eine verſchiedene Abwägung des ſittlic ch 
Erlaubten beziehungsweiſe Unerlaubten ſtattfinde. Dieſen Verſtoß gegen die 
guten Sitten feſtzuſtellen, ſei nur das Urteil des Mannes maßgebend, der, die 
Verhältniſſe ſeines Kreiſes bis in die kleinſten Einzelheiten von beiden Seiten 
kennend, objektiv genug urteilen könne, um ſagen zu können, unter Berk 
ſichtigung aller in Betracht kommenden Umſtände ſei dieſe Handlung ge 
fertigt und deshalb nicht gegen die guten Sitten verſtoßend, und jene u 
gerechtfertigt und darum einen Verſtoß gegen die guten Sitten enthaltend 
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Das laufe auf eine Art Sachverſtändiger für die Frage der Abſchätzung gegen: 
eitiger Intereſſenwahrnehmung nach konkret ſittlichem Maßſtab hinaus, und 
in ſolcher Sachverſtändiger könne, wohl nur der Richter auf 
rund ſeiner durchgreifenden wiſſenſchaftlichen und vor allem 
noraliſchen Bildung ſein. 

Hier in dem Berliner Urteil haben wir die erſte Anwendung der Broeckerſchen 
Hrundſätze auf die Praxis. Die aus dieſem Urteil ſprechende „Kenntnis der 
virtſchaftlichen Verhältniſſe bis in die kleinſten Einzelheiten“, „die objektive 
Zeurteilung an der Hand eines konkret⸗ſittlichen Maßſtabs“ läßt denn doch 
ie allerſchwerſten Bedenken gerechtfertigt erſcheinen. Bei der Heimarbeit handelt 
3 ſich um eine Frage, in der wohl alle Sozialpolitiker — alle einſichtigen 
Renſchen darf man nicht jagen, weil ſich ſonſt die zu dieſen ja auch zählenden 
‚Richter gekränkt fühlen könnten, wogegen in dem Umſtand, daß man ſie nicht 
As Sozialpolitiker gelten laſſen will, eine ſolche Kränkung wohl noch nicht 
iegen kann — einig find, daß die Beſeitigung der Heimarbeit auch die Be- 
eitigung unglaublichen, durch die Berliner Heimarbeitausſtellnng aller Welt 
ffenbar gewordenen Elends zur Folge haben wird. Ja, daß die Aufhebung 
er Heimarbeit geradezu zu einer Förderung techniſchen und organiſatoriſchen 
Fortſchritts wird. Die in der Heimarbeit, ganz ſpeziell in der Konfektions⸗ 
uduſtrie, beſtehende Möglichkeit, durch Druck auf das Arbeitsverhältnis tech⸗ 
che und organiſatoriſche Rückſtändigkeit auszugleichen, hemmt dieſen Fort⸗ 
chritt. Welche Verſchwendung von menſchlicher Arbeitskraft, welche Zeit⸗ 
ergeudung allein durch das Abholen und Abliefern der Arbeit, obgleich durch 
schaffung von Betriebswerkſtätten mit den ſchon heute möglichen techniſchen 
Hilfsmitteln, Maſchinen uſw., die Produktion nur gefördert und beſchleunigt 
derden könnte! Und trotzdem jagen die Sachverſtändigen mit der durch- 
reifenden wiſſenſchaftlichen und vor allem moraliſchen Bildung, wie Broecker 
e bezeichnet, daß der Verſuch, durch Privathilfe hier Beſſerung zu erreichen, 
in grober Rechtsmißbrauch ſei, er verſtoße gegen das zuläſſige Maß wirtſchaft⸗ 
‚cher Freiheit und befinde ſich auf ungeſetzlichem Boden. 

Ja, die Anwendung der in dieſer Entſcheidung niedergelegten Auffaſſung 
uf den Kieler Fall hätte auch zu einer Verurteilung der Beklagten dort 
ühren müſſen. Weshalb hätte man nicht fo jagen können: 


„Die zur Erreichung der Abſchaffung des Koſt- und Logisweſens unternommene 
zeſchäftsſperre mit der vom geſamten Publikum verlangten Teilnahme iſt eine un⸗ 
uläſſige. Sie enthält einen zu weitgehenden Eingriff. Die Beſeitigung des Koſt⸗ 
nd Logisweſens muß mit volkswirtſchaftlichen Vorteilen und Nachteilen verbunden 
ein. Durch das Koſt⸗ und Logisweſen kann der Lohn der Arbeiter gedrückt und 
önnen die Arbeitskräfte in unerlaubter Weiſe ausgenutzt werden. Andererſeits 
ient es aber auch zur Erhaltung ſolcher Betriebe, deren Inhaber ſich anderenfalls 
ußerſtande ſähen, einen Geſellen zu beſchäftigen. Das ſind kleine Betriebe, deren 
erhaltung volkswirtſchaftlich erwünſcht iſt; es hält das patriarchaliſche Verhältnis, 
zweit es noch im Handwerk beſteht, aufrecht, und auch das muß ſehr erwünſcht 
rſcheinen. Es iſt eine ſeit Jahrhunderten beſtehende Einrichtung, ohne welche in 
tüheren Jahren den Meiſtern die Beſchäftigung von Geſellen überhaupt nicht 
zöglich war und ohne deſſen Beſtand der einzelne Geſelle feinem Beruf nicht nach- 
ehen konnte. Die Frage nach der Beſeitigung oder Beſchränkung des Koſt⸗ und 
ogisweſens iſt daher von außerordentlicher Bedeutung für das wirtſchaftliche Leben. 
die Entſcheidung einer ſolchen Frage darf nicht der Entſcheidung der beteiligten 
lrbeiter und noch weniger einer Organiſation überlaſſen werden, welche nur zum 
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Teil aus Intereſſenten beſteht, und welche überhaupt nicht die beteiligten Arbeiter 
vertritt, wie die Tatſache beweiſt, daß die bei ihrem Meiſter in Koſt und Logis 
ſtehenden Gehilfen mit dieſem Zuſtand zufrieden ſind, ſondern ſich nur zu ihre 5 
Vertreter aufgeworfen hat. Ein ſolcher Verband darf nicht zur Entſcheidung einer 
Frage von ſo großer Tragweite durch einſeitige Verfügungen in das Wirtſchaftsleben 
eingreifen, während die berufenen ſtaatlichen Organe vor jedem behördlichen oder 
geſetzlichen Eingriff die Verhältniſſe und die vorausſichtlichen Folgen der beabſich⸗ 
tigten Maßnahmen jahrelang auf das ſorgfältigſte prüfen. Die Frage, die die Ber 
klagte ſich anmaßt zu entſcheiden, darf auch nicht auf die gleiche Stufe mit den 
Frage nach der Lohnerhöhung oder der Verkürzung der Arbeitszeit geſtellt werden. 5 
Denn ſie betrifft die Art und Weiſe des Geſchäftsbetriebs.“ . 
Wenn ein ſolches Urteil nun ſchon möglich war über die immerhin doch 3 
klare Frage der Heimarbeit, wieviel mehr dann in Fragen, deren Berechtigung 
in bürgerlichen Kreiſen nicht ſo anerkannt wird wie ein Vorgehen gegen die 
Heimarbeit, und wenn ſolche Fragen dann unter Berückſichtigung der wirt⸗ 
ſchaftlichen, ſozialen und politiſchen Entwicklung gewürdigt werden. Greifen 
wir einige ſolche Anwendungsfälle eines Verſtoßes gegen die guten Sitten aus 
der Fülle des praktiſchen Lebens heraus. 15 
Die Maurer irgend einer Stadt haben tariflicher Bindung wegen die Zeit 
wirtſchaftlicher Hochkonjunktur nicht ausnutzen können. Nach Fortfall dieſer 
Bindung glauben ſie trotz der im allgemeinen ſchon wieder weſentlich un 
günſtigeren Konjunktur doch beſſere Lohnbedingungen durchſetzen zu können, 
und ſie verhängen über mehrere Betriebe die Sperre, deren Inhaber die 
Forderungen der Arbeiter nicht anerkennen. Die Sperre iſt recht wirkſam, ſo 
daß für die betroffenen Unternehmer die Gefahr naherückt, durch nicht recht- 
zeitige Fertigſtellung der übernommenen Bauten erheblichen Schaden erleiden 
zu müſſen. Entweder müſſen ſie ſich mit den Arbeitern einigen — oder aber die 
Anwendung Broeckerſcher Grundſätze verſuchen. Und ſie tun das letztere! Wer 
wollte zweifeln, daß wir Richter haben, die etwa wie folgt deduzieren würden: 
Wirtſchaftliche Kämpfe führen ſchon zu normalen Zeiten zu einer fo exheb- 
lichen Erſchütterung und Schädigung der nationalen Arbeit, daß das Beſtreben 
darauf gerichtet ſein muß, ſie nach Möglichkeit zu vermeiden und ihnen vor 
zubeugen. Gilt das ſchon für Zeiten normalen Geſchäftsganges, ſo um ſo 
mehr, wo ſich die Klagen über Verſchlechterung der wirtſchaftlichen Verhälk⸗ 
niſſe mehren und lauter werden. Verſuche nun, in ſolcher Zeit durch Sperren 
einzelne Unternehmer zu zwingen, günſtigere Lohnbedingungen zu gewähren, 
können daher, ſo ſehr ſie auch an ſich erlaubt ſein mögen, um ſo weniger als 
begründet angeſehen werden, als die in der verfloſſenen Zeit des geſchäftlichen 
Aufſchwunges gezahlten Löhne niedriger waren, als die jetzt geforderten Löhne 
und die bisher gezahlten Löhne auch in der gegenwärtigen Zeit der geſchäft 
lichen Depreſſion gezahlt werden ſollen. Das Vorgehen derjenigen, welche für 
die Verhängung der Sperre verantwortlich ſind, überſchreitet in Berückſichti⸗ 
gung der wirtſchaftlichen und ſozialen Entwicklung das den Arbeitern gewährte 
zuläſſige Maß der Freiheit, durch Koalition und deren Anwendung beſſere 
Lohnbedingungen zu erſtreben, und befindet ſich demnach auf ungeſetzlichem 
Boden, ſtellt einen groben Rechtsmißbrauch dar und verpflichtet zum Erſatz 
des Schadens an die Geſchädigten. 
Das wäre alſo ein Fall, wo unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen 
Entwicklung die an ſich erlaubte Sperre nach Anſicht „der maßgebenden Per⸗ 
ſönlichkeiten“ zu einer ſchädigenden Maßregel wird, die nicht mehr in 2 
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nehmung berechtigter Intereſſen ergriffen iſt. Die Anwendung dieſer Deduktion 
auf das politiſche Leben iſt leicht gegeben: 

Es findet Reichstagswahl ſtatt. Heftige Redekämpfe haben in den poli- 
iſchen Verſammlungen ſtattgefunden, und mitten im Kampfe gelingt es den 
Zegnern, den Arbeitern das einzige ihnen zu Verſammlungen zur Verfügung 
tehende Lokal abzutreiben. Die gegneriſchen Verſammlungen ſind den Arbeitern 
erſchloſſen, und als dieſe doch verſuchen, dort zu Worte zu kommen, entſteht 
Tumult, und es werden einige Verhaftungen vorgenommen. Mit aller Schärfe 
bird jetzt von den Arbeitern gegen das ihnen verloren gegangene Lokal der 
Zoykott ausgeübt, und er iſt namentlich des Sonntags recht wirkſam. Die 
darſtellung der Urſachen des Boykotts in den Aufrufen und Flugblättern iſt 
urchaus korrekt, jo daß ſich aus den Mitteln des Kampfes kein Grund her— 
eiten läßt, eine Schadenerſatzpflicht zu konſtruieren. Aber wer wollte wohl 
weifeln, daß in dieſem Falle die Richter wie folgt argumentieren würden: 
| Ein gejegliches Recht, von dem Boykottierten die Hergabe des Saales zu 
erlangen, ſteht keiner Partei zu. Es ſteht lediglich in der Entſcheidung des 
Birtes, wem und zu welchen Zwecken er feine Lokalitäten zur Verfügung 
ellen will. Der Verſnuch, die Hergabe des Saales zu politiſchen Verſamm⸗ 
ungen zu erlangen, ſteht zwar jedem zu und iſt durchaus erlaubt, ſolange er 
n Rahmen des geltenden Rechtes bleibt. Und es ſteht auch jedem zu, ein 
okal zu meiden, das ſeiner Partei zu politiſchen Verſammlungen nicht zur 
zerfügung ſteht, und andere aufzufordern, ſich ihm anzuſchließen. Aber dieſes 
techt findet ſeine Grenze an den Intereſſen, die der Staat, die Allgemein- 
eit an dem ruhigen und ungeſtörten Fortgang des ganzen politiſchen und 
irtjchaftlichen Lebens hat. Das politiſche Leben iſt nun ein äußerſt ge⸗ 
yanntes, wie die vorgekommenen Verſtöße und Verhaftungen beweiſen. In 
Acher Situation nun durch Flugblätter und Ausſtellung von Poſten zu ver⸗ 
chen, einem beſtimmten Lokal die Beſucher abzutreiben, iſt nur zu ſehr ge- 
ignet, die politiſche Spannung zu vermehren. Die Gefahr, daß dadurch eine 
störung der öffentlichen Ordnung herbeigeführt wird, iſt um ſo größer, als 
3 ſich um ein Lokal handelt, deſſen Beſucher ſich bisher vorzugsweiſe aus 
en Kreiſen rekrutiert haben, die von den Boykottveranſtaltern vertreten 
erden. Unter Berückſichtigung der geſamten politiſchen Verhältniſſe muß 
eshalb der Verſuch, durch Zwangsmaßregeln die Freigabe des betreffenden 
okals zu erreichen, als ein nicht berechtigter angeſehen werden. Die den 
läger ſchwer ſchädigende, nach dem Vorſtehenden als unberechtigt anzuſehende 
handlung iſt deshalb namentlich im Hinblick auf die politiſchen Verhältniſſe 
ls gegen die guten Sitten verſtoßend anzuſehen und rechtfertigt den Anſpruch 
uf Schadenerſatz. 

Das wäre natürlich Klaſſenjuſtiz kraſſeſter Art. Aber die Gefahr einer 
Achen iſt durch die Berliner Entſcheidung auf dieſem rein zivilrechtlichen 
yebiet in nur zu große Nähe gerückt. Zu ihr muß es mit einer Rechtſprechung 
mmen, die ſich nicht an klare Rechtsnormen hält, ſondern darüber hinaus 
er ſubjektiven Auffaſſung der Richter über das, was im Intereſſe der wirt⸗ 
haftlichen oder politiſchen Entwicklung liegt, Raum gibt. 

Mit Recht hat deshalb der Gewerkſchaftskongreß die Aufmerkſamkeit der 
ffentlichkeit auf dieſe Rechtſprechung und die ſich aus ihr für die Arbeiter— 
wegung ergebenden Gefahren gelenkt. Es iſt notwendig, daß man dieſe 
echtſprechung genau verfolgt. 
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literariſche kundſchau. 


Aare oder Kant. Rede, gehalten am 9. Mai 1908 bei der öffentlichen Feier der b 
Übergabe des Prorektorats der Univerſität Freiburg i. Br. von dem antretenden 
Prorektor Profeſſor Dr. Gerhart v. Schulze-Gävernitz. Freiburg i. Br. und 
Leipzig 1908, Speyer & Kaerner. 56 Seiten. 


Die Leſer der „Neuen Zeit“ wiſſen ſeit Jahren von den Beſtrebungen einer 
Gruppe ernſt zu nehmender bürgerlicher Gelehrter, der ſogenannten Neukantia 
(Natorp, Staudinger, Vorländer und anderer) einerſeits, einer Anzahl wiſſenſchaftl 
tätiger Parteigenoſſen (Max Adler, Otto Bauer und anderer) andererſeits, die 
dialektiſche Methode von Karl Marx und die kritiſche Methode Kants in fruchtbare 
Verbindung miteinander zu bringen. Diejenigen, welche für dieſe Dinge Intereſſe 
haben, werden daher vielleicht gern nach der obengenannten Broſchüre greifen, 
um ſich weiter darüber zu unterrichten. Zweck dieſer Zeilen iſt, davor zu warnen, 
denn ſie iſt völlig wertlos. Es iſt in der Tat unglaublich, was der jetzige Pro⸗ 
rektor der Freiburger Imiverjität, der ſich, jo viel wir wiſſen, im allgemeinen zu 
der liberal⸗ſozialen Kouleur zählt und auf den evangeliſch-ſozialen Kongreſſen eine 
gewiſſe Rolle ſpielt — nicht etwa einer Verſammlung des Reichsverbandes zur der 
kämpfung der Sozialdemokratie, ſondern der illuſtren Schar feiner Kollegen und 
Kommilitonen bei feierlicher Gelegenheit in der „Kunſt- und Feſthalle“ zu Freiburg 
zu bieten wagte. Der Erfolg der Blockparteien bei den letzten Reichstagswahlen 1 
ſcheint dieſem Herrn, der weder in Marx' noch in Kants Lehre auch nur einiger 
maßen einzudringen ſich bemüht hat, derart in die Krone geſtiegen zu ſein, daß en 
Marx „auch“ theoretiſch völlig überwunden wähnt: „Sein Syſtem“, heißt es 
gleich im erſten Abſatz, „befindet ſich heute in offenkundiger Zerſetzung.“ Und nun 
folgt — nicht etwa ein Beweis für dieſe kühne Behauptung, ſondern eine Reihe 
oberflächlicher Tiraden, die darauf berechnet ſind, den Philiſter vor dem blutigen 
Revolutionär, in dem bloß „die Leidenſchaft der Zerſtörung flammte“, dem go 
verlaſſenen Feinde aller Sittlichkeit, dem Verneiner aller Werte, gruſelig zu mach 
„Marx iſt Zerſtörer nicht nur mit dem Kopfe, ſondern auch mit dem Herzen. Die ö 
Wertzerſetzung, die ihm Lebensintereſſe, will Marx auch der Mitwelt aufzwingen“ 
(S. 13). Daß der hiſtoriſche Materialismus mit dem naturwiſſenſchaftlichen gleich⸗ * 
geſetzt wird, daß die „undeutſche Marxſche Weltanſchauung bewußt dem Weſten 5 
entlehnt iſt“ (S. 13), übrigens durch ihre „Hinwegnivellierung“ aller Werte „jede 
eigene een e zerſtört“ (S. 17), daß die „marxiſche Geſchichtsauffaſſung * 
durch Beibringung empiriſchen Stoffes mühelos widerlegt werden kann“ (S. 25) ı und 
„unrealiſtiſche Geſchichtsmetaphyſik“ iſt (S. 34), daß der Arbeiter heute „zum Mif⸗ 
beſitzer des nationalen Kapitals aufſteigt“ (S. 26), das alles ſind für dieſen Ge 
dankenſeiltänzer Kleinigkeiten. Aber er ſcheut ſich in feiner Vornehmheit auch n nicht, 
ſein zum Teil gewiß auch von Damen gebildetes, ausgewähltes Publikum mit den 
abgeſtandenſten Gemeinheiten zu regalieren. Welches iſt die Lebenspraxis des Sozig a- 
liſten? „Voran ſteht die Meſſer⸗ und Gabelfrage. Sit dieſe erſte Frage gelöſt, ſo 
liegt der Wert des Lebens für den Wiſſenden, dem ‚Ideologie' in ihrer durchſchauten 
Nichtigkeit keinen Spaß macht, doch wohl in der Menge eingeheimſten Geſchlechts⸗ 7 
genuſſes. Dieſes Intereſſe ſteht in vielen Fällen hinter der Forderung der ‚fe 
Liebe“, deren ‚Folgen‘ durch Präventivmittel abgewehrt oder durch öffentliche Kinder: 
aufzucht () der Geſellſchaft überwälzt werden ſollen. So rücken Engels und Bebel 
den Geſchlechstrieb in den Mittelpunkt des menſchlichen Lebens ...“ (S. 38). Nur 
ein idealiſtiſcher Zug wird dem deutſchen Sozialismus, ja ſogar dem Marxismus 
nachgerühmt, der ſich „unter Schichtungen materialiſtiſcher Gedankenmaſſen“ wie 
ein gefangener Rieſe recke, „um zu glücklicher Stunde vielleicht laſtende Berge bei⸗ 
ſeite zu wälzen“. „Er lebt in“ — man wird es nicht erraten — „in der Lehre vom 
Zukunftsſtaat, der gerade, weil er nicht beweisbar iſt, ein Gegenſtand opfer r⸗ 
williger Hingabe ſein kann“ (S 39). Daß Marx hiermit „eine verborgene, aber 
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efe Wurzel in die deutſche Vorzeit geſenkt“ haben ſoll, iſt um jo merkwürdiger, 
8 zu Anfang des Pamphlets gerade mit feiner jüdiſchen Abſtammung ſeine Vor⸗ 
ebe für „Zerſetzung heimiſchen Kulturinhaltes“ begründet wurde (S. 8) und am 
marxiſchen Katechismus“ heute in erſter Linie nur noch die Ruſſen (S. 13, 15) 
nd andere „Schriftſteller undeutſchen Urſprungs, jo Kautsky, Roſa Luxemburg und 
dere“ feſthalten, während die offizielle () deutſche Sozialdemokratie vom „Materia⸗ 
smus“ als einem „lendenlahmen Jugendgenoſſen“ abgerückt ſein ſoll! (S. 14). 
hun, genug und übergenug dieſes Unſinns! — Der brave Kant aber erſcheint 
nmer nur auf der Bildfläche, um dem böſen Marx als Muſterknabe entgegen⸗ 
ehalten zu werden. Die Neukantianer innerhalb und außerhalb der Partei werden, 
as ſind wir überzeugt, trotz des Lobes, das von Schulze⸗Gävernitz zum Beiſpiel 
Rar Adler und K. Eisner geſpendet wird, weit von einem ſolchen „Bundesgenoſſen“ 
brücken, der, wenigſtens nach dieſem Elaborat zu urteilen, weder von Philoſophie 
och von Nationalökonomie noch von der deutſchen Arbeiterbewegung etwas ver- 
eht. Der ſozialdemokratiſche Arbeiter aber wird ſeine Mark beſſer verwenden als 
ir Anſchaffung dieſes Pamphlets, das nur einen ſymptomatiſchen Wert als Grad⸗ 
zeſſer des Tiefſtandes der Marxbekämpfung in gewiſſen deutſchen Profeſſorenkreiſen 
eſitzt. Ph. 


S. A. Hinds, American Communities and cooperative colonies. Chicago, C. H. Kerr 
& Co. 608 Seiten. 5 


Der Verfaſſer, ſeit 1904 Präſident der Oneidageſellſchaft, die ehedem durch 
ren Kommunismus und ihre Weibergemeinſchaft bekannt war, gibt hier eine Dar⸗ 
ellung faſt aller kommuniſtiſchen Experimente in Nordamerika, vom ſiebzehnten 
sahrhundert bis in die neueſte Zeit. Eine Kritik vom Standpunkt des modernen 
ziſſenſchaftlichen Sozialismus darf man in dem Buche nicht ſuchen. Es bietet eine 
echt formloſe Sammlung von Daten über dieſe eigenartigen Erſcheinungen, aber 
3 iſt die vollſtändigſte, die wir beſitzen, und ſie beruht nicht auf bloßen Berichten 
nderer, ſondern zu großem Teil auf eigenen Erfahrungen des Autors. Sie iſt 
lo von jedem zu beachten, der ſich über die kommuniſtiſchen Kolonien Amerikas 
unterrichten will. f K. 


Zeitſchriftenſchau. 


„The Socialist Review“ vom November bringt einen bemerkenswerten 
lrtikel von H. Ruſſell Smart über „Die Zukunft des Parlamentes“. Er ſucht 
en Grund, weshalb die parlamentariſche Maſchinerie ſo ſchwerfällig arbeitet, daß 
e faſt keine Reſultate an Reformen zeitigt, und findet ihn in der ganzen ver⸗ 
teten Einrichtung des Regierungsſyſtems. Früher regierte der Fürſt durch feine 
Niniſter und das Parlament. vertrat ihm gegenüber die Wünſche des Volkes. Heute 
ſt der Fürſt ein Ornament; aber an ſeiner Stelle regiert nicht das Volk ſelbſt. 
die Regierung liegt in den Händen eines Miniſteriums, einer Clique von Grund⸗ 
ind Finanzmagnaten oder einflußreicher Juriſten, die die politiſche Gewalt in ihren 
händen konzentriert haben. Sie find nicht die Diener, ſondern die Beherrſcher des 
zarlamentes, das ſelbſt auch nur eine formelle Macht hat. Das Majoritätsſyſtem 
ewirkt, daß unſere Wahlen zu einem unblutigen Bürgerkrieg, zu einer Schlacht 
weier Armeen werden. Die Mehrheit iſt das ſiegende Heer, ſeine Führer legen 
te Hand auf die öffentlichen Amter; fie belohnen ihre Offiziere mit den unter⸗ 
ſeordneten Verwaltungsämtern, und fie regieren das Land wie die Generäle einer 
robernden Armee. Die geſchlagene Minorität, die das nächſte Mal auf den Sieg 
offt, arbeitet nicht loyal an der Geſetzgebung mit, ſondern durchkreuzt möglichſt 
ie Arbeit der Regierung, um fie zu diskreditieren. Die regierenden Parteihäupter 
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haben zugleich die Parteimaſchinerie in ihren Händen; fie verfügen über die Kan⸗ 
didaturen und fordern Disziplin und Gefolgſchaft von den Mitgliedern der 
Fraktion. Ein gewöhnliches Parlamentsmitglied hat nicht mehr Einfluß als ein 1 
Soldat auf den Generalſtab der Armee. Sein politiſches Gewiſſen hat er dem 
Miniſterium anvertraut; perſönlich mag er oft andere Anſichten haben, aber er mu 
gehorchen; und er gehorcht in der Hoffnung, auch einmal zu den leitenden Stellen n 
emporzuklettern. Die reichen Geldgeber, die die Wahlkoſten tragen, und nicht die 
Maſſe der Mitglieder herrſchen in der Partei. Eine Kamarilla ohne geſetzliche 
Sanktion regiert das Land, ohne auf die Gegner oder gar auf die eigene Gefolge 
ſchaft zu hören. Oder beſſer, zwei Cliquen regieren abwechſelnd, die wie Kräme 1. 
um die Gunſt des Publikums ſtreiten, aber deren Waren gleich ſchlecht ſind. Das 
Parlament könnte gerade ſo gut ſofort nach Schluß der Wahlen nach Hauſe gehen; 
ſeine geſetzgeberiſche Technik iſt bis ins Lächerliche ungenügend. x 
Es darf uns nicht verwundern, daß viele gegen den Sozialismus, gegen die 
Verſtaatlichung der Induſtrie ſind, denn ſie ſehen die Unfähigkeit der öffentlichen 
Verwaltungen, und ſie bedenken nicht, daß der Sozialismus zugleich eine Deu 
kratiſierung der ganzen Verwaltung anſtrebt. Die Schuld dieſer Unfähigkeit liegt 
in den Miniſterialbureaus, gegen deren Geſchäftsroutine die energiſchſten Miniſter 
machtlos ſind. Miniſter ſind vergänglich; die Bureaubeamten bleiben. Ohne ihre 
ſtille Mithilfe vermag ein Miniſter nichts; ſie machen ihm, wenn er ihre behag 
licher Ruhe nicht ſtört, das Amt leicht; wenn er fie aber aus ihren Gewohnheiten 
aufjagt, wenn er wirkliche Arbeit erheiſcht, Taten ſehen laſſen will, können ſie ihn 
nur zu oft blamieren und ſtolpern laſſen. Und bald verſchwindet der Störenfried. 
Das konſtitutionelle Syſtem der Regierung iſt alſo zu einer guten Verwaltung 
gerade ſo unfähig wie der Deſpotismus. Es iſt eine Illuſion, daß unter ihm das 
Volk, die Wählerſchaft regiert. Soll die Demokratie zur Tatſache werden, ſo genügt 
es nicht, eine andere Partei an die Stelle der alten zu ſetzen. Die ganze Maſchinerie 5 
muß umgebaut werden. An Stelle eines „homogenen“ Miniſteriums ſollen Par⸗ 
lamentsausſchüſſe treten, die die verſchiedenen Gebiete verwalten; ſolche Ausſchüſſe 
bleiben beſtehen, wenn einzelne Mitglieder ausfallen und neue hinzutreten. Sie 
haben ſich in der Gemeindeverwaltung bewährt. Auch für neue Geſetze, die von 
Mitgliedergruppen eingebracht werden, werden Kommiſſionen zur techniſchen Durch⸗ E 
beratung gebildet. Dieſe Verwaltungsform wäre als demokratiſche an die Steig 5 
des heutigen Cliquendeſpotismus zu ſetzen. 
Der Autor betrachtet in dieſen Ausführungen die Regierung nur als ver⸗ 
waltende Körperſchaft; es iſt richtig, daß ſie als ſolche an dem Ideal einer demo⸗ 
kratiſchen Selbſtverwaltung gemeſſen völlig unfähig erſcheint. Aber das Parlament 
iſt in dieſer Geſellſchaft für die Herrſcher ein Herrſchaftsinſtitut, für die Ber 
herrſchten ein Kampfesfeld zur Entfaltung des Klaſſenkampfes. Es wird auch in 
England zuerſt dazu dienen müſſen, dem proletariſchen Klaſſenkampf eine Len 3 
heit zum Emporkommen zu bieten, bevor von einer Demokratiſierung der Verwal⸗ 
tung je die Rede ſein kann. 
„Der Sozialismus an der Arbeit in Amerika“ (Socialism in Action in di 
America) iſt der Titel eines Aufſatzes von John Martin in New Pork. Der 
Autor ſtellt die Behauptung auf, daß in Amerika jetzt mehr praktiſcher S0 
lismus verwirklicht wird als in irgend einem anderen Lande. Zum Beweis zählt 
er folgende Tatſachen auf. In Amerika ſind die öffentlichen Badeanſtalten unent⸗ 
geltlich und Handtücher und Seife werden gratis beigegeben. Ein neugegeabenet 
Kanal ſteht ohne Zollabgabe jedem Schiffe frei. Das Ackerbauminiſterium hat e 
„Bureau für Pflanzeneinführung“, das die Bauern mit neuen Getreidearten und 
Nutzpflanzen bekannt macht, ſie unentgeltlich mit gedruckten Ratſchlägen verſieht, 
ihnen alle mögliche wiſſenſchaftliche Aufklärung gibt, die Schädlinge für ſie bekämpft 
und ausrottet und ferner gegen Pflanzenſeuchen großzügige Bekämpfungsmaßnahmen 1 
trifft, alles koſtenfrei. In den trockenen Gebieten des 1 wäre ein individueller 
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ampf um das Waſſer verhängnisvoll geweſen; die Staaten haben dort ſozialiſtiſche 
winzipien in der Waſſerregelung und Waſſerverteilung durchgeführt. Staatsbeamte 
erteilen das Waſſer des Fluſſes über die Ländereien. Erſt durch ſolche Waſſer⸗ 
gulierung find die dürren Länder urbar zu machen. Als aber das Privatkapital 
ch noch nicht heranwagte, wurde durch ein Geſetz von 1902 das Werk von Staats 
regen in Angriff genommen. Kanäle wurden gegraben, Eiſenbahnen, Telephone und 
ektriſche Zentralen, Straßen und Flußdämme wurden gebaut, 3 Millionen Aeres, 
ie 3 Millionen Menſchen ernähren können, find mit 400 Millionen Mark Koſten 
rbar gemacht. Ferner ſollen im Oſten 77 Millionen Acres Sumpfland der Kulti⸗ 
erung eröffnet werden; nach dem Projekt wird es 12 Milliarden Mark koſten und 
ir 10 Millionen Menſchen Wohnſitze ſchaffen. Fortwährend iſt der Staat daran, 
inen Waldbeſitz auszudehnen. Was an Mineralſchätzen noch frei iſt — auch noch 
2 Millionen Acres Kohlengebiet — fordert Rooſevelt für die Staaten, die dies 
yebiet ſelbſt feſthalten ſollen. Eine große Zukunft hat die Waſſerkraft als Quelle 
es elektriſchen Betriebs; damit ſie nicht in die Hände der Privatmonopoliſten fallen, 
at Rooſevelt eine Konferenz von Gouverneuren zuſammenberufen, auf der das 
fentliche Eigentum an den natürlichen Reichtümern des Landes als Prinzip feſt⸗ 
eſtellt wurde. Das iſt der reinſte Sozialismus, fo ſehr die Teilnehmer der Kon: 
renz das Wort Sozialismus verabſcheuen mögen. „Nie wurde in der Weltgeſchichte 
ne Konferenz abgehalten, die für den Fortſchritt des Sozialismus von größerer 
ſedeutung war, als dieſe erſte Gouverneurkonferenz.“ 

Der Autor hat offenbar eine ſeltſame Idee vom Sozialismus. Die Haupt⸗ 


eee bee in „Sozialismus“ Rooſevelts, 
iejes erbitterten Feindes der Arbeiterklaſſe, beſteht in feiner Gegnerſchaft gegen 
ie großen Monopoliſten, in ſeinem Verſuch, die politiſche Gewalt aus einem willen⸗ 


terung für die Bauern — wie auch der Neu⸗ 
iniſters Seddon — iſt nicht mehr Sozialismus 


en kleinen Privatproduzenten eine ſozialiſtiſche 


In dem Novemberheft von „The Socialdemocrat“ ſchreibt H. Quelch über 
Die Zukunft der Arbeiterpartei“. Die Arbeiterfraktion im Parlament hat als 
olitiſches Inſtrument der Arbeiterklaſſe verſagt. Sie hat nicht eingeſehen, daß das 
arlament eine Vertretung der Bourgeoisintereſſen iſt; in einer ſolchen Verſamm⸗ 
ing kann eine Arbeiterfraktion nur eine oppoſitionelle Gruppe ſein; ihr Beruf iſt 
icht, Geſetze zu machen — das kann eine kleine Minorität nicht —, ſondern Oppo⸗ 
tion zu machen, die Mehrheit zu kritiſieren, vorwärts zu treiben, wenn nötig durch 
bſtruktion, ähnlich wie es früher die Iren machten. Die Arbeiterpartei hat aber 
or allem die äußere Form ängſtlich gewahrt; ſie fürchtete ſich, den parlamen⸗ 
wiihen Anſtand zu verletzen, und hoffte durch Entgegenkommen Konzeſſionen zu 
langen. Die Enttäuſchung, die ſie hervorgerufen hat, betrifft namentlich die Frage 
er Arbeitsloſen. Ihre eigene Geſetzesvorlage kommt nicht zur Verhandlung; ſie 
ußte die Regierung nötigen, etwas zu tun, und mußte ſich ſelbſt zum Verfechter 
er verhungerten, empörten Maſſen da draußen machen. Das erklärt eben die Be⸗ 
ziſterung, die Grayſons, wenn auch noch jo ungeſchicktes Auftreten hervorrief; 
icht, weil ſie die Unordnung um jeden Preis lieben, jubelten die Arbeiter Grayſon 
, ſondern weil ſie wünſchen, daß ihre Vertreter für fie kämpfen, und dabei nicht 
or Unordnung und Verletzung der Geſchäftsordnung zurückſchrecken. Die Arbeiter⸗ 
aktion hat wie begeiſterungsloſe, weiſe Politiker handeln wollen und nichts er⸗ 
nicht, als die Enttäuſchung der Maſſen. Sie hat ſich eng mit den Liberalen ver— 
ündet und wird deren Sturz bei den nächſten Wahlen mit erleiden. Die Fehler 
es Anfanges ſind nicht ganz wieder gutzumachen; aber die Erfahrung kann als 
ehre für ſpäter dienen. 


— 
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hamlet ohne helden. 


Berlin, 19. Dezember 1908. 


„Den König ſtrammen“ war der techniſche Ausdruck für das Bemühen der 
höfiſch⸗junkerlichen Kamarilla, den nach dem 18. März 1848 gänzlich nieder⸗ 
gebrochenen König Wilhelm IV. wieder zu neuen Taten ſouveräner Selbſt⸗ 
herrlichkeit anzuſpornen. Nach den hier und da in der bürgerlichen und nicht 
zuletzt auch offiziöſen Preſſe auftauchenden Nachrichten ſollen ähnliche Be⸗ 
mühungen jetzt wieder am Werke ſein, und wenn es auch nicht gemeldet 
würde, ſo müßte man es vorausſetzen. Es kann gar nicht anders ſein, als 
daß der Zuſammenbruch der letzten Zeit die höfiſchen Cliquen durcheinander⸗ 
zewirbelt hat und daß der höfiſchen Intrigen Spiel wieder in ſeiner Sünden 
Blüte ſteht. 

Iſt die Tatſache ſelbſtverſtändlich und unzweifelhaft, ſo iſt freilich das 
Wie? und Wo? um ſo dunkler, und es lohnt ſich auch nicht, ſich darüber den 
Kopf zu zerbrechen und den Schachzügen nachzuſpüren, die die feindlichen 
Cliquen in den bürgerlichen Blättern gegeneinander vollführen. Im ganzen 
und großen läßt ſich nur erkennen, daß die oſtelbiſchen Landjunker ſich von 
teuem in der Tätigkeit üben, die fie ſchon 1848 mit einem für ſie ſo erfreu⸗ 
ichen Erfolg vollbracht haben, während die weſtelbiſchen Schlotjunker nach 
vie vor äußerſt erbittert ſind und von dem „Bankrott der Krone“ in einem 
Tone ſprechen, der an erfriſchender Deutlichkeit kaum etwas zu wünſchen 
übrig läßt. Dieſe Verteilung der Rollen läßt ſich auch ſehr gut verſtehen; 
ür die bankrotten Junker des Oſtens ift der abſolute König, „wenn er ihren 
Willen tut“, die ſicherſte und unentbehrlichſte Trumpfkarte in ihrem Spiele, 
vährend die potenten Kapitaliſten des Weſtens von einer Ehrfurcht vor dem 
Königtum oder ſonſt einer himmliſchen oder irdiſchen Macht, die ihnen ihre 
eofitablen Geſchäfte ſtört, in keiner Weiſe gebändigt werden. Die „Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſche Zeitung“ und ſelbſt die „Kölniſche Zeitung“ gebärden ſich, als ob 
ie mindeſtens ſchon mit einem Fuße auf der Barrikade ſtänden, und ſelbſt 
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die Abſicht der Krone, einige Schlöſſer am Rhein zu verkaufen, wird als ein . 
Attentat auf die heiligſten Gefühle der rheiniſchen Bevölkerung an die Wand 5 
gemalt, ſo gleichgültig dieſer Bevölkerung vermutlich das Schickſal der mei x 
oder weniger verfallenen Baracken fein mag. | 
Über all dem lauten und leiſen Rumoren wird aber ganz vergeſſen, die 
vaterländiſchen Feſte zu feiern, wie ſie fallen, was ſonſt ja gewiß nicht der . 
Fehler des neudeutſchen Regiments war. Allerdings iſt noch vor einigen 
Wochen der hundertſte Geburtstag der preußiſchen Städteordnung geehrt 
worden mit dem herkömmlichen Tamtam und dem herkömmlichen Aufwand an 85 
Schönfärberei; namentlich wurde dabei in aller patriotiſcher Sittſamkeit ver⸗ 
ſchwiegen — auch von dem ſtädtiſchen Redner im Berliner Rathaus —, daß 13 
die heutige Städteordnung in ihrem entſcheidenden Geſichtspunkt nur eine 3 
Karikatur auf die Städteordnung Steins iſt. Aber dann hat man aufgehört, 
der Zeit von vor hundert Jahren zu gedenken, obgleich ſie gar ſehr an die g 
heutige Zeit erinnert und ein ſo klaſſiſches Bild höfiſchen Intrigenſpiels bietet, 
wie man ſich nur wünſchen mag. 5 
König von Preußen war damals Friedrich Wilhelm III., der bei Jena ſo 5 
höchſt verdiente Prügel erhielt, aber als unvergleichlicher „Heldenkönig“ durch 
mindeſtens drei bronzene oder marmorne Bildſäulen in Berlin verewigt iſt. 
Das grauenvolle Unglück, das er über den Staat gebracht hatte, rührte ihn 
nicht im mindeſten; er ſchrieb nur Briefe voll hündiſcher Kriecherei an den 
Sieger Napoleon, den er außerdem auf Koſten der preußiſchen Staatskaſſe in en 
Berlin bewirten ließ; es ijt eine in der Geſchichte wohl einzig daſtehende Tat⸗ 
ſache, daß ein beſiegter, in den letzten Winkel ſeines Reiches gejagter Fur. 
den Eroberer in ſeiner Hauptſtadt als willkommenen Gaſt freihalten läßt. Da 
Napoleon aber nicht gerade an Sentimentalität litt, ſo war mit alledem nichts 
ausgerichtet, und nun ließ Friedrich Wilhelm III. die Dinge gehen, wie ſie 
wollten. Von Stadt zu Stadt gejagt, behielt er doch noch Zeit, höfiſche Jagden 
abzuhalten, und von den Prügeln, die noch auf ſeinem Rücken brannten, ſprach 
er wie von Ereigniſſen, die ihn nicht im entfernteſten angingen. Die englifchen | 
und ruſſiſchen Diplomaten, die ihn auf ſeiner Flucht begleiteten, wiſſen nicht 5 
genug von ſeiner Apathie zu erzählen; einer von ihnen ſchrieb: „Er hat, ſcheint * 
es, noch zehn Königreiche zu verlieren, er verdient kein beſſeres Los;“ und 
ſelbſt die Oberhofmeiſterin ſeiner Gemahlin meinte: „Seine Laune und fein 
Verblendung ſind unſer Unglück.“ 1 
Dennoch wußte Napoleon auch dieſe träge Maſſe von Fleiſch und Knochen 1 
auf die Beine zu bringen, indem er dem König nach dem Frieden von Tilſit 
den Freiherrn vom Stein zum Vormund ſetzte. Der fremde Eroberer hatte 2 
größeres Mitleid mit dem verwüſteten und zerſtörten Lande, als fein Ange 
ſtammter von Gottes Gnaden, der nun freilich, eben in ſeinem Gottesgnaden⸗ 
dünkel gekitzelt, wie ein ſtätiſches Maultier, gegen den ihm geſetzten Vormund 
auszuſchlagen begann. Stein war aber nicht der Mann, ſich von NV 
Leuten ſchrecken zu laſſen, und durfte ſich zunächſt mit einiger Genugtuung jagen? 
„Ich bin damit zufrieden, wie mich der König fürchtet.“ Das ging nun aber 5 
nur, ſolange es ging, denn die höfiſchen Cliquen waren alsbald bei der Hand, 
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den unbequemen Miniſter wegzubeißen, natürlich mit Mitteln, die einer ſo er⸗ 
auchten Geſellſchaft würdig waren. 
Zunächſt verrieten ſie einen Brief Steins, von dem ſie wußten, daß er | 
inen franzoſenfeindlichen Inhalt habe, an die franzöſiſche Polizei. Dann 
nachten ſie die Königin Luiſe und ſämtliche Prinzeſſinnen des erlauchten 
derrſcherhauſes mobil, weil Stein auf Einſchränkungen der verſchwenderiſchen - 
dofhaltung drängte. Die deutſche Literatur kennt nichts Rührenderes, als die | 
Schmerzensſchreie dieſer edlen Frauen über den drohenden Hungertod, weil ſie 
nittags nur vier und abends nur drei Gerichte auf die Tafel bekamen, zur | 
Zeit, wohlverſtanden, wo der Hungertyphus in den Provinzen raſte, die der . 
hreußiſchen Krone noch verblieben waren. Dann aber wurde dem Faſſe der | 
Boden ausgeſchlagen, als die Königin auf den glorioſen Einfall geriet, eine 
Sinladung des von ihr vergötterten Zaren nach Petersburg anzunehmen. 
das war nicht nur politiſch im höchſten Grade unſchicklich, weil der Zar im 
Frieden von Tilſit ſeinen preußiſchen Bundesgenoſſen aufs ſchnödeſte verraten | ! 
hatte und ihn nun in Petersburg haben wollte, um ihn wieder zum willen⸗ 
oſen Ruſſenknecht zu machen, ſondern auch pekuniär unmöglich, da kein Geld 
‚a war, die Pracht⸗ und Prunkreiſe zu bezahlen. Königliche Schlöſſer gab 
3 damals nicht zu verkaufen, da ſie ſich meiſtens in Feindeshand befanden. 
Indeſſen die Königin wußte Rat, indem ſie für ihre Vergnügungstour 
ine Summe Geldes beanſpruchte, die der verheerten Landſchaft Maſuren ge⸗ 
örte und für deren Wiederherſtellung beſtimmt war. Davon wollte Stein 
is ehrlicher Mann nichts wiſſen, zumal da er ſchon aus politiſchen Gründen 
ie Reife nach Petersburg verwarf, die übrigens auch — um das gleich vor⸗ 
begzunehmen — die von ihm befürchteten Folgen gehabt hat, indem die 
weußifche Politik trotz der Tilſiter Erfahrungen wieder in die alte Ruſſen⸗ 
nechtſchaft verfiel. Die Königin ließ nun alle höfiſchen Minen ſpringen, um 
stein zu ſtürzen; ihre Gehilfen dabei waren ihre Oberhofmeiſterin v. Vo 
md der Staatsrat Nagler, von denen Schön, a n Enn ade 
„Dezember 1808 in ſein Tagebuch ſchrieb: „Wie ſollte die Frau (v. Voß) 
icht unwahr fein können, da fie ſechzig Jahre bei Hofe iſt? Ihr Intimus 
tagler wird ſchon das Seinige tun. Dieſer Mann zeigt klar, was das Extrem 
er Pfiffigkeit iſt. Keine Küchenmagd iſt ihm zu ſchlecht, um ſie nicht — wie 
r ji) ausdrückt — zu bearbeiten. Er putzt Schuhe und trägt Taſſen aus, 
m nur ſeine Pläne auszuführen. Er iſt an die Königin gekommen und ihr 
tatgeber. Sie iſt in guten Händen.“ Mit dieſen Helfershelfern arbeitete die 
königin an dem Sturze Steins. Stein machte noch am 22. November 1808 
inen Vorſtoß gegen die höfiſche Intrige: „Das Wohnzimmer der Frau v. Voß 
rd von Beſuchern nicht leer; hier erſcheinen Geſandte, Soldaten, Geſchäfts⸗ 
zute, Menſchen aller Art und Sinnes — wie iſt bei einer ſolchen Einrichtung ein 
zeheimhalten möglich, und die wichtigſten Dinge werden zu Stadtgeſprächen.“ 
lber der ehrliche Stoß glitt an dem Lug⸗ und Trugſyſtem der höfiſchen Mine 
bz ſchon zwei Tage ſpäter, am 24. November 1808, war Stein entlaſſen. 
Ein tragikomiſches Nachſpiel ergab ſich dann noch dadurch, daß die Königin 
on Nagler die Briefe zurückverlangte, die ſie ihm in dieſer Haupt⸗ und Staats⸗ 
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affäre geſchrieben hatte. Deſſen weigerte ſich der Pfiffikus, und die Königin 
klagte, daß ſie eine Schlange an ihrem Buſen genährt habe. Trotzdem oder 
vielleicht auch eben deshalb machte Nagler eine glänzende Karriere im preußiſchen 
Staate; er wurde ſpäter preußiſcher Geſandter am Bundestag in Frankfurt a. M. 
und einer der ruchloſeſten Demagogenverfolger, dazu aber preußiſcher General⸗ 
poſtmeiſter, als welcher er den Maſſenbriefdiebſtahl in jo raffiniert⸗ſpitzbübiſcher 
Weiſe organiſierte, wie das nirgend ſonſt je erhört worden war. | 
Sieht man von dieſen Briefen der Königin ab, jo liegt die damalige höfiſche 
Intrige in den Briefen und Denkwürdigkeiten Steins und Schöns, Boyens 
und Scharnhorſts klar vor, und man kann ſich danach ein lebhaftes Bild da⸗ 
von machen, wie es bei ſolchen ſtaatsretteriſchen Aktionen hergeht. Das iſt 
immerhin ein gewiſſer Erſatz für die Unkenntnis der höfiſchen Intrige, die nach 
den Andeutungen der bürgerlichen und ſelbſt der offiziöſen Preſſe ſich gegen⸗ 
wärtig am preußiſchen Hofe abſpielen follen.X Natürlich wiederholen ſich die 
Dinge niemals genau ſo; wir haben keine „Nationalheilige“, wie die Königin 
Luiſe, auch wäre in Petersburg gegenwärtig verzweifelt wenig Erquickung und 
Troſt zu holen, und vor allem, wir haben keinen Stein, der geſtürzt werden kann. 
Indeſſen alles das iſt nicht entf cheidend, und am wenigſten der letzte Punkt. 
Bülow iſt gewiß kein Stein, aber bei ſeinen beſcheidenen Mitteln muß ſich 
der Block daran genügen laſſen, wie jene Dorfkomödianten, den Hamlet ohne 
Helden zu ſpielen. | 


Abſchaffung aller indirekten Steuern. 
Von Hans Schiller (Semeindebevollmächtigter in Fürth). 


Je mehr es unſerer Partei gelingt, in geſetzgebende Körperſchaften einzudringen, 
deſto mehr zeigt es ſich, daß auch wir nicht umhin können, wenn wirklich praktiſche 
Arbeit geleiſtet werden ſoll, den beſtehenden Verhältniſſen Rechnung zu tragen. 
Gar manchmal fühlt der zu ſolchen Arbeiten Berufene, daß er ſich mit dem Partei⸗ 
programm in Widerſpruch ſetzt, wenn er der nach feiner Auffaſſung richtigen 
Meinung Ausdruck verleiht, und auch umgekehrt, daß er gegen ſeine wirkliche 
Meinung verſtößt, wenn er in einzelnen Punkten ſtarr nach unſerem Programm ſich 
verhält. Die Diskuſſionen über die „Budgetbewilligung“ zeigten recht deutlich, daß 
man überzeugter Sozialdemokrat ſein kann und ſich doch anders verhalten muß, 
als wie uns Parteitage und Parteiprogramm vorſchreiben. Aber dieſe Budget⸗ 
bewilligungen ſollen nicht Gegenſtand dieſer Beſprechung ſein, ſondern es ſollte 
dadurch nur wieder nachgewieſen werden, daß Theorie und Praxis ſehr oft zweierlei 
Dinge ſind. 

Ein anderer Teil unſeres Programms iſt es, der wohl auch als ſpruchreif be⸗ 
trachtet werden kann und dem dieſe Zeilen gelten ſollen, das iſt: Abf chaffung 
aller indirekten Steuern. 

Als dieſer Satz mit in unſer Programm aufgenommen wurde, wird man wohl 
die indirekten Steuern des Reiches im Auge gehabt haben, deren enorm hohe 
Sätze ſchon früher beſtanden und durch den neuen Zolltarif von 1902 noch weiter 
beträchtlich erhöht wurden. Mit Recht hat die Sozialdemokratie dahin zu wirken, 
daß dieſe indirekten Reichsſteuern abgeſchafft würden, die Rückwirkung würde ſich 
ſehr bald bemerkbar machen. Die vorhandene Konkurrenz, ganz beſonders in der 
Lebensmittelbranche, würde dafür ſorgen, daß, wenn auch nicht der geſamte Zoll⸗ 
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nachlaß, ſo doch ein ſehr erheblicher Teil dem Konſumenten zugute käme, und ganz 
beſonders den Konſumgenoſſenſchaften würde hier die Aufgabe zufallen, preis⸗ 
regulierend zu wirken. Auch bei Neueinführung indirekter Steuern in Staat wie 
in Gemeinde müſſen wir unbedingt gegen ſolche Stellung nehmen, worüber man 
aber an dieſer Stelle ſelbſtverſtändlich kein Wort zu verlieren braucht. Nur um 
Mißverſtändniſſen vorzubeugen, ſei es hier angeführt. 

Wie aber ſteht es mit der Abſchaffung aller indirekten Steuern in den Ge⸗ 
meinden? Bisher haben alle Genoſſen, die in Gemeinden mitzuraten haben, ſtets 
gegen die Weitererhebung indirekter Steuern geſtimmt. Wird ſich dies aber auch 
für die Folge weiter durchführen laſſen? Der Praktiker muß dies verneinen. Bei 
den indirekten Reichsſteuern iſt das Pfund immer mit ganzen Pfennigen belaſtet, 
zum Beiſpiel das Fleiſch mit 22,5 Pfennig, Kaffee mit 20 Pfennig, Speck mit 
18 Pfennig, Schmalz mit 6 Pfennig, Zucker mit 7 Pfennig, das Liter Petroleum 
mit 6 Pfennig. Die Aufhebung ſolcher Steuern müßte, wie ſchon oben erwähnt, 
unbedingt vom Konſumenten geſpürt werden. Dagegen kommt bei den indirekten 
Steuern in den Gemeinden zum weitaus größten Teile immer nur ein Bruchteil 
eines Pfennigs in Betracht. Da erhebt eine Gemeinde zum Beiſpiel für einen 
Ochſen 3,85 Mark, für einen Stier oder eine Kuh 1,70 Mark, für ein Schwein 
43 Pfennig, für einen Zentner Fleiſch 65 Pfennig, für einen Zentner Mehl 65 Pfennig, 
für einen Zentner Brot 70 Pfennig, für ein Hektoliter Bier 65 Pfennig. 

Auch nicht ein Artikel iſt dabei, wo das Pfund mit einem vollen Pfennig be⸗ 
troffen würde. Angenommen nun, unſere Partei würde in einer Gemeinde, in der 
ſolche Sätze beſtehen, die Mehrheit im Gemeindeparlament haben. Auf Grund 

unſeres Programms dürfen die Genoſſen nicht für die Weitererhebung dieſer Ab⸗ 
gaben ſtimmen. Die Folge davon iſt, daß der Ausfall durch die Gemeindeumlagen 
gedeckt werden muß. a 

Nehmen wir an, die Gemeinde rechne mit einem Staatsſteuerſoll von 750000 Mark, 

der Ausfall betrüge aber, wie bei einem vorliegenden Haushaltungsbudget, nur für 


Getreide-, Mehl-, Brotaufſchlag. 95000 Mark 
Malz⸗ und Bieraufſchlag 80000 = 


Zuſammen 175000 Mark 


Der Ausfall dieſer indirekten Steuern würde alſo einer Erhöhung der direkten 
Gemeindeſteuer um rund 23 Prozent gleichkommen. Da dies aber nur der Ausfall 
von zwei indirekten Steuern iſt, ſo kann ruhig berechnet werden, daß bei Aufhebung 
aller indirekten Gemeindeſteuern ein Defizit von 50 Prozent entſteht. Rechnet man 
die Veranlagung eines Arbeiters zur Einkommenſteuer im Durchſchnitt mit 4 Mark, 
ſo wird dies eine Erhöhung der Gemeindeumlagen um 2 Mark pro Jahr bedeuten. 
Hat nun aber der Konſument bei der Einführung obenerwähnter Verbrauchs⸗ 
abgaben ſicherlich jeden halben Pfennig dem Zwiſchenhändler mit einem ganzen 
Pfennig bezahlen müſſen, ſo wird er unter den gleichen Verhältniſſen bei der Auf⸗ 
hebung weder beim Mehl oder Brot, noch bei Fleiſch oder Bier auch nur einen 
Pfennig weniger bezahlen dürfen. Es wird im Gegenteil etwas eintreten, was wir 
auf keinen Fall wünſchen können, der Zwiſchenhändler, der ſchon bei der Einführung 
der indirekten Steuer anſtatt 0,65 Pfennig vom Konſumenten 1 Pfennig, alſo 
0,35 Pfennig mehr abverlangt hat, wird bei der Abſchaffung dieſe 0,65 Pfennig 
noch dazu in die Taſche ſtecken und jedem ganz einleuchtend erklären, daß er doch 
bei einer Einſparung von 0,65 Pfennig nicht um 1 Pfennig billiger verkaufen könne. 

Den ganzen Ausfall, den der Arbeiter mit 2 Mark pro Jahr im angezogenen Falle 
mitdecken muß, ſteckt der Zwiſchenhandel in die Taſche. Daß unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden der Satz in unſerem Programm mit der Übertragung auf die Gemeinden 
richtig iſt, dürfte dem größten Teile der Arbeiterſchaft wohl ſchwerlich begreiflich 
gemacht werden können. Es könnte hier höchſtens eingeworfen werden, daß, wie 
es zum Beiſpiel im bayeriſchen Gemeindewahlprogramm, Abſatz 6, heißt, durch Ein⸗ 
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richtung von gemeindlichen Schlächtereien, Bäckereien uſw. ein Ausgleich geſchaffen 
werden könne. Auch dieſer Einwurf kann nur einen problematiſchen Wert haben. 
Sicher würden ſolche Einrichtungen dazu beitragen, daß genannte Produkte billiger 
würden, und zwar dadurch, daß durch größeren Einkauf, rationelleren Betrieb in⸗ 
folge Einführung von Maſchinen, größeren Umſatz uſw. Verbilligung herbeigeführt 
werden könnte, aber eine Verbilligung auf Grund der Abſchaffung indirekter Steuern 
könnte auch bei dieſen Einrichtungen nur bei Abnahme größerer Quantitäten durch⸗ 
geführt werden, und die Arbeiterſchaft im allgemeinen würde keinen fühlbaren 
pekuniären Vorteil haben. 

Dann noch eins. Gelegentlich der Annahme des neuen Zolltarifs im Reichstag 
wurde auch beſchloſſen, ab 1910 alle indirekten Abgaben in den Gemeinden zu be⸗ 
ſeitigen. Sollten wirklich die bürgerlichen Parteien, welche dieſem Verbot ihre Zu⸗ 
ſtimmung mit gaben, nur für das Wohl der arbeitenden Bevölkerung und nicht in 
erſter Linie für die Taſchen des notleidenden Mittelſtandes beſorgt geweſen ſein? 
Kann dieſes Verbot nicht vielmehr als eine Liebesgabe an den Mittelſtand in 
Stadt und Land betrachtet werden, als Aquivalent dafür, daß ja auch dieſer durch 
den neuen Zolltarif mitgetroffen wird? Auf der einen Seite die Bewilligung ganz 
horrender indirekter Steuern für das Reich, auf der anderen Seite als Palliativ⸗ 
mittelchen das Verbot der Erhebung indirekter Steuern in den Gemeinden, ſo wird 
die Arbeiterſchaft mit doppelten Ruten geſchlagen. Wenn unſere Abgeordneten dem 
letzteren Beſchluß zuſtimmten, waren ſie dabei ſicherlich von dem beſten Gedanken 
beſeelt, ob es aber richtig war, wird erſt die Zukunft lehren. 05 | 

Sehr erwünſcht wäre es, wenn dieſe Ausführungen eine Diskuſſion hervor: 
rufen würden, insbeſondere unter den Genofjen, welche in den Gemeinden mit tätig 
ſind, denn eine Anderung dieſes Programmpunktes dürfte ſehr notwendig ſein. 


Die indirekten Steuern in der Gemeinde. 
Von K. Kautsky. 


Der Genoſſe Schiller ſchloß mit dem Wunſche, ſeine Ausführungen über die 
Abſchaffung der indirekten Steuern möchten eine Diskuſſion hervorrufen, an der 
ſich namentlich die Praktiker in den Gemeindevertretungen zu beteiligen hätten. 
Ich ſchließe mich dem Wunſche an, halte es aber nicht für überflüſſig, als Ein⸗ 
leitung der Diskuſſion den Ausführungen des Praktikers gleich einige eines Theo⸗ 
retikers folgen zu laſſen. 

Vor allem möchte ich der Freude darüber Ausdruck geben, daß Genoſſe Schiller 
mit der Erhebung ſeiner Bedenken gegen unſer Programm den richtigen Weg ge⸗ 
wählt hat. Statt einfach den Parteitagsbeſchluß zu übertreten, bringt er ſeine 
Auffaſſung in dem Parteiorgan zur Diskuſſion, das für ſolche Erörterungen eigens 
beſtimmt iſt. 

Und es ſind keine leeren Bedenken, die er äußert. Die Schwierigkeiten, die er 
hervorhebt, beſtehen wirklich, und es genügt nicht ein bloßer Hinweis auf unſer 
Programm, um ſie aus der Welt zu ſchaffen. Damit ſoll aber nicht zugegeben ſein, 
daß ein Gegenſatz zwiſchen unſerem Programm oder den Forderungen unſerer 
Theorie und der Praxis, das heißt den Forderungen der Wirklichkeit beſteht. 

Beſtände ein ſolcher Gegenſatz, dann wären allerdings Programm und Theorie 
entſprechend zu ändern und durch eine beſſere Theorie, ein beſſeres Programm zu | 
erſetzen. Das iſt der einzige zweckmäßige Weg, der einzuſchlagen iſt, wo Theorie 
und Wirklichkeit miteinander nicht ſtimmen. Dagegen wäre es verhängnisvoll, aus 
einem derartigen Widerſpruch zwiſchen Theorie und Praxis einfach zu folgern, jede 
Theorie ſei unnütz, kein Programm bindend, den Praktikern müſſe freie Hand ge 
geben werden, ſie brauchten ſich um Theorien und Parteitagsbeſchlüſſe nicht zu 
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kümmern. Das hieße nichts anderes, als unſere Partei der Auflöſung entgegen- 
führen, ihr jede Geſchloſſenheit und Zielſicherheit rauben. 

Man darf doch die Theorie nicht mit bloßer Spekulation verwechſeln. Die 
Theorie, die uns Sozialdemokraten führt, wird aus der Beobachtung der Wirklich- 
keit abgeleitet, ſie iſt ebenſo ein Produkt der Erfahrung, wie die Anſchauung des 
bloßen Praktikers. Sie unterſcheidet ſich von dieſer dadurch, daß die eine bloß auf 
der perſönlichen Erfahrung des Einzelnen beruht, während die andere ihre Schlüſſe 
aus den geſamten bekannt gewordenen Erfahrungen zahlreicher Menſchen der ver— 
ſchiedenſten Länder und Zeiten zieht und durch die Vergleichung aller dieſer Er- 
fahrungen gewonnen wird. In der perſönlichen Erfahrung des Einzelnen kommen 
viele zufällige Erſcheinungen zur Geltung, die nur gelegentlich und ausnahmsweiſe 
auftreten. Die Theorie geſtattet es, das Allgemeingültige vom Zufälligen und 
Ausnahmsweiſen, das Dauernde vom Vorübergehenden zu trennen. Dadurch macht 
ſie das Denken des Einzelnen unabhängig von den Zufälligkeiten, die ihm begegnen 
können, dadurch bringt ſie den vielen Einzelnen das Gemeinſame, das ſie verbindet, 
zum Bewußtſein, es erhebt ſie über die perſönliche, lokale und zeitliche Beſchränkt⸗ 

heit und ermöglicht es ihnen, ſich zur Erfüllung großer gemeinſamer Aufgaben in 
ausgedehnten, dauernden Organiſationen zuſammenzuſchließen. 

Ohne feſte gemeinſame Theorie keine feſte, dauernde, umfaſſende Organiſation 
der Sozialdemokratie. 

Aber wenn die Theorie das Denken des Einzelnen unabhängig macht vom Zu: 
fälligen, Ausnahmsweiſen und wenn ſie ihm das Weſentliche und Gemeinſame der 
Erſcheinungen hervorhebt, ſo iſt damit nicht geſagt, daß das Zufällige und Aus⸗ 
nahmsweiſe nicht exiſtiert. Ebenſowenig beweiſt freilich deſſen Exiſtenz, daß das 
Weſentliche und Gemeinſame nicht beſteht, mit anderen Worten, daß die Theorie 
mit der Wirklichkeit nicht ſtimmt. 

Wo ein Widerſpruch zwiſchen den Forderungen der Theorie und denen der 
Praxis aufzutreten ſcheint, darf man alſo nicht gleich fertig fein mit der Ver⸗ 
urteilung der Theorie, man muß vielmehr unterſuchen, auf welche Tatſachen dieſe 
aufgebaut iſt und ob die anſcheinend ihr widerſprechenden Tatſachen allgemeine 
oder nur ausnahmsweiſe ſind. 


Ausnahmen werfen die Regel nicht um, ſondern beſtätigen fie. Und wix können 


die Ausnahmen erſt begreifen und richtig einſchätzen, wenn wir die Regel begriffen 
haben. 


Sehen wir uns nun die Theorie näher an, die unſere Partei bewog, die Ver⸗ 
urteilung der indirekten Steuern in ihr Programm aufzunehmen, dann finden wir, 
daß es nicht irgend eine ſpezifiſch marxiſtiſche Theorie iſt, die die indirekten 
Steuern ablehnt. Laſſalle hat die Gründe für dieſe Ablehnung ſchon 1863 in 
einer glänzenden Abhandlung entwickelt, und er konnte ſich dabei auf die bürger- 
liche Okonomie berufen. In der Tat ſind die Gründe, die gegen die indirekten 
Steuern ſprechen, fo ſchlagend und naheliegend, daß bereits die bürgerliche Oko— 
nomie ſie ſehen mußte, ſoweit ſie ſich unabhängig gemacht hatte von den Bedürf⸗ 
niſſen der augenblicklichen Machthaber im Staate. 

Wir dürfen die Laſſalleſche Schrift bei unſeren Leſern als bekannt vorausſetzen. 
Wer ſie nicht kennt und über den Gegenſatz zwiſchen Theorie und Praxis in der 
Frage der indirekten Steuern reden will, möge ſich ſchleunigſt mit dieſer Broſchüre 
bekannt machen. 

Hier brauchen wir die Ablehnung der indirekten Steuern nicht nochmals zu 
begründen. Genoſſe Schiller macht ja nicht den leiſeſten Verſuch, die Laſſalleſchen 
Gründe zu entkräften, und er ſtimmt der Forderung unſeres Programms im all- 
gemeinen ſelbſt zu, indem er die indirekten Steuern für das Reich verwirft und 
jede Erhöhung oder Neueinführung indirekter Steuern auch in der Gemeinde ab— 
lehnt. Ja, nach feinen Ausführungen müßte er deren Aufhebung auch für die Ge— 
meinde dort fordern, wo ſie einen höheren Betrag erreichen. 
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Es iſt nur ein ganz beſonderer Fall, für den feiner Anſicht nach unſere 
Programmforderung nicht am Platze ſein ſoll; der Fall, in dem die indirekte 
Steuer ſo gering bemeſſen iſt, daß ſie nur den Bruchteil eines Pfennigs für 
die im Kleinhandel übliche Gewichts- oder Maßeinheit ausmacht. Um den Bruch⸗ 
teil eines Pfennigs kann man den Preis eines Produktes nicht herabſetzen. Die 
Aufhebung ſolcher indirekten Steuern würde alſo nicht den Konſumenten zugute 
kommen, ſondern nur den Zwiſchenhändlern, die ihre Waren nach dem bisherigen 
Preiſe weiter verkaufen könnten, indes ſie beim Einkauf im großen um den Betrag 
der Steuer weniger zu zahlen hätten, ſo daß dieſer in ihre Taſchen flöſſe, der Ge⸗ 
meinde verloren ginge und doch den Konſumenten weiter belaſtete. 

Dieſe Befürchtung iſt keineswegs unbegründet. Ja ich möchte noch weiter 
gehen als Genoſſe Schiller und ſagen, daß auch bei höheren indirekten Steuern, 
die mehrere Pfennige pro Verkaufseinheit im Kleinhandel ausmachen, nicht not⸗ 
wendigerweiſe der Abſchaffung ein ſofortiges Sinken im Preiſe folgen muß. Wenn 
die Preiſe im Großhandel ſteigen, zum Beiſpiel durch die Einführung neuer Zölle, 
muß der Kleinhandel bald nachfolgen. Er würde ſeinen Profit einbüßen, ja bankrott 
werden, wenn er es nicht täte. Dagegen beſteht dieſes mächtige Motiv nicht für 
ihn, wenn die Preiſe im Großhandel ſinken, nun auch dieſer Bewegung zu folgen. 
Solange ihn nicht die Konkurrenz zwingt, wird er mit den Preiſen nicht herunter⸗ 
gehen. Und heute, im Zeitalter der Kapitaliſtenverbände, wird die Konkurrenz 
immer mehr ausgeſchaltet. . 

Das iſt indes kein Grund, gegen die Abſchaffung der indirekten Steuern zu 
ſein, ſondern nur einer, ſich damit nicht zu begnügen. Das bayeriſche Gemeinde⸗ 
wahlprogramm, auf das Genoſſe Schiller hinweiſt, fordert mit Recht die Ein⸗ 
führung von kommunalen Schlächtereien und Bäckereien. Auch Konſumvereine 
können viel dazu tun, daß die Aufhebung der indirekten Steuern den Konſumenten 
zugute komme und nicht dem Zwiſchenhandel. Das einzige, was Genoſſe Schiller 
dagegen einwenden dürfte, wäre, daß je kleiner die indirekte Steuer, deſto geringer 
das Maß des Vorteils, der aus ihrer Abſchaffung durch derartige kommunale Ein⸗ 
richtungen und Konſumvereine den Konſumenten geſichert werden könnte. 

Das ſpricht natürlich nicht gegen die Abſchaffung indirekter Steuern überhaupt, 
ſondern macht es nur fraglich, ob bei minimen Steuerſätzen der ganze Betrag des 
Steuererlaſſes den Konſumenten zugute kommt und nicht auch etwas davon den 
Zwiſchenhändlern. Und das letztere wird um ſo mehr der Fall ſein, je geringer die 
eben erwähnten Organiſationen entwickelt ſind, die auf die Preiſe herabdrückend wirken. 

In Wirklichkeit wendet ſich auch Genoſſe Schiller weniger gegen die Abſchaf⸗ 
fung der indirekten Steuern als gegen jene Steuern, durch die ſie unter den ge⸗ 

gebenen Verhältniſſen Bayerns erſetzt werden können. Da liegt der Hund 
begraben. f ö 

Unſer Programm fordert die Erſetzung der indirekten Steuern durch eine pro⸗ 
greſſive Einkommenſteuer. Eine ſolche in unſerem Sinne hat die unterſten Ein⸗ 
kommen ſteuerfrei zu laſſen. Sie ſoll bloß eine Beſteuerung des Mehrwerts bilden, 

den Arbeitslohn nicht einſchränken. In dieſem Punkte kommt unſeren Forderungen 
am nächſten die engliſche Einkommenſteuer, die alle Einkommen unter 3000 Mark 
ſteuerfrei läßt. Die preußiſche Einkommenſteuer iſt darin viel drückender, ſie trifft 
alle Einkommen über 900 Mark. 

Erhalten wir die Möglichkeit, unſer Steuerprogramm zur Durchführung zu 
bringen, ſo wird den Arbeitern aus der Aufhebung der indirekten Steuern nicht 
der geringſte Nachteil erwachſen, ſie werden nur die Vorteile dieſer Aufhebung 
genießen. Wir werden nicht bloß Konſumvereine ausgiebig fördern, kommunale 
Bäckereien und Schlächtereien einrichten und ſo dafür ſorgen, daß die Verringerung 
der Lebensmittelpreiſe den Arbeitern in vollſtem Maße zuteil wird, ſondern wir 
werden auch dafür ſorgen, daß die direkten Steuern, die an Stelle der indirekten 
treten, nicht aus dem Arbeitslohn zu bezahlen ſind. 
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Sit das eine klare Marſchroute für unſer Verhalten im Staate, fo liegt die 
Sache anders in der Gemeinde. Als ich in Nürnberg darauf hinwies, daß Staat 
und Gemeinde zwei ſehr verſchiedene Organiſationen ſeien, wurden mir aus der 
Mitte der ſüddeutſchen Delegierten einige höhniſche Zwiſchenrufe zuteil. Das ändert 
aber nichts an der Tatſache, daß derjenige hoffnungsloſer Konfuſion verfällt, der 
alles, was wir vom Staate ſagen, ohne weiteres auf die Gemeinde übertragen will. 
Vor allem unterſcheidet ſich die Gemeinde dadurch vom Staate, daß dieſer 
ſouverän iſt, jene nicht. Haben wir den Staat in der Gewalt, dann können wir 
das Steuerſyſtem ganz nach unſeren Grundſätzen einrichten. Dagegen mögen wir 
in einer Gemeindevertretung eine noch ſo ſehr überwältigende Majorität haben, in 
den Steuern, die wir der Gemeinde auflegen, ſind wir vollſtändig an die ſtaatliche 
Geſetzgebung gebunden. Es gibt infolgedeſſen keine undankbarere und ſchwierigere 
Poſition als die einer ſozialdemokratiſchen Mehrheit einer Gemeindevertretung in 
einem kapitaliſtiſchen zentraliſierten Staate. Sie ſoll womöglich den Himmel des 
Sozialismus erklimmen, und doch iſt ſie an Händen und Füßen gefeſſelt. 

Die Gemeinde darf nicht jene Steuern erheben, die ihr als die rationellſten 
erſcheinen, ſondern nur jene, die ihr vom Staate geſtattet werden. Je miſerabler 
das ſtaatliche Steuerſyſtem, deſto ſchlechter auch das kommunale, und die Grenzen 
find ſehr eng geſteckt, in denen eine ſozialdemokratiſche Mehrheit etwas daran 
ändern kann. Daran ſind alle die Illuſionen mancher Reviſioniſten zu meſſen, als 
könnten durch den „Munizipalſozialismus“, durch ſozialiſtiſche Maßregeln einzelner 
Gemeinden große Reformen durchgeführt werden, ohne tiefgehende Machtverfchie- 
bungen im Staatsleben, durch bloße „organiſche Entwicklung“. 

In Bayern ſteht es in der Beziehung nicht beſſer. Will eine Gemeinde an 
Stelle indirekter Steuern direkte ſetzen, dann kann ſie das nach dem Geſetz von 
1869 nur in der Weiſe machen, daß ſie zu den in der Gemeinde erhobenen Staats⸗ 
ſteuern einen prozentuellen Zuſchlag erhebt, der auf alle Staatsſteuern nach 
dem gleichen Maßſtab zu legen iſt, ſo daß keine bevorzugt werden darf. 

Es gibt aber kein miſerableres Steuergemenge — von Syſtem kann man hier 
nicht reden — als das bayeriſche. Sozialdemokratiſche wie bürgerliche Kritiker ſind 
einig in dieſem Urteil. 

In dem Handbuch für Landtagswähler, das der Landesvorſtand unſerer Partei 

in Bayern 1899 herausgab, leſen wir: 

„Es gibt wenige moderne Länder, die eine jo völlig veraltete Steuergeſetz— 
gebung haben, wie Bayern. Der kleine Teil der Steuern, der auf direktem 
Wege zu bezahlen iſt, wird nicht etwa nach einem einheitlichen Syſtem erhoben, 

das für eine gerechte Heranziehung jedes einzelnen nach dem Maße ſeiner Leiſtungs⸗ 
f fähigkeit die unumgängliche Vorausſetzung bildet. Wir haben vielmehr nicht 

weniger als ſieben verſchiedene direkte Steuern, von denen jede auf anderen Ge⸗ 
1 aufgebaut iſt. 

Während ſchon die winzigſten Beiträge herangezogen 1 1 ſind 
die höheren Einkommen außerordentlich rückſichtsvoll behandelt. ... Kurz, 
überall Verworrenheit, Verkehrtheit und Ungerechtigkeit“ (S. 61, 62). 

Die letzte Steuerreform wird dann bezeichnet als „eine bloße Gelegenheits⸗ 
geſetzgebung, welche hier und dort an den allerwundeſten Stellen des Beſtehenden 
ein wenig herumpflaſtern und vor allem den in der Zentrumswählerſchaft vor- 
wiegenden Schichten auf Koſten anderer, beſonders der Städte, Vorteile zuwenden 
und im übrigen den Leuten Sand in die Augen ſtreuen ſollte, um die bedrohte 

Herrſchaft der Ultramontanen wieder zu befeſtigen, der Regierung aber deren weitere 
Unterſtützung zu ſichernn. 

Das war 1899. Seitdem hat ſich das nicht gebeſſert. 1908 ſchreibt Herr Th. Kutzer, 
erſter Bürgermeiſter von Fürth, in dem vom Verein für Sozialpolitik herausgegebenen, 
ſehr inſtruktiven Buch über deutſche Gemeindefinanzen: 


1 Gemeindefinanzen. 1. Band. Leipzig 1908, Duncker & Humblot. 318 S. 7 Mk. . 
1908-1909. I. Bd. 32 
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„Die freilich hiſtoriſch erklärbare, unvollkommene Ausbildung des Staats⸗ 
ſteuerſyſtems in Bayern wirkt auf die Gemeindeſteuern zurück. Das bayeriſche 
Syſtem iſt ſyſtemlos. Die ungleiche Belaſtung wird trotz der bei einzelnen 
Steuerarten mäßigen Steuerhöhe ſehr empfunden und ſie verſtärkt die Mängel 
der eines ſyſtematiſchen Baues vom gemeindepolitiſchen Standpunkt gänzlich 
baren Gemeindeſteuern. 

„Infolge des ſtarren Zuſchlagſyſtems und der gänzlichen Unfreiheit der 
bayeriſchen Gemeinden iſt jede Berückſichtigung örtlicher eee e, insbeſondere 
wirtſchaftlicher Verſchiedenheiten, unmöglich.. 

„Das jedes ‚Syſtem“ ausſchließende Ch aos wird noch geſteigert infolge der 
Widerſprüche der Steuergrundlagen mit der Wirklichkeit 

„Außerdem muß infolge der Heranziehung auch ſehr niedriger Ein⸗ 
kommen und Erträge gerügt werden, daß die Zahl der Pflichtigen und damit 
auch das Rückſtands⸗ und Beitreibungsweſen allzu umfänglich iſt. So hat Fürth 
mit wenig mehr als 60000 Einwohnern im Jahre 1906 rund 20700 Steuer: 
pflichtige aufzuweiſen gehabt: 1500 aus der Grundſteuer, 2075 aus der Haus⸗ 
ſteuer, 4300 aus der Gewerbeſteuer, 1900 aus der Kapitalrentenſteuer und 10900 
aus der Einkommenſteuer“ (S. 238 bis 241). 

Der Einkommenſteuer unterliegen nur jene Einkommen, die durch die anderen 
Arten direkter Steuern nicht getroffen werden. Sie kommt alſo hauptſächlich für 
die Beſteuerung der Arbeiter in Betracht, und ſie weiß, mit wenigen Ausnahmen, 
auch den kleinſten Arbeitslohn zu treffen, ſchlimmer noch als die preußiſche, die 
wenigſtens die Einkommen unter 900 Mark ſteuerfrei läßt. In Bayern müſſen ſelbſt 
die Einkommen unter 500 Mark Steuer zahlen — 50 Pf., von 500 bis 750 Mark 
1 Mark, bei 1000 Mark 3 Mark im Jahr. 

Dieſe Art der Einkommenſteuer muß den lauteſten Proteſt jedes Soziald eme 
hervorrufen, und wir begreifen ſehr wohl die Bedenken bayeriſcher Gemeinde⸗ 
bevollmächtigter, denen nur die Wahl frei ſteht zwiſchen den relativ niedrigen 
indirekten Steuern und dieſen elenden direkten. Da darf man wohl zweifeln, 
ob die indirekten Steuern drückender ſeien als die direkten. Aber das beweiſt 
nicht, daß unſere Theorie oder unſer Programm falſch iſt, ſondern nur, daß 
die Regel, die ſie aufſtellen, in Bayern auf ausnahmsweiſe miſerable Zuſtände 
trifft. Daß man in Bayern es verſtanden hat, Formen direkter Steuern zu 
ſchaffen, die für das Proletariat ebenſo drückend werden können wie indirekte 
Steuern. 


Nicht unſer Programm oder unſere Theorie iſt alſo zu revidieren, ſondern das 
Budget des bayeriſchen Staates. Deſſen abſurdes Steuerkonglomerat wirkt nicht 


bloß auf das Staatsweſen, ſondern auch, und vielleicht in noch höherem Grade, 
auf die Gemeindeverwaltungen ganz verderblich ein. 

Unſere bayeriſchen Gemeindebevollmächtigten haben um ſo mehr alle Urſache, 
ſich gegen dieſe Steuern und damit gegen das Budget, in dem ſie feſtgeſetzt ſind, 
zu wenden, als ihnen ja von 1910 an die Aufſchläge auf Getreide, Mehl, Vieh 
und Fleiſch unterſagt ſind. 

Angeſichts des Raubzugs der Reichsfinanzen wird die von bayeriſchen Ge⸗ 
meinden angeſtrebte Aufhebung der Beſchränkungen in der kommunalen Beſteuerung 
von Bier, Wein und Branntwein ausſichtslos. 

Da wird es zur dringendſten Notwendigkeit auch für die Gemeindevertreter, 
auf ein Syſtem rationeller direkter Steuern im Staate hinzuwirken. Je mehr ſie 
ſich dabei von unſerem Programm und unſerer Theorie leiten laſſen, und je mehr 


ſie davon in die Geſetzgebung hineinzubringen vermögen, deſto beſſer wird das 


Proletariat fahren. 
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Das fürſorgeerziehungsgeſetz in Preußen. 
Von Friedrich Frank (Frankfurt a. M.). 


Die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung, welche das Familienleben des 
Proletariats zerſtört, hat in ſteigendem Maße auch die heranwachſende Jugend 
verelendet. Die Zahl der jugendlichen Verbrecher wuchs; in den Gefängniſſen 
wurden ſie ſelbſtverſtändlich nicht gebeſſert, ſondern noch mehr verdorben. In 
den Motiven zum Bürgerlichen Geſetzbuch wurde ausdrücklich zugeſtanden, 
„daß die wirtſchaftliche Entwicklung der Neuzeit, welche die Eltern in weit 
höherem Maße wie früher nötige, ihren Erwerb außerhalb des Hauſes in 
Fabriken zu ſuchen, die Möglichkeit der Ausübung einer ſtrengen elterlichen 
Zucht über die Kinder erheblich verminderte und deswegen die Gefahr einer 
zunehmenden Verwahrloſung der Kinder notwendig im Gefolge habe“. Durch 
„geeignetes ſtaatliches Eingreifen“ ſolle und könne der zunehmenden Verwahr⸗ 
loſung geſteuert werden. 

Seit Anfang dieſes Jahrhunderts ſind in den deutſchen Bundesſtaaten 
Zwangserziehungsgeſetze in Kraft getreten, auf Grund deren ein Minder— 
jähriger, welcher das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, der 
Zwangserziehung überwieſen werden kann. Mit nicht bedeutenden Abweich— 
ungen entſprechen die Beſtimmungen dieſer Geſetze dem preußiſchen Fürſorge⸗ 
erziehungsgeſetz vom 2. Juli 1900. Fürſorge⸗ ſtatt Zwangserziehungsgeſetz 
wurde es in Preußen genannt, weil das preußiſche Abgeordnetenhaus meinte, 
durch den ſchöneren Namen laſſe ſich der häßliche Charakter verſchleiern. Durch 
das Wort Zwangserziehung werde den ihr überwieſenen Kindern ein Makel 
aufgedrückt, der ſich im ſpäteren Leben ſelten ganz verwiſche und oft zu einer 
peinlich berührenden Erinnerung führe. Von amtlicher Seite wird jetzt feſt⸗ 
geſtellt, daß mit Wortſpielereien im wirklichen Leben nichts erreicht wird. 
Das preußiſche Miniſterium des Innern hebt in ſeinem Vorbericht zur Sta⸗ 
tiſtik für die Fürſorge Minderjähriger für das Rechnungsjahr 1906 die „leider 
zutreffende Tatſache hervor, daß Fürſorgezögling ſein oder geweſen zu ſein 
praktiſch in Preußen für den Betroffenen zweifellos eine ebenſo erhebliche Er⸗ 
ſchwerung des Fortkommens bedeute wie der frühere Titel des Zwangs⸗ 
zöglings“. 5 

Die Anwendung des Fürſorgeerziehungsgeſetzes als ein auf der Bolizei- 
gewalt beruhendes Landesgeſetz hat das Beſtehen eines öffentlichen Intereſſes 
zur Vorausſetzung. Die auf Grund dieſes Geſetzes angeordnete Fürſorge⸗ 
erziehung iſt von der auf der Baſis der SS 1666 und 1838 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs verfügten Fürſorgeerziehung ſcharf zu trennen. Das Bürgerliche 
Geſetzbuch bleibt im Rahmen der privatrechtlichen Intereſſen. Weil 
jedoch das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf dieſem Gebiet nur ein 
theoretiſches iſt, wenn es an den zur Unterbringung der Kinder (in eine ge— 
eignete Familie oder in eine Erziehungs⸗ oder Beſſerungsanſtalt) erforder⸗ 

lichen Mitteln gebricht, unterſtehen die Proletarierkinder gegebenenfalls 
gewöhnlich dem Polizeigeſetz. Hiermit iſt der Klaſſencharakter des Fürſorge⸗ 
beziehungsweiſe Zwangserziehungsgeſetzes genügend feſtgeſtellt. Allerdings 
wurde auf Anfrage im Abgeordnetenhaus erwidert, daß das Geſetz auch auf 
reiche Kinder Anwendung finden könne. Die amtliche Statiſtik über die Ein⸗ 
kommensverhältniſſe der Eltern der zur Zwangserziehung Überwieſenen gibt 
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uns über die Anwendung des Geſetzes genügenden Aufſchluß. Zugleich erſehen 
wir aus den Zahlen, daß die Verwahrloſung hauptſächlich in den traurigen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen der Eltern zu ſuchen iſt. 


Das Einkommen der Eltern 
Unbeſtimmtes Von den 
4 N Einkommen Eltern waren 
Jahrgang n ohne und ohne ort3= oder 
bis über 900 bis über 3000 bis über Einkommen Angabe landarm 
900 Mark 3000 Mark 6000 Mark 6000 Mark 
a. Familien überhaupt. 
1906 4109 1046 10 1 432 531 882 
1905 3913 1083 6 — 419 443 965 
1904 3986 819 10 — 386 438 924 
1903 4076 793 4 — 392 499 770 
1902 4183 634 4 — 389 288 630 
1901 4833 55 7 — 493 324 911 
b. In Prozenten. f ; 
1906 67,0 17,1 051 9002 Fl 8,7 14,4 
1905 66,7 18,5 „1 (/ C 7,1 7,6 16,5 
1904 70,7 14,5 0,2 — 6,8 7,8 16,3 
1903 70,7 13,7 0,1 Ve 6,8 8,6 13,3 
1902 76,1 11,5 0,1 — 777 5,2 11,5 
1901 77,8 8,9 0,1 — 7,9 5,3 14,5 


Daß die Einkommen über 900 Mark bis 3000 Mark in einer Klaſſe ver⸗ 
einigt ſind, beeinträchtigt den Wert der hier gewonnenen Zahlen. Aber in 
den meiſten Fällen wird ſich das Einkommen eher 900 Mark nähern als 
3000 Mark. Dies wird dadurch beſtätigt, daß im Jahre 1906 Beiträge zu 
den Unterhaltskoſten nur in 9 Fällen aus dem Vermögen der Zöglinge und 
in 125 Fällen von den zum Unterhalt Verpflichteten geleiſtet worden ſind. 
Die Beiträge ſchwanken zwiſchen 3 Mark () und 480 Mark. Der Bericht 
des Landeshauptmanns in Poſen hebt bezüglich der Koſtenerſtattung aus⸗ 
drücklich hervor: 

„Doch handelte es ſich wegen der Armut der in Betracht kommend 
Kreiſe meiſt nur um ganz geringfügige Beiträge, deren Einziehung weniger 
zum Zwecke einer Entlaſtung des Provinzialverbandes als deshalb erfolgte, 
um in den Eltern das Gefühl der Verantwortlichkeit für ihre Kinder zu erhalten.“ 

Was die Durchführung der Fürſorgeerziehung betrifft, ſo ſei zuerſt betont, 
daß das Geſetz das Prinzip vertritt, daß ſich die Erziehung der Zöglinge auf 
einer religiöſen Grundlage aufbauen müſſe, die nur auf dem feſten Boden 
des Bekenntniſſes gegeben werden könne. Bei dem großen Mangel an 
geeigneten Familien, die ſich zur Aufnahme eines Fürſorgezöglings bereit er⸗ 
klären, bildet die Unterbringung in eine Anſtalt die Regel. Am 
Schluſſe des Jahres 1906 waren 70,4 Prozent aller Zöglinge während des 
erſten in der Fürſorgeerziehung verbrachten Jahres in Erziehungsanſtalten 
untergebracht. Die ſtaatlichen und kommunalen Anſtalten treten gegenüber 
den kirchlichen und privaten vollſtändig in den Hintergrund. So zum 
Beiſpiel befanden ſich im Jahre 1906 von den weiblichen Anſtaltszöglingen 
evangeliſchen Bekenntniſſes 89,5 Prozent und von den weiblichen Anſtalts⸗ 
zöglingen katholiſchen Bekenntniſſes 92,6 Prozent in kirchlichen und privaten 
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Anſtalten. Annähernd dieſelben Ziffern ſind bei den männlichen Anſtalts⸗ 
zöglingen zu konſtatieren. Das heißt nichts anderes als die Auslieferung 
der Anſtaltszöglinge an die Geiſtlichkeit. 

Die Ausführungsbeſtimmungen vom 18. Dezember 1900 ſchreiben vor, daß 
die Zöglinge zu brauchbaren Arbeitern vorzugsweiſe für die Landwirtſchaft 
ausgebildet werden ſollen und daß zu dieſem Zwecke die auf dem Lande 
wohnenden Familien beſondere Bevorzugung verdienen. Es iſt mir ein Fall 
bekannt, in welchem ein 18 Jahre alter Metallarbeiter, der bereits ausgelernt 
hatte, in Vollzug dieſer Beſtimmung zum landwirtſchaftlichen Dienſtknecht 
gepreßt wurde. Der Landeshauptmann der Provinz Oſtpreußen klagt in 
ſeinem Bericht darüber, daß es bei Lehrern, die Landwirtſchaft treiben, an 
geeigneten Räumlichkeiten zur Unterbringung von landwirtſchaftlichen Dienſt⸗ 
jungen fehle. Er bemerkt: „Es iſt dies insbeſondere da auffallend, wo der 
Lehrer gehalten iſt, eine Landwirtſchaft zu betreiben. Es wurden Stellen ge— 
funden, wo eine geeignete Schlafſtelle überhaupt nicht vorhanden war und 
daher das Bett für den Zögling abends in der Schulſtube aufgeſtellt werden 
mußte. Auch geeignete Tagesräume wurden vielfach bei Lehrern nicht getroffen, 
was zu beklagen bleibt.“ 

Die Folgen dieſes Syſtems äußern ſich in Entweichungen und Ver⸗ 
übung von Verbrechen. Der amtliche Bericht ſtellt zahlreiche Entweichungen 
aus Anſtalten und Familien feſt und iſt offen genug, anzuerkennen, daß die 
Schuld in vielen Fällen den Familien beigemeſſen werden muß, die in den 
Zöglingen nicht zur Erziehung anvertraute, irregeleitete Kinder, ſondern „aus⸗ 
nutzbare Arbeitskräfte“ erblicken. Die miniſterielle Berichterſtattung iſt inſofern 
recht lückenhaft, als die Protokolle über die bei den Anſtalten vorgenommenen 
Viſitationen der Offentlichkeit vorenthalten werden. Auch ſcheint es, daß die 
Viſitationen nicht häufig genug erfolgen. Der Oberpräſident der Provinz 
Pommern meldet, daß im Regierungsbezirk Stralſund im Jahre 1906 keine 
Reviſionen privater Anſtalten ſtattgefunden haben. 

Welche Gefahren die Anſtaltserziehung in ſich birgt, dafür einige Beiſpiele. 

Im Erziehungshaus St. Raphael zu Heilsberg brach am 3. März 1906 
eine Meuterei aus. Von den daran beteiligten Fürſorgezöglingen wurden 
zwei zu je 1½ Jahren Zuchthaus, zwei zu je 1 Jahr Zuchthaus, einer zu 
9 Monaten und fünf zu je 6 Monaten Gefängnis verurteilt. Gegen vier 
Fürſorgezöglinge wurde außerdem noch auf Zuläſſigkeit der Polizeiaufſicht er⸗ 
kannt. Der Landeshauptmann von Oſtpreußen bemerkt hierzu, daß es der 
Anſtalt an durchgebildeten Erziehungskräften zur Unterſtützung des Anſtalts⸗ 
leiters, eines Geiſtlichen, gänzlich gefehlt habe. 

Am 1. Dezember 1906 brannte auf dem Schulzenhof der Erziehungsanſtalt 
„Der Eichhof“ zu Krauſendorf eine Scheune und ein Stall nieder. Die der 
Brandſtiftung überführten zwei Zöglinge wurden mit 1 Jahr Gefängnis be⸗ 
ziehungsweiſe 2 Jahren Zuchthaus beſtraft. 

Das Brieger Schwurgericht verurteilte zwei Fürſorgezöglinge aus Wohlau 
zu mehrjähriger Zuchthausſtrafe wegen ſchwerer Meuterei und Körper⸗ 
verletzung, die ſie in der ausgeſprochenen Abſicht ausführten, durch 
eine längere Freiheitsſtrafe von der Rückkehr in die Fürſorge— 
erziehung befreit zu werden. 

Das Fürſorgeerziehungsgeſetz iſt kein Strafgeſetz. Die praktiſche Anwen⸗ 
dung jedoch, namentlich die Anſtaltserziehung, degradiert es hierzu. Auch der 
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Landeshauptmann der Provinz Poſen fcheint diefe Empfindung zu haben. 
Er meint, daß „monate- und jahrelanger Aufenthalt in einer mit ſtrengen 
Zuchtmitteln ausgeſtatteten Erziehungsanſtalt für einen jungen Menſchen 
wohl eine nicht minder ſchwere Sühne bedeute, als gefängliche Einziehung für 
kurze Zeit“. Welcher ungeſunde Geiſt in den einſeitig konfeſſionellen, von 
Geiſtlichen geleiteten Anſtalten herrſcht, erſieht man aus den Briefen der Zög⸗ 
linge an ihre Angehörigen. Eine ſcharfe Briefkontrolle wird ausgeübt, und 
jeder, der ſchon Gelegenheit gehabt hat, derartige Produkte in die Hand zu 
bekommen, fühlt ſich durch den frömmelnden Ton förmlich angewidert. Gerade 
unter den Zwangszöglingen befinden ſich intelligente, frühreife Kinder, denen 
man unmöglich mit Bibelſprüchen imponieren kann. Durch dieſe Methode 
wird das bißchen Autoritätsglauben völlig vernichtet, und man erzieht 
Heuchler. Von Charakterbildung kann unter ſolchen Verhältniſſen gar keine 
Rede ſein. 

Angeſichts der großen Bedeutung, die die Anordnung der Fürſorge⸗ 
erziehung für den davon Betroffenen im Gefolge hat, ſollte man glauben, 
daß das gerichtliche Verfahren mit Garantien ausgeſtattet iſt, die Miß⸗ 
griffe möglichſt auszuſchalten geeignet ſind. Dies iſt leider keineswegs der 
Fall. Die Anordnung erfolgt durch Beſchluß des Amtsgerichtes, die Ent⸗ 
ſcheidung liegt alſo ganz allein in den Händen des Amtsrichters. Auf das 
gerichtliche Verfahren finden die allgemeinen Vorſchriften über die durch 
Landesgeſetz den ordentlichen Gerichten übertragenen Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit Anwendung. Das Gericht hat demnach von Amts 
wegen die zur Feſtſtellung der Tatſachen erforderlichen Ermittlungen zu ver⸗ 
anſtalten und die Beweiſe aufzunehmen. Wie weit die Ermittlungen aus⸗ 
zudehnen ſind, iſt der Beurteilung des Richters überlaſſen, durch Anträge der 
Beteiligten iſt er nicht gebunden. Eine vom Prinzip der Mündlichkeit 
und Unmittelbarkeit beherrſchte Hauptverhandlung, in welcher 
Zeugen und Beteiligte einander gegenüberſtehen, kennt das Geſetz 
nicht. In allen Fällen muß vor der Beſchlußfaſſung der Gemeindevorſtand, 
der zuſtändige Geiſtliche und der Leiter und Lehrer der Schule, welche der 
Minderjährige beſucht, gehört werden. Gerade die obligatoriſche Anhörung 
des Geiſtlichen wird den Proletarierkindern gefährlich. Seine Außerung iſt in 
vielen Fällen von ausſchlaggebender Bedeutung. Der Herr Pfarrer betrachtet 
das Kind und deſſen Eltern als ſeine Pfarrkinder, und unter dieſem Geſichts⸗ 
winkel wird ſein Urteil ſich einſeitig geſtalten, er wird ſie nach der Häufigkeit 
des Kirchenbeſuchs beurteilen. Das Verfahren muß hiernach als ein geheimes 
und papierenes bezeichnet werden. 

Wir ſind der Anſicht, daß den Eltern unter allen Umſtänden die Berichte 
des Geiſtlichen im Wortlaut bekannt gemacht werden müſſen. Der Gutachter 
muß für ſein Gutachten auch einſtehen, und die Beteiligten haben doch in 
erſter Reihe ein Intereſſe daran, zu erfahren, ob die von dem Geiſtlichen 
vorgetragenen Tatſachen der Wahrheit entſprechen und ſeine Entſcheidung 
rechtfertigen. | 

Die „Erfolge“ der Fürſorgeerziehung bedeuten eine vollſtändige 
Bankrotterklärung des zur Anwendung gebrachten Syſtems. Es 
iſt einleuchtend, daß dieſe unglücklichen Kinder, die man als Opfer unſerer 
geſamten ſozialen Verhältniſſe bezeichnen muß, nicht mit erzwungenen Gebets⸗ 
übungen und Anſtaltsordnungen, die einem Zuchthaus zur Ehre gereichen, 
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beſſern kann. In das jugendliche Gemüt pflanzt ſich eine Erbitterung ein, 
die zeitlebens nicht überwunden wird und oft nur auf die Gelegenheit lauert, 
ſich an der menſchlichen Geſellſchaft zu rächen. Nirgends kommt die Unfähigkeit 
unſeres Erziehungsweſens beſſer zum Ausdruck als in den Fürſorgeerziehungs⸗ 
anſtalten, in welchen „der Geiſt der Gottesfurcht und der frommen Sitte“ in 
einer Weiſe gepflegt wird, die keine Steigerung mehr zuläßt. Überall ertönt 
der Ruf nach einer Reform unſerer öffentlichen Schul- und Erziehungsanſtalten 
zugunſten des Individualismus, zugunſten einer freien Entfaltung der im 
heranwachſenden Menſchen ſchlummernden Kräfte und Fähigkeiten. Die Ver⸗ 
wirklichung dieſer Pläne paßt allerdings nicht in das Programm der herrſchenden 
Gewalten, die keine freien Menſchen, Perſönlichkeiten heranziehen wollen, ſondern 
„gut disziplinierte, gottesfürchtige Untertanen“. Verſagt dieſe überlebte Methode 
ſchon bei einem großen Teile der durch keinerlei Not bedrückten Jugend, ſo 
muß ſie vollends zerſchellen bei ausgebeuteten Geſchöpfen, die trotz ihrer Jugend 
den Glauben an die Menſchheit nahezu verloren haben. 


Der Lefe- und Diskutierklub als Bildungsmittel. 


Don Dr. Hermann Duncker. 


Preſſe und Bücher, Vorträge und Unterrichtskurſe ſind die Bildungsmittel, die 
in der deutſchen Arbeiterbewegung zurzeit immer umfaſſendere Anwendung und 
Ausnutzung finden. Und doch bleibt in unzähligen Orten und kleineren Partei⸗ 
mitgliedſchaften noch ſehr viel zu tun übrig, und in den größeren Städten muß 
der erfreuliche Anfang planmäßiger Bildungsarbeit nachdrücklich und ſtetig weiter⸗ 
geführt werden. 

Nur in ſehr wenigen Hauptzentren der Partei vermag man Vortrags⸗ und 
Unterrichtskurſe dauernd im Gange zu halten, kann gewiſſermaßen eine lokale 
Parteiſchule mit ſtändigen Lehrkräften aufgebaut werden. Man wird ſich daher in 
den meiſten Orten noch auf lange hinaus darauf beſchränken müſſen, in größeren 
— gewöhnlich wohl jährlichen — Zwiſchenräumen einen Vortrags- reſpektive 
Unterrichtskurs abzuhalten. 

Hat aber ein ſolcher Bildungskurs ſeinen Hauptzweck erreicht, ſo hat der Hörer 
reſpektive Schüler den Eindruck gewonnen, daß nunmehr die Bildungsarbeit für 
ihn nicht aufhören darf. Er iſt im Unterricht auf wichtige Tatſachengebiete und 
Gedankengänge hingewieſen worden, die zu eingehenderem Studium einladen. Mit 
dem Eſſen iſt der Appetit gekommen. Jedoch der in ſeiner Dauer naturgemäß 
beſchränkte Unterrichtskurs hat ſchon ſein Ende gefunden. 

Was nun? 

Die ſyſtematiſche Bildungsarbeit muß fortgeſetzt werden, wenn auch die 
beſondere Form des Unterrichtskurſes zeitweilig außer Betracht kommt. 

Es kann aber nicht alles dem häuslichen Selbſtſtudium des einzelnen über⸗ 
laſſen werden. Der ſoziale Zuſammenſchluß erhält auch hier das Intereſſe lebendig. 
Das Alleinleſen findet gewöhnlich des Abends ſehr bald fein Ende durch die Er- 
müdung, die ſich nach der Fronarbeit des Tages notwendig einſtellt, während das 
gemeinſame Leſen ſchon rein phyſiſch die Lebensgeiſter wach hält, außerdem aber 
auch den Wetteifer anſpornt. 

Die beſten Dienſte leiſtet da der ſogenannte Leſe- und Diskutierklub (oder 
Bildungsabteilung, Leſeabend uſw. — der Name tut ja nichts zur Sache). 

Seine Hauptaufgaben beſtehen darin: 

1. das Stoffgebiet des abgelaufenen Unterrichtskurſes in ſeinen wichtigſten 
Partien nochmals zu durchwandern, 
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2. geeignete Literatur, auf die im Unterricht hingewieſen worden iſt und die 
ſich ſonſt dazu empfiehlt, zur Ergänzung herbeizuziehen, 

3. einige der wichtigſten Grundſchriften des wiſſenſchaftlichen Sozialismus ge: 
meinſam zu leſen und geiſtig zu verarbeiten, 

4. die Teilnehmer zu kleinen Referaten und Vorträgen aufzumuntern und die 
betreffenden Darbietungen durch gemeinſame Kritik und Diskuſſion zu ergänzen 
und zu verbeſſern. 

Da bei Einrichtung und Durchführung ſolcher Leſe- und Diskutierklubs 
ſehr häufig recht ungeſchickt verfahren wird, viel guter Wille und koſtbare Zeit 
dabei verloren geht, ſo mögen hier einige praktiſche Fingerzeige gegeben 
werden. 

Wenn auch natürlich ſolche Klubs ohne voraufgegangene Bildungskurſe ins 
Leben treten können, iſt doch hier vornehmlich ihre Einrichtung im Anſchluß an 
ſyſtematiſchen Unterricht ins Auge gefaßt worden. 

Damit erfolgreich gearbeitet werden kann, darf der Leje- und Diskutierklub 
nur eine begrenzte Teilnehmerzahl umfaſſen. Denn jedes Mitglied ſoll bei 
jeder Zuſammenkunft die Möglichkeit finden, „dran zu kommen“. Sonſt bleiben 
immer einige dauernd zur Paſſivität verurteilt, bilden gewiſſermaßen Fremdkörper 
im Kreiſe und fallen dann ſchließlich von ſelber ab. Als Maximalziffer ſind viel⸗ 
leicht 30 Teilnehmer zu ſetzen. Eher weniger als mehr. Eine feſt zuſammenhaltende 
Vereinigung von zum Beiſpiel nur 10 Perſonen kann immer noch tüchtige Arbeit 
leiſten. Auf jeden Fall ſollte man bei ſtärkerem Andrang zur Beteiligung am Leſe⸗ 
klub lieber Parallelklubs einrichten, als die Teilnehmerzahl vergrößern. 

Am beſten werden am letzten Unterrichtsabend des Bildungskurſes die Teil⸗ 
nehmer auf die Wichtigkeit ſyſtematiſcher Weiterarbeit hingewieſen. Auf ausgelegte 
Liſten tragen diejenigen, die an einem Leſe- und Diskutierklub ſich beteiligen wollen, 
ihre Adreſſe ein. Man einigt ſich über die günſtigſte Zeit uſw. Die Leitung ver⸗ 
teilt dann die Meldungen nach Zahl und Wohngebiet auf einen oder mehrere 
Klubs und übernimmt die notwendige Bekanntmachung und erſte Einladung. Der 
Leſe⸗ und Diskutierklub ſollte ſich möglichſt bald an den Kurs angliedern; wird 
ſeine Einrichtung lange hinausgeſchoben, bekommt man die früheren Kursteilnehmer 
ſchwer wieder zuſammen. 

Regelmäßige Zuſammenkunft iſt natürlich Grundbedingung. Einen 
Wochenabend ſollte ein Parteigenoſſe für Vertiefung ſeiner ſozialen Bildung übrig 
haben. Dieſe Betätigung iſt denn doch bei weitem wichtiger als Geſang, Turnen, 
Sport oder Stenographie, fremde Sprachen uſw. Damit ſoll nichts gegen der⸗ 
artige „Nebenſachen“ geſagt ſein, die Berechtigung behalten, ſowie und ſoweit die 
„Hauptſache“, das heißt die Partei, darunter nicht leidet. Unter Umſtänden kann 
ſtatt eines Wochenabends auch der Sonntagvormittag gewählt werden. 

Die Dauer der jedesmaligen Zuſammenkunft ſollte im allgemeinen zwei 
Stunden nicht überſchreiten, das iſt für intenſive geiſtige Mitarbeit gerade genug. 
Aus den endloſen mitternächtigen Debatten bringt man oft ſtatt nachhaltiger Be⸗ 
lehrung nur einen „wüſten Schädel“ heim. Pünktliches Anfangen und pünktliches 
Aufhören hält die Teilnehmer am beſten zuſammen. 

Der Treffort braucht keineswegs ein Zimmer in einer Gaſtwirtſchaft zu ſein. 
Ein kleiner Kreis kann vielleicht auch in einer Privatwohnung zuſammenkommen, 
oder man kann das Sitzungszimmer einer Gewerkſchaft oder Genoſſenſchaft erhalten. 
Wenn dann auf Alkohol und Zigarren verzichtet werden muß, iſt es für den Haupt⸗ 
zweck des Zuſammenſeins nur von Vorteil. 

Der Leſeklub wählt ſich einen Obmann, der andernfalls auch von der Partei 
oder dem lokalen Bildungsausſchuß beſtimmt werden kann. Dazu muß natürlich ein 
Genoſſe geſucht werden, der die geiſtigen Zügel bei der Zuſammenkunft geſchickt 
in der Hand zu halten verſteht, der einen ungefähren Arbeitsplan für die nächſte 
Zeit vorzulegen und den Verlauf der bevorſtehenden Zuſammenkunft zu regeln hat. 
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Soweit man ſich zu gemeinſamer Lektüre vereinigt, ſollte der Obmann vorher die 
zu leſenden Abſchnitte ſorgfältig durchſtudieren, die Bedeutung etwaiger Fremd⸗ 
wörter uſw. nachſchlagen oder zu ſchwierigeren Punkten ſich vom Parteiredakteur des 
Ortes oder ſonſt einem anderen kundigen und hilfsbereiten Genoſſen Aufſchluß erbitten. 

Am Abend ſelbſt führt der Obmann eine Liſte der Teilnehmer, in der die 
Fehlenden reſpektive eingelaufene Entſchuldigungsgründe vermerkt werden. 

Über jede Zuſammenkunft wird ein Protokoll angefertigt, entweder durch 
einen auf Zeit gewählten Schriftführer oder noch beſſer durch ſämtliche Mitglieder 
der Reihe nach. Meiſtens wird eine knappe Überſicht über den Gang des Abends 
und eine Zielangabe für die nächſte Zuſammenkunft genügen. 

Ein beſonderer Geldbeitrag wird von den Teilnehmern nicht erhoben, es 
ſei denn, daß für Lokalmiete, Heizung und Beleuchtung zuſammengeſteuert werden 
muß. Wohl aber ſollten ſich alle Teilnehmer verpflichten, die Schriften anzuſchaffen, 
die gemeinſam geleſen werden. Für ſolche Fälle kann durch Partiebezug der 
Bücherpreis verringert werden. Und bei günſtiger Entwicklung des Leſeklubs wird 
wohl auch Partei, Kartell oder Bildungsausſchuß einen Geldbetrag zum Bücher⸗ 
ankauf bereitſtellen. 

Einer der Teilnehmer übernimmt es, einen Nachweis der für die Mitglieder 
leicht erlangbaren Bibliotheken zu beſorgen, womöglich den Katalog der Partei⸗ 
oder ſonſtigen Arbeiterbibliothek am Orte, damit erforderlichen Falles gleich feſt⸗ 
geſtellt werden kann, ob irgend ein Buch, auf das man bei der Lektüre geſtoßen 
iſt oder das als Unterlage für ein Referat uſw. dienen kann, von dort zu beſchaffen 
iſt. Eventuell kann man eine kleine Handbibliothek auswählen und für den Leſe⸗ 
klub auf einige Zeit erbitten. Andererſeits wird vielleicht auch aus dem Leſeabend 
der Wunſch nach beſtimmten, in der Vereinsbücherei noch nicht vorhandenen 
Werken erwachſen. Dann können Partei oder Bildungsausſchuß die Anſchaffung 
der Bücher für den Leſeabend vermitteln, die ſpäter in die Hauptbibliothek über⸗ 
führt werden. 

Soviel zur techniſchen Einrichtung der Leſe- und Diskutierklubs. 

Der geiſtige Inhalt wird durch den Bildungszweck beſtimmt. Der Haupt⸗ 
aufgaben iſt ſchon oben Erwähnung getan worden. 

Vor allem iſt feſtzuhalten, daß die Arbeit „ſyſtematiſch“ geſchehen ſoll. In 
früheren Diskutierabenden, wie ſie älteren Parteigenoſſen noch in Erinnerung ſein 
werden, war die Planloſigkeit ein Hauptübelſtand. Heute hielt ein Teilnehmer einen 
Vortrag über „1848“, das nächſte Mal ein anderer über „Chriſtentum und Sozial⸗ 
demokratie“, darauf redete vielleicht einer über „Heinrich Heine“, und wenn ſich 
dann noch ein Vortrag über „Die Gewerkſchaftsbewegung“ und über „Erdbeben 
und Vulkane“ anſchloß, war das Sammelſurium fertig. Schlimmer aber noch als 
ſolches „Allerlei“ war der Umſtand, daß dann eben nur der betreffende Referent 
das Stoffgebiet ſeines Vortrags beherrſchte (oder auch nicht), während die übrigen 
Teilnehmer in der Diskuſſion das Wort ergriffen, ohne von tieferer Kenntnis be⸗ 
ſchwert zu ſein. Beſtenfalls wurde ſo eine gewiſſe Mundfixigkeit angezüchtet, mit 
der man zu allen Sachen ſprach, endlos ſprach — ohne „zur Sache“ geſprochen zu 
haben. Um ſolchem Mißſtand zu begegnen, erſcheint es geboten, die Reihe der 
Vorträge einem einheitlichen Stoffgebiet zu entnehmen, wie es zum Beiſpiel 
durch einen Unterrichtskurs oder durch gemeinſame Lektüre gewonnen und dadurch 
allen Teilnehmern in den Hauptzügen gegenwärtig iſt. Erſt dann kann ſich eine 
fruchtbringende und eindringende Diskuſſion entfalten. 

Nach dem Vortrag werden in der Debatte zuerſt die formalen Fehler (Fehler der 


| Aussprache, des Dialekts, der Grammatik, des Satzbaus, falſche Bilderanwendung uſw.) 


richtigzuſtellen ſein. Dann folgt die Diskuſſion über den Inhalt des Vortrags. 
Aber der Vortrag iſt erſt der Schlußſtein des Gebäudes. Der Schwerpunkt 
der Bildungsarbeit ſollte in der gemeinſchaftlichen Lektüre liegen. Es eignen 


ſich nun aber keineswegs alle Bücher und Broſchüren zu erſprießlichem kollektiven 
1908-1909. I. Bd. er 
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Leſen. Recht gute Erfolge ſahen wir zum Beiſpiel bei der Lektüre von Marx' 


„Lohnarbeit und Kapital“, dem „Kommuniſtiſchen Manifeſt“, von Kautskys „Sozial⸗ 


reform und ſoziale Revolution“ ſowie „Karl Marx' ökonomiſche Lehren“. 
Jeder Teilnehmer hat das Buch, auf das man ſich geeinigt hat, vor ſich, einer 
— ſei es der Obmann, ſeien es die Mitglieder der Reihe nach — lieſt laut vor. 


Nach jedem Abſchnitt wird vom Obmann durch Fragen feſtgeſtellt, was der Kern⸗ 


gedanke des Geleſenen geweſen iſt, und auf dieſe Weiſe wird allmählich die Dis⸗ 
poſition des Ganzen herausgearbeitet. Eventuell wird ein wichtiges Wort oder ein 
bemerkenswerter Satz unterſtrichen, wie es ſich denn überhaupt empfiehlt, mit dem 
Bleiſtift zu leſen. Unklarheiten im Ausdruck werden erläutert, Gegenmeinungen 
diskutiert. Iſt die Lektüre eines Kapitels beendigt, ſo übernimmt ein Mitglied für 


den nächſten Abend ein kurzes, vielleicht nur zehn Minuten dauerndes Referat 


darüber. So arbeitet man ſich langſam aber ſicher durch das Buch hindurch. | 

Soweit der Stoff Gelegenheit zu einem in ſich abgeſchloſſenen Einzel: 
vortrag gibt, der auch für weitere Kreiſe von Nutzen ſein könnte, regt der Ob⸗ 
mann die Ausarbeitung an. Iſt der Vortrag dann kritiſiert und ergänzt, vielleicht 


auch noch einmal wiederholt worden, ſo kann der Referent verſuchen, ſeine Arbeit 


auch einmal einer Werkſtubenverſammlung oder einer Bezirksgruppe der Partei 
zugute kommen zu laſſen, bis er — Vortrag und Vortragender — für größere 
Offentlichkeit reif geworden iſt. Was laſſen ſich nicht zum Beiſpiel aus Kautskys 
„Sozialreform und ſoziale Revolution“ für eine Fülle von Einzelvorträgen heraus⸗ 
ſchälen (Reform und Revolution, Klaſſengegenſatz und Klaſſenkampf, die Waffen 
des Proletariats, die politiſche Machteroberung und anderes). 

Man kann auch Lektüre und Vorträge trennen, inſofern zwei verſchiedene Stoff⸗ 
gebiete behandelt werden. Man lieſt zum Beiſpiel in der erſten Stunde des Abends 
gemeinſam irgend eine zweckentſprechende Schrift (zum Beiſpiel Engels „Entwicklung 
des Sozialismus von der Utopie zur Wiſſenſchaft“ oder einen geeigneten Artikel 
der „Neuen Zeit“), während dann im zweiten Teile des Abends Vorträge gehalten 
werden. Da hat man zum Beiſpiel den zweiten Teil des Erfurter Programms 
unter die Teilnehmer „meiſtbietend verauktioniert“ derart, daß jeder eine unſerer 
Gegenwartsforderungen zu begründen hat. Es kann dabei ſchon von vornherein 
auf Wochen und Monate die Reihenfolge der Redner beſtimmt werden. Als Material 
dienen zum Beiſpiel Kautsky⸗Schönlanks Programmerläuterungen, die Broſchüre 
„Ziele und Wege“, die Programmrede von Liebknecht auf dem Erfurter Parteitag 
und anderes. Die Referate können ganz kurz gehalten ſein. Unter Umſtänden mag 
mit anderer Verteilung der Redner der ganze Zyklus ſpäter wiederholt werden. 
Wichtig iſt, daß alle Teilnehmer wiſſen, was am nächſten Abend daran kommt, 
damit auch ſie die betreffenden Programmabſchnitte vorher einmal durchſehen und 
ſich ſo zur Debatte rüſten können. 

Wenn oben unter den Hauptaufgaben auch genannt wurde, das Stoffgebiet 
des Unterrichtskurſes in ſeinen wichtigſten Partien nochmals zu durchwandern, 
ſo iſt damit ſchon angedeutet, daß nicht eine möglichſt wörtliche Wiederholung 
empfohlen wird, und daß nicht etwa mehrere Unterrichtsabende in einen Vortrag 
zuſammengepreßt werden ſollen. Nur wichtigere Einzelglieder mögen aus der Kette 
des Unterrichtskurſes herausgelöſt werden. Wenn zum Beiſpiel die Entwicklungs⸗ 
ſtufen des Wirtſchaftslebens behandelt worden ſind, ſo eignen ſich zur Einzel⸗ 
behandlung vielleicht: die Sklaverei, Entwicklung des Gewerbes, Dorf und Stadt 
im Mittelalter, die urſprüngliche Akkumulation, Entſtehung des Proletariats, der 
kapitaliſtiſche Großbetrieb, das Maſſenelend, unſer Endziel. 

Es braucht kaum geſagt zu werden, daß auch für die Jugend bewegung ähn⸗ 
liche Studienklubs gute Dienſte tun würden. Die techniſche Einrichtung mag ziemlich 
gleichartig ſein, das geiſtige Niveau muß natürlich dem jugendlichen Verſtändnis an⸗ 
gepaßt werden. Auch von Vorträgen wird man fürs erſte noch ganz abſehen. Zur 
Gemeinſchaftslektüre eignet ſich da zum Beiſpiel Dodels „Moſes oder Darwin“. 


u 
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Auf alle Fälle gilt es, die kommenden Wintermonate für die Errichtung 
und den Ausbau planmäßig arbeitender Leſe- und Diskutierklubs auszunutzen. Sie 
müſſen das Band bilden, das die Bildungskurſe verknüpft. Sie ſollen einer Anzahl 
Genoſſen Gelegenheit zur geiſtigen Vertiefung und zur Ausbildung von redneriſcher 
Gewandtheit geben. So ſchaffen wir allmählich Referenten, die freilich nicht über 
Hunderterlei ſprechen können und ſollen, die aber einige Grundfragen aus be— 
1 Wiſſenſchaftsgebiet leicht verſtändlich und ſicher erörtern können. 

Ign ſolchen lokalen Bildungsklubs wird man dann auch auf die Genoſſen auf⸗ 
merkſam werden, die ſich eventuell zum ſpäteren Beſuch der ee in Berlin 
eignen können. 

An die Arbeit! 


Gewerkſchaftliche Literatur. 
Von Adolf Braun. 


Die Literatur über die Gewerkſchaften in Deutſchland nimmt einen immer 
größeren Umfang an. Die vielen und mannigfachen Publikationen unſerer Gewerk— 
ſchaften ſcheinen auch auf die chriſtlichen und die Hirſch-Dunckerſchen Organiſa⸗ 
tionen ſehr anregend zu wirken, ſelbſt die rein bürgerliche Literatur über die Ge— 
werkſchaften im allgemeinen und über einzelne gewerkſchaftliche Fragen nimmt 
an Umfang und an Zahl immer mehr zu. Die große Zahl von Schriften, die 
wir heute anzeigen, bilden bloß einen Teil der Erſcheinungen der letzten Monate. 

Mit Rückſicht auf die große Bedeutung des letzten Gewerkſchaftskongreſſes und 
in Hinſicht auf die doch nicht vollkommen ausreichende Information durch die 
Zeitungsberichte möchten wir an die Spitze unſerer Rundſchau über die gewerk— 
ſchaftliche Literatur ſetzen das Protokoll der Verhandlungen des ſechſten Kongreſſes 
der Gewerkſchaften Deutſchlands, abgehalten zu Hamburg vom 22. bis 27. Juni 1908. 
Im Anſchluß hieran findet man das Protokoll der Verhandlungen der zweiten 
Konferenz der Krbeiterſekretäre, abgehalten zu Hamburg am 21. und 22. Juni 1908. 
Das 368 Seiten ſtarke, im Verlag der Generalkommiſſion erſchienene Buch hat 
zwar ein ſehr gutes Inhaltsverzeichnis, jedoch fehlt ihm ein Regiſter, das die Be⸗ 
nutzbarkeit in hohem Maße ſteigern würde, was im Intereſſe der Gewerkſchaften 
und der Durchſetzung ihrer Beſchlüſſe liegen würde. 

In neuer Ausgabe erſcheint die graphiſche Überſicht über die deutſchen Gewerk— 
ſchaften, Die deutſchen Gewerkſchaften, neue graphiſche Darſtellungen und ſta⸗ 
tiſtiſche Tabellen, von Louis Brunner (Berlin 1908, Verlag der General- 
kommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands). Die große Entwicklung der Gewerk— 
ſchaften wird durch die Diagramme Brunners außerordentlich anſchaulich gemacht. 
Sehr eindrucksvoll beginnt das Werkchen mit einer Nebeneinanderſtellung der 
gewerkſchaftlichen Mitgliederzahlen, die uns deutlich zeigt, wie die deutſchen Gewerk⸗ 
ſchaftsorganiſationen nun hinſichtlich der Mitgliederzahlen auch die Englands über⸗ 
holt haben und alle anderen weit zurücklaſſen. In einem zweiten Bilde auf dem⸗ 
ſelben Blatte ſehen wir, daß unſere Gewerkſchaften mehr wie drei Viertel der Mit- 
gliederzahl aller Gewerkſchaften Deutſchlands aufzuweiſen haben. Das Steigen der 
Mitgliederzahl, der Anteil der gewerkſchaftlich Organiſierten an der geſamten 

ſtädtiſchen Bevölkerung Deutſchlands in den einzelnen Landesteilen, die Entwicklung 
der Einnahmen und der Ausgaben und der einzelnen Ausgabenarten im allgemeinen 
wie auf den Kopf der Bevölkerung, die Streiks nach Induſtriegruppen, nach Er⸗ 
folg uſw. werden in Diagrammen und in ſehr überſichtlichen und klaren Tabellen 
vorgeführt. Auch dieſe rein durch die Tatſachen wirkende Darſtellung beſitzt ſicherlich 
eine außerordentliche agitatoriſche Kraft. 
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Wer die Wirkſamkeit der einzelnen Gewerkſchaften, die mannigfachen Aufgaben 
der Beamten und Vertrauensleute der Gewerkſchaften kennen lernen will, der muß 
zu der eigenartigen Literatur greifen, die von den einzelnen Gewerkſchaftsvorſtänden 
zur Unterweiſung ihrer Verbandsfunktionäre herausgegeben wird. Es ſind ganz 
umfangreiche Bücher, ſo das Handbuch für die Bevollmächtigten des Deutſchen 
Suchbinderverbandes (Berlin 1908, Selbſtverlag, 278 Seiten groß Oktav) und das 
Handbuch für die Verbandsfunktionäre, Anleitungen für die Praxis der Geſchäfts⸗ 
füßrung im Deutſchen Holzarbeiterverband (Selbſtverlag, 274 Seiten). Die gründ⸗ 


liche Durcharbeitung eines dieſer Bücher wird nicht nur einen tiefen Einblick in 


die merkwürdige und eigenartige und mannigfache Verwaltungstätigkeit der deutſchen 
Gewerkſchaften gewähren, ſondern auch ſicherlich jedem, der wohl die allgemeinen 
Prinzipien der Gewerkſchaften, aber nicht ihre Wirkſamkeit im einzelnen, nicht ihre 
Kleinarbeit kennt, reichliche Belehrung verſchaffen und ein Gefühl der Achtung für 
die außerordentliche Arbeit, die innerhalb der Gewerkſchaften geleiſtet wird, aus⸗ 
löſen. Wer vor 15 und 20 Jahren die Gewerkſchaften gekannt hat und heute eines 
dieſer Bücher lieſt, der wird erſtaunt ſein über das, was heute ein Gewerkſchafts⸗ 
bevollmächtigter zu leiſten hat, beziehentlich über das, was von ihm die Organiſation 
fordert. Man erſieht dies ſchon aus dem Inhaltsverzeichnis, das bei dem Hand⸗ 
buch der Buchbinder 4 enggedruckte Seiten umfaßt, die wir am liebſten abdrucken 
würden, weil ſie ſchon allein überaus lehrreich ſind. Leider müſſen wir uns das 
verſagen und uns begnügen, auf dieſe zwei Bücher hinzuweiſen, denen wir auch 
außerhalb des Kreiſes, für welchen ſie beſtimmt ſind, recht viele Leſer wünſchen 
möchten. 

Je größer die Gewerkſchaften geworden ſind, deſto mehr müſſen ihre Leiter 
darauf verzichten, ſelbſt mit allen ihren Bevollmächtigten, alſo ganz zu ſchweigen 
von den Mitgliedern, in ſtändiger Fühlung zu bleiben. An Stelle der perſönlichen 


Beziehungen tritt neben dem Fachblatt und anderen Veröffentlichungen das Jahr⸗ 


buch des Verbandes. Zwei, die uns vorliegen, die eben erſchienen ſind, ſeien hier 
regiſtriert und ganz kurz geſchildert. Der Deutſche Buchbinderverband im 
Jahre 1907, Bericht des Vorſtandes mit Anhang: Bericht der Bezirksleiter und der 
Zentralkommiſſion der Kontobucharbeiter (Berlin 1908, herausgegeben vom Deutſchen 
Buchbinderverband, E. Kloth, 105 Seiten Oktav) und das viel umfangreichere Jahr⸗ 
buch 1907 des Deutſchen Holzarbeiterverbandes, herausgegeben vom Verbands⸗ 
vorſtand (Stuttgart 1908, Selbſtverlag des Deutſchen Holzarbeiterverbandes, 
362 Seiten Oktav). Aus dem Jahrbuch des Buchbinderverbandes erhalten wir 
neben der Darſtellung der Mitgliederbewegung und ihrer Berufsverteilung eine 
eingehende Darſtellung der Lohnbewegungen, wobei deren Ergebnis, insbeſondere 
die Tarifverträge, dargeſtellt ſind. Den erſten Teil der Darſtellung bilden die Lohn⸗ 
bewegungen ohne Arbeitseinſtellung, dann die Angriffſtreiks, die Ausſperrungen 


und eine Betrachtung der Ergebniſſe der Lohnbewegungen. Den Verbandstag, 


die Tätigkeit des Verbandsvorſtandes, die Beziehungen zu den Unternehmerorganiſa⸗ 
tionen, zu anderen gewerkſchaftlichen Organiſationen uſw. findet man in dem Bericht 
dargeſtellt. So ziemlich entſprechend der größeren Mitgliederzahl, iſt das Jahrbuch 
des Holzarbeiterverbandes voluminöſer, das natürlich auch in beſonders um⸗ 
fangreicher Weiſe die Lohnbewegungen darſtellt. Die abgeſchloſſenen Tarifverträge 


und alle Ende 1907 in Geltung geweſenen Tarifverträge werden in Tabellen und 


außerdem in einem umfangreichen Kapitel in ihrem weſentlichen Inhalt mitgeteilt. 
Die Entwicklung des Verbandes, ſeine Kaſſenverhältniſſe, ſeine Arbeitsloſenſtatiſtik, 
fein Kampf mit den Behörden und vieles andere wird hier eingehend geſchildert. 

Insbeſondere die baugewerblichen Organiſationen legen einen großen Wert 
auf die Darſtellung und auf die genaue Veröffentlichung ihrer Tarifverträge. Es 
ſind ſehr umfangreiche Werke herausgegeben worden, die nichts anderes enthalten 
als die Tarifverträge. Wir haben ſchon in früheren Überfichten auf derartige 
Werke hingewieſen und regiſtrieren heute wiederum einige. Ein 483 Seiten ſtarkes 
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Werk hat der Verband der baugewerblichen Hilfsarbeiter Deutſchlands heraus⸗ 
gegeben: Die Tarifverträge der baugewerblichen Hilfsarbeiter bis zum Jahre 1907 
(Hamburg 1908, Verlag von Guſtav Behrendt). Vom Maurerverband liegen 
mehrere Veröffentlichungen über Tarifverträge vor, von denen wir zuerſt nennen: 
Die im Jahre 1907 abgeſchloſſenen Tarifverträge, herausgegeben vom Vor⸗ 
ſtand des Zentralverbandes der Maurer Deutſchlands (Hamburg 1908, 
Verlag Zentralverband der Maurer Deutſchlands). Von den 431 Seiten des 
Werkes ſind 400 dem genauen Abdruck der im Jahre 1907 abgeſchloſſenen Tarife 
gewidmet; vorausgeſchickt iſt ihnen eine ſehr klare tabellariſche Darſtellung der 
geſamten Tarife und eine freilich nur 3 Seiten füllende zuſammenfaſſende Dar⸗ 
ſtellung über das Ergebnis der Tarifvereinbarungen. Mancher Leſer wird viel⸗ 
leicht gerade bei dieſem Buche ein Regiſter vermiſſen. Die Gaueinteilung ſtimmt 
vielfach nicht mit der geographiſchen Einteilung, viele Orte ſind nur im Texte der 
Tarife erwähnt — durch ein gutes alphabetiſches Regiſter würde man ſofort feſt⸗ 
ſtellen können, für welchen Ort ein Tarif abgeſchloſſen wurde, was ſicherlich auch 
für die Mitglieder des Maurerverbandes, die das Werk benutzen, aber auch für 
alle anderen, denen es in die Hand fällt, von großem Vorteil wäre. 

Auch für das Jahr 1906 liegt eine ähnliche Darſtellung in einem 632 Seiten 
ſtarken Bande vor, in dem die Bewegungen der Jahre 1905 und 1906 
textlich und tabellariſch ſehr eingehend zuſammengeſtellt ſind. Die im Jahre 1906 
abgeſchloſſenen Tarifverträge ſind in ihrem Wortlaut wiedergegeben, und der aus 
mannigfachen Hinſichten mit Recht berühmt gewordene Vertrag von 1905 für das 
rheiniſch⸗weſtfäliſche Induſtriegebiet iſt mit Kommentaren nach den Beſchlüſſen des 
Einigungsamtes mitgeteilt. Endlich iſt noch zu nennen die gleichfalls vom Zentral⸗ 
verband der Maurer Deutſchlands herausgegebene Denkſchrift über die Lohn und 
Arbeitsbedingungen der Maurer im Bereich des Mitteldeutſchen Arbeitgeber ⸗ 
verbandes für das Baugewerbe (Hamburg 1908, Verlag: Zentralverband der 
Maurer Deutſchlands, 66 Seiten Oktav). Man erſieht aus dieſer Schrift, welch ein⸗ 
gehende Erhebungen und Unterſuchungen die Gewerkſchaften vor dem Abſchluß 
eines Tarifvertrags, wenn auch nicht allgemein, machen. Es wird zum Beiſpiel feſt⸗ 
geſtellt, wann man die Wohnung morgens verlaſſen muß, um zur rechten Zeit den 
Arbeitsplatz zu erreichen; wieviel Zeit verſtreichen muß zwiſchen dem Eintritt des 
Feierabends und der Rückkehr in die Wohnung; wie lange Zeit die Abweſenheit 
von Hauſe betragen muß; wie viele Perſonen nur am Sonntag zu Hauſe ſein 
können uſw. Aus dieſem eigenartigen Beitrag zur Lohnſtatiſtik erſieht man, welch 
komplizierte Fragen aus der Mobiliſierung der Arbeiter, aus dem Nichtzuſammen⸗ 
fallen von Wohn⸗ und Arbeitsort entſtehen können. 

Vor kurzem find auch in Deutſchland und in Sſterreich von den arbeits⸗ 
ſtatiſtiſchen Amtern Unterſuchungen über die Tarifverträge erſchienen, ſo als Nr. 8 
der Beiträge zur Arbeiterſtatiſtik Die Weiterbildung des Tarifvertrags im Deutſchen 
Reiche, bearbeitet im Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt, Abteilung für Arbeiterſtatiſtik 
(Berlin 1908, Karl Heymanns Verlag, XII und 410 Seiten Oktav) und Die kollek ⸗ 

tiven Arbeits- und Lohnverträge in Sſterreich im Jahre 1906, herausgegeben 
vom k. k. Arbeitsſtatiſtiſchen Amte im Handelsminiſterium (Wien 1908, Alfred 
Hölder, VI und 145 Seiten Oktav). Die umfangreiche Arbeit des Arbeitsſtatiſtiſchen 
Amtes gibt uns eine eingehende und eindringliche Statiſtik der Tarifverträge für 
das Jahr 1906, doch führt ſie vielfach die Darſtellung bis zum Jahre 1908. Noch 
für dieſes Jahr iſt ein weiterer Band mit der Statiſtif für das Jahr 1907 an⸗ 
gekündigt, alljährlich ſollen ähnliche Bände erſcheinen. In erhöhtem Maße als die 
erſte dreibändige Veröffentlichung der Abteilung für Arbeiterſtatiſtik über die Tarif⸗ 
verträge ſucht dieſe objektiv die Tatſachen darzuſtellen und mit richtiger Differen⸗ 
zierung nach Berufen die Tarifverträge zu veranſchaulichen. Neben der Statiſtik 
und einem Abſchnitt über die Weiterbildung des Tarifvertrags in den einzelnen 
deutſchen Gewerben finden wir die Technik und die Rechtsfragen dargeſtellt und 
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einiges andere Material, jo auch eine wenn auch nicht vollſtändige, jedoch recht 
umfangreiche Literaturüberſicht beigegeben. Das wichtigſte Ergebnis dieſes ſehr 
wertvollen Werkes iſt die Feſtſtellung, daß die tarifariſche Regelung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes im weſentlichen noch auf das Kleingewerbe beſchränkt iſt, daß die Anz 
ſätze für eine ſtärkere Entfaltung des kollektiven Arbeitsvertrags im Gebiet des 
Großbetriebs infolge des Eintritts der Kriſe nicht zur Entwicklung gelangten. 
Freilich zeigt ſich im Baugewerbe und in der Holzinduſtrie auch der große Betrieb 
von dem Tarifvertrag erfaßt, doch bildet er vorerſt noch weit mehr die Regel für 
den Klein- und Mittelbetrieb und die Ausnahme für den Großbetrieb; doch möchten 
wir davor warnen, hieraus für die Zukunft zu weitgehende Schlüſſe zu ziehen. | 

Die Veröffentlichung des öſterreichiſchen Arbeitsſtatiſtiſchen Amtes zeigt eine 
raſche Entwicklung des Kollektivvertrags in Sſterreich, ſie läßt merkwürdigerweiſe 
erkennen, daß der Widerſtand des Großbetriebs gegen den Tarifvertrag in Sſter⸗ 
reich leichter überwunden werden konnte als in Deutſchland. Faſt gleichzeitig mit 
dieſer Schrift erſchien als erſtes Heft einer von der öſterreichiſchen Reichsgewerk⸗ 
ſchaftskommiſſion herausgegebenen Bibliothek gewerkſchaftlicher Schriften 
eine Arbeit von Julius Deutf ch: Die Tarifverträge in Sſterreich. In ihr iſt 
ein viel reicheres Material als in der offiziellen Veröffentlichung verarbeitet, auch 
gehen die Angaben dort bis zum Schluſſe des Jahres 1907, während ſie in der 
amtlichen Veröffentlichung nicht über das Jahr 1906 hinausgehen. Man wird ſich 
am beſten über die öſterreichiſchen Tarifverträge aus der fleißigen und ſorgfältigen 
Arbeit von Deutſch informieren können. 

Einen Überblick über die Handlungsgehilfenbewegung und über die 
ſozialpolitiſchen Fragen, die mit ihr im engen Zuſammenhang ſtehen, erhält man 
aus der Schrift von Paul Lange: Handlungsgehilfenbewegung und Sozial- 
politik (Hamburg 1908, Verlag von Max Joſephſohn, 112 Seiten Oktav). ETs 
wird hier die Gehilfenbewegung, die Lohnfrage, die Arbeitszeit, die Frauenarbeit, 
die eigentlichen Arbeitsvertragsverhältniſſe uſw. dargeſtellt vom Standpunkt der 
ſozialdemokratiſchen kaufmänniſchen Organiſation und in vielfacher Polemik gegen 
den Deutſchnationalen Handlungsgehilfenverband. Das Schriftchen iſt ſehr geeignet 
zur Aufklärung im Kreiſe der Handelsangeſtellten, ſie iſt eine fleißige, auf Kenntnis 
der Literatur und der Bedürfniſſe der Handelsangeſtellten baſierte Schrift. ' 

Statiſtiſche Erhebungen werden von den gewerkſchaftlichen Organiſationen 
immer wieder in Angriff genommen, weil ſie ſich wohl bewußt ſind, daß die genaue 
Kenntnis der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, in denen die Arbeiter leben, der be⸗ 
deutungsvollſte Maßſtab zur Beurteilung der Dringlichkeit der Arbeiterforderungen 
iſt. Über die Kartonnagenarbeiter und ⸗arbeiterinnen in Deutſchland weiß man im 
allgemeinen kaum irgend etwas, obgleich es ſich um ein außerordentlich inter⸗ 
eſſantes Gewerbe durchaus moderner Art mit hochentwickelter Maſchinerie und 
Arbeitsteilung, ſtark verbreiteter Heimarbeit und überwiegender Verwendung weib⸗ 
licher Arbeitskraft handelt. Deshalb verdient ſchon das kleine, aber inhaltsreiche 
Schriftchen Statiſtiſche Erhebungen über die Lage der Kartonnagenarbeiter und 
-arbeiterinnen in Deutſchland, herausgegeben vom Vorſtand des Deutſchen Buch⸗ 
binderverbandes (Berlin 1908, Verlag von Emil Kloth) Beachtung. Auf 40 Seiten 
findet ſich der ausführliche Fragebogen abgedruckt und das Ergebnis der Er⸗ 
hebungen in zahlreichen recht überſichtlichen Tabellen mit begleitendem Texte dar⸗ 
geſtellt. Wir glauben, daß dieſe kleine Unterſuchung der Gewerkſchaft ein wert⸗ 
volles Agitationsmaterial zur Organiſierung der Kartonnagenarbeiter liefern wird. 

Die gelben Gewerkſchaften, die vor allem die Marodeure des gewerkſchaftlichen 
Kampfes organiſieren ſollen, haben nun ſelbſt ſchon eine kleine eigene Literatur 
geſchaffen und verſchiedene Schriften gegen ſie provoziert. Paul Umbreit, der 
in ſeiner von uns ſchon früher beſprochenen Schrift über die gegneriſchen Gewerk- 
ſchaften in einem intereſſanten Kapitel die Gelben beſprach, hat ihnen nun eine 
eigene Broſchüre gewidmet: Der Stand der gelben Organiſationen in Deutſchland, 
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nach einem Vortrag von Paul Umbreit⸗Berlin herausgegeben von 
der Ortsverwaltung Berlin des Deutſchen Metallarbeiterverbandes 
(Berlin 1908, Verlag von Adolf Cohen. 20 Pfennig). Wir finden Statuten gelber 
Organiſationen im Wortlaut wiedergegeben und eine Literaturüberſicht am Schluſſe 
des Berichtes. Nicht bloß die gewerkſchaftliche Seite, auch die politifche, antiſozial⸗ 
demokratiſche finden wir in der Schrift behandelt, die auf engem Raume ſehr viel 
wertvolle tatſächliche Angaben über die gelben Gewerkſchaften enthält. Als 
Materialienſammlung, vor allem wegen der Behandlung der franzöſiſchen Gelben, 
muß empfohlen werden die vom Geſamtverband der chriſtlichen Gewerkſchaften 
Deutſchlands veröffentlichte Arbeit Die Gelben mit beſonderer Berückſichtigung 
der Gelben Frankreichs (Köln 1907, Chriſtlicher Gewerkſchaftsverlag, 76 Seiten 
Oktav). Im Zuſammenhang mit der Schrift von Umbreit wird man ſich aus dieſer 


Veröffentlichung genügende Waffen zur Aufklärung der Arbeiter über die gelben 


Gewerkſchaften ſchaffen. Daß in dieſer „chrijtlichen” Schrift die Sozialdemokratie 
und unſere Gewerkſchaften an verſchiedenen Stellen angegriffen werden, bedarf 
keiner beſonderen Bemerkung, weil ja das als ein nebenſächliches Anhängſel dieſer 
Schriften nicht von beſonderer Bedeutung erſcheint und weil es gerade in dieſer 
Schrift im Vergleich zu ihrem ſonſtigen Werte ſtark in den Hintergrund tritt. 
Die chriſtlichen Gewerkſchaften zeigen einen außerordentlich großen Eifer 


auch im Hinblick auf die Vermehrung der gewerkſchaftlichen Literatur, ſie wollen 


ſich auch hierin von unſeren Organiſationen vollſtändig unabhangig machen, doch 
merkt man häufig genug, daß ſie vieles uns entnehmen. In eine Kritik der chriſt⸗ 
lichen Gewerkſchaftsliteratur einzugehen, wollen wir im Zuſammenhang dieſer Über⸗ 
ſicht unterlaſſen, uns dies für eine beſondere Gelegenheit aufſparend. Doch mit 
einigen Worten möchten wir ihrer Literatur auch heute Erwähnung tun, weil nicht 
nur die Gewerkſchaftsredakteure und die Agitatoren der Gewerkſchaften, ſondern 
auch unſere politiſchen Vertreter ſehr häufig Veranlaſſung zu Auseinanderſetzungen 
mit den chriſtlichen Gewerkſchaften haben können. Als zweites Heft der von der 
„Weſtdeutſchen Arbeiterzeitung“ in München⸗Gladbach herausgegebenen Arbeiter⸗ 


bibliothek iſt eine 112 Seiten ſtarke Schrift über Die chriſtlichen Gewerkſchaften 


erſchienen. Wer dieſe Arbeit genau lieſt, der erkennt in ihr die verſchiedenen 
Strömungen, die unter der chriſtlichen Arbeiterbewegung um den Vorrang ringen 
und die einen Ausgleich noch nicht gefunden haben. Man merkt aus der geſchicht⸗ 
lichen Darſtellung, wie ſchwer es dieſen Organiſationen wird, den Glauben zu er⸗ 
wecken, daß ſie neutral ſind, und wie peinlich ſie bis zum heutigen Tage empfinden, 
daß ihre Vertreter für die hohen Schutzzölle geſtimmt haben. Heft 11 derſelben 
Arbeiterbibliothek iſt ein 32 Seiten ſtarkes Heftchen mit dem Titel Krbeitgeber⸗ 


verbände, ein Aberblick über ihre Geſchichte, Organiſation und Tätigkeit. Das 


Schriftchen iſt ein Auszug aus dem von uns ſchon beſprochenen Buche von 
Dr. Gerhard Keſſler: Die deutſchen Arbeitgeberverbände. In der geſchickt gemachten 
Broſchüre fehlt nur die wichtige Bemerkung, daß die Unternehmerverbände ohne 
Unterſchied von Religion uſw. die Fabrikanten organiſieren, während die chriſtlichen 
Gewerkſchaften an der Zerſplitterung der Arbeiterbewegung ununterbrochen arbeiten. 

Erwähnen wollen wir noch die umfangreiche Broſchüre Internationale Ver⸗ 
bindungen der chriſtlichen Textilarbeiterorganiſationen, unter beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung der ſeit dem Jahre 1900 abgehaltenen internationalen 
Berufskonferenzen und -Kongreſſe, herausgegeben von der Leitung der 
internationalen Vereinigung chriſtlicher Textilarbeiterorganiſationen. (Köln 1908, 


Chriſtlicher Gewerkſchaftsverlag.) Wenn man erwägt, daß noch vor kurzem unſere 


Organiſationen von ihren „nationalen“ Konkurrenten wegen ihrer internationalen 
und deshalb angeblich vaterlandsloſen Geſinnung herabgewürdigt wurden, fo er— 
ſcheint dieſes Protokoll faſt als ein Eingeſtändnis der Schuld, den Gegner ver- 
leumdet zu haben. Im übrigen zeigt dieſes Protokoll nur, daß die internationalen 


Verbindungen der chriſtlichen Organiſationen nichts bedeuten können, da die ein⸗ 
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zelnen Glieder machtlos und unbedeutend ſind. Eine Überſicht über die konſervativen 
und klerikalen Arbeiterorganiſationen und über die in ihnen herrſchenden An⸗ 
ſchauungen erhält man aus dem Gericht über die Verhandlungen des zweiten 
deutſchen Krbeiterkongreſſes, abgehalten am 20., 21. und 22. Oktober 1907 (Berlin, 
herausgegeben durch den Ausſchuß des Kongreſſes). Dieſes 230 Seiten ſtarke Buch 
iſt auch im Chriſtlichen Gewerkſchaftsverlag in Köln erſchienen. Wer ſich über die 
chriſtlichen Gewerkſchaften, die katholiſchen und evangeliſchen Arbeitervereine und 
über ähnliche Organiſationen informieren will, der wird dieſes Protokoll kaum 
entbehren können. Freilich wird er aus der Zuſammenſetzung des Kongreſſes auch 
den Schluß ziehen, daß dieſes künſtliche Gebilde auf die Dauer bedeutungslos 
bleiben muß. 

Eine wertvolle Schrift, die auch im Christlichen Gewerkſchaftsverlag in Köln 
erſchienen iſt, trägt den Titel: Die Kruppſche Venſionskaſſe vor Gericht. Der 
Prozeß gegen die Firma Krupp auf Rückzahlung der Penſionskaſſen⸗ 
beiträge ausgeſchiedener Arbeiter nebſt den dazu erſtatteten Gut⸗ 
achten, zuſammengeſtellt und herausgegeben vom Chriſtlichen Metall: 
arbeiterverband Deutſchlands. Aus dieſer Schrift erhält man einen tiefen 
Einblick in die vielgerühmten Wohlfahrtseinrichtungen der Firma Krupp, in die 
große Bedeutung des Penſionskaſſenweſens für das Unternehmen und in den ge⸗ 
ringen Wert, den es für die Arbeiter hat, die in der freien Bewegung durch die 
Mitgliedſchaft bei den Penſionskaſſen gehindert werden. Frühere Mitglieder der 
Firma Krupp hatten gegen ſie Klage‘ erhoben auf Rückzahlung der einbehaltenen 
Beiträge zur Penſionskaſſe. über dieſen Prozeß, der, wenn auch nicht moraliſch, 
für die Firma Krupp günſtig ausging, berichtet die Broſchüre, aus der zwei Gut⸗ 
achten des Profeſſors Dr. Lothmar beſonders bemerkenswert hervorzuheben 
ſind, gegen die ein Gutachten des Göttinger Profeſſors Ehrenberg ins 
Feld geführt wurde, das den Standpunkt der Firma Krupp in juriſtiſch⸗wiſſen⸗ 
ſchaftliche Form gießt. Als Material zur Beurteilung der Wohlfahrtseinrichtungen 
erſcheint dieſe Schrift beſonders wertvoll. 

Zum Schluſſe ſei noch erwähnt eine 36 Seiten ſtarke, vom Deutſchen Textil⸗ 
arbeiterverband herausgegebene Schrift von S. Terentjew, Die Arbeits- und 
Sebensbedingungen der Textilarbeiter des Moskauer Induſtrierayons. Es iſt 
unzweifelhaft intereſſant, daß unſere Arbeiterorganiſationen, wie dieſe Schrift be⸗ 
weiſt, das Bedürfnis empfinden, ihre Mitglieder auch über die Verhältniſſe der 
Berufsgenoſſen im Ausland zu unterrichten. 

Dieſe mannigfachen Schriften, die, ſoweit wenigſtens unſere Gewerkſchafts⸗ 
literatur hier in Betracht kommt, faſt ausnahmslos von Mitgliedern der Gewerk⸗ 
ſchaften herrühren, zeigen uns einen geiſtigen Hochſtand, einen großen Fleiß und 
einen hohen Ernſt bei der Vorbereitung gewerkſchaftlicher Aktionen und das Be⸗ 
dürfnis, über ſie in eingehender Weiſe Rechenſchaft abzulegen. Aber auch die chriſt⸗ 
liche Literatur ſtrebt nach einem höheren Niveau, man merkt deutlich das Bemühen, 
in jeder Hinſicht unſeren Gewerkſchaften ebenbürtig zu werden. Sicherlich iſt ſie 
ein wichtiger Anſporn für unſere Organiſationen, nicht zu raſten und immer Beſſeres 
zu leiſten. Zum Schluſſe ſei noch hervorgehoben, daß die von unſeren Gewerk⸗ 
ſchaften herausgegebenen Schriften ſich durch eine vortreffliche typographiſche Aus⸗ 
ſtattung auszeichnen, ſo daß man auch hierin einen großen Fortſchritt ſehen kann. 
Es iſt ſicherlich nicht gleichgültig, wie die Literatur ausſieht, die von unſeren Or⸗ 
ganiſationen ihren Mitgliedern geboten wird. Auch hier kann man zu einer Hebung 
der Bedürfniſſe der Arbeiterklaſſe gelangen. Vielfach werden die Schriften nicht 
bloß geſchmackvoll gedruckt, oft werden fie ſchon eingebunden den Mitgliedern ab⸗ 
gegeben; ſo wird in jeder Hinſicht eine Steigerung des Maßſtabes für literariſche 
Publikationen geſchaffen. Es kann gar keinem Zweifel unterliegen, daß die reiche 
und wertvolle gewerkſchaftliche Literatur ein Spiegelbild der Kraft und des Selbſt⸗ 
bewußtſeins unſerer Gewerkſchaftsbewegung bildet. 
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Dr. Eduard Weſtermarck, Arſprung und Entwicklung der Moralbegriffe. Erſter 
Band. Deutſch von L. Katſcher. Leipzig 1907, Dr. W. Klinckhardt. Preis 11 Mark. 
Immer ſtärker macht ſich in der heutigen Philoſophie das Streben geltend, die 
Probleme von pfychologiſchen Geſichtspunkten zu behandeln. Die Frageſtellung hat 
ſich infolgedeſſen verſchoben, und die Löſungsverſuche ſind aus dem Bereich der 
Spekulation in das der Forſchung gerückt worden. Die Erkenntnistheorie ſoll nun 
die Frage beantworten, zu welcher Art von Erkenntnis der menſchliche Geiſt fähig 
iſt und welche Mittel ihm hier zu Gebote ſtehen. Die Religionsphiloſophie fragt 
nicht mehr nach Beweiſen für die Exiſtenz einer Gottheit, ſondern danach, wie die 
Vorſtellung göttlicher Weſen zuſtande kam und ſich entwickelte; und ſo werden auch 
Aſthetik und Ethik immer mehr dazu gedrängt, nicht mehr Betrachtungen über das 
wahrhaft Schöne und Gute anzuſtellen, ſondern zu forſchen, wie die menſchlichen 
Werturteile zuſtande kommen, wodurch ſie bedingt werden, und welche Tendenzen ſie 
beherrſchen. Mit dieſer Richtungsänderung in der Forſchung hängt nun auch eine 
Wandlung in der Art der Polemik zuſammen. Man ſucht meiſt nicht nur den 
Gegner zu widerlegen, ſondern auch zu erklären, wie die irrigen Meinungen und 
Anſchauungen zuſtande kamen. 

Bei der Behandlung der Ethik mußte die erſte Frage, welche ſich dem Pſycho⸗ 
logen aufdrängte, die ſein nach dem Charakter ethiſcher Urteile. Bis dahin hatte 
man dieſe meiſt einfach als Verſtandesfunktionen betrachtet, die Ethik ſelbſt damit 
zur Sache des Verſtandes oder der Vernunft gemacht. So wie es nur eine Wahr⸗ 
heit in der Erkenntnis gibt, ſo könne auch nur eine ethiſche Wahrheit beſtehen, 
deren Erkenntnis das Ziel der Wiſſenſchaft ſei, während die bisherige Entwicklung 
nur ein unſicheres Suchen nach dieſer großen Endwahrheit darſtelle. 

Weſtermarck beantwortet dieſe grundlegende Frage mit dem Hinweis darauf, 
daß die ethiſchen Urteile lediglich der Ausdruck von Mißbilligung oder Billigung 
ſeien, mithin von Gefühlen. Wenn James Mill behaupte, daß ein vernünftiger 
Verfechter des Grundſatzes der Nützlichkeit eine Handlung billige, „weil ſie gut iſt“, 
und daß er ſie gut nennt, „weil ſie zum Glücke beiträgt“, ſo heiße das die Reihen⸗ 
folge der Tatſachen umkehren, da in Wirklichkeit eine Handlung gut genannt werde, 

weil man ſie billigt, und ſie von einem Utilitarier ſo weit gebilligt werde, als ſie 
zum Glücke beiträgt. Der Utilitarier könne zwar auf Grund ſeiner Lehre mittels 
rein verſtandesmäßiger Prozeſſe über den ſittlichen Charakter gegebener Handlungen 
ſein Urteil abgeben; aber ſein erſter Grundſatz ſelbſt, daß das gut iſt, was nützt, 
habe doch einen Gefühlsurſprung. \ 

Weſtermarck ſucht nun noch den grundlegenden Irrtum einer abjolut fein 
wollenden Ethik pſychologiſch zu erklären. Er weiſt darauf hin, daß in Fragen der 
Sittlichkeit in der Urgeſellſchaft kaum Meinungsunterſchiede beſtanden haben. Da⸗ 
durch iſt von Anfang an ſittlichen Urteilen der Charakter der Allgemeinheit und 
Objektivität zugeſchrieben worden, und dieſer Glaube wurde noch weſentlich dadurch 
verſtärkt, daß nicht nur das ſittliche Bewußtſein der Menſchen auch heute noch 
wenigſtens in einer beſtimmten Geſellſchaft ziemlich gleichförmig iſt, ſondern auch, 
daß wir über Recht und Unrecht durchaus nicht dieſelbe Meinungsfreiheit haben 
wie zum Beiſpiel über äſthetiſche Fragen. Hier wirken menſchliche und göttliche 
Autorität zuſammen, um den eigentlich rein gefühlsmäßigen, ſubjektiven An⸗ 
ſchauungen den Charakter des objektiv Abſoluten zu verleihen. Der Gegenſtand 

der wiſſenſchaftlichen Ethik kann daher nur fein, das ſittliche Bewußtſein als eine 
Tatſache zu ſtudieren. N 

Die Grundlage ethiſcher Urteile ſind alſo die Gefühle der ſittlichen Mißbilligung 
oder Entrüſtung und der Billigung. Es entſteht nun zunächſt die Frage, wodurch 
ſich dieſe Gefühle von denjenigen unterſcheiden, die ihnen verwandt ſind, denen 
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aber ein ſittlicher Charakter nicht zukommt. Weſtermarck bezeichnet Uneigennützig⸗ 
keit, Unparteilichkeit und „eine gewiſſe Allgemeinheit“ als ſolche Kriterien. Tat⸗ 
ſächlich laufen aber alle dieſe Merkmale, ſoweit ſie überhaupt zutreffen, auf das 
eine Moment der Sympathie hinaus. Die ſittliche Entrüſtung unterſcheidet ſich von 
dem Groll über einen erlittenen Schaden dadurch, daß der Urteilende nicht ſelbſt 
auch zunächſt der Geſchädigte iſt, ſondern daß er ſich in deſſen Situation „einfühlt“, 
mit ihm ſympathiſiert. Erſt ein Produkt ſpäterer Entwicklung iſt es, daß der Be⸗ 
leidigte ſelbſt neben dem perſönlichen Groll auch inſoforn ſittliche Entrüſtung 
empfindet, als er in ſeiner eigenen Schädigung nur einen Spezialfall einer all⸗ 
gemeinen Regel ſieht. 

Daher berührt ſich Weſtermarck hier, vielleicht ohne es zu wollen, mit jenen 
Ethikern, welche das Gefühl der Sympathie, aus dem das des Altruismus ent⸗ 
ſpringt, als die Grundlage der Moral betrachten. Während dieſe aber nun kon⸗ 
ſequent daran gehen, dieſes Gefühl als das für die Moral Ausſchlaggebende in 
ſeiner Entſtehung und Entwicklung zu verfolgen, wendet ſich Weſtermarck einem 
ſehr umfangreichen und umſtändlichen Beweis dafür zu, daß nicht nur die Moral⸗ 
begriffe, ſondern auch die Sitten und die Geſetze der verſchiedenſten Völker und 
Zeiten wirklich ihren Urſprung dem Gefühl ſittlicher Entrüſtung reſpektive Billigung 
zu danken haben. b € 

Dieſer Nachweis ſcheint mir bezüglich der Moralanſchauungen ziemlich über: 
flüſſig zu ſein, da ja kaum von irgend einer Seite ein Zweifel dagegen erhoben 
wird, daß Verfehlungen gegen die herrſchenden Moralbegriffe geeignet ſind, ſittliche 
Entrüſtung auszulöſen. Die Frage nach den pſychiſchen Quellen dieſes Gefühls 
läßt ſich aber nicht ohne weiteres durch Beibringung eines noch ſo großen ethno⸗ 
logiſchen Materials beantworten. Wenn hingegen Weſtermarck die Strafgeſetze auf 
die ſittliche Entrüſtung der betreffenden Geſellſchaft zurückführen will, für welche 
ſie gelten, kommt er mit den Tatſachen in den empfindlichſten Widerſpruch. Nach 
dieſer Argumentation müßte eine Handlung um ſo mehr allgemeine Entrüſtung 
hervorrufen, je ſtrenger ſie verboten iſt. Tatſächlich ſieht ſich Weſtermarck auch zu 
der Behauptung gedrängt, daß die drakoniſche Strenge deſpotiſcher Geſetze daher 
komme, daß der Autokrat in der Regel zugleich als heilig gelte, die Verletzung ſeiner 
Gebote daher als ſündhaft und doppelt verwerflich angeſehen werde. Zwar iſt der 
Nachweis ganz richtig, daß weder der Zweck der Abſchreckung noch der der Beſſe⸗ 
rung irgend ein Strafſyſtem völlig beherrſchen; aber das hindert nicht, daß große 
Partien des Strafrechtes doch unter dem Einfluß beſonders des erſten dieſer Prin⸗ 
zipien ſtehen und geradezu den Zweck verfolgen, von der Ausführung von Hand⸗ 
lungen abzuhalten, welche für diejenigen ſchädlich ſind, welche die Geſetze gegeben haben. 
Es ſind dies aber ſehr oft Handlungen, die keineswegs auf allgemeine Mißbilligung 
ſtoßen. Weſtermarck hebt ſelbſt hervor, daß nur in der Urgeſellſchaft die ſittlichen An⸗ 
ſchauungen gleichförmig ſind. In der ſpäteren Differenzierung ſieht er aber lediglich 
eine Wirkung der ſich bei den verſchiedenen Mitgliedern der Geſellſchaft in ver⸗ 
ſchiedenem Maße entwickelnden Vernunft. Er überſieht hier das Entſcheidende, 
die Bildung und Entwicklung der Klaſſen. Das iſt um ſo erſtaunlicher, als dieſe 
Zurückführung der Wandlungen in den Gefühlen auf die Ausbildung des Ver⸗ 
ſtandes den Grundlagen ſeiner eigenen Theorie widerſpricht, da er ſelbſt den „Be⸗ 
dingungen, unter deren Einfluß die Gefühlsanlagen ſich entwickeln“, die größte 
Bedeutung beimißt, und da er endlich ſelbſt wiederholt auf den Einfluß der Gliede⸗ 
rung der Geſellſchaft in Klaſſen und den Einfluß der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
auf die ſittlichen Anſchauungen durch fein Material geradezu hingeſtoßen wird. So 
kann er nicht umhin, bei Beſprechung der verſchiedenen Bewertung von Menſchen⸗ 
leben je nach Stand und Rang auf die Klaſſenſcheidung hinzuweiſen, und ins⸗ 
beſondere bei der Behandlung der Stellung der Frau muß er den hervorragenden 
Einfluß wirtſchaftlicher Faktoren zugeben. Aber das bleiben nur gelegentliche, recht 
oberflächliche Bemerkungen. Die prinzipielle Bedeutung dieſes Geſichtspunktes iſt 
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dem ganz in bürgerliche Anſchauungen von „Volksſolidarität“ und „öffentlicher 
Meinung“ befangenen Autor vollſtändig verſchloſſen geblieben. 


So fehlt dem ganzen Werke der leitende Geſichtspunkt. Es iſt eine ungeheure 


Menge von ethnographiſchen Daten zuſammengetragen, die zum Teil an ſich ſehr 
intereſſant find und vielfach auch geeignet, die Anſchauungen derer zu berichtigen, 


die im „Wilden“ nur eine brutale Beſtie ſehen wollen. Auch iſt zum Beiſpiel der 
Nachweis nicht ohne Intereſſe, wie das Pfaffentum aller Konfeſſionen darin wett⸗ 
eiferte, die Greuel des amerikaniſchen Sklaventums zu rechtfertigen und als Ausfluß 
des wahren Chriſtentums hinzuſtellen. Aber dieſer ganze Haufen von Tatſachen 
bliebe ſelbſt dann unfruchtbar, wenn er beſſer geordnet wäre. In dieſer Hinſicht 
läßt Weſtermarck ſehr viel zu wünſchen übrig. In einigen Kapiteln unterſcheidet 
er allerdings zwiſchen primitiven Wilden und höher entwickelten Barbaren, ohne 
aber zu ſagen, worin das unterſcheidende Merkmal liegen ſoll. Häufig aber werden 
die verſchiedenartigſten Dinge bunt aneinandergereiht. So werden als Beiſpiele des 
Rechtes zur Tötung der ertappten Ehebrecherin nacheinander angeführt: die Geſetze 
im alten Peru, im heutigen China und in Nepal; die Sitte bei den „moslemitiſchen 
Nationen“, die lex Julia de adulteriis der römiſchen Kaiſerzeit und ein Geſetz 
Alfreds des Großen. Es wäre ſchwer, aus dieſen herausgeriſſenen Beiſpielen 
irgend ein Geſetz abzuleiten, beſonders da ſich Weſtermarck gar nicht bemüht, irgend 
etwas Gemeinſames in den ſozialen, politiſchen, geiſtigen, wirtſchaftlichen oder ſonſt 
irgendwelchen Zuſtänden dieſer Länder nachzuweiſen. Aber er begnügt ſich nicht 
nur mit ſolchen Zuſammenſtellungen; er zieht auch als gleichwertig Moral⸗ 
vorſchriften von Religionsſtiftern, Meinungen von Philoſophen und Lehren von 
Juriſten herein. 

Es iſt klar, daß man nach dieſer Methode alles und nichts beweiſen kann, wie 
denn auch zum Beiſpiel Sutherland feine vielfach gerade entgegengeſetzten An⸗ 
ſchauungen mit einem ähnlichen Wuſt von Tatſachen belegen kann, und mit dem— 
ſelben Recht. 

Um eine Naturgeſchichte der Ethik auf Geſchichte und Ethnologie zu ſtützen, 
müßte man bei verſchiedenen einzelnen Völkern unterſuchen, von welchen Faktoren 
jeweils die Wandlungen in ihren Moralanſchauungen abhängig ſind. Die hier 
gewonnenen Geſichtspunkte wären dann an anderen Beiſpielen zu prüfen und zu 
erproben. Dieſe Methode allein ermöglicht auch eine gegenſeitige Kontrolle der 
Quellen, die ja naturgemäß ſehr ungleichwertig ſind und ſich vielfach widerſprechen. 
Man braucht nur eine von einem franzöſiſchen Prieſter und eine von einem eng⸗ 
liſchen Weltbummler entworfene Schilderung der Zuſtände im heutigen Deutſch— 
land zu vergleichen, um eine Vorſtellung zu bekommen von der Objektivität und 
Verläßlichkeit unſerer Nachrichten über Naturvölker, deren ganzes Leben unſerem 
Verſtändnis doch noch ungleich ferner ſteht als das einer europäiſchen Nation. Der 
einzelne Bericht iſt alſo ſchon aus dieſem Grunde ziemlich wertlos. Aus einem 
ſolchen Durcheinander von Zitaten aber, wie es Weſtermarck bringt, irgendwelche 
Schlüſſe von wiſſenſchaftlichem Werte ziehen zu wollen, iſt von vornherein aus⸗ 
ſichtslos. 0 

Tatſächlich iſt es ihm auch nicht gelungen, zu irgendwelchen wertvolleren Ver— 
allgemeinerungen zu gelangen. Gelegentliche Bemerkungen ſind manchmal an⸗ 
regend, manchmal belehrend, oft aber auch ſehr ſchief und ungenügend. Keines⸗ 
falls aber entſpricht der Ertrag dem gewiß koloſſalen Arbeitsaufwand der Material⸗ 
anhäufung. G. Gckſtein. 


Dr. Oskar Stillich und Artur Gerke, Kohlenbergwerk. Eine Monographie. 


Dr. Oskar Stillich und H. Stendel, Eiſenhütte. Eine Monographie. Leipzig, 
R. Voigtländer. Preis pro Band 4 Mark. 

Stillich gehört zu den Nationalökonomen, die ſich die Aufgabe geſtellt haben, 

den großinduſtriellen Einzelbetrieb zu unterſuchen. Er macht der neueren national- 
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ökonomiſchen Wiſſenſchaft den Vorwurf, daß fie viel zu wenig eindringt in das 
Gefüge der Produktion und Konſumtion, daß ſie nicht hinunterſteigt bis zu den 
Zellen, den wirtſchaftlichen Einheiten, den einzelnen Klein⸗, Mittel⸗ und Groß⸗ 
betrieben. Heute iſt der Zuſtand der, daß faſt jeder Nationalökonom an einer 
Univerſität ein Buch über die Theorie der Volkswirtſchaft geſchrieben hat, daß 
wir aber an Büchern über praktiſche Nationalökonomie direkt Mangel leiden. 

In dieſem Sinne wurde von Stillich der Plan gefaßt, unter dem Titel 
„Nationalökonomiſche Forſchungen auf dem Gebiet der großinduſtriellen Unter⸗ 
nehmung“! die wichtigſten Induſtriegebiete zu behandeln. Dieſe beiden Arbeiten 
haben in der offiziellen Wiſſenſchaft nicht die Beachtung gefunden, die ſie verdienen. 
Wir werden bei einer ſpäteren Gelegenheit auf den Grund dieſer Erſcheinung ein⸗ 
gehen. 

Der Verfaſſer hat ſich nun entſchloſſen, eine kleine Ausgabe der erſten beiden 
Arbeiten herauszugeben, die als Lern- und Leſebücher für diejenigen beſtimmt find, 
welche nicht in die Einzelheiten des Fachgebiets eindringen wollen oder können. 
Im erſten Teile hat der Verfaſſer in beiden Werken eine gut und klar geſchriebene 
Darſtellung des Kohlenbergbaus beziehungsweiſe der Eiſenhütte gegeben, er ſchildert 
darin die volkswirtſchaftliche Bedeutung der beiden Induſtrien, den Einfluß der 
Maſchinentechnik auf die Produktion ſelbſt und auf die Lage der Arbeiter. Für 
den zweiten Teil haben Ingenieure mitgearbeitet, welche die techniſchen Einzel⸗ 
heiten im Produktionsprozeß beſchreiben. Eine Sammlung ganz vorzüglich aus⸗ 
geführter photographiſcher Abbildungen iſt beigefügt. Die beiden Bücher können 
für die Anſchaffung von Arbeiterbibliotheken beſonders warm empfohlen werden, 
da ſie eine ſehr lehrreiche Lektüre bilden. R. Ulrich. 


R. van der Borght, Die Entwicklung der Reichsfinanzen. 1908, Sammlung 
Göſchen. 170 Seiten. Preis 80 Pfennig. 


Die Reichsfinanzreform hat bereits eine umfangreiche Literatur hervorgerufen. 
Die bekannteſten Finanztheoretiker, wie Ad. Wagner und K. Eheberg, und die her⸗ 
vorragendſten Staatsrechtslehrer, wie Laband, all dieſe Vertreter der offiziellen 
Wiſſenſchaft hielten es für ihre nationale Pflicht, das Beſtreben der Regierung, 
eine neue Steuerlaſt der Arbeiterſchaft aufzubürden, zu unterſtützen. Die Vater⸗ 
landsliebe dieſer Herren Profeſſoren geht ſo weit, daß ſie nicht bloß die Notwendig⸗ 
keit von neuen Steuern behaupten, ſondern ſich und ihre Klaſſe von den neuen 
Steuern frei ſehen wollen. Allein die indirekten Steuern ſollen eingeführt 
werden 

Herr van der Borght, der Präſident des Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amtes zu 
Berlin, geht in feiner Schrift „Die Entwicklung der Reichsfinanzen“ nicht jo weit. 
Er ſchildert die tatſächlichen Vorgänge mit dem ehrlichen Beſtreben, ohne Vor⸗ 
eingenommenheit den Dingen gegenüberzutreten. „Die Tatſachen“, fügt er hinzu, 
„reden eine ſehr deutliche und ernſte Sprache.“ Dies geben wir vollkommen zu. 
Die Tatſachen reden ... aber eine andere Sprache als die, die ihnen Herr van der 
Borght in den Mund legt. Vielleicht war bei van der Borght das ehrliche Be⸗ 
ſtreben vorhanden, objektiv die Entwicklung der Reichsfinanzen wiederzugeben. Aber 
gelungen iſt es ihm nicht. Im Grunde verteidigt Herr van der Borght alle Maß⸗ 
nahmen der Regierung, ihre Finanzpolitik ſowohl als auch die Militärausgaben 
und die Kolonialpolitik. „Für die Kriegsflotte kommen“, ſchreibt er auf S. 31 ſeiner 
Schrift, „als vorwärtstreibende Tatſachen noch in Betracht die überaus ſchnelle 
Entfaltung des internationalen deutſchen Handelsverkehrs und die Notwendig⸗ 
keit (2), die Produktionsmöglichkeiten des Stammlandes durch Einbeziehung über⸗ 


1 Band I Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie, Band II Steinkohleninduſtrie. Leipzig 1906, Verlag 
Jäh & Schunke. 
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ſeeiſcher Gebiete in den deutſchen Machtbereich zu ergänzen.! Deutſchlands Ver⸗ 
kettung und Verſtrickung in die internationalen wirtſchaftlichen Beziehungen hat 
seit der Gründung des Reiches und durch deſſen Beſtand und Entwicklung er⸗ 
heblich zugenommen, und damit haben ſich die Reibungsflächen im internationalen 
wirtſchaftlichen Ringen ausgedehnt. Eine ſtarke Nation, die noch große Kultur⸗ 
aufgaben vor ſich hat, muß die Schlußfolgerungen aus ſolchen Vorgängen ziehen, 
wenn ſie nicht abdanken will. Dagegen hilft kein Drehen und Wenden und keine 
Berufung auf Klaſſenintereſſen. ...“ Wir ſehen, daß Herr van der Borght keines⸗ 
falls bloß ein objektiver Geſchichtſchreiber iſt. Bei etwas weniger Voreingenommen⸗ 
heit würde er bald eingeſehen haben, daß die Tatſachen gegen ſeine Schlußfolge— 
rungen ſprechen. Welche Rolle hat denn die Kriegsflotte in der Entwicklung des 
deutſchen internationalen Handelsverkehrs geſpielt? Gewiß eine bloß negative. Die 
ganze internationale Politik Deutſchlands wirkt eher ſtörend als fördernd auf die 
Ausdehnung feines Handels. Herrn van der Borght iſt gut bekannt, daß beiſpiels⸗ 
weiſe die kleine Schweiz, die weder Kolonien noch eine Kriegsflotte hat, ver- 
hältnismäßig mehr am internationalen Handelsverkehr beteiligt iſt als Deutſch⸗ 
land, wobei über 85 Prozent der ſchweizeriſchen Ausfuhr Fabrikate ausmachen, 
während ſich die Ausfuhr von deutſchen Fabrikaten auf 73 Prozent ſtellt. Deutſch⸗ 
lands Verkettung und Verſtrickung in die internationalen wirtſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen iſt alſo keinesfalls eine Folge des Flottenwahnſinns und kann ihn auch 
nicht rechtfertigen. Der Wunſch, die Flottenpolitik der Regierung zu rechtfertigen, 
iſt aber bei van der Borght ſehr ſtark. Mehrmals betont er die Tatſache, daß die 
dauernden Geſamtausgaben des Reiches raſcher geſtiegen ſind als die Ausgaben 
für die Landes verteidigung, obgleich es ſich von ſelber verſteht, da dem Reiche 
immer neue Kultur⸗ und Verwaltungsaufgaben zufielen. Er verſchweigt aber, daß 
die Flottenausgaben faſt doppelt ſo raſch geſtiegen ſind als die all⸗ 
gemeinen Ausgaben. Er unterläßt es ſogar, dieſe auszurechnen. . .. So ſteht 
es mit der Objektivität des Herrn van der Borght. 
Die geſamten ſowie dauernden Iſtausgaben (tatſächlichen) ſtellen ſich ſeit 1872 
wie folgt: 


| Dauernde eigentliche Verwaltungs⸗ 
Geſamtausgaben ausgaben (ohne Betriebsausgaben 
und ohne die Überweiſungen) 
Im Jahres⸗ & Im Jahres: 
A gelen | dur ene Insgesamt durchſchnttt 
Millionen Mark Millionen Mark Millionen Mark Millionen Mark 
880 8455 939,4 3557 395 
18900 9967 996,8 4836 484 
190 %u 17154 1715, 7435 743 
90% 13658 2276,4 6145 1024 
1008s | 5382 2691,0 20 0% RO 
| 54616 200,0 2457 945 


Gewaltige Summen mußten alſo in den 36 Jahren ſeit 1872 aufgebracht 
werden. Die Ausgaben haben in geradezu erſchreckender Weiſe in den letzten Jahren 
zugenommen. Leider hat van der Borght die prozentuale Zunahme der Ausgaben 
nicht berechnet. Nach den von uns vorgenommenen prozentualen Berechnungen über⸗ 


Auf S. 43 erklärt van der Borght, Deutſchlands Kolonien ſeien „nicht beſtimmt 
und nicht geeignet, die deutſche Auswanderung als ſolche aufzunehmen“. Alſo dienen die 
Kolonien doch nur als Ausbeutungsobjekt des Großkapitals! 
| 2 Die Angaben für 1906 bis 1908 find hier wie überall bloß nach den Voranſchlägen 
berechnet. | 
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ſtiegen die geſamten Ausgaben in den Jahren 1891 bis 1900 und die von 1906 bis 
1908 die Ausgaben der Jahre 1872 bis 1880 um 80 Prozent bezw. um 186 Prozent! 

Die dauernden Verwaltungsausgaben haben ſich in derſelben Zeit um das 
Zweieinhalbfache vermehrt! ... 

Der weitaus größte Teil dieſer Ausgaben (22½ Milliarden) iſt aus Zöllen und 
Steuern (faſt ausſchließlich indirekten) beſtritten worden. 3,59 Milliarden ſind 
durch Anleihen aufgebracht. Dafür aber hatte das Reich am 31. März 1907 eine 
dauernde Schuldenlaſt von 3,64 Milliarden und mußte insgeſamt ſeit 1876 
1,58 Milliarden Mark (alſo 43,4 Prozent der geſamten Schuld!) an Zinſen zahlen. 
Die Volksmaſſen wurden alſo aufs äußerſte ausgebeutet, und dennoch mußte man 
Wucherzinſen zahlen. Eine ſolche Mißwirtſchaft führt direkt zum Bankrott. 

Herr van der Borght berechnet, daß die ordentlichen eigentlichen Verwaltungs⸗ 
ausgaben doch im allgemeinen durch die ordentlichen eigenen Einnahmen (ohne 
Zuſchüſſe der Einzelſtaaten, aber auch ohne Überweiſungen) gedeckt werden könnten. 
Neue Steuern ſind alſo nicht notwendig, wenn keine neuen Rieſenſummen für 
Militär⸗ und Marinezwecke aufgebracht werden ſollen. Das iſt einmal wichtig feſt⸗ 
zuſtellen. Von Anfang an iſt es alſo der Militarismus, dem die entſchiedene Be⸗ 
deutung im Reichshaushalt zukommt. Allein die ordentlichen Ausgaben für Heer 
und Flotte machen 74 Prozent aller Verwaltungsausgaben. Dazu kommen noch die 
Ausgaben des Allgemeinen Penſions- und des Reichsinvalidenfonds ſowie der 
Kolonialbedarf und die Zinſen für die Schulden. 

Soweit alſo die Tatſachen. Sie ſagen, daß die Finanzreform vor allem in der 
Verminderung der Militärausgaben beſtehen muß. M. N. 


Notizen. 


Das Sibliothekweſen der Gewerkſchaften und der Partei. Die Zentralifierung 
von Partei- und Gewerkſchaftsbibliotheken iſt eine unbedingte Notwendigkeit, wenn 
ſie ihre Aufgaben in vollem Maße erfüllen, das heißt alſo möglichſt großen Kreiſen 
nützen ſollen. Einige größere und kleinere Städte, Leipzig zum Beiſpiel, beſitzen 
ſchon zentraliſierte Bibliotheken; die Haupt- und Filialbibliotheken gehören in dieſen 
Städten nicht einer oder mehreren Gewerkſchaften, ſondern ſämtliche Gewerkſchaften 
der Stadt wie der Vororte als auch die Parteiorganiſation ſind prozentual an dieſen 
Bibliotheken beteiligt. Alle Mitglieder ſämtlicher Gewerkſchaften und der Partei 
haben das Recht, die Haupt⸗ oder die Filialbibliotheken zu benutzen. 5 

Glänzende Reſultate hat mit dieſem Syſtem Leipzig nebſt Vororten erzielt. 
Stolz können die Leipziger Genoſſen verkünden, daß ſich die Benutzung ihrer 
Bibliothek innerhalb einiger Jahre um faſt 300 Prozent gehoben hat. 

Aber Leipzig bildet eine Ausnahme; in den meiſten größeren Städten herrſcht 
eine arge Zerſplitterung der Bibliotheken der Partei und der Gewerkſchaften. Ihre 
Aufgaben ſind auch ganz andere als die der ſtädtiſchen Bibliotheken. Gewiß, der⸗ 
jenige Leſer, der eine gute Schulbildung genoſſen hat und leidliche Literaturkennt⸗ 
niſſe beſitzt, wird mit den großen Bibliothekkatalogen der kommunalen Bibliotheken 
fertig werden, er wird ſich ſchnell an die rein mechaniſche Abfertigung, die dort 
üblich iſt, gewöhnen, da er weiß, was er will. Aber daß die Arbeiter mehr 
brauchen als nur eine Entleihanſtalt für Bücher, dafür iſt ein Beweis, daß zum 
Beiſpiel in Berlin ein großer Teil unſerer Verbandsbibliothekleſer 10 und 20 Pfennig 
verfährt, ſtundenlang unterwegs iſt, um ſich ein Buch aus der Verbandsbibliothek 
zu holen, trotzdem in der Nähe dieſer Leſer ſich eine ſtädtiſche Bibliothek befindet. 

Organiſierte Arbeiter und Arbeiterinnen, beſonders die Jugendlichen, verlangen 
eben mit Fug und Recht mehr als eine mechaniſche Abfertigung in der Bibliothek. 
Beſonders der Anfänger muß beim Bücherauswählen einen Fingerzeig bekommen. 
Der Katalog muß billig für ihn erhältlich ſein, am beſten iſt es, er bekommt ihn 
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gratis. Der Bibliothekar muß ſelbſt auf recht naive Fragen ausführliche Auskunft 
geben und ſo nebenher pädagogiſche Arbeit leiſten. Oft kommt es vor, daß Kol⸗ 


legen wie Kolleginnen den Bibliothekar bitten: Suchen Sie mir doch ein gutes 


Buch aus, ich finde mich in dem Katalog nicht durch. 


Auf jeden Fall kann der Bibliothekar einer Partei- oder Gewerkſchaftsbibliothek 
bei individueller Behandlung ſeiner Leſer eine ideale Agitationsarbeit verrichten. 
Jeder tätige Parteigenoſſe oder Gewerkſchaftler hat ſich faſt ohne Ausnahme nur 


durch Bücherleſen ſein Wiſſen angeeignet. Und dieſem Bedürfnis muß Rechnung 


getragen werden, indem die Gewerkſchaftskommiſſionen und die Parteileitungen 
durch Schaffung von Filialbibliotheken, das heißt Stadtteilbibliotheken jedem Or⸗ 


ganiſationsangehörigen das Leſen bequem machen, um ihn fo überhaupt an das 
Leſen von Büchern zu gewöhnen. 


Aber mit der Zentraliſierung der örtlichen Partei- und Gewerkſchaftsbiblio⸗ 
theken iſt noch nicht alles getan, was wir in dieſer Beziehung zu tun haben. 

Den Partei⸗ und Gewerkſchaftsorganiſationen fehlt für ihre Bibliotheken eine 
Art „Reichszentralſtelle“, die ſich vor allem mit dem Ankauf und Austauſch von 
alten und neuen Büchern für alle deutſchen Partei- und Gewerkſchaftsbibliotheken 


beſchäftigt. Jahraus jahrein werden beſonders in den großen Städten tauſende 


von guten Büchern von den Buchhändlern ſpottbillig aufgekauft In Berlin kommt 
es faſt täglich vor, daß bei Umzügen, Sterbefällen oder durch Geldnot Privatleute 
gezwungen ſind, Bücher zu veräußern. Wie oft müſſen meine Kollegen und ich billige 
Angebote von Privatleuten ſchweren Herzens abweiſen, da wir nur ein beſchränktes 


Einkaufsrecht haben. Warum können wir denn nicht den Profit, den die Buch⸗ 


händler durch dieſe Ankäufe genießen, ſelbſt erzielen? Weil uns eine kaufmänniſche 
Geſchäftsſtelle für dieſe Zwecke fehlt. 
Aus dieſem Grunde iſt es kleineren Orten ſo ſchwer, eine Bibliothek, ſelbſt 


wenn ſie nur 300 bis 500 Bände ſtark ſein ſoll, einzurichten. Eine gut ausgewählte 


Bibliothek koſtet immer noch einige tauſend Mark. 

Wieviel Nutzen könnte für die kleineren Orte durch eine ſolche Zentrale ge— 
ſchaffen werden, wenn dieſe jedes günſtige Angebot wahrnehmen darf und kann. 
Dieſe Zentralſtelle müßte außerdem den Austauſch von Duplikaten für ſämtliche 
deutſche Ortsbibliotheken übernehmen. g 

Die Arbeiten einer ſolchen Zentralſtelle wären alſo die einer Buchhandlung, Aus⸗ 
kunftei und Umtauſchſtelle für alle Partei⸗ und Gewerkſchaftsbibliothekszentralen. 

Ein beſonders großes geſchäftliches Riſiko wäre bei dieſer Gründung nicht zu 
befürchten, da bei einigermaßen geſchickter Arbeit, Aufkaufen der Bücher uſw. ein 
ſo großer Vorteil zu erwarten iſt, daß die bisherigen Unkoſten der örtlichen Kartelle 
um ein bedeutendes verringert werden könnten. Rudolf Waclawiak (Berlin). 


Statiſtiſche Erhebungen über die Lage der Arbeiter und Arbeiferinnen in 
der Kartonageninduſtrie Deutſchlands hat der Vorſtand des Deutſchen Buchbinder⸗ 
verbandes im Oktober 1906 aufnehmen laſſen und damit zum erſten Male über die 
Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe in dieſem Induſtriezweig eine Überficht gegeben. Das 
Reſultat liegt jetzt in einer kleinen Broſchüre vor, aus deren trockenen Zahlen uns 

das Elend entgegengrinſt, mit dem die Arbeiter dieſes Berufs ſtändig zu kämpfen 
haben, weil das billige Arbeitsangebot indifferenter Arbeiterinnen die Löhne nach 
unten drückt. Die Erhebungen erſtrecken ſich auf 431 Betriebe in 107 Orten mit 
insgeſamt 4022 männlichen und 6567 weiblichen Beſchäftigten; das iſt ungefähr 
die Hälfte der in der Kartonageninduſtrie beſchäftigten Perſonenzahl. Doch wenn 
auch die Statiſtik nur die Hälfte der Beſchäftigten erfaßt, ſo dürfte ſie dennoch ein 
im großen und ganzen zutreffendes Bild der Lebenshaltung dieſer Arbeiter geben, 
da die von der Statiſtik nicht erfaßten Arbeiter in Betrieben ſtehen, mit denen die 
Organiſation noch keine Verbindung hat und in denen daher die Verhältniſſe kaum 
anders, höchſtens ſchlechter ſein werden. Das Lohneinkommen der Kartonagen— 
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arbeiter und arbeiterinnen iſt ein äußerſt kärgliches. Von 3059 über ſechzehn 
Jahre alten männlichen Arbeitern konnte dasſelbe ermittelt werden; nur 
3 Prozent derſelben erzielten Löhne über 30 Mark, 36 Prozent nur 21 bis 30 Mark 
und 61 Prozent mußten ſich gar mit Hungerlöhnen von 7 bis 20 Mark abſpeiſen 
laſſen. Unter den letzteren befinden ſich ſicher eine große Anzahl verheirateter Ar⸗ 
beiter, denn greift man nur die Lohnhöhe von 13 bis 20 Mark heraus, ſo kommen 
insgeſamt 1553 Arbeiter, alſo mehr als die Hälfte der von der Statiſtik erfaßten, 
in Betracht. Über zwei Drittel aller Kartonagenarbeiter müſſen als viel zu niedrig 
entlohnt bezeichnet werden. Die Arbeiterinnen erhalten gar nur Bettelpfennige, 
6498 Arbeiterinnen hatten ihre Löhne angegeben, von ihnen verdienten 53,5 Prozent 
nur 3 bis 10 Mark, 40 Prozent 10 bis 15 Mark; über 15 bis zu 25 Mark er⸗ 
reichten nur 6,5 Prozent. Reichlich die Hälfte verdiente ſo nur 3 bis 10 Mark pro 
Woche, dabei arbeiten 56 Prozent im Akkordlohn. Die Löhne ſcheinen zudem höher 
als ſie find, da Uberſtundenverdienſt und der Mehrverdienſt durch Heimarbeit nach 
Feierabend dem Wochenverdienſt zugerechnet wurden. Lehrlinge und jugendliche 
Arbeiter erzielten im Zeitlohn 3 bis 12, im Akkordlohn 4 bis 14 Mark pro Woche. 
Lehrmädchen und jugendliche Arbeiterinnen kamen durchſchnittlich auf 6,70 Mark 
im Zeitlohn und 7,52 Mark bei Akkordlohn. 

Das Lohneinkommen, nach dem Charakter der Beſchäftigung der Arbeiter be⸗ 
trachtet, fügt dem düſteren Bilde noch einige Schattenſtriche bei. Dabei ſind bei der 
Berechnung dieſer elenden Durchſchnittslöhne die Löhne der Lehrlinge und Lehrmädchen, 
der jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen unberückſichtigt geblieben, während 
andererſeits das Einkommen der beſonders qualifizierten Arbeiter in die Berech⸗ 
nung mit einbezogen wurden! Dieſe elenden Löhne werden zudem nur in einer 
überlangen Arbeitszeit verdient. Nur 22,6 Prozent der befragten Arbeiter 
und Arbeiterinnen erfreuten ſich einer Iftündigen oder kürzeren Arbeitszeit, 55 bis 
59½ Stunden wöchentlich mußten jedoch jchon 50,7 Prozent und 26,7 Prozent 
mußten gar 60 bis 70 Stunden fronden. Eine durchgreifende Arbeitszeitverkürzung 
iſt für die Kartonageninduſtrie dringend notwendig, muß doch zumeiſt in einer von 
Staub und Dunſt geſchwängerten Luft gearbeitet werden. Daß die Kartonagen⸗ 
fabrikation eine Arbeitszeitverkürzung nicht nur ohne Schaden vertragen, ſondern 
noch obendrein höhere Löhne bezahlen kann, dafür bringt die Statiſtik des Buch⸗ 
binderverbandes zahlreiche Beweiſe. 

Heimarbeit iſt in der Kartonageninduſtrie in ausgedehntem Maße vorhanden. 
An den Schwierigkeiten, welche die Heimarbeit überhaupt dem Statiſtiker entgegen⸗ 
ſtellt, ſcheiterte auch die vorliegende Statiſtik, zumal dieſelbe durch Werkſtuben⸗ 
fragebogen ihr Material erhielt und naturgemäß die im Betrieb tätigen Arbeiter 
nur in den ſeltenſten Fällen wiſſen, wie viel Heimarbeiter ihre Firma beſchäftigt 
und welche Löhne ſie ihnen bezahlt. Immerhin konnte feſtgeſtellt werden, daß für 
Heimarbeit in vielen Fällen bis zu 50 Prozent weniger gezahlt, nur in den ſeltenſten 
Fällen eine Kleinigkeit mehr vergütet wird, wofür die Arbeiter dann allerdings 
Leim, Kleiſter und ſonſtige Zutaten bezahlen müſſen. Auch die Zahl jener Arbeiter 
und Arbeiterinnen, die nach Feierabend noch Heimarbeit mitnehmen, konnte nicht 
genau ermittelt werden; bezeichnenderweiſe wird dieſe Frage zumeiſt mit dem Ver⸗ 
merk „Sehr viele“ ſtatt mit genauen Zahlen ausgefüllt. 

Kinderarbeit fehlt natürlich in der Kartonageninduſtrie auch nicht. Die 
Statiſtik erwähnt ſolche in 82 Fällen und regiſtriert Löhne, die zwiſchen 5 und 
12 Pfennig pro Stunde ſchwanken. Die Arbeitszeit währte 4 bis 12 Stunden. 
Über das Alter der Kinder erfährt man leider nichts. 

Bisher haben ſich von den 25000 Arbeitern und Arbeiterinnen der Kartonagen⸗ 
induſtrie etwa 4500 ihrer Berufsorganiſation angeſchloſſen; hoffen wir, daß die 
aufreizenden Zahlen der Statiſtik auch die Kartonagenarbeiter und ⸗arbeiterinnen 
aufrütteln zum Kampfe um die Verbeſſerung ihrer Exiſtenzbedingungen! St. Heije 
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Eine Geſchichte der franzoſiſchen Revolution. 


Don F. Mehring. 

Heinrich Cunow, Die revolutionäre Seitungsliteratur Frankreichs während der 
Jahre 1789 bis 1794. Ein Beitrag zur Geſchichte der franzöſiſchen Klaſſen⸗ und 
Parteikämpfe gegen Ende des achtzehnten Jahrhunderts. Berlin 1908, Verlag 
Buchhandlung Vorwärts. 328 Seiten. 

Es gereicht uns zur höchſten Genugtuung, nachdem wir eben erſt Kautskys 
Schrift über den Urſprung des Chriſtentums an dieſer Stelle beſprochen haben, 
abermals ein Werk anzuzeigen, das für die wiſſenſchaftliche Arbeit innerhalb 
der Partei nicht minder ehrenvolles Zeugnis ablegt, indem es in gleich bahn⸗ 
brechender Weiſe eine große Wende der weltgeſchichtlichen Entwicklung in ihren 
innerſten Triebkräften darlegt. | 

Die Literatur über die große franzöſiſche Revolution iſt nicht minder um⸗ 
fangreich als die Literatur über den Urſprung des Chriſtentums, wenn man, 
wie billig, von dem Vorſprung der anderthalb Jahrtauſende abſieht, die dieſe 
vor jener voraus hat. Unzweifelhaft befinden ſich darunter Geſchichtswerke, 
die in ihrer Art bedeutend ſind, aber durch ſie alle iſt noch keine ſichere 
Grundlage für das hiſtoriſche Urteil geſchaffen worden, trotz oder auch wegen 
der in unabſehbarer Fülle ſtrömenden Quellen, trotz oder auch wegen der 
nahen Verwandtſchaft, in der die Klaſſen⸗ und Parteikämpfe der franzöſiſchen 
Revolution mit den Klaſſen⸗ und Parteikämpfen der Gegenwart ſtehen. Es 
iſt nicht einmal ein Fortſchritt in dieſer Geſchichtſchreibung zu verzeichnen. 
Denn was man immer über die „revolutionäre Legende“ ſagen mag, wie ſie 
in den Geſchichtswerken von Mignet und Thiers, von Michelet und Louis 
Blanc vertreten wird, ſo ſteht ſie dennoch hoch über der reaktionären Legende, 
wie ſie Taine in ſeinem vielgeprieſenen Werke über die Urſprünge des 
modernen Frankreichs vertritt. Taine befolgt etwa die Janſſenſche Mache, 
indem er aus den Quellen, mögen ſie albernſte Salonklatſchereien oder ver⸗ 
logenſte Spitzelberichte ſein, dasjenige herauspickt, was ihm in den Kram paßt, 
und nun wie einzelne Tropfen faulen Waſſers auf den Kopf des Leſers fallen 
läßt, der dann ſchließlich in völliger Betäubung die lautere Quelle hiſtoriſcher 
Wahrheit rieſeln zu hören glaubt. | 

Freilich war Taine weder der erſte noch der einzige jeiner Art; er hat 
eine ganze Schar Vor⸗, Mit⸗ und Nachläufer, die Mortimer⸗Ternaux, die 
Wallon, die Marc Dufraiffe, die Felix Rocquain uſw. Und wenn man gerecht 
ſein will, jo hat, wie alles in der Welt, auch dieſe reaktionäre Legende ihren 
triftigen Grund. Sie betonte mit Recht, daß es nicht auf die Außen⸗ und 
Vorderſeite, nicht auf die Oberfläche der Revolution ankomme, wenn man ſie 
wirklich erkennen wolle, nicht auf die großen Reden, die parlamentariſchen 
Turniere, die blendenden Haupt⸗ und Staatsaktionen, ſondern auf ihr „inneres 


482 Feuilleton der Neuen Zeit. 


1 


Getriebe“; fie wies zum Beiſpiel tadelnd darauf hin, daß in der vierzige 
jährigen Histoire parlementaire von Buchez und Roux, einer Hauptträgerin 


der revolutionären Legende, nur ganz beiläufig vom materiellen Elend der 


Volksmaſſen gehandelt würde. Das hatte ſoweit Hand und Fuß, doch war 


es das Pech der reaktionären Legende, das „innere Getriebe“ der Revolution 


da zu ſuchen, wo es noch viel weniger zu finden war als in den Ver⸗ 
handlungen des Konvents; die Ehre, auf dieſem Wege den kühnſten Vorſtoß 


gemacht zu haben, gebührt einem deutſchen Denker, dem Profeſſor Adolf 


Schmidt in Jena, der im Jahre 1867 ſeine Tableaux de la révolution 


frangaise herauszugeben begann, aus den Papieren der Pariſer Geheimpolizei, 
und mit dem begeiſterten Schrei: „Hier erſcheint und ſpiegelt ſich das wirk⸗ 
liche Paris; überall ſonſt iſt es nur das ſcheinbare Paris, ſind es nur Ober⸗ 
flächen, ſind es nur zerſtreute Züge.“ Es iſt ſo, als wenn ein franzöſiſcher 
Profeſſor die Geſchichte der deutſchen Sozialdemokratie nach den Akten der 
Berliner Geheimpolizei ſchreiben wollte. 


Es iſt nun das Verdienſt Cunows, in der revolutionären Zeitungsliteratur 
den Schlüſſel geſucht und gefunden zu haben, der das „innere Getriebe“ der 


franzöſiſchen Revolution erſchließt. Nicht als ob dieſe Quelle der Erkenntnis 
von den bisherigen Hiſtorikern der Revolution ganz unbeachtet geblieben 
wäre; ſie iſt oft genug herangezogen worden, aber immer nur nach der 
„Außen⸗ und Vorderſeite“, um Mirabeau durch ein glänzendes oder Camille 
Desmoulins durch ein geiſtreiches oder Marat durch ein draſtiſches oder 
Hebert durch ein unflätiges Wort zu kennzeichnen. Cunow dagegen ſieht in 


der revolutionären Zeitungsliteratur das getreueſte Spiegelbild der Intereſſen⸗ 
gegenſätze, die beim Beginn der Revolution die verſchiedenen Bevölkerungs⸗ 


ſchichten trennten, und die gewaltſamen Intereſſenkonflikte, die dieſe Gegen⸗ 
ſätze notwendig hervorrufen mußten; er meint, daß dieſe Gegenſätze und Kon⸗ 
flikte in den revolutionären Pamphleten und Zeitungen einen klareren und 
unzweideutigeren Ausdruck gefunden hätten als in der ſchöngeiſtigen Rhetorik 
und der konventionellen Routine der parlamentariſchen Verhandlungen; bei 
denjenigen Parteiführern, die zugleich Deputierte und Journaliſten geweſen 
ſeien, ſtünde der geiſtige Gehalt ihrer redneriſchen Leiſtung tief unter dem 
geiſtigen Gehalt ihrer ſchriftſtelleriſchen Leiſtung: eine unzweifelhaft richtige 
Bemerkung, die nicht nur auf den beſonderen Fall zutrifft, wenn ſie auch in 
allen Fällen ihre Ausnahme haben mag. 

Mit ſtaunenswertem Fleiße analyſiert nun Cunow die revolutionäre 


Zeitungsliteratur nach der wiſſenſchaftlichen Methode des hiſtoriſchen Materia⸗ 


lismus, und ſo gelingt es ihm, zum erſten Male ein vollkommen deutliches 
und überſichtliches Bild der Klaſſenkämpfe zu geben, in denen ſich die große 
franzöſiſche Revolution abgewickelt hat. Was in den Geſchichtswerken der 
revolutionären wie der reaktionären Legende als Girondiſten, Dantoniſten, 
Robespierriſten, Maratiſten, Hebertiſten uſw. in mehr oder minder ver⸗ 
ſchwommenen Umriſſen herumwimmelt, das ſehen wir hier als greifbare Ge⸗ 
ſtalten, und der törichte Vorwurf, als verkenne die marxiſtiſche Methode das 
hiſtoriſche Recht der Perſönlichkeit, wird wieder einmal durch die Tatſache be⸗ 
ſchämt, daß es keine Geſchichte der franzöſiſchen Revolution gibt, in der die 
Geſtalten eines Mallet du Pan, eines Mirabeau, eines Briſſot, eines Camille 
Desmoulins, eines Louſtalot, eines Marat, eines Hebert in ſo klaren und 
ſcharfen Umriſſen erſcheinen wie in dieſer. 
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Alüberflüſſig zu jagen, daß ſich Cunow der reaktionären wie der revolutio⸗ 
nären Legende gleich fern hält. Er gibt jeder Klaſſe und jeder Partei ihr 
hiſtoriſches Recht, aber eben deshalb übt er an jeder auch hiſtoriſche Kritik. Wenn 
er mit Recht ſagt, daß die Klaſſenkämpfe der franzöſiſchen Revolution auch heute 
noch keineswegs überwunden ſeien, daß die Klaſſenkämpfe der Gegenwart vielfach 
nur fortſetzen, was in den Jahren 1789 bis 1794 begonnen worden ſei, ſo gilt 
das von allen anderen Klaſſen, nur nicht von dem modernen Proletariat, das 
die franzöſiſche Revolution erſt als Embryo in ihrem Schoße trug. Vom 
Standpunkt dieſer Klaſſe iſt die revolutionäre Legende ebenſo verwerflich wie 
die reaktionäre Legende, es ſei denn, daß ſie noch verwerflicher iſt, weil ſie 
die heutige Arbeiterklaſſe über die Ausſichten und Vorausſetzungen ihres 
Kampfes eher zu täuſchen vermag. Es hieße deshalb Cunows Arbeit unter⸗ 
ſchätzen, wenn man ſie als einen Rückſchlag auf die Geſchichtsklitterungen der 
Taine und ähnlicher Geiſter auffaſſen wollte; ſie iſt vielmehr die wiſſenſchaft⸗ 
liche Syntheſe, die ſich ebenſo über der revolutionären Theſe wie der reaktio⸗ 
närer Antitheſe erhebt. Wenn ſie gelegentlich allzu kraſſe Albernheiten der 
Sybel, Taine und Genoſſen feſtnagelt, ſo macht ſie nicht minder kurzen Prozeß 
mit der „Wundernacht“ des 4. Auguſt, der „neuen Pfingſtnacht“, wie ſelbſt 
Carlyle ſie taufte. Dieſe Nacht war kein Drama großmütiger Aufopferung, 
ſondern eine Burleske pfiffiger Spekulation; um wenigſtens noch einen An⸗ 
ſpruch auf Entſchädigung herauszuſchlagen, verzichteten die Junker und Pfaffen 
ſcheinbar freiwillig auf die Vorrechte, die der revolutionäre Sturm längſt weg⸗ 
gefegt hatte. | 

Gewiß hat diefe Methode auch noch ihre Vorzüge, wie ſich ſchon daraus 
ergibt, daß im preußiſchen Staate zwei Menſchenalter, von 1807 bis 1865, 
erforderlich geweſen ſind, um in ungleich ſchäbigerer Weiſe zu erreichen, was 
die franzöſiſche Nationalverſammlung in einer Nacht erreicht hat. Aber die 
eigentliche Triebkraft dieſer Methode war der Bauernaufruhr, der durch das 
ganze Land fegte, waren die Pariſer Vorſtädter, die die Baſtille erſtürmt 
hatten. Es gehört zu den lehrreichſten Ergebniſſen von Cunows Unter⸗ 
ſuchungen, daß die franzöſiſche Bourgeoiſie ſchon in den Anfängen der Re⸗ 
volution ein feiges und verräteriſches Doppelſpiel geſpielt hat, nicht ganz ſo 
feige, aber ebenſo verräteriſch wie die deutſche Bourgeoiſie im Jahre 1848, 
und im Weſen der Sache doch dasſelbe Spiel. Schon in den Tagen des 
Baſtilleſturmes ſagte Bailly, der erſte Präſident der Nationalverſammlung 
und der erſte Maire von Paris: „Die Befehle waren gegen den Pöbel ge- 
richtet, denn die Bürger waren nicht blind genug, um nicht in dieſem eine 
faſt ebenſo große Gefahr zu erblicken wie in den königlichen Truppen. Im 
Augenblick der größten Verwirrung war man immer noch ordnungsliebend. 
Aber es war nicht ſo leicht, der Menge die neue Macht wieder zu entreißen, 
denn heute ſollte ſie die Freiheit retten helfen, heute konnte man ihre Tat⸗ 
kraft noch nicht entbehren.“ Dieſe Luſt, die „Tatkraft“ des „Pöbels“ gegen 
die „königlichen Truppen“ zu verwenden, war der deutſchen Bourgeoiſie im 
Jahre 1848 allerdings gründlich vergangen, aber ihr Verrat am ſiegreichen 
Proletariat hat ſchon in den Tagen der franzöſiſchen Revolution fein glor⸗ 
reiches Vorbild gehabt. 

Das gilt namentlich auch von den Girondiſten, die bis auf den heutigen 
Tag als edle und unſchuldige Opfer jakobiniſcher Wut verherrlicht werden. 
Mag man auch zugeben, daß ſie das größte Maß von Geiſt und Kraft ent⸗ 


| 


| 
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faltet haben, das einer Partei der ib eren Bourgeoiſie je zu entfalten ver⸗ 
gönnt geweſen iſt, ſo iſt es doch ſinnlos, die Girondiſten, wie es in der 
bürgerlichen Geſchichtſchreibung geſchehen iſt und noch geſchieht, als hoch⸗ 
ſinnige Ideologen, als ehrliche Doktrinäre, als träumeriſche Wolkenwandler 
zu kennzeichnen. Die Girondiſten waren vielmehr die Vertreter der mittleren 
Geſchäftsbourgeoiſie. Während die reiche Finanz, die Monopol- und Regie 
pächter, die Großlieferanten für den Staat und den Hof, die Korn⸗ und 
Lebensmittelſpekulanten, zum Teil auch die reicheren Fabrikanten von Lyoner 
und Pariſer Luxusartikeln ſich auf die Seite der ariſtokratiſch⸗konſtitutionellen 
Partei ſchlugen, fanden die Girondiſten ihre hauptſächlichſten Stützpunkte in 
den Geſchäftsſchichten der ſüdweſtlichen Handelsſtädte Frankreichs — daher 
ihr Name —, in den Fabrik- und Hafenſtädten Nordoſtfrankreichs und des 
Rhonegebiets ſowie in den Geſchäftsrevieren von Paris; auch ein großer Teil 
der wohlhabenden ſelbſtändigen Handwerksmeiſter, der artisans, im Gegenſatz 
zu den Kleinhandwerkern, den maitres-ouvriers, hielt zu ihnen. 

In meiſterhafter Weiſe zeigt nun Cunow, wie die Politik der Girondiſten 
eine hartgeſottene Geſchäftspolitik war, im Intereſſe der Bevölkerungsklaſſe, 
die ſich in dieſer politiſchen Partei organiſiert hatte. Die Girondiſten er⸗ 
kannten das Recht der Revolution und die gewalttätige Abſchaffung vor⸗ 
handener Mißſtände an, aber nur inſoweit dadurch der Weg der Bourgeoiſte 
geebnet wurde; jeden Verſuch der radikalen Kleinbürgerſchaft, politiſche Macht 
zu gewinnen, wieſen ſie entſchieden zurück. So auch erklärt ſich ihre Propa⸗ 
ganda für den Krieg mit dem Ausland. Sie wollten dadurch die ärmeren 
Volksſchichten vom revolutionären Treiben ablenken, die arbeitsloſe Bevölke⸗ 
rung in die Heere einreihen und die Jakobiner ſchwächen, die ſich vornehmlich 
auf die Arbeiter und ſelbſtarbeitenden Kleinmeiſter ſtützten. Dann ſollte der 
Krieg aber auch die Stellung der Monarchie erſchüttern; verhielt ſich der 
König völlig paſſiv, ſo verlor er die Sympathie der auswärtigen Fürſten und 
war um ſo mehr auf die ſtärkſte Partei angewieſen, nämlich die Girondiſten; 
konſpirierte der König aber mit dem Ausland, ſo war ſeine Autorität im 
Innern deſto leichter zu erſchüttern, zugunſten der honetten bürgerlichen Ne 
publik, die im Geſchäftsintereſſe der mittleren Geſchäftsbourgeoiſie lag. Aus 
denſelben Gründen, die die Kriegspropaganda der Girondiſten entfeſſelten, 
waren die Jakobiner gegen den Krieg und ebenſo gegen die Republik nach 
girondiſtiſchem Muſter; auch Marat erklärte „die ſehr beſchränkte Monarchie“ 
für die unter den obwaltenden Verhältniſſen paſſendſte Staatsform. 

So klar Cunow dieſe Verhältniſſe in ſeinem Kapitel über den „Urſprung 
der Revolutionskriege“ darzulegen weiß, ſo erwähnt er doch nicht, wie ſehr 
die unverſchämten Herausforderungen der deutſchen Deſpoten das girondiſtiſche 
Kriegsſpiel erleichtert, ja überhaupt ermöglicht haben. Es iſt ſicherlich nur aus 
dem anerkennenswerten Beweggrund geſchehen, ſich ſtreng an ſein eigentliches 
Thema zu halten, nicht Bekanntes zu wiederholen, ſondern nur Neues zu 
ſagen, das innere Nervengeflecht der Revolution aufzudecken, nicht aber ihren 
äußeren Verlauf zu ſchildern, über den es ſchon Darſtellungen im Übermaß 
gibt. Dennoch können wir den Wunſch nicht unterdrücken, daß Cunow ſich 
etwas geringeren Zwang hätte auferlegen und ein paar Druckbogen mehr 
daran wenden ſollen, um auch das Gerippe der Tatſachen zu skizzieren. Für 
einen größeren Leſerkreis würde ſein Buch dadurch verſtändlicher geworden 
ſein, und auch möglichen Mißverſtändniſſen wäre Tür und Tor geſperrt, wie 
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in dem Falle, der uns zu dieſer Bemerkung veranlaßte. Haben ſich doch gerade 
die deutſchen Hiſtoriker vom Schlage der Sybel und Treitſchke müde darüber 
geſchrieben, daß die Girondiſten, und zwar ſie allein, die Revolutionskriege vom 
Zaune gebrochen haben. 

Bekanntlich mißglückte die girondiſtiſche Spekulation auf den Krieg, oder 
wenigſtens auf den Krieg, den die Gironde wollte. Die franzöſiſchen Heere 
erlitten einige Schlappen, und die Bedrohung Frankreichs durch die feudale 
Invaſion führte am 10. Auguſt 1792 zum Sturze des Königtums, in den 
erſten Septembertagen zu den Maſſenmorden in den Pariſer Gefängniſſen. 
Weder gegen das eine noch gegen das andere hatten die Girondiſten etwas 
einzuwenden; der girondiſtiſche Maire Petion dachte nicht daran, was ſeine 
Pflicht geweſen wäre, wie es ſein Recht war, die Nationalgarde aufzubieten, 
um die Gefängnismorde zu hindern, und die girondiſtiſche Preſſe feierte dieſe 
Morde in bluttriefenden Redensarten. Dann ſchlug freilich dieſe Stimmung 
blitzſchnell um, als offenbar wurde, daß die Auguſt⸗ und Septembertage dem 
radikalen Jakobinertum die Herrſchaft in Paris verſchafft hatten. 

Nun begann das Ringen um Leben und Tod zwiſchen den beiden Parteien, 
zunächſt um den Kopf des gefangenen Königs, der in der Tat mit dem Aus⸗ 
land konſpiriert und den Tod verdient hatte, der auf Landesverrat ſtand. 
Allein die Girondiſten wollten ihn jetzt retten, nicht aus monarchiſcher Ge— 
finnung, ſondern aus politiſchem Geſchäftsintereſſe; fie verlangten, daß die 
Frage nach dem Schickſal des Königs an die Wähler gebracht werden ſolle, 
m der Hoffnung, auf dieſe Weiſe die reaktionären Provinzen gegen Paris 
mobil zu machen. Es iſt nicht ganz richtig, wenn Cunow meint, in dieſer 
Erwartung hätten faſt alle girondiſtiſchen Führer im Konvent für den Tod 
Ludwigs XVI. geſtimmt. Vielmehr war die Reihe der Abſtimmung dieſe: 
alt über die Schuldfrage, die ziemlich einſtimmig bejaht, dann über die Be- 
fung an die Wähler, die mit 424 gegen 283 Stimmen abgelehnt, und 
molich über das Strafmaß, wobei 361 Stimmen, genau die abſolute Mehr⸗ 
heit, für den Tod abgegeben wurden. Darunter befanden ſich faſt alle giron⸗ 
ziſtiſchen Führer, auch ſolche, die bis dahin aufs heftigſte gegen den Tod ge- 
prochen hatten. Ob ſie aus Feigheit umfielen oder weil ihnen das Schickſal 
des Königs ganz gleichgültig erſchien, nachdem der Verſuch geſcheitert war, 
s für ihre reaktionären Zwecke auszunutzen, kann dahingeſtellt bleiben; jeden⸗ 
alls war die Berufungsfrage bereits ausgeſchaltet, als dieſe hochſinnigen 
Idealiſten aus irgendwelchen geſchäftsmacheriſchen Gründen den König aufs 
Schafott ſchickten. 

Es blieb den Girondiſten noch ein Weg der Rettung, noch eine Möglich- 
eit, die honette bürgerliche Republik herzuſtellen und zu befeſtigen: nämlich 
in Bündnis mit den Dantoniſten. Der Grundſtock dieſer Partei waren die 
ogenannten liberalen Berufe, der größere Teil der jüngeren Advokaten und 
Arzte, die akademiſchen Lehrer — mit Ausnahme der hohen, in Amt und 
Würden ſitzenden Univerſitätsgrößen und Leiter wiſſenſchaftlicher Inſtitute —, 
Ateraten, Künſtler uſw. Die Intereſſen dieſer Klaſſen waren mannigfach 
indere als die Intereſſen der Geſchäftsbourgeoiſie; immer aber ließen ſie ſich 
uf dem Boden der honetten bürgerlichen Republik vereinigen, und als Ver⸗ 
hrer des bürgerlichen Eigentums ſtanden die Dantoniſten den Girondiſten 
eineswegs nach. Ihr Hauptvertreter in der Preſſe war Camille Desmoulins, 
den die bürgerlichen Hiſtoriker den fähigſten und geiſtvollſten Journaliſten der 
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Revolution zu nennen pflegen, was Cunow jedoch nur jo weit gelten laſſer 
will, als Herr Maximilian Harden der fähigſte und geiſtvollſte Journaliſt dei 
Gegenwart genannt wird. Es iſt für Desmoulins ein ſehr harter Vergleich 


für die ſchmutzigen Affären, in denen Harden lebt und webt, wäre der fran 


zöſiſche Revolutionär nicht zu haben geweſen; er hat für ſeine Sache zu 
kämpfen und zu ſterben gewußt. Aber nach der negativen Seite hin triff 
der Vergleich vollkommen zu, inſofern als hiſtoriſche, politiſche, ſoziale Fragen 
für Desmoulins völlig verſchloſſene Rätſel waren, als es ihm auf Stil und 
Witz, nicht aber auf Gedanken ankam. 

Das beweiſt Cunow in durchſchlagender Weiſe, aber er nimmt Desmoulinz 
vielleicht zu ſehr als klaſſiſchen Typ der Dantoniſten, wenn er dieſen nachjagt 
ſie ſeien wie keine andere Partei gegenüber den realen Lebensbedürfniſſen in 
einſeitiger Ideologie befangen geweſen. Cunow jagt gelegentlich ſelbſt, Des, 
moulins ſei eigentlich von allen ernſthaften Revolutionären als großes Kind 
behandelt worden, und am wenigſten habe ſich Danton von ihm leiten laſſen 
Von Danton ſelbſt läßt ſich kaum ſagen, daß er keinen Blick für die poli 
tiſchen Realitäten gehabt habe. Sollte die honette Republik des bürgerlichen 
Eigentums gerettet werden, ſo gab es nur noch die eine Möglichkeit eines 
Bündniſſes zwiſchen Girondiſten und Dantoniſten, und wenn dies Bündnis 
nicht zuſtande kam, fo trugen die Girondiſten daran die alleinige Schuld, 
Nach Art ſolcher Bourgeoisparteien ſuchten ſie ihren Anſchluß lieber nach 
rechts als nach links, und es fehlte dabei nicht an der Heuchelei, die der: 
artigen Parteien zur zweiten Natur geworden iſt; ſie erklärten ihren heiligen 
Abſcheu vor Danton als dem angeblichen Urheber der Septembermorde, der 
ſelben Morde, die der Girondiſt Petion als Maire von Paris geduldet und 
die girondiſtiſche Preſſe mit Jubel begrüßt hatte. So mußte ſich Danton zur 
eigenen Sicherheit gegen die Girondiſten kehren, womit ihr Sturz entſchieden 
war, aber er tat es nicht, ohne ihnen trotz aller blutigen Kränkungen, die ſie 
ihm zugefügt hatten, die Hand wiederholt zur Verſöhnung geboten zu haben, 
während Desmoulins an ſeinem Teile begierig die Gelegenheit beim Schopfe 
ergriff, um den Girondiſten durch biſſige Streitſchriften „das Recht auf die 
Guillotine“ zu verſchaffen. 1 

Nach dem Sturze der Girondiſten trat der Gegenſatz zwiſchen den Dantoniſten 


Hund dem radikalen Kleinbürgertum nur um fo ſchärfer hervor, wobei Robes⸗ 
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pierre anfangs mit Danton und Desmoulins an demſelben Strange zog. Mit 
beißendem, aber verdientem Hohne fertigt Cunow das Gerede der bürgerlichen 
Hiſtoriker ab, als hätten ſich Danton, Desmoulins und Robespierre aus Menſch⸗ 
lichkeit oder Mitleid gegen die Schreckensherrſchaft der Pariſer Kommune er⸗ 
hoben. Als ob ſolche ſentimentalen Regungen, ſelbſt wenn ſie vorhanden ge⸗ 
weſen fein ſollten — und bei Danton haben ſie vielleicht mitgeſpielt — in 
harten Klaſſenkämpfen etwas zu ſagen hätten. Was die Dantoniſten befürchteten, 
war vielmehr, daß die Fortſetzung der Schreckensherrſchaft zur Herrſchaft der 
beſitzloſen Maſſen über die beſitzenden Klaſſen führen könne. 

Nach ihrer Anſicht hatte die Revolution ihr Ziel erreicht. Frankreich hatte 
die Republik, die Gemeinden hatten ihre Selbſtverwaltung, die Feudal⸗ und 
Standesvorrechte waren gefallen, die Gleichheit vor dem Geſetz verfaſſungs⸗ 
mäßig gewährleiſtet, die Handels⸗ und Gewerbefreiheit eingeführt, und jeder 
konnte, ohne durch Standesvorrechte daran gehindert zu werden, zu den höchſten 
Staatsämtern gelangen. Was die Pariſer Kommune vornahm: die Verſorgung 
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der hungernden Bevölkerung mit billigem Brote auf Stadtkoſten, die Be⸗ 
ſchäftigung der Arbeitsloſen durch Notſtandsarbeiten, die Befreiung der unterſten 
Klaſſen von ſtädtiſchen Abgaben, der Bau von Hoſpitälern und Armenhäuſern, 
das ging über die Grenzen der Revolution hinaus, das griff in das Eigentums⸗ 
recht und das Recht auf perſönliche Freiheit ein, indem es zu immer ſtärkerem 
Anziehen der Steuerſchraube führte. Dazu kam die atheiſtiſche Propaganda 
der Kommune, von der Danton wie Robespierre einen verhängnisvollen Rück⸗ 
ſchlag auf die Stimmung der bäuerlichen Bevölkerung befürchteten. 

Jedoch der Anlauf der Dantoniſten gegen die Hebertiſten des Stadthauſes 

ſtieß auf einen ſo ſtarken Widerſtand im Pariſer Kleinbürgertum, daß Robes⸗ 
pierre ſich vorſichtig von den Dantoniſten zurückzog. Es gelang ihm dann 
zwar durch ſeinen Einfluß im Konvent und Wohlfahrtsausſchuß, die Hebertiſten 
aufs Schafott zu ſchicken, aber nur um den Preis, daß die Dantoniſten den⸗ 
ſelben Weg gingen, vor dem Robespierre namentlich ſeinen Jugendfreund 
Desmoulins zu retten vergebens bemüht war. Nach wenigen Monaten zogen 
ſie ihn dann ſelbſt nach. Ohne dieſe inneren Spaltungen des Jakobinismus 
hätte ſich die Herrſchaft der kleinbürgerlichen Demokratie vielleicht etwas länger 
gehalten, aber auf keinen Fall mehr lange. In faſt allen größeren Städten 
Frankreichs begann die Oppoſition der wohlſituierten bürgerlichen Elemente 
gegen ſie zu erſtarken, und vor allem ſtieg in den von den feudalen Abgaben 
und Laſten befreiten, durch bedeutende Ankäufe ehemaliger Adels- und Kirchen⸗ 
ländereien wohlhabend gewordenen Bauern der Ingrimm gegen die Herrſchaft 
der Pariſer „Canaille“, die nicht nur durch ihre Lebensmittelpolitik auf den 
Preis des Getreides drückte, ſondern auch die heilige Religion ſtürzen und 
dem Bauer ſeinen Chriſtus, ſeine Gottesmutter und ſeine Heiligen nehmen 
wollte. 
Was Cunow über den Jakobinismus und ſeine inneren Spaltungen aus⸗ 
führt, gehört zu den feſſelndſten Seiten ſeines Buches, doch ſind wir durch 
räumliche Rückſichten gehindert, näher darauf einzugehen. Nur ſo viel, daß 
er ſelbſtverſtändlich den beiden berufenſten Zeitungen des Jakobinismus, Marats 
Feel, und Heberts „Pere Duchesne“, je ein beſonderes Kapitel widmet. 
Marat beſteht die Feuerprobe der Kritik ungleich beſſer als Hebert, wenn er 
auch nicht ganz in dem hellen Lichte erſcheint, worin ihn ehedem Freiligrath und 
zuch wohl Marx und Engels geſehen haben. Marat war nicht frei von 
mancherlei menſchlichen Schwächen, von theatraliſchem Weſen, von einer oft 
ms Lächerliche grenzenden Selbſtgefälligkeit, aber er war ein heller und ſcharfer 
kopf, der vom Weſen der Klaſſenkämpfe mehr verſtand als irgend einer der 
Zebenden. Was man ſeinen „kalten Blutdurſt“ genannt hat, war eben die 
Sinficht, daß die Revolution noch durch manchen Blutſtrom werde waten 
nüſſen, und daß es beſſer ſei, in einem günſtigen Augenblick den Widerſtand 
nit geringen Blutopfern niederzuſchlagen, als ihn ausreifen zu laſſen zu einem 
tampfe, der ſpäter das Hundert⸗, das Tauſendfache an Blut koſten werde. 
darin hat Marat nur zu richtig vorausgeſehen. 

Nicht entfernt mit ihm zu vergleichen iſt Hebert, der auch im Stadthaus 
eineswegs das entſcheidende Wort führte. In weit höherem Grade als Hebert 
var Chaumette der Kopf des Pariſer einderats, ein gewiſſenhafter Ver⸗ 
valter, der ſozialpolitiſches Verſtändnis beſaß, unausgeſetzt über neue Wohl⸗ 
ahrtseinrichtungen grübelte und ſo mittellos des Schafott beſtieg, daß ſein 
sohn ſich gezwungen ſah, ſich als gewöhnlicher Arbeiter zu verdingen. Von 
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alledem war Hebert jo ziemlich das Gegenteil, ein „oberflächlicher Räſoneur“ 
deſſen Unflätigkeiten im „Pere Duchesne“ nur deshalb in etwas milderem Lichte 
erſchienen, weil fie von den Unflätigkeiten der royaliſtiſchen Preſſe, der Cunow 
ebenfalls ein Kapitel widmet, noch übertroffen wurden. | | 

Damit wollen wir unſere Beſprechung des Buches ſchließen, die den Leſern 
freilich nur einen ſchwachen Begriff von ſeinem überaus reichen Inhalt zu 
geben vermag. Es iſt die erſte Geſchichte der franzöſiſchen Revolution, die 
wirklich einen Blick bis in ihre tiefſten Zuſammenhänge geſtattet, und wenn 
ſich der Verfaſſer namentlich Politiker und intelligente Arbeiter als Leſer 
wünſcht, ſo wird kein Politiker das Buch leſen, ohne daß ſich ſein politiſcher 
Blick ſchärft, kein intelligenter Arbeiter, ohne daß ſein Klaſſenbewußtſein ſtolzer 
und unerſchütterlicher wird. 7 


die entwicklung des weitalls. 


Von Knton Pannekoek. 


6. Die Entftehung der Sternſhſteme. | 
Mit den verſchiedenen Sterntypen und den Entwicklungsſtadien des weit⸗ 
ausgedehnten Weltnebels iſt die Reichhaltigkeit an Formen und Geſtalten der 
Weltkörper keineswegs erſchöpft. Bisher iſt nur die Verſchiedenheit der phyſiſchen 
Beſchaffenheit betrachtet worden. Wir hatten eine große Nebelmaſſe, die durch 
die heiße leuchtende Sterngeſtalt hindurch zu einem kleinen kompakten, dunklen 
Weltkörper wurde, aber immer eine einzige Maſſe blieb; der Energiewechſel 
vollzog ſich nur zwiſchen der Wärme und der aus der Anziehung der kleinſten 
Teilchen ſtammenden Diſtanzenergie. Wir konnten bis jetzt auf keine anderen 
Entwicklungsformen ſtoßen, weil wir über die Bewegungen innerhalb des 
Weltkörpers hinwegſahen, alſo vorausſetzten, daß ſich die Maſſe ganz in Ruhe 
befände. | 
Aber im allgemeinen wird die urſprüngliche Nebelmaſſe nicht in unbeweg⸗ 
licher Ruhe verharren; unter dem Einfluß der vorher betrachteten Entwicklung 
werden ſich ihre Bewegungen ändern; die verſchiedenen Teile der Maſſe werden 
ſich verſchieden bewegen, ſich voneinander trennen und zu beſonderen Welt: 
körpern werden, die durch ihre gegenſeitige Anziehung umeinander kreiſen 
Was wir bisher als die Entwicklung eines Weltkörpers betrachteten, iſt alſo 
in Wirklichkeit die Entwicklung eines Syſtems, deſſen Glieder urſprünglich ver⸗ 
einigt geweſen ſind. Aber nicht die vollſtändige Entwicklung, denn jetzt kommt 
eine noch reichere Formenverſchiedenheit hinzu, eine Verſchiedenheit in der An⸗ 
ordnung der Materie des Syſtems in größeren oder kleineren Weltkörpern, und 
dementſprechend eine Verſchiedenheit in den Bewegungen. Zu den beiden 
früheren Energieformen tritt die Bewegungsenergie, und die Umwandlungen 
zwiſchen ihr und den beiden anderen Formen bilden den Inhalt der nunmehr 
zu betrachtenden Entwicklung. „ 
Wahrſcheinlich finden in den ungeheuren Gasnebeln, die ſich im Raume 
vorfinden, ſehr verſchiedene und verwickelte Bewegungen ſtatt, die die Maſſe 
in Stücke teilen und bedeutend umgeſtalten. Dieſe Bewegungen vermögen wir 
noch nicht zu erkennen. Wir müſſen mit der Betrachtung einer Gasmaſſe be⸗ 
ginnen, in der die einzelnen Strömungen ſich ſo weit ausgeglichen haben, daß 
nur eine Rotation der Maſſe um irgend eine Achſe übrig bleibt. Dann wird 
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ie darin enthaltene Materie nachher als ein Syſtem zuſammenbleiben; es 
bäre ein ſehr beſonderer Zufall, wenn nach dem Ausgleich der entgegengeſetzten 
gewegungen eine vollſtändige Ruhe einträte. In der Regel werden die Be— 
‚gungen nach der einen oder nach der anderen Seite überwiegen; das Er⸗ 
ebnis wird eine raſchere oder langſamere Rotation in irgend einer Rich⸗ 
ung ſein. 

Was wird daraus, wenn der Nebel ſich zuſammenzieht? Nach einem Grund⸗ 
eſetz der Mechanik kann ſich die Quantität der Drehung nur ändern, wenn 
räfte von außen die Drehung zu fördern oder zu hemmen fuchen; ſonſt bleibt 
e immer gleich groß. Dieſe Quantität der Drehung, ihr Schwung, wie man 
uf deutſch ſagen könnte, wächſt nicht nur mit ihrer Geſchwindigkeit, ſondern 
t auch um jo größer, je weiter die Entfernung vom Mittelpunkt der Drehung 
t, ein je größerer Kreis alſo im Drehen gemacht werden muß. Nach diejem 
zeſetz muß alſo ein Körper, der ſich während der Drehung immer weiter von 
em Zentrum der Bewegung entfernt, zugleich ſeine Bewegung verzögern, und 
mgekehrt muß er ſich, je mehr er ſich dem Zentrum nähert, um ſo raſcher 
erumdrehen. Man kann dies leicht durch einen einfachen Verſuch feſtſtellen. 
ſchwingt man einen an einen Faden gebundenen kleinen ſchweren Gegenſtand 
der Weiſe herum, daß ſich der Faden um den Finger rollt und alfo ein 
umer kleinerer Teil freibleibt, jo dreht ſich der Gegenſtand immer raſcher in 
ets engerem Kreiſe, bis er ſchließlich an den Finger ſchlägt und der Faden 
öllig aufgerollt iſt. Schleudert man ihn aber mit einer kräftigen Bewegung 
rück, jo daß der Faden ſich abrollt, jo wird die Drehung um ſo langſamer, 
größer der Kreis durch den allmählich frei werdenden Faden wird. Natürlich 
auß man, nachdem die Sache einmal in Schwung gebracht worden iſt, die 
hand völlig ruhig halten, da ſchon eine leichte Bewegung der Finger den 
öchwung des Gegenſtandes vermehren oder verringern kann. 

Wenn ein Körper ſich ausdehnt, der ſich um eine durch ſeinen Mittelpunkt 
chende Achſe dreht, jo entfernen ſich alle Teilchen von dieſer Achſe, und die 
drehung muß langſamer werden, weil die Quantität der Drehung beim Fehlen 
ußerer Einflüſſe ſich gleich bleibt. Umgekehrt, wenn der Körper ſich zuſammen⸗ 
eht, ſo muß, da die Teilchen ſich der Achſe nähern, die Drehung raſcher 
erden. Dies iſt der Fall eines Weltkörpers, der um eine Achſe rotiert, 
zährend er ſich zugleich durch die Wärmeſtrahlung zuſammenzieht, und die 
aſchere Drehung, die durch das Zuſammenſchrumpfen der Maſſe entſteht, 
ringt dann allerlei weitere Anderungen mit ſich. 

Eine Weltmaſſe, die ſich in völliger Ruhe befindet, nimmt eine kugelige 
eſtalt an; dreht ſich aber die Maſſe um eine Achſe, ſo macht ſich, wie bei 
ller Drehung, die Zentrifugalkraft geltend, die die Teilchen wegzuſchleudern 
rebt. Unter der vereinigten Wirkung der gegenſeitigen Anziehung der 
eilchen und der Zentrifugalkraft wird die Kugel in der Richtung der Achſe 
latter, dagegen dicker in den dazu ſenkrechten Richtungen am Äquator, wo 
ie Oberfläche den weiteſten Kreis machen muß; ſie bekommt die Geſtalt einer 
range. Bekanntlich iſt auch die Erde nicht genau eine Kugel, ſondern infolge 
wer täglichen Achſendrehung an den Polen abgeplattet. Je raſcher die 
rehung wird, um fo flacher wird die Orange, und der zuſammenſchrumpfende 
Beltförper muß dieſe allmählich flacher werdenden Formen nacheinander durch⸗ 
tachen. Man hat durch mathematiſche Rechnungen die Geftalten verfolgen 
innen, die eine drehende Maſſe nacheinander annimmt, wenn die Drehung 
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immer raſcher wird; dadurch hat man auch entdecken können, worauf die 
Umgeſtaltung ſchließlich hinausläuft. Früher dachte man, wie Laplace in ſeine 
Nebeltheorie annahm, daß ſich ſchließlich die am raſcheſten herumfliegenden 
Teilchen am Äquator als Ring von der Hauptmaſſe ablöſen, ſobald die Ge 
ſtalt allzu flach werden ſollte. Die modernen Unterſuchungen, namentlich dei 
franzöſiſchen Mathematikers Poincaré, haben jedoch ganz anderes zutage ge 
fördert. | 

Wenn der Körper fo flach geworden iſt, daß der kürzeſte Durchmeſſer, dei 
zugleich die Achſe iſt, um die er ſich dreht, nur noch ſieben Zwölftel dez 
längſten Durchmeſſers am Aquator iſt, ſo kann er nicht platter werden. Geh 
dann die Zuſammenſchrumpfung weiter, jo ändert ſich die Geſtalt in def 
Weiſe, daß ſie ſich im Aquator nach zwei entgegengeſetzten Seiten verlänger 
und ſenkrecht dazu im Aquator ſich etwas zuſammenzieht. Sie ähnelt dam 
einem Ei — mit dem Vorbehalt, daß ſie nicht wie ein Ei ein ſpitzes und ein 
ſtumpfes Ende hat, ſondern nach beiden Seiten gleich ſpitz iſt —, das auf Du 
flache Seite gelegt und dann oben wie unten etwas zuſammengedrückt wird 
Durch dieſe Deformation wird ein ſo bedeutender Teil der Maſſe in der 
beiden Spitzen des Eies fo weit von der Drehungsachſe entfernt, daß infolg 
der Unveränderlichkeit der Drehungsquantität dabei die Drehungsgeſchwindigkei 
wieder etwas kleiner wird. 

Dieſe Anderung der Geſtalt bildet den Anfang eines weitergehenden Ent 
wicklungsprozeſſes, worin die Maſſe nach beiden Seiten immer weiter von 
der Achſe hinweggetrieben wird. Mathematiſch iſt es mit den ſchwierigſter 
Rechnungen nur gelungen, nachzuweiſen, daß dieſe ſeitlich etwas abgeplattet 
Eigeſtalt ſich bei weiterer Zuſammenſchrumpfung noch etwas verlängert und 
dann ringsherum eine Furche bekommt, nicht durch die Achſe hindurch, ſonderr 
etwas ſeitwärts, ſo daß aus der Eigeſtalt eine birnenförmige Geſtalt wird 
Hier beginnt ſich alſo die Maſſe in zwei Stücke zu ſpalten. Wenn man nad 
der beginnenden Einſchnürung die Sache auch mathematiſch nicht weiter ver 
folgen kann, fo iſt man doch berechtigt, weiter zu folgern, daß die Furch 
immer tiefer wird und die Maſſe ſich in ein größeres und ein kleineres Ste 
ſpaltet, die als zwei getrennte Weltkörper, in faſt unmittelbarer Berührung 
umeinander kreiſen. 

Die tatſächliche Entwicklung eines rotierenden Urnebels, wie fie nach der 
Geſetzen der Mechanik ſtattfinden muß, weicht alſo bedeutend von der Vor 
ſtellung ab, die die Urheber der Kant⸗Laplaceſchen Theorie hegten. Es trenner 
ſich nicht geringfügige Maſſen in Ringgeſtalt ab, ſondern die Maſſe zerfäll 
in zwei Stücke, die zwar ungleich an Größe, doch bei weitem nicht jo ungleich 
find wie unſere Sonne und der größte ihrer Planeten, Jupiter. Man könnt 
ſogar, ſoweit es auf unſer Sonnenſyſtem ankommt, von einem Widerſpruck 
zwiſchen Erfahrung und Theorie ſprechen. Aber ſeit mehr als einem Jahr 
hundert kennen wir am Himmel die Gegenſtände, auf die dieſe Theorie gerade 
zugeſchnitten iſt, die Doppelſterne. Mit ſtarken Fernrohren erkennt man, daf 
viele Sterne, die dem bloßen Auge als einfach erſcheinen, aus zwei dicht 
nebeneinander beſtehenden Sternen beſtehen, die zuſammen ein Syſtem bilden, 
das heißt durch ihre gegenſeitige Anziehung Bahnen um den zwiſchen ihnen 
liegenden Mittelpunkt beſchreiben. In der Regel ſind ſie an Größe nicht ſehr 
ungleich, doch herrſcht darin eine große Verſchiedenheit, von völliger Gleich 
heit bis zu großer Ungleichheit. Dieſe Syſteme entſprechen alſo der Theorie. 
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Zwar ſind die beiden Sterne weit voneinander entfernt, alſo muß noch eine 
weitere Entwicklung ſtattgefunden haben, auf die wir zurückkommen, aber 
jedenfalls bilden ſie ein aus wenig verſchiedenen Körpern beſtehendes Syſtem. 
Auch die Tatſache, daß die Theorie eine beſtimmte Birnengeſtalt ableitet, 
der alſo nur ein einziges beſtimmtes Größenverhältnis der beiden Sterne ent⸗ 
ſprechen würde, während die Erfahrung allerhand Größenverhältniſſe bietet, 
kann dieſer Entſtehungsgeſchichte keine Schwierigkeiten bereiten. Die Theorie 
behandelt einen abſtrakten einfachen Normalfall, während die tatſächlichen 
Verhältniſſe immer kompliziert und verſchieden ſind. Die Theorie ſetzt eine 
überall gleich dichte Flüſſigkeit voraus, weil nur ſo die Rechnungen gut aus⸗ 
zuführen ſind; die Himmelskörper aber, um die es ſich handelt, beſtehen aus 
Gasmaſſen, die im Mittelpunkt dichter zuſammengepreßt find als an der Ober⸗ 
fläche. Aus dieſer Verſchiedenheit ſind die Abweichungen zwiſchen dem Normal⸗ 
fall der Theorie und den zahlreichen Geſtalten der Erfahrung herzuleiten. 
| Nun find uns gar nicht alle Doppelſterne als ſolche bekannt. Wir können 
nur diejenigen getrennt ſehen, die ſo weit voneinander entfernt ſind, daß ſie 
mehrere Jahrzehnte zu ihrem Umlauf brauchen. Die einander näher ſtehen, 
ſehen wir auch mit den beſten Fernrohren nur als ungeteilte Lichtkörperchen. 
Dagegen haben wir durch andere Beobachtungsmittel, deren nähere Beſchrei⸗ 
bung hier zu weit führen würde, Doppelſterne der verſchiedenſten Art kennen 
gelernt, die einander ganz nahe ſtehen, die ſogenannten ſpektroſkopiſchen 
Doppelſterne. Sie kreiſen mit großer Geſchwindigkeit umeinander herum, in 
einer Diſtanz, die kaum oder nur einige Male ihre Durchmeſſer überſteigt. 
In einigen dieſer Syſteme ſind beide Körper noch glühend und leuchtend, in 
anderen iſt einer der beiden dunkel und kalt. Eines dieſer letzten Syſteme, 
der Stern Algol, iſt ſchon ſeit mehr als einem Jahrhundert bekannt als ein 
Stern, der ſedesmal nach 69 Stunden eine Verfinſterung erleidet, bei der 
während me, ünftel. der vollen Stärke 
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ſolcher Dopelſterne, die wir als einfache Sterne ſehen; ihre Doppelnatur 
erkennen wir dadurch, daß ihre gegenſeitigen Verdeckungen die Helligkeit 
ihres Lichtes in beſtimmten Zeitabſchnitten, in ihren Umlaufszeiten, ſchwanken 
laſſen. 

| Zu den intereſſanteſten dieſer Sterne gehört ein kleiner Stern im Stern⸗ 
bild der. Leier, der mit dem griechiſchen Buchſtaben Beta bezeichnet wird. 

Schon mehr als ein Jahrhundert kennt man ſeine ſeltſamen Lichtſchwankungen, 
ohne ſie 1 5 recht erklären zu NEN. Jedesmal na 


agen zur größten er herab. Danach fängt dasſelbe Spiel 
deu runde darf man hier ein Syſtem vermuten, 
das im Werden begriffen iſt und vielleicht noch die Birnengeſtalt hat. Wenn 
man annimmt, daß der kleinere, ſich eben abtrennende Körper in der nach 
außen gekehrten Seite kühler und dunkler iſt als der andere, ſo erklärt ſich 
der Lichtwechſel ſehr leicht aus der Achſendrehung. Jedesmal nach einer halben 
Umdrehung kehrt er uns die Breitſeite zu; dem entſpricht die größte Hellig- 
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keit. Dazwiſchen tritt einmal der kleine Körper vor den großen und einmal 
der große vor den kleinen; im erſten Falle ſehen wir durch die dunkle Ober⸗ 
fläche weniger Licht als im zweiten Falle; ſo erklärt ſich die Ungleichheit der 
beiden Lichtſchwächungen. 

Übrigens zeigt der Stern noch ſehr viele verwickelte Erſcheinungen, die 
dieſe Erklärung zum Teil im ganzen und großen beſtätigen, aber in allen 
ihren Rätſeln noch nicht gelöſt ſind. Die Frage, ob die beiden Körper bereits 
völlig getrennt ſind oder noch nicht, kann ſchon deshalb nicht genau beant⸗ 
wortet werden, weil beides zugleich ſtattfindet. Ein Sternkörper iſt keine ſcharf 
abgegrenzte Flüſſigkeitsmaſſe, ſondern eine Gasmaſſe, die im Innern am 
dichteſten iſt und nach außen immer dünner wird; wo der Körper aufhört 
und ſeine ſich weit ausdehnende Atmoſphäre beginnt, iſt nicht zu entſcheiden. 
So wird bei dieſem Sterne die Trennung in den verſchiedenen Schichten ver⸗ 
ſchieden weit vorgeſchritten ſein; während die dichteſten Kerne ſchon zwei völlig 
getrennte Körper bilden, hängen die dünneren Schichten noch als Birnenform 
zuſammen; das Ganze wird wohl noch durch eine gemeinſame Atmoſphäre 
umgeben ſein. Daß ſich die beiden Körper im Prozeß des Trennens befinden, 
bei dem, wie nachher ausführlicher dargetan werden ſoll, durch die wachſende 
Entfernung die Umdrehungsgeſchwindigkeit abnehmen wird, zeigt auch die 
Tatſache, daß die Periode des Lichtwechſels, alſo die Umdrehungszeit, in den 
letzten hundert Jahren allmählich eine halbe Stunde größer geworden ſei. 

Zeigt ſich dieſer Doppelſtern im Prozeß des Werdens, ſo zeigt uns die 
große Zahl der ſpektroſkopiſchen und dann der anderen Doppelſterne die ver⸗ 
ſchiedenſten Stadien einer Entwicklung, deren treibende Kraft wir noch kennen 
lernen werden. Nun aber erhebt ſich die Frage: Wie viele unter den Sternen 
ſind Doppelſterne? Nach der Anzahl der Doppelſterne, die ſich unter den am 
beſten zu unterſcheidenden hellen Sternen befinden, hat man ihre Geſamtzahl 
auf ein Viertel aller Sterne geſchätzt. Dieſer Prozentſatz iſt aber nur eine 
untere Grenze; es wird noch viele Doppelſterne geben, die ſich bei längerer 
Beobachtung und mit verfeinerten Hilfsmitteln als ſolche erkennen laſſen 
werden. Wahrſcheinlich iſt die Zahl der Doppelſterne auf ein Drittel aller 
Sterne zu beziffern, vielleicht noch höher. 

Wenn nun aber bloß einem Drittel aller Weltkörper dies Schickſal begeg 
ſteht das nicht im Widerſpruch zu der Theorie, die die Verdoppelung als nor⸗ 
males Schickſal aller Weltkörper hinſtellt? Keineswegs. Denn die Theorie 
kündigt die Zweiteilung nur für den Fall an, daß die Quantität der Drehung 
für eine einzige Maſſe zu groß wird. Wenn zu Anfang der Urnebel äußerſt 
langſam drehte, ſo iſt die Drehungsquantität ſehr klein, und dann wird bei 
dem Zuſammenziehen die Drehung nie ſo raſch werden, daß eine einfache ab⸗ 
geplattete Kugelgeſtalt nicht mehr beſtehen kann. Während ſeiner ganzen Ent⸗ 
wicklung als Stern bis zu ſeiner Abkühlung bleibt der Körper einfach, und 
ſeine relativ langſame Achſendrehung veranlaßt keine Spaltung. Die Sache 
liegt alſo ſo, daß die Weltmaſſen urſprünglich ganz verſchiedene Drehungs⸗ 
geſchwindigkeiten hatten; alle ſind während der Zuſammenſchrumpfung immer 
raſcher geworden, aber ſie blieben ſehr verſchieden; die langſamer drehenden 
blieben bis zu dem Ende dieſer Entwicklung eins und ungeteilt, während bei 
den raſch drehenden eine ungeteilte Form nicht möglich blieb und deshalb eine 
Spaltung in einen Doppelſtern ſtattfand. Bei dieſen iſt der größte Teil der 
Drehungsquantität, die für eine einfache Geſtalt zu groß war, in die Drehung 
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der Körper umeinander übergegangen, ſo daß nur ein relativ kleiner Teil für 
die Achſendrehung der beiden Körper übrig geblieben iſt. 


Zu den langſam drehenden Weltkörpern gehört die Sonne. Die ganze 
Drehungsquantität des Sonnenſyſtems, die jetzt in den um die Sonne kreiſen⸗ 
den Planeten und dem langſam um ſeine Achſe drehenden Körper ſteckt, iſt noch 
ſo gering, daß der Weltkörper, der ſie ganz in ſeiner Achſendrehung enthielt, 
nie der Grenze nahekommen konnte, wo eine Trennung in zwei Körper un⸗ 
vermeidlich war, und bei der geringen Drehungsquantität, die jetzt im Sonnen⸗ 
körper allein ſteckt, iſt für die Zukunft eine Zweiteilung ausgeſchloſſen. Die 


Sonne bleibt eins und ungeteilt. Die Bildung der Planeten wird alſo nicht 


| 


durch die Theorie erklärt, die wir eben entwickelt haben. Sogar die Abſpaltung 


des größten unter ihnen, des Jupiter, iſt nicht als ein Fall der von der Theorie 
ermittelten Spaltung einer Weltmaſſe in einen größeren oder kleineren Welt⸗ 


körper zu betrachten. Denn einerſeits lag damals für den Sonnennebel durch 


ſeine langſame Drehung keine Notwendigkeit zu einer Spaltung vor, und anderer⸗ 
ſeits iſt der Jupiter nur ein ganz winziges Ding, verglichen mit der Sonne. 


Die Abtrennung dieſer kleinen Maſſe — und in höherem Maße gilt dies für 
die anderen noch kleineren Planeten — iſt alſo kein Ergebnis regelmäßiger 
Entwicklung, ſondern als eine Abweichung von dieſer Entwicklung, als eine 


Folge von Unregelmäßigkeiten aufzufaſſen, die ſich vorerſt noch der genauen 


mathematiſchen Behandlung entziehen. 
Kinder des Zufalls könnte man die Planeten nennen; im Verhältnis zur 
großen Sonnenmaſſe ſind ſie ſo winzig, daß es für die Geſchichte des Ganzen 


faſt völlig belanglos erſcheint, ob dann und wann ſo ein Splitterchen durch 
irgend eine örtliche oder vorübergehende Störung der Regelmäßigkeit abge⸗ 


worfen wurde. Zwar hat auch aller angebliche Zufall ſeine Geſetze, aber eine 
genaue Einſicht in die Frage, weshalb und wie zu beſtimmten Zeiten gerade 
dieſe Planeten entſtehen mußten, haben wir zurzeit noch nicht. 


Bücherſchau. 


Hermann Heſſe, Nachbarn. Erzählungen. Berlin 1908, S. Fiſchers Verlag. 


Hermann Heſſe gehört zu denen, die goldene Netze ſpannen, um das Leben 
darin zu fangen. Er ſteht beiſeite, es zieht an ihm vorüber, ein Frühling, ein 
Sommer, ein Herbſt und ein Winter, und was er davon haſcht, löſt ſich unter ſeinen 


Händen in Duft und Stimmung auf. Nach ſeinem erſten Roman „Peter Camen⸗ 


zind“, der ein Bekenntnisbuch war, konnte man hoffen, es werde einmal ein Ge— 


ſtalter aus ihm, und der zweite „Unterm Rad“ ſchien dieſe Hoffnung nicht zu 


{ 


täuſchen, aber was uns feine reife und erleſene Kunſt ſeitdem geſchenkt hat, zeigt, 


daß bei allem ſeine Domäne nur beſchränkt iſt. Was Heſſe als ſein Eigenſtes zu 


geben hat, weiſen die „Nachbarn“. Das ſind behaglich erzählte, ein wenig ver⸗ 
ſonnene und verträumte Geſchichten aus einer ſchwäbiſchen Kleinſtadt, die der 
Dichter Gerbersau nennt und die in ſeiner lyriſchen, aber darum doch plaſtiſchen 
Schilderung vor uns ſteht mit ihrem Marktplatz, ihren winkligen Gaſſen und ihren 


Vorgärten, in denen Geranien, Fuchſien und Georginen durch braun und grüne 


Lattenzäune leuchten. Unberührt von den gigantiſchen Umwälzungen des Maſchinen⸗ 
zeitalters geht hier das Leben ſeinen kleinbürgerlichen Trott, und wenn einmal ein 
Menſchenſchickſal aus der Reihe gerät, ſo iſt es, was in der Großſtadt nur als ein 
Ton in dem großen Tohuwabohu verklingt, auf dieſem ſtillen und ruhigen Hinter⸗ 
grund ſeltſam und des Erzählens wert. Und von ſolchen Menſchenſchickſalen be⸗ 
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richtet Heſſe, von dem Krämer Ohngelt, der zur Freite zu ſchüchtern iſt und doch 
zu einer wackeren Braut kommt, von dem Studenten Eiſelein, der ſich als ein 
Dichter und Übermenfch gebärdet und doch wird, was ihm als Vaters Erbteil im 
Blute ſteckt: ein braver Krämer, von dem Kaufmann Walter Kömpff, der kein 
Krämerblut ſein eigen nennt und darum, von religiöſer Myſtik umnebelt, zugrunde 
geht, von dem Armenhäusler Hürlin ſamt ſeiner Philoſophie und ſeinen Gefährten 
— kurz, von Menſchen, die den Weg gefunden, und von Menſchen, die den Weg 
verloren, aber immer iſt es ein Weg, der abſeits von der großen Straße der Ent⸗ 
wicklung geht. Und in dem ganzen lebt auch wohl ein kleinbürgerlicher, rückwärts⸗ 
gewandter Zug, ſo, wenn Heſſe vom Sektiererweſen ſpricht. „Zu dieſem Treiben 
ſteckt im ſchwarzwälderiſchen Volk ein ſtarker Zug, und es ſind meiſtens die beſſeren 
und höher angelegten Naturen, die ſich ihm anſchließen. Außer gelegentlichen 
harmloſen Unfreundlichkeiten gegen Kirche und Pfarrer iſt dabei auch noch ſelten 
etwas Schlimmes herausgekommen, und das mit den Fabriken um ſich greifende 
moderne Übel der Verflachung und Seelenloſigkeit hat am Pietismus einen kräftigen 
und ehrenwerten Feind. Gerade in den Fabriken gibt es manche ſolche Fromme, 
die unter Spott und Mißachtung feſt bleiben und täglich zu Helden und Märtyrern 
werden, wovor die aufgeklärten Großmäuler und Schwindelidealiſten billig Reſpekt 
haben dürften.“ f a 8 | 
Darüber mag man mit Fug anderer Meinung ſein, ohne daß man ſich des⸗ 
halb den Genuß an den Erzählungen voll Duft und Stimmung trüben zu laſſen 
brauchte. f Hermann Wendel, 


rangois Villon, Des Keiſters Werke. Ins Deutſche übertragen von K. L. Ammer. 
erlegt von Julius Zeitler in Leipzig 1907. N 


Francois Villon iſt einer der postes maudits, der gezeichneten Dichter, wie 
Pod ſie Paul Verlaine, ein Stammverwandter Villons aus dem neunzehnten Jahrhundert, 
in einem Buche feſtgehalten hat. Sie ſind ein Typ, der in der ganzen Weltliteratur 
wiederkehrt: von Li⸗taipe bis zu Hermann Conradi, und ihre hervorſtechendſten 
Merkmale ſind ſtets die gleichen: ihr Leben iſt mehr ein Taumeln als ein Schreiten, 
ihr Tod mehr ein Zuſammenbruch als ein Ausklang, doch in ihrem Schaffen blüht 
oft ein ganzer Frühling. Aber weder was Goethe erhaben abſprechend auf Johann 
Chriſtian Günther münzte: „Er wußte ſich nicht zu zähmen, und darum zerrann 
ihm ſein Dichten wie ſein Leben,“ noch was Freiligrath in der Totenklage auf 
Chriſtian Dieterich Grabbe ausrief: „Der Dichtung Flamm' iſt allezeit ein Fluch!“ 
gibt den Schlüſſel des Verſtändniſſes zum eigentlichen Weſen dieſer Schaffenden. 
Erſt wenn man ſie ſich vom Hintergrund ihrer Zeit abheben läßt, kommt man den 
Urſachen ihres Verfehlens und Gelingens in Kunſt und Leben näher. Meiſt tanzen 
dieſe Geiſter wie Irrlichter über einem Sumpf, weil ſie Träger von Tendenzen 
ſind, die die geſellſchaftliche Entwicklung erſt ſchwach, den Zeitgenoſſen kaum wahr⸗ 
nehmbar, andeutet und ſpäter, nach ihrem Tode, ſcharf herausarbeiten wird. 

So ſteht es mit dem Schleſier Günther, der mit ſeinem gereckten Perſönlichkeits⸗ 
bewußtſein, ſeiner unbekümmerten Betonung des Ich, in einer Zeit, die ohn⸗ 
mächtig und ſchwach nach dem verwüſtenden Gewitter des Dreißigjährigen Krieges 
in Schablone und Imitation erſtarrte, als ein Vorläufer der bürgerlichen Klaſſe 
und des Individualismus wirkt. Dieſem deutſchen Poeten verwandt iſt der Franzoſe 
Villon, nicht nur dem äußeren Erleben, ſondern auch der Unmittelbarkeit nach, mit 
der er äußeres Erleben in Dichtung umſetzte. Frangois Villon, mit ſeinem rechten 
Namen Frangois Montcorbier, wurde 1431 als ein Proletarierkind in irgend einem 
dunklen Winkel von Paris geboren. Ein Kaplan der Kirche St. Benoit le Bétourns 
nahm ihn zu ſich und erſchloß ihm die Pforten der Wiſſenſchaft und höheren Bil⸗ 
dung, indem er ihn auf der Faculté des arts Latein, Logik und Rhetorik lernen 
ließ. Dieſen Wohltäter ſeiner Jugend, Guillaume de Villon, zu ehren, nahm Mont⸗ 
corbier ſeinen Namen an, aber Ehre gemacht im bürgerlichen Sinne des Wortes 
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hat er dem braven Gottesdiener nie. Schreiber bei einem Juriſten, Student, Zu⸗ 
hälter, Meſſerheld, Totſchläger, Bandit, Dieb, Kirchenräuber — ſo geht ſein Leben 
die Kreuz und die Quer, und mehr als einmal iſt er nahe daran, gehenkt zu werden. 
Seine ergreifendſte Ballade ſchreibt er, als er, mit ein paar Kumpanen zum Tode 
een des Galgens harrt, ein Begnadigungsgeſuch an das Parlament in 
Balladenform erwirkt ihm das Leben, aber auf zehn Jahre wird er der Stadt 
Paris und des Stadtgebietes verwieſen. Von da ab fehlt jede Spur von ihm. 
Ob ihm doch noch irgend ein Galgen gewachſen iſt, ob er in einer Rauferei ſein 
Ende gefunden, ob er im Graben der Landſtraße verhungert, erfroren iſt, wo und 
wie er verdorben und geſtorben, weiß man nicht. Man hat nur ſeine lyriſchen Werke. 
N Mit ſchonungsloſer Ehrlichkeit ſpiegeln ſie ein Leben, deſſen Zügelloſigkeit nur 
möglich iſt in einem Frankreich, das nach den verheerenden Kriegen mit England 
wirtſchaftlich zerrüttet, von Hungersnot und Peſt heimgeſucht und aller Gewalttat 
und allem Verbrechen offenes Feld iſt, ein Leben aber gleichzeitig, deſſen Perſönlich⸗ 
keitsdrang auf das nahende kapitaliſtiſche Zeitalter hinweiſen mag, das die Ge⸗ 
bundenheit der Stände löſt und die Rechte des Individuums betont. Villon macht 
nie ein Hehl daraus, daß, fern von dem Verkehr der Wohlgelittenen, ſein Umgang 
aus Dirnen, Dieben und Gaunern beſteht. 

Wind, Hagel, Regen, Schnee, ich bin geborgen, 

Zuhälter bin ich, brauch' für nichts zu ſorgen. 


Mit ſeiner Luiſe hat ſich Louis gepaart. 
Welch herrlich Paar! Art findet ſich zu Art. 
Uns plagen Ehrbegriffe nicht noch Flauſen 
In dem Bordell, in dem wir beide hauſen. 


So trumpft er einmal in der Ballade auf den Tiſch, in der er „la grosse 
Margot“, die dicke Margot, eine ſeiner Liebſten beſingt, und auch das „Kleine 
Teſtament“ und das „Große Teſtament“, in denen er, ein Lump und Habenichts, 
gleichwohl mit königlicher Gebärde alle Reichtümer und alle Gebreſten der Erd e 
feinen Freunden und Feinden vermacht, iſt ähnlicher Selbſtbekenntniſſe voll. Manch⸗ 
mal allerdings ſchlägt der Trotz in religiöſen Myſtizismus, in ein irres Geſtammel 
an die Mutter Maria um, und zu anderen Malen ſchluchzt durch alle Zynismen 
und Zoten der bange Schrei einer rettungslos verſinkenden Menſchenſeele oder 
rührend ſchlichte Töne vom Sterbenmüſſen und dem Wiſſen darum: 

Wie Job floh mir das Leben hin, 

So wie die Weberfäden ziehn, 

Die mit der nimmermüden Hand 

Der Weber von der Spule ſpannt: 

Und ſo wie er die Fäden zieht 

Und knüpft, wenn etwas reißen will, 

So fürcht' auch ich nicht, daß mir was geſchieht, 
Denn nach dem Tod wird alles ſtill. 
Hier, wie an vielen Stellen, berührt er ſich eng mit Günther, und von ſeiner 
zeitgenöſſiſchen Literatur ſticht auch ſeine Sprache ab wie die Günthers von der 
feinen: natürlich und naturaliſtiſch, friſch und klar von einer verſchnörkelten, 
ſchwulſtigen und mit Allegorien und Gelehrſamkeit vollgepfropften Dichtung, die 

heute völlig ungenießbar iſt. 
Die Lyrik Villons aber wird im Urtext noch heute in Frankreich gern genoſſen, 
und es iſt darum ein Verdienſt des Verlegers Julius Zeitler, Des Meiſters Werke 
in einer Übertragung vor das deutſche Leſepublikum zu bringen. Einige Stücke, ſo 
die Ballade der Gehenkten, hat Richard Dehmel früher verdeutſcht; die Nachdichtung 
Ammers darf ſich neben der Dehmelſchen ſehen laſſen: fie gibt nicht nur den Sinn, 
ſondern auch den inneren Rhythmus des Originals wieder. Die Ausſtattung iſt, 
wie man es von dem Verlag gewohnt iſt, vorbildlich. Hermann Wendel. 
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Lofe Blätter. 


Ein kleines Heldengedicht. Unter dieſem Titel iſt eben in dem Verlag vo 
Maas und Van Suchtelen in Leipzig die deutſche Überſetzung eines proletariſche 
Epos erſchienen, das unſer holländiſcher Genoſſe Hermann Gorter in fein 
Mutterſprache veröffentlicht hat und das die holländiſchen Arbeiter mit großen 
Beifall begrüßt haben. Wir geben daraus eine Probe, Bruchſtücke aus der Red 
die eine Vorkämpferin der proletariſchen Frauenbewegung für den Achtſtunder 


tag hält: 


Achtſtundentag. Wir wollen ihn, weil wir 
Frauen nicht kräftig genug ſind, und weil 
Die ewige Kraftanſpannung der Fabrik 
Uns Frauen bricht. Da ſitzen wir und tun 
Eintönige Arbeit, unſre zarten Nerven 
Verſtumpfen durch den Blick auf die Maſchine. 
Die Hirne werden ſtumpf wie ſtumpfe Meſſer — 
Wir denken nicht mehr — unſre Hand ſchafft 
nur. 

Aus unſrem Körper tropft die Seele fort. 
Wir wollen den Achtſtundentag, weil wir 
Geſund ſein wollen, ſo wie dort die Bäume, 
So wie die Tiere, dieſe Sonne, deren 
Goldſchein ich hier in meinen Fingern habe... 


Wir wollen den Achtſtundentag deshalb, 

Weil Schutz das Kind muß haben, das in uns 

Lebt, hier in unſrem Schoß. Wenn dieſer 
Leib, 

Dieſe Arme, dieſe Beine, dieſer Körper 

Und dies Haupt nicht ſacht gehn und nicht 
ans Kind 

Denken — dann wird der Stoß, der hier 
mich trifft, 

Fortgepflanzt auf das Kind. Und wenn mein 
Haupt 

Nicht denkt fortwährend an mein kleines Kind, 

Und wenn mein Haupt nicht reif verſtändig 
denkt 

In meiner Schwangerſchaft, dann wird mein 
Kind 

Dumm oder arm und glanzlos wie ſo viele. 


Wir wollen den Achtſtundentag, weil wir 

Das ſüße Plaudern unſres kleinen Kindes 

Hören müſſen. Wir wollen nicht hinſcheiden 

Von dieſer Erde, ohne das gehört 

Zu haben, dieſen kleinen Waſſerfall 

Durch unſer Haus. Sind wir im andern 
Zimmer, 

Dann ſpricht's dort fern ganz leiſe, ſeine Seele 

Bewegt ſich, tut ſich auf und klinget offen 

Wie eine Blume. Sollen wir die Zeit 


Nicht haben, das zu hören? Darum gebt | 
Uns den Achtſtundentag, daß wir ein Stu 


Für uns haben, um unſrem Kind zu lauſcher 
1 
Wir wollen ſehn, wie unſer Junge wird 
Zum Mann — die erſten männlichen Gedankel 
Auf ſeinem Antlitz ſehn, die erſte Sprache 
Männlicher Tat vernehmen, ſeine blaſſen 
Wangen unter den dunkelbraunen Haaren 
Erforſchen, wiſſen, wenn die Liebe pocht 
Zuerſt in ſeiner Schläfe, hoch am Antlitz | 
Und tief in feinem Herzen. Und wir wolle 
Unſrem Mädchen erzählen, was die Liebe 
Iſt, was der Mann. Wir wollen bei ihr ſein 


Bis ſie Frau iſt, wie ihre eigne Schweſter. 


Wir wollen bei unſerem Manne ſein, 

Wir wollen unſre Liebe, o, auskoſten 

Bis an den Tod, weil unſre Kinder wiſſen 

Sollen, was eine Ehe iſt. Darum 

Achtſtundentag. 

Denn ohne den gibt's dazu keine Zeit. 

Wir fordern den Achtſtundentag, weil unſer 

Herz glüht. — Wir ſind nicht die toten 
Menſchen i 

Der Bourgeoiſie, wir find die Proletarier, 

Die Blumen der Menſchheit. In unſren Herzen 

Brennt eine Fackel, wir wollen zur Höhe 

Wie Flammen, die Natur ruft uns. 


Hinaus in die Natur wollen wir, Schönheit 
Suchen und finden in dem Schaum der See, 
Wir wollen die Muſik anhören, 
Die aufſteigt von der Seefläche, wir wollen 
Liegen am Strand und die Geheimniſſe 
Der Muſcheln und des Sandes vor uns aus⸗ 
ſpähn, 
Wir wollen Vögel im Wald fliegen ſehn, 
Wir wollen Blumen dort erblühen ſehn, 
Die Sonne wollen wir wie einen Bruder 
Fühlen. So frei, wie ſie die Strahlen ſendet, 
Wollen wir, daß die Menſchheit uns aus⸗ 
ſen det 


Für die Redaktion des Feuilletons verantwortlich: Franz Mehring, Steglitz. 
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vor fünfzig Jahren. 
Berlin, 27. Dezember 1908. 

An der Wende des Jahres lenkt ſich unwillkürlich der Blick zurück auf die 
Zeit vor fünfzig Jahren, als in gewiſſem Sinne eine neue revolutionäre Ent⸗ 
wicklung einſetzte, als die herrſchenden Klaſſen in Europa ſelbſt gezwungen 
wurden, das Erbe der Revolution zu liquidieren, die ſie durch eine zehn⸗ 
jährige Gegenrevolution bis auf den letzten Funken erſtickt zu haben glaubten. 

Am 1. Januar 1859 ſagten ſich die illegitime und die legitime Gegen- 
revolution den Krieg an; der Neujahrsgruß des falſchen Bonaparte an den 
öſterreichiſchen Botſchafter hallte wie ein Kanonenſchuß durch Europa wider. 
Das trügeriſche Gaukelſpiel, wodurch ſich der „Neffe des Onkels“ über Bour⸗ 
‚geoijie und Proletariat erhoben hatte, indem er jede dieſer beiden Klaſſen gegen 
die andere ausſpielte, fing an zu verſagen; das Proletariat hatte ſich von dem 
Blutverluſt der Juniſchlacht erholt und pfiff auf alle bonapartiſtiſchen 
Lockungen, und die Bourgeoiſie verzweifelte an dem „Retter der Geſellſchaft“, 
ſeitdem er ihr nicht mehr verbürgen konnte, weswegen ſie ihm gern die Herr⸗ 
ſchaft abgetreten hatte, nämlich gute Geſchäfte. 

In der Tat hatte nur die induſtrielle Proſperität der fünfziger Jahre 
Bonapartes Regiment aufrechterhalten. Das änderte ſich mit der allgemeinen 
Handelskriſe, die 1857 ausbrach; ſie lähmte die franzöſiſche Induſtrie, und 
die Regierungsmanöver, die den akuten Ausbruch der Kriſe hindern ſollten, 
führten nur dazu, ſie chroniſch zu machen, ſo daß ſich die Stockung des Handels 
bis ins Jahr 1859 fortſchleppte. Andererſeits fielen die Getreidepreiſe von 
1857 bis 1859 ſo tief, daß auf verſchiedenen Ackerbaukongreſſen laut die Klage 
erſcholl, der franzöſiſche Ackerbau werde mit den niedrigen Preiſen und den 
hohen auf ihm ruhenden Laſten unmöglich; der Verſuch Bonapartes, die Ge⸗ 
treidepreiſe künſtlich zu heben, durch einen Ukas, der den Bäckern in ganz 
Frankreich die Anlage von Getreideſpeichern befahl, verriet nur die hilfloſe 
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Zugleich begann die auswärtige Politik des Staatsſtreichs abgetragen und 
fadenſcheinig zu werden. In der engliſchen Preſſe wurde Napoléon le Petit 
ſtehendes Stichwort, und in ihren Schlußartikeln des Jahres 1858 verſpottete 
die „Times“ den „Mann von Eiſen“ als „Mann von Guttapercha“. Der⸗ 
weil hatten die Handgranaten Orſinis über die innere Lage Frankreichs gez 
wetterleuchtet. Sie zeigten, daß die bonapartiſtiſche Dynaſtie noch nicht tiefere 
Wurzeln geſchlagen hatte als am erſten Tage des Staatsſtreichs. Die be⸗ 
rüchtigten Sicherheitsgeſetze bekundeten ihre gänzliche Iſolierung; der Kaiſer 
mußte vor ſeinen eigenen Generalen abdanken. Frankreich, ein unerhörtes 
Ereignis, wurde nach ſpaniſcher Sitte in fünf Generalkapitanate eingeteilt, 
aber die Erneuerung des weißen Schreckens flößte keinen Schrecken mehr ein; 
ſie wirkte nur noch grotesk, zumal da ſcheußliche Börſenſkandale ausbrachen, 
durch die die höchſten Spitzen der Dezemberbande kompromittiert wurden. 

So war Bonapartes letzte Möglichkeit der Rettung ein ſiegreicher Krieg. 
Aber es brauchte kein europäiſcher Krieg ſein, der ſofort eine revolutionäre 
Exploſion in Frankreich hervorrufen konnte, ſondern nur ein lokaliſierter Krieg, 
ein Krieg, der mit hoher obrigkeitlicher Bewilligung Europas geführt wurde. 
Gegen wen dieſe Bewilligung zu haben war, brauchte kaum noch durch das 
Attentat Orſinis ſignaliſiert zu werden; es lag auch ſo auf der Hand. 
Oſterreich, durch die zehnjährige Konkordatswirtſchaft finanziell und moraliſch 
entkräftet, mit Preußen durch Olmütz und mit Rußland durch den Krimkrieg 
bis auf den Tod verfeindet, durch ſeine Henkerswirtſchaft in Italien überall 
verrufen, ſo weit die Grenzen der geſitteten Welt reichten, Oſterreich war der 
Feind. Der Krieg gegen Oſterreich bot um jo größere Ausſichten, als er im 
Bunde mit den Einheits⸗ und Freiheitskämpfen der italieniſchen Nation ges 
führt werden konnte. 

Freilich, hier lag auch ſchon der Knüppel beim Hunde. Die nationale Ein⸗ 
heit Italiens widerſprach allen Überlieferungen der franzöſiſchen Politik. Der 
Krieg war in Frankreich ſelbſt keineswegs populär, worauf es doch zunächſt am 
meiſten ankam, und gerade wenn er zur Niederlage Oſterreichs führte, jo mußte 
er das Dezemberregiment in neue Verlegenheiten ſtürzen. Indeſſen, da dies 
Regiment überhaupt nur aus einer Verlegenheit in die andere fortwurſtelte, 
ſo dachte es wenig ans Morgen, wenn nur fürs Heute notdürftig geſorgt 
war, und ſo arbeiteten die Reptile des bonapartiſtiſchen Deſpotismus mit Dampf, 
um den europäiſchen Nationen die völkerbefreienden Pläne ihres Herrn und 
Meiſters mundgerecht zu machen. Dagegen ſetzten die Reptile des habsburgi⸗ 
ſchen Deſpotismus nicht minder krampfhafte Mühe daran, die Untaten des 
Dezemberſchlächters in den Abgrund der Hölle zu verfluchen. 

Da Oſterreich zum Deutſchen Bunde gehörte, jo wurden die deutſchen 
Staaten ein Haupttummelplatz dieſer Agitationen, und an ihnen kriſtalliſierte 
ſich das Parteiweſen, das ſich in ununterbrochener Abfolge bis auf den heu⸗ 
tigen Tag entwickelt hat. Zwar hatte ſchon vorher, im Oktober 1858, die 
Neue Ara im preußiſchen Staate begonnen, als es der höfiſchen Kamarilla 
nicht mehr möglich war, den lange verheimlichten Wahnſinn Friedrich 
Wilhelms IV. noch länger zu vertuſchen, und der Prinz von Preußen, der 
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ſpätere Kaiſer Wilhelm, zur ſelbſtändigen Regentſchaft gelangt war. Allein 
dieſe Neue Ara war kein europäiſches Ereignis, ſie war überhaupt kein Er⸗ 
eignis, ſondern nur eine Kuliſſe. Der Prinzregent wollte das Heer vermehren 
und die Koſten dieſer Vermehrung dadurch decken, daß die Grundſteuerfreiheit 
des oſtelbiſchen Junkertums aufgehoben wurde, wozu er liberale oder doch 
ſozuſagen liberale Minifter brauchte. Mit dieſer Neuen Ara war kein Hund 
dom Ofen zu locken, trotz des „Krönungsochſenjubels“, den die deutſche Bour⸗ 
geoiſie über fie anſtimmte. 

Erſt der Angriff Bonapartes auf Oſterreich rief in Deutſchland wieder eine 
tiefere Bewegung wach, ſeit der Agonie der deutſchen Revolution im Sommer 
des Jahres 1849. Von weitem ſah dieſe Bewegung ſogar ſo aus, als ob ſie 
die deutſche Nation in ihren Tiefen aufwühlte, und ſo auch faßten ſie Marx 
ind Engels in London auf, die von ihr einen großen Umſchwung der Dinge 
warteten, einen nationalen Krieg, der den Thron Bonapartes zerſchmettern 
ind damit der Gegenrevolution den Gnadenſtoß geben würde. Nüchterner 
wieilte Laſſalle, der die Dinge aus der Nähe anſah; er beſtritt nicht an ſich 
ie nationale Bewegung, aber er vermißte an ihr die Energie und Klarheit, 
ſie nötig geweſen wäre, um die Wirkungen zu erzielen, die Laſſalle nicht minder 
ils Marx und Engels wünſchte. Ehe aber dieſe Meinungsverſchiedenheit aus⸗ 
‚jeglichen werden konnte, hatten die legitime und illegitime Gegenrevolution 
ereits ihren Frieden geſchloſſen. Sie waren beide in der Lage des Zauber⸗ 
ehrlings, der die Geiſter bannen wollte, die er vorwitzig gerufen hatte, allein 
denn ihre Macht genügt hatte, die Kugel ins Rollen zu bringen, ſo reichte ſie 
licht entfernt aus, die Kugel in ihrem Laufe aufzuhalten. Die Flut wälzte 
ich weiter, unbekümmert um die Deſpoten, die ſie hüben oder drüben auf den 
‚Strand warf. 

Blickt man heute auf das halbe Jahrhundert zurück, das ſeit dem 1. Januar 
859 verfloſſen iſt, ſo greift man ſozuſagen mit Händen die unglaubliche 
kurzſichtigkeit, die die Strategie und Taktik des modernen Proletariats auf 
bſehbare Zeit feſtlegen will. Was war denn damals überhaupt von einer euro⸗ 
äiſchen Arbeiterbewegung zu ſpüren? Die bürgerlichen Parteien, die ſich ihrer 
och aus den Revolutionsjahren entſannen, waren einig darin, daß ſie in ab⸗ 
hbarer Zeit nicht wieder auftauchen würde. Und wie hätten fie auch nicht 
mig darin ſein ſollen? Ahnten doch ſelbſt die großen Denker des Sozialismus 
icht, daß der Tag praktiſcher Propaganda bereits vor der Tür ſtände. Marx 
hrieb noch 1860 von den Tagen des Kommuniſtenbundes als von „halb⸗ 

ergeſſenen und längſt verſchollenen Geſchichten“, und in demſelben Jahre 
znnte Laſſalle ihn fragen, wo er denn — außer Laſſalle ſelbſt — einen Freund 
1 Deutſchland habe? Freilich veröffentlichte Marx im Jahre 1859 das erſte 
ſeft zur „Kritik der politiſchen Okonomie“, aber die völlige Gleichgültigkeit, 

omit die epochemachende Arbeit aufgenommen wurde, bewies eben auch nur, 
aß an eine Okonomie der Arbeiterklaſſe in abſehbarer Zeit nicht zu denken ſei. 

Es iſt jedoch nichts davon bekannt, daß Marx oder Laſſalle deshalb auf 

en glorioſen Einfall geraten wären, mit Bonapartes Mamelucken im geſetz⸗ 


benden Körper von Paris oder mit Wilhelms allergetreueſten Oppoſition 
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im preußiſchen Abgeordnetenhaus für abſehbare Zeit gemeinſame Sache z 
machen. Vermutlich würden ſie ſogar eine Zumutung dieſer Art nicht allz 
ſanft zurückgewieſen haben, und Laſſalle hätte wohl mit fe Zitat au 


Goethe geantwortet: 
Wer nicht von dreitauſend Jahren 


Sich weiß Rechenſchaft zu geben, 
Bleib' im Dunkeln unerfahren, 
Mag von Tag zu Tage leben. 


Und wenn es noch dreitauſend Jahre wären! Aber fünfzig Jahre iſt an 
Ende ein Zeitraum, den auch ein ſogenannt praktiſcher Politiker zu über 
ſchauen vermag, ohne daß ihm gleich ſchwindlig zu werden braucht, und di 
nüchternſte Prüfung ſollte ihm zeigen, daß die revolutionäre Entwicklun 
dieſes halben Jahrhunderts weitaus alles hinter ſich läßt, was je ein gleie 
langer Zeitraum der Weltgeſchichte an revolutionärer Entwicklung aufzuweiſe 
gehabt hat. Nie iſt eine Klaſſe in gleicher Zeit ſo völlig umgeſchaffen worden 
wie das moderne Proletariat, allein es wäre nicht unaufhaltſam vorwärtz 
marſchiert, ſondern nur unausgeſetzt über Hinderniſſe geſtolpert, womit es fie 
feinen eigenen Weg verbarrikadierte, wenn es ſich je darauf verſeſſen hätt 
in abſehbarer Zeit dies zu tun oder Ra nicht zu tun oder auch überhaup 
nichts zu tun. 

Übrigens iſt dieſe ſogenannte praktiſche Politik auch nicht einmal in dei 
Sinne praktiſch, worin fie es ſein will. Bismarck, der von ſolcher Polit 
immerhin etwas verſtand, hat wiederholt geſagt, es ſei ein Erbfehler de 
Deutſchen, ſich mit ihrer Politik auf viel zu lange Zeit einzurichten. Hätt 
er ſtatt der Deutſchen geſagt: der deutſchen Philiſter, ſo würde er ſich zu 
treffender ausgedrückt und zugleich den Grund der ihn befremdenden Tatſach 
aufgedeckt haben. Wer ſei' Ruh' haben will, iſt immer gleich bei der Han 
mit der Behauptung, daß in abſehbarer Zeit doch nichts zu machen ſei. 

Solche ruheſeligen Kannegießereien können nicht gründlicher abgetrumpf 
werden, als durch einen Rückblick auf den hiſtoriſchen Verlauf der Dinge, un 
wer unbefangen vergleicht, wie es am 1. Januar 1859 in Europa ausjal 
und wie es am 1. Januar 1909 darin ausſieht, wird leicht davor geſchüß 
ſein, auf ſie zu hören. 


Der Geſetzentwurf zur Bekämpfung der Rurpfuſcherei | 
und des Geheimmittelſchwindels. | 
Don Dr. med. Georg Wagner (Banau). 


Im Februar dieſes Jahres veröffentlichten die mediziniſchen Fachblätte 

den im Reichsamt des Innern ausgearbeiteten „vorläufigen Entwurf eine 
Geſetzes, betreffend die Ausübung der Heilkunde durch nichtapprobierte Pen 
ſonen und den Geheimmittelverkehr“. Nach den dem Entwurf beigegebene! 
Erläuterungen wird die Notwendigkeit einer geſetzlichen Aktion gegen die Kur 
pfuſcherei und den Geheimmittelſchwindel damit begründet, daß die Gewerbe 
freiheit im Heilbetrieb ſchwere Übelſtände zur Folge gehabt habe. In bee 
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habe die Zahl der Kurpfuſcher, die ihr Gewerbe in einer das Leben und die 
Geſundheit ihrer Kunden gefährdenden Weiſe ausüben, in ſehr bedenklicher 
Weiſe zugenommen. Ihre Reklame habe ſich immer gewiſſenloſer und immer 
gemeingefährlicher entfaltet. Und ſo habe ſich das Kurpfuſcherweſen zu einer ſo 
bedenklichen Erſcheinung im öffentlichen Leben bei uns entwickelt, daß dagegen 
Abhilfe auf dem Wege der Geſetzgebung dringend geboten ſei. Ganz ähnliche Miß⸗ 
ſtände ſeien bei dem Verkehr mit den ſogenannten Geheimmitteln zutage getreten, 
weshalb auch dieſe Materie einer anderweitigen geſetzlichen Regelung bedürfe. 
Davon, daß in weiteren Kreiſen der Bevölkerung ſelbſt die Ausübung der 
Heilkunde durch nichtapprobierte Perſonen als ein Übel empfunden werde, 
gegen das die Geſetzgebung einſchreiten müſſe, ſagen die Erläuterungen des 
Entwurfes jedoch nichts. Eine ſolche Behauptung würde wohl auch den Tat— 
ſachen nicht entſprechen. Eher darf man wohl ſagen, daß ſeit dem Bekannt⸗ 
werden des Entwurfes ſich in den, ja recht zahlreichen, Kreiſen, die aus irgend⸗ 
welchem Grunde mit der Schulmedizin auf geſpanntem Fuße ſtehen, eine 
lebhafte Beunruhigung bemerkbar gemacht hat. Dagegen betreiben die 
approbierten Arzte, und beſonders die in den Standesorganiſationen organi⸗ 
fiexten, ſchon ſeit langem eine ſehr ſtarke Agitation für ein geſetzliches Verbot 
der Kurpfuſcherei. Ihren Wünſchen iſt denn auch die Regierung, wie ſie in 
den Motiven ſelbſt zugeſteht, entgegengekommen, und tatſächlich enthält auch 
der Entwurf in einigen ſeiner weſentlichen Paragraphen nicht viel anderes 
Us eine Abſchrift der Beſchlüſſe, die von den ärztlichen Zünftlern auf ihrer 
‚Rönigsberger Tagung im Jahre 1902 gefaßt worden find. 
Nun ſind die Arzte ſicherlich die berufenſten Sachkenner in bezug auf die 
Schädigungen, die durch die Kurpfuſcherei an der Volksgeſundheit verübt 
verden. Aber infolge ihrer zwieſpältigen Stellung, die ſie nicht nur zu Ver⸗ 
retern der medizinischen Wiſſenſchaft, ſondern auch zu Heilgewerbetreibenden 
nacht, ſind ſie gleichzeitig die erbittertſten Konkurrenten der nichtapprobierten 
Heilbefliſſenen. Ihre Agitation gegen dieſe entſpringt daher nicht bloß idealen 
Beſtrebungen für die Hebung der Volksgeſundheit, ſondern mindeſtens ebenſo⸗ 
ehr recht eigenſüchtigen materiellen Standesintereſſen. Beſonders von den 
irztlichen Zünftlern, den Hauptrufern im Kampfe gegen die illegitime Aus⸗ 
ibung des Heilbetriebs, kann man getroſt behaupten, daß ihnen ihr Berufs⸗ 
utereſſe die Hauptſache, die öffentliche Geſundheitspflege aber gänzlich Neben⸗ 
ache iſt. Haben doch dieſe Herren auf demſelben Königsberger Arztetag, auf 
zem ſie ein Kurpfuſchereiverbot forderten, ihre bekannten Beſchlüſſe gegen die 
krankenkaſſen gefaßt, deren Ausführung jede öffentlich⸗hygieniſche Betätigung 
er Krankenkaſſen über die geſetzlichen Mindeſtvorſchriften hinaus unmöglich 
nachen würde, da alsdann die hierfür den Kaſſen zur Verfügung ſtehenden 
Nittel in die Taſchen der Arzte fließen würden. Sit alſo die Quelle, aus der 
ie Regierung die Anregung zu dem Entwurf ſchöpfte, eine ziemlich trübe, fo 
bäre es doch andererſeits durchaus unrichtig, von vornherein gegen den Ent⸗ 
burf ſchon deswegen Stellung zu nehmen, weil er einen Eingriff in die Ge⸗ 
perbefreiheit bedeutet. Denn wenn die Erhaltung und Förderung der Volks⸗ 
eſundheit eine wichtige Aufgabe des Staates iſt, ſo wird man ihm das Recht, 
u ihrem Schutze etwaige Eingriffe in die Gewerbefreiheit machen zu dürfen, 
üglich nicht beſtreiten können. Wenn man jedoch dieſes wichtige Prinzip 
urchbricht, dann iſt es um jo dringender geboten, genau zu prüfen, ob durch 
ie gedachte Maßregel auch die beabſichtigte Wirkung erreicht werden kann. 
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Zunächſt iſt hier jedoch die Vorfrage zu beantworten, ob die Ausübung 
der Heilkunde durch nichtapprobierte Perſonen auch wirklich ſchwere 
Gefahren für die Volksgeſundheit im Gefolge habe. Dieſe Frage muß 
aber ſelbſt dann bejaht werden, wenn man gerade kein begeiſterter Anhänger 
der ſogenannten Schulmedizin iſt und die ihr anhaftenden Unzulänglichkeiten 
und Mängel bereitwillig zugeſteht. Denn unter den gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniſſen wird es jedem, der nicht zum Medizinſtudium an den 
Univerſitäten zugelaſſen iſt, völlig unmöglich gemacht, ſich alle 
diejenigen Kenntniſſe und Fertigkeiten zu erwerben, die man 
notwendigerweiſe beſitzen muß, um Kranke ohne Schaden für ihre 
Geſundheit zu behandeln. Das iſt aber der ſpringende Punkt, um 
den ſich die ganze Frage dreht. Wäre dem nicht ſo, beſtände die Möglichkeit, 
daß auch nicht zum Medizinſtudium zugelaſſene, nichtapprobierte, Perſonen 
ſich die Fähigkeiten zur Behandlung Kranker erwerben können, dann würde 
man fie als Geſamtheit nur mit Unrecht als eine Gefahr für die Volks 
geſundheit bezeichnen dürfen. Sicherlich würde ſich alsdann unter ihnen noch 
eine große Zahl von Leuten befinden, die von der Krankenbehandlung nichts 
verſtehen. Aber deren gibt es bekanntlich auch etliche unter den approbierten 
Ärzten. Dagegen ſchützt ſelbſtverſtändlich auch das Examen nicht vollſtändig. 
Tatſächlich kann man ſich aber die notwendigen mediziniſchen Fachkenntniſſe 
ohne geregelten Studiengang an den mediziniſchen Fakultäten nicht aneignen, 
Ohne den Beſuch der Präparierſäle, der phyſiologiſchen und pathologiſchen 
Inſtitute, der Kliniken und der mit ihnen verbundenen Kurſe iſt es eben un⸗ 
möglich, die Methoden, die zur Erkenntnis und zur Diagnoſe der Krankheiten 
notwendig ſind, zu erlernen. Ohne richtige Diagnoſe iſt aber eine richtige 
Behandlung meiſtens ſchon von vornherein ausgeſchloſſen. Es hängt dann nur 
vom Zufall ab, wenn derjenige, der dieſe Kenntniſſe nicht beſitzt, dem Kranken 
etwas nützt und ihm nicht vielmehr ſchwer ſchadet, ſei es auch nur inſofern, 
als er den Kranken davon abhält, einen ſachkundigen Arzt aufzuſuchen. 

Dieſer eben geſchilderte regelrechte Studiengang kann auch nicht durch 
autodidaktiſchen Unterricht aus Büchern oder durch praktiſche Tätigkeit bei 
einem nichtapprobierten Heilbefliſſenen oder einem praktiſchen Arzte erſetzt 
werden. Ganz abgeſehen von den Lehrkräften ſchließt ſchon allein der Mangel 
an den unbedingt nötigen Lehrmitteln jede Möglichkeit aus, auf dieſem Wege 
wirkliche Kenntniſſe in der Heilkunde zu erlangen. Die Produktionsmittel 
der mediziniſchen Wiſſenſchaft ſind nun einmal im Beſitz der mediziniſchen 
Fakultäten oder ähnlicher Anſtalten. Und wer die Schranken, die den Eintritt 
in die Unterrichtsanſtalten der mediziniſchen Fakultäten umgeben, nicht über⸗ 
ſchreiten kann, der mag noch ſo viel natürliche Begabung für das mediziniſche 
Studium beſitzen; da ihm die notwendigen Fachkenntniſſe mangeln, iſt er ganz 
außerſtande, Kranke richtig zu behandeln. Er kann wohl durch Zufall einmal 
Erfolg haben, auf die Dauer wird er aber immer viel mehr ſchaden als nützen. 
Dieſe Tatſachen vor Augen, wird man verſtehen, daß ſehr viele Perſonen durch 
die Behandlung von nichtapprobierten Heilbefliſſenen ihre Geſundheit, ihre Er⸗ 
werbsfähigkeit und ſelbſt ihr Leben einbüßen, die bei einer Behandlung ſelbſt 
durch einen mittelmäßigen Arzt hätten geheilt werden können. Man darf 
getroſt einen guten Teil der von den Arzten gegen die Kurpfuſcher gerichteten 
Anklagen als übertrieben bezeichnen, der Schaden, den die Kurpfuſcher an der 
Geſundheit ihrer Patienten anrichten, iſt immer noch groß genug, um den 
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Verſuch zu rechtfertigen, auf dem Wege der Geſetzgebung die Kurpfuſcherei 
einzudämmen oder zu unterdrücken. Dazu kommt, daß die Arzte trotz des 
privaten Charakters ihres Berufs wichtige Faktoren der öffentlichen Geſund⸗ 
heitspflege, insbeſondere bei der Seuchenbekämpfung, ſind. Ohne die recht⸗ 
zeitige Anzeige anſteckender Krankheiten iſt deren Bekämpfung ſehr erſchwert. 
Darin muß man den dem Entwurf beigegebenen Erläuterungen durchaus 
beipflichten. Und da nichtapprobierte Krankenbehandler die Diagnoſe infektiöſer 
Krankheiten nur ſehr ſelten richtig ſtellen, ſo werden ſie auch nur ausnahms⸗ 
weiſe dieſe Krankheiten rechtzeitig zur Anzeige bringen. Alſo ſchon allein vom 
Standpunkt der ſo überaus wichtigen Bekämpfung der Volksſeuchen wäre die 
Unterdrückung der Kurpfuſcherei ein erſtrebenswertes Ziel. Es fragt ſich 
nur, ob der Weg, den der Geſetzentwurf einſchlagen will, geeignet 
iſt, das Ziel zu erreichen. | 

Die wichtigſten Maßnahmen, die von der Regierung zur Bekämpfung der 
Quackſalberei vorgeſchlagen werden, ſind in den §§ 1 bis 4 des Entwurfes 
enthalten. Dieſelben beſagen, daß Perſonen, die, ohne approbiert zu ſein, 
gewerbsmäßig die Behandlung von Krankheiten, Leiden oder Körperſchäden 
von Menſchen oder Tieren betreiben, ihren Gewerbebetrieb der Polizei an- 
zeigen müſſen und der Polizeibehörde auf Erfordern über ihre perſönlichen 
Verhältniſſe, insbeſondere über ihre frühere Tätigkeit und Vorbildung, Aus⸗ 
kunft zu geben haben. Außerdem ſollen dieſe Perſonen gehalten ſein, Ge— 
ſchäftsbücher nach von dem Bundesrat zu beſtimmenden Vorſchriften zu führen 
und auf Verlangen der Polizei vorzuzeigen. Ferner ſoll ihnen die Behand- 
lung der Geſchlechtskrankheiten ganz, die der gemeingefährlichen und über— 
tragbaren Krankheiten je nach Befinden der Polizei verboten ſein. Und ſchließ⸗ 
lich ſoll ihnen die ſogenannte Fernbehandlung, die Behandlung mit Hypnoſe, 
myſtiſchen Heilmethoden und Betäubungsmitteln unterſagt ſein. Perſonen, 
die gegen dieſe Beſtimmungen verſtoßen, kann der weitere Gewerbebetrieb ganz 
oder auf Zeit verſagt werden. Außerdem können ſie, ebenſo wie diejenigen, 
die bei Anpreiſungen von Verfahren oder Gegenſtänden zur Heilung, Ver⸗ 
hütung oder Linderung von Krankheiten oder Leiden wiſſentlich unwahre Be⸗ 
hauptungen aufſtellen, mit Gefängnis⸗ oder Geldſtrafen belegt werden. 

Was alſo hier die Regierung vorſchlägt, läuft im weſentlichen hinaus auf 
Polizeimaßregeln zur Überwachung des Gewerbebetriebs der 
nichtapprobierten Krankenbehandler ſowie auf das Verbot der Be— 
handlung beſtimmter Krankheiten und der Anwendung beſtimmter 
Behandlungsmethoden. Die Durchführung dieſer Beſtimmungen ſoll als⸗ 
dann durch zum Teil recht harte Strafandrohungen erzwungen werden. Auch 
die Arzte haben nur ſchärfere, im Prinzip jedoch keine anderen Mittel zur 
Bekämpfung der Quackſalberei vorzuſchlagen gewußt. Und wenn man die 
zahlreichen Beſprechungen des Entwurfes in den mediziniſchen Fachzeitungen 
durchlieſt, wird man vergeblich nach einer Andeutung andersartiger Vorſchläge 
zur Eindämmung des Übels ſuchen. Das iſt jedoch kein Wunder. Vielmehr 

iſt dieſes Verhalten charakteriſtiſch für die Art und Weiſe, wie bei uns Re⸗ 
gierung ſowohl wie Arzte Fragen der öffentlichen Geſundheitspflege behandeln. 
Dabei wiſſen Regierung und Arzte, daß der Polizeiapparat und bloße mecha⸗ 
niſche Verbote in dem Kampfe gegen die illegitime Ausübung des Heilgewerbes 
herzlich wenig auszurichten vermögen. In den Motiven ſehen ſich die Ver⸗ 
faſſer des Entwurfes gezwungen, einzugeſtehen, daß in den Ländern, in denen 
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Kurpfuſchereiverbote beſtehen, „die Verhältniſſe ſich nicht anders, insbeſondere 
nicht weſentlich günſtiger als in Deutſchland geſtaltet haben“. Gleichwohl 
ſchreckt dieſe Erfahrung die Regierung nicht ab, dieſelben Mittel zu empfehlen, 
die in anderen Ländern zu ſo vollſtändigem Mißerfolg geführt haben. Und 
doch liegt es ſo nahe, aus dem Fiasko der Kurpfuſchereiverbote in allen 
anderen Ländern die Lehre zu ziehen, daß die Kurpfuſcherei nur die 
äußere Erſcheinungsform tiefer liegender geſellſchaftlicher Ur- 
ſachen iſt, die man zuerſt erforſchen und dann beſeitigen muß, wenn anders 
man den Kampf gegen fie mit Erfolg führen will.“ 

In den ſeitenlangen Erläuterungen zu dem Entwurf wird man jedoch, 
vergeblich nach einem Hinweis auf die der Quackſalberei zugrunde liegenden 
geſellſchaftlichen Urſachen ſuchen. Deswegen findet man auch in dem Ent⸗ 
wurf ſelbſt nicht die leiſeſte Andeutung einer Bekämpfung der Urſache des. 
Übels, die doch allein wirkſam ſein kann. Die Regierung begnügt ſich viel⸗ 
mehr mit einer rein ſymptomatiſchen Kur, trotzdem doch gerade dieſe Materie 
es ihr nahegelegt hätte, des vornehmſten Grundſatzes der wiſſenſchaftlichen 
Medizin eingedenk zu ſein, der da lautet: cessante causa, cessat effectus (Hört 
die Urſache auf, dann verſchwindet auch die Wirkung). Die Nichtbeachtung 
dieſes Prinzips gilt mit Recht unter den Arzten als ein weſentliches Charak⸗ 
teriſtikum des Kurpfuſchers. Indem aber die Verfaſſer des Entwurfes, unter 
denen ſich doch ſicher auch Mediziner befanden, dieſen Fundamentalſatz der 
wiſſenſchaftlichen Krankenbehandlung verleugneten, haben ſie ſelbſt ein Stück 
geſetzgeberiſcher Kurpfuſcherei geſchaffen, das gerade von denen am meiſten 
bedauert wird, die aus Gründen der Volksgeſundheitspflege eine wirkſame 
Bekämpfung der Quackſalber am lebhafteſten wünſchen. 

Die Regierung ſucht ihren Geſetzentwurf, der ja in der Tat einen Bruch 
mit der Geſetzgebung des Jahres 1869 bedeutet, ferner damit zu rechtfertigen, 
daß in den letzten Jahrzehnten die Kurpfuſcherei Umfang und Formen an⸗ 
genommen habe, die man früher nicht habe vorausſehen können. Die Tat⸗ 
ſache iſt allerdings richtig. Als im Jahre 1869 das Kurpfuſchereiverbot auf⸗ 
gehoben wurde, hatte der Geſchäftsbetrieb der nichtapprobierten Kranken⸗ 
behandler meiſtens nur lokalen Charakter, ebenfo wie ihre Behandlungsweiſen 
je nach der Gegend ganz verſchieden waren und ſozuſagen ausgeſprochenes⸗ 
Lokalkolorit aufwieſen. Das iſt jetzt allerdings vielfach ganz anders geworden. 
Der moderne Kurpfuſcher beſchränkt ſeinen Betrieb nicht bloß auf den lokalen 
Markt, ſondern er ſucht ihn mit Hilfe einer teilweiſe äußerſt raffinierten 
Reklame über ein möglichſt weites Gebiet auszudehnen. Und wenn ihm nur 
die genügenden Geldmittel zur Verfügung ſtehen, jo gelingt ihm das auch, 
meiſtens vorzüglich. Der Kurpfuſchereibetrieb hat ſich alſo den modernen Ver⸗ 
kehrs⸗ und Reklameformen angepaßt. Er iſt zum Teil Großbetrieb geworden 
und wird dann durchaus großkapitaliſtiſch betrieben. Dadurch iſt er aller⸗ 
dings im Vorteil gegenüber den Betrieben der approbierten Arzte, die noch über⸗ 
wiegend Kleinbetriebe geblieben ſind. Aber ſelbſt wenn es gelingen würde, 
durch die Maßnahmen des Entwurfes den kurpfuſcheriſchen Großbetrieb oder 
doch wenigſtens ſeine augenfälligſten Auswüchſe zu beſchneiden, die Kur⸗ 
pfuſcherei ſelbſt wird damit nicht ausgetilgt. Sie wird dann eben andere 
Formen annehmen, Formen, wie fie in den Ländern mit Kurpfuſchereiverbot 
üblich find. Aber, was doch die Hauptſache iſt, ob alsdann die Quackſalberei 
minder ſchädlich ſein wird, muß billig bezweifelt werden. 
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Wie alle Probleme der Volksgeſundheitspflege kann auch die Kurpfuſcher⸗ 
frage nur im engſten Zuſammenhang mit der Geſamtheit unſerer ſozialen 
Verhältniſſe fruchtbringend behandelt werden. Je weniger die öffentliche und 
private Geſundheitspflege eines Staates den Anforderungen nachkommt, die 
die geſellſchaftliche Entwicklung an ſie ſtellt, je ohnmächtiger große Volks⸗ 
maſſen den Gefahren für Geſundheit und Leben gegenüberſtehen, die die wirt- 
ſchaftlichen Zuſtände für ſie mit ſich bringen, je weniger Schutz ihnen von 
ſeiten der Geſamtheit gewährt wird, deſto üppiger gedeiht die Kurpfuſcherei, 
die ja doch nur das ſchädliche Surrogat einer guten und ausreichenden Ge— 
ſundheitspflege darſtellt, ſo wie etwa der Alkohol das ſchädliche Surrogat 
guter und geſunder Genußmittel iſt. Hat daher, wie nach den in den Motiven 
beigebrachten Zahlen höchſt wahrſcheinlich iſt, die Kurpfuſcherei in der letzten 
Zeit bei uns zugenommen, ſo weiſt dieſe Erſcheinung auf grobe Unter— 
laſſungsſünden auf dem Gebiet der Geſundheitspflege, der privaten wie 
der öffentlichen, hin und bedeutet ſomit eine ſchwere Anklage gegen die 
Regierung und die herrſchenden Klaſſen. Mit dieſer Auffaſſung ſteht auch 
nicht in Widerſpruch, daß die Klientel der nichtapprobierten Krankenbehandler 
ſich nicht bloß aus den ärmeren Bevölkerungskreiſen rekrutiert. Gewiß haben 
die Kurpfuſcher auch Zulauf aus ſehr wohlhabenden Kreiſen, die durchaus 
in der Lage ſind, alle Fortſchritte der Hygiene und wiſſenſchaftlichen Medizin 
ſich zunutze zu machen. Aber das iſt nur ein weiterer Beweis für die längſt 
bekannte Tatſache, daß die Kenntnis ſelbſt einfacher biologiſcher Begriffe in 
allen, auch den ſogenannten gebildeten Kreiſen noch ſehr mangelhaft iſt. Be⸗ 
ſonders über das Weſen der Krankheiten herrſchen in allen Kreiſen oft die 
vageſten Anſchauungen. Völlig ungenügender naturwiſſenſchaftlicher Unterricht 
wird eben nicht nur in den Volks⸗, ſondern auch in den höheren Schulen er⸗ 
teilt. So iſt es leicht erklärlich, daß auch ſolche Leute, die keine der Heilmittel 
der wiſſenſchaftlichen Medizin ſich zu verſagen brauchen, ſich Kurpfuſchern 
anvertrauen. Aber das geſchieht doch meiſtens erſt bei chroniſchen und 
unheilbaren Leiden, denen gegenüber auch die wiſſenſchaftliche Medizin, 
wenigſtens in bezug auf die Wiederherſtellung der Geſundheit, wenig oder 
nichts auszurichten vermag. Der Schaden, den die Quackſalber in ſolchen 
Fällen anzurichten vermögen, iſt denn auch meiſt kein großer. Es iſt ge⸗ 
wöhnlich nur der Geldbeutel, der Schaden erleidet. 

Ganz anders aber liegen die Dinge bei der ärmeren Bevölkerung. 
Hier iſt es häufig genug die ganz gewöhnliche Not, das Unvermögen, die 
Arztkoſten zu zahlen, die dem Quackſalber die Kundſchaft zuführt. Der 
Arbeiter, der kleine Bauer und kleine Handwerker ſucht daher auch nicht bloß 
bei unheilbaren und chroniſchen Leiden den nichtapprobierten Krankenbehandler 
auf, ſondern oft auch dann, wenn ihm durch einen approbierten Arzt ſehr 
wohl noch geholfen werden kann. Deswegen gedeiht auch die Kurpfuſcherei 
beſonders üppig auf dem Lande, wo weniger Arzte wohnen und ärztliche 
Hilfe wegen der großen Entfernungen oft recht koſtſpielig iſt. Die Gefahren, 
die die Kurpfuſcherei für die ärmeren Klaſſen mit ſich bringt, ſind darum 
auch ganz anderer und viel ſchwerwiegenderer Natur. 

Noch bedeutſamer für die Erkenntnis der Urſachen der Kurpfuſcherei iſt 
jedoch der Umſtand, daß auch der wiſſenſchaftlich tüchtigſte, gewiſſen— 
hafteſte und humanſte Arzt gegenüber dem ungeheuren Krankheitselend in den 
ärmeren Bevölkerungsklaſſen ſo bedauernswert ohnmächtig und erfolglos 
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daſteht. Die wiſſenſchaftliche Heilbehandlung, ſo wenig ſpezifiſche Mittel ſie 
beſitzt, iſt zwar heute, dank der Fortſchritte der Geſundheitstechnik, ſehr gut 
imſtande, die natürlichen Heilfaktoren kräftig und erfolgreich zu unterſtützen. 
Und wo das nicht möglich iſt, da vermag ſie wenigſtens den Kranken mit 
einem ſolchen Komfort zu umgeben, daß ſeine Leiden weſentlich gemildert 
werden. Aber dieſer ganze moderne Heilapparat iſt äußerſt koſt⸗ 
ſpielig. Selbſt die einfachſten Heilmethoden ſind oft genug dem Arbeiter und 
dem kleinen Mittelſtand unerſchwinglich. Deswegen kann der Arzt in dieſen Be⸗ 
völkerungsſchichten häufig höchſtens ein Rezept verſchreiben, das irgend ein 
auffälliges Symptom auf einige Zeit lindert. Aber die Befolgung aller wei⸗ 
teren Anordnungen ſcheitert gewöhnlich an den mangelnden materiellen 
Mitteln des Kranken. Oft genug wird es der Arzt gar nicht erſt wagen, 
andere, rationellere Heilmethoden vorzuſchlagen, da ſolche Vorſchläge geradezu 
als ein Hohn gegenüber dem Elend erſcheinen würden, das den Kranken um⸗ 
gibt. Sucht dann aber der Kranke — wenn auch wiederum vergeblich — 
bei dem Kurpfuſcher die Heilung, die er bei dem Arzte nicht fand, ſo iſt 
das leicht begreiflich. Iſt doch das Verſtändnis dafür, daß die Heilungs⸗ 
möglichkeit bei einer ſehr großen Zahl von Krankheiten von der Klaſſen⸗ 
lage des Patienten und nicht von der Tüchtigkeit des Arztes ab⸗ 
hängt, noch viel weniger verbreitet als die Kenntnis der ſozialen Urſachen 
ſo vieler Krankheiten. Dieſes Moment kann aber gar nicht genug hervor⸗ 
gehoben werden. Die Ohnmacht des Arztes gegenüber den Faktoren, die aus 
der Klaſſenlage des Patienten heraus ſich ſeiner Heilung widerſetzen, iſt eine 

der wichtigſten Urſachen der Kurpfuſcherei. Wo die Widerſtände dieſer Fak⸗ 
toren nicht bedeutend ſind, wo es alſo zum Beiſpiel keiner koſtſpieligen Kuren 
zur Heilung bedarf, da gelingt es auch immer dem Arzte ſehr leicht, den 
Pfuſcher aus dem Felde zu ſchlagen, weil da ſeine Überlegenheit deutlich zu⸗ 
tage tritt. So iſt die Konkurrenz der Kurpfuſcher in der Geburtshilfe eine 
viel geringere als auf irgend einem anderen Gebiet der Medizin, und tat⸗ 
ſächlich nur da vorhanden, wo ärztliche Hilfe nur mit Mühe und nur mit 
größeren Koſten zu erlangen iſt. Und wenn die Krankenkaſſengeſetzgebung 
keine erkennbare Einſchränkung der Kurpfuſcherei gebracht hat, ſo kommt das 
daher, daß die Mittel, die den Kaſſen zur Verfügung ſtehen, für eine ratio⸗ 
nelle Krankenbehandlung ganz unzulänglich ſind. | 

Leider find die Arzte ſelbſt in ihrer großen Mehrheit völlig blind gegen 
die ſozialen Wurzeln der Kurpfuſcherei. Sie weiſen nur immer auf die 
großen Fortſchritte hin, die die wiſſenſchaftliche Medizin in den letzten Jahr⸗ 
zehnten gemacht hat. Da aber trotzdem die Kurpfuſcherei ihnen nicht den 
Gefallen tut, zu verſchwinden, ſondern blüht und gedeiht wie nur jemals 
früher, ſo rufen ſie nach der Polizei, die ihnen Schutz gegen den unbequemen 
Konkurrenten gewähren ſoll. Als Angehörige der herrſchenden Klaſſe ſind ſie 
eben außerſtande, zu ahnen, daß die Quackſalberei naturnotwendig aus dem 
Boden unſerer Klaſſengeſellſchaft hervorſprießt, und daß deswegen die Polizei 
hier am wenigſten helfen kann. 

Nun ſind aber auch die Arzte ſelbſt nicht ohne große Schuld an der Ab⸗ 
nahme des Vertrauens zu ihnen und der Zunahme der Kurpfuſcherei in der 
minderbemittelten Bevölkerung. 5 

Unter den gegenwärtigen Geſellſchaftszuſtänden iſt noch immer eines der 
geeignetſten Mittel, das Übel einzudämmen, die Aufklärung und die Ver⸗ 
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breitung der vollen Wahrheit über die Krankheitsurſachen und über die Hemm⸗ 
niſſe, die ihre Heilung erſchweren oder verhindern. Niemand iſt gerade zu 
dieſer Aufgabe berufener als die Arzte. Dieſe Pflicht haben ſie aber, teils 


aus eigener Unkenntnis, teils aus Rückſicht gegen ihre wohlhabende Klientel, 


in ihrer überwiegenden Mehrheit verabſäumt. Statt dem Volke die Wahrheit 
zu ſagen, behelfen ſie ſich mit Redensarten und Vorſpiegelungen, die den 
denkenden Arbeiter nicht befriedigen, die er als unwahr empfindet und die 


ihm daher nur als Konkurrenzmanöver gegen die Kurpfuſcher erſcheinen. 


Noch mehr aber hat das Vertrauen zu den Arzten in der 


arbeitenden Bevölkerung deswegen abgenommen, weil eine immer 
größer werdende Zahl von Arzten ſich direkt feindlich gegenüber 


den Beſtrebungen der Arbeiter verhalten, ihre wirtſchaftliche Lage 


und damit auch ihre Geſundheitsverhältniſſe zu verbeſſern. 


Dieſe Feindſchaft kommt ſowohl in ihrer Berufstätigkeit als auch in ihrer 


wiſſenſchaftlichen Literatur immer unverhohlener zum Ausdruck. An und für 


fi iſt ja der ſteigende Gegenſatz zwiſchen bürgerlichen Arzten und ihrer prole- 
tariſchen Klientel nicht verwunderlich und nur eine Teilerſcheinung der zu⸗ 
nehmenden Verſchärfung der Klaſſengegenſätze. Aber daß dieſe Erſcheinung 


bei uns viel deutlicher hervortritt, daß man bei uns ſich in beiden Lagern 


der Klaſſengegenſätze ſtärker bewußt iſt als anderwärts, das haben fraglos 
die Arzte durch ihr Verhalten bei der Ausführung und dem Ausbau der 
Arbeitergeſetzgebung verſchuldet. Hetzt doch niemand ſo ſehr gegen die Aus— 
dehnung der Krankenverſicherung und gegen die Selbſtverwaltung der Arbeiter 


in den Krankenkaſſen, wie gerade die Arzte, und nimmt doch niemand in ge— 
häſſigerer Weiſe Stellung gegen die um ihre Unfall⸗ und Invalidenrente 


kämpfenden Arbeiter, als die zahlreichen Arzte, die mit den Berufsgenoſſen⸗ 


ſchaften und den Verſicherungsanſtalten in Geſchäftsverbindung ſtehen. Und 


da die Arbeiter und kleinen Bauern gegen dieſe Herren bei den anderen 
Arzten auch meiſtens keinen Schutz finden, ſo werden ſie ganz natürlich 
mißtrauiſch gegen den ganzen Arzteſtand und ſelbſtverſtändlich 


auch gegen die mediziniſche Wiſſenſchaft, deren Vertreter die Arzte ſind. 


Wie ſoll auch ein Arbeiter Achtung vor der mediziniſchen Wiſſenſchaft haben, 


wenn er in den Gutachten der Arzte Ausdrürke wie Rentenhyſterie, 


Begehrlichkeitsvorſtellungen der Arbeiter und ähnliche mehr zu leſen 


bekommt, Ausdrücke, die er ſonſt nur in den Spalten der Scharfmacherblätter 
findet! Gerade dieſe Beeinfluſſung des Denkens zahlreicher Mediziner durch 


die ärgſten Arbeiterfeinde, gerade dieſe durch pſeudowiſſenſchaftliche Phraſen 


nur ſchlecht verhüllte Einſchmugglung der ſchlimmſten Scharfmachergeſinnung 
in die mediziniſche Literatur, die nachgerade ein Schandfleck für die deutſche 
wiſſenſchaftliche Medizin wird, bildet mit einen der Gründe, daß das 


Vertrauen zu den Arzten und ihrem Können geſunken iſt und die Quack⸗ 
ſalberei zugenommen hat. Natürlich liegt hier nur ſelten oder wenigſtens 
nicht häufig abſichtliches Verſchulden ſeitens der Arzte vor, ſondern das alles 
iſt nur die Folge der ökonomiſchen Bedingungen, unter denen die Arzte 
ihre Praxis betreiben, und der daraus reſultierenden Bewußtſeinsrichtungen. 
Aber tatſächlich werden auf dieſe Weiſe die Arzte, gewiß ſehr gegen ihren 
eigenen Willen, zu Förderern der Kurpfuſcherei. Hierin liegt aber auch der 
Schlüſſel zum Verſtändnis dafür, daß die Arzte, die vor vierzig Jahren frei⸗ 
willig auf das Kurpfuſchereiverbot verzichtet haben, jetzt, trotz aller Fortſchritte 
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der Wiſſenſchaft, nach der Polizei rufen und daran verzweifeln, ohne Staats⸗ 
hilfe den Kampf gegen die illegitime Ausübung des Heilgewerbes erfolgreich 
zu führen. 

Leichter verſtändlich als die Sinnesänderung der Mehrzahl der Arzte iſt 
die Willfährigkeit, mit der die Regierung ihren Wünſchen entgegenkommt, 
trotzdem aus den Motiven deutlich genug herauszuleſen iſt, daß ſie ſich über 
die Wirkung der in dem Entwurf vorgeſehenen Maßnahmen durchaus keine 


großen Illuſionen macht. Die Möglichkeit, einen größeren Perſonenkreis, der 


bisher unabhängig war, in ein, noch dazu ſehr enges, Abhängigkeitsverhältnis 
von der Polizei zu bringen, iſt eben viel zu verlockend für unſere Regierung, 
als daß ſie den Wünſchen der ärztlichen Zünftler Widerſtand entgegen⸗ 


ſetzen würde. Für ſie iſt offenbar dieſer Nebenzweck die Hauptſache, während 


die Frage, ob durch die geplanten Vorkehrungen auch wirklich die Volks⸗ 
geſundheit gefördert wird, ihr augenſcheinlich weniger Kopfzerbrechen macht. 

Durch dieſe Verkopplung ganz heterogener Abſichten iſt aber der Entwurf 
voller Widerſprüche geworden, ſelbſt vom Standpunkt derer, die glauben, 
durch Polizeigeſetze der Kurpfuſcherei beikommen zu können. Die weitgehenden 
Befugniſſe der Polizei und des Bundesrats, den Gewerbebetrieb nicht⸗ 
approbierter Krankenbehandler zu verbieten, die Anzeigepflicht, der Nachweis 
der Vorbildung, der der Polizei geliefert werden ſoll, all dies wird, wie man 
auch von ärztlicher Seite zugeſteht, nur dazu beitragen, daß eine neue 
Klaſſe von Quackſalbern geſchaffen wird, deren Kenntniſſe zwar um 


nichts größer ſind als die der nichtkonzeſſionierten, die aber für die öffentliche 
Geſundheitspflege um ſo gefährlicher ſein werden, als ihre Zulaſſung zur 


Praxis vom Publikum gewiſſermaßen als eine ſtaatliche Bürgſchaft 
ihrer beſonderen Leiſtungsfähigkeit angeſehen werden wird. Die Kur⸗ 
pfuſcher werden es ſchon verſtehen, aus dieſer Situation jo viel Nutzen zu 
ziehen, daß ſie dieſen Vorteilen gegenüber das Verbot gewiſſer Behandlungs⸗ 
methoden gern auf ſich nehmen werden. Nichts iſt leichter, als dieſes Verbot 


zu umgehen, nichts iſt aber auch nebenſächlicher für den Quackſalber als jene 
Behandlungsmethoden. Die Wirkungen, auf die der Kurpfuſcher ausgeht, ſind 


faſt immer rein ſuggeſtiver Art. Dieſe hängen aber im weſentlichen von 


der Perſon des Ausübenden ab. Die Methode iſt demgegenüber recht glei 


gültig. Einzig und allein das Verbot der Anwendung von Betäubungsmitteln 


dürfte mit Erfolg durchgeführt werden. Aber auch nur deswegen, weil es die 
Kurpfuſcher gar nicht trifft, da ſie bei ihren Kuren ſich der Betäubungsmittel 
ſo gut wie nie bedienen. Das Verbot trifft nur die Zahntechniker, die aber 
gar nicht zu den Kurpfuſchern, ſondern zum niederen Heilperſonal gehören. 
Gerade weil ſie keine Kurpfuſcher ſind, werden die Zahntechniker das Verbot 
auch reſpektieren, das übrigens an ſich auch ihnen gegenüber ganz berechtigt 
iſt, da die Anwendung jeder Art von Betäubungsmitteln recht gefährlich iſt 
und nicht bloß einzelne Handgriffe, ſondern Kenntniſſe auf vielen Gebieten 
der Heilkunde vorausſetzt. Aber dieſes Verbot ließe ſich auch auf anderem 


Wege erreichen. In einen Geſetzentwurf, in dem die Kurpfuſcherei geordnet 


wird, gehört eine Regelung des Geſchäftsbetriebs der Zahntechniker jedenfalls 
nicht hinein. | 


Ganz undurchführbar hingegen iſt das Verbot der. Behandlung 8 


beſtimmter Krankheiten. Und nicht bloß undurchführbar iſt es, ſondern 
dasſelbe zeugt auch von einem bedauerlichen Mangel an Logik bei den Ver⸗ 
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faſſern des Entwurfes. In den Motiven heißt es ausdrücklich, daß Kur⸗ 


pfuſcher ganz außerſtande ſind, eine Krankheit richtig zu erkennen. Wie ſollen 
ſie dann aber wiſſen, ob die Krankheiten, die ſie in Behandlung haben, zu 
denen gehören, deren Behandlung ihnen verboten iſt? Man kann auch nicht 
ſagen, daß die Geſchlechtskrankheiten, auf die ſich ja das Verbot in erſter 
Linie bezieht, ohne weiteres von jedermann erkannt werden können. Gerade 
die Syphilis, deren Behandlung durch Kurpfuſcher beſonders ſchwere Gefahren 
mit ſich bringt, iſt unter Umſtänden auch von dem Arzte nicht leicht zu dia⸗ 
gnoſtizieren, von einem Laien aber von anderen Krankheiten überhaupt nicht 


mit Sicherheit zu unterſcheiden. Aber ſelbſt wenn ein Quackſalber einmal eine 


dieſer Krankheiten richtig erraten hat, ſo wird er doch immer ſich darauf 
hinausreden können, daß er ſie mit einer anderen verwechſelt habe. Die 


Beſtimmungen der SS 3 und 4 des Entwurfes würden alſo wohl ſchwerlich 


mehr als ein papierenes Daſein führen. 
Dafür würde durch die Kautſchukbeſtimmungen dieſer Paragraphen der 


| Nebenzweck des Geſetzes, die Kurpfuſcher von der Gnade der 


| 
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Polizei abhängig zu machen, um ſo ausgiebiger erreicht werden. Daß 
aber der Entwurf ſolche Nebenzwecke verfolgt, die die Motive nicht erwähnen, 
tritt noch auffälliger zutage in der zweiten Hälfte des § 2, wonach die Kur⸗ 
pfuſcher gehalten ſein ſollen, ihre Geſchäftsbücher der Polizei zur Einſicht zu 
überlaſſen. Das iſt eine ſo ungeheuerliche und gleichzeitig ſo unmoraliſche 
Beſtimmung, daß ſie allein ſchon genügt, um den Stab über das Geſetz zu 
brechen. Man mag über die Perſonen der Kurpfuſcher ſo übel denken wie 


man will, die Kranken, die ſich ihnen anvertrauen, haben jedenfalls das⸗ 
ſelbe Recht auf unbedingte Diskretion gegen jedermann wie diejenigen, die 


ſich an approbierte Arzte wenden. Und wenn der Motivenbericht mit großem 


Pathos ſich darauf beruft, daß ja die auf dieſem Wege gewonnenen Kennt⸗ 


niſſe dem Dienſtgeheimnis der Polizei unterliegen, nun, ſo braucht man über 
dieſen Einwand wohl kaum ein Wort zu verlieren. Wenn übrigens die ärzt⸗ 


liche Ethik nicht immer mehr von engherzigſtem Zunftintereſſe überwuchert 


würde, ſo müßten gerade die Arzte am lauteſten gegen einen Entwurf pro⸗ 


teſtieren, der, ohne der Kurpfuſcherei nennenswerten Abbruch zu tun, den 
flundamentalſten Grundſatz ärztlicher Ethik unterminiert. 


Dazu kommt noch, daß der Begriff der Kurpfuſcherei ſo dehnbar gefaßt 


| iſt, daß unter ihn auch diejenigen Arzte und Ärztinnen fallen, die im 


Ausland approbiert ſind, alſo einen regelmäßigen Studiengang durch⸗ 
gemacht und nur in Deutſchland nicht ihr Examen gemacht haben. Und daß 


das Geſetz gegen dieſe Arzte und Ärztinnen mit aller Strenge angewendet werden 
wird, dafür werden ſchon unſere ärztlichen Zünftler ſorgen. Suchen ſie doch 
jetzt ſchon durch allerlei kleinliche Schikanen ihnen das Leben ſauer zu machen! 


Aber ſelbſt in Deutſchland approbierte Arzte würden nicht ganz ſicher 
davor ſein, in die Schlingen dieſes Geſetzes zu geraten. Die Handhabe dazu 
bietet der 8 5 des Entwurfes. Dieſer Paragraph ſoll hauptſächlich dazu 
dienen, den Geheimmittelverkehr einzudämmen. Der Geheimmittelſchwindel iſt 
ja aufs engſte mit der Kurpfuſcherei verknüpft. Er hat dieſelben Urſachen, 
wurzelt in demſelben Boden und iſt kaum weniger gefährlich. Er hat aber 
zum Teil ſich in anderer Weiſe entwickelt. Offenbar iſt der Geheimmittel⸗ 


ſchwindel ein ganz beſonders lukratives Gewerbe. Und ſo iſt es gekommen, 
daß der Großbetrieb ſich ſeiner in noch ganz anderer Weiſe bemächtigt hat, 
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als dies bei dem Kurpfuſchereib etrieb der Fall iſt. Ein großer Teil der zahl⸗ 
reichen Mittel, Methoden und Gegenſtände, die wir mit einer ungeheuren 
und äußerſt koſtſpieligen Reklame als Allheilmittel gegen jede Art von Ge⸗ 
breſten in den Tageszeitungen angeprieſen ſehen, werden von ſehr kapital⸗ 
kräftigen Konſortien vertrieben. Aber damit hat ſich das Großkapital nicht be⸗ 
gnügt. Es hat gewiſſermaßen den Gegner im eigenen Lager angegriffen. Heute 
finden wir auch in den mediziniſchen Zeitſchriften eine große An⸗ 


zahl von Produkten der chemiſch-pharmazeutiſchen Großinduſtrie 


feilgeboten, die ſich nach ihrem Heilwert und nach der Art ihrer An⸗ 
preiſung von den ſogenannten Geheimmitteln kaum noch unter⸗ 
ſcheiden. Und zwar finden wir dieſe Anpreiſungen nicht bloß in dem 
Inſeratenteil. Die chemiſch⸗pharmazeutiſche Großinduſtrie hat es vielmehr 
verſtanden, einzelne Handlanger unter den Arzten zu werben, die auch für 
Präparate, die völlig wertlos ſind, oder deren geringer Heilwert in gar 
keinem Vergleich zu ihrem Preiſe ſteht, Reklame in dem wiſſenſchaft⸗ 
lichen Teile der mediziniſchen Zeitſchriften machen. Und noch viel beſſer 
iſt es ihr gelungen, die zahlreichen kritikloſen Arzte einzufangen, die 


ahnungslos ihre Geſchäfte beſorgen. Vor dieſem Treiben gewiſſenloſer Fabri⸗ 


kanten iſt ſchon in den neunziger Jahren von ſehr hervorragender pharma⸗ 
kologiſcher Seite gewarnt worden, aber ohne jeden Erfolg. Und heute ſind 
dieſe Dinge ſo weit gediehen, daß die Grenzen zwiſchen dieſen Schwindel⸗ 
mitteln und denjenigen pharmazeutiſchen und heiltechniſchen Präparaten und 
Gegenſtänden, die erſt nach ernſter wiſſenſchaftlicher Prüfung empfohlen werden, 


nur ſchwer zu erkennen ſind. Beweis dafür iſt, daß immer und immer wieder 


mediziniſche Blätter, denen der Vorwurf der Korruption nicht gemacht werden 
kann, Artikel bringen, die ſolche Anpreiſungen enthalten. Daß es unter dieſen 
Umſtänden den Verwaltungsbehörden gar nicht immer möglich ſein kann, 
willkürfreie Entſcheidungen zu treffen, ob ein Präparat als ein berechtigtes 
Heilmittel oder als Schwindelmittel anzuſehen iſt, wird wohl einleuchten. Da⸗ 
gegen wird die Behörden auch der im Entwurf vorgeſehene wiſſenſchaftliche 
Beirat nicht ſchützen. Die Folge davon aber wird ſein, daß unter Umſtänden 


durch die Behörden Heilmethoden und Präparate ſtigmatiſiert werden, die 


vielleicht ſpäter einmal ſich als Heilfaktoren erſten Ranges erweiſen. Beſonders 
wenn ſie von Arzten ausgehen, die zu der herrſchenden Schule in Gegenſatz 
geraten find, da kann das ſchon leicht paſſieren. Gerade die Geſchichte der 
Medizin iſt ſo reich an Ketzergerichten gegen Bahnbrecher der mediziniſchen 
Wiſſenſchaft, daß man ſich hüten ſollte, engherzigem Zunftgeiſt noch geſetzliche 
Handhaben für ſeine Verfolgungsſucht zu bieten. Aus einem Geſetz zur Be⸗ 
kämpfung der Kurpfuſcherei und des Geheimmittelſchwindels würde alſo unter 
Umſtänden ein Geſetz zur Verhütung des wiſſenſchaftlichen Fortſchritts und 
zur Einzwängung unabhängiger Geiſter in die Feſſeln der jeweilig herrſchenden 
Schule werden. Und da ja die Ausführung der meiſten Beſtimmungen des 
Geſetzentwurfes in das Belieben des Bundesrats gelegt iſt, ſo iſt auch die 
Gefahr nicht von der Hand zu weiſen, daß der § 5 einmal die Handhabe 
bieten wird, gegen politiſch mißliebige Arzte, denen man auf andere Weiſe 


nicht beikommen kann, vorzugehen. Die Schwierigkeiten, die Brehmer ſeiner⸗ 


zeit von der preußiſchen Polizei bei der Durchkämpfung ſeiner Ideen gemacht 
wurden, die epochemachend für die Behandlung der Schwindſucht geworden 


ſind, bieten gewiß ein warnendes Beiſpiel. 8 
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Damit iſt aber auch das ganze Geſetz gerichtet. Für den Kampf gegen 
die Schäden der Kurpfuſcherei und gegen den Geheimmittelſchwindel gleicht es 
dem bekannten Meſſer ohne Heft und Klinge. Dafür bietet es der Polizei um ſo 
zahlreichere Handhaben, Perſonen, die ihr mißliebig ſind, zu ſchikanieren. Ein 
reines Polizeigeſetz, das ift alles, was die Regierung gegen ſchreiende Miß 


ſtände auf dem Gebiet der Geſundheitspflege uns darbietet. Gewiß ſind die 


Kurpfuſcherei und der Geheimmittelſchwindel nur Erſcheinungsformen von 
Übeln, die unſere Klaſſengeſellſchaft zeitigt, und die ganz auch nur mit ihr 
ſchwinden werden. Aber gleichwohl gibt es auch heute ſchon ganz andere 
und wirkſamere Waffen zu ihrer Bekämpfung als die ordinären Polizeimaß⸗ 
regeln, die der Geſetzentwurf vorſchlägt. Schon allein eine beſſere Aus— 
geſtaltung unſerer Verſicherungsgeſetzgebung, eine wirkliche, nicht 
bloß auf dem Papier befindliche Selbſtverwaltung der Krankenkaſſen, 
eine ausſchlaggebende Teilnahme der Arbeiter an der Verwaltung 
der Invaliden- und Unfallverſicherungsanſtalten könnte manches zur 
Einſchränkung des Übels beitragen. Viel würde ſich auch durch eine Ver— 


beſſerung unſeres Krankenhausweſens erreichen laſſen, beſonders wenn 


die Aufnahme jedem bedürftigen Kranken frei ſtände, ohne mit ſo kultur⸗ 
widrigen Beſtimmungen verknüpft zu ſein, wie es der Verluſt des Wahlrechtes 
im Falle der Zahlungsunfähigkeit iſt. 

Freilich — eine wirklich rationelle Bekämpfung der Kurpfuſcherei koſtet 


Geld! Und für Kulturaufgaben, beſonders ſolche, die auch den Minder⸗ 


bemittelten zugute kommen, iſt Geld ja nie vorhanden. So behilft man ſich 
mit Anordnungen und Verboten, die zwar nichts koſten, die dafür aber auch 
nichts leiſten. Man konzeſſioniert gewiſſermaßen einen Teil der Kurpfuſcherei, 
man ſtellt ſie unter Polizeiaufſicht und ſucht ſie zu reglementieren wie die 
Proſtitution, und dokumentiert damit nur, daß die bürgerliche Geſellſchaft mit 
dem einen Übel ebenſowenig fertig werden kann wie mit dem anderen. 


Arbeiterwanderungen. 


Don Hermann Linde (Königsberg). 


Die gegenwärtige Zeit der wirtſchaftlichen Kriſe dürfte wohl am geeignetften 
ſein, Betrachtungen über das Wandern der Arbeiter im Lande anzuſtellen und 
ſeine Urſachen und Folgen zu prüfen. Selbſtverſtändlich iſt dabei nicht gedacht 
an das friich-freisfröhliche Wanderburſchenleben vergangener Zeiten, wo der 


junge Handwerksgeſelle ſeinen Ranzen ſchnürte und ſeine Heimat verließ, um 
die Welt kennen zu lernen, ſeine Kenntniſſe und Fähigkeiten in ſeinem Beruf 


zu erweitern, um dann nach einiger Zeit nach ſeiner Heimat zurückzukehren 
uud ſich hier eine Exiſtenz zu gründen. Die Zeiten find lange vorüber, in 
denen es als eine Ehre galt, weit im Lande herumgekommen zu ſein und ohne 
nennenswerte Barmittel ſich auf der Wanderſchaft „durchgefochten“ zu haben. 


Wer heute freiwillig oder infolge von Arbeitsloſigkeit ſich auf die Wander- 


ſchaft begibt und nicht genügend mit Geldmitteln verſehen iſt, wird als Land⸗ 
ſtreicher, als arbeitsſcheuer Vagabund betrachtet und demgemäß von Bürgern 
und Behörden behandelt. Mit der gewaltigen Ausbreitung der kapitaliſtiſchen 


| Produktionsweiſe hat die Wanderung der Arbeiter einen ganz anderen Charakter, 
ganz andere Formen erhalten. Zur Zeit der Hochkonjunktur, als insbeſondere 
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die Induſtrie und Baubranche große Mengen Arbeitskräfte brauchte, waren 
es zunächſt die Arbeiter vom Lande und aus den kleineren Städten der öſt⸗ 
lichen Provinzen Deutſchlands, die nach dem Weſten Deutſchlands wanderten. 


Seitdem iſt der Strom der Abwandernden nicht mehr ganz verſiegt. Und er 


hat ſich über Deutſchland hinaus nach Amerika ausgedehnt, auch in der Zeit 
des geſchäftlichen Niederganges. Unaufhaltſam geht der Zug nach dem Weſten 


auch jetzt trotz — oder infolge? — der wirtſchaftlichen Kriſe weiter. Wer Ge⸗ 


legenheit hat, im Oſten viel auf der Eiſenbahn zu fahren, dem muß es auffallen, 
daß auf allen Bahnſtrecken mit jedem Zuge eine Anzahl Arbeiter- reſpektive 
Handwerkerfamilien mit ihrem meiſt umfangreichen Handgepäck „in die Fremde“ 
reiſen. Oft iſt es die Frau und eine Anzahl Kinder verſchiedenſten Alters, die 


ihre Heimat verlaſſen, wenn ſich der Mann ſchon längere Zeit vorher in die 
Induſtriegebiete begeben hat und nun ſeine Familie nachkommen läßt, nach⸗ 


dem er glaubt, dort eine ſichere Exiſtenz gefunden zu haben. Man ſieht es 
dieſen Leuten an, daß ſie keine Vergnügungsreiſe machen, trotzdem ſie zur Reiſe 
ihre beſte Garderobe angelegt haben, die, wenn ſie auch nicht immer modern 
iſt, ſo doch bei vielen noch einen gewiſſen Arbeiterwohlſtand verrät. Dieſe 
meiſt ernſten, verſchloſſenen Menſchen fordern zwar nicht ſehr zur Unterhaltung 
mit den Mitreiſenden heraus. Die Fragen nach dem Ziele ihrer Reiſe be⸗ 
antworten ſie jedoch im Hinblick auf die weite Entfernung, die ſie wohl zum 
erſten Male in ihrem Leben zurücklegen, mit einer gewiſſen Wichtigkeit gerne. 
Ihre Antworten lauten dann: „Nach Berlin“, „nach Hannover“, „nach Eſſen“, 


oder kurz „nach dem Rheinland“ oder „nach Weſtfalen“. Ihre Reiſeroute mit 


Umſteigeſtationen und Aufenthaltszeiten haben ſie ſich gewöhnlich ſchon in ihrer 
Heimat genau aufſchreiben oder einprägen laſſen, ſo daß ſie unterwegs nicht viel 


zu fragen brauchen. Es ſind nicht nur die aus der Knechtſchaft der oſtelbiſchen 


Junker flüchtenden Landarbeiter, die einer ungewiſſen Zukunft entgegenreiſen, 
ſondern auch viele Arbeiter und Handwerker aus den Provinzſtädten, darunter 
eine große Anzahl unverheirateter junger Männer und Mädchen, die da glauben, 
mit dem Staube der Heimat auch das Joch des Kapitalismus abſchütteln zu können. 


Was treibt im Grunde genommen alle dieſe Proletarier auf die 


Wanderſchaft? 

An unzähligen Fällen iſt ſeit Jahren in der Preſſe und in Verſammlungen 
nachgewieſen worden, mit welcher brutalen Rückſichtsloſigkeit, wobei ſie nach⸗ 
drücklich von einer arbeiterfeindlichen Geſetzgebung unterſtützt werden, die oſt⸗ 
elbiſchen Junker ſich ihren anerkannt beſten Arbeiterſtamm vom Lande ver⸗ 
trieben haben. Es waren zunächſt die beſſer ſituierten Landarbeiterfamilien, 
die zum Teil nach den weſtlichen Induſtriegebieten auswanderten. Ein großer 
Teil dieſes ländlichen Abwanderungsſtroms ſetzte ſich aber in den öſtlichen 
Provinzſtädten feſt. Dann erhielten die abgewanderten Verwandten und Be⸗ 
kannten Briefe, in denen die Arbeits- und Lebensverhältniſſe in der Fremde 
in den roſigſten Farben geſchildert wurden. Dieſe Schilderungen laſſen den 
in Unfreiheit und Eintönigkeit dahinlebenden Landarbeiter ganz unbewußt in 
dem gegenwärtigen Landleben die Schattenſeiten, in dem ihm unbekannten 
Stadtleben die Lichtſeiten ſehen. Viel trägt auch dazu bei, daß aus wohl⸗ 
berechneten politiſchen Gründen das ländliche Rekrutenmaterial aus Pommern, 
Poſen, Oſt⸗ und Weſtpreußen nach den großen Garniſonen im Weſten Deutſch⸗ 
lands eingezogen wird, wo die jungen Leute das ihnen verlockend erſcheinende 
Großſtadtleben kennen lernen. 5 a 
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So rüſten denn immer weitere Scharen zur Abwanderung vom Lande nach 
den Städten und nach dem Weſten. Die weniger Unternehmungsluſtigen und 
Energieloſen bleiben vorläufig. Immer ſchlechteres Menſchenmaterial bleibt 
für die Gutsbeſitzer zurück, die nun dieſe weniger brauchbaren, wohl aber an⸗ 
ſpruchsloſeren und gefügigeren Leute immer ſchlechter behandeln und durch 
ausländiſche Arbeiter zu erſetzen ſuchen. So entſtand die von der Landwirt— 
ſchaft beklagte und als „gräßlich“ bezeichnete Leutenot auf dem Lande, die 
man nun, nachdem es zu ſpät iſt, durch geſetzliche Zwangsmittel, durch Renten⸗ 
gutsbildung, Koloniſation und ähnliche Palliativmittel beſeitigen will. 
| Das Eindringen der Landarbeiter in die Provinzſtädte, insbeſondere in die 
Provinzhauptſtädte, hatte zur Folge, daß ſich bald ein bedeutender Überſchuß 
namentlich ungelernter Arbeitskräfte bemerkbar machte und der Lohn herab» 
gedrückt wurde. Seit etwa ſechs bis acht Jahren find nun zwar die Zentral- 
vorſtände der freien Gewerkſchaften und auch die ſozialdemokratiſche Partei 
eifrig bemüht, in den öſtlichen Provinzen Organiſationen zu ſchaffen, um der 
Ausbeutungswut der Kapitaliſten zu ſteuern; jedoch iſt das aufzuklärende 
Menſchenmaterial äußerſt ſchwer zu bearbeiten. Außerdem wird die Agitation 
und Organiſationsarbeit noch durch die ſkrupelloſe Hetz- und Verdummungs⸗ 
agitation der Pfaffen und chriſtlichen Gewerkſchaften, die ſich im Oſten jetzt 
breit machen, ſehr erſchwert. So ergibt es ſich denn ganz von ſelbſt, daß die 
anſpruchs⸗ und bedürfnisloſere zugewanderte Arbeiterſchaft in den Städten 
das Feld behauptet und die eingeborenen oder angeſeſſenen Arbeiter heraus⸗ 
drängt, ſo daß dieſe ſich nun dem Zuge nach dem Weſten anſchließen. Im 
Intereſſe der praktiſchen Arbeiterbewegung des Oſtens liegt es ſicher nicht, 
wenn dieſe halbwegs aufgeklärten und nicht mehr ganz indifferenten Arbeiter 
die Stätte ihrer erſten politiſchen und gewerkſchaftlichen Ausbildung verlaſſen. 
Aber dieſe Wanderung kommt dafür der weſtlichen Arbeiterbewegung zugute. 
Dort ſind die Abgewanderten dann leichter für die Gewerkſchaften und den 
Sozialismus zu gewinnen, wenn ſie auch anfangs dort in den Induſtriegebieten 
das Heer der Arbeitsloſen vermehren und oft, vielleicht ungewollt, 5 
ihrer weſtlichen Arbeitskollegen werden. 

Welchen Umfang die Auswanderung aus Deutſchland zeitweiſe an: 
genommen hatte, erſieht man daraus, daß ſeit 1871 etwa 2675000 Menſchen, 
davon im Jahre 1881 allein 220000, ausgewandert ſind. Im Durchſchnitt 

alſo zirka 70000 pro Jahr. Dieſe rieſige Abwanderung nach dem Ausland, 
ſpeziell nach Amerika, betraf in der Hauptſache den Weſten Deutſchlands, wo⸗ 
durch Platz wurde für den großen Zuſtrom aus den öſtlichen Provinzen. Und 
da iſt beachtenswert, daß wieder zunächſt eine Wanderung der Arbeiter 
innerhalb der öſtlichen Provinzen ſtattfindet. Aus den induſtriearmen 
Provinzen wandern die Arbeiter nach den arbeitsreicheren Provinzen. So er⸗ 
hält die Provinz Pommern ſeit einer langen Reihe von Jahren erheblichen Zu⸗ 
ſchuß von Arbeitskräften aus Oſtpreußen und Weſtpreußen. Wie aber aus einer 
Zuſammenſtellung des Berichtes der Invalidenverſicherungsanſtalt Pommern 
über die Jahre 1891 bis 1907 hervorgeht, find in dieſem Zeitraum doch 300 000 
aus Pommern mehr ausgewandert als zugewandert. Der Strom der abwandern⸗ 
den Pommern ergießt ſich, wie auch wieder aus dem Bericht der Anſtalt Pommern 
für das Jahr 1907 hervorgeht, auf die Bezirke Berlin, Brandenburg, Holſtein, 
Hanſaſtädte uſw. Ja ſogar Weſtfalen und die Rheinprovinz haben faſt achtmal 
mehr Pommern aufgenommen, als eigene Landsleute in dieſe Gegend abgegeben. 
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Aus Oſtpreußen ſind nach der Statiſtik in den Jahren 1900 bis 1905 
88754 Perſonen ausgewandert. Für Poſen war dieſe Zahl ſogar noch größer. 

Der Regierungsberirk Königsberg hatte von 1895 bis 1900 einen Ge⸗ 
burtenüberſchuß von 82369 über die Geſtorbenen; die Abwanderung war aber 
ſo groß, daß ſeine wirkliche Zunahme nur 37 (ſiebenunddreißig) Menſchen betrug. 

Der Regierungsberirk Gumbinnen hatte einen Geburtenüberſchuß von 
54171, aber dank der Abwanderung nicht nur keinen Gewinn, ſondern eine 
Abnahme von 10100 Seelen, ſo daß ganz Oſtpreußen trotz ſeines Geburten⸗ 
überſchuſſes von mehr als 136000 Menſchen ſich um mehr als 10000 Menſchen 
ärmer geworden ſah. Dieſer Verluſt hat natürlich in der Hauptſache das 
flache Land betroffen, aber auch die kleineren und mittleren Städte ſind daran 
beteiligt. Und daß dieſe Abgewanderten zum allergrößten Teile der Arbeiter⸗ 
klaſſe angehören, geht daraus hervor, daß nach dem Bericht der Invaliden⸗ 
verſicherungsanſtalt Oſtpreußen für 1907 ſeit dem Inkrafttreten der Invaliden⸗ 
verſicherung (1891) insgeſamt 81025 Perſonen, für welche die erſte Quittungs⸗ 
karte in ihrer Heimatprovinz Oſtpreußen ausgeſtellt worden iſt, ihren Wohnſitz 
endgültig in den Bezirk einer fremden Verſicherungsanſtalt verlegt haben. 
Noch ſchlimmer als in Oſtpreußen ſteht es mit der Abwanderung aus den 
Städten im Regierungsbezirk Poſen. Da hatten von 1895 bis 1900 15 Städte 
von 5000 bis 20000 Einwohnern mehr als 7000 Perſonen verloren. Und 
von den 40 kleineren Landſtädten wurden 4, weil zu klein geworden, aus der 
Liſte der Städte mit 2000 bis 5000 Einwohnern geſtrichen. Die noch ver⸗ 
bleibenden 36 Städte hatten mehr als 3000 Einwohner verloren. 5 

Wie groß die Abwanderung der Arbeiter aus der Provinz Poſen nach 
dem Weſten auch jetzt noch iſt, zeigt uns der Bericht der Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt Poſen für das Jahr 1907. Danach wurden fremde Invalidenkarten 
an die betreffenden Verſicherungsanſtalten im Jahre 1907 insgeſamt 35 764 
(gegen 28112 im Jahre 1906) überſandt, dagegen 104880 eigene Karten 
(102213 im Jahre 1906) dagegen eingetauſcht. Die Auswanderung iſt alſo 
faſt dreimal ſo groß geweſen als die Einwanderung. Natürlich iſt es die 
Induſtrie beziehungsweiſe die Großſtadt, die auch dieſen Strom der Ab⸗ 
wanderer aufnimmt, was aus den überſandten und eingegangenen Invaliden⸗ 
karten der Verſicherungsanſtalten Berlin, Brandenburg, Rheinprovinz, Weſt⸗ 
falen, Königreich Sachſen und Hanſaſtädte hervorgeht. 

Vor Beginn der gegenwärtigen Kriſe konnte man neben der ſeit Jahr⸗ 
zehnten regelmäßig ſtattfindenden Arbeiterwanderung vom Oſten nach dem 
Weſten Deutſchlands auch eine ſolche innerhalb der einzelnen öſtlichen Pro⸗ 
vinzen beobachten. Dieſe Binnenwanderung bewegte ſich in jedem Frühjahr 
von den Dörfern und den kleinen Städten nach den großen Provinzſtädten. 
Maurer, Zimmerleute, Tiſchler und ungelernte Arbeiter ſuchten und fanden 
hier Arbeit. Es waren meiſtens Leute, die ihren Wohnſitz nicht wechſelten, 
ſondern unter Zurücklaſſung ihrer Familien, wenn unverheiratet, ihrer Eltern 
oder ſonſtigen Verwandten ſo lange fortblieben, wie ſie Arbeit fanden. Dieſe 
Angehörigen beſorgen größtenteils zu Hauſe die mit kleiner Landwirtſchaft 
verbundene Wirtſchaft, und die Männer reiſen dann, wenn die Entfernung 
der Arbeitsſtätte nicht zu weit iſt, wöchentlich oder vierzehntägig nach Hauſe, 
um am Sonntag abend oder Montag früh, verſehen mit Lebensmitteln für die 
Woche, zur Arbeitsſtätte zurückzufahren. Dabei kamen ihnen die Preis⸗ 
ermäßigungen der Arbeiterkarten der Eiſenbahn zuſtatten. Mit dem Ein⸗ 
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treten der wirtſchaftlichen Kriſe und des vollſtändigen Daniederliegens der 
Bautätigkeit in den großen Städten, insbeſondere in Königsberg ſeit etwa 
zwei Jahren, hat ſich die Sachlage für dieſe Arbeiterwanderung vollſtändig 
nach der entgegengeſetzten Richtung verſchoben. Die Maurer, Zimmerer, 
Tiſchler und ungelernten Arbeiter der großen Städte mußten in der Provinz 
Arbeit ſuchen. So mancher Handwerker oder Arbeiter, der in ſeiner Jugend 
das Wanderburſchenleben nicht kennen gelernt hatte, mußte von Not getrieben 
ſein Bündel ſchnüren, Weib und Kind zurücklaſſen und in einer kleinen Stadt 
Arbeit ſuchen. Zum Glück war hier in den beiden letzten Sommern überall 


Arbeit zu finden, wenn auch für billigeren Lohn als in den Großſtädten, wo— 


von nun bei verheirateten Leuten noch zwei Wirtſchaften unterhalten werden 


mußten. | 


Und noch eine Art Arbeiterwanderung macht ſich ſeit Jahren inner- 


halb der Provinzen bemerkbar. Es ſind die Drainagearbeiter, die in 


Kolonnen unter Führung eines Schachtmeiſters zum Drainieren der Wieſen 
und Acker, was den Gutsbeſitzern jetzt durch die Genoſſenſchaften erleichtert 


wird, von einem Gute zum andern hin und her wandern. Unter dieſen 


Binnenwanderarbeitern befinden ſich allerdings viele ausländiſche Arbeiter. 
Derartige Wanderkolonnen beſchäftigen auch die Eiſenbahnen, ſtaatliche wie 


private. Bei den billigen Löhnen, die hier gezahlt werden, erhalten die Unter⸗ 


nehmer der Eiſenbahnbauten nur minderwertige, anſpruchsloſe Arbeiter, die 
weder eine anſtändige Schlafſtelle noch menſchenwürdiges Eſſen beanſpruchen. 
Verſchiedenen Eiſenbahnverwaltungen ſind aber auch noch dieſe Arbeiter, die 
pro Tag 1,70 bis 2 Mark erhalten, zu teuer. Sie beſchäftigen auf den Strecken 


zum Ausbeſſern der Bahndämme und Unterſtoppen der Bahngeleiſe Frauen 


für 1,20 Mark pro Tag. Dieſe Frauen fahren aus den an den Bahnſtrecken 


liegenden kleinen Städten morgens mit der Bahn zur Arbeit, nehmen ſich für 


tagüber kalte Speiſen mit und fahren dann abends wieder nach Hauſe. Die 


Wirtſchaft und die Kinder verſieht in vielen Fällen der Mann, wenn er keine 
Arbeit bekommen kann. 

Zu all dieſen verſchiedenen Wanderungen geſellt ſich nun noch ſeit Beginn 
der Kriſe im Ausland und innerhalb Deutſchlands die Rückwanderung der 
Arbeiter vom Weſten nach den öſtlichen Provinzen. Sie iſt zwar noch nicht 
bedeutend, macht ſich aber doch ſchon hier und da bei der überall herrſchenden 
Arbeitsloſigkeit fühlbar, zumal Familien, die vom platten Lande ſeinerzeit ab— 


gewandert ſind, ſelten dort wieder zurückgehen, ſondern ſich in den Städten 

feſtſetzen. Dieſe Rückwanderung hat bisher nicht im geringſten die auch jetzt 
im Winter fortdauernde Abwanderung nach dem Weſten aufzuhalten ver— 
mocht, wenigſtens in Oſtpreußen nicht. Jeder Eiſenbahnzug entführt dem 


t 


Oſten Arbeitskräfte, die allerdings gegenwärtig überſchüſſig find, wenigſtens 
in den Städten. Und zum Teil herrſcht ja auch jetzt im Winter auf dem 
platten Lande kein Arbeitermangel, denn ſonſt würden die Junker nicht täg⸗ 
lich Kontraktbrüche verüben und Arbeiter außer der Kontraktzeit entlaſſen. 
Künſtlich wollen die Agrarier die Seßhaftigkeit der Landarbeiter herbeiführen, 
und zu gleicher Zeit heben ſie die natürliche angeborene Seßhaftigkeit der 
Landarbeiter auf. Wenn neben der Abwanderung der Landarbeiter aus ihrer 
Heimat nun auch noch ſeit einigen Jahren die Wanderung der zurückgebliebenen 
Landarbeiter innerhalb der Provinzgrenzen aus einem Landkreis in den anderen 


und von einem Orte zum anderen eine ſo große Ausdehnung wie nie zuvor 


angenommen hat, jo haben das ganz allein die Gutsbeſitzer und die dieſen 


ergebenen Regierungen verſchuldet. 

Jeder kulturfreundliche Menſch, ganz gleich, welcher Parteirichtung er an⸗ 
gehört, muß dieſe Abwanderung eines anerkannt tüchtigen deutſchen Land⸗ 
arbeiterſtammes aufs tiefſte bedauern. Der zurückbleibende minderwertige, von 
Ort zu Ort gehetzte Teil, in Verbindung mit den auf niedrigſter Kulturſtufe 
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ſtehenden eingewanderten Polen, Ruſſen und Ruthenen, bietet nicht nur keinen 
Erſatz für die Abgewanderten, ſondern in ihm vollzieht ſich die vollſtändige 


Degeneration der ländlichen Arbeiterklaſſe. Schützen können ſich unſere Macht⸗ 
habenden vor dieſen ſchlimmen Folgen der Landflucht nur dadurch, daß ſie 


endlich den Landarbeitern wenigſtens die Rechte und Freiheiten gewähren, die 


jetzt die gewerblichen Arbeiter haben. 

Was nun die Wanderung der ſtädtiſchen reſpektive der gewerblichen Ar⸗ 
beiter betrifft, ſo bietet ſie wohl dem Kulturfortſchritt eher Vorteile als Nach⸗ 
teile. Und im allgemeinen dürften dieſe Arbeiter wohl auch kaum perſönlich 
wirtſchaftlichen Schaden erleiden, wenn ſie die erhoffte Verbeſſerung in ihrer 
neuen Heimat nicht finden. Denn Proletarier waren ſie, Proletarier ſind ſie 
geblieben. Vom Kapitalismus werden ſie dort ſo wie hier ausgebeutet. Was 
haben wir zu verlieren, ſagen ſie ſich, wenn ſie ihre Heimat verlaſſen; ſchlechter 
wie hier kann es mir auch anderwärts nicht gehen. Der Ausbreitung des 
Sozialismus können dieſe Arbeiterwanderungen aber nur nützlich ſein. 


Die Einführung der verhältniswahl bei den fozialpolitifgen 


Inſtituten. 
Don Friedr. Kleeis (Wurzen). 


Immer zahlreicher werden die Fälle, daß die „nationalen“ Arbeiter auch 
zur Erwählung von Vertretern bei den Gewerbegerichten und Krankenkaſſen 
mobiliſiert werden. Ihre Erfolge ſind indes meiſt recht klägliche, und man 
findet daher plötzlich, daß das bei dieſen Wahlen übliche Verfahren nach dem 
Mehrheitsprinzip ein ungerechtes iſt, weil es der unterliegenden Minderheit 


keine Vertretung ſichert. Die „Nationalen“ fordern dann in der Regel die 


Einführung des Proportionalwahlſyſtems bei den genannten Inſtituten. Es 


ſei nur auf den Kampf um das Gewerbegericht in Berlin verwieſen. Gerade 
dieſer und beſonders das Ergebnis der Ende Oktober 1908 erſtmalig nach den 
Grundſätzen des Proporzes vorgenommenen Neuwahl der Beiſitzer des Ber 
Gewerbegerichtes regen zu einer Betrachtung dieſer Frage an. 

Zweifellos iſt in dem Syſtem der Verhältniswahl ein gerechteres Wahl. 
ſyſtem zu erblicken. Ein Vertretungskörper ſoll die Anſichten und Forderungen 
der Wählerſchaft mit größtmöglicher Treue abſpiegeln, ſo daß auch die Minder⸗ 
heiten entſprechend ihrer Stärke bei der Tätigkeit dieſer Körperſchaften mit⸗ 
wirken können. Die Proportionalwahl, welche dieſen Zuſtand anſtrebt, iſt daher 
auch eine wichtige Forderung der Sozialdemokratie geworden und hat einen 
Platz unter den Gegenwartsforderungen unſeres Parteiprogramms gefunden. 


Doch hat die Sozialdemokratie ſeither mit der Forderung recht wenig Er⸗ 


folg gehabt. Bei den Wahlen der Vertreter für die Reichs- und Landesgeſetz⸗ 
gebung, auf welche ſich unſere Programmforderung in erſter Linie bezieht, iſt 


überall noch das Verfahren nach dem Mehrheitsprinzip anzutreffen, und nie⸗ 
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mand fällt es ein, hierin eine Anderung eintreten zu laſſen. Nur in bezug 


auf die eingangs erwähnten ſozialpolitiſchen Wahlen hat die Geſetzgebung eine 
andere Stellung eingenommen. Bei der letzten Anderung des Gewerbegerichts— 


geſetzes iſt die Wahl der Beiſitzer für die Schiedsgerichte ausdrücklich nach dem 


Verhältniswahlſyſtem zugelaſſen worden. Für die Vertreterwahlen für die 
Kaufmannsgerichte hat man das Proportionalwahlverfahren ſogar obligatoriſch 


vorgeſchrieben. Auch die Krankenkaſſen ſind berechtigt, für die Wahl der Ver⸗ 


treter zur Generalverſammlung die Proportionalwahl einzuführen, wie dies 
der Kommiſſar des Bundesrats in der Reichstagsſitzung vom 25. April 1903 


ausdrücklich feſtgeſtellt hat. Die vom Bundesrat herausgegebenen Muſter⸗ 
ſtatuten für Orts⸗ und Betriebskrankenkaſſen, die der Reichskanzler am 1. Juli 
1903 bekannt gemacht hat, heben ausdrücklich hervor, daß „das Statut auch 
eine Regelung des Wahlverfahrens nach den Grundſätzen der Verhältniswahl 
vorſchreiben kann“. 


Weshalb zunächſt die zwieſpältige Behandlung der politiſchen und der 


| ſozialpolitiſchen Wahlen? Ganz einfach: bei den politiſchen Wahlen handelt 
es ſich um die geſamte Bevölkerung, und die Ergebniſſe der Wahlen find im 


allgemeinen mit Hilfe der ungerechten Wahlkreiseinteilung noch ſo, daß den 


„Ordnungs “parteien der Sieg geſichert iſt. Das Proportionalwahlverfahren 


würde nur die Vertretung der Sozialdemokratie ſtärken. Anders bei den ſozial⸗ 
politiſchen Wahlen: dort mußte für die geſonderten Vertreterſchaften der 
Arbeiter und der Unternehmer das allgemeine und gleiche Wahlrecht eingeführt 
werden, das auch ſonſt durch künſtliche Maßnahmen nicht getrübt werden 


konnte. Das hierbei als Regel geltende Verfahren nach dem Mehrheitsprinzip 


ſichert bei den Wahlen der Vertreter der Arbeiter, alſo — von Ausnahmen 
abgeſehen — den freien Gewerkſchaften den Wahlerfolg. Daher für dieſe 
Wahlen die Möglichkeit des Verhältniswahlſyſtems. 

Aber auch nur die Möglichkeit! Dieſe geſtattet, daß in den Ausnahme⸗ 
fällen, in denen die „nationalen“ Arbeiter noch die Herrſchaft haben, die 
Wahl nach dem Mehrheitsprinzip erhalten wird, während dort, wo die klaſſen⸗ 


bewußten Arbeiter die Vertretung ſtellen, durch das Proportionalwahlverfahren 


den „nationalen“ der Eintritt ermöglicht werden kann. Dieſe Art fakultativer 


Einführung der Verhältniswahl fordert unſeren Widerſpruch heraus. Daß 


die Verhältniswahl zum Beiſpiel bei den Gewerbegerichten immer nur dort 
und dann eingeführt wird, wo und wann die freien Gewerkſchaften die Mehr⸗ 


heit haben, zeigt die Erfahrung in verſchiedenen Städten. Das Gewerkſchafts⸗ 


kartell in Leipzig hat zu Beginn dieſes Jahres eine Erhebung über dieſe Frage 


vorgenommen, deren Ergebnis A. Lüttich in der „Kommunalen Praxis“ 1908, 
S. 738, veröffentlicht. Er ſchildert die Vorgänge in 33 verſchiedenen Städten. 
Danach wurde in Augsburg, Ansbach, Bielefeld, Dortmund, Eſſen, Erlangen, 


Herford, Kulmbach, Kaiſerslautern, Schwabach, Würzburg uſw. der Proporz 
bei den Gewerbegerichtswahlen auf Antrag der Chriſtlichen oder Hirſch⸗ 
Dunckerſchen erſt dann eingeführt, als dieſe in ihrer Herrſchaft arg bedroht 
waren oder es ſich darum handelte, ihnen überhaupt eine Vertretung zu ver⸗ 
ſchaffen. Wo dagegen, wie in Amberg, Bochum, Hamm, Kreuznach, Ober⸗ 
hauſen, Rodalben, Straubing, Wanne, Münſter uſw., noch die Chriſtlichen 
oder Hirſch⸗Dunckerſchen bei den Wahlen die unbeſtrittene Mehrheit haben, 


it von einer Einführung der Verhältniswahl keine Rede, und man hat ſich 
größtenteils dahingehenden Anträgen der freien Gewerkſchaften direkt widerſetzt. 
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Bei dieſer Entwicklung der Dinge iſt die Frage wichtig, wie fich die 
ſozialdemokratiſchen Vertreter dort zur Einführung der Verhältniswahl zu 
ſtellen haben, wo ſie ausgeſprochenermaßen zu dem Zwecke erfolgt, um den 
„Nationalen“ eine Vertretung zu ſichern. Mit dieſer Frage hatten ſich kürzlich 
auch die Inſtanzen der modernen Arbeiterbewegung in Leipzig zu beſchäf⸗ 
tigen, wo der „Nationale Arbeitsausſchuß“ an die Stadtvertretung den Antrag 
gerichtet hatte, bei den Gewerbegerichtswahlen das Verhältniswahlſyſtem ein⸗ 
zuführen. In dem Ausſchuß des Gewerbegerichtes erklärten ſich gutachtlich 
einſtimmig die Unternehmerbeiſitzer für, die Arbeiterbeiſitzer aber gegen die 
Veränderung. Letztere meinten, daß ſie ſelbſtverſtändlich grundſätzlich nicht 
gegen das beantragte Syſtem ſeien, daß ſie aber dasſelbe nur obligatoriſch 
für alle Gewerbegerichte durch Reichsgeſetz eingeführt wiſſen wollen. Im 
Stadtverordnetenkollegium ſtimmten aber ſpäter gleichwohl auch die ſozial⸗ 
demokratiſchen Vertreter für die entſprechende Ratsvorlage. In Berlin wurde 
das Verhältniswahlverfahren für das Gewerbegericht aus ähnlichen Anläſſen 
eingeführt. Die Hirſch⸗Dunckerſchen Gewerkvereine hatten eine Eingabe an 
den Magiſtrat um Einführung dieſes Verfahrens gerichtet, der auch ent⸗ 
ſprochen wurde. Bei der Beſchlußfaſſung über die betreffende Vorlage des 
Magiſtrats in der Sitzung der Berliner Stadtverordnetenverſammlung vom 
4. Juni 1908, in welcher der Genoſſe Pfannkuch erklärte, mit ſeinen Freunden 
für die Vorlage zu ſtimmen, glaubte der freiſinnige Stadtverordnete Gold⸗ 
ſchmidt Veranlaſſung zu haben, von einem Rückzug der Sozialdemokratie in 
dieſer Frage reden zu können. Pfannkuch konnte ſofort nachweiſen, daß davon 
keine Rede ſein kann. Der prinzipielle Standpunkt der Sozialdemokratie ſei 
derſelbe geblieben. | 11 

Die Sozialdemokratie hat das Proportionalwahlſyſtem unter die Forde⸗ 
rungen ihres Parteiprogramms aufgenommen, denn die Intereſſen der 
Arbeiterklaſſe erheiſchen das Proportionalſyſtem. Sie iſt die unterſte aller 
Klaſſen, die bei den Wahlen hauptſächlich durch ihre Maſſe den Aus⸗ 
ſchlag gibt. Kommen bei dem Syſtem „Nationale“ in die Reihen der Ver⸗ 
treterſchaften, ſo ſchadet das nicht viel. Dieſe werden dadurch nur in der 
Offentlichkeit um ſo ſchneller ausſpielen und ihre Unfähigkeit beweiſen. Dieſe 
Auffaſſung hat auch ſeither in der Partei vorgeherrſcht. So hat zwar die 
Reichstagsfraktion ihren Proteſt gegen die fakultative Einführung der Ver⸗ 
hältniswahl bei den Gewerbegerichten zum Ausdruck gebracht, gleichwohl aber 

der Novelle zugeſtimmt. Und auf dem Parteitag in München wurde zwar 
eine Reſolution Schmidt⸗Frankfurt, wonach es Pflicht aller Parteigenoſſen ſei, 
für die Durchführung des Proportionalwahlſyſtems für alle Wahlen in Reich, 
Staat und Gemeinde zu wirken, abgelehnt, nicht aber deshalb, weil der 
Parteitag vielleicht nicht damit einverſtanden geweſen wäre, ſondern weil, wie 
Pfannkuch darlegte, der Grundſatz ſelbſtverſtändlich und die Reſolution daher 
überflüſſig ſei. f 

Ahnlich liegen auch die Dinge hinſichtlich der immer mehr hervortretenden 
Forderung auf Einführung der Verhältniswahl bei den Krankenkaſſen. Vor 
einigen Jahren wurde der Proporz auf Anregung der klaſſenbewußten Arbeiter⸗ 
ſchaft nach einigen Mühen bei den Ortskrankenkaſſen in Frankfurt a. M. und 
Hamburg eingeführt. Das preußiſche Oberverwaltungsgericht hielt aber das 
Syſtem für unzuläſſig, worauf das zuſtändige preußiſche Miniſterium die Auf 
hebung des betreffenden Wahlverfahrens anordnete. Als aber der Proporz 
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aufhörte, bloß eine ſozialdemokratiſche Forderung zu fein, und auch bürgerliche 
Abgeordnete für ſeine fakultative Einführung bei den Krankenkaſſen eintraten, 
erfolgte die obenerwähnte bundesratliche Erklärung. Inzwiſchen haben einige 
Kaſſen die Verhältniswahl wieder eingeführt. Die freie Vereinigung badiſcher 
Orts⸗, Betriebs⸗ und Innungskrankenkaſſen beſchloß kürzlich, für Einführung 
der Verhältniswahl zu wirken, teils durch Eingaben an Bundesrat und Reichs⸗ 
tag, teils durch Vorgehen der einzelnen Kaſſen. Allerdings ſind es bisher nur 
die Ortskrankenkaſſen des Bezirkes, die entſprechende Vorbereitungen getroffen 
haben. 

Während der diesjährigen ſozialpolitiſchen Debatten im Reichstag wurde von 
der „Wirtſchaftlichen Vereinigung“ eine Reſolution (Nr. 549 der Druckſachen) ein⸗ 
gebracht, die verlangt, daß die Verhältniswahl für alle Wahlen von Vertretern 
der Unternehmer und der Arbeiter auf Grund der Arbeiterverſicherungs- und der 
Arbeiterrechtsgeſetze eingeführt werde. Sie wurde angenommen. Da auch ſonſt ſchon 
von bürgerlichen Sozialpolitikern die Proportionalwahl zum mindeſtens für die 
Krankenkaſſenvertreterwahlen als eine obligatoriſche Einrichtung gefordert wurde, 
| iſt es faſt ſicher, daß bei der bevorſtehenden Reform der Arbeiterverſicherungs— 
geſetze ein entſprechender Regierungsvorſchlag kommt. Wie ſollen wir uns dazu 
ſtellen? Es gibt auch hier Gründe, die uns beſtimmen könnten, eine ab» 
lehnende Haltung einzunehmen. Der Abgeordnete Schack, der die Reſo— 
lution im Reichstag begründete, führte als den beſonderen Vorzug der Ver— 
hältniswahl an, daß ſie auf alle Wahlbeteiligten „ungemein verſöhnend“ wirke. 
| Zur Illuſtration verwies er auf die Berliner Kaufmannsgerichtswahlen, 
bei denen nicht weniger als zehn Liſten der verſchiedenen Parteien um den 
Sieg rangen. Als die Wahl vorüber war, hätte man aus den verſchiedenſten 
Zeitſchriften erſehen können, daß eigentlich alle Parteien geſiegt hätten. „Dann 
iſt aber auch,“ ſo fuhr Schack fort, „die Proportionalwahl ein Gebot der Ge— 
rechtigkeit, daß wir, namentlich bei den Gewerbegerichts- und Krankenkaſſen⸗ 
wahlen, wo heute die Sozialdemokraten noch in der Mehrheit find und des— 
halb die ganzen Wahlen beherrſchen, die Sozialdemokraten wenigſtens zum 
E hinauswerfen und fie durch Vertreter der chriſtlich-nationalen Arbeiter: 


ſchaft erſetzen. Es muß das durch das Eingreifen der Reichsgeſetzgebung ge— 
ſchehen, weil man die Langſamkeit der Kommunalgeſetzgebung auf dieſem Gebiet 
hinreichend kennt.“ Der Hauptzweck der ganzen Aktion iſt alſo der, die Sozial— 
demokraten hinauszuwerfen. 

Wenn es auch bei dieſer Sachlage als eine Art „Harakiri“ erſcheint, wenn 
die Sozialdemokratie für eine ſolche Neuerung ſtimmt, und wenn es nahe läge, 
die Zuſtimmung davon abhängig zu machen, daß die Geſetzgebung das Pro— 
portionalverfahren unter Anwendung des gleichen, allgemeinen, direkten und 
geheimen Stimmrechtes auch bei allen politiſchen Wahlen, beſonders bei den 
Landtags⸗ und Gemeindevertreterwahlen einführt, ſo wäre doch eine ſolche 
Stellung nicht zweckmäßig und nicht richtig. Sie könnte uns den Vorwurf ein⸗ 

tragen, daß wir es mit unſeren prinzipiellen Forderungen nicht ernſt 
meinen. Der Umſtand, daß die Verhältniswahl uns bei einer Anzahl ſozial⸗ 
politiſcher Organiſationen einen Verluſt von Mandaten bringen würde, kann 
nicht ausſchlaggebend ſein, er wird auch durch andere Gewinne wieder auf— 
gewogen. Meiſt iſt auch der befürchtete Verluſt von Mandaten unbegründet, 
wie die letzten Berliner Gewerbegerichtswahlen gezeigt haben. Der „Sturm“ 
der Nationalen gegen die Schanzen der freien Gewerkſchaften iſt dort ganz 
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kläglich ausgefallen. Nach Maßgabe der erzielten Stimmenzahlen verteilten 
ſich die zu vergebenden 70 Beiſitzermandate ſo auf die Parteien, daß die 
freien Gewerkſchaften 64 bekamen. Die Wahl hat bewieſen, daß den freien 
Gewerkſchaften die beherrſchende Stellung, die ſie bisher am Gewerbegericht 
hatten, durchaus zukam. Die Wahlen hatten — und das iſt nicht zu unter: 
ſchätzen — eine außerordentlich lebhafte Wahlagitation und Wahlbeteiligung 
hervorgerufen. Die Zahl der abgegebenen Stimmen ſtieg gegenüber der vor 
Wahl von 22988 auf 83218. 

Die letzte Jahresverſammlung des Zentralverbandes von Ortskrankenkaſſen 
im Deutſchen Reich, die ſich mit der Einführung der Verhältniswahl bei den 
Krankenkaſſen beſchäftigte, beſchloß auch, die obligatoriſche Einführung zu be⸗ 
grüßen. Einige Redner ſprachen ſich auch für die nl unter dem 
gegenwärtigen Geſetz aus. 


Kautskhs Kapitalbegriff. 


Drei Antworten auf Kautskys Anmerkungen zu meiner Einſendung in Nr. 11 
der „Neuen Zeit“: 

1. Wenn Herkner in Neuauflagen feiner „Arbeiterfrage“ meine Bemerkungen 
über die Fortexiſtenz der Klein- und Mittelbetriebe für übertrieben er 
klärt — beiläufig der einzige Punkt, in dem Herkner Kautsky mir gegenüber zu: 
ſtimmte —, fo kann ich das zwar nicht als zutreffend anerkennen, halte vielmeh 
meine Sätze durch die Ergebniſſe der Gewerbezählung von 1907 für durchaus be⸗ 
ſtätigt, es wird mir aber nicht einfallen, Herkner grobe Fälſchung vorzuwerfen 
Kautsky kann darüber beruhigt ſein. Herkner ſpricht ein Urteil über Sätze von 
mir aus, aber er verdreht nicht ihren Sinn in Widerſinn. Das erſtere ſteht jedem 
frei, das zweite erlaube ich niemand. 

2. Wenn Kautsky den im vorſtehenden feſtgeſtellten Unterſchied nicht ſelbſ 
ſieht, ſo begreift es ſich ſchließlich, daß es ihm ein „unentwirrbarer Rebus“ iſt 
wie man erklären kann, der Satz von der Zunahme des Grades der Ausbeutung 
ſei theoretiſch anfechtbar, ohne damit ſchon zu behaupten, daß die Ausbeutung 
abnehme. Wer meine ökonomiſchen Abhandlungen kennt, weiß auch oder ſollte 
wenigſtens wiſſen, daß ich die Gleichſetzung von Mehrwertsrate, wie Marx ſie for⸗ 
muliert, mit Grad der Ausbeutung wiederholt für irreführend erklärt habe und 
für die Bemeſſung der Ausbeutung andere Maßſtäbe für erfordert halte. 

3. Wenn ſchließlich Kautsky in dem Umſtand, daß ich von Konſumtions⸗ 
kapital zum Unterſchied von Unternehmungskapital ſpreche, einen Beweis für die 
„Steigerung der Konfuſion (weſſen?) erblickt, ſo will ich bekennen, daß ich den 
ihm ſo „ſchnurrig vorkommenden Begriff im „Kapital“ eines gewiſſen Karl Marx 
gefunden habe. Im 22. Kapitel des 1. Bandes ſpricht Marx wiederholt vom 
Konſumtionsfonds zum Unterſchied vom Akkumulationsfonds. Indem ich 
dies feſtſtelle, ſehe ich ſelbſtverſtändlich eine Vorleſung über die greuliche Begriffs⸗ 
verwirrung voraus, aus Konſumtionsfonds Konſumtionskapital zu machen. Ich 
erkläre aber, um dieſe Kontroverſe nicht ins Endloſe führen zu müſſen, gleich 
vorweg, daß ich inkurabel bin. Wenn Kautsky in Übereinſtimmung mit allem, was 
er über meinen Geiſteszuſtand ſchon geſchrieben hat, endlich dazu übergeht, die 
Sammlung eines Fonds für verblödete ehemalige Mitarbeiter der „Neuen Zeit“ zu 
veranſtalten, ſo werde ich vielmehr unter Umſtänden auch ſolchem Fonds eine 
Kapitaleigenſchaft nicht abſprechen. 

Schöneberg-Berlin, 19. Dezember 1908. Ed. Bernſtein. 
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Dieſe dritte Zurückweiſung bezeugt in erfreulicher Weiſe Bernſteins Unermüd⸗ 
lichkeit. Ich bin gutmütig genug, ihr auch diesmal noch den Raum der „Neuen 
Zeit“ zur Verfügung zu ſtellen, obwohl mich nichts dazu verpflichtet. 

Bernſtein beſtätigt hier ja nur ſelbſt wieder, daß er „inkurabel“ iſt. Freilich 
in anderer Weiſe, als er denkt. Triumphierend hält er mir entgegen, er habe den 
Begriff des Konſumtionskapitals „im Kapital“ eines gewiſſen Karl Marx 
gefunden“, im 22. Kapitel des 1. Bandes, ſagt aber ſelbſt, daß er dort nur den 
Begriff des Konſumtionsfonds gefunden habe. Das find zwei ſehr verſchiedene 
Begriffe. Marx ſpricht dort von Mehrwert und ſagt, ein Teil des Mehrwertes 
werde vom Kapitaliſten in Kapital verwandelt, das ſei der Akkumulationsfonds. 
Ein anderer werde nicht in Kapital verwandelt, das ſei der Kon— 
ſumtions fonds. Der Konſumtionsfonds iſt alſo nicht Kapital. 

Ich begnüge mich mit dieſer Konſtatierung, ohne die von Bernſtein erhoffte 
Vorleſung über die greuliche Begriffsverwirrung, aus Konſumtionsfonds Kon⸗ 
umtionskapital zu machen“, oder irgendwelche weitere Fortſetzung der Polemik 
für notwendig zu halten. 


Und ebenſowenig erſcheint es mir notwendig, ein „Konſumtionskapital“ für W 


‚verblödete ehemalige Mitarbeiter der ‚Neuen Zeit“ zu ſammeln. Dieſe Funktion 
yaben ja die „Sozialiſtiſchen Monatshefte“ übernommen. Karl Kautsky. 


Literariſche Rundſchau. 


Die Steuerpolitik des Zentrums. — Das ſozialdemokratiſche Steuerprogramm. 
Soziale Volksbibliothek Nr. 2 und 3. M.⸗Gladbach, Volksverein für das 
katholiſche Deutſchland. 


„Die ſozialdemokratiſche Partei“ — ſo beginnt das erſte Schriftchen — „erhebt 
chon ſeit Jahren .. die heftigſten Angriffe gegen das Zentrum, weil dasſelbe die 
Schuld an der Verteuerung der Nahrungs- und Genußmittel ſowie ſonſtiger Ge⸗ 
rauchsgegenjtände durch indirekte Steuern und Zölle trage.“ Die Schrift fol nach⸗ 
veiſen, daß dieſe Vorwürfe gegen das Zentrum unberechtigt ſeien. 

Die Salzſteuer ſei ſchon vor vierzig Jahren, zu einer Zeit, als es überhaupt 

och keine Zentrumspartei gab, eingeführt worden; „es iſt geradezu lächerlich, das 
Zentrum dafür verantwortlich zu machen.“ Die Lächerlichkeit fällt aber auf den 
Berfaſſer des Schriftchens zurück. Denn die Sozialdemokratie macht in Wahrheit 
das Zentrum nicht für die „Einführung“ der Salzſteuer, ſondern einzig und 
Mein dafür verantwortlich, daß das Zentrum die ſozialdemokratiſchen Anträge 
zuf Abſchaffung der Salzſteuer in den Jahren 1896 und 1902 niederzuftimmen 
nitgeholfen hat. 
Daß in bezug auf die Zuckerſteuer das Zentrum ein ſchlechtes Gewiſſen hat, 
verrät der Verfaſſer in feiner Schrift ſelbſt. Denn er ſchreibt: „Die Sozialdemo⸗ 
raten haben einmal die Aufhebung der Zuckerſteuer beantragt. Es wurde ihnen 
edoch durch den freiſinnigen Abgeordneten Richter nachgewieſen, daß dieſer An- 
rag nur eine Heuchelei ſei und daß die Zuckerſteuer nicht aufgehoben werden 
önne, ohne andere für den Arbeiter weit drückendere Steuern als Erſatz einzu⸗ 
ühren.“ f 

Hierin liegt das Eingeſtändnis, daß das Zentrum gegen die Aufhebung der 
zuckerſteuer geſtimmt hat. Die Ausrede aber, daß dann — nach dem Abgeordneten 
kichter — andere für den Arbeiter weit drückendere Steuern eingeführt werden 
züßten, hat ſich als ganz hinfällig erwieſen. Inzwiſchen hat das Reich den Anfang 
ut einer Erbſchaftsſteuer gemacht. Durch eine ſolche hätte auch der Ausfall infolge 
lufhebung der Zuckerſteuer ausgeglichen werden können. Dann wären die Arbeiter 
hne jede Bedrückung von der Zuckerſteuer frei geworden. Außerdem aber iſt das 
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Zentrum im Jahre 1896 für die Erhöhung der Zuckerſteuer eingetreten. Dies 
wird in dem Schriftchen einfach verſchwiegen. 

Die „landwirtſchaftlichen Schutzzölle“ möchte das Schriftchen mit den üblichen 
Redensarten über „die Blüte der Induſtrie“ durch eine „kräftige Landbevölkerung“ 
abtun. Nun — die wirtſchaftliche Kriſis zeigt ja deutlich, wie der Lebensmittel⸗ 
wucher das Elend noch ſteigert. 

Mit dem „ſozialdemokratiſchen Steuerprogramm“ im beſonderen beſchäftigt ſich 
das zweite Schriftchen. Zunächſt behauptet es, die Sozialdemokratie gäbe ſich und 
der Offentlichkeit keine irgendwie befriedigende Rechenſchaft über die Geſtaltung der 
von ihr geforderten Einkommen-, Vermögens- und Erbſchaftsſteuer im einzelnen, 
über die Art ihrer Erhebung, über die Möglichkeit ihrer Durchführung, über ihre 
etwaigen Folgen. Alles dies ſei der Sozialdemokratie Nebenſache. „Sie verfolgt 
mit ihrem Steuerprogramm in der Hauptſache agitatoriſche Zwecke. Man kann 
— wie wir unten ſehen werden — billigerweiſe daran zweifeln, ob ihre Führer 
ſelbſt an ſeine Durchführbarkeit glauben.“ Wieder eine Unwahrheit, da die Sozial⸗ 
demokratie oft genug in den Parlamenten wie auch in beſonderen Schriften 
Rechenſchaft über ihre Steuervorſchläge gegeben hat, ſo noch im Jahre 1906, als 
es ſich um das „Stengelſche Steuerbukett“ handelte. 5 - 

Zur Begründung der Gegnerſchaft gegen das ſozialdemokratiſche Steuer 
programm wird dann vorgerechnet, der Geſamtbedarf des Reiches, der Einzel⸗ 
ſtaaten und der Gemeinden ſei ſo groß, daß dieſe „unerträglichen Laſten“ unmöglich 
durch die Einkommen, Vermögens: und Erbſchaftsſteuer allein gedeckt werden 
können. Dieſe „unerträglichen Laſten“ müſſen die Steuerzahler doch auch jetzt 
ſchon decken. Sie dürfen alſo für die Steuerzahler nicht unerträglich ſein. Der 
Unterſchied zwiſchen dem ſozialdemokratiſchen Steuerprogramm und dem unſerer 
Gegner iſt nur der, daß wir die Laſten für das arbeitende Volk möglichſt er⸗ 
träglich machen wollen, indem wir einen möglichſt großen Teil derſelben durch die 
direkten Steuern auf die reichen Leute übertragen, während unſere Gegner um⸗ 
gekehrt durch die indirekten Steuern das arbeitende Volk möglichſt belaſten und 
ſo die Laſten für die reichen Leute möglichſt erträglich machen wollen. Aus 
dieſem Grunde wollen unſere Gegner nicht einmal den Anfang mit der Reichs⸗ 
einkommen⸗ und »vermögensſteuer machen und auch nicht die Erbſchaftsſteuer jo 
ausbauen, wie wir es ſchon 1906 und früher vorgeſchlagen haben. 

Als zweiten Grund gegen das ſozialdemokratiſche Steuerprogramm führt der 
Verfaſſer an, daß das ſozialdemokratiſche Steuerprogramm keine Rückſicht auf die 
eigenartige deutſche Staatsverfaſſung nähme. Deutſchland ſei kein Einheitsſtaat, 
ſondern ein Bundesſtaat, deſſen Einzelſtaaten das Recht haben müſſen, nach ihrem 
eigenen Gutdünken ihre Steuern zu erheben. Dies hindert aber doch nicht, daß 
wenigſtens das Reich zunächſt ſeine Steuern in gerechter Weiſe durch die Ein⸗ 
kommen⸗, Vermögens- und Erbſchaftsſteuer erhebt. 

„Das ſozialdemokratiſche Steuerprogramm trägt der geſchichtlichen Entwicklung 
des Steuerweſens keine Rechnung“, heißt es in der Schrift weiter. Die regel⸗ 
mäßigen Beſteuerungen von Perſonen ſeien als Steuern in unſerem Sinn erſt Kinder 
des neunzehnten Jahrhunderts. Die jüngſte von all dieſen Steuern ſei unſere 
heutige Einkommenſteuer. Mithin — das iſt für jeden anderen als den Verfaſſer 
der Schrift der zwingende Schluß hieraus — entſpricht es gerade der geſchichtlichen 
Entwicklung des Steuerweſens, daß dieſes jüngſte Kind ſich immer mehr auswächſt. 
So hat in Wahrheit der Verfaſſer das Gegenteil von dem bewieſen, was er be⸗ 
weiſen wollte. 

„Läßt ſich überhaupt die Schraube der Einkommenſteuer beliebig andrehen?“ 
Dieſe Frage verneint der Verfaſſer, indem er ſich auf eine Stelle aus der Kautsky⸗ 
ſchen Schrift: „Am Tage nach der ſozialen Revolution“ bezieht. Kautsky führt in 
dieſer Schrift (1. Auflage, 1902) S. 12 aus: Sobald alles kapitaliſtiſche Eigentum die 
Form von Schuldverſchreibungen des Staates, der Gemeinden oder Genoſſenſchaften 
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angenommen habe, werde es möglich fein, eine progreſſive Einkommenſteuer, Ver⸗ 
mögens⸗ und Erbſchaftsſteuer in einer Höhe einzuführen, wie ſie bis dahin un⸗ 
möglich ſei, nämlich bis zur allmählichen Konfiskation der großen Ver⸗ 
mögen. Jetzt würde die Durchführung dieſer Steuern in ſolcher Höhe „auf große 
Schwierigkeiten ſtoßen“. Je höher die Steuern, deſto größer die Verſuchungen zu 
Steuerhinterziehungen. Aber ſelbſt wenn es gelänge, jede Verbergung von Ein⸗ 
kommen und Vermögen unmöglich zu machen, ſelbſt dann wäre man nicht in der 
Lage, die Einkommen⸗ und Vermögensſteuern beliebig hoch zu ſchrauben, weil die 
Kapitaliſten, wenn die Steuer ihr Einkommen oder Vermögen zu ſehr beſchnitte, 
einfach aus dem Staate fortziehen würden. Die Sätze, in denen Kautsky dieſe 
Schwierigkeiten ſchildert, zitiert der Verfaſſer wörtlich, freilich ohne den Zu— 
ſammenhang der Sätze mit dem Vorhergehenden zu erwähnen, und ruft 
dann aus: „Sit es nicht eine charakterloſe Unehrlichkeit und Heuchelei, wenn troß- 
dem die ſozialdemokratiſchen Redner und Flugblätter immer wieder das ſozialdemo⸗ 
kratiſche Steuerprogramm als Inbegriff aller Finanzwiſſenſchaft preiſen und die 
Steuerpolitik aller übrigen Parteien nur als Volksausbeutung brandmarken?“ 

Welche Verdrehung! Als ob nicht unſer Steuerprogramm auch dann noch richtig 
bleibt, wenn ſeine Durchführung mit den von Kautsky erwähnten Schwierigkeiten 
verknüpft iſt. Dieſe Schwierigkeiten beginnen nach Anſicht Kautskys erſt bei einer 
Höhe der Einkommen- und Vermögensſteuern, die heute noch lange nicht erreicht 
iſt. Sie brauchen eine gerechtere Steuerverteilung nicht zu hindern. Gegen die 
Steuerhinterziehung gibt es Kontrollmaßnahmen, namentlich im Anſchluß an die 
Erbſchaftsſteuer. Allerdings können wir auf dieſem Wege unter den gegenwärtigen 
Verhältniſſen eine allmähliche Konfiskation der großen Vermögen nicht 
erreichen. Was wir mit unſerem Steuerprogramm unter den gegenwärtigen 
Verhältniſſen erreichen wollen, iſt eben eine gerechtere Verteilung der Steuern. 
Dieſe können wir damit erreichen. 

Seinen Hauptgrund gegen unſer Steuerprogramm hat der Autor ſich bis zu⸗ 
letzt aufgeſpart: das ſozialdemokratiſche Steuerprogramm ſei grundſätzlich falſch. 
Dabei vermag er auch nicht einen einzigen grundſätzlichen Einwand aufzu⸗ 
ſtöbern. Er führt nur die Schwierigkeit an, das wirkliche Einkommen eines 
jeden Steuerpflichtigen feſtzuſtellen, und die Notwendigkeit, die Steuer nach den 
perſönlichen Verhältniſſen der Steuerpflichtigen abzuſtufen. Daß hierauf Rückſicht 
genommen werden muß, weiß die Sozialdemokratie und hat es auch an dazu ge⸗ 
eigneten Vorſchlägen nicht fehlen laſſen. Guſtav Hoch. 


Dr. E. H. Greve, Das Problem der Bücher- und Leſehallen. Aus dem Hol⸗ 
ländiſchen überſetzt von A. J. Jungmann. Mit Einleitung von Dr. C. Nörren⸗ 
berg. Leipzig 1908, Verlag von Maas & van Suchtelen. 426 Seiten. 


Die ſeit einigen Jahren bei allen maßgebenden Inſtanzen der Partei vor⸗ 
herrſchenden Beſtrebungen, in planmäßiger Weiſe Bildung und Aufklärung in die 
Maſſen zu tragen und die theoretiſche Schulung der Maſſen mehr als bisher zu 
betreiben und zu fördern, hat naturgemäß auch den Wunſch nach planmäßigem 
Auf⸗ und Ausbau der Partei⸗ und Gewerkſchaftsbibliotheken rege 
werden laſſen. Es ſteht zu hoffen, daß dieſer Wunſch und dieſes Streben noch 
lebhafter werden wird, wenn der Bildungsausſchuß demnächſt ſeine in langer 
mühevoller Arbeit vorbereiteten Vorſchläge für die Errichtung neuer und den 
Ausbau ſchon beſtehender Parteibibliotheken veröffentlichen wird. Den Genoſſen, 
die in den einzelnen Verbänden mit der Verwaltung der Bibliotheken betraut ſind, 
kann daher nur dringend geraten werden, auch ihrerſeits der Bibliothekarbeit in 
Theorie und Praxis und den Fortſchritten der Bibliothektechnik vermehrte Beachtung 
zu ſchenken. Liebe zu Büchern, die ſo vielfach als durchaus genügend für das Amt 
des Bibliothekars gilt, tut es allein keineswegs. Vielleicht mehr noch als anderswo 
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muß gerade der Bibliothekar die Technik feines Berufs vollkommen beherrſchen, fol 
ſeine Bibliothek den berechtigten Anſprüchen des Publikums genügen und auch bei 
ſtarkem Beſuch in guter betriebsfähiger Ordnung verbleiben. 

In dem vorliegenden Werke hat der Verfaſſer ein Hand⸗ und Nachſchlagebuch 
geſchaffen, das durch die Fülle des gebotenen Stoffes einen Überblick über den 
gegenwärtigen Stand der geſamten Volksbibliothekbewegung gewährt. Die ältere 
und neuere Literatur iſt herangezogen, und die in den Berichten der größeren 
Bibliotheken des In⸗ und Auslandes niedergelegten betriebstechniſchen Erfahrungen 
haben Berückſichtigung gefunden. Sowohl die Notwendigkeit der Errichtung von 
Volksbibliotheken als Bildungsmittel wie auch die Bibliothektechnik (Einrichtung, 
Ausſtattung, Ausleihebetrieb uſw.) ſind eingehend behandelt. Zum Schluſſe ver⸗ 
breitet ſich der Verfaſſer über die finanziellen Vorausſetzungen, welche die Einrich⸗ 
tung und dauernde Unterhaltung ſolcher Bildungsanſtalten bedingen und belegt ſeine 
Ausführungen durch die Jahresabſchlüſſe einer Reihe von größeren und kleineren 
Bibliotheken verſchiedener Städte und Länder. 

Es kann daher anerkannt werden, daß das Werk mit Fleiß und Hingebung zur 
Sache gearbeitet iſt. Dennoch kann es unſeren Bibliothekbeamten zur Anſchaffung 
nicht empfohlen werden. Es iſt in Anlage und Ausführung viel zu breit und 
weitſchweifig und unterſcheidet nicht genügend Weſentliches von Unweſentlichem. 
Auch iſt zu bedauern, daß der Verfaſſer nicht ſchärfer mit den Anſchauungen ge⸗ 
brochen hat, die in Deutſchland von gewiſſen Kreiſen akademiſch gebildeter Biblio⸗ 
thekare eifrig propagiert werden und die ihren prägnanten Ausdruck in dem von 
der Comeniusgeſellſchaft an die deutſchen Städte verſandten Rundſchreiben vom 
März 1899 gefunden haben. In dieſem Rundſchreiben werden für die Errichtung 
von Volksbibliotheken eine Reihe von Grundſätzen aufgeſtellt, und in der erſten 
Theſe wird, bevor noch von der Bibliothek ſelbſt ein Wort erwähnt iſt, „Leitung 
und Betrieb der Bibliothek durch einen wiſſenſchaftlichen Bibliothekar 
im Hauptamt“ gefordert! Freilich kann auch unſer Verfaſſer es ſich nicht ver⸗ 
ſagen, den Herren Akademikern einen kleinen Hieb zu verſetzen, wenn er ausführt: 
„Nach meiner Anſicht leiden Bibliotheken an dem übel, daß die Bibliothekleiter zu 
ſehr wiſſenſchaftliche Gelehrte ſein wollen. Dies geht daraus hervor, daß ſo mancher 
Bibliothekar wegen eines beſſer beſoldeten Amtes beim höheren Unterricht die 
Bibliothek verläßt.“ Allein da Dr. Greve an anderer Stelle durchaus zuſtimmend 
die richtige Anſicht Grundens zitiert, ſo hätte ſeine Abſage ſchärfer ausfallen müſſen. 
Grunden verlangt bekanntlich, „daß der Bibliothekar vor allem ‚Geſchäftsmann“ ſei, 
und zwar in der Bedeutung, daß er ſich wie jeder Geſchäftsmann verpflichtet fühlt, 
mit dem Beſucher der Anſtalt ſchnell, akkurat und zuvorkommend fertig zu werden, 
damit jeder, der zufällig dort vorſpricht, ein ſtändiger Beſucher werde, während 
kein Beſucher fortgehen darf, ohne irgend etwas, das ſein Intereſſe erregt hat, mit 
nach Haufe zu nehmen oder wenigſtens die Gewißheit hat, das Gewünſchte bald 
zu erhalten“ — alles Eigenſchaften, die gerade der akademiſche Bildungsgang weder 
hervorzurufen noch zu ſtärken geeignet iſt. 8 g 

Aus dem Ideenkreis der „wiſſenſchaftlichen Bibliothekare“ heraus iſt wohl auch 
die Abneigung des Verfaſſers gegen den Indikator zu erklären. Der Indikator wird 
von den Führern der deutſchen Bücherhallenbewegung für Volksbibliotheken im. 
erſter Reihe deswegen verworfen, weil er die unmittelbare Berührung der Leſer 
mit dem Bibliothekar zu einem gewiſſen Grade unterbindet und ſo die Beeinfluſſung 
des Publikums durch den Bibliothekar zu erſchweren geeignet iſt. Selbſt wenn man 
in ſolcher Eigenſchaft des Indikators einen Nachteil und nicht vielmehr einen Vor⸗ 
zug erblicken ſollte, ſo fällt dieſer Einwand allein ſchon durch die Tatſache, daß der 
wiſſenſchaftliche Bibliothekar wenn überhaupt je, dann nur in den allerſeltenſten 
Ausnahmefällen am Ausgabeſchalter ſtehen und ſo die Möglichkeit gewinnen wird, 
das Leſebedürfnis des Publikums in die ihm richtig erſcheinenden Bahnen zu lenken. 
Unſer Verfaſſer macht ſich die geſchilderte Auffaſſung vom Weſen des Indikators 
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zu eigen und tadelt dann weiter noch, daß der Indikator „eigentlich nur ein teures 
Spielzeug und dabei noch ſehr weitſchweifig iſt, die Kontrolle über das Verſtreichen 
der Ausleihefriſten erſchwert“ uſw. Dieſe Bemerkungen laſſen es faſt zur Gewiß⸗ 
heit werden, daß Dr. Greve niemals ſelbſt mit einem Indikator gearbeitet hat. 
Denn weit entfernt, die geſchilderten Nachteile zu haben, iſt der Indikator ein 
nahezu ideales Hilfsmittel, um das Publikum ſchnell abzufertigen, dem Perſonal 
unnötige Lauferei zu erſparen, auch beim ſtärkſten Betrieb muſterhafte Ordnung in 
der Bibliothek aufrechtzuhalten und die Grundlage für eine nach allen Seiten aus⸗ 
zubauende Statiſtik zu liefern. Die Koſtſpieligkeit der erſten Anſchaffung wird ſchon 
nach einiger Zeit dadurch wett gemacht, daß mindeſtens eine Hilfskraft erſpart wird. 
In der Tat ſind die Vorzüge des Indikators ſo in die Augen ſpringend, daß einige 
Gewerkſchaften, die durch ihre Beamten den in der Offentlichen Bibliothek und 
Leſehalle Berlin verwendeten Cotgreaveſchen Indikator kennen gelernt haben, in 
mehr und weniger primitiver Weiſe für ihre ſpeziellen Zwecke ſich Indikatoren 
haben anfertigen laſſen. H. 


A. Haeffner, Das induſtrielle Beamtentum, feine hiſtoriſche Entwicklung und 
ſeine ſozialen Forderungen. Vortrag, gehalten in der Sitzung der Elektrotechniſchen 

Geſellſchaft zu Frankfurt a. M. am 11. März 1908. Frankfurt a. M., Druck von 
Schirmer & Mahlau. 31 Seiten. 


So lautet der Titel eines Vortrags, den Herr Adolf Haeffner, Generaldirektor 
und Hauptaktionär der Voigt & Haeffner A.⸗G., einer bekannten Fabrik elektro⸗ 
techniſcher Apparate in Frankfurt a. M., in der dortigen Elektrotechniſchen Geſell⸗ 
ſchaft im März dieſes Jahres gehalten hat. Wir beſchäftigen uns mit dieſem Vor⸗ 
trag aus Intereſſe an der Privatbeamtenbewegung im allgemeinen, aber auch des⸗ 
halb, weil Herr Haeffner (im Nebenamt Vorſitzender des Vereins zur Wahrung 
gemeinſamer Wirtſchaftsintereſſen der deutſchen Elektrotechnik) einer der wenigen 
deutſchen Unternehmer iſt, der ſich zu bemühen ſcheint, ſozialen Fragen nicht ganz 
verſtändnislos entgegenzutreten. In dieſem Beſtreben wollen wir ihn gern unter⸗ 
ſtützen. 

Herr Haeffner ſtellt den Grundſatz auf: „Ich werde mich ſelbſtverſtändlich be⸗ 
mühen, ſo objektiv wie möglich zu bleiben, und die Sache mehr vom hiſtoriſchen 
als vom Klaſſenſtandpunkt aus zu ſchildern ſuchen.“ Aber zum mindeſten da, wo es 
ſich um die Sozialdemokratie handelt, iſt er dieſer ſelbſtgewählten Deviſe nicht treu 
geblieben. Man kann ja vom ſtark beſchäftigten Leiter einer großen Aktiengeſell⸗ 
ſchaft ſchließlich nicht verlangen, daß er ſich in ſeinen Mußeſtunden dem Studium 
des „Kapital“ von Karl Marx hingibt; wohl aber dürfte er nicht den Fehler 
machen, die Kenntnis ſozialiſtiſcher Theorien nur aus den Schriften gegneriſcher 
Nationalökonomen zu ſchöpfen, wenn er ſich über die von der Sozialdemokratie 
propagierten Lehren öffentlich ausläßt. Doch er macht dieſen Fehler, ſein Quellen⸗ 
verzeichnis weiſt nicht einen einzigen ſozialiſtiſchen Autor auf, und ſeine Polemik 
gegen die Sozialdemokratie kann deshalb mit dem beſten Willen nicht ernſt ge⸗ 
nommen werden. N 

Unter anderem meint er: „Die Vernichtung des Mittelſtandes trifft auch nicht 
zu. Er hat nur andere Formen angenommen ... hauptſächlich eben durch die 
wachſende Bedeutung des Privatbeamtenſtandes.“ Was bildete den alten Mittel⸗ 
ſtand? Eine Reihe von ſelbſtändigen Exiſtenzen, während der neue Mittelſtand 
alles, nur nicht ſelbſtändig iſt. Von Leuten, die als Lohnarbeiter tätig waren und 
ſpäter das (mitunter zweifelhafte) Glück hatten, in verhältnismäßig hoch dotierte 
Privatbeamtenſtellungen aufzurücken, wird auf Schritt und Tritt verſichert, daß ihre 
Unabhängigkeit vom Kapital infolge der noch ſo viel zu wünſchen übrig laſſenden 
Organiſation des neuen Mittelſtandes unendlich viel drückender empfunden werde 
wie vordem in der Stellung als Arbeiter. Das behandelt auch die in Nr. 19 der 
„Neuen Zeit“ beſprochene Broſchüre: „Der Privatbeamte und das öffentliche Leben“. 
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Und die durchſchnittliche Bezahlung? Man braucht nur die Stellenangebote in den 
Organen der kaufmänniſchen Organiſationen oder gar die neueſte Statiſtik des 
deutſchen Technikerverbandes ſich anzuſehen, dann erkennt man, daß eine ganze 
Reihe moderner Qualitätsarbeiter mit ſolchen Hungerlöhnen des geiſtigen Prole⸗ 
tariats nicht tauſchen würden. Das iſt der vielgerühmte neue Mittelſtand in Wirk⸗ 
lichkeit: geiſtiges Proletariat, welches noch nicht oder nur in ganz vereinzelten 
Fällen zur Erkenntnis ſeiner wahren Klaſſenlage gekommen iſt; Menſchen, die in⸗ 
folge ihrer Erziehung und der Anſichten des Milieus, aus dem ſie größtenteils 
ſtammen, mit einer göttlichen Unkenntnis der im Völkerleben wirkenden wirtſchaft⸗ 
lichen Faktoren behaftet ſind. Eine Unkenntnis, die man natürlich von oben herunter 
jo lange wie möglich aufrechtzuerhalten ſucht, die aber auch den mit ihr Behafteten 
geradezu prädeſtiniert, jedem politiſchen Scharlatan, der die größten Verſprechungen 
macht, Gefolgſchaft zu leiſten. Doch auch hier ſchon ſind die Kräfte am Werk, die 
in dieſe Wälle Breſche legen, und wenn die Verteidiger der kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsweiſe glauben, die Zunahme dieſes Mittelſtandes könnte ihre Poſition 
ſtärken, ſo wird die Zukunft zeigen, daß auch da, um mit Karl Marx zu reden, 
der Kapitalismus ſeine Totengräber ſelbſt hervorbringt. 

Was nun die Stellungnahme A. Haeffners zu den Forderungen der. Privat⸗ 
angeſtellten betrifft, ſo iſt ein Satz hervorzuheben: „Eine konſtitutionelle Fabrik, wie 
ſie Utopiſten und manche Sozialdemokraten wünſchen, und wo jedem das Recht der 
Kritik und des Einſpruchs gewahrt werden ſoll, iſt ein Unding.“ Dabei iſt der Ver⸗ 
faſſer dieſes Satzes ein warmer Anhänger und Befürworter von Arbeiter⸗ und Be⸗ 
amtenausſchüſſen, dank der guten Erfahrungen, die er mit dieſen Inſtitutionen ge⸗ 
macht hat. Er hat weiter ſchon vor längerer Zeit mit dem Metallarbeiterverband 
einen Tarifvertrag abgeſchloſſen. Iſt er der Anſicht, daß dies alles für den „Fabrik⸗ 
konſtitutionalismus“ bedeutungslos iſt? Damit würde er die Sozialdemokratie nicht 
ſehr hart treffen. — 

Zum Schluſſe ſeines Vortrags empfiehlt A. Haeffner „eine vornehme Auffaſſung 
unſeres ganzen geſchäftlichen Lebens“. Damit können wir uns vollſtändig ein⸗ 
verſtanden erklären. Wir wünſchen nur, daß auf Seite der Unternehmer ſich recht 
viele finden, die Herrn Haeffner nun beiſtehen werden, wenn er ſich Mühe gibt, 
ſeinen Berufsgenoſſen begreiflich zu machen, wie weit zum Beiſpiel der jüngſte 
Ukas des bayeriſchen Metallinduſtriellenverbandes gegenüber den techniſchen und 
kaufmänniſchen Angeſtelltenverbänden von dieſer vornehmen Auffaſſung des ge⸗ 
ſchäftlichen Lebens noch entfernt iſt. Ein Ingenieur. 


Wolfs Jahrbuch für die deutſchen Kktienbrauereien und Kktienmalzfabriken. ö 
Statiſtiſches Nachſchlagebuch über die Vermögensverhältniſſe und Geſchäftsergebniſſe 
derſelben im Betriebsjahre 1906/07. Nach amtlichen Grundlagen zuſammengeſtellt 
von Richard Wolf (F. Wolf). 18. Jahrgang. XVI u. 395 Seiten Oktav und 
20 Tabellen und Inſeratenanhang. 


Von der großen Entwicklung der Aktienbrauerei legt dieſes Jahrbuch ſchon 
durch ſeine Exiſtenz und durch ſeinen Umfang einen vollgültigen Beweis ab. Neben 
den Auskünften über die einzelnen Brauereien finden wir ſehr wertvolle Zuſammen⸗ 
faſſungen ſowohl im Texte als in großen Tabellen über alle ſtatiſtiſch feſtſtellbaren 
Daten für die Brauereien der einzelnen deutſchen Landesteile. Da die Brauinduſtrie 
zu der neuen Reichsfinanzreform herangezogen wird, dürfte es nicht unnötig ſein, 
auf dieſes ſorgſam ausgearbeitete Jahrbuch der Aktienbrauereien und Aktienmalz⸗ 
fabriken hinzuweiſen. Leider fehlt die Ergänzung durch entſprechende Mitteilungen 
über die privaten Bierbrauereien, doch wird bei der rapiden Entwicklung der Aktien⸗ 
geſellſchaft in der Bierbrauerei dieſes Bedauern von Jahr zu Jahr weniger be⸗ | 
gründet und notwendig. ad. br. 
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Das Novemberheft der „International Socialist Review“ bringt einen 
lufſatz von Dr. Fritz Adler: „Was iſt der Nutzen der Theorie?“ In der 
Arbeiterbewegung taucht die Frage der Theorie wiederholt auf. Um ihre Bedeu⸗ 
ung für uns zu würdigen, müſſen wir zuerſt unterſuchen, was eine Theorie über⸗ 
jaupt iſt. Eine Theorie iſt ein Syſtem von Verallgemeinerungen, die in ein 
nöglichſt einfaches Schema gebracht ſind. Ein Kind, das ſich einige Male an einem 
jeißen Ofen gebrannt hat, bildet daraus die Regel: Wenn ich den Ofen berühre, 
mpfinde ich Schmerz. Das iſt ſchon eine Theorie; ſie überhebt der Mühe weiterer 
gerſuche; das Kind ſcheut, auf Grund dieſer Theorie, weitere Berührungen mit 
vem Ofen. Noch mehr: Erfahrung muß jeder für ſich ſelbſt ſammeln, aber eine 
theorie wird anderen mitgeteilt. Das Kind, das die Regel von der Mutter er⸗ 
ährt und ſie annimmt, braucht ſich nie die Finger zu verbrennen. Theorie iſt alſo 
ine Art Arbeitserſparnis. Ohne die Maſſe der Theorie, die uns von Eltern und 
inderen Menſchen, mündlich oder in Büchern, übermittelt wurde, wäre unſer Leben 
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Lore bedeutet alſo als die gedrängteſte Formulierung der Erfahrung eine Ent⸗ 


artige Erſcheinungen und Beziehungen kehren in immer wechſelnden Formen zurück. 
Auf Grund der Theorie können wir nicht genau die Zukunft vorherſagen, aber wir 
A ch l 


Stfahrung überſehen wurden. Wenn das Kind ſich an dem kalten Ofen nicht ver⸗ 
brennt, verwirft es nicht die ganze Theorie, ſondern es verbeſſert ſie. Trotzdem 
sine Theorie alſo keine abſolute Gewißheit gibt, handeln wir doch nach ihr. Denn 
was ſie vorausſagt, iſt am wahrſcheinlichſten. Nach der Theorie handeln heißt 
demnach am praktiſchſten handeln. 

Die Theorie dient alſo dazu, den Willen zu leiten und zu beherrſchen, nur. 
denjenigen Antrieben zu folgen, die vorteilhaft ſind. Theorien ſind Werkzeuge, die 
wir benutzen. Jeder benutzt ſie, entweder gute oder ſchlechte; alte Weiber, die den 
Freitag für einen Unglückstag halten, befolgen auch eine Theorie. Die verſchiedenen 
Theorien führen einen Kampf miteinander, welche von ihnen unſer Leben leiten 
ſoll; unſere ganze Propaganda hat das Ziel, die Herrſchaft ſchlechter durch die 
Herrſchaft guter Theorien zu erſetzen. Weil Theorien Werkzeuge ſind, herrſcht auch 
hier eine Arbeitsteilung; es gibt Theoretiker, deren Aufgabe es iſt, die trefflichſten 
Formulierungen und Zuſammenfaſſungen der Tatſachen auszuarbeiten, während 
deren beſte Anwendung wieder Sache anderer iſt. 

Die menſchliche Geſchichte iſt auf den erſten Blick ein unentwirrbares Auf⸗ 
einanderprallen der verſchiedenſten menſchlichen Willen. Die Theorie, die Ordnung 
in dieſes Chaos brachte und zum erſten Male nachwies, wie der Willen großer 
Volksmaſſen gerichtet iſt, war die Theorie von Karl Marx. Sein hiſtoriſcher Ma⸗ 
terialismus überſieht nicht den menſchlichen Willen, ſondern bildet eine Theorie 
des menſchlichen Willens. Jetzt, wo die Proletarier zwar ſchon mehr zu verlieren 
haben als ihre Ketten, aber noch immer eine Welt zu gewinnen haben, iſt die 
Theorie als Werkzeug im Klaſſenkampf ihnen wichtiger als je zuvor. 


aſtung des Gehirns. 
| er Nützen der Theorie liegt in der Anwendung auf die Zukunft. Gleich⸗ 
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Die holländiſche Revue „De Nieuwe Tijd“ bringt in den Heften für Juli 
September und November eine Studie von F. van der Goes über „Die Ber 
brauchsſteuern in der niederländiſchen Republik“. In der niederländiſchen Re 
publik des ſiebzehnten und achtzehnten Jahrhunderts herrſchte das Handelskapita 
unbeſchränkt. Die Regierungen der Städte lagen in den Händen kleiner Gruppen 
von Kaufleuten, die die Regentenwürde als erbliches Beſitztum ihrer Familien be 
trachteten. Ihnen gegenüber ſtand die Maſſe der Kleinbürger, Handwerker und 
Bauern. Während das induſtrielle Kapital die arbeitende Bevölkerung direkt aus 
beutet, konnte das Handelskapital das nur indirekt tun. Dabei halfen ihm dil 
Verbrauchsſteuern. Dieſe trugen einen anderen Charakter als die Zölle, die zun 
Schutze irgend einer einheimiſchen Produktion die Waren verteuern. Sie wurden 
von den Akziſen gebildet, Steuern, die auf alle Art Lebensmittel nur zu fiskaliſchen 
Zwecken gelegt wurden. Dieſe Akziſen haben gar nicht das Ziel und auch nicht 
die Wirkung, irgend eine Induſtrie zu fördern, ſondern ſie verteuern bloß alle 
Lebensmittel. Sie bildeten die Form der Ausbeutung der Maſſe der ſelbſtändigen 
kleinbürgerlichen Produzenten zugunſten der Regierenden, die dadurch die ſchweren 
Kriegskoſten von ſich abwälzten und ihren Familienmitgliedern fette Einkommen 
aus Verwaltungspoſten ſicherten. Holland war damals berüchtigt wegen dieſer 
drückenden Akziſen, die bisweilen die Preiſe um die Hälfte erhöhten. 

Dieſe Verbrauchsſteuern, die den Geldlohn erhöhten und gleichzeitig den Real⸗ 
lohn ſenkten, waren eine Haupturſache, weshalb in Holland keine unabhängige 
Induſtrie emporkam und die frühere Induſtrie immer mehr verſchwand. Während 
in England der Handel durch das Aufkommen einer ſelbſtändigen Induſtrie, deren 
Produkte er ausführte, eine dauernde Grundlage erhielt, blieb in Holland die Induſtrie 
auf dasjenige beſchränkt, was — wie Schiffsbau und dergleichen — von dem Handel 
abhängig war und mit ihm zugrunde gehen mußte. Als dann andere Völker die 
Holländer, die den Verkehr zwiſchen ihnen vermittelten, auszuſchließen begannen, 
zeigte ſich, daß ihr Handel keine Grundlage hatte. Das Handelskapital bildete ſich nicht 
zum induſtriellen, ſondern zum Finanzkapital um. Die ganze Politik war in Holland 
darauf gerichtet, die Intereſſen der Induſtrie denen des Handels zu opfern. Zölle, 
die die Induſtrie zu ihrem Emporkommen forderte, wurden verweigert, damit den 
Händlern nicht der Vorteil aus der Einfuhr fremder Waren verloren gehe. Die 
holländiſchen Okonomiſten des ſiebzehnten Jahrhunderts, als reine Vertreter des 
Handelskapitals, prieſen den Kaufmann als den Mann, der Geld aus dem Aus- 
land holt und ins Land bringt, während der Handwerker auf Koſten ſeiner Mit⸗ 
menſchen lebt. Sie bekämpften die Handwerkerzünfte, die nur darauf bedacht ſeien, 
durch Erhöhung ihrer Preiſe die Mitbürger zu ſchädigen, und ob dieſes Egoismus 
ungeeignet ſeien, an der Regierung teilzunehmen. 

Kaufleute haben kein Intereſſe an dem Wohlergehen des Landes, das politiſch 
ihnen gehört; die ganze Welt, wohin ihre Schiffe fahren, iſt ihr Ausbeutungsgebiet. 
Das eigene Land iſt ihnen dasſelbe wie eine Kolonie; ſie leben wie Fremde darin, 
und ſie gehen nicht zugrunde, wenn es völlig verelendet. Sie ſind nicht vom 
Proletariat abhängig; ihr Reichtum beruht nicht auf ſeiner Arbeit. 

Die Verbrauchsſteuern, durch die das Handelskapital die Volksgenoſſen ausſog, 
wurden von dieſen als ſehr drückend empfunden. Sie bildeten wiederholt den Anlaß 
zum Ausbruch von Aufruhr und Volksbewegungen. Der Klaſſenkampf zwiſchen dem 
ausbeutenden regierenden Handelskapital und den ausgebeuteten kleinbürgerlichen 
Klaſſen — deren Wortführer die kalviniſtiſchen Pfarrer, deren Anführer oft die 
Oranierfürſten waren — bildet den Inhalt der Geſchichte der Republik. Aber die 

niederen Klaſſen waren kein revolutionäres Proletariat; ſie konnten den reichen 

Kaufleuten nichts anhaben, als daß ſie bei einem Aufruhr deren Häufer demo⸗ 

lierten und verbrannten; und die Regierung bezwang mit der bewaffneten Bürger⸗ 

wehr oder mit Soldaten ſolche Erhebungen immer wieder mit Leichtigkeit. 
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An der Jahreswend 


Berlin, 2. Januar 1909. 


Unter dem überwältigenden Eindruck einer furchtbaren Kataſtrophe iſt das 
alte Jahr geſchieden; ſeit dem Erdbeben von Liſſabon, das im Knaben Goethe 
die erſten Zweifel an einer göttlichen Vorſehung erweckte, iſt kein elementares 
| Ereignis von gleich verheerender Wucht über die europäische Menſchheit herein: 
gebrochen, nur daß nach den neuen Schreckensnachrichten, die jeder neue Tag 
bringt, diesmal das Verderben noch ungleich verhängnisvollere Folgen gehabt 
hat. Kein Wunder, daß ein Echo dieſes beiſpielloſen Schlages durch alle 

Neujahrsbetrachtungen dröhnt. 

Jedoch kann man nicht ſagen, daß allzuviel Geſcheites dabei laut wird. 
Das beſte Wort hat der Geologe Portis in der „Tribuna“ geſagt, bei aller 
Anerkennung der regen Opfertätigkeit, die ſich in Italien ſelbſt und im Aus⸗ 
land bekundet. Almoſen, die doch nur wenig von dem erſetzen, was ver- 
loren worden iſt, mögen ein guter Troſt ſein, aber ſie ſeien keine wirkliche 
Hilfe. Was da unten not tue, ſei eine gute Volksſchule, die die dämmernden 
Geiſter aufrüttle und ſie endlich erkennen laſſe, in den ſeismiſch unſicheren 
Gebieten anders zu bauen als bisher. Erdbeben wären für Kalabrien und 

Sizilien längſt ein harmloſes Naturereignis, wenn man die Ratſchläge der Bau⸗ 

techniker und Geologen aus Faulheit nicht überhört hätte. Die Regierung möge 
endlich ihre Pflicht tun und der gleichgültigen Stumpfheit ein Ende bereiten! 

Das iſt ein ehrliches und mannhaftes Wort, aber es iſt auch eine Stimme 
in der Wüſte. Mit frömmelnden Salbadereien oder wohlfeilem Mitleid hilft 
man ſich über den erſten Schrecken fort, und nur unheilbare Toren können 
darauf rechnen, daß die Mahnungen zur Buße und Einkehr, von denen 
namentlich die Blätter der Junker und Pfaffen triefen, irgend etwas anderes 
bedeuten als leeres Gerede. Es war noch kein Jahr ſeit dem Erdbeben von 

Liſſabon verfloſſen, als ein furchtbarer Krieg ausbrach, der ſieben Jahre lang 


zwei Weltteile verheerte und hundertmal mehr an Opfern koſtete. Der „Finger 
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Gottes“, den die Frommen wieder in der italienischen Kataſtrophe drohen 
ſehen, hat die herrſchenden Klaſſen nie auch nur einen Augenblick behindert, 
ihre eigenſüchtigen Herrſchaftspläne zu verfolgen. | 

Laſſen wir alſo dieſe Tiraden beifeite, fo ift immerhin noch anzuerkennen, 
daß aus den Neujahrsbetrachtungen unſerer bürgerlichen Preſſe wenigſtens 
die ſatte Selbſtzufriedenheit verſchwunden iſt, die bisher zum eiſernen Beſtande 
patriotiſcher Geſinnung gehörte. Mißachtet und verſpottet vom Ausland, zer⸗ 
riſſen im Innern — das ſind die Früchte einer vierzigjährigen Politik, über 
die alle Schönrednerei nicht mehr hinweghelfen kann. Und dennoch würden 
Vertuſchungsverſuche nicht unterbleiben, wenn den herrſchenden Klaſſen die 
Angſt, die bebende Angſt nicht in den Knochen ſteckte. Entladen ſich die 
Kriegswolken, die drohend am europäiſchen Horizonte ſtehen, ſo treibt das 
Reich in einem Malſtrom, worin es ſich nicht nur für die unterdrückten 
Maſſen — das würde ihre Unterdrücker nicht in ihrer Seelenruhe ſtören — 
ſondern auch für dieſe ſelbſt um Kopf und Kragen handelt. Und die Angſt 
des Ungewiſſen, die ſchrecklichſte aller Angſte, ſchnürt ihnen die Kehle zuſammen, 
ſo daß ſich kein prahleriſches Wort mehr hervorzudrängen vermag. | 

Sie ſelbſt find freilich die Hauptſchuldigen an dieſer Angſt. Denn das 
vergangene Jahr bot ihnen eine Ausſicht, die ihnen wohl ermöglicht hätte, 
für eine Spanne Zeit wieder aufzuatmen. Der ſchmähliche Zuſammenbruch 
des perſönlichen Regiments warf dem Reichstag ſozuſagen von ſelbſt ein Stück 
reeller Macht in den Schoß; er brauchte es nur aufzuheben, und nach außen 
wie nach innen wäre die Lage des Reiches eine andere und entſchieden beſſere 
geworden. Statt deſſen begnügten ſich die bürgerlichen Parteien mit großen 
Worten, die, ſo drohend ſie klangen, nicht mit Unrecht matt genannt worden 
ſind, matt deshalb, weil ſie alle mit dem Kehrreim ſchloſſen: Aber der Herr 
Reichskanzler muß dennoch auf ſeinem Platze bleiben. Ihm, als dem Träger 
der verantwortlichen Politik, die das Reich ſo tief in die Tinte geritten hat, 
mit dürren Worten aufzuſagen, wäre vielmehr das Richtige geweſen; damals 
hätte ihn keine Macht der Welt auf ſeinem Platze halten können, wenn ihm 
die Mehrheit des Reichstags ein unzweideutiges Mißtrauensvotum gegeben 
hätte. Damit wäre wenigſtens ein Anfang heilſamer Umkehr gemacht, wäre 
etwas Beſſeres geleiſtet worden, als mit all den großen Worten der bürger⸗ 
lichen Wortführer, die heute ſchon vergeſſen ſind, wie ein abgeſtandener W 
von vorgeſtern. 

Auf dieſe Weiſe wurden auch von vornherein die konſtitutionellen Garantien f 
preisgegeben, die nach den bürgerlichen Verheißungen ja noch durchgeſetzt 
werden ſollen. Man hat im Grunde unrecht, über ihre Verſchleppung in der 
Kommiſſion zu klagen, denn dieſe Verſchleppung iſt nur die notwendige 
Konſequenz der ganzen Sachlage. Scheute man davor zurück, das Eiſen zu 
ſchmieden, als es noch heiß war, ſo iſt es nur logiſch, wenn man es erſt ganz 
kalt werden laſſen will, ehe man es anfaßt. Und was iſt damit geholfen, 
wenn nun wirklich ſo etwas wie ein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz fertig wird? 
Klügere Reaktionäre raten ſelbſt dazu, dem Walfiſch dieſe Tonne zum Spielen 
hinzuwerfen, denn mit ſolchem papierenen Geſetz ſei doch nichts am Stande 
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der Dinge geändert. Möglich, vielleicht ſelbſt wahrſcheinlich, daß ſchließlich 
die Regierung geſtattet, ihr einige Spinnweben an Hand und Fuß zu legen! 
Aber über deren Wert werden ſich die Auguren weder hüben noch drüben 
täuſchen; ſie haben nur den Zweck, die misera contribuens plebs, den dummen 
Pöbel der Steuerzahler, gründlich zu nasführen. 
Inm letzten Grunde erklärt ſich dieſe Feigheit der deutſchen Bourgeoiſie, die 
in der Geſchichte kein Vorbild hat, aus ihrer Angſt vor der Sozialdemokratie. 
Konſtitutionelle Garantien, die dieſen Namen verdienen, und wie ſie von der 
ſozialdemokratiſchen Fraktion des Reichstags gefordert werden, ſind den bürger⸗ 
lichen Parteien verhaßt, weil ſie der Arbeiterpartei nicht minder zugute kommen 
würden als den bürgerlichen Parteien. Tatſächlich läßt ſich die innere Kriſis 
des eben verfloſſenen Jahres in die Schickſalsfrage zuſammenfaſſen: Könnt 
ihr braven Bourgeois von eurer Angſt vor der Arbeiterbewegung auch dann 
noch nicht laſſen, wenn eine unfähige Leitung das Reichsſchiff mitten in 
Klippen und Untiefen ſteuert?, worauf die alſo angeſprochenen Staatsmänner 
prompt erwidert haben: Auch dann noch nicht! Und ſollte es wirklich noch 
härtere Proben geben, auf die die politiſche Einſicht der Bourgeoiſie geſtellt 
werden könnte, ſo würde ſie auch dieſe Probe in dem Sinne beſtehen, daß 
ihre Angſt vor der Sozialdemokratie die letzten Spuren von politiſcher Vernunft 
in ihr erſtickt. 
Wenn dieſe Tatſache unanfechtbar iſt, ſo iſt um ſo anfechtbarer die daraus 
gezogene Schlußfolgerung, daß die Sozialdemokratie durch freundſchaftliches 
Entgegenkommen die Angſt bannen möge, die ſie einflößt. Einige Genoſſen 
finden ein abſonderliches Vergnügen darin, zweimal im Monat durch die 
„Sozialiſtiſchen Monatshefte“ zu verkünden, daß ſie für ihr Teil zu ſolchem 
Entgegenkommen bereit ſeien. Sicherlich ſprechen ſie ſo aus ehrlicher Über⸗ 
zeugung, da ſie ſich ſonſt nicht immer wieder der immerhin peinlichen Lage 
ausſetzen würden, ihre gute Abſicht von den bürgerlichen Blättern mit herab⸗ 
laſſendem Hohne aufgenommen zu ſehen. Indeſſen — ſo ehrlich ihre Über⸗ 
zeugung ſein mag, ſo beruht ſie doch auf der ganz falſchen Vorausſetzung, 
daß die Bourgeoiſie ſich nur an den ſogenannten „Auswüchſen“ der Arbeiter⸗ 
bewegung ſtoße und nicht vielmehr an der Bewegung ſelbſt. Man ſoll auch 
dem Gegner gerecht zu werden wiſſen, und wenigſtens in dieſer Beziehung 
hat die deutſche Bourgeoiſie ſeit vierzig Jahren aus ihrem Herzen niemals 
eine Mördergrube, hat ſie nie ein Hehl daraus gemacht, daß ihr jede Arbeiter⸗ 
bewegung — und die gewerkſchaftliche noch viel mehr als die politiſche — ein 
Greuel vor dem Herrn iſt, daß ſie eine politiſche Verbindung mit der Arbeiter⸗ 
klaſſe nur unter einer Bedingung eingeht. Unter der Bedingung nämlich, daß 
die Arbeiter ihr willenloſes Stimmvieh werden, einer Bedingung, die ſie ſelbſt 
nicht einmal in dem undenkbaren und unmöglichen Falle erfüllt ſehen würde, 
daß ſich die Sozialdemokratie bedingungslos unter ihr Kommando ſtellte. Denn 
nach allen Erfahrungen der letzten vier Jahrzehnte würde ſie auch dann noch 
nicht dem Frieden trauen und ſich höchſtens erſt beruhigen, wenn die deutſche 
Arbeiterklaſſe ſich in die Lage von 1859 zurückverſetzen ließe, was ja nun 
freilich eine Unmöglichkeit iſt. 
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Weshalb die deutſche Bourgeoiſie um ſo viel kurzſichtiger iſt als die Bour⸗ 
geoiſte anderer Nationen, das erklärt ſich aus ihrer hiſtoriſchen Entwicklung, 
auf die hier nicht näher eingegangen werden kann. Aber die Tatſache ſelbſt, 
daß ſie unter keinen irgend denkbaren Umſtänden, und ſelbſt unter ſo be⸗ 
drängten Umſtänden nicht, wie ſie die gegenwärtige Lage des Reiches nach 
außen und innen für ſie ſchafft, für ein halbwegs verſtändiges Verhältnis zur 
Sozialdemokratie zu gewinnen iſt, ſteht durch hundert⸗ und tauſendfältige 
Proben zu feſt, als daß daran gezweifelt werden könnte. Deshalb gehört ein 
eigener Geſchmack dazu, ihr fortwährend Friedens- und Freundſchaftsvorſchläge 
zu machen, die ihr in keiner Weiſe imponieren und von ihr nur benutzt werden, 
um die ſozialdemokratiſche Partei, die — mit jenen Ausnahmen — nichts von 
ſolchen Vorſchlägen wiſſen will, mit wohlfeilem Hohne zu überſchütten. 

An praktiſchen Erfolgen fehlt es dem klaſſenbewußten Proletariat deshalb 
doch nicht, weil es ſolchen Erfolgen nicht auf völlig unpraktiſchen und un⸗ 
praktikabeln Wegen nachzulaufen verſucht. Der Zuwachs an Macht, den die 
Bourgeoiſie in der inneren Kriſis des vorigen Jahres erwerben konnte, aber 
verſchmäht hat, iſt um ſo reichlicher der Arbeiterklaſſe zugewachſen. Solche 
Dinge, wie der Krach des perſönlichen Regiments, gehen auch an den unauf⸗ 
geklärten Maſſen nicht ſpurlos vorüber, und an ihnen am wenigſten. Sie 
wirken um ſo länger und tiefer, je unfähiger die herrſchenden Klaſſen ſich 
zeigen, ihre Wiederkehr zu verhüten. Und das neue Jahr wird uns neue 
Ernte bringen, durch die halbe Milliarde neuer Steuern und was die Aus⸗ 
beuter ſonſt in ihres Sinnes Torheit treiben. 

Mag es für unſer aller Erwarten und Hoffen zu langſam vorwärts gehen, 
ſo hilft es doch nicht, die Ungeduld mit utopiſchen Plänen zu beſchwichtigen; 
notwendig und nützlich iſt nur, deſto gründlicher zu rüſten für den Tag der 
Entſcheidung, deſſen e ee Ahnung heute ſchon den herrſchenden Klaſſen 
in allen Gliedern ſpukt. 


Die elektrotechniſche Revolution der 6egenwart. 
| Don M. Nachimſon. 


Die wirtſchaftlichen vorteile der elektriſchen Energie. 


Mitte der neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts traten wir in eine 
Periode intenſiver wirtſchaftlicher Entwicklung ein, ähnlich der der ſiebziger 
Jahre. Die Urſachen dieſes Aufſchwunges ſind mannigfachſter Art. Teils 
wurde dieſe neue Sturm⸗ und Drangperiode des Kapitalismus durch die In⸗ 
duſtrialiſierung von neuen Gegenden, wie Rußland, Nordamerika uſw., ein⸗ 
geleitet; teils aber, und ſogar in ganz bedeutendem Maße, iſt dieſe Entwick⸗ 
lung eine Folge der techniſchen Umwälzung in den Produktions⸗ und Ver⸗ 
kehrsverhältniſſen, die durch die Erfindung der elektriſchen Kraftübertragung 
hervorgerufen wurde. | 

Wenn ich hier den Einfluß der elektriſchen Kraftübertragung auf die Pro⸗ 
duktions⸗ und Verkehrsverhältniſſe und folglich auch auf die geſamte wirk 
ſchaftliche Struktur ſchildere, ſo muß ich mich dabei ſelbſtverſtändlich = 
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ge charakteriſtiſche Beiſpiele beſchränken und zumeiſt nur die ökonomiſche 
Seite dieſer Umwälzung ſkizzieren. 

Die ökonomiſchen Vorteile der Elektrizität ſind mannigfaltiger Natur. Vor 
allem ſind die vielen Anwendungsformen der Elektrizität hervorzuheben. Sie 
ſchafft Bewegungskraft, erzeugt Wärme und bewirkt chemiſche Prozeſſe. Als 
motoriſche Kraft unterſcheidet ſie ſich vorteilhaft von den anderen Kräften 

durch ihre faſt ins Unbegrenzte gehende Teilbarkeit. Es können Elektromotoren 
von weniger als ½0 Pferdekräften bis zu vielen Tauſenden von Pferde⸗ 
kräften hergeſtellt werden. In bezug auf ſeine Behandlung ſtellt der Elektro⸗ 
motor die möglichſt geringſten Anforderungen; ſein Betrieb iſt ferner geräuſch⸗ 
loſer, reinlicher und ungefährlicher als der anderer Motoren. Beſondere 
Gebäude, Schornſteine und Kanalanlagen ſind auch überflüſſig. Da der 
Elektromotor keine Gaſe ausſtößt, ſo iſt er beſonders in Bergwerken von 
Vorteil. 
Das wichtigſte Moment iſt indes die Wirtſchaftlichkeit des Elektromotors. 
Der Elektromotor verbraucht nur in der Zeit ſeiner Verwendung Energie, 
während eine Dampfanlage, auch wenn ſie nicht beſchäftigt iſt, betriebsfähig 
gehalten werden muß. Weiter wird beim Transmiſſionsbetrieb Arbeit auch 
zur Bewegung der nichtproduzierenden Arbeitsmaſchinen verwendet; der Elektro⸗ 
motor benötigt dagegen Kraft nur im Verhältnis zu ſeiner Arbeit. Dieſe und 
ähnliche Momente verurſachten es, daß der Wirkungsgrad des Elektromotors 
der günſtigſte iſt. Gewöhnliche, gute Elektromotoren arbeiten mit 94 Prozent 
des Wirkungsgrads, während der Wirkungsgrad der Dampfmaſchine inkluſive 
Dampfkeſſel 15 Prozent und der der Exploſionsmotoren 20 bis 30 Prozent 
iſt. Auf der letzten Verſammlung der Bunſengeſellſchaft zu Wien erklärte 
Profeſſor Luther, daß die Elektrotechnik jetzt gar mit einem Nutzeffekt von 
99 Prozent arbeitet. Die Elektrizität hat alſo nicht bloß neue Kräfte der 
Menſchheit erſchloſſen, ſondern ſie ermöglicht es ihr auch, mit den Natur⸗ 
ſchätzen zu ſparen. Doch läßt ſich ein Unternehmer nur wenig von dieſem 
Geſichtspunkt leiten. Ihm kommt es vor allem auf die Koſten der Kraft an. 
In vielen Fällen werden jedoch die Elektromotoren gerade infolge ihres hohen 
Nutzeffektes bevorzugt. So dort, wo man durch die übertragung von Dampf⸗ 
oder Exploſionskraft ſo viel davon einbüßt, daß es vorteilhafter wird, dieſe 
Kraft in elektriſche Energie umzuwandeln, um dann die elektriſche Energie als 
Wärme⸗ oder Bewegungsenergie zu benutzen. 
Die elektriſche Energie kann aber auch durch freie Naturkräfte, wie Waſſer⸗ 
kraft, oder durch faſt nutzloſe Produkte, wie Hochofengaſe, Torf uſw., erzeugt 
werden. Dann beſitzen wir in der Elektrizität eine allen anderen Energie⸗ 
‚formen gegenüber unbedingt an Billigkeit überlegene Kraft. Allerdings kann 
es ſich herausſtellen, daß in manchen Fällen die elektriſche Kraft doch teurer 
zu ſtehen kommt als eine andere Kraft, da auch die Ausnutzung von Waſſer⸗ 
kräften mitunter bedeutenden Aufwand erfordert. Doch muß dabei in Betracht 
gezogen werden, daß ſich da die Koſten der elektriſchen Kraft aus Amortiſations⸗ 
und Verzinſungskoſten zuſammenſetzen, die mit der Zeit ſinken, während den 
Kohlenpreiſen die Tendenz innewohnt, immer mehr zu ſteigen. Im allgemeinen 
ſtellt ſich aber die Waſſerkraft bedeutend billiger als die anderen Cnergie- 
formen und beſonders dort, wo natürliche waſſerzurückhaltende Regulatoren, 
wie Wälder, Moore, Schnee⸗ und Eisgebirge, Seen, oder wo bedeutende 
Waſſerfälle vorhanden find. 


2 


534 Die Neue Zeit, 
Kerſhaw gibt für 1900 folgende in verſchiedenen Ländern exiſtierende 


niedrigſte Kraftpreiſe an: 
Kilowatt pro Jahr Pferdekräfte pro Jahr 
Mark 


Mark ar 
Schweiz. Waſſer 50,90 37,40 
Kanada, Waſſer 33,20 24,40 
Vereinigte Staaten, Dampf 126,60 93,10 
England, Dampf . 128,80 94,70 
Deutſchland, Hochofengas . 106,50 78,30 
England, Generatorengas. . 130,50 96,60 


Wir erſehen daraus, daß ſich die Waſſerkraft bedeutend billiger ſtellt als 
Dampfkraft und andere Kraftquellen in den kohlenreichen Ländern. In 
kohlenarmen Ländern, zum Beiſpiel in der Schweiz, koſtet oft die Waſſerkraft 
zehnmal weniger als die Dampfkraft.' Und tatſächlich beginnt die Ausnutzung 
der Waſſerkraft eine bedeutende Rolle im Wettbewerb der Länder zu jpielen.” 
So teilte die „Frankfurter Zeitung“ (vom 26. Mai 1908) unter anderem mit, 
daß „der Mangel an großen Waſſerkräften in norddeutſchem Tiefland ſchon 
jetzt zur Auswanderung vieler Induſtrien beziehungsweiſe zur Feſtlegung bedeu⸗ 
tender deutſcher Kapitalien im Ausland, namentlich in der Schweiz ſowie in 
Schweden und Norwegen geführt hat“. Bis jetzt ſiedelten ſich die Induſtrien 
in der Nähe von Kohlengruben an. Die Nutzbarmachung der Waſſerkräfte 
bringt alſo eine Verſchiebung in der wirtſchaftlichen Entwicklung einzelner 
Gegenden und Länder mit ſich. 

Es iſt ſomit begreiflich, wenn alle dieſe Vorteile der elektriſchen Energie 
die Unternehmer gezwungen haben, immer mehr dieſe neue Form von N x 
anzuwenden. | 

Die Verwendung der elektrifchen Energie. 


Bei Betrachtung der techniſchen Umwälzung in den Produktions⸗ und Ber 
kehrsverhältniſſen werden wir uns nur auf die wichtigſten Gebiete des wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens beſchränken, und zwar auf den Bergbau, die Eiſen⸗ 
induſtrie, Textilinduſtrie, Elektrochemie und auf die elektriſchen 
Bahnen. 

„Ende der neunziger Jahre“, erzählte Profeſſor Baum in der Zeitschrift 
„Glückauf“ (1906, S. 1008 u. ff.), „begann man, die elektriſche Kraft für den 
Antrieb der Streckenförderungen, Ventilatoren, Aufbereitungs⸗ und Werkſtatt⸗ 
maſchinen, der Aufzüge uſw. zu verwenden; für die großen Bergwerksmotoren 
aber, die Fördermaſchinen und Kompreſſoren behielt man faſt allgemein und 
für die Waſſerhaltung noch größtenteils den direkten Dampfbetrieb bei.“ Die 
Förderung der gewonnenen Maſſen zu Tage bildet aber einen der wichtigſten 
Arbeitsteile im Bergbau. Nach den Angaben desſelben Profeſſor Baum braucht 
man zur monatlichen Förderung von 90000 Tonnen Kohlen einen Dampf⸗ 


Zitiert nach Neumann, Die Elektrometallurgie des Eiſens, S. 140. | 

2 Siehe die Rede des Profefiors des Züricher Polytechnikums Dr. Lunge in Liverpool 
am 4. Oktober 1899. 

3 Man ſchätzt die in Deutſchland, Frankreich, in der Schweiz, Oſterreich-Ungarn, Italien, 
Norwegen und Schweden effektiv ausgenützten Waſſerkräfte auf 3,5 Millionen Pferdekräfte; 
die in dieſen Ländern noch ausnutzbaren Waſſerkräfte auf rund 34 Millionen Pferdekräfte. 
Nordamerika beſitzt allein an den Niagarafällen ca. 4 Millionen Pferdekräfte, Afrika an den 
Viktoriafällen gar 25 Millionen Pferdekräfte uſw. So bedeutend find die Naturkräfte, die 
die elektriſche Energie erſchloſſen hat. ... | 
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verbrauch bis zu 30000 Tonnen und darüber. Solange alſo die Förderung 


der Kohle nicht elektriſch betrieben wurde, konnte eigentlich von einer Um⸗ 


wälzung im Bergbau durch die Elektrizität nicht die Rede ſein. Aber ſchon 


1902 wurde eine Anzahl von neuen Schächten mit elektriſchen Großförder⸗ 
maſchinen ausgerüſtet, die ſich auf den meiſten Anlagen gut bewährt haben. 
1906 wurden im Ruhrgebiet acht Hauptſchachtförderungen elektriſch betrieben. 


Nach den Angaben des „Jahrbuches der Naturwiſſenſchaften“ (1906/07) ſind 


in Deutſchland 10 Prozent der Förderung „elektriſiert“. 
Noch in bedeutenderem Maße wird die elektriſche Kraft für die Waſſer⸗ 


haltung verwendet. „In den tiefen Schächten (über 500 Meter)“, ſchreibt in 
dem oben angeführten Artikel Profeſſor Baum, „oder dort, wo man wegen 
ſchwieriger Abteufverhältniſſe nur wenige und dazu enge Schächte niederbringen 
kann, iſt der Einbau von Dampfleitungen unzweckmäßig, wenn nicht unmög⸗ 
lich, da der Schacht vollkommen für die Zwecke der Förderung, Fahrung, 


Wetterführung ſowie die Steigrohr⸗, Berieſelungs- und Preßluftleitungen frei⸗ 
gehalten werden muß. Dann bietet die bequeme Verlegung des biegſamen 


und raumſparenden Kabels gegenüber den ſchweren, platzſperrenden Dampf⸗ 
leitungen ſo viele Vorteile, daß man der elektriſchen Kraftübertragung ſchon 
aus dieſem Grunde den Vorzug geben wird, wenn ſelbſt die anderen Miß⸗ 
ſtände des Dampfbetriebs, die Verſchlechterung und Auftrieb der Wetter in 
einzelnen Schächten, Holzfäulnis uſw. weniger ins Gewicht fallen.... 


„Unter ſolchen Verhältniſſen, wie ſie für die Mehrzahl neuer Steinkohlen⸗ 


gruben in Rheinland⸗Weſtfalen und auch für eine große Anzahl von Anlagen 
in Schleſien, an der Saar, im Aachener Revier, in Sachſen uſw. zutreffen, 
wird die Waſſerhaltung an die elektriſche Zentrale angeſchloſſen, die dafür je 
nach den Zuflüſſen zwiſchen 300 und 2500 Pferdekräften aufzubringen hat.“ 


„Bei den übrigen Hilfsmaſchinen des Grubenbetriebs“, berichtet weiter Pro⸗ 


| feſſor Baum, „den Motoren der Streckenförderung, der Transportvorrichtungen 
über Tage, der Aufbereitung, Kokerei und der Werkſtätten tritt, wenn es ſich 


um Neuanlagen handelt, nur ſelten eine andere Betriebskraft mit der elek⸗ 
triſchen Zentralſtation in den Wettbewerb.“ 


Profeſſor Baum konſtatiert auch, daß die Einführung des elektriſchen Be⸗ 


triebs auf einer ſchleſiſchen Grube die Unkoſten um 25000 Mark oder um 


zirka 30 Prozent vermindert hatte. 

Die Anwendung von Elektrizität im Bergbau hat es aber auch ermöglicht, 
neue Bergwerksanlagen in Betrieb zu ſetzen ſowie ſolche, die infolge der hohen 
Transportkoſten von Brennmaterial als unrentabel galten. Namentlich iſt das 
in Kalifornien der Fall, wo die Bergflüſſe Waſſerkraft für die Elektrizität liefern. 

Geringer ſind die Erfolge der elektriſchen Energie in der Eiſeninduſtrie. 

Bis vor kurzem gingen die Meinungen der Fachleute über die Bedeutung 


des elektriſchen Ofens für die Eiſeninduſtrie ſtark auseinander. Jetzt ſteht es 
feſt, daß Stahl, beſondere Roheiſenſorten und Ferrolegierungen, wie Ferro⸗ 


chrom, Ferrowolfram, Ferroſizilium uſw., mit großem Vorteil im elektriſchen 
Ofen erzeugt werden können und tatſächlich ſchon in großem Maße erzeugt 


werden. Aber auch weiches und härtbares Flußeiſen? und ſogar Roheiſen 


„Glückauf“ 1906. b 
2 Siehe darüber „Fr. Z.“ vom 16. April 1908, wo ein Verfahren in den Röchlingſchen 


Eiſen⸗ und Stahlwerken beſchrieben wurde. 
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dort, wo Eiſenerz von beſonderer Qualität und billige Kraft vorhanden iſt, 
wird im elektriſchen Ofen hergeſtellt. „Eine elektriſche Roheiſeninduſtrie“, ſagte 
Profeſſor Eichhoff auf der Hauptverſammlung der deutſchen Eiſenhüttenleute 
zu Düſſeldorf (1906), „wird ſich in nicht allzu ferner Zeit in Kanada, Braſilien, 
Chile, im oſtindiſchen Archipel und in Neuſeeland entwickeln. . . . Es iſt“, be 
merkte er weiter, „jedoch ausgeſchloſſen, daß dieſe Erzeugung auch für Deutſch⸗ 
land Intereſſe gewinnen wird.“ Dagegen war Dr. Haanel, unter deſſen Leitung 
ein von der kanadiſchen Regierung ausgeſandter Ausſchuß die europäiſchen 
Elektroſtahlverſuchsanlagen genau beſichtigt und unterſucht hat, der Meinung, 
daß ſchon bei den im Jahre 1905 herrſchenden Koks⸗ und Kraftpreiſen Roh⸗ 
eiſen im elektriſchen Ofen zu denſelben Koſten hergeſtellt werden kann wie in 
einem modernen Hochofen.“ Auf jeden Fall ſcheint es uns noch verfrüht, ſolche 
Behauptungen für die Zukunft aufzuſtellen, wie es Profeſſor Eichhoff tut. Es 
genügt, dabei wiederum darauf hinzuweiſen, daß die Strompreiſe die Tendenz 
haben zu ſinken, während die Kohlenpreiſe dagegen ſtetig ſteigen. So fte 
ſich die Selbſt koſten von Beſſemerroheiſen auf den Hüttenwerken: 


Vereinigte Staaten England Deutſchlaud 


Pittsburg Cleveland Rheinland⸗ Weſtfalen 
; Mark Mark Mark 
BETEN II 49,90 52,42 
d EEE 53,18 58,315 


Überall alſo ein ganz überraſchendes Steigen der Selbſtkoſten, das zum 
großen Teil durch die Steigerung der Kokspreiſe verurſacht worden iſt. Die 
Erzeugungsbedingungen von Roheiſen ändern ſich alſo von Tag zu Tag, und 
die Möglichkeit einer elektriſchen Roheiſenerzeugung in Deutſchland iſt deshalb 
nicht ausgeſchloſſen. Auf jeden Fall hat die elektriſche Energie eine Umwälzung 
in den Betriebsgrundlagen der deutſchen Hüttenwerke hervorgerufen; ebenſo 
wurde der Elektromotor in der Eifen- und Stahlinduſtrie der Vereinigten 
Staaten zu einem bedeutenden Faktor.” 1905 wurden in den Eiſen⸗, Stahl⸗ 
und Walzwerken 501900 elektriſche Pferdekräfte verwendet, darunter 58791 
in den Hochöfen und 254258 in den Walzwerken .. N 

In Deutſchland werden die Walzwerke ſeit 1906 elektriſch betrieben, ſogar 
die Reverſierwalzwerke. „Es iſt damit“, ſchreibt das „Jahrbuch der Natur⸗ 
wiſſenſchaften“ (1906/07), „eine Aufgabe gelöſt, welche vielleicht von der größten 
Bedeutung für die Eiſeninduf ſtrie ſein wird.“ Pr 

Schließlich möchten wir noch auf die gewaltige Bedeutung des elektriſchen | 
Betriebs in der Maſchinenbauinduſtrie hinweiſen. In der Schweiz zum Bei⸗ 
ſpiel wurden 1888 in der Induſtrie von Maſchinen und Apparaten bloß 
13 elektriſche Pferdekräfte verwendet, 1895 ſchon 1371 ¼ und 1901 4418.“ 

Das Eindringen des Elektromotors in die Textilinduſtrie beruht einer⸗ 
ſeits auf ſeiner Eigenſchaft, einen gleichmäßigen und ruhigen Gang zu gewähr⸗ 
N der eine Erhöhung der F der Arbeitsmaſchinen erke 


1 „Zeitſchrift des Vereins deutſcher Ingenieure“, 1905, S. 966. 
2 Neumann, Die Elektrometallurgie des Eiſens, S. 143. 
Census of Manufactures 1905. Bulletin Nr. 88, S. 21 und „Frankfurter Zeitung 
vom 3. November 1908. 1 
Über die Bedeutung des elektriſchen Antriebs der Metallbearbeitungsmaſchinen ſiehe 
noch bei Herzog im Handwörterbuch der ſchweizeriſchen Volkswirtſchaft, herausgegeben von 
Profeſſor Reichesberg. ; 9 
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und andererſeits auf der Leichtigkeit des Abſtellens des Elektromotors, wodurch 
es möglich wird, an Kraft zu ſparen und Fabrikate hoher Qualität zu erzeugen. 
Nach S. Herzog hat es erſt der elektriſche Betrieb möglich gemacht, die ſchweize⸗ 
riſche Textilinduſtrie zu einer weltbekannten Großinduſtrie auszubilden. Und 
tatſächlich breitet ſich die Verwendung des Elektromotors in der ſchweizeriſchen 
Textilinduſtrie immer mehr aus. 1888 wurden bloß in der Wolleninduſtrie 
170 Pferdekräfte verbraucht; 1895 kamen in der Baumwollinduſtrie 605, in 
der Seideninduſtrie 141 und in der Wolleninduſtrie 1038 Pferdekräfte zur Ver⸗ 
wendung; 1901 in der Baumwollinduſtrie 2263, in der Seideninduſtrie 1144 
und in der Wolleninduſtrie 1137 Pferdekräfte. Im ganzen wurden in der Tertil- 
induſtrie im Jahre 1895 Elektromotoren mit einer Geſamtſtärke von 1823 Pferde⸗ 
kräften und im Jahre 1901 von 4910 Pferdekräften verwendet. In den letzten 
Jahren ſtieg die Anwendung des Elektromotors ganz gewaltig. „Wo früher“, 
ſchreibt der Korreſpondent der „Baſler Nachrichten“ (vom 24. Mai 1908), „eine 
einzige große Fabrikdampfmaſchine durch ein vielfach veräſteltes Netz von Trans⸗ 
miſſionsſträngen mittels Riemen und Seilübertragung die Kraft an die Arbeits⸗ 
maſchinen lieferte, finden wir heute in der ganzen Fabrik verſtreut Elektro⸗ 
motoren.“ ... Ebenſo beweiſt die Abgabe von Elektrizität an die Textilinduſtrie 
durch das Kabelwerk (im Kanton Appenzell⸗A.), daß der Elektromotor tatſäch⸗ 
lich immer mehr in die Textilinduſtrie eindringt. So ſchloſſen ſich 1903 dieſem 
Werke 21 Motoren mit 87,83 Pferdekräften, 1908 265 Motoren mit 861,30 
Pferdekräften an, die ausſchließlich in der Textilinduſtrie Verwendung fanden. 
In den Vereinigten Staaten verbrauchte bloß die Baumwollinduſtrie 1905 
66299 elektriſche Pferdekräfte gegen 15 268 Pferdekräfte im Jahre 1900. Ebenſo 
machten im Großherzogtum Baden die Betriebe mit elektriſcher Kraft 1895 
3,4 Prozent und 1905 26,6 Prozent aller Betriebe mit einer Betriebskraft aus. 
Da wir auf die Anwendung der Elektrizität in den anderen Induſtrie⸗ 
zweigen nicht mehr ausführlich eingehen können, ſo wollen wir nur noch einige 
allgemeine Zahlen über die Verwendung der elektriſchen Kraft in der Induſtrie 
anführen. In der Schweiz machten 1888 die Etabliſſements mit elektriſchen 
Motoren 0,5 Prozent aller Betriebe mit Motoren aus, 1895 5,6 Prozent 
und 1901 25,4 Prozent. Dabei muß aber in Betracht gezogen werden, daß 
ſchon 1901 52,3 Prozent aller Waſſerkräfte auf die Elektrizität und Karbid⸗ 
fabrikation kamen. 

In den Vereinigten Staaten wurden 1890 1,5 Tauſend elektriſcher Pferde: 
kräfte, 1900 310 und 1905 1158 Tauſend Pferdekräfte in der Fabrikinduſtrie 
verwendet. Die Zunahme der Maſchinenkräfte in der Fabrikinduſtrie von 
1900 bis 1905 machte 40,7 Prozent aus, die der elektriſchen Pferdekräfte 
270,5 Prozent. N 
| Wenn die Anwendung der elektriſchen Kraft in vielen Induſtriezweigen 
eine Umwälzung in den Produktionsverhältniſſen hervorgerufen hat, ohne dieſe 
von Grund aus zu ändern, jo hat die Elektrizität in der chemiſchen In— 
duſtrie ganz neue Induſtriezweige geſchaffen, nämlich die Elektrochemie und 
Elektrometallurgie, die von außerordentlich großer Bedeutung für das geſamte 
Wirtſchaftsleben ſind. Die meiſten Artikel, die jetzt auf elektrochemiſchem Wege 
hergeſtellt werden, waren entweder ganz unbekannt oder konnten nicht in großen 
Maſſen hergeſtellt werden. Um von vielen bloß zwei Beiſpiele herauszugreifen, 
wollen wir auf die Produktion von Aluminium und auf die elektriſche Kupfer⸗ 
raffinierung hinweiſen. Die Aluminiumproduktion hat ſich in den letzten zehn 

1908-1909. I. Bd. 37 
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Jahren zu einer bedeutenden Induſtrie entwickelt. Sie ſoll ſchon jetzt über 

120000 Pferdekräfte verfügen. Die elektriſche Kupferraffination entwickelte ſich 
beſonders ſtark in den Vereinigten Staaten, wo ſchon 1904 80 bis 85 Prozent 
der ee Kupferproduktion raffiniert wurden.“ 

Im Jahre 1899 berechnete Profeſſor Borchers auf der Verſammlung des 
deutſchen Elektrotechniſchen Geſellſchaft, daß in zwölf modernen Induſtrie⸗ 
ſtaaten rund 380000 Waſſerpferdekräfte und 15000 Dampfpferdekräfte für 
chemiſche und metallurgiſche Zwecke verbraucht werden. Der Wert der pro⸗ 
duzierten Produkte machte 28 Millionen Pfund Sterling aus. Seit 1899 
entwickelten ſich dieſe Induſtriezweige gewaltig. Die wichtigſten neuen Fort⸗ 
ſchritte der Elektrochemie ſind: die elektriſche Herſtellung von Graphit und die 
Gewinnung von Luftſtickſtoff. Momentan ſollen zwölf Geſellſchaften 2200 Tonnen 

Kalziumzyanamid herſtellen. 
Was die Umwälzung in den Verkehrsverhältniſſen anbetrifft, ſo haben 
ſich vorläufig in den meiſten Ländern bloß die elektriſchen Klein- und Stadt: 
bahnen entwickelt.“ Nur einige Staaten, vor allem die Nordamerikaniſche Union, 
gingen auch zum elektriſchen Betrieb von Vollbahnen über. 

Über die elektriſchen Bahnen in Nordamerika iſt ſoeben ein Bericht der 
ſchweizeriſchen Studienkommiſſion erſchienen, der viel Intereſſantes über die 
elektriſchen Bahnen in den Vereinigten Staaten mitteilt. So erfahren wir, 
daß auf einer Strecke meiſt zirka 40 Züge, ausnahmsweiſe bis 70, und auf 
den langen Strecken noch 20 Züge pro Tag und Richtung abgehen. Dann 
iſt die Geſchwindigkeit dieſer Bahnen eine äußerſt große, was die Züge doch 
nicht hindert, ſehr oft zur Aufnahme und zum Abſetzen von Fahrgäſten an⸗ 
zuhalten. Ferner ſind die Fahrpreiſe bei den elektriſchen Bahnen bedeutend 
niedriger als bei den Dampfbahnen, und doch ſtellen ſich die Erträgniſſe der 
erſteren viel höher als die der letzteren. Das prozentuelle Verhältnis der ge⸗ 
ſamten Betriebsausgaben zu den Bruttoeinnahmen machte im Mittel bei den 
elektriſchen Bahnen 67,7 und bei den Dampfbahnen 75,5 aus. 

Die Entwicklung der elektriſchen Bahnen in den Vereinigten Staaten geht 
aus folgenden Angaben hervor: 


1890 1902 
Zahl der Bahngeſellſchafttt ns in 789 987 
Betriebslänge (rund Kilometer). - © 2 2 2 9300 27000 
Geleiſelänge (rund Kilometer 13000 836000 
Anlagekoſten (in Millionen e e 195 1065 
Zahl der Perſonenwagen . „ „ 60290 


Zahl der beförderten Fahrgäſte 15 J. (in Taufenden) 2400 5800 


„Seit 1894“, ſchreibt der oben erwähnte Bericht, „find beſonders lange 
Bahnlinien aufgekommen. Sowohl die mittlere Geleiſelänge als die Fahrgaf 
zahl pro Bahn haben von 1890 bis 1902 um das Zwei⸗- bis Dreifache zu⸗ 
genommen.“ 

Über die weitere Entwicklung der elektriſchen Bahnen läßt ſich aus deren 
Einnahmen ſchließen. 1905 betrugen dieſe 325 und 1907 385 Millionen Dollar.“ 


N 1905, S. 1633. 
In Deutſchland hat ſich die elektriſche Betriebskraft nahezu das geſamte Straßenbahn⸗ 
Kan Baker Außer den Klein- und Stadtbahnen werden die Induftrie- und Grubenbahnen 
immer mehr elektrifiziert. 
„Electrical World“ für die entſprechenden Jahre. 
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Die angeführten Beiſpiele beweiſen, glauben wir, deutlich, daß in den 
Produktions⸗ und Verkehrsverhältniſſen ein Umwälzungsprozeß vor ſich geht. 
Wie die Elektrizität der ganzen Wirtſchaft ihren Stempel aufdrückt, geht 
aus einer Darſtellung der „Frankfurter Zeitung“ vom 22. Februar 1908 
hervor, die der Kupferproduktion eine ſymptomatiſche Bedeutung für die ganze 
Geſchäftslage in Amerika zuſchreibt, ſowie des Profeſſors Budde, der die 
elektriſche Induſtrie als das „Thermometer“ bezeichnet, „an dem der Stand 
der ganzen Induſtrie Deutſchlands annähernd erkannt werden kann“. 

(Schluß folgt.) 


Abſchaffung aller indirekten Steuern auch für die Gemeinden. 
ö Von Karl Alrich (Offenbach a. M.). 


Durch den Genoſſen Hans Schiller, Gemeindebevollmächtigter in Fürth (Bayern), 
iſt in Nr. 13 der „Neuen Zeit“ die Frage aufgeworfen worden, ob es in den Ge: 
meinden möglich ſein wird, alle indirekten Steuern abzuſchaffen, wie dies 
im Parteiprogramm vorgeſehen iſt. Er meint, der Praktiker müſſe dies ver- 
neinen, und ſtützt feine Anſicht darauf, daß wohl bei den indirekten Reichs ſteuern 
das Pfund immer mit ganzen Pfennigen belaſtet ſei, ſo daß deren Aufhebung un⸗ 
bedingt vom Konſumenten geſpürt werde, wogegen bei den indirekten Steuern in 
den Gemeinden zum weitaus größten Teile immer nur ein Bruchteil eines Pfennigs 
in Betracht komme, wodurch bei deren Aufhebung wohl der Zwiſchenhändler pro- 
fitiere, nicht aber der Konſument. 

Da ſowohl Genoſſe Schiller als auch Genoſſe K. Kautsky in ſeiner Erörterung 
der Schillerſchen Anregung den Wunſch äußern, die Frage möchte eine Diskuſſion 
hervorrufen, ſo glaube ich im Intereſſe der Partei zu handeln, wenn auch ich als 
alter Praktiker meine auf Erfahrungen beruhende Auffaſſung zur Kenntnis der 
Genoſſen bringe. 

Dieſe Erfahrungen geben der Auffaſſung des Genoſſen Kautsky und nicht der 
des Genoſſen Schiller recht. 

Das vom Genoſſen Schiller geltend gemachte Argument wird von allen An⸗ 

hängern der indirekten Steuern geltend gemacht, ohne daß man bisher — wenigſtens 
iſt mir im Augenblick kein Material dieſer Art bekannt — an der Hand tatſächlicher 
Preisbewegungen in beſtimmten Fällen irgendwelche Beweiſe für deſſen Richtigkeit 
erbracht hätte. Nun haben wir in Offenbach a. M. in zwei Fällen die Erfahrung 
gemacht, daß das Schillerſche Argument nicht ſtichhaltig iſt. Wir hatten in den 
Jahren 1899 bis 1901 und 1905 bis 1907 die Mehrheit im Stadtverordneten⸗ 
kollegium und betrachteten es als eine unſerer Hauptaufgaben, in ſteuerlicher Hin⸗ 
ſicht an der allmählichen Beſeitigung der indirekten Steuern, des ſogenannten 
Oktrois, zu arbeiten. Dieſes Oktroi betrug im Jahre 1898/99 in Summa 
342522 Mark bei einem Voranſchlag von 1833333,36 Mark, das ſind 18,18 Prozent 
der geſamten Ausgaben. Wir hielten es für unſere Pflicht, zunächſt das Oktroi 
auf Brot und Mehl zu beſeitigen, was eine Erhöhung der direkten Steuern von 
rund 26000 Mark — ſo viel brachte der Poſten ein — erheiſchte, was, da bei uns die 
direkten Steuern von 0,60 auf rund 5 Prozent der Einkommen ſteigen, für die 
großen Einkommen eine nahezu acht: bis zehnmal jo hohe Steigerung ausmachte 
als für die Einkommen der Arbeiter. Dagegen wehrten ſich die Beſitzenden mit 
aller Macht. Und neben der Behauptung im allgemeinen, daß das Oktroi abſolut 
keinen Einfluß auf die Preisbildung der Waren hätte, kam auch die, daß ſpeziell 
das Oktroi auf Brot und Mehl ſo niedrig ſei, daß deſſen Aufhebung nur den 


1 Weltwirtſchaft, II, 2, S. 101. 
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Bäckern und Brot⸗ und Mehlhändlern, nicht aber den Konſumenten, das heißt in 


weſentlichen den Arbeitern zugute käme. Wir ließen uns durch das Geſchrei der 
Gegner nicht irre machen, faßten den Beſchluß, daß vom 1. Oktober 1899 ab das 
Oktroi auf Brot und Mehl aufgehoben ſei, und fanden bei der Regierung ſo viel 
Verſtändnis, daß nichts gegen den Beſchluß unternommen wurde, ſo daß er am 
genannten Tage in Kraft treten konnte. Und ſiehe da: die „Offenbacher Bäcker⸗ 
genoſſenſchaft“ — ſo hieß die Organiſation der Bäckermeiſter, der faſt ſämtliche 


Bäcker angehörten — machte unmittelbar nach dem Inkrafttreten des Beſchluſſes 
bekannt, daß der Brot- und Mehlpreis genau um den Betrag herabgeſetzt ſei, als 


die Beſeitigung des Oktrois ausgemacht. Der vierpfündige Laib Brot wurde um 


4 Pfennig und das Mehl pro Pfund um 2 Pfennig herabgeſetzt, was gerade für 
unſere Arbeiter mit ſtarker Familie eine ganz bedeutende Steuererleichterung aus⸗ 
machte. Nun könnte man ſagen: ja, das war in dieſem Falle möglich, weil die 


indirekte Steuer ſich gerade mit vollen Pfennigen pro Pfund geltend machte. Allein 


bei der ſpäter von uns durchgeſetzten Beſeitigung des Oktrois auf Fleiſch, Wurſt 
und Wurſt⸗ und Fleiſchwaren war das nicht allgemein der Fall, und doch gingen 
die Preiſe, und zwar im einzelnen Pfund, etwas über den Betrag hinaus, den die 
Steuer ausmachte, zurück. Dies war im Jahre 1906. Damals betrug die Ver⸗ 
brauchsſteuer bei einem Geſamtvoranſchlag von 4033 669,09 Mark 366 130 Mark, 


und der Ertrag der Steuer auf Vieh und Fleiſch, ſowie Fleiſch⸗ und Wurſtwaren 


belief ſich auf 130000 Mark. Im einzelnen ſei feſtgeſtellt, daß der Ochſe mit 


14 Mark, Stiere und Rinder nicht über 150 Kilogramm mit 5 Mark, Schweine 


pro Stück mit 3 Mark Steuer belegt waren, und daß Fleiſch und Fleiſchwaren, 
ſowie Wurſt und Wurſtwaren pro Kilogramm mit 5 Pfennig verſteuert werden 
mußten. 


Auch bei dieſer Gelegenheit ſetzten die Gegner alles in Bewegung, um zu ver⸗ 


hindern, daß der Beſchluß von der Regierung genehmigt werde. Allein die Regie⸗ 


rung ſtand unter dem Drucke der unerhört hohen Fleiſchpreiſe, und ſo ließ ſie den 
Beſchluß unſerer Mehrheit gelten. Am 22. November 1906 kam hier die Meldung 
an, daß das Miniſterium den Beſchluß bezüglich Aufhebung des Oktrois auf Fleiſch 
und Wurſt uſw. genehmigt habe, und ſofort, am 23. November ſchon, erließen die 
Metzgerinnung und alle ſonſtigen Fleiſch- und Wurſtwarenhändler Bekannt⸗ 
machungen, die den Preis ihrer Waren entſprechend herabſetzten, und zwar zum 
Teil mit der ausdrücklichen Erklärung, daß ſie dieſelben wegen Aufhebung des 
Oktrois billiger verkaufen würden. 


Damit iſt in zwei tatſächlich feſtgeſtellten Fällen erwieſen, daß die Auffaſſung, 
als käme die Aufhebung der indirekten Steuern für Gemeinden den Konſumenten 


nicht zugute, nicht immer zutrifft. 

Ich gebe ſelbſtverſtändlich zu, daß in einzelnen Gemeinden Verhältniſſe möglich 
find, unter denen es einer organiſierten Zwiſchenhändler-, Bäcker⸗ oder Metzger⸗ 
ſchaft möglich iſt, den ganzen Vorteil, den durch Beſeitigung der indirekten Ge⸗ 
meindeſteuer eigentlich die Konſumenten haben ſollten, in ihre Taſchen zu ſtecken; 
allein auf die Dauer wird das keine Organiſation des Zwiſchenhandels durch⸗ 
ſetzen, beziehungsweiſe aufrechterhalten können. Die Konkurrenz der Nachbar⸗ 
gemeinden oder ſich neu etablierenden Unternehmer wird eine derartige künſtliche 
Verteuerung der Preiſe nicht allzulange gehen laſſen, ſo daß ſchließlich die Beſeiti⸗ 
gung der indirekten Steuern auch in Gemeinden, wo dieſelben nur Bruchteile eines 
Pfennigs betragen, den Konſumenten zugute kommen wird. 

Ich darf alſo mit Recht ſagen, daß unſere Erfahrung die Richtigkeit des theo⸗ 
retiſchen Satzes von der Abſchaffung aller indirekten Steuern beſtätigt und ſtreng 
genommen kein Anlaß vorliegt, dieſen Programmpunkt zu revidieren. Eine andere 


Frage ſcheint mir dagegen mehr und mehr in den Vordergrund zu treten, nämlich 


die: Was hat alles als indirekte Steuer zu gelten? Es wird vielfach als 
indirekte Steuer angeſehen, wenn beiſpielsweiſe eine Steuer auf den Beſitz⸗ 
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wechſel in Form einer Stempelerhebung beigetrieben wird. Ich bin in dieſem 
Falle der Meinung, daß uns die Form oder die Art der Beitreibung einer 
Steuer nicht abhalten darf, ſie zu akzeptieren, wenn ihre Wirkung als Einkommen⸗ 
oder Vermögensſteuer zu betrachten iſt. Jede Beſitzwechſelabgabe, ſogenannte Um⸗ 
ſatzſteuer, iſt aber eine Vermögensſteuer, gleichviel, ob ſie als Stempelgebühr oder 
direkt als Steuer erhoben wird, ſo daß ich dieſelbe auch vom theoretiſchen Stand— 
punkt aus als direkte Steuer betrachte. 


Zur Reform der Strafprozeßordnung. 


Don Hugo Heinemann. 


6. Die hauptverhandlung. 


Was jeder Kenner der heutigen politiſchen und rechtspolitiſchen Zuſtände 
im Deutſchen Reiche vorausſah, iſt eingetreten. Die Scheinkonzeſſion der Ein⸗ 
führung der Berufung ſoll damit erkauft werden, daß dem Angeklagten das 
einzige, wirkliche, ihm von der geltenden Strafprozeßordnung gewährte 
Recht, daß die von ihm geladenen Zeugen und Sachverſtändigen vernommen 
werden müſſen, geraubt wird. Der herrſchenden Staatsgewalt erſchien es 
ſchon lange als ein Frevel, daß ein auf der Anklagebank ſitzender, von der 
Staatsanwaltſchaft mit dem Stigma des dringenden Verdachtes bezeichneter 
Menſch es wagen darf, Rechte zu heiſchen, deren Gewährung im gegebenen 
Falle der Juſtizbureaukratie unnötig erſchien. Dieſe aus Verſehen in einer 
liberalen Epoche in das Geſetz hineingeratene Beſtimmung muß mit Stumpf 
und Stiel ausgerottet werden. In einer Zeit, in der unter der ſtill⸗ 
ſchweigenden Duldung der ſogenannten liberalen Parteien es ſelbſt einem 
liberalen Bürgermeiſter nicht mehr verſtattet iſt, eine eigene Meinung zu 
äußern, wäre es vollends ein Hohn auf die ſtramme Disziplin, einem An⸗ 
geklagten Selbſtändigkeit zu konzedieren. 

Laſſen wir einmal einen Schriftſteller reden, deſſen Anſichten ihren Nieder⸗ 
ſchlag in dem Entwurf gefunden haben. Da leſen wir: „Man ſchaffe alſo 
gründlich reine Bahn. Weg mit den künſtlichen ſogenannten Garantien des 
Angeklagten, voller Halbheiten und Unklarheiten. . .. Alle Beſtimmungen, 
zugunſten des Angeklagten dem Gericht gewiſſe Erkenntnisquellen zu verſagen 
und dem Gericht die Erhebung von Beweiſen aufzudrängen, welche es ein- 


ſtimmig als unerheblich für die Entſcheidung erachtet, ſind grundſätzlich ver⸗ 
fehlt, verkennen die naturgemäße Stellung des Gerichtes und ſchaffen ein 
Organ, welches ſchwerfällig und unſicher arbeitet, alſo den Intereſſen beider 
Prozeßbeteiligten nicht nützlich iſt. . . . Vorſitzender und Gericht ſind bei dem 


jetzigen Stande der Geſetzgebung machtlos, ſie müſſen namentlich auch unter 
dem Drucke, daß die Verteidigung in einem für die Entſcheidung weſentlichen 
Punkte als ‚unzuläſſig beſchränkt' angeſehen werden könnte, Beweiſe erheben 
und Fragen zulaſſen, die fie einſtimmig für ganz unerheblich ... erachten. 


Alſo auch aus dieſem Grunde, um einem in der Praxis ſchreiend laut 


gewordenen Bedürfnis, um den Anforderungen der Gerechtigkeit und des 
ſtaatlichen Intereſſes zu entſprechen, muß dem Inſtanzgericht gegeben werden, 
was ihm gebührt. Das Reviſionsgericht wird dann deutlich und ausdrücklich 
auf die Prüfung, ob beſtimmte Rechtsnormen verletzt ſind, beſchränkt, und es 


wird ihm jede Verſuchung genommen, die Frage, ob die Beweiswürdigung 
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des Inſtanzgerichtes richtig iſt, einer Nachprüfung zu unterziehen, eine Ver⸗ 
ſuchung, die immer nahe liegt, wenn, wie das Reichsgericht ja in feſtſtehender 
Praxis angenommen hat, dem Reviſionsgericht die Abwägung des Wertes der 
bereits erhobenen und der von den Prozeßbeteiligten neuangebotenen Beweiſe 
und des Wertes der Beweismittel überhaupt zuſteht.“ 

Dieſe Worte ſollen nicht etwa ein ſchlechter Scherz ſein, ſie ſind durchaus 
ernſt gemeint, ſie finden ſich in einem wiſſenſchaftlichen Werke und rühren 
von einem preußiſchen Oberlandesgerichtsrat her.! Der Entwurf hat ſich dieſe 
Gedanken, wenn auch in einer etwas weniger plumpen Form und ſelbſt⸗ 
verſtändlich mit einer weniger lächerlichen, ſubalternen Begründung, zu eigen 
gemacht. Er ſchreibt vor, daß das Gericht die Erhebung eines von einem 
Prozeßbeteiligten beantragten Beweiſes ablehnen darf, wenn die unter Beweis 
geſtellten Tatſachen nach Ermeſſen des Gerichtes für die Entſcheidung 
nicht von Bedeutung oder wenn ſie offenkundig oder bereits zugunſten 
des Angeklagten erwieſen ſind, oder wenn das in dem Beweisantrag bezeichnete 
Beweismittel unerreichbar oder ungeeignet iſt. Iſt dieſes zur Verhand⸗ 
lung herbeigeſchafft, ſo iſt die e des Beweisantrags in der Verhand⸗ 
lung vor dem Schwurgericht unzuläſſig. In der Verhandlung vor dem Land⸗ 
gericht, inſoweit dieſes als erſtinſtanzliches Gericht entſcheidet, bedarf es 
in dieſem Falle eines einſtimmigen Beſchluſſes. In allen anderen Fällen, 
alſo in der Verhandlung vor dem Amtsrichter, dem Schöffengericht und der 
Strafkammer als Berufungsinſtanz beſtimmt das Gericht den Umfang der 
Beweisaufnahme nach freiem Ermeſſen. a 

Dieſe einſchneidende Verſchlechterung des geltenden Rechtes, die den Anz 
geklagten vollſtändig unter die Botmäßigkeit des Gerichtes ſtellt und ſein 
Recht, ſich zu verteidigen, in dem weſentlichſten Punkte lahm legt, wird mit 
folgender öden Phraſeologie gerechtfertigt: „Aufgabe der Strafrechtspflege iſt 
es, ſchnell und ſicher ihr Ziel zu erreichen; auch die Grundſätze über die 
Beweisaufnahme müſſen daher ſo geſtaltet werden, daß Verſchleppungs⸗ und 
Verdunklungsverſuchen entgegengetreten werden kann. Das Strafverfahren 
darf endlich auch nicht von den Prozeßbeteiligten zu unlauteren Nebenzwecken 
mißbraucht werden. Es muß Mittel geben, um Beweisaufnahmen zu ver⸗ 
hüten, die nur dem Zwecke dienen, Senſation zu erregen, Reklame zu machen 
oder dritten Perſonen Unannehmlichkeiten zu bereiten und fie vor der Offent⸗ 
lichkeit bloßzuſtellen.“ Vor dem Schwurgericht allerdings iſt mit Rückſicht auf 
die Wichtigkeit der dort verhandelten Sachen und wegen des Mangels der 
Berufung an dem geltenden Rechte feſtzuhalten. „Nicht ſo weit kann für die 
Verhandlung vor dem Landgericht gegangen werden. Hier ſpielt ſich die 
große Menge der mittleren Strafſachen ab, und der unbedingte Zwang zur 
Erhebung aller Beweiſe, für welche die Beweismittel zur Stelle ſind, führt in 
dieſen Sachen, wie eine reiche Erfahrung gezeigt hat, zu höchſt unliebſamen 
Verzögerungen. Es erſcheint unbedenklich, inſoweit den Standpunkt des gel⸗ 
tenden Geſetzes zu verlaſſen, weil durch die Einführung der Berufung für 


eine erſchöpfende tatſächliche Würdigung des Straffalls in weit größerem Um: 


fang Sorge getragen iſt.“ 
Dies ſind, ſo unglaublich es klingt, die einzigen Gründe oder, richtiger 
geſagt, Vorwände, unter denen die Strafjuſtiz, die beim deutſchen Volke 


1 Oberlandesgerichtsrat Spindler in Aſchrott, Reform des Strafprozeſſes, S. 468 ff. 
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ſchon längſt alles Vertrauen eingebüßt hat, vollends zu einem an keine 
Schranke gebundenen Machtmittel in den Händen der Juſtizbureaukratie 
gemacht werden ſoll. 

Prüfen wir die einzelnen von der Regierung vorgebrachten Argumente. 

Zunächſt ſoll die vorgeſchlagene Anderung Verdunklungsverſuche 
hindern. Wie aber Verdunklungsgefahr dadurch entſtehen oder wachſen kann, 
daß das Gericht genötigt iſt, die vom Angeklagten geladenen Zeugen zu 
hören, dürfte ewiges Geheimnis des Verfaſſers des Entwurfes bleiben. Das 
Gericht ſieht den Zeugen, es kann ihn auf Herz und Nieren prüfen, ihn 
fragen, was er von der Sache weiß und woher er ſeine Kenntnis hat. Und 
dieſe im vollſten Lichte der Offentlichkeit ſich abſpielende Vernehmung ſoll 
zu Täuſchungsverſuchen des Gerichtes führen können. Dieſe Behauptung 
iſt zu abſurd, als daß es ſich lohnen würde, darüber mehr Worte zu ver: 
ſchwenden. 

Weiter kehrt ſelbſtverſtändlich jenes Argument wieder, das ſtets herhalten 
muß, wo das Beſtreben, daß das Schwert der Gerechtigkeit möglichſt ſcharf 
und ſchneidig niederſauſe, alle Rückſichten auf die Rechtsſicherheit des Staats⸗ 
bürgers überragt, die Phraſe von den böſen Verſchleppungsverſuchen des 
Angeklagten. Man beachte: Es handelt ſich hier nicht um die Frage, inwie⸗ 
weit das Gericht auf Antrag des Angeklagten Zeugen und Sachverſtändige 
zu laden und deshalb die Sache zu vertagen hat, ſondern ausſchließlich 
darum, ob die vom Angeklagten geladenen und zur Stelle geſchafften 
Zeugen und Sachverſtändigen zu vernehmen ſind, daß der Angeklagte zu dieſem 
Mittel nur im äußerſten Notfall greifen wird und greifen kann, dazu zwingt 
ihn ſchon die Pflicht, dem Zeugen oder Sachverſtändigen die Gebühren er⸗ 
ſtatten zu müſſen. Die Erfahrung lehrt denn auch, daß der Angeklagte von 
dem Recht der eigenen Geſtellung der Beweismittel nur im äußerſten Notfall 
Gebrauch macht. Tut er es dennoch, ſo ſind die angetretenen Beweiſe ganz 
regelmäßig in kürzeſter Friſt erhoben. Und bei dieſer Sachlage, die ſchlimmſten⸗ 
falls den Raub von einigen wenigen Minuten an der koſtbaren Zeit des 
Gerichts im Gefolge haben kann, wagt man davon zu ſprechen, daß das 
Recht des Angeklagten auf Vernehmung der von ihm geladenen Zeugen zur 
Verſchleppung des Verfahrens führe. Man nenne doch einmal neue Beiſpiele 
aus der Praxis, anſtatt immer wieder mit beweisloſen Redensarten um ſich 
zu werfen. Wenn man auch nur einen Fall aus der Praxis ſämtlicher 
deutſcher Strafkammern und Schwurgerichte ſeit dem Inkrafttreten der deutſchen 
Strafprozeßordnung, alſo ſeit dem 1. Oktober 1879, namhaft machen könnte, 
in dem die Vernehmung der vom Angeklagten geladenen Zeugen zu einer 
irgendwie nennenswerten Verzögerung des Verfahrens geführt hat! Man 
hütet ſich hier wohlweislich, mit Tatſachen aufzuwarten, weil man dazu nicht 
imſtande iſt. Jeder Menſch mit fünf geſunden Sinnen iſt in der Lage, auch 
wenn er niemals einer Gerichtsverhandlung beigewohnt hat, die Begründung 
des Entwurfs ad absurdum zu führen. Er erkennt ſofort, daß durch die Ver⸗ 
nehmung einiger an Gerichtsſtelle anweſenden Zeugen eine Verſchleppung 
des Verfahrens niemals eintreten kann. Ein ſolche Möglichkeit exiſtiert außer⸗ 
halb der Phantaſie des Verfaſſers des Entwurfes nirgends. Die „höchſt un⸗ 
liebſamen Verzögerungen, die eine reiche Erfahrung gezeigt hat“, ſind alſo 
eine kühne Erfindung des Entwurfes, um die den herrſchenden Gewalten ſehr 
unbequeme ſelbſtändige Stellung des Angeklagten zu beſeitigen. 
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Endlich das dritte und letzte Argument des Entwurfes, der Verſuch eines 
Mißbrauchs des Strafverfahrens zu unlauteren Nebenzwecken. Es müſſe Mittel 
geben, um Beweisaufnahmen zu verhüten, die nur dem Zwecke dienen, Sen⸗ 
ſation zu erregen, Reklame zu machen oder dritten Perſonen Unannehmlichkeiten 
zu bereiten und ſie vor der Offentlichkeit bloßzuſtellen. Daß dieſe Übelſtände 
bisweilen zutage getreten ſind, iſt nicht zu leugnen. Taktloſigkeiten und Miß⸗ 
bräuche von gewährten Rechten kommen immer vor und werden niemals 
völlig auszurotten ſein. So wie es Staatsanwälte geben wird, die, um ihre 
ſtaatstreue Geſinnung zu erweiſen und ſich dadurch oben beliebt zu machen, 
den Gerichtsſaal zum Tummelplatz wilder politiſcher Leidenſchaftlichkeit de⸗ 
gradieren, ſo gibt es auf der anderen Seite, beſonders in der Großſtadt, 
Rechtsanwälte, die aus nie fehlgehender Spekulation auf die niedrigen In⸗ 
ſtinkte des zahlungsfähigen Mobs die Gerichtsverhandlung zur Erreichung 
ſelbſtſüchtiger, außerhalb der Sache liegender Zwecke herabwürdigen. Aber 
ſeit wann iſt die Möglichkeit des Mißbrauchs eines Rechtes ein Grund zu 
deſſen Beſeitigung? Mit dieſer Begründung könnte man ausnahmslos jedes 
Recht dem Volke rauben. Gar merkwürdig mutet es auch an, daß der Ent⸗ 
wurf die Mißbräuche des beſtehenden Rechtes immer nur da in Rückſicht zieht, 
wo aus ihnen die Folgerung einer Entrechtung des Angeklagten gezogen. 
werden ſoll. Dagegen wird im umgekehrten Falle, da, wo die Beſtimmungen 
unſerer Strafprozeßordnung zuungunſten des Angeklagten verletzt werden, 
darüber aalglatt hinweggeſchlüpft. Trotz der ſtrengen Vorſchriften der gelten⸗ 
den Strafprozeßordnung ſind zahlloſe Strafkammerurteile vom Reichsgericht 
wegen Beſchränkung der Verteidigung aufgehoben. Daraus wird nun nicht 
etwa geſchloſſen, daß Kautelen notwendig ſind, um ſolche, unſchuldige Menſchen 
um Freiheit und Ehre bringende Urteile unmöglich zu machen. Um derartige 


Kleinigkeiten kümmert ſich der Entwurf nicht. Ihm genügt es, da auch der 


Angeklagte beziehungsweiſe deſſen Verteidiger die zugunſten des Angeklagten 
beſtehenden Vorſchriften bisweilen mißbräuchlich ausgenützt haben, dieſe zu 
ſtreichen. Vor allem aber: Iſt es denn wahr, daß das geltende Recht unſere 
Gerichte wirklich einer ſo bedauernswerten Hilfloſigkeit überantwortet hat, daß 
ſie jeder Laune und jeder Frivolität des Angeklagten nachgeben müſſen, iſt 
es denn wirklich eitel Lüge, wenn ganz im Gegenteil die Klage im Volke 
immer lauter wird, daß unſere Gerichte viel zu ſchneidig und abweiſend allen 
Entlaſtungsbeweiſen gegenüberſtehen, und daß das Reichsgericht in ſeinem von 
Jahr zu Jahr wachſenden Streben nach Aufrechterhaltung der erſtinſtanzlichen 
Urteile das Gebiet der Reviſion immer enger zieht, ſo daß dieſes Rechtsmittel 
nur noch eine ganz geringe praktiſche Exiſtenz hat? Das Reichsgericht vertritt in 
ſtändiger Rechtſprechung den Standpunkt, daß Beweisanträge abgelehnt werden 
dürfen, wenn die unter Beweis geſtellte Tatſache weder unmittelbar noch 
mittelbar für die Entſcheidung der Schuld- oder Straffrage erheblich iſt, und 
der § 240 unſerer Strafprozeßordnung beſtimmt, daß das Gericht jede nicht 
zur Sache gehörige und jede ungeeignete Frage zurückweiſen darf. Unten 
ungeeigneten Fragen aber find — ich zitiere hier den für die Praxis maß⸗ 
gebenden Kommentar von Löwe — unpaſſend gefaßte, den Zeugen verletzende, 
namentlich ſolche zu verſtehen, welche ſich unnötigerweiſe, das heißt ohne daß 
dies durch die Sache erheiſcht wird, mit der Perſon des Zeugen beſchäftigen. 
Und da hat man wirklich die Kühnheit zu behaupten, daß das Gericht nach 
geltendem Rechte Fragen zulaſſen muß, die „nur dem Zwecke dienen, Senſation 
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zu erregen, Reklame zu machen oder dritten Perſonen Unannehmlichkeiten zu 
bereiten und ſie vor der Offentlichkeit bloßzuftellen”. Solche Fragen können 
vielmehr auch jetzt ohne jede Einſchränkung zurückgewieſen werden, und ſie 
werden mit größter Rigoroſität alltäglich zurückgewieſen. 

Das ſind nun in der Tat die einzigen Momente, die der Entwurf zur 
Rechtfertigung des Vorſchlags vorbringt, das geltende Geſetz unheilbar zu 
verſchlechtern und den Angeklagten rechtlos zu ſtellen. Sie ſind ſo faden⸗ 
ſcheinig, daß man dem Verfaſſer des Entwurfes nicht unrecht tut, wenn man 
ſeinen vorgeſchützten Argumenten gegenüber nach den wirklichen Gründen 
fragt. 

Dieſe find nicht ſchwer zu erkennen und im vorſtehenden bereits kurz an- 
gedeutet. 

Unſer Strafprozeß, ſo wie er ſich in der Wirklichkeit darſtellt, iſt im 
weſentlichen Inquiſitionsprozeß, mag auch das Hauptverfahren vom Geſetz 
in die äußere Form des Parteiprozeſſes gekleidet fein, und mögen uns dick⸗ 
leibige Lehrbücher des Strafprozeßrechtes in noch jo gelehrten Auseinander- 
ſetzungen darlegen, daß der deutſche Reichsſtrafprozeß Anklageprozeß iſt. Dieſe 
theoretiſche Konſtruktion iſt der Praxis außerordentlich gleichgültig geweſen. 
Die geheime Vorunterſuchung mit ihrem Mißverhältnis zum öffentlichen Haupt⸗ 
verfahren bot ihr die willkommene Gelegenheit zur tatſächlichen Beibehaltung 
des Inquiſitionsverfahrens. Die wenigen Feſſeln des Geſetzes waren leicht 
geſprengt. 5 

Ganz und gar ließ ſich allerdings der Einfluß der unmittelbaren, öffent⸗ 
lichen und mündlichen Hauptverhandlung nicht ausrotten. Mag auch der Vor⸗ 
ſitzende, der die Akten ſorgfältig ſtudiert und ſich danach ein feſtes Bild von 
der Sache gemacht hat, noch ſo ſehr beſtrebt ſein, Angeklagten und Zeugen 
auf die Protokolle des inquiſitoriſchen Vorverfahrens feſtzunageln, ſo iſt es 
doch, und zwar gerade in den großen, mit allem Nachdruck und aller Sorg⸗ 
falt geführten ſogenannten Senſationsprozeſſen gelungen, die geheime Vor⸗ 
unterſuchung vor aller Welt heillos bloßzuſtellen und ihre Ergebniſſe von 
Grund aus zu erſchüttern. Dieſer Triumph der Wahrheit und Gerechtigkeit 
war vorzugsweiſe jener im § 244 niedergelegten Beſtimmung des geltenden 
Rechtes zu verdanken, daß die Beweisaufnahme uneingeſchränkt auf alle herbei⸗ 
geſchafften Beweismittel ausgedehnt werden muß. Treffend ſagt ein erfahrener, 
objektiver Strafrichter: „Es iſt durchaus menſchlich, daß bei einer wohl⸗ 
erwogenen Anklage, wenn die Belaſtungsbeweiſe ihre Schuldigkeit getan haben 
und das Gericht mit drängenden Geſchäften, wie üblich, ſchwer belaſtet iſt, 
alle weiteren Beweisanträge mit der Begründung abgelehnt werden, daß die 
Sache wohl aufgeklärt erſcheint und die richterliche Überzeugung feſt begründet 
ſei. Und dennoch, welcher Vorſitzende hätte es nicht bereits erlebt, daß nach 
langen, ermüdenden und völlig unerheblichen Vernehmungen ein 
einziger Entlaſtungszeuge das wohlgefügte Gebäude der Anklage 
ſchwer zu erſchüttern imſtande iſt? Eine Ablehnung von Beweisanträgen 
läßt ſich in den ſeltenſten Fällen rechtfertigen, weil nie im voraus zu über⸗ 
ſehen iſt, welchen Einfluß die herbeigeſchafften Beweiſe auf den Gang des 
Verfahrens haben werden. Dieſe ſeltenen Fälle aber verlohnen wahrlich nicht, 
die wertvolle Garantie eines gerechten Verfahrens, welche durch § 244 der 


Köhne, Der deutſche Strafprozeß, ©. 39. 


546 | Die Neue Zeit, 


Strafprozeßordnung geboten iſt, über Bord zu werfen.“ Solche Siege des in 
der Hauptverhandlung für ſelbſtändig und mündig erklärten Angeklagten über 
den Inquirenten des Vorverfahrens, ſolche oft bis zur Blamage ſich aus⸗ 
wachſenden Zuſammenbrüche der geheimen Vorunterſuchung erträgt unſere 
Juſtizbureaukratie nicht. Daher der Kampf gegen den § 244 des geltenden 
Rechtes und die Auslieferung des Angeklagten an den guten Willen der 
Behörden. 

Es kommt aber noch ein weiteres ſehr erhebliches Moment hinzu. In einem 
Aufſatz, der eine der glänzendſten Schöpfungen auf dem Gebiet der Wiſſen⸗ 
ſchaft vom Strafprozeßrecht iſt, ſagt Profeſſor v. Lilienthal: „Strafrechtliche 
Reformbeſtrebungen haben überall und nicht zum mindeſten in Deutſchland 
ſtets einen politiſchen Hintergrund gehabt. Insbeſondere gilt das vom 
Strafprozeß, aus leicht begreiflichen Gründen. Es iſt für jede Regierung 
eine große Verſuchung, ihre Gegner auf dem Wege des Rechtes 
unſchädlich zu machen. Man kann damit freilich große praktiſche und 
ſoziale Ideen nicht umbringen, aber man kann ihre Träger immerhin empfindlich 
beläſtigen, einzelne tatſächlich vernichten. Die Verſuchung, das Strafverfahren 
als politiſches Kampfmittel auszunutzen, iſt eine ſehr große, nur wenige Regie⸗ 
rungen haben ihr zu widerſtehen vermocht.““ Wenn auf irgend eine Zeit, jo 
treffen dieſe Worte auf die Gegenwart zu, in der das Strafrecht ganz un⸗ 
verhüllt in den Dienſt des immer leidenſchaftlicher ſich zuſpitzenden Klaſſen⸗ 
kampfes getreten und ein Inſtrument des Klaſſenkampfes geworden iſt. Und 
gerade in den politiſchen Prozeſſen iſt der §S 244 oft der Grund zu einer 
eklatanten Niederlage für die Bureaukratie geworden. Ganz beſonders hat 
ſich dies in den in das rein politiſche Gebiet gehörigen Beleidigungsklagen 
gegen die Preſſe gezeigt. Wie häufig hat hier der beleidigende Redakteur zwar 
formell auf der Anklagebank geſeſſen, während er dem öffentlichen Rechts⸗ 
bewußtſein als der mutige Ankläger und Aufdecker ſchwerer öffentlicher Miß⸗ 
ſtände galt. f 

Um nur einige Beiſpiele anzuführen, ſei zunächſt an den Prozeß des Berg⸗ 
manns Krämer vom Jahre 1904 wegen Beleidigung der Beamten der Berg⸗ 
werksdirektion zu Saarbrücken erinnert. Das Gericht hatte die Hauptverhand⸗ 
lung mit einer Eile angeſetzt, die jede gründliche Vorbereitung der Verteidigung 
ausſchloß, und alle vom Angeklagten geſtellten Beweisanträge als unerheblich 
abgelehnt. Erſt das Erſcheinen der vom Angeklagten direkt geladenen Zeugen 
zeigte dem erſtaunten Deutſchland und weit über deſſen Grenzen hinaus einen 
wahren Rattenkönig unerhörter politiſcher Vergewaltigungen, Entrechtung und 
Unterdrückung der Überzeugungen der Bergarbeiter, ein erſchreckendes Syſtem 
von Rechtswidrigkeiten und Amtsmißbräuchen der Bergbehörden. Daß dieſes 
reinigende Gewitter der Bureaukratie höchſt unbequem war, wird ihr niemand 
verargen. Die Richtigkeit der Loſung „Aufklärung und Organiſation“ aber 
iſt durch dieſen Prozeß auch in das Hirn des rückſtändigſten Arbeiters als 
unverlierbares Gut hineingepreßt worden. 1 

In gleich friſcher Erinnerung jedes Arbeiters dürfte der Plötzenſeeprozeß 
ſein, der das ganze Elend des Strafvollzugs, die ſträfliche Leichtfertigkeit und 
gemütsrohe Verſtändnisloſigkeit aufdeckte, mit der die bürgerlichen Klaſſen an 
dieſem großen ſozialen Problem vorübergehen. Auch die Erzielung dieſes 
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Reſultats war nur möglich mit Hilfe des § 244 der Strafprozeßordnung, der 
das Gericht zur Erhebung des Wahrheitsbeweiſes zwang. Und dieſer gleichen 
Vorſchrift allein war es zu danken, daß, obwohl der Polizeipräſident in den 
edemonſtrationsprozeſſen mit dem ſo überaus bequemen Hinweis auf 
die Gefährdung des Reichswohls den Spitzeln den Mund verſchloß, die Feſt⸗ 
ſtellung glückte, daß dieſe es waren, die die Menge durch Rufe wie: „Nieder 
mit Bülow, hoch das allgemeine Wahlrecht!“ zu Gewalttätigkeiten zu provozieren 
ſuchten. Endlich darf auch in dieſem Zuſammenhang nicht das ſchwärzeſte 
Blatt deutſcher Juſtiz unerwähnt bleiben, der Königsberger Hochverratsprozeß. 
Das, was ſämtliche an dem Verfahren beteiligten Behörden, mit dem höchſten 
Gericht der Provinz, dem Oberlandesgericht Königsberg an der Spitze, in 
langen, langen Monaten, während deren die Angeklagten im Unterſuchungs⸗ 
gefängnis ſchmachteten, nicht zu finden vermocht hatten, daß die Anklage jedes 
rechtlichen Fundamentes entbehre — dies Wunder, das den ſchmählichen Zus 
ſammenbruch des zur höheren Ehre des Zarismus aufgerichteten Baues be⸗ 
wirkte, gelang glänzend durch das von der Verteidigung herbeigeſchaffte, dem 
Gericht vorgeführte Material. 

Nur um dieſen für die Bureaukratie ſo überaus fatalen Konſequenzen zu 

entgehen, will man den Angeklagten mundtot machen, ihn völlig unter die 
Botmäßigkeit des Gerichtes ſtellen und des einzigen ihm bisher gelaſſenen 
wirklichen Verteidigungsrechtes berauben. Die von den Motiven gemachten 
beweisloſen Redensarten ſind lediglich Vorwände, um die wahren Gründe 
dem Volke nicht offenbar werden zu laſſen. 
Wird der Entwurf Geſetz, ſo werden wir beſonders in allen das politiſche 
Gebiet ſtreifenden Beleidigungsprozeſſen im Deutſchen Reiche eine herrliche 
Rechtſprechung erleben. Bekanntlich machen ſich bei uns immer ſtärkere Be⸗ 
ſtrebungen geltend, die in Beleidigungsprozeſſen den Wahrheitsbeweis 
ausſchließen wollen. Dieſen Verſuchen iſt neuerdings in dem Monumental⸗ 
werk einer „Vergleichenden Darſtellung des deutſchen und ausländiſchen Straf⸗ 
rechtes“ Profeſſor v. Lilienthal“ mit den treffendſten Argumenten entgegen- 
getreten. Er weiſt darauf hin, wie bedenklich die vorgeſchlagene Neuerung 
gerade für Deutſchland wäre, wo die praktiſche Rechtſprechung ſich zu dem 
Gedanken, daß die Preſſe einem öffentlichen Intereſſe dient, noch immer nicht 
emporzuſchwingen vermag, der Preſſe gegenüber vielmehr der böſe Glaube 
geradezu präſumiert wird. Ganz beſonders in der Beſtrafung der Kritik 
öffentlicher Amtshandlungen kann man bei uns gar nicht ſtreng genug ſein. 
„Und doch ſind die Fälle gar nicht ſelten, in denen erſt Mitteilungen in der 
Preſſe die Aufdeckung und damit auch die Beſeitigung erheblicher Übelſtände 
herbeigeführt haben. Das gilt auch für das ſoziale Gebiet nicht minder wie 
für das politiſche. Für beide wird bei uns leicht vergeſſen, daß Kritik nicht 
immer böswillig und ſchädlich, ſondern daß ſie ſehr oft auch berechtigt und 
nützlich iſt.“ 

Haben die vorerwähnten höchſt gefährlichen Beſtrebungen bis jetzt auch 
noch keinen geſetzlichen Niederſchlag erfahren, ſo kommt ihnen die Rechtſprechung 
des Reichsgerichtes doch bereits bedenklich nahe.” Verläßt die beleidigende 
Kritik auch nur um Haaresbreite das Gebiet der Anführung ganz ſpezieller, 


! Verlag von Dr. Otto Liebmann, Berlin, beſonderer Teil, 4. Band, S. 457 ff. 
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konkret nachweisbarer Begebenheiten und Tatſachen, ſo wird ſofort gefolgert, 

daß hier nicht der § 186, ſondern der § 185 des Strafgeſetzbuchs Anwendung 
zu finden habe. Es handle ſich, ſo deduziert man, um einen Ausdruck des 
perſönlichen Meinens des Angeklagten, um eine allgemeine Kritik und Charak⸗ 
teriſtik, um Behauptungen, die zwar durch beſtimmtes tatſächliches Material 
veranlaßt ſeien, aber beſtimmt nachweisbare Handlungen des Beleidigten ſelbſt 
nicht zum Gegenſtand haben, ſo daß für die Zulaſſung des Wahrheits⸗ 
beweiſes kein Raum ſei. Ja das Reichsgericht geht ſogar ſo weit, aus⸗ 
zuſprechen, daß nicht einmal die Rückſicht auf das Strafmaß den Richter 
zur Erhebung des Wahrheitsbeweiſes zu nötigen braucht. Sagt das mit 
prophetiſcher Begabung ausgeſtattete Gericht, daß ſelbſt das Gelingen des 
Nachweiſes ſchwerſter öffentlicher Mißſtände keine mildere Beſtrafung des An⸗ 
geklagten zur Folge gehabt hätte und daß deshalb alle Beweiſe abzulehnen 
ſeien, ſo erklärt das Reichsgericht das Urteil nicht etwa mit der Motivierung 
für nichtig, daß man offenbar nur aus Scheu, das Volk könne die Wahrheit 
erfahren, vor der Erhebung von Beweiſen zurückgeſchreckt ſei, deren Wucht 
ſich das Gericht vielleicht doch nicht hätte verſchließen können, vielmehr ſchlägt 

die Redewendung von den auf rein tatſächlichem Gebiet liegenden und daher 
unanfechtbaren Feſtſtellungen alle Angriffe der Reviſion zurück. 

Nun füge man zu dieſer Auslegung des materiellen Strafrechtes noch 
die angekündigte gröbliche Verſchlechterung des Strafverfahrens, die Be 
fugnis des Gerichtes, hinzu, die Vernehmung der vom Angeklagten zum Nach⸗ 
weis für die Richtigkeit ſeiner Behauptung geladenen Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen ablehnen zu dürfen, und man wird ſofort erkennen, daß es dann 
mit dem Rechte der Aufdeckung öffentlicher Mißſtände im Deutſchen Reiche 
zu Ende iſt. Die Beleidigungsklagen werden ins Ungemeſſene wachſen. Denn 
der Beleidigte hat ja nicht mehr den Wahrheitsbeweis zu fürchten. Oder 
ſollte jemand wirklich ſo naiv ſein, zu glauben, daß es, wenn die geplante 
Neuerung Geſetz geworden iſt, noch in irgendwie nennenswertem Umfang vor⸗ 
kommen wird, daß man dem Angeklagten den Nachweis geſtattet, die von ihm 
geübte Kritik an irgend einer Amtshandlung habe eine tatſächliche Grundlage? 
Die bedenklichſte Einſchränkung, ja die Vernichtung der Rede- und Preßfreiheit 
und die Einſchüchterung jeder, auch der in der lauterſten Abſicht vorgenom⸗ 
menen Kritik wird die Folge ſein. 

Der Entwurf bleibt hierbei aber nicht ſtehen, er kann ſich gar nicht genug 
tun in dem Beſtreben, nur ja nicht eine der Staatsgewalt unbequeme Auf⸗ 
klärung durch die Gerichtsverhandlung zu ſchaffen. Daher der Vorſchlag, 
daß den Zeugen bloßſtellende Fragen, insbeſondere ſolche nach ſeinen Vor⸗ 
ſtrafen, nur geſtellt werden dürfen, wenn das Gericht die Feſtſtellung, ob der 
Zeuge die Beſtrafung erlitten hat, zur Beurteilung der Glaubwürdigkeit ſeiner Aus⸗ 
ſage für unerläßlich erachtet. Dieſe Beſtimmung kehrt ihre Spitze ausſchließlich 
gegen den Angeklagten. Daß die Vorſtrafenregiſter der Entlaſtungs zeugen 
pünktlich zur Stelle ſind, dafür wird der Staatsanwalt ſchon ſorgen. Das 
Gericht kennt alſo deren Vorſtrafen ganz genau, auch wenn ſie in der Haupt⸗ 
verhandlung nicht erwähnt werden. Der Angeklagte dagegen hat ein gleiches 
Mittel, wie der allmächtige Beamte, nicht. Das Vorleben derjenigen Per⸗ 
ſonen, deren Ausſage einen unbeſcholtenen Menſchen um Leben, Ehre und 
Freiheit zu bringen beſtimmt iſt, bleibt mithin dem Gericht verſchloſſen. Denn 
daß, wenn der Vorſchlag des Entwurfes Geſetz wird, in der überwiegenden 
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Zahl der Fälle Fragen nach den Vorſtrafen eines Zeugen nicht mehr geſtellt 
werden dürfen, kann keinem Zweifel unterliegen. Der Angeklagte wird alſo 
gegenüber dem Belaſtungszeugen vogelfrei werden. Alle Verſuche, deſſen 
Wahrheitsliebe, Charakter und Intelligenz ins rechte Licht zu rücken, werden 
vergeblich ſein. Der naive Glaube, daß das Gericht, bevor es jemanden ins 
Gefängnis ſteckt, ſich die Perſönlichkeit des Denunzianten gar nicht genau genug 
anſehen kann und jede in dieſer Beziehung nur mögliche Erkenntnisquelle be⸗ 
nutzen muß, hat dann im deutſchen Rechte keine Stätte mehr. Wie Pilze aus 
der Erde werden dann, ohne daß eine Abhilfe in der Reviſionsinſtanz möglich 
ist, Formeln ſchießen, wie etwa die, der Zeuge mache einen durchaus glaub⸗ 
würdigen Eindruck, ſeine Darſtellung habe die volle, innere Wahrſcheinlichkeit 
für ſich, die gerichtsnotoriſche Geſinnung des Angeklagten laſſe über die ver⸗ 
leumderiſche Abſicht, den aufreizenden Charakter ſeiner Worte keinen Zweifel. 
Aus allen dieſen Gründen ſtehe für das Gericht feſt, daß der Zeuge im vor- 
liegenden Falle die Wahrheit geſagt habe, ſelbſt wenn er ſonſt ein ſo viel⸗ 
fach vorbeſtrafter Menſch, ein ſo notoriſcher Lump ſei, wie der Angeklagte 
behaupte und unter Beweis ſtelle. Dieſer Beweis ſei daher für die Ent- 
ſcheidung unerheblich. 

Aber noch einen weiteren Pfeil hat der Entwurf im Köcher, um nur ja 
möglichſt wenig Licht in die Hauptverhandlung dringen zu laſſen und dieſe, 
gleich dem Vorverfahren, in einen Inquiſitionsprozeß zu verwandeln. Das 
Gericht ſoll das Recht haben, die Offentlichkeit in Beleidigungsprozeſſen 
auszuſchließen, wenn auch nur ein Prozeßbeteiligter es verlangt. Auch damit 
eröffnet ſich eine wundervolle Perſpektive. Faſt mit jedem politiſchen Prozeß 
läßt ſich eine Beleidigungsklage verbinden oder wenigſtens an den Haaren 
herbeiziehen. Die Folge der Regelung des Entwurfes würde nun ſein, daß 
alle dieſe Prozeſſe ſich im tiefſten Dunkel des geheimen Verfahrens abſpielen, 
daß das Publikum davon nichts erfährt und daß alle die höchſt wertvollen 
Aufſchlüſſe, die wir in ſo manchem dieſer Prozeſſe über das Treiben der 
Bureaukratie, Amtsmißbräuche und ſchwere öffentliche Mißſtände gewonnen 
haben, verhindert werden. Das, was der Bureaukratie den Militärſtrafprozeß 
zu einem ſo überaus bequemen Inſtitut gemacht hat, ſoll von jetzt ab auch 
für den bürgerlichen Strafprozeß gelten. 

Aber nicht nur vom Standpunkt des öffentlichen Wohles aus, auch im 
Intereſſe des Angeklagten wäre die Annahme des Vorſchlags des Entwurfes 
tief zu beklagen. Welcher Verteidiger, welcher mit der Praxis des Gerichtes 
Vertraute erlebt es nicht tagtäglich, daß das Gericht eine Tatſache als für 
die Entſcheidung nicht erheblich ablehnt, trotzdem aber, wenn der Angeklagte 
das Gericht zur Erhebung der Beweiſe durch die Herbeiſchaffung der Beweis⸗ 
mittel an Gerichtsſtelle nötigt und ſodann der Beweis der Wahrheit der be— 
haupteten Tatſache erbracht wird, dieſer Umſtand auf Schuld- und Straf⸗ 
frage den allerweſentlichſten Einfluß übt. Wie ſelten kommt es zum Beiſpiel 
vor, daß das Gericht auf Antrag Zeugen ladet, welche über die Glaub⸗ 
würdigkeit der Belaſtungszeugen, die Mängel ihres Wahrnehmungs- und Er⸗ 
innerungsvermögens Bekundungen machen ſollen, und wie häufig ſtellt ſich 
ſodann auch nach dem Ausſpruch des Gerichtes die Erheblichkeit der vom 
Angeklagten ſelbſt in der Hauptverhandlung geladenen Zeugen heraus. Unter 
Zugrundelegung des Vorſchlags des Entwurfes wird eine ſolche Beweis⸗ 
aufnahme regelmäßig abgelehnt werden, nachdem das Geſetz dem Richter die 
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Fähigkeit eines Gedankenleſers verliehen hat und ihm geſtattet, ſchon vor 
Erhebung eines Beweiſes deſſen Erheblichkeit zu prüfen. 

Vor allem aber würde die Annahme. der vorgeſchlagenen Beſtimmung zu⸗ 
ungunſten des Angeklagten für die Frage der Strafzumeſſung wirken. 
Es gibt kaum ein mit der konkreten Sachlage in irgend einem Zuſammen⸗ 
hang ſtehendes Moment, das nicht bei Abmeſſung der Höhe der Strafe 
für den Angeklagten entlaſtend wirken kann. In Zukunft würde in der über⸗ 
wiegenden Zahl der Fälle — darüber wird ſich kein Ehrlicher, mit den Ver⸗ 
hältniſſen der Praxis Vertrauter einer Täuſchung hingeben — jeder lediglich 
auf mildere Beſtrafung abzielende Beweisantrag von den vielbeſchäftigten, 
durch eine lange Sitzung ermüdeten, durch die Routine und das ewige 
Einerlei abgeſtumpften Richtern als für die Entſcheidung unerheblich ab 
gelehnt werden. | 

Die Krönung des vom Entwurf aufgerichteten, der Entrechtung des An⸗ 
geklagten dienenden Gebäudes endlich aber bildet der folgende Vorſchlag, von 
dem man mit Wallenſtein ſagen möchte: „Wär' der Gedank' nicht ſo verflucht 
geſcheit, man wär' verſucht, ihn herzlich dumm zu nennen.“ Nach geltendem 
Rechte hat das Reichsgericht ein Urteil aufzuheben, wenn die Verteidigung in 
einem für die Entſcheidung weſentlichen Punkte durch einen Beſchluß des 
Gerichtes unzuläſſig beſchränkt worden ift. Dieſe Vorſchrift hat ſich als höchſt 
ſegensreich für den Angeklagten erwieſen. Denn um ſich nicht in den Schlingen 
dieſes Paragraphen zu verfangen, das Urteil vielmehr gegen alle Angriffe der 
Reviſion hieb⸗ und ſtichfeſt zu machen, war das erſtinſtanzliche Gericht ge⸗ 
zwungen, den Beweisanträgen des Angeklagten, um die man bei Vermei⸗ 
dung der Nichtigkeit der Entſcheidung nicht „herumkommen konnte“, ſtatt⸗ 
zugeben. Daß der Entwurf dieſem die Rechtsſicherheit einigermaßen ver⸗ 
bürgenden Zuſtand ein Ende zu machen beſtrebt iſt, kann bei den volksfeind⸗ 
lichen Tendenzen des Entwurfes nicht wundernehmen. Dieſer ſchlägt vor, 
daß eine Beſchränkung der Verteidigung nur inſoweit einen Reviſionsgrund 
abgeben darf, als ſie auf einem Rechts irrtum des beſchließenden Gerichtes 
beruht. Soweit dagegen ein ſolcher in den Anordnungen des Gerichtes nicht 
erkennbar ſei, könne eine Anfechtung durch das Rechtsmittel der Reviſion 
keinen Erfolg haben. Ein Übergriff des Reviſionsgerichtes auf das Gebiet 
der tatſächlichen Würdigung müſſe ausgeſchloſſen bleiben. Hier wird alſo in 
der Tat der obenerwähnte ungeheuerliche Vorſchlag des Oberlandesgerichts⸗ 
rats Spindler allen Ernſtes dem Reichstag als geſetzgeberiſche Neuheit vor⸗ 
geſchlagen. 

Da das böſe Reichsgericht ſo oft bei Ablehnung von Beweisanträgen die 
Verteidigung in weſentlichen Punkten als unzuläſſig beſchränkt erachtet hat, 
und die unteren Gerichte daher unter dem ſteten Druck der drohenden Auf⸗ 
hebung unrichtiger Urteile durch das höchſte Gericht geſtanden haben, wird 
der einfache Ausweg vorgeſchlagen, dem Reichsgericht entgegen ſeiner bisherigen 
Rechtſprechung die Abwägung des Wertes der bereits erhobenen und der von 
den Prozeßbeteiligten neu angebotenen Beweiſe und des Wertes der Beweis⸗ 
mittel ſchlankweg zu entziehen, das heißt mit anderen Worten: das Reichs⸗ 
gericht wird faſt niemals mehr die Möglichkeit haben, Urteile wegen Ablehnung 
von Beweisanträgen aufzuheben. Denn Rechtsfehler wird das untere Ge⸗ 
richt bei Auslegung der jede Deutung zulaſſenden Kautſchukbegriffe: Be⸗ 
deutungsloſigkeit der unter Beweis geſtellten Tatſache ik die Entſcheidung 
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umd Ungeeignetheit des in dem Beweisantrag bezeichneten Beweismittels, kaum 
nachen und machen können. Nur wird es zu Unrecht annehmen, daß dieſe 
Borausjegungen tatſächlich gegeben ſeien. In dieſer Beziehung aber ſoll 
a in Zukunft dem Reichsgericht der Mund verſchloſſen werden. Dieſer ganz 
imſcheinbare, mit wenigen eiligen Worten von den Motiven begründete Vor- 
‚lag iſt praktiſch von der allereinſchneidendſten Bedeutung. Solange er nicht 
allen gelaſſen wird, iſt dem Entwurf gegenüber die Deviſe: „Glatt ablehnen“ 
geboten. Er degradiert das Reviſionsverfahren zu einer ſchlechten Komödie. 
Für alle die vorerwähnten einſchneidenden Verſchlechterungen des geltenden 
Rechtes ſoll nun die Berufung entſchädigen. Es erſcheint unbedenklich, wie 
die Motive ſagen, den Standpunkt des geltenden Rechtes zu verlaſſen, weil 
hurch die Einführung der Berufung für eine erſchöpfende tatſächliche Würdigung 
des Straffalles in weit größerem Umfange Sorge getragen iſt. Wie aber 
oll, ſo müſſen wir demgegenüber fragen, wirklich eine erſchöpfende tatſächliche 
Würdigung des Straffalles möglich ſein, da doch für die Berufungsinſtanz 
iejelben Einſchränkungen des Umfangs der Beweisaufnahme gelten wie für die 
erſte Inſtanz? Dem Angeklagten ſtehen zwar formell zwei Inſtanzen zur Ber: 
fügung, in Wahrheit aber vermag er in keiner der beiden die Vernehmung der 
don ihm für erheblich erachteten Zeugen und Sachverſtändigen durchzuſetzen. 
Treten aber an Stelle der bisherigen gut organiſierten einen Hauptverhandlung 
zwei mangelhaft organiſierte, ſo wird damit die rechtliche Stellung des An⸗ 
zeklagten verſchlechtert. Dies iſt ſo ſelbſtverſtändlich und ſo häufig geſagt 
worden, daß dieſe triviale Binſenwahrheit zu wiederholen faſt läſtig iſt. 
Es kommt aber etwas Weiteres hinzu: Die kurz vorher angeführte Stelle 
der Motive ſtellt ein illoyales Taſchenſpielerkunſtſtück dar. Schon heute 
gibt es gegen die Urteile der Schöffengerichte die Berufung. In der 
Berufungsinſtanz aber müſſen, abgeſehen von den Anklagen wegen Über⸗ 
tretungen und von Privatklageſachen, die vom Angeklagten geladenen Zeugen 
und Sachverſtändigen vernommen werden. Der Entwurf ändert dieſe Vor⸗ 
ſchrift dahin ab, daß in der über die Urteile der Schöffengerichte entſcheidenden 
Berufungsinſtanz nicht etwa nur unter den vorerwähnten Vorausſetzungen 
von der Vernehmung der vom Angeklagten zur Stelle geſchafften Zeugen und 
Sachverſtändigen Abſtand genommen werden darf, vielmehr ſoll die Berufungs⸗ 
inſtanz nach völlig freiem Ermeſſen, ohne an irgend eine Schranke 
gebunden zu ſein, den Umfang der Beweisaufnahme beſtimmen dürfen. Es 
wird alſo gerade in dem Falle, in dem es ſchon nach geltendem Rechte die 
Berufung gibt, die Stellung des Angeklagten bis ins Maßloſe hinein ver⸗ 
ſchlechtert. Und da wagen die Motive davon zu ſprechen, daß die Einführung 
der Berufung zur Einſchränkung der Rechte des Angeklagten die Veranlaſſung 
gegeben habe. Nein, die Regierung benutzt den Umſtand, daß man gegen 
die Urteile ganz anderer Gerichte eine Berufung zuläßt, dazu, Angeklagten 
und Verteidiger in allen Fällen wehrlos zu machen und wohlwollend auf die 
Einſicht der Behörden zu verweiſen. 

So weit zu gehen, hat nicht einmal die urreaktionäre Strafprozeßkommiſſion 
den Mut gehabt. Selbſt ſie wollte, abgeſehen von Übertretungen und Privat⸗ 
klageſachen, der Berufungsinſtanz die Befugnis, von der Erhebung einzelner 
Beweiſe abzuſehen, nur dann geben, wenn das Gericht die zu erweiſenden 
Tatſachen zugunſten des Angeklagten für bereits erwieſen oder einſtimmig für 
unerheblich erachtet. Der Entwurf dagegen ſtellt hier die Frage des Umfangs 
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der Beweisaufnahme in das völlig freie Ermeſſen, in das abſolute Belieben 
des Gerichtes, das an keine Schranke gebunden iſt. Es wird, wie die Motive 
(S. 289) wörtlich ſagen, „der ſchon bisher für Übertretungen und Privat 
klageſachen geltende Rechtszuſtand auf alle vor den Berufungsſtrafkammern 
verhandelten Sachen ausgedehnt“. Dies iſt, wenn man erwägt, daß die weit⸗ 
aus überwiegende Zahl aller Strafſachen nach den Vorſchlägen des Ent⸗ 
wurfes in erſter Inſtanz vor dem Schöffengericht verhandelt wird, in zweiter 
Inſtanz alſo vor die Berufungsſtrafkammer des Landgerichtes gelangt, der 
ungeheuerlichſte Vorſchlag, der je gemacht iſt. x 

Wir find bei der Frage, wie der neugeplante Rechtszuſtand wirken wird, 
nicht auf Vermutungen angewieſen, ſondern können die Tatſachen reden laſſen. 
Wie ſelten findet man in Übertretungs⸗ und Privatklageſachen eine erſchöpfende 
tatſächliche Würdigung des Straffalls vor der Strafkammer, wo das Gericht 
den Umfang der Beweisaufnahme nach Belieben beſtimmt und keinerlei Be⸗ 
ſchränkungen der Verteidigung in der Reviſionsinſtanz gerügt werden dürfen. 
Hat der Schutzmann ſeine den Angeklagten belaſtende Ausſage gemacht, ſo 
iſt in der Regel die Sache „genügend aufgeklärt“ und die Beweisaufnahme 
geſchloſſen. Und dieſer Rechtsgrundſatz ſoll jetzt auf die weitaus größte Zahl 
aller Strafſachen ausgedehnt werden. Die vom Entwurf vorgeſchlagene Rege⸗ 
lung der Hauptverhandlung iſt geradezu ein Skandal. Kein Volk, das auf 
ſeine Ehre etwas hält, darf dieſe Einſchränkung ſeiner Rechte auf einem tief 
in die ſtaatsbürgerliche Freiheit eingreifenden Gebiet ruhig ertragen. 10 


Literariſche Rundſchau. 


Dr. Ludwig Reinhardt, Vom Nebelfleck zum Menſchen. Eine gemeinverſtänd⸗ 
liche Entwicklungsgeſchichte des Naturganzen nach den Forſchungsergebniſſen. 
Band I: Die Geſchichte der Erde. Mit 194 Abbildungen im Text, 17 Vollbildern 
und 3 geologiſchen Profiltafeln nebſt einem farbigen Titelbild von A. Marcks. 
600 Seiten. Gebunden 8,50 Mark. | 1 

Band II: Das Leben der Erde. Mit 380 Abbildungen im Text, 21 Vollbildern 
nebſt einem farbigen Titelbild. 625 Seiten. Gebunden 8,50 Mark. München, Ernſt 
Reinhardt. 


Die beiden uns vorliegenden Bände gehören mit zu den beſten Darbietungen, 
die auf dieſem Gebiet vorhanden ſind. Überall iſt auf die neueſten Forſchungs⸗ 
ergebniſſe hingewieſen und in überſichtlicher Weiſe eine außerordentlich große 
Menge von Einzelheiten zum deutlichen Geſamtbild geordnet, ohne daß dabei, um 
eine künſtliche Einheitlichkeit zu ſchaffen, dort, wo die Forſchung noch Lücken laſſen 
muß, durch phantaſtiſche Dichtungen die wiſſenſchaftliche Erkenntnis „ergänzt“, 
richtiger geſagt gefälſcht wird — wie das leider bei ſo manchem in Schönheit 
ſchwelgenden Schriftſteller Mode geworden iſt. Der erſte Band ſchildert die Ent⸗ 
wicklung unſeres Sonnenſyſtems und der Sternenwelt, um dann eingehender die 
Entſtehung der Erdoberfläche zu erörtern, unterſtützt durch eine Fülle von Land⸗ 
ſchaftsbildern, Profilzeichnungen und Photographien. Der zweite Band bringt 
im Anſchluß an die neueſten Theorien eine feſſelnde Schilderung der Entſtehung, 
Entwicklung und Erſcheinungen des Lebens ſowie eine gründliche Würdigung der 
Abſtammungslehre, an die ſich reiche Materialſammlungen über Symbioſe, Tier⸗ 
und Pflanzengenoſſenſchaften und das Schmarotzertum anſchließen. Beſonders an⸗ 
zuerkennen iſt die Methode Reinhardts, bei wichtigen, namentlich noch umſtrittenen 
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Sypothefen die Forſcher ſelbſt in ausführlichen Zitaten zum Worte kommen zu 
aſſen. Nur Reinhardts Vorliebe für teleologiſche Erklärungen können wir nicht zu⸗ 
timmen; ſie führen, ob beabſichtigt oder unbeabſichtigt, zurück in die von der Natur⸗ 
orſchung zu überwindende Myſtik. Auch der zweite Band bringt zahlreiche wertvolle 
Abbildungen, die in vorzüglichſter Weiſe hergeſtellt ſind, wie überhaupt die Aus⸗ 
tattung des Buches eine glänzende iſt. ew. 


8, Prokopowitſch, Raboischeje dwischenije w Germanii (Die Arbeiterbewegung 
in Deutſchland). St. Petersburg 1908. 


Die deutſche Sozialdemokratie und die deutſche Arbeiterbewegung in allen 
hren Formen haben ſtets einen ungeheuren Einfluß auf die Geſchicke der ruſſiſchen 
Sozialdemokratie ausgeübt. An der Hand der Geſchichte der deutſchen Sozialdemo⸗ 
ratie, der Lehren ihrer Theorie und Praxis ſind alle mehr oder weniger hervorragenden 
Hründer und Leiter der ruſſiſchen Sozialdemokratie groß geworden. Die ruſſiſche 
Arbeiterbewegung ſteht auf den Schultern der deutſchen Arbeiterbewegung, und ſie 
ſat — allerdings nicht immer mit Erfolg — deren Erfahrungen benutzt, um Fehler 
u vermeiden. 
| Leider iſt die Bekanntſchaft mit dieſen Erfahrungen noch heute wegen des 
Mangels an entſprechenden literariſchen Hilfsmitteln für unſere ruſſiſchen Genoſſen 
mBerordentlich erſchwert. Nach den Oktobertagen des Jahres 1905 iſt zwar eine 
woße Reihe deutſcher Schriften in ruſſiſcher Überfegung erſchienen, aber keine von 
hnen gibt ein vollſtändiges Bild der deutſchen Arbeiterbewegung. Es iſt darum 
ſegreiflich, welches Intereſſe jeder ſelbſtändige Verſuch hervorruft, den ruſſiſchen 
Fenoſſen ein ſolches Bild zu geben. Ein ſolcher Verſuch iſt aber auch für die 
ſeutſchen Sozialdemokraten intereſſant, denn er zeigt ihnen, wie ihre Tätigkeit von 
zen Genoſſen und Mitkämpfern im internationalen Kampfe gegen den Kapitalismus 
mfgefaßt wird. 

Die eingangs erwähnte Schrift ſtellt einen ſolchen Verſuch dar. Ihr Autor iſt 

in konſequenter Reviſioniſt, allerdings ſoweit in Verbindung mit dem Reviſio⸗ 
tismus von Konſequenz geſprochen werden kann. Zum Unterſchied von Struve, 
tugan⸗Baranowsky, Bulgakow und einer ganzen Reihe anderer Exmarxiſten in 
Rußland betrachtet Prokopowitſch ſich noch heute als einen Sozialdemokraten. Von 
ven deutſchen Reviſioniſten unterſcheidet er ſich durch die Entſchloſſenheit, mit der 
r — in noch ſtärkerem Maße als Maurenbrecher — mit allen Traditionen der 
Agitationstaktik der Sozialdemokratie“ bricht. „Wir würden“ — ſo ſchreibt Herr 
Brofopowitich auf S. 265 feiner Schrift — „direkt leichtfertig handeln, wenn wir 
zieſe Auffaſſung (es handelt ſich hier um das „Erfurter Programm) von dem 
Standpunkt kritiſieren wollten, ob ſie dem wirtſchaftlichen Entwicklungsgang der 
Arbeiterbewegung entſpricht und ob ſie wiſſenſchaftlich iſt. Sie enthält kein 
ran Wiſſenſchaft — und kann auch keines enthalten. Wenn die Ver⸗ 
reter der Agitationstaktik der deutſchen Sozialdemokratie ihre Auffaſſung als 
wiſſenſchaftlichen Sozialismus“ betrachten, jo liefern fie ſich damit ſelbſt ihren 
Segnern aus. Es iſt nicht ſchwer nachzuweiſen, daß die wiſſenſchaftlichen“ Prin⸗ 
ipien dieſer Taktik jeder Wiſſenſchaftlichkeit bar find: die Arbeiterbewegung igno⸗ 
iert hartnäckig die wiſſenſchaftlichen Forderungen der wiſſenſchaftlichen Sozia⸗ 
iſten “.“ 
Dies alles hindert aber Herrn Prokopowitſch nicht, Sozialdemokrat zu bleiben! 
Ind was noch erſtaunlicher iſt — auch Sozialdemokraten betrachten ihn noch als 
inen Sozialdemokraten! Dabei ſpricht man noch von der außerordentlichen Un— 
zuldſamkeit, die in den Reihen der ruſſiſchen Sozialdemokratie herrſcht! 

Herr Prokopowitſch verkündet den ruſſiſchen Genoſſen den vollen Sieg des 
veutfchen Reviſionismus. „Den kritiſchen Teil der Aufgabe eines Ideologen der 
ieuen Bewegung innerhalb der ſozialdemokratiſchen Partei nahm Bernſtein auf 
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ſich — und das mit vollem Erfolg, wie er im Jahre 1905 ſelbſt kon⸗ 
ſtatierte!“ Prokopowitſch argumentiert hier nach der Methode des Paſtor 
Manders in Ibſens „Geſpenſtern“: der kindiſch⸗naive Paſtor weiß ganz beſtimmt, 
daß Engſtrand ein braver Mann iſt, denn dieſer hat es ihm ſelbſt geſagt. 4 
Und dennoch iſt unſer Biedermann mit Bernſtein unzufrieden. „Man muß“ 
— ſo ſchreibt er — „den Begriff des Klaſſenkampfes ſelbſt einer Reviſion unter⸗ 
ziehen.“ Trotz aller theoretiſchen Siege des Reviſionismus beſtimmt die „ortho⸗ 
doxe Auffaſſung“ noch heute die Richtung der geſamten praktiſchen Tätigkeit der 
deutſchen Sozialdemokratie. Daher die „chaotiſche Lage der poſitiven Theorie des 
deutſchen Reviſionismus, der ſehr oft zu Widerſprüchen und plötzlichen Ab⸗ 
weichungen führt“. Ein neuer Mephiſto, ruft Prokopowitſch dem zaghaften Fauſt⸗ 
Bernſtein zu: „Stoß zu!“ Der Degen, der dem marxiſtiſchen Valentin den Todes 
ſtoß geben ſoll, das iſt die neue „poſitive Theorie“, die lautet: 9 
„Nicht das Programm beſtimmt die Bewegung, ſondern umgekehrt die Be 
wegung das Programm. Ein prinzipielles Programm, das notwendig zum Dog⸗ 
matismus führt, bildet nur ein Hindernis auf dem Wege einer gefunden Entwick⸗ 
lung der Partei. . .. Die Fragen der Taktik haben keinen Zuſammenhang mit den 
Prinzipien der Partei.“ j * 
„Stoß zu!“ — und mit einem Schlage haben wir eine Taktik ohne Prinzipien, 
einen Körper ohne Kopf. Die ruſſiſchen Freiheitstage (Oktober 1905) lieferten die 
Probe aufs Exempel: Prokopowitſch machte damals den Verſuch, eine Partei „ohne 
Namen“ ſowie eine Zeitſchrift ins Leben zu rufen, die tatſächlich den Titel führte 
„Namenlos“. Man könnte den Titel auch überſetzen: Kopflos. 5 
Eine Nation ſoll und kann von der anderen lernen. Jetzt, da der Reviſto⸗ 
nismus eine neue „Rettungsaktion“ einleitet, kann man nur wünſchen, daß Herr 
Prokopowitſch, wie vor kurzem Tugan⸗Baranowsky, einen Verleger findet, der 
feiner reviſioniſtiſchen Weisheit letzte Schlüſſe den deutſchen Genoſſen übermittell, 
Wozu auch Arbeit und Zeit verſchwenden, wenn ſchon eine fertige Fundgrube von 
Materialien zum „Entkleiſtern der Köpfe“ vorhanden iſt! N 
In ſonſtiger Beziehung bietet Prokopowitſchs Schrift nichts Intereſſantes. Der 
Autor wollte die günſtige politiſche Konjunktur ausnutzen und beeilte ſich, ſeine 
Schrift zu veröffentlichen, indem er einen Teil ſeiner früheren, bereits 1899 er⸗ 
ſchienenen Abhandlung über die Arbeiterbewegung in Weſteuropa durch neuere 
Daten vervollſtändigte. Indeſſen finden wir darin keine Geſchichte der deutſchen 
Sozialdemokratie von 1899 bis 1908, der Wahlen der Jahre 1903 und 1907, des 
Aufſchwunges der Agitation unter den Landarbeitern, der Entwicklung der kulturell⸗ 
bildenden Tätigkeit, des Umbaus der Parteiorganiſation, des Kampfes für und 
wider den Maſſenſtreik, des Wahlrechtskampfes in Preußen. Nichts von alledem, 
ſondern nur einige zufällige Zitate und einige Ziffern der Wahlſtatiſtik. Beſonders 
ſchlecht iſt der Abſchnitt, der die Gewerkſchaftsbewegung behandelt. Der Autor 
ſelbſt ſagt, daß dieſe Bewegung im Jahre 1898 „ihre Kinderjahre kaum über⸗ 
ſchritten hatte“. Trotzdem begnügt er ſich jetzt damit, das alte Material nach⸗ 
zudrucken und nur kurzerhand das Zahlenmaterial der letzten Jahre hinzuzufügen. 
Er nahm ſich nicht einmal die Mühe, die ungeheure Literatur, die von den Gewerk⸗ 
ſchaften geſchaffen wurde, auch nur oberflächlich kennen zu lernen, und hat keine 
Ahnung von dem neueren Leben der Gewerkſchaftsbewegung, der wirklichen Ge 
ſchichte und der Eigenart der heutigen Gewerkſchaften. In ähnlicher Weiſe iſt auch 
das Kapitel über die „Hilfskaſſen“ gehalten, mit dem aus vollkommen unbegreif⸗ 
lichen Gründen die Schrift eingeleitet wird, desgleichen auch das Kapitel über die 
„Genoſſenſchaftsbewegung“. Aus der letzteren erfahren wir einerſeits, daß die 
deutſche Sozialdemokratie die Genoſſenſchaften „boykottierte“, und andererſeits, daß 
die Genoſſenſchaftsbewegung ſich in den neunziger Jahren durch die Teilnahme der 
„aktiven Elemente“ entwickelte, die „die Schule der ſozialdemokratiſchen Partei und 
der Gewerkſchaften durchgemacht hatten“. | N. Rjaſanoff. 
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Nr. III der Bibliotheque du Mouvement Socialiste. Paris, Marcel Rivière. 64 ©. 
Dieſe Schrift bildet einen Teil der von der Monatsſchrift des franzöſiſchen 
Eindikalismus zum Zwecke einer zuſammenhängenden Darſtellung ihrer Anſchau⸗ 
ungen herausgegebenen Bibliothek und kann deshalb in gewiſſem Sinne als theo- 
etiſche Programmſchrift des Syndikalismus gelten. Der Name bezieht ſich darauf, 
aß durch die Bernſteinſche Kritik die alten marxiſtiſchen Auffaſſungen zerſtört 
eien, trotz alles Bemühens der Dogmatiker, die ſie als endgültige Wahrheit un⸗ 
ſeändert feſthalten möchten, während die politiſche Partei immer mehr den Boden 
es Marxismus verläßt. „Politiſche Parteien find Koalitionen, die ſich bilden, um 
ne Vorteile des Beſitzes der Staatsgewalt zu erobern“; oft von Perſonen orga⸗ 
liert, die in ihrer eigenen Klaſſe nicht emporkommen konnten, können fie nur Ein⸗ 
luß gewinnen, wenn ſie ſich der Beſchwerden der unterdrückten Klaſſen annehmen 
md dieſe zu ihrem Zwecke ausnutzen. Durch die Einmiſchung dieſer politiſchen 
Zarteien verlieren die revolutionären Bewegungen ihre erſte Einfachheit. Dies iſt 
ie ſyndikaliſtiſche Theorie des Staates und der Politik; man kann verſtehen, wie 
ie in Frankreich mit ſeinem zentraliſierten bürgerlichen Staate, ſeiner Maſſe von 
Imtern und Stellen, die ein ganzes Heer von Intellektuellen ernährt, ſeiner Regie⸗ 
ung von Geſchäfts⸗ und Beutepolitikern, emporkommen mußte. 
| Bernſtein betrachtete den Blanquismus als den Grundfehler des Marxismus, 
ver fich dadurch auf dem Widerſpruch zweier Gedanken von Reform und Revo⸗ 
ution aufbaute. Aber er hat das Weſen des Blanquismus nicht verſtanden. Das 
ag nicht an den revolutionären Putſchen, ſondern daran, daß ein kleiner, der In⸗ 
elligenz angehörender Generalſtab ſich als Führer der großen, zur Herdenrolle gut 
zachteten Volksmaſſe aufwirft. Dies iſt aber gerade auch das Weſen des modernen 
Parlamentarismus, wo ebenfalls die einzelnen Führer an Stelle der Maſſe handeln 
vollen. Marx war ein erbitterter Feind dieſer Führerrolle, die ſich die Intelligenz 
iber die Arbeiter anmaßen will; in ſeiner Denkſchrift über die Bakuninſche Allianz 
verhöhnt er dieſe Idee mit den ſchärfſten Ausdrücken. Seine Inkonſequenz lag 
yerin, daß er dennoch die Eroberung des Staates als Ziel aufſtellte, trotzdem der 
Staat nichts iſt als ein mit Privilegien und Machtmitteln bekleidetes Korps von 
Intellektuellen, die Eroberung des Staates alſo nur die Erſetzung einer Gruppe 
neſer Leute durch die andere fein kann. Der Grund dieſer Inkonſequenz lag darin, 
aß zu ſeiner Zeit eine ſelbſtändige ſtarke Klaſſenbewegung der Arbeiter fehlte. 
Jetzt beſteht dieſe in den revolutionären Gewerkſchaften; jetzt erlebt der Marxismus, 
der in der ſozialiſtiſchen Partei zugrunde gehen mußte, weil dieſe ſich genau wie 
ine bürgerliche Partei benehmen muß, in der Praxis des Syndikalismus die Ver⸗ 
virklichung ſeines Hauptgedankens: der Organiſierung der proletariſchen Maſſen 
jegen den Kapitalismus. 
Dies ſind die Hauptgedanken der ſyndikaliſtiſchen Theorie, die in dieſer Schrift 
nit verſchiedenen wenig bedeutenden hiſtoriſchen und theoretiſchen Betrachtungen 
bermiſcht und zuſammengewürfelt ſind. Der vollkommene Mangel an Verſtändnis 
ür die hinter der politiſchen Bewegung ſtehenden Klaſſenintereſſen, der den konſus⸗ 
yürgerlichen Charakter ſolcher Schriften bedingt, erklärt ſich zur Genüge aus dem 
ompfizierten Charakter der politiſchen Kämpfe in einem Lande wie Frankreich, wo 
die ökonomiſche Entwicklung nur langſam vor ſich geht. A. P. 


Er: Sorel, La decomposition du Marxisme (Der Zerfall des Marxismus). 


5 einrich Herkner, Die Krbeiterfrage. Eine 1 Fünfte Auflage. Berlin, 
J. Guttentag. XX, 761 Seiten. 9,50 Mark. 

Die erſte Auflage dieſer Schrift aus dem Jahre 1894 wurde in der „Neuen 
Zeit“ von Ed. Bernſtein beſprochen (XII, 2, S. 583 ff.). Er zeigte, wie verſtändnislos 
Herkner dem Marxismus gegenüberſtehe, kritiſierte das „begeiſterte Lob“, das Voll⸗ 
nars „neuerdings eingeſchlagene Politik Herrn Herkner“ entlocke, was freilich be⸗ 
greiflich ſei; dann äußerte er ſich ſkeptiſch über das Streben des Autors, „den be⸗ 
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ſitzenden und gebildeten Klaſſen“ ins Gewiſſen zu reden, damit ſie den Arbeitern 
die Hand reichen „zu einer gemeinſamen, ehrlichen Reformarbeit“ — „eine Löblich 
Abſicht, ... nur glauben wir an keinen beſonderen Erfolg feiner Predigten“. 
Endlich verhöhnte der Kritiker Herkners Abſcheu vor der Revolution, die ihn 
„der leibhaftige Antichriſt ſei“. 1 
Andererſeits erkannte aber Bernſtein auch an, daß das Buch „manche wirklich 
gute Kapitel enthält, oft treffende Kritik an den Verhältniſſen übt und ſich in bezug 
auf die Zuſtände der Gegenwart und die Maßnahmen der Regierung im ganzen 
frei von Schönfärberei hält“. 6 
Seitdem iſt das Buch völlig umgearbeitet und die Schilderung der tatſächlich 
Verhältniſſe bis auf den neueſten Stand fortgeführt worden. Trotzdem können 
das Urteil Bernſteins auch für die fünfte Auflage vollſtändig wiederholen. 2 
So weit die neuen Einfügungen eine Kritik des Marxismus bedeuten, offen 
baren ſie ganz die alte Verſtändnisloſigkeit. Erheiternd wirkt es, daß Herkner 
glaubt, es bilde einen Einwand gegen die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung, wei 
er die Behauptung aufſtellt, es ſei „trotz der Verſuche von Bauer⸗Engels u 
Kalthoff noch nicht geglückt, die welthiſtoriſche Erſcheinung des Chriſtentums u d 
jeiner verſchiedenen Kirchen vom Standpunkt des fozialen (sic!) Materialismus be⸗ 
friedigend zu erklären“ (S. 616). 4 
Ich fürchte, mein Buch über das Chriſtentum, das gleichzeitig mit der fünften 
Auflage der „Arbeiterfrage“ erſchien, wird Herkner auch nicht „befriedigen“. K. 


Notizen. 


Anfallriſiko und Raſchin en arbeit. In den Berichten der Gewerbeinſpektoren 
kehrt faſt regelmäßig die Feſtſtellung wieder, daß die meiſten Betriebsunfälle durch 
Berührung ſich bewegender Maſchinenteile veranlaßt wurden. Die Richtigkeit dieſer 
Angaben wird natürlich von Unternehmerſeite immer beſtritten; betrachtet es doch 
der Arbeitgeber als eine läſtige Feſſel, Sicherheitseinrichtungen zum Schutze d 
Arbeiter vor der unheilvollen Berührung laufender Maſchinen anzubringen. d 
Vorſchriften ſucht man zu umgehen oder beachtet ſie überhaupt nicht. 

Um die Wirkung der Maſchinenarbeit auf die Unfallziffern feſtzuſtellen, könn 
man verſchiedene Methoden anwenden. Ein Maßſtab wäre vielleicht die Anzahl, 
welcher ein beſtimmter Unfall im Verhältnis zu der Geſamtzahl aller Unfälle vorkomn 

So hatte eine Zählung der Unfälle in Frankreich in den Jahren von 1901 b 
1906 das Reſultat ergeben, daß von 1150000 Unfällen, wobei diejenigen m 
weniger als 4 Tagen Arbeitsunfähigkeit nicht mitgerechnet ſind, ungefähr ein Sechſt 
durch Berührung mit Maſchinen verurſacht wurden. Von 30000 in Holland unte 
ſuchten Fällen waren 5000, alſo ebenfalls ein Sechſtel, durch Maſchinen veranlaß 
wobei auch die durch Keſſel, Dampfgefäße, Exploſionen und beißende Stoffe ver⸗ 
urſachten mitgezählt wurden. 1 

Nun erweiſt ſich allerdings die Zahl der Unfälle allein nicht als der alleinige 
Maßſtab, um die Größe und den Ernſt der Unglücksfälle veranf chaulichen zu könne 
Der Verluſt eines Armes iſt zum Beiſpiel als ein viel ſchwereres Unglück an 
ſehen als der Verluſt eines Fingers oder das Eintreten einer vorübergehenden 
krankung. Ein Mitarbeiter des „Ingenieur“ hat daher den Koſtenpunkt, die Höh 
der Unfallrente als Vergleich mit herangezogen und gewann dadurch ein ſehr inte 
eſſantes Zahlenmaterial. Es wurden die verſchiedenen Betriebsarten zuſammen 
geſtellt, bei denen überall Maſchinen in Gebrauch waren. Dann teilte man di 
Betriebe in drei Klaſſen. Zur erſten Klaſſe gehören die Betriebsarten mit Unfä 
an Maſchinen, für die im Durchſchnitt 75 Prozent der geſamten überhaupt aus 
gezahlten Unfallrenten in Frage kommen, zur zweiten Klaſſe 50 Prozent, zur dritten 
Klaſſe 25 Prozent. Eine ſolche Tabelle ergibt folgendes Bild: 
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totizen. 857 
Klaſſe I Klaſſe II Klaſſe III 
75 Prozent 50 Prozent 25 Prozent 
reichen mit Kraftmaſchinen | Getreidemühlen Zementfabriken 
utterſchneiden mit Ma: Kalkbrennereien Steinhauereien 
ſchinen Porzellanfabriken Glasfabriken 
iegeleien mit Kraft⸗ Glasſchleifereien Kabelfabriken 
maſchinen Spiegelglasfabriken Stahl: u. Eiſengießereien 
rahtziehereien Kleineiſenwarenfabriken Fabriken eiſerner Möbel 
lechwarenfabriken Schmieden Kupferſchmieden 
ſteſſerfabriken Schrauben- u. Nietenfabr. Keſſelſchmieden 
ſeſſingwarenfabriken Armaturenfabriken Lokomotivpfabriken 
abriken von Muſikinſtru⸗ Nähmaſchinenfabriken Maſchinenfabriken 
menten Fabriken von Webſtühlen, Werften 
eide⸗, Woll⸗, Hanf⸗ und von Werkzeugmaſchinen, Wagenfabriken 
Baumwollſpinnereien von Fahrrädern und In⸗ “Fabriken von Inſtalla⸗ 
apierfabriken ſtrumenten tionsmaterial 
olzſägen mit Waſſerkraft⸗ | Olfabriken Chemiſche Fabriken 
und Kreisſägen Elektriſche Zentralen Streichholzfabriken 
rotfabriken Moll u. B'wollwebereien Leuchtgasfabriken 
ſchuhfabriken Färbereien Erdölraffinerien 
zuch⸗ und Steindruckereien Lederfabriken Seifenfabriken 
Zäſchereien Gummiwarenfabriken Zuckerfabriken und Raf⸗ 
nopffabriken (Horn) Möbelfabriken finerien 
Schokoladefabriken Brauereien 
Fleiſch⸗ u. Wurſtfabriken Spiritusfabriken 
Branntweinbrennereien Hutfabriken 
Malzfabriken Konſtruktionswerkſtätten 
| Metallknopffabriken 


Bemerkenswert iſt an dieſer Tabelle, daß die höchſten Unfallſummen nicht 


twa dort gezahlt wurden, wo die Arbeitsmaſchinerie am vielſeitigſten ausgebildet iſt 
iehe Klaſſe III Lofomotivfabriten, Maſchinenfabriken uſw.), ſondern dort, wo die 
denſchliche Arbeitskraft durch Handgriffe eingreift in die Maſchinen⸗ 
rbeit. Die geringſte Unfallziffer wird immer dort erreicht werden können, wo 
er Konſtrukteur eine automatiſch arbeitende Werkzeugmaſchine erſinnt, für die 
er Arbeiter nur das Rohmaterial heranzuſchaffen hat. 

Ein ſehr ernſtes Bild der verheerenden Wirkung von Maſchinenarbeit zeigt 
ch aber, wenn wir das Geſamtreſultat betrachten. Wenn man alle Betriebe 
uſammenrechnet, darf man im Durchſchnitt annehmen, daß die Hälfte der Un⸗ 
älle durch Maſchinen verurſacht wurde. Dabei enthält die benutzte Statiſtik 
ur diejenigen Fälle, die wenigſtens 4 Wochen Arbeitsunfähigkeit mit ſich brachten. 
Ne anderen Unfälle fallen unter das Krankengeſetz. 

Das Gebiet der Unfallverhütung bietet noch ein weites Feld intenſiver Be⸗ 
rbeitung ſeitens der Arbeiterſchaft ſelbſt. Wenn man die fachlichen Ausſtellungen 
rößerer Induſtrieſtädte beſucht, findet man oft geniale Konſtruktionen von Schutz⸗ 
orrichtungen und Sicherheitseinrichtungen von verblüffender Einfachheit. Leider 
ber bekommt man dieſe Einrichtungen nur im Ausſtellungsſaal zu ſehen, nicht 
achher in der Praxis, in der Fabrik. Der Unternehmer weigert ſich hartnäckig 
egen die Einführung ſolcher Neuerungen, ſowie dieſe irgend eine Einſchränkung 
es Unternehmergewinns zur Folge haben. Der Einfluß der Aufſichtsbehörden hat 
ier beſtimmte Grenzen und iſt es daher Sache der Arbeiter ſelbſt, die Einführung 
on genügenden Sicherheitseinrichtungen zum Schutze von Leben und Geſundheit 
er Beſchäftigten dem Unternehmer gegenüber durchzuſetzen. Richard Woldt. 
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Zlitſchriftenſchau. 


In der „Gritica sociale“ vom 16. November und 1. Dezember behandelt ein 
anonymer Genoſſe „Die italieniſche Kuslandspolitik und die Friedensbewegung 
Mit dem im vorigen Jahre mit dem Nobelpreis bedachten Friedensſchwärmer 
Moneta polemiſierend, vertritt der Autor die Anſicht, daß der Wunſch, dem 
eigenen Lande den Frieden zu erhalten, immer dem Wunſch nach höchſter Wohlfahrt 
und Tüchtigkeit dieſes Landes untergeordnet ſein müſſe. Ein Krieg, der Italien 
die Schäden und Laſten des Dreibundes erſpart hätte, wäre — wenn er im Jahre 1882 
möglich geweſen wäre — nach der Anſicht des Autors dem bewaffneten Frieden 
vorzuziehen geweſen. Die Zahl der ſeit 1882 bei den Hungeraufſtänden getöteten, 


ausgewanderten oder durch wirtſchaftliche Not frühzeitigem Tode überantworteten 
italieniſchen Proletarier wäre größer, als die Opfer eines Krieges ſein konnten, der 
Italien den übermäßigen Militäraufwand erſpart hätte. —* 
Seit 1882 ſei aber die Lage zu Italiens Vorteil — wenn auch nicht durch 
Italiens Verdienſt — eine andere geworden. England hat gegen Deutſchland Parte 
genommen, aus dem unverſöhnbaren Intereſſenkonflikt heraus, der ein Land mit 
freihändleriſcher Überlieferung einem protektioniſtiſchen Induſtrieland gegenüber 
ſtellt. Es iſt für Englands Wirtſchaftsleben eine Exiſtenzfrage, den deutſchen Pro⸗ 
tektionismus zu durchbrechen. Darum ſucht es in Europa nach Bundesgenoſſen 
und hat ſchon Frankreich, Rußland, Spanien und Portugal auf feiner Seite. Ber 
dem Wettrüſten zwiſchen England und Deutſchland liege der Tag nicht fern, an 
dem England Deutſchland zur beiderſeitigen Einſchränkung der Rüſtungen je | 
fordern wird. Wenn Deutſchland dieſe Bedingung nicht eingeht, ift der Krieg un⸗ 
vermeidlich. Der Autor meint, daß weder das deutſche noch das engliſche Prole⸗ 
tariat ernſtlich gewillt ſein werde, dieſen Krieg zu verhindern. 1 
Um ein derartiges Zuſpitzen der Situation zu verhüten, müſſe Italien aus dem 
Dreibund austreten. Dadurch würde die Wage der Macht der um England grup⸗ 
pierten Mächte entſcheidend gegenüber der um Deutſchland gruppierten a 
Italien als Bundesgenoſſe bringt nicht nur ſein Heer und ſeine Marine mit, die 
man vielleicht nicht hoch anſchlagen mag, ſondern auch ſeine für jeden europäiſchen 
Krieg unendlich wichtige Operationsbaſis. Dieſe neue Konſtellation würde ein 
Machtverhältnis ſchaffen, das Deutſchland zum Frieden zwänge. = 
Bleibt Italien im Dreibund, fo muß es feine Militärausgaben erhöhen; geht 
es zu England über, fo kann es ſich mit dem heutigen Militäcbudget begnügen 
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und dient wohl beſſer dem Frieden als die Pazifiſten mit ihren Phraſen. 0 

Italien könne allein aus dem Dreibund austreten oder im Bunde mit Öfter 
reich. Beide Mächte könnten ſich dann vereinigt für neutral erklären. Der Autor 
glaubt an die Möglichkeit eines dauernden Bündniſſes mit Öfterreich, wenn dieſes 
nur die nationalen Rechte der innerhalb ſeiner Staatsgrenzen lebenden Italiener an⸗ 
erkennt — Autonomie von Trient und italieniſche Univerſität in Trieſt — und darauf 
verzichtet, den Balkanhandel für ſich zu monopoliſieren. Natürlich könne von einem 
Austritt aus dem Dreibund erſt die Rede fein, wenn der Vertrag abgelaufen ſei 1 
oder die vertragſchließenden mitteleuropäiſchen Mächte feine Klauſeln verletzten, die 
ja auch Garantien der italieniſchen Intereſſen auf dem Balkan enthalten follen. | 

Von einem mittelalterlichen Dokument über den Generalſtreik berichtet 
Enrico Loncao in den „Pagine Liberi* vom 15. November. Das Dokument 
ſtammt aus der Zeit der Volksdiktatur in Florenz. Das Volk — die Zünfte — j | 
hatte über den Adel gejiegt und jicherte vie RE ſeiner Revolution durch Erlaß 
neuer Strafrechtsbeſtimmungen, der Ordinamenti di Giustizia vom Januar 1293 
und Schaffung einer neuen Exekutivgewalt, des Gonfaloniere di Giustizia, dem 
tauſend bewaffnete Fußgänger aus dem Handwerkerſtand beigegeben wurden. 
Wer adelig war oder mit den Familien des Adels verwandt, konnte nie das Amt 
des Gonfaloniere ausüben. Dreiunddreißig Geſchlechter wurden von dem * 
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Diktatur ausübenden Volke auf die Lifte der mit dieſer Unfähigkeit Behafteten ge- 
etzt. Es wurde auch beſtimmt, daß es nicht mehr genüge, um das Amt der 
riore zu bekleiden, in deren Hand die höchſte Regierungsfunktion lag, bei einer 
‚er Handwerkskorporationen eingetragen zu fein. Man mußte das Handwerk tat⸗ 
ächlich ausüben. Und in dieſer Zeit des Terrors ſtellte das ſiegreiche Volk an 
stelle der Klaſſenjuſtiz des Adels eben in den erwähnten Ordinamenti feine eigene 
Haſſenjuſtiz, die darauf ausging, jeden Übergriff des Adels gegen die popolani 
chwer zu ahnden, durch Leibesſtrafen und Zerſtörung und Einziehung der Güter. 
luf vorbedachte Tötung eines Mannes aus dem Volke, ſtand der Tod durch Ent⸗ 
auptung, Zerſtörung aller Habe der Familie und Einziehung des zerſtörten Gutes 
urch die Stadt. Verzeihung durch die Familie des Getöteten war kein Straf⸗ 
gilderungsgrund, denn der Mord wurde als Verbrechen gegen das Volksrecht auf⸗ 
efaßt. Für Verwundung mit dauernder Entſtellung waren 2000 Pfund zu be⸗ 
ahlen, und wenn die Zahlung nicht binnen zehn Tagen erfolgte, wurde dem Täter 
ie rechte Hand abgeſchlagen. Den Anſtifter traf dieſelbe Strafe wie den Täter. 
der Mann aus dem Volke, der die von Adligen erlittene Unbill nicht anzeigte, 
surde mit einer Geldſtrafe von 100 Pfund belegt. 

Die Prozedur hat etwas Terroriſtiſches. Um die Schuld zu beweiſen, genügten 
wei gut beleumundete Zeugen oder der Schwur des Verletzten oder feiner An- 
ehörigen. Konnte man des Schuldigen nicht habhaft werden, fo wurden deſſen 
Zerwandte beſtraft. Fünf Tage nach der Tat mußte der Prozeß beendet fein, acht 
zage, wenn es ſich nicht um Körperverletzungen handelte. Der Podestä ſprach das 
Irteil, der Gonfaloniere di Giustizia, deſſen Mannſchaften die Ergreifung des Ver⸗ 
ächtigen oblag, ließ das Urteil vollſtrecken. Die Adligen klagten bitter über das 
eue Regime. „Ein Pferd läuft und ſchlägt mit dem Schwanz einem Manne aus 
em Volke ins Geſicht, oder in einem Gedränge ſtößt einer ohne Abſicht einem 
nderen vor die Bruſt, oder Kinder von wenigen Jahren fangen Streit an — um 
Ü dieſes werden Menſchen Klage erheben und um fo kleine Dinge wird man zu⸗ 
runde gerichtet.“ 

Damit aber das Volk imſtande bliebe, einen machtvollen Druck auf die von ihm 
eſtellte Regierung auszuüben, finden wir in der Rubrik VI der Ordinamenti, die 
sahricheinlich nach dem Januar 1293 zugefügt wurde, die folgende Beſtimmung, 
ie den Generalſtreik als Druck auf die Exekutivorgane des Volkes feſtſetzt. „Und 
obald die angeführten Miſſetaten (der Großen) nicht beſtraft würden (innerhalb 
er vorgeſchriebenen Zeitgrenzen viriliter et potenter) vom Podestà, wie vorher 
eſagt wurde, jo ſollen alle Läden der Handwerker geſchloſſen fein und bleiben für 
lle Handwerker der Stadt Florenz. Und damit in dieſer Zeit keinerlei Arbeit ge⸗ 
chieht und dieſelben Handwerker bewaffnet und bewehrt bleiben, bis volle Erfüllung 
er Vorſchriften durchgeſetzt wurde, ſeien die Zuwiderhandelnden vom Herrn Haupt⸗ 
ann mit 25 Pfund Geldſtrafe belegt. Und allen einzelnen Handwerkern gegen— 
ber, die der Vorſchrift nicht folgen, habe der Hauptmann volle Willkür zu unter⸗ 
uchen, Urteil zu ſprechen und zu bejtrafen.”! 

Der Generalſtreik ſcheint einmal beantragt, aber nie in Anwendung gekommen 


u ſein. Am 3. März 1295 ftürzte der Adel die Volksherrſchaft von Florenz. 


Der lateiniſche Text lautet: Et [si]. dicta mallefitia punita non fuerint per 
Jominum Potestatem, ut dictum est, apothece omnes artificium eivitatis Florentie 
tare et teneri debeant clause et firmate per omnes artifices eivitatis Florentie. 
t quod interim nullum laborerium fiat, sed ipsi artifices armati et muniti stent 
t permaneant donee predicta omnia effectui demandentur, ut supra dictum est, 
ub pena librarum viginti quinque f. p. auferanda per Dominum Capitaneum 
ontrafacienti. Et contra omnes et singulos artefices predicta non servantes 
Jominus Capitaneus habeat merum et purum arbitrium in inquirendo, conoscendo 
t puniendo. ; 
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In der „Gritica sociale“ vom 1. Oktober referiert Dr. Lujjana Abe 
Unterſuchungen von Albertoni und Roſſi über die Ernährung des abruzzeſiſchen 
Landarbeiters. Beide Autoren haben die Stoffwechſelbilanz von drei Landarbe er⸗ 
familien der Provinz Teramo feſtgeſtellt. Die quantitative und qualitative Beſtim⸗ 
mung der aufgenommenen Nahrungsmittel und der ausgeſchiedenen Subſtanz 
wurde für 13 Perſonen während 4 bis 7 Tagen vorgenommen mit dem Ergebn 
einer in der mediziniſchen Literatur noch nicht verzeichneten Unterernährung. Zur 
Beobachtung wurden Familien guter, mittlerer und ſchlechteſter Lage herangezogen, 
alle Halbpartner nach dem in der Provinz vorherrſchenden Syſtem landwirtſch 
lichen Arbeitsvertrags. Für die erwachſenen Männer ergab ſich eine tägliche Au 
nahme ſtickſtoffhaltiger Subſtanzen von 60,2 bis 92,7 Gramm, während Molef 
bei mittlerer Arbeit 130, Voit 118, Ranke 100 Gramm als normal annehmen. 
Fett wurde in 24 Stunden ein Minimum von 28,2 Gramm und ein Marimu 
von 77,4 Gramm aufgenommen; die angeführten Autoren fordern eine Aufnahn 
von 84, 56 und 100 Gramm. An Kohlenhydraten wurden eingeführt ein Minimr 
von 383,14 Gramm und ein Maximum von 606,58 Gramm. Moleſchott berechn 
die Normalaufnahme an Kohlenhydraten auf 404 Gramm, Voit auf 500, Ranke 
auf 240. Dieſe, rein quantitativ betrachtet, ſchon jo ungünſtigen Zahlen geftalte 
ſich noch ungünſtiger durch die Qualität der Nahrungsmittel, die eine ſchlecht 
Aſſimilation und einen ſtarken Verluſt durch die Faeces bedingt. Es wurden 
bis 39 Prozent des aufgenommenen Stickſtoffs, 10 bis 17 Prozent der Fette, 2 Bi 
6 Prozent der Kohlenhydrate unbenutzt ausgeſchieden, weil mehr als die Hälf 
der Geſamtaufnahme an Kalorien durch Maisnahrung erfolgte! Fleiſch wird Da 
ganze Jahr nicht gegeſſen. Die ſo ernährten Landarbeiter verloren bei anſtrengende 
Arbeit in 24 Stunden 2 Gramm Stickſtoff mehr durch den Harn, als ſie mit de 
Nahrung aufnahmen, was einer täglichen Zerſtörung von 13 Gramm lebenden Ei 
weißes entſpricht. a 
Dieſelben Autoren, Albertoni und Roſſi, haben nun den Verſuch gemacht, den 
Verſuchsperſonen für die Dauer von 15 Tagen je 100 Gramm Fleiſch, für weitere 
15 Tage je 200 Gramm Fleiſch täglich zu verabfolgen. Die gewohnten Nahrungs 
mittel ſtanden daneben in unbeſchränkter Menge zur Verfügung. Die Analyfe 
wurden für die Dauer von je 3 Tagen in verſchiedenen Perioden vorgenommen 
vor der Darreichung des Fleiſches, nach 15tägiger Darreichung von 100 Gramm 
und nach ebenſo langer von 200 Gramm. Die Reſultate waren überraſchend. D 
Verſuchsperſonen ſchränkten bei Fleiſchaufnahme freiwillig und inſtinktiv die Auf 
nahme der gewohnten Nahrungsmittel ein, ſo daß die Zahl der aufgenommene 
Kalorien die gleiche blieb. Die kurze Zeit eines Monats genügte alſo nicht, di 
Anpaſſung des Organismus an beſtändige Unterernährung aufzuheben. Aber die 
Ausnutzung der Nahrungsmittel wurde eine beſſere. Während bisher der Verluf 
durch die Faeces bei den Männern 26 Prozent, bei den Frauen 31 Prozent der 
eingeführten ſtickſtoffhaltigen Subſtanzen betrug, ſank er jetzt auf 12 und 10 Pro⸗ 
zent. Daher Gewichtserhöhung, Vermehrung der roten Blutkörperchen um 10, des 
Hämoglobins um 16, der am Dynamometer nachgewieſenen Muskelkraft um 17 Pro 
zent. Man ſieht alſo, wie bitterwenig dazu gehörte, um dem phyſiologiſchen Ruin 
entgegenzutreten. 1 
Die Einnahmen dieſer Leute belaufen ſich für die erſte Familie von 5 Perſonen 
auf 633 Lire jährlich, von denen der Beſitzer (der ſchon eine Hälfte des Ertrags 
eingeſtrichen hat) 109 Lire als Regalien erhält. Die zweite Familie von 5 Perſonen 
nimmt 872 Lire ein und gibt für 126 Lire Regalien, die dritte, aus 3 Perſonen 
beſtehend, nimmt 418 Lire ein und gibt 66 Lire Regalien. Es handelt ſich alſo um 
einen furchtbaren Raubbau an der Geſundheit und den Raſſenwerten der Bevöl 
kerung, der auch in ſteigender Militäruntauglichkeit und hoher Sterblichkeit zum 
Ausdruck kommt. 3 
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Die Theorie vom Kriegs herrn. 


Berlin, 9. Januar 1909. 


Das neue Jahr hat eine Überraſchung gebracht, die für jeden Kenner der 
preußiſch⸗deutſchen Geſchichte eigentlich keine Überrafchung hätte fein dürfen: 
das Offizierkorps hat ſeine Stellung genommen zu der neuen Wendung der 
Dinge, die ſeit der Novemberkriſe in Deutſchland eingetreten ſein ſoll, und es 
hat dem Kaiſer, dem Reichskanzler und Reichstag unzweideutig abgeſagt hatten, 
noch viel unzweideutiger ſein Vertrauen bekundet, was nicht ſowohl bedeutet, 
daß es ihm wirklich Vertrauen ſpendet, als daß im preußiſch⸗deutſchen 
Militärſtaat aller konſtitutionelle Firlefanz nichts zu jagen haben ſoll. 

Darauf und auf nichts anderes läuft die Szene hinaus, die ſich am Tage 
nach Neujahr zwiſchen dem Kaiſer und den kommandierenden Generalen ab- 
geſpielt hat. Im Sinne eines Aufſatzes, der von dem Grafen Schlieffen, dem 
ehemaligen Generalſtabschef des deutſchen Heeres, in einer bürgerlichen 
Monatsſchrift veröffentlicht worden iſt und unter der Form militärifch- 
techniſcher Betrachtungen die internationale Lage des Reiches in, düſteren 
Farben ſchildert, um als letzte Hilfe die geſchloſſene Einheit eines mächtigen 
Heeres unter der Führung ſeines Kriegsherrn anzurufen, hat der Kaiſer zu 
den Generalen geſprochen und von ihnen das Bekenntnis unerſchütterten Ver⸗ 
trauens empfangen. Das war ein Schuß, der dem „hſiegreichen“ Reichs⸗ 
kanzler — um ein geflügeltes Wort Bismarcks zu gebrauchen — nicht dicht 
am Rücken vorbeiſtreifte, ſondern unmittelbar in den Rücken traf. 

Nachdem dieſer Schuß ſeine Wirkung erreicht hat, liegt es nicht nur im 
Intereſſe derer, die er getroffen hat, ſondern auch im Intereſſe derer, die ihn 
abgefeuert haben, daß ſo getan wird, als ſei eigentlich nichts geſchehen. Der 
„Reichsanzeiger“ veröffentlicht das übliche Dementi: die Außerungen des Kaiſers 
ſeien nicht für die Öffentlichkeit beſtimmt geweſen und hätten nicht den Gegen: 

ſtand öffentlicher Kritik bilden dürfen. Der Kaiſer habe ſich mit den Gene— 


ralen lediglich über militäriſche Fragen unterhalten, im Anſchluß an eine ö 
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kürzlich erſchienene 17 Studie über die Geſtaltung des modernen 35 
Krieges und die Einwirkung der neuzeitlichen Waffen auf das Gefecht; die 
politiſchen Ausblicke und Gedanken dieſer Studie habe der oberſte Kriegsherr 
gar nicht berührt. 4 
Offiziöſe Berichtigungen ſind längſt übel berüchtigt, aber törichter wie dieſe 
hat es kaum jemals eine angefangen. Sogar die „Deutſche Tageszeitung“ 
kann nicht umhin zu bemerken, die politiſchen Ausführungen des Schlieffenſchen 
Aufſatzes nähmen einen ſo breiten Raum ein und ſeien auf einen derartigen 
Ton geſtimmt, daß man ſie vielleicht für die Hauptſache erachten könnte. Und 
ſelbſt wenn der Kaiſer kein Wort über die politiſche Seite der „akademiſchen 
Studie“ geäußert und ſie nur wegen ihrer militäriſchen Seite den komman⸗ 
dierenden Generalen ans Herz gelegt hätte, fo wäre es eben das geweſen. 
Denn die beiden Seiten waren in dieſem Falle gar nicht zu trennen, und 
man könnte faſt auf den Verdacht geraten, der Verfaſſer hätte ſeine Betrach⸗ 
tungen von vornherein auf die Möglichkeit zugeſchnitten, die nunmehr ein⸗ 
getreten iſt, daß die militäriſche Hülle vorgeſchützt werden könne, um den 
politiſchen Inhalt zu verleugnen. a 
Noch naiver iſt das offiziöſe Geſtammel darüber, daß die Außerungen des 
Kaiſers nicht für die Offentlichkeit beſtimmt geweſen ſeien und nicht den Gegen⸗ 
ſtand öffentlicher Kritik hätten bilden dürfen. Als ob auch nur eine Silbe 
davon an die Öffentlichkeit gedrungen wäre, wenn es nicht der ganze Zweck der 
Übung geweſen wäre, ſie an die Offentlichkeit zu bringen und den „Siegern“ 
des 17. November einzubleuen: Wir, nämlich das Offizierkorps, ſind auch noch 
da und haben ein Wörtchen mitzureden. Man braucht dem „höchſten und 
intimſten militäriſchen Kreiſe“, wie das Brotwucherorgan die Geſamtheit der 
kommandierenden Generale nennt, noch lange nicht als der geiſtigen Elite der 8 
Nation zu huldigen, und man darf ihm doch zutrauen, daß er zu reden und 
zu ſchweigen weiß, je nachdem es in ſeinem Intereſſe liegt, zu reden oder zu 105 
ſchweigen. Und nun gar die offiziöſe Forderung, daß Unterhaltungen des 
Kaiſers mit kommandierenden Generalen nicht Gegenſtand der öffentlichen 
Kritik ſein dürfen! Die Nation ſoll in ehrfurchtsvollem Schweigen verharren, 
wenn der Kaiſer mit den Führern des Heeres, das ſie aus ihrer Taſche er⸗ 
nährt, ſeine Beratungen pflegt; ſie iſt noch immer die misera contribuens plebs, 
der Pöbel, der Blut und Gut zu zollen, aber nicht mitzureden hat, wenn es 
ſich um ſeine Lebensintereſſen handelt. Solche Intereſſen ſtehen auch ſchon 1 
bei „lediglich militäriſchen Fragen“ auf dem Spiel, im eigentlichen wie im 3 
übertragenen Sinne des Wortes. Hat doch Bismarck ſelbſt die moderne 
Arbeiterfrage eine „lediglich militäriſche Frage“ genannt! 
Jedoch man darf den offiziöſen Beſchwichtigungshofräten nicht die An⸗ 15 
erkennung verſagen, daß fie ihre Pappenheimer kennen. Sie wiſſen aus alter 
Erfahrung, daß ihr Gerede um ſo leichter Glauben findet, je dümmer es iſt, 
und ſo iſt es auch gerade der ſinnloſeſte Teil ihrer neueſten Leiſtung, in den 
ſich die bürgerliche Preſſe am eifrigſten verbeißt. Von der „Frankfurter Zeitung“ 
bis zur „Kreuzzeitung“ verlangt fie „ſtrenge Unterſuchung“ gegen die Urhebern 
der „Indiskretion“, durch die das Vertrauensvotum des Offizierkorps in die 
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die Theorie vom Kriegsherrn. | 568 
Iffentlichkeit gelangt ift, mit dem kleinen Unterſchiede nur, daß die bürgerlich⸗ 
zemokratiſchen Blätter ſich dazu aufſchwingen, die Unterſuchung gegen die 
militäriſchen Kanäle“ zu fordern, während die konſervative Preſſe ſie be⸗ 
cheidener, aber ehrlicher nur gegen „untergeordnete Perſonen in der kaiſer⸗ 
ichen Umgebung“ gerichtet haben will. Darin jedoch iſt die ganze bürger⸗ 
iche Geſellſchaft von der äußerſten Linken bis zur äußerſten Rechten einig, 
‚aß die Öffentlichkeit ſich nur über die angebliche „Indiskretion“ beſchweren 
arf, die die „geheime Konferenz des Kaiſers mit feinen Generalen über mili⸗ 
äriſche Fragen“ ans Tageslicht gefördert hat, aber daß ſie nicht das geringſte 
Intereſſe oder Recht hat, ſich um den Inhalt ſolcher Konferenzen zu bekümmern. 
Die bürgerlichen Parteien bekennen ſich damit noch heute zu der Theorie, 
ie Laſſalle ſchon vor nahezu fünfzig Jahren bis aufs Blut gegeißelt hat, zu 
er Theorie nämlich, daß der König zu dem Heere eine ganz andere Stellung 
abe als zu jeder anderen Staatseinrichtung, daß er in bezug auf das Heer 
icht nur König, ſondern auch noch etwas ganz anderes, ganz Beſonderes, 
zeheimnisvolles und Unbekanntes ſei, wofür man das Wort „Kriegsherr“ 
rfindet, und daß infolgedeſſen die Nation ſich um das Heer gar nicht zu be⸗ 
ämmern und in deſſen Angelegenheiten und Organiſation nicht hineinzuſprechen, 
* nur die Gelder dafür zu bewilligen habe. Und Laſſalle hat auch ge⸗ 
igt, was dieſe Theorie bezweckt: „Sowie nun erreicht iſt, daß der König alle 
stellen im Heere beſetzt und das Heer eine beſondere Stellung zu ihm ein- | 
immt, ſowie dies erreicht iſt, hat der König ganz allein nicht nur ebenſoviel, 
mdern zehnmal mehr politiſche Macht als das ganze Land zuſammen⸗ 
enommen, und zwar ſelbſt dann, wenn in Wahrheit die wirkliche Macht des 
andes zehn⸗, zwanzig⸗ und fünfzigmal ſo groß wäre wie die Macht des 
heeres.“ Laſſalle löſt dieſen ſcheinbaren Widerſpruch durch den Nachweis, 
aß ſelbſt die weit größere, aber nicht organiſierte Macht der Nation in jedem 
lugenblick niedergeſchlagen werden könne durch das geringere, aber organi⸗ 
erte Machtmittel des Königs, durch das Heer. 

Dieſe Theorie von dem Kriegsherrn, deren grundſätzliche und rückhaltloſe 
zerleugnung das erſte Wort jedes Konſtitutionalismus ſein muß, wird heute 
on der Preſſe aller bürgerlichen Parteien grundſätzlich und rückhaltlos an- 
kkannt, womit über alle konſtitutionellen Garantien, die ſchon geſchaffen worden 
nd oder noch geſchaffen werden ſollen, der Stab gebrochen iſt. Erkennt die 
ürgerliche Oppoſition die Theorie vom Kriegsherrn an, dann hätte ſie ſich 
en ganzen Spektakel vom vorigen November ſparen können, dann ſind all 
we großen Worte gegen das perſönliche Regiment nutzlos verknalltes Pulver 
eweſen. Die Vertrauenskundgebung der kommandierenden Generale an den 
aiſer war die Probe auf den Eifer und den Ernſt, womit die bürgerliche 
Ippofition ihre Sache verficht, und elender als dieſe iſt noch nie eine Probe 
eſtanden worden. i 

So hat die Kundgebung der kommandierenden Generale die Lage der 
ginge in dankenswerter Weiſe geklärt; es hieße die reine Vogelſtraußpolitik 
eiben, wenn man ſich dieſe Klärung wieder durch irgendwelche beſchwich— 
gende Redensarten trüben ließe. An ſolchen Redensarten läßt es ſelbſt der 
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hienbifehe Militärſtaat nicht fehlen, denn er hat gar kein Intereſſe b 
durch ſeine nackte Brutalität den nationalen Widerſtand zu reizen; ihm find, 
ſcheinkonſtitutionelle Formen ganz recht, da er unter ihrer täuſchenden Hülle 
um ſo ausgiebiger wirken kann. Nur wenn ſich die ſcheinkonſtitutionelle 
Rednerei gar zu hitzig übertreibt, erinnert er durch ein kräftiges 0. 0 
daran, daß er auch noch da iſt und in letzter Inſtanz das entſcheidende Wort 
hat. Mit der Wirkung ſeines neueſten Schuſſes darf er durchaus zufrieden 
ſein; man kann nicht einmal ſagen, daß er die bürgerliche Oppoſition ins 
Mauſeloch zurückgejagt hat, denn das hieße die wohlwollende Unterſtellung 
machen, daß ſie je daraus hervorgekommen ſei; ſie piepſt vielmehr noch 
ſeelenvergnügt in demſelben Mauſeloch, worin ſie ſchon vor fünfzig Jahren ſaß. 

Wenn ſie ſich aber mit den wohlfeilſten Redensarten gern beſchwichtigen 
läßt, ſo wird die proletariſche Oppoſition 185 um ſo gründlicher die erſte 
politiſche Lehre des neuen Jahres merken. In der Theorie des Kriegsherrn 
verkörpert ſich das gemeingefährliche Hindernis des modernen Kulturſtaats. Wir 
deuteten ſchon an, daß mit der Vertrauenskundgebung der kommandierenden 
Generale an den Kaiſer keineswegs geſagt ſei, daß die Generale wirklich die 
Politik billigten, die der Kaiſer in den letzten Jahren getrieben hat; die Vor 
fahren des Kaiſers haben oft genug ſehr deutliche Mißtrauensvota ihre r 
Generale erhalten und ſich dann hübſch nach der Decke zu ſtrecken gewußt, 
Eben hierin bekundete ſich aber erſt recht der Anſpruch des Offizierkorps, 
daß in letzter Inſtanz nach feiner Pfeife getanzt werden müſſe, ein Anſpruch, 
den die Generale diesmal in ein Vertrauensvotum für den Kaiſer überſetzten, 
weil durch das Mißtrauen der Nation gegen die Politik des Kaiſers die Möge 
lichkeit konſtitutioneller Einrichtungen nähergerückt erſchien. x 

Nichts lächerlicher als die Behauptung, daß es in Deutſchland keine „pol 
tiſchen Generale“ geben ſoll. Das ganze Offizierkorps iſt eine Organiſation, 
um einen Militärſtaat aufrechtzuerhalten, der mit allen Bedürfniſſen und 
Forderungen moderner Kultur im ſchreiendſten Widerſpruch ſteht. Hieran zu 
erinnern haben die kommandierenden Generale von ihrem Standpunkt für 
angezeigt gehalten, was zwar nur von ausgemachten Toren als harmloſer Scherz 
betrachtet werden kann, aber immerhin auch von denen nicht getadelt zu vor 
braucht, die fich den richtigen Vers darauf zu machen wiſſen. | 


Dogma und Klaffenkampf. 


Von H. Laufenberg. 


Das klerikale Lehrgebäude iſt ein Gebilde von heterogener Zusammen. 
ſetzung. Im Verlauf vieler Jahrhunderte unter mannigfachen Wandlungen 
erwachſen, bringt es, wie auf den vorhergehenden, auch auf der kapitaliſtiſchen 
Produktionsſtufe den Klaſſenwillen der herrſchenden Schichten zum Ausdruck. 
Läßt ſich nicht leugnen, daß es dieſer Aufgabe geſchickt und wirkungsvoll 
gerecht wird, ſo bleibt es aus eben dem Grunde weit davon entfernt, ein 
logiſch geſchloſſenes und in ſeinen Teilen gleichwertiges Ganzes zu ſein. Es 
iſt eine contradictio in adjecto, wenn es einer proletariſchen Ideologie die 
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Handhabe bietet, ohne doch feinem hiſtoriſchen Werden und Weſen nach mehr 
ein zu können, denn ein Inſtrument bürgerlicher Klaſſenpolitik. Aber gerade 
n dieſer fundamentalen Antinomie erſteht ein gewichtiges Mittel, der kleri— 
alen Bourgeoiſie das Arbeitergefolge zu erhalten und doch den Autoritäts⸗ 
ſegriff in einer dem Proletariat immer feindſeligeren Weiſe auszubilden. Das 
etztere um ſo mehr, als jeder Vorſtoß proletariſcher Denkweiſe in die Domäne 
er Beſitzenden, jede ſelbſtändige Auslegung der Lehrartikel dogmatiſch ver⸗ 
wien iſt. Zwiſchen der ſcholaſtiſchen Eigentumstheorie und den um den 
lutoritätsbegriff gelagerten Glaubensſätzen ſteht die abſolute Interpretations⸗ 
ewalt der Kirche, die ſich mit erdrückendem Gewicht auf die Freiheit des 
nenſchlichen Denkens legt, die Gedankenfreiheit als die Wurzel aller häretiſchen 
md ökonomiſchen Übel rundweg und grundſätzlich negiert, ſie als die ſchwerſte 
zünde des Chriſten wider den heiligen Geiſt in den Abgrund einer grob— 
unlich geſchilderten Hölle verſenkt. 

Das Dogma teilt das Weſen aller Ideologien, inmitten des ſozialen 
Nilieus Ausdruck von Willenspotenzen ökonomiſcher Gruppen zu ſein. Alle 
eſellſchaftliche Entwicklung iſt Gruppenenergie, Gruppentätigkeit. Finden ſich 
ie Grundzüge des Sittengeſetzes nach Darwins genialer Entdeckung bereits 
ei den in Horden lebenden Tieren als ſoziale Triebe vorgebildet, ein Produkt 
hres geſelligen Zuſammenhalts im gemeinſamen Kampfe mit der umgebenden 
katur, ſo beherrſcht in der menſchlichen Geſellſchaft die wirtſchaftliche Willens⸗ 
ichtung der Gruppe das Individuum als Poſtulate des Rechtes, der Moral. 
die Produktion von Werkzeugen erhob den Menſchen über das Tier, ent- 
zickelte ſeine Denktätigkeit an ſtets neu geſtellten Aufgaben. Aber Erfahrung 
nd Technik folgen in der Frühzeit nur langſam der Notwendigkeit. Da greift 
er Wille über die Gegenwart hinaus. Was die Geſellſchaft techniſch nicht 
a löſen vermag, löſt fie in der Imagination, im Wechſelſpiel von Wollen 
nd Denken, in religiöſer Form. In allen Religionen der Urgeſellſchaft 
ampft die unterjochte, dem Menſchen dienſtbare Natur wider die nicht unter⸗ 
chte, ihm feindliche. Gleichwie die Kunſt als die vollkommenſte Anwendung 
er geſellſchaftlichen Fertigkeiten die Tendenz beſitzt, die Technik fortgeſetzt über 
hren jeweiligen Stand hinauszudrängen, kehrt in ihrer Weiſe auch die Ur⸗ 
eligion die dem Menſchen verfügbaren Kräfte nach außen, zeigt auch fie das 
zeſtreben, das Gebiet der ſieghaften Menſchengewalt gegenüber der elemen— 
ren Naturgewalt ſtändig zu erweitern, woher denn auch die frühe und enge 
zerbindung zwiſchen beiden. Eine Klaſſengeſellſchaft im eigentlichen Wort⸗ 
un wird erſt möglich, als das Werkzeug gewonnen, die Produktivkraft in 
zer und Boden unterworfen, die überwiegende und ausſchließliche Bedeutung 
er früheren Blutsgenoſſenſchaft von der Arbeitsgenoſſenſchaft der boden- 
ändigen Großfamilie zurückgedrängt iſt. Die vervollkommnete Technik er⸗ 
zöglicht Klaſſendifferenzierung und Klaſſenſcheidung. Die einſt nicht nur nach 
ußen, ſondern auch nach innen einheitliche und geſchloſſene Geſellſchaft zer— 
illt in eine Mehrheit von Gruppen, deren Energie ſich wider die umgebende 
zatur richtet, indem fie die Energie gegeneinander kehren. Damit gewinnt 
uch die Religion eine neue Form. Sie wird ein Mittel des Kampfes der 
erſchiedenen Gruppen, ein Gegenſatz, aus dem auf den höheren Stufen der 
laſſengeſellſchaft die dogmatiſchen Syſteme erwachſen. Ihr Weſen beſteht 
arin, die Gruppenideologie der Unterdrückten beſtimmend zu beeinfluſſen, das 
iefſte im Menſchen im Intereſſe der Herrſchenden zu lenken und mit Beſchlag 
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zu belegen. Sie kommen zuſtande, indem die zunächſt gar nicht und dann 
nur loſe vorhandenen Beziehungen zwiſchen religiöſer Vorſtellung und Moral 

immer enger geknüpft, Recht und Sittengeſetz in ſtets größere Abhängigkeit 
von der Göttergewalt geſtellt, die Stimme des Gewiſſens der Botmäßigkeit 
der Prieſterſchaft und der ihr alliierten Schichten unterworfen werden. Mochte 
ein Syſtem ſelbſt im Widerſpruch zu den herrſchenden Gruppen entjtehen, 
allenthalben noch wußte man die Vermittlung mit dem approbierten Lehr 
gebäude zu finden und das Neue ſchließlich unſchädlich zu machen. So iſt 
die Religion der Klaſſengeſellſchaft nicht nur phantaſtiſche Widerſpiegelung der 
Produktionsverhältniſſe, ſondern im Rahmen und auf der Grundlage derſelben 
ein Willensinſtrument, und zwar ein ſehr wirkungsvolles, des Klaſſengegenſatzes, 
und das letztere gerade wegen ihres phantaſtiſchen, das dunkle, tieriſch⸗ſittliche 
Element im Menſchen an überirdiſche Kräfte und Normen bindenden Weſens. 

Wenn für irgend eine, gilt das letztere für die Bourgeoisepoche. In ihr 

tragen ſich zwar die wirtſchaftlichen Gegenſätze nicht mehr im Streite um Dogmen, 
ſondern um politiſche Programme aus. Selbſt der Klerikalismus behauptet, 
eine rein politiſche und keine konfeſſionelle Partei zu ſein. Das iſt in dem 
Sinne richtig, als er gleich den übrigen bürgerlichen Parteien ausſchließlich 
auf der Grundlage bürgerlicher Intereſſen ſteht, ſich von ihnen nicht im 
Weſen, vielmehr in den Mitteln, in Form und Ausdrucksweiſe unterſcheidet. 
Womit allerdings nicht geſagt ſein ſoll, daß er es nicht trefflich verſtünde, die 
Form der Sache zu unterſchieben und die religiöſe Ideologie als feſtes Binde⸗ 
mittel im eigenen Parteiintereſſe zu benutzen. Wie er ja ſeinen „rein poli⸗ 
tiſchen“ Charakter ausſchließlich im bürgerlichen Milieu betont, während er 
ſich im Kampfe wider die Arbeiterklaſſe vorzugsweiſe als Bannerträger chriſt⸗ 
licher Kultur und einer religiöſen Weltanſchauung zu geben ſucht. Und gerade 

hierin ſpricht auch er ungewollt jene Konſequenz bürgerlicher Auffaſſung aus, 
die in Religion und Kirche politiſche Mittel zu politiſchen und wirtſchaftlichen 
Machtzwecken der herrſchenden Klaſſe erblickt und nach der geſchichtlichen 
Stellung der Kirche während des letzten Jahrhunderts nichts anderes erblicken 
kann. Durften nach den Amortiſationsgeſetzen der ſpätmittelalterlichen Stadt 
Vermächtniſſe ad pias causas der Kirche nur in Geld zufließen und mußte 
geſchenktes Land in beſtimmter Friſt zum Verkauf gelangen, ſo bekundete ſich 
hierin ſchon der ſichere Inſtinkt, daß nach Beſchränkung und Limitierung des 
fundierten Beſitzes das Kapital der Kirche ſtets nur einen verhältnismäßig 
geringen Bruchteil des geſellſchaftlichen Geſamtkapitals betragen könne und 

damit die Kleriſei dem Bürgertum gegenüber in abhängige Dienerſtellung 
hinabgedrückt werde. Die Folgezeit machte jene frühen Anläufe mit ihren 

wirtſchaftlichen Konſequenzen wahr. Das bürgerliche Zeitalter zerſtörte den 

großen Landbeſitz der Kirche, und wenn es ihr nicht völlig die Exiſtenz unter 
band, duldete es ſie doch nur als die Magd bürgerlicher Intereſſen und der 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung. Wiewohl die katholiſche Kirche mit Zähnen 
und Nägeln um ihren Pfründenbeſitz gekämpft und es beiſpielsweiſe in Deutſch⸗ 
land verſtanden hat, ſich beträchtliche Teile davon zu erhalten, ſieht ſie ſich 

doch auf die Subvention eben jenes Staates angewieſen, den ſie bereits in 
den erſten Jahrzehnten des vergangenen Jahrhunderts trotz ſeiner reaktio⸗ 
nären Form als liberal, atheiſtiſch, omnipotent, gottlos verſchrie. Es iſt eine 
Legende, im ſogenannten Kulturkampf ſeien Staat und Bürgertum vor der 

Kleriſei unterlegen. Bevor noch an die Abtragung der Kulturkampfgeſetze ge 
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dacht werden konnte, ſchwenkte die Kirche ein, änderte der Klerikalismus ſein 
Programm, und zwar in durchaus reaktionärem Sinne. Den ſcharfen Kampf 
der Mittelſtände wider den vordringenden Kapitalismus, ein Kampf, der ihm 
in Deutſchland zunächſt das Gepräge lieh, ließ er fallen, und bei den erſten 
Anzeichen der Schutzzollära übernahm die klerikale Bourgeoiſie die Führung. 
Dadurch erſt wurde das ſpätere Kompromiß mit der Regierung möglich. Wie 
die Junker die Prätorianer, ſtellte der Klerus von nun ab die Sophiſten des 
Kapitalismus, die der epikureiſchen Genußſucht des Proletariats begreiflich zu 
machen hatten, daß der Erweis von Wohltaten größere Freude bereitet, denn 
deren Empfang. Nicht allein mit den Junkern könnte das Bürgertum fertig 
ſein, ſondern auch mit der Pfaffheit, wenn es nur wollte. Aber es will nicht, 
und auch die klerikale Bourgeoiſie iſt ſo wenig ein Gegner der politiſchen 
und wirtſchaftlichen Abhängigkeit der Kirche, daß ſie die letztere vielmehr immer 
enger an den kapitaliſtiſchen Staat zu knüpfen ſtrebt. 

Freilich beliebt der Bourgeoiſie die volle Ausräumung der Kirche heute 
noch weniger als früher, und das hat allerdings ſeine guten Gründe. Die 
Bourgeoiſie überwand den Feudalismus durch den Gedanken der geſellſchaft— 
lichen Evolution, wie ſich das bürgerliche Eigentum ſelber von der Idee der 
Entwicklung beherrſcht zeigt. Es exiſtiert nur durch die fortgeſetzte Um- 
wälzung der Produktionsmittel, erhebt die techniſche und geſellſchaftliche Re— 
volution zum Prinzip ſeines Daſeins. Sein Ausdehnungstrieb anerkennt keine 
Schranken, keine privatrechtlichen und noch weniger religiöſe. Irreligioſität 
und Atheismus bilden ſein innerſtes Weſen. Aber je raſcher die Konzentration 

fortſchreitet, um ſo ſtärker revoltieren zuletzt die geſellſchaftlichen Produktiv⸗ 
kräfte wider die geſellſchaftlichen Produktions⸗ und Eigentumsverhältniſſe, die 
ihre freie Entfaltung zu hemmen beginnen; immer weniger vermag die Bour⸗ 
geboiſie die Produktivkräfte zu zügeln, die das Fundament der kapitaliſtiſchen 
Klaſſenherrſchaft untergraben. Eine Ara der politiſchen und wirtſchaftlichen 
Reaktion, getragen von der Sucht, der Entwicklung Feſſeln anzulegen, iſt die 
Folge. Damit gelangt das Schwergewicht des konzentrierten Kapitals erſt 
recht zur Geltung, wird der Übergang zum Monopol, das wie am Ende der 
feudalen, auch am Ende der kapitaliſtiſchen Periode ſteht, nur beſchleunigt. 
Die monopoliſtiſche Akkumulationsform als die höchſte Entfaltung der Maſſen⸗ 
kraft ſteigert die techniſche Expanſion ins Rieſenhafte; die Ausbeutung des 
Produzenten mit der des Konſumenten verbindend, wächſt der Ausſaugungs⸗ 
prozeß polypenartig an Umfang und Intenſität. Und doch — eine geſell— 
ſchaftliche Potenz von höchſter revolutionärer wirtſchaftlicher Macht, ſucht das 
Monopol ſeine Bewegungskräfte zurückzudämmen und ſtationär zu ſein. Den 
Evolutionsgedanken lehnt es ab, weil er in der Form der freien Konkurrenz 
für ſein Geltungsgebiet keine Bedeutung mehr beſitzt und es die geſellſchaftliche 
Entwicklung über ſich hinaus, die ſozialiſtiſche Eigentumsform, nicht wollen 
kann. Auf der Grenze zweier Welten ſtehend, gehört es weder völlig mehr 
der alten noch der kommenden Geſellſchaft an, hängt es auch ideologiſch in 
der Luft. Je weiter daher die Verhältniſſe auf dieſem Wege gelangen und 
je unverträglicher ſie mit den Exiſtenzbedingungen der Geſamtheit werden, 
um ſo mehr ſtellen fie ihre Begründung nicht in den Geſamtfortſchritt, in die 
Vernunft, ſondern in die Gewalt, in den Klaſſenwillen der Beſitzenden, in 
dem Recht und Geſetz, Freiheit, Staatszweck und Gemeinwohl ſich erſchöpfen. 
Die bürgerliche Ideologie verliert ihren Sinn, eine Erſcheinung, die bei den 
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Nationalliberalen einſetzte und beim Freiſinn ihr Ende erreicht als ein Beweis, 
daß alle führenden Gruppen der Bourgeoiſie in die monopoliſtiſchen Ten⸗ 
denzen hineingezogen ſind. Mag nun die monopoliſtiſche Bourgeoiſie für ſich 
ſelbſt von Religion und Dogma ebenſo wenig wiſſen wollen wie ihre Väter, 
das Wirken der Kirche fordert ſie mit um ſo größerem Nachdruck. Mit der 
Notwendigkeit fällt die letzte und am ſchwerſten wiegende Rechtfertigung der 
bürgerlichen Eigentumsform, und wo das Vernunftwidrige und Nichtnotwendige 
durch materielle Macht erhalten werden ſoll, verwandelt ſich der Mangel an 
Logik in die Logik des Himmels, treten als natürliche Ergänzung der Gewalt 
Dogma und dogmatiſches Denken ein. Darum erweiſt ſich das mittelalterliche 
Lehrgebäude des Klerikalismus den Verhältniſſen der kapitaliſtiſchen Spätzeit 
durchaus kongenial. Deſto weniger kann natürlich die klerikale Bourgeoiſie 
ſelber ſich den allgemeinen Tendenzen des Geſellſchaftsprozeſſes entziehen. Von 
jeher hat ſie die liberale Ideologie perhorreſziert und auf eine Stärkung der 
konſervativen Reaktion ſeit Dezennien hingearbeitet; in gleicher Weiſe kehrte 
ſie im Laufe der Jahre immer ſtärker die autoritäre, volksfeindliche Seite 
ihres Syſtems hervor. Eine Entwicklung, der die Sozialdemokratie gewiß 


nicht gram zu ſein braucht. Schließlich iſt es der wirkungsvollſte Angriff auf 


die religiöſe Ideologie der chriſtlichen Arbeiter, wenn die klerikale Bourgeoiſie 
ſelber ihnen Dialektik einpaukt. N 
Der aus ihrer Lethargie erwachenden chriſtlichen Arbeiterſchaft muß es 


unter dem Drucke der Geſamtentwicklung ſchließlich zum Bewußtſein gelangen, 


daß der fundamentale Widerſpruch der Klaſſengeſellſchaft in das Dogma 
hineingreift, der Schwerpunkt des Syſtems ſich gegen ſie richtet. Allerdings 
iſt die Einſicht in das Weſen ſeiner Gedankenwelt dem chriſtlichen Proletariat 
nur ſchwer und langſam zu vermitteln, eine Folge der archaiſtiſchen Denkweiſe 


ſelbſt. Wohl hat auch das Bürgertum in ſeinen bedeutendſten Denkern den 
Dualismus nicht völlig zu überwinden vermocht, und keine Philoſophie iſt i 


dazu imſtande, die auf dem Boden der Klaſſengeſellſchaft ſteht. Immerhin 
läßt ſich ſeine Geſellſchaftstheorie in dem Sinne eine moniſtiſche nennen, als 
ſie die Behandlung der Staatsbürger auf gleichem Fuße nach dem Grundſatz 
der Rechtsgleichheit poſtuliert. Mag die Rechtsgleichheit im Einzelfall noch jo 
oft verletzt, mag ſie im bürgerlichen Geſetz noch ſo wenig Wirklichkeit werden, 
ihre prinzipielle Anerkennung iſt für das Proletariat ein großer Gewinn. 
Indem ſie es auf den Boden der Gleichberechtigung mit dem Unternehmertum 
ſtellt, verleiht ſie ihm nicht nur eine wuchtige Waffe, ſondern erleichtert auch 
den Einblick in das Weſen der Klaſſengeſellſchaft. Der Klerikalismus hingegen 
kennt grundſätzlich keine Rechtsgleichheit. Nicht nur ſeine Weltanſchauung, 
ſeine ganze Rechts⸗ und Geſellſchaftsauffaſſung iſt dualiſtiſch. Ihm knüpft 
ſich das Recht an den Stand, auf den ſich, wie das Recht, ſo die Gleichheit 
beſchränkt. Man vergegenwärtige ſich, wie noch Leo XIII. die Ungleichheit in 
der Gewalt und in den Ständen, die ſtändiſche Rechtsverſchiedenheit nach 
drücklich gefordert hat! Daß eine ſolche der modernen Ideenwelt ins Geſicht 
ſchlagende Theorie das Selbſtbewußtſein der darin befangenen und erzogenen 
Arbeiterſchichten ſchwächt, ihnen die Erkenntnis des kapitaliſtiſchen Klaſſen⸗ 
rechtes erſchwert, ihre Aufrüttlung hintanhält, bedarf keiner näheren Dar⸗ 
legung. Schließlich, wenn ſich das Erwachen auch dieſer Teile des Prole⸗ 


tariats nicht mehr verhindern läßt, wird der ſtändiſche Gedanke zur Hand⸗ 
habe, den Charakter der Bewegung zu fälſchen, Weſen und Ziel derſelben zu 
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verdunkeln. Die Gewerkſchaftsbewegung iſt dem Klerikalismus keine Klaſſen⸗, 
vielmehr eine Standesbewegung, die ein Standesrecht erſtreben und ſchlimmſten⸗ 
falls im Rahmen kirchlicher Approbation erkämpfen darf, der jedoch organiſch 
und gleichberechtigt die übrigen Stände gegenüberſtehen, daher eine nach dieſen 
Prinzipien aufgebaute Volksvertretung — eine Perſpektive, welche die Welt 
Herrn Hitze verdankt — das Proletariat jederzeit majoriſieren könnte. 
Das dualiſtiſche Weſen der Ideologie erleichtert mithin zdie Verſchleierung 
wirtſchaftlicher Gegenſätze zu dem Zwecke, verſchiedenartige Volkselemente 
politiſch zuſammenzuhalten. Das letztere iſt in Deutſchland um ſo mehr der 
Fall, als das Programm des Zentrums ein Kompromiß zwiſchen Bourgeoiſie 
und Mittelſtänden darſtellt und trefflich in die Tendenz der Gegenwart paßt, 
die letzteren wider den Umſturz zu mobiliſieren. Damit iſt bereits aus⸗ 
geſprochen, daß die Politik der Partei auf der Übereinkunft von Fall zu Fall 
ſteht. Es fällt dabei zwar das Programm recht mager und verwaſchen aus, 
aber man gewinnt jene bewundernswerte Beweglichkeit der Taktik und geht 
jeder unbequemen grundſätzlichen Stellungnahme aus dem Wege, die ſich der 
Klerikalismus allerdings leicht zu erlaſſen vermag, da das Dogma mit prin⸗ 
zipieller Schärfe alle „liberalen Errungenſchaften“ verwirft und zur reaktionären 
Ergänzung des politiſchen Programms jederzeit herangezogen werden kann. 
Die letztere Bemerkung mag verwunderlich erſcheinen, gleichwohl trifft ſie zu. 
Die bürgerlichen Forderungen der Kultus- und Gewiſſens⸗, der Lehr⸗, Meinungs⸗ 
und Preßfreiheit, die Gleichheit vor dem Geſetz, das Recht der Völker, ſich 
als Nationen zu konſtituieren und ſich ſelber zu beſtimmen, die Ablehnung 
der Legitimität und ſo fort hat die Kirche grundſätzlich niemals anerkannt 
und konnte es nicht, weil ſie dazu dienten und dienen, auch ihre Macht zu 
brechen, ſie in die Rolle eines Lakaien der bürgerlichen Wirtſchaftsordnung 
herabzudrücken. Freilich bietet auch hier der Probabilismus das Mittel, ſich 
mit ihnen je nach der Gelegenheit abzufinden. Was tut ſich nicht der deutſche 
Klerikalismus auf ſeine Forderung der Toleranz, der Parität zugute! Zur 
Kennzeichnung des grundſätzlichen Zwieſpalts, der ſich hinter klerikalen For⸗ 
derungen dieſer und ähnlicher Art verbirgt, mag hier die Auslaſſung eines 
der ſeinerzeit in jenen Kreiſen meiſt geleſenen Schriftſteller, eines italieniſchen 
Jeſuiten, gerade über Toleranz und Kultusfreiheit eine Stelle finden als ein 
Beweis, wie die Anrufung der modernen Freiheiten im Sinne der Kirche nur 
den Zweck haben ſoll, der Freiheit zu guter Stunde den Garaus zu machen. 
Der Gewährsmann ſchreibt: „So verlangen die Katholiken in gewiſſen Ländern 
Unterrichtsfreiheit, Redefreiheit, Preßfreiheit, nicht als ob dieſe Freiheiten an 
und für ſich ein Gut wären, ſondern weil es in jenen Ländern, wo der Unter⸗ 
richt, das Wort, die Preſſe ganz und allein in den Händen der Anders⸗ 
gläubigen und im Dienſte des Irrtums find, ſchon etwas Gutes iſt, wenn 
man nur einen Strahl der Wahrheit durchſcheinen laſſen kann.... Daraus 
folgt nicht, daß, wenn die Katholiken den andersgläubigen Kultus verbieten, 
die Andersgläubigen auch das Recht haben, den katholiſchen Kultus zu ver⸗ 
bieten, . .. weil, wenn von Proteſtanten die Rede iſt, ihre Prinzipien ſelbſt 
fordern, daß ſie auch den Katholizismus dulden, während den Katholiken ihre 
Prinzipien das verbieten. . .. Die Freiheit, welche der Proteſtantismus den 
Seinigen gibt, iſt ſo unbegrenzt, daß ſie ſich ſogar ſo weit erſtrecken muß, den 
Katholizismus zu dulden, und es iſt ein augenſcheinlicher Widerſpruch, wenn 
te ihn verbietet. Der Katholizismus dagegen handelt nur im Einklang mit 
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ſeinen Prinzipien, wenn er jeden anderen Kultus verbietet.... Nur die Wahr⸗ 
heit (um es klar herauszuſagen) hat das Recht frei zu ſein, und dieſes Recht 
kann in Ewigkeit nie dem Irrtum zuſtehen. Wie könnte man den Verkauf 
der Heilkräuter erlauben, wenn man auch den Verkauf der Giftpflanzen ge- 
ſtatten müßte?“ Und der deutſche Überſetzer fügt dem die charakteriſtiſche 
Wendung an, man müſſe die Freiheit nicht nur zur Verteidigung und Ab⸗ 
wehr gebrauchen, ſondern nach dem Siege ſtreben, um durch einen entſcheidenden 
Sieg dem Zuſtand der Freiheit als einem Kriegszuſtand ein Ende zu bereiten.! 
Gewiß — man iſt heute nicht mehr ganz ſo offenherzig und drückt ſich 
vorſichtiger aus. Aber die Auslaſſungen ſpiegeln trefflich die Grundfätze wider, 
aus denen heraus nicht nur die Forderungen der Toleranz, der Gewiſſens⸗„ 
Lehr: und Preßheit, ſondern alle ſogenannten bürgerlichen Freiheiten dogmatiſch 
verworfen wurden und werden. Nun wird man ja derartige Maximen ledig⸗ 
lich aus den Intereſſen der Kirche heraus nie und nirgend anwenden, wie 
auch die klerikale Bourgeoiſie ſie nie und nirgend benutzen wird zur Her⸗ 
ſtellung der Kirchenmacht im Sinne der Kirche. Wohl aber tritt die Bour⸗ 
geoifte ſelber immer reaktionärer auf, findet ſie im Dogma ein Arſenal von 
Waffen, die ſich bei dem heutigen Stande der geſellſchaftlichen Entwicklung 
ausſchließlich gegen den Emanzipationskampf des Proletariats richten laſſen. 
Hat doch beiſpielsweiſe der belgiſche Klerikalismus die frühere Verfaſſung des 
Landes mit Berufung auf ſeine probabiliſtiſche Anpaſſungsfähigkeit ſo lange 
geprieſen, bis er die Macht beſaß, ſie mit Berufung auf das Dogma rückwärts 
zu revidieren. Und die Berufung auf das Dogma ſpielt auch beim deutſchen 
Klerikalismus eine große Rolle. Auch er führt jede Aktion in doppelter Weiſe, 
in Preſſe und Verſammlungen, vor allem aber in der Kirche, und das letztere 
wird in der Folge noch mehr der Fall ſein als bisher, nachdem das neue 
Vereinsgeſetz den Frauen das aktive Eintreten in die Politik ermöglicht hat. 
Man vernimmt oft, es ſolle das Sublime und Erhabene im Chriſtentum 
nicht bekämpft werden, und man pflegt daher zwiſchen den Lehren Chriſti und 
dem Klerikalismus, dem heutigen kirchlichen Syſtem, zu unterſcheiden. Der 
Vergleich iſt mehr als eine bloß hiſtoriſche Parallele. Er weiſt auf den 
Dualismus der klerikalen Geſellſchaftsauffaſſung, aus dem der wirtſchaftliche 
und politiſche Antagonismus der Klaſſengeſellſchaft hervorſcheint; er deutet 
an, daß die proletariſche und bourgeoiſe Auslegung des Chriſtentums zwei 
Dinge von verſchiedener Weſenheit ſind. Es wäre jedoch verfehlt, das dog⸗ 
matiſche Moment aus dem Begriff des Klerikalismus auszuſchalten. Dieſer 
gipfelt vielmehr in einem Komplex von Dogmen, in denen ſich für die Kirche 
und ihre Bourgeoiſie recht eigentlich das Weſen des Chriſtentums darſtellt, 
da ſie eine machtvolle Waffe des Klaſſenkampfes bilden. Preß⸗ und Meinungs⸗ 
freiheit, Demokratie und Rechtsgleichheit ſind aber unerläßliche Forderungen 
des Proletariats; die Bahn zur Befreiung kann ſich dieſes gleich wenig von 
Dogmen wie von Polizei- und Zwangsgeſetzen ſperren laſſen. Es ſteht zum 
Dogma wie zu jeder anderen ideologiſchen Erſcheinung der Klaſſengeſellſchaft; 
den Maßſtab ſeines Verhaltens findet es auch hier lediglich und ausſchließlich 
in den proletariſchen Intereſſen, in den ökonomiſchen Willenspotenzen der 
eigenen Klaſſe. So ſehr es geboten iſt, die veligiöfen Empfindungen des chriſt⸗ 


1 Secondo Franco, S. J., Handbuch populärer Antworten auf die am meiſten verbreiteten 
Einwendungen gegen die Religion. Ein vollſtändiges Verzeichnis aller religiöſen, politiſchen 
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lichen Proletariats mit gebührender Schonung zu behandeln, ſo wenig ſchiert 
es die Arbeiterklaſſe, wenn der klerikale Bourgeois ſeinen zartbeſaiteten Kirchen⸗ 
glauben durch die proletariſche Kampfmethode verletzt fühlen will, ſintemalen 
er ſich immer eifriger bemüht, den ganzen Sozialismus als die Peſt im Reiche 
Gottes orbi et urbi zu denunzieren. Unbedingt und entſchieden und in jedem 
Falle ſind freilich auf dieſem Gebiet alle Praktiken bürgerlicher Art abzulehnen, 
bürgerlicher Aufkläricht und bürgerliche Kulturkämpferei, die nur im Intereſſe 
der klerikalen Bourgeoiſie gelegen wäre, daher ſie dieſelbe denn auch bei jeder 
Gelegenheit zu provozieren ſucht. Was einzig Geltung beanſpruchen darf, iſt 
die proletariſche Bewegungsmethode, wie ſie der wiſſenſchaftliche Sozialismus, 
ſagen wir es rundheraus, wie ſie der Marxismus vorgezeichnet hat. Wer 
den Boden des letzteren verläßt, begibt ſich gegenüber dem Klerikalismus der 
einzig tauglichen Waffen. 
Im Kampfe mit dieſem erwächſt den ſozialiſtiſchen Grundlehren vielleicht 
die bedeutſamſte Belaſtungsprobe. Die ſcholaſtiſche Eigentumsauffaſſung er⸗ 
kennt das Exiſtenzrecht des Individuums an, verlangt, daß die Eigentums— 
geſtaltung gewiſſermaßen eine Manifeſtation dieſes Rechtes ſei. Inſofern 
ſteht fie nicht nur in einem Gegenſatz zum Probabilismus, ſondern auch zur 
kapitaliſtiſchen Warentheorie in ihrer Anwendung auf den Menſchen, gewährt 
ſie dem chriſtlichen Proletariat die Möglichkeit einer immerhin freimütigen 
Kritik an den Erſcheinungen des Kapitalismus. Aber ihre Anerkennung des 
Exiſtenzrechtes iſt im Grunde doch nur ein Ausdruck der mit der feudalen 
Wirtſchaftsſtufe verbundenen Notwendigkeit, den Fundus in die Hand des 
Bewirtſchafters zu legen. Daher ſieht ſie im Privatbeſitz an den Produktions⸗ 
mitteln ein Geſellſchaftsinſtitut von zwar nicht abſolut, aber doch quaſi natur⸗ 
rechtlicher Bedeutung; ſelbſt bei größter Schärfe der Kritik gegenüber den 
Einzelerſcheinungen taſtet ſie im Prinzip die privatwirtſchaftlichen Grundlagen 
des Kapitalismus nicht an. Das höchſte, wozu ſie ſich aufzuſchwingen ver— 
mag, iſt der Gedanke einer geſellſchaftlichen Reorganiſation auf der Grund— 
lage des Privateigentums, und träte dabei ſelbſt an die Stelle des privaten 
der genoſſenſchaftliche Kapitalismus, es geſchähe damit dem kapitaliſtiſchen 
Syſtem gewiß kein Abbruch. Mit dem politiſchen Programm des Klerikalismus 
hat eine ſolche Idee natürlich gleich wenig zu tun wie jene aus einer Miſchung 
ökonomiſcher und dogmatiſcher Vorderſätze abgeleiteten Forderungen klerikaler 
Wirtſchaftspolitiker, kodifizierte Standesrechte zu ſchaffen, zumal, ſoweit die 
Arbeiterklaſſe in Frage kommt, durch Genoſſenſchaften, Kredit-, Einkauf⸗ und 
Abſatzinſtitute dem landwirtſchaftlichen Klein⸗ und Mittelbeſitz auf umfaſſender 
Stufenleiter höhere Betriebsformen zu ermöglichen, die gewerbliche Zwangs— 
innung zu einer Arbeits⸗ und mittelbaren Beſitzgemeinſchaft zu erweitern mit 
dem Rechte, die Großinduſtrie zwangsweiſe abzulöſen und ſtädtiſche Magazin⸗ 
monopole bei öffentlicher Preisregulierung zu errichten. Das Geſamt ſolcher 
Vorſtellungen ſpielt jedoch im Gedankenkreis des chriſtlichen Proletariats eine 
bedeutende Rolle, und man wird zugeben müſſen, daß es in proletariſcher 
Prägung eine in ſeiner Art großzügige Geſellſchaftsidee enthält, mit der nur 
von ſicherer theoretiſcher Grundlage aus eine erſprießliche Auseinanderſetzung 
möglich iſt. Denn es fragt ſich: Iſt jene Geſellſchaftsidee, praktiſch durch⸗ 
führbar in dem Sinne, daß ihre Realiſierung die Befreiung der Arbeiterklaſſe 
bedeutet? Zunächſt eine politiſche Parteifrage, ſchlägt ſie um in die wiſſen⸗ 
ſchaftliche: Iſt die ſozialiſtiſche Theorie vom Mehrwert richtig? Nicht ohne 
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tieferen Grund richtet ſich der konzentriſche Angriff der klerikalen Autoritäten 
gerade gegen dieſe. Und wer ſie preisgibt, verliert — es ſei wiederholt — 
gegenüber dem ſtändiſchen Prinzip den Boden, woher es kommen mag, daß 
vereinzelte ſonderbare Baumeiſter des Zukunftsſtaats auf die unfruchtbare 
Negationspolitik der Sozialdemokratie ſchelten und die Meinung vertreten 
konnten, juſt der Klerikalismus habe die Partei zu poſitiver Arbeit getrieben 
und werde ſie auf dieſem Wege weiter treiben. 

Nicht anders ſteht es um den hiſtoriſchen Materialismus. Der Reviſionis⸗ 
mus war ja bemüht, feine Unmöglichkeit als geſ chichtswiſſ enſchaftliche Forſchungs⸗ 
methode darzutun. Bernſtein vor allem ſieht ſich in den Werken der Cathrein, 
Peſch e tutti quanti als profunden Denker geprieſen, mitunter auch ſeitenlang 
ausgeſchrieben. Allerdings iſt die Berufung auf Bernſtein wohl am wenigſten 
beweiskräftig. Seine kritiſche Stellung zum hiſtoriſchen Materialismus erwuchs 
aus ſeinen Arbeiten über die engliſche Revolutionsgeſchichte, die ihn ſtellen⸗ 
weiſe mit der Methode nicht fertig werden und die ökonomiſchen Unterlagen 
geiſtiger Strömungen nicht in erſchöpfender und befriedigender Weiſe aufdecken 
ließen. So ging ihm die Erleuchtung auf, daß die Menſchen Köpfe haben 
und mit den Köpfen ihre Geſchichte machen. Es iſt ſchließlich ein menſchlicher 
Zug, wenn Bernſtein ſeitdem die Mängel ſeiner Darſtellung als Mängel der 
Methode ſieht, freilich ſollte man niemand zumuten, ihn als Zeugen wider 
die materialiſtiſche Geſchichtsmethode gelten zu laſſen. 

Nur dann iſt der Dogmatismus der chriſtlichen Arbeiterſchaft zu über⸗ 
winden, wenn die hiſtoriſche und ökonomiſche Bedingtheit ſeiner Entſtehung, 
Entwicklung und jetzigen Form aufgezeigt, wenn er in das Bereich des Natür⸗ 
lichen gezogen und ſein Klaſſencharakter nachgewieſen wird. Das dogmatiſche 
Syſtem muß von den chriſtlichen Maſſen als ökonomiſche Willenspotenz der 
klerikalen Bourgeoiſie begriffen werden. Dieſe Erkenntnis vermag die bürger⸗ 
liche Wiſſenſchaft, vermag ſelbſt der naturwiſſenſchaftliche Materialismus nicht 
zu vermitteln. Nichts offenbart wohl die wirtſchaftliche Bedingtheit aller 
Ideologie ſchärfer als die Tatſache, daß gerade die Reſultate der modernen 
Naturwiſſenſchaften dazu dienen konnten, das Dogma vor der chriſtlichen 
Arbeiterſchaft als im Einklang mit der Wiſſenſchaft befindlich hinzuſtellen. 
Man beſtreitet den Entwicklungsgedanken nicht mehr und macht der Darwin⸗ 
ſchen Theorie lediglich noch zum Vorwurf, daß ſie mit äußeren Urſachen 
operiere ſtatt mit inneren Entwicklungstendenzen. Kurz entſchloſſen ſtreicht 
man gar anderthalb Jahrtauſende chriſtlicher Geiſtesentwicklung und geht auf 
den Kirchenvater Auguſtinus zurück. Qui vivit in aeternum, creavit omnia 
simul. Im Anſchluß an dieſe Schriftſtelle entwickelte Auguſtinus „die Theorie 
von nur einem einzigen Schöpfungsakt“, „durch welchen Gott die Urmaterie 
geſchaffen, ſie aber mit Kräften und Entwicklungstendenzen ausgeſtattet habe, 
ſo daß die Weiterentwicklung dann das Reſultat der Naturkraft war, zu deſſen 
Erzielung wieder die Zeit verlief, welche der natürliche Hergang der Dinge 
erforderte“. Die Theorie, nach welcher die Urmaterie die Uranfänge und 
Samenkörner der Weiterentwicklung enthalte, zeige die Möglichkeit einer Ver⸗ 
einbarung zwiſchen Deſzendenz- und Schöpfungslehre, die von jener nichts zu 
fürchten habe.! Oder man nehme die „ideale Erklärung“, welche dem moſaiſchen 
Schöpfungsbericht ſeinen Widerſpruch zu allen Tatſachen der Geologie und 
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Aſtronomie nehmen und die Inſpiration retten ſoll. Sie „trennt den bibliſchen 
Schöpfungsbericht vollſtändig von dem naturwiſſenſchaftlichen Bericht. Sie 
legt mit Recht den Schwerpunkt auf das, was der Schöpfungsbericht eigentlich 
an Offenbarungswahrheiten dem Menſchen mitteilen wolle. Nun aber handelt 
es ſich bei dem bibliſchen Schöpfungsbericht vorab um den Monotheismus 
und die Einführung beziehungsweiſe Rechtfertigung der jüdiſchen Sabbatfeier. 
Dieſe beiden Lehren bilden den Offenbarungsinhalt des Schöpfungsberichtes, 
der als ſolcher zu unterſcheiden iſt von den naturwiſſenſchaftlichen Anſchau⸗ 
ungen des Verfaſſers; denn hier ſpricht dann dieſer als Kind ſeiner Zeit. Die 
Theorie betont mit Recht, daß die Bibel kein Lehrbuch der Naturwiſſenſchaften 
ſei; ſo wenig es als Aufgabe Chriſti bezeichnet werden kann, den Menſchen 
eine Vermehrung ihrer Naturkenntnis zu bringen, alſo ſie etwa zu belehren 
über den Bau von Eiſenbahnen, Seedampfern, über Elektrotechnik, Telephon, 
Telegraph, ebenſo liegt es außerhalb des Rahmens des bibliſchen Schöpfungs⸗ 
berichtes, dem Menſchen Offenbarungen zu geben über Aſtronomie, Geologie, 
Geographie uſw. In allen dieſen Dingen zeigt ſich der Verfaſſer als Kind 
ſeiner Zeit; in dieſen Fällen als Anhänger des altorientaliſchen (babyloniſchen) 
Weltbildes. In ſeiner Darſtellung iſt er zudem von ſeinen „Quellen“ beeinflußt. 
Die Erforſchung der aſſyriſch⸗babyloniſchen Keilſchriften zeigt den Schöpfungs⸗ 
bericht der Bibel auf dem Boden der altorientaliſchen Weltanſchauung ent⸗ 
ſproſſen; aber nicht in purer Abhängigkeit, ſondern der Verfaſſer bekämpft die 
babyloniſche Mythologie, wenn er auch mit babyloniſchen Ausdrücken arbeitet.“ 

Der Hiſtoriker kann nur lächeln ob ſolch pfiffig hilfloſer Vereinbarungs⸗ 
verſuche, die den Zwang der Tatſachen um ſein Recht prellen möchten. Es 

ſoll dabei nicht beſtritten werden, daß es die chriſtliche Arbeiterſchaft mit 
jenen Auslegungen ernſt meint. Der Dogmatismus iſt die geſchichtlich gegebene 
Form, an welche ihre Klaſſenideologie anknüpfte. Sie verteidigt in ihr die 
ökonomiſche Potenz, und der unentwickelten Form des Klaſſenwillens ordnet 
ſich die logiſche unter. Solange jene währt, wird ihr wiſſenſchaftlicher Apparat 
nur die Afterwiſſenſchaft der klerikalen Bourgeoiſie ſein können. 

Als Teilhaberin am kapitaliſtiſchen Produktionsprozeß konnte die klerikale 
Bourgeoiſie von der modernen Wiſſenſchaft nicht unberührt bleiben. Ihr wie 
der Kirche lag zudem daran, den Beſitzſtand, welchen die klerikale Welt⸗ 
anſchauung auf den Hochſchulen, in den liberalen Berufen, in Verwaltung 
und Juſtiz aufwies, zu erhalten und zu vergrößern. Demgemäß befleißigte 
ſich Leo XIII. nicht nur, die alten Dogmen in einer Form vorzutragen, die 
dem modernen Empfinden am wenigſten anſtößig war, er empfahl auch an⸗ 
gelegentlich die Betätigung in den wiſſenſchaftlichen Disziplinen. Der Verſuch, 
zwiſchen Dogma und Wiſſenſchaft einen tieferen, harmoniſchen und befriedi- 
genden Ausgleich zu ſuchen, lag gewiſſermaßen in der Luft. Vom anderen 
Ende aber zwang die ſozialiſtiſche Aufklärungsarbeit auf den gleichen Weg. 
Die Gegner haben ſich zwar ſeinerzeit im Spott über die „roten Wander- 
redner“ kaum genug tun können. Wie manche Mängel auch der Agitation 

Hangehaftet haben mögen, es erwuchs daraus dem Klerikalismus die unerbitt⸗ 
liche Notwendigkeit, ſich mit den Reſultaten der modernen Wiſſenſchaften auch 
vor den Maſſen abzufinden und ſie der eigenen Agitation einzuverleiben. Die 
Wirkung blieb nicht aus. Wer dem naturwiſſenſchaftlichen Materialismus ſo 
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weit entgegenkommt, ſeine Vereinbarkeit mit Dogma und Wunder zu bes 
haupten, indem er das theologiſche Wunder der Geneſis mit dem natürlichen 
Entwicklungsgang erfüllt, muß gewärtig ſein, daß auf das theologiſche 
Wunder des Neuen Teſtaments, die ſogenannte Erlöſung, der gleiche Grund⸗ 
ſatz der natürlichen Entwicklung angewandt wird. Der naturwiſſenſchaftliche 
Materialismus des Bürgertums wird in den Händen des Proletariats ſelbſt⸗ 
tätig zum geſellſchaftlichen, zum hiſtoriſchen, und auch der Klerikalismus hat 
ſich gegen dieſe Schlußfolgerungen jedes wirkſamen Argumentes begeben. Iſt 
vom bürgerlichen Standpunkt nichts einzuwenden gegen die Vereinbarkeit von 
Dogma und naturwiſſenſchaftlichem, dann vom proletariſchen nichts gegen 
die Vereinbarkeit von Dogma und hiſtoriſchem Materialismus, eine Verkopp⸗ 
lung, bei der freilich das Dogma notwendig in die Brüche geht. 

Solange das Liebäugeln mit der modernen Wiſſenſchaft im Intereſſe der 
klerikalen Bourgeoiſie lag, fand die Kirche keine Einwendungen. Erſt als der 
materialiſtiſche Gedanke im chriſtlichen Proletariat Fuß zu faſſen und ſeine 
Spannung wider die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung zu vertiefen begann, 
erhob ſich das Gezeter über den Modernismus. Es wurde von den ſo⸗ 
genannten Moderniſten an und für ſich mit Recht hervorgehoben, wie 
eigentlich Leo XIII. der Urheber ihrer Beſtrebungen ſei. Gleich zutreffend iſt 
ihre Verwahrung gegen das ihnen unterſchobene philoſophiſche Syſtem. Sie 
überſehen freilich, daß Leo XIII. lediglich den Nutzen der kapitaliſtiſchen Ge⸗ 
ſellſchaft im Auge hatte, während er den Klaſſenkampf des Proletariats mit 
der ganzen Salbung pontifikaler Grobheiten, zu denen heiliger Zorn den 


Kurialſtil von jeher befähigte, in Grund und Boden verdammte. Und war 


ihre Tätigkeit auf den verſchiedenen Wiſſensgebieten nicht getragen von einer 
einheitlichen und geſchloſſenen philoſophiſchen Tendenz, ſie beſaß doch eine 
gemeinſame praktiſche Norm in den Intereſſen der Bourgeoiſie. Vom kapita⸗ 
liſtiſchen Standpunkt wurde ihre Wirkſamkeit ein Verbrechen, als ſie in der 
Dialektik der geſchichtlichen Bewegung zur Handhabe des proletariſchen 
Materialismus wurde, der das dogmatiſche Denken in den Maſſen zerſetzt. 


| Wie oft die Päpſte ihre Sendbriefe wider die Entwicklung der Menſchheit 
in die Welt ſandten, noch keiner hat den Fortſchritt aufgehalten. Das Rad iſt 

im Rollen. Das chriſtliche Proletariat gerät ſchon kraft der Tatſache der gewerk⸗ 

ſchaftlichen Organiſation in immer ſtärkeren Gegenſatz zum Autoritätsbegriff, 


wie die Kirche ihn verſteht und verſtehen muß, und in dieſem Gegenſatz wird 


mit der Verſchärfung der Klaſſenkämpfe fein dogmatiſches Denken untergehen. 


Gt meindeſteuern. 
Von Paul Hirſch. 
1 


Der Vorſchlag des Genoſſen Hans Schiller in Nr. 13 der „Neuen 
Zeit“ auf Abänderung unſeres die Abſchaffung aller indirekten Steuern for⸗ | 
dernden Programms verdient auf das entſchiedenſte zurückgewieſen zu werden. 
Bedeutet dieſer Vorſchlag doch nicht mehr und nicht weniger als das 


Aufgeben unſerer Agitation gegen die Belaſtung des Volkes durch Lebens⸗ 


mittelzölle, nicht mehr und nicht weniger als eine ſchroffe Brüskierung der 


ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion, die im Jahre 1902 mit allen ihr zu 
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Gebote ſtehenden Mitteln und mit Aufwendung ihrer ganzen Kraft gekämpft 
hat nicht nur gegen den von der Reichsregierung eingebrachten agrariſchen 
Wuchertarif, ſondern auch für die Beſeitigung der kommunalen Lebensmittel⸗ 
zölle. Nicht zuletzt den ſozialdemokratiſchen Reichstagsmitgliedern iſt es zu 
danken, daß in § 13 des Zolltarifgeſetzes vom 25. Dezember 1902 die Be⸗ 
ſtimmung aufgenommen iſt, daß für Rechnung von Kommunen oder Korpo— 
rationen vom 1. April 1910 ab Abgaben auf Getreide, Hülſenfrüchte, Mehl 
und andere Mühlenfabrikate, desgleichen auf Backwaren, Vieh, Fleiſch, Fleiſch⸗ 
waren und Fette nicht erhoben werden dürfen. Genoſſe Singer war es, der 
bei Beratung dieſes jetzt Geſetz gewordenen Antrags am 20. November 1902 
namens der geſamten Fraktion und ohne daß aus den Reihen der Parteigenoſſen 
im Lande ſich ein Widerſpruch dagegen erhoben hätte, die Erklärung abgab: 

„Wir würden uns auch nicht davor ſcheuen, durch eine Erhöhung des Ein— 
kommenſteuerzuſchlags die notwendigen Ausgaben für die Gemeinden zu decken. 
Wir ſtehen nicht auf dem Standpunkt, daß die Geſetzgebung dazu da iſt, um das 
kapitaliſtiſche Intereſſe der Beſitzenden zu fördern. Für uns handelt es ſich bei 
dieſer Frage nicht darum: Hat der Mann, der ein hohes Einkommen hat und ein 
großes Vermögen, 5 oder 10 Prozent Einkommenſteuer mehr zu zahlen? Für uns 

ſteht die Frage fo: Was dient den Maſſen des Volkes, was muß zur Befriedigung 
einer möglichſt guten und billigen Ernährung des Volkes geſchehen? Dafür aber 
iſt das ſtädtiſche Oktroi ein außerordentliches Hindernis; deshalb müſſen die 
ſtädtiſchen Abgaben auf Lebensmittel beſeitigt werden.“ 

Damals hat auch Schiller meines Wiſſens die Haltung der Fraktion 
nicht kritiſiert. Erſt jetzt fteigen ihm Zweifel darüber auf, ob unſere Vertreter 
ſich auf dem richtigen Wege befanden, als ſie dem Antrag auf Abſchaffung 
nicht, wie Schiller meint, „aller indirekten Abgaben in den Gemeinden“, 
ſondern auf Abſchaffung der kommunalen Abgaben auf die obengenannten 
Produkte ihre Zuſtimmung erteilten. Ja, die ſozialdemokratiſche Fraktion 
wollte ſogar noch weiter gehen, ihr Antrag begnügte ſich nicht mit der For— 
derung der Beſeitigung der kommunalen Abgaben auf Brot und Fleiſch, 
ſondern ſie verlangte auch das Verbot der Erhebung von Abgaben von dem 
zur Bierbereitung beſtimmten Malz ſeitens der Kommunen und die Abſchaffung 
der kommunalen Steuern auf alle landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe überhaupt. 

Ob es taktiſch richtig war, im gegenwärtigen Moment, wo die Bewegung 
auf Hinausſchiebung des Termins des Inkrafttretens des § 13 des Bolltarif- 
geſetzes bis zum Ablauf der neuen Handelsverträge, das heißt bis zum 
31. Dezember 1917, mit friſcher Kraft einſetzt, für die Beibehaltung indirekter 
Gemeindeſteuern zu plädieren, bleibe dahingeſtellt. Die Anhänger des Oktrois 
werden ſich die Argumente von Schiller zu eigen machen und damit krebſen 
gehen, daß ſich jetzt auch in dem wiſſenſchaftlichen Organ der deutſchen 
Sozialdemokratie eine Stimme für ihre Anſicht erhebt. Aber nicht nur das: 
auch diejenigen unſerer politiſchen Gegner, die ſeinerzeit mit uns für den 
§ 13 geſtimmt haben, werden aus den Ausführungen von Schiller Kapital 
gegen die Sozialdemokratie zu ſchlagen ſuchen. Bemüht ſich doch bereits eines 
der verlogenſten Organe des Blockfreiſinns, die „Freiſinnige Zeitung“, indem 
ſie in gewohnter Manier die Erwiderung von Kautsky unterſchlägt, bei ihren 
Leſern den Eindruck zu erwecken, als ſei die Sozialdemokratie drauf und 
dran, ſich zu einer Partei des Hochſchutzzolls zu mauſern. 

Natürlich mache ich Schiller nicht dafür verantwortlich, wenn irgend eine 
Partei oder irgend ein Preßorgan, ſei es aus Dummheit, ſei es aus Bosheit, 
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derartige Märchen verbreitet. Um ſo notwendiger aber iſt es, mit allem Nach⸗ 


druck gegen die Auffaſſung von Schiller zu proteſtieren und die irrtümlichen 
Vorausſetzungen, von denen er ausgeht, zu widerlegen. Schwer iſt dieſe Auf⸗ 
gabe nicht. Hat doch Schiller nicht ein einziges neues Argument zugunſten 
der indirekten Gemeindeſteuern ins Feld geführt, ſondern lediglich das wieder⸗ 
holt, was in den Reden und Schriften der Anhänger kommunaler Lebens⸗ 
mittelabgaben aus dem bürgerlichen Lager zum Ausdruck kommt! Er nimmt 


an, daß die Aufhebung der Verbrauchsabgaben für den Konſumenten kein 


Sinken des Preiſes der Nahrungsmittel zur Folge haben, ſondern daß die 
Zollermäßigung dem Zwiſchenhändler zugute kommen und daß der Konſument 
als Steuerzahler ſchließlich ſogar einen finanziellen Nachteil in Geſtalt höherer 
direkter Gemeindeſteuern erleiden würde. Dieſe Ausführungen Schillers er⸗ 
innern lebhaft an die Worte, mit denen ſein engerer Landsmann, der baye⸗ 
riſche Bundesratsbevollmächtigte Ritter v. Geiger am 20. November 1902 
im deutſchen Reichstag die Aufhebung des Oktrois auf Brot und Fleiſch be⸗ 
kämpfte. Auch er bezweifelte, daß der Zweck des § 13, nämlich die Verbilli⸗ 
gung von Brot und Fleiſch, bei Aufhebung der Kommunalabgaben erreicht 
würde. Im Gegenteil, erklärte er, dieſe Maßregel würde nur die Folge haben, 
daß die Bevölkerung, und zwar auch die minderbemittelte, mehr an direkten 
Steuern zu bezahlen hat als vorher, ohne daß ſie billigeres Brot und billigeres 
Fleiſch bekommen würde. „Es iſt meines Erachtens ſogar zu befürchten, 
daß die Aufhebung der Kommunalabgaben neben der Schädigung einer großen 


Anzahl von Gemeinden die Folge hat, daß ſchließlich vielen Bäckern, Metzgern 


und dergleichen ein unberechtigtes Geſchenk gegeben würde.“ 

Der Einwand, daß durch Beſeitigung des Oktrois nur den Bäckern und 
Metzgern ein Geſchenk gemacht würde, erſchien ſelbſt einem der fanatiſchſten 
Schutzzöllner, dem Abgeordneten Dr. Paaſche, ſo fadenſcheinig, daß er, ob⸗ 
wohl Gegner der Aufhebung kommunaler Lebensmittelauflagen, doch gegen 
den bayeriſchen Bevollmächtigten zum Bundesrat zu polemiſieren für nötig 


hielt und durchaus zutreffend darauf hinwies, daß es in der Zeit der heutigen 


freien Konkurrenz nicht anzunehmen ſei, daß die paar Bäcker und Fleiſcher 
imſtande ſein ſollten, die 15 Millionen, die den Städten durch die Beſeitigung 
der Zölle entzogen würden, einfach in ihre Taſchen zu ſtecken. 

In Wirklichkeit wiſſen die bürgerlichen Freunde indirekter Kommunal⸗ 
ſteuern ſehr wohl, daß nichts verkehrter iſt als die Annahme, der Zwiſchen⸗ 
handel würde das Geld einſacken, der Konſument aber leer ausgehen. Hinter 
dieſem Vorwand verbirgt ſich nichts weiter als die Rückſicht auf die beſitzenden 
Kreiſe; man will eine Erhöhung der direkten Steuern verhindern, nicht im Intereſſe 
der Arbeiter, ſondern im Intereſſe der Reichen, die ſonſt ihre bisherige Gemeinde 
verlaſſen und einen Ort mit geringeren Steuerzuſchlägen aufſuchen könnten. 
Hat es doch Dr. Paaſche ganz offen ausgeſprochen, daß die Verhältniſſe oft jo 
liegen, daß Magiſtrat und Stadtverordnetenverſammlung es ſich überlegen 
müſſen, ob ſie die direkten Steuern ſteigern und dadurch die Steuerzahler über 
die Grenzen der Stadt hinausdrängen ſollen oder nicht, und aus eigener Er⸗ 
fahrung fügte er hinzu, er habe ſehr oft beobachten können, daß für Städte, 
die darauf angewieſen ſind, Fremdenzuzug zu haben, alte penſionierte Offiziere 
und Beamte in ihren Mauern aufzunehmen, es tatſächlich ſehr erwägenswert 


ſein kann, „ob fie an den indirekten Steuern nicht trotz aller theoretiſchen 


Bedenken feſthalten wollen, weil es die Intereſſen der Geſamtheit vielleicht 


* 
* 
5 * 


| Paul Hirsch: Gemeindeſteuern. 577 


weniger ſchädigt als die direkte Auflage, die dahin führen würde, daß ſich 
viele Leute der Stadt fernhalten, nicht in die Stadt ziehen, oder daß Kapi⸗ 
taliſten abziehen und anderswo ihre Zelte aufſchlagen“. 

Wer noch daran zweifelt, daß die Steuerſcheu der Beſitzenden und die 
unangebrachte Rückſicht der Gemeindebehörden die eigentliche Urſache des 
Sträubens gegen die Aufhebung kommunaler Lebensmittelſteuern iſt, dem ſei 
die Petition, die der Magiſtrat von Dresden im Jahre 1902 an die Zolltarif⸗ 
kommiſſion des Reichstags gerichtet hat, dringend zur Lektüre empfohlen. Es 
finden ſich darin folgende charakteriſtiſchen Sätze: 

„Der jährliche Ertrag dieſer Abgaben iſt in Dresden zurzeit auf rund 2 Mil⸗ 
lionen Mark zu veranſchlagen, ſo daß die Gemeinde imſtande iſt, einen erheb— 
lichen Teil ihrer Bedürfniſſe, die ſonſt durch die ungleich läſtigeren und drückenderen 
direkten Steuern aufgebracht werden müßten, aus dem Erträgnis der indirekten 
Abgaben zu decken. Andererſeits hat die Einrichtung faſt nie Veranlaſſung zu be⸗ 
gründeten Klagen gegeben, insbeſondere hat noch niemals der Nachweis geführt 
werden können, daß durch dieſe Abgaben die notwendigen Lebensmittel den Ver⸗ 
brauchern verteuert würden. . . . Ebenſowenig läßt ſich für die Annahme ein Nach⸗ 
weis erbringen, daß die Erzeuger der abgabenpflichtigen Gegenſtände die Abgabe 
tragen, alſo um ſo viel, als die Abgabe betrage, die Waren billiger liefern 
müßten. . .. Fielen die Erträge der indirekten Abgaben weg, jo würde die Not— 
wendigkeit vorliegen, etwa 2 Millionen Mark mehr als bisher durch direkte Steuern 
aufzubringen, das heißt etwa 35 Prozent der Staatseinkommenſteuer als Gemeinde— 
ſteuerzuſchlag mehr zu erheben. Dies würde für den ärmſten Arbeiter mit einem 
Jahreseinkommen von 600 bis 700 Mark eine jährliche Mehrbelaſtung bedeuten von 
1 Mark, für Einkommen von 800 bis 950 Mark 2 Mark, für Einkommen von 1100 bis 
1250 Mark 3½ Mark und jo fort in raſch anſteigender Progreſſion. ... Nach 
einer anderen Richtung aber würde die Erhöhung der direkten Steuern für die 
Stadt Dresden geradezu verhängnisvoll werden. Es iſt bekannt, daß Dresden von 
wohlhabenden Perſonen, namentlich aus dem Ausland, mit Vorliebe zu zeitweiligem 
Aufenthalt oder zu dauernder Niederlaſſung gewählt wird. . .. An den indirekten 
Abgaben nehmen diejenigen, welche ſich mit der Abſicht der dauernden Nieder: 
laſſung in Dresden tragen, nicht den mindeſten Anſtoß, da eben erfahrungsgemäß 
die Preiſe der Lebensmittel hier nicht höher ſind als anderswo und jedenfalls 
niedriger als an den weſtdeutſchen Plätzen, die als Aufenthaltsort für Rentner 
gern gewählt werden. Dies würde ſich aber vollſtändig ändern, wenn wir in die 
Notwendigkeit verſetzt würden, die in unſerer Stadt wohnenden Rentner mit ſo 
bedeutend höheren direkten Steuern zu belegen. Nicht nur würde eine ſolche Maß⸗ 
regel den Wegzug einer großen Anzahl von Rentnern zur unausbleiblichen Folge 
haben, ſondern es würde auch der Zuzug ſolcher Perſonen behindert werden, und 
dies würde die Wirkung üben, daß einmal der Verdienſt, den jetzt Handel- und 
Gewerbetreibende von den wohlhabenderen Einwohnern ziehen, geſchmälert würde 
oder ganz wegſiele, ferner zahlreiche Wohnungen höherer Preislage überflüſſig 
würden und hiernach der Grundbeſitz entwertet werden würde, und daß endlich der 
Ausfall an direkten Steuern, welcher durch den Wegzug zahlreicher wohlhabender 
Einwohner entſtehen würde, übertragen werden müßte durch Heranziehung des 
entwerteten Grundbeſitzes, des in ſeinem Verdienſt geſchmälerten Gewerbebetriebs 
und der ärmeren Bevölkerung der Stadt zu noch höheren direkten Steuern, als der 
Wegfall der indirekten Abgaben an ſich notwendig macht.“ 


Man kann es verſtehen, wenn eine um ihre Finanzen beſorgte Stadt- 
verwaltung, die ihr Heil in der Erhaltung einer ſteuerkräftigen Einwohner⸗ 
ſchaft erblickt, für die aber das Wohl der Geſamtheit erſt in zweiter Linie 
kommt, ſich in derartigen Übertreibungen ergeht und förmlich den Untergang 
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ihrer Gemeinde an die Wand malt. Ein ſozialdemokratiſcher Gemeindebevoll⸗ 
mächtigter jedoch hat ſich von weſentlich anderen Geſichtspunkten leiten zu 

laſſen, ſeine Pflicht iſt es, mitzuwirken an der Beſeitigung eines Zuſtandes, 
der in Form indirekter Lebensmittelzölle der Maſſe der Bevölkerung weit über 
ihre Steuerkraft hinausgehende Laſten auferlegt und die Lebenshaltung der 

Arbeiterklaſſe verteuert, um die Beſitzenden zu ſchonen. 


II. 


Der grundlegende Irrtum Schillers beſteht darin, daß er annimmt, die 
Aufhebung des Oktrois würde in den Lebensmittelpreiſen nicht zum Ausdruck 
kommen. Auch Kautsky hält dieſe Befürchtung keineswegs für unbegründet, 
er meint, daß der Kleinhandel zwar nachfolgen müſſe, wenn die Bıeife im 
Großhandel ſteigen, daß er aber den Preis für ſeine Waren nicht ohne 
weiteres zu ermäßigen brauche, wenn die Preiſe im Großhandel ſinken, da ja 
heute im Zeitalter der Kapitaliſtenverbände die Konkurrenz immer mehr aus⸗ 
geſchaltet werde. Kautsky ſetzt ſich damit in direkten Gegenſatz zu Paaſche, 
der, wie wir oben geſehen haben, gerade in der freien Konkurrenz das 
Hindernis dafür erblickt, daß die Bäcker und Fleiſcher etwa den Gewinn ein⸗ 
heimſen und der Konſument das Nachſehen hat. Unterſuchen wir an der Hand 
praktiſcher Erfahrungen, wo die Wahrheit liegt. 

Bekanntlich iſt im Jahre 1874 in den alten Provinzen Preußens die 
Mahl: und Schlachtſteuer aufgehoben worden. Die Folge davon war, wie aus 
den in Schanz' „Finanzarchiv“, Jahrgang 1901, veröffentlichten Unterſuchungen 
von Profeſſor Laspeyres hervorgeht, ein ſehr bedeutendes Fallen der Preiſe 
aller beſteuerten Artikel in den Steuerſtädten, und zwar zum kleinen Teile 
nicht ganz um den Betrag der Steuer, zum weitaus größten Teile aber um 
den ganzen Steuerwegfall oder ſogar um mehr. Dies Sinken kann nach 
Laspeyres nur durch die Steueraufhebung bewirkt ſein, „weil dieſelben Artikel 
in den Nichtſteuerſtädten zu gleicher Zeit höchſtens ſo minimal fielen oder gar 
ſtiegen, daß das Mehrſinken in den Steuerſtädten zum kleinen Teile allerdings 
nicht ganz ſo viel wie die wegfallende Steuer betrug, zum weitaus größten 
Teile aber mehr“. Einen weiteren Beweis für die Minderung des Preiſes der 
Nahrungsmittel durch die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer erblickt 
Laspeyres in der Erſcheinung, daß die Verbilligung im Jahre 1875 nur in 
den Steuerſtädten, nicht in den anderen Städten, nur bei Steuerartikeln, nicht 
bei anderen Artikeln, nur zur Zeit der Steueraufhebung, nicht zu anderen 
Zeiten ſtattgefunden hat. Beſonders wertvoll erſcheinen die Unterſuchungen 
von Laspeyres deshalb, weil er ſich nicht auf privates, ſondern auf amtliches 
Material, auf Akten des preußiſchen Miniſteriums des Innern ſtützt, alſo 
gerade desjenigen Miniſteriums, das im Jahre 1902 den jetzigen § 13 des 
Zolltarifgeſetzes ſo heftig bekämpft hat. 

Die gleiche Erfahrung wie 1875 in Preußen iſt im Jahre 1902 in Bremen 
gemacht worden. Als hier am 1. April der Oktroi auf Fleiſch aufgehoben 
wurde, fiel der Preis für das weniger gute Fleiſch, das die Minderbemittelten 
zu kaufen pflegen, um genau ſo viel, wie der Oktroi betragen hatte; nur das 
beſte Fleiſch, das von den Reichen gegeſſen wird, ſank nicht im Preiſe. 

Übrigens ſtand früher ſelbſt die preußiſche Regierung auf dem Standpunkt, 
daß gerade die ärmeren Schichten der Bevölkerung die Steuern auf Lebens⸗ 
mittel zu tragen haben. Heißt es doch in den Motiven zum § 14 des Kom⸗ 
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munalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893, der die Neueinführung oder die 
Erhöhung der Sätze von Steuern auf den Verbrauch von Fleiſch, Getreide, 
Mehl, Backwerk, Kartoffeln und Brennſtoffen aller Art verbietet: „Der Ent⸗ 
wurf will im allgemeinen vermeiden, daß ein erheblicher Teil der Kommunal⸗ 
laſten den minder wohlhabenden und ſelbſt unbemittelten Bevölkerungsklaſſen 
aufgebürdet werden kann.“ 

Völlig widerlegt wird die Annahme Schillers durch einen Vorgang, der 

ſich im Jahre 1902 in Offenbach abſpielte. Hier war es gerade die Fleiſcher⸗ 
innung, die bei den Stadtverordneten die Aufhebung des Oktrois für Schlacht- 
vieh beantragte und ſich für den Fall der Annahme ihres Antrags verpflichtete, 
den Preis des Schweinefleiſches um 5 Pfennig, des Rindfleiſches um 4 Pfennig 
pro Pfund herabzuſetzen.“ 
Allerdings laſſen ſich auch Belege dafür erbringen, daß die Abſchaffung 
von Lebensmittelzöllen keine oder doch nur vorübergehend eine Preisreduktion 
gezeitigt hat. So beruft ſich der Kämmerer der Stadt Wiesbaden Dr. Ernſt 
Scholz, der in den Schriften des Vereins für Sozialpolitik gegen den 5 13 
des Zolltarifgeſetzes zu Felde zieht, auf Mannheim, wo die am 1. Januar 1898 
erfolgte Abſchaffung des Oktrois auf Mehl und Brot zwar anfänglich einen 
geringen Rückgang der Preiſe zur Folge gehabt, aber einen nachhaltigen Einfluß 
im Sinne einer Verbilligung der Brotpreiſe nicht geübt habe. Die Tatſache 
an ſich wollen wir nicht in Abrede ſtellen, wir vermiſſen aber den Beweis 
dafür, daß bei Beibehaltung des Oktrois die Preiſe infolge anderer Umſtände 
nicht noch mehr geſtiegen wären. Auf alle Fälle iſt doch innerhalb eines Zeit⸗ 
raums von vier Jahren (1898 bis 1902) in Mannheim eine Erhöhung der 
Brotpreiſe nicht zu verzeichnen geweſen. Wer will behaupten, daß, wenn der 
Oktroi fortbeſtanden hätte, nicht das Gegenteil eingetreten wäre? 

Bemerkenswert iſt es, daß gerade die Fleiſcher ſich wiederholt gegen die 
kommunale Lebensmittelverteuerung gewandt haben. Wenn auch nicht in Ab⸗ 
rede zu ſtellen iſt, daß ſie dabei in erſter Linie ihre eigenen Intereſſen ver⸗ 
folgten, ſo darf man doch nicht überſehen, daß die Arbeiterklaſſe verſchiedene 
Möglichkeiten hat, dafür zu ſorgen, daß die Aufhebung des Oktrois auch ihren 
Angehörigen zugute kommt. Würden die Fleiſcher und Bäcker verſuchen, nach 
Art von Kapitaliſtenverbänden, wie es Kautsky vermutet, eine einheitliche 
Preispolitik zum Schaden der Konſumenten zu bilden und die freie Konkurrenz 
völlig auszuſchalten, dann müßten die Vertreter der Arbeiterklaſſe dafür ſorgen, 
daß die Gemeindeverwaltungen Gegenmaßregeln ergreifen und den Zwiſchen⸗ 
handel zur Herabſetzung der Preiſe zwingen. Daß das mit Erfolg geſchehen 
kann, dafür werden in der jüngſten Veröffentlichung des Vereins für Sozial⸗ 
politik einige recht lehrreiche Beiſpiele angeführt: 

Die auffallend ſtarke Abnahme des Fleiſchverbrauchs in Freiburg i. B. ver⸗ 
anlaßte die Stadtverwaltung gegen Ende des Jahres 1894, der Frage näher zu 
treten, ob auf dieſe bedauerliche Verſchlechterung der Volksernährung die unver⸗ 
hältnismäßig hohen Fleiſchpreiſe von beſtimmendem Einfluß ſeien. Nachdem die 
Schlacht⸗ und Viehhofkommiſſion durch umfangreiche und zuverläſſige Erhebungen 


1 Vergl. auch den Artikel von Karl Ulrich: „Abſchaffung aller indirekten Steuern durch 
die Gemeinden“ in der vorigen Nummer. 

2 Gemeindefinanzen. Erſter Band. Seite 304/05. Leipzig 1908, Duncker & Humblot. 

3 Gemeindebetriebe. Neuere Verſuche und Erfahrungen über die Ausdehnung der kommunalen 
Tätigkeit in Deutſchland und im Ausland. Erſter Band. Leipzig 1908, Duncker & Humblot. 
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feſtgeſtellt hatte, daß der Rückgang des Fleiſchkonſums ſtändig zunehme und eine 
Ermäßigung der Fleiſchpreiſe dringend notwendig ſei, zumal der Stand der Markt⸗ 
viehpreiſe eine Herabſetzung der Fleiſchpreiſe ſehr wohl zuließ, trat der Stadtrat 
unterm 19. Dezember 1894 mit der Fleiſcherinnung erneut in Unterhandlung und 
brachte eine angemeſſene Reduzierung der Fleiſchpreiſe in Anregung. „Unſeres 
Erachtens hat die Einwohnerſchaft ein Recht darauf, daß die Fleiſchpreiſe einiger⸗ 
maßen in Einklang gebracht werden mit den Viehankaufspreiſen,“ ſo wurde in dem 
ſtadträtlichen Schreiben näher ausgeführt, „und daß auf dieſem Gebiet ſeitens der 
Metzgerſchaft keine Forderungen erhoben werden, die nach Lage der Verhältniſſe 
als unbillig bezeichnet werden müſſen.“ 

Die Metzgerinnung wies das Verlangen des Stadtrats entſchieden zurück. Die 
Stadtverwaltung hielt ſich daher, da alle Bemühungen ſich vergeblich erwieſen, für 
verpflichtet, ihrem Verlangen durch dasjenige Mittel Nachdruck zu verleihen, welches 
ſchon früher wiederholt als das einzig wirkſame bezeichnet worden war: nämlich 
durch vorübergehende Schlachtung einer Anzahl Tiere auf Koſten der 
Stadt und Eröffnung einer beſchränkten Zahl von ſtädtiſchen Ver⸗ 
kaufsſtellen. 


Was war die Folge? Die Fleiſcherinnung ſah ſich bereits wenige Wochen 
nach Eröffnung der ſtädtiſchen Schlächterei gezwungen, die Preiſe nicht uner⸗ 
heblich herabzuſetzen. Die Stadt hatte, obwohl ihr Betrieb nur etwa ſechs 
Wochen beſtand, während dieſer Zeit nicht nur bedeutend billiger verkaufen 
können als vorher die Schlächter, ſondern ſogar noch einen Gewinn von 
1121,53 Mark erzielt. Dazu kam noch eine andere, unmittelbare Wirkung 
des ſtadträtlichen Vorgehens in der Fleiſchfrage: die Bäckerinnung ſetzte, wohl 
in der Befürchtung, daß es auch ihren Mitgliedern an den Kragen gehen 
könne, den Brotpreis alsbald nennenswert herab. 

Ahnlich gute Erfolge erzielte die Stadt Karlsruhe mit ihrer ſeit 1906 
beſtehenden kommunalen Schweinemaſt, und wenn in Wien die ſtädtiſche 
Übernahmeſtelle für Vieh und Fleiſch weder eine Verbilligung des Fleiſches 
herbeizuführen noch eine weitere Steigerung der Fleiſchpreiſe hintanzuhalten 
vermocht hat, ſo beweiſt das nichts gegen den Gedanken einer kommunalen 
Lebensmittelverſorgung an ſich, die Gründe des Mißerfolgs ſind vielmehr 
hauptſächlich darin zu ſuchen, daß die Stadt auf halbem Wege ſtehen geblieben 
iſt, daß ſie die Produktion nicht in der Hand behalten, ſondern einer Aktien⸗ 
geſellſchaft überlaſſen hat, in der auch andere Intereſſen vertreten waren, bei 
der insbeſondere ein großer Viehproduzent Hauptaktionär war. 

Nun muß ohne weiteres zugegeben werden, daß in Deutſchland mit ſeinen 
faſt ausſchließlich plutokratiſchen Gemeindevertretungen die Gründung eigener 
Schlächtereien und Bäckereien durch die Kommunen auf abſehbare Zeit höchſtens 
einmal irgendwo vereinzelt durchzuſetzen iſt. Dann müſſen ſich die Konſumenten 
eben auf andere Weiſe gegen die Bewucherung durch unverhältnismäßig hohe 
Preiſe zu ſchützen ſuchen, und das Mittel hierzu bieten ihnen die Konſum⸗ 
genoſſenſchaften. Die Konſumvereine werden in dem Augenblick, wo der 
§ 13 des Zolltarifgeſetzes in Kraft tritt, zweifellos auch an den Orten, wo ſie 
bisher durch den Oktroi gezwungen waren, teurer zu verkaufen, die Preiſe 
für ihre Waren herabſetzen, und daß es ſich dabei nicht etwa nur um Bruch⸗ 
teile von Pfennigen handelt, die in den Preiſen nicht zum Ausdruck kommen, 
lehrt das Beiſpiel des Konſumvereins Vorwärts in Dresden und des Görlitzer 
Wareneinkaufsvereins. Der Konſumverein Vorwärts verkauft in ſeiner Ge⸗ 
ſchäftsſtelle in Plauen das Mehl um zwei, das Roggenbrot um einen Pfennig 
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Kilogramm billiger als in Dresden, die höheren Preiſe in Dresden ſind 
durch die dort beſtehenden hohen Lebensmittelauflagen aufgezwungen. 
ch beim Görlitzer Wareneinkaufsverein ſtellen ſich die Preiſe in Plauen 
enüber denen in Dresden für das Mehl um zwei, für das Roggenbrot um 
en, für Schmalz und Margarine ſogar um vier Pfennig pro Kilogramm billiger. 
Wenn Schiller für den Fall der Aufhebung des Oktrois das Geſpenſt einer 
höhung der direkten Steuern um 2 Mark pro Jahr an die Wand malt, ſo 
zt er ſich einmal zu ſehr von den Verhältniſſen einer einzelnen Gemeinde 
ten, und zweitens überſieht er, daß ſchon jetzt in den Oktroiſtädten im all⸗ 
neinen die Belaſtung der Konſumenten durch indirekte Zölle eine 
nz ungeheure iſt. Die Wohlhabenden und Reichen können ſich wenigſtens 
einen Teil des Jahres, wo fie auf Reiſen find, dieſer Steuer entziehen, 
„Arbeiter aber müſſen jahraus jahrein ſteuern, ob fie wollen oder nicht. 
enn man bedenkt, daß ſchon 1890 der Geheime Regierungsrat v. Boſſe 
reine ſechsköpfige Dresdener Familie mit 900 bis 1100 Mark Jahres⸗ 
kommen bei einem jährlichen Verzehr von 1300 Kilo Brot, 104 Kilo Mehl, 
6 Kilo Fleiſch, 26 Kilo geräucherter Fleiſchwaren und 13 Kilo Wurſtwaren 
„80 Mark Belaſtung mit ſtädtiſchen Konſumſteuern herausgerechnet hat, wenn 
an weiter bedenkt, daß zu Beginn dieſes Jahrhunderts nach dem „Statiſtiſchen 
ahrbuch deutſcher Städte“ die indirekte Beſteuerung für Brot und Fleiſch in 
achen pro Kopf 4,40 Mark, alſo für eine Familie von fünf Köpfen 22 Mark 
trug, daß in Potsdam jeder Einwohner mit 6,47 Mark, in Poſen mit 
14 Mark, in Breslau mit 5,52 Mark durch Verbrauchsabgaben belaſtet wird, 
mu muß man zugeben, daß für die Minderbemittelten die infolge der 
ufhebung des Oktrois etwa notwendig werdende Erhöhung der 
reiten Steuern in Wirklichkeit eine Entlaſtung bedeutet. Man kann 
h das an konkreten Beiſpielen ſehr leicht klar machen. Potsdam erhob im 
ahre 1907 nach den Angaben von Silbergleit! einen Zuſchlag von 
10 Prozent zur Staatseinkommenſteuer, es rechnet nach Inkrafttreten des $ 13 
5 Zolltarifgeſetzes mit einer Erhöhung des Steuerbedarfes um 34,51 Prozent, 
ürde dann alſo einen Zuſchlag von etwa 150 Prozent erheben. Das be⸗ 
sutet, daß ein Arbeiter mit 1200 Mark Einkommen, der heute 9,90 Mark 
vefte Gemeindeſteuern jährlich zahlt, vom 1. April 1910 ab 13,50 Mark zu 
ihlen hätte. Für dies Mehr von 3,60 Mark aber wird er reichlich durch den 
Begfall der Fleiſchſteuer entſchädigt, die ſich heute, abgeſehen von den übrigen 
zerbrauchsabgaben, auf mehr als 4 Mark pro Kopf, alſo auf mindeſtens 
6 Mark für eine Familie von vier Köpfen beläuft. Auf der einen Seite eine 
zelaſtung um 3,60 Mark, auf der anderen Seite eine Erſparnis von 16 Mark! 
zollte es wirklich ſo ſchwer ſein, den Arbeitern dieſen Vorteil vor Augen zu 
ühren? Den Schaden von der Aufhebung des Oktrois hätten die Beſitzenden. 
zin Potsdamer Einwohner mit 15000 Mark Einkommen, der heute 495 Mark 
irefte Gemeindeſteuern zahlt, hätte in Zukunft bei 150 Prozent Zuſchlag 
75 Mark, alſo 180 Mark mehr zu entrichten. Daß er heute durch die Fleiſch⸗ 
teuer um eine ſolche Summe belaſtet wird, iſt nicht anzunehmen, er wird 
lſo tatſächlich geſchädigt oder beſſer geſagt, er wird gerechter beſteuert als 
isher. Welchen Anlaß hätten wir als Sozialdemokraten, uns dagegen zu 
vehren? (Schluß folgt.) 


1 H. Silbergleit, Preußens Städte. Berlin 1908. Karl Heymanns Verlag. 
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Die elektrotehnifdhe Revolution der Gegenwart. 
Von K. Nachimſon. 


Die entwicklung der Elektrizitätswerke. 

Einen indirekten Beweis für das immer fortſchreitende Eindringen der 
elektriſchen Kraft in die Induſtrie haben wir in der Entwicklung der Elektri⸗ 
zitätswerke und ⸗fabriken ſowie in der geſteigerten Produktion von Kupfer. 

Die Weltproduktion von Rohkupfer ſtieg in den Jahren 1892 bis 1895 
jährlich um 8000 Tonnen, in den Jahren 1895 bis 1900 ſchon um 28000 
und in den Jahren 1900 bis 1905 ſogar um 42800 Tonnen pro Jahr. 1906 
erhöhte ſich die Produktion von Kupfer wieder um 27000 Tonnen und ſtellte 
ſich auf 718000 Tonnen; 1907 brach die Kriſis aus, und die Produktion von 
Kupfer ſank auf 713000 Tonnen. Der durchſchnittliche Jahrespreis von Kupfer 
zeigt dabei, daß die Nachfrage die Produktion oft ſtark überholt hatte. Er 
war 1892 £ 45/8, ſtellte ſich dann 1895 auf £ 43, 1900 auf £ 73%, ſank 
1902 auf £ 52.1 1.5, ging dann wiederum in die Höhe, bis er 1906 den höchſten 
Durchſchnittspreis von & 87.8.6 erreicht hatte. Im Jahre 1907 erfuhr der 
Kupferpreis bedeutende Schwankungen. Im Jahresdurchſchnitt ſtellte er ſich 
auf £ 87.1.8. 

Der Aufſchwung in den Jahren 1895 bis 1900 brachte alſo eine bedeu⸗ 
tende Preisſteigerung und der Geſchäftsniedergang 1901/02 ein Sinken der 
Preiſe. Doch waren die Kupferpreiſe immer noch höher als am Beginn der 
Entwicklung, im Jahre 1895. Dies erklärt ſich dadurch, daß gerade in dieſen 
Jahren ſich die Elektrizität neue Gebiete erobert hatte. In der zweiten Auf⸗ 
ſchwungsperiode erhöhen ſich die Kupferpreiſe noch weit über das Niveau von 
1900. Die Produktion wie die Preisbewegung zeigt alſo, daß die Entwicklung 
der elektriſchen Induſtrie in der zweiten Periode ſtärker war als in der erſten, 
was auch aus der Statiſtik der deutſchen Elektrizitätswerke hervorgeht. 

Nach der „Elektrotechniſchen Zeitung“ vom 12. März 1908 gab es in 
Deutſchland Elektrizitätswerke, die öffentliches Straßenland benutzten: 


(Schluß.) 


Jahrgang Anzahl Anſchlußwert in Kilowatt 
der Statiſtik der Werke Beleuchtung Kraft Geſamt 
ü 30869 5073 35942 
18985 180 37847 9229 47076 
19000 % 220 MG 156230 95731 251961 
0M dee) 202299 127273 329572 
1902 RT ER ERSTO 252456 172853 425309 
1909 #1. 39, DER 376042 279395 655437 
1907 14580 576284 524577 1100861 


Dieſe Angaben zeigen uns wiederum, daß auch in den Kriſenjahren eine 
Zunahme ſowohl der Elektrizitätswerke als auch des Anſchlußwertes ſtatt⸗ 
gefunden hatte. Dann aber beweiſen dieſe Angaben, daß ſeit 1900 eine ſtärkere 
Entwicklung der Elektrizitätswerke vor ſich ging als bis 1900. Die Anzahl 
der Werke ſtieg von 1894 bis 1900 um 504, der Anſchlußwert um 
216020 Kilowatt; in den Jahren 1900 bis 1905 dagegen die Anzahl der 
Werke um 523, der Anſchlußwert um 300000 Kilowatt und in den Jahren 
1905 bis 1907 wiederum die Anzahl der Werke um 255, der Anſchlußwert 
ſogar um 445000 Kilowatt. Dabei war die Zunahme des Stromverbrauchs 
durch die Motoren bedeutender als die des Beleuchtungsanſchluſſes. Der An⸗ 
ſchlußwert der Motoren machte 1894 14 Prozent des geſamten Wertes aus, 
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i 1900 ſchon 38 und 1907 gar 48 Prozent! Der Generalſekretär des Verbandes 


deutſcher Elektrotechniker, Herr Dettmar, ſchätzt die Zahl der öffentlichen 
Zentralen augenblicklich auf 1850, deren Geſamtleiſtung auf 1100000 Kilo⸗ 
watt; die Zahl der Einzelanlagen (nur für Privatgebrauch) auf 4500 und 
deren Anſchlußwert auf 6,8 Millionen Kilowatt. Von den geſamten zurzeit 
jährlich erzeugten 7500 Millionen Kilowattſtunden werden, nach Dettmar, bloß 


18 Prozent für Beleuchtung abgegeben. („E. T. Z.“, 1908, Nr. 50.) Der 


Kraftverbrauch durch die Induſtrie ſpielt alſo eine immer größere Rolle.. 
Für die Vereinigten Staaten haben wir vorläufig keine ausführlichen An⸗ 
gaben über die Starkſtromanlagen in den letzten Jahren. Dagegen beſitzen wir 


in der Statiſtik der Fabriken für elektriſche Maſchinen und Apparate wertvolle 


= 


Ertrag dieſer Steuern folgendermaßen: 


Beweiſe für den Umwälzungsprozeß in der geſamten Wirtſchaft, da ſich doch 


dieſe Fabriken erſt als Folge dieſes Umwälzungsprozeſſes entwickeln können. 


Die elektriſchen Fabriken in den Vereinigten Staaten. 


8 Zahl der Anlagekapital Zahl der Arbeitslohn Wert der Produkte 
Zenſusjahr Betriebe Mill. Dollar Arbeiter Mill. Dollar Mill. Dollar 
1888 76 1,5 1271 0,7 2,65 
1890. 189 19,0 8802 4,5 19,10 
1900. 581 83,7 42013 20,6 92,40 
1905. . . 784 174,1 60466 31,8 140,80 


1 Dieſer raſchen Entwicklung der elektriſchen Induſtrie will nun die Regierung einen 
Stein in den Weg legen, indem ſie die elektriſche Energie zu beſteuern vorſchlägt. Abgeſehen 
von der Verteuerung aller Produkte, wird die Elektrizitätsſteuer unbedingt die Folge haben, 
daß die ſich vollziehende elektrotechniſche Umwälzung in bedeutendem Maße aufgehalten werden 
wird. Italien gibt dafür ein warnendes Beiſpiel. Dort exiſtiert nämlich eine Steuer auf 
elektriſches Licht, und die Folge ift, daß trotz der billigen Waſſerkraft dort nur 2,5 Kilowatt— 
ſtunden pro Einwohner für Beleuchtung abgegeben werden, während in Deutſchland auf den 
Einwohner bereits 22 Kilowattſtunden (alſo das Zehnfache!) kommen. Mit der Elektrizitäts- 
und Gasſteuer trifft die Regierung die geſamte Induſtrie. Der Geſetzentwurf berechnet den 


a A. Elektrizität. 
1. Gegen Entgelt abgegeben: 5 5 


700 Millionen Kilowattſtunden zu 5 Pfennig 5 3,4 Millionen Mark 


= 2 = 0,2 3 


300 
. Zum Selbſtbedarf erzeugt: 


2 
500 0 8 . au 92 an ' 5 14,0 Millionen Mark 
B. Gas. 
3. Gegen Entgelt abgegeben: 
2500 Millionen Kubikmeter zu 0,4 Pfennig. .. 10,0 Millionen Mark 
4. Zum eigenen Bedarf erzeugt: 
2500 Millionen Kubikmeter zu 0,18 Pfennig . . . 4,5 Millionen Mark 


C. Beleuchtungsmittel. 

5. Glühlampen: 30 Millionen Stück, im Mittel zu 20 Pf. 6,0 Millionen Mark 
„Glühſtrümpfe uſw.: 100 Millionen Stück zu 10 Pf. . 10,0 Millionen Mark 
. Kohlenftifte: 7 Millionen Kilogramm zu 1 Mark, ferner 

Queckſilberdampflampen uſw. V 7,0 Millionen Mark 
Mithin aus Elektrizität 17,4, aus Gas 14,5, aus Beleuchtungsmitteln für 
Elektrizität 13,0, aus ſolchen für Gas 10,0 Millionen Mark, zuſammen 54,9 Mil⸗ 
lionen Mark, ſo daß nach Abzug der Verwaltungsunkoſten und ſonſtigen Auslagen in 
runder Summe 50 Millionen Mark als Reinertrag verbleiben follen. 

2 Census of manufactures 1905. Bulletin Nr. 73. 
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Vergleicht man dieſe Angaben mit denen über die geſamte Fabrikinduſtrie, 

ſo tritt die raſche Entwicklung beſonders klar zutage. | 
Zunahme von 1900 bis 1905. 


Zahl Anlagekapital Arbeiter ke 
Sämtliche Fabriken. 42 Proz. 41 Proz. 16 Proz. 30 Proz. 
Elektriſche Fabriken .. 35,0 108 =: 44 A Ge 52 


Beſonders auffallend iſt dabei die große Zunahme an Anlagekapital und 
ſpeziell an ſtehendem Kapital, da doch der Wert der Produkte nicht in dem 
ſelben Maße gewachſen iſt wie das Anlagekapital. Dies iſt wohl auf die Aus⸗ 
nutzung der Waſſerkraft und ſtärkere Anwendung von Elektrizität in der In⸗ 
duſtrie (dieſe ſtieg hier von 24000 auf 62000 Pferdekräfte) zurückzuführen. 

Auch die deutſche Elektrizitätsbranche verbrauchte verhältnismäßig viel Geld, 
ein Viertel des neu aufgebrachten Induſtriekapitals ſeit 1897 bis 1907 ent⸗ 
fällt auf ſie.“ 

Es iſt überhaupt zu bemerken, daß die Ausnutzung der Waſſerkräfte, die 
elektriſchen Fernleitungen uſw. große Summen bedürfen. Die Anlagekoſten 
von 171 ſchweizeriſchen Primärwerken ſtellten ſich (nach der Statiſtik von 1906) 
auf 116 Millionen Franken (hydrauliſcher und kaloriſcher Teil), mehr 108 Mil⸗ 
lionen Franken lelektriſcher Teil), zuſammen alſo auf 224,9 Millionen Franken. 
Mehrere Beiſpiele dafür finden wir weiter in der Schrift „Die Waſſerkräfte 
Bayerns“. a 

Dieſer Umſtand, daß die elektriſche Induſtrie für ſich allein bedeutende 
Kapitalien forderte und daß durch die immer fortſchreitende Umwälzung in 
den Produktions⸗ und Verkehrsverhältniſſen ebenfalls neue und große Auf⸗ 
wendungen an ſtehendem Kapital notwendig wurden, bewirkte vor allem, 
daß die jüngſte Geldteurung eine ſolche Höhe erreichte, ebenſo daß die Roh⸗ 
ſtoffpreiſe ſo hoch ſtiegen. Die von uns charakteriſierte techniſche Revolution 
iſt folglich als die Grun durſache der jüngſten Geld- und Warenpreisteurung 
anzuſehen. | 

Jede techniſche Umwälzung kann nur allmählich vor fich gehen. Die großen 
Unternehmungen, die ſich der neuen Erfindung, nämlich der elektriſchen Kraft⸗ 
übertragung, bemächtigt haben, wollten die Trägheit der übrigen Unternehmer⸗ 
ſchaft dadurch überwinden, daß ſie ſelbſt neue Unternehmungen ins Leben 
riefen. Darin liegt, nebenbei bemerkt, der Grund, warum von vornherein nur 
ganz große Unternehmungen auf dem Gebiet der Elektrizitätsinduſtrie Erfolg 
haben konnten. Den Rieſengeſellſchaften gelang es tatſächlich, eine Zeitlang 
ſelbſt den Markt für die Erzeugniſſe ihrer Fabriken zu ſchaffen. Doch ſind 
die wirtſchaftlichen Geſetze ſtärker als die Kapitalmacht noch ſo großer Truſts. 
Nur die ökonomiſche Notwendigkeit zwingt gewöhnlich die Unternehmer, zu 
neuen Produktionsmethoden überzugehen. Während eines Aufſchwunges fühlt 
man aber den ökonomiſchen Druck noch nicht ſo ſtark. Dazu kommt noch das 
Moment der Geld- und Warenteurung, das für viele Unternehmer die Be⸗ 
dingungen erſchwert, unter denen auch ſie zur neuen Produktionsweiſe über⸗ 
gehen konnten. Dagegen ſpornen gerade die hohen Warenpreiſe einerſeits und 
der hohe Diskontſatz andererſeits andere Unternehmer zu ſtärkerer Produktion 


Siehe die Statiſtik der zu den deutſchen Börſen zugelaſſenen Aktien und Obligationen 
in dem zweiten Vierteljahrsheft zur Statiſtik des Deutſchen Reiches. 
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an. Dieſe beeilen ſich, die für ſie infolge der geſtiegenen Preiſe geſchaffene 
günſtige Lage voll auszunutzen und trotz des erhöhten Diskontſatzes die gleiche 
Profitmaſſe zu erhalten. So ſteigt die Produktion, indes der Konſum ſich 
immer mehr einſchränkt, bis das Mißverhältnis zwiſchen Nachfrage und Angebot 
einen gewiſſen Grad erreicht, und dann haben wir die induſtrielle Kriſis.. 
Doch ſind die Kriſen während der Perioden tiefgehender techniſcher Umwälzungen 
gewöhnlich von kurzer Dauer und wirken nicht ſo ruinierend auf das Wirt⸗ 
ſchaftsleben, weil jede Erleichterung auf dem Geld- und Warenmarkt den Unter⸗ 
nehmern die Möglichkeit gibt, die verſäumten Verbeſſerungen vorzunehmen.. 
So wurde die Kriſis von 1900 verhältnismäßig leicht überwunden, beſonders 
in Amerika. Uns ſcheinen alle Zeichen der jetzigen Wirtſchaftskriſe ebenfalls 
darauf hinzudeuten, daß ſie bald zu Ende ſein wird. Wir brauchen dabei nur 
auf die geplanten elektriſchen Bahnen hinzudeuten, um einzuſehen, welchen 
ſtarken Anſtoß die geſamte Wirtſchaft durch dieſe Umwälzung in den Verkehrs⸗ 
verhältniſſen erfahren wird. 

Zum Schluſſe nur noch eine Bemerkung über den Einfluß der „Elektri⸗ 
ſierung“ der Produktions- und Verkehrsverhältniſſe auf die Ar⸗ 
beiter. 

Die Waſſerkraftanlagen erfordern große Kapitalien, aber verhältnismäßig 
wenig Arbeiter. Die Einführung des Elektromotors in die Fabrik vermindert 
ebenfalls die Arbeiterzahl. Die Wartung, Schmierung, Kontrolle und Reparatur 
der früheren Transmiſſionsanlagen fallen faſt vollſtändig aus. An Stelle der 
früheren Arbeitsmaſchinen find jetzt Präziſionsmaſchinen getreten, deren Be⸗ 
dienung beim elektriſchen Betrieb auf ein derartiges Minimum gebracht wurde, 
daß heutzutage oft drei bis vier Arbeitsmaſchinen durch einen einzigen Arbeiter 
beſorgt wurden.” Das gleiche trifft auch für die elektriſche Stahlerzeugung 
zu. „Der Tiegelguß“, ſchreibt Neumann, „erfordert eine große Anzahl ge⸗ 
ſchulter Arbeitskräfte, die beim elektriſchen Verfahren durch ein paar Mann 
erſetzt werden.“ 

Vorläufig läßt ſich aber kaum eine Verminderung der Geſamtarbeiterzahl 
wahrnehmen, weil die freigeſetzten Arbeiter noch in anderen Betrieben Be— 
ſchäftigung finden. Mit der vollen „Elektriſierung“ der Produktions» und 
Verkehrsverhältniſſe wird aber wahrſcheinlich eine ſolche Verminderung eintreten. 


Der Kampf um die MWafferkräfte. 


Mit der Erfindung der elektriſchen Kraftübertragung hat, wie wir bereits 
zeigten, die Waſſerkraft einen hohen Wert erlangt. Mit geradezu erjtaun- 
lichem Eifer ſuchte das Privatkapital die billigen Naturſchätze für ſich auszu- 
beuten. Nun gründet ſich aber die Waſſerkraftausnutzung auf veraltete, anderen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen entſprechende Geſetze. Die Gewäſſer dienten zum 
unmittelbaren Gebrauch, zur Bewäſſerung der Felder, zum Flößen oder als 
Verkehrswege. Die ſchiff⸗ und flößbaren Gewäſſer gehörten gewöhnlich zu den 
öffentlichen, dem Gemeingebrauch zugänglichen Sachen. Alle anderen Gewäſſer 
waren der privatrechtlichen Herrſchaftsſphäre der Anlieger unterworfen (Code 


1 Die hier von uns entwickelten Gedanken ſtimmen vollſtändig mit der Kriſentheorie von 
Parvus überein. (Siehe ſeine Schrift über die Handelskriſis und die Gewerkſchaften.) Wir 
ſehen in der jetzigen wirtſchaftlichen Entwicklung nur eine glänzende Beſtätigung dieſer Theorie. 

Siehe Herzog im Schweizer Wörterbuch der Volkswirtſchaft. 
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civil, Waſſerrechtgeſetze von Bayern, Oſterreich, Elſaß⸗Lothringen und i 
den Kantonen Bern, Freiburg und Neuenburg). Da man die Waſſerkraft aue 
als motoriſche Kraft nur an Ort und Stelle ausnutzen konnte, ſo eignete 
ſich dieſe gewöhnlich die Beſitzer der anliegenden Ländereien an. Die Geſam 
heit hatte aber ein ſtärkeres Intereſſe an den ſchiff⸗ und flößbaren Gewäſſern 
die deshalb allmählich zum Gemeingut aller erklärt wurden, jedoch mit de 
Bedingung, daß die Art und Weiſe, wie die einzelnen ihr Nutznießungsrech 
ausüben, keine Schädigung der Intereſſen aller anderen ebenfalls dazu Bi 
rechtigten mit ſich bringen ſoll. 

Die Erfindung der elektriſchen Kraftübertragung Eat die Sachlage gan 
geändert. Auch an den „Privatgewäſſern“ erhält die Geſamtheit ein putexeiit 
weil man von einer Stelle aus bedeutende Strecken mit Kraft und Lich 
beſorgen kann. Andererſeits kann die Ausnutzung der Waſſerkräfte fü 
elektriſche Kraftübertragung die Intereſſen aller anderen Nutzberechtigten bi 
einträchtigen. 

Aber noch andere Momente treten hier auf. Zur Ausführung der elektriſche 
Kraftübertragung braucht man gewöhnlich öffentliches oder privates Straßen 
land, auf dem man die Dynamo- und Transformatorengebäude oder auch di 
Turbinenhäuſer ſowie die Maſten errichten kann. Außerdem iſt es häufig nol 
wendig, künſtliche Kanäle, Seen und dergleichen zu ſchaffen. Die Eigentüme 
der angrenzenden Liegenſchaften können dies aber nach dem beſtehenden Recht 
verbieten und ſomit die Ausnutzung neuer Kräfte unmöglich machen. Di 
Eigentumsverhältniſſe ſchlagen in Feſſeln der Produktivkräfte um. Und weiten 
Das Nutznießungsrecht der Eigentümer des Ufers ſowie einzelner Gemeinde 
kann und führte tatſächlich in der Schweiz ſozuſagen zur Zerſtücklung des Nutz 
effektes und folglich auch zur Verminderung des Geſamtwertes der gewinn 
baren Waſſerkraft. Bei der Ausnutzung eines Gefälles kann der Geſamteffel 
bedeutend höher ſein als die Summe der Effekte aus der Ausnutzung vol 
Teilen der Gefälle. Macht alſo jeder „Berechtigte“ auf die Ausnutzung de 
Gefälles Anſpruch, ſo wird deſſen rationelle Ausnutzung unmöglich. Kurz, di 
Bedürfniſſe der neuen Produktionsbedingungen traten in Widerſpruch zu dei 
beſtehenden Rechtsverhältniſſen. Daher der Kampf um die Waſſerkraft. Wie ha 
nun die bürgerliche Geſellſchaft dieſen Widerſpruch gelöſt? 

Der Kampf um die Waſſerkraft entbrannte zuerſt in der Schweiz und wirf 
hier am heftigſten geführt. Wir müſſen uns deshalb hauptſächlich mit de 
Schweiz beſchäftigen. | | 

Im Frühjahr 1891, alſo ſofort nach dem Bekanntwerden des erſten Ver 
ſuches, elektriſche Energie auf große Entfernungen zu übertragen, reichte di 
ſchweizeriſche Geſellſchaft „Frei⸗Land“ dem Bundesrat eine Petition ein, in de 
ſie das Waſſermonopol des Bundes befürwortete. Der Profeſſor S. Fr. Schär 
der Autor dieſer e ſagte in einem Vortrag zur Begründung dieſe 
Petition: 

„Soll der Entwicklung der Dinge, deren Ergebnis nicht billigere Kraft 
ſondern nur ein Wechſel in der Krafterzeugung ſein wird, Einhalt getar 
werden, ſo muß man jetzt Hand anlegen. Der privaten Ausbeutung de 
Waſſerkräfte ... muß ein Ende bereitet werden. Wenn irgend einmal und 
irgendwo der Staat, Gemeinde und Völkerkörperſchaften die Pflicht hatten 
mit aller Macht die Rechte der Geſamtheit des Volkes zu wahren, ſo iſt die 
im gegenwärtigen Moment in bezug auf die Wee der Fall.“ | 
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Dieſe Worte des Profeſſors Schär geben den Grund an, warum die klein⸗ 
bürgerlichen Demokraten den Kampf um die Waſſerkräfte aufgenommen haben. 
Es handelt ſich für ſie meiſt nur um die billige motoriſche Kraft, die ſie zur 
Rettung des Kleinbetriebs im Gewerbe und in der Landwirtſchaft verwenden 
möchten. Aus Schär klingt uns aber auch das Echo der ſozialdemokratiſchen 
Kritik der Privatwirtſchaft entgegen. Denn im Grunde genommen entſpringt 
der ganze Kampf um das Waſſermonopol, inſofern keine privatwirtſchaftlichen 
Intereſſen mitſprechen, dieſer Kritik des Privateigentums. Die Anhänger des 
Staatsmonopols auf Ausnutzung der Waſſerkräfte führen ja oft die Argu⸗ 
mente der Sozialdemokratie gegen das Privateigentum ins Feld; aber alles, 
was dieſe Demokraten zugunſten des Waſſermonopols anführen, läßt ſich mit 
gleichem Rechte auch für die Verſtaatlichung aller anderen Produktionsmittel 
ſagen. 5 

So führt Profeſſor Schär zur Bekräftigung ſeiner Forderung folgendes 


Tam jedoch einen ab . Beſcheid. Nach 80 Jahren bot der 
preußiiche Staat für eine einzige Zeche nicht weniger als 150 Millionen 
Närk und erhielt von der Zeche einen abſchlägigen Beſcheid! 

[3 Energiequelle für die Elektrizität kommen auch die Gaſe, Moore und 
möglicherweiſe auch die Kohle direkt in Betracht. Folglich müßte ſich der 
Staat auch dieſe Energiequellen aneignen! Dann braucht man bei der elek⸗ 
triſchen Produktion Kupfer, Eiſen uſw. Soll man auch die Eifen- und Kupfer⸗ 
bergwerke verſtaatlichen? Die geſamte Privatwirtſchaft würde dann vom Staate 
abhängig werden. Auch die Verſtaatlichung der Waſſerkräfte oder auch nur 
der elektriſchen Energie allein und für ſich würde dem Staate eine ungeheure 
Machtſtellung der geſamten Induſtrie gegenüber verſchaffen. Das iſt der 
Grund, warum ſich die Unternehmer dagegen ſo ſträuben. Die Demokraten 
hätten alſo konſequent ſein und ſagen müſſen, daß der Staat ſeine Macht im 
Intereſſe der Geſamtheit ausnützen darf, und das hätte zur Verſtaatlichung 
aller anderen Produktionsmittel führen müſſen. Da aber die Demokraten ſo 
weit nicht gehen wollten oder konnten, ſo mußten ſie auch ihre Forderung des 
Waſſermonopols aufgeben. In ihrem Initiativbegehren vom 27. Juni 1906 
forderten ſie daher ſchon nicht mehr das Bundesmonopol, ſondern das Kon⸗ 
zeſſionsſyſtem durch den Bund. Und neuerdings haben ſie ihr Initiativ⸗ 
begehren zugunſten des Bundesratsvorſchlags, der in vielen Beziehungen den 
Unternehmern Konzeſſionen macht, zurückgezogen.“ 

Aber auch das Konzeſſionsſyſtem durch den Bund ſchließt das Monopol 
des Privatkapitals auf die Waſſerkraft nicht aus. Eher umgekehrt. Das Legen 
mehrerer, verſchiedenen Unternehmungen gehörender Kabel in den Straßen⸗ 
untergrund iſt ſchon aus techniſchen und Sicherheitsrückſichten faſt unmöglich. 
Aus den Gasröhren ſtrömt Gas heraus, ſammelt ſich in den durch das Legen 
von Kabeln aller Art gebildeten Hohlräumen und explodiert, ſobald Funken 


1 Die norwegiſche Regierung iſt auch konſequent und ſchlägt vor, daß nicht bloß die 
Waſſerkräfte, ſondern auch die Kraftſtationen, Maſchinen und alles Zubehör, ſowie die Berg⸗ 
werke nach Ablauf der Konzeſſionsdauer (höchſtens 99 Jahre) an den Staat ohne jede 
Entſchädigung anheimfallen ſollen. 

2 Am 25. Oktober iſt der Vorſchlag des Bundes zum Geſetz geworden. Dem Bund 
ſteht ſomit bloß die Oberaufſicht zu. N 


| Beiſpiel an. Im Jahre 1828 bot Prinz Arenberg. der Beſitzer Dex gejamten 
weſtfäliſchen Kohlengerechtjame, ein Recht dem preußiſchen Staate für 1000 Taler 


— — 
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zwiſchen den Leitungsſtücken überſpringen. Bei Freileitungen, die einander 
parallel laufen oder ſich kreuzen, iſt das Auftreten von Induktionserſcheinungen 
zu erwarten und infolgedeſſen eine Störung des Betriebs zu befürchten.“ 

Außer dieſen ſozuſagen techniſchen Bedingungen kommen noch wirtſchaft⸗ 
liche Momente in Betracht, die eine Monopoliſierung der Waſſerkräfte be⸗ 
günſtigen. Die Ausnutzung der Waſſerkräfte geht in einer Zeit der ſtarken 
Konzentration des Kapitals vor ſich. Das Großkapital ſteht voll ausgerüſtet 
dem kleinen Unternehmer gegenüber und trägt ſelbſtverſtändlich den Sieg 
davon. 
Im Jahre 1902 haben 33 oder 18 Prozent der ſchweizeriſchen Werke 
100000 Kilowatt oder 85 Prozent der Totalleiſtung geliefert. Dann beſitzen 
diejenigen Werke, denen es gelungen iſt, in der Nähe einer Stadt oder eines 
Induſtrieortes eine Konzeſſion auf eine Waſſerkraftanlage zu erlangen, eine 
Vorzugſtellung den anderen Werken gegenüber, weil je weiter das Werk ab⸗ 
liegt, deſto teurer ſich die Leitung der elektriſchen Energie ſtellt und folglich 
auch die Strompreiſe aus dem entfernt liegenden Werke höher ſein müſſen. 
Schließlich iſt auch die Möglichkeit zur Syndikaliſierung der Waſſerkraftanlagen 
gegeben. Solche Abmachungen zwiſchen einzelnen Werken fanden ſchon jetzt 
in der Schweiz ſtatt.“ Faktiſch iſt alſo die Stromlieferung ſchon jetzt mono⸗ 
poliſiert. Und dies unter der Herrſchaft des Konzeſſionsſyſtems, unter dem die 
meiſten Werke aufgebaut ſind. Die elektriſche Induſtrie entwickelt ſich alſo 
in der gleichen Richtung wie der Bergbau und andere Induſtriezweige. Die 
Notwendigkeit, ſich bei der Bundesregierung um Konzeſſionen zu bewerben, 
würde daran faſt nichts ändern. 5 

Charakteriſtiſch iſt, wie ſich die Unternehmer zu dem Konzeſſionsſyſtem 
ſtellen. Der Kanton Bern hat am 26. Mai 1907 ein Geſetz erlaſſen, das das 
Hoheitsrecht des Staates auf die Waſſerkräfte anerkennt. Der fünfte Geſchäfts⸗ 
bericht der Vereinigten Hapnek⸗ und Kanderwerke (eines der größten Privat⸗ 
werke) bemerkt über dieſes Geſetz, daß es „die rationelle Nutzbarmachung der 
Waſſerkräfte erleichtern wird und den Waſſer⸗ und Elektrizitätswerken viele 
Schwierigkeiten und Hinderniſſe, mit denen ſie bisher zu kämpfen hatten, aus 
dem Wege räume“. 

Da es aber den bürgerlichen Demokraten vor allem auf die Billigkeit der 
Kraft ankommt, ſo glauben ſie dies durch Feſtſetzung eines Maximalpreiſes 
für den elektriſchen Strom in den Konzeſſionsbedingungen zu erreichen — eine 
Utopie, auf die wir hier gar nicht einzugehen brauchen. Die Intereſſen der 
Geſamtheit kann in der Schweiz nur die Verſtaatlichung und in den bureau⸗ 
kratiſch⸗militäriſch⸗abſolutiſtiſchen Staaten die Vergeſellſchaftlichung (Übergabe 
an die größeren Lokalkörperſchaften) der Waſſerkräfte wahren. Vorläufig wird 
jedoch dieſe Forderung kaum durchzuſetzen ſein. Dort aber, wo die Waſſer⸗ 
kräfte für den elektriſchen Betrieb der Bahnen notwendig ind, ſind die Aus⸗ 
ſichten auf ein Staatsmonopol der Waſſerkräfte günſtiger. In dieſer Frage 


EIS, Pfleghard, Die Rechtsverhältniſſe der elektriſ ſchen Unternehmungen. 

2 „Das ganze Mittelland, die Weſt- und Oſtſchweiz find unter den Werken verteilt 
worden. Jedem der beteiligten Elektrizitätswerken wurde ein beſtimmtes Stück der Schweiz 
zugewieſen.“ (O. Schar, Die Verſtaatlichung der Waſſerkräfte, S. 166.) Ein gleiches Beiſpiel 
gibt der neuerdings zwiſchen dem Rheiniſch-Weſtfäliſchen Elektrizitätswerk und den übrigen 
rheiniſchen Werken geſchloſſene Demarkationsvertrag über die Stromverſorgung des Ruhr⸗ 
kohlengebiets. 
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gehen nämlich die Staatsintereſſen Hand in Hand mit denen der Unternehmer⸗ 
kreiſe, die von der „Elektriſierung“ der Bahnen zu profitieren glauben. Da⸗ 
gegen zwangen die Unternehmer den Staat dort, wo ſie an der „Elektriſierung“ 
der Bahnen nicht intereſſiert ſind und aus der Ausnutzung der Waſſerkräfte 
für ſich große Vorteile erwarten, dem „Prinzip des Privateigentums“ Rech— 
nung zu tragen. 

So erkennt das neue ſächſiſche Waſſergeſetz die „Freiheit des einzelnen“ 
in der Waſſerkraftausbeutung an. Die Quellgründſtücke ſollen danach über⸗ 
haupt nicht enteignet werden dürfen. Die Benutzung der Waſſerkraft ſteht 
demjenigen zu, der Eigentümer des Ufergrundſtücks iſt oder ein anderes ding— 
liches oder perſönliches Recht ausüben und andere davon ausſchließen kann. 
Ein ähnliches franzöſiſches Waſſergeſetz vom 8. April 1898 führte zu 
Spekulationen und wurde zu einem bedeutenden Hemmnis der Waſſerkraft⸗ 
ausnutzung. Doch hielt dieſer Umſtand natürlich die reaktionäre ſächſiſche 
Kammer nicht ab, auf Koſten der Geſamtheit den Grundeigentümern neue 
Profite zu verſchaffen. . 

„Eine Geſellſchaftsformation geht nie unter, bevor alle Produktivkräfte 
entwickelt ſind, für die ſie weit genug iſt“ (Marx). Die Erfindung der elektriſchen 
Kraftübertragung hat dem abſterbenden Körper der bürgerlichen Geſellſchaft 
neue Kraft eingeflößt. Eine Monopoliſierung der Waſſerkräfte durch den Staat 
würde die heutige Geſellſchaft von Grund aus erſchüttern. Daher die Ab- 
neigung der Mehrheit auch der ſchweizeriſchen Bevölkerung gegen das Staats⸗ 
monopol. Erſt die neuen Waſſertruſts werden ſie eines Beſſeren belehren. Erſt 
nach vollſtändiger Elektriſierung der Produktionsmittel wird die unerträgliche 
Abhängigkeit der geſamten Wirtſchaft von den „Waſſerkönigen“ klar hervor⸗ 
treten, wie man jetzt immer mehr die Laſt der Kohlenbarone empfindlich fühlt. 

Für die Sozialdemokratie ergibt ſich die Forderung des Staats- beziehungs⸗ 
weiſe Gemeindemonopols auf die Waſſerkräfte aus ihrer allgemeinen Forde⸗ 
rung der Verſtaatlichung der Produktionsmittel. Ohne ſich durch augenblickliche 
Mißerfolge beeinfluſſen zu laſſen, bleibt ſie bei dieſer Forderung, und in ab- 
ſehbarer Zeit wird es zur Forderung des geſamten Volkes werden. 


Der Gewerkſchaftskampf. 
Don Franz Jörſter, Maler. 


Seitdem ſich die Unternehmer in Induſtrieverbänden und dieſe wieder unter 
ſich organiſiert haben, werden die Streiks immer langwieriger, ihre Ausſichten auf 
ſiegreiche Beendigung immer geringer. Seit 1904 verliefen die Streiks und Aus⸗ 
ſperrungen im Deutſchen Reiche in folgender Weiſe: 


Streiks. 

Jahr Beendete Beteiligte Streikende Forderungen durchgeſetzt 

| ” Streits Betriebe Arbeiter Gan, e Telit Nicht 

ö Ä 8 Prozent Prozent Prozent 

1904 1870 10321 113 480 24,0 36,8 39,2 
1905 2403 14481 408145 22,0 40,4 37,6 
1906 | 3228 10246 272218 18,4 45,0 36,6 
1907 | 1967 11621 167 244 19,1 38,0 42,9 
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Ausſperrungen. 

85% Beendete Beteiligte Ausgeſperrte | Erfolge 
5 Ausſperrungen | Betriebe Arbeiter | Sans Teilweiſe Mid Nicht 
5 | Prozent Prozent Prozent 8 
1904 120 1115 23 760 27,5 35,8 
1905 254 | 3859 118 665 57,9 16,5 
1906 298 2780 77109 58,4 12,1 
1907 208 | 4766 69487 47,1 | 8,7 


Von der Hauptſtelle des Zentralverbandes der deutſchen Großinduſtrie wurde 
in der „Deutſchen Induſtriezeitung“ vom 26. Juli 1907 behauptet, daß noch keine 
Ausſperrung und nur ein Streik für ſie verloren ging. Nun iſt ja ſelbſt⸗ 
verſtändlich das Streben der großen Arbeiterorganiſationen darauf gerichtet, Vor⸗ 
teile für ihre Mitglieder möglichſt ohne Kampf zu erzielen, aber Erfolge haben ſie 
mit dieſer Methode nur überwiegend bei kleinen und mittleren Betrieben; auf die 
Großinduſtrie, vor allem die ſogenannte ſchwere Induſtrie, haben die Gewerk⸗ 
ſchaften nur geringen Einfluß. Auch der Nutzen der immer mehr zur Anwendung 
gelangenden Tarifverträge iſt ein ſehr problematiſcher infolge der immer mehr Ein⸗ 
fluß gewinnenden Taktik der Unternehmer, die Verträge möglichſt langfriſtig zu 
machen und über ganz Deutſchland auszudehnen. Die Unternehmer haben ganz 
richtig erkannt, daß ein Kampf, auf ſo breiter Baſis geführt, für die Arbeiter durch 
die Unmöglichkeit ausreichender Unterſtützung ſehr wenig Gewinnchancen hat, 
Immer klarer zeigt ſich die Abſicht der bürgerlichen Geſellſchaft, die ſie beunruhi⸗ 
genden, die Macht und das Klaſſenbewußtſein der Arbeiter hebenden Streiks un⸗ 
möglich zu machen. Die verſchiedenſten Mittel kommen da zur Anwendung, wie 
Ausſperrungen, Schwarze Liſten, Unternehmer⸗Arbeitsnachweiſe, Streikverſiche⸗ 
rungen uſw. Die Tendenz, den Arbeitern beſtimmter Berufe ein Streikrecht über⸗ 
haupt nicht zuzugeſtehen, nimmt in allen Staaten zu. Weiter wie je iſt bei uns 
das Unternehmertum von dem Vorſchlag Hügelins entfernt, zwecks Sicherung und 
Ausbau des Tarifvertrags die Zugehörigkeit zu einer Gewerkſchaft obligatoriſch zu 
machen. Dieſer bedingten Möglichkeit einer friedlichen Löſung — oder richtiger 
der Hinausſchiebung — des Intereſſenkonfliktes zwiſchen Kapital und Arbeit 
ſtehen die tatſächlichen Verhältniſſe in der Großinduſtrie, die herrſchenden An⸗ 
ſchauungen des in den Unternehmerverbänden dominierenden Scharfmachertums 
entgegen. 

Das Mittel des wirtſchaftlich ſchwächeren Arbeiters, durch Arbeitseinſtellung, 
Boykotts und anderes ein Gegengewicht gegenüber der Übermacht des Kapitals zu 
ſchaffen, iſt alſo durch die Organiſation der Unternehmer und der von dieſen an⸗ 
gewendeten Kampfesmittel (Ausſperrung uſw.) in ſeiner Wirkung ſehr eingeſchränkt, 
ja faſt aufgehoben. Alle kleinen Erfolge bedeuten nichts gegen den großen Kampf, 
der den Arbeitern mit der ſyndizierten Groß induſtrie bevorſteht. Was be⸗ 
deutet ihre Macht gegen Organiſationen wie das Kohlenſyndikat, den Stahl⸗ 
werksverband, die Elektrizitätskonzerne? Faſt nichts. 

Zwei Wege bleiben da offen. Entweder die moderne Gewerkſchafts⸗ 
bewegung ſchließt Frieden mit dem Unternehmertum und beſcheidet ſich 
mit dem, was ihr von dieſem freiwillig gegeben wird. Dann würden die Gewerk⸗ | 
ſchaften die heutige kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung feſtigen, und das 
ſozialiſtiſche Wirtſchaftsideal rückte in unbeſtimmte Fernen. Oder — und 
das iſt das Selbſtverſtändliche — die Gewerkſchaften nehmen zu geeigneter Zeit 
mit den Unternehmern den Kampf auf, der dann an Umfang und Intenſität 
alles Bisherige in Schatten ſtellen und ſchnell über die Grenzen eines nur lokalen 
oder beruflichen Intereſſenkonfliktes hinauswachſen wird. Das Unternehmertum hat 
in richtigem Klaſſeninſtinkt gemerkt, daß es ſich bei allen größeren Ausſperrungen 
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im prinzipielle Fragen handelt. Aber dieſe Unternehmerverbände, dieſe neueſte 
md gefährlichſte Waffe des Unternehmertums, führen auch ihren eigenen Unter⸗ 
gang herbei. Nehmen wir zum Beiſpiel einen Konflikt der Bergarbeiter mit den 
em Kohlenſyndikat angeſchloſſenen Gruben an — etwas ſehr Naheliegendes bei 
yer herrſchenden Stimmung der Bergleute. Wenn das Syndikat mit einer Aus⸗ 
perrung antwortet, ſo iſt dieſe durch die Eigenart des Bergbaues mit ungeheuren 
Berluften für die Unternehmer verbunden. Das wäre ein Kampf, gegen den der 
Kuhrkohlenbergarbeiterſtreik von 1905 mit feinen über 200000 Streikenden als ein 
Aunderſpiel erſcheint. Und wie ſchon dieſer Streik das geſamte Wirtſchaftsleben 
uſchütterte und den preußiſchen Staat zum Eingreifen zwang, wie ganz anders 
nuß die Wirkung ſein bei einem künftigen gewaltigen Konflikt zwiſchen einem 
artellierten Induſtriezweig, wie etwa Bergbau, gewiſſen Teilen der Metall⸗ 
uduſtrie und den in ihr beſchäftigten Arbeitern, zumal die herrſchende Kriſe die 
zückſichtslos weiter durchgeführte Preispolitik der Kraut⸗ und Schlotjunker die 
zuhigſte Arbeiterſchaft zur Empörung bringt. 

Wie der Kampf auch wirtſchaftlich enden mag — ob erfolgreich oder nicht —, 
ir wird und muß politiſch aufklärend auf die Arbeitermaſſen wirken und bei einer 
Niederlage nicht minder, ſondern noch mehr revolutionierend. 

Das iſt ebenſowenig eine „blanquiſtiſche Raſerei“ der Arbeiterklaſſe, als es 
Ende des achtzehnten Jahrhunderts eine des franzöſiſchen Bürgertums war, das 
dei einer überwiegend bäuerlichen Bevölkerung unter geſchickter Ausnutzung deren 
Notlage ſich anſchickte, durch ſeine Revolution den bisher feudalen Staat von 
Brund aus umzugeſtalten und in einen bürgerlichen zu verwandeln. Sie waren 
ben, obwohl in der Minderheit, die Träger einer fortgeſchrittenen Wirtſchafts⸗ 
form. 

Durch die immer mehr ſich bildenden Truſts, Kartelle, Syndikate, die alles 
beherrſchenden Großbankkonzerne auf der einen, die Gründungen von mächtigen, 
ſcharfmacheriſchen Antijtreilverbänden auf der anderen Seite, bereiten ſich gewal— 
lige Konflikte vor, die bis jetzt nur mit Mühe durch die nachgebende Haltung der 
großen Gewerkſchaften verhindert wurden. Wer nicht den Frieden zwiſchen Kapital 
und Arbeit für möglich hält, wer in dem Klaſſenkampf das Mittel der Umgeſtal⸗ 
lung der Geſellſchaft ſieht, der muß einſehen, daß ſich die Verhältniſſe auf wirt⸗ 
ſchaftlichem wie politiſchem Gebiet jo zugeſpitzt haben, daß der Kampf jederzeit 
losbrechen kann. Da hilft kein Kopf⸗in⸗den⸗Buſch⸗ſtecken, um den herannahenden 
Konflikt nicht zu ſehen. Unſere Aufgabe iſt es vielmehr, alles zu tun, um die 
Arbeitermaſſen auf ihn und alle ſeine Konſequenzen vorzubereiten. Denn kommen 
wird er — ob wir wollen oder nicht! 


In eigener Sache. 


Unſere Leſer erinnern ſich wohl noch des Artikels, den Genoſſe H. Jäckel über 
„Gewerkſchaftsbeamte und Partei“ in der „Neuen Zeit“ (Nr. 9) veröffentlichte. Aus⸗ 
gehend von der Tatſache, daß auf dem Nürnberger Parteitag ſämtliche Gewerk⸗ 
ſchaftsbeamten geſchloſſen im gleichen Sinne geſtimmt hatten, unterſuchte Jäckel dieſe 
bemerkenswerte Erſcheinung und kam zu dem Schluſſe, daß ſie durch die beſonderen 
Arbeitsbedingungen der Gewerkſchaftsbeamten hervorgerufen werde, die beſtimmte 
Tendenzen unter ihnen begünſtigen. 

Die Unterſuchung war ſehr ruhig und ſachlich gehalten, nicht im entfernteſten 
gehäſſig — iſt doch ihr Verfaſſer ſelbſt ein Gewerkſchaftsbeamter, Sekretär 
des Verbandes der Textilarbeiter, vordem Gauleiter. Unterſuchungen dieſer Art 
ſind für jede Schicht, die am proletariſchen Klaſſenkampf teilnimmt, unerläßlich, 
ſollen wir alle ſeine Schattierungen begreifen. 
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Wohl durfte man annehmen, daß nicht alle Gewerkſchaftsbeamten Jäckel A 
ſtimmen würden; wir erwarteten auch, es werde ſich eine Diskuſſion an deſſe 
Ausführungen knüpfen. Aber wir wurden unangenehm enttäuſcht. Was uns zu 
ging, waren nicht ſachliche Auseinanderſetzungen, ſondern gereizte ii | 
Dieſe lehnten wir ab. 

Eine derartige Einſendung vom Genoſſen Jochade wurde darauf im „Kor 
reſpondenzblatt“ der Gewerkſchaften abgedruckt. Das gäbe uns jedoch keinen Grund 
ſie hier zu erwähnen, wenn nicht die Redaktion ſie mit einem gegen uns gerichteten 
Nachwort verſähe, in dem es heißt: 


„Wir bedauern, daß die Redaktion der ‚Neuen Zeit‘ ihre Spalten fortgeſetz 
zu ebenſo heftigen wie unbegründeten Angriffen auf Vertreter der deutſchen Ge 
werkſchaften in der bereitwilligſten Weiſe zur Verfügung ſtellt — einer Zurück 
weiſung derſelben aber den Raum verſagt. Sie beweiſt damit, daß ſie in dei 
Tat nur die Vertreter einer ihr beliebten Richtung ungehindert zu Worte kommer 
läßt, und daß ein freier Meinungsaustauſch bei ihr keine Stätte findet.“ 


Das ſind nichts als völlig aus der Luft gegriffene Behauptungen. 

Wir haben noch nie jemand deswegen angegriffen oder angreifen laſſen, wei 
er Vertreter von Gewerkſchaften iſt. Wir haben ſtets nur die Taktik und die Grund 
ſätze, die in unſerer Partei herrſchen, gegen alle ihre Kritiker ſachlich verteidigt 
Wenn ſolche Kritiker aus Gewerkſchaftskreiſen ſtammen, ſo können wir mit ihnen 
freilich keine Ausnahme machen. Der Artikel Jäckels war indes weder ein Angriff 
noch heftig oder unbegründet. 

Die weitere Behauptung des „Korreſpondenzblatt“, daß Angegriffene bei uns 
nicht zu Worte kämen, iſt ebenfalls unwahr. Tatſächlich wird in keiner Zeitſchrift 
den Angegriffenen ein freierer Spielraum gelaſſen wie in der „Neuen Zeit“. Haben 
wir nicht eben erſt Maurenbrecher und Bernſtein das Wort gegeben, ohne jede 
Einſchränkung, obwohl Bernſtein ſich nicht ſcheute, einem unſerer Redakteure direkt 
unehrenhafte Motive unterzuſchieben? 

Wir gehen von dem Grundſatz aus, daß jeder bei uns Angegriffene das Recht 
hat, bei uns zur Erwiderung zum Wort zu kommen — nur muß dieſe Erwiderung 
wenigſtens eine Spur ſachlicher Argumente enthalten. Obwohl wir in dem 
Artikel des Genoſſen Jäckel keinen „Angriff“ gegen die Gewerkſchaftsbeamten ſahen, 
hatten wir von vornherein die Abſicht, jede dagegen gerichtete Einſendung eines 
Gewerkſchaftsbeamten aufzunehmen, die ein Wort zur Sache enthielt. 

Aber eine ſolche Einſendung haben wir bis zur Stunde noch nicht erhalten. 
Jochades Entgegnung war ausſchließlich eine Serie von Beſchimpfungen * 
Verdächtigungen. Ein Pröbchen möge genügen. 

Jochade ſchreibt: | 

„Man muß ſich wirklich ernſtlich fragen, was dieſe neueſte Hetze zu be 
deuten hat? Iſt es die Luſt am Skandalmachen, iſt es übergroßer Eifer einiger 
Zeilenſchinder, oder ſpielt Bosheit und Hinterliſt eine Rolle dabei? Es 
wird wohl von allen hier genannten Eigenſchaften ein Teil die Triebfeder des 
Angriffs auf die Gewerkſchaftsbeamten bilden.“ | 


Glaubt das „Korreſpondenzblatt“ wirklich, daß von jenen Gewerkſchaftsbeamten, 
die Jäckel nicht zuſtimmen, gegen deſſen ruhige und ſachliche Unterſuchung nichts 
Beſſeres vorgebracht werden kann als derartige Auslaſſungen, und daß man die 
Sache der Gewerkſchaftsbeamten ſchädigt, wenn man Entgegnungen dieſer Art 
zurückweiſt, die eine ſachliche Diskuſſion direkt unmöglich machen und nur zu einem 
Schimpfkonzert führen können? | 

Da ſchätzen wir die Intelligenz der Gewerkſchaftsbeamten doch höher ein, als 
es das „Korreſpondenzblatt“ tut. Die Redaktion. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet. 


Weitling und Proudhon. 
„ Berlin, 16. Januar 1909. 


Kurz hintereinander ſind die hundertſten Geburtstage zweier Männer ge⸗ 
fallen, die in der Geſchichte der modernen Arbeiterbewegung und der Ges 
ſchichte des modernen Sozialismus ſich einen denkwürdigen Platz erworben 
haben: die hundertſten Geburtstage Weitlings und Proudho von denen 
jener am 5. Oktober 1808, dieſer am 15. Januar 1809 das Licht der Welt 
erblickt hat. 

Die Lebensläufe beider Männer bieten manche intereſſante Vergleiche. 
Beide waren in den Tiefen des blutarmen Proletariats geboren, beide geſunde 
kräftige Naturen, reich begabt und von den Umſtänden ſo begünſtigt, daß es 
ihnen wohl möglich geweſen wäre, zu jenen ſeltenen Ausnahmen zu gehören, 

von denen ſich die armſelige Philiſterweisheit nährt, daß jedem Talent der 

arbeitenden Klaſſe der Aufſtieg in die Reihen der beſitzenden Klaſſe eröffnet 
ſei. Beide haben dieſen Weg verſchmäht und freiwillig die Armut erwählt, 
um für ihre Klaſſen⸗ und Leidensgenoſſen zu kämpfen. 

Stattliche Männer voll markiger Kraft, wie geſchaffen für jeden Genuß 
des Lebens, legten ſie ſich die härteſten Entbehrungen auf, um ihren großen 
Zielen folgen zu können. „Ein ſchmales Nachtlager, oft zu dreien im engen 
Zimmer, ein Stück Brett als Schreibtiſch und mitunter eine Taſſe ſchwarzen 
Kaffees“ — ſo lebte Weitling, als ſein Name bereits die Großen der Erde 
zu ſchrecken begann, und ähnlich hauſte Proudhon, als ſein Name ſchon euro⸗ 
päiſchen Ruf hatte, „gekleidet in ein geſtricktes wollenes Wams und an den 

Füßen die klappernden Holzſchuhe“, in ſeinem Pariſer Kämmerchen. 
In beiden Männern miſchte ſich deutſche und franzöſiſche Kultur. Weitling 
war der Sohn eines Franzoſen und eilte nach Paris, als er zum geiſtigen 
Selbſtbewußtſein erwacht war, um aus den Quellen des franzöſiſchen Sozia⸗ 
lismus zu ſchöpfen. Proudhon ſtammte aus der alten Freigrafſchaft Burgund, 
die einſt durch Ludwig XIV. an Frankreich gekommen war; man hat ihm 
1908-1909. 1. Bd. a0 
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immer den deutſchen Kopf oder auch den deutſchen Querkopf anſehen wollen. 
In jedem Falle zog es ihn, ſobald er zu ſeinen Tagen gekommen war, un⸗ 
widerſtehlich zur deutſchen Philoſophie, in deren Vertretern Weitling nur 
unklare „Nebler“ ſah, während Proudhon nicht ſcharf genug über die großen 
Utopiſten urteilen konnte, denen Weitling ſein Beſtes verdankte. 

Gemeinſam iſt ihnen vor allem ihr Ruhm und ihr Verhängnis. Sie waren 
die erſten genialen Proletarier, die den hiſtoriſchen Beweis des Geiſtes und 
der Kraft lieferten, den hiſtoriſchen Beweis, daß die moderne Arbeiterklaſſe 
ſich ſelbſt befreien könne, die zuerſt den fehlerhaften Kreis durchbrachen, worin 
ſich Arbeiterbewegung und Sozialismus bewegten. Inſoweit haben ſie Epoche 
gemacht, inſoweit iſt ihr Schaffen und Wirken vorbildlich geweſen, hat es 
befruchtend auf die Entſtehung des wiſſenſchaftlichen Sozialismus gewirkt; 
niemand hat die Anfänge Proudhons und Weitlings mit reicherem Lobe 
überſchüttet als Karl Marx. Was ihm zunächſt die kritiſche Auflöſung 
der Hegelſchen Philoſophie als ſpekulatives Denkergebnis lieferte, das ſah 
er im wirklichen Leben beikange in erſter Reihe durch Proudhon und 
Weitling. 

Aber wie den gleichen Ruhm, 10 teilen beide Männer auch das gleiche 
Verhängnis. Trotz aller Einſicht und Fernſicht iſt Weitling nie über den 
deutſchen Handwerksburſchen, Proudhon nie über den franzöſiſchen Klein⸗ 
bürger hinausgekommen. In bitterer Feindſchaft trennten ſie ſich von dem 
Manne, der glorreich zu vollenden wußte, was ſie glänzend begonnen hatten. 
Es iſt nicht in perſönlicher Eitelkeit, nicht in verbiſſener Rechthaberei geſchehen, 
wenn beides dann auch mehr oder minder kraß hervorgetreten ſein mag, je 
mehr ſie ſich durch den Strom der hiſtoriſchen Entwicklung auf den Sand 
geſetzt fühlten. Ihre Auseinanderſetzungen mit Marx zeigen, daß ſie ſchlechter⸗ 
dings nicht verſtanden, wo hinaus dieſer wollte. Sie wurden die Opfer eines 
beſchränkten Klaſſenbewußtſeins, das deshalb nur um ſo wirkſamer war, weil 
es unbewußt in ihnen wirken mochte. 

Seit ihrem Bruche mit Marx iſt ihr Los äußerlich ſehr verſchieden geweſen. 
Weitling ſchied ſo gut wie völlig aus der hiſtoriſchen Entwicklung aus; in 
der Revolution von 1848 vermochte er keinen Einfluß mehr auf die deutſchen 
Arbeiter zu gewinnen, und auch ſeine Arbeiteragitation in Amerika kräuſelte 
vielmehr nur die Oberfläche der Wogen, als daß fie ihren Grund auf⸗ 
wühlte. Dagegen ſtieg Proudhon erſt nach der gewaltigen Streitſchrift, 
die Marx gegen ihn gerichtet hatte, auf die Höhe ſeines Anſehens, und 
bis an ſeinen Tod, ja noch über ihn hinaus wuchs der Einfluß, den ſeine 
Gedankenwelt auf die Arbeiterklaſſe Frankreichs und der romaniſchen Länder 
ausübte. ö 

Dennoch hat Weitling das beſſere Teil erwählt, oder iſt ihm das 
glücklichere Los gefallen. Er iſt in ununterbrochener Reihenfolge der Vor⸗ 
läufer der heutigen Arbeiterbewegung, die ihm keines der Hinderniſſe 
vorzuwerfen vermag, die Proudhon und der Proudhonismus ihr jahrzehnte⸗ 
lang bereitet haben. Der Handwerksburſche Weitling war ein echterer Revo⸗ 
lutionär als der Kleinbürger Proudhon, was die herrſchenden Klaſſen ſchon 


3 
1 
* 
— 
4 


Weitling und Proudhon. 595 


in den Anfängen beider Männer mit ſicherem Inſtinkt erkannten. Weitlings 
erſte Schriften wurden nicht nur von dem Deutſchen Bunde, ſondern auch 
von der franzöſiſchen und der ſchweizeriſchen Regierung mit giftigem Haſſe 
verfolgt; der ſchweizeriſche Profeſſor Bluntſchli gab ſich zu der Infamie her, 
ſie unter der Maske der Wiſſenſchaft den Gerichten zu denunzieren, und die 
Gerichte der ſchweizeriſchen Republik ſchämten ſich nicht, ihren Verfaſſer zu 
harter Kerkerhaft zu verurteilen. Dagegen wurde Proudhons erſte Schrift, die 
zugleich ſeine kühnſte bleiben ſollte, weder in Deutſchland noch in der Schweiz 
behelligt, und als ſie in Frankreich angeklagt werden ſollte, trat der fran⸗ 
zöſiſche Profeſſor Blanqui für ſie ein, indem er ſie für eine wiſſenſchaftliche 
Arbeit erklärte und dadurch die gerichtliche Verfolgung hinderte. 
Die Zukunft beider Männer hat beſtätigt, daß die herrſchenden Klaſſen ſie 
von vornherein ganz richtig eingeſchätzt hatten. Weitling hat ſich niemals 
auch nur zu einem Scheinkompromiß mit dieſen Klaſſen eingelaſſen, obgleich 
er in ſeiner amerikaniſchen Zeit einmal in verärgerter Stimmung den falſchen 
Bonaparte als das geringere Übel gegenüber den bürgerlichen Republikanern 
genannt hat. So ſind es Anhänger Weitlings geweſen, die in den ſechziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts von neuem die Arbeiterbewegung er⸗ 
weckten, der Ferdinand Laſſalle dann das befreiende und erlöſende Pro⸗ 
gramm gab. 
Dagegen hat Proudhon nicht den revolutionären Takt Weitlings beſeſſen. 
Er hat ſich den Staatsſtreich des falſchen Bonaparte in einer Weiſe zu erklären 
geſucht, die mindeſtens ſehr leicht zu mißdeuten war; er hat ſpäter noch mit 
Plonplon, dem „roten Prinzen“, gekramt. Als er trotzdem den bonapartiſtiſchen 
Gerichten verfiel und nach Belgien floh, forderte er den orleaniſtiſchen Kron⸗ 
prätendenten auf, eine parlamentariſche und repräſentative Konſtitution zu 
verſprechen, und auf dieſen „Schrei der Gerechtigkeit, ausgeſtoßen von einem 
jungen Mann königlicher Raſſe“, verhieß Proudhon „eine allgemeine, eine 
unwiderſtehliche Erhebung, die Bajonette voran, trotz aller Abſtimmungen und 
aller Eide“. Dieſer politiſchen Konfuſion entſprach durchaus die ökonomiſche 
Konfuſion Proudhons; von allem andern zu ſchweigen, ſo zeigt die Geſchichte 
der Internationalen Arbeiteraſſoziation wie die Geſchichte der Pariſer Kommune 
auf jedem Blatt, wie ſehr der Proudhonismus den Vormarſch der europäiſchen 
Arbeiterklaſſe gehemmt hat. 
Deshalb iſt es auch begreiflich, daß die deutſche Scharfmacherpreſſe den 
hundertſten Geburtstag Proudhons in hohen Tönen feiert, als hätte er zu 
den Ihrigen gehört, was ihr am hundertſten Geburtstag Weitlings nicht im 
Traume eingefallen iſt. So ſchwer rächt ſich Proudhons Abweichen von der 
breiten Heeres⸗ und Siegesſtraße der proletariſchen Revolution; alle ſeine 
revolutionären Phraſen — und er war daran ſo reich wie Marx arm — 
ſchützen ſein Andenken nicht vor dem trotz alledem unverdienten Schickſal, von 
den Soldſchreibern des wildeſten Ausbeutertums geprieſen zu werden. 
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x Die Arbeiterbewegung in Auftralien. 
Don einem deutſchen Arbeiter in Melbourne. 


Um die auſtraliſchen Arbeiter in ihren gewerkſchaftlichen und politiſchen An 
ſchauungen zu verſtehen, muß man etwas in der Geſchichte zurückblicken. 

Als 1851 hier die Goldfelder entdeckt wurden, kam eine ſtarke Einwanderung 
von Leuten, meiſtens in den beſten Jahren, unternehmungsluſtig und kräftig. Die 
ſelben Schiffe, mit denen fie gekommen, brachten auch alle möglichen Waren mil 
fo daß die Kaufmannshäuſer überfüllt wurden. In vielen Handwerken gab es faf 
gar keine Arbeit, weil alles fertig gekauft wurde. Die überſchüſſige Arbeiterſchaf 
ging in die Goldfelder, und ſolange in dem Alluvialboden Gold zu gewinnen war 
an einigen Stellen ſchon dicht unter dem Raſen, an anderen 300 bis 400 Fu 
tief, konnten die Goldgräber (die in Gruppen von 2 bis 8 Mann als ſelbſtändig 
Arbeiter in eigenen Gruben arbeiteten) ihren Lebensunterhalt verdienen, und ſi 
hatten nebenbei die Hoffnung, durch größere Funde plötzlich ein Vermögen zu er 
werben. 

Seit 1851 wurden für 560 Millionen Pfund Sterling (12000 Millionen Mark 
Gold ausgegraben. Und die Kolonien haben jetzt über 240 Millionen Pfau Ster 
ling (5000 Millionen Mark) Staatsſchulden! 

Jetzt iſt kein Gold mehr aus dem Alluvialboden zu gewinnen, man mu 
dazu die Quarzriffe durchwühlen, ſchon 3000 bis 4000 Fuß tief gehen, was groß 
Koſten verurſacht. Die Goldgräber find nur noch die Taglöhner der Aktiengeſell 
ſchaften. ö 

In den fünfziger Jahren waren es hauptſächlich die Bauhandwerker und dami 
verwandte Gewerbe, die in den Städten Arbeit fanden bei 20 bis 30 Schillin 
Tagelohn. Dieſe Arbeiter organiſierten ſich in Gewerkſchaften (Trade Unions) un 
errangen ſchon ſeit 1856 den Achtſtundentag. Es gelang ihnen um ſo leichter, al 
ihre Arbeitsprodukte nicht importiert werden konnten und auch die klimatiſche 
Verhältniſſe, Regenzeit und Sommerhitze, Hitze, die an manchen Tagen die Blu 
wärme des Körpers weit überſteigt, eine kurze Arbeitszeit notwendig machen. Nac 
und nach verbreitete ſich der Achtſtundentag über immer mehr Arbeitsbetriebe unte 
dem Motto: 8 Stunden Arbeit, 8 Stunden Erholung, 8 Stunden Nachtruhe. | 

In dieſer Zeit entſtand auch der Kampf für Schutzzoll unter den Handwerkern 
deren Gewerbe gegenüber der Einfuhr nicht beſtehen konnten. Dieſer Kampf i 
heute noch nicht ganz entſchieden, doch ſo viel wurde errungen, daß die Handwerke 
ſich etablieren konnten, und damit kam auch das Fabrikweſen in Gang. Ohne Schutz 
zoll wäre die Bevölkerung nur auf Viehzucht, Goldminen und Weizenbau angewieſe 
geblieben. 

Der Achtſtundentag iſt zu einer allgemein anerkannten Einrichtung geworden 
Bei der jährlichen Prozeſſion der Achtſtundenarbeiter in Melbourne ſind über ſiebzi 
Gewerkſchaften mit Bannern und Fahnen vertreten. Sie marſchieren bei dem Re 
gierungsgebäude vor dem Gouverneur und den Honoratioren vorbei und werde 
von dieſen bei einer Abendverſammlung ſchönredneriſch gelobhudelt. Trotzdem ül 
der Achtſtundentag nicht geſetzlich feſtgelegt. 

Zu Ende der ſechziger Jahre kam bei uns auch der frühe Ladenſchluß auf 
Jetzt werden die meiſten Geſchäfte um 6 Uhr geſchloſſen, Sonnabends ſchon un 
1 Uhr. Ausgenommen find die Wirtshäuſer, Tabakgeſchäfte und dergleichen. Uni 
in den Vorſtädten einige kleine Läden, die beſondere Erlaubnis haben, länger auf 
zuhalten. Die Wirtshäuser müſſen 11½ Uhr abends ſchließen und Sonntags durch 
aus geſchloſſen ſein. In den Tabakgeſchäften und ähnlichen Läden dürfen die an 
geſtellten nicht mehr als 54 Stunden pro Woche beſchäftigt werden. 

Dieſe im Staate Viktoria unter dem Fabrikgeſetz (factories act) ut ge 
kommenen Einrichtungen regulieren auch die Löhne. Ein Komitee (wages board) 
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halb aus Unternehmern, halb aus Arbeitern beſtehend, mit einem unbeteiligten Vor⸗ 
ſitzenden, ſtellt die Löhne feſt, die in jedem Gewerbe bezahlt werden ſollen. Die 
Löhne find ſehr verſchieden in den verſchiedenen Gewerben. Frauen und Kinder, 
welch letztere vielfach ſchon mit 12 Jahren die Schule verlaſſen, um in Fabriken zu 
arbeiten, kommen bei dieſen Lohnſätzen immer ſehr ſchlecht weg, obwohl unſere 
ſoziale Geſetzgebung fo ſehr geprieſen wird. 

Die Arbeiter, beſſer geſagt die ganze Bevölkerung, ſind in politiſcher Hinſicht 
noch ſehr rückſtändig; die Haupturſache davon iſt die Religioſität, das heißt das 
Kirchenlaufen. Ein Ladeninhaber, der nicht einer Sekte angehört, kann ſchwer Ge⸗ 
ſchäfte machen. Viele Leute, die ſich für politiſch frei halten, ſind ſo in der Angſt 
vor Hölle und Teufel, daß ſie ſich bei den Wahlen den Konſervativen in die Arme 
werfen. 

Unter den Einwanderern, die in den fünfziger Jahren hierher kamen, waren 
ja viele, die von der revolutionären Luft, die 1848/49 durch Europa wehte, etwas 
angehaucht waren. Sie erinnerten ſich an Thomas Pain, Robert Owen und an 
die Chartiſten. Dieſe gründeten Geſellſchaften, in denen Sonntags religiöſe und 
politiſche Fragen erörtert wurden. Nebenbei kamen auch Spiritiſten. Und deren 
philoſophiſche Vorträge und Debatten, die oft den Kommunismus betonten, machten 
manchen in ſeinem angelernten Kirchenglauben wankend, aber dieſe Bewegung fiel 
bald in die Hände von Scharlatanen, die noch heute als „Mediums“ bei den Wunder: 
gläubigen Geſchäfte machen. Die Geſellſchaften der Radikalen (the free discussion 
societies) wurden bald als atheiſtiſch verſchrien und verloren allmählich ihre An⸗ 
ziehungskraft. Die atheiſtiſche Richtung wird heute durch Mr. Fleming vertreten, 
der im Yarra⸗Park Melbourne Sonntags öffentliche Vorträge hält. Da er aber 
als Anarchiſt auftritt, ſo gibt er den Gegnern des Sozialismus eine Handhabe, 
jedes Anſtreben ſozialer Verbeſſerungen als anarchiſtiſch zu bezeichnen. Eine beliebte 
Lüge iſt unſeren Gegnern ſehr geläufig: „Die Sozialiſten wollen die Familie aufheben.“ 
Die Kirchenleute und Prediger waren aber nicht faul während der letzten 
dreißig bis vierzig Jahre. Sie ſetzten mit Hilfe der Temperenzler die abſolute 
Sonntagsruhe durch. Ein Deutſcher oder ſonſt ein Europäer, der jetzt hierher⸗ 
kommt, ſchlägt erſtaunt die Hände über dem Kopfe zuſammen: „Was? Hier kann 
man am Sonntag kein Glas Bier kriegen, ſelbſt nicht in ſeinem Klub oder Verein! 
Iſt das die engliſche Freiheit? Ich danke!“ So iſt es aber. 

Die Kirche hat den größten Einfluß in den Jugendvereinen, dem Verein junger 
chriſtlicher Männer (Young mens christian association) und in dem Verein hier 
geborener junger Leute. Nebenbei iſt die Heilsarmee ſehr ſtark. Und noch die 
hundert und mehr Sekten, wo jeder nach ſeiner Faſſon ſelig werden will. Alles 
dieſes verhindert ein rationelles Denken über religiöſe und ſoziale Fragen. 

Die großen täglichen Zeitungen in Melbourne, Sidney, Adelaide und den 
anderen großen Städten bringen ſpaltenlange Artikel über jeden Kirchenſtreit und 
machen daneben Propaganda für den engliſchen Imperialismus, wozu natürlich 
eine ſtehende Armee und Flotte nötig ſei für den Fall, daß nämlich Deutſchland 
oder Japan hier einbrechen wollen. Die Telegramme aus Europa ſind in dieſem 
Sinne zugeſtutzt. Über einen internationalen Sozialiſtenkongreß oder einen Partei⸗ 
tag heißt es regelmäßig: „Zwiſchen den verſchiedenen Sektionen iſt großer Streit.“ 
Sonſt berichten ſie nichts darüber oder entſtellte Bemerkungen. Dasſelbe geſchieht 
auch mit Vorträgen und Begebenheiten in der hieſigen Arbeiterpartei. 

Die Volksſchule iſt ſeit 1870 „free, secular and compulsory“. Alſo Schul⸗ 
zwang, koſtenlos, ohne Religionsunterricht. Man ging damals von der richtigen 
Idee aus: Da die Kirchen ſich nicht einig ſind, welche Religion die richtige iſt, 
ſollen die Kinder nicht damit beläſtigt werden. Seitdem und beſonders in den 
letzten Jahren iſt die Kleriſei bemüht, den Bibelunterricht wieder in die Schule zu 
bringen. Sie hofft, daß ihre Schafe genügend dreſſiert ſind, daß ſie bei einem Re⸗ 
ferendum die Majorität für ſich erlangt. Das Schulgeſetz iſt gut gemeint, aber die 
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Kinder werden zu viel vom Schulbeſuch befreit. Die kurze Schulzeit wird noch 
durch Soldatſpielen geſchmälert. In koſtſpieligen Uniformen mit ſcharfen Waffen 
werden ſie zu Paraden und zu Schießübungen herangezogen. Und da viele Schüle 
ſchon mit zwölf Jahren die Schule verlaſſen, um für ihre armen Eltern etwa 
Geld zu verdienen, ſo haben dieſe Kinder außer Rechnen, Schreiben und Leſer 
wenig mehr Kenntniſſe erwiſcht. Man ſieht alſo, daß das beſte Geſetz nichts nutzt 
wenn die Verwaltung es reaktionär verhungt. | 

Man hat auch techniſche Gewerbeſchulen, wo die Schüler ſich nachbilden können 
aber ſie find nicht frei, in einigen Fächern beträgt das Honorar 3 bis 4 Pfund 
Sterling pro Quartal. 

Obgleich die Engländer faſt dreihundert Jahre freie Preſſe und Verſammlungs 
recht hatten, ſind ſie in politiſcher, beſonders in ſozialer Erkenntnis noch weit zurück 
Den Kindern wird eingetrichtert: England ſei das freieſte Land auf Erden. Und 
da im erſten Teile des vorigen Jahrhunderts England in induſtrieller Hinſicht auf 
der höchſten Entwicklung war, ſo glaubt der gewöhnliche Mann, es ſei noch ſo, 
und wenn er ſeinen Irrtum bemerkt, wird er böſe auf die Fremden und möchte ſie 
vertilgen. Dieſe Einbildung hat denn auch zur Folge, daß ſie zum großen Teile 
raffgierige Individualiſten ſind. Wenn man über einen großen Schwindler etwas 
jagt, kann man leicht die Antwort kriegen: „Oh, you would do the same if you 
had the chance.“ (O, Sie würden dasſelbe tun, wenn Sie die Gelegenheit hätten.) 

Aus dem bisher Geſagten kann man ſich ein Urteil bilden, warum hier, trotz 
der Freiheit, die Entwicklung zum Sozialismus noch ſo rückſtändig iſt. Die Ge⸗ 
werkſchaften haben ſich meiſtens mit dem Gedanken abgefunden, daß die ſoziale 
Welteinrichtung ſo wie ſie iſt richtig iſt. Sie brüſten ſich mit ihrer Errungen⸗ 
ſchaft: dem Achtſtundentag. Aber der Arbeiter ſagt: „Ich muß jetzt mehr ſchuften 
in acht Stunden als früher in zehn.“ Die Löhne müſſen durch Streiks und Agi⸗ 
tation in der Höhe gehalten werden, denn jede Geſchäftskriſe wirft ſie herunter 
Die Altersverſorgung tritt nur ein, wenn die Kinder und Angehörigen beweiſen, 
daß ſie ſelber hilfsbedürftig ſind. 

Im ganzen genommen hält der Arbeiter die Lohnſklaverei für unabänderlich, 
bittet nur die Herrſchaften um etwas mehr Zeit, etwas mehr Lohn, etwas beſſere 
Behandlung. Sonſt verlangt er nichts und verbraucht ſeine freie Zeit für Fußball 
und Kricketſpiel. Am letzten 26. September waren über 49000 Zuſchauer auf | 
dem Melbourner Spielplatz für Fußball verſammelt. Der Direktor des Melbourner 
Schulweſens, Mr. F. Tate, ein vernünftiger Pädagoge, ſagte neulich: „An der Art, 
wie die Leute ihre freie Zeit benutzen, kann man ihren Bildungsgrad erkennen. 
Der Menſch ſollte geiſtig und körperlich ſo ausgebildet werden, daß er das Himmel⸗ 
reich auf Erden genießen kann. Das bißchen Schulunterricht iſt nicht genügend. 
Fortbildungsanſtalten müßten für jeden offen fein.“ Das iſt ein frommer Wunſch, 
die Regierung tut nichts dafür. | | 

Nun einige Bemerkungen über die Landfrage: Wie iſt es gekommen, daß viele 
Eigentümer Ländereien beſitzen, größer als manches deutſche Fürſtentum? Einige 
ſagen, ſie haben direkt von den ſchwarzen Eingeborenen gekauft für ſo und ſo viel 
bunte Taſchentücher, Meſſer, Beile, alte Flinten. Andere hatten Landanweiſungen 
(erown grants) von Leuten, die Einfluß beim engliſchen Hofe hatten. Solange 
New South Wales noch Strafkolonie war, ebenſo wie Tasmania und Weſt⸗ 
auſtralien, da machten die Beamten mit den Kronländereien, was ſie wollten. Der 
Gouverneur Sir George Gipps erhielt 500000 Acres. Ebenſoviel erhielt der | 
berühmte Staatsmann Sir Robert Peel. Die Gouverneure erhielten überhaupt 
von der Krone Landanweiſungen in Auſtralien oder Kanada. Ein Syndikat in 
London beſitzt über 1 Million Acres in New South Wales und erzielt gute Divi⸗ 
denden, die die Pächter bezahlen müſſen. | 

Als die Kolonien ihre eigenen Regierungen bekamen, wurde das Land in 
großen Parzellen billig verkauft. Jetzt muß der Anſiedler in die abgelegenen un⸗ | 
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fruchtbaren Gegenden gehen oder Waldland mit ſchwerer Arbeit urbar machen und 
10 bis 20 Schilling pro Acre an die Regierung zahlen. Oder ein Stück Land für 
teuren Preis von dem Squatter kaufen. 

Da das Innere von Auſtralien keine hohen Gebirge hat, iſt es waſſerarm, 
teilweiſe Wüſte. Deshalb kann dieſer Inſelkontinent nicht ſo ſchnell bevölkert 
werden, wie es in Nordamerika der Fall war. Man kann rechnen, daß nur ein 
Gürtel von 200 bis 300 engliſchen Meilen Breite (von der Küſte aus gerechnet) 
augenblicklich kulturfähig iſt. Da der Norden Auſtraliens in die Tropen reicht, iſt 
die Hitze dort den Weißen etwas zu viel. Wie ſchändlich und unvernünftig es war, 
das Land in Privatbeſitz übergehen zu laſſen, dafür ein Beiſpiel: Ein Grundſtück 
von Melbourne, das 1837 für 45 Pfund Sterling gekauft war, bringt jetzt 1200 Pfund 
Sterling Grundmiete, und die darauf erbauten großen Häuſer fallen dem Grund⸗ 
eigentümer zu. 

Ein ganzer Straßenkomplex, vier Blöcke, von der Regierung in Auktion ver⸗ 
kauft, brachte 1073 Pfund Sterling in den Staatsſäckel, jetzt iſt er 5331000 Pfund 
Sterling wert. Dieſe vier Blöcke bringen jetzt 266550 Pfund Sterling jährlich 
Miete ein. Das Geld geht meiſt nach England. 

Wenn die Regierung dieſe Einnahmen von dem Landbeſitz hätte, brauchte ſie 

nicht ſo viel Steuern. Die reichen Landeigentümer haben aber den größten Einfluß 
in der Regierung. 
g So haben denn die Kolonien, jetzt Staaten genannt, in einem Jahrhundert 
alle Phaſen der ökonomiſchen Entwicklung durchlaufen, die in der Alten Welt 
Jahrtauſende erheiſchten: vom patriarchaliſchen Viehzüchter zum Weizenbauer und 
Winzer und von da zum Fabrikweſen mit ſeinen Lohnſklaven und der ſtetig 
wachſenden Zahl der Arbeitsloſen. Auſtralien iſt ſchnell auf dieſelbe Stufe des 
Kapitalismus gelangt, auf der die Völker der Alten Welt ſtehen. Armenhäuſer 
und Paläſte, hungernde Arbeiter und reiche, überſatte Faulenzer, Proſtitution in 
Hütten und Eheſkandale in Villen, Polizei und gewerbsmäßige Verbrecher, auch 
Militarismus gegen die Arbeiterbefreiung, kurz alles, was zu der ſogenannten 
Ziviliſation gehört. 

Nach dem vorher Geſagten möchte man ſchließen, es wäre hier ſchlecht beſtellt 
mit der Arbeiterbewegung in ſozialiſtiſcher Richtung. Dem iſt aber nicht ſo. Wenn 
der Engländer erſt eine Idee erfaßt hat, geht er auch vorwärts. 

Die Gewerkſchaften (trades unions) waren allmählich ſo weit gewachſen, daß 
ſie eine Macht im Staate wurden. Sie hatten einige Vertreter im Parlament. Sie 
hatten in jeder großen Stadt ein Zentralkomitee (trades hall councih, ein Gewerk⸗ 
ſchaftshaus mit einem Saale für große Verſammlungen und Zimmern für die ein⸗ 
zelnen Gewerbe. 

Da wurde den Konſervativen bange, und ſie ſagten den Gewerkſchaften: „Ihr 
dürft eure Gelder nicht für politiſche Zwecke verbrauchen.“ Darauf wurde dann 
ein politiſcher Arbeitsrat (political labor council) gegründet, dem auch jeder andere, 
der ſich für die Arbeiterfrage intereſſiert, beitreten kann. Dieſe als die Arbeiter⸗ 
partei (labor party) bekannte Organiſation erſtreckt ſich jetzt über alle ſechs Staaten 

Auſtraliens. Ihr Programm muß von jedem Kandidaten akzeptiert werden, der 
mit Hilfe dieſer Partei in eines der Parlamente gewählt ſein will. 

Im Jahre 1900 wurde infolge der Vereinigung der ſechs Staaten zu einem 
Staatenbund über den ſechs Staatenparlamenten noch ein Bundesparlament ge⸗ 
bildet mit einem Generalgouverneur. In jedem Staate gibt es einen oberſten 
Gerichtshof und obendrein noch einen oberſten Bundesgerichtshof. 

Dieſes Bundesparlament befriedigt nach keiner Seite. Für die Konſervativen 
iſt es zu liberal, für den Arbeiter und Sozialiſten nicht radikal genug. Es hat in 
dieſen acht Jahren nur das Zoll⸗, Poſt⸗ und Telegraphenweſen zur Bundesſache 
gemacht und eine Maſſe neuer Beamten geſchaffen und will jetzt noch eine Militär⸗ 
bureaukratie hinzufügen. Das Bundesparlament hat 75 Mitglieder im Repräſentanten⸗ 
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haus, wovon 27 der Arbeiterpartei angehören; dieſe unterſtützen die 15 Liberalen, 
die die Regierung führen. Die 20 Konſervativen und 12 Miſchmaſchparlamentarier 
bilden die Oppoſition. Der Senat hat 36 Mitglieder, davon 14 aus der Arbeiter⸗ 
partei. Für den Senat wählt jeder Staat, ob klein, ob groß, ſechs Vertreter — eine 
komiſche Einrichtung, von der die Konſervativen hofften, ſie würde einen reaktio⸗ 
nären Hemmſchuh bilden, aber der Senat iſt mehr demokratiſch ausgefallen als 
das Haus der Repräſentanten. Die Wahl iſt geheim, da aber die relative Majo⸗ 
rität genügt, Stichwahlen nicht beſtehen, geſchieht es oft, daß ein Kandidat ins 
Parlament kommt, der eigentlich nur eine Minorität der Wähler vertritt. 

Die Frauen haben überall das Wahlrecht, ausgenommen für das Staats⸗ 
parlament in Viktoria. Viele Vertreter der Arbeiterpartei ſind Sozialiſten, aber 
nur wenige ſind ſich ganz klar in der Sache. Trotz alledem kommt der Sozialismus 
mehr und mehr zum Vorſchein. Man muß ſich nur nicht über die verſchiedenen 
Namen wundern, als da ſind: Staatsſozialiſten, Fabier, Sozialdemokraten, Inter⸗ 
nationale, Chriſtlichſoziale, I. W. W. (das heißt Industrial Workers of the World, 
induſtrielle Arbeiter der Welt) uſw. Deutſche Sozialdemokraten waren der Sauer⸗ 
teig in den Hauptſtädten, der die Bewegung in Gang brachte. Der ſozialdemokra⸗ 
tiſche Verein „Vorwärts“ in Melbourne beſteht über zwanzig Jahre, hat eine gute 
Bibliothek, hält die deutſchen Zeitungen „Hamburger Echo“, „Vorwärts“, „Neue 
Zeit“, „Der wahre Jacob“ uſw. Unter dem Vorſitz von A. Deters, Schriftführer 
Mitzſcherlich, Kaſſierer Striezel halten die Mitglieder vierzehntägig ihre Verſamm⸗ 
lungen. Aber die meiſten Deutſchen verhalten ſich gleichgültig gegen Sozialismus. 

Als Tom Mann, der in England neben Ben Tillett, Keir Hardie uſw. als 
guter Agitator bekannt war, vor fünf Jahren hierher kam, wurde er vom Labor 
Council engagiert, für die Arbeiterpartei Propaganda zu machen. Er iſt ein tüch⸗ 
tiger Redner, der ſeine Zuhörer feſſeln kann, und ſteht auf dem Boden des ſozial⸗ 
demokratiſchen Programms von Erfurt. Er hebt öfter die deutſche ſozialdemokra⸗ 
tiſche Partei als Muſter hervor. In feinen Broſchüren „Socialism*, „Labor problem 
in both Hemispheres“ und einer Reihe anderer Schriften iſt das Erfurter Programm 
abgedruckt. (Schreiber dieſes hatte vorher 1902 im Arbeiterblatt „Tocsin“ dieſes 
Programm veröffentlicht.) HR 

Tom Mann tritt direkt für den internationalen Sozialismus auf. Das ging 
ſeinen Auftraggebern zu weit. Er ſollte nur für das Programm der Labor Party 
arbeiten. So gab er ſeinen Kontrakt auf, ehe er abgelaufen war. 

Tom Mann gründete hierauf in Melbourne den Verein „The Socialist Party“, 
der jetzt über 2000 zahlende Mitglieder hat und die Wochenſchrift „The Socialist“ 
herausgibt. In ihrer Halle in Elizabeth Street halten ſie Vorträge und Kurſe zur 
Ausbildung von Rednern und Rednerinnen. Auch eine Sonntagsſchule für Kinder 
iſt eingerichtet. Sonnabend abends wird in den Vorſtädten auf freien Plätzen 
agitiert, wobei Frauen und Mädchen Broſchüren und Zeitungen verkaufen. Sonn⸗ 
tag nachmittags ſind Verſammlungen im Freien und abends im Bijou⸗Theater, wo 
Tom Mann oder ſonſt ein Redner der Partei einen Vortrag hält. Außerdem hat 
ſich unter den Mitgliedern ein Orcheſter gebildet, auch ein Blechmuſikkorps von 
ganz jungen Leuten. Nebenbei macht Tom Mann Agitationsreiſen, kürzlich nach 
Neuſeeland; jetzt wirkt er in den Silberminen am Broken Hill. Hier brachte er es 
fertig, daß ſich die verſchiedenen Gewerkſchaften einer Zentralleitung unterſtellten 
und ſo vereinigt gegen die ſogenannte freie, nichtpolitiſche Union, die es mit den 
Minenbeſitzern hält, ankämpfen. Es ſind jetzt von der Regierung 50 bewaffnete 
Poliziſten dahin geſchickt, um die Harmonie zwiſchen Kapitaliſten und Arbeitern 
aufrechtzuhalten. Es iſt die alte Geſchichte: die Unternehmer verſuchen genügend 
„freie Kontraktarbeiter“ herbeizuziehen. Anfänglich wurde Tom Mann von den kon⸗ 
ſervativen Zeitungen ſchamlos angegriffen, die ſeine Erwiderungen nicht aufnahmen. 
Auch die Labor Party war ärgerlich auf ihn, nannte ſeinen Verein nach der New 
Yorker Korruptionsorganiſation Tommanism. Sie merkten aber bald, daß viel 
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Gewerkſchafter ſich zum Sozialismus bekannten, und wurden ftille. Die Arbeiter⸗ 
zeitung „Labor Call“ wurde mehr und mehr ſozialiſtenfreundlich. 

In Sidney ſind die Sozialiſten auch ſehr rührig; ſie halten öffentliche Ver. 
ſammlungen in der Domäne im Alfred⸗Park und in der Marx⸗Halle ab. 

The Socialist Labor Party vertritt jetzt in ihrer Wochenzeitung „The People“ 
die amerikaniſche, von Daniel de Leon eingeſchlagene Richtung. Unter dem Namen 
J. W. W. (Industrial Workers of the World) hat ſich ein „Klub“ gebildet, in dem 
ſich alle klaſſenbewußten Arbeiter zuſammenfinden und verſtehen lernen, daß die 
einer Gewerkſchaft zugefügte Schädigung als ein Angriff auf alle Gewerkſchaften 
zu betrachten iſt und gemeinſchaftlich abgewehrt werden muß. Solange dieſe Arbeiter 
ſo ſtark und einig ſind, daß ſie die induſtrielle Leitung im Staate übernehmen 
können, ſollen ſie ſich nicht um Parlamentarismus bekümmern. Moroney, Redakteur 
vom „People“, und Batho ſind die Hauptleiter in dieſen beiden Organiſationen. 
„The International Socialist Review“, Redakteur H. E. Holland, vertritt die 
Sozialdemokratie, bei welcher ſich die Deutſchen beteiligen. Sie haben einen tüch⸗ 
tigen Redner in dem jungen Scott Bennett, der in Viktoria einen Sitz im Parla⸗ 
ment hatte, aber lieber als „freie Lanze“ agitiert. 

In allen auſtraliſchen Staaten gibt es jetzt Arbeiterzeitungen; vor zehn Jahren 
kaum eine. Mehrere davon ſind ziemlich ſozialiſtiſch, zum Beiſpiel der „Labor 
Call“ in Melbourne, „The Worker“ in Brisbane, „The Flame“ am Broken Hill, 

„The Clipper“ in Hobarttown, „The Worker“ in Perth. Im ganzen genommen 
kann man ſagen: Es geht vorwärts! Wenn die Sozialdemokratie in England ſtärker 
wird, dann geht es hier vielleicht noch ſchneller. Das „Made in Germany“ iſt doch 
etwas abſchreckend für den gewöhnlichen Mann. 

Es iſt zu wünſchen, daß bei den nächſten Wahlen mehr klaſſenbewußte Sozia⸗ 
liſten in die Parlamente kommen anſtatt der Miſchmaſchkandidaten. Jetzt geht es 
manchmal noch arg zu. So hat die alle drei Jahre ſtattfindende Konferenz der 
Arbeiterpartei des auſtraliſchen Staatenbundes (Federal Labor Party), die diesmal 
in Brisbane tagte, ſich bereit erklärt, dafür zu ſtimmen, daß das liberale Mini⸗ 
ſterium ein ſtehendes Heer und allgemeine Wehrpflicht einführt (das hat aber auch 
einen Gegenſtrom erregt), und eine Beſchlußfaſſung darüber, ob der Internationale 
Sozialiſtenkongreß beſchickt werden ſoll, hat ſie auf ihre nächſte Konferenz in 1811/12 
verſchoben. 

Das Programm der Federal Labor Party ſetzt folgende Zwecke feſt: 

a. Pflege einer auſtraliſchen Geſinnung, baſiert auf Reinheit der Raſſe (weiße 
Bevölkerung), und die Entwicklung einer aufgeklärten und ſelbſtvertrauenden Ge⸗ 
meinſchaft in Auſtralien. 

b. Die Gewährleiſtung des vollen Arbeitsertrags für jeden Produzenten durch 
das Gemeineigentum an den Monopolen und die Ausdehnung der atonjteiellen 
amd ökonomiſchen Funktionen des Staates und der Gemeinden. 

Das „Kampfprogramm“ verlangt: 

1. Erhaltung eines weißen Auſtraliens (Ausſchließung von e Chi⸗ 
meſen uſw.). 

2. Verſtaatlichung der . 

Zollreferendum. 
. Alterspenfionen. 
Progreſſive Steuer auf den Wert des Landes nach Abzug des Wertes von 

Verbeſſerungen. 

„Einſchränkung des Schuldenmachens der Staaten. 
Schiffahrtsgeſetze: Schutz gegen die Konkurrenz fremder Schiffe. 
Bürgerwehr, Armee und auſtraliſche Marine. 

Gewerbliche Schiedsgerichte. 

Die meiſten von dieſen Beſtimmungen ſind folche, die jeder liberale Bürger 
Hätte längſt durchführen ſollen. Bei dem Punkte „Bürgerwehr“ ſollte die Partei 
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bedenken: Man muß einer konſervativen Regierung nicht noch mehr Waffen in die 
Hand geben. Daß die freiwillige Miliz gegen die ſtreikenden Hafenarbeiter ver⸗ 
wendet wurde, dieſes Beiſpiel hat ja gerade der jetzige Premierminiſter des Bundes, 
Deakin, gegeben, als er Miniſter im Parlament von Viktoria war. Die Beſtimmung, 
daß kein Vertreter der Arbeiterpartei einen Miniſterpoſten annehmen ſoll ohne 
Einwilligung der Partei, wurde nötig, weil ſie ſchlechte Erfahrungen mit ſolchen 
Miniſterien gemacht hat: 

Im Parlament von Queensland übernahmen die Arbeitervertreter unter 
Dawſon die Regierung, aber nach wenigen Wochen war's wieder vorbei. Die 
Gegner hatten ſich wieder geeinigt. Ebenſo ging es im Bundesparlament, als der 
Leiter der Arbeiterpartei, Watſon, die Zügel der Regierung ergriff. Die bürger⸗ 
lichen Parteien einigten ſich wieder gegen ihn. Der Gouverneur bewilligte ihm 
nicht die Auflöſung und Neuwahl des Parlamentes, worauf die Partei gehofft 
hatte. Es hat aber das eine Gute gehabt, daß das Volk einſehen konnte, daß in 
der Arbeiterpartei ebenſo tüchtige Leute ſind, die Staatsgeſchäfte zu leiten, wie in 
den alten Parteien. | 

In Weſtauſtralien ging es vor drei Jahren noch ſchlechter. Der von der 
Arbeiterpartei geſtellte Premierminiſter Dagliſh ſchwenkte um und ſchädigte dadurch 
die Labor Party ſehr. Dieſe hat ſich aber erholt, ſo daß in dem kürzlich neu er⸗ 
wählten Parlament wieder 22 Mitglieder der Labor Party ſitzen gegen 28 von den 
alten Parteien. \ 

In Adelaide iſt Price, der zur Arbeiterpartei gerechnet wird, im Miniſterium 
und arbeitet bürgerlich⸗freiſinnig weiter. ni ERS | 

Dann iſt die Arbeiterpartei wieder in Queensland ſchmählich betrogen worden. 
Der Miniſterpräſident Kidſon, der auf den Schultern der Arbeiter emporgellommen 
iſt, verbindet ſich mit dem reaktionären Führer der Oppoſition, Philp, und die 
radikalen Arbeiter unter Bowman ſind wieder lahmgelegt. Es kann ſich aber viel⸗ 
leicht ſchnell dort ändern, wenn ſich die Wollſcherer und Bergarbeiter aufraffen, die 
gut organiſiert ſind. | 

In Sidney war und iſt die Regierung in den Händen der Konſervativen. 
Trotz der Landſchwindeleien des Miniſters Caruthers und anderer Skandale walter 
als Premier Wade, derſelbe Mann, der die 50 Mann Polizei nach den Silberninen: 
ſchickte. Der Bürgermeiſter von Broken Hill, ſogar die Fondsbörſe proteſtierten gegen 
dieſe Maßregel; die Bevölkerung ſei ruhig und nicht unbändig. Am 11. November 
ſoll eine Konferenz zwiſchen den Grubenbeſitzern und den Gewerkſchaften abgehalten 
werden, um die Löhne vom 1. Januar 1909 ab feſtzuſtellen. Die nichtpolitiſche 
Union iſt von der Bildfläche verſchwunden; einige Führer ſind zu den alten Gewerk⸗ 
ſchaften übergegangen. Nebenbei war eine Szene im Parlament. Der Führer der 
Arbeiteroppoſition Mac Gowan wollte einige Bemerkungen nicht zurücknehmen und 
wurde vom Haus fuspendiert. Er legte fein Mandat nieder und wird wahrſcheinlich 
ohne Oppoſition wieder gewählt. Alles dieſes ſcheint eine Miniſterkriſis herbei⸗ 
zuführen. 

In Melbourne iſt die Regierung ſeit vier Jahren in den Händen eines 
Mannes, der als Gemüfegärtner angefangen, ſich emporgearbeitet, jetzt auch einen 
Titel erhalten hat: Sir Thomas Bent. Er hat die Pfote, die für die Antiſozia⸗ 
liſten, die Konſervativen, die Kaſtanien aus dem Feuer holt. Ohne daß er wirkliche 
Anhänger hätte, regiert er. Das Unterhaus beſteht aus 65 Mitgliedern, wovon 14 der 
Arbeiterpartei unter Prendergaſt die eigentliche Oppoſition bilden. Dieſes Parlament 
hat vor den Arbeitern ſolche Angſt, daß die Liberalen und wie ſie ſonſt ſich nennen 
die Mißwirtſchaft des Premiers dulden. Augenblicklich regiert er ohne Parlament. 
Er rekonſtruiert ſein Miniſterium. Drei neue Miniſter müſſen vor ihre Wähler 
gehen, und gegen jeden wird ein Arbeiterkandidat aufgeſtellt. Dies ſind drei länd⸗ 
liche Wahlkreiſe, und die Bauern werden wohl die Miniſter wählen. Faſt jeder 
Bauer hofft, durch den Miniſter für ſich oder ſeine Angehörigen etwas zu erobern. 
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Auch im Bundesparlament iſt eine Kriſis. Am 6. November 1908 machte der 
Leiter, Andrew Fiſher, bekannt, daß die Labor Party nicht länger das Miniſterium 
unterſtützen werde. Da die Partei nicht ſtark genug iſt, um die Regierung zu über⸗ 
nehmen, ſo beantragte er kein Mißtrauensvotum. Dies hat das Gute, daß die Be⸗ 
völkerung zur Diskuſſion über Sozialismus angeregt wird, was im nächſten Jahre 
auf die Wahlen wirken kann. Wie geſagt: Allenthalben iſt Bewegung. Man darf 
die Kraft des Sozialismus hier nicht überſchätzen, aber es geht vorwärts. 

Melbourne, den 10. November 1908. 5 E. B. 


Rriſe und Syndikatspolitik in der deutſchen Textilinduſtrie. 
Von H. Krätzig. 


Die wirtſchaftliche Kriſe in der deutſchen Textilinduſtrie übertrifft alle bis⸗ 
herigen Kriſen an Umfang und Wirkung. Ihre Urſache iſt neben dem all⸗ 
gemeinen wirtſchaftlichen Niedergang in der Syndikatspolitik zu ſuchen, 
welche die Fabrikantenkonventionen in den letzten Jahren betrieben haben. 
Das Konventionsfieber hat in der deutſchen Textilinduſtrie geradezu ver⸗ 
heerend gewütet. Nicht weniger wie 22 Konventionen in der Spinnerei und 
Weberei, 14 in der Beſatzartikel⸗ und Stickereibranche, 5 in der Veredlungs⸗ 
induſtrie ſowie 10 in der Kleider⸗ und Wäſchegroßinduſtrie begannen gegen⸗ 
einander wie gegen die Kleinhändler und Konſumenten zu wüten. Die Unter⸗ 
nehmerverbände der Halbfabrikate begannen den Reigen. Als mit dem Beginn 
des Baumwolljahres 1904/05 der große Garnhunger der garnverarbeitenden 
Induſtrien vorauszuſehen war, ſetzten die Spinnereien nicht nur einſeitige 
Lieferungsbedingungen feſt, ſondern diktierten auch den Garnverbrauchern, zu 
welcher Zeit ſie ihre Garnaufträge aufzugeben hätten. Durch Zirkulare 
und Handelszeitungen wurde die Nachricht verbreitet, die Spinnereien ſeien 
bis zu einem Jahre und länger mit Aufträgen verſehen und könnten neue 
Aufträge zu baldiger Lieferung nicht mehr aufnehmen; für ſolche Aufträge 
müſſe eine Lieferfriſt von 9 bis 12 Monaten eingeräumt werden. Meiſt ent⸗ 
ſprach dieſe Nachricht nicht der Wirklichkeit, ſondern war nur dazu beſtimmt, 
die Garnverbraucher zu ſchleuniger Aufgabe ihrer Garnbeſtellungen zu ver⸗ 
anlaſſen. Der Zweck wurde auch erreicht und diente den Spinnereivereini⸗ 

gungen zu fortwährenden Preisſteigerungen. Die Garnverbraucher kamen da⸗ 
durch in eine ſehr ſchlimme Situation; ſie mußten auf ein Jahr und länger 
hinaus Garne beſtellen, hatten aber bei weitem nicht ſo viel Arbeit. 

Der Kaufmann, der die Aufträge an die Garnverarbeiter erteilt, richtet 
ſich mit dieſer Auftragserteilung in der Regel nach dem Stande der jähr⸗ 
lichen Rohſtoffernten, denn dieſer beeinflußt erheblich den Preis für die Halb⸗ 
und Ganzfabrikate. Wer die Unklugheit begeht, ſeinen Bedarf einzudecken, 
ohne auf den Rohſtoffmarkt zu achten, läuft Gefahr, zu teuer zu kaufen, und 
verliert ſein Geld, wenn ſpäter die Rohſtoffe billiger werden. Man deckte ſich 
daher bisher nur ſo weit mit Ware, als man den Rohſtoffmarkt überſehen 
konnte. Selbſt die Garnverbraucher, welche Stapelartikel anfertigen, hatten 
ſelten auf länger denn ſechs bis acht Monate hinaus Aufträge; in der Saiſon⸗ 
induſtrie reichten die Aufträge ſelten auf ſechs Monate. Wenn die Garn⸗ 
verbraucher bei den Spinnereien für ſechs bis acht Monate im voraus 
Garnaufträge placierten, ſo kamen ſie ganz gut aus. Da aber nun die 
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Spinnereien verlangten, die Garnverbraucher ſollten auf neun bis zwölf 


Monate und weiter hinaus Garn beſtellen, ſo kam es zu einer Hochkonjunktur, 


die ſich nicht auf den feſten Boden des Bedarfes der Konſumenten gründete, 


ſondern auf die Spekulation der Produzenten. Damit wurden alle Berech⸗ 


nungen über den Umfang und die Preisbaſis der Produktion über den Haufen 


geworfen. 


Welche verhängnisvolle Folgen durch dieſe Spekulationsmanöver hervöß | 


gerufen wurden, erhellt aus einem im April 1907 verſandten Zirkular des 
„Verbandes deutſcher Baumwollgarnkonſumenten“, in dem er unter Hinweis 


darauf, daß ſich Garnverbraucher bis zum Frühjahr 1909 mit Garn ein⸗ 


gedeckt hätten, ohne Aufträge für dieſes Garn zu haben, vor den langfriſtigen 


Garnaufträgen warnte. Das ſchlimmſte bei der Sache war ja, daß dieſe 


langfriſtigen Garnaufträge zu ungewöhnlich hohen Preiſen abgeſchloſſen 


wurden. 


Schon im Jahre 1907 war zu ſehen, daß dieſe wahnſinnige Spekulation 
zu einer verheerenden Kataſtrophe führen müſſe, und das Organ des Deutſchen 
Textilarbeiterverbandes, der „Textilarbeiter“, unterließ es nicht, warnend 
darauf hinzuweiſen. Leider war man damals taub gegen ſolche Warnungen; 


man hörte lieber auf die bezahlten Beſchwichtigungsräte der Kartelle, welche 


die Anſicht verbreiten mußten, ein Preisſturz ſei ausgeſchloſſen, weil die 
Spinnereien auf Jahre hinaus mit Aufträgen zu hohen Preiſen verſehen ſeien | 
und ſchon deshalb, ſelbſt wenn die Rohſtoffpreiſe ſinken ſollten, gar N in | 


die Lage kämen, billigere Garne liefern zu können. 
In Wirklichkeit kam es ganz anders. 


In der erſten Zeit der Schwindelperiode wurde der Geſchäftsgang treib⸗ 


hausartig in die Höhe getrieben. Um ſich für die weit hinaus reichenden 


Garnaufträge den Rücken zu decken, griffen die Garnverbraucher zu demſelben 


Mittel wie die Spinnerkartelle; ſie verbreiteten plötzlich die Nachricht, auch 
ſie ſeien auf Jahre hinaus „ausverkauft“. Am tollſten trieb man die Speku⸗ 


lation mit den Produkten der Roh- und Neſſelwebereien. Die übertriebenen 


Berichte über den Beſchäftigungsgrad brachten nicht nur die ſtändigen Kauf 
leute auf die Beine, ſondern lockten auch eine Menge Kapitaliſten als Zwiſchen⸗ 
käufer an. Dieſe Zwiſchenhändler kauften die Produktion ganzer Fabriken 
für einen gewiſſen Zeitraum auf, und wenn dann die bisherigen Abnehmer 


der Waren kamen, um ihre Einkäufe zu machen, hieß es ſehr häufig zu ihrer 


nicht geringen Beſtürzung: „Wir ſind ausverkauft, Ware iſt nur noch aus 
zweiter oder gar dritter Hand zu haben.“ Da aber die Ware beim Zwiſchen⸗ 
händler teurer war wie beim Fabrikanten, ſo wurde beim Zwiſchenhändler 


nur das Dringendſte gekauft, der übrige Teil beim Fabrikanten in Auftrag 
gegeben. Die Überproduktion wurde aber auf dieſe Weiſe enorm geſteigert, 


denn durch das Einrücken der Zwiſchenhändler wurden Hohlräume geſchaffen, 
die zwar vorübergehend eine Menge Ware verſchlangen, von denen aus aber 
ſpäter der Markt mit dieſer Ware überſchwemmt wurde. 

Und welche Mengen wurden gekauft? Am 25. April 1907 berichtete man 


aus Augsburg, daß die Groſſiſten Tauſende und aber Tauſende von Stücken 
Rohware gekauft hätten, und zwar ſchon für das dritte Quartal 1908, ob⸗ 
gleich ſie nicht einmal imſtande ſeien, anzugeben, welche Mengen ſie bei ihren 
Aufträgen für das vierte Quartal 1907 verlangen ſollten. Eine Erklärung 
für dieſes unverſtändige Draufloskaufen findet man nur, wenn man die Hauſſe⸗ 
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berichte lieſt, welche vor und zu jener Zeit erſchienen. In einem im 1 Fed 
jahr 1906 erſchienenen Bericht heißt es: 

„In wenigen Tagen hatten unſere Großwebereien das dritte Quartal aus⸗ 
verkauft. Dieſen Wechſel der Dinge wollte man erſt nicht glauben, aber bald 
zeigte ſich wieder ſtürmiſche Nachfrage pro viertes Quartal. Bald drahteten einige 
Webereien: Viertes Quartal ausverkauft.“ Und jetzt ging das Kaufen von neuem 
los und die Preiſe zogen kräftig an.“ 


Solche wenn auch unkontrollierbare Nachrichten verleiteten viele Kaufleute, 
Aufträge aufzugeben, die ſie ſonſt nicht aufgegeben hätten. Man hatte eben 
Angſt, ſpäter gar keine Ware zu bekommen, und ſo gab man Aufträge, die 
in der Nachfrage des Konſums ganz und gar nicht begründet waren. Schon 
in der zweiten Hälfte des Jahres 1907 merkten die Kaufleute, die mit den 
Konſumenten in Berührung ſtanden, daß der Umſatz beträchtlich nachließ, und 
als einige Monate ſpäter der Zinsfuß des Geldes ſo bedeutend in die Höhe 
ging, ſuchten die meiſten Kaufleute noch ſchnell ſoviel wie möglich Ware los⸗ 
zuſchieben, um das ſinkende Schiff von Ballaſt zu befreien. So kam es, daß, 
als die Kriſe ihren Einzug hielt, zwar die Spinnereien, namentlich in der 
Baumwoll- und Leineninduſtrie, noch auf viele Monate hin ausreichende 
Garnaufträge beſaßen, im Handel aber ſchon mit der Verſchleude— 
rung der Waren begonnen wurde. Es war alſo demnach nicht ein 
Herabgehen der Rohſtoffpreiſe, was zur Entwertung der Warenvorräte 
führte, ſondern es war die Laſt dieſer enormen Warenvorräte ſelbſt, 
welche die Preiſe herunterdrückte. 
Die Geſchäftslage geſtaltete ſich nun äußerſt ſchwierig. Alles war mit Waren 
angefüllt, mit deren Verſchleuderung begonnen wurde, während die Garn⸗ 
verbraucher noch auf lange hinaus teure Garne beſtellt hatten, deren Preis 
ihnen niemand in der fertigen Ware zurückerſtatten wollte. Dazu kam der 
Groll der Kaufleute gegen die Fabrikanten⸗ und Großhändlerkonventionen. 
Dieſe Konventionen, deren ſo ein Kaufmann zirka fünfzig mit ihren ver⸗ 
ſchiedenen Lieferungsbedingungen gegen ſich hatte, wurden mehr bureaukratiſch 
wie kaufmänniſch geleitet; ſie führten zu einer wahren Plage für den Kauf⸗ 
mann. Als nun vollends offenbar wurde, daß die ſpekulative Syndikatspolitik 
der Unternehmerkartelle die troſtloſe geſchäftliche Lage verſchuldete, da wurde 
das ganze geſchäftliche Leben vergiftet. 
| Als im Herbſt 1907 auf den Wollmärkten die Rohſtoffpreiſe fielen, dachte 
kein Kaufmann mehr daran, den Wollwebereien die teuren Syndikatspreiſe 
zu zahlen. Das Geſchäft in wollenen und halbwollenen Damenſtoffen kam 
faſt ganz zum Stillſtand. Aufträge bekamen die Webereien nicht, dafür 
mußten ſie aber auf der anderen Seite die teuren Garne hereinnehmen. Die 
Garne waren häufig ſchon entwertet, ehe ſie geſponnen wurden, bis 2 Mark 
haben manche Webereien am Kilogramm Wollgarn verloren. In der Woll- 
induſtrie ſetzte denn auch die Kriſe zuerſt mit verheerender Heftigkeit ein. Bei 
| früheren Kriſen hatte man ſich dadurch geholfen, daß man in der ſtillen Zeit 
im Stück gefärbte Ware auf Lager arbeiten ließ. Das konnte man diesmal 
bei den teuren Garnpreiſen nicht riskieren, weshalb faſt durchweg zur Ein⸗ 
ſchränkung der Produktion geſchritten wurde. Dieſe brachte den Ar⸗ 
beitern natürlich hohe Lohnverluſte; aber in der Wollinduſtrie 
kann heute das Verlorene wieder hereingeholt werden, wenn die 
Arbeiter ihre Organiſation ſchlagfertig halten. In der Wollinduſtrie 
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geht der Geſchäftsgang wieder vorwärts. Kammgarnſpinnereien und Woll⸗ 
webereien ſind größtenteils mit dringenden Aufträgen verſehen; nur in den 
Streichgarnſpinnereien hapert es noch etwas. 


In der Baumwoll- und Leineninduſtrie trat die Wirkung der Kriſe erſt | 
im Jahre 1908 voll in Erſcheinung; dafür kommt fie aber auch hier, namentlich 
in der Baumwollinduſtrie, noch faſt voll zur Geltung. Hier hat aber auch 


die Kartelldiktatur am ſchlimmſten gewütet. Schon auf der Generalverſamm⸗ 
lung des „Verbandes deutſcher Leineninduſtrieller“, Ende 1907, wurden die 


Flachsſpinnereien ihrer Preispolitik wegen heftig angegriffen. Aber die kar⸗ 
tellierten Flachsgarnſpinnereien wollten eben hohe Konjunkturgewinne erzielen 
und konnten das um ſo leichter, da es ihnen dank ihrer irreführenden Speku⸗ 
lationsmanöver gelungen war, ihre Produktion auf ein Jahr im voraus zu 
verkaufen. Nachfolgende Zahlen mögen zeigen, in welchem Verhältnis die 


Flachsgarnpreiſe geſtiegen und wieder gefallen ſind. 


Ein Kilogramm Leinengarn koſtete (in Landeshut in Schleſien) im Durch⸗ 


ſchnitt: 8 | 
Sm Monat September 
1908 1907 1906 
Nr. 30 Flachsgarn . . 2,15 Mark 3,— Mark 2,47 Mark 
Nr. 50 Flachsgarn 3,.— = 452 3,7 DE 


Wer alſo die Unvorſichtigkeit beging, ſich im September 1907 für das 
Jahr 1908 mit Flachsgarn Nr. 50 einzudecken, verlor an jedem Kilogramm 
Garn 1,52 Mark. Hier zeigt es ſich aber auch, daß die Spinnereiſyndikate 
die Preiſe nicht hochhalten konnten. Die Geſchädigten waren die Webe⸗ | 


reien und deren Arbeiter. Wegen Mangel an Aufträgen mußten die 


Leinenwebereien die Produktion ſehr ſtark einſchränken, wodurch die Arbeiter 


in eine große Notlage gerieten, den Spinnereien weniger Garn, als dieſe her⸗ 
ſtellten, abgenommen wurde, was ſo zur Anhäufung großer, wenn auch ver⸗ 


kaufter Garnlager in den Spinnereien führte. Das veranlaßte dieſe, gemein⸗ 
ſam mit den Spinnereien Sſterreichs und Belgiens die Produktion zirka ein 
halbes Jahr lang einzuſchränken. Dieſe Einſchränkung iſt in den deutſchen 
Flachsſpinnereien mit Schluß des Jahres 1908 aufgehoben worden; wie auf 
der letzten Generalverſammlung des „Verbandes deutſcher Leineninduſtrieller“ 


erklärt wurde, iſt die Kriſe hier überwunden. 

In der Baumwollinduſtrie iſt das aber noch nicht der Fall. Hier war 
es den Baumwollſpinnereien gelungen, im Jahre 1907, Garnaufträge bis zum 
Frühjahr 1909 zu erlangen. Das plötzliche Steigen und Fallen der Roh⸗ 


baumwollpreiſe ſpielte dabei eine verhängnisvolle Rolle. Die genannten Preiſe 


gingen im Jahre 1907 von 55 Pfennig pro engliſch Pfund, im Monat April, 
auf 69 bis 70 Pfennig, im Monat Auguſt, in die Höhe, um innerhalb zwei 


weiterer Monate wieder auf 58 Pfennig herabzufallen. Nun trat eine unheil⸗ 


volle Situation ein. Als der Kaufmann ſah, daß die Rohbaumwollpreiſe 
ſanken, war das Geſchäft wie abgeſchnitten. Aufträge zu den hohen Garn⸗ 


preiſen waren nirgends mehr unterzubringen, und die Webereien konnten ſich 


nur dadurch vor einer völligen Schließung ihrer Betriebe retten, daß ſie die 


bei den deutſchen Spinnereien beſtellten Garne nicht oder nur in geringer 


Menge abriefen und dafür billigere Garne in England kauften. Die 


engliſchen Baumwollſpinnereien litten auch unter der Überproduktion und 


fanden es ſehr willkommen, daß die deutſchen Baumwollſpinnereien, dank der 
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wuchernden Syndikatspolitik der deutſchen Baumwollſpinnereien, mit der Ein⸗ 
deckung des Rohmaterials außer Landes getrieben wurden. Im Jahre 1906 
bezog Deutſchland von England für 82400000 Mark und im Jahre 1907 für 
117 100000 Mark Baumwollgarn. In den erſten drei Monaten des Jahres 1908 
jedoch verdoppelte ſich die Garneinfuhr aus England; ſie ſtieg beim eindrähtigen 
Baumwollgarn auf 56343, gegen 27373 Doppelzentner in den erſten drei 
Monaten im Jahre 1907. Die langfriſtigen Garnaufträge zu den hohen 
Preiſen wurden jetzt den deutſchen Baumwollſpinnereien ſelbſt gefährlich; 
während ſich bei ihnen die Lager der nicht abgenommenen Garne immer mehr 
häuften, machte die ausländiſche Konkurrenz Geſchäfte. Und dieſe Situation 
wurde immer unheilſchwangerer, je mehr bekannt wurde, daß das Jahr 1908 
eine nie dageweſene Rieſenernte in amerikaniſcher Baumwolle und damit auch 
noch niedrigere Rohſtoffpreiſe bringen werde. Es trat jetzt klar zutage, daß 
die Syndikatspolitik der Unternehmerkartelle die ganze deutſche 
Baumwollinduſtrie in Grund und Boden ruiniert hatte. 

Was ſoll nun aus dieſer Induſtrie werden, die mit den Bleiklumpen der 
noch nicht abgenommenen teuren Garne behaftet der Periode niedriger Roh⸗ 
ſtoffpreiſe entgegengeht? Der wirtſchaftliche Zuſammenbruch zahlreicher kleiner 
Unternehmer und eine beiſpielloſe Notlage der unter der Betriebseinſchränkung 
leidenden Arbeiterſchaft iſt die bereits eingetretene Folge. Die Arbeiter- 
ſchaft der Baumwollinduſtrie durchlebt jetzt eine ſchwere Zeit, denn 
nicht nur die Not drückt ſie mehr denn je, ſondern auch das terroriſierende 
Scharfmachertum. Mit offener und verſteckter Brutalität geht man gegen 
die organiſierte Arbeiterſchaft vor und macht jeden brotlos, der auch nur 
Miene macht, ſich dem Terrorismus zu widerſetzen. 

Dank ihrer Kartelldiktatur haben die deutſchen Baumwollſpinnereien in den 
Jahren 1905 bis 1908 Rieſenvermögen gewonnen. Und die Kartelle haben 
die Kriſen nicht nur aus der Welt geſchafft, ſondern Kriſen verurſacht, die 
weit verheerender ſind als alles, was wir bisher geſehen haben. Die gegen⸗ 
wärtige Kriſe in der Textilinduſtrie beweiſt wieder einmal die Richtigkeit der 
Ausführungen Kautskys zum „Erfurter Programm“. 


6emeindefteuern. 
Don Paul Hirſch. 
III. 

Ganz unabhängig hiervon iſt die Einwirkung der Aufhebung der 
indirekten Gemeindeſteuern auf die Gemeindefinanzen zu beurteilen. 
Da muß allerdings zugegeben werden, daß eine Reihe von Kommunen mit 
dem Inkrafttreten des § 13 des Zolltarifgeſetzes am 1. April 1910 in ſchwere 
finanzielle Bedrängniſſe geraten können, wenn nicht rechtzeitig Maßnahmen zur 
Deckung der Einnahmeausfälle getroffen werden. Dabei fällt als beſonders 
erſchwerendes Moment noch der Umſtand ins Gewicht, daß in den Gemeinden, 
in deren Etat die Einnahmen aus Lebensmittelſteuern bisher ſchon eine große 
Rolle ſpielten, die ſteuerliche Belaſtung der Bevölkerung ſchon jetzt teilweiſe 
eine unverhältnismäßig hohe iſt. Am leichteſten läßt ſich das für Preußen 
nachweiſen, wo zum Beiſpiel Potsdam und Poſen bereits Einkommen von 
420 bis 660 Mark, Breslau ſolche von 660 bis 900 Mark beſteuern und Zu⸗ 


(Schluß.) 
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ſchläge zur Staatseinkommenſteuer in Höhe von 110 bezw. 170 bezw. 136 Prozent 
erheben — trotz der hohen Verbrauchsabgaben, während andere Städte, wie 
Berlin, Charlottenburg, Schöneberg, mit wenig oder gar keinen Verbrauchs⸗ 
abgaben mit 100 Prozent Zuſchlag auskommen, obwohl ſie die Einkommen 
bis zu 900 Mark ſteuerfrei laſſen. Ja ſogar die Arbeiterſtadt Rixdorf, wo 
allerdings die Einkommen nur bis zu 660 Mark ſteuerfrei ſind, konnte im 
Jahre 1906 den Zuſchlag von 120 auf 100 Prozent ermäßigen. 

Zur Beurteilung der Wirkung des § 13 des Zolltarifgeſetzes ſteht uns ein 
umfangreiches Material zu Gebote, das, wenn es auch in Einzelheiten von⸗ 
einander abweicht und bisweilen etwas tendenziös gefärbt erſcheint, doch zu 
gewifſen Schlußfolgerungen berechtigt. Vor allem geht daraus hervor, daß 
der Umfang der kommunalen Lebensmittelauflagen weit größer 
iſt, als man gewöhnlich annimmt, allerdings nicht ſo groß, daß ihre 
Beſeitigung ohne ſchwere Gefährdung der gemeindlichen Finanzgebarung nicht 
möglich wäre. | 

Nach einer Zuſammenſtellung des Königlichen ſtatiſtiſchen Landesamtes in 
Württemberg, die ſich auf 102 Oktroigemeinden erſtreckt, betrug der Rein⸗ 
ertrag der örtlichen Verbrauchsabgaben im Jahre 1891 insgeſamt 1903 196 
Mark, 1900 bereits 2342497 Mark. Daneben wurden in denſelben Gemeinden 
an Umgeld (Weinſteuer) und Malzſteuer ſtaatliche Verbrauchsabgaben er⸗ 
hoben, die ſich im Jahre 1900 auf 5936600 Mark beliefen. Von den ört⸗ 
lichen Verbrauchsabgaben, die den Kommunen zugute kommen, entfielen (ab⸗ 
züglich der Rückvergütungen und des Erhebungsaufwandes) allein 1096232 
Mark auf Stuttgart; der Bruttoertrag betrug 1140910 Mark, und zwar 
257614 Mark vom Bier, 649144 Mark vom Fleiſch und 234152 Mark vom 
Gas. Im allgemeinen ſtellte ſich der Abgabeſatz in den württembergiſchen 
Oktroigemeinden auf 6 Mark für einen Doppelzentner Fleiſch, 65 Pfennig für 
einen Hektoliter Bier oder 2,50 Mark für einen Doppelzentner Malz und 
4 Pfennig für einen Kubikmeter Gas. 5 | 

Im Jahre 1902 erhoben, wie aus den Angaben der Regierung gelegentlich 
der Beratung des Zolltarifs hervorgeht, 1392 Gemeinden des Deutſchen Reiches 
noch Schlacht⸗ und Mahlſteuer oder Schlachtſteuer allein, davon 1224 Ge⸗ 
meinden Schlacht⸗ und Mahlſteuer, 168 nur Schlachtſteuer. Von dieſen Ge⸗ 
meinden waren 101 in Preußen, 1172 in Bayern, 4 in Sachſen, 15 in Würt⸗ 
temberg, 7 in Baden, 5 in Heſſen, 8 im Großherzogtum Sachſen⸗Weimar, 
48 in den übrigen thüringiſchen Staaten und 31 in Elſaß⸗Lothringen. Die 
Gebühren für die Einfuhr von Schlacht- und Mahlerzeugniſſen betrugen im 
Jahre 1901 insgeſamt 15607000 Mark. Allein in Breslau brachte die ſtädtiſche 
Fleiſch⸗ und Geflügelſteuer jährlich 1900000 Mark, dann kam Dresden mit 
914000 Mark ſtädtiſcher Steuern auf Fleiſch und Fiſche und 640000 Mark 
auf Brot und ſonſtige Nahrungsmittel. Auch Aachen, Kaſſel, Mainz, Stutt⸗ 
gart, München, Straßburg i. E., Wiesbaden, Potsdam, Poſen zeichneten ſich 
durch hohe Fleiſchſteuern, Augsburg, Karlsruhe, Nürnberg, München, Würz⸗ 
burg, Kaſſel durch Brotſteuern in größerem Umfang aus. 0 

Mit einem ähnlichen Einnahmeausfall wie die Regierung rechnet das 
Statiſtiſche Amt der Stadt Dresden, das für 171 Gemeinden der verſchiedenen 
Einzelſtaaten die Wirkung der Beſtimmung des § 13 des Zolltarifgeſetzes 
unterſucht hat und einen Verluſt dieſer Gemeinden in Höhe von insgeſamt 
14393632 Mark oder 49,4 Prozent des Geſamtertrags herausrechnet, und 
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N zwar beziffert ſich nach dieſer Statiſtik der Verbrauchsſteuerausfall der Ge⸗ 
meinden in: 


Sachſen auf 1647930 Mk. 80 % von 2053 691 Mk. 11 % des Geſamtverluſtes 
0 5 2 


Preußen 4768505 279 / = 6041567 33 % 5 
Baden 685283 » =56% ꝓ 1228237 5% : 5 
Württemberg ⸗ 1189587 ⸗ 255% 2167515 - = 8% - 5 
Heſſen 950010 248 % 1959395 7% . 

Bayern 3065874 = =46%% = 6692774 221% - 4 
Thüringen 266379 235% 759728 2% - 2 
Elſaß⸗Lothr. 1820064 222% 8213405 13% = 3 


Prozentual den größten Verluſt hätten hiernach Preußen und Bayern, aber 
während für Preußen nur verhältnismäßig wenig Oktroigemeinden in Betracht 
kommen, iſt deren Zahl in Bayern eine um ein Vielfaches größere, und das 

gleiche gilt für Elſaß⸗Lothringen, wie denn überhaupt der Süden und der 
Weſten Deutſchlands die meiſten Oktroiſtädte aufweiſen. 

Wohl am vollſtändigſten dürfte das in der Denkſchrift zur Reichsfinanz⸗ 
reform zuſammengetragene, im Reichsſchatzamt bearbeitete Material ſein. Die 
Denkſchrift, die zu einem ähnlichen Ergebnis kommt wie die des Dresdener 
Statiſtiſchen Amtes, berechnet für die Städte und Landgemeinden mit mehr 
als 100000 Einwohnern, getrennt nach Bundesſtaaten, die Steuererträge des 
Jahres 1907, wobei leider einige unangenehme Fehler mit unterlaufen. So 
ſind zum Beiſpiel für Potsdam keine Einnahmen aus Verbrauchsſteuern an⸗ 
gegeben, obwohl hier bekanntlich eine recht hohe kommunale Schlacht⸗ und 
Fleiſchſteuer beſteht. Ein weiterer Mangel der Denkſchrift iſt darin zu er⸗ 
blicken, daß ſie unter direkten Steuern nicht etwa nur die Einkommenſteuer 
und Kapitalrentenſteuer ſowie die in Bayern, Elſaß⸗Lothringen und einigen 
Kleinſtaaten zur Erhebung gelangenden Lohn- und Berufsſteuern verſteht, 
ſondern dazu auch die Grund- und Gebäudeſteuer, die Wohn⸗ und Mietſteuer, 
die Gewerbeſteuer, die Schankgewerbeſteuer, die Wandergewerbeſteuer, die 
Marktſtandsgelder, die Warenhausſteuer, die Bürgergelder, Offiziersabgaben, 
Feuerwehrgebühren uſw. rechnet. Die direkten Steuern in dieſem Sinne warfen 
im Jahre 1907 in den deutſchen Gemeinden von mehr als 10000 Einwohnern 
insgeſamt 557,2 Millionen Mark ab, wozu noch 15 Millionen Mark von 
beſonderen Schulverbänden erhobener Schulſteuern kamen, die Erträge der 
Aufwands⸗, Verkehrs⸗ und Verbrauchsſteuern beliefen ſich auf 91 Millionen 
oder auf 4,13 Mark pro Kopf der Bevölkerung. Aus der Einkommenſteuer 
allein floſſen nur 300,7 Millionen oder 13,62 Mark pro Kopf. Man erſieht 
hieraus, wie gering das Einkommen im Verhältnis zum Konſum beſteuert iſt. 
Von der Summe der Aufwands⸗, Verkehrs- und Verbrauchsſteuern entfielen 
an Aufwandsſteuern 11,2 Millionen oder 0,51 Mark auf den Kopf, an Ver⸗ 
kehrsſteuern 40,6 Millionen oder 1,84 Mark auf den Kopf, an Verbrauchs⸗ 
ſteuern 39 Millionen oder 1,78 Mark auf den Kopf. Unter den Ver⸗ 
brauchsſteuern wiederum ſpielt die Malz⸗ und Bierſteuer mit 0,86 Mark auf 
den Kopf die Hauptrolle, dann folgt die Schlacht⸗ und Fleiſchſteuer mit 
0,44, die Mahlſteuer mit 0,16, die Branntwein- und Spiritusſteuer mit 
0,05 Mark. Von ſonſtigen nicht näher bezeichneten Verbrauchsſteuern entfallen 
0,27 Mark auf den Kopf der Bevölkerung. | | 
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Betrachten wir die beiden größten Bundesſtaaten Preußen und Bayern 
für ſich allein, ſo ergibt ſich für Preußen folgendes Bild: Die Summe der 
„direkten“ Steuern beträgt 423,3 Millionen Mark, und zwar aus der Ein⸗ 
kommenſteuer 244,7 Millionen, aus der Grund⸗ und Gebäudeſteuer 112,6 Mil⸗ 
lionen, aus der Wohn⸗ und Mietſteuer 1,3 Millionen — hierin iſt merk⸗ 
würdigerweiſe auch die Wertzuwachsſteuer mit etwas über 1 Million ein⸗ 
gerechnet —, aus der Gewerbeſteuer 54,8 Millionen, aus der Schankgewerbe⸗ 
und Betriebsſteuer 2,4 Millionen, aus der Wandergewerbe- und Wanderlager⸗ 
ſteuer 269600, aus der Marktſtandsſteuer 22600, aus der Warenhausſteuer 


2,9 Millionen, aus ſonſtigen perſönlichen Steuern (Offiziersabgaben, Bürger⸗ 


geldern, Feuerwehr) 169100 Mark. Die nicht zerlegbaren und ſonſtigen 


direkten Steuern brachten 3,9 Millionen, darunter die Erbſchaftsſteuer 


144700 Mark. Aus Aufwands⸗, Verkehrs⸗ und Verbrauchsſteuern dagegen 
erzielten die preußiſchen Gemeinden nur 53,5 Millionen, und zwar 8,9 Mil⸗ 
lionen aus Aufwandsſteuern, 31,5 Millionen aus Verkehrsſteuern und 13,1 Mil⸗ 
lionen aus Verbrauchsſteuern. Ganz anders in Bayern. Die direkten 


Steuern brachten hier 37,6 Millionen, die indirekten dagegen 11,3 Millionen, 


das Verhältnis der direkten zu den indirekten Steuern iſt hier alſo etwa 10 
zu 3, während es in Preußen etwa 8 zu 1 iſt, mit anderen Worten: in 
Bayern bringen die direkten Steuern nur etwas über dreimal, in Preußen 
aber ungefähr achtmal ſo viel wie die Aufwands⸗, Verkehrs⸗ und Verbrauchs⸗ 
ſteuern. Noch ungünſtiger ſtellt ſich Bayern dadurch, daß von ſeinen ins⸗ 
geſamt 11,3 Millionen indirekter Steuern allein auf die Verbrauchsſteuern 
7,5 Millionen entfallen, und von dieſen 7,5 Millionen wieder auf die Mahl⸗ 
ſteuer 1,86, auf die Schlacht⸗ und Fleiſchſteuer 1,33 Millionen. Die baye⸗ 
riſchen Gemeinden werden alſo von dem § 13 des Zolltarifgeſetzes weit 
ſchwerer getroffen als, von einzelnen Ausnahmen abgeſehen, die preußiſchen. 


IV. 


Die Frage, wie die Gemeinden ihren Einnahmeausfall decken ſollen, wird 
namentlich von den Anhängern des Oktrois ſehr einfach dahin beantwortet, 
daß ihnen gar nichts anderes übrig bleibt als eine Erhöhung der direkten 
Steuern, und man bemüht ſich da gewöhnlich im Intereſſe der Belebung der 


Agitation gegen das Inkrafttreten des § 13 des Zolltarifgeſetzes, möglichſt 


ſchwarz in ſchwarz zu malen. Nach der Denkſchrift des Statiſtiſchen Amtes 


der Stadt Dresden werden zur Deckung des Ausfalls die direkten Gemeinde⸗ 
ſteuern, die Umlagen, die im Berichtsjahr (1903) in den 171 Gemeinden, auf 
die ſich die Statiſtik erſtreckt, insgeſamt 86029174 Mark erbrachten, um 


16,7 Prozent erhöht werden müſſen. Dazu kommen noch 274068 Mark künf⸗ 


tiger Neuaufwand für die Penſionierung und Entſchädigung von abgehenden 


Verbrauchsſteuerbeamten, ſo daß der geſamte durch Umlagen zu deckende 


Mehrbedarf ſich auf 14667700 Mark, das iſt 17 Prozent des ſeitherigen 
Umlageertrags, ſtellen und der geſamte Umlagebedarf der Gemeinden auf über 


100 Millionen anwachſen wird. An dieſer Bedarfsſteigerung werden parti⸗ 


zipieren mit einer Erhöhung des Umlagebedarfs von 
bis zu 10 Prozent 48 Gemeinden — 28 Prozent der Gemeinden 
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„Im ganzen betrachtet verlieren alſo“, zu dieſem Reſultat kommt die 
Denkſchrift, „die hauptbeteiligten Gemeinden durch das Abgabeverbot des 
Zolltarifs nahezu die Hälfte ihrer Verbrauchsſteuereinnahmen und werden zur 
Deckung dieſes Ausfalls den Ertrag ihrer direkten Gemeindeſteuern um mehr 
als ein Sechſtel erhöhen müſſen.“ Und weiter wird hinzugefügt, daß dieſe 
Steuererhöhung auf das Erwerbsleben weiteſter Kreiſe hemmend und lähmend 
einwirken muß und insbeſondere den minderbemittelten Steuerzahler hart be⸗ 
drücken wird. Was ſpeziell wieder die beiden größten Bundesſtaaten betrifft, 
ſo geht das Ergebnis der Unterſuchungen des Dresdener Statiſtiſchen Amtes 
dahin, daß die Steuererhöhung in den bayeriſchen Gemeinden verhältnismäßig 
noch größer ſein und die Steuerzahler noch empfindlicher berühren wird als 
in den preußiſchen Gemeinden. Die hauptbeteiligten bayeriſchen Gemeinden 
würden im Durchſchnitt 46 Prozent ihrer Verbrauchsſteuereinnahmen ver⸗ 
lieren, die hauptbeteiligten preußiſchen durchſchnittlich 79 Prozent. Trotzdem 
würden — immer unter der Vorausſetzung, daß der Ausfall unbedingt durch 
höhere direkte Steuern gedeckt werden muß — von den 42 bayeriſchen Städten 
32, das iſt 78 Prozent, ihren Umlagebedarf um 10 bis 30 Prozent, im Durch⸗ 
ſchnitt um 19 Prozent in die Höhe ſetzen müſſen, während von den 41 
preußiſchen Gemeinden nur 23, das iſt 56 Prozent, zu der gleichen Steuer⸗ 
erhöhung veranlaßt ſein würden und hier die durchſchnittliche Steigerung 
nur 16 Prozent betragen dürfte. Ebenſo würden von den preußiſchen Ge⸗ 
meinden 3, von den bayeriſchen 6 mit der Bedarfsſteigerung noch über 
30 Prozent hinausgehen müſſen. Die bayeriſchen Gemeinden würden alſo 
trotz erheblich geringeren Einnahmeausfalls die direkte Steuerkraft der Be⸗ 
völkerung in verhältnismäßig höherem Maße in Anſpruch nehmen müſſen als 
die preußiſchen. 

Auch die Reichsregierung ſcheint auf dem Standpunkt zu ſtehen, daß die 
notwendige und einzige Folge des Fortfalls der Lebensmittelabgaben eine 
Erhöhung der direkten Steuern ſein muß. Mit vieler Mühe und anerkennens⸗ 
wertem Fleiße bringt ſie in der Denkſchrift zur Reichsfinanzreform eine tabel⸗ 
lariſche Überficht über die Ausfälle an Einnahmen, welche die Städte und 
Landgemeinden von mehr als 10000 Einwohnern infolge der Beſtimmung 
des § 13 des Zolltarifgeſetzes erfahren, und über die eventuell notwendig 
werdende Erhöhung der direkten Steuern. In Preußen ſind es — abgeſehen 
von den in der Denkſchrift nicht aufgezählten Gemeinden unter 10000 Ein⸗ 
wohnern — 15 Gemeinden, die eine Schlacht⸗ und Fleiſchſteuer erheben, 3 von 
ihnen außerdem noch eine Mahlſteuer, der Ausfall an Einnahmen aus der 
Mahlſteuer beträgt 129800 Mark, aus der Schlacht⸗ und Fleiſchſteuer zu⸗ 
ſammen 4,7 Millionen Mark, die eventuell erforderlich werdende Erhöhung 
der direkten Steuern ſchwankt zwiſchen 0,1 Prozent der jetzt erhobenen 
direkten Steuern (in Neu⸗Ruppin) und 23,39 Prozent (in Gneſen), zwiſchen 
15 und 20 Prozent beträgt ſie in Breslau, Aachen, Kaſſel, Poſen, Koblenz. 
Aus Bayern ſind 31 Gemeinden aufgezählt, die ſämtlich eine Fleiſch⸗ und 
Schlachtſteuer, mit wenigen Ausnahmen auch noch eine Mahlſteuer erheben 
und ihre direkten Steuern teilweiſe beträchtlich erhöhen müßten, ſo Nürnberg 
um 16,81, Ludwigshafen um 17,19, Fürth um 12,11, Würzburg um 12,37, 
Paſſau um 23,03, Straubing ſogar um 42,35 Prozent. Allerdings iſt in der 
letztgenannten Gemeinde die Oktroiwirtſchaft ſo arg, daß die Steuern auf 
Lebensmittel nicht weniger als 47300 Mark erbringen, denen nur 110000 Mark 
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Einnahmen aus allen direkten Steuern zuſammengenommen gegenüberſtehen. 
Von den ſächſiſchen Gemeinden iſt Dresden hervorzuheben, das mit einem 
Einnahmeausfall von 1,8 Millionen und mit einer Steuererhöhung um 
33,55 Prozent rechnet. In Württemberg und Baden liegen die Verhältniſſe 
ähnlich wie in Bayern, in Heſſen rechnet beſonders Darmſtadt mit einer be⸗ 
trächtlichen Steuererhöhung (15,34 Prozent), am allerſchwerſten aber werden 
die elſaß⸗lothringiſchen Städte Metz und Diedenhofen in Mittleidenſchaft 
gezogen. In Metz berechnet ſich die Summe der Lebensmittelſteuern auf 
320400, die der direkten Steuern auf 432200 Mark, in Diedenhofen be 
tragen die Einnahmen aus Lebensmittelſteuern 54000, die aus direkten 
Steuern 76300 Mark, zur Deckung des Ausfalls müßten alſo in Metz die 
direkten Steuern um 74,13, in Diedenhofen um 70,77 Prozent erhöht werden. 

Aber iſt es denn wirklich unbedingt nötig, die direkten Steuern 
ſo gewaltig zu erhöhen? Stehen den Gemeinden gar keine anderen Ein⸗ 
nahmequellen zur Verfügung? So ganz machtlos ſind die Kommunen trotz 
aller Schwierigkeiten, die ihnen die Regierungen bereiten, denn doch nicht, 
Zunächſt iſt ihnen, wie gar nicht oft genug betont werden kann, die Möglich⸗ 
keit der Errichtung eigener Bäckereien, Schlächtereien und dergleichen gegeben, 
und wenn auch aus ſolchen Anſtalten nicht Profite bis ins Unermeßliche 
herausgeſchlagen werden ſollen, ſo könnten ſie doch trotz billigerer Lieferung 
der Waren, als es heute durch Privatunternehmer geſchieht, mäßige Über⸗ 
ſchüſſe erzielen, die der Geſamtheit in Form von Steuererleichterungen zugute 
kämen. 

Eine andere Möglichkeit, die G der Kommunen zu vermehren, 
beſteht in der Einführung der Wertzuwachsſteuer. Vor noch nicht einem 
Jahre hat ſich die preußiſche Regierung gelegentlich der Beratung einer 
Petition auf Einführung einer ſtaatlichen Zuwachsſteuer ausdrücklich auf den 
Standpunkt geſtellt, daß es zweckmäßig ſei, dieſe Steuer den Gemeinden zu 
überlaſſen, und auch die augenblicklich dem bayeriſchen Landtag unterbreiteten 
Steuergeſetze enthalten den Entwurf eines Wertzuwachsſteuergeſetzes, der die 
Gemeinden nicht nur berechtigt, ſondern, wenn es nach Lage der örtlichen Ver⸗ 
hältniſſe ihr Intereſſe dringend erfordert, ſogar verpflichtet, eine Wertzuwachs⸗ 
ſteuer zu erheben. In Sachſen hat ſich der Landtag bereits 1904 dafür aus⸗ 
geſprochen, daß die Wertzuwachsſteuer regelmäßig in allen Gemeinden erhoben 
werden ſoll, in Baden hat die Zweite Kammer in demſelben Jahre die Re⸗ 
gierung einſtimmig um Ausarbeitung eines Geſetzentwurfes erſucht, der den 
unverdienten Wertzuwachs in allen Gemeinden einer Beſteuerung unterwirft, 
und die Thronrede vom 26. November 1907 hat denn auch eine entſprechende 
Vorlage angekündigt. In Heſſen iſt am 1. Januar 1908 ein Geſetz in Kraft 
getreten, das den Gemeinden die Befugnis zur Einführung einer Wert⸗ 
zuwachsſteuer gibt. Das gleiche gilt für Oldenburg, und auch für Elſaß⸗ 
Lothringen ſieht die Denkſchrift über die Reform der direkten Steuern und 
die Gemeindebeſteuerung, die der Statthalter am 11. Februar 1908 dem 
Landesausſchuß vorgelegt hat, die Einfügung einer Wertzuwachsſteuer in ein 
künftiges Gemeindeabgabengeſetz vor. 

Selbſt auf die Gefahr hin, daß mir der Vorwurf gemacht wird, ich rede 
einem Eingriff der Regierung in das ſogenannte Selbſtverwaltungsrecht der 
Gemeinden das Wort, möchte ich doch dafür eintreten, daß von Staats wegen 
die Gemeinden zur Erhebung von kräftigen Wertzuwachsſteuern verpflichtet 
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werden, denn daß die Gemeinden aus eigenem Antrieb ſich dazu nicht oder 
nur vereinzelt entſchließen, das hat die Erfahrung hinlänglich beſtätigt. So⸗ 
lange das Element der Haus⸗ und Grundbeſitzer in den Gemeindevertre⸗ 
tungen in faſt ganz Deutſchland vorherrſcht, werden Wertzuwachsſteuer⸗ 
ordnungen, die auch wirklich nennenswerte Erträge liefern, kaum zuſtande 
kommen. 

Freilich werden auch dann noch die meiſten Oktroigemeinden am 1. April 1910 
um eine Erhöhung der direkten Steuern nicht herumkommen, und da hat Kautsky 
vollkommen recht, wenn er auf die Schwierigkeit hinweiſt, die Einnahmeausfälle 
der Gemeinden unter den gegebenen Verhältniſſen Bayerns durch uns 
genehme Steuern zu erſetzen. Nur ſind die Verhältniſſe nicht allein in Bayern, 
ſondern auch im übrigen Deutſchland recht ſchwierig, weil überall den Ge⸗ 
meinden eng begrenzte Vorſchriften gemacht werden. Wir wollen die unterſten 
Einkommenſteuerſtufen freilaſſen. In Preußen aber ſind die Gemeinden ver⸗ 
pflichtet, bei Einkommen von mehr als 900 Mark Steuern zu erheben, ja 
ſie können ſogar jedes Einkommen beſteuern, und tatſächlich gibt es eine 
Reihe preußiſcher Gemeinden, die ſelbſt von Einkommen von 420 Mark und 
darunter Steuern erheben. Ein weiterer Übelſtand iſt der, daß die Zuſchläge 
zur Staatseinkommenſteuer in den preußiſchen Gemeinden gleichmäßig ſein 
müſſen, nur Frankfurt a. M. nimmt eine Ausnahmeſtellung ein. Die Ge⸗ 
meinden haben alſo nicht das Recht, die Zuſchläge zu den ſtaatlichen Steuern 
nach der Höhe des Einkommens abzuſtufen. Zur Ergänzungs⸗(Vermögens⸗) 
ſteuer vollends dürfen fie, obwohl dieſe Steuer nur ½ pro Mille beträgt, 
Zuſchläge überhaupt nicht erheben. Noch einengenderen Beſtimmungen als die 
preußiſchen ſind die bayeriſchen Gemeinden unterworfen, die die Grund⸗ und 
Hausſteuer, die Gewerbeſteuer, die Kapitalrentenſteuer und die Einkommen⸗ 
ſteuer ſtets mit dem gleichen Prozentſatz heranziehen müſſen, alſo leiſtungs⸗ 
fähige Kreiſe nicht höher belaſten können, ohne gleichzeitig die leiſtungsſchwächeren 
Kreiſe mit zu treffen. Auf die Steuerſyſteme der übrigen Bundesſtaaten an 
dieſer Stelle einzugehen, würde, ſo verlockend das auch iſt, zu weit führen, 
nur ſo viel ſei geſagt, daß abgeſehen von Sachſen kein Staat die kommunale 
Steuerautonomie kennt. Ob freilich gerade das ſächſiſche Beiſpiel Nachahmung 
verdient, das ſteht auf einem anderen Blatt. Kommt doch, wie Lindemann! 
mit Recht hervorhebt, wenn irgendwo, ſo in den Steuerverhältniſſen der 
ſächſiſchen Städte die Klaſſenherrſchaft der Bourgeoiſie zum Ausdruck, und 
muß doch die Steuerautonomie der Gemeinden ausſchließlich dieſen Klaſſen 
dienen, ſolange das Gemeindewahlrecht darauf zugeſchnitten iſt, dieſe Herr⸗ 
ſchaft zu erhalten! 5 
Damit ſind wir an dem Kardinalpunkt der ganzen Frage angelangt. Es 
handelt ſich keineswegs um eine ſpezifiſch kommunalpolitiſche, ſondern um eine 
eminent politiſche Angelegenheit. Unter den heutigen Verhältniſſen, wo die 
Gemeinden der Herrſchaft einer um ihr eigenes Wohl beſorgten, eine einſeitige 
Klaſſenherrſchaft etablierenden Bourgeoiſie auf Gnade und Ungnade aus⸗ 
geliefert ſind, müſſen ſie entweder wichtige Kulturaufgaben ungelöſt laſſen, 
oder aber ſie löſen ſie, wenn auch nur dem Drängen der Vertreter der Arbeiter⸗ 
klaſſe folgend, und geraten dadurch in finanzielle Bedrängnis, weil ſie in all⸗ 


— — 


1 Sozialdemokratiſche Gemeindepolitik. Heft 5. Steuern und Gebühren. Berlin 1906, 
Buchhandlung Vorwärts. N ö N 


614 Die Neue Zeit 


zu zarter Rückſichtnahme auf die Beſitzenden nicht die genügenden Deckungs⸗ 
mittel ſchaffen. Vergrößert wird die Finanzkalamität durch die Regierungen 
die es verſtehen — in dieſer Beziehung marſchiert Preußen tatſächlich in 
Deutſchland voran —, in immer ſteigendem Maße Ausgaben für ſtaatliche 
Zwecke den Gemeinden aufzuhalſen. Selbſt wenn die Kommunen auch über 
den 1. April 1910 hinaus Lebensmittelſteuern erheben dürften, würde an 
dieſem Zuſtand wenig geändert werden, ſolange nicht von Grund aus Wandel 
geſchaffen wird. Wenn man von einigen beſonders rückſtändigen Gemeinden 
abſieht, ſpielen die kommunalen Lebensmittelzölle in dem Haushalt der deutsche 
Gemeinden im großen ganzen doch nur eine verhältnismäßig untergeordnete 
Rolle. | 
Für uns als Sozialdemokraten kann von einer Anderung unſeres Pro⸗ | 
gramms im Sinne des Eintretens für indirekte Kommunalſteuern keine Rede | 
jein, für uns handelt es ſich um etwas weit Höheres. Wir haben, wie Kautsky ö 
ſagt, die Pflicht, auf ein Syſtem rationeller direkter Steuern im Staate 
hinzuwirken. Und nicht nur das. Hand in Hand damit muß einhergehen 
der Kampf um eine freie Ausgeſtaltung des Gemeinweſens, der Kampf 
um das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht für die 
Wahlen zu den Gemeindevertretungen in ganz Deutſchland, und für 
ein wirkliches Selbſtverwaltungsrecht. Iſt dies Ziel erreicht und iſt 
entſprechend dem ſozialdemokratiſchen Kommunalwahlprogramm das Gemeinde⸗ 
ſteuerweſen in ſeinen Grundzügen durch Staatsgeſetz geregelt, natürlich nicht 
durch von Klaſſenparlamenten, ſondern von wirklichen Volksvertretungen ver⸗ 
abſchiedete Geſetze, dann werden die Gemeinden ohne Belaſtung der Minder⸗ 
bemittelten und ohne zu indirekten Steuern greifen zu müſſen, ihre Aufgaben | 
erfüllen können. | 


Eine ruſſiſche Agrarſtatiſtik. 


Vor einiger Zeit erſchien in ruſſiſcher Sprache eine offizielle „Statiſtik des 
Grundbeſitzes im Jahre 1905“%, eine Streitſchrift, die der Regierung Material | 
zur Bekämpfung der oppofitionellen Parteien geben ſoll. Von einer ſolchen Schrift, 
verfaßt während des heißen Kampfes um den Boden, kann man natürlich keine 
objektive Darſtellung fordern. Doch beſitzen wir keine beſſeren Angaben über die 
Agrarverhältniſſe in Rußland, an privaten ſtatiſtiſchen Erhebungen fehlt es voll⸗ 
ſtändig. Trotz aller Schönfärberei vermag dieſe offizielle Statiſtik doch nicht den 
außerordentlichen Mangel an Boden zu vertuſchen. f 

Sie macht folgende Angaben: 

Die Geſamtbodenfläche der 50 Gouvernements des europäiſchen Rußland (alſo 
mit Ausſchluß Polens) beträgt 395 Millionen Deßjätinen (1 Deßjätine = 1,09 Hektar 
— 4 preußiſche Morgen). g 

Davon beträgt 


Der Landanteil der Bauern (das 


Nadjelland). . ». . . 138,8 Millionen Deßjätinen oder 35,0 Prozent 
Der Pripgtheſit ;;: 2 01977 - = 4 25, = 
Die Staatsländereien . . 1380 - - - 85,0 : 
Der Apanageverwaltung gehören . 7,8 E S 4 5 
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Von den 138,8 Millionen Deßjätinen Bauernland (Nadjelland) gehören: 
Den ehemaligen Gutsbauern . 38 Mill. Deßj. od. durchſchnittl. 6,7 Deßj. pro Hof 


2 : Staatsbauern 66 ͤ— - 2 . 12,5 3 
Den Bauern der Apanagever⸗ 

RE RR Ba SAN. a - 9,5 e 
Den Koſaken i - z - 52% e 
en Koloniſten 3 . . 5 202 = e 
Den baltiſchen Bauern . 8 = „ 369 = . 
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Den Baſchkiren und Teptjaren 


Den übrigen Bauernkategorien gehören 133 000 Deßjätinen, was zirka 3,9 Deß⸗ 
jätinen pro Hof ausmacht. Ungefähr 2 Millionen Deßjätinen ſind dabei nicht ein⸗ 
gerechnet, weil ſie nicht nach den Höfen eingeteilt ſind. 

Durchſchnittlich kommen auf jeden Hof 11 Deßjätinen Nadjelland, ſchließen 
wir aber die Koſaken, Koloniſten, baltiſchen Bauern und Baſchkiren aus, ſo ſtellt ſich 
der Bodenbeſitz pro Hof auf 9 Deßjätinen. 

43,5 Prozent aller Bauernhöfe beſitzen nur 5 bis 10 Deßjätinen, ein Viertel 
ſogar weniger als 5 Deßjätinen! Dazu kommen noch 2,2 Millionen landloſe 
Bauernhöfe! 

S. Prokopowitſch ſtellt im „Towarischtsch“ (Nr. 407, 1907) folgende Berech⸗ 
nung auf: Das Zirkular der „Kommiſſion zur Ausſtattung der Bauern mit Land“ 
vom 12. Juni 1907 gibt verſchiedene Minimalnormen für verſchiedene Gouverne⸗ 
ments durchſchnittlich auf 12,24 Deßjätinen an, auf denen die Bauernfamilie eine 
ordentliche Wirtſchaft führen kann. Prokopowitſch vergleicht dieſe Minimalnormen 5 
mit dem tatſächlichen Beſitz der Bauern an Nadjelland in den 46 Gouvernements 
des europäiſchen Rußland (die Gouvernements Archangelsk, Kurland, Livland und 
Eftland ausgenommen) und kommt zu dem Reſultat, daß 9 Millionen Bauernhöfe 
oder 74,7 Prozent aller Bauernhöfe nicht genügend Land beſitzen. Nach der 
„Statiſtik des Grundbeſitzes von 1905“ gehören ihnen 60 Millionen Deßjätinen, 
das heißt um rund 51 Millionen Deßjätinen weniger, als ſie haben müßten, um 
eine ordentliche Wirtſchaft führen zu können. 

Im bäuerlichen Beſitz befinden ſich noch 24,6 Millionen Deßjätinen. Dieſe 
verteilen ſich auf genoſſenſchaftlichen Beſitz 7,65 Millionen Deßjätinen, Gemeinbeſitz 
3,7 Millionen Deßjätinen und auf Privatbeſitz von rund 490000 einzelnen Bauern⸗ 
höfen 13 Millionen Deßjätinen. 

81 Prozent aller Bauernhöfe mit Privatbeſitz haben nur 32,3 Prozent des ge⸗ 
ſamten Bodens, oder 4 Millionen Deßjätinen. Wenn wir als „Bauern“ auch die 
Beſitzer von 50 bis 100 Deßjätinen rechnen wollen, ſo gehören dieſen erſten drei 
Bauernkategorien 5,9 Millionen Deßjätinen Privatland — eine geradezu verſchwin⸗ 
dende Menge im Vergleich zu der fehlenden. Man braucht kaum hinzuzufügen, daß 
es gewöhnlich nur die reicheren Bauern ſind, welche Land ankaufen, und daß 
gerade im zentralen Schwarzerdegebiet, wo der Bodenmangel am ſtärkſten fühlbar 
iſt, der Privatbeſitz 10 bis 20 Prozent des bäuerlichen Landanteils ausmacht. 

Ebenſo kommen die Staatsländereien wenig in Betracht. Über 120 Mil⸗ 
lionen Deßjätinen dieſer Ländereien befinden ſich in den Gouvernements Archangelsk, 
Wologda, Perm, Olonezk und Wjatka und ſind meiſtens für die Landwirt⸗ 
ſchaft unbrauchbar. Gerade im Schwarzerdegebiet gibt es verhältnismäßig 
wenig Staatsland So kommen zum Beiſpiel in den Gouvernements Kiew, Podolien 
und Wolhynien durchſchnittlich 5,5 Deßjätinen auf den Bauernhof. Bei 90 Prozent 
aller Bauernhöfe kommen weniger als 10 Deßjätinen auf den Hof. Um die Norm 
von 10 Deßjätinen zu erreichen, fehlen ihnen 5,5 Millionen Deßjätinen, während 
Staats⸗, Apanagen⸗ und Kloſterland zuſammen in dieſen Gouvernements nur zirka 
1 Million Deßjätinen ausmachen. Der Mittel⸗ (über 20 Deßjätinen) und Groß⸗ 
grundbeſitz dagegen beſitzen rund 5,6 Millionen Deßjätinen Land. 
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Es iſt alſo klar, daß man faſt den geſamten Mittel: und Groß⸗ 
grundbeſitz enteignen muß, wenn die Bauern genügend mit Land ver⸗ 
ſorgt werden ſollen. 8 ö 

Von den im Privatbeſitz befindlichen Ländereien gehören 107000 Adelsgütern 
53 Millionen Deßjätinen oder 52,2 Prozent des geſamten Privatbeſitzes. Auf jedes 
Gut macht das 495,7 Deßjätinen aus. Dem Handelsſtand gehören 16,7 Mil⸗ 
lionen Deßjätinen oder 16,4 Prozent, zuſammen alſo mit dem Beſitz des Adels 
68,7 Prozent! = 

Die Verteilung dieſer Ländereien unter die einzelnen Adelsgüter iſt äußerſt 
ungleich. 33000 „Adelsgüter“ beſitzen je weniger als 20 Deßjätinen, 56,8 Prozent 
aller Güter weniger als 100 Deßjätinen; ihr Geſamtboden macht 3 Prozent der 
Adelsländereien aus. Von 100 bis 1000 Deßjätinen pro Gut beſitzen 34,5 Prozent, 
und nur 8,7 Prozent aller Adelsgüter überſteigen 1000 Deßjätinen. Solche Lati⸗ 
fundien umfaſſen aber insgeſamt 72 Prozent des Adelslandes. Eine ähnliche Kon⸗ 
zentration des Grundbeſitzes finden wir auch bei den Kaufleuten. Eine geradezu 
erſtaunliche Konzentration vermochten die Handels-, Induſtrie⸗ uſw. Geſellſchaften 
durchzuführen; durchſchnittlich kommen hier pro Gut 3611 Deßjätinen Land! 

Intereſſant ſind noch die Angaben über die Beweglichkeit des Grundbeſitzes. 
Faſt alle Stände mit Ausnahme des Adels haben ſeit 1877 ihren Beſitz vergrößert. 
Der Adel hat aber rund 20 Millionen Deßjätinen (27 Prozent) verloren. Jährlich 
verminderte ſich alſo der Beſitz des Adels um 740000 Deßjätinen. In den Revo⸗ 
lutionsjahren ſtieg natürlich dieſe Zahl noch bedeutend. Die Liquidation des Adels⸗ 
beſitzes geht alſo mit Rieſenſchritten vor ſich. AR 

Seit 1877 haben fich die Bauernhöfe mit Gemeinbeſitz von 75 Prozent auf 
77 Prozent aller Bauernhöfe vermehrt, und der Gemeinbeſitz iſt von 78,8 Prozent 
auf 83,4 Prozent geſtiegen. Die Bauern halten alſo noch feſt an dem Gemeinbeſitz, 
was ſich hauptſächlich aus dem Bodenmangel erklärt. 

Die Regierung will die Bauerngemeinde mit Polizeimitteln bekämpfen: das 
wird ihr indeſſen nicht gelingen. N. N. 


literariſche Rundſchau. 


Die Weiterbildung des Tarifvertrags im Deutſchen Reich. Bearbeitet im Kaiſer⸗ 
lichen Statiſtiſchen Amt, Abteilung für Arbeiterſtatiſtik. Berlin 1908, Karl Hey⸗ 
manns Verlag. 


In der Einleitung wird verſucht, den Nachweis zu führen, daß für Bergbau, 
Maſchineninduſtrie, elektriſche, chemiſche und Textilinduſtrie der kollektive Arbeits⸗ 
vertrag nicht oder doch nur ſchwer anzuwenden ſei. Als Kronzeuge dient Berg⸗ 
aſſeſſor Gilgenſtock, der behauptet, die Unregelmäßigkeit des Vorkommens der 
deutſchen Kohle bringe große Schwierigkeiten für die tarifliche Regelung. Und der 
deutſche Maſchinenbau, wird ferner behauptet, weiſe eine allzu große Spezialiſierung 
auf, im Gegenſatz zur amerikaniſchen Maſchineninduſtrie, die zur Maſſenfabri⸗ 
kation hinneige, „der Bau von Typen ſei amerikaniſch“. In der Textilinduſtrie 
lägen ähnliche Verhältniſſe vor, doch wird nicht beſtritten, daß Englands hoch⸗ 
entwickelte Textilinduſtrie bewieſen habe, eine tarifliche Regelung ſei durchzuführen. | 
In Wirklichkeit find ja auch gar nicht die angegebenen Gründe maßgebend gegen 
tarifliche Vereinbarungen von Großinduſtrien, ſondern der Herrenſtandpunkt der 
Kirdorff und Kühnemann, welche die Arbeiter von der Mitbeſtimmung über die 
Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen ausſchließen wollen. Natürlich wird dieſen Herren 
die „wiſſenſchaftliche“ Stütze ihres Standpunktes durch das Kaiſerliche Statiſtiſche 
Amt höchſt angenehm ſein. 

Im übrigen iſt das Werk eine brauchbare Informationsquelle — wenn es mit 
der gehörigen Vorſicht benutzt wird. Die Erhebung erſtreckt ſich auf 1468 im 
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Jahre 1906 abgeſchloſſene Tarifverträge und noch 178 weitere, im Handels⸗ und 
Transportgewerbe, die verſpätet eingeſandt und beſonders bearbeitet wurden. 
Tabellariſche Überfichten belehren über die Verbreitung der Tarifverträge in den 
gerſchiedenen Gewerbegruppen und in geographiſcher Beziehung. Die höchſte Be⸗ 
eiligung weiſen die Baugewerbe auf. Die Tarifabſchlüſſe des Jahres 1906 um⸗ 
affen 46000 Betriebe mit 380000 Arbeitern und Arbeiterinnen. In dieſe Zahl ſind 
zber ſicher nicht alle Tarife inbegriffen, da bisher die ſtatiſtiſche Erfaſſung nur eine 
mvollkommene war und erſt für das Jahr 1907 auf Grund eines mit den in Be⸗ 
racht kommenden Organiſationen vereinbarten Formulars zum erſtenmal eine ein⸗ 
heitliche Aufnahme erfolgt iſt, zu der die Arbeiter⸗ und Arbeitgeberorganiſationen 
die Angaben lieferten. b 5 

Die Tarife gliedern ſich in Firmen-, Lokal⸗, Bezirks⸗ und nationale Tarife; alle 
Anzeichen deuten auf eine ſtarke Konzentrationsbewegung hin, was als eine natür⸗ 
iche Folge der Zentraliſation der beiderſeitigen Organiſationen anzuſehen iſt. 
Arbeitszeiten über 10 Stunden kommen nur in 110 Tarifen für 1247 Betriebe mit 
3347 Arbeitern vor. Alle übrigen Tarife, außer 20, bei denen die Arbeitszeit un⸗ 
heſtimmt iſt, kennen nur eine Arbeitszeit bis 10 Stunden, darunter 158 Tarife für 
15540 Betriebe mit 129927 Arbeitern, die nur eine Arbeitszeit bis 9 Stunden vor⸗ 
ehen. Die Entlohnungsform — ob Stunden⸗, Tage-, Wochen⸗ oder Akkordlohn — 
ft gleichfalls tabellariſch veranſchaulicht. Der Zeitlohn iſt in 1075 Tarifen ver⸗ 
weten, in 102 Tarifen iſt Akkordlohn ausdrücklich ausgeſchloſſen. Die Dauer der 
Tarifverträge iſt in der Mehrzahl auf zwei Jahre bemeſſen, in den polygraphiſchen 
Bewerben find fie jedoch meiſtens länger. Zur Illuſtrierung der Technik der Tarif⸗ 
perträge werden aus den verſchiedenſten Gewerben Beiſpiele vorgeführt. 

In zwei beſonderen Kapiteln werden „Die Rechtsfragen des Tarifvertrags“ 
und „Der Stand der internationalen Geſetzgebung über den Tarifvertrag“ behandelt. 
Wie von einem amtlichen deutſchen Werke nicht anders zu erwarten, wird in dieſer 
Veröffentlichung nirgends auf diejenigen Hinderniſſe hingewieſen, die ſich der freien 
Entfaltung eines Tarifs⸗ und Arbeiterrechts in den Weg ſtellen. Und doch wäre 
dies in einem wiſſenſchaftlichen Werke durchaus notwendig geweſen, das ſeiner Auf⸗ 
gabe gerecht werden will. Das beſchränkte Koalitionsrecht mit ſeinem berüchtigten 
8 153 der Gewerbeordnung, die Knebelung der Verſammlungs⸗, Vereinigungs⸗ und 
Preßfreiheit — der Sprachenparagraph des Vereinsgeſetzes, die Ausweiſung „miß⸗ 
liebig gewordener“, das heißt ſtreikender Ausländer und andererſeits der Maſſen⸗ 
import ausländiſcher Streikbrecher und die Geheimbünde der Unternehmer im Berg⸗ 
bau, das zweierlei Maß der Gerichtsurteile gegen Streikende und Streikbrecher — 
all das ſind ſehr handfeſte Gründe dafür, daß es in der Schwer- und Großinduſtrie 
rechtloſer iſt wie in allen übrigen Berufszweigen, und es daher auch mit den Tarif⸗ 
verträgen nicht vorwärts geht. Emil Kloth. 


H. de Man, Het tydvak der Demokratie (Das Zeitalter der Demokratie). 
Gent 1907 (Sammlung Germinal). 88 Seiten. 
Diieſe vortreffliche kleine Schrift beabſichtigt, den belgiſchen Arbeitern einen Ein⸗ 
blick in das Weſen und die Bedeutung des Aufſtieges des Liberalismus und der 
Demokratie zu geben, der in den letzten Jahren in allen Ländern zu bemerken war. 
Die Revolution in Rußland, die Einführung des allgemeinen Wahlrechts in Öjter- 
reich, der Fall des konſervativen Kabinetts in England und in Holland, der liberale 
Reichstagswahlſieg 1903 (), die radikale Regierung Clemenceaus in Frankreich — 
fie alle wurden von einer oberflächlichen Tagespreſſe als der Anfang einer liberal⸗ 
demokratiſchen Ara begrüßt, die das marxiſtiſche Dogma der Verſchärfung des 
Klaſſenkampfes widerlege. Dieſe Darſtellung nimmt der Verfaſſer unter das Meſſer 
der Kritik; in meiſterhafter Weiſe hebt er überall den ökonomiſchen Untergrund dieſer 
politiſchen Erſcheinungen hervor und erklärt ihre wirkliche Bedeutung. Namentlich 
die franzöſiſche Politik wird bis in ihr Innerſtes durchleuchtet, und hinter dem Trug⸗ 
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bild der bürgerlichen Demokratie wird die Herrſchaft der großkapitaliſtiſchen Inter⸗ 
eſſen nachgewieſen. Dieſe gut dokumentierte Auseinanderſetzung wäre auch für die 
deutſchen Genoſſen, denen noch oft die franzöſiſche Demokratie als eine halbe Ver⸗ 
wirklichung des Sozialismus vorgehalten wird, von großem Intereſſe. Die hohe 
Bedeutung und Würdigung, die der Autor in dieſer Schrift dem franzöſiſchen 
Syndikalismus, als einziger Rettung aus dem bürgerlichen Sumpf, beimißt, hat er 
ſpäter eingeſchränkt, als die Herausgabe von Guesdes Wochenblatt bewies, daß auch 
in der Partei eine rührige Minorität für prinzipiell⸗ſozialiſtiſche Politik kämpfen will. 

Die Schrift des Genoſſen De Man wird der belgiſchen Bewegung, der prin⸗ 
zipielle Aufklärung ſehr not tut, . Nutzen bringen können. Wir wünſchen ihr 
eine große Verbreitung. 


„ * 


Ernſt v. Meier, Franzöſiſche Einflüſſe auf die Staats- und Rechtsentwicklung 
Preußens im neunzehnten Jahrhundert. Erſter Band: Prolegomena. Leipzig 
1907, Duncker & Humblot. VIII und 242 Seiten. Preis 5,40 Mark. 


Der urſprüngliche Titel des Buches ſollte lauten: „Die Einordnung der Rhein⸗ 
provinz in den preußiſchen Staat“. Da nun aber die rheiniſchen Einrichtungen 
napoleoniſchem Verfaſſungs⸗- und Verwaltungsrecht entſprangen, und dies wiederum 
großenteils revolutionären Urſprungs iſt, ſo ergab ſich die Notwendigkeit, auf die 
franzöſiſche Revolution ſelbſt zurückzugehen und dieſer noch zum beſſeren Verſtändnis 
eine Skizzierung der wichtigſten politiſchen Ideen des ſiebzehnten und achtzehnten 
Jahrhunderts, namentlich der naturrechtlichen, vorauszuſchicken. So gibt denn das 
Buch, wenigſtens in ſeinem erſten Bande, weit mehr, als die Überſchrift erraten 
läßt; eine Fülle intereſſanten politiſchen Stoffes, und zwar, was man bei einem 
preußiſchen Univerſitätsjuriſten (denn ein ſolcher ſcheint uns Herr v. Meier zu fein) 
beſonders anerkennen muß, in anziehender Form und allgemeinverſtändlicher Sprache. 

Gleich der erſte Abſchnitt gibt eine bei aller Kürze klare Überſicht über die Ent⸗ 
wicklung des Naturrechtes, von feinen Anfängen in der mittelalterlichen Scholaſtik 
an (er hätte auch noch weiter auf die Stoiker des Altertums zurückgehen können) 
bis zu ſeinen letzten Ausläufern in Kant und Fichte. Meier tritt hierbei öfters 
eingewurzelten Vorurteilen entgegen, indem er zum Beiſpiel zeigt, daß die viel 
geprieſene Reformation die mittelalterliche Volksſouveränität dem obrigkeitlichen 
Gedanken erliegen läßt (S. 20), ausgenommen bei den franzöſiſchen und ſchottiſchen 
Proteſtanten, die gerade von der Staatsgewalt bekämpft wurden, oder daß die 
kalviniſche Presbyterialverfaſſung weniger zum Zweck der Herrſchaft der Maſſen 
als dem der Kirchenzucht geſchaffen wurde (S. 25). Was wir hiſtoriſche Materia⸗ 
liſten dagegen als ſchwerwiegenden Mangel empfinden müſſen, das iſt die freilich 
faſt der ganzen offiziellen Univerſitätsjurisprudenz abgehende Berückſichtigung des 
wirtſchaftlich⸗ſozialen Untergrundes. Und doch hätte den Verfaſſer ſchon der Um⸗ 
ſtand gerade darauf ſtoßen müſſen, daß ſich — wie aus ſeiner eigenen Darſtellung 
hervorgeht — unter der höchſt ideal und rationaliſtiſch ſich gebärdenden Firma des 
Naturrechtes in Wirklichkeit die verſchiedenartigſten Tendenzen: die kirchliche des 
heiligen Thomas wie die antikirchliche des Marſilius von Padua, des Jeſuitismus 
wie ſein Gegenpart, der Kalvinismus, der Abſolutismus Friedrichs II. von Preußen 
und die Volksſouveränität Jean Jaques Rouſſeaus, zuſammenfinden. Letzterer 
fordert, wie vielleicht nicht überall bekannt ſein dürfte, zum erſtenmal ein un⸗ 
eingeſchränktes allgemeines Stimmrecht aller Bürger; auf welchem Wege ihm be⸗ 
kanntlich Kant und Fichte, ja anfangs ſelbſt die franzöſiſchen Jakobiner nicht gefolgt 
find. Kürzer wird ſodann Locke⸗Montesquieus Lehre von der Teilung der drei 
politiſchen Gewalten (geſetzgebende, ausführende, richterliche), ganz kurz zum 
Schluſſe die Ausdehnung des „Naturrechtes“ der freien Konkurrenz auf das wirt⸗ 
ſchaftliche Gebiet (Adam Smith) behandelt. 

Knapp, aber klar wird ſodann die Verwirklichung der Naturrechtsideen zunächſt 
in den beiden engliſchen Revolutionen (auch die Levellers werden nicht vergeſſen) 
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und in den Verfaſſungen der Nandamkrkaniſc e Freiſtaaten ſkizziert, unter anderem 
auch gezeigt, wie der Abfall der letzteren von England aus den mißvergnügten 
Elementen der Mittelklaſſen erwächſt, ſobald dieſe das Bedürfnis und die Kraft zu 
eigener Fabrikation, eigenem Schiffahrts⸗ und Handelsbetrieb in ſich fühlten: die 
mächtig gewordene Bourgeoiſie empörte ſich gegen die Bevormundung des engliſchen 
Merkantilſyſtems. Das Hauptgewicht der Darſtellung aber ruht naturgemäß auf 
der freilich wieder der Hauptſache nach verfaſſungsgeſchichtlichen Darſtellung der 
großen franzöſiſchen Revolution und des aus ihr hervorgehenden Napoleo- 
nismus. Gibt Meier auch ſelbſt keine neuen eigenen Unterſuchungen, ſo räumt 
er doch, geſtützt auf das Aktenmaterial und die Abhandlungen der ſeit 1881 be⸗ 
ſtehenden franzöſiſchen Spezialzeitſchrift „La Revolution Frangaise“, ſowie auf die 
modernen Darſtellungen von Aulard und Jauréès, mit manchen überkommenen Bor: 
urteilen der deutſchen bürgerlichen Geſchichtſchreibung auf. Dabei ſtellt aber Meier 
ſelbſt auch recht unhaltbare Behauptungen auf, zu denen ihn meiſt ein reaktionärer 
Standpunkt verleitet. So meint er zum Beiſpiel: daß die Revolution „nicht aus 
Mißſtänden entſtanden“ ſei und Frankreich in den erſten fünfzehn Jahren Lud⸗ 
wigs XVI. größere innere Fortſchritte gemacht habe als in der ganzen Revolution 
(S. 106 f.), daß die letztere etwas von einem Raſſenkampf der bürgerlichen Kelten 
und Römer gegen die fränkiſchen Eroberer an ſich gehabt habe (S. 113), daß von 
feudalen Regierungsrechten des Adels ſchon vor 1789 „ernſthaft keine Rede mehr“ 
geweſen ſei (S. 159) uſw. 

Die napoleoniſchen Einrichtungen ſind deshalb ſo wichtig für Deutſchland ge⸗ 
worden, weil ſeit dem Anfang des neunzehnten Jahrhunderts (tatſächlich ſchon 
früher) das ganze linke Rheinufer, ſeit 1810 dazu noch Nordweſtdeutſchland un⸗ 
mittelbar, die ſüd⸗ und mitteldeutſchen, im Rheinbund vereinigten Vaſallenſtaaten 
mittelbar franzöſiſch waren. Der Verfaſſer ſchildert näher die Verfaſſungsbeſtim⸗ 
mungen des Königreichs Weſtfalen; weshalb nicht die feinem Thema doch näher 
liegenden rheiniſchen Verhältniſſe, begründet er nicht. 

Am ſchwächſten iſt das angehängte Schlußkapitel von der „Aufnahme der 
Revolution in der deutſchen Literatur“. Meier hätte dieſe Materie lieber gar 
nicht behandeln ſollen als ſo, daß er uns im weſentlichen nur — Wieland und 
Campe vorführt, Schiller mit ein paar Sätzen, Goethe mit vier Zeilen und einem 
Zitat abtut, Kant und Fichte gar nicht erwähnt. Ph. 


Rudolf Goldſcheid, Entwicklungswerttheorie, Entwicklungsökonomie, Renſchen 
skonomie. Eine Programmſchrift. Leipzig 1908, Dr. W. Klinkhardt. Preis 
5 Mark. | 


| Goldſcheid findet den Kapitalismus deshalb verdammenswert, weil er die har⸗ 

moniſche Entwicklung des Menſchengeſchlechtes nicht nur nicht genügend fördert, 
ſondern ihr vielfach geradezu entgegenarbeitet. Dieſer Vorwurf iſt nichts weniger 
als originell. Er wurde von moraliſierenden Sozialiſten ſchon oft erhoben, und 
auch Friedrich Liſt hat einſt ſeine Agitation für Schutzzölle vorwiegend auf dieſes 
Argument gegründet. Gegen eine ſolche Parallele verwahrt ſich allerdings Goldſcheid mit 
großer Entſchiedenheit. Es handle ſich ihm nicht um eine ethiſche, ſondern um eine 
ökonomiſche Forderung. Da in ſeinem Sinne aber Okonomie gleichbedeutend iſt 
mit der Wahl der richtigſten Mittel zu beſtimmten vorausgeſetzten Zwecken, ſo kann 
eben auch nur nach dieſen Zwecken beurteilt werden, ob etwas als geeignetes Mittel, 
alſo als ökonomiſch zu betrachten iſt. Nun gibt Goldſcheid ſelbſt zu, daß es abſolute 
Zwecke nicht gibt, daß niemand zur Anerkennung eines ſolchen gezwungen werden 
kann. Wenn er alſo noch ſo eindringlich darzutun ſucht, daß die Vergeudung von 
Menſchenleben und Geſundheit „unökonomiſch“ iſt, ſo wird er damit auf denjenigen 
keinen Eindruck machen, der ſein ethiſches Ideal der harmoniſchen Menſchheits⸗ 
entwicklung nicht anerkennt. 
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Die Verwechſlung von ökonomiſcher Wiſſenſchaft und ſittlicher Forderung iſt 1 
der Grundzug des ganzen Buches. Goldſcheid propagiert daher auch eine „norma⸗ 
tive“ Nationalökonomie, die alſo nicht darſtellen ſoll, was iſt, ſondern das, was 
ſein ſollte. Nun ſind ja Utopien heute im allgemeinen ziemlich unſchädlich, da man 
ſie nach ihrem Werte zu beurteilen gelernt hat. Manchmal können ſie ſogar ganz 
nützlich und intereſſant ſein; nicht aber, wenn ſie nur zu einer völligen Verwirrung 
aller Begriffe der Wiſſenſchaft führen, wie das eben bei Goldſcheid der Fall iſt. 

Er macht Marx den Vorwurf, daß er die deſkriptive und die normative Be⸗ 
handlung der Okonomie nicht genügend auseinandergehalten habe. Wäre das wahr, 
ſo wäre das Lob, mit welchem Goldſcheid Marx freigebig bedenkt, äußerſt un⸗ 
angebracht. Dafür rechnet er ihm wieder als „unſterbliches Verdienſt“ an, daß „er 
uns den Proletarier als Verkäufer von Arbeitskraft erkennen gelehrt hat“. — Er 
blickt mit großer Verachtung auf Malthus herab, wiederholt aber ſelbſt heute nach 
hundert Jahren noch getreulich deſſen Konfuſion, wonach der Wert einer Ware 
einmal durch die Arbeit geregelt wird, welche in ſie eingeht, dann aber wieder 
durch das Quantum Arbeit, das man für dieſe Ware eintauſchen kann. Die 
Marxſche Arbeitswerttheorie ſoll nach Goldſcheid erſt für die ſoziale Geſellſchaft 
Geltung gewinnen, während die Preisregulierung heute von der Geſtaltung der 
Kaufkraft abhängt, mithin das Produkt eines Kampfes um die wirtſchaftliche Macht 
iſt. Goldſcheid imputiert Marx wieder einmal die Forderung nach dem Recht auf 
den vollen Arbeitsertrag, während doch niemand noch die Unſinnigkeit dieſes Rechtes 
ſo ſchlagend nachgewieſen hat wie gerade Marx. 

Goldſcheid kann nicht genug rügen, daß die bisherigen Werttheorien lediglich 
Preistheorien waren, während der wahre Wert von der Nützlichkeit für die Menſch⸗ 
heitsentwicklung abhängig ſei. Mehrwert iſt ihm daher alles, was an neuen der⸗ 
artigen „Entwicklungswerten“ geſchaffen wird. Hier werden alte, eingelebte Be⸗ 
zeichnungen und Ausdrücke unbedenklich in ganz verändertem Sinne angewendet, 
und dadurch wird die Konfuſion, die auch ſonſt ſchon in dem Buche herrſcht, noch 
weſentlich geſteigert. So verwechſelt Goldſcheid fortwährend Arbeit im ſozialen, 
im phyſiologiſchen und im phyſikaliſchen Sinne als Wertquelle; und da er die 
Grenznutzentheorie ebenſo mißverſteht, gelingt ihm leicht eine höhere Syntheſe dieſer 
beiden Theorien. Marx' Geſchichtsauffaſſung iſt ihm zu materialiſtiſch; der tiefſte Sinn 
des richtig verſtandenen und entwicklungswerttheoretiſch orientierten ökonomiſchen 
Hiſtorismus iſt ihm „dies, daß unſer geſamtes Handeln endlich und ſchließlich der 
Richtung zuſtreben muß, in die unſere ökonomiſche Erkenntnis weiſt“. 

So unterſcheidet ſich Goldſcheids „Programmſchrift“ lediglich dadurch von den 
landläufigen ethiſchen Begründungen des Sozialismus, daß er ſeine Auffaſſung 
nicht als ethiſch, ſondern als ökonomiſch gelten laſſen will und dadurch auf den 
Gebieten dieſer beiden Wiſſenſchaften die größte Verwirrung anrichtet. 

G. Eckſtein. 


Friedrich Bendixen, Das Weſen des Geldes. Zugleich ein Beitrag zur 
Reform der Wei e ee Leipzig, Duncker & Humblot. Preis 
1,40 Mark. 


Der Titel iſt recht prätentids, denn was der Verfaſſer — Dr. jur. und Direktor 
der Hypothekenbank in Hamburg — über das Weſen des Geldes weiß, iſt mehr 
als beſcheiden. Er betet Knapp die „ſtaatliche Theorie“ des Geldes nach, aus 
Eigenem hat er nichts zu ſagen, höchſtens vergröbert und trivialiſiert er Knapps 
Theorie. Dieſer geht davon aus, daß im Staate der Gegenwart immer mehr Geld 
als vom Staate approbiertes Zahlungsmittel gilt und neben dieſer Funktion 
die übrigen Funktionen des Geldes — Maß der Werte, Schatzbildungsmittel — 
zurücktreten. Das hat ſeinen Sinn, wenn aber der Herr Bankdirektor behauptet: 
die „falſchen Vorſtellungen von dem begrifflich notwendigen Eigenwert des Geldes 

. find und bleiben abgetan“, ſo macht er ſich lächerlich. Er ſtellt die Behaup⸗ 
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tung auf, Knapp habe eine rein juriſtiſche Theorie des Geldes aufgeſtellt, es müſſe 
„neben der ſtaatlichen eine wirtſchaftliche Theorie des Geldes“ aufgebaut werden, 
erklärt aber, daß dieſe Aufgabe ſeine Kräfte überſteigt. Trotzdem redet er dann ein 
Dutzend Seiten um die Frage herum, und was er da vorbringt, iſt blutiger 
Dilettantismus. 
Da man indeſſen bekanntlich keine blaſſe Ahnung von wiſſenſchaftlichen ökono⸗ 
miſchen Theorien haben und trotzdem ein erfolgreicher Praktikus auf wirtſchaft⸗ 
lichem Gebiet ſein kann, ſo ſind die Bemerkungen zur Reichsbankreform, die Herr 
Bendixen macht, immerhin bemerkenswert. Im weſentlichen handelt es ſich dabei 
um folgendes: Während in England die Noten der Bank von England geſetzliches 
Zahlungsmittel ſind, alſo im Verkehr nicht zurückgewieſen werden dürfen, fehlt den 
deutſchen Banknoten dieſer Charakter. Das iſt eine hiſtoriſch begründete Einrichtung, 
die Kleinſtaaterei beſteht fort, Preußen, Sachſen, Bayern, Württemberg und Baden 
haben ihre Notenbanken, es ging alſo nicht an, eine Reichsbanknote mit Zwangs⸗ 
kurs einzuführen, ohne jene Privilegien aufzuheben. Daß das ſeine Mißſtände hat, 
iſt zweifellos. Vor allem bewirkt der Mangel einer Banknote als geſetzliches 
Zahlungsmittel, daß das Publikum ſich ängſtlich an die Goldform hält. Das aber 
hat zur Folge, daß in Deutſchland ein ganz anormal großes Quantum von Gold im 
Umlauf iſt: 1905 waren in England im Umlauf 1500 Millionen Mark in Goldmünzen, 
und 800 Millionen lagerten in den Kellern der Bank, in Deutſchland aber ſind 3 Mil⸗ 
liarden Mark im Umlauf. Freilich iſt der Zuſtand in England auch durch den be⸗ 
kannten hochentwickelten Scheckverkehr herbeigeführt: man braucht wenig Münze, 
weil man Zahlungen durch Buchung bei den Girobanken begleicht. Herr Bendixen 
will alſo an der Goldwährung nicht rütteln, aber er will den Notenverkehr der 
Reichsbank nach engliſchem Muſter reformieren und den Scheckverkehr heben. Damit 
ſoll erzielt werden, daß der Geldverkehr in Deutſchland elaſtiſcher wird. Das ſind 
diskutable Dinge. Leider macht aber Herr Bendixen keineswegs detaillierte Vor⸗ 
ſchläge. Er hätte beſſer getan, bei ſeinem Leiſten zu bleiben und dieſe banktechniſchen 
Fragen eingehend zu behandeln, ſtatt über theoretiſche Dinge zu fabulieren, von 
denen er nichts verſteht. J. Karski. 


notizen. 


Ein Zugendbund! Seit dem Nürnberger Parteitag und dem Hamburger Gewerk⸗ 
ſchaftskongreß wird die Frage, ob freie oder gewerkſchaftliche Jugendorganiſationen, 
nicht mehr erörtert. Die gewerkſchaftlichen und freien Jugendorganiſationen haben 
ſich mit den beſtehenden Organiſationsformen abgefunden, da die Hamburger und 
Nürnberger Reſolutionen die Grundlagen für die praktiſchen Bildungsarbeiten geben 
ſollen. Es wurden demgemäß örtliche Bildungsausſchüſſe eingerichtet, und dieſe 
können ohne Zweifel für die allgemeine Jugendbewegung als eine Bildungs⸗ 
reform bezeichnet werden. Nur wird leider durch die an ſich ſehr notwendige 
Bildungsreform nichts geändert an der bis jetzt beſtehenden Organiſations⸗ 
form, die gerade jetzt einer gründlichen Reform bedarf. Denn die Verſchiedenheit 
der Organiſation, freie Jugendvereine und gewerkſchaftliche Jugendſektionen, wirkt 
wie ein Hemmſchuh auf die ganze Bewegung. Beide Richtungen wollen dieſelbe 
poſitive Arbeit leiſten: die Jugend bilden und erziehen, Jugendſchutz, Geſelligkeit, 
Kunſt, Muſik und Wiſſenſchaft pflegen. Beide Richtungen haben genau dasſelbe 
Arbeitsfeld; beſtimmte Arbeitsgrenzen laſſen ſich für die eine oder andere Organi⸗ 
ſationsrichtung nicht ziehen. Und ſo haben wir jetzt trotz aller Reformverſuche ein 
Drunter und Drüber in der Arbeiterjugendbewegung, dem durch eine gründliche 
Umformung ein Ende bereitet werden muß. Und zwar erweiſt es ſich als unbedingt 
notwendig, alle gewerkſchaftlichen und freien Jugendverbände zu einem Zentral⸗ 
jugendverband, einem Jugendbund, zu vereinigen. 
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Die Vorbedingungen für eine derartige Zentraliſation ſind bereits ſeit Monaten iv 
erfüllt, da durch die Gründung des Zentralbildungsausſchuſſes und der örtlichen 
Bildungskommiſſionen eine loſe Föderation, ein Übergangsſtadium geſchaffen iſt. 

Das Organiſationsgebilde des Zentraljugendbundes wird dem der Induſtrie⸗ 
verbände zu gleichen haben. Jeder Beruf, wie der der Holzarbeiter, Metallarbeiter, 5 
Lithographen, bildet eine Reichsſektion mit einer Reichsſektionsleitungsſtelle an der 
Spitze. Die einzelnen Orte behalten das alte Sektionsſyſtem bei, zergliedern ſich 
aber in größeren Orten auch nach Branchen, die wieder von ſogenannten Gruppen⸗ 
führern geleitet werden. An der Spitze des Bundes befindet ſich dann, wie bei 
allen Zentralverbänden, die Hauptleitung oder der Zentralvorſtand, der aus den 
üblichen Perſonen, den Reichsſektionsleitern und den Mitgliedern des Zentral⸗ 
bildungsausſchuſſes zuſammengeſetzt ſein muß. Wenn nun auch die verantwortlichen 
Poſten von erwachſenen Perſonen beſetzt ſein müſſen, ſo wird doch den Jugend⸗ | 
lichen die größte Selbſtändigkeit gewährt werden können. Denn ſämtliche Funktionär⸗ 
poſten, wie die der örtlichen Beiſitzer, der Verwaltungen, der Reichsſektionen, des 
Hauptvorſtandes und der Vranchenleitungen, können doch überhaupt nur von 
Jugendlichen übernommen werden, da die Gewerkſchaften mit der Arbeit innerhalb 
dieſes Verbandes nichts mehr zu tun bekommen. Grenzſtreitigkeiten innerhalb eines 
ſolchen Bundes ſind ausgeſchloſſen: beſonders wertvoll wäre dieſe Form für die 
ungelernten jugendlichen Arbeiter, da ſämtliche jugendlichen Fabrik-, Transporte 
und Handelsarbeiter und -arbeiterinnen nur eine Sektion bilden, die 
allerdings wieder in Branchen zergliedert iſt. | 

Natürlich kann dieſer Zentraljugendbund aus bekannten Gründen nur einen rein 
gewerkſchaftlichen Charakter haben, der Generalkommiſſion angeſchloſſen ſein 
und in engſter Fühlung mit den einzelnen Gewerkſchaften ſtehen. Über die finan⸗ 
zielle Löſung dieſes Projektes braucht glücklicherweiſe nicht viel geſprochen werden, 
denn Beiträge können mit wenigen Ausnahmen die Jugendlichen leiſten, da ja alle 
Gewerkſchaften und die freien Jugendlichen wöchentliche und monatliche Beiträge 
ſeit ihrem Beſtehen erheben. Der jugendliche ungelernte Arbeiter, der die Woche 
10 bis 18 Mark verdient und bei der jetzigen Wirtſchaftsweiſe beſonders großen 
gewerkſchaftlichen Schutz braucht, kann mit Leichtigkeit die Woche 10 bis 20 Pfennig 
Beitrag zahlen. Anders liegt es bei den Lehrlingen, die faſt ohne Ausnahme im 
kontraktlichen Lehrverhältnis ſtehen; von denen wird allerdings nur ein kleiner Bei⸗ 
trag erhoben werden dürfen. a 

Einſchalten möchte ich hier noch, daß die örtlichen und Hauptvorſtände 
der Gewerkſchaften nicht nur ein Wort mitzureden haben, ſie werden auch im Ver⸗ 
hältnis zu ihrer Mitgliederzahl an die Hauptkaſſe des Bundes Zuſchüſſe zahlen dürfen. 

Wertvoll wird eine ſolche Reform namentlich für die Gewerkſchaften ſein, die 
in den achtzehn: oder neunzehnjährigen Jugendlichen zielbewußte Mitkämpfer be⸗ 
kommen. Die Gewerkſchaften geben jährlich Hunderttauſende für die Auf⸗ 
klärung und Organiſierung der erwachſenen Arbeiter und Arbeiterinnen aller 
Berufe aus. Würden wir nur die Hälfte dieſer Summen für die Jugendbewegung 
anwenden, ſo würde die Aufklärungsarbeit unter den Erwachſenen ſich von Jahr 
zu Jahr billiger und leichter geſtalten, und ſchließlich wären dann die Alten 
unſere frühere Jugend! Rudolf Waclawiak. 


Zeitſchriftenſchau. 


Die engliſche Zeitſchrift „The Socialist Review“ bringt in ihrer Dezember⸗ 
nummer einen Aufſatz von Edward Carter und J. S. Middleton über „Die 
Pariſer Nationalwerkſtätten von 1848“. Jedesmal wenn die Arbeitervertreter über 
die Urſachen der Arbeitsloſigkeit und von der Pflicht des Staates reden, das 
Recht auf Arbeit anzuerkennen, werden von bürgerlichen Miniſtern, wie neulich 
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eder von John Burns, geheimnisvolle Andeutungen gemacht, die Unmöglichkeit 
eſer ſozialiſtiſchen Forderung ſei durch das Pariſer Experiment von 1848 bewieſen 
orden. Da ſich die Legende, die Pariſer Nationalwerkſtätten ſeien ein Verſuch 
weſen, die ſozialiſtiſchen Lehren Louis Blanes in die Praxis überzuführen, in 
elen Geſchichtsbüchern findet, iſt es nötig, ihre Haltloſigkeit darzutun. Die An⸗ 
kennung des Rechtes auf Arbeit und der Beſchluß, Nationalwerkſtätten zu er⸗ 
chten, waren 1848 der proviſoriſchen Regierung von den bewaffneten Pariſer 
rbeitern aufgezwungen worden. Mit ihrer Ausführung wurde nicht Louis Blanc 
lbſt betraut, der mit Albert die Arbeiterklaſſe in dieſer Regierung vertrat; dieſe 
den wurden in eine Kommiſſion geſchickt, die im Luxembourg über Mittel zur 
Aung der ſozialen Frage beraten ſollte, aber deren Beſchlüſſe keine Geltung hatten. 
amit waren ſie zugleich den regelmäßigen Arbeiten der Regierung entzogen. Da⸗ 
gen wurde die Ausführung des Beſchluſſes über die Nationalwerkſtätten dem 
Uniſter der öffentlichen Arbeiten, Marie, aufgetragen, der ein entſchiedener Gegner 
er Ideen Louis Blanes war. Dies war natürlich das beſte Mittel, ſie ſcheitern 
t laſſen; Louis Blanc wurde in nichts befragt, und das Experiment hatte alſo 
icht das Ziel, ſeine Ideen zu verwirklichen, ſondern eher durch eine Karikatur ſie 
1 diskreditieren. An die Spitze der Werkſtätten, die im März eröffnet wurden, 
im ein Chemiker, Emile Thomas, der ſie nach halb militäriſchem Plane organiſierte. 
nie Anzahl der Arbeitsloſen, von denen 4000 bis 5000 beſchäftigt wurden, wuchs 
1 Paris bald auf 14000 und höher; die Regierung tat nichts, neue produktive 
lebeit vorzubereiten; es fehlte an Arbeit; die Männer wurden zu zweckloſen Erd» 
rbeiten geſtellt oder liefen unbeſchäftigt herum. Auf allen Seiten war daher Uns 
afriedenheit: bei den Arbeitern, deren Kraft und Willen zum Arbeiten nutzlos ver⸗ 
eudet wurde, bei der Bourgeoiſie, welche murrte, daß man Staatsgelder für Tag⸗ 
iebe nutzlos verausgabte. So wuchs die Feindſchaft der Klaſſen, die zur Juniſchlacht 
ihrte. Aus dem Werke, das der Leiter Thomas über die Werkſtätten ſchrieb, geht 
lar hervor, daß ſie mit der Abſicht organiſiert wurden, den Sozialismus zu dis⸗ 
editieren. Auch zeigt ſich darin, daß Marie zugleich die Abſicht hatte, der Bour⸗ 
ebisregierung in dieſer militäriſch organiſierten Arbeitermaſſe eine Armee gegen 
ie revolutionären Pariſer Arbeiter zu ſchaffen. So ſchreibt auch Lamartine: „Aus 
iner Kraft in den Händen der Sozialiſten und Aufrührer machte er (der Miniſter) 
ie innerhalb vier Monaten zu einer Prätorianergarde. Gewiß war es eine faule 
kruppe, aber fie wurden von Männern geführt, die im geheimen die antiſozialiſtiſche 
luffaſſung der Regierung teilten.“ Die Pariſer Werkſtätten waren nicht ein Fehl⸗ 
chlag des Sozialismus, ſondern ein Sieg der Reaktion. 1 

In einem, Anaconda gezeichneten Aufſatz „Offentliche Amter und Zozia⸗ 
ismus“ wird darauf hingewieſen, wie in England alle höheren, gut beſoldeten 
Umter den Kindern der reichen Klaſſen vorbehalten werden. Entweder geſchieht 
das durch Ernennung oder durch die Bedingung eines akademiſchen Grades. Neulich 
gat das liberale Miniſterium mehrere Amter, die zuvor dem freien Wettbewerb 
offen ſtanden, durch beſondere Vorſchriften den mittelloſen Bewerbern verſchloſſen. 
Die Univerſitäten Oxford und Cambridge verſuchen immer mehr Ämter für ihre 
Zöglinge zu monopoliſieren, indem fie vorſchlagen — ſelbſtverſtändlich im öffent⸗ 
lichen Intereſſe! —, ein akademiſches Studium als Vorbedingung ihrer Beſetzung 
zu fordern; dieſe Zöglinge bilden ſchon eine feſte Clique, die alle hohen Ver⸗ 
waltungspoſten inne hat. Ein Beiſpiel bieten die Bedingungen zur Aufnahme 
in den indiſchen Dienſt, die ſo abgeändert worden ſind, daß die privaten Schulen 
ihnen nicht mehr genügen und die Univerſität nötig iſt. Ahnlich bei der Marine. 
Clive, Haſtings und Nelſon wären unter dieſen Bedingungen nie hineingekommen. 
Daß die akademiſche Vorbereitung keine ſpezielle geiſtige, ſondern nur finanzielle 
Begabung erheiſcht, braucht nicht beſonders erwähnt zu werden. 
| Über „Katholizismus und Sozialismus“ ſchreibt John Wheatley, „Vor⸗ 
ſitzender der Glasgower katholiſch⸗ſozialiſtiſchen Vereinigung“. Will die katholiſche 
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Geiſtlichkeit gegen den Sozialismus aufteben dann muß fie auch gegen die ( Ge⸗ 
werkſchaften auftreten, denn dieſe haben ſich zu demſelben ſozialiſtiſchen Ziel bekannt. 
Das würde aber wenig bedeuten, da die Katholiſchen nicht mehr als ein Zwanzigſtel 
der Bevölkerung bilden. Die Macht der Geiſtlichkeit wird auch in nichtkatholiſchen 
Kreiſen vielfach überſchätzt; die politiſche Haltung der engliſchen Katholiken wurde 
bisher nicht vom Klerus, ſondern von der Srifchen Partei beſtimmt, und im all 
gemeinen kümmern ſich die Prieſter nicht um die politiſche Haltung der Kirchen⸗ 
mitglieder. In weltlichen Sachen, die außerhalb des Glaubens und der Moral 
liegen, hat der Katholik vollkommene Freiheit der Meinung und braucht ſich vom 
Prieſter oder Papſt nichts dreinreden zu laſſen. Zu dieſen weltlichen Fragen ge⸗ 
hört auch der Sozialismus. Iſt Privatbeſitz von Boden und Kapital in Über 
einſtimmung mit der katholiſchen Lehre, ſo iſt Gemeinbeſitz dieſer beiden gleichfalls 
damit in Übereinſtimmung. Ein Gegenſatz zwiſchen Katholizismus und Sozialismus 
beſteht nicht; der einzige praktiſche Gegenſatz wäre die Frage, ob der Schulunterricht 
religiös oder weltlich ſein ſoll. 

So ſehr der Autor recht hat, ſoweit einzig und allein die abſtrakte Lehre in 
Betracht kommt, ſo muß dabei doch die Tatſache, daß überall die katholiſche Geiſt⸗ 
lichkeit den Sozialismus ſcharf befehdet, zu denken geben. Es handelt ſich eben 
nicht bloß um eine religiöſe Lehre, ſondern die Kirche iſt zugleich ein großes Aus⸗ 
beutungsinſtitut, und in dieſer ihrer Funktion liegt die Urſache, daß ſie ſich überall 
mit der Ausbeuterklaſſe ſolidariſch fühlt, und das Ziel der Arbeiterbewegung, die 
Aufhebung aller Ausbeutung, bekämpft. 

„Jozialismus und der Eigentumsinſtinkt“ iſt ein Aufſatz von G. C. Sharpe 
überſchrieben, der den Einwand unſerer Gegner behandelt, der Sozialismus ver⸗ 
ſtoße gegen die elementarſten Inſtinkte der menſchlichen Natur, den Inſtinkt, das, 
was man braucht, zu beſitzen und fein eigen zu nennen. Dieſer Trieb beſteht, 
aber er wirkt nicht überall in ähnlicher Weiſe. In ſeiner einfachſten Geſtalt beſteht 
er in dem Trieb, das zu beſitzen, was man als Perſönlichkeit unbedingt braucht; 
Kleider, Wohnung, allerhand Gegenſtände zum perſönlichen Gebrauch, bis ein⸗ 
ſchließlich der Mittel zur geiſtigen Bildung. Verwickelter wird dieſer Trieb, ſobald 
man von dieſen unmittelbaren Gebrauchsgegenſtänden zu den Sachen übergeht, die 
zur Produktion des Reichtums dienen. Hier verliert er ſeinen einfachen Charakter; 
er wird zu einer Miſchung von Ehrſucht, Machtgelüſten, Wunſch nach Sicherheit, 
Vergnügungsſucht und ähnlichem, was alles zuſammen ſich als Verlangen nach 
Geld äußert. Für das eigene Vergnügen braucht keiner den Beſitz einer Eiſen⸗ 
bahn oder eine Frachtſchiffes. Diejenigen, die den Sozialismus auf Grund des 
Beſitztriebes bekämpfen, ſollen beweiſen, daß der Menſch bei dem Verluſt ſeiner 
Dampfwalze denſelben Schmerz empfindet, wie bei dem Verluſt eines Familien⸗ 
porträts. 

Was die Menſchen an ihre Produktionsmittel bindet, iſt nichts als das Geld. 
Sie ſehen kein anderes Mittel zum ſicheren Lebensunterhalt als dieſen Beſitz, und 
deshalb haften ſie daran. Sie wollen Beſitzer bleiben, weil ihnen dies die einzige 
Bürgſchaft gegen Armut dünkt; nicht unmittelbar, ſondern nur auf dieſem Umweg 
wirkt bei ihnen ein Inſtinkt, zu beſitzen. Anſtatt ſolchen Einwänden vorzubeugen, 
ſollten die Bekämpfer des Sozialismus unterſuchen, ob letzterer nicht eine viel 
beſſere und größere Lebensſicherheit für alle bietet. Der Einwand, daß die großen 
Könige der Induſtrie ihre großen Dienſte für die Menſchheit nicht mehr leiſten 
wollen, wenn ſie nicht durch einen gewaltigen Kapitalprofit entlohnt werden, wird 
ſchon dadurch widerlegt, daß die Maſſe der Kapitaliſten gar nicht aktiv in der 
Produktion tätig iſt. Die materielle Produktion iſt keine private, ſondern eine 
öffentliche Angelegenheit, die nicht als e perſönlicher Habſucht betrachtet 
werden darf. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Der Zweite Geburtstag. 
7 Berlin, 23. Januar 1909. 


Der Block feiert in dieſen Tagen ſeinen zweiten Geburtstag, aber die Block⸗ 
genoſſen ſtimmen keine Feſtgeſänge hinter Braten und Wein an. Eher gehen 
Todesſchauer durch ihr klapperndes Gebein, und aus der Rede, die der Block⸗ 
vater vor einigen Tagen zur Erleuchtung des Dreiklaſſenparlamentes hielt, 
klang es wie das Stöhnen des Todeskampfes. 

Das Hausmeiertum iſt eine ſchöne Sache, jedoch nicht jedem iſt es gegeben, 
den Hausmeier zu ſpielen. Man braucht nur die bekannteſten Hausmeier der 
Geſchichte zu nennen, etwa Karl Martell oder Stilicho oder den Großweſir 
Mehemed oder den Kardinal Richelieu — und man wird nicht mehr auf den 
komiſchen Einfall geraten, den Fürſten Bülow in ſolcher Geſellſchaft aufzu⸗ 
führen. Mommſen ſagt in ſeiner Art ganz richtig: „Die Staatsomnipotenz 
in der Form des Miniſterabſolutismus iſt ſehr wohl durchführbar und oft in 
der Geſchichte dageweſen, zuweilen als der Eingriff eines allzu mächtigen 
Geiſtes, aber auch dauernd als die letzte Phaſe einer untergehenden Nation.“ 
Nun wird der Reichskanzler ſelbſt nicht beanſpruchen, ein allzu mächtiger Geiſt 
zu ſein, aber die deutſche Nation denkt auch nicht daran unterzugehen, dank 
ihrer Arbeiterklaſſe, die dem Hausmeier Bismarck den Kehraus getanzt hat 
und nur mit ungetrübter Heiterkeit die Erklärung Bülows aufnimmt, daß er 
ein Tänzlein mit ihr wagen will. 

Er ſelbſt ſcheint ſich über Nacht klar geworden ſein, wie luſtig ſich ſolche 
Drohungen in ſeinem Munde ausnehmen; am nächſten Tage ließ er durch 
den preußiſchen Finanzminiſter erklären, ein Ausnahmegeſetz gegen die Arbeiter⸗ 
bewegung habe er nicht ankündigen wollen. In Wirklichkeit hat er nur den 
höfiſchen Kamarillen, die an ſeinem Sturze arbeiten, ein Unterpfand ſeiner 
guten Geſinnung zu geben beabſichtigt, jedoch auch dieſen beſcheidenen Zweck 
hat er nicht erreicht. Sogar ſeine Blockgevattern verbieten ihm, ſich als „ſtarken 


Mann“ zu produzieren, woran doch niemand glaube. Die „Kölniſche Seitn 
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wie die „Kreuzzeitung“ zucken die Achſeln über die Rodomontaden, die ſich * 
Fürſt Bülow gegen die deutſche Arbeiterbewegung erlaubt hat. Nicht weil 
ſie endlich von der Unwirkſamkeit ſolcher Gewaltmittel überzeugt wären, ſondern 
weil ſie wiſſen, daß Bülow ſie ihnen nicht ſchaffen kann. a 

Was ihm noch eine Galgenfriſt ſichert, das iſt die halbe Milliarde neuer 
Steuern, die er in den Hafen lotſen ſoll. An dieſem edlen Ziele arbeitet er 
im Schweiße ſeines Angeſichtes, ohne, wie es ſcheint, zu begreifen, daß er 
danach gehen muß, wie der Mohr, der ſeine Arbeit geleiſtet hat. So verhieß 
er neulich den freiſinnigen Blockbrüdern, daß kein Beamter wegen freiſinniger 
Geſinnung gemaßregelt werden ſolle, aber daß er alle Beamte, die der Block⸗ 
politik Steine in den Weg würfen, mit Bismarcks reaktionärem Beamten⸗ 
erlaß kujonieren werde, eine Verheißung, die in der Tat genügte, alle frei⸗ 
ſinnige Herzen vor freudiger Genugtuung ſchwellen zu laſſen. Eine ganz 
andere Wirkung erzielte der Reichskanzler aber mit ſeinem ſchüchternen Verſuch, 
die Junker auf den „Weg nach Damaskus“ zu führen und ihnen die Nachlaß⸗ 
ſteuer ſchmackhaft zu machen. So liebreich er ihnen um den Bart ging, ſo 
blieben fie kaltblütig bei ihrem Quod non; fie halten mit eiſerner Konſequenz 
an dem feudalen Grundſatz feſt, daß Junker und Junkergenoſſen keine Steuern 
zu zahlen haben, ſondern daß dieſe patriotiſche Pflicht in erſter Reihe auf die 
Schultern der arbeitenden Klaſſen und in zweiter Reihe etwa noch auf die 
Schultern des mobilen Kapitals abzuwälzen ſei. * 

Es iſt ganz richtig und bedarf keines weitläufigen Nachweiſes, daß der 
Widerſtand der Junker gegen die Nachlaßſteuer, nun gar ſo, wie dieſe Steuer 
von der Regierung geplant wird, die eigennützige Selbſtſucht dieſer Klaſſe wieder 
ohne jedes Feigenblatt zeigt, und daß die Beſchönigungen dieſes Widerſtandes 
durch die Redereien von der Schonung des germaniſchen Familienſinns ſoviel 
wert ſind wie die gottſeligen Gedichte des Knuten⸗Ortel, der ſie mit beſonderer 
Emphaſe predigt, nämlich keinen Schuß Pulver. Aber es iſt ebenſo richtig 
und bedarf ebenſowenig eines weitläufigen Nachweiſes, daß die Junker ſich 
um alle moraliſchen Betrachtungen und Verpflichtungen den Teufel ſcheren, 
wenn es auf ihre Klaſſenintereſſen ankommt; auch dem zärtlichiten Liebes⸗ 
werben wird es nie gelingen, ſie davon zu überzeugen, daß die Pflichten gegen 
das teure Vaterland, dem die hungernden Maſſen unweigerlich das Blut ihrer 
Adern und das Mark ihrer Knochen zu opfern haben, auch für ſie in beſchei⸗ 
denem Maße gelten. Am wenigſten ſchreckt ſie die Ausſicht, durch ihren Wider⸗ 
ſtand gegen die Nachlaßſteuer den Block zu ſprengen; ihre Blätter erklären 
klipp und klar, darauf ließen ſie es in aller Seelenruhe ankommen. 

Dieſen Widerſtand zu brechen, hat Bülow kein Mittel, und den Mut, ſich 
wenigſtens einen guten Abgang zu ſichern, indem er die ſogenannte „Finanz⸗ 
reform“ an der konſervativen Oppoſition ſcheitern läßt, wird er ſchwerlich haben. 
Bleibt alſo noch die Möglichkeit, die halbe Milliarde neuer Steuern ganz und 
gar auf die Schultern der beſitzloſen Klaſſen abzuwälzen oder mit einem Teil 
davon die Börſe oder ſonſt das mobile Kapital zu beglücken. Und hier hat 
Bülow, wie nicht verkannt werden kann, noch einige Chancen. Denn den frei⸗ 
ſinnigen Blockbrüdern iſt nachgerade alles feil um den Genuß, das fünfte Rad 
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am Wagen zu ſpielen. Dieſen Leuten gelingt es, immer noch die finſterſten 
Prophezeiungen zu übertreffen, die ihre grimmigſten Gegner von ihrer moraliſch⸗ 
politiſchen Verkommenheit machen mögen; noch vor acht Tagen hätte es keinen 
Menſchen in Deutſchland gegeben, der an die Möglichkeit des, wie der „Vor⸗ 
wärts“ mit Recht ſagt, „Schurkenſtreichs“ geglaubt hätte, der von freiſinniger 
Seite geplant wird, um der ſozialdemokratiſchen Partei vier der Mandate zu 
entreißen, die ſie bei den letzten Landtagswahlen erobert hat. 

Es handelt ſich um diejenigen Berliner Mandate, die den Freiſinnigen 
noch einen Schimmer der Möglichkeit laſſen, ſie bei neuen Wahlen zu erobern. 
Zwar iſt in dieſen vier Berliner Wahlkreiſen genau ſo gewählt worden wie 
in den anderen acht, ſo daß, wenn nach freiſinniger Behauptung die Wähler⸗ 
liſten in Berlin falſch aufgeſtellt worden ſind, alle zwölf Berliner Mandate 
kaſſiert werden müßten. Aber in beiſpielloſer Perfidie iſt durch eine Reihe 
formeller Schiebungen, die hier nicht näher auseinandergeſetzt zu werden brauchen, 
da ſie aus den Tagesblättern der Partei bekannt genug ſind, die Möglichkeit 
geſchaffen worden, gerade nur die vier Mandate zu kaſſieren, die bei neuen 
Wahlen vielleicht dem Freiſinn zufallen können. Zweck der Übung, die von 
dem Freiſinn mit der feierlichen Parole unternommen wird: Niemand hat 
das Recht, das Recht zu beugen, iſt nach der weniger feierlichen, aber dafür 
um ſo richtigeren Anſicht des Brotwuchererorgans, „die Sozialdemokratie über 
den Löffel zu barbieren“. | 
Dieſes Barbieren geht nun freilich in der Weiſe vor fich, daß die Hand, 
die das Raſiermeſſer führt, ſich ſelbſt damit den Hals abſchneidet. Es gibt 
auch in der Geſchichte der bürgerlichen Parteien keinen Fall, der ſich an ehr⸗ 
loſer Geſinnung mit dieſem meſſen könnte, und die konſervative wie die 
nationalliberale Preſſe widmet ihm im allgemeinen nur ein ſehr beſcheidenes 
Maß von Hochachtung. Damit iſt gewiß nicht geſagt, daß ſich das Dreiklaſſen⸗ 
parlament den freiſinnigen Streich verſagen und entweder alle Berliner Man⸗ 
date kaſſieren oder alle für gültig erklären wird; dieſe Katze wird ſchließlich 
das Mauſen nicht laſſen. Aber die Ehre, die feige und heimtückiſche Intrige 
angezettelt zu haben, überlaſſen die ſonſtigen Blockparteien offenbar ohne 
jeden Neid dem Freiſinn, der in beglückter Einſamkeit am Pranger ſteht. Er 
hat den ſicherſten Weg beſchritten, die vier Mandate, nach denen er giert, 
für immer zu verlieren, und ſelbſt wenn er ſie noch einmal gewönne, ſie 
wären eine erbärmliche Entſchädigung für den nunmehr beſiegelten Ruf des 
Freiſinns, im elenden Block die elendeſte Partei zu ſein. 

Nach ſolcher Leiſtung iſt es vollends unberechenbar, ob Bülow nicht den 
freiſinnigen Blockgenoſſen jede „Finanzreform“ aufzwingen kann, die ihm die 
Junker vorſchreiben. Das Unglück des Freiſinns iſt, daß er ſich mit der Block⸗ 
politik ganz und gar verfilzt hat, während die Junker ſo pfiffig geweſen ſind, 
ſich immer freie Hand zu behalten. Es iſt eitel Renommage, wenn die frei⸗ 
ſinnigen Blätter ſich anſtellen, als könnten ihre Leute den Block aufgeben und 
dann ſo tun, als wäre nichts geſchehen; ſie haben dem Block ſo viel geopfert, 
daß wenn er jetzt auffliegt, ohne irgend eine nennenswerte Gegenleiſtung, ſie 
nicht weniger um ihren politiſchen Kredit gekommen ſind, als wenn ſie den 


— — 


v 


628 5 | Die Neue Zeit 


Block dadurch erhalten, daß ſie willenlos nach der Pfeife der Junker 
tanzen. 


Mag es nun aber ſo kommen oder ſo, die gänzliche Abwirtſchaftung des 
Blocks und des Blockvaters nach kurzen zwei Jahren und das trübſelige 
Schickſal aller Triumphatoren von dazumal find erfreuliche Zeichen dafür, 
daß die Nemeſis aufgehört hat, im langſamen Tempo der öſterreichiſchen Land⸗ 
wehr zu marſchieren. 


Die Konzentration der ſchweizeriſchen Induftrie. 
Von K. Below (Zürich). 


I. 


Wie bekannt ift, verfügt die Schweiz weder über reiche Kohlen⸗ noch über 
reiche Erzgruben. Faſt der ganze Bedarf an Kohlen und Metallen muß durch 
auswärtige Einfuhr befriedigt werden. Trotzdem entwickelte ſich die ſchweizeriſche 
Induſtrie ſehr raſch, und wir können ſchon von ihrer Konzentration ſprechen 
und genauer verfolgen, wie „an die Stelle des induſtriellen Mittelſtandes die 
induſtriellen Millionäre, die Chefs ganzer induſtriellen Armeen, die modernen 
Bourgeois treten“. 

Die günſtige geographiſche Lage der Schweiz und das Vorhandenſein einer 
großen Anzahl ſchnellfließender Ströme haben die Entwicklung ihrer Induſtrie 
gefördert. Aus den Nachbarländern, hauptſächlich aus Deutſchland, bezieht 
die Schweiz Kohlen, verſchiedene Metallwaren und Maſchinen; zirka vier Fünftel 
der Kohleneinfuhr und mehr als die Hälfte der Einfuhr von Roheiſen, Fabri⸗ 
katen und Halbfabrikaten aus Eiſen fallen Deutſchland zu. Betrachten wir 
die geographiſche Lage der Hauptzweige der ſchweizeriſchen Induſtrie, die am 
meiſten Kohlen, Eiſen und Maſchinen gebrauchen, und zwar die Textil- und 
Maſchineninduſtrie, ſo ſehen wir, daß ſie im Oſten und Nordweſten der Schweiz 
ihre Hauptplätze haben, das heißt in der Nähe Deutſchlands liegen. 

Auch die große Anzahl von Waſſerkräften mildert den Mangel an eigener 
Kohle. Von den 320432 Pferdekräften, die in der ſchweizeriſchen Fabrikinduſtrie 
im Jahre 1901 verwendet wurden, waren 185486, alſo mehr wie die Hälfte, 
von den Waſſerkräften geliefert. Einen neuen Aufſchwung in der Verwendung 
der Waſſerkräfte hat die elektriſche Kraftübertragung herbeigeführt. 

Die ſchweizeriſche Induſtrie zeichnet ſich durch zwei Eigentümlichkeiten aus: 
erſtens muß der Bedarf an Rohmaterialien für die ſchweizeriſche Induſtrie 
faſt ausſchließlich durch auswärtige Einfuhr befriedigt werden; zweitens arbeitet 
die ſchweizeriſche Induſtrie überwiegend für den Export, da der kleine ein⸗ 
heimiſche Markt keinen genügenden Abſatz bieten kann. Die Schweiz bezieht 
alſo das Rohmaterial vom Ausland, bearbeitet dasſelbe in ihren Fabriken 
und ſchickt die produzierten Waren zurück nach dem Ausland. 

Dieſe beiden Umſtände geben der ganzen ſchweizeriſchen Induſtrie ein 
charakteriſtiſches Gepräge. Mit ausländiſchen Materialien und für ausländiſche 
Märkte arbeitend iſt die ſchweizeriſche Induſtrie in viel weiterem Maße von 
der Handelspolitik der betreffenden Länder abhängig als dieſe ſelbſt. Hohe 
Zolltarife ſchädigen die ſchweizeriſche Induſtrie viel tiefer als die anderer 
Länder. Da ferner die importierten Rohmaterialien und daher auch die Pro⸗ 
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duktion ſich in der Schweiz teurer ſtellen, ſo nimmt die ſchweizeriſche Induſtrie 
in der Konkurrenz eine ungünſtige Poſition ein. Das hat ſich in der Ent⸗ 
wicklung der Baumwollinduſtrie eklatant gezeigt. Bis zum Ende der ſiebziger 
Jahre hat ſich dieſer Zweig der ſchweizeriſchen Induſtrie ſehr raſch entwickelt, 
aber von da ab beobachten wir hier einen ſtetigen Rückgang in der Baum⸗ 
wollſpinnerei und ⸗weberei. Zollerhöhungen und die wachſende Konkurrenz des 
Auslandes begannen die ſchweizeriſche Baumwollinduſtrie ſchwer zu ſchädigen. 
Die Ausfuhr von Baumwollgarnen und ⸗geweben nahm von Jahr zu Jahr 
ab, und Hand in Hand damit verminderte ſich die Zahl der Spindeln und 
Webſtühle und die Zahl der beſchäftigten Arbeiter. Im Jahre 1882 wurden 
82787 Doppelzentner Baumwollgarne ausgeführt und im Jahre 1907 nur 
36681; die Zahl der Spindeln betrug im Jahre 1882 1902000 und im 
Jahre 1907 nur 1449428. Die Ausfuhr von verſchiedenen Baumwoll⸗ 
geweben betrug im Jahre 1880 131922 Doppelzentner und im Jahre 1907 
nur 54341. 

Die ſchweizeriſche Induſtrie war daher gezwungen, ſich hauptſächlich auf 
diejenigen Induſtriezweige zu konzentrieren, die entweder mit koſtbarſten Roh⸗ 
ſtoffen zu tun haben, wie Seide, Gold und Silber, für deren Preis⸗ 
bildung die Frachtverteuerung wenig in Betracht kommt, oder auf diejenigen 
Induſtriezweige, die feinſte und koſtbarſte Arbeit fordern, wie zum Beiſpiel 
Stickerei, Feinmechanik und Uhreninduſtrie, bei welchen der Stoff überhaupt 

nur wenige Prozente des Wertes ausmacht. Dieſe Zweige der ſchweizeriſchen 
Induſtrie zeigen eine fortwährende Blüte. Die Ausfuhr von Stickereien und 
Spitzen betrug im Jahre 1892 72 Millionen Franken und im Jahre 1907 
ſchon 194 Millionen Franken. Die Ausfuhr von Fabrikaten der Seideninduſtrie 
betrug im Jahre 1892 170 Millionen Franken und im Jahre 1906 214 Mil⸗ 
lionen Franken. Uhren wurden im Jahre 1891 4347316 Stück ausgeführt 
und im Jahre 1906 9990272 Stück. Der ganze Wert der Ausfuhr von 
Seidefabrikaten, Stickereien und Spitzen, Uhren und anderen Luxusartikeln 
bildet zirka 70 Prozent des Exports von Fabrikaten. Die ſchweizeriſche In⸗ 
duſtrie ſpezialiſierte ſich alſo hauptſächlich auf Herſtellung von Luxusartikeln; 
dieſe Zweige der ſchweizeriſchen Induſtrie zeigen eine fortwährende Blüte, die 

anderen Induſtriezweige ſpielen keine fo bedeutende Rolle. Die Bedeutung der 
Baumwollſpinnerei und ⸗weberei verringert ſich, wie wir zu zeigen verſucht 
haben, von Jahr zu Jahr, und dieſer Induſtriezweig wird nur noch von ſo 
weiter Bedeutung ſein, als die Stickereiinduſtrie ihn vorausſetzt. „Jedenfalls“, 
ſagt Dr. Wartmann, „hat die ſchweizeriſche Baumwollſpinnerei ihre beſte Zeit 

hinter ſich.“ Neben der Fabrikation von Luxusartikeln proſperiert nur die 

Maſchineninduſtrie, obwohl ſie auch auf billiges auswärtiges Rohmaterial 

angewieſen iſt. Der Wert der Ausfuhr von Maſchinen (hauptſächlich Dynamo⸗ 
maſchinen und Turbinen), mechaniſchen Geräten, Inſtrumenten und Apparaten 
betrug im Jahre 1892 20 Millionen Franken und im Jahre 1907 zirka 
71 Millionen Franken. 

Das charakteriſtiſche Merkmal der Induſtrieentwicklung in einem 
Lande iſt die Abnahme der landwirtſchaftlichen und die Zunahme der nicht⸗ 
landwirtſchaftlichen Bevölkerung. Dieſe Erſcheinung iſt in der Schweiz in 
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S. 77. Bern 1902. 
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ſchärfſter Ausprägung zu beobachten. Die lIandwirtfchaftliche Bevölke⸗ 
rung hat hier nicht nur relativ, ſondern auch abſolut ſtark abgenommen. 
Nach den eidgenöſſiſchen Volkszählungen gehörten in der Schweiz zur land⸗ 
wirtſchaftlichen Bevölkerung im Jahre 1870 1136906 Perſonen und im Jahre 
1900 nur noch 1088587; zur nichtlandwirtſchaftlichen Bevölkerung gehörten 
dagegen im Jahre 1870 1344015 Perſonen und im Jahre 1900 ſchon 2039746, 
Im Laufe dieſer drei Jahrzehnte verringerte ſich alſo die landwirtſchaftliche 
Bevölkerung um 48319 Perſonen (4,2 Prozent), während die nichtlandwirt⸗ 
ſchaftliche Bevölkerung ſich um 695731 Perſonen (51,6 Prozent) vermehrte, 
Im Jahre 1870 bildete die landwirtſchaftliche Bevölkerung 42,5 Prozent der 
ganzen ſchweizeriſchen Bevölkerung und im Jahre 1900 nur 32,8 Prozent. 
Noch auffallender iſt dieſe Erſcheinung, wenn wir nicht die Geſamtzahl der 
von einem beſtimmten Beruf ſich ernährenden Perſonen betrachten, ſondern 
nur deren erwerbstätigen Teil. Die erwerbstätige landwirtſchaftliche Bevölke⸗ 
rung hat ſich in dieſen drei Jahrzehnten noch ſtärker vermindert als die ganze 
landwirtſchaftliche Bevölkerung. Während die Zahl der letzteren, wie wir ge⸗ 
ſehen haben, um 48319 Perſonen zurückging, hat ihr erwerbstätiger Teil um 
65656 Perſonen (12,3 Prozent) abgenommen. In anderen Berufsklaſſen be⸗ 
obachten wir dagegen eine ſtarke Zunahme der erwerbstätigen Perſonen; fo 
hat ſich ihre Zahl in der Induſtrie um 39,1 Prozent vermehrt, im Handel um 
112 und im Verkehr um 253 Prozent. Die Stadt nimmt alſo nicht nur den 
natürlichen Zuwachs der landwirtſchaftlichen Bevölkerung auf, ſondern auch 
einen Teil von Elementen, die früher in der Landwirtſchaft tätig waren. Im 
Jahre 1870 bildeten die in der Landwirtſchaft tätigen Perſonen 48,3 Prozent 
der ganzen landwirtſchaftlichen Bevölkerung und im Jahre 1900 nur 44,2 Prozent; 
auf je 100 landwirtſchaftliche Betriebe kamen im Jahre 1888 226 landwirt⸗ 
ſchaftlich tätige Perſonen und im Jahre 1900 nur 220. Wir beobachten alſo 
in der Schweiz eine Entvölkerung der landwirtſchaftlichen Betriebe. Betrachten 
wir die landwirtſchaftlich tätigen Perſonen nach ihrem Geſchlecht, ſo bemerken 
wir folgende intereſſante Erſcheinung: während die männliche erwerbstätige 
landwirtſchaftliche Bevölkerung zunahm, von 389384 im Jahre 1870 auf 
401301 im Jahre 1900, alſo um 11917 Perſonen, hat die Zahl der Frauen, 
die in der Landwirtſchaft tätig ſind, ſtark abgenommen, und zwar um 79575 
Perſonen (von 159923 im Jahre 1870 auf 80348 im Jahre 1900). Die ganze 
Verminderung der landwirtſchaftlich tätigen Bevölkerung geſchieht alſo auf 
Koſten der Zahl der Frauen, die hier tätig waren. Das erklärt ſich haupt⸗ 
ſächlich durch den ſtetigen Rückgang der Hausinduſtrie, in welcher die Bauers⸗ 
frauen und »töchter früher im Winter beſchäftigt waren, und andererſeits da⸗ 
durch, daß die Frauen in anderen Berufen leichtere und einträgliche Arbeit 
finden. 

Gleichzeitig mit der Abnahme der landwirtſchaftlichen und Zunahme der 
nichtlandwirtſchaftlichen Bevölkerung geht die Zunahme der Zahl der Städte 
mit mehr als 10000 Einwohnern. Im Jahre 1850 gab es 8 ſolcher Städte, im 
Jahre 1870 12 und im Jahre 1900 19, davon 3 mit mehr als 100000 Ein⸗ 
wohnern, nämlich Zürich (150 703), Baſel (109 161) und Genf mit 4 Außen⸗ 
gemeinden (104796). Im Jahre 1870 wohnten in den Städten mit mehr als 
10000 Einwohnern 382683 Perſonen oder 14,3 Prozent der geſamten Be⸗ 
völkerung und im Jahre 1900 ſchon 742205 oder 22,4 Prozent. Dabei iſt 
zu berückſichtigen, daß noch nicht die geſamte ſchweizeriſche Induſtrie (nament⸗ 
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lich nicht die Textil⸗ und Uhreninduſtrie) in den großen Städten kon⸗ 
zentriert iſt. | 

Wenden wir uns jetzt zu der ſozialen Struktur der berufstätigen 
Schweizer Bevölkerung. Nach der Volkszählung vom 1. Dezember 1900 
gab es in der Schweiz 1470352 erwerbstätige Perſonen, die nach ihrer Stel⸗ 
lung im Berufe folgendermaßen eingeteilt waren:“ 


In eigenem Geſchäft tätige Perſonen. 425 460 oder 28,9 Prozent 
Direktoren, Leiter, techniſches, kaufmänni⸗ 

ſches Bureau⸗ und Ladenperſonal. . 134224 = 9,1 
Verſchiedene Berufsarbeiter, i 

und Geſchäftsgeſinde „8484/0 7.8 = 
ne BUHNE, 1 68 14906 3,6 s 
In unbeſtimmbaren Verhältniſſen . 9331 0,6 = 


Total 1432391 oder 100,0 Prozent 


Nur 28,9 Prozent der Geſamtzahl der erwerbstätigen Perſonen waren 
alſo in eigenem Geſchäft tätig, mehr als 70 Prozent waren auf den Verkauf 
ihrer Arbeitskraft angewieſen, und zirka 60 Prozent der Geſamtzahl gehörten 
ſchon zum Proletariat. Bftachten wir jede Berufsklaſſe für ſich, ſo bekommen 
wir ein anderes Bild. In der Landwirtſchaft bilden die Selbſtändigen 
44,7 Prozent der landwirtſchaftlich tätigen Bevölkerung, im Handel 37,1, in 
der Induſtrie 20,1, im Bergbau 7,9 und endlich im Verkehr 7,3 Prozent der 
Berufstätigen. 

Die Ergebniſſe der Volkszählung vom 1. Dezember 1900 ſind nur zum 
Teil mit denen der vorigen Volkszählung von 1888 vergleichbar, da bei dieſer 
die Fragen nicht ſo ausführlich geſtellt wurden wie im Jahre 1900. Doch 
geben uns die Zahlen dieſer zwei Volkszählungen die Möglichkeit, die Tendenz 
der Veränderung feſtzuſtellen. 

Vergleichen wir die Ergebniſſe beider Volkszählungen. Es waren tätig:? 


1900 Zu⸗ oder 
Abnahme 
Abſolut Prozent in Prozent 


1888 


Abſolut | Prozent 


In eigenem Geſchäſt 398050 


32,5 425 460 28,9 — 3,6 
In Geſchäften von Famile. 
angehörigen 168544 13,7 182811 12,4 —. 1,3 
In fremden Geſchäften oder un⸗ 
beſtimmbaa-Ir 658752 53,8 862081 58,7 4 4,9 


Die relative Zahl von Perſonen, die in eigenem Geſchäft oder in Ge⸗ 
ſchäften von Familienangehörigen tätig waren, hat alſo abgenommen, die 
relative Zahl derjenigen, die in fremden Geſchäften tätig waren, iſt dagegen 
gewachſen. Nehmen wir die abſolute Zunahme jeder einzelnen Gruppe, ſo 

ö ſehen wir, daß am ſtärkſten ſich die letzte Gruppe vermehrt hat, das heißt die⸗ 
jenige, deren Hauptkontingent die Lohnarbeiter bilden. Die erſte Gruppe, die 
der Unternehmer, hat ſich um 27410 oder 6,8 Prozent vermehrt, die zweite 
Gruppe um 14267 oder 8,5 Prozent und endlich die dritte um 203329 oder 


Siehe die Ergebniſſe der eidgenöſſiſchen Berufszählung vom 1. „ 1900, 
3. Band, Einleitung, S. 16, 17. 
2 Ebenda, Einleitung, S. 18. 
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30,8 Prozent. Und dieſe Veränderung 955 noch weiter in derſelben Richtung 
vor ſich. Nach meinen annähernden Berechnungen auf Grund der bisher ver⸗ 
öffentlichten Zahlen der Betriebszählung vom 9. Auguſt 1905 bildeten in 
dieſem Zeitpunkt die ſelbſtändigen Unternehmer nur noch 25 Prozent, höchſtens 
26 Prozent aller Erwerbstätigen, 1900 noch 29 Prozent; jedenfalls iſt ihr 
Prozentſatz im Laufe dieſer fünf Jahre merklich geſunken. 

Wir bekommen ein anderes Bild, wenn wir jede Berufsklaſſe beſonders 
betrachten. | 
Von je 100 Erwerbstätigen waren beſchäftigt: 


— 5; 
. In Geſchäften In fremden Geſchäften 
ee von Familienangehörigen oder unbeftimmbar 
1888 1900 1888 1900 1888 1900 


Landwirtſchaft 
Bergbau . 
Induſtrie. 
Handel 
Verkehr 


Nur in der Landwirtſchaft hat alſo nicht bloß die abſolute, ſondern auch 
die relative Zahl der Selbſtändigen etwas zugenommen; in den anderen Be⸗ 
rufsklaſſen beobachten wir im Gegenteil eine relative Abnahme derſelben; im 
Bergbau nicht nur eine relative, ſondern auch eine abſolute Abnahme der 
Zahl der Selbſtändigen bei abſoluter Zunahme der Zahl der Tätigen über⸗ 
haupt. Die Zahl der erſteren hat ſich vermindert von 495 im Jahre 1888 auf 
434 im Jahre 1900; die Zahl der Tätigen im Bergbau iſt von 3223 auf 
5475 geſtiegen. 

Verweilen wir nun länger bei der Veränderung der ſozialen Poſi⸗ 
tion der Perſonen, die in der Induſtrie tätig ſind. Die Zahl der ſelb⸗ 
ſtändigen Unternehmer ift von 127172 im Jahre 1888 auf 139171 im 
Jahre 1900 geſtiegen, das heißt hat ſich um 11999 vermehrt. Betrachten wir 
die ſelbſtändigen Unternehmer in der Induſtrie nach dem Geſchlecht, ſo ſehen 
wir, daß die Zahl der Männer im Jahre 1888 98232 betrug und im 
Jahre 1900 nur 96743 (ihre Zahl hat alſo abgenommen); Frauen als 
ſelbſtändige Unternehmer gab es im Jahre 1888 28934 und im Jahre 1900 
42428, ihre Zahl hat ſich um 13494 vermehrt. Der ganze Zuwachs an ſelb⸗ 
ſtändigen Unternehmern wird alſo durch den wachſenden Eintritt von 
Frauen in ihre Reihen gedeckt. Verfolgen wir dieſe auffallende Tatſache 
weiter, ſo ſehen wir, daß faſt die ganze Zunahme der ſelbſtändigen Unter⸗ 
nehmer auf diejenige Berufsgruppe fällt, die mit der Herſtellung von Klei⸗ 
dung und Putz beſchäftigt iſt. Und auch hier iſt die Zahl der ſelbſtändigen 
Unternehmer männlichen Geſchlechtes von 22921 auf 20719 geſunkenz die 
Zahl der Frauen hat im Gegenteil ſtark zugenommen — von 26224 auf 
39637. Davon entfallen auf die Damenſchneiderei 22272, auf die Herſtellung 
von Weißzeug 6398 und auf Wäſcherei und Glätterei 6526. Auf dieſe drei 
Berufsarten kommen 36746 Frauen, die in eigenem Geſchäft tätig waren. 
Und das ſind gerade diejenigen drei Berufe, in welchen die ſelbſtändigen 
Unternehmerinnen ſich hauptſächlich aus Arbeiterfrauen rekrutieren, die ge⸗ 
zwungen ſind, ſelbſt tätig zu ſein, um den zur Erhaltung der Familie nicht 
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ausreichenden dürftigen Verdienſt des Mannes zu vergrößern. Nach den Er⸗ 
gebniſſen der Betriebszählung vom 9. Auguſt 1905 gab es in der Schweiz in 
der Herſtellung von Kleidern und Putz 39264 Alleinbetriebe (von der 
Geſamtzahl der Betriebe 59084) oder 66,4 Prozent der Geſamtzahl der Be⸗ 
triebe; davon in der Damen⸗ und Kinderſchneiderei 11068 oder 
68,5 Prozent Alleinbetriebe, in Weißnäherei und Wäſchekonfektion 5261 

oder 81,6 Prozent, in Wirkerei und Stickerei 2379 oder 84,3 Prozent und 
endlich in Wäſcherei und Glätterei 4428 Alleinbetriebe. Es iſt ſehr 
ſchwer, die Inhaber ſolcher Betriebe als ſelbſtändige Unternehmer anzuſehen. 
Für die Statiſtik ſind die Inhaber dieſer Alleinbetriebe wohl ſelbſtändige 
Unternehmer; für den Okonomen aber iſt der größte Teil von ihnen nicht 
Beſitzer der Produktionsmittel, ſondern ſind ſie die gedrückteſten, am erbärm⸗ 
lichſten bezahlten Proletarier, und daher kann ihr zahlenmäßiges Wachſen 
wohl kaum ökonomiſch als eine Zunahme des ſelbſtändigen Unternehmertums 
angeſehen werden. 

In anderen Berufsarten und Gruppen der Induſtrie iſt der abſolute Zu⸗ 
wachs der ſelbſtändigen e ſehr gering, relativ aber haben 
ſie überall abgenommen. In einer ganzen Reihe von Berufsarten be⸗ 
obachten wir nicht nur eine relative, ſondern auch eine abſolute Abnahme 
der Zahl der ſelbſtändigen Unternehmer bei abſoluter Zunahme der Zahl der 
in ihnen Tätigen überhaupt. Ja wir ſehen dieſe abſolute Abnahme der ſelb⸗ 

ſtändigen Unternehmer ſogar in ſolchen Berufsarten, in denen noch vor kurzem 
der handwerksmäßige Betrieb geherrſcht hat, zum Beiſpiel in der Schuh⸗ 
macherei, Zimmerei, Drechſlerei uſw. In denjenigen Zweigen der Induſtrie, 
wo die Maſchinerie feſten Fuß gefaßt hat, iſt die Zahl der ſelbſtändigen Unter⸗ 

nehmer ſchon jetzt eine ſehr kleine, namentlich in der Textilinduſtrie (2,6 Pro⸗ 
zent) und in der chemiſchen Induſtrie (4,97 Prozent). 

Über die Perſonen, die im Verkehr tätig waren, iſt zu bemerken, daß von 
den 4446 ſelbſtändigen Unternehmern zirka 1000 Dienſtmänner, Berg⸗ und 
Fremdenführer ſind. 

Den größten Prozentſatz der ſelbſtändigen Unternehmer nach der Land⸗ 
wirtſchaft finden wir im Handel. Doch kaum können wir alle dieſe ſo⸗ 
genannten „ſelbſtändigen“ Unternehmer wirklich für ſelbſtändige halten. Nach 
der Betriebszählung vom 9. Auguſt 1905 gab es in der Schweiz 21726 Allein⸗ 
betriebe im Handel. In dieſen Zahlen ſind die Hauſierer und ſonſtigen 
Straßenhändler eingerechnet, deren Selbſtändigkeit ſehr problematiſch iſt und 
von denen (den Straßenhändlern) Sombart ſehr richtig ſagte, daß ſie „nur 
mehr eine Fäulniserſcheinung der großſtädtiſchen Kultur ſind, die für den 
normalen Verlauf des wirtſchaftlichen Lebens kaum noch ernſtlich in Betracht 
kommt!“. 

Wir haben alſo kurz die Statik und die Dynamik der ſozialen Struktur 
der ſchweizeriſchen erwerbstätigen Bevölkerung kennen gelernt. Die bisher 
betrachteten Tatſachen geben uns das Recht zur Annahme einer ſtetigen Kon⸗ 
zentration der ſchweizeriſchen Induſtrie. 

Der Prozentſatz der ſelbſtändigen Unternehmer fällt. In vielen Berufs⸗ 
gruppen und Berufsarten ſehen wir auch eine abſolute Abnahme der Zahl 
der ſelbſtändigen Unternehmer; wir beobachten hier alſo, wie „je ein Kapi⸗ 
taliſt viele totſchlägt“. Die charakteriſtiſchen Eigentümlichkeiten dieſes Kon⸗ 


zentrationsprozeſſes darzutun, werden wir uns im folgenden bemühen. 
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II. 

In den bis jetzt veröffentlichten Ergebniſſen der Betriebszählung vom 
9. Auguſt 1905 ſind die Zahlen der Arbeiter in jedem Betrieb noch nicht 
mitgeteilt. Es iſt uns daher unmöglich, die Betriebe nach der Zahl der in 
ihnen beſchäftigten Arbeiter, als Maßſtab der Größe eines Betriebs, ein⸗ 
zuteilen. Außerdem iſt dieſe Betriebszählung die erſte ihrer Art in der Schweiz 
und erlaubt daher keine Schlüſſe über die Tendenz der Entwicklung der 
ſchweizeriſchen Induſtrie. f 

Überhaupt ſcheint es mir, daß die Zahl der Arbeiter nicht überall als der 
adäquate Ausdruck der Betriebsgröße gelten kann und daß man nicht überall 
dort, wo eine Zunahme von Betrieben mit relativ kleinerer Arbeiterzahl zu 
konſtatieren iſt, von einer wachſenden Dezentraliſation des Kapitals ſprechen 
darf. Denn wenn auch das Wachſen der Zahl der in einem Betrieb beſchäf⸗ 
tigten Arbeiter ein ſicheres Anzeichen für das Wachſen des Betriebs abgibt, 
ſo geht im umgekehrten Falle das Sinken der Arbeiterzahl durchaus nicht 
immer parallel mit einer Einſchränkung des Umfanges der Produktion, da die 
Verringerung der Arbeiterzahl ſehr oft durch die Entwicklung der Produktions⸗ 
mittel bedingt iſt. Wenn man alſo zweifellos berechtigt iſt, aus der wachſenden 
Zahl der Betriebe mit größerer Arbeiterzahl auf eine Konzentration der Pro⸗ 
duktion zu ſchließen, ſo darf man doch nicht aus dem Sinken der Zahl ſolcher 
Betriebe eine Dezentraliſation der Produktion deduzieren. „Die Bourgeoiſie 
kann nicht exiſtieren ohne die Produktionsinſtrumente, alſo die Produktions⸗ 
verhältniſſe . . . fortwährend zu revolutionieren.“ Fortwährend erſcheinen 
neue Maſchinen, die es den Unternehmern ermöglichen, die Zahl ihrer Arbeiter 
zu verringern, ohne die Leiſtung ihrer Betriebe zu verkleinern. Darauf hat 
ſchon Marx hingewieſen. „Als Maſchinerie“, ſagt er, „wird das Arbeitsmittel 
ſofort zum Konkurrenten des Arbeiters ſelbſt.“ Das Tempo der Entwicklung 
der Technik iſt ſeither ein unvergleichlich raſcheres geworden, und wir ſehen 
den fortwährenden Wechſel derſelben auch auf Gebieten, auf denen noch vor 
kurzem die idylliſcheren Zuſtände des handwerksmäßigen Betriebs geherrſcht 
haben. Und eben wegen dieſer Entwicklung der Produktionstechnik iſt es 
ſchwierig, die Zahl der Arbeiter der Betriebe als durchgehenden Maßſtab 
ihrer Größe anzuſehen, und dieſes um ſo mehr, wenn es ſich um das Ver⸗ 
gleichen der Zahlen aus weit auseinanderliegenden Jahren handelt. 

Ich könnte eine ganze Reihe von Beiſpielen aus der Praxis der ſchweize⸗ 
riſchen Induſtrie und derjenigen anderer Länder beibringen, die das oben 
Geſagte beſtätigen würden, doch aus Raummangel verzichte ich darauf. 
„Überall“, ſchreibt der ſchweizeriſche Fabrikinſpektor Dr. Wegmann, „geht man 
darauf aus, Hände zu ſparen, ſich von den Arbeitern unabhängig zu machen, 
wie da und dort offen herausgeſagt wird, und zu dieſem Zwecke bietet die 
Technik immer neue Hilfsmittel.“ Kurz, um es noch einmal zu jagen, die 
Zahl der Arbeiter kann nicht als Kriterium der Größe eines Betriebes 
gelten. 

Ich habe mich daher bei meinem Verſuch, die Entwicklungstendenzen 
einiger Zweige der ſchweizeriſchen Induſtrie feſtzuſtellen, eines anderen Kri⸗ 
teriums der Größe eines Betriebs bedient. Wenden wir uns zu den Reſultaten 
unſerer Unterſuchungen. 


1 Siehe die Berichte der eidgenöſſiſchen Fabrik- und Berginſpektoren 1904/05, S. 10. 
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Glut bearbeitet ift die Statiſtik über Vierproduktion in der Schweiz. 
Nach dieſen Ergebniſſen ar es in der Schweiz: 


| Davon mit einer jährlichen Produktion 
Geſamt⸗ a, (in Hektoliter) 
Im Jahre zahl der 70 Pier BUN 4000 | 10000 | 20000 | 30000 
Betriebe 2 unter a a 5 : 40 000 
Hektoliter 4000 bis | bis bis bis u, mehr 

10000 | 20000 | 30000 | 40000 i 
C 423 920000 327 62 24 8 2 — 
906 177 2392693 73 48 26 11 2 17 
Zu⸗ oder Abnahme — 246 71472693 — 254 —14 ＋2 | +3 e +17 


Wir haben hier eine Konzentration der Produktion in ihrer klaſ— 
ſiſchen Form. Bei einer ſtarken Verminderung der Zahl der Betriebe ver- 
mehrte ſich die Produktionsmenge um das Zweieinhalbfache. Die ganze Ver⸗ 
minderung der Betriebe geſchieht auf Koſten derjenigen, die weniger als 
10000 Hektoliter, beſonders diejenigen, die weniger als 4000 Hektoliter produ⸗ 
zieren (um 77,6 Prozent). Dagegen hat ſich die Zahl der größeren Bier- 
brauereien ſtark vermehrt. „Immer mehr dringt der Großbetrieb durch, die 
kleinen Brauereien vermindern ſich von Jahr zu Jahr. . .. Viele kleinere 
Brauereien werden von den Großbrauereien aufgekauft und als Depots be⸗ 
nutzt; andere ſtehen ganz leer“, klagt der Bericht.“ 

Wenden wir uns jetzt zu der Maſchinenſtickerei, die eine große Rolle 
in der ſchweizeriſchen Induſtrie pie Die Ausfuhr von Stickereien und Spitzen 
iſt im ſteten Wachſen begriffen: Im Jahre 1892 betrug ihr Wert 64251000 
und im Jahre 1906 ſchon 149436000 Franken. Für dieſen Induſtriezweig 
beſitzen wir die Zahlen für drei Kantone: St. Gallen, Appenzell und Thurgau, 
in denen die Maſchinenſtickerei hauptſächlich konzentriert iſt; in dieſen drei 
Kantonen gab es im Jahre 1900 13952 Handmaſchinen und 2171 Schiffli⸗ 
maſchinen, in den übrigen Kantonen nur 982 reſp. 92. Ich halte mich daher 
für berechtigt, aus den Daten über dieſe drei Kantone Schlüſſe für die 
ganze Schweiz zu ziehen. Die nächſte Tabelle zeigt uns die ziffermäßige Ver⸗ 
teilung der Hand⸗ und Schifflimaſchinen unter den Fabriken je nach ihrer 
Größe:“ 


Davon 


Zahl der Zahl der 


In Fabriken 1 ; 
Mit Fabriten || Maſchinen In F Einzelſticker 


von 8 und mehr von b 1 bis 2 
Maſchinen 3 bis 7 Maſchinen. Maſchinen 


1890 | 1900 1890 | 1900 1890 | 1900 


1890 | 1900 || 1890 | 1900 


dr a 
Handmaſchinen 827 487 16961 13952 5310 3051 2608 1367 9043 9534 
Schifflimaſchinen 60 115 542 2171 366 1952 160 207 16 12 


1 Statiſtik und Berichte über die ſchweizeriſche Brauereiinduſtrie, Bern 1883, und 
Statiſtiſches Jahrbuch der Schweiz für 1907. 
2 Bericht über Handel und Induſtrie im Kanton Zürich für 1904, Zürich 1905, 
S. 85—86. 
ni Vergl. Induſtrieſtatiſtik der drei Kantone St. Gallen, Appenzell und Thurgau, auf 
genommen in der zweiten Hälfte des Jahres 1890 und im Sommer 1900. St. Gallen 
1891/1901. 
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Die Zahl der mit Handmaſchinen arbeitenden Fabriken wie die der Hand⸗ 
maſchinen ſelbſt iſt alſo erheblich geſunken. Weiter ſehen wir, daß die Zahl 
der Maſchinen in den Fabriken mit mehr wie 8 Maſchinen und denen mit 
3 bis 7 abgenommen hat; dagegen wuchs die Zahl der Einzelſticker mit 1 bis 
2 Maſchinen. Doch bedeutet das noch nicht, daß hier die kleine In⸗ 
duſtrie vordringt. Wir haben es hier mit einer ganz anderen Erſchei⸗ 
nung zu tun: Da nämlich nach der ſchweizeriſchen Fabrikgeſetzgebung eine 
Unternehmung mit 3 und mehr Maſchinen ſchon als Fabrik bezeichnet und 
der Fabrikgeſetzgebung unterſtellt wird, ſo zieht es der Unternehmer vor, die 
Maſchinen den einzelnen Stickern anzuvertrauen, um ſo beſſer die Arbeiter 
auszubeuten. „Ohne Frage“, ſchreibt Dr. Wartmann, „hat das mit dem 
15. Januar 1878 in Kraft getretene Fabrikgeſetz dieſer außerordentlich raſchen 
Zunahme der Einzelſtickerei weſentlich Vorſchub geleiſtet.“ Dieſes tritt aus 
der Vergleichung der entſprechenden Zahlen vor und nach der Einführung 
dieſes Geſetzes beſonders deutlich hervor. Im Jahre 1876 kommen 57 Pro⸗ 
zent ſämtlicher Maſchinen der drei genannten Kantone auf Fabriken mit 8 
und mehr Maſchinen, 34 Prozent auf die Fabriken mit 3 bis 7 Maſchinen 
und 9 Prozent auf Einzelſticker; im Jahre 1880 aber nur noch 47 Prozent 
auf Fabriken mit 8 und mehr Maſchinen, 34,5 Prozent auf die Fabriken mit 
3 bis 7 Maſchinen und 18,5 Prozent auf Einzelſticker; im Jahre 1890 kamen 
ſchon auf die erſte Gruppe nur 31,3, auf die zweite 15,4 und auf die außer⸗ 
halb des Fabrikgeſetzes ſtehenden Einzelſticker 53,3 Prozent. 

Bei den Fabriken mit Schifflimaſchinen, die Betriebskräfte erfordern und 
für Großbetriebe mehr geeignet ſind als für kleine, ſehen wir dagegen ein 
Wachſen der großen Unternehmungen. Die Zahl der Schifflimaſchinen in den 
Fabriken mit 8 und mehr Maſchinen hat ſtark zugenommen, einen geringeren 
Zuwachs beobachten wir in den Fabriken mit 3 bis 7 Maſchinen, die Zahl 
der Einzelſticker hat ſich vermindert. Nach den Berechnungen des Fabrik⸗ 
inſpektors Dr. Wegmann gab es im Jahre 1905 im erſten Kreiſe (wozu auch 
St. Gallen gehört:? i 


Handmaſchinen Schifflimaſchinen 
Betrieb it „ 
e Etabliſſements Maſchinen Etabliſſements Maſchinen 
3 bis 5 Maſchinen 183 | 187 | 23 72 
83 20 z NEE 113 1073 52 649 
20 = 50 > 20 629 16 509 
50 und mehr - 4 338 7 700 
Total | 320 2297 98 1930 


Leider ſind dieſe Daten mit den vorigen nicht vergleichbar, da ſie ſich 
erſtens nur auf die der Fabrikinſpektion unterſtellten Etabliſſements erſtrecken, 
und zweitens beſchränken ſie ſich nur auf einen, wenn auch den wichtigſten 
Kreis. Dennoch ſprechen dieſe Zahlen laut genug davon, eine wie große Rolle 
die Großinduſtrie in der Maſchinenſtickerei ſpielt. 


1 Dr. Wartmann, Induſtrie und Handel des Kantons St. Gallen 1867 bis 1880, 
St. Gallen 1887, S. 156—157. | 
2 Berichte der eidgenöſſiſchen Fabrikinſpektoren für 1904/05, S. 4. 
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Bei der Darſtellung der einſchlägigen Verhältniſſe in der Baumwoll- 


| ſpinnerei und »weberei ſtütze ich mich auf die Berichte des ſchweizeriſchen 


N 


Spinner⸗, Zwirner⸗ und Webervereins, wo wir genaue Angaben der Zahl der 
dem Verein angehörigen Firmen und der Spindeln und Webſtühle finden, 


über die ſie verfügen. Da nur eine verſchwindend kleine Zahl von Spinne⸗ 
reien und Webereien außerhalb des Vereins ſtehen, ſo glauben wir, daß unſere 
aus dieſen Daten gezogenen Schlüſſe für dieſe Induſtriezweige der ganzen 


Schweiz gültig ſind. 2 

Ich habe die Spinnereien nach der Zahl der Spindeln in drei 
Gruppen eingeteilt, die erſte mit bis 10000, die zweite mit 10000 bis 40000 
und die dritte mit 40000 und mehr Spindeln. Nach meiner Berechnung 


gehörten: 


Zahl der Firmen | Zahl der Spindeln 
Zu der Ban 5 ar 
1888 1906 \ 1888 1906 
J. Gruppe 35 | 20 235572 147413 
II. Gruppe 42 | 37 755605 666258 
HI Grupplfe 7 | 10 589538 659854 
Total im Verein 67 1580715 | 1473525 


Wir ſehen alſo, daß die Zahl der Firmen und Spindeln ſich in den erſten 
zwei Gruppen ſtark vermindert, in der dritten dagegen ſich, wenn auch un⸗ 
bedeutend, doch vermehrt hat. In Betracht zu ziehen iſt dabei, daß die Baum⸗ 
wollſpinnerei in der Schweiz in den letzten Jahrzehnten überhaupt einen Rück⸗ 
gang zeigt. Ungünſtige Zolltarife und die Konkurrenz anderer Länder haben 
dieſen Zweig der ſchweizeriſchen Induſtrie ſtark geſchädigt. Opfer dieſes Rück⸗ 
ganges waren, wie uns die Zahlen zeigen, die kleinen Unternehmungen. 

Eine ganz ähnliche Entwicklungstendenz konſtatieren wir auch in der Baum⸗ 
wollweißweberei. Auch hier haben wir eine Dreiteilung vorgenommen: 
1. Firmen mit bis 100 Webſtühlen, 2. mit 100 bis 400 und 3. mit 400 und 
mehr Webſtühlen. Wir haben folgende Reſultate: | 


| Zahl der Firmen | | Zahl der Webftühle 
1888 1906 = 1888 1906 EN 
I. Gruppe | 9 | 5 | 587 324 
II. Gruppe 41 37 | 9 9 8925 
III. Gruppe . . 6895 
Total im Verein 59 | 54 15284 16144 


Wir ſehen abermals ein Sinken der Zahlen der beiden erſten Gruppen und 
eine Steigerung der dritten. 

Werfen wir noch einen kurzen Blick auf die Verhältniſſe der Maſchinen— 
induſtrie. Unſere Darlegungen beziehen ſich ausſchließlich auf die Mitglieder 


Vergl. Jahresberichte des ſchweizeriſchen Spinner-, Zwirner- und Webervereins für 
1888/89 und 1906 und Statiſtik der Baumwollinduſtrie der Schweiz im Jahre 1888. Von 
den nicht zum Verein gehörigen acht Firmen zählten im Jahre 1888 drei zur erſten, vier 
zur zweiten und eine zur dritten Gruppe. 
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des Vereins ſchweizeriſcher Maſchineninduſtriellen. Im Jahre 1890 kamen 
durchſchnittlich bei den Vereinsmitgliedern auf einen Betrieb 181 Arbeiter, im 
Jahre 1895 196, im Jahre 1900 232 und endlich im Jahre 1907 275. Wir 
ſehen alſo, wie hier die durchſchnittliche Zahl der Arbeiter auf einen Betrieb 
ſtets wächſt. Für 1905 beſitzen wir detailliertere Angaben. Es gab im 
Jahre 1905 Unternehmungen: 

5 mit mehr als 1000 Arbeitern ul einer Geſ a, 1 55 Arbeiter von mehr als 8400 
bie 500 bis 1000 = = = 5 = 2 4800 
100, 500 = - z z z : z z = 6000 
56 = weniger al3 100 - „* - a - = „ „% 


Wir ſehen alſo, eine wie überwiegende Rolle die Großinduſtrie ſpielt. Über 
andere Induſtriezweige fehlt uns leider verwendbares Material, doch iſt es 
zweifellos, daß derſelbe Prozeß der Konzentrierung des Kapitals in der ganzen 
ſchweizeriſchen Induſtrie vor ſich geht. Wie ſtark die Konzentration in anderen 
Induſtriezweigen iſt, zeigen uns folgende Daten. Im Jahre 1901 gab es in 
der Schweiz 61 Schuhfabriken mit 6936 Arbeitern, davon waren 3264, 
alſo faſt die Hälfte, bei der berühmten Firma Bally beſchäftigt. 

In der Glasinduſtrie herrſcht hier, wie auch in anderen Ländern, aus⸗ 
ſchließlich der große Unternehmer; von den 7 Glashütten, die jetzt in Betrieb 
ſind, beſchäftigen 1 Unternehmung 70 Arbeiter, 4 von 100 bis 200 und 2 mehr 
als 200 Arbeiter. | 

Auch unter den Elektrizitätswerken für Stromabgabe jpielt der große 
Unternehmer eine überwiegende Rolle. Wir beſitzen ausführliche Daten für 
das Jahr 1906, die 171 Elektrizitätswerke umfaſſen. Nach ihrer Leise 8 
fähigkeit teilen fich dieſe Elektrizitätswerke folgendermaßen ein: 


Zahl der Elektrizitätswerke Geſamtleiſtung in Kilowatt 


Leiſtungsfähigkeit in Kilowatt 


abſolut in Prozent ab ſſolut in Prozent 

Weniger als 1o0 66 38,6 2619 1,6 
Von 101 bis 500 57 33,3 14065 8,3 
eee LION 16 9,4 11636 6,9 
1001 = 5000 20 117 46375 27,4 

- 5001 = 10000 9 5,3 51050 30,2 
10001 und mehr 3 1,7 43175 11 
Durchſchnittl. Leiſtung 989 174 | 100 1685520 | room 168920 | 100 


Wir ſehen alfo, daß 12 Unternehmungen oder 7 7 Prozent der Geſamtzahl 
mehr als die Hälfte (55,8 Prozent) der Geſamtleiſtung in ihren Händen ver⸗ 
einigen. 

Über die Schokoladefabrikation leſen wir in dem Handwörterbuch der 
ſchweizeriſchen Volkswirtſchaft folgendes: „Heute beſitzt die Schweiz 14 größere 
Fabrikbetriebe. Kleinere Betriebe, welche ſich nicht fabrikmäßig in einigermaßen 
größerem Maßſtab eingerichtet hatten, und von welchen im Jahre 1880 noch 
eine ganze Menge vorhanden waren, mußten meiſtens dem Großbetrieb weichen 
oder beteiligen ſich heute nur nebenſächlich am Export.“ 

Ich möchte noch kurz bei den Aktiengeſellſchaften verweilen, die ihrer- 
ſeits ein charakteriſtiſches allgemeines Bild der Entwicklung des Kapitalismus 


Vergl. La suisse économique. Tome deuxieme. Lauſanne 1908. S. 95. 
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geben. Wie ſtark die Konzentration des Kapitals innerhalb der Aktiengeſell⸗ 


ſchaften iſt, kann man aus folgenden Ziffern von 1901 erſehen. Von 2056 


Aktiengeſellſchaften dieſes Jahres hatten ein Aktienkapital: 


Größe des Zahl der Geſellſchaften Betrag des Aktienkapitals 
Aktienkapitals einer Geſellſchaft abfolut 

(Franken) abſolut | in Prozent (Franken) in Prozent 

// 300 14,6 1672978 0,1 

Von 10001 bis 500000 401 19,5 11606423 0,6 

50001 % % 1900000 1270 131 22007250 1,2 

eg ee 635 30,9 169 196410 9,0 

„ 500001 10000⸗o0o 182 8,4 145 053 000 777 

1000000 = 5000000 . . . 213 | 10,4 506 842 000 26,9 

5000000 und mehr | 55 2,7 1025 217 800 54,5 

Total | 2056 | 100 || 1881595861 | 100 


Wir ſehen alſo, daß bei 2,7 Prozent der Aktiengeſellſchaften 54,5 Prozent 
des geſamten Aktienkapitals konzentriert waren, und 13,1 Prozent der Geſell⸗ 
ſchaften beſaßen mehr als vier Fünftel des geſamten Aktienkapitals. 

Das durchſchnittliche Aktienkapital einer neugegründeten Aktiengeſellſchaft 
iſt im ſteten Wachſen begriffen. Im Jahre 1902 betrug das durchſchnittliche 
Aktienkapital einer neugegründeten Geſellſchaft 368 900 Franken und im Jahre 


1907 ſchon 772700 Franken.“ 


Was ſpeziell die Induſtrieaktiengeſellſchaften anbetrifft, ſo bilden im 
Jahre 1901 die größten Geſellſchaften mit mehr als 5 Millionen Franken 
Aktienkapital 1,7 Prozent (13 Geſellſchaften) der Geſamtzahl der Induſtrie⸗ 
aktiengeſellſchaften, und ihnen gehörten 27,2 Prozent (136 Millionen Franken) 
des geſamten Kapitals; im Jahre 1907 bilden ſie ſchon 2,8 Prozent (29 Ge⸗ 
ſellſchaften), und ſie beſaßen 48,1 Prozent (329 Millionen Franken) des ge⸗ 
ſamten Aktienkapitals.“ Auch einige Banken müſſen eigentlich zu Induſtrie⸗ 
geſellſchaften gerechnet werden. Zum Beiſpiel die Bank für elektriſche Unter⸗ 
nehmungen in Zürich mit 40 Millionen Franken Aktienkapital und die Schweize⸗ 
riſche Geſellſchaft für elektriſche Induſtrie in Baſel mit 20 Millionen Franken 
Aktienkapital. Die Konzentration des Kapitals innerhalb der Induſtrieaktien⸗ 
geſellſchaften iſt daher tatſächlich ſtärker, als unſere Zahlen zeigen. 

Reſümieren wir das Geſagte. 

Die obigen Darlegungen konſtatieren innerhalb der ſchweizeriſchen Induſtrie 
denſelben Prozeß, der in den anderen modernen Induſtrieländern vor ſich 
geht. Das große Kapital erobert eine Poſition nach der anderen, die Zahl der 
Unternehmer vermindert ſich von Jahr zu Jahr nicht nur relativ, ſondern in 
vielen Induſtriezweigen auch abſolut. Dagegen wächſt die Zahl der Prole⸗ 
tarier fortwährend. 

In den letzten Jahren iſt die Konzentration noch weiter vor ſich gegangen. 
Es iſt in der Schweiz eine ganze Reihe von Kartellen und anderen Unter⸗ 
nehmerverbänden gegründet worden, die zur weiteren Konzentration des Kapitals 
führen. a 


1 Vergl. Die Bewegung der ſchweizeriſchen Aktiengeſellſchaften während des Jahres 1907. 
„Zeitſchrift für ſchweizeriſche Statiſtik“, 1908, 2. Band, 9. Lieferung. 
2 Vergl. Schweizeriſches Finanzjahrbuch für 1902 und 1908. 
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Ein Ausſchuß für Sozialpolitik. 
Von Paul Lange (Hamburg). 
Brauchen wir einen Ausſchuß für Sozialpolitik? Wir brauchen 
ihn aus dreierlei Gründen, nämlich erſtens zur Leitung einer planmäßigen 
Agitation für die ſozialpolitiſchen Forderungen, zweitens zur Sammlung der 


praktiſchen Erfahrungen und Sichtung dieſes Materials, ſowie zur Weiter⸗ 


bildung unſerer Stellungnahme, drittens zur Verſtändigung zwiſchen Partei 
und Gewerkſchaften in ſozialpolitiſchen Dingen. Dem Parteitag zu Gotha 1896 
hatte ein Antrag des fünften und ſechſten ſächſiſchen Reichstagswahlkreiſes vor⸗ 
gelegen, der etwas Ahnliches bezweckte, doch war der dort vorgeſchlagene Aus⸗ 
ſchuß nur als Kommiſſion der ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion gedacht. 
Dieſer Antrag iſt damals abgelehnt worden; der vorliegende Vorſchlag läuft 
darauf hinaus, eine Zentralſtelle zu ſchaffen, die der Reichstagsfraktion, dem 
Parteivorſtand und den Gewerkſchaften zur Stütze dienen kann. 
Dieſer Ausſchuß ſoll weder die Reichstagsfraktion, noch den Parteivorſtand, 
auch nicht die Gewerkſchaften erſetzen, ſondern ihnen in ſozialpolitiſchen An⸗ 
gelegenheiten ein Hilfsmittel ſein. Der Ausſchuß hätte als Organ von 
Partei und Gewerkſchaften die öffentliche Agitation zur Herbeiführung der 
Schutzgeſetze gegenüber den geſetzgebenden Körperſchaften zu fördern und auch 
darauf zu achten, daß bei unſerer allgemeinen Aufklärungsarbeit der werbenden 
Kraft unſerer ſozialpolitiſchen Ideen mehr gedacht wird. Gegen den auf dem 
Parteitag in Gotha 1896 eingebrachten Antrag iſt damals von Legien ein⸗ 
gewandt worden (Protokoll, S. 157): „Daran iſt nicht zu denken, daß durch 
eine Agitation der Achtſtundentag errungen werden wird. Geſetze ſind nach 
meiner Anſchauung nur der Stempel auf beſtehende Verhältniſſe. Solange die 
Gewerkſchaften nicht durch den wirtſchaftlichen Kampf eine Verkürzung der 
Arbeitszeit erzwungen haben, iſt an einen geſetzlichen Normalarbeitstag nicht zu 
denken.“ Dieſe Auffaſſung, gegen die im allgemeinen nichts geſagt werden 
ſoll, widerſpricht aber nicht dem Gedanken auf Schaffung eines Ausſchuſſes 
für Sozialpolitik. Denn wir treiben ja doch auch heute ſozialpolitiſche Agitation; 
ſie muß aber noch beſſer organiſiert werden. Sie kann planmäßiger geſchehen 
und ſie muß planmäßiger erfolgen, da die bürgerlichen Parteien mit ihrer 
angeblichen ſozialpolitiſchen Geſinnung prunken und da der Reichsverband 
gegen die Sozialdemokratie und ihm geſinnungsverwandte Organiſationen fort⸗ 
geſetzt von einer Feindſchaft unſerer Partei gegen die Sozialpolitik fabulieren 
und für ihre Märchen Gläubige finden. Mit meinem Vorſchlage ſoll die ſozial⸗ 
demokratiſche Partei nicht zu einer Geſellſchaft für ſoziale Reform umgekrempelt 
werden; er rechnet ja vielmehr gerade damit, daß der Parteivorſtand und die 
Reichstagsfraktion wichtige andere Obliegenheiten zu erfüllen haben und die 
Sozialpolitik nicht die, ſondern eine Aufgabe der Sozialdemokratie iſt. Das 
Referat über die „Sozialpolitik und der neue Kurs“ auf dem diesjährigen 
Parteitag zu Nürnberg ſchloß mit dem Hinweis (Protokoll, S. 434), daß 
es gelte, „überall eine Agitation einzuleiten, um die ſoziale Geſetzgebung vor⸗ 
wärts zu treiben“. Obwohl nun auf dem Parteitag auch geſagt wurde, daß 
es gelte, „eine Lehre zu ziehen aus der Verabſchiedung des Reichsvereins⸗ 
geſetzes, bei der die Aktion unſerer Abgeordneten nicht durch eine umfaſſende 
Agitation unterſtützt wurde“, ſchenkte man doch in Arbeiterkreiſen bei dem 
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Wiederzuſammentritt des Reichstags, während die 26. Kommiſſion über der 
Gewerbeordnungsnovelle, und zwar ſpeziell über der Regelung der Ar- 
heitszeit der Arbeiterinnen, brütete, den Vorgängen nicht die genügende Be⸗ 
achtung. War es nicht ſehr unangenehm, daß die Unternehmer auf Petitionen 
mit Unterſchriften Tauſender ſächſiſcher Arbeiterinnen verweiſen konnten, die 
ſich gegen verſchiedene Einzelheiten der inzwiſchen publizierten Gewerbe— 
ordnungsnovelle wandten? Wir haben gegen dieſe ſeitens der Unternehmer 
künſtlich gemachten Petitionen hinterher proteſtiert. Wir hätten ſie aber 
vielleicht unmöglich gemacht, wenn wir vorher unter den Arbeiterinnen ge⸗ 
nügend agitiert hätten. Der Beſchluß des Nürnberger Parteitags, „den 
Parteivorſtand zu beauftragen, zuſammen mit der Generalkommiſſion der Ge— 
werkſchaften bereits vor Beginn der Reichstagsverhandlungen über die ſo— 
genannte große Gewerbeordnungsnovelle eine umfaſſende Partei⸗ und Gewerk⸗ 
ſchaftsagitation zur Erringung des Neunſtundentags für Männer und Frauen 
in die Wege zu leiten“, iſt nicht durchgeführt worden. Erſt jetzt, nachdem 
die Frauenarbeit in gewerblichen Betrieben eben auf zehn Stunden beſchränkt 
worden iſt, ſetzt die Bewegung ein. Sehr post festum! Und wie iſt es mit 
dem Beſchluß des Parteitags zu Jena, „ſobald der Entwurf zur Ab⸗ 
änderung des Krankenverſicherungsgeſetzes erſcheint, eine planmäßige, 
allgemeine Agitation in dieſer Sache zu veranlaſſen“? Wäre nicht im Oktober 
1908, als die Auskunftsperſonen im Reichsamt des Innern vernommen wurden, 
ein günſtiger Zeitpunkt geweſen? In den letzten Jahren iſt immer wieder 
von einer Sonderverſicherung der Privatangeſtellten die Rede geweſen, und 
mehr als einmal hat man dabei durchblicken laſſen, daß durch ſie eine Ver⸗ 
befierung der Alters⸗ und Invalidenverſicherung der Arbeiter aus⸗ 
geſchloſſen werden ſoll. In bürgerlichen Kreiſen ſtaunte man darüber, daß 
zwar der diesjährige Parteitag, der diesjährige Gewerkſchaftskongreß, die 
„Neue Zeit“ und das „Korreſpondenzblatt der Generalkommiſſion der Ge⸗ 
werkſchaften“ auch für die Arbeiter einen Ausbau der Verſicherung forderten, 
daß aber es bisher weder die Parteipreſſe, noch die Gewerkſchaftspreſſe, noch die 
Organiſationen vermochten, die Agitation in die Maſſen der Arbeiter zu tragen. 
Man kann getroſt behaupten, daß weite Kreiſe der Partei und Gewerkſchafts⸗ 
genoſſen es noch bis vor ganz kurzer Zeit überhaupt nicht eingeſehen hatten, 
worum es ſich für die Arbeiterfeinde in Sachen der Verſicherung der Privat⸗ 
angeſtellten handelte. Und daß die gegenwärtig ſtattfindenden Arbeiterverſamm⸗ 
lungen, die ſich mit der Gewerbeordnung beſchäftigen, auch zum Ausbau der 
Verſicherungsgeſetzgebung Stellung nehmen, verdanken wir zum guten Teile 
erſt den nachhaltigen Anregungen von bürgerlicher Seite. 

Woher kommt das alles? Weil hier unſere Organiſation mangelhaft iſt, 
weil es an einer Stelle fehlt, die den ſozialpolitiſchen Angelegenheiten ſtändig 
und fortlaufend die nötige Zeit und Sorgfalt zuwenden kann und die daher 
immer genügend informiert iſt. Die Partei- und Gewerkſchaftspreſſe bringt 
aus der Feder unſerer Arbeiterſekretäre uſw. mit rührendem Eifer dauernd 
Artikel über die Auslegung dieſer oder jener knifflichen Beſtimmung der 
Arbeiterſchutz⸗ oder Verſicherungsgeſetze; aber wann betreibt ſie in Gemäßheit 
der Parteitagsbeſchlüſſe die nötige Agitation für den Ausbau dieſer Geſetze? 
Einzelne parteigenöſſiſche Schriftſteller, wie gh. (Genoſſe G. Hoch), mühen ſich 
zwar nach Kräften, in dieſer Beziehung mehr Leben in die Parteizeitungen zu 
bringen, aber bisher nicht mit dem wünſchenswerten Erfolg. Die einzelnen 
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Redaktionen können ſich nicht einen beſonderen Sozialpolitiker leiſten, der immer 
weiß, wo auf dieſem Spezialgebiet zurzeit nachzufaſſen wäre. Andererſeits 
aber beachte man, welche rieſenhafte Anſtrengungen unſere Gegner machen, 
um dem Volle vorzutäuſchen, fie ſeien für eine ernſtliche Sozialpolitik. 

Für den Austauſch praktiſcher Erfahrungen und für die Weiter⸗ 
bildung ſozialpolitiſcher Fragen auf dem Gebiet der Sozialpolitik kommt jetzt 
hauptſächlich der Gewerkſchaftskongreß in Betracht, der nur alle drei 
Jahre ſtattfindet. „Das Schwergewicht der Betätigung der Gewerkſchaften auf 
dem Gebiet der Sozialpolitik liegt darin, daß ſie, dank den Vorzügen ihrer 
Organiſation, in der Lage ſind, jeden einzelnen Fall hervorzuheben und jede 
einzelne Perſon, die unter einem Mißſtand leidet, zu intereſſieren. Damit wäre 
jene Konkretiſierung und Spezialiſierung der Agitation erreicht, die in den 
Reihen der Sozialdemokratie in den Fragen des Arbeiterſchutzes ſeit langem 
vermißt wurde“, jagt Parvus in der „Neuen Zeit“, XXVI, 2, ©. 512/518, 
und er meint weiter, „daß dadurch die ſozialpolitiſche Betätigung der Sozial⸗ 
demokratie nicht geſtört, ſondern gefördert wird. Geht die gewerkſchaftliche 
Arbeit ins einzelne, ſo hat die Sozialdemokratie die Aufgabe, aus den Einzel⸗ 
fällen das Allgemeine abzuleiten, ihm einen parlamentariſchen Ausdruck und 
eine politiſche Geltung zu verſchaffen.“ Die praktiſchen Erfahrungen der ein⸗ 
zelnen Gewerkſchaften bedürfen einer fortlaufenden Sichtung und Klärung, die 
meines Erachtens der Gewerkſchaftskongreß naturgemäß in der wünſchens⸗ 
werten Weiſe nicht bieten kann. Auch agitatoriſch kann weder der Gewerk⸗ 
ſchaftskongreß noch die Generalkommiſſion die einzelnen ſozialpolitiſchen Fragen 
genügend fördern, ſo ſind aus den Verhältniſſen heraus die Kommiſſion gegen 
den Koſt⸗ und Logiszwang, die Bauarbeiterſchutzkommiſſion entſtanden. Welche 
Stelle iſt aber in der Partei vorhanden, um eine Weiterbildung in den 
Fragen der Sozialpolitik zu ermöglichen und den praktiſchen Erfahrungen 
neben „einem parlamentariſchen Ausdruck“ auch „eine politiſche Geltung“ zu 
verſchaffen, wie Parvus ſich ausdrückt? Parvus hält die Schaffung eines 
ſozialpolitiſchen Ausſchuſſes der Partei für notwendig („Neue Zeit“, XXVI, 
2, S. 513), und meines Erachtens mit Recht. Der Parteitag kann für Arbeiter⸗ 
ſchutzbeſtimmungen demonſtrieren, kann allgemeine Richtſchnuren für die Hal⸗ 
tung der Partei in Sachen der Sozialpolitik geben, aber auf die Erörterung 
der unendlich vielen Einzelheiten kann er ſich nicht einlaſſen. Dazu muß ein 
anderes Organ vorhanden ſein. | 

Soll die Partei nun ihre Stellung ſtillſchweigend nach den Beſchlüſſen der 
Gewerkſchaftskongreſſe wandeln, wie z. B. in der Frage „Arbeits- oder Arbeiter⸗ 
kammern“? Da dies nicht als der richtige Weg erſcheinen kann, muß eine 
Verſtändigung zwiſchen Partei und Gewerkſchaften in den prak⸗ 
tiſchen Fragen der Sozialpolitik ſtattfinden; grundſätzlich ſind ſie ſich ja einig. 
Dann unterbleiben auch manche kleine Argerlichkeiten mit den Gewerkſchaften, 
die in letzter Zeit mehrmals zutage traten. 

Im vorſtehenden handelte es ſich in der Hauptſache um die Reichs⸗ 
geſetzgebung, aber der Ausſchuß für Sozialpolitik könnte auch eine 
Materialſammelſtelle für unſere Landtagsabgeordneten der Bundes 
ſtaaten werden. Denn auch dort können unſererſeits mancherlei ſozial⸗ 
politiſche Anregungen gegeben werden; ich erinnere nur an die Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung, Fortbildungsſchulpflicht und Gewerbeinſpektion. Dasſelbe gilt 
auch für unſere Vertreter in den kommunalen Körperſchaften. Hier 
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ſei übrigens erwähnt, daß die „Frankfurter Volksſtimme“ vom 12. De⸗ 
zember 1908 eine Zentralſtelle für ſoziale Gemeindepolitik vorſchlägt. 
Es heißt dort: 

„Von unſeren in der Gemeindepolitik tätigen Genoſſen, und zwar gerade von 
den eifrigſten und gewiſſenhafteſten, ſowohl in kleinen Land⸗ wie großen Stadt⸗ 
gemeinden, iſt bisher ſchon oft das Fehlen einer ſolchen Stelle vermißt worden. 
Man braucht in der kommunalen Praxis nicht bloß oft über ganz beſtimmte Spezial⸗ 
fragen ſchnelle und gründliche Auskunft mit reichlichem Material, um raſch ein⸗ 
greifen oder abwehren zu können, ſondern man hat auch für weitſichtigere Arbeiten, 
für Anträge und Interpellationen, für Kommiſſionsberichte und Etatsdebatten, 
regelmäßig das Bedürfnis zu umfaſſenden Unterlagen aus der weiteren Gemeinde⸗ 


. 


praxis, die bei dem fpärlichen Beſtand der meiſten Bibliotheken und Archive von 
Gemeindevertretungen ſelten am Orte ſelbſt zu finden ſind. Nachdem uns beinahe 
jedes Jahr Dutzende, ja Hunderte neuer Gemeinderatsſitze bringt, wird dieſes Be⸗ 
dürfnis immer lebhafter. Jeder unſerer Gemeindevertreter fühlt, daß wir eigentlich 
mehr in Fühlung miteinander ſein und nach einheitlicherem Plane wenigſtens in 
den Hauptfragen der Kommunalpolitik arbeiten müßten. Unſere Gegner haben 
bereits Anfänge zu ähnlichen Einrichtungen getroffen, die uns zum Teil ja ebenfalls 
offen ſtehen, die aber nicht dasjenige bieten, was wir vom ſozialiſtiſchen Stand⸗ 
punkt aus wünſchen.“ 


Ich will indes hierauf nicht eingehen, da eine „Zentralſtelle für ſoziale 
Gemeindepolitik“ ſchließlich doch im weſentlichen andere Aufgaben hätte als 
der von mir vorgeſchlagene Ausſchuß. Die Frage nach der Organiſation 

dieſes ſozialpolitiſchen Ausſchuſſes iſt gewiß nicht ſo leicht zu beantworten; 

jedenfalls aber erſcheint es mir notwendig, daß, wenn er ſeine Aufgabe er- 

füllen ſoll, darin neben einem Sekretär die Partei und die Gewerkſchaften, 
dieſe entſprechend der volkswirtſchaftlichen Bedeutung der einzelnen Berufe, 
vertreten ſind. 


Löhne der Feldarbeiter in Ungarn. 
Don Dr. P. Agoſton (Nagyvarad). 


Die klägliche Lage der Arbeiter Ungarns iſt den Leſern der „Neuen Zeit“ 
ſchon längſt bekannt, jene der Ackerbauarbeiter aber noch immer nicht in dem 
Maße aufgedeckt, um die Urſachen der Hungerlöhne erkennen zu laſſen. Dies 
iſt nur durch die Klärung des Zuſammenhanges der Grundverteilung und der 
Löhne möglich. 8 

Ungarn iſt ein klaſſiſches Land des Großgrundbeſitzes. Von der ganzen 
Fläche, welche die Wirtſchaften einnehmen, gehört der dritte Teil den Groß⸗ 
grundbeſitzern. Von den 36857283 Kataſtraljoch, welche alle Wirtſchaften 
einnehmen, entfallen auf den Großgrundbeſitz nahezu 12 Millionen Joch. Im 
ganzen Lande find 2384000 Wirtſchaften und darunter nur 3768 Groß⸗ 
grundbeſitze. Zu dieſen werden jene gerechnet, deren Flächenraum mehr wie 
1000 Joch einnimmt, während jene von 100 bis 1000 mittlere, von 5 bis 

100 Joch kleine, bis 5 Joch Zwergbeſitzungen ſind. Die Verteilung dieſer 
Beſitzungen und der durch ſie eingenommenen Fläche ſtehen im umgekehrten 
Verhältnis. Es ſind im ganzen Lande 1279718 Zwergbeſitzungen (53,57 Prozent) 
mit einem Flächenraum von 2,16 Millionen Joch (6,15 Prozent), 1085129 


ı 1 Joch = 5754 Quadratmeter. 
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kleine Beſitzungen (45,44 Prozent) mit einem Flächenraum von 17,14 Millionen 
Joch (48,44 Prozent), 19867 mittlere Beſitzungen (0,83 Prozent) mit einem Flächen⸗ 
raum von 5,66 Millionen Joch (14,22 Prozent), 3768 große Beſitzungen (0,16 Bros 
zent) mit einem Flächenraum von 12 Millionen Joch (31,19 Prozent). | 

Um ein klares Bild dieſer Verhältniſſe zu bekommen, kann man den Ver⸗ 
gleich mit Deutſchland nicht unterlaſſen. Von der Geſamtfläche der Wirt⸗ 
ſchaften entfallen 


in Ungarn in Deutſchland 
Auf die Zwergbeſitzungen . . 6,15 Prozent 8,82 Prozent 
Auf die kleinen Beſitzungen . 48,44 2 57,15 . 
Auf die mittleren Beſitzungen . . 14,22 - 23,72 - 
Auf die großen Beſitzungen . . 31,19 10,31 = 


Die Verteilung des Grundbeſitzes zeigt, daß die kleineren Beſitzungen den 
Kulturzentren näher, die größeren aber entfernt liegen. Nicht nur die Städte 
haben viele kleine Beſitzungen aufzuweiſen, ſondern jene Gegenden, die die 
höchſte Kultur haben, und zwar das rechte Ufer der Donau und die Land⸗ 
ſtrecke zwiſchen der Donau und Theiß. Die Verteilung des Großgrundbeſitzes 
zeigt nicht dieſelben Tendenzen, und jo finden wir ihn im ganzen Lande zer⸗ 
ſtreut. Die meiſten hat das Komitat Szaboles, wo die großen Güter 5 Prozent 
aller Beſitzungen betragen, während das Verhältnis in Somogy 4,5 Prozent, 
in Fejer 4,2 Prozent, in Zemplen 3,7 Prozent ausmacht. | 

Die Beſitzungen derjenigen, deren Beruf der Ackerbau ift, machen 68 Prozent 
aller aus, derjenigen aber, die in Händen von Gewerbetreibenden, Handels⸗ 
leuten, Beamten uſw. ſind, 32 Prozent. Bei einer Landbevölkerung von mehr 
als 9,8 Millionen und einer Feldarbeiterzahl von 5 Millionen haben in 
Ungarn 1611969 Perſonen eigenen Grundbeſitz. Die Zahl der Grundbeſitzer 
iſt in ſtetem Abnehmen, die der Hilfsarbeiter beider Geſchlechter aber nimmt 
zu. In der kurzen Zeit von 1890 bis 1900 verminderte ſich die Zahl der 
Beſitzer um 80000, die Zahl der Arbeiter aber, welche im Jahre 1890 kaum 
4,5 Millionen erreichte, ſtieg auf 5 Millionen. Dieſe Veränderungen vollzogen 
ih alle zugunſten des Großgrundbeſitzes und beſonders zugunſten des ge⸗ 
bundenen Grundbeſitzes, welcher heute 34,8 Prozent der Geſamtfläche des 
Landes einnimmt, von welcher Fläche 2,6 Millionen Joch, alſo der fünfte Teil 
des gebundenen Beſitzes, in den Händen der Kirchen ſind. | 

Dieje Verteilung des Bodens iſt die Urſache, daß nicht weniger wie ein 
Viertel (25,22 Prozent) der ganzen Bevölkerung Taglöhner ſind, die ohne 
ſicheren Erwerb ſich zu allen Erwerbszweigen in großer Maſſe hinzudrängen 
und ſich und den anderen Arbeitern überall Konkurrenz machen. Dieſe Be⸗ 
völkerung iſt immer in Bewegung und macht nicht die geringſten Anſprüche. 
Sie verläßt meiſtens ſchon im Frühling ihr Heim, um ſich das ganze Jahr 
lang herumzutreiben, heute in einer Fabrik, morgen bei einem Bau; bald bei 
der Ernte, bald wieder in einer Fabrik beſchäftigt, erlernen ſie nie ein Ge⸗ 
werbe, ſind aber überall zu den gewöhnlichen Arbeiten zu gebrauchen. Die 
große Zahl dieſer Arbeiter, die niedrige Intelligenz und die beſtändige Be⸗ 
weglichkeit drückt die Löhne im Gewerbe und im Ackerbau, denn ſobald es 
nötig, ſteht immer eine Reſervearmee zur Verfügung. Nur in der Erntezeit 
reicht dieſe Reſervearmee nicht aus, und darum werden zu dieſer Arbeit die 
Gebirgsbewohner und ſogar die galiziſchen Arbeiter herangezogen. Daraus er⸗ 


Komitat nennt man eine größere Verwaltungseinheit mit mehreren Bezirken. 
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klärt ſich, weshalb die Löhne der Taglöhner und jene der Ackerbauarbeiter 
gleich ſind. 

Die größte Arbeitsgelegenheit in jedem Agrarland bietet die Ernte, darum 
ſteigen zu dieſer Zeit die Löhne im Ackerbau um 50 bis 70 Prozent, und 
darum verlaſſen ſehr oft auch gewerbliche Arbeiter ihr Handwerk oder die 
Fabrik, um dies auszunutzen. Daß die Löhne unter ſolchen Verhältniſſen nicht 
einmal zur Erntezeit jene Höhe erreichen können, welche als genügend zu be⸗ 
zeichnen iſt, das iſt um ſo mehr bemerkenswert, da die Arbeitszeit bei der 
Ernte weſentlich länger iſt und oft bis zum Übermenſchlichen getrieben wird. 
Arbeitszeiten von 14 bis 15 Stunden täglich ſind gewöhnlich. 

Was nun die Höhe der Löhne anbetrifft, ſo iſt dieſe nirgends derart, daß 
ſie das Leben eines Arbeiters ſichern, von einer Arbeiterfamilie gar nicht zu 
reden. Trotz der beſtändigen Kämpfe, welche die Arbeiter mit den Unternehmern 
ſeit zehn Jahren durchfochten, zeigt ſich keine weſentliche Beſſerung. Die 
Löhne der Ackerbauarbeiter betrugen im Durchſchnitt ohne Verpflegung im 
Jahre 1896 1,25 Kronen! (1,04 Mark) für Männer und 86 Heller für Frauen 
und erreichten im Jahre 1905 1,49 Kronen für Männer und 1,05 Kronen 
für Frauen. Die Löhne ſind von verſchiedener Höhe in den vier Jahreszeiten. 

Die Löhne der Männer waren im Jahre 1905 im Frühjahr 1,30 Kronen, 
im Sommer 2,09 Kronen, im Herbſt 1,48 Kronen, im Winter 1,09 Kronen 
die der Frauen 95 Heller, 1,39 Kronen, 1,07 Kronen und 80 Heller ohne 
Verpflegung. Da die Arbeiter nicht immer beſchäftigt ſind, erreicht der jährliche 
Verdienſt der Männer nicht mehr wie 165 bis 450 Kronen. Die Frauen ver⸗ 
dienen kaum mehr wie die Hälfte, die Kinder mit dem Durchſchnittslohn von 
61,6 Heller 40 bis 50 Kronen. 

Wenn man nun die Löhne der verſchiedenen Gegenden betrachtet, wäre man 
gewiß leicht geneigt, vorauszuſetzen, daß die armen Gegenden die niedrigſten, die 
reichen die höchſten Löhne aufweiſen. Da die Löhne, von denen wir hier ſprechen, 
die Löhne der Ackerbauarbeiter ſind, ſo wären nach der obigen Vorausſetzung die 
Löhne der armen Gebirgsgegenden niedriger, im reichen Flachland aber höher. 

Dieſe Vorausſetzung iſt aber nicht zutreffend. Einer der ärmſten Teile 
Ungarns iſt Oberungarn. Vom Norden gegen Süden wird das Land frucht⸗ 
barer. Das Komitat Arva iſt die nördlichſte Gegend. Dieſe verwaiſte (Arva 
gleich Waiſe) Gegend müßte alſo die niedrigſten Löhne aufweiſen, und hier iſt 
der durchſchnittliche Lohn 2,14 Kronen. Gegen Süden liegt das Komitat Lipto, 
hier iſt der Durchſchnittslohn 2,08 Kronen; weiter gegen Süden liegt das 
Komitat Zolyom, wo der Lohn 1,55 Kronen, dann Bars, wo er 1,52 Kronen, 
dann Eſztergom, wo er 1,39 Kronen beträgt. Betrachten wir jetzt einen 
anderen Teil des Landes, ſo finden wir das gleiche. In der Zips im Komitat 
Szepes iſt der durchſchnittliche Taglohn 2,05 Kronen, im Komitat Saros iſt 
der Durchſchnittslohn 1,66 Kronen, weiter gegen Süden im Komitat Zemplen 
1,46 Kronen, in Abauj⸗Torna 1,28 Kronen, in Borſod 1,06 Kronen. Sehen 
wir jetzt auf die Karte Ungarns von der öſtlichen Seite, ſo bemerken wir 
auf den erſten Blick, daß ſich das Land von der öſtlichen Grenze der Mitte 
zu immer mehr verflacht, und daß es nach dem Weſten zu immer fruchtbarer 
wird. Und je fruchtbarer das Land, deſto niedriger werden die 
Löhne. An der Grenze liegt das waldige, gebirgige Komitat Marmaros, 
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hier iſt der Durchſchnittslohn 1,50 Kronen, dann folgt das Komitat Szatmar, 
wo der Lohn 1,37 Kronen iſt. Dem folgt Szaboles, wo der Lohn 1,33 Kronen, 
dann Bihar, wo er 1,23 Kronen iſt. Siebenbürgen weiſt keine ſo großen 
Unterſchiede der Fruchtbarkeit auf, darum iſt dort eine ſolche Zuſammen⸗ 
ſtellung auch nicht zu machen. 

Vom größten Intereſſe iſt nun die Frage, woher dieſe Erſcheinung rührt. 

Um auf dieſe Frage Antwort zu erhalten, müſſen wir die Verhältniſſe der 
angeführten Komitate näher betrachten. Das Arvaer Komitat umfaßt 
264279 Kataſtraljoch Fläche, von welchen 139000 Joch Ackerland ſind. Von 
dieſem Ackerland entfallen auf die Zwerg⸗ und Kleinbeſitze 132000 Joch, auf 
die mittleren 6800 Joch, auf die Großgrundbeſitze 1457 Joch. Im Komitat 
Zolyom fallen auf die erſteren 63000 Joch Acker, auf die mittleren 6000, auf 
den Großgrundbeſitz 5000 Joch. In Bars entfallen auf die erſten 128000 Joch 
Acker, auf die mittleren Beſitze 40000 Joch, auf die großen 41000 Joch. Im 
Komitat Eſztergom entfallen auf die Zwerg⸗ und Kleinbeſitze 78000 Joch 
Acker, auf die mittleren 11000, auf den Großgrundbeſitz 17000 Joch. 

In den auf der anderen Seite des Landes angeführten Komitaten zeigt 
ſich auch kein anderes Bild. Im Komitat Szepes finden wir, daß 165000 Joch 
Ackerland zu den Zwerg⸗ und Kleinbeſitzen gehören, 23000 Joch zu den mitt⸗ 
leren und 13600 zu den großen. In Saros gehören 170000 zu den erſten, 
40000 zu den zweiten, 35 700 Joch zu den dritten. In Zemplen aber gehören 
200000 Joch Ackerland zu den Zwerg- und Kleingrundbeſitzen, 68000 zu 
den mittleren und 120000 zu den großen. Das Verhältnis der anderen oben 
angeführten Komitate iſt von den angeführten wenig verſchieden. | 

Den Zuſammenhang des Großgrundbeſitzes und der niedrigen Löhne 
finden wir auch dann, wenn wir nicht die Komitate, ſondern die kleinere 
Flächen bedeckenden Bezirke unterſuchen. Nehmen wir zu dieſem Zwecke einige 
noch nicht unterſuchte Komitate. Im Komitat Nyitra ſind mehrere Bezirke, 
von denen die Bezirke Erſekujvar und Galgocz in geographiſcher Beziehung 
den geringſten Unterſchied zeigen. Der Bezirk Erſekujvar iſt von 65263 Joch 
Größe, von welcher 46864 Joch Ackerland ſind. Von dieſer Fläche haben 
43 Beſitzer 38883 Joch, von denen wieder 6 Großgrundbeſitzer nicht weniger 
wie 28088 Joch ihr eigen nennen. Die Löhne der Männer machen im Früh⸗ 
jahr 98 Heller, im Sommer 1,50, im Herbſt 1,32 Kronen, im Winter aber nur 
82 Heller aus. Im Bezirk Galgocz haben 11 Großgrundbeſitzer 22377 Joch 
von den ganzen 75845 Joch. Dieſe Verteilung des Grundbeſitzes macht ſich 
bei den Löhnen inſofern geltend, daß ſie im Frühjahr 125, im Sommer 215, 
im Herbſt 132 und im Winter 100 Heller betragen. 

Dieſelbe Erſcheinung begegnet uns in anderen Komitaten des Landes. 
Betrachten wir zum Beiſpiel das Komitat Fejer am rechten Donauufer und 
unterſuchen wir zwei Bezirke dieſes Komitats. In dieſem Komitat find die 
Bezirke Moor und Adony zum Vergleich am beſten geeignet. Im Bezirk 
Adony breiten ſich die Großgrundbeſitze über 58 Prozent der Geſamtfläche 
aus, im Bezirk Moor über 63,7 Prozent, die Durchſchnittslöhne ſind in dem 
erſten 1,48, im zweiten 1,50 Kronen. Dieſer relativ kleine und zugunſten des Groß⸗ 
grundbeſitzes beſtehende Unterſchied wird aber dadurch erklärt, daß die Größe des 
Ackerlandes im Bezirk Moor 45802, im Bezirk Adony aber 78814 Joch iſt. 

Im Komitat Vas finden wir einen typiſchen Kleingrundbeſitzbezirk, Felſö⸗Eör, 
und den Bezirk Kis⸗Czell, welcher weniger kleine Beſitze aufzuweiſen hat. Das 
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Verhältnis des Ackerlandes zur Geſamtfläche iſt in beiden Bezirken dasſelbe. 
Im Bezirk Felſö⸗Eör ſind 17 Beſitzer, deren Beſitz über 100 Joch groß iſt, 
im Bezirk Kis⸗Czell 80. Die Großgrundbeſitzer nehmen einen Raum von 
12194 Joch im Bezirk Felſö⸗Eör und 33 140 Joch im Bezirk Kis⸗Czell ein. Der 
Durchſchnittslohn iſt 1,70 Kronen im erſten und 1,24 Kronen im zweiten Bezirk. 

Denſelben Zuſammenhang kann man in der großen Ebene, im Alföld, 
bemerken. Den Grund dieſer Erſcheinung zu erforſchen, iſt wieder nicht 
ſchwierig. Der ungariſche Großgrundbeſitz iſt nicht durch die Konzentration 
des Kapitals, ſondern durch die Schenkungen der Könige entſtanden. Die 
Großgrundbeſitzer haben nicht das nötige Kapital, um ihre Beſitzungen in⸗ 
tenfiv auszunutzen, und fo wird auf dieſen ſehr oft eine Weidenwirtſchaft 
betrieben, welche nicht nur wenig Arbeiter beſchäftigt, ſondern dadurch auch 
die Löhne auf ein Minimum herabdrückt. 

Damit ſteht weiter auch im Zuſammenhang, daß ein großer Teil der 
großen Beſitze Fideikommiſſe und Kirchengüter ſind. Es iſt aber eine all⸗ 
bekannte Tatſache, daß ſolche Güter immer nur extenſiv bebaut werden. Dieſer 
letztere Umſtand erklärt auch die Tatſache, daß das lebende Inventar der 
Großgrundbeſitze im Vergleich zu den anderen Beſitzkategorien zurückſteht und 
warum der Großgrundbeſitz auf die Löhne ſo nachteilig wirkt. 


Von der Geſamtzahl entfallen auf 


Von der Geſamtfläche der Wirtſchaften entfallen Rindvieh Pferde Schafe 

Prozent Prozent Prozent Prozent 
Auf die Zwergbeſitzungen 6,15 17,51 15,15 7,19 
Auf die kleinen Beſitzungen . . 48,44 59,43 71,25 39,27 
Auf die mittleren Beſitzungen . . 14,22 10,25 7,42 15,09 
Auf die großen Beſitzungen . . 31,19 12,81 6,18 38,45 


Hingegen werden eben auf den Großgrundbeſitzungen die größten Maſchinen, 
alſo jene gebraucht, welche die menſchliche und tieriſche Hilfskraft überflüſſig 
machen. Mit dieſen Maſchinen wird aber doch nicht erreicht, daß die Groß⸗ 
grundbeſitze intenſiv bearbeitet werden. 

Aus dieſen angeführten Tatſachen folgt, daß das Proletariat Ungarns 
zurzeit den größten Feind im Großgrundbeſitz hat. Alle Vorrechte, welche 
dieſer aus dem feudalen Zeitalter bewahrt hat, die wirtſchaftliche und die 
weltliche Macht, führen zu einem ſolchen Grade der Unterdrückung, wie ſie 
nur durch den Großgrundbeſitz möglich iſt. Nicht nur von den landwirtſchaft⸗ 
lichen, ſondern auch von den induſtriellen Arbeitern iſt er zu fühlen, denn 
die niedrigen Löhne und lange Arbeitszeit wirken auch auf die Löhne der 
induſtriellen Arbeiter zurück. 


Steuerliche Belaftung 
und veränderung der Produktionsweife des Kautabaks. 
ö Von Wilhelm Apel (Nordhauſen). 


In dem Steuerbukett der Regierung befindet ſich auch eine Steuererhöhung 
für Kautabak. Die Kautabakinduſtrie hat ſich in den letzten Dezennien gar bedeutend 
entwickelt. An 100000 Doppelzentner produziert Deutſchland. In einer Petition 
des Nordhäuſer Magiſtrats und Stadtverordnetenkollegiums an den Reichstag wird 
betont: „Die He 1 geſamten Kautabakproduktion Deutſchlands (50000 Do 
zentner) entfe ie Zahl der im „Kautabak“ Beſchäftigten 


648 Die Neue ge 


— ebenfalls nach der ſoeben erwähnten Petition — beträgt rund 6000, die faſt 
genau zur Hälfte aus männlichen und weiblichen Perſonen beſtehen. Bei einer 
Neubelaſtung des „Tabaks“, gleichviel ob durch Fabrikatſteuer oder durch Erhöhung 
der ſchon beſtehenden Zoll- und Steuerſätze und abgeſehen von dem eintretenden 
Konſumrückgang, wird das Verhältnis zwiſchen den Arbeitskräften eine 
Veränderung inſofern erfahren, als die männlichen Arbeiter ſo gut wie aus⸗ 
geſchaltet und der induſtriellen Reſervearmee mit einem Schlage faſt 3000 Per⸗ 
ſonen zugeführt werden. Und zwar — wie wir gleich ſehen werden — durch 
Ablöſung der noch vorhandenen männlichen Arbeiter durch billige weibliche. 

Die ſteuerliche Belaſtung des Kautabaks iſt eine geradezu exorbitante. 
Die Kautabakarbeitergenoſſenſchaft in Nordhauſen zahlte im verfloſſenen Geſchäfts⸗ 
jahr an Tabakzoll die Summe von 53300 Mark bei einer Produktionsmenge von 
rund 1300 Zentnern verkaufsfertigen Kautabak. Das beträgt alſo pro Pfund 
41 Pfennig. 8 

Das iſt die Belaſtung des Kautabaks nach den heutigen Zoll-, beziehungs⸗ 
weiſe Steuerſätzen. Wie erſt werden die Summen ausſehen, wenn dem Wunſche 
der Regierung Rechnung getragen und die Steuerſchraube um einige Drehungen 
angezogen iſt! Daß eine Beſteuerung kommen wird, möchte man bald nicht mehr 
in Frage ſtellen. Spricht ſich doch ſelbſt die Petition des „Deutſchen Tabakvereins“ 
an den Reichstag dahin aus, daß, wenn eine „Weiterentwicklung der Steuerverhält⸗ 
niſſe des, Tabaks“ vorgenommen werden ſolle, man bei dem jetzigen Syſtem bleiben 
möge“. — Kommt eine abermalige Belaſtung des „Tabaks“, dann werden ſich die 
Fabrikanten ohne weiteres zunächſt auf die Löhne ſtürzen und ſich an dieſen 
ſchadlos zu halten ſuchen. Auch hierüber läßt ſich der „Deutſche Tabakverein“ in 
ſeinen „zwangloſen Mitteilungen“ vom Oktober vorigen Jahres aus: „Verminde⸗ 
rungsfähig ſind nur die Ausgaben für Rohtabak, für Arbeitslöhne, für 
Ausſtattung.“ Dieſe Poſten machen 60 Prozent oder 250 Millionen Mark des Fakturen⸗ 
wertes der geſamten Induſtrieerzeugniſſe, unter Ausſchluß der Zigarette, aus. 

Bei dieſer Attacke auf die Löhne wird ſich in der Kautabakproduktion eine 
bisher von den Arbeitern als gegenſtandslos betrachtete Umwälzung vollziehen. 
Die Fabrikanten werden bei der guten Organiſation der Kautabakarbeiter nicht 
wagen, plötzlich die Löhne herabzuſetzen. Nein, die Herren werden zu einem anderen 
Mittel zur Erhaltung ihres Profits greifen. Und das iſt die Spinnmaſchine. 
Dieſe iſt Mittel zum Zweck und zugleich Selbſtzweck. Was für gute Dienſte dieſe 
Menſchenerſetzer den Fabrikanten ſchon geleiſtet haben, ſieht man aus den Empfeh⸗ 
lungen, mit denen dieſe Maſchinen zum Kauf angeboten werden. Es heißt nämlich 
dort: „Die Maſchinen haben ſich beim großen Nordhäuſer Kautabakarbeiter⸗ 
ſtreik 1901 ausgezeichnet bewährt.“ Die Spinnmaſchine iſt nach dreierlei 
Richtung hin gewinnbringend: erſtens drückt ſie die Löhne; zweitens ermöglicht ſie 
eine rationellere Produktionsweiſe und drittens dient ſie dem Großfabrikanten als 
Mittel, die Kleinbetriebe — ſoweit ſie noch nicht ganz durch die Steuerlaſt er⸗ 
droſſelt ſind — konkurrenzunfähig zu machen. Wenn auch heute die Spinnmaſchinen 
noch nicht techniſch vollkommen ſind, ſo ſchließt das doch nicht aus, daß ſie voll⸗ 
kommen werden können. 

Heute find in Nordhauſen — dem Zentralpunkt der Kautabakinduſtrie — 
zwanzig ſolcher „Unternehmerfreunde“ in Tätigkeit. Jede einzelne benötigt eine 
Bedienung von drei Perſonen, leiſtet aber nur eine Produktionsmenge, die der 
eines flotten Tabakſpinners gleichkommt. Oberflächlich betrachtet, ſcheint alſo die 
Maſchine bedeutungslos, da ihre Leiſtungsfähigkeit keine epochemachende iſt und 
die für die Hilfskräfte (Bedienung) zu zahlenden Löhne dieſelbe Höhe erreichen 
wie bei dem Handſpinner. Bei genauer Prüfung ſtellt ſich der Sachverhalt jedoch 
weſentlich anders. 

Schon die Tatſache, daß zur Bedienung der Maſchine nur weibliche Arbeiter 
Verwendung finden und durch deren niedrige Entlohnung das Gleichgewicht zwiſchen 
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den Produktionskoſten der Handſpinner und denen der Maſchine hergeſtellt wird, 
genügt, um die künftige Gefahr für den Tabakſpinner erkennen zu laſſen. Schon 
das Faktum, daß die Maſchine trotz vermehrter Hilfskräfte nicht teurer produziert 
als der einzelne Tabakſpinner, beſtimmt den Kautabakfabrikanten, einen Wechſel 
in den Perſonen ſeines Betriebes vorzunehmen, indem er die männ⸗ 
lichen Arbeiter durch weibliche erſetzt. Er ſtellt Maſchinen auf, läßt die⸗ 
ſelben von Arbeiterinnen bedienen, zahlt letzteren einen, gegenüber anderen Arbeite⸗ 
rinnen, ſcheinbar guten Lohn und ſchaltet ſo die männlichen Arbeiter ſukzeſſive aus. 
Techniſche Verbeſſerungen, Einführung eines anderen Lohnmodus bei der Maſchinen⸗ 
bedienung (vielleicht Akkordſyſtem) werden die Produktivität des „eiſernen Fabrik⸗ 
inſaſſen“ ſpäter noch ſteigern und die Löhne der Arbeiterinnen drücken. 

Daß die Tendenz — männliche Arbeiter durch weibliche überflüſſig zu machen — 
bereits heute bei den Nordhäuſer Fabrikanten beſteht, erhellt daraus, daß im letzten 
Jahrzehnt an Stelle der Röllchenmacher Röllchenmacherinnen getreten ſind, die 
um 20 bis 30 Prozent billiger arbeiten und mindeſtens ebenſo leiſtungsfähig ſind 
wie die männlichen Arbeiter. Die letzten Wochen zeitigten ſeitens der Fabrik⸗ 
induſtriellen weiter das Beſtreben, die weiblichen Arbeitskräfte nicht nur räumlich 
von den männlichen abzuſondern, ſondern in eigens dazu hergerichteten Gebäuden 
unterzubringen. Dadurch ſoll den männlichen Arbeitern die Möglichkeit genommen 
werden, über die Art und Menge des von den weiblichen Arbeitern gefertigten 
Tabaks Beobachtungen anzuſtellen. Genau jo abgeſchloſſen werden die Maſchinen⸗ 
arbeiterinnen gehalten. 

Dieſes Vorgehen wird nicht auf Nordhauſen beſchränkt bleiben, ſondern die 
Kautabakfabrikanten des übrigen Deutſchland werden, dem Beiſpiel ihrer Nord⸗ 
häuſer Kollegen folgend, zu denſelben Mitteln greifen und auf Koſten der Kau⸗ 
tabakarbeiter ſich ſchadlos zu halten ſuchen. Gewiß wird der Entwicklungsgang 
der Spinnmaſchine auch unabhängig von einer neuen Belaſtung des Rohmaterials 
nach vorwärts ſchreiten. Aber keineswegs in dem Geſchwindtempo, als es der Fall 
ſein wird bei einer nochmaligen Schröpfung der Tabakinduſtrie. Eine Neubelaſtung 
des „Tabaks“, in welcher Form es auch ſei, bringt alſo, wie wir zeigten, nicht nur 
Verteuerung des Produkts und Reduzierung der Löhne, ſondern greift auch in den 
Produktionsprozeß zuungunſten der Arbeiter ein. 


Uiterariſche Kundſchau. 


Profeſſor D. Ad. Deißmann, Das Archriſtentum und die unteren Schichten. 
Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht. 42 Seiten. 1 Mark. 

Dieſes Schriftchen iſt die Wiedergabe eines Vortrags, den der Berliner Pro⸗ 

feſſor der Theologie auf dem Evangeliſchſozialen Kongreß in Deſſau am 10. Juni 1908 

hielt. Er polemiſiert darin gegen meine in den „Vorläufern des Sozialismus“ kurz 

angedeutete Auffaſſung des Chriſtentums als einer „proletariſchen Emanzipations⸗ 

bewegung mit kommuniſtiſcher Tendenz“. Aber die ganze Schrift bietet den Nach⸗ 


weis, daß d r ' roletariſche Bewegung war. So hatte man 


zum Beiſpiel ſchon lange erkannt, daß das Griechiſch der älteften chriſtlichen Texte 
vom gleichzeitigen Litergturgriechiſch ſtark abweicht. Man nahm an, das ſei dem 
emitiſchen Sprachgeiſt der Apoſtel zuzuſchreiben. 

„Aber“, führt Deißmann aus, „dieſer Einfluß iſt maßlos überſchätzt worden; 
die Eigenart des apoſtoliſchen Griechiſch jedenfalls kann nicht durch Hinweis auf 
die Raſſenſchichtung erkannt werden, ſondern erklärt ſich aus der Tatſache 
der Klaſſenſchichtung: es iſt Volksgriechiſch, das die Apoſtel redeten, Volks⸗ 
griechiſch mit einzelnen ſemitiſchen Einſchlägen.“ 

Für ſeine Auffaſſung des Urchriſtentums als proletariſche Klaſſenbewegung 


— — 


führt Deißmann eine ganze Reihe bisher noch wenig oder gar nicht bekannter Tat⸗ 
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ſachen vor. Was beweiſen fie indes gegen mich? Man ſollte denken, fie beſtätigen 
nur meine Auffaſſung. | 

Aber, ſagt Deißmann, das Urchriſtentum war wohl eine proletariſche, aber 
keine kommuniſtiſche, ſondern eine religiöſe Bewegung. Als ob das eine das andere | 
ausſchlöſſe! Woher kommt es denn, daß dieſe religiöſe Bewegung bloß auf eine 
Klaſſe beſchränkt war? Was die Klaſſen unterſcheidet, iſt ihre ökonomiſche Stel⸗ | 
lung, find ihre ökonomiſchen Intereſſen. Anſcheinend rein geiſtige Bewegungen, 
die von einer beſonderen Klaſſe getragen werden, beweiſen ſchon dadurch, daß ſie | 
im Grunde nicht rein geijtig find, ſondern nur die Hülle einer ſozialen, einer öko⸗ 
nomiſchen Bewegung bilden. 

In der Tat wird durch das, was Deißmann gegen meine Auffaſſung Be | 
dieſe gar nicht getroffen: 

„Die berühmte Stelle der Apoſtelgeſchichte von der Gütergemeinſchaft der 
Gemeinde von Jeruſalem iſt in ihrer hiſtoriſchen Tragweite ſehr überſchätzt 
worden, weil man das erbauliche Pathos ihrer Formulierung mit der Sprache 
einer ſozialpolitiſchen Enquete verwechſelte. Die Gottesreichshoffnung des Ur⸗ 
chriſtentums hat zwar zweifellos auch ein auf das Diesſeits bezogenes Moment 
inſofern gehabt, als ſie die Hoffnung iſt auf eine Erneuerung dieſer Erde 
durch Gott und ſeinen Geſalbten und auf einen großen Ausgleich durch das 
Weltgericht. Aber nirgends hat das Urchriſtentum durch Organiſation des Prole⸗ 
tariats auf dem Wege des Kampfes um die politiſche Macht den Zukunfts⸗ 
ſtaat herbeizuführen geſucht.“ 

Hier wird mit keinem Worte widerlegt, daß das Urchriſtentum nicht eine pro⸗ 
letariſche Emanzipationsbewegung mit kommuniſtiſcher Tendenz war, ſondern nur 
beſtritten, daß die urchriſtlichen Kommuniſten moderne Sozialdemokraten waren, die 
in der Eroberung der politiſchen Macht das Mittel zur Durchführung des Kommunis⸗ 
mus ſahen. Das iſt aber etwas ganz anderes, das habe ich auch nie behauptet. 

Wohl ſcheint es mir ſehr wahrſcheinlich, daß Jeſus ein Rebell war, der nach 
der politiſchen Macht ſtrebte. Aber ich gebe gern zu und habe das auch in meinem 
Buche ſtark betont, daß das Chriſtentum von der Zeit an, in der wir darüber 
ſichere Nachrichten haben, ſtets unpolitiſch war, auf den Kampf gegen die Obrig⸗ 
keit verzichtete, den Kommunismus teils von der eigenen ökonomiſchen Organiſation, 
teils von Gott, auf keinen Fall aber von der Eroberung der ene Macht er⸗ 
wartete. | 

Die Tatſachen, die Deißmann vorbringt, bilden nur eine Bekräftigung, 8 
eine Widerlegung meiner Auffaſſung des Urchriſtentums. „ 


Dr. Karl Wächter, Die gewerbliche Bleivergiftung und ih re Bekämpfung im 
Deutſchen Reiche. Volkswirtſchaftliche Abhandlungen der badiſchen Hochſchulen, 
herausgegeben von C. J. Fuchs, E. Gothein, G. v. Schulze⸗Gävernitz. Karlsruhe, 
G. Braunſche Hofbuchdruckerei. 10. Band, 2. Heft. 107 Seiten. 2,40 Mark. 


Die Zuſammenſtellung der Urſachen der Bleigefahr, ihrer Verbreitung und 
der bisher eingeſchlagenen Wege zu ihrer Bekämpfung iſt überſichtlich, wenn auch 
nicht erſchöpfend. Beſonders iſt der Erſatz von bleihaltigen Farben durch bleifreie 
nicht eingehend genug behandelt. So fehlt vor allem ein Bericht über die ſehr 
wichtigen Arbeiten, die von Livache und Poſain in Paris über Ölfarbenanftriche 
und Erſatz von Bleiweiß durch Zinkweiß ausgeführt wurden, wobei ſie zu dem 
Reſultat kamen, daß die ungünſtigen Erfahrungen, welche mitunter über die Deck⸗ 
kraft des Zinkweiß gemacht wurden, daher rührten, daß dieſer Farbſtoff in einem 
anderen Verhältnis wie Bleiweiß zum Leinöl zugeſetzt werden muß. Die Abhand⸗ 
lung von J. Bronn: „Einige neue Arbeiten über die Anwendung und den Erſatz 
von bleihaltigen Farben und Glaſuren“ in der Zeitſchrift „Die chemiſche In⸗ 
duſtrie“ (XXIX, Nr. 5/6, 1906), die auch als Sonderabdruck erſchien, iſt von 


. 
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Wächter gar nicht berückſichtigt worden. Völlig verfehlt iſt ſeine Polemik gegen 
die „ſozialiſtiſche Literatur und Preſſe“, von der er behauptet, daß ſie „das ganze 
Gebiet der Gewerbehygiene bis in letzter Zeit den vielgeſchmähten bürgerlichen 


Sozialpolitikern überlaſſen habe“. Ein Blick allein in die Generalregiſter der „Neuen 
Zeit“ wie in den „Vorwärts“ hätte Wächter belehren können, daß die ſozialiſtiſche 
Preſſe ſtets den Kampf gegen die gewerblichen Vergiftungen in ausgiebiger Weiſe 
geführt hat. Und ebenſo die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion. Freilich verrät 
die Schrift Wächters, daß er ſich um die Verhandlungen des Reichstags über ge— 
werbliche Vergiftungen überhaupt nicht genügend gekümmert hat, ſonſt hätte er 
wiſſen müſſen, daß zum Beiſpiel das Verbot des weißen Phosphors bereits vor 
dem von der Regierung eingebrachten Geſetzentwurf von der ſozialdemokratiſchen 


Fraktion beantragt wurde, was freilich auch die Reichsregierung nicht hinderte, in 
der Begründung ihrer Vorlage dieſe aus den Akten des Reichstags ſich ergebende 
Tatſache totzuſchweigen. Ebenſo haben die Redner unferer Fraktion zur Gewerbe⸗ 


aufſicht wiederholt auf die gewerblichen Vergiftungen hingewieſen und verlangt, daß 


außer entſprechendem hygieniſchem Schutz entweder die Beſtimmungen der Unfall⸗ 
verſicherung auf gewerbliche Vergiftungen ausgedehnt oder beſondere Schutz- und 
Fürſorgebeſtimmungen erlaſſen werden. Und es war allein die ſozialdemokratiſche 
Fraktion, welche am 6. Mai 1904 bei Beratung der Petition der Malerorganiſation 
betreffend Erlaß eines Verbots der Verwendung von Bleifarben für das Verbot 
eintrat und es in eingehendſter Weiſe ſachlich begründete, während alle anderen 
Fraktionen — einſchließlich des Zentrums, für das Erzberger ſprach — ſich mit 
Schutzvorſchriften bei Verwendung der Bleifarben begnügten, woraufhin der 
Bundesrat 1905 auch nur ſolche Vorſchriften erließ. Wächter kommt zu dem Reſultat, 


daß mindeſtens den Malern und Anſtreichern „als wirklich hoffnungsloſem Beruf 
nur durch Ausſchluß der Bleifarben von der Verwendung geholfen werden kann“. 
Das war der ſozialdemokratiſche Standpunkt bereits 1904 bei der Petitionsberatung 
und ſchon jahrelang vorher bei allen Debatten über die Bleifrage. Daß Herr 
Wächter das nicht wußte, berechtigt ihn zwar nicht zu ſeinen Angriffen gegen uns, 
aber offenbar hat es ihm bei Erlangung der akademiſchen Doktorwürde im ultra⸗ 
montanen Freiburg i. B., behufs deren er ſeine Arbeit verfertigte, nicht geſchadet 
— — vielleicht ſogar genützt! ew. 


Dr. S. Rudolf Steinmetz im Haag, Die Philoſophie des Krieges. Natur⸗ und 
kulturphiloſophiſche Bibliothek, 6. Band. Leipzig 1907, Verlag von Joh. Ambr. 
Barth. XVI und 352 Seiten. 


Wer den Titel des Buches lieſt, wer es als Glied einer von teilweiſe an- 
geſehenen Gelehrten herausgegebenen Sammlung bezeichnet ſieht, wer weiß, daß 
der Verfaſſer ein Profeſſor der Ethnologie und Soziologie iſt, wird höhere Erwar— 
tungen hegen, aber ſich durch die Lektüre ſehr bald enttäuſcht ſehen. Herr Stein⸗ 
metz hat zwar „ſeit Jahren das Problem des Krieges immer aufs neue in ſeinem 
Geiſte hin und her gewälzt“ (S. W, aber es iſt bei allem Wälzen nichts anderes 
herausgekommen als ein mehr oder minder oberflächliches Räſonnement über die 
Schatten⸗ und die Lichtſeiten des Krieges, in deſſen Verlauf ſich der Verfaſſer all⸗ 


mählich ſo in Eifer für die letzteren ſchreibt, daß ihm im Schlußkapitel die Kriegs⸗ 


gegner unvermerkt „unſere“ Gegner geworden ſind. Recht hat er nur darin, daß 
er die Ideologie der Friedensſchwärmer als wenig wirkſam, die Abrüſtungs⸗ 
vorſchläge des Friedenskongreſſes als Komödie (S. 326), die Schiedsgerichtsidee als 


eine Selbſttäuſchung (S. 326—331) anſieht und, anſcheinend der Konſequenzen un⸗ 


bewußt, die Wahrheit ausſpricht, daß der Krieg nicht durch Mitleid abgeſchafft 
werden kann, ſondern mit dem Syſtem der Konkurrenz unzertrennlich verbunden iſt 
(S. 335). Mit Recht weiſt er auch darauf hin, daß die Verbrüderung der Völker trotz 
aller ſchönen Trinkſprüche und Zeitungsphraſen heute „noch immer Schein“ iſt; er 
vergißt aber dabei, daß die einzigen zuverläſſigen Friedensbürgen ſchon heute die 
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ſozialdemokratiſchen Arbeiter find. Freilich, von der Sozialdemokratie hat dieſer 
„aufgeklärte“ Liberale die dümmſten Vorſtellungen. Auch ſie wird nach ſeiner Mei⸗ 
nung den Krieg beibehalten, denn — „fie erſt recht wird die Entfeſſlung aller Be 
gierden () ſein, und das iſt kein Friedensfundament“. Ein andermal (S. 331) heißt 
es im Gegenſatz dazu: „Da iſt der häßliche, dumme Traum der Kommuniſten: die 
ganze Menſchheit, 1600000000 Seelen, in einem Brüderbund organiſiert, wenigſtens 
konſequenter.“ Dabei ſteckt unſer Kriegsverteidiger ſelbſt voll Ideologien. Er er⸗ 
klärt, nachdem er ſelbſt eben erſt die „traurigen Folgen des Kaſernenlebens“ 
geſchildert hat, das Heer für die „beſte aller Volksbildungsanſtalten“, deren „ſegens⸗ 
reicher Einfluß“ ſich erſt voll entfalten werde, wenn — die Dienſtzeit die von 
früher beſtehenden Unterrichtslücken der „weniger Gebildeten“ ausfüllen, wenn 
Offiziere wie Unteroffiziere ſich die ſittliche Erziehung des Rekruten „in ganz anderer 
Weiſe zu Herzen nehmen“ und auch ihrerſeits „ganz anders angeleitet“, und wenn 
ſchließlich die Soldaten vorſorglich — dem Großſtadtleben ferngehalten würden 
(mit der köſtlichen Einſchränkung: „ohne daß der Landaufenthalt den Offizieren 
zur dauernden Pflicht gemacht würde, was vielleicht eine größere Zahl von ihnen 
von dieſem Beruf fernhalten würde, als dem Staate erwünſcht fein kann“, S. 134). 
Und welche volkswirtſchaftlichen Vorſtellungen herrſchen in dieſem holländiſchen 
Profeſſorenkopf! KEinen „höchſt wertvollen Troſtgrund“ im Hinblick auf die un⸗ 
geheuren wirtſchaftlichen Schäden des Krieges bildet ihm die Erwägung, daß Arme 
(Völker wie Individuen) ſich „bald wieder in ihre alte Lage finden“, weil fie — 
nicht viel zu verlieren hatten, Reiche dagegen ſich ſchnell erholen, weil ſie zwar 
abſolut viel, aber relativ wenig verloren Ja, die Menſchen überhaupt, die Armen 
inkluſive, „haben nun einmal viel Geld für ihre Genüſſe übrig Die Sozialdemo⸗ 
kratie hat es zur Modebehauptung, faſt zum Axiom gemacht, daß die große Maſſe 
des Volkes am Nötigſten Mangel hat, aber wer verzehrt denn die ungeheuren 
Mengen von gewöhnlichen () Nahrungs- und Genußmitteln K Der Kommerzienrat 
iſt kein Danaidenfaß für Schweinefleiſch, Zucker, Roggen und Kartoffeln“ (S. 161), 
Man wird uns nach dieſer Probe andere anzuführen erlaſſen. Kommen wir zu 
Ende. Ohne Krieg gibt es nach unſerem Geſchichtsphiloſophen kein Leben, keinen 
Staat, keine ſittliche Erhebung, keine höchſte Anſtrengung, kein heldenmütiges 
Sterben für ein Ideal, ſondern eitel Erſtarrung, Schlaffheit und — Langeweile, 
wie ſie auch der Zukunftsſtaat bringen würde, der das Völkerleben zur „Kinder⸗ 
ſtube“ umgeſtalten will, indem er „dem künftigen Bürger alle Mühe der Selbſt⸗ 
beſtimmung abnimmt, gegen alles Leid und alle Gefahr ihn ſicherſtellt, jede Einzel⸗ 
heit des Lebens für ihn regelt, ihn zum Nirwana ſo recht gründlich vorbereitet“ 
(S. 221). 


notizen. 


Bildungsarbeit in der Partei. In Nr. 13 der „Neuen Zeit“ hat Genoſſe 
Duncker einen ſehr beachtenswerten Artikel über die „Leſe- und Diskutierklubs als 
Bildungsmittel“ veröffentlicht und darin eine Fülle von Anregungen zu deren 
zweckmäßigen Ausgeſtaltung gegeben. Die Wahl eines Obmanns zur allgemeinen 
Geſchäftsführung halte auch ich für notwendig. Aber die Leitung der Diskutier⸗ 
abende ſollte reihum in die Hände der einzelnen Teilnehmer gelegt werden. Das 
ſchützt den einzelnen vor Überhebung, die namentlich bei jüngeren Genoſſen zu be 
fürchten wäre, und zwingt jeden, ſich über die Diskuſſion geiſtig zu erheben, die 
großen Geſichtspunkte der Debatte zu erfaſſen, ſeine Urteilskraft gewiſſermaßen zur 
Objektivität zu erziehen. fe; 
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Dunckers Artikel hat mich angeregt, einmal auf gewiſſe Auswüchſe der Bil 
dungsbeſtrebungen hinzuweiſen. Man kann ſehr wohl der Meinung ſein, daß nie⸗ 
mals genug Bildungsarbeit geleiſtet werden kann, und doch anerkennen müſſen, 
daß es auch hier ein Zuviel gibt. 

Da iſt vor allen Dingen das Verlangen nach „populären“ Schriften zu nennen. 
Man weiſt zur Begründung auf die Tatſache hin, daß erſtens die Bücher unſerer 
großen Denker in den Bibliotheken zumeiſt nur auf den erſten Seiten Spuren von 
eifriger Benutzung aufweiſen, und zweitens, daß die Zahl derjenigen Parteigenoſſen 
ſehr groß ſei, welche ſelbſt über Grundfragen des Sozialismus keine klare Aus⸗ 

kunft zu geben vermöchten. 

Beide Behauptungen ſind ohne jede Beweiskraft. In der Regel müſſen die 
erſten Kapitel eines Werkes mehreremal durchgeleſen werden, erſtens weil ſie die 
Grundlage des Ganzen bilden und daher vollſtändig erfaßt ſein müſſen, bevor man 
fortfahren kann, und ferner, weil die ſpäteren Kapitel ein öfteres Nachſchlagen not⸗ 
wendig machen, zumal dann, wenn nicht hintereinander geleſen wird, ſondern nur 
die wenigen Abendſtunden mit großen Unterbrechungen benutzt werden können, wie 
dies beim Proletarier ausnahmslos der Fall iſt. 

Die zweite Behauptung ſchießt über das Ziel hinaus. Unſere rege Bildungs⸗ 
arbeit hat ohne Zweifel im Verhältnis zum Wachstum der Partei ganz erheblich 
zugenommen. Es wird aber immer und überall Genoſſen geben, die entweder nicht 
auf der Höhe der Allgemeinbildung ſtehen, eine Folge unſerer unzureichenden Volks⸗ 
ſchule, oder aber nicht imſtande ſind, ihre durchaus geſunden Gedanken in klaren 
Sätzen zu formulieren; das iſt mehr Mangel an Übung als natürliche Veranlagung. 
Im allgemeinen, wird man ſagen dürfen, ſind die Grundfragen des Sozialismus 
viel zu ſehr auch einſchneidende Lebensfragen des Proletariats und wurzeln dem- 
nach viel zu tief in ſeinem Denken, als daß ihr Begreifen ſo außerordentliche 
Schwierigkeiten bereiten ſollte. Mit einer noch weiter getriebenen Populariſierung 
der — mit verſchwindenden Ausnahmen — ohnehin ſchon populär gehaltenen 
ſozialiſtiſchen Schriften könnte nur ein erheblicher Schaden angerichtet werden. 
Der Wert eines proletariſchen Klaſſenkämpfers liegt ohne Frage in ſeiner Über: 
zeugung. Dieſe entſpringt wiederum aus feinem Denken und Empfinden. Der Schwer⸗ 
punkt liegt mithin in ſeiner eigenen Denkarbeit. Je mehr wir aber populari⸗ 
ſieren, deſto weniger Anforderungen ſtellen wir an das eigene Denken des Leſers. Wir 
rauben ihm damit ſeine Schlagfertigkeit, die weſentlich ein Produkt anerzogener, inten⸗ 
fiver Gedankenarbeit iſt, und erziehen ihn zur Denkfaulheit, zur Gedankenloſigkeit. 

Wer hätte nicht ſchon unzähligemal den Schrei nach „mehr Material“ gehört? 
Haufenweiſe iſt es in unſerer Literatur zuſammengetragen; es muß nur durch eigene 
Gedankenarbeit dem Wiſſensſchatz des einzelnen einverleibt werden. Bieten wir nun 
den Genoſſen bei jeder nur denkbaren Gelegenheit ein wohlvorbereitetes Material, 
ſo erreichen wir zwar für den Augenblick eine erhöhte Schlagfertigkeit, aber nach kurzer 
Zeit ruht alles wohlverwahrt im Schubfach, und nur ein verſchwindend dünner Nieder⸗ 

ſchlag iſt im Gedächtnis haften geblieben. Man hat ja nicht mehr nötig, das Hirn 
damit zu beſchweren, alles ſteht hübſch ſchwarz auf weiß in der „Materialſammlung“. 

Dabei iſt auch auf die Zeitungslektüre hinzuweiſen. Allerdings bringt 
gerade die Arbeiterpreſſe nur das Weſentlichſte, und ſie muß unbedingt den viel⸗ 
feitigen Anforderungen gerecht werden, die aus der Kampfſtellung des Proletariats 
erwachſen. Aber eine wirklich nutzbringende Zeitungslektüre iſt wohl den meiſten 
Arbeitern unbekannt! Wie oft habe ich ſchon hören müſſen, wenn ich nach einem 
Referat die Lektüre einer darauf bezüglichen Broſchüre empfahl: „Ach, ich bin zu⸗ 
frieden, wenn ich mit der Zeitung fertig werde!“ Da findet man denn, daß die 
Genoſſen glauben, Tag für Tag die Zeitung von Anfang bis Ende nicht durch⸗ 
leſen — das iſt bei der knapp bemeſſenen freien Zeit des Arbeiters überhaupt 
nicht möglich —, ſondern überfliegen zu müſſen. Was dabei für ein Nutzen 
herausſpringt, kann am beſten ermeſſen, wer ſich einmal die Mühe gemacht hat, in 
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oft weniger als zwei Stunden eine Tageszeitung durchzuleſen, immer den wenig 
geſchulten Geiſt des Arbeiters im Auge behaltend. 
Ohne den Wert einer allgemeinen Überſicht im geringſten verkennen zu wollen, 
muß doch geſagt werden, daß eine ſyſtematiſche Zeitungslektüre unvergleichliche 
Vorteile bietet. Eine wahlloſe Zeitungslektüre erſtickt jede Verwertung des Ge⸗ 
leſenen unter der Wucht des Allzuvielen. Wenn man aber den Arbeiter dazu er⸗ 
ziehen könnte, vor allem ein Gebiet mit Fleiß und Ernſt zu ſtudieren, wie wir es 
auch beim Buchſtudium empfehlen, dann wäre ein wichtiger Schritt auf dem Gebiet 
des Bildungsweſens vorwärts getan. Alles andere könnte dann nach Zeit und Be⸗ 
darf mehr oder weniger nebenher geleſen werden. i 
Nun noch ein paar Worte über die Unterrichtskurſe. Die Lehrmethode des 
Genoſſen Duncker iſt mir bekannt, und ich halte ſie für ſehr empfehlenswert. Er 
liebt es und drückt das auch in ſeinem Artikel aus, daß die Teilnehmerzahl nur 
eine beſchränkte ſei. Beim Unterricht wird auf dieſe Weiſe ein inniger Kontakt 
zwiſchen Lehrer und Schülern erreicht, und das ſteigert den Nutzen des Unterrichtes 
ungemein. Es beſteht ferner die Möglichkeit, bei der Prüfung der freiwillig ge⸗ 
lieferten Schülerarbeiten durch den Lehrer das volle Erfaſſen des vorgetragenen 
Stoffes nachprüfen und etwa hervortretende Irrtümer berichtigen, Lücken ausfüllen 
zu können. Die Arbeiterbildungsſchule ſcheint mir durch allzu große Teilnehmerzahl 
die Vorzüge der geſchilderten Methode vermiſſen zu laſſen. Allerdings ſpielt die Koſten⸗ 
frage eine erhebliche Rolle hierbei; das ſollte aber wirklich nicht der Fall fein dürfen. 
Ich glaube, ein kurzer Hinweis auf das Erreichbare und das geſunde Gefühl des 
Arbeiters werden genügen, die Klippen zu vermeiden, die den Bildungsbeſtrebungen 
drohen. In erſter Linie wird es darauf ankommen, der Jugendbildung eine Bahn 
zu weiſen, die daran vorüberführt, denn em Verſtändnis 
der Jugend angepaßt“ lauert. die ſchlimmſte Gefahr: die Verflachung. Der jugend⸗ 


liche Geiſt iſt aber elgſtiſch genug. oſt zu vertragen. f 


Paul Wenk, Lichtenberg. 


Zkitſchriftenſchau. 


In „The International Socialist Review“ vom Dezember findet ſich ein 
Aufſatz von George D. Herron über „Krie 1 tex dem Kapitalismus“, 
der auch ſchon im engliſchen „Social Democrat“ erſchienen war. Der Autor f 
an die Außerung Hyndmans und Blatchfords über die drohende Kriegsgefahr 
an, die zu der bekannten Diskuſſion Anlaß gegeben. Die wirklichen Meinungen 
Hyndmans ſeien durch die Liberalen und die Führer der Arbeiterpartei entſtellt 
und in dieſer Form in der europäiſchen und amerikaniſchen Preſſe wiedergegeben 
worden. Die Haupttatſache, die die politiſche Situation beherrſcht, iſt das Ex⸗ 
panſionsbedürfnis Deutſchlands, und dabei ſteht England im Wege; kein guter oder 
böſer Wille einzelner Politiker kommt neben dem Zwange dieſes kapitaliſtiſchen 
Bedürfniſſes in Betracht. Wir ſehen in der Tat Deutſchlands Hand überall im 
Spiel: es hat durch falſche Ratſchläge Rußland in den Krieg getrieben, der dieſen 
öſtlichen Nachbar machtlos machte; es ſteht hinter den öſterreichiſchen und bulgariſchen 
Verſuchen, das aufkommende freiere jungtürkiſche Reich zu ſchwächen, denn überall 
fürchtet Deutſchland die Freiheit der Völker als die ſchlimmſte Feindin ſeiner kapita⸗ 
liſtiſchen Intereſſen. Die deutſche Expanſion wäre aber verhängnisvoll für die 
ganze Welt und namentlich für die freiheitliche ſozialiſtiſche Bewegung, denn ſie 
würde die Herrſchaft des Preußentums bedeuten, die Herrſchaft des barbariſchen, 
kulturfeindlichen preußiſchen Junkergeiſtes. Die Verpreußung Europas hätte die⸗ 
ſelben Folgen wie die Verpreußung Deutſchlands; ſie würde überall einen Rückfall 
in barbariſche Knebelung und barbariſche Kampfmethoden bringen. Daß das deutſche 
und das engliſche Volk den Krieg nicht wünſchen, tut nichts zur Sache; denn immer 
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at der Kapitalismus, wenn er den Krieg brauchte, ſich die Volksſtimmung gefügig 
emacht; überall kann er noch den unbotmäßigen Arbeitern gehorſame Armeen ent> 
egenſtellen; und wenn dem Kaiſer und der Hamburg⸗Amerika⸗Linie der Augenblick 
eignet erſcheint, können Bebel und alle Sozialdemokraten nichts dagegen machen. 
der amerikaniſche Krieg gegen Spanien, der engliſche gegen Transvaal, der ruſſiſche 
egen Japan wurden alle gegen den Volkswillen begonnen, aber ſie wurden durch⸗ 
eführt. Mehr noch: die Herrſchenden wiſſen ganz gut, welch einen beſtrickenden 
zinfluß das Wort „Vaterland“ noch auf die Maſſe hat; deshalb werden ſie, wenn 
e ſich vom Sozialismus aufs äußerſte bedroht fühlen, zum Krieg und zur patrio⸗ 
chen Phraſe greifen, ſicher, daß dabei der ſich ihnen entgegenſtellende Sozialismus 
n die Wand gedrückt wird. N 

Aber nicht nur der Krieg, fährt der Autor fort, ſondern auch der Frieden wird 
on den Kapitaliſten „arrangiert“. Die Bankiers und Finanzleute beherrſchen die 
Diplomatie; ſie zwangen König Eduard, gegen ſeinen Willen, in Reval den Zaren 
u beſuchen. Auch der Frieden von Portsmouth, der den Ruſſiſch⸗Japaniſchen Krieg 
wendete, iſt durch das internationale Bankkapital beſchloſſen und den kämpfenden 
Regierungen auferlegt worden. Die hohe Finanz fühlte ſich durch die aus dem 
kriege emporwachſende ruſſiſche Revolution bedroht; deshalb mußte der Krieg auf⸗ 
ören, damit nicht der Thron des Zaren zuſammenſtürze, ein Finanzkrach herinbreche 
ind die Revolution auf Weſteuropa übergreife. Dieſer Friede von Portsmouth iſt 
ür mehrere Jahrzehnte der Angelpunkt der internationalen Geſchichte; er war ein 
zjeheimer, aber trefflich gelungener Schlag gegen den Sozialismus. Er hat den 
zuſammenbruch des Zarismus verhindert, er hat Amerika das Feld für die kom⸗ 
nerzielle und politiſche Eroberung Chinas freigemacht, er hat die Befreiung Aſiens 
ms der Gewalt des europäiſchen Kapitals, mit ſeiner Rückwirkung auf die euro⸗ 
zäiſche Revolution, aufgehalten. Der Frieden wird, wie an dieſem Beiſpiel zu er⸗ 
ennen, nicht durch Humanität und Abſcheu gegen das Blutvergießen, ſondern durch 
has kapitaliſtiſche Intereſſe diktiert. 

„Der Leuſeeland-Ayffius-- non Robert Nines de la Monte zerſtört die 
Sage, daß dieſe Inſelkolonie durch eine geeignete Geſetzgebung zu einer ſozia⸗ 
liſtiſchen Republik (cooperative commonwealth), zu einem Paradies der Arbeit 
zeworden ſei. Im Mittelpunkt dieſer Geſetzgebung ſteht das Geſetz, das eine 
Schlichtung aller Arbeitsſtreitigkeiten durch Schiedsgerichte vorſchreibt (Compulsory 
Arbitration Act), und das auch für Amerika empfohlen wird. Nun iſt ſeiner Natur 
nach Neuſeeland wirklich ein irdiſches Paradies zu nennen; Landwirtſchaft und 
Viehzucht blühen dort und beherrſchen die Politik. Aus dem Kopfe friedensliebender 
Ideologen iſt dort dann die Idee entſtanden, Arbeitsſtreitigkeiten durch Schieds⸗ 
gerichte zu ſchlichten. Sie beruht auf dem Grundſatz, daß es eine dritte unparteiiſche 
Partei gibt, die von dieſen Streitigkeiten den. Nachteil empfindet und ſie nicht duldet, 
das „Publikum“. Das konnte zutreffen, als noch faſt keine Induſtrie da war; aber 
je mehr die Bauern ſelbſt Arbeiter benutzen, um ſo mehr Intereſſe bekommen ſie 
daran, daß die „unparteiiſchen“ Schiedsrichter den umſtrittenen Lohn nicht zu hoch 
feſtſetzen. Und in einem Lande wie Amerika wäre es reiner Unſinn, von einem 
unparteiiſchen Publikum reden zu wollen. Solange durch gute Konjunktur die Löhne 
eine ſteigende Tendenz hatten, zeigte ſich in Neuſeeland wenig Unzufriedenheit mit 
dem Gericht, das ſie jedesmal feſtſetzte. Seitdem hat ſich das geändert. In einer 
Konferenz von Gewerkſchaften in der Stadt Wellington erklärten ſich die meiſten 
Arbeiterführer gegen das Geſetz. Wenn ein Unternehmer nicht mit der Entſcheidung 
des Gerichtes zufrieden iſt, kann keiner ihn davon abhalten, ſein Geſchäft zu 
ſchließen. Umgekehrt können auch die Arbeiter nicht daran gehindert werden, die 
Arbeit niederzulegen, wenn ihnen die Entſcheidung nicht paßt. Das kam neulich 
einigemal vor, und dabei zeigte ſich der Nachteil des Geſetzes: den Streitenden 
fehlte die Hilfe ihrer Klaſſengenoſſen; das Geſetz, das Zutrauen in die väterliche 
Fürſorge der Regierung erzeugte, hatte alle Solidarität, alles Bewußtſein, daß ſie 
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ſich durch eigene Kraft emporkämpfen follen, bei den Arbeitern erſtickt. Aber es 
fehlte bei den Entſcheidungen auch bisweilen jede Spur der unparteiiſchen Ge⸗ 
rechtigkeit. Die „Union Shipping Company“ hat das Handelsmonopol für Neu⸗ 
ſeeland und nutzt es durch hohe Frachttarife und niedrige Löhne gründlich aus, 
Ihre Macht wird von der Regierung gefürchtet, und als die Seeleute bei dem 
Gericht eine Erhöhung ihres 1891 herabgeſetzten Lohnes beantragten, wurden ſie 
abgewieſen. Die Regierung hat von den Großkapitaliſten viel Geld geliehen, iſt 
von ihnen abhängig und wagt es deshalb nicht, dieſe Leute vor den Kopf zu ſtoßen. 

In „La Revue Socialiste“ wird unter dem Titel „Der Sozialismus der 
Kſſoziation“ eine Rede abgedruckt, die Eugene Fournière in der Universite 
Nouvelle in Brüſſel hielt. Die Werttheorie iſt nicht der Angelpunkt des Sozialismus; 
ſie darf fallen und der Sozialismus und der Klaſſenkampf werden bleiben. Klaſſen⸗ 
kampf und Klaſſe ſind wertvolle Begriffe, womit Marx die Sozialwiſſenſchaft be⸗ 
reicherte; aber die marxiſtiſche Darſtellung, wir brauchten nur auf den ökonomiſchen 
Zuſammenbruch zu warten und die heutigen Reformen ſeien wertlos, iſt unrichtig. 
Auch die Prophezeiung, der Mittelſtand verſchwinde, hat ſich als unrichtig er⸗ 
wieſen; er ändert bloß ſeinen Charakter, wird in die kapitaliſtiſche Hierarchie auf⸗ 
genommen und bekommt ſo Intereſſe an der Erhaltung des Syſtems. Die praktiſche 
Arbeiterbewegung, die ganze moderne Entwicklung hat uns eine neue Einſicht ge⸗ 
bracht und vor allem die Bedeutung der Aſſoziation gezeigt. Die Menſchen grup⸗ 
pieren ſich in den verſchiedenſten Aſſoziationen mit den verſchiedenſten Zwecken; 
da ſie freiwillig eintreten, wird ihre Freiheit in keiner Weiſe beeinträchtigt, und 
zugleich wächſt ihre Kraft. In der Aſſoziation wird die Auffaſſung Rouſſeaus vom 
Geſellſchaftsvertrag zur Wahrheit, die für die ganze Geſellſchaft unrichtig war (denn 
geboren werden, heißt nicht einen Vertrag abſchließen). Die Sozialdemokraten 
haben bisher nur auf zwei Aſſoziationen geachtet: Gewerkſchaften und Genoſſen⸗ 
ſchaften. Aber die Gewerkſchaften ſind erſt zur Bedeutung gelangt, ſeitdem ſie jedes 
politiſche oder andere Glaubensbekenntnis verwarfen. Sie fördern, wie ein fran⸗ 
zöſiſcher Syndikaliſt ſagte, den Sozialismus, ohne davon zu reden. So machen es 
alle Aſſoziationen. Auch die Bauerngenoſſenſchaften, auch die Unternehmerverbände; 
und wir müſſen ihr Entſtehen begrüßen, weil dadurch der Klaſſenkampf zu einem 
Ringen zwiſchen Aſſoziation wird. Die Geſellſchaft wird von einem Kampf⸗ und 
Arbeitsfeld von Individuen zu einem ſolchen für Organiſationen; Intereſſengruppen 
treten an die Stelle der Fachpolitiker; die Demokratie wird zur Soziokratie. 
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Die Theorie vom blauen und roten Blut. <T- 
Berlin, 30. Januar 1909. 

Die Junker triumphieren, daß alle Wahlrechtsanträge im preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhaus gefallen ſind, und von ihrem Standpunkt aus haben ſie auch 
allen Grund dazu. Gegen den Sturm der entrechteten Maſſen glauben ſie 
durch „Roß und Reiſige“ geſchützt zu ſein, was zwar ein verzweifelter Irrtum 
iſt, aber ein Irrtum, der ſich erſt auf die Dauer als ſolcher entpuppen kann; 
von den anderen bürgerlichen Parteien fürchten ſie aber nichts, und in dieſem 
Punkte hat ihnen die neuliche Wahlrechtsdebatte allerdings alle Bürgſchaft 
gegeben, die ſie nur wünſchen können. 

Sicherlich iſt es dieſen Parteien nicht angenehm, daß die Dreiklaſſenwahl 
den Junkern die Mehrheit oder nahezu die Mehrheit im preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhaus ſichert, und jede von ihnen iſt bereit, das Wahlrecht ſo zu 
„reformieren“, daß ihr die angenehme Situation geſchaffen wird, in der ſich 
jetzt die Junker befinden. Aber keine von ihnen denkt ernſthaft daran, das 
allgemeine gleiche Wahlrecht zu fordern, worüber die Wahlrechtsdebatte, gerade 
durch ihren völlig negativen Ausgang, auch die letzten Zweifel zerſtreut hat, 
falls überhaupt noch ſolche Zweifel in weniger intelligenten Kreiſen beſtanden 
haben ſollten. 

Anders als durch ihre eigene Kraft wird die Arbeiterklaſſe das allgemeine 
Wahlrecht nicht erobern, und wie ſehr ſie von dieſer einzig richtigen Über⸗ 
zeugung durchdrungen iſt, hat ſie durch ihre Maſſenkundgebungen gezeigt, 
Kundgebungen, die auch den Junkern um ſo peinlicher auf die Nerven 
fallen, je mehr ſich Ir Preſſe bemüht, in hochnäſigem Tone davon zu 
ſprechen. 

Den bürgerlichen ir die, wie der Freiſinnsheld Wiemer in der 
Wahlrechtsdebatte mit komiſchem Pathos ſagte, „die Front nach rechts“ 
nehmen, kommt es nicht darauf an, den entrechteten Maſſen wieder ihr Recht 


zu verſchaffen, ſondern ein bißchen mit aus der Schüſſel zu eſſen, vor der 
1908-1909. I. Bd. 44 
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jetzt allein das Junkertum breit und protzig ſitzt. Wenn es ſich nicht um 
das allgemeine Wahlrecht für das Proletariat, ſondern etwa um ein Sekonde⸗ 
leutnantspatent oder eine Legationsratsſtelle für ein jüdiſches Bankiersſöhnchen 
handelt, dann verwandelt ſich das komiſche Pathos der Freiſinnsmannen ſofort 
in den lodernden Zorn tief gekränkter Mannesſeelen. 

Man konnte dieſen Unterſchied ſtudieren, als ziemlich gleichzeitig mit der 
Wahlrechtsdebatte im preußiſchen Abgeordnetenhaus der Staatsſekretär v. Schön 
in der Budgetkommiſſion des Reichstags über die Bevorzugung des Adels im 
diplomatiſchen Dienſte interpelliert wurde. Er ſagte, von den 137 gegen⸗ 
wärtig im diplomatiſchen Dienſte beſchäftigten Perſonen gehörten 70 dem Ur⸗ 
adel, 23 dem alten Briefadel, 35 dem neuen Briefadel an, 9 ſeien bürgerlich. 
Wolle man eine Scheidung nach der Herkunft vornehmen, ſo müßte man 70 
zum blauen Blute, 67 zum roten Blute rechnen. Darüber gerät die freiſinnige 
Preſſe aus dem Häuschen; die „Voſſiſche Zeitung“ zum Beiſpiel, die über die 
Wahlrechtsdebatte mit antiker Seelenruhe ſäuſelte, donnert nun los: „Es darf 
erwartet werden, daß der Reichstag auf einem gründlichen Wandel im diplo⸗ 
matiſchen Rekrutierungsſyſtem beſtehen und daß er es an einer nachdrücklichen 

Zurückweiſung der Theorie vom blauen und roten Blute nicht fehlen laſſen 
wird. Es iſt an der Zeit, mit der Bevorzugung des Adels ſowohl in der 
Diplomatie wie überall im öffentlichen Leben aufzuräumen und die verfaſſungs⸗ 
mäßige Gleichberechtigung des Bürgertums zur vollen Wahrheit zu machen.“ 
Tant de bruit pour une omelette! i 

Da man bei preußischen Diplomaten nie ſicher iſt, ob fie ihre Witze frei- 

willig oder unfreiwillig machen, ſo müſſen wir dahingeſtellt ſein laſſen, ob 
Herr v. Schön die ſittliche Entrüſtung „des Bürgertums“ hat verhöhnen wollen, 
aber verhöhnt hat er ſie, und noch dazu in beißendſter Weiſe. Jede regierende 
Klaſſe bedarf einer gewiſſen Fähigkeit, um regieren zu können, und ſei ſie noch 
jo ſchlecht und recht; dem oſtelbiſchen Adel iſt dieſe Fähigkeit aber ſchon 
ſeit dem ſechzehnten Jahrhundert in die Brüche gegangen, ſeit bald vier 
Jahrhunderten iſt das „blaue Blut“ nicht ohne das „rote Blut“ aus⸗ 
gekommen. 

Seit dem Jahre 1556 bis zu ſeinem Tode im Jahre 1588, alſo über ein 
Menſchenalter, führte da das brandenburgiſche Kurſtegel-War exfter Minifter der 

Leipziger Schneidersſohn Lampert Dijtelmeyer, neben und unter ihm ſtanden 
der Vizekanzler Köppen und der Finanzminiſter Matthias, beide ebenfalls 
von „rotem Blute“. Im ſiebzehnten Jahrhundert rollte „rotes Blut“ bis zum 
Überfließen in den Adern des Geheimen Staatsrats und der brandenburgiſchen 
Diplomatie (Jena, Meinders, Fuchs, Rheetz, Danckelmann, Ilgen); der bürger⸗ 
liche Bartholdy erſchacherte die preußiſche Königskrone in Wien, nachdem der 
Graf Dohna an dem faulen Handel geſcheitert war. 

Ebenſo im achtzehnten Jahrhundert die Miniſter Boden, Thulemeyer, 
Cocceji, Viebahn; von den fünf Miniſtern des Generaldirektoriums unter 
Friedrich Wilhelm I. waren nur zwei adelig, Grumbkow und Görne, dagegen 
drei bürgerlich, Creuz, Katſch und Kraut. Anders allerdings unter dem Nach⸗ 
folger, dem „genialen Selbſtherrſcher“, der tatſächlich bis tief ins neunzehnte 
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Jahrhundert hinein der ärgſte Junkerknecht unter den preußiſchen Königen 
geweſen iſt. Friedrich II. hat mit einer einzigen Ausnahme nur adelige Miniſter 
ins Generaldirektorium berufen, aber dafür waren ſeine Kabinettſekretäre, in 
deren Hand die eigentliche Führung der Geſchäfte lag, durchweg bürgerlich, 
und ebenſo berief er — da er die begehrlichen Finger feiner Junker kannte — 
in die Oberrechenkammer nur bürgerliche Räte. Unter ſeinen Nachfolgern 
drang wieder das bürgerliche Element vor; es ſei nur an den Bauernſohn 
Scharnhorſt erinnert, der übrigens im ſiebzehnten Jahrhundert ſchon an dem 
Bauernſohn Derfflinger ſein Gegenſtück gehabt hatte, oder an den Miniſter 
Rother, der ſich vom gemeinen Kantoniſten eines Küraſſierregiments empor⸗ 
gearbeitet hatte. 

Dieſe Erſcheinung war nun keineswegs eine brandenburgiſch⸗-preußiſche 
Eigentümlichkeit; der moderne Staat ließ ſich nicht durch feudale Junker, 
ſondern nur durch „Roturiers“ einrichten. Das galt für andere Staaten ſogar 

noch viel mehr als für den brandenburgiſch⸗preußiſchen Staat, in dem Maße, 
wie dieſer Staat nur in höchſt beſcheidenem Sinne den Namen eines modernen 
Staates verdiente. Aber mit Recht führt ein kürzlich erſchienenes ſchwer ger 
lehrtes Werk des Univerſitätskurators E. v. Meier aus, daß der „Briefadel“ 
ſich im preußiſchen Staat zu einer „Eigenart“ ausgebildet habe wie nirgends 
ſonſt, mit anderen Worten, daß die „Roturiers“ nirgend ſonſtwo ſo ſchnell 
ihren Urſprung und ihre Klaſſenintereſſen vergeſſen hätten, wie in dieſem ge- 
ſegneten Muſterſtaate. 
Dafür ſind weder die preußiſchen Könige noch die preußiſchen Junker in 
erſter Reihe verantwortlich. Wenn die Könige mit den Junkern kämpften 
— lang, lang iſt's her —, ſo durften ſie doch nicht allzuſehr auftrumpfen 
und beeilten ſich, ihre bürgerlichen Helfer wenigſtens als Junker zu ver⸗ 
kleiden. 

Dieſe Huldigung nahmen die Junker gnädig entgegen, zumal da ihnen die 

bürgerlichen Canaillen alle reelle Arbeit abnahmen, und natürlich mit dem 
Vorbehalt, den im achtzehnten Jahrhundert irgend ein obſkures Gräflein 
Schaffgotſch gegen Cocceji, den erſten Juſtizbeamten des Staates, machte, „daß 
ein Menſch von ſo nobler Geburt wie ich mit jemanden von ſo ſchlechter Ex⸗ 
traktion wie der Herr Großkanzler nicht dürfte konfundieret werden“. Könige 
und Junker blieben auf dem Boden dieſer Intereſſen, wenn ſie den „Brief⸗ 
| adel“ förderten oder duldeten; die lächerliche Schande dieſer preußiſchen 
„Eigenart“ fiel, um im freiſinnigen Heldenſtil zu ſprechen, „ganz und voll“ 
ur die „Roturiers“, die — vom Schneidersſohn Diſtelmeyer im ſechzehnten 
bis zum Schneidersſohn Stephan im neunzehnten Jahrhundert —, ſobald ſie 
es zu etwas gebracht hatten, nichts Beſſeres zu tun wußten, als das „rote 
Blut“ zu verleugnen und das „blaue Blut“ zu mimen. 
Gewiß, es gibt Ausnahmen. Vor fünfzig Jahren, im Januar 1859, er⸗ 
klärte der damals angeſehenſte Lehrer der Berliner Univerſität, Jakob Grimm, 
bei feierlichem Anlaß vom Katheder: „Dem unerbittlichen Zeitgeiſt erſcheinen 
ſolche Erhebungen längſt unedel, geſchmacklos, ja ohne Sinn.... Ein Geſchlecht 
ſoll auf ſeinen Stamm, wie ein Volk auf fein Alter und ſeine Tugend ſtolz 
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ſein, das iſt natürlich und recht; unrecht aber ſcheint, wenn ein vorragender 
freier Mann zum Edeln gemacht und mit der Wurzel aus dem Boden ge⸗ 
zogen wird, der ihn erzeugte, daß er gleichſam in andere Erde übergeht, wo⸗ 
durch dem Stande ſeines Urſprungs Beeinträchtigung und Schande wider⸗ 
fährt... . Alle Beförderungen in den Adel werden ungeſchehen bleiben, ſobald 
der freie Bürgerſtand ſeinerſeits ſtolz und entſchloſſen ſein wird, ſie jedesmal 
auszuſchlagen.“ Zum Jubiläum dieſer Rede hat ſich aber der nunmehr an⸗ 
geſehenſte Lehrer der Berliner Univerſität, Guſtav Schmoller, nichts Höheres 
zu erbitten gewußt, als vor ſeinen Namen ein, um mit Jakob Grimm zu 
ſprechen, „ſprachwidrig vorgeſchobenes von“. 

Ach, es ſind arge Zeiten für den „freien Bürgerſtand“. Wenn jeder echte 
Bürgersmann, der es bis zum Major oder Legationsrat gebracht hat, ſofort 
bis an den Steiß niedertaucht, um den „Briefadel“ zu fiſchen, ſo wird die 
„verfaſſungsmäßige Gleichberechtigung des Bürgertums“ ein ewiger Traum 
bleiben. 

Eben raunte und wiſperte es im Blockfreiſinn, der Kaiſer werde zu 
ſeinem fünfzigſten Geburtstag eine Amneſtie erlaſſen und ſo die Verſöhnung 
zwiſchen Fürſt und Bürgertum beſiegeln, aber ſtatt der Amneſtie kam eine 
andere Gabe: ſämtliche noch bürgerliche Offiziere des Faiferlichen Hauk 


quartiers wurden „in den Adelsſtand erhoben“ und dazu auch die Gebrüder 
Borſig, dieſe klaſſiſchen Vertreter „echten Bürgerfleißes“, deren Großvater in 


jedem mancheſterlichen Katechismus zur Nasführung des Proletariats als 
Muſterbeiſpiel figuriert, wie es blutarme Arbeiter zu vielfachen Millionären 
| bringen können. 

Danach wird man leicht den Witz verſtehen, den Herr v. Schön mit ſeiner 
Theorie vom blauen und roten Blute gemacht hat. Die feinſte Pointe dieſes 
Witzes iſt aber, daß Herr v. Schön ſelbſt „Briefadel“ iſt, und zwar aller⸗ 
neueſter. 


Entwicklungsgeſchichtliches über die montaninduſtrie. 
Von Otto Hus. 


Vor zwei Jahren führte ich in dieſer Zeitſchrift aus, im Gegenſatz zu einer 
weitverbreiteten Anſicht habe ſich in dem weit älteren britiſchen Bergbau die 
kapitaliſtiſche Konzentration viel geringer vollzogen wie im deutſchen, ſpeziell 
im rheiniſch⸗weſtfäliſchen. Als Beweismittel ſtanden mir damals nur der 
britiſche Bergwerksinſpektionsbericht pro 1905 und meine eigenen Wahr⸗ 
nehmungen zur Verfügung. Mittlerweile hat Herr Dr. Jüngſt, der Statiſtiker 
des Bergbaulichen Vereins für den Oberbergamtsbezirk Dortmund, eine inter⸗ 
eſſante Berechnung der Betriebsgrößen im britiſchen und im rheiniſch⸗weſt⸗ 
fäliſchen Steinkohlenbergbau veröffentlicht,, die ich mit Hilfe des britiſchen 
Bergwerksinſpektorenberichtes pro 1907 ergänze bis auf die neueſte Zeit. Die 
Berechnung ergab für den britiſchen Steinkohlenbergbau dieſes Reſultat: 


„Deutſche Bergwerkszeitung“, Nr. 115, Jahrgang 1908. 
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Geſamt⸗ 


Förderung 
Zahl der förderung, 


Arbeiterzahl Arbeiterzahl Förderanteil 


Jahr f je Werk | © f f 
Bergwerke in 1000 insgeſamt je Werk je Arbeiter 
Tonnen Tonnen 
r 2397 64661 26 976 | 236 094 98 274 
. 3009 84043 27931 275847 92 305 
D 3142 110431 35147 350894 112 315 
r 3904 146 819 37607 484933 124 303 
2 3409 181614 53275 632380 186 287 
ee 3384 225170 66540 780032 231 289 
r 3278 251051 76587 882 345 | 269 285 
1907 5 3327 267812 80000 940618 252 284 


Die 1 05 der Bergwerke hat ſich danach im Laufe eines guten Halbjahr⸗ 
hunderts um faſt 1000 vermehrt, wenn auch die Menge der Betriebe in den 
einzelnen Jahrzehnten bedeutend ſchwankte. 1907 hat ſich nur in den Revieren 

Mancheſter, Midland und Staffordſhire eine Verringerung der Betriebe voll⸗ 
zogen, in Irland blieb die Zahl gleich; in allen anderen Diſtrikten ſtieg ſie, 
ſehr bedeutend in Oſtſchottland und Swanſea. 

Allerdings bezeugt die nachgewieſene Zunahme der Förderung und Beleg⸗ 
ſchaft pro Werk das Fortſchreiten der Kapitalsakkumulation auch im britiſchen 
Bergbau, aber im deutſchen tritt dieſe Entwicklung ungleich bedeutender zutage. 
Da zurzeit die detaillierte Statiſtik für den deutſchen Geſamtbbergbau pro 1907 
noch ausſteht, müſſen wir uns einſtweilen mit dem neueſten Bericht der Knapp⸗ 
ſchaftsberufsgenoſſenſchaft behelfen. Nach dieſem Ausweis waren 1886 im 
Steinkohlenbergbau (ganz Deutſchlands) 357 verſicherungspflichtige Betriebe 
mit 221364 Arbeitern vorhanden, 1907 find es 329 Betriebe mit 538312 Ar⸗ 
beitern geweſen. 1886 entfielen auf jeden Betrieb 620, 1907 aber 1636 Ar⸗ 
beiter! In Großbritannien kamen 1907 auf jedes Steinkohlenbergwerk nur 
252 Arbeiter! 

Am markanteſten tritt die rapide Kapitalskonzentration im rheiniſch⸗weſt⸗ 
fäliſchen Bergbaudiſtrikt hervor. 

Nach Dr. Jüngſt hat ſich hier die in folgenden Tabellen veranſchaulichte 
Entwicklung vollzogen: 


Zahl der Förderung Belegſchaft Förderanteil 


| Werte mit 5 l eines 
Bin — Produktion ae Ki insgeſamt | ie Wert Arbeiters 

1850 198 | 1665 662 8412 12741 64 | 131 
1860 282 4365834 15482 29320 104 148 
1870 220 11812528 53693 51391 234 230 
1880 197 22495204 114189 80152 407 293 
1890 175 35469290 202682 || 127794 730 278 
1900 164 59618900 363530 || 226902 1384 263 
1905 160 65373531 408585 || 267798 1674 244 
1906 161 76811054 477087 278719 1731 276 
1907 156 80 182 647 513991 || 303089 | 1943 260 


Dahinter 105 die Kapitalskonzentration im Bergbau Großbritanniens 
weit zurück. Die Betriebseinheit im Ruhrgebiet iſt, was Förderung 
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und Belegſchaft anbelangt, ſechs- bis faſt achtmal größer geworden 
wie in Großbritannien. Auch wenn wir den engliſchen Diſtrikt mit den 
größten Betrieben herausgreifen, Northumberland, ſo kommen hier (1907) 
doch nur durchſchnittlich 426 Arbeiter auf ein Werk, gegen 1943 Mann durch⸗ 
ſchnittlicher Belegſchaft auf jeder Ruhrgebietszeche. 

Auffallend iſt die ziemlich gleiche Förderung pro Arbeiter im britiſchen 
Bergbau der letzten Jahre gegenüber dem Leiſtungseffekt vor 50 Jahren; 
während im Ruhrbergbau von 1850 bis 1880 eine ſtarke Leiſtungs⸗ 
ſteigerung eintritt, von da ab iſt eine Tendenz zum Sinken der Förderung 
pro Kopf zu bemerken. Unnötig, erſt zu beweiſen, daß die Behauptung ge⸗ 
wiſſer Werksjournaliſten, der Leiſtungsrückgang ſei der „zunehmenden Faul⸗ 
heit der Arbeiter“ geſchuldet, eine haltloſe Verdächtigung ift." Wie raffiniert 
man das Syſtem der Antreiberei ausgeklügelt hat und wie „von oben herunter“ 
auf die Betriebsbeamten gedrückt wird, um fie zur intenfivften Arbeiter⸗ 
ausnutzung zu zwingen, darüber ſind in dem Organ des Steigerverbandes 
und in der Broſchüre des Verbandsvorſitzenden Herrn We ſehr charakte⸗ 
riſtiſche Einzelheiten zu leſen. 

Schon allein die Tatſache, daß die Arbeiterleiſtung pro Kopf je nach der 
Betriebsgrößenklaſſe verſchieden iſt, auch nicht in allen Betriebsgrößenklaſſen 
fällt, ſollte die ſchwer ſchuftenden Bergarbeiter vor der Anſchuldigung, ſie 
würden fauler, bewahren. Das von mir ſchon hier erwähnte Buch des Herrn 
Dr. K. Uhde über „Die Produktionsbedingungen im deutſchen und im britiſchen 
Bergbau“ (zweites Ergänzungsheft zum „Thünen⸗Archiv“, 1907), ferner die ſich 
in gleicher Richtung bewegenden Unterſuchungen des Herrn Dr. Jüngſt' legen 
uns die wichtige Frage nahe, wie weit etwa die Betriebsgröße auch von 
Einfluß auf den relativen Fördereffekt iſt! Uhde ermittelte, in der Periode 
1891/1904 hätten meiſtens diejenigen Grubengeſellſchaften (auf Aktien) im 
Ruhrgebiet den beſten Leiſtungseffekt erzielt, die der vierten Betriebsgrößen⸗ 
klaſſe mit 600000 bis 1 Million Tonnen Jahresförderung angehörten. Die 
fünfte Betriebsgrößenklaſſe mit über 1 Million Tonnen Förderung ſchnitt un⸗ 
günſtiger ab! Iſt mit 600000 bis 1 Million Tonnen Jahresförderung die 
profitabelſte Betriebsgröße erreicht? Frappant iſt auch, daß nach Uhde nur 
die Ruhrzechen in der erſten Betriebsgrößenklaſſe mit bis 150000 Tonnen 
Jahresförderung ſich einer durchſchnittlich gleichgebliebenen Leiſtung pro Ar⸗ 
beiter erfreuen; dagegen iſt in der zweiten, dritten, vierten und fünften Be⸗ 
triebsgrößenklaſſe die Förderung pro Arbeiter gefallen, am ſtärkſten in den 
beiden Klaſſen mit den größten Betrieben! 

Auch die folgende, von Herrn Dr. Jüngſt über den Ruhrkohlenbergbau 
im Jahre 1907 angeſtellte Betriebsgrößenberechnung regt an zum Nachdenken 
über die Frage, ob die Profitrate, gemeſſen am Leiſtungseffekt pro Gruben⸗ 


Der Rückgang des Leiſtungseffektes pro Bergarbeiter iſt beinahe eine internationale 
Erſcheinung. Sie tritt in Oſterreich-Ungarn, Großbritannien, Frankreich und Belgien auf, 
und nur der Umſtand, daß die ungewöhnlich mächtigen nordamerikaniſchen Kohlenflöze eine 
ſonſt nicht erreichbare Verwendung von Gewinnungsmaſchinen ermöglicht, erklärt die 
Ausnahmeſtellung Nordamerikas. Hier förderte jeder Bergmann durchſchnittlich 1890 450, 
1900 545, 1905 569, 1907 640 Tonnen. 

2 Unfälle und Erkrankungen der NA Im Selbſtverlag des Verfaſſers G. Werner, i 
i Hildegardſtraße 10. 

„Glück Auf⸗Eſſen“, Nr. 11, Jahrg 1908. 
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arbeiter, im Verhältnis zu der Betriebsgröße ſteigt, ob etwa über eine gewiſſe 
Betriebsgröße hinaus der Förderertrag relativ ſinkt: 


Förderung | Belegſchaft Siöthergnteil 
Betriebsgrößenklaſſe l der Werke eines 
Arbeiters 
Tonnen | Mann 

Weniger als 1000 Tonnen 1 228 | 121 2 
1000 bis 10000 AERO 7 41 320 260 159 
10000 = 50000 5 8 271848 2726 100 
50000 = 100000 = 5 357 256 1447 247 
100000 = 200000 = 25 3913753 17803 220 
200000 = 300000 E 21 5266042 21944 240 
300000 = 400000 : 18 6414896 25550 251 
400000 = 500000 = 13 6044887 22227 272 
500000 = 600000 = 9 4968921 20003 248 
600000 = 700000 = 6 3875056 12618 307 
700000 = 800000 = 9 6694633 24870 269 
800000 = 900000 z 10 8473 987 30611 277 
900000 - 1 Mill. = | 2 1907 077 6957 274 
Fürs 18% = = 15 18158678 64225 283 
o - 4 6578081 24277 271 
über 2,0 = - 3 | 7215984 26825 269 
Zuſammen | 156 | 80182647 | 302464 265 


Auffallend ift, daß auch dieſe Berechnung für die Werke mit der abſolut 
höchſten Förderung nicht die relativ höchſte Arbeiterleiſtung ergibt. Wir 
finden den beſten relativen Leiſtungseffekt bei den 6 Werken mit 600000 bis 
700000 Tonnen Förderung; hier iſt die Arbeiterleiſtung 36 Tonnen größer 
wie in der Klaſſe mit den Rieſenwerken, die über 2 Millionen Tonnen fördern. 
Auch nach der Jüngſtſchen Berechnung ſcheinen die Werke mit über 1 Million 
Tonnen Jahresförderung die zwecks Erzielung des relativ beſten Fördereffektes 
einzuhaltende Betriebsgrößengrenze überſchritten zu haben. 

Indeſſen erſchüttert ein wichtiger Faktor, von beiden Statiſtikern außer 
acht gelaſſen, die Zuverläſſigkeit ihrer Berechnungsreſultate. Wir haben es 
nämlich im Ruhrgebiet nicht mehr nur mit Zechen zu tun, für die der Roh⸗ 
kohlenverkauf das Hauptgeſchäft iſt. Jüngſt ſelbſt teilt mit, allein von 1903 
bis 1907 ſei die Kokserzeugung im Ruhrbecken von 9,8 auf 15,8 Millionen 
Tonnen (66 Prozent), die Briketterzeugung von 1,5 auf 2,8 Millionen Tonnen 
(über 86 Prozent), die Kohlenförderung von 64,6 auf 80,1 Millionen Tonnen 
(24 Prozent) geſtiegen. Die 94 Zechen mit Koksgewinnung haben letztjährig 
ſchon 25,4 Prozent der Geſamtförderung verkokt. Einige, wie „Konſtantin“, 
„Lothringen“, „König Ludwig“ haben über 50 Prozent ihrer Kohlenförderung 
dem Koksofen zugeführt!! Wenn zum Beiſpiel „Lothringen“ mit einer Förde⸗ 


1 Die Koksherſtellung in Großbritannien betrug nur 19,6 Millionen Tonnen bei einer 
Kohlenförderung von 272 Millionen Tonnen. Danach ſind von der britiſchen Kohlenförde— 
rung nicht einmal 8 Prozent verkokt worden. Im britiſchen Bergwerksbetrieb find ſeit Jahr— 
zehnten (der Berginſpektorenbericht 1907 bringt darüber Nachweiſe bis 1873 zurück) ſtets 80 
bis 81 Prozent der Geſamtbelegſchaft als eigentliche Bergarbeiter (unterirdiſch) angelegt. 
Im Ruhrgebiet ſind es nur 75 bis 77 Prozent. 1890 waren im Ruhrbergbau noch 64 Pro⸗ 
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rung von 794416 Tonnen davon 467096 verkokt, vornehmlich wegen der 
Gewinnung hochwertigſter Nebenprodukte (Ammoniak, Anthrazenöl, Kreoſotöl, 
Benzol uſw.), dann iſt eine ſolche Zeche hinſichtlich ihrer Betriebsrentabilität 
abſolut nicht mehr nach dem Fördereffekt des Grubenbetriebs zu beurteilen. 
Wo ein ſo bedeutender „Nebenbetrieb“ (für die Kapitalsverzinſung der Haupt⸗ 
betrieb) umgeht, da iſt auch die Verteilung der Arbeiter eine weſentlich andere 
als auf den Zechen ohne oder mit geringem „Nebenbetrieb“. Einige Stich⸗ 
proben werden das ergeben; wenn ſie auch mangels neuerer Daten ſich auf 
das Jahr 1905 beziehen, ſo tangiert das die Rechnung nicht, weil die be⸗ 
ſprochene Umwälzung der Werkswirtſchaft ſchon früher einſetzte. Von ihrer 
Geſamtarbeiterſchaft beſchäftigten über Tag die Zechengeſellſchaften „Königs⸗ 
born“ 21 Prozent, „Lothringen“ 25 Prozent, „König Ludwig“ 28 Prozent. 
Das ſind Werke mit ſehr großen Kokereien. Dagegen waren auf „Dahlbuſch“ 
nur 18, auf „Ewald“ nur 16 bis 17 Prozent der Arbeiter über Tag be⸗ 
ſchäftigt; dieſe Werke hatten nur geringe Nebenbetriebe der gedachten Art. 
Daß es für den relativen Fördereffekt (pro Arbeiter) von großer Bedeutung 
iſt, ob 70 oder 84 Prozent der Belegſchaft im eigentlichen Grubenbetrieb ver⸗ 
wendet werden, leuchtet ohne weiteres ein. Die großen Unterſchiede in dem 
internen Betrieb der Werke machen ſelbſtredend eine Leiſtungseffektberechnung, 
die ſummariſch alle Werke nach ihrer Kohlenförderung in Betriebsklaſſen⸗ 
größen einteilt und obendrein ſämtliche Arbeiter, gleichviel wie ſie verwendet 
werden, als „Bergarbeiter“ in Rechnung ſtellt, für wiſſenſchaftliche Zwecke 
ungeeignet. | 

Bevor alſo die Leiſtungsberechnung nicht durchaus korrekt auf die im 
eigentlichen Zechenbetrieb verwendeten Arbeiter beſchränkt wird, oder die 
ſonſtigen Produktionsmengen berückſichtigt, kann auf die Frage, ob mit der 
Überſchreitung einer beſtimmten Betriebsgrößengrenze die Förderquote pro 
Arbeiter fällt oder ſteigt, keine zuverläſſige Auskunft erteilt werden. Daß dieſe 
Auskunft von entſcheidender betriebstechniſcher und nationalwirtſchaftlicher 
Bedeutung ſein wird, iſt zweifellos. 

Geſetzt indeſſen der Fall, eine genaue Berechnung ergäbe das Sinken des 
relativen Fördereffektes bei den Betrieben, die über eine gewiſſe Größe hinaus⸗ 
gehen, ſo würde das von den techniſchen und den kaufmänniſchen Kalkula⸗ 
toren wohl beachtet werden bei den Werksanlagen. Aber die kapitaliſtiſche 
Konzentration im Bergbau bliebe trotz alledem auf ihrem Wege. Die Einzel⸗ 
betriebe werden immer weiter konſolidiert, kombiniert, fuſioniert oder wie man 
es nennen will. 

0 Wie das Statiſtiſche Jahrbuch (1908) für das Deutſche Reich angibt, hat 
ſich der Geſamtbergbau Deutſchlands (ſämtliche Mineralien uſw.) wie folgt 


entwickelt: 
1. ! Menge und Wert der Förderung 
Haüßtsettteße Nußeiter in 1000 Tonnen in 1000 Mark 


1887. 2448 337634 88 873,0 448 806 
e e 102 688 853 229 146,1 1637130 


zent der Belegſchaft als Hauer und Schlepper (Lohnklaſſe a) beſchäftigt, heute ſind es nur 
noch 49 bis 50 Prozent! Welche Bedeutung dieſe Verringerung der unmittelbar bei der 
Kohlengewinnung tätigen Arbeiter, die Vermehrung der dem eigentlichen Bergbaubetrieb fern⸗ 
ſtehenden Arbeiter auf die „Förderung pro Kopf“ hat, wenn man, wie es immer noch 
üblich iſt, alle Arbeiter als Kohlenbergleute in Rechnung ſtellt, läßt ſich leicht ermeſſen. 
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1887 kamen auf jeden Betrieb durchſchnittlich 160 Arbeiter, nur 20 Jahre 
zäter waren es 370!“ Im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet gab es 1907 
var noch 156 Werke, aber davon verfügten 34 (21,8 Prozent) allein über 
ehr als 50 Prozent der Förderung. Obſchon die Betriebsſtatiſtik noch 
56 Ruhrzechen aufführt, hatte das Kohlenſyndikat, dem mit geringen Aus⸗ 
ahmen alle Werke angeſchloſſen ſind, nur 76 Mitglieder; ſo weit iſt die Werks⸗ 
mgentration ſchon gediehen. Nach der Feſtſtellung vom Februar 1908 betrug 
je Beteiligungsziffer im Kohlenſyndikat 77,9 Millionen Tonnen Kohlen. Nun 
erfügen aber die Geſellſchaften Gelſenkirchen, Harpen, Hibernia, Phönix, 
theinpreußen, Arenberg, Deutſch⸗Luxemburg, Ewald, Konſolidation, Gute⸗ 
offnungshütte und Bismarck für ſich allein über rund 40 Millionen Tonnen 
zeteiligungsziffer! Dieſe 11 Geſellſchaften, untereinander durch mannigfache 
zerſonalunion in den Aufſichtsräten der Werke und ihrer Banken verbunden, 
errſchen im Kohlenſyndikat, üben auch beſtimmenden Einfluß im Stahl⸗ 
herksverband aus, denn auch die Fuſionierung von Kohlengruben und 
hüttenwerken hat rieſige Fortſchritte gemacht. Neben der alten Rieſenfirma 
ſrupp find die ihr faſt ebenbürtigen, in einiger Beziehung ſogar überlegenen 
dieſenfirmen Phönix⸗Hörde⸗, Gelſenkirchen⸗, Schalte, Aachener Hütte, Deutſcher 
zgaiſer⸗Thyſſen viel ſchneller aufgekommen, haben zum Teil höhere Hütten⸗ 
roduktionsziffern wie Krupp und im Stahlwerksverband gewichtigeren Ein⸗ 
uß. 41,7 Prozent der geſamten Roheiſenproduktion Deutſchlands wurden 
907 im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriebezirk erzeugt. Ein großes Eiſen⸗ und 
ztahlwerk reiht ſich hier an das andere; gewaltige Arbeitermaſſen ſind auf 
erhältnismäßig engen Raum zuſammengeballt. 1880 zählte die Rheiniſch⸗ 
Veſtfäliſche Walzwerks⸗ und Hüttenberufsgenoſſenſchaft 70313 verſicherte 
lrbeiter, 1907 waren es 171672. Während es im Bergbau einſtweilen noch 
caglich iſt, ob mit zunehmender Betriebsgröße auch der Leiſtungseffekt pro 
lrbeiter zunimmt, beſteht darüber in der Hütteninduſtrie wohl kein Zweifel. 

Mit Hilfe des Statiſtiſchen Jahrbuchs und Becks „Geſchichte des Eiſens“, 
„Band, ſtellte ich folgende Überſicht der Entwicklung der deutſchen Hochofen⸗ 
aduſtrie zuſammen: 

—. —T—Z—.ä... — —— — — 


Durchſchnittlich entſielen an 
Produktion 


5 2 Roheiſen⸗ 
Jahr Hochs fen Beſchüftigte | robo 8 5 

im Betrieb Arbeiter auf jeden auf jeden 
„ Arbeiter Hochofen 
| Tonnen Tonnen 

| Bi... 306 23191 1563 682 | 
1890 222 24 846 4658450 187 20984 
1906 x 288 41754 12292800 42693 


en nn mm — 


2 Nach den „Hauptergebniſſen der gewerblichen Betriebsſtatiſtik von 1907 und 1905 
ür den preußiſchen Staat“ hat in der Gruppe Bergbau, Hüttenweſen, Salinen, Torf⸗ 
räbereien die Zahl der Betriebe betragen 1895 4698, 1907 4628, Rückgang 70 Betriebe. 
die Arbeiterzahl betrug 1905 458 504, 1907 736408. Von dieſen Arbeitern wurden in 
er Betriebsgrößenklaſſe „mit mehr als 1000 Arbeitern“ beſchäftigt 1895 223095 (121 Be⸗ 
riebe), 1907 407762 (201 Betriebe). Alſo entfielen auf 4 bis 5 Prozent von der Geſamt⸗ 
eit der Betriebe über 55 Prozent der Geſamtarbeiterſchaft. Mitgeteilt nach der amtlichen 
‚Statiftiichen Korreſpondenz“ vom 14. November 1908. 
1908-1909. I. Bd. 45 
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Dieſe Produktionsentwicklung iſt phänomenal! Eine Verachtfachung 
der Erzeugung pro Hochofen innerhalb 25 Jahren, eine ſtarke 
„ in 16 Jahren! 

Speziell im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Gebiet (Oberbergamtsbezirk Dortmund) 
hai ſich ſeit 1886 bis 1907 die Roheiſenerzeugung pro Hochofen von 20700 
auf 56000. Tonnen gehoben, auf jeden Arbeiter entfielen letztjährig rund 
300 Tonnen Leiſtung im Werte von 20604 Mark! Der Geſamtwert der 
deutſchen Roheiſenproduktion iſt für 1887 auf 166,4 Millionen Mark an⸗ 
gegeben und betrug nach der vorläufigen Mitteilung der „Vierteljahrshefte“ 
1907 über 824 Millionen Mark, faſt 109 Millionen Mark mehr wie 1906! 
1887 jtanden 110 Werke (mit 271 Hochöfen) im Betrieb, 1906 nur noch 104 
(mit 315 Hochöfen). Die Betriebsmittel (Hochöfen, Konverter, Walzwerke) 
wurden koloſſaler, die Einzelwerke ſind ſehr viel umfangreicher geworden, es 
hat eine ungeheure Anſammlung werbenden Kapitals ſtattgefunden. Nach 
einer in „Stahl und Eiſen“ März 1896 veröffentlichten Liſte konnte derzeitig 
nur ein deutſches Hüttenwerk, die Gutehoffnungshütte⸗Oberhauſen, eine Roh⸗ 
eiſenproduktion bis zu 820 Tonnen innerhalb 24 Stunden liefern. Aber ſchon 
1907 gab es 12 Werke, die innerhalb 24 Stunden 1000 und mehr Tonnen 
erzeugen konnten! Mit 2000 Tonnen höchſter Leiſtungsfähigkeit in 24 Stunden 
repräſentiert ſich die Kruppſche Friedrich⸗ Alfred⸗ Hütte bei Rheinhauſen (Nieder⸗ 
rhein). 7 von den Rieſenhütten liegen im rheiniſch⸗ weſtfäliſchen Induſtrie⸗ 
bezirk, 1 in Mittel denttſchland (Ilſelder Hütte), 3 in Saarabien⸗Lothringen⸗ 
Luxemburg. In Schleſien exiſtierte noch kein Werk über 600 Tonnen Erzeu⸗ 
gung in 24 Stunden. Die meiſten Zwerg- und Kleinbetriebe (unter 100 Tonnen 
Erzeugung) befinden ſich im weſtfäliſchen Sauerland, dem Sieg⸗ und Lahn⸗ 
gebiet, wo die „reinen“ Hochofen- und Walzwerke einen verzweifelten Kampf 
mit den „gemiſchten“ (kombinierten) Rieſenwerken im Ruhrgebiet uſw. führen. 

Aber man braucht kein Prophet zu ſein, um vorausſagen zu können, daß 
ſich der Schwerpunkt der deutſchen Roheiſenerzeugung von Niederrhein⸗Weſt⸗ 
falen nach Lothringen⸗Luxemburg verſchieben wird. Die lothringiſch⸗ 
luxemburgiſche Eiſeninduſtrie baſiert auf dem unermeßlichen Eiſenerzreichtum 
des Diſtrikts, woran übrigens auch Frankreich partizipiert. Nachdem es mittels 
des Thomas⸗Gilchriſt⸗Verfahrens (ſeit 1879) gelungen iſt, den überflüſſigen 
Phosphorgehalt aus dem Eiſenbad zu entfernen, hat ſich die Förderung der 
phosphorreichen lothringiſch⸗luxemburgiſchen Erze gewaltig gehoben. 1873 
lieferte Lothringen 860000 Tonnen Eiſenerze, nur gut 20 Prozent der deutſchen 
Geſamtförderung, 1885 ſchon über 30 Prozent; im Jahre 1907 ſtammten von 
den 27,6 Millionen Tonnen im deutſchen Zollgebiet geförderter Eiſenerze rund 
21,5 aus Lothringen⸗Luxemburg! Die Baſis des deutſchen Eiſenerzbergbaus 
hat ſich in kurzer Zeit total verſchoben; damit ſind auch die natürlichen 
Exiſtenzbedingungen unſerer Eifen- und Stahlproduktion verändert. Die 
moderne Maſſenproduktion verbraucht gewaltige Erzmengen, die von den ur⸗ 
alten ſchleſiſchen, ſächſiſchen, ſiegen⸗naſſauiſchen und ſüddeutſchen Erzberg⸗ 
werksbezirken nicht entfernt mehr geliefert werden können. Für unſere Roh⸗ 
eiſenerzeugung von 13 Millionen Tonnen (1907) brauchten wir zirka 32 Mil 
lionen Tonnen Eiſenerze. Nur 27¼ Millionen Tonnen Eigenförderung ſtand 


1 Gemeinfaßliche Darſtellung des Sehen e e vom Verein deu 
Eiſenhüttenleute. 6. Auflage. N : . 
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zu Gebote, davon wurden rund 4 Millionen Tonnen dem Ausland zugeführt 
(Belgien und Frankreich); zu dem verbleibenden Reſte eigener Förderung 
mußten zirka 8 Millionen Tonnen eingeführt werden (aus Schweden, Spanien, 
Frankreich, Belgien uſw.). Im Oberbergamtsbezirk Dortmund verarbeiteten 
die Hütten 9,7 Millionen Tonnen Eiſenerze und Schlacken, es wurden dort 
aber nur 472722 Tonnen Eiſenerze gefördert, alſo jo gut wie ihr ganzer 
Eiſenerzbedarf mußte der rheiniſch-weſtfäliſchen Hütteninduſtrie von auswärts 
zugebracht werden. Relativ weniger ungünſtig ſteht in dieſer Beziehung 
Schleſien da; ſeine Hütten verarbeiteten 1,88 Millionen Tonnen Erze und 
Schlacken, im gleichen Oberbergamtsgebiet wurden 282000 Tonnen Eiſenerze 
gefördert. Noch günſtiger iſt die Hütteninduſtrie im preußiſchen Saar⸗, Sieg⸗ 
und Lahngebiet hinſichtlich ihrer Erzbedarfdeckung geſtellt. Die Förderung in 
dem Gebiet (Oberbergamtsbezirk Bonn) betrug zwar auch nur 3,3 Millionen 
Tonnen bei einem Erzverbrauch von über 7 Millionen Tonnen. Aber die 
ſiegen⸗naſſauiſchen Hütten können, abgeſehen von den Zuſchlägen, ihren Erz⸗ 
bedarf aus ganz in der Nähe liegenden Gruben decken, während die Saar⸗ 
hüttenwerke auf die billigſte Weiſe die Erze aus dem benachbarten lothringiſch— 
luxemburgiſchen Minetterevier beziehen. Die hier befindlichen Hütten⸗ 
werke beſitzen Erze im Überfluß, fie liegen ſozuſagen vor dem Hüttentor, hoch- 
wertig und verhältnismäßig ſpottbillig. Das iſt die Grundlage einer 
Hütteninduſtrie, die über kurz oder lang in der Branche mehr zu bedeuten 
haben wird wie die rheiniſch⸗weſtfäliſche. Unlängſt war ich nach Verlauf von 
vier Jahren wieder im lothringiſch⸗luxemburgiſchen Gruben- und Hütten⸗ 
diſtrikt und ſah ſtaunend die neuen rieſigen Werksanlagen; die Entwicklung 
iſt überraſchend. Seit 1900 ſchon hat ſich die Zahl der Hüttenarbeiter um 
zirka 6000 auf rund 22000 erhöht! 1883 entfielen auf Lothringen⸗Luxemburg 
erſt 16 Prozent von der deutſchen Roheiſenerzeugung; bis zu der Zeit hatten 
von den lothringiſch⸗luxemburgiſchen Hütten nur die de Wendelſche in Hayingen 
und die Düdelinger Hütte das für die Verwertung der heimiſchen Erze epochale 
Thomasverfahren eingeführt. 1883 herrſchte auch im Minettegebiet die Puddel⸗ 
und Spiegeleiſenerzeugung noch vor; ſie machte über 80 Prozent der Geſamt⸗ 
produktion aus. 1907 entfielen aber reichlich 30,6 Prozent der deutſchen Roh⸗ 
eiſenerzeugung auf Lothringen⸗Luxemburg, jetzt umfaßt dort die Thomasroheiſen⸗ 
erzeugung über 80 Prozent der Geſamteiſenproduktion. Das iſt für die innere 
und äußere Entwicklung unſerer Eifen- und Stahlinduſtrie von entſcheidender 
Bedeutung. Die modernen Eiſen⸗ und Stahlbereitungsverfahren wirken auf 
die Betriebe auch extenſiv ein, treiben zu immer größerer Maſſenfabrikation. 
Die Produktionsſtätten werden ſich ſchließlich dort naturgemäß am weiteſten 
ausdehnen, wo zunächſt für den Verhüttungsprozeß die günſtigſten Vorbedin⸗ 
gungen ſind, das heißt wo Erze und Kohle in der Erde lagern, oder wo 
wenigſtens einer dieſer Rohſtoffe reichlich vorkommt. Darum hat ſich unſere 
bedeutendſte Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie in den großen Steinkohlenbezirken 
enorm ausgebreitet, ſodann iſt im erzgeſegneten Minettegebiet ihre jüngſte in- 
ländiſche Konkurrenz überraſchend ſchnell emporgeſchoſſen. Wenn ſich die 
neueren Meldungen von dem Auffinden backfähiger Kohle (zum Verkoken) 
in Elſaß⸗Lothringen bewahrheiten, dann wird die ſüdweſtdeutſche Ecke ein 
deutſches Pennſylvanien! Daß auch rheiniſch-weſtfäliſche Hütteninduſtrielle 
mit der durchaus nicht ſchattenhaften Möglichkeit rechnen, ihre induſtrielle 
Vorherrſchaft an die Lothringer-Luxemburger abgeben zu müſſen, laſſen die 
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1 Wie veränderte Produktionsbedingungen das Bild eines Landes, den Charakter der 
Bevölkerung total umgeſtalten, kann man am Rheinufer, kurz bevor der Fluß das preußiſche 
Gebiet verläßt, beobachten. Es ſind dort großartige Umſchlagshäfen für die aus Schweden, 
Spanien uſw. herangebrachten Erze angelegt, dicht dabei ausgedehnte Hüttenwerksanlagen 
(Krupp, Thyſſen, Haniel uſw.). In derſelben Gegend wurden Kohlenflöze erſchürft, Zechen 
entſtehen. Es hat ſich da in fabelhaft kurzer Zeit ſchon ein großinduſtrielles Treiben ent⸗ 
wickelt; wo noch vor nicht langer Zeit eine rein agrariſche Bevölkerung wohnte, fiedelt ſich 

jetzt ein induſtrielles Proletariat à la Ruhrgebiet an. 
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Erze kamen zu hohen Ehren. Einige Zahlen. Es hat im deutſchen Zollgebiet 
betragen die: 
Jahr 


a | Davon 
Roheiſenerzeugung 5 - — 
3 Puddeleiſen e 


„„ N 2147641 1548589 | 447712 
1907 12875159 | 900239 | 8906345 


Dieſe wenigen b. Sablen laſſen die gewaltigen Umwälzungen in der Eiſen⸗ 
induſtrie deutlich erkennen. Die Puddelei kennzeichnet den Kleinbetrieb, wenn 
auch noch in Großbetrieben nebenbei im Puddelofen gewiſſe Spezialſorten 
hergeſtellt werden. Das Thomas⸗Gilchriſtverfahren iſt jetzt charakteriſtiſch für 
unſere Rieſenbetriebe, ſchon längſt nicht mehr das Beſſemerverfahren. Von den 
in Konvertern hergeſtellten Roheiſen waren 1883 57,3 Prozent nach der An⸗ 
weiſung Beſſemers erzeugt, 1907 nur noch zirka 8 Prozent. Das Thomas⸗ 
Gilchriſtverfahren mußte vordringen, weil die wenigſten Eiſenerze phosphorarm 
ſind. Gelingt es aber, mittels Verwendung des elektriſchen Stromes zur 
intenſivſten Hitzeerzeugung ohne Zuſchläge von reichen (meiſtens ausländiſchen) 
Erzen auch aus den minderwertigſten einheimiſchen Erzen mit wirtſchaftlichem 
Erfolg ihren Eiſengehalt zu gewinnen — vielverſprechende Anfänge ſind ge- 
macht —, dann könnte manche jetzt verlaſſene alte deutſche Eiſenverhüttungs⸗ 
ſtätte neu aufblühen, denn geringeiſenhaltige Erzlager gibt es im mittleren 
und ſüdlichen Deutſchland nach fachmänniſchem Urteil noch in gewaltiger 
Menge. Man hat ihre Ausbeute einſt eingeſtellt oder nicht in Angriff ge⸗ 
nommen, weil die Eiſenhüttentechnik ſich noch nicht der ärmſten Erze zu er⸗ 
innern brauchte. Sehr viel reichere Erze boten ſich der Ausbeute dar. Wie 
man aber heute Kohlenflöze von unglaublich geringer Mächtigkeit abbaut, wo 
der Vorrat zu Ende geht, ſo werden auch einmal die geringwertigſten Erze 
an die Reihe kommen. Einſtweilen rechnet man für Lothringen⸗Luxemburg 
nicht mit der Erſchöpfung der Erzlager, ſie ſollen noch eine Reihe Menſchen⸗ 
alter vorhalten. Daß aber unſere Kindeskinder unter weſentlich anderen Ver⸗ 
hältniſſen die Erze verhütten, ſich demzufolge die Eiſen⸗ und Stahlproduktions⸗ 
ſtätten ganz anders gruppieren werden wie heute, das kann nach den vor⸗ 
liegenden Anzeichen keinem Zweifel unterliegen. Schon die geplante umfaſſende 
Ausbeutung der alpinen Waſſerkräfte kann in Süddeutſchland eine gewaltige 
Umwälzung auch in der Eiſen⸗ und Stahlerzeugung und in der Metall⸗ 
verarbeitung raſch zur Folge haben. 


Theorie und Praxis in der Gemeindepolitik. 
Von J. Simon (Nürnberg). 

Genoſſe Hans Schiller (Fürth) rollte in Nr. 13 der „Neuen Zeit“ die Frage 
der Abſchaffung indirekter Steuern in der Gemeinde auf und kommt zu dem 
Schluſſe, daß die Forderung der Beſeitigung aller indirekten Steuern im Staate 
wohl angebracht, dagegen in der Gemeinde nicht durchführbar ſei. „Theorie 
und Praxis ſeien ſehr oft zweierlei Dinge. . 

N Nach den vorläufigen Mitteilungen im zweiten Vierteljahrsheft der Statiſtik des 
Deutſchen Reiches, 1908. 


Es haben nun dem Genoſſen Schiller ein „Theoretiker“, Genoſſe Kautsky, 
in derſelben Nummer, ſowie auch ein „Praktiker“, Genoſſe Ulrich (Offenbach), 
in Nr. 15 der „Neuen Zeit“ geantwortet. Beide haben wohl ſehr zutreffend 
nachgewieſen, daß die Auffaſſung, die Genoſſe Schiller vertritt, nach keiner 
Richtung hin haltbar erſcheint. Insbeſondere hat Genoſſe Ulrich nachgewieſen, 
daß die Aufhebung der indirekten Steuern in der Gemeinde ſelbſt da, wo 
Bruchteile von Pfennigen in Betracht kommen, verbilligend auf das Produkt 
wirkt. Genoſſe Schiller macht ſich ſeine Beweisführung außerordentlich leicht. 
Bei den indirekten Reichsſteuern wird das Pfund in der Regel mit 7 bis 
22 Pfennig belaſtet, in der Gemeinde aber nur um Bruchteile eines Pfennigs. 
Daß aber, wenn der Zentner Mehl mit 65 Pfennig und Brot mit 70 Pfennig 
belaſtet ſind, auf den Laib Brot mit 4 Pfund 2,42 bezw. 2,80 Pfennig ent⸗ 

fallen, was doch immerhin in einer Arbeiterfamilie im Jahre einen ziemlich 
hohen Betrag ausmacht, das ſcheint Genoſſe Schiller nicht in Betracht gezogen 
zu haben. Oder doch? Er ſagt ja, die Aufhebung der indirekten Steuern in 
der Gemeinde käme nur dem Zwiſchenhandel zugute, und bedauert gewiſſer⸗ 
maßen, daß ab 1910 dieſe indirekte Steuer wenigſtens auf Fleiſch und Mehl 
aufgehoben werden ſoll. Genoſſe Kautsky hat ſchon auf die Konkurrenz der 
Konſumvereine hingewieſen, und es dürfte auch dem Genoſſen Schiller nicht 
unbekannt ſein, daß, als der Konſumverein ſeiner Nachbarſtadt Erlangen ſeine 
Bäckerei eröffnete, das Brot pro Sechspfundlaib von 90 auf 75 Pfennig, alſo 
pro Pfund um 2'/ Pfennig von den Bäckermeiſtern billiger abgegeben wurde. 
Aber abgeſehen von allem, wird ein Syſtem weniger verwerflich, wenn es 
ſich nur um Bruchteile von Pfennigen handelt? Wie ſagte doch Bismarck: 
„Ich erkläre mich von Haus aus für die Aufbringung aller Mittel aus indirekten 
€ feuern; was aud theoretisch dagegen gejagt werden mag, Tatjache iſt, daß 
man weniger fü niemand weiß, wieviel er ſelbſt oder feine Mit⸗ 
Y menjchen zu den Laſten des Staates beitragen muß. “Gerade das iſt es, was 
wir verwerfen, wie wollen Klarheit in der Politik nicht nur im Staate, ſondern 
auch in der Gemeinde. Jeder ſoll wiſſen, wieviel er zu bezahlen hat. Und wenn ſelbſt, 
wie „Praktiker“ befürchten, durch eine Erhöhung der Steuer, das heißt dann, wenn 
jeder ſieht, was er zu zahlen hat, bei den Wahlen die indifferente Maſſe ſich von uns 
abwenden würde, würde das beweiſen, daß wir unrecht hatten? Nein, das würde 
nur beweiſen, daß wir nicht verſtanden haben, dieſe Maſſen aufzuklären. 
Aber noch eine weitere Frage ſei hier aufgeworfen. Nach der Auffaſſung 
der ſogenannten Praktiker könnten wir zwei Drittel der Forderungen unſeres 
Gemeindeprogramms überhaupt nicht durchführen, und das eine Drittel, welches 
nach deren Anſicht durchführbar iſt, das ſind Forderungen, welche jeder halb⸗ 
wegs rechtlich denkende bürgerliche Gemeindevertreter auch erhebt. Iſt es dann 
überhaupt der Mühe wert, die Opfer an Zeit und Geld zu bringen, welche 
die Tätigkeit in der Gemeindevertretung erheiſcht? Wir beteiligen uns doch 
ſicherlich nicht an der Gemeindepolitik, um „bürgerliche“, ſondern um ſozia⸗ 
liſtiſche Gemeindepolitik zu treiben. Dürfen wir aber, wenn wir ſagen, „Theorie 
und Praxis ſind ſehr oft zweierlei Dinge“, unſeren Gegnern noch Vorwürfe 
darüber machen, daß fie zwar teilweiſe ein ſehr ſchönes Programm haben (ſiehe 

Nürnberger Blockprogramm), daß ſie aber in der Praxis gar nicht daran 

denken, es durchzuführen? Nein, wir müſſen Klarheit im Können und Klar⸗ 

heit im Wollen zeigen, und nur von dieſen Grundſätzen dürfen wir uns auch 
in der Gemeindepolitik leiten laſſen. 


n . Le, . , eee. fe, Mal, by fa 7 
ge ben be, „ A jan d. tus a0 , 


* 
* 


. 


. Simon: Theorie und Praxis in der Gemeindepolitik. 671 


Ich will nunmehr aber auch an der Hand einiger Zahlen zeigen, daß die 
luffaſſung des „Praktikers“ Schiller ſelbſt in der Praxis nicht ſtimmt. 

Die direkte Steuer (Gemeindeumlage) der Stadt Nürnberg iſt im Vor⸗ 
michlag für das Jahr 1909 mit 6014800 Mark eingeſetzt. An indirekten 
Steuern, wenn wir von dem „Pflaſterzoll“ abſehen, ſind eingeſetzt: e 


Malzaufſchlag ; ö 380000 Mark 
ee ,, , DOREEN 
Vieh⸗ und Fleiſchaufſchla gs 265000 - 
Widhreeigufſchla gg 10000 = 
e e,, 
eee ee ie. 0490000 re 
Brotaufichlag; ..: 4... es 14000 = 


Summa 1531000 Mark 

Hiervon ſind die Erhebungskoſten im Betrag von 268472,17 Mark ab⸗ 
zurechnen, jo daß eine Reineinnahme von 1263 142,02 Mark verbleibt. Die Er⸗ 
jebungstoften der indirekten Steuern einſchließlich Rückvergütung be⸗ 
ragen ſomit 17⅛ Prozent, während die Erhebungskoſten der direkten 
Steuer nur 0,8 Prozent betragen, was ebenfalls gewürdigt werden muß. 
Da in Nürnberg mit einer Bevölkerungszahl von rund 315000 zu rechnen 
ſt, ſo entfallen auf den Kopf der Bevölkerung 4,86 Mark indirekter Steuern, 
bei einer fünfköpfigen Familie alſo 24,30 Mark im Jahre. 

Das Staatsſteuerſoll, nach welchem die Gemeindeumlage erhoben wird, be⸗ 
trägt für das Jahr 1909 4351000 Mark. Bei Wegfall der indirekten Steuern 
im Betrag von 1263 142,02 Mark muß demnach, da dieſe Summe 29 Prozent des 
„Staatsſteuerſoll“ ausmacht, die Gemeindeumlage um 29 Prozent erhöht werden. 

Es werden gegenwärtig in Nürnberg 140 Prozent Zuſchlag zu den direkten 


Staatsſteuern (Einkommenſteuern) erhoben. Die Steuer beträgt demnach: 
Re: 140 Prozent 169 Prozent 


Bei einem Einkommen Staatsſteuer Kommunal⸗ Kommunal⸗ Da it 
ö ſteuerzuſchlag ſteuerzuſchlag mehr 
6 Mark Mark Mark Mark 
Bis zu 500 Mark 0,50 0,70 0,84 ¼ 0,14½ 
über 500 bis 750 Mark 1,— 1,40 1,69 0,29 
7,7507 %o 2,— 2,80 3,38 0,58 
900 1050 = 3,.— 4,20 5,07 0,87 
1050 120000 4,— 5,60 6,76 1,16 
i oo 5,— 7,.— 8,45 1,45 
„1400 = 1600 = 6,— 8,40 10,14 1,74 
- 1600 = 1800 = . 8, — 11,20 13,52 2,32 
- 1800 = 2000 = 10,— 14,— 16,90 2,90 
- 2000 = 2200 12, 16,80 20,28 3,48 
- 2200 = 2400 = 15,— 21,— 25,35 4,35 
2400 2700 18,— 25,20 30,42 5,22 
2700 = 38000 = 22,— 30,80 37,18 6,38 
Bei 4000 = 35,— 49,— 59,15 10,15 
ö 5000 45,— 63,— 76,05 13,05 
„ 6000 = 57,— 79,80 96,33 16,53 
„ 7000 72, — 100,80 121,68 20,88 
8000 90,— 126,— 152,10 26,10 
9000 112,— 156,80 189,28 32,48 
10000 136,— 190,40 229,84 39,44 
50000 1500, — 2100, — 2535, — 435, — 


100000 %°° 9000, 4200,— 5170,— 870,— 


672 | | Die Neue Zeit, 


Hier haben wir die Wirkung der Aufhebung der indirekten Steuern für 
die „Umlagezahler“. Haben wir dieſe Wirkung zu fürchten? Sind wir nicht 
in der Lage, der Maſſe begreiflich zu machen, daß, wenn ſie an indirekter 
Steuer pro Kopf 4,86 Mark weniger zu bezahlen hat, daß ſie dann eine Er⸗ 
höhung der direkten Steuer in Kauf nehmen muß, zumal wenn dieſe Erhöhung 
in den Steuerſtufen bis zu 2400 Mark höchſtens 4,35 Mark, in den niederen 
Steuerſtufen bedeutend weniger beträgt, als pro Kopf ſeiner Familie an in⸗ 
direkten Steuern bezahlt werden mußte? Bei den unteren Einkommen iſt 
die Belaſtung eine ſo minimale, daß ſie kaum ins Gewicht fallen dürfte, 
während allerdings bei den höheren Einkommen die Belaſtung eine ziemlich 
bedeutende iſt. 

Es iſt daher auch begreiflich, warum die „bürgerlichen“ Gemeindevertreter 
ſich gegen Aufhebung der indirekten Steuern wenden. 

Aber, wird Genoſſe Schiller ſagen, das iſt es ja, was ich beſtreite; die 
Lebensmittel werden, wenn die Aufſchläge (Oktrois) aufgehoben werden, nicht 
billiger, die Steuerzahler werden höhere Steuern bezahlen müſſen, ohne daß 
ſie billigere Nahrungsmittel bekommen werden. a g 

Der Genoſſe Ulrich hat ſchon nachgewieſen, und auch ich habe ſoeben 
darauf hingewieſen, daß die Annahme des Genoſſen Schiller nicht richtig iſt. 
Aber ſelbſt angenommen, es würde zum Beiſpiel beim Bier, wo der Aufſchlag 
in Nürnberg pro Hektoliter 45,5 Pfennig beträgt, eine Verbilligung nicht ein⸗ 
treten, jo wird durch die auswärtige Konkurrenz und die Konſumvereine dafür 
geſorgt werden, daß bei Fleiſch und Wurſt, wo der Aufſchlag pro Pfund 
1 Pfennig, bei 50 Kilo 70 Pfennig, und bei Brot, wo der Aufſchlag pro 
50 Kilo 70 Pfennig und bei Mehl 85 Pfennig beträgt, ſicher eine Ver⸗ 
billigung eintritt. Und wenn das Fleiſch nur um 1 Pfennig pro Pfund und 
der Laib Brot nur um 3 Pfennig billiger würde, ſo würde dies für eine 
fünfköpfige Arbeiterfamilie immerhin pro Jahr 10 bis 15 Mark aus⸗ 
machen, um welche die Ausgabe für Brot und Fleiſch niedriger ſein würde. 
Demgegenüber würde im höchſten Falle eine Erhöhung der direkten Steuer 
bis zu 2,90 Mark ſtehen! 

Und das ſollen wir den Maſſen nicht begreiflich machen können? Das 
ſoll zu Rückſchlägen in unſerer Bewegung führen? 

Wenn ich trotz vorſtehendem und trotzdem ich von der Richtigkeit und 
Durchführbarkeit dieſes unſeres Programmpunktes überzeugt bin, mich auf der 
Gemeindevertreterkonferenz für Nordbayern nicht ſchärfer gegen die dort ver⸗ 
tretenen Anſichten, die ſich mit denen des Genoſſen Schiller im weſentlichen 
decken, gewendet habe, ſo aus dem Grunde, weil einmal, hoffentlich, ab 
1910 die ſchlimmſten indirekten Steuern in der Gemeinde, auf Fleiſch und 
Mehl, nicht mehr erhoben werden dürfen, und weil ferner in Ausſicht ſteht, 
daß ſpäteſtens im Jahre 1911 für Bayern ein neues „Kommunalabgabegeſetz“ 
in Kraft tritt. Ich hatte mich aus dieſem Grunde darauf beſchränkt, zu be⸗ 
antragen, daß bei Beratung des Gemeindeetats unſere Vertreter die Erklärung 
abgeben ſollen, daß wir prinzipielle Gegner aller indirekten Steuern ſind 
und daher auch die gemeindlichen Aufſchläge verwerfen, daß wir jedoch für 
dieſes Jahr aus den oben angeführten Gründen von der Stellung poſitiver 
Anträge abſehen. 

Nach alledem wird alſo nicht eine Reviſion unſerer Theorie vorzunehmen 
ſein, denn dieſe ſteht mit der Praxis nicht im Widerſpruch, ſondern diejenigen, 
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welche aus lauter „praktiſchen“ Erwägungen mehr und mehr von unſerem 
klaren Ziele abkommen, werden bei ſich Einkehr halten müſſen. Nicht Kon⸗ 
zeſſionen an die Indifferenten, ſondern Aufklärung und Erziehung der Maſſen 
zum Sozialismus muß der Leitſtern unſeres Handelns auch in der Gemeinde⸗ 
vertretung ſein. 

Das wird uns am ſicherſten vor Rückſchlägen bewahren. 


een der indirekten verbrauchsſteuern 


in den Gemeinden. 
Von Hans Schiller (Fürth). 


Wie zu erwarten war, hat ſich an meine Ausführungen über unſeren Programm⸗ 
ſatz „Abſchaffung aller indirekten Steuern“ eine lebhafte Diskuſſion entwickelt. Auch 
einige Organe der bürgerlichen Parteien haben ſich dieſes Stoffes bedient, dabei 
hämiſch bemerkend, daß auch die Sozialdemokratie, wenn ſie ſich praktiſch betätigen 
will, Waſſer in ihren Wein ſchütten muß. Das ſoll und darf uns aber nicht 
davon abhalten, wenn wir etwas in unſerem Programm finden, das verbeſſerungs⸗ 
bedürftig iſt, es zu erörtern, um es ſchließlich mit der Wirklichkeit in Einklang zu 
bringen. Es iſt ja auch nicht erſt von heute und geſtern, daß über dieſe Frage 
innerhalb unſerer Reihen geſprochen wird, ſondern es iſt nur das erſte Mal, daß 
in unſerem wiſſenſchaftlichen Organ jemand darüber ſchreibt. Wenn die bürger⸗ 
lichen Parteien durch nichts anderes als den von mir angezogenen Fall nachweiſen 
können, daß unſere Programmſätze falſch ſind, ſo können wir meiner Meinung nach 
immer noch ſehr ſtolz ſein, denn das von mir Erörterte kann geändert werden, 
ohne daß wir uns dabei etwas vergeben. 

Heißt doch der Abſatz 10 unſeres Programms: .. . Abſchaffung aller indirekten 
Steuern, Zölle und ſonſtigen wirtſchaftspolitiſchen Maßnahmen, welche die Inter⸗ 
eſſen der Allgemeinheit den Intereſſen einer bevorzugten Minderheit opfern. 

Laſſen wir dieſen Satz ſtehen, wie er iſt, und geben wir den in Betracht kom⸗ 
menden Gemeindevertretern etwas freieren Spielraum, ſo hat die ganze Frage die 

beſte Löſung gefunden. Nichts wäre hier falſcher, als nach Schema F zu handeln. 
Sagt doch der Satz klipp und klar, daß wir nur für Abſchaffung ſolcher indirekter 
Steuern ſtimmen müſſen, welche die Allgemeinheit belaſten und einer bevor⸗ 
zugten Minderheit Vorteile verſchaffen; nicht aber, daß wir für eine ſolche Ab⸗ 
ſchaffung eintreten müſſen, auch wenn ſie die Allgemeinheit wiederum be⸗ 
laſtet und einer Minderheit wiederum Vorteile verſchafft. Das wäre das 
gerade Gegenteil von dem, was durch den Abſatz 10 erreicht werden ſoll. 

Wenn ich ſage, daß hier nicht nach einem Schema gehandelt werden darf, ſo 
bin ich erſt durch die Abhandlungen von Kautsky, Ulrich und Hirſch! darauf auf⸗ 
merkſam geworden. Die Verhältniſſe liegen tatſächlich nicht in einer Gemeinde wie 
in der anderen, und die Ausführungen des Genoſſen Ulrich haben mich veranlaßt, 
eine Umfrage in einer größeren Anzahl der hauptſächlichſten Gemeinden Bayerns 
zu halten. Dabei ſtellte ſich leider wieder heraus, daß die ſüddeutſchen, ſpeziell die 
bayeriſchen Verhältniſſe auch in dieſer Frage ganz anders gelagert ſind wie die 
norddeutſchen. 

Aus der nachfolgenden Aufſtellung läßt ſich leicht erſehen, daß mit verſchwin⸗ 
denden Ausnahmen bei einzelnen Produkten (wo wir natürlich für Abſchaffung 
ſtimmen müßten) nirgends ein voller Pfennig das Pfund belaſtet. 

1 Der Artikel des Genoſſen Simon, Nürnberg, der in dieſer Nummer zum Abdruck 
gelangt, hat dem Genoſſen Schiller noch nicht vorgelegen. Die Redaktion. 
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due ae ee. e , BE 
N Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark 

München. . 2,40 1,30 0,30 0,90 0,65 0,35 — 1,31 
Nürnberg 3,35 1,70 0,30 — 0,90 0,70 0,87 0,70 0,65 
Augsburg 2,90 — 4,30 1,30 0,60 0,65 0,69 0,65 0,69 1,31 
Würzburg! . . 8, — 5,.— I 1,— 0,75 0,57 1,30 

Mit Schlachtgebühren Ne 
Fürth ana LO 0,43 0,65 0,65 0,70 0,65 
Hof. . . 2,90 — 4,30 1,30 0,30 — 0,90 0,65 0,35 0,35 1,20 
Erlangen 2,90 1,30 0,60 1,— 0,55 0,35 0,65 
Schwabach n 1,50 0,60 0,65 0,50 0,40 0,65 


Für die Abſchaffung ſolcher indirekter Steuern dürfen wir auf keinen Fall 
ſtimmen, wenn wir den Programmſatz ſo auffaſſen, wie ich es in vorſtehendem 
getan, wenn wir nicht die Allgemeinheit neuerdings belaſten wollen, ohne daß ſie 
von der Abſchaffung Vorteil hätte. : 2 

Verwunderlich iſt nur, daß ein alter Praktiker wie Genoſſe Ulrich ebenſo wie 
Genoſſe Hirſch nicht den Kern aus meinem erſten Artikel herausgefunden haben, 
den Genoſſe Kautsky gefunden und auf den er S. 456, Zeile 3 noch ganz beſonders 
verwieſen hat. \ 

Die ganze Beweisführung des Genoſſen Ulrich an der Hand der Offenbacher 
Verhältniſſe gegen meine Argumente fällt von ſelbſt in ſich zuſammen. Schreibt 
er doch ſelbſt, daß in Offenbach für einen Ochſen 14 Mark, für einen Stier oder 
ein Rind 5 Mark, für ein Schwein 3 Mark Oktroi zu zahlen geweſen ſeien. Um⸗ 
gerechnet in die kleinſte Gewichtseinheit ſieht ſich die Sache wie folgt an: 


Ein Ochſe. . . Gewicht 5—7 Zentner Oktroi 14 Mk. = 2—3 Pf. pro Pfund 
Ein Stier od. Rind - bis 300 Pfund „ ̈y5 R . 
Ein Schwein * . 7 100 —150 2 7 3 2 — 9.23 2 — = 


Wo bleibt denn hier der Bruchteil eines Pfennigs, der in Bayern ſolch große 
Rolle ſpielt? In jedem Falle muß bei Abſchaffung eines Oktrois in der Höhe wie 
in Offenbach dieſelbe vom Konſumenten geſpürt werden, und zwar in der Höhe, 
welche das Oktroi ausgemacht hat, vorausgeſetzt, daß nur halbwegs Konkurrenz 
vorhanden iſt, aber auch letzteres iſt gar nicht notwendig, wenn die Stadtverwal⸗ 
tung unter ſolchen Umſtänden ſelbſt den Betrieb in die Hand nimmt. Nicht darauf 
kommt es an, daß ſich bei einem vollen Pfennig noch ein Bruchteil befindet, ſondern 
daß überhaupt kein ganzer Pfennig erhoben wird. 

In den gleichen Fehler wie Genoſſe Ulrich iſt Genoſſe Hirſch verfallen, und 
alles Vorſtehende trifft auch auf ſeine Beweisführung zu. Auch er hat nicht den 
leiſeſten Verſuch gemacht, auf den Kern der Sache einzugehen und nur ein Bei⸗ 
ſpiel zu bringen, das ſich mit den von mir gebrauchten Zahlen vergleichen ließe. 

Wenn überall die Verhältniſſe ſo liegen würden wie in den von Ulrich und 
Hirſch angezogenen Orten, ſo würde man kein Wort darüber verlieren brauchen 
und ruhig überall für Abſchaffung aller indirekten Steuern eintreten können. Wenn 
Genoſſe Hirſch weiter noch den Satz beifügt, warum mir erſt jetzt Zweifel über 
die Richtigkeit der Abſchaffung der indirekten Steuern aufſteigen und ich nicht 
ſchon 1902 die Haltung unſerer Reichstagsfraktion kritiſierte, ſo hätte er dies lieber 
unterlaſſen ſollen. Er ſollte auch wiſſen, daß wenn man in unſerer Partei mitreden 
will, man als Arbeiter Jahre braucht, um ſcharfer Kritik ſtandzuhalten, und zu 
jener Zeit fühlte ich mich dazu weder befähigt noch berufen. 


Die Schlachtgebühren betragen für einen Ochſen 2 Mark, eine Kuh 1,50 Mark, ein 
Schwein 1,20 Mark. | 
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| Nun noch einige Worte zu den Ausführungen des Genoſſen Kautsky. Außer 
Genoſſe Hugo Lindemann, der ſich in der „Fränkiſchen Tagespoſt“ mit meinen 
Ausführungen beſchäftigte, iſt Kautsky der einzige, der den Fall ſo auffaßte, wie 
er aufgefaßt werden muß. Nur kommt er dabei zu einem Schluſſe, der für die 
Jetztzeit und wohl noch für eine lange Reihe von Jahren nicht zu verwirklichen 
iſt. Genoſſe Kautsky kommt nämlich zu dem Schluſſe, daß die miſerablen Steuer⸗ 
verhältniſſe Bayerns die Schuld an dem ganzen Jammer tragen. Er findet, daß 
wenn alle Einkommen unter 3000 Mark ſteuerfrei wären, wir gar keine Veran⸗ 
laſſung hätten, uns mit der Frage zu beſchäftigen. Ganz meine Meinung. Aber 
damit wird ſich wohl nicht leicht ein Arbeiter, der durch die Aufhebung ſtärker zur 
Steuerleiſtung herangezogen wird, beſänftigen laſſen. Abgeſehen davon, daß wir 
in keinem Landtag die Mehrheit beſitzen, um die Steuerleiſtung vielleicht erſt bei 
3000 Mark eintreten zu laſſen, hängt bei uns und vielleicht überall das Wahlrecht 
mit der Steuerleiſtung zuſammen; zahlt der Arbeiter keine Steuer, ſo hat er nicht 
das Wahlrecht, wenn aber der Arbeiterſchaft dieſes fehlt, ſo iſt erſt recht keine Aus⸗ 
ſicht vorhanden, die notwendige Anzahl Sozialdemokraten in den Landtag zu ent⸗ 
fenden, um eine ſolche Reform durchzuführen. Von den Bürgerlichen aber wird 
niemand bereit ſein, Steuerleiſtung vom Wahlrecht zu trennen. Wir ſehen alſo, 
mit der Verwirklichung dieſes Gedankens müſſen wir noch ziemlich lange warten. 
Die von mir aufgeworfene Frage drängt aber. Wie ſchon Genoſſe Hirſch bemerkt, 
ſetzt die Bewegung auf Hinausſchiebung des Inkrafttretens des Termins des 8 13 
des Zolltarifgeſetzes bis zum 31. Dezember 1917 mit friſcher Kraft ein. Auch die 
ſozialdemokratiſchen Vertreter in den Gemeinden werden nicht umhin können, dazu 
Stellung zu nehmen. 
Mit vollem Rechte werden die norddeutſchen Genoſſen gegen dieſe Bewegung 
ſein, mit dem gleichen Rechte aber müßten die ſüddeutſchen, insbeſondere Bayern, 
dafür eintreten. Wie die Dinge jetzt liegen, dürfte ſich im Reichstag ſchwerlich ein 
zweites Mal eine Majorität finden, welche den Kommunen eine ſolche Einnahme⸗ 
quelle verſtopft, der Beſchluß von 1902 hat ſchon mancher Gemeindeverwaltung 
Kopfzerbrechen gemacht, und das wird auch nicht ohne Einfluß auf die Mehrheit 
des Reichstags geblieben ſein. Wenn aber der Beſchluß des Reichstags von 1902 
aufgehoben oder hinausgeſchoben würde, ſo wäre für Bayern die allein richtige 
Löſung: Freie Hand bei Aufhebung indirekter Abgaben. 


Abſchaffung aller indirekten Steuern. 
Von Gg. Klampfer (Zirndorf). 


Die Genoſſen Schiller, Kautsky und Ulrich haben ſich in den Nummern 13 und 15 
der „Neuen Zeit“ mit der „Abſchaffung der indirekten Steuern“ beſchäftigt. Dieſe 
Frage wird um ſo mehr aktuell, je mehr das Jahr 1910 herankommt, von welchem 
Jahre ab mit dem indirekten Steuerſyſtem in den Gemeinden laut Reichstagsbeſchluß 
gebrochen werden ſoll. Die letzten Gemeindewahlen haben in Bayern eine Ver⸗ 
ſchiebung in den Parteikonſtellationen zu unſeren Gunſten herbeigeführt, ſo daß es 
ſchon deshalb notwendig iſt, ſolch einſchneidende Fragen eingehend zu behandeln. 
Die Einhebung der indirekten Steuern (Aufſchläge) in den Gemeinden iſt nun aber 
eine grundverſchiedene. Während ſie in den größeren Städten mitunter in ſolcher 
Höhe erhoben werden, daß ſie ſofort beeinfluſſend auf die Tagespreiſe der bisher 
beſteuerten Produkte (Fleiſch, Brot, Mehl uſw.) wirken müſſen, machen kleinere Ge⸗ 
meinden Ausnahmen. Die Aufſchläge in der Gemeinde Zirndorf mit 5400 Einwohnern 
werden wie folgt erhoben: für einen Ochſen 2,57 Mark, eine Kuh 1,29 Mark, einen 
Stier und ein Jungrind 1,14 Mark, ein Kalb 29 Pfennig, ein Schwein 43 Pfennig, 
ein Schaf und eine Ziege 9 Pfennig, einen Zentner Getreide 20 Pfennig, einen Zentner 
Mehl 27 Pfennig. Die Skala dürfte in den meiſten kleinen und mittleren Gemeinden 
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Bayerns, in denen Auffchläge erhoben werden, durchgeführt fein. Ein Metzger 
wird ſein Ochſenfleiſch — ſetzen wir das Gewicht eines Ochſen auf 7 bis 9 Zentner 
feſt —, wenn der Aufſchlag von 2,57 Mark für einen ſolchen beſeitigt wird, nicht 
um ¼ oder 1 Pfennig pro Pfund billiger abgeben, wie auch eine Reduzierung der 
übrigen Fleiſchpreiſe nicht eintreten wird. Ebenſowenig wird vom Spezereihändler 
und Bäcker zu erwarten ſein, daß das Pfund Mehl oder Brot um 1 Pfennig im Preiſe 
ſinkt, wenn der Mehlaufſchlag pro Zentner 27 Pfennig abgeſchafft würde. Im 
erſten Augenblick hätten alſo den Löwenanteil an der Beſeitigung der gemeindlichen 
Oktrois die Metzger, Spezereihändler, Bäcker uſw. Die Gemeinde ſelbſt müßte den 
Ausfall durch Umlagenerhöhung einbringen, die in Zirndorf um 23 Prozent in 
die Höhe geſchraubt werden müßten! Auf den erſten Anblick hätten alſo in Ge⸗ 
meinden, in denen die Verhältniſſe wie bei uns gelagert ſind, den Vorteil nicht der 
große Teil der Konſumenten, ſondern die wenigen Produzenten. Das darf uns 
jedoch nicht abhalten, mit Nachdruck unſerer Forderung Ausdruck zu geben. Es 
kommt in ſolch großen allgemeinen Fragen nicht darauf an, ob momentan ſelbſt 
kleine Nachteile hierbei mitſpielen. Würden ſelbſt in kleineren Gemeinden die Um⸗ 
lagen etwas in die Höhe gehen, ſo darf dabei doch nicht vergeſſen werden, daß 
von dieſer Erhöhung die Hochbeſteuerten eben auch getroffen werden, 
und daß wenn ein Arbeiter bei 4 Mark Steuer einen Zuſchlag von 80 Pfennig 
mehr leiſtet, die erſteren den hundert⸗ und mehrfachen Betrag mehr bezahlen müſſen, 
wiewohl ſie ja auch nicht viel mehr konſumieren. | 
Anders in den Großſtädten. Hier werden gemeindliche Zuſchläge ſehr oft in 
ſolcher Höhe eingehoben, daß bei Beſeitigung derſelben ſofort eine Preisminderung 
der Produkte eintreten müßte. Vergeſſen wir dabei aber weiter nicht, daß bei dem 
heutigen Konkurrenzkampf und bei Beſeitigung dieſer Gemeindezölle ſich die Wirkung 
zum Beſſeren bald in allen benachbarten Gemeinden fühlbar machen würde. Von 
der Beſeitigung der indirekten Steuern in den Gemeinden würden alſo nicht nur 
in großen Gemeinweſen, ſondern in allen übrigen Gemeinden die Konſumenten 
Vorteile haben. Unſere Genoſſen in den Gemeindekörpern müſſen daher für unſere 
Forderung: Abſchaffung aller indirekten Steuern eintreten und ſchon jetzt die Ge⸗ 
meinden, ſoviel ihnen dies möglich iſt, mobil machen, um den Staat zu zwingen, 
die in Ausarbeitung begriffene Steuergeſetzgebung ſo zu geſtalten, daß auch die 
Gemeinden nicht an letzter Stelle zu ſuchen ſind. Unſere Vertreter müſſen nicht 
nur im Reichstag, ſondern auch in den Gemeinden gegen dieſe indirekten Steuern 
Front machen, einerlei, ob der einzelne im erſten Moment einen kleinen Nachteil 
davon hat, wenn Tauſenden Brot und Fleiſch verbilligt wird. i | 


Bewerkfchaftsbeamte und Partei. 
Eine Erwiderung. 
Don Hermann Peters (Dortmund). 


Nachdem Parvus in Nr. 43 vom 24. Juli 1908 der „Neuen Zeit“ von 
„Gewerkſchaftlichen Illuſionen“ geredet, in Nr. 47 vom „Gewerkſchaftsdoktrina⸗ 
rismus“, findet ſich in Nr. 9 vom 27. November 1908 Genoſſe Jäckel ein, der 
nun endlich die Sündenböcke gefunden hat, die ſchuld ſein ſollen — unbewußt 
allerdings —, daß in den Köpfen der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter 
nicht genügend Sozialismus vorhanden iſt. 

Die Stellungnahme zur Budgetfrage auf dem Nürnberger Parteitag ſoll 
den Gegnern der Sozialdemokratie Hoffnungen erweckt haben, daß in den 
Gewerkſchaften Boden vorhanden wäre, die Sozialdemokratie vom Wege des 
revolutionären Klaſſenkampfes abzubringen, und ein noch zur Sozialdemokratie 
gehörender Schriftſteller ſoll dieſe Auffaſſung der Gegner akzeptiert haben. 
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Die Tatſache mag ſtimmen; wenn es die Gegner glauben, iſt es jeden⸗ 
falls ihre Sache. Ob es aber an dem iſt, darauf kommt's jedenfalls an. 
Wenn der Genoſſe Jäckel nun erklärt: „Zweifellos ſind in der Gewerkſchafts⸗ 
bewegung Faktoren wirkſam, die ſolche Hoffnungen der Gegner rechtfertigen, 
Faktoren, welche die Arbeiterklaſſe auf eine abſchüſſige Bahn bringen würden, 
wie es in England der Fall war, wenn nicht die auf ſicherer theoretiſcher 
Baſis wirkende Sozialdemokratie dem entgegenſtände“, ſo iſt dieſer Schluß 
doch jedenfalls ein vollſtändiger Trugſchtuß. Wo find Faktoren am Wirken, 
die einen ſolchen Schluß rechtfertigen? Vielleicht bei einer einzelnen Gewerk⸗ 
ſchaft, doch bei den übrigen über 60 vorhandenen Zentralverbänden keine Spur! 
Ku feinen weiteren Ausführungen will nun Genoſſe Jäckel beweiſen und 
auch zu gleicher Zeit unterſuchen, daß und warum er recht hat. 
Zunächſt ſollen nach Jäckel die mannigfachen ſpezifiſchen Aufgaben der 
Verbände Urſache ſein, daß die Gewerkſchaftsbewegung mehr von ihrem Aus⸗ 
gangspunkt, der Empörung gegen die kapitaliſtiſche Aneignung der von der 
Arbeiterklaſſe im Produktionsprozeß erzeugten Güter, entfernt würde. Ich 
weiß nicht, ob Genoſſe Jäckel ſeine Erfahrungen geſammelt hat durch praktiſches 
Mitarbeiten in einer Gewerkſchaft oder aber, ob er ſich in der Studierſtube 
ſein Urteil fertig gebildet hat; trifft das letztere zu, nun gut, ſo iſt dieſes 
Urteil zu entſchuldigen. 

In der Praxis liegt die Sache denn doch anders. Nicht iſt die Empörung 
gewichen, ſondern je mehr ſich die Macht der Kapitaliſtenklaſſe geſteigert hat, 
je mächtiger die Organiſationen der Unternehmer geworden ſind, deſto mehr 
hat ſich die Empörung geſteigert gegen den Kapitaliſten, der den durch 
Arbeitsleiſtung erzeugten Mehrwert einheimſt. Legen nicht die ſich immer mehr 
verſchärfenden Kämpfe der letzten Jahre, die die Gewerkſchaften geführt 
haben, ein beredtes Zeugnis dafür ab, daß durch die mannigfachen Aufgaben 
der Gewerkſchaften nicht der Klaſſenkampfcharakter den Gewerkſchaften ver⸗ 
loren gegangen iſt, ſondern daß der unauslöſchliche Haß, der ſich während 
des Ausnahmegeſetzes und auch heute noch gegen die Regierung, gegen die 
Staatsgewalt gezeigt, ſich in demſelben Maße auf den Kapitaliſten übertragen 
hat? Die chriſtlichen Gewerkſchaften ſind doch der beſte Beweis dafür, daß ſie, 
ohne es zu wollen, mehr und mehr auf den Boden des Klaſſenkampfes ge⸗ 
drängt werden durch die ſich mehr und mehr verſchärfenden Gegenſätze zwiſchen 
beſitzender und beſitzloſer Klaſſe. Wie ſollten nun die Gewerkſchaften nicht 
heute noch genau dieſelben Intereſſen gemeinſam mit der Sozialdemokratie zu 
verfolgen haben, die Beſeitigung der Lohnſklaverei? Nach Jäckel ſollen es 
die Gewerkſchaftsbeamten ſein, die in dieſer Hinſicht eine Wandlung durch⸗ 
gemacht haben, genau wie jene Parlamentarier, die durch ihre langjährige 
Tätigkeit im Parlament und weil ſie damit einigen Erfolg erringen, Staats⸗ 
männer werden und als Hauptſache den Parlamentarismus betrachten, das 
Endziel mehr und mehr aus dem Auge verlieren, mit anderen Worten, nur 
noch praktiſche und poſitive Arbeit leiſten wollen. 

Iſt dieſe Erſcheinung wirklich vorhanden? Wenn hie und da einmal eine 
Einzelerſcheinung vorhanden iſt, was will das ſagen? Nichts, rein gar nichts. 

1 Nachdem ich die Mitteilung erhielt, daß Genoſſe Jäckel ſelbſt Gewerkſchaftsbeamte 
iſt, wurde mir fein Artikel vollſtändig unverſtändlich. Jäckel ſcheint wenig Gelegenheit zu 
haben, die Stimmung in den Gewerkſchaften zu beobachten. | H. P. 
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In ihrer Geſamtheit ſehen doch heute wohl noch genau ſo gut wie zu früheren 
Zeiten Parlamentarier und Gewerkſchaftsbeamte die Arbeit in den Parla⸗ 
menten wie in der praktiſchen Gewerkſchaftsbewegung nur als Mittel zum 
Zweck an. 4 
Nun ſucht Jäckel noch weiter die Gründe, die es zuftande gebracht, daß 
der Gewerkſchaftsbeamte nicht mehr der Mann iſt, der einſt mit Leib und 
Seele Sozialdemokrat war, der der bürgerlichen Geſellſchaft den Kampf bis 
aufs Meſſer erklärte. Iſt das zunächſt einmal richtig? Mit Verlaub, ich 
geſtatte mir zu ſagen: Nein. 
Zunächſt muß einmal feſtgeſtellt werden, daß es doch wohl gerade die 
Gewerkſchaftsbeamten ſind, die zur Agitation, zu Aktionen, ſei es bei Wahlen 
oder ſonſtigen Anläſſen im Dienſte der Sozialdemokratie geſtellt werden; es 
mag auch hier Ausnahmen geben, genau ſo gut, wie das auch bei Partei⸗ 
beamten, Redakteuren uſw. zutrifft, daß es auch hier Genoſſen gibt, die für 
die praktiſche Kleinarbeit in den Gewerkſchaften, in der Partei ſelbſt wenig 
Sinn mehr haben, die Flugblattverbreitung, Gewinnung neuer Abonnenten 
nicht mehr als zu ihrem Fache gehörig betrachten. Und doch würde gerade 
dieſe Arbeit viel zur weiteren theoretiſchen Ausbildung beitragen, würde viel 
dazu beitragen, daß keiner mit Rieſenſchritten der ganzen Bewegung voraus⸗ 
eilt, ſie überſchätzt. Doch hier ſowohl wie da ſind es Einzelerſcheinungen, 
nicht danach angetan, das Urteil darauf aufzubauen. Nein, im Gegenteil, 
ich behaupte, ein ebenſo großer Haß, wie er bei den gewerkſchaftlich organi⸗ 
ſierten Arbeitern gegen die kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung vorhanden iſt, 
iſt auch bei den Gewerkſchaftsbeamten vorhanden. Ich möchte den Gewerk⸗ 
ſchaftsbeamten ſehen, der an eine Harmonie zwiſchen Kapital und Arbeit 
glaubt! Darum mag es vielleicht auch manchen Gewerkſchaftsbeamten geben, 
den Notizen, wie ſie noch in dieſem Frühjahr durch einige Parteiblätter 
gingen, die ein gemeinſames Verhandeln mit Chriſten, Hirſch⸗Dunckerianern 
und Unternehmern ſchon als Harmonieduſelei betrachten, gekränkt haben. Wie 
weit war aber das vom Schuß! > 
Nun hat ja Genoſſe Jäckel noch nebenbei fo eingeſchaltet, daß die Ge⸗ 
werkſchaften infolge der ſich immer mehr zeigenden Unterſtützungseinrichtungen 
trotz ſteigender Animoſität immer mehr gezwungen würden, Beamte an⸗ 
zuſtellen. Iſt denn dieſe Animoſität wirklich in dem Grade vorhanden, wie 
Genoſſe Jäckel es glaubt? Es mag dies bei Leuten zutreffen, die nicht aus 
Überzeugung zu den Gewerkſchaften gekommen ſind, die nun mal ſo mit⸗ 
gelaufen ſind, im allgemeinen muß aber auch hier geſagt werden, daß Genoſſe 
Jäckel jedenfalls nicht genügende Fühlung mit den gewerkſchaftlich organi⸗ 
ſierten Arbeitern beſitzt, ſonſt würde er einer derartigen Animoſität nicht das 
Wort reden. Es kommt aber noch ein wichtiges Moment für Genoſſen 
Jäckel hinzu: das iſt der Wegfall der Unſicherheit der Exiſtenz, die das revo⸗ 
lutionäre Denken und Fühlen abſtumpfen ſoll. Ach, wenn man Namen nennen 
wollte! Parteiſchriftſteller, Parteiredakteure uſw. beziehen doch wohl in manchen 
Fällen ein Gehalt, das bei den Gewerkſchaftsbeamten durch 2 geteilt wird. 
Sollte nun nicht bei ihnen, wenn Genoſſe Jäckel recht hätte mit ſeiner Be⸗ 
hauptung, dies auch genau ſo gut zutreffen wie bei den Gewerkſchaftsbeamten? 
Doch wer wollte behaupten, daß es zutrifft; man möchte bald behaupten, das 
Umgekehrte iſt der Fall. Ja, eine Statiſtik über Beteiligung und Stimm⸗ 
abgabe für die Partei bei den Landtagswahlen, die der Genoſſe König (Dort: 
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mund) in Nr. 50 vom 11. September 1908 der „Neuen Zeit“ zuſammengeſtellt, 
zeigt uns, daß die ſich in den ſchlechteſten wirtſchaftlichen Verhältniſſen be⸗ 
findenden Arbeiter am wenigſten Klaſſenbewußtſein in ſich aufgenommen 
haben, trotzdem dieſe ja nach Genoſſen Jäckel eigentlich die noch unverdorbenen 
Proletarier wären, die noch revolutionär in ihrem Denken und Fühlen ſein 
müßten. Hier wird es aber zunächſt einmal notwendig ſein, daß die Gewerk⸗ 
ſchaften, daß die Gewerkſchaftsbeamten dieſe zur Organiſation, zur gewerk— 
ſchaftlichen, heranzuziehen verſuchen, denn der Partei wird es ſchlechterdings 
vorderhand nicht möglich ſein, in die Kreiſe dieſer indifferenten Arbeiter hinein⸗ 
zukommen; nur wird man nicht zu oft die Behauptung aufſtellen dürfen, daß 
die Gewerkſchaften ohnmächtig ſeien der heutigen Kapitaliſtenklaſſe gegenüber, 
das könnte dahin führen, wenn es zu oft ausgeſprochen würde, daß den Ge— 
werkſchaften ihre Arbeit außerordentlich erſchwert würde, jedenfalls dann zum 
Schaden der Partei mit. Da iſt es denn notwendig, daß zwiſchen Gewerk— 
ſchaften und Partei ein gedeihliches Zuſammenarbeiten Platz zu greifen hat; 
es mag zugegeben werden, daß das nicht immer und allenthalben beſtanden 
hat und beſteht, daß Gewerkſchaftsbeamte und Parteiredakteure, die doch wohl 
am meiſten dazu berufen wären, ſich manchmal etwas fremd geworden ſind. 
Hier die beſſernde Hand anzulegen, dürfte eine der vornehmſten Aufgaben 
für die Zukunft werden; wenn das gedeihliche Zuſammenarbeiten vorhanden 
iſt, dann kann es meines Erachtens gar nicht fehlgehen, dann werden die 
Gewerkſchaftsbeamten dafür zu ſorgen haben, daß der Sozialismus in die 
Köpfe der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter mehr und mehr verpflanzt 
wird. Auf der anderen Seite aber werden, wenn ſich Symptome in den 
Gewerkſchaften zeigen, daß eine Unzufriedenheit mit der Taktik in den Köpfen 
einzelner ſich bemerkbar macht, die Parteizeitungen dieſe Unzufriedenheit oder 
beſſer geſagt dieſe Nörgelei, die in den meiſten Fällen zum Anarchismus 
führt, mit aller Entſchiedenheit bekämpfen müſſen. Geben uns doch die 
lokaliſtiſchen Organiſationen hier in Deutſchland das beſte Beiſpiel, wohin 
dieſe Quertreiberei führt: zuletzt zu einem offenen Kampfe gegen die Partei. 
Gewiß haben gerade die Organiſationen des Baugewerbes i in dieſem Früh⸗ 
jahr mit der Taktik, die eingeſchlagen werden mußte, um einem Kampfe in der 
Zeit der wirtſchaftlichen Kriſe aus dem Wege zu gehen, der unter Umſtänden 
zur völligen Vernichtung der Gewerkſchaftsorganiſationen hätte führen können, 
einen ſcharfen Widerſtand bei einem Teile der Mitglieder gefunden. Aber 
heute gehe man einmal in die Verſammlungen hinein, man hat ſich mit der 
Taktik, die unter beſonderen Umſtänden auch einmal gegen früher etwas 
geändert iſt, abgefunden, ja man ſagt heute allgemein: „Ihr Gewerkſchafts— 
beamten habt recht gehabt.“ Eine Animoſität der Maſſen gegen die Gewerk— 
ſchaftsbeamten, Genoſſe Jäckel, würden Sie vergeblich ſuchen. Doch hat gerade 
dieſe große, umfangreiche Bewegung manchen wieder auf das Endziel der 
Partei gewieſen. Welcher Gewerkſchaftsbeamte hat nicht ſeine Kollegen darauf 
verwieſen, daß nur durch die heutige kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung die 
wirtſchaftliche Kriſe, die den Gewerkſchaften wohl die größten Wunden ſchlägt, 
verurſacht iſt, daß es aber Pflicht der Gewerkſchaften, ja geradezu eine Not⸗ 
wendigkeit ſei, mitzuarbeiten an der Erreichung des Endziels, die heutige 
kapitaliſtiſche Geſellſchaft zu verwandeln in die ſozialiſtiſche. Ich glaube, 
kein einziger hat eine Ausnahme gemacht, es müßte ja geradezu ein fanatiſcher 
Gegner der Partei ſein, der als Gewerkſchaftsbeamter anders gehandelt hätte! 


680 Die Neue Zeit. = 


Mehr Marx, mehr Willen ſoll in den Gewerkſchaften gelehrt werden! 
Ganz recht! Und wo dann der Gewerkſchaftsbeamte von der Kleinarbeit 


erdrückt wird, jo daß ihm nicht genügend Zeit bleibt, ſich theoretiſch weiter⸗ 


zubilden, wenn da das gute Verhältnis zwiſchen Partei und Gewerkſchaften | 


vorhanden iſt, werden Parteibeamte und Parteiredakteure gerne dieſe Lücke 
ausfüllen, in den Gewerkſchaften werden ſie gern geſehene Gäſte ſein, der 


Partei werden ſie den größten Dienſt damit erweiſen, und Genoſſe Jäckel 
würde in Zukunft es vielleicht gar nicht notwendig haben, einen Artikel über 


Gewerkſchaftsbeamte und Partei zu ſchreiben. Vielleicht wäre es beſſer ſo! 


Das Ende des ſächſiſchen Dreiklaffenparlaments. 
Von Guffas Riem. 
Am 26. Januar hat der Dreiklaſſenlandtag, der im Jahre 1896 aus 
blanker Sozialiſtenfurcht von den Konſervativen und Nationalliberalen ge⸗ 


ſchaffen wurde, ſein Leben ausgehaucht, begraben unter der Verachtung aller 
rechtlich denkenden Menſchen. 


Es mag noch ſo viel beſtritten werden von gegneriſcher Seite: die Sozial⸗ | 


demokratie hat ihm den Garaus gemacht. Die Sozialdemokratie wird auch 


den Vierklaſſenlandtag, der im Herbſt dieſes Jahres zuſammentritt, vom Leben 
zum Tode bringen. 

Die Taten des zu Grabe getragenen Parlaments waren alle echt ſächſiſch, 
das heißt reaktionär, kleinlich, unſozial. Wie hätte es bei der Zuſammen⸗ 
ſetzung auch anders ſein können! 

In ihrer ganzen grenzenloſen Erbärmlichkeit zeigten ſich aber dieſe „aus⸗ 
erwählten“ Vertreter des Volkes in der letzten Tagung. Ein ſolches unwürdiges 
Schauſpiel glauben wir hat man in irgend einem Parlament der Welt wohl 
noch nicht erlebt, wie es die Verhandlungen über die Wahlrechtsfrage boten: 
dieſes kleinliche Feilſchen zwiſchen den beiden „großen Parteien“, den Konſer⸗ 
vativen und Nationalliberalen, dieſe perſönliche Herunterzerrung, dieſe gehäſſigen 
gegenſeitigen Beſchuldigungen — wir erinnern nur an die Verwechſlung der 
Eigentumsbegriffe anläßlich des Verſchwindens eines kompromittierlichen Zir⸗ 
kulars der Agrarier, an den plötzlichen Tod des Abgeordneten Rühlmann⸗ 
Döbeln, an die Erklärung der nationalliberalen Fraktion anläßlich dieſer 
Epiſode gegen den Präſidenten und hundert andere Fälle mehr von mehr oder 
minder blamabler Art. 

Und die geſetzgeberiſchen Taten! Da iſt das Berggeſetz reſpektive eine 
Novelle dazu. Trotz der furchtbaren Warnung von Radbod hat man ſich nicht 
dazu verſtehen können, die Forderungen der Arbeiter auf ausreichenden Berg⸗ 
arbeiterſchutz zu erfüllen. In ihrer argen Feindſeligkeit gegen jede Arbeiter⸗ 
bewegung, alſo natürlich auch gegen die Gewerkſchaftsbewegung, ſind ja die 
ſächſiſchen Machthaber von jeher groß geweſen. Wirklich ausreichender Berg⸗ 
arbeiterſchutz iſt aber nur unter Mitwirkung der organiſierten Arbeiter bei der 
Kontrolle möglich, und die will man nicht. Lieber mögen ſich ſolche Kata⸗ 
ſtrophen wie die von Radbod wiederholen. Heilig iſt das Eigentum! Dieſer 
Grundſatz der bürgerlichen Geſellſchaftsordnung wird auch von der ſächſiſchen 
Regierung zum Schaden der allgemeinen Wohlfahrt bis in die grauſamſten 
Konſequenzen hochgehalten: das Forſt- und Feldſtrafgeſetz mit feinen harten 
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Strafen gegen „Diebſtahl“ von Leſeholz und Beeren, Reiſig uſw. iſt ein Be⸗ 
weis dafür. Wenn ſolche „Verbrecher“, die da meinen, der Wald ſei nicht 
nur für die Nachkommen der Strauch: und Wegelagerer da, heute auch nicht 
mehr mit den grauſamen Strafen des Mittelalters, wie Augenausbrennen, 
Händeabhacken, beſtraft werden — das Gefängnis iſt ihnen geöffnet. Dieſer 
Eigentumsfanatismus beherrſcht auch das noch am letzten Tage unter Dach 
und Fach gebrachte Waſſergeſetz. Man hat den Beſitzern von Grund⸗ 
waſſer, Quellen und Quellgrundſtücken das unantaſtbare Eigentumsrecht zu⸗ 
geſprochen. Eine Enteignung des lebenſpendenden Waſſers zum Zwecke der 
Verſorgung von Ortſchaften mit Trink⸗ und Nutzwaſſer iſt ausgeſchloſſen. Die 
meiſt agrariſchen Beſitzer können alſo wahre Raubzüge auf die Taſchen der 
Bewohner unternehmen, wenn dieſe im Intereſſe der Hygiene und öffentlichen 
Wohlfahrt das Waſſer brauchen. Dadurch iſt der Wucher mit einem der 
unentbehrlichſten Exiſtenzmittel geſetzlich geſchützt worden. 

Bei der Beſoldungsreform der Beamten hat man das Verfahren be⸗ 
obachtet, wie es einmal ein öſterreichiſches Reichsratsmitglied anläßlich des 
Dienergeſetzes in Oſterreich ſchilderte: „Es iſt wie bei einem leichten Land⸗ 
regen; nur die oberen Zweige der Bäume werden naß.“ Die Quittung dafür 
werden hoffentlich die nicht naß gewordenen Beamten gelegentlich erteilen bei 
den bevorſtehenden Wahlen. 

Dem Volke muß die Religion erhalten bleiben! Dieſer muckeriſche Grund⸗ 
ſatz wurde hochgehalten bei den Debatten über die Schulfragen. Der neue 
Kultusminiſter v. Beck, von dem manche von ſeiner Tätigkeit als Oberbürger⸗ 
meiſter von Chemnitz her glaubten, er ſei nicht ganz ſo orthodox wie ſeine 
Vorgänger im Miniſteramt, enttäuſchte gleich bei der erſten Gelegenheit: mit 
ſeiner erſten Schulrede erwarb er ſich den Beifall der Konſervativen. Ob er 
auch an die unbefleckte Empfängnis und an die Hölle glaubt, wie unter Fauſt⸗ 
ſchlägen auf das Rednerpult kürzlich in Dresden ein Oberlandesgerichtsrat 
v. Baring in einer Verſammlung von ſich erklärte, wiſſen wir nicht. Aber auf 
keinen Fall iſt von ihm zu erwarten, daß ein moderner Hauch in unſere Volks⸗ 
ſchulſtuben einzieht. Die Schule ſoll ihren religiöſen und konfeſſionellen Charakter 
beibehalten. 

Der frühere Generalſtaatsanwalt und jetzige Finanzminiſter Rüger, der 

Liebling der Agrarier, hat auch im letzten außerordentlichen Landtag immer 
wieder das jetzt ſo beliebte Lied von der Rückkehr zur Sparſamkeit, zur Ein⸗ 
fachheit und zur Beſcheidenheit geſungen. Nur wenn es ſich um das Intereſſe 
der beſitzenden Klaſſe, vor allem der Agrarier, der Krone handelte, da ſchien 
Sachſen im Golde zu ſchwimmen. 
Was nun das Verhältnis der einzelnen Parteien anlangt, ſo bildet 
die Tätigkeit des Dreiklaſſenlandtags wahrhaftig kein Ruhmesblatt in der 
Geſchichte weder der Konſervativen, noch ganz beſonders der Nationalliberalen 
und der Freiſinnigen. 

Die Konſervativen bekundeten die gewohnte Zähigkeit und Konſequenz 
in ihrer reaktionären Politik. Die ſächſiſchen Agrarier — und aus ihnen be⸗ 
ſtand trotz aller Ableugnungsverſuche zu 90 Prozent die konſervative Fraktion 
— geben in der Verfolgung einſeitigſter agrariſcher Intereſſenpolitik, der kon⸗ 
ſequenten Bekämpfung jeglicher moderner Regung auf allen Gebieten, ihren 
oſtelbiſchen Vettern abſolut nichts nach. Wenn ſie ſcheinbar bei der Wahl⸗ 
rechtsreform — aber nur bei dieſer — unter den Schlitten der National⸗ 
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liberalen — der Vertreter der induſtriellen Ausbeuter — gekommen ſind, ſo 
muß man bedenken, daß ſie ſich in einer Zwangslage befanden. Sie konnten 
die Wahlrechtsänderung nicht ſcheitern laſſen, weil ſie bei noch einer Wahl 
unter dem Dreiklaſſenwahlrecht wahrſcheinlich ihre abſolute Majorität verloren 
und dann die Nationalliberalen ein etwas mehr antiagrariſches Geſetz gemacht 
hätten. So hoffen die Konſervativen, zumal die von ihnen ſo gefürchtete Neu⸗ 
einteilung der Wahlkreiſe nicht zuſtande kommt, ſchließlich doch noch ihren 
ausſchlaggebenden Einfluß im Lande zu retten. Gelänge ihnen das, dann 
wären die jetzt triumphierenden Nationalliberalen doch noch die betrogenen 
Betrüger, die ſie ohne die Hilfe der Erſten Kammer ſicher geweſen wären. 
Im allgemeinen war aber die Rolle der Nationalliberalen eine ganz 
jämmerliche in der ganzen Wahlrechtsfrage. Erſt haben ſie geſchachert und 
gehandelt und mit den Konſervativen in der Dunkelkammer der Wahlrechts⸗ 
deputation der Zweiten Kammer getechtelmechtelt, um nachher, als das Kom⸗ 
promiß mißglückte, in den hochtrabendſten Worten ſich als die wahren Freunde 
der Gerechtigkeit und der Arbeiter aufzuſpielen. Man muß nur die Reden 
von Hettner, Segel und Langhammer, Merkel uſw. gehört haben, als die 
Nationalliberalen in der Falle ſaßen. Und alles war doch nur eitel Spiegel⸗ 
fechterei. Denn ſie wollten eben das Pluralrecht, das ebenſo ungerecht und 
volksfeindlich war wie der von den Konſervativen durchgedrückte Eventual⸗ 
antrag. Da meinte der Landgerichtsdirektor Hettner: Die Einführung des 
Dreiklaſſenwahlrechts ſei der ſchwerſte politiſche Fehler geweſen, der in Sachſen 
je gemacht worden ſei, und er und ſeine Partei ſchwärmten zu gleicher Zeit 
für das Vierklaſſenrecht auf anderer Grundlage. Da kündigte Lang⸗ 
hammer den ſchärfſten Kampf, den Kampf innerhalb der bürgerlichen Parteien 
an — und beim Schluß des Landtags hat man wieder Brüderſchaft getrunken! 

Und dann das freiſinnige Fähnlein: die Günther, Bär und Koch. Wie 
blähten ſie ſich auf, weil niemand mehr ſeit dem Ausſcheiden unſeres erkrankten 
Genoſſen Goldſtein da war, um ihnen die gleißneriſche Maske der Arbeiter⸗ 
freundlichkeit, der Freiheitsliebe vom Geſicht zu reißen. Es war wohlverdient, 
als man ihnen von konſervativer Seite höhniſch zurief, vor ihrer eigenen Tür 
zu kehren, und ſie an ihr Verhalten in der Wahlrechtsfrage in Berlin, Zittau 
erinnerte. Bei verſchiedenen Anläſſen und immer, wenn es ſich um die wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen der Arbeiter, um das Verhältnis des Arbeiters zum 
Unternehmer handelte, dann blickten unter der phrygiſchen Freiheitsmütze, mit 
der ſich die Freiſinnigen drapierten, die grundſätzlich arbeiterfeindlichen Eſels⸗ 
ohren hervor. Sie können mit ihren ſchönen Worten niemanden mehr über⸗ 
zeugen; denn ihre Taten überall da, wo ſie wirklich einen Einfluß ausüben 
können, ſtrafen ihre ſchönen Worte allzu draſtiſch Lügen. Im ſächſiſchen 
Landtag konnten ſie ſich den Luxus leiſten, für das gleiche Wahlrecht einzu⸗ 
treten, weil die „Gefahr einer Annahme“ nicht vorlag. 

Solange unſer Genoſſe Goldſtein noch als einziger Vertreter der Sozial⸗ 
demokratie und der Arbeiterſchaft — was trotz alles Geſchreis der Gegner 
dasſelbe iſt — den Gegnern und auch den Freiſinnigen auf die Singer klopfen 
konnte, kam die Stimme des Volkes noch zum Ausdruck. In den letzten 
Phaſen der Verhandlungen des Dreiklaſſenparlamentes konnte es nur noch 
ſeine Meinung auf der Straße, in Verſammlungen und durch die Preſſe kund⸗ 
geben! Und das tat es unzweideutig! Sowohl im Jahre 1905, als Ne 
gierung und Landtag die früher gegebenen Wefpezunge nicht einlöſten, wie 
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auch in den großartigen Straßenkundgebungen vom 1. November 1908, als 
der Landtag wieder zuſammentrat, um die Wahlrechtsfrage zu beraten; auf 
der außerordentlichen Landesverſammlung am 14. Dezember 1908, als der 
ſchamloſe Eventualvorſchlag perfekt werden ſollte, wie am 17. Januar 1909, 
als das vierklaſſige Pluralrecht von der Pairskammer beſchloſſen war. Das 
ſächſiſche Volk hat gethan, was es konnte, um den Vertretern der Beſitzenden 
und Herrſchenden in Sachſen das Gewiſſen zu ſchärfen. Es hat zweimal 
ſein Blut darangeſetzt, hat ſchwere Gefängnisſtrafen und viele Opfer und 
Mühen auf ſich genommen — alles hat ſcheinbar, aber nur ſcheinbar nichts 
genützt: Ein Vierklaſſenpluralwahlrecht tritt an die Stelle des Dreiklaſſen⸗ 
wahlrechts. Aber die Volksfeinde werden zu früh triumphieren. Auch dieſes 
ſchmähliche Wahlunrecht trägt ſchon den Todeskeim in ſich, und wie die klaſſen⸗ 
bewußte ſächſiſche Arbeiterſchaft das Dreiklaſſenwahlrecht unmöglich gemacht 
hat, wird ſie das Vierklaſſenwahlrecht überwinden. Sie wird — das hat 
gellend von der Straße den ſächſiſchen Machthabern in die Ohren geklungen — 
nicht ruhen und raſten, bis das Recht, das für das Gedeihen des Proletariats 
ſo wichtig iſt wie Luft und Licht, das allgemeine, gleiche, direkte und 
geheime Wahlrecht errungen iſt. ' 


Literariſche Kundſchau. 


Paul Hirſch, Fünfundzwanzig Jahre ſozialdemokratiſcher Arbeit in der Ge- 
meinde. Die Tätigkeit der Sozialdemokratie in der Berliner Stadt- 
verordnetenverſammlung. Auf Grund amtlicher Quellen geſchildert. Berlin, 

Buchhandlung Vorwärts. 552 S. Broſchiert 12,50 Mk., Halbfranzband 15 Mk. 


Weit über den Rahmen einer Gelegenheitsſchrift reicht das ſtattliche Werk des 
Genoſſen Hirſch hinaus. Es iſt ein Stück Geſchichte nicht allein der Sozialdemo⸗ 
kratie Berlins, ſondern unferer Partei überhaupt und gleichzeitig auch der Bour⸗ 
geoiſie, deren Liberalismus ja gerade in der Reichshauptſtadt jo oft auf die Probe 
geſtellt wurde — die er nicht beſtand. So gering auch die Rechte ſind, die durch 
die Steinſche Städteordnung dem Bürgertum verliehen wurden, es hat ſie dort, 
wo es ſich um die Fürſorge für die Arbeiter handelt, nicht einmal voll ausgenutzt, 
und das wenige, was es ſeiner Selbſtſucht zugunſten des ſtädtiſchen Proletariats 
abrang, iſt, wie Hirſch aktenmäßig nachweiſt, einzig und allein infolge des un⸗ 
ermüdlichen Anſpornens durch die Sozialdemokratie zuſtande gekommen. Eine 
geborene Minderheit, die infolge des ſtädtiſchen Geldſackswahlrechtes kaum die 
dritte Klaſſe für ſich allein erobern kann, hat es die ſozialdemokratiſche Fraktion 
der Berliner Stadtverordnetenverſammlung doch verſtanden, einen Einfluß zu ge⸗ 
winnen, der weit über ihre ziffermäßige Stärke hinausgeht. 
| Vielleicht wird angeſichts des ſehr großen Umfanges der Darſtellung dieſer 
Tätigkeit der Vorwurf berechtigt erſcheinen, als ob Hirſch allzuſehr auf Einzelheiten 
eingegangen wäre. Aber gerade dadurch gibt das Werk nicht nur eine geſchicht⸗ 
liche Schilderung der Vergangenheit, ſondern iſt auch wirkſam für Gegenwart und 
Zukunft der kommunalen Arbeit unſerer Genoſſen, und nicht allein innerhalb 
Berlins, ſondern im ganzen Reiche. So verſchieden auch die Städteordnungen, 
Wahlrecht wie Machtbefugniſſe der Gemeindeverwaltungen ſein mögen, die Auf- 
gaben der Sozialdemokratie in ihnen ſind im großen ganzen die gleichen wie ebenſo 
der Widerſtand, den die herrſchende Bourgeoiſie, welcher Parteirichtung ſie auch 
angehören mag, unſeren ſozialen Reformbeſtrebungen entgegenſetzt. Daß in Berlin 
gerade der Freiſinn die Rolle — und nur zu oft eine ganz ſchäbige — des Vaters 
aller Hinderniſſe übernimmt, iſt ein Beweis mehr für ſeine Arbeiterfeindlichkeit, 
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die er hinter ſchönklingenden Redensarten und Hirſch⸗Dunckerſcher Organiſations⸗ 
ſpielerei vergebens zu verbergen ſucht. Und dieſelben Freiſinnigen, welche um die 
Wette mit dem Reichsverband bei Wahlen behaupten, daß die Sozialdemokratie 
keine poſitive Arbeit in den Parlamenten verrichte, haben erſt auf wiederholte Be⸗ 
ſchwerden hin und auch dann noch ſehr allmählich unſere Berliner Stadtverordneten 
zur Mitarbeit in den Ausſchüſſen und Deputationen zugelaſſen. Jetzt freilich ſind 
ſie überall auf das eifrigſte mittätig. In der von der geſamten Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung Berlins dem Genoſſen Singer zu Beginn dieſes Jahres 
anläßlich ſeiner fünfundzwanzigjährigen Tätigkeit als Stadtverordneter überreichten 
Adreſſe wurde dies ausdrücklich anerkannt. Nur von der Schuldeputation werden 
unſere Genoſſen, und zwar entgegen dem Beſchluß der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung, auf Befehl der Regierung ferngehalten. 

Das alle Gebiete der kommunalen Sozialpolitik umfaſſende Material, das 
Hirſch über die Tätigkeit unſerer Fraktion den Akten der Stadtverwaltung Berlins 
entnommen hat, iſt von ihm überſichtlich geordnet; die Schilderung iſt lebendig, 
das Weſentliche beſonders hervorgehoben, und neben dem Wortlaut wichtiger Reden 
unſerer Genoſſen find auch die unſerer Gegner gebührend berückſichtigt. 

Da es noch immer an einem kommunalen Handbuch für Preußen fehlt, bietet 
das Werk des Genoſſen Hirſch für alle an unſeren Kämpfen in den Gemeinden 
Beteiligten wie überhaupt für jeden Kommunalpolitiker ein vortreffliches Nach⸗ 
ſchlagewerk, dem nur ein Stichwortregiſter mangelt, um es zu einem ganz voll⸗ 
kommenen Hilfsmittel zu machen. ew. 


Dr. R. Kuezynski, Direktor des Statiſtiſchen Amtes der Stadt Schöneberg, Die 
Entwicklung der gewerblichen Löhne ſeit der Begründung des Deutſchen Reiches. 
Berlin 1909, Georg Reimer. 112 Seiten Quart. 


Die Sozialſtatiſtik, auch die Statiſtik der Gewerkſchaften kommt zu ungeahnten 
Ehren im offiziellen Deutſchland. Für die höchſte ſtaatserhaltende Aufgabe, zur 
Begründung der neuen Steuervorlagen und damit zur Sicherung einer mili⸗ 
tariſtiſchen, mariniſtiſchen, imperialiſtiſchen Politik mit ſcharfmacheriſchem und 
agrariſchem Einſchlag ſoll dieſe Statiſtik als wichtiger Kronzeuge herangezogen 
werden. Der Herausgeber dieſes Buches teilt mit, daß er vom volkswirtſchaftlichen 
Bureau des Reichsſchatzamtes gelegentlich der Vorbereitung der Reichsfinanzreform 
aufgefordert wurde, auf Grund ſeines im Drucke befindlichen Buches über Arbeits⸗ 
lohn und Arbeitszeit in Europa und Amerika und der ihm ſonſt zugänglichen 
Materialien ein Gutachten über die Entwicklung der gewerblichen Löhne in Deutſch⸗ 
land ſeit der Begründung des Deutſchen Reiches zu erſtatten. Das Buch enthält 
ſonſt kein Wort der Beziehung zu der Reichsfinanzreform, aber dieſe Bemerkung 
bringt eine Tendenz in dieſe Veröffentlichung, die man im Intereſſe der Statiſtik 
und auch im Intereſſe des als objektiven Statiſtiker bekannten Autors nicht wünſchen 
ſollte. Es wirkt einigermaßen erheiternd, daß die amtlichen Kreiſe des Deutſchen 
Reiches, die bisher ſo gut ohne eine Lohnſtatiſtik auszukommen vermochten, gerade 
jetzt dieſen Mangel empfinden, und daß ſie vielfach auf die Ergebniſſe der gewerk⸗ 
ſchaftlichen Statiſtik zurückgreifen müſſen, um nicht mit einem gar zu armſeligen 
Material operieren zu müſſen. 

Wir behalten uns vor, die Methode des Lohnſtatiſtikers Kuczynski nach dem 
Erſcheinen ſeines im Drucke befindlichen Werkes über Arbeitslohn und Arbeitszeit 
in Europa und Amerika zu erörtern, ſeine vorläufige Veröffentlichung bietet uns 
nur Anlaß, zu prüfen, welche Bedeutung der Lohnentwicklung für die Begründung 
der neuen Konſumſteuern zukommt. Man könnte ruhig einwenden, daß die gewerk⸗ 
ſchaftlich organiſierten Arbeiter nicht ſo viele Kämpfe gegen die mit der Regierung 
verbündeten Scharfmacher und andere Unternehmer führen würden, um das Er⸗ 
gebnis des Kampfes zur Erhaltung einer ihnen feindlichen und von ihnen bekämpften 
Politik zu verwenden. Es wäre vor dieſer Feſtſtellung noch die für den Statiſtiker 
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ungeheuer wichtige und für den Begründer neuer, die Arbeiterklaſſe belaſtender 
Steuern unerläßliche Frage zu prüfen, ob nicht ſchon die bisherige Steuer-, Zoll⸗ 
und Wirtſchaftspolitik die durch die gewerkſchaftliche Aktion erreichte Steige⸗ 
rungen der Geldlöhne annähernd oder vollſtändig oder mehr als ausgeglichen hat. 
Dr. Rehe, ein Mitglied der preußiſchen Gewerbeinſpektion, hat vor kurzem für die 
deutſche Schuhmacherei den Nachweis mit Erfolg zu erbringen vermocht, daß trotz 
erheblich geſteigerter Geldlöhne die Reallöhne nicht in die Höhe gegangen ſind. 

Die Geldlöhne ſind in verſchiedenen Gewerben, was man auch aus der Arbeit 
von Kuczynski nachweiſen kann, nicht gleichmäßig geſtiegen, die neuen indirekten 
Steuern würden aber eine gleichmäßige Herabdrückung der Reallöhne zur Folge 
haben. Eine Minderung dieſer Steuerlaſt iſt für abſehbare Zeit nicht zu gewärtigen. 
Ein Niedergehen der Löhne, vor allem des Jahreseinkommens der gewerblichen 
Arbeiter können wir aber gerade in der Zeit beobachten, die auf die Periode folgt, 
die von Kuczynski behandelt wurde. Auch aus ſeiner Statiſtik kann man mannig⸗ 
fache Schwankungen der Löhne feſtſtellen, die zur Begründung der indirekten, alle 
Arbeiter gleichmäßig treffenden Steuerpläne nicht herangezogen werden können. 

Bei der Schwierigkeit jeder Lohnſtatiſtik iſt man in der Regel dankbar für alles, 
was einem auf dieſem Gebiet geboten wird. Wenn man aber aus der Statiſtik 
Schlüſſe zu ziehen ſucht, muß man ſehr kritiſch die Bedeutung der Zahlen abwägen. 

Steigerungen der Löhne gehen in Deutſchland nicht bloß parallel mit wach⸗ 
ſenden Koſten der Lebenshaltung, ſondern auch mit einer geſteigerten Intenſität der 
Arbeit, die naturgemäß auch phyſiologiſche Wirkungen auf die Arbeiter ausübt, 
vor allem ein geſteigertes Bedürfnis nach hochwertigen Nahrungsmitteln hervor⸗ 
ruft. Der Autor operiert vielfach mit Stundenlöhnen und Tagelöhnen auch in Ge- 
werben, die charakteriſiert werden durch eine relativ geringe Zahl von Arbeitstagen 
im Jahr und durch eine erhebliche Zahl von nicht vollen Arbeitstagen. Das Jahres⸗ 
einkommen des Maurers, des Bauhilfsarbeiters und anderer Bauarbeiter wird nicht 
bloß beſtimmt durch die Stundenlöhne während der Bauperiode, ſondern auch durch 
die Regentage im Sommer, durch die Gelegenheitsarbeit im Winter, die volle Ar⸗ 
beitsloſigkeit während der kalten Jahreszeit uſw. 

Aus all dem müſſen wir den Schluß ziehen, daß mit den lohnſtatiſtiſchen An⸗ 
gaben, die Dr. Kuczynski beibringt, für die allerneueſte Reichsfinanzreform auch 
nicht das mindeſte bewieſen werden kann. Selbſt wenn alle ſeine Zahlen, was 
durchaus nicht der Fall iſt, zu dem Schluſſe berechtigen würden, daß die Schultern 
dieſer Arbeiter die neuen Steuererhöhungen tragen könnten, ſo wäre damit ſelbſt 
vom Standpunkt des Reichsſchatzamtes nichts bewieſen. Es iſt nur ein ganz kleiner 
Teil der Induſtriearbeiter, über die Kuczynski lohnſtatiſtiſche Angaben beibringt. 
Aus dieſen Mitteilungen Schlüſſe zu ziehen etwa über die Verhältniſſe der Textil- 
arbeiter, der Arbeiter der keramiſchen Induſtrien, der Hausinduſtrien und vieler 
anderer wäre mehr als verwegen. Wir glauben ſomit, daß die vorliegende Unter⸗ 
ſuchung weder dem Reichsſchatzamt noch der Statiſtik eine Steigerung des Anſehens 
bringt. i Add. Pr. 


notizen. 


Deutſchland in der Welt voran! Auf dem jüngſten internationalen Tuberkuloſe⸗ 
kongreß in Waſhington führte der engliſche Arzt Dr. Artur Newsholme in einem 
Vortrag unter anderem folgende Tabelle relativer Zahlen vor, wobei die jeweiligen 
engliſchen Zahlen gleich 100 geſetzt werden. Es betrugen: 


Relative Relative Löhne Relative Zahl 
Land Weizenpreiſe gelernter ungelernter der Sterbefälle 
1901-1902 Arbeiter Arbeiter durch Tuberkuloſe 
d 100 100 100 100 
Vereinigte Staaten . 101 193 143 136 


Meutſchland 13831 63 79 66146 
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Deutſchland hat alſo unter den drei großen Reichen des Kapitalismus die 
höchſten Lebensmittelpreiſe, die niedrigſten Löhne und die höchſte Zahl von Todes⸗ 
fällen durch Tuberkuloſe. 


« ge 


Dieſe Zahlen beleuchten deutlich den Schwindel, als wäre die deutſche Sozial⸗ 
k. 


reform die erſte der Welt. 


Ztitſchriftenſchau. 


Das Dezemberheft von „Der Kampf“ enthält einen Aufſatz von K. Kautsky 


über „Die nationalen Aufgaben der Zozialiſten unter den Balkanſlawen“, der 
die Vorrede zur bulgariſchen Überſetzung einer ſeiner Schriften bildet. Das Ziel 


der Sozialiſten in einem Lande, das durch ſeine unentwickelten Verhältniſſe noch 


keine Arbeiterbewegung beſitzt, beſteht darin, für die künftige Arbeiterbewegung den 
Boden vorzubereiten. Dieſes Ziel umfaßt alſo Demokratie und nationale Zuſammen⸗ 
faſſung aller Nationsteile in einem gemeinſamen Staatsorganismus. Dieſe Auf⸗ 
gabe wird aber dadurch kompliziert, daß die nationale Befreiung nicht nur von 
demokratiſchen, ſondern auch von antidemokratiſchen Elementen angeſtrebt wird, jo 
daß Nationalismus und Demokratie in Konflikt geraten. Dem verſchiedenen Ziele 
entſprechend iſt die Art und Weiſe der nationalen Einigung anders, wenn ſie durch 
die Demokratie oder etwa durch eine Dynaſtie durchgeführt wird. Die Einigung 
Deutſchlands durch die Hohenzollern fand im Intereſſe dieſer Dynaſtie ſtatt, alſo 
undemokratiſch und unter Abſpaltung des öſterreichiſchen Teiles der Nation. Auch 
auf dem Balkan fand die nationale Befreiung durch dynaſtiſche Intrigen und daher 
nur unvollkommen ſtatt. Infolge des Durcheinanderwohnens der verſchiedenen 
Völker auf der Balkanhalbinſel iſt hier die Erreichung nationaler Selbſtändigkeit 
für die Geſamtheit ihrer verſchiedenen Nationen nur in der Weiſe möglich, daß 
alle Nationen, Bulgaren, Serben, Türken, Griechen, ſich in einer Föderativrepublik 
vereinigen. 1 

Die nationale Idee ſteht dem nicht im Wege. Kleine Nationen können nur 
durch Vereinigung mit anderen zu einem Nationalitätenſtaat der wirtſchaftlichen 
Vorteile eines Großſtaates teilhaftig werden und ſich gegen Machtgelüſte der Feinde 
wehren. In Weſteuropa ſind die Nationalſtaaten ſchon alte, verſteinerte Gebilde, 
die ſich nicht mehr umformen können; Oſteuropa, wo die Staatenbildung erſt im 


Fluſſe iſt, kann dagegen die entwickeltere Form des Nationalitätenſtaates am eheſten 


durchführen. Das wirkliche Hemmnis eines großen Balkanſtaates bilden nicht die 
nationalen, ſondern die dynaſtiſchen Intereſſen. Die Dynaſtien verhindern die 
friedliche demokratiſche Vereinigung aller Balkanvölker; die Vereinigung wäre jetzt 
nur als Unterwerfung der anderen Völker unter einen der Fürſten möglich, die Haß 
und Unterdrückung ſtatt Einheit und Freiheit bringen würde. Die kleinen Balkan⸗ 
ſtaaten ſtehen im Vaſallenverhältnis zum Zaren, der ſie „befreit“ hat. Das darf 
die Sozialiſten auf dem Balkan nie dazu bringen, auf die Seite des Zaren zu 
treten. Denn ähnlich wie wir die Geſellſchaft über das Individuum ſtellen, trotz⸗ 
dem wir für die Gleichberechtigung aller Individuen eintreten, treten wir auch für 
das Wohl jeder Nation ein, aber ſtellen das Wohl der Menſchheit doch darüber. 
Deshalb fallen die allgemeinen proletariſchen Intereſſen ſchwerer ins Gewicht als 
die Intereſſen einer einzigen Nation. Die Sozialiſten unter den Balkanſlawen 
werden deshalb nie an der Seite des ruſſiſchen Zaren ſtehen. Es kommt noch hinzu, 
daß Rußland keine ſchlagfertige Armee mehr hat, alſo wohl wühlen und hetzen, 
aber nicht wirkliche militäriſche Hilfe leiſten kann. Mag der Zarismus alſo auch 
wieder die panſlawiſtiſche Agitation betreiben, und mögen die ruſſiſchen Liberalen 
dieſe unterſtützen, ſo mag das durch hiſtoriſche Erinnerungen vielleicht einige 
Wirkung ausüben, aber auf die Dauer kann dabei nur die Ohnmacht Rußlands 
klar zutage treten. 
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Das Januarheft von „Der Kampf“ enthält drei Artikel, die dem zwanzig⸗ 


jährigen Gedächtnis der Einigung und des Abſchluſſes der erſten Periode der 


öſterreichiſchen Arbeiterbewegung auf dem Parteitag in Hainfeld gewidmet find: 
„Der Weg nach Hainfeld“ von Viktor Adler, „Vor zwanzig Jahren“ von 
Hans Reſel und „Kordböhmiſche Reminiſzenzen“ von Eduard Rieger. Dieſer 
Parteitag war nicht nur der Abſchluß eines bitteren Bruderzwiſtes, ſondern 
auch das Ende einer Periode der brutalſten Unterdrückung. In Öfterreich hatte 
man das Beiſpiel des deutſchen Sozialiſtengeſetzes nachgeahmt, aber ohne daß ein 
Geſetz nötig war; ein willkürlich verhängter Ausnahmezuſtand über Niederöſterreich, 
ein Ausnahmegericht in Prag, zu dem maſſenhaft die führenden Genoſſen wegen 
„Geheimbündelei“, ſogar in Ketten, geſchleppt wurden, dieſe bureaukratiſchen Mittel 
genügten. Die Organiſationen wurden zertrümmert, zahlreiche Exiſtenzen durch 
Ausweiſung vernichtet, die Polizeiwut gab dem norddeutſchen Beiſpiel nichts nach 
und machte eine Zeitlang jede offene Betätigung unmöglich. Allerdings, ganz zu 


unterdrücken war die Bewegung nicht; ſie richtete ſich einigermaßen als Geheim⸗ 


bund ein, und ein Kern von Kämpfern hielt treu zuſammen. Noch mehr als durch 
den Polizeidruck wurde die Partei niedergedrückt durch den Zwiſt im eigenen Lager. 
Zwei Richtungen ſtanden einander gegenüber: „Gemäßigte“ und „Radikale“. Die 
Radikalen ſahen in der Betonung des geſetzlichen Prinzips, in der Hervorhebung 
des Wahlrechts ein Kompromiß mit den herrſchenden Gewalten; die Gemäßigten 
waren gegen die anarchiſtiſchen Führer der Radikalen mißtrauiſch, um ſo mehr als 
ſich herausſtellte, daß Lockſpitzel zu Gewalttätigkeiten reizten. Als die Verfolgungen 
allmählich nachließen, weil überall Grabesſtille war, hinderte die tiefe perſönliche 
Erbitterung lange eine Ausgleichung der Gegenſätze und ein neues vereinigtes 


Auftreten. 


In dieſen Umſtänden, wo neue Perſonen nötig waren, trat Viktor Adler auf. 
Er gründete „Die Gleichheit“, und dieſes Blatt, mit ſteigendem Jubel von der 
Arbeiterſchaft begrüßt, fand die rechten Worte und die rechte Methode und ward 
zu einer Brücke der Einigung. In kräftiger Sprache griff es die Herrſchenden an 
und wies zugleich den Weg der öffentlichen politiſchen Betätigung als die einzig 
mögliche Taktik an. Verſammlungen wurden einberufen zur Beſprechung von vor— 
geſchlagenen Arbeitergeſetzen, und dabei fanden ſich die radikalen und gemäßigten 


Genoſſen zuerſt zögernd, dann immer zuverſichtlicher wieder zu gemeinſamer Arbeit 


zuſammen. Als ſchließlich Ende Dezember 1888 der Parteitag in Hainfeld zuſammen⸗ 


kam, einem kleinen Orte, wo ein ſehr liberaler Bezirkshauptmann, der ſpätere 


Miniſter Auersperg wirkte, war die Einigung ſchon Tatſache; die Prinzipien waren 
ſchon in gemeinſam abgehaltenen Verſammlungen feſtgelegt. Der Parteitag war 
die formelle Vollendung dieſes Prozeſſes der Einigung, der Abſchluß der Jugend⸗ 
periode der Bewegung. Mit ihm fing die neue Periode der Manneskraft der 
öſterreichiſchen Arbeiterbewegung an, und unter der Wucht der emporſteigenden 


Organiſation brach bald der letzte Überreſt jener Zeit, das Ausnahmegeſetz, zu: 


ſammen. 

Unter dem Titel „Sympatfien und Kntipathien“ behandelt Karl Renner 
einige internationale Verhältniſſe. Der Schrecken der europäiſchen Bourgeoiſie über 
das Erwachen der Orientalwelt, das ihr die Expanſion dorthin erſchwert, hat ſich 
geäußert in einem allgemeinen Herfallen über Sſterreich, als dieſes Bosniens Okku⸗ 
pation in Annexion verwandelte. Es iſt auffallend, daß die Tendenzen der einen 
der heutigen Staatengruppen — Deutſchland⸗Oſterreich — auf viel leidenſchaftlicheren 
Haß ſtoßen als die der anderen — England, Frankreich, Rußland. Und doch gibt 
es keine zweite Bourgeoiſie, die wie die engliſche mit allen Mitteln der Gewalt, 
des Rechtsbruchs und der Perfidie ſo viele Länder erobert und Völker gemordet 
und ausgebeutet hat. Daneben ſind die Eroberungen und Bluttaten Deutſchlands 
und die Expanſion Sſterreichs ganz harmlos. Daß das Deutſche Reich viel Haß 
weckt, verſteht ſich; aber das Proletariat muß bedenken, daß alle Bourgeoiſien des⸗ 
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jelben Geiſtes ſind und nur der Gefährlichkeit nach verfchieden. Und dann iſt 
Deutſchland, trotz ſeiner Regierung, eine Friedensmacht, denn durch einen Krieg 


hat es alles zu verlieren und nichts zu gewinnen. Dagegen bleibt der Zarismus 


der Hauptfeind des europäiſchen Sozialismus, und England hetzt überall zum Kriege, 
wo es ihn ſelbſt nicht führt. Oſterreichs Annexion iſt, wie alles in Oſterreich, eher 
ein Ausfluß der Dummheit und der Schwäche als der Expanſionskraft; deshalb 


braucht man Öfterreich nicht zu haſſen. Sſterreich iſt auch nicht mehr das alte 


reaktionäre Land. Es hat die wichtige internationale Funktion, die Weſt⸗ und 


Südſlawen gegen den Panſlawismus zu immuniſieren, es iſt das einzige Bollwerk 


gegen Rußlands Vordringen. Es iſt die Aufgabe des öſterreichiſchen Proletariats, 
die Anſätze zu einer Demokratiſierung des Oſtens im eigenen Lande weiter auszu⸗ 
bauen. | 


Max Adler beſpricht Kautskys „Archriſtentum“. Die große Bedeutung des 
neunzehnten Jahrhunderts liegt vor allem in der Durchſetzung der hiſtoriſchen Auf⸗ 


faſſung auf allen Gebieten. Wie das ſechzehnte Jahrhundert die Entdeckung der 
Neuen Welt gebracht hat, ſo kann man hier von der Entdeckung der Alten Welt 
reden, die eine neue Epoche im Denken bedeutet. Die Zeit des Urchriſtentums fand 
immer viel Intereſſe; die pſychiſch⸗hiſtoriſche Kritik der Theologen ſelbſt hat viel 
daran aufgeklärt; ſie haben damit die Religion mehr zerſtört als die materialiſtiſche 
Kritik, der das Verſtändnis für das religiöſe Problem als ſolches fehlte. Die Unter⸗ 
ſuchung des Urchriſtentums hat nicht nur hiſtoriſches Intereſſe, ſondern ſein Gegen⸗ 
ſtand iſt durch tauſend Fäden mit unſeren Anſchauungen verknüpft; daher hat 
Kautskys Buch großes aktuelles Intereſſe. 

Dann werden die Hauptzüge der hiſtoriſchen Darſtellungen des Buches ſkizziert, 
wobei der Autor ſich nicht mit Kautskys Anſicht einverſtanden erklärt, der jüdiſche 
Monotheismus habe ſich erſt im Exil entwickelt; der Monotheismus iſt vielmehr 
ſchon vorher bei den großen Propheten auf dem Höhepunkt des religiöſen Lebens 
entſtanden; er iſt „die weiter nicht mehr ableitbare geiſtige Reaktion“ auf das 
ſoziale Unrecht der Klaſſengegenſätze, die in einzelnen mächtigen Geiſtern die religiöſe 
Form der Idee einer Weltgerechtigkeit annahm. Als Urſache dieſes Verkennens des 
Monotheismus tritt hier der allgemeine Mangel des Kautskyſchen Buches hervor: 


die Unterſchätzung der ſelbſtändigen Kraft des religiöſen Bewußtſeins. Doch iſt 


dies kein Mangel des Buches ſelbſt, ſondern eine allgemeine Schranke des hiſtoriſchen 


Materialismus. Die Bedeutung des hiſtoriſchen Materialismus liegt nicht darin, 


die Ideologien zu erklären, ſondern die Bedingungen erkennen zu laſſen, „welche 
den nicht in ihnen, ſondern in Funktionen des Geiſteslebens wurzelnden Ideologien 
geſchichtliche Wirkſamkeit gewähren oder verſagen“. Wenn alſo Kautskys Buch 
neben ſo vielen Leidenſchaften und Kräften die Kraft des religiöſen Bewußtſeins, 
die Leidenſchaft der Inbrunſt des Glaubens nicht berückſichtigt, wenn es den Ge⸗ 
ſichtspunkt des religiöſen Fortſchritts nach größerer Verinnerlichung und perſön⸗ 
licher Überzeugung hin nicht feſthält, fo iſt dies ein Mangel, der eine Konſequenz 


ſeines Vorzugs iſt, ſeiner Konzentration auf die objektiven Bedingungen. Es iſt ein 


Ausfluß der philoſophiſchen Grundanſchauung des Materialismus, die der Religion 
keine eigene Bewußtſeinsrealität zuerkennt, ſie nur für eine Täuſchung und eine 
Illuſion hält, die religiöſe Form als einen unweſentlichen Schein zu entſchleiern 
ſucht. Dieſe religiöſe Form iſt nur aus dem Formalpſychiſchen zu erklären, der 
Eigengeſetzlichkeit des Geiſtes, und daher tritt bei ihr die Bedeutung des ſchöpfe⸗ 
riſchen Individuums hervor. „Jeder große Gedanke, jede Idee, jede religiöſe Empfin⸗ 


dung iſt inſofern etwas abſolut Unableitbares, das, einmal da, gewiß ſeiner Ent⸗ 


ſtehung nach auf die umgebende Welt zurückgeführt werden kann, aus der es ja 
entſprang, aber nicht ſeinem neuen geiſtigen Inhalt nach, der eben die neue indivi⸗ | 


\ 
\ 
\ 


duelle Formung des empiriſchen Materials darftellt.“ .... 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Aus Molodys Schuldbuch. 
Berlin, 6. Februar 1909. 


Im Jahre 1874, als der deutſche Reichstag feinen erſten entſcheidenden 
Gang mit dem Militarismus unternehmen ſollte, meinte der fortſchrittliche 
Reichstagsabgeordnete Freiherr v. Hoverbeck, die Kämpfe gegen den Ultra⸗ 
montanismus und die Sozialdemokratie ſeien geringfügige Aufgaben, ver⸗ 
glichen mit dem friſchen fröhlichen Kampfe gegen den Militarismus, den die 
Fortſchrittspartei rückſichtslos zu führen habe. 

Hoverbeck war ein altpreußiſcher Demokrat vom Schlage der Waldeck und 
Ziegler, ein Mann, der über die ſchwarzweißen Grenzpfähle nicht hinaus⸗ 
blickte, aber innerhalb ihrer nicht übel Beſcheid wußte. Sein politiſcher Ehr⸗ 
geiz reichte noch weiter als der politiſche Ehrgeiz der Mugdaneſen, der mit 
einem Bierzipfel vierter Güte reichlich geſtillt iſt. Hoverbeck wußte recht gut, 
daß unter der Vorausſetzung der preußiſchen Verhältniſſe der Sozialismus 
wie der Ultramontanismus nicht nur kein Intereſſe daran hatten, die libe⸗ 
ralen Parteien von der politiſchen Herrſchaft abzuſperren, ſondern viel eher 
ein mehr oder minder großes Intereſſe, ihnen in den Sattel zu helfen; er ſah 
ein, daß ihm und ſeiner Partei tatſächlich der Militarismus den Weg zur 
Macht verſperrte. Aber Hoverbeck war damals ſchon ein weißer Rabe inner: 
halb des Liberalismus. Herr Friedrich Dernburg, der Vater des kolonialen 
Datteln⸗ und Diamantenmannes, klagte über die „unglaubliche Geduld und 
Flauheit“ des Reichstags, die ein ſolches „Phänomen von plumper Nüchtern⸗ 
heit und klopffechteriſcher Plattheit“, wie Hoverbeck ſei, überhaupt noch zu 
Worte kommen laſſe, und die liberale Reichstagsmehrheit ſchwang ſich danach 
in ungeduldiger Begeiſterung dazu auf, in ihrem erſten Gange mit dem Mili⸗ 
tarismus umzufallen, wie dann auch in allen ſpäteren. 

Dieſe hiſtoriſche Erinnerung wurde in uns wachgerufen, als wir in den 


Zeitungen laſen, daß am Geburtstag des Kaiſers d riegsgericht in m⸗ 


N 
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aufgehän t hat, nicht etwa wegen widernatürlicher Unzucht, wie ſie unter den 
Offizieren allzuoft vorkommt, auch nicht wegen viehiſchen Mißhandlungen, wie 
ſie unter den Unteroffizieren noch häufiger graſſieren, ſondern weil ſie nach 
9 Uhr noch Skat geſpielt hatten, einem unteroffizierlichen Gebot zum Trotze. 
Dadurch ſind ſie einem viertel oder halben Dutzend von Paragraphen des 
Militärſtrafgeſetzbuchs verfallen, haben ſich des militäriſchen Aufruhrs, der 
Achtungsverletzung, der Gehorſamsverweigerung und welcher militäriſchen 
Sünden ſonſt noch ſchuldig gemacht, büßen mit einem verfehlten Leben die 
harmloſe Unbeſonnenheit einer Viertelſtunde. Es iſt eine grauenvolle Vorſtellung, 
aber im preußiſchen Kultur⸗ und Rechtsſtaat verſteht ſie ſich ganz von ſelbſt; 
wenn der Philiſter die Notiz lieſt, ſo ſchüttelt er vielleicht einen Augenblick 
ſeine Nachtmütze, aber dann hat er die unglücklichen Opfer des Militarismus 
vergeſſen, und aus dieſer Stumpfheit läßt ſich ihm nicht einmal ein Vorwurf 
machen; der Darmſtädter Fall iſt nur einer unter unzähligen und noch lange 
nicht der ſchlimmſte ſeiner Art. 

Was uns an ihm frappierte, war nicht ſowohl der Umſtand, daß Moloch 
in dieſer Weiſe den Geburtstag des Kriegsherrn feierte, denn das mochte ein 
Zufall ſein, ſondern der auch nur zufällige, aber ſofort eine ſehr erklärliche 
Ideenaſſoziation anregende Umſtand, daß die Notiz über die kriegsgerichtlichen 
Urteile in einem Zeitungsblatt ſtand, worin über die Verhandlungen der 
Reichstagskommiſſion berichtet wurde, die konſtitutionelle Garantien ſchaffen 
ſoll. Der ſchreiende Widerſpruch liegt auf der Hand; es iſt der reine Hohn, 
in einem Lande, wo ein Militarismus dieſes Kalibers noch beſteht, von 
Bürgſchaften einer verfaſſungsmäßigen Entwicklung zu reden. Was be⸗ 
deuten Spinnweben, wenn ein eiſerner Sporn durch ſie fährt? Man baut 
geſchäftig Kartenhäuſer auf, während der Gegner, vom Scheitel bis zur Sohle 
gewaffnet, von den Zinnen ſeiner waffenſtarrenden Jeſtung gemächlich zu⸗ 
ſchaut. 

Es iſt geſagt worden, daß ſolche Fälle, wie die kriegsgerichtlichen Ver⸗ 
urteilungen in Darmſtadt, gerade durch ihre herausfordernde Kraßheit eben 
doch nur ein Beweis dafür ſeien, daß der Militarismus das nahende Ende 
in den Knochen ſpüre. Darin mag auch wohl eine gewiſſe Wahrheit liegen, 
aber ſehr tröſtlich iſt ſie nicht, ſolange der Militarismus durch ſeine Schreckens⸗ 
urteile die Angſt, die ihn zu verzehren beginnt, wirklich noch zu bannen ver⸗ 
mag. Ein greifbarer Anfang vom Ende wäre erſt da, wenn jedes kriegs⸗ 
gerichtliche Urteil, das mit dreiſter Fauſt den Geſetzen der Menſchlichkeit ins 
Geſicht ſchlägt, den berühmten Sturm der Entrüſtung durch das Land hin 
anfachte. Denn jo ſkeptiſch wir ſolchen Stürmen an und für ſich entgegen⸗ 
ſtehen, ſo erkennen wir doch bereitwillig an, daß im Lande der allgemeinen 
Wehrpflicht in allen Militärſachen auch die ſogenannte öffentliche Meinung 
eine Macht iſt, der auf die Dauer nicht widerſtanden werden kann, wenn ſie 
ſich nachdrücklich geltend macht. Aber daran fehlt es gänzlich, und ſolange 
es daran fehlt, iſt es nicht ganz zutreffend, wenn unſer Dortmunder Bruder⸗ 
blatt an die Darmſtädter Ungeheuerlichkeit die Warnung knüpft: „Ich rate 
euch, nehmt euch in acht; es bricht noch nicht, jedoch es kracht!“ Ja, wenn 
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es wirklich krachen wollte! Aber ſolange es nicht einmal kracht, hat es mit 
dem Brechen ſeine guten Wege. 

Um ſo mehr, als der Militarismus nicht bloß über die Schrecken der 
Kriegs⸗, ſondern auch der Zivilgerichte verfügt, einſchließlich des oberſten Ge⸗ 
richtshofs im Deutſchen Reiche. Es ſei nur an den Hochverratsprozeß gegen 
den Genoſſen Liebknecht erinnert. Vor einigen Monaten iſt im Verlage der 
Buchhandlung Vorwärts unter dem Titel: Antimilitarismus und Hochverrat 
der Wortlaut des Urteils veröffentlicht worden, dem Liebknecht zum Opfer 
gefallen iſt, „nebſt einem kritiſchen Beitrag zur Naturgeſchichte der politiſchen 
Juſtiz“; leider iſt die kleine Schrift, die kaum zwei Druckbogen umfaßt, in 
der Parteipreſſe wenig beachtet worden, was auch ein Beitrag zu der Frage 
iſt, ob denn wirklich genug gegen den Militarismus „gekracht“ wird. 

Was die Schrift überaus lehrreich macht, iſt der unleidliche Beweis, wie 
alle Garantien, die doch auf dem Gebiete der Rechtſprechung ſchon verbrieft 
und verſiegelt ſind, zu wanken beginnen, ſobald ein klirrender Säbel in ihre 
Nähe kommt. Schon die Sachdarſtellung des Urteils, der zuſammenfaſſende 
Bericht über den Inhalt der angeklagten Schrift Liebknechts, gibt nicht nur 
den denkbar ſchiefſten Begriff von ihrem Inhalt und ihrer Tendenz, ſondern 
ſtrotzt von zahlreichen Unrichtigkeiten, die mehr oder minder den Angeklagten 
zu belaſten geeignet ſind. Da es bei dem höchſten Gerichtshofe des Deutſchen 
Reiches natürlich ausgeſchloſſen iſt, daß dieſe Unrichtigkeiten aus böſem Willen 
entſpringen, ſo bleibt nur die Annahme übrig, daß mit einer Flüchtigkeit 
gearbeitet worden iſt, die einen Tertianer, der in gleich flüchtiger Weiſe etwa 
den Inhalt einer Schillerſchen Ballade wiedergäbe, die Verſetzung nach Sekunda 
koſten würde. Es iſt doch eine eigene Sache, wenn ſich das Reichsgericht 
öffentlich in unanfechtbarer Weiſe nachweiſen laſſen muß, daß es einem „ge⸗ 
radezu grotesken Mißverſtändnis“ zum Opfer gefallen, daß es dem Angeklagten 
„greulichen Unſinn“ unterſtellt oder eine „ungeheuerliche Unrichtigkeit“ ge⸗ 
fündigt hat. 

Was dann die ſtrafrechtliche Würdigung des alſo hergeſtellten Tatbeſtandes 

angeht, ſo unterzieht die kleine Schrift das Urteil des Reichsgerichtes einer 
nicht minder treffenden als beißenden Kritik, die ebenſo amüſant zu leſen iſt, 
wie das Urteil mit ſeiner papierenen Aktenſprache und ſeinen juriſtiſchen Stil⸗ 
blüten langweilig. 

Da die Rückſicht auf unſeren Raum uns alles Eingehen auf Gingeeiten 
verbietet, jo wollen wir hier nur eine Probe geben: 
| Nach alledem drückt ſich der vom Reichsgericht gelieferte Beweis der Gewalt⸗ 

ſamkeit des Liebknechtſchen Planes kurzweg aus in dem Exempel: 0+0-+-0-+0. 
Und das macht bei genaueſtem Zuſammenzählen nicht mehr als eben 0! Aber 
eine rechtskräftige Null! Alle die ſchönen Konſtruktionen haben den einen Fehler: 
ſie ſind falſch und paſſen nicht zueinander, es wird kein Schuh draus. „Kopf, 
Rumpf und Schwanz — Es paßt nicht ganz; Wolf, Fuchs und Lamm: wer flickt's 
zuſamm?“ Aber die Rechtskraft ſchafft die wahre concordia discordantium. Wer 
kennt nicht jenen berühmten Shakeſpeareſchen Weber Zettel, bei dem die Logik des 
menſchlichen Leibes in das Fazit eines durchaus nicht menſchlichen Kopfes aus⸗ 
mündete? Der verblendeten Titania aber wollte er ein Ausbund aller Schönheit 
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und Logik dünken. Ob ſich die Dame Juſtitia von der abſonderlichen Logik unſeres | 


Urteils wohl auch zu dem Rufe begeiſtern laſſen wird: Du bijt jo weiſe, wie du | 


reizend biſt? Doch damit genug von der „Gewalt“. 


Auf einen Punkt des Urteils müſſen wir jedoch noch etwas näher eingehen, 
um ſeiner praktiſchen wie ſeiner ſymptomatiſchen Bedeutung willen. Bekannt⸗ 


lich hat das Reichsgericht gegen Liebknecht nicht auf Zuchthaus⸗, ſondern auf 
Feſtungsſtrafe erkannt, und zwar nach der mündlichen Verkündigung des Ur⸗ 
teils, weil der Angeklagte aus einer politiſchen Überzeugung gehandelt habe, 


die, möge ſie verkehrt ſein oder nicht, den Vorausſetzungen, die das Geſetz für 


eine ehrloſe Geſinnung verlange, nicht entſpreche. Darüber erhoben die Scharf⸗ 
macherblätter und auch einige junkerliche Mitglieder des preußiſchen Drei⸗ 
klaſſenparlamentes großes Lamento, und nun heißt es in der ſchriftlichen Aus⸗ 
fertigung des Urteils, der Gerichtshof habe ehrloſe Geſinnung nicht feſtgeſtellt, 
„da nicht nachweisbar ſei, daß der Angeklagte bei Abfaſſung der Schrift nicht 
nur ſeiner politiſchen Überzeugung folgte“. 

Das ſchriftlich ausgefertigte Urteil ſchränkt alſo in dieſer Frage das mündlich 
verkündete Urteil weſentlich ein; es ſtellt nicht mehr poſitiv feſt, daß der An⸗ 
geklagte nicht ehrlos gehandelt hat, ſondern erklärt die Ehrloſigkeit nur als 


nicht nachweisbar; es läßt die allgemeine Formulierung des Grundſatzes fallen, 


daß ein Handeln aus einer — gleichviel welcher — politiſchen Überzeugung 
die Ehrloſigkeit ausſchließe, und endlich legt es durch die Worte „nicht nur“ 
nahe, daß beim Hineinſpielen anderer Motive Ehrloſigkeit anzunehmen jet. 


Mit anderen Worten: der Weg zur Verhängung von Zuchthausſtrafe auch 


über politiſche Hochverräter iſt geöffnet; in geräuſchloſem Handumdrehen 
wird eine weſentliche Verſchlechterung des öffentlichen Rechtszuſtandes an⸗ 
gebahnt. 

Wir ſagen nicht: post hoc propter hoc, oder um das gute Latein in das 
ſchlechte Deutſch des Reichsgerichtes zu überſetzen: die Feſtſtellung, daß ſich 


das Reichsgericht dem Geſchrei der Junker und Scharfmacher gebeugt hat, 


| können wir nicht treffen, da nicht nachweisbar ift, daß dieſer Gerichtshof bet 
der Anderung des Urteils nicht nur ſeiner richterlichen Überzeugung folgte. 


Aber eine richterliche Überzeugung, die jo hin und her ſchwankt, iſt als | 
Bollwerk gegen die Ne des Militarismus nur eine papierene 


Schlange. 

Ob bei dem Verſuch des Reichstags, konſtitutionelle Gar zu ſchaffen, 
überhaupt etwas herauskommt, iſt bekanntlich ſehr fraglich, aber wenn dabei 
auch alles herauskommen ſollte, was irgend herauskommen kann, ſo dürfen 
wir uns nicht darüber täuſchen, daß auch dann noch gar nichts gewonnen iſt, 


ſolange Dinge möglich ſind wie das kriegsgerichtliche Urteil gegen die Darm⸗ 


ſtädter Dragoner oder das reichsgerichtliche Urteil gegen den Genoſſen Lieb⸗ 
knecht. 
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natalie Liebknecht! 
Don Kuguſt Gebel. 


Acht und ein halb Jahre ſind im Strome der Zeit verſunken, ſeitdem 
wir Liebknecht, unſeren Alten, zur letzten Ruheſtätte geleiteten. Jetzt iſt ihm 
ſeine Gattin gefolgt, mit der er zweiunddreißig Jahre in glücklicher Ehe 
gelebt. 

Und wie Liebknecht mitten in jener Auguſtnacht jäh und unerwartet für 
uns alle vom Tode getroffen wurde, jo hat auch ſeine Gattin das Glück ge⸗ 
habt, nach kurzer, faſt ſchmerzloſer Krankheit, ohne Ahnung, daß ihre letzte 
Stunde geſchlagen habe, aller Menſchen Los zu verfallen. 

In Natalie Liebknecht iſt eine tüchtige, geiſtig hochſtehende Frau und eine 
vorzügliche Mutter dahingegangen. 

Natalie Liebknecht ſtammte aus einer gut bürgerlichen Familie mit ſtarken 
politiſchen Intereſſen. Ihr Vater, der Hofgerichtsadvokat Reh, war in den 
Bewegungsjahren Mitglied des erſten deutſchen Parlamentes in Frankfurt 
und zeitweilig deſſen Vizepräſident geweſen. Daß der Vater Nataliens in 
jener Zeit Offenbach im Frankfurter Parlament vertrat, war mit eine der Ur⸗ 
ſachen, daß, als Liebknecht im Jahre 1881 gleichzeitig in Mainz und in Offen⸗ 
bach gewählt wurde, er den günſtigeren Offenbacher Kreis dem Mainzer vorzog. 

Daß Liebnecht mit Natalie Reh bekannt wurde, war eine Folge ſeiner 
politiſchen Betätigung. Im Frühjahr 1868 reiſten er und ich nach Heſſen, 
um dort mehrere bürgerlich⸗demokratiſche Kandidaten für die Wahlen zum 
erſten Zollparlament gegen die Nationalliberalen zu unterſtützen. Bei dieſer 
Gelegenheit kamen wir auch nach Darmſtadt und wurden von Profeſſor Louis 
Büchner, dem bekannten Verfaſſer von „Kraft und Stoff“, zu Tiſche geladen. 
Hier lernte Liebknecht Natalie Reh kennen, die mit Frau Büchner be⸗ 
freundet war. 

Liebknecht war zu jener Zeit ſchon ein Jahr lang Witwer. Seine erſte 

Frau, die mit ihm das Exil geteilt hatte, war im Frühjahr 1867 in Leipzig 
nach längerem Leiden geſtorben und hatte ihm zwei Töchter hinterlaſſen, die 
ſpäteren Frauen Geiſer und Swienty. Er hatte alſo das natürliche Verlangen, 
wieder in geordnete häusliche Verhältniſſe zu kommen, und da erſchien ihm 
in der klugen und redegewandten Natalie Reh die Geſuchte. Ich mußte alſo 
am nächſten Tage die Rolle des postillon d'amour übernehmen und durch 
Frau Büchner eine zweite Zuſammenkunft vermitteln. Vier Monate ſpäter 
war die Hochzeit. 
Natalie Liebknecht kam zunächſt in Verhältniſſe, die ſich von rein proleta⸗ 
riſchen in nichts unterſchieden. Es iſt daher begreiflich, daß es ihr, die an 
eine gewiſſe Behaglichkeit der Exiſtenz gewöhnt war, nicht leicht wurde, ſich 
in die neue Ordnung zu finden. Aber ſie war entſchloſſen, an der Seite ihres 
Mannes auszuhalten und mit ihm für eine beſſere Exiſtenz zu kämpfen. Der 
Erfolg blieb ſchließlich nicht aus. Freilich war in jener Zeit die Frau eines 
ſozialdemokratiſchen Führers wie Liebknecht, ganz abgeſehen von der ärmlichen 
finanziellen Grundlage, nicht auf Roſen gebettet. Nach kaum zweijähriger Ehe 
hatte Liebknecht mit Hepner und mir eine faſt dreiundeinhalbmonatige Unter⸗ 
ſuchungshaft wegen angeblicher Vorbereitung zum Hochverrat zu beſtehen, und 
zwar in der ſchlimmſten Zeit für die noch kleine Partei, mitten im Kriegs⸗ 
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trubel des Winters 1870/71. Alsdann folgte unſere beider Verurteilung zu 
zwei Jahren Feſtungshaft; weiter ereilte Liebknecht 1876 eine ſechsmonatige 
Gefängnisſtrafe. Dann kam das Sozialiſtengeſetz, das ihm abermals die kaum 
leidlich geordnete Exiſtenz vernichtete und ihn gleich anderen unter uns vom 
Jahre 1881 bis zum Falle des Sozialiſtengeſetzes, Ende September 1890, aus 
Leipzig verbannte. 

Liebknechts glückliche Natur ſetzte ſich über alle dieſe Schläge mit 54 
neidenswertem Optimismus hinweg, aber ſeine Gattin hatte das ſchwerere 
Teil zu tragen. Sie hatte im Laufe der Jahre ihrem Manne fünf Knaben 
geboren, die mit dem Ungeſtüm geſunder, kräftiger Jungen ihre Anforderungen 
an die Mutter ſtellten. Hier ſtand Natalie Liebknecht auf der Höhe. Daß 
ſie es fertig brachte, bei aller materiellen Miſere ihre Söhne zu tüchtigen 
Menſchen zu erziehen, war ein Meiſterwerk, für das ſie nicht nur den Dank 
ihrer Kinder erwarb, die ſämtlich bis zur letzten Stunde mit zärtlicher Liebe 
an ihr hingen und ihr das dankbarſte Andenken bewahren werden, ſondern 
das ihr auch, lebten wir in einer geſunden Geſellſchaft, den Dank dieſer Ge⸗ 
ſellſchaft eingetragen hätte. Und wie ſuchte ſie ihre Kinder vor jeder Unbill 
zu ſchützen, die nicht ausblieb, waren es doch die Kinder Liebknechts. Eine 
Löwin kann ihr Junges nicht tapferer verteidigen, wie ſie mit denen umging, 
die einem ihrer Kinder zu nahe getreten waren. | 

Bei allen häuslichen Sorgen und Arbeiten erfuhr aber ihr Intereſſe für 
das Allgemeine nicht die geringſte Abſtumpfung. Mit einer geiſtigen Friſche 
und einer körperlichen Beweglichkeit, die bei ihrem Alter, das die Siebenzig 
überſchritt, erſtaunlich genannt werden muß, verfolgte ſie alle Vorgänge in 
der Partei und im öffentlichen Leben. Daneben war ſie eine begeiſterte Freundin 
guter Muſik und der dramatiſchen Kunſt, die ſie nach Maßgabe ihrer Mittel 
genoß. — 

Nicht bekannt iſt weiteren Kreiſen, daß, als es ſich 1890 darum handelte, 
nach dem Fall des Sozialiſtengeſetzes eine neue Parteiorganiſation aufzurichten, 
deren Zentrale nirgends anders als in Berlin ſein konnte, Frau Natalie es 
war, die ihren Mann zur überſiedlung nach Berlin beſtimmte. Liebknechts 
Herz ſehnte ſich nach Leipzig. Als der Alte auf die Auseinanderſetzungen von 
Singer und mir einſah, daß er einen ſchweren Stand habe, erklärte er, die 
Überſiedlung von der Zuſtimmung ſeiner Frau abhängig machen zu wollen. 
Dieſe zu erlangen fiel mir zu. Mein Schreiben hatte den gewünſchten Erfolg, 
und ich weiß, ſie hat die Überſiedlung nach Berlin nie bereut, auch brachte 
dieſelbe die Familie in erheblich beſſere wirtſchaftliche Verhältniſſe. 

Weit länger als der Vater hatte Frau Natalie das Glück, zu ſehen, was 
ihre Söhne leiſteten, und ſich an dem Heranwachſen einer Schar Enkel zu er⸗ 
freuen. So iſt ihr im Alter einigermaßen nachgeholt worden, was ſie in ihren 
jüngeren Jahren entbehren mußte. | 

Alle, die fie kannten, und dieſer Kreis iſt ein großer, denn auch auf den 
nationalen und internationalen Parteikongreſſen, die ſie häufig beſuchte, war 
ſie ein gern geſehener Gaſt, werden ihr ein freundliches Andenken bewahren. 
Nun ruht fie an der Seite des Mannes, mit dem fie jahrzehntelang Freud 
und Leid geteilt. | 


* 
** 
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Der Kampf ums Dafein. 
Von Guſtar Eckſtein. 
I 


Das hervorſtechendſte Kennzeichen der bürgerlichen Wirtſchaft und Geſell⸗ 
ſchaft iſt die freie Konkurrenz. Das hat ſchon im ſiebzehnten Jahrhundert 
während der engliſchen Revolution, die dem Bürgertum erſt zur Macht ver⸗ 
helfen ſollte, Hobbes mit den geſchärften Sinnen des Gegners erkannt. Er 
ſtützte ſeine Forderung nach Stärkung der Regierungsgewalt darauf, daß die 
Menſchen von Natur aus zum „Krieg aller gegen alle“ neigen, mithin zur 
Anarchie, der eben nur durch eine ſtarke Regierung Einhalt geboten werden 
könne. Er ſtellte ſich damit bewußt in Gegenſatz zu den Philoſophen, die die 
geſellſchaftliche Natur des Menſchen betont hatten. Aber er ſah eben bereits 
jenen Zug im aufkommenden Bürgertum zur vorherrſchenden Stimmung und 
Lebensgewohnheit werden, mit dem einſt die Bibel den Wüſtenbeduinen be⸗ 
ſonders zu charakteriſieren geglaubt hatte: „Seine Hand iſt wider jedermann 
und jedermanns Hand wider ihn.“ Und unwillkürlich ſetzte er nun dieſe 
Denkungsart bei der Menſchheit im allgemeinen voraus. 

Immerhin trat die Konkurrenz um dieſe Zeit noch nicht als die all- 
gewaltige Herrſcherin über das wirtſchaftliche und geſellſchaftliche Leben in 
die Erſcheinung. Noch war es vorwiegend die Produktion, die den Markt 
beherrſchte, und nicht umgekehrt. Darauf dürfte es auch zurückzuführen ſein, 
daß die engliſchen Okonomen von Petty bis Smith das Grundgeſetz des 
Wirtſchaftslebens, das Wertgeſetz, als von der Produktion beſtimmt erkannten, 
und nicht von der Konkurrenz. Für ſie beruhte der Wert der Ware auf der 

in ſie hineingeſteckten Arbeit, wenn ſie dieſes Prinzip auch nicht immer ganz 
rein entwickelten. Aber ſchon bei Adam Smith durchkreuzen und widerſprechen 
ſich die beiden Richtungen der ökonomiſchen Spekulation, die nachher ſchärfer 
auseinandertreten und ſich bekämpfen ſollten. Ricardo hat zuerſt mit voller 
Schärfe und Klarheit den Wert auf die Arbeit zurückgeführt und gezeigt, daß 
der Konkurrenz lediglich ein regulierender Einfluß zukommt, daß ſich durch 
ihr Wirken nur die Geſetze der Produktion durchſetzen. Malthus hingegen 
ſieht bereits die ganze Wirtſchaft unter dem Geſichtswinkel der Konkurrenz. 
Für ihn iſt Angebot und Nachfrage für den Warenwert beſtimmend, und 
er zieht auch ſonſt das Prinzip der Konkurrenz in erſter Linie zur Erklärung 
wirtſchaftlicher Kategorien heran, ſo vor allem des Arbeitslohns. Während 
Ricardo dieſen durch die Reproduktionskoſten der Arbeitskraft, reſpektive durch 


5 Es iſt recht intereſſant, zu beobachten, in welche heilloſe Konfuſion Malthus, der Mit⸗ 
begründer der ſubjektiven Wertlehre, gerät, ſobald er das Verhältnis zwiſchen Wert und 
Arbeit ergründen will. In der erſten Auflage ſeiner „Principles“ betrachtet er als Maßſtab 

des Wertes „ein Mittel zwiſchen Kornpreis und Arbeit“. Dieſe mehr als ſonderbare Be— 

ſtimmung hat ihn ſelbſt doch nicht recht befriedigt, und die zweite Auflage ſeines Werkes, 

die ſechzehn Jahre ſpäter erſchien, iſt gerade in der Wertlehre vollſtändig umgeändert. Hier 
nun verſteigt ſich der Autor zu der rätſelhaften Offenbarung: „Die Arbeit, die zur Erzeu⸗ 
gung einer Ware aufgewendet wurde, iſt die Haupturſache ihres Wertes, aber ſie iſt kein 
Maßſtab für dieſen. Die Arbeit, die für eine Ware eingetauſcht werden kann, iſt nicht die 
Urſache ihres Wertes, aber ſein Maßſtab.“ Die Arbeit kommt ihm übrigens nur ſo weit 
als wertbeſtimmend in Betracht, als ihre Aufwendung neben der vom Kapital uſw. das 
Angebot erſchwert und daher beſchränkt. i 
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die hierzu notwendige Arbeitsmenge beſtimmt werden ließ, brachte Malthus 
gerade hier den Geſichtspunkt der Konkurrenz am ſchärfſten zur Geltung. 
Nach dem von ihm gewählten Bilde iſt an der Tafel des Lebens nicht für 
alle gedeckt, die ſich zu ihr drängen. Wem es alſo nicht gelingt, einen Platz 
zu beſetzen, der geht leer aus. Dieſe flache Theorie, die, von allen anderen 
Einwänden abgeſehen, ganz vergeſſen läßt, daß es ſich nicht um Genießer 
handelt, ſondern um Arbeiter, die ſelbſt erzeugen wollen, was ſie verzehren, 
wenn ſie nur Gelegenheit dazu haben, fand bekanntlich ungeheuren Beifall 
und beherrſcht auch heute noch vielfach die profeſſorale Weisheit. Beſonders 
empfahl ſie dem bürgerlichen Bewußtſein der Umſtand, daß ſie das durch die 
kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung geſchaffene Elend auf ein unabänderliches 
Naturgeſetz zurückzuführen ſchien und damit nicht nur das Gewiſſen weicherer 
Gemüter beruhigte, ſondern auch eine Argumentation lieferte, mit der ſich jeder 
Verſuch des Emporſtrebens der arbeitenden Maſſen als lächerlich und utopiſch 
verſpotten ließ. Ganz gewiß aber wirkten nicht nur ſolche Erwägungen dahin, 
dieſer Theorie eine ſo ungeheure Bedeutung zu verſchaffen, ſondern auch die 
Tatſache, daß ſie der bürgerlichen Denkweiſe, dem Glauben an die Natur⸗ 
geſetzlichkeit des kapitaliſtiſchen Syſtems, beſonders aber an die Allmacht der 
Konkurrenz ſo ausgezeichnet entſprach. Dieſe Ideologie beherrſchte das ganze 
bürgerliche Leben. Freiheit der Konkurrenz wurde nicht nur zum politiſchen 
Schlachtruf gegen Zölle und Zunftzwang, gegen Privilegien und Arbeiter⸗ 
ſchutzgeſetze, ſie wurde überhaupt zum Götzen, von dem die bürgerliche Welt 
Wunder erwartete. 1 
Und doch war es eine geniale Tat, als Darwin dieſes Prinzip der Kon⸗ 
kurrenz nun auch zur Aufklärung des naturwiſſenſchaftlichen Problems der 
Entſtehung der Arten heranzog. Zufällig wiſſen wir in dieſem Falle genau, 
wie der Gedanke dem großen Forſcher kam, den das Problem ſchon ſeit 
Jahren verfolgt und gequält hatte. In ſeiner Selbſtbiographie erzählt er den 
Vorgang mit der ihm eigentümlichen Klarheit und faſt naiv anmutenden Ein⸗ 
fachheit, und ich will ihn deshalb hier lieber ſelbſt zum Worte kommen laſſen: 
„Ich nahm bald wahr“, erzählt er, „daß Zuchtwahl der Schlüſſel zum Erfolg 
des Menſchen beim Hervorbringen nützlicher Raſſen von Tieren und Pflanzen iſt. 
Wie aber Zuchtwahl auf Organismen angewendet werden könne, welche im Natur⸗ 


zuſtand leben, blieb noch einige Zeit für mich ein Geheimnis. 


„Im Oktober 1838, alſo fünfzehn Monate, nachdem ich meine Unterſuchungen 
ſyſtematiſch angefangen hatte, las ich zufällig zur Unterhaltung Malthus' über 
Bevölkerung“, und da ich hinreichend darauf vorbereitet war, den überall ſtatt⸗ 
findenden Kampf um die Exiſtenz zu würdigen, namentlich durch lange fortgeſetzte 
Beobachtung über die Lebensweiſe von Tieren und Pflanzen, kam mir ſofort der 
Gedanke, daß unter ſolchen Umſtänden günſtige Abänderungen die Tendenz haben 
werden, ſich zu erhalten, und ungünſtige, zerſtört zu werden. Das Reſultat hiervon 
würde die Bildung neuer Arten ſein. Hier hatte ich denn nun endlich eine Tee 
mit welcher ich arbeiten konnte.“ 

Darwin war nicht der erſte, der das Prinzip der Konkurrenz, die Lehre 
vom Kampfe ums Daſein, auf die Biologie anwendete. Wie er ſelbſt erwähnt, 
hatten dies der ältere De Candolle, Lyell und Herbert ſchon vor ihm mit 
großem Nachdruck getan. Daß er aber dieſes Prinzip zur Erklärung der Um⸗ 
formung der Arten heranzog, war neu und ſein genialer Gedanke. 

Die Lehre von der Veränderlichkeit der Arten war ſchon wiederholt, am 
eingehendſten und energiſchſten von Lamarck gerade fünfzig Jahre vor dem 
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Erſcheinen von Darwins Hauptwerk, aufgeſtellt und verfochten worden. Darwin 
ſelbſt zählt in der hiſtoriſchen Einleitung, die er zu den ſpäteren Auflagen 
der „Entſtehung der Arten“ ſchrieb, vierunddreißig Autoren auf, die vor ihm 
bereits „an eine Abänderung der Arten oder wenigſtens nicht an getrennte 
Schöpfungsakte glaubten“, und ſeither iſt noch eine Reihe ſolcher Autoren 
aufgeſtöbert worden; aber alle dieſe Anſätze blieben zunächſt ergebnislos, 
während Darwins Werk eine Umwälzung der Biologie herbeiführte, wie ſie 
noch ſelten einer Wiſſenſchaft ſo plötzlich und ſo umfaſſend zuteil wurde. In 
dieſer Hinſicht hat man Darwin mit Recht mit Kopernikus verglichen. Dieſen 
gewaltigen Erfolg, von dem man ſich freuen darf, daß ihn der große Mann 
erleben durfte, verdankte er ſicherlich nicht nur dem ungeheuren Tatſachen⸗ 
material, mit dem er ſeine Schlüſſe ſtützte, und ſeiner ebenſo klaren wie tief⸗ 
gründigen Darſtellung, nicht nur dem Einfluß ſeiner Freunde, unter denen 
ſich die angeſehenſten Gelehrten Englands befanden; für dieſen Erfolg waren 
in erſter Linie zwei Umſtände maßgebend: die durch die raſche, aber relativ 
friedliche ſoziale Entwicklung hervorgerufene Geneigtheit der bürgerlichen Welt, 
an ruhige, allmähliche Veränderung auf allen Gebieten zu glauben, haupt⸗ 
ſächlich aber die Einführung eines Faktors als Erklärungsgrund, deſſen Wirk⸗ 
ſamkeit jedem aus der Alltagserfahrung bekannt war, der Konkurrenz, des 
Götzen der Mancheſterreligion. 
Auch wenn wir nicht aus Darwins direktem Zeugnis wüßten, daß ſeine 
Aufmerkſamkeit auf dieſen Faktor nicht ſo ſehr durch eigene Naturbeobachtung 
gelenkt wurde als durch den Einfluß der herrſchenden Anſchauung über die 
treibende Kraft des Wirtſchaftslebens, müßten wir das doch vermuten, wenn 
wir ſehen, wie ſehr Darwin in dieſen Anſchauungen befangen war. Dies geht 
nicht nur aus gelegentlichen Bemerkungen über politiſche Fragen in ſeinen 
Briefen und noch deutlicher aus der beſchränkt mancheſterlichen Art hervor, 
mit der er in der „Abſtammung des Menſchen“ die Zuchtwahl in ihrem 
Einfluß auf ziviliſierte Nationen behandelt; es tritt beſonders ſcharf zutage 


in der ungeheuren Verehrung, die Darwin für Malthus, den Advokaten. Ir 
1 


Buckle, den Geſchichtstheoretiker, und für Spencer, den 
Fel enen hegt. An eine Vera gemeinerung perſönlicher Erfahrungen it 
ei einem jo friedlichen Charakter, der ein jo ruhiges, kampfloſes Schickſal 
hatte und ſich nie und nirgends in einen Kampf ums Daſein einzulaſſen brauchte, 
natürlich nicht zu denken. 

Die meiſten Naturforſcher, die vor Darwin an ein Abändern der Arten 
glaubten, hatten meiſt überhaupt darauf verzichtet, die Kräfte anzugeben, welche 
dieſe Anderung herbeiführen konnten. Lamarck hatte allerdings in der Tätig⸗ 
keit der Organismen und der Organe die Urſache der Abänderungen zu finden 
geglaubt; da er aber dieſe Tätigkeiten von dem Selbſterhaltungstrieb und dem 
Verlangen nach Bedürfnisbefriedigung gelenkt werden ließ, alſo von pſychiſchen 
Faktoren, mußte er bei der Naturwiſſenſchaft ſeiner Zeit, die von dem Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen mechaniſtiſcher und metaphyſiſcher Naturauffaſſung beherrſcht wurde, 
den ſchärfſten Widerſpruch hervorrufen. Wie ſtark dieſer Schrecken vor pſychiſchen 
Kräften, und wie verbreitet ihre Verwechſlung mit metaphyſiſchen Prinzipien 
war, erhellt vielleicht am deutlichſten aus Darwins Stoßſeufzer: „Der Himmel 


Francis Darwin, Leben und Briefe von Ch. Darwin, deutſch von Carus, Stutt- 
gart 1887, 2. Band, S. 23. 
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bewahre mich vor Lamarckſchem Unfinn einer Neigung zum Fortſchritt, der 
Anpaſſung infolge des langſam wirkenden Willens der Tiere uſw.“ 

Dem Darwinſchen Prinzip der Ausleſe der Paſſendſten im Kampf ums 
Daſein hingegen haftete nicht im geringſten der Geruch der Metaphyſik an. 
Seine Berufung auf die Wirkung der Konkurrenz war jedem einleuchtend; es 
war nichts Übernatürliches dabei, daß dieſes Prinzip, das die Menſchen be⸗ 
herrſchte, auch auf dem Gebiet der Naturwiſſenſchaft ſeine Macht bewährte. 

Dieſem Umſtand vor allem iſt, ſoweit man nur die in ihm ſelbſt liegenden 
Momente berückſichtigt, der Siegeslauf des Darwinismus zu danken. Der Bann 
war gebrochen, die Entwicklungslehre ſetzte ſich ſiegreich durch. Sie iſt der 
wichtigſte, der unſterbliche Beſtandteil von Darwins Lehre. Über die Geltung 
der Zuchtwahllehre tobt heute in der Biologie der heftigſte Kampf; an der 
Entwicklung der Lebewelt zweifelt heute niemand mehr, der überhaupt etwas 
von den Tatſachen weiß. Dieſe Lehre gehört ebenſo zu den ſicherſten Beſitz⸗ 
tümern der Wiſſenſchaft wie zum Beiſpiel das Kopernikaniſche Sonnenſyſtem. 

Darwin ſelbſt war ſich deſſen wohl bewußt, daß der Schwerpunkt ſeines 
Syſtems im Entwicklungsgedanken ruht und nicht im Prinzip der natürlichen 
Zuchtwahl. In einem Brief an de Ei 
11. Mai 1863 jagt er zum Beiſpiel darüber:“ „Perſönlich liegt mir natürlich 

Tſehr viel an der natürlichen Zuchtwahl; das iſt aber, wie es mir ſcheint, ganz 
und gar bedeutungslos verglichen mit der Frage: Erſchaffung oder Modifikation.“ 
Tatſächlich iſt auch der größte Teil ſeines Hauptwerkes dem Nachweis der Ent⸗ 
wicklung überhaupt gewidmet und nicht dem des ſpeziellen Weges, den ſie nach 
der Anſicht des Autors genommen haben ſollte. 

Man tut alſo Darwin ſehr unrecht, wenn man glaubt, ihn widerlegt zu 
haben und ſein ungeheures Verdienſt um die Wiſſenſchaft beſtreiten zu können, 
ſobald man die Mängel ſeiner Zuchtwahllehre aufdeckt. Daß dieſe Theorie 
das Problem der Abänderung der Arten nicht erſchöpfend löſte, wußte Darwin 
ſelbſt ſehr wohl. Wiederholt betont er gerade in ſeinem Hauptwerk, daß es 
eine ganz inkorrekte Ausdrucksweiſe ſei, die Abänderungen, unter denen der 
Kampf ums Daſein die Auswahl trifft, als zufällig entſtanden darzuſtellen; 
denn „wir wiſſen ganz und gar nichts über die Urſachen, welche unbedeutende 
Abänderungen oder individuelle Verſchiedenheiten veranlaſſen“.“ Beſonders 
klar hat Darwin ſelbſt dem Gedanken Ausdruck gegeben, daß Zuchtwahl eigent⸗ 
lich nur als regulierender Faktor in Würkſamkeit treten kann, nicht aber als 
ſchöpfende Kraft. In einem Brief vom 5. Juni 1860 an ſeinen Freund Hooker 
ſchrieb er:? „Ich habe wirklich nirgends angedeutet, daß natürliche Zuchtwahl 
die wirkſame Urſache mit Ausſchluß der anderen‘ iſt, das heißt Variabilität 
durch das Klima uſw. Schon der Ausdruck ‚„Zuchtwahl‘ ſelbſt enthält doch 
den Gedanken an etwas, das heißt Abänderung oder Verſchiedenheit, was ge⸗ 
wählt werden ſoll.“ 

Eine Ergänzung der „natürlichen Zuchtwahl“ fand Darwin ſelbſt in der 
„geſchlechtlichen Zuchtwahl“, das heißt in der Konkurrenz des einen Geſchlechts 
um die Liebesgunſt des anderen, deſſen äſthetiſches Empfinden ſo zur allmählichen 
Ausbildung von Schmuckfarben, von Geſang und Tanz und anderen „ſekun⸗ 
dären Geſchlechtsmerkmalen“ führt. 


Francis Darwin, a. a. O., 2. Band, S. 361f. 
2 Ch. Darwin, Die Entſtehung der Arten, Stuttgart, Kröner, S. 114. 
5 Francis Darwin, a. a. O., 2. Band, ©. 309. 
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Doch auch ſo bot die Zuchtwahllehre noch für viele höchſt wichtige Er⸗ 


ſcheinungen der Lebewelt keine Erklärung. Einer der auffallendſten Unter⸗ 


ſchiede zwiſchen Organismen und der unbelebten Materie beſteht darin, daß 
ſie durch mäßige Funktion nicht wie dieſe abgenützt, ſondern im Gegenteil 
gekräftigt werden. Ein oft benützter Muskel wird kräftiger, eine viel in An⸗ 
ſpruch genommene Drüſe ſondert reichlicher ab, eine oft geübte Tätigkeit oder 
Gedankenverbindung gewinnt an Leichtigkeit und Kraft. Umgekehrt werden 
Organe, die nicht in Anſpruch genommen werden, immer ſchwächer. Sind 
nun Organismen fortgeſetzt veranlaßt, beſtimmte Organe oder Fertigkeiten zu 


üben, ſo werden ſie nicht nur dieſe beſſer ausbilden, ſondern es ſcheint auch 
naheliegend anzunehmen, daß ſich dieſe „funktionellen Anpaſſungen“ im Laufe 


der Generationen anhäufen und verſtärken werden. Lamarck war eben von 
dieſer Erwägung ausgegangen, und Darwin ſchloß ſich ihm hierin im weſent⸗ 


lichen an. Es konnte aber nicht fehlen, daß Verſuche gemacht wurden, auch 
dieſe Erſcheinungen auf die Wirkſamkeit der Zuchtwahl im Kampf ums Daſein 
zurückzuführen. 


Darwins Schüler gingen von zwei Seiten an das Problem heran. Wilhelm 
Roux ſtellte die Theorie des „Kampfes der Teile im Organismus“ auf. Er 
ging dabei von der Vorſtellung aus, daß die einzelnen Zellenkomplexe im 


Organismus in einen Wettbewerb um die im Körper verfügbare Nahrungs⸗ 


menge treten. Die Funktion, die Tätigkeit, übe nun einen „trophiſchen“, das 
heißt ernährenden Reiz auf jene Organteile aus, die in Anſpruch genommen 
werden, und ermögliche ihnen ſo den Sieg in jenem Wettbewerb. Worauf 
dieſe „trophiſche Wirkung“ des Reizes beruht, bleibt dabei allerdings unklar, 


und ſo iſt dieſer Erklärungsverſuch eigentlich nichts anderes als die Beſchreibung 
des Phänomens in der Ausdrucksweiſe der Zuchtwahllehre, ohne aber damit 


das Verſtändnis der Erſcheinung weſentlich zu fördern. 
Auguſt Weismann leugnet die Vererbung individuell erworbener Eigen⸗ X 


ſchaften überhaupt und zerreißt damit das Band, das, wie man bis dahin 


allgemein annahm, die „funktionelle Anpaſſung“ der Organe beim Individuum 
und bei der Art verknüpfte. Die Organe des einzelnen werden alſo durch 
Übung gekräftigt, durch Ruhe geſchwächt, und zwar vermöge der „Hiſtonal⸗ 


ſelektion“, wie Weismann das Rouxſche Prinzip nannte. Vererbt aber können 


| 


dieſe Erwerbungen nicht werden, vielmehr entwickeln ſich die Anpaſſungs⸗ 
erſcheinungen der Arten in ganz anderer Weiſe.! Weismann weiſt zunächſt 
auf die Tatſache hin, daß im befruchteten Ei, alſo in einer einfachen Zelle, 
bereits alle Eigenſchaften des künftigen Organismus vorausbeſtimmt, „deter⸗ 
miniert“ ſind. Er ſtellt ſich nun die Anlagen zu den einzelnen Beſtandteilen 
des Organismus räumlich getrennt und im Keim nebeneinander gelagert vor. 
Es iſt daher die Möglichkeit gegeben, daß dieſe „Determinanten“, die natürlich 
in jedem Keim ungeheuer zahlreich vorzuſtellen und daher der Beobachtung 
unzugänglich ſind, verſchieden ernährt werden, das heißt, daß ſie in einen 
Wettbewerb um die zur Verfügung ſtehende Nahrungsmenge treten. Je nachdem 


1 Über die von Weismann angeregten Fragen iſt bereits eine ganze umfangreiche Literatur 
entſtanden. Die von ihm entwickelten Theorien find ſehr geiſtreich, aber fo kompliziert, daß 
im Rahmen dieſes Artikels natürlich nur eine dürftige Skizze einiger Hauptzüge geboten 
werden kann. Wie immer man über die Richtigkeit dieſer Theorien urteilen mag, niemand 
wird ihren Scharfſinn und die große Befruchtung der Biologie leugnen, die von ihnen aus⸗ 


gegangen iſt. 
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nun, welche Determinanten ſiegreich aus dieſem Kampfe hervorgehen, werden 
ſich bei dem betreffenden Individuum die einen oder anderen Eigentümlichkeiten 
ſtärker herausbilden, und da das Keimplasma, die Erbſubſtanz, auf die Nach⸗ 
kommenſchaft übergeht, wird ſich dieſe Tendenz in der Regel im Laufe der 
Generationen verſtärken. Auf dieſe Weiſe entſtehen die Variationen, unter 
denen dann die Darwinſche natürliche Zuchtwahl, die „Perſonalſelektion“, die 
tauglichſten ausſucht und erhält. | Al 
Wird hingegen irgend eine Eigentümlichkeit nicht mehr lebenswichtig, das 
heißt können auch Individuen überleben und zur Fortpflanzung gelangen, die 
dieſe Eigentümlichkeiten in geringerem Grade beſitzen, dann wird infolge der 
allgemeinen Vermiſchung dieſe Qualität mit der Zeit zurückgehen. | | 
So könnte alſo Weismann das „höchſte philoſophiſche Verdienſt“ für ſich 
in Anſpruch nehmen, das Häckel Darwin nachrühmt, obwohl dieſer ſelbſt es 
nicht einmal für ſich reklamieren würde, daß er nämlich „das Rätſel gelöſt 
habe: Wie können die zweckmäßig eingerichteten Formen der Organismen rein 
mechanisch, ohne Mitwirkung einer zwecktätigen Endurſache entftehen?“! Die 
Entwicklung der Lebensformen hat ſich in ein Zufallsſpiel der Determinanten, 
der biologiſchen Molekel, aufgelöſt. | 
Ja, Weismann hat ſogar für eine Eigentümlichkeit der lebendigen Subſtanz, 
die dieſe beſonders von der unbelebten Materie zu unterſcheiden ſcheint, eine 
mechaniſche Erklärung in Bereitſchaft, für die Regeneration, das iſt die Fähig⸗ 
keit der meiſten Organismen, in höherem oder geringerem Maße verloren: ge 
gangene Teile zu erſetzen, auch wenn ſie von den noch verbliebenen weſens⸗ 
verſchieden ſind. Nach Weismann iſt dieſes Vermögen eine Anpaſſungs⸗ 
erſcheinung an ein Leben, das die Gefahr von Verletzungen mit ſich bringt, 
und beruht darauf, daß bei der Teilung der Keimzellen die betreffenden Deter⸗ 
minanten nicht wie ſonſt nur den neuen Keimen zugeteilt, ſondern ausnahms⸗ 
weiſe an Körperzellen abgegeben werden, welche die Neubildung der verlorenen 
Organe bewirken ſollen. | 
Bei dieſer Erklärung tritt nun aber offen zutage, daß ſchon in ihr vor- 
ausgeſetzt iſt, was aufgeklärt werden ſollte. Daß die Regenerationsfähigkeit 
den Organismen von großem Nutzen iſt, wird von niemand beſtritten. Nach 
der Zuchtwahllehre wäre dann erklärt, wie ſie geſteigert wird; aber damit iſt 
noch gar nichts darüber geſagt, woher ſie rührt und welche Kräfte dabei in 
Frage kommen.“ Die Berufung auf die Theorie der Determinanten bildet hier 
ebenſowenig eine Erklärung wie ſonſt überhaupt. 
Der berühmte engliſche Phyſiker Thomſon hat bemerkt, daß „die Annahme 
von Atomen keine Eigenſchaft eines Körpers zu erklären vermag, welche nicht 


Häckel, Die Weltanſchauung von Goethe, Lamarck und Darwin, S. 27. Übrigens hat 
dieſes „Verdienſt“ Weismann nicht gehindert, ein begeiſtertes Vorwort zu Benj. Kidds „Soziale 
Evolution“ (Jena 1895, Guſtav Fiſcher) zu ſchreiben, zu einem Buch, das die Religion als 
den Kern und die Zukunftshoffnung der menſchlichen Entwicklung nachzuweiſen bemüht iſt. 
Hat doch auch Häckel ſelbſt ſeinen „Monismus“ als Vermittlung zwiſchen Religion und 
Wiſſenſchaft angeprieſen. a Be 

2 Nebenbei möchte ich hier noch bemerken, daß die Vorausſetzungen dieſer Theorie mit 
denen der Selektionstheorie überhaupt in offenbarem Widerſpruch ſtehen. Denn wenn die 
Ausleſe wirklich ſo ſcharf iſt, wie die Selektioniſten behaupten, ſo daß jeder kleinſte Nachteil 
im Kampf ums Daſein zur Vernichtung führt, wie konnten dann zum Beiſpiel Krebſe den 
Verluſt von Augen oder Gliedmaßen durch viele Generationen ſo lange überleben, bis nach 
ungezählten Jahren endlich die Regenerationsfähigkeit voll entwickelt war? 
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vorher den Atomen ſelbſt beigelegt worden tjt*." Sicherlich trifft dieſe Be⸗ 
merkung vollends zu auf Weismanns Determinantentheorie. Die ganze 
Schwierigkeit wird vom Organismus, der der Beobachtung und Unterſuchung 
zugänglich iſt, in das Gebiet der unſichtbaren Determinanten verlegt, dadurch 
aber bedeutend vergrößert und kompliziert. Sollen dieſe Determinanten an 
irgend einer Stelle der Entwicklung neu entſtehen, dann iſt ihre Herkunft 
mindeſtens ebenſo rätſelhaft wie das Auftreten der ihnen entſprechenden Ab⸗ 
änderungen. Sind ſie aber nicht erſt entſtanden, ſondern von jeher vorhanden 
geweſen, dann würde daraus folgen, daß die Urzellen, aus denen ſich im 
Laufe von Millionen von Jahren alle die zahlloſen Formen von Organismen 
entwickelt haben, bereits über alle Determinanten verfügten, die allen heute 
bereits dahingegangenen, gegenwärtigen und künftigen Lebeweſen und ihren 
individuellen Eigentümlichkeiten entſprechen. Dieſer Annahme gegenüber er⸗ 
ſcheint die bibliſche Schöpfungsgeſchichte als reinſte Erfahrungswiſſenſchaft, 
und ſie für wahr zu halten, würde eine Gläubigkeit vorausſetzen, die einen 
indianiſchen Medizinmann mit Neid erfüllen könnte. 

Nun iſt aber Weismanns Determinantenlehre nur der konſequente Ausbau 
der Theorie von der mechaniſch wirkſamen Ausleſe. Die gegen jene vorge⸗ 
brachten Argumente gelten daher auch gegen dieſe. Tatſächlich ſetzt eben, wie 
ja ſchon Darwin ſelbſt geſagt hat, Zuchtwahl etwas voraus, was gewählt 
werden ſoll. Die Abänderung geht ihr voraus, ſie kann unmöglich aus ihr 
erklärt werden. Das „Überleben des Beſtangepaßten“, wie Spencer den Vor⸗ 
gang genannt hat, hat dieſe Anpaſſung zur Vorausſetzung und nicht zum 


II. 


Dieſes Reſultat, das Verſagen der mechaniſchen Ausleſe als Erklärungs⸗ 
prinzip für die Abänderung der Lebensformen, wäre eigentlich vorauszuſehen 


geweſen. Wie wir ſahen, beruht dieſer Erklärungsverſuch auf der Anwendung 


des Konkurrenzprinzips, das in der bürgerlichen Geſellſchaft gilt, auf das Ge- 
ſamtbereich der organiſierten Materie. Es kann aber hier nicht mehr leiſten 
als dort. Die Konkurrenz hat im bürgerlichen Wirtſchaftsleben trotz aller 


Grenznutzentheorie keine ſchöpferiſche Kraft, vielmehr wirkt ſie lediglich nach 
Art einer Prüfung. Der von der Arbeit geſchaffene Wert hat ſich auf dem 


Markt, in der Konkurrenz als ſolcher zu bewähren. Der durch die Arbeit er⸗ 
zeugte Profit wird durch die Konkurrenz ausgeglichen, aber nicht geſchaffen. 
Die perſönliche Tüchtigkeit des Arbeiters oder Unternehmers findet auf dem 
offenen Markt ihre Bezahlung, aber ſie hat dort nicht ihren Urſprung. Eben⸗ 
ſowenig kann natürlich die bloße Ausleſe auf irgend einem anderen Gebiet 
ſchöpferiſch wirken. Sie ſetzt die Entwicklung voraus, ſie bewirkt ſie nicht. 
Der „Kampf ums Daſein“ konſerviert die beſten Anpaſſungen, aber er kann 


ſie nicht ſchaffen. Solange kein einheitlicher, organiſierter Wille die geſamte . 


Produktion lenkt, iſt allerdings die Konkurrenz als Regulativ unbedingt not⸗ 
wendig, wie auch praktiſch durch das Scheitern der utopiſchen Verſuche von 
Tauſchbanken, Arbeitsgeld uſw. bewieſen wurde. Ebenſo wirkt der Kampf 
ums Daſein dahin, die minder Tauglichen auszumerzen und ſo den guten 
Anpaſſungen beſſere Gelegenheit zur Entwicklung zu bieten. 


1 Zitiert bei J. B. Stallo, Die Begriffe und Theorien der modernen Phyſik, Leipzig 
1901, S. 94. | | 
1908-1909. I. Bd. 48 
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Allerdings ſcheint Darwin die Wirkſamkeit dieſes Prinzips bedeutend über⸗ 
ſchätzt zu haben; denn es überleben auch in der freien Natur eine Unzahl 
Individuen, die nicht auf der Höhe der Anpaſſung ſtehen. Wäre das nicht 
der Fall, ſo wäre zur Regeneration überhaupt keine Gelegenheit; denn die 
Tiere, die Gliedmaſſen oder Sinnesorgane verloren haben, müßten als minder 
tauglich ausgemerzt werden. Hauptſächlich aber wirken gerade die wichtigſten 
Faktoren der Zerſtörung ſo, daß ſie zur Ausleſe keine Gelegenheit geben. 
Elementarereigniſſe wie Dürre, Mißwachs, Schnee- und Sandſtürme, Lawinen, 
Überſchwemmungen und Verſchneiungen und viele andere laſſen kaum irgend 
einen individuellen Unterſchied aufkommen; ſie raffen den Starken meiſt ebenſo 
dahin wie den Schwachen. Jedenfalls erliegen ihnen die jungen Tiere, auch 
wenn ſie zu den beſten Hoffnungen berechtigen würden, in vielen Fällen eher 
als die alten, die nach dieſen Gefahren und Strapazen häufig eine recht 
minderwertige Nachkommenſchaft neu produzieren. Bei der enormen Ver⸗ 
nichtung von Lebenskeimen aber, von Eiern, Samen, Puppen uſw., kann von 
einer „Ausleſe“ überhaupt kaum die Rede ſein. 

Es iſt nun eine ſehr merkwürdige Erſcheinung, daß die Lehre von der 
Wunderkraft der freien Konkurrenz eine ſo viel gewaltigere Bedeutung für 
das geſellſchaftliche Denken unſerer Zeit gewinnen konnte, ſobald ſie in der 
naturwiſſenſchaftlichen Verkleidung der Zuchtwahllehre auftrat. Der Urſprung 
dieſer Theorie geriet ganz in Vergeſſenheit, und mit dem Relief eines ewigen 
Naturgeſetzes trat nun die neue Lehre an die Betrachtung der ſozialen Er⸗ 
ſcheinungen heran. Statt „Freihandel“ und „freie Konkurrenz“ hieß jetzt die 
Parole „freies Walten der Natur“ und „natürliche Zuchtwahl“, und wer ſich 
geſchämt hätte, den Jargon des Börſenblattes auf die höchſten Probleme der 
Menſchheit anzuwenden, ſprach jetzt pathetiſch in der Ausdrucksweiſe exakter 
Naturforſchung. Freilich, wenn man im Auge behalten hätte, daß „Kon⸗ 
kurrenz“ und „Zuchtwahl“ gleichbedeutende Ausdrücke find, die ſich nur in 
ihrem gewohnheitsmäßigen Anwendungsbereich unterſcheiden, dann wäre ſofort 
klar geweſen, daß zum Beiſpiel Nietzſches „Übermenſch“ und „Herrennatur“ 
ihr Vorbild in nichts anderem fanden, als im Börſenjobber und im „könig⸗ 
lichen Kaufmann“. | 

In ihrer Anwendung freilich hatte die neue Terminologie meiſt die größte 
Verwandtſchaft mit ihrem Urbild, dem Malthusſchen Bevölkerungsgeſetz. Wie 
dieſes nach Malthus' eigener Darſtellung ſeine Entſtehung dem Beſtreben ver⸗ 
dankte, die Lehre Condoreets von der Vervollkommnungsfähigkeit des 

Menſchengeſchlechtes und feinen Vorſchla icherung, 
ſowie Godwins utopiichen Sozialismus abzuwehren, jo ſuchen heute Weis 
manns Anhänger darzutun, daß jede Bemühung, das moraliſche oder in⸗ 
tellektuelle Niveau der Menſchheit durch ſoziale Einrichtungen, durch Beſſerung 
der Lebenshaltung oder durch Belehrung zu heben, nicht nur überflüſſig, 
ſondern ſogar ſchädlich und verdammenswert iſt; denn da erworbene Eigen⸗ 
ſchaften ſich nicht vererben, iſt für die Nachkommenſchaft nur die natürliche 
Anlage maßgebend, die die Eltern mit zur Welt gebracht haben, und die im 
Laufe des individuellen Lebens nicht mehr geändert werden kann. Der Fort⸗ 
ſchritt der Menſchheit geſchieht alſo nur durch Ausmerzung der zum Leben 
minder Tauglichen, das heißt derer, die ihren Platz an der Tafel des Lebens 
nicht behaupten können. Arm ſein und minderwertig ſein iſt für dieſe Herren 
natürlich gleichbedeutend. Jeder Verſuch, den Armen zu helfen, verlangſamt 


er 
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alſo dieſen heilſamen Ausleſeprozeß und ift daher geradezu verdammensmwert.! 
Hier berührt ſich dieſe erhabene Lehre wieder mit dem zweiten und Hauptziel 
der Malthusſchen Schrift, der Bekämpfung des engliſchen Armengeſetzes, das 

beſonders den Grundbeſitzern zu große Laſten aufwälzte. Dieſe Soziologen, die 
ebenſo wie einſt der alte Malthus darüber klagen, daß die unerbittliche Natur 


ihr Herz zur Härte zwinge, vergeſſen dabei ganz, heise Ob nämlich er 
Fönen Eigenschaften erblich zins oder icht. Ace falt f. Ob nämlich er⸗ 
morbene Eigenſchaften erblich ſind oder nicht, jedenfalls ſind die Errungen⸗ 
ſchaften der Kultur, ihre materiellen und geiſtigen Güter, auf die kommenden 
Geſchlechter übertragbar. Wenn ſich nun auch der angeborene Charakter der 
Menſchen im Laufe der Generationen gar nicht ändern ſollte, ſo muß doch 
ihr Tun und Denken ein ganz anderes ſein, wenn fie von Jugend auf in 
einer Atmoſphäre von Frieden und Sympathie leben, als wenn fie in Not, 
Verwahrloſung, ewigem Kampfe und Verzweiflung heranwachſen. 

Übrigens hat zum Beiſpiel Herbert Spencer gezeigt, daß man ein Gegner 
Weismanns in der Biologie ſein und dabei doch auf dem Gebiet der Ethik 
zu denſelben Forderungen des verbohrteſten und rückſichtsloſeſten Mancheſter⸗ 
tums kommen kann. Spencers „Ethik“ iſt nicht nur ſicherlich ſein ſchwächſtes 
Werk; bei der Lektüre iſt es kaum möglich, den guten Glauben des Autors 
anzunehmen, und hierin trifft er ſich wieder mit Malthus. Nicht nur daß 
Spencer entgegen den von ihm ſelbſt betonten Grundſätzen das Eigentums⸗ 
recht als ethiſch gerechtfertigt anerkennt, er erklärt geradezu, natürlich mit Be⸗ 
rufung auf das Geſetz der Zuchtwahl, die freie Konkurrenz unter den Arbeitern 
für ein Gebot der Moral, während ſie bei den Unternehmern durch Rückſicht 
auf das Wohl der anderen einzuſchränken iſt.“ 

Und Spencers Ethik“ iſt der Abſchluß ſeines Syſtems der „ſynthetiſchen 
Philoſophie“ und hat nicht wenig zu der faſt abergläubiſchen Verehrung bei⸗ 
getragen, die dieſe Philoſophie in der Engliſch e Welt genie Sie 

di 


g 

höchſten Moral hinzuſtellen. 
„Was man wünſcht, glaubt man gern“, und ſo fanden dieſe ſozialen Fol⸗ 
gerungen aus der Zuchtwahllehre in den weiteſten Kreiſen der Gebildeten, 
die ja faſt ausſchließlich dem Bürgertum entſtammen und in deſſen Ideologie 
erzogen ſind, großen Anklang. Aber es war nicht allein dieſes Beſtreben, die 
momentane Wirtſchaftsordnung durch ewige Naturgeſetze ſanktioniert, das 
ſchreiende Maſſenelend auf harte Naturnotwendigkeit zurückgeführt zu ſehen, 
was der Anwendung der Zuchtwahllehre auf die Geſellſchaft ein ſo großes 
Anſehen und infolgedeſſen ſo großen Einfluß verſchaffte; dazu kamen die un⸗ 
leugbaren gewaltigen Erfolge, die dieſe Lehre auf dem Gebiet der Biologie 
davontrug. Die Darwinſche Theorie hatte zum erſten Male den Bann ge⸗ 
brochen und gezeigt, wie man die Entſtehung der Arten, die allmähliche Ent⸗ 
wicklung der Lebensformen auf natürliche Weiſe, das heißt durch das Wirken 
von noch heute beobachteten Faktoren, erklären könne. Der Entwicklungs⸗ 
gedanke beherrſchte fortan das Studium der Lebensformen und erwies hier 


»Die Widerlegung dieſer Scheinargumente wurde von unſerer Seite ſchon fo oft und 


fo eingehend geliefert, daß ich an dieſer Stelle darauf wohl nicht mehr einzugehen brauche. 
2 Vergl. Spencer, Ethik, überſetzt von Vetter, 2. Band, S. 363 ff. 
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ſeine ungeheure Fruchtbarkeit, und nun wurde fast durchgehend: die Ent⸗ 


wicklungstheorie mit der Form gleichgeſetzt, die ihr Darwin gegeben hatte, 
und alle die großen Errungenſchaften ſchienen nun der Zuchtwahllehre allein 
geſchuldet. 

Es war daher natürlich, daß man an die Unterſuchung herantrat, ob 
denn wirklich die Lehre vom „Kampf ums Daſein“ zu den grauſamen Konſe⸗ 
quenzen für die Menſchheit führen müſſe, zum unerbittlichen, harten Ver⸗ 
nichtungskampf aller gegen alle, und es iſt kein Zufall, daß in erſter Linie 
Sozialiſten wie Kautsky und Krapotkin! wieder einen bei Darwin bereits an⸗ 
gedeuteten Gedanken mehr in den Vordergrund rückten (Darwin hatte in der 
„Abſtammung des Menſchen“ darauf hingewieſen, daß bei geſellig lebenden 
Tieren und daher auch beim Menſchen der Zuſammenhalt eine der wichtigſten 
Waffen im Kampf ums Daſein darſtelle und daher durch natürliche Zucht⸗ 
wahl weitergebildet werde. Dieſe Bemerkung war zunächſt ziemlich unbeachtet 
geblieben. Erſt ſpäter wurde auf dieſen Punkt wieder größeres Gewicht gelegt 
und beſonders die Anwendung auf den Menſchen hervorgehoben, der wie 
kaum ein anderes Lebeweſen auf geſelliges Zuſammenleben angewieſen ift. 
Es waren alſo nicht die kriegeriſchen, die egoiſtiſchen Inſtinkte im Menſchen, 
die den Fortſchritt verbürgten, ſondern ſeine ſympathiſchen, altruiſtiſchen. 

Die Möglichkeit, zwei ſo entgegengeſetzte Konſequenzen aus dem Prinzip 
vom Kampf ums Daſein zu ziehen, zeigt bereits, daß dieſer Begriff nicht 
gerade eindeutig beſtimmt ſein kann; und je mehr man ihm nun mit der 
kritiſchen Sonde an den Leib rückt, deſto mehr zeigt ſich ſein in den ver⸗ 
ſchiedenſten Farben ſchillernder Charakter. f 

Darwin ſelbſt ſagt im dritten Kapitel der „Entſtehung der Arten“, daß 
er den Ausdruck „Kampf ums Daſein“ „in einem weiten und metaphoriſchen 
Sinne gebrauche; er beziehe ſich auf die gegenſeitige Abhängigkeit der Weſen 
voneinander“. Er verſteht alſo unter dieſem Ausdruck durchaus nicht nur 
den erbitterten perſönlichen Kampf des Individuums gegen die anderen Indi⸗ 
viduen derſelben Art, er begreift darunter auch den Kampf gegen ganz anders 
geartete Weſen, ja den Kampf gegen die unbelebte Natur. In dieſem Sinne 
kann man aber jede Einwirkung auf die Außenwelt, ſowie jede Reaktion 
gegen eine äußerliche Einwirkung als einen Kampf auffaſſen, und tatſächlich 
wird die Bedeutung des Ausdrucks in dieſer Hinſicht oft ſehr weit aus⸗ 
gedehnt. Das iſt aber nicht der einzige Doppelſinn, der in dieſem Wort Liegt. 
Beinahe noch wichtiger iſt ein anderer. Darwin erklärt, daß er vom „Kampf 
ums Daſein“ in figürlichem Sinne ſpreche, und beſonders ſeine Anhänger haben 
oft betont, daß hier nur ein Bild vorliege. Es handle ſich nicht um einen 
Kampf in dem Sinne, daß die Individuen trachten, den Gegner oder die 
Hinderniſſe zu überwinden, ſondern lediglich um die rein mechaniſche Ausleſe 
der Beſtangepaßten. Nur auf dieſe Auffaſſung hin konnte Häckel für ſeinen 
Meiſter jenes große Verdienſt in Anſpruch nehmen, das Zweckmäßige aus 
dem Mechaniſchen erklärt zu haben. Wohl bei Darwin, nicht aber bei ſeinen 
Anhängern, iſt dieſe Bedeutung des Wortes ſtrenge feſtgehalten. Vielfach 
ſchleicht ſich bei ihnen die Vorſtellung eines Kampfes im teleologiſchen Sinne 


Kautsky, Die ſozialen Triebe in der Tierwelt, „Neue Zeit“, I (1883), Krapolkin, 
Gegenſeitige Hilfe in der Entwicklung (Leipzig. Thomas). Krapotkin hat Kautskys Artikel 
jedenfalls nicht gekannt, da er in der Vorrede ſeines Werkes als Vorgänger nur den rufe 
ſiſchen Zoologen Keſſler anführt, der ähnliche Anſchauungen in einem Vortrag 1881 vertrat. 
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ein, das heißt eines zweckhaften Tuns, um die anderen Individuen zu be⸗ 
ſiegen, hauptſächlich aber, um die entgegenſtehenden Schwierigkeiten zu über⸗ 

winden; und gerade dieſer Doppelſinn ermöglicht auf der einen Seite den 

Schein einer mechaniſtiſchen Erklärung der zweckmäßigen Lebensformen, auf der 

anderen aber die unvermerkte Zurückführung der Anderungen im Bau und 

in der Struktur der Organismen auf ihr zweckhaftes Handeln. So unfruchtbar, 
wie wir geſehen haben, der erſtere Verſuch iſt, ſo ergiebig hat ſich der letztere 
erwieſen. Weder Darwin, der dies allerdings auch nicht vorgab, noch einem 
anderen Biologen iſt es gelungen, die Zweckmäßigkeit der Lebensformen rein 
mechaniſch zu erklären; wohl aber haben ſie, wenn auch unbewußt, die zweck⸗ 
mäßige Form zurückgeführt auf das zweckhafte Tun. 
Damit war nun allerdings die Teleologie, das Zweckprinzip wieder in die 
Betrachtung der Lebensformen eingeführt, wenn auch nicht mehr in dem meta⸗ 
phyſiſchen Sinne einer außerweltlichen Macht, die die Organismen nach be⸗ 
ſtimmten Plänen und zu beſtimmten Zwecken geſchaffen hätte, ſondern in dem 
Sinne zweckhaften Handelns der Individuen ſelbſt. Zweckſetzung iſt aber 
nicht denkbar ohne wenn auch noch jo primitive pſychiſche Funktionen, und 
vor dieſen hatte die mechaniſche Naturanſchauung eine heilige Scheu. 

Es iſt nun aber vielleicht das größte Verdienſt gerade Darwins, daß er 
die Vorbedingungen ſchuf, um mit dieſem Vorurteil zu brechen, das im Pſy⸗ 
chiſchen etwas Übernatürliches, etwas Außerweltliches ſah. Wenn der Menſch 

von tieriſchen Ahnen ſtammte und nicht in ſeiner heutigen Geſtalt durch einen 

übernatürlichen Akt ins Leben gerufen war, dann mußten ſich nicht nur ſeine 
Geſtalt, ſein Körper und deſſen „animaliſche“ Funktionen durch fortſchreitende 
Anpaſſung an die Lebensbedürfniſſe erklären laſſen, ſondern ebenſo auch ſein 
geiſtiges Leben. 

Damit war ein ganz neuer Standpunkt für die Erkenntniskritik gegeben. 
Jetzt ſtand der Geiſt des Menſchen nicht mehr der Natur gegenüber, er war 

ein Teil von ihr geworden, der denſelben Geſetzen unterlag wie ſie; er war 

zu einem Werkzeug zur Erhaltung, Fortpflanzung und Weiterentwicklung des 

Lebens geworden, ebenſo wie die körperlichen Organe. Die Geſtalt und 
Funktionsweiſe der Hand zum Beiſpiel fand ihre Erklärung in den Bedürfniſſen, 
bei deren Befriedigung ſie ſich ausgebildet hatte; und ebenſo erging es nun 
dem Geiſt des Menſchen. Dieſer hat ſich als Werkzeug zur Orientierung in 
Hunſerer Umwelt und zu ihrer praktiſchen Beherrſchung entwickelt. Das theore⸗ 

tiſche Denken hat ſich aus dem praktiſchen ergeben und bildet einen Umweg 

zur Löſung praktiſcher Aufgaben, ähnlich wie die Konſtruktion von Maſchinen 
einen Umweg der Produktion darſtellt, durch den dieſe allerdings ſehr viel 
an Leiſtungsfähigkeit gewinnt, ebenſo wie die praktiſchen Aufgaben der Menſch⸗ 
heit weſentlich dadurch erleichtert werden, daß Probleme, die ſich häufig 
wiederholen, ſchon im vorhinein, gleichſam auf Vorrat, gelöſt ſind, das heißt, 
daß die Theorie der Praxis vorgearbeitet hat. 
Wenn aber das Denken nur ein Werkzeug zu praktiſchen Zwecken, zur 
Orientierung darſtellt, wenn es ſich als ein Stück Natur erweiſt, das ſich all⸗ 
mählich entwickelt hat zu ſeiner heutigen Form, dann kann es auch nur über 
das Material verfügen, das ihm die Erfahrung vermittelt, und auch das, 
was Kant als die Formen a priori bezeichnet hat, dürfte ſeinen Urſprung in 
der Erfahrung haben, wenn auch vielleicht nicht in der des Individuums, 
ſondern in der der Gattung. 
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An dieſem Punkte hat die neue Erkenntnistheorie eine ungemein wichtige 
Hilfe von ſeiten einer Wiſſenſchaft erhalten, die ſelbſt erſt von der Entwick⸗ 
lungslehre die mächtigſten Anregungen erfahren hatte, von der Anthropologie. 
Dieſe zeigt, wie unſere ganze Ideenwelt ſich aus den primitivſten Anfängen 
heraus entwickelt hat, wie der menſchliche Geiſt aus Anfängen entſprungen 
iſt, die dem tieriſchen ungemein nahe ſtehen, und hier berührt ſich wieder dieſe 
Wiſſenſchaft mit der vergleichenden Tierpſychologie. Die Anthropologie hat 
uns nun gelehrt, wie die Erſcheinung des Traumes dem primitiven Menſchen 
zuerſt die Vorſtellung eines zweiten Ich, das vom Körper losgelöſt iſt, erweckte, 
und wie ſich hieraus ſowohl die Vorſtellung einer Seele als die eines Fort⸗ 
beſtandes dieſer Seele nach dem Tode des Körpers ergab, wie endlich die ganze 
Umwelt mit ſolchen Seelen Verſtorbener bevölkert wurde, die nun die Lebenden 
in der verſchiedenſten Weiſe beeinflußten. Daraus mußte das Streben ent⸗ 
ſtehen, dieſe Geiſter durch Opfer und Gebet günſtig zu ſtimmen. 

Auf dieſe Weiſe entſtanden aus einer primitiven Deutung des Traumes 
die Vorſtellungen der Seele, ihrer Unkörperlichkeit und Unſterblichkeit, die Idee 
der zu verehrenden Gottheit, aber auch die der Beſeelung der Naturvorgänge.? 
Direkt beobachten kann der Menſch nur Folgen von Ereigniſſen; aber er inter⸗ 
pretiert, er erklärt dieſe mit den Mitteln, die ihm zur Verfügung ſtehen. Der 
primitive Wilde betrachtet jedes ihm auffallende Ereignis als die Wirkung 
der Tätigkeit von Geiſtern. Im Laufe der Ziviliſation hat ſich dieſe Vor 
ſtellung zu der der Kauſalität abgeklärt. Die Geiſter heißen heute Kräfte und 
Energien. Die Kauſalität iſt alſo nichts anderes als die Interpretation der 
Außenwelt nach der Analogie des menſchlichen Willens; und ſoll der Menſch 
die Außenwelt beherrſchen, mit ihr kämpfen, dann iſt eine ſolche animiſtiſche 
Erklärung höchſt vorteilhaft, ja faſt notwendig, und ſo können wir uns auch 
heute im praktiſchen Leben weder von Kauſalität noch von Teleologie los⸗ 


1 Dieſe zuerſt von E. B. Tylor 1865 aufgeſtellte Theorie hat Darwin nicht nur akzeptiert; 
er führt ſie fort, indem er bemerkt („Abſtammung des Menſchen“, Stuttgart 1883, S. 89 
Anmerkung): „Nichtsdeſtoweniger kann ich mich der Vermutung nicht erwehren, daß es einen 
noch früheren und roheren Zuſtand gab, wo alles, was nur Kraft und Bewegung äußerte, 
als mit einer Art von Leben und geiſtigen, unſeren eigenen analogen Fähigkeiten begabt an⸗ 
geſehen wurde.“ Ja, er geht noch weiter und ſpricht die Meinung aus, daß ſich Anſätze zu 
animiſtiſcher Auffaſſung bereits im Tierreich finden, und in dieſem Zuſammenhang weiſt er 
auf einen Hund hin, der einen vom Wind bewegten Sonnenſchirm wütend anbellte, in dem 
offenbaren Wahn, daß dieſer von einer unſichtbaren Perſon bewegt werde, die er als feind⸗ 
lich anſah. Solche Beiſpiele ließen ſich vermehren. 

2 Dieſe Anſchauung hat gerade in letzter Zeit eine ſehr wichtige und intereſſante Illustration 
erfahren: An dem im Sommer 1908 ausgegrabenen Skelett des älteſten bis jetzt bekannten 
Vorfahren des Menſchengeſchlechts, deſſen Knochenbau darauf hindeutet, daß das betreffende 
Individuum ſich vielfach noch auf allen vieren bewegte, und der auch ſonſt nach allen Anzeichen 
dem Affen näher ſtand als dem heutigen Menſchen, wurden bereits unverkennbare Spuren 
eines Totenkultus vorgefunden. Dies läßt den Schluß zu, daß unſere halbtieriſchen Vorfahren 
bereits die Vorſtellung eines Überlebens nach dem Tode des Körpers hatten, und damit ſind 
die Vorausſetzungen des Glaubens an eine Beſeelung der Welt, an den Animismus, wieder 
um ein gutes Stück weiter in der Entwicklungsreihe zurückgerückt. So ſonderbar es erſcheinen 
mag, laſſen ſich allerdings, wie wir ſahen, Andeutungen von ſolchen Vorſtellungen ſelbſt im 
Tierreich nachweiſen. Über den Skelettfund von Le Mouſtier vergl. Klaatſch, „Der primitive 
Menſch der Vergangenheit und der Gegenwart“ („Umſchau“ vom 26. September und 3. Ok⸗ 
tober 1908) und Reinhardt, „Die neuaufgefundenen älteſten menſchlichen Skelettreſte“ (Unter⸗ 
haltungsbeilage des „Vorwärts“ vom 6. bis 8. Januar 1909). | | 
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machen, wenn wir auch im wiſſenſchaftlichen Sprachgebrauch nur mehr von 
„Funktionalität“ reden. Die Berechtigung zu einer ſolchen Erklärung der 
Außenwelt nach der Analogie unſerer Pſyche iſt um ſo größer, je ſtärker die 
Ahnlichkeit der Vorgänge mit unſeren eigenen Handlungen; ſie iſt daher am 
größten bei den Nebenmenſchen, geringer ſchon bei den höheren und niederen 


Tieren, noch geringer bei den Pflanzen, am geringſten in der „unbelebten“ 
Natur. Nach dieſem Maßſtab gemeſſen, hat alſo die teleologiſche Einlegung 


unſerer Seelenvorgänge in die Welt der Organismen ſogar mehr Berechtigung 
als die der Kauſalität in die unbelebte Materie.“ 

Die mechaniſtiſche Naturauffaſſung hatte mit dem Geiſtigen nichts an⸗ 
zufangen gewußt. Sie ſtellt, wie Dietzgen gezeigt hat, den Verſuch dar, alle 
Erſcheinungen der Welt auf die des Taſtſinns zurückzuführen, ein von vorn⸗ 
herein ausſichtsloſes Unternehmen. Als es aber ſcheiterte, erkannten die An⸗ 
hänger dieſes Materialismus daraus nicht die Unmöglichkeit ihrer Voraus⸗ 
ſetzungen und die Falſchheit ihrer Methode, ſondern entweder ſprachen ſie nun 
von „unlösbaren Welträtſeln“ und verkündeten pathetiſch ein „Ignorabimus“ 
(Wir werden es nie erkennen), oder ſie ſuchten ſich und die anderen durch 
zur Schau geſtellte Verachtung des Geiſtigen über dieſe Schwierigkeit hinweg⸗ 
zutäuſchen. Die in dieſen mechaniſtiſchen Vorſtellungen befangene Selektions⸗ 
theorie hatte auch hier ihre Löſung bereit. Der Reflex wurde als rein mecha⸗ 
niſcher Vorgang gedeutet, die Inſtinkthandlungen galten dann einfach als 
zuſammengeſetzte Reflexe, und aus denen entwickelte ſich, natürlich durch Zucht⸗ 
wahl, eine noch größere Komplikation, die Verſtandestätigkeit, die damit 
glücklich auf mechaniſche Prinzipien zurückgeführt war. Freilich, beim Menſchen 


ſpießte ſich die Sache doch. Den eigenen Geiſt konnte man nicht gut auf die 


Prinzipien der Mechanik zurückführen, und ſo bot ſich hier die Gelegenheit, 
wieder allerhand Wunderglauben einzuführen. 

Darwin ſelbſt hat ſich von ſolchem Unſinn frei gehalten, und gerade ſeine 
höchſt intereſſanten Studien über die Entwicklung des Inſtinktes haben den 


Weg gewieſen, der zur Einreihung der pſychiſchen Funktionen in das Bereich 


des Naturgeſchehens geführt hat. Spencer, der Mitbegründer der Entwick⸗ 
lungslehre, hat gezeigt, daß „die Reflextätigkeit die niedrigſte Form des 
pſychiſchen Lebens darſtellt“;'? Romanes hat im Anſchluß an Darwin dar⸗ 
getan, daß Inſtinkthandlungen mindeſtens ſehr häufig aus der automatiſch 


gewordenen Wiederholung von Tätigkeiten entſpringen, die urſprünglich bewußt 


waren. Hering hat das Gedächtnis als allgemeine Funktion der organiſierten 
Materie nachgewieſen, und Semon hat dieſe Lehre ſyſtematiſch ausgebaut und 


| auf fie feine Vererbungstheorie gegründet. 


So gelangt der pſychologiſche Geſichtspunkt in der Biologie immer mehr 
zur Geltung. Seit der Entdeckung der verſchiedenen Sinnesorgane der Pflanzen 

1 An dieſer Stelle kann ich dieſe Gedankengänge nur kurz andeuten. Sie finden ſich 
ausführlicher und ſehr klar dargeſtellt bei Dietzgen, „Das Weſen der menſchlichen Kopfarbeit“, 
und in Machs „Analyſe der Empfindungen“. 

2 Da man unter Teleologie noch immer meiſt eine außerweltliche Zweckſetzung verſteht, 


iſt es vielleicht nicht überflüſſig, hier nochmals darauf hinzuweiſen, daß in diefem Zuſammen⸗ 


hang nur die Zweckverfolgung der einzelnen Individuen unter dem Antrieb ihrer Bedürf⸗ 
niſſe gemeint iſt. Zur eingehenderen Information über dieſe Grundfrage der theoretiſchen 
Biologie verweiſe ich auf das ungemein geiſtvolle und anregende Werk von A. Pauly: Dar⸗ 
winismus und Lamarckismus (München 1905). 

3 Spencer, Pſychologie, überſetzt von Vetter. 1. Band, S. 447. 
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hat die Annahme ihrer pſychiſchen Funktionen wieder Bedeutung gewonnen, 


und eifrig wird, wieder vielfach im Anſchluß an Darwins pflanzenphyſio⸗ 


logiſche Studien über ſpontane Bewegungen, in dieſer Richtung geforſcht. Zu⸗ 
gleich haben die eigentümlichen Bewegungen der Protiſten, der einzelligen 


Lebeweſen, zum Teil unter dem Einfluß praktiſcher Intereſſen, in erhöhtem 


Maße die Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen, und vielfach hat man auch ihnen 


pſychiſche Funktionen, wenn auch einfachſter Art, zuerkannt.“ 


Von dieſer Baſis geht heute eine Wiederbelebung der Lehre Lamarcks aus. 
Der Organismus wird von dieſer Richtung der Biologie nicht mehr als bloßes “ 
Objekt betrachtet, das von den mechaniſch wirkenden Kräften der Ausleſe be- 


ſtimmt und geformt wird. Die Anderungen der Form werden als von der 
Funktion, dem zwecktätigen Handeln des Organismus, bewirkt angeſehen. Den 


kühnſten Schritt in dieſer Richtung hat wohl Pauly getan, der annimmt, daß 


die Urzellen, aus denen ſich Pflanze und Tier aufgebaut haben, ihre pfychiſchen 
Funktionen teilweiſe behalten und nur teilweiſe bei den höher organiſierten 
Tieren an die Ganglienzellen abgegeben haben, und der auf dieſe Hypotheſe 
eine Theorie der Anpaſſung und Entwicklung aufgebaut hat.? Auf dieſem 


Gebiet iſt gerade jetzt alles in Gärung, und die verſchiedenſten Hypotheſen 
und Theorien ſtehen im Kampfe miteinander zur Anregung und Förderung 


der Wiſſenſchaft. 8 
III. 


So wie nun die Zuchtwahllehre ihr Vorbild in einer ſozialwiſſenſchaft 


lichen Theorie hatte, ſo iſt auch der Wiederbelebung und der modernen Re⸗ 
formierung des Lamarckismus die Ausbildung einer Geſellſchaftslehre voraus⸗ 


gegangen, die nicht mehr von der Konkurrenz ausging, ſondern von der Pro⸗ 


duktion. Dieſe neue Lehre ſah den Menſchen weder als Gegenſtand göttlicher 
Gnade an, noch als Spielball mechaniſch wirkender Produktivkräfte, ſondern 
als das Produkt ſeiner eigenen geſellſchaftlichen Arbeit, ſie anerkannte, daß der 
Menſch nach ſelbſtgeſteckten Zielen ſtrebt, zeigte aber zugleich, welche Faktoren 
ihn veranlaſſen, ſich eben dieſe Ziele zu ſtecken, ſie wies das menſchliche 
Handeln als kauſal und teleologiſch zugleich bedingt nach. 

In demſelben Jahre wie Darwins „Entſtehung der Arten“ erſchien die 


Schrift „Zur Kritik der politiſchen Okonomie“ von Marx, der hier wieder an 


Ricardos Werttheorie anknüpfte und die geſellſchaftliche Arbeit als die 


Schöpferin des Wertes nachwies, während Angebot und Nachfrage, die Kon⸗ 
kurrenz, nur preisregulierend wirken. Die berühmt gewordene Vorrede gibt 
die klaſſiſche Darſtellung der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung, die fo fehr 


mit Unrecht vielfach heute noch mit dem mechaniſchen Materialismus zu⸗ 


»Die Erklärung von Vorgängen nach pfychologiſchen Prinzipien bedeutet natürlich 
nicht, daß damit die Geltung der Geſetze der Phyſik und Chemie beeinträchtigt oder aus⸗ 
geſchloſſen wird. Wie wir ſahen, beruht auch die kauſale Betrachtungsweiſe auf einer pſychiſchen 
Einlegung. Die Naturgeſetze ſind mit beiden Auffaſſungsweiſen gleich verträglich, mit der 
kauſalen wie mit der teleologiſchen; denn beide wollen ihr Wirken weder erſetzen noch er⸗ 


gänzen, ſondern nur nach Analogie pfychiſcher Vorgänge interpretieren. So erwartet felbft 


ein Forſcher, der die unbeſchränkte Geltung der Phyſik auch für das Reich des Belebten 
mit ſolchem Nachdruck vertritt wie Rhumbler, von der Zellenpſychologie wichtige Aufklärungen 
(vergl. Rhumbler, Zellenmechanik und Zellenleben. Leipzig 1904). 

» Ich kann hier auf dieſe geiſtreiche Hypotheſe nicht näher eingehen und verweiſe auf 
das oben angeführte Buch. Die Prüfung und Würdigung der Theorie überlaſſe ich kompe⸗ 
tenteren Beurteilern. 


a 
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ſammengeworfen wird. Mit dieſem hatte Marx ſchon in den Theſen ab⸗ 
gerechnet, die er im Frühjahr 1845 zur Kritik Feuerbachs niederſchrieb. 
Beſonders die erſte von dieſen Theſen könnten die Neulamarckiſten heute als 
Motto für ihre Arbeit und für ihre Polemik gegen die neudarwiniſtiſchen 
Schulen gebrauchen. „Der Hauptmangel alles bisherigen Materialismus“, 
heißt es dort, „iſt, daß der Gegenſtand, die Wirklichkeit, Sinnlichkeit, nur 
unter der Form des Objektes oder der Anſchauung gefaßt wird; nicht aber 
als menſchliche ſinnliche Tätigkeit, Praxis, nicht ſubjektiv. Daher geſchah es, 
daß die tätige Seite, im Gegenſatz zum Materialismus, vom Idealismus ent⸗ 
wickelt wurde — aber nur abſtrakt, da der Idealismus natürlich die wirk⸗ 
liche, ſinnliche Tätigkeit als ſolche nicht kennt.“ 

Dieſer Satz enthält den Kern ſowohl des Neulamarckismus als auch der 
materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung, die davon ausgeht, daß es die Pro⸗ 
duktionsweiſe des materiellen Lebens iſt, die den ſozialen, politiſchen und 
geiſtigen Lebensprozeß überhaupt bedingt. Die Arbeit alſo, die körperliche 
und geiſtige Funktion, beſtimmt und bewirkt die Entwicklung des Menſchen⸗ 
geſchlechtes wie die der geſamten Lebewelt. 

Das bedürfnismäßige Handeln, die „Produktion des materiellen Lebens“, 
beſtimmt aber nicht nur die Geſtalt und Form des einzelnen Individuums, 
ſondern auch ſeine ganze Lebensweiſe, insbeſondere ſein geſellſchaftliches Ver⸗ 
halten. Wenn die Wölfe, vom Hunger getrieben, auf Raub ausziehen, um 
eventuell auch große und wehrhafte Tiere anzufallen, jagen ſie in Rudeln. 
Füchſe, die auf Mäuſe und andere kleine Beute ausgehen, jagen allein. Natürlich 
iſt das durchaus nicht immer bewußte Abſicht, es entwickeln ſich im Laufe der 
Generationen die Inſtinkte, die die Tiere richtig leiten, ſolange die Verhältniſſe 
die gleichen bleiben. Andernfalls muß neue Überlegung neue Anpaſſung be 
wirken bei Strafe des Unterganges. 

Wenige Lebeweſen ſind aber mehr auf Vergeſellſchaftung angewieſen wie 
der Menſch, der allein faſt waffenlos der ihn umgebenden Natur gegenüber⸗ 
ſteht. Dieſer ſtändige Zuſammenhalt, der zur Entſtehung der Sprache führt, 
hat ſeinen Verſtand gekräftigt, ſo daß er fähig wurde, zunächſt Werkzeuge zu 
benutzen, wie ſie ihm die Natur darbot, ſpäter aber auch, ſie ſelbſt zu pro⸗ 
duzieren. Nichts aber hat ſo ſehr das Verhältnis zwiſchen dem cone 
und ſeiner Umwelt verändert wie gerade das Werkzeug, und dadurch war 
wiederum der Menſch immer mehr gezwungen, ſich nicht mehr auf ſeine er- 
erbten Inſtinkte zu verlaſſen, ſondern fortgeſetzt ſeinen Verſtand zu e 
So wirken Intellekt und Werkzeug innerhalb der Geſellſchaft fortwährend be⸗ 
fruchtend aufeinander ein; die Produktionsweiſe, der jeweilige Ausdruck dieſes 
Verhältniſſes, bedingt alſo den ſozialen, politiſchen und geiſtigen Lebensprozeß. 
So ſtehen die Lehren der Neulamarckianer und die von Marx im innigſten | 
Zuſammenhang. 

Während aber Darwin bewußt ſeine Theorie unter der Anregung der ge— 
ſellſchaftlichen Lehre des Malthus entwarf, kann von einem ſolchen direkten 
Zuſammenhang zwiſchen den Ideen von Marx und denen der Neulamarckianer 
natürlich nicht die Rede ſein, und der Grund dafür iſt leicht einzuſehen. 
Malthus brachte mit ſeiner Theorie nur zum formulierten Ausdruck, was an 
der Oberfläche des Wirtſchaftslebens ſeiner Zeit lag, und was 1 Mit⸗ 


Engels, Ludwig Feuerbach. Stuttgart 1888. S. 69. 
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bürgern eine alltägliche Erſcheinung war. Marx hingegen hat die tiefſten Zu⸗ 
ſammenhänge des Kapitalismus aufgeſpürt und bloßgelegt, ihm war es daher 
gegeben, die Entwicklung vorauszuſehen und ihr vorzugreifen. Darum war 
auch ſeine Lehre nicht für die herrſchende Klaſſe ſeiner Tage beſtimmt, ſie 
wandte ſich an die, denen die Zukunft gehört, an das Proletariat. So hat 
denn auch die bürgerliche Wiſſenſchaft ihn zuerſt totzuſchweigen verſucht und 
dann ſo lange widerlegt und totgeſchlagen, bis ſie ſich heute trotz alles Sträubens 
gezwungen ſieht, ihn nicht nur als Okonomen, ſondern auch als Philoſophen 
ernſt zu nehmen und alles aufzubieten, um ſich der Wucht ſeines Geiſtes zu 
erwehren. Denn nicht nur, daß die Macht des Proletariats und ſeine politiſche 
Bedeutung außerordentlich gewachſen ſind, die ganze wirtſchaftliche Entwicklung 
beſtätigt auf Schritt und Tritt die Marxſchen Prognoſen. Der Begeiſterungs⸗ 
rauſch über die Allmacht der freien Konkurrenz iſt vorüber. Statt „Frei⸗ 
handel“ brüllt die Bourgeoiſie heute noch lauter „Schutzzoll!“ In der freien 
Konkurrenz ſieht der heutige Unternehmer nur mehr die verheerende, un⸗ 
berechenbare Macht, die ihn über Nacht zum Bettler machen kann, nicht mehr 
die ſegenſpendende Göttin. Er flüchtet in den Schutz des Kartells, des Truſtes, 
um ſich vor den Wirkungen des eigenen Syſtems zu retten, und verſucht ſo, 
die Produktion wieder den Markt beherrſchen zu laſſen. 

Die Folge von all dem iſt ein ungeheurer Umſchwung in der Ideologie 
des Bürgertums, deſſen Götzen heute nicht mehr freie Konkurrenz und Indi⸗ 
vidualismus heißen, ſondern Imperialismus und Intereſſenverband. Dieſer 
Wandel kommt natürlich auch in der veränderten Stellung gegenüber den 
naturwiſſenſchaftlichen Theorien zum Ausdruck. Bezeichnend dafür iſt ſchon 
der Beifall, den Krapotkins Werk heute auf vielen Seiten erregt, obwohl es 
gerade in den Partien, die ſo viel Anklang finden, im Weſen nicht viel mehr 
beſagt, als was bereits in Darwins „Abſtammung des Menſchen“ über ſym⸗ 
pathiſche Gefühle ſteht, aber durch viele Jahre ganz der öffentlichen Auf⸗ 
merkſamkeit entging. 

Derſelbe Wandel in der Ideenrichtung des Bürgertums begünſtigt wohl 
auch das allmähliche Aufkommen des Neulamarckismus. Einen ähnlichen Ein⸗ 
fluß auf die öffentliche Meinung, wie ihn heute die Zuchtwahllehre beſitzt, 
wird er allerdings erſt gewinnen können, wenn die Arbeit ihre volle Würde, 
ihr volles Selbſtbewußtſein erlangt hat, wenn fie nicht mehr die Magd iſt, 
die unter das Joch der Konkurrenz gebeugt iſt, ſondern die Herrin, die nach 
freiem Entſchluß die Welt geſtaltet. N 

Daß aber überhaupt dieſe Fragen heute zur Erörterung ſtehen, daß wir 
darüber diskutieren, wie man ſich die Entwicklung vorzuſtellen hat, nicht ob 
ſie überhaupt ſtattgefunden hat, und daß wir dabei die pſychiſche Verknüpfung 
der mechaniſchen Faktoren ſo ruhig in Erwägung ziehen können, ohne in 
metaphyſiſchen Dunſt zu verſinken, das verdanken wir in erſter Linie dem 
großen Forſcher, der ſein reiches und arbeitsfreudiges Leben daran geſetzt 
hat, den Entw icklungsgedanken uneingeſchränkt zur Geltung zu bringen, und 
dem die Wiſſenſchaft ſo viel verdankt wie wenigen. Darwin beruft ſich ein⸗ 
mal' ſelbſt auf einen Ausſpruch Whewells: „Hypotheſen können der Wiſſen⸗ 
ſchaft von Nutzen ſein, wenn ſie auch einen gewiſſen Teil Unvollſtändigkeit 


Bei Beſprechung ſeiner Pangeneſistheorie im „Variieren der Tiere und Pflanzen“. Stutt⸗ 
gart 1873, 2. Bd., S. 406. 5 
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und ſelbſt Irrtum in fich begreifen.“ Das trifft auf Weismann zu, der zum 
Beiſpiel durch ſeine Beſtreitung der Vererbung erworbener Eigenſchaften un⸗ 
gemein viel zur Klärung dieſer grundlegenden Frage beigetragen hat. Noch 
mehr aber gilt der Satz von Darwin ſelbſt. Denn wenn wir auch heute 
wiſſen, daß das von ihm in den Vordergrund geſtellte Prinzip der natür⸗ 
lichen Zuchtwahl nicht jene Bedeutung hat, die er ſelbſt und noch mehr 
feine Anhänger ihm beimaßen, fo wiſſen wir doch, daß kein anderer Menſch 
im neunzehnten Jahrhundert die Naturwiſſenſchaft vom Lebenden ſo gefördert 
hat wie Darwin. 

Wenn wir nachweiſen, daß ſeine Theorie durch ſein bürgerliches, kapita⸗ 
liſtiſches Bewußtſein bedingt war, liegt darin ſelbſtverſtändlich kein Vorwurf. 
Kein Menſch, und ſei er das größte Genie, iſt von ſeiner Zeit und von ſeiner 
Umgebung unabhängig. Jeder Forſcher kann nur das Rüſtzeug, phyſiſch und 
geiſtig, verwenden, das ihm ſeine Zeit bietet. Die Frage iſt, ob er es in ein⸗ 
ſeitigem Klaſſenintereſſe anwendet oder zur Erforſchung der Wahrheit. Darüber 
aber kann bei Darwin, einem der lauterſten Charaktere, den die Geſchichte 
der Wiſſenſchaft kennt, keine Frage ſein. 

Wir können deshalb auch das Andenken des großen Wahrheitſuchers, 
deſſen hundertſten Geburtstag wir in dieſen Tagen feiern, nicht beſſer ehren, 
als indem wir ebenſo eifrig und ebenſo unbeirrt nach Wahrheit zu forſchen 
beſtrebt ſind, wie er es tat. Wie wenig es ihm dabei auf ſeine Perſon an⸗ 
kam, das zeigt ſein ſchöner Ausſpruch: „Ob der Naturforſcher an die An⸗ 
ſichten glaubt, welche Lamarck, Geoffroy de St. Hilaire, der Verfaſſer der 
Vestiges“, oder Mr. Wallace und ich ſelbſt gehabt haben, oder an irgend 
eine andere derartige Anſicht, hat äußerſt wenig zu bedeuten im Vergleich mit 
der Annahme, daß Arten von anderen Arten abgeſtammt und nicht unveränder⸗ 
lich erſchaffen worden ſind.“ 


Ein theoretiſcher Kulturkampf. 
Von Ant. Pannekoek. 


1. Darwinismus und Klaffenkampf. 

Während im letzten Wahlkampf der Reichskanzler, um die liberalen Philiſter 
gegen das Zentrum und die Sozialdemokratie zuſammenzutrommeln, das 
Geſpenſt des alten Kulturkampfes heraufbeſchwor, bereitete zugleich die Blüte 

des liberalen Intellekts auf theoretiſch⸗wiſſenſchaftlichem Gebiet eine Kultur⸗ 
paukerei gegen den Ultramontanismus vor. War es Zufall, daß gewiſſer⸗ 
maßen als abſtrakte Ideologie der Blockpolitik im Februar 1907 an zwei 
Abenden in Berlin eine öffentliche Diskuſſion über den Darwinismus 
ſtattfand zwiſchen dem Jeſuitenpater Erich Wasmann und mehreren 
liberalen Gelehrten? Die Veranſtalter behaupten es, denn ſchon im November, 
vor den Reichstagswahlen, hatten die Vorbereitungen angefangen; ſicher iſt 
jedoch, daß das große Intereſſe, das dieſe Diskuſſion weckte, der Andrang 
des „gebildeten“ Publikums zu dieſen Verſammlungen, wo die namhafteſten 
Vertreter der liberalen Intelligenz gegen den Jeſuiten ins Feld zogen, wo⸗ 
durch die Diskuſſion erſt zu einem ſtilgemäßen Kulturkampf wurde, auf Rech⸗ 


In einem Brief an die engliſche Zeitſchrift „Athenaeum“ vom 5. Mai 1863. 
Francis Darwin, a. a. O., 3. Bd., S. 21. 
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nung der Blockatmoſphäre zu ſtellen war. Man hatte das Zentrum im Wahl 
kampf geſchlagen und aus der Regierungsfreundſchaft verdrängt, jetzt ſtrömte 
die Berliner Intelligenz herbei, um auch der theoretiſchen Abſchlachtung des 
Zentrums beizuwohnen. Vielen der Teilnehmer werden dabei Erinnerungen 
an den ſeligen Kulturkampf gekommen ſein, wo der Streit der mit der Groß⸗ 
bourgeoiſie verbundenen preußiſchen Reaktion gegen die kleinbürgerliche Klein⸗ 
ſtaaterei dem verzückten Auge des deutſchen Philiſters als ein Kampf für 
Licht, Fortſchritt und Wiſſen gegen die Hauptmacht der Finſternis und der 
Unwiſſenheit erſchien; die ſchäbige Rolle des „Liberalismus“ damals wie 
heute bildet jedenfalls einen Punkt der Übereinſtimmung. Bedeutender erſcheint 
bei einem Vergleich der Kampf zwiſchen dem bürgerlichen Materialismus und 
der Religion um die Mitte des neunzehnten Jahrhunderts. Damals wie heute 
kämpften zwei Weltanſchauungen miteinander, aber die Kraft der Gegenſätze 
und die Hitze des Kampfes war damals um gerade ſo viel größer wie heute, 
als auch das Ziel des Kampfes größer war. Damals ging es um die Welt⸗ 
herrſchaft, um die geiſtige Führung der großen Volksmaſſe, welche die reak⸗ 
tionären Pfaffen noch beſaßen und der fortſchrittliche bürgerliche Intellekt an⸗ 
ſtrebte; heute handelt es ſich bloß noch um die Ehre, am Reichskanzlertiſch 
ſitzen zu dürfen; ſeitdem eine dritte Macht die geiſtige Führung des Volkes 
immer mehr übernimmt, iſt der alte Weltenkampf zu einer recht kleinlichen 
Konkurrenz um Regierungsgunſt herabgeſunken. Und damit übereinſtimmend 
ſteht nicht mehr ein keck verneinender, alles Heilige frech verſpottender Ma⸗ 
terialismus einem blöden „Köhlerglauben“ gegenüber, ſondern eine religiöſe 
Weltauffaſſung, die ſich den Reſultaten der BANNER! in d 0 | 
anbequemt, ringt mit dem an tlebenden ber 
Häckel „das Band zwi 
daß einem der Mitkämpfer die Auß 
nicht ſo ſehr verſchieden. 

Als in der Mitte des neunzehnten Jahrhunderts die bürgerliche Intelli⸗ 
genz die geiſtige Führung in dem Kampfe der Bourgeoiſie mit den alten 
Gewalten übernahm, fand ſie für den theoretiſchen Streit gegen die alt⸗ 
hergebrachten Vorſtellungen ihre Waffen maſſenhaft in den Ergebniſſen der 
modernen Naturforſchung. Die naiven bibliſchen Geſchichten, die der Er⸗ 
fahrung und den Bedürfniſſen der Bauern und Kleinbürger noch völlig ent⸗ 
ſprachen, waren überall durch die Naturwiſſenſchaft durchlöchert. Man 
brauchte den alten unbegründeten Überlieferungen bloß die Tatſachen ent⸗ 
gegenzuhalten; „what I want, is facts“, was ich brauche, find Tatſachen— 
dieſen Spruch Bacos ſtellte Ludwig Büchner als Stichwort über ſein populäres 
Werkchen „Kraft und Stoff“. Der Macht der Tatſachen muß ſich ja jeder⸗ 
mann fügen. Was ſollte gegen die Tatſachen der Aſtronomie, welche die 
Bewegung der Erde um die Sonne erwieſen hatten, das Wort Joſuas, der 
die Sonne und den Mond ſtille zu ſtehen hieß, bis er mit der Ausrottung 
ſeiner Gegner fertig war. Was ſollten die bibliſchen Wundererzählungen 
gegen die Tatſache, daß die Naturgeſetze ſtrenge, ohne Ausnahme, die Er⸗ 
ſcheinungen beherrſchen? Schließlich kam gerade zur rechten Zeit die 
Darwinſche Theorie, die ganze bibliſche Schöpfungsgeſchichte über den Haufen 
werfend, und um den Darwinismus hat ſeitdem der heißeſte Kampf getobt. 

Die Entwicklungslehre, die Theorie, daß alle Tier⸗ und Pflanzenformen 
durch allmähliche Entwicklung aus primitiven Urformen hervorgegangen ſind, 
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dieſer weſentlichſte Teil des Darwinismus, war ſchon lange vorher von 
anderen Naturforſchern verfochten worden. Die ſchöne Ordnung in dem 
natürlichen Syſtem der Tiere und Pflanzen, bei dem ſich in allmählicher Ab- 
ſtufung immer mehr gemeinſame Merkmale zuſammenfinden, wurde bei 
gemeinſamer Abſtammung ganz einfach als Abſtufung des Verwandtſchafts⸗ 
grads erklärt. Aber nicht nur das Syſtem ſelbſt, ſondern auch die Verſtöße 
gegen die Ordnung, die ſich in dem Syſtem nur gezwungen unterbringen 
ließen, fanden als übrig gebliebene Zwiſchenformen in der Entwicklungslehre 
eine natürliche Erklärung. So war es kein Wunder, daß dieſe Theorie über⸗ 
zeugte Verfechter fand. Aber deren Stimme hatte lange wenig Widerhall ge— 
funden; die Schriften Lamarcks blieben unbeachtet und er ſelbſt ſtarb vergeſſen 
und elend; der 1830 in der Pariſer Akademie geführte Streit zwiſchen Cuvier, 
der die getrennte Schöpfung jeder Tierart, und Geoffroy St. Hilaire, der ihre 
gemeinſame Abſtammung verfocht, blieb ein reiner Gelehrtenſtreit. Woher kam 
es nun, daß Darwins Werk auf einmal ſo allgemeines Intereſſe erregte und 
wie ein zündender Blitz einſchlug? Woher kam es, daß dasjenige, was er 
ſelbſt in einem Geſpräch mit Häckel als einen ſchwachen Verſuch bezeichnete, 
die Entſtehung der Tier⸗ und Pflanzenarten auf natürliche Weiſe zu er⸗ 
klären, von dem er einen namhaften Erfolg nicht erleben werde, zu dem 
„größten Wendepunkt in der Geiſtesgeſchichte der Menſchheit“ (wie Häckel es 
ausdrückt) wurde? 

Zum Teil liegen die Gründe in der wiſſenſchaftlichen Qualität ſeines 
Werkes und dem damaligen Stande der Wiſſenſchaft. Das Tatjachenmaterial, 
über das die Entwicklungstheorie das klare Licht eines gründlich verſtandenen 
Zuſammenhanges ausbreitete, war rieſig gewachſen: die Geologie hatte eine 
reiche Fülle verſteinerter übergangs⸗ und Urformen der heutigen Lebeweſen 
aufgedeckt, an denen man die fortſchreitende Entwicklung verfolgen konnte; 
die Anatomie hatte den tieriſchen Körper als Zellenſtaat kennen gelernt und 
die Ahnlichkeit in Bau und Wachstum der verſchiedenſten Tierarten nach⸗ 
gewieſen. Daher mußte ſchon die bloße Wiederholung der alten Idee zu 
dieſer Zeit auf viel mehr Zuſtimmung rechnen können. Aber Darwin tat mehr 
als die Lehre wiederholen, daß die Tierarten ſich aus einander entwickelt 
haben; er gab zugleich die natürlichen Urſachen an, durch die ſich eine Art 
zu einer anderen entwickeln mußte. Auf eine erdrückende Fülle von Tat⸗ 
ſachen baute er ſeine Theorie der natürlichen Zuchtwahl, die im Kampfe ums 
Daſein die Untauglichen ausmerzt und die Paſſendſten überleben läßt. Die 
Entwicklung, die früher als bloße, aus den Reſultaten als wahrſcheinlich 
nachzuweiſende Möglichkeit erſchien, wurde jetzt, durch die Aufdeckung des 
Mechanismus, des Wie des Vorganges, zu einer aus ſeinen Urſachen logiſch 
zu folgernden Notwendigkeit. 

Doch dieſe wiſſenſchaftliche Seite des Darwinſchen Werkes reicht nicht 
aus, den gewaltigen Erfolg ſeiner Lehre zu erklären. Als rein wiſſenſchaft⸗ 
liche Theorie bot ſie noch ſo viele Lücken, ließ ſie noch ſo viele Fragen offen, 
die erſt durch ſpätere Unterſuchungen aufzuklären waren, daß ſie, wie ſo 
mancher ähnliche große Fortſchritt der Wiſſenſchaft, erſt im Laufe eines 
Menſchenalters allmählich die Anerkennung der Gelehrten gefunden hätte und 
dann erſt in die weiten Volkskreiſe eingedrungen wäre. 

Andere Kräfte haben zu ihrer raſchen Verbreitung beigetragen. In dem 
Darwinismus haben wir ein Muſterbeiſpiel, wie auch die wiſſenſchaftlichen 
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Theorien durch die geſellſchaftlichen Verhältniſſe beherrſcht werden. Wer die 
Schriften über den Darwinismus lieſt, als wären ſie rein wiſſenſchaftliche 
Erörterungen, muß notwendig verwirrt werden unter der Fülle der ſich be⸗ 
kämpfenden und beſchimpfenden Auseinanderſetzungen, und er wird ſie erſt 
verſtehen, wenn er ſie betrachtet als Streitſchriften in einem geſell⸗ 
ſchaftlichen Klaſſenkampf. 3 
Als die Darwinſchen Schriften veröffentlicht wurden, kamen fie gerade 
recht für die Klaſſe, die dieſe neue Lehre brauchte als Waffe gegen ihre geſell⸗ 
ſchaftlichen Gegner. Daher wurde nicht darauf geachtet, ob ihr hier und dort 
Unſicheres anhaftete; das Bürgertum, das ſie dem vom reaktionären Klerus 
gepredigten ſchwarzen Aberglauben gegenüberſtellte, ſah nur das blendende 
Licht ihrer Wahrheit. Keine leidenſchaftsloſe ruhige Betrachtung war ihr 
beſchieden, ſondern fanatiſche Anhänger und fanatiſche Gegner bekämpften 
einander leidenſchaftlich, auch unter den Gelehrten, die hier als geiſtige 
Führer der radikalen Bourgeoiſie, dort als Vertreter der regierenden konſer⸗ 
vativen Parteien auftraten, die Intereſſe daran hatten, daß dem Volke die 
Religion erhalten bliebe. I 
Darwin ſelbſt ſtand außerhalb dieſes Kampfes. Für ihn war feine Theorie 
reine Gelehrtenſache; er kannte die Lücken und wollte ſie vor der Bekanntgabe 
möglichſt ausfüllen; er ſcheute die Konſequenzen, welche die Theorie zu einem 
Kampfobjekt der Parteien machen mußten. Dies iſt leicht verſtändlich; in Eng⸗ 
land gab es keine kämpfende Klaſſe, die die Theorie als Sturmbock gegen die 
Tradition brauchte, denn die engliſche Bourgeoiſie beſaß ſchon längſt die 
Herrſchaft und bewies der traditionellen Religion eine traditionelle Ehrfurcht. 
Daher klagte Darwin auch Häckel gegenüber über die Maſſe der Vorurteile, 
die ſeinen Anſichten entgegentrat; in Wirklichkeit war es Gleichgültigkeit, die 
ſich um eine abſtrakte Theorie, an der ſie kein Intereſſe hatte, nicht 
kümmerte — dieſelbe Gleichgültigkeit, die die Schriften Lamarcks und der 
Streit zwiſchen Cuvier und Geoffroy aus ähnlichen Urſachen gefunden hatten. 
Daher bereiteten auch die herrſchenden Klaſſen Englands dem Gelehrten, dem 
alle Länder huldigten und ſeine Kollegen hochprieſen, ein ſo impoſantes Be⸗ 
gräbnis; nicht weil er ihre Weltanſchauung umgewälzt, ſondern gerade weil 
er ihre Weltanſchauung gar nicht berührt hatte. En 
Aber in Deutjchland, jo hatte ihm auf feine Klage Häckel geantwortet, 
machte ſeine Lehre gewaltige Fortſchritte. „Der entſcheidende Durchbruch der⸗ 
ſelben geſchah hier bei uns raſcher und vollſtändiger als in England ſelbſt, 
hauptſächlich weil die Macht der ſozialen und religiöſen Vorurteile bei uns 
lange nicht jo bedeutend iſt wie bei unſeren beſſer ſituierten Stammverwandten 
jenſeits des Kanals“, meint Häckel ſelbſt, ohne ſich die Frage zu ſtellen, 
weshalb die Vorurteile dort ſo viel bedeutender waren. In Deutſchland 
fand ſie ein Bürgertum, das gerade in einem ſcharfen Kampfe mit Junker⸗ 
und Königtum ſtand, das im Kampfe gegen kleinbürgerliche Beſchränktheit 
und konſervative Rückſtändigkeit im Staatsweſen ſeine radikalſte Seite hervor⸗ 
kehren mußte, und eine liberale Intelligenz, welche dieſe Rückſtändigkeit noch 
viel drückender empfand als die Bourgeoiſie ſelbſt. Dieſe Intelligenz machte 
ſich die Darwinſchen Lehren zur Kampfeswaffe; an ihrer Spitze ſtand Ernſt 
Häckel, ſelbſt ein bedeutender Gelehrter, aber vor allem eine leidenſchaftliche 
E. Hädel, Die Weltanſchauung von Darwin, Goethe und Lamarck. Vortrag 1882. 
(Gemeinverſtändliche Vorträge, 1. Band, S. 240.) 
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Kampfnatur, der ſofort aus dieſen Lehren die weiteſtgehenden, revolutionärſten 
Konſequenzen zog und auf ſie eine antitheologiſche Weltanſchauung, den ſo⸗ 
genannten „Monismus“, gründete. 

Für die Intelligenz haben die abſtrakten, ideellen Intereſſen der Bour⸗ 
gebiſie: die bürgerliche Freiheit, die Freiheit des Denkens und Lehrens, die 
Förderung der Wiſſenſchaft, gute, von der Kirche unabhängige Schulbildung, 
zugleich ein unmittelbar praktiſches Intereſſe; ſie verficht dieſe in allgemein⸗ 
ideologiſchen Formen als Kampf für den Fortſchritt, für das Licht, für die 
geiſtige Befreiung der Menſchen. Daher tritt ſie noch radikal für die bürger⸗ 
lichen Ideale ein und ſucht das ganze Bürgertum noch mit ſich zu reißen, 
wenn dieſe Klaſſe ſelbſt aus praktiſchen Klaſſenintereſſen die Ideale ſchon 
längſt aufgegeben hat; eine Ideologie wirkt als Tradition noch lange fort, 
nachdem ihre materiellen Vorausſetzungen verſchwunden ſind. 


überall hat das Auftreten des kämpfenden Proletariats den geiſtigen Fort⸗ 
ſchritt des Bürgertums gehemmt; in dem Maße, als der geträumte liberale 
Zukunftsſtaat der Freiheit und des Friedens immer mehr vor der kapita⸗ 
liſtiſchen Wirklichkeit zuſammenbrach, erhob ſich die geiſtige Reaktion, der 
Myſtizismus und der Glauben. In Deutſchland ereilte das Bürgertum dies 
Schickſal ſchon zu Anfang ſeines Kampfes; mit der Bekehrung eines bedeu⸗ 
tenden Teiles des Bürgertums zum preußiſchen Nationalismus wuchs auch 
die Zahl der Gelehrten, die als Vertreter der reaktionären Bureaukratie die 
umſtürzleriſchen Tendenzen der Darwinſchen Lehre bekämpften. Hier findet 
nun das Umgekehrte des früheren Vorganges ſtatt. Während die Natur⸗ 
forſcher an der Darwinſchen Theorie und an der Entwicklungslehre weiter⸗ 
bauen, neue Vorgänge entdecken, Einzelheiten verbeſſern, neues Licht auf von 
Darwin ungenügend gekannte Tatſachen werfen, wird jeder dieſer wiſſenſchaft⸗ 
lichen Fortſchritte von den Wortführern der Reaktion als ein Bankrott des 
Darwinismus auspoſaunt. Die Hinneigung des Bürgertums und vieler ſeiner 
wiſſenſchaftlichen Vertreter zum Glauben konnte nicht vor ſich gehen, ohne 
daß zugleich die chriſtliche Weltanſchauung ſich mit den unbeſtreitbarſten Re⸗ 
ſultaten der Wiſſenſchaft ausſöhnte; aber ſelbſtverſtändlich, ohne die am 
weiteſten gehenden Schlüſſe, die der theologiſchen Auffaſſung direkt wider⸗ 
ſprechen, anzunehmen. Dieſe ſind ja keine unmittelbaren Tatſachen, die jeder 
anerkennen muß, ſondern bloß Schlüſſe, und deshalb immer mit einer Un⸗ 
ſicherheit behaftet, die einen willkommenen Anlaß bietet, an den chriſtlichen 
Glaubensſätzen feſtzuhalten. Und ſo ſehen wir die merkwürdige Erſcheinung, 
daß das frühere Bild ſich genau umgekehrt hat; jetzt ſind es die Vertreter 
des Glaubens, die die „Tatſachen!“ als ihre Kampfesparole ausrufen: Tat⸗ 
ſachen, meine Herren, und keine Hypotheſen; nur Tatſachen erkennen wir an. 

Mit dieſer Parole trat auch Pater Wasmann in der Berliner Verſamm⸗ 
lung auf. 

2. die Berliner Diskuffion. 

Wir haben die Berliner Diskuſſion in zwei Büchern vor uns liegen; jede 
der beiden kämpfenden Parteien hat einen eigenen Bericht darüber veröffentlicht. 
Der liberale Bericht: „Ultramontane Weltanſchauung und moderne 
Lebenskunde, Orthodoxie und Monismus“, herausgegeben von Profeſſor 
Dr. L. Plate (Verlag Guſtav Fiſcher, Jena), widmet den drei Reden Was⸗ 
manns 37 Seiten, den Reden ſeiner zehn Gegner an dem Diskuſſionsabend 
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79 Seiten. In dem eigenen Bericht des Paters Wasmann: „Der Kampf 
um das Entwicklungsproblem in Berlin“, von Erich Wasmann S. J. 
(Verlag Herder, Freiburg i. B.), ſind zwiſchen den Referaten über die Reden 
ſeiner Gegner überall kritiſche Bemerkungen und Widerlegungen eingefügt, und 
damit zuſammen nehmen ſie 64 Seiten ein gegen 54 Seiten für die Vorträge. 
Beide ſind alſo Propagandaſchriften, wo namentlich die eigenen Anſchauungen 
ausführlich hervorgehoben werden. An den Titeln der beiden Bücher iſt ſchon 
der Gegenſatz der Auffaſſungen beider Parteien zu erſehen. Während die 
Gegner im Kampfe vor allem einen Kampf der Weltanſchauungen, der der 
wiſſenſchaftlichen Forſchung und der des kirchlichen Dogmas, erblicken, iſt 
Wasmann eifrigſt bemüht, dieſen Kampf auszuſchalten, bloß die Entwicklungs⸗ 
lehre vom wiſſenſchaftlichen Standpunkt zu betrachten und zu zeigen, daß ſie 
ſich gerade ſo gut mit der chriſtlichen wie mit der moniſtiſchen Lehre verträgt: 
der Kampf dieſer Lehren gehöre einem anderen, dem philoſophiſchen Gebiet an. 

Die Entwicklungslehre, ſagt Wasmann, ſieht in der heutigen Tier⸗ und 
Pflanzenwelt das Endprodukt einer Entwicklung, in der die früheren Arten 
ſich zu anderen umgebildet haben; ſie ſteht alſo der Konſtanztheorie gegenüber, 
die jede Art für unveränderlich hält. Dieſe Entwicklungslehre bildet die einzige 
wiſſenſchaftliche Erklärung für zahlloſe Tatſachen der Natur; die ſonderbare 
Geſtalt und der Körperbau der als Gäſte in Ameiſenneſtern lebenden kleinen 
Käfer — das ſpezielle Forſchungsobjekt von Wasmann ſelbſt — laſſen ſich 
nur als wirkliche zweckentſprechende Umbildung und Anpaſſung an dieſe Lebens⸗ 
umſtände erklären. Sie ſind aus anderen, normal gebauten Arten entſtanden, 
und bloß die Entwicklungslehre kann erklären, wie ſie zuſtande kamen. In 
ähnlicher Weiſe können wir die Abſtammungsverwandtſchaft von Gattungen, 
die zu derſelben Familie, von Familien, die zu derſelben Ordnung oder Klaſſe 
gehören, als wahrſcheinlich nachweiſen. Aber je weiter die Tiere voneinander 
im Syſtem entfernt ſtehen, um ſo geringer wird die Sicherheit, um ſo mehr 
bleibt die Abſtammungsverwandtſchaft eine Vermutung, eine Hypotheſe. Wie 
ſteht es alſo mit der Theorie, daß alle Tiere einen einzigen Stamm bilden 
und alle aus den einfachſten Lebeweſen durch fortgeſetzte Entwicklung ent⸗ 
ſtanden ſind? Dieſe Theorie iſt bloß „ein ſchöner Traum ohne naturwiſſen⸗ 
ſchaftliche Beweiſe“, und viele Gelehrte haben ſich für eine Entwicklung in 
mehreren unabhängigen Stämmen ausgeſprochen. 

Befindet ſich nun aber die Entwicklungslehre nicht im Widerſtreit mit dem 
Bibelwort, daß Gott alle Tiere und Pflanzen nach ihrer Art erſchuf? Wird 
damit nicht die geſonderte Schöpfung jeder Tierart ausgeſprochen? Keineswegs, 
jagt Pater Wasmann, denn die Bibel iſt kein Lehrbuch der Tierkunde, ſie 
ſpricht für das Verſtändnis gewöhnlicher Leute und verſteht deshalb unter 
„Art“ nicht den feſten wiſſenſchaftlichen Begriff des Linné, ſondern eine Tier⸗ 
gruppe, die auch in der Alltagsſprache als Tierart gilt, wie Wurm, Inſekt 
oder Vogel. Und ſiehe da, in dieſer Weiſe verſtanden, iſt die Bibel in ſchönſter 
Übereinſtimmung mit der Entwicklungslehre, wenn man dort eine vielſtämmige 
Entwicklung, alſo eine beſondere Schöpfung einer Anzahl Haupttypen, wie 
zum Beiſpiel der Inſekten, der Vögel, annimmt, aus denen ſich dann die ver⸗ 
ſchiedenen Arten auf natürliche Weiſe entwickelt haben. 

Das nehme ich nicht an als Theologe, fügte der Pater unſchuldsvoll hinzu; 
nein, als Zoologe, als Naturforſcher, für den die Bibel gar nicht exiſtiert, 
werde ich aus wiſſenſchaftlichen Gründen zu dieſem Schluſſe gedrängt. Als 
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Theologe freue ich mich dann nachher, daß der zoologiſche Schluß dem bibliſchen 
Schöpfungsbericht nicht widerſpricht. Wasmanns Gegner durchſchauten jedoch 
ganz gut, daß ſein theologiſcher Glauben ſeine wiſſenſchaftliche überzeugung 
beſtimmte, und ſprachen ihm deshalb die Befähigung als vorurteilsloſer Forſcher 
ab. Übrigens iſt Wasmanns Pfiffigkeit nur eine Wiederholung von dem, was 
ſchon öfters in der Geſchichte der Wiſſenſchaft paſſierte. Zuerſt wird gegen 
eine neue wiſſenſchaftliche Lehre die Autorität beſtimmter Bibelworte angeführt; 
wenn jene Lehre ſich nachher doch ſiegreich behauptet hat und der Spieß um⸗ 
gedreht wird, heißt es auf einmal: im Grunde genommen verträgt ſich die Bibel 
ganz gut mit der neuen Lehre. So ging es früher mit der aſtronomiſchen Lehre 
der Erdbewegung, ſo geht es heute mit der Entwicklungslehre. Nun verſteht 
es ſich, daß mit ſolchen Rabuliſtereien kein einziger Menſch vom Unglauben zum 
Glauben zurückgeführt wird; während die großen wiſſenſchaftlichen Fortſchritte 
einen bedeutenden Einfluß auf die Weltanſchauung ausübten, iſt die ſpätere 


erkünſtelte Herſtellung einer Harmonie zwiſchen Glauben und Wiſſen bloß die 


Anzeige dafür, daß eine theologiſche Weltauffaſſung ſich behauptet, die ſelbſt 
aus ganz anderen Urſachen herſtammt. Der Glauben iſt ſchon da und ſucht 
ſich bloß durch nachherige Rechtfertigungsverſuche gegen die Einwände der 
Wiſſenſchaft zu ſchützen. f 

Auf die Lehre der Veränderlichkeit der Arten ſoll ſich alſo die Entwicklungs⸗ 
lehre, ſoweit ſie als Wiſſenſchaft gelten ſoll, beſchränken. Alles, was darüber 
hinaus für wiſſenſchaftliche Wahrheit ausgegeben wird, ſagt Wasmann, beſteht 
aus unbewieſenen und unbeweisbaren Behauptungen. So die Lehre von der 
Ewigkeit der Welt und der Materie und die Lehre, daß die einfachſten erſten 
Lebeweſen aus der lebloſen Materie entſtanden ſind. Die Fragen nach der 
Ewigkeit oder der Entſtehung der Welt und nach dem Urſprung des Lebens 
ſeien gar keine wiſſenſchaftlichen Fragen, denn ſie können mittels Erfahrungs⸗ 
tatſachen nicht gelöſt werden; ſie ſind naturphiloſophiſche, metaphyſiſche Fragen, 
und die chriſtliche Auffaſſung, die eine Schöpfung annimmt, habe wiſſen⸗ 
ſchaftlich gerade ſo viel für ſich wie die materialiſtiſche Auffaſſung. 
Nicht nur eine Schöpfung der Welt, ſondern auch eine ſpätere beſondere 
Schöpfung des Lebens nimmt nach Wasmann die chriſtliche Auffaſſung an, 
letztere aber bloß, weil es bis heute unmöglich erſchien, Lebeweſen aus lebloſer 
Materie hervorgehen zu laſſen; wenn der Wiſſenſchaft der Nachweis einmal 
gelingt, daß Leben ſich noch gegenwärtig aus toter Materie bilden kann, will er 

dieſe Annahme auch wohl fallen laſſen, die er bis heute aufrecht erhält. Die 
Einwände ſeiner Gegner, daß doch alle Lebeweſen aus genau denſelben 
chemiſchen Elementen beſtehen, die auch die unbelebte Welt bilden, und daß 
dieſes Eingreifen des Schöpfers eine Durchbrechung der beſtehenden Natur⸗ 
geſetze darſtellt, weiſt er ſehr geſchickt zurück. Eine ſolche Schöpfung wäre 
keine Neuſchöpfung lebendiger Materie, ſondern die Schöpfung des Lebens, 
die Schöpfung eines neuen Prinzips, einer neuen Reihe von Geſetzen, der 
Lebensgeſetze, die zu den alten Geſetzen hinzukamen und einem Teile der 
beſtehenden Materie die Natur lebender Subſtanz gaben. 

Nun haben die beſonderen Eigenſchaften, welche die lebende Subſtanz von 
der toten unterſcheiden, namentlich die Fähigkeit, auf die Einwirkung äußerer 


Reize zweckmäßig zu reagieren, in den letzten Jahrzehnten zu einer Rückkehr 


zum Myſtizismus in die Biologie geführt, der ſelbſtverſtändlich mit den all⸗ 
gemeinen myſtiſchen Auffaſſungen der gebildeten Klaſſen im engſten Zuſammen⸗ 
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hang ſteht. Gegenüber den ſtolzen Hoffnungen um die Mitte des vorigen 
Jahrhunderts, alle Lebenserſcheinungen auf phyſiſche und chemiſche Geſetze 
zurückführen zu können, trat jetzt als Rückſchlag das völlige Verzichten auf 
dieſe Erklärungen ein. Das Unerforſchte, das unerforſchbar erſchien, wurde 
zum Geheimnisvollen. Worte, die ſich zur rechten Zeit einſtellten, mußten das 
Fehlen klarer Begriffe verdecken; man redete über „Formalprinzipien“ und 
„Determinanten“, die als geheimnisvolle Lenker das beſondere Wirken der 
phyſiſchen und chemiſchen Geſetze in den Lebeweſen regeln. Es verſteht ſich, 
daß Pater Wasmann dieſe Auffaſſungen „aus den Kreiſen der Naturforſcher“ 
als Stütze für ſeine Beweisführung gebrauchte und ſie, ähnlich wie jene 
reaktionären Kollegen, als Sturmbock gegen den Darwinismus benutzte. Die 
Theorie der natürlichen Zuchtwahl iſt als Grundgedanke ganz richtig, ſagt er, 
„aber ſeine Tragweite iſt nicht ſo groß, wie man vielfach geglaubt hat“. Das 
mag richtig ſein; bei der Entwicklung der Wiſſenſchaft gilt es eben, die Grenzen 
dieſer Wirkung und die Bedeutung anderer hinzukommenden Faktoren auf⸗ 
zufinden. Aber dieſe allgemein gehaltene Redensart wird zu einer ungeſchickten 
Ausrede, wo er weiter geht: die Selektionstheorie iſt bloß ein Hilfsfaktor; 
„die Haupturſache bleiben ſtets die inneren Entwicklungsurſachen, welche 
die zweckmäßigen Abänderungen hervorbringen“. Die Naturausleſe iſt bloß ein 
Überleben des Paſſendſten; der innere Grund, warum das betreffende Paſſendſte 
da iſt, iſt in den inneren Entwicklungsgeſetzen des Organismus ſelbſt zu ſuchen. 
Dieſe kommen auf dasſelbe hinaus wie die Zielſtrebigkeit, die den Lebeweſen 
innewohnt, und die Zweckmäßigkeit, die Reaktionsfähigkeit auf äußere Reize. 

Nach dieſer Darſtellung könnte man den Eindruck gewinnen, die Darwinſche 
Theorie betrachte die Pflanzen und Tiere als tote, paſſive Körper, die von 
äußeren Umſtänden hin und her gezerrt und umgebildet werden. Man glaubt 
Einwände gegen den hiſtoriſchen Materialismus zu hören — daß der Menſch 
keine willenloje Maſchine iſt, daß die Hauptſache doch die innere Natur des 
Menſchen bleibt, der ſich bewußt beſtimmte Ziele ſetzt —, genau ſo klingen 
dieſe Argumente. Wir heben demgegenüber hervor, daß der hiſtoriſche Materia- 
lismus bloß eine Erklärung der geſchichtlichen und geſellſchaftlichen Vorgänge 
bildet aus der Natur des Menſchen heraus, wie wir ſie kennen: vernünftige 
Weſen, die ihren Bedürfniſſen gemäß handeln. So will auch die Darwinſche 
Lehre der Naturausleſe eine Erklärung der Entſtehung der Arten auf der Grund⸗ 
lage der Natur der Lebeweſen ſein, wie wir fie durch die Erfahrung kennen: 
aktive Weſen, die in zweckmäßiger Weiſe auf die Wirkungen der Außenwelt 
reagieren und ſich den Umſtänden anpaſſen. Die Erklärung dieſer Reaktionsfähig⸗ 
keit und überhaupt der beſonderen Natur des Lebens bietet noch ein unendliches 
Feld der Forſchung, aber fie hat mit der Darwinſchen Lehre nichts zu tun. 

Dies ſind alles nun aber bloß Plänkeleien gegen die Hauptſchlacht, die 
um die Abſtammung des Menſchen geſchlagen werden muß. Die zahlloſen 
Beweiſe für die körperliche Verwandtſchaft des Menſchen mit den Affen ſind 
ſo einleuchtend, daß, von naturwiſſenſchaftlicher Seite betrachtet, die Sache 
für eine ſpezielle Schöpfung des Menſchen äußerſt bedenklich ſteht. Um fo 
ſtärker ſteht ſie auf geiſtigem und theologiſchem Gebiet. Der Menſch unter⸗ 
ſcheidet ſich als vernünftiges Weſen von den Tieren. 

Auch bei den Tieren trifft man ein Seelenleben, aber „es geht nur ſo 
weit, wie die ſinnliche Sphäre reicht. Die ſinnliche Wahrnehmung, die Ver⸗ 
bindung dieſer Wahrnehmungen untereinander, das Gedächtnis, die Modifi- 
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kation früherer Tätigkeiten infolge ſinnlicher Erfahrung, das iſt im weſent⸗ 
lichen die ganze tieriſche Seelentätigkeit nach der Erkenntnisſeite hin.... Das 
iſt offenbar keine Maſchine mehr, aber auch kein Geiſtesleben. . .. Geiſtes⸗ 
leben im Sinne der alten Philoſophie iſt nur jene Seelentätigkeit, die wir als 
die höhere bezeichnen: das Denken und Wollen der Menſchen. Das Eigen⸗ 
tümliche beim menſchlichen Denken iſt, daß der Menſch Begriffe bilden, all⸗ 
gemeine Schlüſſe daraus ziehen und durch ſeine Vernunft ſich erheben kann 
über alle Einzelerſcheinungen; darauf beruhen Kunſt, Wiſſenſchaft, Religion 
des Menſchen, die im Tierreich ſich nicht finden trotz mancher kleinen Ana⸗ 
logien, die aufgebauſcht wurden zu wirklicher Gleichheit.“ 
Aus dieſer, im allgemeinen ganz zutreffenden Schilderung des geiſtigen 
Gegenſatzes zwiſchen Menſch und Tier ſchließt Wasmann, daß die Erhabenheit 
der geiſtigen Tätigkeit des Menſchen auf ein einheitliches Prinzip, eine geiſtige 
Seele hinweiſt. Die Theologie hat auch von alters her die Kluft zwiſchen Menſch 
und Tier dahin formuliert, daß bloß der Menſch eine unſterbliche Seele beſitze. 
Den Widerſpruch zwiſchen der Bibel und der Wiſſenſchaft in dieſem Punkte 
zu heben, fällt nun dem Scharfſinn des Paters nicht ſchwer. Wenn wir nach 
der Herkunft des Menſchen fragen, bedeutet die Frage nicht: woher ſtammt 
der niedere Teil (der Körper), ſondern, woher ſtammt der höhere Teil (der 
Geiſt)? Mag es alſo auch richtig ſein, daß der Körper des Menſchen von 
dem des Affen abſtammt, ſo gilt das nicht von ſeinem Geiſt. Der muß ſpeziell 
erſchaffen ſein. Die Schöpfung des Menſchen hätte man ſich dann ſo vor⸗ 
zuſtellen, daß der Menſchengeiſt, die unſterbliche Seele in ein dazu geeignetes 
Tier, einen Affenabkömmling eingepflanzt wurde, und dieſer dadurch zum 
Vernunftweſen, zur Krone der Schöpfung wurde. Dieſe neue geiſtige Natur 
bedingte dann das koloſſale Wachstum des Gehirns und des Schädels, den 
hauptſächlichen körperlichen Unterſchied zwiſchen Menſch und Affe. 
Ein ſolcher Standpunkt als Vereinigung von bibliſchem Glauben und wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Forſchung ſieht ſehr ſtark aus, namentlich gegenüber den bürgerlichen 
Naturforſchern, die über den menſchlichen Geiſt überhaupt wenig Beſcheid 
wiſſen und deshalb deſſen natürlicher Abſtammung ziemlich ratlos gegenüber⸗ 
ſtehen. Aber es paßte dem Pater nicht, offen einzugeſtehen, daß er die Theo⸗ 
logie als höchſte Inſtanz über ſeine naturwiſſenſchaftliche überzeugung ſetze. 
Er wollte ſich als vorurteilsfreier Naturforſcher hinſtellen, der aus rein wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Gründen die Entwicklungslehre kritiſierte und dann nachher zur 
eigenen Überraſchung bemerkte, daß er damit den Weg zum Glauben angebahnt 
hatte. Deshalb verſuchte er in einer langen Reihe von Kritiken und Anzweif⸗ 
lungen die Gründe für die tieriſche Abſtammung, die Übereinſtimmung im 
Körperbau zu erſchüttern. Daß dies von vornherein eine verlorene Sache iſt, 
verſteht ſich; wenn für die Religion das Ungenügende der zoologiſchen Tat- 
ſachen über die Verwandtſchaft von Affe und Menſch zum rettenden Strob- 
halm werden ſoll, ſteht ihre Sache jo ſchlecht wie nur möglich. In allerhand 
Windungen mußte der ſchlaue Jeſuit ſich hier drehen, um den klaren Schluß 
der Abſtammungsverwandtſchaft loszuwerden. In einer nachträglichen Be⸗ 
merkung zu der Rede eines der Opponenten führte er aus: Die Ahnlichkeit 
des Menſchen mit den höheren Tieren weiſe allerdings darauf hin, daß ſie 
nicht unabhängig voneinander geſchaffen worden ſind; eine ideale (2) Ab⸗ 
hängigkeit beſtehe ſicherlich zwiſchen der Schöpfung von Menſch und Tier; 
| aber ob eine reale Abhängigkeit, das ſei die Frage. Wenn der Menſch eine 
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Stammesgeſchichte durchgemacht hat, jo müſſe fie ähnlich wie die der höheren 
Tiere verlaufen ſein, aber daß ſie identiſch ſind, daß der Menſch vom Tier 
abſtammen müſſe, folge daraus keineswegs. | i 

Mit ſolchen Winkelzügen und Ausreden verſuchte er feine ſchwache Poſition 
zu retten. Daß eine ausführliche Kritik dem Affenmenſchen, dem Pithekanthropus 
nicht erſpart wurde, verſteht ſich; da die tieriſche Abſtammung des Menſchen 
vor deſſen Entdeckung jedoch gerade ſo feſtbegründet daſtand wie nachher, 
dürfen wir hier davon abſehen. Schluß folgt.) 
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Die perſiſche Revolution. 
Von Zigran Derwiſch. 
J. 

Aſien wacht auf. Wir ſtehen am Vorabend einer großen Revolution. Seit 
mehr als drei Jahren kämpft Perſien gegen die geſchloſſene Macht des Deſpotis⸗ 
mus, des Feudalismus und des Klerikalismus. Schon drei Jahre lang beſchießt 
man unſere aufrühreriſchen Städte, mordet man überall, und in den verſteckten 
Winkeln der Gefängniſſe werden die beſten Söhne des perſiſchen Volkes erhängt, 

Um ſich eine richtige und klare Vorſtellung von der perſiſchen Revolution 
machen zu können, muß man ſich den Verlauf unſerer Geſchichte vergegenwärtigen. 

Im Jahre 1794 begründete Mahmed Schah I. die Dynaſtie der Ka⸗ 
dſcharen. Damit vollzog ſich in Perſien eine große Umwälzung, die niemand 
erwartet hatte. Die nationale Dynaſtie wurde zerſtört und durch eine turaniſche 
Dynaſtie erſetzt, die alte Todfeindin des Iran. Aber das Volk empfand 
nichts von alledem. Es war ſo gedrückt, daß ihm alles gleichgültig war. 

Es herrſchte vollkommene Anarchie. Perſien war durch Bürgerkriege er⸗ 
ſchöpft und ſehnte den Frieden herbei. Den verſchaffte ihm die neue Dynaſtie 
dank einer politiſchen Zentraliſation, der Unterwerfung der aufſtändiſchen 
Vaſallen und der wachſenden Sicherheit der Grenzen. ö 

In den erſten Jahren ihrer Eroberungen trieben die Kadſcharen eine ſehr 
kriegeriſche Politik, aber ſpäter, nach großen Verluſten, waren ſie genötigt, 
von ihren Eroberungsgelüſten abzulaſſen, um dem Lande den Frieden zu geben. 
Aber dieſe Politik dauerte nicht ſehr lange, denn bald begann die Ausbeutung 
und Bedrückung des Volkes durch die Schahs und ihre Regierung, um den 
Adel und die Bureaukratie der neuen Dynaſtie zu befriedigen und um den 
alten Adel zum Schweigen zu bringen. Die Bedrückung wurde noch ver⸗ 
ſchlimmert durch die Nachläſſigkeit der Staatsbeamten und der Geiftlichkeit. 
Das Volk war in einer ſchrecklichen Lage. Überall Korruption, Plünderung, 
Unehrlichkeit, Ausbeutung. Auf dem Lande herrſchte zu jener Zeit noch die 
Leibeigenſchaft mit all ihren Schrecken. | 

Aber das konnte nicht lange jo weitergehen. Im Jahre 1848 machten ſich 
die Unzufriedenheit und die Erregung des Volkes in einer Revolte Luft in 
den Provinzen Sandſchan und Maſandaran, und gleichzeitig trat die neue 
politiſch⸗religiöſe Lehre der Babiſten revolutionär auf. Wir dürfen annehmen, 
daß in dieſen erſten Bewegungen die Anfänge der perſiſchen Revolution zu 
ſuchen ſind. Im Gegenſatz zu den Behauptungen anderer ſtellen wir den 
politiſchen Charakter des Babismus feſt, der allein es erklärt, wie der be 


Wir leugnen keineswegs feinen myſtiſchen Urſprung und feinen religiöſen Teil. 
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rühmte Aufſtand beim Grabe des Scheik-Tabarſi organiſiert werden konnte. 
Unſere Auffaſſung beſtätigt ſich durch die Aufzeichnungen Babs ſelbſt und 
ſeiner Anhänger, beſonders durch die Briefe des Böha⸗Allah, Babs direkten 
Nachfolger, die an den Schah Naſſr eddin, an Wilhelm J., Franz Joſef ., 
Napoleon III. und an die Königin Viktoria gerichtet ſind, und in denen 
er ſich gegen den Deſpotismus wendet und für das Volk eine eigene Regierung, 
aufgebaut auf einem freiheitlichen und gleichen Parlamentarismus, fordert. 
Dieſe erſten revolutionären Bewegungen, die das Ende der Ausbeutung 
durch Klerus und Bureaukratie forderten, enthüllten den perſiſchen Herrſchern 
die tiefen Wunden, die dem Lande geſchlagen worden waren. Der junge Schah 
Nafix eddin (1846 bis 1896) begann ſeine Regierung mit einer Reihe not⸗ 
wendiger Reformen, um ſeinen Thron zu ſichern. 
Die babiſtiſche Bewegung hatte dem Schah die Wunden des Landes ge- 
zeigt. Sofort hob er die Leibeigenſchaft auf, indem er den Bauern für frei 
erklärte. Aber was für eine Freiheit! Der Bauer wurde frei erklärt, aber 
ohne ein Stückchen Land! Er, der früher an die Scholle gefeſſelt war, wurde 
jetzt ein einfacher Pächter und war von dem guten Willen der großen Grund⸗ 
beſitzer abhängig. Der junge Schah regelte ſofort die Abgaben und ſetzte der 
Ausbeutung der Bauern durch die Herren eine Grenze durch die Veröffent⸗ 
lichung der berühmten Denkſchrift des Mirza Taghi Khan, in der die Ab— 
gaben für jedes Dorf bis ins kleinſte beſtimmt wurden. Er beſteuerte auch 
die Bourgeoiſie, die ſich bis dahin von den öffentlichen Laſten gedrückt hatte. 
Aber es gelang ihm nicht, die Großbourgeoiſie zu beſteuern, weil ſie ſich gegen 
ihn auflehnte. Sie blieb ſchließlich frei wie zuvor, und nur die kleine und 
mittlere Bourgeoiſie fügte ſich dem Willen des Schahs. Auch die Handwerker 
wurden außerhalb der Korporationen beſonders eingeſchätzt. Außerdem unter⸗ 
warf er ſich die großen unabhängigen Vaſallen und hob die Einkünfte der Geiſt⸗ 
lichkeit auf, um dieſe niederzuhalten. Unter anderem reorganiſierte er auch das 
Heer und die Verwaltung der Provinzen, die Bureaukratie, die Miniſterien uſw. 
Was die äußeren Urſachen dieſer reformiſtiſchen Bewegung anbelangt, ſo 
it für fie das Erſcheinen der Großmächte an der perſiſchen Grenze von Be⸗ 
deutung (England, Rußland und die Türkei) und die Entwicklung von Handel 
und Verkehr mit dem Ausland. 
Ohne Zweifel hatten dieſe Reformen ihre guten Seiten, aber fie wurden 
wieder zunichte gemacht durch die Verwandlung der Naturalſteuern in Geld⸗ 
ſteuern, die die Bauern ruinierte und den Wucherern auslieferte und eine 
der Haupturſachen der perſiſchen Agrarkriſe wurde. — Naſſr eddin unter⸗ 
nahm auch eine Reiſe nach Europa und ſchickte eine große Anzahl junger 
Leute hin, die dort ſtudieren ſollten; er ließ auch Gelehrte und Spezialiſten 
von Europa kommen, die ihm bei ſeinen Reformen helfen mußten. Dann 
arbeitete er an der Errichtung von Staatsmanufakturen und tat im allgemeinen 
viel für die Entwicklung des Landes. | 


1 Bab, vertrat eine revolutionäre Lehre, jedoch ohne ſich für die gewaltſame Revolution 

zu erkläken. Aber ſchließlich ließ er ſich mit fortreißen durch die Leidenſchaft des Volkes und 

kam ſogar gegen ſeinen Willen an die Spitze der Bewegung. Seine Schule wurde immer 

revolutionärer. In der Türkei wurde ſie mit der Linken der jungtürkiſchen Partei vereinigt. 

Es dürfte noch die Bemerkung von Intereſſe ſein, daß von religiöſem Geſichtspunkt aus der 

Babismus die Religion der perſiſchen Bourgeoiſie iſt, wie der Proteſtantismus die der 
europäiſchen Bourgeoiſte. 


„ Bab wollen mim „· 9 * L a basis (Ai. Kaas A.) 
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fein Sohn Muzafix eddin (1896 bis 1907). Nach einem Ludwig XIV. beſtieg 
ein Ludwig XVI. den perfifchen Thron. Dieſer Schah war ein Mann, dem 
es gänzlich an Willenskraft und Selbſtändigkeit fehlte. Er war eine Puppe 
in den Händen der Kamarillen und der Bureaukratie. Er wollte das Werk 
ſeines Vaters fortſetzen, aber vergeblich; denn einmal war er nicht charakter⸗ 
feſt und willensſtark genug, und dann war er machtlos gegenüber dem Wider⸗ 
ſtand der Bureaukratie und des Adels. Unter ſeiner Regierung ging Perſien 
von Tag zu Tag zurück. Die Korruption der Bureaukratie wurde unerträg⸗ 
lich, die Hungersnot chroniſch, eine Anleihe folgte der anderen, Poſt, Telegraph 
und Zoll kamen unter die Aufſicht Englands und Rußlands als Garantien 
für ihre Forderungen. So wurde Perſien das Spielzeug der engliſch⸗ruſſiſchen 
Diplomatie und der Sklave der beiden Regierungen, die ihrerſeits nicht wenig 
dazu beitrugen, die freie Entwicklung des Landes aufzuhalten. 

Die Käuflichkeit der Amter brachte unerhörte Mißſtände mit ſich und lieferte 
ganze Provinzen und Städte der Willkür eines Staatsbeamten aus, der ſo 
ſchnell als möglich das Beſtechungsgeld zuſammenholte und ein großes Ver⸗ 
mögen erwarb, da er recht gut wußte, daß er ſchon in wenigen Monaten 
durch einen mehr bietenden Konkurrenten abgeſetzt würde. Die Gouverneure 
verbündeten ſich mit Diebes⸗ und Räuberbanden und teilten ihre Beute. Die 
Bourgeoiſie war in ihrer Entwicklung gehemmt. Es gab weder gute Straßen 
noch Eiſenbahnen. 

Die perſiſche Induſtrie war ganz und gar in die Enge getrieben. Überall 
traf ſie auf Widerſtand. Ihre Lage wurde noch unſicherer, beſonders nach 
der induſtriellen Entwicklung der Nachbarländer und dem Eindringen der 
europäiſchen, beſonders ruſſiſchen Induſtrieprodukte bis in die abgelegenſten 
Märkte des Landes. Die Konkurrenz ſteigerte ſich aufs äußerſte und hatte 
verheerende Wirkungen. Die europäiſche Maſchine verdrängte die perſiſche 
Handarbeit. Die einheimiſche Manufaktur, die eben erſt begann, dem zünf⸗ 
tigen Handwerk? zu entſteigen, mußte in dieſem ungleichen Kampfe unterliegen. 

Die Lage des Proletariats war natürlich noch ſchlimmer als die der Bour⸗ 
geoiſie. Bei uns führen zwei Wege zur Proletariſierung: ein direkter und ein 
indirekter. Der direkte durch die innere Konkurrenz, die Auflöſung der Zünfte 
und die agrariſche Kriſe. Der indirekte durch die auswärtige Konkurrenz, 
durch die niedrigen Preiſe der Einfuhr, die die nationale Induſtrie ruinierte. 
Das ſich ſteigernde Elend des Proletariats hatte ſeine letzte Urſache in der 
Verteurung des Lebens und dem Mangel an Arbeit. J 

Aber dieſe Proletariſierung brachte auch ein Lumpenproletariat hervor, dem 
durch den Verfall der zünftigen Produktion und der Manufaktur immer neue 
Elemente zugeführt wurden. Es entſtanden keine neuen Fabriken oder andere 


1 Muzaffr eddin lieh von Rußland 32500000 Rubel zu 5 Prozent. Er verbrauchte fie 
auf ſeinen Reiſen in Europa. 
2 Die Zünfte beſtehen noch immer, ſind aber gänzlich zerrüttet. 
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Unternehmungen, um die freien Hände zu beſchäftigen und die entwertete 
Arbeitskraft auszunutzen. So konnten ſich in der letzten Zeit in den Städten 


und auf dem Lande Bettelei, Räuberei und Landſtreicherei entwickeln. Der 


gefährliche Charakter dieſer Elemente trat beſonders zutage während der 


Hungersnöte und Teurungen, die chroniſch geworden waren ſeit den letzten 


Jahrzehnten des vorigen Jahrhunderts. In ſolchen Zeiten plünderte das 
Lumpenproletariat mit dem Lohnproletariat gemeinſam die Häuſer, Läden 


und Bäckereien und tötete oft genug die Bäcker und Kornwucherer. 


Der Bauer war niemals Eigentümer ſeines Landes (mit wenigen Ausnahmen). 
Er war Pächter und von ſeinen Herren abhängig, die wahre Deſpoten und 
die abſoluten Herrſcher auf den Gütern waren. Dieſe verwalteten die Dörfer, 
erhoben die Steuern, ſie allein waren die Richter. Kurz, ſie machten alles. 
Es gab Dörfer, wo 75 Prozent der Einkünfte der armen Bauern ihren Herren 
gehörten, die oft 150 bis 200 Dörfer auf einmal ausbeuteten. 


II. 


Die perſiſche Revolution hat ſich ſchon lange vorbereitet. Es gab längſt 
geheime Vereinigungen, die für ihr Kommen rüſteten. Der Tag kam. Der 
Ruſſiſch⸗Japaniſche Krieg und die ruſſiſche Revolution brachten neuen Anſporn, 


und in der Hauptſtadt kam die perſiſche Revolution zum Ausbruch. Vergeblich 


verſuchte Muzaffr eddin ſie zu erſticken durch Metzeleien und Hinrichtungen. 
Er wurde im königlichen Palaſt gefangen genommen. Schließlich war er ge⸗ 


zwungen, ſich gutwillig zu ergeben, denn feine Taſchen waren leer und im 


Staatsſchatz war auch kein Pfennig mehr. Dazu war er ohne jeden Kredit, 
die Einkünfte waren auf ein Minimum geſunken und die Unzufriedenheit war 
allgemein. Auf wen konnte er ſich ſtützen? Auf die entartete Bureaukratie? — 
Ganz und gar nicht! Auf das Heer? Auch nicht, denn es war in dauerndem 
Aufruhr wegen ſeiner erbärmlichen Lage und weil es nicht mehr bezahlt 
wurde. 

So räumte Muzaffr eddin das Feld vor der allgemeinen Empörung. Am 


5. Auguſt 1906 wurde die neue Verfaſſung proklamiert. Aber es geſchah nicht 
ohne Widerſtand. Erſt mußte Volksblut fließen. Ein Teil der Soldaten“ ſchoß 


auf das Volk, und die Revolutionäre wurden zu Märtyrern gemacht. Aber 
dieſe Verfolgungen dauerten nicht lange, beſonders in Teheran, wo die Be⸗ 
völkerung infolge der langen Teurung nicht mehr niederzuhalten war. 

Bald darauf eröffnete Muzaffr eddin das Parlament mit einer Thronrede. 
Doch ſtarb er ſchon am 8. Jauuar 190 in ſeiner Hauptſtadt; er hinterließ 
feine konſtitutionelle Krone feinem Sohne Mahmed Ali. 

Zähneknirſchend beſtieg Mahmed Ali den Thron. Seinem Vater war es 
chon leid geworden, die Verfaſſung gegeben zu haben. Noch kurz vor ſeinem 
Tode in ſeinem Palaſt dachte er an den Staatsſtreich. Aber er war zu feige 
dazu. Erſt ſein Sohn nahm es auf ſich, ihn auszuführen. Mit Rat und Bei⸗ 
ſtand des Zaren wurde der Staatsſtreich vollbracht. Nikolaus II. unterrichtete 
den Schah, wie er zu bewerkſtelligen ſei, Mahmed Ali fingierte, daß man eine 
Verſchwörung gegen den Thron geplant habe — und ein Diener des Zaren, 
General Liakhoff, führte den Staatsſtreich treu und mit großem Eifer aus: 


1 Im allgemeinen waren die Soldaten überall auf ſeiten des Volkes und weigerten ſich, 
auf ihre Brüder zu ſchießen. 

2 Mahmed Ali wurde im Juni 1872 in Täbris geboren. 
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er bombardierte das Parlament und machte einen großen Teil der 


Deputierten nieder (Juni 1908). 


Mahmed Ali bildete ſich ein, daß die Konſtitution nun beſeitigt ſei. Aber 
umſonſt, denn am Tage der Bombardierung des Parlaments gewann die 
Revolution die Provinzen. Von da an ſtellte ſich Täbris, die Hauptſtadt von 
Aſerbeidſchan, an die Spitze der Bewegung und übernahm die Rolle Teherans, 


wo die Revolution wegen der Konzentration der militäriſchen Kräfte in wenigen 


Tagen erſtickt wurde. So erhielt die perſiſche Revolution einen neuen Mittel⸗ 


punkt. Jetzt iſt Täbris das Zentrum der Freiheitsbewegung geworden. 


Wenn wir den Verlauf der perſiſchen Revolution betrachten, können wir ’ 


zwei aufeinanderfolgende Etappen feſtſtellen: Die eine beginnt mit dem An⸗ 


fang der Revolution und dauert bis zur Beſeitigung der Häupter des Klerus 


(März bis Juli 1906) und die andere reicht von da an bis in unſere Tage. 
In der erſten Periode herrſcht vollkommene Verwirrung. Der Klaſſenkampf 


iſt noch nicht ſcharf herausgebildet. In der Revolution finden ſich alle Elemente 
zuſammen, die mit der Regierung unzufrieden find und nun zur Geltung zu 


kommen glauben. Neben der Bourgeoiſie ſehen wir die Geiſtlichkeit, neben 
dem Proletariat und dem Bauern das Lumpenproletariat und die Feudalen. 
Jeder drängt von ſeiner Seite aus, jeder will aus den Verhältniſſen Nutzen 
ziehen. Die Geiſtlichkeit und die Feudalen wähnen, in Erinnerung an die 
ihnen entzogenen Einkünfte und den Einfluß, den ſie in vergangenen Zeiten 


hatten, das Rad der Geſchichte zurückdrehen zu können. Die Geiſtlichen, als 


die Intellektuellen des Landes (bei uns iſt die geiſtige Kultur noch auf der 
Stufe der mittelalterlichen Scholaſtik), ſind an der Spitze der Bewegung, die 
in dieſer Periode ſtark unter dem Einfluß ihrer Ideen ſteht. 


Aber bald klären ſich die Fluten der Revolution. Die Scheidung der Klaſſen | 
geht ſchnell vor ſich, und wir treten in eine neue Periode ein. Die Revolution 
wird die Häupter des Klerus und damit jene falſchen Führer los und ſtellt 


ihre Führer aus den Reihen der Laien. Der inſtinktive Drang der Bewegung 
wird nach und nach bewußter, das Volk öffnet die Augen, betont ſeine eigenen 


Forderungen, und ſo wird die Revolution immer demokratiſcher. Die reaktio⸗ 
nären Elemente, die bis dahin mit in die Bewegung gezogen worden waren, 
wurden nach und nach enttäuſcht und erkannten ihren Irrtum bald. So 


wurden ſogenannte Revolutionäre von geſtern die eifrigſten Verteidiger der 
Reaktion und bildeten raſch anwachſende „ſchwarze Banden“. Die Geiſtlich⸗ 
keit, die früher die Führung der Revolution gehabt hatte, verdammte jetzt, den 
Koran in der Hand, die Bewegung als etwas dem Islam Feindliches und 
Babiſtiſches. Der Revolutionär wurde als der Feind Mohammeds gekennzeichnet. 

Der Klaſſenkampf nimmt ſeine volle Entfaltung. Dieſe Umwälzung macht 
ſich deutlich fühlbar in Täbris, wo ſich zwei Parteien gebildet haben: die revo⸗ 


lutionäre und die reaktionäre. Die revolutionäre Partei bildet das Endschumen 


Milli (die revolutionäre Volksregierung) und die reaktionäre Partei, die Hoch⸗ 
burg der Beſitzenden, des Klerus und der Blut3- und Geldariſtokratie, ſowie 
der Großgrundbeſitzer, erhebt ſich als Endschumen ISslamiéèé (die islamitiſche, 
monarchiſche Regierung, die dem Islam treu bleibt). 


In dieſer letzten Periode gewinnen das Prinzip der allgemeinen Freiheit, | 


des gleichen Rechtes und die agrariſche Frage die Oberhand. Die Bauern, 
beſonders in Aſerbeidſchan, wo Täbris liegt, erheben ſich nach und nach, und 
die Bauernaufſtände beginnen. 


mn 
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In Täbris ſchlagen die Revolutionäre die Reaktionäre, zerſtören die 
Endschumen Islamie und führen ſeit acht Monaten einen Kampf ohnegleichen 
gegen die Regierung, eine Armee des Schahs nach der anderen zerſtreuend. 
Bis in dieſe letzte Zeit war Täbris allein geblieben. Aber jetzt reißt die 
Revolution nach und nach auch die anderen Provinzen mit ſich fort. Täbris 
ſteht nicht mehr allein da, obwohl es noch nicht erſchöpft iſt, dank ſeiner ſtarken 
Kräfte, dem revolutionären Geiſte ſeiner Bevölkerung und ſeiner geographiſchen 
und natürlichen Lage. Die Revolutionäre erhoben weiter ihre politiſchen An⸗ 
ſprüche und Forderungen: die Wiederherſtellung der Verfaſſung, eine parla— 
mentariſche Regierung, demokratiſche Freiheit und Gleichheit, die Wieder⸗ 
herſtellung der Sicherheit und Achtung vor dem Geſetz. 

Aber Mahmed Ali leiſtete Widerſtand. Auf den reaktionären Zaren und 
die engliſch⸗ruſſiſche Diplomatie geſtützt, glaubt er ſeinen ehemaligen Abſolutis⸗ 
mus wiedererlangen zu können. Die perſiſche Revolution iſt der Schrecken 
der engliſch⸗ruſſiſchen Diplomatie geworden, die, durch ein enges Bündnis ge⸗ 
eint, an ihrer Niederwerfung arbeiten. Die perſiſche Revolution ſo ſchnell wie 
möglich zu erſticken, iſt jetzt die größte Sorge beider Regierungen, denn zwiſchen 
dem Kaukaſus und Britiſch⸗Indien gärend, erregt ſie nicht allein die revolu⸗ 
tionäre Energie der Ruſſen und Hindus, ſondern ſie droht auch die Flammen 
der Revolution in dieſe beiden großen Reiche zu tragen, die noch nicht von 
ihren phyſiſchen und moraliſchen Wunden geneſen ſind. 

Man darf aber die Revolution auch nicht überſchätzen. Die demokratiſchen 
Forderungen ſind nicht ſo groß, als man annehmen könnte. Das allgemeine Wahl⸗ 
recht und die Entſcheidung der Agrarfrage auf revolutionärem Wege kommen 
erſt in zweiter Linie, und man ſpricht nicht einmal unter den Führern davon. 
Es handelt ſich vor allem um die Wiederherſtellung der ehemaligen abgeſchafften 
Verfaſſung, die in Wirklichkeit keineswegs dem jetzigen Stande der Revolution 
und den Beziehungen ihrer Klaſſen entſpricht. Im allgemeinen iſt in Perſien 
die Unwiſſenheit der Maſſen groß und das revolutionäre Bewußtſein ſehr 
wenig entwickelt. Vor allem fehlen uns ſtarke und dauernde Organiſationen, 
um unſere Revolution zum guten Ende zu führen. Die alten Parteien ſind 
auseinandergeſprengt, nur hier und da beſtehen noch kleine Gruppen, die keine 
Bedeutung haben. In Täbris wird die Revolution von Nichtorganiſierten ge⸗ 
führt. Es gibt keine organiſierte Partei im eigentlichen Sinne des Wortes, die 
die Bewegung leiten könnte. Dieſe Umſtände hemmen die Entwicklung der Re⸗ 
volution und rufen Putſche und Schwankungen des revolutionären Barometers 
hervor. Das perſiſche Proletariat hat ohne Zweifel eine würdige Rolle in 
der Revolution geſpielt. Aber bei ſeiner großen Unwiſſenheit fehlt ihm noch 

das Klaſſenbewußtſein, oft auch das revolutionäre in der vollſtändigen Aus⸗ 
dehnung des Begriffs. Bis jetzt hat es noch keine eigene Organiſation gehabt. 
Kürzlich hat man verſucht, in Täbris eine ſozialdemokratiſche Partei zu or⸗ 
ganiſieren und unter ihrem Banner das ganze Proletariat als Klaſſenpartei zu 
vereinigen. Wegen taktiſcher und organiſatoriſcher Fragen haben ſich die Sozial⸗ 
demokraten bereits in zwei verſchiedene Parteien getrennt, die einander be⸗ 


1 Unter anderem muß man auch die Hilfsmittel erwähnen, all die Unterſtützung, die 
uns direkt aus Konftantinopel und dem Kaukaſus gebracht wird. Man muß vor allem auf 
die außerordentlichen Dienſte hinweiſen, die uns die Sozialdemokraten des Kaukaſus und die 

Droſchakiſten erwieſen haben, die uns Techniker, Artilleriſten und freiwillige Streiter ſchickten. 
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kämpfen. Im allgemeinen arbeiten ſie beide jedoch daran, die Revolution ſo 


weit als möglich nach links zu drängen. 1 
Trotz aller Hemmniſſe drängt die Revolution mächtiger vorwärts als je. 


Sie ſteht auf ihrem Höhepunkt. Die perſiſchen Soldaten, Bauernſöhne, weigern 
ſich, gegen ihre Brüder vorzugehen, und machen gemeinſame Sache mit ihnen. 
Es ſind nur die Reiter und einige Schwadronen perſiſcher Koſaken, die, durch 


ruſſiſche Offiziere gedrillt, ihre Barbareien fortſetzen und, von Hunger und 


rohen Inſtinkten getrieben, das Volk niedermetzeln, Städte und Dörfer zer⸗ 
ſtören und die Ernte der Bauern vernichten. Die Offiziere ſind vielleicht mit 
dieſem barbariſchen Vorgehen einverſtanden, aber ſie vergeſſen dabei, daß ſie 


gerade dadurch für die Revolution arbeiten, wenn ſie das Volk ſo erregen. 


Als Rahim Khan, der berühmte Wilde von Karadagh, zum erſtenmal 


gegen Täbris zog und es ſchon eingenommen hatte, begannen ſeine Horden 


die Häuſer und Baſare zu plündern und brachten dadurch die beſiegte Bevölke⸗ 


rung von neuem in Aufruhr. Sofort wurden auf den Barrikaden die weißen 
Fahnen mit roten vertauſcht, und Sattar Khan, an der Spitze von 25 Ne 


volutionären, begann den ſchon erloſchenen Kampf von neuem, bis das ver⸗ 


zweifelte Volk wieder zu den Waffen griff, um unter dem revolutionären 
Banner Leben, Ehre und Hab und Gut zu verteidigen.? 
So geſchah es, daß die Kavallerie des Schahs, die in die Provinzen ge⸗ 


ſchickt worden war, überall von neuem die Flammen der Revolution entfachte, 


anſtatt fie zu erſticken, jo daß die Freiheitsbewegung von Tag zu Tag weiter 
vordrang, ſelbſt bis in die abgelegenſten Orte. | 


Der neue Staatsrat, den die englifch-ruffifche Diplomatie erſonnen und £ 
den der Schah verſprochen hatte, entſprach den Wünſchen des Volkes nicht.? 


Die Revolutionäre werden nicht eher die Waffen ſtrecken, als bis die Ver⸗ 
faſſung endgültig wiederhergeſtellt iſt. „Freiheit oder Tod“ iſt ihre Loſung. 


Die Regierung des Staatsrats iſt ſo, wie ſie gemeint iſt, nichts weiter als | 
das alte Regime in verkleideter Form, eine Körperſchaft ohne Berechtigung, 


ohne politiſche Befugnis und nichtsſagend. Das Volk hat zuviel von ſeinem 
Blute hergegeben, als daß es ſich mit dem Phantom einer Konſtitution zu⸗ 
friedenſtellen ließe. | 

Möge Mahmed Ali nicht das Schickſal Ludwigs XVI. für ſich herauf⸗ 
beſchwören! Das Volk iſt zu ſehr erbittert, zu groß ſind ſeine Leiden. Schon 


ſpricht man von der Abſetzung und ſogar von der Hinrichtung des Schahs. 


Wenn es dahin kommen ſollte, daß das perſiſche Volk genötigt wird, den 
königlichen Palaſt durch einen blutigen Vorſtoß zu ſtürmen, um die Wieder⸗ 


herſtellung der Verfaſſung zu erzwingen, ſo iſt es ſicher, daß das ſchuld⸗ 


beladene Haupt ſeines Fürſten unter der Guillotine auf dem Platze von 


Teheran fallen wird. 


Bei uns rekrutiert ſich das Heer nur aus dem Bauernſtand. Die Befehlshaber find | 


Adlige. Die Kavallerie fett ſich aus nomadiſchen Stämmen zuſammen. 


Dank den eben beſchriebenen Umſtänden wurde Sattar Khan in Täbris Führer dern 
Revolution. Er iſt ein Mann ohne höhere Bildung, und es iſt fraglich, ob er Revolutionär 5 
im eigentlichen Sinne des Wortes iſt. In den letzten Zeiten beſonders hat er, dank feiner 
Popularität und feinen Erfolgen, etwas gefährliche Anſprüche erhoben, weshalb er für link ⸗ 


ſtehende Parteien eine wahre Sorge geworden iſt. ; 


15 


Schon ſehen wir auch die ferne Möglichkeit einer direkten Intervention der engliſch⸗ 1 


ruſſiſchen Diplomatie in die inneren Angelegenheiten Perſiens voraus, zum Nutzen des Schahs. 
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| Dr. Konrad Guenther, Freiburg i. B., Bom Artier zum Menſchen. Bilderatlas 


zur Abſtammungs⸗ und Entwicklungsgeſchichte des Menſchen. 20 Lieferungen 
a 1 Mark, gebunden in 2 Bände (160 und 220 Seiten und 90 Tafeln Abbildungen, 
Folio) 26 Mark. Stuttgart, Deutſche Verlagsanſtalt. 


Bereits nach Erſcheinen der erſten Lieferung haben wir an dieſer Stelle darauf 


hingewieſen, daß Ausſtattung und Text den Anforderungen entſprechen, die an ein 


gemeinverſtändliches und doch wiſſenſchaftlich vertieftes Werk dieſer Art zu ſtellen 
ſind. Jetzt, wo uns das Werk abgeſchloſſen vorliegt, können wir dieſes Urteil ſogar 


noch verſtärken. Das Buch iſt das Beſte, was überhaupt auf dieſem Gebiet exiſtiert. 


Der Text iſt klar und überſichtlich, wenn er auch dort, wo er auf Einzelheiten des 
anatomiſchen Baus der Lebeweſen eingeht, ſelbſtverſtändlich nicht wie eine Unter⸗ 
haltungslektüre zu leſen, ſondern nur durch ſorgfältiges Studieren zu erfaſſen iſt. 
Ganz beſonders wollen wir anerkennen, daß Guenther ſich auf das phyſiologiſche 


Gebiet beſchränkt und nicht unter wiſſenſchaftlichem Deckmantel Seelenmyſtik treibt, 
wie dies jetzt ſo Mode geworden. Ganz konſequent verlegt er die erſten Anfänge 
der geiſtigen Eigenſchaften bereits in die unorganiſche Materie und ſchreibt auch 
dem „Geiſt“ einen Entwicklungsprozeß vom einfachſten zum komplizierteren zu. Ebenſo 
iſt lobend hervorzuheben, daß Guenther die Grenze zwiſchen Bewieſenem und Ver⸗ 
mutetem ſtets ſcharf hervorhebt. In reicher Fülle bietet der Inhalt nicht nur einen 


flüchtigen überblick, ſondern im erſten Band (160 Seiten) eine bis ins einzelne 


gehende Schilderung des Lebens der Zelle, ihre Entſtehung und Entwicklung zu 
vielzelligen Organismen wie der Befruchtungsvorgänge — ein Lehrgang der Bio⸗ 
logie in beſter Form —, während der zweite Band (220 Seiten) die Abſtammungs⸗ 
geſchichte behandelt. Ein Anhang bringt eine überſicht über die Zeitalter der Erde 
und die Entwicklung der Wirbeltiere, ein zweiter Anhang eine Skizze von Weismanns 
Vererbungstheorie. Die 90 Foliotafeln Abbildungen ſind ohne jede Konkurrenz, in 
vorzüglicher Auswahl wie Ausſtattung. Wenn auch nicht jeder, der ohne irgend⸗ 
welche Vorkenntniſſe das Werk Guenthers lieſt, ſich zum vollen Verſtändnis ſeines 
ganzen reichen Inhalts durchringen kann, ſo bietet es doch ſelbſt denen, die nur 
die allgemeinen Umriſſe der Abſtammungs⸗ und Entwicklungswiſſenſchaft kennen 


zu lernen imſtande ſind, einen vorzüglichen Leitfaden, der in die weiteſten Schichten 
der Bevölkerung zu dringen verdient. Alles in allem — eine Feſtgabe zum Darwin⸗ 


jubiläum, wie fie würdiger und beſſer nicht dargebracht werden konnte. Den Arbeiter: 


bibliotheken empfehlen wir auf das wärmſte die Anſchaffung des Werkes. Es kann 


entweder in zwei Bänden mit eingehefteten Tafeln bezogen werden oder in einem 


Textband und einer Mappe, in der die Tafeln einzeln aufzubewahren ſind. ew. 


Alexander Sokolowsky, zoologiſcher Aſſiſtent des Hagenbeckſchen Tierparks in 
Stellingen, Beobachtungen über die Pſyche der Renſchenaffen. Mit einem Vor⸗ 
wort von Häckel. Frankfurt a. M., Neuer Frankfurter Verlag. 78 S. 1,50 Mk. 
Die Beobachtungen des Verfaſſers, die in anziehender Weiſe vorgetragen und 


durch Abbildungen veranſchaulicht werden, werfen manches neue Licht auf die Frage 


der Stellung des Menſchen in der Entwicklungsreihe der Tierwelt. Aber ſie ſind 
nicht bloß für die Naturforſchung von Bedeutung, ſondern auch für die Geſellſchafts⸗ 


wiſſenſchaft. Sokolowsky weiſt nach, wie jede der verſchiedenen Arten von Menſchen⸗ 


affen ihren beſonderen geiſtigen Charakter hat, deſſen Eigenart von den beſonderen 
Bedingungen beſtimmt wird, unter denen ſie lebt. Von ihren natürlichen Lebens⸗ 


bedingungen hängen auch die Formen ihres geſellſchaftlichen Zuſammenlebens ab, 
die ebenfalls bei jeder Art beſondere ſind, zum Beiſpiel andere bei den Gorillas, 
die vorwiegend auf dem Erdboden in engverſchlungenem Dickicht leben, und wieder 
andere bei den Schimpanſen, die ſich vorwiegend auf Bäumen in lichterem Walde 


herumtreiben. Durch die Eigenart ihres geſellſchaftlichen Lebens wird aber eben⸗ 
falls die Eigenart ihres Geiſteslebens beſtimmt. Ja ſogar bei jedem der beiden 
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Geſchlechter und jeder Altersklaſſe innerhalb einer Affenart wird ihr beſonderes 
geiſtiges Weſen in hohem Grade durch die beſondere Rolle bedingt, die ſie inner⸗ 
halb der Geſellſchaft, der ſie angehören, zu ſpielen haben. Anſcheinend ohne eine 


Ahnung von der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung zu haben, zeigt ſo Sokolowsky, 


daß deren Grundſätze in der Welt der Menſchenaffen ebenſo gelten wie in der Welt 
der Menſchen, daß es auch auf dieſem Gebiet zwiſchen Menſch und Tier keine ſtrenge 
Scheidewand gibt. Es wäre ſehr zu wünſchen, daß Sokolowsky ſeine Studien über 


das Geiſtesleben der Menſchenaffen und deſſen Abhängigkeit von ihren Lebens 


bedingungen weiter fortſetzen und dabei die Unterſtützung anderer Forſcher finden 


würde. Die bisherige Naturforſchung hat faſt ausſchließlich das tieriſche Individuum 
erforſcht, die tieriſche Geſellſchaft nur wenig beachtet. Und doch iſt deren gründ⸗ 
liche Erkenntnis erforderlich, wollen wir über die Natur des Menſchen völlige Klar⸗ 
heit erlangen, der nur zu begreifen iſt als ſoziales Tier. K. K 


K. 2 


Profeſſor L. Plate, Der gegenwärtige Stand der Köſtammungslehre. Ein populär⸗ 
wiſſenſchaftlicher Vortrag und zugleich ein Wort gegen Joh. Reinke. Mit 14 Text⸗ 


figuren. Leipzig, B. G. Teubner. 57 Seiten. Preis 1,60 Mark. 


Der Vortrag, den Plate im Februar vorigen Jahres in Berlin auf Ver⸗ | 


anlaſſung des deutſchen Moniſtenbundes hielt, bietet, ſoweit er ſich auf den natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen Teil beſchränkt, ein klares und folgerichtiges Bild. In gemein⸗ 


verſtändlicher Darſtellung werden die Beweiſe für die Abſtammungslehre zu⸗ 


ſammengeſtellt und die Triebkräfte der Artumwandlung und die Entſtehung der 


Anpaſſungen geſchildert. Sobald aber Plate als Moniſt gegen die Gegner der Ab⸗ 


ſtammungslehre polemiſiert, leiden ſeine Beweiſe unter demſelben Fehler, den er 
ſeinen Gegnern mit Recht vorwirft: der Unklarheit und Verſchwommenheit. Was 


hilft es, daß Plate mit erfreulicher Schärfe den naturforſchenden Jeſuitenpater 


Wasmann und den „evangeliſchen Jeſuiten“, den Botaniker Reinke ſamt dem Kepler⸗ 
bund als mehr oder minder wundergläubige Metaphyſiker von der Naturwiſſen⸗ 
ſchaft abſchüttelt, wenn er ſelbſt Reinkes Behauptung: „der Monismus wolle die 
ganze chriſtliche Weltanſchauung zerſtören“ als einen irrigen Vorwurf ablehnt und 


meint: „Wir Moniſten bekämpfen nur die überlebten Anſchauungen der Orthodoxie“, 


und „die Abſtammungslehre verträgt ſich nur mit einem liberalen Chriſtentum, iſt 


jedoch völlig unvereinbar mit den Anſchauungen einer in heidniſcher Vielgötterei, 
in Wunder⸗ und Aberglauben befangenen Orthodoxie.“ Wo iſt da die Grenze? 


Wo hört dieſe Orthodoxie auf und wo fängt das liberale Chriſtentum an, das | 
nicht ebenſo wie jene auf eine übernatürliche letzte Urſache zurückgreift? Stellt 


doch Plate ſelbſt zum Schluſſe nochmals die Theſe auf: „Die Abſtammungslehre 
iſt ein Grundpfeiler der moniſtiſchen, das heißt der naturwiſſenſchaftlichen Welt⸗ 


anſchauung, welche aber weder atheiſtiſch noch materialiſtiſch zu ſein braucht, ſondern 


ſich wohl verträgt mit der Annahme einer höchſten Urkraft (Gott) als 


letzter Urſache alles Geſchehens.“ Dieſe Theſe ſtimmt als Erklärung für die 


moniſtiſche Auffaſſung, aber nicht für die naturwiſſenſchaftliche, und es iſt nur 


ein Durcheinanderwirren, wenn Plate naturwiſſenſchaftlich und moniſtiſch als gleich 
bedeutend hinſtellt. An anderer Stelle heißt es wieder: „Die Gegenſätze ſind nicht 
Theismus und Atheismus, wie der Keplerbund beſtändig ſagt, denn kein Moniſt 


behauptet, daß es keinen höchſten Urgrund alles Seins gibt, ſondern fie lauten: 


Wunderglaube oder Annahme einer abſoluten Naturgeſetzlichkeit.“ Wenn aber erſt 
ein Glaube an einen höchſten Urgrund angenommen wird, dann iſt alles weitere 


Glauben nur eine folgerichtige Weiterentwicklung dieſes ſich aller Erkenntnis ent⸗ 


ziehenden höchſten Urgrundes. Und „das Wunder iſt des Glaubens liebſtes Kind“. 


Plate, der bisher Profeſſor der Zoologie an der landwirtſchaftlichen Hochſchule und an 


der Univerſität Berlin iſt, geht als Nachfolger Häckels nach Jena — wie Plates Glaubens⸗ 
e bekenntnis zeigt, wird er denſelben Standpunkt einnehmen wie fein Vorgänger. ew 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Die beffere Garantie. 
Berlin, 13. Februar 1909. 

Die dynaſtiſche Feſtwoche liegt hinter uns, und wie immer hat fie zu „all⸗ 
ſeitiger Befriedigung“ geendet. Auch diejenigen bürgerlichen Blätter, die vor der 
Ankunft des Königs von England in Berlin vernünftig genug waren, zu ſagen, 
daß dieſe Staatsviſite nicht den geringſten Einfluß auf die Beziehungen 
zwiſchen Deutſchland und England haben werde, ſchwimmen jetzt in Entzücken 
und verheißen den Anbruch eines neuen Weltentags wegen einigen höfiſchen 
Feſtlichkeiten, deren völlige Nichtigkeit für alle internationalen Beziehungen 
niemand draſtiſcher geſchildert hat als Bismarck. 

Da die bürgerliche Raſſe jedoch immer gern das Nützliche mit dem An⸗ 
genehmen verbindet, ſo ergeht ſie ſich gleichzeitig in lebhafter Entrüſtung. Am 
Tage, als der engliſche König in Berlin eintraf, fand eine Reihe von Ver⸗ 
ſammlungen Arbeitsloſer ſtatt, deren Teilnehmer nach dem Schluſſe der Ver⸗ 
ſammlungen auf den Straßen einigen Unfug verübt haben, indem ſie die 
deutſchen und engliſchen Fahnen von Omnibuſſen riſſen und ähnlichen Ulk 
trieben, der an und für ſich nicht der Rede wert war. Aber daran ſoll nun 
wieder die Sozialdemokratie ſchuld ſein, und es iſt charakteriſtiſch genug, daß 
gar nicht einmal ein Scharfmacherblatt zuerſt die Hetze begann, ſondern das 
„Berliner Tageblatt“, das gegenüber dem Blockfreiſinn die Überlieferungen 
des alten Liberalismus hochzuhalten und für das Recht der Straßenkund⸗ 
gebungen einzutreten behauptet. 

Das iſt recht lehrreich für diejenigen, die der Sozialdemokratie vorzuwerfen 
pflegen, daß ſie den „wirklich liberalen“ Elementen, die es glücklicherweiſe 
noch in Deutſchland gebe, nicht genügend entgegenkomme und dadurch das 
Spiel der Reaktion erleichtere. Bei allem ſonſtigen Reſpekt vor den „wirklich 
liberalen“ Elementen leiden fie leider an der Eigentümlichkeit, nicht nur ſofort 
im Mauſeloch zu verſchwinden, ſobald die Sache irgendwie brenzlich zu werden 
beginnt, ſondern auch noch aus dem Mauſeloch heraus am heftigſten die e 
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demokratie zu denunzieren. Unter been Geſichtspunkt verdient das Gezeter 
des „Berliner Tageblatts“ imwerhin einige Beachtung. Obgleich das Blatt 
ſehr gut wußte, daß die Sozialdemokratie völlig unbeteiligt an dem bißchen 
Trubel der Arbeitsloſen war, ſchämte es ſich nicht, die Partei dafür ver⸗ 
antwortlich zu machen und ihr noch obendrein die ſinnloſe Abſicht unter⸗ 
zufchieben, daß fie damit gegen den König von England habe demonfreren 
wollen. Als ob es in Deutſchland nicht würdigere Demonſtrationsobjekte gäbe 


als dieſen König, gegen den aufzutreten ſchon deshalb nicht ratſam iſt, weil 
man dadurch in die denkbar peinlichſte Geſellſchaft geraten würde, nämlich 
jene teutſch⸗patriotiſcher Blätter, die ihn ſeit Jahren mit den wildeſten Schmä⸗ 
hungen zu überſchütten gewohnt ſind. 

Nachdem das „Berliner Tageblatt“ die Fährte angeſchlagen hatte, nahmen 
die Scharfmacherblätter ſie natürlich mit wilder Begier auf, unter der famoſen 
Begründung, daß „ſelbſt“ ein fo ſozialiſtenfreundliches Blatt, wie das Organ 
des Herrn Moſſe, den lauteſten Proteſt gegen die „ſozialdemokratiſchen Aus⸗ 
ſchreitungen“ richte. Dies iſt wirklich der einzige reelle Gewinn, den die ſozial⸗ 
demokratiſche Partei von der ſogenannten „Freundſchaft“ der ſogenannten 
„wirklich liberalen“ Elemente gehabt hat, nämlich daß deren Anſehen bei den 
Philiſtern dazu benützt wird, die nötige Stimmung für neue Ausnahmegeſetze 
zu machen. Dieſer Gewinn iſt nun aber doch etwas mager, und ſo begreift 
ſich, daß ſich die Arbeiter nicht mit überſtrömender Begeiſterung in die liebend 
geöffneten Arme dieſer „Freunde“ ſtürzen. Wenn die „wirklich liberalen“ 
Blätter den Blockfreiſinn ſo herunterputzen, daß ſchließlich kein Hund mehr 
ein Stück Brot von ihm nehmen mag, ſo iſt das ganz nett, und es wäre 
töricht, ſie in dieſer deſtruktiven Tätigkeit zu ſtören, aber über den Weg iſt 
ihnen ebenſowenig oder unter Umſtänden ſogar, wie eben der vorliegende Fall 
beweiſt, noch weniger zu trauen als den Mugdaneſen. | 
Im Grunde macht der Spektakel über den ganz beiläufigen Unfug der Ar⸗ 

beitsloſen den Spektakelmachern ſelbſt das allerſchlechteſte Kompliment. Wenn 
Menſchen, die ſeit Wochen und Monaten von wütendem Hunger gepeitſcht 
find, ohne ihr eigenes Verſchulden, nur als Opfer einer verrückt gewordenen 
Geſellſchaftsordnung, ſo viel Beſonnenheit und Einſicht beſitzen ſollen, dieſe 
Geſellſchaftsordnung bis in die Kinkerlitzchen der Omnibusfähnchen hinein zu 
reſpektieren — in welchem Lichte erſcheint dann die Beſonnenheit und Ein⸗ 
ſicht aller der ſatten Monarchen und Miniſter, Diplomaten und Generale, 
Parlamentarier und Journaliſten, die ſich unabläſſig rüſten für einen Welt⸗ 
krieg, der aus Europa halb eine Einöde und halb einen Kirchhof machen würde? 
Gibt es einen lächerlicheren oder auch widerwärtigeren Gegenſatz, als auf der 
einen Seite das ſinnloſe Toben um die geſchädigten Omnibuszierden, auf der 
anderen Seite die andächtigen Schauer der Bewunderung, auf die völlig illu⸗ 
ſoriſche Hoffnung hin, daß der Beſuch des Königs von England in Berlin 
die Gefahren eines Weltkriegs beileibe nicht beſeitigt, aber vielleicht ein wenig 
verſchoben habe? 1 
| Illuſoriſch iſt dieſe Hoffnung, weil Fürſtenbeſuche als Schlußpunkte eines 
ſachlich beſiegelten Einvernehmens vielleicht eine gewiſſe dekorative Bedeutung 
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haben können, aber als Anfangspunkte einer Verſöhnung zwiſchen großen 
Intereſſengegenſätzen höchſtens für Intrigenluſtſpiele brauchbar ſind. Daß 
die engliſche Induſtrie in der deutſchen eine Konkurrentin fürchtet, die ihr 
von Jahr zu Jahr gefährlicher wird, kann kein ſo gemütvoller Toaſt aus 
der Welt ſchaffen, ſintemalen nach dem ſeligen Hanſemann in Geldfragen die 


Gemütlichkeit aufhört. Deshalb mögen ſolche Toaſte zwar alle Lakaienſeelen 


einſchließlich der Blockbrüder mit flammender Begeiſterung erfüllen, aber jeder 
hiſtoriſche und politiſche Menſch wird ihnen nur mit dem Gefühl der abſo⸗ 
luteſten Wurſtigkeit gegenüberſtehen. Inſoweit als die engliſche und die deutſche 
Induſtrie miteinander auf dem Weltmarkt konkurrieren, liegt ein Intereſſen⸗ 
gegenſatz zwiſchen beiden Nationen vor, der nur überwunden werden kann 
durch die Konkurrenz ſelbſt. Aber er brauchte freilich nicht verſchärft zu werden 
durch den gegenſeitigen Wetteifer im Flottenbau, denn auf dem Weltmarkt 
entſcheidet die Güte und namentlich die Wohlfeilheit der Waren, nicht jedoch 


das Gewicht der Kanonen und der Panzerſchiffe. Nichts närriſcher daher, 


als wenn alle brünſtigen Freundſchaftsverſicherungen zwiſchen drüben und 


hüben mit dem unabänderlichen Kehrreim ſchließen: Kriegsſchiffe werden fort⸗ 


gebaut! 

Die größere Schuld daran fällt auf Deutſchland oder vielmehr auf die 
offizielle Welt des Deutſchen Reichs, die nicht nur mit größerer Hartnäckigkeit 
auf dem Nonſens beharrt, ſondern auch mit einer Politik begonnen hat, die 
Deutſchland ſchon bankrott gemacht hat und England bankrott zu machen 
droht. Die deutſche Induſtrie befand ſich in der nicht unbehaglichen Lage 
des gefürchteten Konkurrenten und konnte ihren Strauß mit der engliſchen 
Induſtrie allein ausfechten, ohne ſich um deren Maulen viel zu kümmern. 
Der Verſuch aber, neben dem großen Landheer noch eine große Flotte zu 
bauen — ein Verſuch, an dem bisher alle Staaten geſcheitert ſind, die ihn 
unternommen haben —, mußte die Engländer in höchſtem Grade arg⸗ 
wöhniſch machen, denn als praktiſchen Geſchäftsleuten konnte ihnen nicht 
wohl der Gedanke kommen, daß ſich die deutſche Regierung ohne geheime 
Hintergedanken auf den Wettlauf des Swinegels mit dem Haſen einlaſſen 
würde. Der deutſche Flottenbau rief in England mit derſelben Notwendigkeit 


eine antideutſche Kriegspartei hervor, wie die Reorganiſation der franzöſiſchen 


Armee in den ſiebziger Jahren in Deutſchland eine antifranzöſiſche Kriegs⸗ 


partei; jedes Kompliment, das den Führern der engliſchen Kriegspartei an 
den Kopf fliegt, trifft auch das erlauchte Haupt des ſeligen Moltke. 


Milliarde neuer Steuern iſt doch am Ende kein Pappenſtiel, und König 


Die erſchöpfende Kritik der Toaſte, die im Berliner Schloſſe vor einigen 
Tagen ausgetauſcht worden ſind, ſchrieben die gleichzeitigen Verhandlungen 
der Reichstagskommiſſion über die ſogenannte Reichsfinanzreform. Eine halbe 


Eduard wird ſich wohl darüber ſeine Gedanken gemacht haben, weshalb oder 


wieſo die offizielle Politik in Deutſchland in der einen Hand die Friedens⸗ 
palme ſchwenkt und mit der anderen Hand die Taſchen ihrer geliebten Unter⸗ 
tanen bis auf den letzten Heller ausfegt, um immer neue Mordwerkzeuge zu 


1 


rüſten. Die Empfindungen des Königs laſſen ſich vielleicht am treffendſten 


— 


Y 8 
I. 


732 | Die Neue Zeit. 


durch eine hiſtoriſche Anekdote illuſtrieren. Als ſich in den vierziger Jahren 
ganz Deutſchland und halb Europa über die Begeiſterung des Königs Ludwig 
von Bayern für die ſpaniſche Tänzerin Lola Montez ſkandaliſierte, erließ der 


r 
. 


König an die bayeriſchen Biſchöfe ein Rundſchreiben, worin er ihnen ſein 


fürſtliches Wort dafür verpfändete, daß ſeine Liebe zu Lola rein platoniſch 
ſei und er nie die letzte Liebesgunſt von ihr verlangt habe. Dieſes mochten 
die Frommen glauben, aber alle erfahrenen Lebemänner ſchüttelten ungläubig 
die Köpfe und meinten: Das wäre ja vollends Narrheit. 

Mit ſolchen Empfindungen eines erfahrenen Lebemannes wird König Eduard 
alle Verſicherungen entgegengenommen haben, wonach Deutſchland nur für 
platoniſche Zwecke ſeine Flotte baue. Gewiß mag er mit dieſen Empfindungen 
ſehr auf dem Holzweg ſein; weshalb ſollte das fürſtliche Wort unſeres ver⸗ 
ehrten Reichskanzlers nicht ebenſo wuchtig in die Wagſchale fallen wie das 
fürſtliche Wort weiland Königs Ludwig? Wir ſagen nur, daß der König von 
England bei allen Friedensklängen, die er in Deutſchland gehört hat, dieſe 
Empfindungen haben mußte und ſomit über den Kanal nicht anders zurück⸗ 
gekehrt fein wird, als er über ihn hergekommen iſt. “ 

Eine beſſere Garantie des Weltfriedens als alle Fürſtenbeſuche und Fürſten⸗ 
toaſte iſt die Tatſache, daß — wenn es erlaubt iſt, auf erlauchte Dinge ein 
triviales Wort anzuwenden — der Knüppel beim Hunde liegt, und je ein⸗ 
dringlicher die beherrſchten Maſſen denen, die es angeht, dieſe Tatſache zu 
machen wiſſen, um ſo ſicherer ſind wir vor dem Weltkrieg. Den Reſt beſorgt 
dann der Bankrott, das probateſte Mittel, auch die ſouveränſte Unvernunft 


zu bändigen. A u et. Sinh, Ab. 2 
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Die Sozialdemokratie und das Kolonialproblem. 
(Die beigiſchen Sozialiften und die Kongofrage.) 
Von Emil Vandervelde. 


Die Auseinanderſetzungen, zu denen die Annexion des Kongo durch 
Belgien Veranlaſſung gab, haben hier und da den Glauben erweckt, ich ſei 
— in einem ſonderbaren Anfall von Vergeßlichkeit gegenüber den Grund⸗ 
begriffen des Sozialismus — ein Anhänger der Kolonialpolitik geworden, 
ein Anhänger der Kolonialpolitik ſelbſt unter dem kapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
1 ſelbſt bei Anwendung der Methoden des kapitaliſtiſchen Koloniſations⸗ 
ſyſtems. i 

Brauche ich zu jagen, daß dies nicht richtig ift? 


Allerdings, ich war der Meinung, daß wir, geſetzt den Fall, die belgiſche 
Regierung brächte die glatte Abtretung des Kongoſtaats an Belgien in Vor⸗ 


ſchlag, dagegen nichts einwenden ſollten. Jedoch — auf die Gefahr hin, meine 

Worte als paradox verſchrien zu ſehen — behaupte ich, daß ich aus Ab- 

neigung gegen die Koloniſation zu jener Meinung kam, und weil ich davon 

überzeugt war, daß die belgiſche Verwaltung für die Eingeborenen weniger 

drückend ſein würde als König Leopolds Abſolutismus mit ſeinem Deckmantel, 

genannt der „unabhängige Kongoſtaat“. N 
Hatte ich recht? Hatte ich unrecht? 
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Die Frage hat bloß theoretiſches Intereſſe; denn die Übernahmebedingungen 
waren derartig (läſtige Verpflichtungen für Belgien, Mangel ernſthafter 
Garantien für die Schwarzen), daß ich in voller Übereinſtimmung mit meinen 
Freunden den Vertrag ablehnte. 

Da man mir nun aber Gedanken zugeſchrieben hat, die mir gar nicht in 

den Sinn gekommen ſind, ſo glaube ich doch, daß es von Nutzen ſein dürfte, 
wenn ich beſtimmter und klarer, als ich es bisher getan habe, auseinanderſetze, 
was ich nicht allein von der Kongofrage, ſondern vom Koloniſationsproblem 
überhaupt halte. 


1. die verſchiedenen Arten von Kolonien. 


Um die Kolonialfrage von den ſie verdunkelnden Wirrungen und Zwei⸗ 
deutigkeiten loszulöſen, wählen wir als Ausgangspunkt eine ganz allgemeine 
und ganz einfache Tatſache, die keinem Zweifel unterliegt: Seit jeher haben 
die Völker, ſobald ſie eine gewiſſe Ziviliſationsſtufe erreicht hatten, ſich über 
ihre Grenzen ausgebreitet, ſei es nun, daß dies auf dem Wege der Auswande⸗ 
rung geſchah oder auf dem Wege des Handelsverkehrs. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Sozialdemokratie weder gegen die eine 
noch gegen die andere dieſer beiden Formen der Ausbreitung über die ganze 
Erde hin irgend etwas einzuwenden hat. 

Nichts berechtigter zum Beiſpiel als die Auswanderung der ruſſiſchen Juden 
nach den Vereinigten Staaten, der Deutſchen und der Italiener nach Braſilien, 
der flämiſchen Bauern nach Kanada; nichts berechtigter als die Entfaltung des 
belgiſchen, franzöſiſchen, deutſchen, engliſchen Handels nach Marokko, Perſien, 

Japan oder China. 

Allein — die Auswanderung und der Handel, ſie wenden ſich nicht immer 
ſolchen Ländern zu, in denen die Auswanderer und die Handeltreibenden 
von einer Art Ziviliſation bereits eine Gewähr für ihre Sicherheit erwarten 
dürfen. 

Die Auswanderer gehen etwa in unerſchloſſene Länder, in Länder mit dünn⸗ 
geſäter, mit rückſtändiger Bevölkerung, mit einer Bevölkerung, die den Neu⸗ 
ankömmlingen feindlich geſinnt iſt. Die Handeltreibenden wollen etwa kauf⸗ 
männiſche Verbindungen mit Völkern anknüpfen, die von der Achtung vor 
Verträgen eine andere Vorſtellung haben als wir. In dem einen wie in dem 
anderen Falle haben die Auswanderer und die Handeltreibenden das natürliche 
Beſtreben, die Bürgſchaften, die ſie nicht an Ort und Stelle vorfinden, bei 
ſich ſelber zu ſuchen oder vom Eingreifen des Mutterlandes zu erwarten. So 
ruft die Auswanderung in Maſſe und mit bewaffneter Hand Siedlungs- 
kolonien hervor: zum Beiſpiel Neu⸗England oder Pennſylvanien; und ſo 
läßt die Ausdehnung des Handels nach unziviliſierten Ländern Ausbeutungs⸗ 
kolonien entſtehen: zum Beiſpiel den Kongo oder die engliſchen, die fran⸗ 
zöſiſchen, die deutſchen Kolonien in Weſtafrika. 

Im allgemeinen nun geſellen ſich zu jenen erſten Beweggründen zum 
Koloniſieren noch andere hinzu, und zwar ſolche, die nicht ſo leicht eingeſtanden 
werden, vor allem der Eroberungskitzel, die Profitgier, der Wunſch, die fo- 
genannten „niederen“ Raſſen zu unterwerfen, damit ihre Ausbeutung leichter 
vonſtatten gehe und ſich einträglicher geſtalte. Man darf ſich daher nicht 
wundern, daß die Geſchichte der Koloniſation — von der Zeit der ſpaniſchen 
und portugieſiſchen Konquiſtadoren bis zur Zeit der Kautſchuk⸗ und der 


Fr 
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Elfenbeinhändler im belgiſchen und im franzöſiſchen Kongo — eine einzige 
lange Reihe von Verbrechen und Räubereien ift, durch die der inſtinktive 


Widerwille der ſozialiſtiſchen Arbeiter gegen ſolche Art von Expanſion über 


den ganzen Erdball nur allzuſehr gerechtfertigt wird. 

Darf man deshalb aber ſagen, jede Koloniſation ſei unſtatthaft? Darf 
man (abgeſehen natürlich von dem Vorbehalt gegen die Eroberungsmethoden) 
ſagen, es ſei bedauerlich, daß zum Beiſpiel Auſtralien oder Amerika heute ein 
zweites, ein drittes Europa iſt, ſtatt daß ſie bloß von ein paar verhungerten 
Jäger⸗ oder Nomadenſtämmen bewohnt wären? 


Es iſt ſehr intereſſant, feſtzuſtellen, daß die unerſchütterlichſten Gegner der 


kapitaliſtiſchen Kolonialpolitik jo weit doch nicht gehen. 

Karl Kautsky beiſpielsweiſe macht in der Broſchüre, die er kurz nach dem 
Stuttgarter Kongreß gegen die Kolonialfreundlichkeit der van Kol und Bern⸗ 
ſtein ſchrieb, einen ganz unzweideutigen Unterſchied zwiſchen den Arbeits⸗ oder 
Beſiedlungskolonien, die er unter gewiſſen Vorbehalten gelten läßt, und den 
Ausbeutungskolonien, die er ohne jeden Vorbehalt verwirft. 

Die Arbeitskolonien — ſo ſagt er — werden für die Mitglieder der Ar⸗ 
beiterklaſſe des Mutterlandes (Arbeiter, Handwerker, vornehmlich aber Bauern) 
geſchaffen. Dieſe verlaſſen ihre Heimat, um politiſchem und wirtſchaftlichem 
Drucke zu entfliehen und ſich ein neues Vaterland zu gründen, das von jenem 
Drucke frei iſt. Solche Kolonien, deren Gründung nur in Ländern mit ge⸗ 
mäßigtem Klima möglich iſt, in Ländern, die für Europäer bewohnbar und 
dünn bevölkert ſind, ſolche Kolonien ruhen auf der Arbeit ihrer Gründer, nicht 


auf der Arbeit unterjochter und ausgebeuteter Eingeborener: das rechtfertigt 


ſie in den Augen der Sozialdemokraten. | 
Die Ausbeutungskolonien dagegen werden von den Mitgliedern der 

herrſchenden Klaſſe des Mutterlandes angelegt, denen die Ausbeutung im 

eigenen Lande nicht genügt und die deshalb den Bereich dieſer Ausbeutung 


ausdehnen wollen. Sie gehen in ihre Kolonien, nicht um dort ein neues 


Vaterland zu finden, ſondern um die Kolonien zu verlaſſen, ſobald ſie aus 
ihnen herausgeſchlagen haben, was nur irgend herauszuſchlagen war; ſie gehen 
in die Kolonien, nicht um einer Herrſchaft zu entfliehen, ſondern um ihrerſeits 
eine ſchärfere Herrſchaft zu führen, als ſie es in der eigenen Heimat zu führen 
vermögen; ſie gehen in die Kolonien, nicht um zu arbeiten, ſondern um die 
Eingeborenen auszuplündern und zur Arbeit zu zwingen. Daher müſſen die 


Sozialiſten, die jede Ausbeutung des Menſchen durch den Menſchen beſeitigen 


wollen, dieſe Form der Koloniſation bekämpfen. 
Ich habe gegen dieſe Art, wie Kautsky zwiſchen Arbeitskolonien und Aus⸗ 


beutungskolonien unterſcheidet, nichts einzuwenden, ich möchte nur bemerken, 


daß es zwiſchen den beiden Extremen — Arbeitskolonien in Ländern mit ge⸗ 


mäßigtem Klima und Ausbeutungskolonien in tropiſchen Ländern — eine große | 


Zahl von Zwiſchenſtufen gibt, die an den Eigentümlichkeiten der Ausbeutungs⸗ 
ſowohl wie der Arbeitskolonien teilhaben. 


Das trifft zum Beiſpiel auf Algier zu, auf Tunis, auf Agypten, überhaupt 


auf die Kolonien, die in heißen Ländern, jedoch außerhalb der tropiſchen Zone 


liegen. | 
Indeſſen, um die Sache zu vereinfachen, wollen wir es bei den markanteſten 


Formen der zwei Gruppen bewenden laſſen und erſt die Arbeits-, dann die 
Ausbeutungskolonien behandeln. 
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Die Arbeitskolonien. 

Was die Arbeitskolonien betrifft — ſo ſagt Kautsky —, unterliegt es 
keinem Zweifel, daß die Anſiedler, die ſich in einem ſchwach bevölkerten Lande 
niederlaſſen, aus dem die Eingeborenen keinen rechten Nutzen zogen, durch 
die Arbeit, die ſie leiſten, und durch die techniſchen Fortſchritte, die fie bewerk⸗ 

ſtelligen, die Produktivkräfte des betreffenden Landes vermehren. 

Das unterliegt in der Tat keinem Zweifel, und das Beiſpiel Auſtraliens, 
das Beiſpiel der Vereinigten Staaten oder der Republik Argentinien iſt in 
dieſer Beziehung dermaßen beweiskräftig, daß es nicht notwendig, dabei länger 

zu verweilen. 

Jedoch es unterliegt ebenſowenig einem Zweifel, daß die Nutzbarmachung 

dieſer Kolonien nicht ausſchließlich das Werk freier Arbeiter geweſen iſt, ſondern 
auch das Werk von Deportierten, von Kulis oder importierten afrikaniſchen 
Sklaven, deren erzwungene Arbeit die Anſiedler ſchamlos ausgebeutet haben. 

Andererſeits kann nicht beſtritten werden, daß überall, wo die Europäer 
ſogenannte Siedlungs- oder Arbeitskolonien geſchaffen haben, deren 
Gründung in den neu erſchloſſenen Ländern für die Urbevölkerung ver⸗ 
hängnisvoll geweſen iſt, die zurückgedrängt, dezimiert wurde, wenn ſie nicht 
gar durch die Neuankömmlinge gänzlich ausgerottet ward. 

Auf dieſe Weiſe ſind zum Beiſpiel die Tasmanier aufgerieben, die Rot⸗ 
häute auf ein paar tauſend reduziert, die Bewohner Algiers ihrer beſten 
Landſtücke beraubt worden, und heutzutage noch ſehen wir, wie die Beſied— 
lungskoloniſation auf die Vertilgung der Hereros durch die Deutſchen, der 
Matabele durch die Engländer, der Onas im Feuerland durch die Chilenen 
und Argentinier hinausläuft. 

Die Geſchichte der Onas namentlich iſt außerordentlich charakteriſtiſch: 


„Einſt lebten die Onas“, ſo ſchreibt Kommandant Lecointe, „in den großen 
Prärien des Feuerlandes, wo ſie Guanakos (wilde Lamas) und Muſcheln in Hülle 
und Fülle hatten. 

„Eines Tages verlieh die argentiniſche und die chileniſche Regierung einer 
großen Anzahl Eſtancieros (Viehzüchter) allen zur Weide geeigneten Boden, und 
obgleich in den Verträgen anſtandshalber öfters darauf hingewieſen wurde, die 
Konzeſſionsinhaber ſollten die Indianer in Schutz ie geſchah in Wirklichkeit 
nichts dergleichen. 

„Die Eingeborenen wurden in die Berge gedrängt, wo ſie bald nichts mehr 
zu eſſen fanden. Darauf machten ſie ein paar Streifzüge in das ihnen abgenommene 
Gebiet und holten ſich Schafe. Nun kam's zum Kriege, und zwar zum ungleich⸗ 
artigſten, zum niederträchtigſten Kriege, den man ſich denken kann. 

„Die Herren Konzeſſionsinhaber waren mit Flinten bewaffnet, die Militär⸗ 
macht der ſüdamerikaniſchen Staaten ſtand ihnen bei. Die Indianer hatten nichts 
als ihre Bogen. Zahlreich waren die Metzeleien, aber da die Indianer bei alle⸗ 
dem doch eſſen mußten, ſo kamen ſie noch oft, ſich ein paar Schafe holen. Die 
Folge war, daß einige Viehzüchter einen Preis auf den Kopf ſetzten: 20 bis 
40 Mark — je nach der Jahreszeit! 

„Daraufhin finden ſich Leute, die nach Belieben auf die Menſchenjagd gehen, 
und der Stamm der Onas ſtirbt allmählich aus. Bald wird ihr Name von der 
Erde getilgt ſein, und man beſitzt nicht einmal einigermaßen vollſtändige Urkunden 
über ihre kurze Geſchichte.“ 


„Au pays des Manchots“, Beſchreibung der Fahrt der r beigiſche 
Südpolexpedition. Brüſſel 1904. 
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Bedenkt man, daß Abſcheulichkeiten dieſer Art nur die bejammernswürdige 
Wiederholung deſſen ſind, was ſeit vier Jahrhunderten in allen gemäßigten 
Landſtrichen Amerikas, Afrikas, Auſtraliens vor ſich gegangen iſt, dann drängt 
ſich einem die Frage auf, ob die „Arbeitskolonien“ für die Eingeborenen nicht 
unheilvoller ſind als die „Ausbeutungskolonien“! | 

In der Tat: um die Eingeborenen auszubeuten, muß man fie am Leben 
erhalten; um ſie hingegen zu enteignen und ſich an ihre Stelle zu ſetzen, iſt 
das allerbilligſte Verfahren: ſie auszurotten. hr N | | 

Es muß hier eingefügt werden, daß in den letzten Jahren unter dem Ein⸗ 
fluß einer menſchlicheren und beſſer unterrichteten öffentlichen Meinung in 
einigen Kolonien zum Schutze von Leben und Eigentum der alten Bewohner 
wirkſame Maßregeln ergriffen worden ſind. 

So kommt es, daß die letzten Rothäute, denen man hinreichende Reſervate 
eingeräumt hat, ſich erhalten, daß die Maoris auf Neuſeeland ſich vermehren, 
daß die eingeborene muſelmaniſche Bevölkerung Algiers, die nach der Zählung 
vom Jahre 1901 ſich auf 4098 594 Seelen belief, 1906 auf 4501890 Seelen 
geſtiegen und in raſchem Wachstum begriffen iſt. | 

Ferner kann man mit Kautsky zugeben, daß die Frevel, welche die Be⸗ 
ſiedlung der Neuen Welt im Gefolge hatte, nicht eine unvermeidliche Begleit⸗ 
erſcheinung der Koloniſation waren und daß die Anſiedler, wenn ſie minder 
brutal und minder raubgierig geweſen wären, ſich ohne allzu große Mühe 
neben den Eingeborenen hätten niederlaſſen, ſie hätten erziehen und zivili⸗ 
ſieren können, ſtatt ſie zu enteignen und abzuſchlachten. 

Es iſt das ein Grund mehr, die Freveltaten der weißen Eroberer zu ver⸗ 
dammen, da ſie ja nicht die Entſchuldigung der zwingenden Notwendigkeit 
hatten. Aber darf uns dieſe berechtigte Verdammung der angewandten Mittel 
die Koloniſation ſelber verdammen laſſen? 

Wir haben geſehen, daß dies nicht Kautskys Meinung iſt, inſofern es ſich 
— wohlverſtanden — um die „Arbeitskolonien“ handelt. 

Er gibt wirklich zu, daß die Beſiedlung Amerikas, Auſtraliens, Südafrikas 
durch die Europäer dem größten Teile der Menſchheit ganz ungeheure Vor⸗ 
teile gebracht hat, er gibt zu, daß es kindiſch wäre, die Zeiten zurückzuerſehnen, 
da ein paar tauſend Wilde allein in jenen weiten Steppen hauſten, die 
heute von Millionen von Menſchen bewohnt ſind, er gibt zu guter Letzt 
auch zu, daß es ein Unding iſt, an Unternehmungen, die mit der Er⸗ 
richtung der weißen Gemeinweſen Südafrikas, der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika, des auſtraliſchen Freiſtaats geendet haben, nur die ſchlimme 
Seite zu ſehen. 

Schließlich, ſo fügt unſer hervorragender Genoſſe hinzu, hat die ganze 
Frage der Siedlungskolonien bloß ein akademiſches Intereſſe. Alle Teile der 
Erde, die überhaupt für Europäer bewohnbar und nicht bereits übervölkert 
ſind, ſind von ihnen beſetzt. Die Kolonialfrage iſt nur noch für die tropiſchen 
Gegenden aufzuwerfen, wo Siedlungskolonien unmöglich ſind und einzig und 
allein die Gründung von Ausbeutungskolonien in Betracht kommt. 

Dieſe Behauptung ſcheint mir — offen geſtanden — zu unbedingt zu ſein. 

Es gibt in den tropiſchen Regionen oder in den gebirgigen Teilen der 
heißen Zone Länder wie Marokko, Abeſſinien, Damaraland, die Hochplateaus 
an den großen afrikaniſchen Seen: alles Länder, die eines Tages Europäern 
als Niederlaſſung dienen können. 
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Man darf alſo nicht behaupten, die Frage der „Arbeitskolonien“ ſei ein 
für allemal abgeſchloſſen, um ſo mehr, als ja die Bewohnbarkeit durch 
Europäer ein ſehr relativer Begriff iſt. | 

Jedoch im großen und ganzen geſtehe ich gern zu, daß Kautsky recht hat 
und daß in allen Fällen, wo es hier zu Kontroverſen zwiſchen Sozialdemo⸗ 
kraten kommt, in erſter Linie die Frage der Ausbeutungskolonien den 
Anlaß bietet. 


Die Ausbeutungskolonien. 


Selbſt die unverſöhnlichſten Gegner der Kolonialpolitik werden ſich nicht 
zu der Behauptung verſteigen, es ſolle keine Berührung ſtattfinden zwiſchen 
den „Kulturmenſchen“ und den mehr oder minder unziviliſierten Völkern, die 
in den tropiſchen oder ſubtropiſchen Ländern wohnen. | 

Wären dieſe in gänzlicher Abgeſchloſſenheit verblieben, dann hätten fte 
eine Menge Vegetabilien und Tiere, die ſie heutzutage ſehr ſchwer miſſen 
könnten, überhaupt nicht kennen gelernt. So zum Beiſpiel den Reis, den tür⸗ 
kiſchen Weizen, den Maniokſtrauch, den Tabak, die Ziege, das Schwein, die 
Katze, desgleichen die höheren Arten Geflügel und Tauben, die von den Por⸗ 
tugieſen, Engländern oder Arabern aus Aſien oder Amerika nach Afrika ein⸗ 
geführt worden ſind.“ | 

Andererſeits — was die Europäer und anderen „Kulturmenſchen“ be⸗ 
trifft — liefern die tropiſchen und die ſubtropiſchen Länder und liefern ſie 
allein und kein anderes Land Erzeugniſſe, die unſere Induſtrie gar nicht 
mehr entbehren könnte. Ich nenne zum Beiſpiel den Kautſchuk, den Kopal, 
das Elfenbein, die Guttapercha, die Erdnuß, das Palmöl, den Kakao, die ver⸗ 
ſchiedenen Arten Gewürze, ferner die Baumwolle, die zum größten Teile aus 
Virginia, aus Nordkarolina und Südkarolina ſtammt, alſo aus ehemaligen 
Kolonien, die jetzt Freiſtaaten ſind. 

Indeſſen daraus, daß dieſe Erzeugniſſe unentbehrlich ſind, ergibt ſich noch 
keineswegs, daß man, um ſie an ſich zu bringen, koloniſieren muß, das 
heißt: daß man nötig hat, die Ureinwohner einer fremden Herrſchaft zu unter⸗ 
werfen. 

Nichts hindert in der Tat, ſich vorzuſtellen, daß zwiſchen denjenigen, die 
Kautſchuk, Elfenbein oder Palmöl brauchen, und denen, die es ernten, keine 
anderen als rein kaufmänniſche Beziehungen erforderlich ſind. 

Die Einwohner der Republik Liberia zum Beiſpiel unterhalten Handels⸗ 
beziehungen mit Europa, ohne doch der Herrſchaft irgend einer europäiſchen 

Macht unterworfen zu ſein. 

Lange bevor Stanley vom oberen Kongo herabgekommen war, drangen 
die europäiſchen Waren durch Zwiſchenhändler dorthin, und ſie wurden flott 
auf den Märkten von Bolo-Bolo, Trebu uſw. gegen die Landesprodukte aus: 


Die Portugieſen haben in Afrika eingeführt: den Pomeranzenbaum, den Zitronen- 
baum aus China, Indien und Malakka; das Zuckerrohr aus Oſtindien; den Mais (türkiſchen 
Weizen), den Tabak, die Tomate, die ſüße Batate, den Maniok, den Ingwer aus Braſilien; 

von Tieren das Schwein und die Katze. 

Die Araber haben von Aſien nach Afrika eingeführt: das Zuckerrohr, den Reis, die 
Zwiebel; von Tieren das Kamel und an einigen Stellen das Pferd und höhere Arten Ge⸗ 
flügel und Tauben. 

Die Engländer haben eingeführt: die Kartoffel, den Tee, den Kaffee, die Ziege uſw. 
(Siehe H. Johnſton, The colonisation of Africa, S. 40.) | 
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getauſcht, welche die ſtromabwärts angeſiedelten eingeborenen Agenten in der 
ſpäteren Zeit den Handelshäuſern an der Küſte offerierten. 5 

Nichtsdeſtoweniger unterliegt es doch wohl keinem Zweifel, daß wenn man 
ſich mit dieſen indirekten Handelsbeziehungen ſamt den von den Eingeborenen 
benutzten Transportmitteln (Pirogen oder menſchliche Laſtenträger) begnügt 
hätte, daß dann noch mehrere Jahrhunderte hätten vergehen können, bis ein 
ſo ſchwer zugänglicher Weltteil wie Afrika aufgehört hätte, wirtſchaftlich 
eine quantitè négligeable zu ſein. 


Sollte der Kongo, der Sudan, das Gebiet der Großen Seen in den Stand 2 


geſetzt werden, mit Europa oder den Ländern europäiſcher Kultur kaufmän⸗ 
niſche Beziehungen von wirklichem Werte zu unterhalten, dann war es un⸗ 
umgänglich, dort Wege, Eiſenbahnen, Waſſerſtraßen zu ſchaffen. 


Nun brachte aber die Herſtellung oder die Unterhaltung ſolcher Verkehrs⸗ 


einrichtungen in noch unerſchloſſenen Ländern notwendigerweiſe eine mehr oder 
weniger direkte Einmiſchung der Europäer in die Verwaltungsangelegenheiten 
jener Länder mit ſich. 

Wäre dieſe Einmiſchung eine friedliche geweſen, hätte ſie die Autonomie 
der Eingeborenenſtaaten geſchont, wäre fie bloß darauf bedacht geweſen, im 
allgemeinen Intereſſe die Verkehrs- und Handelsverhältniſſe zu erleichtern, 
wären die Eiſenbahnen, die Waſſerſtraßen, die anderen Kommunikationsmittel 
mit Zuſtimmung der Bevölkerung angelegt worden, deren Gebiet ſie berührten, 
wäre die Waffengewalt nur gegen blutdürſtige Banditen angewandt worden, 
wie den König von Dahome oder die Verteidiger der Sklaverei, welche die 


(übrigens ſehr intereſſante) arabiſche Koloniſation entehrt haben, ich glaube 


nicht, daß die Sozialdemokraten gegen die Kolonialpolitik die Einwendungen 
zu machen hätten, die ſie heutigestags machen. 

Haben wir denn nicht gehört, wie Jaurés vor kurzem erſt das „friedliche 
Eindringen“ („pénétration pacifique“) in Marokko predigte und wie Bebel im 
deutſchen Reichstag Worte ſprach, welche die Berechtigung einer ziviliſa⸗ 
toriſchen Koloniſation frei und deutlich kündeten? 

Die Kolonialpolitik, jo ſagte Bebel, iſt an und für ſich kein Übel. Unter 


gewiſſen Umſtänden kann Kolonialpolitik eine Kulturtat bedeuten. Es hängt 


eben alles von der Art ab, wie man dieſe Politik treibt. Zwiſchen dem, was 
die Kolonialpolitik ſein könnte, und dem, was ſie in Wirklichkeit iſt, beſteht 
ein großer Unterſchied. Würden die Vertreter der kultivierten und zivilifierten 
Völker, alſo etwa die Völker Europas und Nordamerikas, zu den anderen 
Völkern als Erzieher und Befreier gehen, um ihnen zu helfen und ſie der 
Errungenſchaften von Kultur und Ziviliſation teilhaftig werden zu laſſen, 
und geſchähe das wirklich in jenem vornehmen Geiſte, in jener guten Art, 
wir Sozialdemokraten wären die erſten, die dieſe Kolonialpolitik als eine große 
ziviliſatoriſche Miſſion unterſtützen würden.? 

Nur würde eine derartige Politik eine Geduld, eine Uneigennützigkeit, eine 
Sorge um die allgemeinen Intereſſen der Menſchheit erfordern, wie ſie den 
Leitern der kapitaliſtiſchen Koloniſation ſo fremd als nur möglich ſind. 


Siehe Some extracts of Stanley's Writings in 188485. Liverpool 


1907, John Richardson and sons. 
Von Kautsky zitiert: „Sozialismus und Kolonialpolitik“, Berlin 1907, 
S. 26. 
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Gewiß kann man ein paar Kolonien nennen — zum Beiſpiel die Kolonien 
in Franzöſiſch⸗ oder Engliſch⸗Weſtafrika —, in denen die weiße Invaſion, ſo 
brutal ſie auch immer im Anfang geweſen ſein mag, alles in allem für die 
Eingeborenen doch mehr Vorteile als Nachteile gehabt zu haben ſcheint. 

Ich hatte dieſen Eindruck ganz beſonders in Freetown (Sierra Leone, 


Weſtafrika), wo allem Anſchein nach die Schwarzen, die ſich der größten 


Autonomie erfreuen und faſt alle Amter verwalten: Polizei, Zoll, Geſund⸗ 


heitsüberwachung, ja ſogar Richter⸗ und Advokatenpoſten — ſich vollkommen 
der engliſchen Schutzherrſchaft anpaſſen, die auf ihre Bräuche und Gewohn⸗ 
heiten Rückſicht nimmt und ihre Bewegungsfreiheit nicht beſchränkt. 

Aber neben dieſen glücklichen Ausnahmefällen wie viele Kolonien, denen 
die Europäer — und auch die Amerikaner und die Japaner — ihre Herrſchaft 
durch Handlungen ſchonungsloſer Härte aufzwangen und deren eingeſchüchterte 
Bevölkerung ſie dann geldgierigen Kapitaliſten auslieferten, die keine andere 
Sorge kannten, als ſich ſo ſchnell wie nur irgend möglich zu bereichern und 
die Generalunkoſten ihrer ausbeuteriſchen Tätigkeit, ſowie die durch den Raub⸗ 
zug verurſachten militäriſchen Ausgaben den Arbeitern des Mutterlandes auf⸗ 
zuhalſen! 

Mit alledem hat augenſcheinlich die Ziviliſation nichts zu tun. 

Nicht um die Neger oder die Indianer zu ziviliſieren, ſind die Portugieſen, 
die Spanier und nach ihnen die Engländer, die Franzoſen, die Holländer nach 
Afrika, nach Oſt⸗ oder Weſtindien gegangen. Nein, ſie ſuchten Edelmetalle, 
Luxusſtoffe, Gewürze, Spezereien, Sklaven: ihre Koloniſation war meiſtens 


nichts weiter als eine ſyſtematiſche Ausplünderung der koloniſierten Länder. 


Heutzutage — das iſt richtig — bemüht man ſich wenigſtens, den Schein 


zu retten. Man ruft bei allen koloniſatoriſchen Unternehmungen die Pflichten 


1 „ 


der ziviliſierten Völker gegenüber den ſogenannten niederen Raſſen an. 

Aber nach den Abſcheulichkeiten in den beiden Kongoländern, nach den 
Greueltaten der portugieſiſchen Sklavenhalter in Angola, nach der blutigen 
Eroberung Madagaskars durch die Franzoſen, nach der Ausrottung der 
Hereros durch die Deutſchen, nach der ſchonungsloſen Unterdrückung der Natal⸗ 
aufſtände durch die Engländer — wer wollte ſich da noch durch philanthropiſchen 
Phraſenſchwulſt betölpeln laſſen? 

Wenn alle großen Induſtrievölker — eines nach dem anderen und allen 
Widerſtänden zum Trotze — ſich auf den Weg der Koloniſation begeben haben, 
ſo hat ſie ganz gewiß nicht die Liebe zur Menſchheit dazu angetrieben, ſondern 
die Profitgier, die unwiderſtehliche Notwendigkeit, die ſich der kapitaliſtiſchen 
Produktion aufdrängt: ſich neue Abſatzmärkte zu erſchließen, und ſei es auch 


mit Feuer und Schwert. 


Daß noch andere Faktoren hinzukommen, daß ſich zu den alles beherrſchen⸗ 
den wirtſchaftlichen Vorurteilen bei dem und jenem wiſſenſchaftliche, religiöſe, 
humanitäre Vorurteile geſellen, daß ſelbſt diejenigen, welche koloniſieren, um 
reich zu werden, ſich darüber Rechenſchaft ablegen können, daß es in ihrem 
eigenen wohlverſtandenen Intereſſe liegt, die Eingeborenen ſchonend zu be— 
handeln — die einzige in den Tropen mögliche Art, zu arbeiten —, alles das 
ändert nichts an der Tatſache, daß beim gegenwärtigen Stande der Dinge die 
Koloniſation faſt ſtets zum Mittel die Eroberung, zur Vorbedingung die 
Unterjochung und zum Zwecke die Ausbeutung der koloniſierten Völker hat. 

(Schluß folgt.) 
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Ein theoretiſcher Kulturkampf. 
Don Ant. Pannekoek. 
3. Die wiffenfhaftlihe Wahrheit. 

So wie die Macht der Reaktion auf dem politiſchen Gebiet in der Mangel: 
haftigkeit der bürgerlichen Geſellſchaft liegt, ſo beruht auch die Kraft der 
Reaktion im wiſſenſchaftlichen Kampfe auf der Unvollkommenheit und den 
Mängeln der bürgerlichen Lehre. Wir brauchen uns hier ſelbſtverſtändlich 
nicht mit den chriſtlichen Lehren zu befaſſen; unſer Intereſſe an der Berliner 
Diskuſſion liegt vor allem in ihrem Charakter als Prüfſtein für die Schwäche 
der bürgerlichen Anſchauungsweiſe. Dieſe Schwäche kommt darauf hinaus, 
daß die bürgerliche Wiſſenſchaft nur auf dem Gebiet der Naturforſchung 
wirkliche Wiſſenſchaft ſein kann; die bürgerlichen Gelehrten kennen nur die 
Naturwiſſenſchaft, und alle Fragen verſuchen ſie mittels der Naturwiſſenſchaft 
zu löſen; der menſchliche Geiſt iſt ihnen ein unbekanntes Gebiet. Das ver⸗ 
ſetzte die Vertreter des Monismus in doppelter Hinſicht in Nachteil; einerſeits 
waren ſie über das Weſen der wiſſenſchaftlichen Wahrheit, über die Bedeu⸗ 
tung von Theorien und Hypotheſen im unklaren, andererſeits wußten ſie zur 
Verteidigung der natürlichen Entwicklung des menſchlichen Geiſtes aus dem 
Tiergeiſt gegen die Einwände des Paters Wasmann nichts vorzubringen. 

Rein theoretiſch betrachtet iſt der Kampf der liberalen und der chriſtlichen 
Wiſſenſchaft nur dadurch möglich, daß beiderſeits ein klares Verſtändnis für 
das Weſen der wiſſenſchaftlichen Wahrheit fehlt. Geradezu haarſträubend an 
philoſophierender Unwiſſenheit ſind in dieſer Hinſicht die Außerungen der 
liberalen Naturforſcher. Dies ſind ſelbſtverſtändlich keine perſönlichen Mängel, 
ſondern ein neuer Beweis für die Tatſache, daß erſt die ſozialiſtiſche Theorie 
imſtande war, über die Tätigkeit des menſchlichen Geiſtes volle Klarheit zu bringen. 

Wenn die Naturforſcher ſagen: aus Nichts wird nichts, alſo muß die 
Materie ewig beſtanden haben, und die Idee einer Schöpfung aus Nichts iſt 
Widerſinn, antwortet der Theologe: mit dieſer Behauptung verläßt der Natur⸗ 
forſcher das Gebiet der Wiſſenſchaft; er kann auf Grund ſeiner Erfahrung 
nichts davon wiſſen, und wenn er es dennoch behauptet, iſt es auf Grund 
eines philoſophiſchen Glaubens, dem wir unſeren Glauben entgegenſtellen können. 
Wenn der Naturforſcher dem am theologiſchen Dogma gebundenen Gläubigen 
entgegenführt, daß die Wiſſenſchaft vorausſetzungslos ſein ſoll, antwortet dieſer: 
eure Wiſſenſchaft beruht gerade ſo gut auf Vorausſetzungen: zum Beſpiel auf 
dem Kauſalitätsgeſetz und auf der Annahme der Unveränderlichkeit der Natur⸗ 
geſetze. Wenn die Naturforſcher die Ewigkeit und Undurchbrechbarkeit der Natur⸗ 
geſetze behaupten und deshalb Wunder für unmöglich erklären, antworten die 
Theologen, dieſe Undurchbrechbarkeit der Naturgeſetze ſei ſelbſt nur eine un⸗ 
bewieſene Annahme, die zwar im allgemeinen zutreffen mag und daher praktiſch 
als Grundlage des Forſchens brauchbar ſei, aber zu weitergehenden abſoluten 
Behauptungen keine Sicherheit biete. 

In dieſer Kontroverſe bewegt ſich der theoretiſche Kampf der Liberalen und 
der Reaktionäre; die eine Partei widerlegt die theologiſchen Dogmen mittels 
der naturwiſſenſchaftlichen Reſultate und die andere demonſtriert die Unſicher⸗ 
heit der Grundlagen der Wiſſenſchaft, auf denen jene Reſultate beruhen. Von 
beiden Seiten fehlt dabei das Verſtändnis für das Weſen der wiſſenſchaftlichen 
Wahrheit. 


(Schluß.) | 
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ahrung und HB Bach Wale nr als Erfahrung, denn ſie auser aden 
eine allgemeine Gültigkeit. Aus der ſtets beſchränkten Erfahrung wird da 


Allgemeine herausgenommen und in einem Satze ausgedrückt, in dem von 


alſo die Grenzen der ihm zugrunde liegenden Erfahrung nicht mehr. Aus den 
vielen Fällen fallender Körper iſt der Satz: alle Körper werden von der Erde 
angezogen, gebildet, der nun nicht mehr für die wahrgenommene, ſondern über- 
haupt für alle Fälle, auch für die zukünftigen gilt. In jedem wiſſenſchaftlichen 
Satze wird alſo über die Erfahrung hinausgegangen. 

Damit wird er um nichts weniger wahr im Sinne der wiſſenſchaftlichen 
Wahrheit; dieſe iſt aber ganz anderer Natur als die abſolute Wahrheit, die 
die alte ER und ic e Auffaſſung dem unbedingten Irrtum 

Tat : chen. 


Erſcheinungen das Allgemeine, den Begriff, die Regel . Wenn ſie das 
r für einen Teil Gültiges als 


das Allgemeine anſieht, ſondern das wirklich Allgemeine herausfindet, jo iſt der 
gefundene Satz wahr, wifſſenſchaftliche Wahrheit. Wiſſenſchaftliche Wahrheit 
ift älſo immer relative, menſchliche Wahrheit im Gegenſatz zu der abſoluten, 
göttlichen Wahrheit, die die Theologie behauptete. Die wiſſenſchaftliche Wahr⸗ 
heit iſt durch neue Erfahrungen verbeſſerungsfähig. Der alte Satz wird dabei 
nicht einfach zum ondern er wird vollkommene, 
ö Tänkte Wahrheit in den allgemeineren Satz aufgenommen. 

Auch der Satz der Unvergänglichkeit der Materie ſtammt aus der Erfahrung, 
die zeigte, daß immer, wo man früher ein Verſchwinden oder Neuentſtehen der 
Materie wahrzunehmen glaubte, nur ein Übergang von ſichtbarer zu unſicht⸗ 
barer Form vorlag — wie mit der Wage nachzuweiſen war. Nach dem Vor⸗ 
hergehenden kann er alſo Allgemeingültigkeit beanſpruchen, ſolange nicht neue 
Erfahrungen den Kreis, innerhalb deſſen ſeine Wahrheit gilt, eingeengt haben. 
Es verſteht ſich, daß der Glauben unwiſſender Zeiten, die Welt ſei einmal 
erſchaffen worden, eine ſolche neue Erfahrung nicht bieten kann. 

Die Wiſſenſchaft ſtellt alſo dem theologiſchen abſoluten Satze der Welt- 
ſchöpfung nicht einen entgegengeſetzten Satz mit demſelben abſoluten Wahr⸗ 
heitscharakter gegenüber. Wo die naive Unwiſſenheit kühn⸗dogmatiſch behauptet, 
antwortet ſie nicht mit einer ähnlichen kühn⸗dogmatiſchen Behauptung, ſondern 
ſie ſtellt die Ewigkeit der Materie als wiſſenſchaftliche Wahrheit feſt; dieſer. 
Satz allein verträgt ſich mit aller bisherigen Erfahrung, aber die Möglichkeit 
bleibt offen, daß ſie infolge einer noch reicheren Erfahrung als Teil in einem 
noch allgemeineren Satze aufgenommen, aufgehoben werden muß. 

Der Form nach gelten die wiſſenſchaftlichen Sätze und Geſetze abſolut und 
allgemein. Solange ſie als wahr gelten, laſſen ſie keine willkürlichen Ausnahmen 
zu, iſt alles innerhalb ge Gebietes ihnen unterworfen, Aer Relativität liegt 
in der Möglichkeit, daß fie richtigeren Regeln weichen mu 

Die Unveränderlichkelt der Naturgeſetze iſt alſo etwas Selbftoerftänbliches 
und in der Natur der menfchlichen Geiſtestätigkeit begründet. Sie iſt eine 
„Vorausſetzung“ in derſelben Weiſe, wie es eine Vorausſetzung iſt, daß wir 
denkende Weſen ſind. Die Undurchbrechbarkeit liegt geradeſo im Weſen des 
Naturgeſetzes, wie das Rundſein in dem des Kreiſes. Danach iſt der Wert 
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des Geredes zu beurteilen, das alle Pfaffen und Reaktionäre einander ftetig 
nachplappern: daß die Naturwiſſenſchaft auf der unbewieſenen und unbeweis⸗ 
baren Vorausſetzung der Ewigkeit der Naturgeſetze beruhe, alſo gerade ſo gut 
eine Sache des Glaubens ſei wie die Wunder Jeſu oder die Schöpfung der 


Welt. Danach iſt aber auch die ſeichte Verſtändnisloſigkeit für die Grundlagen 


der eigenen Wiſſenſchaft zu ermeſſen, die in der Außerung einer der Leuchten 
der liberalen Wiſſenſchaft, des Profeſſors Plate hervortritt, die Naturforſcher 
haben nie „ſo etwas wie eine Aufhebung der Naturgeſetze beobachtet“, und 
deshalb () verwerfen ſie die Wunder. Das klingt der Ausſage ähnlich, daß 
die Naturforſcher das Rundſein aller Kreiſe annehmen, weil ſie noch nie ſo 
etwas wie viereckige Kreiſe geſehen haben. Iſt die Figur viereckig, ſo iſt es 
eben kein Kreis mehr; erblickt man eine ſcheinbare Aufhebung eines Geſetzes, 
| jo ſchreibt man dies einer beſonderen neu hinzukommenden Urſache zu, und 
dann iſt es eben keine Aufhebung mehr. 

Bei dem den ſtreitenden Parteien gemeinſamen Mangel an Einſicht in die 
Grundlagen der Wiſſenſchaft iſt es kein Wunder, daß ſie zu gemeinſamen 
Schlußfolgerungen kommen. „Nur ein denkender Geiſt kann die Ordnung der 
Welt verurſacht haben“, „die Ordnung der Naturgeſetze kann nicht aus ſich 
ſelber kommen“, ſagte Pater Wasmann, wobei er ſelbſtverſtändlich nicht 
an den menſchlichen Geiſt, ſondern an einen Weltenſchöpfer dachte. Und 
ähnlich ſprach der Hauptvertreter des Monismus, der ſchon erwähnte Pro⸗ 
feſſor Plate: „Die Naturgeſetze ſind das, was wir ergründen können; was 

inter ihnen ſteht oder was in ihnen lebt und wirkt, das iſt die letzte Frage 
der Philoſophie, da berühren ſich Wiſſen und Glauben, da denkt der eine ſo, 
der andere jo. . . . Ich perſönlich vertrete immer den Standpunkt, daß wenn 
man Naturgeſetze findet, es durchaus logiſch iſt, zu ſagen, in den Natur⸗ 
geſetzen offenbart ſich ein, Geſetzgeber' welchen ich mir als ein höchſtes 
geiſtiges Prinzip im pantheiſtiſchen Sinne denke.“ Dieſen letzten Satz hat 
Plate nachher hinzugefügt, als ſein Gegner ihn, wie leicht erklärlich, wegen 
dieſes Bekenntniſſes ſofort beim Kragen nahm und ihm die Frage vorlegte: 
weshalb ein Geſetzgeber, der einmal die Naturgeſetze gegeben habe, nicht auch 
imſtande ſein könne, wenn er es für höhere Zwecke, für die ſittliche Welt⸗ 
ordnung nötig erachte, dieſe Geſetze zu durchbrechen und Wunder zu wirken? 
Die Ausrede mit dem pantheiſtiſchen Prinzip läßt die Verſchwommenheit der 
Vorſtellungen des Moniſten um ſo klarer hervorleuchten. Es handelt ſich hier 
im Grunde um dieſelbe Logik wie die des einfältigen Kleinbürgers, deſſen 
theologiſche Argumente alſo lauten: Alles um uns, der Tiſch, das Haus, iſt 
angefertigt worden, alſo muß auch die Welt von einem Schöpfer angefertigt 
ſein. Geradeſo der Profeſſor: ſo wie alle Geſetze, die uns regieren, von Geſetz⸗ 
gebern erlaſſen worden ſind, ſo muß es auch mit den Naturgeſetzen beſchaffen 
ſein. Bürgerlich-fonftitutionelle Theologie! 

Schon an dieſem einen Ausſpruch iſt die Windigkeit des ganzen Monismus 
zu erkennen. Während er, als Erbe des alten bürgerlichen Materialismus, an 
derſelben Beſchränktheit leidet, das Leben und die Welt durch Geſetze der 
Phyſik und Chemie erklären zu wollen, ſteht er hinter jenem weit zurück an 
Konſequenz und Kampfestüchtigkeit. Jener Materialismus war die Theorie 
des kämpfenden, politiſch emporſtrebenden Bürgertums, der Monismus iſt die 
des unterdrückten, unpolitiſchen, zaghaften Bürgertums. Nicht Kampf gegen 
die Religion, ſondern Verſöhnung iſt ihre Loſung. Nicht die Religion ſelbſt, 
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ſondern die albernen Märchen der offiziellen Kirche bekämpfen ſie; ſie wollen 
als aufgeklärte Naturforſcher das Recht haben, ihre beſſeren, auf Wiſſenſchaft 
ſich ſtützenden Anſichten zu propagieren. Aber der Religion ſelbſt den Fehde⸗ 
handſchuh hinzuwerfen, daran denken ſie nicht; in metaphyſiſchen Fragen ganz 
unklar, ſelbſt ein myſtiſches, verſchwommenes Bedürfnis nach Religion empfindend, 
ſehnen ſie ſich nach einem allumfaſſenden Einheitsglauben, der der Spaltung 
der bürgerlichen Welt ein Ende bereiten wird. „Meine Hoffnung iſt, daß die 
Naturwiſſenſchaft einſt dieſe ſchöne . .. Aufgabe löſen wird, den Proteſtan⸗ 
tismus und den Katholizismus ſo weiter zu entwickeln, daß ſie ſpäter zu 
einer Einheitskirche verſchmelzen können und der unglückliche Hader, der 
auf unſerem Volke wie ein Alp laſtet, auf dieſe Weiſe verſchwindet“ (Plate). 
Der Kampf gegen die Religion war einſt der theoretiſche Ausdruck des 
geſellſchaftlichen Kampfes des Bürgertums gegen die Reaktion. In dieſem 
Verlangen nach Verſöhnung und Frieden bei ihren intellektuellen Vertretern 
ſpiegelt ſich die Kampfunfähigkeit der modernen Bourgeoiſie. 


4. Die Entft des Menſchengeiſtes. 

Die Haupturſache, weshalb der Darwinismus bisher die chriſtlichen Auf⸗ 
faſſungen nicht völlig beſiegen konnte, liegt darin, daß er den Hauptunterſchied 
zwiſchen Menſch und Tier nicht erklärt. Aus der körperlichen Übereinjtimmung 
hat er die Abſtammung des Menſchen von den Tieren unwiderlegbar bewieſen; 
aber ſolange die geiſtige Verſchiedenheit, die Entſtehung der menſchlichen 

Vernunft aus dem tieriſchen Geiſte nicht genügend aufgeklärt iſt, kann 

der Wunderglauben ſich noch immer auf dieſe nur durch einen ſpeziellen 
Schöpfungsakt zu füllende Kluft zwiſchen Menſch und Tier berufen. 

Wasmann hatte hervorgehoben, daß nur der Menſch „Begriffe bilden, 
allgemeine Schlüſſe daraus ziehen und durch ſeine Vernunft ſich erheben kann 
über alle Einzelerſcheinungen“. Damit hatte er ganz richtig das Weſentliche, 
was Tier⸗ und Menſchengeiſt voneinander unterſcheidet, angegeben: die ab⸗ 
ſtrakten Begriffe, die ein zweckbewußtes Vorausſehen künftiger Wirkungen der 
eigenen Handlungen geſtatten. Dieſen Unterſchied zwiſchen Menſch und Tier 
führte er gegen die tieriſche Abſtammung des Menſchen ins Feld. Wie ſuchten 
die liberalen Darwiniſten dieſen Einwand zu entkräften? Sie leugneten den 
ganzen Unterſchied, oder richtiger, ſie verſtanden offenbar nicht einmal, um 
was es ſich handelte. 

Häckel hat ſchon das Beiſpiel gegeben, indem er die niederen Naturvölker 
in geiſtiger Hinſicht den Tieren näher ſtellte als den Europäern. In faſt 
allen populären Schriften über den Darwinismus wird der alte Gegenſatz 
zwiſchen dem Inſtinkt der Tiere und dem Verſtand der Menſchen bekämpft. 
Soweit damit der löbliche Zweck erreicht werden ſoll, die Verwandtſchaft und 
die Berührungspunkte hervorzuheben und die nicht zu überbrückende Kluft, 
die die alte Theologie zwiſchen Menſch und Tier aufſtellte, zu verneinen, hatte 

dieſe Darſtellung ihre Berechtigung. Soweit ſie aber über den wirklichen 
Unterſchied hinwegſieht, weil ſie ihn nicht zu erklären weiß, wird ſie zum 

bloßen Wörterſchwall, der die eigene Schwäche verdecken ſoll. So führte einer 
der Opponenten, die dieſe Frage berührten, Profeſſor v. Hanſemann, aus: 
„Wo ſich Herr Wasmann bemüht, zu zeigen, daß nur der Menſch Verſtand 
habe, die Tiere aber nur Inſtinkt, da verläßt Herr Wasmann vollſtändig den 
Boden der wiſſenſchaftlichen Tatſachen. . .. Wenn ich den Verſtand von vorn: 
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herein als etwas ausſchließlich Menſchliches definiere, jo hat natürlich nur der 
Menſch Verſtand und die Tiere nicht.“ 

Nicht beſſer machte es der bekannte Schriftſteller Wilhelm Bölſche; jo 
wenig war er ſich darüber klar, daß es ſich hier um das Problem des ab⸗ 
ſtrakten Denkens handle, daß er glaubte, Pater Wasmann ſtelle die moraliſche 
Natur des Menſchen in Gegenſatz zu den Tieren. „Ich meine, es ſei doch 
eine unendliche Menge von Erſcheinungen ſchon in der Tierſeele, die viel er⸗ 
habener, viel größer ſind als das Niedrige, was wir in uns, in den Menſchen⸗ 
ſeelen noch ſehen. ... Über dieſe Menſchenſeele in ihrer Verkommenheit erhebt 
ſich die Tierſeele ſicherlich dort, wo fie uns zum Beiſpiel als Mutterliebe 
in ihrer reinſten Form entgegentritt.“ ... Dieſes verſchwommene Hervorheben 
der Ethik entſpricht vollkommen der Gefühlsmyſtik des modernen Bürgertums. 
In dieſem Punkte wußte der katholiſche Gelehrte, trotzdem er ſeinen Gegnern 
an philoſophiſcher Schulung überlegen war, doch ihre Schwäche nicht aus⸗ 
zunutzen, denn ihm war die Moral mit ihrer himmliſchen Herkunft gleich teuer 
wie ihnen. Er ſtellte alſo einfach Anſicht gegenüber Anſicht: „Falſch iſt es, 
daß Vernunft und Freiheit des Menſchen auch bei dem Tiere vorhanden ſind.“ 

Nur einer der Opponenten, Dr. Friedenthal, Privatdozent der Phyſio⸗ 
logie, hatte eine Ahnung davon, um was es ſich handelte, und machte einen 
Verſuch zur Erklärung. „Nur der Menſch beſitzt eine Sprache. Nur im An⸗ 
ſchluß an eine Sprache können ſich räumliche und zeitliche Vorſtellungen, die 
auch das Tier beſitzen muß, zu Begriffen und Idealen entwickeln.“ Dieſer 
Zuſammenhang iſt richtig, aber er verſchiebt nur das Problem. Denn woher 
der Menſch ſeine Sprache hat, die den Tieren fehlt, erklärt er nicht. 

Denken iſt Abſtrahieren; die geiſtige Tätigkeit beſteht in der Bildung von 
abſtrakten Begriffen, die das Gemeinſame eines beſtimmten Teiles der Er⸗ 
ſcheinungswelt darſtellen und ihn von anderen Erſcheinungsgruppen unter⸗ 
ſcheiden. Dieſe Unterſcheidung iſt nur möglich durch ein Zeichen, einen Namen 
des Begriffs, durch einen Laut. Nur durch ſolche Zeichen und Laute laſſen 
ſich die Begriffe und die verſchiedenen Umkreiſe der Erfahrung, die ſie dar⸗ 
ſtellen, auseinanderhalten; ohne ſie bliebe die Erſcheinungswelt ein Chaos von 
zahlloſen, immer wechſelnden, regelloſen Einzelerſcheinungen. Ohne Sprache 
wäre alſo abſtraktes Denken unmöglich geweſen. Mußte dann die Sprache 
zuerſt da ſein, bevor das Denken entſtehen konnte? Das iſt geradeſo un⸗ 
möglich; die Laute der Sprache haben eben nur Sinn als Zeichen für abſtrakte 
Begriffe. Sprache und Denken verhalten ſich zueinander wie Werkzeug und 
Tätigkeit; das eine bedingt das andere und kann nicht ohne das andere be⸗ 
ſtehen. Sie müſſen zuſammen entſtanden ſein und ſich zuſammen entwickelt 
haben. Was die Urſache, die Triebkraft dieſer Entwicklung geweſen iſt, darüber 
haben vor allem die Unterſuchungen von Ludwig Noirs über die Entſtehung 
des Werkzeugs Klarheit gebracht.“ 

Nicht nur durch Sprache und Vernunft, ſondern auch durch die Anfertigung 
und Benutzung von Werkzeugen unterſcheidet ſich der Menſch von den Tieren. 
Es liegt auf der Hand, daß dieſe verſchiedenen Unterſcheidungsmerkmale nicht 
unabhängig voneinander ſein können. In der Regel wird ihr Zuſammenhang 
nur einſeitig aufgefaßt: zum Gebrauch von Werkzeugen iſt Vernunft, iſt be⸗ 


L. Noiré, Das Werkzeug und ſeine Bedeutung für die Entwicklungsgeſchichte der 
Menſchheit. Mainz 1880. Vergl. auch Engels, Der Anteil der Arbeit an der Menſchwerdung 
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wußte Überlegung nötig; bei dieſer einſeitigen Abhängigkeit kann jedoch von einer 
ausreichenden natürlichen Erklärung keine Rede ſein. Wenn man die übliche Dar⸗ 
ſtellung lieſt, daß ein Affe oder Affenmenſch bisweilen einen Stein und bisweilen 
einen Stock benutzt, und daß nun ein ſehr intelligentes Exemplar nur auf den Ge⸗ 
danken zu kommen brauchte, beide aneinander zu befeſtigen, und eine fertige Axt 
iſt da — ſo iſt in dieſem „Gedanken“ ſchon eine menſchliche Vernunft vorausgeſetzt. 
Mit Recht nennt Noiré die Annahme, daß ein Urmenſch in vernünftiger Überlegung 
Stock und Stein zur Axt zuſammenfügte, ungeheuerlich. Sie läßt das Wunder 
der Entſtehung der menſchlichen Vernunft als unerklärtes Wunder beſtehen. 
Das Wunder iſt nur durch Hinzuziehung der anderen Seite des Zuſammen⸗ 
hanges aufzuheben. Vernunft und Sprache können nur aus dem Gebrauch 
des Werkzeugs entſtanden ſein. Der Widerſpruch, daß das eine aus dem 
anderen und das andere aus dem einen entſtanden iſt, löſt ſich dadurch, daß 
es ſich um einen ſehr langen und langſamen Prozeß der Wechſelwirkung handelt, 
in dem Sprache und Werkzeug, Denken und Tätigkeit ſich aneinander und 
zuſammen entwickeln. „Nur die Entwicklung, die allmähliche, langſame, lücken⸗ 
loſe — des Zieles unbewußt und dennoch durch eine gewiſſe inſtinktive Ver⸗ 
nunftwirkung in langem, vielfältigen Taſten nach einer Richtung hinſtrebend, 
an deren Ende eben das vollendete Werkzeug liegt — iſt imſtande ..., das 
Wunder zu beſeitigen“ (Noiré). Auf jeder Stufe regt die Werkzeugtätigkeit 
das Denken an, verbeſſert das Denken das Werkzeug, und ſo wächſt, in un⸗ 
endlich langſamen, unmerklichen Stufen emporſteigend, mit dem allmählich 
aus der dunklen Empfindungsmaſſe ſich aushebenden Denken auch der immer 
bewußtere Gebrauch des Werkzeugs als Machtmittel in des Menſchen Hand 
empor. Wenn als Frucht eines langen Entwicklungsganges ſchließlich die Axt 
nicht zufällig erfunden und nicht bewußt konſtruiert, ſondern entſtanden, ges 
wachſen iſt, dann hat der Menſch in dieſem wundervollen Werkzeug, das ihn 
befähigt, den ſtarken Naturgewalten, Urwald und Raubtieren, die Stirne zu 
bieten, die Bürgſchaft ſeines künftigen Herrſchertums über die Erde in der Hand. 
Bei Menſch und Tier bewirkt das Bedürfnis als unmittelbare Empfindung 
beſtimmte Handlungen, deren Zweck die Befriedigung des Bedürfniſſes iſt. Bei 
dem Tier ſind Empfindung und Handlung unmittelbar miteinander verbunden; 
der Hunger und der Anblick der Beute wirken ſofort dahin, daß ſie in der dem 
Tier eigenen Weiſe verfolgt und gegriffen wird. Kein Gedanke, kein Werkzeug 
ſchiebt ſich dazwiſchen. Bei dem Menſchen haben ſich zahlloſe Mittelglieder ein⸗ 
geſchoben, und erſt durch dieſen Umweg ſind Empfindung und Handlung, Be⸗ 
dürfnis und Befriedigung miteinander verbunden. Geiſtig ſchiebt ſich eine lange 
Reihe von Wahrnehmungen und Schlüſſen, eine Kette von Zwecken und Mitteln, 
materiell ſchiebt ſich eine Reihe von Werkzeugen, ein verwickeltes Syſtem von 
Produktionsmitteln dazwiſchen. Der hungrige Menſch wird durch den Anblick 
von ein paar Zeilen Druckerſchwärze dazu gebracht, ſein Bündel zu ſchnüren, 
ſich auf die Bahn zu ſetzen, in der fremden Stadt ſich bei dem in Angriff 
genommenen Werke anzubieten, um eine Woche nachher Geld zu Lebensmitteln 
zu empfangen. Dieſem gedanklichen Umweg zwiſchen Hungerempfindung und 
Nahrung entſpricht die Verwickeltheit der heutigen Produktionsordnung. Dieſes 
verwickelte Ganze von Mittelgliedern, von Denken und Sprache, von Schrift 
und Wiſſenſchaft, dieſes ganze geiſtige Beſitztum der Menſchheit hat ſich aus 
einfachen Anfängen durch immer weitere Differenzierung entwickelt; ähnlich 
hat ſich unſere vollkommene Technik aus dem primitivften Werkzeug entwickelt; 
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dieſe beiden Entwicklungen find in jeder Stufe aufs engſte miteinander ver⸗ 
bunden. In ihren einfachſten Anfängen liegt die ganze nachherige Entwick⸗ 
lung ſchon im Prinzip enthalten; mit ihnen braucht die Erklärung ſich bloß 
zu beſchäftigen. Der Urmenſch, der einen einfachen Gedanken zwiſchen Trieb 
und Handlung ſchiebt, nicht ſofort das Mittel zum Zweck anwendet, ſondern 
ein Mittel zu dieſem Mittel — der alſo nicht ſeinen Gegenſtand mit ſeinen 
leiblichen Organen angreift, ſondern ein Werkzeug nimmt, zum Beiſpiel einen 
ſcharfen Stein ſucht, um das tote Tier zu zerteilen, dieſer Urmenſch iſt ſchon 
wirklich Menſch und weiſt das Unterſcheidungsmerkmal von Menſch und Tier 
in ſeiner einfachſten Geſtalt auf. 

Zu einer ſolchen bewußten Anwendung von Werkzeugen iſt Vernunft, 
iſt Überlegung nötig, die ein Tier, trotz der vielen Tierfabeln, in denen 
die Beobachter in die tieriſchen Handlungen eine menſchliche Überlegung hinein⸗ 
legen, nicht beſitzt. Dieſe Vernunft beſteht in nichts anderem als in dem 
Beſitz abſtrakter Begriffe. In dieſen abſtrakten Begriffen und kauſalen Regeln 
hat der Menſch ſeine früheren Erfahrungen aufgeſpeichert; in dieſer allgemeinen 
Geſtalt ſtehen ſie ihm als Wiſſen zur Verfügung. Jede Empfindung, jede 
Wahrnehmung, anſtatt ſofort eine Handlung auszulöſen, wird mit den Be⸗ 
griffen im Kopfe verbunden, verglichen und auf Grund beſtimmter Charaktere 
als beſonderer Fall ihrer allgemeinen Regeln in ſie eingereiht. Die ſchließ⸗ 
liche Handlung erſcheint dann als das letzte Glied einer ganzen Reihe von 
Schlußfolgerungen, die die obenerwähnten „Mittelglieder“ zwiſchen Empfindung 
und Handlung bilden. Da die Begriffe und Vorſtellungen ein tauſendfach 
verſchlungenes Netz von Urſachen und Wirkungen bilden, iſt die Verbindung 
jener Endpunkte nicht in einer, ſondern in hundertfacher Weiſe möglich; der 
Menſch paßt gleichſam die verſchiedenſten Begriffsverbindungen probeweiſe 
als Glieder in die Kette ein, um ſchließlich die paſſendſten beizubehalten. 
Darin beſteht die bewußte Überlegung, die freie Auswahl der zweckentſprechendſten 
Handlungen, die zum Gebrauch des Werkzeugs nötig iſt.“ 

Durch die abſtrakten Begriffe löſt der Menſch die Welt in ihre Teile und 
Elemente auf, während das Tier, dem dieſe Begriffe fehlen, dazu nicht fähig 
iſt. Der Menſch iſt daher imſtande, jede Gruppe von Erſcheinungen geſondert, 
los von dem Weltganzen, zu betrachten und ſich beſtimmte Gegenſtände in 
einer anderen Lage vorzuſtellen; darauf beruht die ganze menſchliche Arbeit, 
daß der Menſch ſich zuerſt im Kopfe als Vorſtellung aufbaut, was nachher ſeine 
Arbeit verwirklicht. Not macht nur den Menſchen, nicht das Tier erfinderiſch; 
auch in der höchſten Not wird das Tier ſich nicht dazu erheben können, abſichtlich 
einen Stein zu nehmen und als Werkzeug anzuwenden, weil ihm die Vorſtellung 
fehlt, welche Wirkungen der Stein in einer anderen Lage ausüben würde. 

Hier wird nun auch ſofort klar, in welcher Weiſe der Gebrauch von Werk⸗ 


zeugen zu der Entſtehung der menſchlichen Geiſtestätigkeit führen muß. Die 


bewußte Anwendung eines Werkzeugs beſteht in der vorgeſtellten Heraushebung 
eines Gegenſtandes aus der Geſamtmaſſe der Empfindungen in eine vor⸗ 
geſtellte neue Lage. Die Möglichkeit dieſer Vorſtellung kann umgekehrt nur 


aus der wiederholt wahrgenommenen Heraushebung eines Gegenſtandes aus 


der Geſamtumgebung, wobei jedesmal beſtimmte Wirkungen auftraten, ver⸗ 
ſtanden werden. Die Anficht, die Vorſtellung eines urſächlichen Verhältniſſes 


Vergl. das Schopenhauerſche Zitat in Kautskys „Ethik und materialiſtiſche Geſchichts⸗ 
auffaſſung“, S. 95. 
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ſei aus der wiederholten Beobachtung beſtimmter einander folgender Natur: 
vorgänge hervorgegangen, iſt unrichtig; der kauſale Zuſammenhang beſtimmter 
Naturvorgänge wird erſt bei einer viel höheren Stufe der Entwicklung erkannt, 
wenn die Vorſtellung von kauſalen Beziehungen überhaupt ſchon zu einer 
feſten Denkform geworden iſt. Sonſt müßten ja die Tiere auch dieſe Vor⸗ 
ſtellung haben. So wie die Welt uns rings umgibt und uns anſtarrt, wie 
ſie auch die Tiere anſtarrt und von ihnen angeſtarrt wird, kann ſie dieſe 
Vorſtellung nicht erwecken; ſie iſt dort ein Ganzes von Empfindungen, von 
dem kein Anſtoß zur Entzündung eines Selbſtbewußtſeins ausgeht. Sie iſt 
nicht unveränderlich; ſie wechſelt und ändert ſich fortwährend, ſchon durch die 
Bewegung des Tieres, und auf beſtimmte Anderungen, beſtimmte Wahr: 
nehmungen reagiert das Tier durch beſtimmte zweckmäßige Bewegungen, die 
einen inſtinktmäßigen Charakter tragen, das heißt durch lange Vererbung zu 
feſten Trieben geworden find. So flieht der Haſe bei jedem Geräuſch, jo ver: 
folgt das Raubtier ſeine Beute, jo bohrt und knabbert das Eichkätzchen in be- 
ſtimmter Weiſe an der Nuß. Auch die Tiere haben Erfahrung über die Wirkungen 
beſtimmter Urſachen, denn ſie fliehen oder ſuchen ſie; aber dieſe Erfahrungen 
bleiben in dem Ganzen verſchlungen, das wie eine Einheit empfunden wird. 
Aus dieſer Geſamtmaſſe hebt ſich für den Urmenſchen das von ihm geſchaffene 
Werkzeug heraus. Während die ganze Umwelt, genau wie bei dem Tier, un⸗ 
bewußt wie ein Ganzes empfunden wird, zu dem er ſich paſſiv verhält, bildet 
ſein aktives Weſen, ſeine eigene Tätigkeit den Gegenſtand ſeiner ganzen Auf— 
merkſamkeit. Darin tritt nun das Werkzeug und deſſen Produkt als ein will⸗ 
kürliches auf; er benutzt es, und die Wirkung kommt; er wirft es weg, und die 
Wirkung bleibt aus; das Reſultat der Tätigkeit als Wirkung, und das Werkzeug 
als Urſache treten als von ſeiner Willkür abhängige Erſcheinungen aus der Maſſe 
alles anderen hervor. So erleuchtet ſich das Selbſtbewußtſein in der Geſtalt des 
zuerſt aufdämmernden Kauſalbewußtſeins an der ſchaffenden, umwandelnden 
Tätigkeit des Menſchen mittels des von ihm ſelbſt geſchaffenen Werkzeugs. 


— — 


Hier darf wohl die Bemerkung eingeſchoben werden, daß auf jeder Stufe 


der Entwicklung die Erweiterung des Wiſſens in derſelben Weiſe ſtattfindet. 
Aus einer Erfahrungsmaſſe, die zuvor als ein ununterſchiedenes Ganzes durch 
einen einzigen Begriff dargeſtellt wurde, treten die einzelnen Elemente hervor 
und werden beſonders benannt und unterſchieden. 

Bei dieſer erſten Bewußtwerdung des Geiſtes war es alſo weſentlich, daß 
die Werkzeugtätigkeit innerhalb des Geſichtskreiſes des Auges fiel. Sie iſt alſo 


eng verknüpft mit der Rolle, die die Hand in der menſchlichen Entwicklung 


ſpielte. Bei den meiſten Tieren fällt die bedeutendſte Tätigkeit des Ergreifens 
und Zerſtückelns der Nahrung den Zähnen zu, kann alſo nicht geſehen werden. 
Daß bei den Affen die Pfoten ſich zu Greiforganen mit gegenüberſtehendem 
Daumen entwickelt haben, deren Tätigkeit dem Auge ſichtbar iſt, bedingt zweifels⸗ 
ohne ſchon die höhere Intelligenz dieſer Tiere. Doch behalten hier, wie bei den 
primitivſten Urmenſchen die Zähne immer noch eine bedeutende Funktion. Erſt 


mit dem Gebrauch von Werkzeugen tritt die Hand als ſtellvertretendes Organ 


für alle anderen auf, und treten alle wichtigen Tätigkeiten in den Geſichtskreis 
und unter die Kontrolle des Auges. 

Die Hand iſt nicht wie die Organe der Tiere für eine beſtimmte Tätigkeit 
ausgebildet, ſondern ein Organ, das durch ſeinen feinen Bau und ſein feines 
Gefühl zur Handhabung und Führung aller Werkzeuge geeignet iſt und da⸗ 


— — — — 


— 
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8 urch Organ für alle Tätigkeit. Sie iſt an die Stelle aller tieriſchen Arbeits⸗ 


organe getreten; was bei den Tieren durch Differenzierung der feſt angewachſenen 
Leibesorgane ſelbſt an ſpezieller Zweckmäßigkeit gewonnen wurde, findet bei dem 


Menſchen nunmehr durch Differenzierung der auswechſelbaren Werkzeuge ſtatt. 
Nur mit Hilfe dieſes als Greiforgan ererbten wundervollen Organs konnte der 


Menſch zum Gebrauch von Werkzeugen gelangen, alſo zum Vernunfttier werden. 
Hand und Werkzeug entſprechen zuſammen dem tieriſchen Organ. Das Be⸗ 


ſondere dabei, das das Denken entzündet und anregt, iſt dies, daß das Werk⸗ 
zeug zugleich wie ein Teil des eigenen Körpers erſcheint und doch ein äußer⸗ 


liches Ding iſt, das wieder weggeworfen wird. Deshalb kann es durch andere 
ähnliche Werkzeuge erſetzt werden. Hier findet das Abſtraktionsvermögen ſeine 


erſte Betätigung; nicht wie ein ungeteiltes Ganze erſcheint das werbende Organ, 


ſondern es beſteht aus der Hand mit irgend einem Objekt zuſammen. Der 


Name des Objekts iſt von Anfang an Gattungsname, der einen abſtrakten, 


viele konkrete Dinge darſtellenden Begriff ausdrückt. 

So wird verſtändlich, wie der Gebrauch von Werkzeugen das Abſtraktions⸗ 
vermögen und das Kauſalitätsempfinden notwendig hervorrufen muß. Um⸗ 
gekehrt ift ein ſolches Abſtraktionsvermögen und die Kauſalitätsvorſtellung, die 
ihrerſeits wieder eine Sprache bedingen, nötig, um ein Werkzeug richtig zu 


gebrauchen. Um mit den Werkzeugen hantieren zu können, war die fein aus⸗ 


gebildete Hand nötig; umgekehrt hat ſich die Hand erſt durch das Hantieren 


mit den Werkzeugen aus einem einfachen Greiforgan zu dem „Organ der Ver⸗ 
nunft“, zu dem „äußeren Gehirn“, wie man ſie wohl bezeichnet hat, entwickelt. 


So iſt die Entwicklung von Tätigkeit und Vernunft, von Denken und Sprache, 


von Hand und Werkzeug, die alle einander gegenſeitig bedingen, als eine ger 


meinſame Entwicklung in ſtetiger Wechſelwirkung zu verſtehen. 
Die ſelbſtverſtändliche Grundlage zu dieſer ganzen Entwicklung bildet das 
geſellſchaftliche Leben der Menſchen. Nur in einer Geſellſchaft war ſie 


möglich. Eine Sprache kann nur in einer Geſellſchaft entſtehen und beſtehen; 


außerhalb derſelben iſt ſie nutzlos wie ein Auge im Dunkeln. Nur in einer 


Geſellſchaft kann ſich die Fähigkeit, Werkzeuge zu machen und zu benutzen, | 


können ſich alle dazu gehörenden Kenntniſſe fortpflanzen. 


Als geſellſchaftlich lebende, mit Greiforganen ausgerüſtete und zu ver⸗ 
ſchiedenen Lauten fähige Weſen traten die Vorfahren der Menſchen aus der Tier⸗ 
welt heraus. Was ihre damalige Lebensweiſe war, welche gemeinſame Arbeit ſie 
machten, darüber kann man mehr oder weniger wahrſcheinliche Mutmaßungen 


aufſtellen, die zur Einzelforſchung gehören. Noiré glaubt namentlich aus ſprach⸗ 


lichen Daten ableiten zu können, daß die erſte gemeinſame Tätigkeit das Scharren 
in der Erde — und vielleicht das Flechten von Baumzweigen — zur Her⸗ 
ſtellung von Wohnungen war, wobei ihnen zufällig Steine in die Hände ge⸗ 
rieten, die zuerſt unbewußt, dann allmählich bewußt zur Arbeit benutzt und 
dann abſichtlich aufgeſucht wurden. Jedenfalls darf man annehmen, daß aus 
der gemeinſamen Arbeit die erſten ſprachlichen Laute zu ihrer Bezeichnung ent⸗ 


ſtanden, und daß allmählich bei dieſer Arbeit vorgefundene Gegenſtände un⸗ 
bewußt verwendet wurden. Dann fängt der oben ſkizzierte Prozeß an; wie 


ein erſter ſchwacher Dämmerſchein tritt die oft wiederholte Tätigkeit ins Be⸗ 
wußtſein und trennt ſich das primitive Werkzeug von der bisher als ein un⸗ 
geteiltes Ganzes empfundenen Tätigkeit; je klarer ſie wird, um ſo bewußter 
wird das Werkzeug aufgeſucht und angewandt. Seinen ſichtbaren Ausdruck 
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findet dieſe Entwicklung in der ſprachlichen Abſonderung des tätigen Werk⸗ 
zeugs von der Tätigkeit; es bekommt einen eigenen Namen, der ſeine Wirkung 
ausdrückt, und hebt ſich dadurch von der ganzen Welt ab. Dieſer Name iſt 
Gattungs⸗, iſt Begriffsname; der Anfang des abſtrakten und kauſalen Denkens 
und Vorſtellens iſt damit gemacht. Zugleich findet ein Prozeß der ſtetigen 
Differenzierung ſtatt. Die primitiven Steine werden allmählich für andere 
Arbeiten angewandt, die geeignetſten ausgeſucht und ſchließlich für den be⸗ 
ſonderen Zweck bearbeitet, und damit differenziert ſich zugleich die Sprache 
zu einem immer größeren Reichtum an Begriffen. 

Wir ſehen alſo: dasſelbe Prinzip, das in höher entwickelten Phaſen den 
Fortſchritt der Geſellſchaft beſtimmt, erklärt auch das erſte Werden des Menſch⸗ 
tums; nämlich die ſtetige Wechſelwirkung von Theorie und Praxis, von Arbeit 

und Wiſſenſchaft, von Denken und Werkzeugen, von Vernunft und Tätigkeit. 
Dies erklärt auch, weshalb die Unterſuchungen Noirés bei den bürgerlichen 
Gelehrten, die den Geiſt als ein ſelbſtändiges, über der ſonſtigen Welt ſtehen⸗ 
des Wunderding betrachten, jo wenig Beachtung gefunden haben. Ihre volle Be- 
deutung läßt ſich erſt vom hiſtoriſch⸗materialiſtiſchen Standpunkt heraus erfaſſen. 


Statiſtiſches über die deutſche Arbeiterverſicherung. 
Von J. Fräßdorf. 


Im Auftrag des Reichsverſicherungsamtes hat der Senatsvorſitzende Herr 
Dr. Klein für den internationalen Arbeiterverſicherungskongreß, welcher im Oktober 
1908 in Rom tagte, über die deutſche Arbeiterverſicherung eine intereſſante ſtatiſtiſche 
Arbeit (Verlag von Behrend & Co. Berlin) veröffentlicht, die für alle Intereſſenten 
brauchbares Material liefert, wovon einiges hier beſprochen und aufgeführt ſei. 


Über den Umfang. 


Im Jahre 1906 waren gegen Krankheit 12408 706 (darunter zirka 3 Millionen 
Frauen), gegen Unfall 19227000 und gegen Invalidität 14142700 Perſonen verſichert. 

Die Zahl der gegen Krankheit Verſicherten ſtieg in den letzten 15 Jahren 
relativ ſchneller als die Zahl der Bevölkerung. Bei der Unfall- und Invaliden⸗ 
verſicherung war das nicht der Fall. 

So waren im Jahre 1892 von 1000 Einwohnern gegen Krankheit 148, gegen 
Unfall 329 und gegen Invalidität 282 verſichert. 1906 dagegen waren von 1000 Ein⸗ 
wohnern 203 gegen Krankheit, 314 gegen Unfall und 231 gegen Invalidität ver⸗ 
ſichert. Obwohl die Zahl der Krankenverſicherungspflichtigen am geringſten iſt, iſt 
in ſozialer und finanzieller Bedeutung die Krankenverſicherung, wie wir noch zeigen 
werden, den übrigen Verſicherungszweigen weit überlegen. 


Verſicherungsträger. 

Von 100 gegen Krankheit verſicherten Perſonen gehörten im Jahre 1906 (ab⸗ 
gerundet) 48 den Ortskrankenkaſſen, 24 den Betriebskrankenkaſſen, 2 den Innungs⸗ 
krankenkaſſen, 7 den Hilfskaſſen, 6 den Knappſchaftskrankenkaſſen, 12 den Gemeinde⸗ 
krankenverſicherungen an. Die Baukrankenkaſſen machen nur einen winzigen Prozent⸗ 
ſatz aus. 

Die ungeheuerliche Zerſplitterung in unſerem Krankenkaſſenweſen bringt es mit 
ſich, daß auf eine der 22940 Kaſſen nur zirka 540 Mitglieder entfallen. 

Die Gewerbeunfallverſicherung umfaßt 64 Berufsgenoſſenſchaften mit 
639826 Betrieben und 8284021 Perſonen, ſowie 62 Ausführungsbehörden mit 
523 980 Perſonen. | / 
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Die Bauunfallverſicherung einfchließlich der dazu gehörenden Ausführungs⸗ 
behörden umfaßt 18888 Betriebe mit 415869 Verſicherten. | 

Bei der Seeberufsgenoſſenſchaft find 1632 Betriebe mit 75423 Perſonen 
verſichert. 

An Zahl am umfangreichſten (aber nicht an Bedeutung) iſt die Land⸗ und 
forſtwirtſchaftliche Unfallverſicherung, die einſchließlich von 54 Ausführungsbehörden 
4695843 Betriebe und 11417920 Verſicherte umfaßt. Hierbei iſt zu beachten, daß 
ein Teil der Verſicherten bei der Gewerbe- und der Landwirtſchaftlichen Unfall⸗ 
verſicherung gezählt wurde, weil ſie teils hier teils dort beſchäftigt und ver⸗ 
ſichert ſind. 

Als Träger der Invalidenverſicherung ſind 31 Verſicherungsanſtalten 
und 9 beſondere Kaſſeneinrichtungen tätig. 


Einnahmen. Ausgaben. Vermögen. 


Die Krankenverſicherung hatte 1906 eine Einnahme von 314462000 Mark, 
eine Ausgabe von 282487163 Mark und ein Vermögen von 253360336 Mark. 

Die Unfallverſicherung hatte 1906 eine Einnahme von 189708567 Mark, 
eine Ausgabe von 165964271 Mark und ein Vermögen von 282347962 Mark. 

Die Invalidenverſicherung hatte 1906 eine Einnahme von 263340791 Mark, 
eine Ausgabe von 182355360 Mark und ein Vermögen von 1318525631 Mark. Die 
Invalidenverſicherung hatte 1906 eine Zinſeneinnahme von 44457013 Mark. 


Entſchädigungsfälle. 


Bei der Krankenverſicherung wurden im Jahre 1906 4820918 Erkrankungs⸗ 
fälle mit 94.077528 Krankheitstagen gezählt. Die Leiſtungen der Krankenkaſſen haben 
eine ſteigende Tendenz. Während im Jahre 1886 auf einen Erkrankungsfall mit 
Erwerbsunfähigkeit 32,01 Mark Koſten entfielen, ſtieg dieſer Betrag 1896 auf 
40 Mark und 1906 auf 55,25 Mark. Die Aufwendungen pro Krankheitstag waren 
in den genannten Jahren 2,07 Mark, 2,33 Mark und 2,83 Mark. 

An Krankengeld wurde 1886 1 Mark, 1896 99 Pfennig und 1906 1,22 Mark 
pro Tag durchſchnittlich gewährt. Dieſe minimale Steigerung des Krankengeldes 
iſt völlig unbefriedigend. Dafür haben aber die Arzte ein um ſo beſſeres Geſchäft 
gemacht. Im Jahre 1886 bezogen die Arzte aus der Krankenverſicherung 11272 741 
Mark, im Jahre 1896 26083344 Mark und im Jahre 1906 60323097 Mark. Hier 
zeigt ſich, wie ungerechtfertigt das Geſchrei der Arzteorganiſation über die ſchlecht⸗ 
zahlenden Kaſſen iſt. Damit aber nicht eingewendet werden kann, daß die Arzt⸗ 
honorare nur abſolut und nicht für die Einzelleiſtung geſtiegen ſeien, ſei darauf 
verwieſen, daß im Jahre 1886 auf den Krankheitsfall 6,02 Mark und für den 
Krankheitstag 39 Pfennig auf ärztliche Behandlung entfielen, 1896 8,69 Mark 
bezw. 51 Pfennig und 1906 aber 12,51 Mark bezw. 64 Pfennig. Mag immerhin 
in dieſem Honorar ein geringer Betrag enthalten ſein, der an Nichtärzte floß, dafür 
iſt aber in den 36234389 Mark, die 1906 an die Heilanſtalten floſſen, ein gut Teil 
Arzthonorar enthalten. Wir gönnen ſelbſtverſtändlich den Arzten ein angemeſſenes 
Honorar, es darf aber nicht in einer Weiſe geſteigert werden, daß es die Ent⸗ 
wicklung der übrigen Leiſtungen aufhält. 

Auf Grund der Unfallverſicherungsgeſetze waren 1906 in 936491 Fällen Ent⸗ 
ſchädigungen zu gewähren; davon wurden im gleichen Jahre 139726 feſtgeſtellt, 
während die übrigen früher feſtgeſetzt wurden. Sehr auffällig ſind die Leiſtungen 
für einen entſchädigungspflichtigen Unfall zurückgegangen, was auf geringere Be⸗ 
wertung der Unfallfolgen ſeitens der Genoſſenſchaften, ſowie der Berufungs⸗ und 
Rekursinſtanzen zurückgeführt werden muß. Im Jahre 1887 entfiel auf einen ent⸗ 
ſchädigungspflichtigten Unfall der Betrag von 287,17 Mark, 1897 148,48 Mark und 
1906 152,10 Mark. Die durchſchnittliche Vollrente beträgt pro Tag 1,60 Mark; 
die Teilrenten unter 10 Prozent pro Tag 9 Pfennig und die von 10 bis 15 Prozent 
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16 Pfennig. Die Durchſchnittsrenten bei der Land- und Forſtwirtſchaft find wegen 
der erbärmlich niedrigen Jahresarbeitsverdienſte natürlich noch viel geringer. 

Von den Leiſtungen der Invalidenverſicherung, wo zum Teil die Zahlen von 
1907 vorliegen, iſt zu berichten: 

Während die Zahl der laufenden Invalidenrenten, welche Anfang 1907 814575 
betrug, noch fortgeſetzt anſteigt, iſt die Zahl der pro Jahr bewilligten Renten ſeit 


1908 fortgeſetzt geſunken (eine Folge ſtrengerer Auffaſſung des Begriffs „Invalidität“). 


Während 1903 152862 Invalidenrenten bewilligt wurden, ſank dieſe Zahl im Jahre 
1907 auf 112220. Die Altersrenten ſind bezüglich der Zahl auf dem Beharrungs⸗ 
zuſtand angelangt, es laufen 125603, wovon 1907 10814 bewilligt ſind. Die Kranken⸗ 
renten ſcheinen gleichfalls an Zahl nicht mehr zu ſteigen; es wurden im Jahre 1907 
11529 bewilligt. Die durchſchnittliche Invalidenrente betrug 1906 162,88 Mark, die 
Altersrente 160,80 Mark und die Krankenrente 163,29 Mark. 

Im Jahre 1906 wurden in 153 226 Heiratsfällen die Beiträge mit einem Durch⸗ 
ſchnittsbetrag von 37,70 Mark zurückerſtattet. Bei ſchweren Unfällen betrug der Er⸗ 
ſtattungsbetrag 78,46 Mark und bei Todesfällen 80,41 Mark. 

Recht erfreuliche Fortſchritte macht die Heilbehandlung auf Grund des S 18 
des Geſetzes zur Verhütung der Invalidität. Im Jahre 1907 wurden 32074 Per⸗ 
ſonen, und zwar 22258 Männer und 9816 Frauen, in Anſtalten gegen Lungen⸗ 
tuberkuloſe behandelt; an anderen Krankheiten 15702 Männer und 11035 Frauen. 
Die Behandlungskoſten betrugen bei Lungenkranken pro Tag 5 Mark, pro Fall 
370,88 Mark; bei anderen Krankheiten pro Tag 4,54 Mark, pro Fall 206,96 Mark. 
Die Erfolge der Heilbehandlung ſind erfreulich und nachhaltend. Bei Feſtſtellung 
der Häufigkeit der Erkrankungsfälle zeigt ſich erneut, daß dieſelbe bei den 
Männern größer iſt als bei den Frauen; auf 100 verſicherte Männer entfallen 
40,60 Erkrankungsfälle, bei der gleichen Zahl Frauen 33,39. Dagegen bleiben die 
Frauen, wenn ſie ſich einmal krank gemeldet haben, länger erwerbsunfähig. 100 er⸗ 
krankte Frauen waren 804,35 Tage, 100 Männer 748,37 Tage erwerbsunfähig. Die 
Männer ſind durchſchnittlich 18,31, die Frauen 24,09 Tage erwerbsunfähig. 

Bei der Invalidenverſicherung wurden auf 100000 Verſicherte im Jahre 
1906 785 Invalidenrenten, 88 Krankenrenten und 75 Altersrenten bewilligt. Be⸗ 
züglich der Unfallverſicherung erſehen wir aus folgender Tabelle, wie mit dem 


Alter der Arbeiter die Unfallgefahr ſteigt. 


Die Unfallhäufigkeit nach Alter und Geſchlecht. 


—— 


| Gewerbes, Bau⸗ und Seeunfalle Unfallverſicherung für Lande und 


verſicherung Forſtwirtſchaft 
1897 1901 

ee Auf 1000 Verſicherte desſelben Alters und Geſchlechtes entfallen 
Verletzte, für welche erſtmalig Entſchädigung feſtgeſetzt wurde 
überhaupt Männer | Frauen überhaupt Männer Frauen 
inter 16 Jahren 24 | 277 1,6 2,5 3,17 1,5 
F 3,2 | 3,6 1,6 2,2 2,8 15 
E00, 3,6 4,3 1,3 2,1 2,6 1,5 
0 5,4 6,2 1,6 2,6 3,0 2,1 
40 9,2 10,1 1,9 4,5 4,4 4,9 
40 ñ 50 ⸗ 1 12,3 13,6 2,5 6,7 6,6 6,8 
38 153 | 32 8,4 8,1 9,1 
e „ 14,2 16,0% 10,3 10,4 10,3 
70 Jahre und Darüber. . | 8,5 9,9 | 11 8,7 8,9 8,4 


Die Unfallgefahr iſt, wie die Unfallziffern zeigen, fort und fort geſtiegen, 
das gilt von Gewerbe, Landwirtſchaft ſowie Bergbau. Im Jahre 1897 traten auf 
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1000 Vollarbeiter (mit 300 Arbeitstagen pro Jahr) bei der Gewerbe⸗, Bau⸗ und 
Seeunfallverſicherung 7,97 zu entſchädigende Unfälle ein; bei der Landwirtſchaft 
4,06, beim Bergbau 12,09. Im Jahre 1906 ſtiegen dieſe Ziffern auf 9,31, 5,49 
und 15,70. Ein ſchlagender Beweis, wie nötig die Mitwirkung von Arbeiter⸗ 
kontrolleuren zum Zwecke der Unfallverhütung iſt. 

Die Unfallhäufigkeit iſt beim Gewerbe wie in der Landwirtſchaft in den 
Monaten Juli und Auguſt am größten; es iſt nicht ſchwer zu erraten, daß dies 
eine Folge der durch Hitze verurſachten Abſpannung iſt. 

Von den Wochentagen zeigt der Montag ein kleines Plus über den Durch⸗ 
ſchnitt; ihm folgt der Sonnabend dicht auf dem Fuße — Sonnabends zwiſchen 3 
und 6 Uhr erfolgen aber noch mehr Unfälle als am Montag, wo die größte Zahl 
zwiſchen 9 und 12 Uhr gezählt wurde. 

Über die Urſachen der Krankheiten wird leider noch keine genaue und ein⸗ 
heitliche Statiſtik geführt, wohl aber über die Urſachen der Invalidität und 
der Unfälle. | 

Bezüglich der Schuldfrage bei Betriebsunfällen find im Gewerbe ufw. 17,30 Pro⸗ 
zent dem Arbeitgeber, 20,74 Prozent dem Arbeiter und 4,83 Prozent beiden Teilen 
zuzuſchreiben. 

Der Ungeſchicklichkeit und Unachtſamkeit des Arbeiters werden 20,33 Prozent, 
den Mitarbeitern 5,31 Prozent zugeſchrieben. 

23,89 Prozent der Unfälle in Gewerbebetrieben ſind der Verwendung von 
Maſchinen zuzuſchreiben. N 

Bei der Invalidität iſt bekanntlich, abgeſehen von Entkräftung und Alters⸗ 
ſchwäche, die Tuberkuloſe die Haupturſache. 13,3 Prozent der Invaliditätsurſachen 
ſind der Tuberkuloſe zuzuſchreiben, außerdem entfallen noch 14,3 Prozent auf 
Krankheiten des Bruſtfells und der Lunge. g f 

Die Tuberkuloſe erfaßt in allen Lebensaltern die Induſtriearbeiter häufiger 
als die Land» und Forſtarbeiter. Die Frauen find in allen Lebensaltern, bei der 
Induſtrie, der Landwirtſchaft und in anderen Berufen gegenüber der Tuberkuloſe 
widerſtandsfähiger und werden durch dieſelbe in weit geringerer Zahl invalid. 

Die Unfallfolgen werden bekanntlich nach Graden (10 bis 100 Prozent) ab⸗ 
geſtuft. Dieſe Abſtufungen werden von den Arzten, den Vorſtänden der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften und den Berufungs- wie Rekursinſtanzen vorgenommen. Die vergleichende 
Statiſtik zeigt uns nun, daß fort und fort, beſonders aber in den letzten Jahren, zum 
Schaden der Verletzten die Folgen immer geringer bewertet wurden. Während etwa 
nach einem Jahre die Unfallverletzten 1886 zu 15,92 Prozent, 1896 zu 1,54 Prozent 
als völlig erwerbsunfähig abgeſchätzt wurden, waren es 1906 nur noch 0,81 Prozent. 

Nach etwa 4 bis 5 Jahren nach dem Unfall ſind dieſe Ziffern natürlich noch 
geringer, ſie zeigen aber gleichfalls eine ſchnell ſinkende Tendenz. Auffällig iſt dabei, 
daß der Tod infolge Unfalls gleichfalls geringer geworden iſt (zwar nicht abſolut), 
das läßt den Schluß zu, daß auch die ſchweren Unfälle im allgemeinen zurück⸗ 
gingen. Die Statiſtik ergibt auch, daß ſich die Genoſſenſchaften von Jahr zu Jahr 
der Rentner immer mehr entledigen. So waren 1896 35,09 Prozent Rentner nach 
4 Jahren nicht mehr zu unterſtützen, während es 1903 ſchon 41,55 Prozent gab, die 
als Rentenempfänger ausgeſchieden waren. 

Über den Rechtsgang ſei noch geſagt: Die Berufsgenoſſenſchaften erteilten 
im Jahre 1907 417957 Beſcheide, die in 70957 Fällen durch Berufung bei den 
Schiedsgerichten angefochten wurden. 

Die Berufungen gingen prozentual zurück. 

Die Berufungen wurden von den Schiedsgerichten zu 77,15 Prozent zugunſten 
der Genoſſenſchaften und nur zu 22,85 Prozent zugunſten der Verletzten entſchieden. 

Die Schiedsgerichtsurteile wurden in 14624 Fällen von den Verſicherten und 
in 4980 Fällen von den Genoſſenſchaften mittels Rekurs beim Reichsverſicherungs⸗ 
amt angefochten. 
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Das Reichsverſicherungsamt wies zu 72,2 Prozent die Rekurſe zurück und 
e ſie zu 27,8 Prozent ganz oder teilweiſe ab oder wies ſie an die Vorinſtanzen 
zurück. ö 

Die Träger der Invalidenverſicherung erteilten im Jahre 1907 181858 be⸗ 
rufungsmäßige Rentenbeſcheide und 199 265 Beitragserſtattungsbeſcheide. 

Von dieſen wurden 25923 oder 14,3 Prozent mittels Berufung angefochten. 

Hier hatten die Berufungen für die Verſicherten nur zu 18,7 Prozent Erfolg. 

Von den Schiedsgerichtsurteilen wurden 25,4 Prozent mittels Reviſion beim 
Reichsverſicherungsamt angefochten; in 21,57 Prozent wurden dieſelben abgeändert. 

Aus dem Geſagten geht hervor, daß unſere Arbeiterverſicherung nach allen 
Richtungen unzulänglich iſt und des Ausbaues dringend bedarf. 

Die jetzt dafür aufgewendeten Beiträge der Unternehmer haben dieſe wirt⸗ 
ſchaftlich nicht im geringſten berührt und können unbedenklich geſteigert werden. 

Die Reform der Arbeiterverſicherung, welche bevorſteht, muß eine Erweiterung 
der Verſicherungspflicht auf allen drei Gebieten bringen und die Witwen- und 
Waiſenverſicherung hinzufügen. 

Die Leiſtungen ſind infolge des ſinkenden Geldwertes nicht im entfernteſten 
ausreichend. Beſonders gilt das von der Invaliden- und Altersrente. 

Die Selbſtverwaltung iſt (unter voller Mitwirkung der Verſicherten) der Faktor, 
der unſere Verſicherung allein einer geſunden Entwicklung zuführt. 


Der 31. dezember in Budapeſt. 
Don Joſef Straſſer (Budapeſt). 


Am 31. Dezember des verfloſſenen Jahres ſtellten die Arbeiter Budapeſts 
die Arbeit ein, um ſo gegen einen neuen Gewaltſtreich der ungariſchen Re⸗ 
gierung zu proteſtieren. Am 27. Dezember hatte der Miniſter des Innern 
den Eiſen⸗ und Metallarbeiterverband und deſſen Fachſektionen, gleichzeitig 


die Tiſchlerſektion des Holzarbeiterverbandes ſuspendiert und die Ausbreitung 


der angeſtellten „Unterſuchung“ auf den geſamten Holzarbeiterverband ver⸗ 


fügt. Hierauf antwortete die Arbeiterſchaft Budapeſts mit dem politiſchen 
Maſſenſtreik zur Wahrung des Koalitionsrechtes. Der Maſſenſtreik währte 


24 Stunden, in einzelnen Branchen 36 Stunden, in anderen nur 12 Stunden, 


die Arbeiterſchaft der ſiebenbürgiſchen Hauptſtadt Klauſenburg ſchloß ſich ſpontan 


den Budapeſter Genoſſen an. Die Beteiligung der Arbeiterſchaft war über⸗ 
raſchend günſtig. Am 31. Dezember 1907 waren in Budapeſt 65123 Arbeiter 


organiſiert. Am 31. Dezember 1908 legten laut Bericht des offiziellen Ge⸗ 
werkſchaftsorgans 62260 Arbeiter die Arbeit nieder. Da der Bericht 


der Gewerkſchaftsſekretäre für das Jahr 1908 nahezu ausnahmslos einen Rück⸗ 


gang der Mitgliederzahl konſtatieren muß und da von den im Jahre 1907 


noch mitgezählten Branchen einige dem Streik völlig fern blieben, iſt mit Be⸗ 
ſtimmtheit anzunehmen, daß das Streiklager vom 31. Dezember eine 


beträchtliche Zahl nichtorganiſierter Arbeiter anzog und umfaßte. 


Die Vorbedingungen des Maſſenſtreiks waren in der wirtſchaftlichen Lage 
der ungariſchen Arbeiter längſt gegeben. 
Die verelendete Lebenslage des ungariſchen Proletariats hatte zu einer 


außerordentlich raſchen Entwicklung der Gewerkſchaftsbewegung geführt, die 


Mitgliederzahl der Gewerkſchaften war in den Jahren 1902 bis 1906 von 9255 

auf 197829 geſtiegen, die Zahl der Streiks von 346 im Jahre 1905 auf 652 

im Jahre 1906; die Organiſation der Feldarbeiter wurde in den erſten Tagen 
1908-1909. I. Bd. 952 
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des Jahres 1906 gegründet, im Dezember 1906 zählte ſie 48616 eingetragene 


Mitglieder und in der erſten Hälfte des Jahres 1907 ſchon 72562 Mitglieder. 
Den gewerkſchaftlichen Organiſationen iſt jede Streikbewegung oder Unter⸗ 
ſtützung von Lohnbewegungen geſetzlich unterſagt, die „illegale“ Streikleitung, 


N 


Tarifkontrolle und die Widerſtandsfonds ordnet eine neben den Gewerkſchaften 


fungierende „freie Organiſation“. Als im Jahre 1906 die enorme Lebens⸗ 
mittelteuerung zur Verſtärkung der Streikbewegung führte, kam es auch in 


Ungarn zur Gründung der Unternehmerverbände. Die ſonſt induſtriefeindliche 
Regierung der Großgrundbeſitzer unterſtützte wohlwollend und mit allen 


Mitteln der Verwaltung dieſe Unternehmerverbände, um ſo die Lohnarbeits⸗ 


verhältniſſe der Induſtrie auf das Niveau der Feldarbeit herabzudrücken. Die 
Herabdrückung des Lebensniveaus der ſtädtiſchen Arbeiter ſollte mit Hilfe der 


Unternehmerverbände die Anziehungskraft der Städte aufheben, die Binnen⸗ 
wanderung verhindern und der durch permanente Abwanderung entſtandenen 


Leutenot in der Landwirtſchaft ein Ende machen. In dieſer engen Umarmung 


von Agrariern und Induſtriellen wurde jeder gewerkſchaftliche Kampf ſofort 
zum politiſchen Ereignis, an Stelle des Unternehmers trat der kämpfenden 


Fachorganiſation permanent die Gewalt der Staatsregierung entgegen, 


und den Einſatz eines jeden Kampfes bildete ſtets das „Sein oder Nicht⸗ 
ſein“ der kämpfenden Organiſation. Die Regierung ließ die „freien Organi⸗ 
ſationen“, die eigentlichen Führer der Streiks, beiſeite und machte für alles 
die Gewerkſchaften verantwortlich, aber tatſächlich trafen die Verfolgungen 
ſchwer ſchädigend auch die „freien Organiſationen“ und damit die der Gentry 
wie dem Hochadel gleich verhaßte Sozialdemokratie. 


Der Anſturm der erfolggewohnten jungen Gewerkſchaften hatte bald zur f 


Gründung der Unternehmerverbände geführt. Je mehr nun Lebensmittelwucher 
und Wohnungsteuerung der agrariſchen Zollwucherei folgte und die Arbeiter 
zum Kampfe zwang, je ſtarrer die Regierung an der brutalen Vergewaltigung 
der proletariſchen Kampforganiſationen feſthielt, deſto lauter und intenſiver 
mußte der Kampf der Arbeiter um politiſchen Einfluß werden. Der Kampf 
um das allgemeine Wahlrecht drängte ſich in den Vordergrund 
der Geſchehniſſe. | 

Er wuchs alſo aus den wirtſchaftlichen Kämpfen, aus der drückenden Not 
des Tages heraus, und es war vorauszuſehen, daß die von der gemein⸗ 
ſamen Not getriebenen und vom gemeinſamen Unterdrücker geknechteten 


Arbeiter bald jeden Eingriff in das Koalitionsrecht der wirtſchaftlichen Or⸗ 


ganiſationen vereint zurückſchlagen würden. Trotzdem währte es lange, bis 
dieſe Erkenntnis endlich die Maſſen bewegte. Bereits im Jahre 1906/07 


büßte der Verband der Bauarbeiter 33,80 Prozent ſeiner Mitglieder ein, der 


Verband der Feldarbeiter 50,37 Prozent. Das Jahr 1907/08 brachte die 


„völlige Vernichtung“ der Budapeſter Gasarbeiterorganiſationen und die 


behördliche Auflöſung des Eiſenbahnarbeiterverbandes, dem die Auflöſung von 
264 Ortsgruppen des Feldarbeiterverbandes vorausging. Die Zahl der Mit⸗ 
glieder dieſes Verbandes beträgt heute kaum 10000 von 73000 im Jahre 1907. 
Die Organiſation der Fleiſcher wurde auf direkten Wunſch des Staatsſekretärs 


für Handel verfolgt und ſchwer geſchädigt, und die Sicherheit der übrigen 


Verbände und lokalen Organiſationen konnte nur ſo lange währen, ſolange 
ſie ſich des Kampfes enthielten. Nachdem nun auch auf dieſe Art der Verband 
der Eiſen⸗ und Metallarbeiter, die Tiſchlerſektion der Holzarbeiter durch die 
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brutale Willkür der Regierung ſchwere Schläge erlitten hatten, mußte ſich 
ſchließlich die Erkenntnis Bahn brechen, daß zum Schutze der wirt— 
ſchaftlichen Organiſationen, zum Schutze der drängenden mirt- 
ſchaftlichen Intereſſen der Maſſen ein momentanes, unverzügliches 
Zuſammenfaſſen aller vorhandenen Kräfte des Proletariats not 
tut, und daß der Kampf um das politiſche Recht der Koalition der 
Notwendigkeit gehorchend einſetzen muß. In dieſer Richtung unter⸗ 
ſcheidet ſich der Maſſenſtreik vom 31. Dezember von den Demonſtrationsſtreiks 
der Jahre 1906 und 1907. 

Wir geben im folgenden die Daten der Streikbeteiligung der einzelnen 
Branchen; die Daten ſind den offiziellen Berichten! des Gewerkſchaftsrats der 
ungarischen Gewerkſchaften entnommen und geſtatten weitgehende Folgerungen: 
Zahl der in Buda⸗ 


Zahl der peſt gewerkſchaft⸗ 

Streikenden lich Organiſierten 

am 31. Dez. 1907 
Eiſen⸗ und Metallarbeiter 16300 13774 

Buchdrucker. VVV 6500 6159 
CV 458580 8545 
83000 2210 
%%% 3330 3272 
TCC 4600 2850 
n 2900 2641 
( 15950 2327 
ehlfen 1800 1505 
r 18500 488 
Lithographen a rn gr aid 1000 983 
Gaſthofsgehilfen n 600 750 
„J AAA 500 635 
Schuhoberteilar beiter 550 750 
Riemer und Kofferma chte 500 449 
e iiſtreiche rn 350 1189 
Bauarbeiter . „„ — 3068 
b , NN, — 1800 
arbefte rt! = 2273 
Feldarbeiter u. zugehörende Hilfsarbeiter — 910 

Ziehen wir neben dieſer Aufſtellung noch in Betracht, daß — wie bereits 
bemerkt — die ungariſchen Gewerkſchaften nahezu durchgehend ſeit dem 


31. Dezember 1907 eine beträchtliche Verminderung des Mitgliederſtandes er⸗ 
fuhren, ſo ergibt ſich folgendes: 

Faſt alle Gewertſchaften, die eben im Kampfe begriffenen Holzarbeiter und 
Anſtreicher ausgenommen, waren nahezu mit voller Kopfzahl, ja in vielen 
Fällen mit einer ſtarken Überzahl ihres Mitgliederſtandes am Maſſenſtreik 
beteiligt. Die Kriſe, die die Mitgliederzahl der ſonſt intakten Gewerkſchaften 
verminderte, verminderte alſo keinesfalls die politiſche Aktion der 
betreffenden Branchen. Demgegenüber findet die Nichtbeteiligung der Bau— 
arbeiter neben der allerdings ungünſtigen Jahreszeit eine weitere Erklärung 
in dem Umſtand, daß dieſer Verband als erſter den Treibereien der Uuter— 
nehmerverbände ſchwere Opfer bringen mußte. Der Verband der Eiſenbahner 
unterlag der Regierungsgewalt, dasſelbe gilt vom Verband der Feldarbeiter 


ı „Szakszervegeti Ertesitö*, 5. Jahrgang Nr. 5 und 6. Jayryang Nr. 1. 
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und von der Gewerkſchaft der Gasarbeiter. Dieſe Organiſationen, deren 
„freie Organiſationen“ mit der Gewerkſchaft zugleich in ihren Grund⸗ 
feſten erſchüttert wurden, wurden untauglich für den politiſchen Kampf. 

Der Umſtand, daß zwiſchen Partei und Gewerkſchaft in Ungarn der engſte 
Zuſammenhang beſteht, machte die Erhaltung der Gewerkſchaften zur 
Exiſtenzfrage der politiſchen Partei. Jeder Verluſt in der gewerkſchaft⸗ 
lichen Bewegung mindert die Kraft der Partei, und ſolange die eben in 
Angriff genommenen „reinen“ politiſchen Organiſationen nicht ausgebaut ſind, 
wird der am 31. Dezember betretene Weg von der ungariſchen Sozialdemo⸗ 
kratie „auf Leben und Tod“ verfolgt werden müſſen, wenn die Kräfte der 
Partei und damit die Widerſtandskraft der Gewerkſchaften nicht weiter ver⸗ 
mindert werden ſollen. 


Literariſche Kundſchau. 


Dr. Auguſt Pieper, Dienſtbotenfrage und Dienſtboten vereine. M.⸗Gladbach 1908, 
Volksvereinsverlag. 78 Seiten. Preis 60 Pfennig. 

Dr. Elſe Conrad, Das Dienſtbotenproblem in den nordamerikaniſchen Staaten 
und was es uns lehrt. Jena 1908, Guſtav Fiſcher. 43 Seiten. 


Die ſchönen Erfolge, welche die ſozialdemokratiſche Dienſtbotenbewegung in ſo 
kurzer Zeit errang, haben in ſtaatserhaltenden Kreiſen von den ſchwärzeſten Kleri⸗ 
kalen bis zu den fortſchrittsbefliſſenen Sozialpolitikern vielfach Schrecken erregt, 
und in Zeitungsartikeln, Broſchüren und Vereinsbildungen ſpiegelt ſich die Angſt 
wider, die ſich allenthalben geltend macht, wo man ſich berufen fühlt, über die 
„höchſten Güter der Menſchheit“ im allgemeinen und über den Beſtand von Ehe 
und Familie im beſonderen zu wachen. 

Als zwei der hierfür am meiſten charakteriſtiſchen Publikationen können die 
Schriften des klerikalen Dr. Pieper und der Sozialpolitikerin Dr. Conrad be⸗ 
zeichnet werden. Beide zeigen, für wie dringend notwendig es von Vertretern bürger⸗ 
licher Kreiſe angeſehen wird, durch zeitgemäße Reformen des Dienſtbotenweſens der 
ſozialdemokratiſchen Propaganda den Wind aus den Segeln zu nehmen. Daß ſie 
es gern täten, ohne an der Ausbeutung und perſönlichen Abhängigkeit der Dienſt⸗ 
mädchen ernſtlich zu rühren, bedarf kaum einer Erwähnung. Läßt ſich doch auch 
eine ernſthafte tiefgreifende Reform im Intereſſe dieſer geknechtetſten Arbeiterinnen⸗ 
ſchichte gar nicht durchſetzen, ohne an der überlebten und mit jedem Tag irrationeller 
werdenden Einrichtung des bürgerlichen Einzelhaushaltes zu rütteln. 

Dr. Pieper will ſeine Reformvorſchläge mit Hilfe von Dienſtbotenvereinen 
durchſetzen, wie ſie ſchon in mehreren ſüddeutſchen Städten ins Leben gerufen 
wurden, ohne bisher ſtarken Zuſpruch zu finden. An die Spitze eines jeden ſolchen 
Vereins ſoll ein vom Diezöſanbiſchof ernannter Geiſtlicher ſtehen, und die Vereins⸗ 
geſchäfte ſollen von „ſozialdenkenden“ Damen geführt werden. Zum Aufputz werden 
auch Dienſtmädchen in den Vorſtand aufgenommen, ſogar in größerer Zahl als 
Hausfrauen, doch dürfen ſie mit der Führung der Vereinsgeſchäfte nicht „belaſtet“ 
werden. Der Präſes hat das Recht, jedes ſich zur Aufnahme in den Verein meldende 
Dienſtmädchen ohne Angabe von Gründen zurückzuweiſen und nach Belieben Mit⸗ 
glieder auszuſchließen, und um den Geiſt, der in ſeinen Vereinen herrſchen ſoll, 
noch klarer erkennen zu laſſen, verſpricht Dr. Pieper, daß dieſe beſtrebt ſein würden, 
die Mädchen dahin zu beeinfluſſen, daß ſie von ihren Ausgängen an jedem zweiten 
Sonntagnachmittag ſchon vor acht Uhr zurückkehren. 

Dr. Conrad ſtellt die beſſeren Arbeitsbedingungen und die größere perſönliche 
Unabhängigkeit, die ſich die Dienſtmädchen in Nordamerika berreits errungen haben, 


& ns N 
AU x 
un 
7 


Literariſche Rundſchau. 757 


für alle deutſchen Hausfrauen als warnendes Exempel hin. So günſtige Be⸗ 
dingungen konnten die Dienſtmädchen dort nur erreichen, weil in Amerika ihr Stand 
ein fo wenig angeſehener und unter den Proletarierinnen jo wenig beliebter iſt, 


daß er ſich bloß aus Eingewanderten und deren Töchtern rekrutiert und die Nach⸗ 
frage nach häuslichen Arbeitskräften doppelt ſo groß iſt als das Angebot. Damit 
es in Deutſchland nicht am Ende auch ſo weit komme, ſollen die Hausfrauen nach 
Dr. Conrads Meinung beſtrebt ſein, den Dienſtbotenberuf „anziehender“ zu machen, 
aber nicht etwa durch hohe Löhne und Gewährung perſönlicher Unabhängigkeit, 
ſondern durch Einführung von allerlei Reförmchen, die an ſich ganz nützlich fein 


mögen, aber niemals imſtande fein können, eine nur halbwegs zum Klaſſenbewußt⸗ 


fein erwachte Proletarierin an einen Beruf zu ketten, der fie zu ſchwererer Ab- 


hängigkeit verdammt als jeder andere. 


Beide Schriften ſind bezeichnend für die Ratloſigkeit, mit der das Bürgertum 


dem Dienſtbotenproblem gegenüberſteht⸗ Thereſe Schleſinger. 


Alexander Ular und Enrico Inſabato, Der erlöſchende Halbmond. Türkiſche 


Enthüllungen. Frankfurt a. M. 1909, Verlag der literariſchen Anſtalt Rütten & 
Löning. 8 
Jene hiſtoriſch⸗politiſche Metaphyſik, die das wirtſchaftliche und ſtaatliche Leben 
wie die weltgeſchichtliche Rolle der einzelnen Nationen aus einem immanenten 
Volkscharakter zu erklären unternahm, hat ſeit je darauf hingewieſen, daß Abend⸗ 
land und Morgenland für alle Zeiten durch eine verſchiedene ſeeliſche Weſenheit 
ihrer Bewohner und, daraus hervorgehend, durch eine verſchiedene Kultur von⸗ 
einander getrennt ſeien. Bei Vertretern ſo differierender Geſchichtsauffaſſungen wie 


Montesquieu, Hegel und Buckle, findet man in dieſer Frage über den ewigen Unter- 
ſchied zwiſchen Okzident und Orient ein und dieſelbe Meinung, die in unſeren 


Tagen von den Tatſachen ſelbſt ſo brutal wie nur möglich ad absurdum geführt 
wird. Aſien iſt in ſein Zeitalter der kapitaliſtiſchen, der bürgerlichen Revolutionen 


eingetreten, in jenes Zeitalter, deſſen Sturmgeläut für die Welt europäiſcher Kultur 


mit dem Unabhängigkeitskrieg der amerikaniſchen Kolonien Englands anhebt und 
in den feierlichen Glockenklängen des Frankfurter Friedens 1871 ausklingt. In 
dem Erdteil, den tauſendjähriger Schlummer gefangen zu halten ſchien, ſind die 
Dinge in immer ſchneller ſtrömenden Fluß geraten, und in China wie in Indien, 


in Perſien wie in der Türkei iſt die herangewachſene bürgerliche Klaſſe eifrig daran, 


entweder das Joch europäiſcher Fremdherrſchaft zu zerbrechen oder aber die über, 
lebten Staatsformen des alten aſiatiſchen Deſpotismus ihren modernen Intereſſen 
entſprechend umzubilden. 

Um ſo verwunderlicher erſcheint es, wenn ein Werk, das ſich mit der Um⸗ 
wälzung dieſes Urſprungs im osmaniſchen Reich beſchäftigt, ganz im Bann jener 
Metaphyſik ſteht. Alexander Ular, der ſchon über die ruſſiſche Revolution allerhand 
feuilletoniſtiſchen Kram zuſammengeſchrieben hat, und Enrico Inſabato ahnen von 
den tieferen wirtſchaftlichen Urſachen der türkiſchen Revolution nichts; vielmehr 
ſtöbern ſie lediglich auf der Oberfläche in mancherlei Serailintrigen und Palaſt⸗ 
verſchwörungen, geheimnisvollen Diplomatenränken und geheimen Staatsaktionen 
herum, ſo daß man verſucht iſt, wie Börne von Goethe als dem Verfaſſer des 
„Großkophta“, von ihnen zu ſagen: ſtatt in der Weltgeſchichte die Hofgeſchichte zu 
ſehen, ſehen ſie in der Hofgeſchichte die Weltgeſchichte. Viel bezeichnender aber, als 


daß ſie Tatſachen feuilletoniſtiſch aufputzen und anekdotiſch verwerten, iſt ihr Aber⸗ 


glaube an die beſondere Weſenheit der morgenländiſchen Welt. In den Jungtürken 
ſieht das Buch Zerſtörer der Reichsgrundlagen, denn ſie rühren grundſätzlich an 
die Inſtitution des Padiſchah und die Herrſchaft des Islam; der Islam aber und 
ſein Grundgeſetz, die „Scharia“, iſt die einzige Baſis, auf die das Türkentum ſeine 
Macht gründen kann wie auf einen rocher de bronze, und deshalb ſchwärmen Ular 
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und Inſabato auch von „der Weite des Blicks, dem faſt apokalyptiſchen Ton, dem 
prophetiſchen Gang, der Tiefe des Sinnes, der mächtigen Syntheſe der wirklichen 


islamitiſchen Staatslehre, der wunderbaren Fernſicht auf die Bedürfniſſe und Mög⸗ 
lichkeiten des modernen Islam“, die in einem Dokument enthalten ſein ſollen, das 
ſie das Teſtament des Sultans Ab dul Aſis nennen und das nach der mitgeteilten 
Probe nichts anderes zu ſein ſcheint, als eine im Koranſtil gehaltene Ausſchlachtung 


des Geſetzes, der „Scharia“, zugunſten des Panislamismus. Danach könnte man | 


das Buch ruhig beifeite legen, aber es iſt gleichwohl nicht wertlos. 


Die Papier und Buchſtaben gewordene Konfuſion im ganzen, bietet es im 
einzelnen intereſſante Fingerzeige auf die Entwicklung der Dinge. An der Hand 


von Staatsakten, die den Verfaſſern zugänglich waren, werden kompromittierende 


Belege geliefert zu der Art, auf die bei den Balkanwirren ſtets und ſtändig die 


europäiſchen „Schutz“mächte ihre Hand im Spiele hatten. In ſolchen Einzelheiten 


ſehen die Verfaſſer ohne alle Metaphyſik recht irdiſch und infolgedeſſen auch richtig; 


fo wenn fie alle äußerlich fo uneigennützigen Schritte Rußlands, vor allem die Rund⸗ 
reiſe des Miniſters Iswolski zugunſten des Friedens, auf die Furcht der ruſſiſchen 
Regierung zurückführen, ein jetzt ausbrechender Krieg könnte die 450 Millionen⸗ 
Rubelanleihe unmöglich machen, die Rußland zu ſeiner Exiſtenz ſo dringend nötig 


hat. Auch eine Reihe wirklicher Enthüllungen wiſſen die Verfaſſer aus ihrer 
Kenntnis geheimer Akten und Dokumente vorzubringen, wie den bulgariſch⸗ruſſiſchen 


Vertrag von Euxinograd von 1906, wie die Tatſache, daß Ab dul Hamid 1876, um 
ſich gegen Rußland in Wien einen Rückhalt zu ſichern, gegen eine Beſetzung Bosniens 


durch Oſterreich ſchon damals nichts einzuwenden gehabt hätte, und daß die Annexion 


Bosniens am 5. Oktober 1908 mit der vorher eingeholten Einwilligung Ab dul 
Hamids proklamiert wurde. 


So findet ſich auch Weizen in dem Buche, aber ihn aus der ungleich zahl⸗ ü 


reicheren Spreu herauszuleſen, erfordert nicht geringe Mühe. N 
Hermann Wendel. 


Handbuch für die Sandtagswäßler Niederöfterreichs. Herausgegeben vom Landes⸗ 
ausſchuß der ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei in Niederöſterreich. 
Wien 1908, Verlag der Wiener Volksbuchhandlung. 133 Seiten. 


Die großen Wahlkämpfe zu einer auf die Maſſen wirkenden Agitation auszu⸗ 
nützen, iſt eine gute Tradition der Sozialdemokratie, insbeſondere Deutſchlands. 
Jede Wahlbewegung muß für die Verbreitung ſozialiſtiſcher Anſchauungen aus⸗ 
genützt werden, insbeſondere in der Kritik der herrſchenden Zuſtände, des Klaſſen⸗ 
egoismus der Beſitzenden und der bürgerlichen Intereſſen der gegneriſchen politiſchen 
Partei. 

Die Handbücher zu den Reichstags⸗ und Landtagswahlen in Deutſchland find 


wichtige Dokumente für die Geſchichte der Gegenwart, wenn ſie vielfach auch 


darunter zu leiden haben, daß für ihre Herſtellung meiſt nur wenig Zeit und wur 
mit ſonſtiger Arbeit überlaſtete Autoren zur Verfügung ſtehen. 5 


Für Oſterreich iſt zum erſtenmal anläßlich der niederöſterreichiſchen Landtags 
wahlen, die Ende Oktober 1908 ſtattfanden, ein Handbuch herausgegeben worden, | 


das vieles erörtert, was bisher in unferer Literatur noch nicht behandelt wurde. 
Handelt es ſich bei dieſem Handbuch auch nur um Niederöſterreich, in dem 
freilich eine der größten Städte der Welt, Wien, liegt, ſo iſt dieſes Buch doch von 
Bedeutung, weil es eine Kritik der Chriſtlichſozialen öſterreichiſcher 
Prägung gibt, über die im Ausland merkwürdig falſche Anſchauungen herrſchen. 
Die Chriſtlichſozialen haben es wohl verſtanden, ſich recht günſtige Urteile im Aus⸗ 
land zu verſchaffen. In welcher Weiſe fie ihre Herrſchaft zum Schaden der Arbeiter- 
klaſſe ausnützten, zeigt der Abſchnitt über das neue Wahlrecht. Selbſt der ärgſte 
Fanatiker für das preußiſche Dreiklaſſenwahlrecht könnte ſich für die chriſtlichſoziale 
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Methode des allgemeinen Wahlrechtes, wie es in Niederöſterreich geſchaffen wurde, 
begeiſtern. An die Darſtellung des Wahlrechtes ſchließen ſich drei treffliche Kapitel 
über die Klaſſenherrſchaft im Lande, über die Klaſſenherrſchaft in den Landgemeinden 
und über Stadt und Land. Das in unſerer Literatur noch viel zu wenig erörterte 
Volksſchulweſen wird in 44 Seiten gründlich und ſachkundig behandelt. Die fyite- 
matiſche Klerikaliſierung der Schulen, die Niederdrückung des Niveaus der Lehrer 
und des Unterrichts durch die Chriſtlichſozialen wird hier überaus anſchaulich dar⸗ 
geſtellt. Hierauf folgt ein 30 Seiten ſtarkes Kapitel über die Fürſorgeaufgaben 
des Landes, über das Waiſenweſen, die Obdachloſen, die Wohnungsfürſorge, über 
die Kinderverwahrloſung, über Findlingspflege, Kinderheime, Haltekinder, über die 
Fürſorge für Kranke, über das Fehlen von Spitälern, über die Irrenpflege, über 
die Fürſorge für Trinker, über die Mängel der ärztlichen Hilfeleiſtung ufw. Ein 
Sachregiſter erleichtert die Benützung dieſes Buches. 

In Deutſchland wird dieſes Buch für Landtagsabgeordnete, Kommunalpolitiker 
und für alle, die ſich gründlicher über die öſterreichiſchen Verhältniſſe unterrichten 
wollen, von Intereſſe ſein. ad. br. 


Zeitſchriftenſchau. 


„The Social-Democrat“ vom Dezember beginnt mit einem Aufſatz von 
H. Quelch über „Den Betrug der Gewinnbeteiligung“. In England beſteht ein 
Verein, der die Gewinnbeteiligung propagiert und deſſen jährliche Zuſammenkunft 
den Anlaß zu dieſem Aufſatz bietet. Der Vorſitzende Balfour führte dort aus, die 
Gewinnbeteiligung ſei nicht, wie oft geglaubt wurde, einfach ein Mittel, die Arbeits⸗ 
konflikte zu verringern oder die Arbeiter zu größerer Anſtrengung anzuſpornen. Sie 
ſtecke ſich ein viel höheres Ziel: das Intereſſe des Arbeiters an ſeiner Arbeit wieder 
wachzurufen und damit das ſchlimmſte Übel ſeines Lebens zu verringern. Dagegen 
hob der zweite Redner, Sir Chriſtopher Turneſo, Direktor einer Geſellſchaft, die 
37000 Arbeiter in ihrem Dienſt hat, die materielle Seite hervor; mit frecher Offen⸗ 
heit erklärte er den „induſtriellen Frieden“ für das Hauptziel der Gewinnbeteiligung; 
ſie ſoll die Bahn zu einer völligen Aufhebung der Streikfreiheit ebnen. Dies zu 
hören war ſehr lehrreich für die anweſenden Gewerkſchaftler, die noch immer den 
Betrug der Gewinnbeteiligung nicht durchſchauen. Der Arbeiter, der durch den 
Beſitz einiger Aktien in eine Intereſſengemeinſchaft mit ſeinen Ausbeutern gekommen 
iſt, wird dadurch oft ſeine Intereſſen als Arbeiter aus den Augen verlieren und 
ohne zu ſtreiken ſich Lohnherabſetzungen auferlegen laſſen, die ihn mehr ſchädigen, 
als ſein ganzer Gewinnanteil beträgt. Daher iſt es für den Unternehmer oft ein 

profitables Geſchäft, ſeinen Arbeitern Aktien ſeiner Unternehmung ſogar zu ſchenken. 
Es mag richtig ſein, daß Streiks und Ausſperrungen der allgemeinen Produktion 
ſchädlich ſind; aber ſie ſind unvermeidlich in der auf Klaſſengegenſätzen aufgebauten 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaft; und ſie bilden gar nicht' die ſchlimmſte Vergeudung in 
dem heutigen Produktionsprozeß. Wird die Gewinnbeteiligung allgemein eingeführt, 
ſo wird eine größere Intenſität der Ausbeutung, ein größerer Klaſſengegenſatz und 
eine Verſchlimmerung der Arbeitsloſigkeit ihre Folge ſein. 

„Sozialismus und Individualismus.“ Sam. Dawſon behandelt den Einwurf, 
den die Vertreter des Individualismus immer gegen den Sozialismus vorbringen: 
das Individuum iſt das beſtimmende Element der Geſellſchaft, deshalb ſei eine voll⸗ 
kommene Geſellſchaft erſt möglich, nachdem die Menſchen vollkommen gemacht worden. 
Eine ſolche Auffaſſung iſt verſtändlich für eine Geſellſchaft, wo die Individuen eine 
große Rolle ſpielten und wo Prediger und Lehrer als die ſchöpferiſchen Kräfte der 
Geſellſchaft gelten; auch wird es in allen Kinderbüchern wiederholt, daß Waſhington 
die Amerikaner und Lincoln die Sklaven befreite. Und doch genügt ein einfacher 
Blick auf die geſchichtlichen Tatſachen, um darzutun, daß immer ökonomiſche Kräfte 
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und Notwendigkeiten dieſe geſchichtlichen Ereigniſſe beſtimmten. Die Menſchen haben 
ſich fortwährend geändert, indem ſie ſich den ſich ändernden wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen anpaßten; ein Organismus, der ſich den Umſtänden, der Umgebung nicht 
anpaßt, muß zugrunde gehen. Wollen wir alſo die menſchliche Natur ändern, ſo 
iſt eine Anderung der umgebenden ökonomiſchen Verhältniſſe dazu das einzige 
Mittel. Dadurch allein können moraliſche Veranlagungen in Wirkſamkeit treten; 
jetzt einem frommen Ladenbeſitzer predigen, daß er gegen ſeine Kunden immer wahr⸗ 
haft ſein ſoll, iſt genau dasſelbe, als predige man einem Eskimo, er ſolle keinen 
Tran eſſen und keine Tierpelze tragen. Die Entwicklung der Menſchheit geht vom 
Individualismus zum immer größeren geſellſchaftlichen Zuſammenhang; die Konzen⸗ 
tration der Betriebe iſt eine ökonomiſche Tatſache, die trotz allen Geredes über die 
angebliche Natur den Menſchen zum Sozialismus treibt. 

Im Januarheft derſelben Revue befindet ſich ein Aufſatz von Ino Rhind 
über „Trinken und Armut“, der die Haltloſigkeit der Behauptung dartut, die Armut 
der armen Klaſſen ſei eine Folge des Trinkens. Zuerſt wird Charles Booth an⸗ 
geführt, der die Urſachen der Armut in London eingehend unterſucht hat. Er gibt 
an, daß bei der ärmſten Klaſſe, die nur gelegentlich Arbeit hat, Trunkſucht, Faul⸗ 
heit und Vergeudung in 18 Prozent, Umſtände wie Krankheit, große Familie und 
dergleichen in 27 Prozent, Mangel an Arbeit in 55 Prozent der Fälle ſchuld an 
der Armut waren. Bei der Klaſſe, die von 18 bis 21 Mark wöchentlich verdient, 
wirkte die erſte Urſache in 13 Prozent der Fälle. Daß die Urſache der Armut in 
dem geringen Lohn liegt, wird durch alle Statiſtiken bewieſen. Für den einfachen 
phyſiſchen Lebensunterhalt (Nahrung, Kleidung, Obdach), alſo ohne Rückſicht auf 
Genußmittel und geiſtige Bedürfniſſe, braucht ein Mann oder eine Frau wöchentlich 
7 Mark, eine fünfköpfige Familie 21 Mark, eine ſiebenköpfige 28 Mark; in einem 
Dorfe wurde die benötigte Summe für eine fünfköpfige Familie zu 18 Mark be⸗ 
rechnet. Nun erhalten von den erwachſenen Arbeitern in England zwei Millionen 
einen höheren Lohn als 20 Mark, vier Millionen erhalten dagegen weniger als 
20 Mark. Mulhall ſchätzt das durchſchnittliche Einkommen des Arbeiters in Eng⸗ 
land auf 16 Mark wöchentlich, alſo befindet ſich die Hälfte, oder noch mehr, unter⸗ 
halb der Armutsgrenze, bei der gerade den phyſiſchen Bedürfniſſen genügt werden 
kann. Das Geſamteinkommen des engliſchen Volkes beträgt jährlich 1800 Millionen 
Pfund Sterling (zu 20 Mark); davon fallen 1200 Millionen auf Zins, Profit und 
Rente, 600 Millionen auf Arbeitslohn; von dieſem Arbeitslohn werden der Be⸗ 
hauptung nach 100 Millionen für alkoholiſche Getränke verausgabt. Nehmen wir 
an, das ſei richtig, dann darf doch gefragt werden, ob die Arbeiterklaſſe arm iſt, 
weil ſie dieſe 100 Millionen unnütz verausgabt, oder weil ſie der 1200 Millionen 
beraubt wird, die die Kapitaliſtenklaſſe einſteckt? 

Die Trunkſucht iſt nicht die Urſache, ſondern die Folge der Armut, denn die 
leichte Betäubung macht die Sorgen und das Elend vergeſſen. Die Ausbeutung, 
die die Arbeiter des größten Teils des von ihnen geſchaffenen Produkts beraubt, 
iſt mittelbar die Urſache des Trinkens. Aber auch in noch anderem Sinn haben 
die beſitzenden Klaſſen keinen Grund, über die Arbeiter wegen ihres Trinkens her⸗ 
zufallen. Sie, die Mäßigkeit predigen, ſind zugleich Aktienbeſitzer der großen 
Brauereien. Unter dieſen Aktienbeſitzern ſind nicht nur Herzoge, Grafen und alle 
ſonſtigen Titel des engliſchen Adels vertreten, ſondern auch die hohe Geiſtlichkeit, 
Offiziere und Richter und ſehr viele adlige und nichtadlige Damen. Wenn dieſe 
ehrenwerten Mitglieder der beſitzenden Klaſſe über die Trunkſucht der Arbeiter 
reden, iſt das nur eine elende Heuchelei. Einſichtsvolle Politiker wiſſen ganz gut, 
daß die Arbeiter arm werden ohne ihre Schuld, und wenn ſie es für ihre politiſchen 
Abſichten brauchen — wie zum Beiſpiel Chamberlain in der Agitation für Zoll⸗ 
reform —, treten ſie mit dieſer Auffaſſung offen hervor. 
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Ijdeologiſche Sprachforſchung. 


Don R. Franz. 


Eine der bedenklichſten Wiſſenſchaften iſt die gegenwärtige ſogenannte deutſche 
Philologie. Wir teilen ſie kurz in die deutſche Literaturgeſchichte oder Literatur⸗ 
wiſſenſchaft, die ſich mit der Betrachtung und Erforſchung der Schriftwerke be⸗ 
faßt, und in die Germaniſtik oder deutſche Sprachwiſſenſchaft, die den Bau und 
die Entwicklung der Sprache erforſchen und darſtellen will. Beide Wiſſenſchaften 
ſind ziemlich jung, haben aber eine ungeheure Menge von Schriften erzeugt, die 
zweifellos als Kärrnerarbeiten ihre Verdienſte beſitzen, aber wirklich nur als ſolche. 

Denn darüber hinaus fehlt ihnen ſowohl jede rechte Grundlage wie jeder 
ins Große gehende Zug. Als weſentlich hiſtoriſche Disziplinen teilen ſie natür⸗ 
lich mit der Geſchichte im engeren Sinne, wie ſie die bürgerliche Wiſſenſchaft 
traktiert, den vollkommen ideologiſchen Charakter. Nur daß bei der Literatur⸗ 
geſchichte die Inkonſequenz in dem Verzicht auf das Aufſuchen der letzten, 
materiellen, ökonomiſchen Urſachen noch frappierender wirkt. In der politischen 
Geſchichte der bürgerlichen Hiſtoriker liegt ja einerſeits ein überkommenes 
Syſtem zugrunde, das eben auf der Ideologie, auf der politiſchen Metaphyſik 
beruht, aber doch immerhin ein Prinzip darſtellt; andererſeits hat ſich dieſes 
überkommene und übernommene Syſtem erhalten aus bewußter oder unbewußter 
Klaſſentendenz heraus. 

Dagegen kann bei der „deutſchen Philologie“ weder von einer tiefwurzelnden 
Überlieferung die Rede ſein, noch ſollte man meinen von einer wenn auch 
noch ſo unwillkürlichen Beeinfluſſung durch Klaſſenintereſſen. Aber freilich 
braucht man nur die luſtige Art zu betrachten, in der die Herren Scherer, 
Schmidt, und wie ſie alle heißen, die deutſche Literaturgeſchichte an geeigneten 
Stellen als Anhängewagen der hohenzollernſchen Staatskaroſſe präſentieren, 
um zu erkennen, daß einem beamteten deutſchen Gelehrten kein Ding unmög- 
lich iſt. Darüber hinaus muß man ſogar noch anerkennen, daß dieſe Leuchten 
der deutſchen Philologie immerhin hier und da einen Verſuch machen, die großen 
Zuſammenhänge zwiſchen Zeitgeſchichte und Literaturgeſchichte aufzuzeigen. So 
weit, dies auch nur zu verſuchen, kommt nämlich kaum einer unter hundert dieſer 
Gelehrten. Allerdings kramen fie mit rechter Liebe in den Privatangelegen- 
heiten dieſes oder jenes Autors herum (in der Regel hat jeder von ihnen einen 
dieſer Unglücklichen auf Lebenszeit gepachtet), aber die ſo ſelbſtverſtändliche 
Konſequenz davon: das Zurückgehen auf die ökonomiſchen Bedingungen ſeines 
Werdens und Schaffens, — das kommt ihnen nicht in den Sinn. 
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Immerhin ſoll die Abneigung vor dem hiſtoriſchen Materialismus ihnen 


(nicht moraliſch, aber intellektuell) zugute gehalten werden. Um ſo mehr, weil 
ſie ja mit ihrem Verhalten, gleich den Kollegen von der eigentlichen Geſchichte, 
von der Nationalökonomie, von der Philoſophie uſw., in ihrer Weiſe die 
Richtigkeit dieſer hiſtoriſchen Auffaſſung beweiſen. Aber unſere Nachſicht kann 
ſich doch nur erſtrecken auf die eigentlichen Literarhiſtoriker, welche erſtens 
zu konſequenter Anwendung der hiſtoriſch-materialiſtiſchen Methode keine ge- 
nügenden allgemeinen Kenntniſſe beſitzen, und zweitens eben bei dieſer konſe⸗ 


quenten Anwendung zu Reſultaten gelangen würden, die ihnen lieber heute 


als morgen den beamteten Hals brechen müßten. 


Aber nun bleibt noch eine Zunft von beſonderer Art. Das ſind die eigent⸗ 


lichen Sprachforſcher. Alſo ganz gewiß Leute, die ein völlig neutrales Feld 


beackern. Es kommt zwar auch hier vor, daß einzelne in chauviniſtiſcher Tor⸗ 


heit ihre Forſchungen mit der angeblichen Erkenntnis krönen, daß die deutſche 
Sprache den Gipfel heutiger Entwicklung darſtelle, und was dergleichen Zeug 


mehr iſt. Allein denen treten doch die ernſthaften Gelehrten mutig entgegen: 


denn einſtweilen riskiert ein deutſcher Profeſſor noch nicht ſeine Stellung, wenn 
er in ſachlichem Tone auf die Vorzüge anderer Sprachen gegenüber der deutſchen 
hinweiſt. Natürlich iſt es ja auch gar nicht Sache dieſer Wiſſenſchaft, irgend⸗ 
wie apodiktiſche Werturteile zu fällen. Sie ſtellt Tatſachen feſt und verbindet 
ſie miteinander, zieht daraus Schlüſſe und folgert endlich auf allgemeine Geſetze. 

Beſonders die Lautgeſetze ſtellen einen Trumpf, ja einen Triumph der 


Sprachforſchung dar. Jene Geſetze, nach denen ſich gewiſſe Buchſtaben, ge⸗ 
wiſſe Laute alſo, unter gegebenen Bedingungen der Lautverbindung in be⸗ 


ſtimmter Weiſe zu anderen, verwandten Lauten entwickelt haben. Und es war 
ein genialer Griff Jakob Grimms, als er etwa die Lautverſchiebung feſtſtellte, 
die in den indogermaniſchen Sprachen mit verblüffender Regelmäßigkeit die 
Vertauſchung der harten, der weichen und der gehauchten Konſonanten mik⸗ 
einander bewirkte. Auch ſeine Regeln ſind, wie alle, von zahlreichen Aus⸗ 
nahmen durchbrochen, doch erſcheinen dieſe Ausnahmen am Ende nur deshalb 


als Ausnahmen, weil uns ihre beſonderen Bedingungen und Urſachen (die ſie 


wiederum als regelmäßig erſcheinen laſſen würden) verborgen ſind. 


Nun iſt ja der Nachweis und die Durchforſchung der Sprachen als or⸗ 0 
ganiſcher Gebilde an ſich eine recht intereſſante Beſchäftigung. Allein ſie ſcheint 
doch vollkommen in der Luft zu ſchweben, ſolange man ſich darauf beſchränkt, 


zu ſagen: dieſe Veränderung iſt eine Regel, weil ſie unter gleichen Bedingungen 


faſt immer wieder auftritt. Eine Sache, die kaum noch eines empiriſchen Be⸗ 


weiſes bedurft hätte! Auch genügt es nicht, wenn man feſtſtellt, daß dieſe 
oder jene fremde Sprache „Einfluß geübt“ habe. Man wird weiter fragen 


müſſen: Warum hatte jene Sprache ſich denn ihrerſeits ſo und ſo entwickelt? 


Wieder unter dem Einfluß einer anderen. Nun, und dieſe? So aber geht 
man im Kreiſe herum und kommt am Ende nicht vom Fleck. Hierin ſcheint 


mir die Ideologie der Sprachforſcher zu liegen. Warum geht man nicht hin 


und zerbricht ſich den Kopf darüber, 2 und weshalb in Norddeutſchland 
die niederdeutſche, „weiche“ Mundart entſtehen mußte? Mußte! Warum im 
Süden die hochdeutſche, härtere? Wiederum: Mußte! Die Erforſchung des 
Einfluſſes der geographiſchen, klimatiſchen, ökonomiſchen Verhältniſſe auf die 
Entſtehung der Dialekte, dann der Sprache iſt doch, ſollte man meinen, die 


ſelbſtverſtändliche Konſequenz der ganzen Sprachforſchung. Die Brüder Grimm 


Anton Pannekoek: Die Entwicklung des Weltalls. 763 


find jeit einem halben Jahrhundert tot. Ihre eigentümliche und neue Leiſtung 
liegt noch ein Menſchenalter weiter zurück. Seitdem trottet die gelehrte Zunft 
auf dem alten Wege, ohne Entwicklung, ohne Konſequenz, ohne neue Idee. 

Es müßte auch hier eine Verbindung zweier Fakultäten hergeſtellt werden, 
der Medizin und der Philologie, nämlich der Anatomie und der Sprach⸗ 
forſchung. Dazu käme gleich die Naturgeſchichte überhaupt. Man ſchreibt jo 
viel von der Spezialiſierung der heutigen Wiſſenſchaft, von der längſt ver- 
lorenen Univerſalität der Gelehrten. Aber man lobt dieſe Spezialiſierung zu 
ſehr, man betrachtet ſie als das zu Erſtrebende, als den Gipfel. Indeſſen, 
was ſollen uns all dieſe Einzelforſchungen, wenn nicht Leute da ſind, die ſie 
unter einen Hut zu bringen verſtehen? Auf den praktiſchen Gebieten der 
Medizin, auch der Juſtiz uſw. tritt die verhängnisvolle Wirkung der Nur⸗ 
ſpezialiſierung alle Augenblicke draſtiſch in die Erſcheinung. Nicht ſo bei den 
theoretiſchen Disziplinen. „Sprachforſchung!“ Du lieber Himmel, wer kümmert 
ſich darum! ſagt man. Laßt ſie doch machen, was ſie wollen. Schaden können 
ſie nicht anrichten. — Zugegeben, wenigſtens als möglich zugegeben, daß ſie 
feinen Schaden anrichten können. Aber genügt das? Für eine Beſchäftigung, 
die fo viel Arbeitskraft, jo viel (ſtaatliche!) Mittel verſchlingt? Man follte 
doch der wahren Wiſſenſchaft, die der Erkenntnis und damit dem Wohle der 
Menſchheit dient, zu nützen ſuchen! Was aber nützt es, wenn Privatdozent 
Soundſo ein Buch darüber ſchreibt, wann und wo dieſer Dichter jenen Vers 
wohl umgearbeitet habe! Oder wenn Profeſſor Soundſo über die Frage 
„handelt“, ſeit wann wohl die Schreibung eines Wortes mit a ſtatt e all⸗ 
gemein geworden ſei! Gegen dieſe Ameiſen iſt jener Jörgen Tesman, der 
über die „Brabanter Hausinduſtrie im Mittelalter“ ſchreibt, ein Univerſal⸗ 
genie, das nützliche Arbeit leiſtet. Es käme darauf an, ausfindig zu machen, 
warum in einer gewiſſen Gegend vermöge der ökonomiſchen, der klimatiſchen, 
der geographiſchen (und gewiß auch, unter Umſtänden, der metaphyſiſchen) 
Einflüſſe das e jenes Wortes zum a werden mußte. . 

Kurz, wie alle Wiſſenſchaft muß auch die Sprachforſchung auf die Natur⸗ 
wiſſenſchaft im weiteſten Sinne zurückgeführt werden. Bisher hat auch ſie ſich 
auf ideologiſche Betrachtungen beſchränkt und eben deswegen nur Vorarbeiten 
geleiſtet. Nun verläuft ſie ſich auf zahlloſen Holzwegen. Ein materieller 
Unterbau muß auch hier geſchaffen werden. Das Erkennen der Sprache, die 
doch in der Menſchwerdung des Tieres einen gewaltigen Faktor (oder ein ge⸗ 
waltiges Reſultat) bildet, iſt für das Geſamterkennen des menſchlichen Or- 
ganismus zu wichtig, als daß man noch länger Zeit und Kraft in meta⸗ 
phyſiſchen und haltloſen Arbeiten gelehrter Paraſiten vergeuden dürfte. 


Die Entwicklung des Weltalls. 


Von Anton Pannekoek. 


7. Der Mond und die Gezeiten. 

Die Erde iſt alſo entſtanden aus einem unbedeutenden Stückchen, das ſich 
einmal — unbekannt durch welchen Zufall — von dem großen Sonnennebel 
abgeſplittert hat. Damit fängt ihre Geſchichte als Weltkörper erſt an. 

Wir ſehen hier ab von der allmählichen Erſtarrung ihrer Oberfläche, von 
der Geſteins⸗, der Gebirgs⸗ und der Ozeanbildung, denn das gehört alles zur 
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Geologie. Aber zuvor hat die Erde noch eine andere Umbildung erfahren, die 
zu dem aſtronomiſchen Gebiet der Bildung von Weltkörpern und des Um⸗ 
ſatzes von Weltenergie gehört. Sie hat den Mond von ſich abgeſpalten. 

Der Mond, das lieblichſte aller Geſtirne, der Freund der nächtlichen 
Reiſenden, der treue Begleiter der Erde auf ihrer jährlichen Wanderung um 
die Sonne, iſt ein Kind der Erde, geradeſo wie die Planeten alle Kinder der 
Sonne ſind. Sein Durchmeſſer iſt ein Drittel des Erddurchmeſſers, ſeine 
Maſſe ein Achtzigſtel der Erdmaſſe; er ſteht alſo der Erde nicht ſo weit an 
Größe nach, wie die Planeten der Sonne nachſtehen. Das Doppelgeſtirn 
Erde⸗Mond iſt alſo einigermaßen einem Doppelſtern zu vergleichen, und die 
Trennung der beiden Geſellen iſt nicht wie die Abſplitterung eines unbedeu⸗ 
tenden Teilchens anzuſehen, ſondern vielmehr als die von der Theorie er⸗ 
klärte Spaltung eines zu raſch drehenden Körpers in zwei ungleiche Hälften. 

Nun fragt ſich aber: Wenn Erde und Mond früher einen einzigen Körper 
bildeten, der ſich in zwei ſich berührende Körper ſpaltete, wie iſt es dann 
gekommen, daß heute der Mond dreißig Erddurchmeſſer von der Erde ent⸗ 
fernt iſt und in gut 27 Tagen um ſie herumläuft, während ſich die Erde 
in 24 Stunden um ihre Achſe dreht? Wie war das früher und welche Kraft 

hat das geändert? Dieſe Frage hat der engliſche Mathematiker George 

H., Darwin, der Sohn des berühmten Naturforſchers, durch feine Rechnungen 
beantwortet, die zugleich einen tieferen Einblick in die Art geſtatten, wie ſich 
die Bahnen der Himmelskörper bilden. 

Jedermann weiß, daß an unſeren Küſten das Meerwaſſer täglich zweimal 
anſchwillt und zweimal zurückweicht und daß dieſe Gezeiten, Ebbe und Flut, 
mit dem Monde zuſammenhängen. Die höchſte Erhebung des Waſſers folgt 
immer der Zeit, wo der Mond im Norden und im Süden ſteht, um eine 
beſtimmte Anzahl von Stunden, und fällt alſo an jedem nächſten Tage faſt 
eine Stunde ſpäter als am vorigen. Wäre die Erde ganz mit Waſſer bedeckt 
und wäre das Waſſer ſo leicht beweglich, daß es jeder Kraft ſofort nachgeben 
könnte, ohne durch Reibung gehemmt zu werden, ſo würde auf der ganzen Erde 
die Zeit des höchſten Waſſers genau in die Zeit fallen, wo der Mond im 
Süden hoch am Himmel oder an der entgegengeſetzten Seite des Himmels ſteht, 
und die Zeit des niedrigen Waſſers in die Zeit, wo der Mond im Oſten auf⸗ 
oder im Weſten untergeht. Würde man die Erde von weitem betrachten, ſo 
würde man ſehen, daß das Waſſer ſich an der dem Monde zugewandten und 
an der dem Monde abgewandten Seite erhebt, ſeitwärts davon aber niedriger 
wird; das Waſſer würde nicht eine Kugelgeſtalt, ſondern — wegen der Ver⸗ 
ſchiedenheit, die die Anziehungskraft des Mondes auf ſeine verſchiedenen 
Teile ausübt — eine Eigeſtalt zeigen, deren Spitze ſich dem Monde zu⸗ 
wendet. Die Spitze bliebe immer dem Monde zugewandt, während die Erde 
und das Waſſer ſelbſt ſich unter ihr hindurchdrehen; die Flutwelle ſtriche alſo 
über die Erde her, und jeder Ort würde abwechſelnd von Flut und Ebbe berührt. 

Nun bedecken die Meere aber nicht die ganze Erde, und die Bewegung 
des Waſſers wird durch ſeine innere Reibung und durch die Reibung am 
Meeresboden etwas gehemmt. Dadurch wird die Flutwelle aufgehalten und 
die Zeit des Hochwaſſers tritt etwas ſpäter ein, nachdem der Mond im 
Süden ſtand. Stellen wir uns auf die Erde und ſehen wir von dieſem Stand⸗ 
punkt den Mond (ſcheinbar) in einem Tage um die Erde und die Flutwelle 
ihm nachlaufen, ſo würden wir ſagen: der Mond zieht die Flutwelle hinter 
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ſich her; durch die Hemmniſſe des feſten Bodens und ihrer inneren Reibung 
kann ſie nicht mitkommen und folgt ihm in beſtimmter Entfernung, indem ſie 
ſich in unregelmäßigen Kurven zwiſchen den Kontinenten ſchiebt und windet. 
Stellen wir uns dagegen auf den Mond und ſehen wir die Erde ſich um 
ihre Achſe drehen, ſo würden wir ſagen: die Flutwelle auf der Erde, die Spitze 
des Waſſereies, verſucht unter dem Monde zu bleiben, aber durch die drehenden 
feſten Erdmaſſen, die gegen ſie prallen, wird ſie ein Stück mitgeriſſen und 
ſchaukelt hin und her, durch den Mond zurückgezogen, in ſtetem Kampfe mit dem 
ſie fortreißenden Erdkörper. Beide Ausdrucksweiſen kommen auf eins hinaus. 
Durch dies fortwährende Anprallen der Flutwelle gegen die feſten, um 
ihre Achſe ſich drehenden Erdmaſſen muß die Achſendrehung eine Hemmung 
erfahren. Heute iſt ſie ſo unbedeutend, daß man von einer dadurch ver⸗ 
urſachten Verlängerung des Tages noch nichts geſpürt hat; iſt es ja auch nur 
eine dünne Schicht leichtbeweglichen Waſſers, die der Mond anzieht. Aber 
in früheren Zeitaltern, wo der ganze Erdenkörper noch flüſſig und weich, aber 
dabei zugleich dicht zuſammengepreßt und zähe war, mußte dieſe Gezeiten⸗ 
reibung viel bedeutender ſein. Sie hat in der Entwicklung des Erde⸗Mond⸗ 
ſyſtems eine gewaltige Rolle geſpielt, die Darwin im einzelnen erforſcht hat, 
und dieſelbe Rolle ſpielt ſie in allen Syſtemen von einander naheliegenden 
Weltkörpern, die eine leichte, deformierbare Beſchaffenheit haben. N 
Wir ſetzen den Erdkörper alſo als vollkommen plaſtiſch und zähe voraus, 
ſo daß er ſich nach dem Monde hin verlängert. Drehten die Erde um ihre 
Achſe und der Mond um die Erde ſich zur ſelben Zeit, ſo daß dem Monde 
immer derſelbe Teil der Erde zugewandt wird, ſo würde ſich die Spitze genau 
dem Monde zuwenden. Das gleiche würde ſtattfinden, wenn die Erdmaterie 
ſo beweglich und dünnflüſſig wäre, daß gar keine Reibung darin ſtattfände, 
aber ſolche Materien gibt es nicht. Geht die Erdrotation raſcher vor ſich und 
iſt die Erdmaterie zähe, ſo führt die Erde durch ihre Rotation die Spitze weg 
und reißt ſie eine Strecke mit ſich fort, ſo daß ſie ſeitwärts vom Monde ge⸗ 
richtet iſt, wie es ähnlich heute mit den Ozeangezeiten liegt. Der Mond ſucht 
durch ſeine Anziehung die Spitze zurückzuziehen und hemmt damit die ganze 
Rotation; dieſelbe Anziehung übt jedoch umgekehrt dieſe Spitze auf den Mond 
aus, indem ſie ihn mit ſich zu reißen ſucht. Da der Mond, wenn auch lang⸗ 
ſamer, in derſelben Richtung ſeine Bahn durchläuft, worin die Erde ſich dreht, 
ſo reißt ihn dieſe Anziehung in derſelben Richtung fort, worin er ſich ſchon 
bewegt. 
Die Wirkung der Gezeitenreibung kommt alſo darauf hinaus, daß eine 
Kraft die Rotation der Erde verzögert und eine gleich große Kraft die Be⸗ 
wegung des Mondes in ſeiner Bahn zu beſchleunigen ſucht. Hier macht ſich 
nun das widerſpruchsvolle Geſetz geltend, das wir ſchon früher kennen gelernt 
haben, wonach Widerſtand der Umlaufsbewegung eine Beſchleunigung, An⸗ 
trieb der Bewegung eine Verzögerung bewirkt. Indem die Gezeitenreibung 
die Bewegung des Mondes antreibt, entfernt ſich der Mond von der Erde, 
wird ſeine Bewegung langſamer, ſeine Umlaufszeit größer, alles, weil ſeine 
Flächengeſchwindigkeit durch den Antrieb größer werden muß. Dieſe Flächen⸗ 
geſchwindigkeit iſt genau das, was wir bei einem an einer Schnur ſich herum⸗ 
drehenden Gegenſtand die Drehungsquantität nennen würden. Die Umwand⸗ 
lung, die in dem Doppelſyſtem durch ſeine inneren Wirkungen ſtattfindet, iſt 
alſo auch ſo zu erläutern, daß die Drehungsquantität anders über die beiden 
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Körper verteilt wird: die langſamer werdende Achſendrehung verliert, und 
gleich viel gewinnt der in einer ſtets weiteren Bahn umherſchweifende Mond. 
Nennen wir die Umdrehungszeit der Erde um ihre Achſe einen Tag und 
die Umlaufszeit des Mondes um die Erde einen Monat, ſo kommt das Er⸗ 
gebnis darauf hinaus, daß der Tag und der Monat beide fortwährend größer 
werden, wenn auch nicht in gleichem Verhältnis. Darwin hat von dem heutigen 
Zuſtand ab die früheren Entwicklungszuſtände zurückverfolgt, bis zu einem 
Urzuſtand, wo Tag und Monat beide ungefähr vier unſerer heutigen Stunden 
dauerten, Erde und Mond mit ihren Oberflächen ſich faſt berührten und zu⸗ 
ſammen herumwälzten, als ſeien fie feſt verbunden. Offenbar war die Trennung 
der urſprünglichen Geſamtmaſſe erſt kurz vorher erfolgt. Solange Achſen⸗ 
rotation und Mondbewegung in derſelben Zeit erfolgten, konnte keine Gezeiten⸗ 
reibung auftreten; ſobald jedoch die Achſenrotation ſich etwas beſchleunigte 
— und das mußte die weitere Zuſammenſchrumpfung des Erdkörpers be⸗ 
wirken —, trat die Gezeitenreibung auf, und damit begann die Entwicklung, 
durch die der Tag und ſtärker noch der Monat ſich allmählich verlängerten, 
während die beiden Körper ſich immer weiter voneinander entfernten. 

Es liegt nahe, anzunehmen, daß die Teilung der urſprünglichen Erdmaſſe 
in Erde und Mond ein Beiſpiel des theoretiſchen Falles bietet, wo durch die 
Zuſammenſchrumpfung die Rotation für eine einzige ungeteilte Figur zu raſch 
wird. Jedoch ſtellt ſich bei der Rechnung heraus, daß bei einer Rotationszeit 
von vier Stunden noch gar kein Anlaß für eine Trennung vorliegt; dazu wäre 
eine viel raſchere Rotation in weniger als zwei Stunden nötig. Darwin ſucht die 
Urſache der Spaltung in ſtarken Ebbe- und Flutwirkungen, die gerade bei einer 
Rotation von vier Stunden die Sonne in dem noch ungeteilten Erdkörper be⸗ 
wirken mußte. Die ſtarke Anziehung der Sonne verurſacht überhaupt viele Unregel⸗ 
mäßigkeiten und Abweichungen von dem einfachen Vorgang, der hier skizziert wird. 

Geht dieſe Entwicklung nun noch weiter? Die Gezeitenreibung iſt im Ver⸗ 
gleich zu früheren Zeiten außerordentlich gering geworden; immerhin muß, 
weil das Innere der Erde wohl noch nicht ganz feſt iſt und das Meereswaſſer 
Ebbe und Flut zeigt, noch etwas davon übrig ſein, und die Entwicklung muß 
alſo, wenn auch faſt unmerklich, noch weitergehen. Darwin hat berechnet, daß 
durch ſie der Tag und der Monat ſich noch immer verlängern werden, aber 
nun der Tag am meiſten, bis ſie ſchließlich beide denſelben Umfang von 
55 der heutigen Tage erreicht haben. Dann hört die Gezeitenreibung auf, da 
die Erde dem Monde immer dieſelbe Seite zuwendet. Ein ſtarrer Endzuſtand 
der Entwicklung iſt erreicht worden. Ob er in Wirklichkeit je erreicht werden 
wird, iſt fraglich, denn lange zuvor könnte durch die Abkühlung der Sonne das 
Meereswaſſer und durch die Abkühlung der Erde das Erdinnere vollkommen 
ſtarr geworden ſein. Dabei würde die Gezeitenreibung aufhören und mit ihr 
auch die Anderung in der Länge der Tage und Monate. 

Die Unterſuchungen Darwins über die Urgeſchichte der Erde und des 
Mondes finden eine noch weit größere Anwendbarkeit. Zwar ſpielt die Gezeiten⸗ 
reibung bei den Planetenbahnen um die Sonne und bei den Monden der 
anderen Planeten keine Rolle, da die Planeten im Vergleich zur Sonne und 
die anderen Monde im Vergleich zu ihren Planeten viel zu klein ſind. Da⸗ 
gegen hat ſie bei der Entwicklung der Doppelſterne eine große Rolle geſpielt. 
Sie erklärt, weshalb die beiden Körper ſich immer weiter voneinander ent⸗ 
fernen, ſobald ſie ſich getrennt haben; ſie erklärt auch, weshalb nur aus⸗ 
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nahmsweiſe noch weitere Spaltungen erfolgen konnten, denn die Gezeitenreibung 
verzögert die Rotationen und führt den größten Teil der Drehungsquantität, 
die ſich zuerſt in den raſch rotierenden Körpern befand, in die Umlaufsbewegung 


bei großer gegenſeitiger Entfernung über. So ſtellt ſich die Gezeitenreibung 
als eine der wichtigſten Urſachen in der Entwicklung des Weltalls dar. 

Daß dieſe Entwicklung dem allgemeinen Geſetz der Weltentwicklung ent⸗ 
ſpricht, das zeigt ſich, ſobald man ihre Energiewandlungen betrachtet. Indem 
die Bahn des Mondes ſich vergrößert und feine Bewegung darin ſich ver: 
langſamt, wächſt die Diſtanzenergie in ſtärkerem Maße, als die Geſchwindig⸗ 
keit abnimmt; daß ſeine Totalenergie wächſt, kann nicht wundernehmen, da 
er von der Anziehung des Flutberges einen Antrieb in ſeiner Bewegung er- 


fährt. Dieſe Vermehrung ſtammt alſo von der Bewegungsenergie der drehenden 
Erde her, die durch die Verzögerung der Drehung ſtetig abnimmt. Dieſe Ab- 


nahme iſt jedoch größer als dort die Zunahme; es findet nicht nur Übertragung, 
ſondern zugleich Verluſt an Bewegungsenergie ſtatt, die durch die Reibung 
abſorbiert, das heißt in Wirklichkeit in Wärme umgewandelt wird, die zur 
Ausſtrahlung mitwirkt. In dieſer Evolution wandelt ſich alſo, wie immer, 
Bewegungsenergie in Wärme um. 


Die Kunftinduftrie und das Qualitätsproblem. 
Don Joſef Kuguſt ux (Dresden). 


Das Problem der Qualität beruht auf drei Grundpfeilern: auf der künſt⸗ 
leriſchen Idee, auf der Echtheit des Materials und auf der vorzüglichen Arbeit, 
die von der Freude des Herſtellers zeugen ſoll und gleichzeitig unerläßlich iſt, 
um den inneren Wert ſeiner Sache und die Freude am Beſitz zu erhöhen. Die 
Arbeitsfreude iſt nach John Ruskin das wichtigſte Fundament der Qualität. 

Darüber beſteht kein Zweifel mehr. Ein hochſtehendes Kunſthandwerk wird 
zu jeder Zeit Kunſtwerke hervorbringen können, die dieſe Forderung der 
Qualität ohne Reſt erfüllen. Wenn ſich Künſtlerhände nicht nur entwerfend, 
ſondern auch ausführend mit einem Material beſchäftigen, ſo werden ſie ſogar 
auch in einem ſchlechten Material Kunſtwerke hervorbringen, denen als ſolchen 
die Qualität angeboren iſt. Wenn man von den Pfründnern des Faches ab— 
ſieht, ſo gibt es für das Kunſtwerk eigentlich kein Problem der Qualität. Hier 
iſt alles ſelbſtverſtändlich, der ideelle Mehrwert, der ſich nicht nur aus der 
hingebungsvollen Arbeitsfreude, aus der perſönlich intereſſanten Handarbeit 
und aus der jeder Konvention ſpottenden Inſpiration ergibt, die über der 
Technik und, wie ſchon gejagt, auch über dem Material ſteht. Die Material- 
frage erledigt ſich hier durch die einfache Erwägung, daß der Künſtler das 
Beſte wählt, nicht nur weil es von größerem Beſtand, ſondern künſtleriſch 
von größerer Suggeſtivität iſt. 

John Ruskin und ſein Jüngerkreis, die ſich mit dieſen Aufgaben beſchäf— 
tigten, hatten ebenfalls nur das Handwerk, keinesfalls aber die Induſtrie vor 
Augen. Die moderne Bewegung in Deutſchland jedoch hat es mit der In— 
duſtrie zu tun. Eine unumſchränkte Anwendung dieſer künſtleriſchen Glaubens- 
ſätze auf die Arbeiterinduſtrie muß notwendig auf den Holzweg führen. Hier 
iſt alles problematiſch. Auf die Induſtrie angewendet, macht der Glaubens— 
ſatz von der Arbeitsfreude als dem wichtigſten Fundament der menſchlich be— 
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ſtimmten Qualität ſofort Bankrott. Das Verhältnis zwiſchen Unternehmer 
und Arbeiter iſt auf bloße Geſchäftlichkeit zugeſchnitten. Das Arbeitsverhältnis 
iſt lediglich eine Lohnfrage geworden. Jede intimere Beziehung des Herſtellers 
zu ſeinem Arbeitserzeugnis hat naturgemäß aufgehört, und in der beſtehenden 
Ordnung iſt das Evangelium der Arbeitsfreude ſehr daraufhin angetan, Spott 
und Unwillen zu erzeugen. Ein Unternehmer, der ſeine Arbeiter mit dieſen 
Phraſen ſpeiſt, erweckt nur Mißtrauen. Wenn nicht an der Herſtellung der 
Hauptſache nach die Maſchine beteiligt iſt, ſondern die ausführende Hand den 
Hauptanteil hat, ſo wird auch dieſe zu einem präzis funktionierenden Apparat, 
deſſen Leiſtungen perſönlich unintereſſant ſind. Man kann dieſe Minderung 
an jedem Künſtlerentwurf erleben, der von fremden Händen in der Werkſtatt 
ausgeführt wird. Ein Vergleich zwiſchen alten und neuen Goldſchmiede⸗ 
arbeiten iſt in dieſer Beziehung beſonders lehrreich. Dagegen wird der Mangel 
des perſönlichen Kontaktes ſehr häufig erſetzt durch die Verbeſſerung der Techniken, 
der Werkzeuge und der Herſtellungsmethoden, die jedoch ohne Ausnahme keinen 
Fortſchritt zugunſten der künſtleriſchen Qualität bedeuten. Sie bedeuten lediglich 
einen techniſchen oder merkantilen Fortſchritt, inſofern nämlich, als die meiſten 
Erfindungen dieſer Art nichts bewirken ſollen als eine ſchnellere Produktion 
und eine fortſchreitende Beſchränkung des perſönlichen Anteils der Handarbeit. 

Wenn wir uns auch hinſichtlich der Arbeitsqualität, namentlich was die 
künſtleriſche Arbeitsweiſe betrifft, beſcheiden müſſen, ſo iſt doch anzunehmen, 
daß dafür in der Materialqualität ein Plus geboten werden kann. In der 
Metall⸗ und Maſchineninduſtrie, von einigen Schundfabrikationen abgejehen, 
zweifellos. Da aber für das künſtleriſche Problem der Qualität nur die ſo⸗ 
genannte Kunſtinduſtrie in Betracht kommt, ſo ſcheiden die Induſtrien, in 
denen nicht Künſtler beſtimmend wirken können, aus dieſer Frage aus. In 
der Holzbearbeitung, die den größten Raum in der Kunſtinduſtrie beanſprucht, 
iſt die Frage der Steigerung in der Qualität des Materials nicht ohne 
weiteres zu bejahen. Denn wir dürfen nicht vergeſſen, daß die Großbetriebe 
und die rationelle Ausbeutung der Forſtwirtſchaft eine bedenkliche Verminde⸗ 
rung der feinen Holzqualitäten, die in der Möbelbranche gebraucht werden, 
herbeigeführt haben und daß der Import fremder Hölzer, die für unſer Klima 
ſtets unberechenbare Eigenſchaften haben, dieſen Mangel an vorzüglich ge⸗ 
pflegten einheimiſchen Hölzern niemals ganz decken kann, abgeſehen davon, 
daß für den Hauptteil der großinduſtriellen Erzeugniſſe, der billig ſein muß, 
die koſtbaren Hölzer gar nicht in Betracht kommen. Überdies bedingt die 
tiſchlermäßige Herſtellung eine geraume Zeit, nicht nur was das lange Lagern 
der unverarbeiteten Hölzer ſowie der halbfertigen Teile und der teilweiſen 
Polituren betrifft, für die in dem heutigen Lebenstempo Zeit und Geduld 
nicht ausreichen. Schon um der Selbſterhaltung willen hat der Großbetrieb 
ein Intereſſe daran, raſch zu liefern und viel zu liefern, weil nur dann die 
koloſſalen Regiekoſten mit der gebotenen Billigkeit in Einklang gebracht werden 
können. Er arbeitet nicht unbedingt billiger als der kleinmeiſterliche Betrieb, 
jedoch ſehr viel ſchneller, und er kann deshalb den Markt verſorgen. Wer 
aber den Markt verſorgen, das heißt für die Maſſe liefern will, darf nicht 
teuer ſein, denn ſchließlich iſt ja die Billigkeit durch den Kapitalismus bedingt. 
Der drängende Beſteller alſo erfüllt nichts weiter als eine Vorausſetzung, die 
der auf ſchnelles Arbeiten reflektierende Großbetrieb mit ſich bringt. Das 
ſind Verhältniſſe, die beeinträchtigend auf die Qualität jener Materialien 
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wirken müſſen, die eine umſichtige Behandlung und einen verlangſamten Her- 

ſtellungsprozeß, wie in der Möbelbranche, verlangen. Der bloße Vergleich 

zwiſchen den Möbeln der Biedermeierzeit und den heutigen Erzeugniſſen muß 
den Unterſchied klar machen. 

In einer Hinſicht aber muß die moderne Induſtrie einen unſtreitbaren 
Vorzug über den Kleinbetrieb haben, der der Halbvergangenheit angehört, 
nämlich in der Qualität des Entwurfes. Es iſt das dritte Fundament des 
Qualitätsbegriffs, die künſtleriſche Geſtaltung, die in der ſogenannten Kunſt⸗ 
induſtrie eine bedeutende Rolle zu ſpielen berufen iſt. Auch in dieſer Hinſicht 
iſt genau zu unterſuchen, was man billigermaßen erwarten darf und was 
nicht. Künſtleriſche Qualitäten können hier nur in ſehr bedingtem Maße zu⸗ 
tage treten, da wichtige Vorbedingungen in Wegfall kommen müſſen. Kunſt⸗ 
werke können nicht en masse hergeſtellt und vervielfältigt werden. Die In⸗ 
duſtrie, und daher auch die Kunſtinduſtrie, haben nicht die Aufgabe, Kunſt⸗ 
werke herzuſtellen, weil das auch gar nicht in ihrer Macht liegt, ſondern ſie 
haben für die Förderung des guten Geſchmacks zu ſorgen. Es geht daraus 
ohne weiteres hervor, daß Kunſtinduſtrie und auch das im kleinen Umfang 
auf induſtrieller oder kapitaliſtiſcher Grundlage arbeitende Kunſtgewerbe nichts 
mit Kunſt zu tun haben. 

Die Berufung hervorragender Künſtler an die Spitze gewerblicher Unter⸗ 
nehmungen als künſtleriſcher Beiräte hat für die Hebung des allgemeinen 
Geſchmacks eine enorme Bedeutung. Es iſt jedoch ein Irrtum, zu glauben, 
daß der Künſtler, der für induſtrielle Unternehmungen arbeitet, individuelle 
Kunſtwerke entwerfen wird. Der Künſtler, der für die Induſtrie arbeitet, iſt 
ſachlich genug beſtimmt, nichts anderes zu geben als geſchmackvolle einfache 
Typen, die lediglich durch gute Verhältniſſe und erhöhte Zweckmäßigkeit 
wirken. Dieſe Künſtler ſind gewiß die letzten, die behaupten würden, daß ihre 
Entwürfe und die induſtrielle Herſtellung eine Vermehrung der Kunſt bedeuten 
ſollten. Sie ſollen nur den Anforderungen des kultivierten Geſchmacks ent⸗ 
ſprechen, und darum iſt es heute nötig, Künſtler zu berufen, und zwar gleich 
die beſten. Aber es iſt ausgemacht, daß Kunſt ganz wo anders beginnt. 
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Die Notwendigkeit der Entwicklung, die durch Begabung oder Schwäche der 
einzelnen Perſonen nur leiſe berührt, nicht dauernd verſchoben werden kann, iſt 
überall wuchtig herausgearbeitet. .. Wir find gewohnt, die Größe der Ge⸗ 
ſchichtſchreibung zu meſſen an der Kraft, mit der ſie verſteht, das Walten geſchicht⸗ 
licher Notwendigkeiten uns vor die Seele zu führen. An dieſem Maßſtab gemeſſen, 
gebührt Mehrings Darſtellung ein hoher Platz. Das alles gilt von der zweiten 
Auflage, wie es von der erſten galt, aber es ſollte auch bei dem Erſcheinen der 
zweiten Auflage geſagt werden, damit die Arbeiterſchaft merke, welch einen 
Schatz ſie an dieſem Werke hat. Mur Maurenbrecher. 


Der Leſer verzeihe, daß ich mit einer autobiographiſchen Notiz beginne. 
Als Knabe ſollte und wollte ich Theologie ſtudieren, und mit dem ganzen 
Ehrgeiz eines hoffnungsvollen Pennälers gedachte ich die theologiſchen Examina 
vor dem Konſiſtorium in Stettin mit allem Glanze zu abſolvieren. Aber ich 
verzichtete auf dieſe Lorbeeren, als ich zu erkennen glaubte, daß ein er⸗ 
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ſchöpfendes Eindringen in alle Geheimniſſe einer Wiſſenſchaft, die auf der 
Grundtatſache beruht, daß 3 * 1 = 1 iſt, eine unheilbare Gehirnverrenkung 
verurſachen müſſe, die es mir unmöglich machen würde, jemals wieder die 
ſchlichte ſinnliche Kutſcherlogik des profanen Lebens zu handhaben oder zu 
verſtehen. Und auf dieſen beſcheidenen Genuß wollte ich nicht verzichten. 


Deshalb habe ich nun freilich um jo größeren Reſpekt vor den erniteren 
und ſtrengeren Geiſtern, die fi irdiſche Genußſucht nicht hindern laſſen, 


ie dae aer Jun So auch vor dem Genoſſen 

Maurenbrecher zumal da ich ſeine hiſtoriſchen Talente noch viel höher ſchätze 
als er die meinigen, was gewiß — ſiehe das Motto dieſer Zeilen! — etwas 
ſagen will. Und als ich in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ las, daß 
Genoſſe Maurenbrecher meinen Freund Kautsky um alle wiſſenſchaftliche nicht 
nur, ſondern auch um alle menſchliche Ehre rezenſiert hat, da tat mir dieſer 
arme Kerl zwar aufrichtig leid, und ich hätte eigentlich ſeine Tränen trocknen 
ſollen, aber es drängt mich doch weit mehr dazu, das Strafgericht des Genoſſen 
Maurenbrecher vor ärgerlichen Mißdeutungen zu ſchützen. 

Genoſſe Maurenbrecher tadelt die „eilfertige Methode“, womit Kautsky 
ſein Buch über den Urſprung des Chriſtentums geſchrieben habe; Kautskg 
habe ganz nach Willkür und Laune oder nach dem Zufall deſſen gearbeitet, 
woran ſein raſches Durchblättern der neuteſtamentlichen Schriften gerade ein⸗ 
mal haften blieb. Nun hat Kautsky ſich ſeit nahezu einem Menſchenalter mit 
der Entſtehung des Chriſtentums beſchäftigt — ſeine erſte Arbeit darüber 
erſchien vor fünfundzwanzig Jahren in der „Neuen Zeit“ —, während Genoſſe 
Maurenbrecher eine Arbeit über die Hohenzollern mit dem ehrlichen Ein⸗ 
geſtändnis begann, daß er ſich nie mit preußiſcher Geſchichte befaßt habe, 
aber in anderthalb Jahren mit zwei Quartanten darüber fix und fertig 
wurde. 

Man wird danach zugeben, daß der Vorwurf der „eilfertigen Methode“ 
etwas eigentümlich klingt, wenn er vom Genoſſen Maurenbrecher gegen Kautsky 
gerichtet wird. Aber der kleine Mißklang löſt ſich in vollendete Harmonie, wenn 
man ihn unter dem Geſichtspunkt betrachtet: 3x1 =1. 

Jedoch nicht nur der „Eilfertigkeit“, ſondern auch der „Leichtfertigkeit“ 
hat ſich Kautsky ſchuldig gemacht; er hat eine „oberflächliche und leichtfertige 
Stimmungsmache“ betrieben, indem er die Evangelien als hiſtoriſch wertlos 
erklärte. Er hat den hiſtoriſchen Materialismus kompromittiert und lächerlich 
gemacht in den Augen derer, die Sachkenntnis und Quellenſtudium für die 
erſte Aufgabe des Hiſtorikers anſehen. Genoſſe Maurenbrecher erklärt, idea⸗ 
liſtiſche und materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung ſeien für den Hiſtoriker Fragen 
zweiten Ranges: „Die erſte Aufgabe des Geſchichtſchreibers bleibt die einfache 
Feſtſtellung der Tatſachen, in denen die geſchichtliche Bewegung ſich abgeſpielt 
hat. Was iſt eigentlich geſchehen? Welche Vorgänge haben ſich ereignet? Dieſe 
Feſtſtellung liegt jenſeits der Frage nach der Verurſachung der Geſchichte. Hier 
hilft uns keine Philoſophie, keine vorgefaßte Meinung über das, was möglich 
oder unmöglich iſt, keine Lehre und keine noch ſo einſchmeichelnd vorgetragene 
Zuſammenfaſſung des weltgeſchichtlichen Zuſammenhanges, in den man eine 
beſtimmte Erſcheinung hineinſtellt. Hier hilft nur gewiſſenhafte, ehrliche und 
fleißige Arbeit an den Quellen, die über die Erſcheinung, das heißt über ihren 
tatſächlichen Verlauf unterrichten. Hier gibt es keinen Unterſchied zwiſchen 
bürgerlichem oder proletariſchem Standpunkt. Hier gibt es nur die mehr oder 
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Wogen dieſer ſittlichen Entrüſtun wim autsky davon wie ein Kork auf 
der Meereswelle 


len amen amicus ate sed magis amica veritas. Bei allem Mitleid mit dem 
Verlorenen muß ich doch anerkennen, daß Genoſſe Maurenbrecher das Recht 
hat, ſo zu ſprechen, daß er die etwas laut ſchallende, aber immerhin die har⸗ 
moniſche Glocke ſeiner Taten iſt. Um nur ein Beiſpiel anzuführen, ſo ſtellt 
Genoſſe Maurenbrecher einmal die einfache Tatſache feſt, daß die Hohenzollern 
in den Tagen der Reformation nicht fürſtliche Sonderintereſſen verfolgt, 
ſondern das Kaiſertum unterſtützt haben, wobei er das ſeltene, aber durch 
ſeine eindringenden Forſchungen verdiente Glück hat, einen hiſtoriſchen Zu⸗ 
ſammenhang zu enthüllen, der ſterblichen Augen bisher völlig verſchleiert war. 
Aber erſt nachdem er die Sachkenntnis und die Treue des Forſchers bewährt 
hat, gibt er den „hiſtoriſch⸗materialiſtiſchen“ Senf dazu, indem er ſchreibt: 
„Sie (die Hohenzollern) haben gegen die Solidarität ihrer Klaſſe gefrevelt, 
haben, wenn man ſo will, Streikbrecherdienſte getan. Alle anderen Sünden 
können vergeben werden, aber der feige Verrat an der eigenen Klaſſe, die 
Unterſtützung des Gegners, gegen den die Klaſſe als ſolche kämpft, das iſt 
die Sünde, für die es keine Vergebung gibt. Das iſt die eigentliche Erbärm⸗ 
lichkeit, die eigentlich allein wirklich verabſcheuenswürdige Niedrigkeit, die die 
Geſchichte kennt.“ 

Es iſt leider nicht zu beſtreiten, daß Kautsky an dieſem Muſterbeiſpiel, 
den hiſtoriſchen Materialismus zu Anſehen und zu Ehren zu bringen, „blind 
vorbeigetappt“ iſt. 

Nicht ganz ſo ſchwer hat er ſich jedoch verfehlt, wenn er die evangeliſchen 
Berichte über Jeſu Leben und Sterben als hiſtoriſch wertlos verwirft. Hier 
iſt ihm nicht dolus, ſondern nur culpa nachzuweiſen; er hat in freilich recht 
fahrläſſiger Weiſe unſeres Schillers weiſe Mahnung vernachläſſigt: Was iſt die 
Mehrheit? Mehrheit iſt der Unſinn! Denn die Mehrheit aller Hiſtoriker iſt aller⸗ 
dings der Anſicht, daß die Evangelien keine hiſtoriſchen Quellenwerke ſind und 
ſein können, daß Erzählungen, die dermaßen von Widerſprüchen und Wundern 
ſtrotzen, auch in denjenigen Teilen nicht den geringſten Glauben verdienen, 
wo ſie an ſich glaubhaft ſind und nicht widerlegt werden können. In der 
Praxis mögen Hiſtoriker noch oft der Verſuchung unterliegen, da, wo gute 
Quellen fehlen, auch ſchlechte Quellen zu benutzen, nachdem fie das hand⸗ 
greiflich Falſche ausgemerzt haben, aber im Prinzip herrſcht unter ihrer Mehr⸗ 
heit völlige übereinſtimmung, wobei mit dem Genoſſen Maurenbrecher geſagt 
werden darf: Hier gibt es keinen Unterſchied zwiſchen bürgerlichem und prole⸗ 
tariſchem Standpunkt. 

Selbſtverſtändlich iſt damit, daß die Evangelien als hiſtoriſche Darſtellungen 
für ſich allein nicht den geringſten Glauben beanſpruchen dürfen, nicht auch 
beſtritten, daß ſie als Geiſtesprodukte ihrer Zeit zwar nicht die Zeit, von der 
ſie erzählen, aber die Zeit, in der ſie entſtanden ſind, erleuchten können. In⸗ 
ſoweit beſtreitet Kautsky aber durchaus nicht ihren hiſtoriſchen Quellenwert, 
ſondern benutzt ſie reichlich genug, um Klarheit über die Entſtehung des 
Chriſtentums zu ſchaffen; was er ihnen beſtreitet, das iſt nur ihre Glaub⸗ 
würdigkeit als hiſtoriſche Erzählungen. Darin hat er aber die Mehrheit aller 
Hiſtoriker auf ſeiner Seite, ſo daß ſich in dieſem Punkte ſein Vergehen darauf 
beſchränkt, gedankenlos mit dem Strome zu ſchwimmen. 
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Denn es gibt allerdings eine Minderheit von Hiſtorikern, die der Meinung 
ſind, daß die Evangelien als hiſtoriſche Darſtellungen gebraucht werden können. 
Das ſind die theologiſchen Hiſtoriker, deren Methode ſich gründet auf den 
ehernen Felſen: 3x1=1. Genoſſe Maurenbrecher ſchildert dieſe Methode 
ſehr gut, indem er ſagt, man müſſe ſich nur die Mühe geben, genau, geduldig 
und Satz für Satz die Evangelien zu leſen. Man müſſe ſie „vorſichtig zer⸗ 
gliedern“; nur die „ſcharfe Zergliederung im einzelnen“ könne helfen. „Ein 
Annehmen oder Verwerfen in Bauſch und Bogen iſt zwar ſehr bequem, denn 
es enthebt von einer mühſamen Unterſuchung der einzelnen Worte. Aber die 
Bequemlichkeit des Forſchens iſt doch nicht der Maßſtab, nach dem die Methode 
des Forſchers ſich richten ſoll.“ Dieſe mühſame Unterſuchung der einzelnen 
Worte ſei die richtige Methode, wie ſie ſich in den Werken Wredes über das 
Markusevangelium, Harnacks und Wellhauſens über die drei erſten Evangelien 
bewähre. Kautsky kenne kein einziges dieſer Werke, was ihn nicht hindere, 
ein Buch von 508 Seiten über den Urſprung des Chriſtentums in die Welt 
gehen zu laſſen. Es ſei ein Grundfehler ſeines Buches, daß er nur den An⸗ 
fang der modernen Bibelkritik, die Strauß und Bauer, kenne, aber nicht ihren 
Fortgang. Es bleibe ein Verſuch mit untauglichen Mitteln, wenn er die 
wirklich geſchehenen Tatſachen nicht ſoziologiſch erkläre, ſondern einfach beiſeite 
ſchiebe und andere rein aus den Fingern geſogene Phantaſieprodukte an ihre 
Stelle ſetze. 

In der Tat! Aber da der advocatus diaboli eine theologiſche Einrichtung 
iſt, ſo geſtattet Genoſſe Maurenbrecher mir vielleicht einen Augenblick, ihn zu 
ſpielen. Ich will nicht ſo frivol ſein, hier einen bürgerlichen, dem Herrn 
Harnack ſehr naheſtehenden Hiſtoriker zu zitieren, der in einem Herrn Harnack 
gewidmeten Werke ausführt, daß die Wortkritik, wie ſie Genoſſe Mauren⸗ 
brecher empfiehlt, der Tod aller hiſtoriſchen Forſchung ſei. Der Unglückliche 
wird eben auch nicht begriffen haben, was der Satz: 381 1 für jeden 
ernſten Denker bedeutet. Wir erkennen durchaus an, daß Genoſſe Mauren⸗ 
brecher die „richtige Methode“ der Harnack und Genoſſen richtig ſchildert, allein 
wir möchten es nicht als einen „Grundfehler“ Kautskys wahr haben, daß er 
ſich mit dieſer Literatur gar nicht oder nur beiläufig beſchäftigt hat. Das Maß 
ſeiner Kenntniſſe auf dieſem Gebiet vermögen wir nicht mit der apodiktiſchen 
Sicherheit des Genoſſen Maurenbrecher zu beſtimmen, aber wenn er auch nur 
das „Weſen des Chriſtentums“ von Harnack geleſen haben ſollte, das er, wie 
ſein Buch ausweiſt, geleſen hat, ſo dürfte er keinen Tadel, ſondern nur das 
Lob verdienen, ein ſorgſamer Haushalter mit ſeiner Zeit zu ſein. Ich ſelbſt 
beklage, mich deſſen nicht rühmen zu können, da ich nicht bloß das „Weſen 
des Chriſtentums“, ſondern noch zwei oder drei dicke Wälzer Harnacks durch⸗ 
geackert habe. 

Wer in der Geſchichte der deutſchen Bibelkritik mitreden will, muß freilich 
die Aufklärer Reimarus und Leſſing, den Romantiker Schleiermacher, den 
Rationaliſten Paulus, den Philoſophen Hegel, die Junghegelianer Strauß 
und Bauer kennen, aber er braucht die Harnack und Genoſſen ſo wenig 
zu kennen wie die Kohorte der Theologen, die unter dem Schlachtruf: 
341 =I gegen Leſſing oder gegen Strauß anſtürmten. Von Reimarus bis 
Bruno Bauer vollzieht ſich in der deutſchen Bibelkritik eine hiſtoriſche und 
logiſche Abfolge, die darin mündet, daß weder ein Gott noch ein Menſch die 
chriſtliche Religion geſtiftet habe, ſondern daß dieſe Religion ſich aus Ge⸗ 
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dankenelementen gebildet habe, die vor ihrem Entſtehen durchweg in der 
griechiſch⸗römiſchen und in der jüdiſchen Welt vorhanden geweſen ſeien, daß 
die chriſtliche Religion alſo ein Produkt der antiken Welt geweſen ſei. Was 
danach noch übrig blieb, war die Unterſuchung der Fragen, woher dieſe 
Gedankenelemente entſtanden ſeien, und wieſo ſie ſich in einer Weltreligion 


kriſtalliſiert haben. Dieſe Fragen will Kautsky in ſeinem Buche unterſuchen, 


und gar ſo „leichtfertig“ ſcheint er mir deshalb nicht zu handeln, wenn er an 
Bruno Bauer anknüpft und ſich gar nicht oder ganz beiläufig bei den Ver⸗ 
ſuchen aufhält, die den Herrn Jeſum Chriſtum wieder als Stifter der chriſt⸗ 
lichen Religion in die Hiſtorie einſchmuggeln möchten. 

Mit der Wiſſenſchaft haben dieſe Verſuche nichts zu ſchaffen, obgleich 
Harnack und Genoſſen ſich rühmen, die „Geſchichtlichkeit“ der Evangelien „im 
großen Umfang wiederhergeſtellt“ zu haben, weil ſie gelernt hätten, auch 


Wunderberichte als geſchichtliche Quellen zu würdigen. Ich weiß ſehr wohl 


— und habe es auch in meiner Beſprechung von Kautskys Buch hervor⸗ 
gehoben —, daß Harnack und Genoſſen die grobrabuliſtiſchen Künſte ver⸗ 
ſchmähen, die von den Theologen gegen Leſſing und Strauß aufgeboten 
worden ſind, aber eben deshalb gehen ſie nicht nur hinter dieſe Theologen, 
ſondern ſelbſt gegen die alten Evangeliſten zurück. Wenn ſchon, denn ſchon, 
und bei dem hiſtoriſchen Talent, das mir Genoſſe Maurenbrecher zu be⸗ 


ſcheinigen die Güte hat, gehe ich lieber zum Matthäus als zum Harnack, 


wenn es nun einmal nicht ohne Wunder in der Hiſtorie abgehen ſoll. Wenn 
ein Menſch die chriſtliche Religion geſtiftet haben ſoll, dann iſt es entſchieden 
rationeller gedacht, daß dieſer Menſch ſeiner Zeit dadurch zu imponieren ver⸗ 
ſtand, daß er Tote zu erwecken und den Sturm auf der See zu beſchwichtigen 
wußte, als daß er weiter nichts vermochte, als in einem verlorenen Winkel 
des römiſchen Weltreichs einigen armen Teufeln Gedanken vorzutragen, die 
alleſamt — davon beißt nun einmal kein Mäuslein einen Faden ab — längſt 
in der antiken Literatur vorhanden waren. 

Man geſtatte einen Vergleich aus der profanen Geſchichte, der zwar von 
dem Rechte aller Vergleiche, nämlich zu hinken, einen reichlichen Gebrauch 
macht, aber gerade als Lahmer ſeine Sache noch weit überzeugender führt, 
als wenn er auf gleichen Beinen ginge. Wie der Urſprung des Chriſtentums, 
ſo iſt auch der Urſprung des römiſchen Weltreichs, auf den Kautsky in ſeiner 
Schrift ja auch zu ſprechen kommt, in einen dichten Schleier von Sagen 
gehüllt. Dieſen Schleier hat zuerſt Niebuhr in ſeiner Römiſchen Geſchichte, 
die in zwei Jahren ihren hundertſten Geburtstag feiert, in tauſend Fetzen 
zerriſſen, ſo daß Mommſen, als er vor fünfzig Jahren feine Römiſche Ge⸗ 
ſchichte ſchrieb, ſich bei dieſen Sagen gar nicht mehr aufhielt, ſondern ſie 
— ganz wie Kautsky die Evangelien — als hiſtoriſche Zeugniſſe behandelte, 
nicht der Zeit, die ſie widerſpiegeln wollen, ſondern vielmehr der Zeit, die 
ſich in ihnen widerſpiegelt. Nun ſetze man den Fall, nach Mommſen wäre 
ein profaner Harnack gekommen und hätte die „Geſchichtlichkeit“ der Sagen 
über die Entſtehung Roms wiederhergeſtellt, auf dem Wege der fleißig und 
mühſam zergliedernden Wortkritik, die Genoſſe Maurenbrecher ſo anſchaulich 
ſchildert. Wenn ſolch profaner Harnack nicht gekommen iſt, ſo hätte er doch 
kommen können; bei der hohen Meinung, die Genoſſe Maurenbrecher von 
meinen hiſtoriſchen Fähigkeiten hat, wird er mir gewiß glauben, wenn ich mich 
anheiſchig mache, ſtreng nach der „richtigen Methode“ zu beweiſen, daß der 
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Urſprung und das Wachstum des römischen Weltreichs zurückzuführen iſt auf 
die weiſen Ratſchläge, die die Nymphe Egeria dem König Numa Pompilius 
erteilt hat. Und wenn nun heute ein Forſcher über römiſche Geſchichte an 
Niebuhr und Mommſen anknüpfen wollte, ſtatt an dieſen profanen Harnack, 
würde er dann die glühende Lava erhabenen Zornes verdienen, die Genoſſe 
Maurenbrecher über Kautsky ausſchüttet? 

Der Vergleich hinkt, gewiß, weil er auf einer Vorausſetzung beruht, die 
niemals eingetroffen iſt und auch niemals eintreffen wird, aus dem ebenſo 
einfachen wie einleuchtenden Grunde, weil kein Sterblicher je riskiert hat oder 

riskieren wird, das unermeßliche Hohngelächter über ſich zu beſchwören, das 
jeder Verſuch hervorrufen müßte, die „Geſchichtlichkeit“ in den Sagen über 
die Entſtehung Roms nachzuweiſen. Und ſo führt uns gerade das Hinken 
dieſes Vergleichs auf den Urſprung zwar weder des Chriſtentums noch des 
römiſchen Weltreichs, aber wohl der „richtigen Methode“, die Harnack und 
Genoſſen handhaben. Die herrſchenden Klaſſen ſcheren ſich den Teufel um 
die Nymphe Egeria, aber ſie haben ein ſehr lebhaftes Intereſſe daran, daß 
dem Volke die Religion erhalten bleibt und Jeſus in ſeiner welthiſtoriſchen 
Glorie wiederhergeſtellt wird. | 7 

So viel möchte ich als advocatus diaboli für den armen Sünder Kautsky 
geltend machen. Aber umgekehrt wie Mephiſto habe ich es nun ſatt, den 
Teufel zu ſpielen, und will mich wieder des trockenen Tones befleißigen. 
Genoſſe Maurenbrecher rühmt an meinen hiſtoriſchen Arbeiten, daß ſie die 
Notwendigkeit der Entwicklung, die durch Begabung oder Schwäche der ein⸗ 
zelnen Perſonen nur leiſe berührt, nicht dauernd verſchoben werden könne, 
überall wuchtig herauszuarbeiten wüßten. Nun iſt meine Methode keine andere 
als die Methode Kautskys, und Kautskys Methode keine andere als meine; 
nimmt man einmal den Maßſtab des Genoſſen Maurenbrecher an, ſo ſpielen 
Begabung und Schwäche der einzelnen Perſonen in meiner Parteigeſchichte 
ſogar viel mehr mit als in Kautskys Buche. So müßte Kautsky mindeſtens 
ebenſoſehr oder ſogar noch mehr gelobt werden als ich, allein ſtatt deſſen wird 
er aufs härteſte getadelt, weil er nichts von Harnack und Genoſſen weiß oder 
wiſſen will, die aller Notwendigkeit der geſchichtlichen Entwicklung „wuchtig“ 
den Hals brechen, indem ſie die Entſtehung einer weltgeſchichtlichen Erſchei⸗ 
nung an die Begabung einer einzelnen Perſon knüpfen. Hier liegt alſo ein 
Widerſpruch vor, der recht ärgerliche Mißdeutungen für den Genoſſen Mauren⸗ 
brecher hervorrufen könnte, aber denken wir ja an die entſühnende Kraft des 
Satzes: 3x1—1! | | 

Etwas weitläufiger iſt der Zuſammenhang da, wo Genoſſe Maurenbrecher 
das Schwert zum letzten Gnadenſtoß gegen Kautsky zückt. Die Aufgabe, die 
ſich Kautsky geſtellt hatte — gleichviel ob er ſie gelöſt hat oder nicht —, be⸗ 
ſtand darin, die geiſtigen Vorſtellungen, die ſich in der chriſtlichen Religion 
kriſtalliſiert haben, abzuleiten aus den geſellſchaftlichen Verhältniſſen der Zeit, 
worin ſie entſtanden iſt, und dieſe geſellſchaftlichen Verhältniſſe wieder aus 
dem unmittelbaren Produktionsprozeß des Lebens in der römiſchen und in 
der jüdiſchen Welt. Genoſſe Maurenbrecher aber ſagt: Keineswegs! „Die Auf⸗ 
gabe iſt die: Es muß als Grundtatſache des Chriſtentums der Glaube an die 
Auferſtehung und göttliche Weltherrſchaft des eben getöteten Menſchen Jeſus 
gelten.“ Dieſer Glaube müſſe mit anderen Ideologien der orientaliſchen Welt 
zuſammengebracht und dann müſſe nachgewieſen werden, weshalb der chriſt⸗ 
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liche Glaube zunächſt und auf Menſchenalter Sache der armen Leute geweſen 
ſei. „Dieſen Zuſammenhang von Glaubensvorſtellung und ſozialer Schichtung 
hat gerade eine ſozialiſtiſch orientierte Darſtellung der Religionsgeſchichte ins 
rechte Licht zu rücken. Es iſt eine eigenartige Erſcheinung, daß gerade der, 
der ſich für den marxiſtiſchen Gralshüter hält, an dieſer echteſten Aufgabe 
einer in Marx' Schule geformten Religionsgeſchichte mit blinden Augen vorbei⸗ 
getappt iſt.“ Wobei wir den „Gralshüter“ freudig als willkommene Ab⸗ 
wechſlung des ewigen „Großinquiſitors“ begrüßen. 

Die Behauptung dagegen, daß Kautsky den Zuſammenhang zwiſchen der 
chriſtlichen Religion in ihren Anfängen und den armen Leuten nicht beachtet 
oder nur auch nicht ins rechte Licht gerückt habe, zeichnet ſich allein durch den 
einen, freilich in ſeiner Art großartigen Vorzug aus, durch ihre — ſagen 
wir — Kühnheit zu frappieren. Indeſſen ſoll es mir auf eine Handvoll Noten 
nicht ankommen, und zur Abkürzung der Diskuſſion will ich ſogar annehmen, 

wenn auch nicht zugeben, daß Genoſſe Maurenbrecher die Tötung Jeſu als 
den irdiſchen Kern nachgewieſen habe, aus dem die chriſtliche Glaubens⸗ 
vorſtellung entſtanden ſei. Wie kommt er gerade dann aber dazu, zu höhnen, 
daß Kautsky ſich als Gralshüter aufſpiele und doch am Gral mit blinden 
Augen vorbeitappe? 

> Laffen wir gleich den Gral ſelbſt leuchten. „Die Technologie enthüllt das 
aktive Verhältnis des Menſchen zur Natur, den unmittelbaren Produktions⸗ 


prozeß ſeines Lebens, damit auch ſeiner geſellſchaftlichen Lebensverhältniſſe und 
der ihnen entquellenden geiſtigen Vorſtellungen. Selbſt alle Religionsgeſchichte, 
die von dieſer materiellen Baſis abſtrahiert, iſt unkritiſch. Es iſt in der Tat 
| viel leichter, durch Analyſe den irdiſchen Kern der religiöſen Nebelvorſtellungen 
zu finden, als umgekehrt aus den wirklichen Lebensverhältniſſen ihre ver⸗ 
himmelten Formen zu entwickeln. Die letztere iſt die einzig materialiſtiſche und 
| daher wiſſenſchaftliche Methode.“ Da will mir doch ſcheinen, daß der Grals⸗ 
hüter wirklich den Gral gehütet hat. 5 
| Aber vergeſſen wir nicht, weder daß Genoſſe Maurenbrecher bei ſeinen 
umfaſſenden Forſchungen auf dem Gebiet der Hohenzollerngeſchichte unmöglich 
ſchon die Zeit gewonnen haben kann, das „Kapital“ zu leſen, noch daß er wirklich 
den theologiſchen Kontakt auch mit den profanſten ſeiner Leſer herzuſtellen 
gewußt hat. Wir möchten den ſehen, der die kritiſchen Aufſätze Mauren⸗ 
brechers leſen könnte, ohne daß ihn eine rabies theologica, der ſprichwörtlich 

öchſte Grad m licher über den Anſpruch dieſes Genoſſen überkäme, 
ein berufener „Volksbildner“ zu ſein. Jedoch erwürgen wir die un riſtliche 
Empfindung durch den chriſtlichen Glaubensſatz: 3x1=1! 
| er von der welterlöſenden Wahrheit dieſes Satzes dürchdrungen tft, der 
wird auch die ſchriftſtelleriſchen Leiſtungen des Genoſſen Maurenbrecher ver⸗ 
ſtehen. Freilich wenn Georges Sandiemeint hat, alles verſtehen heiße alles 
verzeihen, ſo gibt es doch Falle, chenden wren becher a diesen Fellen 
Man verſtebt. Allein ob der Fall des Genoſſen Maurenbrecher zu dieſen Fällen 
gehört, das will ich lieber ungeſagt ſein laſſen. 

Hr Hue, Hart. 
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Von K. Korn. 


Hermann Sudermann, Das Hohe Lied. Roman. 42. bis 45. re Stutt⸗ 
gart und Berlin 1909, J. G. Cottaſche Buchhandlung Nachfolger. 635 Seiten. 
Geheftet 6 Mark. 


Ungleich Frenſſen und ſeinen Werken gibt Sudermann mit ſeinem neueſten 
Buche und deſſen dröhnendem Maſſenerfolg kein Problem auf, deſſen ſozialpſycho⸗ | 
logiſchen Wurzeln nachzuſpüren lohnte. Die Antwort auf die Frage, weshalb das 
Hohe Lied, ſozuſagen noch ehe die Inſtrumente geſtimmt, ſchon die Claque und die 
Clique für ſich hatte, lautet vielmehr einfach und ſchlicht: weil es ſudermänniſch 
iſt. Sudermann — das iſt ja auf dem literariſchen Warenmarkt eine Sorte, ſchon 
mehr eine gußeiſerne Kategorie, die keiner Anpreiſung, nicht einmal eines Begleit⸗ 
wortes bedarf. Jener Romane ſchreibende Marſchenpaſtor war eine neue Nummer, 
eine Epiſode — aber Sudermann iſt der alte bewährte Typ, zu dem der Geſchmack 
unſerer in Leihbibliotheken und auf Parkettſeſſel abonnierenden Herrſchaften von 
Bildung und Beſitz nach all den Abſtechern in die naturaliſtiſche oder roman⸗ 
tiſche oder ſonſt eine auf Ismen endigende Literaturmode immer wieder reuig 
zurückkehrt. | 

Die Kritik hat da weder Zeter zu ſchreien noch Hoſianna zu jauchzen, fie hat 
einfach vor dem Faktum zu kapitulieren, wenn ſie ſich nicht unnütz in 9 | 

ſtürzen will Sudermännifch, das iſt jo weni ein äſthetiſches wie ein ologi 
Problem, denn dieſer Wert ſteht jenſeits vo iſerabel, wie er jenſeits von e gift | 
Itebt, Sudermänniſch iſt eben der Kitſch, der ewig ſiegt. 

Wenn die bürgerliche Kritik ihre Situation zum Teil verkannt und ſchweres 
Geſchütz gegen dieſe literariſche Großmacht und ihre jüngſte Provokation aufgeprotzt 
hat, ſo iſt ſie doch ſofort durch die Tatſachen ad absurdum geführt worden, die 
Tatſachen, die im lapidaren Pathos der Zahlen reden und auf dem Titelblatt des 
uns vorliegenden Exemplars, ein paar Monate nach dem Erſcheinen des Buches, 
die 42. bis 45. Auflage notieren. 

Viel eher als ihr Gegenſtand iſt dieſe Kritik ſelber ein erſtaunliches Phänomen, 
inſofern ſie Sudermann gerade die Qualitäten ſeiner „Kunſt“ aufmutzt, die ihren 
Erfolg garantieren, und dann hintennach über den ſchreienden Widerſpruch zwiſchen 
dem „inneren Gehalt“ und dem äußeren Erfolg, alſo über ihr eigenes Mißverſtändnis, 
naive Verblüffung äußert. 

Die Gerechtigkeit gebietet, hier einzuſchalten, daß es nur vereinzelte ideologische | 
Marodeure unter den bürgerlichen Kritikern geweſen find, die folchermaßen die 
Fundamentalaufgabe ihres Metiers — nämlich: die Unkultur ihrer Auftraggeber, 
des bürgerlichen Publikums, äſthetiſch zu rechtfertigen — verkannt haben, daß der 
Troß aber, allen voran unſer jüngſter Literarhiſtoriker, Herr Profeſſor Eduard 
Engel, ſtramme Disziplin gehalten hat. 

Alſo die Verblüffung der ideologiſchen Kritik iſt ein Mißverſtändnis — wohl 
aber könnte man ſich über die Harmloſigkeit des Apparats, mit dem der Liebling 
des Publikums dieſem die Dukaten aus der Taſche zieht, zu einiger Verwunderung 
aufſchwingen. Dieſelben ſchalen Späße, mit denen der Dramenfabrikant Suder⸗ 
mann nun ſchon ſeit einem Vierteljahrhundert die Kuliſſen dekoriert, müſſen auch 
in dieſem 635ſeitigen Romanwälzer zur Beſtreitung der „Idee“ wie der Handlung 
herhalten. Da haben wir, wie in ſo manchen ſeiner Theaterſtücke, die ſymboliſche 
Reklameetikette des Titels, die den Schein wecken ſoll, als ſtecke hinter der ver⸗ 
ſchliſſenen Pappwelt ſeiner Figuren ein höheres Sein, mit dem dieſe durch geheim⸗ 
nisvolle Beziehungen verbunden ſeien. Das „Hohe Lied“ iſt die Partitur eines 
gewaltigen Oratoriums, das der Vater der Heldin, ein genialer, aber verbummelter 
Muſiker, ſeiner Frau und Tochter hinterläßt, als er ihnen auf Nimmerwiederſehen 
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ausrückt. Wie ein Tabernakel wird die Manuſkriptrolle uns zu Beginn der Ge— 
ſchichte aus der Ferne gezeigt, und wir ſind auf allerlei myſtiſche Zuſammenhänge 
vorbereitet, in denen das Werk mit dem Geſchick der Perſonen, zumal der Heldin, 
ſtehen wird. 

Aber die Symbolik iſt wieder einmal eine Myſtifikation, eitel Flunkerei 
geweſen: das Tabernakel wird enthüllt, und dann wird es in einen alten Wäſche⸗ 
ſchrank verkramt, wo es verſchimmelt, bis es am Schluſſe des Stückes, Pardon: des 
Romans, noch einmal zu einem echt Sudermannſchen Kolophoniumeffekt verwertet 
wird. Die Heldin ſteht an einem Wendepunkt ihres Schickſals; ſie hat den Entſchluß 
gefaßt, ſich ins Waſſer zu ſtürzen, um der Lüge ihres Daſeins ein Ende zu machen. 
Da beſinnt ſie ſich in letzter Minute, und ſtatt den eigenen, ſtark ramponierten Leib 
übergibt ſie die zerfetzte Partitur des „Hohen Liedes“ den Fluten. Und geht hin 
und wird die bürgerliche Ehefrau ihres von ihr vielfach betrogenen Liebhabers, des 
Kunſtgußfabrikanten Dehnicke. 

Zum Daſein der ſchönen Lilly Czepanek, deren Geſchichte uns Sudermann 
auf den 635 Seiten ſeines Romans erzählt, hat kein hohes Lied die Leitmotive 
geliefert; der Text ſchreit nach ganz anderer Muſik, und wenn Melodien darin 
richtunggebend geweſen, ſind es höchſtens die Gaſſenhauer des Tages geweſen. 

Nicht daß Sudermann den Lebenslauf einer modernen Kurtiſane zum Thema 
ſeines neueſten Romans genommen, wird ihm ein halbwegs vernünftiger Zeit⸗ 
genoſſe übelnehmen — ſeit dem „Tagebuch einer Verlorenen“ iſt dieſes Thema ja 
„ſtürmiſch begehrt“ auf der literariſchen Produktenbörſe, und man wird nur ein 
wenig die Brauen in die Höhe ziehen, daß ein Sudermann ſich nicht für zu gut 
hält, im Revier einer Margarete Böhme'zu pirſchen, daß er, wenn er nach vier- 
zehn Jahren uns wieder einmal „epiſch“ kommt, überhaupt ein Genre „übernimmt“, 
ſtatt eines zu „kreieren“. 

Aber daß er dieſe Kurtiſane ſo papieren konſtruiert, wie er es tut, daß er uns 
weismachen will, es ſei irgend ein Fonds „hohes Lied“ in dieſer Gaſſenhauer⸗ 
ſeele, daß er uns fortwährend in Spannung hält nach dieſer intelligiblen, dieſer 
„wahren“ Lilly und ebenſo hartnäckig dieſe Spannung äfft: der verlogene Idea⸗ 
lismus dieſer Methode macht die Lektüre zu einer ſehr fatalen Angelegenheit für 
Leute, die auch in der ſchönen Literatur mehr ſuchen als Zeitvertreib für verlorene 
Stunden. 

Wie die Heldin ſind die meiſten übrigen Figuren des Romans Kliſchees, zum 
Teil Kliſchees, die ſchon längſt durch alle Maſchinen gelaufen. Dieſen Kunſtlehrer 
an der höheren Mädchenſchule, der vor ſeinen Schülerinnen die „Wunderwelt“ der 
Renaiſſance heraufbeſchwört, den die ganze Klaſſe heimlich anſchmachtet, der aber 
natürlich an unheilbarer Schwindſucht leidet und ſchließlich nach dem „fernen 
Süden“, der Heimat ſeiner Sehnſucht, zieht, um dort in Schönheit zu ſterben — 
eine ſolche männliche Kameliendame hätte nicht einmal die ſelige Marlitt ihren 
Leſerinnen zu verſetzen gewagt. Und doch macht ihm in Lillys Gunſt und in der 
Trivialität des Autors erfolgreich Konkurrenz ein noch unmöglicherer belletriſtiſcher 
Typ, der bekannte Windhund von jungem Offizier, der Weiberherzen bricht wie 
Sektgläſer, ſich vor Gott und dem Teufel nicht fürchtet, leichtſinnig bis zum Ver⸗ 
brechen, im Grunde aber ein küſſenslieber Kerl mit einem goldenen Gemüt, zu gut 
für dieſe Welt, weshalb er übers Waſſer muß, um Gläſer zu ſpülen oder Straßen 
zu fegen. Ihm ſchließt ſich würdig an in Lillys Menagerie der Salondämon, der 
die Weibchen mit Nietzſcheſchen übermenſchenſprüchen ködert und ſie dann „elend 
macht“, und noch ein Schock ähnlicher Helden, die auch nur in ein paar Strichen 
zu ſkizzieren uns nach den vorſtehenden Proben gewiß erlaſſen wird. 

Ebenſo „literariſch“ iſt das Milieu, ſind vielmehr die verſchiedenen Milieus 
der Geſchichte, literariſch, das heißt jener Erfahrung entnommen, die bloß in 
Büchern exiſtiert, die aber für viele unſerer Romanſchriftſteller und ihre Opfer ein 
leibhaftigeres Daſein führt als die kompakteſte Wirklichkeit. Immerhin ſind in den 
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zuſtändlichen Schilderungen, zumal zu Beginn des Buches, Stellen, die man ſich 1 
gefallen laſſen kann. Wenn eben Sudermann ſich auf ein Milieu beſchränkt, das 5 


| 


| 
| 
| 


er geſehen und nicht erlefen hat, fo verſteht er es auch, Menfchen, die leben, hinein? 
zuſtellen, und die Schilderung der Leihbibliotheksfamilie zum Beiſpiel, in die Lilli 


zu Beginn ihrer Laufbahn gerät, iſt geradezu amüſant. 


Aber für ſolche Lichtblicke und Erholungsmomente muß der Leſer ſchwer büßen 


durch ermüdende Wanderungen in der Papierwüſte, die ſich beſonders in der zweiten 


Hälfte des dicken Bandes endlos vor ihm ausbreitet. Daß das „Hohe Lied“ unfere 
Leſer, die weder ihre Zeit noch ihr Geld geſtohlen haben, dahin lockt, iſt kaum zu 


befürchten. Mögen die Suderweibchen hinter ihrem Sudermann 
die 100. Auflage! 


erlaufen bis in 


Richard dehmel noch einmal. 
Von Karl VPetersſon. 


| Genoſſe Paul Frölich machte in einem der letzten Feuilletonhefte den Verſuch, | 
an Richard Dehmel den Einfluß des geſellſchaftlichen Lebens auf die Dichtkunſt 


nachzuweiſen, und bezeichnete ihn als Dichter der modernen Bourgeoiſie. 


Leider iſt Dehmel der großen Maſſe des Proletariats nicht ſo bekannt, i 


daß der Artikel Frölichs von ihr gleich richtig gewertet werden könnte. Aber 
leider iſt ihr auch Dehmel nicht ſo bekannt, wie er es verdient, denn wir ver⸗ 


danken ihm eine große Anzahl herrlicher Schöpfungen, die von einem heiligen 
Ernſt ſeines ſozialen Gefühls zeugen, Gedichte, die aus einem rein menſchlichen 


.. 


Empfinden heraus geboren ſind. Schon allein deshalb kann ich den Angriff auf 
Dehmel nicht unerwidert laſſen, abgeſehen davon, daß ich aus eigener Kenntnis 


weiß, wie ſehr gerade Dehmel das arbeitende Volk in ſeinem Ringen und 
Kämpfen liebt. 


Frölich verhöhnt Dehmels Ringen nach Klarheit, er, der doch als Proletarier | 


weiß, daß der Feind, den wir am tiefſten haſſen, der Unverſtand (der Maſſen) ift, 
der wohl weiß, daß unſere ganze Bewegung ein Ringen nach Klarheit, ein Ent⸗ 
wicklungskampf iſt. Daher hat er auch gar kein Recht, einen Kämpfer, der, wie 
wir, einen Entwicklungskampf kämpft, deſſen Ende noch nicht abzuſehen iſt, mit 


Hohn und Spott zu überſchütten, weil er in ſeinen Liedern klagt, die Klarheit 


noch nicht gefunden zu haben, die Klarheit, in der er wandeln möchte 
und wiſſen aller Sehnſucht Sinn und Ziel. 5 55 


Und wie Dehmel nach Klarheit ringt, wie er ſein Wünſchen und Sehnen 


zurückdrängt, erkennend, daß ein Volk nach Klarheit ringt, und auch erkennt, was 
das Volk bedrückt, das kommt geradezu unübertrefflich zum Ausdruck in den Zeilen 


ſeines „Bergpſalm“: 
Was weinſt du, Sturm? — Hinab Erinnerungen! 
Dort pulſt im Dunſt der Weltſtadt zitternd Herz! 
Es grollt ein Schrei von Millionen Zungen 
nach Glück und Frieden: Wurm, was will dein Schmerz? 
Nicht ſickert einſam mehr von Bruſt zu Brüſten 
wie einſt die Sehnſucht nur als ſtiller Quell; 
Heut ſtöhnt ein Volk nach Klarheit wild und gell, 
und du ſchwelgſt noch in Wehmutslüſten. 


Siehſt du den Qualm mit dicken Fäuſten drohn 

dort überm Wald der Schlote und der Eſſen? 

Auf deine Reinheitsträume fällt der Hohn 

der Arbeit! fühl's: ſie ringt, von Schmutz zerfreſſen! 
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Und weiter fällt auf Dehmels Reinheitsträume und auf die Zeugen ſeiner 
schöpferkraft der Hohn eines Frölich, der wohl zugibt, daß Dehmel Arbeiterlieder 
eſchaffen — die kann er ja nicht hinwegleugnen —, die Anſchauungen in ihnen 
‚ber „durchaus unklar und unbeſtimmt“ bezeichnet und „wohl Anklänge, aber auch 
ur Anklänge“ an ſozialiſtiſches Denken in ihnen ſpürt. 

Kommt aber nicht gerade in Dehmels Gedicht „Der Arbeitsmann“ zum Aus⸗ 
ruck, daß er erkannt hat, was dem Proletariat, dem arbeitenden Volke fehlt: Zeit, 
ur Zeit! Ferner ſind die Gedichte: „Die Magd“, „Zu eng“, „Vierter Klaſſe“ 
ind das „Maifeierlied“ von innerer Kraft durchglüht, von erhebender Anſchaulich⸗ 
eit und Zeugen eines hohen ſozialen Verantwortlichkeitsgefühls. Und grollt nicht, 
m einen Ausdruck Frölichs zu gebrauchen, in den Schlußſtrophen des Erntelieds 
ie kommende Revolution, wo es heißt: 


Es hält die Nacht den Sturm im Schoß, 
und morgen geht die Arbeit los. 
Mahle, Mühle, mahle! 


Es fegt der Sturm die Felder rein, 
es wird kein Menſch mehr Hunger ſchrein. 
Mahle, Mühle, mahle! 


Ja ſelbſt das Gedicht „Predigt an das Großſtadtvolk“, das Frölich als Beweis 
mführt für feine Behauptung: Dehmel rate den Arbeitern direkt von ihrem Kampfe 
im Freiheit und dergleichen ab, iſt von einem ſtarken ſozialen Gefühl getragen. 
Ind Dehmel kann wirklich nicht dafür zur Verantwortung gezogen werden, wenn 
emand Sätze des Gedichtes aus dem Zuſammenhang herausgreift und aus dem 
o gewonnenen Neuen etwas herauslieſt, was der Dichter in ſein Gedicht nicht 
gest hat. Frölich führt an: 


Geht doch hinaus und ſeht die Bäume wachſen 


ihr ſteht und ſchafft euch Zuchthausmauern uſw. 


| Aber gerade in den Zeilen, die Frölich durch Gedankenſtriche andeutet, liegt 
ver Sinn und Schwerpunkt des ganzen Gedichtes. Es heißt da vollſtändig: 


Geht doch hinaus und ſeht die Bäume wachſen, 

ſie wurzeln feſt und laſſen ſich züchten, 
| und jeder bäumt ſich anders zum Licht. 
0 Ihr freilich, ihr habt Füße und Fäuſte, 
euch braucht kein Forſtmann erſt Raum zu ſchaffen, 
| ihr ſteht und ſchafft euch Zuchthausmauern — — 
ſo geht doch, ſchafft euch Land! Land! rührt euch! 
Vorwärts! rückt aus! 


Frölich folgert daraus: „ſo verweiſt Dehmel das Proletariat in die Natur, 
venn es ſich gegen geſellſchaftliche Unterdrückung wendet“, und unterſtellt Dehmel 
hamit, er bekämpfe den Gedanken des Zuſammenſchluſſes, der Agitation, der durch 
Reden und Vorträge in großen Verſammlungen gefördert wird. Aber das will 
dehmel damit ja gar nicht ſagen, und das ſagt er auch nicht. Kann er ſchon 
nicht jagen, weil er weiß, daß das Proletariat in großen Verſammlungen zu⸗ 
ammenkommen muß, um zu beraten, ſich zu belehren und belehren zu laſſen. Iſt 
r doch ſelbſt in Berlin, Leipzig und vielen anderen großen Städten in die Ver⸗ 
ammlungen der Arbeiter gegangen und hat ihnen ſeine Schöpfungen übermittelt 
nit einer ſo freudigen Hingebung, wie kaum jemals ein Dichter. Hier in Ham⸗ 
zurg hat er zum Beiſpiel das Erſuchen von bürgerlicher Seite, in ihren Ver⸗ 
mitaltungen aus feinen Werken vorzuleſen, glatt abgelehnt. Freudig aber und 
zern iſt er zu den Arbeitern gekommen. Und wie ging er auf in ſeinen Gedichten, 
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wenn ihm die ſchlichten Menſchen mit Verhalten e Atem und leuchtenden augen 
lauſchten, all die Schönheiten in ſich aufſogen, ſich an ſeiner Kraft berauſchten und 
von ſeinem Feuer begeiſtert hingeriſſen wurden. Da wuchs er förmlich und gab 
uns alles, alles, gab uns ſein Selbſt. 

Und ſo hat Dehmel auch in der „Predigt ans Großſtadtvolk“ dem Proletariat 
nicht vom Kampfe um Freiheit und dergleichen abgeraten, wie Frölich behauptet, 
ſondern Dehmel ruft dem Proletariat die Macht zum Bewußtſein, die eingeengt 
iſt in Fabriken (Zuchthausmauern nennt er ſie auch). An den Bäumen ſollen die 
Menſchen ſich ein Beiſpiel nehmen, die wurzeln feſt, laſſen ſich züchten, und doch 
bäumt ſich jeder anders zum Licht. Und nun kommt das Aufrütteln des Macht⸗ 
bewußtſeins: Ihr aber habt Füße und Fäuſte, euch braucht kein Forſtmann erſt 
Raum zu ſchaffen. 

Wenn Genoſſe Frölich etwas anderes herausgeleſen hat, Dehmels Schuld iſt 
es nicht, und mir kommt ein Ausſpruch in Erinnerung, den Dehmel vor längerer 
Zeit aus einem ähnlichen Anlaß — er iſt ja viel umſtritten worden — getan hat? 
„Iſt es meine Schuld“, ſagte Dehmel, „daß es Leſer gibt, die weder ſinnlich noch 
geiſtig einen Zuſammenhang voll erfaſſen können?“ Nein, das iſt wirklich nicht 
ſeine Schuld. Und auch dafür kann er nichts, daß Frölich wieder eine Zeile aus 
ſeinen etwa 500 Gedichten herausgreift, um damit zu beweiſen, daß ihn, Dehmel, 
das Denken ſchrecke, daß ſich „hinter all dem Geflimmer Dehmelſcher Gedichte 
gewöhnlich nur ſehr wenige, oftmals recht triviale und meiſt ſehr unklare Ge 
danken verbergen“. Gerade Dehmel — und das dürfte, das müßte Frölich, wenn 
er ſchon an Dehmel die Sonde legt, bekannt ſein — hat außer ſeinen Gedichten 
auch eine große Anzahl kurzer Sprüche geſchrieben, die das Reſultat ſorgfältigſten 
Denkens ſind. Um nur einen herauszugreifen: 


Das Schickſal will's — nun meinſt du: bah! 
Ein Narr, wer eignen Willen ſchätzt. 

Du Narr, du ſtehſt als Beiſpiel da, 

welch Schickſal ſich der Wille ſetzt. 


Schon dieſe Strophe zeugt davon, daß Dehmel Kämpfer iſt, ſich nicht mit 
dem, was das Schickſal will, zufrieden gibt, ſondern ſich eine eigene Welt baut. 
So ſchreibt Frölich auch an anderer Stelle: Dehmel gehe der Sinn für die 
Entwicklung ab. Gerade Dehmel aber iſt der Dichter der Entwicklung. Kein 
anderer Dichter hat ſolche Entwicklungskämpfe durchgemacht wie Dehmel. Kämpfe, 
wie er noch manche durchzumachen hofft. So äußert er ſich in der Einleitung zur 
Geſamtausgabe ſeiner Werke. Das hat Frölich aber, wie ſo manches andere, über⸗ 
ſehen und behauptet friſch drauf los: Dehmel habe mit ſich ſelbſt abgeſchloſſen. 

Da kann es denn auch nicht wundernehmen, wenn Frölich entgangen iſt, was 
für Kraft in Dehmel wohnt, Kraft zur Entwicklung, und ein wie vortrefflicher 
Erzieher Dehmel iſt. Das iſt zum Beiſpiel ausgeprägt in dem Gedicht „Selbſt⸗ 
zucht“: f 
Be Menſch, du ſollſt dich ſelbſt erziehen! 

Rechne ab mit den Gewalten 
in dir, um dich, ſie ergeben 
zweierlei: Wirſt du das Leben, 
wird das Leben dich geſtalten! 


Und weiter in einem ſeiner „Fürſprüche“: 


Laß dich doch gehen, Lebe mit Zweck, 

laß dich treiben; wirf dich nicht weg, 
lerne dich drehen, gib dich den andern hin 
lern oben bleiben. mit eigenem Sinn. 


m 
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Dieſe Sprüche ſind auch Zeugen vom Denken Dehmels. Möge hier 100 jean! 
„Wahlſpruch“ Platz finden: 

Ich weiß ein Wort, 

das ſetzt mich über alles fort, 

über Raum und Zeit 

und Traurigkeit: 

Ich und die Zukunft! 


„Ich und die Zukunft“, wie ſtolz klingt das, und von einem wie großen, un⸗ 
endlichen, feſten Selbſtvertrauen, von einem Glauben an die Entwicklung der 
Menſchheit zeugt das. Das zeigt auch, wie ſo viele andere ſeiner Gedichte, daß er 
als ſchaffender Künſtler über die Zeitgenoſſen, die mitten im Kampfe der Gegen⸗ 
wart ſtehen, hinausragt, daß er in der Zukunft lebt. 

Auch bei dem Gedicht „Jeſus als Künſtler“ läßt Frölich fort, worauf es für 
ſeine richtige Würdigung ankommt. Die wundervolle Schilderung der Schönheit all 
der Marmorgeſtalten fehlt. Wie zum Beiſpiel an der Stelle: 


Die ſchlanken Alabaſterſäulen leuchten. 

Vom Saum der hohen Purpurkuppel hängen 
und breiten weit ihr ſilbern Licht herab 

im Doppelkreis die großen weißen Ampeln. 
Die roten Niſchen bergen zarte Schatten 

und ſpiegeln ſich im blanken Pfeilerwerk. 

Es iſt ganz ſtill. ... 

Und ſtumm gleich mir und unbewegt, von Niſche 
zu Niſche, ſtehn Geſtalten: Mann und Weib. 
In weißer Nacktheit ſtehn ſie ſchimmernd da. 
Die glatten Sockelblenden werfen Strahlen. 
Die roten Wände legen lebensweiche 

geheime Schmelze um den Rand der Glieder. 
Von Kraft und Ruhe träumt der reine Stein. 
So find ſie Schön... 


Nun wird es auch erſt verſtändlich, wenn der in der dunklen Ecke hockende 
Menſch ſeines Leibes Magerkeit, ſeiner Stirne graue Sorgenfalten, ſeiner Hände 
rauhe Häßlichkeit fühlt und ſich im Staube, in ſeinen Arbeitslumpen vor ihrer 
Nacktheit ſeiner Kleider ſchämt. Und lieſt man weiter, wie Jeſus die Marmor⸗ 
geſtalten erlöſt: 

Und ſteigend, wandelnd aus den Purpurzellen 

in warmer Nacktheit leuchtend Leib an Leib, 

folgt Paar auf Paar ihm von den Marmorſchwellen, 
ftoß, ſelig ſtolz, umſchlungen Mann und Weib. 

Von ihren Lippen, von den lichtbetauten 

ſorgloſen Lippen weicht ein Bann und flieht, 

der weite Saal erklingt von Menſchenlauten, 

es ſchwebt ein Lied. 

Es ſchwebt und klingt: „So wandeln wir in Klarheit 
und wiſſen aller Sehnſucht Sinn und Ziel; 

in unſerer Schönheit haben wir die Wahrheit, 
zur Freude reif, und frei zum kühnen Spiel!“ 
So ſchwebt das Lied.. 


Was iſt natürlicher, als daß der arme Menſch in ſeiner Häßlichkeit, ſeinen 
Lumpen, jest ein Stein, ihnen ihre warme Nacktheit neidet 


und will auch leben, 0 ein Freier wandeln, 
nicht Stein, nicht Stein.. 
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Dies Sehnen nach Schönheit, nach Leben, nach Wahrheit, Freude und Freiheit 
füllt die Seele des Armen, der da träumt, und auch die des Dichters. Frölich 
aber vergißt oder weiß nicht, daß Dehmel gerade in dieſem Gedicht den Empiriker 
und den Metaphyſiker zu höchſter Vollkommenheit vereint hat, daß er das ſinnliche 
Bild zugleich als überſinnliches Bild wirken läßt, und er ſagt: „Dehmel will 
auch zu metaphyſiſchem Leben erlöſt ſein.“ 14 

Wie Dehmel die Arbeiter (nach Frölichs Behauptung) vom Kampfe um Freiheit 
und dergleichen abrät, das kommt ſo recht zur Geltung im „Maifeierlied“. Ich laſſe 
erſt die alte Form folgen, in der es vor mehreren Jahren im „Vorwärts“ ver⸗ 
öffentlicht wurde: 92 


Es war wohl einſt am erſten Mai, Es iſt auch heute erſter Mai, 1 
viel Kinder tanzten in einer Reih. viel Männer ſchreiten in einer Reih; 

arme mit reichen, heut ſind ſie heiter 

und hatten die gleichen und haben weiter 

vielen Stunden zur Freude frei. keine Stunde zur Freude frei. 


Doch blüht wohl einſt ein erſter Mai, 87 
Da tritt alles in eine Reih; 1 
mit einem Schlage | a i 
Hat's alle Tage =. | 
ein paar Stunden zur Freude frei. 4 


Vor drei Jahren wandte ſich die Redaktion des „Hamburger Echo“ an Dehmel 
und bat um Erlaubnis zum Abdruck des Gedichtes. Da ſchrieb Dehmel, daß es 
in dieſer Form nicht mehr dem Kampfcharakter des Proletariats, des Maifeier⸗ 
gedankens entſpreche, und er veränderte die zweite Strophe und den Eingang der 
dritten alſo: 


1 
4 


Es iſt auch heute erſter Mai, Doch kommt wohl einſt ein erſter Mai, 
viel Männer ſchreiten in einer Reih, da tritt alles Volk in eine Reih; 
dumpf ſchallt ihr Marſchgeſtampf, mit einem Schlage 

heut hat man ohne Kampf hat's alle Tage 

keine Stunde zur Freude frei. ein paar Stunden zur Freude frei. 


Ein wie unendlich großes Vertrauen zu der Macht der Arbeiter liegt in den | 
Strophen. Wenn alles Volk in eine Reihe tritt, wenn es zuſammenhält, vereint 
kämpft. „Heut hat man ohne Kampf keine Stunde zur Freude frei“, ſagt Dehmel. 


Doch kommt wohl einſt ein erſter Mai, 
Da tritt alles Volk in eine Reih. 


N 
1 


4 


Dieſe Hoffnung auf das Kommende, der Auferſtehungsgedanke, iſt aber in keinem 
Gedicht Dehmels ſo gewaltig, ſo ergreifend veranſchaulicht wie im „Märtyrer“. 

Dehmel hat den „Märtyrer“, wie viele andere feiner Gedichte, künſtleriſch ver⸗ 
vollkommnet und dadurch die Wirkung ungemein vertieft. Frölich hat ihm das 
aber ſehr übel genommen, was an ſich ja nicht viel beſagen würde, wenn Frölich 0 
ſich nicht zu Behauptungen verſtiegen hätte, die dem geſunden Empfinden geradezu 
ins Geſicht ſchlagen. „Die Anderungen hatten“, ſo ſchreibt Frölich, „vor allem den 
Zweck, die Stelle zu decken, wo Dehmel verwundbar war.“ Damit will Frölich 
unzweifelhaft ſagen, daß Dehmel jetzt, als Dichter der modernen Bourgeoiſie, nicht 
mehr das verantworten will, was er früher geſchrieben hat. Und das ſagt er 
auch in den Worten: „Damit hat Dehmel ſelbſt grauſam die Illuſion zerſtört, als 
ob er ein ſozialiſtelnder Dichter ſei.“ Daß Dehmel nicht mehr das verantworten 
kann, was er früher geſchrieben hat, das glaube ich eben bewieſen zu haben damit, 
daß Dehmel ſein „Maifeierlied“ verſchärft, es in die heutige Zeit hinein-, dem 
Kampfescharakter der Sozialdemokratie angepaßt hat. 5 
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Frölich will aber das Gegenteil beweiſen, daß nämlich Dehmel die „Anklänge 


an ſozialiſtiſches Denken“ durch die Anderungen des „Märtyrer“ herabmindern 


wolle. Ja, er beſitzt ſogar die Stirne, die Zeile: 
Der Tag der Auferſtehung naht 
die früher hieß: Ile 
Die Ernte der Schnitter des Elends naht, 


als abgeſchmackte Plattheit zu bezeichnen. Doch ſehen wir uns die Anderung 
einmal näher an. In dem Gedicht ſchildert Dehmel einen Bergmann, der ſozia⸗ 
liſtiſche Flugblätter nachts über ein gefrorenes Moor trägt, dabei einbricht: 


. . . ein Aufſchrei verbrodelt im Moor. 

Schrill winſelt's im Schilf, fahl röchelt's im Rohr. 
Hui! ziſcht es und pfeift's in den Binſen. 

O rauher, o rauher, mein rauhes Lied! 

Kein Witwengewimmer, kein Waiſengeſtöhn! 

Nach Opfern ſchreit der Sturm im Ried, 

doch fernher rauſcht der Frühlingsföhn. 

Dann beben die Schollen, es ſprießt die Saat, 

die Ernte der Schnitter des Elends naht! 


So iſt die alte Faſſung. Und die neue: 


Doch bald: dann kommt der Frühlingsföhn, 
dann ſchießt in Halme die junge Saat, 

der Tag der Auferſtehung naht! 

Dann ſchmilzt im Sturm das morſche Eis, 
dann wühlt er die Opfer empor vom Grund, 
die Helden alle, die niemand weiß; 

und jedes Toten vermoderter Mund 

wird klaffend nach Rache blecken 

und tauſend Lebendige wecken. 


Iſt denn das nicht ein Auferſtehungstag, wie er der Bedeutung für ein 
ringendes, kämpfendes Proletariat nicht treffender entſprechen, nicht gewaltiger 
geſchildert werden kann! Der Sturm, der Frühlingsföhn ſchmilzt das morſche Eis 
und wühlt die Opfer empor vom Grund. Die Helden alle, die niemand weiß, die 
Helden alle, die für die Verbreitung des Sozialismus den Märtyrertod geſtorben, 
ſei es in raſtloſer Aufopferung, ſei es unter den Händen der Schergen, ſei es im 
ſtillen unermüdlichen Wirken im kleinen Kreiſe. Die Helden alle, die niemand 
weiß. Und jedes Toten vermoderter Mund wird tauſend Lebendige wecken. 
Tauſend Lebendige wecken zur Rache. Ein Mahnruf aus dem Grabe. Das iſt der 
wahre Auferſtehungsgedanke und nicht der: „Die Ernte des Schnitters des 
Elends naht.“ 

Darum fällt es mir hier beſonders ſchwer, dem Genoſſen Frölich gegenüber die 


Ruhe zu wahren, die ich mir bei Abfaſſung der Antwort auf ſeine Angriffe gegen 


Dehmel zu wahren vorgenommen. 

Nach alledem trifft die Kennzeichnung Dehmels als eines Dichters der modernen 
Bourgeoiſie durchaus nicht zu. Denn gerade von Dehmel kann man mit mehr Recht 
als von vielen anderen Dichtern ſagen: er ſteht auf einer höheren Warte als auf 
der Zinne der Partei. Er kann ſich als ſchaffender, als ſo entwicklungsfähiger 
Künſtler nicht von irgendeiner Parteiſchablone einengen laſſen. Und auch weil er 
eben ein Schaffender iſt, iſt ihm das Schlaraffenleben der Bourgeoiſie zuwider. 
Die Kraft eines Menſchen zur Entwicklung der Menſchheit, das iſt ſeine (Dehmels) 
Welt. Danach ſchätzt Dehmel auch den Wert des Menſchen ein, und ich habe ſchon 
eingangs ausgeführt, wie Dehmel gerade das arbeitende Volk liebt und wie er 
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das gerade für befähigt hält, fremde Seelenkraft mitfühlen zu können. Weil er 1 
eben das arbeitende Volk ſo liebt, es verſteht in ſeinem Ringen, mit ihm fühlt, 
deshalb danken wir ihm ſo herrliche Schöpfungen, und ich rufe ihm mit fene 
Spruche „Einem und jedem Schöpfer“ zu: 


Du haſt uns mehr als Leben, 
du haſt uns aus dem Geiſt, 
der das Leben ſpeiſt, 
eine Welt gegeben. 

* * 

Anmerkung der Redaktion. Der Artikel des Genoſſen Frölich hat uns 
eine ganze Anzahl Entgegnungen aus Parteikreiſen eingetragen, die alle abzu⸗ 
drucken mindeſtens ein oder zwei Hefte beanſpruchen würde. Wir müſſen uns des⸗ 
halb daran genügen laſſen, die eingehendſte wiederzugeben, die im weſentlichen zu⸗ 
ſammenfaßt, was die anderen auch enthalten. Geſtrichen haben wir nur einige 
Proſazitate aus Dehmel, die zum Urteil über die Frage, was er als Dichter iſt, 
nichts beitragen können. 

Jedoch haben wir die Einſendung des Genoſſen Petersſon nicht nur aus 
Billigkeitsgründen aufgenommen, ſondern auch, weil ſie uns beſtätigt, wie recht wir 
daran getan haben, den Artikel des Genoſſen Frölich zu veröffentlichen. Wir waren 
darüber nämlich etwas im Zweifel, da Dehmel als Dichter ſchon in früheren Jahr⸗ 
gängen unſeres Blattes von den Genoſſen Bernſtein und namentlich Ströbel ge⸗ 
wertet worden iſt. Entſcheidend war für uns die Tatſache, daß der Artikel aus 
Arbeiterkreiſen kam und in vortrefflicher Weiſe die ſozialpſychologiſche Analyſe des 
Dichters Dehmel vollzog. Zweifelhaft blieb uns freilich noch, ob Frölichs Auf⸗ 
faſſung nicht vielleicht ſchon derart Gemeingut unter den äſthetiſch angeregten 
Parteikreiſen ſei, daß ſie keine beſondere Aufmerkſamkeit mehr verdiene. ; 

Von dieſen Zweifeln ſind wir nun allerdings gründlich durch die Entgeg⸗ 
nungen kuriert, die uns gegen Frölichs Artikel zugegangen ſind. Wie wir offen 
geſtehen, zu unſerer nichts weniger als angenehmen Überraſchung; wir hätten nicht 
gedacht, daß — um mit Ströbels letztem Artikel über Dehmel zu ſprechen — „die 
Gemeinde wunderſüchtiger Käuze, die einen Poeten, der ſich möglichſt abſurd ge⸗ 
bärdet, auf den Schild erhebt“, in Parteikreiſen noch anſcheinend zahlreiche Mit⸗ 
glieder findet. Indeſſen verzichten wir gern darauf, die Wirkung der Ausführungen, 
die Genoſſe Petersſon macht, durch kritiſche Randnoten zu ſchwächen; nur die eine 
Bemerkung mag er uns geſtatten, daß „Angriffe gegen Dehmel“ dem Genoſſen 
Frölich ſicherlich ſo fern gelegen haben, als er ſeinen Artikel ſchrieb, wie uns, als 
wir ihn aufnahmen. 

Wir kennen Herrn Dehmel nicht, aber wenn er die arbeiterfreundlichen Geſin⸗ 
nungen hegt, die Genoſſe Petersſon ihm bezeugt, ſo erkennen wir ſie durchaus an, 
und auch ſein dichteriſches Talent, dem wir zweifellos manche ſehr ſchöne Gedichte 
verdanken, beſtreiten wir ihm nicht, aber mit der ſozialpſychologiſchen Würdigung 
ſeiner Dichtung hat beides nichts zu tun. 


Bücherſchau. 


Paul Lafargue, Le determinisme de Karl Marx. Recherches sur l’origine et 
l’evolution des Id&es de Justice, du Bien, de Ame et de Dieu. Paris 1909, 
V. Giard & E. Briere. 384 Seiten. 


Einige der Studien, die Genoſſe Lafargue in dieſem Bande geſammelt hat, 
find in deutſcher Überſetzung von der „Neuen Zeit“ veröffentlicht worden und 
werden ihren Leſern noch in guter Erinnerung ſein. Die anderen ſtehen auf gleicher 
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Höhe und verdienen nicht weniger, ins Deutſche überſetzt zu werden; die durch⸗ 
ſichtige Klarheit, womit Lafargue die hiſtoriſch⸗materialiſtiſche Forſchungsmethode 
zu handhaben weiß — an geſchichtlichen Problemen, mit deren Auswahl er es ſich 
wahrlich nicht leicht gemacht hat —, iſt nicht wohl zu übertreffen. 

Ohne Frage kann man dieſe Probleme gelehrter und weitſchweifiger behandeln, 
etwa in der verkrachten Schulſprache eines Kant, aber einen Vorzug könnten wir 
darin nicht erblicken. Im Gegenteil iſt es uns aus der Seele geſprochen, wenn 
Genoſſe Lafargue in ſeinem Eingangskapitel über die hiſtoriſche Methode von Karl 
Marx ſeinen gutmütigen und in keiner Weiſe verletzenden, aber ſachlich ſehr 
treffenden Spott an denjenigen Marxiſten ausläßt, die ſich, ehe ſie die marxiſtiſche 
Methode anwenden, erſt überzeugen wollen, daß dieſe Methode ganz vollkommen 
ſei. „Was würden dieſe Genoſſen von einem Zimmermann denken, der, ſtatt mit 
den Hämmern, Hobeln und Sägen zu arbeiten, die zu ſeiner Verfügung ſtehen, an 
dieſen Werkzeugen mäkelte? Die Kritik hört erſt auf, unfruchtbar zu ſein, um 
fruchtbar zu werden, wenn ſie nach der Erfahrung kommt, die, beſſer als die feinſten 
Tüfteleien, alle Unvollkommenheiten erkennen lehrt und an deren Beſeitigung arbeitet. 
Der Menſch hat ſich zuerſt des groben Steinhammers bedient, und der Gebrauch 
dieſes Werkzeugs hat ihn erſt gelehrt, es in mehr als hundert Arten umzubilden, 
die ſich nach der Form, dem Gewicht und dem Rohſtoff unterſcheiden.“ So Lafargue, 
und man mag ſolche Marxiſten auch mit Leuten vergleichen, die am Ufer eines 
Sees ihre Schwimmbewegungen erſt in der Luft machen, um ſich zu überzeugen, 
daß ſie ſchwimmen können, ehe ſie ins Waſſer gehen. 

N Leider iſt dieſe Art guter Leute, aber nicht ebenſo guter Muſikanten, unter den 
deutſchen Marxiſten zahlreicher vertreten, als ſie gerade im Vaterland von Karl 
Marx vertreten ſein ſollte, namentlich ſeitdem das Geſpenſt des ſeligen Kant in 
Deutſchland umgeht. Es iſt begreiflich und volllommen in der Ordnung, wenn die 


bürgerlichen Hiſtoriker mit geipaltenen Haaren den Marxismus zu erſteche 2 


ie Schlacht allein entſchieden werden kann. Aber die Marxiſten ſelbſt ſollten ihnen 
nicht in dieſe Schnitzeljagd folgen, die alles andere eher als marxiſtiſch iſt. Sehr 
mit Recht weiſt Lafargue darauf hin, daß Marx ſeine hiſtoriſche Methode nicht als 
eine Sammlung von Lehrſätzen mit Axiomen, Theorien, Korollarien und Lemmen 
aufgeſtellt habe; ſie iſt für ihn nur ein Werkzeug der Forſchung geweſen, und er 
hat ſich daran genügen laſſen, ſie zu erproben, nachdem er ſie in lapidaren Worten 
formuliert hatte. Man kann ſie nur kritiſieren, indem man ihre Reſultate beſtreitet 
und zum Beiſpiel die Theorie des Klaſſenkampfes widerlegt. Davor hüten ſich 
freilich die bürgerlichen Hiſtoriker und Philoſophen und erklären vielmehr die 
marxiſtiſche Methode gerade deshalb für Teufelswerk, weil ſie dazu geführt hat, 
im Klaſſenkampf den mächtigen Hebel der geſchichtlichen Entwicklung zu entdecken. 
Man ſagt wohl, die marxiſtiſche Methode ſei doch nur eine Hypotheſe, die zu⸗ 
nächſt als richtig erwieſen werden müſſe. Ja, wenn ſich nur anders als durch die 
Praxis ihre Richtigkeit erweiſen ließe! Die Frage nach der Richtigkeit ſolcher Hypo⸗ 
theſen kommt erſt an die Reihe, wenn die Frage erledigt iſt, ob ſie neue und wert⸗ 
volle Reſultate zu liefern vermögen. Oft iſt der Irrtum der kürzeſte Weg zur 
Wahrheit geweſen. Chriſtoph Kolumbus ging von der irrigen Hypotheſe des 
Ptolemäus aus und entdeckte Amerika, während er in Oſtindien zu landen glaubte, 
und ſo gelangte Darwin zu ſeinen epochemachenden Entdeckungen, indem er das 
falſche Bevölkerungsgeſetz des Malthus mit geſchloſſenen Augen für richtig an⸗ 
nahm. Wer alſo ein Schüler von Marx zu ſein glaubt, kann ſich ſeines Meiſters 
nicht würdiger erweiſen, als indem er deſſen Methode praktiſch erprobt, und wir 
haben die neueſten Schriften Kautskys und Cunows gerade auch deshalb mit Ieb- 
hafter Freude begrüßt, weil dieſe Schwalben nun hoffentlich endlich Sommer machen. 

Genoſſe Lafargue iſt glücklicherweiſe immun gegen das Geſpenſt des ſeligen 
Kant, was ihm ja freilich auch ſchon gewichtigen Tadel eingetragen hat. Seine 


Studien ſind feine Goldſchmiedsarbeiten; die geſchmeidige Kraft ihrer Pe 
entfaltet ſich in jener Form, 8 Leſſing einſt an den franzöſiſchen Denkern bez 
wunderte, von denen er ſagte, ie immer guten Geſchmack zeigten, 

ihrer Gelehrſamkeit zu prahlen. Un ere franzöſiſchen Genoſſen können ihrer Sprache 
nicht dankbar genug ſein, daß ſie ihnen das philoſophiſche Kauderwelſch vom Leibe 
hält, das in Deutſchland leider nicht ausgerottet werden zu können ſcheint. Man leſe | 
nur Lafargues Kapitel über den Gottesglauben; wie einfach das alles iſt, wie ſchlicht 
und wie überzeugend! In Deutſchland geht ſolche Unterſuchung nicht ab ohne 
„religiöſes Eigenleben“, ohne „die ganze Gefühlswärme und pſychiſche Innerlichkeit 
des evangeliſchen Gottesbegriffs“, ohne eine religiöſe „die Menſchen innerlich wirk⸗ 
lich umſchaffende Kraft“, von welchen ſchönen Sachen wir eben in einer ſonſt vor⸗ 
trefflichen Zeitſchrift leſen. Es gehört nicht zu den letzten Verdienſten von Marx 
und Engels, daß ſie uns von dem philoſophiſchen Jargon befreit haben, der einmal 
ſeine Zeit gehabt hat, aber in Schriften von Marxiſten jo antediluvianiſch an⸗ 
mutet, als wenn Heine nach Goethe in Gottſcheds Sprache gedichtet hätte. Wäre 
es nur eine ſtiliſtiſche Schrulle, ſo möchte es zur Not angehen, aber die unklare 
Form macht auch die Gedanken unklar, vorausgeſetzt, daß ſie nicht ſchon einem 
unklaren Gedanken entſpringt. | 


a 


Es wäre ſehr wünſchenswert, daß auch diejenigen Aufſätze Lafargues, die den | 
deutſchen Leſern noch nicht bekannt find, ins Deutſche überſetzt würden. Sie 1 
gehören zur bleibenden Literatur des Marxismus. | 


Hermann Bahr, Die Rafl. Roman. Berlin 1909, ©. Fiſcher. 306 Seiten. pres | 
geheftet 4 Mark, gebunden 5 Mark. i | 
Daß Hermann Bahr ein ſehr begabter Schriftſteller iſt, war ſogar zu der Zeit 
nicht zu verkennen, als er, etwas ſehr verſpätet, in ſeine Flegeljahre geraten war. 
Er war damals wahrlich kein Gegenſtand des Wohlgefallens für den unbefangenen 
Leſer ſeiner Bücher und überhaupt alle, die nicht unter ſeinem perſönlichen, wie es 
heißt, faſzinierenden Einfluß ſtanden. Ein unerträglicheres Literaturgigerl war in 
den neunziger Jahren zwiſchen Raab und Seine kaum zu finden. Seine Spezialität 
waren die Verwandlungskünſte, die er vom Zirkus und Varieté in die ſchöne 
Literatur verpflanzte, und er hatte es darin zu ſolcher Virtuoſität gebracht, daß er 
die Weltanſchauungen und überzeugungen ſchier fixer wechſelte als ein Kultur⸗ 
menſch ſeine Unterwäſche. | 
Er ſelbſt war ja dank ſeiner eminenten geiſtigen Beweglichkeit bis zu einem 
gewiſſen Grade und in irgendeiner Richtung immer amüſant, am amüſanteſten, 
wenn er toternſt genommen werden wollte. Aber das Bedenkliche war, daß er 
Schule machte. Man kann wohl die Behauptung wagen, daß es kaum einen öſter⸗ 
reichiſchen Schriftſteller ſeiner Generation, und mehr noch der Jahrgänge hinter 
ihm, gegeben hat, der nicht kürzere oder längere Zeit von Herrn Bahr geradezu 
hypnotiſiert geweſen wäre, und die jungen öſterreichiſchen Literaten boten lange 
den Anblick einer ſtudentiſchen Kneipgeſellſchaft, die das bekannte Bierſpiel auf⸗ 
führt, bei dem die Anweſenden einem Führer die tollſten Gliederverrenkungen, = 1 
extravaganteſten Poſen und Sprünge nachmachen müſſen. 4 
Nun aber ſcheint ſich Herr Bahr allmählich die Hörner abgelaufen zu habs | 
Vermutlich hat ihn das korybantiſche Toben feiner Leibgarde, der heulenden Derwiſche 
der Wiener Literaturkaffeehäuſer, zur Beſinnung gebracht. Seinem neueſten Roman 
wenigſtens wird man ſchwerlich den Vorwurf der Geckigkeit machen können; eher 
kommt uns Herr Bahr darin ſtellenweiſe pedantiſch. Es ſind Partien in dem 
Buche, der ganze Eingang, in denen mit ermüdender Breite und Weitſchweifigkeit 
ſehr belangloſe Menſchen und Meinungen vorgeführt werden, ſo die vorſintflutliche 
Pädagogik eines Gymnaſialprofeſſors, der in langen Geſprächen der Mutter ſeines 
Zöglings ſeine Erziehungsgrundſätze doziert, wobei der Autor ſich mit einem a A 
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ins Zeug legt, als führte er ſeine eigene Sache. Ein leiſer Unterton der Ironie 
ſchwingt ja mit, aber der Kenner Bahrs iſt ſtarr ob der Entdeckung, daß Herr Bahr 
es zur Abwechſlung auch einmal verſucht, andere Menſchen der Darſtellung zu 
würdigen als die eigene intereſſante Perſon. 


Es gibt, ſcheint es, eine Nemeſis auch in der Literatur. Herr Bahr hat vor 
Jahren feierlich vor allem Literatenvolk den Naturalismus abgeſchworen, und heute, 


in ſeinen „reiferen“ Jahren, akzeptiert er Programm und Methode des größten 


modernen Naturaliſten, Zolas. Wie Zola will Bahr in einer Reihe von Romanen, 


deren erſter eben „Die Rahl“, ſeine Zeit konterfeien. „Ich will“, ſagt er in der 
Selbſtanzeige zu dem Werke, „eine Anzahl von Typen, nämlich alle, welche in der 
heutigen europäiſchen bürgerlichen Welt vorkommen, aufzeichnen, bis ſie komplett 


vor mir ſteht, will dann zeigen, wie ſie ſich durch Anpaſſung verändern, ſo daß 


manchmal Exemplare derſelben Typen ſich völlig voneinander entfernen, manchmal 


Exemplare verſchiedener Typen ſich völlig ineinander verlieren, und will... endlich 
verſuchen, jeden der in der heutigen bürgerlichen Welt möglichen Typen einmal 


auf ſeinen höchſten Ausdruck zu bringen und in einem vollkommenen Exemplar ſo 


Ddarzuſtellen, daß darin der Typus ganz zum Individuum, das Individuum ganz 
zum Typus geworden und für einen... Augenblick ... die Grenze von Idee und 


Wirklichkeit aufgehoben ſcheint.“ Faſt wörtlich ſo hat Zola das Programm ſeines 
Lebenswerkes formuliert, und ſpeziell, was Bahr da über das Verhältnis des 


Typiſchen und Individuellen und über den Einfluß der Anpaſſung ſagt, hat der 


nn 


Verfaſſer der „Rougon⸗Macquart“ ſowohl als die Fundamentalſätze der natura⸗ 


liſtiſchen Methode theoretiſch entwickelt als auch in der gigantiſchen Reihe ſeiner 
Romanwerke künſtleriſch ausgeführt. 

Bahr freilich iſt in dem vorliegenden erſten Bande ſeines projektierten Zyklus 
von der Erfüllung ſeines Verſprechens, geſchweige denn von der Nachfolge Zolas, 


noch weit entfernt. Er denkt, wie es ſcheint, noch nicht einmal daran, in den dar⸗ 
geſtellten Individuen den Typus herauszupräparieren und das Milieu, das den 


Typus zum Individuum differenziert, ausfindig zu machen. Seine Geſtalten ſind 
Einzelweſen von ſo apartem, ja extremperſönlichem Gepräge, daß ſie ebenſo gut oder 


ſchlecht in den Rahmen irgend einer anderen weſteuropäiſchen Großſtadt, in eine 
beliebige andere Anpaſſung ſich fügen als in das geſellſchaftliche Milieu Wiens. 


Dazu fehlt ihnen auch jede Spur von der epiſchen Reſonanz der Zolaſchen Menſchen, 
bei denen der einzelne, jo individuell ihn der Künſtler ausgeſtattet haben mag, 
immer als Vertreter einer ſozialen Schicht vor uns ſteht. 

Schon die Wahl der Perſonen ſchließt die Ausführung des von Zola über⸗ 
nommenen Programms von vornherein aus. Die Rahl iſt eine Schauſpielerin, die 
in Heroinenrollen, als Tragödin erhabenſten Stils, die Menge, beſonders junge 
Menſchen, in enthuſiaſtiſche Verzückung reißt und ihren Bewunderern das klaſſiſche 


Ideal in ſeiner ſtrengſten Reinheit verkörpert, im Privatleben aber wie eine 
Renaiſſancebeſtie jenſeits von Zucht und Sitte ihren Launen und Lüſten lebt und 
ihre Kunſt als einen rätſelhaften Dämmerzuſtand hinnimmt, als hyſteriſches Er⸗ 


lebnis, das mit ihrer bewußten Exiſtenz keinen Zuſammenhang hat. Wo iſt in 
dieſer Geſtalt der Typus, der in den Individuen des geplanten Zyklus ſich durch⸗ 


ſetzen, wo das Individuum, das die „Grenze von Wirklichkeit und Idee aufheben“ 


ſoll? Ebenſowenig ſind die übrigen Perſonen des Romans individualiſierte Typen 
oder typiſche Individuen im Sinne der Bahrſchen Selbſtanzeige. 

Wenn man aber von dem angeblichen Programm des Verfaſſers abſieht und 
mit dem landläufigen Maßſtab der Kritik das Werk mißt, wird man Bahr gern 
zugeſtehen, daß er in geiſtvoller Darſtellung ein Stück ſprühendes Leben vor uns 
ausbreitet. Gerade was die Unzulänglichkeit der Rahl vom Standpunkt der Zolaſchen 
Forderung ausmacht, das Einzigartige ihrer Perſönlichkeit, die Unvereinbarkeit der 
in ihr bald ſchlummernden, bald explodierenden Gegenſätze, dieſes Bizarre, ganz und 


gar Untypifche der Geſtalt, verleiht ihr den Reiz individuellſten Lebens, macht ſie 
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zu einer Natur im Goetheſchen Sinne. An dieſem Schein der Wirklichkeit u. 
Gegenſtändlichkeit nimmt überhaupt die ganze Geſellſchaft des Romans teil, alle 
dieſe Komödianten und Theaterfunktionäre und Maler und ariſtokratiſchen Bummler RE 
und Bummlerinnen, und man muß jagen, es iſt, mit wenigen Ausnahmen, eine 
intereſſante, gänzlich unbürgerliche Bande, die uns der Verfaſſer vorführt, und die 
Gloſſen über Metier und Leben, die ihnen Bahr in den Mund legt, ſind, wie man's 
bei ihm gewohnt, immer geiſtreich und manchmal treffend. 

Das Reizvollſte an dem Werk aber iſt das, was ſich als das eigentliche Ge. 5 
ſchehnis aus dem bunten Wirrwarr der Perſonen und Meinungen heraushebt, die 
Liebesgeſchichte, die der blonde Gymnaſiaſtenjunge mit der Rahl erlebt, und die ihn 
durch Schmutz und Gewiſſensnöte zum Mannesbewußtſein führt. In der Schilde 
rung feiner Jungencharaktere, ihrer Schmerzen und Begeiſterungen, offenbart der 
Verfaſſer überhaupt ein ganz neues, bei ihm nicht vorausgeſetztes Geſtaltungs⸗ 
vermögen, und er iſt dabei von einer ſchlichten Wärme und Eindringlichkeit der 
Darſtellung, daß man die „Rahl“ in dieſen Partien auch als Jugendgeſchichte ge⸗ f 
troſt neben die Bücher der Strauß, Heſſe uſw. ſtellen darf. 

Um ſeiner Jugend willen, dieſer prächtigen Burſchen, die unter all dem frag⸗ 5 
würdigen Menſchengehudel des Romans ſich reſolut durchſetzen, ſei das Buch unſeren 
Bibliotheken, die die moderne Belletriſtik berückſichtigen können, zur Anſchaffung 
empfohlen. K. Korn. 


Ludwig Geiger, Goethe und die Beinen. Quellenmäßige Darſtellungen über ö 
Goethes Haus. Leipzig 1908, R. Voigtländers Verlag. 388 Seiten. 


Unter den „Seinen“ Goethes verſteht der Verfaſſer die „Familie der freien 
Wahl“ oder, um die etwas weitläufigen Auseinanderſetzungen des Vorwortes nach 
dem kürzeren Inhaltsverzeichnis zuſammenzufaſſen, die Gattin Goethes, dann ſeine 
Nachkommenſchaft und endlich Haus und Hausverwandte, zu denen er die Freunde 
H. Meyer und Zeller, die Sekretäre Riemer und Eckermann, Schaufpieler, 
Diener uſw. zählt. 

Ob dies Buch eine Lücke in der Literatur über Goethe ausfüllt, wie Herr 
Geiger andeutet, wagen wir nicht zu entſcheiden, da nicht leicht zu ſagen iſt, wo 
in dieſer Literatur die Lücken anfangen und wo ſie aufhören. Wenn wir es dennoch 
mit einem günſtigen Vorurteil zur Hand nahmen, ſo geſchah es, weil ein ebenſo 
berühmter oder noch berühmterer Goetheforſcher als Herr Geiger im „Literariſchen 
Echo“ einen Bannſtrahl gegen dieſen ſchleuderte. Herr Georg Witkowski zürnte 
nämlich: „So kann er (Geiger) behaupten, daß in dem Verhältnis Schillers und 
Goethes bei aller Hochachtung des Alteren für den Jüngeren, bei aller Ehr⸗ 
erbietung, die dieſer jenem zollte, etwas Unausgeglichenes und Fremdes liege, das 
eine wirkliche Intimität nicht geſtattete. Geiger wagt es ſogar, von der Fortdauer 
eines wirklichen Gegenſatzes in den Jahren nach 1794 zu reden, und leiſtet ſich die 
Behauptung, daß ſich beide von der Erinnerung an eine lange Feindſeligkeit nicht 
recht befreien konnten. Er hätte nicht erſt in der literariſchen Notiz am Schluſſe 
zu bemerken brauchen, daß diefe ‚Ausführungen‘ im Gegenſatz zu den üblichen Anz 
ſchauungen ſtehen.“ Zu den üblichen Anſchauungen der Goetheforſchung nämlich, 
denn das Verdikt, das Herr Witkowski nach Feſtſtellung des verbrecheriſchen Tat⸗ 
beſtandes fällt, lautet dahin, daß Herr Geiger „im Banne konventioneller Begriffe“ 
ſtehe. Das heißt aus dem Goethelorſcherlichen ins Deutſche überfekt, dab den 
Geiger von dem Brieſwechſel mit g und Schillers dieſelbe Anſchauung ge 


hart genug wird Herr Geiger ge⸗ 3 
100 weil er das andere Verbrechen begangen hat, Goethes Verhältnis zu 
Chriſtiane Vulpius als vernünftiger Menſch zu betrachten. Innerlich hängen beide 


Verbrechen zuſammen, denn wenn es nie zu einer wirklichen Intimität zwiſchen 
i 


Goethe und Schiller gekommen ift, fo trug offenbar die Hau uld daran, da 
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unter allen giftigen Klatſchbaſen in Weimar, die Goethes und Chriſtianens Ver⸗ 
Ha Ihrem Geziipel verfolgten, Schillers Frau weitaus die giftigſte war. 
Dafür wird fie in t irgerli iteraturgeſchichte als Idealbild echter Weib⸗ 
lichkeit gefeiert, während Chriſtianens Andenken von jedem beliebigen Pedanten be⸗ 
ſchmutzt wird, nur weil ſie eine arme Arbeiterin war und einige Jahre ohne Pfaffen⸗ 
ſegen mit Goethe zuſammengelebt hat. | 
Es iſt immerhin erfreulich, daß ſich gegen dieſes Übermaß der Narretei neuer⸗ 
dings eine gewiſſe Reaktion geltend macht und namentlich auch Herr Geiger in 
ſeinem hier beſprochenen Buche alles urkundliche Material an Briefen und Ge⸗ 
dichten zuſammenſtellt, das auf Goethes Geliebte und ſpätere Frau helles Licht zu 
werfen geeignet iſt. Es iſt nicht einmal ganz vollſtändig, namentlich das zärtliche 
Gedicht: War ſchöner als der ſchönſte Tag, das der achtzigjährige Goethe ein 
halbes Menſchenalter nach Chriſtianens Tode ihr widmete, hat Geiger überſehen. 
Aber was er mitteilt, genügt vollſtändig, um zu erhärten, daß Goethe in 
Chriſtianen immer jeine echte und wirkliche Lebensgefährtin erblickt hat, womit 
alles geſagt iſt, was ſich über die ganze Sache überhaupt zu ſagen verlohnt. Die 
aktenmäßige Feſtſtellung dieſer Tatſache ſieht ſchon viel zu philiſtrös aus, doch iſt Herr 
Geiger entſchuldigt, da es die ſyſtematiſche Verunglimpfung einer toten Frau ab⸗ 
zuwehren gilt. Die höhniſche und völlig ſinnloſe Bemerkung Witkowskis, Geiger 
wolle Chriſtianen einen „Heiligenſchein aufzwingen“, zeigt den heftigen Widerſtand 
der ſanatiſchen Goethephiliſter, ſich die wehrloſe Beute entreißen zu laſſen. Nach 
demſelben Forſcher ſollen die Verſe, die Goethe unter dem friſchen Eindruck von 
Chriſtianens Tode geſchrieben hat, nur eine „kahle Antitheſe“ ſein, während die 
peinliche Gleichgültigkeit, die Goethe beim Tode ſeines einzigen Sohnes zeigte, „den 
Heros in ſeiner erhabenſten Selbſtüberwindung“ offenbaren ſoll. Goethe muß die 
heutigen Goetheaner vorausgeahnt haben, als er ſchrieb: Vernunft wird Unſinn, 
Wohltat Plage! oder auch als er meinte: Wahrlich, ſie treiben's toll! 

Nachgerade wäre es an der Zeit, mit den Herren gründliche Abrechnung zu 
halten, aber dazu iſt Herr Geiger freilich nicht der Mann, und wir wären auch 
nicht verwegen genug, es einem bürgerlichen Schriftſteller anzuraten. Genug, daß 
Geigers Buch in einigen weſentlichen Punkten die Dinge darſtellt, wie ſie tatſächlich 
geweſen ſind. Ein allzu erquickliches Bild bieten dieſe „quellenmäßigen Darſtel⸗ 
lungen über Goethes Haus“ nicht. Zum Teil lag das an den entſetzlich kleinen 
Verhältniſſen des ſogenannten „Muſenhofs von Weimar“, zum Teil auch an Goethe 
ſelbſt, der namentlich nicht ohne große Schuld an dem elenden Untergang feines 
Sohnes und ſeiner Enkel war. 

Es iſt gewiß ſplitterrichterlich, dem alternden Genius alle ſeine großen und 
kleinen Schwächen aufzurechnen, aber wenn ſie als ebenſo viele Tugenden auspoſaunt 
werden, ſo muß man ſie wenigſtens beim richtigen Namen nennen. Der Goethe⸗ 
kultus, wie er heute von Goethebünden und Goethegeſellſchaften betrieben wird, iſt 
gerade auch vom Standpunkt äſthetiſcher Kultur eine durch und durch reaktionäre 
Erſcheinung, der nur zu wünſchen wäre, daß ihr einmal ein Panther in den 
Nacken ſpränge, wie einſt der junge Goethe den Pedanten und Philiſtern ſeiner Zeit. 


Lofe Blätter. 
Friedrich Spielhagen. Am 24. dieſes Monats feiert Spielhagen ſeinen achtzigſten 


Geburtstag, und auch an dieſer Stelle ſei dem alten Herrn ein freundlicher Gruß 
gebracht. 5 

Man gerät heute freilich in den Verdacht unheilbaren Banauſentums, wenn 

man überhaupt von dem Dichter Spielhagen ſpricht. Die modiſchen Literatur⸗ 

geſchichten ſind darin einig, ihn in ihren Katakomben als einen Leichnam beizuſetzen, 
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den es kaum noch zu ſezieren lohnt; hingerichtet hat ihn nach ihrer Meinung ſchon 
Herr Julius Hart im Jahre 1884. Aber da Herr Julius Hart vom Schafott herab 
Ernſt v. Wildenbruch als Dichter der Zukunft proklamierte, und da er heute der 
unermüdlichſte Vorkämpfer, wenn nicht gar der Vater der berühmten Scherl⸗ 
bibliothek iſt, ſo beſchleichen uns gelinde Zweifel, ob das Henkerſchwert doch ae 5 
am Ende nur von Pappe war. a 

Ohne Zweifel laſſen ſich den Romanen Spielhagens viele „Kunſtfehler“ nach⸗ | 
weiſen; auch find ſeine Geſtalten manchmal nur Karikaturen. Namentlich das 
Spielhagen die oſtelbiſchen Junker karikiert haben ſoll, bekümmert die patriotiſchen 5 
Literarhiſtoriker, obgleich andere Leute in dieſer Beziehung viel größeren Anlaß zur 5 
Beſchwerde hätten. Der Held in dem Roman von den Hohenſteins iſt ein zu neun 
Zehnteln verkinkelter Marx, und der Held des In⸗Reih'⸗und⸗Glied⸗Romans iſt, wie 
ſchon Karl Frenzel beim Erſcheinen des Buches treffend hervorhob, um einen Kopf 
kleiner als fein Urbild Laſſalle. Aber bei alledem — Spielhagen hat doch ein Bild 
ſeiner Zeit dichteriſch zu geſtalten geſucht, der Zeit, wie ſie ſich in ihren großen # 
Kämpfen auswirkte, und er hat es mit wahrlich nicht geringer Kraft verſucht, mit 5 
einem glänzenden Talent, das die bürgerliche Aſthetik vergebens herunterzufegen 
fucht, indem fie e3 unter Storm und andere ihrer Modedichter ſtellt. Es it immer 
noch eine größere Ehre, im Wettlauf mit einem Balzac zu ſcheitern, als in —— 
Harmonie mit den Teekeſſeln von Huſum zu ſummen. 

Spielhagens Zeit waren die beiden Jahrzehnte vom Ende der fünfziger bis 
zum Ende der ſiebziger Jahre; in ſie fallen ſeine großen Romane „Problematiſche 
Naturen“, „Die von Hohenſtein“, „In Reih' und Glied“, „Hammer und Amboß“, 
„Sturmflut“. Dabei macht ſich in den ſiebziger Jahren ſchon ein Nachlaſſen be⸗ 
merkbar; ihnen gehört allein die „Sturmflut“ an, und auch ſie ſteht trotz oder auch 
wegen ihrer virtuoſen Technik nicht mehr ganz auf der Höhe der früheren Werke. 
Dazwiſchen liegt auf der Grenzſcheide beider Jahrzehnte noch ein Roman, der ver⸗ 5 
geſſenſte von allen, die Spielhagen je gefchrieben hat, und derjenige, der ſeinem 
Verfaſſer ſchon in Sprache und Stil am unähnlichſten ſieht, ſo daß man, wenn 
man ihn lieſt, immer aufs Titelblatt zu blicken geneigt iſt, um ſich zu vergewiſſern, 
ob er wirklich von Spielhagen herrührt. Dieſer hilfloſeſte aller ſeiner Romane — er 
trug, wenn wir nicht irren, den Titel „Allzeit voran“ — ſuchte ſich mit dem Jae 
1870 auseinanderzuſetzen. 

Im Grunde iſt an dieſem Jahre das Schaffen des Dichters geſcheitert. Er ver⸗ 
Hand die Zeit nicht mehr, die er ſchildern wollte. Und fie gab ihm Rätſel genug 
auf. Herr Löwe⸗Calbe, jener milde und weiſe Mann, der den genialen Aben tem 
Laſſalle „in Reih' und Glied“ verweiſt, wandelte ſich vom ehemaligen 1 51 1 
des Stuttgarter Rumpfparlamentes in den parlamentariſchen Kommis für die [huge 
zöllneriſche Agitation der rheiniſch⸗weſtfäliſchen Großinduſtriellen. Und das ſoll nun = 
ſolch armer Poet verjtehen! Die „Sturmflut“ war Spielhagens letzter Verſuch, ein 
Zeitbild zu geſtalten, und bei aller Gutgläubigkeit gelang er ihm auch nur als 
Trugbild; der Dichter ſah die kapitaliſtiſchen Sünden der Gründerzeit nur in dem 
verzerrenden Spiegel von Laskers Tugendboldigkeit. Gleich nach dem Erſcheinen 
des Romans ließ ſich dann die Bourgeoiſie, die ihre politiſchen Ideale längſt in 
den Schornſtein geſchrieben hatte, auch wirtſchaftlich vom Junkertum ins Schlepptau 
nehmen, und ſeitdem hat Spielhagen nur die Unterhaltungsliteratur geſchrieben, 
über die die modiſchen Aſthetiker die Schalen ihres Zornes ergießen. 

Das iſt eine Schulmeiſterei, die weder dem Dichter noch dem Manne gerecht 
wird. Spielhagen hat nicht die Götter ſeiner Jugend, ſondern ſie haben ihn ver⸗ 8 
laſſen, und wenn er zu ehrlich war, ihnen in den Abgrund zu folgen, ſo dachte er 
nobel genug, ſie nicht zu ſchmähen, ſondern fügte ſich reſigniert in das beſcheidene 
Los, das ihm nun noch blieb. Aber über der Unfruchtbarkeit feiner letzten Jahr⸗ 
zehnte ſoll die Saat nicht vergeſſen werden, die er vor vierzig Jahren ausgeſtreut 
hat; die damals jung waren und offenen Herzens für die großen Fragen des Völker⸗ ; 
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lebens — nicht nur in Deutſchland, ſondern auch in anderen Ländern, namentlich 
in Rußland —, haben für ihr ganzes Leben ein Stück Spielhagen mitgenommen, 
u... dankbaren Erinnerung darf der greife Dichter an feinem Ehrentage 
gewiß ſein. 


* 


Der Klaſſiker des verpreußten Deutſchlands. Die bürgerlichen Blätter ergehen 

ſich ſeit einigen Wochen in langen Nachrufen auf Ernſt v. Wildenbruch, den ſie als 
nationalen Dichter oder gar als nationales Gewiſſen feiern. Sie verwahren ihn 
dagegen, ein „Hofdichter“ geweſen zu ſein; er habe die Hohenzollern gefeiert, aber 
nur aus einem gewiſſen Familiengefühl, da er ſelbſt ein Hohenzoller geweſen ſei 
er ſei ein aufrechter Mann geweſen und kein Byzantiner. 
In der Tat muß der heimgegangene Dichter, wenn man ihn ſo nennen darf, 
durch das Lob geehrt werden, daß er feinen Nacken nicht vor den Mächtigen ge⸗ 
beugt hat; als ihm durch einen Machtſpruch des Kaiſers ein Schillerpreis zuerkannt 
wurde, den die Sachverſtändigenkommiſſion für Gerhart Hauptmann beſtimmt hatte, 
war er ſtolz genug, die Summe der Schillerſtiftung zu überweiſen. Auch ſonſt 
hat Wildenbruch mannigfach gezeigt, daß er kein Kriecher und kein Streber war. 
Aber dennoch — wenn er mit ſeiner Janitſcharenmuſik zu Ehren der Hohenzollern 
loszurattern begann, ſo hatte man Mühe, den ruchloſen Gedanken abzuweiſen: wie 
gerne würde man ihm ein bißchen Byzantinismus nachſehen, wenn er nur ein bißchen 
Geſchmack und Talent aufzubieten hätte. Was hat er alles, um nur eines zu er⸗ 
wähnen, mit dem alten Wilhelm angeſtellt! In einem „nationalen Feſtſpiele“ läßt 
er den Sieger von Jena vor dem zehnjährigen Knirps erbeben: 


— 


Wie er da ſteht, 
An meinem Schwerte gemeſſen 
Kaum ſo lang wie ein Salm, 
Der Groller, der Woller, der Willehalm, + 


und dem Neunzigjährigen widmete er den Nachruf aus dem Gebiß des Leibgauls: 


Nimmer wiehr' ich mehr — Gram mein Herz zernagt, / 
Weil mein Herr und Kaiſer nicht mehr nach mir fragt. . 


Oderen Schwulſt hat noch kein Hofdichter produziert. Und es hilft auch nichts, 

die angeblich hohenzollernſche Abſtammung Wildenbruchs als mildernden Umſtand 
anzuziehen. Denn mit dieſer Abſtammung ſah es nur ſo ſo aus. Wildenbruch war 
unzweifelhaft ein Enkel des Prinzen Louis Ferdinand, aber um ſo zweifelhafter iſt, 
ob Louis Ferdinand ein Hohenzoller war. ) Die Mutter dieſes Prinzen hatte nicht 
zu Zelindens Wahlſpruch geſchworen: Nur auf legitime Weiſe wünſch' ich mir ein 
kleines Kind. Ihr Herzallerliebſter war der Graf Schmettau, den ſeine Kameraden 
von der Garde „Minna v. Barnhelm oder das Soldatenglück“ zu nennen pflegten. 
übrigens bekundeten Prinz Louis Ferdinand und ſeine Schweſter Luiſe ihren illegi⸗ 
timen Urſprung auch dadurch, daß jener ein Freund Rahels und dieſe eine Freundin 
Steins war; ſo was paſſiert echten Hohenzollern nicht. 
KLiaſſen wir alſo den „Hohenzollern“ Wildenbruch! Da er aber ein Mann war, 
ſo war ſeine Begeiſterung auch echt, und eben das war ſein Unglück als Dichter. 
Er ſchwärmte ehrlich für das verpreußte Deutſchland, und dieſer Gegenſtand ſeiner 
Liebe ſpiegelt ſich allzu getreulich in ſeiner Dichtung wider: in ihrem nüchternen 
Rauſch, in ihrer blühenden Greiſenhaftigkeit, in den rauſchenden Schleppen ihrer 
Form, die immer nur gemeinen Straßenſtaub auffegten, in dem Tamtam der Worte 
ohne eine Spur von Gedanken, in der Einbildung ohne bildende Kraft. Die 
offizielle Germania war die Muſe Wildenbruchs, und in ſeiner Schwärmerei für 
ſie war keine Faſer von eigennütziger Falſchheit, aber eben deshalb! 

Wenn Gottfried Keller von Wildenbruchs Dramen den Eindruck hatte, als ob 
Wildenbruchs „ſeliger Mitbürger Kleiſt auferſtanden wäre und mit geſundem 
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Herzen fortdichtete“, jo hat der Züricher Homer auch einmal geſchlafen. u Se N 
weite war Wildenbruch von den Kleiſt und Hebbel entfernt, wie er ſelbſt einmal 
unbewußt offenbarte, durch das Geſtändnis, erſt mit der Aufführung beginne das 
eigentliche Werk des Dramatikers; die urſprüngliche Kraft, die den Dramatiker zum 
Schaffen treibt, war ihm völlig fremd. Er war ein Macher, kein Schöpfer. 

In die Literaturgeſchichte gehört er nur mit einigen ſeiner Balladen und Er⸗ 
zählungen, die ein kleines Talent freundlich bekunden. Doch in der Kulturgeſchichte 
hat er ſeinen breiten Platz. Wenn ſich nach hundert Jahren freie und glückliche 
Menſchen nicht werden vorſtellen können, wie es im verpreußten Deutſchland aus⸗ 
ſah, ſo brauchen ſie nur Wildenbruchs Werke aufzuſchlagen, und die ganze Sa 
öde der neudeutſchen Reichsherrlichkeit wird ihnen entgegengähnen. 


Die Volksbühne. Unter dieſem Titel gibt der Bildungsausſchuß der Partei 
eine Reihe von Einführungen in klaſſiſche Dramen und Opern heraus, von denen 
bisher ſechzehn Hefte im Verlag der Buchhandlung Vorwärts erſchienen ſind. In 
je einem Hefte werden behandelt Shakeſpeares „Hamlet“, Goethes „Fauſt“, Schillers 

„Kabale und Liebe“ und „Wilhelm Tell“, Leſſings „Nathan der Weife“, Kleiſts 

„Zerbrochener Krug“, Hebbels „Maria Magdalena“, Ibſens „Nora“ und „Volks⸗ 

feind“, Gogols „Reviſor“, Anzengrubers „Pfarrer von Kirchfeld“, Hauptmanns 

„Weber“, Halbes „Jugend“, Langmanns „Bartel Turaſer“, Roſenows „Kater 
Lampe“ und von Opern Richard Wagners „Tannhäuſer“. Von den Bearbeitern 
nennen wir F. Diederich, K. Eisner, R. Franz, K. Korn, E. Kreowski, W. Mauke, 

F. Schikowski, C. Schmidt, H. Wendel und andere. 

Der Bildungsausſchuß hat bei dieſen Einführungen zunächſt Volksvorſtellungen 
im Auge, die von Arbeiterorganiſationen (lokalen Bildungsausſchüſſen, ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Vereinen, Gewerkſchaftskartellen) in Verbindung mit guten örtlichen 
Bühnen an Sonntagnachmittagen veranſtaltet werden; jedem Beſucher einer ſolchen 
Vorſtellung ſoll nach der Abſicht des Bildungsausſchuſſes durch dieſe Einführungen 
die Möglichkeit geſchaffen werden, ſich mehrere Tage vor der Aufführung über die 
äſthetiſche und hiſtoriſche Bedeutung des jeweils aufgeführten Dramas zu unter⸗ 
richten. Der Preis iſt bei Maſſenbezug ſo niedrig bemeſſen, daß er durch eine ganz 
geringfügige Erhöhung des Eintrittspreiſes gedeckt werden kann, doch wird auch 
jedes Heft einzeln im Buchhandel zum Preiſe von 10 Pfennig abgegeben. 

Wir möchten dieſe Einführungen namentlich auch deshalb der Aufmerkſamkeit 
und dem Intereſſe unſerer Leſer empfehlen, weil ſie einen — zunächſt freilich noch 
recht beſcheidenen — Erſatz für die Literaturgeſchichte bieten, die dem proletariſchen 
Bücherſchatz noch immer fehlt, obgleich ſie je länger je notwendiger wird. So zahl⸗ 
reich die bürgerlichen Literaturgeſchichten ſind, ſo iſt doch nicht eine darunter, die 
dem proletariſchen Denken und Empfinden nicht ſchroff widerſpräche; ſie ſtehen 
durchſchnittlich den treibenden Kräften der Zeit noch verſtändnisloſer gegenüber als 
ſelbſt die bürgerlichen Geſchichtswerke, die ſich auf politiſchem und ſozialem Gebiet 
bewegen; was ſpeziell die Schererſche Schule an byzantiniſcher Geſinnung geleiſtet 
hat und leiſtet, iſt bekannt genug. 

Dieſe Lücke der Arbeiterliteratur macht ſich um ſo empfindlicher geltend, je 
feſteren Fuß die Bildungsbeſtrebungen in den Arbeitermaſſen faſſen. Die an ſich 
höchſt erfreuliche Tatſache führt doch die Gefahr mit ſich, daß die Freude am 
äſthetiſchen Genuß die Klarheit des politiſchen und ſozialen Denkens trübt; es ſei 
nur auf die Kontroverſe hingewieſen, die ſich eben in unſeren Spalten über Dehmel 
entſponnen hat. Und da es mit einer Literaturgeſchichte vermutlich noch gute Wege 
hat, ſo können die Einführungen, die der Bildungsausſchuß herausgibt, immerhin 
einige vorbereitende Arbeit tun, um die reinliche Scheidung N Aſthetik und 
Politik zu ſichern. 


Für die Redaktion des Feuilletons verantwortlich: Franz Mehring, Steglitz. 
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Ein Kückſchritt und ein fortſchritt. 
Berlin, 20. Februar 1909. 


Der Reichstag beendete geſtern die Beratung des ſozialdemokratiſchen 
Initiativantrags auf reichsgeſetzliche Regelung der in Land- und Forſtwirt⸗ 
ſchaft geltenden Arbeitsverhältniſſe. Dazu ſchreibt ein freiſinniges Blatt: „Die 
Debatte bereitete durch viele freiwillig und unfreiwillig komiſche Beiträge dem 
Hauſe recht viel Vergnügen, ſo daß eine Heiterkeitsſalve die andere ablöſte.“ 
Das klingt recht wenig ſchmeichelhaft für das hohe Haus, denn die Lage der 
ländlichen Arbeiter iſt am wenigſten geeignet dazu, die Heiterkeit einer geſetz⸗ 
gebenden Verſammlung zu erregen; ein Parlament, das ſich ſeiner Pflichten 
bewußt iſt, ſollte dafür nur zornigen Unmut und tatkräftige Hilfe bereit haben. 

Immerhin darf der Reichstag für ſeine Heiterkeitsausbrüche mildernde 
Umſtände beanſpruchen. Denn das oſtelbiſche Junkerregiment ſtellte geſtern 
in dem bürgerlichen Domänenpächter Arendt⸗Labiau einen Preisfechter, der 
einem grotesken Clown zum Verwechſeln ähnlich ſah. Deshalb ſpendete die 
Rechte bei ihrer geiſtigen Anſpruchsloſigkeit ihm doch ſtürmiſchen Beifall, aber 
um ſo weniger mag man es der Linken verargen, wenn ſie den Hanswurſt 
zunächſt als das nahm, als was er ſich vorſtellte. Jedoch iſt er damit nicht 
abgetan, ſondern gerade als komiſche Perſon ſehr ernſt zu e eine 
Sache, die an ſolchen Narreteien nicht untergeht, n lechte 


Sache ſein, aber doch auch eine Sache, die noch allzu feſten 1155 den 
Füßen hat. x 
e Die oſtelbiſchen Junker haben nie den Fluch der Lächerlichkeit gejcheut, 
wenn es ihre greuliche Ausbeutung und Unterdrückung der ländlichen Arbeiter 
zu verteidigen galt. Schon vor hundert Jahren proſtituierten ſie ſich genau 
ſo, wie ſie geſtern durch ihren bürgerlichen Helfershelfer proſtituiert wurden, 
aber dennoch blieben ſie als Sieger auf dem Kampfplatz. Sie bekämpften 
heftig das Oktoberedikt von 1807, das die Erbuntertänigkeit der Bauern auf⸗ 
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Auerſtedt als ein ſolches Edikt; immerhin hatten ſie noch den Troſt, daß 
ihnen die perſönliche Freiheit der Bauern erleichterte, dieſe von ihren Höfen 
zu treiben, dagegen gerieten ſie in um ſo größere Wut, als der Freiherr 
vom Stein ſich nun auch daran machte, die gutsherrliche Polizei und die 
patrimoniale Gerichtsbarkeit zu beſeitigen, alſo diejenigen Vorrechte der Junker, 
die ihnen in erſter Reihe ermöglichten, die ländliche Bevölkerung an ae 
und Füßen zu knebeln. | 

Stein kannte die Raſſe, mit der er es zu tun hatte, und ſuchte die öffentliche 
Meinung, ſoweit es damals eine gab, gegen die Junker mobil zu machen. 
Er ließ ein Flugblatt unentgeltlich verbreiten, worin die patrimoniale Gerichts⸗ 
barkeit gebrandmarkt und die Junker als Gerichtsherren angeſprochen wurden: 
„Ihr könnt nicht die ganze gebildete Welt zu dem Verdacht reizen wollen, 
daß die Gerichtsbarkeit in euren Händen nur ein Mittel geweſen ſei, unter 
dem Anſchein des Rechtes, unterſtützt von fahrläſſigen, feigen oder eigen⸗ 
nützigen Gerichtshaltern, eure Gutseingeſeſſenen alle Greuel der Willkür und 
Selbſtſucht ungeahndet empfinden zu laſſen.“ Natürlich aber pfiffen die Junker 
auf die „ganze gebildete Welt“, und ſo wenig wie Steins ſittliches Pathos 
rührte ſie der beißende Witz, womit er in der „Königsberger Zeitung“ die 
patrimoniale Gerichtsbarkeit als eine Winkeljuſtiz zum Nachteil des natür⸗ 
lichen Rechtes und den Eßtiſch, zu dem der Gerichtsherr den Gerichtsverwalter 
einlade, als ein Korruptionsmittel verſpottete, das zwar unverdächtig ausſehe, 
aber wie feines Gift wirke, womit der Rittergutsbeſitzer als ein Mann dar⸗ 
geſtellt wurde, der Kläger, Richter und Henker in einer Perſon ſein wolle, 
und der Aktenwagen des Patrimonialrichters, der auf den Hof gefahren komme, 
als ein Theſpiskarren, womit wandernde Komödianten umherzögen. 

Alles das prallte an dem dicken Fell der Junker ab, ganz wie heute, und 
ganz wie heute ſetzten ſie ſich auf das hohe Pferd der Uneigennützigkeit. In 
einer Eingabe an Stein erklärten ſie am 25. Oktober 1808, die Patrimonial⸗ 
gerichtsbarkeit ſei ihnen läſtig und koſtſpielig, denn meiſtens erließen ſie die 
Sporteln. Nicht Herrſchſucht, nicht Gewinnſucht leite ſie, ſondern Fürſorge 
für das Wohl ihrer Einſaſſen. In den meiſten Fällen ſchlichte der Gutsherr 
ſelbſt die entſtehenden kleinen Händel zur Zufriedenheit beider Teile, ſo daß 
viele, ſehr viele Güter im Lande ſeien, wo Jahre hingingen, ehe ein Gerichts⸗ 
tag gehalten werde. Werde jetzt den Gütern die Gerichtsbarkeit genommen, 
ſo müſſe der Landmann in die Stadt, verliere dort Geld und Zeit, beſuche 
das Wirtshaus, trinke und ſpiele oder zanke, werde für den Ackerbau ver⸗ 


dorben, vernachläſſige die eigene und die gutsherrliche Wirtſchaft, und ſchließ⸗ 


lich kämen ſie alle an den Bettelſtab. Es iſt wörtlich dieſelbe Litanei, wie ſie 
geſtern der junkerliche Helfershelfer Arendt im Reichstag vorbrachte, nur daß 
er mit der perſönlichen Übertreibung des Epigonen aus dem „Bettelſtab“ lieber 
gleich das „Zuchthaus“ machte. 

Stein war nun freilich nicht der Mann, die junkerliche Unverſchämtheit 
bloß von der heiteren Seite zu nehmen. Gemeinſam mit Schön antwortete er 
den Biedermännern: „Ihre beſtimmte Erklärung, daß die Patrimonialgerichts⸗ 
barkeit den Gutseigentümern bei weitem mehr nachteilig als nützlich geweſen 
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iſt, ſpricht dafür, daß Sie, meine Herren, Ihre Pflichten als Gerichtsherren 
wahrgenommen und nicht Koſten geſcheut haben, um Ihren Obliegenheiten 
nachzukommen.“ Zwar könne es bei einer ſo über alles wichtigen Sache, wie 
es die Verwaltung von Recht und Gerechtigkeit ſei, nicht auf untergeordnete 
finanzielle Rückſichten ankommen. „Aber Ihre offene Erklärung, die Ihrer 
Würde als Repräſentanten des wichtigſten Standes im Staate angemeſſen iſt 
und die das Vertrauen, das das Volk in Sie ſetzt, begründet, iſt mir deshalb 
wichtig, weil dadurch einige Hauptſchwierigkeiten entfernt werden.“ Das 
geltend gemachte Bedenken beruhe auf einem Mißverſtändnis: „Denn auch 
nach Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarkeit wird es jedem Gutsbeſitzer, 
wie jedem Manne, gegen den das Volk Achtung und zu dem es Vertrauen 
hat, überlaſſen bleiben, Streitigkeiten zur Zufriedenheit beider Teile zu 
ſchlichten, und auch fernerhin wird es jedem Gutsbeſitzer erlaubt ſein, die 
notwendig zu zahlenden Gerichtskoſten für die Perſonen zu entrichten, die auf 
ſeinem Gute wohnen. Überhaupt ſoll und wird dadurch niemand beſchränkt 
werden, denen, die ihm zunächſt leben, und überhaupt Gutes zu tun.“ Und 
zum Schluſſe taten Stein und Schön das naive Zugeſtändnis der Junker, 
daß von ihnen oft in Jahren kein Gerichtstag gehalten werde, mit den 
Worten ab: „Die Rechtspflege kann in einem wohlgeordneten Staate niemals 
ruhen.“ 

Dieſem vernichtenden Hohne waren die Junker nun nicht gewachſen. Man 
hätte alſo erwarten können, daß ſie ſich wenigſtens in ſchamhaftes Schweigen 
hüllen würden. Aber wer dieſe Erwartung gehegt hätte, würde dadurch nur 
bekundet haben, daß er die Raſſe nicht kennt. Jene Verecundig, die nach 
Treitſchkes Behauptung germaniſchen Menſchen niemals fehlen ſoll, fehlt den 
oſtelbiſchen Junkern ganz und gar. Kaum hatten ſie die Abfertigung in der 
Taſche, in der Stein und Schön ihnen die hundertfach verdiente Verachtung 
bezeugt hatten, als ſie Gefahr im Verzug witterten und den eigenen Kot ver⸗ 
ſchlangen, um nur ja ihren ſchmutzigen Appetit zu befriedigen. Hatten ſie am 
25. Oktober erklärt, daß an „vielen, ſehr vielen Orten“ überhaupt kein Ge⸗ 
richtstag abgehalten werde, ſo ſagten ſie am 2. November, das ſei nur an 
„einigen Orten“ nicht der Fall, und hatten ſie am 25. Oktober erklärt, die 
Patrimonialgerichtsbarkeit verurſache ihnen nur Koſten, ſo erklärten ſie am 
2. November, ſie ſei ſo einträglich für ſie, daß ſie für den Fall ihrer Auf⸗ 
hebung eine Entſchädigung erhalten müßten, ſintemalen ein feſter Staat jeden 
bei dem Seinigen erhalte. Mit Recht bemerkt dazu Max Lehmann, der bürgerliche 
Biograph Steins: „Man bedauert den großen Reformator und ſeine wackeren 
Mitarbeiter, daß ſie ſich mit ſolchen Widerſachern herumſchlagen mußten.“ 
Stein verſchmähte dieſem Geſindel gegenüber nun ſelbſt den Hohn und er⸗ 
klärte am 10. November einfach, die Patrimonialgerichtsbarkeit werde auf⸗ 
gehoben werden, worauf er vierzehn Tage ſpäter, am 24. November, N 
Entlaſſung in der Taſche hatte. 

Die Patrimonialgerichtsbarkeit aber blieb und wurde erſt 1848 durch de 
aufſtändiſchen Bauern jo gründlich aus der Welt gefegt, daß ſelbſt die Junker 
nach dem Siege der Gegenrevolution ſie nicht wiederherzuſtellen wagten. Dieſe 
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revolutionäre Methode hatte ihre entſchiedenen Vorzüge, wie man auch daran 
ſehen kann, daß die gutsherrliche Polizei, die durch die famoſe Kreisordnung 
von 1872 beſeitigt wurde, noch munter fortlebt, mit dem einzigen für die von 
ihr Geplagten ganz unweſentlichen Unterſchiede, daß ſie den Junkern nicht 
mehr angeboren, ſondern von Staats wegen übertragen wird. In ihrem Weſen 
wird ſie noch unerträglicher, weil ſie in ihrer Form milder erſcheint. 

Wenn nun die gegenwärtigen Junker durch ihr geſtriges Auftreten im 
Reichstag ſich ihrer Ahnen, die mit dem Freiherrn vom Stein ſo kurzen Prozeß 
machten, durchaus würdig erwieſen, ſo wiederholen ſich bekanntlich hiſtoriſche 
Situationen niemals völlig, und ein doppelter Unterſchied iſt wohl bemerkbar, 
ein Schritt nach rückwärts, aber auch ein Schritt nach vorwärts. Ein Schritt 
nach rückwärts, denn heute haben die Junker nicht einmal einen Freiherrn 
vom Stein ſich gegenüber, ſondern nur einen Fürſten Bülow, den gehorſamſten 
aller Junkerknechte, die ſeit hundert Jahren einen preußiſchen Miniſterſeſſel 
geziert haben. Ein Schritt nach vorwärts, da ſelbſt in der Kapuzinade des 
Herrn Arendt ein Klang des Schmerzes darüber erzitterte, daß die ländlichen 
Arbeiter ſich wieder zu entſinnen anfangen, auf welche Weiſe ſie allein ſich 
alle junkerlichen Plackereien vom Halſe ſchaffen können. 

Wer hätte nicht die tragiſche Wucht empfunden, womit Herr Arendt er⸗ 
klärte, die Junker müßten auf ihren Gütern fünf gerade ſein laſſen. Das 
heißt aus dem Junkerlichen ins Deutſche überſetzt: ſie dürfen nicht mehr 
wagen, die lederne Peitſche über ihre Knechte und Tagelöhner zu ſchwingen, 
wie es ehedem ihre liebe Gewohnheit war, und ſie müſſen ſich auch ſonſt im 
Schikanieren ihrer „Leute“ gewiſſe Schranken auferlegen, denn die „Leutenot“ 
zwackt und zwickt den Geldbeutel der Junker, den einzigen Punkt, wo ſie 
empfindlich ſind. Dieſe Schmerzenstöne des Herrn Arendt waren echt, nur um 
ihretw illen kann ihm ſein ſonſtiges Geſchwafel verziehen werden. 


Wir wiſſen wohl, daß es nur erſt ein Anfang iſt, aber doch ein Anfang, 


der das Ding am richtigen Ende packt, ein anerkennenswerter Unterſchied von 
den hoffnungsloſen Appellen an die Ehre und die Vernunft der Junker, wo⸗ 
mit die Schön und Stein vor hundert Jahren ſo gänzlich geſcheitert ſind. 


Der fall Afew und die ruſſiſche Revolution. 
Von N. R. 


I. 

In einem Artikel im „Vorwärts“ über „Die Pariſer Entlarvung“ hat 
Genoſſin R. Luxemburg bereits mit Recht darauf hingewieſen, daß man den 
Fall Aſew nicht bloß als eine neue ſenſationelle Bloßſtellung der Handlanger 
des Zarismus betrachten darf. Ungeachtet der grandioſen Dimenſionen dieſer 
Provokation kann der Fall Aſew nur für die Kretins des europäiſchen Libera⸗ 
lismus überraſchend gekommen ſein, die die feierlichen Verſicherungen der 
ruſſiſchen Henker ernſt nahmen, die Tauſende von Galgen in allen Enden des 
Reiches ſeien von der traurigen Notwendigkeit heraufbeſchworen worden, gegen 
die Exzeſſe der ruſſiſchen Terroriſten ankämpfen zu müſſen. 
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Gewiß, wie ſchmutzig die Hauptquelle auch ſein mag, aus der dieſe Ent⸗ 
hüllungen ſtammen, ſie ſind doch in einem für die ruſſiſche Regierung ſehr 
ungünſtigen Moment aufgetaucht. Noch ſind nicht zwei Monate ſeit dem 
Tage verfloſſen, da der Vertreter der Regierung in ſeiner Antwort auf die 
Enthüllungen über die provokatoriſche Tätigkeit der Wilnaer Polizei mit 
Pathos in der Duma erklärte, daß provokatoriſche Taten ein Verbrechen gegen 
das ſittliche Gefühl eines jeden Menſchen darſtellten — und die neuen Ent⸗ 
hüllungen zeigten, daß das Syſtem der Provokation, das in Warſchau wie in 
Wladiwoſtok, in Moskau wie in Jekaterinoslaw angewendet wurde, ſeinen Ur— 
ſprung in Regierungskreiſen nahm. Es erwies ſich, daß dieſelbe Regierung, die 
von der Oppoſition in der erſten wie in der zweiten Duma forderte, ſie ſolle 
den Terror verurteilen; die es ſchließlich durchſetzte, daß die Kadetten ihr 
dieſen Gefallen taten; die eine Geſetzesvorlage über die Entſchädigung aller 
vom Terror betroffenen Perſonen in der dritten Duma einbrachte — daß dieſe 
Regierung durch ihre Agenten eine ganze Reihe terroriſtiſcher Akte organiſierte 
und mit dem Leben von Miniſtern, Gouverneuren und ſelbſt Mitgliedern der 
kaiſerlichen Familie ſpielte. 

Und trotzdem wäre es naiv, anzunehmen, daß die ruſſiſche Regierung unter 
dem Drucke dieſer Enthüllungen ihre provokatoriſche Tätigkeit aufgeben würde. 
Es iſt ſchon alles dageweſen. Der berüchtigte Chef der Geheimpolizei, Sſudeikin, 
wendete ſchon vor mehr als einem Vierteljahrhundert dieſelben Mittel an und 
organiſierte im Verein mit dem nicht minder berüchtigten Provokateur Degajew 
Attentate nach demſelben Programm wie Ratſchkowsky und Aſew. Und ob⸗ 
wohl Sſudeikin hierbei ſein Leben einbüßte (1883), bedienten ſich ſeine Nach⸗ 
folger ebenſo eifrig wie er derſelben Mittel. Während der ganzen Regierungs⸗ 
zeit Alexanders III. war die Aufdeckung eines Attentats auf den Zaren (das 
faſt ſtets mit Wiſſen und Hilfe der Agenten der Polizei vorbereitet wurde) 
eines der probateſten Mittel für die Gendarmen, um Karriere zu machen. 
Ratſchkowsky ſelbſt iſt dadurch in die Höhe gekommen, daß er mit Hilfe des 
Provokateurs Landeſen im Jahre 1891 in Paris die berühmte Bombenaffäre 
arrangierte, die ein jo grelles Licht auf die Bereitwilligkeit der Bourgeois⸗ 
republik warf, die Rolle eines Lakaien vor dem ruſſiſchen Zaren zu ſpielen. 
Und als die Frage erörtert wurde, wie den ruſſiſchen Flüchtlingen das Aſyl⸗ 
recht zu rauben, genoſſen die ruſſiſchen Agents provocateurs vollſte Freiheit 
und waren, wie zum Beiſpiel Ratſchkowsky, gern geſehene Gäſte im Palais 
des franzöſiſchen Präſidenten und am däniſchen Königshof. 

Die neue „Schmach“ wird von der ruſſiſchen Regierung mit derſelben 
Leichtigkeit hingenommen werden wie eine ganze Reihe ähnlicher ſchmachvoller 
Affären, die während der letzten Jahre aufgedeckt wurden. Der „aſiatiſche“ 
Zarismus hat ſich ſchon längſt in genügendem Maße europäiſiert, um zu 
wiſſen, daß die „Ordnung“ undenkbar iſt ohne das Beſtehen der Geheimpolizei, 
und Stolypin weiß ebenſogut wie Puttkamer, daß man von den Schröder 
und Haupt nicht verlangen kann, daß ſie Gentlemen ſein ſollen, daß man 
aber zugleich ohne 1 55 „Staatsſtützen“ in einem Kulturſtaat nicht aus⸗ 
kommen kann. 

Die Provokation ft ebenſo untrennbar von der politischen Polizei wie die 
eine Seite der Medaille von der anderen. Gleichviel ob wir eine Regierung 
des „ancien régime“, die Regierung Napoleons I., der Reſtauration, der Juli⸗ 
monarchie Napoleons III., der Republik in Frankreich vor uns haben oder 
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die Regierung der Six acts in England im erſten Viertel des neunzehnten 
Jahrhunderts, die Regierung zur Zeit Metternichs oder Bachs in Oſterreich, 
die Regierung zur Zeit der „Demagogenhetze“ oder Bismarcks in Deutſchland, 
die Regierung Belgiens, Spaniens oder der Vereinigten Staaten — überall 
erſcheint die Provokation als eine der wichtigſten Waffen in den Händen der 
politiſchen Polizei. Während des ganzen neunzehnten Jahrhunderts finden 
wir keinen Putſch, keine Verſchwörung, keinen terroriſtiſchen Akt, bei dem die 
Polizei nicht ihre Hände mit im Spiele gehabt hätte, ſobald die Anwendung 
dieſer „revolutionären Kampfmittel“ ſich in ein Syſtem verwandelt, ſobald 
ſie ſich in einer beſtimmten Parteitaktik kriſtalliſiert. Je intenſiver die 
Tätigkeit der Verſchwörer oder der Anarchiſten wurde, deſto intenſiver wurde 
die Teilnahme der politiſchen Polizei dabei, deſto mehr bemühte ſie ſich, jede 
revolutionäre Tätigkeit in den Augen der „öffentlichen Meinung“ als „ge⸗ 
meines Verbrechertum“ hinzuſtellen. Das gelang ihr um ſo leichter, je mehr 
die Taktik jener Partei darauf hinauslief, eine ganze Reihe von Handlungen 
zu begehen, die bei normalen Bedingungen das moraliſche Gefühl des Durch⸗ 
ſchnittsmenſchen empören, der nicht immer fähig iſt, eine „ſchöne Geſte“ zu 
ſchätzen. Das iſt der Grund, weshalb die „Revolutionäre im Schlafrock“, 
die ſolche Handlungen ablehnen, von der politiſchen Polizei nicht minder ge⸗ 
haßt werden wie von den Anarchiſten. Das iſt aber auch der Grund, wes⸗ 
halb dieſe Polizei eine ſo jämmerliche Rolle ſpielt, wenn ſie mit einer revolu⸗ 
tionären Maſſenbewegung zu tun hat. Sie kann zwar bis zu einem gewiſſen 
Grade ihre Machtloſigkeit an einzelnen Vertretern dieſer Bewegung rächen, 
aber das iſt auch alles. Die Bewegung aufzuhalten iſt ſie ebenſowenig imſtande, 
wie ein Dreckhaufen die Strömung eines mächtigen Flufſes aufhalten kann! 

Nur in einem verſchwöreriſchen Milieu, das ſich nicht nur vor der 
Polizei, ſondern auch vor den Genoſſen unvermeidlich mit der Decke des Ge⸗ 
heimniſſes verhüllen muß, in einem Milieu, das undenkbar iſt ohne „Zentral⸗ 
organiſation“, die über die Kräfte und die Mittel der Partei ohne Kontrolle 
verfügt, kann ſich die Tätigkeit der Aſews zur üppigen Blüte entfalten. Nur 
die Konzentration der geſamten aktiven Energie in einer kleinen Zentral⸗ 
organiſation und die damit Hand in Hand gehende Atrophie der Peripherie⸗ 
organiſationen, nur die Scheidung der Partei in ein paar Dutzend „Ein⸗ 
geweihter“ und Tauſende „Uneingeweihter“ und die Konzentrierung der ge⸗ 
ſamten Aufmerkſamkeit auf ein „glänzendes“ Unternehmen kann einen Zuſtand 
der Hypnoſe hervorrufen, bei dem das „Exekutiv“- oder „Zentralkomitee“ 
und durch ſeine Vermittlung die ganze Partei, ähnlich einem hypnotiſchen 
Subjekt, deſſen Aufmerkſamkeit auf einen glänzenden Gegenſtand konzentriert 
iſt, zum gefügigen Werkzeug des Hypnotiſeurs und Provokateurs wird. 

Gleichviel ob wir mit den alten politiſchen Verſchwörern, mit den Anarchiſten 
der Propaganda der Tat oder, wie in dieſem Falle, mit den ruſſiſchen Terro⸗ 
riſten zu tun haben — in allen Fällen tritt in gleichem Maße der Einfluß 
dieſer Grundurſache hervor, die die gegenſeitige Anziehung bedingt, die politiſche 
Polizei und verſchwöreriſche Tätigkeit aufeinander ausüben. 

Man könnte glauben, Marx habe den Fall Aſew im Auge gehabt, als 
er folgende Worte ſchrieb, die ſchon ſechzig Jahre alt ſind und die Tätig⸗ 
keit der Verſchwörer und Agents provocateurs der vierziger Jahre behandeln. 
Es handelt ſich hier um De la Hodde, den „Alcibiades der Revolution“, wie 
ihn Herzen genannt hat. Ahnlich wie Aſew ſpielte er lange Jahre hindurch 
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die Rolle eines Provokateurs, und nur ein Zufall deckte ſeine wahre Natur 


auf. Marx ſchrieb über ihn: 


„Der Hauptcharakterzug im Leben der Konſpirateure iſt ihr Kampf mit der 
Polizei, zu der ſie gerade dasſelbe Verhältnis haben wie die Diebe und die Pro- 


ſtituierten. Die Polizei toleriert die Verſchwörungen, und zwar nicht bloß als not⸗ 


wendiges Übel. Sie toleriert fie als leicht zu überwachende Zentren, in denen ſich 
die gewaltſamſten revolutionären Elemente der Geſellſchaft zuſammenfinden, als 
Werkſtätten der Emeute, die in Frankreich ein ebenſo notwendiges Regierungs⸗ 
mittel geworden iſt wie die Polizei ſelbſt, und endlich als Rekrutierungsplatz für 
ihre eigenen politiſchen Mouchards. Gerade wie die brauchbarſten Spitzbuben⸗ 
fänger, die Vidoeg und Konſorten, aus der Klaſſe der höheren und niederen Gauner, 
der Diebe, Escrocs und falſchen Bankrottierer genommen werden und oft wieder in 
ihr altes Handwerk zurückfallen, gerade ſo rekrutiert ſich die niedere politiſche Polizei 
aus den Konſpirateuren von Profeſſion. Die Verſchwörer behalten unaufhörlich 
Fühlung mit der Polizei, ſie kommen jeden Augenblick in Kolliſion mit ihr; ſie 
jagen auf die Mouchards, wie die Mouchards auf ſie jagen. Die Spionage iſt 
eine ihrer Hauptbeſchäftigungen. Kein Wunder daher, daß der kleine Sprung vom 
handwerksmäßigen Verſchwörer zum bezahlten Polizeiſpion, erleichtert durch das 
Elend und Gefängnis, durch Drohungen und Verſprechungen, ſich ſo häufig macht. 
Daher das grenzenloſe Verdachtsſyſtem in den Verſchwörungen, das die Mitglieder 
vollſtändig blind macht und ſie in ihren beſten Leuten Mouchards und in den 
wirklichen Mouchards ihre zuverläſſigſten Leute erkennen läßt. Daß dieſe aus den 
Verſchwörern angeworbenen Spione ſich mit der Polizei meiſt in dem guten Glauben 
einlaſſen, ſie düpieren zu können, daß es ihnen eine Zeitlang gelingt, eine doppelte 
Rolle zu ſpielen, bis ſie den Konſequenzen ihres erſten Schrittes mehr und mehr 
verfallen, und daß die Polizei wirklich oft von ihnen düpiert wird, iſt einleuchtend. 
Ob übrigens ein ſolcher Konſpirateur den Schlingen der Polizei verfällt, hängt von 
rein zufälligen Umſtänden ab und von einem mehr quantitativen als qualitativen Unter⸗ 
ſchied der Charakterloſigkeit“ (Revue der „Neuen Rheiniſchen Zeitung“, 4. Heft, S. 40). 


II. 
Wenn der Fall Aſew für die ruſſiſche Revolution nützliche Folgen haben 
wird, ſo weniger darum, weil er neues Material für die Brandmarkung des 


ruſſiſchen Regierungsſyſtems liefert, ſondern weil er den Terror in den Augen 


derjenigen diskreditiert, die ihn hauptſächlich als politiſches Kampfmittel preiſen. 
Jetzt, nachdem es nach einigen Jahren des ſyſtematiſchen Terrors unmög⸗ 
lich iſt zu unterſcheiden, wo die Rolle des heldenmütigen Terroriſten begann 
und die des Agents provocateurs aufhörte; jetzt, da der Terror ſich aus einem 
Kampfmittel der Revolution gegen die Regierung in ein Kampfmittel der Re⸗ 
gierung gegen die Revolution verwandelt hat, in ein Mittel, das, anſtatt die 
Regierung zu desorganiſieren, angewendet wurde, um dieſe oder jene Perſon, 
die irgend einer Clique im Wege ſtand, vermittels der Revolutionäre zu be⸗ 
ſeitigen; jetzt, nachdem es klar geworden iſt, daß mit den Händen der Sozia⸗ 
liſten⸗Revolutionäre ein Attentat gegen den Zaren vorbereitet wurde, ihn aus 
dem Wege räumen ſollte, wenn er die Abſicht zeigte, „liberale Konzeſſionen“ 
zu gewähren, jetzt, da jeder fanatiſierte Terroriſt ſich unwillkürlich die Frage 
vorlegen muß, ob er nicht das Werkzeug eines Agents provocateurs oder eines 
Schwarzhunderters iſt — unterliegt es keinem Zweifel, daß die Sympathien 
für den Terrorismus bei der bürgerlichen Intelligenz und in den breiten 
Kreiſen der Geſellſchaft, die für die erfolgreichen wie für die mißglückten 


terroriſtiſchen Akte die Geldmittel und die aktiven Teilnehmer lieferten, in be⸗ 


deutendem Maße ſinken werden. 
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Das allein genügt freilich nicht, damit der Terror als „politiſcher Faktor ⸗ 
von der Szene verſchwinde. Ungeachtet der letzten entſetzlichen Enthüllungen 
gibt es immer noch Leute, die im Falle Aſew nicht einen neuen Beweis der 


grundſätzlichen Untauglichkeit des ganzen Syſtems ſehen wollen, ſondern bloß 


ein Reſultat der perſönlichen Untauglichkeit der Mitglieder des Zentral⸗ 
komitees der Sozialrevolutionären Partei. Einer der Hauptankläger Aſews, 


der Herausgeber des „Byloje“, Burzew, druckt in ſeiner Zeitſchrift Artikel ab, 
in denen der Terror nach wie vor als magiſches Kampfmittel empfohlen wird.“ 


Dies zeigt, wie notwendig der Kampf gegen jene Weltanſchauung iſt, der 
der Wunſch zugrunde liegt, die Revolution zu „machen“, und die der „lang⸗ 
weiligen“, „langſamen“ und wenig effektvollen Arbeit der revolutionären Pro⸗ 


paganda und Agitation in den Reihen jener geſellſchaftlichen Klaſſe aus dem 


Wege geht, die allein die unverſöhnliche Feindin des Abſolutismus iſt. 


Wir dürfen eben nicht vergeſſen, daß wir mit Leuten zu tun haben, die 


Marx ſehr treffend die „Alchymiſten der Revolution“ genannt hat: 


„Ihr Geſchäft beſteht gerade darin, dem revolutionären Entwicklungsprozeß 
vorzugreifen, ihn künſtlich zur Kriſe zu treiben, eine Revolution aus dem Stegreif, 


ohne die Bedingungen einer Revolution zu machen. Die einzige Bedingung der 


Revolution iſt für ſie die hinreichende Organiſation ihrer Verſchwörung. Sie ſind 
die Alchymiſten der Revolution und teilen ganz die Ideenzerrüttung und die Bor⸗ 


niertheit in fixen Vorſtellungen der früheren Alchymiſten. Sie werfen ſich auf Er⸗ 


findungen, die revolutionäre Wunder verrichten ſollen. Brandbomben, Zerſtörungs⸗ 
maſchinen von magiſcher Wirkung, Emeuten, die um ſo wundertätiger und über⸗ 
raſchender wirken ſollen, je weniger ſie einen rationellen Grund haben“ (a. a. O., S. 39). 


Ein Kampfmittel wird von dieſen Leuten nicht nach der Wirkung bewertet, 
die es auf die Maſſen ausübt, indem es in ihnen Klaſſenbewußtſein und 


Solidarität großzieht, ſondern nach dem Effekt, den es angeblich bei der Re⸗ 


gierung hervorruft. Unſere „Alchymiſten der Revolution“ wiſſen ſehr gut, 
daß man bei der Anwendung des Terrors mit der Provokation rechnen muß, 
und darum bildet die Jagd auf Provokateure, bei der ebenſo oft unſchuldige 
Leute leiden wie zufällige Zuſchauer bei terroriſtiſchen Akten, eine ebenſolche 


Beſchäftigung der „Kampforganiſationen“ wie die Vorbereitung von Atten⸗ 


taten. Dieſer Taktik liegt eine beſtimmte ſoziologiſche Anſchauung zugrunde. 
Mögen wir noch ſo ſehr uns ſelbſt und andere überzeugen wollen, daß der 
Terrorismus nur eine beſondere Taktik iſt, die grauſame Wirklichkeit zeigt, daß 
dieſer Taktik auch beſtimmte Prinzipien entſprechen und daß jeder Verſuch, 
dieſe Taktik einer Bewegung aufzudrängen, die nach ihrem Prinzip mit ſolchen 
Kampfmethoden nicht vereinbar iſt, nur zu einem ſchmählichen Fiasko führt. 

Indem die ruſſiſche Sozialdemokratie die terroriſtiſche Taktik bekämpfte, 
wies ſie nicht bloß wie jetzt auch Jaurès darauf hin, daß dieſe Kampfmethode 
„voll von Fallſtricken und Gefahren“ iſt. Sie ſetzte der ſozialrevolutionären 
Alchymie die marxiſtiſche Geſchichtsauffaſſung entgegen, die für ſie nichts 
weniger als eine „akademiſche Frage“ bildete. 


1 „Eine gut gezielte Bombe oder Kugel ruft in den Reihen der Staatsverwaltung eine 


ſolche Angſt hervor, wie ſie Dutzende von Manifeſtationen nicht hervorzurufen vermögen, und 


eine ununterbrochene, von kleinen Gruppen geführte terroriſtiſche Tätigkeit kann in die Reihen 


der Regierung vollſte Desorganiſation hineintragen“ („Byloje“, Nr. 8, S. 119). Das iſt 
das Reſümee der Betrachtungen aus einem Artikel des bekehrten „Revolutionärs“ und früheren 
Provokateurs Bakai über den Terror! 
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Die ruſſiſche Sozialdemokratie kämpfte gegen den Terror, weil dieſes an⸗ 
geblich „revolutionäre“ Kampfmittel ſich im prinzipiellen Widerſpruch mit 
der geſamten Praxis des Maſſenkampfes befindet, weil es die Entwicklung 
des Klaſſenbewußtſeins des Proletariats verdunkelte oder hemmte. Denn die 
Sozialdemokratie hielt ſtets, zum Unterſchied von den „Alchymiſten der Re⸗ 
volution“, daran feſt, daß der Sturz des Abſolutismus kein plötzlicher Akt 
ſein kann, kein Reſultat einer erfolgreichen Verſchwörung, und daß der Um⸗ 
fang der politiſchen Rechte, die die Arbeiterklaſſe bei der Liquidation der 
Selbſtherrſchaft für ſich erringen kann, in direktem Verhältnis zum Grade 
ihrer Organiſiertheit und ihrer Entwicklung ſtehen wird. Sie „verurteilte“ 
nicht den Terror, wie ſie ihn auch jetzt nicht „verurteilt“. Sofern er in ein⸗ 
zelnen Akten zum Ausdruck gelangte und ſich nicht in die Waffe einer be⸗ 
ſtimmten Partei verwandelte, die ihn zum Syſtem erhob, erkannte ſie ſtets 
ſeine ſymptomatiſche Bedeutung an. Sie konnte ihn aber niemals als einen 
ernſten politiſchen Faktor betrachten, weder bei der Verwirklichung ihrer 
Grundaufgabe noch auch bei der Verwirklichung jener Aufgaben, die ſich die 
ruſſiſchen „Alchymiſten der Revolution“ geſtellt hatten. Als eine Klaſſen⸗ 
bewegung der organiſierten Arbeitermaſſen mußte die Sozialdemokratie ein 
Kampfmittel ablehnen, das ihr bei der Entwicklung dieſer Bewegung hinderlich 
war. Auf dieſem „Dogma“ war ihre geſamte Tätigkeit aufgebaut. 

Bedauerlicherweiſe konnte ſie nicht immer in genügendem Maße „doktrinär“ 
ſein. In ihrem Kampfe gegen den Terrorismus ſtieß ſie nicht nur auf die 
Vorurteile der ruſſiſchen „Intelligenz“, ſondern auch auf die der internatio⸗ 
nalen Sozialdemokratie, die ſie zwangen, den Terror als eine Frage der 
Taktik und nicht des Prinzips zu betrachten. Sie mochte, ſoviel ſie wollte, 
auf ſeine völlige theoretiſche Unzulänglichkeit hinweiſen, ſie mochte ſeine Un⸗ 
zweckmäßigkeit vom Standpunkt des proletariſchen Klaſſenkampfes nachweiſen, 
doch was konnte ſie auf folgendes Argument erwidern, das ihr von den 
Sozialiſten⸗ Revolutionären auf den Arbeiterverſammlungen entgegengehalten 
wurde: „Wenn unſere Taktik ebenſo im Widerſpruch ſtände mit den Prin⸗ 
zipien der internationalen Sozialdemokratie wie die Taktik der Anarchiſten, 
ſo wären wir nicht dieſelben gleichberechtigten Mitglieder der internationalen 
proletariſchen Familie wie ihr. Der Terror iſt eine Frage der Taktik, in der 
wir mit euch nicht einverſtanden ſind, wie ihr untereinander in anderen tak⸗ 
tiſchen Fragen nicht einverſtanden ſeid. Man muß in der Tat ein Doktrinär 
ſein, um zu behaupten, daß der Terror der Arbeiterbewegung unbedingt 
Schaden zufügt. Seht doch die Ermordung Plehwes, die Ermordung des 
Großfürſten Sergius an — wie befreiend wirkten dieſe terroriſtiſchen Akte, wie 
frei atmete damals das geknechtete Rußland auf, mit welcher Begeiſterung 
wurden dieſe Akte vom ſozialiſtiſchen Europa begrüßt!“ 

Die ruſſiſche Sozialdemokratie kann den Fall Aſew nur begrüßen, denn er 
wird ihr Gelegenheit geben, jene traditionellen Anſchauungen über den Terror zu 
revidieren, die noch heute innerhalb verſchiedener Strömungen der internationalen 
Sozialdemokratie herrſchen. Hier iſt wirklicher Reviſionismus am Platz. Am 
meiſten bei den Reviſioniſten. 

III. 

Eine ſolche Reviſion hat bereits begonnen. Der Fall Aſew hat, wie aus 
der internationalen ſozialiſtiſchen Preſſe erſichtlich iſt, einen ungeheuren Ein⸗ 
druck ausgeübt. Aber wenn man auch von verſchiedenen Feuilletoniſten ab⸗ 
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fieht, die dieſen Fall zu nichts weniger als geiftreichen Betrachtungen über 
das Ende der Revolution in Rußland ausſchlachteten, ſo muß doch konſtatiert 
werden, daß dieſe Kritik noch befangen iſt in den alten Vorurteilen. Es 
ſcheint, als tönte in ihr das Bedauern wieder, daß die ruſſiſche Revolution 
gegenwärtig eines ihrer „revolutionären Kampfmittel“ eingebüßt hat. 

Man verwechſelt immer noch den neuen Terrorismus mit dem der alten 
„Narodnaja Wolja“ und überſieht völlig den grundlegenden Unterſchied zwiſchen 
dem Rußland von 1881 und dem Rußland von 1901 und 1902, als die 
neue terroriſtiſche Bewegung begann. 8 

Die „Narodnaja Wolja“ war das letzte Glied in der Kette der großen revo⸗ 
lutionären Bewegung der ſiebziger Jahre. Der damalige Verſuch, die ſozia⸗ 
liſtiſche Propaganda in das ruſſiſche Bauerntum hereinzutragen, hatte mit 
einem völligen Fiasko geendet. Tauſende von Leuten, die den Ideen des 
Sozialismus mit Leib und Seele ergeben waren, hatte dieſer Verſuch zu 
Märtyrern gemacht. Nachdem ſie den Glauben an die revolutionäre Miſſion 
der ruſſiſchen Bauernſchaft verloren und eingeſehen hatten, daß die liberale 
Bourgeoiſie unfähig ſei, freie politiſche Inſtitutionen für Rußland zu erobern, 
ohne welche die Propaganda des Sozialismus undenkbar war, machten die 
Kämpfer der „Narodnaja Wolja“ den heroiſchen Verſuch, den Zarismus mit 
einem Schlage zu ſtürzen. Den Mangel einer beſtimmten ſozialen Kraft, die 
fähig wäre, den Abſolutismus zu ſtürzen, erſetzten ſie durch revolutionäre 
Energie und Dynamit. 

Es erwies ſich aber, daß der ruſſiſche Abſolutismus in den geſellſchaft⸗ 
lichen Bedingungen feſt wurzelte, daß hinter ihm beſtimmte geſellſchaftliche 
Klaſſen ſtanden, die an ſeiner Aufrechterhaltung intereſſiert waren. Das Volk 
ſchwieg, während die „Geſellſchaft“ ſich feig verkroch. Der größte Sieg der 
„Narodnaja Wolja“, die Tötung Alexanders II., wurde zugleich ihre Nieder⸗ 
lage. Ihre neue Taktik erwies ſich als falſch. Aber das war, wie Marx ſagte, 
ein weltgeſchichtlicher Irrtum, kein perſönlicher. Darum war das Ende der 
„Narodnaja Wolja“ wirklich tragiſch. 

Und eben weil Marx und Engels keine Doktrinäre waren, verfolgten ſie mit 
einem ſo lebhaften Mitgefühl dieſen heroiſchen Kampf, dieſen verzweifelten 
Zweikampf eines Häufleins von Helden mit dem „Gendarmen Europas“. Das 
war die einzige Macht, die, wenn auch mit ungenügenden Mitteln, gegen die 
Hauptkraft der damaligen internationalen Reaktion kämpfte. 1 

Die Niederlage der „Narodnaja Wolja“ bedeutete aber noch nicht den 
Untergang der revolutionären Bewegung in Rußland. Das Neue, was ſie 
in dieſelbe hineingetragen hatte, blieb als eine unvergeßliche Lehre für die 
Zukunft. Die Notwendigkeit der Eroberung der politiſchen Freiheit als un⸗ 
entbehrlicher Vorbedingung für die Propaganda des Sozialismus wurde zum 
Axiom. Schon der Umſtand, daß die Helden der „Narodnaja Wolja“ bei 
ihrem Kampfe gegen den Abſolutismus die entſchiedenſten Mitkämpfer in den 
Reihen des ſtädtiſchen Proletariats fanden, lenkte den revolutionären Ge⸗ 
danken in beſtimmte Bahnen. Ihm entgegen kam die Wirklichkeit. 

Die induſtrielle Entwicklung, die in den achtziger Jahren in beſchleunigtem 
Tempo einſetzte, ſchuf in immer größerem Maße einen neuen revolutionären 
Faktor — das ſtädtiſche induſtrielle Proletariat, das in einer ganzen Reihe 
von Streiks ſeine Exiſtenz kundgab und bereits im Jahre 1885, nach dem 
Moroſowſchen Streik, der die finſtere Nacht der Reaktion wie ein Blitz er⸗ 


Der Fall Aſew und die ruſſiſche Revolution. 803 


hellte, der Regierung Konzeſſionen auf dem Gebiet der Fabrikgeſetzgebung 
entriß. Und parallel mit dieſer Arbeiterbewegung und unter ihrem Einfluß 
wuchs eine neue Generation auf, aus der die erſten Sozialdemokraten hervor⸗ 
gingen. Indem ſie mit der Gruppe der „Emanzipation der Arbeit“ die Über⸗ 
zeugung teilten, daß die revolutionäre Bewegung nur als eine Arbeiter⸗ 
bewegung ſiegen würde, begannen ſie die Ideen des wiſſenſchaftlichen Sozia⸗ 
lismus in den Reihen des Proletariats zu propagieren. 

Die Wahlen vom 20. Februar 1890 in Deutſchland und die erſte Maifeier 
Europas hatten in Rußland eine ungeheure Wirkung, die den Einfluß, den ehe⸗ 
dem die Internationale und die Pariſer Kommune geübt, in den Schatten 
ſtellte. Während der Periode des erſten Aufſchwunges der revolutionären Be⸗ 
wegung in Rußland war die Sozialdemokratie nur in Deutſchland als eine 
ernſte Macht erſchienen, und auch dort erſt nach den Wahlen von 1881, als 
ſie ſich vollſtändig von den Schlägen erholte, die ihr das Sozialiſtengeſetz 
geſchlagen. Seit 1890 dagegen trat überall in Europa die Sozialdemokratie 
als eine allerſeits anerkannte Macht hervor. 
| Die Vereinigung der Sozialdemokratie mit der Arbeiterbewegung in Ruß⸗ 

land trug bald Früchte. Schon im Jahre 1896 nach dem berühmten Petersburger 
Streik wurde die ruſſiſche Arbeiterbewegung zu einem ernſten politiſchen 
Faktor. Der Londoner Internationale Kongreß begrüßte die neue Bewegung, 
indem er in ihr mit Recht die Macht erblickte, die den ruſſiſchen Abſolutismus 
bezwingen würde. Vom Terror war damals keine Spur. 

Die Bewegung wuchs und entwickelte ſich ununterbrochen, und erſt unter 
ihrem Einfluß begann als ein Reflex derſelben eine neue Bewegung in der 
„Geſellſchaft“ und in der Studentenſchaft. Es iſt charakteriſtiſch, daß ſich 
die neue Studentenbewegung anfangs die Kampfweiſe der Arbeiterbewegung 
aneignete: an die Stelle von Gewaltakten und ſogenannten „Revolten“ traten 
organiſierte Studentenſtreiks. 

Die revolutionäre Bewegung war damals identiſch mit der ſozialdemokra⸗ 
tiſchen. Im Jahre 1900 begann eine neue Periode derſelben — die Demon⸗ 
ſtrationsperiode. Und als die Regierung darauf mit verſtärkten Repreſſalien 
antwortete, als ſie einen neuen Ausbruch der Studentenbewegung mit einem 
Ukas beantwortete, nach welchem die ſtreikenden Studenten unter die Soldaten 
geſteckt wurden, da rotteten ſich die Arbeiter zuſammen und kamen den 
Studenten zu Hilfe. Die Februar⸗ und Märzdemonſtrationen in Charkow, 
Petersburg, Moskau, Kiew zeigten, daß das, was die revolutionäre Intelli⸗ 
genz ſeit einem Menſchenalter erſtrebte, zum erſten Male verwirklicht war. 
Und der Eindruck war ungeheuer — in Rußland wie im Ausland. 

„Nun kracht das Eis“, ſchrieb damals Kautsky, indem er „die neue Bewegung 
in Rußland“ begrüßte, „nun jubeln die Lerchen nicht bloß an der Newa, ſondern 
auch an der Wolga und am Don, und am 1. Mai marſchieren diesmal mit dem 
Proletariat der Welt nicht bloß einige ſcheue Konventikel, ſondern die ſelbſtbewußten 
Bataillone der ruſſiſchen Arbeiterſchaft.“ 


Was beſonders dieſe Hoffnungen anfeuerte, war eben das Fehlen des 
ſyſtematiſchen Terrors: 

„Und noch ein Moment weiſt die neue Bewegung auf, und es wird hoffentlich 
für ſie charakteriſtiſch bleiben: das Fehlen eines ſyſtematiſchen Terrorismus. 

„Wir haben den Terrorismus, der mit dem Schuſſe der Saſſulitſch begann, ein 
glorreiches Heldentum genannt. Das war er in der Tat. Aber ſo ſehr die ein⸗ 
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zelnen Terroriſten Helden waren und fo tiefen und erhebenden Eindruck die jelbjt- 
loſe Einſetzung ihres eigenen Lebens in einem ungleichen Kampfe für ihre große 
Sache machte, ſo war doch das Syſtem des Terrorismus ſelbſt ein Produkt der 
Schwäche der ſozialen Kräfte, die ſich dem Zarismus entgegenſtellten. Solange die 
Gegner des Zarismus auf den Terrorismus als Kampfesmittel angewieſen ſind, 
können ſie einzelne Miniſter und ſelbſt Zaren töten, nicht aber den zariſchen Ab⸗ 
ſolutismus überwinden. 

„Wir hoffen, daß der Eintritt proletariſcher Maſſen in den Kampf der Be⸗ 
wegung eine Kraft gibt, die den Terrorismus als veraltetes und ſchädliches 
Kampfesmittel erſcheinen läßt. Wohl ſind die Kampfesmethoden des Zarentums 
ſo barbariſch, daß ſie terroriſtiſche Taten faſt mit Notwendigkeit bei der anderen 
Seite zeitigen. Auch jetzt kann man ſchon einige derartige verzeichnen. Aber von 
den zuſammenhangloſen Taten einzelner zu dem ſyſtematiſchen Terrorismus 
einer ganzen Partei iſt noch ein weiter Weg, und wir hoffen, die neue revolu⸗ 
tionäre Bewegung wird ſich an Kraft und Reife ihrer Vorgängerin ſo weit über⸗ 
legen zeigen, daß fie dieſen martervollen Weg nicht mehr zu gehen braucht.“ 


Kautskys Hoffnungen rechtfertigten ſich in dieſem Punkte leider nicht, wenn 
er auch den gewaltigen Aufſchwung der Bewegung 1900 ſchon erkannte, die 
1905 in der Revolution kulminieren ſollte. Der erſte terroriſtiſche Akt der 
neuen Ara — das Attentat von Karpowitſch, das mit den Märzdemonſtrationen 
des Jahres 1901 zuſammenfiel — verhallte noch vollkommen in dem 
drohenden Proteſt der Arbeitermaſſen. Je mehr aber die bürgerliche Intelligenz 
in die neue revolutionäre Bewegung hineingezogen wurde, deſto mehr trat die 
Erzielung des unmittelbaren politiſchen Effektes in den Vordergrund, deſto 
mehr wuchs die Sympathie für die Propaganda des Terrors. Anfangs war 
es ein Terror der Rache, und erſt im Jahre 1902 bildete ſich die Partei der 
Sozialiſten⸗Revolutionäre, die ihrer geſamten Tätigkeit den ſyſtematiſchen Terror 
zugrunde legten, der den Namen „ſynthetiſcher Terror“ erhielt, weil er die 
Syntheſe des rächenden Terrors, deſſen Zweck die Rache für Repreſſalien 
war, und des politiſchen Terrors darſtellen ſollte, deſſen Zweck die Desorgani⸗ 
ſation der Regierung bildete. | 

Genau wie ihr „Terror“ war auch die neue Partei eine „ſynthetiſche“. 
Das war ein buntes Konglomerat der verſchiedenartigſten, mit kleinbürger⸗ 
lichem Sozialismus gefärbten demokratiſchen und ſozialiſtiſchen Elemente, unter 
denen die Agrardemokratie die Mehrzahl lieferte. Seit ihrem Entſtehen be⸗ 
gann die neue Partei einen erbitterten Kampf gegen das marxiſtiſche „Dogma“. 
Wenn die ruſſiſche Sozialdemokratie überzeugt war, daß die Arbeiterklaſſe aus 
dem Sturze des ruſſiſchen Abſolutismus um ſo mehr Vorteil ziehen würde, 
je entwickelter ihr Klaſſenbewußtſein und je klarer ſie die Verbindung zwiſchen 
ihren Klaſſenintereſſen und den politiſchen Rechten begriffe; wenn ſie darum 
— ob gut oder ſchlecht — die Entwicklung des Klaſſenbewußtſeins des Prole⸗ 
tariats in den Vordergrund rückte; wenn ſie trachtete, das Proletariat im 
Prozeß des Kampfes gegen den Abſolutismus zu ſtärken, ſo waren die Sozia⸗ 
liſten⸗Revolutionäre im Verein mit anderen oppoſitionellen Parteien ausſchließ⸗ 
lich beſtrebt, die „Ketten des Abſolutismus zu ſprengen“. Sie leugneten den 
Unterſchied zwiſchen den Klaſſenintereſſen des Proletariats und denen des 
Bauerntums, „ſynthetiſierten“ die Intereſſen der „arbeitenden Maſſen“ mit den 
Intereſſen der „Intelligenz“ und dachten, ausgehend von dem Gegenſatz der 
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„Geſellſchaft“ zum Abſolutismus, daß ſie durch eine Reihe erfolgreicher terrori⸗ 
ſtiſcher Akte die Regierung zur Kapitulation zwingen und das Volk und die 
„Geſellſchaft“ ein für allemal befreien würden. Daß dieſer Abſolutismus mit 
beſtimmten geſellſchaftlichen Intereſſen eng verknüpft war, daß die kommende 
Revolution und die Anderungen der politiſchen Ordnung um ſo günſtiger 
für die arbeitenden Klaſſen ausfallen würden, je mehr die faktiſchen Verhält⸗ 
niſſe ſich zu ihren Gunſten veränderten, je ſtärker ihre Organiſation wurde — 
das alles blieb für ſie ein Buch mit ſieben Siegeln. 

Auf dieſe Weiſe erweckte die terroriſtiſche Bewegung immer mehr die Sym⸗ 
pathien der bürgerlichen Kreiſe, die ihr ungeheure Geldmittel verſchafften, 
während die Arbeiterbewegung immer mehr die Sympathien der „Geſellſchaft“ 
verlor, die ſie durch den „engen“ Klaſſencharakter ihrer Forderungen von ſich 
ſtieß. Die Partei der Sozialiſten⸗ Revolutionäre verwandelte ſich de facto in 
eine Avantgarde der „Geſellſchaft“. 

Aber wenn für die Bourgeoiſie, wenn für beſtimmte Gruppen der öko- 
nomiſch herrſchenden Klaſſen die Beſeitigung dieſes oder jenes „Lakaien der 
Reaktion“ durch die Sozialiſten⸗Revolutionäre einen neuen Trumpf in dem 
politiſchen Spiele darſtellte, ſo bedeutete jeder neue terroriſtiſche Akt für das 
Proletariat eine Verſtärkung der Repreſſion, die Zerſtörung der Organiſation, 
das Abſchwenken energiſcher aber unklarer Kämpfer, die vom effektvollen ter⸗ 
roriſtiſchen Kampf geblendet wurden. Auf Dutzende von „Helden“, deren 
Taten einen Beifallsſturm in der „Geſellſchaft“ auslöſten, kamen Tauſende 
und Zehntauſende namenloſer Arbeiter, die in den Gefängniſſen und in der 
Verbannung zugrunde gingen. 

IV. 

„Zur Zeit, da die Sozialdemokraten ſich für die Zukunft vorbereiteten, indem 
ſie ſich bemühten, die Unverſehrtheit der Grenzen ihrer ‚Bartei‘ und die Reinheit 
ihrer „Doktrin“ zu wahren“ — ironiſiert der Kadett Miljukow —, „waren die 
Sozialiſten⸗Revolutionäre nach Kräften mit der gemeinen Gegenwartsarbeit 
beſchäftigt (la vile besogne du présent). Das war der Grund, weshalb alle revolu⸗ 
tionären Schläge, die im Verlauf der letzten drei oder vier Jahre die politiſche 
Lage völlig veränderten, von den Sozialiſten⸗Revolutionären ausgingen.“ 


Der bedeutendſte Akt dieſer „gemeinen Gegenwartsarbeit“ war bekanntlich 
die Ermordung Plehwes, und es genügt, den Bericht des Zentralkomitees der 
Sozialrevolutionären Partei zum Stuttgarter Kongreß zu leſen, um zu be⸗ 
greifen, warum es jetzt ſo fieberhaft bemüht iſt, dieſe Hauptheldentat der 
Sozialiſten⸗ Revolutionäre den ſchmutzigen Händen Aſews zu entreißen. 

Doch gleichviel, ob dieſer „revolutionäre Streich“ das Werk der politiſchen 
Polizei oder der Sozialrevolutionären Partei war, ſeine politiſche Bedeutung 
ändert ſich dadurch nicht. 

Ungeachtet aller Verfolgungen ſchwoll die Arbeiterbewegung unaufhaltſam 
an. Der Roſtower Streik im Jahre 1902 und der Maſſenſtreik, der im 
Sommer 1903 den ganzen Süden umfaßte, waren drohende Symptome. Die 
Liberalen wieſen damals die Regierung auf das Anwachſen eben dieſer „Ge⸗ 
fahr“ hin, um ſie von der Notwendigkeit einer Reform „von oben“ und der 
Unterſtützung von ſeiten der Geſellſchaft zu überzeugen. Der Hauptgegner 
dieſer Semſtwo⸗Konſtitutionaliſten war Plehwe. Er rechnete außer auf die 
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jüdiſchen Pogrome noch auf eine andere Chance im Kampfe gegen die Revolu⸗ 
tion. Der Krieg gegen Japan, der hervorgerufen war von den räuberiſchen 
Appetiten der gekrönten und ungekrönten Kapitaliſten und Finanziers, ſollte 
zugleich als Blitzableiter für die grollende Unzufriedenheit im Lande dienen. 
Die Berechnungen der Regierung ſchlugen fehl. Eine Niederlage folgte der 
anderen. Der Kampf der verſchiedenen Cliquen innerhalb der „oberen Zehn⸗ 
tauſend“ verſchärfte ſich immer mehr. Es mußten irgendwelche „Konzeſſionen“ 
gemacht werden, um den „Patriotismus“ der „Geſellſchaft“ aufzuwärmen. 
Gerade zu dieſer Zeit wurde Plehwe ermordet. 

„Wie wurde alles lebendig und lebhaft“ — ſchrieb man damals in der liberalen 
„Osswoboschdenjje* Struves. „Es ertönen friſche, anfeuernde Rufe zur Arbeit 
zum Nutzen des Volkes in allen Kreiſen der Geſellſchaft, und insbeſondere in denen 
der Semſtwomänner!“ 


Die Regierung nahm eine abwartende Stellung ein. Es verging mehr als 
ein Monat, und erſt als die Nachricht von der Niederlage bei Laojang an⸗ 
langte, wurde der Beſchluß gefaßt, der Geſellſchaft „Vertrauen“ zu ſchenken. 
Die neue „Freiheit“ diente aber zunächſt zu verſtärktem Kampf gegen die Ar⸗ 
beiter. Der neue Miniſter des Innern, Swjatopolk⸗Mirski, gab den Liberalen 
die Möglichkeit, in einer ganzen Reihe von Bankettreden ihrer Unzufriedenheit 
mit den „maßloſen“ Forderungen der Arbeiter Ausdruck zu verleihen, und 
gleichzeitig ging die Regierung mit ſolchen Repreſſalien gegen die Arbeiterklaſſe 
vor, daß dagegen ſelbſt die Repreſſalien Plehwes verblaßten. „Man muß die 
Canaille niederknallen“, erklärte damals der Großfürſt Wladimir Alexandro⸗ 
witſch, und in Ausführung dieſes Programms wurden an dem denkwürdigen 
„blutigen Sonntag“ in Petersburg Hunderte von Arbeitern niedergeknallt. 
Wenn der 22. Januar in Wirklichkeit der Prolog der ruſſiſchen Revolution 
wurde, ſo nur darum, weil ihm eine ganze Reihe von Streiks und Demon⸗ 
ſtrationen im ganzen Reiche, von Helſingfors bis Baku, von Warſchau bis 
in das ferne Sibirien, folgten. Das Proletariat wurde der Held des Tages, 
und die Geſtalt des „Helden“ Gapon verdunkelte in den Augen der ſenſations⸗ 
lüſternen „öffentlichen Meinung“ Europas vollſtändig die der „Helden“ der 
terroriſtiſchen Attentate. Der Heldenmut der Maſſen erwies ſich als ungleich 
fruchtbarer als der einzelner Individuen. 

Gezwungen, zeitweilig dem Terror zu entſagen, geriet die Sozialrevolutionäre 
Partei in die Lage eines Fiſches auf dem Trockenen. Sie mußte jetzt eben⸗ 
falls trachten, in den Maſſen feſten Fuß zu faſſen. Eine Partei, deren Lebens⸗ 
zweck einzig und allein in der Anwendung eines „revolutionären Kampfmittels“ 
gegen Perſonen beſtand, ſuchte ſich nun eine Klaſſengrundlage zu verſchaffen. 
Aber die „ſozialiſtiſche“ Bauernſchaft, auf die ſie alle ihre Hoffnungen ſetzte, 
zeigte ihre kleinbürgerliche Natur und folgte der Partei der „Trudowiki“. Die 
bürgerliche Intelligenz verließ ihre Reihen noch ſchneller wie die der Sozial⸗ 
demokratie. Die Sozialrevolutionäre Partei lenkte nun ihre Hauptaufmerkſamkeit 
auf die Arbeiterklaſſe, insbeſondere auf jene Gruppen derſelben, die noch nicht 


Im Jahre 1905 wurden in Rußland 13110 Streiks mit 2709 695 Streikenden ge⸗ 
zählt. Dabei ſind nicht mitgerechnet Eiſenbahnarbeiter, Bergarbeiter, Arbeiter in ſtaatlichen 
Fabriken und Werkſtätten, Arbeiter bei Handwerkern und in kleinen Fabriken, die nicht der 
Gewerbeaufſicht unterliegen. Die ungeheure Mehrzahl waren Angriffſtreiks, 86 Prozent 
wiederholte Streiks. Hatten doch die 4766 Fabriken, in denen die 13 110 Streikfälle vor⸗ 
kamen, nur 996 860 Arbeiter. 
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völlig mit dem Dorfe gebrochen hatten. Um mit den Sozialdemokraten kon⸗ 
kurrieren zu können, ſah ſie ſich genötigt, die „engen“ Klaſſenintereſſen der 
Arbeiter in den Vordergrund zu rücken. Aber die kleinbürgerliche Natur ihres 
Programms, die ſie in gleicher Weiſe daran hinderte, konſequente Demokraten 


wie konſequente Sozialiſten zu ſein, trat nirgends ſo ſtark hervor wie in der 


zweiten Duma, wo ihre Fraktion zwiſchen den Kadetten und den Trudowiki 
einerſeits und den Sozialdemokraten andererſeits hilflos hin und her ſchwankte 
und faſt in keiner Frage eine beſtimmte Stellung einzunehmen vermochte. Und 
der vorübergehende Erfolg in den Reihen der rückſtändigen Schichten der 
Arbeiterklaſſe, den ſie vor allem dem Hervorkehren ihrer Zugehörigkeit zur 
ſozialiſtiſchen Internationale zu verdanken hatte, verſchwand eben ſo ſchnell, wie 
er entſtanden war. 

Der Zerſetzungsprozeß der Partei, der bereits 1905 begann und einerſeits 
zur Ausſcheidung ihres rechten Flügels, der Volksſozialiſten, und andererſeits 
ihres linken Flügels, der Maximaliſten, führte, deren Tätigkeit ausſchließlich 
in terroriſtiſchen Akten und in Expropriationen beſtand, ging ſeit der zweiten 
Duma mit beſchleunigtem Tempo vor ſich. 

Die Wiederaufnahme der terroriſtiſchen Tätigkeit ſollte die auseinander⸗ 
gefallene Partei wieder zuſammenſchweißen. Aber das „revolutionäre Kampf⸗ 
mittel“ war endgültig abgeſtumpft. Daß es die Mitglieder der Regierung 
nicht „einſchüchterte“, begriff die Partei ſelbſt. Darum wurde beſchloſſen, zum 
„zentralen Terror“, zu Attentaten auf den Zaren, überzugehen, den die Partei 
in der vorrevolutionären Epoche verworfen hatte. Die Kampforganiſation, die 
ſchon bis dahin de facto die Partei beherrſchte und einen ungeheuren Teil 
ihrer Mittel verſchlang, abſorbierte jetzt alle ihre Kräfte, nachdem ſie ſich dieſe 
neue Aufgabe geſtellt, die noch größere materielle Opfer und ein vermehrtes 
Geheimhalten ſelbſt vor dem Zentralkomitee der Partei verlangte. Die Partei 
gab ihren letzten Einſatz hin. Das Schickſal wollte, daß er auch zum letzten 
Einſatz in den Händen der politiſchen Polizei wurde. Dieſer Umſtand vermag 
natürlich nicht, den Fall Aſew in unſeren Augen zu einem tragiſchen zu ſtempeln. 

Der neue Terror war von ſeinem Beginn an ein Anachronismus. Er hat 
bereits auch in der „Geſellſchaft“ ſeine Aureole eingebüßt: mehr als alles hat 
ihn der Terror der Schwarzhunderter kompromittiert — die Ermordung der 
Herzenſtein, Jollos, Karawajew. Er hat auch aufgehört, ſelbſt auf die Jugend 
zündend einzuwirken, und erweckt bloß das Gefühl des Mitleids mit den 
unnütz vergeudeten Menſchenleben. Aber die Partei blieb alldem gegenüber 


taub und ſtumm, obwohl das regelmäßige Mißlingen aller von ihr unter⸗ 


nommenen Attentate den Gedanken wachrufen mußte, daß ſich in ihrer 
Zentralorganiſation oder irgendwo in deren Nähe ein Provokateur verbarg. 

„Die Geſchichte iſt gründlich und macht viele Phaſen durch, wenn ſie eine 
alte Geſtalt zu Grabe trägt. Die letzte Phaſe einer weltgeſchichtlichen Geſtalt 
iſt ihre Komödie“ — oder ihre Tragikomödie. 

Das iſt grauſam, aber unvermeidlich. Und wenn das Zentralkomitee der 
Sozialrevolutionären Partei jetzt verzweifelte Anſtrengungen macht, um die 
Ermordung Plehwes und des Großfürſten Sergius unter ihren Aktiven zu 
bewahren, ſo nur darum, weil darin die letzte Exiſtenzberechtigung einer ver⸗ 
alteten Partei mit einem veralteten Kampfmittel lag. Es würde für die Partei 
bedeuten, einen Selbſtmord zu begehen, wollte ſie anerkennen, daß der Partei⸗ 
terror eine Waffe in den Händen jener Macht geworden war, der er den 
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tödlichen Streich verſetzen ſollte; daß er nur noch dann von Erfolg begleitet 


war, wenn dieſer oder jener Polizeiagent das zuließ; und daß die Sſaſonow 
und Kaljajew ebenſo unbewußte Werkzeuge in den Händen eines Provokateurs 
waren wie der unglückliche Sozialiſt⸗Revolutionär Fedorow, deſſen Hände den 
Dr. Jollos ermordeten. 

Zu einem ſolchen Parteiſelbſtmord iſt aber ein Heroismus erf 
deſſen nur wenige fähig ſind. 

Dem Proletariat hat der Terror im beſten Falle nichts gegeben. Das 
Proletariat kämpft nicht gegen Perſonen, ſondern gegen das Syſtem. Und 
es kann nur froh ſein, wenn der Fall Aſew in Wirklichkeit den Tod des 
Terrorismus herbeiführen wird. Deſſen revolutionäre Bedeutung war nichts 
als eine Illuſion. Der ruſſiſche Abſolutismus hat nur einen unverſöhnlichen 
Feind. Das iſt das ruſſiſche Proletariat, das ſich ſchon längſt von der „Al⸗ 
chymie der Revolution“ losgeſagt hat, und die Bürgſchaft ſeines Sieges in der 
induſtriellen Entwicklung Rußlands und ſeine Hauptwaffe in ſeiner Klaſſen⸗ 
organiſation — dieſer „Chemie der Revolution“ ſieht. 


Zur Reform der Strafprozeßordnung. 


Von Hugo Heinemann. 


7. Anklagezwang und vorverfahren. 


Das Geſchrei nach Staatsanwalt und Polizei hat in Deutſchland einen 
beängſtigend hohen Grad erreicht. Sobald man irgendwo einen Mißſtand 
wahrgenommen zu haben vermeint, wird ſofort nach dem Allheilmittel, der 
Kriminalſtrafe, gerufen. Insbeſondere verdankt das immer mehr anſchwellende, 
kaum noch überſehbare Polizeiſtrafrecht dieſem Beſtreben ſeine rieſenhafte Aus⸗ 
dehnung. Ihre Spitze richten dieſe Polizeiſtrafgeſetze vielfach gegen die Sozial⸗ 
demokratie. Der beſchränkte Philiſter⸗ ſowie der ſubalterne Polizeigeiſt ſind in 
gleicher Weiſe davon überzeugt, über eine elementare Volksbewegung trium⸗ 
phiert zu haben, wenn das Heldenſtück gelingt, einen ſozialdemokratiſchen Flug⸗ 
blattverteiler oder einen Streikpoſten auf die Anklagebank zu bringen und die 
Verurteilung zu einer Geldſtrafe von einigen Mark durchzuſetzen. Daher der 
aufs höchſte entwickelte Eifer in der Auffindung immer neuer Tatbeſtände, die 
geeignet ſind, dem Strome der Kriminaliſierung überliefert zu werden. 

Den gleichen Weg wie die Geſetzgebung iſt die Rechtſprechung gegangen. 
Es gibt kein beſſeres Beiſpiel, um die Siſyphusarbeit zu erkennen, die die 
geſetzgebenden Faktoren verrichten, ſofern ihnen die ausführenden Organe die 
Gefolgſchaft verſagen, als den Vergleich zwiſchen den Bemühungen bei Schaf⸗ 
fung des Strafgeſetzbuchs, durch ſcharfe Begriffsbeſtimmungen der politiſchen 
Rechtſprechung vorzubeugen, und der Betrachtung, was daraus durch Drehen 
und Preſſen des geſetzlichen Wortlauts die Rechtſprechung gemacht hat. Welch 
ſchranken⸗ und maßloſe Ausdehnung hat nicht das Gebiet der Vorſätzlichkeits⸗ 
delikte durch Erweiterung des Vorſatzbegriffs erfahren. Die ſcharfe Grenz⸗ 
linie zwiſchen eventuellem Vorſatz und Fahrläſſigkeit iſt bis zur Unkenntlichkeit 
verwiſcht. Beide Begriffe gehen im konkreten Falle vielfach ineinander über, 
was zu der ungeheuerlichen Konſequenz geführt hat, daß da, wo das Geſetz 
nur die vorſätzliche Übertretung ahndet, der bloß Unvorſichtige beſtraft 
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wird. In welches Labyrinth iſt nicht die Rechtspflege ſeit der überſpannung 
des Ehr⸗ und damit des Beleidigungsbegriffs geraten. Nach der Theorie des 
Reichsgerichtes von der Kollektivbeleidigung vermag kaum die größte 
Vorſicht und Zurückhaltung bei der Kritik öffentlicher Mißſtände vor erfolg⸗ 
reichen Beleidigungsklagen zu bewahren. 

Oder man denke an den § 130 unſeres Reichsſtrafgeſetzbuchs. Man glaubte 
den größten Erfolg erzielt zu haben, als der berüchtigte Haß⸗ und Ver⸗ 
achtungsparagraph des preußiſchen Strafgeſetzbuchs außer Kurs geſetzt und 
anſtatt deſſen nur die Aufreizung zu Gewalttätigkeiten unter Strafe 
geſtellt wurde. Und was war die Folge? Die Vorſchrift iſt zu einem In⸗ 
ſtrument der Beſtrafung der mit jedem ernſthaft geführten Klaſſenkampf not⸗ 
wendig verbundenen Erregung feindſeliger Gefühle geworden. 

Wie leidenſchaftlich ſchallt in den deutſchen Landen die berechtigte Klage 
wider, daß die Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs zur Verkümmerung der 
wiſſenſchaftlichen Forſchungs⸗ und Lehrfreiheit benutzt werden, indem man ſich 
dem törichten Wahne hingibt, durch Zwangsmittel das Volk vor aufregendem 
Denken und aufregender Diskuſſion bewahren zu können. Treffend ſchrieb 
einſt der verſtorbene Reichsgerichtsrat Mittelſtädt: „Um auf dem Gebiet des 
religiöſen Lebens der Kritik, den Glaubensſtreitigkeiten, der geiſtigen Be⸗ 
wegung die Freiheit zu ſichern, erklärte 8 166 des Strafgeſetzbuchs aus⸗ 
drücklich, nur die „Einrichtungen“ und ‚Gebräuche‘, nicht aber die Lehren, 
Dogmen, Glaubensvorſtellungen der einzelnen Religionsgeſellſchaften gegen 
‚beichimpfende‘ Angriffe ſchützen zu wollen: mit Hilfe der Verflüchtigung des 
Begriffs Beſchimpfung“ und beliebiger Suppeditierung der hinter einem an⸗ 
gegriffenen religiöſen Gegenſtand — etwa der päpſtlichen Unfehlbarkeit, dem 
Marienkultus, der Bibel, Luther, dem Talmud — gemeinten oder gedachten 
‚Gebrauch‘ find wir in der ſtrafgeſetzlichen Beſchränkung religiös⸗ kirchlicher 
Erörterungen weiter zurückgekommen, als wir es je in den glücklichen Zeiten 
der Zenſur waren.“ 

Hinreichend bekannt iſt die maßloſe, zu einer glatten Aufhebung der 
Koalitionsfreiheit der Arbeiter führende Überjpannung des Erpreſſungs⸗ 
begriffs durch das Reichsgericht. Kann wirklich noch im Deutſchen Reiche 
von dem Vorhandenſein einer Rechtsſicherheit geſprochen werden, wenn für 
die Frage, ob eine Handlung eine durchaus natürliche und erlaubte oder ein 
ſchmähliches, infamierendes Verbrechen iſt, maßgebend iſt, ob jemand verſteht, 
bei Geltendmachung ſeiner Forderung diplomatiſch fein zu lächeln, oder ob 
ihm dieſe Gabe von Natur und durch Erziehung verſagt iſt? Dieſes Merkmal 
aber iſt bekanntlich nach der Rechtſprechung des Reichsgerichtes entſcheidend, 
das Arbeiter wegen Erpreſſung verurteilt hat, weil ſie die Erhöhung ihres 
Arbeitslohns in „höhniſcher und dreiſter Weiſe“ gefordert haben.“ 

Wird endlich noch auf die nie verſiegende Heilquelle gegen die Betätigung 
einer den herrſchenden Klaſſen unbequemen politiſchen Geſinnung, den 
groben Unfugsparagraphen, hingewieſen, ſo dürften dieſe Beiſpiele 
genügen, um zu zeigen, was die Geſetzgebung und Rechtſprechung in den 
letzten Dezennien in der Kriminaliſierung gleichgültiger oder dem privaten 
Entſchädigungszwang überlaſſener Tatbeſtände ſowie in der verſchärften Auf⸗ 
faſſung der geſetzlichen Begriffe geleiſtet haben. 


Entſcheidungen des Reichsgerichtes, 21. Band, S. 114 ff. 
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An eine Eindämmung dieſes Stromes der Kriminaliſierung tft in unjerer 
Zeit ſchroffſter Reaktion und Klaſſenherrſchaft nicht zu denken. Den beſitzenden 
Klaſſen liegt ſelbſtverſtändlich nichts ferner, als darauf zu verzichten, das ſcharfe 
Schwert der Kriminalſtrafe gegen die politiſchen Gegner rückſichtslos anzuwenden, 
nachdem der oberſte Beamte des Reiches von der Tribüne des preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſes verkündet hat, daß von allen vorhandenen Mitteln ſtarker, 
furchtloſer Gebrauch gegen die Sozialdemokratie gemacht werden ſoll, und an⸗ 
gedeutet hat, daß auch das gemeine Recht die Funktionen eines Ausnahme⸗ 
geſetzes erfüllen könne, wenn man nur die Geſetze ſchonungslos gebrauche. 
Aber auch anderen Perſonen als den Sozialdemokraten kann die Über 
ſpannung und übertreibung der Strafjuſtiz bisweilen recht unbequem werden. 

Um hierin Wandel zu ſchaffen, andererſeits aber die Regierung keines 
der Machtmittel gegen die Betätigung unbequemer politiſcher oder gewerk⸗ 
ſchaftlicher Geſinnung zu berauben, verfällt der Entwurf auf den folgenden 
genialen Einfall: Die Beſtimmung des $ 152 unſerer Strafprozeßordnung, 
wonach die Staatsanwaltſchaft verpflichtet iſt, wegen allen gerichtlich ſtraf⸗ 
baren und verfolgbaren Handlungen einzuſchreiten, ſofern zureichende tatſäch⸗ 
liche Anhaltspunkte vorliegen, ſoll fortfallen. An Stelle dieſer Vorſchrift ſoll 
der Grundſatz treten, daß die Staatsanwaltſchaft von Erhebung der öffent⸗ 
lichen Klage abſehen darf unter anderem bei Sachen, die vor dem Amtsgericht 
ohne Schöffen zu verhandeln find, alſo bei allen Übertretungen und denjenigen 
Vergehen, die nur mit Haft oder mit Geldſtrafe von höchſtens 300 Mark be⸗ 
droht ſind, ſofern die Verfolgung durch das öffentliche Intereſſe 
nicht geboten erſcheint. Zur Rechtfertigung dieſer einſchneidenden Ab⸗ 
änderung des beſtehenden Rechtes verweiſen die Motive zum Entwurf darauf, 
daß ſchon nach geltendem Rechte bei den auf Antrag zu verfolgenden Be⸗ 
leidigungen und Körperverletzungen die ſtaatlichen Organe nur dann einzu⸗ 
ſchreiten haben, wenn es im öffentlichen Intereſſe liegt, während im übrigen 
der Weg der Privatklage offen bleibe. Aus dieſen ſchon jetzt zugelaſſenen 
Durchbrechungen des Prinzips folge, daß der Grundſatz der unbedingten Pflicht 
der Strafverfolgung Ausnahmen vertrage, ohne daß damit das Vertrauen in 
eine unparteiiſche Handhabung der Strafverfolgung erſchüttert werde. 

Dieſe Worte ſind überaus charakteriſtiſch. Sie zeigen, wie die Begründung 
gearbeitet iſt und wie leicht ſie das mit den juriſtiſchen Myſterien nicht ver⸗ 
traute Volk über die drohende Rechtsverſchlechterung irreführen kann. 

Nach geltendem Rechte iſt da, wo ein Einſchreiten des Staatsanwaltes 
mangels Vorliegens eines öffentlichen Intereſſes nicht erfolgt, ſtets der Ver⸗ 
letzte berechtigt, zum Zwecke perſönlicher Genugtuung eine Beſtrafung herbei⸗ 
zuführen. Anders der Entwurf. In den vorangeführten Fällen entſcheidet 
das Ermeſſen der Staatsanwaltſchaft überhaupt darüber, ob eine Straf⸗ 
verfolgung eintreten ſoll oder nicht. Dem durch die Straftat Verletzten wird 
ein eigenes Recht auf Realiſierung des Strafanſpruchs verſagt. Es iſt alſo 
unwahr, wenn die Motive zum Entwurf den Anſchein erwecken, als ob alles 
beim alten bleibe und nur die Ausnahmefälle, in denen die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft den Verletzten auf den Weg der Privatklage verweiſen darf, eine Ver⸗ 
mehrung erfahren. In Wirklichkeit geht die geplante Neuerung dahin, daß 
in grundſätzlicher Abweichung vom geltenden Rechte es von jetzt ab Hand⸗ 
lungen geben ſoll, auf die der Staat zwar theoretiſch eine Strafe ſetzt, die 
aber in der Praxis und von Rechts wegen ſtraflos bleiben, falls der Staats⸗ 
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anwalt es für gut findet, eine Verfolgung nicht eintreten zu laſſen. Der 
Verletzte wird völlig ausgeſchaltet. 

Die Entſcheidung, ob der Staatsanwalt einzuſchreiten habe oder nicht, 
wird vom Entwurf völlig in ſeine Willkür geſtellt. Jede feſte, ihn bindende 
geſetzliche Schranke fehlt. Denn daß mit dem Zuſatz: „wenn die Verfolgung 
des Verdächtigen durch das öffentliche Intereſſe nicht geboten erſcheint“ 
gar nichts gewonnen iſt und dieſe Worte ebenſogut fehlen könnten, dürfte von 
niemand bezweifelt werden. Sehr zutreffend charakteriſiert Profeſſor v. Lilien⸗ 
thal! den Rechtsbegriff des öffentlichen Intereſſes dahin: „Die wirkliche 
Gefahr des freien Ermeſſens beſteht gar nicht darin, daß die Behörden bewußt 
parteiiſch verfahren. . .. Die wirkliche Gefahr beſteht in der unbewußten 
Beeinfluſſung durch die Erziehung, die Umgebung, in der der Beamte lebt, 
feine Standesanſchauungen und vorurteile, der ſich auf die Dauer niemand 
zu entziehen vermag, wenn er einen ſo unbeſtimmten Begriff ſeinen Entſchei⸗ 
dungen zugrunde legen ſoll wie das „öffentliche Intereſſe“. Es iſt ganz 
bezeichnend, daß eigentlich noch niemand ernſtlich verſucht hat, dieſen Begriff 
näher zu beſtimmen. Das iſt auch um ſo ſchwerer möglich, als man ſich bei 
der Beurteilung des konkreten Falles mit dem abſtrakten Urteil des Geſetz⸗ 
gebers in Widerſpruch ſetzen muß. Wenn die Beſtrafung nicht im öffentlichen 
Intereſſe notwendig erſchienen wäre, ſo hätte der Geſetzgeber doch an be— 
ſtimmte Tatbeſtände nicht Straffolgen geknüpft. Tatſächlich iſt alſo jede Unter⸗ 
laſſung der Verfolgung wegen mangelnden öffentlichen Intereſſes eine abfällige 
Kritik des Geſetzes. Daß ſie in ſehr vielen Fällen berechtigt iſt, ſoll nicht in 
Abrede geſtellt werden, das würde aber zu einer Anderung der Geſetzgebung 
nötigen, die nicht durch gelegentliche Nichtanwendung erſetzt werden kann.“ 

Wie die Praxis, wenn der Entwurf Geſetzeskraft erlangen ſollte, den Be⸗ 
griff des „öffentlichen Intereſſes“ auslegen wird, darüber geben uns die Er⸗ 
fahrungen aus der Vergangenheit zweifelsfreie Antwort. Wann erhebt die 
Staatsanwaltſchaft heute wegen Beleidigung die öffentliche Klage? Selten, 
wenn eine Privatperſon, ſtets, wenn ein Beamter beleidigt, niemals, 
wenn ein Gegner der herrſchenden Staatsgewalt als ſolcher in ſeiner Ehre 
angegriffen wird, ſtets, wenn das ſtaatliche Einſchreiten einem nach der un⸗ 
kontrollierbaren Anſicht eines Schutzmanns ſozialdemokratiſcher Geſinnung 
überführten oder verdächtigen Manne wegen ſeiner politiſchen Betätigung gilt. 
Einem ſozialdemokratiſchen Reichstagsabgeordneten kann aus reiner Frivolität 
häßlichſte Korruption und niedrigſte Annahme von Beſtechungsgeldern zur 
Laſt gelegt werden — ein öffentliches Intereſſe liegt nicht vor. Wehe aber 
dem organiſierten Arbeiter, der, ſelbſt lange nach Beendigung eines Aus⸗ 
ſtandes, einem in der Fabrik arbeitenden früheren Streikbrecher auch nur ein 
ſchiefes Geſicht zu machen wagt — er wird ſofort die ganze Energie der 
öffentlichen Anklage zu ſpüren haben. Wie häufig kommt es vor, daß der 
Vorſitzende des Schöffengerichtes ſelbſt ſich eines Lächelns nicht erwehren kann, 
wenn eine ſolche in tatſächlicher und rechtlicher Beziehung gleich unbegründete, 
kindiſche und lächerliche Lappalie mit feierlichſtem Ernſte als eine das öffent⸗ 
liche Intereſſe ſchwer tangierende Sünde vor ſein Forum gezogen wird. 

Hieraus kann mit aller Beſtimmtheit gefolgert werden, was uns blühen 
wird, wenn der Entwurf Geſetzeskraft erlangen ſollte. Jede Übertretung, 
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die bei Gelegenheit der Ausübung politifcher oder gewerkſchaftlicher Rechte von 
einem Gegner der herrſchenden Klaſſe begangen wird, wird, wie bisher, mit 
allem Nachdruck verfolgt werden. Im übrigen werden dieſe Delikte im weiteſten 
Umfang ſtraflos gelaſſen werden. Dies wird insbeſondere von den Über⸗ 
tretungen der Arbeiterſchutzgeſetze gelten. Schon heute werden dieſe Delikte 
vielfach mit ſo außerordentlich niedrigen Strafen belegt, daß der Unternehmer 
daraus lediglich den Schluß ziehen kann, daß er ſich den Sport der Über⸗ 
tretung des Geſetzes öfters erlauben darf, da die Verhöhnung des Geſetzes 
ihm einen weit höheren Gewinn eingetragen hat, als die gegen ihn verhängte 
Geldſtrafe beträgt. Um wieviel mehr wird die Arbeiterſchutzgeſetzgebung dann 
alles nachdrücklichen Ernſtes und aller Wirkſamkeit beraubt werden, wenn 
die Verfolgung der Geſetzesverletzungen ganz dem Belieben der Staatsanwall⸗ 
ſchaft ausgeantwortet iſt. 

Bei einer ſolchen Rechtslage werden neue Polizeiverordnungen wie Pilze 
aus der Erde ſchießen. Denn es kann keinen bequemeren Zuſtand für die 
polizeilichen Organe geben, als die Mittel in der Hand zu haben, mit Hilfe 
allerlei kleinlicher Nadelſtiche der aufſtrebenden Arbeiterbewegung Schwierig⸗ 
keiten zu bereiten, ohne daß man fürchten muß, daß darunter auch andere 
Perſonen als politiſch Anrüchige zu leiden haben. 

Verfehlt iſt auch der wiederholt gemachte Vorſchlag, man ſolle, um einer⸗ 
ſeits die Strafjuſtiz von dem Ballaſt unnützer Anklagen wegen allerlei Nichtig⸗ 
keiten zu befreien, andererſeits aber zu verhüten, daß die Staatsanwaltſchaft 
ihr Anklagerecht zur Wahrnehmung lediglich der Intereſſen der Herrſchenden 
und Beſitzenden mißbrauche, eine Vorſchrift ins Geſetz aufnehmen, daß nur 
bei allen das politiſche Gebiet berührenden Übertretungen der Anklage⸗ 
zwang für die Staatsanwaltſchaft beſtehen bleibe. Damit wäre gar nichts 
gewonnen. Denn jede Strafvorſchrift, mag ſie auch einen aller Politik 
ſcheinbar noch ſo fernliegenden Tatbeſtand enthalten, kann zu politiſchem 
Zwecke mißbraucht werden. 

Solange der Saal des Gaſtwirtes X., wenn darin die konſervative Partei 
tagt, weniger feuergefährlich iſt, als wenn es ſich um eine ſozialdemokratiſche 
Verſammlung handelt, oder ſolange die gütige Natur dem dahinraſenden 
Automobil des konſervativen Wahlſchleppers die Gabe verliehen hat, die 
Paſſanten weniger zu gefährden, als dies das Automobil ſeines politiſchen 
Gegners tut, oder ſolange die phyſikaliſchen Geſetze über die Schwere einer 
Laſt ſich nach dem Inhalt der am Sonntag getragenen Schriften richten, je 
nachdem ſie ſozialdemokratiſche Flugſchriften oder Traktätchen ſind, heißt die 
vorgenannte Tatſache leugnen: heucheln. i 

Ob der Anklagezwang in voller Starrheit beftehen bleiben ſoll oder ob 
man dem Verletzten oder jedermann das Recht zur Klageerhebung in den⸗ 
jenigen Fällen gewährt, in denen die Staatsanwaltſchaft aus Opportunitäts⸗ 
gründen nicht einſchreiten will, iſt eine mehr den Juriſten intereſſierende 
Frage von ſekundärer Bedeutung. Letztere Regelung würde übrigens den 
großen Vorteil haben, daß zahlreiche aus der vormärzlichen Zeit ſtammenden, 
für die Gegenwart nicht mehr paſſenden verſteinerten Beſtimmungen endlich aus 
unſerem Rechte verſchwinden. Wenn jedermann die Befugnis zur Klageerhebung 
erhält und damit auch andere Perſonen als Sozialdemokraten die heute nur 
gegen dieſe gebrauchten Strafvorſchriften zu ſpüren bekommen, wird die Klinke 
der Geſetzgebung ſchleunigſt in die Hand genommen werden. Würde zum Bei⸗ 
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ſpiel, um nur ein Beiſpiel anzuführen, jedes öffentlich ausgeſtellte Plakat 
gleichmäßig verfolgt werden und müßten aus den Bahnhöfen alle Anzeigen 
von Vereinen chriſtlicher junger Männer und ähnlicher Inſtitutionen ver⸗ 
ſchwinden, dann würde das preußiſche Dreiklaſſenparlament auch nicht einen 
Tag zögern, die Vorſchriften über das Plakatweſen aufzuheben. Denn ſie ſind 
unerträglich und für das moderne Leben unmöglich und können ihre Exiſtenz 
nur dadurch friſten, daß ſie als ausſchließlich gegen die Sozialdemokratie ge⸗ 
richtete Ausnahmegeſetze ihr Leben weiterführen. 

Gegenüber dem Entwurf iſt alſo daran feſtzuhalten: Der Grundſatz der 
Anklagepflicht der Staatsanwaltſchaft erträgt eine Einſchränkung nur, wenn 
auf andere Weiſe dafür geſorgt wird, daß eine Sühne für die Ge- 
ſetzes verletzung erlangt werden kann. 

Wenn die Regelung, die das Vorverfahren im Entwurf erfahren hat, 

erſt jetzt am Schluſſe dieſer Erörterung und in aller Kürze beſprochen wird, 
ſo geſchieht dies nicht etwa deshalb, weil der Punkt von geringerer Wichtig⸗ 
keit iſt. Ganz im Gegenteil, er iſt von der allergrößten Erheblichkeit. Die 
Normierung des Vorverfahrens iſt der Grundfehler des heutigen Rechtes. 
Läßt man dieſen unberührt, ſo würde eine Abänderung des geltenden Rechtes 
auf Jahrzehnte hinaus alle Reformen zum Schweigen bringen, während in 
Wahrheit der heutige Zuſtand in ſeiner vollen Unerträglichkeit beibehalten 
wird. Daran vermag auch keine wie immer geartete Berufung etwas zu 
ändern. Lediglich deshalb ſoll hier auf dieſe Frage nur ganz kurz eingegangen 
werden, weil ſie in den letzten Jahren, insbeſondere in den Publikationen der 
Internationalen Kriminaliſtiſchen Vereinigung, mit ſolcher Ausführlichkeit be⸗ 
handelt iſt, daß neue Geſichtspunkte kaum mehr geltend gemacht werden können, 
auch für jeden, der ſehen will, die gröblichen Mängel unſeres Rechtes auf 
dieſem Gebiet offenkundige ſind. 

Der fundamentale Mangel unſeres ganzen Strafverfahrens liegt darin, 
daß wir auf Grund des inquiſitoriſchen Vorverfahrens auch zu einer inquiſi⸗ 
toriſchen Hauptverhandlung gelangt ſind. Es iſt nicht wahr, wenn behauptet 
wird, daß jemand bei uns nur verurteilt werden kann auf Grund einer münd⸗ 
lichen, unmittelbaren Hauptverhandlung. In Wirklichkeit beſteht dieſe lediglich 
in der Vorführung des in dem inquiſitoriſchen Vorverfahren aufgenommenen 
Akteninhaltes. Dies zeigt ſich zunächſt beim Inquiſitorium des Angeklagten. 
Hier wird ſofort alles, was hinter dem Rücken des Angeklagten gegen ihn 
angeblich „feſtgeſtellt“ iſt, dem Kollegium beziehungsweiſe den Geſchworenen 
mitgeteilt. Jedes Beſtreiten des Angeklagten von Tatſachen, die doch erſt er⸗ 
wieſen werden ſollen, wird mit den Worten: „Es werden Zeugen auftreten, 
die die Unwahrheit Ihrer Angabe beſtätigen werden“ von vornherein als 
unglaubhaft zurückgewieſen. In gleicher Weiſe ſind für die Beweisaufnahme 
die Ermittlungen des Vorverfahrens entſcheidend. Auf die hier aufgenommenen 

Protokolle bleibt der Zeuge feſtgenagelt. Wie ſich die Beweisaufnahme in der 
Praxis abſpielt, wird von v. Lilienthal’ an einem treffenden Beiſpiel, deſſen 
Richtigkeit kein aufrichtiger Beobachter leugnen kann, dargetan. Lilienthal 
weiſt auf den Unterſchied hin zwiſchen der Ausſage eines Kindes über das 
an ihm begangene Sittlichkeitsverbrechen vor Gericht und dem Bericht über 
ſeine polizeiliche Vernehmung: „Hier eine klare, ausführliche Angabe über den 
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Vorfall in feinen Einzelheiten, dort kaum die Möglichkeit, irgend eine ver⸗ 
ſtändliche Angabe zu erzielen. Leben kommt dann erſt in die Sache, wenn 
der Vorſitzende den Bericht zur Hand nimmt und deſſen Inhalt abfragt, den 
nun das Kind häufig nur durch ein Kopfnicken beſtätigt. Daß die Richter 
dabei ſehr häufig nicht erfahren, was das Kind weiß, ſondern nur, wie ſich 
der Polizeibeamte den Vorgang gedacht hat, was er aus dem Kinde unter 
allerlei Suggeſtivfragen herausgebracht hat, wird niemand bezweifeln, der bei 
ſolchen Verhandlungen mitzuwirken Gelegenheit hatte.“ 

Es kann auf den erſten Blick Befremden erregen, daß die Regierung ſich 
mit Energie ſträubt, hier Abhilfe zu ſchaffen und den naheliegenden, einfachen 
Weg zu gehen, die Vorermittlungen, die dazu dienen ſollen, die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft darüber zu informieren, ob eine Anklage zu erheben iſt, nun auch lediglich 
in die Hand des Staatsanwalts ohne jede richterliche Mitwirkung zu legen, 
zugleich aber zu beſtimmen, daß das in dieſen Vorerhebungen vom 
Staatsanwalt geſammelte Material ausſchließlich bei ſeinen 
Akten verbleiben muß und dem erkennenden Gericht unter keinen 
Umſtänden vorgelegt, auch nicht auf irgendwelchen Umwegen, wie Ver⸗ 
nehmung der protokollierenden Beamten des Vorverfahrens, zur Kenntnis des 
erkennenden Gerichtes gebracht werden darf. | 

Die Einführung dieſes Prinzips würde die Furcht, daß die frühzeitige 
Kenntnisnahme des Angeklagten von den Ermittlungen des Vorverfahrens 
den Unterſuchungszweck gefährden könne, mit einem Schlage ein Ende bereiten. 
Der Angeklagte erfährt ja niemals etwas davon, was gewiß den Anſchau⸗ 
ungen der Anhänger einer ſtraffen Staatsgewalt entſprechen muß. Dennoch 
lehnen es gerade dieſe mit Entſchiedenheit ab, den hier vorgeſchlagenen Weg 
zu gehen, angeblich weil ein ſorgfältiges Vorverfahren ein Schutzmittel für 
den Angeklagten darſtelle. In Wahrheit iſt jedoch der Grund ein ganz 
anderer. Man will die Hauptverhandlung unter keinen Umſtänden 
der Einwirkung des geheimen inquiſitoriſchen Vorverfahrens ent⸗ 
ziehen. Denn man weiß ſehr wohl, daß wenn der Staatsanwalt dem un⸗ 
befangen zuhörenden, durch keine Kenntnis ſtaatsanwaltſchaftlicher 
oder polizeilicher Protokolle voreingenommenen Richter die Be⸗ 
hauptungen der Anklageſchrift in der Hauptverhandlung erſt beweiſen muß, 
der Einfluß der Verteidigung bedeutend ſteigen wird. Man wird dieſe 
dann nicht mehr, wie es vielfach heute geſchieht, wo der Richter auf Grund 
der Akten ſich bereits vor Beginn der Hauptverhandlung ein feſtes Bild von 
der Sache gemacht hat, als ein überflüſſiges, läſtiges, die Verhandlung ſtören⸗ 
des Element erachten. Mit einer Hauptverhandlung, die ſich nicht als minder⸗ 
wertiges Anhängſel des inquiſitoriſchen Vorverfahrens darſtellt, iſt unter allen 
Umſtänden ein größeres Maß von Offentlichkeit, Gründlichkeit und eine würdige 
Stellung der Verteidigung verbunden. Dies zeigt ſich klar beim Geſchworenen⸗ 
gericht. Nur weil die Richter der Schuldfrage, die Geſchworenen, die Akten 
nicht kennen, muß hier Zeit zu einem wirklichen Verhandeln ſein und kann 
die Rückſicht auf eine ſorgfältige Erledigung der Entlaſtungsanträge nicht bei⸗ 
ſeite geſchoben werden. 

In der richtigen Erkenntnis und Würdigung dieſer Tatſache liegt auch 
das Geheimnis des hervorragenden Vertrauens, das der engliſche Strafprozeß 
im Volksbewußtſein genießt. Er iſt im weſentlichen, ſo wie er ſich vor dem 
erkennenden Gericht abſpielt, nur Hauptverhandlung und Parteiprozeß, gleich 
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unſerem Zivilprozeß, und kann daher niemals zu einer abgeblaßten Wieder⸗ 
holung der Ergebniſſe des Vorverfahrens herabſinken. | 

Das aber wollen unſere Reaktionäre in Deutſchland mit aller Entſchieden⸗ 
heit vermeiden. Jede Verſtärkung der Machtbefugniſſe der Verteidigung iſt 
ihnen ſelbſtverſtändlich unbequem in einer Zeit, in der Strafrecht und Straf⸗ 
prozeß in bisher nie gekannter Weiſe in den politiſchen und wirtſchaftlichen 
Kampf hinübergreifen. 

Wäre es der Regierung ernſt mit ihrer Behauptung, das richterliche Vor⸗ 
verfahren ſei ein wirkſames Schutzmittel für den Angeklagten und deshalb 
möglichſt weit auszudehnen, ſo müßte ſie unbedingt den Vorſchlag akzeptieren, 
die Anweſenheit des Angeklagten und ſeines Verteidigers bei allen Akten des 
Vorverfahrens zu geſtatten, von deſſen Ergebniſſen ſpäter das erkennende 
Gericht Kenntnis nimmt. Denn es gibt für den Angeklagten nichts Nach⸗ 
teiligeres, als wenn man dem erkennenden Gericht die Möglichkeit gewährt, 
dem Schuldſpruch Material zugrunde zu legen, von deſſen Entſtehung der⸗ 
jenige nichts weiß, den es am meiſten angeht. Was der Zeuge ihm im Haupt⸗ 
verfahren Auge in Auge ſagt, kann er berichtigen und widerlegen. Machtlos 
aber iſt der Beſchuldigte, wenn die Schatten des Vorverfahrens gegen ihn 
heraufbeſchworen werden. Könnte er nachweiſen, wie der Zeuge zunächſt aus⸗ 
geſagt, wie er geſchwankt hat und wie vielleicht ganz ungewollte ſuggeſtive 
Vorhaltungen des Polizeibeamten auf den Zeugen eingewirkt haben und 
ſchließlich die Bekundung des unbeholfenen Mannes erſt durch den Beamten 
ihr feſtes, ſcheinbar jeden Zweifel ausſchließendes Gepräge bekommen hat, ſo 
erhielte oft der ganze Prozeß ein anderes Geſicht. Dieſen Nachweis aber kann 
der Angeſchuldigte nicht erbringen, da das Geſetz ſeine Anweſenheit im Vor⸗ 
verfahren verbietet und die toten Akten über die Entſtehung ihres Inhaltes 
uns nichts ſagen können. Zum allermindeſten müßte die unbedingte Partei⸗ 
öffentlichkeit bei allen eidlichen Vernehmungen von Zeugen im Vorverfahren 
gelten, da damit zunächſt das Schickſal des Prozeſſes entſchieden iſt. Denn 
ein den Angeſchuldigten belaſtender und, damit er nur ja nicht in der Haupt⸗ 
verhandlung umfallen kann, auf ſeine eidliche Ausſage feſtgenagelter 
Zeuge iſt dieſe nur bei Gefahr des Zuchthauſes zu berichtigen in der Lage. 

Obwohl alle dieſe Mißſtände, die in erſter Linie dazu beigetragen haben, 
daß das deutſche Strafverfahren mit vollem Rechte dem tiefſten Mißtrauen 
des Volkes begegnet, bis zum Überdruß in populären und wiſſenſchaftlichen 
Arbeiten erörtert ſind und obwohl die Motive zum Entwurf den gegen⸗ 
wärtigen Rechtszuſtand in ſeiner ganzen Traurigkeit anerkennen, hat der Ent⸗ 

wurf praktiſch daran Weſentliches nicht geändert. Zwar verſichern uns die 
Motive, daß die Geſtaltung des Vorverfahrens im Entwurf dem Intereſſe 
des Beſchuldigten „in weitem Umfang“ Rechnung getragen habe. In Wahr⸗ 
heit jedoch honoriert der Entwurf dieſe Rechnung nicht. Das überaus wichtige 
Recht der Akteneinſicht, ohne das eine erſprießliche Tätigkeit des 
Verteidigers nicht denkbar iſt, ſowie die ganze Parteiöffentlichkeit 
im Vorverfahren wird an die Schranke geknüpft, daß dem Richter da⸗ 
durch der Unterſuchungszweck nicht gefährdet erſcheint. Iſt er der 
Anſicht, daß dieſes dennoch der Fall ſei, dann kann er durch einen unanfecht⸗ 
baren Beſchluß Angeklagten und Verteidiger von allen Vermittlungen fern⸗ 
halten und das Dunkel des Inquiſitionsverfahrens in vollem Umfang beſtehen 
laſſen. Nun aber iſt der Begriff der Gefährdung des Unterſuchungszwecks ſo 
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dehnbar und läßt der Willkür einen jo weiten Spielraum, daß der Entwurf, 
ohne daß es praktiſch den geringſten Unterſchied machen würde, die Beſtim⸗ 
mung ebenſowohl dahin hätte formulieren können: Es liegt im diskretionären 
Ermeſſen des Ermittlungsrichters, ob der Angeſchuldigte die ihm in der 
Theorie eingeräumte Befugnis in der Praxis gebrauchen darf. Dieſes Recht 
wird zwar hie und da in einem gleichgültigen Diebſtahls⸗ und Kuppelprozeß 
dem Beſchuldigten zugeſtanden werden. In allen ernſter gelagerten Fällen 
dagegen, insbeſondere in allen in das politiſche oder gewerkſchaftliche Gebiet 
hinübergreifenden Prozeſſen, wird das Zimmer des Unterſuchungsrichters 
dem Angeklagten und ſeinem Verteidiger wie bisher mittels einer ſchablonen⸗ 
haft gebildeten, jedes Nachdenken erſparenden Formel verſchloſſen bleiben. 
Erhebliche praktiſche Bedeutung würde übrigens die angebliche Konzeſſion 


des Entwurfes ſchon deshalb nicht gewinnen, weil kein auf ſeine Ehre hal⸗ 


tender Anwalt ſich der unwürdigen Aufgabe unterziehen wird, die der Ent⸗ 
wurf ihm zuzumuten für gut findet. Daß der Anwaltſtand einen Anſpruch 
auf eine angemeſſene Stellung im Prozeß hat, dafür fehlt dem Entwurf jedes 
Verſtändnis. Selbſt die Strafprozeßkommiſſion wollte den im geltenden Rechte 
dem Anwaltſtand angetanen Schimpf beſeitigen, daß auf Anordnung des 
Richters den Unterredungen zwiſchen dem Verteidiger und dem verhafteten 
Beſchuldigten eine Schildwache beizuwohnen habe. Der Entwurf läßt es im 
weſentlichen bei dem für die Anwaltſchaft ſchmählichen Zuſtand des heutigen 
Rechtes bewenden. Im Vorverfahren darf nach den Vorſchlägen des Ent⸗ 
wurfes der Verteidiger, ſelbſt wenn ſeine Anweſenheit gnädigſt genehmigt wird, 
in den Gang der Verhandlung nicht eingreifen. Er hat vielmehr lediglich 
devoteſt zu bitten, dem Zeugen oder Sachverſtändigen Fragen vorlegen zu 
wollen, „ſoweit dieſe nach dem Ermeſſen des Richters zur Aufklärung der 
Sache dienlich ſind“. Nun möchten wir keinem Anwalt raten, auf dieſe Auf⸗ 
klärung entgegen der Intention des Richters allzu energiſch zu dringen. Gar 
leicht könnte ſonſt der die Ermittlungen leitende junge Aſſeſſor den im Dienſt 
ergrauten, unbequem werdenden Verteidiger in Gegenwart ſeines Klienten 
erſuchen, ſeine Akten zuſammenzupacken und das Zimmer ſchleunigſt zu ver⸗ 
laſſen, ſeine weitere Anweſenheit gefährde den Unterſuchungszweck. Daß ein 
Anwalt ſich in eine Situation begeben ſollte, in der ihm eine derartige un⸗ 
würdige Behandlung droht, gegen die der Entwurf noch dazu jede Beſchwerde 
ausdrücklich ausſchließt, erſcheint ausgeſchloſſen. 

Solchen mit Unklarheiten, Scheinkonzeſſionen und Halbheiten operierenden 
Vorſchlägen gegenüber, die auf Jahrzehnte hinaus unſer Strafprozeßrecht feſt⸗ 
legen ſollen, iſt die vorläufige Beibehaltung des gegenwärtigen Rechtszuſtandes 
immer noch vorzuziehen. f 

Was der Entwurf mit großen Worten wirklich Neues bietet, iſt praktiſch 
von ganz geringer Bedeutung, zum Teil völlig wertlos, der reine Theater⸗ 
donner. Hierhin gehört zum Beiſpiel der Vorſchlag, daß der Staatsanwalt, 
bevor er die Eröffnung des Hauptverfahrens beantragt, dem Verdächtigen 
unter vier Augen, insbeſondere in Abweſenheit des Verteidigers, die vor⸗ 
handenen Verdachtsmomente mündlich mitteilen ſoll. Die Motive wollen damit 
eine Orientierung des Angeſchuldigten über das gegen ihn geſammelte Material 
ſichern. In Wahrheit wird der einzige Effekt der im übrigen ganz über⸗ 
flüſſigen Vorſchrift der ſein, daß noch vor Toresſchluß von der Anklage⸗ 
behörde die Erzielung eines Geſtändniſſes verſucht werden wird. Und wenn 
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wir es ſchon heute tagtäglich erleben, daß plötzlich Unterſuchungsrichter und 
Polizeibeamte als Zeugen herbeigeholt werden, um ihre im geheimen Bor: 
verfahren gewonnenen, für den wehrloſen Angeſchuldigten nicht widerlegbaren 
Eindrücke wiederzugeben, ſo wird dies Zeugenmaterial nunmehr zu einem 
Trio vervollſtändigt werden und jetzt auch noch der Staatsanwalt als Zeuge über 
das ausſagen, was ihm der Angeſchuldigte in dem Plauderſtündchen ſeines 
ſtillen Amtszimmers anvertraut hat. Für den Angeſchuldigten kann dieſer 
Zuſtand äußerſt nachteilig wirken. Denn damit wird immer mehr die geheime 
ſchriftliche inquiſitoriſche Vorermittlung zu einem Erſatz für die . 
Hauptverhandlung gemacht. 

Auch noch an zahlreichen anderen Stellen iſt es der Findigkeit des Ent⸗ 
wurfs gelungen, Rechte in unſerer Strafprozeßordnung zu entdecken, die dem 
Angeklagten genommen werden können. Hierhin gehört in erſter Linie die 
außerordentliche Erſchwerung der Wiederaufnahme des Verfahrens und 

die höchſt bedenkliche eminente Erweiterung des ſogenannten ſummariſchen 
Verfahrens. Der Entwurf läßt dieſes in allen Sachen zu, die vor den 

Amtsgerichten verhandelt werden können, wenn der Verdächtige geſtändig oder 
auf friſcher Tat betroffen oder verfolgt und vorläufig feſtgenommen iſt. Der 
dem ſummariſchen Verfahren Unterworfene ſoll, auch in den Fällen ſchwerer 
Vergehen, von dem Einzelrichter ohne Zuziehung von Schöffen, ohne 

Zuſtellung einer Anklageſchrift und ohne die Möglichkeit einer Vor⸗ 
bereitung der Verteidigung ſofort abgeurteilt werden. In Zeiten politiſcher 
Erregung kann dieſe mit vollem Recht von Profeſſor v. Bar mit der Lynch⸗ 
juſtiz verglichene Prozedur zu den gefährlichſten Konſequenzen führen und 
der Leidenſchaftlichkeit im Gerichtsſaal Tür und Tor öffnen. Man erwäge 
nur, daß jedes Preßdelikt unter den dehnbaren Begriff des auf friſcher Tat 
Betroffenen gebracht werden kann. Eine eingehendere Kritik der Vorſchläge 
des Entwurfs erübrigt ſich hier. Ich verweiſe in dieſer Beziehung auf meine 
Schrift: Die Stellung des Angeklagten, S. 41 ff 

Ohne die obligatoriſche Beſtellung eines Verteidigers und vor allem ohne 
die Zuſtimmung des Angeklagten iſt die Regelung des Entwurfs ge⸗ 
eignet, die bürgerliche Freiheit auf das ernſteſte zu gefährden. Auch Eng- 

land, auf das man ſich zur Rechtfertigung dieſer dem Standrecht analogen 
Prozedur ſo gern beruft, kennt das ſummariſche Verfahren nur, wenn der 
Beſchuldigte einwilligt. 


bewerkſchaftskämpfe. 


Von Karl Böttcher (Berlin). 


Genoſſe Franz Förſter hat kürzlich! Behauptungen über die Gewerkſchaftskämpfe 
aufgeſtellt, die nicht unwiderſprochen bleiben dürfen. Förſter meint: 
„Das Mittel des wirtſchaftlich ſchwächeren Arbeiters, durch Arbeitseinſtellung, 
Boykott und anderes ein Gegengewicht gegenüber der Übermacht des Kapitals zu 
ſchaffen, iſt alſo durch die Organiſation der Unternehmer und die von dieſen an⸗ 
gewendeten Kampfesmitteln (Ausſperrung uſw.) in ſeiner Wirkung ſehr eingeſchränkt, 
ja faſt aufgehoben.“ 
Das müßte denn doch erſt bewieſen werden! Förſter aber beweiſt durch die 
von ihm angeführten Zahlen nichts, weil bei ihnen das Wichtigſte fehlt: die Zahl 
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der an den Erfolgen oder Niederlagen beteiligten Arbeiter! 


Die Neue Zeit. ! 


Will man hierüber 


ein genaues Bild gewinnen, dann muß man ſchon zur Streikſtatiſtik der General⸗ 
kommiſſion! über die Zeit von 1900 bis 1907 greifen. Und dieſe ſieht ſo aus: 


Angriffſtreiks. 
Zahl Zahl der | Vollen Erfolg Teilweiſen Erfolg 
Jahr der Be⸗ Streiks Beteiligte Streits || Beteiligte 
Streiks teiligten FFF 
Zahl Proz. Zahl Proz. Zahl Proz. 
1900 514 86786 237 46,1 27350 31,5 33088 | 38,1 
1901 291 || 22761 109 37,4 6487 | 28,5 7241 318 
1902 289 32659 117 42,4 8011 | 24,5 17556 | 53,7 
1903 603 53763 281 | 46,6 17042 50,3 22379 41,6 
1904 886 81427 509 57,4 37882 46,5 24.428 30,0 
1905 1261 333238 722 | 57,9 || 47473 | 14,2 48381 | 14,5 
1906 2045 183756 1121 | 55,7 || 91693 | 49,9 62374 | 33,9 
1907 1635 142944 830 51,7 51344 35,9 29, 53006 37,1 
Summa 7524 937334 | 3926 | 52,9 287 282 30,6 | 2008 | 29,9 268 453 \ 28,6 
Abwehrſtreiks. 
Baht Zahl ber Vollen Erfolg Teilweiſen Erfolg 
Jahr der Be⸗ Streits Beteiligte Streiks Beteiligte 
Streiks teiligten 
Zahl | Proz. Zahl | Proz. Zahl | Proz. Zahl | Proz. 
1900 292 14295 122 41,7 | 4670 | 32,7 
1901 401 17301 149 37,1 4886 | 28,2 
1902 516 16263 225 43,6 6412 39,4 
1903 597 22067 310 51,8 9929 | 45,0 
1904 627 23128 337 | 53,7 || 12998 | 56,2 
1905 80930679 445 56,9 18711 | 61,0 
1906 1014 38930 575 | 57,7 18187 | 46,7 
1907 834 | 33348|| 412 | 51,6 || 16455 49,3 R 
Se 5090 52,2 | 92248 47,1 672 13,6 |] 32797 | 16,7 
Ausſperrungen. 


Reſultat in Prozent 


Zahl Verluſt an Arbeitszeit 
927 Zahl der Geſamt⸗ 
Jahr Ausſver⸗ beteiligten feſtgeſtellt ausgabe Teilweiſe 
usſper⸗ Perſonen Tage für erfolge | Erfolglos 
| rungen Beteiligte Mark reich 
1900 46 14630 182866 8927 600493 24, 0 26,0 
1901 35 8460 124275 6088 283 576 26,0 26,0 37,1 
1902 56 6791 117196 4910 308023 14,3 14,3 44,4 
1903 82 45763 1512771 32036 1798801 39,0 15,8 29,3 
1904 112 31402 607 286 35579 1870647 | 37,2 25,5 37,2 
1905 253 | 144047 1797256 135821 4193250| 21,5 51,5 23,4 
1906 421 93356 2320069 89028 5315079 33,7 25,6 27,8 
1907 || 323 104738 2374772 | 103596 6147079 29,4 33,7 28,2 
Sa. 1328449187 | 9036491 415985 20516948 29,0 | 304 270 


„Korreſpondenzblatt der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands“, Nr. 43, 1908. 
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5 überblickt man dieſe Zahlen, ſo wird man zugeben müſſen, daß es ganz un⸗ 
möglich iſt, aus ihnen beſtimmte Schlüſſe zu ziehen, da auch nicht in einer einzigen 
Rubrik ein beſtändiges Steigen oder Fallen zu beobachten iſt. Deshalb hat Förſter 
voreilig gehandelt. Man kann nach den ſtatiſtiſchen Feſtſtellungen nicht 
rundweg ſagen, daß die Streiks unwirkſam geworden ſeien. Ebenſo⸗ 
wenig kann man freilich das Gegenteil behaupten. Feſt ſteht aber, daß 
bis jetzt die Gewerkſchaften den Anſturm der Unternehmerverbände abgeſchlagen 
haben und hoffentlich auch in Zukunft abſchlagen werden. Gleich nach dem Vorüber⸗ 
gang der letzten Kriſe gingen die Gewerkſchaften gewaltig in die Breite. Aber auch 
zu gleicher Zeit ſah man die ſtraffere Zentraliſation der Unternehmerverbände vor 
‚ich gehen. Doch was hat fie genützt? Es iſt richtig, die Zahl der ausgeſperrten 
Arbeiter iſt in den letzten Jahren geſteigerter gewerkſchaftlicher Kampftätigkeit in 
die Höhe gegangen. Aber man vergeſſe doch das eine nicht: auch die Mitglieder⸗ 
ziffern der Verbände ſind geſtiegen. Setzen wir zum Vergleich einmal die Aus⸗ 
geſperrtenzahlen neben die der Gewerkſchaftsmitglieder. Am beſten beginnen wir 
unſere Gegenüberſtellung wohl mit dem Jahre 1903, in dem aus Anlaß der Unter⸗ 
ſtützungsaktion der deutſchen Arbeiter für die Crimmitſchauer Weber der Zuſammen⸗ 
ſchluß der Unternehmerverbände erfolgte. \ | 


Freigewerkſchaftlich 


organifierte Arbeiter Davon ausgeſperrt Prozent 
o 887 698 45763 5,16 
190094. 1052108 31402 2,98 
19055. 1344803 144047 10,71 
1096221 sis es 93356 5,52 
190707 1865506 104738 5,61 


| Nach dieſem Prozentverhältnis liegt doch wirklich kein Grund vor, die Aus— 
ſperrungstaktik der Unternehmerverbände als ſo wirkſam hinzuſtellen, wie das 
Genoſſe Förſter tut. Gerade bei der ſo raſchen Entwicklung des Metallarbeiter⸗ 
verbandes in den letzten Jahren iſt zu hoffen, daß die Gewerkſchaften auch mit 
dieſer Praxis fertig werden. Iſt er es doch, der einſt die Herren der ſchweren 
Induſtrie zur Anerkennung der Arbeiterorganiſation zwingen ſoll. Wenn man 
nun bedenkt, daß ſchon im Jahre 1906 33249 Metallarbeiter in Großbetrieben von 
500 und mehr Beſchäftigten ohne Kampf Erfolge erringen konnten, dann darf man 
auch hier frohen Mutes in die Zukunft ſehen. Nur nicht den Kopf in den Buſch 
ſtecken! Tut man das nicht, dann muß man einſehen, daß die bisherigen Waffen 
der Gewerkſchaften noch ſcharf genug ſind, ſo ſcharf, um ſelbſt im Kampfe mit den 
beſtorganiſierten Unternehmerverbänden benützt werden zu können. Und ſelbſt wenn 
einmal der große Kampf gegen die ſyndizierte Großinduſtrie kommen ſollte, werden 
die Gewerkſchaften Manns genug ſein, ihn aufzunehmen, ohne erſt lange zu reden 
und zu ſchreiben. Zum Handeln jederzeit bereit ſein! Das iſt's, worauf es an⸗ 
kommt. 


Litcrariſche Kundſchau. 


Artur Schulz, Skonomiſche und politiſche Entwicklungstendenzen in Deutſch⸗ 
land. Ein Verſuch, die Autonomieforderung der ſüddeutſchen Landesorgani⸗ 
ſationen theoretiſch zu begründen. München, Birk X Komp. 95 Seiten. 1,20 Mark. 

Die Schrift verdient Beachtung als erſter und einziger Verſuch, die ſüddeutſchen 
Proteſte gegen Beſchlüſſe des Parteitags theoretiſch zu begründen und die Gegen- 
ſätze, die darob in der Partei entſtanden, als ſachliche Gegenſätze aufzufaſſen, nicht 

als Kunſtprodukt krakeelſüchtiger Dogmenfanatiker. 


1 Der Deutſche Metallarbeiterverband im Jahre 1906, S. 55— 73. 
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Wir hoffen noch Gelegenheit zu haben, uns ausführlicher mit dem Büchlein 
zu beſchäftigen, da es die ganze Agrarfrage aufrollt. Da es aber ſchon in den 
nächſten Tagen viel beſprochen werden dürfte, ſei hier ſchon in einer vorläufigen 
Anzeige darauf hingewieſen, daß, ſelbſt wenn ſeine agrariſchen Vorausſetzungen 
richtig wären, was ich lebhaft beſtreite, daraus keineswegs hervorginge, daß die 
Beſchlüſſe der Geſamtpartei für Süddeutſchland unwirkſam zu ſein hätten. Die 
eigentliche Frage der Autonomie wird in der Schrift gar nicht behandelt. Hat 
Schulz recht, dann iſt nicht die Organiſation der Partei zu ändern, ſondern ihr 
Programm. Dies muß völlig umgekrempelt werden und ebenſo unſere Geſamt⸗ 
taktik, nicht bloß in Landes-, ſondern auch in Reichsangelegenheiten. Denn was 
Schulz verlangt, das iſt nichts Geringeres, als daß wir, um Bauernſtimmen zu 
fangen, eine agrariſche Partei werden. Das iſt des Pudels Kern. ü 

Wie ſehr er nicht bloß unſere Landespolitik ſelbſtändig geſtalten, ſondern auch 
unſere bisherige Reichspolitik in ihr Gegenteil verwandeln will, zeigt ſich zum Bei⸗ 
ſpiel ſchon darin, daß er für Vieh- und Fleiſchzölle eintritt. Und nicht nur das. 

Die „Münchener Poſt“ berichtet in ihrer Nummer vom 26. Januar über eine 
Verſammlung des Nationalſozialen Vereins in München, in der der Referent ſich 
für die Nachlaßſteuer ausſprach. Im Verſammlungsbericht heißt es weiter: 

„Dr. Schulz wandte ſich gegen die Nachlaßſteuer, durch die die Lande 
wirtſchaft ungerecht belaſtet würde.“ 

Nach liberalen Blättern war dieſer Schulz der Sozialdemokrat Schulz, der 
die einzige theoretiſche Begründung der ſüddeutſchen Autonomieforderung geliefert hat. 

Es wäre wünſchenswert, wenn die „Münchener Poſt“ dieſen Punkt aufklärte. 
Es würde damit auch die neue Theorie der Landesautonomie in klareres Licht ge⸗ 
ſtellt werden. Tatſächlich entſpricht die Ablehnung der Nachlaßſteuer durchaus dem 
theoretiſchen Standpunkt, den Schulz entwickelt. ; 

Wenn die ſüddeutſche „Autonomie“ ſchon in ihrer Theorie ſolche e 
zeitigt, dann ſind ihre Anfänge ja recht vielverſprechend. K. K 


Heinrich Dietz, Kriegsgerichtsrat, Die Kilitärſtrafrechtspflege im Lichte der 
Kriminaliſtik für das deutſche Heer und die kaiſerliche Marine. Oldenburg 1908, 
Verlag Stalling. 108 Seiten. 4 Mark. 

Im Jahrgang 1907 der „Zeitſchrift für die geſamte Strafrechtswiſſenſchaft“ 
erſchien eine Abhandlung des Kriegsgerichtsrats Dietz, in der dieſer einen Teil der 
Militärkriminalſtatiſtik des Reichsmilitärgerichts (der andere Teil wird aus ſo⸗ 
genannten militäriſchen Intereſſen geheim gehalten) veröffentlichte; die Abhandlung 
wurde in Nr. 45 (1907) der „Neuen Zeit“ von Siegfrieda bereits beſprochen. Nun hat Dietz 
feinen damaligen Artikel, ergänzt durch die ſtatiſtiſchen Ergebniſſe des Jahres 1906, 
durch eine Reihe neuer Tabellen und erklärender Ausführungen in Buchform er⸗ 
ſcheinen laſſen. Schon die damaligen Artikel waren, obwohl als Studie gegen die 
„maßloſe und ſachwidrige Kritik“ „der vaterlands⸗ und heerfeindlichen Preſſe“ ge⸗ 
dacht, geeignet, für den Antimilitarismus zu werben. Das vorliegende Buch bietet 
mit ſeinen 54 Tabellen, 12 Skizzen und 3 Kartenſkizzen, obwohl dieſe keinen An⸗ 
ſpruch auf Vollſtändigkeit erheben können, geradezu eine Materialſammlung für 
antimilitariſtiſche Agitation. Aber nur die Tabellen. Das heiße Beſtreben des Ver⸗ 
faſſers, die zum Antimilitarismus aufreizenden Zahlen ihres Schreckens zu ent⸗ 
kleiden und als harmloſe, natürliche Tatſachen der „militärfeindlichen“ Propaganda 
zu entziehen, das ſtolze Bemühen, die Vorzüglichkeit der Militärgerichtsbarkeit und 
der Militärjuriſten vor der bürgerlichen Rechtſprechung und ihren Beamten dar⸗ 
zutun, verwickelt ihn in die tollſten Widerſprüche und läßt ihn, ohne daß er es 
merkt, nicht nur die bürgerliche Juſtiz gegen die Militärjuſtiz, ſondern auch die 
Militärgerichte gegeneinander ausſpielen. Dietz verficht die Abſchreckungstendenz 
der Militärſtrafgerichtsbarkeit; das hindert ihn nicht, an anderer Stelle für eine 
größere Beachtung der pſychologiſchen Urſachen der Delikte zu plädieren — doch 


— 
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ſind das ſicher nur ſentimentale Entgleiſungen. Das einzige Verdienſt, das ſich 
Dietz erworben hat, beſteht darin, daß er der erſte war, der es unternommen hat, 
die Militärſtrafgerichtsbarkeit an der Hand der Statiſtik zu erörtern, und daß ſein 
Buch das erſte und einzige ſeinesgleichen auf dem deutſchen Büchermarkt iſt. 

E. Barth. 


Simon Sagorsky, Doktor der Staatswiſſenſchaft, Die Krbeiterfrage in der jüd- 
ruſſiſchen Landwirtſchaft. München 1908, Ernſt Reinhardt, Verlagsbuchhand⸗ 
lung. 6 Mark. f 

Es gab eine Zeit, da junge ruſſiſche Gelehrte die ruſſiſche Literatur mit Diſſer⸗ 
tationen überſchwemmten, die entweder direkt von deutſchen abgeſchrieben waren 
oder Kompilationen einiger deutſcher Werke darſtellten. Und noch heute lebt die 
ruſſiſche Univerſitätswiſſenſchaft in allen Fragen, die außerhalb der ſpeziellen 
Sphäre der ruſſiſchen Verhältniſſe liegen, mit geringen Ausnahmen auf Koſten der 
deutſchen. Jetzt macht ſich eine andere Erſcheinung bemerkbar: der Import ruft 
einen Export hervor. Wenn bisher die Bekanntſchaft mit Rußland, mit ſeiner Ge⸗ 
ſchichte und ſeinen inneren Verhältniſſen die ſpezielle Funktion zugereiſter deutſcher 
Akademiker und Profeſſoren der Dorpater Univerſität ausmachte, ſo haben die ſeit 
1899 ohne Unterbrechung anhaltenden ruſſiſchen Univerſitätsunruhen die Zahl der 
ruſſiſchen Studierenden auf deutſchen Univerſitäten und zugleich die Zahl der 
Doktordiſſertationen vermehrt, die den ruſſiſchen Verhältniſſen gewidmet ſind. Dieſe 
Arbeiten werden ebenſo ſchnell und mühelos produziert, wie früher und jetzt in 
Rußland die Magiſterdiſſertationen: entweder wird die betreffende ruſſiſche Arbeit 
direkt abgeſchrieben oder die Diſſertation wird auf Grund einiger zufällig nach dem 
Ausland geratenen Bücher kompiliert. Der wiſſenſchaftliche Wert dieſer ruſſiſchen 
Diſſertationen, die Kompilationen deutſcher Bücher darſtellen, oder der deutſchen 
Diſſertationen, die Kompilationen ruſſiſcher Bücher darſtellen, iſt vollkommen gleich. 
Gewiß, es gibt keine Regel ohne Ausnahme. Eine ſolche Ausnahme hätte die Ab⸗ 
handlung des Herrn Sagorsky darſtellen können, wenn der Autor die geſtellte Auf⸗ 
gabe bewältigt hätte, wenn es ihm in der Tat gelungen wäre, eine wiſſenſchaftliche 
Unterſuchung der „Arbeiterfrage in der ſüdruſſiſchen Landwirtſchaft“ zu liefern. 

Eine ſolche Aufgabe iſt in der Tat ſehr intereſſant. Im heutigen kapitaliſtiſchen 
Rußland ſpielt der Süden eine ſehr wichtige Rolle. Im wahren Sinne des Wortes 
ein Produkt der nach der Bauernbefreiung einſetzenden ökonomiſchen Entwicklung, 
erſcheint das ſogenannte „Neurußland“ als einer der wichtigſten Rayons der groß⸗ 
kapitaliſtiſchen landwirtſchaftlichen Produktion, in welchem die Widerſprüche ſowohl 
innerhalb der Bauernſchaft ſelbſt wie zwiſchen den Bauern und Gutsbeſitzern den 
äußerſten Grad der Verſchärfung erreicht haben. Im Verein mit den Gouverne⸗ 
ments des Schwarzerdegebiets ſtellte dieſer Rayon die Führer der ruſſiſchen Junker 
für die zweite und dritte Reichsduma. Und in denſelben Gouvernements erreichte 
die Bauernbewegung und insbeſondere die Streikbewegung der Landarbeiter be- 
ſonders große Dimenſionen. Nach der Höhe der Verluſte, die die Gutsbeſitzer im 
Herbſt 1905 erlitten, nehmen die Gouvernements Cherſon und Jekaterinoslaw die 
ſechſte und achte Stelle ein — von insgeſamt 28872000 Rubeln entfielen auf dieſe 
Gouvernements 2555000 Rubel. 

Herr Sagorsky gibt aber nicht nur kein Bild und keine Analyſe dieſer Bauern⸗ 
und Streikbewegung in Südrußland und der Forderungen, die von den Land⸗ 
arbeitern aufgeſtellt wurden, er gibt ſogar kein volles Bild der Lage dieſer Arbeiter, 
ſoweit ſie auf Grund der in der ruſſiſchen Literatur vorhandenen Daten geſchildert 
werden konnte. Die Arbeiterfrage, die er unterſucht, iſt vielmehr die Arbeitsfrage, 
ſoweit ſie für die Gutsbeſitzer in Südrußland Bedeutung hat. 

Dieſer Umſtand iſt nicht nur daraus erklärlich, daß die Arbeit des Herrn 
Sagorsky aus dem Seminar der Profeſſoren Brentano und Lotz hervorgegangen 
iſt, ſondern auch daraus, daß die wichtigſten Materialien, die er benutzte, haupt⸗ 
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ſächlich von den Lohnbedingungen ſprechen. Faſt das ganze Buch iſt darum der ö 
Analyſe des Arbeitslohns gewidmet, ſeiner Bewegung während des Zeitraums 
vom Jahre 1885 bis 1904, ſeinen Schwankungen während der verſchiedenen Jahres⸗ | 
zeiten. Und obwohl der Verfaſſer, um den Arbeitslohn der ländlichen Arbeiter in 
den ſüdruſſiſchen Gouvernements richtig aufzufaſſen, es für wünſchenswert er⸗ | 
achtete, nicht nur die allgemeinen natürlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe der 
betreffenden Gebiete zu ſchildern, ſondern auch die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe 
im Ackerbau eingehender zu unterſuchen, ſo lieferte er dennoch nur eine ſchwache 
und flüchtige Skizze und vermochte nichts anderes, als die Schlüſſe zu wiederholen, 
die vor ihm in der ruſſiſchen Literatur gemacht worden waren. Er konſtatiert das 
Sinken des realen Arbeitslohns der Landarbeiter Südrußlands und erklärt das 
aus den allgemeinen Bedingungen, denen das ruſſiſche Bauerntum unterliegt — aus 
der Zunahme der Steuerlaſt und der Verringerung des Anteils am Gemeindeland. 
Wie die periodiſch wiederkehrende Hungersnot und die von ihr herbeigeführten 
Bedingungen ſowohl von den Grundeigentümern wie auch von der Geſetzgebung plan⸗ 
mäßig ausgebeutet werden, um den landwirtſchaftlichen Großbetrieb durchzuführen; 
wie die ſtets wachſende Anwendung der Maſchinerie eine genügende relative Ubervölke⸗ 
rung ſchafft und das Minimum des Arbeitslohns noch mehr vermindert; wie die kapi⸗ 
taliſtiſche Umwandlung des Produktionsprozeſſes in der ſüdruſſiſchen Landwirtſchaft N 
die neuen Arbeitsmittel in ein Unterjochungs⸗- und Verſtümmlungsmittel der Ar⸗ | 
beiter verwandelt (in keinem Lande der Welt find die traumatiſchen Verletzungen 
ſo zahlreich wie in Rußland), von alledem bekommt der Leſer nur eine ſchwache 
Vorſtellung oder gar keine. | 
Wenn die Abhandlung des Herrn Sagorsky trotzdem für den Forſcher der 
Agrarfrage — ſoweit dieſer mit der ruſſiſchen Sprache nicht vertraut iſt — von | 
Nutzen fein kann, jo nur inſofern, als jie Daten über den Umfang und die Be | 
wegung des Arbeitslohns der Landarbeiter Südrußlands liefert. Ein vollitändiges | 
Bild aller Arbeitsbedingungen wird er aber vergeblich in dieſem Buche ſuchen. | 
N. Rjaſanoff. 


Zeitſchriftenſchau. 


„The socialist Review“ bringt in der Januarnummer einen Aufſatz von 
J. T. Paul, Mitglied des „Legislative Council“ (einer Art erſten Kammer) von 
Neuſeeland über „Politik und Parteien in Neuſeeland“. In Neuſeeland regiert 
die liberale Partei, die, ſeit ſie 1890 an die Regierung kam, jene fortſchrittlichen 
Reformen durchführte, wodurch Neuſeeland als Muſter eines genoſſenſchaftlichen 
Gemeinweſens berühmt wurde. Der Hauptführer, Miniſter Seddon, iſt 1906 ge⸗ 
ſtorben, und ſein Nachfolger Ward wird als weniger fortſchrittlich angeſehen. Die 
Regierung verfügt über eine Mehrheit von 62 Mitgliedern, während die Oppo⸗ 
ſition, die hauptſächlich aus Konſervativen beſteht, die ſich Antiſozialiſten nennen, 
18 Perſonen zählt. Die unabhängige Arbeiterpartei hat 9 Abgeordnete, die zur 
Regierungspartei gehören. Bei den nächſten Wahlen wird die liberale Partei 
zweifelsohne die Mehrheit behalten. (Dies iſt inzwiſchen geſchehen.) Eine ſozia⸗ 
liſtiſche Partei iſt auch da, aber ſteht in den Hauptorten in ſchlechtem Einvernehmen 
mit der unabhängigen Arbeiterpartei, während ein großer Teil der Arbeiter der 
liberalen Partei folgt. 

Die liberale Partei führt den Kampf mit dem Hinweis auf ihre Taten. Und 
es iſt richtig, daß der Fortſchritt in Neuſeeland größer iſt als irgendwo ſonſt. Ob⸗ 
gleich kaum eine merkbare Arbeitergruppe da war, beherrſchte die Arbeiterfrage 
die Geſetzgebung. Die Einwohner haben nun einmal eine fortſchrittliche Natur und 
brachten fortſchrittliche Politiker aus ihrer Mitte hervor, die die Konſequenzen der 
Demokratie zogen. Schiedsgerichtsgeſetz, Ausdehnung des Staatsſozialismus, Ver⸗ 
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ſtaatlichung der Kohlenbergwerke, ſtaatliche Feuerverſicherung, Staatseiſenbahnen 
haben ſich alle gleich nützlich gezeigt. Damit ſoll man nicht glauben, daß die Lohn⸗ 
arbeiterfrage hier gelöſt oder ein Utopia errichtet worden ſei. Die Lebenshaltung 
iſt hoch, Arbeitsloſigkeit iſt ſelten, aber auch die Preiſe ſind geſtiegen. Die Arbeiter 
haben nicht ihren Anteil an der Proſperität bekommen. In der von hohen Grund: 


renten gedrückten Hauptſtadt Wellington ſind die Koſten der Lebenshaltung 


raſcher als die Löhne geſtiegen. Und das Schiedsgerichtsgeſetz findet keine 
allgemeine Anerkennung; es hat nicht alle Streiks verhindert; der konſervative 
Bauernbund erklärte ſich für ihre Aufhebung — vielleicht ändert ſich aber deſſen 
Urteil, ſeitdem das Schiedsgericht den Landarbeitern eine Lohnerhöhung verweigerte. 
Einige Anderungen werden jetzt behandelt, die den Arbeitern nicht gefallen. Vor⸗ 
läufig wird aber das Geſetz wohl beſtehen bleiben. 

Welche Kräfte und Wünſche das politiſche Leben beherrſchen, erſieht man am 
beſten aus den Wahlprogrammen und Forderungen. Der Unternehmerverband er— 
klärte jüngſt, der politiſche Sozialismus werde zu einer Gefahr für die öffentliche 
Wohlfahrt; die enge Beziehung der regierenden Partei mit der Arbeiterpartei be— 


drohe die individuelle Initiative, auf der der Fortſchritt beruht, und es ſei deshalb 


nötig, daß die nichtſozialiſtiſchen Liberalen und die Oppoſition, zwiſchen denen nur 
geringe Unterſchiede beſtänden, ſich miteinander verbinden. Vorläufig ſieht es jedoch 
noch nicht aus, als ob dieſe neue Parteiverbindung ſich bald verwirklichen ſollte. 
Die liberale Partei ſtellt als Wahlprogramm auf: die Fortſetzung der bisherigen 
fortſchrittlichen Politik, eine nationale Altersverſicherung mit bedeutenden ſtaatlichen 
Zuſchüſſen und Ausdehnung der Aufwendungen für Wegebauten und Bewäſſerungen. 
Die Oppoſition fordert: die Übertragung der Beamtenernennungen und Beförde- 
rungen aus den Händen der Regierung in die eines feſten Ausſchuſſes „Civil 
Service Board“, um ſie dem Volkseinfluß zu entziehen; die Verwandlung der Pächter 


von Staatsländereien in deren Beſitzer (freeholders); die Geſtaltung des Schieds⸗ 


gerichtsgeſetzes zu einem wirkſameren Mittel gegen Streiks; die Einſchränkung der 
Rechte auf Lebensmittel und die Förderung der Privatunternehmungen, ſowie Be⸗ 
kämpfung der Tendenz zum Sozialismus. Man hört überall das Unternehmer⸗ 
intereſſe in dieſem Programm. Die Arbeiterpartei fordert gerade umgekehrt: Ein⸗ 
ſtellung des Verkaufs der Staatsländereien und deren periodiſche Neueinſchätzung; 
eine Staatsbank mit ausſchließlichem Recht der Notenausgabe; Referendum und 
Initiative; Verſtaatlichung des Bodens und der Produktionsmittel; geſetzliche Be⸗ 
vorzugung von Gewerkſchaftsmitgliedern bei der Einſtellung von Arbeitskräften; 
Ausſchluß der farbigen Arbeiter; Aufhebung der Truſts und Syndikate durch ges 
ſetzliches Verbot. Ahnlich ſieht auch das Programm der Gewerkſchaftslokalverbände 
(Trades and Labour Councils) aus, die jedoch keine beſtimmte politiſche Partei 
vertreten. Die inneren Differenzen hindern auch ein einmütiges Auftreten der 
ganzen Arbeiterſchaft mit den Sozialiſten zuſammen. Aber allem Anſchein nach 
wird Neuſeeland auf dem bisher betretenen Weg den praktiſchen Sozialismus 
immer weiter ſchreiten. 

„Der Kapitalismus und die ſchottiſchen Fiſcher“ iſt der Titel eines Aufſatzes 
von J. Duncan, Sekretär des Dampffiſcherverbandes (Steam Fisherman's As- 
sociation). Vor dreißig Jahren lebten die ſchottiſchen Fiſcher in kleinen Dörfern 
an der felſigen Küſte zerſtreut; jedes Dorf war eine Welt für ſich, mit eigenen 


Sitten und Gewohnheiten; die Segelſchiffe, die Familienbeſitz waren, gingen nicht 


weit, und eine Art Familienkommunismus beherrſchte den Beſitz und die Teilung 
der Einnahmen. Ein rohes, ſchweres, ſelbſtgenügſames Leben, unberührt von der 
anderen Welt, mit vielem Aberglauben, aber nicht ohne Reiz und Freiheit. 

Dann verſuchten einige Kapitaliſten mit Dampfern den Fiſchern Konkurrenz zu 
machen, und trotz der Steinwürfe und anderer primitiven Abwehrmittel ging der 
primitive Betrieb immer mehr zurück, während die Zahl der Dampfer ſtieg. Die 
kleinſten Dörfer gingen zugrunde, die Männer zogen in die größeren Zehnten, 


e 


ſuchten Beſchäftigung auf den Dampfern oder vergrößerten in den Städten die 
Armee der ungelernten Arbeiter. Die alten Schiffrumpfe verfaulen auf dem Strande, 


und nur die Arbeit der Frauen, die die gefangenen Fiſche kaufen und verarbeiten, 


erhält noch einen Teil der Bevölkerung den Dörfern. 

Die unternehmenderen Fiſcher einiger Gegenden fanden einen anderen Ausweg. 
Sie verlegten ſich auf den Heringsfang, bauten größere und kräftigere Schiffe, zogen 
damit weit von den Küſten ins offene Meer und kehrten nach beendetem Fange 


nach ihren Dörfern zurück. Sie wurden wohlhabend, und einige konnten Geld 


* 
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zurücklegen. Aber auch hier folgte der techniſche Fortſchritt. Auf dem offenen 


Meere hatte der Dampfer einen noch bedeutenderen Vorſprung vor dem Segelſchiff; 


er war vom Winde unabhängig, er konnte den Stürmen beſſer trotzen und viel 
raſcher, alſo mit viel friſcherem Fiſche die großen Häfen und Märkte erreichen. 
Als einige Fiſcher anfingen, ſich Dampfer zu verſchaffen, mußte das Beiſpiel all⸗ 


mählich von immer mehr befolgt werden; 1900 gab es erſt 20, 1907 dagegen ſchon 
500 Dampfer, die auf den Heringsfang zogen. Mit dieſem techniſchen Umſchwung 
änderten ſich alle Lebens verhältniſſe. 

Zu einem Segelſchiff von 12000 Mark konnte eine wohlhabende Fiſcherfamilie 
ſelbſt das Geld zuſammenbringen und von dem Ertrag leben. Um einen Dampfer 
von 60000 Mark zu kaufen, hatten nur vereinzelte das Geld; die meiſten mußten 
zum Kapitaliſten gehen, der es in der Geſtalt einer Hypothek vorſchoß. Von dem 
Ertrag mußte zuerſt der Zins bezahlt werden, und hier trat dann dasſelbe ein, 
was überall, auch in der Landwirtſchaft, eintritt, wenn fremdes Kapital darin ſteckt: 
nach Abzug von Zins, Arbeitslohn und Unkoſten blieb dem Fiſcher bisweilen nichts 
übrig. Oft beſteht hier eine eigentümliche Teilungsmethode. Das Schiff gehört in 
der Regel dem Kapitaliſten, die Netze einem oder einigen der Fiſcher, die die Be⸗ 
ſatzung bilden. Nach Abzug aller Unkoſten wird dann der Ertrag in drei gleiche 
Teile geteilt: einer für das Schiff, einer für die Netze, einer für die Bemannung. 
Bei einem geringen Ertrag kommt es dabei vor, daß die Männer weniger erhalten, 
als ſie für Kleider und Nahrung ausgeben. Die Regel iſt, daß die Reeder, die 
Kapitaliſten, gute Profite erzielen, die Schiffer dagegen eine miſerable Entlohnung. 
Und doch ſtreben die Reeder, ihren Anteil immer noch zu vergrößern. 


Die Segelſchiffe nehmen ab; ſie würden noch viel raſcher verſchwunden ſein, 


wenn nicht die Einführung der Dampfer zunächſt einen großen Aufſchwung des 
Heringsexports gebracht hätte. In zehn Jahren hat ſich der Ertrag bei gleich⸗ 
bleibenden Preiſen verdoppelt. Im Jahre 1907 brachten 9201 Segelſchiffe (mit 
29000 Perſonen) 3½ Millionen Zentner und 816 Dampfer (mit 7000 Perſonen) 
2,8 Millionen Zentner an; hier zeigt ſich die Vergrößerung der Produktivität der 
Arbeit. Aber immer mehr droht bei ſtetiger Vergrößerung des Ertrags eine Markt⸗ 
kriſe, die plötzlich einen Sturz der Preiſe herbeiführen wird. Dann werden die 


kleinen ſelbſtändigen Schiffsbeſitzer ruiniert werden, die kapitaliſtiſchen Reeder, die 


ſchon ganze Flotten beſitzen, werden übrig bleiben und die Fiſcher durch ihr Elend 
noch feſter unter das Joch des Kapitals geraten. 


Zugleich haben ſich die äußeren Lebensformen geändert. Die kleinen Dörfer 


haben zuerſt die Schiffsbauer, Segelmacher und andere Handwerker verloren, die 
ſich um die Fiſcherei gruppierten, da die Dampfer nur auf entfernten Werften und 
Fabriken gebaut werden. Die kleinen Häfen reichen für die Dampfer nicht aus, 
und ſo müſſen auch die Fiſcher ihre Dörfer verlaſſen und ſich in den großen Häfen 
niederlaſſen. Der Kapitalismus kennt keine Sentimentalität. Der alte Familien⸗ 
kommunismus verſchwindet, die alten Bande werden zerriſſen; die Fiſcher kommen 
ganz in die Lebensverhältniſſe des modernen Proletariats. Der raſche übergang 
wird ihr Verſtändnis für dieſe Lage ſchärfen und ſie die Konſequenzen daraus 
ziehen laſſen. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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die landwirtſchaftliche Woche. 
7 Berlin, 27. Februar 1909. 


Just zu Faſtnacht hat der Bund der Landwirte in dieſem Jahre ſeine 
Jahresverſammlung gehalten, unter einer Janitſcharen⸗ und Parademuſik, die 
faſt noch mehr lärmte als in den früheren Jahren, und in einem modernen 
Staate in der Tat nur als ein Faſtnachtsulk wirken müßte. Hierzulande 
aber wirkt ſie als eine höchſt ernſthafte Sache, und man kann billigerweiſe 
nicht beſtreiten, daß die Triumphgeſänge, die im Zirkus Buſch erſchollen, 
immerhin ſo triftigen Grund hatten wie ein Siegesgeheul, das ein Haufe von 
Kannibalen über einen geſchlachteten Europäer anſtimmen mag. 

Mit jenen plump⸗demagogiſchen Mitteln, die dem Bunde der Landwirte 
nicht ſowohl zur zweiten Natur geworden ſind, als ſie von Anfang an ſeine 
eigentliche Lebensluft gebildet haben, hat er die Nachlaßſteuer zu Falle 
gebracht, die in einem ſehr beſcheidenen Maße auch die beſitzenden Klaſſen zu 
der halben Milliarde neuer Steuern heranziehen ſollte. Es hieße Waſſer in 
die Spree tragen, wenn man die Gründe, die der große Grundbeſitz gegen 
dieſe Steuer ins Feld führt, ernſthaft nehmen wollte, namentlich die Berufung 
auf das Heiligtum der Familie, das angeblich durch die Nachlaßſteuer mit 
frevler Hand angetaſtet wird. In feinem Kämmerlein, wo er mit ſeinem 
Gott ringt, lacht der Knuten⸗Ortel und was ſonſt an Tintenkulis in der Fron 
des Brotwuchers keucht über die geſchmackloſe Phraſe. Das Urkomiſche dabei 
iſt, daß volkswirtſchaftliche Gelehrte, die den Agrariern mehr oder weniger 
nahe ſtanden oder ſtehen, gerade dadurch, daß die Familie längſt zerſtört jet, 
die Notwendigkeit von Erbſchaftsſteuern begründet haben. 

So ſchrieb Profeſſor Baron in einem Aufſatz zur Erbſchaftsſteuer, den er 
1876 -in den „Jahrbüchern für Nationalökonomie“ veröffentlichte, folgendes: 
„An die Stelle der zerſtörten Familie ift die Gemeinde oder der Staat ge— 
treten. Die Vormundſchaft wird von Staat und Gemeinde überwacht, der 


Gemeinde hat man die volle Unterſtützungs⸗ und eee auf⸗ 
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erlegt. Täglich mehren ſich die Leiſtungen des Staates und der Gemeinde; 
nur ſind ſie nicht mehr ſo ſichtbar wie früher die Leiſtungen der Familie. 
Denn während die Familie für ihre Mitglieder, für jeden einzelnen direkt 
tätig war, ſo ſind es jetzt Staat und Gemeinde in dem Sinne, daß alle oder 
doch die Mehrzahl oder die Bedürftigen empfangen. Während die Familien⸗ 
beziehungen ſich täglich immer mehr löſen, vervielfältigen ſich dagegen die 
Beziehungen des Bürgers zu Staat und Gemeinde; man genoß früher An⸗ 
ſehen und Schutz als Mitglied einer mächtigen Familie, jetzt als Bürger eines 
mächtigen Staates.“ So Profeſſor Baron. 
Und Profeſſor v. Scheel, der ebenfalls den Agrariern nahe ſtand, ſtimmte 
dem zu. Er zog die Schlußfolgerung daraus, daß der Staat das Recht habe, 
im Namen der Geſamtheit eine Beteiligung an der privaten Erbfolge zu be⸗ 
anſpruchen, und zwar ſowohl beim Inteſtat⸗ wie beim teſtamentariſchen Erb⸗ 
gange, und daß er mithin berechtigt ſei, durch Beſchränkungen des privaten 
Erbganges zu feinen Gunſten die Hinterlaſſenſchaften bei der Übertragung auf 
die privaten Erben als Quelle zur Gewinnung gemeinwirtſchaftlicher Mittel 
zu benutzen oder auch in die Hinterlaſſenſchaften ſelbſt für die Geſamtheit als 
Erbe einzutreten. 
Baron und Scheel ſind tot, aber der Dritte im Bunde lebt noch, Herr 
Adolf Wagner, und man muß anerkennen, daß er in der Frage der Nachlaß⸗ 
ſteuer nicht umgelernt hat, obgleich eiſerne Konſequenz in Vertretung ſeiner 
Gedanken ſonſt nicht eben ſeine Sache geweſen iſt. Er hat ſich in der General⸗ 
verſammlung der Steuer- und Wirtſchaftsreformer, eine der zahlreichen Ge⸗ 
ſtalten, in die ſich der Haufe der Brotwucherer je nach Bedarf zu wandeln 
pflegt, als Sittenprediger aufgetan und ſie ermahnt, in ihrem Kampfe gegen 
die Nachlaßſteuer ihre unerſättliche Habgier doch nicht gar zu kraß zu offen⸗ 
baren. Aber das iſt ihm ſchlecht bekommen; mit pöbelhafter Roheit wurde 
die Exzellenz, trotz ihrer 74 Jahre, niedergetrampelt und niedergeſchrien; der 
hungrige Wolf verſteht keinen Spaß, wenn ihm gepredigt wird, eine wie an⸗ 
genehme und wohltätige Empfindung das Faſten verurſache. 
Wenn wir die pöbelhafte Roheit bei dem Namen nennen, der ihr gebührt, 
ſo werden wir kaum in den Verdacht geraten können, daß wir dem erlauchten 
und hohen Adel, der ſich in der Geſellſchaft der Steuer⸗ und Wirtſchafts⸗ 
reformer geſammelt hat, ſchmeicheln wollen. Aber deshalb ſind wir doch weit 
entfernt davon, in die weinerliche Stimmung zu geraten, in der namentlich 
freiſinnige Blätter über das Schickſal des Herrn Wagner klagen. Er hat 
genau das geerntet, was er geſäet hat, ebenſo wie ſein lieber Bruder Stöcker, 
der vor einigen Wochen das Zeitliche ſegnete, ohne daß ihm das Junkertum, 
für das er ſo viel gebetet und geflucht und gefälſcht und gelogen hat, auch 
nur eine kümmerliche Träne ſpendete. Stöcker hat mit ſeiner paſtoralen, wie 
Wagner mit ſeiner profeſſoralen Beredſamkeit den junkerlichen Hochmut auf⸗ 
gepäppelt, der ſich danach von ihnen ſo wenig beraten ließ und läßt, wie 

ein großer Herr von ſeinen Kammerdienern. Um ſo weniger, als die Stöcker 
und Wagner ſich neben der Junkerknechtſchaft auch noch auf die Arbeiter⸗ f 
| freundschaft hinausſpielen, was der echte Brotwucherer nun ſchon gar nicht ver- 
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trägt. Er duldet keine Götter neben ſich, auch wenn dieſe Götter nur plumpe 
Klötze ſind, mit grober Axt aus faulem Holz gehauen. 

Man erinnere ſich nur der Zeit, wo Wagner als Bismarcks Kommis 
durch die Lande reiſte, um das Tabakmonopol den Arbeitern als „Patri⸗ 
monium der Enterbten“ anzupreiſen, wo Stöcker den Arbeitern vorgaukelte, 
die Juden Laſſalle und Marx hätten immer nur den ehrbaren und fleißigen 
Fabrikanten, aber nie den wucheriſchen Händler angegriffen, wo beide den 
Berliner Arbeitern verſprachen, für die Aufhebung des Sozialiſtengeſetzes zu 
wirken, ſobald die proletariſchen Wähler Berlins ihren Kotau vor Bismarcks 
„Sozialreform“ gemacht hätten! Mag man die Brutalität, womit der Brot⸗ 
wucher ſeine Werkzeuge ſchließlich abhalftert, noch ſo abſtoßend finden, viel 
Mitleid mit dieſen Werkzeugen iſt dennoch nicht am Platze. Sie werden ge⸗ 
ſtraft, wie ſie geſündigt haben. 
„Die Nachlaßſteuer aber ift jo gut wie tot, mag fie die Regierung auch als 
unerläßliche Bedingung der ſogenannten „Reichsfinanzreform“ verkündet haben. 
Die nackte Habgier der Junker in all ihrer Schamloſigkeit hat ſich dennoch 
mächtiger erwieſen als die ſtaatsmänniſche Fürſorge der Regierung darum, daß 
die beſitzenden Klaſſen nicht ganz ungeſchoren bleiben bei der Verteilung der 
neuen Steuerlaſt. Worum es ſich allein noch handelt, iſt die Frage nach dem 
Erſatz der 150 Millionen, die durch die Nachlaßſteuer aufgebracht werden 
ſollten. Der geniale Plan, die Matrikularbeiträge um dieſen Betrag zu er⸗ 
höhen und den Einzelſtaaten dann die Erhebung von „Beſitzſteuern“ in ent⸗ 
ſprechender Höhe zu überlaſſen, will dem freiſinnigen Flügel des Blockes noch 
nicht einleuchten, und ſeine getreueſten Organe ſprechen ſchon von einer 
„Blockkriſis“. Aber da es noch immer eine Unmöglichkeit iſt, zu entdecken, 
wo den Mugdaneſen das Rückgrat ſitzt, ſo iſt auch noch keineswegs aus⸗ 
geſchloſſen, daß ſie ſich wieder sr Geſetz fügen, das die Junker diktieren. 
Klopft doch ſchon der ſchwache) Mann an die Tür, das konſervativ⸗ klerikale Zar 3 
Kompromiß, und der Treiſinn hat längſt gelernt, um fein Leben notdürftig Bir? 5 
zu friſten, alles preiszugeben, was dies Leben überhaupt lebenswert macht. ( A 
Er bringt das ſeltſame Kunſtſtück fertig, durch permanenten Selbſtmord zu leben. 

Was ſich aus dieſem Imbroglio ſchließlich entwickeln wird, das iſt un⸗ 
möglich abzuſehen. Man kann mit einiger Sicherheit berechnen, was Leute 
von Charakter und Verſtand in einer gegebenen Situation tun werden, aber 
eben deshalb iſt es unmöglich vorherzuſagen, welchen Wechſelbalg die bürger- 
lichen Parteien ans Licht fördern werden, die um die „Reichsfinanzreform“ 
miteinander prachern und ſchachern. Sicher iſt nur das eine, daß nicht ge⸗ 
ſchehen wird, was vernünftigerweiſe einzig und allein geſchehen könnte und 
ſollte: der Reichstag wird nicht aufgelöſt werden, um die Wähler entſcheiden 
zu laſſen über die „Reichsfinanzreform“ im allgemeinen und den junkerlichen 
Anſpruch im beſonderen, die ganze Laſt der fünfhundert Millionen auf die 
Schultern der beſitzloſen Volksklaſſen zu wälzen. 

Es wäre das einzige Mittel, der Junkerherrſchaft einen erſten entſcheidenden 
Stoß zu verſetzen aber eben deshalb darf ein Reichskanzler von Bülowſchem 
Kaliber gar nicht daran denken, es anzuwenden. Er kann nicht einer Klaſſe 
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den Krieg erklären, aus deren Schoße er geboren iſt und von deren Gnaden 
allein er lebt. Es iſt eine einfach komiſche Vorſtellung, ihn ſich zu denken als 
Führer eines Maſſenaufgebots gegen die Schanzen, die ſich das Junkertum 
in der militäriſchen und zivilen Verwaltung errichtet hat. Und in ſeinen 
Ohren gellt deshalb die Janitſcharen- und Parademuſik der landwirtſchaft⸗ 
lichen Woche wie der Tubaton des Weltgerichtes. 

Der mißhandelten Nation könnte ſie aber wie eine Blechmuſik für Kinder 
klingen, wenn ihre Maſſen ſich endlich entſchlöſſen, mit einem Ruck und Druck 
abzuſchütteln, was in gleich ſchmählicher Weiſe kein großes modernes Kultur⸗ 
volk ſonſt zu tragen hat. 


Die Sozialdemokratie und das Kolonialproblem. 
(Die belgiſchen Sozialiften und die Kongofrage.) 
Don Emil Vandervelde. 


2. die Sozialdemokraten und die kapitaliſtiſche Kolonifation. 


Als Feinde jeder Art der Ausbeutung und Unterdrückung des Menſchen 
durch den Menſchen konnten die Sozialdemokraten gar nicht anders: ſie 
mußten der kapitaliſtiſchen Koloniſation entgegentreten. Es wäre in der Tat 
unbegreiflich geweſen, wollte das Proletariat, das doch den Kampf für die 
Befreiung von der Herrſchaft des Kapitalismus führt, ſich mit dieſem ſelben 
Kapitalismus verbinden, um deſſen Herrſchaft — noch dazu unter Anwendung 
unſäglich roher Mittel — auf fremde Völker ausdehnen zu helfen. 

So ſah man denn, wie in allen Ländern die ſozialiſtiſchen und auch die 
demokratiſchen Parteien ſich der freien Entwicklung des Handels, der „fried⸗ 
lichen Durchdringung“ geneigt erwieſen, aber jenen kolonialen Unternehmungen 
erbitterten Widerſtand leiſteten, die mit Flintenſchüſſen ziviliſieren wollten und 
deren Tendenz ganz vortrefflich gekennzeichnet iſt durch den Ausſpruch: „Der 
Kaufmann bringt die Bibel, die Bibel bringt die Bajonette.“ 

Daß dieſer Widerſtand hundertfach berechtigt war, das will ich keinen 
Augenblick in Zweifel ziehen; daß er, wäre er ſiegreich geweſen, der Menſch⸗ 
heit ſehr viele Leiden und ſehr viele Schmach erſpart hätte, davon bin ich 
ebenſo feſt wie aufrichtig überzeugt. 

Allein das muß doch zugegeben werden: die Entwicklung, wie ſie ſich aus 
der kapitaliſtiſchen Entwicklung mit Notwendigkeit ergab, die iſt durch den 
Widerſtand der Demokraten und der Sozialiſten nicht verhindert worden und 
konnte durch ihn nicht verhindert werden. 

Gewiß, es iſt bedauerlich, daß die techniſchen Hilfsmittel der Ziviliſation 
mit Feuer und Schwert in die neu erſchloſſenen Länder eingeführt wurden, 
wie es bedauerlich iſt, daß die Ausbreitung des Maſchinenweſens Tauſende 
von Menſchen in Hunger und Elend hat verkommen laſſen, oder daß die 
Ausdehnung der Truſts die Abhängigkeit der Arbeiter noch drückender gemacht 
hat. Aber die Kolonialpolitik der Bourgeoiſie — ſie mag im allgemeinen noch 
ſo ſcheußlich geweſen ſein — war für jene doch eine Notwendigkeit; denn die 
Erſchließung der ganzen Erdoberfläche und die Auffindung neuer Abſatzmärkte 
war für den Kapitalismus eine Lebensfrage. Allen Widerſtänden und Hinder⸗ 
niſſen zum Trotze hat alſo die koloniale Expanſion ihren Weg genommen. 


(Schluß.) 
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Diejenigen Länder, welche Kolonien beſaßen, boten alles auf, fie zu behalten 
und auszudehnen. Die Länder, die keine Kolonien beſaßen — Belgien, 
Deutſchland, Italien, die Vereinigten Staaten, Japan —, brachten ungeheure 
Opfer oder legten vielmehr der Arbeiterſchaft ungeheure Opfer auf, um 
Kolonien zu erwerben. Kurz: in einem Zeitraum von weniger als fünfund— 
zwanzig Jahren hat der Kapitalismus unter dem unwiderſtehlichen Drange 
der wirtſchaftlichen Notwendigkeiten jene Eroberung und Teilung der Erde 
vollendet, deren großartige Züge nicht vergeſſen machen können, wie all das 
vor ſich gegangen iſt unter Dezimierung der Eingeborenen, unter Zwangs⸗ 
maßregelung der fremden Landeskinder, die in einer — mehr oder minder 
heuchleriſch verhehlten — Sklaverei verblieben. 

Heißt dies, daß die Sozialdemokraten ſich der vollendeten Tatſache beugen 
und vom Kampfe wider die kapitaliſtiſche Kolonialpolitik ablaſſen ſollen? 

Der Meinung bin ich natürlich nicht. Indeſſen iſt es allerdings meine 
Anſicht, daß jener Kampf ſeinen Charakter ändern ſollte, und zwar auf 
Grund der unbeſtreitbaren Tatſache, daß die Frage, ob man koloniſieren 
ſoll oder nicht, mit Bezug auf die Ausbeutungskolonien noch viel mehr als 
mit Bezug auf die Siedlungskolonien bald kein anderes als ein hiſtoriſches 
Intereſſe haben wird. 

In Europa, in Amerika, in Ozeanien gibt's ſchon keine Territorien mehr, 
die nicht von Koloniſten oder Koloniſierten beſetzt wären. In Aſien und in 
Afrika liegen die Dinge nicht viel anders. Die einzigen Länder, deren Selb— 
ſtändigkeit durch koloniale Unternehmungen ganz oder teilweiſe bedroht werden 
könnte, ſind: China, Perſien, Afghaniſtan, Marokko oder die Provinzen des 
türkiſchen Reiches, und in den Tropen: Abeſſinien und die Negerrepublik Liberia. 

Was zunächſt China, Perſien, Marokko oder die türkiſchen Provinzen an⸗ 
belangt, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Sozialiſten ihre elementarſte 
Pflicht verſäumen würden, wollten ſie nicht fortfahren, ſich mit aller ihnen 
zu Gebote ſtehenden Macht der Angriffspolitik zu widerſetzen, die gewiſſe 
Leute im Sinne haben und die — für die Sieger ſowohl wie für die Be⸗ 
ſiegten — zu den verhängnisvollſten Reſultaten führen müßte. 

Aber China, Perſien, Marokko, die türkiſchen Provinzen ſind ziviliſierte, 
übrigens für Europäer bewohnbare Länder. Würden ſie wider Erwarten 
(denn die Völker des Islam und die des äußerſten Oſtens ſcheinen immer 
weniger und weniger geneigt, ſich alles gefallen zu laſſen), würden ſie wider 
Erwarten — ſage ich — in Kolonien verwandelt, ſo müßte man ſie eher der 
Klaſſe der Siedlungskolonien zuteilen als der Klaſſe der Ausbeutungskolonien, 
oder noch beſſer: man müßte ſie zuſammen mit Agypten, Algier und Tunis 
in eine Zwiſchenklaſſe reihen. - 

Dasſelbe iſt von Abeſſinien zu jagen, das ſeinen Hochgebirgen ein ge⸗ 
mäßigtes Klima verdankt, ſo daß ſchließlich als Ausbeutungskolonie alles in 
allem nur noch die Republik Liberia in Frage kommt. 

Mit dieſer einzigen Ausnahme iſt der ganze zwiſchen den Wendekreiſen 
gelegene Teil der Erdkugel mit freien Kolonien beſetzt wie die ſpaniſchen Re⸗ 
publiken Mittelamerikas, oder aber mit Kolonien mehr oder minder neuerer 
Gründung, Kolonien, die England, Deutſchland, Frankreich und anderen euro⸗ 
päiſchen Ländern gehören. 

In bezug auf die Tropenkolonien wurde die Frage das letztemal im 
Jahre 1908 aufgeworfen, als Belgien den Kongo übernahm. 
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Jedoch das iſt mehr dem Scheine nach richtig als in Wirklichkeit. Tat⸗ 
ſächlich war der Kongo ſeit ungefähr einem Vierteljahrhundert eine belgiſche 
Kolonie, die aber — ohne parlamentariſche Kontrolle — vom König Leopold 
verwaltet wurde. i 

Wenn aljo manche belgiſche Sozialdemokraten — und ich gehörte zu 
dieſen — der Meinung waren, man ſolle zwar nicht für die Übernahme des 
Kongo ſtimmen, aber ihr doch keinen Widerſtand leiſten, ſo waren ſie's einzig 
und allein im Intereſſe der Eingeborenen: um dieſe von Leopolds Abſolu⸗ 
tismus zu befreien und dem Parlament die Möglichkeit zu ſchaffen, zugunſten 
der Schwarzen einzugreifen. 

Man hat geſagt, wir gäben uns Illuſionen hin, und das Bourgeois⸗ 
parlament würde keinen Deut beſſer ſein als der unumſchränkte Herrſcher. 

Ich bleibe bei meiner gegenteiligen Anſicht. Ich glaube nach wie vor, 
daß in kolonialen Dingen genau ſo wie in allen anderen eine unter der 
Kontrolle der öffentlichen Meinung ſtehende Regierung mehr wert iſt als eine 
Willkürherrſchaft. 

Doch wie dem auch ſei, eines iſt ſicher: da alle oder faſt alle koloniſier⸗ 
baren Gebiete nunmehr beſetzt ſind, ſo muß der Kampf der Sozialiſten gegen 
die kapitaliſtiſche Koloniſierung neue Formen annehmen, wenn er nicht den 
Boden unter den Füßen verlieren will. 

Es handelt ſich wirklich nicht mehr darum, zu wiſſen, ob man Kolonien 
haben wird. Man hat ſie! Es handelt ſich jetzt darum, zu wiſſen, was man 
mit den Kolonien anfangen ſoll, die man hat. 

Über dieſe Frage aber beſtehen unter den Sozialiſten erhebliche Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten: die einen wollen die Kolonien internationaliſieren, andere 
wollen ſie aufgeben, wieder andere wollen ſie vorläufig behalten, aber dabei 
eine Reformpolitik treiben, die nach dem Wortlaut der 1907 zu Stuttgart 
angenommenen Reſolution „an ihrer (der Eingeborenen) Erziehung zur Un⸗ 
abhängigkeit zu arbeiten“ hat. 


Die Internationaliſierung der Kolonien. 


Man hat kürzlich — in Frankreich bei Gelegenheit der Marokko⸗, beſonder⸗ 
aber in Belgien bei Gelegenheit der Kongodebatte — viel von der „Inter⸗ 
nationaliſierung der Kolonien“ geſprochen. 

Jedoch diejenigen, die ſich durch dieſes Wort beſtechen ließen, haben ihm 
nicht immer den gleichen Sinn 1 und legen ihm nicht immer den 
gleichen Sinn unter. 

Den einen bedeutet die Internationaliſierung der Kolonien: die Schaffung 
eines internationalen Gemeinſchaftsſtaats (Kondominiums), der von den koloni⸗ 
ſierenden Mächten nach Maßgabe der Geſamtintereſſen ausgebeutet wird. | 

Den anderen bedeutet die Internationaliſierung: die Ausarbeitung inter: 
nationaler Verträge, die den Zweck haben, die Eingeborenen zu ſchützen, die 
Sklaverei zu bekämpfen, die Handels- und Verkehrsfreiheit auf den großen 
Waſſerläufen zu verbürgen. 

Ich geſtehe, daß ich für meine Perſon dem Gedanken der Internationali⸗ 
ſierung im Sinne der Gründung eines internationalen Kondominiums dai 
aus ſkeptiſch gegenüberſtehe. 

Zunächſt: wenn die nationale kapitaliſtiſche Koloniſation verworfen 
werden muß, weil ſie gleichbedeutend iſt mit Ausbeutung der Eingeborenen, 
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ſo ſehe ich nicht recht ein, wie ſie ſich von dieſem ihr angeborenen Makel 
reinigen will dadurch, daß ſie international wird! 

Ob Nikolaus II., Wilhelm II., Eduard VII. jeder für ſich oder ob ſie ge⸗ 
meinſchaftlich koloniſieren, für die Ausbeutung ihrer Untertanen in den Kolonien 

macht das keinen Unterſchied aus. 
| Sodann muß man eine Illuſionskraft beſitzen, wie ich ſie nicht beſitze, um 
ſich vorzuſtellen, die Bourgevisregierungen würden in einer ſchönen Regung 
internationalen Geiſtes ihre Kolonien zum Gemeingut machen und ſie zum 
größten Nutzen für alle Beteiligten in uneigennützigſter Weiſe verwalten. 

Man wird einwenden, die Utopie von heute könnte die Wirklichkeit von 
morgen ſein, und die Zeit werde kommen, wo die vereinigten Staaten von 
Europa und der ganzen Welt, ſelbſt von der kapitaliſtiſchen Herrſchaft befreit, 
nun auch der Ausbeutung in den Kolonien ein Ende machen und in den 
Ländern, die heute Kolonien ſind, ein Werk der Ziviliſation vollführen werden, 
dem jede gewinn⸗ oder herrſchſüchtige Regung fremd iſt. 

Sehr hübſch, aber einſtweilen leben wir noch immer unter dem kapita⸗ 
liſtiſchen Regime, haben wir es noch immer mit kapitaliſtiſchen Staaten zu 
tun, und da wird man mir doch wohl zugeben, daß dieſ e ſo wenig geneigt 
wie nur möglich ſcheinen, ihren ee unter eine genoſſenſchaftliche 
Verwaltung zu ſtellen. 

Freilich, was gegenwärtig in Ben auf die Geſamtheit der Kolonien un: 
durchführbar iſt, könnte in einer beſtimmten Kolonie möglich ſein. 

Es ließe ſich in der Tat denken, daß ein ſo kleines Land wie Belgien ſich 
des Kongo entäußerte, und daß die Mächte, ſtatt den Kongo aufzuteilen oder 
im Beſitz eines einzelnen zu laſſen, übereinkämen, ihn durch eine internationale 
Kommiſſion regieren zu laſſen. N 

Es ließe ſich ebenfalls denken, daß Belgien darauf verzichtete, die Laſt der 
Einführung und der Verwirklichung von Reformen im Kongo allein zu tragen, 
daß die Mächte aber Belgien beauftragten, dieſe Kolonie unter Wahrung der 
allgemeinen Handelsfreiheit und unter finanzieller Beteiligung der anderen 
Völker zu regieren. 

Von dieſen beiden Löſungen verwerfe ich die erſte rundweg, denn ich bin 
überzeugt, daß ſie mit einem Zank wie in Marokko, mit der Teilung wie auf 
der Inſelgruppe Samoa, oder, wie im Kongoſtaat, mit der Herrſchaft eines 
einzigen enden würde. 

Was die zweite Löſung betrifft, ſo böte ſie ſicher den Vorteil, die ſich am 
Kongo aufdrängenden Reformen zu erleichtern und für Belgien die etwa ent⸗ 
ſtehenden beträchtlichen Laſten zu vermindern. 

Ich hätte gegen dieſe Löſung keinen prinzipiellen Einwand zu machen. Ich 
würde mich ſogar glücklich ſchätzen, ſie angenommen zu ſehen. Aber für den 
Augenblick — das läßt ſich nicht beſtreiten — iſt es eine in der Luft ſchwebende 
Hypotheſe, deren naheliegende Verwirklichung zu erwarten durch nichts be— 
gründet iſt. 

Was dagegen von unmittelbarem Nutzen ſein kann, das iſt die Entwicklung 
der Internationaliſierung in den Kolonien durch Verträge wie der Brüſſeler 
oder der Berliner, die den Zweck haben, die Eingeborenen zu ſchützen, den 
Sklavenhandel zu unterdrücken, die Sklaverei aufzuheben, allen Nationen 
Handelsfreiheit, Rechtsgleichheit, ungehinderte Fahrt auf den großen Waſſer⸗ 
ſtraßen zu verbürgen. 
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Allerdings beim gegenwärtigen Stande der Dinge bleiben jene Verträge 
nur zu oft tote Buchſtaben, zumal, inſofern es ſich um den Schutz der Ein⸗ 
geborenen handelt. 

Gleichwohl bieten ſolche Verträge einen Stützpunkt für die öffentliche 
Meinung, die aufmerkſamer und lebhafter zu werden beginnt; ſie könnten für 
die Zukunft viel wirkungsvoller gemacht werden, ſowohl in bezug auf die 
Präziſierung der Schutzmaßregeln als auch in bezug auf die den Verträgen 
zu erteilende Geſetzeskraft. Ihre Bedeutung und ihr wohltätiger Nutzen wird 
um ſo größer ſein, je ſtärker der demokratiſche und der ſozialiſtiſche Einfluß 
ſein wird. Sie werden durch die ſtufenweiſe fortſchreitende Beſchränkung der 
kapitaliſtiſchen Ausbeutung den Eingeborenen dazu verhelfen, ihre Autonomie 
zu entwickeln und ihre Befreiung von jeglicher Fremdherrſchaft vorzubereiten. 
Denn — das dürfen wir nicht vergeſſen — das Endziel iſt nicht die Inter⸗ 
nationaliſierung der Kolonien, ſondern ihre vollſtändige Emanzipation. 

Er fragt ſich nur noch, ob dieſe Emanzipation ſchon jetzt möglich iſt, indem 
man die Kolonien einfach ſich ſelber überläßt, oder ob — in einigen von 
ihnen wenigſtens — vorerſt noch Reformen durchgeführt werden müſſen, durch 
welche die Emanzipation der Eingeborenen vorbereitet und „an ihrer Erziehung 
zur Unabhängigkeit gearbeitet“ wird. 


Die Preisgabe der Kolonien. 


Neben den Freunden der Internationaliſierung finden wir eine Zahl Sozia⸗ 
liſten, die, überzeugt davon, daß jegliche Koloniſation von Grund aus ver⸗ 
werflich iſt und nichts als Nachteil hat, ebenſowohl für die Koloniſatoren wie 
für die Koloniſierten, dafür ſind, die Kolonien einfach aufzugeben. 

Dieſe Theſe mag vielleicht Beifall finden in den Ländern mit jüngerem 
Kolonialbeſitz, der ſchwer zu bewahren ſcheint, beträchtliche Opfer erfordert 
und den Kaufleuten des Mutterlandes keine beſonderen Ausſichten bietet. 

Aber handle es ſich nun um Senegal oder um Nigeria, um die holländiſchen 
Beſitzungen im Malaiiſchen Archipel oder um Togo und Kamerun — wir 
ſehen nicht, daß in Frankreich, in England, in Holland oder in Deutſchland 
die Sozialdemokraten Miene machen, das Aufgeben dieſer Kolonien zu be⸗ 
antragen. Angenommen übrigens, ſie täten das, ſo wäre doch die Ausſicht 
auf baldigen Erfolg gleich Null. So verſteht es denn alle Welt recht wohl, 
daß auf dem Internationalen Sozialiſtenkongreß zu Stuttgart einſtimmig 
die Reſolution angenommen wurde, in der es heißt, „daß die ſozialiſtiſchen 
Abgeordneten die Pflicht haben, in allen Parlamenten ... für Reformen 
einzutreten, um das Los der Eingeborenen zu verbeſſern ..., jede Ver⸗ 
letzung der Rechte der Eingeborenen, ihre Ausbeutung und Verſklavung zu 
verhindern“. | 

Nun kann aber dieſe Reformpolitik doch nur unter der Vorausſetzung in 
Betracht kommen, daß die Kolonien auch fernerhin von ihrem Mutterlande 
abhängig ſind. 

Allerdings, die Stuttgarter Reſolution ſagt auch noch, daß die ſozialiſtiſchen 
Abgeordneten ferner die Pflicht haben, „mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln 
an ihrer (der Eingeborenen) Erziehung zur Unabhängigkeit zu arbeiten“. Da⸗ 
mit iſt in einer ſehr glücklichen Form die allgemeine Richtung der ſozialiſtiſchen 
Politik gegenüber der Kolonialfrage feſtgelegt. Es hieße ja auch den Grund⸗ 
prinzipien des Sozialismus ins Geſicht ſchlagen, wollte man unter dem Vor⸗ 
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wande der Koloniſierung die Herrſchaft irgend welcher Völker über irgend 
welche anderen Völker aufrechterhalten. 

Kautsky ſagt ſehr richtig: Die Sozialiſten ſollen jede Bewegung ermutigen, 
die darauf abzielt, den Eingeborenen in den Kolonien ihre Unabhängigkeit 
zurückzugeben. 5 

Wenn zum Beiſpiel die Inder oder die Agypter ihre Selbſtändigkeit fordern 
und in ihrem Lande die Einführung eines auf die Volksſouveränität gegrün⸗ 
deten parlamentariſchen Syſtems betreiben, dann müſſen wir von ganzem 
Herzen auf ihrer Seite ſtehen. 

Ganz anders aber liegt die Sache, ſobald es ſich um zerſtreute Stämme 
handelt, um Völkchen, die noch nicht beim Stadium nationalen Selbſtbewußt⸗ 
ſeins angelangt ſind, wie zum Beiſpiel die Eingeborenen der meiſten afri⸗ 
kaniſchen Beſitzungen. 

Nehmen wir einmal an, von heute auf morgen gäbe Belgien den Kongo 
auf, Deutſchland verzichte auf Kamerun, England auf Rhodeſia. 

Wären damit die Eingeborenen im Kongo, in Kamerun oder Rhodeſia frei? 

Keineswegs! Sie würden nur ihre Herren wechſeln: ſie würden in den 
Kolonialbeſitz einer anderen Macht übergehen. Und in Ermanglung europäiſcher 
Kolonialliebhaber würden ſie wieder die Invaſionen der Araber kennen lernen. 

Aber ſetzen wir gar den Fall, daß keine unſerer Annahmen zuträfe, daß 
die Kolonien tatſächlich aufgegeben würden, daß deren Bewohner ſich ſelbſt 
überlaſſen blieben, da braucht man nur einmal mit jenen Völkern in Be⸗ 
rührung gekommen zu ſein (ich denke zum Beiſpiel an die menſchenfreſſenden 
Budſchas, mit denen ich zuſammengetroffen bin), um ſich davon zu über⸗ 
zeugen, daß ſie, wenn die Okkupation durch die Weißen ein Ende nähme, auf 
der Stelle Kapital daraus ſchlügen: die Kriege von Stamm zu Stamm aufs 
neue beginnen würden — um Weiber, um Sklaven, um „Fleiſch“, jene Kriege, 
die vor der Ankunft der Europäer ununterbrochen wüteten. 

Dann aber noch eins: die Koloniſation hat in dieſen Ländern nicht etwa 
bloß ein Zerſtörungswerk an den Naturſchätzen verübt. Es ſind auch die 
Eiſenbahnen gebaut worden. Die großen Ströme Mittelafrikas ſind der Schiff⸗ 
fahrt erſchloſſen worden. Es ſind Plantagen angelegt worden, auf denen 
Tauſende von Arbeitern Beſchäftigung finden. Es ſind unter unermeßlichen 
Mühen Stationen, Schulen, Hoſpitäler errichtet worden. 

Kann all das preisgegeben werden? Und angenommen, man wollte es 
preisgeben, angenommen, die blanke Räumung der Kolonien würde für wünſchens⸗ 
wert gehalten, glaubt wohl jemand an die Möglichkeit der Räumung, glaubt 
jemand, daß ein ſolcher Vorſchlag auch nur die mindeſte Ausſicht auf Erfolg hätte? 

Was alſo iſt zu tun? 5 

Ich meine, man ſoll — und das fordert übrigens die Stuttgarter Reſo⸗ 
lution — den Eingeborenen behilflich ſein, daß ſie den Weg durchwandern, 
der ſie eines ſchönen Tages zur Unabhängigkeit führen wird; man ſoll zu 
dieſem Zwecke ihre Autonomie Schritt für Schritt erweitern; man ſoll mit 
hartnäckiger Ausdauer daran arbeiten, alle Inſtitutionen aus der Welt zu 
ſchaffen, die dazu angetan ſind, die Eingeborenen auszubeuten und zu Sklaven 
zu machen, mit einem Worte: man ſoll die Abdankung der europäiſchen Herren 
vorbereiten. 

Aber wollte man die Dinge übereilen und ein paar Entwicklungsſtufen 
überſpringen, dann würde man lediglich die Gefahr heraufbeſchwören, daß 
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die Eingeborenen der Kolonien in ein weit härteres Joch zurückverfielen, und 
daß Länder wieder in den Zuſtand der Wildheit gerieten, Länder, in denen 
allerdings die weißen Eroberer als brutale Räuber gehauſt haben, in denen 


aber auch techniſche Fortſchritte verwirklicht worden ſind, die man nur mit 


dem größten Bedauern preisgegeben ſähe. 


Ich wünſchte zum Beiſpiel ebenſoſehr und ſtärker als a ein anderer, | 


das ſchändliche Sklavenweſen im belgiſchen Kongo würde aus der Welt ge⸗ 
ſchafft, aber ich vermag mich doch nicht an den Gedanken zu gewöhnen, es 


könnten von heute auf morgen den Eingeborenen Werke von erhabener Groß⸗ 


artigkeit preisgegeben werden, wie die Eiſenbahn nach den Großen Seen oder 
die Eiſenbahn zum Stanley Pool oder die Telegraphenlinie, die bis ins Herz 
des Erdteils geht, oder die herrlichen Stationen am Fluſſe oder der Dampfer⸗ 
dienſt, der ſich über alle Waſſerläufe im oberen Kongo erſtreckt: den Ein⸗ 


geborenen, die gar nicht imſtande wären, ſich all die Werke zunutze zu machen, 


den Eingeborenen, die in Buſch und Dorn verkommen laſſen würden, was 


in hartnäckig ausdauernder Arbeit ein halbes Jahrhundert lang urbar und 


wertvoll gemacht worden iſt. 5 
Und übrigens: was für einen Zweck hat es, jene Hypotheſe ins Auge zu faſſen? 
Selbſt diejenigen, welche im Prinzip dem puren Verzicht auf die Kolonien 
das Wort reden, geben ſich keinen Illuſionen hin über ihre gegenwärtigen 


Ausſichten in dieſer Beziehung. Sie begreifen ebenſogut wie wir, daß die 


Preisgabe, das heißt die Emanzipation der Kolonien erſt an dem Tage 
möglich ſein wird, wo die Gemeinſchaften der Eingeborenen reif ſind für 
dieſe völlige Mündigkeitserklärung. Um aber dahin zu gelangen, ſind erſt 
einmal vorläufige Reformen nötig, und zwar ebenſowohl vom Standpunkt 
der Ausbeutungs⸗ als vom Standpunkt der Arbeitskolonien. 


Der Schutz der Eingeborenen. 


Wir gelangen alſo zu demſelben Schluſſe wie der Stuttgarter Kongreß: 
die Sozialiſten jollen Reformen fordern ſowohl für die Arbeiter in den Kolonien 
als auch für die im Mutterland. 

Indeſſen dieſe Reformen dürfen nicht den Zweck verfolgen, durch Teil⸗ 
verbeſſerungen die Kolonialwirtſchaft zu feſtigen, die ja ihrer ganzen Beſtim⸗ 
mung nach die Unterdrückung und Ausbeutung gewiſſer Völker durch andere 
Völker in ſich ſchließt. Nein, die Reformen müſſen im Gegenteil darauf 
hinauslaufen, die Koloniſation auf das Minimum zu reduzieren, 
indem durch ſie die Autonomie der Eingeborenengemeinweſen entwickelt 
und ihre Ausbeutung durch den Kapitalismus immer enger und enger ein⸗ 
gegrenzt wird. 

In allen oder doch faſt in allen Kolonien von heutzutage ſind die Ein⸗ 
geborenen durch mehr oder minder heuchleriſche Mittel ihres Bodens beraubt, 
ſind ſie — direkt oder indirekt — zur Arbeit gezwungen, ſind ſie Geſetzen 
und Gewalten unterworfen worden, die ihren Gebräuchen und Sitten wider⸗ 
ſtreiten und ihnen das Recht abſprechen, ſich ſelber zu regieren. 

Es iſt das eine allgemeine Tendenz der kapitaliſtiſchen Koloniſation, aber 
nirgends hat man's damit ſo weit getrieben wie im Unabhängigen Kongoſtaat, 
der vor ein paar Monaten zum Belgiſchen Kongo geworden iſt. 

Indem ſie ganz einfach allen Boden, der nicht mit Anpflanzungen noch 
auch mit Dörfern bedeckt war, als „herrenloſes Land“ betrachtete, hat die 
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Kongoregierung ſich dieſes Bodens bemächtigt und den Kautſchuk, den Kopal, 
das Elfenbein, die doch in den Wäldern zu finden waren, für Domänengut 
erklärt! Um dieſe Erzeugniſſe zu ernten, hat die Regierung unter dem Vor⸗ 
wand der Naturalbeſteuerung die Eingeborenen für einen Spottpreis zur 
Arbeit gezwungen. Um die Eingeborenen im Gehorſam zu erhalten, hat die 
Regierung an die Stelle der traditionellen Obrigkeit Häuptlinge geſetzt, 
die unter Beihilfe des Alteſtenrats die Herrſchaft führen, hat die Re⸗ 
gierung dem Deſpotismus ſchwarzer Kapitas Raum gegeben, die — fremd 
in ihrem Herrſchgebiet — die Bevölkerung terroriſieren und allen ihren 
Launen dienſtbar machen. Kurzum: die Regierung hat ihr möglichſtes getan, 
die Naturſchätze des Landes nach allen Regeln der Kunſt zu Geld zu machen. 
Dagegen hat ſie nichts oder ſo gut wie nichts getan, um Bildung zu ver⸗ 
breiten, den Geſundheitsſtand zu heben, die Ausbreitung der Schlafkrankheit 
zu hemmen oder andere Dienſtzweige zu ſchaffen als nur ſolche, die beſtimmt 
ſind, die Einnahmen des Fiskus zu erhöhen. 

Wie ſoll in Anbetracht alles deſſen die Reformpolitik der Sozialiſten 
anders beſchaffen ſein, als daß ſie den ſtrikten Gegenſatz zur kapitaliſtiſchen 
Ausbeutungspolitik bildet? 

Den Eingeborenen den Boden zurückgeben, der ihnen geraubt worden iſt; 
ihr Recht auf die Naturſchätze des Landes anerkennen; den Dorfgemeinden 
ihre Autonomie wiederverleihen; den Geſundheitsſtand heben; neben den 
Miſſionsſchulen, deren Unzulänglichkeit auf der Hand liegt, ein Syſtem von 
Staatsſchulen einrichten, die zugleich den Elementar⸗ und den Fachunter⸗ 
richt betreiben: das ſind die Hauptpunkte des Reformprogramms, das im 
Kongo und — mutatis mutandis — in den anderen Ausbeutungskolonien 
verwirklicht werden muß. 

Setzen wir jetzt den Fall: durch die Tätigkeit der Sozialiſten wären jene 
Reformen ſämtlich durchgeführt. Wer ſieht nicht, daß die kapitaliſtiſche Kolo⸗ 
niſation ſozuſagen ihres Inhaltes entleert wäre und daß die Eingeborenen, 
nunmehr Herren ihres Landes und ſeiner Erzeugniſſe, inſtand geſetzt, ſich nach 
ihrem Belieben zu beſchäftigen und zu verwalten, andererſeits mit den tech⸗ 
niſchen Errungenſchaften der Ziviliſation vertraut und dank ihrer Allgemein⸗ 
und ihrer Fachbildung befähigt, ſich nun ſelber die vervollkommneten Pro⸗ 
duktionsmittel zunutze zu machen, wer ſieht nicht, daß dieſe Eingeborenen 
gar keine große Mühe mehr hätten, ihre völlige Unabhängigkeit zu erringen, 
und daß ſie mit einem Worte bei dem Zuſtand angelangt wären, in dem 
ſie gelebt hätten, wenn die Berührung zwiſchen Europa und den Tropen⸗ 
ländern ſich auf die Beziehungen freien Verkehrs zwiſchen ſelbſtändigen Ge⸗ 


meinweſen beſchränkt hätte. 


Schon jetzt übrigens beſchränkt ſich — wie es ſcheint — in manchen 
engliſchen und franzöſiſchen Kolonien Weſtafrikas die Herrſchaft der Europäer 
auf ein einfaches Protektorat, das der vollen Autonomie außerordentlich nahe⸗ 


kommt. 


Ich bin nur erſt in Sierra Leone geweſen. Ich kenne Franz ſiſch⸗ Guinea 
noch nicht, aber man iſt ſich im allgemeinen einig darüber, daß es den Ein⸗ 
geborenen in dieſen Beſitzungen ziemlich gut geht: die Ortsverwaltungen ſind 
in ihren Händen; die Arbeit iſt frei; die Naturprodukte des Bodens gehören 
den Dorfgemeinden, und deren Bewohner tauſchen jene enge in aller 


Freiheit gegen die europäiſchen Waren aus. 
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In einem intereſſanten Bericht, der vor wenigen Jahren der Geographiſchen 
Abteilung der British Association erſtattet wurde, heißt es hierüber: 

„Seit der Aufhebung des Sklavenhandels hat der recht- und geſetzmäßige 
Handel an der ganzen afrikaniſchen Küſte wiederbegonnen, vor allem der 
Handel mit Palmöl. Dieſer Handel beſtand allerdings bereits zur Zeit des 
Sklavenhandels, ohne daß wir wiſſen, wann er eigentlich begonnen hat; aber 
der Handel mit anderen Erzeugniſſen hat ſich ſeitdem entwickelt. Man hat 
von vorne angefangen. Die Eingeborenen haben die Produkte geerntet, welche 
die Europäer verlangten. Die Europäer haben ſie ihnen mit europäiſchen 
Produkten und Waren bezahlt. Elfenbein, Kautſchuk, Gewürze, Erdnüſſe, 
Eben⸗ und Mahagoniholz waren die Hauptprodukte, die ſo exportiert wurden. 
Gehemmt durch die Unzulänglichkeit der Kommunikationsmittel, durch den 
ſchlimmen Einfluß der Fehler der Verwaltung und der Taten der Vergangen⸗ 
heit, durch die Streitigkeiten zwiſchen den Stämmen, durch die Gefahren des 
Klimas, durch das Fehlen oder die Seltenheit von Eiſenbahnen, Wegſtraßen 
und Häfen, hat der Handel zwiſchen Europäern und Negern trotz alledem 
einen ungeheuren Aufſchwung genommen. Während des fünfjährigen Zeit⸗ 
raums von 1895 bis 1900 hat der Handel in Engliſch⸗Weſtafrika, das nur 
einen kleinen Teil des tropiſchen Afrika ausmacht, ſich auf 43 Millionen 
Pfund Sterling gehoben, und die freie Arbeit der unter der engliſchen Schutz⸗ 
herrſchaft ſtehenden Schwarzen hat für 11 Millionen Pfund Sterling Roh⸗ 
ſtoffe ins Mutterland entſandt. Während desſelben fünfjährigen Zeitraums 
hat die freiwillige Arbeit der dem franzöſiſchen Protektorat unterſtehenden 
Neger für 9 Millionen Pfund Sterling Rohſtoffe geliefert....“ 


Es ſind das Tatſachen, die mich für einen Teil davon abhalten, alle 
Kolonien, ſelbſt die kapitaliſtiſchen, über einen Kamm zu ſcheren. | 

Wahrhaftig, es fällt mir nicht im Traume ein, etwa zu behaupten, das 
Regime in Sierra Leone oder in Franzöſiſch⸗Guinea laſſe nichts zu wünſchen 
übrig, oder es gäbe dort keine Mißſtände, oder die auf Eroberung gegründete 
kapitaliſtiſche Ausbeutung hätte dort nicht tiefe Wurzeln geſchlagen. Und doch: 
wenn man dieſe Beſitzungen mit den beiden Kongoſtaaten vergleicht, wenn 
man ſie mit den deutſchen oder mit den portugieſiſchen Beſitzungen vergleicht, 
ſo iſt der Fortſchritt unbeſtreitbar, und dieſer Fortſchritt wird für die Zukunft 
tiefer einſchneidende Reformen fördern, Reformen, deren Endziel die endgültige 
Befreiung der afrikaniſchen Völker ſein wird. 

Als Reſümee der Unterſuchung über die Auseinanderſetzungen zwiſchen 
Sozialiſten, ſoweit jene die Kolonialfrage betreffen, können — wie mir ſcheint — 
folgende Sätze feſtgelegt werden: 

1. Die unverſöhnlichſten Gegner der Kolonialpolitik laſſen doch für die 
Arbeits⸗ oder Siedlungskolonien eine Ausnahme gelten. 

2. Viele Sozialiſten glauben — mit Bebel — an die Möglichkeit einer 
(nationalen oder internationalen) ziviliſatoriſchen Koloniſation, die frei 
iſt vom Geiſte der Gewinn- und der Herrſchſucht. Um Mißverſtändniſſen aus 
dem Wege zu gehen, wäre es aber beſſer, dieſe ziviliſatoriſche Koloniſation 
Expanſion oder friedliche Durchdringung (pénétration pacifique) zu 
nennen. 
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3. Alle Sozialiſten verurteilen einſtimmig die kapitaliſtiſche Koloniſation, 
das heißt die Eroberung unziviliſierter Länder zum Zwecke der Ausbeutung 
der Eingeborenen im Intereſſe der herrſchenden Klaſſen des Mutterlandes. 

4. Die Oppoſition der Sozialiſten gegen die ſo definierte Kolonialpolitik 
hat nicht zu verhindern vermocht, daß — abgeſehen von verſchwindenden Aus: 
nahmen — alle tropiſchen und ſubtropiſchen Landſtriche unter die Europäer, 
Japaner, Amerikaner verteilt worden ſind. 

5. Daher ſoll der Kampf wider das kapitaliſtiſche Koloniſationsſyſtem nicht 
mehr darauf abzielen, das Koloniſieren zu verhindern, ſondern darauf, für 
eine nähere oder fernere Zukunft die Rückkehr der koloniſierten Völker zur 
Unabhängigkeit vorzubereiten. 

6. Dieſe Rückkehr zur Unabhängigkeit ſcheint ſchon jetzt möglich für Kolonien 
wie Indien oder Agypten, deren Einwohner ſich mehr und mehr ihrer natio⸗ 
nalen Einheit bewußt werden. Die Rückkehr zur Unabhängigkeit ſoll dagegen 
durch großzügige Reformen vorbereitet werden, ſofern es ſich um Kolonien 
handelt, deren ſofortige Preisgabe die Gefahr heraufbeſchwören würde, die 
Rückkehr zum Stande der Wildheit herbeizuführen und die bereits verwirk⸗ 
lichten dechniſchen Fortſchritte wieder aufs Spiel zu ſetzen. 

7. In dieſer Annahme muß der Sozialismus ſich in ſeinem Kampfe gegen 
die kapitaliſtiſche Koloniſation das unmittelbare Ziel ſtecken: die Autonomie 
der Eingeborenengemeinſchaften Schritt für Schritt zu erweitern, die Rückgabe 
ihres Bodens zu bewerkſtelligen, alle Formen der Zwangsarbeit aufzuheben 
und — im allgemeinen — alle Beſtrebungen und Bewegungen zu fördern, 
die darauf abzielen, die Eingeborenen von der Sklaverei zu befreien und ſie 
unabhängig zu machen. 


Die Ergebniffe der amerikaniſchen Wahlen. 
Von Algernon Zee. 


Die Präſidentenwahl des Jahres 1908 iſt vorüber, und die ſchwierige 
Aufgabe, eine vollſtändige und genaue Auszählung der von den Sozäaliſten 
und den anderen kleineren Parteien abgegebenen Stimmen zuſtande zu bringen, 
iſt endlich gelöſt, ſo daß nunmehr die Ergebniſſe beſprochen werden können. 
Nun kann zwar nicht gerade behauptet werden, daß dieſe Ergebniſſe für uns 
ſehr befriedigend ſind, indeſſen das Gefühl ſchwerer Enttäuſchung, das un⸗ 
mittelbar nach der Wahl in manchen ſozialiſtiſchen Kreiſen vorherrſchte, iſt 
jetzt einem ruhigeren Urteil und dem herkömmlichen feſten Entſchluß gewichen: 
es das nächſte Mal beſſer zu machen. 

In meinem Artikel in der „Neuen Zeit“ vom 16. und vom 23. Ok⸗ 
tober 1908 erwähnte ich die Tatſache, daß viele bürgerliche Blätter damals 
prophezeiten: im November würden eine Million ſozialiſtiſche Stimmen ab⸗ 
gegeben werden, und daß die für Schwärmerei Empfänglicheren unter unſeren 

Genoſſen dieſe Hoffnung teilten. Ich erklärte jene Prophezeiung für über⸗ 
ſpannt und ſagte: wir könnten ſehr zufrieden ſein, wenn wir 750000 Stimmen 
erhielten — was einen Zuwachs von 85 Prozent über unſere Stimmenzahl 
vom Jahre 1904 bedeutet hätte. Auch dieſe Hoffnung war, wie ſich jetzt 

herausgeſtellt hat, viel zu ſanguiniſch. In Wirklichkeit wuchs die Zahl der 
für die Kandidaten der Sozialiſtiſchen Partei abgegebenen Stimmen bloß von 
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402321 im Jahre 1904 auf 420464 im Jahre 1908. Beziehen wir die Terri⸗ 
torien mit ein, deren Bürger an der Präſidenten⸗ und Vizepräſidentenwahl 
keinen Teil haben, die aber Kongreßdelegierte wählen, ſo ſtieg die Geſamt⸗ 
ſtimmenzahl der Sozialiſtiſchen Partei von 408 230 auf 423 969 — ein Zu⸗ 
wachs von weniger als 4 Prozent.“ 

Ehe wir die Urſachen dieſer unerwartet geringen Zunahme unſerer 
Stimmenzahl unterſuchen, wird es ſich empfehlen, die Wahlziffern der anderen 
Parteien zu geben. 

Die Republikaner ſiegten, wie ja ziemlich allgemein erwartet worden war. 
Ihre Geſamtſtimmenzahl belief ſich auf 7717584 gegen 7707769 im 
Jahre 1904: eine Zunahme von etwas über 1 Promille. Wiewohl nicht ſo 
überwältigend wie Anno 1904, war der Sieg der Republikaner doch ent⸗ 
ſcheidend; denn ſie erhielten 51,6 Prozent aller abgegebenen Stimmen, während 
die Demokraten es bloß auf 43 Prozent brachten. Im Jahre 1904 hatten 
die Republikaner etwas über 56, die Demokraten etwas unter 38 Prozent der 
abgegebenen Stimmen auf ihre Kandidaten vereinigt. 

Die Demokraten erzielten im November 1908 6444651 Stimmen gegen 
5160241 im Jahre 1904: eine Zunahme von beinahe 25 Prozent. Dieſe 
Ziffern könnten nun leicht den falſchen Eindruck erwecken, als ob die Demo⸗ 
kratiſche Partei an Boden gewinnt. Deshalb möchte ich daran erinnern, daß 
das Jahr 1904 ein Ausnahmejahr war, in welchem die offen kapitaliſtiſchen 
Elemente ſehr ſcharf der demokratiſchen Partei auf die Finger ſahen, mit 
dem Reſultat, daß mancher Demokrat für den ſozialiſtiſchen oder für den 
populiſtiſchen Wahlzettel, viele für die republikaniſchen Kandidaten ſtimmten 
und noch mehr ſich überhaupt der Abſtimmung enthielten. Den deutlichſten 
Überblick gewinnen wir durch Vergleichung der Stimmenzahlen für die all⸗ 
gemeinen Wahlen der Jahre 1900, 1904 und 1908. Ich gebe ie in ab⸗ 
gerundeten Ziffern: 


1900 1904 1908 
Republikaner „ e 7708000 7718000 
Demokraten 6418000 5160000 6445000 
— En 1 —— 


Im Jahre 1900 ſowohl wie im Jahre 1908 war Bryan der demokra⸗ 
tiſche Kandidat. In beiden Jahren mimte er den „radikalen“ oder „pro⸗ 
greſſiven“ Kandidaten, gleichzeitig aber gab er ſich alle erdenkliche Mühe, den 
beſitzenden Klaſſen zu verſichern, er habe den höchſten Reſpekt vor den ge⸗ 
heiligten Rechten des Eigentums und, falls er gewählt würde, werde niemand 
Schaden haben außer den verruchten Monopoliſten und Truſtmagnaten. 

So zeigt es ſich denn, daß die Zahl der demokratiſchen Stimmen in Wirk⸗ 
lichkeit ſtehengeblieben iſt — was in einem Lande, das ſo raſend vorwärts⸗ 
ſchreitet wie die Vereinigten Staaten, nichts anderes als einen Rückſchritt be⸗ 
deutet. Der Zuwachs an republikaniſchen Stimmen ſteht auch keineswegs im 
richtigen Verhältnis zur Bevölkerungszunahme, die in den acht Jahren von 
1900 bis 1908 nicht weniger als 15 Prozent betragen haben dürfte. 


Ich möchte bemerken, daß die Proportion dieſer Geſamtzahlen dadurch ſtark beeinflußt 
iſt, daß Oklahoma, 1904 noch ein Territorium mit 4443 ſozialiſtiſchen Stimmen, in⸗ 
zwiſchen ein Staat wurde, der im Jahre 1908 an der allgemeinen Abſtimmung teilnahm 
und 21779 Stimmen für Debs und Hanford aufbrachte. Das war einer der wenigen 
Staaten oder Territorien, in denen unſere Stimmenzahl ganz bedeutend zunahm — eine 
Wahrſcheinlichkeit, mit der ich in meinem Artikel Oktober vorigen Jahres rechnete. 
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Die Populiſten, die es im Jahre 1900 auf 50000 und im Jahre 1904 
auf 118000 Stimmen brachten, fielen im November 1908 auf weniger als 
30000 Stimmen zurück. Die Probibitioniſten, die im Jahre 1900 auf 209000 
und im Jahre 1904 auf 259000 Stimmen gekommen waren, hielten ſich un⸗ 
gefähr auf ihrem Stande, indem ſie 252000 Stimmen aufbrachten. Die 170% 
Socialist Labor Party (De Leoniten), die im Jahre 1900 ungefähr 40000 und 

im Jahre 1904 annähernd 32000 Stimmen aufzuweiſen hatte, zählte im 
Jahre 1908 nur etwas über 14000 Stimmen. Und gpralt Notiert n un 
„Independence⸗Partei“ (von deren Exkurſionen in die nationale Politik ich in 

meinem Artikel Oktober 1908 hier berichtete) rechtfertigte mit Mühe und Not die 
Beachtung, die man ihr ſchenkte: knapp 84000 Wähler gaben ihr die Stimme. 

An dieſen Reſultaten iſt vielleicht das Charakteriſtiſchſte die unvorher⸗ 
geſehene Dürftigkeit der Geſamtſtimmenzahl. Im Jahre 1900 waren noch 
zirka 14 Millionen Wähler zur Wahlurne geſchritten. Vier Jahre darauf fiel 
die Zahl auf ungefähr 13700000. Das ſetzte niemand in Erſtaunen; denn 
es war bekannt, daß ganze Scharen von Demokraten damals ihren Partei⸗ 
führern durch Stimmenenthaltung einen Tadel ausdrücken wollten, und da ſo 
den Republikanern der Sieg ſicher war, ſtrengten ſich die republikaniſchen 
Parteiführer nicht beſonders an, für ihre Partei die volle Stimmenzahl heraus⸗ 
zuholen. Ganz anders lag die Sache im Jahre 1908. Wie im Jahre 1900 
unterſtanden die volkstümlicheren Elemente der Demokratiſchen Partei wieder 
der Organiſationskontrolle. Wieder war Bryan, der beliebteſte der demo: 
kratiſchen Parteiführer, Kandidat. Groß war die Unzufriedenheit mit der 
republikaniſchen Staatsverwaltung, zumal in Hinblick auf das Daniederliegen 
der Induſtrie, wie es unter der republikaniſchen Regierung über das Land 
gekommen war. Der Sieg der Republikaner, wenn auch von den Eingeweihten 
erwartet, ſtand doch nicht — wie vier Jahre zuvor — ohne weiteres von 
vornherein feſt. Wenigſtens hatten im Jahre 1908 die Anhänger aller Par⸗ 
teien wieder ebenſoviel Urſache wie im Jahre 1900, ihre ganze Kraft für den 
Wahlkampf aufzubieten. Bei dieſer Lage der Dinge hätten wir, da man ja an⸗ 
nähernd den Bevölkerungszuwachs kannte, für alle Parteien zuſammen in allen 
Staaten und Territorien mindeſtens 16200000 Stimmen erwartet. In Wirk⸗ 

lichkeit haben noch nicht einmal 15 Millionen Wähler ihre Stimme abgegeben. 

Wo ſind die anderen 1200000 Stimmen geblieben? Kümmerten ſie ſich 
nicht um die Wahl? Glaubten ſie, der Unterſchied zwiſchen der Politik der 
beiden großen Parteien ſei ſo unerheblich, daß es ſich nicht lohnte, zur Urne 
zu gehen, um ſich für Republikaner oder Demokraten zu entſcheiden? Manch 
einer mag dieſer Anſicht geweſen ſein, jedoch die allgemeine Tendenz in dieſem 
Falle dürfte darauf abgezielt haben, zum Zwecke des Proteſtes für eine der 
kleineren Parteien zu ſtimmen, wo nicht gar deren Mitgliedſchaft zu erwerben. 

Es kommt auch noch eine andere Erklärung in Betracht. In allen Staaten 
iſt für die Wahlberechtigung ein — kürzerer oder längerer — Anſäſſigkeits⸗ 
nachweis erforderlich. Meiſtens wird ein ununterbrochener Aufenthalt im 
Staate von mindeſtens einem Jahre, vom Wahltag rückwärts gerechnet, ver⸗ 
langt. In ein paar Staaten ſind es zwei Jahre, in einigen nur ſechs oder 
drei Monate. Überdies muß der Wahlberechtigte einen Monat bis zu einem 
Jahre (in der Mehrzahl der Staaten zwei Monate und darüber) im ſelben 
Wahlkreis gewohnt haben. Und in den meiſten Staaten iſt endlich noch ein 
ununterbrochener Wohnſitz von mindeſtens einem Monat im ſelben Wahl⸗ 
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diſtrikt (in einigen Staaten zwei, drei, vier, ſechs Monate oder gar ein volles 
Jahr) erforderlich. Die Wahldiſtrikte ſind — das möchte ich noch erwähnen — 
ſehr kleine Unterabteilungen: in keinem Falle umfaßt ein Wahldiſtrikt mehr 
als ein einziges Dorf oder etwa ein Dutzend (engliſche) Quadratmeilen ſpärlich 
bewohnten Bauernlandes. So iſt zum Beiſpiel die Stadt New Pork in etwa 
2000 ſolcher Wahldiſtrikte eingeteilt. 

Es iſt klar, daß ſelbſt in Zeiten wirtſchaftlicher Proſperität ganze Scharen 
von Arbeitern des öfteren ihr Wahlrecht verlieren dadurch, daß ſie kurze Zeit 
vor der Wahl von einem Staat in einen anderen, von einem Wahlkreis in 
einen anderen Wahlkreis desſelben Staates oder gar von einem Wahldiſtrikt 
in einen anderen Wahldiſtrikt derſelben Stadt ziehen. Wenn der Bourgeois 
ſagt: „Wo mein Vermögen iſt, da iſt mein Vaterland“, muß der Proletarier 
ſagen: „Wo ich Arbeit bekommen kann, da iſt meine Heimat.“ Zumal in 
einer Zeit wirtſchaftlicher Depreſſion — wie ſie ſeit Oktober 1907 in den 
ganzen Vereinigten Staaten herrſchte — ſind ungeheuer viele Arbeiter ge⸗ 
zwungen, auf der Suche nach Beſchäftigung von Ort zu Ort zu ziehen, ohne 
darauf Rückſicht nehmen zu können, daß ſie dabei ſowohl ihre politiſchen 
Rechte wie die Behaglichkeit eines ſtändigen Heims aufs Spiel ſetzen. Die 
New Yorker „World“ hat im Sommer 1908 vorhergeſagt, es werde ſich heraus⸗ 
ſtellen, daß in Anbetracht der dargelegten Umſtände einige hunderttauſend 
Mann ihr Recht, an den Wahlen von 1908 teilzunehmen, eingebüßt haben. 
Daß es wirklich ſo gekommen iſt, das ſteht jetzt feſt. 

In bezug auf die Aus dehnung dieſes Wahlrechtsverluſtes durch Wechſel 
des Wohnſitzes ſind wir natürlich auf Schätzungen angewieſen. Die Zahl 
der arbeitsloſen Männer iſt ſeit Beginn der Kriſe wahrſcheinlich in keinem 
Augenblick unter drei Millionen herabgeſunken; während einiger Monate iſt ſie 
ſicher auf mehr als fünf Millionen geſtiegen. So erklärt ſich denn zum größeren 
Teil hieraus die Differenz zwiſchen der Geſamtzahl der im November 1908 
abgegebenen Stimmen und der Zahl, die uns der Bevölkerungszuwachs er⸗ 
warten laſſen mochte. Die Einbuße aber muß, da ja faſt ausſchließlich das 
Induſtrieproletariat betroffen wird, in weit höherem Maße auf Koſten der 
Sozialiſtiſchen Partei als auf Koſten irgend einer anderen erfolgt ſein. Die 
Überzeugung, daß es in allererſter Linie dieſem Umſtand zuzuſchreiben iſt, 
wenn es unſerer Partei nicht glückte, den allgemein erwarteten Stimmenzuwachs 
zu erzielen, wird bekräftigt ſowohl durch die perſönliche Erfahrung einer be⸗ 
trächtlichen Zahl tätiger Parteigenoſſen, die auf jene Weiſe ihres Wahlrechts 
verluſtig gingen, als auch durch die Unterſuchung der ſozialiſtiſchen Stimmen⸗ 
gewinne und »verluſte in den einzelnen Staaten: Details, die europäiſchen 
Leſern ſchwerlich ſo intereſſant erſcheinen, daß ſich deren Bekanntgabe in der 
„Neuen Zeit“ rechtfertigen ließe. 

Sehen wir nun ab von dem Stimmenverluſt durch Wohnſitzwechſel der 
Arbeiter als Folge der ſchlechten Zeiten, ſo können wir nur ſagen: In einem 
Wahljahr, in welchem die Demokratiſche Partei wieder ihre radikale Maske 
trug und durch die erſten Beamten der American Federation of Labor einen 
beſonderen Aufruf an die Arbeiterwähler ergehen ließ, in einem Wahljahr, 
in welchem überdies noch eine Partei mit einem ſehr radikalen Wahlprogramm 
und einer großen Tagespreſſe zur Unterſtützung dieſes Wahlprogramms im 
Felde ſtand, in einem ſolchen Wahljahr hat die Sozialiſtiſche Partei ihre 
Stimmenzahl behauptet, ja ſogar um ein Geringes vermehrt: eine Stimmen⸗ 
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zahl, die ſie in einem Wahljahr aufgebracht hatte, in welchem alle politiſchen 
Vorbedingungen bei weitem günſtiger waren, wo die Demokratiſche Partei 
von der Geldariſtokratie offen kontrolliert wurde und die unzufriedenen Wähler 
keinen anderen Ausweg hatten als ins ſozialiſtiſche Lager. Vielleicht ſollten 
wir mit dem Erreichten zufrieden ſein, wenn wir berückſichtigen, daß ſeit den 
Wahlen kein Rückſchlag in der Parteitätigkeit eingetreten, daß die Zahl der 
Mitglieder weiter gewachſen iſt, daß die öffentlichen Verſammlungen der Partei 
nach wie vor ſtark beſucht werden, ihre Grundſätze ebenſowohl in den Zeitungen 
und Zeitſchriften aller Schattierungen und in allen Intellektuellenkreiſen volle 
Beachtung finden wie in den Reihen der organiſierten Arbeiter, und daß — 
was wohl das Allerwichtigſte iſt — die Parteipreſſe fortwährend an Aus⸗ 
breitung gewinnt und von Tag zu Tag größeren Einfluß ausübt. 

Der während des letzten Wahlkampfes erfolgte Beitritt von Gompers und 
verſchiedenen anderen beamteten Führern der American Federation of Labor 
zur Demokratiſchen Partei ſowie die Gegenleiſtung in Geſtalt von ein paar 
nichtsſagenden Freundſchaftsverſicherungen des demokratiſchen Kandidaten und 
ein paar unklaren Verſprechungen im demokratiſchen Wahlprogramm: all das 
hat — wie es ſcheint — keinen weſentlichen Einfluß auf die große Maſſe der 
Wähler gehabt. Angenommen, jene Arbeiterführer hätten Herrn Bryan gar 
zwei⸗ oder dreimalhunderttauſend Stimmen gebracht, die er ſonſt nicht be⸗ 
kommen hätte, dann iſt der Bankrott der Demokratiſchen Partei noch auf⸗ 
fälliger, als es nach bloßer Durchſicht der Wählerliſten den Anſchein hat — 
und die Unausführbarkeit und der Widerſinn des Gompersſchen Planes, durch 
die Stimmenabgabe für die demokratiſche Kandidatenliſte „die Freunde der 
Arbeiter zu belohnen und die Feinde der Arbeiter zu beſtrafen“, ſpringt deſto 
deutlicher ins Auge. Jedenfalls darf wohl bezweifelt werden, ob Gompers’ 
Unterſtützung der Demokratiſchen Partei auch nur 100000 Stimmen ein⸗ 
gebracht hat. Sein Plan war gar zu einfältig, als daß ihm Arbeiter hätten 
folgen ſollen, die ſich ihrer Klaſſenintereſſen auch nur halb bewußt waren; 
die übrigen Arbeiter aber ſind durch Parteitradition und Gewohnheit noch 
zu ſtark gebunden, um auf den Wunſch eines Gewerkſchaftsführers andere 
Wege zu gehen. 

Der Sieg der Republikaner war, wie ich bereits geſagt habe, entſcheidend. 
In der Tat, es war — abgeſehen von 1904 — der überwältigendſte Sieg, 
den die Republikaniſche Partei ſeit dem Jahre 1872 errungen hat, wo noch 
infolge des Bürgerkriegs der ſechziger Jahre ein großer Teil der Süd⸗Demo⸗ 
kraten des Wahlrechtes beraubt war. 

Der Sieg umfaßt beide Häuſer des Kongreſſes ſowohl wie die Exekutive. 
Die Demokraten haben zwar ihren Gegnern einen Sitz im Senat abgenommen 
und einen Reingewinn von fünf Repräſentantenmandaten erzielt; dadurch 
wird jedoch das Kräfteverhältnis nicht weſentlich berührt. Der neue Senat 
beſteht aus 60 Republikanern und 32 Demokraten, das neue Repräſentanten⸗ 
haus aus 219 Republikanern und 172 Demokraten, und wenn erſt mal die 
Perſönlichkeit Theodor Rooſevelts aus dem Wege geräumt iſt, dann iſt es 
viel wahrſcheinlicher, daß dann und wann einmal ein paar Demokraten mit 
der Mehrheit ſtimmen, als daß irgend ein republikaniſcher Abgeordneter die 
Oppoſition unterſtützt. 

Der neue Präſident, William H. Taft, iſt ein Mann weit mehr nach dem 
Herzen der großen kapitaliſtiſchen Intereſſenten, als es Rooſevelt war. Aller⸗ 
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dings konnte Rooſevelt nie und nimmer in den Verdacht geraten, der 
Arbeiterbewegung irgendwelches aufrichtiges Mitgefühl entgegenzubringen, auch 
vertrat er weder die Intereſſen der Farmer noch die des Kleinbürgertums 
oder irgend einer anderen Klaſſe, deren Intereſſen denen des Großkapitals 
auch nur im mindeſten zuwiderliefen. Gleichwohl fand Rooſevelts Politik 
auch in Wall Street durchaus nicht immer Anklang, ebenſowenig bei den 
großen Induſtrietruſts und Eiſenbahngeſellſchaften. Er war tatſächlich eine 
Art politiſcher Zwitter, der ſeine Erhebung auf den Präſidentenſtuhl einer 
Reihe von Zufällen verdankte und deſſen Popularität zurückzuführen iſt auf 
ſeine außergewöhnliche Körperkraft, ſeine demagogiſche Geſchicklichkeit, ſeine 
völlige Skrupel⸗ und Charakterloſigkeit. Alles in allem hat er den Kapita⸗ 
liſten beſtens gedient. Aber ſie fühlten ſich mit dem Gaul vor dem Wagen 
niemals recht ſicher. Der bekam es fertig, anſtatt ihren Karren in atem⸗ 
raubender Schnelligkeit die erſehnte Heerſtraße entlang zu ziehen, kehrt zu 
machen und das Gefährt in Stücke zu treten oder den Zaum zwiſchen die 
Zähne zu nehmen und auf der Jagd nach irgend einem Phantaſiegebilde, das 
er ſich in den Kopf geſetzt hat, über Gräben und Zäune zu ſpringen — 
unter ſchaurigen Folgen für die geleckten Herren auf den gepolſterten Sitzen. 

Da iſt doch Taft ein beſſeres Pferd. Er ſelber nimmt ſich nicht allzu ernſt. 
Er iſt ein gutmütiger, nicht unbefähigter Mann, geſegnet mit einem praktiſchen 
Menſchenverſtand, der ihn vor Donquichotterien bewahren wird. Und zweifellos 
glaubt er aufrichtig an das Evangelium von den heiligen Rechten des Eigen⸗ 
tums, läßt er in ſeiner Ruhe ſich nicht ſtören durch irgendwelche neumodiſchen 
Theorien, altmodiſchen Vorurteile oder durch übertriebenen perſönlichen Ehr⸗ 
geiz. Er wird kein Diktator ſein, aber ein rechter, echter Vollſtrecker der Diktatur 
der Großburgeoiſie. 

Mit einem Worte: wir haben wahrſcheinlich eine Reaktionsperiode zu er⸗ 
warten, denn die Kapitaliſten fühlen, daß ſie die Regierung völlig beherrſchen, 
genau wie unter der Präſidentſchaft Mac Kinleys — und die amerikaniſche 
Bourgeoiſie iſt ſeit den Tagen Mac Kinleys ſichtlich reif geworden! Das Urteil 
gegen den Präſidenten der American Federation of Labor, Samuel Gompers, 


den Vizepräſidenten John Mitchell und den Sekretär Frank Morriſon: eine 


Verurteilung zu Gefängnis wegen Verſtoßes wider eine Vorſchrift, die ihnen 
verbietet, einen Boykott zu leiten, dieſes Urteil iſt vielleicht bloß der erſte 
Schritt zu einem Feldzug, der den organiſierten Arbeitern der Vereinigten 
Staaten eine gute Lektion im Klaſſenbewußtſein bringen kann. Indeſſen dieſe 
Angelegenheit erheiſcht ausführlichere Behandlung in einem beſonderen Artikel. 

Es möge genügen, wenn ich hier bemerke, daß die Sozialiſtiſche Partei, 
wiewohl ſie wenig Urſache hat, Herrn Gompers und ſeine Gefährten zu lieben 
oder zu achten, deren Sache nachdrücklich zu der ihrigen macht, da ſie die 
Sache der ganzen Arbeiterbewegung iſt; daß ſie gleichzeitig eine kraftvolle 
Agitation ins Leben gerufen hat gegen die beabſichtigte Auslieferung der 
ruſſiſchen politiſchen Flüchtlinge Pouren und Rudowitz (im Fall Rudowitz 
bereits mit vollendetem Erfolg) und der mexikaniſchen politiſchen Flüchtlinge 
Magon, Villarreal und Sarrabia; daß die Sozialiſtiſche Partei ſchließlich in 
engere Berührung kommt mit den beſten Elementen unter den Intellektuellen 
und den Mittelklaſſen, die immer noch an der Tradition von der politiſchen 
Freiheit Amerikas feſthalten oder an die fortſchrittlichen Tendenzen des Welt⸗ 
gedankens glauben. 
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Die Induftrie Dänemarks. 
Von Guſtar Bang. 


Zum zweiten Male liegen die Reſultate einer däniſchen Induſtriezählung 
vor. Die erſte wurde am 25. Mai 1897 aufgenommen, die zweite am 
12. Juni 1906. Für einen Zeitraum von genau neun Jahren laſſen ſich 
alſo die Veränderungen ſtatiſtiſch feſtſtellen, und in dem großen, muſterhaft 
geordneten und leicht überſehbaren Tabellenwerk, in dem die Ergebniſſe der 
zweiten Zählung vor kurzem niedergelegt worden ſind, iſt alles getan, um eine 
ſolche Vergleichung zu erleichtern. Einige der Hauptergebniſſe werden auch 
dem deutſchen Publikum von Intereſſe ſein, weil ſie in ſehr deutlicher Weiſe 
die allgemeinen Tendenzen der heutigen induſtriellen Entwicklung charakteri⸗ 
ſieren. 


Schon der erſte Blick auf die ſummariſchen Zahlen zeigt die zunehmende 


Induſtrialiſierung der däniſchen Geſellſchaft. Während die Geſamtbevölkerung 
in den neun Jahren 1897 bis 1906 um 11,6 Prozent gewachſen iſt, iſt die 
Zahl der induſtriell tätigen Perſonen dagegen um 15,3 Prozent gewachſen. 
Von je 1000 erwerbstätigen Perſonen waren im Jahre 1897 nur 234 in der 
Induſtrie beſchäftigt, im Jahre 1906 dagegen 244. Und die Steigerung der 
rein induſtriellen Bevölkerung iſt in Wirklichkeit noch erheblich größer. Denn 
in den verfloſſenen Jahren iſt die Hausinduſtrie, die nur als Nebenerwerb 
beſonders zur landwirtſchaftlichen Tätigkeit auftritt, ſehr ſtark zurückgegangen; 
die Zahl der „Nebenbetriebe“ iſt um 27,3 Prozent vermindert worden, von 
einem Fünftel bis auf ein Achtel der geſamten induſtriellen Betriebe geſunken. 
Die bei der neuen Zählung regiſtrierte Induſtriebevölkerung hat alſo einen 
viel reineren, viel ſchärfer ausgeprägten induſtriellen Charakter als zuvor. 
Auch die zunehmende Betriebskonzentration erſieht man gleich beim erſten 
Blick; ſie geht aus dem verſchiedenen Verhältnis zwiſchen den Zahlen der 
Betriebe und des Perſonals hervor. Während die Zahl der induſtriellen Be⸗ 
völkerung um 15,3 Prozent geſtiegen iſt, iſt die Zahl der induſtriellen Betriebe 
nur um 8,5 Prozent geſtiegen — iſt alſo relativ zurückgegangen; im Jahre 
1897 kamen auf je 100 induſtrielle Betriebe durchſchnittlich 355 Perſonen, im 
Jahre 1906 dagegen 372. Noch deutlicher zeigt ſich die Konzentration der 
Betriebe, wenn man das Geſamtperſonal in ſeine verſchiedenen Arten auflöſt; 
die Zahl der Betriebsinhaber (Meiſter, Fabrikdirektoren uſw.) iſt nur um 
9,3 Prozent gewachſen, die der eigentlichen induſtriellen Lohnarbeiter um 
15,6 Prozent, die der Kontor⸗ und Ladengehilfen und dergleichen um 
39,8 Prozent und die der Kutſcher, Geſchäftsboten und dergleichen ſogar um 
54,0 Prozent. Die Zahl dieſer letzten Gruppen iſt zwar an und für ſich 
recht gering; weil ſie aber hauptſächlich in den großen Betrieben vorkommen 
— in den Betrieben mit mehr als 20 Arbeitern bilden ſie 9,5 Prozent des 
Geſamtperſonals, in den kleineren Betrieben nur 6,2 Prozent —, iſt ihr ſtarkes 
Wachstum ein ſicheres Symptom der raſchen großinduſtriellen Entwicklung. 
Ein noch beredteres Zeugnis von dieſer Entwicklung als die Zahl des Per⸗ 
ſonals bietet die mechaniſche Triebkraft. Ihre Vermehrung hat faſt erſtaunliche 
Dimenſionen angenommen. Im Jahre 1897 war — ausſchließlich Wind und 
Waſſer — die Zahl der induſtriell ausgenützten Pferdekräfte 49 201, im 
Jahre 1906 dagegen 125437 — eine Zunahme von 155 Prozent in nur neun 
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Jahren. Auf je 1000 Einwohner des Landes ift die Zahl der Pferdekräfte 
in der Induſtrie von 21 auf 48 geſtiegen. 

Nach der Arbeiterzahl verteilen ſich die Betriebe und die darin beſchäf⸗ 
tigten induſtriellen Lohnarbeiter in folgender Weiſe: 


Betriebe mit Zahl der Betriebe Zahl der Arbeiter 
Arbefternnnn AL TIT „Rz 
1 bis 5 = VVV 63 689 
6 = 10 = g 2982 22218 
I „ 20 = 1551 22382 
21 38 = „ 936 28785 
51 = 100 E RT RE NE 312 22152 
mehr als 100 2 . 218 49218 
85242 208444 


So war die Lage im Jahre 1906. Wenn man die erſte Zahlenreihe be- 
trachtet, ſieht man, wie außerordentlich verbreitet die Kleininduſtrie noch iſt; 
von je 14 Betrieben ſind die 13 Zwergbetriebe entweder ohne Lohnarbeiter 
oder mit höchſtens 5; und nur einer von je 58 Betrieben beſchäftigt mehr als 
20 Lohnarbeiter. Keiner, der mit den praktiſchen Verhältniſſen etwas vertraut 
iſt, wird darin ein Zeichen der fortgeſetzten Exiſtenzfähigkeit des ſelbſtändigen 
Kleinhandwerkes in ſeiner älteren Geſtalt ſehen. Wie es aus dem einleitenden 
Texte des Tabellenwerkes mit großer Klarheit hervorgeht, haben Tauſende 
von Kleinbetrieben jede ökonomiſche Selbſtändigkeit eingebüßt und ſind in 
bloße Anhängſel der Großinduſtrie und des Großhandels verwandelt worden, 
wie „Schneidereien“, die ihre Produkte an die großen Equipierungsgeſchäfte 
abgeben, wie „Bäckereien“, die die Produkte der großen Brotfabriken ver⸗ 
kaufen uſw. Meiſtens haben ſie den Schein der Selbſtändigkeit behalten, und 
die Betriebsleiter ſind im juriſtiſchen Sinne ſelbſtändige Erwerbstreibende; oft 
aber iſt auch dieſer Schein verloren, und ſie werden direkt vom Großkapital 
betrieben. Eine Analyſe der Zuſammenſetzung einiger der größten indu⸗ 
ſtriellen Geſchäfte liefert intereſſante Beiſpiele; ein großes Konfektionsgeſchäft 
in Kopenhagen beſitzt neben einer Großwerkſtatt noch 72 kleine Nähwerkſtätten 
mit insgeſamt 143 Arbeitern; ein anderes 41 Nähwerkſtätten mit insgeſamt 
61 Arbeitern; ein rieſiges Warenhaus neben Konfektionsfabrik, Weberei, 
Möbelfabrik uſw. noch 31 Nähwerkſtätten mit insgeſamt 50 Arbeitern, zwei 
Tapezierwerkſtätten mit insgeſamt 14 Arbeitern und eine Kürſchnerwerkſtatt 
mit 13 Arbeitern uſw. Und in vielen Tauſenden von Fällen, auch wo der 
Kleinbetrieb eine gewiſſe Selbſtändigkeit bewahrt hat, iſt er nur ein Zufluchts⸗ 
ort, in dem Arbeitsloſe, Witwen und andere Leute in ſchweren ökonomiſchen 
Bedrängniſſen ſich der bitterſten Not zu entziehen ſuchen. Eine Unterſuchung 
über die Einnahmenverhältniſſe der Handwerksmeiſter in den Provinzſtädten 
hat vor wenigen Jahren einen ſchlagenden Beweis geliefert: während noch 
vor einem Menſchenalter die meiſten unter ihnen recht wohl ſituiert waren 
und einen wirklichen „Mittelſtand“ bildeten, lebt jetzt die große Mehrheit in 
ſehr kümmerlichen Umſtänden und bildet ein Mittelglied nicht zwiſchen Prole⸗ 
tariat und Bourgeoiſie, ſondern vielmehr zwiſchen Proletariat und Lumpen⸗ 
proletariat. Charakteriſtiſch iſt auch die Verteilung der Betriebsinhaber nach 
Geſchlecht, wie ſie aus der Induſtriezählung hervorgeht; in den Zwergbetrieben 
mit höchſtens 5 Arbeitern ſind unter den „Meiſtern“ 19,3 Prozent Frauen, 
in den größeren Betrieben nur 3,7 Prozent. Die ungeheure Menge der Klein⸗ 
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betriebe hat ihrem ganzen Weſen nach mit dem alten Handwerk ſehr wenig 
gemein. 

Betrachtet man die zweite Zahlenreihe, die die Verteilung der Lohnarbeiter 
angibt, ſo wird das Bild weſentlich geändert. Wenn auch die Kleininduſtrie 
eine ſehr bedeutende Menge der Arbeiterſchaft in Beſchlag nimmt, ſo ſieht 
man doch deutlich, welche mächtige Rolle die Großinduſtrie ſpielt. Mehr als 
ein Drittel der Arbeiter ſind in Betrieben mit mindeſtens 51 Arbeitern, faſt 
ein Viertel in Betrieben mit mindeſtens 101 Arbeitern tätig. Eine Zergliede⸗ 
rung der Arbeiter nach Alter, Zivilſtand und dergleichen in den verſchiedenen 
Größenklaſſen der Betriebe zeigt übrigens intereſſante Verſchiedenheiten. In 
den Kleinbetrieben, wo wie im alten Handwerk noch ein Übergang vom 
Geſellenſtand zum Meiſterſtand möglich und wahrſcheinlich iſt, iſt die Mehr⸗ 
heit der Arbeiter jung und unverheiratet; in den größeren Betrieben dagegen, 
wo das Verbleiben im Lohnproletariat die Regel iſt, iſt die Mehrheit älter 
und verheiratet; von je 1000 männlichen Arbeitern ſind in den Betrieben mit 
1 bis 5 Arbeitern 476 mehr als 22 Jahre alt, in den Betrieben mit 6 bis 
20 Arbeitern 733 und in den Betrieben mit mehr als 20 Arbeitern 823; von 
je 1000 männlichen Arbeitern ſind 247, bezw. 529 und 668 verheiratet; unter 
den Frauen iſt das Verhältnis ein ähnliches, doch ſind die Unterſchiede 
weniger groß. 

Die Zunahme in den verſchiedenen Größenklaſſen war, in Prozenten aus⸗ 
gedrückt, in den Jahren 1897 bis 1900 folgende: 


Betriebe mit Zunahme der 


Betriebe „ Arbeiter 
93 . 

1 bis 5 z 2 771 

6 10 3.6 3,9 

11. „ 20 = 10,8 10,3 
11 50 . 115,0 15,0 
51 100 < 438,1 18,4 
mehr als 100 = 2,01 2 RR 0.9 42,5 


Wie man ſieht, iſt die Zunahme in den kleinen und beſonders den mitt⸗ 

leren Betrieben nur ſehr gering; wenn man zu den größeren Betrieben hinauf⸗ 
ſteigt, wird ſie etwas größer; aber erſt in den allergrößten, mit mehr als 
100 Arbeitern, erreicht ſie eine außerordentliche Höhe; in dieſe Gruppe fällt 
der ganze relative Zuwachs der geſamten induſtriellen Arbeiterklaſſe. So 
mächtig iſt hier das Wachstum geweſen, daß, während dieſe Großbetriebe im 
Jahre 1897 nur 19,4 Prozent der Arbeiter umfaßten, im Jahre 1906 bereits 
23,8 Prozent zu ihnen gehörten. Und nicht nur iſt hier die Geſamtzahl der 
Arbeiter ſo ſehr gewachſen, ſondern auch innerhalb der Betriebe iſt die Kon⸗ 
zentration ſtark fortgeſchritten; die Zahl der Lohnarbeiter hat viel mehr zu⸗ 
genommen als die der Betriebe; durchſchnittlich fand man im Jahre 1897 
etwa 208 Arbeiter in jedem Betrieb, im Jahre 1906 dagegen 226. 

In den allerletzten Jahren hat ſich die Konzentrationstendenz in der Groß⸗ 
induſtrie noch viel ſtärker geltend gemacht; von 20 großen, zum Teil aus ver⸗ 
ſchiedenen Einzelbetrieben kombinierten Geſchäften liegen die Zahlen nicht nur 
vom Juni 1906, ſondern auch vom April 1908 vor; ſie zeigen einen Zuwachs 
von 8855 auf 10319 Arbeiter, alſo um 16,5 Prozent in kaum zwei Jahren. 

Einen genaueren Einblick in die Geſetze der Bewegung gewinnt man erſt 
bei Betrachtung der einzelnen Produktionszweige. Faſt überall findet man 
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eine gewaltige Zunahme in der reinen Großinduſtrie. In den Maſchinen⸗ und 
Eiſenſchiffbauanſtalten, den Maſchinenfabriken, den Eiſengießereien, den Blech⸗ 
warenfabriken, den elektromechaniſchen Fabriken, den Elektrizitäts⸗ und Gas⸗ 
werken zum Beiſpiel iſt die Arbeiterſchaft 1897 bis 1906 um 36,8 Prozent 
geſtiegen, und gleichzeitig hat ſich hier eine noch weitergehende Konzentration 
durchgeſetzt; im Jahre 1897 waren 53 Prozent der Arbeiter in Großbetrieben 
mit mehr als 100 Arbeitern tätig, im Jahre 1906 dagegen 61 Prozent. In 
mehreren Fällen ruft aber gerade die großinduſtrielle Produktion einen ſtark 
zerſplitterten Kleinbetrieb hervor; ſo iſt zum Beiſpiel die wachſende Ver⸗ 
breitung der landwirtſchaftlichen Maſchinen die Urſache der Errichtung zahl⸗ 
reicher kleiner Maſchinenreparaturwerkſtätten auf dem Lande. Auch gibt die 
fortſchreitende Auflöſung des alten Heims in verſchiedenen Gewerben, die die 
frühere häusliche Produktion zum Eigenbedarf erſetzen, den Anſtoß zum Auf⸗ 
blühen einer weit verbreiteten kleininduſtriellen Tätigkeit; ſo zum Beiſpiel in 
den Wäſchereien und Bügeleien, wo ſich übrigens eine Konzentrationstendenz 
bemerken läßt; im Jahre 1897 waren 62 Prozent der Betriebe Einzelbetriebe 
ohne Lohnarbeiter, im Jahre 1906 nur 44 Prozent. Eigentümliche Züge zeigen 
Produktionszweige wie zum Beiſpiel die Produktion von Ziegel, Kalk und 
Torf; hier iſt die Arbeiterzahl faſt ſtagnierend; gleichzeitig ſchreitet aber die 
Betriebskonzentration ſchnell vorwärts; in den Jahren 1897 bis 1906 iſt die 
Zahl der Zwergbetriebe mit höchſtens 5 Arbeitern um etwa ein Viertel ge⸗ 
ſunken. Eine ähnliche Bewegung macht ſich mit großer Stärke in der Textil⸗ 
induſtrie geltend; von 2954 Kleinbetrieben mit höchſtens 5 Arbeitern ſind 1201 
im Verlauf den neun Jahre zugrunde gegangen; von den Lohnarbeitern waren 
im Jahre 1897 nur 60 Prozent, im Jahre 1906 dagegen 68 Prozent in Groß⸗ 
betrieben mit mehr als 100 Arbeitern tätig. Das eigentliche Handwerk iſt 
überall in Auflöſung und im Untergang begriffen. In gewiſſen Gewerben, wie 
zum Beiſpiel der Buchbinderei, heben ſich einzelne größere Meiſter zu Fabrikanten 
empor, verwandeln ihre Produktionsweiſe von einer handwerksmäßigen in 
eine fabrikmäßige und unterdrücken ihre kleineren Kollegen durch die Konkurrenz. 
In anderen Gewerben geht die Produktion vom Handwerk direkt in eine ganz 
neue techniſche und ökonomiſche Sphäre über, und die alten Handbetriebe ver⸗ 
ſchwinden entweder oder verwandeln ſich in Verkaufsſtellen der Fabrikprodukte. 
Typiſch ft die Entwicklung in der Schuhproduktion; während die Zahl der 
Arbeiter in den Schuhfabriken um 137 Prozent geſtiegen iſt, iſt ſie in den 
Schuhwerkſtätten um 74 Prozent geſunken; dagegen iſt die Zahl der Schuh⸗ 
werkſtätten faſt unverändert geblieben. 

Das Statiſtiſche Bureau faßt in folgenden Worten die Bewegung zu⸗ 
ſammen: „Die reinen Fabrikgewerbe ſind, mit ganz vereinzelten Ausnahmen, 
in raſcher und ſtarker Entwicklung geweſen. Sowohl die Zahl der Betriebe 
wie beſonders die Zahl der Arbeiter iſt ſehr beträchtlich geftiegen. ... Be⸗ 
trachtet man die gemiſchten Gewerbe, wo die Entwicklung vom Handwerk zur 
Fabrikinduſtrie innerhalb des Rahmens des Gewerbes vor ſich geht, ſo findet 
man eine ſtarke Konzentrationstendenz; während die Zahl der Betriebe ver⸗ 
mindert worden iſt, iſt die Arbeiterzahl recht bedeutend herangewachſen. Die 
reineren Handwerksgewerbe ſind dagegen faſt überall in ſtarkem Rückgang be⸗ 
griffen.“ Dieſe verſchiedenen Tendenzen finden in einer intereſſanten Zuſammen⸗ 
ſtellung, in der die einzelnen Gewerbe nach ihrem beſonderen Charakter verteilt 
ſind, ihren ſtatiſtiſchen Ausdruck; es betrug die Zunahme (+) bezw. Abnahme (—): 
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Der Zahl der Betriebe Der Zahl der Arbeiter 
In den Fabrikgewerben . --16,9 Prozent ＋ 28,9 Prozent 
In den gemiſchten Gewerben. — 8,3 2 — 10,3 5 
In den Handwerksgewerben . — 7,9 5 16.8 „ 


Dieſes ſind die Hauptergebniſſe der neuen Induſtriezählung hinſichtlich der 
allgemeinen induſtriellen Entwicklung. Sie zeigen uns eine Geſellſchaft, in der 
noch beträchtliche Überbleibjel der früheren handwerksmäßigen Kleinproduktion 
vorhanden ſind; ſie zeigen uns aber zugleich, in welch ſchnellem Prozeß der 
Zerſetzung dieſe vorkapitaliſtiſchen Reſte begriffen find und in welch gewal⸗ 
tigem Fortſchritt ſich die rein kapitaliſtiſche Großinduſtrie befindet. 


Auch zur Beantwortung anderer Fragen, die die Organiſation der In⸗ 
duſtrie und die Lebenslage der Induſtriearbeiter betreffen, enthält die neue 
Statiſtik verſchiedenes Material. 

Die zunehmende proletariſche Klaſſenabſchließung der induſtriellen Arbeiter⸗ 
bevölkerung ſpiegelt ſich in ihrer Altersverteilung deutlich wieder. Immer 
kleiner wird mit der wachſenden Verbreitung der Großinduſtrie die Zahl der 
jungen Arbeiter, die ſich nach einer kurzen Jahresreihe als ſelbſtändige Meiſter 
etablieren können; immer größer wird die Zahl derer, die zur lebensläng⸗ 
lichen Lohnarbeit verurteilt ſind; immer erheblicher wird demzufolge der 
Bruchteil, den die älteren Arbeiter von der geſamten Arbeiterſchaft bilden. 
Im Jahre 1897 waren von je 1000 erwachſenen männlichen Arbeitern 803 
mehr als 22 Jahre alt, im Jahre 1906 dagegen 818; von je 1000 erwach⸗ 
ſenen weiblichen Arbeitern 737 bezw. 750. Beſonders auf dem flachen 
Lande, wo die meiſten Überbleibſel der altertümlichen Kleininduſtrie noch be⸗ 

ſtehen und wo der Prozeß ihrer Auflöſung am ſchnellſten vor ſich geht, macht 
dieſe Verſchiebung ſich in den ſchärfſten Zügen bemerkbar. 
Die Frauenarbeit hat ſich ſtark vermehrt; von den Arbeitern waren im 
Jahre 1897 nur 20,8, im Jahre 1906 dagegen 23,0 Prozent Frauen; von je 
1000 weiblichen Einwohnern (auf allen Altersſtufen) in der Hauptſtadt waren 
in 1897 80, in 1906 88 induſtrielle Lohnarbeiterinnen, in den Provinzſtädten 
48 bezw. 54, auf dem Lande 9 bezw. 10. Die Geſamtzahl der weiblichen 
Lohnarbeiter hat ſich um 29,5 Prozent vermehrt, die der männlichen um nur 
13,7 Prozent. Im Gegenſatz zur Frauenarbeit iſt die Kinderarbeit zurück⸗ 
gegangen, eine Folge des in der Zwiſchenzeit in Kraft getretenen Schutz⸗ 
geſetzes, das die Ausbeutung von Kindern unter 12 Jahren in der fabrik⸗ 
mäßigen Induſtrie verbietet; im Jahre 1897 waren 2,7 Prozent der Arbeiter 
unter 14 Jahre alt, im Jahre 1906 nur 1,3 Prozent. Sowohl Frauen⸗ als 
Kinderarbeit ſind in der großen Induſtrie viel ſtärker verbreitet als in der 
kleinen und mittleren; von der geſamten Arbeiterzahl waren: 


Frauen Kinder 
In Betrieben mit 1 bis 5 Arbeitern 18,3 Prozent 0,7 Prozent 
- E = 6 20 z 17,9 z 0,9 E 
- - - mehr als 20 = DBA > 19.10 > 


Die Heimarbeit, die in mehreren Gewerben, beſonders in der Konfektions⸗ 
induſtrie, im Verein mit dem Schwitzſyſtem die unheimlichſten ſanitären und 
ökonomiſchen Verhältniſſe hervorruft, nimmt noch immer — trotz einer kleinen 
relativen Abnahme — 23,5 Prozent der weiblichen Arbeiter in Anſpruch, da⸗ 
gegen nur 1,8 Prozent der männlichen. | 
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Bei der großen Mehrheit der Gewerbe iſt es dem Statiſtiſchen Bureau 
gelungen, eine ziemlich genaue Verteilung der Arbeiter nach den verſchiedenen 
Leiſtungen durchzuführen. Von 157808 Arbeitern werden 26134 (16,6 Prozent) 
als „Lehrjungen“ bezeichnet, 70247 (44,5 Prozent) als „Geſellen“ (skilled 
Workmen) und 61427 (38,9 Prozent) als „Tagelöhner“ (unskilled workmen). 
Die Verteilung iſt natürlich in den verſchiedenen größeren oder kleineren Be⸗ 
trieben eine durchaus ungleiche; je größer der induſtrielle Betrieb, um ſo 
kleiner iſt die Zahl der Lehrlinge und der qualifizierten Arbeiter, um ſo 
größer die Zahl der unqualifizierten. Von je 1000 Arbeitern ſind: | 


Sn Betrieben mit 
1 bis 5 Arbeitern 6 bis 20 Arbeitern mehr als 20 Arbeitern 


Lehrjunge n 167 71 
Geſelle n 038 480 369 
Tagelshn e,. 353 560 


Eine vielbedeutende Rolle ſpielt in der däniſchen Induſtrie das Aktien⸗ 
kapital. Zwar iſt die Zahl der induſtriellen Etabliſſements, die von Aktien⸗ 
geſellſchaften betrieben werden, nur 1122 oder 1,3 Prozent ſämtlicher; ihre 
Arbeiterzahl aber iſt 43275 oder 20,8 Prozent aller Lohnarbeiter und ihre 
mechaniſche Triebkraft 49217 Pferdekräfte oder 39,2 Prozent der geſamten in⸗ 
duſtriell ausgenützten motoriſchen Kraft. In Großbetrieben mit mehr als 
100 Arbeitern ſind 51,3 Prozent der Arbeiter in Betrieben, die Aktiengeſell⸗ 
ſchaften gehören, tätig. In mehreren Induſtriezweigen iſt eine Truſtifizierung 
der Produktion eingetreten, ſo zum Beiſpiel in der Zuckerinduſtrie, der 
Zichorieninduſtrie, der Baumwollſpinnerei, der Zündholzinduſtrie, der Papier⸗ 
induſtrie und der Spiritusinduſtrie, wo kombinierte Aktiengeſellſchaften eine 
faſt monopoliſtiſche Stellung Ser haben. 

Es fehlen noch die A über Arbeitslohn und Produktionswert. Sie 
werden erſt ſpäter in einem beſonderen Bande veröffentlicht werden. Wir 
werden dann — wenn ſie übrigens den Erwartungen entſprechen — ein 
Reſümee ihres Inhalts bringen. 


Literarifhe Kundſchau. 


Pamjati Karla Marxa (Karl Marx zum Gedächtnis) 1818 bis 1883. Zu ſeinem fünf⸗ 
undzwanzigſten Todestag. St. Petersburg 1908, Verlag von O. und M. Kedrow 
410 Seiten. Preis 5 Mark. (In Rußland bereits konfisziert. D. R.) 


Rußland war das erſte Land, in dem eine üÜberſetzung des „Kapital“ erſchien, 
und es gibt noch heute außer Deutſchland kaum ein Land, wo die Werke von Marx 
einen ſolchen Abſatz gefunden haben und in ſo vielen Auflagen erſchienen ſind, wie 
das abſolutiſtiſche „heilige Rußland“, das vom Begründer des wiſſenſchaftlichen 
Sozialismus ſo leidenſchaftlich gehaßt wurde. In der ruſſiſchen ſozialen Literatur 
taucht ſein Name ſchon in den vierziger Jahren auf. Nach Aufhebung der Leib⸗ 
eigenſchaft verſchwinden die Namen Marx und Engels nicht mehr aus der ruj- 
ſiſchen ſozialen Literatur. Dank einer eigentümlichen Ironie der Geſchichte traten 
dort als erſte Propagandiſten der Marxſchen Lehre Bakunin und Tkatſcheff auf. Der 
erſtere überſetzte bereits im Jahre 1862 das „Kommuniſtiſche Manifeſt“, und der 
zweite machte die ruſſiſchen Leſer bereits im Jahre 1865 mit dem Vorwort zu der 
Schrift: „Zur Kritik der politiſchen Okonomie“ bekannt. Ende der ſechziger Jahre 
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entſtand in Südrußland (in Charkow) eine Gruppe, deren Mitglieder eifrig die 
Schriften von Marx ſtudierten. Aus ihrer Mitte ging der bekannte Soziologe und 
Hiſtoriker Maxim Kowalewsky ſowie J. Kaufmann hervor, deſſen Rezenſion des 
„Kapital“ von Marx im Vorwort zur zweiten Ausgabe zitiert wird. Im Jahre 1870 
erſchien eine populäre Darſtellung des Kapitels über den Arbeitstag, die ſeitdem 
in allen Arbeitszirkeln benutzt wurde. Im Jahre 1871 war ſchon die Marxſche 
Theorie des Wertes, des Geldes und des Kapitals in der bekannten Diſſertation 
von N. Sieber in ihren Grundzügen als notwendige Fortbildung der Smith— 
Ricardoſchen Lehre nachgewieſen. 1872 erſchien die ruſſiſche überſetzung des „Kapital“, 
deren Geſchichte ſich ſo eigenartig mit der Geſchichte der Internationale verknüpft 
hat. Die ökonomiſche Lehre von Marx wird bereits in den ſiebziger Jahren zum 
anerkannten Dogma aller fortſchrittlichen ruſſiſchen Okonomiſten. In einer ganzen 
Reihe der beſten Werke der ruſſiſchen Wiſſenſchaft, die häufig von den „wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Freunden“ von Marx herrührten, kann der tiefe Einfluß ſeiner Theorien 
nachgewieſen werden. Allerdings, die revolutionäre Seite ſeiner Lehre blieb für 

fie ein Buch mit ſieben Siegeln. Und als der Marxismus in den achtziger und 
neunziger Jahren die Fahne der Arbeiterbewegung wurde, da beeilten ſich dieſe 
„wiſſenſchaftlichen Freunde“, ſich von den „Sünden ihrer Jugend“ loszuſagen. 

Während ſeiner letzten Lebensjahre, in den ſiebziger Jahren, verfolgte Marx, 

der zu dieſer Zeit die ruſſiſche Sprache erlernt hatte, mit beſonderer Aufmerkſam⸗ 

keit die ruſſiſche Literatur und ſtudierte gründlich die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
Rußlands. Leider war es ihm nicht beſchieden, die Ergebniſſe ſeines Studiums 
darzulegen. Die Spuren dieſer ungeheuren Arbeit blieben nur in ſeinen Briefen 
(an N. Danielsſohn, den ruſſiſchen Überſetzer des „Kapital“, an Sorge, Kugelmann 
und andere) und in zahlreichen Notizen auf den Rändern ſeiner ruſſiſchen Bücher 
erhalten. Seine alten Arbeiten zur Geſchichte der ruſſiſchen Diplomatie, deren 
Fortſetzung der Artikel von Engels „Die auswärtige Politik des ruſſiſchen Zaris⸗ 
mus“ darſtellte, blieben nicht nur in Rußland, ſondern auch in Deutſchland un- 
bekannt. Nach Marx' Tode war es die Aufgabe von Engels, das Studium Ruß⸗ 
lands ganz in ſeinem Geiſte fortzuſetzen und die weſteuropäiſchen Genoſſen mit den 
Ergebniſſen ſeiner Arbeiten bekannt zu machen. 

In Anbetracht des Angeführten iſt es vollkommen verſtändlich, wenn die ruſ— 
ſiſchen Marxiſten aus Anlaß des fünfundzwanzigſten Todestags von Marx das 
Fazit ſeiner Lebensarbeit ziehen und ſeine ungeheure Bedeutung für Rußland dar⸗ 
ſtellen wollten. Einen ſolchen Verſuch ſtellt der vorliegende ſtattliche Band von 
410 Seiten dar, der eine Sammlung von Artikeln enthält, die vorwiegend von ſo— 
genannten „Bolſchewiks“ verfaßt ſind. Außer dieſen finden wir dort Überjegungen 
eines Artikels, den Roland⸗Holſt in der „Neuen Zeit“ veröffentlichte, ferner einen 
im Jahre 1903 im „Vorwärts“ veröffentlichten Artikel von Roſa Luxemburg und 
einen Artikel Renners aus dem „Kampf“. ö 

Die Titel der Originalartikel lauten: Georg Newſoroff, Karl Marx' Leben 
und Tätigkeit; N. Roſchkoff, Karl Marx und der Klaſſenkampf; W. Baſaroff, 
Zur Kritik der philoſophiſchen Grundlagen des Marxismus; Georg Stekloff, 
Marx und der Anarchismus; A. Finn, Karl Marx als Okonomiſt; P. Rumjan⸗ 

zeff, Karl Marx über das Bauerntum; W. Iljin, Marxismus und Reviſio⸗ 
nismus; G. Sinowjeff, Marx und Engels; G. Kameneff, Vom Demokratismus 
zum Sozialismus; Georg Stekloff, Karl Marx' politiſche Tätigkeit; P. Orlowsky, 
Zur Geſchichte des Marxismus in Rußland; M. Tagansky, Marx über Rußland. 

Die Mehrzahl dieſer Artikel ſtellen gewiſſenhafte Kompilationen aus den Ar⸗ 
beiten von Kautsky und Mehring dar, wobei für den ruſſiſchen Leſer diejenigen 
Punkte hervorgehoben werden, die für Rußland von beſonderem Intereſſe ſind. 
Für Leſer, die der deutſchen Sprache nicht mächtig ſind oder die weder Zeit noch 
Möglichkeit haben, die Kommentare von Mehring im „Nachlaß“ und die ent⸗ 
ſprechenden Artikel von Kautsky zu leſen, ſtellen dieſe Artikel im Verein mit den 
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aus dem Deutſchen überſetzten Artikeln eine kleine Marx⸗Enzyklopädie dar, die trotz 
mancher Wiederholungen, einer Folge der nicht ſehr glücklichen Verteilung des 
Materials, großen Nutzen bringen kann. Am ſchwächſten ſind die Artikel über die 
Geſchichte des Marxismus in Rußland und die Anſichten von Marx über Ruß⸗ 
land. In ihnen macht ſich ſtärker wie in den anderen Artikeln die Eile bemerkbar, 
mit der das Werk zuſammengeſtellt wurde, und zugleich die ungünſtigen Verhält⸗ 
niſſe, in denen ſich viele der Verfaſſer befanden. Einige von ihnen wurden ver⸗ 
haftet, einige geplante Artikel blieben gänzlich aus oder wurden nicht genügend be⸗ 
arbeitet, einige Verfaſſer mußten in letzter Stunde einſpringen, um dieſen oder 
jenen Genoſſen zu erſetzen, der infolge ſeiner Verhaftung die Arbeit nicht vollenden 
konnte uſw. Aus demſelben Grunde erklärt ſich auch das Fehlen einer gemeinſamen 
Redaktion des Werkes. 

Außer dieſen rein äußerlichen Bedingungen haben aber auch die inneren 
Parteiverhältniſſe auf das genannte Sammelwerk ungünſtig eingewirkt. Wie bereits 
eingangs erwähnt, gehört die Mehrzahl der Autoren zu den „Bolſchewiks“, und 
weder Plechanow noch Axelrod und Saſſulitſch, d. h. niemand von den geiſtigen 
Vätern der ruſſiſchen Sozialdemokratie, haben an dem Werke mitgearbeitet. Derſelbe 
Fraktionsgeiſt war es auch, der den Artikel von W. Baſaroff im Sammelwerk 
möglich machte, der ſich, anſtatt die Philoſophie des Marxismus darzulegen, ſehr 
deplaziert mit einer Polemik gegen Plechanow beſchäftigt. Zugleich mit der er⸗ 
ſchütternden Entdeckung, daß Marx ſich überhaupt ſehr wenig um die äußere Rein⸗ 
heit ſeiner Terminologie kümmerte, liefert Genoſſe Baſaroff den ebenſo gründlichen 
Beweis, daß Genoſſe Plechanow nichts anderes ſei als ein Myſtiker. 

Es wäre indeſſen falſch, anzunehmen, daß die philoſophiſchen Anſichten des 
Genoſſen Baſaroff und einiger anderer „Bolſchewiks“ ihre Fraktion kennzeichnen. 
In demſelben Sammelwerk findet ſich ein Artikel von W. Iljin (N. Lenin), des 
Führers der Bolſchewiks, in dem er in den ſchärfſten Ausdrücken „gegen die 
grundfalſchen Verſuche“ proteſtiert, „alten, reaktionären philoſophiſchen Plunder 
unter der Flagge der Kritik des taktiſchen Opportunismus von Plechanow durch⸗ 
zuſchmuggeln“, und offen eingeſteht, daß „Plechanow der einzige Marxiſt innerhalb 
der internationalen Sozialdemokratie war, der vom Standpunkt des dialektiſchen 
Materialismus eine Kritik der unglaublichen Banalitäten lieferte, die die Reviſio⸗ 
niſten hier in ihren Außerungen an den Tag gelegt haben“. 

Gerade jetzt, da ein ſo angeſehener „Menſchewik“ wie J. Valentinoff, deſſen 
Name mit Tſcherewanin und Maßlow eng verknüpft iſt, 95 philoſophiſchen 
Marxismus in zwei Abhandlungen einer ſehr leichtfertigen Kritik unterworfen hat, 
iſt es beſonders überflüſſig — bedauerlicherweiſe tut das aber auch Genoſſe 
Plechanow —, die Differenzen in dieſen Fragen in einen neuen Grund fraktioneller 
Zwiſtigkeiten zu verwandeln. Der Sachverhalt iſt der, daß der philoſophiſche Re⸗ 
viſionismus ſowohl in den Reihen der „Menſchewiks“ wie der „Bolſchewiks“ viele 
Anhänger zählt. Und es iſt ſchwer zu ſagen, wer in ſolchem Reviſionismus 
weiter geht — der „Bolſchewik“ W. Baſaroff und Genoſſen oder der „Menſchewik“ 

J. Valentinoff. 

Die Sozialdemokratie Rußlands durchlebt jetzt eine neue Kriſis. Sie hat die 
Praxis der letzten drei Jahre noch nicht abgewogen und ſich in den Lehren der 
großen ruſſiſchen Revolution noch nicht zurechtgefunden. In den Arbeitermaſſen 
vollzieht ſich ein unmerkbarer, aber tiefgehender Prozeß der Aneignung dieſer 
Lehren und der Kritik der begangenen Fehler. Und unter den Büchern, mit denen 
gegenwärtig der ruſſiſche Büchermarkt überſchwemmt wird, wo eine Mode die 
andere jagt, ſtellt das genannte Marx⸗Sammelwerk eine erfreuliche Ausnahme dar. 
Trotz aller ſeiner Mängel muß es als ein ſehr nützlicher Beitrag zur ruſſiſchen 
ſozialdemokratiſchen Literatur angeſehen werden, der den Prozeß der Aneignung 
dieſer Lehren fördern dürfte. N. Rjaſanoff. 
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Graham Wallas, Human Nature in Politics. London 1908, Archibald Conſtable. 

In dieſem Werke hat der bekannte engliſche Fabier den Verſuch gemacht, die 
moderne Pſychologie praktiſch im politiſchen Leben zu verwerten und ſpeziell die 
Demokratie im Lichte pfychologifcher Unterſuchung wiſſenſchaftlich zu beleuchten. 
Mit anderen Worten: wir haben hier einen Verſuch, dem ſpezifiſchen Fabianismus 
oder reviſioniſtiſchen Sozialismus eine theoretiſche Grundlage zu geben. 

Daß dieſer Verſuch gemacht wird mit Hilfe der Pſychologie, iſt durchaus kein 
Zufall. Gerade wie die bürgerlichen Okonomen ſich der Pſychologie bedient haben, 
um den Marxismus zu widerlegen, ſucht der gute Mr. Wallas, der als Fabier 
Marx ſchon längſt über den Haufen geworfen hat, und der ein eifriger Anhänger 
der pſychologiſchen Richtung in der Okonomie iſt, dieſelbe Wiſſenſchaft zur Löſung 
allgemeiner politiſcher Fragen anzuwenden. Mr. Wallas, der, nach ſeinen eigenen 
Mitteilungen zu ſchließen, ein weltfremder Student war, iſt erſt durch ſeine Er— 
fahrungen als Kandidat der Fortſchrittspartei bei den Grafſchaftswahlen in London 
einigermaßen aufgeweckt worden, und da ihm vieles neu vorgekommen iſt, meint 
er, es müſſe anderen Leuten ebenſo neu ſein, und er beeilt ſich, als Student der 
Pſychologie dieſe feine Erfahrungen in die Sprache der Pſychologen umzuſetzen. 
Was wahr daran iſt, ſind einfach Gemeinplätze, die gar keine politiſche Bedeutung 
haben. Die pſychologiſche Schule in der Nationalökonomie hat den Verſuch ge⸗ 
macht, die ganze Werttheorie vom Standpunkt des geſättigten Bourgeois zu löſen — 
für den höchſtens der Zweifel beſteht, ob er ſein überflüſſiges Geld in der einen 
oder der anderen Weiſe ausgeben will, beruht alſo auf der wunderbaren Ent⸗ 
deckung, daß, wenn der Menſch ſich ſatt gegeſſen hat, er kein Brot braucht. 

In derſelben Weiſe will Mr. Wallas eine Theorie der menſchlichen Natur auf⸗ 
bauen auf ſeine Erfahrungen über die Londoner Spießbürger und auf das, was er 


über ihr Auftreten in England, in Amerika und den engliſchen Kolonien geleſen 
hat, alſo in den Ländern, in denen die Arbeiter bis jetzt keine Spur wirklichen 


Klaſſenbewußtſeins gezeigt haben und wo der Durchſchnittsarbeiter ganz ſpieß⸗ 
bürgerlich denkt und handelt. Die menſchliche Natur des Mr. Wallas iſt alſo die 
des Kleinbürgers — der ſich einbildet, die Menſchheit zu vertreten, und der nichts 
von Klaſſenunterſcheidungen wiſſen will —, und auf dem Boden dieſer tiefſinnigen 
Beobachtungen ſoll eine revidierte ſozialiſtiſche Theorie gebaut werden. Wie faſt 
alle Reviſioniſten, ſo iſt auch Mr. Wallas äußerſt beſcheiden in ſeiner Behandlung 
konkreter politiſcher Fragen — wir wiſſen nur, daß er voller Zweifel iſt über die 
Fähigkeit der eingeborenen Bevölkerung in den Kolonien, ſich ſelbſt zu regieren. 
Allerdings hat er die Hoffnung, daß nach zweitauſend Jahren — vielleicht — inter⸗ 
nationale Meinungsverſchiedenheiten durch internationale Gerichtshöfe geregelt 
werden, aber vom Sozialismus iſt keine Rede, obwohl der Verfaſſer organiſierter 
Sozialiſt ſowie eines der hervorragendſten Mitglieder des Fabiervereins iſt und 
als ſolches auch Mitglied der engliſchen Arbeiterpartei — allerdings iſt er zu 
gleicher Zeit ein liberales Mitglied des Londoner Grafſchaftsrats. Offenbar kommt 
für dieſen Sozialiſten der Sozialismus erſt in hunderttauſend Jahren in Betracht. 
Und in dieſer Weiſe werden die ſozialiſtiſchen Theorien revidiert, das heißt, die 
Sozialiſten ſollen in den Bahnen der bürgerlichen Denkweiſe erzogen werden. Daß 
ein derartiges Buch von ſozialiſtiſchen Blättern den engliſchen Genoſſen empfohlen 
wurde, zeigt nur zu deutlich, welche Konfuſion in der engliſchen Bewegung immer 
noch herrſcht. Der engliſche Sozialismus bleibt in der Tat immer noch zumeiſt auf 
dem Niveau des alten utopiſtiſchen Sozialismus, der keinen Klaſſenkampf kannte. 

J. B. Askew. 


Karl Rehe, Dipl.-Ing. Dr. phil., Königl. Gewerbereferendar, Die deutſche Schutz 
großinduſtrie. Jena 1908, Guſtav Fiſcher. VIII u. 110 Seiten. Oktav. 

Die Literatur über die Schuhinduſtrie iſt nicht arm, doch iſt die neueſte Ent⸗ 

wicklung, die durch den vollſtändigen Sieg der Fabrikinduſtrie charakteriſiert wird, 
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bisher nicht ausreichend behandelt worden. Wir müſſen dem Verfaſſer deswegen 
verbunden ſein, daß er uns eine Studie bietet, die die geſchichtliche Entwicklung 
vor allem der Fabrik in der Schuhmacherei darſtellt und dieſe Geſchichte bis zum 
Jahre 1907 beziehentlich 1908 zu führen ſucht. Durch Fragebogen an die Polizei⸗ 
verwaltungen der bedeutendſten Schuhzentren Deutſchlands erhielt der Beamte der 
Gewerbeinſpektion eine Reihe von Angaben, deren Zuverläſſigkeit im einzelnen zu 
prüfen erſt möglich ſein wird, wenn die geſamten Ergebniſſe der Berufsſtatiſtik vom 
12. Juni 1907 vorliegen werden. Der Verfaſſer geht insbeſondere von den Ver⸗ 
hältniſſen der Erfurter Schuhmacherei aus. Jedenfalls ſind die Angaben, die er 
über dieſe macht, der wertvollſte Teil ſeiner Arbeit. Die techniſchen Fortſchritte 
und die allgemeinen Entwicklungstendenzen in der Schuhmacherei, insbeſondere in 
der deutſchen und beſonders ausführlich in der Erfurter, werden gemeinverſtändlich 
und anſchaulich dargeſtellt. Die Vergleiche der erforderlichen Zeit für Handarbeit 
und Maſchinenarbeit, das merkwürdige Syſtem der Maſchinenleihe ſtatt des Maſchinen⸗ 
verkaufs, die Organiſation des Betriebes in der Fabrik werden ſehr gut geſchildert. 
Man ſieht den Gang der Fabrikation der modernen Schuhfabrik, ihren Umfang 
und Kapitalbedarf, die Gruppierung der Arbeiter nach Alter und Geſchlecht. Wir 
finden die Produktionskoſten in Handwerk und Fabrik nebeneinandergeſtellt. Wenn 
der Verfaſſer auch den Sieg der Fabrikinduſtrie zugeben muß, ſo wird doch noch 
die Hoffnung ausgeſprochen, daß ein leiſtungsfähiger Handwerksbetrieb hinſichtlich 
beſſerer Ware noch völlig konkurrenzfähig iſt (S. 61), an einer anderen Stelle 
(S. 107) ſagt aber der Verfaſſer, daß die gute Fabrikware an Dauerhaftigkeit und 
Eleganz ſelbſt der beſten Handarbeit gleichkommt, und daß heute einige Schuh⸗ 
geſchäfte dem Bedürfnis nach individueller Schuhware dadurch nachkommen, daß 
ſie auf Wunſch den Kunden von einem tüchtigen Meiſter Maß nehmen und dann 
einen Leiſten vorrichten laſſen, nach dem dann leicht in der Fabrik ein genau 
paſſender Schuh angefertigt werden kann. 

Intereſſant iſt die Berechnung des Verfaſſers, daß trotz ſtark geſtiegener Geld⸗ 
löhne die Reallöhne der Schuhmacherei während langer Zeit gar nicht geſtiegen 
ſind. Nach einer Unfallſtatiſtik war die niedrigſte Zahl der Unfälle am Montag, 
die höchſte am Sonnabend. Dem Verein deutſcher Schuhmacher, unſerer Organi⸗ 
ſation, muß er volle Bewunderung zollen, er jammert nur über die Beziehungen 
dieſes Vereins zu „einer radikalen ſozialdemokratiſchen Partei“. 

So gut im allgemeinen das Buch iſt und ſo ſehr es nicht bloß denen empfohlen 
werden kann, die ſich für die Schuhmacherei intereſſieren, ſondern auch allen, die 
Material für die wirtſchaftliche Entwicklung und für deren Wirkungen ſuchen, ſo 
unangenehm berühren die durchaus nicht notwendigen Leſefrüchte über die Verhältniſſe 
der Schuhmacher im Mittelalter und andere weit hergeholte und nicht nötige Be⸗ 
merkungen, die die Beleſenheit des Autors in helles Licht ſtellen ſollen. ad. br. 


Notizen. 


Der langſame, aber fichere Kufſtieg des Proletariats wird fo oft als eine 
erwieſene Tatſache behauptet und unſerem Hinweis auf die ſtete Verſchärfung 
der Klaſſengegenſätze engegengeſtellt. Wie es ſich damit in Wirklichkeit verhält, 
zeigen unter anderem die eingehenden Unterſuchungen des Waſhingtoner Arbeits⸗ 
bureaus, deren komplizierte Berechnungen, die hier nicht wiedergegeben werden 
können, in folgender Tabelle kondenſiert ſind. Sie gibt die Bewegung der Wochen⸗ 
löhne ſowie der Preiſe der Lebensmittel an, die in einem Arbeiterhaushalt ver⸗ 
braucht werden, ſowie endlich, nach dieſen Preiſen gemeſſen, die Kaufkraft des 
Wochenlohns. Als Grundlage werden die Zahlen des Jahrzehnts von 1890 bis 1899 
angenommen, die gleich 1000 geſetzt ſind. 


Notizen. 853 
: reife der Kaufkraft des 
= 9 Wochenlohn ee Wochenlohns 
1010 1024 986 
1008 1038 971 
1913 1019 994 
1012 1044 969 
977 997 980 
984 978 1006 
8995 955 1042 
7.992 963 1030 
999 987 1012 
10912 995 1017 
1041 1011 1030 
e e ee 1052 1007 
1092 1109 985 
4123 1103 1018 
. 6 6302 1117 1004 
1140 1124 1014 
771185 1157 1024 
1907 1224 1206 1015 


Wie man ſieht, hat ſich die Lage der Arbeiter, gemeſſen an der Kaufkraft ihres 
Lohnes, in keiner Weiſe gebeſſert. Wohl war die Kaufkraft des amerikaniſchen 
Wochenlohns 1907 um ganze 3 Prozent größer als 1890. Aber ſelbſt dieſes kläg⸗ 
liche Wachstum binnen einem halben Menſchenalter verſchwindet, wenn man be⸗ 
denkt, daß 1907 überwiegend noch ein Jahr der größten Proſperität war, 1890 da⸗ 
gegen eines wirtſchaftlicher Depreſſion. 

Sieht man nur den Geldlohn an, dann iſt freilich ein faſt ſtetes Steigen des 
Lohnes zu konſtatieren, das nur vorübergehend durch Kriſen unterbrochen wird. 


Von 1890 bis 1907 wuchs der Geldlohn um 21,4 Prozent, von 1894 bis 1907 ſogar 


um 24,7 Prozent, um faſt ein Viertel. Aber gleichzeitig wuchſen auch die Lebens⸗ 
mittelpreiſe, und zwar von 1896 an raſcher als die Geldlöhne. Dieſe ſtiegen 
ſeitdem um 22,9 Prozent, die Preiſe dagegen um 25,1 Prozent, ſo daß die Kauf⸗ 
kraft des Arbeitslohns ſank, um 2,7 Prozent. 

Das galt von der Zeit der Proſperität, vor dem Hereinbruch der Kriſe. 

Mit vollem Rechte kann man alſo ſagen, daß die „berauſchende Vermehrung von 
Reichtum und Macht“ in den letzten ſiebzehn Jahren, die in Amerika am koloſſalſten vor 
ſich ging, „ganz und gar auf die beſitzenden Klaſſen beſchränkt iſt“, daß die Klaſſen⸗ 
gegenſätze in dieſen ſiebzehn Jahren eine auffallende Verſchärfung erfahren haben. k. 


Elektriſcher Betrieb in der Landwirtſchaft. Eine Artikelſerie, welche Ingenieur 
Krohne unter dieſem Titel in der „Elektrotechniſchen Zeitſchrift“ (XXIX. Jahrg., 
Heft 39, 40, 41) veröffentlicht, beſchäftigt ſich mit der Zukunft des landwirtſchaft⸗ 
lichen Maſchinenweſens. Krohne, der ſeinen Aufſätzen ein reiches Quellenmaterial 
zugrunde legt, neigt zu der Anſicht, daß der Agrarbetrieb ſeiner Induſtrialiſierung 
entgegenſieht. Er erreicht ſeine höchſte Vollendung in der freien Wirtſchaft, welche 
jeden beſtimmten Fruchtwechſel vermeidet und nur nach dem Marktbedürfnis 
produziert, indem ſie gleichzeitig durch die Tiefkultur und den Kunſtdung das In⸗ 
tenſitätsmaximum erzielt. Eine ſolche Wirtſchaftsform ſetzt die höchſte Arbeits⸗ 
ökonomie voraus, bedarf alſo der arbeitſparenden Maſchine ſowohl zum Ausgleich 
der geſteigerten Leutenot als auch für die neuen intenſiven Arbeitsmethoden. 

Krohne nimmt für den ſoeben charakteriſierten Betrieb die geſonderte Bezeichnung 
eines agrar⸗techniſchen Betriebes in Anſpruch, und dies mit Recht, denn er iſt von 
der alten Form des bäuerlichen oder gutsherrlichen Betriebes ſo verſchieden wie 
die Manufaktur von der Fabrik. 

Die Baſis des künftigen agrar⸗techniſchen Betriebes wird diejenige Energie⸗ 
quelle ſein, welche imſtande iſt, auch den mittleren Betrieb in ihr Bereich zu 
ziehen, alſo die Elektrizität. Daß es nicht die Dampfkraft, noch eine der anderen 
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motoriſchen Kräfte fein kann, leuchtet jedem techniſch Gebildeten ein. Jene Agrar: 
theoretifer, welche die Begrenztheit des Anwendungsgebietes der Maſchine be⸗ 
haupten, werden mit der weiteſtgehenden Benützungsmöglichkeit der Elektrizität für 
agrarwirtſchaftliche Zwecke rechnen müſſen, denn die vorzügliche Eignung der 
elektriſchen Energie für die Landwirtſchaft iſt nicht zu leugnen. Ihre leichte Zu⸗ 
führung und Teilbarkeit, die äußerſte Vereinfachung in der Bedienung und in der 
Inſtandſetzung der elektriſchen Apparatur haben die gegenwärtige Verbreitung des 
Elektromotors geſichert und entſcheiden ſehr häufig für die elektriſche Kraft⸗ und 
Arbeitsmaſchine ſelbſt dort, wo andere Motoren den Vorzug der höheren Betriebs⸗ 
ökonomie beſitzen. In der Landwirtſchaft mit ihren ausgedehnten Flächen, für deren 
Kraftverſorgung ein dünner Draht genügt, mit ihrer geringer qualifizierten Arbeiter⸗ 
ſchaft, müſſen dieſe Vorzüge durchſchlagend werden. Die Maſchinen der Elektrokultur, 
welche Krohne in einigen Tabellen und neueren Konſtruktionen vorführt, laſſen denn 
auch heute ſchon eine hohe Durchbildung und zweckſichere Anpaſſung erkennen, die 
für die künftige Strukturveränderung der Landwirtſchaft ſehr bedeutſam ſind. 

Vor allem iſt ſeine Gegenüberſtellung des neuen Elektropflugs und des Dampf⸗ 
pflugs intereſſant. Der ſchwere und teure Dampfpflug arbeitet nur auf größter 
Fläche und als Tiefpflug rationell. Seine Vorteile bilden auch ſeine Verwendungs⸗ 
grenze. Der Elektropflug iſt in gleicher Weiſe für das Tief⸗ und Flachpflügen brauchbar 
und iſt fähig, ſich auch das mittlere Wirtſchaftsgut zu erobern. Er wirkt arbeit⸗ 
ſparend, während der Tiefpflug allein durch ſeine erhöhte Ausbeute die Leutenot 
eher vermehrte. Er ermöglicht die Bearbeitung ſteiler Gehänge, wo ſelbſt der Ge⸗ 
ſpannpflug Schwierigkeiten findet. Seine allgemeine Verwendung ſichert der Land⸗ 
wirtſchaft erhöhte Okonomie. Vorausſetzung ſeiner Verwendung wie diejenige der 
anderen Maſchinen und des elektriſchen Transportes iſt ein planmäßiges elektriſches 
Netz, ein Netz von Überlandzentralen. 

Die Durchführung dieſer agrar⸗techniſchen Organiſation will der Verfaſſer zum 
großen Teil den Genoſſenſchaften überweiſen. Eine finanzielle Abhängigkeit der⸗ 
ſelben von den großen Elektrizitätsgeſellſchaften würde ſich dann wohl von ſelbſt 
ergeben. Die in dieſen Tagen erfolgte Gründung der Elektrobanken gibt eine Vor⸗ 
ſtellung davon, wie ſich die Kapitalsbeſchaffung der hei Landwirtſchaft 
vollziehen dürfte. Julmann. 


Zeitſchriftenſchau. 


In der „Revue socialiste“ vom Januar behandelt Georges Bourgin 


„Eine ſoziale Revolution am Ende des aditzefinten bel garden (Der Ver⸗ 
kauf der Nationalgüter). Die Wirkung des Verkaufs der Nationalgüter während 


der franzöſiſchen Revolution wird verſchieden eingeſchätzt. Einige ſchreiben den 
eichtum der Bourgeoiſie zu einem bedeutenden Teile dem Umſtand zu, daß ſie ſich 


der geiſtlichen und adeligen Güter bemächtigte; andere leugnen dieſe Bedeutung. 
Einen richtigen Einblick in den Umfang und die Einzelheiten dieſer großen Umwälzung 
des Eigentums haben erſt in der letzten Zeit eine Anzahl Studien und Publika⸗ 
tionen gewährt. Der geiſtliche Grundbeſitz wurde von der Konſtituierenden Ver⸗ 
ſammlung konfisziert — unter Anerkennung der ſtaatlichen Verpflichtung einer 
Gehaltszahlung an die Geiſtlichen und der Sorge für die Armen —, um den finan⸗ 
ziellen Verlegenheiten des Staates ein Ende zu bereiten; die frühere Konfiskation 
der Güter der Jeſuiten bot einen Präzedenzfall. Ein Dekret vom 19. Dezember 1789 
ordnete den Verkauf eines Teiles bis zu 400 Millionen Livres an. Allmählich 
wurden aber alle Staatsdomänen, mit einigen beſonders angeführten Ausnahmen, 
zum Verkauf beſtimmt; ihr Wert ift ſchwer zu beſtimmen, da alle Preiſe durch das 
plötzliche koloſſale Angebot und die Aufhebung der feudalen Rechte revolutioniert 
wurden; er darf auf 3000 Millionen geſchätzt werden. Die Ausgabe von Aſſignaten, 
einer Art zinsloſer Hypothekenſcheine, die aber als Geld dienten, ſollte den Ver⸗ 


Pr > 
x 
1 


geitſ chriftenſchau. N a u — 


kauf erleichtern und raſch das Geld in den Staatsſäckel bringen. Daß nachher die 
urſprüngliche Summe von 1200 Millionen Aſſignaten zuerſt auf 2000, dann unter 
dem Konvent und dem Direktorium bis auf 7000 und 35000 Millionen erhöht 
wurde, ſo daß ſie ſchließlich nicht mehr wert waren als Zeitungspapier, hatte in 
der erſten Zeit noch keinen Einfluß. Zugleich verſuchte die Regierung durch immer 
neue Konfiskationen von Beſitzungen der Orden und Korporationen das Angebot 
von Gütern zu vergrößern. 
Die Käufer waren zumeiſt Mitglieder der Bourgeoiſie (Notare, Händler, Bau⸗ 
meiſter, Unternehmer, Beamte, ſogar Pfarrer); vier Diſtrikte werden angeführt, 
wo die Bauern zuſammen für 1733000, die Bourgeois für 6040000 Livres Land 
kauften. Die Erträge übertrafen in der Regel weit die Voranſchläge; es wurde 
nicht aus Vaterlandsliebe, ſondern aus Geſchäftsſinn gekauft. Als aber der Kurs 
der Aſſignaten ſank und die Grundſtücke mit den entwerteten Papieren bezahlt 
wurden, hatte nicht mehr der Staat, ſondern hatten die Spekulanten allein die 
Vorteile. Jetzt kamen die konfiszierten Güter der Emigranten hinzu; das Geſchäft 
hatte den Beamten und Spekulanten ſo trefflich geſchmeckt, daß abſichtliche Betrüge⸗ 
reien ſich zu den unabſichtlichen Irrtümern in der Aufſtellung der Liſten geſellten. Der 
Verkauf fand für den Staat nun unter ungünſtigeren Bedingungen ſtatt, ſo daß er 
in Wirklichkeit nur lächerliche Summen bekam. Die Bauern und die Kleinbourgeoiſie 
beteiligten ſich hierbei mehr als zuvor, aber das eigentliche ländliche Proletariat 
blieb ausgeſchloſſen. Die große Geldverlegenheit des Direktoriums machte es macht⸗ 
los den Spekulanten gegenüber, die in Maſſe die übrig gebliebenen Staatsgüter 
weit unter dem Werte kauften. Die Regierung Napoleons brachte die Liquidation; 
Bons mit ber Bepft neieteltene wurde eine Unterfr der ie 
verlauften Güter auf. Daneben wurde eine Unterſuchung aller Verkaufstrans⸗ 
altionen vorgenommen, um die Anſprüche des Staates feſtzuſtellen; allzu tief durfte 
aber auch dieſe Unterſuchung in all die Raub: und Betrugsaffären nicht eindringen. 
Das Bourbonenkönigtum brachte die zweite Hälfte der Liquidation; der zurück⸗ 
gekehrte Adel erhielt eine Milliarde Entſchädigung und mußte feinen Anſprüchen 
auf das konfiszierte Land entſagen; das bürgerliche Eigentum blieb fiegreich, und 
die Edelleute ſelbſt wurden zu reichen Bourgeois. Die Julirevolution garantierte 
ſchließlich die Unverletzlichkeit des revolutionären Eigentums. Die Veräußerung 
der Nationalgüter hatte alſo den Staat nicht vor dem Bankrott bewahrt, aber ſie 
hat die Bourgeoiſie ungeheuer bereichert, jedoch nicht den Kleinbeſitz der Bauern 
geſchaffen, denn dieſer war ſchon vor der Revolution ſehr zahlreich. 
In dem Februarheft der holländiſchen Revue „De Nieuwe Tijd“ behandelt 
Joh. Viſſcher — ein guter Kenner der ſüdafrikaniſchen Verhältniſſe, der wert⸗ 
volle Studien über den Transvaalkrieg geſchrieben hat — unter dem Generaltitel 
„Koloniale Probleme“ zuerſt „Die weißen Paupers in den Kolonien“. Die Be⸗ 
ziehungen der Europäer zu den Eingeborenen wechſeln mit den Machtverhältniſſen 
und der ökonomiſchen Entwicklung. Als die erſten Niederlaſſungen in Afrika 
gegründet wurden, waren ſie militäriſche Poſten zur Verproviantierung der nach 
Indien fahrenden Schiffe; die kleine Beſatzung war ſchwach gegenüber den Ein⸗ 
geborenen, von ihnen wegen der Beſchaffung von Proviant abhängig, und als 
rohe Soldaten, aus den unterſten Stufen der Bevölkerung, vermiſchten ſie ſich leicht 
mit ihnen. Der ſoziale Abſtand der Raſſen war dabei gering. Anders wird es, wo 
der Weiße erobernd oder koloniſierend auftritt. Wo er Ausbeutungskolonien gründet, 
wie am Kongo, werden die Eingeborenen zu Sklaven, und ihre Frauen werden 
gewaltſam genommen, ohne daß die Gründung einer Familie das Ziel if. Wo 
der Weiße koloniſierend auftritt, wie in Südafrika, führt er Ausrottungskriege und 
fühlt ſich erhaben über die Eingeborenen. Da gründet er eine weiße Familie, 
die ſich von den Schwarzen fern hält; ſexueller Verkehr mit ihnen war bei den 
Buren durch Sitte und Geſetz ſtreng verpönt. Die große Kluft zwiſchen den Raſſen 
iſt eine ſoziale Kluft; die gröberen, ſchweren Arbeiten ſind für die Farbigen, die 
leitenden und mehr Geſchick erfordernden Arbeiten, auch die qualifizierte Arbeit, 
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für die Weißen. Die Beherrſchung einer farbigen Mehrheit durch eine Minderheit 
von Weißen bringt von ſelbſt die politiſche Rechtloſigkeit jener und das Verbot 
des Waffentragens, der Freizügigkeit, des Streikens mit ſich. Zugleich zeigt der 
patriarchaliſche Verkehr zwiſchen Herr und Diener dort, wo keine Ausbeutung zur 
Erzielung von Profit, ſondern Naturalwirtſchaft herrſcht, deutlich, daß nicht der 
Raſſenunterſchied ſelbſt, ſondern das Herrſchaftsverhältnis die Kluft bewirkt. 

In einer ſolchen gemiſchten Geſellſchaft (Südafrika, die ſüdlichen Staaten 
Amerikas) gilt daher die Arbeit der Farbigen als erniedrigend für die Weißen, die 
weiße Arbeit dagegen als ein Privileg. Mit der kapitaliſtiſchen Entwicklung er⸗ 
wachſen daraus die Konflikte; die weißen Arbeiter beklagen ſich, daß Farbige zu 
ihrer Arbeit herangezogen werden, und die Unternehmer ſchimpfen über die Faul⸗ 
heit und Begehrlichkeit der weißen Arbeiter, die nicht Eingeborenenarbeit für den⸗ 
ſelben Lohn wie die Eingeborenen verrichten wollen. In ſolchen Ländern entſteht 
immer ein Überſchuß an weißer Bevölkerung. Das ſind die „poor whites“ Amerikas, 
die armen Weißen. A f Vt 

In Südafrika iſt dieſe Klaſſe durch beſondere Umſtände gewaltig angeſchwollen. 
Die Bauernbevölkerung vermehrte ſich, aber als das Land durch das Aufkommen 
der Bergwerke, das Einſtrömen von Europäern und die daraus hervorgehende Um⸗ 
wälzung der Naturalwirtſchaft in Geldwirtſchaft einen Wert bekam, konnte der 
Überſchuß an Weißen ſich nicht auf unbeſetztem Boden anſiedeln und zog in die 
Städte. Zugleich lieferte die Einwanderung aus Europa einen Überfluß an 
geübten Arbeitern. Dann kam die Rinderpeſt, die die Bauern zwang, wegen ihrer 
Verluſte Hypotheken auf ihre Güter aufzunehmen. Ihre Expropriierung zugunſten 
der Bankkapitaliſten (derſelben wie die Goldkapitaliſten des Rand) wurde beſiegelt 
durch den Transvaalkrieg, der ihre Häuſer zerſtörte und engliſche Koloniſten ins 
Land brachte. Dann kam eine raſche Entwicklung des Kapitalismus, wie nach jedem 
Kriege; Unternehmungen wurden gegründet, Eiſenbahnen gebaut, zahlloſe qualiſi⸗ 
zierte Arbeiter kamen aus Europa, bis die Proſperität in einer Kriſe endete. 

Südafrika ſteht vor der Frage, wie die Maſſe der Weißen in die Produktion 
einzuverleiben iſt. Ihre Lage iſt der des antiken römiſchen Proletariats ähnlich; wie 
dieſes aus früheren Bauern und Handwerkern beſtehend, wird es durch die Sklaven⸗ 
arbeit außerhalb der Produktion gehalten und muß jetzt von der Gnade der Beſitzenden 
leben. Sie verfallen teilweiſe der Demoraliſation, vermiſchen ſich mit den ſchlechteſten 
Elementen der eingeborenen Bevölkerung und erzeugen ein entartetes, ſchwaches 
Geſchlecht von Miſchlingen. Vor dem Kriege war die Ahnlichkeit mit den alt⸗ 
römiſchen Verhältniſſen noch größer, weil die pauperiſierten Bauern das Wahlrecht 
beſaßen und von der Regierung, damit ſie ſich nicht auf die Seite der Ausländer 
ſchlugen, durch Lebensmittelverteilungen erhalten wurden. Das hat jetzt aufgehört. 
Die heutigen Herrſchenden bilden eine moderne Kapitaliſtenklaſſe, die einerſeits den 
armen Weißen beizubringen verſucht, daß die Kaffernarbeit nichts Unehrenhaftes 
iſt, und die andererſeits die billigen Kaffern zu qualifizierten Arbeitern erzieht. 

Die ſüdafrikaniſche Arbeiterbewegung ſtellt ſich deshalb das Ziel, wieder in die 
Produktion einzudringen oder ſonſt einen Lebensunterhalt zu finden; ſie iſt eine 
Bewegung von Arbeitsloſen, die fürchten, ihr ganzes Leben lang arbeitslos zu 
bleiben. Der einzig mögliche Ausweg kann nicht in einem künſtlichen Ausſchluß der 
Farbigen, ſondern nur in der Richtung der tatſächlichen Entwicklung geſucht 
werden: die Kapitaliſten heben immer mehr den aus früheren Verhältniſſen ſtam⸗ 
menden Unterſchied zwiſchen weißer und farbiger Arbeit auf. Keir Hardie hat voll⸗ 
kommen richtig die einzig mögliche Löſung angegeben: völlige Gleichſtellung der 
Farbigen und Weißen, auch in betreff des Lohnes. Die weißen Arbeiter ſollen 
alſo ihren politiſchen Einfluß dazu verwenden, für die farbigen Arbeiter dieſelben 
politiſchen und ökonomiſchen Rechte zu erzielen. Das bildet jetzt auch einen 
Programmpunkt der erſten ſüdafrikaniſchen Arbeiterorganiſationen. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Der permanente Selbftmord. 
Berlin, 6. März 1909. 


Nach dem feierlichen Geſpreize von einigen Tagen, wonach ſie dieſes Mal 
nicht umfallen würden, ſind die Freiſinnigen nun doch umgefallen, allerdings 
nur „vorläufig“ und „unter Vorbehalt“. Auch ſoll eine ſtarke Minderheit in 
der freiſinnigen Fraktionsgemeinſchaft ſich dagegen geſträubt haben, und jeden⸗ 
falls räſonieren manche freiſinnige Organe, ſogar die ſanftmütige Tante Voß, 
gegen die neueſte Machenſchaft, die unter der Form eines ſogenannten Kom⸗ 
promiſſes dem Freiſinn das Gebot der Junker auferlegt. 

Es handelt ſich bei dieſem Kompromiß um den Plan, der ſchon vor acht 
Tagen an dieſer Stelle erwähnt wurde, um den Plan, die Matrikularbeiträge 
um den Betrag zu erhöhen, der durch die Nachlaßſteuer aufgebracht werden 
ſollte, und die Einzelſtaaten zu binden, daß ſie dieſen Betrag durch „Beſitz⸗ 
ſteuern“ aufbringen ſollen. In ihren Einzelheiten iſt die ſaubere Beſcherung 
aber noch ruch⸗ und ſinnloſer ausgefallen, als nach den allgemeinen Zügen, 
in denen ſie zuerſt auftauchte. Die Höhe der neuen „Beſitzſteuer“ wird nicht 
beſtimmt; ſie darf nur bis zum 1. April 1914 die Summe von 100 Mil⸗ 
lionen Mark nicht überſchreiten und dann von fünf zu fünf Jahren um nicht 
mehr als fünf vom Hundert erhöht werden. Jeder Antrag auf Anderung 
dieſer Vorſchrift ſoll als Verfaſſungsänderung behandelt werden, das heißt 
als abgelehnt gelten, wenn 14 unter den 58 Stimmen des Bundesrats da⸗ 
gegen abgegeben werden. Wohl aber kann die „Beſitzſteuer“ je nach der Lage 
des Reichshaushaltes jährlich auf 50 oder 20 Millionen ermäßigt oder ganz 
beſeitigt werden. 

Den Einzelſtaaten aber iſt überlaſſen, die „Beſitzſteuer“ durch Zuſchläge 
zur Einkommenſteuer aufzubringen, wobei nur Einkommen unter 3000 Mark 
frei bleiben ſollen. Selbſt die „Poſt“ erkennt an: „Die Beſteuerung des Ar⸗ 
beitereinkommens, namentlich in den mittleren Einkommenslagen, fällt in der 
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Beſitzſteuer.“ Und die „Voſſiſche Zeitung“ erklärt voll ſittlicher Entrüſtung, 
es ſei ein Mißbrauch des Wortes, eine Verſchleierung der Wahrheit, Zuſchläge 
zur Einkommenſteuer, ſelbſt völlig vermögensloſer Perſonen, Beſitzſteuer zu 
nennen. Was in keiner Weiſe gehindert hat, daß die politiſchen Freunde des 
empörten Blattes ſich mit dieſer „Verſchleierung der Wahrheit“ abgefunden 
haben — „vorläufig“ und „unter Vorbehalt“. | 

Die „Voſſiſche Zeitung“ und in ähnlicher Weiſe das „Berliner Tageblatt“ 
müſſen noch böſe Mienen zum böſen Spiel machen, da ſie einen mehr oder 
minder großen Leſerkreis beſitzen gerade auch in denjenigen Bevölkerungs⸗ 
ſchichten, die durch dieſen neueſten Blockverrat an ihrem Geldbeutel empfindlich 
berührt werden. Die „Freiſinnige Zeitung“, die ſolche Rückſichten nicht zu 
nehmen hat, da ſie unter Ausſchluß der Offentlichkeit erſcheint, feiert ihrerſeits 
den Schwindel als einen Sieg des liberalen Gedankens über agrariſche An⸗ 
ſchauungen. Sie ſchreibt: „Bisher war von der Rechten und vom Zentrum, 
wie auch von der Regierung die Theorie vertreten worden: die indirekten 
Steuern für das Reich, die direkten für die Einzelſtaaten. Dieſer Standpunkt 
iſt jetzt aufgegeben und die Bahn für den Ausbau der direkten Reichsſteuern 
freigemacht.“ Der Knuten⸗Ortel begnügt ſich, in ſeiner „Deutſchen Tages⸗ 
Zeitung“ dieſe tiefſinnige Weisheit mit zwei Ausrufungszeichen zu regiſtrieren, 
die in blockbrüderlicher Höflichkeit den agrariſchen Kernfluch umſchreiben: Ver⸗ 
dammter Blödſinn! | 

So ohne jede Bedeutung die „Freiſinnige Zeitung“ als Organ der Preſſe 
iſt, ſo ſehr iſt ſie das Sprachrohr der Mugdaneſen, und ſo groß iſt demgemäß 
die Wahrſcheinlichkeit, daß dieſe Biedermänner ihren permanenten Selbſtmord 
fortzuſetzen entſchloſſen ſind und „unentwegt“, wie immer, aus dem halben 
Umfall einen ganzen Umfall machen werden. Sie fürchten den ſchwarzen 
Mann, aus dem in unſerer vorigen Nummer ein Druckfehler ſehr irrtümlich 
einen „ſchwachen Mann“ gemacht hat: ſie fürchten das Zentrum, und es 
ſcheint, daß Bülow alles getan hat, ſie vor dem verhaßten Nebenbuhler noch 
beſonders graulich zu machen. Dieſe Sorge kann ihnen auch nicht die „Voſſiſche 
Zeitung“ wegräſonieren, indem ſie behauptet, der Freiſinn dürfe der Sprengung 
des Blocks ohne Zagen und Zittern entgegenſehen. Das wiſſen die um Fiſch⸗ 
beck, Kopſch und Wiemer beſſer. Sie können in der zwölften Stunde nicht 
mehr die politiſche Ehre retten, die ſie den ganzen Tag über preisgegeben 
haben; kracht der Block zuſammen, ſo können ſie nicht, wie ihnen das die 
„Voſſiſche Zeitung“ vormacht, ſtolz erhobenen Hauptes als der edelmütig irrende 
Ritter Don Quichotte zurückkehren; vielmehr wie geprügelte Sancho Panſas 
traben ſie dann auf ihren Eſeln heim. Aus Angſt vor dem Ende mit Schrecken 
wählen ſie die Schrecken ohne Ende. 

Noch hoffen ſie, daß die Hefe des Kelches an ihnen vorübergehen wird, 
im Vertrauen auf den Bundesrat. Dieſe Nachfahren der alten Unitarier 
Waldeck und Ziegler ſind nun glücklich ſo weit gekommen, den letzten Anker 
der Rettung beim Partikularismus zu ſuchen. Ohne Zweifel iſt die neue 
„Beſitzſteuer“ ein harter Biſſen für die Regierungen der deutſchen Einzel⸗ 
ſtaaten; ihre „Finanzhoheit“ geht rettungslos zum Teufel, wenn gemäß dem 
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Finanzkompromiß der Bundesrat für diejenigen Staaten, die ſich nicht fügen 
und nicht ſelbſt für „Beſitzſteuern“ im Sinne dieſes Kompromiſſes ſorgen, ſolche 
Steuern anordnen darf. Nach der Behauptung ultramontaner Blätter ſoll 
der Reichskanzler ſogar die Freiſinnigen durch die Ausſicht kirre gemacht haben, 
daß der Bundesrat dem Kompromiß ſeine Zuſtimmung verſagen werde. Die 
Wahrheit dieſer Behauptung mag füglich dahingeſtellt bleiben, aber es iſt ſicher, 
daß die mittel- und kleinſtaatlichen Regierungen in ihrer Weiſe an dem Finanz⸗ 
kompromiß nicht minder ſchwer zu ſchlucken haben, als der Freiſinn in ſeiner 
Weiſe. 

Aber von ihnen iſt auch nicht mehr zu erwarten als vom Freiſinn. Der 
Vertreter der Krone Bayern hat bereits erklärt, die verbündeten Regierungen 
dächten an keine Auflöſung des Reichstags, und wie ſie anders als durch ein 

Aufgebot der Maſſen den Trotz der oſtelbiſchen Junker brechen wollen, das 
ſollen ſie erſt zeigen. Seit vierzig Jahren haben dieſe Regierungen gern oder 
ungern getanzt, wie die Junker pfiffen, und es iſt nicht gut zu erwarten, daß 
ſie nun endlich noch ein Rückgrat finden, das ſie vier lange Jahrzehnte hin⸗ 

durch haben vermiſſen laſſen. Freilich kann man einwenden, hier handle es 
ſich nicht um Volksrechte, die zu verraten die bayeriſche und die anderen 
deutſchen Regierungen immer ſo bereitwillig geweſen ſind wie die preußiſche 
Regierung, ſondern in erſter Reihe um die „Finanzhoheit“ der Einzelſtaaten, 
alſo um eine Sache, bei der auch für das ſouveräne Selbſtbewußtſein die Ge- 
mütlichkeit aufhört. Möglich iſt es danach immerhin, daß der „föderative 
Charakter“ des Reiches bei dieſer Gelegenheit im Bundesrat ſtärker rumoren 
wird als ſonſt wohl, aber daß der Bundesrat die Nachlaßſteuer gegen den 
Willen der Junker . wird, das werden wir erſt glauben, wenn wir 
es ſehen. 

Weshalb die Junker gegen die Nachlaßſteuer fechten, als gälte es ihr Leben 
oder ihren Tod, das hat inzwiſchen Profeſſor Delbrück in den „Preußiſchen 
Jahrbüchern“ verraten. Mag man die junkerliche Habgier ſo hoch einſchätzen, 
wie ſie ſich ſeit Jahrhunderten ſtets erwieſen hat, ſo befremdet es immerhin 
auf den erſten Blick, daß ſie ſich mit ſo wilder Wut gegen den Verſuch ſelbſt 
der preußiſchen Regierung auflehnt, einen verhältnismäßig ſehr geringfügigen 
Teil der öffentlichen Laſten auf die Schultern der beſitzenden Klaſſen zu wälzen. 
Schließlich leben wir doch nicht mehr in den Zeiten der feudalen Welt⸗ 
anſchauung, wo das Junkertum in zynifcher Frechheit das Vorrecht der Steuer⸗ 
freiheit beanſpruchen konnte; man ſollte meinen, ſchon das eigene Intereſſe 
geböte jeder beſitzenden Klaſſe, wenigſtens den Schein zu wahren, und über 
die bloße Wahrung des Scheines, als trügen die beſitzenden Klaſſen verhältnis⸗ 
mäßig ebenſo zu den öffentlichen Laſten bei wie die beſitzloſen Klaſſen, geht 
ja die ganze Nachlaßſteuer nicht hinaus. Sonſt hätte die Regierung ſie über⸗ 
haupt nicht vorgeſchlagen, und das mobile Kapital würde ſich ihr nicht mit 
ſauerſüßer Miene unterwerfen. 

Herr Delbrück erklärt nun den Widerſtand des Junkertums gegen die 
Nachlaßſteuer aus der gewerbsmäßigen, in koloſſalem Umfang betriebenen 
Steuerhinterziehung dieſer angenehmen Klaſſe. Ihre Scheu davor, daß bei 
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der Schätzung des Nachlaſſes durch den Reichsſteuerinſpektor herauskommen 
werde, um wieviel das Einkommen oder das Vermögen des Erblaſſers bei 
ſeinen Lebzeiten zu gering deklariert worden war, ſei der greifbare Teil der 
zarten Sorge, die ſie für das Heiligtum der germaniſchen Familie bekunde. 
Und gewiß müßte es das Zartgefühl junkerlicher Kinder- und Witwenherzen 
verletzen, wenn der Gatte und Vater an der offenen Gruft als gewerbsmäßiger 
Gauner entpuppt werden würde. 3 

Natürlich ſchäumen die junkerlichen Blätter vor Wut über dieſe Enthül⸗ 
lung, die alle Wahrſcheinlichkeit für ſich hat, ja die in Oſtelbien eine ſtadt⸗ 
und landbekannte Tatſache iſt. Was an dem Aufſatz des Profeſſors Delbrück 
frappiert, iſt nicht ſowohl, daß die Tatſache ausgeſprochen, als daß ſie von 
einem Manne ausgeſprochen wird, der eher konſervative als liberale An⸗ 
ſchauungen hegt. Jedoch was noch mehr an dem Aufſatz frappieren ſollte, 
als das Übel, das er denunziert, iſt das Heilmittel, das er bereit hält. Indem 
Herr Delbrück die Klaſſe des Junkertums eines auf großer Stufenleiter regel⸗ 
mäßig betriebenen Betrugsſyſtems zeiht, weiß er nichts Beſſeres vorzuſchlagen, 
als — dieſes Betrugsſyſtem zu ſanktionieren, um die Nachlaßſteuer im Reichs⸗ 
tag durchzuſetzen. Er ſchlägt vor, der „Reichsfinanzreform“ eine Klauſel ein⸗ 
zufügen, daß die letzte Steuerdeklaration des Erblaſſers auch für die Nachlaß⸗ 
ſteuer maßgebend ſein ſollte oder wenigſtens, daß wenn irgend eine andere 
Schätzung eintrete, der Fiskus aus ihr kein Recht auf eine Nachforderung in 
der Vermögensſteuer ableiten dürfe. 

Wir finden auch hier den permanenten Selbſtmord, der alle bürgerlichen 
Gegner des Junkertums kennzeichnet. Um ein Zehntel von den Junkern zu 
erhalten, gibt man ihnen von vornherein neun Zehntel preis, ohne zu be⸗ 
greifen, daß man dadurch den Junkern die bequemſte Handhabe liefert, auch 
das letzte Zehntel zu behaupten. Wer den Junkern gegenüber nicht aufs 
Ganze geht, nach ihrer eigenen praktiſchen Methode, der wird ſie nie beſiegen. 


Oſterreich und Serbien. 
Den K. Kautekv.— 


Seit Wochen ſteht Europa vor der Gefahr eines Weltkriegs. Immer 
wieder hofft man ſie zu beſchwören, immer wieder taucht ſie von neuem auf, 
dräuender als früher. | 

So entjeglich die Perſpektive auf den Ruin der ganzen Ziviliſation für 
lange hinaus, die da erſteht, ſo lächerlich auf den erſten Blick die Urſache 
dieſer unerträglichen Situation: die Aſpirationen eines Zwergſtaats mit weniger 
als 3 Millionen Einwohnern, der Forderungen an eine benachbarte Groß⸗ 
macht ſtellt, die ihn mit ihren 50 Millionen Menſchen leicht erdrücken kann. 
Und dieſe Aſpirationen ſelbſt wieder erſcheinen nur als das Werk einiger 
wahnwitzigen Abenteurer, geführt von einem Operettenkronprinzen lächer⸗ 
lichſter Art. 

Man könnte alſo glauben, die Schickſale der Welt hingen von den Launen 
eines unreifen Burſchen ab, der uns als Idiot geſchildert wird. 
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Indes ſo verrückt iſt die bürgerliche Geſellſchaft doch nicht, und auch die 
Serben ſind weder ſo ſchamlos noch ſo idiotiſch, wie ſie jenen Politikern er⸗ 
ſcheinen, die ihr Wiſſen von den Balkanvölkern bei den Gelehrten des „Simpli⸗ 
eiſſimus“ holen. Die Serben haben ihre triftigen Gründe für ihre jetzige Haltung. 

Man könnte annehmen, die Haltung Serbiens ſei bloß ein Ergebnis des 
nationalen Gedankens, der auf einer gegebenen Entwicklungsſtufe auftaucht 
und in Serbien dieſelbe Exiſtenzberechtigung hat wie in Deutſchland, Italien, 
Polen, wo er als revolutionärer Faktor die ganze ziviliſierte Welt des vorigen 
Jahrhunderts begeiſterte. Dieſer nationale Gedanke der Zuſammenfaſſung 
aller Serben in einem geſchloſſenen Großſerbien ſpielt ſicher in der jetzigen 
Situation eine Rolle; aber er erklärt nicht, warum Serbien gerade jetzt es 
für notwendig hält, das Außerſte zu wagen und den übermächtigen Nachbarn 
zu reizen, noch auch, warum, wie es ſcheint, die ganze Nation vom Kriegs⸗ 
fieber ergriffen iſt. 

Auf der Entwicklungsſtufe, auf der ſich Serbien befindet, wird der nationale 

Gedanke faſt nur von den Schichten der Intelligenz getragen, daneben noch 
von Kaufleuten und etwa einer an der Vergrößerung des Staates intereſſierten 
Dynaſtie, aber nicht von der Bauernſchaft, die in Serbien die große Maſſe 
der Bevölkerung ausmacht, etwa 90 Prozent. Es mußten beſondere Umſtände 
ſein, die auch den Bauern für die großſerbiſche Idee empfänglich machten. 
Dieſe Umſtände wurden durch die geographiſche Lage des Landes und die 
ökonomiſche Entwicklung gegeben. 

Wohl iſt Serbien ein agrariſches Land, faſt ohne alle Induſtrie, aber es 
blieb nicht unberührt vom Kapitalismus. Die Naturalwirtſchaft weicht immer 
mehr, der Bauer braucht Geld, braucht alſo einen Markt, und da er keine 
ſtädtiſche, induſtrielle Bevölkerung im Lande ſelbſt findet, die ausreichend wäre, 
ihm ſeine Produkte abzukaufen, bedarf er aufs dringendſte eines auswärtigen 
Marktes. Leichter und geſicherter Export für ſeine agrariſchen Produkte iſt 
eine Lebensfrage für Serbien. 

Bei dieſem Export iſt es aber in völliger Abhängigkeit von Oſterreich, 
das gerade an jenen ſeiner Grenzen vorgelagert iſt, die die nächſten und 
beſten Ausfuhrſtraßen für Serbien bilden. Etwa 80 Prozent der ſerbiſchen 
Ausfuhr gehen nach und durch Oſterreich. Es ſind agrariſche Produkte, Obſt, 
Weizen, Geflügel und namentlich Schweine. 

Serbiens ökonomiſche Exiſtenz hängt alſo heute gänzlich von Oſterreich ab. 
Iſt die öſterreichiſche Handels- und Verkehrspolitik eine für Serbien wohl⸗ 
wollende, dann gewinnt die habsburgiſche Monarchie an Serbien einen er⸗ 
gebenen Vaſallen. Je mehr dagegen dieſe Politik darauf gerichtet iſt, Serbiens 
Ausfuhr zu erſchweren, deſto mehr muß ſie die Bevölkerung Serbiens mit 
äußerſtem Oſterreicherhaß erfüllen, und deſto populärer muß die großſerbiſche 
Idee werden, die Vereinigung der in Serbien, Bosnien, der Herzegowina, Dal: 

matien, Montenegro lebenden Serben (vielleicht auch unter Gewinnung der jüd- 
ungariſchen Serben und Kroaten) zu einem ſelbſtändigen Staatsweſen, das an 
die Adria grenzt und ſo für ſeine Ausfuhr von jedem Nachbar unabhängig iſt. 

Mit der wechſelnden Handels- und Verkehrspolitik Oſterreichs wechſelt 
auch die Haltung Serbiens. In den letzten Jahren aber haben ſich die Be⸗ 
ziehungen zwiſchen beiden Staaten aufs äußerſte verſchlechtert. 

Oſterreich wird ein Induſtrieland. Das bedeutet jedoch nicht, daß die 
Agrarier aufhören, es zu beherrſchen, ſondern — daß ſie immer unverſchämter 
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werden, daß ſie ſich das Monopol auf den inneren Markt immer mehr zu 
ſichern ſuchen — ganz wie bei uns. Immerhin iſt Sſterreich noch Agrarland 
genug — namentlich das für feine Politik jo maßgebende Ungarn —, um 
noch Agrarprodukte in bedeutenden Mengen auszuführen. | 

Die agrariſche Politik Oſterreich⸗Ungarns hat daher das Streben, die geo⸗ 
graphiſche Poſition gegenüber Serbien dahin zu benützen, dieſem Ländchen 
nicht nur die Ausfuhr nach Dfterreich, ſondern auch die Durchfuhr durch 
Oſterreich möglichſt zu erſchweren, die ſerbiſche Konkurrenz nicht bloß auf dem 
inneren Markte Sſterreichs, ſondern auch auf dem Weltmarkt möglichſt aus⸗ 
zuſchalten. Gerade in den letzten Jahren führte das zu Zollkriegen, die 
Serbien an den Rand des Bankrotts brachten und ihm den Mut der Ver⸗ 
zweiflung des Bankrottierers einflößten, der alles auf eine Karte ſetzt, weil 
er nur noch zu gewinnen, nichts mehr zu verlieren hat. i 

In der Tat ift für Serbien jeder ökonomiſche Aufſchwung ausgeſchloſſen, 
wenn es auf ſeine jetzigen Grenzen beſchränkt bleibt und die Herrſchaft der 
Agrarier in SOſterreich nicht gebrochen wird. ’ 

Kein Wunder, daß die jüngſten politiſchen Umwälzungen auf der Balkan⸗ 
halbinſel Serbien mehr als jedes andere der dortigen Länder in fieberhafte 
Erregung verſetzten und ihm den leidenſchaftlichen Drang einflößten, die jetzige 
Situation um jeden Preis auszunutzen, um irgendwelche Konzeſſionen zu er⸗ 
ringen, die ſeine elende Lage verbeſſern. | 

Was hat es dabei zu verlieren — abgeſehen von den Verheerungen, die 
jeder Krieg mit ſich bringt, die aber doch nur etwas Vorübergehendes ſind? 
Im ſchlimmſten Falle findet es nirgends Unterſtützung, wird es von Oſter⸗ 
reich annektiert. Das bedeutet aber für den ſerbiſchen Bauern keineswegs den 
notwendigen Ruin, es kann ſogar ſeine Rettung werden. Er gewinnt dann 
den Freihandel mit Oſterreich und den freien Zugang zum Meere. Freilich 
bleibt er auch dann abhängig von der Eiſenbahnpolitik namentlich der un⸗ 
gariſchen Regierung, die ſich den Intereſſen der Südſlawen in jeder Beziehung 
feindlich zeigt; aber ſchlechter als jetzt kann es nicht mehr werden. Im Gegen⸗ 
teil, die öſterreichiſchen Südſlawen könnten den ungariſchen Agrariern gegen⸗ 
über durch den Zuwachs Serbiens nur an Kraft gewinnen. | 

Der ſerbiſche Bauer hat alſo bei einer Annexion durch Sſterreich nicht 
ſo viel zu verlieren, daß er deshalb den Krieg ſcheuen müßte. Und den 
Machinationen der öſterreichiſchen Agrarier iſt es gelungen, feinen Oſterreicher⸗ 
haß aufs äußerſte anzuſtacheln, ſo daß er der willige Gefolgsmann jener 
Elemente Serbiens wird, denen die beſtehende Situation ebenfalls unerträglich 
geworden iſt, die aber bei einer öſterreichiſchen Annexion viel oder alles zu 
verlieren hätten, die daher keinen anderen Ausweg aus der verzweifelten 
Situation wiſſen als das Entflammen eines Weltkriegs. Dieſe Elemente ſind 
vor allem die Dynaſtie und die Intelligenz. | 

Für Sſterreich wäre es ein leichtes, der Kriegsgefahr ein Ende zu machen. 
Es braucht bloß den Serben Konzeſſionen auf dem Wege eines günſtigen 
Handelsvertrags und Garantien für eine von Schikanen freie Durchfuhrspolitik 
zu gewähren, und die Volksmaſſe Serbiens iſt befriedigt, deſſen Kriegspartei 
aufs Trockene geſetzt. 

Dieſe Politik entſpräche in jeder Weiſe den Intereſſen der Induſtrie und 
des Proletariats Oſterreichs, dem ſie nicht nur die Kriegsgefahr bannte, alle 
weiteren Rüſtungskoſten erſparte, ſondern auch billigere Lebensmittel brächte. 
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Aber gerade deswegen hat dieſe Politik keine Ausſicht auf Annahme. 
Lieber verhängen die Agrarier die entſetzlichſten Opfer an Menſchenleben und 
Wohlſtand über ihr heißgeliebtes „Vaterland“, als daß ſie ihren proletariſchen 
Mitbürgern billiges Brot und Fleiſch gönnten! 

So ſind die Ausſichten auf friedliche Beilegung des Konfliktes äußerſt 
geringe. 

Daß aber dieſer Konflikt kein rein lokaler iſt, ſondern einen Weltkrieg zu 
entzünden droht, daran ſind freilich die Agrarier allein nicht ſchuld. Das iſt 
die Konſequenz des Imperialismus, deſſen Politik die des geſamten 
Kapitals aller modernen Großſtaaten iſt und der ſie alle in ſo ſchroffe Gegen⸗ 
ſätze zueinander bringt, daß die äußerſte, ununterbrochene Klugheit und Wach— 
ſamkeit dazu gehört, den Frieden ohne Gefährdung durch alle die Klippen 
und Riffe hindurchzuführen, die ſich immer drohender um ihn erheben. Ein 
einziges unbedachtes Wort, geſchweige denn ein Krieg in dem europäiſchen 
Wetterwinkel, und das Friedensſchiff iſt geſcheitert, der Weltkrieg da. 

Um ſo wichtiger für das Proletariat aller Länder, auf der Hut zu ſein 
und ſich nicht fortreißen zu laſſen zu einer freudigen Unterſtützung jener 
Politik ſeiner ſchlimmſten Ausbeuter und Unterdrücker, die im Völkermord 
gipfelt. 


Der Wahlkampf in Italien. 


Von Oda Olberg (Rom). 


Die italieniſche Regierung hat es verſtanden, einen günſtigen Moment für 
die allgemeinen Wahlen zu finden. Wie ſie im Jahre 1904 die Kammer auf⸗ 
löſte, um die Mißſtimmung aller nichtproletariſchen Elemente gegen den General⸗ 
ſtreik auszunutzen, ſo hat ſie diesmal ohne irgend einen im parlamentariſchen 
Leben oder in äußeren Ereigniſſen liegenden Grund die Legislaturperiode um 
ihre normale Lebensdauer verkürzt, weil ſie eine günſtige Wahlſtimmung im 
Lande vermutet. In der Tat laſſen ſich die Wahlen für die bürgerlichen 
Parteien ſo gut an, wie das nach viereinhalbjähriger Untätigkeit und Miß⸗ 
wirtſchaft der Regierung nur irgend möglich iſt. Die Regierung hat ſich bei 
der Hilfsaktion in Süditalien weſentlich beſſer bewährt, als man von ihr er⸗ 
warten konnte. Weiter war das Erlaſſen einer umfaſſenden Amneſtie für 
politiſche Verbrecher gerade in dieſer Stunde der Landestrauer eine kluge 
politiſche Tat. 

Durch einen merkwürdigen Zufall oder vielleicht auch durch eine raffinierte 
Schlauheit ſtärkt Giolitti heute ſeine politiſche Stellung durch Maßnahmen, 
die nur möglich waren dank einer ſchuldbeladenen, brutalen Politik, dank einer 
Politik, an der ſeine Regierung hätte zugrunde gehen ſollen. Er ſchmückt ſich 
gewiſſermaßen mit einem Glorienſchein, der nur auf dem Untergrund ſeiner 
eigenen Mißwirtſchaft ſichtbar wird. So konnte die Amneſtie die Gemüter be⸗ 

ſänftigen und eine ungeheure Zahl Verurteilter der Freiheit wiedergeben, eben 
weil im Zeichen Giolittiſcher Herrſchaft der Klaſſenkampf in den Gerichtsſälen 
frech und ſchamlos geführt wurde, weil die Richter in bisher unbekanntem 
Maße ſich dazu hergaben, durch Anwendung oder Verdrehung des Straf⸗ 
geſetzes die Arbeiterbewegung lahmzulegen. Wegen Boykott, wegen Vergehens 
gegen die Freiheit der Arbeit, wegen Bedrohung, Zuſammenrottung und Auf⸗ 
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ruhr ſind in den letzten Jahren Strafen von geradezu ere Härte 
verhängt worden. Dieſer Wahlkampf bot Gelegenheit, auch darüber einmal 
mit der Regierung abzurechnen, aber Giolitti entwendet den Gegnern die 
Waffe, indem er Tauſende amneſtieren läßt. Und wenn jetzt Genoſſe Morgari, 
der wochenlang in Meſſina geweſen iſt, mit der tapferen Offenheit, die ihn 
kennzeichnet, im „Avanti“ erklären muß, daß die Militärdiktatur in der un⸗ 
glücklichen Stadt notwendig war, ein Segen gegenüber jeder anderen Form 
von Verwaltung, die ihr die Lokalbehörden hätten bieten können, ſo wird 
Giolitti ohne Zweifel auch hieraus Kapital für ſeine Wahlmache ſchlagen. Er 
wird ſagen: „Seht an, was die Regierung für den Süden getan hat; ſelbſt 
die Sozialiſten müſſen der Aktion des Militärs Lob zollen.“ Aber daß die 
Militärgewalt als ein Segen empfunden wurde, daran iſt eben das Milieu 
von Korruption und Vergewaltigung ſchuld, das Giolitti im Süden fördert 
und erhält. Wenn man das ſterbende Meſſina den Leuten ausgeliefert hätte, 
die unter Giolittis Protektion in Sizilien herrſchen, dann hätte man freilich 
in Sorge ſein müſſen für das Gold unter den Trümmern wie für die Spenden 
der öffentlichen Mildtätigkeit. Gewiß war die Militärgewalt beſſer, die frei war 
von den Feſſeln der lokalen Kamorra, die keine Gunſtwirtſchaft aufkommen 
ließ, unter deren Einfluß die Spekulation nicht Fuß faſſen konnte. So brüſtet 
ſich jetzt die Regierung mit einem Verdienſt, das nur durch Kontraſtwirkung 
zu ihrer Schuld als ſolches erſcheint. Wer hat denn die ſüditalieniſchen Kom⸗ 
munalverwaltungen den Cliquen der Beſitzenden ausgeliefert, wer hat denn 
ſeine Mehrheit rekrutiert und bezahlt, indem er ihr den Freibrief gab für jede 
Bedrückung? Dieſelbe Regierung, die heute auf günſtige Wahlſtimmung hofft, 
weil ein militäriſches Ausnahmeregime vorteilhaft abſtach gegen die eingeſeſſene 
und von oben autoriſierte Mißwirtſchaft der Barone! 

Die Verdienſte, mit denen die Regierung in den Wahlkampf tritt, ſind nur 
Bühnendekorationen, womit nicht geſagt ſein ſoll, daß ſie nicht in vielen Orten 
effektvoll wirken können. Aber wer hinter die Kuliſſen ſehen will, der findet 
nichts, kein Programm, kein Ideal, keinen Leitſatz. Wenn es nicht eine ſozia⸗ 
liſtiſche und eine republikaniſche Partei gäbe, jo würde ſich der ganze Wahl⸗ 
kampf in eine Unzahl perſönlicher Wettkämpfe zerfaſern. Die Mandate würden 
gewiſſermaßen meiſtbietend verkauft werden: wer dem Kreiſe am meiſten ver⸗ 
ſpricht, den Bau einer Brücke oder einer Waſſerleitung zu erwirken, die An⸗ 
lage einer Eiſenbahnſtation oder auch nur das Halten eines Schnellzugs, der 
würde gewählt. Auf dieſes Niveau hat Giolitti tatſächlich den Wahlkampf 
heruntergedrückt, wo ihm die Sozialiſten und die Republikaner nicht das Spiel 
verderben. Handelt es ſich darum, einen ſozialiſtiſchen Kandidaten zu be⸗ 
kämpfen, ſo gilt der Kampf für Vaterland und Thron, für Ordnung und 
Beſitz, wo aber den miniſteriellen Kandidaten ein anderer Ordnungsmann 
gegenüberſteht, da heißt es nur: der miniſterielle wird den Wahlkreis viel 
mehr fördern, wird ein Landgericht oder was weiß ich in den Ort verlegen 
laſſen, wird Prämien für die nächſte Viehausſtellung verſchaffen und der⸗ 
gleichen „prinzipielle“ Leiſtungen mehr. 

Wie hebt ſich nun unſere Partei aus dem ſchmutzigen, eintönigen Grau 
dieſes politiſchen Sumpfes ab? 

Was das Programm betrifft, ſo bringt das Wahlmanifeſt des Partei⸗ 
vorſtandes nichts Neues; man wird eben für die alten Forderungen eintreten, 
die das Minimalprogramm unſerer Partei enthält: man wird das allgemeine 
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Wahlrecht verlangen, als einziges Mittel, um den Analphabetismus im Süden 
zu bekämpfen, wo die herrſchenden Klaſſen den Beſitzloſen die Schule vor⸗ 
enthalten, um fie jo des Wahlrechtes zu berauben, weiter die Arbeiterſchutz⸗ 
geſetzgebung, wie ſie von der Konföderation der Arbeit gefordert wird, die 
Abſchaffung der Knebelgeſetze für die Beamten, die Sicherung der von unſeren 
Genoſſen eroberten Stadtverwaltungen gegen Eingriffe der Zentralgewalt und 
ſchließlich den Schutz der proletariſchen Auswanderung. Die Partei trägt in 
den Wahlkampf das große moraliſche Übergewicht, das ſie der Regierung 
gegenüber hat, aber ſie empfindet auch, daß gerade der heutige Tiefſtand der 
bürgerlichen Politik lähmend auf ſie ſelbſt zurückwirkt. Denn eine ausſchlag⸗ 
gebende Stellung und ein poſitiver direkter Einfluß auf die Regierungsaktion 
kann unſerer Partei nur zukommen — ſolange ſie eine kleine Minoritäts⸗ 
partei ift —, wenn in der Bourgeoiſie ſelbſt die verſchiedenen Intereſſen⸗ 
ſtrömungen ſich um verſchiedene Programme zuſammenſchließen, und wenn 
proletariſche Forderungen von einem Teile der Bourgeoiſie gegen den anderen 
vertreten werden. Aber die italieniſche Bourgeoiſie iſt jetzt ungegliedert, formlos 
mehr einem politiſchen Schutthaufen als einem politiſchen Block zu vergleichen. 
Giolitti hat es gut verſtanden, die ohnehin wenig feſtgefügten bürgerlichen 
Parteien und Gruppen zu zerſetzen. Der kleine hinter den Kuliſſen gewährte 
Vorteil, die Verleihung von Lieferungen für Heer oder Marine, die Beförde⸗ 
rung von Günſtlingen, die Verſchiebung von Prozeſſen — das ſind ſo Mittel, 
durch die die heutige Regierung ihre Leute an ſich feſſelt. So hat ſie ihre 
Mehrheit gebildet, „ohne Anſehen der Partei“, Freiſinnige und Konſervative, 
Freimaurer und Klerikale in ein Intereſſennetz einſpinnend. Dieſe Verhältniſſe 
bieten unſerer Partei keine gute Wahllage. Wohl hat ſie reichlich Material 
zur Kritik, aber ſie hat gleichzeitig wenig Ausſichten zu poſitiver Aktion. Alles, 
was unſere Partei in ihrem Wahlprogramm fordert, hat eine praktiſche 
Vorausſetzung, ohne die es nie über das Stadium der papierenen Forderung 
herauskommen kann: die Beſeitigung der Giolittiſchen Korruption. Sie iſt ein 
ungeſchriebener Programmſatz. Die Regierung iſt ſich dieſes Antagonismus 
der Methoden wohl bewußt. Wenn ſie ſo ſcharf gegen die Sozialiſten ins 
Zeug geht, ſo geſchieht das nicht zu Ehren der Parteiprinzipien. In den 
Kreiſen, wo in Italien Regierungspolitik gemacht wird, hält man Prinzipien 
nicht für gefährlich, da man überhaupt nicht an ſie glaubt. In ihrem jetzigen 
Kampfe gegen die Partei wehrt ſich die Regierung um die Grundlagen ihrer 
Exiſtenz. 

Die Wahltaktik der Partei wird im Prinzip dieſelbe ſein wie bei den 
letzten Wahlen: wo Parteikandidaturen die Möglichkeit des Erfolges verheißen, 
wird man Sozialiſten aufſtellen; wo dieſer Erfolg ausgeſchloſſen iſt, kann für 
Republikaner oder Radikale geſtimmt werden. Kommt kein Kandidat der 
äußerſten Linken in Betracht, ſo ſind Zählkandidaten aufzuſtellen. Praktiſch 
wird ſich dieſe Taktik von der der letzten Wahlen inſofern unterſcheiden, als 
das Verhältnis zu Republikanern und Radikalen heute weniger geſpannt iſt, 
als es im Jahre 1904 nach dem Generalſtreik war. Ein Bündnis der Volks⸗ 
parteien, wie es im Jahre 1900 zur Bekämpfung der Pellouxſchen Ausnahme⸗ 
geſetze zuſtande kam, oder gar ein allgemeiner antiklerikaler Wahlblock, für 
den Ferri eingetreten iſt, war durch die Parteitagsbeſchlüſſe von Florenz, die 
jedem Wahlkreis die taktiſche Autonomie ließen, unmöglich gemacht. Die den 
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einer Gegenleiſtung abhängig. Ihre Gewährung ſteht ganz im Ermeſſen des 
einzelnen Wahlkreiſes, und es wird mehrfach geſchehen, daß ſozialiſtiſche Kan⸗ 
didaten gegen republikaniſche aufgeſtellt werden. Bei der Stichwahl können 
die Sozialiſten für den Republikaner oder Radikalen eintreten. ’ 
Einen Sonderfall in bezug auf die Wahltaktik jtellt der Wahlkreis von 
Montegiorgio (Marken) dar. Dort haben die chriſtlichen Demokraten ihren 
Führer, den Prieſter Romolo Murri, als Kandidaten aufgeſtellt. Dem 
Vatikan gegenüber ſind die chriſtlichen Demokraten Rebellen, die ſich den 
wiederholten Ermahnungen der kirchlichen Autorität nicht beugen wollen. Sie 
nehmen alle religiöſen Grundſätze der katholiſchen Kirche an, glauben aber, 
ſie mit einer ſozialen Reformaktion zugunſten des Proletariats vereinigen zu 
können. Die Kurie, die logiſcher iſt als die jungen Schwärmer, will von 
dieſer Vereinigung nichts wiſſen, hat Murri a divinis ſuspendiert und droht 
von Zeit zu Zeit mit den verſchiedenen Kirchenſtrafen. Die chriſtlichen Demo⸗ 
kraten antworten darauf, indem ſie in der Kirche die höchſte Autorität in 
geiſtigen Dingen anerkennen, ihr aber kein Führerrecht auf politiſchem oder 
ſozialem Gebiet zuſprechen. Und auf Grund der Verſchiedenheit des chriſtlich⸗ 
demokratiſchen Programms in ſozialen und politiſchen Fragen von dem Pro⸗ 
gramm der Klerikalen hat die von Don Murri geführte „Lega democratica 
nazionale“ ſchon im vorigen Sommer erklärt, gegen die Klerikalen zu 
ſtimmen. Ihr dieſer Tage erſchienener Wahlaufruf fordert auch ihre Mit⸗ 
glieder auf, für die Kandidaten der äußerſten Linken einzutreten. Das geht 
nun freilich unſere Partei prinzipiell nichts an, wenn eine andere politiſche 
Gruppe ihr Stimmen zukommen laſſen will. Aber in Montegiorgio taucht 
heute die Frage auf, ob die Sozialiſten des Wahlkreiſes für Don Murri 
ſtimmen ſollen. Man iſt mit dieſer Frage vor den Parteivorſtand getreten, 
der in ſeiner Sitzung vom 13. Februar die folgende Tagesordnung annahm: 
„Der Vorſtand der ſozialiſtiſchen Partei glaubt ſich nicht ermächtigt, die Frage 
der Beziehungen der Partei mit den chriſtlichen Demokraten beiläufig (per 
incidente) zu löſen.“ Der zweite Teil der Tagesordnung, der folgenden Wort⸗ 
laut hatte: „Nach Kenntnisnahme der Lage des Wahlkreiſes von Monte⸗ 
giorgio kann der Parteivorſtand den Sozialiſten dieſes Kreiſes nicht zur 
Unterſtützung von Don Romulo Murri raten“, wurde mit fünf gegen drei 
Stimmen abgelehnt. Dagegen ſtimmten: Biſſolati, Baſile, Bidolli, 
Roſetti und Pignatari; dafür Giotti, Marzetto und Modigliano. 
Da alſo der Parteivorſtand ſich für die Haltung des Pontius Pilatus ent⸗ 
ſchied und der Parteitagsbeſchluß von Florenz es für zuläſſig erklärt, für die 
Kandidaten zu ſtimmen, die das Minimalprogramm der Partei annehmen, 
ſo blieb es ſchließlich dem Wahlkreis von Montegiorgio überlaſſen, ob er die 
chriſtlichen Demokraten zu dieſen Parteien zählen will oder nicht. Die dortige 
Parteiſektion hat dieſe Frage bejaht, wofür man ihr eventuell nur den 
Vorwurf einer irrtümlichen Deutung machen könnte; merkwürdig iſt aber, 
daß der „Avanti“ ſich mit ſolchem Eifer für Don Murri ins Zeug legt. 
Wenn der Parteivorſtand ſich nicht kompetent fühlte, zu entſcheiden, ſollte 
unſeres Erachtens das Zentralorgan dieſelbe Zurückhaltung bewahren. Man 
ſcheint auch nicht zu bedenken, welche Verwirrung es in den Köpfen der 
Arbeiter anrichten muß, wenn ſie ihre Partei für einen Prieſter eintreten 
ſehen, der ſeine kirchliche Rechtgläubigkeit oſtentativ zur Schau trägt und 
ſicher nicht Zeugnis für ſeine Folgerichtigkeit ablegt, wenn er jede Intereſſen⸗ 
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ſolidarität mit denen ablehnt, zu deren Vorteil die geiſtige Disziplin der 
Kirche geſchaffen wurde und ausgeübt wird. 

Die Stellung der Klerikalen im jetzigen Wahlkampf iſt äußerſt zwei⸗ 
deutig. Offiziell erhält der Vatikan das non expedit aufrecht und geht nur 
davon ab, um die Wahl religionsfeindlicher Kandidaten zu verhindern, wobei 
immer die Teilnahme der katholiſchen Wähler von einem biſchöflichen Dispens 
abhängig gemacht werden ſoll. Tatſächlich ſehen wir aber in vielen Orten 
katholiſche Kandidaten, die ſich als Klerikale bezeichnen und auch gegen mini⸗ 
ſterielle Kandidaten auftreten. Wir glauben nicht, daß es ſich hier um ein 
Aufſäſſigwerden der Klerikalen gegen die Miniſteriellen handelt. Meiſt will 
man wohl nur durch die ausſichtsloſe klerikale Kandidatur den Kandidaten 
der äußerſten Linken in Stichwahl mit dem Miniſteriellen bringen, wobei 
dann die klerikalen Stimmen dieſem zum Siege verhelfen. Viel mehr als das 
non expedit und die vatikaniſchen Verfügungen kümmert die Biſchöfe der 
Sieg des miniſteriellen Kandidaten, was man daraus erſieht, daß in manchen 
Wahlkreiſen die Kurie ganz offen für einen Regierungskandidaten eintritt, der 
Freimaurer iſt. 

Die Oppoſition der Rechten, von der nach dem Tode Rudinis nur 
noch die Sonninianer in Betracht kommen, tritt mit einem ziemlich detail⸗ 
lierten Programm in den Wahlkampf, das Sonnino in einem Briefe an ſeine 
Wähler niedergelegt hat. Für unſere Partei iſt daran intereſſant, daß Son⸗ 
nino neue Militärausgaben vertritt, was er während ſeiner kurzen Regierung 
nicht zu tun gewagt hat. Die Sonninianer können ſich übrigens auf eine 
Bekämpfung ihrer Kandidaten durch das Kabinett gefaßt machen, wie ſie außer 
den Sozialiſten keiner anderen Partei zuteil wird. In Sonnino bekämpft 
Giolitti den einzigen Oppoſitionsmann, der ſein Nachfolger werden konnte. 

Was die Syndikaliſten betrifft, mit denen die Partei ja bisher noch 


bei keiner Wahl zu rechnen hatte, ſo haben ſie in verſchiedenen Wahlkreiſen, 


namentlich in den Provinzen Ferrara und in Neapel beſchloſſen, für die 
Parteikandidaten einzutreten, während ſie in Mailand und in verſchiedenen 
Genueſer Wahlkreiſen eigene Kandidaten aufgeſtellt haben, meiſt politiſche Ge⸗ 
fangene, die der Amneſtie nicht teilhaftig geworden find. Die Syndikaliſten 
werden hier und da unſere Wahlaktion ſtören — weiter nichts. Schade nur, 
daß einer der Vorwürfe, die ſie gegen die Partei erheben, ſo ſehr berechtigt iſt: 
der Vorwurf, daß nur ein geringer Teil der Parteikandidaten der Arbeiter⸗ 


klaſſe angehört! 


Zu Vorausſagungen über den Ausgang der Wahl wollen wir uns nicht 
verſteigen. Das iſt immer ein undankbares Geſchäft, beſonders wo ein Giolitti 
mit ſeinen Helfershelfern über den Wahlurnen wacht. Beim letzten Wahlkampf 
erhielt unſere Partei über 300000 Stimmen, ein Fünftel der Geſamtheit, und 
eroberte 29 Mandate.! Seitdem hat die Partei an innerer Einigkeit gewonnen, 


und die gewerkſchaftliche Organiſation hat bedeutende Fortſchritte gemacht. 
Auch hat ihre offizielle Wendung zum Reformismus manche ſanften Gemüter 
mit ihr verſöhnt, die im Zeichen der Generalſtreikfurcht nie für einen Sozia⸗ 


liſten geſtimmt hätten. Dazu kommt, daß manche Wahlkreiſe, namentlich in 
Piemont und in Toskana, durch die ſtetigen ſchrittweiſen Fortſchritte unſerer 
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Wählermacht jetzt für uns fällig, für unſere Ernte reif werden. Die Saiſon⸗ 
auswanderer, die bei den letzten Wahlen noch im Ausland waren, werden 
diesmal die ſozialiſtiſche Wahlmacht vermehren. Das ſind alles Elemente, die 
trotz Giolittiſcher Preſſion ein gutes Wahlergebnis vorausſehen laſſen. Turati 
hat in einem Interview die Eroberung von 10 neuen Mandaten in Ausſicht 
geſtellt. Mir ſcheint dieſe Zahl zu gering gegriffen. Aber ob nun 40 oder 45 
unſerer Genoſſen am 7. und 14. März ins Parlament geſchickt werden, wird 
nicht entſcheidend ſein für die nächſten Schickſale unſerer Partei. Wichtig iſt 
für ſie vor allem der Kraftaufwand, den jeder Wahlkampf erfordert, und der 
für unſere Bewegung unverloren iſt, auch wo er keine Mandate gewinnt. Und 
zu einem tüchtigen Kraftaufgebot ſchickt ſich das organiſierte Proletariat 
Italiens an, kampffroh und jung, inmitten einer greiſenhaften Skepſis, durch 
ſeine der herrſchenden Ordnung entgegenſtehenden Ideale zu vielen Nieder⸗ 
lagen vorbeſtimmt und — wie das Proletariat aller Länder — gerade kraft 
ſeiner Ideale unbeſiegbar. 


Bemerkungen zur frage der Einheit der Arbeiterklaffe. 
von Karl Radek. 


1. Das Problem. 


Die „Leipziger Volkszeitung“ brachte in der Nummer vom 2. Januar 
einen Aufſatz aus der Feder ihres belgiſchen Mitarbeiters: „Die Einheit in 
der Konfuſion“, in welchem der Verfaſſer allgemeine Anſichten über die Taktik 
der Sozialdemokraten gegenüber der Arbeitermaſſe ausſpricht, welche, ohne 
ſozialdemokratiſch zu ſein, verſchiedene von der Bourgeoiſie ſelbſtändige Or⸗ 
ganiſationen ſchafft. Seiner Meinung nach iſt es in ſolchen Situa⸗ 
tionen, wo noch keine einheitliche ſozialdemokratiſche Partei be⸗ 
ſteht, am zweckmäßigſten, dieſe verſchiedenartigen Organiſationen 
in eine Arbeiterpartei zuſammenzufaſſen, und er betrachtet es als 
Pflicht der Marxiſten, nicht eine ſelbſtändige ſozialdemokratiſche 
Partei zu gründen, ſondern in die Reihen der allgemeinen Ar⸗ 
beiterpartei einzutreten. Wenn dabei die prinzipielle Klarheit ſeitens der 
Sozialdemokraten geopfert werden muß, ſo wird dies doch dadurch belohnt, 
daß die Maſſen zu ſelbſtändiger politiſcher Tätigkeit aufgerüttelt werden; die 
aus dieſer Tätigkeit von den Maſſen geſchöpfte Erfahrung werde ſie zum 
e es führen. 

Im „Vorwärts“ ſpricht Genoſſe M. Beer in ſeiner Auseinanderſetzung 
mit dem engliſchen Genoſſen J. B. Askew („Vorwärts“ vom 30. Dezember 
vorigen Jahres: „Die britiſche Arbeiterpartei und der Sozialismus“) denſelben 
Gedanken noch ſchärfer aus: „Mir erſcheint die Einheit der Arbeiterklaſſe als 
die wichtigſte Bedingung des Sieges des Sozialismus. Und wenn ich nur 
die Wahl hätte zwiſchen einer kleinen und tüchtigen ſozialiſtiſchen Partei und 
einer großen nichtſozialiſtiſchen, aber politiſch und ökonomiſch ſelbſtändigen 
Arbeiterklaſſe, ſo würde ich mich ohne Zaudern für die letzte entſcheiden.“ 

Der belgiſche Genoſſe prophezeit, daß ein anderer Weg als der von ihm 
befürwortete zur Bildung einer orthodoxen Sekte führen müßte. 
Dasſelbe iſt auch die Meinung des Genoſſen Beer, obwohl er dieſe Sekte 
euphemiſtiſch eine „kleine, aber tüchtige ſozialdemokratiſche Partei“ nennt; 
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tüchtig könnte ſie gewiß nach ſeiner Meinung nur in ihren theoretiſchen Grund⸗ 
ſätzen ſein; ſie würde jedoch offenbar viele „Worte“, aber keine Taten gebären. 

Das von beiden Genoſſen aufgeſtellte Problem hat eine große praktiſche 
Bedeutung für die internationale Arbeiterbewegung. Es ſteht vor den ameri⸗ 
kaniſchen Sozialdemokraten; ſeit mehr als zwei Jahrzehnten ſteht es vor 
den engliſchen Sozialiſten; es ſpielt eine große Rolle in der ſtrittigen Frage 
des Verhältniſſes der franzöſiſchen ſozialiſtiſchen Partei zur ſyndikaliſtiſchen 
Bewegung; es iſt die Grundlage, auf welcher der Streit über die Neutralität der 
Gewerkſchaften in Deutſchland theoretiſch ausgefochten werden kann; es 
kann in nächſter Zukunft eine Bedeutung für die Sozialdemokratie Rußlands 
haben, wie es dort ſchon vor zwei Jahren in der Diskuſſion über die Ein⸗ 
berufung eines „allgemeinen Arbeiterkongreſſes“ aufgerollt wurde. 

Es iſt daher von Wichtigkeit, dieſem bedeutenden Problem näher zu treten. 

Obwohl ich nicht die Möglichkeit habe, es jetzt in ſeiner ganzen theoretiſchen 
Tiefe, mit Bezugnahme auf die verſchiedenſten hiſtoriſchen Situationen, in 
denen es vor den Wortführern der Arbeiterklaſſe ſtand, zu erfaſſen, glaube 
ich doch, daß auch dieſe flüchtigen Bemerkungen am Platze ſind, um ſo mehr, 
als nach meiner Anſicht nicht nur die beiden zitierten Genoſſen, ſondern 
manche bekannten deutſchen Sozialdemokraten in der Frage der Einheit der 
Arbeiterbewegung in England Anſichten äußern und eine Taktik befürworten, 
von deren Grundgedanken ſie bei den praktiſchen Fragen der deutſchen Ar⸗ 
beiterbewegung nicht hören wollen. | 
Die hier einigemal in Betracht gezogenen engliſchen und belgiſchen Ver⸗ 
hältniſſe ſollen nur zur Illuſtration der allgemeinen Ausführungen dienen. 


2. die Einheit der Arbeiterklaffe. 


Die Frage, die wir zuerſt beantworten wollen, lautet: Iſt eine einheitliche 
Arbeiterpartei — die nicht ſozialiſtiſch wäre — möglich? Wir ver— 
neinen ſie. 

Ohne den Sozialismus bildet die Arbeiterklaſſe eine Zuſammenwürflung 
verſchiedener Schichten, die teils ſelbſtändige, verſchiedene Intereſſen haben, 
teils auch entgegengeſetzte. Zwiſchen den verſchiedenen Arbeiterſchichten fehlt 
das einigende Band des Sozialismus; erſt durch ihn wird die Gemeinſamkeit ihrer 
Intereſſen aufgedeckt und ihnen die Erkenntnis beigebracht, daß ſie ihre bleibenden 
Intereſſen opfern, wenn ſie ſich wegen der augenblicklichen Differenzen, die 
gleichfalls unter der nivellierenden Macht der ſozialen Entwicklung verſchwinden 
werden, nicht vereinigen. Die noch nicht ſozialiſtiſche Arbeitermaſſe gründet 
ökonomiſche und politiſche Organiſationen: die Gewerkſchaften und die Arbeiter⸗ 
parteien. Aber weder die Gewerkſchaften noch politiſche Arbeiterparteien, ſo⸗ 
lange ſie ſich fern vom Sozialismus halten, bilden eine bleibende Vereinigung 
der Klaſſe. In den Gewerkſchaften vereinigen ſich die Arbeiter geteilt nach 
den Gewerben, denen ſie angehören. Ihre Klaſſenzuſammengehörigkeit kommt 
in dieſen Organiſationen, wenn ſie nicht vom ſozialiſtiſchen Gedanken durch⸗ 
tränkt ſind, gar nicht zum Ausdruck, und die Gewerkſchaften können — wie 
es die Geſchichte der engliſchen Trade Unions zeigt — jahrzehntelang exiſtieren, 
ohne die Arbeiterklaſſe in ein Ganzes zuſammenzufaſſen. Politiſche Arbeiter⸗ 
parteien — wenn ſie nicht vom Standpunkt des Sozialismus ausgehen — 
entſtehen nur, um ein konkretes Ziel zu erringen. Nicht die ſteten allgemeinen 
Intereſſen verbinden die Arbeiter, die dieſen Arbeiterparteien angehören, zum 
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politiſchen Kampfe, denn dieſe exiſtieren für das Bewußtſein der Maſſe ſo 


lange nicht, als ſie nicht ſozialiſtiſch iſt; wenn alſo die konkreten Ziele, zu 
deren Erreichung die Arbeiterpartei gegründet worden iſt, erreicht werden, 
dann verſchwindet das einigende Band und damit die Arbeiterpartei. Das 


war zum Beiſpiel die Urſache, warum alle Anläufe zur Gründung einer Ar⸗ 
beiterpartei in England nach dem Bankrott des Chartismus bis zur Gründung 
der Sozialdemokratiſchen Föderation erfolglos blieben. Dieſe Proben der Zu⸗ 


ſammenfaſſung der Arbeiterklaſſe gingen immer von konkreten Anläſſen aus; 
wurden die von der Regierung geftellten Ziele erreicht, oder wurde die Ar⸗ 


beiterklaſſe durch die Erreichung eines Teiles der Forderungen geſpalten, dann 


verſchwand eben die Organiſation. Ich will natürlich nicht behaupten, daß 
die Gründung einer ſozialiſtiſchen Partei in England zum Beiſpiel zur Zeit 
der Internationale gleich eine mächtige Arbeitermaſſe um das gemeinſame Band 
geſchart hätte; dagegen wirkten verſchiedene objektive Momente, aber es unter⸗ 
liegt keinem Zweifel, daß eine ſolche Partei das Zentrum für alle bewußtere 
Elemente gebildet hätte und fo für die Zukunft der engliſchen Arbeiter⸗ 
bewegung eine ſozialiſtiſche Kriſtalliſationsachſe geweſen ſein würde. a 

Man kann einwenden: es iſt unmöglich, eine dauernde Vereinigung der 


Arbeitermaſſe ohne Sozialismus zu erreichen. Aber die zur Erringung konkreten 


Forderungen in eine Arbeiterpartei zuſammengeſcharte Maſſe durchdringt dank 
den Erfahrungen des Kampfes der Gedanke von der Solidarität ihrer Inter⸗ 
eſſen, und das beſchleunigt ihre Entwicklung zum Sozialismus. „Derartige 
Maſſen“ — ſchreibt Genoſſe Beer — „kann man von der Richtigkeit des 
Prinzips der Arbeiterpartei nur durch legislative Erfolge und Wahlſiege über⸗ 
zeugen.“ In dieſer abſtrakten Faſſung iſt der Gedanke falſch, obwohl er einen 


richtigen Kern enthält. Dieſen richtigen Kern formulierte gut Bebel, als er 


einſt ſagte: „Das Vertrauen des Volkes wird nur erworben durch praktiſche 


Arbeit, durch ſolide und harte Arbeit, durch das Beſtreben, jeden Vorteil zu⸗ 
gunſten der Arbeiterklaſſe wahrzunehmen.“ Das heißt, daß die Sozialdemo⸗ 


kratie die Arbeitermaſſen durch bloße abſtrakte Propaganda ihrer Grundſätze nicht 


gewinnen kann; fie muß Anteil nehmen am politiſchen und ökonomiſchen Ringen 


der Arbeiterklaſſe um die Hebung ihrer Lage. Aber Bebel war gewiß nicht 
der Meinung, daß dieſe „praktiſche“ Arbeit ohne die Beleuchtung des Wertes 
der Errungenſchaften, der Urſachen unſerer Siege und Niederlagen uns eher 
zum Sozialismus bringt, als die Tätigkeit, der er fein ganzes Leben widmete. 
Die legislativen Erfolge können in gewiſſen Umſtänden das Linſengericht ſein, 
wofür die Arbeiterklaſſe zeitweilig nicht nur mit dem Streben zum Sozialismus, 
ſondern auch mit der Exiſtenz ihrer ſelbſtändigen politiſchen Organiſation be⸗ 

zahlen kann. Dieſe Umſtände ſind folgende: wenn dank ſpezieller Momente 


die Bourgeoiſie imſtande iſt, die nächſten Bedürfniſſe einzelner Arbeiter⸗ 


ſchichten zu ſtillen — fo war es in England eine Zeitlang im vorigen Jahr 
hundert —, und wenn dank der ſozialpolitiſchen Verhältniſſe die Klaſſen- 
gegenſätze ſich nicht im Bewußtſein der Arbeiterklaſſe abſpiegeln. Wenn die 


Verhältniſſe aber ſo geartet ſind, daß die Bourgeoiſie von ihrem Standpunkt 


wo 


aus genötigt ift, eine kraſſe, arbeiterfeindliche Stellung anzunehmen, wenn fie N 


die Reformen nicht freiwillig gibt, wenn dieſelben nur in bitterem Kampfe 
ihr abgerungen werden können, wenn ſie nicht genügend groß ſein können, 


um die Arbeiterklaſſe zu befriedigen und einzuſchläfern, dann iſt es ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß die im Kampfe erreichten Erfolge das Selbſtgefühl der Ar⸗ 
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beiterklaſſe ſtärken, ſie für die ſelbſtändige Arbeiterpolitik gewinnen; aber 
es iſt auch verſtändlich, daß in einer ſolchen Situation die weiteren Miß⸗ 
erfolge die Arbeitermaſſe zum Erkennen der Unzulänglichkeit der Reformen 
und der Grenzen der Reformtätigkeit im kapitaliſtiſchen Staate geneigt 
machen. Und hier nähern wir uns dem zur Beurteilung der Frage wich⸗ 
tigſten Moment. 

Es iſt klar, daß in einer Situation wie die zuletzt gezeichnete für das raſche 
Anwachſen der Sozialdemokratie der Boden ſehr günſtig iſt. Das Leben liefert 
ihrer Agitation Stoff, welcher ihre allgemeinen Anſchauungen den breiteſten 
Maſſen verſtändlich macht. In einer ſolchen Situation wird jeder ökonomiſche, 
auch der kleinſte Kampf zur Schule des Klaſſenkampfes, wenn die Partei 
konſequent alle Ereigniſſe von einem Standpunkt beleuchtet, wenn ſie ihre 
Fahne offen in der Luft flattern läßt. Um die Sozialdemokratie verſammeln 
ſich dann mit jedem Tage größere Maſſen, und ſie wird zum politiſchen Faktor 
im öffentlichen Leben, mit dem das Bürgertum und die Regierung rechnen. Dieſes 
Wachstum kann aber nicht mit einem Schlage die Wirkungen der bisherigen 
Entwicklung aus der Welt ſchaffen. Exiſtierte früher in dem Lande der neu er⸗ 
wachenden Bewegung eine auf bürgerlichem Boden ſtehende Arbeiterbewegung, 
dann wird ſie ganz gewiß nicht gleich verſchwinden. Jede ſoziale Organiſation, 
die im Leben Wurzel hat, dauert noch lange, wenn auch die Verhältniſſe, aus 
denen ſie früher ihre Kraft ſchöpfte, ſich ſtark zu ihrer Ungunſt geändert haben. 
Dabei — wozu wir noch zurückkehren werden — iſt die Exiſtenz einer bürger⸗ 
lichen Arbeiterbewegung durch dauernde, nicht vorübergehende Urſachen bewirkt. 
Wie beeinflußt das Beſtehen einer konſequenten ſozialdemokratiſchen 
Partei dieſe Bewegung? Die politiſche Aktion der Sozialdemokratie, ihre 
Kritik der Bourgeoiſie und Regierung und ihrer Schutztruppen in der Arbeiter⸗ 
klaſſe, bilden für die bürgerliche Arbeiterbewegung einerſeits ein Zerſetzungs⸗ 
element, zweitens drängen ſie dieſe auf die Bahn des Kampfes gegen das Kapital, 
wobei zu bemerken iſt, daß dieſer Kampf zaghaft, widerſpruchsvoll bleibt. 
Gibt es eine Möglichkeit, das Element des Klaſſenkampfes in der 
bürgerlichen Arbeiterbewegung zu ſtärken, Teile von ihr in die 
ſozialiſtiſche Bewegung einzuverleiben, fo iſt es der ununter- 
brochene Kampf gegen dieſe Bewegung. Das Geſagte gilt nicht nur 
gegenüber verſchiedenen von bürgerlichen Parteien gegründeten Organiſationen, 
wie zum Beiſpiel in Deutſchland gegenüber den chriſtlichen und Hirſch⸗Duncker⸗ 
ſchen Gewerkſchaften, nicht nur gegenüber ſelbſtändigen, aber auf dem Boden 
bürgerlicher Anſchauungen ſtehenden Organiſationen, wie die Trade Unions in 
England, ſondern auch gegenüber allen in ſozialiſtiſcher Kleidung hervor⸗ 
tretenden Richtungen, die aber bürgerlicher Herkunft ſind. Dieſe Politik, 
die augenblicklich das Proletariat ſpaltet, bereitet ſeine ſpätere 
Vereinigung unter dem Banner der Sozialdemokratie, als die 
einzige dauernde Vereinigung vor. 

Welche Reſultate bringt jedoch der Weg, den der belgiſche Genoſſe und 
Genoſſe Beer für den einzig richtigen betrachten? Schauen wir uns die Frage 
erſtens vom allgemeinen Standpunkt an. Die Sozialdemokraten treten in die 
Kuddelmuddelarbeiterpartei ein. Sie haben den beſten Willen, auf dieſem Boden 
Agitation und Propaganda für ihren Standpunkt zu treiben. Aber ſchon 
zeigen ſich die Konſequenzen ihres Eintritts: ſie wollen doch nicht die dem 
Sozialismus feindlichen Elemente vor den Kopf ſtoßen. Sie ſind doch nicht 
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mit dieſer Abſicht in die Partei hinuntergetaucht. Wo ſie alſo fürchten, böſes 
Blut zu erregen, „opfern ſie der Einheit der erwachenden Arbeiterklaſſe in 
der Aktion die prinzipielle Klarheit“ — um die Worte des belgiſchen Genoſſen 
zu gebrauchen. Statt für die ſoziale Revolution, agitieren ſie für die ver⸗ 
ſchwommene „Arbeiterjache”. Aber was Worte — um dem Genoſſen Beer 
das Wort zu geben — an Taten glauben ſie! Eine Arbeiterpartei iſt aber 
kein Diskuſſionsklub, ſie iſt eine Partei der Aktion. Die theoretiſche Unſicher⸗ 
heit der Partei bleibt natürlich nicht ohne Einfluß auf ihre Stellung zu den 
politiſchen Fragen. Die Feindlichkeit einer ſolchen Partei gegenüber dem 
Sozialismus bedeutet doch nicht, daß ihre Mitglieder nur aus Unbekanntheit 
mit ihm gegen ihn eingenommen ſind. Sie bedeutet, daß ſie bürgerlichen An⸗ 
ſchauungen huldigen und nach ihnen ihre Politik einrichten wollen. Und 
die Führer einer ſolchen Maſſe — wie die Shackletons und Crooks — find 
nicht Lämmlein, die ein Keir Hardie am Bande führen könnte. Sie laſſen 
ſich gängeln, aber nur von der Bourgeoiſie, denn dies entſpricht ihren An⸗ 
ſichten. Es kann alſo bei einer ſolchen Arbeiterpartei von ſelbſtändiger Politik 
nicht die Rede ſein. Sie beginnt, Konjunkturenpolitik zu treiben, einmal 
wendet ſie ſich nach rechts, einmal nach links. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
die Sozialdemokraten, die aus Rückſicht auf die Aktion ihre prinzipielle Klar⸗ 
heit geopfert haben, jetzt die Aktion durch einen Disziplinbruch nicht lahmlegen 
können, und ſo müſſen ſie den Veitstanz mitmachen. 

Wie wirkt das auf die Arbeiterbewegung ein? Die Arbeitermaſſe, 
die noch nicht ſozialiſtiſch iſt, wird in ihrer Entwicklung zum Sozialismus 
aufgehalten. Die Sozialdemokraten, die einer ſolchen Partei beigetreten find, 
um den objektiven, die Maſſe zum ſozialdemokratiſchen Standpunkt führenden 
Tendenzen, dem Wirken der Bewegung freien Raum zu machen, legen eine 
Tendenz lahm, die von großer Bedeutung für das von ihnen erſtrebte Ziel 
iſt: unſere bewußte Tätigkeit für den Sozialismus. Statt alſo die 
Entwicklung der ganzen Maſſe zum Sozialismus zu beſchleunigen, 
halten ſie dieſelbe auf. 

Und welchen Einfluß übt eine ſolche Politik auf die ſozial⸗ 
demokratiſchen Elemente? Die Führer demoraliſieren ſich; die 
Politik der Kompromiſſe entrückt ihnen unter den Füßen jeden feſten Grund, 
denn dieſen bildet nur die prinzipielle Haltung, ſie werden an ſich ſelber irre; 
was ein ſchlauer Trick ſein ſollte, um die Geſchichte zum ſchnelleren Laufe zu 
bewegen, wird zu ihrer Grundanſchauung. Und der Teil der Arbeiter, 
der ſich ſchon zum Sozialismus bekannte, er ſinkt von den er⸗ 
reichten Höhen in den Sumpf der „Arbeiterpolitik“ hinunter. Die 
ſozialdemokratiſche Geſinnung iſt für die Arbeitermaſſe kein Schwert, das man, 
wenn es nicht nötig iſt, an den Nagel hängen und ſpäter, wenn die ganze 
Maſſe ſchon „reif“ iſt, vom Nagel herunterholen kann; das Schwert wird 
ſchartig und roſtig. Die Geſinnung der Arbeiterklaſſe hängt von ihrem täg⸗ 
lichen Kampfe ab, und die ſozialdemokratiſchen Arbeiter können nicht eine 
Wanderung durch den Sumpf mitmachen, ohne dabei ihre Anſchauungen ein⸗ 
zubüßen. 

Und hier einige Illuſtrationen zu dem oben Geſagten. 

Der belgiſche Genoſſe gibt in ſeinem Aufſatz ſelber Beiſpiele der Ein⸗ 
wirkung der Sammlungspolitik, welche die belgiſchen Sozialdemokraten im 
Jahre 1885 mitgemacht haben. Sie haben nicht einmal die Einheit der Aktion 
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erreicht. Er bekundet, „daß keine Arbeiterbewegung eine größere Verſchieden⸗ 
heit und Zerſplitterung der Tendenzen aufweiſt, als gerade die Belgiens; .. 
bei jeder Frage der praktiſchen Politik gab es darum bis jetzt tiefgehende 
Meinungsunterſchiede, die zu wiederholten Konflikten Anlaß boten“. Die 
Einigkeit war alſo ſcheinbar — ſagt der Artikelſchreiber —, die Konfuſion 
aber wirklich. „Die theoretiſche Konfuſion in ihrem Schoße (der belgiſchen 
Arbeiterpartei, die aus Sozialdemokraten, Proudhoniſten, Genoſſenſchaftlern, 
bürgerlichen Quackſalbern beſtand. K. R.) iſt kaum geringer, ja ſie iſt in⸗ 
zwiſchen eher mannigfaltiger geworden. . . . Viele Genoſſen, die vom wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Sozialismus genug verſtehen, um von der Notwendigkeit einer 
intenſiveren Durchdringung der belgiſchen Arbeiterbewegung mit dem Geiſte 
der modernen Sozialdemokratie, das heißt des Marxismus, überzeugt zu ſein, 
haben durchaus im Sinne des Kongreſſes von 1885 die prinzipielle Klärung 
der Anſchauungen ſtets der Einheit der Aktion oder vielmehr dem Scheine 
dieſer Einheit geopfert.“ Und das Endreſultat: „Der Kampf der Ten: 
denzen trug ſtets dazu bei, die praktiſche Zerriſſenheit der Aktion 
zu verſchlimmern, jedoch faſt nie dazu, die Einſicht der Genoſſen 
in die theoretiſche Grundlage der Meinungskämpfe zu vermehren.“ 

Natürlich kann ich jetzt hier nicht unterſuchen, ob auf den Eintritt der 
Marxiſten in die belgiſche Arbeiterpartei das Fehlen marxiſtiſcher Organi⸗ 
ſationen einwirkte, noch auseinanderſetzen, daß jetzt ein Austritt aus ihr gar 
nicht am Platze wäre. Die engliſchen Erfahrungen ſind noch ärger. Zu den 
Tatſachen, die der Londoner Korreſpondent der „Leipziger Volkszeitung“ in 
ſeinem Aufſatz „Die Ausartung der engliſchen Arbeiterpartei“ („Leip⸗ 
ziger Volkszeitung“ vom 4. Januar 1909) bringt, möchte ich noch zwei Zitate 
beilegen, die Genoſſe Th. Rothſtein in ſeinem ſehr bemerkenswerten Aufſatz 
„Engliſche Wandlungen“ („Neue Zeit“ Nr. 1 vom 2. Oktober 1908) aus der 
„New Age“ bringt. 

„Ich glaube“ — ſchreibt in dieſer jungfabianiſtiſchen Wochenſchrift Genoſſe 
Hobſon, ein bekanntes Mitglied der Fabiangeſellſchaft und der Unab⸗ 
hängigen Arbeiterpartei —, „kein aufmerkſamer Beobachter wird die Tatſache 
beſtreiten, daß die Arbeiterpartei mit jedem Monat immer mäßiger und reak⸗ 
tionärer wird.“ Es unterliegt keiner Frage, daß das Fehlen einer konſequenten 
gegen ſie gerichteten Aktion ſeitens der ſozialiſtiſchen Parteien daran ſchuld 
iſt. Was ſagt aber Hobſon über die Reſultate dieſer Politik des Zuſammen⸗ 
gehens der Schlaumeier aus der ſozialiſtiſchen „Unabhängigen Arbeiter⸗ 
partei“ mit der „Arbeiterpartei“? „. .. Sie haben erwartet, die Trade 
Unioniſten zu beherrſchen, aber ihre Erwartungen haben ſich nicht 
erfüllt. ... Sie predigen den Sozialismus in den öffentlichen 
Verſammlungen, im Parlament aber dürfen ſie nicht frei reden.“ 
Die Einwirkung dieſer Politik auf die Anſchauungen der Mitglieder der 
ſozialiſtiſchen „Unabhängigen Arbeiterpartei“ konnte ſich zwar noch nicht 
zeigen, weil die „Arbeiterpartei“ noch jung und faſt nur die Zuſammen⸗ 
faſſung der Spitzen von ſelbſtändigen Organiſationen iſt, was die Wirkungen 
abſchwächt; dabei hat die „Unabhängige Arbeiterpartei“ nicht viel zu verlieren, 
weil ... fie ſelbſt ſehr krauſen Anſchauungen huldigt. 

Das ſind die Reſultate des Bemühens, „die Arbeiter einheitlich zuſammen⸗ 
zufaſſen, ehe wir ſie für Auffaſſungen gewinnen, die ihrer Vernunft noch fern 
liegen“, um die Worte des Genoſſen Beer zu gebrauchen. 
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3. Die Sekte. 

Der belgiſche Genoſſe ſtellt die Frage ſo: Entweder betreten die Sozial⸗ 
demokraten den Weg, deſſen Unrichtigkeit wir oben bewieſen zu haben glauben, 
oder ſie müßten „ihr (der Arbeiterbewegung) den Rücken kehren und ſich 
darauf beſchränken, von außen her als ſtreng orthodoxe Sekte für ihre Ge⸗ 
danken Propaganda zu treiben“. Das iſt natürlich eine Verſchiebung der 
Streitfrage. | 

Worin beſteht das Merkmal einer Sekte? Daß fie ihren Glauben und ihre 
Anſchauungen als der Weisheit letzten Schluß betrachtet und, ohne auf die 
Fragen des Lebens eine Antwort zu geben, ſie durch Propaganda den Leuten 
einzupauken ſucht. Welcher Marxiſt hat jemals ſolche Taktik befürwortet? 
Welcher Marxiſt predigte die Abwendung von der Arbeiterbewegung? Am 
meiſten von allen ſozialiſtiſchen Parteien wurde der Sektencharakter der eng⸗ 
liſchen Sozialdemokratie, den franzöſiſchen Guesdiſten und der 
ruſſiſchen Sozialdemokratie nachgeſagt. Ich beſchränke mich und gehe nur auf 
das Beiſpiel der engliſchen Sozialdemokratie ein, gegen welche dieſen Vorwurf 
kein Geringerer als Friedrich Engels erhob. „Die Sozialdemokratiſche Föde⸗ 
ration“, ſchrieb er im Jahre 1893 an Sorge, „teilt mit den deutſch⸗amerika⸗ 
niſchen Sozialiſten die Auszeichnung, die einzigen Parteien zu ſein, die es 
fertig gebracht haben, die Marxſche Theorie der Entwicklung auf eine ſtarre 
Orthodoxie heruntergebracht zu haben, zu der die Arbeiter ſich nicht aus 
ihrem eigenen Klaſſengefühl heraus emporarbeiten ſollen, ſondern die ſie als 
Glaubensartikel ſofort und ohne Entwicklung herunterzuwürgen haben.“ Ich 
kann in dieſem Aufſatz nicht die Frage erörtern, welche Umſtände ſolch ein 
Urteil Engels' veranlaßten, aber ich betrachte es als unrichtig. Ich brauche 
auch nicht zu beweiſen, daß die engliſche Sozialdemokratie ſolche Anſchauungen 
nicht hatte, denn das zeigen am beſten ihre Taten. 

Die Sozialdemokratiſche Föderation nahm Anteil an allen politiſchen und 
ökonomiſchen Kämpfen der engliſchen Arbeiterklaſſe, ſie bemühte ſich, ihr die 
ſozialdemokratiſchen Anſchauungen nicht nur durch Agitation und Propa⸗ 
ganda, ſondern auch durch Aktion beizubringen. Ihr Anteil an den Ge⸗ 
meinde⸗ und Parlamentswahlen, ihr Anteil an der Bewegung der Arbeits⸗ 
loſen uſw. zeigt, daß von einem Abwenden von der Arbeiterbewegung bei ihr 
keine Rede war. Das ſoll natürlich nicht bedeuten, daß wir ihre ganze Taktik 
(zum Beiſpiel den Trade Unions und den Konſervativen gegenüber) für richtig 
betrachten. Aber geben wir das Wort einem Gegner der Föderation, dem 
Genoſſen William Sanders, einem Mitglied der Unabhängigen Arbeiter⸗ 
partei, welcher in ſeinem Vortrag über „Die gegenwärtige Lage der ſozia⸗ 
liſtiſchen Bewegung in England“, den er in Fürth am 18. September 1908 
hielt (er iſt abgedruckt in der „Fränkiſchen Tagespoſt“, Nr. 230 bis 236 des 
vorigen Jahres), folgendes erklärte: 

„Die Sozialdemokratiſche Föderation oder Partei iſt die Bahnbrecherin des 
modernen Sozialismus unter den engliſchen Arbeitern. Sie ſteht auf ſtreng 
marxiſtiſchem Boden, und ihre Politik zielt auf die Verwirklichung des Sozia⸗ 
lismus ab. In manchen Beziehungen hat ſie der Sache der Arbeiter 
große Dienſte geleiſtet. Obſchon ſie immer wieder nachdrücklich ihren re⸗ 
volutionären Charakter betont, hat fie ſich doch für verſchiedene ſo— 
genannte Palliativmittel feſt ins Zeug gelegt und zu ihrer Ein- 
führung viel beigetragen. So war es zum Beiſpiel die Sozialdemokra⸗ 
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tiſche Föderation, die zuerſt die Frage der Schulkinderſpeiſung auf öffent⸗ 
liche Koſten aufgegriffen hat; ſie propagierte dieſe Forderung ſo lange im 
Lande, bis endlich die Regierung, die jetzt am Ruder iſt, ein Geſetz durch⸗ 
brachte, das den Schulbehörden das Recht gibt, dort, wo es nötig iſt, die 
Schulkinderſpeiſung einzuführen. Andere Maßnahmen, wie zum Beiſpiel die 
geſetzliche Einführung des Achtſtundentags, wurden zuerſt in früherer 
Zeit von der Sozialdemokratiſchen Föderation vertreten, und das Geſetz über 
den Achtſtundentag der Bergarbeiter, das die jetzige Regierung eingebracht 
hat und das zurzeit dem Parlament vorliegt, iſt zum Teil zweifellos der 
energiſchen Agitation dieſer ſozialiſtiſchen Partei zu verdanken. 
Gerade in der Agitation hat die Sozialdemokratiſche Föderation ihr Beſtes 
geleiſtet. In den achtziger und anfangs der neunziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts war ihr Einfluß weit ſtärker als ihr Mitgliederbeſtand, der 
damals ſehr gering war und es bis zum heutigen Tage geblieben ift.... 
Ohne die eifrige, ja fanatiſche Agitationsarbeit der Sozialdemokratiſchen Föde⸗ 
ration wären die Schollen gewiß nicht aufgebrochen worden, in die der Same 
der modernen ſozialiſtiſchen Bewegung in England geſät iſt.“ 

Daß die Sozialdemokratiſche Föderation ſich nicht zu einer mächtigen 
Arbeiterpartei entwickelte, das lag nicht an ihrer mangelhaften Taktik, ſondern 
an dem Umſtand, daß es in England dank den ſpeziellen ökonomiſchen und 
politiſchen Umſtänden, die in der marxiſtiſchen Literatur ſchon oft erläutert 
wurden, überhaupt keine ſozialiſtiſche oder auch nur ökonomiſch und politiſch 
von der Bourgeoiſie ſelbſtändige Arbeiterbewegung entſtehen konnte. Den beſten 
Beweis lieferte die von Engels gelobte Independent Labour Party (Unab- 
hängige Arbeiterpartei), welche die Taktik befolgte, die Engels für richtig hielt 
und die mit den Anſchauungen unſeres belgiſchen Genoſſen identiſch iſt. Die 
Independent Labour Party kann keine größeren Erfolge ihrer fünfzehnjährigen 
Arbeit aufzeigen. Von beiden Organiſationen zählte die Sozialdemokratiſche 
Föderation am Ende des vorigen Jahrhunderts 5000 bis 6000 Mitglieder und 
die Unabhängige Arbeiterpartei 10000 bis 12000; im vorigen Jahre zählte 
die Sozialdemokratie 13000 und die Unabhängige Arbeiterpartei 20000 Mit⸗ 
glieder. Die „gute“ Taktik gab den weitherzigen Sozialiſten keinen großen 
Vorſprung vor den „Sektierern“ aus der Sozialdemokratie. 

Wenn die Sozialdemokratiſche Föderation ſektenhafte Charakterzüge auf⸗ 
weiſen würde, dann wäre es erklärlich durch die engliſchen Verhältniſſe, 
welche ein Aufkommen einer breiten Arbeiterbewegung zurückhielten und da⸗ 
durch der auf kleine Gruppen beſchränkten Tätigkeit der Föderation die Merk⸗ 
male der Sekte aufdrängten und bei manchem ihrer Mitglieder ſektenhafte 
Anſichten hervorriefen. 

Wenn überhaupt ſektiereriſche Merkmale bei einer ſozialiſtiſchen Partei 
vorkommen, dann ſind ſie ſelbſt nur Produkte des Fehlens einer breiten 
Arbeiterbewegung in dieſem Lande. Es beſteht alſo kein Gegenſatz: hier breite 
Arbeiterpartei — dort marxiſtiſche Sekte, ſondern wo eine „breite“ Ar⸗ 
beiterpartei möglichiſt, dort kann auch eine konſequente marxiſtiſche 
Maſſenpartei entſtehen. Und wir glauben nicht fehlzuſchlagen, wenn wir 
annehmen, daß die ſozialdemokratiſche Partei Englands vor der Periode 
einer geſunden Entwicklung ſteht, wenn ſie weiter eine energiſche, konſequente 
ſozialdemokratiſche Politik treibt, ohne ſich in die Sammlungspolitik ein⸗ 
zulaſſen. 
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4. Die Einheit der Arbeiterklaffe und der Sozialismus. 

Genoſſe Beer ſchreibt: „Mir erſcheint die 11 der Arbeiterklaſſe als 
die wichtigſte Bedingung des Sozialismus. ... Was iſt das wirkliche 
Hindernis der deutſchen Sozialdemokratie? Iſt es die preußiſch⸗deutſche 
Verfaſſung? Sind es die Junker? Iſt es der Marxismus, wie die Reviſio⸗ 
niſten ſagen, oder der Reviſionismus, wie die Marxiſten ſagen? Nein! 
Nichts von alledem. Es iſt die Zerklüftung der Arbeiterklaſſe: es ſind 
die Zentrumsarbeiter, die liberalen Arbeiter, die indifferenten Arbeiter, die 
das wahre Hindernis der deutſchen Sozialdemokratie bilden. Bildeten ſie eine 
einzelne moderne Arbeiterarmee, ſo würden wir alle anderen Hinderniſſe im 
Nu überwinden. Wir würden den Wirbelwind reiten und den Sturm be⸗ 
herrſchen. Ebenſo iſt es in Frankreich, Italien uſw.“ Und Beer zieht die 
Konſequenzen ſeiner Anſicht und ſchlägt der deutſchen Sozialdemokratie eine 
Taktik vor, deren Verfehltheit hier zu beweiſen gar nicht notwendig iſt: 
„Wenn ich die Taktik der deutſchen Sozialdemokratie beeinfluſſen könnte“ 
— ſchreibt er in der „Fränkiſchen Tagespoſt“ vom 1. Februar 1909 —, 
„würde ich ſie nach folgender Richtung beeinfluſſen: Feindliche oder freund⸗ 
liche Selbſtändigkeit gegenüber den bürgerlichen Parteien und Elementen, je 
nach ihrer Haltung zum Fortſchritt und zur Demokratie; aber liebevolle 
Toleranz und zeitweilige und lokale Einverſtändniſſe mit den nichtſozia⸗ 
liſtiſchen und ehrlichen eee je nach dem Grade ihres 
proletariſchen Fühlens.“ 

Aus ſeinen anfangs zitierten Ausführungen ſpricht die Anſicht, als ob das 
gänzliche Verſchwinden der bürgerlichen Arbeiterbewegung möglich wäre vor 
der ſozialen Revolution. Wenn es auch der Fall wäre, ſo würde es noch 
nicht beweiſen, daß die Kuddelmuddelpolitik, die Beer befürwortet, das beſte 
Mittel zur Beſchleunigung dieſes Prozeſſes iſt. Aber wir verneinen dieſe 
Möglichkeit überhaupt. 

Zum Entſtehen der bürgerlichen Arbeiterbewegung tragen hauptſächlich 
zwei Momente bei: einerſeits ſchreitet zur Gründung von Arbeiterorgani⸗ 
ſationen die Bourgeoiſie, um ſich einen Schutzwall gegen die ſozialiſtiſche 
Arbeiterbewegung zu errichten; andererſeits aber erwacht in den neu vom Lande 
zugefloſſenen oder aus friſch proletariſierten Schichten beſtehenden Teilen der 
Arbeiterklaſſe der Drang zur Organiſation zwecks Hebung ihrer Lage. Dieſe 
zwei Momente kreuzen ſich ſtets, wirken ſtets aufeinander ein; einerſeits weckt 
das Beſtreben der Bourgeoiſie noch ſchlafende Arbeiterſchichten auf, anderer⸗ 
ſeits nötigt der Drang der erwachenden Arbeiterſchichten zur Organiſation 
die Bourgeoiſie, die entſtehenden Organiſationen in ihre Hände zu nehmen, 
damit ſie nicht unter den Einfluß der Sozialdemokraten geraten. Dieſer 
Prozeß wird jo lange dauern, ſolange der Proletariſierungsprozeß dauern 
wird. Und da wir nicht der Schulmeiſtermeinung ſind, daß die Stunde der 
ſozialen Revolution erſt dann ſchlagen wird, wenn der letzte Kleinbürger in 
die Fabrik wandert, ſo ſind wir der Anſicht, daß das Zuſammenſchweißen 


1 Wir brauchen nicht zu erklären, daß dieſe Behauptung die Marxiſten nicht verbrochen 
haben. Vielleicht wird uns Genoſſe Beer ein Exemplar eines ſolchen miſerablen Marriften 
auf den Tiſch legen, deſſen geiſtiges Eigentum dieſe Anſchauung wäre. Trotzdem würden 
wir uns hüten, dem Genoſſen Beer vorzuwerfen — wie er es gegenüber dem Genoſſen 
Askew tut —, „daß er nicht ſo weit iſt, über den Stand der internationalen ſozialiſtiſchen 
Arbeiterbewegung ein umfaſſendes und weitſichtiges Urteil abgeben zu können“. 
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der geſamten Arbeiterklaſſe in eine Arbeitsarmee erſt das Werk der Kampfes⸗ 
tage der ſozialen Revolution ſein wird, wenn er überhaupt vor dem Sozia⸗ 
lismus eintritt. 

Von dieſem Standpunkt aus ſollte die Anſicht des Genoſſen Beer, daß 
die Zerklüftung der Arbeiterklaſſe das wahre Hindernis der deutſchen, fran⸗ 
zöſiſchen, italieniſchen uſw. Sozialdemokratie bildet, bedeuten: Das wahre 
Hindernis der internationalen Sozialdemokratie bildet die Tatſache, daß wir 
noch nicht in der ſozialen Revolution ſtehen. Wollte dies Genoſſe Beer ſagen, 
dann ſind wir mit ihm einverſtanden.“ 

Zum Schluſſe eine Einſchränkung. Es ſoll aus dieſen Ausführungen nicht 
herausgeleſen werden, als ob wir die Bedeutung der Einigkeit der Arbeiter⸗ 
klaſſe nicht einzuſchätzen wüßten. Wir wollten nur erſtens die Methoden ihrer 
teilweiſen Erlangung unterſuchen und zweitens die Unmöglichkeit ihrer gänz⸗ 
lichen Erreichung unterſtreichen. 

In der erſten Frage betrachten wir den Weg der Sammelpolitik 
als nicht entſprechend und für die Sozialdemokratie gefährlich, in 
der zweiten glauben wir, daß, wer ſich von Illuſionen in dieſer 
Hinſicht gefangen nehmen läßt, der nicht den Sturmwind reitet, 
ſondern die Wolken, von denen er in das Fahrwaſſer eines 
kraftloſen Opportunismus leicht hineinfallen kann. 


hriſtliche Konfumvereine. 
Von Eugen Prager. 


Die chriſtliche Arbeiterbewegung iſt vom Klerikalismus niemals um ihrer 
ſelbſt willen gefördert worden, ſondern nur als Mittel zu dem Zwecke, die 
dem Zentrum noch treu gebliebenen Arbeiter dieſer Partei zu erhalten. Wenn 
die chriſtlichen Gewerkſchaften ihre Kampfesfront heute nicht mehr ausſchließlich 
gegen die Sozialdemokratie richten, wenn ſie immer mehr gezwungen werden, 
gemeinſam mit den „ſozialdemokratiſchen“ Organiſationen gegen das Unter⸗ 
nehmertum zu kämpfen, ſo haben ihre Gründer und Gönner ſicherlich keine 
Schuld an dieſer Entwicklung. 

Die Frage liegt nahe: wenn dem Zentrum jo ſehr vor dem gewerk⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenarbeiten aller Arbeiter bangt, warum hat es ſich nicht 
darum gekümmert, daß die chriſtlichen Arbeiter auch beſondere Konſum⸗ 
genoſſenſchaften bilden, in denen ſie vor der ſozialdemokratiſchen Anſteckung 
bewahrt bleiben? In der Tat gibt es recht wenige Konſumvereine, die ſich 
chriſtlich nennen. Ihr Verbreitungsgebiet beſchränkt ſich auf einige induſtrielle 
Teile Rheinlands und Weſtfalens, ſie ſind zumeiſt nur beſondere Abteilungen 
der chriſtlichen Gewerkſchaftszahlſtellen. Ihre Zahl iſt nur ſchätzungsweiſe an⸗ 
zugeben; Peter Schlack beziffert ſie in ſeiner Broſchüre „Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaften und chriſtlichnationale Arbeiterbewegung“ auf 80 bis 100; von ihnen 
gehören rund 60 dem Reichsverband der deutſchen landwirtſchaftlichen Ge⸗ 


1 Ich kann mir natürlich das Eingehen auf die Frage erſparen, was das „Hindernis“ 
der deutſchen Sozialdemokratie iſt, denn fie wurde nach dem bekannten Ausdruck Jaurès' 
über die „Ohnmacht“ der deutſchen Sozialdemokratie, den er auf dem Amſterdamer Kongreß 
geprägt hat, ausführlich in der radikalen Parteipreſſe beſprochen. 
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noſſenſchaften an. Wenn Schlack deren Mitgliederzahl mit rund 25000 an 


nimmt, ſo dürfte das viel zu hoch gegriffen ſein; der Reichsverband zählte 
nämlich am 1. Januar 1907 im ganzen 118 Konſumvereine und Bau⸗ 
genoſſenſchaften mit zuſammen 25228 Mitgliedern. Wir können alſo den 
heutigen Mitgliederbeſtand der „chriſtlichen“ Konſumvereine, ſoweit fie dem 
Reichsverband angehören, mit 20000 annehmen; erſt wenn wir noch die 


außerhalb jeder Zentraliſation ſtehenden Vereine mit 5000 Mitgliedern zu⸗ 


rechnen, kämen wir allenfalls auf 25000 Mitglieder „chriſtlicher“ Konſum⸗ 
vereine. 

Da am Ende des Jahres 1907 in Deutſchland im ganzen 2110 Konſum⸗ 
vereine mit 1131453 Mitgliedern gezählt wurden, fo müſſen ſich die „chriſt⸗ 
lichen „Vereine mit einem recht beſcheidenen Anteil begnügen. 

Was zu der Gründung beſonderer chriſtlicher Konſumvereine veranlaßt 
haben ſoll, darüber gibt Schlack in ſeiner oben erwähnten Broſchüre folgende 
Auskunft: 

„Eine Folge der politiſchen Tendenzen in einer Anzahl detttſcher Konſumvereine 
war auch die Urſache der Gründung chriſtlicher Gewerkſchaftskonſumvereine. Durch 
die Erſtarkung der chriſtlichen Gewerkſchaftsbewegung traten auch die chriſtlichen 
Arbeiter dem Genoſſenſchaftsgedanken näher, dem ſie bis dahin intereſſelos gegen⸗ 


übergeſtanden hatten. Mißtrauiſch gemacht durch die Erfahrungen in der Gewerk⸗ 


ſchaftsbewegung, glaubten ſie ſich nicht den meiſtens unter ſozialdemokratiſcher Lei⸗ 
tung ſtehenden Konſ umvereinen anſchließen zu können. So entſtanden in M.⸗Gladbach, 
Aachen ſowie im Ruhrrevier eine Anzahl chriſtlicher Gewerkſchaftskonſumvereine, 
denen in den folgenden Jahren in anderen Gegenden noch weitere folgten. An⸗ 


fangs ſich auf die Mitglieder der chriſtlichen Gewerkſchaften beſchränkend, wurde 


nachher von der Mehrzahl der Vereine der Beitritt allgemein geſtattet, ſo daß die 
meiſten als neutrale, auf dem Boden der chriſtlichen Arbeiterbewegung eee 
Konſumvereine anzuſehen ſind.“ 


Dieſe Vereine ſind in der Regel ſterbenskranke Gebilde geblieben, Schlack 
ſelbſt ſagt, daß „die Gewerkſchaftskonſumvereine eher rückwärts wie vorwärts 
gegangen“ ſind. Und ihren Zweck haben ſie auch nicht erfüllt; darüber meint 
derſelbe Verfaſſer: 

„Wenn wir die Frage vorurteilsfrei unterſuchen, auf Grund der gemachten 
Erfahrungen, ſo kommen wir zu dem Ergebnis, daß der erſte Zweck, den Gewerk⸗ 
ſchaftsmitgliedern Vorteile beim Einkauf von Lebensmitteln zu bieten, nur zum 
Teil erreicht worden iſt, der letzte Zweck jedoch, Stärkung der chriſtlichen Gewerk⸗ 
ſchaftsbewegung, gänzlich in ſeiner Allgemeinheit mißglückt iſt.“ 


Wieſo kam das? Die chriſtliche Gewerkſchaftsbewegung iſt ein Kind des 
Zentrums; an der Konſumgenoſſenſchaftsbewegung beteiligen ſich die chriſt⸗ 
lichen Arbeiter aber gegen den Willen dieſer Partei, darum ſind ſie hilflos 
ihrem eigenen Schickſal überlaſſen. Die zwieſpältige Haltung des Zentrums 
gegenüber den Konſumvereinen iſt in der „Neuen Zeit“ früher ſchon geſchildert 
worden (Paul Lange, Detailhandel und Mittelſtandspolitik, XXV, 2, S. 697). 
In dieſer Partei ſpielen beſonders im Weſten die Mittelſtändler, alſo Klein⸗ 
kaufleute, Metzger, Bäcker, Handwerksmeiſter uſw., eine große Rolle; ihre 
Wünſche haben ein ungleich größeres Gewicht in der Zentrumspolitik als die 
Forderungen der ihnen an Zahl weit überlegenen Arbeiter. Da man dieſe 
aber nicht allzu unſanft vor den Kopf ſtoßen darf, ſo kommt es verhältnis⸗ 
mäßig ſelten vor, daß von Partei wegen im Zentrum offen gegen die 
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Konſumvereinsbewegung gekämpft wird. Deutlicher merkt man dieſe Feind⸗ 
ſchaft, wenn man hinter die Kuliſſen des Zentrumstheaters blickt. 

Vor mehreren Jahren wurde in Krefeld, wo es mehrere tauſend chriſtlich 
organiſierte Arbeiter gibt, ein „chriſtlicher“ Konſumverein gegründet; er ging 
aber bald wieder ein, weil das offizielle Zentrum ihn nicht unterſtützen mochte 
und die Kraft der geiſtig trägen Arbeiter nicht weit reichte. 

In M.⸗Gladbach, von wo die ſozialpolitiſche Zentrumserleuchtung be⸗ 
kanntlich ausgeht, wollten die chriſtlich organiſierten Arbeiter ſich an der 
Genoſſenſchaftsbewegung beteiligen; da man dieſe Abſicht nicht verhindern 
konnte, ſo wurde wenigſtens dafür geſorgt, daß den Krämern kein Schaden 
zugefügt werde. Laut Statut durften nur chriſtlich organiſierte Arbeiter auf⸗ 
genommen werden; dann gründete man für jeden Stadtteil einen beſonderen 
Verein für ſich, ſo daß jetzt in M.⸗Gladbach und der allernächſten Umgebung 
neun ſelbſtändige Genoſſenſchaften beſtehen! Ahnlich liegen die Verhält⸗ 
niſſe in Aachen und in anderen Zentrumsdomänen. 

Dieſe Konſumvereinsfeindſchaft hat auf einem im vergangenen Jahre in 
M.⸗Gladbach von der Volksvereinszentrale veranſtalteten ſozialen Kurſus für 
ſelbſtändige Kaufleute der Stadtverordnete Karl Heckhauſen aus Barmen, 
wie ein anderer Zentrumsmann, Schils aus Düren, in einer Aachener Ver⸗ 
ſammlung ausgeplaudert hat, zum draſtiſchen Ausdruck gebracht. Heckhauſen 
behauptete nach einem Bericht des Aachener „Volksfreundes“, eines Zentrums⸗ 
blatts: 


„Daß die Konſumvereine infolge der großen Unkoſten, die ſie hätten, infolge 
des ungeſchulten Perſonals, der ſchlechten Aufſicht, der Bummelei uſw. nicht in der 
Lage ſeien, eine Dividende von 8 bis 10 Prozent herausſchlagen zu können; wenn 
dies aber trotzdem geſchehe, ſo rühre das nur daher, weil die Konſumvereine ſo 
viel — Schnaps verkauften. Als nun von einem Teile der Kurſusteilnehmer leb⸗ 
hafte Proteſt⸗ und Ohorufe ertönten, da ſagte Herr Heckhauſen: Ja, meine Herren, 
Brot und Schnaps, das ſind doch die Hauptnahrungs mittel der Arbeiter⸗ 
bevölkerung, und an dieſen Artikeln verdienen die Konſumvereine ſo viel, daß 
ſie auch in der Lage ſind, auf die anderen Waren eine ſo hohe Dividende geben 
zu können.“ 


Für die verſteckte Konſumvereinsbekämpfung durch das Zentrum diene 
noch als Beweis, daß bei der Aufſtellung von Stadtverordnetenkandidaten 
des Zentrums einmal in Köln und vor wenigen Wochen in Mülheim a. Rh. 
die Kandidatur des obenerwähnten Peter Schlack ausdrücklich deshalb be⸗ 
kämpft und abgelehnt wurde, weil er Geſchäftsführer der „chriftlichen“ Konſum⸗ 
genoſſenſchaft „Eintracht“ in Mülheim a. Rh. iſt! 

Zu dieſer verſteckten Feindſchaft kommt dann noch die indirekte Bekämpfung 
der Arbeiterkonſumvereine durch das Zentrum dadurch, daß es ſie der erhöhten 
Beſteuerung ausliefern will. In der Broſchüre „Das Zentrum und die 
preußiſchen Landtagswahlen“ wird die Beſteuerung der Konſumvereine 

ein gerechter Ausgleich gegenüber den ſteuerzahlenden Händlern 
genannt. Wenn die Zentrumsagrarier oder die Mittelſtändler Verſamm⸗ 
lungen abhalten, ſo erſcheinen die Abgeordneten des Zentrums oft zu 
Dutzenden, um ihre Getreuen der Huld ihrer Partei zu verſichern. Als aber 
die „chriſtlichen“ Konſumvereine in Gemeinſchaft mit den Beamtenkonſum⸗ 
vereinen aus Rheinland, Weſtfalen und Heſſen⸗Naſſau am 8. November 1908 
in Düſſeldorf eine Konferenz abhielten, um gegen die drohende preußiſche 
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Geſellſchaftsſteuer zu proteſtieren, da war ein ganzer Zentrumsabgeordneter 
den zahlreich ergangenen Einladungen gefolgt. Bezeichnend iſt es, daß die 
„Kölniſche Volkszeitung“ die ſchärfſten Teile der in Düſſeldorf angenommenen 
Reſolution, ie die geplante Unterwerfung der Konſumvereine unter die Ger 
ſellſchaftsſteuer 
eine weitere Maßnahme ungeheuerlichſter Art, die gleichbedeutend iſt 
mit einer gewaltſamen Erdroſſelung der Vereine und Enteignung der Spar⸗ 
pfennige ärmſter Staatsbürger | £ 
nennt, unterdrückt hat! Es ſei noch erwähnt, daß kürzlich exit der Zentrums: 
abgeordnete Dr. Heim in der Steuerkommiſſion des bayeriſchen Abgeordneten⸗ 
hauſes die Freilaſſung der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften von den 
Steuerlaſten befürwortet hat; er trat aber dafür ein, daß die Konſumvereine 
gründlich beſteuert würden. * 
So ſehen wir, wie die „chriſtlichen“ Konſumvereine von ihren Zentrums⸗ 
freunden im Stiche gelaſſen werden; da die chriſtlich organiſierten Arbeiter 
aber gerade nicht zu den geiſtig regſamſten Menſchen gehören, ſo wird wohl 
auch ihre Zukunft ſich ebenſo düſter geſtalten, wie ihre Vergangenheit war. 
Jetzt ſagt ſich ſogar der „Geſamtverband“ der chriſtlichen Gewerkſchaften von 
ihnen los. In einem Artikel des „Zentralblatts“ (1901, Nr. 1) wird eine 
reinliche Scheidung zwiſchen chriſtlichen Konſumvereinen und Gewerkſchaften 
vollzogen. Es werden einige „Richtlinien“ gegeben, von denen die dritte 
lautet: g - 
„Kein Konſumverein iſt berechtigt, den Namen „Konſumverein der chriſtlichen 
Gewerkſchaften“ oder einen ähnlich klingenden Namen zu führen! Die Mitglieder 
unſerer Verbände, welche gleichzeitig Mitglied ſolcher Konſumvereine ſind (die den 
unberechtigten oben bezeichneten Namen führen), ſollen beim Vorſtand und Auf⸗ 
ſichtsrat ſowie auf der Generalverſammlung des fraglichen Konſumvereins dahin 
wirken, daß der Titel (beziehungsweiſe der Name) umgeändert wird und der Zuſatz 
„Konſumvereine der chriſtlichen Gewerkſchaften“ beſeitigt wird.“ 


Das bedeutet, daß man den chriſtlichen Gewerkſchaftsnamen nicht für zug⸗ 
kräftig genug hält, um größere Mitgliedermaſſen in die chriſtlichen Konſum⸗ 
vereine zu bringen; andererſeits glaubt man mit dem „neutralen“ Mäntelchen 
beſſere Geſchäfte machen zu können. Auch dieſe Losſagung wird zu keinem 
günſtigeren Ergebnis führen; zu wünſchen wäre es, daß die chriſtlichen 
Arbeiter aus ihren bisherigen Mißerfolgen die Lehre ziehen möchten, daß 
ihre Eigenbrödelei nur den Feinden der Arbeiterbewegung zum Nutzen 
gereicht. | 


Literarifhe Kundſchau. 


Der Allofolismus. Beine ſtrafrechtlichen und ſozialen Beziehungen. Seine Be- 
kämpfung. Referate, erſtattet in den Sitzungen der Vereinigung für gerichtliche 

Pſychologie und Pſychiatrie im Großherzogtum Heſſen vom 9. Dezember 1906 
und 4. Mai 1907 durch Medizinalrat Kreisarzt Dr. Balſer (Mainz), Aſſeſſor 
Aull (Offenbach) und Dr. med. Waldſchmidt (Charlottenburg). „Juriſtiſch⸗ 
Pſychiatriſche Grenzfragen“, 6. Band, Heft 2/3. 97 Seiten. Preis 2 Mark. 


Mehr und mehr werden auch die bürgerlichen wiſſenſchaftlichen Vereinigungen 
gezwungen, ſich mit der Alkoholfrage zu befaſſen. Aber nur ſelten finden ſich Hin⸗ 
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weiſe auf die ökonomiſchen Urſachen des Alkoholismus. So kümmern ſich auch 
die Referenten nicht um die Urſache, Not des Lebens, die den Armen ſchuldig 
werden läßt, ſondern ſchildern nur die Folgen des Alkoholismus, dieſe aber in 
zutreffender Weiſe. 

Balſer referiert über „Die forenſiſche Bedeutung des Alkoholismus“. 
Nachdem er die verſchiedenartigen Einflüſſe des Alkohols auf das Gehirn an der 
Hand einer anſcheinend nicht geringen Praxis unterſucht hat, wird gezeigt und 
mediziniſch erklärt, wie der Alkohol ſo entſetzlich oft Gewalttätigkeits⸗ und Sittlich⸗ 
keitsverbrechen, ſowie ſexuelle Perverſitäten verurſacht. Auch das Verhältnis des 
Alkoholismus zu den verſchiedenen Arten der Geiſteskrankheit und insbeſondere zum 
§ 51 des Strafgeſetzbuchs, der die Strafbarkeit bei Bewußtloſigkeit und krankhafter 
Störung der Geiſtestätigkeit unter Umſtänden ausſchließt, wird ſachverſtändig dar⸗ 
gelegt. | 

Aull behandelt das vielerörterte Problem „Alkohol und Verbrechen“. Er 
ſtützt ſich hierbei auf die bekannten Unterſuchungen von Baer, Aſchaffenburg, 
Löffler uſw., ſowie auf die in dieſer Beziehung ſehr ſpärlichen Angaben der offi⸗ 
ziellen Kriminalſtatiſtik. Er gibt eine recht brauchbare Materialſammlung für die 
Theſe, daß es nächſt der wirtſchaftlichen Notlage der Mehrheit unſeres Volkes keinen 
ſo wirkungsvollen Förderer des Verbrechens gibt als den Alkoholismus. Wobei wir 
uns freilich ſtets gegenwärtig halten müſſen, daß der Alkohol ſelbſt wieder zu einem 
großen Teile nichts iſt als die Folge dieſer Notlage. Die Kontrollierung der von 
Aull mitgeteilten Zahlen wird dadurch erheblich erſchwert, daß er wohl die Bücher, 
denen ſie entnommen, nicht jedoch die Seite, wo ſie zu finden ſind, angibt. 

Waldſchmidt erörtert als Arzt „Die Behandlung der Alkoholiſten“. 
Er fordert mehr Trinkerheilſtätten, eine Forderung, deren Berechtigung ſich ohne 
weiteres daraus ergibt, daß ſich in den preußiſchen Irrenanſtalten und Kranken⸗ 
häuſern zum Beiſpiel im Jahre 1899 insgeſamt 21361 Alkoholkranke befanden, daß 
ferner zum Beiſpiel von den männlichen Inſaſſen der Berliner Irrenanſtalten 
42 Prozent Alkoholiker ſind, während die Trinkerheilſtätten im ganzen Deutſchen 
Reiche nur 900 Betten aufweiſen. Mit Recht wendet ſich Waldſchmidt gegen die 
laienhafte Beurteilung des Alkoholismus als eines Laſters, die noch in vielen 


Trinkerheilſtätten graſſiert, in denen der Paſtor und nicht der Arzt das entſcheidende 


Wort hat, und die der „Trinkerrettung“ und nicht der Trinkerbehandlung dienen. 
Der Verfaſſer beſpricht ſchließlich die Einrichtung der Trinkerheilſtätten. Mit guten 
Gründen verurteilt er die Teilung der Anſtalten in ſolche für „Heilbare“ und für 
„Unheilbare“. Hingegen erſcheint es mir zweifelhaft, ob ſeine Gründe gegen die 
völlige Trennung von „offenen“ und „geſchloſſenen“ Anſtalten durchſchlagende ſind. 
Es bleibt ohne eine ſolche Trennung meines Erachtens die Befürchtung, die offene 
Anſtalt werde dadurch tatſächlich zu einer geſchloſſenen, daß der Alkoholkranke, der 
ſich in die offene Anſtalt begeben hat, wenn er ſeine Entlaſſung entgegen dem Er⸗ 
meſſen der Anſtaltsleiter wünſcht, um die Entlaſſung zu verhüten, gar zu leicht in 


die geſchloſſene Abteilung überführt wird. 


Die Schrift kann den Intereſſenten empfohlen werden. Dr. Siegfrieda. 


Dr. Bernhard Roft, Die Wert- und Preistheorie mit Berüdfichfigung ihrer 
dogmengeſchichtlichen Entwicklung. Leipzig 1908, Duncker & Humblot. 


„Eine richtige Wert⸗ und Preistheorie leiſtet dem reichſten wie dem ärmſten 


Menſchen die beſten Dienſte. Sie lehrt ihn erkennen, warum er dieſe und nicht 


jene Güter und ſie in dieſem und nicht in jenem Falle bewerten muß.“ 

Mit dieſen Worten ſucht der Verfaſſer im Vorwort ſeines Buches den hohen 
Wert ſeines Unternehmens darzutun und gibt damit einer Auffaſſung vom Weſen 
der Wertlehre ſelbſt Ausdruck, die auf feine eigenen Theorien nicht gerade neu— 
gierig macht. Bald aber muß man ſich überzeugen, daß man vom hiſtoriſchen 
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Teil, der weitaus den größten Teil des Buches füllt, auch nicht viel Beſſeres er⸗ 9 


warten darf. 
Darauf bereitet ſchon die Dispoſition des Buches vor, die Wert⸗ und Preis⸗ 


theorien auseinanderreißt und jeden Zuſammenhang zwiſchen ihnen faſt ganz 


ignoriert. Das Buch iſt eigentlich nicht mehr als eine umfangreiche Notizenſamm⸗ 


lung, bei deren Gebrauch aber Vorſicht anzuraten iſt; denn die Darſtellung wimmelt 5 


von Mißverſtändniſſen. 


Daß Marx mit dieſen beſonders reichlich bedacht wurde, iſt nur natürlich. 2 
Roſt rechnet ihn zu den Vertretern der objektiven Werttheorie, die „die Güter in 


folge von ſachlichen, ihnen innewohnenden Eigenſchaften bewerten“. Schon dieſe 
Worte zeigen, daß Roſt die Marxſche Wert- und Preistheorie abſolut nicht verſteht. 
Es genügt, zum weiteren Beweis deſſen nur eine Stelle zu zitieren (S. 72 f.), die 
als Kritik des Marxſchen Wertgeſetzes gedacht iſt: 


r 


„Wenn wirklich die Arbeit nur den Mehrwert erzeugt und der Arbeitsaufwand | 


plus Durchſchnittsprofit maßgebend für die Größe des Wertes fein ſoll, jo müßte 
der Ausgleich der Profitraten in der Weiſe erfolgen, daß in allen Erwerbszweigen 
und Betrieben ſchließlich die gleiche prozentuale Menge im konſtanten Kapital vor⸗ 
handen iſt. Solange letzteres nicht der Fall iſt, mußten immer noch verſchiedene 
Profitraten beſtehen.“ 


Es iſt wohl nicht nötig, auch noch auf alle anderen Stellen einzugehen, in | 


denen Roſt feine völlige Verſtändnisloſigkeit für die Marxſche Theorie dartut. 
Den Schluß des Werkes bildet die Darſtellung der eigenen Werttheorie, die 


in einer verworrenen Komplikation und mißverſtändlichen Modifikation der Grenz⸗ 


nutzentheorie beſteht. Dieſe hat nicht nur deshalb ſo viel Anklang gefunden, weil | 


fie für die bürgerliche Nationalökonomie eine Grundlage zu bieten ſchien, die nicht 
ſchon wie die Marxſche Wertlehre auf die dem Kapitalismus innewohnenden Wider⸗ 
ſprüche hinwies; fie ſchien zugleich die Geſetze der Wirtſchaft auf die Pſychologie 
des einzelnen zurückzuführen, und das war für alle die beſtechend, die in der Geſell⸗ 
ſchaft nichts weiter ſehen als eine Anhäufung einzelner Individuen. 


Indem Roſt ſeiner Werttheorie nicht mehr das Urteil des einzelnen zugrunde 


zu legen ſucht, ſondern das „allgemeine Urteil“, zerſtört er dieſen Schein und regt 
zugleich die Frage an, welche die Grenznutzentheorie eben vermeiden wollte, woher 
denn nun dieſe allgemeinen Urteile ſtammen und wie ſie zuſtande kommen. Roſts 


Berufung auf die „Mode“ iſt natürlich keine Erklärung. Dieſe hätte ihn vielmehr 


auf das Gebiet der Geſellſchaft mit ihrer Arbeit, ihren Kämpfen und Widerſprüchen 
führen müſſen. 

Das iſt denn auch ſo ziemlich das einzige Verdienſt des Roſtſchen Buches, daß 
er die Unzulänglichkeit der Grenznutzentheorie aufs neue, wenn auch gegen ſeinen 
Willen, aufzeigt. Er führt die Ahnenreihe dieſer Theorie zwar auf ſo erlauchte 
Vorfahren zurück wie Heraklit, Kenophon und Ariſtoteles; wertvoller aber iſt die 
ausführliche Darſtellung der Theorie Goſſens, des wirklichen Vorläufers von Jevons 
und Menger, bei dem die ſpießbürgerliche Hausbackenheit dieſer Theorie noch 


ſchärfer hervortritt als bei ihren heutigen profeſſoralen Vertretern. G. Eckſtein. 


O. Poensgen, Das Waßlrecht. (Aus Natur und Geiſteswelt, 249. Bändchen.) 
Leipzig, B. G. Teubner. 146 Seiten. 1 Mark, gebunden 1,25 Mark. 


Der Standpunkt des Verfaſſers iſt der nationalliberale, alſo eigentlich gar 
keiner. Er iſt für das allgemeine, gleiche Wahlrecht, aber nicht unbedingt, ſondern 
eben nur dort, wo es ihm paßt: „Beiſpielsweiſe würde Hamburg bei Einführung 
des Reichstagswahlrechtes kaum regiert werden können.“ Das ſtimmt, wenn man 
unter „Regieren“ nichts anderes verſteht als das Niederhalten der arbeitenden 
Maſſen. 


* 
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Trotzdem kann das Büchlein ſehr nützlich wirken. Es enthält eine kurze Zu⸗ 
ſammenſtellung faſt aller der wichtigeren Wahlgeſetze der Welt, deren Kenntnis 
gerade in unſeren jetzigen Wahlrechtskämpfen ſehr angezeigt iſt. 

Freilich bedarf das Material hier und da einiger Korrektur. Beim engliſchen 
Wahlrecht iſt nicht die Beſtimmung angegeben, daß die Kandidaten die Wahlkoſten 
zu tragen haben, eine Beſtimmung, die das paſſive Wahlrecht ſehr einengt und 
ganz plutokratiſch geſtaltet. Beim franzöſiſchen Wahlrecht zum Senat, das der Ver⸗ 
faſſer höchlich rühmt, wird verſchwiegen, daß es ein Pluralwahlrecht ſchlimmſter 
Art iſt uſw. Auffallend iſt es, daß von außereuropäiſchen Wahlgeſetzen nur das 
der Vereinigten Staaten und Japans angeführt werden. Die auſtraliſchen fehlen. 

Trotz dieſer Lücken und Schiefheiten wird der kritiſche Leſer doch das Büchlein 
mit Nutzen verwenden können. K., K. 


Profeſſor Dr. Adalbert Hortzſchansky, Bibliothekar an der Königl. Bibliothek, 


r e zu Berlin, ihre Geſchichte und illre Organiſation. 
erlin 1908. 76 Seiten. Preis 1 Mark. 

Die Königliche Bibliothek war für die Hohenzollern nicht als ein Mittel zur 
Förderung der Wiſſenſchaft von Wert, ſondern als ein notwendiges Requiſit des 
Staates, der hinter anderen Staaten nicht zurückſtehen wollte. Friedrich Wilhelm J., 
der ſeine Akademiker in Hofnarren verwandelte, „ſtrich nicht nur die ſämtlichen 
Beſoldungen der Bibliothekare, ſondern wies auch aus den Gefällen der Bibliothek 
dem Generalmajor v. Glaſenapp jährlich 1000 Taler an, die dieſer bis zum Tode 
Friedrich Wilhelms I. bezogen hat“. Und als einer der Bibliothekare die Anfrage 
eines auswärtigen Gelehrten nach einem Werke erhielt, beantwortete er ſie dahin, 
„er komme nur noch ſehr ſelten auf die Bibliothek, da Gehälter nicht mehr gezahlt 
würden“. 

Bis 1840 gehörte das untere Geſchoß überhaupt nicht zur Bibliothek. Es wurde 
teils von der Garniſonverwaltung als Magazin benutzt, teils diente es als Re⸗ 
quiſitenraum für das Opernhaus. 

Die Verbreitung der privaten, ſtädtiſchen und Schulbibliotheken hat die König⸗ 
liche Bibliothek von einer ganzen Reihe von Beſuchern befreit, die Selbſtbildungs⸗ 
zwecke verfolgen. Wie alle großen europäiſchen Bibliotheken — ausgenommen die 
Petersburger Kaiſerliche Bibliothek — hat ſie ſich in eine Inſtitution verwandelt, 
die literariſche Erzeugniſſe anſammelt und ihre Bücher denjenigen Perſonen zur 
Verfügung ſtellt, die mit ihnen und durch ſie wiſſenſchaftlich arbeiten wollen. Aber 
eben dieſe Aufgabe wird von der Königlichen Bibliothek bei weitem nicht genügend 
erfüllt. N 

Vor allem muß auf den noch ungenügenden Stand der Handbibliothek hingewieſen 
werden. In dieſer fehlt eine ganze Reihe notwendiger Hilfs- und Nachſchlagewerke. 

Ferner erfüllt die Königliche Bibliothek ungenügend oder richtiger geſagt höchſt 
einſeitig ihre Funktion als Sammlerin literariſcher Erzeugniſſe. Dieſe Erſcheinung 
kann nur zum Teil durch Mangel an Mitteln erklärt werden. (Der Vermehrungs⸗ 
etat iſt auf 186400 Mark geſtiegen, ein Betrag, den keine andere Bibliothek im 
deutſchen Sprachgebiet aufweiſen kann.) Wenn mit Rückſicht auf das Vorhanden⸗ 
fein von Spezialbibliotheken ſolche Disziplinen wie Technik, Kunſtgewerbe, Land- 
wirtſchaft, Tierarzneikunde, Militärwiſſenſchaften uſw. weniger gepflegt werden, ſo 
folgt daraus nicht, daß die übrigen Disziplinen gleichmäßig gepflegt werden. Der 
Theologie, Kirchengeſchichte, ſchönen Literatur, Philoſophie und Geſchichte wird ein 
ungeheurer Vorzug gegeben. Das erklärt ſich daraus, daß im Beſtande der Direktion 
und Bibliothekare Philologen und Hiſtoriker vorherrſchend ſind. Beſonders liegen 
die Staatswiſſenſchaften im argen, nicht nur die einſchlägigen Werke und Nach⸗ 
ſchlagewerke, ſondern auch die periodiſche Literatur iſt ungenügend vertreten. Es 
genügt, das kürzlich erſchienene „Syſtematiſche Verzeichnis“ der periodiſchen Aus⸗ 
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gaben der Königlichen Bibliothek zu durchblättern, um zu bemerken, daß die König⸗ 
liche Bibliothek die beſten der in Frankreich, England und Amerika herausgegebenen 
ökonomiſchen Zeitſchriften nicht erhält. Von der ſozialiſtiſchen und Arbeiterliteratur 
muß ſchon ganz abgeſehen werden. Jeder Ausländer, der die Erwartung hegt, in 
der größten Bücherei des „klaſſiſchen Landes der Sozialgeſetzgebung“ eine voll⸗ 
ſtändige Sammlung der einſchlägigen Literatur wenn auch nur in deutſcher Sprache 
zu finden, würde ſich bitter getäuſcht ſehen. In der Bibliothek fehlt zum Beiſpiel 
faſt gänzlich die ungeheure gewerkſchaftliche und ſozialdemokratiſche Literatur. 

Dieſe Tatſache iſt um ſo eigentümlicher, als nach den Worten des Herrn 
Hortzſchansky ſeit dem 16. November 1885, wo das jetzt gültige Statut für die 
Bibliothek erlaſſen wurde, der Bibliothek eine höhere Aufgabe geſtellt iſt als die 
bisherige, die Zentralbibliothek Preußens zu ſein: „Seit dieſem Jahre liegt uns 
die dankenswerte Aufgabe ob, die geſamte deutſche Nationalliteratur zu ſammeln, 
wodurch unſere Bibliothek, dem Ziele und der Aufgabe nach, an die Stelle der 
Reichsbibliothek getreten iſt, die dem Deutſchen Reiche zufolge ſeiner Entſtehung 
und Zuſammenſetzung fehlt.“ 

Wie wir geſehen haben, wird aber dieſe Aufgabe ſchlecht ausgeführt. N. R. 


Öfterreichifche Konſumvereinsliteratur. Zu Ende des vorigen Jahres hat der 
Zentralverband öſterreichiſcher Konſumvereine ein Jahrbuch auf 1908 erſcheinen 
laſſen. Ein gegen die 1600 Seiten des deutſchen Jahrbuchs beſcheidenes Buch von 
282 Seiten; beſcheiden auch in der äußeren Ausſtattung, darum aber nicht weniger 
wertvoll für die Beurteilung der öſterreichiſchen Konſumvereinsbewegung. Der Zentral⸗ 
verband zählte nach neueſten Angaben Ende 1908 460 Vereine gegen 439 mit 165 209 Mit⸗ 
gliedern Ende 1907. Der Verband iſt alſo viel kleiner als der deutſche. Die Entwick⸗ 
lung und die ganzen Verhältniſſe ſind aber in der deutſchen wie in der öſterreichiſchen 
Konſumvereinsbewegung dieſelben. Hier wie dort wuchs ein ſelbſtändiger Zentral⸗ 
verband aus der allgemeinen Genoſſenſchaftsbewegung, der den Konſumvereinen 
größere Bewegungsfreiheit und Entwicklungsmöglichkeit gibt. Die allgemeinen Ge⸗ 
noſſenſchaftsverbände werden durchaus von althergebrachten, überlebten Anſchauungen 
beherrſcht, die die Konſumvereine als Stiefkinder anſieht und ſie in ihrer Entwick⸗ 
lungskraft lähmt. In beiden Ländern ſehen wir denn auch eine machtvolle Bewegung 
erſt mit einer unabhängigen Organiſation einſetzen. Von der Zeit an datieren die 
ſchweren Kämpfe gegen ſie, hüben wie drüben. Gegründet wurden beide Zentral⸗ 
verbände faſt zu gleicher Zeit, der öſterreichiſche 1901, der deutſche 1903; und in 
beiden ſpielt das Arbeiterelement die entſcheidende Rolle. In Sſterreich iſt die 
Fühlung mit Partei und Gewerkſchaften enger als bei uns. Die übergroße Vor⸗ 
ſicht gegen natürliche Berührungspunkte hat bisher bei unſeren Freunden in Sſter⸗ 
reich nicht Platz gegriffen. Über die allgemeine Situation gibt der Bericht des 
Verbandsſekretärs im Jahrbuch ein anſchauliches Bild. Ein beſonderes Kapitel iſt 
dem tſchechiſchen Zentralverband gewidmet. Die bekannten Nationalitätsverhält⸗ 
niſſe wirken leider auch auf die Konſumvereinsbewegung ungünſtig ein. So kam es, 
daß die Tſchechen einen beſonderen nationalen Verband bildeten ohne genügenden 
Grund, wie in dem Bericht dargelegt wird. Mit der Tatſache jedoch mußte man 
ſich wohl oder übel abfinden. Es wird nur der Wunſch ausgeſprochen, daß man 
ſich „in abſehbarer Zeit zuſammenfinden werde, ohne das große Ziel aus dem 
Auge verloren zu haben“. Das iſt ein ſehr berechtigter Wunſch! Ferner enthält 
das Jahrbuch ähnlich dem deutſchen Berichte und Statiſtiken über die Diſtrikts⸗ 
verbände und die einzelnen Vereine. Sehr intereſſant iſt der ausführliche Bericht 
über den ſechſten Zentralverbandstag, der Ende Juni 1908 in Wien abgehalten 
wurde. Wir müſſen es uns verſagen, an dieſer Stelle näher darauf einzugehen, 
möchten ihn aber allen, die ein Intereſſe am Genoſſenſchaftsweſen haben, zum 
Studium empfehlen. 
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Kurz danach hat auch die öſterreichiſche Großeinkaufsgeſellſchaft ein 
ſogenanntes Jahrbuch herausgegeben. Der Titel iſt in dieſem Falle falſch gewählt, 
denn der Inhalt iſt grundverſchieden von dem, was man unter einem genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Jahrbuch verſteht. Und wir bedauern es lebhaft, daß die einzige ge- 
noſſenſchaftlich wertvolle Arbeit dieſes Buches, eine temperamentvolle Beſchreibung 
einer Englandreiſe öſterreichiſcher Genoſſenſchafter, nicht in das Jahrbuch des 
Zentralverbandes aufgenommen oder als Broſchüre geſondert herausgegeben wurde. 
Die letztere Form hat man ſeinerzeit in Deutſchland im gleichen Falle gewählt, 
obwohl dieſe Arbeit an Wert bei weitem nicht an die vorliegende heranreichte. 
Das „Jahrbuch“ der Großeinkaufsgeſellſchaft iſt ein Agitationskalender, den man 
ruhig ſo nennen ſollte. Daß von den 144 Seiten allein 55 von Geſchäftsreklamen 
(Inſeraten) eingenommen werden, finden wir ebenfalls eigentümlich. Dem Artikel 
des Genoſſen Kaff über die Beſichtigung einer Anzahl Betriebe der engliſchen 
Konſumvereine ſind zirka 60 Seiten gewidmet. Begreiflicherweiſe ſind es nur 
Skizzen, denn in vierzehn Tagen kann man eben beim beſten Willen nicht ſo viel 
erleben, um aus eigener Anſchauung ein vollſtändiges Bild einer großen Bewegung 
geben zu können. Trotzdem bietet die Abhandlung „Ein Blick in die engliſche Ge⸗ 
noſſenſchaftswelt“ viel, ſehr viel. Mancher kann vielleicht mehr daraus lernen und 
begreifen als aus einem umfangreichen Geſchichtswerk. H. Fleißner. 


notizen. 


Dr. Schulz und die Kachlaßſteuer. Wir erhalten aus München folgende Zuſchrift: 
Werter Genoſſe! 

In Ihrer Anzeige meiner kleinen Schrift „Okonomiſche und politiſche Ent- 
wicklungstendenzen in Deutſchland“ zitieren Sie aus einem Verſammlungs⸗ 
bericht der „Münchner Poſt“ vom 26. Januar den Satz: „Dr. Schulz wandte ſich 
gegen die Nachlaßſteuer, durch die die Landwirtſchaft ungerecht belaſtet würde.“ 
Im Anſchluß daran ſuchen Sie meine Gegnerſchaft gegen die Nachlaßſteuer als eine 
Konſequenz des theoretiſchen Standpunktes hinzuſtellen, den ich in dem genannten 
Büchlein entwickelt habe, um, wie ich wohl ſagen darf, gegen dasſelbe in einer nicht 
ganz ſachlichen Weiſe Stimmung zu machen. An Ihren Darlegungen iſt richtig, daß 
ich in der Tat vor einigen Wochen in einer Münchner Verſammlung, die durch die 
Perſon des Redners (Profeſſor Sieveking⸗Zürich), den Inhalt ſeines Vortrages und 
die Zuſammenſetzung des Auditoriums einen vorwiegend akademiſchen Charakter er⸗ 
hielt, vom Standpunkt des Agrarpolitikers aus einige Bedenken gegen die Nachlaß⸗ 
ſteuer in der von der Regierung vorgeſchlagenen Form geltend machte, weil 
fie eine ungerechte Vorausbelaſtung des Kapitals und der Arbeit der von ihr be- 
troffenen landwirtſchaftlichen, insbeſondere bäuerlichen Bevölkerung zur Folge haben 
müſſe. Ich halte es im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht für zweckmäßig, dieſe Ein⸗ 
wendungen unter Benutzung des mir zur Verfügung ſtehenden reichlichen Tatſachen⸗ 
materials ausführlich zu begründen, und bemerke nur, daß ich bereits an einer mit 
20000 Mark beginnenden Beſteuerung des Erbanfalles an Deſzendenten und Ehe— 
gatten auch vom Standpunkt des landwirtſchaftlichen Betriebs aus erheblich weniger 
Einwendungen zu machen habe und das vorgeſchlagene Erbrecht des Reiches ſogar 
lebhaft begrüße. i 

Nach Abwägung der Vorteile und Nachteile, welche die Ausdehnung der Reichs⸗ 
erbſchaftsſteuer auf Deſzendenten und Ehegatten einerſeits und eine Reichsvermögens⸗ 
ſteuer andererſeits mit ſich bringen, ſtellte ich in jener Verſammlung ausdrücklich 
die Forderung auf, eine Reichsvermögensſteuer mit erheblich höherer Progreſſion, 
als Profeſſor Sieveking empfohlen hatte, einzuführen; denn obwohl auch eine Ver⸗ 
mögensſteuer, wie beſonders Fuiſting, der ausgezeichnete Kenner des preußiſchen 
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Steuerweſens gezeigt hat, bei der geringeren Vermögensbildung in der Landwirt⸗ 
ſchaft und ihrer leichteren Erfaßbarkeit eine ſtärkere Belaſtung der ländlichen Be⸗ 
völkerung bedeutet, halte ich eine Reichsvermögensſteuer doch immerhin für eine 
die verſchiedenen Berufsklaſſen gleichmäßiger treffende, weniger rohe und gerechtere 
Form der höchſt notwendigen kräftigeren Heranziehung des Beſitzes zur Tragung 
der Reichslaſten. Auch bringt eine Reichsvermögensſteuer nicht die Gefahr einer 
ſteigenden hypothekariſchen Verſchuldung des Grundbeſitzes mit ſich, und vor allem 
iſt ſie geeignet, den ſehr wünſchenswerten beweglichen Faktor unter den Einnahmen 
des Reiches abzugeben. Es gereicht mir zur Genugtuung, daß auch unſere Reichs⸗ 
tagsfraktion die Forderung einer Reichsvermögensſteuer, die bei genügender Berück⸗ 
ſichtigung der verſchiedenen Ertragsfähigkeit der einzelnen Vermögensmaſſen nicht 
im entfernteſten einen ſo leidenſchaftlichen Widerſtand in der ländlichen Bevölkerung 
gefunden hätte und zeitweiſe ſogar auf eine Mehrheit im Reichstag rechnen zu 
dürfen ſchien, neuerdings in den Vordergrund ihres Kampfes um eine gerechte 
Steuerreform gerückt hat. 

Aus dieſen Ausführungen ergibt ſich, daß meine Stellungnahme zu der Steuer⸗ 
vorlage durchaus von dem in der heutigen Finanzwiſſenſchaft zur allgemeinen An⸗ 
erkennung gelangten Prinzip der Beſteuerung nach der Leiſtungsfähigkeit beſtimmt 
iſt. Einen inneren Zuſammenhang zwiſchen meinen Darlegungen in der Münchner 
Verſammlung und den in der genannten Schrift entwickelten Theorien kann ich nur 
inſofern zugeben, als beide auf einer gewiſſen Kenntnis der landwirtſchaftlichen 
Verhältniſſe in Deutſchland fußen. 

Endlich muß ich betonen, daß die von mir vertretenen Anſchauungen, wie es 
ja bei wiſſenſchaftlichen Erörterungen ſelbſtverſtändlich iſt, meine individuelle Über- 
zeugung darſtellen und daher nicht gegen die Politik und Taktik der ſüddeutſchen 
Parteiorganiſationen ausgenutzt werden dürfen. 

Mit parteigenöſſiſchem Gruß Ihr ſehr ergebener 

Dr. Artur Schulz. 

Der langen Rede kurzer Sinn iſt folgender: Der im Bericht der „Münchner 
Poſt“ ſchamhaft nur als Doktor Schulz bezeichnete Redner war wirklich der 
Genoſſe Schulz, der die ſüddeutſche Autonomie verfocht; und er trat tatſächlich 
gegen die Nachlaßſteuer aus dem Grunde auf, weil ſie den Intereſſen der bäuer⸗ 
lichen Bevölkerung zuwiderlaufe. 

Merkwürdigerweiſe iſt Genoſſe Schulz gar nicht erfreut davon, daß wir dieſe 
ſeine Anſchauungen weiteren Parteikreiſen vermittelten. Er legt Wert darauf, zu 
konſtatieren, daß er ſie nur vor einem „akademiſchen“ Auditorium ausgeſprochen 
habe, und gibt ſeinem Unmut über meine Veröffentlichung in der nicht gerade 
hübſchen Weiſe Ausdruck, daß er meine Motive als unſachliche Stimmungsmache 
verdächtigt. Ich bedaure, bei der Anſicht beharren zu müſſen, daß die Haltung 
des Genoſſen Schulz in der Frage der Nachlaßſteuer ſehr zu jener Sache gehört, 
die er in ſeiner Broſchüre vertritt. Dieſe dient dem Zwecke, auf dem Umweg über 
die ſüddeutſche Autonomie die geſamte Sozialdemokratie mit den Anſchauungen 
eines kleinbäuerlichen Agrariertums zu infizieren. Da gehört es ſehr zur Sache, den 
Arbeitern an konkreten Beiſpielen zu zeigen, welches die praktiſchen Konſequenzen 
ſolcher Anſchauungen ſind: das Eintreten für Lebensmittelzölle und die Ablehnung 
der Nachlaßſteuer. K. K. 


Zeitſchriftenſchau. 


„Der Kampf“ von Februar wird mit einem Aufſatz „Volitiſche Symöel 
von Otto Bauer eröffnet, der ſich mit dem Hofgang des ſozialdemokratiſchen 
Vizepräſidenten Pernerſtorffer befaßt. Pernerſtorffer hat damit keine Forderung 
unſeres Parteiprogramms verletzt, ſondern mit einer Regel unſerer Etikette ge⸗ 


* * 
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brochen. War dazu Veranlaſſung in der neuen Stellung, die unſere Partei als 
zweitgrößte des Reichsrates einnimmt? Daß Sozialdemokraten zu Hofe gehen, iſt 
kein Kampfmittel, ſondern die Kundgebung einer Geſinnung, ein Symbol. Unſere 
Politik iſt reich an ſolchen Symbolen (Maifeier, Budgetverweigerung, Rekruten— 
verweigerung, Märzfeier, Ordensablehnungen), die das Bedürfnis der Arbeiter aus— 
drücken, in ihrem Verhalten ihren Gegenſatz zu den anderen Klaſſen und Parteien 
auszudrücken. Unſere Etikette iſt ein Ausdruck des revolutionären Empfindens; ſie 
verletzen würde heißen, dieſes Empfinden ſelbſt verletzen. Es mag ſein, daß uns 
dadurch kleine, ſonſt zu erzielende Vorteile entgehen, und daß dieſes Empfinden der 
Arbeiter es ihren Vertretern erſchwert, unmittelbare Errungenſchaften heimzubringen. 
Aber dann lieber, wie Viktor Adler ſagte, mit den Arbeitern irren, als gegen ſie 
recht haben. i 

Aber die politiſchen Symbole ſind auch Erziehungsmittel des Proletariats. In 
revolutionären Zeiten tritt der Gegenſatz ſcharf hervor; aber in Zeiten ruhiger 
Entwicklung handelt es ſich um Ziele, die radikale bürgerliche Parteien auch, aller— 
dings weniger entſchieden erſtreben. Theoretiſch ſtehen wir auf anderem Boden und 
bewerten alle Errungenſchaften anders. Aber der Gegenſatz, der ſonſt nur in Be⸗ 
griffen und Auffaſſungen lebt, muß für die Volksmaſſen ſichtbar in die Erſcheinung 
treten. Die ſymboliſchen Handlungen ſtellen ihnen unſeren völligen Gegenſatz zu 
den anderen Parteien klar vor Augen, tragen alſo dazu bei, ein klares, ſcharfes 
Klaſſenbewußtſein zu wecken. Sie veranſchaulichen das Weſen der Sozialdemokratie; 
darin liegt die Erziehungsfunktion dieſer Symbole. 

In Sſterreich dürfen wir durch die komplizierten Verhältniſſe auf kein ſolches 
Erziehungsmittel verzichten. Hier treten wir durch unſeren Kampf gegen den 
nationalen Chauvinismus oft als Bundesgenoſſen oder gar als die Sachwalter des 
Staates auf, während in anderen Ländern der Hauptkampf dem nationalen Staat 
gilt. Erſchwert hier eine notwendige Kampfestaktik in dieſem Punkt die Erziehung 
der Maſſen, ſo ſoll man um ſo feſter an den Symbolen feſthalten, die unſer Ver⸗ 
hältnis zum Staate kurz zum Ausdruck bringen. Hier war der Verzicht auf das 
Symbol durch kein Bedürfnis geboten. Wenn geſagt wird, daß wir zum erfolg— 
reichen parlamentariſchen Kampfe uns aller Rechte der anderen Parteien bedienen 
ſollen, ſo iſt dem zu entgegnen, daß das Bedürfnis der parlamentariſchen Aktion 

genau ſo wie die Bedürfniſſe der Preſſe, der Gewerkſchaftsbewegung uſw. — 
an den Bedürfniſſen der proletariſchen Geſamtbewegung ſeine Grenze finden muß. 

W. Ellenbogen behandelt in einem Aufſatz „Volksparlament und Geſchäfts⸗ 
ordnung“ die Frage, wie der öſterreichiſche Reichsrat arbeitsfähiger zu machen ſei. 
Eine ſtrengere Ordnung iſt notwendig; nur in Sſterreich bedeutet Demokratie 
Schlamperei; überall ſonſt herrſcht ſtramme Ordnung. Das alte Parlament iſt an 
ſeiner Unfähigkeit zugrunde gegangen; von dem neuen Volksparlament erwartet 
die arbeitende Volksmaſſe, daß es arbeitet und etwas leiſtet. Bringt es nichts zu⸗ 
ſtande, ſo verliert es das Vertrauen des Volkes. Und wieviel Arbeiten harren, 
durch die ökonomiſche Entwicklung, der Erledigung! Auf die Regelung der Waſſer— 
kräfte, die Reform des bürgerlichen Geſetzbuches warten die verſchiedenſten Ver 
waltungszweige, Intereſſen⸗ und Bevölkerungskreiſe. Obgleich nun faſt jeder Parla⸗ 
mentarier damit einverſtanden iſt, daß das Parlament arbeitsfähig gemacht werden 
ſoll, fürchtet man ſich im Namen der Freiheit vor einer Verſchärfung der Geſchäfts⸗ 
ordnung. Auch unſere Fraktion befürchtet davon eine Verringerung ihrer Be— 
wegungsfreiheit, und ſie weiſt auf die Unordnung des vorigen Parlaments hin, die 
uns vorteilhaft war. Aber das gilt nicht für dieſes Volksparlament. Wir ſind 
jetzt oft gezwungen, unfähige Regierungen vor dem Sturze zu bewahren, weil wir 
das Parlament ſchützen wollen. 

Der Haupteinwand gegen eine ſtraffere Geſchäftsordnung beſteht darin, daß 
es in Öfterreich keine Majorität, ſondern nur Minoritäten gibt, die ſich gegen Ver: 
gewaltigungen ſchützen müſſen. Nun beſtehen Intereſſen- und Anſchauungsgemein⸗ 


. 
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ſchaften, die ganz gut zu feſten Majoritäten werden könnten; aber gerade die Ge⸗ 


€ 


ſchäftsordnung iſt der Grund, warum ſich keine wirkliche Majorität im Haufe” 


bilden kann. i 


Denn die Sache liegt fo, daß Majorität fein in Öfterreich viel weniger ver⸗ 


lockend iſt, als Minorität ſein. Minoritäten, die ſich in eine Regierungsmehrheit 
aufnehmen laſſen, tun es der Regierung zu Gefallen, und dieſe iſt ihrer nie ſicher. 
Die radikalen Demagogen können durch die Erpreſſungsmittel der Geſchäftsordnung 
mehr erreichen als die Mehrheitsparteien. Eine Majorität muß ſich als Minorität 
gebärden und obſtruieren, um einmal ihre Meinung ſagen zu können. Es iſt vor⸗ 
gekommen, daß eine mehr als Zweidrittelmehrheit nur mit knapper Not und vielen 
Verhandlungen imſtande war, ihre Sache zum Siege zu bringen. „Das Haus“ 
kann eine eigene Meinung entweder gar nicht oder nur unter furchtbarſten An⸗ 
ſtrengungen zum Ausdruck bringen. Das zeitigt eine rieſige Zeit⸗ und Kraft⸗ 
verſchwendung; perſönliche Verhandlungen, perſönliche Gefälligkeiten und kleine 
Konzeſſionen ſind zum Fortgang der Geſchäfte nötig, die zu einer parlamentariſchen 
Korruption führen. Unſere ganze Politik leidet an Verlogenheit, iſt nie geradeaus. 
Demokratiſche Politik erfordert klare, lapidare Stellungnahme, nicht fuchsſchlaue 
Kniffe; für prinzipielle Debatten, die erzieheriſch auf das Proletariat wirken, hatten 
wir aber noch keine Gelegenheit. Darum müſſen wir aus dieſem Chaos heraus. 
Nur die Scheu vor der Skrupelloſigkeit der Chriſtlichſozialen wäre ein Grund, nicht 
zu weit zu gehen. Es muß alſo allmählich umgeändert werden; die Minoritäten 
müſſen geſchützt bleiben, aber das normale Funktionieren des Parlaments zugleich 
ermöglicht werden. Die Dringlichkeitsanträge ſollen alſo beibehalten werden, aber 
eine größere Zahl von Unterſchriften iſt erforderlich. Auch die Macht des Präſi⸗ 
denten muß verſtärkt werden. Noch einige weitere praktiſche Vorſchläge werden 
dann gemacht, die hier nicht einzeln aufzuzählen ſind. 

In einem Aufſatz „Dualismus oder Trialismus?“ beſpricht Juraj Deme⸗ 
trovie aus Agram die kroatiſche Frage. Der alte Dualismus beruht darauf, daß 
in Ungarn der magyariſche Kleinadel die einzige politiſche reife Klaſſe war. Seit⸗ 
dem ſind auch in den anderen Nationen Bourgeoiſien emporgekommen, die ſich in⸗ 
folge des ſfkandalöſen Wahlſyſtems nicht geltend machen können. Jetzt kommt die 
Annexion Bosniens und der Herzegowina hinzu, die neue innere Probleme und 
Kämpfe entfacht. Sollen dieſe Provinzen Oſterreich oder Ungarn angegliedert 
werden? In beiden Fällen ſtören ſie das heutige Gleichgewicht. Deshalb iſt die 
Idee gekommen, fie mit Kroatien⸗Slawonien zu einem dritten ſüdflawiſchen Teil 
der Donaumonarchie zu machen. Scheinbar wäre damit das Problem gelöſt; in 
Wirklichkeit würde dann ein ſtetiger Kampf zwiſchen Oſterreich und Ungarn ent⸗ 
ſtehen, wer dieſen dritten Teil beeinfluſſen und ins Schlepptau nehmen würde. 
Der Kern des ſüdſlawiſchen Problems liegt anderswo. Die ſüdfſlawiſchen Länder 
werden von dem öſterreichiſch-ungariſchen Kapital als eine Art Kolonien betrachtet, 
die ſie ausplündern; ihre Naturſchätze werden von Fremden ausgebeutet; die haupt⸗ 
ſächlichſte Induſtrie beſteht aus primitiven Sägewerken und Holzinduſtrie. Die 
ſkandalöſen Tarifbeſtimmungen auf den ungariſchen Bahnen laſſen eine andere 
Induſtrie in Kroatien nicht aufkommen; finanziell werden die Hilfskräfte des Landes 
von Ungarn ausgeplündert. Demſelben Zweck dient der Abſolutismus der öſter⸗ 
reichiſchen Statthalter in Bosnien, der die Bauern durch Geldſteuern in eine 
ſchlimmere Lage als vorher gebracht hat. „Die ſüdſlawiſche Frage iſt eine Frage 
der kolonialkapitaliſtiſch ausgeplünderten Nationen, die nach Freiheit, nationaler 
Vereinigung und dem Selbſtbeſtimmungsrecht ringen.“ Dieſe Frage kann nur durch 
einen demokratiſchen Föderalismus gelöſt werden, der die Donaumonarchie zu einer 
Föderation autonomer Nationen macht. Die Löſung der ſüdflawiſchen Frage iſt 
die Löſung der öſterreichiſch-ungariſchen Frage überhaupt. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Der fall Frenzel. 
Berlin, 13. März 1909. 
Vor einigen Tagen lief eine Nachricht durch die Zeitungen, die in ihrer 
dürftigen Kürze dennoch ein lehrreiches Kapitel zu den zarten Beziehungen 
zwiſchen Kapital und Preſſe liefert: Karl Frenzel, ein Greis von mehr als 
achtzig Jahren, iſt von den Beſitzern der „Nationalzeitung“ — nach nahezu 
fünfzigjähriger Tätigkeit an dieſem Blatte — ohne alles Federleſen auf die 
Straße geſetzt worden, weil er ſich der Zumutung geweigert hat, daß ſeine 
Beiträge auch in die Spalten der „Poſt“ übergehen ſollten, mit der ſich die 
„Nationalzeitung“ in ähnlicher Weiſe verſchmolzen hat, wie ſeit mehreren 
Jahren die „Volkszeitung“ mit dem „Berliner Tageblatt“ verſchmolzen 
worden iſt. | 
Nichts beleuchtet die Geſchichte des preußiſchen Parteiweſens in ſo 
draſtiſcher Weiſe wie die Entwicklung der drei Blätter, mit denen die poli⸗ 


tiſche Preſſe in Berlin begonnen hat. Was bis zum Jahre 1848 an Berliner 


Zeitungen beſtand, konnte nur in uneigentlichem Sinne politiſch genannt 


werden; es waren Organe. von Philiſtern geſchrieben fü iliſter, und wenn 


ſich je einmal ein Talent fand, das ihnen ein wenig auf die Beine helfen 
wollte, wie der märkiſche Dichter Wilibald Alexis der „Voſſiſchen Zeitung“, 
ſo wurde es durch die Zenſur oder gar durch ungnädige Kabinettsordern 
Sr. Majeſtät untergeduckt. Eine ſolche Kundgebung, die Wilibald Alexis 
wegen ſeiner „unüberlegten Verdächtigungen“ rüffelte, hat dann noch fünfzig 


Jahre ſpäter einem getreuen Fridolin des Hauſes Hohenzollern das Genick 


gebrochen; weil Treitſchke in ſeiner Deutſchen Geſchichte die Kabinettsorder 
Friedrich Wilhelms IV. an Wilibald Alexis auf die „Undankbarkeit der Hohen⸗ 
zollern, den unſchönen Erbfehler des Herrſcherhauſes“ zurückzuführen wagte, 
fehlte ſeinem Sarge der kaiſerliche Kranz, was nun freilich das am wenigſten 


geeignete Mittel war, Treitſchke einer „unüberlegten Verdächtigung“ zu über⸗ 


führen. 
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Doch dies nebenbei. Als die Märzrevolution die Möglichkeit einer politiſchen 
Preſſe bereitet hatte, ſchuf ſich jede der drei Klaſſen, die damals um die Herr⸗ 
ſchaft miteinander rangen, ein hauptſtädtiſches Organ: zunächſt die Bourgeoiſie 
die „Nationalzeitung“, dann das Junkertum die „Kreuzzeitung“ und endlich 
das Kleinbürgertum die „Volkszeitung“. Zuerſt war die Bourgeoiſie auf dem 
Plane; unter dem friſchen Eindruck der Märztage ſchiffte ſie mit tauſend 
Maſten in den Ozean. Sie taufte ihr neues Blatt nach dem Pariſer „National“, 
deſſen Redakteur auf dem Präſidentenſeſſel der franzöſiſchen Nationalverſamm⸗ 
lung ſaß, und ſie zeigte nicht übel Luſt, gleich ehrgeizige Bahnen zu be⸗ 
ſchreiten. 

Bereits am 22. Auguſt 1848 wurde die „Nationalzeitung“ angekündigt, 
als ein Kind „der wahren und wirklichen Preßfreiheit“, die in der „Märtyrer⸗ 
nacht der Freiheit vom 18. auf den 19. März geboren“ worden ſei. „Unſer 
ganzes Unternehmen hat hinſichtlich der Improviſation viel Ahnlichkeit mit 
unſerer Revolution am 18. März und befindet ſich deshalb noch einige Tage 
in einer Art von unſchuldiger Anarchie.“ Was uns heute eigenartig anmutet, 
war die Beſcheidenheit der Mittel, womit das Beſtehen der Zeitung auf die 
Dauer geſichert werden ſollte und in der Tat auch geſichert wurde; ein Be⸗ 
triebskapital von 10000 Talern, aufgebracht in 400 Aktien zu 25 Talern, 
genügte für dieſen Zweck. 

An tönenden Redensarten ließ es das junge Blatt der Bourgeoiſie natür⸗ 
lich nicht fehlen. „Alles für das Volk und alles durch das Volk“, „politiſche 
und ſoziale Reform erklären wir für untrennbar“, und was ſonſt mehr zu 
dieſen kleinen Gaunereien des kapitaliſtiſchen Betriebs gehört. Jedoch hinderte 
der bourgeoiſe Charakter des Blattes, der ſehr bald in unverhüllter Schön⸗ 
heit hervortrat, keineswegs ſeinen Einfluß, der e in dem Maße wuchs, 
wie die politiſche Bewegung der Maſſen abflaute. In den fünfziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts galt die „Nationalzeitung“ immerhin als ein reſpek⸗ 
tables Organ, wozu namentlich die Artikel und Korreſpondenzen beitrugen, 
die ihr Lothar Bucher aus London ſandte. Beſonders auch ihr Feuilleton hob 
er durch ſeine Beiträge auf eine hohe Stufe, und dieſe Erbſchaft trat dann 
etwa um das Jahr 1860 Karl Frenzel an. 

Er iſt ein geborener Berliner, aufgewachſen als vertrauter Schüler des⸗ 
ſelben Köppen, der zu den intimſten Freunden des jungen Karl Marx gehörte. 
Dem philoſophiſchen Hauche, der ſeine Jugend umwitterte, verdankt es Frenzel 
wohl in erſter Reihe, daß er ſich immer über dem landläufigen Literatentum 
des Kapitalismus gehalten hat, über den Lindau, Blumenthal und Konſorten; 
in den ſechziger und ſiebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts war er ſo 
etwas wie das kritiſche Orakel von Berlin, ſicherlich kein zweiter Leſſing, als 
welcher er wohl von ſeinen Bewunderern angeſprochen worden iſt, aber doch 
ein Vertreter derjenigen bürgerlichen Bildung, die dieſen Namen noch mit 
einigem Rechte beanſpruchen konnte. Wenn es ihm arg verdacht worden iſt, 
daß er der naturaliſtiſchen Bewegung der achtziger Jahre ſehr kritiſch gegen⸗ 
überſtand, ſo waren es doch beſſere Eigenſchaften, als die ihm vorgeworfene 
philiſterhafte Kurzſichtigkeit, die ihn veranlaßten, der ganzen Erſcheinung keine 
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lange Dauer zu verſprechen. In jedem Falle hat er am längſten und am 
ſtärkſten das Anſehen der „Nationalzeitung“ aufrechterhalten. 

Denn ökonomiſch und politiſch war ſie derweil ſehr auf die ſchiefe Ebene 
geraten. Die Helfershelferdienſte, die fie im Jahre 1860 dem biedern Vogt 
bei ſeinem Lügenfeldzuge gegen Marx leiſtete, ſchadeten ihr freilich noch nicht, 
und ebenſowenig die ſchäbige Art, in der ſie ſich Lothar Bucher abhalfterte, 
als er ihr mit ſeinen ökonomiſchen und politiſchen Ketzereien unbequem ge⸗ 


worden war. Aber mit dem großen Umfalle von 1866 begann ſie ins Hinter⸗ 


treffen zu geraten; ſie wurde die eifrigſte Förderin der nationalliberalen Ge⸗ 
hirnerweichung, und in den ſiebziger Jahren traf ſie dann der ſtärkſte Schlag, 
indem ihr, der gleißende Tugendmantel von den Schultern geriſſen wurde. 
Es ergab ſich, daß gerade die „Nationalzeitung“, die vor anderen den „An⸗ 
ſtand“ und die „Vornehmheit“ gepachtet hatte, am tiefſten durch den Schmutz 
der Gründerjahre gewatet war, wenigſtens in der Perſon ihres Handels⸗ 
redakteurs Schweitzer. Als das Organ Bambergers und Laskers ſuchte ſie 
denn auch einen Reſt von politiſcher Haltung zu bewahren, aber bald war 
es auch damit vorbei, und ſie iſt nun denſelben Weg gegangen, wie einige 
Jahre vor ihr ſchon die „Volkszeitung“, während die „Kreuzzeitung“ einfluß⸗ 
reicher und mächtiger daſteht als je. 

Aber wie die Parteien, denen ſie dienten, nicht ehrenvoll geſtorben, ſondern 
elend verkommen ſind, ſo auch dieſe Organe. Die oſtelbiſchen Junker ſind 


ſicherlich habgierige Leute, aber ſo viel Verſtand haben ſie doch, um einzuſehen, 


daß man mit politiſchen Waffen nicht ſchachert.) Als ſeinerzeit Hammerſtein, 
der Redakteur der „Kreuzzeitung“, die bekannten Eingriffe in ihre Kaſſe tat, 
konnte er ſich darauf berufen, es habe ſich gewiſſermaßen um herrenloſes Gut 
gehandelt; in der gegen ihn geführten Verhandlung machte es ja auch einige 
Schwierigkeit, juriſtiſch feſtzuſtellen!”wem die „Kreuzzeitung“ gehöre) Trotz 
ihres üppigen Gedeihens und trotz aller junkerlichen Habgier war niemals 
ein Mitglied ihrer Verwaltung auf den famoſen Gedanken verfallen „ ſie als 
ein Vermögensobjekt zu betrachten, aus dem ein möglichſt großer Profit heraus⸗ 
geſchlagen werden müſſe. 

Dagegen iſt noch die Leiche der „Nationalzeitung“, ebenſo wie früher die 
Leiche der „Volkszeitung“, verſchachert worden, um aus ihren Knochen Mehl 
zu mahlen, wobei mit zyniſchem Hohne auf die Prinzipien gepfiffen wurde, 
die dieſe Blätter „ganz und voll“ vertreten haben. Die demokratiſche „Volks⸗ 
zeitung“ wurde ein Anhängſel des liberalen „Berliner Tageblatts“, und die 
liberale „Nationalzeitung“ wurde ein Anhängſel der freikonſervativen „Poſt“! 
Unbeſchämter läßt ſich der Schacher nun ſchon nicht treiben. Wir möchten gern 
noch die Zeit erleben, wo auch die „Kreuzzeitung“ ihr ſeliges Ende findet, aber 
man kann tauſend gegen eins wetten, daß ſie nicht in gleich ſchäbiger Weiſe 
zu Grabe fahren wird. Und wer ſich, wie Herr Frenzel, gegen den greulichen 
Handel ſträubt, fliegt unbarmherzig aufs Pflaſter! 

Auch in dieſer Beziehung ahmt die „Nationalzeitung“ übrigens nur das 
Vorbild nach, das ihr die „Volkszeitung“ gegeben. Dieſes Organ beſchloß 
ebenfalls ſein unabhängiges Daſein, indem es einige Redakteure, die nicht 
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nach kapitaliſtiſcher Pfeife tanzen wollten, mit Stockſchlägen auf den Magen 
zu bändigen verſuchte, was nun freilich mißlang. Nicht einmal das kleine 
Extraprofitchen, das der Eigentümer der „Volkszeitung“ durch den Bruch 
ſeiner kontraktlichen Verpflichtungen zu machen ſuchte, konnte eingeheimſt 
werden, da die gemaßregelten Redakteure den Schutz der Gerichte anriefen. 
Darauf will es Herr Frenzel, wie gemeldet wird, nicht ankommen laſſen, und 
man kann es dem alten Herrn auch nicht verdenken, daß er ſich mit dem 
edlen Geſchwiſter, mit dem er zu tun gehabt hat, nicht noch vor Gericht 
herumſtreiten will. 

Er ſelbſt kann ja mit dieſem Ende ſeiner publiziſtiſchen Laufbahn durchaus 
zufrieden ſein. Gewiß hat er nur als anſtändiger Menſch gehandelt, aber 
bei dem moraliſchen Niveau, worauf die kapitaliſtiſche Preſſe angelangt iſt, 
genügt ſchon die Erfüllung der einfachſten Ehrenpflicht, um den, der ſie er⸗ 
füllt, als Heros erſcheinen zu laſſen. 


Die verdorbene Suppe. 
(Das fazit der Afewaffäre.) 
Don N. Trotzky. 


Alles ſchien glänzend zu gehen. Die Duma hatte ſich „machtvoll“ in die 
äußere Politik eingemiſcht und hatte Iswolsky zu entſchiedenerem Auftreten 
auf dem Balkan Mut gemacht. Die Duma hatte das Stolypinſche Agrar: 
geſetz angenommen und die Ara des „organiſchen Aufbaus“ des flachen 
Landes begonnen. Die weitere „Geſundung des Landes“ ſtand auf der Tages⸗ 
ordnung. Und die Leute des Staatsſtreichs vom 16. Juni prophezeiten bereits 
das Nahen jener Tage, wo auf dem Tiſche eines jeden ruſſiſchen Bauern ein 
Topf voll Suppe erſcheinen würde. Alles ſchien glänzend zu gehen.... Als 
plötzlich in dem Staatskeſſel, worin die Suppe des nationalen Wohlſtandes 
gekocht wird, eine — Küchenſchabe erſchien. „Das Auskunftsbureau“ verſuchte 
dieſe nicht anzuerkennen. Aber die Schabe war ſo kräftig geraten, daß man 
ſie ſogar an der franzöſiſchen Börſe bemerkte, wo Kokowzew kurz vorher dieſe 
ſelbe Suppe diskontiert hatte — zu einem recht elenden Kurſe. Nun mußte 
man, ob man wollte oder nicht, Europa gegenüber Erklärungen abgeben. So 
entſtanden die von der Dumaregie gar nicht vorherbeſtimmten Debatten 
über Aſew. 

Am meiſten regten ſich die Liberalen auf. Sie trauerten und triumphierten 
zu gleicher Zeit. Sie triumphierten, denn „ſie hatten das ſchon immer voraus⸗ 
geſehen“, ſie trauerten — um die ruſſiſche Staatsidee. Aber ſie triumphierten 
doch mehr als ſie trauerten, denn der Aſewſkandal peitſchte mit einem Ende 
die „Revolution“, mit dem anderen ſchlug er die feldgerichtliche Stolypin⸗ 
wirtſchaft. Wer wollte dabei mehr gewinnen als der Liberalismus, der mitten 
zwiſchen den beiden ſteht? Der liberale Rechtsgelehrte Nabokow bereitete eine 
neue und tadelloſe Definition der Provokation vor, der rechte Kadett Maklakow 
ſuchte nach einem „gemeinſamen Boden“, das heißt nach einer gemeinſamen 
„großen Prämiſſe“ zur Auseinanderſetzung mit dem Miniſterium („Staats⸗ 
idee“, „Loyalität“ uſw.); der Tribun der Kadetten, Roditſchew, blätterte 
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fieberhaft in den Reden Mirabeaus. Aber ach! eine grauſame Enttäuſchung 
erwartete ſie. 

Im erſten Augenblick bemächtigte ſich der Herren der Situation eine Ver⸗ 
legenheit, die an lähmenden Schrecken grenzte. Natürlich haben die Redner 
der Linken recht, wenn ſie ſagen, daß die Affäre Aſew kein Einzelfall, ſondern 
ein typiſcher Tall iſt, und daß er ſich von tauſend anderen ähnlichen Affären 

nur durch ſeine Dimenſionen unter — Man kann ſagen, daß in jedem 
Löffel voll Regierungsverſöhnungspolitik eine kleine Schabe drinnen ſitzt. 
a gibt die arithmetiſche Summe aller dieſer Schaben noch keinen 

W. 

Die Oktobriſten verlangten zehn Tage Bedenkzeit. „Dieſe Sache muß 
erſt zerkaut werden“, geſtand ihr Redner v. Anrep offen ein. In Wirklich⸗ 
keit aber vergingen ganze fünfzehn Tage, bevor ſie die Aſewaffäre zerkaut 
hatten. 


Stolypin will nur Wahrheit! 


Am 24. Februar trat Stolypin mit Erklärungen in Sachen der Inter⸗ 
pellation auf. Man muß dieſem Ritter von der Galgenſchlinge Gerechtigkeit 
widerfahren laſſen: er kennt ſeine Leute. Er kennt ſeine oppoſitionellen 
Pogromſtifter, ſeine Freunde von rechts, die ihm ſeine „konſtitutionelle“ 
Gebärde jederzeit verzeihen werden, um der dreitauſend Galgen willen, die 
er aufgebaut hat. Er kennt auch „ſeine“ oppoſitionellen Liberalen, ſeine feind⸗ 
lichen Freunde von links, die ihm in einem ſchweren Augenblick ſeine drei⸗ 
tauſend Galgen immer verzeihen werden wegen der konſtitutionellen Gebärde. 
Am beſten aber kennt er ſeine Oktobriſten, dieſe vor dankbarer Begeiſterung 
trunkene Horde, die in ihm den heiligen Georg der Gegenrevolution ſieht, der 
den Beſitzern ihren Beſitz erhalten und ſie — am Schweife ſeines Roſſes — 
in den Saal des Tauriſchen Palais geführt hat. Vor den „Greueln“ der 
Expropriation bewahrt, ſind ſie bereit, mit ihren dankbaren Zungen nicht nur 
die Wichſe von ſeinen Stiefeln zu lecken. 

Niemand braucht ſo ſehr ein edles Außere wie der Falſchſpieler. Dieſes 
Außere iſt für ihn dasſelbe, was die Stola für den Prieſter iſt oder die Legi- 
timation eines Beamten der Ochrana, der Polizei, für den ruſſiſchen Raubmörder. 
Und je frecher ſein Spiel, um ſo edler muß ſein Gebaren ſein. Man muß wiederum 
Stolypin Gerechtigkeit widerfahren laſſen: mit dem unfehlbaren Inſtinkt des 
Wilden orientierte er ſich raſch in dem ihm fremden Milieu des Parlamen⸗ 
tarismus und, ohne in die Schule des Liberalismus auch nur einen Blick zu 
werfen, eignete er ſich mühelos alles das an, was ein Henker braucht, um wie 
ein Gentleman auszuſehen. Und heute braucht er auf der Dumatribüne nur 
eine Bewegung mit der Hand zu machen, die vom Stricke des Galgens 
ſchwielig iſt, ſo „zerſtreut er“, wie das Zentralorgan der Oktobriſten ſich aus⸗ 
drückt, „jene ängſtlichen Zweifel“, welche ſich vielleicht in den Herzen ſeiner 
Getreuen regen wollten. 

In dieſer ganzen Affäre ſei der Regierung nur an einem gelegen: „volles 
Licht“ in die Sache zu bringen. Eben deshalb hat ſie ſich wohl in ihrer erſten 
offiziellen Mitteilung ganz und gar von Aſew losgeſagt, in der zweiten 
aber — ſich ſelbſt Lügen geſtraft. 

„In dieſem Saale braucht die Regierung nur Wahrheit.“ Eben darum 
will er, Stolypin, die Dokumente des Polizeidepartements in der Hand, be⸗ 
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weiſen, daß die Beamten des Departements „nicht nur des Vergehens des 
Geſchehenlaſſens, ſondern des der Nachläſſigkeit nichtſchuldig“ ſind. Und Aſew? 
Aſew iſt „ein ebenſolcher Mitarbeiter (!) der Polizei wie viele andere“. Wenn 
er ſiebzehn Jahre lang zugleich bei der Polizei und bei revolutionären Or⸗ 
ganiſationen war — um ſo ſchlimmer für die Revolution und um ſo beſſer 
für die Polizei. Natürlich muß ein „Mitarbeiter“ „zum Scheine und um 
ſein Preſtige in der Partei zu wahren“, einige Sympathie für ihre Aufgaben 
zeigen. Aber wie weit? Das hat Stolypin nicht geſagt. Und er konnte es 
auch nicht ſagen. Denn das iſt eine Frage, die rein empiriſch, von Fall zu 
Fall gelöſt wird. Und wenn Aſew, ein Mitarbeiter wie viele andere auch, 
manchmal — „zum Scheine“ — dem einen oder dem anderen Miniſter den 
Kopf abreißen oder das Gehirn eines Großfürſten auf das Straßenpflaſter 
verſpritzen mußte, ſo ſind doch in den Polizeiberichten Aſews jedenfalls 
keine Spuren von Provokation oder Geſchehenlaſſen, ja nicht einmal ſolche 
von Nachläſſigkeit zu finden. „Die Regierung braucht nur die Wahrheit.“ 
Wiſſet daher: wenn Stolypin heute erklärt, daß der überführte Provokateur, 
der Wirkliche Staatsrat Ratſchkowski, „ſeit dem Jahre 1906 gar keine 
Pflichten im Miniſterium des Innern zu erfüllen hatte“, ſo wird der Sozial⸗ 
demokrat Gegetſchkori morgen beweiſen, daß Ratſchkowski bis auf den heu⸗ 
tigen Tag wohlbeſtallter Vizechef der Ochrana in Zarskoje Sſelo iſt. Wenn 
Ratſchkowski ſich als ein zu offenbarer Schuft erwies, um eine angeſehene 
Stelle im Polizeidepartement zu bekleiden, ſo iſt er doch noch immer gut 
genug, um die geheiligte Perſon des Monarchen vor der Liebe ſeines Volkes 
zu ſchützen! 5 

Die Parole der Regierung iſt: „Wahrheit.“ Und wenn Stolypin in der 
Duma lügt wie ein beliebiger meineidiger Poliziſt bei einem politiſchen Prozeß, 
ſo darum, weil er nur zu gut von ſeiner Strafloſigkeit überzeugt iſt: er kennt 
ſeine Leute! Er weiß, daß nicht nur der Oktobriſt Graf Uwarow für ſeine 
„kriſtallene Reinheit“ bürgen wird, ſondern daß auch der „a la Mirabeau“ 
friſierte Roditſchew ſich beeilen wird, für die Aufrichtigkeit der Stolypinſchen 
„Blindheit“ einen Eid abzulegen. Blindheit! Unglücklicher Honors Gabriel⸗ 
Riquetti⸗Roditſchew! Wäre ihm und ſeiner Partei nur der zehnte Teil jenes 
politiſchen Scharfblicks beſchieden, mit welchem Stolypin die Ohnmacht des 
advokatiſch⸗profeſſoralen Liberalismus durchſchaut hat! 


. 


Die Oktobriſten weichen und wanken nicht! 


Am meiſten hatten in dem Aſewſkandal die Oktobriſten zu leiden — und 
ſie haben eine rühmenswerte politiſche Feſtigkeit gezeigt. Gerade in jenen 
Tagen, als die europäiſche Preſſe daran ging, den ruſſiſchen polizeilich⸗terro⸗ 
riſtiſchen Roman der breiten Offentlichkeit zugänglich zu machen, hat der 
Gutſchkowſche „Golos Moskwoi* ihr politiſches Kredo, noch mehr: er hat 
die objektive hiſtoriſche Poſition der Oktobriſten mit bemerkenswerter Deutlich⸗ 
keit formuliert. Die Zeitung war von links her herausgefordert worden. 
Einige demokratiſche Journaliſten beeilten ſich, indem ſie ſich auf die Ent⸗ 
hüllungen der allruſſiſchen adminiſtrativen Räubereien und Diebereien ſtützten, 

der Handels⸗ und Gewerbebourgeoiſie klarzumachen, daß ihre einzige Rettung 
darin liege, mit dem agrariſchen Adel zu brechen und den Weg der prin⸗ 
zipiellen Oppoſition zu betreten. 

Der „Golos Moskwoi“ antwortete: 
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„Es iſt ja klar, daß die Bourgeoiſie für ſich allein nicht ſtark genug iſt, um 
auf die Regierung mit Erfolg einzuwirken. Die Beſtrebungen der Bourgeoiſie 
den nach dieſer Richtung hin mit den Beſtrebungen anderer Elemente verbunden 
werden. 

„Wer kann nun dieſer Bundesgenoſſe der Bourgeoiſie ſein? 

„Die auf das Wirtſchaftsleben einflußloſe Intelligenz, die radikale Preſſe 
Das iſt ein recht fraglicher Zuwachs. 5 

„Die natürlichen Bundesgenoſſen der Bourgeoiſie find die anderen ökonomiſchen 
Klaſſen, die mit jener durch ihren unmittelbaren Anteil am wirtſchaftlichen Leben 
verbunden und wirklich an der Hebung der Produktivität der nationalen Arbeit 
intereſſiert ſind. 

„In dem gegenwärtigen hiſtoriſchen Moment ſind in Rußland alle Klaſſen des 
ruſſiſchen Volkes daran beteiligt: die Bourgeoiſie wie die Agrarier, die Bauern 
wie die Arbeiter. 

„Aber unglücklicherweiſe verfallen die Bauern und Arbeiter, ſofern ſie an⸗ 
fangen, ſich ihrer Umgebung gegenüber „bewußt“ zu verhalten, meiſtenteils der 
ſozialiſtiſchen Propaganda, die von der Intelligenz kommt, und ſie ſehen in der 
Bourgeoiſie ihren politiſchen Hauptfeind. Deshalb kommen die Bauern und 
Arbeiter als politiſche Bundesgenoſſen für die Bourgeoiſie gar nicht 
in Betracht. 

„Der Bourgeoiſie bleibt alſo vorderhand nur ein einziger Bundesgenoſſe 
übrig — der Agrarier. .. . Und daher iſt die Vereinigung der Vertreter dieſer 
beiden Klaſſen in dem Bunde vom 30. Oktober nicht durch zufällige Urſachen her⸗ 
vorgerufen, ſondern ſie iſt durch den ganzen Ablauf der ruſſiſchen politiſchen 
Entwicklung diktiert.“ 


Die Bourgeoiſie konnte nur die Übermacht über die Regierung gewinnen, 
wenn ſie ſich auf die Maſſen ſtützte. Da aber die Maſſen ihr feindlich gegen⸗ 
überſtehen, ſo iſt die Bourgeoiſie gezwungen, nicht gegen die Regierung an⸗ 
zukämpfen, ſondern ſich mit beiden Händen an ihr feſtzuhalten. Die Oktobriſten 
ſind viel zu realiſtiſch, um ſich ins Blaue hinein mit „Oppoſition“ abzugeben 
wie die Kadetten. Dieſe ihre Schlußfolgerung führen ſie konſequent durch, 
trotz aller Heimſuchungen des Schickſals. Freilich nach den erſten Donner⸗ 
ſchlägen der Aſewaffäre erlaubten auch ſie ſich, aufzuſchreien. Aber ſehr bald 
zwangen ſie ſich zu der Erkenntnis, daß Aſew „an dem Verlauf der ruſſiſchen 
politiſchen Entwicklung“ nichts ändere, da er ja doch nur eine Schabe ſei, die 
an die Oberfläche ihrer eigenen Oktobriſtenſuppe gekommen iſt, und daß es 
nicht nur den Intereſſen, ſondern auch den Traditionen der nationalen Sitte 
der Moskauer Kaufmannſchaft widerſprechen würde, wollte man wegen der 
einen Schabe die ganze Suppe wegſchütten. Und als man ihnen von links 
her bewies, daß die Schabe kein Zufall ſei, ſondern Notwendigkeit, da ant⸗ 
worteten ſie: „Was tun? — es bleibt nichts übrig, als ſich zu bekreuzen und 
die Schabe mitzuſchlucken.“ Und ſie ſchluckten ſie, ohne eine Miene zu verziehen. 


1 Der Geſichtspunkt, von dem aus in der deutſchen Literatur Genoſſe Kautsky die Kon⸗ 
ſtellation der Klaſſen in der ruſſiſchen Revolution formuliert hat, iſt von einem Teile der 
ruſſiſchen Genoſſen (Plechanow, Martow und anderen) einer ſtrengen Kritik unterzogen 
worden. So hat ſich Genoſſe Dan in ſeinen Aufſätzen in der „Neuen Zeit“ (XXV, Nr. 27 
und 28) auf den Standpunkt geſtellt, daß nur der Bruch zwiſchen Bourgeoiſie und Agrariern 
(als „Ding an ſich“ iſt die Bourgeoiſie nach der Lehre dieſer Art Marxismus revolutionär) 
der Ausgangspunkt einer neuen Erhebung der Revolution ſein kann. Das angeführte 
Zitat aus dem führenden Blatte der Oktobriſten bezeugt, daß erzbürgerliche Journaliſten 
ſich manchmal in den Klaſſenbeziehungen beſſer auskennen als einige Marxiſten. 
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Eine 6rabſchrift für die Kadettentaktik. 
In den Kadettenreden über Aſew waren viele ſchöne Stellen, viele glückliche 
Ausdrücke und ſogar Gedanken. Aber noch nie iſt die Hoffnungsloſigkeit des 
Kadettentums ſo deutlich hervorgetreten wie in dieſen Debatten. Nach dem 


Gedankengang der Miljukowſchen Fraktion ſollte die Interpellation der Keil 


ſein, den ſie in den Leib des Blocks der dritten Duma treiben wollte, ſie ſollte, 
wenn ſchon nicht das Miniſterium ſtürzen, ſo doch den Oktobriſten die Rolle 
der Regierungspartei unmöglich machen. Das Gegenteil geſchah. Es wieder⸗ 
holte ſich das gleiche wie nach den früheren Enthüllungen. 

All der Schmutz, all der Miſt und Unrat, womit die Geſchichte der letzten 
zwei, drei Jahre die zariſche Selbſtherrſchaft begoſſen und beworfen hat, hat 
dem konterrevolutionären Bunde nicht nur nichts geſchadet, ſondern um⸗ 
gekehrt, es hat ihn das alles durch den Kitt der gemeinſamen Schmach nur 
noch feſter gekittet. Das Getreide, welches Gurko den hungernden Bauern ge⸗ 
ſtohlen hat? Die Beſtechungsgelder an den Gouverneur? Die Verbrüderung 
des Zaren mit den verurteilten Plünderern? Das Muttergottesbild, angefüllt 
mit Beſtechungsgeld für den Stadthauptmann? Die Bordelle als Stützen des 
Patriotismus? Die Haare, die während der Foltern einzeln herausgeriſſen 
wurden? Was war denn da noch? Gibt es da nicht etwas Kräftigeres? 


Expropriationen unter Polizeikommando? Vergewaltigung von Greiſinnen 


durch Koſaken? Erſchießen ohne Urteil? Und endlich: Aſew? Miniſter, die 
unter Mitwirkung von Polizeiterroriſten getötet wurden? ... Gebt nur alles 
her! Alles wird in Aktion treten! Stolypin und Gutſchkow bauen das Gebäude 
des neuen Rußland — ſie brauchen Baumaterial!“ 

„Warum“, ſo fragte Maklakow mit Wehmut die Oktobriſten und die 
Regierung, „warum fangen wir bei einer Sache, wo wir anſcheinend von 
demſelben Standpunkt ausgehen, in konkreten Fällen an, eine verſchiedene 
Sprache zu ſprechen?!“ Warum? Die Frage des „glänzenden Juriſten“ 
Maklakow hat der plumpe Politiker Miljukow gelöſt. Die Regierung will 
„die Revolution beſiegen, aber ſie kann es nicht: daher ihre Schwäche. Die 
Kadetten dachten anders: ſie hofften, die Revolution zum Stehen zu 
bringen.“ . .. Sie find alſo von der gleichen Poſition ausgegangen, fie 
ſchlugen nur eine andere Methode vor. Nun, hatten ſie Erfolg? Ach! „Die 
Regierung, die es gewohnt war, ſich auf Gewalt zu ſtützen“ — ſo klagte 
Miljukow —, „hat mit uns gerechnet, ſolange man in uns eine große revolu⸗ 
tionäre Macht ſah. Als man aber ſah, daß wir nur eine konſtitutionelle 
Partei ſind, da brauchte man uns nicht mehr.“ Begriff wohl Miljukow, was 
er ſagte? War er ſich deſſen bewußt, was für ein tödliches Urteil er über 
die dreijährige Geſchichte ſeiner Partei fällte? Sie hatte der Revolution den 


Rücken gekehrt, indem ſie auf das Vertrauen der Regierung rechnete — und 


das richtete ſie zugrunde. Ihre Beſtrebungen wurden in Nichts verwandelt, 
die ganze Schmach ihrer Erniedrigungen, ihrer Verrätereien hatten ihr kein 
Körnchen Macht verſchafft. Und die Rede ihres eigenen Führers ward zur 
grauſamen Inſchrift über dem Grabe ihres „demokratiſchen“ Liberalismus. 


Die revolutionäre Romantik und Afew. 
Zugleich mit der lehrreichen, aber fittlich abſtoßenden Geſchichte des liberalen 
Sancho Panſa, der faſt völlig zu einer vorrevolutionären Nichtigkeit zurück⸗ 
gekehrt iſt, aber ohne die alten Hoffnungen und Möglichkeiten, wäre das Ge⸗ 


* 
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ſchick des terroriſtiſchen Don Quichotte, der Partei der Sozialiſten⸗Revolutionäre, 
imſtande, ein lebhaftes Mitgefühl hervorzurufen. Wenn nur dieſer arme Ritter 
von der traurigen Geſtalt die entſchiedene Abſicht äußern würde, ſeinen Kopf 
von dem romantiſchen Unſinn zu reinigen und einzuſehen, daß er, weil es die 
Geſchichte ſo will, immer nur der Waffenträger des Schelmen Sancho Panſa 
geweſen war, der mit ſeiner Hilfe Gouverneur der Inſel werden wollte! 
Aber das Vorurteil des Terrorismus hat ſeinen Eigenſinn und ſeinen En⸗ 
thuſiasmus. Und ſtatt des Mitgefühls für die Fehler, die der Romantismus 
der Sozialiſten⸗Revolutionäre bis jetzt begangen hat, erweckt er die Not⸗ 
wendigkeit, ſich den Fehlern, die er noch zu begehen im Begriff iſt, aktiv zu 
widerſetzen. 

Seht: ſtatt die untaugliche Rüſtung von ſich zu werfen, die die Hand des 
Polizeiſchurken ſich zu verſchaffen gewußt hat; ſtatt die Armel aufzukrempeln 
und an die ernſte revolutionäre Arbeit zu gehen, entfernen die Romantiker die 
letzten Körnchen von politiſchem Realismus aus ihrem Kopfe, wollen von 
einer Organiſation des Proletariats und der Bauernſchaft nichts wiſſen, im 
Namen des nackten Terrors (ſiehe „Revolutionärer Gedanke“, Nr. 4), und 
unternehmen es — zum wievielten Male wohl! —, mit „eigenen“ Mitteln 
gegen den Zarismus zu kämpfen. Jetzt wiſſen ſie es bereits genau, wie man 
den verſteckten Sandbänken und Klippen aus dem Wege geht. Sie werden 
ein neues Netz von „unfaßbaren autonomen Druſhinen“ ſchaffen, ſie werden 
neue Parolen erſinnen, welche Aſew nicht kennt, und endlich, und was die 
Hauptſache iſt, ſie werden einen großen Keſſel voll Dynamit brauen von 
anderthalbmal ſo großer Kraft wie der von Aſew. Um aber die Parolen nicht 
durcheinanderzuwerfen und das Dynamit nicht zu lange kochen zu laſſen, 
werden ſie die Fenſter und Türen ihres alchimiſtiſchen Laboratoriums mit 
Filz beſchlagen — und von nun an wird kein Schrei von der Straße, kein 
Ton einer Fabrikpfeife den Weg zu ihnen finden und wird ſie nicht hindern, 
jene Zauberſpeiſe zu brauen, die auszulöffeln — ach, wer weiß, wem beſchieden 
ſein wird. Ob es ihnen gelingen wird, auf dieſem Wege noch irgend ein 
„effektvolles“ Werk in Szene zu ſetzen, wiſſen wir nicht. Aber wir wiſſen 
genau, daß ſie einem noch ſchlimmeren und bittereren Ende entgegengehen. 
Bisher konnte ihnen wenigſtens der Troſt bleiben, daß der Bankrott der terro⸗ 
riſtiſchen Taktik als eine furchtbare Ohrfeige der Geſchichte dem Zarismus der 
dritten Duma ins Geſicht geklatſcht hat. Sie haben nicht genug an dieſer 
Großmut der Geſchichte. Sie erdreiſten ſich aufs neue, fie herauszufordern, 
und dies mit einem Starrſinn, der nicht einmal Kühnheit an ſich hat, denn 
er iſt mit Blindheit geſchlagen. Und ſie werden noch den letzten unbarm⸗ 
herzigen Rippenſtoß erleben. Schon erſcheint eine in ihrer Art ſymboliſche 
Figur am Horizont mit den dunklen Brillen ihres Berufs, ſie wirft einen 
Schatten auf die beginnende neue Epoche des Terrors. Das iſt Bakay. Er 
tritt jetzt zuſammen mit feinem Impreſario, dem unglückſeligen Burzew 
auf — in allen Iſchariotprozeſſen der letzten Zeit als Zeuge und verdienſt⸗ 
voller Sachverſtändiger, und ſeine Reden atmen die lebensfrohe Überzeugung, 
daß, gleich wie minus mal minus plus gibt, ſo auch zweifacher Verrat dem 
ſittlichen Renommee ſeine jungfräuliche Friſche wiedergibt. Wir wären ſchließlich 
berechtigt, es den Toten zu überlaſſen, ihre Toten zu begraben, wenn wir in 
dieſer Geſellſchaft nicht einige Verpflichtungen gegenüber den Lebenden hätten. 


Das ſind vor allem die ſozialrevolutionären Arbeiter. Wir wollen zu ihnen 
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gehen und ihnen ſagen: „Seht, eure Führer erklären offen, daß ſie gemäß den 
Bedingungen ihres Berufs gezwungen ſind, der Arbeiterklaſſe den Rücken zu 


kehren; euch, den Arbeitern, bleibt nur eines übrig: ein für allemal dieſen 


Führern den Rücken zu kehren!“ 


Opportunismus und Terrorismus. 


Die Interpellation wegen Aſew iſt in der Duma durch die Initiative unſerer 
Fraktion eingebracht worden. Gleichzeitig brachten auch die Kadetten ihre Inter⸗ 
pellation ein, der fie eine um jo weniger prinzipielle Form verliehen, je mehr 
ſie eine unmittelbar wundertätige Wirkung davon erwarteten. Sie irrten. Ihre 
Interpellation wurde ebenſo einmütig wie die unſrige von der Dumamajorität 
nach einer „glänzenden“ Rede des Premierminiſters abgelehnt. Und jetzt, 
während dieſe Zeilen geſchrieben werden, winſelt die liberale Preſſe über das 
Mißlingen der Interpellation, an die ſie ſo viele Hoffnungen geknüpft hatte. 
Die Sozialdemokratie aber berührt dieſer offizielle „Mißerfolg“ ebenſowenig, 
als ſie das Zuſammenbrechen der terroriſtiſchen Taktik berührt hat. 

Das unverſöhnliche Verhalten der ruſſiſchen Sozialdemokratie gegenüber 
dem bureaukratiſierten Terror der Revolution als Kampfmittel gegen die terro⸗ 


riſtiſche Bureaukratie des Zarismus hat nicht nur im Oſten, ſondern auch 


im Weſten Befremden und Mißfallen erregt. Wie oft wurden gegen uns ver⸗ 
ſchiedene leitende ſozialdemokratiſche Zeitungen Weſteuropas zitiert! Jetzt iſt 
es wohl kaum nötig zu beweiſen, daß wir recht hatten, recht im Realſten des 
Realen: die politiſche Entwicklung hat uns nur zu überzeugend und grauſam 
Genugtuung verſchafft. Aber es iſt von Intereſſe, noch etwas anderes zu 
bemerken. Faſt rührend erſcheint die Tatſache, daß gerade jene Genoſſen aus 
dem Weſten, welche in ihrer Heimat am wenigſten blutdürſtigen Miniſterfreſſern 
und Monarchenvernichtern ähnlich ſehen, doch der Meinung waren, daß in 
Rußland eine mit Dynamit gefüllte Blechdoſe immer noch das beſte Argument 
ſei. Es wäre wohl eine unzureichende Erklärung, wollte man ſich auf die 
Pſychologie des Goetheſchen Bürgers berufen, der an Sonn- und Feiertagen 
ſo gern von Krieg und Kriegsgeſchrei erzählen hört — hinten, weit, in der 
Türkei — und auf dieſe Weiſe ſeinem an Werktagen ſchlummernden Roman⸗ 
tismus Luft macht. 

Dann kehrt man abends froh nach Haus 

Und ſegnet Fried' und Friedenszeiten. 


In Wirklichkeit hat der Zuſammenhang zwiſchen dem ſozialiſtiſchen Oppor⸗ 
tunismus und der revolutionären Abenteurerluſt des Terrors ſeine Wurzeln 
viel tiefer. Der erſtere wie der letztere legen der Geſchichte die Rechnung vor 
dem Zahlungstermin vor. In dem Beſtreben, die Geburt künſtlich zu be⸗ 
ſchleunigen, bringen ſie es zu Fehlgeburten — des Millerandismus oder 
der Aſewwirtſchaft. Sowohl die terroriſtiſche Taktik als der parlamentariſche 
Opportunismus übertragen den Schwerpunkt von der Maſſe auf die repräſen⸗ 
tativen Gruppen, von deren Geſchicklichkeit, Heldenhaftigkeit, Energie oder 
Taktgefühl der ganze Erfolg abhängt. Hier wie dort ſind breite Kuliſſen 
notwendig, die die Führer von der Maſſe trennen. An dem einen Pol die 
in Myſtik gehüllte „Kampforganiſation“; an dem anderen die geheimen Ver⸗ 
ſchwörungen der Parlamentarier, um die blöde Parteimaſſe zu beglücken, 
wider ihren Willen. Die politiſch⸗pſychologiſche Wahlverwandtſchaft zwiſchen 
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Opportunismus und Terrorismus geht aber noch weiter. Wer (in der aller: 
beſten Abſicht) einem Miniſterportefeuille nachläuft oder, wenn er weniger 
Schwung hat, nur der Gunſt und Sympathie eines „fortſchrittlichen“ Miniſters, 
wird ebenſo wie derjenige, der dem Miniſter ſelbſt mit einer Höllenmaſchine 
unter dem Mantel nachläuft, den Miniſter überſchätzen: ſeine Perſon und 
ſeine Stellung. Das Syſtem verſchwindet für beide oder wird zurückgedrängt; 
es bleibt nur die Perſon übrig, die die Macht beſitzt. Der eine ſtimmt, um 
den Miniſter auf ſeine Seite zu bringen, für das Polizeibudget; der andere 
verſteckt ſich vor der Polizei und ſetzt dem Miniſter den Browning an die 
Schläfe. Die Technik iſt eine verſchiedene, beide aber wollen unmittelbar 
auf den Miniſter einwirken und übergehen die Maſſe. Dann weiter. Wenn 
ſozialiſtiſche Abgeordnete zu Hofe gehen, ſo hoffen ſie dem wohlwollenden, 
aber ſchüchternen Monarchen „Mut zu machen“, oder umgekehrt, ſie wollen 
ſeinem Nachfolger eine Warnung zukommen laſſen in dem Sinne, daß er 
ein für allemal die ehrgeizige Hoffnung aufgeben müſſe, einmal in fünf 
Jahren lebende Sozialiſten bei ſich zu ſehen, falls er nicht in die Fuß⸗ 
tapfen ſeines Vorgängers treten will. Da die ruſſiſchen Sozialiſten dieſer 
feinen Mittel „moraliſcher“ Einwirkung entbehren, ſo muß man daraus folgern, 
daß ihnen nur der Ziegelſtein phyſiſcher Einſchüchterung zur Verfügung ſteht. 
In beiden Fällen aber handelt es ſich um das „Bewußtſein“ des Monarchen, 
nicht um das Bewußtſein des Proletariats. In den Ländern mit mildem 
politiſchem Klima genügt es oft für die Sozialiſten, ein paar Schritte hinter 
dem Sarge eines toten Gekrönten mitzugehen, um das Herz ſeines Nachfolgers 
durch die unwiderſtehliche Ausſicht zu erobern, dereinſt auch hinter ſeinem 
eigenen Sarge Sozialiſten zu ſehen. Wenn aber die natürliche Thronfolge der 
Monarchen nicht günſtig genug ausfällt, muß da — in Ländern mit rauhem 
Klima — nicht der Wunſch aufkommen: corriger la fortune, die bewußte 
Kontrolle des Dynamits dorthin zu tragen, wo nur die blinden Geſetze der 
Vererbung und Entartung walten? Die Pädagogik kennt zugleich mit dem 
Honigkuchen der Belohnung auch die Rute der Züchtigung. Und wenn man 
die ſozialiſtiſche Politik auf die Höhe der Kunſt bringt, Monarchen zu erziehen, 
ſo werden ſo verſchiedene Dinge wie ein Hofknicks und das Schleudern einer 
Bombe als die Beſtandteile eines und desſelben Syſtems erſcheinen. 

Welche Fehler unſere Partei in Rußland auch immer begangen hat, ſo iſt ſie 
doch — zu ihrer Ehre ſei's geſagt — ſtets beiden Formen des Utopismus gleich 
fern geblieben, der opportuniſtiſchen wie der Abenteurerform. So wie ſie in 
der unterirdiſchen Arbeit nie mit den Sozialiſten⸗Revolutionären auf Aſew als 
Terroriſten eine Nummer geſetzt hat, ſo hat ſie in der Duma nicht mit den 
Kadetten auf Aſew als Provokateur geſetzt. Sie hat es nie verſucht, mittels 
des Aſewſchen Dynamits Miniſter zu beſeitigen oder einzuſchüchtern, ſie hat 
auch nicht die Abſicht gehabt, durch die Aſewinterpellation Stolypin zu ſtürzen 
oder nur zu erziehen. Und darum hat ſie keinen Anteil an dem Katzenjammer 
dieſer beiden Mißerfolge. In der Konſpiration wie in der Duma verrichtet 
die ruſſiſche Sozialdemokratie die gleiche Arbeit: ſie klärt die Arbeiter auf und 
vereinigt ſie. Sie kann das beſſer oder ſchlechter tun, jedoch eines ſteht feſt: 
auf dieſem Wege können wohl Fehler begangen werden, aber auf dieſem Wege 
gibt es keinen Bankrott. 
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Die landwirtſchaftlichen Arbeiter 


und die Aufgaben der Landarbeitergewerkſchaft. 
Von K. Hofer (Groß⸗Skaisgirren). 


In Nummer 25 der „Sozialiſtiſchen Monatshefte“ veröffentlichte Genoſſe 
Dr. Artur Schulz einen Artikel über die landwirtſchaftlichen Arbeiter. Es iſt 
eine anerkennenswerte Leiſtung, die Genoſſe Schulz in dem Artikel niedergelegt 
hat, anerkennenswert wegen der Menge von Material, die Genoſſe Schulz 
verarbeitet haben muß, um auf theoretiſchem Wege in die Art der Lohn⸗ 
verfaſſungen in den verſchiedenen Gegenden Deutſchlands einzudringen. 

Der Artikel wäre überaus anregend geweſen, wenn Genoſſe Schulz ſich 
begnügt hätte, in ſeiner klaren Weiſe das Material zu durchleuchten, wenn 
er nicht Schlußfolgerungen gezogen hätte, und wenn ferner dieſe Schlußfolge⸗ 
rungen nicht unwillkürlich beeinträchtigt wären von der heißen Liebe, die Ge⸗ 
noſſe Schulz dem landwirtſchaftlichen Kleinidyll entgegenbringt. In dem Be⸗ 
mühen, überall die Keime auszuſtreuen, aus denen die landwirtſchaftliche 
Kleinbetriebsform dem ſozialiſtiſchen Endziel entgegenreifen ſoll, überſieht Ge⸗ 
noſſe Schulz einmal vollſtändig die tatſächliche Entwicklung des landwirtſchaft⸗ 
lichen Lohnſyſtems; dann aber türmt er der Landarbeitergewerkſchaft künſtlich 
Schwierigkeiten auf, die unſeres Erachtens in dem Maße und vor allem in 
der Richtung gar nicht vorhanden ſind. 

Genoſſe Schulz unterſcheidet ſieben verſchiedene Arbeitsverfaſſungsgebiete 
im ländlichen Deutſchland und ſucht all das Trennende in bezug auf die 
Arbeitsverhältniſſe in dieſen verſchiedenen Gebieten zuſammen, um nachzuweiſen, 
daß für eine Gewerkſchaft, die ſämtliche Landarbeiter Deutſchlands umfaßt, 
zunächſt kein Boden vorhanden ſei, weil die Arbeiter der ſieben verſchiedenen 
Gebiete ganz verſchiedene Forderungen auf ihr gewerkſchaftliches Programm 
ſchreiben müßten. Er meint aber, die Landarbeiter Deutſchlands könnten ſich 
wohl auf dasſelbe Programm einigen, wenn auf dieſem die Forderung ſtünde, 
überall die Löhnung in Naturalien zu erhöhen und zu erweitern. Mehr Ge⸗ 
treide, mehr Kühe, mehr Schafe, Schweine, Kartoffeln und ſomit vor allem 
entſprechend mehr Land. „Mehr Land oder vielmehr Land als Eigentum“, 
das vornehmlich ſoll die Aufſchrift auf dem Banner der deutſchen Landarbeiter⸗ 
gewerkſchaft werden. 

Genoſſe Schulz nennt als erſtes und größtes zuſammenhängendes Arbeits⸗ 
verfaſſungsgebiet mit vorwiegender Naturalentlohnung, bedeutender Eigen⸗ 
produktion für Selbſtgebrauch und Verkauf uſw. die Provinzen Oſt⸗ und 
Weſtpreußen, Pommern, Poſen, die beiden Mecklenburg, das nordöſtliche 
Brandenburg und die ſchleswig⸗holſteiniſchen Geeſtlande. 

Wir wollen dieſes größte Gebiet in bezug auf die Forderungen, die hier 
eine Landarbeitergewerkſchaft ſtellen kann, einmal unterſuchen. 

Verſetzen wir uns zunächſt in eine recht entfernte Zeit, wo die Nürnberger 
und Fürther noch per Poſt oder zu Fuß ihre gegenſeitigen Beſuche austauſchen 
mußten, und wo es in Oſt⸗ und Weſtpreußen, Pommern und Poſen nur 
wenige Chauſſeen gab, wie in Deutſchland die Induſtrie erſt in den Kinder⸗ 
ſchuhen ſtand. Die Bauern machten ſich damals, wie der techniſche Ausdruck 
hieß, noch „ſelbſt fertig“. Das heißt, was ſie brauchten, produzierten ſie ſelbſt 
und verarbeiteten die Rohſtoffe zu fertigen Fabrikaten für den eigenen Bedarf. 
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Bar Geld wurde wenig gebraucht. Induſtrie und ſomit Lebensmittelmarkt 
für die Maſſen fehlte. Chauſſeen oder Bahnen, auf denen die landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſe weiterbefördert werden konnten, waren gar nicht oder 
nur ſpärlich vorhanden; ſelbſtverſtändlich, daß auch die damaligen Guts⸗ 
beſitzer und Bauern ihren Arbeitern den Lohn in Naturalien verabfolgten. 
Das Land hatte wenig Wert, wurde ganz extenſiv bewirtſchaftet, lag großen⸗ 
teils brach oder war gar Urland, welches gar nicht genutzt wurde. Getreide 
oder Vieh zu Geld zu machen, war bei den damaligen Verkehrsverhältniſſen 
mit großen Schwierigkeiten verbunden, und ſo ſchränkte man bei der Ent⸗ 
lohnung das „bar Geld“ Geben aufs äußerſte ein und gab möglichſt alles in 
Naturalien. Das paßte inſofern auch ganz gut, als die Dreſchmaſchinen noch 
nicht erfunden waren. Durch Akkorddruſch mit dem Flegel mußten die Ar⸗ 
beiter ſich ihren Naturallohn verdienen. 

Verfaſſer dieſes, deſſen Vorfahren, wenn anders ein Sozialdemokrat über⸗ 
haupt Vorfahren hat, bald zweihundert Jahre dieſelbe Scholle beackern, ent⸗ 
ſinnt ſich aus ſeiner Jugendzeit, wenn die alten Geſchichten aus Großvaters 
Zeit her erzählt wurden, wenn über die Begehrlichkeit der Leute von heute 
geſprochen wurde, was er da aus jener guten alten Zeit des Naturallohns 
zu hören bekam. Der Taglohn für Frauen oder Scharwerker betrug pro Tag 
(von 4 Uhr morgens bis 9 Uhr abends) 10, 20 bis höchſtens 30 Pfennig. 

Die Inſtleute konnten ſich allerdings Schafe halten. Schafweide gab es 
damals auf den Brachen genug. Auch für die Schweine reichte die Weide 
noch aus. Das gab billige Schweinehaltung im Sommer, und im Winter 
hatten die Leute das durch Flegeldruſchanteil verdiente Getreide, für das ſie 
ſonſt keine Verwendung hatten, zum Verfüttern. So war damals die Naturalien⸗ 
entlohnung zweckentſprechender für den Herrn wie für die Arbeiter. Das 
gleiche gilt von der Kuhhaltung, wie von Getreide- und Leinausſaat oder vom 
Kartoffelbau. Alles war damals anders. Zwanzig bis dreißig unverheiratete 
Knechte wurden auf den großen Gütern oftmals vom Gute geſpeiſt. Zum 
Abendeſſen zum Beiſpiel gab es auch nur Naturalien. Ein Inſpektor mit 
einem Eichenſtock, möglichſt in Naturform, der die Jour hatte, führte den 
Vorſitz; es gab ungeſchälte Kartoffeln, Salz nach Belieben und für jeden als 
Leckerbiſſen eine — Zwiebel. 

Das war zu Großvaters Zeiten! Die ſchlechte alte Zeit iſt vorbeigerauſcht. 
In ökonomiſcher Hinſicht vollzogen ſich mächtige Umwälzungen. Das Induſtrie⸗ 
zeitalter beginnt, und auch Deutſchland wird Induſtrieland. Chauſſeen und 
Bahnen werden gebaut, die für Getreide und Vieh bequeme Abſatzſtraßen in 
die t eden Induſtriezentren darſtellen. 

In der alten Zeit teures Geld und billiger Boden, heute billiges Geld und 
teurer Boden. 

Will Genoſſe Schulz die Zeiten des Naturallohns zurückzaubern? Soll 
die Landarbeitergewerkſchaft die Erhöhung und Wiedereinführung des Natural⸗ 
lohns als Hauptforderung auf ihre Fahne ſchreiben, ja dann müßte ſie auch 
konſequent ſein und den einzig möglichen Weg zur Erreichung ihres Zieles 
gehen: „Zertrümmerung der Induſtrie, Zerſtörung der Eiſenbahnen und Kampf 
gegen alle Maſchinen. x 

Natürlich, mein verehrter Genoſſe, ſo haben Sie das nicht gemeint, aber 
man gerät in den Sumpf, wenn man durchaus das Irrlicht haſchen will. 
Das Irrlicht iſt in dieſem Falle die landwirtſchaftliche Kleinbetriebsform. 
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Die tatſächliche Entwicklung des landwirtſchaftlichen Lohnſyſtems geht den 
umgekehrten Weg, den Genoſſe Schulz haben will. Keine Gewerkſchaft könnte 
den natürlichen Fluß der Dinge hemmen. 

Die Naturallöhnung entſchwindet, wenn auch langſam, ſo um ſo ſicherer, und 
dieſer Vorgang liegt nicht bloß im Intereſſe der Beſitzer, ſondern auch der Arbeiter. 

Wir können das Verſchwinden der Naturalentlohnung ja ganz genau ver⸗ 
folgen. Zu Großvaters Zeit waren die Leute eben faſt nur auf Natural⸗ 
entlohnung geſtellt. Ihr Hauptverdienſt war im Winter der Flegeldruſch auf 
Akkord. Da bekamen die Leute je nachdem den zehnten, elften, zwölften oder 
dreizehnten Scheffel. 

Da klopfte die Dreſchmaſchine an die Scheunentore, zunächſt nur die mit 
Pferden zu treibende. Längere Zeit beſtanden beide Syſteme nebeneinander, 
Flegeldruſch auf Akkord und Maſchinendruſch. Man brauchte Langſtroh, das 
nur mit Flegeldruſch aus Roggenſtroh zu gewinnen war, um die Strohdächer 
in Ordnung zu halten. Getreu der alten Maxime, daß eine Wirtſchaft ſich 
möglichſt ſelbſt fertigmachen mußte, waren Strohdächer früher allgemein. Im 
Frühjahr fand man öfter Dächer, denen die Strohbedachung fehlte. In der 
Not hatte man das Strohmaterial wahrſcheinlich zu Streu verwandt, vielleicht 
auch zu anderen Zwecken, wenn es gerade ein ſehr großes Notſtandsjahr war. 
Bekannt iſt die Unterhaltung zweier Beſitzer aus jener Zeit: „Herr Nachbar, 
ſind Sie ſchon bei den Dächern? Sie glauben nicht, was für ein vorzügliches 
Futter das iſt.“ 

Nun, die alten bemooſten Strohdächer mußten der Zeit ihren Tribut zollen; 
dafür ſorgten, wenn nicht die Bauordnungen, ſo die Feuerverſicherungsprämien 
und das Steigen des Strohpreiſes, und was das Dreſchen ſelbſt anbetraf, ſo 
hatte Pferdekraft und ſchließlich die Dampfkraft in der Lokomobile die 
Menſchenkraft im Flegel beſiegt. 

Die Herren Gutsbeſitzer konnten ja früher gar nicht zur Ruhe kommen, 
ſogar im Winter nicht; immer mußten ſie in der Angſt leben, daß die Leute 
mit dem Flegel das Getreide nicht rein ausdroſchen. Die Leute verdienten 
natürlich viel mehr, wenn ſie nur die loſe ſitzenden Körner, die leicht aus⸗ 
fielen, aus droſchen, das feſter ſitzende Getreide im Stroh ließen und eine neue 
Lage anlegten. Die Maſchine lieferte beſſere Arbeit. Für die neue Zeit war 
auch der Wirtſchaftsbetrieb mit Flegelakkorddruſch zu ſchwerfällig geworden. 
Die Leute hatten kontraktlich das Recht — und das war ja auch die Zeit 
ihres Hauptverdienſtes —, vom 15. Oktober oder 1. reſp. 11. November 
(Martini) bis zum 15. März oder 1. April den Flegel zu ſchwingen. Die 
Wirtſchaftsmethode hatte ſich aber geändert. Die Gutsbeſitzer mußten die 
Leute frei haben, um ſie je nach Bedarf verwenden zu können. Im Herbſt 
wurden die Leute je nachdem oft bis in die Weihnachtszeit, wenn das Wetter 
es erlaubte, zum Pflügen gebraucht, und ebenſo mußten ſie in den Winter⸗ 
monaten und im Frühling zur freien Verfügung ſtehen. Die Leute kamen auch 
für den Gutsbeſitzer gar zu abgerackert zur Sommerarbeit, denn Dreſchen mit 
dem Flegel iſt bekanntlich eine der ſchwerſten landwirtſchaftlichen Arbeiten. 

Kurz, der Maſchinendruſch erwies ſich als billiger und rentabler; ergo 
wurden die Leute auf feſten Lohn geſtellt für Winter und Sommer, die 
Naturalentlohnung durch Flegelakkorddruſch abgeſchafft. 

Eine andere ſehr verbreitete Form der Naturalentlohnung war früher das 
Recht der Leute, Gänſe in beſchränkter oder gar unbeſchränkter Anzahl auf⸗ 
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ziehen zu dürfen. Das Aufziehen der Gänſe iſt ſchwierig bis zu dem Moment, 
wo die jungen Guſſelchen dem Ei entſchlüpft ſind. Bis dahin muß ſehr auf⸗ 
gepaßt werden. Die Damen der Gutsbeſitzer machten das natürlich nicht, und 
das bezahlte Perſonal hatte in den meiſten Fällen zu wenig Intereſſe. Ein 
ſehr guter Ausweg war es da, die Arbeiterfrauen dafür zu intereſſieren. Dieſe 
mußten ſich die Artgänſe halten, wenn die jungen Gänschen dann auskamen, 
wurde die entſprechende Weide eingeräumt; ſpäter mußten die Arbeiter dann 
die ſoundſovielte Gans an die Gutsherrſchaft abführen, die übrigen Gänſe 
konnten ſie nach Belieben verkaufen. Es ſoll in der Tat auch noch heute 
einige wenige Gutsbeſitzer geben, die dieſes doch ſchon echt komiſch erſcheinende 
Lohnſyſtem mit den Gänſen beibehalten haben. Petrefakte! 

Jedenfalls iſt gerade dieſe eben angeführte Form der Naturalentlohnung 
ein Schulbeiſpiel dafür, warum ſeinerzeit dieſes Lohnſyſtem beſtand und 
warum es heute unzweckmäßig geworden iſt. Das Land hatte früher wenig 
Wert, viel lag in Form von Sümpfen uſw. als Unland. Weide für Gänſe 
war alſo nicht nur vorhanden, ſondern gerade Gänſe konnten das oft ſumpfige 
Terrain am beſten ausnutzen. Geld war knapp, die damaligen Gutsbeſitzer 
vermieden jedenfalls ſoweit als möglich, bar Geld auszugeben. Sie packten 
ihren Arbeitern die Arbeit der Gänſeaufzucht auf und erhoben dann ihren 
Tribut. Heute iſt das anders geworden. Das Land iſt überall kultiviert, 
Unland hat aufgehört, Sümpfe ſind entwäſſert. Für Gänſeweiden iſt der 
Boden jedenfalls zu koſtbar, und da Bargeld leichter zu haben, iſt die Gänſe⸗ 
zucht in der Hauptſache in das noch rückſtändige Rußland verlegt worden, 
und unſere Gutsbeſitzer kaufen von dort ausgewachſene Gänſe. 

Eine andere Naturalentlohnung, die ſo gut wie aufgehört hat, iſt das 
Geben von Land zur Leinausſaat. In früheren Zeiten wäre es rein un⸗ 
denkbar geweſen, daß eine Landarbeiterfamilie ohne eigenen Flachs hätte 
exiſtieren können. Auch dabei zogen oft die Gutsbeſitzer ihren Tribut, indem 
den Leuten etwas mehr Acker zur Leinausſaat gegeben wurde, wofür die 
Arbeiterfrauen dann eine beſtimmte Menge fertiges Geſpinſt an die Herr⸗ 
ſchaft abliefern mußten. Ja, damals fabrizierten die Gutsbeſitzer eben ſelbſt 
die Stränge uſw., die für Arbeitsgeſchirre und zum Anbinden von Vieh 
gebraucht wurden. Wer damals etwa Ketten zum Anbinden gekauft haben 
würde, hätte als ſchlechter Wirt gegolten. Die Knechte drehten in den langen 
Winterabenden die Stränge und Stricke, während die Mädchen am Spinn⸗ 
ſtuhl ſaßen, den Webſtuhl bedienten oder aus dem Talge ſelbſtgeſchlachteter 
Rinder Lichter zogen. 

Nie wiederkehrende Vergangenheit! Der Webſtuhl der Zeit hat gearbeitet. 
Verſtaubt und vom Holzwurm zerfreſſen, harrt der alte Webſtuhl irgendwo 
auf dem Boden vergebens der Wiederkehr ſeiner Nützlichkeit. Der ſo anmutend 
ſurrende Spinnrocken, bei dem Großmütterchen die lauſchigen Märchen er⸗ 
zählte, er wartet, ſchon ſelber eingewebt von den Spinnefäden der Sage, ver⸗ 
gebens auf den Dornröschenkuß der ihn wieder erweckenden Zeit. Umſonſt 
ſucht das Auge des Naturfreundes die in der Blütezeit wie ein Widerſtrahl 
vom Himmel blau leuchtenden Leinfelder. Verfallen ſind die Brackkaulen, in 
denen früher bei der Flachsbearbeitung bis in die ſpäte Nacht hinein das 
Feuer ſo gemütlich kniſterte. Große Fabriken und die Baumwolle haben durch 
ihre Billigkeit die ſchwachen Feuerchen erſtickt. Die kleinen Ollämpchen, die 
der alten Zeit ſo gemütvoll geleuchtet, ſie erloſchen, als die neue Sonne, das 
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Petroleum, erſtrahlte, und dieſe neue, damals ſo vollkommen erſchienene 
Leuchtkraft, wie lange noch, und die lichtwärts rauſchende Zeit hat =. fie 
in das Dunkel der Vergeſſenheit gebannt. 

Außer der Leinausſaat bekamen reſpektive bekommen die Leute noch Land, 
auf dem Sommergetreide, namentlich Gemenge (Erbſen, Gerſte, Hafer) aus⸗ 
geſät wurde. Auch das iſt ſchon veraltet. Einmal verpatſchen die Leute, 
wenn ſie 3 Scheffel ausſäen, wenigſtens 1 Scheffel durch zu dichtes Säen, 
dann hängen auch ſonſt allerhand Mißlichkeiten damit zuſammen. Die Ge⸗ 
ſpanne arbeiten in der drängenden Frühjahrsbeſtellung vielleicht gerade auf 
dem entgegengeſetzten Ende des Gutes, weil es da zuerſt trocken war; nun 
kommen die Leute und wollen ihr bißchen Mengſel beſtellt haben, damit es 
gut ausreift. Das gibt Störungen im Betrieb, die die ganze Sache nicht wert 
iſt. Nun reift das Leutegetreide. Am Sonntag oder nach Feierabend gehen 
die Leute dorthin, um ihr bißchen Getreide abzumähen. Das muß dann 
trocken gemacht und zuſammengelegt werden, und ſchließlich erbittet ſich jeder 
ein Fuhrwerk und holt, wenn es angängig, an einem Sonnabend nach Feier⸗ 
abend ſein halbes Fuderchen nach Hauſe. Sämtliche Scheunentennen werden 
dann damit befliehen, und am Sonntag klappern die Dreſchflegel im Drei⸗ 
takt und arbeitet die halb vergeſſene Putzmühle. Die Inſpektoren müſſen dann 
aufpaſſen, daß nicht irrtümlicherweiſe aus dem in die Scheune gefahrenen, dem 
Herrn gehörenden Getreide gar zu viel zum Leutegetreide auf die Tenne fällt. 

Um all dem zu entgehen, kamen die Gutsbeſitzer dann einfach her, heizten 
die Lokomobile an und trieben das Leutegetreide von den Wagen durch den 
Dreſchkaſten. Aber auch das war umſtändlich und koſtſpielig. Jede Familie 
wollte natürlich auch möglichſt jedes Körnchen ihres Getreides für ſich haben. 
Da mußte dann, wenn eine Familie mit ihrem Getreide fertig war, jedesmal 
die Maſchine ſo lange leer gehen, bis auch das letzte von den Sieben herunter 
war, was natürlich Kohlenverſchwendung uſw. bedeutete. Die Bauern kauften 
dann oft den Leuten das Stroh ab. 

Alles das waren und ſind natürlich unhaltbare Zuſtände. Die Gutsbeſitzer 
ſagen ſich, wenn wir ſowieſo den Leuten das Getreide einſäen, nach Hauſe 
fahren und ſchließlich auch dreſchen müſſen, dann behalten wir lieber das 
Stroh und geben den Leuten beſtimmtes fertiges Getreide. Dann konnten ſie 
ſich noch im übrigen in ihrer Wirtſchaft einrichten wie ſie wollten. So iſt es 
faſt überall ſchon gekommen oder kommt es über lang oder kurz. Das liegt 
auch im Intereſſe der Landarbeiter. Sie haben ihr Beſtimmtes, ſind nicht 
von Wetter und der Ernte abhängig und können außerdem ihr bißchen Freizeit 
für ſich benutzen. 

Nun zu den Schafen! Das war auch eine Entlohnung in Naturalform. 
Die Leute hatten das Recht, ſich ein oder zwei Mutterſchafe halten zu dürfen, 
die ſie ſcheren konnten und deren Lämmer verkauft wurden. Sehr häufig 
war es nun früher gebräuchlich, daß die Leute ſich das Futter für dieſe Schafe 
von den Grabenrändern oder aus abgelegenen Wieſenſchlinken, da wo ſich die 
FJuttergewinnung für die Gutsbeſitzer zu beſchwerlich geſtaltete, ernten durften. 
Natürlich auch in ihren freien Stunden. 

In den kleinen Leuteviehſtällen froren die vereinzelten Schafe natürlich 
erbärmlich und die Lämmer gediehen nicht. Das ſelbſt Futtermachen gefiel 
den Leuten ſchließlich nicht mehr, was wir ihnen natürlich nicht verdenken 
können. Die Gutsbeſitzer allerdings ſagten, die Leute wären faul und an⸗ 
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ſpruchsvoll geworden und wollten nicht einmal mehr für ſich ſelbſt etwas 
tun. Die Leuteſchafe kamen daher auf den Gutshof und wurden dort vom 
Herrn verpflegt. Schließlich erwies ſich die Schafzucht aus Mangel an Brachen 
vielerorts überhaupt nicht mehr rentabel. Eine Weile friſteten die Leuteſchafe 
noch ein rudimentäres Daſein, dann begann die Ablöſung. Dabei ſind die 
Leute durchaus nicht zu kurz gekommen, ſie wiſſen jetzt, was ſie an Lohn haben. 

Eine ſehr bedeutungsvolle Naturalentlohnung der ländlichen Arbeiter iſt 
fraglos das Recht, eine Kuh halten zu dürfen. Aber wehe, auch dieſe Säule, 
Pen geborſten, kann ſtürzen über Nacht. 

In früheren Zeiten hatte die Arbeiterfamilie auf dem Lande eine eigene 
Kuh, und das Hauptbeſtreben der jung verheirateten Arbeiter war es, wenn 
die Ausſteuer oder das Geſparte zur Kuh nicht reichte, Geld zu ſparen oder 
vom Dienſtherrn ſich Vorſchuß zu erbitten, um in den Beſitz einer eigenen 
Kuh zu gelangen. 

Heute iſt es nun eine Tatſache, daß das Beſtreben der ländlichen Arbeiter, 
eine eigene Kuh zu beſitzen, rapid im Schwinden begriffen iſt. Die jung 
verheirateten Arbeiter vermieten ſich unter der Bedingung, daß ihnen eine 
Kuh zur Nutznießung vom Beſitzer geſtellt wird. Sie denken in den wenigſten 
Fällen daran, ſich auch nur ſpäter eine eigene Kuh anzuſchaffen. Die Guts⸗ 
beſitzer ſind es, die die Arbeiter förmlich mit Gewalt oft veranlaſſen, eigene 
Kühe zu kaufen, weil das Geld, das in den Kühen ſteckt, die den Leuten zur 
Nutzung überwieſen werden, für den Beſitzer ein oft ſchwer zu entbehrendes 
und zudem ſchlecht oder gar nicht verzinſtes Kapital darſtellt, das außerdem 
noch riskiert wird, denn die Kuh kann verenden. Oft gehen die Arbeiter, die 
ſich keine eigene Kuh kaufen wollen, zu den Bauern und laſſen ſich von denen 
eine Kuh oder meiſtens eine Sterke gegen entſprechende Bezahlung und Rück⸗ 
gabe des Kalbes zur Nutznießung geben. Die Bauern haben dann außer der 
Kapitalverzinſung und dem Kalbe noch den Vorteil, daß die junge Sterke bei 
dem reichlichen Futter auf dem Gutshofe bedeutend ins Geld wächſt. Jeden⸗ 
falls iſt die Zahl der ländlichen Arbeiter, die darauf verzichten, ſich eine 
eigene Kuh zu halten, in ſchneller Steigerung begriffen. 

Dieſes Beſtreben der Arbeiter, auf die eigene Kuh zu verzichten und vom 
Unternehmer eine Kuh zur Nutznießung zu verlangen, ſtellt unſeres Erachtens 
den Übergang dar zu dem einzig modernen Entlohnungsſyſtem, wobei den 
Landarbeitern entweder täglich eine beſtimmte Menge Milch fertig geliefert, 
oder, wenn im Dorfe oder auf dem Gute eine Meierei vorhanden iſt, ihnen 
entſprechend höherer Lohn in bar gegeben wird, damit ſie Milch kaufen können 
je nach Bedarf und Neigung. Daß die Entwicklung in dieſer Richtung vor- 
handen iſt, kann nur beſtreiten, wer Tatſachen beſtreiten will. Auch dieſe 
Anderung iſt unaufhaltſam, weil ſie vorteilhaft iſt für den Unternehmer wie 
für den Arbeiter. Die Kuh, auch wenn ſie Eigentum des Arbeiters darſtellt, 
wird zwar wohl überall auf dem Gutshofe von den Leuten des Arbeitgebers 
gefüttert, immerhin fällt es der Arbeiterfrau zu, dafür zu ſorgen, daß ſie auch 
ordentlich beſchickt wird. Für Streu und Tränken ſorgt gewöhnlich die Arbeiter⸗ 
frau allein. Dann muß der Kuh, wenn überhaupt ein Nutzen erzielt werden 
ſoll, noch extra was zugeſteckt werden. Der Herr gibt Rauhfutter, Stroh und 
Spreu und nimmt ſie im Sommer auf die Weide. Kraftfutter und Rüben 
bedingen im Winter erſt den Milchertrag. Dann kommt das Melken, das 
dreimal des Tages beſorgt wird. Im Winter mag das noch ſo Bieden 
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wer aber weiß, wie die ländliche Arbeiterfrau im Sommer gehetzt, wie ſie 
ſchier erdrückt wird, namentlich durch die Fülle der verſchiedentlichſten Arbeiten, 


die auf ſie einſtürmen, der wird es begreifen, daß dieſe Frauen von der heißen 


Liebe zur Kuh zurückkommen. 

Man vergegenwärtige ſich einmal das Leben der ländlichen Arbeiterfrau 
im Sommer, in der Zeit, wenn die Damen der Geſellſchaft in den Bädern 
flirten oder im Gebirge das „Garzuviel der Körperfülle“ ach ſo gern zurück⸗ 
laſſen möchten. Da kommt es denn vielleicht auch vor, daß dieſe Damen, „nur 
um mitreden zu können“ oder der „Wiſſenſchaft halber“, ſich einen Sonnen⸗ 
aufgang anſehen, und ob dieſer Heldentat, einmal ſo früh aufgeſtanden zu 
ſein, ſtolz ſind ihr Leben lang. 

Die Arbeiterfrau auf dem Lande hat tagtäglich das Vergnügen, zwar nicht 
in Bädern zu flirten, aber den Sonnenball aus dem Nebelbad ſteigen zu ſehen, 
der anzeigt, daß ſie wieder ein Tagesblatt aus ihrem Lebensmartyrium löſen kann. 

Lange vor Sonnenaufgang, wenn der Mann, der ländliche Arbeiter, ſich 
noch einmal auf die andere Seite kehrt, muß die Frau ſchon auf ſein. Haſtig 
muß das Herdfeuer entzündet werden, der Topf wird aufs Feuer gerückt. 
Nun iſt es höchſte Zeit, das Schweinefutter zu bereiten. Schnell in den Garten, 
da werden behutſam ein paar Rübenblätter gebrochen; mit Mehl und Ab⸗ 
fällen wird das Zeug zerhackt und verrührt. Kaum ſind die Schweine beſorgt, 
kommt die Kuh an die Reihe. Zuerſt muß ſie getränkt werden, dann das 
Geſchäft des Melkens. Hoffentlich iſt die Suppe in der Zeit nicht angebrannt. 
Haſtig geht es zurück in die Stube. 

Der Mann erhebt ſich jetzt auch von ſeinem Lager. Nun will er die 
Morgenmahlzeit fertig haben. Jetzt wird gegeſſen, das heißt der Mann ißt, 
die Frau hat währenddeſſen die Hühner zu beſorgen. Mittlerweile iſt es 
5 Uhr geworden, und es läutet zur Arbeit. Der Mann nimmt ſein Hand⸗ 
werkszeug, Senſe, Forke oder womit er ſonſt vom Kämmerer beſtellt iſt, und 
wandert nach dem Hofe. Nach einer halben Stunde oder höchſtens 45 Minuten 
gilt es auch für die Frau, den Gang zur Gutsarbeit anzutreten. Was hat 
ſie bis dahin aber noch alles zu verrichten! Wenn es zur Arbeit läutet, wird 
das Vieh auf die Weide getrieben. Die Frau muß hurtig auf den Hof und 
ihre Kuh losbinden, ſie muß achtgeben, daß ihre Kuh von keiner anderen, die 
vielleicht etwas früher losgebunden wurde, geſtoßen wird. Leicht iſt das Un⸗ 


glück geſchehen, die Kuh verkalbt und kann für immer verdorben ſein. Die 


Kühe ſind glücklich vom Hofe, nun aber ſchnell in die Wohnung zurück. Die 
Kinder müſſen angezogen, gewaſchen und gekämmt werden. Sie wollen auch 
Frühſtück eſſen, müſſen teilweiſe zur Schule fertiggemacht werden. Die halbe 
oder dreiviertel Stunde iſt verfloſſen, und ſchon hört die Frau die Stimme 
des Inſpektors, der Skandal macht über die Faulenzerei der Frauen, ſie ſollen 


machen, daß fie an die Arbeit kommen. Du meine Zeit! Da iſt ja noch das 


ganze Frühſtücksgeſchirr aufzuwaſchen, da iſt ja noch das zweite Frühſtück zu 


N, 


bejorgen und ins Körbchen zu packen, das der fünfjährige Junge zur Zeit aufs 


Feld nachbringen ſolle. Da ſind die Betten noch in Ordnung zu bringen, 
iſt die Stube auszufegen. Im Garten ſollte noch etwas gegoſſen werden; 
auch nach den Schweinen ſollte noch einmal geſehen werden. Doch die anderen 
Frauen gehen ſchon, nun ſchnell den Rechen und hinaus. Mittags dieſelbe 
Leier, nur noch viel haſtiger, weil die Zeit dazu kürzer. Die Kuh iſt vielleicht 


weitab vom Hofe auf der Weide, der Gang dahin und zurück dauert allein 
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vielleicht eine halbe Stunde, und dazu die unerträgliche Hitze! Die 2 oder 
3 Liter Milch müſſen dann vom Felde nach Hauſe gebracht werden. Der 
Mann hat währenddeſſen längſt ſein Mittagsmahl gehalten und verträumt 
vielleicht unter dem Schatten eines Baumes die halbe Stunde, die ihm noch 
übrig bleibt, bis die Glocke von neuem ruft. Feierabend, das heißt auch nur 
für den Mann. Für die Frau von neuem die alten Arbeiten, zu denen ſich 
immer noch neue geſellen, die Kinder wollen auch benäht und bewaſchen ſein. 
Wenn der Mann ſchon einen Puff übergeſchlafen hat, kann die Frau erſt daran 
denken, ihre müden Knochen auszuruhen. Daß unter dieſen Umſtänden die Arbeiter⸗ 
frau nicht abgeneigt iſt, fertige Milch in Empfang zu nehmen, leuchtet ein. 

Nun ſtellt bei den heutigen Viehpreiſen eine Kuh für Arbeiterverhältniſſe 
ſchon ein recht nettes Kapital dar. Es iſt durchaus keine große Seltenheit, 
daß dem Arbeiter die Kuh verendet und er ſo ſein Hauptvermögen auf einen 
Schlag verliert. Wir glauben kaum, daß Kapitaliſten ihr geſamtes Vermögen 
auf ein Papier ſetzen würden, das ſo viel Chancen hat, im Handumdrehen 
wertlos zu werden. Die Landarbeiter können heutzutage auch ihr etwa Ge- 
ſpartes, im Gegenſatz zu früher, viel leichter zinstragend anlegen. Sie brauchen 
dabei gar nicht die wenig Zinſen zahlenden gemeinnützigen Inſtitute zu wählen. 
Gerade die Landarbeiter ſind heute vielfach die Geldgeber unſerer Kleinbauern. 
Die paar hundert Mark, die ſie eventuell erſparen, laſſen ſie bei den Klein⸗ 
bauern zu verhältnismäßig hohen Zinſen als Hypothek eintragen. Vielleicht 
entſpringt es dieſem Verhältnis, wenn heute unſere Landarbeiter vielfach 
geradezu etwas von oben herab auf die Kleinbauern und Koſſäten blicken. 
Jedenfalls erhalten die Leute bei zinstragender Anlegung ihres Erſparten 
ihren Nutznieß und ſind ſicher, daß ſie ihr bißchen Geld nicht verlieren. Legen 
ſie ihr Geld in der Kuh an, gewiß, durch Glück können ſie einmal ein kleines 
Geſchäftchen machen, aber die Medaille hat auch ihre Kehrſeite. Es liegt im 
Intereſſe der Landarbeiter, wenn ſie von der eigenen Kuh zurückkommen. Dieſes 
ihr Intereſſe haben die Landarbeiter ſehr wohl begriffen, daher das immer ſtärkere 
Verlangen, von dem Gutsbeſitzer eine Kuh zur Nutznießung geliefert zu erhalten. 

Bei den Beſitzern ſpricht ein gewichtiger Grund für die „eigene Kuh“ des 
Landarbeiters. Das iſt das Melken. Brauchbare Melkmaſchinen hat die Technik 
bis jetzt noch nicht erfunden. Ob es je geſchehen wird? Man ſoll nie niemals 
ſagen. Jedenfalls würde dieſe Erfindung von der weiteſtgehenden Bedeutung 
ſein nicht nur für die Landwirtſchaft, ſondern für das geſamte Volk. Das 
Melken iſt eine üble Sache. Die Frauen auf den Gütern ſträuben ſich mit 
aller Gewalt dagegen, auch noch dieſe Laſt auf ſich zu nehmen. Das iſt für 
die Beſitzer oft der Hauptgrund, von der Milchwirtſchaft abzugehen oder die 
Zahl ihrer Kühe zu beſchränken. Genoſſe Schulz wird dieſe Erfahrung in 
ſeiner Heimatgegend, dem fruchtbaren Memeldelta, vielleicht nicht gemacht 
haben. In den Niederungen mag das Melken, traditionell als wichtigſte 
Arbeit überkommen, williger geübt werden; das will aber im ganzen nichts 
beſagen. Gibt der Gutsbeſitzer nun ſeinen Leuten fertige Milch, ſo muß er 
entſprechend mehr Kühe melken laſſen. 

Wenn Sie, werter Genoſſe, alſo auf S. 1585 unten ſagen, die Natural⸗ 
entlohnung iſt nicht ein Mittel, von boshaften Junkern erſonnen, die Leute 
noch beſſer auszubeuten, ſo iſt das ſomit doch nicht ganz richtig. 

Infolge der Abneigung der Frauen gegen das Melken vollzieht ſich auf 
den Gütern eine ſchnelle Umwandlung in der Kuhbeſorgung. Das Syſtem 
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der Schweizerhaltung wird eingeführt. Der Name Schweizer rührt daher, weil 
urſprünglich Schweizer die erſten waren, die für dieſen Zweck angeworben 
wurden. Vielfach werden dieſe Leute auch Kuhmeiſter genannt. Dieſes Syſtem 


iſt ähnlich dem der Zwiſchenmeiſter in der Induſtrie. Der Kuhmeiſter oder 


Oberſchweizer wirbt und bezahlt ſelbſtändig die entſprechend der Kuhzahl 
nötigen Hilfskräfte. Der Mann ſtellt gewöhnlich Kaution und iſt für die 
Herde und das Melken verantwortlich. Dieſer Schweizer oder Kuhmeiſter, der 
doch nur an die Stelle der alten landwirtſchaftlichen Arbeiter tritt oder, 
richtiger geſagt, eine Umwandlung der alten Form des ländlichen Arbeiters 
darſtellt, jedenfalls materiell als landwirtſchaftlicher Arbeiter zu gelten hat, 
dieſer Kuhmeiſter bezieht ſeinen Lohn in faſt allen Fällen vollſtändig in bar 
Er erhält weder Deputatgetreide noch Kuh, weder Schaf noch Kartoffelland.. 
Er erhält als einzige Naturalentlohnung gewöhnlich ſo und ſo viel Zentner 
fertige Kartoffeln, Holz reſpektive Kohlen und ein paar Stücke Gemüſeland. 

Dieſer neue, in bar bezahlte landwirtſchaftliche Arbeiter hat es allerdings 
verſtanden, ſich von vornherein einen Lohn zu erzwingen, der die Löhne aller 
anderen, viel ſchwerer arbeitenden landwirtſchaftlichen Arbeiter weit überſteigt. 

Sollte ſich vielleicht hier das neue Leben zeigen, das aus dem alten ver⸗ 
ſteinten Boden ſproßt? | 

Trotz der oben angeführten Kalamität des Melkens liegt es im Intereſſe 
der Beſitzer, den Leuten fertige Milch ſtatt des Rechtes der Kuhhaltung zu 
geben. Einmal liegt immer die Gefahr vor, daß von den Kühen, die ſich die 
Leute von wer weiß woher gekauft haben, Seuchen eingeſchleppt werden, die 
durch den Bullen oder ſonſtwie auf die Gutskühe übertragen werden können, 
dann aber wird, und das iſt das durchſchlagende Motiv, Stroh, Spreu und 
Rauhfutter beim Füttern der Leutekühe nicht genügend verwertet. Im Ver⸗ 
hältnis zu anderen, Milch erzeugenden Futtermitteln erhalten die Leutekühe 
viel zu viel Stroh, Spreu und Rauhfutter, was der Herr geben muß. 
Namentlich in knappen Jahren iſt das überaus läſtig. Der Leutenot ge⸗ 
horchend, nicht dem eigenen Triebe, muß der Herr oft beide Augen zudrücken 
und ſtillſchweigend geſchehen laſſen, daß die nötig gebrauchte Spreu und das 
Rauhfutter oftmals förmlich vergeudet wird. Trotzdem bildet die Fütterung 
der Leutekuh noch oftmals Anlaß zu Arger und Zerwürfnis. 


Während ich dieſe Zeilen niederſchreibe, erfahre ich, daß mein Gutsnachbar 


J., ein ſehr intelligenter Landwirt, der das 250 Hektar große wunderſchöne 
Gut B. beſitzt, nach Verhandlungen mit ſeinen Leuten ebenfalls zum Syſtem 
der fertigen Milchlieferung an ſeine Arbeiter übergegangen iſt. Er gibt ſeinen 
Arbeitern pro Familie in den Monaten vom 1. Oktober bis 1. April pro Tag 
3 Liter und vom 1. April bis 1. Oktober täglich 6 Liter friſche Milch. Auch 
bei J. war der von mir oben angegebene Grund, Vergeudung von Stroh 
und Rauhfutter, maßgebend. 

Die Leute auf dieſem Gute erhalten alſo pro Familie und Jahr 1642 Liter 
friſche Milch. Daß ſie dabei nicht ſchlechter fahren wie bei eigener Kuhhaltung, 
wird doch dadurch bewieſen, daß ſie auf dieſe Anderung eingegangen ſind. 
Sie haben natürlich längere Beratungen miteinander gehalten und hatten es 
abſolut nicht nötig, jetzt, mitten im Jahre, auf die Lohnkontraktänderung ein⸗ 
zugehen. Wenn Genoſſe Schulz S. 1579 in der Mitte ſchreibt, daß heute die 
Inſtmannskuh dem Arbeiter 2500 bis gar 3500 Liter Milch gibt, ſo will ich 
nicht beſtreiten, daß das vorkommen kann, aber das ſind doch ſeltene Aus⸗ 
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nahmefälle. Wenn Gutskühe bei abſolut rationeller Fütterung 2500 bis 
3000 Liter geben, ſo gilt das doch ſchon als außerordentlich befriedigendes 
Reſultat. Genoſſe Schulz darf nicht Fälle verallgemeinern, die in ſeiner 
Heimat, der Tilſiter Niederung, mit den für Milchproduktion ganz beſonders 
geeigneten fetten Wieſenweiden, öfter vorkommen mögen. Wenn die Leute 
von ihren Kühen 1700 bis 2200 Liter jährlich erzielen, ſo dürften ſie mit 
dem Reſultat ſchon recht zufrieden ſein. Um dieſes Reſultat überhaupt zu 
erzielen, müſſen ſchon Rüben und Kraftfutter angewendet werden. Letztere 
Futtermittel müſſen die Leute aber aus ihrer Taſche bezahlen. Dann kommt 
noch das, wie ſchon erwähnt, vorhandene Riſiko hinzu: Verenden, Verkalben 
und Krankwerden der Kühe. Von der Arbeit ſehen wir dabei ſchon ganz ab. 

(Schluß folgt.) 


Eine Reform Unſerer Ernährung? 
i Don Dr. med. K. Sipſchütz. 
J. 

Die Forſchungen auf dem Gebiet der Ernährungsphyſiologie bezogen ſich 
innerhalb der letzten vier Jahrzehnte vornehmlich auf das Problem des „Ei- 
weißminimums“ und waren geknüpft vor allem an den Namen des bekannten, 
im vorigen Jahre verſtorbenen Phyſiologen Voit. Auf Grund ſeiner Be⸗ 
obachtungen und Verſuche an Menſchen glaubte Voit den Schluß ziehen zu 
müſſen, daß ein erwachſener Mann, der eine mittelſchwere körperliche Arbeit 
leiſtet, einer Zufuhr von zirka 120 Gramm Eiweißſtoffe für einen Tag bedarf. 
Nur in dieſem Falle ſollte er — vorausgeſetzt, daß er auch die nötigen Mengen 
Fett und Kohlehydrate bekommt — ſich im „Stickſtoffgleichgewicht“ erhalten, das 
heißt ſeinen Beſtand an den die Körperzellen aufbauenden ſtickſtoffhaltigen Eiweiß⸗ 
ſtoffen aufrechterhalten können. Dieſe Norm von Voit iſt etwa zweieinhalbmal 
höher als die Eiweißmenge, welche ein erwachſener Mann im Hungerzuſtand 
umſetzt, indem er ſeinen Eiweißbedarf durch fein eigenes Körpermaterial beſtreitet.“ 

Da das Fleiſch gegenüber allen anderen Nahrungsmitteln Eiweiß in kon⸗ 
zentrierteſter Form enthält (zirka 20 Gewichtsprozente zum Beiſpiel im 
mageren Rindfleiſch), ſo mußte aus den Voitſchen Beſtimmungen des Eiweiß⸗ 
minimums gefolgert werden, daß zu einer normalen Ernährung der Genuß 
einer recht beträchtlichen Menge Fleiſch — etwa 500 bis 600 Gramm, wenn 
der geſamte Eiweißbedarf durch Fleiſch gedeckt werden ſollte' — gehört. So⸗ 
weit Ergebniſſe wiſſenſchaftlicher Forſchung der Ernährungspraxis zugrunde 
gelegt wurden, hielt man ſich bislang immer an die Zahlen von Voit, die ja 
nicht nur auf Verſuchen zur Beſtimmung des Stickſtoffgleichgewichtes, ſondern 
auch auf Beobachtung tatſächlicher Verhältniſſe in verſchiedenen Gegenden und 
Berufen baſierten. 


1 M. Hindhede, Eine Reform unſerer Ernährung. Autoriſierte Überſetzung nach der 
dritten Auflage des däniſchen Originals von Guſtav Borgum. Leipzig 1908. 

2 Mit dem letzten Satze ſoll natürlich nichts über den Hungerſtoffwechſel, der ſehr Tom- 
plizierter Natur iſt, ausgeſagt ſein. 

3 Aber auch in Auſtralien, wo mehr Fleiſch verzehrt wird als ſonſtwo, kommen nur 
306 Gramm auf jeden Kopf im Tage. In England 130, in Frankreich 92, in Italien 
29 Gramm. Ein Teil des Eiweißbedarfes wird natürlich auch unter den günſtigſten Fleiſch— 
verhältniſſen durch Vegetabilien gedeckt. 
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Die Voitſche Norm des Eiweißminimums wurde im Laufe der Jahre von 
mancher Seite angezweifelt. Rubner konnte letzthin auf dem Internatio⸗ 
nalen Kongreß für Hygiene (Berlin 1907) vom Standpunkt der theoretiſchen 


Forſchung aus erklären, daß „das Eiweißminimum im günſtigen Falle den 


im Hungerzuſtand eines normalen, wohlgenährten Menſchen gegebenen Stick⸗ 
ſtoffumſatz nicht zu überſchreiten“ braucht, was, wie wir ſahen, einer Eiweiß⸗ 
norm entſpricht, die etwa zweieinhalbmal tiefer ſteht als diejenige von Voit. 
In ſeinen Schlußſätzen aber erklärt Rubner: „Faßt man die Frage des 


Eiweißminimums als Problem der Maſſenernährung auf, ſo kann man die 


phyſiologiſchen Minimalwerte der Eiweißzufuhr nicht als Grundlage nehmen, 
vielmehr wird man für eine ſchmackhafte gemiſchte Koſt eines kräftigen Mannes 
und Arbeiters an den bisherigen Normen feſthalten können.“ Der Löſung 
dieſes Widerſpruchs will nun Hindhede fein Buch widmen.? 


II. 


Hindhede führt eine große Summe wiſſenſchaftlichen Materials auf, das 
zur Frage über das Eiweißminimum vorliegt. Vor allem ſtützt er ſich auf 
die Verſuche des amerikaniſchen Phyſiologen Chittenden, der zeigen konnte, 


daß bei einer über Monate ſich erſtreckenden Zufuhr von nur 50 bis 


60 Gramm Eiweiß pro Tag Stickſtoffgleichgewicht erzielt werden kann — bei 
bedeutender Zunahme der Körperkräfte. Als einen weiteren Beleg für ein 
niedriges Eiweißminimum führt Hindhede die Ernährungsverhältniſſe der 
Japaner an. Bei den Japanern iſt die Koſt eine vorwiegend pflanzliche, und 
das Eiweißminimum beträgt hier keine vollen 50 Gramm für einen Tag, 
während die Fleiſchmenge pro Kopf und Tag noch geringer iſt als in Italien. 
Dabei ſind die körperlichen Leiſtungen der Japaner bekanntlich außerordentlich 
groß. So ſieht Hindhede den oben gekennzeichneten Widerſpruch zwiſchen den 
Tatſachen der theoretiſchen Forſchung und den allgemein angenommenen Forde⸗ 
rungen einer zweckmäßigen Ernährungspraxis als gelöſt an, und zwar — im 
ſtrikten Gegenſatz zu Rubner — im Sinne einer vollkommenen Anpaſſung 
unſerer „Ernährungspraxis“ an die „Ernährungstheorie“. Mit anderen Worten: 
weniger Eiweiß, als bisher unter normalen Verhältniſſen üblich. 

Die Verſuche von Chittenden lieferten gleichzeitig den Beweis, daß wir 
überhaupt mit einer weit geringeren Nahrungsmenge (gemeſſen durch die 
Kalorienmenge), als ſonſt angenommen wird, auskommen können. Hindhede 
hat in jahrelangen Verſuchen an ſich ſelbſt und an ſeiner Familie denſelben 
Beweis führen können. 

Von dieſen Tatſachen ausgehend, redet Hindhede einer durchgreifenden 
Reform unſerer ganzen Ernährungsweiſe das Wort: weniger Eiweiß (alſo 
weniger Fleiſch) und weniger Nahrung überhaupt. Hindhede weiſt auf Grund 


von Berechnungen nach, daß ſchon jene Mengen pflanzlicher Nahrungsmittel 


und Brot, die wir neben dem Fleiſche zu genießen pflegen, das Eiweiß⸗ 
minimum enthalten. Ziehen wir noch in Betracht, daß das Fleiſch unſere 
Ausgaben abe beige und OR eine EN oder gar aus⸗ 


1 Zitiert nach Hindhede, S. 219. 
2 Es braucht nicht beſonders betont zu werden, daß der Frage des Eiweißminimums 
die größte ſozialökonomiſche Bedeutung zukommt. Mit ihr ſind eine Reihe von ie 
fragen verknüpft, die im Getriebe der Geſellſchaft an uns herantreten. 
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ſchließlich vegetabiliſche Koſt ſehr billig iſt, fo verſtehen wir, daß Hindhede 
Fleiſch für einen Luxusartikel erklären muß, deſſen Genuß auf ein Minimum 
reduziert oder ganz aufgegeben werden ſoll. 

Ein verminderter Fleiſchgenuß hätte nach Hindhede noch den Vorteil, 985 
wir unſeren Körper vor einer Überſchwemmung mit den im Muskelfleiſch 
beſonders reichlich vorhandenen Purinſtoffen bewahren, den Abbauprodukten 
der Nunleoproteide, wie wir die den Zellkern aufbauenden Eiweißverbindungen 
nennen. Wir wären nach Hindhede damit vor denjenigen Krankheiten ge- 
ſchützt, die wir unter dem Sammelnamen „harnſaure Diatheſe“ zuſammen⸗ 
faſſen (Gicht, Nieren⸗ und manche Nervenleiden). Dieſe Behauptung von der 
Schädlichkeit des Fleiſches iſt in ihrer Verallgemeinerung natürlich eine 
Übertreibung.“ 

Wir haben ſchon darauf hingewieſen, daß Hindhede in ſeinen theoretiſchen 
Betrachtungen ſich auf das vorliegende wiſſenſchaftliche Material über das 
zur Erzielung von Stickſtoffgleichgewicht nötige Eiweißminimum ſtützt. Auch 
haben Chittenden und Hindhede im engen Kreiſe ihrer Verſuchsperſonen den 
Nachweis geführt, daß eine Ernährungsweiſe, die ſich ſtreng an dieſe wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Tatſachen hält, unter gewiſſen Umſtänden wohl möglich und aus⸗ 
reichend iſt. Wir ſagen unter gewiſſen Umſtänden möglich — hier 
ſcheint uns der Kernpunkt der ganzen Frage zu liegen. Bevor wir 
aber zur Aufklärung dieſer Verhältniſſe übergehen, wollen wir noch die Frage 
nach der Verdaulichkeit der animaliſchen und vegetabiliſchen Nahrung ſtreifen. 


III. 


Wir beurteilen den Nährwert eines Nahrungsmittels in bezug auf Eiweiß 
nicht nur nach ſeinem Gehalt an denſelben. Wir müſſen noch in Betracht 
ziehen, welch ein Anteil des mit dem betreffenden Nahrungsmittel auf⸗ 
genommenen Eiweiß unverdaut bleibt. Es iſt in der Ernährungsphyſiologie 
üblich, die Verdaulichkeit einer Nahrung in bezug auf einen beſtimmten Nähr⸗ 
ſtoff zu beurteilen nach dem geringeren oder größeren Prozentſatz dieſes Nähr⸗ 
ſtoffs, welcher im Kote wiedererſcheint und dem Körper alſo nicht zugute 
kommt. Von dieſem Geſichtspunkt aus ſtehen ſich zum Beiſpiel Fleiſch und 
Reis reſpektive Kartoffeln in bezug auf Eiweiß gegenüber wie 2,5 und 20 


1 Zwei Verſuchsperſonen von Hindhede — ein neunzehnjähriger gutſituierter Student 
der Medizin und ein einundzwanzigjähriger Gärtnergehilfe — gaben monatlich 6 Kronen für 
Koſt aus. In einer „Hindhede-Penſion“ in Kopenhagen bezahlt man 17 Kronen für Koſt, 
wovon bloß 11 Kronen auf die Rohprodukte entfallen. Für den Preis von 22,9 Ore oder 
30,7 Pfennig ſtellt Hindhede folgenden Küchenzettel für einen Tag auf: 

Morgens um 8 Uhr: 300 Gramm Gerſtenwaſſergrütze mit Korinthen, 12 Gramm Zucker, 
200 Gramm abgerahmte Milch. 

Mittags um 12 Uhr: 400 Gramm Grünkohlſuppe, 150 Gramm Kartoffeln, 250 Gramm 
Pfannkuchen, 90 Gramm Rhabarberkompott. 

Abends um 6 Uhr: 50 Gramm Schwarzbrot, 100 Gramm Weißbrot, 180 Gramm Kar— 
toffelſalat, 25 Gramm prima Margarine. 

2 Die Gicht beruht (jedenfalls zum Teil) auf einer Störung des Purinftofi- 
wechſels, auf einer Unfähigkeit, die Harnſäure weiter abzubauen, was zu ihrer Anhäufung 
im Körper führt. Man findet bei der Gicht auch bei purinfreier Diät Harnfäure in 
Blute, was bei Geſunden nicht der Fall iſt. Wenn es nun angezeigt iſt, einen Gichtkranken 
von der Zufuhr von Purinen zu bewahren, ſo darf man doch nicht daraus den Schluß 
ziehen, daß nun alle Welt nach derſelben Diät zu leben hat! 
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reſpektive 22, das heißt von 100 Gramm mit Fleisch aufgenommenem Eiweiß 
erſcheinen 2,5 Gramm im Kote wieder, von 100 Gramm mit Reis e 
Kartoffeln aufgenommenem Eiweiß 20 reſpektive 22 Gramm. 

Noch augenfälliger wird der Unterſchied, wenn wir uns auf den Stand⸗ 
punkt ſtellen, daß die im Kote erſcheinenden Eiweißmengen zum Teil gar nicht 
der Nahrung, ſondern den von Magen und Darm ſezernierten Verdauungs⸗ 
ſäften entſtammen, deren wirkſamer Beſtandteil die verdauenden Fermente 
ſind, welche in chemiſcher Beziehung den Eiweißkörpern angehören. Von 
dieſem Standpunkt aus müßten wir die Zahlen für die im Kote erſcheinenden 
Eiweißmengen als Ausdruck der Tatſache auffaſſen, daß bei der Verdauung 
auf 100 Gramm Nahrungseiweiß bei animaliſcher Nahrung 


2,5 Gramm, bei vegetabiliſcher 20 und mehr Gramm Eiweiß in 


Form von Verdauungsſäften aus dem Körper eliminiert werden. 


Dieſe Betrachtungsweiſe findet ihre Stütze in den Unterſuchungen des bekannten 


ruſſiſchen Phyſiologen Pawlow.“ Pawlow und ſeine Schule haben gezeigt, 
daß die Sekretion der Verdauungsſäfte bei den einzelnen Nahrungsmitteln 
in verſchiedener, immer aber ſtreng geſetzmäßiger Weiſe verläuft. Man kann 
den Verlauf der Saftſekretion bei der Verdauung der einzelnen Nahrungs⸗ 


mittel — was Saftmenge und die im Safte enthaltenen Fermentmengen be⸗ 


trifft — in charakteriſtiſchen Kurven darftellen.” Pawlow konnte zeigen, daß 
bei der Verdauung von Brot bedeutend mehr Ferment ausgeſchieden wird als 
bei der Verdauung von Fleiſch. So verhalten ſich die bei der Verdauung 
gleicher Mengen Nahrungseiweiß in Form von Fleiſch und Brot zur Aus⸗ 
ſcheidung kommenden Fermentmengen (es find hier nur die eiweiß verdauenden 
Fermente in Betracht gezogen) wie 1:5. Stellen wir uns nun auf den 
Standpunkt, daß die im Kote erſcheinenden Eiweißmengen zum Teil den aus⸗ 
geſchiedenen Verdauungsfermenten entſtammen, ſo ergibt ſich, daß bei der 
Verdauung gleicher Mengen Nahrungseiweiß in Form von Fleiſch 
und Brot die aus dem Körper als Verdauungsſäfte zu eliminie⸗ 
renden Eiweißmengen ſich verhalten wie 1:5. Dieſes durch die 
Pawlowſche Methode ermittelte Verhältnis nähert ſich dem durch die Analyſe 
des Kotes ermittelten. 

Noch einer Tatſache wollen wir kurz Erwähnung tun, einer Tatſache, die 
in der Frage nach dem Nährwert des aufgenommenen Eiweiß nach den neueſten 
Forſchungsergebniſſen wohl von großer Bedeutung ſein dürfte. Die auf⸗ 
genommenen Eiweißkörper werden im Magendarmkanal in ihre Bauſteine 


1 Die für die geſamte Verdauungslehre bahnbrechende Methodik Pawlows und einige 
Forſchungsreſultate Pawlows und ſeiner Schule habe ich in einem kurzen Sammelreferat 
in dem Unterhaltungsblatt des „Vorwärts“ vom 13. und 14. Januar 1909 zuſammenzufaſſen 
verſucht. 

2 Pawlow, Die Arbeit der Verdauungsdrüſen. Wiesbaden 1898. Pawlow beſtimmt 
die Zahlen für die Verdauungskraft der einzelnen Saftportionen, aus denen ſich dann unter 
Zugrundelegung des Fermentgeſetzes diejenigen für die Fermentmengen ergeben. 


Pawlow, J. C. S. 46 und 47. Der Unterſchied in der Verdaulichkeit des Fleiſches 


und des Brotes iſt nicht durch die ſpezielle Natur der Eiweißkörper dieſer beiden Nahrungs- 
mittel bedingt, ſondern durch die Verquickung von Eiweiß und Stärke im Brot. 
In einem Verſuch wurden Fleiſch und reiner Stärkekleiſter in ſolchen Proportionen ver⸗ 
mengt, wie Eiweiß und Stärke im Brote enthalten ſind, und dieſes künſtliche Brot dem 
Hunde zu freſſen gegeben. Man erhielt nun einen Saft von ſolcher Verdauungskraft, wie 
er auf das natürliche Brot ergoſſen wird. Vergl. J. e. S. 133 und 134. 
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(Aminoſäuren) geſpalten, und letztere werden wieder (wie man heute annimmt 
durch die Tätigkeit der Zellen der Darmſchleimhaut) zu „arteigenen“ Eiweiß⸗ 
körpern aufgebaut. Die verſchiedenen Eiweißkörper zeigen nun in bezug auf 
ihren Gehalt an den Bauſteinen, den einzelnen Aminoſäuren, große Unter⸗ 
ſchiede, beſonders inſofern, als die einzelnen Aminoſäuren in den verſchiedenen 
Eiweißkörpern in verſchiedenen Mengenverhältniſſen enthalten ſind. Da die 
Eiweißkörper im Reiche der Organismen je nach dem Grade der Verwandt— 
ſchaft dieſer einander ähnlich ſind, ſo iſt es ſehr wahrſcheinlich, daß auch in 
chemiſcher Beziehung ein Vorteil der animaliſchen Nahrung gegenüber der 
vegetabiliſchen für den Menſchen vorliegen dürfte. Ein näheres Eingehen auf 
dieſe Dinge iſt hier natürlich nicht möglich; nur ſei auf einen Verſuch auf⸗ 
merkſam gemacht, in dem Hunden Organe von Hunden (ſogenannter „Hunde⸗ 
brei“) verfüttert wurden. Es gelang, die Hunde mit dem Hungereiweiß— 
minimum ins Stickſtoffgleichgewicht zu bringen. Mit gleichen Mengen art- 
fremden, ſpeziell Pflanzeneiweiß gelang das nicht. Man muß ver⸗ 
muten, daß hier die Verſchiedenheit der Aminoſäuren eine Rolle ſpielt. Abder⸗ 
halden wieder konnte durch das Experiment den unmittelbaren Nachweis 
führen, daß das Fehlen einer Aminoſäure das Zuſtandekommen des Stickſtoff⸗ 
gleichgewichtes verhindern kann.“ | 

Nach alledem unterliegt es gar keinem Zweifel, daß ein außerordentlicher 
Nachteil gegeben iſt, wenn wir den Eiweißbedarf mit vegetabiliſcher und nicht 
mit animaliſcher Nahrung decken wollen. Hindhede behauptet nun, daß die 
Nahrungsmenge, die wir aufzunehmen gewohnt ſind, viel zu groß iſt, daß 
wir in bezug wie auf Kalorienmenge überhaupt, ſo auch auf Eiweiß mit dem 
auskommen könnten, was die von uns gewöhnlich neben dem Fleiſche auf- 
genommenen pflanzlichen Nahrungsmittel enthalten. In dieſem Falle käme 
der erwähnte Nachteil natürlich nicht in Betracht. Gegenüber Hindhede ſei 
aber in dieſer Frage auf folgende von gewichtiger phyſiologiſcher Seite kom⸗ 
mende Außerung hingewieſen: „Es wäre vom praktiſchen Standpunkt aus 
kaum zu begrüßen, wenn tatſächlich ein Minimum von notwendigem Eiweiß 
im allgemeinen Koſtmaß feſtgeſetzt würde. Es würde dann in der Praxis 
leicht nach unten überſchritten werden, was Eiweißverluſt des Körpers zur 
Folge hätte. Es liegt kein Grund vor — man könnte höchſtens den Koſten⸗ 
punkt anführen —, ängſtlich ein Zuviel an Eiweiß zu vermeiden.“ 


IV. 


Wir haben bisher geſehen, daß in dem Falle, wenn wir uns in der Frage 
des Eiweißminimums im Koſtmaß nicht auf den Standpunkt von Hindhede 
ſtellen wollen, ein ſchwerwiegender Nachteil auf Seite der vegetabiliſchen 
Nahrungsmittel in puncto „Verdaulichkeit“ des Eiweiß gegenüber den ani⸗ 
maliſchen zu verzeichnen iſt. Die nun folgenden Erwägungen aber er⸗ 
öffnen uns Geſichtspunkte, die ihre Geltung auch dann behalten, 
wenn wir uns auf den Standpunkt von Hindhede ſtellen; Geſichts⸗ 


Vergl. Michaud, Bericht aus dem naturhiſtoriſch⸗mediziniſchen Verein in Heidelberg. 
„Mediziniſche Klinik“, Nr. 8, 1909. 

2 Vergl. den offiziellen Sitzungsbericht der Phyſiologiſchen Geſellſchaft zu Berlin vom 
29. Januar 1909. N 

3 Abderhalden, Lehrbuch der phyſiologiſchen Chemie, 2. Auflage, S. 874. 
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punkte, welche Hindhede gar nicht ahnt, die uns aber doch die ausſchlag⸗ 
gebenden zu ſein ſcheinen. 2 
Pawlow hat uns gezeigt, daß die aus den Magendrüſen (und den anderen 
Verdauungsdrüſen) ſich ergießenden Verdauungsſäfte in quantitativer Beziehung 
aus zwei Komponenten beſtehen: der Magenſaft ergießt ſich einerſeits auf 
Reizung der Magenſchleimhaut durch die betreffenden Nahrungsmittel und 
andererſeits als „Appetitſaft“, als „pſychiſcher“ Saft auf Reizung der Sinnes⸗ 


organe (Auge, Geſchmacksorgane, auch Ohr) durch die Nahrungsmittel. In 


letzterem Falle iſt der Weg gegeben durch Sinnesorgan, Gehirn und Hirnnerv, 
der zum Magen führt. Die Menge des Appetitſaftes iſt abhängig einmal 
vom jeweiligen Zuſtand unſerer Pſyche, zum Beiſpiel Hunger, Kummer, Arger, 
Freude uſw., und dann von der Natur des betreffenden Nahrungsmittels. 
Zur Bewältigung einer jeden Nahrung bedarf es alſo des Appetitſaftes 
und des durch direkte Reizung der Magenſchleimhaut ſezernierten Saftes. 
Aber die Bedeutung des Appetitſaftes für die Verdauung fällt 
bei den einzelnen Nahrungsmitteln verſchieden ſchwer ins Gewicht. 
Manche Nahrungsmittel, wie zum Beiſpiel Brot, gekochtes Hühnereiweiß oder 
reine Stärke können, wie das Experiment unmittelbar gezeigt hat, überhaupt 
gar nicht verdaut werden, wenn ihre Verdauung nicht durch Appetitſaft ein⸗ 
geleitet wird: nur mit Appetit (oder mit anderen Nahrungsmitteln zugleich) 
genoſſen, können ſie verdaut werden. Dagegen kann das Fleiſch, wie 
Pawlow gezeigt hat, zum Teil ſchon ohne Appetitſaft verdaut 
werden — wenn auch mit Appetitſaft die Verdauung des Fleiſches un⸗ 
vergleichlich (um fünfmal) ſchneller vor ſich geht.. Dieſe Eigenſchaft hat das 
Fleiſch ſeinem Gehalt an den ſogenannten Extraftivftoffen des Fleiſches zu 
verdanken, die unmittelbare Erreger der Magenſchleimhaut ſind: wenn es 
uns darauf ankommt, bei daniederliegendem Appetit die nötigen Mengen von 
Verdauungsſäften aufzubringen, nehmen wir ja direkt konzentrierte Löſungen 
dieſer Extraktivſtoffe als Bouillon auf. Da nun in den vegetabiliſchen 
Nahrungsmitteln — wie im verſottenen Fleiſche — dieſe Extraktivpſtoffe nicht 
enthalten ſind, ſo iſt anzunehmen — Experimente liegen unſeres Wiſſens 
darüber nicht vor —, daß ihre Verdauung ohne Appetit oder ohne gleich 
zeitigen Fleiſchgenuß, ähnlich wie es beim Brote, verſottenen Fleiſche und 
gekochten Hühnereiweiß der Fall iſt, nicht in Angriff genommen werden kann. 
Aus dieſen Tatſachen, denen experimentelle Unterſuchungen an Hunden, 
Affen und zum Teil auch Menſchen zugrunde liegen, ſchlagen wir für ein 
Verſtändnis von Ernährungsfragen recht viel heraus. Wir ſehen, daß wir 
den Nährwert eines Nahrungsmittels nicht bloß nach ſeinem Gehalt an Nähr⸗ 
ſtoffen (kin unſerem Falle an Eiweiß) und auch nicht nur nach der abſoluten 
Menge der zur Verdauung nötigen Fermente beurteilen dürfen. Wir müſſen 
Umſtände in Betracht ziehen, die geknüpft ſind an die Pſyche des 
Menſchen. Hier iſt die Brücke geſchlagen zwiſchen den Tatſachen der 
Ernährungsphyſiologie und ſozialen Verhältniſſen. Der moderne 
Städter, zumal die breite Maſſe der Arbeiterklaſſe, lebt in ſozialen Verhält⸗ 
niſſen, die jeden normalen Appetit in ihnen ertöten müſſen. Die 
Arbeit in der dumpfen Fabrik, die beſtändige Sorge ums tägliche Brot, der 
Mangel an geiſtiger Muße und heiterem Gemüt, die totale körperliche Er⸗ 


1 Pawlow, Die Arbeit der Verdauungsdrüſen, S. 107. 
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ſchöpfung — das alles ſind Momente, die den Appetit untergraben. In dieſem 
pſychiſchen Zuſtand ſind wir nicht imſtande, den Appetitſaft zu liefern, deſſen 
es zur Inangriffnahme und Bewältigung der Verdauung von vegetabiliſcher 
Nahrung bedarf. Dagegen haben wir im Fleiſche ein Nahrungsmittel, das 
— wenn man ſich ſo ausdrücken darf — ſelber für ſeine Verdauung ſorgt: es 
wird nicht nur zu einem guten Teile auch ohne Appetit verdaut, ſondern es 
iſt zudem als Reiz- und Genußmittel auch ein mächtiger Erreger 
unſeres Appetits. So begünſtigt das Fleiſch die Verdauung auch 
der gleichzeitig mit ihm genoſſenen Vegetabilien und ſichert uns da⸗ 
durch eine ergiebigere Ausnutzung der mit den letzteren aufgenom— 
menen Stoffe. Darin ſcheint uns der große Vorteil der animaliſchen Nah⸗ 
rung für den modernen Menſchen zu liegen.! Daß dem tatjächlich jo iſt, be⸗ 
ſtätigen Ernährungsverſuche, über die neuerdings zwei italieniſche Forſcher 
berichten. Es wurde der Stoffwechſel einer Bevölkerung unterſucht, welche 
ſeit alten Zeiten ausſchließlich von vegetabiliſcher Nahrung lebt. Eine ſolche 
ländliche Bevölkerung, die in erbärmlichen ökonomiſchen Verhältniſſen lebt, 
findet ſich im Süden Italiens, in den Abruzzen. Ihre Nahrung beſteht aus 
Maismehl, Gemüſe und Olivenöl. Sie genießen keine Milch, Käſe, Eier. 
Fleiſch kommt nur drei⸗ bis viermal im Jahre auf ihren Tiſch. Es wurde 
nun verſuchsweiſe Fleiſch zu ihrer Koſt gefügt, und zwar wurden 15 Tage 
lang jeder Perſon 100 Gramm Fleiſch und während weiterer 15 Tage 
200 Gramm Fleiſch gegeben. Es zeigte ſich nun, „daß die Aſſimilations⸗ 
prozeſſe — alſo die Aufnahme der Nahrung im Darmkanal — ſich erheblich 
günſtiger geſtalteten. Die zuvor ungemein großen Verluſte an Nahrungs⸗ 
ſtoffen, die den Körper ungenutzt verließen, verminderten ſich auf ein ganz 
geringes Maß. Nicht nur das neu zugefügte tieriſche Eiweiß wurde vollkommen 
aufgenommen, ſondern auch die mitgenoſſene vegetabiliſche Nahrung wurde 
viel vollkommener als zuvor ausgenutzt; dies iſt um ſo bemerkens⸗ 
werter, als ſie ſchlecht verdaulich war, faſt ausſchließlich von Mais herrührte, 
der viel Zelluloſe enthält.“ Die Tabelle zeigt uns die bemerkenswerten Er⸗ 
gebniſſe der Verſuche: 5 


Eiweiß Eiweißverluſt 1 

in der Nahrung im Kot Eiweiß verluſt 

in Gramm in Gramm in Prozent 

3 E = See me TR — — — Sum u 5 ca m = = —— = == — — 
die Kot. 75,67 20,04 26,49 
s 100 Gramm Sleifh . . . 1 - 98,69 18,36 is 
: ＋ 200 Gramm Fleiſch 111,13 13,51 12,16 
c 55,75 16,91 30,34 
5 ＋ 200 Gramm Fleiih . . .» 925,63 9,83 10,61 


1 Sobald die Momente, welche den Appetit ertöten, eine gewiſſe Grenze überſchreiten, 
werden auch dieſe Erwägungen nicht mehr zutreffen, nicht mehr genügen. Die ganze Er⸗ 
nährungsweiſe wird in ſolchen Fällen ganz und gar von dem üblichen „Schema“ abweichen. 
Ich verweiſe hierin auf die Beſchreibung der Lebensweiſe von Fabrikarbeiterinnen in London 
bei van der Goes: „Alkohol und Frauenarbeit“, „Neue Zeit“ vom 24. April 1908, S. 131, 
auf Grund von Mitteilungen an die von der vorigen engliſchen Regierung eingeſetzte Kom⸗ 
miſſion „für körperliche Entartung“. | 

2 Vergl. Albertoni und Roſſi, Schmiedeberg-⸗Feſtſchrift 1908, S. 29; oder das 
Autoreferat der Verfaſſer in der „Umſchau“ Nr. 5, 1909. 
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Gewiß kann man den Mangel an Reizmitteln in der pflanzlichen Nahrung i 
durch entſprechende ſorgfältige und verſtändige Zubereitung unter Zuhilfe⸗ 
nahme von Gewürzen wettmachen. Jedoch fehlen für eine rationelle a 
Kochkunſt in weiten Kreiſen der Bevölkerung, zumal der Arbeiter 5 
klaſſe, jegliche ſozialen Grundlagen.“ 

Anders ſtehen natürlich die Dinge für den Landmann, den Baer ſo⸗ 
weit er in geſunden ökonomiſchen Verhältniſſen lebt. Hier kein 
Haſten und Jagen, kein Verweilen in geſchloſſenen Räumen, keine Erſchöpfung, 
ſondern Ruhe, Gemächlichkeit, ein Leben in der freien Natur. Hier kommt 
der natürliche Appetit zu ſeinem vollen Rechte: ſo ergeht es ja einem jeden 
Städter, wenn er für kurze Zeit aufs Land kommt! Hier kann die animaliſche 
Nahrung hinter der vegetabiliſchen zurücktreten. 

So können wir es wohl verſtehen, daß es unter gewiſſen günſtigen Um⸗ 
ſtänden gelingen mag, durch vorwiegend oder ausſchließlich vegetabiliſche 
Nahrung ſeinen Eiweißbedarf zu decken. Die günſtigſten pſychiſchen Be⸗ 
dingungen find natürlich bei den Verſuchsperſonen gegeben, wo das ganze 
Intereſſe und alle Aufmerkſamkeit dem Eſſen zugewandt iſt. Und welch eine 
große Bedeutung der Aufmerkſamkeit in Sachen des Appetitſaftes e 
wiſſen wir aus den Verſuchen von Pawlow. | | 
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So wird es unter den heutigen ſozialen Verhältniſſen doch bei dem „Wider⸗ 
ſpruch“, der am prägnanteſten in den trefflichen Theſen Rubners auf dem 
internationalen Kongreß für Hygiene zum Ausdruck gekommen iſt, bleiben. 
Nicht als ob eine Diskuſſion einer Reform unſerer Ernährung im Sinne der 
Ausführungen von Hindhede nicht wünſchenswert wäre. Aber wenn ein Kampf 
geführt werden ſoll um eine Reform unſerer Ernährung, ſo muß er in ſeiner 
ſozialen Natur erkannt und von weiten ſozialen Geſichtspunkten geleitet 
werden — ganz ſo, wie das für den Kampf gegen den Alkohol gilt. Wie ſchon 
oben geſagt, finden wir nichts Derartiges in dem Buche von Hindhede. Ihm 
iſt es böſer Wille, im günſtigſten Falle Unkenntnis, was uns eine vorwiegend 
animaliſche Koſt vorziehen läßt. Seine ſozialen Geſichtspunkte ſind erſchöpft 
durch folgende Blüten. Seinen ſtrammen vegetariſchen Gärtnergehilfen, der 
mit 6 Kronen monatlichen Koftgeldes auskommt und ſparen kann, ſtellt er 
„den wackeren Geſellen“, die im Sommer ihre 6 bis 8 Kronen Taglohn haben, 
und die im Winter an unſeren Türen herumlaufen“, gegenüber. Oder: „Wenn 
dieſe Lehre, deren Wahrheit für mich unbedingt ſicher iſt, durch die Jugend 
jeder Familie im Lande eingeprägt würde, ſo wäre die ſoziale Frage beinahe 
mit einem Schlage gelöſt. (() Wenn der Arme weiß, daß der Reiche mit ſeinem 
Reichtum im weſentlichen nur den eigenen Ruin erreicht, ſo würde der Neid 
ſich wohl bedeutend verringern“ (S. 182). 

Die Lektüre des Buches ſei empfohlen. Die Darſtellung iſt populär und 
führt dabei den Leſer mitten in das Problem der Ernährung hinein. Recht 


1 Es ſei auch darauf hingewieſen, daß Appetitmangel — trotz beſtehenden Hunger⸗ 
gefühls — nicht bloß Verſagen der Sekretion von Verdauungsſäften bedeutet, ſondern auch 
mechaniſche Behinderung der Nahrungsaufnahme und des Transportes der Nahrung in 
den Magen. (Vergl. darüber Sternberg: „Phyſiologiſches Zentralblatt“ 1908 und 1909.) 
Es iſt wohl möglich, daß dieſes Moment ganz beſonders in bezug auf die ma ache vege⸗ 
tabiliſche Nahrung ins Gewicht fällt. 
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unangenehm macht ſich neben dem Biedermeierton, der aus den im Anhang 
abgedruckten „Briefen an den Verfaſſer“ weht, der „Mein Syſtem“-Müller⸗ 
ſcher Kraftmenſchenton geltend, der in wiſſenſchaftlichen Kontroverſen — auch 
wenn ſie fürs große Publikum geſchrieben ſind — doch nicht angebracht iſt. 


Literariſche Kundſchau. 


Dr. Ernſt Horneffer, Die Kirche und die politiſchen Varteien. Aufruf zur 
Gründung einer Deutſchen Kulturpartei. Anhang: Programm der 
Deutſchen Kulturpartei. Leipzig 1908, Verlag von Dr. W. Klinkhardt. 


Für die Planloſigkeit und Erfolgsarmut der deutſchen inneren Politik hat der 
Verfaſſer eine neue Erklärung gefunden. Da er weiter für ſeine Entdeckung bei 
keiner der beſtehenden politiſchen Parteien Verſtändnis und Hilfe zu finden meint, 
liegt ihm natürlich nichts näher, als ein Fähnlein Gleichgeſinnter zu ſammeln und 
mit denen eine neue Partei zu gründen. So geſchehen in einer Verſammlung in 
Leipzig, die zu dem Zwecke eine (ſchüchtern verſchwiegene) Anzahl „Männer und 
Frauen aus allen Berufen und Ständen“ lieferte. „So entſtand die Deutſche 
Kulturpartei.“ Was wollen Horneffer und ſeine Kulturpartei? Zur Kennzeichnung 
ſeines politiſchen Weltbildes und als zum Teil neue Darſtellung bürgerlicher Ideo⸗ 
logie gibt Horneffer in der obengenannten kleinen Schrift eine leidlich umfaſſende, 
wenn auch nicht konſequent durchgeführte Antwort. 

„Die Strömung, das Politiſche vom Religiöſen zu trennen“, iſt nach Horneffer 
an der verworrenen Lage der Gegenwart ſchuld. So ſchreibt er die Stärke des 
Zentrums und der konſervativen Parteien dem Umſtand zu, daß dieſe „ein reli⸗ 
giöſes Ideal im Hintergrund haben“. Die Sozialdemokratie, die, wörtlich ge⸗ 
nommen, dieſes Ideals entbehrt, aber nichtsdeſtoweniger (oder deshalb?) die 
größte Anhängerzahl aufweiſt, wird nicht berückſichtigt. Freilich erkennt auch 
Horneffer an, daß die Sozialdemokratie, die „tatſächlich ſchroffer zu den religiöſen 
Fragen, beſonders zum Kirchentum“ ſteht, „ihren materiellen, ökonomiſchen Zielen 
durch deren utopiſchen Charakter einen religiöſen Hauch und Schimmer zu 
geben weiß, der begeiſterte Kräfte zu wecken vermag, der eine Art Erſatz ſchafft 
für die religiöſen Ideale“ — aber gleich hier fehlt die konſequente Verfolgung 
dieſer Beobachtung. Die Erweckung eines reinen Idealismus, der, um Augenblicks⸗ 
politik und Augenblickserfolge unbekümmert, dem ganzen öffentlichen Leben ein 
höheres allgemeines Ziel, ein Menſchheitsideal gibt, liegt der „Kulturpartei“ auch 
gar nicht im Sinne. Die „lehrfreie Volksakademie“, nebenbei mit frei gewählten, 
aber von der Regierung zu beſtätigenden Lehrern, iſt ihrer Weisheit letzter 
Schluß. So ſoll die herrſchende, die perſönliche Freiheit beſchränkende Dogmatik 
wie ein läſtiger Schönheitsfehler beſeitigt werden. Natürlich fehlt jeglicher Hinweis 
auf die politiſchen und wirtſchaftlichen Zuſammenhänge zwiſchen der ſyſtematiſchen 
Verkümmerung der Volksbildung und der Herrſchſucht der bevorrechteten Klaſſen — 
ſonſt müßte auch für Horneffer und andere die zu erſtrebende Lernfreiheit das 
notwendige Seitenſtück der Lehrfreiheit ſein. Dieſe Inkonſequenz neben einem 
Dutzend anderer hat Horneffer ſonach mit dem Liberalismus gemein, von dem 
er ſelbſt erklärt, „er erſtickt an ſeiner Schwäche“. Will doch Horneffer nicht einmal, 
wie man annehmen müßte, die abſolute Trennung von Kirche und Staat 
anſtreben, ſondern nur, ſoweit kein Wunſch nach ſtaatlicher Unterhaltung der Kirche 
beſteht. Daß hiernach die „Kulturpartei“ erſt recht nicht an der Hauptſache rütteln 
will, daß ſie die jetzige ſtaatliche, geſellſchaftliche Organiſation nicht ändern, ſondern, 
wenn's hoch kommt, ein wenig ethiſieren will, verſteht ſich von ſelbſt. Verkürzung 
der Arbeitszeit zwar, aber nicht auf geſetzlichem Wege, unabhängige 
Volksvertretung, aber auch unabhängige Monarchie, kräftige Mittel- 
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ſtandspolitik, ungeſchwächte Weltmacht zu Waſſer und zu Lande und 
opferfreudige Kolonialpolitik und für das alles eine gemäßigte Zoll⸗ 
politik — das alles krönt den Gallimathias, der dem Volke als erlöſendes „Pro⸗ 
gramm“ eines quackſalbernden Konventikels vorgeſetzt wird. Dieſe Art „Kultur⸗ 
partei“ will alſo das Hauptſächlichſte der Unkultur erhalten wiſſen. E. Vogtherr. 


Zeitſchriftenſchau. 


Unter dem Titel „Srredentismus, Balkanfrage und Internationalismus“ 
polemiſiert Genoſſe Salvemini in Nr. 1, 2 und 3 der „Critica sociale“ mit dem 
Genoſſen Angelo Vivante, der in derſelben Zeitſchrift die Haltung der öſter⸗ 
reichiſchen Sozialiſten in der Balkanfrage gebilligt hatte. Salvemini führt zunächſt 
aus, daß die Verbindung Trients mit Öfterreich weder gerecht, noch billig, noch 
notwendig ſei. Seine wirtſchaftlichen Verhältniſſe wieſen Trient auf die Lombardei 
und Venetien, und nur durch ſeine Vereinigung mit Italien könne dieſer Landſtrich 
eine normale ökonomiſche Entwicklung haben. Ganz anders läge die Frage für 
das Küſtenland. Trieſt und Iſtrien könnten nicht ohne ſchwere Ungerechtigkeit und 
ungeheure Schwierigkeiten dem italieniſchen Staate einverleibt werden. Etwa 
25 Prozent der Bevölkerung von Trieſt ſeien ſloweniſch und zeigten keinerlei Tendenz, 
in der italieniſchen Mehrheit aufzugehen. Sie Italien einzuverleiben, hieße einen 
ſlawiſchen Irredentismus ſchaffen. In Iſtrien ſeien gar nur 40 Prozent der Be⸗ 
völkerung italieniſch. Sowohl in Iſtrien wie in Trieſt ſtellen die Slawen das 
proletariſche Element dar, das von der italieniſchen Bourgeoiſie in rückſichtsloſeſter 
Weiſe ausgebeutet wird. So verſchärfen die Klaſſengegenſätze hier den nationalen 
Gegenſatz. Erſt der Sozialismus, der Italiener und Slawen in einer Organiſation 
vereinigt, arbeitet daran, den nationalen Haß zu beſeitigen. Überhaupt ſei die 
Freundſchaft der Trieſter Bourgeoiſie für Italien erſt ein Produkt der letzten Jahr⸗ 
zehnte. In der erſten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts war Trieſt für Oſter⸗ 
reich eine getreue Stadt, und die Väter der heutigen Nationaliſten boykottierten im 
Jahre 1848 den venezianiſchen Handel, während Venedig im Kampf war gegen 
Oſterreich. Der Autor weiſt darauf hin, daß die italieniſchen Nationaliſten für die 
Vermehrung der öſterreichiſchen Militärausgaben ſtimmen. Die wirtſchaftlichen 
Intereſſen verweiſen die Trieſtiner Bourgeoiſie auf Oſterreich als auf ihr natür⸗ 
liches Hinterland. Dieſer Tatſache gegenüber erweiſe ſich der ganze Irredentismus 
als Illuſion und Faſelei. Aufrichtig irredentiſtiſch geſinnt ſei in Trieſt und Iſtrien 
ein Teil des Kleinbürgertums und vor allem die Intellektuellen, die ſich durch 
Sprache, Kultur und Überlieferung italieniſch fühlen. 

Aber auch abgeſehen von der ethniſchen, ſozialen und politiſchen Lage des 
Küſtenlandes müßten ſich die italieniſchen Irredentiſten immer fragen, ob ihre 
Agitation nicht gerade der Gefahr vorarbeitete, daß Trieſt im Falle eines Zu⸗ 
ſammenbruches des öſterreichiſchen Reiches dem Deutſchen Reiche zufiele. Wenn 
Wilhelm II., meint Salvemini, ſich in Italien eine Partei bilden wollte, ſo fände 
er die beſte Grundlage in den republikaniſchen oder freimaureriſchen Irredentiſten⸗ 
gruppen, deren Hauptorgan das „Secolo* iſt. Dieſe ſtören die Beziehungen Italiens 
nicht nur Oſterreich gegenüber, ſondern auch England, Frankreich und Rußland 
gegenüber, die Oſterreich zu konſolidieren ſuchen, um es als Barriere gegen den 
Pangermanismus und gegen das Streben Deutſchlands nach dem Adriatiſchen 
Meere zu benutzen. 

Nachdem der Autor die Frage unterſucht hat, ob Oſterreich⸗Ungarn ſeine innere 
Lage durch die Annexion von Bosnien geſchädigt hat oder nicht, um im Gegenſatz 
zu Vivante zu dem Schluſſe zu kommen, daß von Schädigung keine Rede ſein 
könne, betrachtet er die Frage, in welchem Maße durch die Annexion fremde Rechte 
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geſchädigt wurden. Oſterreich hätte offenbar den Berliner Vertrag verletzt, und 
dieſer Vertragsbruch hätte einen Proteſt der öſterreichiſchen Sozialiſten veranlaſſen 
müſſen. Nur in einem einzigen Falle dürften die Sozialiſten einem internationalen 
Vertragsbruch zuſtimmen, wenn nämlich ein Volk ſelbſt ſich zur Autonomie verhilft 
und ſouverän die politiſchen Formen wählt, unter denen es zu leben gedenkt. Der 
öſterreichiſche Vertragsbruch ſei ſicher nicht in dieſem Sinne zu rechtfertigen. Für 
Serbien und Montenegro bedeute die definitive Annexion von Bosnien durch Oſter⸗ 
reich nicht nur die Zerſtörung ihrer berechtigten nationalen Beſtrebungen, ſondern 
auch einen Schritt zur Vernichtung ihrer eigenen politiſch-nationalen Autonomie. 
Mit Recht fordern Serbien und Montenegro, da nun einmal der Berliner Vertrag 
zur Diskuſſion ſtehe, daß Oſterreich wenigſtens einen Streifen von Bosnien an 
Serbien abtrete, um ſo dieſem Lande den Weg zum Meere offen zu halten. Oſter⸗ 
reich lehnt nun dieſe Forderung ebenſo ab, wie die der Annexion von Nowibaſar 
durch Serbien. 

Wenn die öſterreichiſchen Sozialiſten das Verhalten ihrer Regierung nur als 
einen diplomatiſchen Fehlgriff tadeln, ohne ernſtlich dagegen zu proteſtieren, ſo 
könnte man dieſe Handlung halbwegs rechtfertigen, wenn die bosniſche Bevölkerung 
ſelbſt in ihrer Mehrheit die Annexion gewünſcht hätte. Das ſei durchaus nicht der 
Fall. Das öſterreichiſche Regime in Bosnien hätte ein Bündnis mit dem moham⸗ 
medaniſchen Feudaladel gegen die arbeitende Bevölkerung dargeſtellt und ſei in 
höchſtem Maße verhaßt. 

Wenn aber auch Sſterreich andere geſchädigt hat, was geht das die Italiener 
an? Nun, jede Machtbereicherung eines Staates, dem ein Teil der italieniſchen 
Grenze offen liegt, muß Italien intereſſieren. Auch beſteht ein öſterreichiſch⸗ 
italieniſcher Vertrag, der den Status quo im Balkangebiet gewährleiſtet. Italien 
mußte ſich alſo geſchädigt fühlen und konnte eine Entſchädigung verlangen: die 
Verwaltungsautonomie für Trient und die italieniſche Univerſität in Trieſt. Die 
Haltung der ſozialiſtiſchen Partei in Italien wäre nicht leicht geweſen; man mußte 
gegen Oſterreich proteſtieren, ohne ſich mit den Irredentiſten zu vermengen, von 
der Regierung eine energiſchere Politik fordern und ſich gleichzeitig gegen die 
Militariſten wenden. Wenn die öſterreichiſchen Genoſſen mit den italieniſchen ge⸗ 
meinſame Sache gemacht hätten, ſo hätte die Haltung der italieniſchen Partei an 
Bedeutung gewonnen und die Ausſchlachtung der Situation durch die Irredentiſten 
wäre verhütet worden. j 

Was die Zukunft beträfe, jo ſei es gleichzeitig Intereſſe der italieniſchen Bour⸗ 
geoiſie und des Proletariats, zu verhindern, daß Öjterreich ſich im Balkanhandel eine 
Monopolſtellung ſchaffe. Die italieniſche Regierung müſſe Serbien und Montenegro 
gegen Oſterreich⸗Ungarn unterſtützen. Nur auf dieſer Baſis ſei ein dauerndes Ein⸗ 
verſtändnis zwiſchen Oſterreich und Italien möglich. Wie werden die öſterreichiſchen 
Sozialiſten zu dieſer Frage Stellung nehmen? Wenn ſie nur die Intereſſen des 
öſterreichiſchen Handels — direkte Intereſſen der Bourgeoiſie, indirekte des Prole⸗ 
tariats — im Auge behielten, ſo würden ſie dabei ſicher nicht den ſozialiſtiſchen 
Zielen, auch nicht denen ihres eigenen Proletariats dienen. Denn es ſei gerade 
die herrſchende Klaſſe Oſterreichs, die ihre Herrſchaft und Mißwirtſchaft verlängern 
würde durch Schaffung von Handelsmonopolen im Balkan. Für die künftigen 
Intereſſen des öſterreichiſchen Proletariats würde die dortige Partei am beſten 
Sorge tragen, indem ſie Raubzüge ihrer Bourgeoiſie in den Balkanländern ver⸗ 
hütete. Und nur ſo käme ſie ihren internationalen Pflichten nach. 10 

In Nr. 2 der „Pagine libere“ behandelt Galcante, in Nr. 2 der „Critica 
sociale* Genoſſe Ruini und in derſelben Nummer des „Divenire sociale“ die 
Redaktion dieſer Zeitſchrift die Regierungsaktion nach dem Erdbeben. Alle 
drei Artikel ſind voll von bitterſter Kritik gegen die Regierung, die ſich unfähig, 
herzlos und in jeder Hinſicht unzulänglich gezeigt habe. Die ſyndikaliſtiſchen Zeit⸗ 
ſchriften meinen, daß die Ereigniſſe, die dem Erdbeben folgten, den Bankrott des 
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Staates bezeichnen, während die reformiſtiſche Zeitſchrift zu dem Schluſſe kommt, 
daß der bureaukratiſche Apparat zu kompliziert ſei, die Initiative des einzelnen 
töte und durch das Mißtrauen, mit dem ihm die öffentliche Meinung begegnet, 
zaghaft und übervorſichtig gemacht worden ſei. Wir ſind der Anſicht, daß gegen⸗ 
über dem gewaltigen Ereignis die ſozialiſtiſche Kritik von höheren Geſichtspunkten 
ausgehen ſollte, als die es ſind, die die Skandalchronik der Zeitungen darbieten 
konnte. 6 
Man hätte vielleicht zunächſt die eigentümliche Tatſache konſtatieren müſſen, 
daß der Schrei nach Schutz des Eigentums in der ſozialiſtiſchen Preſſe und nament⸗ 
lich im „Avanti“ am lauteſten war. Dann wäre wohl die Frage der Erwägung 
wert geweſen, auf welche Weiſe die Regierung der Initiative des einzelnen hätte 
freie Bahn laſſen können, ohne die wehrloſen Städte dem Chaos zu überantworten, 
ohne ſie mit freiwilligen Hilfskorps zu übervölkern, die, ohne Lebensmittel und 
Decken, ſelbſt der Hilfe bedürftig waren. Schließlich wäre es wohl gerade für uns 
Sozialiſten intereſſant geweſen, der Frage näher zu treten, welche Organiſation 
den ungeheuren Anforderungen der Stunde beſſer gewachſen geweſen wäre, als 
die militäriſche, die zwar ſchwerfällig war, durch Zentraliſation und hierarchiſche 
Ordnung beſchwert, aber doch immerhin imſtande, in einer Stadt, in der alle 
Kulturbedingungen aufgehört hatten, zwanzigtauſend junge Leute zu verteilen, ohne 
daß Akte der Vergewaltigung oder des brutalen Egoismus zu beklagen geweſen 


wären. Es iſt wohl ein Zeichen für die intellektuelle Apathie unſerer Partei, daß 


ihre Zeitſchriften an dieſen Problemen ganz vorübergehen. 

über die Stellung unſerer Partei in dem Waßlkampf ſchreibt Turati in 
der Nummer vom 16. Februar der „Critica sociale“. Turati kritiſiert den Wahl⸗ 
aufruf des Parteivorſtandes als lau und verſchwommen. Das neue Bündnis 
der Volksparteien, das der Wahlkampf geboren hätte, fände ſeine teilweiſe Recht⸗ 
fertigung in dem Bündnis der Klerikalen mit den Konſervativen, in den kom⸗ 
munalen Verhältniſſen einiger Großſtädte und in anderen mehr oder weniger per⸗ 
ſönlichen Gründen. In Mailand wäre aber die Taktik des Bündniſſes mit ver⸗ 
wandten Parteien nicht ratſam geweſen. Die Taktik, zu der man ſich in Mailand 
unter Turatis Einfluß entſchloſſen hat, ſei diejenige, die in normalen Momenten 
jede Partei einſchlagen müſſe. Man müſſe im erſten Wahlkampf für die eigenen 
Kandidaten eintreten, um in der Stichwahl die Kandidaten zu wählen, die am 
meiſten mit unſerer Partei gemeinſam haben. Turati unterſtützt dieſe Meinung des 
langen und breiten mit Argumenten, die nur inſofern neu ſind, als ſie aus ſeiner 
Feder ſtammen. Weiter meint der Autor, daß die Mailänder Sozialiſten zur Ab⸗ 
lehnung von Wahlbündniſſen im erſten Wahlgang entſchloſſen ſeien, weil Mailand 
die induſtriell am weiteſten fortgeſchrittene Stadt Italiens ſei. Die Blockpolitik 
habe, ſobald der Zuſtand der Abwehr reaktionärer Angriffe aufhörte, nur Schwäche 
und Greiſenhaftigkeit gezeitigt, und hätte uns „die äußerſte Linke dieſer letzten 
Jahre gegeben, die nur ein leerer Ausdruck der Parlamentsgeographie und der 
Bankrott jeder Aktion“ geweſen ſei. Wohl hätte die Partei die Schuld an der 
Untüchtigkeit der äußerſten Linken Giolitti in die Schuhe geſchoben, er, Turati, 
aber meine, daß zum Einſchläfern außer Giolitti auch die Dispoſition der Ein⸗ 
zuſchläfernden gehört hätte. Giolitti verkörpere nicht die Reaktion, ſondern den 
Opportunismus, die Blockpolitik ſei ſeine Politik, und ihr Beibehalten durch unſere 
Partei ſtelle den Giolittismus in unſeren eigenen Reihen dar. N 

Dieſer Artikel ſtellt einen neuen, nicht unintereſſanten Beweis dafür dar, daß 
es für Turati ein unabweisbares intellektuelles Bedürfnis iſt, ſeine Anſichten von 
denen der herrſchenden Mehrheit der Partei zu trennen. Dieſes Bedürfnis erweiſt 
ſich bei ihm als ſtärker als die Scheu, ſich heute in ſchroffſten Gegenſatz zu dem 
zu ſetzen, was er geſtern vertreten hat. Oda Olberg. 
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philoſophieren und philoſophit. 
Von F. Mehring. 


Von dem hundertſten Jahre und Tage, da Karl Marx das Licht der Welt 
erblickte, trennt uns nahezu noch ein Jahrzehnt, aber die Freunde ſeiner Jugend, 
die ihn zu ihrer Zeit in die Hegelſche Philoſophie eingeführt haben, ſind in 
den Jahren 1808 und 1809 geboren, und wenn ihrer die Nachwelt noch ge⸗ 
dächte, ſo würden wir ihre hundertſten Geburtstage eben gefeiert haben oder 
demnächſt feiern. 

Nun gedenkt ihrer die Nachwelt freilich nicht mehr, und daraus kann man 
ihr auch keinen allzu großen Vorwurf machen, ſelbſt wenn man mit anſchlägt, 
wie ſehr die Jahrhundert⸗ und ſelbſt Halbjahrhundertfeiern zur literariſchen 
Mode geworden ſind. Jene Junghegelianer, in deren Mitte Karl Marx zum 
philoſophiſchen Selbſtbewußtſein erwachte, ſind, mit einer Ausnahme etwa, 
nicht ohne Grund vergeſſen und verſchollen, und dieſe eine Ausnahme beſtätigt 
nur die Regel, zumal da Bruno Bauer als revolutionärer Philoſoph auch 
aus dem Gedächtnis der Menſchen geſchwunden ſein würde, wenn er nicht 
ein hiſtoriſches Problem von großer Wichtigkeit entſcheidend gefördert hätte. 

Selten in der Geſchichte iſt ein gleich kühner Anlauf unternommen worden 
wie von dieſen Freien, die die Menſchheit von dem zweitauſendjährigen Alp 
des Chriſtentums und damit überhaupt von jedem Alp der Unterdrückung zu 
befreien gedachten, aber nie iſt ein gleich kühner Anlauf gleich elend geſcheitert. 
Was ſoll man etwa von jenem Rutenberg ſagen, der als dreißigjähriger Mann 
den jungen Karl Marx in die Hegelſche Philoſophie einführte und dann mit 
ihm an der „Rheiniſchen Zeitung“ arbeitete, der zehn Jahre ſpäter mit dem 
braven Philiſter Zabel die „Nationalzeitung“ gründete und wieder zwanzig 
Jahre ſpäter, ein ſechzigjähriger Mann, als Redakteur des königlich preußiſchen 
„Staatsanzeigers“ ſelig entſchlief? 

Wäre er der einzige geweſen, ſo könnte man ſagen: für das eine räudige 
Schaf ſei die Herde nicht verantwortlich geweſen. Aber alle dieſe Jung⸗ 
hegelianer haben ein mehr oder minder trauriges Ende genommen, nicht weil 
ſie perſönlich ſchlechte Kerle waren, ſondern weil die „Idee“ ſie narrte, in der 
ſie nach Hegels Vorbild die Leiterin der hiſtoriſchen Entwicklung ſahen. Bruno 
Bauer iſt zum Mitarbeiter der „Kreuzzeitung“ und der „Poſt“ geworden, nicht 
aus perſönlichem Eigennutz oder ſonſt unlauteren Beweggründen. Auch in 
dieſer Stellung blieb er ſtolz auf ſeine ehrenwerte Armut. Als der Siebzig⸗ 
jährige eine Sammlung ſeiner in der „Poſt“ veröffentlichten Artikel an einen 
Jugendfreund ſandte, ſchrieb er dazu: „Nun könnten Sie doch auch wiſſen 
wollen, wie es mir ſonſt geht — oder der Autor der beiliegenden Scharteken 
müßte doch auch ſagen, was er ſonſt noch daneben Wichtigeres macht. Kurz, 
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a ift ein Zinſenſklave. Er hat in der noch billigen Zeit 1865 ſechs Morgen 


Land gekauft, aus dem Grund und Boden den Lehm zu Wirtſchaftsgebäuden 
genommen und gebrannt, ſein Bruder, der frühere Buchhändler, bebaut den 
Garten, ihm fehlt aber alle Heiterkeit und Sammlung dazu, und ich muß ſeit 
1865 die aufgenommenen Kapitalien und ſonſtiges verzinſen und wie ein 
Rieſe arbeiten. Die Geduld des Rieſen iſt aber jetzt daran, ein Ende zu 
finden.“ Und wenige Jahre darauf brach der alte Mann zuſammen. 

So iſt die Hegelſche Philoſophie nicht an den Junghegelianern um⸗ 
gekommen, ſondern umgekehrt dieſe an der Hegelſchen Philoſophie. Was Marx 
und Engels gerettet hat, war ihr völliger Bruch mit dem „alten, verwelkten 
und verwitweten Weibe, das ſeinen zur widerlichſten Abſtraktion ausgedörrten 
Leib ſchminkt und aufputzt und in ganz Deutſchland nach einem Freier umher⸗ 
ſchielt“. Von der Philoſophie behielten ſie allein die dialektiſche Methode bei, 
die Hegel ſelbſt von der altgriechiſchen Philoſophie übernommen hatte und die 
Marx und Engels vom Kopfe auf die Füße ſtellten, aber der „Seelen⸗ 
führerin“ Idee und ähnlichen Choſen gaben ſie den endgültigen Abſchied. 
Ihre Stellung hat Engels ſpäter in den Satz zuſammengefaßt: „Was von 
der ganzen bisherigen Philoſophie noch ſelbſtändig beſtehen bleibt, iſt die 
Lehre vom Denken und ſeinen Geſetzen — die formelle Logik und die Dialektik. 
Alles andere geht auf in die poſitive Wiſſenſchaft von Natur und Geſchichte.“ 

Sehen wir ganz davon ab, wie weit ſie ſelbſt es auf dieſem Wege gebracht 
haben, ſo hat die Geſchichte ihnen darin recht gegeben, daß ſeit den Tagen 
des Kommuniſtiſchen Manifeſtes und der Revolution von 1848 die Philo⸗ 
ſophie nicht im entfernteſten mehr die hiſtoriſche Entwicklung der deutſchen 
Nation beeinflußt, es ſei denn, daß ſie als fünftes Rad am Wagen der 
Reaktion geknarrt hat. Wir ſehen dabei wieder ganz von den ſtaatlich an⸗ 
geſtellten und bezahlten Philoſophieprofeſſoren ab, die natürlich tun müſſen, 
was ihres Amtes iſt, das heißt die herrſchenden Klaſſen verherrlichen. Aber 
auch diejenigen Philoſophen, denen man in ihrer Weiſe nicht abſtreiten kann, 


ſelbſtändige Köpfe geweſen zu ſein, ſind immer nur hinter dem rollenden 
Wagen der Geſchichte ſcheltend einhergetrabt. Es ſei nur an Schopenhauer, 


an Eduard v. Hartmann, an Nietzſche erinnert. Man mag gern zugeben, daß 
Schopenhauer ein geiſtreicher Mann und Nietzſche ein Stück Poet war, aber 
wie ſtanden ſie zu den großen Fragen, die ihre Zeit bewegten? Schopenhauer 
räſonierte auf die Revolution von 1848 mit der ganzen Borniertheit des 
verkümmerten Spießbürgers, Hartmann pries das Sozialiſtengeſetz und Nietzſche 


verdonnerte den Sozialismus mit den abgegriffenſten Schlagworten der kapi⸗ 


taliſtiſchen Ausbeutung, mit Redewendungen, wie ſie kaum noch ein Hand⸗ 
lungsreiſender am Biertiſch kolportiert. 


Man kann ſich keinen ſchlagenderen Beweis dafür denken, daß es mit der 
„ganzen bisherigen Philoſophie“ vorbei iſt. Ihr Ruhm, um mit Marx zu 
ſprechen, beſtand darin, daß ſie die Frucht ihrer Zeit und ihres Volkes war, 
„deſſen ſubtilſte, koſtbarſte und unſichtbarſte Säfte in den philoſophiſchen 
Ideen roulierten“, oder man kann von ihr auch jagen, was Laſſalle einmal 
von den Parlamenten der großen franzöſiſchen Revolution geſagt hat, daß 
ſie immer auf der höchſten theoretiſchen Höhe ihrer Zeit ſtand, daß in ihrer 
Zeit kein Gedanke nachweisbar geweſen ſei, der nicht ihren Puls bewegt hätte. 
Das gilt von dem Holländer Spinoza, wie von den Engländern Hobbes und 
Locke und Hume, wie von den Franzoſen Holbach und Heloetius, wie von 
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den Deutſchen Kant, Fichte und Hegel. Und damit vergleiche man die Stel⸗ 
lung der Schopenhauer, Hartmann und Nietzſche zu allem, was die deutſche 
Welt in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts bewegt hat! 
Sicherlich hat ſich wohl gegen ſie innerhalb der bürgerlichen Klaſſen eine 
mehr oder minder ſtarke Oppoſition erhoben. Doch wußte auch ſie nichts 
Beſſeres vorzubringen, als die Flucht in die Vergangenheit. Erſt hieß es: 
Zurück auf Kant! und nachdem dieſer Ruf ſo ziemlich verhallt iſt, taucht die 
„Wiedergeburt der Hegelſchen Philoſophie“ auf, was womöglich noch ſinnloſer 
iſt. Als Friedrich Albert Lange zuerſt auf Kant zurück zu marſchieren unter⸗ 
nahm, wollte er aus dem Nebelmeer der romantiſchen Begriffsphiloſophie auf 
einen ſicheren Boden zurück, und nun, nachdem ſich dieſer Boden als trügeriſch 
erwieſen hat, ſoll das Zurücktauchen ins Nebelmeer die einzige Rettung ſein. 
Lange ſelbſt, wenn er heute noch lebte, würde dieſes Zurück vom Zurück! 
wohl nicht mitmachen. Dazu war er ein zu klarer und logiſcher Kopf. In 
ſeinem Buche über die Arbeiterfrage ſchildert er einmal ſelbſt, was bei ſolchem 
Zurückgehen auf vergangene Ideologien herauskommt; er beweiſt an den 
Nachwirkungen der platoniſchen und ariſtoteliſchen Philoſophie, wie „gerade 
Männer von höherer wiſſenſchaftlicher Bildung, die mit ihrem geiſtigen Da⸗ 
ſein in der Überlieferung der Jahrhunderte wurzeln, leicht davor zurück⸗ 
ſchrecken, auf eine fundamentale Anderung der geſellſchaftlichen Zuſtände 
bedacht zu ſein“, mit anderen Worten, politiſche und ſoziale Reaktionäre 
werden. In anderer Weiſe bewies Lange die Sinnloſigkeit alles Zurückgehens 
auf vergangene Ideologien durch ſeine ſcharfe Kritik desjenigen Materialismus, 
den die Büchner, Moleſchott und Vogt predigten: dieſer Materialismus 
war in der Tat nichts anderes als ein fader Abſud des franzöſiſchen Materia- 
lismus, der einſt die große franzöſiſche Revolution vorbereitet hatte. 
War je ein Mann dazu geſchaffen, die Philoſophie im bisherigen Sinne, 
als die übergreifende Krone aller Wiſſenſchaften, zu retten, ſo war es Albert 
Lange. Neben glänzenden Vorzügen des Charakters und des Geiſtes beſaß 
er namentlich den Blick für die treibenden Kräfte ſeiner Zeit, der den Schopen⸗ 
hauer, Hartmann und Nitzſche ſo gänzlich fehlte; gerade dadurch aber iſt er 
ein noch beweiskräftigerer Zeuge dafür geworden, daß alle bisherige Philo⸗ 
ſophie abgeſtorben iſt und nicht wieder erweckt werden kann. Bei aller treffenden 
Kritik des philoſophiſchen Idealismus und des philoſophiſchen Materialismus 
kam Lange nicht über einen „oberſten und letzten Zweifel“ oder, wie es Dietzgen 
einmal draſtiſcher ausgedrückt hat, über das „erbärmlichſte Zappeln in der 
metaphyſiſchen Schlinge“ hinaus. Ohne dem vortrefflichen Manne, deſſen An⸗ 
denken von der Arbeiterklaſſe in allen Ehren gehalten zu werden verdient, mit 
einem anderen Vergleich irgend zu nahe zu treten, ſo machte ihn ſein philo⸗ 
ſophiſches Denken doch zu jenem Hahne, der ſich durch einen Kreideſtrich über 
ſeinen Schnabel am Vorwärtsſchreiten gehindert glaubt: obgleich Lange die 
Schriften von Marx durch und durch kannte, hat er nie eine blaſſe Ahnung vom 
hiſtoriſchen Materialismus gehabt; in ſeiner kritiſchen Geſchichte des Materia⸗ 
lismus erwähnt er die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung nicht mit einer Silbe. 
Kann nun aber der hiſtoriſche Materialismus, der nur eine hiſtoriſche 
Methode iſt, dem Proletariat die Philoſophie erſetzen, immer im bisherigen 
Sinne des Wortes, als eine allgemeine und geſchloſſene Weltanſchauung, in die 
alle Ströme der natur⸗ und geiſteswiſſenſchaftlichen Forſchung münden? Man 
kommt da mit dem berühmten „metaphyſiſchen Bedürfnis“, das irgendwo 
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hinauswolle, und es läßt ſich auch nicht beſtreiten, daß ein ſolches Bedürfnis 
in den Arbeitermaſſen vorhanden iſt. Keine Frage, daß Arbeiter oft ein merk⸗ 
würdig tiefes Intereſſe und Verſtändnis für philoſophiſche Fragen entwickeln, 
und gerade ein um ſo tieferes Intereſſe und Verſtändnis, je größer das Elend 
iſt, aus dem ſie ſich emporzuarbeiten bemüht ſind. Und es kann auch nicht 
bezweifelt werden, daß die Befriedigung dieſes Bedürfniſſes ein kräftiges und 
weſentliches Mittel iſt, die Arbeiterklaſſe für die Erfüllung ihrer hiſtoriſchen 
Aufgaben fähiger und geſchickter zu machen. 

Aber dies „metaphyſiſche Bedürfnis“ hat durchaus keine metaphyſiſchen 
Wurzeln, und es läßt ſich am wenigſten dadurch befriedigen, daß ihm eine neue 
Philoſophie zurechtgebraut wird, ſei es auch aus den edelſten und köſtlichſten 
Surrogaten vergangener Philoſophien. Es hat durchaus nur hiſtoriſche Wurzeln, 
aus denen es ſich nährt und mit denen es ſtirbt. Dieſe Wurzeln ſind einer⸗ 
ſeits der „metaphyſiſche Stoff“, womit ſchon die Gehirne der Proletarierkinder 
in der Volksſchule erdrückt werden, in der brutalen und rohen Form von un⸗ 
verſtändlichen Bibelſprüchen und Geſangbuchliedern, andererſeits die entſeelte 
Form der modernen Maſſenproduktion, die mechaniſche Arbeit, die in ihrer 
ewigen Monotonie den Geiſt des Arbeiters freiläßt und ihn nun ſo antreibt, 
über die Sinnloſigkeit dieſes Daſeins, das ihm von Kindesbeinen an als Werk 
überirdiſcher Mächte eingepaukt worden iſt, zu — philoſophieren. 

Höchſt lehrreiche Beiträge zu dieſer Frage liefert eine kleine Sammlung 
von Arbeiterbriefen, die unter dem Titel: Aus der Tiefe (Morgenverlag, 
Berlin 1909) erſchienen iſt. Wir geben einige Proben aus den Briefen eines 
Bergmanns, der ſich aus den tiefſten Tiefen des Proletariats heraufgearbeitet 
hat: „Frei vom Dogma des diktatoriſch fordernden Dualismus, frei vom Servi⸗ 
lismus will ich ſein. Meine Philoſophie iſt die Autokratie des Geiftes.... Iſt 
das Ziviliſation, wenn die Intelligenz in phyſiſcher Gräßlichkeit ſtirbt? Iſt 
das Humanität, wenn die Seele verhungert? Der nach Schönheit und Kraft 
lechzende Impuls verdurſtet? Ich fordere Remedur von euch! Der Pflug, 
der Meißel, die Kelle in die nervige Fauſt, aber dieſe Fauſt gehört einem 
Menſchen. Achtet darauf! Die Feder, die Lyra, das Teleſkop gehört dem 
Zyklus des Geiſtes. Verwehrt's ihnen nicht! Denn bitter rächt ſich die unter⸗ 
drückte Kraft.... Das Denken iſt innerhalb meines Milieus ein Faktor des 
Leidens, weil ich durch das Denken eben weiß, wie elend und unglücklich ich 
bin. Läge noch das Tuch der Unwiſſenheit über mein geiſtiges Auge, wahr⸗ 
haftig, mein Herz fühlte nur halb fo ſehr das Wehe des irdiſchen Leids. 
Ich bin vollſtändig in der marxiſtiſchen Idee aufgegangen, daß gerade das 
wirtſchaftliche Elend die Grundlage der Degenerierung des Volkskörpers ſo 
gut wie der Volksſeele darſtellt, und daß erſt ein halbwegs ſorgenfreies Leben 
den Menſchen zu einer ganzen Perſönlichkeit ausreifen läßt. Woher kommt 
denn ſonſt der Umſtand, daß bisher nur der materiell Sichergeſtellte, ich will 
nicht ſagen abſolut, aber doch vorzugsweiſe den Zirkel der künſtleriſchen Elite 
bildet? Wohingegen manches wertvolle Talent unter dem gemeinen Drucke 
ökonomiſcher Kalamität vermodert oder, beſſer geſagt, eine Embryoleiche bleibt? 
Der Menſch iſt Stoff, iſt Materie, auch ſein Geiſt iſt nur eine ſtoffliche Ver⸗ 
bindung, und wo die phyſiſche Nahrung nur durch die äußerſte, alles in An⸗ 
ſpruch nehmende Kraft notdürftig zu erringen iſt, da fällt das geiſtbelebende, 
die Seele befruchtende Element fort. Ein ſolcher Menſch geht naturgemäß 
ganz in dem Kampfe um die ordinäre Magenfrage auf, er iſt und bleibt, von 
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dieſem Geſichtspunkt aus betrachtet, das Tier, dem die geiſtige Perſönlichkeit 
eine Farce iſt. Hier liegt die große ſchimpfliche Kardinalſchuld des heutigen 
Herrenmenſchentums.“ Es mag an dieſen Proben genug ſein, ſo verlockend 
es wäre, ſeitenlang dieſe Bekenntniſſe von Arbeitern über ihr „metaphyſiſches 
Bedürfnis“ abzuſchreiben. 
| Man ſieht daraus, daß moderne Arbeiter, auch wenn fie — dank unſerer 
herrlichen Volksſchule! — weder grammatikaliſch noch orthographiſch richtig 
ſchreiben können, doch den alten Kant ganz gut verſtanden haben. Sie ver⸗ 
ſtehen zu philoſophieren, aber von einer Philoſophie wollen ſie nichts wiſſen, 
weder von dem „Dualismus“ des philoſophiſchen Idealismus, noch von der 
„ordinären Magenfrage“ des philoſophiſchen Materialismus. Worin ſie „voll⸗ 
ſtändig aufgehen“, das iſt die „marxiſtiſche Idee“, das iſt der hiſtoriſche 
Materialismus, der in der Tat ihre „metaphyſiſche Bedürfniſſe“ völlig be⸗ 
friedigen kann, nicht durch eine neue Philoſophie, ſondern durch eine Geſchichte 
der Philoſophie, geſchrieben nach der hiſtoriſch⸗materialiſtiſchen Methode. 

In gewiſſen Beziehungen wäre ſie nicht gar ſo ſchwer zu ſchreiben, denn 
wie Schopenhauer ganz richtig ſagt, bewegt ſich alle bisherige Philoſophie um 
einige Grundgedanken, die immer wiederkehren. Aber wie ſie wiederkehren, 
aus welchen Gründen, in welcher Form und unter welchen Umſtänden, das 
zu ſchildern, würde ein deſto größeres wiſſenſchaftliches Rüſtzeug erfordern. 
So werden wir von heute auf morgen noch nicht darauf rechnen dürfen. 
Aber um ſo mehr ſollten wir uns hüten, philoſophiſche Spekulationen und 
Spielereien in den proletariſchen Klaſſenkampf zu tragen, deſſen „metha⸗ 


phyſiſches Bedürfnis“ in ſeinem dunklen Drange ſich des rechten Weges weit 
beſſer bewußt iſt. 


Die Entwicklung des Weltalls 
ö Von Anton Pannekoek. 
s. 100 bleibt die Sonnen warme? 


Wir haben nun die Entwicklung der Erde im Rahmen der allgemeinen 

Entwicklungsgeſetze und Entwicklungsſyſteme des großen Weltalls kennen 
gelernt, und aus ihr können wir verſtehen, woher die zum Leben notwendigen 
Vorbedingungen kommen und wie ihnen genügt wird. 
In irgend einem Teile der Sternenwelt befand ſich eine Nebelmaſſe, eiſig 
kalt, kälter vielleicht, als man jetzt mit Hilfe von flüſſigem Sauerſtoff her⸗ 
ſtellen kann, aber doch noch etwas über die umgebende Nebelmaſſe hinaus⸗ 
ragend, und dieſer kleine Unterſchied leitete eine Entwicklung ein, die erſt faſt 
unmerklich, dann immer raſcher vor ſich ging. Die dünn zerſtreute Materie 
fing an, ſich zuſammenzuziehen und die rieſige, doch verborgene Maſſe von 
Diſtanzenergie, die ihr innewohnte, als Wärme freizugeben. Die Maſſe drehte 
ſich langſam um ihre Achſe, durch beſondere, noch unerforſchte Urſachen trennte 
ſich dann und wann am Rande ein Stückchen von der weiter zuſammen⸗ 
ſchrumpfenden Hauptmaſſe ab und kreiſte weiterhin um ſie herum; eines von 
ihnen wurde zur Erde. 

Die Hauptmaſſe ſchrumpfte ſchließlich zu einer relativ kleinen Kugel zu⸗ 
ſammen, der Sonne, die aus glühenden, durch die eigene Schwere zu großer 
Dichte zuſammengepreßten Gaſen beſteht und durch eine ſtarke Wärmeſtrahlung 
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ungeheure Energiemaſſen in den leeren Weltenraum hinausſchickt. Inzwiſchen 
haben die abgeſplitterten Teile raſch ihre Entwicklung durchgemacht. Nachdem 
ſie in ähnlicher Weiſe ſelbſt Monde von ſich abgetrennt und durch Gezeiten⸗ 
reibung von ſich weggetrieben haben, ſind ſie abgekühlt; ihre Oberfläche iſt 
feſt geworden, wenigſtens bei den Planeten, die wir am beſten kennen; andere, 
wie Jupiter und Saturn, ſind wahrſcheinlich noch nicht ſo weit. In der 
lauen, mäßig warmen Temperatur, die während dieſes langſamen Kälter⸗ 
werdens geherrſcht haben muß, entſtanden die erſten Lebeweſen, die ſich all⸗ 
mählich zu immer größerem Formenreichtum entwickelten; ſie alle ſind gebildet 
aus der Materie, die einſt die Urnebel enthielt. Wenn die Abkühlung zu weit 
vorgeſchritten iſt, um dieſen zum Leben nötigen Wärmegrad aufrechtzuerhalten, 
tritt die Sonnenſtrahlung an die Stelle der inneren Erdwärme; der winzige 
Teil, den die Erde von ihr auffängt, iſt die Quelle alles Lebens auf der 
Erde, auch des ganzen Menſchendaſeins. Von da an iſt unſer Los an die 
Erhaltung der Sonnenwärme geknüpft; mit der ſchließlichen Abkühlung der 
Sonne ſchwindet auch die Lebensmöglichkeit für die Menſchen auf der Erde. 

Da dieſer Ausgang noch einige Millionen von Jahren vor uns liegt, ſo 
gehört kein großes Maß von Stoizismus dazu, ſich da hineinzufinden. Wir 
ſind über den kindlichen Glauben unſerer Väter hinaus, wonach ein ſorgender 
Weltenlenker alles für uns und zu unſerem Beſten eingerichtet haben ſoll. In 
allgemeinem Sinne muß uns jedoch die Frage intereſſieren, ob die Be⸗ 
dingungen für organiſches Leben, die zeitweilig auf dieſer Erde vorhanden 
ſind, nur ganz zufällig einmal da ſeien oder ob ſie regelmäßig und immer 
in dem Verlauf der ganzen Weltentwicklung vorhanden ſein müſſen. Um dieſe 
Frage zu beantworten, muß man die Unvollkommenheit betrachten, die unſerer 
Skizze des Urſprunges und der Zukunft der Lebensbedingungen auf Erden 
noch anhaftet. a 

Denn in der ganzen Darſtellung des Entwicklungsprozeſſes, den das Weltall 
nimmt, ſo gut begründet ſie ſein mag, bleibt eine Lücke; es fehlt ein Ketten⸗ 
glied in dem Kreislauf der Energieumwandlungen, und ſolange es fehlt, 
bleibt ein Unbekanntes übrig. Dieſe Lücke läßt ſich nicht durch ſtreng erweis⸗ 
liche Tatſachen ausfüllen; man kann nur ſpekulieren und eine Theorie auf⸗ 
ſtellen, deren Beglaubigung eben darin beſteht, daß ſie eine einleuchtende Er⸗ 
klärung gibt von dem, was ſonſt rätſelhaft bliebe, und daß ſie die anderen 
Erklärungen ohne einen Widerſpruch ergänzt. Zu unſerer heutigen Einſicht 
in die Entſtehung und in die Zukunft unſerer Lebensbedingungen wurden 
wir durch die Frage geführt: Woher kommt die Sonnenwärme? Mit der Be⸗ 
antwortung dieſer Frage glaubten wir eine vollkommene Einſicht erlangt zu 
haben. Aber wir haben noch nicht die andere Frage berührt, ohne deren be⸗ 
friedigende Löſung unſere Einſicht unvollkommen ſein muß: Wo bleibt die 
Sonnenwärme? 

Daß dieſe Frage zu Widerſprüchen mit der peſſimiſtiſchen Auffaſſung der 
Zukunft führen kann, iſt leicht einzuſehen. Wir ſehen, daß die Sonnenwärme 
in den unendlichen kalten dunklen Weltenraum ausgeſtrahlt wird, und das 
Kälterwerden unſerer Weltgegend befremdet uns deshalb nicht. Aber alle 
Energie iſt unzerſtörbar, namentlich in Wärmegeſtalt, in der Geſtalt, welche die 
anderen Energiearten allmählich annehmen. Wo iſt dann die Wärme geblieben, 
die die Sonne ausſtrahlte? Die Antwort, daß ſie in den unendlichen Welten⸗ 
raum ausgeſtrahlt worden ſei, iſt gar keine Antwort. Wäre die Sonne der 
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einzige leuchtende Körper auf der Welt, ſo würde ſie ſelbſtverſtändlich ſo 
lange Wärme verlieren, bis ſich ihre begrenzte Energiemenge über den un⸗ 
endlichen Raum zerſtreut hätte, dann wäre abſolute Kälte überall das End⸗ 
ergebnis. Dasſelbe gilt, wenn unſer Sternenſyſtem allein in dem unendlichen 
Raume beſtände; auch dann würde ſeine Energie ins Unendliche verloren gehen. 

Gegen eine ſolche Annahme ſträubt ſich jedoch unſere Auffaſſung, wonach 
nicht bloß in einem einzelnen kleinen Winkel, ſondern überall im Raume 
Materie und Energie vorhanden iſt, jene Auffaſſung, die ſich durch die Er⸗ 
fahrung ſo wenig beweiſen wie widerlegen läßt, aber die nach unſerer ganzen 
Weltanſchauung von uns angenommen werden muß. Überall im Raume 
finden ſich leuchtende Sterne; wenn wir dennoch den nächtlichen Himmel 
nicht voller Sonnenglut ſehen, ſo kommt es daher, daß ſich überall zwiſchen 
den leuchtenden Sternen dunkle Weltkörper befinden und lichtabſorbierende 
Nebelmaſſen, die wie eine Art Weltdunſt die fernſten Sterne unſichtbar 
machen. Alle dieſe anderen Himmelskörper nehmen die Sonnenſtrahlung auf, 
umgekehrt empfangen wir und unſere Sonne Strahlung von anderen Sternen, 
aber wir wiſſen aus Erfahrung, wie unmerklich dieſe Strahlung der Sterne 
im Vergleich zur Strahlung der Sonne iſt. Die Umgebung der Sonne ver⸗ 
liert alſo mehr Energie, als ſie von anderen Sternen erhält; dann muß es 
aber andere Gegenden in der Welt geben, die an Energie gewinnen. Wird 
dann einmal auch unſere Gegend zu den an Energie gewinnenden gehören 
und wird dadurch vielleicht dem ſonſt unabweisbaren Schickſal der Erſtarrung 
alles Erdenlebens Einhalt geboten werden? An dieſen Strohhalm klammert 
ſich die letzte Hoffnung. 

Die Frage, was aus der wegſtrömenden, ausgeſtrahlten Sonnenenergie wird, 
hat vor einigen Jahren der ſchwediſche Chemiker Arrhenius zu beantworten ge⸗ 
ſucht. Er betrachtet die großen ausgedehnten Weltennebel als die hauptſäch⸗ 
lichſten Behälter, die die von den leuchtenden Sonnen ausgeſtrahlte Energie an⸗ 
ſammeln. Alles Sternen⸗ und Sonnenlicht, das durch ſolche Nebel hindurchgeht, 
wird geſchwächt, weil der Nebel einen Teil — alſo alle hintereinander liegenden 
Nebel das Ganze — der Strahlung abſorbiert; dieſer Verluſt bleibt als Ver⸗ 
mehrung ihrer Energie in den Nebeln ſtecken. Daneben gibt es überall im 
Weltenraum Staubpartikelchen, die durch den Druck der Sonnenſtrahlen fort⸗ 
getrieben werden und eine bedeutende Geſchwindigkeit bekommen. Wenn ſie 
auf ihrem Fluge in einen Weltennebel geraten, ſo büßen ſie durch die Rei⸗ 
bung ihre Geſchwindigkeit ein und bleiben darin ſtecken; auch ihre Energie 
wird zu einem Beſitztum des Nebels. Dieſer Gewinn an Energie führt nun 
nicht dazu, daß die Nebel wärmer werden; gemäß dem ſchon öfter erwähnten 
Geſetz wird er vielmehr kälter werden müſſen, wenn ſein Gewinn an Strahlung 
den Verluſt an Strahlung übertrifft, wenn er alſo nur kalt genug iſt. Dabei 
dehnt er ſich zugleich aus; die gewonnene Energie und noch dazu ein Teil 
der Eigenwärme wird in die Geſtalt von Diſtanzenergie übergeführt, die die 
ſich anziehenden Teilchen durch ihre wachſende Entfernung bekommen. 

Anſcheinend iſt mit ſolcher Ausdehnung die Möglichkeit ausgeſchloſſen, daß 
aus dieſem Nebel durch den umgekehrten Vorgang, durch Zuſammenziehung 
ein heißer Stern entſtehen kann. Sobald jedoch ein Fremdkörper, eine Meteor⸗ 
maſſe oder was ſonſt im Weltenraum herumfliegt, in den Nebel dringt, ver⸗ 
dichtet ſich ein Teil des Nebels durch ſeine Anziehung oder wird wärmer durch 
die Reibung, erhebt ſich dadurch an Temperatur über die Umgebung, und 
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damit iſt der erſte Stoß gegeben, aus dem ſich dieſer Nebelteil zu einem Sterne 
entwickeln kann. | 

Nun kann aber eine Nebelmaſſe durch ihre Ausdehnung nicht viel Energie 
bergen, da die Anziehung der Teilchen bei der großen gegenſeitigen Entfernung 
ſchon ſehr ſchwach iſt. Um einen Nebel von der Ausdehnung unſeres Sonnen⸗ 
ſyſtems ins Unendliche zu zerſtreuen, wäre nur ein Dreitauſendſtel der Wärme 
nötig, die er durch das Zuſammenſchrumpfen zur Sonne gebildet hat. Arrhenius 
nimmt deshalb an, daß der größte Teil der Sonnenſtrahlen in einer anderen 
Geſtalt von den Nebeln aufgenommen und aufbewahrt wird, nämlich als 
chemiſche Energie. Es gibt chemiſche Prozeſſe, die unter der Einwirkung des 
Lichtes bei ganz niedriger Temperatur ſtattfinden; die dazu nötige Energie, 
die dann in chemiſcher Geſtalt feſtgelegt wird, wird dabei den Lichtſtrahlen 
entnommen. Nachher kann bei hoher Temperatur der umgekehrte Prozeß ſtatt⸗ 
finden, wobei die feſtgelegte Energie in Geſtalt von Wärme freikommt. Ein 
ſolcher Vorgang iſt uns längſt in der Kohlenſäureſpaltung bekannt, die in 
grünen Blättern nur im Sonnenlicht ſtattfindet; in unſeren Ofen kommt die 
dabei in der Geſtalt von Kohle chemiſch feſtgelegte Sonnenſtrahlung als 
Verbrennungswärme wieder zum Vorſchein. In ähnlicher Weiſe denkt ſich 
Arrhenius, daß die Sonnen⸗ und Sternenſtrahlung in den Weltennebeln durch 
ſolche photochemiſche Prozeſſe feſtgelegt und aufgeſpeichert wird. Zieht ſich 
nachher dieſer Nebel zuſammen und wird er heiß, dann kommt in ſeiner 
Wärme nicht bloß die frühere Diſtanzenergie, ſondern auch die frühere chemiſche 
Energie wieder zum Vorſchein; er verfügt über viel mehr Energie, als wir 
zuvor dachten, und dieſes Mehr iſt dieſelbe Energie, die früher von einer 
anderen Sonne in den Weltenraum ausgeſtrahlt wurde. 

Hier wird alſo wirklich eine Antwort auf die Frage gegeben, wo die 
Sonnenwärme und ähnlich alle von den Sternen ausgeſtrahlte Energie bleibt. 
Die Nebelmaſſen ſpeichern ſie auf und fügen ſie der Energiemenge zu, die 
ſpätere Sonnen während ihrer Zuſammenſchrumpfung bilden und ausſtrahlen. 
So durchläuft die Weltenergie einen Kreislauf: von heißen Sonnen aus⸗ 
geſtrahlt, von Nebeln aufgenommen und aufgeſpeichert, und dann bei deren 
Zuſammenziehung aufs neue in Wärme verwandelt und ausgeſtrahlt. 

Doch iſt dies kein einfacher Kreislauf, der ſich immer in derſelben Weiſe 
wiederholt. Die Energie, die in einer vorigen Sonne Wärme gebildet, als 
Glühhitze beſtand und dann zum kalten Nebel kam, kann dieſe Wandlungen 
nicht allein aufs neue durchmachen, ſondern nur vereinigt mit einer neuen 
Menge, die zum erſtenmal die Verwandlung von Diſtanzenergie in Wärme 
vollzieht; nur auf dieſe Weiſe iſt die Geſamtumwandlung eine Erniedrigung 
in der Ordnung der Energie. Während einerſeits die Nebelmaterie immer 
geringer wird, da immer weitere Teile zu Sonnen und ſchließlich zu dunkeln 
Weltkugeln ſich verdichten, wird zugleich die Energiemenge, über die eine 
Sonne verfügt, immer größer und wird ihr Entwicklungsprozeß immer lang⸗ 
ſamer. Da die Nebelmaterie überall weit zerſtreut iſt, kann ſie ſich nie ganz 
verdichten; je weniger davon übrig bleibt, um ſo ſeltener findet dieſer Prozeß 
ſtatt. So wird der Lebensprozeß des Weltalls, dieſe Entwicklung von Nebeln 
zu Sonnen, mit ihrem Kreislauf der Energie nie aufhören, aber dieſer Puls⸗ 
ſchlag des Lebens wird allmählich langſamer und ſchwächer werden. f 

Ein Teil der aus der Diſtanzenergie der Anziehung ſtammenden Wärme⸗ 
energie bleibt in den Weltkugeln erhalten, in denen die früher weithin zer⸗ 
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ſtreute Nebelmaterie ſchließlich zuſammengepreßt wird. Wenn dieſe an der 
Oberfläche eine feſte Kruſte zu bilden anfangen, ſo iſt ihr Inneres noch glühend; 
je nachdem dieſe Kruſte dick, feſt und kalt wird, hört der Wärmeverluſt des 
Innern allmählich auf. Als dunkle Weltkörper fliegen ſie dann auf immer 
in der Welt herum, aber in ihrem Innern bewahren ſie noch eine große Hitze. 
Die Hauptmaſſe ihrer Energie liegt jedoch in ihrer Geſchwindigkeit und in 
ihrer gegenſeitigen Anziehung. Kann dieſe ſich auch noch in Wärme ver⸗ 
wandeln? Wenn ihre Dimenſionen im Verhältnis zu ihren Entfernungen 
auch gering ſind, ſo muß es doch dann und wann einmal paſſieren, daß zwei 
dieſer Welten gerade aufeinander zufliegen. Durch ihre Anziehung wird die 
Schnelligkeit, womit ſie ſich nähern, immer rieſiger, und ſchließlich geraten ſie 
zuſammen. 

Die Geſchwindigkeit iſt vernichtet: die ungeheure Diſtanzenergie, die ſie 
früher hatten, iſt erſt zu Bewegungsenergie und dann zu Wärme geworden, 
und zwar zu einer Wärmemenge, die die Temperatur der Maſſe um Millionen 
von Graden zu erhöhen vermag. Dieſe Wärme läßt die ganze Maſſe ſofort 
zu einem dünnen und weitausgedehnten Gasnebel auseinanderfliegen, wobei 
die Temperatur ſich erniedrigen muß. So findet dann und wann das Um⸗ 
gekehrte der gewöhnlichen Entwicklung ſtatt, indem ſich aus zwei dunklen Welt 
körpern ein Nebel bildet; dieſen Prozeß ſehen wir wahrſcheinlich im Aufflammen 
„neuer Sterne“ vor uns. 

Selbſtverſtändlich kann ſich aus dieſem Nebel nachher wieder eine Sonne 
entwickeln, aber dann iſt doch wieder ein Schritt gemacht worden, der ſich 
nicht zurücktun läßt. Die Anzahl der Himmelskugeln hat ſich um eine ver⸗ 
ringert; die Zuſammenziehung der Materie iſt weiter fortgeſchritten; Diſtanz⸗ 
energie iſt in Wärme umgewandelt worden. Solche Schritte werden öfter 
vorkommen, aber die Zuſammenziehung aller Weltmaterien in eine einzige 
Kugel kann nie erreicht werden; die Zuſammenſtöße müſſen um ſo ſeltener 
werden, je kleiner die Zahl der Weltkörper wird. Alſo auch dieſe umgekehrten 
Kreisläufe gehen ins Unendliche weiter und werden nur allmählich ſeltener. 

Stellen wir nun zum Schluſſe noch einmal die Frage, wie es bei dieſer 
Entwicklung um die Bedingungen organiſchen Lebens ſteht, ſo finden wir, daß 
es immer Weltkörper von gewaltig hoher Temperatur (Sonnen) geben wird, 
die nach Weltkörpern niedriger Temperatur (Nebel) hinausſtrahlen; dunkle 
Körper in der Nähe dieſer Sonnen fangen einen Teil von deren Strahlung 
auf und erhalten ſo eine mittlere, mäßige Wärme, die nach unſerem Wiſſen 
zum organiſchen Leben notwendig iſt. Damit iſt alſo die Exiſtenzmöglichkeit 
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Detlev v. Lilieneron iſt unſtreitig der erſte deutſche Lyriker der Gegenwart. e . 
Als Dichter ein Mann aus Einem Guß, deſſen ſcharfes Profil im hellſten Lichte 1 1 
ſteht, ohne Neigung zur Müdigkeit, ohne Sehnſucht nach der Dämmerung. Ob⸗ am 
gleich urſprünglich ſchleswig⸗ holſteiniſcher Heimatkünſtler und durch die ſtarken 
Reize dieſes Landes zum Angehörigen einer ſpezifiſchen Dichtergruppe von Natur 
beſtimmt, ſteht er doch frei und ohne Anlehnung da. Freiheit und ſelbſt eine gewiſſe e. — a 
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Salopperie des Ausdrucks, daneben eine ſouveräne W alles Philiſtröſen in 
Kunſt und Leben ſind für ihn faſt typiſch. Was er anpackt, wird durch dieſe kecke Art 
des Zugreifens zwar manchmal geſchmacklos, hat aber immer Hand und Fuß. Er 
drückt die kräftigen Spuren ſeines urwüchſigen Temperaments ſelbſt den gegenſätz⸗ f 
lichſten Stoffen auf. Wenige deutſche Dichter litten von Anbeginn ſo wenig unter 
irgend einer literariſchen Tradition wie dieſer unbändige Krautjunker, der alle ſeine 
Geſtalten, Soldaten, Handwerksburſchen, Barone, Raubritter und beſonders ſeine 
lieben Mädel mit einer wundervollen Art von ſprühendem Realismus belebt und 
ſelbſt in der Romantik ſeiner hiſtoriſchen Balladen ein Ding wie Sentimentalität 
überhaupt nicht kennt. Seine kleineren Landsleute, wie Frenſſen und andere, und 
ſelbſt ein größerer, wie Theodor Storm, ſind davon nicht ganz frei. 

Schon Lilienerons Gedichtſammlungen — zuletzt die prächtige: „Bunte Beute“ 
des Sechzigjährigen — ließen immer vermuten, dieſer begnadete Dichter beſitze als 
Menſch doch nur den nicht allzuweiten Horizont eines helläugigen, über die Ohren 
verliebten, mutwilligen Jungen mit viel Derbheit des Weſens, viel Feinheit des 
Herzens und der bubenhaften Luſt, einmal ganz beſtimmt General zu werden. Sein 
neueſter Roman „Leben und Lüge“ hat dieſen Verdacht beſtätigt. Lilieneron iſt nur 
ſo lange Dichter, als er impulſiv arbeitet, als er ſich hinreißen läßt, als ihn der 
raſchere Schlag ſeines beweglichen Herzens beim Anblick einer Ulanenkavalkade 
oder eines hübſchen Geſichtes zu ungeſtümer Produktion reizt. In der freien Luft 
und dem Freilicht mancher Momentaufnahmen lag vor allem das Moderne ſeiner 
Kunſt und der Grund ſeines begeiſterten Empfanges eben bei den Modernen. Daß 
ihm breitere Kunſtformen nicht liegen, hat ſchon früher zum Beiſpiel ſein Roman 
„Mit dem linken Ellbogen“ bewieſen. Alle Proſa Lilienerons enthält eben jene 
einzelnen Schönheiten, die den Roman nicht ausmachen. 

Ein Genie wie Guſtave Flaubert brauchte für einen wirklichen Roman fünf 
Jahre intenſivſter Arbeit. Man könnte wetten, daß Lilieneron ſein „Leben und 
Lüge“ in höchſtens fünf Wochen geſchrieben haben kann. Genau ſo lang, als man 
braucht, um vergilbte Papiere, Kriegstagebücher, Schulzeugniſſe, Jugendbriefe zu 
ordnen, alte Erinnerungen aufzufriſchen und dies alles in dem lockeren, oft kaum 
mehr erſichtlichen Verband eines „biographiſchen Romans“ zuſammenzufaſſen. 
Lilieneron glaubte, er könne die Poſition eines Romans ebenſo im Sturm erobern 
wie das Herz eines Mädchens oder ſonſt einen ſtrategiſchen Punkt: durch einen 
waghalſigen Reiterangriff. In Wirklichkeit ſind dabei nichts als einige kecke An⸗ 
läufe und eine klägliche Geſamtaktion herausgekommen. Lesbar iſt ſein Werk nur 
deswegen, weil durch alles, was Liliencron ſchafft, ſchließlich immer ein munterer 
Zug geht, der dem Schreiber und dem Leſer über die inneren Unzulänglichkeiten 
hinweghilft. 

Man hat das Gefühl, Liliencron ſelbſt ahne nicht im entfernteſten, welche 
Schickſale ſeinem Helden auch nur auf der nächſten Seite bevorſtehen. Aber 
unverwüſtlich haut er ſich durch und ſchreibt hin, was ihm durch den Kopf fährt, 
Erlebniſſe, Wünſche, Eigenes und Fremdes, Verſe von franzöſiſchen Troubadouren, 
den Jäger aus Kurpfalz, tiefſinnige Gedichte von Clemens Brentano uſw. Als ihm 
das Maß voll ſcheint, ſchließt er ebenſo unbedenklich, wie er begonnen hatte. Über 
dies ganze Trümmerfeld aber weht jener friſche Wind, der das eigenſte Erbteil 
ſeiner ſchleswig⸗holſteiniſchen Heimat zu ſein ſcheint. 
| „Leben und Lüge“ iſt wohl der formloſeſte Entwicklungsroman von den vielen 
dieſer fatalen Art, die bei uns in den letzten Jahren geſchrieben worden ſind. 
Außerlich vollzieht ſich alles ohne erſichtlichen Grund, innerlich alles ohne pſycho⸗ 
logiſche Analyſe. Die Perſonen haben überhaupt keine wirklich ſcharfen Phyſio⸗ 
gnomien, geſchweige denn, daß ſie ſich mit der Zeit in fortlaufender Linie ver⸗ 
änderten. Vielleicht liegt das in manchen Stücken daran, daß dieſer biographiſche 
Roman wohl zum großen Teile ein autobiographiſcher Roman ſein ſoll. Liliencron 
ſelbſt aber iſt auch unter ſeinen grauen Haaren nicht älter geworden. Als Dichter 
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hat er ſich, wie ein echter preußiſcher Landjunker, prächtig konſerviert. Von einigen 
offenkundigen Jugendverſen abgeſehen, wäre es ſchwer, in ſeinen bisherigen 
Gedichtſammlungen: „Kampf und Spiele“, „Kämpfe und Ziele“, „Nebel und 
Sonne“ und „Bunte Beute“ irgend eine innere Entwicklungslinie herauszuſpüren. 
In der Form iſt er noch ſicherer geworden, obgleich in der Technik der Kleinig⸗ 
keiten nicht ſorgfältiger. Doch blieb ihm der ſchmerzliche Verſuch erſpart, den Ver⸗ 
fall der dichteriſchen Phantaſie durch fleißigere Arbeit zu erſetzen. So kommt es, 
daß ſein neuer Roman viel weniger die Mängel eines Alterswerkes als die Mängel 
eines Jugendwerkes an ſich trägt. 

Um jo ſtörender wirken, um auf Einzelheiten einzugehen, die myſtiſchen Zus 
taten in „Leben und Lüge“, vor allem der aſtrologiſche Kult mit dem Sterne 
Aldebaran, der früher in Lilienerons Gedichten eine beſſere Rolle ſpielte. Er 
leuchtet jetzt zu Häupten ſeines Helden Kai v. Vorbrüggen und taucht überall auf, 
wo ſonſt nichts am Himmel erſcheinen will. Vielleicht glaubte der Dichter ſeinem 
Werke durch die Bahn des Sternes einen formalen Zuſammenhalt zu verleihen, 
wie auch Wilhelm Raabe über die altmodiſch weitſchweifigen Irrgärten ſeiner 
Romane gern bedeutende Sterne oder gar eine Schuſtersglaskugel ihr geheimnis⸗ 
volles Licht verbreiten läßt. Die Wirkung aber iſt bei ihm eine ganz andere. 
Raabe iſt eigentlich zeitlebens ein feiner alter Herr geweſen, wie Lilieneron zeit⸗ 
lebens ein leichtfertiger Springinsfeld. Es ſteht Raabe deshalb ganz gut zu Geſicht, 
wenn er mit rätſelhaftem Lächeln und feierlichem Zuge ſeiner greiſen Hände dem 
„Hungerpaſtor“ oder den „Leuten aus dem Walde“ ein altertümliches Horoſkop 
zeichnet. Bei einem Naturburſchen wie Liliencron dagegen wirkt dergleichen wie 
ein fremder Meteorſtein, der aus unbekannten Sphären zufällig in die holſteiniſche 
Marſchlandſchaft gefallen iſt. 

Viel ſchlimmer noch ſind die nationaliſtiſchen Geſchmackloſigkeiten und die 
rührenden Familienſzenen, die beſonders zu Beginn auf den Leſer einſtürmen. Der 
Vater des Helden iſt der typiſche preußiſche Offizier älteren Stils. Er ermangelt 
keiner jener eiſernen Soldaten⸗ und Hausvatertugenden, die bei ſeinesgleichen ſprich⸗ 
wörtlich geworden ſind. Ihre Vertreter ſelbſt haben mit zäher Beharrlichkeit 
immer wieder beſcheiden darauf hingewieſen. Nichts macht Behauptungen ſo un⸗ 
umſtößlich wie ihre ewige Wiederholung. So ſind ſie in alle Schulbücher für 
nationale Geſchichte übergegangen. Jetzt haben ſie ſich gar in den Roman eines 
Dichters verirrt. Gewöhnlich wollen die Söhne damit ihren altpreußiſchen Vätern 
ein Denkmal ſetzen. Das Modell dazu iſt wie ein Grabſtein längſt fertig und ſitzt 
jedem wie angegoſſen. Der Vater iſt, ſo auch hier, allemal pflichtgetreu, wie nur 
ein altpreußiſcher Offizier; nüchtern, ſparſam, fromm, beſchränkt, wie nur ein alt⸗ 
preußiſcher Offizier; er hat allemal die Freiheitskriege mitgekämpft und ward bei 
Dennewitz verwundet; er trug das Eiſerne Kreuz und den ehrlichen Namen Friedrich 
Wilhelm. „Deutſch konnte er nicht, nur Preußiſch.“ Unter rauher Außenhülle ver⸗ 
birgt ſich ſtets ein kreuzbraves Herz. In feierlichen Augenblicken rinnen ein paar 
Tränen durch den ſtruppigen Schnauzbart. Wir alle kennen die biedere Seele 
längſt. Bei ſeiner Ernennung zum General hatte er „ſich einen kleinen Spitz ge⸗ 
trunken; zum erſten Male in ſeinem langen Leben. Ja, zum erſten Male in ſeinem 
Leben.“ In dieſem Zuſtand leuchtet ihm auch der Stern Aldebaran ein, der ſpäter 
im Leben ſeines Sohnes ſo bedeutungsvoll wird. 

Die Mutter iſt ein Kind der Gartenlaube. „Sie ſtammte aus einem der häufig 
vorkommenden evangeliſchen Predigerhäuſer, wo Friede, Sitte und Herzensfröhlich⸗ 
keit drei ſchöne, liebe Blumen ſind im Familienkranz.“ Noch in ſpäten Jahren 
wird „dem General ein Knabe geboren, zum Erſtaunen der Welt, zum Gekicher 
der Leutnants, die, wie nun mal Gott ſei Dank die luſtigen Leutnants ſind, allerlei 
Berechnungen anſtellten“. In dieſem echt preußiſchen Milieu wächſt der Knabe auf, 
im großen Garten einer Kommandantur: „Ein beſichtigender General hatte mal 
ausgeſprochen, daß ſolch einſame, alte, gänzlich verſteckt liegende Gärten die traum⸗ 
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hafteſte Poefie, die Poeſie an ſich wären.“ Vielleicht war der ehemalige Leutnant 
v. Lilieneron ſelbſt dieſer träumeriſchſte aller preußiſchen Generale. Sie haben ſonſt 
ſelten dergleichen Sentiments. 

Die beiden Eltern wetteifern an Armut und Gottvertrauen. Schließlich faßt 
ſich die Mutter ein Herz und teilt ihre prekäre Lage einem weitläufigen Ver⸗ 
wandten in Dänemark mit. Dieſer iſt der letzte Sproß der unermeßlich reichen 
Nebenlinie, und auf der Stelle ſetzt er den Knaben zum Univerſalerben ein. Welch 
eine Wendung durch Gottes Fügung! Sie klingt wie das Märchen vom Sonntags⸗ 
kind. Der Junge erhält des Vetters Namen Raimon Devant⸗le⸗Pons (Vorbrüggen !), 
Enewold, Kai, Kriegsbereit, und dereinſt unzählige Millionen, dazu Schlöſſer und 
Landgüter in aller Herren Länder. 

Damit iſt die Brücke zur Dichtung, hier zur „Lüge“ geſchlagen. Auf güter⸗ 
beladener Barke fährt der Dichter mit geblähten Segeln ins Meer der Möglich⸗ 
keiten und der eigenen Wünſche. Mit vollen Händen teilt Lilieneron dem jungen 
Vorbrüggen all das zu, was er ſelbſt zeitlebens ſo gern gehabt hätte. Seine eigene 
Sehnſucht nach Reiſen und Reichtümern, nach Vollblütern und Herzoginnen wird 
dem Knaben über und über erfüllt. 

Der dritte geheimnisvolle Zug an dieſem preußiſchen Soldatenſohn ſind ſeine 
tiefſchwarzen madonnenhaften Augen, das Erbſtück eines welſchen Urahns, des 
Troubadours Raimon Devant⸗le⸗Pons, der, goldene Bänder im nachtſchwarzen 
Haare, die „Danſa“ und „Balada“ mit Bernhard v. Ventadour um die Wette ge⸗ 
ſungen hatte, für die Eltern aber ein Gegenſtand größten Schreckens. Denn „von 
einer Vererbung wußten dieſe treuen Menſchen nichts“, ſie ahnten nicht, „daß in 
der Reihenfolge eines Geſchlechtes plötzlich eine körperliche, eine ſeeliſche Eigen⸗ 
ſchaft und Ahnlichkeit wieder hervortritt, die viele Jahre, vielleicht Jahrhunderte 
geſchlummert hat“. Dem Vater erſcheinen des Knaben Augen „geradezu un⸗ 
patriotiſch“, ſo kohlſchwarz, daß er und ſein alter Wallmeiſter davor häufig um 
zwei Schritte zurückprallen, beſonders als auch der Junge mit dem Sterne Alde⸗ 
baran ſchon früh geheimnisvolle Beziehungen anknüpft. „Bei den Weibern aber 
haben ſpäter dieſe Augen viel Verwirrung angeſtiftet.“ 

Solcher Geſchmackloſigkeiten hat der Dichter dem armen Buben ein paar Dutzend 
in die Wiege gelegt. Trotz aller Aſtrologie geſtalten ſich die ferneren Schickſale 
Kais durchaus willkürlich. Schulerinnerungen, Aufzeichnungen aus den Kriegen 
von Sechsundſechzig und Siebzig — lebhaft, natürlich und flüchtig, nicht ſo wert⸗ 
voll wie Lilienerons Kriegsnovellen —, dazwiſchen eine reizende Jugendliebes⸗ 
geſchichte, das alles zieht in phantaſtiſchem Wechſel vorüber. Zur Einleitung der 
Liebesgeſchichte heißt es unglaublich banal: „Mit dem ſechzehnten Jahre zeigten 
ſich die erſten Zeichen der werdenden Mannbarkeit. Er wie alle anderen Menſchen 
mußte nun das durchmachen, was uns die Natur unabänderlich auferlegt.“ Eine 
militäriſche Erinnerung an den alten Kaiſer iſt für Lilieneron typiſch: Der Alte 
ſtand nachts um drei eine halbe Stunde lang auf der Schloßterraſſe, um Truppen 
vorbeidefilieren zu laſſen, die gegen einen polniſchen Aufſtand ins Feld zogen, „Kai 
hatte zum erſtenmal den König geſehen. Es iſt ihm ein unauslöſchlicher Eindruck 
fürs Leben geblieben: die Treue und das Pflichtgefühl hatten ihm in ihrem ſchlichten 
geraden Bild den Weg gezeigt.“ Woher und wohin, warum es heute gegen die 
polniſchen Rebellen, morgen gegen die Franzoſen geht, das macht dem jungen 
Offizier kein Kopfzerbrechen. Sein Geſichtskreis geht juſt ſo weit, als der Feld⸗ 
ſtecher eines Leutnants im Gelände reicht. Steinmetz' vogelartiger Kopf iſt Liliencron 
ſtets zuwider geweſen. Aber ohne ihn hätte man Nachod und Skalitz nie gewonnen. 
Alſo: „Hoch old Steinmetz!“ 

In wirrem Durcheinander folgen zwei Verlobungen, Reiſen nach dem Süden, 
ein paar Freundſchaften, bei denen Kai ſtets den Generöſen ſpielt, ſchließlich die 
Geſchichte der Wiebke Blunk oder Vive Blanc, die während der franzöſiſchen 
Revolution von Schleswig nach Paris verſchlagen wird und mit den Schickſalen 
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Kais nicht den leiſeſten Zuſammenhang hat. Später lebt Kai zurückgezogen nur 
noch als müder Schöngeiſt. Seine Reichtümer machen ihm keinen Spaß mehr. Er 
lieſt Goethe und ſammelt Gedichte von Brentano und Richard Dehmel. Erſt jetzt 
nimmt der Dichter deutliche Spuren von Irrſinn an ſeinem Helden wahr. In einer 
Winternacht verläßt er ſein Schloß und verſchwindet im Schnee, mit ausgebreiteten 
Armen dem roten Sterne entgegengehend. 

Wenn dieſer biographiſche Roman auch nur in ſeinen Grundzügen für eine 
mehr oder weniger romantiſche Autobiographie gelten darf, ſcheint eines ein un⸗ 
löslicher Widerſpruch: wie kann ein reicher und feinfühliger Kopf wie Liliencron, 
als Künſtler gelegentlich der Schöpfer tiefdichteriſcher Viſionen, zu einem ſo troſtlos 
verworrenen Rückblick auf ſeine Vergangenheit kommen? Kann ein ſolcher Dichter 
ſo völlig ohne ernſthafte Probleme, ohne innere Kämpfe gelebt haben, ohne Plan 
und ohne Vertiefung, eine Exiſtenz, deren beſtimmende Markſteine nichts anderes 
ſind als ein Teſtament von ungefähr oder ein Armeemarſchbefehl von oben. Sollte 
Liliencron wirklich fein Leben fo grauſam verzettelt haben? Ein Abſchiedsgeſpräch, 
das Kai zum Schluſſe mit zwei Freunden hält, klagend wie Hiob und Salomo über 
die Aſche und Eitelkeit des irdiſchen Trachtens, ſcheint dieſe Frage nur zu beſtätigen. 
Da predigt Lilieneron in einem Atem treue Hingebung für Kaiſer und Reich, 
Atheismus, Sterblichkeit und Reſpekt vor der Staatsreligion: „Wir ſollen ihr nicht 
trotzen, ſondern ſollen ihren Weiſungen und Warnungen gehorchen, ſchon aus 
Gründen der Vernunft und vor allem, weil wir uns dem Geſetz zu beugen haben, 
dem wir alle ausnahmslos untertan find.“ 

So wird als Ergebnis des Ganzen ein unmöglicher individualiſtiſch-philoſophiſcher 
Wirrwarr vorgebracht, in dem man vergeblich nach irgend einem geiſtigen Bande 
ſuchen möchte. Indeſſen, man würde Lilieneron unrecht tun, wenn man dieſes Be⸗ 
kenntnis wirklich als den bedachtſam geſetzten Schlußſtein ſeines biographiſchen 
Romans anſehen wollte. Es iſt genau ſo leicht aus dem Armel geſchüttelt wie die 
übrigen Teile, ein Impromptu über Dinge, die Liliencron zeitlebens nicht ſonderlich 
gedrückt haben. Aber es hat wenigſtens den einen Vorzug, daß es, ſo wie Liliencron 
Junker vom Scheitel bis zur Zehe iſt, das kulturelle und philoſophiſche Niveau 
ſeiner Standesgenoſſen ziemlich richtig kennzeichnet. Bei einem bürgerlichen deutſchen 
Schriftſteller von ähnlichem Talent oder gar bei einem franzöſiſchen Adeligen, einem 
Maupaſſant oder Goncourt, wäre eine ſo naive Pubertätsphiloſophie von vorn⸗ 


— 


—— — 


herein ein Ding der Unmöglichkeit. In Lilienerons Roman fällt ſie nicht einmal 


aus dem Rahmen. Er teilt die Schwächen der preußiſchen Junkerklaſſe redlich, nur 
daß dieſe dort, wo er ſtark iſt, an ihm keinen Anteil hat. 
Ein Kavalier und Dichter von Geblüt wie Liliencron hat es wahrhaftig nicht 


nötig, zu philoſophieren oder gar Entwicklungsromane zu ſchreiben. Von ſeinen 


Fuchsjagden und Liebesabenteuern kann er trotz „Leben und Lüge“ auch fürder 
genug bunte Beute heimbringen. Mit ihr wird er auch anderen Leuten als bloß 
uckermärkiſchen Granden willkommen ſein. 


Bücherschau. 


Lu Märten, Bergarbeiter. Schauſpiel in einem Akt. Stuttgart 1909, J. H. W. Dietz 
Nachfolger. N 

Eine ergreifende und erſchütternde Szene aus dem Leben der Bergarbeiter, in 
der die feine Pſychologie in glücklichem Gleichmaß mit der dramatiſchen Kraft ſteht. 
Einem bürgerlichen Publikum hat ſie freilich nichts zu ſagen, und ſo werden ihr 
die öffentlichen Theater verſchloſſen bleiben; um ſo dringender ſei ſie allen Arbeiter⸗ 
vereinen empfohlen, die in der Lage ſind, über ſchauſpieleriſche Kräfte zu verfügen. 
Irgendwelche ſonſtige Anſprüche an Inſzenierung ſtellt die kleine Dichtung nicht. 
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Wie tief ſie das Leben der Bergarbeiter auszuſchöpfen verſteht, wird zumal da⸗ 
durch erwieſen, daß ſie in künſtleriſch reifer Form oft dasſelbe ausſpricht, was die 
— gleichzeitig erſchienenen — Bergmannsbriefe, von denen wir an anderer Stelle 
dieſes Heftes ſprechen, in unbeholfenen und ungelenken Worten bekunden. 


Joh. Jörgenſen, J. K. Huysmans. Aus der Sammlung Kultur und Katholi⸗ 
zismus. Kirchheimſche Verlagsbuchhandlung, Mainz und München. 107 Seiten. 
1,50 Mark. 


Von Clemens Brentano bis Auguſt Strindberg iſt die europäiſche Literatur 
reich an Elementen, die, nachdem ſie brünſtig durch alle Räuſche getaumelt ſind, 
endlich im religiöſen Rauſch verſinken und am Altar der Mutter Maria ohnmächtig 
zuſammenbrechen. Je mehr ſich dieſe Erſcheinungen häufen, deſto weniger ſind ſie 
natürlich individuell begründet, ſondern aus der geſellſchaftlichen Entwicklung zu 
erklären. Vor allem trifft das zu auf den religiöſen Myſtizismus, in deſſen Weih⸗ 
rauch ſich ein gut Teil der zeitgenöſſiſchen Literatur auflöſt. In dem ſechſten und 
ſiebenten Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts ſchwamm auf der kapitaliſtiſchen Hoch⸗ 
flut, die ſich damals nicht nur über England, ſondern zum erſtenmal mit ſolcher 
aufſchäumenden Wucht auch über die Länder des Kontinents ergoß, ſtolz und ſicher 
die Arche der materialiſtiſchen Weltanſchauung. Induſtrieblüte, Entdeckungen. Er⸗ 
findungen, Handelsverträge auf Grund des Freihandelsprinzips, Bildung kapita⸗ 
liſtiſcher Nationalſtaaten — da war man ſehr irdiſch geſinnt und ſtellte den lieben 
Gott ſamt allem Myſtizismus und Okkultismus in die Rumpelkammer, denn auf 
Erden ſchien ja der Bourgeoiſie ihr tauſendjähriges Reich angebrochen. Aber in den 
ſiebziger Jahren fiel wieder ſo etwas wie Weltuntergangsſtimmung in dieſen kapita⸗ 
liſtiſchen Feſtrauſch: die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe nahm immer mehr die 
Formen der ate, des Schickſals der Alten, an, das rätſelhaft und unbarmherzig 
die Menſchen zerſtampfend ſeinen Weg geht; die Kriſen kamen und wirkten in 
demſelben Sinne unheimlich überzeugend, wie wenn im Mittelalter der ſchwarze 
Tod, die Peſt, durch die Lande ſchritt; der Sozialismus endlich warf einen blut⸗ 
roten Schatten auf die Prunkmäler der Bourgeoiſie, und ſein: „Proletarier aller 
Länder, vereinigt euch!“ wurde ihr die Geiſterſchrift an der Wand von Babylon. 
Da trat, weil man wohl die Mächte der Natur, aber nicht die Mächte der Geſell⸗ 
ſchaft hatte enträtſeln und beherrſchen lernen, der Umſchwung ein; der naturwiſſen⸗ 
ſchaftliche Materialismus bekannte die Grenzen feines Könnens, Brunetiere ver: 
kündete als Schlagwort der Zeit den „Bankrott der Wiſſenſchaft“, und die Schauer 
okkulter Sehnſucht rannen wieder über die Seelen dieſer modernen Menſchen, die 
ſich in dem Chaos entfeſſelter kapitaliſtiſcher Wirtſchaft dunklen Kräften preisgegeben 
fühlten. Im geſellſchaftlichen und literariſchen Leben blühte der Myſtizismus, der 
Spiritismus, das Tiſchrücken, die Geſundbeterei und all der metaphyſiſche Firlefanz, 
den wir heute um uns eine bedeutende Rolle ſpielen ſehen. 

Ein gut Stück dieſer Entwicklung ſpiegelt ſich in Jorris Karl Huysmans. Sein 
Schaffen begann er als Zolait, als getreuer Jünger des Naturalismus mit Romanen, 
die mit minutiöſer Kleinmalerei das Leben dort aufſuchten, wo es am ſchmutzigſten 
iſt — auch in dem berühmten Sammelbande „Soirees de Medan“ ijt er mit einer 
kennzeichnenden Probe ſeines Könnens vertreten. Da ihm der Naturalismus fo 
wenig wie irgend einem andern, auch Zola nicht, der beim Utopismus landete, eine 
Erlöſung ſein konnte, geriet er in den Satanismus und in verwandte Bezirke. Der 
Roman „A rebours“ mit dem Motto des alten flämiſchen Myſtikers Ruysbroek: 
„Ich muß meine Freude außerhalb der Zeit ſuchen ... obwohl der Welt meine 
Freude Abſcheu einflößt, und die Menſchen in ihrer Grobheit nicht meine Meinung 
faſſen“, bedeutete ſchon ein Bekenntnis zu einem, wenn auch ſehr irdiſchen Myſti⸗ 
zismus, und in dieſem Buche wie in dem nächſten „Lä-bas“ zeigte ſich Huysmans 
als einen Anhänger jener modernen literariſchen Neuropathen vom Schlage Baude⸗ 
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laires, die in allerhand erotiſchen und artiſtiſchen Myſterien nach den Senſationen 
haſchen, die ihre überreizte Seele braucht, und deren Weſen mit den Verſen des 
Wieners Felix Dörmann gekennzeichnet wird: 


Ich liebe, was niemand erleſen, 

was keinem zu lieben gelang, 

mein eignes urinnerſtes Weſen 

und alles, was ſeltſam und krank. 


Nachdem der Held dieſes letzten Romans auf der Jagd nach immer raffi⸗ 
nierteren Nervenreizen bis zur „ſchwarzen Meſſe“ gelangt iſt, jener erotiſchen Orgie, 
die durch Weihrauch, Hoſtie und Kirchenſchändung ihr Gepräge erhält, war für 


Huysmans der Weg zum eigentlichen religiöſen Myſtizismus nur mehr ein Schritt. 


Konſequent tat er dieſen Schritt und verherrlichte nicht nur in einer Reihe von 


Büchern die Myſterien des Katholizismus, ſondern lebte ſogar einige Zeit als 


Oblat in der Kloſtergenoſſenſchaft der Benediktiner von Liguge. Als er vor zwei 


Jahren ſtarb, war er mit der Mönchskutte bekleidet und ſeine Hände umkrampften 


ein Kreuz. 

Mit einem verſchwenderiſchen Aufwand von Zitaten aus ſeinen Werken gibt 
das obenerwähnte Werkchen dieſen intereſſanten geiſtigen Entwicklungsgang rein 
referierend wieder, ohne ihn auch nur pſychologiſch aus dem Temperament des 
Dichters zu erklären, geſchweige, daß es ihn mit der geſellſchaftlichen Entwicklung 
in Zuſammenhang brächte. Ein beſonderer Wert kann deshalb dem Buch nicht 
zugeſprochen werden: Huysmans hat um den Katholizismus wahrlich eine ein⸗ 
dringlichere Zergliederung ſeines Weſens verdient. Hermann Wendel. 


Theodor Fontane, &'Adultera. 


Gabriele Reuter, Liſelotte von Reckling. Beide aus Fiſchers Bibliothek zeit 
genöſſiſcher Romane. Verlag von S. Fiſcher, Berlin. | 


Nicht um die beiden bekannten Romane, von denen keiner einer beſonderen 
Empfehlung mehr bedarf, von neuem zu beſprechen oder zu empfehlen, ſind ſie hier 
aufgeführt, ſondern nur um der Ausgabe willen, in der ſie der Berliner Verlag 
S. Fiſcher vor kurzem erneut herausgebracht hat. Durch die von Presber heraus⸗ 
gegebenen „Bücher des deutſchen Hauſes“, auf die in den Spalten dieſer Zeitſchrift 
ſchon lobend hingewieſen wurde, hat ſich der Fiſcherſche Verlag anſcheinend be⸗ 
ſtimmen laſſen, gleichfalls Romane von anerkanntem Wert in ſo billiger wie ge⸗ 
ſchmackvoller Gewandung zu verlegen. Von dem trefflichen Gelingen dieſer Abſicht 
zeugen die vorliegenden Bände. Mit nicht zu kleinen Lettern auf gutem Papier 
gedruckt, mit ſchönem einfachem Vorſatzpapier und in vornehmem praktiſchem Lein⸗ 
wandeinband beweiſen ſie, daß die Erzeugniſſe moderner Buchkunſt auch für wenig 
Geld herzuſtellen find, denn Band für Band koſtet nur eine Mark. Arbeiter⸗ 
bibliotheken ſeien vor allem auf dieſe gute Sammlung guter Romane aufmerkſam 
gemacht. ' Hermann Wendel. 


Lofe Blätter. 


Der neueſte Hauptmann. Wie alljährlich, fo hat Gerhart Hauptmann auch 
in dieſem Winter ein neues Drama ans Licht der Bühne gebracht und wie ſchon 
ſeit manchem Jahre einen mehr oder minder märchenhaften Stoff gewählt — dies⸗ 
mal die mittelalterliche Mär der Griſeldis —, um ſeine modernen Gefühle hineinzu⸗ 
geheimniſſen. Aus Achtung vor dem Dichter der „Weber“ haben wir bisher von 
dieſen dramatiſchen Experimenten eingehendere Notiz genommen, obgleich es im 
Grunde Raum⸗ und Zeitverſchwendung war, über Dinge zu grübeln, die der Dichter 
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vermutlich ſelbſt nicht verſtanden hat, zumal da ihr einziger Vorzug darin beſtand, 
daß ſie nach acht Tagen von aller Welt vergeſſen waren. 
Auch über die Urſachen des traurigen Verfalls, denen dieſer Dichter erlegen 


iſt, der einſt mit ſo frohen und ſtolzen Verheißungen begann, haben wir uns oft 


genug ausgeſprochen. Die Hoffnung, daß er ſich noch einmal aufraffen werde, iſt 


0 
| 


heute auf den Nullpunkt geſunken; da er unmöglich einen perverſen Genuß darin = 


finden kann, jährlich ein totes Kind zur Welt zu bringen, ſo muß er nicht mehr 


fähig ſein, lebende Kinder zu erzeugen. Was uns in dieſer Anſicht beſtärkt, iſt die 


Taktik ſeines eifrigſten und unermüdlichſten Bewunderers, des Herrn Brahm vom 
Leſſingtheater, der die Eintrittspreiſe für die erſte Aufführung des neuen Dramas 


von Hauptmann verdoppelt hat, in der Vorausſicht, daß es kaum mehr als die drei 


üblichen Reſpektsvorſtellungen erleben werde. 
Wird das Geſchäft in dem Maße raffinierter, wie die Dichtung tiefſinniger 
wird, ſo iſt es wohl an der Zeit, endlich Schicht zu machen. 


Eine Leſefrucht. In den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ ſetzt Genoſſe Max 
Maurenbrecher die kritiſche Vernichtung Kautskys fort. Wir haben ihm bereits 
den Erfolg ſeiner Bemühungen beſcheinigt und wollen nur noch ein abſcheuliches 
Plagiat beſtätigen, das Kautsky begangen hat. Genoſſe Max Maurenbrecher ſchreibt 
nämlich: „Es iſt eigentlich merkwürdig, warum gerade Geſchichtſchreiber, die etwas 
von wirtſchaftlichen Verhältniſſen zu verſtehen meinen, ſo zäh an dieſer unrichtigen 
Vorſtellung vom urchriſtlichen Kommunismus feſthalten. Tatſächlich iſt dieſe Vor⸗ 
ſtellung abſolut unfähig, die wirkliche Entwicklung des Chriſtentums zu erklären.“ 
In der Tat hat Kautsky hier ſeine angebliche Kenntnis wirtſchaftlicher Verhältniſſe 
nur vorgeſchützt und ſeine Weisheit ziemlich wörtlich aus einer Schrift über Thomas 
von Aquino geſchöpft, die ein namhafter Vertreter der wiſſenſchaftlichen Theologie 
1898 in Leipzig veröffentlicht hat. 

Darin heißt es Seite 104: „Von Anfang an iſt in den chriſtlichen Gemeinden 
die Anſchauung gepflegt worden, daß niemand ſeinen Beſitz als ſein Eigentum be⸗ 
trachten, ſondern daß jeder ihn als gemeinſames Gut ſchätzen ſolle, das mehr den 
Bedürfniſſen der Brüder als den eigenen zu dienen beſtimmt ſei; denn als ein 
auf Liebe gegründeter Bruderbund ſoll die Gemeinde ſich fühlen. Mit dem all⸗ 
mählichen Verſchwinden der alten Gemeinden aber und mit dem Aufkommen der 
biſchöflichen Parochialverfaſſung ändert auch dieſe Anſchauung ihren Charakter. 
Das ‚gemeinfame Leben“ der erſten Zeit, typiſch vorgebildet in der Urgemeinde 
zu Jeruſalem, wird ein Ideal des menſchlichen Lebens überhaupt, ein Ideal, das 
ſich freilich nur im Mönchtum ganz verwirklichen läßt, das aber doch den An⸗ 
ſpruch erhebt, auch für die ganze Geſellſchaftsordnung überhaupt Gültigkeit zu 
beſitzen.“ 

Es folgt dann ein Abſchnitt über Chryſoſtomus und die ſpäteren pſeudo⸗ 
iſidoriſchen Dekretalen, und dann heißt es weiter (S. 105): „Mit dieſem kom⸗ 
muniſtiſchen Ideal des ‚gemeinfamen Lebens“ verbinden ſich nun ſchon frühzeitig 
Gedanken, die der asketiſchen Stimmung der alten Kirche entſtammen. Die völlige 
Verzichtleiſtung auf eigenen Beſitz, die man urſprünglich wohl nur von den als 
Evangeliſten umherziehenden Brüdern gefordert hatte, wird ſeit dem dritten Jahr⸗ 
hundert ein Merkmal der chriſtlichen Vollkommenheit überhaupt. Das asketiſche 
Ideal, das ſich im Mönchtum mit jenem verbindet, beherrſcht von nun an die Ge⸗ 
danken der Kirche.“ 

Das alles hat Kautsky mit ein bißchen anderen Worten wörtlich ausgeſchrieben, 
und es mag ihm nur als mildernder Umſtand angerechnet werden, daß er einen 
ganz großen Theologen geplündert hat. Der Verfaſſer dieſer Schrift nennt ſich 
nämlich Max Maurenbrecher. 


Für die Redaktion des Feuilletons verantwortlich: Franz Mehring, Steglitz. 


Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geitattet. 


Johann Philipp Berker. 
7 Berlin, 19. März 1909. 


Heute find hundert Jahre verfloſſen ſeit der Geburt eines Mannes, deſſen 
Name in den revolutionären Jahrbüchern des neunzehnten Jahrhunderts 
fleckenlos ſtrahlt. Johann Philipp Becker war kein bahnbrechender Geiſt, aber 
er war ein Mann, von dem, ähnlich wie von feinem Jahrgänger Wilhelm 
Wolff, die großen geiſtigen Pfadfinder der modernen Arbeiterbewegung immer 
nur wie von einem Ebenbürtigen geſprochen haben. | 

Die Biographie Beckers ſchreiben, heißt die Revolutionsgeſchichte des 


vorigen Jahrhunderts erzählen von den Tagen an, wo der Burſchenſchafter 


Sand den ruſſiſchen Spion Kotzebue tötete, bis zu den Tagen, wo das Schand— 
geſetz, das Bismarck über die deutſche Arbeiterklaſſe verhängt hatte, in den 
letzten Todeskrämpfen um ſich ſchlug. Und nicht allein in der deutſchen Re⸗ 
volution hat Becker ſich hervorgetan. Er hat den ſchweizeriſchen Sonderbunds⸗ 
krieg von 1847 mitgemacht, als „im Hochland fiel der erſte Schuß“; dann 
bildete er, als 1848 die Februarrevolution ausbrach, eine Flüchtlingslegion 
in der Schweiz, um Baden zu inſurgieren. Als dieſer Verſuch geſcheitert war, 
führte er im badiſch⸗pfälziſchen Aufſtand des folgenden Jahres die badiſche 
Volkswehr, nicht ſiegreich, aber ſo ehrenvoll, daß ſelbſt die preußiſche Militär⸗ 
preſſe ſeine Leiſtungen anerkannte. 

Nach dem Verluſt der Schlacht bei Waghäuſel ſollte Becker den Rückzug 
decken. Er machte mit Leuten, die der Mehrzahl nach kaum vierzehn Tage 
bis drei Wochen eingeſtellt, die, ganz rohe Rekruten, von improviſierten Offi⸗ 
zieren und Unteroffizieren eben notdürftig eingeübt waren und von Disziplin 
kaum eine Spur beſaßen, einen Marſch von über 80 Kilometern oder elf 
deutſchen Meilen, der gleich mit einem Nachtmarſch begann, und brachte ſie 
mitten durch den Feind nach Durlach in einer Verfaſſung, daß ſie den 
preußiſchen Truppen eines der wenigen Gefechte des Feldzugs liefern konnten, 


in denen der Gefechtszweck der revolutionären Streitkräfte völlig erreicht 
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wurde. Dann hat Becker noch in den letzten Kämpfen an der Murg rühmlich 
befehligt, um darauf mit dem geſchlagenen Heere auf das Gebiet der Schweiz 
überzutreten, die dem geborenen Pfälzer ſchon in den dreißiger Jahren zur 
zweiten Heimat geworden war. Doch hat er ſich im Jahre 1860 noch einmal 
als Freiſchärler betätigt, im Einverſtändnis mit Garibaldi, dem er in Genug 
als Nachſchub für die Tauſend von Marſala eine Freiſchar rüſtete. Zum Kampfe 
ſelbſt iſt er aber nicht mehr gekommen, da die raſchen Fortſchritte Garibaldis 
und die Einmiſchung des italieniſchen Heeres, das die Früchte des Sieges für 
die Monarchie einheimſen ſollte, den Feldzug zu ſchnellem Abſchluß brachten. 

In der militäriſchen Befähigung Beckers ſah Engels die hervorragendſte 
Gabe des alten Revolutionärs. Aber das Schwert zu ziehen, war ihm ſelten 
vergönnt, und die Waffe, die er unermüdlich gebrauchte, um für die großen 
Ziele ſeines Lebens zu wirken, war die Feder. Am 30. Mai 1867 ſchrieb 
Becker an ſeinen Freund Sorge: „Wenn ich Euch ſage, daß dieſer Brief ſeit 
1861 der zweitauſendachthundertſechsundachtzigſte iſt, worunter ganze Abhand⸗ 
lungen über unſere Frage, ſo könnt Ihr ſchon daraus, abgeſehen von den 
zahlreichen Aufrufen, Rundſchreiben, Zeitungsartikeln, der Abfaſſung von 
Statuten und Programmen, der Herausgabe mehrerer größerer und kleinerer 
Schriften, der Redaktion des „Vorboten“, der Organiſierung und Leitung von 
Arbeitergewerksgenoſſenſchaften, Euch einen Begriff meiner fortgeſetzten Tätigkeit 
machen. Freilich muß ich deshalb, da ich dies alles unentgeltlich tue, mir 
und meiner Familie große Entbehrungen auferlegen und als wahrer Prole⸗ 
tarier leben. Indeſſen liegt für mich ein großer Troſt, ja Genuß in der Tat⸗ 
ſache, daß meine Wirkſamkeit auch in weiteren Kreiſen mehr und mehr Anerken⸗ 
nung und Gewicht erhält und der Welt einigen realen Nutzen bringen wird.“ 
Als Becker ſo ſchrieb, gehörte er zu den rüſtigſten Vorkämpfern der Inter⸗ 
nationalen Arbeiteraſſoziation. 

Nach einer Angabe in Engels', von der wir dahingeſtellt ſein laſſen, ob 
ſie nicht auf einem Gedächtnisfehler beruht — denn Becker ſelbſt hat niemals 
etwas davon erwähnt —, hatte dieſer bereits dem berühmten Meeting in 
St. Martins Hall beigewohnt, von dem die Internationale ihren Anfang nahm. 
Jedenfalls hatte ſie kaum ihre Agitation begonnen, als ſich Becker mit Feuer⸗ 
eifer ihr anſchloß. Er organiſierte die deutſchen und eingeborenen Arbeiter 
der romaniſchen Schweiz und gründete als Organ dieſer Gruppe eben den 
„Vorboten“, den er in dem Brief an Sorge erwähnt, eine Monatsſchrift, 
deren ſechs Jahrgänge unter den öffentlichen Quellen zur Geſchichte der Inter⸗ 
nationalen Arbeiteraſſoziation noch immer an erſter Stelle ſtehen. Ihre 
kritiſchen und politiſchen Artikel ſind großenteils von Becker ſelbſt geſchrieben; 
es ſind keine ſtiliſtiſchen Meiſterwerke, denn er ließ ſeiner rührigen Feder nur 
allzu freien Lauf, und da es ihm immer nur auf die Sache ankam, ſo galt 
ihm die Form nichts. Aber aus aller Weitſchweifigkeit blickt ſtets wie ein 
helles und klares Auge ein kerniger Verſtand hervor, der ſich fo leicht kein R 
für ein U machen ließ. 

Ein Kernmenſch war Becker in allem. Mit achtzehn Jahren hat er be⸗ 
reits geheiratet, und nicht weniger als 22 Kinder entſprangen der glücklichen 
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Ehe. Natürlich war all ſein Lebtag Schmalhans in jenem Haufe Küchen⸗ 
meiſter. Wenn's gar zu arg kam, wollte er wohl in den Mond auswandern 
oder ſpottete ſonſt mit gutmütiger Selbſtironie über ſeine verzweifelte Lage. 
Aber den Kopf behielt er immer oben, und es kam ihm gar nicht darauf an, 
ſelbſt Marx und Engels in derber Weiſe abzukanzeln, wenn ſie die Dinge 
nicht ſo roſenrot ſahen, wie ſie ſeinem unverwüſtlichen Optimismus erſchienen. 

„Ein Hüne von Geſtalt, von rieſiger Körperkraft, dabei ein ſchöner Mann, 
hatte Becker ſeinen ungelehrten, aber keineswegs ungebildeten Geiſt, dank 
glücklicher Anlage und geſunder Tätigkeit, ebenſo harmoniſch entwickelt wie 
ſeinen Körper. Er war einer von den wenigen Menſchen, die nur ihrer 
eigenen inſtinktiven Natur zu folgen brauchen, um richtig zu gehen. Daher 
wurde es ihm auch ſo leicht, mit jeder Entwicklung der revolutionären Be⸗ 
wegung Schritt zu halten und im achtundſiebzigſten Jahre noch ebenſo friſch 
in der erſten Reihe zu ſtehen wie im achtzehnten. Der Knabe, der 1814 ſchon 
mit den durchziehenden Koſaken geſpielt und 1819 Sand, den Erdolcher 
Kotzebues, hatte hinrichten ſehen, entwickelte ſich vom unbeſtimmten Oppo⸗ 
ſitionsmann der zwanziger Jahre immer weiter und ſtand noch 1886 vollſtändig 
auf der Höhe der Bewegung. Dabei war er kein finſterer Geſinnungslümmel, 
wie die meiſten Republikaner von 1848, ſondern ein echter Sohn der heiteren 
Pfalz, lebensluſtig, liebte Wein, Weib und Geſang, trotz den Beſten. Er⸗ 
wachſen auf dem Boden des Nibelungenlieds, um Worms, ſah er noch auf 
ſeine alten Tage aus wie eine der Geſtalten aus unſerem alten Heldengedicht: 
heiter und ſpottvoll den Gegner anrufend zwiſchen den Schwerteshieben, 
Volkslieder dichtend, wenn es nichts zu ſchlagen gab — ſo und nicht anders 
muß er ausgeſehen haben, Volker der Fiedeler.“ 

So hat Engels mit Meiſterhand das Bild des alten Becker gezeichnet, 
und ſo lebt dies Bild fort im Gedächtnis der deutſchen Arbeiterklaſſe. 


Öfterreid) und die mächte. 


Von Karl Kautsky. 


1. harmoniedufelei und 6ewaltfamkeit. 


Wir haben geſehen (vergl. den Artikel „Oſterreich und Serbien“, Nr. 24), 
daß der Gegenſatz zwiſchen Oſterreich und Serbien in letzter Linie ein Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen den öſterreichiſchen (und namentlich den ungariſchen) und den 
ſerbiſchen Agrariern iſt, bei dem die letzteren und mit ihnen ihr rein agrariſches 
Staatsweſen infolge ſeiner Kleinheit und ſeiner geographiſchen Lage zum 
Bankrott und zur Verzweiflung getrieben werden. 

Aber ſo einfach iſt die augenblickliche politiſche Lage nicht, daß ſie damit 
allein ſchon völlig erklärt wäre. Wir müſſen neben den agrariſchen Tendenzen 
auch die induſtriellen in Betracht ziehen, die Oſterreich immer mehr und mehr 
beherrſchen. 5 

Es mag widerſpruchsvoll erſcheinen, daß in einem Lande gleichzeitig agra⸗ 
riſche und induſtrielle Tendenzen obenauf kommen, daß nicht jene von dieſen 
verdrängt werden. Aber wer dieſen anſcheinenden Widerſpruch ni au löſen 
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verſteht, wird ſich im ganzen Getriebe der modernen Politik aller kapita⸗ 
liſtiſchen Länder nie zurechtfinden und ſich ſtets in Irrwegen verlieren. 

Bevor wir auf unſer eigentliches Thema eingehen, ſeien daher dieſem 
Punkte einige einleitende Worte gewidmet. | 

In den kapitaliſtiſchen Ländern gibt es drei große Einkommensquellen, die 
die Klaſſen ſcheiden und deren Gegenſätze in letzter Linie für alle Politik ent⸗ 
ſcheidend ſind: Arbeitslohn, Kapitalprofit (inkluſive Zins), Grundrente. In 
dieſe drei Gruppen von Einkommen zerfällt das jährliche Nationalprodukt; der 
Anteil jeder dieſer Einkommensgruppen daran kann nur wachſen auf Koſten 
der beiden anderen oder einer von ihnen. Je größer der Anteil des Arbeits⸗ 
lohns daran, deſto kleiner der des Profits oder der Grundrente oder beider, 
und umgekehrt. Darauf beruht der Gegenſatz und der Kampf der Klaſſen in 
der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft. 

Abgeſehen von der Mannigfaltigkeit, die in das politiſche Leben durch die 
Verſchiedenartigkeit der überkommenen hiſtoriſchen Verhältniſſe, das Fort⸗ 
beſtehen vorkapitaliſtiſcher Klaſſen und Inſtitutionen, durch die Unterabtei⸗ 
lungen der drei großen Einkommensgruppen, das Einwirken des Auslandes 
und ſonſtige Faktoren hineingetragen wird, bedingt ſchon dieſe Dreiteilung 
der Klaſſen, daß nicht bloß die oberflächlichen Geſtaltungen, ſondern auch 
die grundlegenden Gegenſätze der Klaſſen ſehr verſchiedene Formen annehmen 
können. Die eine der großen Klaſſen wird in der Regel nicht eine, ſondern 
zwei Klaſſen gegen ſich haben; die Kombinationen dieſer Klaſſen können aber 
wechſeln. g 

In den erſten Jahrzehnten des vorigen Jahrhunderts war in den ent⸗ 
ſcheidenden kapitaliſtiſchen Induſtrien, namentlich der Textilinduſtrie, der 
Lohn auf ein Minimum geſunken. Er war nicht mehr tiefer herabzudrücken. 
Wohl iſt ſeitdem die Ausbeutung der Arbeiter geſtiegen, dank der wachſenden 
Produktivität der Arbeit, die Löhne in der kapitaliſtiſch ausgebeuteten In⸗ 
duſtrie konnten kaum noch ſinken. Die klaſſiſche Okonomie rechnet daher mit 
dem Lohne als einer feſten Größe. Eine erhebliche Vergrößerung des Profits 
erſcheint ihr bloß möglich auf Koſten der Grundrente. | 

Gegen dieſe anzukämpfen erſchien den Vertretern des Kapitals um jo 
wichtiger, als der Grundbeſitz noch den ganzen Staat beherrſchte und ſeine 
Handelspolitik in ſchroffſtem Gegenſatz zu der der Induſtrie ſtand; in Eng⸗ 
land war er ſchutzzöllneriſch, dieſe freihändleriſch; im übrigen Europa fand 
das Umgekehrte ſtatt. 

In dem Kampfe gegen die Grundrente betrachteten die Vorkämpfer des 
Kapitalismus das Proletariat als ſeinen Verbündeten. Noch war die 
Arbeiterklaſſe geiſtig und politiſch unſelbſtändig, die Niedrigkeit ihres Lohnes 
erſchien als ein Naturgeſetz, deſſen Durchbrechung nicht zu fürchten ſei. Soweit 
er zu erhöhen war, hatte es auf Koſten der Grundrente zu geſchehen, durch 
Herabdrückung der Lebensmittelpreiſe. 

Auf dieſer ökonomiſchen Auffaſſung baute ſich der bürgerliche Radikalismus 
namentlich Englands auf, das Bündnis zwiſchen Bourgeoiſie und Proletariat 
gegenüber dem Grundbeſitz. Seine Hauptträger wurden die zwiſchen Kapital 
und Arbeit in der Mitte ſtehenden Klaſſen, das Kleinbürgertum und die In⸗ 
telligenz. 

Heute noch ſetzen Reviſioniſten — in Rußland auch ein Teil der 
Marxiſten — ihre Hoffnungen auf eine derartige Partei. Und doch iſt dieſe 
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nur noch ein Ding der Vergangenheit. Was in der Gegenwart davon 
exiſtiert, bildet keine lebendige Kraft mehr, ſondern nur ein klagendes Ge⸗ 
ſpenſt, einen wandelnden Leichnam, der noch keine Ruhe finden konnte. 

Je ſtärker das Proletariat wird, je energiſcher es feinen Lohn auf Koſten 
des Profits zu erhöhen trachtet, je mehr es geiſtig und politiſch ſelbſtändig 
wird, je mehr es erſtarkt und dadurch die Profitwirtſchaft ſelbſt an ihrer 
Wurzel bedroht, deſto mehr ſchwindet die Möglichkeit, daß es noch einen Ver⸗ 
bündeten des Kapitals abgibt. Je höher die Löhne, deſto größer das Intereſſe 
des Kapitals, durch Herabdrückung der Löhne ſeinen Profit zu erhöhen. 

Eine Zeitlang wurde das Auffteigen des induſtriellen Arbeitslohns von 
den Empfängern der Grundrente mit Sympathie betrachtet, einmal aus Haß 
gegen das induſtrielle Kapital, das ihre Alleinherrſchaft im Staate gebrochen 
hatte und ſie gänzlich zu depoſſedieren trachtete, dann aus der Einſicht, daß 
eine Steigerung der Löhne die Nachfrage nach Lebensmitteln vergrößere, was 
die Grundrente auf Koſten des Profits ſteigere. Aber ſchließlich, in den letzten 
Jahrzehnten des vorigen Jahrhunderts, begann immer mehr ein Zuſammen⸗ 
ſchluß von Grundrente und Profit gegen den Arbeitslohn. 

Die amerikaniſche Konkurrenz hatte die Grundrenten in Europa geſenkt 
und die Grundbeſitzer getrieben, das Defizit durch Eröffnung einer ländlichen 
Induſtrie wettzumachen. Sie wurden alle mehr oder weniger Induſtrielle, die 
am Profit intereſſiert waren. Die Landwirtſchaft ſelbſt wurde immer mehr 
kapitaliſtiſch betrieben, und die Landarbeiter begannen von der anfangs rein 
ſtädtiſchen proletariſchen Bewegung ergriffen zu werden. Endlich paßte ſich 
die Handelspolitik der Agrarier immer mehr der der induſtriellen Kapita⸗ 
liſten an, ſie wurden beide in gleichem Maße Schutzzöllner. 

So ſehen wir in den letzten Jahrzehnten einen immer innigeren Zuſammen⸗ 
ſchluß von Profit und Grundrente gegen den Arbeitslohn. Die vorkapita⸗ 
liſtiſchen Klaſſen, Handwerker und Bauern, paſſen ſich gleichzeitig immer mehr 
dem kapitaliſtiſchen Produktionsprozeß an, werden immer mehr von den Inter⸗ 
eſſen des Profits und der Grundrente gefangen genommen, ſoweit ſie nicht 
dem Proletariat verfallen. 

Damit ſchwinden alle Grundlagen, die dem bürgerlichen Radikalismus 
ehedem ſeine ſieghafte Kraft verliehen. Will er ſeinen Idealen treu bleiben, 
dann reduziert er ſich auf ein Häuflein machtloſer Ideologen. Will er ſeine 
politiſche Kraft behaupten, dann gibt er alle ſeine Ideale preis, die ihm nur 
noch als Köder zum Fange proletariſcher Wähler dienen. | 

Es ift überall die gleiche Entwicklung von England und Frankreich bis 
Preußen und Rußland. Niemand wird mehr genarrt als jene proletariſchen 
Politiker, die mit dem Wiedererwachen einer ſtarken, kampffähigen und 
kampfluſtigen, wirklich, nicht bloß phraſenhaft, radikalen bürgerlichen Demo⸗ 
kratie oder auf einen Konflikt zwiſchen Profit und Grundrente rechnen, der ſo 
tief geht, daß Profit und Arbeitslohn zuſammen der Grundrente energiſch zu 
Leibe gehen. g 

Wo es noch zu ſolchen Konflikten kommt, erweiſen ſie ſich ſtets als ſehr 
kurzlebig, und jeder endet bald in einem Friedensſchluß, deſſen Koſten das 
Proletariat zu tragen hat. 

Die Iſolierung des Proletariats wächſt immer mehr, ſo daß ſein politiſcher 
Einfluß in dieſem Stadium nicht in dem Maße ſteigt wie ſeine Zahl, ſeine 
Organiſation, ſeine ökonomiſche Bedeutung. In demſelben Maße, wie die 
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vermittelnde Haltung der Schichten ſchwindet, die ehedem zwiſchen Kapital und 
Arbeit ſtanden, wächſt auch die Vorliebe der herrſchenden Klaſſen für die 
Methoden gewaltſamer Niederhaltung des „Proletariats | 

Gleichzeitig mit dieſer Wandlung im Innern der kapitaliſtiſchen Staaten 
ging eine Wandlung ihrer äußeren Politik. 

Wir haben geſehen, daß bei gegebener Größe des Nationaleinkommens 
Profit und Grundrente nur auf gegenſeitige Koſten oder auf Koſten des 
Arbeitslohns ſteigen können. Man kann ſie aber auch erhöhen durch Ver⸗ 
mehrung des Nationaleinkommens. Bei gegebener Höhe und Menge der 
Produktivkräfte iſt freilich die Menge der Produkte gegeben, die ein Land er⸗ 
zeugen kann, aber es kann ſein Einkommen noch vermehren durch den Aus⸗ 
tauſch mit dem Ausland, indem es dieſem mehr Werte entnimmt, als es ihm 
zurückgibt, alſo durch deſſen Ausbeutung. 

Darauf beruhen im letzten Grunde die Gegenſätze der Staaten im kapita⸗ 
liſtiſchen Zeitalter. Der bürgerliche Radikalismus freilich glaubte, die Inter⸗ 
eſſen des Profits würden, wie durch die Harmonie zwiſchen Kapital und 
Arbeit, ſo durch die der Nationen untereinander am beſten gewahrt. Das 
entſprach der Situation Englands im größten Teil des vorigen Jahrhunderts 
als vornehmſtes Induſtrieland, das mit agrariſchen Ländern Handel trieb. 
Jede der beteiligten Nationen gab bei dieſem Austauſch Produkte hin, die ſie 
im Überfluß erzeugte, um ſolche zu bekommen, deren ſie bedurfte; die eine 
gab Induſtrieprodukte, die anderen Rohmaterialien und Lebensmittel. Auch 
wenn ſie gleiche Werte austauſchten, gewannen ſie an Gebrauchswerten. Dieſe 
ökonomiſche Harmonie erklärt auch die ideologiſch unbegreifliche Sympathie 
der engliſchen Radikalen gerade für manche der rückſtändigſten Staaten und 
Klaſſen der Welt, ſo für den ruſſiſchen Zaren und die Sklavenhalter der 
Südſtaaten der amerikaniſchen Union, andererſeits die Sympathien, die im 
oſtpreußiſchen großen Grundbeſitz eine Zeitlang für den eee Radikalismus 
beſtanden. 

Indes fanden die agrariſchen Staaten in dem „freien“ Austauſch bald 
ein Haar. In der kapitaliſtiſchen Produktion erweiſt ſich die Induſtrie in der 
Regel als der ſtärkere Teil; die Stadt beutet das flache Land aus, die indu⸗ 
ſtriellen Staaten bringen die agrariſchen in Abhängigkeit von ſich. Jedes 
agrariſche Staatsweſen muß daher trachten, eine eigene Induſtrie zu ent⸗ 
wickeln, induſtriell ſelbſtändig zu werden. Das führt zur Abſchließung der 
Staaten durch Schutzzölle voneinander, zur Verſchärfung der Gegenſätze unter 
ihnen, zugleich aber auch zur Annäherung von Induſtrie und Grundbeſitz 
in der äußeren Politik. Waren ehedem die exportierenden Induſtriellen im 
Induſtrieland, die exportierenden Agrarier im Agrarland voll Friedensliebe 
und Freundſchaft füreinander geweſen, die vom auswärtigen Import be⸗ 
drohten Agrarier im Indufttieland⸗ ſowie die davon bedrohten Induſtriellen 
im Agrarland dagegen voll Ingrimm gegen das Ausland, ſo umfing jetzt der 
gleiche Patriotismus Agrarier und Induſtrielle. Sie hatten nun beide den 
gleichen inneren Markt gegen das Ausland zu ſchützen. 

Damit kam aber auch die Tendenz wieder obenauf, das Nationaleinkommen 
auf Koſten des Auslands zu mehren durch deſſen vermehrte Ausbeutung, was 
natürlich am bequemſten und ausgiebigſten möglich war, wenn man es unter⸗ 
warf. Die Ara der Schutzzölle, Zollkriege, der Kolonialpolitik, kurz, des Im⸗ 
perialismus begann. 
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Bis in die ſiebziger Jahre waren während des neunzehnten Jahrhunderts 
die europäiſchen Kriege geführt worden im Namen der nationalen Idee, als 
Kriege zur Vereinigung getrennter Teile der gleichen Nation als Gleichberechtigte 
in einem Staatsweſen. Seit den achtziger Jahren treten die nationalen 
Tendenzen dieſer Art zurück und erſtehen die Tendenzen nach Erweiterung 
des Gebiets der Staaten nicht durch Angliederung von Nationsgenoſſen als 
Gleichberechtigte, ſondern durch Einverleibung fremder, tiefer ſtehender Nationen 
als Rechtloſe in das Bereich des Staates. 

Gewaltſame Niederhaltung der Volksmaſſe, gewaltſame Unterwerfung und 
Annektierung fremder Völker, das waren ehedem Methoden des Abſolutismus, 
die der bürgerliche Liberalismus durch die Demokratie, die Selbſtbeſtimmung 
der Völker zu überwinden trachtete. Heute bekehrt er ſelbſt ſich immer mehr 
dazu, die Methoden der Gewaltſamkeit ſowohl zur Niederhaltung des Prole— 
tariats wie zur Ausdehnung des Staatsgebiets aufs kräftigſte zu propagieren 
und anzuwenden. | 


2. Oſterreichs Eigenart. 


Am wenigſten wurde von der neueren Vorliebe für die gewaltſamen 
Methoden Oſterreich berührt, deſſen Abſolutismus ſie in früheren Zeiten zu 
beſonderer Vollkommenheit entwickelt hatte. Je mehr der Abſolutismus ver⸗ 
fiel, je mehr ſich die Nationen Oſterreichs frei entwickeln konnten, deſto ſtärker 
ſpitzten ſich auch die Gegenſätze zwiſchen ihnen zu und wurden dadurch die 
Klaſſengegenſätze wie die Expanſionstendenzen lange gehindert, jo ſchroff auf: 
zutreten wie in Staaten mit national einheitlicher Bevölkerung. 

Das Proletariat, vom nationalen Kampf nicht zerriſſen, einheitlich organi⸗ 
ſiert, erlangte dadurch eine Überlegenheit über die national zerklüftete Bour⸗ 
geoiſie, die weit größer war, als der Höhe der ökonomiſchen Entwicklung ent⸗ 
ſprach. Beſonders günſtig wurde ſeine Stellung gegenüber der Staatsgewalt. 
Dieſe iſt überall der Kommis der herrſchenden Klaſſen und als ſolche dem 
Proletariat feindlich. Aber in Oſterreich ſteht die Staatsgewalt nicht einer 
einzigen Bourgeoiſie, ſondern faſt einem Dutzend Bourgeoiſien der verſchiedenen 
Nationen gegenüber. Sie kann nicht die Intereſſen der einen vertreten, ohne 
mit den anderen in Konflikt zu kommen. Dadurch gewinnt die Staatsgewalt, 
die Bureaukratie, mehr ſelbſtändiges Leben gegenüber den herrſchenden Klaſſen 
als in anderen Staaten, dadurch wird ſie aber auch dem Proletariat gegenüber 
ſchwächer, weil hinter ihr nie die geſamte Macht der herrſchenden Klaſſen 
ſteht, ein erheblicher Teil davon ſie ſtets bekämpft. 

Als einziges internationales Element unter den herrſchenden Elementen im 
Staate gewinnt aber die Bureaukratie auch eine Reihe von Berührungs⸗ 
punkten mit dem international denkenden Proletariat, die in anderen Staaten 
fehlen. 

Alles das verleiht der Sozialdemokratie eine ganz eigenartige Machtſtellung 
in Oſterreich. Man hat darin einen Triumph des Reviſionismus geſehen, der 
„poſitiven“ Politik unſerer öſterreichiſchen Genoſſen. Wer näher zuſieht, wird 
finden, daß ihre „poſitive“ Politik ſich in nichts von der der deutſchen Sozial⸗ 
demokratie unterſcheidet und daß fie ihre Errungenſchaften der Rückſichts⸗ 
loſigkeit verdanken, mit der ſie die Schwäche der Staatsgewalt ausnutzten, 
wobei ſie gelegentlich ſogar vor Ungeſetzlichkeiten und Gewaltſamkeiten nicht 
zurückſchreckten, wenn ſie erforderlich ſchienen. Vor allem aber beruht ihre 
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Kraft in ihrer Internationalität. Würde die öſterreichiſche Sozialdemo⸗ 
kratie ſich national ſpalten, würde ſie dem nationalen Hader Raum geben 
— und Tendenzen, die in dieſer Richtung arbeiten, find leider vorhanden —, 
dann wäre es mit ihrer Machtſtellung ſofort vorbei. Dieſe Machtſtellung iſt 
ein Triumph der Internationalität und nicht des Reviſionismus, der ja auch 
die Überwindung der internationalen „Phraſe“ durch nationales Empfinden 
auf ſeine Fahne geſchrieben hat. 

Die nationalen Kämpfe hinderten aber in Sſterreich nicht nur das Er⸗ 
ſtarken der gewaltſamen Methoden der Niederhaltung des Proletariats, ſondern 
auch die der gewaltſamen Ausdehnung des Staatsgebiets. ö 

Wie Rußland iſt auch Oſterreich keine Seemacht. Gleich jenem grenzt es 
an Gebiete orientaliſcher Kultur. Beide Staaten ſind in gleicher Weiſe darauf 
hingewieſen, ihren Expanſionsdrang nicht durch überſeeiſche Kolonialerwer⸗ 
bungen, ſondern durch Ausdehnung ihres zuſammenhängenden Landgebiets, 
durch Einverleibung von Nachbarländern zu betätigen. Aber Oſterreich findet 
eine Schwierigkeit dabei in ſeinen nationalen Gegenſätzen. Die Länder an 
ſeiner Südgrenze, die für ſeine Ausdehnung in Betracht kämen, ſind von 
Slawen bewohnt. Sucht man dieſe zu gewinnen durch freundſchaftliches Ent⸗ 
gegenkommen, jedenfalls nicht bloß die ſympathiſchſte, ſondern auch die billigſte 
und ſicherſte Methode, ſie dem Staate einzuverleiben, dann bekommt man es 
mit den Slawenfeinden zu tun, den Deutſchen und namentlich den Ungarn — 
natürlich nicht mit den Proletariern unter ihnen. Suchte die Regierung die 
ſüdſlawiſchen Gebiete gewaltſam zu annektieren, ſo mußte ſie gewärtig ſein, 
dabei auf den entſchiedenſten Widerſtand der eigenen Slawen zu ſtoßen, die 
eine Vergewaltigung ihrer Brüder nicht dulden wollten. 

Auf jeden Fall mußte ſie auf den Widerſtand Rußlands rechnen, das die 
Balkanhalbinſel als eines der wichtigſten Gebiete ſeiner Ausdehnung betrachtet 
und, wenn es nicht in der Lage iſt, ſelbſt dort vorzudringen, zum mindeſten 
andere am Vordringen zu hindern ſucht. Die Propagierung des Pan⸗ 
ſlawismus in Oſterreich wie auf dem Balkan iſt dabei eine ſeiner Haupt⸗ 
waffen. 

Jede Expanſionspolitik drohte Oſterreich im Innern die größten Schwierig⸗ 
keiten zu bereiten. 

Zu dieſen Gründen, die der öſterreichiſchen Monarchie Ruhe und Still⸗ 
ſitzen aufzwangen, geſellte ſich noch ein perſönlicher, das Ruhebedürfnis ſeines 
Monarchen. Auf die Dauer wird natürlich die geſellſchaftliche Entwick⸗ 
lung nicht durch die perſönlichen Bedürfniſſe einzelner Individuen beſtimmt, 
und ſeien ſie noch ſo mächtig. Aber vorübergehend können ſie die Formen der 
Entwicklung doch ſtark beeinfluſſen, wenn ihre Poſition eine kraftvolle, 
namentlich dann, wenn dieſe perſönlichen Bedürfniſſe mit denen ſtarker ſozialer 
oder politiſcher Intereſſen zuſammenfallen. 

Kaiſer Franz Joſef iſt ein alter Mann. Er hat die Revolution von 1848 
geſehen, die Oſterreich an den Rand des Abgrundes brachte, er hat nur un⸗ 
glückliche Kriege geführt, war gezwungen, die ungariſchen Hochverräter von 
1848 nach 1866 zu Miniſtern zu machen; er hat viel Familienleid erlebt, 
da iſt es kein Wunder, wenn er ſchließlich allen Kämpfen auswich und ſoweit 
als möglich zur Nachgiebigkeit neigte. 

Alles das bewirkte, daß der öſterreichiſche Staat in dem letzten Jahrzehnt 
eine Ausnahme von der Regel bildete. Die gerade in dieſem Zeitalter 
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energiſch ſich vollziehende allgemeine Verſchärfung der Gegenſätze der Klaſſen 
und Staaten ſchien Oſterreich fern zu bleiben. Freilich Wine dieſe 2 
Friedenspolitik um einen teuren Preis erkauft: um die gleichzeitig immer ver⸗ 
rücktere Formen annehmende Zuſpitzung der Gegenſätze der Nationen, die im 
Grunde denſelben Urſachen entſprang wie anderswo die Zunahme der Klafjen- 
gegenſätze und der Spannung unter den Staaten, aber eine der öſterreichiſchen 
Eigenart entſprechende Wirkung dieſer Urſachen darſtellte. 
Es bildet eine der ſonderbarſten Ironien der Weltgeſchichte, daß gerade 
von dieſer, unter allen europäiſchen Großmächten friedfertigſten, am wenigſten 
expanſionsluſtigen, der Anſtoß kommen ſollte, der die ganze Welt mit dem 
12 0 Kriegsgewitter bedroht, das ſie ſeit den Napoleoniſchen Kriegen 
erlebte. 

Aber die Tendenzen der allgemeinen Entwicklung ſind auch in Sſterreich 
wirkſam, obwohl in abgeſchwächter Form, und ſie haben die Monarchie in 
die jetzige, nicht eben beneidenswerte Lage gebracht. 

Die induſtrielle Entwicklung geht auch in Oſterreich ihren Gang, ſie führt 
zum Wachstum der Gewerkſchaften wie der Unternehmerorganiſationen und 
erſpart Oſterreich nicht die Kämpfe zwiſchen beiden. Sobald dort erſt die wirt⸗ 
ſchaftliche Kriſe mit derſelben Macht wütet wie bei uns, was gegenwärtig 
noch nicht der Fall, wird in die ſoziale Gemütlichkeit der Staatsgewalt Oſter⸗ 
reichs wieder ein ſchärferer Ton hineinkommen. 

Mit dem Wachstum der Induſtrie wächſt aber auch ihr Bedürfnis nach 
Steigerung des Exportes. Deſſen natürliche Richtung geht nach den Balkan⸗ 
ländern. Dieſe haben indes als agrariſche Länder das Pech, den öſterreichiſchen 
Agrariern nicht zu gefallen. Um die Einfuhr aus Rumänien und Serbien 
möglichſt einzuſchränken, hat Oſterreichs Handelspolitik dieſe beiden Staaten 
aufs äußerſte zu ſchädigen geſucht. Sie ſchreckte dabei vor Zollkriegen nicht 
zurück. Die Folge war, daß Rumänien und Serbien, ſo gut es ging, ihrer⸗ 
ſeits der öſterreichiſchen Industrie entgegentraten, deren Einfuhr möglichſt 
hinderten. | 

Aber man würde ſich ſehr täuſchen, wenn man glaubte, daß die induſtriellen 
Kapitaliſten Oſterreichs den Agrariern darob den Krieg erklärten. Sie ſind beide 
zu ſehr dabei intereſſiert, durch ihre Schutzzollpolitik den öſterreichiſchen Kon⸗ 
ſumenten gemeinſam zu ſchröpfen. Statt nach Freihandel mit Lebensmitteln 
zu ſchreien, akzeptierten die öſterreichiſchen Induſtriellen die gewaltſamen 
Methoden der Agrarier, um ihre Produkte den Balkanvölkern aufzudrängen. 
Es kam dahin, daß öſterreichiſche Diplomaten Serbien direkt zwingen wollten, 
ſeine Lieferungen öſterreichiſchen Firmen zu übertragen. 

Eine ſolche Politik kann man aber am wirkſamſten in einem Lande be⸗ 
treiben, das man gleich einer Kolonie als rechtloſes „Reichsland“ beſitzt. Je 
feindſeliger die Beziehungen zwiſchen Oſterreich und den Balkanſtaaten, deſto 
lauter erſcholl aus den Kreiſen der öſterreichiſchen Induſtriellen und Patrioten 
die Aufforderung an ihre Regierung zur Ausdehnung des Reiches nach dem 
anſcheinend machtloſen Süden, zum Vormarſch nach Saloniki, zur Beſetzung 
des weſtlichen Teiles der europäiſchen Türkei. Andererſeits, je lauter dieſe 
Aufforderung ertönte, deſto nervöſer wurde namentlich Serbien, das bei einem 
ſolchen Vorgehen alles zu verlieren hatte. 

Der Vormarſch nach Saloniki erſchien um ſo leichter, je mehr nicht nur 
das türkiſche Regime verkam, ſondern auch diejenige Macht, die es zu beerben 
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verſucht hatte und Oſterreichs großer Nebenbuhler auf dem Balkan war, 
Rußland, je mehr dieſes ökonomiſch und politiſch bankrott wurde und ſeine 
Schwäche und Desorganiſation durch Niederlagen und die Revolution aufs 
greifbarſte an den Tag legte. Seit 1905 war Rußlands Armee für Oſterreich 

nicht mehr zu fürchten. | 

In den letzten Jahren trat aber überdies in jenen Kreiſen, deren Monopol 
heute noch in den monarchiſchen Staaten die auswärtige Politik iſt, den 
höfiſchen, in Oſterreich ein Umſchwung der perſönlichen Bedürfniſſe und Nei⸗ 
gungen hervor. Die jüngere Generation machte ihre Anſprüche immer lauter 
geltend — wurde doch zeitweiſe von ſehr monarchiſchen Elementen die For⸗ 
derung der Abdankung des alten Kaiſers erhoben. Die junge Generation 
gewann immer mehr die Zügel in die Hand, beſetzte die leitenden Stellen in 
der Armee und der Staatsverwaltung mit ihren Anhängern und ließ ihrem 
Tatendrang immer freier die Zügel ſchießen. 

Das trat zunächſt zutage mit dem Projekt der Sandſchakbahn. Oſterreich 
hatte in Bosnien eine Reihe von Eiſenbahnen gebaut, die keine Fortſetzung 
nach dem Süden fanden. Auf der anderen Seite waren von Saloniki die 
Eiſenbahnen nach dem Norden bis zum Sandſchak Nowibaſar vorgedrungen. 
Baute man eine Eiſenbahn als Verlängerung der bosniſchen Bahnen durch 
das Sandſchak bis zum Anſchluß an die türkiſchen Bahnen, dann wurde 
Bosnien in den regſten Verkehr mit Saloniki gebracht, die „friedliche Durch⸗ 
dringung“ der weſtlichen Türkei durch Oſterreich und ſein Vordringen bis ans 
Agäiſche Meer war angebahnt. 

Kein Wunder, daß das bloße Projekt dieſer kurzen Eiſenbahnſtrecke die 
lauteſten Proteſte aller Elemente wachrief, die Oſterreichs Vordringen fürch⸗ 
teten, zunächſt Rußlands, aber auch der Türkei und Serbiens. Beſonders 
das letztere mußte außer ſich geraten. Das Sandſchak Nowibaſar iſt ein 
ſchmaler Streifen Landes, der es von Montenegro trennt, der die beiden 
Länder an ihrer Vereinigung und Serbien an der Erreichung der Meeres⸗ 
küſte hindert. Daß es das Sandſchak nicht erhielt, das iſt ſeit dem Berliner 
Kongreß ſeine ſtets offene Wunde, an der es unaufhörlich leidet. Und nun 
gedachten die Oſterreicher, die es nach dem Berliner Vertrag beſetzt, ſich 
dort nicht bloß ganz häuslich einzurichten, ſondern gerade dieſes Sandſchak zu 
benutzen, um Serbiens Umklammerung und Iſolierung vom Weltverkehr zu 
vollenden! 11 

Aber auch der Türkei wurde durch das Projekt jetzt aufs offenkundigſte 
gezeigt, was ihr drohte, wenn ſie ſich nicht aufraffte und ſich gründlich re⸗ 
formierte. 

Gleichzeitig wurde die Eiferſucht Italiens verſtärkt, das ſeit langem 
ſeinem Expanſionsdrang durch Anbahnung eines engeren Verhältniſſes zu 
Albanien genügen möchte und das, ſolange die Verhältniſſe dazu nicht günſtig 
ſind, zum mindeſten alles aufbieten muß, dort keine andere Macht aufkommen 
zu laſſen. 

Nicht minder endlich wurde England erregt. Nicht deshalb hatte es 
Rußland von Konſtantinopel ferngehalten, um nun zuzuſehen, wie ſich Oſter⸗ 
reich in Saloniki feſtſetzte und damit für ſeine Induſtrie nicht bloß die weſt⸗ 
liche Türkei, ſondern auch den nächſten Weg nach dem ganzen Orient gewann, 
ſchließlich ſogar den Beſitz der Engländer in Agypten und den Seeweg nach 
Oſtindien zu bedrohen vermochte. Das mußte den Engländern um ſo bedenk⸗ 
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licher erſcheinen, je mehr ſie einen Konflikt mit Deutſchland, dem Verbündeten 
Oſterreichs, befürchteten. 

So bewirkte das kleine, unſcheinbare Eiſenbahnprojektchen eine förmliche 
Umwälzung. Es verſetzte Serbien in fieberhafte Erregung, gab einen An⸗ 
ſtoß zur türkiſchen Revolution und brachte die innigſte Freundſchaft zwiſchen 
Rußland, Italien und England, ſowie die Wendung aller dieſer Staaten 
gegen Oſterreich hervor. Das Projekt der Sandſchakbahn wurde freilich raſch 
begraben, aber erſt, nachdem es ſeine Wirkung getan hatte. Die Völker der 
Balkanhalbinſel waren erregt, dieſe Erregung wuchs durch die türkiſche Revolu⸗ 
tion, ſie wirkte auf Bosnien zurück, das Oſterreich ſeit drei Jahrzehnten ver⸗ 
waltet. Die Bosnier beſannen ſich, daß ſie nicht zu Oſterreich gehörten, und 
um ihnen dieſe Gedanken auszutreiben und Bosnien zu beruhigen, wußte die 
öſterreichiſche Regierung nichts Geſcheiteres zu tun, als die Annexion jenes 
Landes (mit der Herzegowina) auszuſprechen, das dem Namen nach bis dahin 
noch türkiſches Gebiet geweſen war. Dieſe Annexion wäre unter anderen Ver⸗ 
hältniſſen eine bloße Formalität geworden, als Antwort auf die türkiſche 
Revolution wirkte ſie wie eine Kriegserklärung. Bosnien bildet das Ausfalls⸗ 
tor Oſterreichs nach der weſtlichen Türkei, wie das Trentino ſein Ausfallstor 
nach Italien darſtellt. Die Annexion zeigte aller Welt, welche Bedeutung man 
dieſem Ausfallstor beimeſſe und wie ſehr man es zu befeſtigen gedenke. 

Seitdem iſt nichts geſchehen, jene Gegenden zu beruhigen. Die öſter⸗ 
reichiſchen und ſerbiſchen Rüſtungen haben die Erregung von Tag zu Tag 
geſteigert, der Krieg ſteht vor der Tür, iſt vielleicht ſchon ausgebrochen, wenn 
dieſe Zeilen dem Leſer vor Augen kommen. / Melde, hel pri , e 

VVV 
1 . \ 

. EL Zunächſt dürfte es nur zum Kriege zwiſchen Serbien und Oſterreich kommen, 
und deſſen Ausgang iſt natürlich nicht zweifelhaft. Rußland hat ſeine Schütz⸗ 
linge ſtets verraten, wenn es ihm paßte. Ein Krieg käme ihm in ſeiner 
jetzigen Verfaſſung ſehr ungelegen. Dieſe Erkenntnis iſt wohl einer der 
Gründe der Energie Oſterreichs in der letzten Zeit, die von ſeiner ſonſtigen 
Paſſivität auffallend abſticht. Es vergißt jedoch, daß gerade Rußlands 
Niederlagen in Oſtaſien es zu einem unbequemen Nachbarn für Oſterreich 
gemacht haben. Einmal wurde die Regierung des Zaren dadurch wieder mehr 
auf die Balkanhalbinſel als Aktionsfeld ihrer äußeren Politik hingewieſen, 
das ſie eine Zeitlang vernachläſſigt hatte. Dann aber wurde ſie durch die 
Revolution gedrängt, wieder nach neuem Preſtige zu ſuchen, die Aufmerkſam⸗ 
keit Rußlands von den verzweifelten Zuſtänden im Innern nach außen ab⸗ 
zulenken, durch Erfolge der auswärtigen Politik den Anſchein der Kraft und 
des Anſehens zu gewinnen und dadurch auch nach innen zu imponieren. Daher 
das Wiedererwachen des Panſlawismus, das Schüren der inneren und äußeren 
Verlegenheiten Oſterreichs. Der Zar wird nicht verſuchen, durch einen Krieg 
Serbien beizuſpringen, er wird nicht zaudern, wenn es nicht anders geht, 
ſeinen Schützling im Stiche zu laſſen. Aber die ruſſiſche Regierung wird alles 
aufbieten, Oſterreich innere und äußere Feinde zu erwecken, die für Rußlands 
Zwecke ihre Haut zu Markte tragen und Sſterreich bei jeder Gelegenheit in 
den Arm fallen. 

Und gleiches hat die habsburgiſche Monarchie von England und Italien 
zu erwarten. 
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Der Sieg braucht alſo für Oſterreich nicht ſo leicht zu werden, als man 


erwarten könnte. Die eigentlichen Schwierigkeiten und Gefahren für den Welt⸗ 


frieden drohen aber erſt nach dem Siege Oſterreichs, wenn es daran gehen 
will, ſeine Früchte zu pflücken. 


Daß Oſterreich vielleicht eine Milliarde ausgibt und feine ſlawiſche Be⸗ 


völkerung aufs höchſte erbittert, ſeinen ſtaatlichen Zuſammenhang ſchwer er⸗ 
ſchüttert, um mit dem kleinen Serbien und Montenegro fertig zu werden, 
dagegen werden ſeine Gegner nichts einzuwenden haben. Um ſo mehr jedoch 
dagegen, daß es die Früchte ſeiner Anſtrengungen erntet, Montenegro und 
Serbien annektiert — und beabſichtigt es nicht dieſe Annexion, dann iſt der 
ganze Krieg zwecklos, denn dann beſtehen nach ihm die Gegenſätze fort, die 
ihn hervorgerufen, und brechen bei der erſten Gelegenheit wieder los. 

Eine Annexion dieſer beiden Gebiete verliehe jedoch Oſterreich ein ſolches 
Übergewicht auf der Balkanhalbinſel, daß nicht nur Italien, England, Ruß⸗ 
land, ſondern auch die Balkanſtaaten ſelbſt mit Rumänien ſich dagegen 
erheben müßten. Eine Schwächung Serbiens durch einen Krieg mag Bulgarien 
und der Türkei ganz recht ſein. Aber ſie würden ſich dafür bedanken, ſollten 
ſie an Stelle eines ſo ſchwachen Staates eine Großmacht erſten Ranges zum 
unmittelbaren Nachbarn bekommen. 


Oſterreich muß alſo darauf gefaßt jein, nach der Überwindung Serbiens 


eine ganze Koalition gegen ſich zu ſehen, der es ſchwerlich gewachſen wäre, 
die es ſogar dahin bringen könnte, daß es um ſeinen Beſtand ſelbſt kämpfen 
müßte. Rumänien, Serbien, Italien könnten ſich aus einem niedergeworfenen 
Oſterreich recht anſtändig vergrößern. 

Das gälte freilich nur, ſolange Sſterreich iſoliert bliebe gegenüber der 
Koalition ſämtlicher Balkanſtaaten mit Rußland, Italien und England, welch 
letzteres ihm wohl direkt nicht viel ſchaden könnte, um ſo mehr indirekt, in⸗ 
dem es ſeine finanzſchwachen Widerſacher mit Geld verſieht. 

Aber die Sache bekommt ein anderes Geſicht, wenn an Oſterreichs Seite 
ſein Verbündeter tritt, das Deutſche Reich. Damit wird auch Frankreich 
auf den Plan gerufen, als Verbündeter Rußlands, damit wird, dank der 
deutſchen Flottenpolitik, der Krieg auch zum Seekrieg mit England und zum 
Weltkrieg. 

So ſind die Perſpektiven, die ſich aus dem kleinen ſerbiſchen „Schweine⸗ 
krieg“ ergeben, nicht gerade ſehr heiterer Natur. 

Ein Krieg Oſterreichs bloß gegen Serbien wäre natürlich eine unbedeutende 
Angelegenheit; wohl ein Ereignis, weit entſetzlicher und für den Menſchen⸗ 
freund furchtbarer, als etwa das Erdbeben von Meſſina, aber doch nur ein 
Unglück lokaler Natur. Auch ein Koalitionsfrieg gegen Oſterreich, obwohl 
weit entſetzlicher und verwüſtender, brauchte doch die Menſchheit nicht zurück⸗ 
zuwerfen. Er könnte im Gegenteil manchem überlebten Staatsgebilde den 
Garaus machen, der Entwicklung neue Bahnen eröffnen. So iſt zum Beiſpiel 
Serbien in ſeiner jetzigen Geſtalt ökonomiſch kaum lebensfähig. Ob es von 
Oſterreich annektiert wird oder ob es ihm gelingt, durch fremde Hilfe mit 
Bosnien, Dalmatien und Montenegro zuſammen ein ſelbſtändiges Großſerbien 
zu begründen, in jedem dieſer Fälle wird ſein Gebiet damit einer raſcheren 
ökonomiſchen Entwicklung erſchloſſen; im zweiten Fall noch mehr als im erſten. 

Wenn ſich aber wegen dieſer Affäre Deutſchland und Frankreich in die Haare 
geraten, dann gibt es einen furchtbaren Weltkrieg, die tiefſte Zerrüttung der 
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ganzen europäiſchen Ziviliſation um nichts und wieder nichts. Denn keiner 
dieſer beiden Staaten hat bei einem ſolchen Kriege nur das Mindeſte zu ge⸗ 
winnen. Er wäre noch abſurder, als ein Krieg um Marokkos willen. Deutſch⸗ 
land wie Frankreich wären in dieſem Falle nur Opfer des allgemeinen Arg⸗ 
wohns und Haſſes der Staaten untereinander, den ihr Expanſionsſtreben 
verurſacht hat und der jene Bündnispolitik zeitigte, die ſelbſt von manchen 
Sozialiſten als Garantie des europäiſchen Friedens geprieſen wurde und die 
jetzt gerade zur Gefährdung dieſes Friedens zu werden droht. 

Für das Proletariat liegt die Sache in allen betroffenen Staaten klar. 
Freilich, wollte es ſich nach der Schablone des Angriffs- und Verteidigungs⸗ 
kriegs richten, dann wäre ſeine Haltung in den verſchiedenen Ländern ſehr 
ſchwer zu beſtimmen. Denn wer vermöchte mit Beſtimmtheit zu ſagen, wo 
jetzt die Angreifer oder die Angegriffenen zu finden ſind? Aber ſo unlösbar 
dieſe Frage iſt, ſo unleugbar, daß ein proletariſches Intereſſe nirgends in 
Frage ſteht, daß das Proletariat in allen Staaten, die hier in Mitleidenſchaft 
kommen und kommen können, gegen den Krieg entſchieden proteſtieren, aber 
auch gegen die Kriegsſtimmung aufs äußerſte ankämpfen muß, daß die Sozial⸗ 
demokratie ſich überall aufs peinlichſte davor zu hüten hat, der Kriegsſtimmung 
Nahrung zu geben. Das geſchähe zum Beiſpiel, wenn öſterreichiſche Sozial⸗ 
demokraten ſich über die Gewiſſenloſigkeit Serbiens oder die Perfidie Englands, 
oder wenn italieniſche Sozialdemokraten ſich gerade über die Ländergier Oſter⸗ 
reichs beſonders entrüſteten. Suchen wir nicht nach einzelnen Schuldigen im Lager 
einzelner Nationen, ſtellen wir den wirklich Schuldigen an den Pranger, der in 
allen Nationen ohne Unterſchied in gleicher Weiſe die Gegenſätze erzeugt, die 
ſchließlich zum Kriege führen: Begegnen wir der Kriegshetze durch Aufforderung 
zum Kampf gegen den Kapitalismus, lenken wir die Entrüſtung aller 
Proletarier mehr als je gegen dieſen einen gemeinſamen Feind. Erinnern 
wir uns, wie ſehr die Sozialdemokratie Oſterreichs ihre gebietende Stellung 
dem Umſtand verdankt, daß ſie das ſchwierige Kunſtſtück fertig gebracht hat, 
inmitten einer national geſpaltenen Bevölkerung eine international geſchloſſene 
Macht zu bilden. So muß ſich auch die Stellung der Sozialdemokratie 
Europas gewaltig erhöhen, wenn es ihr gelingt, in den zu erwartenden 
Kriegen der Nationen Europas die internationale Solidarität der Proletarier 
aller Länder aufrechtzuhalten. Noch ſind wir nicht ſo weit, Kriege nach Be⸗ 
lieben verhindern zu können. Aber überall ſollten wir ſo weit ſein, die prole⸗ 
tariſchen Maſſen vor nationaler Verhetzung zu bewahren, ihre internationale 
Geſchloſſenheit auch im wildeſten Kriegsfieber aufrechtzuhalten. 

Gelingt das, und es muß gelingen, dann mag der drohende Weltkrieg 
wohl entſetzliche Leiden über Europas Völker verhängen, ihren ökonomiſchen 
Aufſtieg für lange lähmen. Doch kann er nicht enden ohne gewaltigen Macht⸗ 
zuwachs des internationalen Proletariats. 

So Furchtbares er in ſeinem Schoße bergen mag, ſo ſehr wir ihm wider⸗ 
ſtreben müſſen mit aller Macht, wir brauchen ihn nicht zu fürchten, ſolange 
wir die Kraft haben, das internationale ſozialiſtiſche Empfinden des Prole⸗ 
tariats ungebrochen und ungeſchwächt inmitten allen kriegeriſchen Furors in 
voller Wirkſamkeit zu bewahren. 
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Die landwirtſchaftlichen Arbeiter 
und die Aufgaben der Landarbeitergewerkfihaft. 
Don K. Hofer (Sroß⸗Skaisgirren). (Schluß.) 


Im folgenden wollen wir jetzt unterſuchen, welche Bedeutung es für die 
ländlichen Arbeiter hat, Schweine halten zu dürfen. Auch in dieſer Frage hat 
ſich heute gegen früher viel verſchoben. In früherer Zeit lag ein großer Teil 
des Ackers in Brache. Es war die ſogenannte Dreifelderwirtſchaft allgemein 
üblich. 

Winterung, Sommerung, Brache; in dieſem dreijährigen Turnus bewegte 
ſich die Ackerwirtſchaft jener Zeit. Alſo der dritte Teil des Areals lag in 
jedem Jahre unbebaut. Dazu kam noch das damals überall in ziemlicher 
Ausdehnung vorhandene Unland, mit dem gar nichts anzufangen war. Auf 
den vorhandenen Wieſen, die infolge ſchlechter Entwäſſerung oft ſumpfig 
waren, wurde das Futter gewonnen, reſpektive das Großvieh in der Haupt⸗ 
ſache gehütet. Die Brachfelder bildeten vom frühen Frühjahr bis zur Herbſt⸗ 
zeit, wenn wieder die Getreidefelder zur Weide frei wurden, den Tummelplatz 


für Schafe und Schweine, die gemeinſam gehütet wurden. Durch Vertilgung 


von Quecken, Engerlingen und allerhand Unkraut erwieſen ſich die Schweine 
auf den Brachen noch beſonders nützlich. In Milchdiſteln, Kuhblumen uſw. 
fanden ſie eine ihnen ſehr zuſagende und bekömmliche Nahrung. In den 
vielen Waſſerpfützen und Sumpfſtellen konnten ſie zur Zeit der hohen 
Mittagshitze ſich ſühlen und kühlen. Ja, damals hatten die Leute den Sommer 
hindurch mit den Schweinen wenig Arbeit und konnten ſie billig ernähren. 
Kam dann der Winter, der den Leuten den Anteildruſch auf Flegel brachte, 
ſo erhielten die Arbeiter reichlich Getreide, für welches ſie ſonſt ſchlechten 
Abſatz hatten, und welches entweder nur in aufgequollener Form oder auf 
den damals benutzten Handmühlen womöglich ſelbſt gequirlt an die Schweine 
verfüttert wurde. 

Die vorwärtshaſtende Zeit hat die gemütliche Dreifelderwirtſchaft ſamt 
ihrem beſchaulichen Schweine⸗Idyll in die Verſenkung verſchwinden laſſen. Der 
Menſch, der mit ſeiner zielbewußten Tierzucht auf dem Gebiet der Um⸗ 
änderung der Arten in wenigen Jahrzehnten das leiſtet, wozu die Natur 
Jahrtauſende braucht, hat aus der leichtbeweglichen, langſchnauzigen und 
langbeinigen Schweineart Raſſen gezüchtet, deren Träger nunmehr einen un⸗ 
geſchickten Fleiſchklumpen mit kurzen und ſchwachen Beinen bilden, der zum 
Weidegang ganz ungeeignet iſt. Die Brachen haben aufgehört oder werden 
aufs äußerſte eingeſchränkt. Das Ausjagen der Schweine auf den Gütern 
hat aufgehört. Die Leute müſſen Winter und Sommer über die Schweine 
gleichmäßig mit Getreide und Kartoffeln füttern. Jeder rechnende Landwirt 
weiß, daß aus der Schweinezucht, die auf Getreide⸗ und Kartoffelfütterung 
baſiert, abſolut kein Verdienſt zu holen iſt; aus dieſem Grunde befaſſen ſich 
die Gutsbeſitzer im allgemeinen nicht mit der Schweinezucht, ſondern be⸗ 
ſchränken ſich darauf, nur ſo viele Schweine zu halten, wie für den eigenen 
Bedarf erforderlich ſind. 

Wie betreiben denn unſere ländlichen Arbeiter die Schweinehaltung? Sie 
kaufen ſich auf den Märkten jedesmal gewöhnlich vier bis ſechs Wochen alte 
Ferkel. Für dieſe Ferkel zahlen ſie je nach der Preislage 4 bis 15, ja bis 
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20 Mark pro Stück. Nachdem dieſe Ferkel dann ein paar Monate gefüttert 
ſind, werden ſie als ſogenannte Läufer⸗ oder Faſelſchweine verkauft und er⸗ 
zielen 27, 30 bis 36 Mark. Verſchiedentlich haben wir den Leuten genau 
vorgerechnet, daß aus dem Geſchäft nichts herauskommt, daß ſie beim Ver⸗ 
kauf des Getreides, das jetzt verfüttert wird, ebenſogut fahren würden und 
keine Arbeit und kein Riſiko hätten; ſie ſehen das wohl auch ein, halten aber 
trotzdem noch daran feſt. Die „einen tun's, weil's die anderen, und die 
anderen, weil's die einen tun“. In manchen Gegenden ſoll die Schweine⸗ 
haltung allerdings ſchon abflauen. 

Den eigentlichen Verdienſt an dieſen von den Leuten großgezogenen Ferkeln 
haben nachher einmal die Händler und dann namentlich die Meiereien und 
Käſereien. Dieſe kaufen den Händlern die Läuferſchweine gewöhnlich gegen 
Entrichtung einer beſtimmten Proviſion ab und mäſten ſie zu ſchlachtreifen 
Tieren, die auf den Schlachthöfen den Höchſtpreis erzielen. Alſo die Land⸗ 
arbeiter päppeln mit großem Aufwand an Arbeit, Riſiko und Koſten die 
Ferkel auf, bis ſie aus dem Gröbſten herausgekommen ſind, dann werden 
dieſe Läuferſchweine von den Meiereien, Käſereien übernommen, die an den 
Schweinen viel Geld verdienen und den Gutsbeſitzern entſprechend höhere 
Preiſe für die Milch bezahlen können. Die Gutsbeſitzer haben außerdem noch 
den Vorteil, daß das Getreide, das ſie in Deputatform den Leuten geben, 
nicht vom Hofe wegkommt, ſondern im Dünger mehr oder weniger dem 
Gute wieder Nutzen bringt. Alſo ſo ganz, werter Genoſſe, ſtimmt es wieder 
nicht, was Sie auf S. 1885 unten ſagen: „Die Schweinehaltung iſt kein 
von den Junkern ausgeklügeltes böſes Mittel, die Inſtleute noch beſſer aus⸗ 
zubeuten.“ | 

Es iſt überhaupt ein eigen Ding mit der Schweinezucht. Jedenfalls, je 
ſchärfer die Tore für jedwedes internationale Borſtenvieh geſperrt werden, 
deſto mehr macht ſich ein unregelmäßiges Hin⸗ und Herpendeln der Schweine⸗ 
preiſe zwiſchen teuer und billig bemerkbar, das ſeine Urſache in analogen 
Gründen hat, aus denen in der Volkswirtſchaft Proſperität mit Kriſis wechſeln. 

Das kommt ſo: Setzen wir den Fall, wir haben eine Zeit ausnehmend 
hoher Schweinepreiſe, bedingt durch die das Angebot weit überſteigende Nach⸗ 
frage. Nun wirft ſich alles auf Schweinezucht, die bei den hohen Preiſen 
überaus lohnend iſt. Eine Rieſennachfrage nach Ferkeln entſteht. Ferkel von 
vier bis ſechs Wochen erreichen eine Preishöhe oft bis zu 25 Mark pro Stück. 
Der Verkauf von Ferkeln wird zu einer förmlichen Goldgrube. Wer früher 
nur eine Mutterſau zum Eber ließ, belegt jetzt zwei oder drei, und die vielen 
Inſtleute, Kleinbeſitzer und Handwerker auf dem Lande, die vorher gar keine 
jungen Ferkel ſelbſt gezogen hatten, behalten ihr weibliches Läuferſchwein, 
laſſen es zu und ziehen Ferkel. Da Schweine ſehr früh fortpflanzungsfähig 
ſind und im Jahre beinahe dreimal ferkeln können (in zwei Jahren fünfmal) 
und bis 15 Ferkel, ja ſogar noch darüber, zur Welt bringen, ſo iſt es er⸗ 
klärlich, daß bald eine wahre Flut von Ferkeln die Märkte überſchwemmt. 
Die Preiſe ſtürzen. Es kommt mitunter ein derartiges Angebot auf einzelne 
Märkte, daß überhaupt kein Preis mehr erzielt wird. Tatſächlich iſt es vor⸗ 
gekommen, daß dann mal der eine oder andere ſeine Ferkel auf dem Markte einfach 
losgelaſſen hat, weil er ſie nicht mit nach Hauſe nehmen wollte. Nun iſt 
natürlich mit der Ferkelzucht nichts mehr zu verdienen. Alles ſchafft die 
Mutterſchweine ab, reſpektive läßt ſie nicht mehr zum Eber. Die große Ferkel⸗ 
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flutwelle pflanzt ſich natürlich mit dem Heranwachſen der Ferkel weiter, bis 
ſie unter preisverheerender Wirkung auch auf reife Schlachtſchweine ſchließlich 
langſam ausbrandet. Zuletzt pflegt die Wirkung ſchwächer zu werden, weil 
in der Zeit der Schweinebaiſſe unverhältnismäßig viel Schweine auf dem 
Lande ſelbſt konſumiert werden. 

Sind nun die Schweine dieſer Periode in den Konſum allmählich über⸗ 
gegangen, dann beginnt bei geſteigerter Nachfrage und wachſenden Preiſen 
das alte Spiel von neuem. 

Die Landarbeiter und Kleinbeſitzer ſind nun wegen ihrer beſchränkten 
Stallräume, vielfach vorhandenem Futtermangel oder aus Geldnot in viel 
höherem Grade ein Spiel dieſer Wellenbewegung im Schweinegeſchäft wie die 
großen Meiereien, Käſereien und ſonſtigen Maſtanſtalten, die durch Überhalten 
bei weſentlich langſamerem Futtertempo doch die ſtärkſten Wirkungen der 
Marktkriſis ſich vom Leibe halten können. 

Alſo auch in der Frage der Schweinehaltung der ländlichen Arbeiter 
können wir uns den Anſichten des Genoſſen Schulz nicht anſchließen. Die 
Arbeiter würden mindeſtens ebenſogut daſtehen, wenn ſie ihr Deputat⸗ 
getreide verkauften, reſpektive ſich von den Arbeitgebern dafür bar Geld geben 
ließen und wenn ſie ſich begnügen wollten, zur Verwertung ihrer Küchen⸗ 
abfälle, kleinen Kartoffeln uſw. Schweine höchſtens für den eigenen Bedarf 
zu halten, wie es die Gutsbeſitzer ja auch machen. Zum mindeſten erſparten 
ſie ſich eine Unſumme von Arbeit und das ganze Riſiko, denn daß Schweine 
mannigfachen Krankheiten unterworfen ſind und häufig eingehen, iſt doch 
bekannt. 

Wenden wir uns jetzt den Kartoffeln zu. Seit alters her erhalten die 
ländlichen Arbeiterfamilien eine auf den verſchiedenen Beſitzungen, was die 
Größe der Fläche anbetrifft, kleinen Unterſchieden unterliegende Ackerfläche, 
auf der ſie Kartoffeln ausſetzen können, reſpektive auf der dieſe für die Leute 
vom Arbeitgeber ausgeſetzt werden. Geſchieht das Setzen hinter dem Pfluge 
in ſogenannten Reihen, dann haben die Arbeiter während des Setzens und 
nachher während der Vegetationsperiode verhältnismäßig wenig Arbeit. Das 
Setzen hinter dem Pfluge geht raſch vonſtatten. Häufelpflüge, die ſpäter 
zwiſchen den Reihen entlang fahren, beſorgen das Anhäufeln und die Haupt⸗ 
arbeit des Reinhaltens. Von der Humanität des Arbeitgebers, reſpektive den 
Anſprüchen der Arbeiter hängt es ab, ob dieſe Häufelarbeit in den Frei⸗ 
ſtunden der Arbeiter, reſpektive von ihnen in der regulären Arbeitszeit voll⸗ 
führt wird. Werden die Kartoffeln dagegen mit dem Spaten geſetzt oder auch 
hinter dem Pfluge in ſogenannten ſchmalen Stücken, was auf undrainiertem 
naſſem, reſpektive ſchwerem Boden vorteilhafter ſein dürfte, dann hat die 
Sache inſofern ſchon ein anderes Ausſehen, als die Arbeiter dann, natürlich 
in der Hauptſache die Arbeiterfrauen, die Kartoffeln während der Wachstums⸗ 
periode mit der Handhacke behäufeln und rein halten müſſen, was viel Zeit 
in Anſpruch nimmt. Doch in der Hauptſache werden heute wohl auf den 
Gütern die Kartoffeln in Reihen geſetzt und erfordert die Arbeit des Setzens, 
Behäufelns und Reinhaltens wenig Aufwand. Das Unangenehme beim 
Kartoffelbau beginnt bei der Ernte. Beim Rübenbau liegt die Sache be⸗ 
kanntlich umgekehrt. In früheren Zeiten, als noch wenig drainiert war, 
wurden die Kartoffeln hauptſächlich in ſchmalen Stücken geſetzt und haben 
die Gutsbeſitzer und Junker, indem ſie ihren Arbeitern die Laſt des Be⸗ 
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arbeitens und vor allem die Arbeit des Ausnehmens auferlegten, ſehr wohl 
überlegt, daß ſie dabei beſſer fahren und ihre Leute noch extra ausbeuten 
konnten. Was Sie, werter Genoſſe, alſo S. 1585 unten ſchreiben, iſt doch 
wohl nicht ſo ganz richtig. 

Zeit, Technik und Erfahrung ſind nun auch an der ehrwürdigen Einrich⸗ 
tung des Kartoffelbaus nicht ſpurlos vorübergegangen. Der Boden iſt in der 
Hauptſache drainiert, die Bearbeitung der Kartoffel, wie geſagt, viel einfacher 
geworden, aber was die Hauptſache iſt, die Kartoffelaushebemaſchine iſt in 
brauchbarer Form endlich auf dem Markte erſchienen. Eine ganz einfache, 
nicht zu teure Maſchine, die heute ſchon zur vollſten Zufriedenheit arbeitet 
und, wie es ſo iſt bei Maſchinen, die die Kinderkrankheiten hinter ſich haben 
und in die allgemeine Benutzung übergegangen ſind, ſie erlangen ſchnell 
eine immer größere Vollkommenheit, weil bei der Maſſenverwendung Er⸗ 
fahrungen geſammelt werden und es vor allem lohnend erſcheint, Experimente 
und Verſuche anzuſtellen. 

Wieder geht ein Stück Poeſie zu Grabe. 

Wie oft ſind wir hinausgewandert am Sonntag zur Zeit der Kartoffel⸗ 
ernte auf das Feld. Die altersſchwache Herbſtſonne kämpfte noch mit den 
Nebelſchwaden. Die halb abgeſtorbenen Gräſer und Feldblumen ſchienen 
Diamanten zu glühen, wenn die leuchtende Sonne ſich tauſendfältig in den 
hängenden Tauperlen widerſpiegelte. Da lag vor uns der Kartoffelacker der 
Arbeiter. Welch ein bewegtes Bild! Weit über hundert Menſchen über das 
Feld verſtreut, jede Familie auf ihrem Plane. Von fleißigen Händen ge⸗ 
graben, flogen die Kartoffeln aus der Erde wie Pflaumen beim Schütteln 
von den Bäumen. Hurtig wurden ſie von den Kindern aufgeleſen und in 
Säcke verſtaut. Hier ſaß noch eine Familie beim verſpäteten Verzehren des 
zweiten Frühſtücks, dort umtanzten ein paar loſe Jungen ein von halb⸗ 
trockenem Kartoffelkraut entzündetes qualmendes Feuer. Kam man da näher 
heran, ſo zog man den Duft von knallenden Kartoffeln in die Naſe, und 
Jugenderinnerungen wurden lebendig. Ein immerwährend ſich veränderndes 
lebendes Bild mitten in der Natur, dem die Herbſtſonne einen goldigen 
Rahmen verlieh. 

Für den unbeteiligten Zuſchauer ein abwechſlungsvolles, heiteres Schau⸗ 
ſpiel. Für die Akteure? Im beſten Falle Mühe und Arbeit. Und die un⸗ 
gezählten Kinder, die auf dieſer lebenden Bühne mitwirken? Gehören Kinder 
überhaupt als Mitwirkende auf die Bühne? Und wenn Mißwachs war 
und die Erde vergeblich durchwühlt wurde und die Kinder ohne Kinder⸗ 
zeit hier vorzeitig der Tragik des Menſchengeſchlechtes ins Auge blicken mußten? 

Da ziehen die erſten Fäden des Altweiberſommers. Kleine Spinnen⸗ 
tierchen haben ſich dieſe leichten Luftſchiffe gefertigt. Die wärmende Sonne 
ſpannt und dehnt die Segel, und hinauf geht's ins Feenland der unbewußten 
Sehnſucht. 

Ob in dem Herzen des Proletariers, der jetzt eben ſeinen bei der Arbeit 
gebückten und ſchmerzenden Rücken ſtreckt und ſinnend in die blaue Ferne 
ſchaut, nicht auch ſchon die Sehnſucht keimt, daß ein beſſeres, menſchen⸗ 
würdigeres Daſein herannahen möge? a 

Der du ſo lange Geduld geübt, noch eine kurze Weile harre aus. Aber 
wenn du morgen wieder mit der leicht ratternden, von vier kräftigen Pferden 
gezogenen Maſchine die Kartoffelreihen deines Herrn entlang fährſt, wenn du 
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ſiehſt, wie die Pflugſcharre unter die Stauden greift, wie die ſchnell rotie⸗ 


renden Zinken die zerkrümelte Erde gegen das Sieb und hindurchſchleudern 


und die Kartoffeln vom Siebe rollend in langen Reihen zutage liegen und 
nur in die Säcke geſchaufelt zu werden brauchen, dann wiſſe, daß die beſten 
Geiſter der Menſchheit auch für dich gearbeitet haben, daß die Funken 
ihres Geiſtes, die das tote Material in der Maſchine zu ſchaffendem Leben 
befruchtet, auch dir und deinen Kindern ein lichtvolleres Leben vorbereitet 
haben. 

Die Kartoffelaushebemaſchine hebt nicht nur Kartoffeln aus der Erde, 
ſondern auch das einzige fadenſcheinige Argument, das die Verfechter einer 
landwirtſchaftlichen Kleinbetriebsform allenfalls noch für ſich hatten, aus dem 
Sattel. 

Dieſe Kartoffelaushebemaſchine ebnet den Gutsbeſitzern den Weg, ihren 
Leuten fertige Kartoffeln in beſtimmter Menge zu geben. Heutzutage iſt das 
Kartoffellandgeben als Entlohnung auch für die Gutsbeſitzer mit viel Miß⸗ 
helligkeiten verbunden. 

Da iſt zunächſt die Zeit der Saatbeſtellung im Frühling. Das Saat⸗ 
getreide muß zeitig in den Boden kommen. Das Kartoffelſetzen hat noch Zeit, 
kann ohne großen Schaden ſpäter vorgenommen werden. Ja, da kommen die 
Leute und bitten und drängen, ſie wollen ihre Kartoffeln zugeſetzt haben. 


Dem wird oft nachgegeben. Ein paar Tage gehen hin, kommt dann viel⸗ 


leicht noch eine Regenzeit hinzu, ſo wird es für das Getreide zu ſpät, es 
bleibt leicht und der Beſitzer erleidet großen Schaden, während umgekehrt das 
ſpätere Setzen der Kartoffeln dieſe im Ertrag nur wenig beeinflußt hätte. 
Noch viel empfindlicher geſtaltet ſich die Sache im Herbſt in der Erntezeit. 
In früheren Zeiten war der Acker allgemein noch nicht in ſonderlich hoher 
Kultur. Er trug kaum halb ſo viel wie heute. Früher war infolgedeſſen die 
Getreideernte gewöhnlich beendet, wenn die Zeit für die Kartoffeln herankam. 
Heute dehnt ſich die Getreideernte viel länger hinaus. Der Monat September 
iſt der Haupterntemonat geworden. Bis in den Oktober zieht ſich die Arbeit 
gewöhnlich hinein. Aber kaum iſt der halbe September herum, da wollen 
die Arbeiterfrauen an das Ausnehmen ihrer Kartoffeln gehen. Die zwei Sonn⸗ 
tage, die in die Kartoffelerntezeit fallen und an denen der Mann ſich helfend 
beim Ausgraben beteiligt, fallen nicht ſonderlich ins Gewicht. Gewöhnlich 


haben die Frauen anderthalb bis zwei Wochen Tag für Tag zu graben. Sie 


wollen die Kartoffeln natürlich auch möglichſt vor dem Herbſtregen oder gar 
dem erſten Froſt, der in Oſtpreußen zum Beiſpiel vorübergehend ſehr oft 
ſchon in den erſten Tagen des Oktober eintritt, in Sicherheit gebracht haben. 
Der Herr hat aber noch viele hundert Fuder Getreide draußen liegen. Er 
braucht gerade in dieſer Zeit notwendig die Frauen, ſoll er die Arbeit ſchaffen. 
Der Herr führt an einem Tage an Getreide mehr Wert in die Scheune, als 
der ganze Kartoffelkrempel der Leute zuſammengenommen an Wert reprä⸗ 
ſentiert. Da gibt es denn ſehr häufig Arger und Zerwürfnis. 

Oder etwas anderes. Die eine Arbeiterfamilie hat gerade einen ſchlechten, 
tiefliegenden Plan für ihren Kartoffelacker getroffen. Die Kartoffeln auf dieſem 
Plane mißraten, während die anderen Leute gute Kartoffeln haben. Dann 
wird oft der Herr von dieſer Familie — und ſchließlich mit Recht — ver⸗ 
antwortlich gemacht. Der Herr kann aber auch nicht wiſſen, ob nicht ſchlechtes 
Setzen der Kartoffeln oder die Benutzung minderwertiger Saat die Urſache 
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der Mißernte bei dieſer einen Familie iſt. Der Herr ſagt in ſolchen Fällen 
Principiis obsta, oder er muß andernfalls ſchließlich den Leuten ein Minimum 
an Ertrag garantieren, dann liefert er ſie aber lieber fertig. Es gab ſchon 
eine ganze Anzahl von Gutsbeſitzern, die längſt zu dem Syſtem der Lieferung 
beſtimmter fertiger Kartoffeln übergegangen waren, bevor die Aushebemaſchine 
in brauchbarer Form vorhanden war. Dieſen Vorläufern werden jetzt in 
ſchnellerem Tempo andere folgen. : 

Die Landarbeiter haben keinen Grund, ſich dieſer Lohnänderung entgegen: 
zuſtemmen. Viel Arbeit, Verdruß und vor allem das Riſiko des Mißwachſes 
wird ihnen abgenommen werden. 

Die zu liefernde Menge fertiger Kartoffeln kann ja trotzdem fo hoch be⸗ 
meſſen ſein, daß die Leute die ſchlechten und kleineren für die Schweine übrig 
haben, wenigſtens für die Schlachtſchweine zum eigenen Bedarf. Die Leute 
würden alſo immer noch Kartoffeln verfütternde bleiben. 

Im übrigen ſehen wir nicht ein, wenn Genoſſe Schulz S. 1584 im dritten 
Abſchnitt ſagt: „der Kartoffeln eſſende oberſchleſiſche Landarbeiter ſei unter⸗ 
würfiger wie der Kartoffeln verfütternde oſtpreußiſche Landarbeiter“, warum 
da die verſchiedene Anwendung der Kartoffeln den Grund hierfür bilden 
müßte? Verfaſſer dieſes baut ſehr wenig Kartoffeln; in der Hauptſache nur 
für die eigene Küche. Geſetzt den Fall, der Genoſſe Schulz hätte, was doch 
leicht möglich geweſen wäre, das väterliche Gut Joneiten in der ſchönen 
Tilſiter Niederung übernommen, er hätte weiter auf dieſer Beſitzung eine große 
Schweinezucht eingeführt und wäre in der Hauptſache ein Kartoffeln ver⸗ 
fütternder Berufsgenoſſe des Verfaſſers geworden; ja, hätte dann der Genoſſe 
Schulz mit Verachtung auf den Schreiber dieſes herabgeblickt? Sicherlich nicht, 
ebenſowenig wie Verfaſſer dem Genoſſen Schulz ſeinen Kartoffelbetrieb ge⸗ 
neidet hätte, ſelbſt dann nicht, wenn Genoſſe Schulz die allergrößten Kar⸗ 
toffeln erzielt hätte. 

Es iſt doch „ſentimentales Heu“, werter Genoſſe, wenn Sie S. 1582 oben 
ſchreiben: „Den Leuten wurde zugemutet, auf dem Gute oder im Dorfe zu 
leben, ohne eigenes Getreide zu Brot verbacken und ſelbſtgemäſtete Schweine 
ſchlachten zu können.“ Heutzutage verkaufen mitunter die Landarbeiter im 
Sommer ihren Deputatroggen und erſtehen ſich Bäckerbrot. Speziell in dieſem 
Winter, der hohe Schweine- und niedrige Rindviehpreiſe aufweiſt, iſt es be⸗ 
merkbar, daß die Landarbeiter darauf verzichten, Schweine ſelbſt zu ſchlachten. 
Sie verkaufen dieſe und kaufen ſich dafür Rindfleiſch vom Fleiſcher. 

Ich ſehe nicht ein, werter Genoſſe, warum Sie bei dem zu verbackenden 
eigenen Getreide und dem zu ſchlachtenden eigenen Schweine ſtehen bleiben? 
Wenn ſchon, denn ſchon! Da iſt die eigene ſelbſtgeſchorene Schafwolle, die, ach, 
ſo warme Strümpfe abgab; da iſt das dem eigenen Schafe ſo liebevoll über 
den Kopf geſtreifte Fell, welches gegerbt früher den ſchönen weißen Pelz ab⸗ 
gab. Im Winter wurde er getragen, wie man ſo gewöhnlich einen Pelz trägt, 
als Schutz gegen Kälte, und im Sommer, da wurde er eben umgekehrt an⸗ 
gezogen, als Schutz gegen die Wärme. Da iſt das aus eigenem Flachs ſelbſt⸗ 
gewebte Hemd, das ſich ſo weich und warm ans Herz legte. Aber die Haupt⸗ 
ſache, faſt hätten auch wir die Hauptſache vergeſſen. Heute tragen die Land⸗ 
arbeiter Stiefel vom fremden Schuſter über den Leiſten geſchlagen und früher: 
die ſeligen, von eigenem Holze ſelbſt angefertigten Klumpen (wer Hochdeutſch 
konnte, ſagte Klotzkorken), die man in der Beſchreibung als ausgehöhlte Baum⸗ 
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ſtämme am anſchaulichſten darſtellen könnte. Was waren das doch für herzige 
Dinger. Im Winter konnten ſie auch als Schneeſchuhe Verwendung finden, und 
im Sommer, nun, da ſchützten ſie ihren Träger auch noch vor dem Ertrinken. 
Spätere Geſchlechter, die das Glück haben werden, einmal ſo einen verſteinerten 
Klotzkorken zutage zu fördern, die werden tiefſinnige Betrachtungen anſtellen, 
welchem Zwecke wohl das Ding gedient haben mag. Vielleicht werden die 


Gelehrten ſich dann einigen in der Annahme, daß das die Bettſtellen für die 


kleinen Kinder früher geweſen ſind. Und die eigenen Taſchentücher! Die 
natürlichſten der natürlichen. Und der eigene Rockärmel, an den die Naſe 
ſich ſo liebevoll wandte! 

Nun ſchreibt Genoſſe Schulz auf S. 1593, Zeile 11: „Die entſcheidende 
Tatſache, daß der Hauptpreis eines gewerkſchaftlichen Kampfes der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiter nicht höhere Geldlöhne und noch weniger kürzere Arbeits⸗ 
zeiten, ſondern Landanteile ſind, dürfte zur Folge haben, daß die ſoziologiſche 
Form der Gewerkſchaft in der landwirtſchaftlichen Arbeiterbewegung bedeutſame 
Umbildungen erfahren wird.“ | 

Mit den Landanteilen meint Genoſſe Schulz nicht etwa nur mehr Acker 
zur Nutzung im Sinne, wie ihn die Leute als Kartoffelacker bekommen, ſondern 
er will, daß die Gewerkſchaften die Forderung aufftellen, daß die Landarbeiter 
Land zu Eigentum erhalten. Das erhellt aus den Sätzen, die dem oben 
zitierten Satze folgen. Danach ſollen die Gewerkſchaften die Funktionen eines 
Schutzverbandes übernehmen bei der Anſiedlung und Seßhaftmachung von 
ländlichen Arbeitern. Das erhellt auch aus der Außerung, die Genoſſe Schulz 


S. 1580, Zeile 11 macht: „Am meiſten böſes Blut mußte es aber machen, 


als es den Inſtleuten und Deputanten zum Bewußtſein kam (an welchem 
Tage war das, fiel es den Leuten plötzlich wie Schuppen von den Augen?), 
daß ihre ganze eiferſüchtig gehütete Kleinunternehmerſtellung nicht in Eigen⸗ 
tumsrechten an einem Hauſe und einem Stück Grund und Boden ihre ge⸗ 
ſicherte Grundlage hat“ uſw. 

Nun wird es aber Land! Alſo Genoſſe Schulz will allen Ernſtes, daß die 
Landarbeiter reſpektive ihre gewerkſchaftlichen Vertretungen von jetzt an die 
Forderung auf ihr wehendes Banner ſchreiben: „Privateigentum an Gebäuden 
und Grund und Boden.“ 

Ja, werter Genoſſe, wie ſtellen Sie ſich das eigentlich vor? Sie geben in 
Ihrem ſonſt ſehr inſtruktiven Artikel über dieſen Punkt, um den ſich ja aber 
doch Ihr ganzer Artikel dreht, doch gar zu geringe Auskunft. Sie ſchreiben 
zur Erläuterung dieſer Kardinalfrage nur, was folgt: „Manche Landarbeiter⸗ 
gewerkſchaften dürften ſich nach italieniſchem Vorbild zu Genoſſenſchaften zwecks 
Pachtung von Land weiterentwickeln, um es entweder gemeinſam im Groß⸗ 
betrieb oder beſſer einzeln im Kleinbetrieb zu bewirtſchaften. Andere dürften 
zugleich die Funktionen eines Schutzverbandes zwecks Wahrung ihrer Klaſſen⸗ 
intereſſen bei der Durchführung der Arbeiteranſiedlungen übernehmen, die 
nach dem Vorgang der pommeriſchen und der oſtpreußiſchen Anſiedlungs⸗ 
geſellſchaften für die nächſten Jahrzehnte in den Großgüterdiſtrikten in be⸗ 
deutendem Umfang zu erwarten ſind, auch wenn das Projekt der oſtpreußiſchen 
Landſchaft, zum Zwecke der Anſäſſigmachung von Landarbeitern eine mit 
7 Millionen Mark ausgeſtattete Anſiedlungsbank zu gründen, zunächſt nicht 
die Genehmigung der preußiſchen Regierung erhalten ſollte, doch laſſen ſich 
alle Möglichkeiten der künftigen Entwicklung natürlich nicht überſehen.“ 


* 
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Das iſt alles über dieſe Hauptfrage. In dem erſten Satze: „Manche Land⸗ 
arbeitergewerkſchaften dürften ſich nach italieniſchem Vorbild zu Genoſſen⸗ 
ſchaften zwecks Pachtung von Land“ ufw., finde ich an ſich einen Widerſpruch; 
aber davon abgeſehen, ſo haben wir jetzt doch nicht mit ſolchen Möglichkeiten 
zu rechnen. Oder will Genoſſe Schulz etwa heute auf dem Lande Land⸗ 
arbeiterproduktivgenoſſenſchaften ins Leben rufen? Da rufen wir erſt einmal 
den Zentralverbänden der induſtriellen Arbeiter zu: „Hannemann, geh' du 
voran.“ 

Bleibt alſo noch der zweite Satz, worin die Landarbeitergewerkſchaften 
die Funktion eines Schutzverbandes zur Wahrung ihrer Klaſſenintereſſen bei 
der Durchführung von Arbeiterſeßhaftmachungen zu übernehmen haben. 

Sie wiſſen, werter Genoſſe, daß unſere Agrarier durch den letzten Wucher⸗ 
tarif, abgeſehen von denen, die dem Wuchertarif entſprechend ſchon wieder zu 
den höheren Bodenpreiſen gekauft haben, vorläufig einigermaßen zufrieden⸗ 
geſtellt wurden, ſoweit das bei den Agrariern überhaupt möglich iſt. Die 
einzige Sorge, die unſeren Gutsbeſitzern verblieb, war die Sorge um genügend 
willige Arbeitskräfte. Die ausländiſchen Arbeiter bilden doch nur einen elenden 
Notbehelf; wenigſtens ein ſtarker Stamm einheimiſcher Arbeiter muß vorhanden 
ſein. Daß es mit der Aufhebung oder Beſchränkung der Freizügigkeit heute 
nicht mehr recht gehen dürfte, haben die führenden Agrarier mittlerweile doch 
wohl eingeſehen. 5 

Nun tauchen andere Pläne auf. Analog unſerer ganzen heutigen Regierungs⸗ 
kunſt und Politik der bürgerlichen Parteien, die ja mehr oder weniger nur 
darin beſteht, ihre Maßnahmen fo zu treffen, daß die Arbeiter reſpektive volks⸗ 
feindlichen Geſetze möglichſt verdeckt werden, wollen auch unſere Junker und 
Agrarier die Beſchränkung der Freizügigkeit in möglichſt wenig auffallender 
Form einführen. Daher die überall auftauchenden Pläne der Seßhaftmachung 
der ländlichen Arbeiter. Dieſe Frage bildet ein Gebiet für ſich, und wir können 
naturgemäß hier die Angelegenheit nur ſtreifen. 

Fraglos hat unſeres Erachtens der „neue Herr“ in der oſtpreußiſchen Land⸗ 
ſchaft, Herr Geheimrat Kapp, vom Standpunkt der Gutsbeſitzer aus die bei 
weitem beſten und praktiſchen Vorſchläge gemacht, und wenn Genoſſe Schudz 
in ſeinem Artikel erwähnt, daß es noch fraglich ſei, ob die Kappſchen Vor⸗ 
ſchläge die Genehmigung der preußiſchen Regierung erhalten werden, ſo liegt 
die Sache jetzt ſo, daß Regierung und ſonſtige maßgebende Stellen wohl die 
Form der Kappſchen Vorſchläge verworfen, aber inhaltlich faſt ſämtliche 
Kappſchen Ideen akzeptiert haben. 

Bemerken will ich hierbei nur kurz, daß nicht ſämtliche oſtpreußiſchen Land⸗ 
kreiſe, in denen die Gutsbeſitzer doch maßgebend ſind, die von ihnen verlangten 
30000 Mark für den Anſiedlungszweck bewilligt haben. Zwei Kreiſe ſtanden 
zurück. Nicht etwa aus dem Grunde, weil ſie es für verwerflich hielten, daß 
Kreisgelder für dieſen einſeitigen Zweck verausgabt wurden, ſondern weil ſie 
an die Möglichkeit des beabſichtigten Erfolges nicht glaubten. Der eine der 
Kreiſe ſogar, weil dort ſchon, wenn ich nicht irre, in der Frage der Seßhaft⸗ 
machung unliebſame Erfahrungen geſammelt ſind. 

Genoſſe Schulz hat die Begründung der Kappſchen Vorlage geleſen. Er 
wird mir zugeben, daß deren Verfaſſer es gar nicht der Mühe wert hielt, 
irgendwelchen Vorteil für die Arbeiter aus ihrer Seßhaftmachung herzuleiten, 
trotzdem er doch allen Anlaß hatte, in dieſer Schrift, die vorauszuſehendes 
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Aufſehen erregte, Deckung nach allen Seiten zu ſuchen und er die Arbeiter als 


den allein ſchuldigen Teil hinſtellte. 


Allerdings von ſeinem Standpunkt konnte er ſchließlich auch gar nicht von 
Vorteilen für die Arbeiter reden; denn wenn Herr Geheimrat Kapp auf S. 6 


ſeiner Vorlage ſchreibt, daß das Einkommen der ländlichen Arbeiterfamilien 
hierſelbſt ſich jährlich auf 1200 bis 1400 Mark beläuft, dann mußte er freilich 
annehmen, daß die ländlichen Arbeiter bei der Seßhaftmachung einen nieder⸗ 
trächtig ſchlechten Tauſch machen würden. 

Auf S. 9 in der Vorlage leſen wir: „Es iſt unrichtig und irreführend, 
wenn behauptet wird, daß die Landflucht nur die natürliche Folge ſei einer 
ſchlechten, menſchenunwürdigen Behandlung, die die ländlichen Arbeiter durch 
ihre Brotherren zu erfahren hätten. Solche Verhältniſſe, haben ſie überhaupt 
beſtanden, ſind von jeher auf landwirtſchaftlich feindlicher Seite ſtark über⸗ 
trieben worden. Gegenwärtig liegt die Sache auf jeden Fall ſo, daß die Leute 
nur Rechte zu haben glauben, aber keine Pflichten. Wenn auch nur die Er⸗ 
füllung ihrer ſelbſtverſtändlichſten Obliegenheiten verlangt wird, wie die nötige 
Sorgfalt bei der Ausführung ihrer Arbeit, das Unterlaſſen von Roheiten in 
der Wartung wertvoller Haustiere, die Wahrung von Ordnung und Anſtand, 


die Vermeidung von Trunkenheit, Schlägereien und groben Ausſchreitungen, 


ſo wird dem Dienſtherrn willkürlich und widerrechtlich der Dienſt vor die 
Füße geworfen. 5 N 

„Außerterminliche Kündigungen und böswilliger Kontraktbruch ſind an der 
Tagesordnung. Jedem Kenner der Verhältniſſe drängt ſich die ſchmerzliche 


Wahrnehmung auf, daß das Gefühl für die Heiligkeit und Unverletzlichkeit 


übernommener Vertragspflichten in der ländlichen Arbeiterbevölkerung von 
Tag zu Tag ſchwindet und das Bewußtſein deſſen, was Rechtens iſt, immer 
mehr zurückgeht. Die Arbeitgeber ſind in der Arbeiterfrage nachgerade in eine 
unhaltbare Situation gedrängt, die die Möglichkeit einer ſachgemäßen Fort⸗ 
führung ihrer Betriebe in Frage ſtellt.“ | 

Das ijt ein bißchen viel auf einmal. Abgeſehen von Vater⸗ und Mutter: 
mord ſcheint alſo die ländliche Arbeiterſchaft das perſonifizierte Verbrechen 
darzuſtellen. Dabei iſt Herr Geheimrat Kapp doch nicht ein unmittelbar Be⸗ 
teiligter. Er ſteht über dem Getriebe; was ſoll man nun verlangen von den 
Gutsbeſitzern und Junkern, die mit den Regierungsvertretern in den haupt⸗ 
ſächlich auf Selbſtverwaltung beruhenden Anſiedlungsgeſellſchaften das große 
Wort führen? 

In dieſes Milieu ſollen ſich nun die Vertreter der ländlichen Gewerk⸗ 
ſchaften zu drängen verſuchen? Nun, hineinlaſſen wird man ſie allenfalls, 
aber wie die ausſehen werden, wenn ſie wieder herauskommen! 

Nicht einmal die großen gewerkſchaftlichen Zentralverbände der induſtriellen 
Arbeiter haben noch je die Ehre gehabt, bei ihren Verhandlungen und Kon⸗ 
greſſen einen Regierungsvertreter in ihrer Mitte ſehen zu dürfen, nicht einmal 
auf dem letztens ſtattgefundenen Bergarbeiterkongreß, der auch von den frommen 
und zahmen Richtungen beſchickt war, erſchien ein Abgeſandter der Regierung. 
In den Krankenkaſſen will man neuerdings die Arbeiter entrechten, trotzdem 
ſie die Beiträge bezahlen, und da glauben Sie, werter Genoſſe, daß man die 
Arbeitervertreter in den Anſiedlungskommiſſionen, für die das Geld von Regie⸗ 
rung, Provinz, Landſchaft und Landkreiſen ſtammt, ein gewichtiges Wort wird 
mitreden laſſen? | 
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Sonſtige Vorſchläge, wie die Landarbeiter zu Landeigentum gelangen 
könnten, ſind in dem Artikel nicht gemacht. Auch wir wüßten beim beſten 
Willen keinen Weg, auch wenn wir nicht überzeugt wären, daß dieſer Weg 
ſowieſo unpaſſierbar wäre. 

Die Gutsbeſitzer werden ſich doch wahrlich nicht um ihr Gehöft durch 
Seßhaftmachung ihrer eigenen Arbeiter einen Gürtel von kleinen Beſitzungen 
legen, nachdem ſie ſich durch Auskauf mühſam der früheren Kleinbeſitzer ent⸗ 
ledigt haben. Im Gegenteil, wo ſich etwa heute noch kleine Beſitzungen in 
der Nähe des Gutshofs befinden, werden dieſe immer noch, oft unter Be 
zahlung der ungeheuerſten Preiſe, ausgekauft. 

Herr Geheimrat Kapp will beſondere Kleinbeſitzerdörfer neu entſtehen laſſen 
an den Stellen, an denen zwei, drei oder mehrere Güter mit ihren Außen⸗ 
ſchlägen etwa aneinander kommen. Das Land für dieſe dort zu gründenden 
Anſiedlungsdörfer ſoll den Gutsbeſitzern abgekauft werden. Die Arbeiter, die 
die Gutsbeſitzer noch auf ihren Gehöften haben, werden ſie natürlich nicht 
zur Seßhaftmachung an ihre Grenzen ſchicken. 

Nein, es kann nicht Aufgabe der Landarbeitergewerkſchaft ſein, an dem⸗ 
ſelben Strange zu ziehen mit den Beſtrebungen, die darauf gerichtet ſind, die 
Landarbeiter anſäſſig zu machen. In den Anſiedlungsdörfern ſoll eben ein 
Arbeitermaterial erzielt werden, das ſich ſeinen Lohn in der Hauptſache ſelbſt 
verdient, und zwar auf eigenes Riſiko; ein Arbeitermaterial, das gefügig iſt, 
weil es an die Scholle gefeſſelt wurde, ein Arbeitermaterial, das außerdem 
den Gutsbeſitzern noch die Abgaben und Laſten, wie Armen⸗, Kirchen⸗, 
Schullaſten uſw., abnimmt, denn die Dörfer haben das natürlich alles ſelbſt 
zu tragen. 

Nicht anſäſſig ſollen die Landarbeitergewerkſchaften die Arbeiter machen, 
ſondern in gewiſſem Sinne aufſäſſig, das tut mehr not. 

Es iſt nicht Aufgabe dieſes Artikels, einzugehen auf all das Elend und 
all die wirtſchaftlichen Nachteile und Rückſchritte, die an ſich mit dem Klein⸗ 
beſitz verbunden ſind; wir wollten nur die unſeres Erachtens ganz unrichtigen 
Schlüſſe, die Genoſſe Schulz aus den Darlegungen in ſeinem Artikel gezogen 
hat, aufdecken. Eine Landarbeitergewerkſchaft, die die Forderung nach Seß⸗ 
haftmachung der Arbeiter ſtellt, würde der Intereſſenvertretung der Guts⸗ 
beſitzer, dem Bunde der Landwirte, als Filiale angegliedert werden können. 
Selbſtredend dürfte die Schutzzollpolitik dabei nicht fehlen. Das fühlt Genoſſe 
Schulz ja wohl auch heraus, denn er ſchreibt auf S. 1585 von den Arbeitern 
des vierten großen deutſchen Arbeitsverfaſſungsgebiets: „Wie ſollten unter 
dieſen Umſtänden die Arbeiter einer Partei dauernd Gefolgſchaft leiſten, deren 
traditionelle Zollgegnerſchaft den Produkten der Landarbeiterkleinwirtſchaft den 
notdürftigſten Schutz gegen die Schmutzkonkurrenz des Auslandes verweigert 
und dabei die Augen verſchließt, daß dieſe Produkte doch nichts anderes ſind 
als eine Form des Arbeitslohns, und zwar eine gerade durch das Intereſſe 
des Landarbeiters gebotene und für ihn geradezu unerſetzliche Lohnform.“ 

Daß diefe „unerſetzliche“ Lohnform im Begriff iſt, zum Segen der Land: 
arbeiter zu verſchwinden, haben wir nachzuweiſen verſucht; im übrigen be⸗ 
deutet der Schutzzoll unſeres Erachtens für die kleinen Beſitzer keinen Segen, 
ſondern einen Nachteil, und wenn ſämtliche indirekten Steuern, Zölle und 
Verbrauchsabgaben aufgehoben würden, was wir doch verlangen, dann 
würden die kleinen ländlichen Beſitzer bedeutend beſſer fahren. 
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Wir würden doch geradezu Selbſtmordpolitik treiben, wenn wir heute, wo 


es wieder einmal offenbar geworden iſt, wie rapid die in der Landwirtſchaft 


ihr Brot findende Bevölkerung prozentualiter zurückgeht, wenn wir da durch 
irgendwelches Befürworten der Politik des Bundes der Landwirte die Induſtrie⸗ 


arbeiter vor den Kopf ſtoßen wollten. 


Wenn ich auch vorausſetze, daß Genoſſe Schulz an Getreidezölle im oben 


zitierten Satze nicht gedacht hat, jo ſtärkt jede landwirtſchaftliche Schutzzoll⸗ 


politik unſeres Erachtens am letzten Ende den Großgrundbeſitz. Wenn der 


Getreidebau nicht mehr lohnend ſein ſollte, dann wirft ſich der Großgrund⸗ 
beſitz eben auf die durch Schutzzoll lohnender gemachten Produkte. Für welche 
Produkte hat denn heutzutage der Kleinbeſitz ein Monopol, wenn anders wir 
Hunger, Elend und Rückſtändigkeit nicht zu den Produkten des Kleinbeſitzes 
rechnen wollen. N | 

Wir geben natürlich dem Genoſſen Schulz gern zu, daß die Lohn⸗ und 
Lebensverhältniſſe der deutſchen Landarbeiter in den verſchiedenen Gegenden 
verſchieden ſind. Wir wollen auch ohne weiteres anerkennen, daß Genoſſe 
Schulz ſich ein großes Verdienſt erworben hat, indem er in ſeiner gediegenen 
Weiſe die verſchiedenen Verhältniſſe und Lohnſyſteme dargeſtellt hat; aber wir 


wollen nicht nur das Trennende in den verſchiedenen Lohnſyſtemen hervor⸗ 


heben, ſondern vor allem ſehen, welche gleichen Intereſſen die Landarbeiter 
von ganz Deutſchland verbinden. Abgeſehen davon, daß wir zunächſt nicht 
einſehen, warum ſämtliche Landarbeiter ganz Deutſchlands durchaus unter 
einen gewerkſchaftlichen Hut gebracht werden müßten, finden wir gerade in 
den Darlegungen, die Genoſſe Schulz in ſeinem Artikel gemacht hat, daß 
ſämtliche Landarbeiter ganz Deutſchlands inſofern die gleichen Intereſſen 
haben, als ſie alle eine Erhöhung ihrer Entlohnung in bar verlangen können 


und ferner vor allem eine Verbeſſerung ihrer Arbeitsbedingungen erſtreben 


müſſen. | | 

Über die Forderung der Erhöhung des Barlohns brauchen wir weiter 
keine Worte zu verlieren. Etwas mehr können wir auf die Verbeſſerung der 
Arbeitsbedingungen eingehen. 


Da iſt einerſeits die Behandlung, die noch viel zu wünſchen übrig läßt. | 


Hin und her ſpielt immer noch der Stock eine Rolle. Erſt kürzlich haben wir 
hier in Oſtpreußen vernommen, wie Herr und Inſpektor einen Arbeiter gering⸗ 
fügigen Anlaſſes wegen ſo mißhandelten, daß der Armſte ſich nur bis zu 
ſeiner Wohnung ſchleppen konnte und dort verſtarb. Kaum oder gar nicht 
erwähnt haben dieſen Fall die bürgerlichen Blätter. Sie hatten gerade 
wochenlang ſpaltenlange Artikel zu bringen über den an ſich ja verabſcheuungs⸗ 
würdigen Mord, den ein heruntergekommener Epileptiker an dem Bürger⸗ 
meiſter von Marienburg verübt hatte. | 

Wenn nun ſogar der Stock immer noch vielerorts angewandt wird, fo 
kann man ſich denken, wie mit moraliſcher Mißhandlung durch Schimpf⸗ 
worte uſw. ſeitens der Beſitzer und Inſpektoren oft gearbeitet wird. 

Was nun die Länge der Arbeitszeit anbetrifft, ſo erwächſt auch da 
den Gewerkſchaften ein fruchtbares Gebiet ihrer Tätigkeit. Es iſt im Sommer 
auf dem Lande ſehr wohl eine Verkürzung der übermäßig ausgedehnten 
Arbeitszeit möglich. Gewiß, es iſt richtig, daß die Arbeitszeit im Winter teil⸗ 
weiſe unter die achtſtündige Normalarbeitszeit hinuntergeht; aber im Winter 
haben die Arbeiter nichts von ihrer Freizeit. Da ſitzen ſie eingeſchneit in ihren 
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Wohnungen, müſſen das teure Petroleum brennen und ziehen es infolgedeſſen 
lieber vor, ihre arbeitsfreien Stunden zu verſchlafen. 

Man möge dafür ſorgen, daß im Sommer die landwirtſchaftlichen Arbeiter 
nach des Tages Laſt und Hitze noch ein Stündchen bei Sonnenlicht ihrer Muße und 
Erholung nachgehen dürfen; dann dürften die Reize des Landlebens gegenüber 
den Großſtadtfreuden auch bei vielen Landarbeitern einiges Verſtändnis finden. 

Eine Verkürzung der ſommerlichen Arbeitszeit iſt möglich. Die den 
Arbeitern im Sommer zugemutete Arbeit iſt oftmals ſo ſchwer, daß tat⸗ 
ſächlich die Arbeiter, um bis zum Feierabend durchhalten zu können, haus⸗ 
hälteriſch mit ihrer Kraft umgehen müſſen. Bei verkürzter Arbeitszeit könnten 
ſie allemal dasſelbe Penſum von Arbeit leiſten. Wenn es gilt, die Ernte 
einzubringen, und ſchlechtes Wetter droht, dann werden auch die Arbeiter 
bereit fein, Überftunden zu leiſten. Dieſe Überſtunden müßten aber extra be⸗ 
zahlt werden, damit die Beſitzer nicht grundlos davon Gebrauch machen. 

Aber auch in manches andere Gebiet wird die gewerkſchaftliche Tätigkeit 
der Landarbeiter hinüberſpielen dürfen. 

Da iſt zum Beiſpiel das Wohnungsweſen, das vielfach der Kontrolle 
der Gewerkſchaften bedarf, da iſt eventuell für die Arbeiter, die doch für das 
ganze Jahr Tag für Tag ihre Arbeitskraft vermietet haben, ein gewiſſer 
Urlaub, mag er auch in die Winterszeit fallen, zu erkämpfen. Namentlich 
die Pferdeknechte und Viehfütterer, die nicht einmal die Feiertage und Sonn⸗ 
tage für ſich haben, dürften ſich für die Erringung einiger Urlaubstage ſehr 
dankbar zeigen. Das Arzte⸗ und Apothekenweſen wird jetzt vielleicht geregelt 
werden, momentan liegt es jedoch vielfach noch ſehr im argen. 7 

Ein Hauptfeld der gewerkſchaftlichen Tätigkeit liegt aber auf dem Gebiet 
der Frauen- und Kinderarbeit. Da gilt es, die Bedürfniſſe der ländlichen 
Arbeiter in Brennpunkten zuſammenzufaſſen und den geſetzgebenden Körper⸗ 
ſchaften einzuheizen. 

Wenn Herr Geheimrat Kapp in ſeiner Schrift zur Begründung der Seß⸗ 
haftmachung der Landarbeiter, wie wir ſchon erwähnt, das Einkommen einer 
Landarbeiterfamilie in Oſtpreußen auf 1200 bis 1400 Mark einſchätzt, ſo iſt 
das natürlich eine viel zu hohe Ziffer. Immerhin aber dürfte das Einkommen 
der Landarbeiterfamilie alles in allem heute mit dem Verdienſt der un⸗ 
gelernten Arbeiter in den nordöſtlichen Städten Preußens bald in Wettbewerb 
treten. Allerdings nur, wenn wir das Einkommen der ländlichen Arbeiter⸗ 
familie in Betracht ziehen. 

Der geſamte feſte Jahreslohn, der ſich zuſammenſetzt aus Wohnung, Deputat, 
Naturalien und Bargeld, gilt jedoch nicht für den Mann allein; ſondern für 
dieſen Lohn verpflichtet ſich auch die Frau des Arbeiters ſelbſt reſpektive durch 
Vertretung, für einen ſehr geringen Taglohn auf Verlangen des Beſitzers in 
Arbeit zu kommen. 

Aufgabe der Landarbeiterorganiſation dürfte es ſein, die Frau aus dieſem 
Verhältnis zu löſen. Der Beſitzer, der namentlich im Sommer die Arbeiter⸗ 
frau als Hilfskraft notwendig braucht, mag ihr dann einen Taglohn bewilligen, 
wie er ihn einer fremden Arbeitskraft geben würde. 

Durchführung eines ausgiebigen Wöchnerinnenſchutzes, ſowie Befreiung der 
Schwangeren von allen ſchädlichen und gefahrbringenden Arbeiten wäre durch⸗ 
aus erforderlich. Ebenſo eine geſetzlich genau geregelte Arbeitszeit der Frauen 
überhaupt. 
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Auch auf dem Gebiete der Kinderarbeit erwachſen den Landarbeiter⸗ 
gewerkſchaften erſprießliche Aufgaben. Da iſt vor allem das Unweſen der Hüte⸗ 
kinder, das noch immer in vollſter Blüte ſteht. Mit dem elften Jahre können 
die Schulkinder, wenn ſie das ſogenannte Hütejungenexamen beſtanden haben, 
einen Erlaubnisſchein zum Hüten bekommen. Die Idioten oder Halbdummen, 
die dieſes Examen nicht beſtehen, müſſen weiter lernen; wahrſcheinlich ſagt man 
ſich, daß die Wiſſenſchaft bei denen keinen Schaden anrichten wird. Die be⸗ 
fähigteren Kinder haben dann im Sommer um ſo mehr Muße, das zu ver⸗ 
geſſen, was ſie im Winter gelernt haben. Wer Gelegenheit hat, mit den Land⸗ 
arbeitern, die dieſe Schule durchgemacht haben, ſpäter zum Beiſpiel brieflich in 
Verbindung zu treten, der ſieht mit Schrecken, daß die Leute eigentlich nicht ein⸗ 
mal ſchreiben können. Von der Orthographie ganz abgeſehen, ſind die meiſten 
kaum imſtande, ihren Gedanken eine ſolche ſchriftliche Faſſung zu geben, daß 
man erſehen kann, was ſie ſagen wollen. Das heißt unſeres Erachtens „nicht 
ſchreiben können“. „Vater unſer“ beten und „Heil dir im Siegerkranz“ ſingen, 
können ſie allerdings. Dieſes Reſultat zu erzielen, ſcheint ja der Zweck der 
ländlichen Volksſchulen zu ſein. 

Welche Gefahren harren ſo eines Hüteknaben? Abgeſehen davon, daß 
man dem Kinde das Recht raubt, ſelbſt das ſo „bitter wenige“, was die länd⸗ 
liche Volksſchule bietet, fürs Leben zu lernen, abgeſehen davon, daß man ihn 
betrügt um das vornehmlichſte Recht der Jugend, in den ſchulfreien Stunden 
mit den Altersgenoſſen zu ſpielen, wird durch das Hüteweſen oft der Keim 
gelegt zur Zerrüttung von Leib und Seele. 

Kalte Regenſchauer, die niedergehen, durchnäſſen den Jungen oft bis zur 
Haut, der Wind muß die Kleider des frierenden Knaben am Körper trocknen. 
Man halte dagegen, welch ein Aufhebens gemacht wird, wenn die Rangen der 
Beſitzenden ſich einmal naſſe Füße geholt haben. Starke Gewitter, die doch 
häufig genug toben, welche Seelenangſt mögen ſie dem einſam auf weitem 
Felde weilenden Jungen verurſachen. Wie werden dagegen die Kinder der 
Beſitzenden vor Angſt und Aufregung behütet! Rheumatismus und Lungen⸗ 
krankheiten ſind die Folge der ewigen Erkältungen bei den Hüteknaben. Wie 
ſehr ſind nun auch die Jungen der Gefahr einer Verwahrloſung und Ver⸗ 
rohung ausgeſetzt. Hinterher wundern ſich noch unſere Gutsbeſitzer über hier 
und da vorkommende Fälle roher Behandlung der den Arbeitern anvertrauten 
Tiere. Das Hütekinderunweſen jedenfalls iſt teilweiſe der Schlüſſel zur Er⸗ 
klärung, warum auf dem Lande die Roheitsvergehen prozentualiter höher ſind 
als in den Städten. 

Können die Kinder ſich zum Hüten wenigſtens da vermieten, wo ihre 
Eltern in Arbeit ſtehen, dann haben ſie doch noch einen gewiſſen Rückhalt. 
Müſſen ſie aber anderwärts Stellung nehmen, dann erwächſt den Jungen 
nur zu leicht geradezu eine Hölle. Die Hütejungenſtellen bei den Bauern ſind oft 
die allerſchlimmſten. Da dient ſo ein Junge vielfach als „Mädchen für alles“. 
Jede Arbeit wird ihm, der ſich nicht wehren kann, auf den kleinen Rücken ge⸗ 
packt und ſicherlich oft die Wurzel zu Siechtum und ſpäterem Gebrechen gelegt. 

Alſo dafür zu ſorgen, daß ein ſtriktes und ausnahmsloſes Verbot der 
Beurlaubung der Kinder aus der Schule zwecks Arbeitsleiſtung erfolgt, wird 
Aufgabe der Gewerkſchaften ſein. Ebenſo das Verbot ungeeigneter Arbeit für 
Kinder und ſchließlich Einſchränkung oder Verbot der Kinderarbeit überhaupt 
auch in den ſchulfreien Stunden. 
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Vor allem allerdings wird es auch nötig ſein, erſt die Eltern gründlich 
über die Schädlichkeit der Kinderarbeit aufzuklären; da dürften die Gewerk⸗ 
ſchaften noch ſchwere Arbeit haben. 

Von weiteren allgemeinen Forderungen, die die Landarbeiterorganiſationen 
zu ſtellen haben werden, ſtehen ſelbſtverſtändlich das Verlangen nach völlig 
freiem Koalitionsrecht ſowie Aufhebung der Geſindeordnung obenan. 

Ein ſehr wichtiges Gebiet wollen wir ebenfalls nicht unerwähnt laſſen, 
das iſt die Frage des Rechtsſchutzes und der Rechtsbelehrung für die Land⸗ 
arbeiter. Wer die Zuſtände auf dem Lande kennt, weiß, ein wie weites 
und dankbares Feld ihrer Tätigkeit da die Landarbeitergewerkſchaften finden 
werden. 

An Arbeit wird es den Gewerkſchaften auf dem Lande nimmer fehlen. 
Wenn ſie nur erſt mal da wären und mit ihrer Arbeit begonnen hätten, dann 
werden immer neue und größere Aufgaben an ſie herantreten. 

Haben wir erſt einmal eine große Landarbeitergewerkſchaft geſchaffen, die die 
Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen auf dem Lande einer gründlichen Ummodlung 
und Moderniſierung unterzogen hat, ſo wäre es ſehr wohl möglich, daß dann 
die Landflucht der Arbeiter allmählich nachläßt; denn in den Arbeiterorgani⸗ 
ſationen kommt doch am richtigſten das Sehnen und Wünſchen der Mitglieder 
zum Ausdruck. Können nun die Gewerkſchaften die Arbeiterwünſche erfüllen, 
können ſie all das, was die Arbeiter bislang unzufrieden mit ihrer Lage auf 
dem Lande machte und in die Städte trieb, durch ihre Tätigkeit abſtellen, 
warum ſollte dann nicht die Hoffnung vorhanden ſein, einen Stamm von 
Landarbeitern dauernd auf dem Lande zu erhalten? Selbſtredend werden nie⸗ 
mals ſo viel Arbeiter auf dem Lande ſein können, daß die Beſitzer ohne er⸗ 
höhte Anwendung von Maſchinen völlig genügend Arbeitskräfte in der Ernte⸗ 
zeit zur Verfügung haben. Das liegt daran, daß die Landwirtſchaft im Winter 
nur einer beſchränkten Anzahl von Leuten Beſchäftigung gewähren kann. Doch 
es ſcheint, daß auch unſere Landwirtſchaft im Oſten jetzt kräftig in das 
Maſchinenzeitalter hineintritt. 

Vielleicht wird aber auch die Landarbeitergewerkſchaft an der vorhandenen 
Landflucht nichts ändern, und ſind die ländlichen Arbeiterzuſtände Sachſens 
vorbildlich für das Werden im übrigen Deutſchland? Wer will dieſe Fragen 
heute entſcheiden? 

Im letzten Abſatz ſeines Artikels beklagt ſich Genoſſe Schulz, daß die 
böſen Kataſtrophentheoretiker mit ihrer ſtarren Schablone der nach Umſetzung 
ihrer Kraft in fruchtbare Taten dürſtenden ſozialiſtiſchen Bewegung eine nur 
in Reden und Artikeln revolutionäre Demonſtrationspolitik entgegenſetzen. 

Alſo Saul auch unter den Propheten! 

Glauben Sie denn, werter Genoſſe, daß nicht alle Sozialdemokraten, 
Radikale wie Reviſioniſten, auch ſo ſchnell wie möglich die Erfolge ihrer 
Tätigkeit ſehen, daß ſie alle ſo ſchnell wie möglich die Früchte für ihre Mühe 
und emſige Arbeit einheimſen möchten? Aber weil uns alle dieſer brennende 
Wunſch beſeelt, müſſen wir um ſo mehr achtgeben, daß wir die Pflaumen 
nicht unreif von den Bäumen ſchütteln. 

Sie wiſſen, werter Genoſſe, wenn auf einem Gute das Reifen der Kar⸗ 
toffeln naht, dann finden ſich immer unter den Leuten einzelne, denen ſchon 
gar zu ſehr nach den friſchen Kartoffeln leckert, die vorzeitig ſich an das Aus⸗ 
nehmen machen. Sie denken dann, ſie hätten den Kartoffelſchatz geborgen, 
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und wenn fie eine Weile fpäter den Schaden beſehen, dann iſt ihnen der 
Schatz zerronnen, ſtatt der wohlſchmeckenden Kartoffel finden ſie eine faulige 
Maſſe im Keller. 

Anders die Vorſichtigen, die die richtige Zeit abzuwarten verſtehen. Die 
werden den Lohn für ihre Mühen auch genießen können. 

Als ob die Partei ſozuſagen von dem Tage ihrer Gründung an nicht den 
allergrößten Segen für die Arbeiter gebracht und nicht gewaltige poſitive Er⸗ 
folge aufzuweiſen gehabt hätte! | 

Die immer gewaltiger und drohender anſchwellende Sozialdemokratie gleicht 
gewiſſermaßen einem Kapital, das für die Arbeiterklaſſe entſprechende Zinſen 
abwirft. Dieſes Kapital wird um ſo nutzbringender angelegt und verzinſt ſich 
um ſo höher, je größer es durch Zuſtrömen der Maſſe wird, bis dereinſt mit 
dieſem Kapital, um im Bilde zu bleiben, die ganze alte Geſellſchaft aus⸗ 
gekauft wird. 

Wer mit Gewalt Erfolge erzielen will, wer durch Verſöhnen mit beſtehenden 
Zuſtänden oder durch Annäherung an bürgerliche Parteien und Kompromiſſe 
mit ihnen vorzeitige Früchte pflücken will, der gleicht dem Kapitaliſten, der 
in ſelbſtſüchtiger Weiſe ſein Geld nicht weitblickend anlegt, ſondern vom Kapital 
herrlich und in Freuden lebt und ſeinen Kindern und Kindeskindern Jammer 
und Elend für alle Zeiten hinterlaſſen wird. 

Nicht erſtrebt oder erwartet die Sozialdemokratie tatenlos kommende Kata⸗ 
ſtrophen, ſondern wir wiſſen, es liegt im Weſen der Dinge begründet, daß 
ſie ſich über kurz oder lang ins rechte Gleichgewicht bringen müſſen. 8 


Die Spaltung in der holländiſchen Sozialdemokratie. 
Von Henriette Roland-Holſt. ö 


Die ſozialdemokratiſchen Parteien des Auslandes werden zweifellos mit Be⸗ 
trübnis von der in der holländiſchen Sozialdemokratie bevorſtehenden Spaltung 
erfahren haben. Daß auch in unſerer Partei tiefgehende Meinungsunter⸗ 
ſchiede in bezug auf die Taktik beſtanden, war für niemand ein Geheimnis, 
jedoch ſie waren nicht größer als jene, welche ebenfalls in mancher unſerer 
Bruderparteien ſchon lange beſtehen, ohne daß es deshalb zur Spaltung 
kommt. 5 

Sagen wir es gleich hier: es ſind nicht die Meinungsverſchiedenheiten an 
ſich, es iſt die Unterdrückung der Meinungsfreiheit, und dies nicht ſowohl auf 
direktem als auf indirektem Wege, durch Diskreditierung der marxiſtiſchen 
Kritik ſeitens der reviſioniſtiſchen Mehrheit, welche der eigentliche Grund der 
Spaltung iſt. Dieſes Unterdrücken der Kritik oder richtiger, dies ununter⸗ 
brochene Beſtreben, die marxiſtiſche Kritik zu diskreditieren, iſt ſeinerſeits 
wieder darin begründet, daß in der holländiſchen Sozialdemokratie der Ideo⸗ 
logie und den Intereſſen der kleinbürgerlichen und kleinbäuerlichen Elemente 
ſowie der kleinbürgerlich denkenden Arbeiter, beſonders in den letzten Jahren, 
allzuviel Rechnung getragen wurde. Jene Anſchauungen und Intereſſen kolli⸗ 
dierten natürlich mit der Propaganda der Marxiſten und der von ihnen be⸗ 
fürworteten Taktik. Der an ſich zweifellos berechtigte Wunſch, die Partei ſo 
ſchnell wie möglich zu einem ſtarken politiſchen Machtfaktor zu machen, brachte 
unſere reviſioniſtiſchen Führer und unſere parlamentariſche Fraktion dazu, die 
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Taktik der Partei immer mehr auf die Bedürfniſſe und die Ideologie jener 
halbproletariſchen Schichten zuſchneiden zu wollen. Dadurch wieder bekam 
die Partei für dieſe Schichten immer größere Anziehungskraft, während da— 
gegen ihr Wachstum innerhalb der eigentlich proletariſchen Maſſe immer 
mehr unterbunden wurde. Zwar wuchs ſie, aber faſt nur auf dem flachen 
Lande jowie in kleineren Ortſchaften; in den Großſtädten wie Amſterdam und 
Rotterdam iſt ſchon ſeit einigen Jahren faſt völliger Stillſtand eingetreten. 
Und infolge dieſer wenig erfreulichen Entwicklung bekamen dann natürlich 
die kleinbürgerlichen und kleinbäuerlichen Elemente mit ihren Geſinnungs⸗ 
genoſſen im allgemeinen immer mehr freie Hand. So iſt die Partei in 
einen circulus vitiosus hineingeraten, aus dem ein guter Ausweg ſich ſchwer 
finden läßt! 

Wir brauchen in der Darſtellung der Begebenheiten, die zur jetzigen Kata⸗ 
ſtrophe führten, nicht weit zurückzugreifen, da die Parteikämpfe der ver⸗ 
gangenen Jahre ſchon wiederholt in den Spalten der „Neuen Zeit“ aus⸗ 
einandergeſetzt wurden. Auf dem Parteitag von Haarlem 1907 war es unter 
dem Drucke der damals ebenfalls drohenden Spaltung zu einer Art Ver⸗ 
ſöhnung gekommen, die faktiſch das Ende des Kampfes der ſogenannten 
Gruppe der „Nieuwe Tijd“ als einer mehr oder weniger geſchloſſenen Oppo— 
ſition um die marxiſtiſche Taktik bedeutete. Es fällt mir nicht ein, zu leugnen, 
daß damals eine gewiſſe Kampfesmüdigkeit, eine gewiſſe Mutloſigkeit unter 
jenen wenigen Genoſſen eingeriſſen war, die ſeit Jahren unter ſchwierigen 
Umſtänden und augenſcheinlich ohne viel Erfolg den Kampf gegen den Revi⸗ 
ſionismus führten. 

Jedoch es zeigte ſich, daß ihre Anſtrengungen nicht vergebens geweſen 
waren. Ihr Auftreten hatte neue Anhänger für den Marxismus gewonnen, 
junge, feurige Elemente, und dieſe erklärten jetzt, den Kampf wider den 
Reviſionismus fortſetzen zu wollen. So kam es ſchon bald nach dem Haar⸗ 
lemer Parteitag zur Gründung eines neuen marxiſtiſchen Wochenblatts, der 
„Tribüne“, unter der Redaktion der Genoſſen Wijnkoop, Ceton und van 
Navefteijn. 

Die Gründung dieſes Wochenblatts, das ſich direkt an die Arbeiter 
wendete und ſelbſtverſtändlich den Gegenſatz zu „Het Volk“, dem reviſio⸗ 
niſtiſchen Zentralorgan, immer wieder ſcharf betonte, brachte unleugbar in 
gewiſſer Hinſicht die Gefahr einer Spaltung näher. Jedoch ſoll damit nicht 
geſagt werden, daß durch die Errichtung der „Tribüne“ die Spaltung un⸗ 
vermeidlich wurde. Im Gegenteil: wenn es der „Tribüne“ gelungen wäre, 
bald einen ziemlich ſtarken Anhang um ſich zu ſammeln, der den reviſio⸗ 
niſtiſchen Elementen einigermaßen die Wage gehalten hätte, ſo wäre damit 
die Gefahr der Spaltung im Gegenteil ſehr vermindert worden. Jedoch ſo 
günſtig waren die Umſtände uns nicht. 

Die Redaktion der „Tribüne“ hat ſich ſeit der Gründung des Blattes im 
Herbſt 1907 bis heute um die Sache des Marxismus in Holland ſehr ver⸗ 
dient gemacht. Wenn Genoſſe van der Goes von jenem Blatte in ſeiner 
Rede auf dem Parteitag zu Deventer erklärte, ihre Nummern bildeten im 
großen und ganzen die beſte Sammlung von agitatoriſchen Schriften, die 
innerhalb der Partei noch erſchienen ſei, ſo traf er mit dieſen lobenden 
Worten unſeres Erachtens den Nagel auf den Kopf. Von den Artikeln des 
Genoſſen van Raveſteijn in der „Tribüne“ über ausländiſche Politik gehören 
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viele zum Beſten, was die Parteipreſſe auf dieſem Gebiet überhaupt auf⸗ 
zuweiſen hat; mancher vortreffliche Artikel des Genoſſen Pannekoek erſchien 
in ihren Spalten, ebenſo die auch den deutſchen Leſern bald zugehende Bro⸗ 
ſchüre des Genoſſen Gorter über den hiſtoriſchen Materialismus, welche dies 
ſchwierige Thema mit vorzüglicher Klarheit behandelt. Die Redaktion führte 
den Kampf für den Marxismus mit der ganzen feurigen Entſchloſſenheit und 
Rückſichtsloſigkeit der Jugend, zwar ſcharf, manchmal vielleicht etwas über 
ſcharf, jedoch immer ſachlich. Und ſiehe, es gelang ihr, was den mehr theo⸗ 
retiſch ſchreibenden Marxiſten der „Nieuwe Tijd* nicht gelungen war: einen 
Teil der in der Partei organiſierten Arbeiter unter die Fahne des Marxismus 
zu ſammeln, ihnen den Unterſchied zwiſchen der Taktik des ſcharfen Klaſſen⸗ 
kampfes ohne Vertuſchungen und Konzeſſionen, wie ihn die Minderheit ver⸗ 
ſteht, und der mehr reviſioniſtiſchen Taktik der Mehrheit unſerer Partei klar⸗ 
zumachen. Die Zahl der Abonnenten der „Tribüne“ vermehrte ſich; bis zum 
Deventer Parteitag hatte ſie deren über 1000 gewonnen; durch ihre Tätigkeit 
machte die Klärung der Anſichten, die Organiſation des Marxismus wenn 
auch keine ſchnellen, ſo doch unaufhaltſame Fortſchritte. 

Jedoch es lag in der Natur der Dinge, daß die Organiſation des Marxismus 
als einer ſchroffen und halbunterdrückten Oppoſition ſich nicht vollziehen konnte, 
ohne eine gewiſſe Desorganiſation der Partei mit ſich zu bringen. Wir ver⸗ 
ſtehen hier unter „Desorganiſation der Partei“ das Folgende: Die „Tribüne“ 
ſchrieb für Proletarier, wollte dieſe für den Marxismus gewinnen; ſo war ſie 
gezwungen, die Unterſchiede in den Anſchauungen und in der Taktik zwiſchen 
Marxismus und Opportunismus ſo ſcharf wie möglich hervorzuheben, ſo klar 
und deutlich wie möglich auszudrücken, bis in ihre äußerſten Konſequenzen zu 
verfolgen. Da das Blatt in Oppoſition zu den führenden Organen der Partei 
gegründet war — beſonders zum Zentralorgan und zur Kammerfraktion —, 
mußte es geneigt ſein, alles, was ihm vom marxiſtiſchen Standpunkt in den 
Handlungen dieſer Organe falſch und verkehrt vorkam, unerbittlich zu kriti⸗ 
ſieren, ohne dabei irgend einen anderen Geſichtspunkt zu berückſichtigen, als 
den Unterſchied zwiſchen marxiſtiſchen und opportuniſtiſchen Anſchauungen 
recht deutlich hervortreten zu laſſen. Sie fragte ſich in der Hitze des Gefechts 
nicht immer, ob das Anſehen zum Beiſpiel der Kammerfraktion vielleicht ge⸗ 
ſchädigt würde, wenn dieſe des öfteren ſcharf angegriffen und ihr vorgeworfen 
wurde, entweder rückſtändigen Arbeiterſchichten Konzeſſionen zu machen, oder 
aber ſich der bürgerlichen Demokratie zu nähern. Dieſes Anſehen der Kammer⸗ 
fraktion erſchien aber der Mehrheit gleichbedeutend mit dem Anſehen der Partei 
und der Sache des Proletariats. Nochmals: Wir machen den „Tribüne“: 
Redakteuren dieſe ihre Taktik nicht zum Vorwurf; wir erklären ſie nur, wie 
wir die Taktik der Mehrheit aus den ökonomiſch⸗ſozialen Verhältniſſen unſeres 
Landes erklärten. Die Haltung der „Tribüne“ war ſozialpſychologiſch in 
den Umſtänden begründet, die zur Errichtung dieſes Blattes führten; ſie war 
dabei noch individuell pſychologiſch begründet in der Tatſache, das ge⸗ 
wiſſe Umſtände, wie das Sich⸗zurückziehen der älteren Marxiſten, gerade jene 
Genoſſen vor die Front bringen mußte, die ſich durch den unerſchütterlichen 
Wagemut der Jugend auszeichneten. Die „Tribüne“ ſowie ihre Redakteure 
hatten eben wie jedes Ding in der Welt die Fehler ihrer Tugenden. 

Dies alles erklärt es, daß ſeit der Gründung der „Tribüne“ der „Kampf 
der Richtungen“ in unſerer Partei immer ſchroffere Formen annahm; daß 
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Genoſſe Troelſtra, der anfänglich verſucht hatte, eine mittlere Stelle einzu⸗ 
nehmen und auch in Holland den „Integralismus“ zu begründen, jetzt immer 
entſchiedener zur „äußerſten Rechten“ abſchwenkte und ſich auf die von den 
Genoſſen Vliegen und Schaper vertretene Richtung, auf die äußerſte Rechte, 
ſtützte. Es erklärt auch, daß für die große Mehrheit der Parteimitglieder, 
welche die Anſchauungen des Marxismus nur in der gänzlich entſtellten Wieder⸗ 
gabe kannten, wie ſie von den faſt die geſamte Parteipreſſe beherrſchenden 
reviſioniſtiſchen Genoſſen geliefert wurde, dieſer „Marxismus“ immer mehr 
gleichbedeutend wurde mit „grundloſer, gehäſſiger und ſyſtematiſcher“ Herunter⸗ 
ſetzung des Zentralorgans, der Parlamentsfraktion“ uſw. 

Schon auf dem Parteitag von 1908 kam es infolgedeſſen in der „Tribüne“ 
zu ſcharfen Auseinanderſetzungen zwiſchen Mehrheit und Minderheit. 

Jedoch die Marxiſten ſchloſſen ſich feſt zuſammen und errangen den Er- 
folg, daß die Reviſioniſten nicht wagten, die Aufhebung der „Tribüne“ zu 
fordern. Durch dieſen Erfolg ſchien die Stellung des Marxismus befeſtigt; 
in Übereinſtimmung damit wurde die Schreibweiſe der „Tribüne“ kühner; die 
anfängliche Zurückhaltung, die ſie ſich in den erſten Monaten auferlegt hatte, 
machte einem entſchloſſeneren Vorgehen Platz. Der Einfluß des Marxismus unter 
den Arbeitern war zweifellos im Wachſen begriffen; gerade dieſe Tatſache 
jedoch reizte die äußerſten Reviſioniſten aufs höchſte und beſchwor die Kata⸗ 
ſtrophe herauf: die „Tribüne“ mußte zum Schweigen gebracht werden, ehe ſie 
zu einer wirklichen Macht in der Partei heranreifte. Eine Fehler der „Tribüne“ 
— das Erſcheinen einiger Artikel, die von Gehäſſigkeit nicht frei waren, fo- 
wie eine an ſich vollkommen berechtigte, jedoch ungeſchickte Kritik einer parla⸗ 
mentariſchen Rede Troelſtras über die Arbeitsloſigkeit — boten dazu den er⸗ 
wünſchten Anlaß. Die in dieſen Artikeln angegriffenen Genoſſen, vor allem 
Troelſtra und Spiekman, Mitglied des Stadtrates zu Rotterdam, begannen 
bald darauf im Zentralorgan eine Kampagne für den Ausſchluß der „Tribüne“⸗ 
Redakteure, oder wenigſtens die Aufhebung ihres Blattes. Die Frage eines 
außerordentlichen Parteitags wurde aufgeworfen. Da nahm der Parteivorſtand 
die Sache in die Hand und forderte von den drei Genoſſen, welche die 
„Tribüne“ herausgaben, das Verſprechen, ſich künftig gehäſſiger oder über⸗ 
ſcharfer Angriffe zu enthalten und ihre Kritik im Rahmen der zu Utrecht 
und Haarlem angenommenen Parteibeſchlüſſe zu äußern. Das Verſprechen 
wurde gegeben; das vernünftige und beruhigende Eingreifen der Mehrheit 
des Parteivorſtandes ſchien noch einmal die Gefahr der Spaltung beſchworen 
zu haben.“ 

Da erklärten die Mitglieder des Vorſtandes Schaper und Helsdingen, die 
zu den rückſichtsloſeſten Gegnern der „Tribüne“ und zu den Befürwortern 
eines außerordentlichen Parteitags gehörten, nach dieſem Vorgehen des Partei⸗ 
vorſtandes ihm nicht länger angehören zu können. Sie reichten ihre Demiſſion 
ein.“ Unter dieſen Umſtänden konnte der Vorſtand nicht anders handeln, als 
die Frage des außerordentlichen Parteitags der Urabſtimmung zu unterbreiten: 
nun ergab ſich eine anſehnliche Mehrheit dafür. | 


1 So hieß es in der 1906 zu Utrecht angenommenen Reſolution gegen die Marxiſten. 

2 Die Genoſſen Vliegen und Spiekman, beide Reviſioniſten, ſowie der Parteiſekretär 
Kuykhoff gingen in dieſer Sache mit den Marxiſten Wiebaut und Mendels zuſammen. 

3 Beide wurden bald nachher mit großer Mehrheit wiedergewählt. 
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So nahm die Entwicklung der Dinge ihren weiteren verhängnisvollen Lauf. 
Bis jetzt ſchien es, daß, wenn es zur direkten Ausſchließung der „Tribüne“⸗ 
Redakteure oder zur Forderung der Aufhebung ihres Blattes, alſo zur in⸗ 
direkten Ausſchließung, käme, dies zum Austreten der ganzen marxiſtiſchen 
Gruppe führen würde. Schon hatten faſt alle irgendwie hervorrragend tätigen 
marxiſtiſchen Genoſſen ſich auf eine gemeinſame Aktion geeinigt und ein ge⸗ 
meinſames Manifeſt aufgeſtellt, worin ſie, im Falle irgend einer Gewalt⸗ 
maßregel gegen die „Tribüne“, entweder ihren Austritt aus der Partei oder 
ihren Rücktritt von allen Parteifunktionen, mit Ausnahme der eigentlichen 
Agitation, in Ausſicht ſtellten. Da lud der Parteivorſtand, im Einvernehmen 
mit dem Genoſſen Troelſtra, Ende Januar die bekannteſten reviſioniſtiſchen 
wie marriſtiſchen Agitatoren zu einer Konferenz in Amſterdam ein. Der Zweck 
dieſer Konferenz war: Wege und Mittel zu finden, die gefährdete Einigkeit 
der Partei aufrechtzuerhalten. Dies iſt jener Konferenz nicht gelungen; leider 
war jedoch ihr Reſultat die Zerſtörung der Einigkeit der marxiſtiſchen Gruppe 
wegen der unter den jetzigen Umſtänden gebotenen Taktik. Es wurde nämlich 
auf dieſer Konferenz von der Redaktion des Zentralorgans der Vorſchlag 
gemacht, die Partei ſolle als einen letzten Verſuch, der marxiſtiſchen Gruppe 
die Tätigkeit in der Partei möglich zu machen, künftig ein populärwiſſenſchaft⸗ 
liches Wochenblatt unter marxiſtiſcher Redaktion herausgeben, das dem Zentral⸗ 
organ als Beilage zugefügt werden ſolle; die „Tribüne“ müſſe dann ſelbſt⸗ 
verſtändlich aufgehoben werden. 8 

Dieſer Vorſchlag führte ſogleich zu Meinungsverſchiedenheiten der Marxiſten 
untereinander, und bis zum außerordentlichen Parteitag gelang es ihnen 
nicht wieder, ſich auf eine gemeinſame Aktion zu einigen. Die einen ſahen 
in jenem Plane des neuen Blattes nur eine Falle, der auszuweichen 
war; ſie wieſen nicht mit Unrecht darauf hin, wie die reviſioniſtiſche Mehr⸗ 
heit ſeit Jahren alles getan hatte, was in ihrer Macht lag, um die 
marxiſtiſche Kritik zu hemmen und zu diskreditieren: wie könnte das neue 
Wochenblatt unter dieſen Umſtänden etwas anderes ſein als ein totgeborenes 
Kind? Vielleicht würde man ihm erlauben, die Prinzipien des wiſſenſchaft⸗ 
lichen Marxismus zu erklären, ſobald es aber zur Anwendung dieſer Prin⸗ 
zipien auf die Tagespolitik käme und die Anſchauungen der Minderheit mit 
denjenigen der Mehrheit wieder in Konflikt gerieten, würde das Blatt zum 
Schweigen verdammt ſein. Jedoch anderen unter den Marxiſten, wenn ſie 
auch die Möglichkeit einer ſolchen Entwicklung der Dinge nicht leugneten, 
ſchien es dennoch geboten, mit dem neuen Wochenblatt einen Verſuch zu 
machen. Gerade weil die Spaltung immer unvermeidlicher zu werden ſchien, 
hielten ſie es für ihre Pflicht, dieſen letzten Verſuch der Verſtändigung nicht 
abzulehnen, damit ſie, wenn auch dieſer ſich als unbrauchbar erwieſe, die 
Spaltung zu verhüten, vor ihrem Gewiſſen und vor dem Proletariat bezeugen 
konnten, daß ſie alles verſucht hätten, das Verhängnis zu beſchwören. 

Die neue Lage der Dinge brachte für jeden der Marxiſten einen furcht⸗ 
baren inneren Kampf. Zwei große Prinzipien hielten ſich die Wage, beide 
waren jedem von uns in gleicher Weiſe wichtig und teuer, und dennoch 
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mußte zwiſchen beiden gewählt werden. Auf der einen Seite ſtand die 
Einigkeit des Proletariats: dieſe zu verletzen, die in Holland ſo mühſam 
aufgebaute ſozialdemokratiſche Organiſation zu ſprengen, erſchien als etwas 
Schreckliches, Ungeheuerliches. Die Redlichkeit gebot, alles mögliche zu tun, 
alles, was der Selbſtachtung nicht widerſprach, zu verſuchen, um dies Un⸗ 
geheuerliche abzuwenden. Aber auf der anderen Seite ſtanden die Freiheit 
der Propaganda des Marxismus und die Demokratie. War eine Partei noch 
imſtande, den Maſſen den Sozialismus zu bringen, die immer mehr zur revi⸗ 
ſioniſtiſchen Taktik neigte und die ſich nun auch anſchickte, das erſte Prinzip 
der Demokratie zu ſchänden, zu zeigen, daß ſie die freie Kritik innerhalb ihrer 
Reihen nicht dulden wollte? War dieſe Partei nicht ſchon im Begriff, zu einem 
Hindernis für den Sozialismus zu werden? War es nicht eine Schwäche, 
nicht eine Überſchätzung der Form, noch an ihr feſtzuhalten? War es nicht 
notwendig, fie zu verlaſſen? . 

So ſchwankte die Wage wohl für jeden von uns, und woraus die indi⸗ 
viduellen Entſcheidungen hervorgingen, das waren eben die feinen, individuellen 
Unterſchiede, begründet im Temperament, im Charakter, in der augenblicklichen 
Stellung jedes einzelnen. Denn eben ſolche individuelle Unterſchiede ſind es 
ja gerade, die dort entſcheiden, wo faſt gleich ſchwere Dinge einander die 
Wage halten und in der Seele jedes einzelnen um den Vorrang ringen. 


Mit der traurigen Spaltung unter den Marxiſten war das Ergebnis des 
Parteitags im voraus beſtimmt: die Mehrheit hatte gewonnenes Spiel. Denn 
daß jener außerordentliche Parteitag geneigt ſein würde, ganz im Sinne der 
Scharfmacher gegen die „Tribüne“⸗Redakteure zu handeln, das wußten wir 
Marxiſten zum voraus. Alle Warnungen, Vorſtellungen und Bitten, die wir 
im Namen des ſozialdemokratiſchen Prinzips der freien Meinungsäußerung 
an den Parteitag richteten, prallten ab wie an einem Panzer, an dem Haſſe 
wider jene Karikatur des Marxismus, die unſere reviſioniſtiſchen Genoſſen in 
die Maſſen der organiſierten Arbeiter getragen haben. Nachdem der Parteitag 
ſich mit überwältigender Mehrheit (nur 4 Stimmen erklärten ſich dagegen) für 
die Gründung des neuen Wochenblatts ausgeſprochen hatte, folgte die Annahme 
des zweiten Punktes der Reſolution, der ſich für das Eingehen der „Tribüne“ 
ausſprach, mit allen gegen 9, und endlich die Ausſchließung der „Tribüne“⸗ 
Redakteure mit 209 gegen 88 Stimmen bei 19 Stimmenenthaltungen. Mit 
dieſer Entſcheidung war die Spaltung zur unabwendbaren Tatſache geworden. 

Es bleibt uns noch übrig, kurz anzugeben, wie es jetzt mit den Ausſichten 
des Marxismus innerhalb und außerhalb der Partei ſteht. Vor allem muß 
man wohl im Auge behalten, daß wir, die in der Partei verbliebenen Marxiſten, 
dies keineswegs deshalb taten, weil wir mit der Taktik des Klaſſenkampfes, 
wie die „Tribüne“ ihn befürwortet, nicht länger einverſtanden ſind. Nach wie 
vor ſtehen wir im großen und ganzen auf dem Boden dieſer Taktik — Differenzen 
in einzelnen Punkten können ſelbſtverſtändlich vorkommen, wie ſie auch früher 
innerhalb der „Nieuwe Tijd“ -Gruppe vorgekommen ſind —, nach wie vor 
erklären wir uns mit jener Taktik ſolidariſch. Wir ſind ja nur in der alten 
Partei geblieben, weil es uns noch nicht ganz ausſichtslos vorkam, eben für 
die marxiſtiſche Taktik unter den 10000 in der Sozialdemokratie organiſierten 
Genoſſen zu wirken. Wie es in Wahrheit um das neue Blatt beſtellt ſein 
wird, das die Mehrheit uns jetzt anbietet, kann nur die Erfahrung lehren; 
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ſelbſtverſtändlich liegt es keineswegs in unſerer Abſicht, uns auf theoretiſche 
Propaganda zu beſchränken, ſondern wir werden auch die politiſchen und 
ſozialen Kämpfe der Gegenwart im Lichte der marxiſtiſchen Weltanſchauung 
erläutern; in Kleinigkeiten werden wir, wie wir dies auf dem Parteitag aus⸗ 
führten, verſuchen, zu verhüten, daß jede Differenz in die Öffentlichkeit ge⸗ 
tragen wird; gelingt dies nicht, ſo fordern wir unbedingte Freiheit der 
Meinungsäußerung und der Kritik. Den erſten wichtigen Punkt, in dem es 
ſich zeigen wird, ob die Mehrheit geneigt iſt, uns dieſe zu geben, wird unſer 
Verhalten zu der neuen Organiſation der ausgetretenen Genoſſen bilden. Wir 
betrachten die Ausgeſchloſſenen und Ausgetretenen (es mögen ihrer 400 bis 
500 ſein, davon über 150 in Amſterdam) nach wie vor als unſere Geſinnungs⸗ 
genoſſen, als gute Sozialdemokraten, von denen nichts anderes uns trennt, 
als daß ſie in einer einzigen, äußerſt heiklen Sache anders handeln zu müſſen 
glaubten als wir, mit denen aber ſonſt, heute wie geſtern, die Einheit der 
Anſchauungen wie des Willens uns verbindet. Wie ſehr dieſe innerliche Ein⸗ 
heit unter den Marxiſten auch heute eine Tatſache iſt, geht wohl am beſten 
aus dem Umſtand hervor, daß weder während des Parteitags noch nach ihm 
ein einziges ſcharfes oder verletzendes Wort ſeitens der Marxiſten der einen 
Gruppe über jene der anderen gefallen iſt, obgleich ſelbſtverſtändlich beide bis 
zum letzten Augenblick die äußerſten Anſtrengungen machten, die Geſinnungs⸗ 
genoſſen von der Richtigkeit ihrer eigenen Taktik zu überzeugen. | 

Was nun die äußerliche Einheit der marxiſtiſchen Gruppe betrifft, fo 
kann ſie nun auf zwei Wegen wiederhergeſtellt werden. Entweder es gelingt 
den in der Partei zurückgebliebenen Marxiſten, jenes Maß der Freiheit der 
Meinungsäußerung und der Kritik zurückzugewinnen, das zur Propagierung 
unſerer Anſchauungen unerläßlich iſt, und mit Hilfe dieſer Freiheit nach und 
nach die reviſioniſtiſchen Beſtrebungen einzudämmen, einen immer größeren 
Teil der Genoſſen für unſere Taktik zu gewinnen. Damit würden dann die 
Bedingungen aufgehoben werden, die zur Gründung der neuen Partei geführt 
haben, und es ſtünde der Wiederherſtellung der Einigkeit nichts Weſentliches 
mehr im Wege. Vielleicht wird unſere Partei durch manche reviſioniſtiſchen 
Verirrungen hindurch doch ſchließlich wieder dazu gelangen, ſich auf den Boden 
des Marxismus zu ſtellen, ſowie auch die Jaureèsſche Partei dazu gelangt iſt. 
Ob es ſo kommen wird, dies hängt ſelbſtverſtändlich von manchen Umſtänden 
ab, nicht zuletzt von der politiſchen Entwicklung außerhalb unſerer Grenzen. 

Oder aber die Entwicklung kann den entgegengeſetzten Weg einſchlagen. 
Wenn die reviſioniſtiſche Mehrheit auch weiter an der Unterdrückung und Dis⸗ 
kreditierung des Marxismus feſthielte, wenn ſie es auf die Dauer nicht ertragen 
könnte oder wollte, daß die neuerrichtete ſozialdemokratiſche Partei, zu der ſie 
ſelbſt ja im ſcharfen Gegenſatz ſteht, von den Marxiſten innerhalb ihrer eigenen. 
Reihen verteidigt und deren Taktik als die richtige, das Proletariat am ſchnell⸗ 
ſten zum Sieg führende, hervorgehoben wird — wenn damit etwa bei einer 
Anderung des Programms oder der taktiſchen Haltung eine weitere Ab⸗ 
ſchwenkung zum reviſioniſtiſchen Standpunkt Hand in Hand ginge, ſo würden 
auch wir nicht länger in ihr verbleiben können und wären wohl gezwungen, 
uns der neuen Partei anzuſchließen. In dieſem Fall wäre die alte Partei 
für die Sozialdemokratie verloren, und es würde gelten, den ganzen langen 
ſchweren Weg des Aufbaues einer ſozialdemokratiſchen Organiſation noch ein⸗ 
mal durchzumachen. 
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Hoffen wir, daß es zu dieſer zweiten Eventualität nicht kommen und es 
den Bemühungen der Marxiſten dennoch gelingen wird, die Partei auf der 
ſchiefen Ebene der kleinbürgerlichen Politik und der undemokratiſchen Hand- 
lungen zurückzuhalten. Aber wie geſagt, dieſe Möglichkeit hängt nach unſerer 
überzeugung in hohem Grade von der internationalen Entwicklung des Klaſſen⸗ 
kampfes in den nächſten Jahren ab. 


Uterariſche kundſchau. 


Jahrbuch des Zentralverbandes deutſcher Konſumpereine. Sechſter Jahrgang, 
1908. Herausgegeben von dem Generalſekretär des Zentralverbandes deutſcher 
Konſumvereine Heinrich Kaufmann. Zwei Bände, 798 u. 804 Seiten. 9 Mark. 
Hamburg, Verlagsanſtalt des Zentralverbandes deutſcher Konſumvereine von 
Heinrich Kaufmann & Komp., Hamburg. 


Von den zirka 1350 Seiten des vorhergehenden Jahres hat man es nun auf 
1600 gebracht! Wir glauben nicht, daß die immer unheimlicher werdende Stärke 
des Werkes dem im Vorwort ausgeſprochenen Wunſche förderlich iſt, es in immer 
weitere Kreiſe dringen zu laſſen. Die Anlage des Jahrbuchs iſt im weſentlichen 
dieſelbe geblieben, nur die Verteilung des Stoffes wurde etwas anders geordnet. 
Den größten Raum nehmen die Jahresberichte der Unterverbände und des Zentral⸗ 
verbandes, die Berichte über Genoſſenſchaftstag, Verbandstage und Großeinkaufs⸗ 
geſellſchaft ein. Ein faſt allzu reichliches Tabellenwerk bringt alles Wiſſenswerte 
über jeden dem Zentralverband angeſchloſſenen Verein, was beſonders für die 
Konſumvereinspraktiker von Intereſſe ſein dürfte. Im allgemeinen haben wir hier 
eine Sammlung von Material, das im Laufe eines Jahres zum großen Teile be⸗ 
reits in dem Organ des Verbandes, in der „Konſumgenoſſenſchaftlichen Rundſchau“, 
veröffentlicht wurde. Der große Wert liegt eben in der geordneten Aufſpeicherung 
des Materials, wodurch die Überſicht und der praktiſche Gebrauch außerordentlich 
erleichtert werden. Im übrigen gibt das Werk jedoch auch Aufſchluß über die 
Genoſſenſchaftsbewegung im allgemeinen. Allerdings wird manches wiederholt, was 
bereits in früheren Jahrgängen zu leſen war. Das könnte wohl vermieden werden, 
ſoweit es ſich nicht um orientierende Angaben über Veränderungen und Fortſchritte 
der Bewegung handelt. 

Wir haben früher bemängelt, daß weitſchweifige theoretiſche und polemiſche 
Erörterungen nicht in ein derartiges Werk gehören, weil das den Wert und den 
Charakter eines Handbuchs beeinträchtigt. Der Herausgeber iſt nicht davon ab⸗ 
gekommen. In der „Konſumgenoſſenſchaftlichen Rundſchau“ wurde das in einer 
Beſprechung des Jahrbuchs damit begründet, daß das Werk auch an Gelehrte uſw. 
gegeben werde. Wir möchten demgegenüber bemerken, daß es in erſter Linie und 
hauptſächlich doch für die eigentliche Genoſſenſchaftswelt beſtimmt iſt. Inzwiſchen 
haben ſich übrigens auch andere unſerer Kritik angeſchloſſen. Vielleicht kommt der 
Herausgeber doch noch zu der Überzeugung, daß ſchon aus Raumgründen dieſer 
Teil beſſer wegfällt. | 

Vorläufig ift darauf freilich noch wenig Hoffnung, denn der Autor jagt gleich 
am Beginn ſeiner Ausführungen, daß er es dauernd für ſeine Aufgabe hält, „an 
dieſer Stelle“ der Genoſſenſchaftstheorie feine Aufmerkſamkeit zu ſchenken, deshalb 
ſei er etwas näher darauf eingegangen. 

Die ſogenannten theoretiſchen Auslaſſungen ſollen diesmal unterſuchen, „in 
welchem Verhältnis die genoſſenſchaftlichen Gebilde zur Geſamtwirtſchaft“ ſtehen. 
Aber ſie ſind nichts als ein leeres Gerede, das mit der Erforſchung und der Ent⸗ 
wicklung des Genoſſenſchaftsweſens gar nichts zu tun hat. Kaufmanns Aus⸗ 
führungen ſind aber nicht nur durchaus gemeinpätzlich und überflüſſig, ſie ſind zum 
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Teil direkt falſch und irreführend. Höre man nur, welche wunderbaren Genoſſen⸗ 
ſchafts,theorien“ im Kopfe Kaufmanns ſpuken: 

„Es liegt in der Eigentümlichkeit der menſchlichen Bedürfniſſe, daß ſie durch⸗ 
weg größer ſind, als der Erwerb erlaubt. Nicht nur der Arme, ſondern auch der 
Minderbemittelte, wie auch derjenige, der ein höheres Einkommen hat, muß ſich 
nach ‚ver Decke ſtrecken“, er muß ſich des Sprichwortes getröſten: Mit vielem 
hält man Haus, mit wenig kommt man aus.“ 

Das könnte ebenſogut in einem konſervativen Arbeiterkatechismus ſtehen! Der 
Herausgeber ſagt, daß ſeine Ausführungen zu einem „wertvollen Ergebnis der 
Syſtematik und der Begriffsbeſtimmung der Genoſſenſchaften, zu weiterer Klarheit“ 
führen. Wir befürchten eher das Gegenteil. Dieſe ganze Rederei iſt für die theoretiſche 
Erkenntnis der Genoſſenſchaftsbewegung ebenſo überflüſſig wie ſie unwiſſenſchaft⸗ 
lich iſt. 

Widerſpruchsvoll ſind die Auslaſſungen, die ſich mit dem Verhältnis der 
Genoſſenſchaften zu den politiſchen Parteien beſchäftigen. Ganz richtig iſt 
zunächſt feſtgeſtellt: 

„Die Genoſſenſchaftsbewegung ſteht zu jeder i Partei, die ſie in ihrer 
Entwicklung zu hindern ſucht, im Gegenſatz.“ 

Bekanntlich ſtehen nun in Deutſchland alle bürgerlichen Parteien der Konig 
vereinsbewegung mehr oder weniger feindlich gegenüber. Trotz alledem muß man 
nach Kaufmann mit ihnen in Frieden leben, weil ja ſchließlich jede Partei zu 
irgend einer Genoſſenſchaftsart ſich freundlich ſtellt! Von dieſer die Intereſſen 
der Arbeiterklaſſe völlig mißachtenden „Neutralität“ iſt auch folgender Satz diktiert: 

„Es iſt zweifellos, daß die wirtſchaftlichen Intereſſen der Mitglieder der Ge⸗ 
noſſenſchaften von der Frage des Schutzzolls oder des freien Handels ſtark be⸗ 
einflußt werden. Es iſt auch zweifellos, daß die Genoſſenſchaften die wirtſchaftlichen 
Intereſſen ihrer Mitglieder wahrzunehmen haben. Die genoſſenſchaftliche Be⸗ 
tätigung als ſolche hat mit Freihandel oder mit Schutzzoll nichts zu 
tun. Der verhältnismäßig größere wirtſchaftliche Vorteil, der den Mitgliedern der 
Genoſſenſchaften gegenüber anderen Volksgenoſſen ... zugeführt wird, iſt von 
einer freihändleriſchen oder einer ſchutzzöllneriſchen Geſetzgebung 
durchaus unabhängig.“ 

Kaufmann meint, die Genoſſenſchaft dürfe am beſten nichts tun, was einen 
Teil der Mitglieder „vor den Kopf ſtoße“. So ähnlich drückt er ſich bei der Be⸗ 
ſprechung der Preſſe aus. Der eben zitierte Satz iſt aber zweifellos in hohem Grade 
geeignet, den größten Teil der Konſumvereinsmitglieder des Zentral⸗ 
verbandes ſtark zu brüskieren. Ganz abgeſehen davon, daß es noch ſehr zweifelhaft 
iſt, ob die wirtſchaftlichen Vorteile der Genoſſenſchaften für die Mitglieder größer 
ſind als der ihnen durch die gegenwärtige Schutzzollpolitik zugefügte Schaden. 

Bei Kaufmann ſcheint das Beſtreben, eine für jeden mundgerechte Allerwelts⸗ 
neutralität zurechtzumachen, bereits in einen Sport auszuarten. Er iſt verärgert 
darüber, daß Profeſſor Sombart Kaufmanns vorjährige Ausführungen über den 
Charakter der Arbeiterkonſumvereine ganz unbeachtet gelaſſen hat. Wir wundern 
uns nach den neueſten Leiſtungen im „Jahrbuch des Zentralverbandes deutſcher 
Konſumvereine“ darüber nicht. Es iſt traurig, aber wahr, daß Herr Sombart in 
mancher Beziehung eine richtigere Auffaſſung über Arbeiterkonſumvereine bekundet 
als der Generalſekretär des modernen Konſumvereinsverbandes! Herr Kaufmann 
mag froh ſein, daß ſeine kurioſen Theorien faſt gar nicht von den politiſch und 
gewerkſchaftlich geſchulten Arbeiterkonſumvereinsmitgliedern geleſen werden; dann 
könnte er etwas erleben. 

Wir können nach alledem den praktiſch⸗genoſſenſchaftlichen Teil des Jahrbuchs 
als eine brauchbare Arbeit anerkennen, müſſen aber mit aller Entſchiedenheit den 
Abſchnitt über genoſſenſchaftliche Theorien verwerfen und bekämpfen. 

H. Fleißner. 
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Die Krbeitsverhältniſſe an der Zetzmaſchine. Rief in der erſten Hälfte des 
verfloſſenen Jahrhunderts die Einführung der Schnellpreſſe gewaltige Umwälzungen 
in der Drucktechnik hervor, ſo iſt es jetzt die Setzmaſchine, die Arbeitsverhältniſſe 
und -methoden großer Schichten buchgewerblicher Arbeiter von Grund aus um⸗ 
geſtaltet. Früher gab es keine andere Möglichkeit, Schriftſatz herzuſtellen, als die, 
aus einem Setzkaſten, in dem die einzelnen Buchſtaben einer beſtimmten Schrift in 
Fächern gruppiert liegen, einen derſelben nach dem anderen herauszunehmen und 
dann in einem rechtwinkeligen Setzinſtrument aneinanderzureihen. Jedoch mit der 
weiteren Entwicklung der Drucktechnik, beſonders des Zeitungsdrucks, wurde das 
Verlangen nach einer Methode, mittels der man den Schriftſatz ſchneller her⸗ 
zuſtellen vermag, immer lebhafter. „Schon 1822 hatte man einen mißlungenen 
Verſuch gemacht, mit der Maſchine zu ſetzen. Ihm folgten noch eine ganze Reihe 
weiterer Fehlſchläge. Erſt in den letzten Jahrzehnten ſollte es endlich gelingen, 
brauchbare Setzmaſchinen zu konſtruieren. Während die älteren einzelne Buch⸗ 
ſtaben aneinanderreihten, die dann erſt vom Setzer zu Zeilen ausgeſchloſſen und 
nach dem Drucke genau ſo wie beim gewöhnlichen Handſatz wieder in die ein⸗ 
zelnen Fächer gelegt werden mußten, erzeugen die Maſchinen, wie ſie jetzt in der 
Regel im Gebrauch ſind, fertig gegoſſene Zeilen. Und zwar geſchieht das ſo: Eine 
Reihe von Matrizen wird zur Zeile zuſammengeſtellt. Durch ſie geſchieht dann der 
Guß der fertigen Zeilen, nach welchem die einzelnen Matrizen wieder in ihr 
Magazin zurückbefördert werden. Eine Ausnahme macht nur die Lanſton⸗Monotype, 
die eigentlich aus zwei Maſchinen beſteht, dem Schreibapparat und der Typen⸗ 
Gieß⸗ und Setzmaſchine. Sie gießt einzelne Buchſtaben. Natürlich iſt zur Bedienung 
jeder Maſchine ein Setzer nötig. Er taſtet auf einer dazu angebrachten Vorrichtung 
an der Hand des Manuſkriptes die Buchſtaben und hat auch die Handgriffe zu 
beſorgen, die den Zeilenguß bewirken. Der Maſchinenſetzer, wie man ihn nennt, 
vermag etwa dreimal ſo viel Satz herzuſtellen als der Handſetzer. Daß unter 
dieſen Umſtänden überall, wo es nur irgend möglich, Maſchinen verwendet 
werden, iſt nur zu verſtändlich. In Ziffern ausgedrückt, ſieht die Entwicklung der 
letzten Jahre ſo aus. Es gab im Deutſchen Reiche: 


Setzmaſchinen Maſchinenſetzer Tariftreue Gehilfen Prozent 
OL 560 816 34307 2,37 
903 1022 1482 39464 3,75 
1905 1399 2069 45868 4,51 
1907 42082 3048 54553 6,69 


Man ſieht, von Jahr zu Jahr bilden die Maſchinenſetzer einen immer größeren 
Teil der Buchdruckergehilfen. Dieſer Umſtand iſt es denn auch, der es notwendig 
macht, daß ſich die breite Offentlichkeit mehr als bisher mit ihren Arbeitsverhält⸗ 
niſſen beſchäftigt. Eine von der Zentralkommiſſion der Maſchinenſetzer Deutjch- 
lands, einer Spartenorganiſation des Buchdruckerverbandes, herausgegebene Sta— 
tiſtik gibt zu dieſem Zwecke eine Menge wertvolles Material. Schade nur, daß 
es bisher über die Buchdruckerfachpreſſe hinaus kaum Verwertung gefunden hat. 

Am meiſten zu denken gibt der Teil der Statiſtik, der die Krankheiten und die 
ſanitären Verhältniſſe behandelt. Trotzdem es meiſt die geſündeſten und widerſtands⸗ 
fähigſten Handſetzer ſind, die ſich an der Maſchine ausbilden laſſen, wird feſtgeſtellt, 
daß die Mehrzahl aller Maſchinenſetzer an Nervoſität krankt, und daß weiter leiden: 
337 an Kopfweh, 403 an Sehſtörungen, 176 an Schlafloſigkeit, 112 an Appetit⸗ 
loſigkeit, 189 an Magenleiden, 129 an Verſtopfung, 62 an Hämorrhoiden und 55 an 
Bleikrankheiten. Dabei hat man es nicht etwa mit alten Arbeitern zu tun. Im 
Gegenteil: ſie ſtehen meiſt in den beſten Jahren. Sind doch nach der ſich auf die 
Geſamtheit erſtreckenden Altersſtatiſtik 126 Maſchinenſetzer 18 bis 20, 424 21 bis 25, 
879 26 bis 30, 848 31 bis 35, 404 36 bis 40, 248 41 bis 45, 51 46 bis 50, 14 
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51 bis 55 und 2 56 bis 60 Jahre alt. Zudem find fie in ihrer Mehrheit erſt 
einige Jahre an der Maſchine tätig. So 2037 1 bis 5 Jahre, 958 6 bis 10 Jahre, 
nur 7 11 bis 14 Jahre. Und trotzdem die hohen Krankenziffern! Betrachten wir 
aber nur einmal kurz die Arbeitsverhältniſſe, ſo werden wir bald ſehen, daß bei 
der ganzen Art der Beſchäftigung und bei den mangelhaft angelegten Arbeitsräumen 
die Erkrankung der Mehrzahl aller Maſchinenſetzer geradezu ſelbſtverſtändlich iſt. 
So beträgt die Setzzeit eines im Werkſatz beſchäftigten Maſchinenſetzers acht Stunden. 
Jeder, der einmal acht Stunden hintereinander in einem gedruckten Buche geleſen 
haben ſollte, wird wiſſen, wie das die Nerven anſtrengt. Nun hat der Maſchinen⸗ 
ſetzer aber ſchlecht geſchriebenes Manuſkript. Dann verbreitet der Gießkeſſel, in dem 
ſich das zum Guſſe bereite flüſſige Blei befindet, eine fürchterliche Hitze, meiſt auch 
einen nicht gerade angenehmen Geruch. Dazu kommt noch, daß die Maſchinen einen 
ziemlichen Lärm verurſachen. Und unter dieſen Umſtänden hat der Maſchinen⸗ 
ſetzer nicht nur zu leſen, nein, er muß in der Stunde 6000 Buchſtaben ſetzen. Sie 
ſind ihm als Mindeſtleiſtung an der Linotype, der am meiſten verwendeten Ma⸗ 
ſchine, durch den Buchdruckertarif vorgeſchrieben. Natürlich muß er außerdem noch 
auf das regelrechte Funktionieren der Maſchine und den Zeilenguß achten. Iſt es 
da verwunderlich, wenn er nervenkrank wird oder ſtändig an Schlafloſigkeit und 
Kopfweh leidet? Auch das ſtarke Auftreten von Sehſtörungen iſt begreiflich. Kann 
doch die Statiſtik feſtſtellen, daß 30 Prozent aller Setzmaſchinen einen ſo ungünſtigen 
Platz haben, „daß die daran tätigen Setzer am Tage bei Licht zu arbeiten gezwungen 
ſind“. An dem häufigen Auftreten von Appetitloſigkeit und Magenleiden trägt die 
unregelmäßige Arbeitszeit der Maſchinenſetzer die meiſte Schuld. Die großen 
Zeitungsdruckereien und auch andere moderne Betriebe nutzen die Maſchine bei 
Tag und Nacht aus. Wie ſtark die Nachtarbeit verbreitet wird, beweiſt eine Tabelle 
in der Statiſtik, in der nachgewieſen wird, daß nahezu 40 Prozent aller Maſchinen⸗ 
ſetzer ihre Arbeitszeit zwiſchen 9 Uhr abends und 4 Uhr morgens beendigen. 
Natürlich iſt unter ſolchen Umſtänden an ein regelmäßiges Einnehmen der Mahl⸗ 
zeiten nicht zu denken. Ganz richtig heißt es hierüber in den Erläuterungen zur 
Statiſtik: „Bald Tag⸗, bald Nachtarbeit; die eine Woche ſchläft der Setzer infolge 
der Nachtarbeit am Tage, die nächſte Woche iſt es ihm infolge des Arbeitens am 
Tage geſtattet, wieder einmal des Nachts zu ſchlafen. Gleich ungeregelt iſt dem⸗ 
zufolge auch das Einnehmen der Mahlzeiten. Zu den verſchiedenſten Tages⸗ und 
Nachtzeiten wird der Magen kommandiert, in Funktion zu treten; daß er ſich hierbei 
nicht immer diszipliniert zeigt, dürfte nach den dargetanen Umſtänden durchaus 
nicht wundernehmen.“ Zu alledem kommt noch, daß häufig die Arbeitsräume ganz 
und gar unzureichend ſind. So ſtehen zum Beiſpiel in einem Betrieb mit 90 Kubik⸗ 
meter Luftraum 9 Setzmaſchinen. Es kommen alſo auf den Setzer 10 Kubikmeter! 
Demnach ſcheinen ſich Gewerbepolizei und Gewerbeaufſicht um die Setzmaſchinen⸗ 
betriebe wenig Sorge zu machen, denn ſonſt dürften ſolche Verſtöße gegen die Ar⸗ 
beiterſchutzvorſchriften für Buchdruckereien nicht vorkommen. f 

Wie ſollen nun die Verhältniſſe gebeſſert werden? Vor allen Dingen durch 
Verkürzung der Arbeitszeit. Leider ſcheint es aber nicht ſo, als ob ſich innerhalb 
der Tarifgemeinſchaft eine ſolche durchführen ließe. Man vergleiche die letzten 
Tarifkämpfe und wird ſehen, daß es immer ſchwieriger wird, bei den Verhand⸗ 
lungen Zugeſtändniſſe zugunſten der Maſchinenſetzer herauszuholen. Haben ſich 
doch, was die Arbeitszeit anlangt, deren Verhältniſſe eher verſchlechtert als ver⸗ 
beſſert. Und das iſt ganz erklärlich. Die Unternehmer wiſſen, daß die Ziffern der 
Maſchinenſetzer ſtändig ſteigen, daß ſie von der Ausnahme zur Regel werden. Und 
deshalb eben ſträuben ſie ſich gerade hier gegen jedes Zugeſtändnis. Es ſcheint 
die Sache nicht ſo zu liegen wie ſonſt, daß erſt alles von den ſtarken Organiſationen 
erkämpft werden muß, ehe man es geſetzlich feſtlegt. Im Gegenteil wäre es hier 
viel eher möglich, durch Eingreifen der Geſetzgebung eine Beſſerung zu erzielen. 
Zu fordern ſind der Maximalarbeitstag und beſondere Schutzbeſtimmungen für 
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Setzmaſchinenbetriebe. An der Zentralkommiſſion der Maſchinenſetzer wird es liegen, 

durch weitere Publikationen aufklärend zu wirken. Nur dürfte es zweckmäßig ſein, 
in Zukunft die Krankheitsſtatiſtik in Verbindung mit den Krankenkaſſen zu machen. 
Wenn der Wille dazu vorhanden iſt, findet ſich ſchon ein Weg. Es iſt beſſer ſo, 
denn man zweifelt mit Vorliebe alles an, was nicht amtlich beſiegelt iſt, mag es 
auch noch ſo zutreffend ſein. Karl Böttcher (Berlin). 


Zeitſchriftenſchau. 


„The Socialist Review“ vom Februar bringt einen Aufſatz von A. Emil 
Davies über „Die Eiſenbahnen und die Nation“. In der letzten Zeit haben die 
Eiſenbahnen in England die öffentliche Aufmerkſamkeit auf einmal ſtark auf ſich 
gelenkt: was früher in Zeitſchriften ausgeführt worden war, daß ihre Wirtſchaft 
eine Gefahr für die Offentlichkeit darſtelle und zuſammenbrechen müſſe, trat in das 
Gebiet der praktiſchen Politik. Die Aktionäre ſelbſt haben mit den Anſtoß gegeben, 
indem ſie ihrer Unzufriedenheit über die Art und Weiſe bekundeten, in der ihr 
Eigentum verwaltet wurde. Mehrere Eiſenbahngeſellſchaften wollen Verträge ab- 
ſchließen zur Regelung ihrer Konkurrenz, und ihre Direktoren führen dabei aus, 
welche enorme Verſchwendung die bisherige Konkurrenz mit ſich brachte. Nun wird 
aber von den Bekämpfern des Staatseiſenbahnbetriebs immer auf die Konkurrenz 
als den großen Vorzug des Privatbetriebs hingewieſen. Sie vergleichen die deutſchen 
und die engliſchen Bahnen und ſchreiben die Vorzüglichkeit des engliſchen Betriebs 
dem Umſtand zu, daß mehrere Geſellſchaften durch ihre Konkurrenz dazu gezwungen 
ſind, dem Publikum möglichſt viel Bequemlichkeiten zu bieten. In Wirklichkeit 
kommt dieſe Konkurrenz darauf hinaus, daß von London nach dem Norden faſt zur 
gleichen Stunde drei Luxuszüge von drei Geſellſchaften abfahren, alle halb leer; 
was dabei verloren wird, muß wieder gewonnen werden durch Vernachläſſigung 
anderer Gegenden, wo das Publikum möglichſt ſchlecht bedient wird, weil die Ge⸗ 
ſellſchaft dort ein Monopol hat. Die privaten Geſellſchaften werfen ſich alle auf 
die Strecken, wo am meiſten zu verdienen iſt, während Gegenden, die durch eine 
Bahn zur Blüte zu bringen ſind, aber nicht ſofort Profite verſprechen, vernach⸗ 
läſſigt bleiben. Nur der Staatsbetrieb kann ſich bei dem Ausbau eines Eiſenbahn⸗ 
netzes völlig durch das öffentliche Intereſſe beſtimmen laſſen. In Italien hat der 
Staatsbetrieb dazu geführt, bisher vernachläſſigte Gegenden aufzuſchließen und zur 
Blüte zu bringen. Nun wird aber durch das eigene Vorgehen der Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaften ihr bisheriges Hauptargument ſeines Wertes beraubt. Immer mehr 
gehen ſie daran, ſich miteinander zu verbinden und durch Vertragſchließung ihre 
Konkurrenz zu beſchränken. 

Gegen den Staatsbetrieb werden nun die Einwände erhoben, daß die An⸗ 
geſtellten einen unverhältnismäßig großen politiſchen Einfluß bekommen, weil ihr 
perſönliches Intereſſe an der Politik ſo groß wird, und daß ſie leichter in einen 
Streik treten werden. Beide Einwände ſind hinfällig. In Italien hat ſich gezeigt, 
daß die Eiſenbahnangeſtellten als Staatsbeamte in ihrem politiſchen Verhalten 
unter viel ſchärfere Kontrolle gerieten. Und auch bei Privatbetrieb können die 
Eiſenbahner ihre Intereſſen durch Streiks mit Nachdruck vertreten. Ein anderer 
Einwand, daß durch einen rationelleren Betrieb Arbeiter überflüſſig werden, kann 
nicht als Einwand gelten; in der Schweiz wurde dafür die Arbeitszeit bedeutend 
verringert. Ein Beiſpiel, was der Staatsbetrieb in der Schweiz bringt, bieten die 
Billetts, die für 44 Mark das Recht geben, über das ganze Eiſenbahnnetz während 
ſechzehn Tagen zu fahren, wohin man will. So etwas gibt es in England nicht. 
Und Boch werfen die ſchweizeriſchen Staatsbahnen einen gehörigen Profit ab. 

In der monatlichen Überficht des Herausgebers (J. R. Macdonald) be- 
handelt dieſer die politiſche Situation. Er iſt mit den Arbeiten des liberalen Mini⸗ 


1 1 
. 


976 5 e f Die Neue Zeit. 


ſteriums ziemlich zufrieden; aber „keine Partei kann ſich jetzt durch ihre parlamen⸗ 


g 
5 


tariſche Arbeit das Vertrauen des Publikums ſichern“. Eine mit unbeſchränkten 
Mitteln ausgeſtattete Oppoſition treibt in allen Wirtshäuſern Agitation für die 0 
Tarifreform und verfügt über die verbreitetſte Preſſe. Am ſchwerwiegendſten in 


der Politik von 1908 bleibt die Tatſache, duß die organiſierten Brauereien eine ſo 
gewaltige Bewegung gegen das Schankgeſetz hervorrufen konnten. Als Fehler der 
Arbeiterpartei gilt vor allem der Mangel an dramatiſchem Auftreten; eine Partei 
von Kämpfern hält friedlich arbeitende Vertreter immer in Verdacht. Dazu hat 
das Haus der Gemeinen (Unterhaus des Parlamentes) zwei Seiten. „Dem Manne, 
der ruhig und vernünftig urteilt, iſt es das geſetzgeberiſche Inſtrument der Demo⸗ 
kratie, die politiſche Vertretung, die Schöpferin der öffentlichen Meinung.. Dem 
Manne, der weniger gründlich denkt, iſt es das Symbol der uns beherrſchenden 
Plutokratie.“ Der erſte will es deshalb in Ehren halten, „weil ſeine Stimme die 
ſouveräne Außerung derjenigen iſt, auf deren Weisheit und auf dem ihnen ent⸗ 
gegengebrachten Reſpekt der ſozialiſtiſche Staat beruht“. Dem zweiten iſt es nur 
eine Vertretung der von ihm gehaßten Klaſſe, und er denkt gar nicht darüber nach, 
was geſchehen wird, wenn ihre politiſche Funktion erniedrigt wird. Aber da immer⸗ 
hin die Volksmaſſe Außerlichkeiten liebt, wäre es gut, daß die Parlamentarier be⸗ 
denken, daß Erziehungsarbeit nicht im Dunkeln zu leiſten iſt, wenn man dort auch 
noch ſo gewiſſenhaft arbeitet. 


Das Dezemberheft der „International Socialist Review“ enthielt einen 


Aufſatz von Thomas Sladden: „Der Revolutionär“. Er ſtellt ſich die Frage: 
Wo iſt die revolutionäre Klaſſe? Sind es die Mitglieder der A. F. L., des Gewerk⸗ 
ſchaftsbundes? Manche dieſer Gewerkſchaften haben ſelbſtändige Handwerker unter 


ihren Mitgliedern, deren Intereſſen von denen der Arbeiter verſchieden ſind. Die 


Tatſache iſt, daß dieſe Leute wie auch die Kleinbauern und die gelernten Arbeiter 
(skilled tradesmen) konſervativ ſind. Nur die ungelernten Arbeiter ſind das Prole⸗ 


tariat; alle anderen Klaſſen verſchwinden durch die moderne Induſtrie; ſie ſind 


reaktionär ſtatt revolutionär. Der gelernte Arbeiter hat ein Privilegium, das ihm 
eine höhere Lebenshaltung geſtattet; er hat etwas zu verlieren. Aber die moderne 
Großinduſtrie macht ihn immer mehr überflüſſig. Sie haben in ihren Organi⸗ 
ſationen das ungelernte Proletariat verächtlich beiſeite gelaſſen; aber durch die 
induſtrielle Entwicklung ſinken ſie immer mehr in dasſelbe hinunter. Nur der un⸗ 
gelernte Proletarier hat nichts zu verlieren als ſeine Ketten; er iſt ohne Vor⸗ 
urteil, ohne Eigentum, ohne Kultur; er denkt mit dem Magen, er hat den 
Inſtinkt des wilden Tieres und iſt 1 zu bändigen. Er wird die neue Ord⸗ 
nung bringen. 

Gegen dieſe Auffaſſung wendet ſich im Februarheft Karl D. Thompſon in 


einem Aufſatz: „Wer bildet das Proletariat?“ Jeder Arbeiter iſt „skilled“, muß 


irgend etwas gelernt haben. Auch für die revolutionäre Aufgabe des Proletariats 
kann man keine unwiſſenden Menſchen gebrauchen, ſondern nur Männer, die 
Disziplin, Vernunft und Organiſation beſitzen. Die niedrigſte geſellſchaftliche Schicht 


bildet gerade das Lumpenproletariat, das immer ein Werkzeug in den Händen der 


Reaktion war. Das Proletariat wird nach den beſten Autoritäten (Kautsky, Lieb⸗ 


knecht, die Parteiprogramme) von allen Ausgebeuteten gebildet, die keine Pro⸗ 


duktionsmittel beſitzen. Dazu gehören in erſter Linie die organiſierten Gewerk⸗ 


ſchaftler, dann die Kleinbauern, die ſchon eine bedeutende politiſche Schulung zeigten, 


drittens das intellektuelle Proletariat, das zum größten Teile noch völlig ohne 
Klaſſenbewußtſein iſt. Dieſe gehören alle zum Proletariat und ſollen unſerer Partei 


angehören. Sagt man, daß nur die ungelernten Arbeiter ohne Kultur, ohne Wiſſen, 1 
roh wie Tiere und mit dem Magen denkend das Proletariat bilden, ſo redet man { 


genau fo wie Rooſevelt und die Kapitaliſten. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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| 1 5 55 vor, die in letzter Zeit erſchienen ſind: 


Nr. 1. Braun, Adolf, Die Tarifverträge und die 
deutſchen Arbeiter. Preis broſch. 75 Pfg., geb. M. 1.— 
(Vereinspreis 50 Pfg.) 


Nr. 2. Tſcherewanin, A., Das Proletariat und die 


ruſſiſche Revolution. Preis broſch. 75 Pfg., geb. M. 1.— 
(Vereinspreis 50 Pfg.) 


Nr. 3. Kautsky, Karl, Die Rlaffengegenfäge i in der 


59 1 en Nevolution. Preis broſch. 75 Pfg., geb. 
M. 1.— (Vereinspreis 50 Pfg.) | 


- Demnächft wird erſcheinen: 


Nr. 4. Gorter, H., Der hiſtoriſche Materialismus. 


Aus dem Holländiſchen überſetzt von Anna Pannekoek. Preis 
broſch. 75 Pfg. geb. M. 1.— (Vereinspreis 50 Pfg.) 


O O o 


| In 8 befindet ſich und gelangt Ende März zur A sgabe; ; 


Die Geſchichte der deutſchen Sozialdemokratie 
Von F. Mehring. 


Vierte, unveränderte Auflage. 


mehr kürzer gefaßte, populäre Darſtellungen aus allen Wiſſens⸗ 
gebieten herauszugeben, die eine Ergänzung der Internationalen 
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Wir empfehlen nachſtehend perjeidnete Werke als i getaeenhe: 5 


Dr. W. Zimmermanns Großer Deutſcher Bauernkrieg. | Herausgegeben 
von Wilhelm Blos. Billige illuſtrierte Volksausgabe. Gebunden Mt. de 


Die Franzöſiſche Revolution. Volkstümliche Darſtellung der Ereigniſſe und 
Zuſtände in Frankreich von 1789 bis 1804. Von 1 DR See 
Gebunden Mk. 4. — ER 5 


oi Heucſche Nevotution. Gefgigte der veueſhen Bewegung in den Sapeen 1 
1848/49. Von Wilhelm Blos. Illuſtriert. Gebunden Mk. 45 . 5 


I DT der Franzöſiſchen Revolution von 1848 und der — „ 
Nepublik. Volkstümlich dargeſtellt von Louis Heritier. Herausgegeben 
und erweitert von W. ch und Ed, e Bilsen eee 
Mk. 4.— 5 


Geſchichte der mann von 1871. Von Liſſagarah⸗ Gele abe 
Ausgabe. XII und 466 Seiten 80. Gebunden Mk. 3.— > 


Sozialismus und Demokratie in der großen eraliiihen Revolution. 
Von E. Bernſtein. Zweite, mit Porträts und Bildern e ke 
XIV und 368 Geiten 8°, Gebunden Mk. 4. — . 


O O O 


ai Sechzehn Jahre in Sibirien. Erinnerungen eines ruſſiſchen Nevolutionärs. 
Von L. G. Deutſch. Mit e und Bildern. XV und SR nen = 
Gebunden Mk. 3.50, . 


Viermal entflohen. Von L. G. Deutſch. VIII und 200 Seiten 8e. bonne 
8 O O | 5 


{ Die Darwinſche Theorie. Von Dr. Edward Apeling Eu mee Ya 
Darwins. VI und 272 Seiten 8°, Gebunden ME. „ f 


Aus Leben und Wiſſenſchaft. Geſammelte Vorträge und Auſſahe. Von 
Prof. Or. A. Dodel. I. Serie, 1. Teil. Leben und Tod. Mit einem Porträt 
Dodels und vielen an im ER va 8 264 Seiten an Gebunden 


Desgl. 1 Sai 2. Teil. Kleinere Auffäge: a Arbeiter, Wiſſenſchaſter. 

— Konrad Deubler, ein Bauern- Philoſoph. — Vom Weib. — Aber die ältere 
Naturverachtung und die neuere Naturbetrachtung. Mit einem „ 

Dieublers. 264 Seiten 80. Gebunden ME, ü a 


Desgl. I. Serie, 3. Teil. Moſes oder Darwin? VII und 166 Seiten 85 
7 Gebunden Mk. 1.50. RE Bi 2 


{ Desgl. Entweder — Oder! Ge Abrechnung in 1 Sachen der Gra 15 Moſe A 
[oder Darwin? Zweite Auflage. 176 Seiten gr. 80. Broſchiert Mk. 1.50. 
Desgl. II. Serie, 3 Teile in einem Bande. 1. Teil: Mitten im Kampf; 2. Teil: N 


Pädagogiſches; 3. Teil: Aus dem  fomigen Süden, VIII und 396 Seiten 1 
Gebunden Mk. 4.— „ e 


8. 9. W. „Diet Rus: un een i 
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